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Vorwort 

zum  gesammten  vierten  Theil  der  Finanzwissenschaft. 


Der  zweite  Halbband  folgt  dem  im  April  1899  eraebienenen 
ersten,  welcher  Prenssen  nnd  die  drei  anderen  Königreiche  behan- 
delte, erst  nach  vollen  zwei  Jahren.  Diese  Zeit  habe  ich  zur  Aus- 
arbeitung gebraucht,  wobei  ich  fast  meine  ganze  für  litterarische 
Arbeit  verfügbare  Zeit  dem  Buche  widmete.  Das  Zusammenbringen 
und  die  Bearbeitung  der  Fülle  des  Stoffs  war  mühevoll.  So  kann 
ich  erst  jetzt  den  ganzen  Band  geben. 

Gegen  meinen  Wunsch  und  trotz  alles  meines  Hinstrebens  auf 
möglichste  Zusammenziehung  des  Stoffs  und  meiner  Darstellung  ist 
aas  dem  zweiten  Halbbande  auch  ein  weit  mehr  als  um  das  Doppelte 
stärkeres  Buch  geworden,  als  der  erste  Halbband,  trotzdem  dieser 
die  4  grösseren  Staaten  behandelte.  Sollte  aber  einmal  jeder  der 
Steuerverfassungen  der  im  heutigen  Deutschen  Reich  bestehenden 
Einzelstaaten  und  wenigstens  den  Grundzügen  ihrer  Entwicklung 
im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  eine  verständliche  und  belehrende 
Darstellung  gewidmet  werden,  so  verlangte  das  den  Raum,  den 
ich  schliesslich  daran  gewendet  habe.  Es  ist  dabei  allerdings 
nicht  bei  jedem  Staate  ganz  gleich  verfahren  worden.  Obwohl 
ich  Preussen  und  den  3  grössten  Mittelstaaten  am  Meisten  Raum 
widmen  wollte,  der  grösseren  allgemeinen  Bedeutung  ihrer  Be- 
steuerung gemäss,  Hess  sich  doch  die  Behandlung  der  einzelnen 
Staaten  nicht  nach  einer  Schablone  durchfuhren.  Besonderheiten 
einzelner  Steuerverfassungen  und  Steuerarten  verlangten  ihre  eigene 
Berücksichtigung,  damit  aber  auch  immer  mehr  Raum,  und  je  nach 
dem  zur  Verfügung  stehenden  Material  richtete  sich  Art  und  Um- 
fang der  Behandlung  auch  nothwendig  mit. 

So  sind  denn  die  Abschnitte  der  in  dem  zweiten  Halbband 
noch  behandelten  Staaten  Baden,  Hessen,  Eisass-Lothringen,  auch 
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der  Hansestädte  verhältDissmässig  etwas  umfaDgreicher  und  auch 
etwas  inbaltreicher  als  die  Abschnitte  der  im  ersten  Halbbande 
behandelten  geworden.  Die  Darstellung,  wenn  auch  überall  sich 
tbnnlichst  auf  das  Hauptsächliche  beschränkend,  ist  immerhin  etwas 
eingehender  und  reicher  auch  an  Einzelheiten.  Gerade  die  Be- 
steuerung jener  genannten  Staaten  hat  aber  auch  manches  Eigen- 
artige, das  von  allgemeinerem  finanzwissenschaftlichen  Interesse  ist. 
Das  Reichsland  habe  ich  mit  einer  gewissen  Vorliebe  behandelt, 
da  die  UeberfUhrung  der  französischen  Verwaltung  und  Besteuerung 
in  die  deutsche  mir  als  ein  besonders  interessantes  Problem  er- 
schienen ist  und  der  deutsche  Politiker  daran  auch  seine  Freude 
hatte. 

Kürzer  ist  die  Besteuerung  der  Kleinstaaten,  Mecklenburg  dazu 
gerechnet,  dargestellt  worden.  Aber  die  Eigenthümlichkeit  der 
mecklenborgischen  Dinge  verlangte  doch  auch  ihr  Recht,  und  Olden- 
burg,  Braunschweig,  Anhalt,  Sachsen -Weimar,  als  noch  etwas 
grössere  Kleinstaaten,  sind  ebenfalls  immerhin  noch  etwas  ein- 
gehender behandelt  worden.  In  möglichster  Kürze  ist  dagegen 
die  Darstellung  der  zehn  übrigen  monarchischen  Kleinstaaten  ge- 
geben, freilich  zusammen  immer  noch  auf  c.  38  Seiten.  Bei  diesen 
und  den  anderen  Kleinstaaten  erwies  es  sich  auch  noch  mehr  als 
bei  den  grösseren  Staaten,  wo  das  immer  nur  kurz  berührt  worden 
ist,  nothwendig,  auf  das  Domanialwesen,  die  finanzielle  Ausstattung 
der  Fürstenhäuser  u.  s.  w.  etwas  mit  einzugehen ,  weil  bei  dem 
engen  Zusammenhang  dieser  Dinge  mit  den  Finanzen  und  bei  der 
Rückwirkung  der  Regelung  derselben  auf  die  Besteuerung  nur  so 
die  Stellung  der  letzteren  genügend  deutlich  gemacht  werden  konnte. 
Dass  dagegen  von  dem  weit  wichtigeren  und  grossartigeren  Finanz- 
und  Steuerwesen  der  Hansestädte,  besonders  Hamburgs,  zum  Theil 
auch  Bremens,  wieder  eine  etwas  genauere  Darstellung  gegeben 
wurde,  glaube  ich  sachlich  rechtfertigen  zu  können. 

Bei  den  Mittelstaaten  allgemein,  bei  den  Kleinstaaten  dagegen, 
um  die  Darstellung  nicht  noch  umfassender  werden  zu  lassen,  nur 
ausnahmsweise,  so  bei  Braunschweig,  Anhalt,  ist  die  Communal- 
besteuerung  neben  der  Staatsbesteuerung  mit  behandelt  worden. 

Umfangreiche  Nachträge,  auch  zum  ersten  Halbbande,  aber 
auch  noch  zu  den  einzelnen  Abschnitten  des  zweiten,  da  diese  im 
Laufe  des  Jahres  1900  nach  und  nach  im  Manuscript  bereits  ab- 
geschlossen worden  sind,  besonders  mit  Thatsachen  aus  den  letzten 
zwei  Jahren  1899  und  1900,  sind  am  Schluss  beigefügt  und  führen 
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SO   die  DarstelluDg  gerade  bis  znm  Schlnss  des  19.  JabrbnndertSy 
also  bis  Ende  1900,  zieralicb  genau  überall  fort. 

Der  grosse  Umfang  der  die  Einzelstaaten  bebandelnden 
Abschnitte  im  zweiten  Halbbande  (401  Seiten,  gegen  244  des 
ersten  Halbbands,  davon  200  auf  die  drei  Mittelstaaten,  201 
aftf  die  fibrigen  Kleinstaaten)  und  die  Grösse  der  Arbeitslast,  der 
ich  mich  immer  weniger  im  Laufe  der  Arbeit  gewachsen  fühlte, 
hatten  mich  eine  Zeitlang  bestimmt,  mit  der  Darstellung  der  Be- 
stenerang  der  Einzelstaaten  den  Band  zu  schliessen,  das  Reich  und 
seine  Vorläufer,  den  Zollverein  und  den  Norddeutschen  Bund,  einer 
etwaigen  Fortsetzung  fttr  später  vorzubehalten.  Indessen  fühlte  ich 
doch^  dass  dann  die  „deutsche  Besteuerung  des  19.  Jahrhunderts'' 
zn  sehr  Stückwerk  bleiben  würde.  So  habe  ich  schliesslich  wenig- 
stens noch  die  Beichsbesteuerung  selbst  vollständig  mit  in 
die  Darstellung  in  diesem  Bande  einbezogen. 

Aber  aus  Bücksiebten  auf  den  Raum  und  weil  der  Abschluss 
des  Bands  sich  dann  noch  erheblich  länger  hingezogen  haben  würde, 
habe  ich  allerdings  doch  wesentliche  Beschränkungen  in  diesem 
Abschnitt  eintreten  lassen.  Ich  habe  die  Entwicklung  in  der  Zoll- 
vereinsperiode und  daher  auch  zum  Theil  diejenige  des  Zollwesens 
und  der  inneren  Verbranchssteuern  in  den  Einzelstaaten  vor  und 
während  dieser  Periode  nicht,  wie  ursprünglich  mein  Plan  gewesen, 
mit  dargestellt,  nur  Einzelnes  daraus  berührt.  Ferner  habe  ich  in 
dem  Abschnitt  über  die  Reichsbesteuerung  mich  wesentlich  auf  die 
Darstellung  der  zur  Geltung  gelangten  Gesetzgebung  selbst  be- 
schränkt, ohne  auf  die  mancherlei  vergeblichen  legislativen  Ver- 
suche (Tabak-,  Branntwein-,  Stempelsteuern  u.  s.  w.)  näher  ein- 
zugeben. Endlich  ist  das  Zollwesen  nur  nach  der  finanziellen 
Seite,  wonach  es  freilich  auch  allein  in  dieses  Werk  gehört,  be- 
handelt worden,  nicht  näher  nach  der  doch  im  Grunde  wichtigeren 
handelspolitischen  und  auch  nicht  genauer  nach  der  zolltechnischen. 
Allerdings  hängen  alle  diese  Seiten  enge  zusammen.  Ich  musste 
mich  aber,  wenigstens  für  jetzt,  beschränken,  wenn  der  Band  nicht 
einen  ganz  ungemessenen  Umfang  erlangen  und  meine  gegen- 
wärtige Arbeitskraft  nicht  versagen  sollte. 

Die  Schlussabschnitte  (§.  212 — 216)  möchte  ich  zu  besonderer 
Beachtung  empfehlen,  namentlich  die  Ausführungen  in  §.  215  und 
216  über  die  reichsrechtliche  Regelung  der  Landes-  und  Einzelstaats- 
bestenernng  und  der  Beziehungen  zwischen  den  Reichs-  und  Landes- 
finanzen.    Sie  sind  das  Ergebniss  langjähriger  Studien,  speciell 
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der  in  diesem  Werke  zusammengefassten  und  langen  und  wie  ich 
glaube  eindringlichen  Nachdenkens  über  die  hier  vorliegenden 
Probleme.  Vielleicht  auch  etwas  —  meines  politischen  Standpuncts, 
den  man  von  gewissen  Seiten  als  einen  zu  ,,unitari8chen''  an- 
greifen wird.  Das  muss  ich  hinnehmen  und  nehme  ich  ohne  Scheu 
hin.  Wenn  im  ganzen  Werk  und  besonders  da,  wo  ich  deutsche 
mit  ausländischen  Verhältnissen  vergleiche,  ein  gewisser  freudiger 
Stolz  in  diesem  Werke  eines  sonst  so  trockenen  Stofifs  durchklingt, 
—  über  das,  was  Deutschland  Ende  des  19.  Jahrhunderts  ist  und 
was  es  Anfangs  desselben  war,  wie  überall,  so  auch  auf  diesem 
finanziellen  Gebiete  —  so  wird  das,  wie  ich  glaube,  gewürdigt 
werden,  selbst  von  Ausländem. 

Von  mehreren  Seiten  hat  man  mich  in  dieser  meiner  Arbeit 
besonders  durch  Zusendung  von  Material  freundlich  unterstützt,  so 
aus  Baden  durch  Herrn  Finanzminister  Dr.  Buchenberger,  meinen 
verehrten  Mitarbeiter,  der,  im  Besitz  der  die  Einzelstaaten  behan- 
delnden Aushängebogen  dieses  Werks,  auch  bereits  eine  eingehende 
und  überaus  wohlwollende  Besprechung  meiner  Darstellung,  mit 
vielen  eigenen  trefilichen  sachlichen  Bemerkungen  zur  Ergänzung, 
geliefert  hat,  wofür  ich  ihm  noch  besonders  zu  Dank  verpflichtet 
bin;  so  aus  Hessen  durch  den  hochverdienten,  leider  so  früh  dahin- 
geschiedenen Herrn  Finanzminister  Dr.  Küchler  und  den  tre£flichen 
Monographen  der  hessischen  Besteuerung,  Herrn  Miuisterialsecretär 
Glässing ;  so  für  Elsass-Lothringen  durch  Herrn  Unterstaatssecretär 
von  Schraut,  für  Sachsen -Weimar  durch  Herrn  Geh.  Legationsrath 
Dr.  Paulssen  und  durch  einzelne  andere  Herren  flir  andere  Staaten. 
Allen  möchte  ich  hiermit  meinen  besten  Dank  sagen. 

Von  litterarischen  Hilfsmitteln  hat  mir  das  ausgezeichnete 
Finanzarchiv  von  G.  Schanz  mit  seinen  vielen  trefflichen  Aufsätzen, 
des  Herausgebers,  wie  anderer  Autoren,  über  die  Besteuerung  ein- 
zelner deutscher  Länder,  gar  nicht  hoch  genug  zu  schätzende 
Dienste  geleistet.  Ohne  solche  Vorarbeiten,  auch  ohne  manche 
mich  namentlich  im  Staatsrecht  der  Kleinstaaten  zunächst  orien- 
tirende  Werke,  wie  besonders  das  grosse  Marquardsen'sche  Hand- 
buch des  öffentlichen  Rechts,  dann  die  Nachschlagewerke,  nament- 
lich das  V.  Stengersche  Wörterbuch  der  Verwaltung  mit  den  vor- 
trefflichen, besonders  die  schwierige  steuertechnische  Seite  mit 
seltener  Meisterschaft  behandelnden  Artikeln  von  G.  v.  Mayr,  weiter 
das  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,   würde  mir  die  Ar- 
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beit  noch  viel  schwieriger  geworden  sein.  Besonders  danke  ich 
endlich  noch  dem  Herrn  Oberbibliothekar  Dr.  Müller  für  die  Er- 
lanbnisSy  die  Reichstagsbibliothek  frei  benutzen  zu  dürfen.  Ich  habe 
da  namentlich  die  Handerte  von  Bänden  der  Gesetzsammlungen  der 
Kleinstaaten  Itir  meine  Zwecke  aufs  Bequemste  durchsehen  können. 

Der  mancherlei  sachlichen  und  formellen  Mängel  des  Buchs 
bin  ich  mir  wohl  bewusst.  Meine  Kräfte  reichten  aber  nicht  weiter, 

—  n.  A.  auch  meine  schlechten  Augen  nicht.  Fehler  mögen  manche 
in  Einzelheiten  untergelaufen  sein.  Ich  habe  gleichwohl  so  sorg- 
fältig, als  ich  vermochte,  gearbeitet.  Bei  der  noth wendigen  Zu- 
sammenziehung des  Stofis  sind  Lücken  und  Fehler  auch  nicht  wohl 
ganz  zu  vermeiden.  Die  „monographische  Gründlichkeit  und  Breite^' 
mosste  ich  vermeiden,  sie  wäre  aber  oftmals  lohnender  und  —  leichter 
gewesen,  als  die  kurze  Znsammenfassung  des  Wesentlichen,  wobei 
freilich  über  das,  was  „wesentlich^'  ist,  nicht  immer  rein  objectiv 
sich  entscheiden  lässt  und  die  Ansichten  mitunter  auseinandergehen 
werden.  Wenn  mich  „Monographen^*  berichtigen,  so  werde  ich  das 
dankbar  hinnehmen,  aber  eben  auch  an  meinen  abweichenden 
Zweck  erinnern. 

Auch  dass  dieser  Zweck  die  Darstellung  der  Entwicklung  und 
Gestaltung  der  deutschen  Besteuerung  im  19.  Jahrhundert  aus 
dem  Gesichtspuncte  des  Finanztheoretikers  und  der 
Finanzwissenschaft  ist,  nicht  die,  in  mancher  Beziehung 
anders  zu  haltende  Darstellung  der  „deutschen  Steuergeschichte'' 
aas  dem  Gesichtspunct  des  Historikers,  bitte  ich  zu  beachten, 

—  besonders  die  verehrten  Fachgenossen  und  Collegen  der  „wirth- 
schaftshistorischen"  Richtung^  die  eben  andere  Aufgaben  sich  stellen, 
als  ich  es  hier  —  und  in  allen  meinen  Werken  —  gethan  habe  und 
vor  deren  Augen  und  Selbstgefühl  Unsereiner  ja  selten  Gnade  findet. 

Sachlich  muss  ich  es  als  einen  gewissen  Mangel  anerkennen, 
der  aber  doch  auch  durch  meine  Aufgabe  selbst  bedingt  war,  dass 
ich  die  Besteuerung  möglichst  aus  den  übrigen  Einnahmen  und 
vollends  aus  dem  gesammten  Finanzwesen  loslöste  und  so  für  sieh 
behandelte.  Zwar  ist  auf  die  übrigen  Einnahmen,  besonders  die 
alten  und  neuen  domanialen  (Eisenbahnen),  auch  auf  die  Staats- 
schulden mehrfach  etwas  mit  eingegangen  worden,  und  namentlich 
viele  statistische  Tabellen  und  die  darin  berechneten  Zahlen  be- 
ziehen sich  auf  diese  anderen  Finanzverhältnisse  mit.  Aber  ich 
musste  das  Alles  meiner  Aufgabe  gemäss  kurz  behandeln,  oft  mehr 
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nur  andeaten.  Eine  umfassende  Darstellung  der  gesammten 
deutschen  Finanzen  wäre  eine  andere,  freilich  noch  mühsamere 
Aufgabe  gewesen. 

In  der  Weise  dieses  Bandes,  der  so  doch  dem  dritten  Bande, 
der  britischen  und  französischen  Besteuerung,  ähnlicher  geworden 
ist,  als  ich  anfangs  plante,  kann  ich  meine  finanzwissenschaftlichen 
Arbeiten  nicht  weiter  führen.  Ich  muss  mit  der  „kritischen  De- 
scription"  nach  dem  Maasse  meiner  Arbeitskraft  Schicht  machen, 
daher  auch  darauf  verzichten,  wie  ich  im  Beginn  des  Bands  IV 
noch  als  meine  Absicht  andeutete,  weitere  Steuerverfassungen  an- 
derer Staaten  im  Rahmen  dieses  Werks  darzustellen,  nachdem  mir 
die  „deutsche  Besteuerung  des  19.  Jahrhunderts''  drei  volle  Arbeits- 
jahre gekostet  hat,  deren  man  in  Mitte  der  60er  Lebensjahre  nicht 
mehr  viele  zur  Verfügung  hat.  Ob  es  mir  noch  beschieden  ist,  die 
„specielle  Steuerlehre''  und  die  „Staatsschuldenlehre"  in  syste- 
matischer Behandlung  zusammenfassend  auszuarbeiten,  weiss 
ich  nicht,  behalte  es  aber  im  Sinne. 

Ich  habe  mir  erlaubt,  mit  seiner  bereits  eingeholten  Er- 
mächtigung, diesen  Band  meinem  hochverehrten  Freunde  und 
Fachgenossen,  Herrn  K.  u.  K.  österr.  Minister  a.  D.  Dr.  Albert 
Schäffle,  öffentlich  zu  widmen,  als  nachträgliche  Gabe  zu  seinem 
jüngsten  siebenzigjährigen  Geburtsfeste.  Eine  Reibe  werther  Fach- 
genossen hat  dem  Altmeister  zu  diesem  Tage  eine  wohlverdiente 
litterarische  Ehrengabe  dargebracht.  Ich  hatte  meinem  verehrten 
Freunde  und  Collegen  K.  Bücher  in  Leipzig,  von  dem  die  An- 
regung zu  dieser  Ehrengabe  mit  ausging,  bereits  meine  Betheiligung 
daran  gern  zugesagt.  Leider  haben  Störungen  in  meinen  Lebens- 
verhältnissen und  Ueberhäufungen  mit  unaufschieblichen  Arbeiten, 
auch  an  diesem  Buche,  mich  schliesslich  nicht  dazu  kommen  lassen, 
diese  Zusage  zu  erfüllen.  Um  so  lieber  war  es  mir,  dem  verehrten 
Manne  öffentlich  durch  Widmung  dieses  Buchs  meine  Hochachtung 
und  meinen  Dank  bezeugen  zu  können  und  mit  seiner  Einwilligung 
es  zu  dürfen. 

A.  Schäffle  ist  nicht  im  gewöhnlichen  Sinne  mein  Lehrer  und 
ich  bin,  nur  einige  Jahre  jünger  als  er,  beinahe  sein  Coätane.  Aber 
er  ist  mir  in  dem  hohen  Sinne  „Lehrer"  und  Vorbild,  dass  ich 
weiss,  von  ihm  —  und  ausser  ihm  etwa  nur  noch  von  K.  Rodbertus, 
auch  von  R.  v.  Mohl  —  mehr  und  tiefere  und  wie  ich  glaube, 
auch   mir  in   meinem  wissenschaftlichen  Leben  förderlichere  An- 
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regungen  erhalten  zu  haben,  als  von  irgend  einer  anderen  Seite. 
Er,  ein  Mann  von  wahrhaft  universaler  Geistesrichtung  und  Bildung, 
von  wissenschaftlich  grundlegender  Arbeit,  auf  so  vielen  Gebieten, 
auch  in  so  vielen  Specialitäten,  namentlich  auch  in  der  dieses  Werks, 
Finanzen  und  Steuern,  wie  kaum  ein  Anderer  in  der  heutigen 
wissenschaftlichen  Welt,  nicht  nur  Deutschlands;  ein  Mann,  der, 
wenn  auch  nicht  „historischer*'  Specialist  und  Monograph,  doch  auf 
den  Namen  eines  staatswissenschaftlichen  und  socialökonomischen 
Forschers  Anspruch  hat,  wie  kein  zweiter  und  —  was  noch  mehr 
ist  —  auf  den  eines  tiefgründigen  und  originalen  Denkers  in 
diesen  Wissenschaftsgebieten,  von  dem  unendliche  wissenschaftliche 
Anregung  ausgegangen  ist. 

Ich  stimme  nicht  überall  in  practischen  wirthschafts-,  finanz-, 
socialpolitischen  und  auch  wohl  in  allgemein  politischen  Fragen  mit 
ihm  tiberein,  auch  nicht  überall  in  der  Methode  und  Behandlungs- 
weise.  Ich  kann  mir  auch  denken,  dass  Ausfuhrungen,  wie  in 
diesem  Bande  über  die  reichsgesetzliche  Regelung  der  Landes- 
besteuerung keineswegs  nach  dem  Sinn  und  Herzen  des  einstigen 
grossdeutschen  Politikers  auf  seinem  mehr  tt^derativen  Standpuncte 
sind.  Aber  ich  hoffe  und  glaube,  dass  ihn  das  nicht  stören  wird. 
Ich  stehe  wissenschaftlich  zu  Schäffle  mehrlach  ähnlich  wie  K.  Bücher 
zu  ihm  steht.  Ich  wetteifere  aber  mit  diesem  in  der  dankbaren 
Verehrnng  des  grossen  Meisters  und  fühle  mich  als  seinen  social- 
("»konomischen  Schüler,  der  sich  bewusst  ist,  vielfach  in  seinen 
»Spuren  gewandelt  zu  haben,  so  in  meiner  „Grundlegung'^  In 
diesem  Sinne  widme  ich  dies  Buch  dem  verehrten  Manne  und  bitte 
ihn,  es  freundlich  als  Zeichen  der  Hochachtung  des  Fachgenossen, 
der  nun  auch  bereits  ein  „alter  Mann''  ist,  und  des  dankbaren 
wissenschaftlichen  Schülers  anzunehmen. 

Berlin,  3.  Mai  1901. 

Ür.  Adolph  Wagner. 
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nur  sinnstOrende)  und  kleiuere  Bericlitifcun^en. 

is  Petitsatzes  in  der  Mitte  lies  boten  statt  bot. 
(Petitsatz)  ist   ,,und  im   baierischen''    zu    streichen    (staatliche 
)cstaitd  1800  in  Baicrn  noch  nicht). 

Nr.  4  (Eisenbahnabgabc)  lies  in  letzter  Coloune  l.r.t5  Matt  1.115. 
ztc  Zeile,  lies  die  Lotterie  statt  der  Lotterie, 
der  Mitte.  Hier  wäre  noch  darauf  hinzuweisen,  dass  seit  1>'21 
och  erhebliche  Verkaufe  von  Domänen  stitt«;:efund«Mi  haben, 
Bewegung  der  Ertragszitfern  der  Domänen  jsrit  jener  Zeit  mit  zu 
D  ist. 
r.  18,  Zölle,  Oolunne  fUr  1894/95  lies  219.711  statt  :{19.7I1. 
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S.  58,  Note  1.  Tabelle  5.  in  dritter  GoloDDe  lies  in  der  Deberschrift  der  Jahreszahlen 
1897  98  statt  1895/96. 

S.  59,  Tab.  7  in  letzter  Colonne  bei  den  Jahreszahlen  lies  1897  98  sutt  1877  98. 

S.  70,  Z.  3  r.  n.  lies  1822  statt  1821. 

S.  72,  Petitabsatz  Z.  4  r.  o   lies  in  besonderen  statt  ron  besonderen. 

S.  74,  Z.  4  f.  0.  Kes  Tit.  statt  Bd. 

S.  76,  Z.  11  r.  o.  lies  zur  Selbstferwaltuog  statt  der  Selbstfenraltang^. 

S.  82.  im  1.  Absatz  Z.  7  r.  o.  lies  Erschvernngen  statt  Erweningen. 

S.  H4,  Z.  5  r.  0.  lies  Bealsteaem  statt  Staatssteoem. 

S.  86.  Kopf  der  Tabelle  lies  1876  (1875)  sUtt  1866  (1875). 

S.  103,  letzter  Petitabsatz,  1.  Zeile,  ist  hinter  sächsische  noch  altenbargische 
einzQSchalten. 

S.  108,  2.  Absatz,  Z.  5  r.  a.  lies  indirecten  Eteichsstenem  statt  directen. 

S.  118.  Z.  3  ?.  o.  hinter  „mit  20  Vo'^  ^^  einzuschalten:  Zuschlag  zum  Steuersatz. 

S.  123,  Zusatz  zu  Z.  10  r.  u.  Ausser  diesen  hier  erwähnten  Kreisen,  die  trotz  des 
bei  ihnen  bestehenden  Kreisausschusses  nur  Verwaltungsbezirke  ohne  eigene 
Rechtspersönlichkeit  sind,  bestehen  in  Sachsen  noch  die  alten  historischen 
Kreise  für  einige  Aufgaben.  S.  Leuthold,  Art.  Kreis  in  Sachsen  im  Wörter- 
buch der  Verwaltung,  I,  863,  f.  d.  Mosel,  Handbuch,  Art  Kreisstände,  Kreis- 
ausschuss,  Kreishauptmannschaften. 

S.  155,  letzte  Zeile  v,  u.  lies  Steuer  erklärungspflichten  statt  Steuerklärnngspflichten. 

S.  157,  Z.  18.  F.  u.  lies  davon  mit  statt  davon. 

S.  205,  Tab.  41,  zweite  (linke)  Colonne,  Z.  6  v.  o.  lies  Impost  statt  Import 

S.  215,  1.  Absau,  letzte  Zeile  lies  8  ^u  statt  6  Vo- 

S.  239,  1.  Petitsatz,  vorletzte  Zeile  lies  Oegg  statt  Gögg. 

S.  241,  §.  72.  1.  Absatz,  3.  Zeile  des  Textes  v.  u.  lies  seit  1877  statt  seit  1827. 

S.  243,  Tab.  47.  Die  Sohlen  far  1868/69  sind  bei  Gemeinden  und  Aemtern  umzu- 
tauschen, daher:  Gemeinden  4634.  Aemter  1018,  zusammen  5652. 

S.  243,  im  Absau  nach  Tab.  47.  Z.  2  ües  76.000  sUtt  72.000  und  lies  388.000  statt 
384.000. 

S.  253,  im  Petitsatz  Z.  14  v.  o.  lies  Steuerkapital  statt  Steuersatz. 

S.  268,  im  1.  Petitabsatz  Z.  6  v.  u.  lies  Bier  statt  Branntwein. 

S.  268,  Z.  7  V.  u.  lies  höherer  Steuersätze  statt  der  Steuersätze. 

S.  280,  Z.  18  V.  u.  lies  nach  gesetzlich  bestimmten  Factoren  statt  noch  gesetzlich 
bestimmte  Factoren. 

S.  302,  Z.  3  V.  u.  lies  bedingt  statt  baldigst 

S.  304,  vorletzte  Zeile  des  Petitabsatzes  lies  dem  halben  statt  demselben. 

S.  325,  Seitenüberschrift  lies  3.  statt  2.  Periode. 

S.  413,  unterster  Petitabsatz  Z.  2  v.  u.  lies  Leydhecker  statt  Leydsäcker. 

S.  427,  Tab.  66.  In  Colonne  für  1876  sind  folfrcride  Zahlen  zu  berichtigren:  bei  IL. 
Summe,  andere  Einnahmen  (4 — 6)  lies  0081  statt  5081,  bei  Summe  I  und  U 
lies  30.581  btatt  29.581,  bei  Procente  lies  80.1  statt  82.8  und  19.9  statt  17.2, 
bei  Progression,  andere  Einnahmen,  lies  1177  statt  983,  alle  Einnahmen  lies 
1001  statt  970. 

S.  443,  Z.  3  V.  0.  im  Petitsatze  nach  der  oberen  Tabelle,  Z.  3  lies  und  von  einer 
der  anderen  Kategorieen  statt  „vom  Octroi". 

S.  518,  unterer  Petitsatz,  Z.  2  v.  u.  lies  Frage  statt  Folge. 

S.  536.  Die  hier  erwähnte  Steuerfreiheit  der  Angestellten  der  Universität  Jena  sollte 
1901  beseitigt  werden,  doch  scheint  es  noch  nicht  dahin  zu  kommen. 

S.  544,  Z.  9  V.  u.  lies  Sach-  nicht  Fach  Versicherungsprämien. 

S.  583,  Z.  12  V.  u.  lies  in  der  statt  auf  die  Darstellung. 

S.  597,  Z.  14  V.  0.  ist  hinter  Yennögensznwachs  „gelten"  einzufügen. 

S.  029,  Z.  9  V.  o.  lies  1  :  2.8  statt  1  :  18  und  1  :  fast  11  statt  0.1  :  fast  11. 

S.  658,  letzter  Petitabsatz,  Z.  1  v.  o.  ist  vor  „die  Erhebung''  einzuschalten:  betreffend. 

S.  668,  Peütabsatz  Z.  9  v.  u.  lies  95—96  statt  95-90. 

S.  686.     Hinter  „§.  208"  ist  ö  einzuschalten. 

S.  720.     Hinter  „§.  210'':  ?  statt  f. 

S.  782,  Z.  2  v.  u.  lies  das  statt  dass. 


Specielle  Steuerlehre. 

Praxis  der  Besteuerung. 

Sechstes  Buch  (Schluss),  siebentes  und  achtes  Buch. 

(Theil  IV   der  Finanzwissenschaft, 
Theil  n   der  specieUen  Steuerlehre). 


Vorbemerkungen 

ttber  den  Plan  dieses  Theils  (Bands)  IV  und  Uebersicht 

des  ganzen  Werks. 

Die  Uminderangen  und  Erweiterungen,  welche  dieses  finanzwissenschaftliche 
Weit  im  Laufe  der  Zeit  in  seinem  Plan  und  seiner  Ausführung  erfahren  hat'), 
machen  es  nothwendig,  zur  Orientirung  ttber  den  Plan  dieser  Fortsetzung  einige 
Voite  vorauszuschicken. 

Die  ,^pecielle  Steuerlehre''  („Praxis  der  Besteuerung'')  schliesst  sich  an  die 
«.Theorie  der  Besteuerung"  (,,Gebtthrenlehre  und  allgemeine  Steuerlehre*')»  ^^^  zweiten 
Tbeil  (Band)  der  Finanzwissenschaft,  unmittelbar  an  und  ist  deren  weitere  Ausführung. 
In  der  zweiten  Auflage  (1890)  ist  der  Stoff  dieses  zweiten  Theils  in  die  zwei  .,BUcher' 
4  und  5  eingetheilt  worden ,  im  Anschluss  an  die  drei  ersten  ,,BUcher"  y  in  welche 
in  der  dritten  Auflage  (1883)  der  Stoff  des  ersten  Theils  (Bands)  der  Finanzwisscn- 
Schaft  gegliedert  worden  war'). 

Im  dritten  Theil  (Band)  (in  Gesammtausgabe  1889  vollendet  und  erschienen), 
vir  als  sechstes  „Buch"  eine  wesentlich  descriptiv  gehaltene,  wenn  auch 
zugleich  systematisch  geordnete  „specielle  Steuc^lehre'^  eine  Darstellung  der 
Geschichte,  Gesetzgebung,  Statistik  der  Besteuerung  einzelner  Länder  begonnen  und 
dann  in  diesem  Bande  III  eine  „Uebersicht  der  Stcuergeschichte  wichtigerer  Staaten 
lud  Zeitalter  bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts"  gegeben  worden.  Daran  hat  sich  aus 
der  .^Besteuerung  des  19.  Jahrhunderts",  nach  einer  kurzen  Einleitung,  eine  genauere 
Daistellnng  der  Entwickelung  und  Gestaltung  der  britischen  (bis  1887)  und  eine 
noch  viel  eingehendere  der  französischen  Besteuerung  (bis  1889)  angeschlossen. 
Ein  „Ergänzungsheft  zum   dritten  Theil"  hat  darauf  „die  britische  und  französische 


^)  S.  Vorwort  zur  Gesammtausgabe  des  B.  III  der  Finanzwissenschaft  (1889), 
diesen  Band  III  selbst  S.  1,  2,  9-11,  B.  II,  2.  Aufl.  (1890)  ebenfalls  Vorwort  und  S.  1, 
anch  meine  Grundlegung  der  Politischen  Oekonomie,  3.  Aufl.,  I,  S.  1—3. 

*)  Die  formellen  Aendemngen  (Stoffeinthcilung  u.  s.  w.)  in  den  drei  Auflagen 
des  B.  1  und  den  zwei  des  B.  3  der  Finanzwissenschaft  sind  in  der  Nute  auf  S.  1,  2 
in  B.  3  ttbeisichtlich  gemacht  worden. 
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Besteuerung  in  ihrer  neuesten  Entwicklung  und  Gestaltung  (1886 — 96)"  zur  Darstollu 
gebracht  (erschienen  1896).  Die  ursprünglich  geplante  ähnliche  Behandlung  der  1 
Steuerung  anderer  deutscher  und  ausserdeutscher  Länder  war  indessen  mit  dem  A 
schluss  dieses  Theils  III  aus  inneren  und  äusseren  Grtlnden,  worüber  ich  mich 
dem  Vorwort  zur  Gesammtausgabo  dieses  dritten  Theils  ausgesprochen  habe^),  zunäcl 
aufgegeben  worden,  um  einem  ««System''  der  speciellon  Steucrlehre  für  das  19.  Jal 
hundert  im  Thcil  IV  mit  einem  siebenten  und  achten  ««Buche'*,  Platz  zu  mach« 
Der  wesentlich  descripti?e  Theil  III  nimmt  darnach  die  Stellung  eines  Fun  dam  en 
für  diesen  Theil  IV  ein.  Dazu  eignet  er  sich  nach  der  Bedeutung  des  in  ihm  ei 
halte nen  Stoffs«  der  britischen  und  französischen  Besteuerung  im  19.  Jahrhundc 
und  nach  der  eingehenden  Behandlung  dieses  Stoffs,  auch  besonders«  wenn  er  daj 
auch  noch  Ergänzungen  aus  den  Thatsachen  der  Besteuerung  anderer  Land 
namentlich  deutscher«  bedarf. 

Diese  Ergänzungen  ähnlich  ausführlich«  wie  die  Darstellung  der  britischen  u 
französischen  Besteuerung  zu  halten«  habe  ich  als  unausführbar  erkannt  und  desh 
darauf  yerzichtet.  Aber  sie  wenigstens  in«  freilich  bei  den  meisten  Ländern  nur  u 
absichtlich  möglichst  nur«  knapp  Obersichtlicher  Weise  zu  bringen,  habe  i 
mich,  nach  manchen  Erwägungen  des  Für  und  Wider ^«  doch  noch  entschlossi 
Die  Darstellung  des  Steuerwesens  der  einzelnen  Länder  ist  dabei  absichtlich  m< 
ganz  gleichmässig  gehalten:  das  für  uns  Deutsche  Wichtigste  ist  immerhin  eti 
eingehender«  als  Anderes,  wenn  auch  wesentlich  kürzer  als  die  britische  und  ?ollei 
die  französische  Besteuerung  im  3.  Bande,  behandelt  worden,  so  besonders  i 
prcussisebe  Besteuerung.  Der  Character  einer  Uebersicht  wurde  indessen  auch  dal 
innegehalten«  deshalb  in  die  Einzelheiten  nicht  näher  eingegantren.  Diese  Ergänzung 
bilden  demnach  eine  Einleitung  zu  der  in  Buch  7  und  8  folgenden  System 
tischen  speciellen  Steuerlehre  und  in  formeller  Hinsicht  den  Schluss  des  Buchi 
in  Band  III,  wie  ich  sie  im  Folgenden  auch  bezeichne. 

Demnach  gliedert  sich  der  Stoff*  des  ganzen  finanzwissenschaftlichen  Werks  u 
speciell  dieses  und  des  folgenden  Theils  also: 

1.  Theil  (Band).    (3.  Auflage  1883.) 
Einleitung. 

1.  Buch.    Ordnung  der  Finanzwirthschaft. 

2.  Buch.    Finanzbedarf. 

3.  Buch.    Die  ordentlichen  Einnahmen  der  Finanzwirthschaft  im  Allgemeini 

insbesondere  der  PriFaterwerb. 

2.  Theil  (Band).    (2.  Auflage  1890.)    Theorie  der  Besteuerung. 

4.  Buch.    Gebührenlehre. 

5.  Buch.    Allgemeine  Steuerlehrc. 

3.  Theil  (Band).  (1886 — 89,  Gesammtausgabo  1889  erschienen),  nebst  Ergänzun] 

heft   (1896).     Speciello   Steucrlehre.    Geschichte«   Gesetzgebung«   Statis 
der  Besteuerung  einzelner  Länder. 

6.  Buch.    Steuergeschichte  (bis  c.  1800).    Besteuerung  des  19.  Jahrhundei 

besonders  Grossbritannien  und  Frankreich"). 

4.  und  5.  Thcil  (Band).    System   der   speciellen   Steuerlehre    und   Lehre  vi 

öff'entlichen  Credit  (Schulden). 

6.  Buch.    Schluss.     Uebcrsichtcn    der  Besteuerung  verschiedener  LäA( 
im  19.  Jahrhundert 


*)  S.  daselbst  bes.  S.  IV— XIV. 

*)  S.  Vorwort  zu  Theil  III«  S.  XII,  Ergänzungsheft«  S.  3  Note  1. 

')  Die  im  Theil  III  und  dortigen  6.  Buch  begonnene  Eintheünng  des  Sto 
besonders  im  2.  Kapitel  (S.  209,  §.  103—105,  S.  226«  S.  367)«  ist  wegen  der  A 
änderung  des  Plans  für  diese  descriptive  Partie  des  Werks  im  jetzigen  folgend 
Schlussabschnitt  des  6.  Buchs  in  diesem  Theil  IV  nicht  fortgeführt  worden. 
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iteflL    Die  TornemHch  sog^n.  directe  Bestenerang '). 

itam.    Die  fornemlich  sogeo.  iodirecte  Besteoening  (ind.  Yer- 
in-,  Erbflchafb-,  6e-  und  Yerbraochs-Bosteaemiig). 

lentliclier  Credit  (beeonden  Staataschalden). 

vStseDScliaftliche  System  ist  Qbrigene  immer  Folgendes  zu  be- 
line  wie  der  Aasführung  nach  so  umfangreiche  Werk  Ober 
iet  nach  wie  for  die  riorte  Hanptabtheilnng  des  ?on 
it  anderen  Aotoren  nntemommencn  grossen  Lehr-  nnd  Hand- 
Oekooemie.  Das  allgemeine  socialOkonomische  Fundament  fUr 
ibe  ich  in  der  von  mir  forfkssten  ersten  Uaoptabtheilong,  der 
Itischen  Oekonomie^,  zn  geben  gesucht*).  Insbesondere  baut 
B  Fundament  meine  Finanzwissenschaft  aof :  ihre  principielle 
idlong  findet  ihre  tiefere  Begründung  in  jener  Grundlegung. 
Tom  zweiten  Theil  der  Finanzwissenschaft,  der  ^Theorie  der 
»ch  in  den  anderen  Theilen,  auch  hier  in  Theil  III  und  IV, 
merlehre**,  beruht  meine  principielle  Stellung  und  mein  Unheil 
n  der  „Grundlegung**  entwickelten  socialokonomlschen  Gesichts- 
laltung  der  Einheitlichkeit  in  der  principiellen  Behandlung 
bst  herrührenden  TheiJen  des  ganzen  Werks  der  Politischen 
besonderes  Augenmerk  gerichtet*). 

streitige  Terminologie   in  Betreff   „directer"'  und  «Undirecter"' 

.)  §.  97 — 100,    und    Über   mein   eigenes  System,    das  ich  im 

der  speciellen  Steuerlehre  durchfahre,    ebendaselbst  Kap.  4, 

).    Grundlagen  der  Yolkswirthschaft  (3.  Aufl.,  in  2  HalbbAnden 
Buch  1 — 3)  Yolkswirthschaft  und  Recht,  besonders  Yermögens- 

8  im  Jahre  1892   neugestalteten  Plans   des  ganzen  Werks  in 
3.  Aufl.    I,  S.  2,  3. 
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Sechstes    Buch. 
Schluss. 

Vebersichten  der  Besteaernng  verschiedener  L&nder 

im  19.  Jalirliiuidert 

§.  1.    Quellen  und  Litteratur. 

Die  Quellen  für  das  Steuerrecht  sind  die  bezuglichen  Gesetze  Dnd  Ver- 
ordnungen. Zur  Ergänzung  dienen  die  Gesetzentwürfe,  die  Vorbereitnngsarbelten  in 
den  Ministerien,  Staatsräthen  und  ähnlichen  Behörden,  wovon  meistens  nur  Einzebes 
amtlich  publicirt  ist,  dann  namentlich  in  den  Staaten  mit  VoIksvertretungskOrpen 
irgend  einer  Art,  besonders  in  den  sogen,  constitutioncllen,  die  Verhandlungen  dieser 
Körper  und  ihrer  Comroissionen  über  die  von  den  Regierungen  vorgelegten  Steuer 
gesetzentwttrfe.  Das  betreffende  Material  ist  meistens  gcdrocltt  und  veröffentlicht  in 
den  Parlaments-,  Kammeidrucksachen,  doch  fehlt  öfters  dasjenige  der  parlamenta- 
rischen Commissionen,  7umal  wenn  es  nicht  zur  Erledigung  der  Gesetze  kam.  In  der 
monographischen  Litteratur  (selbständigen  Büchern  und  Zeitschrift  aufsitzen)  über 
einzelne  Steuern,  Steuerreformen  und  über  das  Finanzwesen  einzelner  Länder  ist 
Vieles  von  diesem  Material  verwerthet,  mitunter  daraus  Einiges  abgedruckt  worden. 
Die  allgemeinen  Fachzeitschriften,  namentlich  aber  die  Torncmlich  oder  ausschliesslich 
dem  Finanzwesen  gewidmeten,  enthalten  in  neuerer  und  neuester  Zeit  in  ihren 
bezüglichen  Aufsätzen  immer  mehr  derartiges  Material.  Unter  den  deutschen 
besonders  das  treffliche,  reichhaltige  Finanzarchiv  von  G.  Schanz,  (seit  1884, 
B.  15  1898),  dann  Hirth's  Annalen  des  Deutschen  Reichs,  die  Jahr- 
bücher für  Nationalökonomie  und  Statistik,  mehr  oder  weniger  auch  die 
übrigen  (Zeitschrift  für  die  gesammte  Staatswissenschaft,  Jahrbuch  für  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  des  Deutschen  Reichs  u.  s.  w.);  unter  den  fremden  namentlich  das 
vom  französischen  Finanzministerium  herausgegebene  Bulletin  de  statistique 
et  de  Icgislation  comparee  (seit  1877,  jähriich  jetzt  2  Bände,  1898  Nr.  43  und  44).. 

Die  Quellen  für  die  Steuerstatistik  sind  die  Staats-  und  Communal- 
haushaltetats,  die  Rechnungsabschlüsse,  die  sonstigen  statistischen  Materialien,  Deber- 
sichten  u.  dgl.,  welche  ausserdem  veröffentlicht  werden  und  sich  in  den  constatio- 
nellen  Staaten  ebenfalls  vielfach  in  den  Parlamcntspapieren  und  Drucksachen,  in 
den  Beilagen,  Motiven  u.  s.  w.  der  Gesetzentwürfe  finden.  Die  Hauptdaten  daraus, 
aus  Voranschlägen  und  Rechnungsabschlüssen,  neuerdings  vielfach  in  den  amtlichen 
Statistischen  Jahrbüchern,  auch  in  knapper  Form  in  bekannten  Privatwerken  dieser 
Art,  besonders  im  Gothaer  Hofkalender  und  Jahrbuch,  in  M.  Block 's  Annuaire  de  T^co- 
nomie  politique  et  de  statistique,  im  englischen  Statcsman's  yearbook.  Auch  die 
vorgenannten  Zeitschriften,  besonders  das  Finanzarchiv  und  Bulletin,  bringen  eigens 
oder  in  den  sonstigen,  die  Steuern  behaudcbden  Aufsätzen,  viel  statistisches  MateriaL 

Aus  der  Litteratur  kommen  die  Bücher  und  Aufsätze  über  das  Finanz-  und 
Steuerwesen  einzelner  Länder,  in  seiner  neueren  Entwicklung  (19.  Jahrhundert),  wie 
in  seiner  jeweiligen  Gestaltung,  am  Meisten  in  Betracht.  S.  die  wichtigeren  in  den 
bibliographischen  Daten  der  früheren  Bände  dieses  Werks,  besonders  I  (8.  A.),  S.  55  ff., 
II  (2.  A.),  S.  18  ff.,  23  ff.,  über  Grossbritannien  und  Frankreich  III,  S.  226  u.  S.  367  ff. 
und  in  den  einzelnen  Abschnitten  bei  den  verschiedenen  Steuern,  sowie  im  Erg&nzungs- 
heft    zu   B.   III.     Weitere   Ergänzungen    dazu    unten    bei    den    einzelnen    Ländern. 
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Allgemeinere  Bibliographien  im  Finanzarchiv  und  in  dem  reichhaltigen,  systematisch 
and  nach  Ländern  eingerichteten  Litteratunrerzeichniss  7on  Frankenstoin  in 
Schäffie's  ,,Steuern''  in  dem  Frankenstein*schen  Sammelwerk,  im  .^allgemeinen'', 
wie  namentlich  im  „besonderen"'  Theil.  Aach  die  Abhandlangen  über  Steuern  im 
Seh  Onberg 'sehen  Handbuch  der  Politischen  Oekonomie  (B.  3,  4.  A.  1897),  die  ein- 
zelnen Steaerartikel  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaft  und  den  beiden 
Sopplementbänden  dazu  (Nr.  II  1898),  desgleichen  in  Betreff'  Deutschlands  die  Artikel 
im  r.  Stengerschen  Wörterbuch  des  deutschen  Yerwaitungsrechts  und  den  drei 
Erg&nzungsheften  dazu  (Nr.  3  1898)  enthalten  viel  bibliographische  und  litterarische 
Nach  Weisungen. 

Die  öffentlich  -rechtliche  Seite  des  neueren  Steuerwesens,  in  der  etwaigen 
verfassungsmässigen  Begründung,  der  Aus-  und  Weiterbildung  und  erreichten  Ge- 
staltung, wird  regelmässig  mehr  oder  weniger  eingehend  in  den  Werken  über  das 
Staatsrecht  der  einzelnen  Länder  behandelt.  S.  Angaben  ebenfalls  in  Fin.  I  (3.  A.)) 
S.  55  tf.,  II  (2.  A.),  S.  31  und  weiter  unten  bei  den  einzelnen  Ländern. 

Vielerlei  Mittheilungen  über  die  einzelnen  Steuern  verschiedener  Länder,  auch 
die  Entwicklung  einer  bestimmten  Steuer  in  einem  Lande,  enthalten  regelmässig  die 
grösseren  finanzwissenschaftlichen  Werke,  in  Deutschland  von  Rau,  Stein,  Röscher, 
Cohn,  Schäffle,  besonders  das  SchOnberg'sche  Handbuch  (3.  B.  4.  A.)  in 
meiner  Abhandlung  über  directe  Steuern  und  in  den  dortigen  Abhandlungen  der 
anderen  Autoren  (in  der  4.  A.  Schall,  Zeller,  Riecke,  v.  Reitzenstein)  über 
die  tlbrigcn  Steuern,  dann  die  grösseren  Nachschlagewerke,  die  Staatswörterbücher  u.s.  w., 
jetzt  namentlich  die  Specialartikel  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenscbaften ,  in 
V.  Stengels  Wörterbuch  des  Y erwaltangsrechts ,  dem  Say 'sehen  dictionnaire  de 
finances  q.  a.  m.  Aber  nur  ausnahmsweise  werden  in  den  Finanzsystemen ,  in  den 
Lehrbüchern  und  in  diesen  eben  genannten  Sammelwerken  zusammenhängende  Ueber- 
sichten  der  Entwicklung  und  Gestaltung  der  Be:itcuerung  der  einzelnen  Länder 
gegeben.  So  für  Deutschland  Skizzen  von  G.  Cohn  in  seiner  Finanzwissenschaft 
(1889,  Buch  3),  von  Eheberg  im  Art.  Steuern  im  H.  W.  B.  St.  (VI,  123—136),  von 
mir  über  die  directen  Steuern  in  meiner  Abhandlung  im  Scbönberg'schen  Handbuch 
(HI,  4.  A.,  S.  278-301). 

Die  historischen,  legislativen,  statistischen  Materialien  zu  einer  zusammenhängenden 
skizzenhaften  Darstellung  des  bestehenden  positiven  Steuerrechts  der  verschiedenen, 
wenigstens  der  wichtigeren  Staaten  im  19.  Jahrh.  liegen  übrigens  in  der  neueren  Litte- 
rator  schon  zur  Genüge  vor.  Das  Hauptsächliche  findet  sich  in  den  grösseren  Lehrbüchern 
und  den  Nachschlagewerken,  von  denen  hier  besonders  wieder  das  SchOnberg'sche  Hand- 
buch B.  3  und  das  H.  W.  B.  d.  St.,  auch  das  v.  Stengel'sche  Wörterbuch  (dies  namentlich 
für  das  Steuertechnische  in  trefllichen  Artikeln  von  G.  v.  Mayr)  zu  nennen  sind.  Für 
viele  deutsche  Staaten  (Mittelstaaten)  und  fremde  Länder  (namentlich  Frankreich)  be- 
sitzen wir  femer  zusammenfassende  Darstellungen  ihres  ganzen  neueren  Finanzwesens  und 
ihrer  Besteuerung.  Leider  fehlen  solche  u.  A.  noch  für  Preussen.  Eine  Vcrwerthung 
der  ganzen  Fülle  der  parlamentarischen  Drucksachen  für  die  Steuergeschichte  und 
das  Stenerrecht  des  19.  Jahrhunderts  hat  in  der  monographischen  Litteratur.  u.  A.  in 
manchen  Aufsätzen  über  Besteuerung  und  Steuerreformen  einzelner  Länder  im  Finanz- 
arcbiv,  schon  mehrfach  stattgefunden,  wenn  auch  bisher  meistens  nur  für  kleinere 
Zeiträume,  in  denen  es  sich  um  bestimmte  Reformfragen  und  Gesetzgebungsacte  handelt, 
selten  schon  ausreichend  für  den  ganzen  Zeitraum,  der  in  Betracht  kommt.  Die  Yer- 
werthung  des  neueren  Archivmaterials  hat  erst  begonnen.  Sie  möchte  besonders  für 
die  Zeit  der  Neuordnungen  des  Steuerwesens  in  der  Friedensperiode  nach  1815  und 
in  kritischen  politischen  Perioden,  so  beim  Ucbergang  zur  con»titutionellen  Staatsform 
(1848,  Oesterreich,  Preussen)  und  zur  Staatseinheit  (Rheinbandstaaten  1808  ff.,  Oester- 
reich  1849  ff.,  Italien  1859  ff.,  Deutschland  1866  ff.)  Manches  zur  Aufklärung  über 
die  nnd  zum  Yerständniss  der  Entwicklungen  beitragen  können. 

In  knappster  Form  habe  ich  in  meinem  „Grundriss  zu  Yorlesungen  über  Finanz- 
wissenschaft" (Berlin  1898)  bei  den  einzelnen  Steuern  üebersichten  über  die 
wichtigsten  Puncto  der  neueren  Steuergesetzgebung  des  Deutschen  Reichs,  Preussens, 
der  deutschen  Mittelstaaten,  Frankreichs,  Oesterreichs ,  Grossbritanniens,  zum  Theil 
auch  noch  anderer  Länder  gegeben.  Diese  üebersichten  und  die  Skizze  in  meiner 
Abb.  directe  Steuern  im  Scbönberg'schen  Handbuch  sind  im  Folgenden  mit  benutzt 
worden. 
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§.  2.  Werth  ?on  Uebersichten  der  Steuerentwicklnng^  und  der 
Gestaltung  der  Besteuerung  ganzer  Länder  speciell  fttr  die  Finanz- 
wissenschaft. Erwünscht  und  zweckmässig  sind  mindestens  Skizzen  —  mehr 
Ferbietet  der  Baum  und  die  speciello  Aufgabe  der  finanzwissenschafilichen  Werke  — 
über  die  gesammte  Besteuerung  eines  Landes  und  über  deren  Entwicklung  gewiss 
auch  in  den  theoretischen  und  systematischen  Werken  der  Finanzwissenschaft  und  der 
Steuerlehre.  Vielfach  ergiebt  sich  erst  aus  dem  geschichtlichen  und  rechtlichen 
Zusammenhang  mit  der  übrigen  Besteuerung  und  mit  dem  ganzen  Finanzwesen,  auch 
mit  den  anderen  Einnahmequellen,  das  richtige  Verständniss  für  die  Stellung  und 
Einrichtung,  welche  eine  einzelne  Steuer  oder  Steuergattung  in  einem  Lande  erhalten 
hat.  Das  descripti^  zu  legende  Fundament  der  specieUen  Steuerlehre,  als  eines  Theils 
der  Finanzwissenschaft,  wird  so  sicherer  gewonnen.  Die  finanzwissenschaftlichen  Weike 
reihen  Daten  über  das  Steuerrecht  verschiedener  Länder  meistens  in  die  betreffenden 
Abschnitte  ein,  worin  sie  die  einzelnen  Steuergattungen  und  Steuern  darstellen  and 
erörtern,  wie  es  in  der  systematischen  Behandlung  der  speciellen  Stencrlehre  unten 
in  Buch  8  und  9  ebenfalls  geschieht  Aber  weder  solche  Zusammenstellungen,  so 
werthFoli  und  nothwcndig  sie  für  den  unmittelbaren  Zweck  sind,  um  die  Verhiltnisse 
der  einzelnen  Steuern  klar  zu  legen,  noch  selbst  die  an  sich  richtige  Fortführung  und 
Erhebung  solcher  Zusammenstellungen  zu  einer  „vergleichenden  Behandlung^  der 
einzelnen  Steuerrechtssysteme,  wie  namentlich  bei  L.  v.  Stein,  reichen  doch  f^  sich 
allein  nicht  immer  aus.  Es  werden  dabei  die  verschiedenen  Steuerarten  und  Steuern 
eines  Landes  zu  sehr  aus  dem  Zusammenhang  gerissen  und  isolirt,  worunter  das  Bild 
des  Ganzen  und  des  Einzelnen  Jeidet  und  wobei  das  Drtheil  leicht  irregeführt  wird. 
Gerade  Stein 's  wie  immer  geistvolle  Behandlungswoise  (so  in  der  5.  Aufl.  2.  Th. 
2.  Abth.  u.  d.  T.  .,dio  einzelnen  Steuern  und  ihre  Systeme**)  möchte  dafür  den  Beweit 
liefern,  auch  wenn  viele  Mängel  hier  nicht  nur  auf  diesen  Punct,  sondern  auf  die 
ungenügenden  Vorstudien  und  Kenntnisse,  die  flüchtige  Arbeitsweise  und  die  con- 
structive  Methode  des  genialen  Verfassers  zurückzuführen  sind. 

So  erklärt  sich  z.  B.  in  einem  concreten  Steuersystem  eines  Landes  nicht  selten 
die  Einführung   wie   die  Beseitigung,   die  Ausdehnung  wie  die  Einschränkung,   die 

fanze  Einrichtung  und  namentlich  auch  die  Höhe  des  Steuerfusses  einer  bestimmten 
teuergattung  und  Steuer  mit  aus  der  Stellung,  welche  diese  im  historischen  und 
actuellen  Steuersystem  hier  einmal  einnehmen,  also  aus  Umständen,  welche  die  übrigen 
Steuern  betreffen.  Das  bleibt  ganz  oder  vielfach  unbeachtet,  wenn  jede  Gattung  und 
einzelne  Steuer  für  sich  allein  oder  in  Vorgleichung  mit  den  nemlichen  Steuern 
anderer  Länder  betrachtet  wird,  wie  es  die  rein  systematische  Behandlungsweise  mit 
sich  bringt. 

Die  folgenden  Skizzen  gehen  regelmässig  von  der  Friedensperiode  nach  1815 
aus,  wo  meistens  die  Besteuerung  eine  für  längere  Zeit  geltende  Ordnung  nach  den 
Wirren  der  langen  Kriegsperiode  erhalten  hat.  Auf  die  vorausgehende  Zeit  noch  in 
letzterer  Periode  selbst  wird  nur  so  weit  zurückgegangen,  als  es  der  Zusammenhang 
mit  dem  Späteren  nothwendig  macht  Die  mancherlei  vorübergehenden  Besteuemngs- 
ezperimente  in  der  Kriegsperiode  selbst  (z.  B.  in  Preussen)  brauchen  im  Einzelnen 
hier  nicht  verfolgt  zu  werden.  Die  Verhältnisse  der  „alten  Besteuerung''  bis  um  1800 
sind  in  dem  ersten  historischen  Abschnitt  des  Theils  III  dieses  Werks  skizzirt  worden, 
besonders  für  Preussen  (§.48,  49).  Oesterreich  (§.43,  44),  Frankreich  (§.  58-67}, 
England  (§.  80—89).  An  diese  Verhältnisse  knüpfe  die  Fortentwicklung  im  19.  Jahr- 
hundert natürlich  an,  auch  in  Frankreich  mehr,  als  es  auf  den  ersten  Blick  den  An- 
schein hat  Die  Technik  der  einzelnen  Steuern  wird  hier  jetzt  von  mir  im  Folgenden 
übrigens  nicht  genauer  dargestellt  Was  davon  finanzwissenschaftlich  besonders 
beachtcnswcrth  ist,  wird  besser  später  im  systematischen  Theil  bei  der  Behandlung 
der  Steuergattungen  zum  Zweck  der  Vergleichung  der  verschiedenen  Steuerrechte 
eingefügt,  weil  es  dann  instrnctirer  ist.  Es  würde  sonst  zu  Vieles  wiederholt  werden 
müssen. 


Erster   Hauptabschnitt. 
Die  deutsche  Besteuerang^  im  19.  Jahrhundert. 

Frenssen,  andere  deutoohe  Staaten ,  Zollverein,  Deutsohea  Beioh. 

Fai  dio  Litt  erat or  ist  wieder  aaf  die  oben  S.  4  citirten  Angaben  in  den 
froheren  B&nden  zu  rerweisen.  Das  Wichtigste  davon,  mit  Erg&nzangen  bis  zar 
Gegenwart,  wird  unten  an  den  betreßendon  Stellen  genannt  S.  sonst  aoch  hier  die 
Litteratu  mach  weise  im  SchOnberg'schen  Uandbnch  (so  in  meiner  Abh.  directo  Steuern, 
4.  A.  m,  S.  280  ff.  für  die  einzelnen  Länder)  und  in  den  Artikeln  über  Steuern 
im  H.  W.  B.  d.  St  Die  wichtigsten  Gesetze  werden  im  Folgenden  angeführt  Im 
Allgemeinen  ist  auf  die  Repertorien,  Commentare  und  dergleichen  dem  praktischen 
Yenraitungsbedarfniss  dienenden  Schriften  über  Gruppen  Ton  Steuern  und  einzelne 
Stenem  in  jedem  einzelnen  Lande  zu  rerweisen ,  wie  sie  fast  für  jedes,  in  grösseren 
meistens  mehrfach,  sich  finden  und  in  neuen  Auflagen  sich  auf  dem  Laufendon  halten. 
In  Preoflsen,  wo  zusammenfassende  Finanzwerke  fehlen,  sind  far  die  ältere  Zeit  des 
19.  Jahrhunderts  Schimmel  fennig 's  Steuerwerke  stoflfreich  und  die  Commentare 
zu  den  Gesetzen  sind  hier  noch  wichtiger  zur  Uebersicht  des  Materials.  7.  BOnne*s 
«naserordentlich  stoffreiches  preussisches  Staatsrecht  liefert  einigermaassen  auch  einen 
Ersatz  fOr  ein  fehlendes  eigentliches  Finanzwerk  über  die  preussischen  Steuern. 
Aehnliches  gilt  fon  seinem  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs.  In  Kürze  giebt  auch 
Georg  Meyers  deutsches  Yerwaltungsrecht  gute  Ueborsichton  mit  fUr  die  Mittel- 
und  Kleinstaaten.    Auf  letztere  gehe  ich  nicht  näher  ein. 

m 

§.  3.  Gharacteristik  der  allgemeinen  Entwicklung 
der  dentsehen  Besteuerung  im  19.  Jahrhundert.  Die 
Entwicklung  der  wirthschaffcspolitischen  und  der  politischen  Ver- 
hältnisse in  Deutschland  im  19.  Jahrhundert,  seit  dem  Abschluss 
der  französischen  Eriegszeit  (1815),  hat  es  mit  sich  gebracht,  dass 
die  preussische  Besteuerung  in  nahe  Beziehung  zu  derjenigen  zu- 
erst im  Zollverein  (Zölle,  Rübenzuckersteuer,  Bier-  und  Branntwein- 
steuer), dann  im  Norddeutschen  Bund  und  Deutschen  Beich  ge- 
treten ist  (ausser  den  genannten  noch  Salz-,  Tabak-,  Stempel-  und 
Verkehrssteuem).  Diese  Beziehung  war  eine  solche  der  Wechsel- 
wirkung, doch  mit  vorwaltendem  Einfluss  der  preussischen  Be- 
steuerung auf  diejenige  des  Zollvereins  und  Reichs  (Zölle,  innere 
indireete  Steuern).  Auch  zwischen  den  anderen  Einzelstaaten  und 
dem  Zollverein  und  Reich  fehlen  solche  Beziehungen  der  Besteuerung 
nicht,  doch  waren  diese  Staaten  hier  mehr  die  beeinflassten  als 
die  beeinflussenden.  Die  preussische  Besteuerung  hat  so  durch  die 
Vermittlung  der  Verbindung  aller  deutschen  Länder  erst  grossen- 
theils  im  Zollverein  und  dann  vollständig  im  Reich  auch  auf  die 
Besteuerung  der  anderen  deutschen  Staaten  eingewirkt.  Dies  gilt 
namentlich  für  die  Zölle  und  die  innere  indireete  Verbrauchs- 
besteuerung, mit  der  Ausnahme,  dass  die  drei  süddeutschen  Staaten 
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Baiern,  Württemberg  und  Baden  und  zum  Theil  auch  Hessen  und 
Elsass- Lotbringen  in  der  Getränkebesteuerung  eine  SonderstelluDg 
behalten  haben,  in  der  Bierbesteuerung  (die  drei  ersteren  and 
das  Beichsland),  sowie  in  der  inneren  Weinbesteuerung  (alle,  mit 
Ausnahme  von  Baiern,  das  keine  innere  Weinsteuer  hat),  auch 
gegenwärtig  noch  eine  solche  einnehmen.  Unmittelbar  hat  auch  die 
preussische  directe,  besonders  die  Personalbesteuerung  auf  andere 
deutsche  Staaten  einen  Einfluss  ausgeübt,  indem  sie  öfters  zur 
Nachahmung  führte,  so  in  der  Angliederung  einer  allgemeinen 
Einkommensteuer  an  die  Ertragsbesteuerung.  Doch  hat  es  auch 
an  dem  umgekehrten  Einfluss  nicht  gefehlt,  so  von  Sachsen  auf 
Preussen  in  der  Einkommenbesteuerung. 

Der  Einfluss  des  ausländischen  Steuerrechts  auf  dasjenige  der 
deutschen  Länder  ist  unmittelbar  in  den  zeitweise  zum  französischen 
Staatsgebiet  gehörenden  Landestheilen  (directe  Steuern,  besonders 
Grundsteuer  im  Westen,  elsass -lothringische  Besteuerung  allge- 
mein, in  Hauptpuncten  noch  heute)  hervorgetreten.  Mittelbar 
hat  sich  ein  solcher  Einfluss  in  den  ehemaligen  Rheinbundstaaten 
besonders  in  der  directen  Besteuerung  (Gr*nd-,  Gewerbesteuer) 
aber  auch  in  anderen  Staaten  gezeigt,  namentlich  in  der  früheren 
Zeit  des  Jahrhunderts,  in  der  Epoche  der  vorherrschenden  Ertrags» 
besteuerung,  wo  das  französische  Vorbild  öfters  zum  Muster  ge- 
dient hat,  so  für  die  Umbildung  der  älteren  directen  Besteuerung 
in  moderne  Formen.  In  der  Personalbesteuerung,  die  in  Frank- 
reich unausgebildct  geblieben  ist,  hat  man  von  vornherein  mehr 
eigene  Wege  eingeschlagen  (Preussen).  Auch  die  indirecte  Verbrauchs- 
und die  Verkehrsbesteuerung,  sowie  die  Zölle  sind  trotz  des  viel- 
fach Mustergiltigen ,  das  hier  in  steuertechnischer  und  fiscalischer 
Hinsicht,  in  Bezug  auf  hohe  Erträge,  die  fremde  Gesetzgebung, 
besonders  wieder  die  französische,  auch  die  britische  bot,  im  Ganzen 
doch  selbständig  ausgebildet  worden.  Fremde  beachtenswerthe 
Vorbilder  (Monopole,  bei  Tabak,  Branntwein,  Fabrikatsteuer  bei 
Tabak,  Werthsteuer  bei  Wein,  Wtirzesteuer  bei  Bier,  Erbschafts- 
steuern) sind  bei  Reformen  in  der  Theorie  und  in  Gesetzentwürfen 
der  Praxis  wohl  aufgetaucht,  aber  das  Steuerrecht  hat  sich  bisher 
nicht  in  diese  Bahnen  hinüber  führen  lassen. 

§.  4.  Einflüsse  auf  die  Entwicklung.  Die  grossen 
Umgestaltungen  der  älteren  preussischen  und  der  sonstigen  deutschen 
Besteuerung  zum  Theil    noch  in  und   dann   nach  Abschluss  der 
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rranzösischen  Kriegszeit  und  die  Fortbildangen  seitdem  sind,  wie 
äberall,  bedingt  gewesen  und  bewirkt  worden  durch  die  Aendemngen 
des  Finanz-  ond  Stenerbedaris,  durch  die  neuen  politischen  Ideen, 
Grandsätze  und  Rechtsnormen,  durch  die  grossen  Veränderungen 
der  Productions-  und  Verkehrstechnik  und  des  gesammten  Wirth- 
BchaflslebenSy  durch  die  Fortschritte  der  nationalökonomischen  und 
finanzwissenschaftlichen  Theorie  und  durch  die  Aenderungen  der 
socialen  Anschauungen  sowie  des  diesen  entsprechenden  social- 
politischen  Standpunctes  in  den  Steuerfragen  (Fin.  III,  §.  97  ff.) 
Diese  gleichartigen  Einflüsse  in  den  Gulturstaaten ,  besonders  in 
West-  und  Hitteleuropa,  erklären  die  vielfache  Uebereinstimmung 
der  Steuerentwicklung  in  diesen  Ländern,  ohne  dass  directe  Ueber- 
tragnngen  und  Nachahmungen  des  Steuerrechts  stattzufinden 
brauchten  oder  immer  stattgefunden  hätten. 

Allgemeinere  und  bleibende  Verschiedenheiten  der  deutschen 
Einzelstaats-  wie  der  späteren  Reichsbesteuerung  gegenüber  der 
Besteuerung  in  den  anderen  europäischen,  besonders  in  den  Gross- 
Btaaten,  Grossbritannien,  Frankreich,  Oesterreich,  Italien,  sind  auf 
die  dauernd  geringeren  Finanzbedürfnisse,  diese  namentlich 
wieder  auf  das  Fehlen  oder  die  Kleinheit  unproductiver  Schulden 
zurückzuführen.  Gleichen  Einflnss  hat  der  relativ  reichere  Besitz 
alter  privatwirthschaftlicher  Einnahmequellen  (Domänen,  Forsten 
n.  8.  w.),  neuerdings  der  Staatseisenbahnbesitz  mit  seiner  Deckung 
des  Eisenbahnschnlderfordernisses  in  den  Einzelstaaten  durch  die 
Reinerträge  der  Bahnen  und  seiner  Ueberschusswirthschaft  (Preussen, 
Sachsen)  ausgeübt.  Die  erst  späte  bedeutendere  Entwicklung  der 
Zölle  und  inneren  indirecten  Verbrauchssteuern  in  den  Erträgen 
und  in  der  Veranlagungstechnik  ist  ausser  auf  die  beiden  ge- 
nannten Umstände,  auch  auf  das  lange  Fehlen  der  volkswirth- 
scbaftlichen  und  politischen  Einheit  mit  zurückzuführen.  Erst  im 
Zollverein  und  vornehmlich  erst  im  Deutschen  Reich  sind  die  volks- 
wirtbschaftlichen,  politischen,  staatsrechtlichen  Voraussetzungen  der 
grösseren  Entwicklung  dieser  Steuerarten  erfüllt  worden.  Die  stark 
wachsende  Bevölkerung,  der  riesige  Aufschwung  der  Volkswirth- 
scbaft,  der  vergrösserte  Volkswohlstand  haben  diese  Steuern  im 
Ertrage  ergiebiger  gemacht.  Dieselben  konnten  aber  in  ihrer  fis- 
calischen  Ausbeutung,  ihrer  ganzen  Einrichtung  und  Ausbildung, 
in  der  Höhe  ihrer  Steuersätze,  wie  auch  die  directen,  die  Verkehrs- 
(Stempel-  u.  s.  w.)  und  Erbschaftssteuern ,  im  Vergleich  mit  den 
gleichen  Steuern  der  wichtigsten  Staaten  des  übrigen  West-,  Mittel- 
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und  Sttdenropa,  immer  noch  verhältnissmässig  leicht  bleiben,  auch 
noch  in  der  Periode  des  Deutschen  Reichs,  trotz  der  steigenden 
Militärlasten  und  der  ungemeinen  Vermehrung  der  Culturausgaben 
aller  Art.  Denn  auch  der  grosse  Neubildungsprocess  der  politischen 
Einheit,  die  ihn  einleitenden  politischen  Bewegungen  (1848  ff.)  und 
die  ihn  begleitenden  Kriege  (1864,  1866,  1870/71)  haben  nicht  sn 
erheblichen  neaen  unproductiven  Schulden  geführt;  so  fehlte  eine 
der  Hauptursachen  der  starken  Anspannung  der  Besteuerung  in 
anderen  Ländern,  welche  unter  dem  Einfluss  bekannter  geschicht- 
licher Ereignisse  früher  in  Grossbritannien  und  auch  seit  1815  in 
Frankreich,  Oesterreich,  Italien,  Russland,  Nordamerika,  Spanien 
u.  a.  L.  m.  auf  die  Steigerung  der  Steuerlasten  zur  Verzinsung  der 
Staatsschulden  hingewirkt  hat.  Der  Superfiscalismus,  theils  in  der 
ganzen  Besteuerung,  theils  in  einigen  Hauptzweigen  derselben,  am 
Meisten  in  Frankreich  (Fin.  III.,  §.  165  flf.,  172  flF.,  177,  332—334, 
Erg.-Heft  §.  11,  24),  aber  auch  in  Oesterreich  und  Italien,  und 
immerhin  auch  in  einzelnen  exorbitant  hohen  Steuersätzen  in  Eng- 
land (einige  Zölle,  Bier-,  Branntweinsteuer,  Fin.  III,  §.  106 — 109, 
Erg.-Heft  §.  3),  konnte  so  Dank  einer  glücklicheren  inneren  und 
äusseren  politischen  Entwicklung  in  Deutschland  vermieden  werden. 
(Erg.-Heft  §.  28). 

§.5.  Günstige  Gestaltung  der  deutschen  Besteuer- 
ung. Auch  dieser  Umstand  hat  mit  dazu  beigetragen,  dass 
Deutschland  den  jahrhundertelang  dauernden,  immer  wieder,  noch 
zuletzt  so  furchtbar  durch  die  französischen  Kriege  Ende  des 
vorigen  und  Anfang  dieses  Jahrhunderts  unterbrochenen  Erholungs- 
process  seit  dem  dreissig jährigen  Kriege  endgiltig  vollenden  und 
einen  ungeahnten  wirthschafttichen ,  politischen  und  Cultur- Auf- 
schwung besonders  in  den  letzten  zwei  Menschenaltern  nehmen 
konnte,  wie  verhältnissmässig  kein  anderes  grosses  europäisches  Land. 

Dank  der  Geringfügigkeit  alter  wie  neuerer  unproductiver 
Schulden,  dem  reichen  Besitz  privatwirthscbaftlicher  Einnahme- 
quellen, dem  gestiegenen  Volkswohlstand,  der  gewachsenen  Be- 
völkerung, war  es  denn  auch  für  Deutschland,  Keich  und  Einzel- 
staaten, nicht  schwer,  die  nothwendigen  neuen  finanziellen  Opfer 
und  Steuerlasten  zu  tragen,  als  die  Ereignisse  von  1864  ff.  ein- 
traten :  als  endlich  mit  der  Wiedererrichtung  des  Deutschen  Reichs 
der  in  diesem  nunmehr  vereinte  Hauptheil  des  deutschen  Volks 
die  seit  langen  Jahrhunderten  vernachlässigten  —  oder  wesentlich  nur 
von  einem    kleinen    Theile   Deutschlands,    dem   brandenburgischr 
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preassischen  Staate,  anter  übermässiger  ADspannong  von  dessen 
Kriiflen,  übernommenen  —  grossen  Aufgaben  der  politischen  Macht- 
stellang  seinerseits,  des  Heer-  und  Flottenaufwands  dafür  über- 
nahm. Diese  segensreiche  politische  Entmcklung,  die  Voraus- 
setzung auch  für  die  deatsche  wirthschaftliche  Machtstellung  in  der 
heutigen  Phase  der  Weltwirthschaft,  konnte  nach  ihren  finanziellen 
Bedingungen  nicht  anders  vor  sich  geben,  als  dass  man  nach  der 
Erfahrung  aller  anderen  modernen  Länder  die  Steuerkraft  der 
Menge  der  Bevölkerung  in  der  für  letztere  passendsten  Weise 
durch  nunmehrige  Ausbildung  der  Zölle  und  inneren  Verbrauchs- 
steuern in  Anspruch  nahm.  Aber  Dank  den  angeführten  Umständen 
geschah  das  nicht  nur  immer  noch  in  weit  geringerem  Maasse  und 
in  schonenderen  Formen  als  in  den  übrigen  Hauptstaaten  der 
Welt;  es  hat  zugleich  die  deutsche  Besteuerung  durch  passende 
Ausbildung  und  Einrichtung  der  directen  Steuern  diesen  letzteren 
mehr  als  anderswo  die  Stellung  gegeben,  worin  sie  eine  noth- 
wendige  Ausgleichungsfanction  gegenüber  der  indirecten  Ver- 
brauchsbesteuerung ausüben  können.  So  Hess  sich  der  Grundsatz 
der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  überhaupt  und  speciell 
auf  dem  Gebiete  der  directen  Steuern  steuerpolitisch  vollkommener 
und  steuertechnisch  besser  durchführen  als  in  irgend  einem  an- 
deren Staate,  vollends  als  in  Frankreich,  aber  auch  als  in  England. 
Am  Ausgang  des  19.  Jahrhunderts  möchte  in  Folge 
dieser  günstigen  Verhältnisse  die  deutsche  Staats- 
besteuerung (Reich  und  Einzelstaaten)  und  auch  die 
Communalbesteuerung  relativ  grössere  Verbesserungen 
als  diejenige  der  meisten  übrigen  Länder  zeigen, 
auch  den  Vergleich  mit  der  britischen  nicht  zu 
scheuen  brauchen.  Im  Ganzen  stellt  sie  wohl  das  relativ 
Beste  dar,  was  die  Besteuerung  der  Culturwelt  im  19.  Jahrhundert 
erreicht  hat.  Vieles  bleibt  auch  an  ihr  noch  zu  verbessern,  aber 
aoeh  das  noch  zu  Erstrebende  möchte,  wie  politisch  und  social- 
politisch,  so  auch  finanziell  leichter  als  fast  überall  sonst  zu  er- 
reichen und  auszuführen  sein.  Namentlich  dem  Staate  mit  der 
grossartigsten,  interessantCBten  und  lehrreichsten  neueren  Steuer- 
geschichte, Frankreich,  sind  wir  am  Ende  des  19.  Jahrhunderts 
ebenso  sehr  auf  diesem  Gebiete  überlegen  geworden,  wie  wir 
hinter  ihm  im  Anfang  des  Jahrhunderts  zurückgeblieben  waren. 
Die  finanzielle  und  die  Besteuerungsbilanz  schliesst  also  wie  die 
politische  und  wirthschaftliche  Bilanz  überhaupt  und  zumal  Frank- 
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reich  gegenüber  za  uDseren  Gansten  ab.  Das  alte  Wort:  macht 
mir  gute  Politik,  so  will  ich  Euch  gute  Finanzen  machen,  hat  sich 
wieder  einmal  bewährt 

§.  6.  Was  in  der  deutschen  Besteuerung  erreicht 
worden  ist.  Die  deutsche  Besteuerung  des  19.  Jahrhunderts 
(Erg. -Heft  §.  28)  bietet  trotz  ihrer  der  politischen  Zersplitterung 
zuzuschreibenden  immer  noch  vorhandenen  grösseren  Mannigfaltig- 
keit für  die  Steuerlehre  kaum  so  viel  interessantes  steuertechnisches 
Material,  als  die  französische  Besteuerung,  welcher  eben  durch  die 
politische  Entwicklung  ihres  Landes  noch  grössere  und  verschieden- 
artigere Aufgaben  gestellt  waren.  Das  Eigenartigste  und  Beste,  auch 
in  steuertechniscber  wie  steuerpolitischer  Hinsicht,  möchte  in  unserer 
deutschea  Besteuerung  die  Ausbildung  der  modernen  directen 
Personalbesteuerung  sein.  Darin  ist,  vollends  seit  der  säch- 
sischen und  nunmehr  auch  der  preussischen  Steuerreform  (1891),  die 
deutsche  Besteuerung  wohl  das  Bedeutendste  und  relativ  Gelungenste, 
was  bisher  auf  diesem  Felde,  zumal  für  ein  grösseres  Staatsgebiet, 
erreicht  worden  ist;  auch  der  britischen  sogen.  Einkommensteuer 
ist  sie  technisch  überlegen.  Die  directe  Ertragsbesteuerung 
ist  vielfach  auch  in  ihrer  Weise,  besonders  in  Sttddeutschland, 
technisch  meisterhaft  ausgebildet  worden,  aber  die  französische 
bezügliche  Besteuerung  möchte  hier  doch  origineller  und  technisch 
noch  vollkommener  sein.  In  der  technischen  Seite  des  Zoll- 
wesens, in  dem  Ausbau  des  Zolltarifs,  besonders  der  Finanz- 
zölle und  wichtiger  agrarischer  und  industrieller  Schutzzölle, 
dann  in  der  Ausbildung  innerer  indirecter  Verbrauchs- 
steuern wie  der  Salzsteuer  und  der  neuen  Zucker-  und 
Branntweinsteuer,  steht  Deutschland  kaum  mehr  hinter  einem 
andern  Lande  zurück.  Von  der  Bierbesteuerung  gilt  dies, 
trotz  seiner  technisch  weniger  vollkommenen  Methode,  wenigstens 
von  Süddentschland ,  besonders  von  Baiern,  dagegen  allerdings 
noch  nicht  von  Norddeutschland.  Auch  im  Ertrage  sind  die  Zölle 
und  die  genannten  inneren  Steuern,  in  Norddeutschland  wieder 
abgesehen  von  der  Biersteuer,  zu  befriedigender  Entwicklung  ge- 
bracht. Das  Problem  der  Tabakbesteuerung  haben  wir 
anderseits  noch  immer  nicht  entfernt  genügend  zu  lösen  ver- 
standen, mit  dem  der  inneren  Weinbesteuerung  sind  wir 
noch  nicht  einmal  so  weit  im  Reiche  und  in  dem  grössten  Theil 
der  Einzelstaaten  gekommen.  In  der  Verkehrs-,  Stempel- 
u.  dgl.  Besteuerung  haben  wir  die  französische  Superfiscalität  und 
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7erkehrs8törende  Wirkung  vermieden,  nenerdings  dies  Gebiet  zwar 
DQehr  ansgebant  nnd  technisch  das  Einzelne  vervollkommnet  (Reich, 
Börsensteuer,  Einzelstaaten,  Preussen,  Mittelstaaten).  Aber  diese 
Besteuerung  hat  noch  nicht  die  ihr  im  Zeitalter  des  Credits  und 
der  Speculation  gebührende  Stellang  und  Entwicklung  im  Steuer- 
system, ihr  Ertrag  noch  nicht  die  erforderliche  Höhe  im  Gesammt- 
Bteoerertrag  erreicht  In  jeder  Beziehung  unverhältnissmässig 
zurückgeblieben  ist  die  Entwicklung  der  Erbschaftssteuer, 
welcher  die  von  ihr  im  Ausland  erlangte  Stellung  (Grossbritannieu, 
Frankreich,  auch  Italien,  Oesterreich  u.  a.)  im  Steuersystem  und 
Steuerertrag  fast  noch  durchaus  fehlt.  Doch  wird  dieser  Mangel 
durch  die  bessere  Ausbildung  unserer  Einkommensteuer  und  in 
Preussen  durch  die  jüngst  hinzugetretene  Vermögenssteuer 
immerhin  einigermaassen  ausgeglichen.  Manches  Hemmniss  liegt 
für  die  Entwicklang  der  Steuergesetzgebung  in  der  wünschens- 
werthen  Richtung  in  der  Complication  der  politischen  Organisation, 
im  Bundesstaatscharacter  des  Reichs. 

In  der  Communalbesteuerung  ist  die  directe  fast 
überall  in  Deutschland  und  seit  der  neuesten  Reform  besonders  in 
Preussen  in  ihrer  zweckmässigen  Combination  von  Ertrags-  und 
Personal-  (Einkommen-)  Steuer  im  Ganzen  befriedigend  aasgebildet 
worden.  Mindestens  hält  sie  hier  den  Vergleich  mit  derjenigen 
anderer  Länder,  auch  England,  aus,  ja,  möchte  ihr  eher  vorzu- 
ziehen sein.  Aehnliehes  gilt  von  der  directen  Besteuerung  der 
Verbände  (Kreise,  Provinzen  u.  s.  w.).  Aber  die  indirecte  Ver- 
brauchsbestea  erung  der  Communen  ist  wenigstens  im 
grössten  Theil  des  Reichs  zu  sehr  unterbunden  und  in  ihrer 
früheren  höheren  Entwicklung  (in  den  älteren  Accisesystemen)  wohl 
zu  stark  zurückgedrängt  worden,  wesentlich  mit  aus  doctrinären 
Gründen.  Erst  neuerdings  macht  sich  eine,  immer  noch  schwache 
Bewegung  in  Gesetzgebung  und  Praxis  wieder  mehr  zu  Gunsten 
einer  Ausdehnung  dieser  Besteuerung  geltend. 

Die  folgende  Darstellang  der  Entwicklang  der  deutschen  Gesetzgebung  soll  sich 
unserem  Plane  gemäss  auf  eine  blosse  Skizze  in  grösseren  GrandzUgcn  beschränken. 
Sie  liefert  anch  in  dieser  Form  die  Belege  fUr  die  Foraasgehcnde  allgemeine 
Gharacteristik ,  ohne  dass  sie  sich  auf  die  Constraction  und  Technik  der  einzelnen 
Steaem  genaner  einl&sst,  was  nach  unserem  Plan  (S.  6)  der  systematischen  Dar- 
steUang  vorbehalten  bleibt  Der  Bedeatnng  des  preussischen  Staats  und  seines  Steuer- 
systems gemäss  wird  nur  die  Darstellung  des  letzteren  auch  in  dieser  Cebersicht 
immerhin  eingehender  sein  mOssen  und  dürfen,  als  diejenige  der  Besteuerung  der 
anderen  deutschen  Staaten.  Auch  deren,  besonders  der  grösseren  Mittelstaaten  Ver- 
hältnisse sind  indessen  so  eigenthOmlich  und  finanzwissenschaftlich  lehrreich,  dass  sie 
doch  nicht  mit  wenigen  Stridien  genügend  geschildert  werden  können. 
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1.  Abschnitt. 
Freussen. 

1.  Die  Staatsbesteneuernng. 

§.  7.  Erste  oder  Periode  der  grundlegenden  Re- 
formen (1810—1822).  Der  prenssische  Staat  in  dem  Umfang, 
auf  welchem  er  durch  den  Frieden  von  Tilsit  vorübergehend  ver- 
kleinert worden  war,  sah  sich  schon  in  der  Kriegszeit  genOthigt, 
an  den  Grnndlagen  seiner  bisherigen  Steuerverfassung  Aendemngen 
vorzunehmen  und  andere  anzubahnen.  Zum  Theil  waren  diese 
Aendernngen  nur  Experimente  von  vorübergehender  kürzerer  Daner. 
Doch  ist  durch  Einzelnes  davon  der  Grund  gelegt  worden,  auf  dem 
sich  dann  die  neue  Steuerverfassung  des  Staats  in  den  Jahren 
1818—1822  endgiltig  aufgebaut  hat. 

Die  ältere  Staats -Steuen^erfassung,  wie  sie  namentlich  vom 
Grossen  Kurfürsten  an  sich  gebildet  hatte  und  im  18.  Jahrhundert 
ausgebaut  worden  war,  hatte  aus  zwei  Haupttheilen,  der  directen 
Contribution,  namentlich  einer  Grundbesteuerung  auf  dem 
Lande,  und  der  Accise,  einem  System  einer  wesentlich  indirecten 
Verbrauchssteuer,  in  den  Städten  bestanden,  woran  sich  dann  ver- 
schiedene kleinere  Steuern,  auch  in  Regalform  (besonders  die  Salz- 
steuer) anschlössen  (Fin.  III,  §§.  48,  49).  Jene  Hauptgliedening 
beruhte  auf  der  wirthschaftsrechtlichen  Abtrennung  von  Stadt  und 
Land,  stand  daher  namentlich  auch  in  Verbindung  mit  der  Gte* 
Werbeverfassung.  Die  allgemeine  ländliche  directe,  besonders  die 
Grundbesteuerung  wurde  aber  durch  die  Steuerfreiheiten  und 
Privilegien  des  Adels  und  ritterschaftlichen  Grundbesitzes,  nament- 
lich in  den  östlichen  Gebieten,  provinzenweise  übrigens  in  ver- 
schiedenem Maasse,  durchlöchert. 

Die  schwierige  Finanzlage  nach  dem  Tilsiter  Frieden  einer- 
seits, anderseits  die  nun  auch  in  Freussen  eindringenden,  in  der 
öffentlichen  Meinung,  in  den  Regierungsinstanzen  sich  durch- 
ringenden neuen  politischen  Ideen  von  der  Nothwendigkeit^richtiger 
allgemeiner  und  gleichmässiger  Besteuerung  und  die  neuen  wirth- 
schaftlicben  Ideen  von  der  Nothwendigkeit  freierer  wirthschaftlicher 
Organisation,  freierer  Bewegung  der  Wirthschaftskräfte,  vor  Allem 
freierer  Gewerbeverfassung,  führten  zu  Reformbestrebungen  auch 
auf  dem  Gebiete  der  Steuerverfassung.     Namentlich  die  scharfe 
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wirthschaftliche  Trennang  von  Stadt  und  Land,  städtischer  nnd 
ländlicher  Berafe  and  Erwerbsarten ,  Hess  sich  mit  der  Ein- 
ftthrang  der  Gewerbefreiheit  nicht  mehr  ordentlich  aufrecht  erhalten. 
Damit  aber  war  die  bisherige  Doppelgliederang  der  Staats- 
besteaemng  in  ihrem  Grandprincip  erschüttert  Die  verkehrs- 
störende  Wirknng  der  Acciseverfassung  war  ein  weiterer  Grand, 
der  zu  Reformen  dieser  Steaer  drängte.  Die  nngleichmässige  Be- 
lastung des  platten  Landes,  die  Steuerbefreiungen  standen  ferner 
jetzt  in  Widerspruch  mit  der  für  richtig  erkannten,  allgemeinen  und 
gleichartigen  staatsbürgerlichen  Steaerpflicht  nnd  sollten  nunmehr 
die  erstere  yerbessert  werden,  die  letzteren  fallen.  Darauf  ging 
die  Reformtendenz  der  Gesetzgebung  hinaus. 

Diese  Tendenz  ist  freilich  nicht  völlig  durchgedrungen,  theils 
wegen  der  Schwierigkeiten  in  der  Gesammtlage  und  in  den  legis- 
lativen und  administrativen  Aufgaben  des  Staats  in  den  Jahren 
von  1807  — 1815,  theils  wegen  unerwartet  eintretender  steuer- 
technischer und  finanzieller  Schwierigkeiten,  theils,  auch  noch 
später  nnd  in  der  Abschlnsszeit  um  1820,  weil  man  aus  mancherlei, 
auch  aus  politischen  Gründen,  an  das  technisch-administrativ  und 
politisch  schwierigste  Problem,  die  Ausgleichung  der  Grundsteuer- 
verfassung, nicht  ernstlich  heranzugehen  wagte.  Immerhin  ist  durch 
die  grundlegenden  Gesetze  von  1810  nnd  1811  und,  lAich  ver- 
schiedenen Experimenten,  durch  die  auf-  und  ausbauenden  Gesetze 
von  1818— -1822,  welche  die  Staatsbesteueruog  des  1814  —  1815 
neugestalteten  Staats  reformirten  und  grossentheils  unificirten,  die 
preussische  Besteuerung  in  sehr  erheblicher  und  im  Ganzen 
den  Zeitverhältnissen  sich  angemessen  anpassender  Weise  um- 
geändert und  modemisirt  worden.  Die  Aufhebung  der  älteren 
Acciseverfassung,  die  Einrichtung  eines  allgemeinen 
Grenzzollsystems  mit  massigen  Tarifsätzen,  die  Begründung 
allgemeiner  innerer,  auf  wenige  passende  Artikel 
beschränkter  Verbrauchsbesteuerung  und  einer  um- 
fassenden Personalbesteuerung  (Classensteuer)  sind 
die  principiell  und  practisch  wichtigsten  Puncto,  aber  auch  das 
Uebrige  ist  nicht  ohne  Bedeutung  gewesen.  Die  Möglichkeit  der 
Uebemahme  preussischer  Steuereinrichtungen  im  Zollverein  (Zoll- 
wesen, Bier-,  Branntweinsteuer),  der  ein  Menschenalter  und  länger 
(bis  1851,  bezw.  1861)  dauernde,  wenig  veränderte  Bestand  der 
um  1820  neu  begründeten  Steuerverfassung  zeigen,  dass  das  in 
der  Zeit  nach  dem  Kriege  Geschaffene  doch  eine  tüchtige  legis- 
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lative  und  administrative,  anch  steaerpolitische  und  stellertechnische 
Leistung  war,  —  soviel  es  vom  Standpnnct  der  Kritik,  vollends 
einer  späteren  Epoche,  zu  wünschen  übrig  Hess.  Als  der  sten^- 
politisch  bedeutendste  Mangel  möchte  neben  der  Verschiebung 
der  Grundstenerregulirung  die  absolut  wie  relativ  yiel  zu 
niedrige  directe  Besteuerung  der  wohlhabenden  und 
vollends  der  reicheren  Glassen,  auf  dem  Lande,  wo  dieser 
Mangel  durch  die  Grundsteuerfreibeiten  noch  gesteigert  wnrde,  und 
in  den  Städten,  daher  auch  des  mobilen,  industriellen,  mercantUen 
Kapitals  und  Einkommens,  bis  zur  Einführung  der  classificirten 
Einkommensteuer  von  1851  und  zur  Grundsteuerreform  von  1861, 
zu  bezeichnen  sein.  Mit  der  wünschenswerthen  „Schonung  des 
Kapitals''  in  dem  armen,  vom  Kriege  sich  langsam  erholenden 
Lande  wird  man  diesen  Mangel  nicht  beschönigen,  jedenfalls  nicht 
rechtfertigen  können.  Er  erklärt  sich  aus  ungenügendem  Ver- 
ständniss  des  Grundsatzes  der  Gleichmässigkeit  (Fin.  II,  §.  176  ff.) 
und  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  (eb.  §.  183  ffl), 
sowie  aus  fehlender  oder  unrichtiger  Einsicht  in  die  socialpolitische 
Seite  der  Besteuerung  (Fin.  II,  §.  160). 

§.  8.  Einzelnes.  S.  für  die  Zeit  von  1806—16  bes.  Mamroth,  Geschichte 
der  preoss.  Staatsbesteoerang,  1806 — 16  (1893),  namentlich  auch  fdr  die  hier  ttber- 
gangeneu  Stencrexperimente  jener  Zeit;  dann  fUr  die  Zeit  bis  1820  G.  Dieterici*8 
tichrift,  Geschichte  der  Steuerreform  in  Preussen  v.  1810 — 20  (1875);  zum  Ver- 
ständniss  der  bei  den  Befonnen  uro  1820  leitenden  Gedanken  J.  G.  Hoffmann 's 
Lehre  von  den  Steuern  ^1840),  G.  Schmoller,  Epochen  der  preuss.  Finanzpolitik 
(Jahrb.  f.  Gesetzgebung  u.  s.  w.,  1874,  S.  31  ff),  auch  dessen  Rectoratsrede  1898  über 
das  prenssische  Handels-  und  Zollgesetz  von  1818.  Speciclleres  in  Schimmelfenig's 
directen  (3.  A.  1859)  und  indirecten  Steuern  (2.  A.  1855)  bes.  betreffs  der  Steaar- 
Verfassung  vor  1851  und  1861.  Uebersichtcn  in  den  Staats-  und  verwaltungsrecbt- 
liclien  Werken:  v.  Könne,  preuss.  Staatsrecht,  4.  A.  IV,  §§.  430  ff.,  Georg  Meyer, 
Deutsches  Verwaltungsrecht  2.  A.  IL,  S.  212  if.)  Bibliographie  der  preossischen 
Besteuerung  von  Kletke,  Litt,  über  d.  Fin.  Prcussens,  3.  A.  (1876). 

Die  wichtigsten  gesetzgeberischen  Vorgänge  waren  die  folgenden, 
zunächst  in  der  Zeit  von  1810 — 1811.  Die  Grundzflge  der 
Steuerreform  stellt  das  Finanzedict  vom  27.  Oct.  1810  „über 
die  Finanzen  des  Staats  und  die  neuen  Einrichtungen 
wegen  der  Abgaben  u.  s.  w/'  fest.  Zur  Ausführung  dient  das 
Edict  vom  28.  Oct.  1810  über  Consumtions-  und  Luxus- 
steuern,  das  Edict  vom  2.  Nov.  1810  über  die  Gewerbesteuer, 
dasjenige  über  Stempel  vom  20.  Nov.  1810.  Eine  wesentliche 
Modification  erlitt  die  neue  Gesetzgebung  über  Consumtionsstenem 
aber  schon  durch  das  Edict  vom  7.  Sept.  1811  über  Finanzen 
und  Abgabesystem. 


1..  Periode.    Gesetzgebung  tod  1810  and  1811.  17 

Das  Finanzedict  von  1810  yerkttndete  die  neuen  leitenden 
Rechtsnormen  des  Steuersystems:  Tragang  der  Abgaben  nach 
gleichen  Grundsätzen  von  Jedermann  im  Staate,  Vereinfachung  der 
Abgaben  und  ihrer  Erhebung,  wozu  namentlich  eine  gleiche  und 
Ycrhältnissmässige  Vertheilung  der  Grundsteuer  auf  alle 
Pflichtigen  mittelst  eines  neuen  Katasters  dienen  sollte,  ohne  Ab- 
sicht auf  Steigerung  des  Steuerertrags,  aber  unter  Wegfall  aller 
Exemptionen,  „die  weder  mit  der  natfirlichen  Gerechtigkeit,  noch 
mit  dem  Geiste  der  Verwaltung  in  benachbarten  Staaten  länger 
Tcreinbar  seien/'  Diese  Ziele,  die  dann  freilich  noch  über  ein 
halbes  Jahrhundert  unerreicht  bleiben  sollten,  wurden  damals  noch 
weiter  damit  begründet,  dass  die  Neubelasteten  dann  „nicht  mehr 
der  Vorwurf  treffen  könne,  sich  auf  Kosten  ihrer  Mitunterthanen 
öffentlichen  Lasten  zu  entziehen'%  sowie  damit,  dass  die  neue 
Grundsteuer  geringer  sei,  als  die  Belastung  mit  den  ursprünglichen 
Ritterdienstpflichten  sein  würde. 

In  der  Accise  traten  dorch  Anfhebnng  einiger  specieller  Arten  doräelben, 
durch  Ermässigungen  von  Steners&tzen  Erleichtomngen  ein,  grössere  Beformen,  be- 
sonders die  Beschränkung  der  Accise  auf  eine  geringe  Anzahl  Haaptartikel  statt  der 
bisherigen  UoiTersalaccise,  waren  in  Aussicht  genommen.  Die  Finanzbedurfnisse 
Döthigten  aber  gleichzeitig,  theils  zur  Erhöhung  ?on  Abgaben  der  alten  Accise,  bezw. 
des  Zolls,  besonders  auf  Schlachtneh,  Brotgetreide,  Material-  und  Golonialwaaren, 
Wein,  theils  zn  neuen,  jetzt  auch  auf  dem  Lande  ausserhalb  der  Städte  zu  ent- 
richtenden Steuern  auf  Fleisch,  Gemahl,  Bier,  Branntwein,  theils  zu  (1814  wieder 
beseitigten)  Luzussteucrn  auf  Dienstbotenhalten ,  Wagen,  Pferde ,  Hunde.  Die  bis- 
herigen Befreiungen  Fon  der  Accise  ftlr  Rittergüter  und  gewisse  Personen  fielen  jetzt 
ebenfalls  ganz  fort.  Die  Accisesätze  in  den  ?erschiedenen  Landestheilen  wurden 
gleich  gestellt 

Das  Wichtigste  war  der  Versuch,  die  genannten  neuen  Steuern  auf  das  platte 
Land  als  Landconsumtionssteuern  auszudehnen  und  Stadt  und  Land  so  in 
dieser  Besteuerung  mehr  gleich  zu  stellen.  Dieser  Versuch  begegnete  aber  grossen 
steuenechuischen  Schwierigkeiten,  besonders  in  der  Besteuerung  des  Brotgetreides 
(Etoggens),  mit  dem  lästigen  und  odiosen  Verbot  des  Gebrauchs  von  HandmUhlen,  (der 
„QuimderO«  d^  Fleisches,  des  Branntweins  (nach  der  Methode  der  Steuer  vom 
Blasenzins). 

Diese  Schwierigkeiten  und  die  heftige  Opposition  der  Land- 
bevölkerung nöthigten  bald  zur  Suspension  und  Modification  der 
gesetzlichen  Bestimmungen  in  einigen  Pnncten  und  schliesslich, 
schon  im  Edict  vom  7.  Sept.  1811,  zu  einer  grundsätzlichen  Ab- 
änderung der  geplanten  neuen,  auf  möglichste  Gleichstellung  von 
Stadt  und  Land  abzielenden  Steuerverfassnng ,  wie  sie  der  neuen 
Wirthschaftsordnung,  besonders  der  Gewerbeverfassung,  doch  zu 
entsprechen  geschienen  hatte:  man  kehrte  zu  einer  principiellen 
Trennung  von  Stadt  und  Land  in  der  Staatsbesteuerung  mit 
der  Modification  zurück ,  dass  allein  die  grösseren  Städte 
mit  bedeutenderem  Gewerbe-   und  Handelsverkehr    die   bestehen 

JL  Wagner,  Fi]uuizwi«en8clift(t  IV.  2 


18  6.  B.   Uebenichten  der  Bestenerang.  Prenssen.  §.  8,  9. 

bleibenden  älteren  (Aecise)  and  neneren  ConsumtionsabgabeD  za 
entrichten  haben  sollten,  anch  die  Form  der  Thoraccise  hier,  yerein- 
facht,  verblieb,  insbesondere  für  den  Verkehr  vom  Land  in  die 
Stadt  auf  ländliche  Erzeugnisse.  Das  platte  Land  und  die 
kleineren  Städte  dagegen  wurden  von  der  verhassten  Mahl- 
steuer ganz  befreit,  in  der  Schlacht-(Fleisch-)Steuer,  der  Bier-  und 
Branntweinsteuer  erleichtert,  wobei  zwar  der  Absicht  nach  der 
Blasenzins  die  Steuerform  der  Branntweinsteuer  blieb,  aber  ans 
steuertechnischen  Gründen  statt  dieser  Form  die  der  Besteuerung 
des  Schrots  durchgeführt  wurde. 

Zum  Ersatz  des  Ertragsausfalls  sollte  jedoch  das  platte  Land 
mit  den  kleinen  Städten  einer  directen  fixirten  Personal- 
steuer, der  Sache  nach  einer  gleichen  Kopfsteuer  von  Vs  Thlr. 
jährlich  von  jeder  über  16  jährigen  Person  ohne  Ausnahme,  unter* 
worfen  werden. 

Dadurch  ist  das  dann  bis  1851,  bezw.  1873  für  das  prenssische 
Staatssteuersystem  besonders  characteristische  Moment  der  ver- 
schiedenen formellen  Behandlung  von  (grösseren)  Städten 
und  Land  (nebst  kleineren  Städten),  die  Verbrauchsbesteuerung 
dort,  die  directe  Personalbesteuerung  hier  begründet,  aber  damit 
auch  die  Einbürgerung  letzterer  im  Steuersystem  angebahnt  worden : 
zwei  besonders  wichtige  Puncte  der  neueren  preussischen  Steuer- 
geschichte und  Steuerverfassung.  Andere  vom  platten  Lande  zu 
erhebende  Steuern,  um  dessen  Erleichterung  in  der  Verbrauchs- 
besteuerung auszugleichen,  nemlich  die  Erhebung  eines  ausser- 
ordentlichen Grundsteuerzuschlags  und  höherer  Gewerbesteuersätze 
zur  Deckung  eines  Ausfalls,  sind  nicht  zur  Ausführung  gekommen. 
In  einer  Hinsicht  blieb  also  noch  eine  Aehnlichkeit  mit  der  alten 
Steuerverfassung :  die  indirecte  Verbrauchsbesteuerung  in  den 
(grösseren)  Städten,  die  directe  auf  dem  Lande.  Eine  richtige 
Verhältnissmässigkeit  der  durch  beide  Steuergruppen  dargestellten 
Belastung  wurde  freilich  jetzt  so  wenig  als  früher  bewirkt  und 
nicht  einmal  besonders  nach  einer  solchen  gestrebt. 

Die  neue  Gewerbesteuer  von  1810  war  eine  Gonsequenz 
der  neuen  auf  dem  Princip  der  Gewerbefreiheit  beruhenden  Gewerbe* 
Verfassung. 

Sic  trat  an  die  Stelle  der  bisherigen  bezüglichen  Steuern  (Concessionsgelder  u,  s.  w.), 
welche  mit  dem  neuen  Gewerborecht  nicht  mehr  vereinbar  waren«  lehnte  sich  an  die 
formellen  Bestimmungen  des  neuen  ücwerberechts  (Pflicht  zur  Lösung  von  Gewerbe- 
scheinen) an  und  war  eine  rohe  Form  der  Gewerbe-Classensteuer  nach  Süsseren  Merk- 
malen (Gattungen   und  Betriebsumfang  der  Gewerbe)  mit  6  Classen  und  Steaers&tzeii 
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von   1  Thlr.  bis  200  Thir.     Der  Fortschritt    lag  in  der  Allgemeinheit  und  Gleich- 
missigkeit  der  Steuer  im  ganzen  Staate. 

Die  neue  Stempelsteuer  yon  1810  trat  ebenfalls  an  Stelle  älterer  Abgaben, 
galt  fär  das  ganze  Staatsgebiet,  dehnte  die  Steaerpflicht  auf  Geschäftsurkunden  weiter 
aus,  erhöhte  die  Sätze,  so  auch  fUr  den  Erbschaftsstempel,  den  sie  mit  enthielt,  und 
gestaltete  Anderes  um  (Processstempel). 

Das  Salzregal,  als  Handelsmonopol,  war  bestehen  geblieben,  die  Lotterie 
wurde  wenigstens  durch  Beseitigung  ihrer  schlimmsten  Form,  der  Zahlenlotteric.  auf 
die  Glassenlotterie  und  eine  neae  „Quinenlotterio"'  beschränkt  (Edict  y,  28.  Mai  1810). 

§.  9.  Zeit  nach  1815,  bis  1822.  Gesetz  von  1820. 
Grundsteuer,  Gewerbesteuer.  Diese  ganze  neue  Steuer- 
Verfassung  hatte  unter  dem  raschen  Wechsel  der  politischen  Ver- 
hältnisse und  nach  der  Wiederherstellung  und  Erweiterung  des 
Staatsgebiets  1814 — 15  nicht  Zeit  und  Ruhe,  sich  genügend  ein- 
zuleben, und  wurde  zudem  durch  Experimente  mit  Einkommen-  und 
Vermögenssteuern  noch  gestört.  Nach  endgiltig  eingetretenem 
Frieden  drängte  die  Finanzlage  und  deren  nothwendige  Ordnung, 
sowie  die  Verschiedenheit  der  Steuerverfassungen  in  den  alten 
wiedererworbenen  und  den  neu  erworbenen  Gebieten  auf  weitere 
Reformen  in  der  Richtung  der  Unification  der  Staats- 
besteuerung hin.  Die  bezüglichen  Maassregeln  sind  im  Wesent- 
lichen in  der  Zeit  von  1816,  besonders  1818—1822  durchgeführt 
worden. 

Die  Steoerrerfassnngen  der  einzelnen  Gebictstheile  blieben  zunächst  meistens 
im  Zustande  znr  Zeit  des  Ueberf^angs  der  Länder  an  Prenssen  bestehen  and  warden 
nur  in  einigen  Poncten  einstweilen  abgeändert.  Die  Unification  der  Staatsbesteuerang 
▼ar  dann  1822  im  Ganzen  erreicht,  —  bis  auf  die  immer  wieder  und  anch  jetzt 
wieder  ?erschobene  Ausgleichung  der  Grundsteuern,  welche  letztere  in  ihrer  nnge- 
heoeren  Mannigfaltigkeit  und  bei  der  mitspielenden  Frage  der  Beseitigung  der  Steuer- 
freiheiten für  eine  solche  Maassregel  grosse  politische,  wirthschaftlicho  und  technische 
Schwierigkeiten  bot,  freilich  bei  ernstlichem  Willen  nicht  unüberwindliche. 

lieber  den  Abschluss  der  Steuerreform  erging  das  allgemeine 
Gesetz  vom  30.  Mai  1820  über  die  Einrichtung  des  Ab- 
gabewesens. 

Die  Grundsteuer  sollte  danach  wegen  der  Berührung  yon 
Provincialinteressen  der  Berathung  mit  den  Ständen  vorbehalten 
bleiben.  Sie  wurde  bis  dahin  in  jeder  Provinz  in  der  bisherigen 
Weise  erhoben,  doch  sollte  der  Steuersatz  da,  wo  die  Steuer  seit 
1789  neu  eingeführt  oder  erhöht  worden,  den  fünften  Theil  des 
Reinertrags  nicht  übersteigen,  so  dass  der  betreffende  Besitzer,  der 
die  Ueberschreitung  dieser  Höhe  nachwies,  auf  Ermässigung  Anspruch 
hatte.  Eine  allgemeine  Untersuchung  von  Amtswegen  in  dieser 
Richtung  fand  nicht  statt 
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Auch  die  Domänen  und  Forsten  wurden  fUr  steuerpflichtig  erklärt  und  sollten 
bei  Veräuäserung  mit  der  landublichcn  Grundsteuer  belegt  wordem.  Der  sogen. 
Seryis  der  Städte,  der  vomemlich  als  .,Realscr7is''  eine  Art  Gobäudesteuer  fOr 
die  Deckung  der  Kosten  der  den  Städten  obliegenden  militärischen  Quartierlastea 
bildete  und  im  Preussen  des  Tilsitcr  Friedens  durch  ein  ßegulatir  7.  17.  März  1810 
neu  goregelt  worden  war.  blieb  auch  bestehen  und  wurde  zur  Grundsteuer  gestellt 
Nor  in  den  beiden  westlichen  Provinzen  Kbeinland  und  Westphalen  ist  die  dort 
in  der  französischen  Zeit  begonnene  Grundsteuerkatastrirung  wesentlich  nach  den 
französischen  Grundsätzen  fortgesetzt  und  vollendet  worden  (K.-O.  v.  26.  Juli  1820, 
7.  April  1828,  Ges.  v.  21.  Jan.  1839).  Dadurch  wurde  aber  gerade  vollends  ein 
Missverhältniss  in  dieser  Besteuerung  zwischen  den  weltlichen  und  Ostlichen  Provinzen 
herbeigeführt,  die  westlichen  auf  Grund  der  neuen  Katastrirung  wohl  relativ  hoher 
belastet  Die  Ausgleichung  erfolgte  erst  durch  die  allgemeine  Grundsteuerreform  von 
1861.  Die  Grund-  und  Gebäudesteuer  waren  so  in  Preussen  bis  1861  auch  noch 
nicht  scharf  getrennt.  Die  Grundsteuer,  soweit  sie  tlberhaupt  bestand,  umfasste  recht- 
lich und  thatsächlich  die  Gebäudebesteuerang  mit,  auch  in  den  westlichen  Provinzen, 
wo  die  französische  ThUr-  und  Fenster-  und  Personal-  und  Mobiliarsteuer,  die  als 
„personliche''  Steuern  galten,  durch  das  allgemeine  Gesetz  vom  30.  Mai  1820  aufgehoben 
worden  waren.  Die  in  diesen  Provinzen  in  der  Grundsteuer  mit  enthaltene  Gebäude- 
besteuerung wurde  erst  1861  bei  der  Einfahrung  einer  eigenen  allgemeinen  Gebäude- 
Steuer  beseitigt 

Die  Gewerbesteuer  von  1810  ist  dnrcli  ein  neues  Gesetz 
vom  30.  Mai  1820  ersetzt  und  für  den  ganzen  Staat  einheitlich 
gestaltet  worden.  Dies  Gesetz  blieb,  mit  manchen  späteren  Novellen, 
die  es  abänderten,  die  Grundlage  der  preussischen  Gewerbesteuer 
bis  zum  Gesetz  von  1891.  Es  enthält,  wie  das  frühere  von  1810, 
eine  Gewerbe-Classen-Steuer  nach  der  Methode  der  Merkmale,  aber 
nunmehr  mit  etwas  feineren,  doch  bei  Weitem  nicht  an  den  Classen- 
schematismus  und  die  detaillirte  Casuistik  der  französischen  und 
süddeutschen  Gewerbesteuergesetze  heranreichenden  Classification 
der  Gewerbe  nach  Gattungen,  Betriebsumfang,  Orten  des  Domicils. 

Eine  Singularität,  welche  sich  bewährt  hat  und  der  preussischen  Gewerbesteuer 
fast  allein  eigenthümlich  ß:oblieben  ist  (partiell  kam  Achnliches  in  Sachsen  vor),  auch 
noch  in  der  1891er  Beform,  ist  die  Bildung  von  Steuergesellschaften  aus  Gruppen 
von  Gewerbetreibenden,  mit  Mittcisätzen  und  Steucrcontingenten  dieser  Gesellschaften, 
wo  die  Contingente  dann  auf  die  Mitglieder  der  Gesellschaft  nach  Minimal-  und 
höheren  Stufensätzen  zu  vertheilen  sind.  Dem  damaligen  Stand  der  Geworbetechnik 
und  Oekonomik  entsprach  diese  Steuer  leidlich,  später  kam  sie  in  ihren  Grundlagen 
mit  der  gewerblichen  Entwicklung  immer  mehr  in  Widerspruch,  was  durch  die 
Flickarbeit  der  Novellen  anerkannt,  aber  dadurch  nicht  genügend  behoben  wurde. 
Zur  Würdigung  ihrer  Stellung  und  Function  in  der  preussischen  directcn  Staats- 
besteuerung ist  zu  beachten,  dass  die  Gewerbesteuer  eigentlich  nur  in  den  wirth- 
schaftlich  bedeutenderen  Städten  eine  merkliche  Belastung  des  Gewerbebetriebs  bUden 
sollte,  in  den  anderen  und  auf  dem  Lande  mehr  nur  als  ein  massiger  Zuschlag  zur 
Classensteuer  fangirtc. 

§.  10.  Classensteuer,  Mahl-  und  Schlachtsteuer. 
Das  Wichtigste  in  der  Steuerreform  von  1820,  besonders  auf  dem 
Gebiete  der  directen  Besteuerung  und  in  Bezug  auf  die  bisherige 
Combination  dieser  Besteuerung  mit  der  indirecten  Verbrauchssteuer 
in  den  grossen  Städten,  war  die  Hinüberbildung  der  Personalstener 
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in  eine  abgestnile  Glassenstener  in  den  kleinen  Städten  nnd 
anf  dem  Lande,  die  YÖliige  Beseitigung  der  UniverBalaccise,  auch 
in  den  grösseren  Städten ,  statt  deren  die  Darchführung  einer 
blossen  Mahl-  und  Schlachtsteuer  in  diesen  (damals  132) 
nnd  die  EntwickloDg  einer  allgemeinen  Getränke-(Bier-, 
Branntwein-,  Wein-)  Besteuernng,  nebst  einer  Tabaksteuer, 
wobei  besonders  die  Wein-  und  Tabaksteuer  ihre  Ergänzung  durch 
den  Einfuhrzoll  von  ausländischem  Product  fanden. 

Dnrch  die  bis  1873  dauernde  Gombination  der  Classen- 
mit  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  ist  das  im  Edict  vom 
7.  Sept  1811  wieder  angenommene  Princip  festgehalten  worden,  damit 
ein  letzter  Rest  der  alten  Gontributions-  und  Acciseverfassung  in 
umgestalteter  Form.  Die  Verschiedenheit  der  Steuerform  für  die 
grösseren  Städte  und  die  übrigen  Orte  wurde  mit  der  Verschieden- 
heit der  Lebensverhältnisse,  der  grösseren  Beweglichkeit  der  Be- 
völkerung in  den  grösseren  Städten,  der  Schwierigkeit  der  Ver- 
anlagung der  directen  Personalstener  in  diesen  begründet,  wonach 
hier  die  indirecte  Verbrauchs-,  dort  die  directe  Personalsteuer  die 
technisch  passendere  sei.  Die  neue  Glassenstener  sollte  aber 
den  Bedenken  gegen  die  bisherige  gleiche  kopfsteaerartige  Personal- 
steuer Rechnung  tragen,  daher  classenweise  abgestuft  werden. 

Doch  sollte  sie  aüsdracUich  nicht  den  technischen  Character  einer  wirklichen 
fonDcllen  Einkommenstener  erhalten ,  d.  h.  weder  nach  dem  wirklichen ,  genau  er- 
mittelten, noch  nach  dem  mothmaasslichen  Einkommen  aufgelegt  werden,  was  man 
ans  principiellen  (schon  damals  nicht  mehr  ganz  zutreffenden,  mehr  doctrinären) 
ürtlnden  nud  mit  Bücksicht  auf  die  nichts  Genügendes  in  der  Sache  beweisenden  un- 
gOnütigen  Erfahrungen  mit  dem  Experiment  der  Einkommensteuer  in  der  Kriegszeit 
glaubte  ablehnen  zu  müssen,  eine  Auffassung,  die  u.  A.  namentlich  J.  G.  Hoffmann 
lebhaft  vertrat.  Vielmehr  sollte,  mit  dos  letzteren  Worten,  „dio  Stellung  im  äusseren 
Leben^'  die  Grundlage  der  Steuer  bilden,  wobei  man  dann  nach  äusseren  Merkmalen, 
der  socialen  Stellung,  des  Berufs,  der  allgemeinen  Erwerbs-  und  Besitzverhältnissc, 
dem  notorischen  ungefähren  Grad  des  Wohlstands,  der  Lebensweise  u.  s.w.,  Glassen 
mit  Terhättnissmässig  weitem  Spielraum  bildete.  In  diese  wurde  die  Bevölkerung 
Dach  Haushaltungen  eingetheilt  und  dann  mit  festen  Steuersätzen  belegt.  Für  die 
Höhe  der  letzteren  war  der  Gesammtertrag ,  den  die  Steuer  nach  dem  damaligen 
Finanzbedürfniss  (c  6  Hill.  Thlr.)  decken  sollte,  mit  maassgebcnd.  Dio  Bestimmungen 
des  Clas^nsteuen^esetzes  vom  30.  Mai  1820  stellten  so  6  Glassen  und  Steuersätze 
auf,  was  sich  indessen  sofort  bei  der  Durchführung  doch  als  eine  gar  zu  wenig 
specialisirende  Unterscheidung  erwies.  Schon  durch  K.  0.  ?.  5.  Sept.  1821  wurde 
daher  von  1822  an  eine  neue,  dann  dauernd  gewordene  Eintheilung  der  Bevölkerung 
in  4  Haoptclassen,  immer  noch  nach  jenen  allgemeinen  äusseren  Merkmalen,  mit  drei 
Stufen  in  jeder,  eingeführt.  Der  höchste  Satz  im  Jahre  war  144,  der  niedrigste 
Vs  Thlr.  Die  Steuerpflicht  war  mit  wenigen  bestimmten  Ausnahmen  eine  allgemeine, 
begann  nach  vollendetem  14.  (seit  1828  dem  16.)  Lebensjahre,  endete  seit  1827  mit 
dem  vollendeten  60.  Jahre  in  der  untersten  Glasse.  Eine  noch  etwas  weitere  Ab- 
stufung der  Sätze  trat  1828  in  der  Bheinprovinz  ein. 

Der  Grundzug    dieser  Classensteuer    beruhte    noch    auf  dem 
Gedanken  einer  festeren  socialen  und  wirthschaftlichen  Gliederung 
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der  Bevölkerung.  Schon  damals  nicht  mehr  völlig  mit  Recht,  später 
hat  die  Entwicklung  des  Wirthschaftslebens  diese  Gliederung 
vollends  zersetzt,  was  dann  auch  den  Uebergang  zur  formellen  Ein- 
kommensteuer, zuerst  in  der  Verwaltungspraxis,  schliesslich  im 
Gesetz  selbst  bedingt  hat  Aber  das  Grosse  des  Classensteuer- 
gesetzes  war  die  Verwirklichung  einer  fast  allgemeinen  directen 
personalen  Staatssteuer  für  den  grössten  Tbeil  der  Bevölkerung, 
eine  Steuer,  die  sich  doch  in  ihren  Classen  und  Stufen  wenigstens 
dem  Gedanken  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  an- 
passte.  Nicht  mit  Unrecht  ist  mitunter  diese  allgemeine  Personal- 
steuerpflicht als  ein  Analogon  der  allgemeinen  Wehrpflicht  im 
preussischen  Staat  angesehen  worden,  daher  auch  als  ein  Moment 
von  kerniger  politischer  Bedeutung.  Die  Schwäche  der  Steuer  lag 
neben  vielem  Anderen  in  der  ausserordentlichen  Massigkeit  der 
Steuersätze  für  die  reicheren  Classen :  144  Thlr.  der  höchste  Steuer- 
satz und  auch  dieser  nur  ausserhalb  der  grösseren  Städte  and  im 
Osten  auf  dem  Lande  neben  den  Steuerfreiheiten  des  Grossgrund- 
besitzes  und  neben  der  auch  nur  massigen  Gewerbesteuer! 

Die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  des  Gesetzes  vom  30. Mai 
1820  war  in  den  von  ihr  betroffenen  Städten  (132)  der  Ersatz  der 
Classeosteuer  im  übrigen  Staatsgebiet.  Zu  ihrer  DurchfUhrUDg 
musste  eine  Verkehrscontrole  an  den  Thoren  verbleiben. 

Sie  war  übrigens  für  die  Städte  nicht  unbedingt  obligatorisch.  Mit  Zustimmung 
der  Betfierung  konnte  eine  Stadtgemeinde  statt  ihrer  die  Classensteuer  wählen,  woron 
bis  1851  eine  ganze  Anzahl  Städte  Gebrauch  gemacht  haben  (Zahl  der  mahl-  und 
schlachtsteuerpflichtigen  hier  nur  noch  83).  Auch  umgekehrt  konnte  eine  Stadt, 
welche  die  Classensteuer  hatte,  diese   durch  die  Mahl-  und  Schlachtsteucr  ersetzen. 

§.  11.  Uebrige  Steuern.  Zölle.  Allgemeine  innere 
Verbrauchssteuern.  Salzregal.  Stempelsteuer.  Neben 
den  genannten  drei  grossen  directen  Steuern  (Grund-,  Gewerbe-, 
Classensteuer)  und  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  standen  in  der 
damaligen  Reform  nur  noch  die  indirecten  Steuern,  die  Zölle 
und  Verbrauchssteuern  von  ausländischen  Waaren 
nach  dem  neuen  Gesetz  vom  26.  Mai  1818,  die  Salzsteuer  nach 
dem  Gesetz  vom  17.  Jan.  1820,  die  neu  geregelte  innere  Steuer 
vom  inländischen  Branntwein,  Braumalz,  Weinmost 
und  Tabaksblättern  nach  dem  Gesetz  vom  8.  Febr.  1819  und 
die  Stempelsteuer,  für  welche  ein  neues  Gesetz  erst  am  7.  März 
1822  erlassen  worden  ist.  Eine  Sonderstellung  nahmen  die  älteren 
Bergwerks  abgaben,  die  zum  Theil  nicht  als  eigentliche  Steuern 
galten ,  ein.    Die  anderen  in  den  alten  wie  neuen  Provinzen  noch 
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vorhanden  gebliebenen  Steuern  waren  tbeils  schon  vorher,  theils 
jetzt  im  Gesetz  über  das  Abgabewesen  vom  30.  Mai  1820  (darunter 
auch  der  Octroi  in  den  westlichen  Provinzen)  aufgehoben  worden. 
Es  war  somit  auch  neben  der  Unification  eine  erhebliche  Verein- 
fachnng  der  Staatsbestcuerung  eingetreten. 

Dem  Zollgesetz  von  1818  war  die  Aufhebung  der  noch 
bestehenden  Binnen-  und  ProvinzialzöUe  in  den  alten  Provinzen 
1816  (V.  V.  11.  Juni)  vorangegangen.  Das  neue  Gesetz  bezeichnet 
den  Uebergang  zu  einem  blossen  »System  von  Grenzzöllen  an  den 
Staatsgrenzen,  mit  massigen  Finanz-  und  Schutzzollsätzen.  In 
letzterer  Hinsicht  erfolgte  der  principiell  und  practisch  wichtige 
Bruch  mit  dem  alten  Mercantilsystem  und  der  Uebergang  zu  einem^ 
vollends  in  damaliger  Zeit,  sehr  liberalen  Handels-  und  Zollsystem, 
mit  welchem  der  preussische  Staat  eine  bedeutsame  Pionierarbeit 
auf  diesem  Gebiete  geleistet  hat^).  Durch  die  so  erfolgte  Bildung 
eines  Grenzzollgebiets,  als  territorialer  abgeschlossener  Basis  der 
heimischen  Volkswirthschaft,  war  ferner  ein  Schritt  von  grüsster 
allgemeiner  principieller  und  practischer  Bedeutung  in  volkswirth- 
ßchaftlicher  wie  finanzieller  Hinsicht  gethan.  Nach  kurzer  Ueber- 
gangszeit,  namentlich  nachdem  gewisse  noch  verbliebene  innere 
Verkebrsbeschränkungen  nach  Erlass  des  Gesetzes  über  innere 
Verbrauchssteuern  von  1819  hatten  fallen  können,  hatte  sich  die 
Herstellung  der  Zolleinheit  durchführen  lassen,  nur  mit  den  Modifi- 
cationen,  wie  sie  die  räumliche  Trennung  der  östlichen  und  west- 
lichen Provinzen  und  die  Verhältnisse  von  zahlreichen  Enclaven 
und  Exclaven  an  den  Grenzen,  besonders  gegen  andere  deutsche 
Staaten,  einmal  bedingten. 

Gerade  diese  Yerhältnisäe  der  von  Preassen  umschlossenen  fremden  £ncla?en 
gaben  dann  den  ersten  Anstoss  za  Verträgen  Preussens  mit  den  betreifenden  Staaten 
über  den  £in8chlass  in  das  preossiscbe  Zollgebiet,  welches  sich  so  besser  arrondirte. 
£atwicklangen ,  ans  denen  später  der  Zollverein  hervorgegangen  ist,  für  den  insofern 
das  preussische  Zollgesetz  von  1818  auch  in  dieser  Hinsicht  der  Ausgangspauct  ge- 
vorden,  daher  Dinge  von  grösster  volkswirthschaftlichor,  aber  doch  auch  von  eminenter 
fiaanzwinhschaftlicher  Bedeutung  fUr  ganz  Deutschland.  Der  Zolltarif,  welcher  zuerst 
noch  (bis  1821)  die  ältere  Trennung  von  allgemeinem  Zollsatz  und  specicUem  Yer- 
branchsteuersatz  festgehalten  hatte,  kannte  im  Priocip  keine  Ein-  und  Ausfuhrverbote 
mehr,  war  massig  in  seinen  Sätzen  für  Finanz-  (Wein,  Colonialwaaren)  wie  Schutz- 
zollartikel, gegenüber  den  damaligen  Tarifen  der  Hauptländer  in  der  That  sehr  liberal, 
hatte  AUch  statt  der  lästigen  WerthzOUe  specifische,  meist  Gewichtszölle,  specialisirte 
«ber  nicht  sehr,    was  sich  fttr  Schutzzwecke,    besonders  später,    nachtheilig  erwies. 


*)  Diese  Seite  des  Gesetzes  ?.  1818  beleuchtet  näher  soeben  die  Rectoratsrede 
G.  Schmolle r 's  v.  3.  Aug.  1898  über  das  betr.  Gesetz  (selbständig  u.  auch  1.  d. 
Beilage  der  Allgemeinen  Zeitung  v.  8.,  9.,  10.  Aug.  1898  erschienen). 
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Im  Ganzen  wir  der  Tarif,  aach  in  seiner  Technik,  ein  gnsaer  Fortschritt  gegen  die 
früheren  und  auch  ge^en  die  damalifen  Tarife  anderer  Staaten.  Das  fiscalische 
Interesse  am  Zoll  war  rielleicht  schon  etwas  zd  sehr  znrftckgetreten ,  was  sich  spiter 
aach  im  Zolirerein  noch  nnd  eigentlich  bis  1S7*J  geltend  nachte. 

Das  SalzTerkaofsregal  bestand  weiter,  hatte  aber  durch 
Tollständige  BeseitigQDg  der  früheren  „Salzconscription*'  (welche 
noch  zuletzt  1816  in  verschiedenen  Gebietstheilen  aufgehoben  worden 
ist)  und  durch  andere  Bestimmungen  seinen  vexatorischen  Cbaracter 
verloren. 

Aach  die  Gleichstellang  der  Salzpreise  im  Inland  nach  dem  Gesetz  Fon  1820 
war  ein  Fortschritt,  Der  im  Salzpreis  enthaltene  Steuersatz  war  freilich  ziemlich 
hoch  ftlr  einen  Artikel  nothweodigsten  Bedarfs.  Der  Preis  ist  erst  1842  um  Vs  ^^' 
mässigt  worden,  als  die  Finanzlage  das  erlaubte  (Ton  15  auf  12  Thlr.  fQr  die  Tonne). 

Mit  der  sonstigen  Beschränkung  der  inneren  Verbrauchs- 
steuer auf  die  drei  Getränke  und  den  Tabak  brach  die 
preussiscbe  Steuerreform  endgiltig  mit  der  Univer^alaccise  wie  mit 
einem  umfangreicheren  System  von  Particularaccisen,  wie  es  damals 
noch  mehrfach  sonst  bestand  (England  Fin.  III,  S.  279).  Man  be- 
steuerte so  nur  noch  die  als  Consnmobjecte  für  innere  Verbrauchs- 
steuer geeignetsten  Artikel  und  schuf  damit  für  Branntwein ,  Bier 
und  Tabak  die  Grundlage  der  späteren  inneren  Besteuerung  im 
Zollverein  und  Reich,  oder  wenigstens  im  Hauptgebiete  beider. 

Die  zanächst  gewählten  Stcacrformcn  waren  freilich  unvollkommen.  Der  Blasen- 
zins war  im  Gesetz  ron  1819  wieder  zar  allgemeinen  Methode  der  Branntwein- 
steuer gemacht  worden,  wurde  aber  bereits  1820  im  Verwaltungswege  (endgiltig 
durch  K.  0.  v.  20.  Juni  1.S22')  durch  die  Maischstcuer  ^Maischraum-,  Maiscbbottig- 
steuer)  für  die  wiclitigste  Brennerei,  die  ron  mehligen  Stoffen  (Getreide,  Kartoffeln) 
ersetzt,  eine  Stcuerfürm,  welche  die  Grundlage  der  preussischen  und  späteren  nord- 
deutschen Steuer  bis  in  die  i)cae:«te  Zelt  geblieben  ist:  eine  die  Fortschritte  der 
Technik  und  Oekonomik  sehr  prämiirendc,  aber  ungleichmä^sig  wirkende  and  aach  die 
Technik  in  einseitige  Richtung:  treibende  Steuermethode.  Die  Bier-  oder  Braa- 
malzsteucr  beruhte,  wie  ^clion  vordem,  auf  der  Methode  der  Besteuerung  des  Malz- 
schrots. Die  Weinsteuer  war  im  Ge^etz  von  1819  zuerst  vom  Weinmost,  nach  vier 
Qaalitätssätzen  aufgelegt,  schon  1820  i^Ges.  v.  2-5.  Scpt)  in  eine  Weinstcaer,  mit 
grösserer  Zahl  der  Qualitätsstufen ,  verwandelt  worden,  die  vom  W'einhauer  za  zahlen 
war,  seit  1834  \K.  0.  v.  28.  Sept.)  aber  nur  von  dem  verkauften,  bezw.  verzehrten 
Weine:  eine  so  zwar  vcrbe>scrte,  aber  doch  lästige  und  unzweckmässige  Bestcaerangs- 
methodc.  Später  (^1865'^  ist  die  innere  Wcinstcuer  in  Preussen  aufgehoben  worden. 
Auch  die  innere  Tabaksteuer  von  1819  war  zuerst  eine  Steuer  vom  Prodact, 
von  den  peerntcten  getrockneten  Tabakblättern  nach  deren  Menge,  wurde  aber  1828 
(K.  0.  V.  29.  März)  in  eine  Tabakbodensteucr  nach  der  Flächengrösse  der  bebauten 
Grundstücke  mit  4  Steuerstufen  nach  der  Ertrag sfahigkeit  des  Bodens  verwandelt: 
die  Methode,  welche  dann  später  modiücirt  der  allfremcinen  inneren  Tabaksteuer 
im  Zollverein  und  Reich  zu  Grunde  gelegt  wurde  (1868V  Die  ältere  wie  die.  neuere 
Form  der  preussischen  Tabaksteuer  war  technisch  sehr  unvollkommen  und  nar  bei 
niedrigen  Steuersätzen  haltbar. 

Das  neue  Stempelgesetz  von  1821  bildete  den  Abschluss 
der  damaligen  Steuerreformen. 
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Es  räumte  mit  allen  bestehenden  Stempelab^abcn  im  ganzen  Staatsgebiete  anf, 
aach  mit  denen  des  französischen  Stempel-  und  Registerabgaberechts  am  Rhein  und 
anificirte  die  ganze  Materie.  Die  Erbschaftssteuer  (,.Erbschaftsstempcl^^)  blieb  aber 
ein  integrirender  Bestandtheil  des  Stempelgesetzes.  Später  ging  ein  Theil  der  be- 
treffenden Abgaben  an  das  Reich  über.  Das  Gesetz  ?on  1821  hat  aber  in  Preussen 
selbst,  mit  manchen  NoTellen,  die  Grundlage  der  Materie  bis  zu  dem  neuen  Gesetz 
Ton  1895  gebildet.  Die  Spielkarten  waren  ein  Staatsmonopol  mit  Anwendung  des 
Stempels,  der  1838  (V.  v.  16.  Jnoi)  aufgegeben  und  durch  eine  blosse  Stempelform 
ersetzt  wurde.  Auch  die  Bernsteingewionung,  vornehmlich  an  der  Ostsee,  war 
Regal,  damals  und  lange  nachher  noch  Ton  geringer  finanzieller  Bedeutung. 

§.  12.     Zweite    Reformperiode.      Die    Fortbildung 
der  preussiscben  Bestenernng    seit   dem   Uebergang 
zar    constitutionellen    Staatsform    (1851  — 1890).     Ins- 
besondere     Personalstenerreform      (Ciassen-      und 
classificirte   Einkommensteuer).    An  der  in  den  Jabren 
Yon   1818 — 1822  bergestellten  Grundlage  der  Besteuerung  ist  ein 
Menschenalter  lang,   bis  zur  Periode   der  neuen  Staatsverfassung 
(1848  ff.)   niebts  in  wesentlieben  Puncten  geändert  worden.    Aucb 
die  Bildung  des  Zollvereins,  dessen  allmälige  Erweiterung  und  die 
von  diesem  Verein  befolgte  Zoll-  und  Steuerpolitik  (EiufUbrung  der 
Rttbenzuckersteuer) ,   sowie  die  Herstellung  von  Branntwein-  und 
Biersteuergemeinsebaften   zwischen  Preussen    und    anderen    nord- 
deutschen Zollvereinsstaaten  bat  doch  die  Grundlagen  der  preussi- 
scben Besteuerung  nicht  eigentlich  verändert.    Man  baute  vielmehr 
im  Zollverein   und  in  jenen  Steuergemeinschaften  auf  der  preussi- 
scben Grundlage  fort.  Darüber  später  mebr.  Die  inneren  Verbrauchs- 
steuern, auf  Salz  (Regal),  Tabak,  Wein  blieben  bis  zur  Periode  des 
Norddeutschen  Bundes  Particularsteuern ,   die  auf  Branntwein  und 
Bier  wurden  wenigstens  nicht  gemeinsame  Steuern  des  Zollvereins. 
Erst  nach   1866  gingen  die  Zölle  und  inneren  Verbrauchssteuern 
(aucb  auf  Salz)  auf  den  Norddeutschen  Bund  und  das  Reich  über. 

Die  wichtigste  Aufgabe  Preussens,  die  Regelung  der 
Grundsteuer,  wurde  immer  wieder  verschoben.  Bei  den  anderen 
directen  wie  sonstigen  Steuern  sind  nur  geringfügige  technische 
Veränderungen  ohne  besondere  principielle  und  practische  Be- 
deutung eingetreten,  was  wir  hier  nicht  genauer  zu  verfolgen 
brauchen.  Im  Laufe  der  Zeit  war  nur  eine  gewisse  Reform- 
bedürftigkeit der  Classensteuer,  das  Bedürfniss  zu  deren  Hinüber- 
bildnng  mehr  in  eine  Einkommensteuer  und  zur  Einführung  einer 
eigentlichen  allgemeinen  Einkommensteuer,  besonders  auch  für  die 
höheren  Einkommen,  ferner  aus  Verkehrs-  wie  steuerpolitischen  und 
steuertechnischen  Gründen  der  Wunsch,    wenigstens  in  manchen 
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Kreisen,  die  Mahl-  und  Schlachtstener  beseitigt  zu  sehen,  her7or- 
getreten.  Aber  in  der  Periode  der  allgemeinen  politischen  und 
legislativen  Stagnation  von  1820—1848  und  der  Gährnng  der  1840er 
Jahre  kam  man  auch  auf  diesem  Gebiete  nicht  weiter.  Ein  Gesetz- 
entwurf über  eine  Einkommensteuer  drang  auch  im  Vereinigten 
Landtage  1847  noch  nicht  durch. 

Erst  mit  den  politischen  Bewegungen  von  1848  und  nach  dem 
Uebergang  zur  constitutionellen  Staatsform  kam  auch  die  Fort- 
bildung der  Steuerverfassung  in  Gang,  um  freilich  bald  wieder  ins 
Stocken  zu  gerathen.  Auch  die  neue  Verfassung  enthielt  einige 
allgemeine  principielle  Bestimmungen  über  das  Besteuernngsrecht 

In  Betracht  kommen  besonders  Art.  99 — 101  und  109  der  Verfassang  vom 
31.  Jan.  1850.  Darnach  können  Steuern  und  Abgaben  für  die  Staatscasse  nur  er- 
hoben werden,  wenn  sie  in  den  Staatshaushalt  aufgenommen  oder  durch  besondere 
Gesetze  angeordnet  sind.  Die  bestehenden  Steuern  und  Abgaben  sind  aber  fort- 
zuerheben«  bis  sie  durch  ein  Gesetz  abgeändert  sind  (der  politisch  wichtige  Art.  109). 
Bevorzugungen  können  bei  Steuern  nicht  neu  eingeführt  werden.  Die  bestehende 
Steuergesetzgebung  soll  einer  Revision  unterzogen  und  dabei  jede  Berorzngong  ab- 
geschafft werden.  Ob  und  wie  mit  Entschädigung,  dartlber  äussert  sich  die  Yerfassiuig 
nicht.  Ein  Gesetz  vom  7.  Mai  1849  hat  die  Befreiungen  bestimmter  Personen  und 
Berufszweige  von  der  alten  Classcnsteuer  auch  aufgehoben.  S.  über  die  staatsrecht- 
liche Bedeutung  dieser  Verfassungsbestimmungen  z.B.  r.  Könne,  preuss.  Staatsrecht 
u.  A.  I,  §.  121,  122. 

Das  Wichtigste,  was  die  Steuergesetzgebung  dann  in  der 
langen  Periode  von  1848—1890  in  Preussen  speciell  geleistet  bat, 
von  der  Bundes-  und  Reichsgesetzgebung  abgesehen ,  war  nach 
einem  misslungenen  Versuche  in  1849,  die  Ersetzung  des  Classen- 
Steuergesetzes  von  1820  durch  ein  neues  Gesetz  vom  1.  Hai 
1851  über  Classen-  und  classificirte  Einkommensteuer, 
aber  noch  mit  Beibehaltung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  in  einer 
(kleineren,  83)  Anzahl  grösserer  Städte,  welche  von  der  Classen- 
steuer  nach  wie  vor  freiblieben.  Die  letztere  wurde  indessen  jetzt 
allgemein  auf  Censiten  mit  einem  Einkommen  von  nicht  Aber 
1000  Thir.  beschränkt.  Für  Censiten  mit  höherem  Einkommen  trat 
nunmehr  aHgemeiu,  auch  in  den  mahl-  und  schlachtsteuerpflichtigen 
Städten,  die  classificirte  Einkommensteuer  hinzu,  eine  wirkliebe 
formelle  allgemeine  Einkommensteuer,  nur  mit  einem  sehr  an- 
genügenden Veranlagungsverfahren.  Dadurch  wurde  wenigstens 
im  Princip,  wenn  auch  nicht  genügend  thatsächlich ,  das  höhere 
Einkommen  in  Stadt  und  Land,  in  Gewerbe,  Handel,  liberalen 
Berufen,  auch  aus  Leihkapital,  wie  aus  ländlichem  Grundbesitz 
und  Landwirthschaft  mittelst  dieser  directen  Steuern  einigermaassen 
mit  belastet.    Die  Ertragsbesteuerung  fand  so  eine  nothwendige 
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ErgänzuDg  durch  die  allgemeine  Personalbesteuerang  und  wesent- 
lich besser  als  bisher.  Formell  wurde  das  höhere  Einkommen  aus 
Landwirthschaft;  Grund-  und  Hausbesitz,  Gewerbebetrieb  nunmehr 
ebenso  doppelt  getroffen,  wie  bisher  schon  thatsächlich  durch  die 
Classensteuer  alles  dies  Einkommen,  auch  das  kleinere.  Ein  be- 
sonderer Mangel,  zumal  da  eine  eigene  Kapitalreutensteuer  im 
preussischen  Ertragssteuersystem  fehlte,  blieb  aber  die  unzureichende 
Erfassung  der  Kapitalrente  (Leihzins)  durch  die  directe  Besteuerung. 
Eine  Unterscheidung  des  fundirten  und  unfundirten  Einkommens, 
etwa  mittelst  Anlegung  eines  verschiedenen  Steuerfusses,  wie  nach 
dem  Project  von  1847,  hatte  das  Gesetz  von  1851  nicht. 

Erst  1873  wurde  die  Gesetzgebung  von  1851  etwas  erheblicher 
weiter  gebildet,  namentlich  durch  Einführung  eines  steuerfreien 
Einkommenminimums  („Existenzminimums^^,  420  M.)  und  durch 
Authebnng  der  Mahl-  und  Schlachtstener,  als  Staatssteuer  allgemein, 
auch  als  Gommunalsteuer  die  erstere,  unter  nunmehriger  Einführung 
der  Classensteuer  auch  in  den  bisher  mahl-  und  schlachtsteuer- 
pflichtigen Städten  (zwei  Gesetze  vom  25.  Mai  1873).  Aber  das 
tmgenOgende  Veranlagungsverfahren  verblieb  nicht  nur  hier,  sondern 
auch  noch  später,  als  einige  kleinere  Veränderungen  der  Steuer, 
Q.  A.  Ermässigungen  des  Steuersatzes,  erfolgten. 

Das  Bemerkenswertheste  war  aus   der  späteren  Zeit  die  Auf- 
hebung der  zwei  untersten  Stufen  der  Classensteuer,  wodurch  das 
steuerfreie  Einkommenminimum   auf  900  M.  erhöht  wurde  (Gesetz 
y.  26.  März  1883),  auf  welchem  Betrage  es  seitdem,  auch  in  der 
Reform  von  1891,  geblieben  ist.    An  Anläufen  zu  tiefer  greifenden 
Reformen  der  Personalbesteuerung  hat  es  nicht  ganz  gefehlt.    Der 
wichtigste  war    1883/84    ein   Versuch    eines    neuen    Einkommen- 
steuergesetzes, in  Verbindung  mit  einer  eigenen  Kapitalrentensteuer, 
diese  nach  süddeutschen  Mustern.    Aber  auch  dieser  Versuch  miss- 
lang.    So  ist  nach  dem  Gesetz  von  1851  nicht  nur  in  der  „Reactions- 
periode'^    in    der    zweiten    Hälfte    der    Regierungszeit    Friedrich 
Wilhelm's  IV.,  sondern  auch  in  der  grossen  preussisch-deutschen  Ge- 
schicbtsperiode  Wilhelm's  I.  und  Bismarck's,  in  der  günstigen  Finanz- 
epoche  nach   dem  französischen  Kriege    auf   diesem    wichtigsten 
Gebiete  der  preussischen  Specialbesteuerung,  der  directen  Personal- 
bestenerang leider  nichts  sehr  Erhebliches  mehr  geleistet  worden: 
ein  auch  politischer  Unterlassungsfebler,  besonders  auch  neben  der 
—  unvermeidlichen  —  Verbrauchssteuerpolitik  des  Reichs. 
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lii-  lJ.:f:-.:T]:.ir  .!•>  Eii;Lvc.sf..:.s  )•:>  4-v>  M.  i.l^To  und  ^JO  M.  (1883)  hatte 
'i'::i  VorTh»,*il  anoh  für  •ii.;-  V^ranlasiuair,  Milhor.oii  i\-:isiten  ans  dieser  ausscheiden 
/']  l;i-,-;ii,  iJd!i.;r  ilio  Arbeit  zu  vereiLfach-n.  —  Dio  Classeiiäteucr  war  im  Gesetz  fon 
l""»'.*,  •::/.*:  .■M.)L'i;:i.  ..ri.jitiiiiri.iifirt'j"  1.1  ut  4*2  Mi  11.  M.  iiicl.  Steuere rtrag  in  den  bisher 
sf«;ii':rfr':iTii  SrJiiir.nj  ccwurlen,  einer  doktrinären  Fonieronir  der  ..constitationellen 
'J  h<:oric"  /u  Lieb'\  olniu  reellen  Zweck.  Lui  (ie>etz  vom  *J*>.  März  1883  ist  diese  Ein- 
rif  htuii;:  wjiflor  irofallcir.  Die  £iiikiiiiini<'ii>teuer  hatte  1N>1  ein  absolutes  Steuermaximum 
fTÜ^'O  'I  hlr.  fur  Ein  kommen  r.-n  '24  0.000  Thlr.  und  ilaruber)  gehabt,  indem  sie  mit 
i\:i  bi:rrctieii(Jen  Stül'i:  (N.  80  ab>chlos<.  Im  Gesetz  von  1873  ist  das  beseitigt 
wor'ieii,  mj  d:ii>.:>  die  Einkouiinen  nun  auch  über  jene  Zitier  hinaus  und  weiteren  Haximo 


de.  Gesetzfebung  nach  1815,  besonders  am  1820.  19 

Tblr.     Der  Fortscbritt   lag  in  der  Allgemeinheit  nnd  Gleicli- 
im  ganzen  Staate. 

ipelstener  ron  1810  trat  ebenfalls  an  Stelle  älterer  Abgaben, 
aatsgebiet.  dehnte  die  Steoerpflicht  auf  Gesch&ftsnrkonden  weiter 
e,  so  anch  tdr  den  Erbschansstempel,  den  sie  mit  enthielt,  nnd 
I  (Processstempel). 

1,  als  Handelsmonopol,  war  bestehen  geblieben,  die  Lotterie 
ch  Beseitigong  ihrer  schlimmsten  Form,  der  Zahle nlotterio.  auf 
d  eine  neoe  „Qninenlotterio''  beschr&nkt  (Edict  r .  28.  Mai  1810). 

nach    1815,    bis    1822.     Gesetz    von    1820. 
Gewerbesteuer.     Diese  ganze  nene  Steuer- 
unter  dem  raseben  Wechsel  der  politischen  Ver- 
lach  der  Wiederherstellung  und  Erweiterung  des 
^4 — 15  nicht  Zeit  und  Ruhe,  sich  genügend  ein- 
rde  zudem  durch  Experimente  mit  Einkommen-  und 
D    noch    gestört      Nach    endgiltig    eingetretenem 
die  Finanzlage  und  deren  nothwendige  Ordnung, 
ihiedenheit    der  Steuerverfassungen  in  den   alten 
u  und  den  neu  erworbenen  Gebieten  auf  weitere 
^r   Richtung    der    Unification    der    Staats- 
bin.    Die  bezüglichen  Maassregeln  sind  im  Wesent- 
eit  von  1816,  besonders  1818—1822  durchgeführt 


issnngen  der  einzelnen  Gebictstheile  blieben  zunächst  meistens 
t  des  Ueberfran^  der  Länder  an  Preussen  bestehen  und  worden 
en  einstweilen  abgeändert.  Die  Unification  der  Staatsbesteoernng 
Ganzen  erreicht,  —  bis  auf  die  immer  wieder  und  auch  jetzt 
Ausgleichung  der  Grundsteuern,  welche  letztere  in  ihrer  unge- 
keit  und  bei  der  mitspielenden  Frage  der  Beseitigung  der  Steucr- 
)lche  Maassregel  grosso  politische,  wirthschaftlichc  und  technische 
freilich  bei  ernstlichem  Willen  nicht  unüberwindliche. 

Lbscbluss  der  Steuerreform  erging  das  allgemeine 
^0.  Mai  1820   über  die  Einrichtung  des   Ab- 


isteuer sollte  danach  wegen  der  Berührung  von 

sen  der  Berathung  mit  den   Ständen  vorbehalten 

urde  bis  dahin  io  jeder  Provinz  in  der  bisherigen 

doch  sollte  der  Steuersatz  da,   wo  die  Steuer  seit 

{führt  oder  erhöht  worden,   den  fünften  Theil  des 

it  übersteigen,  so  dass  der  betreffende  Besitzer,  der 

nng  dieser  Höhe  nachwies,  auf  Ermässigung  Anspruch 

Igemeine  Untersuchung  von  Amtswegen  in   dieser 

licht  statt 

2* 


30  ^'  B.  üebeisichten  der  Besteoening^.  Preoaen.  §.  13,  14. 

(Nntzungswerth,  aas  dem  Miethertrag  abgeleitet)  war,  h&It  den 
Vergleich  mit  den  Gebäadestenersystemen  andrer  Länder  aneh 
ans.  Beide,  Gmnd-  nnd  Gebändestener,  sind  in  fiscalischer  Hin- 
sicht viel  milder  eiogerichtet  und  viel  weniger  hoch  als  Tidfach 
sonst,  besonders  im  Auslände,  namentlich  verglichen  mit  Oester- 
reich,  Frankreich,  Italien. 

S.  über  die  wirre  Grandäteoerverfassiin?  in  PreosseQ  ror  der  Beform  Ton  1861 
h*^.  Schimmel fenoi?*3  Werk  TS.  A.  1n59  .  dann  Tab.  d.  amtl.  Nachrichten  f.  1849 
vom  preoss.  stat  Borean.  anch  die  Ciea^tzeotwürfe  betr.  Refelani^  der  Onindsteo«r 
1^59-  —  Mas  eher.  Re^eloni^  der  Grondsteoer  in  Proossen.  1862.  Enpel,  Statist  Aaf- 
üätze  in  d.  Ztschr.  d.  prenss.  stat.  Bar.  1S66.  1867.  Amtl.  Denkschiift  Über  die 
Ausfühniiijr  drt  Ges.  v.  1>*H1  ''1>65).  r.  Könne,  preoss.  Staatsrecht  4.  A.  IV., 
§.  431.  —  Meine  Abhaudl.  im  Scbönbenr'ächen  Handb.  4.  A.  IH.  S.  S25  ff.,  348  ff.— 
V.  Lesisransr,  Art.  Grandst.,  H.  W.  St.  IV.  Ganss,  Gebäadesteaer  in  Preassen  nach 
Ges.  V,  l>?6i;  2.  A    1882. 

Die  Aufhebaiig:  der  Grundsteoerbefrcion^en  ond  die  Einfühning  einer 
ncocn  allp»>meinen  Grundsteuer  war  in  1848  tf.  fon  Neocm  anfrcresrt  and  zagesicbert 
worden.  Darüber  bereits  ein  Gesetz  v.  24.  Febr.  1850.  Za  den  beiden  ausfahrenden 
Gescrzen  v,  21.  Mai  1861  über  die  ..anderweite  Regelung  der  Grandstcaer  und  dia 
Einfuhrung  einer  allgemeinen  Gebändobtener'  gehOrt  noch  ein  drittes  Tom  21.  3ilai  1861 
betr.  „die  für  die  Aufbebung  der  Grundäteuerbefreiungen  nnd  Berorzng^nngen  n 
gewährende  Entschädigung".  Die  schwierige  und  strittige  Frage  der  Entsch&digoig 
wurde  in  diesem  Gesetze  in  bejahendem  Sinne  entschieden.  ( Ektrag  der  Entschidignig 
bei  nachweisbar  lästigem  Erwerbstitel  der  bisherigen  Freiheit,  bei  Specialpririkg 
oder  sonstigem  priratrechtlichen  Ansprach  das  2*) -Cache  des  Mehr  an  Steuer  nach 
Maa^scrabe  der  bevorstehenden  Neukatastrirang,  in  allen  anderen  Fällen  das  ISVtfi^iche 
des  Mehr  nach  Maassgabe  der  Belastung  nach  der  Höhe  der  bisherigen  Gmud^ener, 
wenn  die  Grundstücke  diese  zu  entrichten  gehabt  hätten).  In  den  westlichen  Prorinzea 
handelte  es  sich  nur  um  eine  Revision  der  früheren  Veranlagung,  am  diese  mit  dem 
neuen  Gesetz  in  L'ebereinstimmung  zu  bringen.  In  den  örtlichen  Pro?inzen  wurden 
die  zahlreirhen  alten  verschiedenartigen  Grundsteuerverfassungen  (c.  '20  Hanptsysteme 
mit  über  1(»0  Nebenarten!-  unificirt.  Die  Kosten  der  Kata^trirung  nach  dem  neaea 
(iesetz  >>.2><  Mill.  Thlr.  in  den  östlichen.  1.83  Mill.  Thlr.  in  den  westlichen  Pro- 
vinzen^ waren  nicht  nur  we?en  der  Methode  der  Veranlagung,  sondern  besonders, 
weil  man  nur  in  perinsrem  !Maasse  :  loVo  des  Bodens)  neue  Vermessungen  machte, 
sonst  altes  Material  benutzte,  uuverhältnissmässig  gering,  wie  die  Zeitdauer  roo 
c.  4  Jahren  für  die  ganze  Operation  1801 — W)  eine  sehr  korze,  rerglichen  mit 
ahnlichen  Katastrirung-en  in  andern  srrossen  Ländern  (Oesterreich ,  Frankreich).  Die 
bisherigen  Beschwerden  der  überlasteten  Provinzen  wurden  so  beseitigt  (s.  u.  A.  des 
Artikel  von  F.  Engel,  prss.  stat.  Ztscbr.  1806  S.  21  A'X  Die  Grundsteuer  war  als 
Repartitionssteuer  mit  einem  Gcsammtbetraere  ^Contingent)  von  10  Mill.  Thlr. 
eingerichtet,  die  (lesammtsumme  nach  dem  Kataster,  in  welchem  der  Reinertrag  in 
v er hältnissm rissiger  Gleichheit  zu  ermitteln  war.  von  oben  nach  anten  za  rer- 
theilen.  Die  sich  ergebenden  Continp?nte  der  Provinzen  wurden  als  feste  Summen 
betrachtet,  welche  sich  nur  durch  Zugang  steuerpflichtig  werdender  und  Abgang 
steuerfrei  zu  stellender  Grundstücke  änderten.  Der  ganze  Steaerbetrag  war  daher  fü 
die  Staatskasse  wesentlich  stabil  und  konnte  nur  in  dem  —  niemals  später  ftlr  ein- 
getreten geltenden  Falle  —  gesetzlich  erhöht  oder  ermässigt  werden,  wenn  die  Be- 
durfnisse des  Staats  das  benOthigen  oder  gestatten  sollten.  Die  Folge  dieses  Ghancteis 
der  neuen  Grundsteuer  als  Repartitionssteuer  mit  stabilem  Gontingent  war, 
wie  in  andern  Ländern  (Oesterreich.  F^ank^eich^,  dass  der  Ertrag  der  Grandstener 
zu  dem  wachsenden  der  beiden  andern  Ettragssteueru  und  der  JPersonalsteuer  im 
Laufe  der  Zeit  relativ  immer  gorintrer  wurde,  insofern  doch  riclfach  (nicht  durchaus 
immer),  zumal  in  einzelnen  Orten  und  Gegenden,  in  ein  MissFerh&ltniss  kam.  Nach 
Beendigung  der  Katastrirung  ist  die  Vertheilun:;  der  Grundsteuer  auf  die  Pro?inzen 
u.  8.  w.  durch  zwei  Verordnungen  vom  12.  Dec.  1864  für  die  östlichen  und  westlichen 
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Prorinzen  erfolgt  und  für  jene  durch  Gesetz  ?.  8.  Febr.  1867  definitiv  geregelt  worden. 
Alle  älteren  Gnindsteaern  und  grandstenerartigen  Abgaben  wurden  mit  der  Durch- 
fahrong  der  neuen  Steuer  v,  1.  Jan.  1865  an  beseitigt. 

Zq  gleicher  Zeit  trat  auch  die  Besteuerung  der  Gebäude  nach  dem  neuen 
Geb&odesteuergcsetz  ein  und  entfielen  damit  auch  hier  alle  bisherigen  mannigfaltigen 
bezüglichen  Steuern,  u.  A.  auch  der  städtische  Senris  des  Ges.  ?.  30.  Mai  1820  und 
die  in  den  westlichen  Proyinzen,  nach  franzOsichem  Master  (Fin.  III«  S.  448),  von 
den  GcbäudegrundstUcken  u.  s.  w.  erhobenen  Grundsteuern.  Die  Gebäudesteuer  war 
eine  Quotitätssteaer  und  in  15jährigen  Perioden  zu  revidiren,  was  inzwischen 
zweimal  geschehen  ist  und,  auch  abgesehen  7om  Zuwachs  an  Gebäuden,  zur  Ertrags* 
Steigerung  dieser  Steuer  an  sich  und  im  Yerhältniss  zur  stabilen  Grundsteuer  stark 
beigetragen  hat 

§.  14.    Die  übrigen  Maassregeln  der  preassischen  Stener- 
gesetzgeboDg  in  der  Zeit  von  1848—90  betreflfen  die  Gewerbe-, 
Eisenbahn-,  Bergwerks-,  Stempel-,  Erbschaftssteaern. 
Diese  beschränkten  sich  aber  anf  kleinere  verbessernde  Aenderungen 
an  den  bestehenden  Steuern  nnd  anf  Ergänzungen  von   Lücken. 
Eine  an  sich  nothwendige  Ergänzung  der  Ertragsbesteuerung  durch 
ebe  Eapitalrentensteuer  unterblieb,  wie  bemerkt.    Der  Anlauf  dazu 
in  dem  Gesetzentwurf  von  1883—84  misslang,   war  aber  von  der 
Regierung  auch  ebensowenig  als  die  damals  von  ihr  angegriffene 
Beform   der  Personalsteuer  mit  genügender  Energie  durchgeführt 
worden.   Die  Bismarck'sche  Politik  speciell  war  eben  im  Gebiet  der 
preassischen  Besteuerung  nicht  productiv  und  besonders  zu  tiefer 
greifenden  Reformen  der  directen  Besteuerung  nicht  sehr  geneigt. 
Dadurch  kam  Preussen  hier  in  Rückstand   gegen  andere  deutsche 
Staaten,  besonders  gegen  Sachsen,  Baden  und  mehrere  kleinere, 
in  denen  allen  freilich  die  steuerpolitischen  und  steuertechnischen 
Aufgaben  der  Reformen  auch  viel  leichter  waren  als  in  Preussen. 
Erst  unter  AliquePs  Finanzministerium  nach  1890  trat  hier  der  er- 
forderliche Wandel  ein,  welcher  Preussen  wieder  an  die  Spitze  der 
Reformbewegung  führte. 

Mehrfache  Aenderungen,  im  Ganzen  nicht  unerhebliche,   hat 

zwar  die  Gewerbesteuer  erfahren.    Sie  ist  dadurch  verbessert, 

doch  nicht  in  ihren  Grundlagen  abgeändert  worden,  behielt  daher 

immer  noch  die  Mängel  aller  Gewerbesteuern  nach  der  „Merkmal- 

Hethode'S  wenn  diese  auch  durch  das  System    der  Steuergesell- 

schaften   in  Preussen  gemildert  wurden.     Zwei  Uebelstände,  die 

sich  immer  mehr  bemerkbar  machten,  waren,  dass  die  Steuer  sich 

der  raschen  und  grossen  Veränderung   der  gewerblichen  Betriebs- 

formen,  besonders  der  Technik  und  Oekonomik  der  Grossbetriebe 

nicht    genügend    anpassen    konnte,    und    dass  sie  die  Steuerlast 

nnverhältnissmässig   auf   die    kleineren   steuerpflichtigen    Betriebe 
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unter  Schonung  der  grösseren  legte.  Auch  hier  hat  erst  die  Beform 
von  1891  ernstlich  Wandel  geschaflFt. 

Die  Novellen  zu  dem  alten  Gewerbesteuergesetz  von  1820 
waren  doch  nur  Flickarbeit,  die  Vieles  zwar  verbesserte,  aber  doch 
nichts  Genügendes  schuf. 

S.  Schimmolfennig'ä  gen.  Werk,  die  GomineDUre  zu  dem  früheren  Gesetz 
und  in  den  Einleitungen  zu  dem  neaen  ron  1891,  so  von  Faisting  (1893),  Palk- 
mann  (2.  A.  1893)  v.  Rönne,  Staatsr.  IV.,  §.  433.  Meine  Abh.  in  SchOoberg'i 
Handb.  III,  4.  A.,  S.  876  ff.  Art.  Gewerbesteuer  von  Burkhard  im  H.  W.  St  HI, 
S.  1059. 

Schon  in  der  Zeit  von  1820 — 50  sind  verschiedene  kleinere  Yerindeningen  der 
Steuer  vorgenommen  worden.  Aus  neuerer  Zeit  sind  von  wichtigeren  Gesetzen  be- 
sonders zu  erwähnen:  das  vom  19.  Juli  1861  (Aenderung  der  Yeranlagnnsgrandsitze 
far  Handelsgewerbo  u.  A.  m.),  vom  20.  Oct.  1862  (in  Verbindang  mit  Anfhebong 
und  Aenderung  von  Bergwerksabgaben  und  Unterstellung  der  Hüttenwerke  unter  die 
Gewerbesteuer  von  Handel),  vom  20.  März  1872,  vom  5.  Juni  1874  (n.  A.  Aendenug 
der  Gewerbesteuer  von  Bäckern,  Fleischern,  Beseitigung  der  eigenthumlichen  Berechnung 
des  Steuercontingents  für  sie  im  Gesetz  v.  1820),  vom  3.  Juni  1876.  Ein  eigen- 
thümlichcr  Versuch  war  im  Gesetz  v.  18.  Sept  1857  die  Einrichtung  der  besonderen 
Gewerbesteuer  der  auf  Erwerb  gerichteten  Actiengesellschaften,  der  aber 
durch  das  Gesetz  v.  19.  Juli  1861  bereits  wieder  beseitigt  wurde.  — 

Die  prcuss.  Gewerbesteuer  bezog  sich  auf  stehendes  wie  auf  im  Umher- 
ziehen betriebenes  Gewerbe  (Hausirhandel).  Doch  war  die  Steuer  fdr 
letzteres  schon  früher  durch  verschiedene  K.  0.  O^l-  Mai  1824  u.  später)  etwas  apait 
geregelt  worden.  Durch  das  Gesetz  vom  3.  Juli  1876  ist  die  Steuer  für  das  Gewerbe 
dann  von  der  allgemeinen  Gewerbesteuer  abgetrennt  und  selbständig  geworden.  Auch 
für  die  Steuer  des  Wanderlagerbetriebs  (als  Communalsteuer)  ist  ein  besondrei 
Gesetz  vom  17.  Febr.  1880  erlassen  worden.  Bei  beiden  speciellen  Gesetzen  spielen 
gewerbepolizeilichc  Rticksichteu  etwas  mit. 

An  die  Gewerbesteuer  schliesst  sich  in  gewisser  Weise  die 
Steuer  auf  dem  eigenen  Staat  nicht  gehörende  Eisenbahnen, 
besonders  der  sogen.  Privatbahnen,  an.  Schon  im  Eisenbahngesetz 
vom  3.  Nov.  IbSS  war  eine  solche,  übrigens  auch  durch  andre 
Gesichtspuncte  mit  unterstützte  Steuer  geplant.  Sie  ist  erst  durch 
ein  Gesetz  vom  30.  Mai  1853,  im  Sinne  einer  (progressiven)  Steuer 
vom  Reinertrag;  eingeführt  worden.  Seit  der  grossen  VerStaat- 
lichuDgsära;  1879  ff.,  ist  ihre  finanzielle  Bedeutung  natürlich  gering- 
fügig geworden. 

Der  Ertrag  dieser  Steuer  war  Anfangs  zum  Ankauf  von  StammacÜen  der  be- 
trcHenden  Bahnen  bestimmt,  Actien,  deren  dann  vom  Staat  als  AcÜonIr  bezogene 
Erträge  (Dividenden)  ebenfalls  zu  solchem  Ankauf  verwendet  werden  soUten«  So 
würde  allmälig  der  Staat  auf  diese  Weise  das  Eigcnthum  an  den  Bahnen  ab  Actionir 
vollständig  haben  erwerben  können.  Durch  Gesetz  v.  21.  Mai  1859  ist  diese  Ver- 
wendung des  vom  Staate  bezogenen  Ertrags  aber  beseitigt  worden.  Der  Ertrag  fiiesit 
seitdem  in  die  Staatscasse  zu  den  allgemeinen  Zwecken  der  Finanzrerwaltong.  ^ 
Ausdehnung  des  Gesetzes  v.  IKy'S  auf  alle  nicht  im  Besitz  des  Staats  oder  der  Actien- 
geseliscbafteu  betindlichcn  Bahnen  durch  Ges.  v.  16.  März  1867. 

Wesentlich  mit  aus  wirthschafts-  neben  stenerpolitischeD  and 
steuertechnischen  Gründen  haben  die  älteren  Bergwerksabgaben 
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VeränderoDgen^  ErmässignDgen ,  schliesslich  wesentliche  Umge- 
staltDogen  und  Vereinfachungen  erfahren  und  zum  Theil  sind  sie 
beseitigt  worden.  Gewisse  Verschiedenheiten  blieben  im  links- 
und  rechtsrheinischen  Staatsgebiete  bestehen.  Bis  zuletzt  (bei  ihrer 
Aufhebung  im  J.  1893)  haben  sie  nicht  im  Etat  der  directen  Steuern, 
sondern  in  dem  der  Bergwerksverwaltung  gestanden. 

S.  Arndt,  Besteoerang  der  Bergwerke,  in  Jahrbüchern  f.  Nat.-Oek.  1881 
(B.  36)  S.  174,  630,  ders.  Art  Bergwerksabgaben  im  H.  B.  St.  II,  dors.  Bergbau 
u.  -Politik  (1896).  Meine  Abh.  direct.  Steuern  im  Schönberfr'schen  Handbach  III, 
4.  A-,  S.  397  ff.  y.  Rönne,  preuss.  Staatsrecht  IV,  4.  A.,  §.  435.  Gesetz  v.  12.  Mai 
1851,  22.  Mai  1861,  bes.  20.  Oct.  1862,  17.  Juni  1863. 

Die    sogen.    Stempelsteuer   hat   in   dieser   Periode   zwei 
wichtigere  Veränderungen  erfahren,  neben  kleineren.     Einmal  ist 
die    Erbschaftssteuer,    der    sogen.    Erbschaftsstempel, 
TOD    der    Stempelsteuer    abgetrennt    und  durch    das  Gesetz   vom 
30.   Mai  1873  zu  einer  selbständigen  Steuer   entwickelt  worden. 
Das  ältere  Hauptprincip,  die  Befreiung  der  directen  Linie  von  der 
Erbschaftssteuer,  ist  aber  auch  dabei  gewahrt  geblieben.     Damit 
und  nach  ihrer  Einrichtung  und  ihren  Steuersätzen  war  die  Erb- 
schaftssteuer bis  zur  Gegenwart  auf  einen  geringfügigen  Ertrag 
beschränkt  geblieben,   der  keinen  Vergleich   mit  dem  in  anderen 
Staaten,   vollends  in  Grossbritannien  (Fin.  III,   §.  125,  Erg.-Heft 
§.  8),  Frankreich  (Fin.  III,  §.  243,  Erg.-Heft  §.  15),  Italien  erzielten 
u.  8.  w.   zulässt     So  war  eine   bedeutsame    Steuer-  und    vollends 
socialpolitische  Function  dieser  Steuer  im  preussischen  Steuersystem 
bisher  ausgeschlossen,    ebenso  wie  in    allen    anderen    deutschen 
Staaten  mit  etwaiger  Ausnahme  von  Elsass- Lothringen,  wo  das 
(jetzt  modificirte)  französische  Erbschaftssteuerrecht  verblieben  ist. 
Die  zweite  bedeutsame  Veränderung  war    die    Verwandlung   der 
Stempelsteuer  auf  Wechsel,  Spielkarten,  Werthpapiere  in  Reichs* 
steuern.    Technisch  wie  steuerpolitisch  genügte  das  alte,  bestehen 
gebliebene  preussische  Gesetz  von  1822  mit  seinen  Novellen  lange 
nicht  mehr.    Es  war,  wie  die  alte  Gewerbesteuer,  veraltet,  aber 
eine  Umgestaltung  ist  wieder  erst  in  der  folgenden  Periode   ge- 
lungen (1895).    Der  Ertrag  der  preussischen  Stempelsteuer  (auch 
einschliesslich  der  Reichssteuern)  stand  und  steht  wiederum  weit 
zurflck  hinter  demjenigen  in  den  genannten  fremden  Staaten. 

Darstellanircn  und  Commentare  der  Stempclgesetze  von  Hoyor-Gaupp  (3.  A. 
1881.  4.  A.  1887),  Kühnemann  (2.  A.  1885,  auch  über  Erbschst.)  u.  A.  v.  Könne, 
Suatsrccht,  4  A.  IV,  §.  438,  439,  anch  3.  A.  II,  2.  Abth.  S.  68  ff.  Schall  im  Schön- 
herg'schen  Handbuch  4.  A.  III,  S.  116,  711.  Art.  Stempel  von  Lehr  im  H.  W.  B. 
VI,     S.    anch    schon   die    Angaben   bei   den  Bcchts-   und  Verwaltungsgebühren    in 

A.  Wagner,  FinanswitBeiuKliaft  IV.  3 
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Fiü.  II  2.  A.  S.  72.  73.  —  Von  Einzclheitea  ist  der  Kalender  Stempel  im  Ges. 
f.  1^22  ZQ  Derihen.  der  später  anfj^ehoboo  worden,  dann  der  Zeitnngsstempel  ron 
politischen  Z«jitQngcn  nach  dem  (jes.  t.  1^22,  der  nach  Aufhebung  1849  ff.  is 
J.  1*^02.  durch  Ges.  r.  2.  Juni  1>^Ö2.  wieder  eingeführt  und  neu  geregelt  wurde  durch 
Gesetze  v.  27.  Jnni  l>r,l  u.  2G.  Sept.  1SC2.  Diese  Steuer  ist  aber  nach  dem  Reicltt- 
pr'^^gesetz  von  13^74  cre fallen. 

In  naher  Beziehung  zu  den  Stempelsteuern  stehen  die  unter  dem  Kaaea 
..Gericht5«^portcln*\    „Gerichtskosten'*   vorkommenden,    vielfach    reine    Gebtlhrea 

s.  Fin.  II.  §.  30  ff.),  vielfach,  besonders  in  Verbindung  mit  der  nicht -strdfign 
Gerichtsbarkeit,  (iebahr  und  Steuer  vermischende  oder  auch  reine  Steuern  (Vcrketa- 
steuern.  auf  Rechtsgeschäfte  geli^^te)  darstellende  Abgaben.  Diese  werden  in  PreasMB 
in  der  Kegel  dircct  berechnet  (Kin.  II,  §.  71-  und  erhoben,  nicht  mittelst  Benutzung 
von  Stempeln.  Uebcr  diese  Abiraben  ist  das  Gesetz  vom  10.  Mai  1851  erlaasea 
worden,  das  später  mehrfach  Aenderungen  erfuhr.  Dann  trat  die  Beichsgesetzgebung 
hinzu.  jünfTst,  l>^l^'t,  auch  ein  neues  preussischcs  Gesetz  an  Stelle  älterer  Bestimmungen 

und  zur  Ergänzung  'S.  u.). 

§.  15.  Die  Besteuerung  in  den  neuen  Landestheilen. 
Nach  der  Territorialregelung  von  1814  und  1815  hat  das  preusaische 
»Staatsgebiet  nur  ganz  geringftlgige  Veränderungen  erfahren,  bis 
1849  die  Hohenzollernsehen  Lande  und  1866  die  neuen  Provinzen 
Hannover,  Kurhessen,  Nassau,  Hessen- Homburg,  Stadt  Frankfort, 
Schleswig-Holstein  nebst  kleinen  Gebietstheilen  von  Hessen-Dann- 
stadt und  Baiem  erworben  wurden. 

In  den  Hohenzollernsehen  Landen  ist  bis  zur  Gegenwart 
die  ältere  Steuerverfassung,  besonders  für  die  directen  Steuern  und 
gewisse  innere  Verbranchssteuem  (die  sogen.  „Wirthschaftsabgaben") 
verblieben  und  hat  unter  preussischer  Herrschaft  sachlich  nur 
kleine  Veränderungen  erfahren,  vornenilich  nur  durch  Einflihmng 
der  Signiaringen'schcn  Verfassung  der  directen  Steuern  im  hechinger 
Gebiet.  Daher  gelten  hier  nur  die  Gesetze  Ober  Zollvereins-  bezw. 
Kcii'hssteuern ,  diese  ausser  der  Biersteuer,  dagegen  von  neueren 
specieli  preussisebeu  Steuergesetzen  nur  einzelne  (Gewerbesteuer 
vom  Gewerbetrieb  im  Umherziehen,  vom  Wanderlager,  Erbschafts- 
steuer). Auch  die  grossen  Reformgesetze  von  1891  und  1893  be- 
zichen sich  nicht  auf  Hohenzollern  mit.  Diese  Lttcke  in  der 
Uniiication  der  Staatsbesteuerung  erklärt  sich  aus  der  territorialen 
Abgctrennthcit  und  Abgelegenhcit  dieser  Lande  vom  preussischen 
Staatsf^cbict. 

Auf  das  Nähorc  ist  hier  nicht  einzugehen.  S.  die  Uebcrsicht  der  Hohen- 
zoIlurn>(:}ieii  SteuervLitassuni^  und  ihrer  neueren  Aenderungen  bei  ▼•  Rönne,  StittH 
recht,  IV,  §.  441. 

In  den  ISGti  annectirten  Ländern  ist  deren  alte  Steuer- 
Verfassung  im  Betreif  der  directen  Steuern  grOsstentheils  im 
^'erordnungswcgc  während  der  Dictaturperiode  im  Jahre  1867 
aufgehoben  und  durch  die  preussische  der  alten  Provinzen  ersetzt. 
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insofern  also  rasch  diese  Bestenernng  im  ganzen  alten  und  neuen 
(Gebiete  nnificirt  worden.  Politische,  wirthschafts-  und  verkehrs- 
politische,  auch  steuerpolitische  und  finanztechnische  Grttnde  sind 
daf&r  maassgebend  gewesen.  Nur  die  Gleichstellung  dieser  Länder 
in  der  Grundsteuer  setzte  längere  Vorbereitungen  voraus.  Sie 
ist  daher  erst  durch  ein  besondres ,  die  Eatastrirung  nach  den 
Normen  in  Altprenssen  im  Gebiete  der  neuen  Provinzen  anordnendes 
Gesetz  vom  12.  Febr.  1870  herbeigefUhrt  worden.  Auch  die 
preussischen  allgemeinen  i n d i r e c t e n  Steuern  (auf  Bier- bezw. 
Branmalz,  Branntwein,  Salz)  wurden  in  den  neuen  Provinzen  an 
Stelle  der  bestehenden  eingeführt.  Es  traten  nur  alsbald  die  neuen 
Zollvereins-  und  Bundessteuern  ein  (1867).  Auch  die  preussische 
Erbschaftssteuer  erhielten  die  neuen  Provinzen.  In  den  Stempel- 
steuern und  Gerichtskosten  sind  die  älteren  Landesgesetze  nicht 
sofort  vollständig  durch  die  preussischen  ersetzt,  aber  im  Wesent- 
lichen ist  auch  hier  durch  Verordnungen  in  1867  und  Gesetze  der 
nächsten  Jahre  eine  Gleichstellung  mit  den  Bestimmungen  fUr  die 
alten  Landestheile  eingetreten,  mit  Verschiedenheiten  in  den  ein- 
zelnen neuen  Gebieten.  Schleswig-Holstein  (ohne  Altona)  wurde  in 
den  Zollverein  aufgenommen.  Die  Veränderungen  der  preussischen 
Steaergesetzgebung  nach  1867  haben  sich  dann  regelmässig  ohne 
Unterschied  auf  das  ganze  nunmehrige  Staatsgebiet  bezogen. 

Auch  hier  soll  anf  das  Einzelne   nicht   einfire^angcn   werden.     Die  wichtigsten 
TerordnuDgcn  sind  folgende.    Eine  y.  28.  April  1867  betr.  die  Einführung  der  prenss. 
Gesetegebung  über  directo  Steuern  im  vormaligen  K.   Hannover:    Einführung  der 
damals  bestehenden    preuss.    Gebäude-,   Gewerbe-,    Classen-   und    classificirten    Ein- 
kommensteuer,  Verbleiben   der  hannov.  Grundsteuer   zu  *7i9   ^^^^^  Betrags,  bis  die 
Grondstcaerregelung  nach  dem   preuss.    Gesetz  v.    1861    erfolgt    sein    werde.      Die 
Qbrigen  directen  hannov.  Steuern,  nämlich   die   bisherige  Häuser-,    Personen-.    Be- 
soldung»-,   Erwerbs-,    Gewerbe-,    Einkommensteuer,    die    mit   der   Grundäteuer   das 
ktsnorersche  directe  Steuersystem  gebildet  hatten,  wurden  vom  1.  Juli  1867  au  durch 
die  preossischen  genannten  drei  Steuern  ersetzt.    Die  Verordnung  giebt  die  allgemeinen 
(irandsätze   zur   Durchführung    dieser   Bestimmungen   an.    —    Eine  andere   V.   vom 
28.  April   1867  trifft  die  analogen   Bestimmungen  für  das  ehemalige  Kurh essen, 
vo  die  dortige  Grundsteuer  von  Gebäuden,   die  Gewerbe-  und  die  Glassensteucr  auf- 
gehoben wurden.     Die  kurhess.  sonstige  Grundsteuer  wurde  bis   zu  ihrer   Ersetzung 
durch  die  preussische  auf  '/^  ihrer  Höhe  vermicdert.     Wesentlich  ebenso  verfuhr  eine 
dritte  V.  v.  28.  April  1867   für  Schleswig-Holstein,   wo  die   verwickelte   ältere 
directe  Besteuerung  (nemlich  Magazin-,  Korn-  und  Fouragegelder,  Haussteuer,  Gewerbe- 
Becognitionsgelder,  Nahrungs-,  Rangsteuer,  derjenige  Theil  der  den  Namen  „Contri- 
butioo*^  führenden  Püugzahlsabgabe,  der  von   den  Städten  und  Flecken  zu  entrichten 
war,  sowie  gewisse  weitere  Theilo  dieser  Gontribution  und  der  Landsteucr)  nebst  den 
Daher  bezeichneten    steuerartigen    Theilen    der   sogen.    „Gefälle"'    aufgehoben    wird. 
Auch  hier  wurde  die  bestehen   bleibende  Grundsteuer  (^Gontribution  und  Landsteucr) 
bis  zn  ihrer  Ersetzung  durch  die  preuss.  Grundsteuer  auf '/^  vermindert.    Eine  V.  v. 
11.  Mai  1867  traf  ähnliche  Vorschriften  für  Nassau,  wo  die  dortige  Gebäude-  und 
Gewerbesteuer,  für  das  Frankfurter  Gebiet   (nicht  die  Stadt),    wo    die    bisherige 
Gebinde-   und  Classensteuer ,    für  das  erworbene   grossherzoglich    hessische 
Gebiet,  wo  die  Gebäude*,  Personal-,  Gewerbsteuer,  für  das  landgräflich  hesson- 
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bomb.  Amt  Hombarg,  wo  die  Gebäude-,  Gewerbe-  und  Yiehsteoer  darch  die  ge- 
nannten drei  preuss.  dirccten  Steuern  ersetzt  und  die  bisherigen  Grundsteaern  bis  zu 
ihrer  Beseitigung  ebenfalls  etwas  Termindert  werden,  in  verschiedenem  Maasse  in  den 
Ferschiedenen  Gebietstheilen.  Die  Stadt  Frankfurt  a.  M.  selbst  wurde  der  Mahi- 
und  Schlachtsteuer,  nicht  der  Classensteuer  unterworfen,  wogegen  die  eine  Staats- 
stcuer  darstellende  Accise  hier  beseitifrt  wurde.  Ferner  trat  die  Einkommen-  und 
Gebäudesteucr  ein.  (V.  v.  29.  Juni  1867).  Aehnliche  V.  t.  4.  Juni  1867  far  Meisen- 
heim, V.  24.  Juni  1867  für  die  ehemals  baiorischen  Gobietstheile.  Auch  die  ein- 
zeln in  den  neuen  Landestheilcn  bisher  besiehenden  besonderen  indirecten  Steuern 
(hessen-darmst.  u.  hessen-homb.  Wein-  und  Obstwein-,  Trauksteuer  und  Zapfgebtthr, 
hess.  Nachtigallensteuer,  hier  und  im  baierischen  Gebiet  auch  die  staatliche  Hunde- 
Steuer)  sind  1867  aufgehoben  worden. 

Durch  diese  hie  und  da  wohl  etwas  rauh  eingreifende  Ein- 
führung der  preussischen  directen  Steuern  an  Stelle  der,  mehrfach 
ein  sehr  veraltetes  System  darstellenden  bisherigen  Staatssteuem 
in  den  neuen  Provinzen  ist  doch  der  grosse  Vortheil  einer  gleich- 
artigen directen  Besteuerung  alsbald  erreicht  worden,  wie  ihn  das 
Gebiet  des  Deutschen  Reichs  bei  seiner  Particulargesetzgebnng 
ausserhalb  Preussens  noch  heute  entbehrt:  eine  immer  mehr  mit 
roisslichen  Folgen  hervortretende  Gestaltung  der  Dinge  im  Reiche. 
Zugleich  sind  die  Verordnungen  von  1867  ein  Beispiel ,  wie  man 
mittelst  der  Dictatur  und  im  Einheitsstaate  in  solchen 
Dingen  rascher  und  erspriesslicher  einmal  nothwendige  Uebergänge 
in  neue  politische  Verhältnisse  bewirkt ,  als  in  parlamentarischen 
Formen  und  im  Bundesstaate.  Die  noch  immer  nicht  gelösten 
Besteuernngsaufgaben  im  Deutschen  Reich  zeigen  dies  von  der 
anderen  Seite. 

Bei  der  Einführung  der  preussischen  Grundsteuervorfassung  in  den  neuen 
Landestheilcn  durch  Gesetz  v.  11.  Febr.  1870  (mit  Abänderung  durch  Gesetz  rom 
3.  Jan.  1874)  wurde  das  Contingcnt  fUr  alle  zusammen  auf  32  MiU.  Thlr.  festgestellt, 
die  ganze  Grundsteuer  des  Staats  daher  auf  18.2  Hill.  Tlilr.  (39.6  Mill.  M.).  Anch 
hier  traten  £ntschädigun$^cn  für  die  Grundstücke  ein,  welche  bisher  befreit  oder  beror- 
zugt  gewesen  (1;$.  15 — 17  des  gen.  Ges.).  Nach  Beendigung  der  Katasterarbeiten  Te^ 
fügte  die  V.  v.  18.  Dec.  1875,  wie  das  erwähnte  Contingcnt  auf  die  drei  neuen  Prorinzen 
und  den  Kreis  Meisenheim  zu  vcrthcilcn  sei.  Von  1870,  in  Schleswig^Holstein  ron 
1S78  an  trat  dann  die  neue  Grundstcueryerfassung  in  diesen  Prorinzen  in  Wirksam- 
keit. —  Auch  die  preussischen  Bergwerksabgaben  sind  in  diesen  Proiinzea 
(meist  schon  1867)  eingeführt  worden. 

In  ähnlicher  Weise  wurde  s.  Z.  die  Einziehung  des  Jadegebiots,  dos  Herzoge 
thums  Lauen  bürg  in  die  prcussische  Besteuerung  durchgeführt.  Helgoland  steht 
noch  apart  da.  —  Weiteres  u))er  die  Einführung  der  preussischen  Steuern  in  den 
neuen  Provinzen ,  anch  in  Betreff  der  hier  nicht  genauer  verfolgten  Einfühning  dei 
indirecten  und  der  Stempelsteuer  bei  f.  Könne,  preuss.  Staatsrecht  4.  A.  IV,  788  ff., 
800,  885,  889,  846  fl'.,  wo  die  einzelnen  bezüglichen  Gesetze  und  Verordnung^  an- 
gegeben sind.  —  Die  frühere  Verfassung  der  directen  Steuern  der  neuen  Prorinzen 
findet  sich  in  amtlichen  Denkschriften  zu  den  Verordnungen  v.  28.  April  u.  11.  Mai 
1867  dargestellt.  Ueber  die  Gründe  für  die  rasche  Einführung  der  pronss.  Steuer- 
Verfassung  ist  ein  Immediatbericht  des  Staatsministeriums  v.  27.  April  1864  TcrOffent- 
licht  worden.  Ueber  die  frühere  hannoversche  Steuerverfassung  s.  Lehzen, 
Hs.  Staatshaushalt  (18.')8)  I,  .330—400,  ferner  v.  Reden,  vergleichende  Finanzstatistik 
I.  2.  Abth.  (1851),  woselbst  und  in  Abth.  1  auch  über  Kurhessen,  Nassau,  Schleswig- 
Holstein,  Frankfurt  a.  M. 
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§.16.  Die  jüngste  (dritte)  Reformperiode  1891  flf. 
Uebersicht.  Die  prenssische  StenergesetzgebuDg  war,  wie  dar- 
gelegt,  in  den  letzten  Jahrzehnten  nur  wenig  weiter  gebildet 
worden.  Die  Gewerbesteuer  mnsste  seit  lange  als  veraltet  und 
sehr  reformbedürftig  gelten.  Die  Glassen-  und  classifieirte  Ein- 
kommensteuer hatte  sieh  in  ihrer  Veranlagung  immer  ungenügender 
erwiesen.  Ihre  grosse  Ungleichmässigkeit  war  um  so  bedenklicher, 
da  die  Steigerung  der  Gommunalfinanzbedürfnisse  in  der  bestehen- 
den Communalsteuerverfassung  (§.  26  fif.,  32)  immer  höhere  Zuschläge, 
besonders  in  den  westlichen  Provinzen  und  in  Gegenden  raschen 
und  grossen  wirthschaftlicheu  Aufschwungs  mit  sich  gebracht  und 
so  den  Druck  der  ungleichmässig  veranlagten  Steuer  immer  em- 
pfindlicher gemacht  hatte.  Hier  lag  daher  auch  ein  enger  Zu- 
sammenhang zwischen  Staats-  und  Communalsteuerverfassung  und 
thatsächlicher  Besteuerung  in  Staat  und  Gemeinden  vor,  welcher 
Reformen  um  so  nothwendiger ,  freilich  auch  um  so  schwieriger 
machte.  Die  Stempelsteuer  war  nicht  weniger  veraltet  als  die  Ge- 
werbesteuer, auch  durch  Novellen  und  Verordnungen  bis  zur 
Verwirrung  verwickelt  und  durch  die  Ausbildung  der  Reichs- 
stempelsteuer noch  weiter  durchlöchert  worden.  Ein  allgemeines 
Bedtirfniss  nach  tiefgreifender  Steuerreform,  in  einer  der  neueren 
Entwicklung  des  Wirthschaftslebens  und  Verkehrs,  auch  den  neueren 
socialen  Ideeen  in  der  Besteuerung  angemessenen  Richtung,  wurde 
mehr  und  mehr  im  Publikum,  Parlament,  Verwaltung,  Regierung 
empfunden.  Ein  entsprechendes  Vorgehen  war  auch  durch  die 
grosse  Entwicklung  der  indirecten  Besteuerung  im  Reiche  nur  noch 
dringender  geworden.  Aber  es  ist  lange  nichts  Ordentliches  zur 
Abhilfe  geschehen,  bis  erst  nach  Fürst  Bismarck's  Entlassung  und 
mit  der  Uebernabme  des  Finanzministeriums  durch  Miquel  ein 
neuer  Geist  in  die  Finanzverwaltung  einzog  und  nunmehr  bald 
eine  neue  grosse,  in  ihrer  Weise  grossartige,  eine  dritte  Reform- 
epoche in  der  Geschichte  der  preussiscben  Besteuerung  in  diesem 
Jahrhundert,  anbrach. 

Sie  zerfällt  in  drei  Stadien,  von  denen  die  beiden  ersten  eng 
zusammenhängen.  Im  Jahre  1891  gelang  eine  tiefgreifende  Reform 
der  Personalbesteuerung,  mittelst  einer  Umbildung  der 
Classen-  und  classificirten  Eiokommensteuer  in  eine  einzige,  steuer- 
politisch und  steuertechnisch  wesentlich  verbesserte  Einkommen- 
steuer (Gesetz  vom  24.  Juni  1891)  und  zugleich  eine  völlige  Um- 
gestaltung der  Gewerbesteuer  (anderes  Gesetz  vom  24.  Juni  1891). 
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Die  nunmehr  bedeutend  ertragsreichere  staatliche  Einkommenstener 
ermöglichte  es  dann,  den  Schwerpunct  der  directen  Staatsbesteaenmg 
wesentlich  in  diese  Steuer  zu  legen  und,  in  Verbindung  mit  einigen 
anderen  Maassregeln,  den  Staat  auf  die  Erträge  seiner  drei  grossen 
Ertragssteuern,  der  Grund-,  Gebäude-  und  der  reformirten  Gewerbe- 
steuer zu  Gunsten  der  Gemeinden  verzichten  zu  lassen  (erstes  Ge- 
setz vom  14.  Juli  1893).  Zur  Deckung  des  Ausfalls  an  Einnahmen 
diente  dem  Staate  ausser  der  Ertragssteigerung  aus  der  reformirten 
Einkommensteuer  einmal  die  Aufhebung  eines  früheren  wenig 
zweckmässigen  Gesetzes,  welches  den  Haupttheil  der  dem  preossi- 
schen  Staate  zufallenden  Antheile  ans  den  Reichszöllen  auf  Getreide 
und  Vieh  den  Kreisen  überwiesen  und  so  der  preussischen  Staats- 
casse  diese  Einnahme  grossentheils  (bis  auf  einen  ihr  verbleibenden 
Betrag  von  15  Mill.  M.)  entzogen  hatte  (Gesetz  vom  14.  Mai  1885, 
sogen.  „Lex  Huene'^);  sodann  die  Einführung  einer  zweiten 
directen  staatlichen  Personalsteuer,  einer  eigenen  ganz 
neuen  Vermögenssteuer  unter  dem  Namen  Ergänznngs* 
Steuer  (zweites  Gesetz  vom  14.  Juli  1893).  In  Verbindung  hier- 
mit stand  dann  ein  drittes  grosses  Steuergesetz,  dasjenige  über 
die  Communalabgaben  (ebenfalls  vom  14.  Juli  1893  datirt), 
das  wiederum  lange  ein  dringendes  Bedürfniss  gewesen,  dessen 
Herstellung  wiederholt  geplant  und  versucht,  aber  nicht  gelangen 
war  (§.  29,  31). 

Durch  diese  organische  Steuerreform  ist  ein  Dreifaches 
von  grosser  allgemeiner,  auch  finanzwissenschaftlicher  Be- 
deutung erreicht  worden:  einmal  die  fast  völlige  Hinüber- 
führung  der  directen  Staatsbesteuerung  aus  der 
Ertrags(Object-)besteuerung  und  aus  der,  bisher  wenig 
organischen,  Gombination  dieser  mit  der  Personalbestenerang 
(Classcn-  und  classificirte  Einkommensteuer)  wesentlich  in  die 
reine  Personal-  (Subject-)besteuerung;  sodann  die  tech- 
nische Vervollkommnung  der  Einkommensteaery 
welche  nun  auch  steuerpolitisch  den  Grundsatz  der  Besteuerung 
nach  der  Leistungsfähigkeit  viel  mehr  zur  Geltung  bringen  kann, 
und  die  Verbindung  dieser  Steuer  mit  der  Vermögens- 
steuer, welche  steuertechnisch  und  als  Subjectsteuer,  U.A.  weil 
sie  die  Schulden  steuerfrei  lassen  kann,  ebenfalls  der  Ertragsstener 
überlegen  ist  und  deren  Angliederung  an  die  Einkommensteuer  es 
möglich  macht,  das  Renteneinkommen  aus  Besitz  (fundirtes)  höher 
als    das    unfundirte    zu    besteuern,    wodurch    eine  wichtige    and 
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^be  der  Steaerpolitik ,  auch  ein  bedentsames 
ilat  socialer  Steaerpolitik ,  in  zweckmässiger 
arde;  endlich  drittens  die  Herstellung  einer 
euer-  (und  6ebtlhren-)Verfa8snng,  welche 
31  richtigen  theoretischen  und  practischen  An- 
t  Forderungen  entspricht,  namentlich  es  ermöglicht, 
tr  die  Steuerlast  zu  vertheilen,  sie  mehr  dem  Real- 
iben,  die  Ueberbfirdung  der  Staats-Einkommensteuer 
für  Communalzwecke  zu  vermindem,  so  dem  Grund- 
erung  nach  Leistung  und  Gegenleistung,  soweit  er 
Communalbesteuerung  eine  gewisse  Berechtigung 
180—182),  mehr  Rechnung  zu  tragen  und  Conflicte 
h  und  Communalfinanzinteressen  zu  vermindern. 

le  wesentlich  die  directe  Besteuerung  betreffenden 
reussen,  welches  auf  diesem  Gebiete  hinter  anderen 
einzeben   fremden  Staaten  in  Folge  seiner  stag- 
gesetzgebung  sehr  ins  Hintertreffen  gekommen  war, 
Spitze  getreten  und  der  Pionier  im  Besteuernngs- 
>rden,  wie  die  Nachahmung  zeigt,  welche  sein  Vor- 
eile in  wie  ausserhalb  Deutschlands  gefunden  hat. 
ichtigsten    Gebiete    moderner    directer  Besteuerung, 
Personalsteuer,  ist  diese  preussische  Reform  in  der 
das  bedeutsamste  Vorkommniss  in  der  ganzen  neueren 
e.    Auch  die  Rückkehr  zur  sonst  fast  verschwun- 
^nssteuer  im  modernen  Staatssteuersystem,  vollends 
Staats,  ist  ein  stenergeschichtlich   sehr  beachtens- 
liss.    Dasselbe  gilt  vom  Siege  der  Personalstener  in 
aatsbestenerung,  unter  fast  völligem  Aufgeben  staat- 
)e8tcuerung.    Beides  wird  vermutblich  von  Einfluss 
rentwicklung  moderner  Besteuerung  überhaupt  sein, 
orm  von  1891  und  1893  hat  sich  so  die  preussische 
mg  in  wichtigen  Puncten  zugleich  von  der  continen- 
trennt  und  der  britischen  genähert. 
1895  ist  man  dann  auch  in  das  dritte  Stadium  der 
men  getreten,  hat  die  Neugestaltung  der  Stempel- 
)tz  vom  31.  Juli  1895)  und  gleichzeitig  der  Gerichts- 
etz vom  25.  Juni  1895),  soweit  Preussen  hierin  nicht 
^hsgesetzgebung  gebunden  war,  vorgenommen.  Damit 
hier  eine  wesentliche  Verbesserung  des  Steuerrechts, 
i   formeller  Hinsicht,    erreicht.     Kleinere   legislative 
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Maassregeln,  in  der  Erbschaftssteuer,  die  Aofhebang  der  Personal- 
stenerfreibeiten  der  ehemaligen  reicbsunmittelbaren  Familien, 
scbliessen  sieh  an  die  grösseren  Reformen,  im  letzten  Fall  als  deren 
Conseqnenz,  an. 

§.17.  Einzelnes.  Die  legislativen  Materialien  (Gesetzentw^Qrfo,  Motive,  Gesetze) 
ausser  in  den  Laudtagspapicren  aus  1890  —  93,  1895  im  Finanzarchiv,  B.  7  — 12. 
Genauere  Darstellung  der  lieform  nnd  der  Gesetze  von  1891  in  meinen  zwei  Aof- 
sätzcn  eb.  B.  8  und  11,  Uebersicht  in  meiner  Abb.  directe  Steuern  in  ScbOnbeiig's 
Handb.  III,  4,  A.  §.  23  b  und  Einzelnes  aus  den  Gesetzen  eb.  im  Abschnitt  von  der 
Einkommensteuer  S.  410  ff.  und  von  der  Vermögenssteuer  S.  441  ff.  —  G.  Cohn, 
Jahrb.  f.  Nat  Ok.  3.  Folge  B.  1.  Dcrs.  Jahrb.  f.  Gesetzgebung  eb.  Jg.  16  N.  F.  GerUcb 
preuss.  St.  ref.  in  Staat  und  Gemeinde  1893.  Ders.  im  H.  W.  B.  St.  III  (Einlest.) 
Strauss  St.rcf.  1893.  Enneccerus  dgl.  1892.  Ders.  VcrmOgonsst.  n.  s.  w.  1893. 
.lastrow  im  Archiv  f.  soc.  Gcs.geb.  V.  Ders.  im  Jahrb.  f.  Nat.ök.  B.  58,  59*  Strati 
in  Hirth's  xVnnalcn  1894,  die  Specialartikcl  Einkommenst. ,  Yermögensst. ,  preoas. 
St.reform  im  U.  W.  B.  St.  und  in  dessen  Supplementen  von  TrOltsch,  Elster, 
V.  Heck  ei,  dgl.  im  Stcugerschcn  WOrtcrb.  d.  Verwaltg.  und  dessen  Ergänzungsbänden 
V.  G.  V.  Mayr.  Keil,  Boruhak.  Die  Commentarc  zu  den  neuen  Gesetzen  vou 
Meitzcn  (E.  St.),  ITuisting  (E.  St.,  Gew.st.\  Falkmann  (Gcw st.),  Gauss,  Strotz 
(Yerm.st.),  Schwarz,  Adickes,  Strutz  (Commun.st.)  u.a.m.  Die  grossen  amt- 
lichen Ausfuhrun^sanweisungen  zu  den  Gesetzen  (in  amtlicher  Ausgabe),  rcfrelmässig 
mit  in  den  Commentaren  herangezogen.  Werthvolle  Statistik  der  yeranlag:angs- 
er^ebni&se  der  Einkommen-  und  jetzt  auch  der  Vermögenssteuer,  jährlich  (bisher 
1892/93  bis  1897.98),  amtliche  Poblication  des  preuss.  Statist.  Bureaus. 

Die,  hier  allein  anzugebenden,  Hauptpnncte  der  neuen  Steuergesetze  sind  die 
folgenden. 

1.  Kcform  von  1891.  a.  Einkommensteuer.  Vereinigung  der  bis- 
herigen Cla!»sen-  und  Einkommensteuer,  doch  bleibt  die  alte  Grenze  der  TrennoDf 
u^OOO  M.  Einkommen)  noch  in  der  Veranlagungstechnik,  u.  A.  auch  in  Beginn  der 
Declarationspflicht  bei  dieser  Ziffer,  spürbar.  Beginn  der  subjectiven  Steuerpflicht  wie 
seit  1883  bei  900  M.  Einkommen.  Obligatorische  Declaration  von  3000  M.  Ein- 
kommen an,  facultative  bei  niedrigerem  Einkommen.  Ausdehnung  der  Steuerpflicht 
über  physische  Personen  hinaus,  jetzt  auch  auf  gewisse  privatrecbtliche,  juristische, 
namentlich  Actien-  und  ähnliche  (lesellschaften,  gewisse  Genossenschaften.  Partielle, 
formelle  und  materielle  Doppelbesteuerung  (der  Gesellschaften  und  der  Actionäie 
n.  s.  w.)/doch  dadurch  eingeschränkt,  dass  die  Gesellschaften  u.s.  w.  erst  von  einem  Ein* 
kommen  (Rente)  von  Ul)er  37«!  Vo  ^^^  i^^^  Kapital  hinaus  selbst  einkommenstoucrpflichtig 
werden.  Genauere  Bcütimmungen  über  gewisse  Ausdehnungen  der  objectiven  Steuer- 
))tlicht,  über  Abzugsposten.  Aenderung  des  bisherigen  Steuerfusses,  ErmässigungcD 
bei  Einkommen  bis  c.  80  000  M.,  Steigerung  von  da  an  über  das  bisherige  Maximom 
von  3  ^'q  hinaus,  welches  früher  der  Normalsatz  für  die  ganze  Einkommensteuer  (bei 
Einkommen  von  3000  M.  und  dartibt^)  war.  bis  auf  4  %  bei  Einkommen  über 
100  OOO  M.  Beibehaltung  von  Steuer^tufen  (nicht  Procenten)  und  gesetzlich  festen, 
nicht  im  Etat  zu  beistimmenden  Steuersätzen.  Günstigere  Bedingungen  für  Ermässigung 
des  gesetzlichen  Steuerfusses  bei  die  Leistungsfähigkeit  der  Censiten  nachtheilig  be- 
uinfluiisenden  Umständen.  Wesei.tliche  Verbesserung  des  Veranlagungs Verfahrens,  aach 
abgesehen  von  der  DeclarationspÜicht.  \Virk>amere  Controlmittel  der  Verwaltung 
dabei.  StrafbeMimungen  bei  wissentlich  falschen  und  unvollständigen  Dcciarationen. 
Schärfere,  die  Interessen,  bezw.  Kerbte  des  Censiten  schützende  Einrichtung  des  Be- 
rufungswesen^.  Da»  Oberverwultungsgerirht  als  unabhängige  letzte  Berufungsinstanz.  — 
Zu  dem  GeM*t/.  vom  124.  Juni  ]^^91  über  die  Einkommensteuer  eine  kleine  Novelle 
uhne  weitere  Bedeutunir  vom  22.  April  1892  und  das  Gesetz  vom  IH.  Juli  1892,  betr. 
Aufhebung  der  Peraonalsteuerfreiheite.n  (ehemals  Keichbunmitteibarer  u.  s.  w.)  gegen 
Entschädigung. 

Der  tisrali-sch  günstige  Erfolg  der  Reform  zeigte  sich  in  einer  sofortigen 
Steigerung  der  Einschätzun^r>ergebnisse  schon  bei  der  ersten  Veranlagung  nach  dem 
neuen  (Jesetz  von  79  o-V-j  MOO  auf  114  7><0  0U0M.  Steuercrtrair  von  1891/92  auf 
1^92/93  i.nur  bei  den  physischen  Personen).     Ein  Mehr  von  3554  ^lih.  M.,    wovon 


iänkommensteaer,  Gewerbesteuer  1891.  Reform  von  1893.  41 

4.04  Hill.  M.    auf   Abändening     des    Stenerfasses    für    die    höheren    Einkommen, 

31.05  MilL  fast  dorchaas  auf  die  bessere  Yeranlagmng  (namentlich  der  Censiten  mit 
bSberem  Einkommen)  kommen.  Der  beste  Beweis  für  die  Nothwendigkeit  der  Reform, 
deren  lange  Verschiebung  yomemlich  den  stenerfähigeren  Kreisen  der  Bevölkernng  za 
Gate  gekommen  war.   Die  Besteuerung  der  juristischen  Personen  i2:ab  ausserdem  noch 

10.06  Mill.  M.  Ertrag  (s.  Statisük  der  Veranlagung  7.  J.  1892/93,  S.  318  ff.,  daraus 
i  Aaszuge  Ton  meiner  Abh.  im  Schönb.  Handb.  III,  S.  420  ff).  Die  Steuer  war  zuerst 
t     &of  80  Mill.  M.  mit  4  ^/o  jährlichem  Zuwachs  contingentirt,  was  bei  der  Reform  von 

1893  beseitigt  wurde,  so  dass  seitdem  die  Staatscasso  über  den  wirklichen  Ertrag 
giQZ  TerfUgt. 

b.  Die  neue  Gewerbesteuer  von  1891  hat  eine  noch  stärkere  Umänderung 
der  älteren  gebracht,  indem  die  Veranlagungsmcthode  selbst  geändert  wurde.  Statt 
nach  äusseren  Merkmalen  und  Ortsclasscn  wurden  jetzt  alle  im  Princip  für  steuer- 
pflichtig erklärten  stehenden  Gewerbe  nach  der  Höhe  des  Jahresertrages,  bozw.  des 
Ailtf^e-  und  Betriebskapitals,  unter  Freilassung  aller  Kleingewerbe  bis  1500  M.  Ertrag 
und  30OO  M.  Kapital,  in  4  Classen  gebracht,  ohne  Anwendung  eigentlicher  Declarations- 
pflicht,  aber,  was  zur  finanzwissenschaftlichen  Würdigung  der  Methode  nicht  zu  über- 
sehen ist,  unter  Mitbenutzung  der  genaueren,  meist  mit  Hilfe  des  Declarationszwangs 
geronnenen  Daten  der  Einkommensteuerveranlagung.  In  die  1.  Classe  kommen  Gross- 
geverbe  (über  50000  M.  Ertrag,  über  1  Mill.  M.  Kapital)  mit  einem  in  Stufen  an- 
geordneten Steuersatz  von  1  %,  bei  den  3  anderen  Classen  blieb  die  Bildung  von 
Steoergesellschaften  mit  Mittelsutzen  und  Contingenten  bestehen,  mit  einem  degressiven 
Steoerfuss  unter  1  7o  herab.  Veranlagungsbezirke  sind  grössere  Gebietstheile,  für 
GL  1  die  Provinzen  und  Berlin,  für  Gl.  2  die  Regierungbbezirko,  für  Cl.  3  und  4  die 
Kreise.  Veranlagungsverfahren  und  Berufungswesen  wurde  zweckmässig  neu  ge- 
ordnet, Oberverwaltungsgericht  ebenfalls  oberste  Berufungsinstanz.  Für  Gast-  und 
Schankwirthschaft  und  Kleinhandel  mit  Branntwein  und  Spiritus  kommt  eine  besondere 
sogen.  «.Betriebssteuer"^  mit  Zuschlagsätzen  zu  den  normalen  Gewerbesteuersätzen  hinzu. 
Die  auch  bei  dieser  neuen  Steuer  zuerst  bestehende  Contingentirong  (19.81  Mill.  M.) 
hütd  nach  dem  Uebergang  dieser  Steuer  an  die  Gemeinden,  1893,  keine  Bedeutung 
iDebr  und  wurde  hier  aufgehoben. 

§.  18.  —  2.  Reform  von  1893.  Erst  nach  den  unerwartet  günstigen  Ergeb- 
nisBen  der  neuen  Einkommensteuer- Veranlagung,  wodurch  ein  Haupttheil  der  finan- 
ziellen Schwierigkeiten  für  noch  weitere  Reformen  beseitigt  war,  ging  man  an  diese 
heran.  Das  schon  länger  vorschwebende  und  im  Einkommensteuergesetz  von  1891 
&Dch  bereits  im  Allgemeinen  in  Aussicht  genommene  Ziel  war  die  Beseitigung  der 
Grand-  und  Gebäudesteuer  als  Staatssteuer  oder  deren  Ueberweisung  an  communale 
Verbände.  Letzteres,  um  die  Communallasten  zu  erleichtern,  die  Steuern  hier  besser 
zu  venheilen  und  die  Einkommensteuer  des  Staats  mehr  von  Zuschlägen  der  Gemeinden 
za  entlasten.  Wie  weit  man  dies  durchführen  könne,  hing  mit  von  der  Staatsfiuanz- 
iage  und  von  den  Ersatzmitteln  für  die  vom  Staate  aufzugebenden  Steuern  ab.  Es 
kam  nun  Dank  dem  günstigen  Ergebniss  der  neuen  Einkommensteuer  und  unter  Be- 
QOtzang  zweier  anderer  Hilfsmittel  nicht  bloss  zur  Aufbebung,  bezw.  „Ausserhebung- 
setzsng**  der  staatlichen  Grund-  und  Gebäudestcuer,  sondern  auch  der  neuen  Gewerbe- 
Steuer  von  den  stehenden  Gewerben  und  der  Betriebssteuer,  woran  man  früher  kaum 
gedacht  hatte,  sowie  der  Bergwerksabgaben.  Jene  drei  erstgenannten  Steuern  (also 
nicht  nur  die  Grund-  und  Gebäudesteuer)  wurden  vollständig  den  Communen  über- 
lassen, welche  auch  die  Bergwerke  von  nun  an  im  Rahmen  ihrer  Gewerbebesteuerung, 
nicht  in  den  bisherigen  Formen  der  Bergwerksabgaben,  mit  besteuern  konnten.  Die 
beiden  Hilfsmittel  waren  die  schon  genannten,  nemlich  die  Aufbebung  des  Gesetzes  vom 
R  Mai  1885,  welches  der  Staatscasse  den  prcussischen  Antheil  an  den  Gctreide- 
wd  Viehzöllen  bis  auf  15  Mill.  M.  entzogen  halte,  und  die  Einführung  der  Ergänzungs- 
«cuer,  der  neuen  Vermögenssteuer  (1.  Gesetz  vom  14.  Juli  1893  betr.  Aufhebung 
directcr  Staatssteuern,  2.  Gesetz  von  demselben  Tage  betr.  Einführung  der  Ergänzungs- 
steaer,  3.  Gesetz  von  diesem  Tage  betr.  die  Communalabgabeu).  Bei  der  Ausser- 
hebongsetznng  der  Grundsteuer  für  den  Staat  wurde  eine  theoretisch  und  practisch 
strittige  schwierige  Frage,  nemlich  die  Behandlung  der  Entschädigungen,  welche  bei 
Aufhebung  der  Grundsteuerfreiheiten  den  bisher  privilegirten  Besitzern  gewährt  worden 
var  (s.  0.  S.  30),  dahin  entschieden,  dass  den  Entschädigten  bedingt  die  Rückzahlung 
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der  empfangenen  Beträge,  unter  Gewährang  eines  diese  ZahloDg  sein  erieicbtemden 
Yerfahrens,  auferlegt  wurde:  nämlich  in  den  Fällen,  wo  der  betreffende  Besitz  nicbt 
mittlerweile  durch  läbti^es  (entgeltliches)  Bechtsgeschäft  yer&assert  worden  wir 
(1.  Gesetz  vom  14.  Juli  1893,  g.  19.  überhaupt  §.  17—27). 

Die  YermOgenstcuer  tritll  nur  physische  Personen,  nicht  auch,  wie  die 
neue  Einkommensteuer,  gewisse  juristische,  bloss  rentefähiges  Vermögen,  also  nicht 
auch  NutzirermOgen ,  daher  Grund-  und  Haosbesitz,  wirthschafUicbes  Anlage-  und 
Betriebskapital,  Leihkapital  u.  s.  w. ,  doch  beim  einzelnen  Besitzer  nur  bei  einem 
AVcrth  von  über  6000  M.  im  Normalfall,  kleinerer  ist  steuerfrei.  Der  in  Stufen  ge- 
formte, fUr  alle  Arten  und  Beträge  des  Vermögens  gleich  hohe  Steuersatz  ist  all 
Norm  auf  Vs^/oo  ^^  Gesetz  festgestellt.  Das  Veranlagungarerfahreu  lehnt  sich  an 
dasjenige  der  Einkommensteuer  an,  benotzt  deren  Daten,  wie  die  Gowerbesteoer  es 
thut,  es  ist  aber  keine  eigene  Declarationspflicht  in's  Gesetz  gekommen.  Die  Ver- 
mögenssteuer darf  nicht  mit  Communalzuschlägen  belegt  werden.  Die  Steuer  ist, 
dem  damaligen  Stouerbedarfsanschlag  gemäss,  auf  35  Mill.  M.  conting^ntirt,  der 
Stcuerfuss  kann  jedoch,  wenn  dieser  Betrag  durch  die  Veranlagung  nicht  errdcht 
oder  überschritten  wird,  bedingt,  nach  Combinatiouen  mit  den  Einkoramonsteoer- 
crgebuisscn,  erhöht  oder  vermindert  werden.  Die  Veranlagung  hat  nicht  85  MilL  IL 
ergeben,  die  erste  fUr  1895/96  nur  31.06  Mill.  Eine  kleine  Erhöhung  dos  Fussos, 
um  5  2°/o.  ist  verfügt  worden,  reicht  aber  nach  den  bisherigen  Einschätzungen  nicht 
aus,  um  jenen  Betrag  von  85  Mill.  M.  erreichen  zu  lassen.  Isteinnahme  1895/96 
und  1896/97  30.302  und  31.069  Mill.  M.,  Anschlag  fdr  1897/98  31,  für  1898/99 
31.5  Mill.  M.  In  Folge  dieser  einschneidenden  Reform  von  1891  und  1893  enthält 
der  preussische  Staatshaushalt  nur  noch  die  beiden  directen  Personabteuem ,  die 
Einkommen-  und  die  Ergänzungssteuer,  von  Ertragssteuern  nur  noch  die  Staatssteaer 
gebliebene  Gewerbesteuer  vom  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  und  die  Eisenbahn- 
abgaben, dann  die  abgesondert  gebliebenen  directen  Steuern  in  Uohenzollem.  S.  n. 
Statistisches  in  §.  24  und  den  dortigen  Tabellen). 

Die  Stempelst  euer- Gesetzgebung  von  1895  ist  eine  codificirende  Nenregelnng 
der  ganzen  schwierigen  Materie  des  Urkundenstempels,  für  Urkunden  flbor  i^hts- 
gcächäfte  und  verschiedenes  Andre,  ohne  directe  fiscidische  Tendenz  der  Ertrags- 
steigerung. Das  Gesetz  stellt  eine  wesentliche  Verbesserung  und  Klärung  des  bisherigen 
verwirrt  gewordenen  Zustands  dieses  Steuergebiets  dar,  hat  richtige  stenerpolitische 
Zwecke  verfolgt,  verwandte  Bechtsgeschäfte  in  der  Besteuerung  mehr  ato  bisher 
gleichgestellt,  Fixstempel  öfters  durch  progressive  Werthstempcl  ersetzt,  gewisse  Be- 
freiungen der  arbeitenden  Classen  angeordnet,  geb Uhrenartige  Stempel  als  Zahlangen 
für  behördliche  Thätigkeiten  in  Privatangelegenheiten  eingeführt  (s.  Ne isser  u.) 
S.  Gesetzentwurf  mit  Motiven  und  Gesetz  selbst  auch  im  Finanzarchiv  B.  XII.  Gom- 
mentare  von  Gaupp  und  Locck,  Kuhnemann,  Labns,  Uainitz  u.  A.  m. 
Art.  Stempelsteuer  von  Neisscr  im  Supplb.  II  d.  H.  W.  d.  St.  Jacob  im  WOrterb. 
d.  Verwalt.    Erg.-B.  3. 

Das  Gcrichtskostengesetz  v.  1895  betrifit  wie  das  Stempelgesetz  neben 
Gebühren  Verkchrsstcucrn,  bes.  in  seinen  Bestimmungen  über  Fälle  von  nicht  streitiger 
Gerichtsbarkeit.  Es  ist  ebenfalls  condicirenden  Characters  und  enthält  Erglnzongs- 
bestimmun^^cn,  wo  die  Reichsgesetzgesetzgebung  nicht  die  Materie  der  Gerichtskosten, 
so  der  streitigen,  allein  geregelt  hat. 

Die  Erbschaftssteuer  {Gas.  v.  1873)  hat  durch  Novelle  vom  19.  Juni  1891 
und  81  Juli  1895  einige  kleine  Aenderungen  erfahren,  nicht  von  principiellcr  Be- 
deutung. Die  1891  geplante  Ausdehnung  der  Steuerpflicht  auf  die  directe  Linie  Ist 
nicht  durchgedrungen. 

Die  Steuerreform  der  1890  er  Jahre  —  man  kann  sie  mit 
Becht  die  Miquerscke  nennen  —  bat  natürlich  mancherlei  private 
Interessen  berührt  und  einige,  so  solche  der  bisher  nicht  oder  za 
niedrig  besteuerten  Classen  und  Personen  verletzt ,  daher  auch 
schon  bei  ihrer  Entwerfung  und  parlamentarischen  Durchführung 
Opposition  gefunden.    Aber  im  Ganzen  war  sie  doch  auch  politisch 
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dnrch  die  öffentliche  Meinang  und  das  Billigkeits-  und  sociale 
Gefühl  der  bisher  begünstigten  Kreise  unterstützt  werden.  Auch  das 
Urtheil  über  die  Wirkung  dieser  Reform  ist  nicht  völlig  über- 
einstimmend, im  Landtage  sind  über  einzelne  Puocte  der  Gesetze 
und  mehr  noch  ihrer  administrativen  Durchführung  wohl  Klagen 
ertönt  und  hie  und  da  Abänderungen  von  Einzelheiten  angeregt 
worden  y  am  Meisten  in  Betreff  des  Communalabgabegesetzes 
(§.  29/30).  Doch  ist  der  Tadel  auch  hier  vereinzelt  und  im  Ganzen 
wird  die  Wirkung  der  Reform,  namentlich  auf  dem  Gebiete  der 
Staatsbesteuerung,  weit  überwiegend  als  befriedigend  angesehen. 
Wenn  man  an  die  Vorgänge  in  andren  Ländern,  z.  B.  an  das  stete 
Hisslingen  der  Einkommensteuer-Bewegung  in  Frankreich^)  denkt, 
80  darf  man  bei  uns  eine  gewisse  Genugthuung  über  die  jüngste 
Steuerreform  empfinden. 

§.  19.  Rückblick  auf  die  preussische  Staats- 
bestenerung  im  19.  Jahrhundert.  Bei  dem  eng  und  immer 
enger  gewordenen  Zusammenhang  der  speciell  preussischen  mit 
der  Besteuerung  im  Zollverein,  Norddeutschen  Bund  und  namentlich 
im  Deutschen  Reich,  bekommt  man  von  der  Lage  der  preussischen 
Fmanzen  und  Steuern  allein  kein  ordentliches  Bild,  ohne  Berück- 
sichtigung dieses  Zusammenhangs.  Daher  ist  auch  zur  Ergänzung 
aaf  die  Darstellung  der  Entwicklung  der  indirecten  Besteuerung 
im  Reich  unten  zu  verweisen.  Diese  Verhältnisse  werden ,  auch 
wo  sie  in  die  Zeit  vor  1867  (Zollvereinsperiode  und  früher)  zurück- 
reichen, besser  später  im  historischen  Zusammenhang  behandelt. 
Schon  hier  mOgen  aber  zur  Vervollständigung  eines  Rückblicks 
auf  die  preussische  Steuerentwicklung  im  19.  Jahrhundert  einige 
Pnocte  aus  der  Zollvereins-  und  Reichssteuerentwickluog  mit  herein- 
gezogen werden. 

In  den  drei  grossen  Reformepochen  der  preussischen  Be- 
stenerung hat  die  directe  wie  die  übrige  Besteuerung  eine  wesent- 
liche Um-  und  Ausbildung  und  technische  Vervollkommnung  er- 
fahren, wie  sie  durch  die  wirthschaftsrechtlichen  und  wirthschaftlichen 
Verhältnisse  des  Zeitalters,  dnrch  die  Technik  der  Production  und 
des  Verkehrs,  durch  politische  und  sociale  Anschauungen  der 
Periode  bedingt  waren. 

In  der  ersten  Epoche  zog  man  bereits  für  die  Gestaltung 
der  Besteuerung  die  Consequenzen  aus  dem  Uebergang  von  der 

')  Wo  auch  das  im  Erg.-Heft  zu  ß.  III  in  §.  27  dargelegte  tüchtige  Doumer- 
Khe  Project  fon  1895/96  wieder  gescheitert  ist. 
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älteren  ,,gebnDdeDen'^  Wirthschaftsordnung  zn  der  neueren  y,liberalen'< 
der  Freiheit  des  Verkehrs,  des  Eigenthums,  der  wirthschaftsrecht- 
liehen  Gleichstellung  von  Stadt  und  Land,  der  freien  Concnrrenz, 
aber  auch  die  Consequenzen  aus  dem  Grundsatz,  das  Staatsgebiet 
als  einheitliches,  nationalwirthschaftliches  Gebiet  zu  behandeln,  so  in 
der  Aufhebung  der  üniversalaccise,  derBeseitigungder  Binnenzölle^der 
HerstelluDg  des  Grenzzollsystems  mit  liberalem  Tarife,  der  möglichsten 
Unification  der  sonstigen,  auch  der  directen  Staatsbesteuerung,  der 
Einrichtung  allgemeiner  gleicher  indirecter  Verbrauchssteuern.  Doch 
blieben  Ausnahmen  bestehen,  wie  die  Abtrennung  der  grosseren 
Städte  durch  die  specielle  Mahl-  und  Schlachtstener.  Die  politischen, 
nationalökonomischen,  ethischen  Grundsätze  und  Forderungen  und 
in  den  Edicten  von  1810  und  1811  auch  als  öffentlich-rechtliche 
Normen  anerkannten  Principien  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässig- 
keit  der  Besteuerung  wurden  in  das  positive  Steuerrecht  einza- 
fttbren  gesucht.  Aber  das  Hauptproblem,  die  Ausgleichung  der 
Grundsteuer,  blieb  aus  politischen  und  technischen  Gründen  doch 
noch  ungelöst  und  von  einer  wirklich  ernsten,  daher  „social- 
politischen'^  Durchführung  des  Grundsatzes  der  Besteuerung  nach 
der  Leistungsfähigkeit  (Fin.  II,  §.  159,  160,  183  ff.,  187)  war  nicht 
nur  noch  keine  Rede,  man  beschäftigte  sich  auch  noch  kaum  mit 
einem  solchen  Gedanken.  Das  beweist  am  Besten  die  Einrichtung 
der  Classensteuer  von  1820,  trotz  des  in  ihr  liegenden  Fortschritts 
gegen  die  blosse  Kopfsteuer,  die  sie  ersetzte.  Die  Ausgestaltung 
aber  der  directen  Steuer  (Classen-,  Gewerbesteuer),  der  inneren 
indirecten  Verbrauchs-  und  der  Verkehrssteuern  (Bier-,  Branntwein-, 
Wein-,  Tabak-,  Stempelsteuer)  sowie  auch  des  Zolltarifs  entsprach 
noch  dem  vorwiegend  agrarischen,  kleingewerblichen,  klein- 
städtischen Character  einer  noch  wenig  entwickelten,  in  der 
Productionstechnik;  im  Communicationswesen  noch  rflckständigen 
Volkswirthschaft  eines  armen  Landes  und  Volks,  das  soeben  erst 
schwere  Zeiten  durchgemacht  hatte,  von  denen  es  sich  nur  langsam 
erholen  konnte.  Die  zunächst  unverändert  bleibende  Grundsteuer- 
Verfassung  mit  ihren  Verschiedenheiten  und  ihren  alten,  veralteten 
Katastern  im  grössten  Theil  des  Staats  (Osten)  fügt  sich  in  diese 
Verhältnisse  noch  ganz  wohl  ein. 

§.  20.  Darin  traten  nun  in  der  folgenden  langen  Friedenszeit 
bedeutende  Veränderungen  ein.  Land  und  Volk  erholten  sich,  die 
Volkswirthschaft  entwickelte  sich,  die  Bevölkerung  nahm  stark  zn. 
Das  Zollgesetz  von  1818,  dann  der  Zollverein  (1834  ff.)  schuf  ein 
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Uches  nationales  Wirthschaftsgebiet ,  die  Dampf- 
neb  in  Prodnction  und  Verkebr  einzubtlrgern,  die 
5n  entstanden,  die  Industrie,  der  Handel,  die  Städte 
triebssysteme  in  der  Landwirthsebaft,  die  Betriebs- 
irbe  begannen  sieb  amzaändem  nnd  zu  yervoll- 
Orossbetrieb  wurde  bedeutender,  die  städtiseben, 
MTcantilen  Interessen  traten  vor  den  ländlieben, 
r  bervor,  die  Yolkswirtbscbaft  ging  von  der  Agrar-, 
ieben,  der  Mannfactnrstnfe  mebr  in  die  Industrie-, 
y  Fabrik-  und  Handelstufe  tiber  und  betheiligte  sieb 
iXport  mebr  am  Weltverkehr,  der  Wohlstand,  die 

auch  der  Massen  wuehs.  Immer  nahm  zwar  bei 
bender  öffentlicher  Tbätigkeit  auf  Wirthschafts- 
;  und  bei  Festhalten  an  traditioneller  Sparsamkeit 
f  noch  wenig  zu.  Aber  soweit  er  es  that,  genügten 
Erträge  der  Einnahmequellen,  auch  der  Steuern, 
ndirecten  von  selbst  ergiebiger  wurden  und  auch 
weit  sie  nicht,  wie  bei  der  Grundsteuer,  grnnd- 
raren,  etwas  mebr  Einnahmen  ergaben.  Weniger 
Steuerbedarf,  als  die  innere  Einrichtung  der  be- 
ll drängte  aber  nun  allmälig  zu  Reformen,  wie  sie 

andersartige  Entwicklung  der  Volkswirthscbafl, 
eh    immer    mehr    die    politischen    Anschaaungen 

die     beginnenden     socialpolitischen     nothwendig 

len.     In    den    1840er   Jahren    und  besonders  von 

in   die  Reactionszeit  hinein,   wurde   dies  Drängen 

nach  und  nach,  freilich  erst  nach  mehr  als  einem 
les  Stillstands  der  preussischen  und  Zollvereins- 
I  den  Reformen,  welche  von  1851  an  die  zweite 
eossischen  Steuergeschichte  im  19.  Jahrhundert  be- 
linfübrnng  der  classificirten  Einkommensteuer,  die 
mdsteuer,  die  Aufhebung  der  Mahl-  und  Schlacht- 
Ahnung  der  Glassensteuer  auf  die  grösseren  der  Städte, 
erbesserungen  an  dieser  Steuer  und  den  sonstigen 
mem,  die  Befreiung  der  unteren  Bevölkerungskreise 
5n  Personalsteuer.     Und  im  Zollverein,   Bund  und 

zur  stärkeren  Entwicklung  der  Finanzzölle  und 
lucbs-,  dann  auch  der  Verkehrssteuern  (Stempel) 
.  auch  der  Schutzzölle. 
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Damit  aber  bereiteten  sich  wirthschaftliche,  politische  und 
sociale  Umäii.deruDgen  und  WeiterentwicklaDgen  vor,  die  auf  dem 
BesteuernDgsgebiet  za  einer  dritten  Epoche  binttberfuhrten.  Nach 
einem  Wechsel  zwischen  mehr  freibändlerischer  und  schuti- 
zöUnerischer  Handels-  und  Zollpolitik  in  den  SchatzzOUen  in  den 
40er  Jahren,  nach  einem  Siege  der  Freihandelspolitik  in  den  60er 
nnd  70er  Jahren  kam  es  za  einem  nationalwirthschaftlichen  Um- 
schwung der  Handels-  und  Zollpolitik  seit  1879  in  indnstrie-  and 
nunmehr  auch  agrarschutzzöUnerischer  Richtung,  eine  der  grossen 
wirthscbaftspolitiscben  Thaten  Bismarck's,  ersteres  in  Folge  der 
erworbenen  grösseren  wirtbschaftlichen  Machtstellung,  aber  auch 
der  weit  grösser  gewordenen  practischen  Bedeutung  der  Indnatrie 
für  die  deutsche  Volkswirthschaft  und  für  die  Beschäftigung,  daher 
die  Ernährung  der  Bevölkerung;  letzteres  in  Folge  der  beginnenden 
Erschütterung  der  Landwirthscbaft  und  des  ländlichen  Besitzes 
durch  die  Concurrenz  fremder,  ferner  Productionsgebiete  unter  dem 
Einfluss  der  Dampftecbnik  des  Verkehrs.  Preussen,  wie  ganz 
Deutschland  gelangte  so  mehr  und  mehr  in  die  industriestaatliche 
Entwicklung  und  zu  immer  stärkerer  Betheiligang  im  nnd  Ab- 
hängigkeit vom  Welthandel,  vom  Fernbezug  von  Nahrungsmittehi 
und  Rohstoffen,  vom  Fernabsatz  von  Fabrikaten.  Seine  stark 
gestiegene,  viel  mehr  städtisch  concentrirte,  allgemein  wenigstens 
in  den  bedeutenden  Städten,  Industrie-  und  Montanbezirken  nnd 
Handelsplätzen  wohlhabender  gewordene  Bevölkerung  war  viel 
coDsumfähiger  und  nunmehr  durch  Zölle,  Finanz-  wie  Schutzzölle 
(Kornzoll !)  und  innere  Verbrauchssteuern,  besser  zu  besteuern,  wie 
es  der  rasch  und  stark  wachsende  Finanz-  und  Steuerbedarf  in 
Reich,  Staat,  Verbänden  und  Communen  nothwendig  machte.  Dabei 
ist  noch  zweierlei  Weiteres  zum  VerstUndniss  und  zur  Characteristik 
der  Entwicklung  hervorzuheben:  nemlich  einmal,  dass  die 
Dotationen  und  Finanzhilfen,  welche  der  Staat  den  Verbänden 
und  Communen  zu  leisten  hatte  (Schullasten!),  mit  auf  die  Ent- 
wicklung der  Staatssteuern,  und  zweitens  dass  die  Nothwendigkeit, 
für  die  steigenden  Reichsfinanzbedürfnisse  nicht  gar  zu  sehr  auf 
die  Matricularbeiträge  der  Einzelstaaten  angewiesen  zu  sein,  neben 
den  eigenen  wachsenden  Finanzbedürfnissen  dieser  Staaten, 
namentlich  für  Wirthschafts-  und  Culturzwecke,  wieder  auf  die 
Entwicklung  der  Einnahmen  aus  Zöllen  und  inneren  Verbrauchs« 
steuern  im  Reich  hindrängte.  Eine  Entwicklung,  in  welcher 
Deutschland  gegenüber  anderen  Staaten  ja  ohnehin  aus  politischen 
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und  80D8tigen  Gründen  zurückgeblieben  und  wo  nan  eben  Vieles 
einfach  nachzuholen  nothwendig,  dank  der  erfolgten  Bevölkerungs-, 
wirtbschaftlichen  und  Consumentwicklung  aber  auch  möglich  ge- 
worden war. 

§.  21.    Gerade  diese  Umstände    hatten    indessen    auch    den 
Privatreichthum,  den  Privatkapitalismus,  die  grossen 
Priyateinktinfte  in  den  leitenden  Kreisen  des    Wirtbschafts- 
lebens  zu  stärkerer  Entwicklung  gebracht  und  so,  wenn  nicht  den 
wirklichen,  so  den  vermeintlichen  und  in  den  Empfindungen  des 
Volks  eine  Rolle  spielenden  Gegensatz  von  Kapital  und  Arbeit, 
Besitz-  und  Arbeitseinkommen,  grossem,  mittlerem   und  kleinem 
Einkommen,    ,yleichtem'^  (Speculations- ,   Conjuncturengewinn)  und 
„schwerem''  Erwerb  von  Reich  und  Arm  gesteigert.    Die  bestehende 
prenssische  directe  und  Verkehrssteuerverfassung ,    welche  schon 
bisher  solchen  Gegensätzen  nicht  genug  Rechunng  getragen  und 
auch  durch  die  Reformen  von  1851,  1861,  1873,  1883  das  genügend 
zu  thnn  nicht  erreicht  hatte,   kam  mit  diesen  Gegensätzen  immer 
mehr  in  Widerspruch.    Dieser  wurde  aber  jetzt  zugleich  oben  und 
unten  auch  immer  mehr  als  ein  solcher  empfunden,  zumal  bei  den 
unteren,  durch  die  socialistische  Steueiiiheorie  (so  die  nicht  durch- 
aus falsche,   aber  einseitige  und  übertreibende  Polemik  gegen  in- 
directe  Verbrauchssteuern)    beeinflussten   Classen,    aber  auch   im 
tySOcialen  Gewissen^'  wenigstens  der  besseren   Elemente  von  „In- 
telligenz und  Kapital''.     Auch  die  im  Reich  eingetretene  —  un- 
vermeidliche und  heilsame,   aber  doch  auch  als  neue  ungewohnte 
Last  empfundene  —  starke  Entwicklung  der  Zölle  und  Verbrauchs- 
steuern   liess    die   Mängel    der    directen  Steuern   noch    fühlbarer 
werden. 

Zugleich  versagte  die  unvollkommene  Technik  der 
Einrichtung  und  Veranlagung  der  directen  Steuern 
(Gewerbe-,  Classen-,  Einkommen-,  Stempelsteuern)  immer  mehr  den 
Dienst  und  fangirte  vielfach  gar  nicht  mehr:  begreiflich  bei  den 
eingetretenen  Entwicklungen  der  Productions-  und  Verkehrstechnik 
und  Oekonomik,  hei  der  örtlichen  Beweglichkeit  und  den 
Empfindungen  der  unteren  Classen,  bei  den  Erwerbsarten  und 
Einkommenhöben  der  die  sachlichen  Productionsmittel  vornemlich 
besitzenden,  die  Wirthschaftsbetriebe  führenden,  speculirenden,  Con- 
janctnren  ausbeutenden  höheren  Classen,  bei  der  Entwicklung  der 
ßrossbetriebe  u.  s.  w.  u.  s.  w.  In  der  Steuertheorie  wurde  die  Be- 
steuerung nach  der  Leistungsfähigkeit  immer  mehr  als  die  wenn 
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nicht  allein  richtige,  so  doch  weit  überwiegend  berechtigte  an- 
erkannt nnd  wurden  die  Conseqnenzen  aus  dieser  Hinsicht  jetzt 
schärfer  gezogen  und  auch  agitatorisch  energischer  vertreten.  Die 
Praxis  sehloss  sich  dieser  Auffassung  an.  Die  Ausdehnung  der 
Verbrauchssteuern,  auch  wenn  letztere  meist  auf  Artikel  eines 
relativen  Massenluxus  beschränkt  worden  waren,  Hess  die  Noth- 
wendigkeit  einer  Compensation  der  Wirkungen  dieser  Steuern 
auf  die  Vertheilung  der  Steuerlast  durch  directe  und  gewisse  Ver- 
kehrssteuern nur  noch  dringender  erscheinen,  um  so  mehr,  solange 
eine  Salzsteuer  mit  zur  Deckung  allgemeiner  Ausgaben  bestand 
und  erst  recht  wieder,  seitdem  die  erhöhten  GetreidezOUe,  die  Zölle 
auf  Vieh,  Fettwaaren,  Petroleum  bei  den  vorhandenen  Einfuhr- 
Verhältnissen  eine  wichtigere  Einnahmequelle  geworden  waren  und 
immer  mehr  wurden. 

Erwägungen  dieser  Art  hatten  schon  in  der  zweiten  Epoche 
zur  Einführung  der  classificirten  Einkommensteuer  (1851),  zur 
Reform  der  Classensteuer  (1873,  1883),  zur  Aufhebung  der  unteren 
Stufen  dieser  Steuer,  wobei  freilich  speciell  Rücksichten  der  Vermn- 
lagungstechnik  mitspielten,  mit  geführt.  Bei  den  grossen  Reformen 
der  directen  Steuern  1891  und  1893  und  ähnlich  in  der  Reiebsgesetz- 
gebung  kamen  solche  Erwägungen  aber  erst  entscheidend  mit 
zur  Geltung.  Die  wohlhabenderen,  reicheren,  mehr  Rente,  Spccu- 
lations-,  Conjuncturengewinn,  höheres  Gesammteinkommen  beziehen- 
den ülassen  sollten  ihrer  grösseren  Steuerfäbigkeit  gemäss  nun 
auch  angemessener  als  bisher  mit  belastet  werden.  Die  Steuer- 
reformen der  letzten  Epoche  haben  insofern  einen  deutlichen  socialen 
Character  und  entsprechen  zugleich  dem  nunmehr  hochkapitalistiscb, 
hochindustriell  gewordenen  Character  der  preussischen  und  deutschen 
Volkswirthschaft;  sind  auch  eine  richtige  Signatur  der  eredit- 
wii*thschaftlichen  Phase  in  der  privatwirthschaftlichen  Organisation 
der  modernen  Volkswirthschaft  überhaupt.  Stehenbleiben  wird  die 
Steuergesetzgebung  auch  jetzt  nicht.  Was  in  „socialer  Steuer- 
politik^* in  Preussen  geschehen,  sind  erfreuliche  Anfänge.  Die 
eingeschlagene  Richtung  wird  beibehalten  werden.  Wie  weit  und 
in  welcher  Weise  man  darin  vorwärts  gehen  wird,  wird  von 
mancherlei  Umstanden  abhängen,  endgiltig  voraussichtlich  zumeist 
bestimmt  werden  durch  die  Fortentwicklung  der  Volkswirthschaft 
selbst.  Die  neue  preussisehe  Einkommensteuer,  Vermögenssteuer, 
analoge  Reformen  in  vielen  anderen  deutschen  Einzelstaaten,  die 
Reichsstempel-  und  Börsensteucr  bieten  jetzt  gute  Anhaltspuncte, 


Stftatssteuerstfttistik.  49 

um  weitere  Forderungen  socialer,  mit  der  Verwirklichung  des 
Grundsatzes  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  wirklich 
Ernst  machender  Steuerpolitik  mit  der  Zeit  durchführen  zu  lassen. 

VgL  hierzu  die  principiellen  Erörternngen  über  die  sociale  Phase  der  Fiuanz- 
ünd  Steaerpolitik  in  Fin.  I  (3.  A.)  §.  27,  29,  II  (2.  A.)  §.  156—160,  170  ff.,  183  ff., 
in  meinem  Anfi.  Fin.wiss.  n.  Staatssocialismus ,  Ztschr.  f.  Staatswiss.  1887,  bes. 
S.  116,  720  u.  in  meinem  Anfsatz  über  diese  Seite  der  Sache  im  Arch.  f.  soc.  Ges.- 
Geb.  1S91 ,  Bd.  IV,  bes.  S.  19  ü.  Die  neueren  Entwicklongen ,  wie  in  Preuäsen, 
sind  Belege  für  die  an  den  genannten  Stellen  vertretene  und  dort  näher  begründete 
prindpieUe  Auffassung. 

Staatssteuerstatistik. 

§.  22.    Schwierigkeiten.     Die  statistische  Yergleichung   der  Steuer-  und 
der  ganzen  Finanzeutwicklung  in  Preussen  fär  die  Periode  ron  1815  bis  zur  Gegen- 
wart findet  Schwierigkeiten,  welche  sich  nicht  gänzlich  überwinden  lassen,  durch  die 
grosse   Erweiterung    des   Staatsgebiets    im    Jahre    1866   und    durch    den    Eintritt 
Prenssens    als    cinzelstaatliches    Hauptglied    in    den    Norddeutschen 
Bund   und   das  Deutsche  Reich.    Durch  letztere  Ereignisse  sind  die  Finanzen 
Preossens  in  Ausgaben  und  Einnahmen ,  bei  diesen  namentlich  in  den  Steuern ,  mit 
denen  des  Bundes  und  Reichs  so  eng  verquickt  worden,  dass  bei  einer  statistischen 
Ausscheidung  der  preussischen  Finanzen,  unter  Einrechnung  der  von  den  Ausgaben, 
Einnahmen  und   auch  Steuern   des  Reichs    auf  Preussen    fallenden   Quoten,    immer 
Eechnongsoperationen    vorgenommen    werden    müssen,   für    welche   es    keine    völlig 
conecte  Methode  giebt;  vielfach  beruhen  sie  auf  Fictionen  und  ergeben  so  jedenfalls 
nur  Käherungswerthe.    Das  ist  denn  namentlich  auch  für  alle  Schlüsse  aus  den  Daten 
und  bei  Vergleichen  mit  den  Finanzen  und  Steuern  von  Einheitsstaaten  zu  beachten. 
Indessen   sind   die  unti'Tlaufendcn  Fehler  bei  solchen    Berechnungen  doch  nicht  so 
störend  und  sicher  nicht  so  gross,  um  den  Berechnungen   und  den  Schlüssen   daraus 
ihren  Werth  zu  nehmen,  sobald  man  mit  Vorsicht  verfährt  und   gewisse   Vorbehalte 
nicht  vergisst.     Dasselbe  gilt  dann  von  Vergleichungen  mit  anderen  Ländern,  wo  hier 
besonders  auf  die  statistischen  Daten  über  Grossbritannien  und  Frankreich  in  Fin.  III 
(S   228,  233  und  S.  372—374,  395 ,  406 — 410)  und  auf  die  unten  fUr  andre  Länder 
gegebenen  Daten  verwiesen  wird. 

Auch  Aenderungen  in  der  Etatisirung  (Brutto-,  Nettoziffern,  letztere  für 
früher  öfters  allein  zuverlässiger  und  bekannt)  sind   hie  und   da  erfolgt,  namentlich 
sind  die  Etats  auch  erst  im  Laufe  der  Zeit  immer  vollständiger  geworden,  was  wieder 
weitere  Schwierigkeiten  für  die  Vergleichung  verschiedener  Zeiträume  bewirkt.     Von 
1821  an  sind  bis  in  die  40er  Jahre  in  Preussen  in  der  Gesetzsammlung  Ucbcrsichten 
des  Allgemeinen  Etats  der  Einnahmen  und  Ausgaben  für  den   gewöhnlichen  Staats- 
bedarf gegeben,  mit  Nettozifl'em ,  aber  nicht  in  genauer  Specialisirung  (namentlich 
Dicht  bei  den  indirecten  Steuern).     So  z.   B.   f.   1821  Gesetzsamml.  1821  S.  50,  für 
1838  eb.  1838  S.  198,  genauere  Specialisirung  des  Etats  fUr  1847  eb.  1847  S.  135  iL 
Ihe  Daten  für  die  frühere  Zeit  lassen  sich  aber  aus  anderen  Quellen   ergänzen,  was 
in  der  folgenden  Tabelle   1    geschehen   ist     Seit  der  constitutionellen   Aera  liegen 
dann  jährliche  genauere  Etats  vor,  die  in  ihrer  Aufstellung  bis  zur  Gegenwart  nur 
kleinere,   die  Vergleichung   nicht  besonders  störende  Aenderungen   erfahren   haben, 
B&meDtlich   in  der  Richtung  grösserer  Vollständigkeit,   Aufnahme  von   Brutto-  statt 
blosser  Nettoziffern  (so  noch  jüngst  bei  der  Lotterie).     Daraus  ziemlich  eingehende 
^ebersichten  in   den   amtl.  Statist.  Jahr-  u.  Handbüchern.     S.  für   die  frühere   Zeit 
(1821 — 50)  Hoff  mann 's  Lehre  von  den  Steuern,  mit  Statistik  der  einzelnen  Steuern 
ineiat  von  1821—38,  v.  Reden,  vergleichende  Finanzstatistik  II,  2  (1856)  S.  140  ff. 
(1841—52),  Tabellen  u.  amtl.  Nachrichten  f.  d.  preuss.  Staat  f.  1849   (B.  IV,  1853), 
<tie  älteren  Jahrgänge  des   Gothaer  Hofkalenders;  für  die  neuere  Zeit  das  Jahrbuch 
filr  amtl.  Statistik  III,   1863,   V,  1883,  das  Statist  Handbuch  für  den  preuss.  Staat 
I,  1888,  II,  1893. 

§.  23.    Periode  von    1821 — 67   (alter  Staat).    Wegen  der  eingetretenen 
TerritoiiaJausdehnung  des  Staats  in   1866    empfiehlt   es   sich,    die    Uebersichten  zu 
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theilen,  einmal  bia  1867.  du  letzte  Ishr,  wo  der  Etat  sich  nur  auf  das  Mhcn 
Staatsgebiet  bczoi;,  dano  Ton  1868  bis  zur  Gegenirart,  wo  der  Etat  fQr  das  ginn 
neue  Siaaisgiebiel  Rill  (mit  tbeilweiser  Ausaabme  far  Hobenzollern  in  der  gHies 
Periode,  9.  o.  S.  34)-  Dio  amtüchen  Daten  des  Etats  fQr  1821  und  1838  in  du 
1.  Tabelle  unten  lind  zum  Zweck  der  Vergleicbbarkoit  anter  einander  und  mit  den 
spitnron  ana  den  angegebenen  Quellen  mit  Daten  der  wirklichen  Erträge  ergfinzt  nnd 
für  "inige  Posten  bei  den  indirecten  Steneiu ,  wo  die  Daten  dea  speciellen  Jahn 
anomal  waren  oder  nicht  einzeln  Torkgen,  sind  Daten  nonnaler  Kachbaijahre  oder 
DurcbschnillB  von  solchen  eingesetzt  worden,  daher  in  der  Tabelle  die  Bezeichnnig 
..nm  1821"  D.  s.  w.  Auch  sonst  mnssten  einige  Umrechnungen  und  in  oinzelaea 
F&Uen  Schätzungen  für  diese  Jahre  (auch  bei  den  mit  .,c."  [circa]  beieichneteD  Daten 
far  1847)  sialthnden.  um  leidlich  richtige  nnd  rergleichbare  i^hlen  zn  erbalten.  Daa 
'Siheio  darüber  in  den  Noten  zu  Tab.  L  Die  ZahJca  dieser  Tabelle  kOnaen  nach 
diesen  Bearbeitungen  des  Materials  aber  nunmehr  als  hinlftnglicb  correct  gelten. 
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9.847 

10.374 

9.791 

rio.iM 

1  3.407 

cio.oa 

e.  &31S 

1706 

1.600 

2.296 

2.0.54 

2.589 

2.485 

4.059 

c  im 

1.645 

c.  \.m 

5.  Bergworksabgabon 

Dnter  N 

r.  VI 

.     760  c 

740 

556 

c,     556 

A.  Enragat 

U-hSa 

10.926 

12.460 

11,901 

13,723 

13.016 

19.771 

[19.»4j 

6.  Classensieacr    . 

6.723 

6,322 

7.163 

6.500 

7.349 

7.045 

9.755 

e.  93« 

7.  Classific.  Einkst. 

3.694 

c.  8,sa 

B.  FeTSOUalst 

6^723 

6.322 

7.163 

6,.50O 

7.349 

7,0« 

13.449 

\mvi, 

8.  Andres     .     -     . 

? 

? 

? 

? 

? 

65 

«, 

I.  Sommo  1-8, 

directe  St.     c. 

18.808 

C.I7.248 

19.623 

18  401 

21.072 

20.061 

38285 

31,867 

9.  MahUteuor   .     . 

? 

f  1.584 

1.73.5 1 

1.570 

10.  Scblacblsteuer  . 

? 

^-|5g 

1.176 

% 

1.371 

is 

1.946 

11.  Branntweinsteuer 

5,273 

c.  5  000 

7.480 

12.  Biersleuer     .     . 

^     1 

5«ti 

1.284 

^p 

1.2.57 

^s 

1.830 

13.  Weinstencr  .     . 

? 

trr 

144 

l|- 

91 

1^ 

■i    1 

-»a 

144 

«a 

144 

181 

15.  Bubenzuckcrst.  . 

— 

— 

126 

5.350 

rein 

8.539 

- 

16.  Saliregal      .     . 
C.  Innere  indir 
Steuern 9— 16  ( 

3.779 

3.779 

5.620 

5,620 

4.992 

4.992 

6,5S9 

.  14.271 

■■']      1 

1.5..325 

? 

14  716 

1 

24,896 

0 

8Ö29 

V 

11.883 

? 

14,016 

? 

11.210 

? 

II.  Sammo  C  u.  D 

indirocteSim.  [ 

.23100?|19.0r.!) 

27,108 

c  22,360 

28.732 

K,24.974 

36.106 

c,  31-858 

2.756 

2.910 

3.445 

c.  8,390 

4.251 

4,195 

5.530 

55» 

18.  Gcrichtsli.  u.  dgl. 

V 

c.  3.500 

c.  3.000] 

4,194 

Lc3,700] 

11.092 

c  10,000] 

IlL  Verkehrs- U.S.W. 

Slouem  17  u.  18 

2.756 

2.910 

c.  6,945 

c  6,390 

8,445 

c.  7.895 

16.622 
1.815 

0, 15.5W 

IV.  Utlerie   .     .     . 

508 

508 

929 

929 

875 

875 

I.31S 

V.  Post-,  Telear.-. 

Comm.-Abe.,Vcräch. 

? 

3.078 

? 

1.600 

,  10.840 

c.  4.100 

c.21.227 

c  6,200 

VI.  Doin..For8t.  U.S.W 

8,7.50 

7.573 

c.  14,744 

7245 

84.788 

ü.m 

TU.  Eisenbahnen 

19.767 

8,3fl 

Summe:  ord.  Einn. 

.  .51  5.53 

•> 

.  .57,253 

.  84.708 

c.65.150c,163.110cll0.991 

DaTon; 

Steuern   1— IV.     [e 

44.672'' 

39,72.5 

c.  .54.605 

c.48,080 

c.  59,124 

c,53.805 

87.328 

c,80,5S9 

Andres  V— VII 

1 

11.828 

y 

9.173 

c.  25,584 

C.11.S45 

c.75.782 

c  80.4a 

Bemerknngcn 

-5  hierzn  anf  Seite  51. 
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^  Bemerkungen  zn  den  Einnahmearten.  Salzregal  (16)  und 
Lotterie  (IV)  ist  in  der  Tabelle  auch  in  den  Rubriken  des  Rohertrags  mit  dem 
Bein  ertrag  eingesetzt,  weil  der  Rohertrag  bei  selbstTerwaltctcn  Regalen  nicht  mit 
dem  anderen  Rohertrage  fon  Stenem  za  rergleichen  ist.  —  Die  Kategorie  Ger  ich  ts- 
gebfihren  n.  dgl.  (19)  enth&lt  die  Gesammteinnahmon  der  Jastizverwaltong,  worunter 
im  Hanptpo6ten  ««Gerichtskosten'"  aber  Steuern  und  Gebühren  untrennbar  gemischt 
fdnd. —  Die  Kat  Y  enth&lt  ausser  Post  und  Telegraphie  auch,  soweit  ausscheid- 
bar, Wege-,  Ghausseegeldor  und  Yerschiedenos,  das  unter  keiner  andern 
Kategorie  steht  —  Kat.  VI  umfasst  bei  Domänen  und  Forsten  auch  im  Rein- 
ertrag die  auf  diese  Ertragsquelle  radicirte  Kronfideicommissrente  (2.573.000  Thlr.), 
die  im  Etat  der  Einnahmen  immer,  auch  jetzt  noch,  ?om  Rohertrag  abgezogen 
wird;  in  der  ganzen  Tabelle  ist  aber  der,  keine  „ordentliche'^  Einnahme  bildende, 
Erlös  ans  Dom&nenf erkaufen  und  Amortisation  von  Domänenrenten  weggelassen; 
femer  stehen  bei  VI  die  Einnahmen  des  Berg-.  Hütten-,  Salinen  wesens,  auch 
der  Porcellanmanufactur,  1867  auch  der  Munze,  Staatsdruckerei,  sowie 
netto  der  Ertrag  der  Seehandlung  und  der  Preussischen  Bank. 

*)  Bemerkungen  zu  den  Rubriken  für  1821  („um  182P').  Die  Daten 
^cin**  nach  dem  Etat,  „roh'*  nach  dem  wirklichen  Ertrage.  So  steht  hier  die 
Classensteuer  mit  wirklichem  Rohertrag  aus  1822,  Zoll  mit  wiiklichem  Rohertrag 
ao3  Durchschnitt  Ton  1822 — 28,  desgleichen  Stempelsteuer  mit  Durchschnitt  roh  von 
1823 — 28;  Reinertrag  ?on  Classensteuer  und  Stempel  dagegen  mit  Ertragsanschlag 
ans  dem  amtlichen  Etat  fur  1821.  Die  Summenziffer  fOr  Zölle  u.  s.  w.  im  Reinertrag 
omfiasst  nach  dem  Etat  fOr  1821  mit  die  Vorzehrungssteuer  Ton  in-  und  ausländischen 
Waaren,  auch  Schifffahrts-  und  andere  Communicationsabgaben,  letztere  z.  Th.  Gebühren 
und  eigentlich  in  Rubrik  Y  fcehOrend.  Die  Ziffer  für  den  Rohertrag  der  inneren  und 
der  indirecten  Steuern  für  1821  beruht  unter  II.  auf  Schätzung  nach  Maassgabe  des 
Yeiliiltnisses  zwischen  Roh-  und  Reinertrag  in  1838.  Der  Posten  Y  enthält: 
0.8  MUl.  Thlr.  für  Post,  0.42  Mill.  für  Wege-  u.  s.  w.  Gelder,  1.858  Miil.  für 
Yerschiedenos.  Rubrik  VI  enthält  im  Reinertrag  5  605.000  Thlr.  aus  Domänen 
und  Forsten  (abzüglich  Kronrente),  572.000  aus  Berg-,  Hütten-,  Salinen- 
wesen, Porcellanmanufactur.  Die  Kronrente  ist  in  der  Ziffer  VI  der  Tabelle 
audi  hier  eingerechnet 

*)  Bemerkungen  zu  den  Rubriken  für  „um  1838''.  Die  Daten  „rein" 
sind  wieder  nach  Etat,  „roh"  nach  wirklichem  Ertrag  eingesetzt.  So  sind  die  Steuern 
unter  9 — 14  wieder  im  wirklichen  Rohertrage  nach  dem  Durchschnitt  von  1833/38, 
Salzregal  nach  wirklichem  Reinertrag  von  1836,  Zolleinnahmen  nach  wiritlichom 
Rohertrag  des  Durchschnitts  von  1829 — 37,  Stempel  nach  wirklichem  Rohertrag  von 
1835—38,  Gerichtsgebtthren  nach  Etot  für  1841,  Rubrik  Y  nach  Etat  für  1838 
angegeben  (nach  den  Daten  bei  Hoffmann,  von  Reden,  in  der  Gesetzsammlung).  In 
dieser  Rubrik  Y  Post  im  Etat  fUr  1838  1.2  Mill.  Thlr.  rein.  Verschiedenes 
0.4  Mill.  Thlr.  —  Zu  Rubrik  VI  Domänen  und  Forsten  ezcl.  Kronrente 
4.083.000,  Berg-,  Hütten-,  Salinenwesen,  Porcellanmanufactur  917.000. 
Die  Summenrubrik  II  „rein"  umfasst  hier  Zölle,  inländische  Verzehrungsstcucro, 
SchiffTahrtsabgaben,  Wegegelder. 

^)  Bemerkungen  zu  den  Rubriken  für  „um  1847".  Die  Daten  „roh" 
und  „rein"  sind  hier  beide  nach  Etat  angegeben.  Für  die  Bergwerksabgaben 
die  Zahlen  für  1848.  Für  die  Branntweinsteuer  die  runde  Anschlagssumme  von 
5  MiU.  Thlr.,  weil  die  Etatsziffer  1847  (4.625.000)  und  1848  (3.846.000)  anomal 
niedrig  war  (1844  5.915.000,  1849  5.080.000).  —  In  Rubrik  Y  hier  Post  (incl. 
Zeitungs-,  Gesetzsammlungs-Verwaltung)  7.438.000  Thlr.  roh,  1  Mill.  rein,  Nieder- 
lage-, Krahn-  u.  s.w.  Gelder  bezw.  46.000  und  c.  30  000.  Flussschifffahrts- 
abgaben  620.000  und  508.000,  Chausseegelder  1.330.000  und  1.204.000, 
Brücken-,  Fähr-,  Hafen-,  Canalgelder  686.000  und  665.000,  aus  ver- 
schiedenen Einnahmen  roh  und  rein  100.000,  aus  Seehandlun^rssocietät 
roh  und  rein  100.000,  aus  Anderem  in  mehreren  Posten  520000  und  300.000  Thlr. 
—  In  der  Rubrik  VI  in  1000  Thlr.  Domänen  roh  5925,  rein  4845,  Forsten 
4526  und  2023,  Berg-,  Hotten-,  Salinen wcsen,  excl.  Bergwerksabgaben, 
4.276  und  360.000,  Porcellanmanufactur  17.000  und  17.000  Thlr.. 

')  Bemerkungen  zu  den  Rubriken  für  1867.  Alle  Angaben  hier  nach 
dem  Etat,  bei  1—8,  6,  7  die  Zahlen  für  „rein"  bloss  mit  Abzug  der  spedellen  Ver- 

4» 


52  6.  B.  Uebersicbten  der  Besteuerang.  Preassen.  §.  23. 

Bei  der  UnFolIständigkeit  und  z.  Th.  fehlenden  Congrnenz  des  ilteren  Materials 
ist  eine  Yergleichung  der  älteren  mit  den  neueren  Daten  immer  nur  unter  gewissea 
Vorbehalten  zulässig:,  wie  sie  sich  ans  den  Notizen  in  den  Noten  zu  Tab.  1  ergeben. 
Und  Nähernngswerthe  sind  manche  ZifTom  bes.  für  1821,  1838  und  auch  noch  einzelne 
für  1847  immer  nur.  Aber  sie  stimmen  mit  anderen  Berechnungen  zur  GenOfe. 
V.  Reden  (a.  a.  0.  S.  152)  kommt  z.  B.  fdr  1847  unter  Ansatz  des  Salzregals  und 
der  Lotterie  mit  dem  Robertrag  (statt  mit  dem  Reinertrag  auch  in  der  Kobertiagt- 
rubrik  wie  in  unserer  Tab.  1).  was  ein  Pins  von  2.917.000  Thlr.  ergiebt  und  Einrech- 
nung  von  1  Mill.  Thlr.  filr  Domäncnyerkäufe  im  Jahre  1847  auf  eine  Boheinnahme 
von  88.251.000  gegen  84.708.000  Thlr.  in  der  Tab.  1  —  eine  Differenz  von  Mini 
374.000  Thlr.  gegen  die  Zahl  der  Tab.  1.  Als  Reinertrag  berechnet  er  66.607.000  Thlr. 
für  1847,  incl.  1  Miil.  aus  Domänenverkänfen,  was  gegen  unsere  Ziffer  eine  Differou 
von  Plus  457.000  Thlr.  bei  ihm  eigiebt.  —  Die  Berechnungen  der  RelatirzaUen  ii 
den  folgenden  Uebersicbten  der  Tab.  2  gestatten  natOrlich  auch  nur  Schlosse  gemia 
der  gemachten  Vorbehalte. 

Werthvoller  als  die  absoluten  sind  fUr  finanzstatistische  Vergleichungen  Relativ« 
zahlen  wie  in  folgender  Tab.  2. 

Tab.  2.     Uebcrsicht   der    Entwicklung   der   preussischen   Steuern  und 
sonstigen  Staatseinnahmen    1821  —  67   in  relativen  Zahlen 

(altes   Staatsgebiet). 

1821  1838  1847  1867 

I.  In  7y  vom  Reinertrag     .    .    100.0  100.0  100.0  100.0 

1.  Directe  Steuern 33.5  32.1  30.8  28.7 

2.  Alle  anderen  Steuern ')  .     .     .      43.5  51.8  51.8  48.9 

A.  Summe 77.0  83.9  82.6  72  6 

3.  Post  u.  s.  w.  (Tab.  1,  Rubr.  V)        5.9  2.9  6.3  5.6 

4.  Dom.  U.S.  w.  (Tab.  1,  Rubr.  VI)  17.1  13.2  11.1  14.8 

5.  Eisenbahnen —  —  —  7.5 

B.  Summe  3-5 23.0  16.1  17.4  27.4 

II.  Progression 

6.  Ertragssteuern  roh     ...     .     100.0  107.6  118.5  176.6 

7.  Personalsteuern  roh  ...     .     100.0  106.6  109.3  200.0 

C.  Directe  Steuern  roh  .     .     .  100.0  107.2  115.1  181.8 

D.  Indir.u.s.w.  St.roh(Nr.I.2)  100.0  132.7  144.3  20.5.3 

E rein  .     .    .  100.0  132.0  150.1  216.5 

F.  alle  Steuern  roh  ...    .  100.0  122.0  132-3  195.5 

G rein     .    .     .  100.0  121.3  135.4  227.4 

8.  Post  u.  s.  w.  rein      ....  100.0  52.0  133.2  201.4 

9.  Domänen  u.  s.  w.  rein    .     .    .  100.0  86.5  82.8  181.5 
H.  8    u.  9  zus.    nebst  Eisen- 
bahnen in  1867,  rein    .    .  100.0  77.6  95.9  257.4 

J.  Reineinnahmen  im  Ganzen     100.0  111.1  127.0  215.8 

anlagungs-  und  Erhebungskosten  jeder  einzelnen  Steuer,  in  Rubrik  A  und  B  die  ei>- 
geklammcrten  Zahlen  die  Summe  dieser  Ncttozahlen.  unter  I  dagegen  die  Nettozthl 
nach  Abzug  auch  der  sonstigen  Verwaltungskosten  der  directen  Steuern,  weshalb  die 
Summe  von  A,  B  und  8  grösser  als  die  Ziffer  in  I.  Die  Zolleinnahmen  im  RobeitrH: 
incl.  Uebergangssteuer  von  ausländischem  Wein,  Most  und  Tabak,  Die  Zifien  hä 
18  für  „rein"  (wie  auch  in  1847  und  1838)  schätzungsweise.  —  Rubrik  V  nnitet 
hier  in  Tausend  Thlr.:  Post  roh  13.966.  rein  1519.  Telegraph  1418  und  202, 
Brücken-,  Fähr-,  Hafengelder,  Strom-  und  Canalgefällo  800  nnd  c.  700, 
Niederlage-,  Krahngelder  u.  s.  w.  52  und  c.  22,  Ghausseegelder  1317  uad 
c.  1100,  Verschiedenes  in  einer  Anzahl  Posten  3674  und  c.  3059.  —  Die  Bubiik  VI 
umfasst:  DomÄnen  roh  5.598,  rein  4  832,  Forsten  9358  und  5.448,  Bergwerke 
U.S.W,  (ohne  Bergwerksabgaben)  17.307  und  5.448,  Münze  72  nnd  72,  Staats- 
druckerei 199  und  48,  Porcollanmanufactur  150  und  — 43,  SeehandlODg 
600  und  600,  Preussische  Bank  1.504  und  1504. 

^)  Ausser  den  eigentlichen  indirecten  (Tab.  2  unter  II)  hier  auch  die  Verkehrs- 
u.  s.  w.  Steuern  (Tab.  1  unter  III)  und  der  Lotterie  hergerechnet  („indirecte**  im 
weiteren  Sinne). 
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Trotzdem  anch  die  Relatiyzahlen  der  Tab.  2  nur  Näherüngs^ 
werthe  enthalten  und  die  Zahlen  der  Abtheilung  II  darin  wegen  der 
Unsicherheit  einzelner  Posten  (so  des  Rohertrags  der  indirecten 
Steoern  in  1821  aus  Tab.  1),  welche  keinen  ganz  sicheren  Aus- 
gangspnnct  darstellen,  vollends  nur  mit  Vorbehalt  zu  benutzen  sind, 
bietet  die  Tabelle  doch  einen  guten  Einblick  in  die  practische 
Entwicklung. 

Nach  Abth.  I  der  Tab.  2  ist  die  Steuerquote  von  der  Gesammt- 
IteiiieinDahme  etwas  gefallen,  aber  vornemlich  nur,  weil  1867  der 
Reinertrag  der  Eisenbahnen  schon  ins  Gewicht  fiel,  dem  freilich 
anderseits  —  hier  nicht  abgerechnete  —  Zinsen  der  Eisenbahn- 
schuldeo  gegentiberstanden.  Im  Ganzen  hat  sich  vielmehr  der 
steoerwirthschaftliche  Character  des  preussischen  Staats- 
haoshalts  mit  ca.  ^/^  der  Einnahmen  aus  Steuern  mit  kleinen 
Schwankungen  nach  oben  und  unten  erhalten. 

Ja,  die  Steuern  (Tab.  2,  Abth.  II,  anter  F  and  G,  verglichen  mit  8,  9)  haben 
nch  sogar  ein  Weniges  mehr  im  Ertrag  als  die  anderen  älteren  Einnahmen  ent- 
vickelt,  doch  enthält  die  Aasgangäzitter  im  Jahre  1821  (uuter  1  bei  V)  wohl  Einiges, 
was  bpäter  in  anderen  Kabrikeu  mit  erscheint,  so  da^s  der  Zahlen untorächied  in  Tab.  2 
in  diesem  Pancte  nicht  strict  beweisend  ist. 

Das  Verhältniss  zwischen  directen  und  allen 
ttbrigen  Steuern  (hierzu  ausser  den  indirecten  in  Tab.  1  unter 
II  auch  die  Verkehrs-  u.  s.  w.  Steuern,  eb.  unter  III,  und  die  Lotterie 
gerechnet)  hat  sich  etwas,  aber  nicht  sehr  erheblich  verändert. 
Die  indirecten  Steuern  in  diesem  weiteren  Sinne  sind  ein  wenig 
mehr  als  die  directen  (Tab.  2,  Abth.  II,  unter  D,  E,  verglichen 
mit  C)  im  Koh-  und  namentlich  Reinertrag,  die  Personalsteuem 
etwas  stärker  als  die  Ertragssteuern  gestiegen.  Die  directe  Be- 
stenerung  zeigt  sich  hiernach  in  Preussen,  trotz  der  wesentlichen 
Stabilität  der  eigentlichen  Grundsteuer  (ohne  die  Gebäudesteuer), 
im  alten  Staate  ziemlich  ebenso  entwicklungsfähig  als  die  indirecte, 
und  mehr  als  in  Frankreich  ^),  was  in  diesem  Punete  ein  nicht  un- 
günstiges Urtheil  über  die  Verfassung  der  directen  Steuern  (Reform 
von  1851,  1861)  gestattet. 

Näheres  über  das  Verhältniss  der  Steuerarten  zu  einander  ergiebt  noch  die 
folgende  Tabelle  3  in  ihren  Kelativzahlen ,  mit  Beschränkung  auf  die  directen,  die 
eigentlichen  indirecten  Steuern  (Tab.  1  unter  II)  und  die  Stempelsteuer,  also  hier  mit 
AoaBchloss  der  Jostizeinuahmeu  und  Lotterie,  die  in  Tab.  2  unter  I,  2  eingerechnet 
Wen  (s.  Kote  zu  Tab.  2).  Es  tritt  hier  die  relativ  stärkere  Entwicklung  der 
<lirecten  Steuern  zwischen  1847 — 67  besonders  hervor.  Unter  den  directen 
lind  trotz  der  Reform  von  1861  die  lirund-  (und  liebäude-)Steuern  relativ  hinter  den 
tibrigen  zurackgebheben,  bei  den  indirecten  besonders  die  Zölle  (,1867). 

0  S.  Fin.  III,  S.  375  die  Tabelle,  die  einigermaassen  einen  Vergleich  erlaubt. 
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Tab.  3.    Yertheilnng  der  Steuerarten  in  Prenssen  (alter  Staat)  1821-^7 

(relative  Zahlen). 

Procente    vom    rohen   Gesammt- 
stenerertrage um  1821       um  1838      nm  1847         1867 

o   rT.^!fT/n  ; I    22.4  20.3  19.2        |    ^J* 

2.  Geb&adesteaer /  |^      4.6 

3.  Gewerbesteuer 3.8  4.6  4.8  5.4 

4.  Eisenbahnabgaben —  —  —  2.2 

5.  Bergwerkssteuer —  —  1.4  0.7 

A.  Ertragssteuern  ....  26.2  24.9  25.4  263 

6.  Olassensteuer 15.2  14.3  13.6  13.2 

7.  Classificirte  Einkommensteuer    .  —  —  —  4.9 

B.  Personalsteuern     .    .    .          15.2  143  13.6  18.1 
L  Directe  Steuern      .    .    .          41.4  39.2  39.0  44.4 

8.  Innere  Verbrauchssteuern     .    .  [c.  32.4  ?]  30.3  27.2  33.2 

9.  ZöUe 20.0  23.7  26.0  15.0 

II.  In  directe  Steuern    .     .  [c.  52.4  ]  54.0  53.2  48.2 

m.  Stempelsteuer    ...  6.2  6.8  7.8  7.4 

Summe 100.0  1000  100.0  100.0 

„      absolut  Mill.  Thlr.    .    .  [c.  44.164J  50.176  54.055  74.921 
Yerhältniss    der  Ertragssteuer  zur 

Personalsteuer  wie  100 :  .    .    .  58  0  55.8  53.6  68.0 
Yerhältniss  der  dircctcn  Steuern  zu 

den  indirecten  (Nr.  11)  wie  100 :  [c.  126.2]  138.1  136.3  108.5 

Bei  der  grossen  Vermehrung  der  Bevölkerung  und  des  Wohl- 
stands zwischen  1821  und  1867  ist  über  die  Höhe  der  Steuer- 
belastung und  über  das  finanzielle  Gewicht  des  ganzen  Einnahme- 
betrags für  die  preussische  Volkswirthschaft  aus  den  Daten  der 
obigen  Tabellen,  auch  der  ersten  freilich  noch  nicht  viel  zu  ent- 
nehmen, von  der  Aenderung  des  Geldwerths  (der  Kaufkraft  des 
Geldes)  ganz  abgesehen.  Erst  in  den  Berechnungen  von  Eopf- 
quoten  tritt  die  wirkliche  Bewegung  der  Belastung  und  des  Ein- 
nahmegewichts immerhin  besser  hervor,  trotz  des  principiellen 
Mangels  dieser  Berechnungsweise,  bei  welcher  eben  die  verschiedene 
Zusammensetzung  der  Bevölkerung  (Geschlecht,  Alter,  Beruf  u.  s.  w.) 
und  die  durchschnnittliche  wirthscbaftliche  Leistungsfähigkeit  des 
„Kopfs^^  unberücksichtigt  bleibt.  Aber  man  bekommt  wenigstens 
ein  ungefähres  Bild  der  Belastung  u.  s.  w.  Die  Eopfquoten  für 
die  Periode  1821—67  sind  unten  (S.  61)  mit  denen  von  1868—98  in 
der  Tabelle  8  verbunden  worden.  Es  ergiebt  sich,  dass  die  Steuer- 
belastung auf  den  Kopf  von  1821 — 67  nicht  viel  grösser,  der 
Betrag  der  Gesammteinnahme ,  der  doch  im  Wesentlichen  den 
Staatsaufwand  darstellt,  auch  nur  wenig  grösser  geworden  ist, 
während  sich  gleichzeitig  die  Zusammensetzung  der  Steuern 
nach  einzelnen  Arten  und  die  Einrichtung  der  letzteren 
wesentlich  verbessert  hat,  was  auch  auf  Verringerung  der  wirk- 
lichen Last  für  den  grösseren  Theil  des  Volks  hinauskommt 
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e  Ton  1868—98  (neuer  Staat  im  nach-666r  Umfang).  Eine 
j^chung  bietet  in  dieser  Periode  die  angedeuteten  l^hwierig- 
Haasse.  Die  folgende  Tab.  4,  mit  den  absoluten  Zahlen,  ist  das 
icirter  Bechnungsoperationen ,  bei  denen  es  in  einzelnen  Posten 
ohne  Schätzungen  abging  (so  bei  der  Ziffer  des  Reinertrags 
und  Justizeinnahmen).  Das  Nähere  in  den  Noten  zu  dieser 
dtlifen  aber  immerhin  als  Werthe  gelten,  welche  der  Wirklich- 
allen  genau  entsprechen,  auch  sonst  sich  ihr  soviel  als  mOglich 
dnd  die  Daten  aus  dem  Voranschlag  (Etat)  genommen,  „Soll- 
ffem",  welche  ersteren  f&r  die  hier  forliegenden  Zwecke  aber 
,  weil  sie  mehr  das  normale  Durchnittsrerhältniss   des  Jahres 

cht  der  Entwicklung  der  preussischen  Steuern  und 
annahmen   1867  —  98    in  absoluten   Zahlen  (1000  Mark) 
sgebiet),  mit  Antheil  an  den  Beichseinnahmen. 
1868«)  1894/95«)  1897/98«) 

roh  rein  roh  rein  roh  rein 

38.918         38419        39.845        39.786  —  — 

12.937         12  590        40.044        39.485  ~  — 

gen  zur  ganzen    Tabelle,    speciell   zu    den   Einnahme- 
es'*  (Nr.  9,  19)  bei  directen  und  indirecten  Steuern  umfasst 
«treffenden  Verwaltung  vorkommenden  Nebeneinnahmen,   ausser 
einen    Steuern.    —    „Preussische    Roste    von     Bundes- 
/*  (Nr.  12  bei  den  indirecten,  Nr.  23  bei  den  Verkehrssteuem) 
lässigen  Einnahmebeträge,  welche  von  den  durch   die  Verwaltung 
ainnahmten  Beichssteuern  als   Abzug  der   gesetzlichen  Beträge, 
azelstaaten  die  Erhebungskosten  u.  s.  w.  dieser  Steuern  zu  decken 
uscasse,  hier  der  preussischen,  definitiv  verbleiben,    Der  Beichs- 
ie  Nettoerträge  der  Beichssteuern    zu.     Jene  Beste    sind    Rein- 
Istaats,  soweit  sie  die  Erhebungskosten  u.  s.  w.  übersteigen.   Eine 
[osten  nach  einzelnen  Steuerarten  (a.  inneren  Steuern  uud  Zöllen) 
genau   durchführbar    und    erfolg:t  auch   im   Etat  nicht   —  Die 
in  Bundes  (Reichs-)Steuern   (Nr.    13  — 17,   18  bei  den  indirecten 
Stempelsteuern,   25  bei  Post   und   Telegraphie)  sind  nicht  die 
it    (bei    indirecten    Steuern    uud    Stemp)eln)    als    Einnahme    ver- 
m  dann   die  Zahlungen  an  die  Reichscasse,   mit   dem  erwähnten 
sind,  da  diese  Posten   nur  die  zufällig  von  der  preussischen 
ihrem  Gebiete  erhobenen   (bezw.,  schätzungsweise,   zu  er- 
lern vorstellen.     Vielmehr  sind  die  „Antheile**  diejenigen,  welche 
Steuern    auf  der   preussischen    Bevölkerung    wirklich 
nach  Maassgabe  der  Bevölkerungsquote,    die  je  nach  den   ver- 
emeinschaften"'  sich  bei  den  einzelnen  Steuern  (und  Posteinnahmen 
etwas   verschieden    stellt.      Ein    andrer  Maassstab    als  die  Be- 
icht anwendbar,  aber  ganz  richtig  ist  er  nicht.     Wahrscheinlich 
issische  Bevölkerung  nach  dem   wirklichen   Consum  (so  bei 
i,  bei  Zucker,  Branntwein)  und  nach  den  steuerpHichtigen  Rechts- 
etwas mehr  von  den  Steuern  als  im  Durchschnitt  des  Reichs.    Die 
eher  Minimal  Ziffern.     Da  die    „Antheile"    nach  den  Netto- 
m  angerechnet  sind,   die  „Reste''  aber  nicht  die  Verwaltungs- 
ron der  preussischen  Bevölkerung  schliesslich  nach   den  Consum- 
.  getragenen,  sondern  der  im  preussischen  Gebiet  erhobenen 
eilen,  so  ergiebt  sich  wieder,   dass  die  Summe   der  ,,Antheile*' 
genau,  sondern  nur  annähernd  den  Rohertrag  der  betreffenden 
iher  eine  andere  Ermittlungsweise  ist  nicht  wohl  ausfahrbar  und 
erere  Daten.  —  Die  R ein ertragsziffern  bei  den  Steuern  in  Tab.  4 
geben   sich  aus  dem  Abzug  der  im  Etat  ersichtlichen  Erhebungs- 
1   den  Bohertragsziffern ;   bei  den  einzelnen   directen   Steuern 
r  nur  die  speciellen  etatmässigen  Kosten  jeder  einzolnea  ab- 


Einnahmeart 

1868 

1894—95 

1897—98 

roh 

rein 

roll 

rein 

roh 

rein 

3.  Gewerbesteuer  .    . 

14.710 

14.206 

24.991 

24.390 

2.661 

2.518 

4.  Eisen  bahnsteuer     . 

4.935 

4.935 

224 

224 

325 

325 

5.  Ber^erkssteaern  . 

1.911 

1.911 

6.428 

6.428 

— 

— 

A.  Ertragssteuer 

(1-5) 

73.411 

72.061 

111.532 

110.299 

2.966 

2.848 

6.  Classcnsteuer     .    . 

7.  Einkomuensteuer  . 

38.395 
14.599 

36.860\ 
14.273/ 

86.528 

82.359 

125.000 

155.07$ 

8.  Vermdgensteuer     . 

— 

— 

31.100 

B.  Per8oualst.(6— 8)   52.994 

51.133 

86.528 

82.359 

156.100 

155.073 

9.  Anderes  .... 

333 

343 

2.496 

2.496 

2.200 

2.200 

I.  Directe   Steuern 

(1-9) 

126.738 

120.809 

200.556 

c.  183.690 

161.286  ( 

;.147.074 

10.  Mahlsteuer  .    .     . 

5.156 

11.  Schlachtssteuer 

6.852 

— 

12.  Preuss.    Reste  von 

inner.  Bondesst 

6.278 

34.463 

25  609 

— 

13.  Anth.:  Branntwst. 

c.  23.265 

c.  70.967 

— 

c.  69.586 

— 

14.       „      Biersteuer 

c.   7.265 

c.  19.313 

c.  20.857 

— 

15.       „      Tabaksteuer 

c.      .)!.■> 

c.    6.660 

c.     6.787 

— 

16.      „      Zuckersteucr 

c.  18.791 

c.  45.319 

c.  64.681 

— 

17.      „      Salzsteuer 

c.  19.258 

c.  25.745 

c.  27.516 

C.  Innere   Ver- 

brauchsteuer 

87.380 

—       ( 

c.  202.467 

—      c.  215.036 

— 

18.  Antheil:  Zölle.     . 

c.  46.579 

—       ( 

c.  319.711 

—      c.  233.845 

— 

19.  Anderes  .... 

954 

1.470 

1.488 

II.  Indirecto 

Steuern  (10—19)     < 

3. 134.913 

c.  115.613 

c.  423.648 

c.  392  300 

c.  450.369  i 

3.419.179 

20.  Stempelsteuer 

22.096 

c.    21.490 

23.700 

c.   23.468 

26.000 

c.  25.770 

21.  Gerichtsgcb.  u.s.w. 

38.819 

[c   35.570] 

61.183 

Ic.  46.300] 

66.424 

[c.  51.500) 

22.'  Erbschaftsteuer 

bei  Stempel 

8.300 

c.    8.000 

8.800 

c.  8.400 

23.  Reste  von  Bundesst. 

313 

313 

592 

592 

24.  Antheil  daran  .     . 

20.546 

20.546 

37.292 

87.292 

III.  Verkehrsst. 

u.  s.  w.  1,20—24) 

60.915 

57.060 

114.042 

c.  98.627 

139.108  c.  128.554 

rein 

rein 

rein 

IV.  Lotterie   .    .     . 

4.050 

4.050 

9.753 

9.753 

9.765 

9.765 

25.  Antheil  an  Reichs- 

Post-,  Telegraph 

c.  60.894 

c.  6.512 

192.516 

20.195 

215.938 

29.406 

26.  Preuss.  Comm.-Abg. 

7.653 

c.  7.000 

3.251 

c.    3.000 

•     4.157 

c.  8.800 

27.  Verwaltun^seiun. 

u.  Verschiedenes 

8.706 

c.  8.000 

36.088 

[c.  30.875] 

46.554 

[c.40.0001 

V.  Post  U.S.  w.  (25— 27} 

77.253 

c.  21.512 

231.855 

c.  54.070 

266.649 

73.206 

VI.  Domänen,    Forsten 

u.  s.  w. 

147.929 

c.  64.28() 

c.  234.122 

c.  80.252 

c.  236.627 

c.  78.723 

Ylla.  Eisenbahnen  .     . 

94.674 

39.882 

1.001.290 

381.627 

1.154.196 

492.693 

Summe:  ordentl.  Einn. 

646.472 

423.212 

3.215.266 

1.200.319 

2.418.000  1.844.194 

„    Steuern  I — IV 

326.616 

297.532 

747  999 

684.370 

760.528 

699  572 

„     And.  V— Vlla. 

319.856 

125.680 

1.467.267 

515.949 

1.657.472 

644.622 

Vllb.    Preuss.    Bahn. 

rein,  ab  Schuldzins. 

c.  20.600 

169.429 

301.785 

Summe:  ordentl.  Eiiin. 

mit  Vllb  statt  Vlla 

403.930 

988.121 

1.158.236 

Summe:  Anderes 

hiernach:  V — Vllb. 

106.398 

403.751 

453.644 

gerechnet.    Daher  ist  die  ReincrtragszifFer  bei  I  kleiner  als  die  Summe  von  A,  B 
und  9.  —  Unter  „Gerichtsgebuhren''  (Nr.  21)  sind  die  ganzen  Einnahmen  der 
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Die  Tab.  4  stellt  einen  in  dieser  Art  neaen  Versnch  dar,  die 
Entwicklang  der  preassisch-deutschen  Finanzen  nach  der  Seite  der 
Einnahmen  und  besonders  der  Steuern  im  letzten  Menschenalter 
statistisch  zu  fixiren.  Das  Ergebniss  gilt  mit  gewissen  Vorbehalten 
für  die  Verhältnisse  des  ganzen  Reichs.  Die  characteristischen, 
die  Signatar  der  Entwicklung  liefernden  Puncte  sind:  Die  ausser- 
ordentliche  Steigerung  der  Einnahmen  und  unter  diesen  besonders 
der  Bob-  wie  Reinerträge  und  UeberschUsse  (nach  Abzug  der 
Schaldzinsen)  der  Eisenbahnen,  auch  der  vermischten  Rubrik  V 


preussischen  Jastiz?ervaltuDf?  aufgeführt,  die  grOsstentheils  „Gerichtskosten'',  bes.  fUr 
freiwUlige  Gerichtsbarkeit,  darstellen,   daher  aber  wieder  Gebühr  o.  Steuer  vermischt 
enthalten.     Die  R e i n ertragsziffern   beruhen    hier   auf  Schätzung,    für  welche  zwar 
sichere   Grundlagen,   aber   doch   nicht  alle    Anhaltspuncte    fehlen    (die  Klammer  [] 
bezeichnet  dies),  die  Daten  sind  wohl  eher  Minima.  —   Die  gewöhnlichen  Aus- 
gaben der  Justizverwaltung  können  jedenfalls  nicht  etwa  als  „Erhebungskosten''  der 
Gericht:iabgaben  gelten,  sie  wären  ja  auch  ohne  jede  Erhebung  solcher  Abgaben  zu 
tragen.     Auch  in  dieser  Kubrik  21  sind  die  Antheile  an  den  Einnahmen  des  Reichs- 
gerichts pro  rata  eingerechnet.  —  Nr.  24  (Autheile  am  Bundesstempel)  umfasst  den 
Wechsel-,  Wenhpapier-  und  Geschäfts-  u.  s.  w.  und  auch  den  Spielkartenstempel.     Die 
Stempel   stehen   im  preuss.  Etat  in  der  Verwaltung  u.  bei  den  Einnahmen  der  in- 
directen  Steuern.  —  Lotterie  (IV)  auch  in  dieser  Tab.  4  wie  in  Tab.  5  im  Rein- 
ertrag auch  in  der  CoL   des  Rohertrags.  —  Nr.   26  preuss.   Communications- 
ibgaben,  frtlher  (noch   1868)  Chausseegelder,    FlusszöUe,  soweit  noch  vorhanden, 
dann  Brücken-,  Fähr-,  Hafengelder,  Strom-  und  Ganalgefälle  (diese  jüngst  aus  dem 
Etat  der  indirecten  Steuern   in  den  der  Baurerwaltung,  Ministerium  der  öffentlichen 
Arbeiten,  gestellt),  ferner  Niederlage-,  Krahn-,  Waagegelder,  die  Ziffer  fUr  den  Rein- 
ertrag nur  Schätzung.  —  Nr.  27  Verwaltungseinnahmen  und  Verschiedenes, 
die  im  Etat   bei  den  Einnahmen  unter  den  einzelnen  Ministerien  stehenden  Beträge, 
viedcrum  mit  Ratenantheil  der  analogen  Reich  seinnahmen  (nach  der  Bevölkerungs- 
qoote).     Die  Reinertragsziffer  Schätzung.  —  Nr.  VI,  Domänen  u.  s.  w.,  umfasst  auch 
hier,    wie   in  Tab.    1    die  Einnahmen   (Roh-  und  Reinertrag)  aus  den  eigentlichen 
Domänen   (hier  incl.  Amortisationsrenten)   u.  Forsten  (ohne  Abzug  der  alten   Kron- 
fideicommissrente) ,   dann  Berg-,  Hütten-,  Saliuenwesen  (nach  der  Etatsumf::renzung) 
PorceUanmanufactur ,   Münze,    sowie  Seehandlung  u.   preussische,   bezw.  Rcichsbauk 
(einschliesslich  einer  Zahlung   dieser  Bank   für  Verzinsung  u.  Tilcrung   einer  Staats- 
anleibe aus   1856  zur  Papiergeldeinziehung  an  den  preussischen  Fiscus,  im  Betrage 
fon  1.865.750  M.,  eine  Zahlung,  die  von  der  Preussischen  an  die  Reichsbank   über- 
gegangen  ist);    beide  Anbtalten  nur  mit   den   Nettoergebnissen    auch   in   der  Roh- 
ertragscolonne.    Bei  den  Betriebs-  u.  s.  w.  Kosten  sind  nur  die  ordentlichen  ?om  Roh- 
eitrag zur  Ermittlung  des  Reinertrags  abgerechnet,  nicht  die  „Anlagen'^  darstellenden 
„einmaligen  u.  ausserordentlichen''.     In  Rubrik  VI  aber  wiederum   die  preussischen 
Antheile  pro  rata  an  den  Einnahmen  der  Reichsdruckerei ,  der  Reichsbank  (nur  roh) 
ond  des  Reichsin?aIidenfonds  (nur  Zinsen)  inbegriffen,  weil  auch  sie  „privatwirthschaft- 
lichen**  Gharacter  haben.  —  In  Ruhr.  VIL  Eisenbahnen,  ist   ebenso  der  Antheil 
an  der  Einnahmen  der  elsass-lothr.  Reichsbahnen  eingerechnet.     Rubr.   Vlla  enthält 
beim  Reinertrag  die  Ziffer  ohne,  Vllb  mit  Abzug  der  Zinsenlast  der  Staatsschuld 
f4r  die  preuss.  Staatsbahnen.    Ein  gleicher  Abzug  unter  Vllb  wäre   eigentlich   auch 
Itkr  den   Antheil  an  den   Reichsbahnen   erforderlich,  was  hier  unterbleiben   musste. 
Gross  ist  der  Fehler  nicht,   aber  immerhin  ibt  demnach  die  Ziffer  unter  Vllb  in  den 
beiden  letzten   Colonnen  so   noch   etwas   zu   hoch.    —    Die    Einnahmen    aus   den 
Hokenzollernschen   eigenartigen  Steuern  (directe  1897/98  304.400  M.,  indirecte, 
sog.  Wirthscbaftsabgaben  31.500  M)  sind  auch  in   dieser  Tabelle  nicht  mit  ein- 
gerechnet worden.   —    Alle  ausserordentlichen   Einnahmen,   aus   Anleihen, 
grtsseren  Veräusserungen  (Domänen)  sind  in  der  Tab.  4  ausgeschlossen  worden.    Im 
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(Post  u.  8.  w.);  unter  den  Steuern  die  ähnliche  Steigerung  der 
Verbrauchssteuern  (Zölle  wie  inneren),  auch,  wenn  auch  etwas 
schwächer,  der  Verkehrssteuern  (preussische  und  Reichsstempel-, 
Gerichtsgebühren);  anderseits  die  geringe  Steigerung  der  Erträge, 
zumal  der  Beinerträge  der  älteren  privatwirthschaftlichen  Einnahme- 
zweige (Domänen  u.  s.  w.,  Bubrik  VI,  auch  Tab.  5  in  der  Note)  und 
wesentlich  unter  dem  Einfluss  der  Steuerreform  der  90er  Jahre, 
die  schwache  Zunahme,  seit  der  Beform  von  1893  (Uebergang  der 
drei  grossen  Ertragssteuern  an  die  Gemeinden)  selbst  die  Abnahme 
(wenigstens  gegen  die  unmittelbar  vorausgehenden  Jahre)  der 
directen  Steuern.  Deutlicher  treten  diese  Entwicklungsmomente 
noch  in  den  Belativzahlen  der  beiden  folgenden  Tabellen  6  und  7 
hervor,  in  denen  zur  leichteren  Vergleichung  auch  die  Daten  für 
den  „alten  Staat'^  in  1867  mit  angeführt  sind. 

Tab.  6.  Entwicklung  der  Erträge  der  einzelnen  Einnabmezweige, 
besonders  der  Steuergruppeu  in  Preasseu,  1867  (alter  Staat),  1868 
neuer  Staat)    bis   1898,   in   Kelativzahlen,  einschliesslich  Antheil  an 

den   Keichseinnahmen. 

(Alter  St.)  (Neuer  St.) 
1867  1868  1894/95      1897/98 

I.  In  Procenten  vom  Reinertrag.    .     100.0  100.0  100.0  100.0 

1.  Directe  Steuern 29.8  29.9  18.6  12.7 

2.  Alle  andern  Steuern 

(Tab.  4,  Kubr.  11— IV)      .    .    .  45.5  43.8  50.7  48.0 

A.  Summe  1  und  2 75.3  73.7  69.3  60.7 

3.  Post  u.  s.  w.  (Tab.  4,  Ruhr.  V)    .  5.8  5.3  5.5  6.4 

4.  Domänen  u.  s.w.  (Tab.  4,  Ruhr.  VI).  14.8  15.9  8.1  6.8 

5.  Eisenb.  netto(Tab.4,Rubr.VlIb)  4.1  5.1  17.1  26.1 

B.  Summe  3-5 24.7  26.3  31.7  39.3 

II.  Progression. 

6.  Ertragssteuem  roh  100.0  151.9  4.1 

7.  Persoualsteucrn  roh  100.0  163.1  294.7 

C.  Directe  Steuern  roh  100.0  158.2  127.3 


Wesentlichen   stellt   Tab.   4   daher   die    ordentliche    Einnahme   der   Epoche   im 
fiuanzwissenschaftlichcn  Sinne  dar. 

*)  (Note  zu  Tab.  4,  S.  55).     Die  Rubrik  YI  der  Tabelle  4,  Domänen  u.  a.  w., 
bildet  sich  aus  folgenden  Brutto-  und  Ncttoposteu  in  1000  M. 


Tab.  5. 

1868 

i 

1894/95 

1895/96 

roh 

rein 

roh 

rein 

roh 

rein 

Domänen      .... 

28.773 

22.335 

28.707 

21.839 

27.427 

21.225 

Forsten 

41.025 

21.471 

63504 

29.174 

63.823 

27.915 

Bergwesen  u.  s.  w.     . 

68.798 

12.897 

121.701 

13.270 

127.194 

14.144 

Porcellanmanufactur 

450 

45 

946 

—     4 

867 

—   72 

MUnze 

797 

350 

11 

357 

11 

i  Seehandlung     .     .     . 

700 

700 

1.876 

1.876 

2.202 

2202 

Preussische  Bank 

5.292 

5.292 

1.866 

1.866 

1.866 

1.866 

Keichsbauk-Authcii    . 

— 

— 

{■ 

Reichsdruckerei     .     . 

703 

166 

5.  15.106 

c.  12.218 

c.  12.891 

c.  11.431 

Reichsinralidenfonds 
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(Alterst)  (Neuer St) 

1867  1868  1894/95  1897/98 

D.  Alle  anderen  Steuern           roh  100.0  273.7  299.6 

E rein  100.0  283.3  312.6 

F.  Steuern  überhaupt                roh  100.0  229.2  232.9 

ü.      „              „                     rein  100.0  230.0  235.1 

8.  Post  u.  8.  w.  (oben  Nr.  3)      rein  100.0  251.4  346.4 

9.  Domänen  u. 8.  w.  (oben  Nr.  4)  rein  100.0  124.8  122.4 
10.  Eisenbahnen  netto                rein  100.0  822  5  1467.1 

IL  Summe  8—10                     rein  100.0  285.5  426.4 

1.  Reineinnahmen  im  Ganzen  100.0  244.6  285.5 

Tab.  7.     Yertheilung    der    Steuerarton  in    Preussen    (neuer    Staat), 

1867 — 1898,    einschliesslich   fioichsantheile.   in  Belati?zahlen. 

Procente   vom  rohen  Gesammt-         1867  1868  1894/95  1877/98 

steoerertrage                                alter  Staat  neuer  Staat 

1.  Grundsteuer 13.4  13.7  5.9  — 

2.  Geb&udesteucr 4.6  4.5  5.9  — 

3.  Gewerbesteuer 5.4  5.1  3.7  0.4 

4.  Eisenbahnabgaben    ....          2.2  1.7  0.0  0.0 

5.  Bergwerkssteuern     ....          0.7  0.6  0.9  — 

A.  Ertragssteuern  (1—5)        26.3  25.6  16.4  0.4 

6.  Classensteuer 13,2  13.5  >  ^^o  i^o 

7.  Einkommensteuer      ....          4.9  5.0  /  ^"°  ^^'^ 

8.  A'^ermögenssteuer      ....          —  —  —  4.6 

B.  Personalsteuern (6— 8)        18.1  18.5  12.8  22.9 
I.  Directe  (+ Sonstiges)  (1—8;        44.4  44.1  29.6  23.5 

33.2  30  8  29  9  31.4 

15.0  16.3  82.5  34.2 

48.2  47.1  62.6  65.9 


9.  Innere  Yerbraochsstcuern 
10.  ZOUe 

II  Indirocte(-hSonst.)(9.u.lO) 
III.  Stempel   (mit  Erbschafts-  u 
Reicbssteuem)       .... 
Summe  (I— lU)  .... 

„        absolut  in  Mill.  M. 
Yerhältniss  der  Ertragssteuern  zu 

den  Personalsteucru  wie  100 
Yerhältniss  der  directen  zu  den 
indirecten  (II)  wie  100  : 


7.4  7.8               7.8             10.6 

100.0  100.0  100.0  100.0 

224.763  283.747  677.063  684.339 

68.0  72.2             77.6  523.7 


108.5  106.5  211.2  279.2 

Die  beiden  Tabellen  zeigen,  dass  ,,das  Deutsche  Reich  etwas 
kostet''  und  dass  die  deutsche  Bevölkerung  freilich  heute  eine  viel 
grössere  Last  trägt,  als  in  der  früheren  ,,kaiserlosen''  Zeit.  Auch 
hier  ist  die  Entwicklung  der  Steuerlast  und  des  wirthschaftlichen 
Gewichts  der  Finanzen  indessen  nicht  aus  den  absoluten  Zahlen 
der  Tab.  4  und  auch  nicht  aus  den  relativen  der  Tab.  6  und  7^ 
sondern  richtiger  aus  Kopfqaotenberechnungen ,  wie  sie  unten  in 
Tab.  8  zusammengestellt  sind,  zu  ersehen,  Daten,  welche  freilich 
wiederum  die  Entwicklung  der  notorisch  sehr  gesteigerten  durch- 
schnittlichen wirthschaftlichen  Leistungs-  und  Steuerfähigkeit  der 
Bevölkerung  und  der  Veränderung  des  Geldwerths  nicht  erkennen 
lassen. 

Die  Tab.  4  nebst  Tab.  6  zeigt  namentlich  deutlich  die  grosse 
Veränderung,  welche  in  diesem  Menschenalter  in  der  Höhe  und 
der  Vertheilung  der  Einnahmen  eingetreten  ist,  vor  Allem  die  immer 
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mehr  beherrschende  Stellung,  welche  für  die  prenssiscben 
Finanzen  die  Eisenbahn  Überschüsse  erlangt  haben,  ohne 
welche  die  Steaererträgnisse  noch  viel  mehr  hätten  gesteigert 
werden  oder  viele  Ausgaben  unterbleiben,  viele  Staatszwecke  un- 
erfüllt bleiben  müssen;  sodann  zeigt  die  Tab.  4  auch,  was  in  der 
Abth.  II  der  Tab.  6  und  in  der  Tab.  7  dann  noch  schärfer  hervor- 
tritt, die  beherrschende  Stellung,  welche  nuomehr  auch  in 
unserer  Staatsbesteuerung  die  indirecten  Steuern  erlangt  haben. 
Mit  letzterer  Thatsache,  die  hier  in  der  speciellen  Stenerlehre  be- 
sonders hervorzuheben  ist,  wird  aber  nicht,  wie  mitunter  wohl  ge- 
schlossen worden,  bewieseu,  dass  wir  diese  Art  Steuern  nunmehr 
viel  zu  stark  entwickelt  haben.  Es  wird  durch  diese  That- 
sache nur  gezeigt,  dass  wir  endlich  auf  diesem  Gebiete  in 
eine  analoge  Steuerentwicklung  wie  andere  moderne 
Culturstaaten  eingetreten  sind.  Dafür  waren  die  wesent- 
lich hierbei  mitspielenden  politischen  und  wirtbschaftlichen  Be- 
dingungen erst  seit  1866  gegebeu.  Die  ungemein  starke  Steigerung 
der  Progressionsprocente  (Tab.  6,  Abth.  II)  und  der  Verschiebungen 
bzw.  Erhöhungen  der  Quotenprocente  der  indirecten  (und  Verkehrs-) 
steuern  in  Tab.  6  erklärt  sich  eben  aus  der  früher  bei  uns  sehr 
zurückgebliebenen  Entwicklung  dieser  Steuern  und  den 
demgemäss  kleinen  absoluten  Anfangszahlen  im  Beginn  der  Periode. 
Die  im  Vergleich  mit  anderen  Ländern  noch  heute  nicht  über- 
mässig hohe  absolute  Belastung  mit  Verbrauchssteuern  ergiebt  sich 
aber  aus  der  statistischen  Vergleichung  preussisch- deutscher  mit 
ausländischen  Belastungsziffern  (Kopfquoten)  und  aus  der  Ver- 
gleichung der  Steuer-  und  Zollsätze  und  anderer  Einzelheiten  in 
der  Gestaltung  und  Einrichtung  der  beutigen  deutschen  und  fremden 
Verbraucbsbesteuerung.  Immerhin  zeigen  die  Daten  unserer  Ta- 
bellen ein  starkes  Zurückbleiben  der  directen  Besteuer- 
ung als  eines  anderen  Uauptmittels  zur  Staatseinnahmebeschaffung 
und  zur  Vertheilung  der  Gesammtsteuerlast.  Das  weist  auf  weitere 
Aufgaben  der  Steuerpolitik  und  auf  die  nothwendige  Richtung  der 
letzteren  im  Reich  und  Preussen  mit  hin. 

Das,  was  nach  den  Tabellen  in  der  Vertheilung  der  Steuerlast 
auf  die  Hauptarten  der  Steuern  und  auf  die  einzelnen  Steuern  er- 
reicht ist,  war  aber  ein  Ziel  der  neueren  preussisch -deutschen 
Steuerpolitik:  die  Last  der  directen  Steuern  zu  er- 
leichtern, diese  Steuern  mehr  und  mehr  alsPersonal- 
steuern  aufzulegen,   die  Verbrauchs-  (und  Verkehrs-) 
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Steuern  auszudehnen.  Ausserdem  darf  auch  hier  der  Zu- 
sammenhang mit  der  Gommnnalbesteuerung  nicht  über- 
sehen werden.  Die  eingetretene  Entwicklung  der  Staatsbesteuerung 
diente  mit  zur  anderweiten  Regelung  der  Gommunalbesteuernng, 
namentlich  in  der  Richtung  von  Uebernahme  communaler  Lasten 
auf  den  Staat  (Schulwesen)  und  von  alleiniger  (Ertragssteuern) 
und  Mitüberlassung  (Zuschläge  zu  der  reformirten  Eiokommen- 
steuer)  von  directen  Steuern  des  Staats  an  die  Gommunen  und 
Verbände  (§.  29  flf.). 

Auf  Einzelnes  soll  hier  nicht  weiter  eingegangen  werden.  Die 
Tabellen  böten  aber  vielfach  Anhaltspaucte  zu  .speciellen  Er- 
örterungen von  Interesse  für  steuerpolitische  Fragen.  In  Tab.  4 
mag  nur  auf  die  immer  noch  ausserordentliche  Gering- 
fügigkeit der  deutschen  inneren  Tabaksteuer  und  der 
norddeutschen  Biersteuer,  auch  nach  dem  absoluten  Er- 
trage, hingewiesen  werden.  Auch  die  Branntwein-,  die  Zucker- 
die  Stempelsteuer,  vollends  die  Erbschaftssteuer  zeigen  noch 
recht  niedrige  Erträge,  sowohl  nach  den  deutseben  Consum-,  Wohl- 
stands- und  Verkehrsverhältnissen,  wie  im  Vergleich  mit  anderen 
Ländern.  In  der  Vermögenssteuer  haben  wir  den  schon  oben 
gerühmten  guten  Anfang  eioer  höheren  directen  Besteuerung  des 
Besitzes  und  seiner  Rente,  des  „fundirten^^  Einkoromens,  aber  auch 
noch  nicht  mehr,  in  der  Lotterie  eine  Singularität  der  preussischen 
Finanzen,  die  leider  noch  immer  nicht  verschwunden  ist,  und  eine 
bedenkliche  Einnahmequelle,  die  man  jüngst  sogar  durch  Ver- 
doppelung der  Loose  noch  ergiebiger  gemacht  hat,  m.  E.  eine  der  un- 
erfreulichsten Thatsachen  der  neuesten  preussischen  Steuergeschichte. 

Zum  Schluss  dieser  finanz-  und  steuerstatistiscben  Unter- 
suchungen über  Preussen-Deutschland  dient  das  Material  der  Tab.  8, 
in  welcher  für  eine  Reihe  von  Posten  Kopfquoten  nach  Maass- 
gabe der  jeweiligen  Staatsbevölkerung,  unter  Zurückgreifen  bis 
1821  (s.  0.  S.  50),  berechnet  worden  sind. 

Tab.  8.   Prenssische  Staatseinnahmen,  besonders  Steuern,  Eopfqnoten 
in  Mark.     1821  — 1898  einschliesslich  Beichs einnahmen. 

Steaeni  roh,  andere  Einnahmen  rein.    1821 — 67  alter  Staat,  1868 — 98  neuer  Staat*) 
Hinnahmeart  Um        Um  Um 

1821      1838       1847       1867       1868    1894/95    1897/98 

Gmndstencr        •    1  o  r;«        o  in        i  oq    /  ^-'^        1-^^^         ^-27  — 

Gebäodesteuer    .    /  ^"^^        "'^^        ^'^^     (  0.52        0.54        1.28  — 

*)  Die  Eopfqnoten  sind  nach  den  Daten  der  Tabelle  4  oben  S.  55  berechnet 
worden. 
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Einnahmeart 


Um 
1821 
0.48 


1.77 
4.83 

m 

O 

m 

9 


Gewerbesteuer 

Eisenbahnsteoer 

Bergwerkssteaern 

A.  Ertragssteaern 

Glassensteoer  .    . 

EinkommeDSteaer 

YermOgcnssteoer 

B.  Persooalstenern 
L  Directe    .    .     . 

Mablsteaer  .  . 
Schlachtsteaer 
Reste  ?.  Reichsst. 
Branntweiosteoer 
Biersteaer  .  .  . 
WeiDsteuer  ,  . 
Tabaksteuer  .  . 
Zackersteaer  .  . 
Salzsteaer  .    .    . 

C.  Innere  indirecte 

Zölle  .... 
IL  Indirecte  St   . 

Stempelsteuer        \ 

Erbscbafbtöteaer   / 

Reicbsstempel 

Gericbtsabgaben  . 
IIL  Verkehrsst.  . 
IV.  Lotterie       .    . 

Summe:  Steuern  [711.70] 

V.  Post  und    andere 
Yerwaltongseinn. 
rein 

VI.  Domänen  n.  s.w. 

rein 
yil.  Eisenbahn,  rein 

Summe  V — VII 
rein 


Um 

1838 
0.48 


Unter  Nr.  VI 
3  06        2.58 
1.77        1.44 


Um 
1847 
0.48 

o.ir, 

2.56 
1.35 


1867       1868    1894/95    1897/98 


0.62 
0.25 
0.08 
3.01 
1.49 
0.56 


061 
0.20 
0.08 
3.04 
1.60 
061 


{ 


0.80 
0.007 
0.205 
3.56 

2.76 


0.99 
[?  3.72] 

2.31 
[?  6.03] 

0.72 


1.44 
4.02 
0.33 
0.24 

1.08 
0.27 
0.03 
0.03 

1.17 
3.18 
2.46 
5.64 


1.35 
3.91 
0.32 
0.26 

0.93 

0.21 

0.017 

0.027 

0.023 

0.93 

2.71 

2  61 

5.31 


2.05 
5.06 
0.24 
0.30 

1.14 
0.28 


2.21 
5.26 
0.21 
0,28 
0.26 
0.97 
0.30 


2.76 
6.40 


1.10 
2.27 
0.62 


0.027      0.024      0.21 


0.813 

0.99 

3.79 

1.70 

5.49 


0.78 
0.80 
3.62 
1.93 
5.59 


0.72        0.78        0.84        0.92 


{ 


? 

0.72 
0.12 


0.72 

1.44 

0.19 

11.29 


0.78 

1.56 

0.16 

10.94 


1.68 
2.52 
0.20 


1.61 
2.53 
0.17 


1.45 
0.82 
6.47 
7.02 
13.53 
0.76 
0.27 
0.67 
1.95 
3.65 
0.31 


0.082 
0.001 

0.083 

3.84 

0.96 
4.80 
4.95 


0.79 
2.13 
0.64 

0.21 
1.98 
0.84 
6  59 
7.17 
13.81 
0.80 
0.27 
1.16 
2.04 
4.27 
0.30 


13.27      13.55      23.89       23.33 


0.80        0.33        0.76        0.94        0.89        1.73 


2.29        1.57 


1.34        2.42        2  67        2.56 
—  0.66        0.85        5.41 


2.25 

2.41 
9.23 


3.09        1.90 
Summe  I— VII     [?  14.79]      13.19 


2.10        4.02        4.41        9.70       13.89 
13.04      17.29      17.96      33.59       37.22 


In  der  ersten  Periode  (1821—67)  sind  bis  1847  danach  eher 
Verminderungen  der  Gesammteinnahmen  und  der  Steuern  einge- 
treten, auch  noch  bis  1867  nicht  sehr  starke  Vermehrungen.  Die 
Gruppen  der  Steuern  und  die  einzelnen  Steuern  zeigen  eharacte- 
ristiscbe  Momente,  so  die  directen  im  Ganzen  eine  grosse  Stabilität, 
auch  nach  den  Reformen  von  1851  und  1861  erst  wieder  eine 
Höhe  wie  im  Anfang.  Das  Gleiche  gilt  von  den  indirecten  Steuern. 
Die  Verkehrssteuern  (bezw.  Gerichtsabgaben)  sind  in  der  ersten 
Periode,  bis  1867,  auch  im  alten  Staate  schon  mehr  gewachsen. 
Bei  der  Bescbaffenheit  des  Zahlenmaterials  für  1821  sind  die  Daten 
für  dieses  Jahr  aber  nicht  durchweg  mit  den  späteren  genaa 
vergleichbar.  Die  nicht  -  steuerlichen  Einnahmen  haben  sich, 
mit  Schwankungen,  auf  der  früheren  Höhe  gehalten. 
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In  der  zweiten  Periode  (1868 — 98)  haben  sich  dagegen  die 
Gesammteinnahmen  (rein)  mehr  als  verdoppelt,  die  Steuern  im 
Ganzen  um  zwei  Drittel  erhöht:  Zeichen  des  grösseren  Bedarfs, 
der  gestiegenen  Leistungsfähigkeit.  Sehr  verschieden  ist  aber  hier 
die  Entwicklung  der  Steuergruppen  und  einzelnen  Steuern.  Seit 
der  wesentlichen  Beseitigung  der  Ertrags-,  der  Entwicklung  der 
Personalsteuern  ist  die  gesammte  directe  Besteuerung  jetzt  ganz 
anders  vertheilt,  aber  im  Ganzen  etwas  kleiner  geworden.  Die 
indirecte  Besteuerung  hat  sich  dagegen  verzweieinhalbfacht,  die 
Yerkehrsbesteuerung  fast  um  das  Zweidrittelfache  vermehrt.  In  beiden 
Fällen  zeigt  sich  die  Entwicklung  der  Beichsbesteuerung  hier  von 
besonderer  Bedeutung.  Namentlich  die  Zölle,  die  Branntwein-,  die 
Zucker-,  die  Biersteuer  sind  viel  ergiebiger  geworden,  die  Salzsteuer 
fast  gleich  geblieben,  die  Tabaksteuer  relativ  sehr  gestiegen,  aber 
ihre  wie  die  Erträge  der  Biersteuer  erreichen  doch  immer  noch  sehr 
kleine  Eopfziffern.  Bei  den  nicht-steuerlichen  Einnahmen  sind  die 
Domanial-  u,  s.  w.  (Rubrik  VI)  etwas  zurückgegangen ,  die  Post- 
einnabmen  incl.  der  allgemeinen  Verwaltungseinnahmen  (Rubrik  V) 
und  vor  Allem  die  Eisenbahnüberschüsse  stark  gewachsen. 

In  der  ganzen  Periode  seit  der  Gonsolidation  des  Staats  und 
seiner  Steuer-  und  Finanzverfassung  nach  der  französischen  Kriegs- 
zeit, seit  1821,  bis  Ende  des  Jahrhunderts  fällt  vor  Allem  wohl 
zweierlei  auf:  die  Stabilität  der  directen  Steuereinnahmen,  deren 
Kopfquoten  nach  der  Reform  der  1890  er  Jahre  fast  die  gleichen  als 
im  Anfang  sind,  damit  thatsächlich  viel  kleinere  Leistungen  darstellen 
und  das  massige  Wachsthum  der  Domanial-  u.  s.  w.  Einnahmen 
(wo  die  Ziffer  für  1821,  weil  Andres  mit  enthaltend,  allerdings 
vergleichsweise  etwas  zu  hoch  ist).  Der  Schwerpunct  der  Finanzen 
ist  in  der  Besteuerung  jetzt  viel  mehr  in  die  indirecte  und  in  die 
Yerkehrsbesteuerung  gelegt,  und  auch  unter  den  nicht-steuerlichen 
Einnahmen  sind  es  die  Eisenbahn-,  zum  Theil  die  Post-Einnahmen, 
die  neben  gewissen  Verwaltungseinnahmen  am  meisten  gestiegen 
sind,  d.  h.  Einnahmen,  welche  auch  vomemlich  der  Verkehr  trägt. 
Damit  erscheint  das  ganze  staatliche  Finanzsystem, 
soweit  es  auf  den  Einnahmen  beruht,  mehr,  der  Ent- 
wicklung der  Volkswirthschaft  gemäss,  auf  den  all- 
gemeinen Verkehr  und  auf  den  Consum  der  Masse  der 
Bevölkerung  gelegt.  Eine  sehr  characteristische  Entwicklung, 
die  in  gewissem  Umfang  als  naturgemäss  erscheint.  Die  directe 
Besteuerung  ist  dagegen  in  der  Entwicklung  zurückgeblieben,  was 


64  6.  B.  Uebersichten  der  Bestenerang.  Preussen.  §.  25. 

wieder  Fingerzeige  für  Reformen,  in  der  Bichtung  der  stärkeren 
Belastung  besonders  der  reicheren  Classen,  ergiebt 


2.    Die  preussische  Gommunalbesteuerung. 

§.  25.  Allgemeine  Entwicklang  nnd  Gestaltung. 
Wie  überall ,  so  ist  auch  in  Preussen  die  Verwaltungsorganisation, 
insbesondere  das  Becht  der  Selbstverwaltung  und  das  Bestehen 
eigener  Selbstverwaltungskörper  mit  besonderem  Finanzbausbalt, 
von  grundlegender  Bedeutung  wie  für  alle  Finanzangelegenheiten, 
so  aach  für  die  Gommunalbesteuerung  i.  w.  S.  In  Preussen  kommen 
hier  als  unterste  Verwaltungsbezirke  und  autonome  Einheiten  die 
(Orts-)  Gemeinden,  im  grössten  Theil  des  alten  und  neuen 
(1866  erworbenen)  Staatsgebiets  mit  der  Unterscheidung  der  Stadt- 
gemeinden und  der  Landgemeinden,  bei  ersteren  wieder 
für  einige  verwaltungsrechtliche  Puncte  mit  der  weiteren  Unter- 
scheidung von  selbständigen  (kreisexemten)  und  zum  Kreise  ge- 
hörigen Städten  in  Betracht.  Aber  neben  diesen  Gemeinden, 
ausserhalb  ihres  Verbandes,  bestehen  in  Preussen,  besonders  in  den 
alten  östlichen  Provinzen,  noch  in  grosser  Anzahl  (ca.  16.000)  die 
selbständigen  Gutsbezirke,  bei  welchen  freilich  das  gnts- 
herrlichprivatwirthschaftliche  und  das  öffentlich-rechtliche,  finanz- 
wirthscbaftliche  Moment  ineinander  übergehen,  vielfach  bis  zur 
Untrennbarkeit.  Ausserdem  giebt  es  noch  gewisse  Zweck- 
verbände für  Schul-,  kirchliche,  Pfarr-,  auch  bisweilen  für  wirth- 
schaftliche  Angelegenheiten  mit  einem  gewissen  öffentlich  rechtlichen 
Gharacter  und  eigenen  Ausgaben  und  Einnahmen,  auch  Steuern 
und  Gebühren  und  steuerartigen  Abgaben.  Als  eigene  Selbst- 
verwaltungsorgane höherer  Ordnung  mit  besonderem  Finanzhaus- 
halt besteben  dann  die  Kreise  und  die  Provinzen,  die 
(Begierungs-)  Bezirke  sind  dagegen  nur  staatliche  Verwaltnngs- 
abtheilungsgebiete  der  Provinzen.  (Fin.  I,  §.54  ff.)  Die  „Com- 
munalsteuern'^  im  weiteren  Sinne  zerfallen  daher  in  eigentliche 
Gommunalsteuern  (der  Stadt-  und  Landgemeinden)  i.  e.  S., 
in  Kreis-  und  Provinzialsteuern. 

Das  Verwaltungsrecht  dieser  Steuern  hat  erst  in  der  neuesten 
Zeit  durch  das  als  Glied  zu  der  grossen  Miquerschen  Steuerreform 
gehörige  Gesetz  vom  14.  Juli  1893,  das  sogen.  „Gommunal- 
abgabegesetz'^,  eine  umfassende  Godification  und  Verein- 
heitlichung auf  theilweise  neuer  principieller  Grundlage  erfahren. 
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regelt  aber  auch  in  dieser  Form  die  ganze  Materie  nicht  allein. 
Es  schliesst  sich  an  ältere  nnd  neuere  sonstige  Gesetze,  besonders 
die  verschiedenen  Stadt-  und  Landgemeinde-,  Kreis-  nnd 
Proyinzialordnungen,  und  an  Gesetze  über  Staats-  und 
Reichssteuern  an.  Die  Bestimmungen  dieser  Ordnungen  und 
Gesetze  bilden  daher  mehrfach  noch  neben  dem  genannten  Gesetz 
geltend  gebliebenes  Recht.  Doch  ist  in  jenem  Gesetz  der  ganze 
Gegenstand  zum  ersten  Male  einheitlich  und  zusammenfassend  fflr 
das  ganze  heutige  Staatsgebiet  (mit  Ausschluss  von  Hoben- 
zollem  und  Helgoland)  geregelt  worden.  Bis  dahin  bestanden 
Verschiedenheiten  im  alten  Staatsgebiet  besonders  zwischen  den 
östlichen  und  westlichen  Provinzen,  mit  als  Folge  des  verschiedenen 
Gemeinde-Verwaltungsrechts,  wieder  einer  Folge  der  verschiedenen 
geschichtlichen  Entwicklung;  und  die  neuen  1866er  Provinzen  hatten 
auch  nach  der  Angliederung  an  Preussen  im  Wesentlichen  ihre 
bestehende  Gommnnalsteuerverfassung  behalten,  auch  nachdem  die 
Staatsbesteuerung,  namentlich  die  für  die  Gemeindebesteuerung 
besonders  mit  in  Betracht  kommende  directe,  mit  derjenigen  der 
alten  Provinzen  unificirt  worden  war  (o.  §.  15).  Auf  dieser  früheren 
Verschiedenheit  des  localen  Steuerrechts  und  auf  dem  rechtlichen 
und  thatsächlichen,  besonders  dem  natürlichen  wirthschaftlichen 
Unterschied  der  Stadt-  und  Landgemeinden  (und  Gutsbezirke)  be- 
ruht in  einer  hauptsächlichen  Beziehung  die  Verschiedenheit  auch 
der  thatsächlichen  Entwicklung  der  Gommunalbesteuerung  im 
19.  Jahrhundert  in  den  verschiedenen  Gebietstheilen  und  in  Stadt 
und  Land  im  prenssischen  Staate.  In  andrer  und  ebenfalls  wesent- 
licher Beziehung  ist  diese  Entwicklung  durch  die  verschiedene 
wirthschaftliche  Entwicklung  der  einzelnen  Landestheile,  besonders 
in  den  mehr  agrarisch  gebliebenen  und  mehr  industriell  und 
städtisch  gewordenen,  stark  beeinflusst  worden.  Doch  auch  sonstige 
Momente  haben  noch  eingewirkt.  So  haben  sich  Interessengegen- 
sätze besonders  in  den  Städten,  zwischen  den  Realitäten  (Häuser, 
Grundstücke,  auch  Gewerbebetriebe)  besitzenden  Classen  und  der 
Gesammtbevölkerang  nach  der  prenssischen  Gemeindeverfassung 
geltend  machen  können  und  darauf  hingewirkt,  dass  bis  zur 
Cx)mmnnalsteuerreform  von  1893  die  directe  Gommunalbesteuerung 
einseitig  die  Last  auf  die  Einkommensteuer  (und  dieser  verwandte 
Steuerreformen)  unter  weitgehender  Schonung  der  Realsteuern 
gelegt  hat.  Ferner  haben  gewisse  doctrinäre  Tendenzen  und 
Vorurtheile  mehrfach  die  nicht-steuerrechtlichen  Einnahmen ,  auch 

▲.  Wagner,  FinannriBsenschaft  lY.  5 
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die  Gebühren  in  ihrer  Entwicklang  gehemmt  und  dazu  gefltbrt, 
dass  der  ttberall,  wenn  auch  sehr  ungleich  gewachsene  commnnale 
Finanzbedarf  in  immer  grösserem  Maasse  durch  Steuern  gedeckt 
werden  mueste,  also  Steuerbedarf  wurde.  Endlich  haben  theils 
die  wirklichen  oder  vermeintlichen  Yerkehrsinteressen  und  be- 
rechtigte Rücksichten  auf  die  Gonsumenten,  besonders  auf  die- 
jenigen der  unteren  Classen,  theils  aber  wiederum  auch  doctrinäre 
Anschauungen  hinsichtlich  der  indirecten  Steuern  überhaupt  und 
communaler  insbesondere  diese  Art  Steuern  in  den  preussischen 
Communen,  selbst  den  grösseren  Städten^  unter  dem  mitwirkenden 
Einfluss  der  Staats-  und  Reichsgesetzgebung,  nicht  nur  in  ihrer  Ent- 
wicklung gehemmt,  sondern  selbst  zurückgedrängt  (Aufhebung  der 
Mahl-  und  Schlachtsteuer,  fast  fehlende  Getränkebesteuerung).  Alles 
dieses  zusammen,  das  Einzelne  mehr  oder  weniger,  namentlich  das 
Letztgenannte  erklärt  dann  auch  characteristische  Verschiedenheiten 
in  der  thatsächlichen  preussischen  Communalbestenerung  von  der- 
jenigen anderer  deutscher  Staaten,  welche  die  indirecte  Steuer  der 
Gemeinden  mehr  erhalten  haben,  so  Baiern,  und  vollends  von  der- 
jenigen wichtiger  fremder  Staaten,  so  namentlich  Frankreichs  mit 
seinem  communalen  Octroi,  dem  in  Preussen,  auch  selbst  in  Berlin 
ein  Analogon  völlig  fehlt.  [Pariser  Octroi!]  (Fin.  III,  §.  342  ff., 
Erg.-Heft  §.  26.) 

Das  Gommunalabgabegesetz  von  1893  hat  hier  nun  in  recht- 
licher Hinsiebt  Wandel  geschafft,  die  Gemeinden  mehr  auf  Aus- 
bildung von  Gebühren  und  gebührenartigen  Einnahmen,  Vermin- 
derung des  Steuerbedarfs,  Mitbenutzung  von  indirecten  Steuern 
zu  dessen  Deckung,  Entlastung  der  Einkommensteuer,  Mehr-* 
belastung  der  Realsteuern  für  communale  Zwecke  und  demgemäss 
entsprechende  Einrichtung  eigener  localer  Realsteuern  zn  diesem 
Behufe  hingewiesen  und  in  einigen  Puncten  durch  geeignete 
Normen  die  Gemeinden  selbst  in  diese  Richtung  direct  hingedrängt 
Durch  umfassende  finanzielle  Beihilfen  des  Staats  für  Communal- 
aufgaben  und  Ausgaben,  Uebemahme  letzterer  auf  das  Staats- 
budget, Gewährung  von  Dotationen  und  Subventionen,  besonders 
für  Volksschulwesen  und  durch  Ueberlassung  von  Staatseinnahmen 
für  allgemeine  Communalausgaben,  ist  in  Preussen  auch  die  Finanz- 
lage der  Gemeinden  in  neuester  Zeit  erheblich  erleichtert  worden, 
was  wieder  die  gewünschten  Reformen  der  Communalstener  der 
Gemeinden  erleichtern  musste.  Besonders  die  Ueberlassung  der 
drei  grossen  Staats-Realsteuern,  der  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbe- 
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Steuer  an  die  Gemeinden  (o.  §.  16,  18)  ist  in  dieser  Hinsicht  von 
nicht  zn  nnferschätzetider  practiscbet-  Bedeutang,  mehr  noch  als 
die  ebenfalls  sehr  wichtige  Erleichterung  der  Schnilasten.  Aehnlicb 
ist  schon  früher  durch  Dotationen  der  Kreise  und  Provinzen  diesen 
eine  finanzielle  Staatshilfe  zu  Theil  geworden  (Fin.  I,  §.  56).  Die 
factische  Gestaltung  der  Communalbesteuerung  ist  unter  diesen  Ein- 
flüssen  seit  der  Durchführung  des  Commnnalabgabegesetzes  von 
1893  in  bedeutsamer  Umbildung  begriffen ,  worin  noch  kein  Ab- 
schluss  eingetreten  ist.  Schon  das,  was  bisher,  gleich  im  ersten 
Jahre,  erreicht  worden,  gestattet  das  Urtheil,  dass  die  Vertheilung 
des  Steuerbedarfs  in  Betreff  der  Wahl  der  Steucrarten  und  der 
individuellen  Belastungen  eine  erheblich  günstigere  und  die 
Höhe  des  Steuerbedarfs  als  Quote  vom  Finanzbedarf  durch  die 
Entwicklung  nicht  steuerrechtlicher,  besonders  gebührenrechtlicher 
Einnahmen  eine  geringere  geworden  ist  (§.  33).  Weiteres  in 
beiderlei  Hinsicht  wird  von  der  immer  strengeren  folgerichtigen 
Durchftthrang  der  Principien  des  neuen  Communalabgabegesetzes 
abhängen.  Einiges  in  der  ersten  Hinsicht  auch  von  der  Beseitigung 
von  allzu  grossen  Hemmungen  der  indirecten  Gommunalbesteuerui^g 
Seitens  der  Reichsgesetzgebung  über  Zölle  und  innere  Verbrauchs- 
steuern (Getränke!)  und  in  dem  anderen  Puncte  von  der  Aus- 
dehnung werbenden  Besitzes  und  der  Uebernahme  damit  verbun- 
dener wirthschaftlicher  Unternehmungen  auf  Rechnung  der  Gom- 
munen  in  Selbstbetrieb  (Verkehrs-,  Beleuchtungsanlagen),  oder 
wenigstens  von  einer  solchen  Einrichtung  von  Privatbetrieben  bei 
derartigen  Anlagen,  dass  auch  die  finanziellen  Interessen  der  Ge- 
meinden durch  hinlänglich  hohe  Gewinnbetheiligung  oder  in  anderer 
Form  genügend  gesichert  werden.  Im  üebrigen  wird  bei  der  deut- 
lichen starken  Steigerung  der  Gommunalthätigkeiten  und  Ausgaben 
Vieles  in  der  nothwendigen  Ausgestaltung  der  Communalbesteuerung 
auch  von  der  weiteren  Entwicklung  der  Abgrenzung  der  Thätigkeits- 
gebiete  zwischen  Staat  und  Gemeinden,  der  Uebernahme  von  Gom- 
munalthätigkeiten oder  wenigstens  den  Ausgaben  dafür  auf  den 
Staat,  der  Ueberlassung  von  Staatseinnahmen  oder  Antheilen  daran 
an  die  Gemeinden  abhängen:  eine  Entwicklung,  der  wir  in  der 
Gegenwart  so  vielfach,  anch  in  anderen  deutschen  Staaten,  im 
Ausland,  selbst  in  Grossbritannien  (Fin.  III,  §.  157  ff.,  Erg.heft  §.  10) 
begegnen.  Aehnliches  gilt  von  Verschiebungen  der  Abgrenzungen 
zwischen  den  Gemeinden  und  den  Kreisen  und  Provinzen,  sowie 
von  der  eintretenden,  in  mancher  Hinsicht  nöthig  oder  doch  zweck- 
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massig  erscheinenden  Bildung  neuer  grösserer,  deshalb  leistungs- 
fähigerer Zweck  verbände,  so  für  Armen-,  Schul-,  Sanitäts-,  Wege- 
und  Verkehrswesen  u.  a.  m. 

Einzelnes. 

Im  1.  Bande  der  Finauzwissenschaft  (3.  Aafl.)  ist  bereits  im  Abschnitt  ?om 
Finanzwesen  der  SelbstverwaItang»kOrper  die  preussische  Commanalfinanzrerfaasang 
in  den  GrundzUgen  dargestellt,  Gesetzgebung.  Litteratar,  Statistisches  angegeben  vorden 
(§.  54 — 56)«  wobei  auch  nebenbei  Über  die  Steaerverfassong  Bemerkungen  eingeflossen 
sind.  Doch  ist  seitdem  (1883,  wo  die  8.  Aufl.  von  B.  I  erschienen  ist)  auf  diesem 
Gebiete,  besonders  durch  die  Gesetze  von  1885,  1893  und  die  ganze  neue  Beform 
der  directen  Steuern  Vieles  verändert  worden  und  auch  viele  neue  Litteratar  und 
werthvolle  Statistik  hinzugekommen.  Die  bezügliche  Litteratur  ist  aber  überwiegend 
Staats-  und  verwaltungsrecbtlichcr,  weniger  finanzwissenschaftlicher  Art 

S.  kürzere  Uebersichten  in  LOning's  Lebrb.  d.  D.  Yerwaltrechts  (1884)  §.  39, 
bes.  S.  187  ff.,  Georg  Meyer,  D.  Staatsrecht  (1884)  §.  211  u.  ders.  bes.  in  seinem 
Deutschen  Verwalt.recht,  2.  Aufl.  (1894)  II,  §267—269,  v.  Roitzenstein  in 
V.  Stengel  's  Wörterb.  d.  D.  Vcrwalt.rechts  (1890),  Art.  Gemeindesteuern,  bes.  S.  527  if., 
ders.  im  1.  Erg.bande  dazu  S.  42  ff.,  eb.  Keil  im  3.  Erg.bande  (1897)  S.  142  fl'.  (über 
d.  Communalabgabegesetz  v.  1893),  v.  Keitzenstein  in  der  Abhandlung  commanales 
Finanzwesen  im  Schönberg'schen  Handb.  d.  Polit.  Oek.  3.  A.  (1891)  III,  §.  89  (S.70) 
und  eingehender  in  der  Revision  dieser  Abhandlung  von  Trüdinger  in  der  4.  Aufl. 
d.  B.  III  (1898),  S.86  ff.  Einzelnes  passim  in  den  bezüglichen  Artikeln  des  H.  W.  B.  d.  St., 
so  im  Art.  Gemeindefiuanzcn  von  Eheberg  in  B.  4,  S.  760.  773  ff.,  ders.  im  Sappl.b.  I 
dazu  S.  332  ff.,  auch  S.  741  ff.  (Elster  über  die  preass.  Steuerreform).  Eingehendste 
nnd  vorzügliche  verwaltungsrechtliche  Behandlung  des  Gegenstands  von  Schön  in  dem 
Aufsatz  die  geschichtliche  Entwicklung  des  Gommunalabgabewesens  in  Preussen  a.  s.  w., 
in  Uirth's  Annalen  B.  28  (1895)  S.  249  ff.  und  bes.  von  de  ms.  in  „das  Becht  der  Com- 
munalverbände  in  Preussen"  (Ergänz.-b.  zu  v.  Rönne's  prenss.  Staatsrecht  1897), 
§.  55  ff.,  61  ff.,  68  ff.  Aus  der  Litteratur  über  den  früheren  Zustand  (vor  der  Reform  von 
1893)  s.  u.  A.  Schimmelfennig,  Communalabgaben  u.  s.  w.  1858,  Grotefend, 
Grundsätze  des  Communalsteuerwcsens  (1874,  nur  die  älteren  Provinzen).  Yielerlei 
Bezügliches  in  dem  Gutacbtenband  XII  des  Ver.  f.  Soc.polit.  über  die  Commnnalsteaer- 
frage,  bes.  in  den  Gutachten  von  Hoffmann,  Bruch.  E.  Meier,  Nasse.  Daza  die 
Referate  von  mir  und  Wegner  in  B.  XI V.  Die  Gommentare  bes.  in  den  Ein- 
leitungen zu  dem  neuen  Gesetz  von  1893  (A dickes  u.  A.  s.  u.). 

Für  die  neuesten  Gesetze  von  1885  und  1893  und  die  ihnen  vorangehenden 
Reformversuche  (1876 — 79)  sind  die  Entwürfe  mit  Motiven  in  den  Landtagspapieren 
und  die  Verhandlungen  darüber  im  Landtage  das  Wichtigste.  S.  bes.  über  das  Gesetz 
von  1893  die  Entwürfe  mit  Motiven  in  den  Drucksachen  der  17.  Lesrislaturperiode 
5.  Sess.  Nr.  5—8  (mit  Denkschrift).  Daraus  in  Schanz  Fin.arch.  B.  10  (1893)  S.  296  ff"., 
4.  A.,  auch  in  Hirth's  Annalen  B.  27  (1894)  S.  161  ff.,  und  manches  Einzelne  in 
den  Commentaren.  S.  von  diesen  bes.  Nöll  (2.  A.  1892),  Adickes  (1894).  Schwarz 
(1894)  n.  a.  m. 

Statistisches  in  den  amtlichen  Denkschriften  und  Motiven.  Sonst  bes.  in  einigen 
vortrefflichen  Publicationen  des  preuss.  stat.  Bureaus,  so  Herrfurth,  Preuss.  stat, 
Zeitschr.  1878  S.  1—60,  die  4  Ergänzungshefte  Nr.  6,  7,  9  u.  bes.  16  (1884)  von 
Herrfurth  u.  Anderen.  Hauptdaten  daraus  im  amtlichen  Statist.  Jahrbach.  Nach 
diesen  Materialien  die  Arbeiten  von  Gerstfeldt,  bes.  dessen  Städtefinanzen  in 
Preuj^sen,  in  Schmoller's  Forsch.  B.  4,  H.  1  (1883).  Femer  die  amtl.  Denkschr.  des 
Finanzmin.  u.  Min.  d.  Innern  für  den  Landtag  über  die  Ausführung  des  Commanal- 
abgabcgesetzes  von  1893  (4.  April  1896).  Daraus  wieder  Einzelnes  in  dem  Bericht 
des  Finan/min.  v.  Miquel  an  den  Kaiser  über  die  preuss.  Finanzen  v.  1890 — 97 
(Berlin  1897,  nicht  im  Buchhandel),  im  Auszuge  im  Reichs-  und  Staataanzeiger  1898, 
3.  Juni,  auch  in  Hirth's  Annalen  1898.  —  Statistisches,  ReformerOrterangen  betr. 
Preussen  auch  in  der  allgemeinen  Communalsteueriitteratur.  S.  Fin.  I,  §.  54  fiF., 
v.  Reitzenstein's  Abb.  im  Schönberg'schen  Handb.,  Neumann's  verschiedene 
Schriften,  bes.  seine  progressive  Einkommensteuer  (1874)  und  seine  Gemeindesteaer- 
reform  in  Deutschland  (1895). 
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§.26.  Periode  bis  1893.  Altes  Gebiet  (vor-1866er).  Städte^). 
Im  alten  preassischen  Staate  vor  1806  war  den  Städten  ihre  früher 
erlangte  nnd  vom  Stadtratbe  ansgettbte  weitgebende  Autonomie  in 
der  Besteuerung  im  18.  Jahrhundert  unter  Friedrich  Wilhelm  I. 
entzogen  worden  (HauptTerordnung  von  1738).  Die  Missbräuche 
in  der  Ausübung  dieses  Rechts,  das  Herabkommen  der  Städte,  die 
bevormundende  Tendenz  und  Abneigung  gegen  corporative  Selb- 
ständigkeit im  damaligen  Zeitalter  hatten  hierzu  geführt.  Die 
Städte  sollten  mögliehst  ans  ihrem  eigenen  Besitz,  den  Kämmerei- 
einkünften, den  ihnen  zufiiessenden  Gebühren  u.  dgl.  die  ordent- 
lichen Ausgaben  decken  und  nur  ausnahmsweise,  für  ausserordent- 
liche Fälle,  zu  neuen  Stenern  greifen,  dann  auch  nur  mit  Staats- 
genehmigung unter  Nachweis  des  Bedürfnisses  (sogen.  „Gollecten'*). 
Die  liberale  Städteordnung  von  1808  ging  zum  anderen  Extrem 
über,  gewährte  den  Städten  und  zwar  jetzt  nicht  mehr  nach  des 
Raths  (Magistrats),  sondern  nach  Beschlüssen  der  Stadtverordneten- 
versammlangen  eine  so  gut  wie  vollständige  Besteuerungsautonomie, 
für  deren  Ausübung  nur  wenige  ganz  allgemein  gefasste,  viel- 
deutige Grundsätze  aufgestellt  wurden,  unter  fast  gänzlichem  Weg- 
fall einer  Staatscontrole  oder  eines  staatlichen  Genebmigangsrechts. 
Steuerpflichtig  sollten  danach  alle  Stadteinwohner,  nicht  nur  die 
Bürger,  aber  auch  jene  allein  sein.  Als  leitendes  Princip  wurde 
dasjenige  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  („nach 
seinem  Vermögen  und  mit  seinen  Kräften^')  zur  Richtschnur  auf- 
gestellt Die  Besteuerung  sollte  eintreten,  soweit  das  Gemeinde- 
einkommen nicht  ausreicht.  Thatsächlich  bestand,  im  Anschluss 
an  die  überkommenen  Verhältnisse,  eine  Mannigfaltigkeit  von 
Steuern,  directen  wie  indirecten  neben  gebührenartigen  Abgaben, 
theils  eigenen,  theils  sich  an  die  Staatsbesteuerung  anlehnenden, 
doch  wohl  im  Ganzen  schon  unter  Vorwalten  der  directen  Steuern. 
Ob  die  Städteordnung  von  1808  nur  letztere  den  Städten  eigentlich 
gestatten  wollte,  ist  (gegen  Schön's  u.  A.  Ansicht)  doch  zweifelhaft. 
Für  eine  örtliche,  wenigstens  annähernde  Gleichmässigkeit  der 
Communalbesteuerung,  für  eine  genügende  Berücksichtigung  der 
wirthschaftlichen  Verkehrs-  und  der  Staatssteuerinteressen ,  für 
eine  richtige  Durchführung  des  Grundsatzes  der  Besteuerung  nach 

*)  S.  für  die  ältere  Zeit  G.  Schmoller,  preuss.  Städtewesen  in  der  Zeitschr. 
f.  preüss.  Gesch.  B.  X.  Genaueres  für  die  Zeit  nach  1806  bei  Grotefend  S.  6  ff. 
und  Schön  a.a.O.,  Annalen  S.  252  und  ebenso  in  s.  Comm.verbändcn  S.  225  ff. 
Danach  Trüdinger  in  Schönberg's  Handbuch  111,  2.  Halbb.  S.  86  und  Einzelnes 
danach  anch  in  der  Darstellung  des  Textes. 
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der  Leistungsfähigkeit  fehlten  die  Garantien.  Nor  die  Commanal- 
besteuerung  seiner  Beamten  riegelte  der  Staat  alsbald  mit  (1809). 
Jn  Berlin  wurde  u.  A.  in  dieser  Periode  die  eigene  Mietbsteaer 
eingeführt  (1815),  die  bis  zur  Reform  von  1893  als  Hanptglied  der 
städtischen  Besteuerung  bestanden  und  vielfach  zu  besondei'en  Er- 
örterungen Anlass  gegeben  hat. 

Diese  fast  völlige  Besteuerungs-Autonomie  der  Städte  wurde 
indessen  später  wieder  beschränkt.  Sie  stand  in  der  Tbat  auch 
mit  dem  modernen  Staatsbewusstsein  und  Staatsrecht  und  mit 
mancherlei  Interessen  wirthschaftlicher,  socialer,  staatsfinanzieller  Art, 
welche  der  moderne  Staat  potbwendig  wahrzunehmen  hat,  in  Wider- 
spruch. Schon  in  dem  grundlegenden  Gesetz  über  die  allgemeine 
Einrichtung  des  Abgabeweseos  vom  30.  Mai  1820  §.  13,  mehr  noch 
in  der  revidirten  Städteordnung  von  1831  (§.  117  fi.)  und  einer 
danach  erlassenen  Instruction  von  1834  wurde  das  Princip  der 
Staatsgenehmigung  von  Communalsteuern  wieder  eingeführt  und 
dann  verallgemeinert.  Dabei  ist  dann  auch  die  Form  der  Zuschläge 
zu  Staatssteuern  als  die  regelmässige  für  Communalsteuern  be- 
stimmt worden.  Es  behielt  sich  der  Staat  auch  die  Entscheidung 
darüber  vor,  zu  welchen  Steuern  und  bis  zu  welcher  Höhe  alsdann 
die  Gemeinden  Zuschläge  erheben  dürften,  verlangte  weiter  die 
Einholung  seiner  Zustimmung  bei  Ueberschreitung  dieser  Höhe  und 
bei  Einführung  eigener  Communalsteuern,  welche  nicht  in  Form 
von  Zuschlägen  zu  Staatssteuern  erhoben  werden,  und  nahm  so  im 
Wesentlichen  das  Communalsteuerwesen  wieder  wirksam  unter 
seine  oberste  Aufsicht. 

S.  Grotefend  S.  7  ff..  Schön,  Comm.verb.  S.  226  ff.  bier  das  Nähere.  Die 
Bestimmungen  des  §.  13  des  gen.  Geset/es  von  1820  sind  unpräcis  und  dehnbar. 
Bei  der  hier  gevrährten  Zulässigkeit  von  Communalzuschlägeu  zu  der  neuen  Staats- 
Classcn-  und  Mahl-  und  Schlachtsteuer,  aber  unter  Vorbehalt  der  Genehmigung  der 
(Bezirks-)Kegierung,  tritt  die  Hinlenkung  auf  das  Zuschlagsystem,  abcrauch  die  Rack- 
sicht  auf  das  stautsfinanzieile  Interesse  hervor.  —  Die  Städteordnung  von  1831  ging 
in  der  Richtung,  dem  Staate  seiLen  Einfluss  auf  die  Communalsteuern.  auf  deren  Art, 
Höhe,  Yerhältniss  zu  den  Staats^teueru  zu  ermöglichen  und  zu  sichern,  erheblich 
weiter.  Sie  gelangte  so,  namentlich  in  ihrer  weiteren  Durchführung  im  Yerordnungs- 
Wege,  wieder  zum  Grundsatz  allgemeiner  Genehmigung  der  Communalsteuern,  was 
besonders  bei  Einführung  neuer,  Veränderung  alter  Steuern,  auch  bei  Abwoichangen 
der  Zuschläge  vom  Verheilungsmodus  der  Staatsstcuern  zur  Geltung  kam.  Die  Ent- 
scheidung im  concreten  Fall  Jag  theiJs  in  der  Instanz  der  Bezirksregierang,  theils  in 
der  der  betheiligten  Ministerien  CInneres  und  Finanzen). 

Im  staatsfinanziellen  wie  im  Beamteninteresse  erfolgte  schon 
1821  (Ges.  V.  11.  Juli)  eine  neue  Regelung  der  Communalbesteaerung 
der  Staatsdiener,  wonach  diese  für  Diensteinkommen  nur  in 
Orten,  wo  Einkommensteuer  als  Communalsteuer  bestand ,  steaer- 
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pflichtig  wurden  und  zwar  mit  halbem  Anschlag  des  DieAstein- 
kommens,  unter  Festsetzung  von  Maximalbelastungen  nach  der 
Gehaltshöhe:  das  noch  bis  zur  Gegenwart  geltende,  mannigfach 
von  den  Communen  angefocbtene,  aber  auch  nach  der  Reform  von 
1893  einstweilen  noch  bestehen  gebliebene  ,,Communal8teuer-Privileg 
der  Beamten*^  Für  servisberechtigte  Militärpersonen,  Officiere  und 
Beamte  hat  es  noch  eine  Ausdehnung,  selbst  auf  das  nicht<lien8t- 
liche  Einkommen,  erfahren,  was  erst  durch  eine  Gesetzgebung  von 
1886  beseitigt  worden  ist. 

S.  über  die  ganze,  ziemlich  complicirte  Materie  Grotefend,  S.  93  ff.  (Dienst- 
eiDkommeQ  der  Beamten),  S.  73  ff.  (Militärpersonen),  über  sonstige  persönliche  (S.  72) 
und  dingliche  Befreiuuf^cn  (S.  79).  Schön,  Comm.verbände,  §.81,  90.  Die  Com- 
munalbcsteuerung  der  Staatsbeamten  richtet  sich  jetzt  nach  der  Aoslegang,  welche 
die  Bestimmuni^en  des  Gesetzes  von  1822  in  einer  Verorduang  far  die  neuen  Pronnzen 
F.  23.  Sept.  1867  gefunden  haben  (Comm.abg.ges.  v.  1893,  §.  41).  —  Beichsgesetz 
Tom  21.  März  1886  betr.  Communalbesteuerang  der  Militärs,  preass.  Ausfahrtmgs- 
gesetz  dazQ  vom  29.  Juni  1886.  Schön  a.a.O.  S.  323  ff.  Eine  nicht  unwichtige 
allgemeine  Aenderung  hinsichtlich  des  Steuerdomicils  der  Beamten  (nicht  mehr  An- 
wendung des  „nothwendigen''  Domicils  der  Beamten  in  der  Commuualbesteuernng)  im 
Gesetz  vom  27.  Juli  1885,  §.  12. 

Die  schwierigen,  aber  mit  der  neueren  Wirthschaftsentwicklung 
immer  wichtiger  werdenden  Fragen  der  Gommunalbesteuerung  der 
Forensen,  dann  der  nicht-physiscben,  der  juristischen 
Personen,  namentlich  auch  der  grossen  Erwerbsgesell- 
schaften (Actiengesellschaften  u.  s.  w.)y  ferner  des  Fiscus 
wurden  erst  nach  und  nach  genauer  gesetzlich  geregelt,  und  zwar 
in  der  Richtung,  die  subjective  und  objective  Steuerpflicht  dieser 
Personen  immmer  mehr  auszudehnen.  Am  Wichtigsten  war  in 
dieser  Hinsicht  1853  if.  die  Ausdehnung  der  ßealsteuerpfiichtigkeit 
der  Foreosen  und  juristischen  Personen  auf  deren  Personal-  und 
Einkommensteuerpfiichtigkeit,  indem  der  solchen  Personen  gehörige 
Grund-  und  Hausbesitz  und  Gewerbebetrieb  nicht  nur  den  be- 
treffenden Realöteuern  (bezw.  den  Zuschlägen  zu  den  bezüglichen 
Staatssteuern),  sondern  auch  für  das  aus  diesen  Quellen 
flies  sende  Einkomnien  den  Personal-  (Classen-  und  Ein- 
koramen-)Steuern  uoterworfen,  auch  der  Kreis  der  subjectiv  steuer- 
pflichtigen juristischen,  bezw.  nicht-physischen  Personen  genau  be- 
stimmt und  erweitert  wurde.  (Städteordnungen  von  1853,  1856, 
Gesetz  vom  27.  Juli  1885,  sogen.  „Communalsteuer-Nothgesetz"). 

Städteordnung  f.  d.  östl.  Provinzen  v.  30.  Mai  1853,  §.  4.  Ebenso  §.  4  der 
St.-0.  für  Westfalen  v.  19.  März  1856  und  für  die  Kiieinprovinz  v.  15.  Mai  1856. 
üeseU  V.  27.  Juli  1885,  g.  1-6.  ürotefend  S.  61  fl.,  67  if.  Schön,  Communal- 
ferbände  S.  227,  294  U. 
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In  den  StädteordnoDgen  der  1850er  Jahre  wird  aneh  die 
Competenz  der  Städte  auf  dem  Commanalsteaergebiet  wieder  er- 
weitert, das  Erforderniss  der  StaatsgenehmiguDg  eiDgeschränkt  Die 
tbatsächliche  Entwicklang  ging  auf  Ausdehnung  des  Zuschlag- 
Systems  bei  den  directen  Steuern,  statt  eigener,  von  den  Staats- 
steuern  mehr  oder  weniger  abweichender,  übrigens  vielfach  noch 
vorkommender  Communalsteuern,  auch  auf  stärkere  Belastung  der 
Personalsteuern  als  der  Realsteuern,  Beschränkung  der  commnnalen 
indireeten  Verbrauchssteuern,  auch  in  Zuschlagform,  hinaus. 
Letzteres  namentlich  als  mit  der  Aufhebung  der  staatlichen  Mahl- 
und  Schlachtsteuer  nach  dem  Gesetz  vom  25.  Mai  1873  der  seit 
1848  den  betreffenden  Gemeinden  gewährte  Drittelantheil  an  der 
staatlichen  Mahlsteuer  und  jede  Communal- Mahlsteuer  unbedingt, 
die  communale  Schlachtsteuer  zwar  nur  bedingt,  aber  factisch  in 
der  grossen  Mehrzahl  der  Städte,  wo  sie  bestanden  hatte,  weg- 
gefallen war.  Die  ohnehin  sehr  spärliche  im  alten  vor- 1866er 
Staat  noch  vorkommende  sonstige  Verbrauchssteuer  (z.  B.  Zuschläge 
zur  Braumalzsteuer)  blieb  unbedeutend  und  wurde  durch  die  Be- 
stimmungen des  Zollvereins  und  Reichs  in  ihrer  Entwicklang  noch 
mehr  gehemmt,  als  durch  die  Rücksicht  auf  Verkehrsfreiheit  und 
durch  doctrinäre  Abneigung  gegen  indirecte  Steuern,  wie  sie  in  den 
maassgebenden  Kreisen  der  Gemeindeverwaltung  und  Stadtver- 
ordnetenversammlungen einmal  vorherrschten.  Das  hat  freilich 
nicht  gehindert,  in  der  Form  hohen  Preises  des  Gases  der  städtischen 
Anstalten  im  Geheimen  eine  indirecte  „Beleuchtungtsteuer*'  mit  zu 
erheben  (Berlin).  Von  Einzelheiten  ist  die  Verbreitung  der  Com- 
mnnalsteuer  auf  Hunde  zu  erwähnen. 

Die  Haoptbcstimmungen  der  Städteordnnngcn  (östl.  §.  53,  54,  ebenso  die  anderes) 
waren  folgende.  Die  in  Ermangelung  ausreichender  Einnahmen  aas  dem  städtischen 
Vermögen  durch  ßeschluss  der  Stadtverordneten  aufzulegenden  Gemeindesteoem 
konnten  in  Zuschlägen  zu  den  Staatissteucrn  und  fon  besonderen  (directen  und 
indireeten)  Gemeindesteuern,  allenfalls  auch  besonderen  Communaleinkommensteacra 
bestehen.  Mit  Zuschlägen  durfte  jedoch  die  Staatssteuer  für  den  Gewerbebetrieb  im 
Umherziehen  nicht  belegt  werden.  Bei  Zuschlägen  zur  classificirten  Staatseinkommen- 
steuer von  1851  und  bei  eigenen  Communalcinkommensteuern  musste  das  Einkommen 
aus  ausserhalb  der  Gemeinde  gelegenem  Gmndeigentham  frei  bleiben.  Genehmigung 
der  (Bezirks-)Rogierung  war  erforderlich  für  alle  Zuschläge  zur  Einkommensteuer,  za 
den  indireeten  Steuern  und  für  besondere,  neu  einzuführende,  zu  erhöhende  oder  in 
ihren  Grundsätzen  zu  verändernde  (also  nicht  für  unverändert  fortbestehende)  directe 
und  indirecte  Steuern;  ferner  für  solche  Zuschläge  zu  den  übrigen  directen  Staats- 
steuern (also  auch  der  Classeusteuer),  welche  50  ^/q  des  Staatssteuersatzes  tlbeistiegen, 
oder  nicht  nach  gleichen  Sätzen  auf  diese  Steuern  vertbeilt  werden  sollten,  wobei 
aber  eine  Freilassung  oder  geringere  Belastung  der  letzten  Classenstenerstofe  der  Ge- 
meinde ohne  Weiteres  gestattet  war.  Dies  Genehmigungsrecht  sollte  das  tibennftssige 
Anwachsen  der  Communalsteuern,  worin  auch  eine  Verletzung  des  staatsfinanziellen 
Erfordernisses  lag  —  wegen  Beeinträchtigung  der  Leistungsf^igkeit  der  tlberbtlideten 
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Censiten  und  wegen  Hinwirkung  hoher  Besteuening  auf  ungenügende  Yeranlagang  — 
hindern,  auch  speciell  die  Ueberlastong  der  Einkommensteuer  verhüten  und  Gleich- 
mässigkeit  der  Heranziehung  der  einzelnen  Steuern  für  die  GemeindebedUifuisse  ver- 
bürgen. Das  erwies  sich  aber,  wie  die  thatsächliche  Entwicklung  gezeigt  hat.  gegen- 
über den  steigenden  communalen  Finanzbedürinis&en  und  der  starken  Vertretung  der 
Interessen  ;des  Kealbesitzes  in  den  städtischen  Beschlussorgan cn  nicht  mOglich.  — 
Ueber  die  Erhebung  von  Commnnalsteuern  waren  Regulative  zu  erlassen,  die  ebenfalls 
der  Genehmigung  der  Kegierung  bedurften.  Auch  zu  Ausführung  von  Diensteu 
(Hand-  und  Spanndiensten)  konnte  die  Gemeinde  durch  Beschluss  der  Stadtverordneten 
verpflichtet  werden.  Die  Dienste  sollten  dabei  in  Geld  abgeschätzt  und  nach  dem 
Maahsstab  der  Gemeindeabgabeu ,  in  deren  Ermangelung  nach  den  directen  Steuern, 
Tcrtbeilt  werden.  Eine  abweichende  Verthcilung  bedurfte  Kegierungsgenehmigung. 
Die  Dienste  durften  indessen,  abgesehen  Ton  Notbfällen,  durch  taugliche  Stellvertreter 
geleistet  oder  nach  Abschätzung  der  Geldbetrag  dafür  an  die  Gemeindecas^e  (rezahlt 
werden.  S.  Grotefend  S.  8  ff.,  Schön  a.  a.  0.  S.  227.  —  Im  Gesetz  vom  27.  Juli 
1885  sind  die  Bestimmungen  über  Vermeidung  von  Doppelbesteuerungen  (§.  7 — 11) 
wichtig,  u.  A.  über  die  Verthcilung  des  aus  verschiedenen  Gemeinden  herrührenden  Ein- 
kommens einer  physischen  Person  unter  die  Sreuerpflicht  in  den  Gemeinden  (§.  9).  — w 
Die  Hundesteuer  wurde  den  Städten  1829  gestattet  und  verfolgte  wie  überall 
nicht  rein  finanzielle  Zwecke  (Grotefend  S.  26  ff.).  Eine  eigene  Wildpretsteuer 
wurde  1848  den  mahl-  und  scblachtsteuerpilichtigen  Städten  mit  ministerieller  Geneh- 
migung erlaubt  Leber  die  bedingt  zulässige  Fortdauer  städtischer  Schlacht- 
steuern s.  das  Gesetz  vom  25.  Mai  1873,  §.  2 — i.  Die  Fortdauer  verlangt  von  3  zu 
3  Jahren  Gemeindebeschluss,  der  der  ministeriellen  Genehmigung  bedarf.  Voraus- 
setzung ist,  dass  die  Lage  des  Haushalts  die  Fortdauer  der  Steuer  erfordert  und  die 
örtlichen  Verhältnisse  dafür  geeignet  gefunden  werden.  Eine  Erhöhung  der  Steuer- 
sätze über  die  damals  bestehenden  (incl.  Gemeindezuschlag)  erfordert  ein  Gesetz. 
Die  Beschränkungen  der  iudirecten  Verbraucbsbesteuerung  der  (lemeinden  (wie  der 
Einzelstaaten)  durch  den  Zollvereinsvertrag  7om  8.  Juli  1867,  Art  5,  unter  I  und  II, 
betreffen  ausländische  und  einheimische  Erzeugnisse,  unter  Aufzählung  der  zur  Be- 
steuerung zulässigen  Artikel,  insbesondere  die  ,,Getränke'%  Branntwein,  Bier,  Essig, 
Malz,  Wein,  Most,  Obstwein,  Mehl  und  andere  Mühlenfabrikate.  Backwaarcn,  Fleisch 
und  Fleisch waaren',  Fett,  mit  Festsetzung  von  (massigen)  Mazimalsätzen  für  Brannt- 
wein ,  Wein ,  Bier  und  Zulässigkeit  der  Weinsteuer  nur  in  den  „eigentlichen  Wein- 
ländern". Bei  allen  ausländischen  Artikeln,  die  mit  mehr  als  3  M.  Zoll  für  100  kg. 
belegt  sind,  waren  Staats-  und  Communalzuscbläge  untersagt,  eine  Beschränkung, 
welche  durch  Reichsgesetz  vom  27.  Mai  1885,  nach  Einführung  der  neuen  agrarischen 
Zölle ,  auf  die  oben  genannten  nicht^  flüssigen  Waaren  und  auf  Bier  und  Branntwein 
keine  Anwendung  mehr  findet.  Tabak  und  Salz  sind  noch  ausdrucklich  in  den  be- 
treffenden Gesetzen  der  Besteuerung  von  Staaten  und  Communen  entzogen.  S.  Näheres 
bei  Grotefend  S.  29  H'.,  Schön  a.  a.  0.  S.  286  ff.  —  Als  obligatorische,  d.  h. 
in  den  betreffenden  Gemeinden  noth wendig  einzurichtende  Steuer,  deren  Ertrag  den 
Gemeinden,  bezw.  Kreisen  zufliesst,  ist  durch  Gesetz  vom  27.  Febr.  1880  eine  Be- 
steuerung des  Wanderlagerbetriebs  eingeführt  worden. 

§.  27.  Landgemeinden  der  alten  Provinzen.  Weit 
weniger  entwickelt  als  in  den  Städten  ist  bei  dem  abweichenden 
wirthscbaftlicben  Cbaracter  die  Besteuerung  der  Landgemeinden, 
im  Ganzen  bis  zur  Gegenwart,  geblieben  und  aucb  die  Gesetz- 
gebung des  modernen  Staats  war  hier  bis  auf  die  neuere  Zeit  viel 
weniger  thätig,  weil  dazu  kein  solches  BedUrfniss  vorlag.  Daher 
sind  hier  insbesondere  im  Gebiete  des  Landrechts  die  Bestimmungen 
des  letzteren,  die  selbst  wieder  an  altes  Gewohnheitsrecht  an- 
knüpften, andauernd  die  Grundlagen  geblieben.  Die  steuerartigen 
Abgaben  und  Dienste  schlössen  sich  an  die  •  sonstigen  Leistungs- 
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verpflichtangen  in  der  VertheiluDg  an.  Herkommen,  Gewohnheit, 
alte  Verträge  entschieden  dabei.  Baare  Geldaasgaben  sollten  in 
der  Begei  nach  dem  Verhältniss  der  Staatsstenern  aufgebracht 
werden  (A.  L.  2.  Th.  II,  Bd.  7  §.  43).  Das  Princip  der  Besteuerung 
nach  Leistung  und  Gegenleistung  fand  aber  in  dem  landrechtlichen 
Satze  (eb.  §.  44)  Anerkennung,  dass  unangesessene  Dorfeinwohner 
zu  Gemeindelasten,  welche  blos  den  angesessenen  Wirthen  Vor- 
tbeile  gewähren,  nicht  beizutragen  brauchten.  In  den  östlichen 
Provinzen  ist  es  bei  diesen  alten  Normen  auch  noch  in  der 
Gemeindeordnung  von  1856  verblieben,  in  welcher  nnr  im  Bedflrf- 
nissfall  Aenderungen  der  Steuerverfassung  vorbehalten  und  einige 
allgemeine  leitende  Grundsätze  dafür  als  Bichtschnur  aufgestellt 
werden.  Diese  laufen  auf  eine  Combination  der  Stenerprincipien 
der  Leistungsfähigkeit  und  von  Leistung  und  Gegenleistung  hinaus 
(gen.  G.  0.  §.  12,  13).  In  den  westlichen  beiden  Provinzen 
iät  die  Gemeindebesteuerung  auf  dem  Lande,  insbesondere  in  den 
neueren  Gemeindeordnungen  (1845,  1856)  wesentlich  ebenso  wie 
in  den  Städten  geregelt  worden.  Nur  waren  in  Westfalen  bloss 
Zuschläge  zu  den  indirecten  Staatssteuern,  nicht  aber  aoch  be- 
sondere indirecte  Communalsteuern  im  Princip  zulässig. 

V.  Bcitzc II stein.  Art.  Gemeindesteuer  in  v.  Stengers  Wörterbuch.  S.  527, 
Grotefend,  S.  12  IT.,  Schön,  a.  a.  0.  S.  228.  —  Vom  Allg.  Landrecht  kommen 
in  Betracht  Th.  II,  Tit.  7,  §.  31,  38—44.  Die  Leistung  von  Naturaldienstcn  war 
dem  Herkommen  gemäss  besonders  vorgesehen  und  ist  wichtig  geblieben.  Die  Honde- 
steuer  war  auch  den  Landgemeinden  gestattet  (1834).  —  Das  Ges.  v.  1822  Ober 
Staatsbeamtenbesteuerung,  das  Nothgesetz  v.  1885  fanden  hier  ebenfalls  Anwendong, 
waren  aber  nach  Lage  der  Dinge  auf  dem  Lande  von  geringerer  practischer  Be- 
deutung. 

Die  Communalbesteuerung  in  den  1866  von  Preussen 
erworbenen  Provinzen  war  in  jedem  der  bisher  selbständigen 
Gebiete  verschieden  gewesen.  Eine  Umänderung  des  betreffenden 
Rechts  erfolgte  nach  der  Annexion  nur  theilweise.  Auch  in  Han- 
nover und  Schleswig-Holstein  war  die  Steuerverfassung  von  Stadt 
und  Land  verschieden,  in  Kurhessen  und  Nassau  dagegen  die 
gleiche  gewesen.  Für  die  Städte  (1869)  wie  für  die  Landgemeinden 
(1867)  Schleswig-Holsteins  wurde  das  Besteuerungsrecbt  nach  den 
neueren  Normen  (aus  1853^  bezw.  1856)  der  östlichen  preussischen 
Provinzen  eingeführt,  in  Frankfurt  a.  M.  ebenfalls  das  altpreussische 
städtische  Steuerrecht.  Die  anderen  neuen  Gebiete  behielten  ihr 
bisheriges  Communaläteuerrecht.  In  Hannover  entsprach  dies 
einigermaassen  dem  Recht  im  preussischen  Osten,  besonders  in 
den  Landgemeinden.    Verbrauchsabgaben  in  den  Städten  sind  aber 
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in  grösserem  Umfang  vorhanden  gewesen.  In  Knrhessen  war  dies 
noch  mehr  der  Fall.  Die  Verbrauchsabgaben  sollten  hier  sogar 
die  nächste  Steaerqnelle  sein,  bei  deren  Unzureichendheit  erst 
directe  Steuern  in  Betracht  kamen.  Auch  in  Nassau  waren  in- 
directe  Steuern  mit  vorgesehen,  die  Hauptsache  aber  doch  directe. 

Weiteres  Einzelne  über  die  Besteoerung  der  Forensen,  juristischen  Personen, 
Zuschläge  zu  den  Staatssteocrn  —  die  Kegel  — ,  Staatsgenehmigang  u.  A.  m.  s.  bei 
Schön  a.  a.  0.  S.  230,  ?.  Reitzenstein,  im  Wörtcrb.  d.  Veriraltang  I,  S.  329. 

§.  28.    Kreis-  und  Provinzialsteuerverfassung. 

S.  zor  Uebersicht  Art.  Kreis-  n.  Provinzialrerbändo  von  v.  Stengel  in  dessen 
Wörterbuch.    Eiugchcnd  Schön,  Communaiverbände,  Abschnitt  3  u.  4. 

Diese  Verfassung  hängt  eng  mit  der  neueren  Entwicklung  und 
heutigen  Ausgestaltung  der  Kreise  und  Provinzen  als  eigener 
Selbstverwaltungskörper  höherer  Ordnung  zusammen.  Sie  ist  daher 
in  den  Einzelheiten  nur  in  Verbindung  mit  der  Darstellung  der 
ganzen  Kreis-  und  Provinzialorganisation  selbst  voll  verständlich. 
Hier  gentigt  jedoch  für  unsere  Zwecke  eine  kurze  Orientirung  über 
die  Gmndzüge  der  Steuerverfassung.  Die  bezügliche  Besteuerung 
würde  für  den  Umfang  der  Aufgaben  und  Thätigkeiten  der  Kreise 
und  Provinzen  erheblich  grösser  sein  müssen,  wenn  nicht  durch 
die  Dotationsgesetze  von  1873  und  1875  (zeitweise  auch  durch 
das  Gesetz  vom  14.  Mai  1885  [„Lex  Huene'*],  wonach  den  Kreisen 
aus  dem  preussischen  Antheile  an  den  Reichs -Getreide-  und 
Viehzöllen  Beiträge  für  ihre  Zwecke  zufielen),  diesen  Körpern 
anderweite  Mittel  aus  der  Staatscasse  zuflössen.  Das  ist  für  diese 
Frage  wichtig  zu  beachten. 

Fin.  I  (3.  A.)  §.  55,  56,  wo  bereits  das  wichtigste  Bezügliche  mitgetheilt  (bis 
1882).  Friedriclis,  Kreisabgaben,  1882.  v,  Stengel'»  Art.  a.  a.  0.  I,  S.  356, 
II,  322.  Schön  a.  a.  0.  S.  360,  412—428,  463  ff.  Ueber  die  „Lex  Huene" 
Schanz,  Fin.-Arch.  II,  1104.  u.  inehrtach  bes.  X,  468  (ans  den  amtlichen  Berichten), 
Dotationsergebniüse  in  den  betr.  Berichten. 

Die  preussischen  Kreise  sind  zwar  schon  früher  nicht  bloss 
Verwaltungsabtheiluugen  des  Staats,  sondern  CommuDalverbände 
für  gewisse  gemeinsame  Augelegenheiten  gewesen  und  hatten  durch 
die  Kreisordnungen  für  die  verschiedenen  Landestheile  in  den 
Jahren  1825  —  28  eine  entsprechende  Organisation  und  gewisse 
Gompetenzen  erhalten.  Aber  ein  eigenes  Besteuerungsrecht  zur 
Erhebung  von  Kreissteuern  (Abgaben),  und  zwar  immer  nur  für 
gewisse  statthafte  einzelne  Zwecke  und  Ausgaben,  ist  ihnen  erit 
durch  Verordnungen  aus  1841 — 46,  wiederum  jedem  Landestheil 
speciell,  gewährt  worden.  Zu  einer  umfassenden  Entwicklung  dieses 
Besteuerungsrechts  ist  es  erst  mit  der  durchgreifenden  Reform  der 
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Organisation  der  höheren  Selbstverwaltungskörper  in  den  1870  er 
Jahren  gekommen,  namentlich  durch  die  hier  Epoche  machende, 
das  Fundament  legende  Kreisordnung  vom  13.  Dec.  1872  fttr  die 
östlichen  Provinzen  (ausser  Posen).  An  diese  schlössen  sich  dann 
die  ganz  ähnlichen  Gesetze  tiber  die  Kreise  in  den  andern  Pro- 
vinzen (1884—88)  und,  mit  Modificationen,  analoge  Bestimmungen 
für  die  Provinz  Posen  (1889)  an.  Dadurch  ist  in  der  Hauptsache 
Rechtsgleichheit  auf  diesem  Gebiete  geschaffen  worden.  Erst  durch 
diese  wichtige  Gesetzgebung  sind  die  Kreise  im  vollen  Sinne  des 
Worts  wirkliche  eigene  Selbstverwaltungskörper  höherer  Ordnung, 
eigene  ,,Communalverbände  der  Selbstverwaltung  ihrer  Angelegen- 
heiten und  mit  den  Rechten  einer  Corporation"  geworden  (K.  0. 
V.  1872,  §.  2).  Sie  haben  für  diesen  Zweck  ein  umfassendes 
Besteuerungsrecht  erhalten,  welches  sie  in  die  Lage  gesetzt  hat, 
in  erforderlichem  Maasse  ihre  sonstigen  eigenen  Einnahmen  und 
ihre  Antheile  an  der  ihnen  zur  Durchführung  der  Kreisordnung 
gewährten  Dotation  aus  Staatsmitteln  (nach  Gesetz  v.  30.  April  1873 
und  8.  Juli  1875)  zu  ergänzen. 

Danach  besteht  eine  individaelle  Steacrpflicht  der  Kreisangehörigen 
für  Kreiszwecke  und  KreisbcdUrfnisse  (K.  0.  §.  9).  Die  Kreisstenern  dürfen  aber 
Dui  als  Zuschläge  zu  den  directon  Staatssteuorn  (in  der  ersten  Zeit  anck 
zur  Mahl-  und  Schlachtsteuer  bis  zu  deren  Aufhebung)  bei  den  steuorpflichtigea 
physischen  Personen  und  zu  denjenigen  fingirten  Steuersätzen  erfolgen,  welche  für 
die  als  kreissteuerpflichtig  erklärten  Forensen  und  nicht- physischen  Personen 
(jurististische,  Erwerbsgesellschaften)  gebildet  werden  (K.  0.  §.  10,  14,  15).  Das 
Gesetz  tritit  auch  einige  Bestimmungen  über  das  Yerhältniss,  in  welchem  die  einzelnen 
directen  Steuern  hierbei  belastet  werden  sollen  und  dürfen  und  darüber,  wo  Befrei- 
ungen und  geringere  Proccntsatz-Zuschlätre  zulässig  sind  (K.  0.  §.  10).  Die  Gewerbe- 
steuer vom  Hausir^ewerbe  ist  auch  von  Kreiszuschiäg^en  immer  frei  zu  lassen.  Anf 
Grund  der  Feststellung  des  Individual -Steuersolls  der  Kreisangehörigen  wird  alsdann 
das  Kreisabg:abe  -  Soll  für  jede  Gemeinde  und  jeden  Gutsbezirk  im  Ganzen  berechnet 
(K.  0.  §.  11).  So  entsteht  ein  „Gemeinde -Soll"  und  „Gutsbezirk -Soll''  an  Kreis- 
steuern, welche  diese  Körper  direct  aufzubringen  und  an  die  Kreiscasse  abzuführen 
haben.  Dieses  Soll  konnte  schon  nach  der  Kreisordnung  von  den  Städten  in  der 
ihnen  passend  erscheinenden  Weise  aufgebracht  werden  (gen.  ^.  11.  Abs.  2),  ein 
Hecht,  das  nach  dem  neuen  Communalab^abegesetz  von  1893  (§  91  unter  Nr.  1) 
jetzt  auch  den  Landgemeinden  zusteht.  Wird,  wie  öfters,  das  Kreisabgabesoll  einfach 
auf  die  Gemeindecasse  übernommen ,  so  „übernimmt  damit  die  Gemeinde  dem  Kreise 
gegenüber  unmittelbar  die  Abgabepflicht,  und  die  in  ihr  steuernden  Kreisabgabe- 
pflichtigen  entrichten  überhaupt  keine  äusserlich  erkennbaren  Kreisabgaben  mehr, 
sondern  nur  Gemeindesteuern,  die  allerdings  theilwcise  grade  behuf:<  Deckung  des 
Kreisabgabesolls  zur  Hebung  gelangen*'  (Schön  a.  a.  0.  S.  425,  413).  Dieselbe 
Sachlage,  wie  allgemein  und  principiell  bei  den  Provinzialsteuern  (s.  u.).  NatQrlich 
kann  in  solchem  Fall  die  Gemeinde  das  Kreisabgabesoll  auch  ganz  oder  theilweise 
aus  anderen  Einnahmen  decken.')    Dann  entfällt  implicite  jede  Kreisbesteuerung  der 


^)  Dies  konnte  sein  und  war  auch  theilweise  die  Wirkung  der  Lex  Huene,  des 
Gesetzes  v.  14.  Mai  1885,  das  den  Kreisen  die  Antheile  an  den  von  Preusscn  bezogenen 
Reichs-Getreide-  und  Viehzöllen  zuwies  (§.  2),  und  ausdrücklich  eine  Verwendung 
dieser  Antheile  für  die  Erfüllung  solcher  Aufgaben  anordnete,  für  welche  die  Stadt- 
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KreisADfrehOrigen.  l^ar  wenn  die  Gemeinden  das  Soll  nicht  anf  ihren  Etat  nehmen, 
dann  stets  bei  den  KreisaDgehOrigen  der  Gutsbezirke  erfolgt  auch  die  Erhebung  der 
Kreissteuer  nach  Individaal-Stenerschnldigkeiten.  Die  Grandsätze  des  Communal- 
Nothätenerfresetzes  von  1885  betr.  Besteuerung  des  Einkommens  juristischer  Per- 
sonen, Gesellschaften  u.  s.  w.,  dann  der  Besteaerun«:  physischer  Personen  in  ver- 
schiedenen Kreisen  wurden  auch  füj  die  Kreis-  (and  Pro^inzial-)  Besteuerung  zur 
Anwendung  gebracht  (gen.  Ges.  §.  13).  Das  neue  Communalsteuergesetz  ?on  1893 
hat  nur  wenige  Aenderungen  des  Kreissteuerrechts  getroffen  (s.  u.),  im  Ganzen  yiel- 
mehr  ausdrücklich  die  bestehenden  Vorschriften  unberührt  gelassen  (geo.  Ges.  §.  91). 
Wichtig  ist  aber  in  der  Steuerreform  ron  1893  die  Aufhebung  des  Gesetzes  vom 
14.  Mai  1885  („Lex  Huene"),  wodurch  den  Kreisen  bedeutende  Einnahmen  entzogen 
wurden,  die  durch  die  eingetretene  Zuweisung  anderer  Steuern  nicht  ersetzt  worden 
siAd  (Geseu  wegen  Aufhebung  directer  Staatssteuem  v.  14.  Juli  1893,  §.  28)^). 

Auch  die  prenssischen  Provinzen  sind  erst  durch  die  grosse 
Gesetzgebung  über  Organisation  der  Selbstverwaltung  der  1870  er 
Jahre  zu  wirklichen  höchsten  Selbstverwaltuogskörpern  mit  einem 
eigenen  Besteuerungsrecht  ausgebildet  worden. 

S.  Schon  a.  a.  0.  S.  430  über  die  geschichtliche  Entwicklung  u.  den  ganzen 

4.  Abschnitt  über  die  Provinzialgemeinde  S.  430  ff.,  über  das  Finanzrecht  derselben 

5.  463  fi.,  auch  meine  Fin.  I  (3.  A.)  §.  56.  Nunmehr,  insbesondere  nach  dem  grand- 
legenden Hauptgesetz  über  die  Provinzialordnung  für  die  Ostlichen  Provinzen  (aus- 
schliesslich Posen)  vom  24.  Juni  1875  (giltig  in  der  neuen  Redaction  vom  22.  März  1881), 
und  nach  den  gleichen  späteren  Bestimmungen  für  die  übrigen  Provinzen  besteht  in 
und  ftlr  die  Provinz  ein  vom  Provinziallandtag  aaszuübendes  Recht  der  Ausschreibung 
von  Provinzialabgaben  (P.  0.  §.  37,  105).  Diese  werden  aber  nicht,  wie  die  Ge- 
rn dndesteuem  und  an  sich  (abgesehen  von  der  Uebernahmo  auf  die  Gemeindecasse) 
auch  die  Kreissteacrn ,  den  einzelnen  Personen  unmittelbar  aufgelegt,  sondern  den 
einzelnen  Stadt-  und  Landkreisen  als  solchen,  welche  insofern  die 
eigentlichen  Steuersubjecte  (Steuerpflichtigen)  gegenüber  den  Provinzen 
sind.  Die  Vertheilung  auf  die  Kreise  erfolgt  nach  Maassgabe  der  in 
ihnen  aufifommenden  directen  Staatssteuern  (wieder  mit  Ausschluss  der 
Gewerbesteuer  vom  Hausirgowerbe)  (P.  0.  §.  106 — 107).  Die  Land-  und  Stadtkreise 
haben  dann  ihre  Oontingente  wie  die  übrigen  Kreis-  und  Gemeindebedürfnisse  nach 
den  Vorschriften  der  Kreis-  und  Städteordnungen  aufzobringen  (P.  0.  §.  108).  Es 
erhöhen  sich  also  um  den  Betrag  des  Provinzialsteucr- (Kontingents  jedes  Kreises 
eventuell  dessen  Kreis-  oder  Gemeindesteuern,  falls  der  Betrag  nicht  auch  mit  aus 
anderen  Einnahmen  dieses  Körpers  gedeckt  werden  kann.  Die  Vorschrift,  dass  die 
Provinzialsteueiu  nach  dem  Maassstabe  der  directen  Staatsstcuem  vcrtheilt  werden, 
besagt  also  nicht,  dass  sie  von  den  einzelnen  Personen  als  ProvinzialangehOrigen 
wirklich  auch  nach  diesem  Maassstab  getragen  werden,  noch  dass  Zuschläge  hiemach 
in  diesem  Verhältniss  wirklich  zu  den  Staatssteuern  hinzutreten.  Auch  für  die 
Provin2ialbesteuerung  kommen  die  Bestimmungen  des  Gommanal-Nothsteuergesetzes 
von  1885  über  Besteuerung  jaristischcr  Personen  u.  s.  w.  mit  zur  Anwendung  (§.  13). 
Das  neue  Gommunalsteuergesetz  von  1893  hat  die  Provinzialbesteuerang  auch  im 
Wesentlichen  belassen  und  nur  in  wenigen  Nebenpancten  geändert  (§.  91 .  92). 
S^  Fin.  I  (3.  A.)  §.  56  einiges  Weitere  über  Provinzialfinanzen.    Verwalte ngsrechtliche 


und  Landkreise  sonst  die  Mittel  durch  Zuschläge  zu  den  directen  Staatssteuern  oder 
durch  directe  Gemeindesteuern  aufbringen  massten  (gen.  Ges.  §.  4,  mit  weiteren 
Specialvorschriften,  bes.  für  die  Landgemeinden). 

^)  Doch  hat  auch  hier  die  neue  Gesetzgebung  über  Schullasten  und  die  Ueber- 
nahme  von  solchen  mit  auf  den  Staat  indirect  die  Wiikangen  der  Aufhebung  der 
„Lex  Haene''  auf  die  Kreisfinanzen  weniger  empfindlich  gemacht,  soweit  nach  den 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  §.  4  in  den  Landkreisen  eine  Entlastung  von  Schul- 
lasten durch  die  Mittel  der  Lex  Huene  stattgefunden  hatte.  —  Weitres  Einzelne, 
über  Genehmigungsrechte  bei  Kreisstenem  u.  A.  m.  bei  Schön  u.  v.  Stengel  a.  a.  0. 
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Einzelheiten,  auch  über  Genehmigungsrochte  bei  Ueberschreitnng  einer  gewissei» 
Hohe  der Zoschlagssätze  a.  A.  m.  bei  Schön  a.  a.  0.  S.  464  ff»,  r.  Stenjcel  in  seinem 
Wörterb.  Art.  Provinzialverbände  II,  322.  —  In  der  ProTinz  Hessen-Nassau  bedingt 
die  nur  hier  erfolgte  Erhebung  der  Bezirke  za  eigenen  SelbstvenralC!ingskOr}>enk  (im 
Anschluss  an  die  historische  Entwicklang,  die  ehemalige  Getrenntheit  der  Staats- 
gebiete, Knrhessen  und  Nassau)  einiges  Singulare. 

§.  29.  Die  Communalsteuerreforiö  von  1893.  All- 
gemeines. Diese  Reform  betrifft  nach  dem  Gesagten  haupt- 
sächlich nur  die  Gemeindebestenerang,  nicht  auch  die  Kreis-  nnd 
Provinzialbesteaerung.  Für  erstere  ist  sie  aber  von  tiefgreifender 
Bedeutung  gewesen,  und  soweit  die  Kreis-  und  ProvinzialbesteueruDg 
indirect  anf  der  Gemeindebesteuerung  beruht,  hat  sie  auch  atif  diese 
Besteuerung  der  höheren  Selbstverwaltungsorgaue  zurückgewirkt 

Die  ganze  Communalsteuerreform  ist,  wie  schon  oben  bemerkt, 
ein  Glied  in  der  grossen  allgemeinen  Miqnerschen  Steuerrefoim 
der  1890er  Jahre  und  kann  nur  in  diesem  Zusammenhang  richtig 
verstanden  und  gewürdigt  werden.  Sie  ging  auch  fast  ebenso 
sehr  aus  staatlichen  und  staatsfinanziellen  als  aus  den  speciellen 
Bedürfnissen  und  Interessen  der  Gemeinden  und  deren  Finanzen 
hervor.  In  ersterer  Hinsicht  war  die  Zersplitterung  des  G^meinde- 
steuerrechts  und  der  auf  dessen  Grundlage  eingetretenen  thatsäch- 
lichen  Entwicklung  der  Gemeindesteuern,  die  Verschiedenheit  der 
letzteren  nach  Arten  und  Formen,  die  immer  noch  trotz  des  etwss 
auf  Gleichheit  hinwirkenden  Einflusses  der  neueren  G^meinde- 
ordnungen  verblieben  war,  auch  gegen  das  politische  und  das  vom 
Staate  mit  wahrzunehmende  allgemeine  Interesse  eines  einheitlichen 
Wirthschafts-  und  Verwaltungsgebiets.  Das  staatsfinanzielle  Interesse 
aber  wurde  durch  das  bestehende  Communalsteuerrecht  und  die 
thatsächliehe  Gommunalbesteuerung  in  zweifacher  Weise  berührt 
und  geschädigt.  Einmal  brachte  die  commnnale  Ueberlastung  der 
staatlichen  Einkommen-  (auch  der  früheren  Classen-  und  classi- 
ficirten  Einkommen-)Steuer  mit  Zuschlägen  oder  —  was  im  E^ect 
dasselbe  —  der  Hinzutritt  eigener  Communal-Einkommefisteneni 
(oder  verwandter,  wie  z.  Th.  der  Miethsteuer)  mehr  oder  weniger 
unvermeidlich  eine  SteuerUberbUrdung  der  Pflichtigen  in  dieser 
Steuerreform  mit  sich.  Daraus  ergab  sich  wieder  ein  Hindrängen 
auf  schlechte,  zu  niedrige,  individuell  und  nach  Einkommenarten 
auch  willkührlich  ungleichmässige  Veranlagung,  wofür  eine  Menge 
Belege,  in  dem  grossen  Bochumer  Processi)  auch  gerichtlicU  con- 
statirte  Tbatsachen  vorliegen.     Sodann   wurde  durch   die  Udvoil- 
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kommenheiten  der  CommanalbesteueniDg  die  fiDanzielle  Lentnngs- 
fäbigkeit  der  Gemeinden  selbst  geschwächt,  was  bei  der  Steigerung 
der  Bedttriiiisse  und  so  mehr  ins  Gewicht  fiel.  Das  musste  wieder 
die  Ansprüche  nach  finanzieller  Staatshilfe  in  der  einen  oder 
anderen  Form  steigern,  indem  der  Staat  commnnale  Aufgaben  ttber- 
nahm  oder  Geldmittel  dafür  znschoss  (Schulwesen).  Zur  Vermeidung 
von  Conflicten  zwischen  Staats-  und  Communalbesteuerung  und  zur 
Steigerung  der  finanziellen  Leistungsfähigkeit  der  Gemeinden  war 
daher  eine  Reform  von  Nöthen,  welche  beide  Steuergebiete  schärfer 
trennte,  ihre  den  verschiedenen  finanziellen  Bedürfnissen  und  wirth^ 
schaftlichen  Verhältnissen  von  Staat  und  €temeinde  entsprechende 
Entwicklung  und  die  bessere  Anpassung  jeder  der  beiden  Be- 
steuerungen an  principielle  Verschiedenheiten  leichter  ermöglichte. 
In  letzterer  Hinsicht  beruhte  die  Reform  auf  der  neaeren  Theorie 
von  den  beiden  Stenerprincipien ,  der  Besteuerung  nach  der 
Leistungsfähigkeit  und  derjenigen  nach  dem  Interesse  (nach  Leistung 
und  Gegenleistung)  und  von  der  verschiedenen  Anwendbarkeit  dieser 
Principien  in  der  Staats-  und  Communalbesteuerung  (Fin.  11, 
§.  176—188).  Zugleich  schwebte  dabei  von  fremden  Mustern  wohl 
das  britische,  namentlich  die  principielle  und  practische  Aus- 
gestaltung der  dortigen  Localbesteuerung  (Fin.  III,  §.  157  ff.)  mit 
vor.  Aber  alle  Einseitigkeiten  der  Doctrin  und  der  britischen 
Praxis  wurden  dabei  richtig  und  geschickt  vermieden  mittelst 
zweckmässiger  Combination  von  Steuern  verschiedener  principieller 
Art  in  der  Communalbesteuerung.  Die  finanziellen  Schwierigkeiten 
für  den  Staat,  welche  einer  nach  solchen  Zielpuncten  erfolgenden 
Regelung  der  Communalbesteuerung  und  ihres  Verhältnisses  zur 
Staatsbesteuerung  entgegenstanden,  wurden  durch  die  günstigen 
Ei^ebnisse  der  vorausgegangenen  Reform  der  Staate -Einkommens- 
steuer und  durch  die  Eröffnung  neuer  Steuerqnellen  für  den  Staat 
(Einfahrung  der  Vermögenssteuer,  der  sogen.  Ergänzungssteuer 
und  Aufhebung  der  Lex  Huene)  überwunden  (oben  §.  18).  Es 
wurde  so  mciglich,  dass  der  Staat  auf  die  Erträge  seiner  bisherigen 
drei  grossen  Realsteuem,  der  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer, 
zu  Gunsten  der  Gemeinden  verzichtete  und  diesen  so  diejenigen 
Steuern  zur  Ausnutzung  ausschliesslich  überliess,  welche  für  die 
Gemeinden  principiell  und  practisch  besser  als  für  den  Staat 
passten  und  sich  nun  von  jenen  weiter  nach  den  concreten  Looal- 
verhältnissen  und  Bedürfnissen  ausbilden  liessen.  Damit  vermochten 
die   Gemeinden    auch    das   Princip    der   Besteuerung    nach    dem 
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Interesse  besser  za  verwirklichen  and  anderseits  von  der  bisherigen 
Belastung  der  EintLornmensteuer  mit  gar  zu  hohen  Zuschlägen 
mehr  abzusehen,  so  dass  diese  Steuer  ihre  neue  Hauptstellnng  im 
Staatssteuersystem  besser  behaupten  konnte.  Durch  gesetzliche 
Vorschriften  über  die  Fälle,  in  welchen  und  namentlich  tlber  das 
Verhältniss,  in  welchem  in  den  Gemeinden  die  Real-  und  die 
Personal  steuern  zur  Anwendung  gebracht  werden  sollten,  wurde 
die  Vertheilung  der  Steuerlast  weiter  in  die  principiell  richtigen 
Wege  geleitet.  Die  Eröffnung  vermehrter  nicht -steuerrechtlicher 
Einnahmen  (gebührenartiger,  auch  privatwirthschaftlicher)  und  die 
Zugänglichmacbung  anderer  Steuerarten  (indirecter  Verbranch»-, 
Verkehrssteuern)  boten  durch  Beschränkung  des  Steuerbedarfs  über- 
haupt und  des  durch  directe  Steuern  zu  deckenden  speciell  die 
Hilfe,  die  Finanzlage  der  Gemeinden  und  die  Entwicklungsfähigkeit 
der  Gemeindefinanzen  gdnstiger  zu  gestalten.  Blieb  endlich  auch 
nach  der  Natur  der  Sache,  nach  den  Verschiedenheiten  alten  und 
neuen  Communalvermögens  mit  Renten-,  Gewinn-  und  Gebtthren- 
erträgen,  nach  dem  wirthscbaftlichen  und  socialen  Character  der 
Gemeinden  und  ihrer  Bevölkerung,  nach  dem  Maasse  der  ver- 
schiedenen Entwicklung  aller  Gemeindeverhältnisse  und  danach  der 
Höhe  des  Gemeindefinanzbedarfs  eine  erhebliche  Verschiedenheit 
in  der  quantitativen  Steuerbelastung  der  verschiedenen  Gemeinde- 
kategorieen  (Städte,  Dörfer,  Gross-,  Mittel-,  Kleinstädte,  industrielle, 
agrarische  Gemeinden  u.  s.  w.)  und  vollends  der  einzelnen  Ge- 
meinden bestehen  —  so  verminderten  sich  doch  nach  der  Durch- 
führung der  Communalsteuerreform  die  generischen,  qualitativen 
Verschiedenheiten  der  Communalbesteuerung  der  einzelnen  G^ 
meinden  und  Gemeindekategorien  in  wesentlichen  Puncten.  Auch 
das  war  vom  Interessenstandpunct  des  einheitlichen  Wirthsehafts- 
gebiets  betrachtet  ein  Vortheil.  Die  Ausbildung  singulärer  Steuern 
in  einzelnen  Gemeinden  (Umsatz-,  Bauplatz-,  Lustbarkeit-,  einzelne 
freilich  ausser  der  Biersteuer  bisher  meistens  nur  Project  gebliebene 
besondere  indirecte  Verbrauchs-  und  Inxussteuerartige  Steuern)  in 
Folge  des  neuen  Gesetzes  von  1893  hat  diesen  Vortheil  einer  relativ 
grösseren  Uebereinstimmung  der  Gemeinden  in  den  Hanptsteuem 
nicht  geschmälert.  Starke  Verschiedenheiten  der  Gommunalsteuer- 
arten  wie  freilich  auch  der  Steuerbelastungen  wirken  unvermeidlich 
etwas  hemmend  auf  die  interlocale  Bewegung,  die  Freizügigkeit 
der  Arbeitskräfte,  der  wohlhabenden  Bevölkerung,  der  Unter- 
nehmer und  Rentner,  der  Kapitalien. 
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§.  30.  Einzelheiten  der  Gommnnalstenerreform.  S.  Hber  die 
leitenden  Gesichtspancte  und  allgemeinen  Bestimmungen  des  Gommonnlsteuer- 
gesetzes  die  nicht  nur  ?om  yerwaltungsrechtlichen ,  sondern  auch  vom  finanzwirth- 
schaftlichcn  Standpuncte  aus  beurtheilt  vortrefflichen  Ausführungen  Ton  Schön, 
a.  a.  0.  S.  239 — 248.  Ferner  die  Einleitungen  zu  den  grösseren  Commentaren 
(o.  S.  68"!,  so  A dickes,  S.  165  ff.  u.  die  Denkschrift  u.  Motive  zur  Steuerreform 
Ton  1893  sowie  die  o.  gen.  (S.  68  )  Denkschrift  von  1896  über  die  Ausfuhrang  des 
Gesetzen.  Bes.  werthvoU  sind  die  Studien  von  A  dick  es  (Oberbürgermeister  von 
Frankfurt  a.  M.)  über  die  weitere  Entwicklang  des  preuss.  Gemeindestouerwesens  in 
d.  Tüb.  Ztschr.  1894,  B.  50,  S.  410,  583  (auch  selbständig). 

Die  Hauptpuncte  des  Gesetzes  sind  die  folgenden. 

Die  Grundsätze  und  Bechtsnormen  der  Communalbesteuerung  und  im  Ganzen 
tlberhaupt  des  Gommunalfinanzwesens ,  besonders  in  Betreff  der  Einnahmen,  werden 
einheitlich  für  das  ganze  Staatsgebiet  (ohne  Hohenzollern  und  Helgoland)  und  gleich- 
massig  für  alle  Arten  der  Gemeinden,  selbständige  (kreisexemte),  sogen,  eigene  Stadt- 
kreise bildende  Städte,  sonstige  Städte,  Landgemeinden  aufgestellt.  Die  historische 
Mannigfaltigkeit  der  Communalbesteuerung  (o.  §.  25),  der  Unterschied  zwischen  Stadt 
und  Land  fällt  also,  zunächst  wenigstens  in  rechtlicher  Hinsicht,  fort.  Alle  dem  neuen 
Gesetz  entgegenstehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  treten  ausser  Kraft.  Unberührt 
bleiben  nur  die  Vorschriften  wegen  Erhebung  von  Bürgerrechtsgeldern,  Einkaufs- 
geldem  und  gleichartigen  Abgaben  (gen.  Ges.  §.  1,  96). 

Nach  den  „aligemeinen  Bestimmungen''  (Titel  1  des  Gesetzes)  haben  alle  Ge- 
meinden das  Recht,  zur  Deckung  ihrer  Ausgaben  und  Bedürfnisse  nach  den  Be- 
stimmungen des  neuen  Gesetzes  verschiedenerlei  öffentlich-rechtliche  Leistungen  zu 
fordern,  nemlich  Gebühren  und  Beiträge,  indirecte  und  directe  Steuern, 
auch  Naturaldienste  (Ges.  §.  1).  Den  Steuern  wird  aber  die  Stellung  einer 
subsidiären  Einnahme  gegeben:  sie  dürfen  überhaupt  nur  erhoben  werden,  so- 
weit die  anderweiten  Einnahmen  (die  privatwirthschaftlichen  aus  dem  Gemeindever- 
mögen, die  übrigen  vorgenannten  öffentlich-rechtlichen,  auch  die  aus  Dotationen  u.  dgl. 
des  Staats  und  der  höheren  Verbände)  nicht  ausreichen  (Ges.  §.  2).  Doch  wird  von 
diesem  Grundsatz  eine  Ausnahme  für  Hunde-,  Lustbarkeits-  und  „ähnliche  durch 
besondere  Rücksichten  gebotene''  Steuern  gemacht:  diese  dürfen  also  auch  ohne  Rück- 
sicht auf  einen  durch  ihren  Ertrag  erst  zu  deckenden  Finanzbedarf  erhoben  werden,  — 
worin  implicite  eine  Anerkennung  eines  nicht  rein  finanziellen,  eines  socialpolittschen 
u.  dgl.  Zwecks  der  Besteuerung  liegt  (Fin.  II,  §.  159  ff.)  (Ges.  §.  2).  Der  directen 
Steuer  wird  ferner  wieder  die  Stellung  einer  subsidiären  Einnahme  nach  den 
indirecten  gegeben,  indem  durch  sie  nur  derjenige  Bedarf  aufgebracht  werden 
darf,  der  nach  Abzug  des  Aufkommens  an  indirecten  Steuern  von  dem  gesammten 
Steuerbedarf  verbleibt  (§.  2). 

Um  diese  subsidiäre  Stellung  der  Steuer  überhaupt  und  der  directen  insbesondere 
herbeizuführen,  sollen  die  Gemeinden  nun  die  anderen  Einnahmen  und  die  indirecten 
Steuern  ergiebiger  machen.  Zu  diesem  Zweck  sollen  die  gewerblichen  Unternehmungen 
grundsätzlich  so  verwaltet  werden,  dass  die  Einnahmen  mindestens  die  Kosten,  ein- 
schliesslich Verzinsung  und  Tilgung  des  Anlagekapitals,  decken,  wovon  nur  eine  Aus- 
nahme zulässig  ist,  wenn  bei  der  Unternehmung  ein  sonst  nicht  befriedigtes  öfient- 
liches  Interesse  mitspielt  (§.  3).  Ferner  wird  den  Gemeinden  die  Erhebung  von 
Gebühren  und  Beiträgen  in  umfassendem  Maasse  gestattet  und  sie  mehrfach  an- 
gehalten, derartige  Leistungen  zu  verlangen,  namentlich  bei  Veranstaltungen  und  Ein- 
richtungen, welche  Einzelnen  oder  Classen  von  Gemeindeangehörigen  besondere,  nicht 
anderweit  ausgeglichene  Vortheile  gewähren.  Auch  hier  soll  dann  wie  bei  gewerb- 
lichen Unternehmungen  auf  volle  Kostendeckung  hingestrebt  werden  (§.  4 — 12).  Das 
Gesetz  regelt  dabei  verschiedenes  Einzelne  grundsätzlich.  Es  gestattet  u.  A.  Erhebung 
von  Gebühren  bei  öffentlichen  Schlachthäusern  bis  zur  Erreichung  einer  acht-  (in 
Städten  mit  Fleischbesteuerung  sechs-) procentigcn  Rente  (§.  11). 

Die  Erhebung  indirecte r  Steuern  wird  den  Gemeinden  g^z  allgemein  (inner- 
halb der  reichsgesetzlichen  Grenzen)  gestattet.  Doch  sind  neue  Steuern  oder  erhöhte 
Sätze  alter  Steuern  auf  Hauptconsumptibilien  (Getreide,  Mehl,  Backwerk,  Kartoffeln, 
Fleisch,  Brennstoffe)  untersagt.  Damit  ist  die  Besteuerung  dieser  Objecte,  die  ohnehin 
von  Fleisch  zum  Theil  abgesehen,  besser  unterbleibt,  auf  die  wenigen  Gemeinden,  wo 
sie  noch  bestehen  mag,  und  hier  auf  die  bisherigen  Steuersätze  beschränkt    Andere 
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Artikel,  namentlich  und  beabsichtigtermaassen  die  Getränke,  sind  aber  besteuerbar, 
nur  da&s  die  KeicLsgesetze  hier  zu  stark  hemmend  wirken.  Wildpret-  und  GeflOgel- 
stener  wird  den  Gemeinden  jetzt  allgemein  gestattet,  die  Schlacbtsteuer  nach  wie  ?or 
nnr  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1873  (§.  14,  s.  o.  S.  73).  Die 
Besteuerung  ron  Lustbarkeiten  (einschliesslich  musikalischer  und  declamatorischer  Vor- 
träge), sowie  ?on  Schaustellungen  umherziehender  Künstler  ist  ebenfalls  erlaubt  (§.  15), 
besonders  häufig  erfolgt,  hat  aber  in  den  Interessentenkreisen  (Gastwirthe  u.  s.  w.) 
auch  heftige  Opposition  gefunden.  Die  Hundesteuer,  die  in  Preussen  regelmässig 
unter  die  indirecten  gerechnet  wird,  ist  nach  wie  vor,  aber  unter  Aufhebung  der 
bbherigen  Vorschriften,  erlaubt  (§.  16).  Die  Verwendung  des  Ertrags  indirecter 
Steuern  zu  Specialzwecken ,  also  die  Behandlung  dieser  Steuern  als  Zwecksteoem,  ist 
beseitigt  worden  (§.  17).  bestand  aber  bisher  nur  ausnahmsweise  (in  noch  früherer  Zeit 
mehr,  besonders  für  Armenkostendeckung).  Die  Einführung  neuer  wie  die  Veränderung 
bestehender  indirecter  Gemeindesteuern  ist  an  den  Erlass  von,  durch  dio  Aufsichts- 
instanz  zu  genehmigenden  Steuerordnungen  gebunden  (§.  18).  Diese  Vorschriften  er- 
möglichen wohl  eine  grössere  Entwicklung  passender  indirecter  GemeindesteiierD, 
namentlich  wenn  die  reichsgesetzlichen  Beschränkungen  gemildert  werden  sollten,  was 
freilich  seine  politischen  Schwierigkeiten  haben  wird.  Die  Organisation  der  be- 
schliessendcn  Gemeindeorganc  und  die  Genehmigun^rechto  der  An&ichtsbehOrdeii 
möchten  in  Preussen  auch  in  Betreff  der  Auswahl  der  Objecto,  der  Höhe  der  Sätze 
und  der  Formen  der  Besteuerung  die  Bürgschaft  für  eine  steuerpolitisch,  hinsichtlich 
der  Belastung  der  Consumenten,  Producenten,  Händler  u.  s.  w.  und  ycrkehrspolitisch, 
hinsichtlich  der  Erwerungen  des  Verkehrs,  nicht  bedenkliche  Richtung,  Ansdehnong, 
Höhe  und  Einrichtung  der  indirecten  Communalbestcuerung  bieten.  Zwischen  fraa- 
zösischem  Octroi  und  Ueberwucherung  der  indirecten  Verbrauchssteuern  der  Gemeinden 
dort,  in  Italien  u.  a.  L.  m.  einer-  und  dem  bisherigen  fast  völligen  Fehlen  der 
indirecten  communalen  Verbrauchsstencr  in  Preussen,  selbst  in  den  grösston  Städten 
(Berlin,  verglichen  mit  Paris)  anderseits  gicbt  es  eine  mittlere  Linie,  welche  auch 
hier  die  richtige  sein  möchte. 

Zu  den  im  Princip  in  den  Gemeinden  zulässigen  indirecten  Steuern  gehören 
aber  nicht  nur  Verbrauchs-,  sondern  auch  Verkehrssteuern  auf  Rechts- 
geschäfte (Fin.  II,  §.  224  fi.)<  von  denen  die  Umsatzsteuer  bei  Grundeigenthum 
aber  fast  die  einzige,  jedenfalls  die  wichtigste  ibt,  schon  früher  hie  und  da  (so  in 
Frankfort  a.  M.  u.  d.  N.  „Währächafts^eid")  bestanden  und  neuerdings  sich  weiter  ver- 
breitet hat.  S.  Schön  a.a.O.  S.  240,  272,  Adickes,  Ommentar  S.  315,  den. 
in  Tub.  Ztschr.  für  Staatswissensch.,  1894,  B.  50,  S.  433  ff.,  mit  vielen  statistischen 
Angaben,  bes.  über  Frankfurt  a.  M. 

Auch  „Aufwandsteuern''  der  Gemeinden  sind  zulässig  (Ges.  §.  23,  Abs. 2), 
aber  es  werden  hierunter  nicht  nach  dem  sonstigen,  auch  wissenschaftlichen  Sprach- 
gebrauch dio  eigentlichen  indirecten  Verbrauchssteuern,  sondern  nur  directo  Aufwand- 
Steuern  (Fin.  H,  §.  256)  verstanden.  Durch  solche  kann  die  Einkommensteuer  zum 
Theil  ersetzt  werden.  Da  aber  die  wichtigste  dieser  Steuern,  practisch  meist  die 
einzige,  die  Mioth-  und  Wohnungseteuer  nach  dem  Gesetz  nicht  neu  eingeführt 
werden  darf,  bcätebende  solche  Steuern  neu  geregelt  und  genehmigt  werden  müssen, 
hat  diese  Bestimmung  über  die  Aufwandsteuern  kaum  eine  practische  Bedeutung. 
(S.  auch  Schön,  bes.  S.  245)  Vorhandene  Miethsteuern  sind  in  der  Durchfahning 
der  Stcuerreibrm  nach  dem  neuen  Gesetz  beseitigt  worden,  so  namentlich  in  Berlin. 
Nach  dem  üblichen  Sprachgebrauch  werden  auch  directe  Luxussteuern,  auf  den  Besitz 
einzelner  Gegenstände,  das  Halten  von  Bedienung,  Pferden,  Wagen  u.  s.  w.  „Aufwand- 
Steuern"'  genannt.  Solche  Steuern  sind  den  Gemeinden  in  Preussen  gestattet,  aber 
werden  hier  zu  den  indirecten  gerechnet.     (S.  Adickes,  Tüb.  Ztschr.  1894,  S.  426.) 

Auch  bei ,  jetzt  bereits  nach  Durchführung  des  Gesetzes  eingetretener  stärkerer 
Entwicklung  der  gewerblichen  Einnahmen,  Gebühren,  Beiträge  und  der  indirecten 
Steuern  wird  ein  grosser  sonstiger  Steuerbedarf  nach  wie  vor  verbleiben,  welcher 
durch  directe  Steuern  zu  decken  ist.  An  diesem  Sachverhalt  hat  das  neue  Gesetz 
nur  dem  Grade  nach  etwas  verändert.  Die  directe  Steuer  bleibt  die  Haupt- 
sache. In  der  Wahl  der  einzelnen  directen  Steuern  und  der  durch  sie  bewirkten 
Belastung  sind  dagegen  wichtige  Aenderungen  im  Gesetz  eingetreten.  Dio  Bealsteuem, 
worunter  jetzt  im  gesetzlichen  Sinne  immer  ausser  den  beiden  Realsteuern  i.  e.  S., 
nemlich  der  Grund-  und  Gebäudesteuer,  auch  die  Gewerbesteuer  mit  verstanden  wird,  sind 
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nmd,  die  Einkommensteoer  mehr  zarückgoschoben  worden,  mit 
Grandsatz  der  BesteoeniDg  Dich  dem  Interesse  (nach  Leistung^ 
ir  VerwirklichoDg  zu  briDgen.  Demselben  Zveck  dient  anch  die 
lass  bei  YeranstaltUDgeD,  welche  in  st&rkerem  oder  schwächerem 
Uon  des  Gemeindebezirks  oder  Classen  7on  Anii:chOrigcn  zu  statten 
ZDr  Ansgleichong  dafUr  im  ersteren  Fall  schon  Beitr&f^e  erhoben 
0  Mehr-  oder  MindcrbelastaDgcn  7on  der  Gemeinde  beschlossen 
:  müssen). 

greichen  Normen  des  Gesetzes  (§.  25 — 67),  wo  sich  Manches  an 
r  Gemeindeordnnogen  und  des  Commonalsteuergesetzes  ?on  1885 
sr  unr  einige  für  die  Characterisirung  der  ganzen  neuen  Com- 
londers  wichtige  Poncto  noch  herForffrehoben  werden. 

werden  in  die  Steaer  ?on   Grundbesitz   (in    der  Gemeinde 
li  onbebaote  GmndstQcke)  und   ?om  Gewerbebetrieb  unter- 
^illeo  ist  den  Gemeinden  besondere  Steuern  einzuführen  erlaubt, 
Aofsichtsiostanz  zu  genehmigende  SteuerordnunKon  zu  erlassen 
chtUDg  solcher  besonderen  communalen  Kealsteuem   wird  sogar 
)  diese  Steaeni  besser  den  concreten  Örtlichen  Yerh&ltnissen  an- 
)  aOgemeinen  Staats-Realsteoem  zu  thun  yermOgen.  Beim  Grund- 
dlo  höhere  Besteuerung  der  Bauplätze  gestattet  worden,  d.  b. 
B,  welche  durch  die  Festsetzung  ?on  Baufluchtlinien  in  ihrem 
sind:  der  principiell  wichtige  Begiun  einer  „Conjuncturcngewinn- 
Boden  (§.  27,  Abs.  2).   (Fin.  H,  §.  232,  236  ff ,  s.  darüber  auch 
[ir.  B.  50,  S.  448.  bes.  S.  597  tf.).    Nur  wenn  besondere  commu- 
ht   bestehen,   erfolgt  die  Besteuerung  nach  Maassgiibe  der  be- 
im in  Procenten  ron  diesen  (§.26.  30),  im  Allgemeinen  nach 
d  Sitzen,   abgesehen  fon  der  Bauplatzsteuer  und  mit  etwaigen 
r  Gewerbesteoer,    um   ofentuell    dem  Torschiedenen  Maasse  der 
Kostenrerursachang  Rechnung  zu  tragen  (t^  31.  mit  noch  einer 
Ercntoalitit).    Umgekehrt  soll  für  die  den  Gemeinden  neben  den 
(nominelle)  Einkommonbostoucrnng  die  Veranlagung  zur 
r  zu  Grunde  gelegt  und  jene  in  der  Rogel  in  der  Torrn  von  (gleich- 
;en  dazu  durchgeführt  worden  (§.  36\    Besondero  Einkommen- 
sn  sind  dagegen  nur  aus  besonderen  (irUnden.  nach  (ienuhmigung 
lässig,  wobei  aber  ebenfalls  die  Veranlagung  der  StaatscinLommcn- 
tellang  des  Einkommens  maassgebend  ist.  auch   die  Tanfatufen 
irt  werden   dürfen.     Dio  Tarifsätze  dürfen   gleichcrmaasson   ab- 
teuertarif  nicht  bei  den  unteren  Stufen  höher  als  bei  den  oberen 
ingsferh&Itniss  (dio  Progression)  aber  auch   nicht  zu  Unf^unstcn 
geändert  werden  (§.  37).   Eine  communalc  Einkoumenbesteuerung 
miger  als  900  M.  Einkommen,    bis  auf  420  M.  herab  eventuell, 
tthaflt  (§.  38).   Dio  Communalsteucrprivilcgicn  der  Beamten  u.  s.  w. 
leres  Gesetz  die  Materie  roiceln  wird,   erhalten   geblieben,   nach 
23.  Sept  1867  für  die  neuen  Provinzen ,  wobei  aber  das  „noth- 
io  im  Gesetz  fon  1885.  unberücksichtigt  bleibt  (§.  4P.    Dio  Ein- 
der  nicht- physischen  Personen,  der  Forenscn.   richtet  sich  nach 
Gesetz  aber  die  Staati<einkommen^tcuer  von    1801  und  bei  den 
1,  Staats-  und  Privatbahnen  nach  den  Vorschriften  in  §.  44 — 46 

• 

itig,  auch  principiell,  sind  dann  noch  die  Bestimmungen  über  dio 
s  Stenerbedarfs   auf  dio  verschiedenen  Steuerarten'' 
ogen  darauf  aus,  die  Gemeinden   mehr  zur  Erhebung  von  Keal- 
,   die  Einkommensteuer-Belastung  zu  ermässigen,  das  Princip  der 
em  Interesse  mehr  zur  Anwendung  zu   bringen,  demgemäss  dio 
ier  Gemeinden  in  Betreff  der  Wahl  der  einzelnen  directen  Steuern 
und  relativen  Höhe  ihrer  Belastung  zu  Gommunalzwccken  zu  be- 
Staate auf  die  Regelung  dieser  Verhältnisse  einen  angemessenen 
Hiernach  wird  es  für  zulässig  erklän.  dio  Einkommensteuer  frei 
iger  als  nach  der  folgenden  Regel  zu  belasten,  solange  dio  com- 
1  100  Vo  ^^  Staatsstcuecsatzes  nicht  Übersteigen  (§.54,  Abs.  2). 

6* 


g4  6.  B.  Uebersichten  der  Bosteuerung.  Preussen.  §.  30,  31. 

Als  Kegel  wird  nemlich  aufgestellt,  dass  die  Realsteuern  (nach  der  staatlichen  Yeranlagiuig) 
mindestens  mit  dem  gleichen,  aber  auch  höchstens  mit  dem  anderthalbfacheo  Procent- 
satz  der  Zuschläge  zur  Staatseinkommenstcuer  belegt  werden  Bollen  (§.  54,  Abs.  1). 
Erst  bei  einer  stärkeren  Belastung  der  ßealsteuern  darf  auch  die  Staatseinkommen- 
Steuer  stärker  belegt  werden,  nemlich  wenn  die  Staatssteuem  schon  150 ^/q  betragen 
und  die  Einkommenstcuerzuschläge  dieselbe  Quote  erreichen,  alsdann  können  die 
weiteren  Zuschläge  zur  Einkommensteuer  je  2  %  erreichen  für  je  1  7o  weiterer  Er- 
höhung der  Eealsteuorn  (§.  54,  Abs.  3).  Als  Regel  soll  dann  wieder  gelten,  dass  die 
Realsteuern  nicht  über  200  ^Iq  steigen  (§.  54 ,  Abs.  4).  Abweichungen  7on  diesen 
Normen  des  §.  54,  die  nur  aus  besonderen  Gründen  statthaft  sind,  sowie  Stei^eningen 
der  Zuschläge  zur  Einkommensteuer  über  100  Vo  hinaus  sind  an  die  Genehmigang 
der  Aufsichtsbehörde  geknüpft  (§.  55.  Abs.  1),  Die  drei  Realsteuem,  Grund-,  Gebiade- 
und  Gewerbesteuer,  femer  sind  in  der  Regel  gleich  hoch  zu  belasten  (§.  56,  Abs.  1). 
Das  Princip  der  Besteuerung  nach  dem  Interesse  soll  jedoch  dabei  in  der  Weise  zur 
Geltung  kommen,  dass  Aufwendungen,  welche  in  besonderem  Maasse  dem  Grandbesitz 
und  Gewerbebetrieb  zu  Gute  kommen  —  wie  nach  im  Gesetz  angeführten  Beispielen 
bei  Bau  und  Unterhaltung  von  Strassen,  Wegen,  bei  Ent-  und  Bewässerungsanlagen, 
einschliesslich  Verzinsung  und  Tilgung  der  dafür  aufgenommenen  Schulden  —  in  der 
Regel  durch  Realsteuern  zu  decken  sind,  soweit  nicht  durch  die  anderen  im  Gesetz 
angegebenen  Mittel  eine  Ausgleichung  erfolgt  (§.55,  Abs.  2).  Aehnlich  soll  in 
solchem  Fall  oder  bei  besonderer  Kostenverursachung  die  Belastung  der  einzelnen  drei 
Realsteuem  verschieden  erfolgen,  doch  so,  dass  die  Grand-  und  Gebäudesteuer  als- 
dann höchstens  doppelt  so  hoch  als  die  Gewerbesteuer  oder  umgekehrt  diese  als  jene 
beiden  belastet  werden  (§.  56,  Abs.  2).  (Weitere  Einzel  Vorschriften  in  §.  57 — ^59). 
Welches  Gewicht  das  Gesetz  auf  die  Innehaltung  der  Vcrtheilungsgrunds&tze  des  §.  54 
und  auf  die  Beschränkung  der  Einkommensteuerzuschläge  auf  höchstens  100  Vo  1^ 
ergicbt  sich  auch  daraus,  dass  Abweichungen  hiervon  (ebenso  die  Neueinf abrang  und 
grundsätzliche  Veränderung  von  besonderen  directen  und  indirecten  Gemeindesteoen) 
an  die  ministerielle  Zustimmung  (Inneres  und  Finanz)  geknüpft  ist,  wfthrend  die 
sonstigen  gesetzlichen  Genehmigungen  dem  Bezirksausschuss  bei  den  Stadtgemeinden, 
dem  Kreisausschuss  bei  den  Landgemeinden  zustehen  (§.  77). 

Ausser  eigentlichen  Steuern  dürfen  alle  Gemeinden  den  Steaerpflichtigen  (ond 
gewissen  Befreiten)  auch,  wie  schon  bisher,  Naturaldienste  (Hand-  und  Spann- 
dienste) aufjagen,  deren  Vertheiluug,  Art  der  Leistung  u.  s.  w.  das  Gesetz  regelt  (§.68). 

Auch  bei  den  Provinzial-  und  Kreissteuern,  die,  wie  schon  bemerkt, 
sonst  vom  Gesetz  unbcrülirt  bleiben,  sind  Regeln  für  die  Vertheilung  auf  die  einzelnen 
directen  Steuern  gegeben  worden  (§.  91).  Danach  sollen  die  Grund-  und  Gcb&ade- 
und  die  Gewerbesteuer  1.  und  II.  Ciasse  in  der  Kegel  mit  der  gleichen  Qnote  an 
Kreissteuer  als  die  Einkommensteuer  belegt  werden,  doch  kann  der  Bezirksausschuss 
Abweichungen,  nemlich  Belastungen  der  Realsteuem  mit  der  halben  Quote  bis  zor 
anderthalbfachen  der  Ziiscblagsquote  zu  der  Einkommensteuer  genehmigen.  Ansser 
.den  (icmcinden  ist  jetzt  auch  den  Kreisen  die  Erhebung  von  Hundesteuern  (bis  5  H. 
für  das  Stück)  gestattet  (§.  98).  Eine  Singularität  ist,  dass  die  gewerbliche  Be- 
triebssteucr  (von  Schankgewerbcn  u.  s.  w)  nach  dem  Gewerbesteuergesetz  und  in 
dessen  Sätzen  in  den  Kreiden  obligatorisch  ist.  Ihr  Ertrag  iliesst  in  die  Krcis- 
casse,  die  Erhebung  erfolgt  durch  die  Gemeinden  und  Gutsbezirko  für  die  Kreise 
(Gesetz  wegen  Aufhebung  von  directen  Staatssteuem,  §.  12,  13).  Diese  Steuer  soll 
eben  gcwerbcpolizcilichen  Zwecken  dienen,  daher  ihre  Erhebung  nach  der  Abtretung 
Seitens  des  Staats  nicht  facultativ  sein.  Die  Gemeinden  können  daneben  Zascbl&ge 
zu  dieser  Steuer  auflegen. 

ComrouDalstcuerstatistik. 

§.  ,S1.  Das  reichhaltige  und  treffliche  amtliche  Material  (s.  o.  S.  68)  genügt  leider 
immer  noch  nicht  ganz  zur  vollständigen  Darstellung  der  preussischen  Gommanalsteaer- 
entwicklung  und  gegenwärtigen  Gestaltung.  Einmal  geht  es  nicht  weit  genug  zurück 
und  ist  nicht  gleichmässig  genug  für  die  verschiedenen  Selbstverwaltungsorgane  auf- 
genommen und  verarbeitet.  Die  einzelnen  periodischen  Aufnahmen,  besonders  die  älteren, 
beruhen  z.  Th.  auf  verschiedenen  Methoden.  Sodann  mangelt  für  die  Gatsbezirke,  die 
beinahe  16.000  an  der  Zahl  über  2  MiU.  Einwohner  umfassen,  eine  eigentliche  Com- 
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munal-Finanzstatistik  ttberhaapt,  weil  hier  „die  Ausgaben  und  Eionahmen  communaler 
Natur  so  ontrennbar  mit  den  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Pri?atwirthschaft  verbanden 
sind ,  dass  nicht  nur  deren  zifi'ermäsisige  Aussonderang,  sondern  selbst  nar  eine  tiber- 
scblägige  Schätzung  sich  als  eine  Unmöglichkeit  erweist''  (Preuss.  stat.  Ztscbr.,  Erg.- Heft 
16,  S.  261.)  Dennoch  ist  eine  solche  Veranschlagung,  freilich  aaf  sehr  unsicherer  Grund- 
lage amtlich  versucht  worden  (Erg.-H.  9,  S.  103).  Endlich  fehlt  immer  noch  eine  fort- 
laufende jährliche  Communalfinanz-  und  Steuerstatistik,  die  Aufnahmen,  aach  die  Daten 
in  den  Gesetzentwürfen  über  Gemeindeverfassung,  Gemeindesteuern,  enthalten  nur 
statistisches  Material  für  einzelne  weiter  auseinander  liegende  Jahre.  Erhebantren, 
z.Th.  für  etwas  za rückliegende  Jahre,  fanden  1851,  1856,  1857,  1871,  1876,  1878. 
1881,  dann  für  1883/84,  1889/90,  1894,95  und  1895/96  statt.  Alles  dies  hindert 
auch  genauere  Vergleichungen  mit  der  Communalfinanz-  and  Steuerstatistik  Frankreichs 
(Fin.  III,  §.  335  ff.  passim)  und  Grossbritanniens  (eb.  §.  157  ff.  passim).  Am  Meisten 
Lücken  hat  die  Statistik  der  Landgemeinden,  vollständiger  ist  diejenige  der  Stadt- 
gemeinden ,  und  hier  wieder  der  grosseren  Städte  (über  10  000  Einwohner).  Aber 
da  unter  „Städten'*  hier  nur  die  Städte  im  rechtlichen  Sinne,  mit  Stadtverfassung, 
nicht  im  statistischen  und  wirthschaftlichen  Sinne  vorstanden  werden,  daher  Land- 
gemeinden (auch  einzelne  Gutsbezirke)  mit  grösserer,  auch  agglomerirter  Bevölkerung 
und  Oberwiegend  städtischen,  indastrielien  u.  s.  w.  Berufen  auch  in  dieser  Statistik  nicht 
zu  den  Städten,  sondern  zam  platten  Lande  gerechnet  werden,  geben  die  betreffenden 
Daten  kein  ganz  richtiges  Bild.  (S.  über  die  Geschichte  der  communalfinanzstatistischcn 
Erhebungen  Herrfurth  in  d.  Ztschr.  d.  preuss.  Statist.  Bureau  1878,  S.  1  ff.  u.  im 
Erg.-Heft  16,  S.  171). 

Immerhin  lässt  sich  aus  dem  vorhandenen  Material  für  die  gerade  finanz- 
und  steuerwissenschaftlich  wichtigsten  Puncte  vielerlei  Werth volles  entnehmen, 
wenn  auch  kein  vollständiges  Bild  der  Gesammtentwickluug  und  der  steuerlichen 
Gesammtbelastung  zum  Vergleich  mit  der  staatlichen  Finanz-  und  Steuerentwicklung 
und  Belastung  geben.  Bei  der  grossen  in  längeren  Zeiträumen  eingetretenen  Ent- 
wicklung der  Bevölkerung  und  der  Winhschaft  der  einzelnen  Gemeinden,  namentlich 
der  Städte  und  hier  wieder  der  grösseren  ist  eine  Vergleichung  der  absoluten 
Zahlen  aus  verschiedenen  Perioden  selbst  fUr  die  ganzen  Gruppen  der  Städte  und  der 
Landgemeinden,  geschweige  für  die  einzelnen  hier  zu  Schlussziehungen  noch  weniger 
benutzbar,  als  bei  den  Finanzen  und  Steuern  des  Staats  für  diesen.  Kelativzahlen, 
wie  die  üblichen  Kopfquoten,  gestatten  mehr  einen  Einblick  in  die  wirkliche  zeit- 
liche Entwicklung  und  in  andere  Verhältnisse,  verdienen  daher  auch  für  unsere 
Zwecke  den  Vorzug.  Den  oben  S.  68  erwähnten  Qu  eilen  werken,  dem  Statist.  Hand- 
buch B.  2,  1893  (S.  614  ff.),  der  genannten  Denkschr.  von  1896  über  die  Aus- 
ftlhrung  des  Communalabgabegesetzes,  dem  Bericht  des  Finanzministers  v.  Miquel  an 
den  Kaiser  über  die  Finanzverwaltung  Preussens  von  1890 — 97  (Berlin  1897,  bes. 
S.  106  ff.,  139  nebst  Tabellen)  und  dem  Auszug  daraus  im  Kcichs-  und  Staats- 
anzeiger V.  3.  Juni  1898  sind  die  folgenden  Daten  entnommen.  In  Betreff  der  Ge- 
winnung, Vervollständigung  und  Vergleichbarkeit  der  Daten  für  die  verschiedenen 
Zeiträume,  besonders  die  älteren,  ist  auf  die  genannten  amtlichen  Quellen,  namentlich 
die  Ergänzungs-Hefte  der  Statist.  Zeitschr.  zu  verweisen.  Die  Daten  in  Fin.  I,  S.  116  ff. 
finden  duich  die  folgenden,  z.  Th.  neueren  ihre  Ergänzung. 

§.  32.    Verhältnisse  vor  der  Reform  von  1893. 

Die   Entwicklung  der   Gemcindoabgaben    im  Ganzen  seit  1875  (1876) 
und  die  Gestaltung  vor  der  Reform  wird  aus  folgender  Tab.  9  ersichtlich. 

Tab.  9.    Preussische  Communalbesteuerung  1876—1884*). 

Stad  tgemeinden        Landgemeinden  Zusammen 

1876  (1875)  1000  M.  -f^/-     1000  M.  «^/^    1000  M.   -;/- 

Staat  ohne  Berlin     .    .    .      64.088        8.21        55.181      3.70        119.269        5.25 

„     mit        „        ...      84.077        9.58        55.181      3.70        139.258        5.88 

Berlin 19.989      20.63  —  —  19.989      20.63 


>)  S.  Stat.  Erg.-Heft  16,  S.  272. 


86  6.  B.   Ucbcrachten  der  Bestonenmg.  Preossen.  §.  32. 

Stadtgcmcinden        Landgemeinden  Zusammen 

1866(1875)  ^"^  ^-  KopfM.     ^^^  ^-  Kopf  M.     ^"""  **'   Kopf  M. 

ProTinziales  Maximum»)  .        —  12.05  —  6.49  —  8.67 

Minimum«)    .        —  4.94  —  1.83  —  3.40 

1880/81 
Staat  ohne  Berlin    .    .    .      76.785        9.19        59.225      3.76        136.011        5.68 

„mit        99.754      10.53        59.225      3.76        158.980        6.30 

BerUn 22.968      20.46  —  —  22.968      20.46 

Provinziales  Maximum»)  .        —  14.29  —  6.94  —  9.42 

Minimum*)   .        —  6.04  —  1.03  —  2.65 

1883  84 

Staat  ohne  Berlin     .     . 

„    mit        „         .    . 

Berlin 

ProFinziales  Maximum^) 
„  Minimum^) 


84.013  10.07  63.222  4.02  147.235  6.12 

108493  11.46  63.222  4.02  171.715  6.82 

24.480  21.81  —  —  24.480  21.81 

—  16.69  —  7.91  —  10.03 

—  5.68  —  1.27  —  2.87 


Die  weit  überwiegende  Belastung  der  Städte,  das  Uebergewicht 
Berlins  dabei,  die  grossen  Verschiedenheiten  der  Belastung  der 
einzelnen  Provinzen  sowohl  bei  den  Stadt-  als  den  Landgemeinden, 
mit  Gemeindeabgaben  aller  Art,  sind  die  hervorspringenden  That- 
sachen  dieser  Tabelle  9.  Auch  die  Steigerung  der  Belastung  in 
den  wenigen  Jahren  und  wieder  das  sehr  verschiedene  Maass 
dieser  Steigerang  in  den  beiden  Gemeindekategorieen  ist  be- 
achten swerth. 

Für  die  Stadtgemeinden  allein  lässt  sich  die  Belastung  noch  weiter  zarack 
Terfolgcn«  bis  1849.  wobei  aber  in  diesem  Jahre  der  Staatsdurchschnitt  sich  nur  auf 
das  alte  Staatsgebiet  (vor  1866)  bezieht.    £r  war  danach: 

Tab.  10.    Kopfbelastung  in  Mk.  der  Stadtbevölkornng  mit 

Gemeindesteuern^). 
1849 
Staat  ohne  Berlin 3.35 

„      mit        „        3.77 

Berlin 8.16 

Maximum  alte  Provinzen  Rheinland  .     3.77 
Minimum  alte  Provinzen  Posen      .     .     1.90 
Maximum  neue  Provinzen  Hessen-Nassau    — 
Minimum  neue  Provinzen  Hannover  .     — 

Diese  Steigerung  ist  erheblich  rascher  und  stärker  als  die- 
jenige der  Staatsbesteuerung  (Tab.  8,  S.  61).  Da  es  sich  in  den 
Stadt<;emeindcn  zum  bei  Weitem  grössten  Theil  um  directe  Steuern 


1869 

1876 

1883—84 

5.65 

8.21 

10.07 

6.47 

958 

11.46 

13.98 

20.63 

2181 

7.47 

1205 

13.84 

4.36 

5.39 

5.68 

8.46 

11.52 

16.69 

3.84 

4.94 

8.56 

')  Maximum  immer  ohne  Einrechnung  Berlins  bei  Brandenburg.  In  1876  in 
allen  3  Kategorien  in  Kbeinprovinz. 

*)  Bei  den  Stadtgemeiuden  in  Prov.  Hannover,  den  Landgemeinden  in  Pommern, 
beiden  zusammen  in  Posen. 

')  In  Stadtgemeinden  bei  Hessen-Nassau  (Rheinland  13.11),  in  den  beiden 
anderen  Fällen  bei  Rheinland. 

*)  Erste  Col.  Pommern,  zweite  und  dritte  Posen. 

^)  Erste  Col.  Hessen-Nassau,  beide  anderen  Schleswig-Holstein. 

«)  Alle  Col.  Posen. 

')  Erg. -Heft  16,  S.  273. 
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hierbei  handelt,  ergiebt  sich  auch,  dass  die  Belastung  mit  diesen 
in  den  Stadtgemeinden  bedeutend  schwerer  Seitens  der  Communen 
als  Seitens  des  Staats  war  und  die  Steigerung  dieser  Belastung 
dort  auch  viel  schneller  wuchs.  Das  bestätigt  die  Richtigkeit 
früherer  Ausführnugen  oben  und,  zumal  bei  dem  Vorwalten  der 
Personal-  und  Einkommenbesteuerung  vor  der  Realbesteuerung 
(s.  u.  Tab.  U,  16  auf  S.  89,  91),  auch  die  Nothwendigkeit  der 
Communalsteuerreform  und   die  Richtigkeit  der  Zielpuncte  dieser. 

Für  die  Landgemeinden  allein,  und  zwar  nur  in  den  7  alten  Ostlichen 
Pronnzen  des  Staats,  ergiebt  eine  neuere  amtliche  Statistik  folgende  Belastungen 
für  1889  >): 

Tab.  11.    Landgemeindebelastang  in  den  östlichen  Provinzen. 

1000  M. 

1.  Sollbetrag  directer  Staatssteuern  (1889/90) 30.494 

2.  Gesammtbetrag  baarer  Gemeindeabgaben  (1888/89)    ....    20.901 

3.  Ungefährer  Galdwerth  der  Naturaldienste 4.211 

4.  Sollbetrag  der  Provinzial-,  Kreis-,  Schulabgaben 17.951 

Summa  Nr.  2—4       43.062 

oder  in  ®/o  ^^^  dirccten  Staatssteuern  (Nr.  1) 141 

5.  Gesammtbetrag  der  Einkünfte  aus  Gemeindevermögen     .     .     .      8.292 

Auch  hier  zeigt  sich  eine  starke  Belastung  für  Gemeinde-  und 
Communalverbandszwecke  y  und  zwar  wieder  zum  bei  Weitem 
grössten  Theil  mit  directen  Steuern. 

Von  dem  Betrag  unter  Nr.  2  zu  Tab.  11  fielen  auf  directc  Personalsteuem 
(eigene  und  Zuschläge)  38.54,  auf  Grand-  u.  Gebäudesteuern  (dgl.)  47.02,  Zuschläge 
zu  der  Geworbesteuer  2.58,  andere  (indirecte  u.  s.  w.)  nur  11.48,  sonstige  0.38  7o* 

Eine  ähnliche  Statistik  liegt  fUr  dieselbe  Zeit  auch  für  die  Guts  bezirke  vor'): 

Tab.  12.    Belastung  der  Gutsbezirke  der  östlichen  Provinzen. 

1000  M. 

1.  Sollbetrag  der  directen  Staatsstcucrn  (1889/90) 13.152 

2.  Davon  entfallen  auf  den  Gutsherrn 10.840 

3.  Also  auf  andere  Pflichtige 2.312 

4.  Sollbetrag  der  Proviuzial-  und  Kreisabgaben  (1888/89) 4.827 

5.  Ungefährer  Betrag  der  Communalausgaben  der  Gutsbesirke  (1888/89)      .      11.770 

Diese  Communalausgaben  fallen  grösstentheils  auf  die  Guts- 
herren und  belasten  dann  eben  neben  den  Staatssteuern  steuerartig 
deren  privatwirthschaftlicbes  Einkommen^).  Daraus  ist  eine  Be^ 
lastung  der  directen  Staatssteuern  durch  Zuschläge  für  ,,CommuDal- 
zwecke"  mit  100  %  und  dartiber  zu  entnehmen. 

Specielldie  höheren  Communalverbände  hatten  1892/93  von 56.360.000 M. 
ordentlicher  Einnahmen  neben  35.853.000  M.  Dotationen,  7.339.000  M.  sonstigen 
Einnahmen  noch  13.167.000  M.  Umlagen,  d.  h.  wieder  nur  directe  Steuern  ^\ 


^)  Preass.  Stat.  Handb.  II,  S.  622  (aus  Nr.  7  der  Drucksachen  d.  Abgeordneten  - 
Hauses,  Session  1890/91). 

*1  Preass.  Stat.  Handb.  II,  S.  622. 

*)  Ueber  diese  Verhältnisse  Näheres  im  Statist  Erg.-Heft  16,  S.  261. 

*)  Preuss.  Stat  Handb.  II,  S.  628. 
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Die  Kreise  hatten  im  ganzen  Staate  1885,86  (ausser  HohenzoUern  und  Beilin) 
68.555  000  M.  Kreisabgaben  mit  Einscbluss  der  Stadtkreise  (ausser  Magdeburg)  er- 
hoben, mit  Aasschluss  der  Stadtkreise  27.745.000  M.  Jenes  waren  41.16,  die^ies 
29.31  7o  ^^^  betreffenden  Staatssteuern.  Bis  1889/90  stieg  erstere  Summe  auf 
77  269.000  M.  und  fiel  letztere  auf  22.838.000  M.  Das  Znscblagsprocent  zu  den 
directen  Staatssteuern  betrug  danach  39.24  und  24.37,  d.  h.  hat  sich  vermindert 
Dies  war  die  Wirkung  der  „Lex  Huene'\  Aus  dem  preussischen  Antheil  an  den 
Keichsgetreide-  und  ViehzOUcn  hatten  die  Kreise  nach  diesem  Gesetz  in  den  ner 
Jahren  1886/87  bis  1889/90  49.526.000,  ohne  die  Stadtkreise  42.499.000  M.  erhalten. 
Da?on  waren  verwendet  worden  zur  thatsächlichen  Verminderung  regelmässiger  Kreis- 
abgaben sowie  zur  Vermeidung  einer  AbgabenerhOhung  bei  Erfüllung  alter  Aufgaben 
bezw.  57.54  und  54.96,  zur  Vermeidung  von  Steuererhöhungen  bei  Erfüllung  neuer 
Aufgaben  26.70  und  27.77.  zur  Entlastung  der  Schulverbände  0.69  und  0.48,  zu 
Beiträgen  an  Ortsverbände  0.40  und  0.46,  zur  Ueberweisung  an  Stadt-  und  Land- 
gemeinden 2.37  und  2.76  °/o,  der  Rest  für  Andres.  Hierin  zeigt  sich  die  Wirkung 
jenes  Gesetzes,  nemlich  so,  dass  demnach  die  directe  Kreisbestcuerung  Dank  der 
Verfügung  über  einen  Theil  indirecter  Keichssteuern  erleichtert  werden  konnte.  Das 
war  ein  Vorthcil,  dem  aber  erhebliche  Nachtheile  gegenüber  standen.  Der  Jahres- 
betrag der  Dotation  mit  solchen  Zollantheilcn  war  notbwendig  ein  sehr  schwankender 
(er  war  1885/86  bis  1894/95,  dem  letzten  Jahre,  wo  er  den  Kreisen  zufloss,  in 
1000  M.  4  002—6.180—13.723—29.585—47.364—47.251—57.035—36.770—29.877 
— 41.217),  wodurch  eine  •  störendes  Element  in  die  Kreishaushalto  kam.  Die  Ver- 
theilung  der  Dotation  auf  die  Kreise  erfolgte  nach  einem  willkührlichen  Maasstabe 
(nach  §.  3  des  Ges.  v.  14.  Mai  1885  zu  Vs  i^^^b  dem  Aufkommen  an  Grund-  und 
Gebäudesteuer,  zu  V3  nach  der  Civilbevölkerung).  Aber  jeder  andere  Maassstab, 
deren  bei  der  Berathung  dieses  verfehlten  Gesetzes  im  Landtage  verschiedene  er- 
wogen wurden,  unterlag  ähnlichen  Bedenken.  Dnd  da  die  Dotation  des  einzelnen 
Kreises  sich  gar  nicht  nach  dessen  Bedarf  richtete,  hat  das  Gesetz  auch  zu  un- 
richtigen, selbst  verschwenderischen  Verwendungen  Aulass  gegeben '). 

Bei  dem  Character  der  Gemeindeabgaben  vorwiegend  als 
directer  Steuern  und  als  Zuschläge  zu  den  directen  Staatsstenern 
oder  als  eigener  Gommunalabgaben  ähnlicher  Art  und  bei  dem 
Character  der  Kreis-,  Provinzial-,  Kirchen-,  Schulabgaben  so  gut 
wie  ausschliesslich  als  directer  Steuern  in  Zuschlagsform  ist  das 
Verhältniss  der  Höbe  d^r  sämmtlichen  Gommunalabgaben  i.  w.  S. 
zu  den  directen  Staatsstenern  und  zu  deren  Hauptarteu  von  be- 
sonderer Bedeutung  für  die  finanzwirthschaftliche  und  finanz- 
wissenschaftliche  Beurtheilung  der  thatsächlichen  Gestaltungen  vor 
und  nach  der  Gommunalsteuereform.  In  diese  Verhältnisse  geben 
zunächst  folgende  Tabellen  13  und  14  Einblick. 

Tab.  13.     Vergleichung    der    Staats-,    Gemeinde-    und    Corporations- 
abgaben    in   Preussen    1883,84,    absolute   Zahlen    in  1000  M.*). 

Staat  ohne  Berlin  Staat  mit  Berlin 
Erhobene  Staats-  Classen-  u.  Einkommensteuer      45.449  54.691 

Davon  Stadtgemeinden 29.792  39.034 

„      Landgemeinden    ...         ....       15.657  15.657 

1)  Statistik  Stat.  Handb.  II,  S.  624,  aus  Drucksache  382  des  Abg.-H.  1890,91 
V.  Miquefs  Bericht  v.  1897  Generaltab.  unter  Ruhr.  11.  Die  gen.  Drucksache  im 
Fin.arch.  1893,  X,  S.  498;  s.  auch  daselbst  Herrfurth,  1885,  S.  1104.  —  üeber 
die  principielle  Frage  der  Dotationen  an  Communen  und  Verbände  s.  Ein.  I,  §.  49 
u.  bes.  V.  Reitzcnstein,  im  Schönberg'schen  Handb.  III,  2.  Abtb.  (4.  A.  1898) 
S.  115  u.  Ders.  im  Jahrb.  f.  Gesetzgeb.  u.  Verwalt.  B.  11  u.  12,  1887,  1888). 
*)  Erg.-H.  16  S.  166  (^hicr  etwas  anders  gruppiri). 
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Staat  ohne  Berlin      Staat  mit  Berlin 

Erhobene  sonstige  directe  Staatssteaern    .    .    .  67.501  75.517 

Davon  Stadtgemeinden 27.738  35.753 

,.      Landgemeinden 39.763  39.763 

Erhobene  directe  SUatssteaern  Überhaupt     .    .  112.951  130.208 

Da?on  Stadtgemeinden 57.530  74.787 

„      Landgemeinden     ...         ....  55.421  55.421 

Gemeindeabgaben •    .    .  147.235  171.715 

Davon  Stadtgemeinden 84.013  108.493 

,,      Landgemeinden 63.222  63.222 

SchuK  Kirchen-,  Kreis-,  Provinzialabgaben  .     .  36.761  37.060 

Davon  Stadtgemeinden    ........  8.143  8.442 

„      Landgemeinden 28.618  28.618 

Alle  Gemeinde-  nnd  Corporationsbgaben  .    .     .  183.996  208  775 

Davon  Stadtgemeinden 92.156  116.936 

„      Landgemeinden 91.839  91.839 

Tab.  14.     Yerglcichung    der    Staats-,    Gemeinde-    and    Gorporations- 
abgaben    in    Prenssen    1883/84,    relative    Zahlen,    Promille    der 

Staatssteaern  '). 

Staat  ohne  Berlin        Staat  mit  Berlin 

Voo^on  7ooVon         7oo  7oovon 
d.  Staats-,        allen           von  allen 

Classen-  directen  Classen-  directen 

u.  Eink.st.  Staatsst.  u.  Eink.st.  Staatsst. 

Gemeindeabgaben  überhaupt 3233 

nur  in  den  Stadtgemeinden  2820 

„    „    „    Landgemeinden  4024 

„    „  Berlin 2649 

provinc.  Maxim,  überhpt.^)  4851 

i.  d.  Städten  3)  4546 

„  Landgem.*)  6974 

„      Minim.  überhaupt'*)  1754 

„    i.  d.  Städten*)  1969 

„     „Laüdgem.**)  1409 

u.  Ck)rpor.abgaben  überhaupt    .     ,  4041 

nur  in  den  Städten  3090 

„  Landgem.  5850 

Berlin   .    .  2681 

prov.  Max.  überhpt^)  6765 

„  i.d. Städten')  4974 

.,  „Landgem.*)  11177 

Min.  Uberhpt.»)  2199 

„i.d.  Städten»)  2169 

„       „       „  „  Landgem. »)  2246 


Gemeinde 


»»        ♦» 


1^  »» 


1304 

3134 

1319 

1460 

2777 

1451 

1141 

4024 

1141 

1419 

1859 

— 

2123 

— 

1903 

758 

1049 

— 

467 

— — 

— 

1629 

3811 

1603 

1602 

2993 

1564 

1657 

5850 

1657 

1436 

2238 

— 

2323 

— . 

2596 

— 

950 

— 

1156 

745 

— 

Es  ergiebt  sich  hier  deutlich,  dass  die  Belastung  mit  Gemeinde- 
tind   soDStigen  Corporationsabgaben  fast  durchweg  stärker  als  mit 


1)  Erg.Heft  16,  S.  267. 

-)  Max.  in  Westfalen  bei  der  Classen-  u.  Eink.steaer,  Rheinland  bei  allen. 

^)  Max.  in  Schleswig-Holstein  in  beiden  Reihen. 

*•)  Max.  in  Westpreussen  in  erster  Reibe,  Rheinland  in  zweiter. 

^)  Min.  in  Sachsen  beide  Male  in  allen  drei  Fällen. 

*)  Max.  in  Sachsen  in  erster  Reihe,  Westpreassen  in  zweiter. 

^)  Max.  in  Schleswig-Holstein  beide  Male. 

*)  Max.  in  Westpreussen  beide  Male. 

^  Min.  in  Sachsen  beide  Male  in  allen  drei  Fällen. 
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directen  Staatsstenern  war,  selbst  in  den  Landgemeinden,  vollends 
in  den  Städten.  Nor  selten  sinkt  in  jenen  die  erstere  Belastung 
unter  den  Betrag  der  directen  Staatssteuern  hinab.  Es  bestätigt 
das  die  früheren  Ausführungen  über  die  Nothwendigkeit  einer 
Steuerreform. 

Die  einzelnen  Profinzen  zeigen  starke  Verschiedenheiten.  Das  kann  hier  nicht 
genauer  rerfulgt  werden.  In  der  Tab.  14  sind  nur  Angaben  über  die  relatire  Maximal- 
und  Minimalbelastung  enthalten.  Auf  eine  in  demselben  Maasse  absolut  st&rkere  Be- 
lastung mit  Localabgaben  ist  aus  solchen  ZilTcrn  übrigens  nicht  za  schlieasen. 
Niedrigere  Veranlagungen  in  der  staatlichen  Grund-  und  Geb&udesteuer ,  wie  im 
Ganzen  im  Osten,  unvollkommenere  Einschätzungen  zur  Classen-  und  Einkommensteuer 
wie  For  der  1891er  Reform  allgemein,  aber  wieder  local  und  profinzial  in  ungleichem 
Maasse,  schlechter  wohl  im  Westen,  verschieden  tlbrigens  auch  zwischen  Stadt  und 
Land,  mtlsscn  nothwcndig  auch  relativ  hohe  Localsteuerbelastnngen  der  Staatsstenern 
mit  sich  bringen,  selbst  wenn  der  absolute  Betrag  dieser  Belastungen  m&ssig  ist 
Verglcichungen  der  Kopfbclastungen  mit  Gemeindesteuern  in  den  Städten  s.  oben  in 
Tab.  9  und  10. 

Wie  in  1883/84  die  Gemeindeabgaben  speciell  die  Stadt-  und  Landgemeinden 
auf  den  Kopf  belasteten,  zeigt,  in  Ergänzung  der  Tab.  9,  folgende  Tab.  15,  zu^eich 
mit  Unterscheidung  der  directen  und  iudirecten  Abgaben  und  zum  Vergleich  mit 
Beifügung  der  Erträge  nutzbaren  Gemeindevermögens  (Erg.-Heft  16,  S.  265). 

Tab.  15.     Gemeindeeinnahmen   auf  den    Kopf  in   Mark   in   den 

prcussischen   Gemeinden   1883/84. 

Aas  Gemeinde-  Aus  directen  Aus  indirecten 

vermögen  Steuern  Abgaben 
Städte  Ldgem.  überh.  Städte  Ldgem.  überh.  Städte  Ldgem.  überh. 

Staat  ohne  Berlin  .     .    3.66     1.28      2.11  9.59      3.99      5.93  0.48     0  03      0.18 

„    mit        „       .     .    3.34     1.28      2.05  11.00      3.99      6  63  0.46     0.03      0.19 

Berlin 0  96      —        0  96  21.50       —     21 50  0.03      —       0.81 

Prov.  Max.^     ...     7.44     5.48      4.96  14.28      7.91    10.03  2.41     0.29      1.07 

„     Min.«)      .     .     .     1.71     0.09      0.71  5.07      1.26      2.64  0.00     0.00      0.00 

Die  KopfbelastUDg  durch  direete  Gemeindesteuern  war  hier- 
nach in  den  Städten  durchschnittlich  2  —3  mal  so  hoch  als  in  den 
Landgemeinden.  Aber  auch  diese  erreichten  eine  Belastung  von 
durchschnittlich  mehr  als  dem  Betrage  der  staatlichen  directen 
Steuern  bloss  mit  Gemeindeabgaben  (1883/84  4.02  gegen  3.52)  und 
eine  weitere  Belastung  zur  vollen  Hafte  dieser  Staatsstenern  mit 
sonstigen  Corporationsabgaben  (1.82  M.)  auf  den  Kopf*).  Die 
indirecten  Gemeindesteuern  waren  nur  in  Hessen-Nassau,  thatsäch- 
lieh  nur  im  Bezirk  Hessen  von  erheblicherer  Bedeutung ,  dann  in 
den  Städten  Schlesiens,  Posens,  Hannovers  noch  etwas  ins  Gewicht 
fallend.  Auf  dem  Lande  waren  sie  überall,  ausser  Hessen ^  un- 
wichtig und  fehlten  mehrfach  ganz. 

')  Aus  Gcm.verm.  Hannover  Städte,  Hessen-Nassau  Landgem.  und  Oberbaopt 
(abgesehen  von  Iloheuzollerii);  aus  dir.  St.  Kesäen-Kassaa  Städte,  Schleswig-Hdstein 
Landgem.  und  überhaupt;  aus  indir.  St.  Hessen-Nassau  (alle  3  Fälle), 

^)  Aus  Gcm.verm.  Posen  Städte,  Ostprcussen  Landgem.  und  Uberliaiipt;  aas 
dir.  Steuern  Posen  (alle  3  Fälle);  aus  indir.  St.  Westfalen  (aUe  3  FäUe). 

»)  Erg.-Heft  16,  S.  251. 
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Ads  den  Berechnangen  über  die  Belastangen  mit  Gemeindesteuern  in  den  Yor- 
Ugen  zu  den  grossen  Beformen  von  1893  seien  hier  noch  folgende  Daten  angeführt 
In  1891/92  beliefen  sich'): 

Tab.   16.      Belastungen     der    Staatsstonorn     darch    Gemeindesteuern 

1891/92   in    Procenten. 

205  grössere  Städte  Aasgewählte  Städte      Ausgewählte 

über  10  000  Einw.  unter  10  000  £inw.    Landgemeinden 

Grundsteuer  •     •     •    •    \            «7                           ha  /    ^-7 

Geb&udcsteuer    .    .    .    /           ^'                           '*  \    80.8 

Gewerbesteuer    ...                   8                           27.5  43.8 

Einkommensteuer    .    .                164                          180  123 

Dgl.  incl.  Miethsteuer                190                           —  — 

Die  überwiegende  Belastung  der  Einkommensteuer  mit  Zu- 
schlägen tritt  hier  deutlich  hervor.  In  einzelnen  Fällen  werden 
diese  Procente  natürlich  in  Stadt-  und  Landgemeinden,  bei  dieser 
wie  bei  anderen  Steuern,  noch  stark  überstiegen. 

Es  kamen  Zuschlagprocente  zu  der  Classen-  und  Einkommensteuer  früher  (7or 
der  1891er  Einkommensteaerreform)  ?on  300,  400,  500,  selbst  650  7o  ^^  Städten,  auf 
dem  Lande  auch  bis  300  und  400  Vo  ^^r*  ^^^  ^^^  besseren  Einschätzungen  nach 
dem  Gesetz  von  1891  haben  sie  ermässigen  lassen.  Aber  auch  jetzt  sind  öfters  noch 
Zuschläge  von  200  7o  ^^^  darüber  verblieben.  S.  Daten  in  der  Statistik  der  Denk- 
schrift V.  1892,  ältere  im  staust.  Erg.-Heft  IX,  S.  106,  fUr  1880/81.  Damals  hatten 
49  Städte  Zuschläge  von  über  300  %  zur  Classen-  und  Einkommensteuer,  die  meisten 
im  Kegierungs-Bez.  Düsseldorf,  Arnsberg,  Marienwerder.  Gleichzeitig  hatten  damals 
85  Städte  mehr  als  200  7o  Zuschläge  zur  Staatsgebüude-  und  33  zur  Staats- 
grnndsteuer. 

§.  33.    Verbältnisse  nach  der  Reform  von  1893. 

Die  ganze  schwerwiegende  Bedeutung  der  Communalsteuer- 
reform  von  1893  hat  sich  schon  im  ersten  Jahre  der  Durchführung 
des  Gesetzes  in  der  Verschiebung  der  Steuerlast  zwischen 
den  Steuerarten,  der  Herabminderung  der  Communal- 
Kuschläge  (auch  bei  den  Realsteuern,  wenn  man  bei  diesen  an 
die  Wirkung  der  Uebernahme  der  bisherigen  Staatssteuern  an  die 
Gemeinden  denkt),  der  stärkeren  Belastung  der  Realsteuern, 
der  schwächeren  der  Einkommensteuer,  der  Entwicklung 
anderer,  indirecter  Verbrauchs-,  Verkehrssteuern  in  den  Ge- 
meinden, der  Verminderung  des  Steuerbedarfs  (wenn  nicht 
absolut,  so  relativ)  Dank  der  Entwicklung  der  anderen  ordent- 
lichen Einnahmen,  besonders  der  Gebühren  (Beiträge)  gezeigt. 
Allerdings  ist  darauf  die  Ueberlassung  der  drei  grossen  Staats- 
realsteuern an  die  Gemeinden  von  besonderem  Einfluss  gewesen. 
Sie  eröffnete  den  Gemeinden,  wenigstens  zunächst,  solange  der 


')  S.  die  Denkschrift  zu  den  SteuergcsetzentwUrfen  vom  2.  November  1892«  nebst 
Anlagen.  Auszug  bei  Schanz  Fin.arch.  X,  S.  333.  —  Die  betreffenden  selbständigen 
Gemeindesteuern  sind  den  verwandten  Staatsstcuern  zugerechnet.  „Ausgewählte" 
Städte:  je  1,  u.  dgl.  Landgemeinden:  je  2  aus  jedem  Kreis. 
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Steuerbedarf  nicht  wieder  absolut  stark  gestiegen  war,  die  Mög- 
lichkeit einer  erheblichen  Herabminderang  der  bisherigen  Communal- 
steuem  (in  Zuschlagsform  wie  in  Form  eigener  Steuern),  in  der 
Doppelform  der  Personal-  wie  der  Realsteuern.  Das  Verhältniss 
zwischen  diesen  beiden  hat  sich  ziemlich  allgemein  zu  Gunsten 
der  ersteren  verschoben,  d.  b.  diese  decken  jetzt  eine  geringere 
Quote  des  Steuerbedarfs  als  vordem  im  Vergleich  mit  den  Real- 
steuern. Aber  die  letzteren  stellten  sich  auch  ihrerseits  vielfach 
für  die  damit  Belasteten  absolut  niedriger  als  früher,  d.  h.  die 
Censiten  zahlen  einstweilen  oft  an  solchen  nunmehrigen  alleinigen 
Communalsteuem  weniger  als  vor  der  Reform  an  Staats-  und 
Communalsteuern  zusammen,  die  Personalsteuer -Ceusiten  tragen 
dagegen,  als  Ganzes  betrachtet  —  anders  steht  es  mit  den  einzelnen 
Abtheilungen  dieser  Censiten,  nach  Einkommenhöhe  und  Art  ge- 
gliedert —  wegen  der  vollständigeren  Veranlagung,  der  theilweisen 
Erhöhung  des  Steuertarifs  (bei  den  Einkommen  über  30.000  M. 
hinaus),  der  Hinzufügung  der  staatlichen  Ergänzungssteuer  (Ver- 
mögenssteuer) und  bei  der  doch  immer  noch  verbliebenen  Belegung 
der  Einkommensteuer  mit  Communalsteuerzuschlägen  auch  absolut 
nicht  immer  weniger,  öfters  mehr  als  bisher.  Der  schwer  zu  brechende 
Einfluss  des  Realitätenbesitzes  in  den  Gommunalorganen  und  Ver- 
tretungen ist  daran  wohl  betheiligt,  trotz  den  auf  stärkere  Hin- 
schiebung der  Gommunalsteuer  auf  die  Realsteuer  hinzielenden  Be- 
strebungen und  Bestimmungen  des  Communalabgabegesetzes.  Diese 
Bestimmungen  werden  indessen  bei  der  weiteren  Entwicklung  des 
Steuerbedarfs  doch  ihren  Zweck  mit  der  Zeit  erreichen. 

S.  für  das  Alles  die  näheren  Aasführungen  in  der  gen.  Denkschrift  yon  1896. 
Ans  den  Tabellen  derselben  sind  hier  die  folgenden  Hauptdaten  zasammengesteUt, 
nm  den  Erfolg  der  Reform  zum  Ueberblick  zu  bringen.  S.  folgende  Tab.  17,  dann 
Tab.  19  auf  S.  M  und  95. 

Tab.  17.    Finanzbedarf  und  dessen  Deckung  in  den  prenssischen 
Städten,  vor  (1894,95)  und  nach  (1895/96)  der  (iommunalsteuerreform*). 

Städte  über      davon    Städte  unter        alle 
10.000  Einw.     Berlin    10.000  Einw.    Städte 


202 

967 

1169 

1000  M. 

1000  M. 

1000  M. 

1000  M. 

1. 

Finanzbedarf 

1894.95 

178.893 

46.202 

27.209 

206.101 

«« 

1895/96 

205.245 

51.448 

81.599 

236.845 

2. 

Einnahme  Gebühren 

1«94  95 

18454 

2.331 

1.408 

19.862 

n                                  «» 

1895/96 

21.585 

2.810 

1595 

23.181 

3. 

Einnahme  Beiträge 

1894/95 

4.182 

1.773 

359 

4.541 

»»              »» 

1895/96 

4.850 

2.065 

445 

5.295 

4. 

Einn.  indirecte  Steuern 

1894  95 

10.124 

1.032 

904 

11.028 

»»            j»              tt 

1895/96 

17.342 

3.034 

1.644 

18.986 

*)  Gen.  Denkschr.  S.  88.    VoranschlagszifTern. 
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5.  Einn.  Bauplatzsteuer^) 

6.  Einn.  Betriebssteucr') 


»« 


»1 


7.  Nr    2  —  6  decken  Fom 

Finanzbedarf  ^o 
do.  do. 

8.  Einn.  Einkommenst. ") 


»» 


»♦ 


9.  D.  h.  Nr.  8    7o  vom 
Finanz-Bedarf 
do.  do. 

10.  Einn.  Grondstener^) 


»» 


11.  Einn.  Geb&adestener 

12.  Einn.  Gewerbestenor 


13.  Summe  10—12  Realst. 

„  do. 

14.  D.  i.  Nr.  13  vom  Finanz- 


do. 


Bedarf  «/o 


do. 


Städte  Ober 

davon 

Städte  unter 

alle 

10.000  Einw. 

Berlin 

10.000  Einw. 

Städte 

202 

967 

1169 

1000  M. 

1000  M. 

1000  M. 

1000  M. 

189495 

16 

16 

1895/96 

1.048 

1.000 

17 

1.065 

1894/95 

125 

60 

185 

1895.96 

919 

195 

193 

1.111 

1894  95 

18.4 

11.1 

10.1 

17.3 

1895/96 

22.3 

17.7 

12.4 

21.0 

1894/95 

123448 

34.900 

19.111 

142.559 

1895,96 

90.028 

21.652 

14.687 

104.716 

1894/95 

69.0 

75.9 

70.3 

69.2 

1895/96 

43.9 

42.1 

46.5 

44.2 

1894/95 

2.649 

— 

1.552 

4.171 

189596 

4.531 

2.639 

7.170 

189495 

16.302 

6.164 

2.837 

19.139 

1895/96 

45.023 

15.062 

6.536 

51.559 

1894/95 

3.276 

976 

4.252 

1895.96 

19.493 

5.630 

3.804 

23.396 

1894/95 

22.441 

6164 

5.335 

27.776 

1895/96 

69.366 

20.693 

12.979 

82.346 

1894/95 

12.6 

13.4 

19.6 

13.5 

1895/96 

33.8 

40.2 

41.1 

34.8 

Trotz  durchweg  gestiegenen  Finanzbedarfs  ist  die  Deckung  des- 
selben in  den  Städten  durch  die  Dank  dem  Communalabgabegesetz 
stärker  entwickelten  Gebühren,  Beiträge  und  Nebensteuern  (Nr.  2 — 6) 
durchweg  nach  der  Beform  eine  relativ  (übrigens  auch  absolut) 
stärkere  (Nr.  7),  diejenige  durch  die  grossen  directen  Personal- 
und  Realsteuern  eine  schwächere  geworden  (Nr.  9  und  14).  Inner- 
halb dieser  grossen  directen  Steuern  ermöglichte  die  Ueberlassung 
der  Realsteuem  des  Staats  an  die  Gemeinden  und  die  eigene 
stärkere  Heranziehung  der  Realsteuern  zur  Deckung  der  Communal- 
lasten  eine  starke  absolute  Entlastung  der  Gemeinde-Censiten  von 

^)  Die  Banplatzstener  in  Berlin  ist  wieder  aufgehoben  und  die  geringen  im  gen. 
Jahre  wirklich  verein  Dahinten  Beträge  sind  wieder  zurückgezahlt  worden.  S.  Bcrl. 
Statist.  Jahrb.  22,  f.  1895,  S.  543  (Berl.  1897). 

^)  Zoschläge  zar  Betriebssteuer  und  besondere  Betriebssteuer. 

')  Zuschläge  zur  Staats -Einkommensteuer,  besondere  Gemeinde  -  Einkommen- 
steuern, Mieths-,  Wohnungs-  und  sonstige  (übrigens  factisch  so  gut  wie  fehlende) 
Anfwandsteuern  im  Sinne  des  §.  2B  Abs.  2  des  Comm.-Abg.-Gesetzes.  Die  Ziffer  in 
der  Rubrik  Beriin  setzt  sich  1894/95  aus  21.759.000  Einkommen-  u.  13.140.000  M. 
Miethsteuer  zusammen,  1895/96  bedeutet  sie  nur  erstcre,  die  Miethsteuer  war 
auijgehoben. 

*)  Die  Gebäudesteuer  umfasst  in  Berlin  die  Grundsteuer  mit.  Bei  den  Städten 
über  10.000  Einw.  findet  sich  im  J.  1894  95  ein  Grund-  und  Gebäudestouer  un- 
getrennt enthaltender  Betrag  von  214.000,  1895/96  von  220.000  M.,  der  in  der 
Tabelle  bei  diesen  beiden  einzelnen  Steuern  nicht  mit  eingerechnet  ist,  wohl  aber 
in  der  Summe  der  Reakteuern  (Nr.  13)  bei  diesen  Städten  und  in  der  General- 
samme bei  allen  Städten. 


94 


6.  B.  Uebersichten  der  Bestcaerang.  Preosseo.  §.  89. 


Tab.  19.    Ycränderangen  im  Steaerwesen  dor  prenssischen 

Städte  über 


10.000  Einwohner 

202 

Zahl  der  Städte 

1894/95 

1895/96 

GemeindcbelastODg  der  Einkommensteuer  mit  ^/o:  0 — 

— 

•1                 11                11                 11 

1—100 

12 

60 

11                 «1               11                 >» 

101—150 

61 

82 

1*                              11                           1)                              n 

151—200 

72 

38 

*1                              t1                           11                              1» 

über  200 

57 

22 

„                 ,.     Grondsteaer           „ 

7o-  0     .    . 

31 

11                 1»              11                   1» 

1     100 

145 

23 

1»                 11              1»                   1» 

101     151      . 

16 

91 

»1                 11              11                   11 

151—200      . 

5 

83 

11                 11              »1                   1» 

über  200 

5 

5 

„                 ,,     Gebäadesteaer 

7o:  0      .     . 

23 

— 

1»                 )i              11                   11 

1     100      . 

148 

23 

11                 11              11                   1» 

101—150 

19 

90 

1»                  11              11                   11 

151    200     . 

5 

as 

*»                 11              11                   1» 

über  200 

7 

6 

„                 ,,     Gewerbesteuer       „ 

0/    .     A 
;0.     U 
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1»                 11             11                   11 

1     100 

105 

29 

11                 11              11                   1» 

101—150      . 

3 

93 

11                 11              11                   11 

151—200      . 

1 

77 

11                 11              11                   11 

über  200 

4 

Es  erhoben  Gebühren 

•         •«■•■ 

151 

186 

„          Beiträge 

•                  4 

78 

89 

„          indirectü  Steuern,  Biersteuern*) 

• 

50 

119 

1,                „       andere  Verbrauchssteuern 

17 

19 

,.                ,,       Lustbarkeitssteuern 

151 

184 

11                ,,       Handestcuern      .     .     . 

196 

201 

„       Umsatzsteuern     .     .    . 

7 

100 

„                „       andere  indirecte      .     . 

25 

26 

M          Bauplatzsteuern       

— 

10 

besondere  Betriebssteuern     .     . 

— 

— 

11                ,,          Grundsteuern        .     . 

8 

6 

„                „          Gebäudesteuern     .     . 

7 

1 

„          Gewerbesteuern     .     . 

— 

1 

„          Einkommensteuern     . 

4 

2 

„          Mieths-,  Wohnungs-  oder  andere  Au 

fwj 

iud 

SSt( 

2ue 

rn 

4 

2 

communalen  Einkommensteuern  und  verwandten  (Nr.  8)  und  eine 
sehr  starke  absolute  Steigerung  der  Commuualeinnahmen  ans  den 
ihnen  jetzt  allein  zustehenden  Realsteuern  (Nr.  13,  10 — ^^12). 
Vollends  die  relative  Vertheilung  der  Last  aus  den  grossen  directen 
Steuern  ist  in  den  Städten  stark  nach  der  Seite  der  Einkommen- 
steuern fortgeschoben  worden  (Nr.  14  verglichen  mit  Nr.  7):  das 
Ziel  der  Reform.  Nur  die  eingetretene  Verminderung  der  Belastung 
mit  directen  Realsteuern  bewirkt,  dass  die  Gesammtbelastung  der 
Personal'  und  Realsteuer -Gensiten,  mit  Staats-  und  Gemeinde- 
steuern zusammen,  sich,  wie  bemerkt,  nicht  ebenso  verschoben  hat 

^)  Bei  Berlin  ist  keine  Biersteuer  angegeben,  wohl  die  Baumalzsteaer  unter  den 
„anderen  indirecten''  aufgeführt. 


CommnoklstencnUltelik.    Ntwh  der  Befoim  tos  1 


lo  im  Gefo 

go  dar  C 

amnmsa 

stenerefarm  von 

1893. 

Davon 

Städte  ualer 

Alle 

Landsemeinden' 

BerliD 

StSdte 

1 

967 

1169 

c*.  35,000 

Zahl 

Zih 

Zahl 

Zahl 

95    1895;96 

1894/95 

1895/96 

1894/95      1895/96 

1894/95       1895/96 

— 

30 

30 

30            30 

3,058          3.178 

1 

209 

410 

221           470 

20.148        22.637 

243 

802 

309          384 

5.256          4.537 

232 

146 

304           189 

3286          2.490 

250 

78 

307           100 

2.888          2,492 

196 

11 

227            11 

1.953           1.046 

521 

267 

660          290 

23,002        21.458 

155 

352 

171          443 

4,891           6  288 

72 

297 

77           380 

2.835          4,200 

19 

38 

24            43 

2.185          2.519 

179 

12 

202            12 

2,303           1,046 

546 

267 

694          290 

22.658        21 373 

1 

154 

356 

173          446 

4,844          6  348 

63 

293 

68          376 

2,807          4,205 

22 

38 

29            44 

2,126          2.409 

459 

11 

r,52            11 

9.824          4,240 

422 

275 

527          304 

16.529         17,990 

1 

58 

369 

61           461 

2.838          5,424 

18 

285 

19          362 

1.604          3,743 

6 

25 

6            29 

1.231          2.273 

1 

486 

Ö59 

637           745 

V                     ? 

I 

108 

118 

186          207 

?           ? 

74 

301 

124          420 

103             574 

67 

71 

84            90 

1.058           1,031 

— 

615 

821 

766         1005 

8.538         13,264 

Die  VeränderongCD  specicU  in  Boiliu  sind  noch  aus  folgender  Tabelle  18  istwaa 
genaaer  zu  reifolgea  (Berl.  Stat,  Juhtb.  f,  1895,  S.  551  (Fioalabdcblusse]. 


Tab.  18.     BorliDsGei 


Gemeindegrandstcu 
HaDSSlener  .  . 
Mieihsteaet      .     . 


■i  lOOO  M. 
1894,95 
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1894/95 

1895/96 

Umsatzsteuer         .    . 

• 

837 

Braamalzsteaer     .     . 

562 

644 

Handesteuer     .     .     . 

470 

464 

Summe  Steuern  . 

.    41.652 

43.921 

S.  zum  Vergleich  Paris,  Fin.  IIL  S.  870,  871,  891. 

Einen  genaueren  Einblick  in  die  mit  der  Reform  eingetretenen  Verschiebangen 
der  Steuerlast,  in  die  Veränderungen  der  SteuerhOhe  bei  den  grossen  directen  Steuern 
und  die  Aenderun^en  in  den  sonstigen  Stcuerarten,  bei  Gebühren  und  Beiträgen 
gewährt  die  Tab.  19  auf  Seite  94  u.  95  nach  den  Daten  der  gen.  Denkschr.  S.  90  ff. 

Die  Zahlen  dieser  Tabelle  19  sind  sehr  lehrreich.  Es  zeigt  sich, 
insbesondere  bei  den  Städten,  wie  die  Einkommensteuer  allgemein 
erhebliche  Ermässigungen  (Zunahme  in  den  Reihen  der  niedrigen 
Zuschläge,  Abnahme  in  denen  der  hohen),  die  Realsteuem  um- 
gekehrt allgemein  weseutliche  Erhöhungen  (Abnahme  in  den  Reiben 
der  niedrigen,  Zunahme  in  denen  der  hohen  Zuschläge)  erfahren 
haben.  Bei  letzteren  Steuern  offenbart  sich  freilich  wieder  stark 
der  Einfiuss  ihres  Uebergangs  vom  Staat  an  die  Gemeinden. 
Mehrfach  hatten  die  Realsteuern  in  den  Städten  früher  gar  keine 
Zuschläge  gehabt,  jetzt  sind  tiberall  solche  erfolgt,  bezw.  die  vom 
Staate  erhobenen  ganz  oder  wenigstens  in  Quoten  beibehalten 
worden.  Gebühren  sind  in  erheblich  mehr  Städten,  Beiträge  wenig- 
stens in  einigen  mehr  eingeführt  worden.  Von  den  in  der  preussi- 
schen  amtlichen  Terminologie  sogen,  indirecten  Steuern  haben  die 
bisher  wenig  verbreitete  Biersteuer  und  Umsatzsteuer  (vom  Immo- 
bilienverkehr bei  Rechtsgeschäften  unter  Lebenden)  rasch  viele 
Städte  neu  eingeführt,  die  schon  stark  verbreitete  Lastbarkeits- 
und Hundesteuer  noch  weitere  angenommen.  Die  wenig  verbreiteten 
sonstigen  Verbrauchssteuern  und  andere  indirecte  haben  sich  in- 
dessen auch  jetzt  noch  nicht  viel  ausgedehnt,  die  Bauplatzsteuer 
hat  begonnen,  sich  einzubürgern,  aber  ist  wohl,  wie  in  Berlin, 
mehrfach  nur  erst  ein  Versuch,  die  schon  bisher  nicht  mehr  zahl- 
reichen „besonderen'^  Gemeindesteuern  (statt  der  Zuschlagsform) 
haben  sich  erheblich  vermindert.  Hier  hat  die  Anregung  des  Ge- 
setzes, die  Realsteuern  abweichend  von  den  Staatssteuern  nach  den 
localen  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  einzurichten,  also  noch  nicht 
recht  Erfolg  gehabt.  Die  Mieth-  u.  dgl.  Steuern  sind  zum  Theil 
verschwunden,  darunter  in  dem  wichtigen  Falle  Berlins. 

Für  die  Landgemeinden  lässt  sich  eine  ähnliche  Entwick- 
lung nachweisen.  Bemerkenswerth  ist  die  ausserordentliche  Zu- 
nahme der  hier  schon  bisher  ziemlich  verbreiteten  Lustbarkeits- 
steuern. Die  Hundesteuer,  welche  über  ^/^o  der  Städte  jetzt  haben. 
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ist  in  den  Landgemeinden  nicht  so  verbreitet,  aber  dafür  dehnt  sie 
sich  als  Ereissteuer  mehr  ans^). 

Im  Ganzen  ist  doch  bereits  im  ersten  Jahre  nach  dem  Inkraft- 
treten des  neuen  Gesetzes  viel  erreicht  worden.  Die  Umgestaltung 
der  grossen  directen  Staatssteuern  verlangt  mehr  Zeit.  Am  Ehesten 
wird  man  wohl  in  den  Städten  mit  der  Umbildung  der  Gewerbe- 
steuer vorgehen.  Hier  ist  neuerdings  auch  das  ,,socialpolitische'' 
Problem  einer  stärkeren  Belastung  der  grossen  Verkaufsmagazine 
(Waarenhäuser  y  Bazars,  grosse  Consumvereine)  in  Erörterung  ge- 
zogen worden  y  ohne  bisher  zu  einer  practischen  Lösung  zu  ge- 
langen. 

2.  Abschnitt. 

Andere  deutsche  Staaten.     1.  Sachsen. 

Kar  die  Besteaerong  in  den  grosseren  Mittelstaaten  soll  hier  in  ihrer  Entwick- 
lang and  Gestaltong  übersichtlich,  aber  mit  Beschränkung  auf  das  Hauptsächliche 
nod  Gharacteristische  behandelt  werden  —  soweit  als  thunlich  kurzer  als  die  preussische 
Bedteaernng,  was  bei  der  Eigenartigkeit  mancher  Verhältnisse  freilich  nicht  immer 
mjVglich  ist,  wenn  das  Verständniss  nicht  leiden  soll.  —  Auf  die  Besteuerung  der 
abrigen  Staaten  wird  nur  zur  Orientirung  ein  Blick  geworfen. 


1.  Sachsen  (Königreich). 
a.    Staatsbesteuerung. 

Das  hauptsächliche  allgemeine  finanzwissenschaftliche  Interesse  der  sächsischen 
Staatsbesteuening  dreht  sich  um  die  Einführung  der  Einkommensteuer  1874  tf. 
und  die  damit  verbundenen  Maassregeln  anf  dem  Gebiete  der  directen  Besteuerung 
(unten  §.  36). 

§.34.  Erste  Periode.  Die  ältere  Steuerverfassung 
(bis  zum  Erlass  der  Verfassung  von  1831). 

In  diesem  durch  die  Ereignisse  von  1813 — 15  bekanntlich  auf 
weniger  als  die  Hälfte  seines  bisherigen  Gebiets  und  etwa  drei 
Fünftel  seiner  früheren  Bevölkerung  verkleinerten  ehemaligen  Kur- 
staate ist  es  weder  während  der  französischen  Kriegs-  und  Rhein- 
bnndzeit,  noch  im  ersten  halben  friedlichen  Menschenalter  nach 
dem  Schlnss   dieser  Periode  zu  einer  durchgreifenden  Reform  der 


*)  S.  die  gen.  Denkschr.  S.  10  ff.  Projecto  zur  Einfahrung  communaler  Luxus- 
and  rcrwandter  Steuern  (auf  Equipagen.  Keitpferdo,  Fahrräder,  Automaten,  Katzen, 
Tauben  u.  s.  w.)  sind  hervorgetreten ,  aber  nicht  genehmigt  worden.  —  Für  die  viel- 
lach verschiedene  Entwicklung  in  den  einzelnen  Provinzen  muss  auf  die  grossen  Ta- 
bellen der  Denltschrift  selbst  verwiesen  werden.  Einige  Verschiebungen  zwischen 
den  PenM>nal-  und  Realsteuerbelastungcn  erklären  sich  übrigens  durch  besondere  Um- 
stände, namentlich  durch  die  in  1895/96  in  Wirksamkeit  getretene  Revision  der 
Gebändosteaer. 

A.  Wagner,  FinajuwiaBensehaft  IV.  7 


98  6-  S*  Uebersichten  der  Besteueraog.  Sachsen.  §.  34. 

Staatsbestenernng  gekommen.  Das  schwierige  Problem  in  anderen 
deutschen  Staaten  (den  meisten  grösseren,  besonders  Sttddeutsch- 
lands,  und  Preussen),  die  Steuerverfassung  neu  annectirter  Oebiete 
der  heimischen  zu  assimiliren,  entfiel,  nach  Lage  der  Dinge,  in 
Sachsen. 

Die  bisherige  Staatsbesteuerung  hatte  sich  in  ihren  noch  be- 
stehenden Formen  seit  dem  17.  Jahrhundert  eingebürgert,  war  in 
diesem  und  im  18.  Jahrhundert  etwas  ausgebaut  worden,  für  die  Ver- 
hältnisse auch  selbst  des  ersten  Drittels  des  19.  Jahrhunderts  aber 
doch  wesentlich  veraltet.  Sie  bestand,  in  gewissen  principiellen 
Hauptpuncten  ähnlich  wie  im  alten  preussischen  Staat,  vomemlich  in 
einer  Verbindung  von  directen  Grund-,  Gewerbe-  und 
Personalsteuern,  einer  vorherrschenden,  sehr  mangelhaften 
Ertragsbesteuerung,  mit  einem  System  innerer,  vor- 
nemlich,  aber  nicht  allein,  Verbrauchssteuern  enthaltender 
Äccisen,  woran  sich  massige  Zölle  (Grenzzölle,  sogen.  Qrenz- 
accise),  Stempel  und  verschiedene  weitere  Steuer-  und  gebühren- 
artige Einnahmen  anschlössen. 

Ton  den  directen  Steuern  beruhten  insbesondere  die  Grand-  und  Fer- 
wandten  Steuern  auf  ?on  ?omberein  (im  17.  Jahrhnndert,  1628,  1660)  sehr  un- 
genügend gewesenen,  seitdem  wenig  verbesserten  und  immer  unroUkommener  ge- 
wordenen Katastern,  nach  denen  gleichwohl  unter  verschiedeneu  Namen  (Schocksteuem. 
Theile  der  sogen.  Quatembersteuern.  zum  Theil  auch  Cavallerieverpflegangsgelder  auf 
dem  Lande  u.  A.)  und  in  starker  Erhöhung  der  ursprünglichen  Sätze  diese  Steueni 
vertheilt  wurden.  Die„Schockstcuern"  waren  ursprünglich  nach  der  in  „Schocken*' 
(zu  20,  später  zu  60  Groschen)  erfolgten  Schätzung  des  Grundstttckwerths  aaigelegt 
worden  und  führten  daher  ihren  Namen,  sie  wurden  auch  wohl  Pfennigsteaern 
genannt,  nach  ihrer  Ausschreibung  in  so  und  so  viel  Pfennig  vom  „Schock**  des 
GrundstUckwerths.  Die  „Quatembersteuern**  wurden  nach  ihrer  Auflegung  Ia 
den  vier  Jahreszeiten  so  genannt  und  hatten  anfangs  (17.  Jahrhundort)  eine  Gewerbe- 
und  Pcrsonen-(Kopf-)Steucr  neben  der  Schocksteuer  gebildet,  waren  aber  später 
(18.  Jahrhundert)  auch  auf  den  Grundbesitz  mit  ausgedehnt  worden.  Diese  beiden 
hauptsächlichen  directen  Steuern  waren  an  sich  auch  von  den  Städten  oder  deren 
Bevölkerung  dem  Staate  zu  zahlen.  Doch  sind  sie  hier  nach  der  Einführung  der 
Generalconsumtionsaccise  (1707)  und  der  Mahlsteuer  zum  grossen  Theile  inf 
diese  Abgaben  angerechnet,  bczw.  durch  diese  ersetzt  worden,  so  dass  nur  ein  Rest 
dirccter  Steuern  für  den  Staat  hier  blieb  und  anderseits  von  der  städtischen  Accise 
nur  der  nicht  gegen  die  directe  Stcuerschuldigkeit  aufgerechnete  Theil  in  den  früheren 
Staatsrechnungen  als  eigentlicher  Acciseertrag  (sogen.  Ueberschuss)  galt:  natürlich  nnr 
eine  Sache  von  rechnerischer  Bedeutung  zwischen  den  verschiedenen  Cassen  (fiscalische 
Accise-  und  ständische  Steuercasse).  Die  Accise  dehnte  sich  als  „Land accise** 
mit  gewissen,  mehr  directen  Steuern  auch  auf  das  Land  aus.  Der  ritterschaflich  stark 
verbreitete  Besitz  genoss  auch  in  Sachsen  Steuerfreiheiten.  Die  Ritterschaft  zahlte 
aber  doch  sogen.  Douativgelder. 

Die  alte  Cassentrennung  (Fin.  1,  §.90)  bestand  auch  in  dem  zam  sourerftnen 
Königreich  erhobenen  ehemaligen  Kurstaate  noch  fort  (früher  sogen.  Bentkammercasse 
und  ständische  Steuercasse).  Danach  wurde  auch  bei  Steuern  und  Steuer-  und  ge- 
bührenartigen Abgaben  zwischen  „fiscalischen*'  Abgaben  und  ständischen  Steaern 
unterschieden.  Zu  den  ersteren  gehörten  noch  nach  den  Rechnungen  der  1830er  Jahre 
die  Generalaccisen,  Grenzaccisen  (Zölle),  Fleischsteuern,  Cavallerie-Verpiegiuigsgdlder, 
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za  den  letzteren  die  Schock-,  Qaatember-,  Personen-,  Accis-Uebertragungsstenern,  die 
DonatiFgclder  nnd  Aehnliches  (SchOnbarg'scher  Beitrag),  aber  aoch  die  lYank-,  Mahl-, 
Stempelateoer  (sogen.  Impost). 

Ein  einheitliches  Gebiet  war  der  sächsische  Staat  ferner  weder  in  der  Rhein- 
bnndszeit,  noch  nach  seiner  neuen  Abgrenzung  im  Jahre  1815  für  die  Besteocrang 
bereits  geworden.  Es  verblieb  die  Unterscheidung  von  „alten  Erblandcn''  (seit  1815 
einschliesslich  einzelner  kleiner  Beste  früher  nicht  zu  den  Erblandcn  gehöriger,  bei 
der  Theilung  mit  Preussen  dem  sächsischen  Staate  belassener  Gebietstheiie)  und  von 
„Oberlaasitz"'  (für  den  bei  Sachsen  gebliebenen  Theil  dieses  historischen  Gebiets)  mit 
getrennter,  mehrfach  abweichender  Steaerverfassung.  Einzelne  standesherrliche  Gebiete, 
besonders  die  SchOnbarg'schen  sogen.  Kecessherrschaftcn,  standen  ausserhalb  der  all- 
gemeinen Steaerverfassung  und  fanden  sich  mit  vereinbarten  Leistungen  ab. 

So  war  die  Finanz-  nnd  Steuerverfassung  und  Verwaltung,  das  Cassenwesen, 
die  Behandlang  mancher  Abgabeerträge  als  Zwecksteuern  für  bestimmte  Zwecke  noch 
am  nnd  nach  1806  und  1815  wesentlich  so  wie  in  der  früheren  Zeit  geblieben  und 
sehr  verwickelt.  Das  erschwert  auch  finanzstatistische  Aufstellungen  und  Yergleichungen, 
wobei  u.  A.  die  Verrechnungen  zwischen  der  Generalaccise  und  den  erbländischen 
Accise-Debertragnngssteuern  Schwierigkeiten  bieten. 

S.  Ober  das  ältere  Steuerwesen  Kur-Sachsens  Fin.  lU,  §.  36.  Für  Obiges 
V.  Reden,  Fin.stat.  I,  2.  Abth.  S.  1193  ff.,  eb.  S.  1209  ff.  Statistik  mit  Erläuterungen. 
Cmfasscndo  finanzstatistische  Tabellen  für  die  Zeit  vom  16.  Jahrhundert  bis  1833  giebt 
H.  Wuttke  in  s.  Tab.  zu  Vorträgen  über  sächs.  Finanzgeschichte,  1897,  leider  ohne 
erläaternden  Text.  S.  von  demselben  Verfasser  auch  „die  Einführung  der  Landacciso 
und  der  Generalconsumtionsaccise  in  Sachsen'',  1890.  In  der  ersten  Schrift  Wnttkc's 
S.  30,  dann  bei  Neu  mann,  zur  Gemeindesteuerreform  (1893)  S.  283  ff.,  weitere 
Litteraturoachweise  über  sächsisches  Finanz-  und  Steuerwesen. 

Nach  amtlichen  Angaben  aus  den  Abrechnungen  (bei  v.  Reden  S.  1209)  für 
1824 — 30  war  im  Jahresdurchschnitt  der  Reinertrag  der  „fiscalischen  Abgaben'' 
1.306  Mill.  Thlr.  Ck)nv.-M.  (zu  eigentlich  13^/3.  reell  neuerdinsrs  13.621  . . .  Thlr.  auf 
die  M.  f.  S.,  oder  der  Convent.-Thlr.  hiernach  gleich  c.  1.02783  Thlr.  Courant  des 
14-Thalerfusses,  d.  h.  zu  14  auf  die  M.  f.  S.).  der  Zuschüsse  aus  dem  Steuerärar 
1.039  (0.936  aus  den  Erblanden,  0.102  aus  der  Oberlausitz)  oder  zu^ammen  54.32  7o 
der  Gesammtreineinnahmcn  von  4.316  Mill.  Thlr.  Conv.-Münze  des  Staatshaushalts. 
Nach  dem  Voranschlag  für  1831  fielen  von  der  gleichen  Einnahme  von  4.884 
Mill.  Thlr.  G.-M.  auf  die  in  den  fiscalischen  Abgaben  und  den  ständischen  Steuern 
enthaltenen  Steuern  '2.897  Mill.  oder  59.32  7o*  <^&^on  auf  die  directen  Sceucrn  1.989  Mill. 
oder  40.72  %•  s^^^  ^^^  indirecten  (aber  ohne  Regalien,  wie  Salz,  Geleits-,  Elbzollgold, 
s.  folg.  Tab.  20^  0.908  Mill.  oder  18.60  7o-  Die  ersteren  betrugen  daher  68.66  ^o» 
die  letzteren  nur  31.34  7o  ^^r  Gesammtsteuorn  (rein).  Doch  liegt  hier  die  staatsrecht- 
liche, nicht  wie  in  Tab.  20  die  flnanzwissenschaftiiche  Einthcilung  zu  Grunde,  welche 
die  correctere,  indessen  wegen  der  Einschliessung  einiger  directer  Steuern  in  die 
Accise  doch  auch  nicht  die  völlig  corrccte  ist. 

Nach  dem  noch  auf  Grund  der  alten  Steuerverfassung  aufgestellten  Voranschlag 
fbr  die  Finanzperiode  1834 — 36  war  für  1  Jahr,  bei  Zusammenstellung  der  Etats- 
posten nach  finanzwissenschaftlichen  Grundsätzen  unter  entsprechender  Zerlegung  des 
amtlichen  Budgets,  die  Besteuerung  und  die  übrige  Einnahme  die  folgende  in  Tab.  20 
zar  Debersicht  gebrachte  (aus  den  Uebcrsichten  bei  v.  Reden,  S.  1216  zusammen- 
gestellt, womit  die  Reineinnahmedaten  für  1833  in  Wuttkc's  Tabellen,  S.  27—28 
za  vergleichen  sind). 

Tab.  20.    K.  Sächsische    Staatsbesteuerung  im  Durchschnitt  von   1834—36 
und   sonstige   Einnahmen.     In  1000  Thlr.  Conv.-M. 


Einnahmeart 

Rechtl. 

Kateg. 

roh 

rein 

1. 

Schocksteuer 

erbl. 

St. 

502 

464 

2. 

Qnatembersteuer 

»» 

»» 

700 

640 

3. 

Personensteuer 

it 

«» 

156 

152 

4 

Schön  barg'sch.  Steuer- 

conting. 

it 

it 

4.* 

4.* 

5 

Ritterschaft].  Beiträge 

einseht  Donativ 

»« 

1« 

45 

'  45 

100 


6.  B.  Uebenicbten  der  Besteneraog;.  Sachsen.  §.  84,  85. 


Einnahmcart 

Rechtl.  Kateg. 

roh 

rein 

6.  Cav&11.7orpfleg.g:elder 

fiscal.  Abg. 

846 

337 

7.  Strasscnbaussurr.gelder 

«        »» 

26 

25 

8.  Verschiedene  oberlaus. 

Beiträge  >)                    ( 

}berlaus.  Bewill 

.      76 

76 

A.  Directe  (1—8) 

1.855.« 

1.743. 

9.  Generalaccise') 

fiscal.  Abg. 

698 

247 

10.  Accis-Üebertrag.st. ') 

erbl.  St. 

— 

261 

11.  Floiscbsteuer 

fiscal.  Abg. 

131 

128 

12   Trankstener 

erbL  St. 

164 

123 

13.  M  abisteuer 

«*       »« 

20 

19 

14.  Salinutzungen 

Begal*) 

322 

310 

15.  Grenzaccise  mit  Leipz. 

Handelsabgabe 

fiscal.  Abg. 

287 

238 

16.  ElbzoUgelder 

Begal 

69 

60 

17.  Geleitsgelder 

»t 

114 

92 

B.  Indirecte  (9—17) 

1.805 

1.478 

18.  Stern peMinpost 

erbl.  St. 

106 

100 

19.  Stempelgelder              i 

obcrlans.  Bewil] 

4 

4 

20.  Fabr.stemp. 

fiscal.  Abg. 

1.« 

1. 

21.  Justizamtsporteln  ^) 

Admin.eink. 

186 

115 

C.  Verkehrsst.  (18-21) 

297.« 

220. 

D.  Lotterie«) 

Admin.eink. 

50 

50 

I.  Steuern  (A— D) 

4.408 

3.491 

11.  Post,    Commnnic.abg., 

Veiscbiedenes') 

759 

503 

III.  Dom.,  Forsten  u.s.w.*) 

4.288 

1.200 

Summe  I — III 

9.055 

5.194 

^)  MiHzgelder,  Beitrag  zom 
Milit&r,  Personalsteaeriquira- 
lent,  den  gntuit 

1  *)  GrossentheÜB,  doch  nicht 
ganz  ausschliesslich,  indirecte 
VorbiaachssteaerD. 

*)  Gehört  zd  den  indirectcn 
Steuern  and  ist  im  Bohertrag 
des  Postens  Nr.  9  mit  enthalten. 

^)  Wie  oben  in  den  preoss, 
Tabellen  (Tab.  1.  S.  50)  auch 
bei  „roh"  wesentlich  mit  der 
Nettozahl. 

')  Zum  Theil  QebQhren. 

«)  Auch  bei  „roh**  mit 
NettoziSem« 

s     ^  Post,  Ghaassee-.Brficken- 
gelder,   Feischied«   yerwalt.- 
mnd  andere  Einnahmen, 

^)  Dom&nen,  Forsten,  Berg- 
werke, Fabriken,  Apotiieke, 
Zeitung,  Mttnze,  Floss-  und 
Holzhof-Nutzong,  Zinsen  ron 
Kapitalien,  verschiedene  Ein- 
nahmen der  Oberlaasitz. 

Der  s&chsiscbe  Staatsbaushalt  war  hiernach  doch  in  der  ersten  Periode  nach 
der  französischen  Kriegszeit,  speciell  in  den  1830er  Jahren,  auch  schon  über- 
wiegend auf  Steuerwirthschaft  begründet,  etwa  zu  zwei  Dritteln  seiner  Bein- 
einnahme. Von  den  Steuern  waren  nach  dem  Bob-  und  Reinertrag  directe  beiw. 
46.3  und  49.9,  indirecte  45.3  und  42.1,  Yerkehrssteuern  und  Lottogewinn  8.7  und 
8.0  ^/o«  wobei  indessen  die  Einsetzung  einiger  Posten  in  diese  Kategorieen  bei  dem 
nicht  immer  unzweifelhaften  Character  dieser  Posten  nicht  ganz  sicher  ist.  Dass 
zwischen  directen  und  indirectcn  nebst  Verkehrssteuern  (und  Lotto)  aber  mnnihemd 
ein  Gleichgewicht  nach  dem  Beinertrag  (ein  kleines  Uebergewicht  der  indirecten  und 
Verkehrssteuern  nach  dem  Rohertrag)  bestand,  nicht  das  vorhin  nach  der  staatsrecht- 
lichen Eintheilung  berechnete  Verhältniss  des  Reinertrags  von  */t  •  Vt«  mOchte  im 
Ganzen  richtig  sein.  Immerhin  waren  darnach  damals  die  directen  Staatssteuem  im 
Verhältniss  zu  den  übrigen  etwas  schwächer  ausgebildet  als  in  Preussen  (s.  o.  Tab.  3, 
S.  54).  Das  Verhältniss  zwischen  Ertrags-  und  Personal-(Einkommen-)Steoem  unter 
den  directen  lässt  sich  bei  dem  gemischten  Character  einzelner  Posten  unter  A,  be- 
sonders der  Quatemberstcuer.  nicht  bezificrn.  Jedenfalls  waren  die  directen  Steuern 
aber  weit  überwiegend  Ertragsstcuern. 

§.  35.  Zweite  Periode,  von  der  Einftthrnng  der 
Verfassung  bis  zur  Einführung  der  EinkomroeDStener 
(1830er  bis  1870er  Jahre).  Erst  mit  der  Verfassung  von  1831 
wurde  Sachsen  ein  wirklieh  staatsrechtlieh  einheitliches  Gebiet 
auch  für  die  Finanzen,  das  Kassenwesen  und  die  Bestenerung. 
Die  technische  Unvollkommenheit  der  bisherigen  Bestenerung,  die 
Ungleichmässigkeit  derselben  hatte  zwar  schon  seit  länger  Pläne 
zur  Keform  veranlasst,  besonders  betreffs  der  Grundsteuern.  Nach 
dem  Erlass  der  Verfassung  kamen  diese  Dioge  aber  erst  ordentlich 
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iB  FInss.  Der  Zutritt  Sachsens  zum  Zollverein  (1834)  bedingte 
ohnedem  wesentliche  Veränderungen  der  Zölle  und  inneren  Ver- 
brauchssteuern. So  begann  eine  Reformperiode,  in  welcher  die  alte 
Steuerverfassnng  grossentheils  durch  eine  neue  ersetzt  wurde,  ganz 
neue  directe  und  indirecte  Steuern  an  die  Stelle  der  bisherigen 
traten,  die  Besteuerung  modernisirt  und  unificirt  wurde.  Für  mehr 
als  ein  Menschenalter  lang  wurde  dadarch  eine  neue  Grundlage 
der  Besteuerung,  an  der  dann  in  dieser  Zeit  nur  Einzelnes  weiter 
ausgebaut  und  verbessert  ward,  geschaffen. 

In  der  neuen  Verfassung  (§.  37 — 40)  fanden  die  modernen 
politischen  Grundsätze  der  Gesetzmässigkeit,  Allgemeinheit  und 
Gleichmässigkeit  der  gesummten  Besteuerung  nunmehr  ihre  aus- 
drückliche staatsrechtliche  Anerkennung.  Ein  „neues  Abgaben- 
system'' sollte  danach  festgestellt  werden,  „wobei  die  Gegenstände 
der  directen  und  indirecten  Besteuerung  nach  möglichst  richtigem 
Verbältniss  zur  Mitleidenschaft'^  zu  ziehen  seien  (§  39).  Die  gesetz- 
liche Aufhebung  der  bisherigen  Realbefreinngen  gegen  angemessene 
Entschädigung  wurde  in  Aussicht  genommen  (§.  39).  Neue 
bleibende  Befreiungen  von  Staatslasten  sollten  unzulässig  sein  (§.  40). 

Nach  diesen  Grundsätzen  erfolgte  nun  die  Reform  der  directen 
Besteuerung.  An  Stelle  des  verwickelten  und  veralteten  bisherigen 
Systems  traten  zwei  grosse  neue  Steuern,  eine  die  Gebäude 
mit  umfassende  Grundsteuer  für  die  grandbesitzende  und 
auf  eigenem  Besitz  Land wirthscbaft  treibende  und  eine  Gewerbe- 
und  Personalsteuer  für  die  übrige  Bevölkerung:  ein  System, 
in  welchem  wie  bisher  der  Ertragssteuercharacter  vor  dem  Personal- 
und  Einkommensteuercharacter  durchaus  vorherrschte,  welches  aber 
wenigstens  in  der  Grundsteuer  eine  wesentliche  technische  Ver- 
besserung darstellte. 

Die  Graodstener  war  eine  reine  Ertragssteaer  für  die  ländlichen  Grand- 
stacko  nach  dem  System  des  stabilen  Parcellar-  und  Ertragskatasters  auf  Grand  einer 
umfassenden  Vermessung,  Bonitirung  und  Schätzung  des  mittleren  Ertrags,  für  die  Ge- 
bäude, die  Wohn-  und  gewerblichen  nach  dem  mittleren  Miethwerth- Anschlag,  hier 
unter  Bücksichtnahme  auf  die  durch  Neu-  und  Umbauten  bewirkten  Veränderungen. 
Die  lindliche  Grundsteuer  war  dabei  feiner  durchgeführt  und  berücksichtigte  mehr 
die  indiriduellen  Verhältnisse,  von  denen  der  wirkliche  Ertrag  der  Grundstücke  ab- 
hängt, wie  Klima,  Ortliche  Lage  zum  Bewirthschaftungs-  und  Absatzort,  Beschafien- 
heit  der  Wege,  aJs  die  modernen  Grundsteuersysteme,  namentlich  grosser  Länder, 
dies  sonst  zu  thun  pflegen.  Formell  wurden  sogen.  „Steuereinheiten"'  zu  ^/j  Thlr. 
(10  Neugroschen)  gebildet,  nach  welchen  dann  der  Steuersatz  bestimmt  wurde,  zuerst 
regelmässig  zu  9  Pfennig  (9  ^/g)  Normalsatz ,  wozu  bisweilen  noch  Zuschläge  traten 
(so  1849—59  meist  1,  auch  2,  1867—69  2  und  1  Pfennige,  1845  war  der  Satz 
aber  nur  7,  1846 — 48  8  Pfennige).  Die  sorgfältige  Katasterarbeit  begann  1835  und 
war  erst  1842/43  beendet.  Von  Anfang  1844  an  trat  die  neue  Grundsteuer  an  Stelle 
der  bisherigen  mannigfaltigen,  den  Boden  belastenden  Steuern,  besonders  der  Schock-, 
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Quatembcr-,  Acciscgrandstcuern ,  Ca?allericverpfl6gtmg8gelder  o.  A.  m.  in  den  alten 
£rblandcn  und  den  entsprechenden  Grnndsteuern  in  der  Oberlansitz  (Ges.  y.  9.  Sep- 
tember 1843,  §.  6).  Auch  die  Ermittelung  der  Entschädigungsbeti&go  der  bisher 
steuerfreien  Grundstücke  erfolgte  gleichzeitig  in  sorgfältiger  Weise.  Die  ganze 
sächsische  Grundsteuer,  insbesondere  fUr  die  ländlichen  Grundstacke,  gilt  als  eine  der 
relativ  gelungensten  unter  den  modernen  Grundsteuern  auf  diesem  schwierigen 
Katastrirungsgebieto ,  zumal  unter  diesen  Steuern  in  immerhin  etwas  gr&sseren 
Ländern. 

Grundlage  im  Landta|!:sabschied  v.  30.  Oct.  1834.  §.  19  ff.,  dazu  Ausftlhrongs- 
vcrordnungen  v.  1835,  1836,  1838,  Ges.  v,  8.  Nov.  1838  über  das  steuerfreie  Grond- 
eigenthum,  Ges.  v.  9.  Sept.  1843  betr.  Einführung  des  neuen  Grandstenersystems 
(v.  1.  Jan.  1844  an),  mit  Ausfuhrungsverordnungen  v.  26.  Oct.  1843,  womit  die  bis- 
herigen Grundsteuern  und  als  solche  geltenden  Steuern  des  alten  Systems  (s.  sie  in 
§.  6  des  Ges.  v.  1843)  fortfielen.  Dazu  Ges.  v.  15.  Juni  1843  betr.  die  Gewahrung 
der  Entschädigungen. 

"Weit  weniger  penüjrcnd  war  die   neue   Gewerbe-   und  Personalstener 
des  Gesetzes  v.  22.  Nov.  1834,   welche  schon  von  Anfang  1835  an  an  die  Steile  der 
betreffenden  Abgaben  des  alten  Systems   trat     Sie  traf  die  Gewerbe-  und   Handel- 
treibenden aller  Art,   die  ländlichen  Pächter,  öffentliche  Beamte  aller  Art,  liberale 
Berufe,  Grund-   und  Kapitalrentncr  u.  dgl.     Mehr  auf  eine  Einkommonbesteoerang 
hinstrebend,  hat  sie  diese  aber  besonders  für  die  Gewerbe  doch  noch  nicht  erreicht, 
und  in  ihrer  Zusammensetzung  aus  heterogenen  Elementen  auch  keine  gleichmässige 
Bchteuerung  der  ihr  unterworfenen  Steuerobjecte   und  Subjecte  herbeiftlhren  können. 
Daher  trat  schon    1845  (24.  Dec.)   ein  neues  bezügliches  Gesetz  an   die  Stelle  des 
früheren,  das  dann  durch  spätere  Gesetze  noch  mehrfach  erläutert  und  erg&nzt  worden 
ist  (Ges.  V.  23.  Apr.  1850,  31.  Jan.  1852,  9.  Dec.  1858,  10.  März  1868,  18.  Febr.  1870, 
30.  Nov.    1874).     Aber  im  Princip   blieb  es  auch  im  Gesetz  v.   1845   und  den  Er- 
gänzungen dazu  bei  jener  Verbindung  verschiedenartiger  Steuern  mit  verschiedenen 
Yeranlagungsgrundsätzen  noch  wie  im  Gesetz  v.  1834.    Die  Gewerbe  wurden  darnach 
zum  Theil  nach  der  „Merkmalmethode*'  und  auf  Grund   eines  detalliirten   Classen- 
schematismus  von  Gattungs-,  Betriebsumfangs-  und  Ortsdassen,  zum  Theil  unter  Bildung 
von  Steuercontingenten ,    die  dann   nach   näheren    Bestimmungen   auf  die    einzelnen 
Betriebe  zu  vertheilen  waren  (Gast-  und  Schankgewerbe,  Fabrikanten),  zum  Theil  auch 
unter  Bildung  von  Ortscontingenten   und   Steuergesellscbaften  behu&  Repartition  des 
Contiugents  auf  die  Einzelnen    (Kaufleuto   in  den   grosseren   St&dten)   besteuert,  von 
sonstigen  Verschiedenheiten  und  Einzelheiten  abgesehen,  wovon  nur  eine  Nebeosteuer 
auf  Prädicate  (auf  Ansuchen  erthcilte  oder  genehmigte,  auch  akademische  Würden) 
erwähnt  werden  mag.     Im   Ganzen   war   daher  diese  „Gewerbesteuer**   als   Glied  der 
zweiten  directen  Steuer  doch  eine  Ertragssteuer,  wie  die  Grundsteuer.    In  den  anderen 
Theilen  der  Steuer  trat  dieser  Character  dagegen   vielfach  und  selbst  ganz  zurück, 
der   der   Personal-    und    Einkommensteuer   mehr   hervor,    was   sich   in   Abzug   der 
Schulden,  bei  Kenteneinkommcn,  in  der  Höhe,  d.  h.  der  Massigkeit  des  Steuersatzes 
(nicht  über  2*/«  7o^ »  in  der  Progression  dieses  Satzes,  besonders  für  Beamtcngehalte, 
Eeutner,  im  Erforderniss  der  Einkouimen-Declaration  u.  A.  m.  zeigte.    Dadurch  kam 
aber  vollends  eine  Incongruenz   zwischen    den  beiden   Gliedern  in    diese  Steuer  und 
auch  das  Verhältniss  der  ganzen  Steuer  zur  Grundsteuer  wurde  so  ein  schiefes.    Die 
Gewerbe-  und  Personalsteuer  entsprach  den  in  anderen   Ländern  (Baiern)  getrennten 
Steuern,  der  Gewerbesteuer,  sowie  der  Kapitalrenten-  und  der  sogen,  „speciellen  Ein- 
kommensteuer* für  die  übrigen  Einkünfte  und  Personen,  welche  durch  die  eigentlichen 
Ertragsstcucrn  (Grund-,   Haus-,  Gewerbesteuer)  nicht  oder  nicht  ausreichend  getroffen 
werden.    Den  damaligen  wirthschaftlichen  Verhältnissen  gemäss  und  entsprechend  der 
althistorischen  höheren  Belastung  war  der  Ertrag  der  Grundsteuer  nach  dem  ordentlichen 
Satz  auch  erheblich  höher  als  der  der  anderen  directen  Hauptstouer,  in  den  1840  er 
Jahren  dreimal  so    hoch,   ein  Verhältniss.  das  sich  durch  die  öfteren  Zuschläge  zu 
beiden  Steuern  im  Etat,  dabei  erheblich  höheren  zur  Gewerbe-  und  Personal-  als  zur 
Grundsteuer,  zwar  nicht  unwesentlich  änderte,    aber  doch  verblieb  (Zuschl&ge  ver- 
schiedener Höhe  1848—57,  1867—69  zur  ersteren  Steuer).    (S.  Statistik  der  Grund- 
und  der  Pers.-  u.  Ge werbest,   f.   1884 — 74   im  sächs.  Statist.  Jahrb.  1868,  S.  56  ff.). 

8.  über  die  damalige  Besteuerunsr  u.  A.  Engel,   in   der  Ztschr.  d.   sächs.  stat. 
Bur.  1856,  v.  Keden,  a.  a.  0.  S.  1262  ff.,  Gen  sei  in  Hirth's  Annalen  B.  7,  1874, 
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S.  1374  ff.,  Conrad  im  Jahrb.  f.  Nat-Oek.  B.  16,  1871,  S.  430  ff.,  Lobe,  sächs. 
SUatsbaushIt.  1889,  S.  156). 

Noch  grössere  VeränderoDgen  traten  seit  1834,  in  Folge  des 
Beitritts  Sachsens  znm  Zollverein,  bei  den  indirecten  inneren 
Verbranchssteuern  und  den  Grenzzöllen  ein.  Die  meisten 
älteren  betreffenden  Steuern  und  Zölle  wurden  aufgehoben  und 
letztere  durch  die  Zölle  und  Änsgleichungs-(Uebergangs-)Ab- 
gaben  des  Zollvereins,  erstere  durch  besondere  innere  Verbrauchs- 
steuern für  inländischen  Branntwein,  Bier,  Wein,  Tabak, 
wesentlich  nach  den  preussischen  Normen,  ersetzt. 

Der  Ertrag  letzterer  drei  Steuern  verblieb  Sachsen,  für  die  Branntweinsteuer  und 
die  Uebergangsabgahen  bildete  Sachsen  mit  einigen  Zollvereinsstaaten  eine  besondere 
Steoergemeinschaft,  mit  Vertheilang  des  Ertrags,  wie  bei  den  Zöllen,  nach  der  Kopfzahl. 
Später  (1841)  trat  noch  die  gemeinsame  Rubenzackerstener  hinza.  Das  Salzmonopol 
(Handelsmonopol)  blieb  indessen  auch  nach  1834  bestehen,  der  ElbzoU  eben&lls 
bis  1870.     Die  eigene  innere  Weinsteoer  wnrde  wie  in  Preassen  1865  aufgehoben. 

Eine  Eigenthümlichkeit  der  sächsischM  Staatsbesteuerung 
bis  in  die  Gegenwart  war  und  ist  die  alte,  seit  dem  17.  Jahr- 
handert  bestehende  Fleischsteuer,  die  durch  die  allgemeine 
Schlachtsteuer  des  Gesetzes  vom  18.  Oct.  1834  von  Anfang 
1835  an  ersetzt  wurde. 

Sie  hat  später  und  bis  in  die  Neuzeit  mehrfach  Veränderungen,  Vereinfachungen 
und  Beschränkungen,  aber  auch  Erhöhungen  der  Steuersätze  (nach  Stückzahl  und 
Viehart)  erfahren  (Ges.  v.  25.  Mai  1852,  15.  Mai  1867,  12.  Nov.  1875,  24.  Febr. 
1882.  22.  Apr.  1892).  Die  frohere  Besteuerung  Fon  allem  Vieh  (auch  Kälbern  und 
Schafen)  ist  jetzt  auf  Rindvieh  (Ochsen,  Kühe)  und  Schiveino  beschränkt,  die  frühere 
Verschiedenheit  zwischen  meist  höherem  Tarif  fUr  gewerbliches  und  niedrigerem  für 
Hausschlachten  weggefallen,  der  Steuersatz  jetzt  der  gleiche,  nur  ist  er  fUr  Ochsen 
in  den  grossen  bezirksexempten  Städten  Leipzig,  Dresden,  Chemnitz  höher  als  in  den 
anderen  Orten  (hier  18,  dort  21  M.  das  Stack,  anderes  Rindvieh  Ubor  und  unter  150  kg 
12  und  6  M.,  Schweine  2  M.).  Zur  Ergänzung  dient  eine  Uebergangsabgabe  von 
▼ereinsländischem  Fleischwerk  und  ein  Zuschlag  zum  Zoll  far  ausländisches  Fleisch. 

Die  sächsische  und  die  badische  sind  gegenwärtig  noch  die  einzigen  staatlichen 
Fleischstcuern  in  Deutschland.  S.  für  die  frühere  Zeit  v.  Reden  a.  a.  0.,  S.  1286, 
T.  Heckel,  H.  W.  ß.  St.  V,  574  u.  bes.  G.  v.  Mayr  in  v.  Stengefs  Wörterb.  d. 
Verwaltung,  II,  66,  Zeller  in  Schönberg's  Handb.  Ill,  1.  Abth.,  4.  A.,  S.  491. 
Merkel,  Scblachtst.  im  K.  Sachsen,  1892.  von  der  Mosel,  Handb.  d.  sächs.  Ver- 
waltUDgsrechts,  8.  A.  (1897),  Art.  Fleischstcuer,  Martin,  Fleischverbrauch  in  Sachsen, 
Ztschr.  d.  Sachs,  stat.  Bar.  1895,  S.  97  Ü'.,  daselbst  S.  101  die  verschiedenen  seit 
1835  bestehenden  Tarife. 

Die  ältere  Stempelgesetzgebung  hat  1834  (V.  v.  25.  Febr.) 
and  später  Veränderungen,  eine  umfassende  Neuregelung,  mit 
Verselbständigung  der  Erbschaftssteuer  aber  erst  1876  (Ges.  v. 
13.  Nov.)  erfahren.     Sie  traf  früher  auch  Spielkarten  und  Kalender. 

Durch  die  Einnahme-Antheile,  welche  Sachsen  aus  den  Zöllen 
and  der  Rübenzuckersteuer  des  Zollvereins  sowie  aus  den  inneren 
indirecten  Steuern  der  Zollgemeinschaft  für  diese  Abgaben  inner- 
halb des  Zollvereins  zufielen,   sind  im  Laufe  der  Zeit  die  Ertrag- 
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nisse  der  alten  aufgehobenen  indireeten  Steuern  reichlich  ersetzt 
worden,  zumal  Sachsen  bei  seiner  rasch  wachsenden  Bevölkerung 
ans  der  Vertheilung  der  gemeinsamen  Einnahmen  nach  der  Kopf- 
zahl im  Zollverein  besondere  Vortheile  zog.  Seit  dem  Eintritt 
Sachsens  in  den  Norddeutschen  Bund  und  das  Deutsche  Reich 
haben  sich  diese  Verhältnisse,  wie  in  den  anderen  Bundesstaaten, 
nur  nach  den  Nonnen  der  Reichs -Finanz-  und  Steuerverfassnng, 
daher  auch  nach  den  Bestimmungen  über  die  Aufbringung  der 
Matricularbeiträge  und  über  die  Gegenrechnung  mit  den  den  Einzel- 
staaten überwiesenen  Antheilen  an  den  Reichszöllen  und  gewissen 
inneren  Steuern  verändert. 

Finanzstatistisch  ist  von  besonderem  Interesse  zu  ?erfolf^en,  wie  sich  die 
Erträgnisse  der  grossen  Steuergroppen  durch  die  Bcformen  der  1880  und  40dr  Jahre 
gegen  früher  Tcrändert  haben,  wobei  nur  immer  die  Einflüsse  der  Vcr&ndening 
der  Bevölkerungszahl  und  der  jeweiligen  wirthschaftlichen,  politischen  a.  s.  w.  Ver- 
hältnisse mit  zu  erwägen  sind.  Nur  eine  ins  Einzelne  gehende  statistische  Analyse, 
die  hier  nicht  mOglich  ist/ergiebt  das  Genauere.  Hier  nur  einige  Daten  aus  den 
Etats  und  Abrechnungen,  die  älteren  meist  nach  ?.  Reden  (S.  1222)  u.  Lobe 
(S.  248),  der  die  einzelnen  directen  und  indireeten  Steuern  aber  nicht  besonders 
scheidet.  Die  von  ihm  berechneten  Summeudatcn  der  Roherträge  der  beiden  Steuer- 
gruppen und  der  einzelnen  indireeten  Steuern  für  die  ganze  ca.  50jährige  Periode 
von  1834 — 84/85  haben  überhaupt,  vollends  aber  wegen  der  eingetretenen  Verquickung 
der  sächsischen  mit  den  Reichssteuern  wenig  Werth  (a.  a.  0.  165,  159,  248). 

Die  Veränderungen  ergeben  sich  aus  folgender  Tabelle  (s.  auch  o.  Tab.  20,  S.  99): 


Tab.  21.    (Voranschläge) 

Ertragsdurchschnitt  1834/36 

1.  alte  directe  Steuern      .    . 

2.  „    indirecte    „ 

8.     „    Stempelsteuern       .     . 
4.  Lotto 


roh  rein 

Thlr.  C.-M. 


zusammen        .     .    . 
oder  p.  Kopf  Thlr.  Cour. 
Ertragsdurchschnitt  1849/51 

1.  neue  directe  Steuern     . 
ncmlich  a)  Grundsteuer    . 

nebst  Zuschlag 
b)  Gewerbe-  u.  Personalst 
nebst  Zuschlag    . 

2.  neue  indirecte  Steuern 
nemlich  a)  Schlachtsteuer 

Zuschlag  dazu 

b)  Salzmonopol     .     . 

c)  Biersteuer   .     .     . 

d)  Weinsteuer      .     . 

e)  Branntweinsteuer 
Zuschlag  dazu 

f)  Tabaksteuer    .     . 

g)  Rübenzuckersteucr 
h)  Grenz-,  ElbzoU  u.  s 

Stempel  Steuer 


o 
O. 


4.  Lotto 


Zuschlag  dazu 


w 


zusammen 

oder  auf  den  Kopf  Thlr.  Cour. 


1855 

1805 

110 

50 

3.820 

2.42 


2.599 
1.487 

275 

451 

386 
3.329.5 

321 

161 

464 

224 

20.6 

405 

120 
5.7 
12.2 
1.596 

218 
64 

148 
6.350.5 
3.30 


1748 

1478 

104 

50 

3.375 

2.14 

2.421 
1.405 
267 
400 
349 
2.605.7 
239 
132 
453 
166 
15.3 
301 
98 
4.3 
9.1 
1.188 
195 
61 
140 
5.422.7 
2.82 
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Hiernach  war,  einschliesslich  der  Torübergehenden  Zaschläge,  die  in  der  zweiten 
Periode,  und  zwar  rornemlich,  aber  nicht  allein,  bei  den  directen  Stonern,  statt- 
gefonden,  die  indirecte  Bestenerang,  nnter  dem  Einflass  des  Zollvereins,  in  der 
zweiten  gegen  die  erste  Periode  erheblich  stärker  als  die  directe  gestiegen,  unter 
Berücksichtigung  des  früher  nm  n.  2.8  Vo  schwereren  Münzfassos  im  Rohertrag  jene 
um  ca.  36.3,  diese  nm  ca.  79.4  %,  im  Heinertrag  bezw.  am  ca.  35.1  und  ca.  71.6  7o* 
Siebt  man  Yon  den  Zaschlägen  ab,  so  tritt  dies  noch  ?iel  mehr  hervor.  Hierbei  ibt 
jedoch  immer  zn  berücksichtigen,  dass  die  Eintheilang  der  alten  Steuern  in  directe 
und  indirecte  nicht  völlig  correct  vorgenommen  werden  kann,  mit  Rücksicht  aaf  ver- 
mischte Steaem,  wie  die  frühere  Accise.  Nach  Lobe 's  die  Abrechnungen  (nicht 
wie  in  Tab.  20  u.  21  die  Voranschläge)  betreffenden  Daten,  wobei  zu  den  indirecten 
anch  die  Stempelsteuer  geschlagen  ist,  haben  sich  die  Rcinerträgnisse  beider  Gruppen 
folgendermaassen  bis  1876/77,  bezw.  1864/66  entwickelt  (später,  von  1868  an,  sind 
die  Zahlen  für  die  indirecten  Steuern  wegen  des  Debergangs  der  meisten  dieser 
Steuern  an  den  Norddeutschen  Bund  und  das  Deutsche  Reich  nicht  mehr  mit  den 
früheren  vergleichbar).    (1000  Mrk.  Jahresdurchschnitt). 

Tab.  22.    Sächsische  Steuern. 

directe  indirecte  Steuern 

1834/36  5.022  7.247 

1840/42  4.184  8.350 

1849/51  7.441  8.690 

1858/60  6.704  11.562 

1864/66  7.182  12.529 

1872/73  9.911  (  6.089) 

187475  11.179  (  4.812) 

1876/77  13.002  (  4.846) 

Hiemach  wären  gerade  in  der  Zeit  von  1834/36  bis  1849/51  die  directen 
Steaererträge  stärirer  als  die  indirecten  gewachsen,  während  erst  hinterher,  bis 
1864/66,  das  Wachsthum  der  letzteren  dasjenige  der  ersteren  überholt  hätte.  Später 
kamen  dann,  anch  schon  vor  den  Reformen  der  1870er  Jahre,  die  directen,  durch 
eigene  Entwicklung  und  auch  durch  Zuschläge,  in  stärkere  Ertragssteigerang.  In 
der  für  Sachsen  (nach  1866!)  besonders  kritischen  Zeit  von  1867/69  war  von  ihnen 
schon  ein  Jahresertrag  von  10.210  Mill.  Mrk.  erreicht  worden. 

Bemerkenswerth  ist  noch  Folgendes.  Durch  die  wiederholt  erfolgten  Zuschläge  zu 
dem  normalen  Steuersatz  ist  auch  der  Grundsteuer  thatsächlich  die  Beweglichkeit  des 
Steuerfusses  und  damit  der  Steuercharacter  reiner  erhalten,  die  Umbildung  dieser 
Steuer  zur  Reallast  gehemmt  worden.  Die  Nothwendigkeit ,  zu  dieser  Steuer  und  zu 
der  zweiten  grossen  directen  solche  Zuschläge  aufzulegen,  drängte  aber  auch  auf  die 
Reform  dieser  ganzen  Besteuerung  mit  hin.  Denn  sie  wurde  in  ihrer  bisherigen 
Gestalt  so  besonders  drückend  und  bei  der  Verschiedenartigkeit  ihrer  beiden  Glieder 
fehlte  auch  ein  richtiger  Maassstab  für  die  Bestimmung  der  Hohe  dieser  Zuschläge. 
Wenn  letztere  an  sich  auch  richtig  höber  für  die  Gewerbe-  und  Personalsteuer  be- 
messen wurden  als  für  die  Grundsteuer,  so  Hess  sich  doch  die  Richtigkeit  des  ge- 
wählten Zuschlag- Verhältnisses  bei  beiden  nicht  beweisen.  Die  Censiten  der  zweiten 
Steuer  fühlten  sich  durch  ihre  höheren  Zuschläge  gegenüber  den  Grundsteuer- 
Censiten  benachtheiligt.  Diese  Sachlage  hat  den  Boden  für  die  allgemeine  Ein- 
kommensteuer mit  vorbereitet.  Die  sächsische  Steuergeschichte  ist  so  ein  gutes,  fioanz- 
wissenschaftlich  interessantes  Beispiel  dafür,  wie  gegebene  Steuern,  hier  die  beiden 
directen,  durch  die  verschiedenartige  Entwicklung  der  durch  sie  getroffenen  wirth- 
schaftlichcn  Kreise  nothwendig  in  ein  Missverhältniss  kommen,  wodurch  dann  auf 
Steuerreformen  in  bestimmter  Richtung  hingedrängt  wird.  In  Sachsen  war  das 
störende  und  daher  das  treibende  Element  die  immer  stärke  industriestaatliche  Ent- 
wicklung. Grundsteuerzuschlag  Vo^-'/g  (1867  '/j,),  Zuschlag  zu  den  anderen  Steuern 
100,  40,  80  Vo  (1867  80  7o)-  (S.  u.  Vgl.  Gensei,  Hirth's  Annalen  B.  7,  1874 
S.  1379). 

Die  Entwickelung  des  Verhältnisses  zwischen  den  neuen  beiden 
directen  Hauptstenern  der  Reform  in  den  30er  Jahren  bis  zum  Hinzutritt  der 
Einkommensteuer  in  den  70  er  Jahren  ergiebt  sich  aus  folgender  Zahlenreihe. 
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Tab.  28.    Sächsischo  directe  Bestcacrang.    (1000  Thlr.,  Jahres- 
darcbschnitt ,  rein,  nach  den  Ziffern  des  Budgets). 


Grundsteuer 

Personalstener 

1846/48 

1.211 

820 

1849/51 

1.405 

400 

Zuschlag 

267 

849 

186869 

1.580 

1.082 

Zuschlag 

182 

422 

1872/73 

1.678 

1.298 

1874/75 

1.697 

1.766 

1876/77 

1.559 

2.070 

In  der  letzten  Periode  war  die  neue  Einkommensteuer  (s.  u.)  bereits  im  Etat 
mit  erschienen  (0.759  Mill.  Thlr.).  In  der  Steigerung  des  Ertrags  der  Gewerbe-  und 
Personalsteuer  seit  den  40er  Jahren  —  auf  das  4 — 5 — 6 fache,  dagegen  nur  um 
ca.  40  ^/o  bei  der  Grundsteuer,  wo,  von  vorübergehenden  Zuschlägen  (so  fur  1867, 
nach  dem  Kriege,  360.000  Thlr.  neben  728.000  Thlr.  zur  anderen  directen  Steuer) 
abgesehen,  wesentlich  nur  die  durch  Zuwachs  von  Gebäuden  bedingte  Ertragssteigerung 
in  Betracht  kam,  —  spiegelt  sich  vornemlich  der  Einiluss  der  eingetretenen  wirthschaft- 
lichen  Entwicklung,  der  stark  gestiegenen  Bedeutung  der  Industrie,  des  Städtewesens 
in  dem  verflossenen  Menschenalter  ab:  was  dann  wieder  auf  die  Beform  der  directen 
Besteuerung  mit  hindrängte. 

Yen  den  übrigen  Steuern  war  auch  der  Ertrag  der  Stempelsteuer  stark 
gewachsen,  von  1849/51  bis  1874/75  von  195.000  auf  446.000  Thlr.  (rein),  mehr 
noch  der  üeberschuss  der  Lotterie,  von  140.000  auf  870.000  Thlr.  (I),  der 
Fleischsteuerertrag  von  324.000  auf  (1876)  1.224.000  Thlr. 

Unter  den  sonstigen  ordentlichen  Einnahmen  hatten  die  bedeutendsten 
alten,  die  Forsten,  einen  fast  fortwährend  von  den  80er  bis  in  die  70er  Jahre 
steigenden  Ertrag  ergeben:  von  636.000  waren  sie  auf  2.477.000  Thlr.  (1871;73, 
1874/75  vorübergehend  selbst  2.850.000)  (rein)  gewachsen.  Die  Domänen  u. s.w. 
hatten  dagegen  weniger  geliefert.  (Ertrag,  rein,  von  ca.  800.000  auf  ca  167.000  ge* 
sunken).  Dafür  hatte  das  Staatsbahn  System  auch  in  Sachsen  seine  grosse 
finanzielle  Bedeutung  gewonnen  und  lieferte  auch  bereits  UeberschtLsse  Ober  das 
Zinscrforderniss  der  Eisenbahnschulden  hinaus,  deckte  selbst  die  Tilgung  der  ge- 
sammtcn  Schuld  mit  und  ergab  sogar  alsdann  noch  einen  kleinen  Qeberschass.  Ganz 
die  gleiche  relativ  hohe  finanzielle  Bedeutung  filr  den  sächsischen,  wie  in  Prenssen 
später  für  den  preussischen  Staatshaushalt  (Tab  4,  S.  56)  hat  indessen  das  Staatsbahn- 
wesen in  Sachsen  weder  damals  noch  später  gewonnen,  so  dass  die  Besteuerung,  und  den 
Umständen  nach  die  die  directe,  eine  grössere  Wichtigkeit  als  in  Preussen  fiHr  den 
Staatshaushalt  behalfen  musste.  Im  Beginn  der  Staatsbahnära,  Mitte  der  1840er 
Jahre,  betrup  der  Aufwand  für  Verzinsung  der  Staatsschuld  856.000,  für  Tilgung 
308.000  (184345),  1874/75,  vor  der  Reform  der  directen  Steuern,  4.543.000  und 
1.511.000  Thlr.,  während  in  diesem  Jahre  der  Reinertrag  der  Bahnen  schon 
5.912.000  Thlr.  ergab,  also  so  ziemlich  die  ganzen  Kosten  der  Schuld  (einschliesslich 
der  alten  und  der  fUr  andere  Zwecke  aufgenommenen)  deckte.  Später  wurde  die 
Lage  in  dieser  Beziehung  allerdings  zeitweilig  wieder  ungünstiger  (s.  u.  Tab.  24). 

§.  36.  Die  dritte  Periode  (1870er  Jahre,  seit  der  Ein- 
führuDg  der  Einkommensteuer,  bis  zur  Gegenwart,  1898).  Die 
technische  Unvollkommenheit  der  bisherigen  Gewerbe-  und  Personal- 
steuer, welche  durch  Erhöhung  von  Steuersätzen,  Anfhebung  yon 
Zuschlägen  noch  empfindlicher  geworden;  der,  besonders  auch 
durch  die  Ereignisse  von  1866  gestiegene  und  weiter  wachsende 
Finanz-  und  Steuerbedarf;  die  eingetretene  immer  wichtiger  ge- 
wordene industrielle  Entwicklung  des  Landes,  in  welchem  die  Fort- 
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bildung  der  Volkswirthschaft  ans  dem  ,,Agrar8taat''  in  den  „In- 
dustrie- und  Handelsstaat''  stärker  als  fast  in  jedem  anderen 
deutschen  Landesgebiet  ähnlicher  Grösse  erfolgt  war;  die  Bedenk- 
lichkeit, die  agrarische  Grundsteuer  auf  der  Basis  eines  ein 
Menschenalter  zurückliegenden  Katasters  für  den  Staat  ergiebiger 
zu  machen;  die  wachsenden  Finanzbeddrfnisse  der  Gemeinden 
u.  A.  m.  drängten  in  den  70er  Jahren  in  Sachsen  immer  stärker 
auf  eine  Reform  in  demjenigen  grossen  Steuergebiet  hin,  wo  der 
Staat  allein  für  sich  noch  vorgehen  konnte:  in  der  directen  Be- 
steuerung. Die  Reform  der  1830  er  und  1840  er  Jahre  hatte  ihren 
Dienst  gethan  und  genügte  den  neuen  Anforderungen  des  Wirth- 
scbafts-  und  Staatslebens  nicht  mehr.  Namentlich,  wie  schon  an- 
gedeutet, die  Nothwendigkeit  von  Zuschlägen  zu  den  beiden  directen 
Steuern  hatte  missliche  Verhältnisse  geschaffen.  Es  war  nur 
natürlich,  dass  man  so  in  Sachsen  den  Schritt  von  der  Ertrags- 
besteuerung weg  zur  umfassenderen  Personal-  und 
Einkommenbesteuerung  hinüber  zuerst  unter  den  grösseren 
deutschen  Staaten  that  (1874).  Die  allgemeine  Einkommen- 
steuer trat  zunächst  dem  Plane  nach  und  nach  der  ersten  probe- 
weisen Veranlagung  auch  in  der  Wirklichkeit  nur  als  Ergänzungs- 
steuer zu  den  bisherigen  directen  Steuern  hinzu.  Nach  diesem 
wichtigen  ersten  Schritt  und  dem  trotz  aller  anfänglichen  Mängel 
doch  nicht  zu  leugnendem  Gelingen  des  Experiments  mit  der  Ein- 
kommensteuer ging  man  aber  bald  mit  Energie  in  der  ein- 
geschlagenen Richtung  weiter,  schob  die  Ertragsbesteuerung 
des  Staats  noch  weiter  zur  Seite,  beliess  dem  Staate  nur 
eine  stark  ermässigte,  aufVg  des  Normalsatzes  herabgesetzte, 
seit  1886  durch  Ueberlassung  der  Hälfte  davon  an  die  Schulcassen 
noch  weiter  verminderte  Real-(Grund-)Steuer,  die  dadurch  ihrer- 
seits nun  an  die  Stelle  der  Ergänzungssteuer  trat,  Hess  die  mangelhafte 
bisherige  Gewerbe-  und  Personalsteuer  ganz  fallen  und 
erhob  die  zweckmässig  ausgebildete,  namentlich  mit  einem  guten 
Veranlagungsverfahren,  mit  deni  Declarationszwang  (von  1600  M. 
Einkommen  aufwärts)  und  mit  einem  massig  progressiven  (richtiger: 
degressiven)  Steuerfusse  ausgestattete  allgemeine  Einkommen- 
steuer zur  directen  Hauptsteuer  des  Staatssteuer- 
systems (1878). 

Damit  erwarb  sich  Sachsen  den  Ruhm  des  Pioniers  des  steuer- 
politischen und  steuertechnischen  Fortschritts  auf  diesem  Gebiete 
der  directen  Besteuerung  in  Deutschland.    Die  noch  grossartigere 
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preussische  Reform  dieser  BesteueruDg  ist  von  dem  sächsischen 
Vorläufer  mit  beeinflusst  gewesen  und  doch  erst  ein  halbes 
Menschenalter  später  erfolgt  Die  Propaganda  für  die  Einkommen- 
steuer, in  anderen  Mittelstaaten  (Baden,  Hessen)  und  einigen  Klein- 
staaten, ist  ebenfalls  mehrfach  auf  den  Vorgang  in  Sachsen  mit 
zurückzuführen.  Die  beiden  anderen  grösseren  Mittelstaaten,  Baiem 
und  Württemberg,  sind  in  ihrer  Verfassung  der  directen  Steuern 
weit  hinter  Sachsen  zurückgeblieben.  In  Württemberg  bereitet  sich 
erst  jetzt  (18^8)  das  erste  Stadium  der  Reform,  in  das  Sachsen 
schon  1874  trat,  vor,  in  Baiern  ist  man  noch  nicht  einmal  so  weit. 
Die  sächsische  Steuerreform  der  1870  er  Jahre  beansprucht  daher 
ein  allgemeineres  finanzwissenschaftliches  Interesse. 

An  der  Verbesserung  der  Einkommensteuer  im  Verwaltungs- 
wege und  durch  die  Gesetzgebung  ist  seitdem  weiter  gearbeitet 
worden.  Doch  wäre  hier  noch  Manches  mehr  zu  thun  gewesen. 
Namentlich  geht  die  sächsische  Einkommensteuer  zu  weit  herab 
(bis  300  M.,  seit  18'J4  bis  400  M.  Einkommen,  die  erste  von  1874 
hatte  sogar  keine  untere  Grenze  für  die  Steuerpflichtigkeit).  Das 
ist,  zumal  neben  den  directen  Reichssteuern,  der  eigenen  Staats- 
Sehlachtsteuer,  steuerpolitisch  und  wegen  der  zu  grossen  Zahl  der 
Censiten,  welche  diese  weite  Ausdehnung  der  Steuerpflicht  nach 
unten  zu  bedingt,  auch  steuertechnisch  bedenklich,  da  dies  die  Ver- 
waltungsarbeit für  eine  ordentliche  Einschätzung  zu  gross  macht 

Eine  erhebliche  Erhöhung  des  „steaerfreien  Minimams'*,  ähnlich  wie  in 
Preussen .  etwa  anf  800  M.  (Neumanu's  Vorschlag)  könnte  neben  den  riel&ch  die 
„kleinen  Leute"  belastenden  directen  Communalsteuern  und  neben  der  Fleisch&teaei 
wohl  ernstlich  in  Frage  kommen  und  hätte  auch  bei  der  geringen  Einträglichkeit 
der  Einkommensteuer  von  den  Leuten  von  400—800  M.  Einkommen  finanziell  keine 
erheblichen  Bedenken.  Mindestens  dieser  Betrag  Hesse  sich  durch  geringe  Er- 
höhung des  Steuen>atzes  der  Censiten  mit  höherem  Einkommen,  z.  B.  Ober  4800  M. 
leicht  einbringen.  Und  das  Vcranlagungsgeschäft  würde  ungemein  erleichtert  1894 
waren  mit  3—400  M.  Einkommen  veranlagt:  179.500  Personen  oder  12.04  %  **®r 
Eingeschätzten,  mit  Steuerertrag  von  bloss  ^9.700  M.,  was  man  damaJd  aufgab. 
Censiten  von  400—800  M.  Einkommen  gab  es  710.142  oder  47.65  Vo  ▼oa  allen 
mit  bloss  1  510.280  M.  Ertrag  (G.68  "/o  ^'om  Gesammtertrag).  Es  wQiden  so  an 
60*^/0  Censiten  fortfallen      Achnlich  urtheilt  Neu  mann,  Gemcindesteaerreform  S.  28w 

Die  FortbilduDg  der  directen  Bestenernng  in  der  Richtnog 
nach  stärkerer  Belastung  der  Censiten  mit  höherem  Einkommen 
ist  jüngst  durch  Erhöhung  des  Steuerfusses  für  solches  Einkommen 
zwar  erfolgt.  Aber  das  analoge  Problem,  das  fundirte  Ein- 
kommen stärker  als  das  übrige  zu  besteuern,  wird  durch  eine 
Objectsteuer  ohne  Schuldenberücksichtigung  wie  die  als  Rest  ge- 
bliebene Grundsteuer  für  Grund-  und  Hausrenten-Einkommen  nicht 
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genügend  gelöst  und  das  Kapitalrenten-  und  verwandte  Einkommen 
wird  ttberhaupt  als  solches  nicht  höher  getroffen.  Die  schwierige 
Lage  der  Landwirthschaft,  die  starke,  steigende  Gommunal- 
besteuernng,  der  wachsende  Staats  -  Finanzbedarf ,  neaere  mehr 
socialpolitische  Erwägungen  für  die  Einrichtung  der  directen  Steuern, 
der  maassgebende  Vorgang  der  preussischen  Reform  von  1893 
haben  in  neuester  Zeit  die  Weiterbildung  der  directen  Besteuerung 
auch  in  Sachsen  wieder  auf  die  Tagesordnung  gebracht,  namentlich 
im  Winter  1897/98,  wo  die  Regierung  eine  wohl  durchdachte  um- 
fassendere Steuerreformvorlage  einbrachte  (s.  u.  §.  39),  aber  mit 
derselben  nicht  durchgedrungen  ist.  Die  in  diesem  Reform- 
plane verfolgte  richtige  Idee,  das  Problem  der  höheren  Be- 
steuerung des  Besitzeinkommens  und  damit  eines  Haupttheils  des 
grösseren  Einkommens  überhaupt  durch  die  Einführung  einer 
Vermögensteuer,  wie  in  Preussen,  zu  lösen  und  die  Ertrags - 
besteuerung  des  Staats  neben  der  Personalbesteuerung,  d.  h. 
den  Rest  der  Grundsteuer  ganz  fallen  zu  lassen,  wurde  im 
Landtage  noch  abgelehnt.  Zum  Theil  macht  sich  wohl  das 
Interesse  der  wohlhabenderen  Classen,  die  unter  dem  Druck  des 
verschärften  Veranlagungs Verfahrens  bei  der  Einkommensteuer 
stehen  und  vielfach,  freilich  mit  Unrecht,  darüber  klagen,  hierbei 
geltend.  Sachsen  hat  so  jetzt  die  Stelle  an  der  Spitze  des  Fort- 
schritts in  der  Reform  der  directen  Besteuerung  wieder  verloren 
nnd  an  Preussen  abgetreten.  Das  schmälert  aber  Sachsens  Ruhm 
in  den  70  er  Jahren  nicht.  Und  lange  wird  sich  eine  Weiterbildung 
der  Personalbesteuerung  in  der  angedeuteten  Richtung,  daher  im 
Sinne  der  Regierungsvorlage  von  1897/98,  doch  nicht  verzögern  lassen. 

S.  die  Landtagspapiere  über  die  Vorgänge  in  Sachsen  seit  1868,  besonders  bis 
1878,  über  die  mancherlei  Projecte,  über  die  Interessengegensätze  der  Parteien,  von 
Stadt  nnd  Land,  ?on  Terschiedenen  wirtbschaftlichen  Berafen  n.  s.  w.,  über  den  Wider- 
stand der  reicheren  Classen,  welche  bei  dem  mangelhaften  Veranlagungsverfahron 
der  früheren  Gewerbe-  und  Personalstener  ?iel  za  wenig  steuerten  und  durch  die 
neue  Steuer  schärfer  herangezogen  wurden,  über  die  Schwierigkeit,  im  Landtage  die 
Sache  durchzuführen  und  die  längere  Zeit  schwankende  Haltung  der  Regierung  die 
Aufsätze  in  Hirth's  Annalen  B.  7  u.  8  (1874,  1875)  und  Conrad's  Jahrb.  B.  44, 
N.  F.  10  (1885)  Ton  Gen  sei,  der  sich  um  die  legislative  Behandlung  der  Sache 
selbst  wesentliche  Verdienste  erworben  hat;  ferner  Conrad 's  Ausführungen  In  s. 
Zeitschr.  B.  16,  17  (1871),  21  (1873),  33  (1879),  mit  Berücksichtigung  der  einzelnen 
Phasen  der  Entwicklung,  auch  der  Spcciallitteratur.  S.  ferner  die  Gesetze  in  ,,K. 
Sachs.  Steuergesetze''  (Öfters),  v.  Stongel's  Wörterb.  Art.  Einkommensteuer  von 
T.  Mayr,  B.  I,  auch  Suppl.-B.  II  u.  III,  H.  W.  B.  d.  St.  III,  Art  Einkommenst. 
Ton  Gerlach,  auch  Suppl.  B.  I.  v.  Tröltsch.  A.  Wagner  in  Schönberg's  Handb. 
lU,  1.  Abtheil.  (4.  A.),  S.  292  u.  mehrfach  passim.  Schanz  in  s.  Arch.  B.  12 
(Novelle  v.  1894).    Vielfach  passim  Neumann  in  s.  Gemcidesteuerreform. 

Gesetze:  über  Einkommensteuer  v.  22.  Dec.  1874,  wonach  die  erste  Yer- 
anlagong  und  die  wirkliche  Erhebung  der  Steuer  in  1877  u.  1878  erfolgte.  Neues  Gesetz 
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an  dessen  Stelle  ?.  2.  Jali  1878,  wonach  die  Steuer  von  1879  an  veranlagt  und  erhoben, 
dazu  Ausfahrungs-Verordn.  y.  2.  Juli  1878,  Instruction  ?.  7.  Dec.  1878,  Novelle  v.  10.  Mta 
1894.  Fin.  Ges.  v.  15.  März  1894  betr.  die  Ermächtigung  zur  Erhebung  von  Einkommen- 
steuer-Zuschlägen zur  orcntuellen  Deckung  höherer  Bedürfnisse  für  R^sichsmatricalar- 
beiträgc.  Commentare  von  Walther,  Schäfer.  Ferner:  allgemeines  Gesetz  aber 
directe  Steuern  v.  3.  Juli  1878.  Revidirtes  Gesetz  v.  9.  Sept.  1843  über  Grund- 
steuer V.  3.  Juli  1878.  Dazu  Ges.  v.  27.  März  1886,  wodurch  die  halbe  dem 
Staat  verbliebene  Grundsteuer  den  Schulgemeinden  (s.  u.  §.  40)  überlassen  worden. 
Besonderes  Ges.  v.  I.Juli  1878  betr.  Besteuerung  des  Gewerbebetriebs  im  Um- 
herziehen (Ges.  tlbcr  Besteuerung  des  Wandorlagerbetriebs  v.  23.  März  1880,  für 
die  Gemeindecasse).  Hauptpuncie  aller  Gesetze  in  dem  v.  d.  Mosel'schen  Handb. 
d.  k.  Sachs.  Verwaltungsrechts.  (8.  A.  1897).  Werthvolle,  periodisch  fortgeführte 
Statistik  der  Einkommensteuer- Veranlagungen ,  in  der  Ztschr.  d.  sächs.  stat  Bur., 
von  y.  Böhme rt,  so  von  1875 — 94  im  Jahrg.  1894.  Daraus  Auszüge  in  Uirth's 
Ann.,  Fin.-Arch.  u.  sonst  (s.  u.  §.  38). 

Nach  der  Steuerverfassung  von  1878  wurde  der  durch  directe  Steuern  zu  deckende 
Staatsbedarf  von  1879  an  durch  die  drei  directen  Steuern,  die  Grund-,  die  Gewerbe- 
steuer vom  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  und  die  Einkommensteuer  aufgebracht 
Ausser  der  Gewerbe-  und  PcrsonaUtener  von  1845  mit  ihren  späteren  Ergänzungen 
fielen  damit  auch  die  vom  Regalbergbau  erhobenen  Steuern  (Gesetz  v.  10.  OcL  1864, 
§.  2 — 5,  nicht  die  besonderen  Abgaben  von  den  Gruben-  und  Schurffeldern ,  nach 
§.  6  fl'.  dieses  Gesetzes)  (Art.  1  u.  6  des  Ges.  v.  3.  Juli  1878).  Die  Grundsteuer  des 
Staats  wurde  endgiltig  auf  4  Pfennig  von  der  Steuereinheit  von  Vs  Thlr.,  gegen 
bisher  normal  9  Pf.  (ohne  die  wiederholten  Zuschläge,  s.  o.)  herabgesetzt.  Im  FaUe 
einer  Revision  der  Grundsteuer  sollte  der  auf  die  Steuereinheit  treffende  Satz  zwar 
neu  festgestellt  werden,  aber  unter  Ausschluss  einer  Erhöhung  des  zur  Zelt  dieser 
Festsetzung  bestehenden  Gesammtbetrags  dieser  Steuer  (Art.  3,  §.  5  des  Gesetzes  vom 
3.  Juli  1878).  Wenn  der  durch  directe  Steuern  aufzubringende  Theil  des  Staats- 
bedarfs durch  die  drei  genannten  Steuern  zu  deren  gesetzlichen  Normals&tzen  nicht 
gedeckt  wurde,  sollte  der  Fehlbetrag  von  nun  an  (abweichend  von  der  bisherigen 
Praxis,  wo,  neben  freilich  stärkeren  Zuschlägen  zur  Gewerbe-  und  Personalsteuer,  in 
solchem  Fall  auch  Zuschläge  zur  Grundsteuer  erfolgt  waren)  lediglich  durch  Zuschlige 
zur  Einkommensteuer  aufgebracht  werden.  Etwaige  durch  die  Finanzlage  eriaubte 
Ermässigungen  der  directen  Steuern  sollten  anderseits  nur  der  Grund-  und  Einkommen- 
steuer zu  Gute  kommen,  beiden  aber  in  gleichem  Procentverhältniss,  wobei  Zuschläge 
wie  Ermässigungen  durch  das  Finanzgesetz  zu  bestimmen  sind  (Ges.  r.  3.  Juli  1878, 
Art.  5).  Damit  war  die  Grundsteuer  deiinitiv  in  die  Stellung  einer  Erg&nzungsstener 
der  Einkommensteuer  geschoben.  Durch  die  spätere  Ueberlassung  der  halben  Grund- 
steuer an  die  Schulgcmeinden  (Fin.-Ges.  v.  27.  März  1886,  s.  das  Nähere  im  Fin.arch. 
IV,  1887,  S.  1123  ii',),  womit  auch  Sachsen  in  die  neueren  Bahnen  der  Ueberlassung 
von  Staatsstcuern  an  die  Gemeinden  und  ähnliche  Körperschaften  getreten  ist,  erlangte 
die  Grundsteuer  im  sächsischen  Staatshausbalte  noch  mehr  eine  Nebenstellung  in  der 
directen  Staatsbesteuerung.  Die  unerhebliche  Hausiergewerbesteuer  hat  hier,  wie 
meistens,  nur  einen  untergeordneten  Finanzzweck,  dient  jedenfalls  zugleich  anderen 
gewerbepolitischen  u.  s.  w.  Aufgaben  mit  oder  selbst  vorwiegend.  Der  Schwerpunct 
liegt  also  in  Sachsen  ganz  in  der  Einkommensteuer,  wenn  auch  nicht  in  demselben 
Grade  fast  ausschliesslich  wie  in  Preusseu.  Uebcr  den  neuesten  sächsischen  Steuer- 
rcformplan  von  1897/98  wird  unten  in  §.  39  Einiges  mitgetheilt. 

§.  37.  Hauptpuncte  der  Einkommenbesteuerung.  Auch  hier  soll, 
unserem  Plane  bei  diesen  Ueber&ichten  gemäss  (o.  S.  2),  nicht  auf  das  Einzelne  des 
Einkommensteuergesetzes  eingegangen  werden,  wohl  aber  sind  bei  der  principiellen 
Bedeutung  dieser  sächsischen  Steuerreform  die  characteristischen  Hauptpuncte  henror- 
zuheben. 

Subjectiv  einkommensteuerpflichtig  sind  (§.  4  des  Gesetzes  vom 
2.  Juli  1878)  nicht  nur  physische,  sondern  auch  in  grösserem  Umfange  als  sonst 
in  neueren  Gesetzgebungen  juristische  Personen,  nemlich  von  letzteren  nicht  bloss 
sogen,  juristische  Personen  des  Privatrechts,  gewisse  Erwerbsgesellschaften  (Actien-, 
Commandit-Actien-,  Bergwerkschaften,  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften), 
sondern  auch  diese  Personen  des  öffentlichen  Rechts  (Gemeinden  und  sonstige 
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auch  die  mit  YermOgenserwerbsrecbt  ausprestatteteii  Stiftongon,  Anstalten,  Per- 
sooeoTereine).  Nach  dem  Reformplan  Ton  1897/98  sollten  indessen  diese  letzteren 
jaiistischen  Personen,  auch  die  Gemeinden,  von  der  Staatseinkommensteaer  befreit 
werden  (s.  u.  §.  39).  Die  ErwerbsgoselUchaften  sind  in  Sachsen  roll,  d.  h.  ohne 
Abzug  eines  einkommensteuerfreien  Betrags  {wie  in  Baden,  Preussen),  steaer- 
pflichtig,  so  dass  die  Actionaire  u.  s.  w.,  da  sie  ihrerseits  keine  Steoererleichterang 
fOr  Actienzinsen  und  Di?idcoden  geniesseo,  der  Einkommensteuer  doppelt  unterliegen. 
Die  juristischen  Personen  des  öffentlichen  Kcchts  sind  bisher  steuerpflichtig  fUr  den 
Reinertrag  ihres  Grundbesitzes,  Gewerbebetriebs,  zinsbar  angelegten  Vermögens  (ab- 
züglich der  eigens  zu  zahlenden  Anleihezinsen).  Bei  beiden  Kategorieen  juristischer 
Personen  findet  diese  weite  subjective  und  objcctive  staatliche  Einkommensteuer- 
Pflichtigkeit  ihre  Erklärung  und  (bedinirte)  Rechtfertigung  durch  das  Fehlen  staat- 
licher Ertragsbesteuerung,  ausser  dem  Rest  von  Grundsteuer,  die  nach  wie  vor  Ge- 
bäude mit  umfasst.  Eine  Singularität,  gemäss  dem  sächsischen  Erbrecht,  ist  die 
subjective  Steuerpflicht  von  liegenden  Erbschaften  und  anderen  mit  dem  Recht  des 
Yermögenserwerbs  ausgestatteten  Vermögensmassen  fdr  deren  Reinertrag.  Bei  der 
Steuerpflicht  der  physischen  Personen  ist  die  wichtigste  Beschränkung  die  der  Per- 
sonen mit  nicht  über  300  M.  (seit  Gesetz  vom  10.  März  1894  400  M.)  Einkommen 
im  Jahre,  wobei  übrigens  auch  in  Betracht  kommt,  dass  in  Sachsen  nicht  wie  in 
Preussen  die  Veranlagung  nur  nach  Haushaltungen,  sondern  auch  innerhalb  der  letz- 
teren nach  einzelnen  Personen  (Ehefrau,  Kinder)  erfolgt,  diese  daher  für  deren  ihnen 
zur  Verfügung  stehenden  sonstigen  Erwerb  besonders  besteuert  werden,  und  nur  Per- 
sonen unter  16  Jahren  (früher  18)  in  der  bisherigen  untersten  Steuerstnfe  ^3—400  M.) 
steuerfrei  sind  (Gesetz  ^.6  Nr.  9,  8,  §.  3).  Die  erstere  Bestimmung  kann  gegenüber 
dem  preussischen  Verfahren  eine  Erleichterung  der  Steuerlast  bewirken,  da  in  Sachsen 
so  nicht,  wie  in  Preussen,  Einkommen,  Erwerb  der  Familienangehörigen  ohne  Weiteres 
zu  dem  Einkommen  des  Haushaltsvorstands  geschlagen  und  bei  diesem  steuerpflichtig 
wird,  denn  ganz  kleine  Einkommen  der  Angehörigen  bleiben  so  steuerfrei  oder  zahlen 
niedrigeren  Satz  bei  dem  Degressivfuss,  als  sie  als  Quoten  von  höherem  Einkommen 
des  Uanshaltshaupts  zahlen  würden.  Aber  anderseits  ist  eben  jedes  eigene  kleine 
Einkommen  eines  Haushaltungs-  und  Familienangehörigen,  z.  B.  der  Ehefrau,  der 
Kinder,  von  jetzt  400  M.  an  bereits  steuerpflichtig,  wenn  auch  zu  einem  eventuell 
niedrigen  Satze.  Mit  deshalb  auch  im  Verhältniss  zu  Preussen  die  sehr  grosse 
Anzahl  der  Eingeschätzten  U894  1.490  558  von  einer  Bevölkerung  von  3.64  Mill.,  also 
41  ^/o),  in  Preussen  nur  c.  8.5  %.     S.  auch  Neu  mann  a.  a.  0.  S.  15. 

Die  objectivo  Steuerpflicht  ist  nach  den  principiellcn  Anforderungen  in  Betreff 
dessen,  was  als  steuerpflichtiges  Einkommen  allein  aufzufassen  ist  (Abzug  der  Erwerbs- 
kosten, der  Schuldzinsen  u.  s.  w.)  richtig  angeordnet  (§.  15  —  21).  Danach  unter- 
lieicen  insbesondere  .«Erbschaften  und  ähnliche  Erwerbungen**  als  „ausserordentliche 
Einnahmen''  und  „Vermehrung  des  Stamm vermögenb''  nicht  der  Einkommensteuer 
(§.  15,  Nr.  2).  Realisirte  nicht -kaufmännische  Spcculations- ,  Conjuncturengewinne 
werden  aber  auch  noch  nicht  getrofi'en.  Bei  der  Einschätzung  werden  4  Hauptquelien 
unterschieden  (§.  17). 

Der  Steuerfuss  war  im  Gesetz  von  1874  noch  in  Form  von  einfachen  Steuer- 
sitzen (Steuereinheiten,  Simplen)  von  im  Gesetz  bestimmten  Einkommenclassen  fcbt- 
gestellt,  wobei  dann  das  Finanzgesetz  zu  bestimmen  hatte,  in  dem  Wievielfachen  dieser 
bSatz  zu  erheben  sei.  Im  Gesetz  von  1878  ist  man  zu  festen  Normaisätzen  für  Ein- 
kommenclassen übergegangen,  die  dann  eventuell  im  Finanzgesetz  vermindert  oder 
(wie  neuerdings)  erhöht  werden.  Insofern  ist  der  Steuerfuss  ein  beweglicher 
l^wie  in  England),  nur  auf  der  festen  Grundlage  eines  Normalsatzes.  Der  Steuerfuss 
war  dabei  bis  zu  5400  M.  Einkommen  hinauf  im  Gesetz  von  1878  ein  massig  pro- 
irressifer  (von  c.  0,143  7o  ^i^«  Va  ^-  ^^^  300—400  M.  Einkommen)  und  erreichte  bei 
5400  M.  3  %,  welcher  Satz  von  da  an  den  Normalsatz  bildete  {§.  12).  In  der  Novelle 
vom  10.  März  1894  (ebenfalls  §.  12)  ist  der  Beginn  der  Stcuerpflicht  auf  400  M. 
gesetzt,  mit  dem  bisherifren  Normalsatz  von  1  M.  fdr  4 — 500  M.  Einkommen,  für  mittlere 
Einkommen  (1100—8800  M.)  ist  der  Steuerfuss  etwas  ermässigt  worden,  3  7o  ^^11  jetzt 
erst  von  dieser  Höhe  von  8800  M.  an  (üntergrenze  von  Gl.  27,  mit  8800—9400  M. 
Einkommen),  bleibt  für  die  Untergrenze  der  Classe  so  hoch  bis  Gl.  43  (24.000—25.000), 
von  25.000  M.  Einkommen  an  steigt  er  aber  weiter,  für  je  1000  M.  um  je  40  M., 
bis   47.000  M.  Einkommen,    von  da  an  um  je  50  M.  fUr  1000  M.  bis  100.000  M. 
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Einkommen,  und  erreicht  dann,  ähnlich  wie  in  Prenssen  im  Gesetz  ron  1891,  4  Vo 
für  die  Untergrenze  der  Steoerstufe  von  100.000  M.  Einkommen  an.  Von  da  an 
steigen  die  Classen  um  je  2000  M.  Einkommen  und  die  Steuer  beträirt  4  %  desjenigen 
Einkommens ,  mit  dem  die  vorausgehende  Classe  endet  (Ges.  r.  1894,  §.  12).  Ver- 
glichen mit  Preussen  sind  diese  Normalsätze  bis  1200  M.  Einkommen  etwas  hoher, 
dann  z.  Th.  etwas  niedriger,  z.  Th.  etwas  höher,  fUr  die  Einkommen  ron  6 — 8000  M. 
an  meist  gleich  oder  fast  gleich  (s.  Schanz,  Arch.  B.  12,  S.  760,  überhaupt  daselbst 
S.  751,  über  die  Novelle  von  1894). 

Zu  allen  Sätzen  konnten  bis  20  ^/o  Zuschlag  nach  dem  Finanzgesetz  für  1894 
und  1895  treten,  wenn  Sachsen  mehr,  als  im  Etat  angenommen  war,  an  das  Deutsche 
Beich  an  Matricularbciträgen,  abzüglich  der  erhaltenen  Oeberweisungen ,  zu  zahlen 
haben  würde.  Für  1895  ist  hierfür  ein  Zuschlag  von  10%  wiridich  erfolgt.  Eine 
principiell  wichtige  Maassregel  in  den  iinanzieUen  Beziehungen  eines  Einzelstaats 
mit  dem  Keich  und  ebenso  in  steuerpolitischer  Hinsicht,  wegen  der  Regelung  des 
Steuersatzes  nach  dem  Finanzbedarf  und  weil  hiernach  ein  Theil  der  Matricolar- 
beiträge  durch  eine  die  Leistungsfähigkeit  berücksichtigende  Einkommensteuer  in  eineffl 
Einzelstaat  gedeckt  und  so  für  letzteren  wenigstens  insoweit  die  Einkommen-  und 
Verbrauchsbcstcuernng  für  Keichszwccke  in  organischer  Weise  verbunden  werden. 
Auch  Ermässigung  des  Steuersatzes  weiren  verminderter  Lei^tnngsfthigkeit  wird  in 
der  Weise  neuerer  Gesetze  gewährt  (§.  13),  in  dem  Gesetz  von  1894  noch  in  höherem 
Maasse  und  in  weiteren  Einkommengreuzeu  (früher  bis  3300,  jetzt  bis  5800  M.). 

Besonders  wichtig  sind  die  Grundsätze  für  die  Veranlagung  (Ein- 
schätzung), die  Regelung  des  Verfahrens  und  dessen  ganze  Organisation,  die  Ge- 
staltung der  Rechtsmittel,  die  Bestimmungen  über  die  Folgen  von  Zuwiderhandlungen, 
über  Strafen,  wofür  hier  auf  das  Gesetz  selbst  und  die  Verordnungen  dazu  rerwiesen 
wird  (g.  14—77).  Bemerkt  sei  nur,  dass  in  diesen  Normen  und  Einrichtungen  der 
Hauptwerth  des  Gesetzes  in  practischer  Hinsicht  und  die  Garantie  seiner  Bewährung 
liegt.  Von  einzelnen  bemerkenswerthen  Puncten  seien  erwähnt:  ausnahmsweise  wird 
statt  des  Einkommens  einer  Person ,  wenn  dieses  geringer  als  die  Kosten  der  Hans- 
haltung sind,  dieser  Kostenbetrag  der  Veranlagung  zu  Grunde  gelegt  (§.15,  Nr.  6); 
die  Leitung  und  Beaufsichtigung  des  Einschätzungsgeschäfts  in  seinem  Bezirk  ist  an 
ein  eigenes  üscalisches  Organ,  den  Steuerinspector  (§.  23),  der  zugleich  Vorsitzender 
der  Einschätzungscommission  des  Districts,  in  der  Regel  jeder  Gemeinde  (§.  25),  ist, 
übertragen  (im  Unterschied  von  Preussen,  wo  dies  nicht  erreicht  ist) ;  der  Declarations- 
zwang  iat  für  die  Gensiten  mit  über  1600  M.  Einkommen  (in  Preussen  3000),  (§.  39  ff.) 
eingeführt;  die  (in  Prenssen  nicht  durchgedrungene)  Declarationspflicht  aller  Arbeit- 
geber über  das  in  Gehalt,  Lohn  u.  s.  w.  gegebene  Einkommen  ihrer  Arbeitnehmer. 
Beamten  u.  A.  Ut  angeordnet  (§.  86);  Hinterziehungen  werden  mit  dem  4 — lOfachen 
des  Betrags  bestraft,  dessen  Hinterziehung  unternommen  wurde,  also  Geldstrafe  (§.  68), 
die  Verfügung  von  Ehren-  (Gefängniss-)Strafen  im  Falle  wissentlicher  Falschdeclaration 
zum  Zweck  der  Hinterziehung  i»t  im  Landtag  beantragt  gewesen,  aber  nicht  durch- 
gedrungen. 

Die  Einkommensteuer  mit  ihrem  schärferen  Yeranlagungsverfahren  und  ihrer 
höheren  Belastung  der  wohlhabenderen  Bevölkerung  hat  von  Anfang  an  bis  in  die 
Gegenwart  bei  dieser  Classe,  namentlich  bei  Kapitalisten,  Rentnern,  Grossindostriellen 
u.  dgl.,  wegen  der  Ansprüche  an  die  Mitwirkung  der  Oensiten  bei  der  Veranlagung 
und  wegen  des  ganzen  Veranlagungsverfahrens  auch  sonst  manche  Anfechtung  er- 
fahren. Auch  haben  sich  die  Schwierigkeiten  der  Veranlagung  bei  der  Masse  der 
kleinen  Oensiten,  welche  die  weitherabgehende  Steuerpflicht  mit  sich  bringt,  und  bei 
der  Einschätzung  mancher  Einkommen  (hohe,  speciell  Zinsrenten,  GewerbeertrSge). 
nicht  gerade  vermindert.  Dennoch  wird  im  Ganzen  das  ürtheil  gQnstig  lauten  dürfen. 
Das  war  auch  das  Ergebniäs  einer  privaten  Umfra«re  von  Gen  sei  bei  den  Ver- 
anlagungsbehörden  (s.  s.  gen.  Aufs,  in  den  Jahrb.  f.  Nat.ök.,  B.  44,  bes.  S.  499  ff.), 
namentlich  über  den  Werth  des  Einschätzungsverfahrens  und  der  Declarationspflicht 
Aelinlich  v.  Bosse  (Gemeindebesteucrung  in  Sachsen,  1890,  S.  42),  der  z.B.  sagt: 
..während  anfangs  das  Gesetz  demoralisirend  zu  wirken  schien,  übt  es  bei  ling^erer 
practischer  Handhabung  im  Gegentheil  einen  sittlich  -  erzieherischen  Einfluss  aus**. 
Ueber  jene,  zum  Thcil  wachsenden  Schwierigkeiten  bei  der  Veranlagung  s.  besonders 
Neu  manu,  Gemeindesteuerreform,  mehrfach,  so  S.  250  ff.  — 
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§.  38.  Sonstige  Maassregelo.  Von  wichtigeren  auf  dem 
Gebiete  der  Steuergesetzgebung  ist  namentlich  noch  der  schon 
oben  ei*wähnten,  in  diese  dritte  Periode  fallenden  mehrfachen 
Aenderungen  der  Fleischsteuer  zu  gedenken,  deren  Beibehaltung 
fär  den  Staat  an  sich  schon  von  besonderer  principieller  und  prac- 
tischer  Bedeutung  war;  ferner  neuer  Gesetze  über  Stempel- 
und  Erbschaftssteuer  vom  13.  Nov.  1876. 

Ersteres  mit  NoveUen  vom  3.  Jani  1879  und  28.  Febr.  1880,  jetzt  auch  10.  Juni 
1898,  letzteres  mit  Novellen  vom  3.  Juni  1879  und  9.  März  1880.  Auch  die  Stompei- 
sten er  Sachsens  ist  natürlich  durch  die  Reichsgeseugcbung  eingeengt  worden,  sie  um- 
fasste  auch  in  der  neuen  Gestaltung  von  1876  ein  engeres  Gebiet,  als  sonst  vielfach, 
und  hat  nach  den  Fällen  ihres  Eintritts  bei  Urkunden  (Ausstellung,  Vorlegung  bei 
Öffentlichen  Behörden)  und  der  massigen  Höhe  ihrer  Sätze  noch  mehr  Gebühren-  als 
Steaercharacter,  demnach  auch  einen  weniger  fiscalischen  Character  als  sonst  meist. 
Bemerkenswerth  ist  z.  B.  die  niedrige  Abgabe  bei  Besitzwecbsel  von  Grundeigenthum 
(unter  Lebenden),  nur  VioVo»  ^*s  wohl  mit  der  alten  Verbreitung  von  derartigen 
Abgaben  in  den  Gemeinden  (s.  u.  §.  42)  zusammenhängt.  Die  auch  in  Sachsen  jetzt 
verselbständigte  Erbschaftssteuer  ist,  wie  fast  allgemein  in  Deutschland,  auf  die 
Seitenlinie  und  Nichtverwandte  beschränkt  (auch  Ehegatten  frei).  Der  amtliche 
Reformplan  von  1897/98  enthält  aber  eine  wichtige  Fortbildung  dieser  Steuer  (s.  u. 
§.  39).  Vgl.  G.  V.  Mayr's  Art.  Stempelsteuer  und  Erbschaftssteuer  im  v.  Stengel'schen 
Wönerb.  d.  Verwaltung. 

Die  Vertheilnng  der  Staatssteuer -Belastung  in  Sachsen  hat 
sieb,  abgesehen  von  den  Reichssteuem,  durch  die  Reform  der 
1870er  Jahre  dem  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit mehr  als  vordem  angepasst  Selbst  das  Verbleiben  der 
Fleischsteuer,  die  nach  der  Vertheilung  des  Fleischconsums  und 
der  Besteuerung  der  Fleischarten  doch  auch  in  erheblichem  Maasse 
die  wirthschaftlich  leistungsfähigeren  Gonsumenten  mit  trifft,  nöthigt 
nicht  zu  einer  wesentlichen  Einschränkung  dieser  Behauptung.  Die 
Verschärfung  des  Veranlagnngsverfahrens  und  die  Progression  des 
Steuerfusses  bei  der  Einkommensteuer  trafen  doch  vornemlich  die 
wohlhabenderen,  namentlich  die  reicheren  Gensiten  (wenn  auch 
vielleicht  immer  noch  nicht  völlig  genügend  nach  dem  Ziele  des 
Gesetzes)  und  unter  diesen  die  Zinsrentner  (Leihkapitalisten)  und 
Gewerbetreibenden  (Grossindustrielle,  Kauf leute,  Banquiers  u.  s.  w.) 
wohl  im  Vergleich  zur  früheren  Zeit  unter  der  alten  Gesetzgebung 
am  Meisten  (wenngleich  auch  sie  wieder  schwerlich  schon  durchaus 
nach  dem  gesetzlichen  Steuersatz).  Auch  die  Vertheilung  der 
Steuerlast  auf  Stadt  und  Land  entspricht  Dank  der  Entwicklung 
der  Einkommensteuer  jetzt  mehr  als  ehedem  der  Entwicklung  der 
Steuerrähigkeit.  Wenn  die  Städte  nunmehr  den  Haupttheil  der 
Einkommensteuer  tragen  (1888  z.  B.  ^/^  gegen  ^/j,  66.86  und 
33.14  %,   1894  sogar  schon  72  und  28  7o)>  so  erscheint  das  nur 
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aDgemesseD.  Vordem,  als  die  directe  BesteaernDg  weit  ttber- 
wiegend  auf  dem  Grund  und  Boden  (Grundsteuer)  und  in  starkem 
Betrage  auf  dem  platten  Lande  ruhte,  war  eben  auch  die  Steuer- 
kraft doch  einigermaassen  noch  so  vertheilt.  Die  Entwicklung  der 
früheren  Gewerbe-  und  Personalsteuer  war  wohl  auch  schon  in 
richtigem  Verbältniss  zu  der  gestiegenen  Leistungsfähigkeit  der 
Censiten  dieser  Steuer  erfolgt,  und  von  den  stärkeren  Zuschlägen, 
welche  diese  Steuer  wiederholt  im  Vergleich  mit  der  Grundsteuer 
erfahren  hat,  gilt  das  Nemliche.  Aber  eine  sichere  Entscheidung 
über  das  richtige  Verhältniss  beider  Steuern  und  der  Steuer- 
belastung der  Censiten  beider  Hess  sich,  wie  wir  oben  schon  ge- 
sehen, nicht  treffen.  Daher  die  vielerlei  Streitigkeiten  zwischen 
den  Interessenten  über  diesen  Punct.  Einer  der  Vortheile  der 
Einkommensteuer  besteht  nun  auch  darin,  dass  man  nunmehr 
(freilich  von  der  immer  noch  verbliebenen  Verschiedenheit  der 
Erfassbarkeit  der  überwiegend  städtischen  und  ländlichen  Ein- 
kommen abgesehen)  auch  einen  wenigstens  leidlich  sicheren  und 
objectiven  Maassstab  zur  Bemessung  der  verschiedenen  Steuer- 
fähigkeit der  Einkommenkategorieen  und  von  Stadt  und  Land  besitzt 

§.  39.  Der  Steuerreformplan  von  1897/98.  Die 
steigenden  staatlichen  Finanzbedürfnisse,  die  Misslichkeit  von 
zeitweiligen  allgemeinen  Zuschlägen  zu  dem  normalen  Stenerfuss 
aller  Classen  der  Einkommensteuer,  wie  sie  in  1895  erfolgt  waren, 
die  Bedenken,  bei  dem  Steuerfuss  für  die  höheren  Einkommen  die 
Progression  noch  weiter  zu  führen ,  oder  höheres  Einkommen  von 
einer  gewissen  Höhe  an  allein  mit  zeitweiligen  Zuschlägen  zu 
verseben;  ferner  die  Rücksicht  auf  die  Fiuanzlage  der  Gemeinden, 
der  Wunsch,  diesen  neue  Staatsmittel,  eventuell,  wie  schon  seit 
1886  den  Schulgcmeinden ,  in  der  Form  der  Ueberlassung  von 
Staatssteuern  zur  Verfügung  zu  stellen;  sodann  auch  die  immer 
mehr  sich  verbreitende  „sociale"  Einsicht  von  der  Noth wendigkeit, 
das  fundirte  Einkommen  stärker  zu  belasten,  was  in  der  Form 
des  Ilinzutritts  von  Ertragssteuern,  wie  dem  Rest  der  Grundsteuer, 
zur  Einkommensteuer  doch  nicht  in  angemessener  Weise  bewerk- 
stelligt werden  könne;  endlich  und  wohl  nicht  am  Wenigsten  der 
für  Sachsen  bei  seinen  nahen  nachbarlichen  wirthschaillichen  Be- 
ziehungen besonders  wichtige  Vorgang  Preussens  in  der  grossen 
Reform  der  1890  er  Jahre  —  alle  diese  Momente  und  andere  mehr 
haben  auch  in  Sachsen  die  Steuerreformbewegnng  jüngst  wieder 
in  Gang  gebracht.     Früheren  Landtagswünschen  gemäss  trat  die 
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Regierang  mil  einem  nmfassenderen  Reformplan  im  Herbst  1897 
hervor,  der  in  mehreren  Puneten  sehr  bemerkenswerth  war  und 
in  einem,  in  der  Reform  der  Erbschaftssteuer,  Sachsen  wieder  an 
die  Spitze  der  deutschen  Steuerreformbewegung  führen  musste. 
In  dem  wichtigsten  anderen  folgte  er  dem  Vorgang  Preussens  in 
der  Einführung  der  Vermögenssteuer. 

In  der  Erbschaft8-(und  Schenkungs-)Steuer  sollte 
die  Steuerpflicht  auf  die  directe  Linie,  selbst  auf  die  Kinder,  und 
auf  die  Ehegatten  ausgedehnt  und  zugleich,  ähnlich  wie  in  der 
principiell  und  practisch  so  wichtigen  britischen  Erbschaftssteuer 
reform  von  1894  (Erg.-Heft  zu  B.  III  der  Fin.,  §.  8),  zu  einer  Ab- 
stufung des  Steuerfusses,  bezw.  einer  Progressivität  desselben  nach 
dem  Bereicherungsbetrage  des  Erben  u.  s.  w.  übergegangen  werden, 
auch  eine  Erhöhung  des  bisherigen  Steuerfusses  überhaupt  ein- 
treten. In  der  eigentlichen  directen  Staatsbesteuerung  sollte 
nun  auch  der  Rest  der  Grundsteuer  vom  Staate  fahren  ge- 
lassen und  wie  die  eine,  so  jetzt  auch  die  zweite  Hälfte  dieser 
Steuer  den  Schulgemeinden  überlassen,  der  Ausfall  aber  und 
der  sonstige  steigende  Steuerbedarf  des  Staats  ausser  durch  die 
Reform  der  Erbschaftssteuer  durch  die  Einführung  einer  Vermögens- 
steuer nach  preussischem  Muster  gedeckt  worden.  Kleinere  Ab- 
änderungen des  Urkundenstempels  und  der  Einkommensteuer,  bei 
letzterer  namentlich  die  Beseitigung  der  Steuerpflicht  der  Gemeinden 
und  übrigen  Personen  des  öffentlichen  Rechts  u.  s.  w.  (s.  o.  S.  110), 
umfasste  der  Plan  ausserdem  noch  mit.  Er  führte  die  Reform  so 
recht  zweckmässig  weiter  und  hatte  auch  das  Gute,  was  innerhalb 
des  Reichs  bei  den  Steuerreformen  der  Einzelstaaten  auf  dem  Ge- 
biete grade  der  Personalbesteuerung  immer  ein  Leitstern  sein  sollte, 
das  sächsische  betreffende  Stenerwesen  demjenigen  des  leitenden 
deutschen  Einzelstaats  anzunähern.  Ein  Mangel  war  wohl,  dass 
der  Plan  die  Erhöhung  des  staatssteuerfreien  Einkommenminimums 
von  bloss  400  M.  (s.  o.  S.  111)  nicht  zugleich  mit  bezielte,  eine 
Unterlassung,  welche  indessen  mit  in  der  schwierigen  Finanzlage 
ihre  Erklärung  findet. 

S.  besooders  die  ministerielle  Denkschrift  zu  dem  Decret  Nr.  8  an  die  Stande 
f.  9.  Nor.  1897  betr.  die  Weiterfuhrang  der  Kcform  der  directen  Steuern,  mit  fünf 
(iesetzcntwUrfen.  Die  Denkschrift  auch  im  Finauzarchir  1898,  B.  XII,  1.  Hälfte, 
S.  382  ff.  Yerhaiidiungeu  Über  die  Keform  in  der  2.  Kammer,  bes.  im  Dec.  1897, 
April,  Mai  1898,  in  der  1.  Kammer  Mai  1898.  Bericht  der  Finanzdeputation  A  der 
2.  Kammer  ▼.  27.  Apr.  1898  über  den  VermO|i:enssteuerentwurf  (Nr.  233),  dgl.  über 
den  Erbfichaft»-  u.  Scheuknn^steuerentwurf  (Nr.  248).  S.  über  den  Verlauf  der  Sache  den 
AnfsaU  im  Finanzarchir  1898,  B.  15,  Abth.  2,  S.  388  ff.  (erst  während  des  Drucks 
dieses  Bogens  ist  dieses  Heft  des  Archivs  erschienen  und  mir  zugegangen). 

8* 
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Als  leitender  Hauptpunct  wird  in  dem  Beformplane  die  höhere  Be- 
steuerung des  fundirten  Einkommens  hingestellt.  Als  möglicher  Weg  zu 
diesem  Ziele  wird  die  Einführung  einer  Kapitalrentensteuer,  die  zur  Grundsteuer 
hinzuträte,  abgelehnt,  auch  unter  dem  richtigen  Hinweise  darauf,  dass  dann  doch 
eine  besondere  Steuer  auf  das  gewerblich,  in  Handel,  Industrie  u.  s.  w,  beschäftigte 
eigene  Kapital  fehlen  würde,  also  eingerichtet  werden  mQsste,  eine  neue  schwierige 
Aufgabe.  Auch  die  Bewerkstelligung  einer  solchen  HOherbestouerung  im  Rahmen 
der  Einkommensteuer,  in  der  Form  einer  höheren  Bewerthung  des  fundirten  Ein- 
kommens bei  der  Veranlagung  oder  in  der  Form  eines  höheren  Steuerfnsses  daf&r 
wird  nicht  befürwortet.  Statt  dessen  soll  die  Vermögenssteuer  neben  die 
Einkommensteuer  zur  Erreichung  des  Zwecks  treten,  mit  ähnlicher  Be- 
gründung, wie  8.  Z.  in  Preussen.  Sie  sollte  dieselbe  Höhe  wie  hier  haben ,  V«  *7fo 
yom  Werth  als  Normalsatz  (im  Anschluss  an  Vermögensstufen),  sich  cbeDfalls  auf 
physische  Personen  beschränken,  aber  Vermögen  bis  10.000  M.  (eFentuell  nach  einem 
Zugeständniss  in  der  Kammer  selbst  bis  20.000  M.,  in  Preussen  nur  bis  6000  M.) 
freilassen,  ähnlich  wie  die  Einkommensteuer  veranlagt  werden,  doch  ohne  Declarations- 
zwang.  Letzterer,  ebenso  die  Progression  des  Steuerfusses  wird  nach  rerbreiteter 
Ansicht,  aber  mit  unzulänglichen  Gründen  abgelehnt.  Im  Landtage  wurde  an  die 
Eventualität  einer  solchen  Progression  mit  Recht  mehrfach  gedacht  Auch  Gommnnal- 
zuschläge  zu  dieser  Steuer  sollten,  wie  in  Preussen,  unstatthaft  sein,  was  auch  be- 
mängelt worden  ist.  Als  Ertrag  wurde  5  Mill.  M.,  also  Ve — Vb  ^^r  gegenwärtigen 
Einkommensteuer  (in  Preussen  fast  ^/^,  wo  aber  die  Steuerfreiheit  des  Einkommens 
weiter  geht)  veranschlagt. 

Im  Einkommensteuerentwurf  handelte  es  sich  um  manche  einzelne  Ab- 
änderungen des  bisherigen  Gesetzes.  Von  principieller  Bedeutung  war  darunter  die 
Freistellung  der  Personen  des  öffentlichen  Bechts  (Gemeinden  und  andere,  auch  milde 
Stiftungen  und  Personenvereine  zu  gleichem  Zweck)  von  der  staatlichen  Einkommen- 
steuer. Die  bisherige  Besteuerung  dieser  Personen  war  manchfach  lästig  empfunden 
worden.    Sie  aufzugeben,  bedeutete  nur  den  Verzicht  auf  etwa  ^/^  Mill.  M.  Steuerertrag. 

Die  Ausscheidung  der  Grundsteuer  aus  dem  Staatssteuersystem 
in  dem  Reformplan,  ohne  dass  diese  Steuer  formell  ganz  aufgehoben  weiden 
sollte,  entsprang  ähnlichen  Erwägungen  wie  in  Preussen.  Sie  wie  hier  den  Ge- 
meinden unmittelbar  zu  überlassen,  erschien  bedenklich  wegen  der  eigonthOmlichen 
Verhältnisse  der  Gutsbezirke,  die  auch  in  Sachsen  nicht  zu  den  Gemeinden  gehören. 
Die  besondere  Institution  der  diese  Bezirke  mit  umfassenden  Schulgemeinden  neben  den 
politischen  Gemeinden  (s.  u.  §.  42)  und  der  Umstand,  dass  diesen  Schulgemeinden 
schon  bisher  die  Hälfte  der  Staatsgrundstcuer  (s.  o.  S.  110)  überlassen  worden  war  — 
nicht  eigentlich  direct.  sondern  in  der  Form  einer  Dotation  des  Staatshaushalts  für 
diese  (lemcindcn  aus  dieser  im  Ucbrigcn  vom  Staate  erhobenen  und  im  Staatshaushalt 
in  bisheriger  Höhe  stehenden  Steuer  — ,  legte  es  nahe,  diesen  (Korporationen  auch  den 
Rest  dieser  Steuer  zu  geben,  sie  aber  dann  als  unmittelbare  Empfangsberechtigte, 
nicht  mehr  als  aus  der  Steuer  dotirte,  hinzustellen.  Der  Staatsfiscus  gab  duDit 
1.8  Mill.  M.  reelle  Einnahme  auf.  * 

Die  Reform  der  Erbschaftssteuer  war  in  einem  besonders  grossen  Styl 
nach  grossen,  aber  sehr  berechti^^ten  „socialpolitischen"'  Steuergesichtspuncten  ge- 
plant. (S.  Fin.  II,  §.  283,  241,  242,  Erg.-H.  zu  III,  §.  8  über  die  britische  Beform 
von  1894  und  §.  15  über  die  französischen  Pläne.)  Man  wollte  die  Erbschafts-  und 
Schenkungssteuer  zur  Ergänzungssteuer  der  beabsichtigten  Vermögenssteuer  um-  und 
ausbilden.  In  den  Motiven  werden  die  üblichen  unzutreffenden  Einwendungen  bei 
uns  in  Deutschland  gegen  die  Ausdehnung  dieser  Steuer  auf  die  directe  Linie  gut 
zurückgewiesen.  Ohnehin  ist  in  der  sächsischen  Communalbesteuerung,  in  den  darin 
sich  findenden  verbreiteten  Besitzwechselabgaben  implicite  eine  Erbschaftssteuer  selbst 
für  die  directe  Linie  bei  Grundbesitz  schon  vielfach  zu  finden  (s.  u.  §.  42,  48). 
Damit  wird  practisch  widerlegt,  dass  eine  derartige  Steuer  der  „deutschen  Familien- 
empfindung" zu  fremd  und  zuwider  sei.  um  sie  einfuhren  zu  können.  Trotzdem  ist 
die  Steuer  im  Landtage  wesentlich  an  dieser  Auffassung  gescheitert.  Der  Plan  ging 
so  erstens  auf  Erhöhung  des  Maximalsatzes  der  Erbschaftssteuer  von  8  auf  10  ®/o, 
zweitens  auf  Ausdehnung  der  Steuer  auf  die  directe  Linie  und  Ehegatten  und 
drittens  auf  „progressive  Ausgestaltung*'  der  Steuer  nach  dem  Bereicberungsbetrage 
hinaus,  um  so  eine  nennenswerthe  Mehreinnahme,  2.5  Mill.  M.  gegen  bisher  1.3  bis 
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1.4  Mili.  za  erzielen.  Dabei  waren  auch  bei  dem  zweiten  und  dritten  Puncte  alle 
Cautelen  getroffen,  die  SteuerfUsse  durchaus  maassvoll  gehalten,  der  Beginn  der  Steuer- 
pflicht bei  der  directen  Linie  und  Ehegatten  an  eine  nicht  eben  niedrige  Höhe  dos 
Wertbbetrags  geknüpft,  um  allen  üblichen  Bedenken  gegen  eine  solche  Neuerung  auf 
diesem  Gebiete  zu  begegnen.  So  sollte  die  Steuer  überhaupt  wesentlich  nur  die  er- 
heblicheren VermOgensübergänge  treffen,  nemlich  in  der  directen  Linie  bei  Ab- 
kömmlingen und  Gatten  nur  die  Werthbeträge  über  10.000  M.,  bei  Eltern  die  über 
5000  M.,  das  Maximum  der  nach  Verwandtschaftsgrad  und  nach  Werth  des  steuer- 
pflichtigen Anfalls  abgestuften,  bezw.  progressiven  Steuer  10  ^/q,  bei  Descendenten 
und  Gatten  3  ^/o  der  dem  einzelnen  Steuerpflichtigen  zugeflossenen  wirklichen  Be- 
reicherang  nicht  übersteigen.  Der  Tarif  war  für  jeden  Verwandtschaftsgrad  so 
constrnirt,  dass  die  eben  genannten  Grenzen  immer  innegehalten  wurden  und  der 
höhere  Steuersatz  stets  nur  für  den  Ucberschuss  des  Werths  des  Anfalls  über  die 
oberste  Werthgrenze  der  vorausgehenden  Abstufung  einzutreten  hatte.  Z.  B.  bei  Ab- 
kömmlingen und  Ehegatten  war  demnach  der  Betrag  von  10.000  M.  frei,  von  10  bis 
30.000  M.  war  0.5  7o^  <iber  30.000  bis  50.000  M.  1,  über  50.000  bis  100  000  M. 
1.5,  über  100.000  bis  200  000  M.  2.5,  über  200  000  bis  400.000  M.  3,  über  400.000 
bis  600.000  M.  4  %  zu  entrichten ,  aber  im  Ganzen  sollte  die  Steuer  in  max.  3  7o 
nicht  übersteigen.  Der  Steuersatz  bei  Erbaufällen  an  Eltern  stieg  erst  bei  Beträgen 
von  1  Mill.  M.  auf  10%.  Einem  häufig  erhobenen  Bedenken  gegen  jede  Erbschafts- 
steuer unter  nahen  Verwandten,  namentlich  unter  Abkömmlingen  und  Gatten,  dass 
nemlich  bei  bald  wieder  eintretendem  Erbgang  in  Bezug  auf  dasselbe  Vermögen 
Härten  der  Belastung  entständen,  war  durch  die  Bestimmung  Rechnung  getragen, 
dass,  wenn  ein  Abkömmling  oder  Gatte  innerhalb  10  Jahren  vom  Anfall  der  Erb- 
schaft an  stirbt,  ein  entsprechender  Theil  der  von  ihm  entrichteten  Erbächaftssteuer 
seinen  Abkömmlingen  und  Gatten  nach  Verbältniss  ihrer  Betheiligung  an  seinem 
Nachlass  auf  die  neu  zu  entrichtende  Erbschaftssteuer  augerechnet  werden  solle.  Der 
Beginn  der  Steuer  schon  bei  einem  Wcrth  von  100  M.  war  wohl  zu  niedrig  an- 
gesetzt, 500 — 1000  M.  möchte  in  diesem  Falle  richtiger  sein.  Und  zur  weiteren 
Sicherung  der  Steuerpflichtigen  sollte  diesen  nunmehr  gegen  die  Festsetzung  der  Erb- 
schaftssteuer durch  die  Steuerbehörde  der  Rechtsweg  offen  sein. 

Leider  ist  der  Reformplan  in  seinen  Haupttheilen  im  Landtage 
Dicht  durebgedrungen.  Die  Vermögenssteuer  und  die  Ausdehnung 
der  Erbschaftssteuer  auf  Descendenten  und  Eltern  ist  abgelehnt  worden. 
Den  Vorschlag,  den  Rest  der  Grundsteuer  den  Schulgemeinden 
zu  überlassen,  hat  die  Regierung  alsdann  selbst  zurückgezogen. 

Die  ganze  Erbschaftssteuer-  und  die  Einkommensteuervorlagc  sind  noch  nicht 
erledigt  (October  1898).  Von  ersterer  ist  die  Erhöhung  der  sonstigen  Steuersätze  in 
der  2.  Kammer  angenommen,  in  der  1.  Kammer  die  Sache  noch  nicht  entschieden. 
In  der  Einkommensteuervorlage  ist  die  Freistellung  der  juristischen  Personen  des 
ötfcDtlichen  Hechts  nicht  in  der  geplanten  Ausdehnung  in  der  2.  Kammer  genehmigt 
worden,  die  Gemeinden  sind  steuerpflichtig  geblieben.  Auch  dazu  hat  die  1.  Kammer 
noch  nicht  Stellung  genommen.  Nur  das  Gesetz  über  den  Urkundeustempel  ist  zu 
Stande  gekommen  und  unter  dem  IQ.  Juni  1898,  dabei  zugleich  das  ganze  Stempelgesetz 
in  neuer  Redaction  erlassen  worden.  Den  sehr  characteristischen  Verlauf  der  Sache  in 
den  Kammerverhandlungen  zu  verfolgen,  ist  von  allgemeinerem  Interesse.  Die  Ver- 
mögesssteuer wurde  aus  durchaus  unzulänglichen  Gründen  abgelehnt.  Es  spielte 
dabei  eine  Rolle  besonders  die  Furcht  eines  Bruchs  der  Geheimhaltung  der  privaten 
Vennögensverhältnisse,  die  Schwierigkeit  der  Werthschätzungen  besonders  des  Grund- 
besitzes und  gewerblichen  Betriebskapitals,  die  neue  Belästigung  der  Censiten,  die 
Ueberlastung  des  Grundbesitzes,  wenn  die  Grundsteuer  nicht,  wie  vielfach  aus 
Interessentenkreisen  verlangt  wurde,  ganz  aufgehoben,  sondern  als  Schulgemeinde- 
steuer beibehalten  werde.  Auch  eine  principielle  Ablehung  dieser  Steuer  ist  hie  und 
da  vertreten  gewesen.  Den  preussischen  Vorgang  wollte  man  nicht  allgemein  für 
Sachsen  als  maassgebend  gelten  lassen.  Zum  Ersatz  dachte  man  vielfach  an  die 
höhere  Besteuerung  der  grossen  Einkommen,  und  ein  bezüglicher  Beschluss  der 
2.  Kammer  ist  auch  gefasst  und  gegen  den  Widerstand  der  ersten  festgehalten,  aber 
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80  eben  anch  darüber  keine  Einigung  erzielt  worden.  £s  sollte  danach  das  Ein- 
kommen von  30.000 — 100.000  M.  im  Fall  der  Noth wendigkeit  der  Erhebang  von 
Zuschlägen  mit  10,  dasjenige  über  100.000  M.  mit  20  %  belegt  werden.  Dass  damit 
die  ziemlich  allgemeine  auch  im  Landtag  als  richtig  erkannte  höhere  Bestenerung  des 
fundirten  Einkommens  nicht  genügend  herbeigeführt  werde,  konnten  auch  die  Ver- 
treter dieser  Höherbesteuerung  der  grossen  Einkommen  nicht  verkennen.  Die  Tbat- 
sache  der  Besteuerung  der  untersten  Classen  in  Sachsen  mit  der  bis  auf  400  M. 
Einkommen  herabgehenden  Einkommensteuer  und  mit  der  staatlichen  Fleischsteoer 
wurde  nicht  gebührend  berücksichtigt.  In  der  Landesvertretung  zeigte  sich  so  m.  E. 
weniger  Einsicht  als  bei  der  Regierung  und  doch  ein  kaum  zu  bestreitendes  Hervor^ 
treten  der  Classeninteresscn  der  Besitzenden.  Die  Ablehnung  der  Ausdehnung  der 
Erbschaftssteuer  auf  die  directe  Linie  und  die  Gatten  wurde  nur  mit  den  üblichen 
Behauptungen  über  die  Onerträglichkeit  einer  solchen  Steuer  und  deren  Wideisproch 
mit  den  Yolksgefuhlen  begründet,  wobei  an  die  Besteuerung  auch  solcher  Erben 
durch  die  communalen  Besitzwechselabgaben  (s.  u.  §.  42,  43)  gerade  in  Sachsen,  wie 
schon  bemerkt,  nicht  einmal  gedacht  wuidc.  Uebrigens  ist  in  den  Kammerdebatten  das 
Bcdürfniss  einer  gesetzlichen  Regelung  der  Communalbesteuerung  (s.  n.  §.  41) 
gleichzeitig  mit  der  Reform  der  directen  Besteuerung  gelegentlich  hervorgehoben  worden. 
Die  Reformbewegung  wird  mit  diesem  zunächst  in  der  Hauptsache  negativen 
Ergebniss  nicht  zum  Stillstand  kommen.  Ihren  Fortgang  nehmen  auch  beztigliche 
Beschlüsse  der  2.  Kammer  in  Aussicht.  Mit  der  blossen  Aenderung  des  Stenerfnases 
der  Einkommensteuer  in  stärker  progressiver  Richtung  (bis  auf  c.  5.80  */«  nach  Vor- 
sclilägen  in  der  2.  Kammer  bei  Einkommen  von  150.000  M.  und  daraber,  bis  auf 
8  7o  Q^c^  einem  socialdcmokratischen  Vorschlag  bei  Einkommen  von  über  612.000  M.), 
so  berechtigt  eine  solche  Aenderung  gleichzeitig  wäre,  ist  es  nicht  allein  getban. 
Die  Höbcrbesteucrung  des  fundirten  Einkommens  in  Form  gerade  einer  Vermögens- 
steuer möchte  immer  das  relativ  Zwcckmässigste  sein  und  brächte  auch  die  erfreuliche 
Annäherung  der  sächsischen  an  die  preussische  directe  Staatsbesteuerung.  Der  Hinzu- 
tritt einer  prog:ressi?en  Erbschaftssteuer  auch  für  die  directe  Linie  war  weiter  ein  grosser 
erfreulicher  Fortschritt  in  richtiger  socialpolitischer  Besteuerung.  Der  sächsischen  Be- 
gierung  gereicht  der  somit  hoffentlich  nur  einstweilen  gescheiterte  Reformplan  zu  hohen 
Ehren.  Er  zeigt  eine  staatsmännischc  Einsicht  in  dem  socialdemokratisch  durchwühlten 
Lande,  welche  die  Kammern  in  ihrer  ablehnenden  Haltung  nicht  bewiesen  haben. 

Staatssteuer-Statistik. 
§.  40.  Unter  dem  Einfluss  der  neuen  Beziehungen  Sachsens  zum 
Deutsehen  Reich,  der  dargelegten  Steuerreformen  und  der  Entwicklung 
des  Staatsbahnwesens  ist  der  Einnahmeetat  des  sächsischen  Staats 
natürlich  jetzt  ein  ganz  andrer  als  in  der  früheren  Zeit  geworden. 
Die  allgemeine  grosse  Entwicklung  von  Volk,  Land,  Volkswirth- 
schaft  hat  zugleich  zu  einer  starken  Steigerung  der  Einnahmeziffern 
geführt.  Unter  den  älteren  privatwirthschaftlichen  Einnahmezweigen 
sind  von  grosserer  finanzieller  Bedeutung  nur  noch  die  Staats- 
forsten,  unter  den  neueren  sind  auch  in  Sachsen  die  Staats- 
eisenbahnen immer  wichtiger  geworden.  Ihnen  stehen  freilich 
auch  hier  grosse  Staatsschuldenlasten  gegenüber,  indessen  nicht 
nur  die  Zinsen,  sondern  auch  die  Tilgungssummen  der  Schuld 
werden  neuerdings  wieder  durch  die  Reinerträge  der  Bahnen 
mehr  als  vollständig  gedeckt,  so  dass  jetzt  auch  hier  wie  in 
Preussen,  wenngleich  relativ  viel  geringere  Ueberschüsse  für  andere 
Staatszwecke  verbleiben.  Eine  relativ  bedeutende  Höhe  hat  leider 
auch  in  Sachsen  der  Reinertrag  der  Lotterie.     Der  Haupttheil 
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der  erforderlichen  Einnahmen  zur  Deckung  des  Staatsfinanzbedarfs 
(von  diesem  die  Schuldlast  abgerechnet)  liefert  aber  jetzt  die  Be- 
steuerungy  reichlich  Vs»  ^nd  davon  wieder  fast  ^/g  die  directe, 
d.  h.  fast  ganz  (über  ^/g)  die  neue  Einkommensteuer.  Der  säch- 
sische Staatshaushalt  ist  also  jetzt  ganz  überwiegend  steuerwirth- 
schaftlich  geworden  und  hat  seinen  Schwerpunct  in  der  Einkommen- 
steuer gefunden.  Doch  ist  auch  hier  immer  daran  zu  denken,  dass 
die  Ausgaben  für  wichtigste  Staatszwecke  an  das  Beich  über- 
gegangen sind  and  da  namentlich  in  den  indirecten  Verbrauchsr 
steuern  ihre  Deckung  finden. 

Das  Einzelse  ergeben  die  folgenden  Tabellen  far  die  Zeit,  seit  Sachsen  zam 
Norddeutschen  Band  gehört  und  seit  Einführung  der  EinikOmmeosteuer ,  womit  die 
Daten  der  früheren  Tabellen  Nr.  20—23  zu  vergleichen  sind.  Ausser  durch  die 
Folgen,  welche  der  Eintritt  Sachsens  in  den  Norddeutschen  Bund  für  den  sächsischen 
Staatshaushalt  mit  sich  brachte,  wonach  die  Etats  vor  1868  mit  den  späteren  nicht 
direct  vergleichbar  sind,  werden  Yergleichungen  der  Verhältnisse  in  älterer  oder 
neuerer  Zeit  erschwert  auch  noch  durch  sonstige  Veränderungen  in  der  Etatisirung. 
Noch  von  1895  auf  1896  sind  z.  B.  in  dem  Etat  der  UebcrschUsse  die  Erträge  der 
ZOUd  und  Gonsumsteuern  von  28.82  Hill.  M.  auf  3.62  gesunken,  nur  weil  die  Aus- 
gaben für  Beichszwecke  jetzt  grOssteutheiis  gleich  davon  abgezogen  werden,  die  daher 
1895  noch  mit  25.53,  1896  nur  mit  0.03  Mill.  M.  im  Etat  der  Zuschüsse  stehen. 
AÜes  das,  ferner  auch  der  Character  des  sächsischen  Budgets  als  Nettoetat  ist  störend. 
Daten  der  wirklichen  Ertragsergebnisse,  wie  in  Tab.  25  u.  26,  sind  daher  öfters 
brauchbarer.  Die  Zahlen  der  Jahre  1866^69  sind  wegen  der  Nachwirkungen  der 
Ereignisse  von  1866  und  wegen  des  in  diese  Zeit  fallenden  üebergangs  in  die  neuen  Ver- 
hältnisse zu  Yergleichungen  noch  weniger  geeignet,  daher  in  Tab.  24 — 26  Beginn  mit  1870. 

Tab.  24.  Entwicklung  der  Hauptzweige  der  ordentlichen  Staatsein- 
nahmen des  Königreichs  Sachsen.    (Budgetziffern,  netto  in  1000  M.) '). 

I.    Mit    Reichsausgaben-,  1870  1875  1880  1890  1895  1897 
Eisenb.-  n.  Schuldetat 

A.  Steuern 11.544  13.483  26.528  47.275  56.833  33.440 

B.  Formten,  Domänen  u.  8.  w.«)  6.432  9.056  8.376  8  595  7.631  7.463 

C.  Eisenbahnen 12.663  17.761  23.920  30.435  30.637  32.058 

D.  Andere  ord.  Einnahmen»)  .  7.305  7.193  4.936  6.261  5  583  4.643 

E.  Summe 37.945  47.493  63.760  92.566  100.684  77.604 

F.  Davon    far    Beichszwecke 

bestimmt*) 5.924      4.441      4.704    16.947    25.528  31 

G.  Bleibt  für  Land  es  zwecke.    32.021    43.052    59.056    75.619    75.156    77.573 
IL  Ohne  Bcichsansg.-, Eisenb.- 

und  Schuldetat 
A.  Steuern,  ab  Keichsausgabe .      5.620      9.042    21.824    30.328    31.305    33.409 

^)  Die  Daten  meist  nach  dem  Gothacr  Jahrbuch. 

*)  Ausser  Forsten  und  Domänen  auch  die  Kohlen-  und  sonstigen  Berg-  und 
Hattenwerke  (1897  passiv),  die  Porcellanmanufactur,  die  sogen.  Intradengefälle  (auch 
Jagdscheine).  Die  sächs.  DomäneneinkUnfte  sind  gering,  die  Ueberschüsse  der  Kohlen- 
und  Berg-  und  Htktten werke  schwankend,  neuerdings  Deficite:  1870,  1880,  1895  und 
1897:  0.972.  1.106,  Deficit  von  0.497,  desgl.  von  0.975  Mill.  M,  die  Reinerträge 
der  Forsten  waren  in  diesen  genannten  4  Jahren :  4.806,  6.572,  7.435,  6. 758,  Mill.  M. 
nach  dem  Etat. 

')  Zinsen  von  Kapitalien,  Sportein,  verschiedene  Verwaltungseinnahmen,  darunter 
auch  kleine  privatwirthschaftliche ,  Chausseegelder;  Hauptposten  Lotterietlber- 
schuss:  1870,  1880,  1895,  1897  bozw.  2.190,  3.140.  4.640,  4.563  MiU.  M. 

*)  Soweit  sie  im  sächsischen  Etat  stehen. 
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B.  Eisenb.,  ab  Schuldaufwand      1870       1875       1880  1890       1895        1897 
(Zaschuss  — ,  üebersch.  +) »)  —  2.599     +  144  —  6.176  —  803  + 1.307  +  1.837 

C.  Alle  and.  Einn.  (I,  B  u.  D.)     13.787     16.249     13.312  14956    13.214     12 106 
Summe  verfügbarer  Einnahmen     16.758    25.435    28.960  44.381     45.826     47.352 

III.  Procente  von  Nr.  II:  Steuern 


11 


alle   and.   Einnahmen 


83.5 

85.5 

75.4 

68.3 

68.3 

70.5 

66.5 

64.5 

24.6 

31.7 

31.7 

29.5 

In  der  zutreffenden  Voraussetzung,  dass  die  Beichsausgaben,  welche  nach  Abzug 
der  eigenen  Einnahmen  des  Reichs  noch  auf  Sachsen  nach  dessen  Etat  fallen,  that- 
sächlich  aus  den  sächsischen  Steuern  gedeckt  werden,  und  der  gleichfalls  zutreffenden 
Annahme,  dass  das  Staatsschulderforderniss  (für  Zins  und  Tilgung)  wesentlich  aus 
dem  Bau  und  Ankauf  von  Eisenbahnen  herrUhrt,  ist  Abth.  II  der  Tab.  24  so  gebildet 
worden,  dass  von  den  (Rein-)Erträgen  der  Steuern  die  Ausgaben  für  Reichszwecke 
(A)  und  von  den  Eisenbahn-Beinerträgen  die  Lasten  der  Schuld  (B)  abgezogen  worden 
sind  (wo  sich  dann  in  einigen  Jahren  der  Tabelle  statt  Ueberschttssen  Deficite,  mit 
Minus  ( — )  bezeichnet,  ergeben).  Dann  tritt  der  eigentliche  Staatshaushalt  Sachsens 
reiner  hervor  und  crgiebt  sich,  dass  derselbe  in  der  That  immer  mehr  auf  Steuern 
basirt  ist,  wie  die  Procentsätze  unter  III  der  Tabelle  ersichtlich  machen.  Dies  obwohl 
die  UeberschUsse  der  Bahnen  früher  nicht,  jetzt  aber  mehr  als  vollständig  das  Schuld- 
erforderniss  decken.  Die  absoluten  Zahlen  unter  I  und  II  lassen  die  Entwicklung 
noch  schärfer  hervortreten:  die  nicht  steuerrechtlichen  Einnahmen  sind  wenig  ge- 
stiegen, z.  Th.  gefallen  (I,  B,  D,  II,  C),  die  Steuern  mussten  zur  Deckung  des 
wachsenden  Bedarfs  um  so  stärker  steigen.  Dies  schon,  wenn  man  den  sächsischen 
Haushalt  allein  betrachtet  (Abth.  II.  A),  vollends,  wenn  man  die  im  Etat  stehenden 
Keicli sausgaben  hinzurechnet  (I,  A,  F)  und  die  in  der  Tabelle  nicht  mit  enthaltenen 
Reichsausgaben  nebst  den  von  den  Rcichssteuern  auf  Sachsen  entfallenden  Steuern 
noch  im  Gedanken  mit  berücksichtigt.  Dies  für  Sachsen  (und  für  die  später  behan- 
delten anderen  deutschen  Staaten)  genauer  auszurechnen,  wie  es  oben  für  Preussen 
geschehen  ist  (Tab.  4,  S.  55),  würde  zu  weit  führen.  Im  Vergleich  mit  Preussen 
ist  die  Sachlage  in  Sachsen  wie  in  den  andern  deutschen  Staaten  ungünstiger,  die 
Besteuerung  musste  mehr  in  Anspruch  genommen  werden,  weil  die  grossen  Eisenbahn- 
überschüsse Prcusscus  lehlen.  AVäre  es  zum  Reichseisenbahnsystem  gekommen,  nach 
den  Bismarck'schen  Plänen  der  70er  Jahre,  so  würde  sich  das  ftLr  die  übrigen  Staaten 
finanziell  sehr  günstig,  für  Preussen  ungünstig  erwiesen  haben. 

Die  einzelnen  Steuern  zeigen  folgende  Ertragsentwicklung: 

Tab.  25.     Fleischsteuer.     1000  M.«). 
üebcrgangüabg.  Verbrauchsabg. 

Schlachtst.      f.  vereinsländ.      v.  ausländ.  Summe       auf  den  Kopf 

Fleischwerk      Fleisch  werk*)  M. 

1871  2.748  38  10  2.792  1.09 

1881  8.518  65  ?  8.583  1.19 

1891  4.478  124  89  4.686  1.33 

1897  4.081  418  181  5.231  1.35 

Der  Ertrag  der  Flcischsteuer  ist  hiernach  in  fortschreitender  absoluter  und 
relativer  Steigerung  begrifi'cn,  letzteres  die  Folge  höheren  Consums,  daher  verbesserter 
Lebenslage  der  Massen,  was  auch  die  genauere  Untersuchung  der  Statistik  des  Fleisch- 
consums  bestätigt,  ersteres  die  Folge  hiervon  und  zugleich  der  stark  steigenden  Be- 
völkerung. Der  jetzige  Ertrag  ist  etwa  ein  Fünftel  desjenigen  der  Einkommensteuer. 
Um  diese  Quote  müsste  also  diese  erhöht  werden,  wenn  die  Fleischsteuer  aufgegeben 

^)  Erforderniss  der  •2:anzen  Schuld,  die  auch  in  Sachsen  grossentheils  Eisenbahn- 
schuld ist,  1870,  1880,  1895,  1897  bezw.  15.262,  30.096,  29.330,  30.221  Mill.  M., 
wovon  in  den  letzten  Jahren  etwa  ^,'4  für  Zins,  V4  für  Tilgung  (in  1880  bezw.  23,979 
und  0.118,  in  1895  21.140  und  8.184,  in  1897  22.522  und  7.699  Mill.  M.). 

-)  Aus  einer  Tabelle,  die  ich  der  Ciüte  des  Königl.  Sachs.  Statist.  Bureaus  ver- 
danke. Kopf<iuotenberechnung  von  mir.  S.  sonst  den  schon  genannten  Aufs,  von 
Martin  in  der  Sachs.  Stat.  Ztschr.  für  1895  über  Fleischconsom  und  die  Angaben 
im  Sachs.  Statist.  Jahrb.,  so  f  1897  im  Jahrgang  für  1899,  S.  73,  mit  Angaben  über  die 
Vertheiluug  der  Steuer  nach  Hauptamtsbezirken. 

3)  Als  Ziffer  für  1891  ist  hier  die  für  1892  eingesetzt. 
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würde :  immerhin  eine  fragwUrdige  Maassregel  Fom  finanz-  wie  rolkswirthschafts-  und 
social-,  aach  consompolitischen  Staudpancte  ans,  da  dahin  steht,  ob,  wie  weit  und 
wann  die  Aufhebung  den  Consumentcn  zu  Gute  käme.  Bei  der  jetzigen  Gestaltung 
der  s&chsischen  Fleischsteuer  entfallen  auch  manche  der  sonstigen  Bedenken  gegen 
eine  derartige  V^crbrauchssteuer.  Aber  um  so  mehr  sollte  mindestens  der  Staat  das 
steuerfreie  Minimum  bei  der  Einkommensteuer  auch  aus  dieser  Rücksicht  auf  die 
Fleischsteuer  höher  rücken  (s.  o.  S.  108).  Als  eines  der  wenigen  Beispiele  einer 
solchen  in  der  deutschen  Staatsbcstcuerung  ist  diese  sächsische  Fleischsteuer  noch 
besonders  beachtenswerth. 

Die  Tab.  26  giebt  eine  kleine  Uebersicht  der  Ertragsentwicklung  der  übrigen 
Staatssteuern  Sachsens,  mit  Zurückgehen  auf  die  älteren  Verhältnisse  vor  der  Ein- 
führung der  Einkommensteuer  bis  1870,  womit  die  Daten  oben  S.  106  in  Tab.  23 
(auch  22  und  21)  dann  weiter  zu  Tergleichen  sind'). 

Tab.  26.    Die   sächsische   Staatsbesteuerung    1870  —  97. 

(Erträge«)  in  1000  M.). 

Auf  den  Kopf  Mk. 

1870     1875     1879     1888     1894     1895     1896      1870    1879  1896 

Grundsteuer»)    .    .     .    4.930    5.083    3.252    3.025    3.482    3.547    3.600     1.97     1.08    0.94 

Gew.-  u.  Personalst. »)    3.438    5.298    2.785       _        _         _  _         1.B7     0.95      — 

r,nL.«««..nc».„..4N  /11.901  17.563  23.721  27.108  26.052      —     4.09    6.81 

Einkommensteuer*)     .      -  -    ^^^^^^  j^^^^  24^^^       __._.__ 

Hansirgewerbesteuer»)  —          —           341        272       219       225       228      —  0.12  0.06 

Summe  1— 4  directe«)  8.368  10.381  18.279  20.860  27.422  30.880  29  880    3.34  6  24  7.81 

Stempelsteuer')    .     .  1  .  07«     1  o^-     ^214    1.323     1.519     1.779     1.984\  ^  ri  /0.44  0.52 

Erbschaftssteuer')    ./  ^'^'^     ^"^^       304    1.094    1.482     1.361     1.304/  "'^M^IÖ  0.34 

Summe  5  u.  6  .     .     .  1.278     1.345     1578    2.417    3.001     3.140    3.288    0.51  0.54  0.86 

Fieischsteuer»)  .     .     .  2.792     3.705     3.429    4.766    4.373    4.499    4.949     1.09  1.18  1.30 

Summe  1—7     .    .     .  12.438  15.431  23.286  28.043  34.796  38.519  38.117    4.94  7.96  9.97 

Die  Daten  dieser  Tab.  26  sind  nicht  völlig  ,gleichwerthig ,  weil  diejenigen  für 
die  ersten  2  Jahre  wesentlich  Nettozifforn  (ausser  bei  der  Fieischstcuer\  die  für  die 
folgenden  dagegen  wesentlich  BruttozifTern  bedeuten  (ausser  bei  Grund-  und  Gewerbe- 
und  Personalbesteucrung),  die  ersteren  sind  also  um  ein  Weniges  zu  niedrig,  daher 
auch  die  betreuenden  Kopfbeträge.  Doch  ist  der  Fehler  für  unsere  Zwecke  ohne 
grössere  Bedeutung,  man  muss  ihn  nur  bei  der  Vcrgleichung  und  Schlüssen  daraus 
beachten. 


^)  S.  die  Aufsätze  Böhmer t's  über  die  sächs.  Einkommensteuer-Statistik  in  der 
Sachs,  stat.  Ztschr.  1889  u.  1894,  wo  aber  die  finanziellen  Ergebnisse  vor  den  social- 
statistischcn  zurücktreten.  Ergänzungen  in  erster  Hinsicht  in  den  Daten  des  Statist. 
Jahrbuchs.  Auf  die  social-statistische  Seite  ist  hier  nicht  einzugehen.  Das  Material 
ist  aber  äusserst  interessant  und  werthvoll  für  die  Fragen  der  classenweisen  Ein- 
kommenhöhe, Art,  Entwicklung,  der  Verhältnisse  von  Stadt  und  Land,  der  Berufe  u.  s.w., 
nur  dass  man  eben  immer  vor  der  Fr&^e  steht,  was,  besonders  welche  Aenderungen 
der  Zahlen  Folge  wirklicher  wirthschaftlicher  Vorgänge  oder  nur  des  veränderten  Vcr- 
anlagungsverfahrens  sind. 

*)  Verschiedener  Art,  wie  die  folgenden  Noten  ergeben. 

')  1870,  75,  79  Etatsziffern  (netto),  f  .r  die  folgende  Zeit  bei  der  Grundsteuer 
wirkliche  (Roh-)Ertragsziffem,  nach  Statist.  Jahrb. 

^)  Erste  Keihe  Ziü'ern  des  wirklichen  (Roh-)Ertrags,  nach  Statist.  Jahrb.;  doch 
für  1879  statt  des  wirklichen  Ertrags  von  17.852  (netto  16.214)  nur  -/g  davon  in 
Tabelle  eingesetzt,  da  in  diesem  Jahre  ein  Extrazuschlag  von  50  ^/q  erhoben  wurde; 
zweite  Reihe  für  1879,  1888,  1894  Normal- Veranlagungssoll  (Statist.  Ztschr.  1889, 
S.  67,  1894,  S.  208),  ohne  Abzüge. 

*)  Wirklicher  (Roh-)Ertrag  nach  Statist.  Jahrbuch, 

^  Bei  der  Einkommensteuer  Summirung  der  ersten  Reihe. 

^  Etatsziffern  (netto)  1870,  71,  spater  wirkliche  Ertragsziffern  (roh)  nach  Statist. 
Jahrb.,  bei  Stempelsteuer  einschliesslich  Tantieme  vom  Reichs- Wechselstempel. 

•}  Wirkliche  Erträge  (s.  Tab.  25  u.  Stat.  Handb.),  doch  f.  1870  Zifler  f.  1871. 
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Es  ergiobt  sich,  dass  die  ganze  sächsische  Staatsbesteuornng,  ron  den  Beichs- 
steuern  abgesehen,  sich  in  dem  Zeitraum  von  1870 — 96  mehr  ab  verdreifacht,  die 
KopfbclastUDg  aber  sich  nur  verdoppelt  liat  Die  directo  Besteaerong  allein  hat  sich 
verdreieinhalbfacht,  auf  den  Kopf  verzweieindrittelfacht,  wesentlich  in  Folge  Ein- 
führung und  Entwicklung  der  Einkommensteuer,  während  die  Gmndstoaer  aaf  weniger 
als  7«  ihres  fniheren  Ertrags  und  in  der  Kopfbelastung  auf  die  H&lfte  gesunken  ist: 
in  Folge  der  Ermässigung  der  Steuersätze  (S.  107).  trutz  der  starken  Vermehrang  der 
Gebäude,  die  sie  mit  trifft  (S.  101).  (Der  höhere  Ertrag  der  Einkommensteaer  1895 
gegen  1894  und  1896  erklärt  sich  aus  dem  10  7o  Zuschlag,  der  im  erstercn  Jahre  zum 
Normalsatz  hinzugekommen  war).  Geringer  als  die  dirccte  ist  die  Stempel-  und  Erb- 
schiftsbteuer,  absolut  etwas  tlber  das  2V2f^che,  relativ  nur  um  70  Vo«  geringer  auch  die 
indirectc  (Flcisch-)Steoer,  um  etwa  V4  absolut,  nur  um  Ys  relativ  gewachsen.  Daraus 
folgt  schon,  wie  auch  die  absoluten  und  relativen  Zahlen  (Kopfbeträge)  ergeben,  dass 
—  freilich  immer  von  den  Reichssteuern  abgesehen  —  die  directen  Steuern  und  nach 
der  Sachlage  die  Einkommensteuer  in  dieser  Periode  dem  Ertrage  nach  vor  den 
andern  Steuern  stärker  hervorgetreten  sind:  1870,  1875  betrugen  sie  etwa  */,,  jetzt 
über  ^/^  der  gesammten  Staatssteuern:  dies  trotz  Beibehaltung  und  Entwicklung  der 
Fleischbteucr  und  Ermässigung  der  Grundsteuer.  Die  Fleischstener  möchte  übrigens 
auch  durch  diese  Vert-chiebung  der  Proportion  zwischen  directen  und  tlbrigen  Steuern 
eine  gewisse  Rechtfertigung  erfahren. 

Wegen  der  für  uns  gebotenen  räumlichen  Beschränkung  kann  hier  nicht  weiter 
auf  die  Yerwcrthung  des  interessanten  sächsischen  einkommensteuerstatistischen  Materials 
eingegangen  werden,  obwohl  dies  manche  Ausbeute  auch  far  allgemeinere  finanzwissen- 
schaftliche Fragen  brächte.  Durch  die  Entwicklung  dieser  Steuer  ist  jedenfalls  die 
Steuerlast  mehr  dem  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  gemäss 
auf  die  kräftigeren  Schultern  gelegt  worden,  ob  ausreichend,  namentlich  unter  Berück- 
sichtigung der  indirecten  Reichsbesteueruug,  steht  freilich  immer  noch  dahin.  Zwischen 
Stadt  und  Land,  Gewerbe  u.  s.  w.  und  Landwirthschaft  hat  die  Einkommensteuer  jeden- 
falls auch  die  Last  jetzt  richtiger  verthoilt,  als  es  die  frtlhere  Besteuerung  that  Ein 
Hauptmangel  bleibt  wohl,  der  schon  früher  (S.  108)  hervorgehoben,  dass  das  fundirte 
Einkommen  (abgesehen  von  der  hinzutretenden  Grundsteuer),  besonders  daher  das 
Kapitaleinkommen,  nicht  höher  als  anderes  belastet  wird.  Die  Verbesserung  der  Ein- 
kommen Verhältnisse  der  Bevölkerung,  die  schärfere  Einschätzung  derCensiten,  besonders 
derer  mit  höhcrem  Einkommen,  und  die  erfolgten  Erhöhungen  des  Steuerfnsses  für 
grösseres  Einkommen  haben  die  mittlere  Belastung  des  gesammten  Nationaleinkommens 
durch  die  Einkommensteuer  nicht  unerheblich  steigen  lassen.  Sie  war  1879,  1888, 
1894  1.239  —  1.339  —  1.471  7o  (Sachs.  Stat.  Ztschr.  1889,  S.  67,  1894,  S.  208).  — 
Von  besonderem  steuertechnii>chen  Interesse  ist  die  Statistik  der  Ergebnisse  des  Bechts- 
mittelverfahreus  bei  der  Einkommensteuer  (Reclamationen  gegen  Ein-  und  Nach- 
scliätzungen  in  1.,  2.,  3.  Instanz  und  Berufungen  gegen  solche  Schätzungen  in  1.  und 
2.  Instanz,  z.  B.  für  1896  im  Stat.  Jahrb.  f.  1899,  S.  83  tfl,  Böhmert  in  d.  sächs. 
stat.  Ztschr.  1894,  S.  113).  Die  Zahl  der  Reclamationen  hat  absolut  und  relatir  (als 
Quote  der  Eingeschätzten)  zugenommen:  kein  eben  günstiges  Symptom. 

Vergleichungcn  mit  Preussen  sind  principiell  nach  wissenschaftlicher  statistischer 
Methodologie  eigentlich  nicht  mit  ganz  Preus.sen,  worauf  sich  die  früheren  Tabellen 
beziehen,  sondern  bei  der  Kleinheit  des  sächsischen  Staats  und  dem  eigenthUmlichen 
wirthschaftlichen  Character  seiner  Bevölkerung  nur  mit  einzelnen  homogenen  preussi- 
schen  Provinzen  statthaft,  etwa  mit  Rheinland.  Die  preussische  Statistik  lieferte  daf&r 
das  erforderliche  Material,  besonders  für  die  neue  Einkommensteuer.  Doch  kann  dies 
an  dieser  Stelle  nicht  weiter  verfolgt  werden.  Preussen  fehlt  eine  der  sächsischen 
Fleischsteuer  gleiche  oder  ähnliche  Staatsverbrauchssteuer  und  nach  der  Reform  ron 
1893  die  staatliche  Ertragssteuer,  wie  sie  sich  in  dem  Rest  der  Grundsteuer  in  Sachsen 
erhalten  hat,  Sachsen  anderseits  fehlt  die  Vermögenssteuer.  Die  Einkommensteuer- 
belastuug  des  ganzen  preus^ischen  Staats  ist  ausserdem  mit  der  sächsischen  nicht 
genau  zu  vergleichen,  weil  die  Steuerpflicht  in  Sachsen  schon  bei  800,  bezw.  jetzt 
4()0,  in  Preussen  erst  bei  900  M.  beginnt,  dort  ferner  auch  öffentlich -rechtUche 
juristische  Personen  steuerpflichtig  sind,  hier  nicht  und  bei  den  Actiengesellschaften  in 
Preussen  378  %  ^^^  Einkommens  steuerfrei  sind,  in  Sachsen  nichts.  Daher  lassen  sich 
auch  die  Kopf  betrage  der  Einkommensteuer  und  der  gesammten  directen  von  ganz  Preussen 
und  Sachsen,  von  den  obigen  priucipielleu  Bedenken  abgesehen,  nur  sehr  bedingt 
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Torgleicheii.  Nach  Tab.  8  (oben  S.  62)  fallen  in  Prenssen  jetzt  auf  den  Kopf  £in- 
kommeDSteuer  3.84,  directe  Staatsstener  überhaupt  4.95,  in  Sachsen  nach  Tab.  26 
bezw.  6.81  und  7.81  M.  Für  die  Frage  der  wirklichen  Steuerbelastong  ist  daraus 
nichts  abzuleiten.  Nor  eine  weitere  Analyse  der  Einkommensteuerstatistik  beider 
Länder,  wobei  man  das  Einkommen  und  seine  Belastung  durch  die  Steuer  und  damit 
diejenige  der  betreffenden  Censiteu  und  Landestheile  classcnweise  zergliederte,  Kopf- 
Quoten  und  Raumqnoten  (Quadratkilometer)  berechnete,  könnte  noch  einigen  Aafschluss 
über  die  relatire  Belastung  in  beiden  Staaten  geben.  Das  muss  Specialuntersuchungen 
überlassen  bleiben. 

b.   Die  sächsische   Communalbesteaerung. 

Das  besondere  finanzwissenschaftliche  Interesse  dieser  Besteuerung  liegt  in  deren 
noch  rerh&ltnissmässig  stark  autonom  geregelten  Gestaltung,  was  zu  eigenthttmlichcn 
Folgen  geführt  hat 

§.  41.  Allgemeines.  Die  communale  Autonomie  in 
der  Besteuerung.  In  Sachsen  zerfallen,  wie  in  den  meisten 
anderen  deutschen  Staaten,  die  althistorischeo  Gemeinden  auch 
noch  nach  dem  gegenwärtigen  Verwaltungsrecht  in  die  Städte 
und  die  Landgemeinden.  Unter  jenen  werden  die  drei  grossen 
{Dresden,  Leipzig,  Chemnitz),  welche  bezirksexemt  sind,  von  den 
mittleren  und  kleineren  unterschieden.  Neben  den  Gemeinden  als 
politischen  Körpern  wird  in  Sachsen  in  besonders  scharfer  recht- 
licher Trennung  die  Gemeinde  (Ortsarmenverband)  als  Armen- 
bezirk,  als  Schulgemeinde  (für  die  Volksschulen,  nicht  für 
die  höheren)  und  als  (evangelische  und  katholische)  Kirchen- 
gemeinde unterschieden,  die  im  Princip  und  in  der  Regel,  doch 
nicht  durchweg,  sich  räumlich  mit  der  politischen  Gemeinde  und 
untereinander  decken.  Dieser  drei-  bezw.  mit  der  Kirchengemeinde 
vierfachen  Gliederung  entspricht  ein  getrenntes  Finanz-  Gassen-  und 
zum  Theil  auch  Steuerwesen  (s.  u.  §  42).  Ausserhalb  der  Gemeinden 
stehen,  wie  in  Preussen,  noch  vielfach  selbständige  Gutsbezirke 
(über  1000).  Als  Selbstverwaltungskörper  höherer  Ordnung  sind 
in  neuerer  Zeit  auch  hier  eigene  Communalverbände,  die  Bezirke 
(Amtshauptmannschaften)  organisirt  worden  (1879),  sie  entsprechen 
den  preussischen  Kreisen.  Die  sächsischen  (4)  „Kreise^'  (früher 
Kreisdirectionen ,  jetzt  Kreishauptmannschaften  genannt,  Dresden, 
Leipzig,  Zwickau,  Bautzen),  sind  nur  staatliche  Verwaltungs- 
abtheilungen, nicht  eigene  Selbstverwaltungskörper.  Eigene  Finanz- 
haushalte und  eigene  Besteuerung  haben  daher  die  Stadt-  und 
Landgemeinden  und  die  Bezirke. 

Die  jetzige  Grundlage  für  die  Gemeindeverfassung  bildet  die  revidirte 
Städteordnung,  die  St.-O.  für  mittlere  und  kleine  Städte  und  die  revidirte  Land- 
gemeindeordnung, alle  drei  Gesetze  vom  24.  April  1873,  welche  die  frühere  St.-O. 
Ton  1832  und  L.  G.  0.  von  1838  ersetzt  haben.    S.  Leutholt,  sächs.  Verwaltungs- 
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recht  (1878)  §.  14,  S.  148  ff.,  ders.  Staatsrecht  Sachsens  (aas  Marqnardten's  Handb. 
d.  öffentl.  Kechts,  II,  Halbb.  2,  1884),  S.  184.  y.  d.  Mosel,  Handb.  d.  s&chs.Ver- 
waltangsrechts,  die  verschiedenen  Artikel  in  Betr.  der  Gemeindeverhältnisse.  Jelly, 
Art.  Gemeinde,  in  v.  Stcngel's  Wörterb.  d.  Verhalt.  I,  496.  Commentare  za  den 
Gesetzen  v.  von  Bosse,  —  Die  Verfassung  der  Bezirke  beruht  auf  dem  Gesetz  v. 
21.  April  1873.  Den  Bezirken  und  den  3  exemten  grossen  St&dten  ist  aus  der 
französischen  Kriegsentschädigung  eine  als  festes  StammvermOgen  zu  behandelnde 
Dotation  (die  halb  nach  Fläche,  halb  nach  Bevölkerung  zu  vertheilen  war)  von 
9  Mill.  M.  überwiesen  worden  (Ges.  v.  25.  Juni  1874),  wozu  später,  1876,  noch  ein 
andrer  kleiner  Betrag  trat.  S.  Leutholt,  sächs.  V.  r.  §.  16,  S.  181  ff.,  ders., 
Art.  Bezirk  im  Wörterb.  d.  Verwalt.  I,  201.    v.  d.  Mosel,  Art  Bezirk. 

Das  Gemeindesteuerrecbt  Sachsens  beruht  aaf  wenigen, 
ziemlich  allgemein  gehaltenen  grundsätzlichen  Bestimmungen  der 
genannten  staatlichen  Stadt-  und  Landgemeindeordnnngen,  zu  denen 
noch  Bestimmungen  in  anderen  Gesetzen,  wie  besonders  über 
Armenwesen,  kommen.  Ausserdem  gelten  natürlich  auch  hier  die 
Vorschriften  der  Reichsgesetze  über  Beschränkung  der  (Staats-  und) 
Communalbesteuerung  in  Bezug  auf  die  den  Zöllen  und  inneren 
Verbrauchssteuern  des  Reichs  unterliegenden  Objecte.  Eine  all- 
gemeine staatliche  Codification  des  Steuerrechts  der  Gemeinden 
fehlt  bisher.  Vielmehr  besteht  fUr  die  Städte,  in  etwas  geringerem 
Maasse  auch  für  die  Landgemeinden  eine  weitgehende 
Autonomie  im  Steuerrecht,  die  nur  durch  die  Normen  jener 
Ordungen  und  das  in  diesen  gegebene  Aufsichtsrecht  des  Staats 
etwas  eingeschränkt  ist.  Die  Folge  hiervon  war,  dass  zwar  nicht 
so  sehr  in  den  Grundlagen  und  Hauptpuncten  des  örtlichen  Rechts 
und  der  darauf  beruhenden  thatsächlichen  Entwicklung  der  Be- 
steuerung, worin  vielmehr  doch  im  Grossen  und  Ganzen  eine  ge- 
wisse Uebereinstimmung  besteht,  als  in  den  Einzelheiten  des 
Rechts  und  der  Entwicklung  eine  grosse  örtliche  Verschiedenheit 
der  Gestaltung  der  Gommunalbesteueruug  eingetreten  ist,  so  was 
die  Combination  der  Steuern  in  den  Ortssteuersystemen, 
die  Wahl  einzelner  besonderer  Steuern,  die  Steuer- 
füsse  und  Sätze,  die  Details  des  Veranlagungsver- 
fahrens u.  dgl.  m.  anlaugt.  Doch  führte  die  genauere  Analyse 
der  Thatsaehen  und  so  eingehende  statistische  Untersuchung,  wie 
wir  sie  Neumann  verdanken,  immerhin  zu  dem  Ergebniss,  dass 
gewisse  Arten  und  Grössen  von  Gemeindegruppen  wieder  gewisse 
homogenere  Verhältnisse  der  Steuereutwicklung  und  Ausgestaltang 
auch  in  diesen  Einzelheiten  zeigen.  Principielle  Bedenken  gegen 
eine  solche  Autonomie  auf  diesem  Gebiete  mit  diesen  Folgen  für 
die  Verschiedenheit  der  örtlichen  Besteuerung  und  für  die  Regelung 
mancher    einzelner    Puncte    in    öfters    doch    fragwürdiger  Weise 
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möchten  indessen  unseres  Erachtens  bestehen  bleiben  and  die 
allerdings  ebenfalls  vorhandenen  guten  Seiten  dieses  Recbtszustandes 
tiberwiegen.  Dies  wird  jedoch  im  Lande  selbst,  auch  von  be- 
rechtigter Maassen  als  Autoritäten  geltenden  Stimmen  vielfach 
bestritten,  man  glaubt,  mit  diesen  Verhältnissen  und  der  durch 
sie  bedingten  Entwicklung  zufrieden  sein  zu  können.  Für  die 
Darstellung,  zumal  die  hier  Itir  uns  nur  mögliche  kurz  zusammen- 
fassende, macht  dieser  Zustand  der  Dinge  nattirlich  besondere 
Schwierigkeiten.  Erst  durch  das  hier  ausgeschlossene  Eingehen 
auf  die  örtlichen  Einzelheiten  und  Verschiedenheiten  des  Steuer- 
rechts und  der  Steuerentwicklung  bekommt  man  ein  volles  und 
richtiges  Bild  des  eigenthümlichen  Zustandes  der  sächsischen 
Communalbesteuerung. 

Es  ist  um  80  erfreulicher,  dass  über  diese  Bestenerung  ausser  verschiedenen 
amtlichen  Aufnahmen  der  concreten  Verhältnisse  eine  aas  der  neuesten  Zeit 
stammende  ganz  vorzllglicho  finanzwissenschaftlicho  Mono|nraphio  aas  der  Feder 
Fr.  J.  Nenmann's  vorliegt:  ,,Zar  Gemoindesteuerreform  in  Deutschland,  mit  be- 
sondrer Beziehung  aaf  sächsische  Verhältnisse''.  TUb.  1895.  Hervorgegangen  aus 
einem  1894  gehaltenen  Vortrage  in  der  Versammlang  des  sächs.  Gemeindetags  in 
Meissen  über  Gommunalbesteaerang  (der  auch  im  Druck  erschienen  ist.  Meissen  1894), 
beruht  jene  Schrift  neben  Benutzung  aller  anderen  neueren  amtlichen  Quellen, 
statistischer  Daten  u.  s.  w.  auf  den  reichen  und  zuverlässigen  Materialien,  welche  die 
sächsischen  Gemeinden,  besonders  die  Städte  in  Beantwortang  eines  Fragebogens  des 
Verfassers  geliefert  haben,  und  giebt  neben  der  minutiösen  Darstellung  eine  eingehende 
Kritik  (auch  umfassende  Litteraturnach weise  im  Anhang). 

Ich  habe  grade  aus  Neumann 's  überaus  fleissiger  und  umsichtiger  Arbeit  aber  doch 
ToUends  den  Eindruck  erhalten,  dass  in  der  That,  wie  Gegner  des  Systems  es  bezeichnet 
haben,  die  sächsische  Gommunalbesteaerang  etwas  zu  sehr  ein  „Tummelplatz 
der  Willkuh r**  und  das  von  anderer  Seite  abgelehnte  Streben  nach  einem  „geord- 
neten Rechtszastand''  doch  berechtigt  sei  (Neumann.  S.  82).  Die  „WillkUhr'*  liegt 
m.  £.  in  der  Verschiedenheit  der  Combination  der  Steucrarten,  namentlich  der  un- 
gentlgenden  Heranziehung  des  Bealbesitzcs  zur  Steuer,  womit  das  Princip  der  Be- 
steuerung nach  dem  Interesse  zu  sehr  zurückgedrängt  wird  —  von  nachtheiligem 
Einfluss  ist  wohl  die  starke  Vertretung  des  Grund-  und  Hausbesitzes  in  der  Gemeinde- 
vertretung, wie  in  Prcussen.  Femer  sind  wesentliche  Mängel  die  so  weit  nach  Unten 
gehende  Ausdehnung  der  persönlichen  Steuerpflicht  bei  den  Einkommensteuern ,  die 
sehr  verschiedene,  oft  recht  willkuhrlicbe  Normirung  des  Steuerfusses  bei  dieser 
Steuer,  namentlich  die  vielfach  unzureichende  Steuerprogression,  welche  öfters  zu 
früh  (bei  zu  niedrigem  Einkommen)  endet  und  das  grosse  Einkommen  zu  sehr 
schont  (Leipzig!);  auch  die  Verhältnisse  der  indirecten  Verbrauchssteuern,  welche 
mitunter  (Dresden!)  selbst  die  nothwendigsten  Lebensbedürfnisse  treffen  und  zor 
staatlichen  Fleischsteuer  noch  hinzutreten;  die  grosse  locale  Verschiedenheit  der  an 
sich  als  Gommunalstcuem  —  zumal  neben  niedrigem  Staatssteuersatz  —  berechtigten 
Besitzwechselabgaben  vom  Grundeigenthum  und  manches  Andere  mehr.  M.  E.  Alles 
Belege  für  das  Bedenkliche  einer  so  weit  gehenden  Autonomie.  Selbst  nicht  dieser 
durchaus  gegnerische  Beurtheiler  der  letzteren,  wie  v.  Bosse  (Gemeindebesteuerung 
in  Sachsen)  machen  daher  doch  Vorschläge,  welche  auf  eine  wirksame  Beschränkung 
der  Aatonomie  hinausgehen  (s.  von  v.  Bosse,  S.  56).  Und  bei  den  Verbandlungen 
aber  Steuerreform  im  Landtage  1897/98  ist  die  Nothwendigkeit  einer  staatlichen 
Oommnnalsteuergesetzgebung  doch  von  einzelnen  Seiten  auch  wieder  hervorgehoben 
worden. 

Der  gegenwärtige  Rechtszustand  der  sächsischen  Communalbesteuerung  sichert 
so  namentlich  die  richtige,  auch  den  socialen  Anforderungen  entsprochende  Ver- 
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theilang  der  Stcaerlast  in  der  Einrichtung  der  GommaDalstoaem  nicht  genfigend, 
auch  nicht  die  erforderliche  Kücksichtnahioe  auf  die  Reichs-  and  Staatsbesteacniog 
so  auf  das  ohnebin  sehr  tiefe  Horabgehen  der  Einkommcnsteaer  des  Staats  aaf  kleines 
Einkommen,  das  Bestehen  staatlicher  Fleischsteaer  I).  Die  priyaten  Interessen  der 
höheren,  wohlhabenderen  Classen,  der  Grund-  und  Hausbesitzer  können  sich  doch  dabei 
in  dieser  Einrichtung  der  Besteuerung  mehrfach  zu  sehr  geltend  machen,  daher  auch 
zu  Ungunsten  der  unteren  Classen  mit  geringerem  und  blossem  Arbeitseinkommen,  wofon 
man  immerhin  mancherlei  Spuren  in  vcrsctiedenen  Ortssteuersystcmen  wahrnimmt 
Auch  die  mit  Recht  von  Neumann  (S.  66,  176)  gerQgte  Erzielung  öfters  recht  be- 
trächtlicher UeberschUsse  der  communalen  Sparcassen  und  die  Yervendnng  dieser 
Ueberschilsso  für  die  Deckung  der  allgemeinen  Gommunalausgaben  deatet  auf  ähn- 
liche Missstände  hin  —  man  könnte  in  dieser  „Ueberschosswirthschaft**  der  Sparcasse 
eine  Art  „Kapitalrentensteuer*'  speciell  auf  die  Sparcassengelder  sehen,  denn  darauf  Iftaft 
die  Niedrighaltung  des  Zinsfusses  der  Sparcassen,  woraus  die  Ueberschdsse  in  letzter 
Linie  doch  namentlich  entspringen,  hinaus!  —  Auch  die  localo  Verschieden- 
heit des  Steueräybtems,  der  Arten,  Sätze  und  Ftlsse  möchte  doch  in  Sachsen  fiel  zu 
weit  gehen  und  wirthschafts- ,  Verkehrs-,  socialpolitisch  ihre  Bedenken  haben.  Sie 
ist  aber  nicht  nur,  wie  überall,  die  Folge  verschiedener  Höhe  des  communalen 
Finanzbedarfs  und  der  sonstigen  Einkünfte  (daher  des  Besitzes  rentablen  Gemeinde» 
Vermögens),  sondern  in  der  That  auch  zufälliger  historischer  Entwicklung  und  eben 
der  weitgehenden  Autonomie  sowie  des  durch  diese  begünstigten  Einflusses  gewisser 
Classen  in  teressen.  Das  scheinen  mir  doch  zahlreiche  Einzelheiten,  deren  KenntniBS 
selbst  in  Sachsen  wesentlich  erst  durch  Ncumann's  Buch  aUgemeiner  geworden  ist, 
zu  beweisen,  (ierade  in  der  vergleichenden  Behandlung  der  Thatsachen  des 
localen  Steuerwesens,  wie  sie  Neumann  meisterlich  vorgenommen,  tritt  dies  erst 
deutlich  hervor. 

Diese  communale  Steuerautonomie  hat  so  beinahe  noch  mittelalterliches  Ge- 
präge und  entspricht  weder  der  modernen  Volkswirthschaft  noch  dem  modernen  Staate. 
Sie  ist  hier  eine  Anomalie,  das  andre  Extrem  einer  fast  rein  staatlichen  Regelung, 
wie  sie  in  der  französischen  Communalbesteuerung  (Fin.  HI,  §.  335  ff.)  besteht.  Die 
Anpassung  der  concreten  Communalbesteuerung  an  die  localen  Verhältnisse  und 
Bedürfnisse,  die  die  Anhänger  der  sächsischen  Besteuerung  nachrühmen,  ist  auch  bei 
einem  anderen  Rechtssy&tem  möglich,  wie  Preussen  und  andere  Staaten  zeigen,  ohne 
dass  hier  gleiche  Bedenken  begegnen.  Insofern  möchte  das  sächsische  Beispiel  finanz- 
wisscnschaftlich  allgemein  lehrreich  sein.  Eine  staatliche  Codiiication  und  Neu- 
regelung des  Communalätenerrechts  dürfte  daher  vor  dem  sächsischen  Zustand  doch 
den  Vorzug  verdienen,  Dabei  kann  mit  Recht  den  Gemeinden  in  Wahl  und  Ein- 
richtung der  Steuerarten,  der  Sätze  und  Füsse,  des  Veranlagungsverfahrens  auch  ein 
gewisser  Spielraum  bleiben,  um  den  localen  Verhältnissen  Rechnung  zu  tragen,  aber 
es  wird  doch  ein  Rahmen  für  alle  diese  Dinge  aufgestellt,  in  dem  sich  jede  Ge- 
meinde halten  muss,  wie  im  jetzigen  preussischen  Gesetz,  das  in  diesen  Bestimmungen 
in  der  Beschränkung  der  communalen  Autonomie  kaum  zu  weit  gehen  möchte,  nicht 
„zu  stramm'*  ist.  Nur  so  lässt  sich  genügende  Rücksichtnahme  auf  die  auch  in  der 
Communalbesteuerung  mit  unterlaufenden  allgemeinen  Staats-  und  volkswirthschaidicheu, 
ferner  auf  die  collidirenden  Interessen  zwischen  Reichs-,  Staats-  und  Communal- 
besteuerung und  auf  die,  vollends  heute  thatsächlich  und  auch  im  Vollbewusstsein  in 
der  Besteuerung  immer  mitspielenden  „socialen^'  Interessen  verbürgen.  Die  weitgehende 
locale  Autonomie  versagt  diese  Bürgschaft. 

S.  ausser  Neumann's  für  unsere  fiuanz wissenschaftlichen  Zwecke  ganz  voran- 
btehender  Schrift  Leutholt,  sächs.  Verwaltungsrecht  S.  158,  v.  Reitzenstein, 
Art.  Gemeindesteuern  im  Wörterb.  d.  V^erw.  I,  §.  12,  S.  536,  v.  d.  Mosel,  Handb.  die 
betr.  Artikel  unter  den  Schlagworten  des  Steuer-  und  Finanzwesens,  v.  Bosse, 
Gemeindebesteuerung  in  Sachsen,  1890,  Fischer,  Zeitschr.  für  Praxis  u.  s.  w.  der 
Verwalt.  bes.  Sachsens,  mehrfach  u.  A.  namentlich  in  I,  XV,  XVI,  Ludwig- 
Wolff  in  d.  Schriften  des  Vcr.  f.  Soc.-Pol.  B.  XII.  Statistik  auch  bes.  bei  Neu- 
mann. Fischer;  dann  in  V.  Böhmert's  Aufs,  in  Zeitschr.  d.  sächs.  stat  Bur.  1894, 
S.  202  u.  Martinas  Aufs.  eb.  Beilage  zu  J.g.  1897  (eingehende  VermOgensstatistik 
der  Städte,  kürzere  Haushalt-  und  Steuerstatistik,  S.  40  £,  Bearbeitung  einer  Auf- 
nahme V.  1898  steht  noch  bevor.  Altere  genügende  Statistik  fehlt  [8.  1  ff],  so  dass 
die  Entwicklung  zahlenmässig  für  das  ganze  Gebiet  nicht  verfolgt  werden  kann). 


GommanalbestcüeraDg.    Specialcasscn  mit  Zweckstcaern.  127 

In  Folgenden  kann  hier  nur  das  Hauptsächliche  zur  allgemeinen  Ohara cter- 
istik  der  sächsischen  Gommanalbesteaening  hervorgehoben  werden,  was  aber,  wie 
schon  bemeikt,  grade  hier  bei  der  localen  Verschiedenheit  der  thatsächlichen  Ver- 
hältnisse nicht  aobreicht.  Dafür  ist  vor  Allem  auf  Neumann  za  Terweiscn,  dessen 
allgemeine  Cbaractcristik  (bes.  S.  31  ff.,  137  ff.,  199,  217  ff.,  247  ff.)  aber  ebenfalls, 
als  Ergebniss  seiner  umfassenden  Untersachong  der  Thatsachcn,  besondere  Beachtung 
Terdient 

§.  42.  Specialcassen  mit  besonderen  Zwecksteuern 
Beben  der  (allgemeinen)  Gemeindecasse.  Eine  Eigen- 
thttmlichkeit  der  sächsischen  commanalen  Finanzverfassung,  welche 
aach  für  die  Bestenernng  wichtig  ist,  besteht  in  Folge  der  oben 
(§.41  S.  123)  erwähnten  Einrichtung  in  der  scharfen  rechtlichen 
Trennung  der  Gemeindecasse  von  der  Armencasse,  der 
Schnlcasse  und  der  Kirchencasse  (evangelischer  Gemeinden 
insbesondere).  Auf  diesen  Gassen  lasten  die  ihrem  Namen  ent- 
sprechenden Ausgaben  für  die  bezüglichen  Einrichtungen  (die  der 
Schulcassen  übrigens  nur  für  die  Volksschalen)  zunächst  und  diese 
Gassen  haben  zur  eigenen  Deckung  dieser  ihrer  Ausgaben  eigene 
gesetzliche  Einnahmen,  welche  von  den  übrigen  Gemeinde- 
einnahmen getrennt  gehalten  werden.  Diese  Einnahmen  fliessen 
aus  dem  eigenen  Vermögen  der  Gassen,  aus  mancherlei  Gebühren 
u.  8.  w.,  aus  Ueberweisungen  von  Staatssteuern  und  Beihilfen  der 
Staatscasse  (so  bei  den  Schulcassen)  aus  sonstigen  verschiedenen 
Einnahmen,  theils  endlich  auch,  was  eben  das  Bemerkenswerthe 
ist,  aus  besonderen  Zwecksteuern  zu  Gunsten  dieser 
Gassen.  Diese  Steuern  werden  daher  neben  den  eigentlichen 
in  die  Gemeindecasse  fliessenden  Gommunalstenern  erhoben. 
Ausserdem  kommen  auch  für  das  Feuerlöschwesen  noch  solche 
Special -Zwecksteuern  vor.  Die  wichtigsten  dieser  besonderen 
Steuern  für  diese  anderen  Gassen  sind  Besitzwechsel-,  Lust- 
barkeits-  und  dgl.  Abgaben  und  Hundesteuern,  bezw.  An- 
theile  an  betreffenden  derartigen  Steuern;  ausserdem  kommen 
noch  verschiedene  kleinere  Specialabgaben  und  Gebühren,  auch 
Strafgelder  vor.  Ein  weiterer,  bei  den  Schulcassen  der  Haupttheil, 
bei  den  Armencassen  nnr  ein  kleinerer  Theil  des  Bedarfs  wird 
dann  durch  besondere  sogen.  „Anlagen'^  daher  neben  den  „Ge- 
meindeanlagen'' als  „ Armenanlagen '^,  „Schulanlagen'' 
(und  bei  den  Eirchencassen  durch  „Kirchenanlagen")  gedeckt, 
die  in  der  Regel  nach  dem  Fuss  directer  „Gemeindeanlagen"  an- 
gelegt werden.  Nur  das  etwaige  Deficit  der  Armen-  und 
Schnlcasse,  wie  es  nach  der  Statistik  der  Stadthaushalte  in  Sachsen 
bei  diesen  besteht,  fallt  daher  noch  zu  Lasten  der  Gemeindecasse. 
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Es  mangelt  demgemäss  in  Sachsen  an  der  Einheitlichkeit  des 
Finanz-  und  des  Steuerwesens  der  Gemeinden:  das  Princip  der  com- 
munalen  ,,fiscalischen  Casseneinheit''  ist  nicht  soweit 
durchgedrungen,  als  jetzt  sonst  in  der  Regel,  wo  von  den 
genannten  drei  Gebieten  gewöhnlich  nur  das  kirchliche  Finanz- 
und  Steuerwesen  vom  communalen  getrennt  ist  Aach  diese  Ge- 
staltung der  Dinge  gemahnt  ähnlich  wie  die  Steueraatonomie  der 
Genieinden  in  Sachsen  an  ältere  Zeiten.  Grade  dieses  Zweck- 
steuersystem der  genannten  Specialcassen  ist  aber  dieser  Autonomie 
mehr  entzogen  und  beruht  auf  besonderen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen. Doch  ist  auch  hier  den  betreffenden  Organen  der 
Gassen  nur  eine  Ermächtigung  zur  Erhebung  der  speciellen 
Zwecksteuern  gegeben,  diese  sind  also  nicht  obligatorisch. 

In  die  Armcncasse  fliessen  regelmässig  und  zwar  als  sogen.  ,,ordentliche*', 
aber  ,,zafäilige*'  Einnahmen  solche specielle  Abgaben,  sogen.  „Besitz^er&nderangs- 
abgaben'^  von  Besitzwechsel  von  Grundstücken  (ausser  bei  nolhwendigen 
Zwangsversteigerungen)  von  Via  ^'o  <^cs  Werths ,  dann  von  öfTentliohen  und  Vereins- 
Lustbarkeiten.  Aufführungen,  Vorträgen  u.dgl.  in  Wirthshäusem  u.  s.  w.,  z.  Th. 
der  Ertrag  der  Hundesteuer  (Gesetz  darüber  vom  18.  Aug.  1868),  auch  die 
Nachtigallcnstcuer.  Antheile  von  den  Jagdkarten,  Fischkarten,  gewisse  Strafgelder 
und  andere  Steuern  mehr.  Nach  localem  Herkommen  fanden  sich  Abgaben  Fon  Erb- 
schaften, Vermächtnissen,  die  jetzt  aufgehoben  sind  (1890).  Zu  diesen  ordentlichen 
., zufälligen''  treten  noch  bestimmte  Einnahmen,  aus  Beitr&gen  der  Kircbencasscn, 
der  Gemeindecasscn ,  Armencollecten.  Der  weitere  laufende  Bedarf  der  Armencassen 
wird  durch  „ausserordentliche'*  Einnahmen  aus  ,, Armenanlagen**  gedeckt.  Diesen 
unterliegen  Grundbesitzer,  Forcnsen  für  den  im  Orte  gelegenen  Gmndbesitz  nnd  sonst 
im  Allgemeinen  alle  Personen  im  Ort,  welche  Steuern  zahlen.  S.  bes.  Armenordnnng 
V.  22.  Oct.  1840,  Ges.  v.  5.  Mai  1«68,  Ges.  v.  30.  Apr.  1890.  Weiteres  Detail  bei 
Leu t holt,  Ver.w.  a,  S.  171  ff.  u.  Noten,  v.  d.  Mosel,  Art  Armeucasse,  Annen- 
anlagcn  und  die  gen.  Steuern,  Neumann,  S.  86  ff.  Statistik  der  städtischen  Armen- 
cassen bei  Martin,  Beil.  z.  sächs.  stat.  Ztschr.  1897,  S.  43     (S.  u.  §.44.) 

Auch  die  Schulcassen  haben  herkömmlich  oder  ortsstatutarisch  Ajitheile  an 
Abgaben  bei  Besitzveränderungen  von  Grundstücken,  hier  ohne  Aosschloss 
von  Zwangsversteigerungen.  Zu  den  hier  dem  Ertrage  nach  durchaus  voranstchenden 
Schulanlagen  sind  pflichtig  die  Mitglieder  der  Schulgemeinde,  auch  der  im  Bezirk 
gelegene  Grundbesitz.  Die  Verthcilung  dieser  Anlagen  erfolgt  nach  dem  Fnss  der 
Gemeindeanlagen  in  den  (grösseren)  Städten  mit  rcvidirter  St&dteordnung,  in  anderen 
Orten  in  der  Kegel  je  zur  Hälfte  nach  Verhältniss  der  Steuereinheiten  des  Grand- 
besitzcs  und  der  Kopfzahl  der  tiber  14  Jahre  alten  Gemeindeglieder.  (Aeltere  Gesetze, 
V.  V.  24.  Mai  1877).  S.  Leutholt,  Ver.w.  S.  174  mit  Noten,  v.  d.  Mosel,  Art.  Schnl- 
casse,  Schulanlagen,  Neumann,  S.  88.  Statistik,  stat.  Ztschr.  1897,  Beil.  a.a.O.  S. 44. 

Auch  den  Feuerlöschcassen  der  Gemeinden,  welche  ebenfalls  Ton  den 
Gemcindocassen  getrennt  zu  verwalten  sind,  stehen  Antheile  an  Besitzwechselabg^ben 
bei  Vcräusserung  von  Grundstücken  zu.  Ferner  sind  in  Sachsen  ausser  Ton  der  öffent- 
lichen Landesversicherungsanstalt  (für  Immobilien)  auch  von  den  in  Sachsen  arbeitenden 
Privatfeu  er  Versicherungsanstalten  Abgaben  in  Form  von  Procenten  (1)  ron 
den  Prämieneinnahmen  an  diese  Gassen  zu  leisten  (Ges.  y.  28.  Aug.  1876,  5  Mai  1892). 
S.  Leutholt,  a.  a.  0.  S.  245,  v.  d.  Mosel,  Art.  Feuerlösch casse,  Neumann,  S.  89, 
Statistik,  u.  a.  m.  S.  43. 

Endlich  finden  sich  neben  den  „Kirchenanlagen^*,  die  im  Allgemeinen  ebenso 
wie  die  Schulanlagen  aufgebracht  werden,  auch  bei  den  Kirchengemeinden  noch 
mitunter  Antheile  an  Besitz  wechselabgaben.  S.  r.  d.  Mosel,  Art  Kirchen- 
anlagen  u.  a.  m..  Neumann,  S.  SS. 
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Alle  Anlagen  für  die  Specialcasscn,  die  Schul-  und  Eirchenanlagen  auf  Wunsch, 
werden  von  den  Gemeindon  mit  eingezogen,  die  aber  dafUr  evcntueü  Erhebungs- 
gebtihron  (so  bei  den  Kirchen)  berechnen. 

Die  Besitzwechsel  abgrabe,  in  verschiedenem  Umfang  und  Hohe,  die  ausser- 
dem dann  noch  als  Abgabe  der  Gemeindecasse  besteht,  nimmt  daher  in  der  sächsischen 
Communalbesteoerung  (i.  w.  S )  eine  auffallend  henrorragende  Stellang  ein,  namentlich 
Dach  ihrer  Verbreitung  und  Benutzung  als  Steuer  fQr  verschiedene  Zwecke,  wenn  auch 
immerhin  nur  mit  massigem  Gesammtertrage,  freilich  neben  einer  ungewöhnlich  niedrigen 
bczOglichen  Staatsabgabe  (Yjo  Vo)*  ^i^  localen  Abgaben  dieser  Art  sind  sehr  ver- 
schieden hoch,  sie  sollen  in  der  Regel  nicht  über  1  M.  von  300  M.,  also  Vs  %  zu- 
sammen bei  Grundbesitz  übersteigen,  doch  kommen  höhere  vor.  Auch  bei  oeweg- 
licben  Gegenständen  kommen  sie  vor,  besonders  bei  Versteigerungen.  S.  Neumann, 
S.  89,  232  fr.  und  v.  d.  Mosel,  Art.  Besitzver.abgaben. —  Unten  in  §.44  die  Statist. 
Daten  der  Erträge. 

§.  43.  Die  eigentliche  Commanalbesteaernng  und 
ihre  Hanptarten.  Die  Gemeindeordnungen  enthalten,  wie  be- 
merkt, nnr  einige  ganz  allgemein  gehaltene,  daher  dehnbare  und 
von  der  Auslegung  abhängige  grundsätzliche  Bestimmungen  über 
die  subjective  und  objective  Steuerpflicbt,  die  Steuerarten  und  die 
Steuervertheilung,  den  Steuerfuss,  sowie  die  Festsetzung  eines 
staatlichen  Aufsichts-  bezw.  Genehmigungsrechts.  Darin  liegen 
immerhin  gewisse  Beschränkungen  der  communalen  Steuerautonomie, 
die  aber  die  mannigfaltige  Ausgestaltung  der  Localstenersysteme 
nicht  gehindert  haben. 

Die  wichtigsten  Puncto,  ohne  die  Einzelheiten  bei  der  Durchf abrang,  betreffen 
Folgendes:  Im  Princip  sind  danach,  was  die  subjective  Steuerpflicht  anlangt  (rcv. 
St.  ü.  $.  25  ff.,  rev.  L.  Q.  0.  §.  16  ff),  die  Gemeindelasten ,  welche  durch  andere  Ein- 
nahmen nicht  gedeckt  werden,  in  den  St&dten.  im  Allgemeinen  auch  auf  dem  Lande, 
von  allen  Gemeindemitgliedcrn,  d.h.  von  aUen  selbständigen  Personen,  welche  in 
der  Gemeinde  wesentlich  wohnhaft  sind  oder  Grundstücke  besitzen  oder  Gewerbe  be- 
treiben, einschliesslich  juristische  Personen,  Stiftungen  und  Vereine,  nach  Verhältniss 
zu  tragen.  Was  Letzteres  bedeutet,  wird  im  Gesetz  nicht  näher  bestimmt  (s.  darüber 
Neu  mann,  S.  83).  Auch  Unselbständige  können  mit  Staatsgenehmigung  indessen 
mit  belastet  werden,  soweit  sie  Niessbrauch  an  eigenem  Vermögen  haben,  ferner 
Staatsangehörige  auch  ohne  wesentlichen  Wohnsitz  im  Lande,  aber  mit  directer  Staats- 
Steuerzahlung,  und  Selbständige  mit  vorübergehendem  Aufenthalt  bei  mehr  als  drei- 
monatlicher Dauer.  Diese  Bestimmungen  haben ,  in  Verbindung  mit  dem  Herabgehen 
der  Staats-Einkommensteuer  auf  kleines  Einkommen,  in  den  Gemeinden  zu  einer  weiten 
Ausdehnung  der  persönlichen  Steuerpflicht  nach  Unten  zu,  auf  kleine  Einkommen  bei 
der  Einkommensteuer,  auch  zu  Kopfsteuern  auf  die  untersten  Ciassen  die  Handhabe 
geboten.  Sie  gelten  selbst  wohl  als  gesetzliche  Hemmnisse  einer  sonst  etwa  gewünschten 
Befreiung  dieser  Glassen  von  directen  Steuern.  Dies  ergiebt  sich  auch  daraus,  dass 
Befreiungen  wegen  kleinen  Einkommens  von  den  Gemcindeanlagen  in  den  Begulativen 
f&r  letztere  nur  mit  Zustimmung  der  .Aufsichtsbehörde  stattfinden  dürfen.  —  Eine 
objective  Beschränkung  der  Steuerpflicht  liegt  für  die  Bezieber  von  Diensteinkommen, 
Wartegeld,  Pension  darin,  dass  diese  Einkünfte  bei  communaler  Einkommenbesteuerung 
nnr  mit  V5  Teranschlagt  werden  dürfen:  also  ein  „Gommunalsteuerprivileg'^  der  Be- 
amten u.  8.  w.  wie  in  Prenssen  (0.  S.  71),  nur  in  geringerem  Maasse.  Ausser  Geld- 
abiraben  können  auch  persönliche  Dienstleistungen,  die  keine  besondere 
Befähigung  verlangen,  auf  dem  Laude  auch  andere  Naturalleistungen  von  den  Gemeinde- 
mitgliedern verlangt,  dürfen  aber  regelmässig  durch  Stellvertreter  und  durch  Geld- 
zahlung abgestattet  werden.  In  Landgemeinden  sollen  sie  in  Geld  abgeschätzt  und 
nach  dem  Maassstabe  der  Gemcindeanlagen  vertheilt  werden.  (S.  das  Einzelne  in  den 
angefahrten  §§.  der  Stadt-  und  Landgemeindeordnungen,  Leutholt,  Verw.r.,  S.  158  ff., 
A.  Wagner,  Finuuwiasenaehafl  lY.  9 
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7.   4.  Moael   Art.  Gemein deleistoofren   ond  Gemeindeuüigeii ,  mit  dem  Veiordnungs- 
mv*7iiL  XeamaoD.  S.  -S3  tf.-. 

Die  Steoerarten  aoUorend.  so  ist  die  Erhebuif  indirecter  in  den  Ge- 
meinden. aWe&ehen  ron  den  Beschränkungen  des  Zollvereins-  uod  Reichsrechni ,  Ton 
der  StaatsffeDiffhmieii&f;  abbäDcri?.  die  gesetzlich  nur  onter  besonderen  Ortlichen  Ter* 
hilrniäeen  c*rfoUen  darl  Ansdrücküch  sind  dibei  auch  Besitzvech seiabgaben 
bei  freiwillii?er  Bcsitzteränderubg  für  zal&ä»ig  crUän.  Verbranchssteoem,  Thor-  aod 
ähaiicben  Abgaben  ist  man  zvar  wenirer  pevoren,  aber  es  haben  sich  doch  nicht 
nor  Bier-.  Braamalz-,  FJeisch^teuem .  bezv.  Zoschläge  zo  den  betreffenden  Reichs- 
liftd  Staats sten crn .  sondern  aoch  andere  Verbraachsabfaben .  seibat  auf  nothvendige 
Leben  am  ittel.  vie  Getreide.  Mehl  a.  s.  w.  hie  und  da,  besonders  in  Dresden,  erhalten. 
Für  die  Bieräteoer  besteht  ein  Maximum  '60  Pf.  für  1  hl.),  anslindisches  Bier  darf 
ni.ht  h^iher  als  inländisches  Lai{:erbier  belegt  werden.  Auch  die  Hände-  and  Lnst- 
bafaeitasteaer  findet  sich  als  commanalc,  nicht  bloss  ftlr  die  oben  besprocheoen 
SpeciaUwecke.  Die  directe  Besteuerung .  besonders  die  Einkommensteuer, 
überwiegt  aber  im  gerammten  Steuerertrage  aberall  wesentlich  (s.  ü.)  S.  Leutholt, 
S.  159.  V.  d.  Mosel,  die  obiren  Artikel,  auch  indirecte  Abgaben,  Bcsitzreränd. 
abifah«.'!!.  Neomann  S.  S4.  96,  217  ff.  u.  Noten.  Stadt  Statist.  Jahrb.,  z.  B.  Jg.  1897, 
S.  379.  3>^.  Martin's  gen.  Auf^.  a.  a.  0.  S.  43.  Steuerregulatir  für  Dresden  Ton 
I^IK),  in  Schanz'  Fin.arch.  VII,  bOl. 

Dur  Stcuerfoss  für  die  haaren  Gcmeindeanlagen  h&ngt  in  den  Sr&dten  rom 
Gemeindebcschioss  ab.  der  aber  Staarsgenchmigung  bedarf.  Die  Mannigfaltigkeit  in 
diesem  Pnncte,  die  Verschiedenheit  namentlich  in  Betreff  der  Progression,  in  deren  Ende, 
diu  Mitbenutzung  con  Kopfsteuern  idt  durch  dieses  Erfordemiss  nicht  gehindert  worden 
(s.  Neumann.  S.  187—205,  bes.  S.  160  ff.>.  In  den  Landgemeinden  soll  die  Ver- 
thei'.ung  der  Steuern  nach  der  Ortdverfassong  erfolgen,  wobei  bisher  besonders  helasteie, 
aber  auch  besonders  bcvortheilte  Einzelne  und  Glassen  femer  wie  bisher  behandelt 
werden  können.  Die  neue  Regelung  der  Lasten  setzt  einen  zweimaligen  Gemeinde- 
bc>chlu<:s  und  Staatsgenehmigung  voraus  und  soll  dann  bei  Geldanlagen  das  Einkommen 
aus  Grundbesitz  wie  das  übrige  ..angemessen**  belegt  werden.  (Leutholt,  S.  159, 
V.  d.  Mosel,  Art.  Gem.leistungen  u.  Gem.anlagcn.  mit  den  Ausf.rerordnuDgen  u.  Er- 
läuterungen zu  den  leitenden  Bestimmungen  der  Gem.ordnnngon,  Neumann,  S.  85  fl.l 

Auf  dieser  staatsgesetziiehen  Grundlage  hat  sich  nno  die 
säcbsische  Communalbesteaerang,  dank  des  den  Gemeinden  flDr 
ihre  autonome  Regelung  dieser  Verhältnisse  belassenen  weiten 
Spielraums y  local  sehr  verschieden  entwickelt,  je  in  den  Städten 
und  Landgemeinden,  je  in  den  Grössenclassen  beider  nnd  ToUends 
in  den  einzelnen  Orten.  Indessen  ergiebt  sich  doch  anch  wieder 
eine  gewisse  Gleichmässigkeit  im  Grossen  und  Ganzen.  So  liegt 
in  den  meisten  Gemeinden  der  Schwerpnnct  jetzt  dnrchans 
in  der  directen  Besteuerung  und  hier,  znmal  in  den 
Städten,  wieder  ganz  tiberwiegend  in  der  Einkommensteuer. 
Gegen  diese  tritt  die  Ertragssteuer,  d.  h.  die  Real-  (Grund- 
nnd  Gebäude-) Steuer  ganz  unverhältnissmässig  in  ihrer  Aas- 
dehnung und  ihrem  Ertrage  zurück,  besonders  in  den  Städten. 
Noch  weniger  verbreitet  ist  die  Gewerbesteuer,  die  sich  wesent- 
lich nur  als  Gast-  und  S c h a n k gewerbe-  und  als  Wander- 
gewerbe- (und  Wanderlager-)  Steuer  (Gesetz  v.  I.Juli  1878), 
hier  neben  der  Staatssteuer,  vorfindet.  Von  den  sogen,  indirecten 
Steuern  sind  als  Verbrauchssteuern  nur  die  auf  Bier  häufiger^ 
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andere  selten;  nur  in  sehr  wenigen  Orten,  darunter  freilich  Dresden, 
sind  sie  nach  dem  Ertrage  wichtig  (Fleisch,  Mehl).  Lust- 
barkeits-  und  Hundesteuern  kommen  dagegen  wieder  allgemein 
vor,  erstere  allerdiugs  llberwiegend  für  die  Armencasse.  Eine 
relativ  grosse  Verbreitung  haben  endlich  die  communalen  Besitz. 
Wechsel  ab  gaben. 

S.  aber  die  localen  Steuerrcrliältoisse  bes.  wieder  Neu  mann,  die  gen.  Auf- 
s&rze  in  Fischer's  Zeitschr.,  sonst  die  Artiitel  unter  den  Scblagworten  in  ?.  d.  Mosel» 
Handboch  far  das  Detail  der  gesetzlichen  und  Yerwaltunirs Vorschriften.  Die  com- 
munale  Einkommensteuer  wird  theil weise  besonders  veranlagt,  immer  mehr  aber  seit 
der  Einfahrung.  Verbesserung  und  Eingewöhnung  der  Staats -Einkommensteuer,  in 
Form  ron  Zuschlägen  zu  dioser,  jedoch  local  und  nach  EinkommongrOssen  (Steuer- 
stufen) in  mancherlei  verschiedenen  Sätzen,  mehrfach  in  höheren  far  das  kleinere,  in 
niedrifreren  far  das  grössere  Einkommen  (s.  Neu  mann,  S.  106).  Grade  in  dieser 
Hinsicht  scheint  sich  nun  die  „Autonomie"'  der  Gemeinden,  auch  der  Städte  und 
grosseren  Städte  (Leipzig),  nicht  immer  bewährt  zu  haben  und  den  Classenintcressen 
der  in  den  Gemeindevertretungen  gewichtigen  Stimmen  zu  sehr  zu  dienen.  Dasselbe 
gilt  wohl  auch  in  Betreff  des  zu  starken  Ueberwiegens  der  Personalsteuer  vor  der 
Realstcuer  in  den  Städten:  die  gleiche  Wahrnehmung,  wie  vor  der  Reform  von  1893 
in  Preussen.  Auch  das  tiefe  Herabgehen  der  Einkommensteuer  auf  die  kleinen  Ein- 
kommen, die  Auknapfung  von  köpf-  und  classensteuerartigen  Abgaben  an 
jene  Steuer,  wofar  sich  bei  den  „kleinen  Leuten''  allerdings  steuertechnisch  Einiges 
sagen  lässt  (s.  Neumann,  S.  193  ff.),  aber  wogegen  doch  auch  Bedenken  bleiben, 
möchte  ähnlich  zu  beurtheilen  sein.  Alle  Bedenken  gegen  die  Steucrautonomie  der 
Gemeinden,  wie  sie  in  den  Thatsachen  der  communalen  Steuerverfassungen  sich  kund 
gicbt,  steigern  sich,  weil  schon  die  Staats -Einkommensteuer  so  tief  herabgoht,  bis 
400  M.  immer  noch,  weil  der  Staat  eine  Fleischstcuer  hat,  weil  die  Beichssteuern 
und  Zölle  doch  auch  den  Consum  der  Massen  belasten  und  von  den  indirecten 
Ck>iDm analsteuern  dasselbe  gilt  (Dresden.  Das  allerdings  wenigstens  seine  communale 
Einkommensteuer  erst  bei  600  M.  Einkommen  beginnen  lässt).  Das  Zurücktreten  der 
Kealsteuer  bewirkt,  dass  der  grade  in  der  Gemeinde  relativ  mehr  berechtigte  und  liier 
auch  leichter  durchführbare  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  dem  Interesse,  nach 
Leistung  und  Gegenleistung  zu  wenig  zur  Geltung  kommt.  Da  der  Steuerfuss  far 
fandirtes  Einkommen  in  den  Gemeinden  fast  aberaU  der  gleiche  wie  far  sonstiges 
ist,  ebenso  wie  in  der  Staats -Einkommensteuer,  so  erfolgt  auch  durch  diese  Steuer 
keine  Annäherung  an  jenen  Grundsatz.  Welche  Unsummen  „Conjunctnrengewinne** 
sind  aber  grade  in  dem  industriellen  Sachsen  mit  seiner  starken  Volksvermehrung 
und  immer  noch  steigenden  Volksdichtigkeit  dem  städtischen  und  auch  in  Land- 
gemeinden dem  ländlichen  Grundbesitz  zugewachsen  1  Durch  die  erwähnte  Ueber- 
Iftüttung  der  halben  Staats-Grundsteuer  an  die  Schulcassen  ist  wenigtens  die  communale 
Realbesteuerunf?  etwas  ausgedehnt  worden.  Aber  das  genagt  nicht.  Vielmehr  möchte 
grade  der  Thatbestand  der  sächsischen  Communalsteuerentwicklung  ergeben,  dass 
Normen  fOr  die  verhältnissmäs!>ig  stärkere  Heranziehung  des  Kealbesitzes  zur 
Tragung  der  Gommunalsteuern  im  Gesetz  angeordnet  werden  massen  und  zwar  in 
der  Art,  dass  eine  nicht  zu  kleine  Minimalquote  des  directen  Steuerbedarfs  durch 
die  Realsteuer  gedeckt  werden  muss,  nicht,  wie  v.  Bosse  (ausser  bei  den  gewöhn- 
lichen Landgemeinden,  wo  auch  er  die  oben  genannte  Forderung  stellt),  will,  dass 
diese  Quote  eine  bestimmte  Höbe  nicht  überschreiten  darf,  aber  nach  dessen  Vor- 
schlag mit  passender  Unterscheidung  von  Ortskatot^orien  bei  der  Bestimmung  solcher 
Quoten M.    Auch  far  den   Steuerfuss  der  communalen  Einkommensteuern  möchten 

*)  V.  Bosse,  a.  a.  0.  S.  56  Seine  Vorschläge  verwerfen  Verbrauchssteuern 
aosder  der  Bier^teuer,  verlangen  Erhebung  aller  directen  Steuern  far  alle  4  Gassen 
Dach  demselben  Fusse,  ein  aus  Personal-  und  Realsteuern  znsammengcscutes  System ; 
ald  erstere  eine  Einkommensteuer  mit  freiem  Existenzminimum  von  2 — 300  M.,  ohne 
Profcression,  höchstens  mit  massiger  Degression  nach  unten  (jetzt  wird  hier  mehrfach 
grade    die  Progression   wenig&tens  in    insofern    angewandt,   als   die   Zuschläge   zur 
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solche  Normen  notbwcndig  sein,  insbesondere  bei  Erhebung  ?on  Zaschl&gen  zar 
Staatstener,  nm  die  Begünstigung  der  grösseren  Einkommen  zu  rerhindem,  mindestens 
zu  beschränken.  Die  Fon  7.  Bosse  (S.  44  ff.)  u.  A.  erhobenen  Bedenken,  den  doch 
sehr  massig  progressiven  Fuss  der  sächsischen  Staatseinkommensteuer  auch  in  den  Ge- 
meinden anzuwenden,  sind  nicht  genügend  zu  begründen  (s.  auch  Neumann,  S.107, 160  ff.). 

Die  thatsächlicho  Gestaltung  der  Gommunalsteuersystemo  var  nach  amtlicher 
Aufnahme  in  1890  (Statist.  Ztscbr.  1894,  S.  300)  folgende.  Von  143  Städten  hatten 
142,  seit  1891  alle  eine  Einkommensteuer,  75  nur  eine  solche,  54  eine  Einkommen- 
und  Grundsteuer,  6  diese  beiden  und  Kopfsteuer,  5  Einkommen-  u.  Kopfsteuer,  1  eine 
Einkommen-.  Grund-,  Kopf-  und  Mietbsteuer,  1  eine  Einkommen-  und  Vermögenssteuer. 

Von  142  Städten  erhoben  59  (42  7o)  ^i^  Einkommensteuer  im  Anschlnss 
an  die  Staatssteuer,  83  (58  7o)  selbständig,  unter  letzteren  26  aber  wesentlich  nach 
den  Bestimmungen  des  Staatssteuergesetzes,  57  mehr  oder  wenisrer  abweichend.  Auch 
unter  den  3099  Landgemeinden  hatten  in  1890  schon  1283  (43  %)  die  Einkommen- 
steuer, davon  821  (64  7o)  ^^  Anschluss  an  die  Staatssteuer,  462  (36  ^/o)  selbständig. 
(Weiteres  Detail  bei  Neumann).  — 

Die  commuuale  Grund-  und  Gobäudestouer  wird  theils  noch  nach  dem 
Maassstabe  der  Staats- Grundsteuer,  die  die  Gebäude  ja  mit  umfasst,  so  meist  auf  dem 
Lande,  theils,  besonders  in  den  grösseren  Städten,  selbständig,  dabei  aber  wieder 
mehrfach  verschieden  (nach  Ertragswerth,  Kapitalwerth,  so  in  Leipzig  u.  s.  w.),  doch 
regelmässig  so  veranlag^,  dass  der  wirkliche  Beinertrag  besser  als  durch  die  vielfach  ver- 
altete Staatssteuer  getroffen  wird.   (S.  Neumann,  S.  93  ff.,  130  ff.  u.  mehrfach  passim). 

Gewerbesteuer  von  Gast-,  Schankwirthschaft,  Kleinhandel  mit  Brannt- 
wein und  Spiritus  ist  sehr  verbreitet  und  verbindet  sich  z.  Th.  wieder  mit  der  Steuer 
auf  öffentliche  Lustbarkeiten  u.  dgl.  Die  grossen  (doch  mit  wichtigen  Ausnahmen, 
z.  B.  bisher  Leipzig,  Chemnitz)  und  die  mittleren  Städte  haben  sie  meistens,  auch 
in  kleineren  Orten  und  Landgemeinden  findet  sie  sich  ofL  (S.  Neumann,  S.  32). 
Auch  die  Hausirgewerbesteuer  der  Gemeinden ,  in  Form  von  Zuschlägen  zur  Staats- 
stcuer,  was  in  Sachsen  erlaubt,  in  Preassen  untersagt  ist,  kommt  vor. 

In  örtlich  sehr  verschiedener  Verbreitung,  Art,  Höhe  (Steuersatz),  daher  auch 
im  Ertrage  sind  die  unter  dem  Namen  indirecte  zusammengofassten  Verbrauchs-, 
Lustbarkcits-  und  Besitzwechselabgaben,  auch  die  Hundesteuer  ver- 
treten. Als  Eingangsabgaben  in  die  Städte  bestehen  in  Dresden  und  Bautzen  Steuern 
auf  Getreide,  Mehl,  Brot  (Weizen,  Boggen),  auch  (Bautzen)  auf  mineralische  Kohle. 
Durch  diese  Steuern  und  durch  den  Zuschlag  zur  Staats-Schlachtsteuer  bekommt  be- 
sonders Dresdens  Stcucrvcrfassung  und  Steuerertrag  ein  von  den  meisten  anderen 
Städten  (auch  Leipzig)  abweichendes  eigcnthUmliches  Gepräge.  (S.  die  Angaben  über 
das  Stcucrrecht  in  den  Artikeln  v.  d.  MosoKs  und,  mit  statistischen  Daten«  vielfach 
bei  Neumann).  Sehr  verbreitet,  aber  verschieden  in  der  Einrichtung,  den  Sätzen  und 
daher  im  absoluten  und  relativen  Ertrage  (als  Quote  dieses  vom  g^esammten  ,an- 
dircctcn''  Steucrcrtrag  und  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet)  sind  die  Lust- 
barkcitsstouern  (Neumann,  S.  242  11.),  freilich  überwiegend  für  die  Armencasse. 
Soweit  sie  nicht  vom  Winh  u.  s.  w.  als  eine  An  Gewerbesteuer,  sondern  vom  betreffenden 
Publicum  getragen  werden,  wie  wohl  vielfach,  belasten  sie  doch  nach  Lage  der 
Dinge  auch  wieder  die  „kleinen''  Leute,  mindestens  die  unteren  Mittelclassen  mehr, 
während  die  „Lustbarkeiten"  der  wohlhabenderen  Classen  in  deren  Wohnungen  sich 
einer  iStcucr  entziehen.  Auch  ein  Punct,  der  progressive  Sätze  der  Einkommen- 
steuer für  letztere  Classen  mit  rechtfertigt.  Auch  die  Hundesteuer  ist  sehr  b&ufig. 
Besonders  characteristisch  ist  aber  wieder  die  Verbreitung  communaler  Besitz- 
wechselabgaben, ausser  für  die  Armen-  und  Schulcasse  (§.  42)  anch  für  die 
Gemeinde-,  besonders  städtische  Cassen. 

Sie  bestehen  in  allen  Städten  und  vielen,  besonders  grösseren  Landgemeinden, 
sie  treffen  mitunter  auch  bewegliches  Gut,   in  Auctionen,  sonst  regelmässig  nur  den 

Staatssteuer  relativ  höher  bei  kleinem,  als  bei  hohem  Einkommen  sind,  8.  Neu  mann, 
S.  106).  Als  Bealbteuer  will  Bosse  eine  Ertragssteuer  vom  Grundbesitz  (Grundstücke, 
Wohnhäuser);  der  durch  Bealsteuern  zu  deckende  Betrag  soll  in  den  grossen 
Städten  Va*  ^"  ^^^  andern  und  in  Landgemeinden  mehr  städtischen  Characters  */^  des 
Gesammtbedarfs  nicht  übersteigen  dürfen,  in  den  übrigen  Landgemeinden  soll  min- 
destens ^1^  des  Bedarfs  durch  Bealsteuern  gedeckt  werden  müssen. 
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Immobilienrerkehr  und  zwar  gewöhnlich  bloss  den  freiwilligen,  aber  auch  den  un- 
entgeltlichen und  selbst  den  von  Todes  wegen  (Erbschaften,  Vermächtnisse),  wobei 
sogar  der  Uebergang  Ton  Besitz  in  der  directen  Linie  öfters  (wie  es  scheint  selbst 
in  der  Regel)  steuerpflichtig  ist,  mitunter  in  massigeren  Steuersätzen;  ein  Punct  von 
Bedeutung  fUr  die  Frage  der  Erbschaftssteuer  in  dieser  Linie,  wie  Neu  mann  mit 
Recht  betont  (S.  121).  Die  allgemeinen  Steuersätze  sind  local  sehr  verschieden, 
öfters  niedrig  (Bruchtheile  eines  Procents),  aber  doch  mitunter  auch  mehrere  Procent 
und  durch  das  Zusammentreffen  von  mehreren  solchen  Abgaben  für  die  verschiedenen 
„Gassen**  sich  immerhin  erhöhend ,  jedenfalls  öfters  erheblich  höher,  als  das  normale 
Maximum,  Ys  ^/oi  ^^  ^^^  Staatsverwaltung  als  Regel  bestimmt  hat  (s.  ?.  d.  Mosel, 
Art.  Besitzveränd.abg).  Das  Ganze  ist  eine  tinanzwissenschaftlich  und  steuerpolitisch 
besonders  beachtenswerthe  Einrichtung.  Der  absolute  und  relative  Ertrag  dieser 
Abgaben  schwankt  zwischen  den  verschiedenen  Orten  natürlich  mit  nach  diesen 
Sätzen,  sonst  auch  nach  dem  Umfang  des  Verkehrs  u.  s.  w. 

Für  alles  weitere  Einzelne,  noch  vorkommende  ältere  Steuerarten  (Grund- 
geschosse u,  dgl.  m.)«  ferner  fUr  die  Steuersätze  der  verschiedenen  Steuern,  die  Gestaltung 
des  Steuerfnsses  der  Personal-,  besonders  der  Einkommensteuern,  die  Ertragsverhält- 
Disse  der  Steuern  in  den  einzelnen  Gemeinden  und  Gemeindegruppen,  worauf  hier  nicht 
näher  eingegangen  werden  kann,  bringt  Neumann's  Schrift  eine  ausserordentliche 
Fülle  sehr  lehrreich  verarbeiteten  Materials.     Einige  Daten  im  folgenden  §.  44. 

Eigene  Bezirksstenern  dürfen  die  Bezirksversammlungen 
für  Bezirkszwecke  auflegen. 

Sie  sollten  ursprünglich  (nach  dem  Gesetz  v.  21.  April  1873,  §.  20)  in  der 
Regel  nach  dem  Yerhältniss  der  directen  Staatssteuern  (ausgenommen  die  Gewerbe- 
steuer) auf  die  Gemeinden  und  Gutsbezirke  vertheilt  werden  und  waren  dann  aus  der 
Gcmeindecasse  zu  bezahlen,  also  eventuell  ohne  als  Individualsteoem  auf  die  einzelnen 
Bezirksangehörigen  hervorzutreten.  Doch  ibt  auch  hier  durch  ein  späteres  Gesetz 
(f.  2.  Aug.  1878)  den  genannten  Versammlungen  gestattet  worden,  mit  Staats- 
genehmigung, unter  Beachtung  der  allgemeinen  Grundsätze  für  Gemeindeleistungen, 
den  Steuerfuss  anderweit  zu  bestimmen.  Auch  hier  also  eine  Erweiterung  der 
Autonomie  dieser  Körperschaften.  (S.  ?.  d.  Mosel,  Art.  Bezirks  vermögen, 
V.  Bosse,  S.  10). 

Gommunal Steuer  -Statistik. 
§.  44.  Bei  der  grossen  localen  Verschiedenheit  der  thatsäch- 
lichen  Bestenerang  in  den  sächsischen  Städten  und  Landgemeinden 
geben  die  grossen  Summen-Zahlen  der  Statistik  für  das  ganze  Gebiet 
wie  für  die  beiden  Gruppen  der  Gemeinden,  Städte  und  Land- 
gemeinden, und  auch  die  Durchschnitte  aus  diesen  Zahlen  Datdrlicb 
vollends  kein  richtiges  Bild  von  der  concreten  Wirklichkeit,  da  sich 
in  diesen  Zahlen  eben  Alles  ausgleicht.  Dennoch  liefern  sie  ein 
Gesammtbild,  das  zur  Vergleichung  der  Verhältnisse  in  beiden 
Gemeindegruppen  und  mit  denjenigen  anderer  Länder,  so  Preussens 
(Tab.  9  u.  ff.,  S.  85  flF.),  immerhin  werthvoll  ist.  Daher  werden  hier- 
tiber  hier  noch  einige  Angaben  eingefügt. 

Die  folgende  Tab.  27  enthält  die  bezüglichen  Daten  für  die  directen  Steuern 
im  J.  1890.*) 

^)  Aus  der  amtlichen  Aufnahme  f.  1890,  nach  den  Berechnungen  des  Statist. 
Bureaus.  S.  das  Genauere  in  Fischer*s  Ztschr.  f.  Verwaltung,  B.  15  u.  16,  in  dem 
Aufs,  die  Gemeindebesteuorungsverhältnisse  im  K.  Sachsen.  Die  in  Tab.  27  ent- 
haltenen Hauptdaten  in  der  Sachs,  stat.  Ztschr.  1894,  S.  202.  Procent-  und  Kopf- 
quotenrechnung ron  mir. 
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Tab.  27.     Sächsische  directe  Besteuerung  in  Staat,  GemeindeD, 

Yerbäuden  im  Jahre  1890  {in  1000  M.). 

Staat    Gemeind.    Davon    Land-  Procente 

innn\T  ii-s.  w.')    Städte      gem.  Gc-  Land- 

luuuji.  iQQQ^i    1000  M.  1000  M.  Staat  meinden  Städte  grem. 

1.  Einkommensteuer  20.094  20.164  14.471  5.693  86.37  66.90  73.84  54.00 

2.  Kopfsteuer   ...  —  1.626  271  1.355      —  5.39  1.88  12.87 

3.  Grundsteuer      .     .  3.170  6.682  3.279  3.404  13.63  22.18  16.74  32.31 

4.  Miethsteuer      .     .  —  1.662  1.576  86  —  5.53  8.04  8.82 

Summe      .     .    .    23.264    30.134    19.597  10.537  100.00  100.00  100.00  100.00 
Einwohnerzahl*^  1000       3  502      3.502      1.597     1.905      —         —        —         — 
Zahl  der  Gemeinden   .      3.242      3  242         143    3.094      —         —        —         — 
Verhältniss  d.  Staatsst. 

zur  Gemcindesteaer 

wie  1000:     ...         —  1.295        —        — 

Auf    den    Kopf    Mk. 

directe  Steuer  .     .        6.64        8.60       12.27      5.53 

Das  Übermässig  starke  ZarUckstehen  der  Grandsteaer  gegen 
die  übrigen,  die  man,  einschliesslich  Miethstenern ,  wesentlich  als 
Personalsteuern  zusammenfassen  kann,  bestätigt  die  früheren  Be- 
merkungen. Selbst  in  den  Landgemeinden  nur  knapp  Vs  des  Er- 
trags der  directen  Steuern  von  der  Grundsteuer! 

Für  die  Städte  allein  giebt  die  Tab.  28  eine  Uebersicht  der  Haupteinnahmen 
und  der  einzelnen  Arten  der  Steuern,  getrennt  für  die  Gassen,  für  das  Jahr  1893^} 

Tab.  28.     Einnahmen   der  sächsischen  Städte  in  1893  (in  1000  M.). 

Stadt-  Armen-  Schul- 

casse  casse  casse 

I.Gebäude-Nutzangen      .     .     .    1.927  —  42  Zu  7 :  Stadtcasse.  Far  Jagd- 

2.  Pachten  und  Grundstücke     .      918  3.7  —  pacht (17), Fischerei (16), Erb- 

3.  Forsten 563  —  —  u.  s.  w.  Zinsen  (44),  Obstnutz. 

4.  Von  Strassen  und  Plätzen    .       124  —  —  (3),  Friedhöfe  (7),  Fährpacht 

5.  Brückenzoll 66  —  —  (8  Tausend  M.). 

6.  Messen  und  Märkte     .     .     .       302  0.2  —  zu    8:      Bei    Araencasse 

7.  Sonstige  ürundeinnahmen     .         95  —  —  und  Schulcasse :  Kapitalzinsen 

I.  Summe  1  -7  aus  Grundbesitz    3.995  4  42  und  Zinsen  von  Legaten  und 

8.  Kapitalzinsen 2,918        239        166  Stiftungen. 

9.  Jährliche  Leistungen    ...       317         —  —         rz    ia    t>  •  o*  j*    ^ 

10.  Schulgelder    ......       1.54        -        2.o2S  ^^?  \^\^'^^^^^'' ""^^ 

II.  Staatsbeihilfe 69        -  95^5  Realschulen,  Gymnasien,  bei 

12.  Verschiedenes 382  40        110  Schulcasse:  f. Volksschulen  etc. 

11.  Summe  8—12,   aus  Kapital  Zu  11:  Bei  Stadtcasse:  zu 

u.  s.  w 3.840  278  3.739  höheren  Schulen. 

13.  Reingewinn  Sparcasseu     .     .  2.0^3          24  287      Zu  12:  BeiStadtcaase:  Bei- 

14.  Gaswerke 2.985  —  —    träge    Ferschiedener    Gassen 

15.  Wasserwerke  u.  s.  w.    .     .     .  1.014  —  —     (328,000),  Rest  sonstiges  Vor- 

16.  Vieh-  und  Schlachthof     .     .  142  —  —    schiedene;  bei  Armencasscn: 

17.  Verschiedenes 327  —  —    Beiträge  anderer  Gassen.  Bei- 

III.  Summe  13—17  aus   Unter-  hilfen ,  Stiftungen,  auch  Fon 

nehmungen 7.151  24        287  einbezirkten  Gemeinden,  Rit- 

18.  Geschoss 1U3        —  —    tergütern,    bei    Schulcassen : 

')  Gemeinde-,  Armen-,  Schul-,  Kirchenanlagen  sammt  Bezirkssteuern. 
*)  Gutäbezirke  und  deren  Bevölkerung  nicht  besonders  ausgeschieden. 
^)  Die  Tabelle  ist  von  mir  aus  den  Materialien  in  der  Beilage  zur  Sachs.  staL 
Ztschr.  1897,  Arbeit  v.  R.  Martin,  S.  42  ff.  zusammengestellt  worden. 
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Stadt-  Armen-  Schul- 
casse     casse      casse 

19.  Bürger- und  Einwohnersteuer,  Ablösungsrente    (11),     Bei- 

Schutzgeld  u.  s.  w.      ...  272  —  —    hilfen    ans    anderen    Gassen 

20.  Grundsteuer 1.934  —  (808)  (58).     Beiträge    von    einirc- 

21.  Miethsteuer 1  —  -—    schulten  Gemeinden  (41  T.M.). 

22.  Gast-  und  Schanksteuer    .     .  163  7  0.1       Zu  17:  Bei  Stadtcasse:  aus 

23.  Wanderlagerst,  u.  ?.  Verstoiir.  7  --  —    Marstall,    Wirthsch.yerwaltg. 

24.  „Anlagen** " .  14.932  564  5.969  (76),  Bergwerken,  Steinbr.  etc. 

25.  Sonstige  Steuern  u.  Abgaben  3  —  —    (52),    Vorschuss-,   Leihaust., 

IV.  üirectc  Steuern  18—25    .  17.405  571  6.477  Banken  (82),  Aichamt,  Stadt- 

26.  Steuern  vom  Bebitzwechsel    .  571  650  282  waage  (43),  Markthalle  (50), 

27.  Hundesteuer 270  105  —  Brauerei  (14),  sonstige  üuter- 

28.  Lustbarkeitssteuern  ....  16  242  (1.4)  nehmungen  (11  Tausend). 

29.  Braumalz-  Zuschlag     .     .     .  111  —  —  Zu  20:  Bei  Schulcasse :  aus 

30.  Schlachtbteuerzuschlag      .     .  444  —  —  ücberweis.  von  Grundsteuer. 

31.  Biersteuer 533            3.2  —  Zu  32:    Bei   Armencasse: 

32.  Sonstige  Verbrauchssteuern  .  903  (30)  (4.1)  Abg.  von  kirchl.  Handlungen, 

V.  Indirecte  Steuern  26—32  .  2.849  1.030  287  Taufen,     Hochzeiten     (4.6), 

33.  Beiträge  zum  Strassenbau     .  1.028  —  —    Jagd-   und  Angelkarten  (13), 

34.  Staatshilfe  „          „               .  126  —  —     Strafgelder  (13  Tausend).  Bei 

35.  Verschiedenes 1.532  —  —    Schulcasse:  Strafen  (2.2),  Bei- 

VI.  Vermischte  Einn.  33—35   2.688        —  —    träge   von   Erbschaften,   Ge- 

VII.  Für  Feuerlöschwesen    .      597        —  —    schenken  (1.7),  Gebuhren  von 

VIII.  Sonstige  Einnahmen  .     .    1.831  80        105  Beerdigungen (0.16 Tausd.M.). 
Summe  I—Vm      .     .     .     .40.363      1.987    10.937      Zu35:  Beifcltadicasse;  Ein- 

^^  9ft7  iiehmergebühren  (777),  Spor- 

Kirchenanlairen  1 451  ^'^'^  ""^  ^^'^^^'^  (^^^)>  ^'*^»- 

Kircüenanlagen 1.4ÖI  ^^^^^^  ^  ^^^^^^  Leistan^-en 

(11),  Standesamtsgebahren  und  Unterhaltsbeiträge  (4.7),  Fleischbeschaugebuhren  (20), 
Fremden-,  Gewerbe  ,  MeldegebUbren  (0.3).  Beiträge  zur  Arbeitei Versicherung  (47 
Tausend  M.). 

Zu  VÜI:  Armencasse:  darunter  Nutzung  von  Bezirksvermögen  (5),  freiwillige 
Beiträge  und  Geschenke  (19),  Vermächtnisse  (0.4  Tausend  M.) 

Das  städtische  Einkommen  (der  drei  Gassen)  aus  Vermögen  (wesentlich  die 
Rubriken  I,  11,  UI  der  Tabelle)  wird  amtlich  auf  15,753,000  M.,  der  Werth  des  be- 
treffenden (sogen,  eigentlichen  und  uneigentlichen)  Stadtvermögens  auf  416,193,000  M. 
berechnet,  so  dass  sich  nicht  ganz  eine  4  ^/q  Verzinsung  ergäbe.  Von  der  Gesammt- 
einnahme  (einschliesslich  Kirchenanlagen)  von  54,738,000  M.  kämen  daher  rund  30  7o 
aus  dieser  Quelle,  70%  ^"^  ^^^  anderen  Einnahmen,  d.  h.  namentlich  aus  der  Be- 
steuerung. (8.  Martinas  Aufs.  a.  a.  0.  S.  45,  46,  und  den  ersten  Theil  dieser  Ab- 
handlung über  die  Vermögensverhältnisse  der  Städte).  Der  grosse  Gewinn  ans  den 
Sparcassen  (Nr.  13  der  Tab.  28)  fällt  besonders  auf  und  bestätigt  das  darüber  oben 
S.  126  Gesagte. 

Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  ergiebt  sich  eine  Gesammteinnahme  von  im 
Maximum  bei  Leipzig  mit  45.2,  Zwickau  44.0,  Dresden  41  2,  dann  folgt  Kiesa,  Froh- 
bnrg  und  mit  36.6  M.  Ghemnitz.  Das  Minimum  sinkt  auf  unter  10  bis  6.1  M.  in 
einzelnen  Städten  (a.  a.  0.  S.  45). 

In  der  folgenden  Tab.  29  ist  die  städtische  Besteuerung  aller  drei  Gassen 
sommirt,  (die  Kirchenanlagen  auch  hier  ausgeschlossen).  Die  steuerartigen 
Einnahmen  der  Feuerlöschcassen  (Nr.  VII  der  Tab.  28)  sind  aber  noch  mit  eingezogen, 
nemlich  128,000  M.  Besitzveränderungsabgaben,  181,000  M.  Steuer  von  der  Mobiliar- 
Versicherung,  wohl  wesentlich  von  den  betr.  Gesellschaften  getragen  (s.  o.  S.  128)  und 
223,000  M.  Beitrag,  d.  h.  doch  auch  eine  Art  Steuer  von  der  Immobiliarversicherung, 
insbesondere  der  Landesbrandversichernngsanstalt,  worin  auch  eine  Erhöhung  der 
Prämien,  insofern  eine  „Versicherungssteuer*'  für  den  Specialzweck  des  Feuerlösch- 
wesens liegt.  Dieser  Posten  steht  daher  mit  unter  den  „indirccten*',  die  Abgabe  bei 
der  Mobiliarversicherung  bei  der  „directen''  Besteuerung. 
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Tab.  29.    Gesammte  städtische  Bestouerunfc  (aller  Gassen)  in  Sachsen 

im  Jahre  1893  (in  1000  M.). 

1000  M.  Procent 

1.  Geschoss 103  0.35 

2.  Bürger-  n.  Einwohnersteaer,  Schatzgeld  n.  s.  w.        272  0.93 

3.  Grundsteuer 2.742  9.40 

4.  Miethsteuer 1  — 

5.  Gast-  und  Schanksteuer 170  0.58 

6.  Wanderlagersteuer,  Auctionen 7  — 

7.  „Anlagen*- 21.166  72.58 

8.  Mobiliar?ersicherungssteuer 181  0.62 

9.  Sonstige  Steuern  und  Abgaben 3  — 

I.  Summe  1—7  directe  Steuern')  ....   24.644  84.50 

10.  Besitzwecbselabgaben 1.631  5.60 

11.  Hundesteuer 375  1.28 

12.  Lustbarkeitsstcuer 259  0.89 

13.  Braumalz-  und  Biersteuer 647  2.23 

14.  Schlachtsteuer 444  1.52 

15.  Andere  Verbrauchs-  und  indirecte  Steuern  .    .  937  3.22 

16.  Yerdicherungsbeiträgc  (Immobilien)     ....  223  0.76 

II.  Summe  8 — 16  indirecte  Steuern  .     .     .  4516  15.50 
Summe  I  und  II 29.160  100.00 

Das  Ueberwiegen  der  directen  gegen  die  hier  als  |,indirecte'' 
zusammeogefassten  Stenern  im  Verhältniss  von  fast  1:6  ist 
die  besonders  bemerken swerthe  Thatsache,  welche  in  dieser  Tab.  29 
hervortritt.  Und  dabei  t'ällt  die  eine  Stadt  Dresden  mit  ihrer  stärker 
ausgebildeten  VerbrauchsbesteueraDg  bei  den  indirecten  Stenern 
hier  nach  Lage  der  Dinge  noch  besonders  ins  Gewicht  (s.  u.). 
Finanziell  bedeuten  die  Gast-  und  Schankwirthschafts-  und  Lnst- 
barkeitssteuern,  wie  man  sieht,  doch  nicht  viel,  noch  nicht  IV«  % 
des  Steuerbedarfs  wird  durch  sie  gedeckt.  Sie  haben  aber  ebeüi  wie 
die  Hundesteuer,  nicht  rein  finanzielle  Zwecke.  Auch  die  Bierstener 
ist  nicht  gerade  sehr  einträglich.  Mehr  bedeuten  auch  in  finan- 
zieller Hinsicht  die  Besitzwechselabgaben.  Wie  sehr  die  ,,Anlagen'' 
vor  den  anderen  Steuern  in  Betracht  kommen,  die  Grandstener 
zurücksteht,  ergiebt  auch  diese  Tabelle  wieder.  Doch  sind  in  den 
„Anlagen"  nicht  nur  Personalsteuern  enthalten. 

Wie  sich  die  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Städtegruppen  (nach  BeTOlkerung»- 
grösse),  in  einzelnen  Städten  und,  soweit  Material  vorliegt,  in  den  Landgemeinden 
gestalten,  hat  Nüumanu  a.  a.  0.  sehr  eingehend  untersucht.  Es  mnss  hier  im 
Wesentlichen  genügen,  auf  ihn  zu  verweisen  (s.  hes.  S.  90  ff.).  Nach  seinen  Berech- 
nungen (meist  für  1892)  kamen  in  den  22  Städten  von  üher  10,000  Einirohnem  von 
24.346,000  M.  Stcocrertrag  auf  die  directen  (hier  mit  Hundesteuer  gerechnet^  86.21, 
auf  die  indirecten  l«S.79^/o,  was  mit  dem  Durchschnitt  aller  Städte  in  Tab.  29  hat 
übereinstimmt.  Die  meisten  dieser  Städte  decken  von  ihrem  Steacrbedarf  über  90  Vo 
durch  directe  (Leipzig  95.5),  meist  75 — 90  ®/o  durch  die  Einkommenstener  aUeia 
(Leipzig  77.7  °/o)  (Neu mann  S.  96). 

Eine  Ausnahme  macht  Dresden  wegen  seiner  starken  indirecten  Yerbraiichs- 
besten erung.   Es  deckte  um  1892  durch  directe  Steuern  nur  69,  durch  die  Einkommen- 

^)  Summe  der  Procente  einschliesslich  der  Nr.  4,  6,  9. 
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Steuer    allein    oDr    56  %  seines  Stenerbedarfs  (für  alle  Gassen).    Folgende  Tab.  30 
zei^  die  Yertheilang  der  Dresdener  Steuern  für  1896'). 

Tab.  30.    Dresdens  Steuererträge   1896. 

1000  M.        7o  <ier  Sammo 

1.  Bürger-  und  Einwobnersteuer 232  2.66 

2.  Einkommensteuer 4.716  54.15 

3.  Grundsteuer 668  7.67 

4.  Wandcrlagerstcuer 3.9  0.04 

L  Directe  1—4 5.620  64.52 

5.  Grund  besitzwechselsteuer 1.064  12.22 

IL  Verkohrsstouern  5 1.064  12.22 

6.  Abgaben  7on  Reisepftssen 0-7  O.Ol 

7.  „          „    Jagdkarten 2.1  0.02 

8.  „          „    Fischkarten 0.1  0.00 

9.  „          „    Tanzerlaubuiss 58  0.67 

10.  „          „    Schaustellungen  u.  9,  w,  ,    .  37  0.43 

11.  Hundesteuer 92  106 

12.  Nachtigallenstener —  — 

III.  Summe  6—12 190  2.19 

13.  Verbrauchssteuern  yon  Mehl  u.  Baclwaaren  645  7.40 

14.  Von  Fleischwerk 120  1.37 

15.  Von  Vieh 553  6.35 

16.  Von  Wildpret 59  0.69 

17.  Von  Geflügel 42  0.48 

18.  Von  Fischen 47  0,54 

Summe  13—18 1.465  16.83 

19.  Von  eingeführtem  Bier 253  2.91 

20.  Von  Dresdener  Bier 116  1.33 

IV.  Verbrauchssteuern  13—20       .    .    .  1.835  21.07 

Summe  I— IV 8.708  100.00 

Davon  politische  Gemeinde 6.199  71.2 


„      eranfrelische  Schulgemeindo     .     .    2.401  \  ngg 
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In  den  beiden  anderen  grossen  sächsischen  Städten,  Leipzig  und  Chemnitz, 
fehlen  diese  Verbrauchssteuern  (bis  auf  einen  kleinen  Biersteuerertrag  in  Chemnitz). 
In  Dresden  treten  sie  doch  sehr  stark  hervor.  Und  wenn  ans  der  Steuer  auf  Mehl 
und  Backwaareu  allein  fast  genau  so  viel  erzielt  wird  als  aus  der  Grundsteuer,  aus 
der  gesammten  Verbrauchssteuer  noch  etwas  mehr  als  aus  der  Grundätcuer  und  der 
(1896  besonders  einträglichen)  Besitzwechselsteuer  zusammen  (21.07  gegen  19.89  7o)« 
so  lassen  sich  Bedenken  doch  nicht  unterdrücken,  wenn  auch  die  Einkommensteuer 
in  Dresden  nicht  so  weit  herabgeht  als  sonst  in  Sachsen.  Erfreulich  ist  die  (bis  ins 
15.  Jahrhundert  zurückreichende)  Besitzwechselabgabc,  die  seit  1.  Jan.  1897  von  '/, 
auf  Vs  Vo  erhöht  worden  ist.  Sie  hat  freilich  nach  den  Conjuncturen  sehr  schwankende 
Erträge  (z.  B.  1870—75  in  1000  M.  54,  207,  537,  643,  280,  319  und  1886—96 
207  (Min.),  371,  363,  494,  571,  462,  511,  590,  757,  903,  1.064,  s.  Mittheil,  des 
Dresdn.  stat.  Amts  a.  a.  0.),  was  für  eine  Gemeinde  immer  etwas  lüstitr  ist.  Mit  dem 
Verbrauchssteuerertrag  steht  Dresden  ungefähr  wie  München  (1894  5.24  dort,  5.42  M. 
hier  auf  den  Kopf),  wie  einige  andere  süd westdeutsche  Städte  und  wie  preussische 
mit  der  Schlachtsteuer.  Nur  die  elsass-lothring.  grösseren  Städte  mit  ihrem  alten 
französischen  Octroi  haben  noch  eine  erheblich  stärkere  Verbrauchsstouereinnahme 
(Strassbnrg  18.54,  Mülhausen  17.03,  Metz  16.07  M.  auf  den  Kopf  in  1894/95, 
s.  Stadt,  stat.  Jahrb.  VI,  S.  388,  auch  Neu  mann  a.  a.  0.  S.  249  ff.). 


')  S.  Mittheilungen  des  Statist.  Amts  von  Dresden,  1898,  Heft  8,  S.  47.  Aeltere 
Daten  im  Statist  Jahrb.  deutscher  Städte,  z.B.  1897,  B.  VI,  S.  379,  388  (Aufs,  von 
Würzburger). 
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3.  AbschDitt. 

2.    B  a  i  e  r  D. 

a.   Staatsbesteuerung. 

Von  allgemeinem  ÜDanzwissenschaftlichcn  Interesse  ist  die  conseqaente  Ent- 
wicklung eines  reinen  Ertragssteuersystems  in  der  directen  Besteuerung  und 
das  bisherige  Festhalten  an  einem  solchen  System  in  Baiern.  Eine  allgemeine  Per- 
sonal-(Einkommen-)Steucr  fehlt  immer  noch.  Baiern  stellt  insofern  in  Deutschland, 
neben  Württemberg,  welches  jedoch  jetzt  im  Begriff  ist,  eine  allgemeine  Einkommen- 
steuer einzufahren,  den  reinsten  Typus  der  Ertragsbestenernng  dar  and  gleicht  damit 
Frankreich  und.  bis  zur  neuesten,  hier  1896  erfolgten  Reform  der  directen  Besteuerung, 
auch  Ocsterreich.  Ferner  i^t  die  hohe  einträgliche  Bierbesteuerung  für  Baiern 
characteristisch ,  in  welcher  sich  dieser  Staat  eine  besonders  reiche  Einnahmequelle 
zu  schaffen  und  bisher  auch  für  sich  allein  zu  erhalten  gewusst  hat,  da  der  Ertrag 
dieser  Steuer  nicht  in  die  Reichscasse  fliesst.  Die  indirecte  YerbraucbsbesteDerung 
hat  in  Folge  dessen  in  Baierns  Staatsbestcueruug  eine  absolut  und  relativ  grössere 
Bedeutung,  als  in  Prcusscn  und  in  den  meisten  anderen  Staaten  des  Reichs,  da  Baiern 
im  Uebrigcn  nach  der  Bevölkerungszahl  an  den  Reichssteuern  theil  nimmt  und  sein 
eigener  Bicrsteucrertrag  bei  Weitem  stärker  ist,  als  sein  Antheil  an  aligemeiner 
deutscher  Bierstcuer  nach  der  Kopfzahl  sein  würde.  In  der  directen  wie  indirecten 
Besteuerung  nimmt  also  Baiern  eine  gewisse  Sonderstellung  ein. 

§.  45.  Erste  oder  Periode  der  grundlegenden  Ke- 
formen  nach  der  Errichtung  des  Königreichs  (1807  flf.). 
Das  baierische  Staatssteuersystem  des  19.  Jahrhunderts  hat  seinen 
Ausgangspunct  in  der  energisch  unificirenden  Steuerpolitik,  welche 
das  neugegründete  Königreich  gleich  nach  seinem  Entstehen  ent- 
faltete. Die  in  den  alten  Landestheilen  geschichtlich  überkommene 
Besteuerung,  besonders  die  directe,  war  völlig  unzulänglich  und 
entbehrte,  wie  überall,  der  Einheitlichkeit,  nicht  nur  in  den  ver- 
schiedenen Gebietstheilen ,  sondern  auch  in  jedem  einzelnen^). 
Sie  hätte  an  und  für  sich  einer  Umgestaltung,  Modernisirung  und 
Uniiicirung  ohnehin  dringend  bedurft.  Zu  diesen  alten  Gebieten 
kamen  dann ,  nach  dem  Verluste  der  baierischen  linksrheinischen 
(Pfalz)  und  kleineren  niederrheinisehen  Lande,  die  grossen  neuen 
Erwerbungen  von  1803  und  in  der  Rheinbundzeit,  deren  engere 
Verbindung  mit  dem  alten  Gebiete  herbeizuführen  ein  besonderes 
Anliegen  der  baierischen  Politik  war.  In  diesen  neuen  Landes- 
theilen bestanden  nun  übeiall  wieder  ganz  verschiedene,  aber 
wesentlich   ebenso  wie  in  Altbaiern   veraltete  Steuerverfassnngen, 

^)  S.  über  die  hier  nicht  weiter  darzulegenden  älteren  Steuer^erhlütnisso  in  Alt-Baiem 
am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  Fin.  III,  §.  34.  bes.  S.  79,  80.  Näheres  bei  L.  Hoff- 
mann,  Geschichte  der  directen  Steuern  in  Baiern,  1883,  bes.  S.  158,  200,  G.  Schanz, 
Archiv  I,  401,  Seydel,  baier.  Staatsrecht  I,  S.  U8  ff.  Aus  der  älteren  Littcratur 
V.  K  renn  er,  baier.  Finanzzustand  u.  s.  w.,  1808  (danach  die  Daten  bei  Hoflmann 
a.a.O.,  Schanz  a.  a.  0.).  v.  Uudhart,  Zustand  Baierns,  bes.  in  B.  III  (Finanz- 
verwaltun^  u.  s.  w.,  lö'27),  passim,  ein  Buch  von  besonderem  Werth  fUr  die  Zeit  Fon 
1807—1827. 
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die  es  zur  Erreichang  des  erstrebten  Einheitsstaats  im  neuen 
Königreich  amzugestalten ,  zu  modernisiren  und  zugleich  zu  ver- 
einheitlichen galt-  Eine  Aufgabe,  deren  Bedeutung  die  Thatsacbe 
beleuchtet,  dass  in  den  alten  rechtsrheinischen  Stammlanden  und 
den  neuen  zunächst  erworbenen  fränkischen  und  schwäbischen 
Gebieten,  den  sechs  zusammen  sogen.  ,yälteren''  Kreisen ,  allein 
607  verschieden  benannte  directe  Steuern,  darunter  114  verschiedene 
Grundsteuern  vorhanden  gewesen  waren  ^).  Der  mehrfache  Wechsel 
in  den  Bestandtheilen  des  neuen,  zeitweise  trotz  der  erwähnten 
Verluste  auf  den  doppelten  Gebietsumfang  vergrösserten  Königreichs 
trat  zwar  auch  hier  stj^rend  dazwischen^).  Aber  der  nach  den 
neuen  Gebietsregulirungen  von  1815  dem  baierischen  Staat  ge- 
bliebene Haupttheil  seiner  alten  und  neuen  Ländermasse  erlangte 
doch  im  Wesentlichen  bereits  in  der  Kheinbundzeit  eine  einheitliche 
Stenerverfassung.  Nur  die  nach  den  definitiven  Friedensschlüssen  von 
1815  und  den  ihnen  noch  folgenden  kleinen  Territorialregulirungen 
neu,  bezw.  wieder  erlangten  unterfränkischen  (Wttrzburg,  Aschaifen- 
bürg,  nebst  kleineren  Stücken  von  Nachbarländern)  und  links- 
rheinischen Gebiete  (Pfalz)  behielten  auch  nach  1815  längere  Zeit 
ihre  mehr  oder  weniger  abweichende  Steuerverfassung,  die  Pfalz 
namentlich  die  französische^). 

Diese  rücksichtslose  Unificirungs-  und  Nivellirungspolitik 
characterisirt  auf  dem  Finanz-  und  Steuergebiet  wie  auf  anderen 
Gebieten  des  öffentlichen  Rechts  und  der  Verwaltung  bekanntlich 
die  Bheinbundära  überhaupt.  Sie  kam  in  diesem  grössten  und  in 
der  erlangten  Gebietserweiterung  erfolgreichsten  Kheinbundstaate 
vielleicht  noch  stärker  und  immerhin  berechtigter  als  in  den  anderen 
kleineren  zur  Geltung  und  entsprang  dem  damals  in  Baiern  be- 
sonders stark  gewordenen  dynastischen  und  Staatsbewnsstsein,  dem 
Gedanken  des  wittelsbachischen  Einheitsstaats  und  eines  baierischen 
,,Reichs'%    das  gewissermaassen  jetzt  wieder  auflebe^).     In  den 

*)  f.  Rudhart  III,  74;  öfters  citirt,  so  auch  von  Hock,  Baierus  Finauzyor- 
waltQDg  I,  6.    S.  auch  Scydel,  Staatsrecht  I,  285. 

')  Baiern  umfasste  1792  861,  1812  im  Maximum,  als  zwar  vcrächicdene  neue 
Erwerbungen  (WUrzburgsches,  Laudstrcifen  an  der  württem bergischen  Grenze  u.  a.  m.) 
wieder  abgetreten  waren,  aber  Tirol,  Vorarlberg,  Salzburg  u.  s.  w.  dazu  gehörten,  1708, 
und  nach  den  Territorialreguliiuugen  von  1815  tf.  1388  Qnadratmeilen.  S.  das  Nähere 
in  Betreff  des  Gebietswechsels  von  1792  an  bei  Viebahn,  Statistik  Deutschlands  I, 
1.  B.  1.  Abschn.  —  Meine  Fin.  III,  S.  223. 

*)  S.  ttber  die  Steuern  im  Wurzburg'schen,  Aschafienburgschcn  Gebiete  und  in 
der  Pfalz  Bndhart  III,  S.  110,  116,  128. 

^)  Prociamation  des  Königs  vom  I.Jan.  1806:  „Der  baierische  Staat  habe  sich 
za  seiner  ursprtUiglichen  Würde  emporgehoben''.    Der  im  baierischen  Staatsrechte,  in 
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grösseren  Staaten ,  Oesterreich,  Preussen,  auch  den  norddentBchen 
Mittelstaaten,  Sachsen,  Hannover,  ist  man  damals  schonender  vor- 
gegangen. 

Staatsrechtlich  durchführbar  wurde  jene  Politik  in  Baiern  erst 
durch  die  gleichzeitige  Hinwegsetzung  der  Krone  über  die  Reste 
ständischer  Rechte  auf  dem  Finanz-  und  Bestenerungsgebiet,  durch 
den  Sieg  des  Absolutismus,  welcher  letztere  bekanntlich  damals 
fälschlich  gern  als  Consequenz  der  erlangten  Souveränetät  anf- 
gefasst  wurde  ^).  Politisch  und  namentlich  finanz-  und  stenerwirth- 
schaftlich  entsprach  eine  solche  Politik  indessen  doch  ohne  Zweifel 
einem  wahren  BedUrfniss,  des  modernen  Staats,  der  neueren  Volks- 
und Staatswirthschaft.  Mit  diesem  Bedttrfniss  waren  die  wirren 
historisch  überkommenen  Steuerverfassungen  der  Territorien,  aus 
denen  sich  der  neue  Staat  gebildet  hatte,  nicht  mehr  vereinbar. 
Es  ist  im  Vergleich  zn  Preussen  auch  immer  daran  zu  denken, 
dass  die  politische  Gebietszersplitterung  im  heutigen  baierischen 
Staatsgebiete,  wie  überhaupt  im  südwestlichen  Deutschland  (Württem- 
berg, Baden  u.  s.  w.)  im  alten  Deutschen  Reich,  im  damals  frän- 
kischen, schwäbischen,  den  rheinischen  Kreisen,  viel  weiter  gegangen 
war,  als  in  Norddeutschland,  eben  deswegen  auch  die  Zersplitterong 
des  Rechts,  der  Steuerwirrwarr  viel  grösser  und  um  so  mehr  einer 
Radicalcur,  wie  sie  Baiern  1807  ff.  vornahm,  bedürtlig  gewesen  ist 

Ganz  ähnlich  wie  immerhin  erst  drei  Jahre  später  in  Preussen 
(o.  S.  17)  wurde  jetzt  in  Baiern  der  Uebergang  zn  modemer 
Staats-,  Finanz-  und  Stenerwirthschaft  angekündigt,  eingeleitet  und 
nur  mit  grösserer  Rücksichtslosigkeit  als  in  Preussen  dorcbgefllhrt 
In  dem  grundlegenden  Edict  vom  7.  Juni  1807  über  die 
Gleichheit  der  Abgaben,  die  Steuerrectification  and 
die  Aufhebung  der  besonderen  landschaftlichen 
Steuercassen  wurde  nun  auch  in  Baiern  alsbald  der  Grundsatz 
der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  anerkannt, 
die  Beseitigung  der  Steuerfreiheiten  und  Privilegien,  besonders  auch 
in  der  Besteuerung  des  Grundbesitzes,  dann  die  Ausgleichung 
(Rectification)  der  sonstigen  vorhandenen  Ungleichheiten  der  Be- 
steuerung und  die  Herbeiführung  einer  Besteuerung  nach  Maassgabe 

der  YerfassoDg  von  1818  und  auch  Leute  noch  mehrfach  vorkommende  amüiche  Ansdrack 
.,Keich''  (Keichsrath,  Reichsverwescr)  ist  ein  Nachklang  dieses  Geistes,  freilich  mit 
Umfang  und  Bedeutung  des  Staats  nach  dem  sonstigen  dcaischen  SpTBchgebnach 
nicht  recht  vereinbar,  vollends  nicht  seit  der  Wiedererrichtung  des  Deutsclien  Beichs. 
>)  S.  V.  V.  8.  Mai  1807,  Constitution  v.  1.  Mai  1808,  POzl,  baier.  Yerfusangs- 
rccht,  5.  A.,  1877,  S.  24.    Bes.  Seydel,  baier.  Staatsrecht  I,  S.  285  £ 
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der  Kräfte  des  EinzelneD,  also  nach  dem  Prineip  der  Besteaerung 
Dach  der  Leistnngsrähigkeit,  als  nächste  Aufgaben  hingestellt.  Die 
Begründung  ist  wie  in  Preassen  die  übliche  mit  den  damaligen 
politischen  und  rechts-  und  staatspbilosophischen  individualistischen 
Gerechtigkeitsanschauungen  der  Auf  klär  ungszeit. 

Einzelnes.  Gate  knappe,  aber  die  leg^islativen  Daten  vollständig  enthaltende 
Uebereicbt  der  Stenerreform  von  1807  ff.  in  Soy  del's  baicr.  Staatsrecht,  I,  S.  282  lt., 
Yonuf  fklr  die  im  Folgenden  übergangenen  vielen  Einzelheiten  hier  verwiesen  wird. 
Ganz  knrz  Hock,  Fin.verwalt.  Baierns  I,  6,  v.  Reden,  Fin.statist.  I,  1.  Abth.  (1851), 
S.  25,  50.  Eingehend  und  besonders  lehrreich  Radhart,  Zustand  Baierns  111, 
S.72ff.,  wo  namentlich  Näheres  über  die  technische  Umgestaltung  und  Darchfuhrang 
te  Provisoriums  (S.  77  ff.)  und  Definitivums  (S.  83  ff.).  Für  die  directen  Steuern 
Seisser's  Gommentar,  Gesetze  über  die  directen  Steuern,  1,  1882,  S.  1  ff. 

§.  46.  Reform  der  directen  Besteuerung  1807  ff. 
Die  bezüglichen  AusfUhrungsmaassregeln  folgten  rasch.  Der  Steuer- 
priyilegirte  Besitz  wurde  sofort  vorläufig  mit  einer  Steuer  von 
Vi%  vom  Werth  unter  Aufhebung  der  etwa  von  ihm  bisher  statt 
der  regelmässigen  gewöhnlichen  Steuer  getragenen  Abgaben  und 
Beiträge  verschiedenen  Rechtstitels  und  Namens  belegt  (V.  v.  20.  Nov. 
1807).  Angesichts  der  Schwierigkeiten,  sogleich  eine  ganz  genügende 
Steoeraosgleichung  der  Grund-  und  sonstigen  directen  Steuern  durch 
eine  neue  Steuerverfassung  herbeizuführen,  wurde  eine  neue  ein- 
heitliche Verfassung  der  directen  Steuern  gegeben  (Verordnung 
vom  13.  Mai  1808),  welche,  wie  die  Real-(Grund-  und  Haus-)be- 
gtenerong,  ausdrücklich  nur  als  provisorische  gedacht  war. 
Sie  setzte  an  die  Stelle  der  bisherigen  bezüglichen  Abgaben  ein 
System  von  Ertragssteuern,  bestehend  aus  einer  Grund-  und  Do- 
minical-,  einer  Haus-  und  Gewerbesteuer;  formell,  insbesondere  die 
drei  ersteren,  wesentlich  eine  Werthbesteuerung  nach  dem  sogen. 
Cnrreiitwerthe.  Die  Gewerbesteuer  war  eine  Classensteuer 
(8  Claßsen,  2—30  fl),  sie  wurde  1814  (Ediet  vom  15.  April)  neu  ge- 
ißelt (8.  u.)  Der  Zweck  jener  provisorischen  Verfassung  war  die 
B^eitigung  der  stärksten  Fehler  und  Unglelchmässigkeiten  in  der 
iHsherigen  Besteuerung  in  möglichst  kurzer  Zeit,  bis  das  definitive 
Steoersystem  eintreten  könne,  welches  längere  Arbeit,  namentlich 
für  die  Gmndbesteuerung  und  deren  Grundlage,  die  Bodenver- 
messiingy  erheischte.  An  die  Vorbereitung  dieses  Systems  ging 
ouui  aber  alsbald.  Eine  Ergänzung  fand  diese  viergliederige  provi- 
ftoriflche  Ertragsbesteuerung  durch  eine  fünfte  directe  Steuer  auf 
Zugvieh  (1808),  welche  den  Zweck  hatte,  als  Ersatz  des  auf- 
xihusbenden  Wegegelds  im  ganzen  Staate  zu  dienen,  nach  Analogie 
schon  älteren  ähnlichen  Steuer  in  den  alten  Landestheilen 
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(die  sogen.  „MähDatanlage^').  Endlich  trat  als  sechste  directe 
Staatssteuer  anderen  Characters  unter  dem  Namen  Familienschntz- 
geld  noch  eine  Abgabe  hinzu,  eine  Art  roher  Classenstener  der 
Familienhäupter  (8  Classen  mit  Vs— 12  fl.  Steuersatz  unter  Berflck- 
sichtigung  des  Erwerbs)  (Verordn.  v.  25.  Nov.  1808).  Eine  Steuer, 
welche  später  (1814)  in  eine  Familiensteuer  umgebildet  wurde  (s.  u.) 
und  für  den  der  Annahme  nach  von  den  Ertragssteuem  nicht  ge- 
troffenen Erwerb  allgemein,  also  insoweit  auch  von  den  Gensiten  der 
anderen  directen  Steuern  zu  zahlen  war.  Sie  hatte  somit  doch  einen 
gewissen  Personalsteuercharacter  und  hätte  bei  folgerichtiger  Fort- 
bildung zu  einer  wirklieben  Personal-  und  Einkommensteuer,  wie 
in  Preussen,  neben  der  Ertragsbesteuerung  führen  können,  hat  eine 
solche  Fortbildung  aber  nicht  erfahren,  sondern  ist  später  ver- 
kümmert (1831)  und  endlich  ganz  aufgehoben  worden  (1848),  um 
anderen  directen  Steuern  Platz  zu  machen,  vorübergebend  einer 
wirklieben  allgemeinen  Einkommensteuer,  welche  dann  wieder 
durch  die  heutigen  baierischen  Kapitalrenten-  und  speciellen  Ein- 
kommensteuern abgelöst  wurde  (§.  49,  50). 

In  der  provisorischen  Verfassung  für  die  Grund*  und  Hans- 
besteuerung schwebte  der  Gedanke  einer  (indirecten)  Reinertrags- 
besteuerung vor,  wobei  die  Werthkatastrirung ,  als  leichter  und 
rascher  durchzuführen,  nur  die  Grundlage  war.  Aus  dem  Werth 
wurde  dann  auf  den  Reinertrag  geschlossen,  bekanntlich  bei 
Grundbesitz,  zumal  ländlichem,  immer  ein  gewagter  Schluss.  In 
der  definitiven  Gestaltung  dieser  Steuern  war  auch  das  Ziel  ge- 
wesen, mit  der  geplanten  und  nach  und  nach  durchgeführten  Par- 
cellarvermessung  und  sich  anschliessenden  Operationen  dann  eine 
directe  wirkliche  nominelle  Reinertragsbesteuerung  zu  bewerk- 
stelligen, das  allgemeine  Streben  der  damaligen  Grnndstenertheorie 
und  rationellen  Steuerpraxis,  nach  dem  Muster  der  französischen 
Gesetzgebung,  welches  überhaupt  in  Baiern  und  sonst  damals  die 
legislativen  Ziele,  zumal  für  die  directen  Steuern,  mit  bestimmt  hat 
Aber  die  grossen  Schwierigkeiten,  welche  sich  bei  der  practischen 
probeweisen  Durchführung  der  Reinertragskatastrirung  ergeben 
hatten,  führten  zu  einer  wesentlirhen  Modification  des  sogen.  Grand- 
steuerdefinitivums  (für  die  Grund-,  Dominica!-  und  Hansstener), 
d.  b.  zu  einer  Katastrirung,  welche  im  Wesentlichen  als  eine  Art 
Rohertragsermittlung,  unter  Anrechnung  bloss  einzelner  bestimmter 
Abzugsposten,  aber  auch  im  Princip  nicht  der  vollständigen  Pro- 
ductionskosten,  bezeichnet  werden  kann.  Jedoch  ist  die  nmtasscDde 
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Katastrirung  nach  diesem  ursprünglich  geplanten  ^^definitiven'^ 
System  ins  Stocken  gerathen,  nur  in  einigen  Gebietstheilen  zur 
Grandlage  der  Besteuerung  gemacht  und  die  sonstige  Arbeit  wesent- 
lich auf  die  Vermessung ,  Planlegung  und  Fiächenberecbnung  be- 
schränkt worden  (1814).  Immerhin  ist  indessen  jener  eigenthtim- 
licbe  Character  einer  modificirten  Rohertragssteuer  der  eigentlichen 
Grandsteuer  auch  in  deren  späterer  endgiltiger  Gestaltung  (1828, 
1881)  geblieben.  Er  bildet  ein  Cbaraeteristikon  der  baierischen 
Besteuerung  und  eine  Singularität  unter  den  modernen  Grundsteuer- 
Verfassungen  überhaupt.  Bis  1828  blieb  es  im  Uebrigen  bei  dem 
Provisorium  von  1808. 

Eine  eigenthOmliche  Einrichtung  des  baierischen  Steuerrechts ,  die  sogen. 
Steuersimpla,  stammt  noch  aus  der  Zeit  des  Prorisorioms.  Es  worden  die 
Stenerkapitalien  der  Grnud-,  Dominical-  und  Haussteucr  fiir  je  100  fl.  Werth  mit  einem 
einfachen  Steuersatz  von  7Vs  Kr.  vom  Gulden  oder  Vs  %  belegt  und  dann  bestimmt, 
später  im  Finanzgesetz,  wie  viel  solcher  Simplen  von  jeder  Steuer  zu  erheben  waren, 
regelmässig  eine  verschiedene  Zahl  bei  der  einzelnen  Steuer. 

Die  Grundsteuer  des  Provisoriums  suchte  auf  verschiedene  Weise,  auch  durch 
ZorQckgehen  auf  die  Erwerbspreise  der  ländlichen  Güter  (Besitzungen)  aus  den  letzten 
20  Jahren,  einen  mittleren  Güterwerrh  der  Districte  zu  ermitteln,  der  dann  als  sogen. 
Currentwerth  Grundlage  der  Besteuerung  wurde.  Die  Dominicalsteuer  traf  den 
Ertrag  der  Grundgefälle  (Zehnten  u.  s.  w.),  den  der  Grundherr  vom  abhängigen  Besitz 
bezog,  unmittelbar  beim  Berechtigten,  bis  zur  AblOsungsgesetzgebung  von  1848,  wo 
die  Steuer  verschwand,  bezw.  mit  der  Grundsteuer  des  BodeneigcuthUmers  verbunden 
wurde.  Der  Uaussteuer  unterlagen  auf  dem  Lande  nur  diejenigen  Wohngebäude, 
welche  nicht  schon,  wie  die  Rcifel  war,  im  Grandcomplox  zur  Grundsteuer  mit  ein- 
geschätzt waren,  in  den  Städten  die  Wohngebäude,  und  zwar  nach  dem  mittleren  Kauf- 
preise der  letzten  20  Jahre,  der  als  steuerpflichtiger  Currentwerth  galt.  Die  Gewerbe- 
steuer nach  dem  Edict  vom  15.  April  1814  war  der  Idee  und  Tendenz  nach  wesent- 
lich eine  Steuer  auf  das  eigentliche  Gewerberecht  und  traf  die  concessionirten  Gewerbe, 
stand  daher  mit  dem  eigenthttmlichen  baierischen  Gewerberecht  in  Verbindung.  Sie 
classificirte  dann  die  Gewerbe  nach  ihrer  Gattung  und  Bedeutung  und  nach  dem  Ort, 
worin  sie  betrieben  wurden  (Bcvölkerungsgrösse)  in  5  Hauptclassen ,  jede  mit  5  ünter- 
classen,  für  welche  bestimmte  Steuersätze  (GL  1  ^'g— 3  fl.,  Cl.  5  120—300  fl.)  be- 
standen, also  eine  rohe  Art  der  Gewerbeclassensteuer  nach  der  Methode  der  „Merk- 
male**, mit  Gattungs-  und  Ortsclasseu,  noch  ohne  die  spätere  weitgehende  Specialisirung 
and  Casuistik. 

Bei  allen  vier  genannten  Steuern  bestand  die  Fiction,  dass  sie  nicht  den  vollen 
Beinertrag  träfen ,  sondern  namentlich  nur  die  eigentliche  Beute  aus  dem  landwirth- 
schaftlichen  und  Gewerbebetrieb  (bezw.  bei  letzterem  den  Ertrag  aus  dem  Werth  des 
Gewerberechtb)  Der  Ueberschuss  des  Erwerbs  dartlber  hinaus  erschien  also  auch  beim 
ländlichen  Besitzer  und  Wirth  und  beim  Gewerbetreibenden  noch  nicht  direct  durch 
die  betreffende  Ertragssteuer  getroficn.  Damit  begründete  man  die  Unterwerfung  auch 
dieser  Classen  mit  unter  die  allgemeine  Familiensteuer,  welche  ausserdem  alle 
übrigen  selbständig  erwerbenden  Personen  traf.  Sie  zerfiel  nach  dem  Edict  vom 
14.  Dec.  1814  in  10  Hauptclassen  mit  einer  Bcihe  von  Unterclassen  darin,  begann 
in  Gl.  1  mit  gemeinen  Tagelöhnern,  in  Cl.  2  mit  Dienstboten,  Gesellen,  Gewerbs- 
gehilfen, ging  in  Cl.  3  auf  die  freien,  nicht  concessions-,  daher  nicht  gewerbesteuer- 
pflichtigen Gewerbetreibenden,  in  Cl.  4  und  5  auf  die  Betreiber  liberaler  Berufe, 
Beamte  und  in  Cl.  6  auf  Kapitalisten  mit  blossem  Zinseinkommen  über,  belegte  die 
C«nsitcn  der  Cl.  1 — 4  und  seibst  6  mit  classificirten  festen,  durchweg  sehr  niedrigen 
Steuersätzen,  die  Angehörigen  der  5.  Ciasse.  Beamte  u.  dgl.,  dagegen  mit  einer  Steuer 
von  *.'4  %  des  Einkommens.  In  den  Cl.  7 — 10  standen  die  (jensiten  der  4  Ertrags- 
stcoem,  deren  Familiensteuer  einfach  in  einer  Quote  des  Simplums  ihrer  betreffenden 
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Steuer  angesetzt  war  (Haoseigcnthümer  10,  Dominicalisten  20,  GrandeigenthUmer  40. 
Gewerbsberec)itigte  20  %  des  Simplums).  Hier  war  die  Pcrsonalsteuer  also  nichts 
als  ein  Zuschlag  zur  Ertragsstcuer  und  theilte  die  Bedenkeu  der  letzteren,  welche  nur 
durch  die  niedrige  Höhe  der  Familiensteucr  sich  etwas  verminderten.  Diese  eigen- 
tliUmliche  Conibination  von  Ertrags-  und  Pcrsonalsteuer  erkl&rt  auch  das  sp&tero  Ge- 
schick dieser  Familiensteuer  mit,  namentlich  ihre  Aufhebung  in  den  Glassen  7 — 10 
im  Jahre  1831. 

Die  in  der  Zeit  der  Einfuhrung  der  neuen  directen  Steuern  vorgekommenen 
Klagen,  dass  die  Last  gegen  früher  gesteigert  sei,  widerlegt  Budhart  mit  den  Zahlen 
der  Statistiic.  Danach  hätten  die  6  ,,&lteren''  Kreise  früher  7,408,000  fl.  an  alten, 
durch  die  neuen  Steuern  ersetzten  Steuern  im  letzten  Jahre  der  Erhebung  getragen, 
1819/20  an  neuen  Steuern  dagegen  nur  6,495,000  fl.,  908.000  fl.  weniger  (bei  einer 
Vergleichung  jeder  Steuer  mit  denen,  an  deren  Stelle  sie  getreten,  bei  der  Grund-, 
Dominical-  und  Haussteuer  ein  Minus  von  663.000,  bei  der  Gewerbesteuer  ein  Plus 
450.000,  bei  der  Zug?iehsteuer  ein  Plus  von  89.000,  bei  der  Familiensteucr  ein  Minus 
von  90.000  fl.  und  an  Erträgen  sonstiger  aufgehobener  Steuern  waren  ausserdem 
644.000  fl.  weggefallen.  Rudhart,  S.  76  und  Statist.  Beilage  87.  mit  den  betreffenden 
Daten  auch  für  die  einzelnen  6  Kreise).  Als  leitender  Gesichtspunct  war  bei  der  Reform 
von  1807  fiP.  auch  die  Ausgleichung,  nicht  die  Erhöhung  der  Steuerbelastung  hingesteiit 
worden,  wie  das  bei  Beformen  namentlich  der  directen  Steuern  in  Deutschland  aller- 
dings gewöhnlich  geschehen  ist  und  noch  geschieht. 

§.47.  Die  übrigen  Steuern.  Verbrauchssteuern,  Zölle, 
Taxen,  Stempel. 

S.  wieder  die  einzelnen  legislativen  Vorgänge  bei  den  yerbranchsstenem  bes. 
bei  Seydel  I,  289  ff..  Rudhart  III,  151  ff.,  v.  Reden  a.a.O.  S.  65  ff.,  bei  den 
Zöllen  bei  Seydel  I,  292  ff.,  Rudhart  II,  265—310,  bei  den  Taxen,  Stempeln  a.s.w. 
bei  Seydel  I,  291,  Rudhart  III,  157  ff.,  v.  Reden  S.  64  ff..  Hock,  Baiems 
Fin.verwalt.  II,  322  ff. 

Auch  die  übrigen  Steuern  wurden  zum  Tbeil  alsbald  in  die 
Keforra  einbezogen.  Namentlich  die  innere  indireete  Ver- 
brauchsbesteuerung, die  Getränkesteuer  von  Bier, 
Branntwein,  wurde  ebenfalls  unificirt,  die  wichtigste  Steuer,  die 
auf  Bier,  allgemein  in  der  Form  des  sogen.  Malzanfschlags 
eingerichtet  und  erhöht  (V.  v.  28.  Juli  1807,  11.  Febr.  1811).  Er- 
gänzend wurde  der  ausländische  Wein  ausser  dem  Zoll  auch  noch 
«iner  inneren  Verbrauchssteuer  unterworfen  (1811),  während  ver- 
schiedenartige, im  Ganzen  unerhebliche  Weinaufschläge  nur  spora- 
disch in  den  älteren  Kreisen  vorkamen,  wobei  es  noch  einige  Zeit 
verblieb,  bis  auch  sie  fortfielen.  Das  alte  Umgeld  ward  aufgehoben. 
Auch  die  staatliche  Fleischsteuer  wurde  im  Jahre  1808  ein- 
heitlich geordnet,  doch  auf  die  Städte  beschränkt  und  diesen  die 
Hälfte,  1813  der  volle  Ertrag  überlassen,  womit  diese  Steuer  ans 
dem  baierischen  Staatssteuersystem  ausscheidet.  In  der  Communal- 
besteucrung  der  Städte  kommt  sie  noch  heute  vor.  Der  Tabak 
wurde  1811  regalisirt,  in  Form  eines  Handelsmonopols  für  inlän- 
dische Fabrikate,  das  im  Jahre  1819  wieder  fortfiek  Salz  war 
Regal  (Productions-  und  Handels-,  auch  Kleinhandelsmonopol,  mit 
Verbot  der  Salzeinfuhr).  Ferner  bestand  in  Baiern  schon  seit  dem 
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vorigen  Jahrhundert  ein  Lottoregal,  das  in  der  schlimmen  Form 
des  genuesischen  Zahlenlottos  auf  das  ganze  Gebiet  ausgedehnt 
wurde.  Es  fand  in  Baiem  lange  viel  Anfechtung.  Rudhart  ver- 
nrtheilt  es  auf  das  Schärfste,  aber  es  ist  dem  Drängen  der  Stände 
auf  seine  Beseitigung  erst  im  Jahre  1861  zum  Opfer  gefallen. 

Das  ältere  Zollwesen  hatte  schon  in  den  vorausgehenden 
Jahren  Veränderungen  erfahren.  Zur  Vereinheitlichung  der  Gesetz- 
gebung im  ganzen  Staate  kam  es  dann  ebenfalls  bereits  im  Jahre 
1807/8  durch  die  Zoll-  und  Mauthordnung  vom  1.  Dec.  1807  und 
8.  März  1808,  durch  welche,  10  Jahre  vor  dem  ähnlichen  preussL 
sehen  berühmten  Zollgesetz,  zum  Grenzzollsystem  mit  Ein-, 
Aus-  und  Durchfuhrzöllen  für  das  ganze  Staatsgebiet  übergegangen, 
demgemäss  die  inneren  bezüglichen  Abgaben  aufgehoben  wurden, 
auch  die  staatlichen  Wege-  und  Brückengelder  fallen  sollten.  Der 
Einfuhrtarif  war  verhältnissmässig  liberal  in  finanzieller  und  protec- 
tionistischer  Hinsicht  und  einfach.  Die  Zollordnuug  hat  aber,  ab- 
gesehen von  den  durch  das  System  der  Gontinentalsperre  bedingten 
zeitweiligen  Erhöhnugen  und  Verkehrserschwerungen  (1810—13), 
später,  1811,  Veränderungen  in  mehr  fiscalischer  und  mehr  pro- 
tectionistischer  Richtung  erfahren,  namentlich  wurde  1811  eine  be- 
sondere Verbrauchsabgabe  neben  dem  Einfuhrzoll  für  eingeführte 
fremde  Waaren  zu  Zwecken  der  Schuldentilgung  angeordnet.  Die 
1814  ff.  neu  erworbenen  Lande  konnten  nicht  gleich  in  das  all- 
gemeine Zollgebiet  einbezogen  werden,  Unterfranken  erst  1818.  Die 
Zollerträge  waren  während  der  Rheinbundperiode  zeitweilig  nicht 
ungünstig,  siod  aber  später  in  der  Friedenszeit  nach  1815  sehr  ge- 
sunken und  die  Zollverwaltungs-  und  Erhebuugskosten  waren  enorm, 
selbst  noch  später,  in  den  1820er  Jahren  (35  ^/o  nach  Rudhart). 

Die  im  baierischen  Staatshaushalt  schon  seit  Alters  vorkommen- 
den Taxen,  Sportein  u.dgl.,  welche  zum  Theil  als  Verkehrs- 
steuem  zu  characterisiren  sind,  sind  auch  in  dieser  Zeit  der  stark 
nuificirenden  Finanz-  und  Steuergesetzgebung  dagegen  noch  nicht 
allgemein  einheitlich  geregelt  worden.  Nur  für  die  Fälle  der  nicht 
streitigen  (sogen,  freiwilligeu)  Gerichtsbarkeit  wurde  eine  einheitliche 
Taxordnung  erlassen  (8.  Oct.  1808),  welche  die  grössten  bestehenden 
Verschiedenheiten  der  bisherigen  Normen  beseitigte.  Für  alle 
anderen  Verhältnisse,  insbesondere  der  streitigen  Gerichtsbarkeit, 
blieben  zahlreiche  verschiedene  ältere  locale  Taxordnungen  be- 
stehen, hie  und  da  mehrere  au  einem  Ort.  Rudhart  führt  37  an, 
ohne  Vollständigkeit  zu  verbürgen.    Ein  sehr  verwirrter  Zustand, 

A.  Wagner,  Finanswiaenaohaft  IV.  10 
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der  gleichwohl  noch  über  ein  Menschenalter  danerte  (bis  1852  nnd 
zum  Theil  bis  in  die  1870er  Jahre).  Besser  ging  es  mit  dem 
Stempelwesen,  das  1805  und  dann  durch  V.  y.  18.  Dec.  1812 
im  Ganzen  einheitlich  geregelt  worden  ist.  Die  Pfalz  behielt  aber 
in  Taxen  und  Stempeln  ihre  französische  Gesetzgebung,  zum  grossen 
Theil  selbst  bis  1879.  Auch  Spielkarten  und  Kalender  unterlagen 
früher  dem  Stempel. 

Alles  in  Allem  wird  man  anerkennen  müssen,  dass  der  neue 
baierische  Königsstaat  immerhin  in  dieser  ersten  Periode  seines 
Bestehens  Beachtenswerthes  in  der  Steuerreform  in  der  Richtung 
auf  Unificirung  und  Modernisirung  geleistet  hat.  In  der  nun 
folgenden  constitntionellen  Aera  konnte  man  auf  diesem  Fundament 
weiter  bauen,  in  Haupttheilen  wurde  es  noch  lange  unverändert 
belassen. 

§.  48.  Zweite  Periode,  vom  Erlass  der  Verfassung 
(1818)  bis  1848.  Auch  für  die  Steuergesetzgebung  wurde  die  im 
Jahre  1818  gegebene  neue  Verfassung  des  Staats  durch  die  Be- 
stimmungen, welche  sie  über  die  Besteuerung,  insbesondere  über 
das  Steuerbewilligungsrecht  der  Stände  enthielt,  von  entscheidender 
Bedeutung. 

Abgesehen  von  verschiedenen  anderen,  indirect  für  die  BesteneroDg^  und  die 
Steuerbewillignng  wichtigen  Bestimmungen  der  Verfassung,  so  besonders  denjenigen 
über  das  Staatsgut  (Titel  III),  die  Budgetvorlegung  (Titel  VII,  §.4,  6),  die  Staats- 
schuld (ob.  §.  11  ff),  kommen  namentlich  folgende  Sätze  der  Verfassonic  in  Betracht 
„Die  Theil  nähme  an  den  Staatslasten  ist  fUr  alle  Einwohner  des  Beichs  aUgeDein, 
ohne  Ausnahme  irgend  eines  Standes,  und  ohne  Rucksicht  auf  vormals  bestandene  be- 
sondere Befreiungen''  (Titel  IV,  §.  13):  das  seit  1807  schon  im  öffentlichen  Recht 
anerkannte  wichtige  Princip  (s.  o.  S.  140).  ..Ohne  den  Beirath  und  die  Zostimmong 
der  Stände  des  Königreichs  kann  kein  allgemeines  neues  Gesetz,  welches  die  Freiheit 
der  Personen  oder  das  Eigenthum  der  Staatsangehörigen  betrifft,  erlassen,  noch  ein 
schon  bestehendes  abgeändert,  authentisch  erläutert  oder  aufgehoben  werden''  (Titel  VII, 
§.  2).  was  sicli  implicito  auf  Steuergesetze  mit  bezieht.  .,Der  König  erholt  die  Zu- 
stimmung der  Stände  zur  Erhebung  aller  directen  Steuern,  sowie  zar  Erhebong 
neuer  indirecter  Auflag^en,  oder  zur  Erhöhung  oder  Verftnderang  der 
bestehenden"  (Titel  VII,  §.3):  also  eine  eigenthumliche  Onterscheidong  zwischen 
directen  und  indirectcn  Steuern  in  Bezug  auf  die  Mitwirkung  der  Stände,  was  eine 
feste  staatsrechtliche  Begriffsbestimmung  beider  Arten  und  die  Einreibung  aller  vor- 
kommenden Steuern  unter  beide  voraussetzt.  Zu  den  indirecten  im  staatsrechtlichen 
Sinne  werden  in  Baiern  auch  die  Stempel,  Taxen,  Erbschaftssteuer,  Houdebteaer  ausser 
den  inneren  Verbrauchssteuern  (AufschlSgen)  und  Zöllen  gerechnet,  nur  die  Ertraga- 
und  Personalsteuern  als  directe  angesehen.  „Die  Stände  können  die  Bewilligong  von 
Steuern  mit  keiner  Bedingung  verbinden"  (eb.  g  9).  .,Die  zur  Deckung  der  onleut- 
lichen  ....  Staatsausgaben  ....  erforderlichen  directon  Steuern  werden  jedesaial 
auf  6  Jahre  (die  damalige  Finanzperiode)  bewilligt''  (eb.  §.  5).  S.  fttr  Weiteres  auch 
die  §.  4 — 8,  10  eb.  Die  nicht  durchaus  klaren  und  unzweideutigen  Bestimmungen 
der  Verfassung  haben  später  zu  Meinungbverschiedenheiten  geführt  Dartxber  kam  ein 
sogen.  Verfassungsverstäudniss ,  das  ständische  Steuerbewilligungsrecbt  betr.,  in  dem 
Landtagsabschiede  von  1843  zu  Stande  (s.  dasselbe  z.  B.  in  U.  A.  Zacharii*s 
deutschen  Verfassungsgesetzen  (1855,  S.  130),  das  nicht  als  Gesetz,  aber  als  Aua- 


Staatsbesteaemog.    2.  Periode.     1818—1848.  147 

legUDgsmittel  gilt  (Seydel).  S.  über  die  Materie  POzl,  baier.  VerfassuDgsrecht,  §.  203. 
Seydel,  Staathrecht  Baierns  im  Marquardsen 'sehen  Handb.  d.  OffeDtl.  Rechts,  §.77 
(einem  kürzeren  Abriss  des  grossen  selbständigen  Werks  Seydel's).  Hock,  Handbuch 
d.  Fin-Ferr.  I,  14. 

Kleinere  VerändernDgen  des  znr  Zeit  des  Erlasses  der  Ver- 
fassnrg  bestehenden  Rechts  der  directen  Steuern  erfolgten  bald 
mehrfach.  Zu  einer  eingreifenderen  kam  es  wegen  der  Mängel 
des  Steuerprovisorinms  im  Jahre  1828  in  Betreff  der  Grund-  und 
Hau  SS  teuer  (Gesetz  vom  15.  Aug.  1828),  die  damit  zu  förmlichen 
Ertragssteuem  in  verbesserter  Form  ausgebildet  wurden,  und  ihre 
endgiltige  Gestaltung^  woran  später  (1856, 1881)  nur  Weniges  gering- 
fügig modificirt  wurde,  bis  in  die  Gegenwart  erhalten  haben.  Der 
Versuch,  damals  auch  die  Gewerbesteuer  zu  reformiren,  scheiterte. 
Etwas  später,  1831,  wurde  der  Theil  der  Familiensteuer, 
welcher  in  Quoten  von  den  Simpeln  der  Grund-,  Dominical-  und 
Haussteuer  von  den  betreffenden  Gensiten  erhoben  wurde  (s.  o.  S.  143), 
beseitigt.  Nur  ftlr  die  übrige  Bevölkerung  blieb  die  Familiensteuer 
bestehen,  bis  1848,  mit  wenig  mehr  als  dem  halben  bisherigen 
Ertrage.  Der  Ertragssteuercharacter  des  directen  Steuersystems 
und  die  Belastung  des  Realbesitzes,  trotz  des  Fortfalls  der  Familien- 
steuer dabei,  trat  so  schärfer  hervor.  Die  ungentigende  Besteuerung 
des  beweglichen  Vermögens  und  der  nicht  Grund  und  Haus  be- 
sitzenden  Glassen,  wie  der  persönlichen  Arbeit  aller  Art  durch  die 
unerhebliche  Familiensteuer  machte  sich  aber  mit  der  Entwicklung 
des  Wirthschaftslebens  in  den  1830er  und  40er  Jahren  auch  em- 
pfindlicher geltend.  Das  hat  dann  zu  den  Reformen  von  1848  an 
geführt  (§.  49). 

Die  ZugTiehstener  (s.  o.  S.  141)  ist  im  Jahre  1822  weggefallen  (Anschlag 
fQT  1819  434.000  fl.).  In  der  Pfalz  ist  die  Gewerbesteuer  auf  der  Grandlage  des 
französischen  Steaerrcchts  darch  eine  Verordnung  von  1820,  die  Tbar-  und  Fenster- 
Steuer  schon  vorher  durch  Verordnung  von  1817  geregelt  worden. 

Für  die  Grundsteuer  wurde  in  der  Gesetzgebung  von  1828  als  steuerbarer 
Ertrmg  eine  eigenthumliche  Recbnungsgrösso  construirt,  welche  sich  bei  Aeckern  als 
Ergebniss  des  Rohertrags  bloss  des  Haoptproducts  mit  alleinigem  Abzug  des  Saatguts 
ergiebt  und  analog  dann  bei  Grundstacken  mit  anderen  ßodenbenutzungen  gebildet 
wurde.  So  ist  die  baierische  Grundsteuer,  wie  schon  bemerkt,  doch  eigentlich  eine 
nur  etwas  modificirte  Bohertragsstcuer.  Bei  Aeckern  wurde  z.  B.  Dreifelder- 
wirthschaft,  gemeint! blicher  Fleiss  vorausgesetzt,  mittlerer  Ertrag  von  Winter-  und 
Sommerkom  ermittelt,  Stroh,  BrachfrUcbte,  Weidenutzung  und  andere  Nebennutzungen 
blieben  unberücksichtigt,  ebenso  jedes  bei  der  Katastrirung  vorhandene  oder  später 
etwa  eintretende  andere,  z.  B.  intensivere  Wirthschaftssystem.  Als  allgemeine  Einheit 
wurde  der  Achtel-Scheffel  Roggen  zu  dem  festen  Werthanbchlag  von  1  fl.  angesetzt, 
woroo  1  Kreuzer,  also  Veo  ^^°^  ^^  Steuersimplum  war.  Auf  diese  Roggen wertheinheit 
wurden  alle  anderen  Bodenerträge,  auch  bei  Wiesen,  sclbbt  bei  Waldungen,  reducirt, 
wobei  andere  agrarische  Benutzungen  als  zu  Ackerland  den  Aeckern  gleichgestellt 
und  nur  die  Bodengüte  (Bonität)  berücksichtigt  wurde.  Auch  das  Werthrerhältniss 
anderer  Bodenfrttchte  zu  Roggen  war  gesetzlich  fixirt.    Eine  genaue  Bodenparcellar- 

10* 
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yermessang,  eine  Bonitirong  von  sogen.  Musterg^ndstUclceo,  die  Bildung  ron  KaUster- 
und   Steaervrertbclassen ,   die  Classification    der  einzelnen  Grondstficke  mittelst   Ver- 
gleichnng  mit  den   MustergrundstUcken  fand  zur  Darchftlhmng  der  Operation  statt 
Der  „Ertrag"  wurde    dann    für  das  Tagewerk  ermittelt,    danach  der  Stenersoll  im 
Simplom  festgesetzt  nud  im  Finanzgesetz  die  Zahl  der  zn  erhebenden  Simplen  be- 
bestimmt   Alle  Aenderungen  der    Bodencnltur ,  der  Betriebssysteme  n«  8.  w.  blieben 
somit   nnberttcksicbtigt.     Es  war  also  in  Wahrheit  die   Grandsteuer  eine    stabile, 
solange  das  Object  bestand,  fdr  den  einzelnen  Besitzer  nor  nach  der  Zahl  der  aas- 
geschriebenen Simplen  und  nach  dem  etwaigen  Wechsel  der  fUr  Kreis-,  Districts-  und 
Gemeindeumlagen  erfolgenden  Zuschläge  verschieden.   S.  die  Darstellung  dos  Systems 
in  Kürze  bei  Pözl,  baier.  Verwaltrect  (3.  A.  1871)  §.  253  ff,  Seydel.  Staatsrecht  in 
Marquardsen's  Sammelwerk  S.  196  ff.,  genauer  im  selbständigen  Werk,  Kational- 
Okonomische  kritische  Darstellung  bei  Helferich  in  der  Tub.  Ztschr.  far  Staatswis. 
B.  29,    1873,  S.  312  ff,   Eheberg  im  Jahrb.  f.  Ges.geb.  u.  s.  w.,  N.  F.  VI,  1882, 
S.  66,  eingehend  in  fmanzrecbtlicher  Darstellung  nach  dem  geltenden  Recht  (Gesetz 
von  1881),  Hock  a.  a.  0.  11,  S.  12,  §.  146  ff.,  Seisser,  directe  Steuern,  B.  L    Zar 
Kritik  auch  zu  vergleichen  Y ecke,  Besteuerung  d.  Landwirthsch.  mit  bes.  Bdcksicht  auf 
Baiem,  2  Aufsätze,  Tab.  Ztschr.  B.  29  u.  30.  Kleinero  Aenderungen  des  Ges.  v.  1825 
mehrfach,  so   durch  Ges.  ?.  25.  Aug.  1831,   1.  Juli  1834,  28.  März  1852.    Durch 
letzteres  wurde  die  bisherige  besondere  Dominicalstouer,  welche  der  Grundherr 
far  die  Zehnten  u.  s.  w.   eigens  zu  entrichten  gehabt,   beseitigt,   in  Gemässheit  des 
GrundlastenablOsungsgesetzes  vom  4.  Juni   1848,  und  der  Steuerbetrag  dem  Grund- 
besitzer zugerechnet   Bei  der  Steuerreform  von  1881  haben  nur  kleine  Abänderungen 
des  Gesetzes   von   1828  und  eine  neue  Bedaction  des  ganzen  Gesetzes  stattgefonden 
(Ges.  V.   19.  Mai  1881,  Bekanntmachung  v.  10.  Juni  1881).     Die  schweren  Mängel 
der  Grundsteuerverfassungen  nach  dem  System  des  Ertrags-,  Parcellar-  und  Claasen- 
katasters  treten  bei  der  Stabilität  des  Katasters  und  der  eigenthtlmlichen  Art  der  modi- 
ficirten  Kohertragsbesteucrung  und  der  Werthfeststellnngcn  trotz  der  sorgsamen  Durch- 
führung der  Katastrirung  in  Baiem  wohl  noch  mehr  als  in  anderen  Lindem  dieses 
Systems  hervor,  wo  man  wenigstens  die  allerdings  aberall  fictive  GrOase  des  sogen, 
steuerbaren  Ertrags  dem  mittleren  wirklichen    Reinertrag    im  Prindp   und   in  der 
practischen  Durchführung  mehr  angenähert  hat    S.  meine  Darstellung  und  Kritik  der 
Grundsteuer  in  meiner  Abh.  directe  Steuern  im  SchOnberg'schen  Handbuch  4.  A.  III, 
S.  325  ff,  344  ff 

Die  Haussteuer  von  1828  trifft  im  Princip  alle  Gebäude  in  Stadt  und  Land. 
Diese  unterliegen  aber  daneben  für  ihre  Grundfläche  und  für  ihre  Höfe  ausserdem 
der  Grundsteuer  (nach  der  Glasse  der  besten  Grundstücke  in  der  Ortsflur,  Haosg&rten 
und  Bauplätze  werden  wie  die  übrigen  Grundstücke  der  Ortsflar  classifirirt).     Daraus 
ergiebt  sich  aber  nur  eine  ganz  unerhebliche  Belastung,  z.  B.  fielen  1890/91  ron  der 
Gesammtgrundsteuer  von  11.509,000  M.  nur  26,317  M.  auf  die  Steuer  von  der  Grund- 
fläche der  Gebäude  und  Hof  räume,  neben  einem  Haussteuerertrag  von  5.203,000  M. 
(baler.  stat  Jahrb.  1897,  S.  200,  193).    Die  Haussteuer  selbst  zerfällt,  wie  in  anderen 
Gesetzgebungen  (Oesterreieh,  Preuäsen)  in  zwei  wesentlich  verschiedene  Steuern,  über 
deren  richtiges  Yerhältniss  zu  einander  beständig,  bis  in  die  Gegenwart,  discotirt  wird, 
nemlich  in  eine  eigentliche    Miethstener    und  eine  sogen.    Arealsteuer.     Die 
erstere  entspricht  der  auch  sonst  üblichen  Form  der  sogen.  Hauszinssteuer  (Oesteneich, 
Preusscn,  s.   meine  Abh.  im  Schönberg'schen  Handb.  UI,  S.  353),  doch  werden   in 
Baiern   auch   hier  Mutterhäuser  ausgesucht,  deren  Ertrag  genau  ermittelt  und  andere 
Häuser  nach  Yergleichung   damit  eingeschätzt,   wo  die  Miethverhältnisse  genügende 
Anhaltspuncte  bieten.    Wo  dagegen  letzteres  nicht  der  Fall,  werden  die  H&user  nur 
nach   der  Fläche  (Area,    überbauter  und  zu   Hofraum   bestimmter  Boden)  reranlagt 
und   dief*e  Flache  der  höchsten  Bonitätsciasse,  der  30.  des  Tarifs,  zugerechnet    Das 
ergab   aber  immer  nur  einen  absolut  und  namentlich  im  Yerhältniss  zur  Mirthstener 
relativ   niedrigen  Werth   und   Sieoersatz.   weshalb  das  Gesetz  vom  26.  Juli  1850  be- 
stimmte,  dass   bei  den  auch  für  diese  Steuern  bestehenden  sogen.  Simpeln  (ebenfalls 
vom  Gulden    des  steuerbaren  Betrags  1  Kr.)    die  Arealsteuer    immer    im    dreifachen 
Simplum  der  Miethstcuer  zu  erheben  sei:   natüriich  auch  willktthrlich.    Die  Zahl  der 
zu  erhebenden  Simplen   bestimmt  auch  bei  dieser  Steuer  das  Finanzftesetz.     Kleinere 
Aenderungen  des  Gesetzes  von  1828  ausser  durch  das  Gesetz  von  1850,  durch  Gesetze 
von  1831,  1846,  10.  Jan.  1856,  19.  Mai  1881,  zugleich  neue  Bedaction  des  ganzen 
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Gesetzes.  S.  POzI,  Yerwalt.recht,  §.  258,  Seydel,  in  Marqaardsen's  Werk,  S.  197, 
bes.  Hock,  II,  69  ff.,  Seisser  I.  S.  73  ff.  Kurze  Darstellung  und  Kritik  in  den  gen. 
Anfe.  von  Helferich  (S.  326  ff.)  nnd  Eheber^  (S.  67,  79  ff.).  S.  auch  meine 
Abb.  im  SchOnberg'schen  Handb.,  4.  A.,  III,  S.  358.  Die  Arealsteaer  bat  kaum  za 
hebende  inb&rente  principieile  und  practiscbe  Mängel,  die  Miethsteuer  in  der  Ver- 
anlagung nicht  nach  dem,  leicht  zu  ermittelnden  individuellen  Ertrag  der  Häuser, 
sondern  nach  Musterh&usern  kaum  einen  Vorzug  vor  der  üblichen  Form  der  Hauszins- 
steuer (s.  meine  Abb.  a.  a.  0.  S.  348  ff.,  353  ff.).  Dass  diese  Steuer  wesentlich  Roh- 
ertragssteuer, wie  auch  sonst  Öfters  (Preussen)  ist,  wird  nur  durch  den  massigen 
Steuersatz  erträglich ,  aber  wegen  der  Localzuschl&ge  für  Gemeinden  u.  s.  w.  wieder 
um  so  bedenklicher. 

Id  der  inneren  Yerbranchsbesteuerung  ist  der  Malz- 
anf schlag  in  dieser  Periode  nicht  verändert  worden.  Das  Gesetz 
von  1807  blieb  die  Grandlage. 

Dieser  Aufschlag  behielt  und  gewann  noch  mehr  seine  Bedeutung  ftlr  die  Staats- 
casse,  wodurch  es  möglich  wurde,  auf  andere  innere  Verbrauchssteuern,  ausser  dem 
Salzregal,  zu  verzichten.  Der  Malzaufschlag  bestand  aber  nur  im  rechtsrheinischen 
Baiem,  die  Pfalz  war  davon  frei  und  zahlte  als  Ersatz  einen  sogen.  Steuerbeischlag 
TOD  100,000  fl.  )&hrlich  in  die  Staatscasse,  eine  nicht  der  Höhe  der  Biersteuer  im 
übrigen  Gebiete  entsprechende  Summe. 

Fttr  die  Zölle  kam  es  zu  einem  neuen  Zollgesetz  schon  in 
der  constitutionellen  Periode  im  Jahre  1819,  von  gleichem  finanz- 
ond  schutzzollpolitischen  Gharacter,  wie  im  Gesetz  von  1811,  doch 
mit  einigen  Ermässigungen  für  gewisse  Fabrikate^  besonders  des 
höchsten  Zollsatzes,  auch  um  des  Schmuggels  willen.  Nach  Ein- 
tUhmng  einiger  Eingangszölle  in  1824  in  Kampfzolltendenz,  be- 
sonders gegen  französische  Waaren,  erfolgte  1826  eine  neue  Tarif- 
revision und  bald,  1828,  eine  ZoUvereiniguug  Baierns  mit  WUrtem- 
berg  (und  HohenzollerD),  im  Wesentlichen  auf  der  Grundlage  des 
baierischen  Zolltarifs,  woraus  für  Baiern  finanziell  freilich  keine 
Vortheile  hervorgingen,  für  Würtemberg  eher.  Von  1834  an  galt 
dann  für  Baiem  die  Zollgesetzgebung  des  Zollvereins,  später  auch 
die  über  Bübenzucker  (1841). 

Der  Zollertrag  fiel  in  Baiern  nach  der  Verkleinerung  des  Staatsgebiets,  welche 
trotz  der  erheblichen  Einbusso  ron  Land  nach  der  Flächengrösse  übrigens  keine  Ver- 
ringenmg  der  Bevölkerungszahl  mit  sich  gebracht  hatte,  in  der  endgiitigen  Friedens- 
zeit erheblich,  stieg  dann  in  den  1820er  Jahren  wieder,  bis  zur  Zollvereinigung  mit 
Würtemberg,  um  dann  abermals  zu  sinken  und  erst  mit  dem  Anscbluss  au  den  Zoll- 
Terein  ron  1834  an  erheblich  zu  wachsen.  Der  Vertheilungsmaassstab  der  Zollvereins- 
einktüif^e  nach  der  Kopfzahl  war  aber  auch  für  Baiern  sehr  günstig  und  die  Erhebungs- 
kosten stellten  sich  auch  ?iel  niedriger  als  in  der  früheren  Zeit  des  selbständigen  Zoll- 
gebiets Baierns.  S.  Rudhart  II,  S.  26—30,  Viebahn,  Statist.  Deutschlands  I, 
154  ff.,  Weber,  Deutscher  Zollverein  (1869),  S.  48  ff.,  y.  Reden,  Finanzstatistik 
I,  1,  S.  68. 

Auf  dem  Gebiete  der  Stempelsteuern  ist  das  Gesetz  von 
1822  durch  ein  Hypotheken-  und  Taxregulativ  von  1824  und  durch 
das  Stempelgesetz  vom  11.  Sept.  1825  verändert  worden. 
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In  letzterem  war  die  Einfuhrnng  eines  Erbschaftsstempels  für  Gollateralerben, 
^'^ — 5  ^  0 «  ™i^  manchen  Ausnahmen,  daher  ?on  nnbedeotendem  Ertrage ,  bemerkens- 
wertb,  doch  ist  dieser  Stempel  bereits  1831  ausser  Geltang  gesetzt  worden.  S.  Rnd- 
hart  III,  153,  Hock  II,  326. 

Im  GaDzen  war  so  die  lange  Periode  von  1818—48,  das  erste 
Menschenalter  der  constitutionellen  Aera,  doch  auch  in  Baiem  in 
Bezug  auf  Steuerreformen  nicht  eben  productiv,  wenn  auch  die  Gmnd- 
und  Haussteuergesetzgebung  von  1828  eine  immerhin  stenerpolitisch 
und  steuertechnisch  erheblichere  legislative  Leistung  und  einen 
Fortschritt  gegen  früher  darstellt.  Das  System  der  directen  Be- 
steuerung blieb  aber  auch  mit  letzterer  Reform  mangelhaft  genug 
und  entsprach  dem  Princip  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit 
noch  wenig.  Es  wurde  auch  im  Laufe  der  Zeit  darch  die  Fort- 
entwicklung der  Volkswirthschaft,  wenngleich  Baiern  in  viel  höherem 
Maasse  als  Sachsen  und  auch  als  Preussen  vollends  in  dieser  Periode 
noch  ,,Agrarstaat''  blieb,  bei  dem  einseitigen  Ertragssteuercharacter 
und  der  mangelhaften  Familiensteuer  von  selbst  unvermeidlich  noch 
immer  unvollkommener.  Die  geringe  Steigerung  des  Finanzbedarfs 
in  dieser  Periode ,  die  Erträgnisse  des  Malzzuschlags  und  der  An- 
theile  an  den  Zollvercinseinnahmen  ermöglichten  indessen  einiger- 
maassen,  finanziell  ohne  grössere  sonstige  Steuerreformen  aus- 
zukommen. 

§.  49.  Dritte  Periode,  von  1848  bis  zur  Gegenwart. 
Ueb ersieht.  In  diesem  halben  Jahrhundert  ist  es  in  Baiem, 
trotz  eines  practischen  Versuchs  im  Jahre  1848  (1850)  und  eines 
Antrags  der  Regierung  im  Jahre  1879,  eine  allgemeine  Einkommen- 
steuer in  das  System  der  directen  Besteuerung  einzuführen,  nicht 
zu  einer  principiellen  Aenderung  der  Staatsbesteuerung  gekommen, 
auch  nicht  unter  dem  Einfluss  der  Ereignisse  von  1866  und  des 
Eintritts  Baierns  in  das  neue  Deutsche  Reich  (1871).  Es  wurde 
nur,  im  Anschluss  an  die  Vorgänge  von  1848,  nach  Wiederanf- 
hebung  einer  damals  eingeführten,  an  die  Stelle  der  alten  Familien- 
steuer getretenen  allgemeinen  Einkommensteuer,  im  Rahmen 
und  in  den  Formen  der  Ertragsbesteuerung  die  directe 
weiter  entwickelt.  So  für  die  Einkünfte  aus  beweglichem  Ver- 
mögen (Kapital)  mittelst  der  sogen.  Kapitalrentensteuer 
(1856,  1881),  für  den  Erwerb  der  persönlichen  Arbeit  (in  Dienst-, 
Beamtenstellungen  u.  dgl.  und  liberalen  Berufen)  mittelst  der  sogen. 
(speciellen)  Einkommensteuer  (1856,  1881)  und  die  Gewerbe- 
bestcuerung  wurde  mittelst  einer  fein  ausgebildeten  neuen 
Gewerbeclasscnsteuer    wesentlich    nach    der    Methode    der 
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Merkmale  (1852,  1856,  1881)  durchgeführt,  während  die  Grund- 
nnd  Haussteuer  im  Ganzen  in  der  Gestalt  von  1828  mit  geringen 
Veränderungen  verblieben.  Auf  diese  Weise  ist  es  in  Baiern  zur 
Entwicklung  einer  „modernen  rationellen  Ertragbesteuer- 
ung" (Fin.  II,  §.  218)  gekommen,  welche  noch  am  Ersten,  nur 
etwa  ähnlieh  wie  in  anderen  süddeutschen  Staaten  (Würtemberg, 
früher  Baden),  als  ein  wahres  System  bezeichnet  werden  kann. 

Die  Ertragssteigerung  des  Malzaufschlags  (nach  neuem 
Gesetz  vom  16.  Mai  1868),  der  endlich  (1878)  auf  die  Pfalz  aus- 
gedehnt und  dessen  Steuersatz  im  Jahre  1879  um  50  7o  erhöht 
wurde,  hat  neben  dieser  directen  Ertragsbesteuerung,  welche  in 
ihrer  neuen  Einrichtung,  nur  von  der  Grand-  und  Arealsteuer  ab- 
gesehen, nun  auch  sich  allmälig  erhöbende  Einnahmen  gab, 
in  der  Hauptsache  den  Steuerbedarf  des  Staats  decken  können. 
Durch  die  Veränderung  der  Gesetze  über  Taxen,  Stempel  (1879), 
die  Verselbständigung  der  Erbschaftssteuer  (1879),  die  Ein- 
führung einer  eigenen  Branntweinsteuer  (1880),  die  dann  im 
Jahre  1887  mit  dem  Eintritt  Baierns  in  die  Reichs-Branntweinsteuer- 
Gemeinschaft  wieder  wegfiel,  die  Einführnng  einer  staatlichen 
Hundesteuer  (1876)  sind  die  eigenen  Steuereinnahmen  des  Staats 
weiter  erhöht  worden. 

In  den  Beziehungen  zwischen  Reichs-  und  Landesfinanzen  war 
und  ist  Baiern  durch  seine  Nicht -Theilnahme  an  der  Reichspost 
und  -Telegraphie  und  an  der  norddeutschen  Biersteuer  in  einer 
Hinsicht  (wie  Würtemberg,  in  letzterer  Beziehung  auch  wie  Baden 
und  Elsass  -  Lothringen)  zwar  ungünstiger  gestellt,  als  Preussen, 
Sachsen  und  die  übrigen  norddeutschen  Staaten.  Aber  es  bezieht 
dafür  aas  seiner  eigenen  Landespost  und  Telegraphie  immerhin 
einige  Reinerträge  und  hat  in  seiner  eigenen  Bierbesteuerung  eine 
besonders  reiche  Einnahmequelle  für  sich,  die  allein  so  viel  und 
mehr  ergiebt,  als  die  gesammte  Reiehsbiersteuer.  Der  Malzauf- 
scblag  ist  so  ein  Hauptstützpunct  der  baierischen  Staatsbesteuerung 
und  der  ganzen  Landesfinanzen  geworden:  eine  indireete  Verbrauchs- 
steuer auf  das  beliebte,  aber  wie  der  ungeheuere  Consam  und  damit 
in  Verbindung  stehende  Erscheinungen  zeigen,  fast  verhängnisvolle 
Volksgenussmittel,  deren  Ertrag  den  aller  directen  Staatssteuern 
um  ein  Viertel  übertriflFt.  Der  Wegfall  von  früheren  Einnahmen, 
wie  dem  ominösen  Zahlenlotto  (lb61),  konnte  so  um  so  leichter 
verschmerzt  werden. 
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Die  nicht-stenerrechtlichen  EiDnahmen  Baierns  liefern  in  ihren 
UeberschUssen  über  die  Betriebskosten  erhebliehe  Ergänzungen  der 
Steuereinnahmen,  aber  im  Unterschied  zn  Preussen  sind  die  Staats- 
eisenbahnen  lange  nicht  so  rentabel,  so  dass  die  Landes- 
bestenerung  ( —  nach  Lage  der  Dinge  die  directen  Stenem, 
die  Verkehrssteuern  und  besonders  die  Bierstener  — )  mehr  als 
in  Preussen  im  Vordergrund  bleiben  und  zur  Bedarfs- 
deckung beitragen  musste  und  noch  fortwährend  muss:  die 
allgemeine  finanzielle  Folge  der  ablehnenden  Haltung  der  Mittel- 
staaten, welche  eigene  Staatsbahnen  haben,  gegen  das  Reicbseisen- 
bahnproject  (s.  o.  S.  120  über  Sachsen). 

Nach  längerem  Stillstand,  im  Wesentlichen  seit  1881|  ist  auch 
in  Baiern  jüngst  wieder  Bewegung  in  die  legislative  Thätigkeit  auf 
dem  Gebiete  der  directen  Besteuerung  gekommen.  Man  hat,  nach 
dem  negativen  Ergebniss  der  Regierungsinitiative  im  Jahre  1879 
mit  der  Einkommensteuer,  zwar  den  Versuch,  endlich  auch  in 
Baiern  zu  einer  genügenden  modernen  allgemeinen  Personal-  und 
insbesondere  Einkommensteuer,  sei  es  zur  Ergänzung,  sei  es  zum 
Ersatz  der  staatlichen  Ertragssteuern  zu  gelangen,  regierungsseitig 
nicht  wieder  aufgenommen.  Aber  eine  umfassendere  eindringendere 
Steuerreform,  bezw.  Revision  der  vorhandenen  Eilragssteuem^ 
namentlich  der  Gewerbe-,  Kapitalrenten-  und  speciellen  Einkommen- 
steuer, ist  in  dem  Bestreben,  die  anerkannten  und  in  Folge  der 
neueren  wirthschaftlicben  und  technischen  Entwicklung  immer  mehr 
hervorgetretenen  und  empfundenen  Mängel  dieser  Steuern  zu  be- 
heben, seit  1897  durch  Anträge  der  Regierung  an  den  Landtag 
wieder  auf  die  Tagesordnung  gesetzt,  vom  Landtage,  bezw.  einem 
Ausschuss  desselben  auch  in  Angriff  genommen,  doch  bis  jetzt 
(Ende  1898)  noch  nicht  zum  Abschluss  gekommen.  Die  baierische 
directe  Besteuerung  des  Staats  würde  dadurch  immerhin  verbessert 
werden.  Aber  gewisse  schwere  und  unter  den  heutigen  Verhält- 
nissen sich  immer  mehr  geltend  machende  Mängel  würden  doch 
bleiben,  weil  sie  im  System  der  Ertragsbesteuerung  selbst  liegen 
und  nur  mit  dieser  und  mit  dem  Uebergang  zur  consequenten 
Personalbesteuerung  verschwinden  können.  Diese  Maassregel  findet 
zwar  vielfach  Befürwortung,  scheint  sich  aber  auch  jetzt  noch 
nicht  in  der  Gesetzgebung  durchführen  zu  lassen. 

§.  50.    Einzelnes.    Directe  Besteuerung. 

S.  dio  kürzeren  Uebersichten  der  staatsrechtlichen  Werke:  Pözl,  Soydel,  bes. 
aber  fUr  das  iinanzrcchtliche  Detail  Hock  II,  12 — 299,  Seisser's  zweibänd.  Com- 
mentar ,  kürzere  Darsteliongen  in   den  betr.  Artikeln  des  H.  W.  B.  d.  St.  u.  WOrterb. 
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d.  VerwaltüDg  über  die  einzelnen  Steuern,  auch  iu  meiner  Abb.  directe  Stenern  im 
ScbOnberg'schen  Uandbncb,  wo  mehrfach  die  baierische  Gesetzgebung  in  ihren  Eigen- 
thümlichkeiten  characterisirt  wird.  Znr  Kritik  die  gen.  Anfäfttze  von  Helferich 
und  Eheberg,  dann  F.  M.  im  Jahrb.  f.  Nat.ök.  B.  37  (1881)  S.  563.  ferner 
K.  ßarkart  in  Hinh's  Annalen  1874.  S.  1681  und  in  der  Schrift  Verfassang  und 
Seform  der  directen  Steuern  und  der  FinanzFerwaltang  in  Baiern.  2.  A.  1898.  Lotz, 
Reform  der  directen  Steuern  in  Baiern,  im  Archiv  für  soc.  Gesetzgebung  1897.  B.  11. 

Die  Yortibergehende  EioftthruDg  einer  allgemeinen  Ein- 
kommenstener,  die  bleibende  einer  Kapitalrentensteuer 
und  die  spätere  eingreifende  Reform  der  Gewerbesteuer  ver- 
dankten in  Baiem  der  Ungentigendheit  der  zur  Erfassung  des  be- 
treffenden Erwerbs  bisher  bestimmten  Famliensteuer  von  1814  und 
Gewerbesteuer  von  1819,  der  bereits  begonnenen  etwas  mehr 
indnstriestaatlichen  Entwicklung  der  Volkswirthschaft,  der  Ent- 
wicklung des  in  der  bisherigen  Steuerverfassuug  ganz  unzulänglich 
belasteten  Ertrags  des  beweglichen  Vermögens  und  der  Gredit- 
geschäfle  ihre  Entstehung.  Aber  auf  die  Einführung  der  Einkommen- 
nnd  Kapitalrentensteuer  hatten  auch  die  politisch-socialen  Strömungen 
des  Jahres  1848  und  neuere  allgemeine  theoretische  und  practische 
3Iomente  in  der  Besteuerung,  in  letzterer  Hinsicht  auch  wohl 
speciell  bei  der  Kapitalrentensteuer  Vorgänge  in  anderen  deutschen 
Staaten,  so  in  Baden,  Einfiuss  ausgeübt.  Die  allgemeine  Ein- 
kommensteuer blieb  allerdings  nur  ein  Experiment  von  kurzer 
Dauer,  das,  bei  der  ungentigenden  Abfassung  des  Gesetzes  selbst 
und  der  völlig  unzureichenden  Ausführung,  nicht  recht  gelang, 
finanziell  von  keinem  bedeutenden  Erfolge  war,  manche  Unzufrieden- 
heit in  den  Kreisen  der  Censiten,  auch  wegen  der  Ungleichmässig- 
keit  der  Veranlagung  und  bei  den  durch  die  anderen  Ertragssteuern 
mit  belasteten  Censiten  wegen  der  so  bewirkten  „ Doppelbesteuerung'^ 
fand,  dann  aber  auch  als  Kind  der  Revolution  in  der  Reactionszeit 
der  1850er  Jahre  noch  einer  besonderen  Abneigung  in  manchen 
Kreisen  begegnete.  Gegen  das  Princip  der  allgemeinen  Personal- 
und  Einkommensteuer,  als  ungeeignet  für  Baiern,  beweist  dieser 
misslungene  Versuch  von  1848  und  1850  nichts^),  vollends  nichts 
in  der  Gegenwart,  wo  die  Weiterentwicklung  der  wirthschaftlichen 
Verbältnisse  mittlerweile  die  Ertragsbesteuerung  noch  unzulänglicher 
gemacht  und  den  Boden  für  die  Person albesteuerung  auch  in  dem 
wenn  auch  immer  noch  stark  agrarstaatlichen  Baiern  noch  mehr 
vorbereitet  hat.  Die  Einbürgerung  der  Kapitalrentensteuer  als 
festes   Glied    der  Ertragsbesteuerung,    zugleich   als   viertes  Glied 

')  S.  Burkart,  directe  Stenern,  S.  30,  auch  Seisser  I,  11,  12. 
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neben  Grund-,  Gebäude-  und  zum  Theil  Gewerbesteuer  zur  Be- 
lastung des  fundirten  Einkommens,  und  die  Veryollständigung  des 
Ertragssteuersystems  durch  die  Einfügung  der  speciellen  y,Ein- 
kommensteuer'S  vom  persönlichen  Erwerb,  welche  ausserdem  alle 
nicht  schon  durch  die  vier  anderen  Steuern  getroffenen  Erträge 
erfasst,  waren  das  bleibende  Ergebniss  der  durch  die  1848er  Re- 
formen angebahnten  Entwicklung. 

Der  erste  Versoch  mit  einer  eigenen  Kapitalsteuer  und  Einkommen- 
steuer (Gesetz  vom  4.  Juni  1848),  die  nur  für  1  Jahr  bewilligt  worden,  erwies  sieb 
ganz  unzulänglich,  wenn  die  neue  Einkommensteuer  auch  den  Zweck  erreichte,  die 
Einbusse,  welche  die  Aufbebung  der  Familieusteoer  im  rechtsrheiniicben  Baiern  and 
der  Personalsteuer  in  der  Pfalz  verursaclite,  den  Finanzen  zu  ersetzen.  Verbesserungen 
brachte  das  neue  Gesetz  vom  11.  Juli  1850  in  Betreff  dieser  beiden  Steuern. 

Bei  der  nunmehr  so^i^en.  Kapital  reuten  Steuer  auf  Ertr&gniss  Ton  gewöhn- 
lichen Darlehen,  Hypotheken,  Staats-  und  anderen  W'erthpapieren,  auch  Actien  u.  A.  m. 
bestand  Fassions-(Dcclarations-)Pflicht  des  Zinsbezieheis.  Abweichend  ?on  den  Ver- 
hältnissen bei  den  sonstigen  Ertragssteuern  war  Abzug  der  eigens  zn  zahlenden  Schold- 
zinscn  vom  steuerpflichtigen  Zinsertrag  hier  gestattet.  Steuerfrei  waren  nur  BetriLge 
unter  20  fl.,  und  auch  nur  dann,  wenn  der  Bezieher  weniger  als  200  fl.  Einkommen- 
steuer im  Ganzen  hatte.  Die  Einrichtung  der  Steuersimplen  (1  Kreuzer  ?om  Golden 
Jahresertrag  als  einfaches  Simplum),  deren  Zahl  das  Finanzgesetz  bestimmte,  war 
auch  hier  getroffen. 

Die  Einkommensteuer  war  eine  wirklich  allgemeine  ?om  sogen,  reinen  Ein- 
kommen, wesentlich  nur  der  physischen  Personen,  einerlei,  ob  das  Einkommen  schon 
von  einer  anderen  directen  Steuer  getroffen  war  oder  nicht.  Die  Veranlagung  erfolgte 
ebenfalls  auf  Grund  der  Selbsteinschätzung.  Steuerfrei  war  Einkommen  bis  200  fl., 
der  Steuerfoss  dann  bis  zu  2  **/'„  progressiv,  beginnend  mit  */«  %  ^^^  ^^^r  200 — 800  fl., 
bei  den  höheren  Einkommen  immer  200  fl.  freilassend  und  nur  den  Ueberschnss  ge- 
wisser gesetzlicher  Einkommenstufen  mit  dem  höheren  Satz  treffend  (800—4000  fl. 
mit  1,  die  nächsten  5000  fl.  mit  V/^.  die  dann  folgenden  Beträge  mit  2  ^o^.  Bei  beiden, 
zumal  auch  bei  der  Einkommensteuer,  soll  sich  das  Fassionsverfahren  gar  nicht  be- 
währt haben.  Neue  Missverhältnisse  ergaben  sich  aus  der  Gewerbesteoerreform  ?on 
1852.  Es  war  so  nicht  gelungen,  der  Persoualsteuer  eine  richtige  SteUang  im  System 
der  directen  Steuern  neben  den  Ertragssteuern  zu  geben. 

Diese  und  andere  oben  angedeuteten  Schwierigkeiten,  namentlich  aach  die  mis»- 
liebige  Doppelbesteuerung  suchte  man  dann  im  Jahre  1856  dadurch  za  beseitigen, 
dass  man  die  allgemeine  Einkommensteuer  zu  einer  speciellen  Einkommensteuer 
nur  von  denjenigen  Erwerbs-  bezw.  Einkommenarten  zusammenschrumpfen  liess,  welche 
durch  keine  der  anderen  directen  Steuern  bereits  getroffen  wurden.  Dies  geschah 
durch  das  neue  Einkommensteuergesetz  vom  31.  Mai  1856.  Einer  solchen  Steuer 
und  auch  dieser  baierischen  klebt  zwar  unvermeidlich  immer  etwas  wirklich  Personal- 
btcuerartiges  an,  noch  in  höherem  Maa^se  als  der  Kapitalrenten-  und  zum  Theil  der 
Gewerbesteuer,  bei  der  sich  das  auch  nicht  ganz  vermeiden  lässt.  (S.  meine  Abh. 
directe  Steuern  in  Schönberg's  Handb.  4.  A.,  III,  S.  365  ff.,  400  ff).  Sie  ist  daher 
keine  reine  Ertrag&stcucr  und  auch  deswegen  kein  den  anderen  Ertragssteaem  homo- 
genes (ilied.  Aber  sie  stellt  sich  doch  immerhin  als  eine  folgerichtige  Entwicklang 
des  Gedankens  des  Ertragsstcuersystems  dar,  und  von  der  Einrichtung  der  btierischen 
Einkommensteuer  von  1856  gilt  das  noch  in  besonderem  Maasse.  Diese  Steuer  bUdet 
bis  in  die  Geg^enwart,  später  mit  den  die  Grundlage  nicht  berührenden  Ver&nderongen, 
welche  sie  1881  (Gesetz  vom  19.  Mai)  erhielt,  das  fünfte  Glied  der  baierischen 
directen  Besteuerung. 

In  demselben  Jabre  1856  hat  dann  auch  eine  Revision  des 
Kapitalrentensteuergesetzes  von  1850  durch  das  Gesetz 
vom  31.  Mai  1856  stattgefunden.    Letzteres  hat  unter  Festhaltang 


Staatsbesteuerung.    3.  Periode.     1848—1898.    Directe  Steuern.  155 

«einer  Grundlagen  dann  in  der  Beform  von  1881  ebenfalls  wieder 
«ine  Revision  erfahren  (Gesetz  vom  19.  Mai  1881).  Auch  das 
Gewerbesteuergesetz  vom  28.  Mai  1852  ist  durch  Gesetz 
Yom  1.  Juli  1856  unwesentlich,  stärker,  aber  doch  wiederum  unter 
Festhaltung  der  Hauptpuncte  der  technischen  Gonstruction  der 
Steuer,  durch  Gesetz  vom  19.  Mai  1881  revidirt  worden.  In  dem- 
selben Jahre  1856  ist  ferner  noch  eine  Veränderong  des  Haus- 
«teuergesetzes  von  1828  in  Bezug  auf  Vornahme  örtlicher 
Bevisionen  erfolgt  (Gesetz  vom  10.  Jan.  1856).  Im  Jahre  1881  hat 
die  Haussteuer  wie  auch  die  Grundsteuer  dann  ebenfalls 
wieder  eine  Bevision,  durchweg  ohne  Abänderung  der  steuertech- 
niscben  Grundlagen,  gefunden  (Gesetz  vom  19.  Mai  1881).  So  ist 
die  directe  Besteuerung  Baierns  im  Wesentlichen  im  Jahre  1856 
zum  Abschluss  gelangt  und  im  Jahre  1881  nur  einer  mehr  oder 
minder,  am  Meisten  noch  bei  der  Gewerbesteuer,  aber  nirgends 
tiefer  principiell  und  steaertechnisch  eingreifenden  Bevision  unter- 
zogen worden.  Ergänzend  trat  nur  im  Jahre  1879  (Gesetz  vom 
10.  März)  eine  Gewerbesteuer  vom  Gewerbebetrieb  im 
Umherziehen  hinzu. 

Auch  hier  soU,  dem  Gharacter  dieser  „Uebersichten  der  Resteoernog"  gemJlss 
(o  S.  2)  nicht  näher  in  das  Einzelne  der  Gonstruction  der  Steuern  und  das  Detail  der 
Gesetze^  nameDtlicb  auch  nicht  in  das  an  sich  für  die  Durchführung  ja  besonders 
wichtige  Veranlagungsverfahren  und  die  gesetzlichen  Bestimmungen  darüber  ein- 
gegangen werden,  wofür  auf  die  obea  S.  152  gen.  Litteratur,  besonders  auf  Hock 
und  Selsser,  fUr  die  Gewerbesteuer  auch  auf  Vocke's  Gommentar  (1888)  ver- 
wiesen wird.  Im  Folgenden  daher  nar  Einiges  zur  Orientirung  über  die  Haupt- 
puncte der  technischen  Gonstruction  der  drei  neueren  baicrischcn  Ertragssteuern, 
der  Einkommen-,  Kapitalrenten-  und  Gewerbesteuer,  und  zwar  nach  der  einstweilen 
abschliessenden  Revision  in  den  Gesetzen  von  1881 ,  ohne  näheres  Eingehen  auf  die 
Verschiedenheiten  zwischen  diesen  und  den  Gesetzen  von  1856.  Dafür  muäs  hier  auf 
die  Vergloichung  der  Gesetze  selbst  und  auf  die  oben  genannte  Litteratur,  besonders 
Seisser's  Buch,  verwiesen  werden. 

Es  sei  dartlber  hier  nur  bemerkt,  dass  die  Gesetzgebung  von  1881  nach  den  mit 
<len  Gesetzen  vor  1856  in  der  Praxis  gemachten  Erfahrungen  ,  namentlich  in  einigen 
Puncten  des  Yeranlagungsverfahrens,  der  Gontrolen.  Straf  bestimmungen  Verbesserungen 
gegen  die  frühere  Gesetzgebung  gebracht  hat.  Erfolge,  besonders  bei  der  Einkommen- 
find Kapitalrentensteuer,  sind  auch  nicht  ausgeblieben  und  fehlen  auch  bei  der  Ge- 
werbesteuer nicht.  Wenn  sie  nicht  noch  grösser  waren  und  der  heutige  Zustand 
wieder  so  wenig  befriedigend  erscheint,  besonders  auf  dem  Gebiete  der  Gewerbe- 
besteoerung,  nach  dem  Gesetz  von  1881.  dass  man  gegenwärtig  (1897/98)  wieder  mit 
einer  Bevision  beschäftigt  ist  (s.  u.  §.  51),  so  liegt  die  Schuld  zwar  immer  noch  mit 
an  M&ogeln  des  Voraulagungsverfahrens.  Die  ganze  Veranlagung  ist  zu  einseitig 
bureaukratisch ,  verlegte,  besonders  bei  der  Gewerbesteuer,  den  Schwerpunct  zu  sehr 
in  die  Thätigkeit  des  Rentamts,  dessen  ganze  Einrichtung  und  Function,  wie  Burkart 
überzeugend  nachweist,  diesen  Aufgaben  bei  der  Besteuerung  nicht  entspricht,  so 
wegen  der  Belastung  mit  Gassen-  und  Rechnungsgeschäften,  der  Haftung  der  Rent- 
Amtsrorsteher  für  ihr  Hilfspersonal,  der  persönlichen  Interessirtheit  an  den  Steuer- 
eingängen in  Folge  des  Bezugs  von  Tantiemen  daraus,  einem  Haupttheil  der  persön- 
lichen Einnahmen  dieser  Beamten.  Die  nebenhergehenden  Fassionspflichten  der 
Gensiten  bei  der  Einkommen-  und  Kapitalrentensteuer,  die  Steuerklärungspflichten  der 
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Geositen  bei  der  Gewerbesfeuer,  die  bei  der  Yeranlagang:  mit  fDogirendeii  Steneiaos- 
schUsse,  besonders  bei  der  Gewerbesteuer,  liefern  im  Rahmen  des  fi^nzen  Veianlagnogs- 
Terfabrens  keine  genügende  Bürgschaft  für  richtige  Einsch&tzong.  Die  Mitwirfcong 
der  Gemeinden  bei  der  Veranlagung  fehlt  beinahe  ganz.  Aber  alle  diese  Mftogei 
wiegen  für  das  Ergebniss,  die  ungenügende  Veranlagung  der  Einkommen'«  Kapital- 
renten- und  besonders  der  Gewerbesteuerpflichtigen,  nicht  so  schwer  als  die  falsche 
Construction  der  Steuern  selbst,  immerhin  noch  weniger  der  Einkommen-  und  Kapital- 
renten-, um  so  mehr  der  Gewerbesteuer  wegen  des  festgehaltenen  Ertragssteaer- 
characters  dieser  Steuern.  Dieser  Character  steht  einmal  mit  den  starken  personal- 
steuerartigen  Elementen,  welche  unvermeidlich  in  den  beiden  erst  genannten  Steuern 
mit  enthalten  sind  und  auch  in  der  Gewerbesteuer  nicht  fehlen,  in  unlösbarem 
Widerspruch.  Die  zwar  nicht  mehr  rein  durchgeführte  Methode  der  Bestenenng 
„nach  äusseren  Merkmalen'*  gestattet  bei  so  veränderlicher  Technik  und  Oekonomik 
im  Gewerbewesen,  wie  heute  und  in  der  Aera  der  Gewerbefreiheit,  anch  bei  der  un- 
geheueren Bedeutung  der  leitenden  Persönlichkeit  für  den  Erfolg  des  Gewerbebetriebs 
schlechterdings  auch  bei  noch  so  vervollkommnetem  und  wirklich  zweckmässigem 
Veranlagungsverfahren  eben  einmal  keine  wirklich  befriedigende  gleichmässige  Be- 
steuerung der  Gewerbe  mehr,  mag  man  in  den  Merkmalen  noch  so  sehr  speciiüisiren 
und  casuistisch  verfahren.  Die  erfolgte  Ergänzung  der  Methode  durch  gelegentliches 
Zurückgehen  auf  den  Ertrag  als  Grundlage  der  Steuer  selbst,  so  richtig  im  Prindp 
letzteres  ist.  bringt  aber  ein  mit  der  sonstigen  Grundlage  der  Gewerbesteuer  nach  der 
Merkmalmethode  eben  wieder  in  Widerspruch  stehendes  Element  hinein,  wodurch 
vollends  die  Gleichmässigkeit  der  Veranlagung  gcstOrt,  ja  zerstört  wird.  Deswegen  ist 
es  schwor,  an  einen  besonders  günstigen  Erfolg  der  ßevisionsbestrebungen  in  den 
neuen  Gesetzentwürfen  von  1897  zu  glauben  (s.  u.  §.  51).  Auf  dem  Boden  der 
Ertragbbcsteoerung  und  zumal  mit  der,  wenn  auch  in  Combination  mit  einer  anderen 
Methode  angewandten  Merkmalmethode  bei  der  Gewerbesteuer  lassen  sich  schwerlich 
die  Aufgaben  lOscn,  welche  heutzutage  bei  der  directen  Staatsbesteuemng  der  durch 
die  baieriscben  genannten  drei  Steuern  zu  trefienden  Einkünfte  einmal  Forliegen 
(s.  bes.  Burkart  s  Kritik,  auch  Lotz  a.a.O.). 

Die  sogen.  Einkommensteuer,  welche  im  Sinne  der  baierischen  Yer&ssuDg 
als  Personalsteuer  gilt,  trifl't  Jeden,  der  ein  nicht  durch  eine  der  anderen  grossen 
directen  Steuern  schon  getroffenes,  einerlei  ob  ständiges  oder  unständiges,  ob  in  Geld, 
Geldeswerth  oder  geldwerthcm  Nutzgenuss  bestehendes  Einkommen  bezieht  (Art.  1). 
Diese  negative  Umgrenzung  wird  dann  positiv  näher  bestimmt,  indem  die  der  Steuer 
unterworfenen  Einkommen  angegeben  und  dabei  in  drei  Abtheilungen  gebracht  werden, 
nemlich  1)  aus  Lohnarbeit  (einfache  Tagearbeit  aller  Art;  auch  Verdienst  von 
Schreibern  und  anderen  Personen  in  einem  nicht  länger  als  1  Monat  gesicherten 
Dienstvcrhältniss) ;  2)  Einkommen  aus  wissenschaftlicher  und  künstlerischer 
Beschäftigung  aller  Art,  also  wesentlich  aus  liberalen,  nicht  mit  festem  Gehalt 
u.  dgl.  vcibundencn  Berufen,  ferner  Einkommen  von  Pächtern  aus  erpachteten 
Ockonouiiegutern  und  von  Verpächtern  aus  Verpachtung  von  Gewerben,  endlich 
auch  Einkommen  aus  Bergbau:  3)  Einkommen  aus  Besoldungen,  Dienst- 
cmolumentcn,  Pensionen  u.  dgl.  m.  in  allen  Arten  Öffentlichen  Dienstes,  sowie 
auch  aus  dienstvertraglich  länger  als  1  Monat  gesicherten  gleichen  Bezügen  von 
Privatbediensteten,  ferner  auch  Einkommen  aus  Wittumen,  Präbenden,  Anstiegen, 
Leibrenten  und  anderen  derartigen  Bezügen,  mii  denen  keine  Verpflichtung  zur  Dienst- 
leistung verbunden  ist  (Art.  2).  Diese  drei  Abtheilungen  bilden  nun  auch  die  Grund- 
lage für  die  Veranlagung  und  für  die  Festsetzung  der  Steuerschuldigkeiten,  weshalb 
man  im  Rahmen  dieser  Steuern  allenfalls  drei  specielle  Steuern  vereinigt  finden  konnte. 
Im  Priucip  besteht  dabei  in  keiner  Abtheilung  ein  steuerfreies  „Existenzminimum*^ 
was  eigentlich  innerhalb  des  Ertragssteuersystems  folgerichtig  und  in  DebereinstimmaDg 
mit  den  abritten  Ertragssteuern  ist.  Doch  kommen  practisch  in  Folge  der  Bestimmongen 
über  Befreiungen  von  der  Steuer  (Art.  11)  Freilassungen  vor,  so  u.  A.  für  Personen 
unter  18  Jahren  für  ihren  Arbeitsverdienst,  für  die  im  Brod  ihrer  Dienstherren 
stehenden,  nicht  eigene  Wohnung  habenden  Personen  mit  weniger  als  1  M.  80  Pf. 
Tagesverdienst  (Dienstboten  u.  dgl.),  auch  für  Wittwen  und  Hinterlassene  von  Personen 
der  3.  Abtheilung  mit  Pension  u.  s.  w.  unter  500  M.  und  nicht  noch  weiterem  Ein- 
kommen von  500  M.  und  mehr.  Auch  wird  auf  Antrag  der  Betreflfenden  die  Frei- 
stellung der  Censiten  der  1.  Abtheilung  (Arbeiter  u.  dgl.)  gewährt,  wenn  ihr  Ein- 
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kommen  400  M.  jährlich  nicht  übersteigt  (Art.  13).  In  der  ersten  Abtbeilung,  wesent- 
lich einer  directen  Lohnsteuer,  werden  die  Gensiten  nach  Maassgabe  des  eintägigen 
ArbdtSTerdienstes  in  4  Stufen  zu  60,  90,  140  und  180  Pfennig  Steuer  veranlagt. 
Höhere  Lohne  fallen  mit  unter  Abth.  3.  In  der  2.  Abtheilnng,  wesentlich  einer 
directen  Steuer  auf  liberale  Berufe  u.  dgl.  (nebst  Pächtern  u.  s.  w.)  werden  Ein- 
kommenstufen jirebildet  und  mit  bestimmten  Steacrsätzen  im  Gesetz  belebt  (bis  350  M. 
90  Pf.,  350—500  M.  180  Pf.  u.  s.  w.,  2000—2400  M.  16  M.  20  Pf.,  8500—10.200  M. 
100  M.,  für  jede  weitere  1800  M.  mehr  18  M.,  also  1  7o  ^"^  etwas  degressiver  Foss 
daruDter).  In  der  3.  Abthoilung,  wesentlich  einer  Besoldungs-,  daher  (öflfentliche 
und  Privat-) Beamtensteuer  ist  dagegen  die  Steuer  in  Procenten  vom  Einkommen 
ausgedruckt,  sie  beginnt  mit  Vs  "/o  ^ör  die  ersten  1020  M.,  beträgt  *;^  %  für  die 
folgenden  510  M.  und  far  die  höheren  Einkommen  dartlber  hinaus  1  7o  i^^^  ^)< 
Aus  den  Bestimmungen  über  das  Veranlagungsverfabren  sei  hier  nur  erwähnt,  dass 
Fassions-  (DecIaration8-)Pflicht  der  Gensiten  besteht,  wobei  nach  amtlichen  Formularen 
aber  Art,  Höhe  des  Einkommens  und  über  statthafte  Abzttge  Angaben  zu  machen 
sind  (Art  22).  Auch  haben  die  Arbeit-,  Lohn-,  Gehaltgeber  die  Verpflichtung,  über 
die  Empfänger  und  die  diesen  von  ihnen  gezahlten  Beträge  Angaben  zu  machen. 
Die  Steuer  wird  nur  alle  4  Jahre  neu  veranlagt. 

Die  besondere  Schwäche  der  allgemeinen  Einkommensteuer  von  1850  und  auch 
noch  des  Gesetzes  von  1856  lag  in  den  ungenügenden  Garantieen  fdr  die  Erfüllung  der 
Fassionspflicht  der  Gensiten,  besonders  der  Abth.  II  (s.  Ehe  borg  a.a.O.  S.  95). 
Hierin  sind  Verbesserungen  im  Gesetz  von  1881  eingetreten.  Aber  nach  den 
statistischen  Ergebnissen  der  Abth.  II  möchte  man  auch  jetzt  noch  auf  grosse  Mangel- 
haftigkeit der  Declarationen ,  der  Gontrolen  und  des  ganzen  Veranlagungsverfahrens 
Bchlieäsen  und  die  finanziellen  Ergebnisse  der  Abth.  I  sind  so  geringfügig,  dass  auch 
hier  Mängel  der  Veranlagung  vorliegen  müssen  und  eine  Befreiung  der  kleinen  Zahl 
der  zur  Steuer  herangezogenen  Personen  ohne  wesentliche  finanzielle  Opfer  erfolgen 
könnte.  Der  Scbwerpunct  der  Steuer  liegt  durchaus  in  der  Abth.  UI  (Besoldungren 
U.S.  w.).  S.  die  Tabelle  im  Baierischen  statistischen  Jahrbuch  B.  3  (1897),  S.  203. 
DaniM^  war  z.  B. 

Tab.  31.  Steuerperiode  Steuerperiode 

Baier.  1882/85  1894/97 

Einkommen-  Zahl  der  Steuerbetr.  Zahl  der  Steaerbetr. 

Steuer  Censiten  1000  M.  Gensiten  1000  M. 

Abth.  I.  189.400  225  137.930  167 

„     n.  21.018  140  23.494  189 

„    III.  349.701  1.235  459538  1.994 

Samme  560.179  1.600  620.962  2.351 

Der  Steuerbetrag  bezieht  sich  auf  die  einfache  Jahressteuer.  Der  Darchschnitts- 
betrag  an  Steuer  für  den  Gensiten  der  1.  Abth.  war  in  der  ersten  Periode  1.19.  in 
der  zweiten  1.21  M.,  in  der  2.  Abth.  6.05  und  8.04,  in  der  3.  Abth.  3.53  und  4  34, 
im  Ganzen  2.86  und  3.79  M.  Mit  über  5100  M.  Einkommen  waren  in  der  2.  Abth. 
in  der  ersten  Periode  nur  328,  in  der  zweiten  nur  749  Gensiten  eingeschätzt,  davon 
über  10.200  M.  nur  bezw.  56  und  110,  wobei  zu  beachten  ist,  dass  Bergbau  und 
Pachtungen  in  dieser  Abtheilung  mit  stehen.  In  der  3.  Abth.,  wohin  die  öffentlichen 
und  Piivatbeamten  mit  ganz  oder  grossentheils  genau  bekanntem  Einkommen  gehören, 
waren  die  Steuerstufen  von  über  5100  M.  Einkommen  in  den  gen.  beiden  Perioden 
dagegen  mit  2038  und  3837  Gensiten  besetzt. 

Die  Kapital rentensteuer  trifft  Leihzinsen  und  Renten  aller  Art  aus  Dar- 
lehen, Werthpapieren,  Actien,  auch  die  in  (nominell)  unverzinslichen  Forderungen  ent- 
haltenen (Art  1).  Steuerfrei  sind  nur  Beträge  von  unter  40  M.  Jahreszins,  ferner 
bis  200  M.,  wenn  die  Bezieher  zugleich  erwerbsunfähig  sind  und  kein  anderes  steuer- 
bares Einkommen  besitzen  (Art.  2,  7  Nr.  8).  Der  Stcuerfuss  ist  ein  progressiver 
(bezw.  degressiver),  er  beträsrt  1*/«%  ^^^  40—100  M.  Jahresrente,  2  für  100-400, 
2V,  für  400—700,  3  far  700—1000  nnd  S\f^  «/o  für  über  1000  M.  Rente  (Art.  2). 
Wittwen  und  minderjährige  Waisen  zahlen  für  Renten  bis  500  M.  nur  den  halben 
Steuersatz,  wenn  sie  nicht  ausserdem  noch  anderweites  Einkommen  von  wenigstens 
500  M.  haben  (Art  7  Nr.  9).  Von  der  Summe  des  Renten bezugs  darf  der  an  Passiv- 
zinsen zu  entrichtende  Betrag  und  ebenso  jeder  Betrag  der  Lasten,  welche  einem 
steuerbaren  Kapitalrentenbezug  nachweislich  privatrechtlich  auferlegt  sind,   abgezogen 
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werden  (Art  5):  zwar  im  Widersprach,  wie  schon  bemerkt,  mit  der  im  Ganzei» 
bestehenden  Nicht- Abzagfähigkcit  von  Schnldzinsen  bei  den  anderen  Ertragssteuero» 
aber  gerade  bei  diesem  ,,Ziusoinkommen''  doch  eine  nahe  liegende  Goncesdon,  aas 
der  freilich  eigenthümliche  Conseqaenzeu  sich  ergeben  können.  Steaerpflichtig  ist 
die  im  thatsächlichen  Genuss  der  Rente  stehende  Person,  yertragsmässige  Uebemahme 
der  Steuer  durch  den  Schuldner  ist  ungiltig  (rechtlich  unwirksam)  (Art.  6).  Eine 
grössere  Reihe  von  Ausnahmen  von  der  Steuer  ist  gew&hrt  (Art  4).  Das  Veraniagangs- 
verfahren  beruht  auch  bei  dieser  Steuer  auf  der  Fassionspflicht  der  im  Genosse  steoer- 
Pflichtiger  Renten  stehenden  Personen  (Art.  12).  Auch  hier  haben  sich  Missstiode 
bei  ungenügenden  Coutrolen  und  Strafbestimmungen  des  Gesetzes  ?ou  1856  gezeij^, 
die  man  duich  neue  und  verschärfte  Normen  im  Gesetz  von  1881  za  beseitigen  Ter- 
sucht  hat  (s.  Abschn.  vom  Verfahren  Art  11  11'.,  von  den  Rechtsmitteln  Art.  18  ff, 
von  den  Straf bestimmungen  Art.  28  ff.).  Die  VeranlaRung  dieser  Steuer  erfolgt  für 
zwei  Jahre.  Nach  dei  Steuerstatistik  haben  sich  die  Erträgnisse  nicht  nnbeträchtlich 
gehoben ,  ob  ausreichend  und  ob  die  Fassionspflicht  jetzt  richtig  erfüllt  wird  und  di» 
Controlen  und  Sirafbestimmungen  irenttgen,  steht  aber  wühl  immer  noch  dabin.  In 
der  Stcuerperiodc  1882/83  und  1894/95  sind  196.711  und  220  760  Gensiten  veranlagt 
worden,  mit  einem  einfachen  Jahressteuerbetra^  von  8,160.000  und  4,827,000  M.^ 
davon  Gcnsiteu  mit  über  9000  M.  Rente  bczw.  981  und  1582  ^Sut  Jahrb.  f.  1897, 
S.  205).  Bei  der  Revision  des  Gesetzes  im  Jahre  1881  hat  man  die  Frage  erwogen, 
ob  die  Steuer  nicht  in  eine  Objectsteuer ,  mit  directer  Veranlagung  anf  den  Zins- 
coupon u.  s.  w.  im  fiscalischen  Interesse  verwandelt  werden  könne  (sogen.  Conpon- 
stcuer),  doch  ist  es  nicht  dazu  gekommen  (s.  Seisser's  Gommentar  I,  I.A.,  S,22S). 

Das  eigenartigste,  daher  auch  ünanzwissenschaftlich  interessanteste  Glied  der 
baierischen  directen  Besteuerung  ist  die  Gewerbesteuer.  Sie  stellt  sich  als  eine 
höchst  specialisirende ,  darin  weiter  als  jede  andere  Gesetzgebung  gehende,  der  fran- 
zösischen Patentsteuer  (Fin.  III,  §  198  ff.)  in  dieser  Beziehung  sich  nähernde  Classen- 
Gewerbesteuer  nach  der  Methode  der  „äusseren  Merkmale**  dar  (s.  meine 
Abb.  directo  Steuern  im  Schönberg'schen  Handbuch  4.  A.,  III,  S.  885,  890  ff.).  Diese 
Methode  ist  aber  eigenthUmlich  ausgestaltet  und  noch  mit  anderen  Steuermethoden  ver- 
bunden, so  erfolgt  in  gewissen  Fällen  doch  Einschätzung  statt  nach  äusseren  Merkmalen 
nach  Ertrags-  und  Kapitalwerthsanschlägen,  auch  bisweilen  mit  Declarationspflicht  der 
Gensiten  über  Ertrag  und  Betriebskapital ,  in  anderen  Fällen  wieder  nach  freiem  Er- 
messen der  Einsteuerungsorgane  innerhalb  eines  Spielraumes  von  Glassenstenersitzen. 
Ihre  besondere  technische  Eigenthümlichkeit  hat  dio  Steuer  in  der  grandsfttzlichen 
und  consequent  durchgeiührteu  Unterscheidung  von  Steuer  nach  der  Normalanlage, 
wo  das  Gewerbe  in  festem  Ansatz  besteuert  wird,  und  nach  der  Betriebsanlage, 
wo  die  Steuer  veränderlich  ist  und  sich  nach  dem  auf  bestimmte  Zeitabschnitte 
berechneten  Bctriebsumfange  richtet  (Gesetz  von  1881,  Art.  4).  Auch  darin  liegt  in 
einer  Hinsicht  eine  principielle  Aehnlichkoit  mit  den  fixen ,  den  proportionalen  und 
den  veränderlichen  Steuersätzen  der  französischen  Patentsteucr  (Fin.  III,  §.  200),  nur 
dass  die  Grundlage  der  Unterscheidung  in  beiden  Phallen  verschieden  ist.  Dah  Gesetx 
von  1881  brachte  gegenüber  dem  von  1856,  welches  sich  noch  an  die  Normen  des 
älteren  baierischen  Gewerberechts  von  1825  angescblossen  hatte,  die  Bestimmnngen 
in  Einklang  mit  dem  neuereu  baierischen  und  Reichsgewerberecht  and  verinderte 
Verschiedenes  in  dem  alten  Gesetze  (s.  Seisser's  Gommentar  II,  2.  A.,  S.  VUI  ff., 
über  den  Verlauf  der  legislativen  Arbeit).  Mit  der  Steuer  ist,  ihrem  Gharmcter  als 
Glassen-Gewerbesteuer  gemäss,  ein  umfassender  Tarif  verbunden. 

Es  ergiebt  sich  so  ein  Glassensystem  von  Gattungsclassen  (6  Haopt- 
und  141  Unterabtheilungen  im  Tarif,  vielfach  mit  weiteren  Onterabtheilongen)  mit 
festen  Steuersätzen,  dann  von  Betriebsam fangsc lassen  mit  verftuderiichen 
Steuersätzen,  endlich  von  Ortsclassen  (nach  der  Bevölkerung,  4,  unter  1000, 
1000—4000,  4-20.000,  über  20  000  Einwohner)  und  danach  abgestuften  Steoers&txen. 
Far  den  Betriebsumfang  (die  Bei riebsan läge)  dienen  gesetzlich  (Art  6)  eine  Reihe 
äusserlich  erkennbarer  Merkmale  als  Anhaispuncte:  Zahl  der  im  Gewerbe  ferwendeten 
Gehilfen  nnd  Arbeiter,  Menge  des  Verbrauchs  oder  der  Erzen lenisse ,  Zahl  ond  Art 
der  zum  Zwecke  des  Geweibebetriebes  aufgestellten  und  in  Gebranch  befindlichen 
Vor-  und  Einrichtungen,  Maschinen  u.  dgl.  Bei  welchen  Gewerben  diese  Merimala 
und  welche  speciellen  davon  dann  bei  der  Bcdteuerung  zu  Grunde  gelegt  werden, 
giebt   der  Tarif  an  und  zwar  nach  dem  Stande  der  der  zweijährigen  Steaeranlage 
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onmittelbar  vorangegangenen  beiden  Jahre ,  woraus  sich  missliche  Folgen  ergeben 
liönneo,  indem  ein  Gewerbe  2  Jahre  lang  nach  seinem  früheren  Umfang  besteuert  wird. 
Wo  diese  Merkmale  nun  fehlen  oder  unzureichend  sind,  wird  die  Betriebsaulage 
Bach  dem  i&hrlichen  Ertragsanschlaf^  bemessen  (Art.  7)  und  von  letzterem  dann 
•/4 — IVf  ^Iq^  in  besonders  bezeichneten  Nummern  des  Tarifs  bis  2V9  %  ^^  Betriebs- 
anlage angesetzt.  Dabei  soll  innerhalb  des  gegebenen  Spielraums,  sofern  der  Tarif 
nichts  Anderes  bestimmt  hat,  ein  höherer  oder  geringerer  Satz  gewählt  werden,  je 
nachdem  die  Hohe  des  veranschlagten  Erträgnisses  mehr  vom  Betriebskapital  oder 
vom  persönlichen  Arbeitsverdienst  abhängt,  mit  einer  weiteren  Einschränkung,  Art.  7, 
Abs.  3,  indem  nemlich  bei  einem  Ertragsanschlage  von  bis  2050  M.  als  Betriebs- 
aolaiire  die  entbprechenden  Sätze  der  Einkommensteuer  der  Abth.  II  an/.uwenden  sind. 
Durch  die  völlig  unorganische  Verbindung  der  Besteuerung  nach  Merkmalen  in  den 
meisten,  nach  dem  Ertragsanschlag  in  einer  Minderzahl  von  Fällen  und  durch  die 
Festsetzung  jener  Procente  bei  den  Eitragsanschlägen  kommt  in  die  Steuer  etwas  sehr 
Willktlhrliches  hinein,  fehlt  eben  jede  Garantie  der  gleichmässigen  Veranlagung,  auch 
wenn  streng  gesetzmässig  vorgegangen  und  durch  Berufung  u.  s.  w.  keine  oder 
wieder  nur  eine  willkohrliche  Aenderung  der  Einschätzung  herbeigeführt  wird.  In 
zahlreichen  Fällen  enthält  der  Tarif  nicht  verschiedene  Sätze  für  verschiedene  Orte, 
die  betrefienden  Gewerbe  gelten  dann  nicht  als  nur  fUr  den  Ortsbodarf  arbeitende, 
hier  kommt  immer  der  höchste  Ortsclassensatz  zur  Anwendung  (Art.  5).  FQr  Gewerbe, 
welche  nach  Vergleichnng  mit  anderen  überbürdet  erscheinen,  kann  zur  Ausgleichung 
der  Steueranlagen  die  Normal-  und  Betriebsanlage  bis  zur  Hälfte  ausnahmsweise  von 
der  Einsteuerungsbehördo  (Rentamt  in  Verbindung  mit  Steuerausschuss)  ermässigt 
(Art.  19),  anderseits  bei  besonders  günstigen  Verhältnissen  auch  die  Gewerbesteuer 
in  vom  Gesetz  angegebener  Weise  (Art.  20)  erhöht  werden.  Aus  den  Bestimmungen 
über  die  Vera nlagu  ng  sei  nur  erwähnt,  dass  die  Gewerbetreibenden  Steuererklärungen, 
u.  A.  über  die  Merkmale,  nach  denen  zur  Betriebsanlago  eingeschätzt  wird,  abzugeben 
haben  (Art.  24).  Ueber  den  Ertrag  selbst  und  die  Höhe  des  Betrieb>kapitals  ist  der 
Gewerbetreibende  Angaben  zu  machen  nicht  verpflichtet.  Darüber  t>oIl  das  Rentamt 
sich  ^dnrch  Einziehung  verläs.**iger  Nachrichten  Kunntniss  verschaffen'' (I)  (Art.  26,  Nr.  2), 
doch  kann  der  Gewerbesteuerausschuss  unter  Androhung  einer  Ordnungsstrafe  (bis 
50  M.,  Art.  63)  auf  bestimmte  Fratren  Auskunft  vom  Steuerpflichtigen  verlangen  und 
zwar  ausdrücklich  auch  über  die  Höhe  des  jährlichen  Ertrags  eines  Gewerbes  und 
des  darin  verwendeten  Betriebskapitals  (Art.  35,  Abs.  3).  Die  Prüfung  der  Steuer- 
erklärungen und  die  Festsetzung  der  Einträge  in  die  Steuerliste  erfolgt  durch  einen 
Air  jeden  Rentamtsbezirk  gebildeten  Gewerbeausschuss,  der  aus  6  Mitgliedern  besteht, 
davon  einer  als  Vorsitzender  von  der  Staatsbehörde  ernannt,  4  ständige  nach  be- 
stimmtem Modus  für  den  ganzen  Rentamtsbezirk  gewählte,  1  wechselndes,  welches 
für  die  Gemeinde,  aus  der  Steuererklärungen  geprüft  werden,  von  der  Gemeinde- 
verwaltung bestimmt  wird,  in  Städten  eventuell  für  jede  Hauptkategorie  der  Gewerbe 
(Abth.  A — F)  besonders  (s.  das  Einzelne  Art.  28  ff.,  auch  die  Kritik  Bnrkart's 
a.  a.  0.  S.  7  ff.). 

Die  practischo  Durchführung  der  Veranlagung  besteht  also  darin,  dass  auf 
Grund  der  für  jeden  Gewerbebetrieb  ermittelten  Classifications-Thatsachen  dieser  Betrieb 
Bon  nach  dem  detaillirten  Classenschematismus  des  Gesetzes  mit  den  betreffenden 
Steuersätzen  des  letzteren  belegt  wird.  Die  Tarifsätze  der  Normalanlage  sind  nach 
Gewerbegattungen  manchfach  verschieden,  nach  einer  progressiven  Scala,  mit  der  dann 
noch  die  Progressivsätze  der  Ortsclassen  sich  combiniren.  Diese  Progression  entspricht 
wohl  dem  absolut  steigenden  Roh-  und  auch  Reinertrag  der  Gewerbegattungen,  aber 
ist  keineswegs  reell  progressiv  als  Quote  des  Ertrags,  ebensowenig  sicher  reell  diesem 
proportional.  Für  die  Betriebsanlage  wird  dann  noch  der  im  Tarif  angegebene  Zu- 
acblag  zu  dem  Normalanlagesatz  gemacht,  z.  B.  letzterer  demgemäss  um  die  an- 
gegebene Quote  erhöht. 

Das  Ganze  ist,  wie  in  der  französischen  Patentsteuer,  im  Princip  und  in  der 
Bichtung  des  Tarifs  wohl  alles  richtig  und  ingeniös,  aber  im  Ergebniss  doch  sehr 
wilikohrlich.  Das  allgemeine  Gebrechen  der  „Merkmalmethode'*,  dass  allenfalls  bo 
im  Ganzen  nach  dem  Rohertrag,  aber  nicht  nach  dem  Reinertrag  veranlagt  wird,  tritt 
•och  bei  diesem  baier.  Gewerbesteuergesetz  hervor  (s.  meine  Ausführungen  im  Schön- 
berg'schen  Handbuch  III,  S.  389  ff.).  Eine  irgend  genügende  Garantie  für  gleich- 
Bi&Bsige  Veranlagung  der  einzelnen  Gewerbegattungen  und  vollends  der  einzelneu 
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Gewerbebetriebe  und  Gewerbetreibenden  daranter  an  sich,  ferner  der  Terschiedenen 
GrOssenkategorioen  der  Betriebe  nach  deren  Umfang  und  der  Ortsgewerbe  in  den 
Orten  verschiedener  BerölkerungsgrOsse  ist  nicht  vorhanden,  weder  im  Sinne  einer 
gleichmässig  proportionalen  (mit  gleicher  Steoerqaote  den  Beinertrag  belastenden) 
noch  im  Sinne  einer  der  nnd  derartig  bestimmten,  etwa  nach  dem  Betriebsomfang 
und  dem  wirklichen  Reinertrag  progressiven  oder  degressiven  Steuer.  Die 
Grossbetriebe  möchten  im  Ganzen  niedrig«  die  Kleinbetriebe  hoch  belastet  sein,  absolot 
und  im  Verhältniss  zu  einander.  Der  Ertrag  war  1894/95  6.603.000  M..  3.990.000 
in  den  grösseren  Städten,  2.612.000  M.  in  den  übrigen  Gemeinden.  Man  rechnet 
etwa  Va  davon  auf  die  Normalanlage,  ^3  auf  die  Betriebsanlage.  Vom  Gesammtertrag 
fielen  auf  die  Tarifabtheilungen  Handwerk  20  %  (durchschnittlicher  Steuerbetrag  5.3, 
grössere  Städte  13.0,  andere  Gemeinden  3.2  M.),  auf  Handel  36.7^0  (Durchschnitt 
in  den  gen.  3  Kategorieen  bezw.  22.8,  46.7,  10.9  M.),  Transportuntemehmungen 
2.3  %,  Gast-.  Schankwirthschaft  u.  dgl.  9.9  Vo  (bezw.  durchschnittlicher  Steuerbetrag 
14.4,  33.7,  9.6  M.),  Fabriken  und  Grossgewerbe  23.6  Vo  W-  82.4,  337.4,  9.6  M.), 
Bierbrauereien  und  Branntweinbrennereien  7.5  %  (bezw.  66.0,  391.3.  80.5  M.). 
Dnrchschnittsbetrag  im  Ganzen  bezw.  15.2,  39.6,  7.8  M.  (Baier.  Statist  Jahrbuch 
1897,  S.  206  flf.). 

Die  Besteuerung  des  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen  nach  Gesetz  vom 
10.  März  1879  umfässt  in  besonderen  Bestimmungen  auch  die  Wand  erlag  er.  Auch 
hier  wird  in  beiden  Fällen  für  den  Maassstab  der  Steuer  wieder  die  Normal-  und 
die  ßetriobsanlago  unterschieden  und  in  einem  Steuertarif  bei  den  Gewerben  im 
Umherziehen  eine  Beihe  von  Gattungen  des  Gewerbebetriebs  getrennt  und  mit  ver- 
schiedenen festen  Steuersätzen  belegt,  welche  sich  durch  veränderliche  Zuschlige  für 
die  Betricbsanlaefe  nach  den  Angaben  des  Tarifs  dann  erhöhen.  GewerbepoUtiscbe 
Tendenzen  spielen  in  der  Tarifirung  etwas  mit  Die  Stcuerbelastung  ist  zum  Theil 
nicht  unerheblich.  (S.  die  eingehende  Darstellung  bei  Hock  II,  184r-— 220).  Ertrag 
in  Abnahme  begriffen,    1880  353.000,  1894  199.000  M. 

§.  51.  Zur  Kritik,  ßevisionsplan  von  1897/98.  Die 
Gesetzgebung  über  das  ganze  bisherige  baierische  System  der 
directen  Besteuerung  in  Form  der  Ertragsbestenerang  ist  gewiss 
folgerichtig  ausgebildet.  Aber  sie  versucht  sich  bei  den  beiden 
Real ,  besonders  der  Grundsteuer,  und  bei  den  drei  anderen,  be- 
sonders der  Gewerbesteuer,  an  einem  auf  diese  Weise,  vollends  in 
der  Gegenwart,  nicht  lösbarem  Problem.  Der  Wechsel  der  agra- 
rischen und  gewerblichen  Betriebssysteme  und  Formen,  der  Wechsel 
der  maassgebenden  Einflüsse  auf  den  Reinertrag  verändert  noth- 
wendig  immer  wieder  rasch  alle  Grundlagen  der  Veranlagung. 
Dies  System  der  Besteuerung  behandelt  eben  beständig  im  Fluss 
beflndliche  Dinge,  sich  immerfort  mehr  individualisirende  Verhält- 
nisse als  feste.  Dieser  Cardinalfehler  lässt  sich  weder  durch 
Revisionen  einzelner  Puncte,  noch  durch  weitergreifende  „Reformen'^ 
heben,  solange  man  an  den  Grundlagen  des  Systems  festhält 
Auch  das  Verhältniss  der  einzelnen  fünf  Steuern  zu  einander,  die 
Bestimmung  der  normalen  oder  gesetzlichen,  dann  noch  durch  Zu- 
schläge im  Finanzgesetz  sich  etwas  ändernden  Steuerfttsse  einer 
jeden  ist  willkührlich,  und  kann  auf  diesen  Grundlagen  anch  mit 
bestem  Willen  nicht  so  geordnet  werden,  dass  eine  wirklich  gleich- 
massige  Gestaltung  der  Steuerfüsse  —  in  gleichem  Procent  von 
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dem  jeder  Steuer  unterliegenden  Reinertrag  —  oder  eine  in  der 
nnd  der  Art  fbr  richtig  angesehene  und  erstrebte  Verschiedenheit 
der  SteuerfUsse  bei  den  fünf  Steuern  untereinander  (und  deren  ein- 
zelnen Bestandtheilen ,  wie  bei  den  zwei  Gliedern  der  Haussteuer, 
den  drei  Abtbeilungen  der  Einkommensteuer,  den  verschiedenen 
Classen  der  Gewerbesteuer)  auch  selbst  bloss  annähernd  nur  mit 
einiger  Gewissheit  erreicht  wird.  Die  Grundsteuer  erscheint,  trotz 
ihrer  Stabilität  und  der  Ertragssteigerung  der  übrigen  Steuern,  doch 
noch  immer  verhältnissmässig  hoch.  Dies  obgleich  ihr  Ertrag 
heute  eine  viel  kleinere  Quote  des  Gesammtertrags  der  directen 
Steuern  bildet  als  früher,  und  trotzdem  bei  der  eigenthümlichen 
Veranlagung  der  Grundsteuer  derjenige  Mehrertrag  bei  ihr  steuerfrei 
bleibt,  welcher  den  Fortschritten  im  Betriebe,  der  Veränderung  des 
Betriebssystems,  der  Beseitigung  der  Brache,  der  die  sonstige 
durchschnittliche  Wirthschaftsführung  übertreffenden  individuellen 
Leistung  des  landwirthschaftlichen  Selbstbetriebs  und  anderen  Um- 
ständen zu  verdanken  ist. 

Dabei  wird  hier  nur  an  die  inhärenten  Mängel  der  Ge- 
setzgebung gedacht  und  von  denjenigen  ganz  abgesehen,  welche 
die  practiscbe  Durchführung  nach  dem  Veranlagungsver- 
fahren und  nach  der-  ganzen  Organisation  des  dabei  betheiligten 
Behördenwesens  (namentlich  der  Rentämter,  der  Steuerausschüsse), 
ausserdem  nach  dem  Urtheil  von  Kennern  der  Verhältnisse,  wie 
K.  Burkart,  mit  sich  führt.  Auch  die  grössten  Verbesserungen  in 
diesen  administrativen  Puncten  möchten  aber  die  Mängel,  welche 
eben  im  System  und  in  den  Principien  der  Ertrags- 
besteuerung als  solcher  einmal  liegen,  nicht  beheben,  kaum 
wesentlich  vermindern  können. 

Dass  auch  vom  Standpuncte  allgemeiner  deutscher  Finanz- 
und  Steuerpolitik  aus  die  völlige  Incongruenz  der  baierischen 
directen  Besteuerung  mit  der  prenssischen,  sächsischen  und  mehr 
und  mehr  auch  der  übrigen  deutschen,  selbst  süddeutschen,  be- 
dauerlich ist,  erscheint  unzweifelhaft.  Mit  der  „Verschiedenheit  der 
Verhältnisse"  kann  man  diese  Verschiedenheit  der  Steuerverfassungen 
nicht  mehr  principiell  und  practisch  rechtfertigen,  sie  ist  lediglich 
die  Folge  verschiedener,  aber  zufälliger  und  sicherlich  heute 
nicht  mehr  unbedingt  maassgebender  historischer  Entwicklung  der 
Steuerverfassung  und  —  des  alten  deutschen  Particularismus.  Eine 
Steuerverfassong,  welche  für  Preussen  passt,  das  in  seinen  öst- 
lichen, mittleren  und  westlichen  Provinzen  gewiss  alle  auf  deutschem 
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Boden  überhaupt  vorkommenden  Verschiedenheiten  der  Agrarver- 
Verfassung,  der  thatsächlichen  wirthschaftlichen,  agrarischen ,  ge- 
werblichen Entwicklung,  auch  der  Dichtigkeit,  Vertheilung,  Stammes- 
art und  geistigen  und  sittlichen  Art  der  Bevölkerang  umfasst,  ist 
jedenfalls  für  kein  anderes  deutsches  Gebiet  ungeeignet.  — 

Schon  aus  diesem  Grunde  ist  es  bedauerlich,  dass  man  sieb 
in  Baiern  immer  noch  nicht  zum  Verlassen  der  staatlichen  Ertrags- 
besteuerung nach  preussischem  und  grossentheils  auch  sächsischem 
Vorgang  und  zum  Uebergaug  zur  Personalbesteuernng  entschliessen 
kann.  Bedenkt  man  zudem,  dass  die  hohe  directe  Communal- 
besteuerung^  wie  wir  unten  näher  sehen  werden  (§.  57  ff.),  sich 
genau  an  die  staatliche  in  Form  von  Zuschlägen  daza  („Umlagen'*) 
anlehnt,  daher  die  Mängel  der  Staatsteuerverfassung  theilt,  die 
nachtheiligen  Wirkungen  dieser  Mängel  aber  so  nothwendig  noch  sehr 
gesteigert  und  empfindlicher  werden,  so  erscheint  eine  eingreifende 
Umgestaltung  der  directen  Besteuerung  vollends  ein  dringendes 
BedUrfniss.  Aus  diesem  Grunde  und  bei  der  inneren,  nicht  zu  be- 
hebenden Mangelhaftigkeit  einer  staatlichen  Ertragsbestenernng, 
zumal  in  einem  immerhin  doch  grosseren  und  verschiedenartigen 
Gebiete,  wie  demjenigen  Baierns,  ist  der  neue  Versuch,  mit  welchem 
die  Regierung  in  ihrem  Revisionsplane  für  die  drei  neueren  Er- 
tragssteuern im  Jahre  1897  an  den  Landtag  herangetreten  ist, 
nicht  eben  erfreulich.  Denn  auf  diesem  Wege  kann  bei  aller  auf- 
gewandten Muhe  und  allen  auch  in  diesem  Plane  enthaltenen 
kleinen  Verbesserungen  der  bisherigen  Steuern  doch  nichts  wirk- 
lich und  nichts  auf  die  Dauer  Befriedigendes  erreicht  werden. 
Die  ganze  „Revision"  oder  „Reform",  wenn  man  ihr  diesen  Namen 
geben  will,  läuft  doch  wieder  nur  auf  Flickarbeit  hinaus. 

Da  die  Vorlagen  der  Regierung  sich  auf  eine  blosse  Bovisioü  der  bisherigea 
Gesetze  bescbränken,  also  keine  principieile  Reform  in  Aassicht  nehmen,  und  da 
zur  Zeit,  wo  dies  gedruckt  wird  (Anfang  1899),  die  Sache  noch  nicht  erledigt  ist, 
noch  nicht  einmal  im  Stcuerausschuss  des  Landtags,  dem  sie  vorliegt,  gehe  ich 
hier  nicht  genauer  auf  die  Einzelheiten  dos  Inhalts  der  Vorlage  and  auf  die  Ver- 
handlungen darüber  im  Stcuerausschuss  ein.  Es  sei  ausser  auf  die  Schrift  ron 
K.  Burkart,  welche  sich  mit  den  Vorlagen  selbst  noch  nicht  beschäftigt,  aber  za  den 
Fragen  der  baierischen  directen  Besteuerung  werthFolle  kritische  Beiträge  liefert,  filr 
diese  Einzelheiten  des  Planes  und  die  dadurch  gegen  die  bisherigen  gesetzlichen 
Bestimmungen  eintretenden  Aenderungen,  auf  den  ausführlichen  Aufsatz  ?on  Lotz 
im  Braun'schen  Archiv  verwiesen.  Der  Stcuerausschuss  hat  sich  sohr  eingehend  und 
langwierig  mit  den  Entwürfen  beschäftigt,  besonders  mit  dem  der  Geweibesteoer,  und 
manches  Einzelne,  namentlich  im  Tarif  abgeändert,  einige  Sätze  desselben  sehr  gesteigert 
Ob  das  im  Landtag  selbst  durchdringt  und  von  der  Regierung  angenommen  wird,  lässt 
sich  zur  Zeit  noch  nicht  übersehen.  Sollte  es  vor  der  Herausgabe  dieses  Buches  zum 
Abschlu^s  der  Steuergesetzgebung  kommen,  so  wird  in  einem  Nachtrag  das  Erforderliche 
noch  mitgetheilt  werden.  Im  Folgenden  daher  nur  einige  Bemerkungen  zur  Orientirung 
tlber  den  Plan  im  Ganzen,  wesentlich  referirend,  ohne  weitere  Detailkritik  der  Vorschläge. 
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Die  Vorlagen  knüpfen  an  Verhandlungen,  Wünsche  und  Resolutionen  im  Land- 
tage an.  Hier  war  seit  1893/94  die  Frage  wieder  angeregt  und  der  Antrag  gestellt 
worden,  die  Regierung  mOge  die  Einfuhrung  einer  allgemeinen  progressiven  Ein- 
kommensteuer, verbunden  mit  einer  Vermögenssteuer,  prüfen  und  eventuell  baldigst 
eine  bezugliche  Vorlage  machen.  [Sei  das  nicht  bis  zur  nächsten  Landtagssession 
möglich,  so  wurden  Vorlagen  gewünscht,  durch  welche  die  drei  neueren  Ertrags- 
steuem  in  bestimmter  Richtung  modificirt  würden,  und  zwar  die  Kapitalrenten- 
steuer so,  dass  die  höheren  Jahresrenten  im  Steuersatz  entsprechend  gesteigert,  Per- 
sonen dagegen  mit  Gesammteinkommen  und  Renten  bis  zu  einem  gewissen  Betrage, 
besonders  erwerbsunfähige  Personen,  Wittwen  und  Waisen  weiter  als  bisher  in  der 
Steuer  ermässigt  (zugleich  auch,  dass  in  Baiern  der  Kapitalrentensteuer  unterliegende 
Ausländer  hier  für  ihr  gesammtes  Renteneinkommen  besteuert)  würden;  die  Ein- 
kommensteuer so,  dass  die  Scala  der  Steuersätze  im  Unterschied  der  jetzigen  all- 
mäUg  ansteigend  entsprechend  erhöht  (und  ebenfalls  wieder  die  Steuerbefreiung  der 
Analänder,  soweit  zulässig,  beseitigt)  würde;  die  Gewerbesteuer  so,  dass  die  Be- 
steuerung der  Gewerbe  nach  dem  wirklichen  Ertrage  mit  progressiv  aufsteigenden 
Sätzen  thunlichst  allgemein  angewendet  würde,  nur  für  minder  leistungsfähige  Gewerbe 
eine  Steueranlage  nach  festen  Sätzen  erfolge,  der  Betrieb  des  Bergbaus  ferner  aus 
der  Einkommensteuer  heraus  und  mit  unter  die  Gewerbesteuer  gestellt  werde. 
Piincipiell  waren  beide  Kammern  hierin  einig,  doch  die  erste  ging  auf  den  Plan 
eines  sofortigen  völligen  Uebergangs  zur  Personalbesteuerung  aus  fiscalischen  Bedenken 
nicht  mit  ein.  Man  dachte  hier,  wie  auch  sonst,  mehr  an  eine  zunächst  wenigstens 
die  Ertragssteuern  nur  ergänzende  allgemeine  Einkommensteuer.  In  dem 
Revisionsbegehren  betreffs  der  genannten  Ertragssteuern  stimmten  die  Kammern  über- 
ein. Der  Antrag  der  Abgeordnetenkammer,  alsbald  nach  Maassgabe  der  verfügbaren 
Mittel  die  Grund-  und  Haussteuer  zu  ermässigen.  wurde  in  der  1.  Kammer  nicht  an- 
genommen. (S.  den  W'ortlaut  der  Anträge  u.  A.  bei  Burkart  S.  29  und  Lotz 
S.  553).  Die  Hinneigung  zur  Porsonalsteuer,  zur  höheren,  auch  progressiven  Be- 
lastung der  grösseren  Einkünfte,  zur  Entlastung  der  kleineren  und  des  Grundbesitzes 
ist  in  diesen  Wünschen  das  besonders  Bemerkenswerthe  und  entspricht  einer  deutlich 
ziemlich  überall  in  Deutschland  neuerdings  hervortretenden  Anschauung  und  Tendenz. 

Diesen  Resolutionen  ganz  gemäss  hat  die  Regierung  Entwürfe  zur  Revision  der 
Einkommen-,  Kapitalrenten-  und  Gewerbesteuer  im  Jahre  1897  dem  Landtage  vor- 
gelegt und  dieser  sie  durch  einen  Steuerausschuss  berathen  lassen. 

Bei  der  Einkommensteuer  sollen  nach  dem  Regierungsentwurf  die  Ab- 
theilungen 2  und  3  zusammengelegt  werden.  Die  Abtheilung  1,  die  Lohnsteuer,  ist 
aber  nicht  fallen  gelassen  worden,  trotz  ihrer  geringen  finanziellen  Bedeutung.  Sie 
thSt  nach  wie  vor  die  Arbeiter  u.  dgl.  mit  niedrigeren  Löhnen  im  Betrage  des  durch- 
schnittlichen Arbeitsverdienstes  für  1  Tag  in  Sätzen  von  V2«  1  und  2  M.  Lohnempfänger 
von  über  272  ^*  ^^^^  ^^^  "^^^  kommen  in  die  andere  Abtheilung  mit.  In  dieser 
beginnt  die  Steuer  bei  500  M.  Einkommen,  beträgt  bei  500—600  M.  1  M.,  steigt  dann 
allmälig  progressiv  auf  1  %  bei  3000 — 3400  M.  Einkommen  und  weiter  bis  auf 
2V«  Vo  tci  40,000  M.  und  darüber.  Die  Abthcilnng  umfasst  ausser  dem  Bergbau 
dieselben  Einkommenarten  bezw.  Censiten  wie  bisher  in  Abtheilung  2  und  3.  Neben 
der  Gewährung  eines  steuerfreien  Existenzminimums  von  500  M.  sind  noch  Befreiungen 
in  Aussicht  genommen,  wenn  das  Arbeits-  und  das  Gesammteinkommen  eines  Censiten 
bei  gewissen  Kategorien  von  Censiten,  Wittwen  und  Waisen,  bei  Personen  mit  ver- 
minderter Erwerbsfahigkeit  gewisse  Beträge  nicht  übersteigt  (,750  M.  Arbeits-,  1200  M. 
Gesammteinkommen)  und  Ermässigungen  der  Steuer  können  auch  bei  noch  höherem 
Gesammteinkommen  (bis  5000  M.)  in  Fällen  verminderter  Steuerkraft  (in  Folge  beson- 
derer privater  Belastungen)  eintreten.  Kurz  Milderungen  gegen  das  bisherige  Gesetz 
und  nach  der  Weise  neuerer  Gesetze  über  allgemeine  Einkommensteuern. 

Auch  bei  der  Kapitalrentensteuer  soll  die  Steuerpflicht  bei  gewissen  wenig 
leistungsfähigen  Censiten  erst  mit  400  M.  Rente  beginnen,  wenn  diese  Personen 
nicht  über  700  M.  Einkommen  im  Ganzen  haben,  und  Ermässigungen  wegen  besonderer 
Belastung  sind  auch  hier  noch  bei  höherem  Renten-  (bis  3000  M.)  und  Gesammt- 
einkommen (bis  5000  M.)  in  Aussicht  genommen.  Auch  soll  die  Stcuerprogression, 
die  bibher  mit  37«  7o  ^^i  Rente  über  1000  M.  endete,  unter  Beibehaltung  dieses 
Satzes  bis  zu  100,000  M.  Rente  dann  noch  weiter  gehen ,  nemlich  für  höhere  Renten 
4  Vo  erreichen. 
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Bei  beiden  genannten  Stcaern  ist  eine  Ferbessemde  Aenderong  des  Yeranlagungs- 
ve'rfahrens  und  der  damit  in  Verbindung  stehenden  Pancte  geplant 

Am  Wichtigsten,  wenngleich  auch  nicht  eine  principiello  Umgestaltung  bringend, 
sind  die  Acnderungsvorschläge  bei  der  Gewerbesteuer.    Diese  nrnfisst  nach  dem 
Bensionsplane  nach  wie  vor  im  Wesentlichen  nur  das  stehende  Gewerbe,  aber  nun- 
mehr einschliesslich  Bergbau  (nebst  Steinbruch-,  Kalk-,  Gement-,  Thongmbenbetrieb). 
FUr   die    im   Umherziehen    betriebenen  Gewerbe   einschliesslich  der  Wanderlager 
bleibt    die  besondere  Steuer  bestehen,  deren  gleichzeitige  Rerision  aber  in  den  Vo^ 
lagen  von  1897  mit  berücksichtigt  war^.   An  den  technischen  Hauptpuncten  der  bis- 
herigen Gesetzgebung,    der  Besteuerung  nach  äusseren   Merkmalen  und  der  Unter- 
scheidung von  Normalanlage  und  Botriebsanlage,  hält  der  neue  Entwurf  des  Gewerbe- 
stcuergesetzes  aller  Einwendungen  ungeachtet  fest.     Für  die  Normalan  läge   gelten 
die    nach   Gewerbegattungen    festgesetzten  Steuersätze  des  neuen  Gewerbetarifs;   wo 
diese  nach  verschiedenen  Beträgen  abgestuft  sind,  wird  auch  die  Steuer  der  Normal- 
anlage nach  dem  grösseren   oder  geringeren  Geschäftsumfang  bemessen.    Der  Tarif 
trägt  dem  Princip  der  Abstufung  der  Steuer  nach  der  Bedeutung  und  LeistungsDUiig- 
keit  mehr  Kechnung.    Das  Ortsclassensystem  ist  fallen  gelassen  worden.     Bei  der  Be- 
messung der  Betricbsanlage  dienen  nach  wie  vor  gewisse  Merkmale,    die  nemlichen 
wie  1)isher  (s.  o.  8.  158),   zum  Anbaltspunct,   und    zwar   ebenfalls   noch  nach  dem 
Stande  der  der  Veranlagung  unmittelbar  vorangegangenen  zwei  Jahre.   Aber  im  Unter- 
schied gegen   das  bisherige  Gesetz  ist  der  Bemessung  der  Betricbsanlage  nach  dem 
Geschäftse  r trage    eine    grössere  Ausdehnung   gegeben    worden.     Diesen  Ertrag 
hier,    und   vollends  überhaupt,    nemlich   unter  Fallenlassen  der  Nonnalanlage ,    zur 
alleinigen  Grundlage  zu  nehmen,  hat  man  sich  jedoch  nicht  entschlossen.     Er  soll 
bei  den  Gewerben,  wo  der  Tarif  dies  besonders  bemerkt,  und,  wie  bisher,   bei  den 
Gewerben,  wo  die  gesetzlichen  Merkmale  keine  genügenden  Anhaltspuncte  bieten,  die 
Basis  bilden,  ebenfalls  nach  einem  Anschlag  aus  dem  Durchschnitt  der  der  Veran- 
lagung   vorangehenden    beiden    Jahre.     Für  die  Berechnung  dieses  steaerpflichtigen 
Ertrags  sind  aber  nun  im  Gesetzentwurf  genaue  Bestimmungen,  auch  tlber  das,  was 
einzurechnen   und  was  als  Betriebsausgabe  abzuziehen  ist,  getroffen  (Art.  9),  unter 
der  Betriebsausgabe  stehen  auch  die  Zinsen  der  behufs  des  Geschäftsbetriebes  ge- 
liehenen und  in  demselben  verwendeten  Kapitalien,  also  Gewährung  der  Schulden- 
berücksichtigung  bei  dieser  Steuer.  —  Eine  allgemeine  Declarationspfiicht  (Fassions- 
pflicht)  besteht  dabei  nicht,  doch  kann  eine  besondere  Aufforderung  an  den  Einzelnen 
erlassen  werden,  Erklärungen  auch  über  den  Ertrag  zu  geben,  was  kaum  gleichm&ssig 
genug  wirkt.    Wer  dem   nicht  nachkommt,  kann  gegen  seine  Veranlagong  keine  Be- 
rufung einlegen.   Fenier  soll  jetzt  die  Steuer  nach  der  Betriebsanlage  nach  einem 
dem  Gesetz    beigefügten  Tarif   von  Ciassensätzen  erfolgen,    in  welchen   nach  Geld- 
beträj2:en   des  Ertrags  Steuersätze   angegeben  sind  und  zwar  in   festen  Sätzen  bis  zu 
10,000  M  mit  allmälijrer  Progression  (bis  600  M.  Ertrag  1  M.,  600—750  2  M.  n.  s.  w., 
9000—10,000  M.  300  M.),   dann  für  höhere  Erträge  in   weiter   etwa.«!,  bis  auf  ein 
Maximum  von  40  steigenden  Promillesätzen  (30  M.  für  1000  M.  bei  10—20,000  M., 
35  bei  20—28.000  M.,   40  bei  28—40.000  M.),   wonach  sich  bei  40—41,000  M. 
Betriebsanlage   1400  M.  Steuersatz  ergiebt.     Höhere  Erträge  sollen  mit  3*/«  */o  ^ 
jede  weitere    1000  M.  belastet  werden.    Auf  4  ^o  ^'^^  ^ci  der  Kapitalrentensteuer 
wollte  man  bei  der  Gewerbesteuer,  weil  sie  zugleich  eine  Steuer  auf  den  persönlichen 
Arbeitsverdienst  des  Unternehmers  mit  sei,  nicht  gehen  (Motive).  Gegen  die  bisherige 
Ilöchstbcstcucning  der  (lewerbe  mit  grossem  Ertrage  stellt  das  neue  System  immerhin 
beträchtliche  Erhöhungen  dar.    Auch   bei  der  Gewerbesteuer  tritt  Steoerfreiheit  bei 
Gewerben  mit  der  niedrigsten  Normalanlage  von  1  M.  Steuersatz  ein,  wenn  der  Jahres- 
ertrag  unter  500  M.  beträgt  und  anderes  Einkommen  fehlt  oder  nur  gering^gig  ist 
Verminderungen  der  Steuer,  auch  nach  Berücksichtigung  von  die  persönliche  Leistnngs- 
flihigkeit   wesentlich  beeinträchtigenden  Verhältnissen  bei  einem  Gesammteinkommen 
bis  5000  ^1.  sind  zulässig  (Art.  21\   Umgekehrt  können  gewerbliche  Unternehmungen 

^)  Es  ist  hier  auch  eine  Novelle  zum  Gesetz  von  1879  zu  Stande  gekommen 
(20.  Dec.  1897'!  und  seit  Anfang  1898  in  Kraft  getreten.  Sie  dient  wiwier  mehr 
gewerbepolitischen  als  fiscalischen  Interessen  (s.  den  neuen  Tarif).  Im  Etat  ist  der 
Ertragrsanschlag  gegen  bisher  sogar  um  31,000  M.  ermässigt  (163,000  gegen 
194,000  M.V 
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einer  nDgewOhnlichen  Ausdehnung  und  einer  von  der  üblichen  wesentlich  abweichenden 
Art  des  (ieschäftSTerfalirens  (so  Waarenhäuser,  Grossmagazine,  Grossbazars,  Abzahlungs- 
and  Yersteigerungsgesch&fte«  Versandtgeschäfte  fUr  ganz  verschiedene  Waaren, 
namentlich  alle  derartige  Gesch&fto,  wenn  sie  mehrere  Yerliaufsstellen  oder  Nieder- 
lagen halten  —  die  im  Yolksmund  sogen.  ,,hassenswerthen*\  mit  gewissen  Interessen 
der  Mittel-  und  Kleingeschäfte  in  Widerspruch  stehenden  Gewerbe  — )  mit  einer 
Verstärkung  der  Normalanlage  belegt  werden  (§.  23):  Keime  des  bestehenden 
Gesetzes,  die  hier  aus  gewissen  socialpolitischen  Rtlcksichten  noch  weiter  ausgebildet 
worden  sind.  Darüber  u.  A.  Lotz  a.  a.  0.  mit  zu  unbedingt  ablehnender  Haltung 
derartiger  Verbindung  socialpolitischer  Tendenzen  mit  fiscalischen,  steuerpolitischen. 
Die  Steuer  soll  wie  bisher  in  zweijährigen  Perioden  veranlagt  werden.  Im  Vcran- 
Ugang^?erfahren  u.  s.  w.  sind  wesentliche  Verbesserungen  in  Aussicht  genommen. 

Im  Ganzen  würde  sich  die  baierische  directe  Besteuerung  für 
die  den  genannten  Gesetzen  unterliegenden  Steuern  durch  diese 
Revision  in  einigen  wesentlichen  Puncten  mehr  von  der  Ertrags- 
bestenerung  entfernen  und  der  Personalbesteuerung  nähern,  so  in 
der  Anknüpfung  der  Steuer  an  die  jeweiligen  (bezw.  nach  der  Ver- 
anlagnngsperiode  doch  an  die  nur  wenig  zurückliegenden)  wirk- 
lichen Erträge,  in  der  Progressivität  (bezw.  nach  unten  zu  be- 
trachtet, richtiger  gesagt  der  Degressivität)  der  Steuersätze,  in  der 
stärkeren  Berücksichtigung  gesteigerter  und  verminderter  Steuer- 
kraft der  betreffenden  Censiten,  in  der  Gewährung  eines  steuer- 
freien Existenzminimums,  in  dem  Schuldzinsenabzug,  besonders  bei 
Kapitalrenten-  und  Gewerbesteuer.  Das  ist  in  einer  Hinsicht  ein 
Fortschritt.    Aber  es  walten  dabei  auch  Bedenken  ob. 

Die  drei  Steuern  sind  doch  immer  noch  zu  wenig  homogen, 
um  sich  gerade  in  diesen  eben  erwähnten  Puncten  formal  soweit 
gleichmässig  behandeln  zu  lassen ,  wie  es  nach  dem  Entwurf*  ge- 
schieht. Formale  Gleichheit  ist  hier  materielle  Ungleichheit.  Je 
mehr  aber  jene  Puncte  zur  Geltung  kommen,  desto  mehr  Incongruenz 
wird  wieder  in  das  ganze  directe  Steuerssystem  gebracht,  nemlich 
zwischen  dieser  Gruppe  der  drei  genannten  Steuern  einer-  und  der 
anderen  Gruppe  der  beiden  Realsteuern  anderseits.  Bei  diesen,  bei 
der  Grundsteuer  durchaus,  bei  der  Gebäudesteuer  wenigstens  z.  Th. 
Besteuerung  nach  fictiven,  den  wirklichen,  vollends  denen  der  jedes- 
maligen Steuerperiode  nicht  entsprechenden  Erträgen,  keine  Steuer- 
freiheit kleiner  Erträge,  keine  Berücksichtigung  persönlicher  un- 
günstiger und  günstiger  Verhältnisse  im  Steuerausmaass ,  kein 
progressiver  oder  degressiver  Steuerfuss,  kein  Abzug  für  Schulden 
U.S.W.  Da  sich  bei  der  Grundsteuer  nach  ihrer  Veranlagung  keine 
sichere  Durchschnittsziffer  der  wirklichen  Belastung  durch  die 
Stener  angeben  lässt,  jedenfalls  darin  die  grössten  Verschieden- 
heiten bestehen,  kann  man  auch  nicht  angeben,  ob  die  nunmehrigen 
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Steuerfuss-Maxima  der  Einkommen-,  Kapitalrenten-  und  der  nach 
dem  Ertrage  sieb  richtenden  Gewerbesteuer  mit  dem  Steuerfnss  der 
Grundsteuer  auch  nur  einigermaassen ,  geschweige  genau  in  rich- 
tigem Verbältnisse  stehen,  bezw.  die  annähernd  gleichen  sind. 
Und  auch  über  das  Verhältniss  dieser  Belastungen  der  drei  ge- 
nannten Steuern  zur  Haus-,  speciell  zur  Miethsteuer,  ist  Sicheres 
festzustellen  nicht  möglich. 

Alles  dies  zeigt,  dass  mit  einem  solchen  blossen  „Revisious- 
plane'^,  auch  wenn  er  aus  den  langen  Verhandlungen  des  Steuer- 
ausschusses und  des  Landtags  noch  verbessert  herauskommen 
sollte,  das  Problem  einer  den  Umständen  nach  befriedigenden 
directen  Staatsbesteuerung  nicht  gelöst  werden  kann.  Diese  Ein- 
sicht wird  sich,  wenn  jener  Plan  Gesetzeskraft  erlangt,  durch  die 
Erfahrung  bestätigen  und  dies  dann  doch  in  die  Richtung  des  Ueber- 
gangs  zur  Personalbesteuerung  hinüberdrängen.  Die  mittlerweile 
weitergehende  „Verindustrialisierung"  der  baierischen  Volkswirth- 
schaft  wird  in  derselben  Richtung  vorwärts  treiben,  aber  auch  die 
heutige  wirtbschaftliche  Entwicklung  Baierns,  wenn  dies  Land  auch 
immer  noch  stark  agrarstaatlichen  Character  in  vielen  Theilen 
seines  Gebiets  bewahrt  hat,  ist  doch  bereits  über  die  Verhältnisse 
hinausgewachsen,  in  welchen  eine  staatliche  Ertragsbesteuerung 
angezeigt  ist  oder  wenigstens  noch  leidlich  fungiren  kann.  Fehlt 
es,  wie  man  vielfach  hört,  an  der  Organisation  des  Finanz-  und 
Steuerdienstes,  an  der  Ucbung  der  Veranlagungsorgane  und  der 
Gemeinden  in  Bezug  auf  ordentliche  Durchführung  einer  allgemeinen 
staatlichen  Personal-,  namentlich  Einkommenbesteuerung,  so  mnss 
man  eben  hier  zu  reformiren  beginnen,  aber  das  auch  nicht  immer 
wieder  aufschieben.  Ob  die  Aenderungen,  welche  der  Revisions- 
plan für  die  drei  besprochenen  Steuern  auch  in  der  Veranlagung 
u.  s.  w.  bringt,  eine  richtige  Vorbereitung  zum  späteren  Uebergang 
zur  allgemeinen  Einkommensteuer  bewirken,  steht  mindestens  dahin. 
Denn  eine  Hauptaufgabe  im  Veranlagungsgeschäft  bei  einer  solchen 
Steuer,  die  Einkommenbesteuerung  des  Grundbesitzes,  wird  ja  noch 
nicht  einmal  berührt.  Auch  die  Aufgabe  der  Veranlagungsorgane 
bei  der  Zusammenfassung  aller  Arten  Erträge  als  „Einkommen^' 
bei  einer  solchen  Personalbesteuerung  ist  noch  etwas  Anderes,  als 
die  Aufgabe  bei  der  getrennten  Besteuerung,  wie  sie  nach  der  bis- 
herigen und  doch  ebenfalls  noch  nach  der  jetzt  neu  revidirten 
Gesetzgebung  über  die  drei  immerhin  schon  mehr  personalen  Ertrags- 
steuern vorliegt. 
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Die    ttbrige    Bestenerung    in    der    dritten 
esonders  der  Malzaafschlag  (Biersteaer). 
ren,  wie  in  den  anderen  deatschen  Staaten,  die  Ver- 
ler Zölle  und  Stenem  im  Zollverein,  dann  seit  1871 
Reich  von  wesentlichem  Einflnss  aaf  Baiem.  Darauf 
ir  ebenfalls  noch  nicht  näher  ein.  Nur  die  besondere 
she  Baiem,  wie  die  anderen  süddeutschen  Staaten,  in 
ie  indirecte  innere  Beichsverbrauchsbesteuerung  von 
anntwein  in  der  Reichsverfassung  behalten  hat,    ist 
besonders    hervorzuheben^).     Baiem  verdankt  dieser 
g    die    alleinige  Verfügung   über    und    den  weiteren 
zug  des  reichen  Ertrags  seiner  Bierbesteuerung  und 
erheblichen  finanziellen  Vortbeil,    welcher  in   seiner 
r  ein  finanzielles  Privileg  Baieras  im  Reiche  hinaus- 

irsteuer  ist  durch  die  Entwicklung  der  Gesetzgebung, 
inter  Beibehaltung  der  alten  Besteuerungsmethode  des 
gs  (Hauptgesetz  vom  16.  Mai  1868),  durch  die  starke 
wordene  Erhöhung  des  Steuersatzes  (1879)  um  50  %, 
sdehnung  auf  die  Pfalz  (1878)  Dank  der  Gestaltung 
düng  des  Consums  im  Staatsgebiete  eine  immer  wich- 
seinnahmequelle    und    Einnahmequelle    überhaupt    im 
Staatshaushalte  geworden  und  spielt  auch  in  den  Com- 
stlten  eine  erhebliche  Rolle.    Sie  giebt  dem  baierischen 
alt  unter  den  deutschen  sein  eigenartiges  Gepräge  in 
rung.  Bisher  hat  gerade  sie  es  auch  durch  ihre  grossen 
noch  etwas  steigenden  Ertäge,  freilich  mit  Beibehaltung 
n  Steuersatzes,  mit  ermöglicht,  auch  ohne  grosse  Ueber- 
:  Staatsbahnen,  mit  den  Erträgen  der  directen  Steuern 
en.    An  der  Verzögemng  einer  tiefer  greifenden,  auch 
ergiebigen  Reform    der   letzteren   ist  sie  aber  insofern 
mit  schuld.    Sie  hat  übrigens  neuerdings  kleine,  doch 
beachtenswerthe   Abänderungen    erfahren,    indem    der 
nach  der  Grösse  der  Brauereien,    nach  dem  Malzver- 
aessen, abgestuft,  bezw.  für  die  kleineren  ermässigt,  für 
ren  erhöht  worden  ist:    die   Einführung  einer  Berück- 


isferfkssang  Art  35:  „In  Baicrn,  Württemberg  und  Baden  bleibt  die 
ic8  inläadischen  Branntireins  und  Bieres  der  Landcsgesetzgobung  vor- 
ieses  Recht  kann  nar  mit  Zustimmung  des  betreffenden  Einzelstaats  ab- 
len  (Alt  78). 
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sicbtignng   der  Leistungsfähigkeit  in  dieses  Steuergebiet  (Gesetz 
vom  10.  Dec.  1889,  24.  Mai  1896). 

Die  Entwicklong  der  Grossbraaerei,  die  stärkere  Betriebsconcentration,  die  hohe 
Leistungsfähigkeit  der  Brauerei  in  Bezug  auf  Qualität,  PreiawtUdigkeit  und  Mässig- 
haltnng  des  Preises  des  Products,  die  Goncurrenzfähigkeit  gegenüber  dem  Auslände, 
die  Steigerung  des  Exports  und  die  trotz  wachsender  Ausfuhrrergütungen  ?erbliebene 
Zunahme  des  der  Staatscasse  zufallenden  Steuerertrags  sind  characteristische  Momento 
in  der  neuesten  Geschichte  der  berühmten  baierlschen  Brauerei.  Einige  daron  hängen 
mit  der  Methode  und  der  Höhe  der  Bierbesteuerung  zusammen  und  zeigen  in  den 
Wirkungen  beider  Puncto  deren  Schatten-  und  Lichtseiten.  Untersuchungen  über  die 
Ueberwälznngsverhältnissc  bei  dieser  Steuer,  besonders  bei  Gelegenheit  der  Erhöhung 
des  Steuersatzes,  namentlich  die  trelTlichen  von  G.  Schanz,  haben  gezeigt,  dass 
dies  Problem  tbatsächlich  verwickelter  liegt,  als  früher  Fielfach  angenommen  worden 
war,  spcciell,  was  die  Einwirkung  der  Steuer  auf  Preis  und  Qualität  des  Bieres,  zumtl 
im  letzten  Absatzstadium  beim  Consumenten,  anlangt.  Von  einer  allgemeinen  und 
einfachen  Fortwälzung  der  Steuer  im  Preisro  (oder  in  Form  der  Qnalitätä?ermindcning) 
auf  den  Consumenten  kann  nicht  die  Rede  sein.  Daher  lässt  sich  auch  nicht  sicher 
und  genau  bestimmen,  wie  weit  die  Steuer  den  Consumenten,  selbst  im  Durchschnitt 
berechnet,  wirklich  belastet,  ron  allen  individuellen  Consumverschiedenheitcn  ganz 
abgesehen.  Nur  derjenige  Tbeil  der  Steuer,  welcher  vom  Consumenten  wirklich  ge- 
tragen wird,  tritt  zu  des  letzteren  übrigen  Steuerbelastungen  hinzu.  In  dieser  Hin- 
sicht ibt  aber  doch  daran  zu  denken,  dass  der  in  Baieni  so  allgemein  verbreitete 
starke  Bierconsum,  namentlich  auch  in  den  unteren  Classen  und  den  Mittclclassen, 
—  der  Kopfconsum  ist  220 — 230  1  gegen  einige  90  in  Norddeutschland  —  eine 
relativ  erbebliche  Mitbelastung  dieser  Classen  durch  den  vom  Consumenten  wirklich 
getragenen  Theil  der  Biorsteuer  mit  sich  führt.  Allerdings  fällt  dafür  wohl  nach  den 
Consumverhältnissen  in  Baiern  vun  einzelnen  Zöllen  und  Steuern  auf  Colonialwaaren 
und  ähnliche  Artikel  (Kaffee,  Theo,  Wein,  Tabak,  Zucker,  Branntwein)  weniger  auf 
den  baierischcn  Consumenten  und  von  den  betreffenden  Zollen  und  Steuern  auf  den 
Steuerzahler.  Immerhin  Hesse  es  die  Biersteuer  des  Staats  allein,  auch  wenn  sie  nur 
theil  weise  von  Conbumcnten  Rretra^en  wird,  richtig  erscheinen  —  ähnlich  wie  in 
Sachsen  die  Fleischsteuer,  S.  120  — ,  dass  man  in  der  directen  Besteuerung  die  „kleinen 
Leute''  in  Baiern  im  weiteren  Umfang  befreite  oder  ermässigte  und  den  Steuerfoss 
progressiv  gestaltete,  weil  die  Censiten  grösseren  Einkommens  von  einer  so  wichtigen 
Verbrauchssteuer  wie  der  Biersteuer  relativ  schwächer  getroffen  werden.  S.  über  die 
Uebcrwälzungsfrage  überhaupt  Fin.  III,  §  138  ff.,  in  Betreff*  der  baierischen  Biersteuer 
It.  Schanz  in  dem  Jarhb.  f.  Geset/.geb.  d.  D.  Reichs  1882,  S.  563,  mit  Fortsetzung 
in  der  Alldem.  Zeitung  1883.  Beil.  Nr.  331,  332.  Im  Allgemeinen  über  Verhältnisse 
der  Bierproduction ,  auch  in  Bezug  zum  Stcuerproblem ,  Struve,  Entwicklang  des 
baierischen  Braugewerbes,  1898  (in  SchmoUer's  Forsch.);  Hock  II,  S.  646  ff.,  ferner 
der  Commentar  von  May  und  dessen  Artikel  im  H.  W.  B.  St.  II,  550  ff.,  über  Bier 
und  Bierbesteuerung,  das.  S.  567  ff.  über  die  ältere  baierische  Gesetzi^cbnng.  Auch 
(j.  V.  Mayr  im  Wörterb.  d.  Verwalt.  II,  71,  Art.  Malzaufschlag,  II,  1022,  Supplb.  III, 
50  und  Zell  er  im  Schönberg'schcn  Handbuch  III,  4.  A.,  S.  533. 

Die  Normen  von  1807  über  den  Malzaufscblag  sind  bis  1868  die  Grundlage  der 
))aierischeu  Biersteuer  geblieben,  der  Steuersatz  hatte  Erhöhungen  erfahren.  Das 
(jcsetz  über  den  Malzaufschlag  vom  IG.  Mai  1868  trat  dann  an  die  Stelle  dieser 
Normen,  veränderte  aber  die  Besteuerungsmethode  nicht,  sondern  brachte  nur  einige 
Aenderunifon  iu  deren  Durchführung  und  in  administrativen  Bestimmungen,  auch  ün 
Strafsystem.  Am  Wichtijfsten  war  dabei  ..die  Freigabe  der  Malzmühlen  an  die  Brauer, 
sowie  der  Futtcrschrotmiihlen  an  die  Landwirthe  unter  gleichzeitiger  Nutzbarmachung 
einer  im  Jahre  1866  erfolgten  neuen  Erfindung  eines  an  den  Mühlen  anzubringenden 
automatischen  Malzmessungs-  und  Controlapparates**  (v.  May  a.  a.  0.).  Steuerobject 
ist  das  Malz,  d.  h.  alles  künstlich  zum  Keimen  gebrachte  Getreide,  welches  zur 
Bier-  oder  Ebsigbereiluug  (bis  zu  dem  eigenen  baierischen  Branntweinstenergosetz 
vom  25.  Februar  1880  auch  zur  Spiritus-,  Branntwein-  und  Hefebereitung)  Tenrendet 
wird.  Der  Steuersatz  wird  nach  dem  Volumen  (hl)  berechnet,  nicht  nach  dem  Ge- 
wicht, —  welche  dieser  beiden  Methoden  den  Vorzug  hat,  ist  streitig  —  er  war 
anfangs  4,  seit  dem  (icsetz  vom  31.  Üctober  1879  6  M.  für  das  Hektoliter,  ein  nur 
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er,  Bp&ter  aber  als  KormaJsatz  Terbliebener  Betrag.  Die  Ycrirendong 

en  ifit,  wie  seit  Alters  in  Baiero,  rerboten,  für  Brauubier  darf  nur 

endet  werden.    Da  die  Stcacrerhöhnng  auf  6  M.  von  den  kleineren 

ir  getragen  wurde,  sind   durch  Gesetz    vom  8.  December  1889  Er- 

Erhöhungen  des  Steuersatzes  eingeführt  worden,  jene  auf  5  M.  für 

Brauereien  (fttr  die  ersten  2000  hl  bei  einem  Maximum  bis  6000, 

Jiresrerbnuch).  diese  auf  6V4  und  6*'«  M.  bei  grossen  Brauereien 

rauch  von  aber  10,000  und  Über  40,000  hl  im  Jahre.   Kleine  weitere 

;h  Gesetz  fom  24.  Mai  1896.    Steuerpflichtig  ist  der  EigcnthUmer 

objectire  Steuerpflicht  beginnt  bei  der  Einbringung  des  Malzes  zum 

MOhle  (Schrotmahle).    Zu  dem  Zweck   sind    nur    Oifentliche    nicht 

bewilligte  Privatmalzmahleu  zugelaäscn.     Letztere,  und,  soweit  sie 

Abon,  auch  erstere  mUssen,  andere  Mühlen  können  mit  staatsseitig 

omatischen  Messapparaten  (Zählwerken)    versehen    werden,    mittelst 

bei  Weitem  grtaste  Theil  des  Malzes  gemessen   wird.     Der  Steuer- 

z  bei  Ausfuhr  von  Bier  ausser  Landes  ist  für  Braunbier  2,60  M.  für 

lit  ErmSssigungen  bis  2,10  M.  und  Erhöhungen  bis  2.85  M.  für  die 

oder  höheren  Steuersatz  zahlenden  Brauereien.    Auf  die  Pfalz,  ist 

t^  seit  1.  Juli  1878  ausgedehnt,  von  wo  an  der  sogen.  Steuerbeischlag 

jährlich,  den  die  Pfalz  als  Ersatz  an  die  Staatscasse  bisher  gezahlt 

)as  Malzaufschlaggesetz  ist  in  neuer  Redaction  vom  7.  Dec.  1889  in 

2r  schon  gen.  Litteratur  besonders  den  Commentar  von  May  zu  dem 

ien  ausfuhrlichen  Artikel  im  H.  W.  d.  St.  I,  ferner  Aufsätze  von  Yer- 

Materialien,  besonders  über  die  neuesten  Gesetze,  im  Fin.arch.  B.  G, 

lies  im  Jahrb.  d.  stat.  Bur.,  B.  3,  S.  209  und  unten  in  g.  55. 

;ene  selbständige   Branntweiusteuer    hat  Haiern 

idgiltigen  Uebergang  zar  blossen  Braiimalzsteuer  (1811) 

äit,  von  1880—1887,  gehabt.   Bis  1880  wurde  nur  die 

nerei    mit  vom    allgemeinen  Malzaufschlag    getroffen. 

Gesetz  vom  25.  Febr.    1880  wurde  diese  Steuerforni 

d    eine    eigene  Branntweinsteuer    von    mehligen    und 

fen,  wesentlich  noch  nach  preussisch- norddeutschem 

der  Hanpttbrm  der  Maischraumsteuer  für  mehlige  Stoffe 

deren  Nebenformen   eingeführt.    Eine  Fortbildung  der 

weiteren  Erleichternngen   für  kleinere  landwirthsehaft- 

3reien  und  Einführung  der  nach  dem  Gesetz  von  1880 

üven  Fabrik atstener    nunmehr    a!s  obligatorischer  für 

Brennereien  erfolgte  durch  Gesetz  >  om  20.  Xov.  1885. 

7  schloss  sich  aber  Baiern,  wie  das  übrige  Süddeutsch- 

Verzicht  auf  seine  eigene  Steuer,  der  Reichsbranntwein- 

nschaft  an,  nachdem  im  Reiche  die  grosse  Reform  dieser 

etz  vom  14.  Juni  1887)  durchgedrungen  war. 

las  baierische  Gesetz  ?on  1880,  den  Commentar  von  Geij^er  ^881).  Im 
Wolf  II,  725,  im  Fin.arch.  dcrs.  IV,  852,  im  W.  d.  Vcrv.  (j.  v.  Mayr 
ir,  652. 

auf  dem  Gebiete  der  sogen.   Gebühren  (von  Rechts- 

Amtshandlungen),  Taxen  und  Stempel  machte  sich 

seit  der  neuen  Reichsperiode  der  Einfluss  der  Reichs- 

]g    Über  Gericbtskosten  und  Stempel  geltend.     Vorher 
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war  die  ältere  GesetzgebuDg  (o.  S.  145,  149)  nur  wenig  fort- 
gebildet und  noch  nicht  völlig  unificirt  worden.  Einen  wesentlichen 
Fortschritt  stellte  die  neue,  sich,  soweit  erforderlich,  an  die  Reichs- 
gesetzgebung anschliessende  baierische  Gesetzgebung  von  1879 
über  die  genannten  Abgaben  und  über  die  damals  abgetrennte  und 
verselbständigte  Erbschaftssteuer  dar.  Dabei  wurden  auch 
die  fiscalischen  Interessen  wenigstens  im  bisherigen  Umfang  be- 
friedigt und  die  Einnahmen  erhöhten  sich  allmälig  etwas.  Durch 
einige  Novellen  ist  seitdem  die  Gesetzgebung  fortgebildet,  auch 
das  Hauptgesetz  über  Gebühren  von  1879  neu  redigirt  worden. 

Gewisse  Eigentliümlichkeiten  des  baicrischen  Gebühren-  (Tax-,  Sportel-)rechts 
folgen  aus  der  Stellung  des  Notariats,  das  daselbst  in  umfassendem  Maasse  bei  Eechts- 
güschäftcn,  namentlich  über  Immobilien,  mitwirkt.  Vor  der  Gesetzgebang  von  1879 
sind  mehrfach  Aendcrungen  des  älteren  Rechts  erfolgt,  doch  nur  in  codificirender 
Richtung  und  zum  Theil  nur  pro?isorisch.  Eigentliche  Gebühren  im  finanzwissen- 
schaftlichen  Sinne  und  sogen.  Gebühren  im  Sinne  und  mit  den  Wirkungen  ron 
Verkehrssteuern  sind,  wie  gewöhnlich,  theils  in  derselben,  theils  in  Ter- 
schiedencn  Abgaben  auch  im  baierischen  betreffenden  Recht  vorhanden.  Aus  der 
Zeit  vor  1870  ist  ein  Taxregulativ  vom  28.  Mai  1852  über  die  Verhandlungen  der 
streitigen  Rechtspflege  und  der  inneren,  der  Polizei-  und  der  Finanzverwaltung  hervor- 
zuheben, das  mit  verschiedenen  Novellen,  auch  provisorischen  Tax-  und  Stempel- 
gesetzen  (1870,  1873,  1875,  1878)  die  Grundlage  im  rechtsrheinischen  Gebiete  bis 
1879  blieb.  Nach  Erlass  des  Reichsgerichtskostengesetzes  vom  18.  Juni  1878  erfolgte 
dann,  im  Auschluss  daran  und,  soweit  nothwendig,  zu  dessen  Ergänzung  eine  um- 
fabsendc  Codification  und  Uniflcation  des  ganzen  Rechtsgebiets,  jetzt  für  den  ganzen 
Staat,  durch  das  GebUhrengesetz  vom  18.  Aug.  1879.  Soweit  die  Landesgesetzgebnng 
in  der  streitigen  Civilgerichtsbarkeit  und  Strafgerichtsbarkeit  noch  competent  blieb, 
wurde  das  betreuende  spccicll  baierische  Gebuhrenwesen  dem  des  Reichs  angepasst. 
Auch  in  dem  fiscalisch  besonders  wichtigen  Gebiet  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit 
(sowie  der  Verwaltung  und  Verwaltuiigsrechtspflege)  schloss  sich  die  baierische  Gesetz- 
gebung aber  den  technischen  coustructiven  Grundlagen  der  Reichsabgabon  mehr  an, 
so  u.  A.  im  Ersatz  der  bisherigen  sogen.  EinzelgebUhren  durch  BauschgebUhren  bei 
Gerichtsverhandlungen,  auch  durch  Zusammenfassung  von  bisherigen  mehrfachen 
Einzelabgaben  in  Gesammtgebilhrensätze  im  Verwaltungs-  und  Vorwaltungsrcchtspflege- 
gcbicte,  wodurch  die  Anwendung  des  Stempels  eingeengt  wurde.  Der  Stempel  für 
Eingaben  fei  überall  fort.  (S.  Näheres  bei  Hock  II,  334  ff*.)  Erleichterungen  und 
Ermässigungen  erfolgten  besonders  für  den  Immobilien  verkehr.  Eine  in  Deutschland 
bisher  singulare,  in  der  französischen  (Fin.  III,  §.  206)  und  der  Österreichischen 
Gesetzgebung  vorkommende  Steuerart  zur  Ergänzung  der  besonders  wichtigen  Besitz- 
wcchseiabgaben,  namentlich  von  Liegenschaften,  war  die  Einführung  eines  GebUhren- 
üquivalents  bei  Grundvermögen  vom  Besitz  der  todten  Hand,  d.  h. 
juristischer  Personen  (doch  sind  ausgenommen  Gemeinden,  auch  Kreis-,  Districts-, 
frommen,  milden,  gemeinnutzigen,  Unterrichtszwecken  dienende  Objecto,  auch  iUoster- 
vcrmögen ,  ferner  Bergbaurealitäten ,  ebenfalls  die  den  öffentlichen  Yerkehrszwecken 
dienenden  Dinge,  wie  Bahnen,  Canäle,  Strassen  nebst  dazu  gehörigen  Gebäuden  u.  s.  w., 
dagegen  ciugeschlosscn  in  die  Steuerpflicht  sonstige  öffentliche  Corporationen,  Handels- 
gesellschaften ,  selbst  offene,  auch  Genossenschaften,  Vereine,  andere  Gesellscha^cn 
und  Anstalten,  ferner  Gesammtgeschlechtcr).  Die  Abgabe  ist  alle  20  Jahre  fiÜlig  und 
zwar  von  1880—88  in  von  Vi«— Vio  Vo  steigenden  Sätzen,  von  1889  an  im  SaUe 
von  1  %,  also  V20  7o  P-  a.  (s.  Näheres  bei  Hock  II,  §.  281,  S.  500).  Der  Ertrag 
einzelner  Taxen  fUr  Würden,  Titel  u.  dgl.  fliesst  wie  bisher  mehrfach  nicht  in  die 
Staatscasse,  sondern  in  Specialcassen  (Staatsdiener-Unterstützungs-  und  Töchtercassen, 
geistliche  Emeritcn-  und  Pfarrwitiwencassen ,  auch  Königl.  Gabinetscasse,  so  in 
letztere  2/3  der  1894  neu  durch  Verordnung  geregelten  Gebahron  für  Hofcitel,  während 
Va  davon  in  die  Staatscasse  kommt).  —  Novellen  zum  GebUhrengesetz  ?om  29.  Mai 
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1888,   22.  Dec.  1889,   neae  Redaction  des  Gesetzes  von   1879  mit 

der    eingetretenen   gesetzlichen   Aenderangcn   Tom  21.  Jan.   1890, 

Mai  1892.    Eingebende  Darsteilong  der  ganzen  Gesetzgebung,  bis 

.  a.  a.  0.  S.  322—588.  S.  aoch  die  Artikel  ?on  G.  v.  Mayr  im  Wörterb. 

hren  in  B.  I,  Liegenschaftsabgabe  in  B.  II,  Nachträge  II,  1018,  im 

3.  64,  143,  III,  S.  106,  Art.  Stempelsteuer  ?.  Jacob,  B.  II,  S.  546, 

taiberg*scheD  Handbuch  III,  4.  A.,  S.  711,  Commentare  u.  dgl.  ?on 

Pfaff. 

uideren  dentschen  und  fremden  Staaten,  waren  auch 
gen.  Erbschaftstaxen  in  der  bisherigen  Tax-  und  6e- 
gebung  enthalten  gewesen  (speciell  im  Gesetz  vom 
2  und  in  späteren).  Auch  hier  ist  dann  aber  die 
sstener,  wie  mehrfach  sonst  in  Deutschland  und  dem 
i  der  Aenderung  des  Gebühren-,  Tax-  und  Stempel- 
ahre  1879  von  letzterem  Gebiete  ganz  abgetrennt  und 
gt  worden  (2.  Gesetz  vom  18.  August  1879).  Eine 
Fortbildung  hat  die  Steuer  aber  dadurch  nur  in  Betreff 
inng  der  Steuerpflicht  auf  die  Eltern  (fUr  Anfälle  von 
[.)  erfahren,  die  Descendenten  und  Ehegatten  sind  frei 
Die  Technik  der  Steuer,  das  Veranlagungs-  und  Er- 
ihren  sind  verbessert  worden. 

II,  300  ff.,  Commentare  Ton  T.Stengel,  Pfaff,  Knobling.  S.  auch 
ischaftssteuer  Ton  6.  ?.  Mayr  im  WOrterb.  d.  Verwalt.  I,  v.  He  eitel 
§H.  W.  B.  d.  St.  S.  308,    Statistili   bei   Schanz,   Archiv  II,    876  IT., 

Staatssteuem  gehört  in  Baiern  auch  die  Hundesteuer, 
von  den  meisten  anderen,  namentlich  deutschen  Staaten, 
Ueuer  gewöhnlich  Communalsteuer  ist.  Die  Steuer  ist 
aus  sanitätspolizeilichen  Gründen  durch  Gesetz  vom 
5  eingeführt,  absichtlich  in  einer  Höhe,  welche  auf  Ver- 
der  Hunde  hinwirken  sollte,  was  indessen  nicht  erreicht 
Die  Hafte  des  Seinertrags  Hllit  übrigens  in  jeder  Ge- 
}er  zu. 

ler  ist  in  4  Sätzen  mit  15.  9,  6.  3  M.  abgestuft  nach  der  Bcirölkcrungs- 
meinden  (aber  15,000,  1500,  300  Einwohner  und  darunter).  Die  Zahl 
l  sich  seit  dem  Gesetze  im  Ganzen  und  in  jeder  Ortskategorie  bcständi^r, 
JT  Ertrag  vergrössert.  S.  Hock  II,  660  ff.  Statist  Jahrb.  B.  4,  S.  214. 
hnen  ist  noch,  dass  in  Baiern  kurze  Zeit  eine  sogen.  Wehrsteuer  u.  d.  N. 
h  Gesetz  vom  29.  April  1868  bestanden  hat,  welche  mit  der  Einfuhrung 
tirgesetzgebung  wieder  fortfiel,  ebenso  in  Wtlrttemberg.  (Abstufung  nach 
leD,  8.  Wagner,  SchOnberg's  Handbuch  III,  1.  Abth.,  4.  A.,  S.  460). 

Bttckblick  auf  die  baierische  Staats- 
ang im  19.  Jahrhundert.  Bedeutungsvoll  und  im 
folgreich  setzte  die  Steuerpolitik  des  neuen  baicrischen 
ts  in  der  ersten  noch  absolutistischen  Periode  mit  Reformen 
gte  ein  Fandament^  das  sich  brauchbar  erwies.    In  der 
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folgeDden  constitutionellen  Aera  behielt  man  dann  auch  dies  Fnn- 
dament  bei,  baute  auf  demselben  die  direete  Besteuerung  aus  und 
auf,  zog  in  der  Form  der  Ertragsbesteuerung  auch  die  nicht  aus  Real- 
itäten fliessenden  Einkünfte,  freilich  erst  ein  volles  Menschenalter 
nach  dem  Eintritt  in  die  verfassungsmässige  Periode,  zur  weiteren 
Besteuerung  besser  mit  heran  und  trug  darin  auch  den  einge- 
tretenen und  sich  weiter  entwickelnden  Veränderungen  der  wirth- 
schaftlichen  Verhältnisse  einige  Rechnung.  Aber  den  nothwendigen 
Uebergang  von  der  Ertrags-  zur  Personalbesteuerung  wnsste  man 
nicht  zu  bewerkstelligen.  Baiern  blieb  in  diesem  Gebiete  der 
directen  Besteuerung  so,  trotz  manches  Tüchtigen  in  seiner  immer 
wieder  verbesserten  Ertragsbesteuerung,  hinter  fast  allen  grösseren 
und  kleineren  deutschen  Staaten  zurück,  namentlich  hinter  Prensseu, 
dessen  direete  Besteuerung  sogar  vor  den  Reformen  von  1891  und 
1893  Dank  der  Ausbildung  der  personalen  Classen-und  Einkommen- 
steuer der  baierischen  directen  Steuerverfassung  überlegen  war, 
vollends  dies  aber  seit  den  neuesten  grossen  Reformen  in  erheb- 
lichem Maasse  geworden  ist.  Es  zeigt  sich  hier  eine  gewisse 
Aehnlichkeit  Baierns  mit  Frankreich  und  vor  der  1896er  Reform 
mit  Oesterreich,  auch  mit  Elsass-Lothringen ,  trotz  der  hier  unter 
deutscher  Herrschaft  erfolgten  allmäligen  Umbildung  der  fran- 
zösischen Besteuerung.  Von  den  anderen  süddeutschen  Staaten 
haben  Baden,  Hessen  grössere  Fortschritte  gemacht,  wodurch  auch  ihre 
direete  Besteuerung  mehr  der  norddeutschen,  preussischen,  sächsischen 
angenähert  ist  und  Württemberg  war  wenigstens  jetzt  im  Begriffe, 
dies  zu  tbun,  als  die  dortige  Reform  schliesslich  doch  noch  scheiterte. 

Der  relative  Stillstand  der  Entwicklung  auf  dem  genannten 
Steuergebiet  erklärt  sich  in  Baiern  allerdings  wohl  etwas  mit  dar- 
aus, dass  hier  die  Fort-  und  Umbildung  der  Volkswirthschaft  aus 
agrar-  in  industrie-  und  handelsstaatlicher  Richtung,  aus  noch 
einfacheren  geldwirthschaftlichen ,  selbst  Resten  naturalwirthschaft- 
lieber  Zustände  in  creditwirthschaftliche,  aus  ländlichen  in  mehr 
städtische  Verhältnisse  im  Ganzen  noch  nicht  so  weit  gediehen 
ist,  als  in  manchen  anderen  deutschen  Landen,  obwohl  es  auch 
unter  diesen  Gebiete  giebt,  die  darin  vielen  baierischen  gleichen 
und  manche  baieriscbe  eine  ähnliche  Umbildung  wie  in  Preussen 
zeigen.  Ausserdem  haben  aber  wohl  die  günstigen  finanziellen 
Folgen  des  Zollvereins  und  des  Deutschen  Reiches  gerade  für 
Baiern  und  die  Verfügung  über  die  eigene  ergiebige  Bierbesteaemng, 
letztere   freilich  in   Verbindung  mit  den  eigenartigen  Consamver- 
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hältnissen  im  Lande,  jenen  Stillstand  der  Verfassung  der  directen 
Besteuerung  mit  ermöglicht.  Auch  zur  Bierbesteuerang  wurde 
übrigens  schon  in  der  ersten  Periode  das  Fundament  gelegt,  wobei 
allerdings  überall  an  ältere  bezügliche  Steuern  und  altgewohnten 
Bierconsum  angeknüpft  werden  konnte.  Der  richtige,  wenn  auch 
fiscalisch  nicht  von  sehr  bedeutenden  Erfolgen  begleitete  Ausbau 
der  Verkehrs-  und  Erbschaftsbesteuerung  hat  den  weiteren  Finanz- 
und  Steuerbedarf  mit  decken  helfen.  Dieser  Bedarf  musste  sich 
auch  wegen  der  Theilnahme  Baierns  an  den  Reichskosten,  und 
hier  noch  besonders  wegen  der  Exemtion  Baierns  von  der  Reichs- 
biersteuer und  Post  und  Telegraphie,  wodurch  höhere  Matricular- 
beiträge  bedingt  sind,  steigern,  soweit  die  Reichsausgaben  nicht 
durch  die  eigenen  Reichseinnahmen  sich  decken,  bezw.  die  Ueber- 
weisnngen  aus  Reichsstenern  an  Baiern  hinter  den  Matricular- 
beitragen  zurückbleiben. 

Der  Finanzbedarf  des  Staats  muss  in  Baiern,  verglichen  mit 
Preussen,  mehr  durch  Steuern  gedeckt  werden,  weil  jenem  die 
reichen  Staatsbahnüberschüsse  Preussens  fehlen  und  die  anderen 
privatwirthschaftlicben  Einnahmequellen,  unter  denen  sich  nament- 
lich ergiebige  Staatsforsten  befinden,  doch  diesen  Ausfall  nicht 
decken.  Baiern  ist  aber  so  noch  mehr  als  Preussen  an  der  Ent- 
wicklung der  indirecten  Reicbssteuern  iuteressirt,  möglichst  in  der 
Richtung,  dass  daraus  Ueberweisungen,  welche  die  Matricular- 
beiträge  übertreffen,  erfolgen  können.  Ebenso  bleibt  ihm  sein 
Reservatrecht  betreffs  der  eigenen  Biersteuer  von  grosser  finanzieller 
Bedeutung.  Ob  trotzdem,  namentlich  wenn  die  Staatsbahnen  nicht 
bald  sehr  viel  ergiebiger  werden  sollten,  nicht  schon  aus  rein  fis- 
calischen  Gründen  tiefer  greifende  Reformen  der  Landessteuern, 
besonders  der  directen,  auch  der  Verkehrs-  und  Erbschaftssteuern 
bald  nothwendig  werden  möchten,  was  sonst  schon  socialpolitische 
und  allgemeine  Erwägungen  über  bessere  Vertheilung  der  Steuerlast 
räthlich  machen,  bleibe  dahingestellt.  Unwahrscheinlich  ist  es 
nicht.  Eine  weitere  Erhöhung  der  Biersteuer  stünde  wohl  auch 
noch  in  Frage,  gilt  aber  unter  den  eigenartigen  baierischen  Pro- 
dnctions-,  Absatz  und  Wirthschafts-  wie  Consum  Verhältnissen  und  neben 
den  Communalzuschlägen  doch  vielfach  für  bedenklich,  besonders 
auch  gegenüber  den  kleineren  Brauereien.  Endlich  drängt  aber 
auch  die  directe  Communalbesteuerung,  welche  sich  ganz  an  die 
Staatsbesteuerung  anlehnt,  auf  Reformen  der  letzteren  hin  (§.  57  ff.). 
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§.54.  Das  Material.  Seit  den  Territorialregulirungen  ?on  1814/15,  die  sich 
zum  Tb  eil  noch  etwas  hinzogen ,  und  seit  der  Einführung  der  Verfassung  hat  der 
baierische  Staat  im  Wesentlichen  seinen  damals  erreichten  Gcbietsumfang  behalten. 
Die  kleinen  Abtretungen  von  Grenzstrichen  an  Preussen  im  Jahre  1866  sind  so  gering- 
fügig gewesen ,  nach  der  Grösse  des  verlorenen  Landes  und  der  darauf  wohnenden 
Bevölkerung,  dass  sie  hier  für  unsere  Zwecke  unbeachtet  bleiben  können  ^).  Dem  Um- 
stände, dass  Baiem  im  Jahre  1818  bereits  eine  Verfassung  erhallen  und  der  Landtag 
den  Etat  mit  festzustellen  hat,  ist  es  zu  verdanken,  dass  hier  früher  als  in  Preussen  und 
Sachsen  der  Grundsatz  der  Oeffentlichkeit  im  Finanzwesen  Platz  griff  und 
so  dann  auch  von  dieser  Zeit  an  genügendes  brauchbares  finanzstatistiscbes  Material 
vorliegt.  Doch  stört  auch  hier,  dass  die  früheren  Etats,  bis  1867  incL,  Kette-,  erst 
die  dann  folgenden  Bruttoetats  sind.  Es  verlangt  zu  umfängliche,  ins  Einzehie 
gehende  Umrechnungen  der  amtlichen  Zahlen  der  Budgets  und  Rechnungsabschltlsse, 
auch  reicht  dazu  das  vorhandene  Material  nicht  immer  aus,  um  die  älteren  und 
neueren  Daten  ganz  genau  vergleichbar  zu  machen.  Doch  dasjenige  Maass  von 
Genauigkeit  für  Vergleiche,  welches  für  unsere  Zwecke  noch  genügt,  l&sst  sich 
erreichen. 

Durch  den  Beitritt  Baierns  zum  Zollverein,  seit  1834,  und  mehr  noch 
zum  Deutschen  Reich,  seit  1871,  wurden  natürlich  auch  hier  die  Finanzen  über- 
haupt und  die  Etats  beeinilusst,  so  dass  namentlich  die  Finanzdaten  aus  der  Zeit  vor 
und  nach  der  Zugehörigkeit  Baierns  zur  Beichsfiuanzgemoinschaft  sich  wieder  nicht 
in  Allem  genau  vergleichen  lassen,  wenigstens  nicht,  ohne  eingehende  Umrechnongen 
und  Verthcilung  der  Reichscinnahmen  und  Ausgaben  auf  Baiern,  wobei  es  nicht  ohne 
Conjeeturen  abgeht.  Um  indessen  die  Vergleichung  zwischen  Preussen  und  dem  zweit- 
grössten  deutschen  Staate  in  weitcrem  Maasse  zu  ermöglichen,  sind  unten  in  den 
Tabellen  32 — 35  die  Anthcilc  an  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuem  (nicht  auch  an  den 
übrigen  Kcichseiiinabmen)  nach  einer  dort  näher  angegebenen  Methode  der  Berech- 
nung mit  den  baieriscLen  Einnahmen  vereinigt  worden.  Es  ist  bei  Vergleichungen 
mit  Preussen,  Sachsen  u.  s.  w.  immer  daran  zu  denken,  dass  Baiem  seine  eigene 
Post-  und  Tolcgraphcnverwaltung  und  seine  eigene  Bierbesteacrung 
hat,  bis  1887  auch  seine  eigene  Branntweinbesteuerung  hatte,  daher  an  den 
bezüglichen  Reichseinnahmen  nicht  theilnimmt,  ferner  auch  im  Militairweson  eine 
mit  auf  die  finanzielle  Seite  etwas  rückwirkende  aparte  Stellung  einnimmt.  In  Folge 
dieser  Verhältnisse  wird  es  von  einem  kleinen  Theil  der  Beichsschulden,  nemlich  ge- 
wissen BeträüTcn  der  für  die  Kcichsmilitärverwaltung  und  weiteren  der  für  die  Reichs- 
post- und  Telegraphcnverwaltung  aufgenommenen  Anleihen,  nicht  mit  belastet.  Daher 
erfolgen  auch  für  Baiern  die  Berechnungen  für  die  gesetzliche  Belastung  mit  Matri- 
cularbeiträgen  im  Etat  unter  Berücksichtigung  dieser  Verhältnisse,  also  abweichend 
von  den  übrigen  Staaten,  soweit  diese  nicht,  wie  die  anderen  süddeutschen,  in  einigen 
Punctcfl  in  gleicher  Lage  wie  Baiern  sind.  Die  baierische  Belastung  mit  Matricular- 
bciträgen  ist  nothwcndig  relativ  etwas  stärker  in  Folge  dieser  Umstände  als  besonders 
in  Norddeutschland. 

Statistik  mehrfach  in  den  oben  genannten  Aufsätzen  von  Helfe  rieh,  Ehe- 
berg, Lotz,  für  die  frühere  Zeit  bei  Kudhart  B.  III,  besonders  in  den  Tabellen 
im  Anhang,  bei  v.  Reden,  vergleich.  Fin.stat.  I,  1.  Abth.,  §.  20  ff.,  in  der  Arbeit 
von  V  ecke,  Statistik  des  baier.  Staatshaushalts.  Zeitschr.  d.  baier.  stat.  Bureaus  1870. 
Für  die  ganze  Periode  von  1819—89  der  Aufsatz  mit  Tabellen  von  Wilh.  Burkhard 
im  Fin.arch.  XI,  1889,  S.  222  ff.  S.  auch  Fin.arch.  III,  S.  672,  V,  768  ff.,  (f.  1876—86). 
Jetzt  bes.  die  Tabellen  im  Statist.  Jahrb.  Baierns,  3.  B.,  S.  192  ff.  4.  B.,  S.  191  fL 
Die  Hauptdaten,  auch  in  früherer  Zeit,  im  Gothaer  Hofkalender.  Ergänzungen  un- 
mittelbar aus  Etats  und  Rechnungen.  Die  Materialien  der  unten  folgenden  Tabellen 
sind  diesen  verschiedenen  Quellen  entnommen,  die  vielfach  für  diesen  Zweck  genauer 
verglichen  und  durch  einander  ergänzt  werden  mussten.  Völlige  Gleichmässigkeit  des 
Materials    war    nicht    zu    erreichen,    aber    die  Vergleichbarkeit  wird  nach   unseren 


^)  Das  abgetretene  Gebiet  umfasste  10  Quadratmeilen  mit  33.000  Einwohnern, 
von  einem  Gcsammtgebiet  von  1390  Quadratmeilen  (nach  neuerer  Berechnung,  früherer 
Anschlag  1388)  mit  4.807.000  Einwohnern. 
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BerechnuDgen  in  den  Tabellen  dadurch  nicht  wesentlich  gestOrt.  Dio  frühere  Galden- 
währang  ist  zum  Vergleich  aof  Mark  nach  dem  Satze  von  1  fl.  gleich  1.71  M.  (rund) 
umgerechnet  worden.  Anf  welche  Sätze  (Bratto-,  Netto-,  Etats,  Rechnung  bezw.  wirk- 
liches Ergebnis»)  sich  die  ZiR'em  beziehen,  wird  an  betreffender  Stelle  angegeben.  Dio 
Tabellen  sind  soweit  als  möglich  ähnlich  constrnirt  wie  die  früheren  über  Preassen 
(S.  50  ff.K  um  dio  Yergleichnng  mit  diesem  zu  erleichtem.  Bei  dem  gleichgcbliebeneji 
Staatsgebiet  war  eine  zeitliche  Scheidung,  wie  bei  Preussen  ror  und  nach  1866,  nicht 
nothwendig.  Die  Einbeziehung  der  Antheile  an  den  Reichssteuern  nach  den  Zifiern 
dafiir  im  baierischen  Etat  ist  nicht  unmittelbar  zulässig,  weil  die  direct  in  der  Reichs- 
casse  Terbleibenden  Summen  dabei  fehlen.  Dio  im  baierischen  Etat  (wie  in  den 
anderen  Einzelstaatsetats,  auch  dem  preussischen)  stehenden  Einnahmen  aus  Ver- 
gütungen des  Reichs  für  Erhebung  der  Zölle  und  Steuern  bezichen  tich  wieder  nicht 
auf  die  in  Baiem  nach  den  Consumtions-  und  Ueberwälzungsverhältnissen 
wirklich  getragenen,  sondern  auf  die  kleineren  Beträge  dort  erhobener 
Zölle  und  Steuern,  lassen  also  auch  eine  unmittelbare  Herübernahmo  in  die  Rechnung 
der  baierischen  Steuern  nicht  zu.  (S.  ähnliche  Schwierigkeiten  bei  Preussen  oben 
S.  55,  Note  1.) 

§.  55.  Ertragsentwicklung  der  baierischen  Staats- 
steuern und  anderer  Einnahmen,  1820—98.  Die  folgenden 
Tabellen  32—34  ,  welche  ähnlich  wie  die  früheren  für  Preussen 
(S.  50  ff.)  entworfen  sind,  lassen  die  characteristischen  Entwicklungs- 
Verhältnisse  scharf  hervortreten.  Zum  Verständniss  ist  es  aber 
nothwendig,    die    diesen   Tabellen    beigefügten   Noten    genau    zu 

beachten.  (Tab.  32  auf  Seite  176.) 


^)  Bemerkungen  zu  den  Einnahmearten  der  Tab.  32.  Kat.  12  enthält  bis 
zur  Einfuhrung  der  gemeinsamen  Salzsteuer  im  Zollrerein  (1868)  den  Ertrag  der  Salz- 
stener  in  Regalform,  der  aber  mit  den  Einnahmen  aus  der  Salinen-  und  Bergwerksirer- 
waltung  verbunden  und  in  derTabelle  nur  schätzungsweise  eingesetzt  ist.  unter  der,  Tollends 
früher,  wohl  zutreffenden  Annahme,  dass  der  Reinertrag  dieser  Verwaltung  fast  ganz 
fom  Salzregal  herrührte.  Bei  13,  Gebühren  u.  s.  w.  auch  Strafen.  —  Bei  Kat.  F, 
Domänen,  Forsten  u.  s.  w.  auch  der  Ertrag  der  Staats -Oekonomien,  Gewerbe, 
Brauereien  u.  dgl,  dann  der  Forst-  und  Jagdgefällc,  auch  des  Rests  der  Bergwcrk- 
und  Salinenyerwaltung,  ferner  der  Ertrag  der  Dampfschiflfahrt  (Bodensee),  dos  Donao- 
Maincanals,  Frankentbaler  Canals,  der  Münze,  Gesetzblatt,  Druckerei,  Aerarialrento 
Ton  der  K.  Bank,  verschiedenartige  Renten  und  Zinsen,  besonders  Grundgefalle,  auch 
feste  Rente  (100,000  fl.)  von  Oesterreich,  und  (später)  verschiedene  verwandte  Ein- 
nahmen. —  Ganz  vollständig  sind  die  Einnahmen,  auch  die  ordentlichen,  wohl  für 
1820  und  1845  nicht,  doch  fehlen  nur  kleine  Beträge  eines  nicht  ganz  deutlichen 
Finanzcharacters. 

*)  Bemerkungen  zu  den  Rubriken  „um  1820".  S.  bes.  dio  Tab.  80 
bei  Budhart  III  in  der  Beilage,  womit  dio  Daten  in  der  Tabelle  von  W.  Burkhard 
im  Fin.arch.  VI,  234  fast  immer  genau  übereinstimmen,  doch  fehlt  in  letzterer  dio 
Ausscheidung  des  Ertrags  der  „Brauereien,  Oekonomien  und  Fabriken''.  Die  zweite 
eingeklammerte  Zahl  bei  6,  Familienstouer,  bezieht  sich  auf  einen  damals  erhobenen 
au  s's  erordentlichen  Zuschlag  zur  Familienstouer  fur  Staatsschuldentigung 
i508  000  fl  ).  Dieser  Betrag  ist  in  der  Summe  der  directen  Steuern  bei  A  und  aller 
Steuern  bei  I  nicht  mit  eingerechnet  worden.  —  Bei  der  Nr.  12  sind  am  Reinertrag 
von  2,080,300  fl.  der  Salinen-  und  Bergwerksverwallung  2  Mill.  Gulden  rund  als  Rein- 
ertrag des  Salzregals  (vielleicht  etwas  zu  hoch)  eingesetzt,  der  Rebt  bei  F  (Domänen 
u.  s.  w.)  eingerechnet  worden.  Kat.  E.  umfasst  hier  nur  die  Post.  —  Kat.  F:  Oeko- 
nomieen,  Fabriken,  Brauereien  rund  714,000  fl.,  Fo^^t-  und  Jagdgefällc  2,197.000  fl., 
GroDd-,  Zehent-,  gerichtsherrlicho ,  Lehengefälle  4  803,000  fl.,  aus  Münze  3300,  aus 
Gesetzblatt  16,300,  aus  Bcrgweiks-  und  Salinen  Verwaltung  (Rest)  80.000,  Osten.  Rento 
100,000  fl.  —  Die  Summe  aUer  Einnahmen  von  50,0f/0,000  M.  (29,24  Mill.  Gulden) 
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Schon  die  absoluten  Zahlen  der  Tab.  32  ergeben  als  besonders 
characteristische  Thatsachen  die  Stabilität  des  Grundsteuer-Ertrags, 


ia  der  Tabelle  fUr  die  Zeit  ?on  1820  (1819/20)  stimmt  mit  einer  amtliclien  Berech- 
nung im  statistischen  Jahrbuch  (4.  B.  f.  1898,  S.  191)  für  die  Jahre  1825/26  ziem- 
lich Qberein  (hier  48.838,000  M.).  Die  Gesammteiunahme  war  einschliesslich  einiger 
ausserordentlicher,  in  der  Tabelle  fortgelassener  Posten  nach  Budhart  32.04  Millionen 
Golden,  nach  W.  Burkhard  35.59  Mill,  Galden  (?). 

')  Bemerkungen  zu  den  Rubriken  um  1845.  Nach  der  Abrechnung  für 
1844/45  aus  der  Finanzperiode  1843/49  bei  v.  Beden  I,  1.  Abth.,  S.  21.  Bei  den 
directen  Steuern  sind  die  allgemeinen  Erhebungskosten  gleichmässig  auf  die  einzelnen 
dieser  Steuern  (2.81  7o  ^^^  Rohertrag)  repartirt  worden.  Die  eingeklammerte  Zahl 
bei  12  (Salz)  bei  Roh-  und  Reinertrag  nur  schätzungsweise,  bei  D  (Lotto)  die  Roh- 
ertragszifier  desgleichen,  aber  nur  mit  Veranschlagung  far  den  Yerwaltungsaufwand 
(also  excl.  Gewinn).  Die  Hat.  F  umfasst  hier:  Oekonomieen  und  Gewerbe  roh  rund 
741,000,  rein  200.000  fl.,  Forst-  und  Jagdgefalle  7,114,000  und  4,148,000  fl.,  grand- 
herrliche Gefälle  6,978,000  und  6,083.000  fl.,  Rest  ?on  Salinen  und  Bergwerken  (nach 
Abzo^  des  Salzregals  unter  12)  3,772000  und  150,000  fl.,  Gesetzblatt  28,000  und 
10,(K)0  fl.,  sonstige  kleinere  Regalien  32,000  und  31,000  fl.,  verschiedene  besondere 
kleinere  Abgaben  68,000  und  57,000  fl..  Reute  von  der  K.  Bank  in  Nürnberg  roh  und 
rein  47,000,  Osterr.  Rente  desgleichen  100,000,  zufällige  und  andere  Einnahmen 
15,000  und  8000  fl.  —  Die  Summe  des  Gesammtreinertrags  von  63.775.000  M.  bleibt 
etwas  hinter  der  im  stat.  Jahrb.  B.  4,  S.  181  angegebenen  Ziffer  (64,972,000  M.) 
zurück,  was  sich  ans  formellen  Rechnungsverschiedenheiten  erklären  muss.  Ein  Betrag 
Fon  52.0CK)  fl.  Wittwen-  und  Waisenfonds-Beiträge  ist  in  der  Ziffer  unserer  Tabelle 
nicht  mit  aufgenommen. 

*)  Bemerkungen  zu  den  Rubriken  um  1861/67.  Voranschlagsdaten 
rein  für  die  Etatsperiode,  bei  den  directen  Steuern  mit  den  Steuerbeischlägen  zu  den 
einzelnen  (etwas  abweichende,  aber  unter  einander  nicht  übereinstimmende,  Daten 
mit  Druck-  und  Rechenfehlern  bei  W.  Burkhard  a.  a.  0.  S.  222  und  226).  Bei 
Nr.  12  Salz  wieder  anschlag^weise.  Kat.  F  umfasst  hier:  rein  in  Gulden  Gewerbe 
und  Oekonomieen  306,000,  Forstgefälle  5  Mill.,  grandherrliche  u.  s.  w.  Gefälle  4,116,000, 
Rest  von  Salinen  und  Bergwerken  380.000,  Donaudampfschifffahrt  25,000,  Donau- 
Maincanal  26,000,  Nürnberger  Bank  150,000,  Gesetzblatt  12,000,  kleine  Regalien 
9000,  Zinsen  1500,  besondere  Abgaben  28.000,  Sonstiges  (incl.  Osterr.  Rente) 
271,000. 

^)  Bemerkungen  zu  den  Rubriken  um  1876.  S.  die  Daten  im  Fin.arch. 
V,  768  ff.  Nr.  10,  Malzaufschlag,  rein,  Schätzung,  in  den  beiden  Ziffern  incl. 
Uebergangssteuer  von  eingeführtem  Bier  und  Vergütungen  der  Gemeinden  für  Erbebnng 
des  Localmalzaufschlags ,  abzüglich  Rückvergütung  für  ausgeführtes  Bier.  —  Bei  den 
Zollen  und  anderen  indirecten  Steuern  (Nr.  11  und  12)  ist  hier  (und  ebenso 
in  der  Rubrik  1896/98)  eine  besondere  Berechnung  gemacht,  indem  der  auf  den  Kopf 
der  ReichsbevOikerung  fallende  Betrag  an  Zöllen  und  inneren  Verbrauchssteuern  (in 
1876,  bezw.  1876/77)  auch  für  die  baierische  Bevölkerung  zu  Grunde  gelegt  und  so 
der  hiernach  auf  diese  fallende  absolute  Brutto-  und  Nettoertrag  ermittelt  wurde. 
Die  Daten  nach  den  Tabellen  im  Statist.  Jahrb.  des  Deutschen  Reichs.  Man  bekommt 
so  wenigstens  Annäherungswerthe  für  Baiern,  aber,  wie  im  Texte  näher  dargelegt 
wird,  zu  günstige,  denn  die  betreffenden  Daten  ergeben  wohl,  was  Baiern  aus  den 
genannten  Rcichseinnahmen  zur  Berichtigung  der  ihm  zufallenden  Antheile  an  den 
Rdchslasten  erhält,  aber  nicht,  was  es  eigentlich  von  diesen  Zöllen  und  Steuern 
wirklich  trägt:  letztere  Last  ist  nach  der  muthmaasslichen  Gonsumtion  kleiner. 
Das  Verhälrniss  zwischen  Brutto-  und  Nettoeinnahme  zum  Theil  schätzungsweise. 
Netto  für  Tabaksteuer  c.  136,000,  für  Rübenzuckersteuer  c.  6,776,000,  für  Salzsteuer 
c.  4015.000  M.,  die  betreffenden  Zölle  unter  den  Zolleinuahmeu.  Verwandte  eigene 
Einnahmen  Baierns  sind  zugesetzt,  so  bei  Branntwein  (abgesehen  vom  Malzaufschlag) 
330,000  M.  (1876)  an  üeber^angssteuer  von  eingeführtem  Branntwein,  HafengefiÜle, 
Lagergelder,  Wägegebühren  33,000  M.,  gemischte  Einnahmen  264,000  M.,  alle  diese 
Posten  (brutto)  bei  Nr.  12  eingesetzt.  —  Bei  13,  Stempel  u.  s.  w.,  incl.  den  Antheil 
A.  Wagner,  FinanzwimenBohaft  lY.  12 
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das  Wachsthum  der  Erträge  der  tibrigen  directen  Steuern,  beides 
die  Folge  der  Steuerverfassung  und  deren  Ausbaues  für  die  nicht 
durch  die  Grundsteuer  getroffenen  Erträge,  aber  auch  der  stärkeren 
Entwicklung  der  Einktinfte  aus  beweglichem  Vermögen,  Gewerbe- 
betrieb, persönlichem  Verdienst  und  der  städtischen  Verhältnisse, 
also  wirthschaftlicher  Factoren,  welche  in  der  Richtung  der  Fort- 
bildung vom  Agrar-  zum  Industriestaat  gewirkt  haben  (s.  oben 
Aehnliches  in  Preussen  S.  57  ff.).  Welche  finanzielle  Bedeutung 
der  Malzaufpchlag,  die  Bierstcuer  fHr  Baiern  hat,  tritt  ebenfalls 
deutlich  hervor.  Aber  auch  das  Wachsthum  der  Erträge  der 
Stempel  und  Gebühren  fällt  finanziell  ins  Gewicht.  Die  eigenen 
Einnahmen  Baierns  aus  nicht  steuerrechtlichen  Quellen,  namentlich 
die  wichtigsten  davon  (Rnbrik  F)  aus  älterem  Domanialbesitz  ü.  dgl, 
die  domanialen,  Forst-  und  verwandten  Einkünffe,  zeigen  zwar 
auch  im  Reinertrag  eine  Steigerung,  aber  eine  viel  geringere,  als 
die  meisten  Steuererträge,  neuerdings  eher  eine  Einnahme- 
Verringerung,  eine  ähnliche  Erscheinung  wie  in  Preussen  (Tab.  1, 
4,  S.  50,  56).  Dies,  obwohl  die  vollständigere  Aufnahme  hierher- 
gehöriger Einnahmen  in  den  Etat  die  Summe  der  Erträge  eher 
steigern    miisste    (soweit    es  sich  nicht  um   Unternehmungen  mit 


an  Reichswechselstcmpel.  Kaf.  F,  Domänen  u.  s.  w.  amfasst  hier:  Bergwerk-,  HOttcn- 
und  Salincnvcrwaltung  brutto  7.944.000  netto  1,125  000  M.,  Münze  bezw.  637000 
und  247.000,  Bodensee-Dampfschifffahrt  432.000  and  108.000,  Donau-Main canal  164,000 
und  minus  163.000,  Frankenthaler  Canal  6700  und  minus  700,  Nürnberger  Bankrente 
netto  406  000.  Gesetzblatt  75.000  und  27.000,  Forst-  u.  s.  w.  Gefälle  31,372  000  und 
16.948.000,  Ockonomieen  und  Gewerbe  1,730,000  und  203.000,  Grandgeftlie  7,783,000 
und  7.773.000,  Zinsen,  Renten,  besondere  und  zufallige  Einnahmen  563,000  und 
539.000  M. 

6)  Bemerkunpren  zu  den  Rubriken  um  1896/98.  Voranschlag  (Finanz- 
gesetz). Darnach  Stat.  Jahrb.  B.  4,  nur  bei  Nr.  10,  Malzaufschlag  das  wirk- 
liche Er^ebniss  für  1897,  brutto  und  netto  abzüglich  Ausfuhnrergütang.  —  Bei 
Nr.  11  und  12,  Zölle  und  andere  indirecte  Steuern,  wieder  die  Demliche  Be- 
rechnangsweise  für  die  Anthcile  an  den  Reichsstcuern  wie  in  den  Rubriken  fllr  1876. 
Darnach  erpriebt  sich  ein  Anthcil  Baierns  von  rein  15.753.000  M.  an  der  Branntwein- 
steuer, 5.251.000  an  der  Salzsteuer,  von  1,360,000  an  der  Tabaksteuer,  ron  9,558,000 
an  der  Zuckersteuer,  incl.  einiger  eigenen  Einnahmen  Baierns  32,218,000  M.  Ebenso 
hier  die  gleiche  Berechnung  für  Baierns  Antheil  am  Reichsstempel  (rein  6.561,000 M.), 
bei  Nr  .13,  Stempel  u.  s.  w.  (zweite  Zahl  in  der  Tabelle  bei  Nr.  13).  Die  betKffeoden 
Reichscinnahmen  aus  1896,97  (s.  Stat.  Jahrb.  des  Reichs  für  1898,  S.  170  ff.).  Die 
Kat.  F.  Domänen  u.  s.  w.  umfasst  hier:  Oekonomieen  und  Gewerbe  1.655.000  M. 
roh,  387.000  M.  rein,  verschiedene  Verpachtungen  und  Notzangcn  551.000  nnd 
198,000,  Forstverwaltung  u.  s.  w.  31.571.000  und  15,203.000,  Berjcworke,  Hüttenwesen, 
Salinen  7,980,000  und  384,000.  Grundtrefällo  5,979.000  und  5.915,000,  Münze  356 
u.  67.000,  Bank  in  Nürnberg  rein  700.000,  Bodensee-Dampfschifffahrt  463,000  ü.  5000, 
Donau-Maincanal  108,000  u.  minus  93.000,  Main-Kettenfahrt  30,000  u.  minas  13,000, 
Frankenthaler  Canal  7500  und  1500,  Gesetzblatt  63,000  und  29.000,  verschiedenartige 
Zinsen,  Renten,  zufällige  und  vermischte  Einnahmen  899,000  und  889,000  M. 
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i  dem  Donau  -  Maincanal  handelt).  Die  baierischen 
hnen  geben  über  die  Lasten  der  in  Baiern  getrennt 
(gen  Staatsschuld  gehaltenen  Eisenbahnschuld  hinaus, 
en  Schwankungen,  neuerdings  auch  wieder  lieber- 
he  itir  den  Staatshaushalt  mit  verwendbar  sind,  aber 
ssischen  (Tab.  4,   S.  56)   halten  diese  freilich  keinen 

Baiem  entfallende  Antheil  an  den  Reichsstenern, 

der  Note  5  zu  Tab.  32  angegebenen  Methode  berechnet, 

lebe    ungemein    grossen    finanziellen  Vor- 

ern    aus    seiner    Stellung    im    Reiche,    wie 

dem    im   Zollverein,   hat.    Dies  tritt  noch  mehr 

1  man  die  hier  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse 

^.   Während  man  in  Prenssen  nach  seiner  Bevölkernngs- 

60  %  der  Reichsbevölkernng,  seiner  Vertheilung  der 

Erwerbsarten,  seinen  Gonsumtions-  und  Geschäftsver- 

mnehmen  kann,   dass  hier  die  Belastung  durch  Zölle 

keichssteaem  dem  Reichsdurchschnitt  entspricht,  wabr- 

)ch   höher  ist  (o.  S.  55,  Note  1),   wird  in  Baiern  die 

lastung  der  dortigen  Bevölkerung  mit  diesen  Reichs- 

3rmuthlich  unter  dem  Reicbsdurcbschnitt  zurückbleiben. 

)ezieht  Baiern  nach  dem  Vertheilungsmaassstab  dieser 

lach  deren  directer  Verwendung  zur  Deckung  von  Reichs- 

m  welchen  mindestens  die  seiner  Bevölkerung  (gegen- 

7o   der  Reichsbevölkerung)  entsprechende  Quote  auf 

ichnen  ist,  reell  einen  ebenso  grossen  Antheil  an  jenen 

Preussen  (und  überhaupt  als  Norddeutschland).   Seine 

mtion  an  zoll-  und  reichssteuerpflichtigen  Waaren  und 

ehmende  Minderbetheilignng  an   reichssteuerpflichtigen 

Iften   mag  finanziell   durch   den    grösser    und  stärker 

baierischen  Bierconsum  ausgeglichen  werden.   Aber  da 

Bierstener  für  sich  allein  hat,  bleibt  ihm  der  finanzielle 

eil.  Durch  die  etwas  stärkere  Belastung  mit  Matricular- 

Td  dieser  Vortheil  nicht  ausgeglichen.  Wenn  anderseits 

id  die  übrigen  Staaten  (ausser  Württemberg)  mehr  au 

elegrapfaenüberschüssen  als  Baiern  und  wenn  Preussen 

n  Eisenbahnüberscfattssen  bezieht,  so  beruht  erstercs  ja 

nwilligen  Festhalten  Baierns  an  seiner  eigenen  Post  und 

iphie,   und  letzteres  wieder,   wie  in  Sachsen  und  den 

aaten  mit  eigenen  Staatsbahnen,   auf  der  ablehnenden 

12* 
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Haltung  gegenüber  dem  Reichseisenbahnprojeet.    Volenti  non  fit 
injuria^). 

Die  folgenden  beiden  Tabellen  33  und  34  mit  den  Relativ- 
zahlen  lassen  die  angedeuteten  Entwicklangen  noch  prägnanter 
hervortreten. 


Tab.  33.    Entwicklung:    der    Erträge    der    einzelnen    Staatseinnahme- 
zweige  in   Baiern  1820—98,  einschliesslich  Antheil  an  Reichsstcuern 

in  ßelativzahlen'). 


I.  In  Procenten  vom   Reinertrag 

1.  Directe  Steuern     .    . 

2.  Alle  anderen  Steuern 

A.  Summe  1  und  2 

3.  Post  u.  8.  w.     .     .     . 

4.  Domänen  u.  s.  w.^)     . 

5.  Eisenbahnen  netto*) 

B.  Summe  3 — 5  .     . 

II.  Progression.. 

6.  Realsteuern  rein    .     .     .     . 
7    Gewerbe-  u.  Personalst,  rein 

0.  Directe  (mit  Hundest.)  . 

D.  Alle  and.  Steuern  rein 

E.  Steuern   überhaupt  rein 

8.  Post  u.  s.  w.  rein      .     .  . 

9.  Domänen  u.  s.  w.  rein    .  . 
10.  Eisenbahnen  netto    .     .  . 

F.  Summe  8—10    .      .  . 

G.  Reinertrag  im  Ganzen  . 


1820 

1845 

1861/67 

1876 

1896/98 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

30.3 

17.0 

22.4 

18.3 

16.0 

41.6 

51.3 

51.2 

54.3 

68.2 

71.9 

68.5 

73.6 

72.5 

84.2 

1.1 

1.2 

1.4 

0.6 

1.1 

27.0 

30.3 

25.0 

24.6 

11.1 

— 

0.0 

2.3 

3.6 

28.1 

31.5 

26.4 

27.5 

15.8 

100.0 

70.6 

98.9 

107.0 

137.7 

100.0 

75.1 

137.4 

232.7 

573.8 

100.0 

72.7 

105.3 

132.7 

224.2 

100.0 

157.8 

174.8 

285.7 

697.6 

100.0 

121.4 

145.5 

221.2 

498.1 

100.0 

127.7 

177.0 

110.0 

407.0 

100.0 

142.8 

130.5 

199.5 

174.4 

— 

— 

— 

100.0 

304.7 

100.0 

142.6 

132.5 

214.0 

239.2 

100.0 

127.3 

141.8 

219.1 

425.1 

^)  Allerdings  wird  bei  der  obigen  Deduction  angenommen,  dass  die  Zolle  und 
Steuern  auf  den  Preis  ttberwälzt  und  von  den  Consumenten  getragen  Verden,  das 
immer  Problematische  in  dieser  Frage  (s.  o.  S.  168),  was  aber  doch  im  Ganzen  muth- 
maasslich  zutrifft.  Die  wirkliche  Consumtion  zoll-  und  steuerpflichtiger  Waaren  in 
den  Einzelstaatcn  ist  ziüernmässig  nicht  bekannt  und  insofern  die  obige  Annahme  fiir 
Baiern  nicht  streng  bewiesen,  aber  nach  allgemeiner  Annahme  erfahrener  Lente  ent- 
spricht sie  der  Wirklichkeit,  ist  auch  gerade  bei  dem  starken  baierischen  Bierconsam 
von  vornherein  wahrscheinlich.  Die  Productions-,  Verkehrs-,  besonders  Eisen- 
bahn- und  Schififahrtsstatistik  gäbe  übrigens  die  Materialien  zu  einer  annähemngs- 
weisen  Berechnung.  —  Solange  die  directe  Steuerverfassung  so  verschieden,  wie 
zwischen  Baiern  und  Prcussen  ist,  fehlt  es  natürlich  an  einigermaassen  brauchbaren 
Daten  zur  Feststellung  und  Vergleichung  der  wirthschafdichcn  Leistnngs-  und  Stener- 
fähigkeit  der  Bevölkerung  dieser  beiden  wie  anderer  deutschen  Staaten.  —  Die  obige 
Annahme  über  die  finanziell  günstige  Stellung  Baiems  im  Reiche  beruht  aach  noch 
auf  der  Voraussetzung,  dass  die  Rcichsausgaben  für  einen  modernen  Staat,  wie  das 
Reich  und  wie  jeder  deutsche  Einzelstaat,  durch  die  Verhältnisse  einmal  geboten  sind, 
also  von  jedem  Theil  gleichmässig  mit  getragen  werden  mUssten.  Erstercs  trifft 
sicherlich  zu;  Baiern  (und  zum  Theil  überhaupt  Süddeutschland)  tragen  aber  tat- 
sächlich nicht  voll  ihren  gebührenden  Antheil,  d.  h.  Norddeutschland,  namentlich 
Prcussen,  tragen  immer  noch  verhältnissmässig  etwas  mehr  von  der  Finanzlast  für 
„des  Reiches  Wehr  und  Waffen'*  —  wie  seit  Jahrhunderten,  so  auch  heute  noch. 

*)  Nach  den  Daten  der  Tab.  32  berechnet. 

3)  Kategorie  F  der  Tab.  32. 

*)  „Netto'*,  d.  h.  nach  Abzug  der  Kosten  (Zinsen  u.  s.  w.)  der  Eisenbahnschuld 
vom  Betriebsüberschuss.     Ebenso  bei  10  und  bei  B,  F  und  G. 


StaatssteuersUtistik.  Igl 

Tab.  M.    Yertheilang   der  Staatssteaerarten   in  Baiern  1820—98,  ein- 
schliesslich Antheil  an   Roichsstenern,  in  lielativzahlen^). 

Procente    vom    reinen    Gesammt- 

steuerertrag.  1820  1845  1861/67  1870  1896/98 

1.  Grundsteuer  D.s.  w.«)     .    .    .  32.7  17.9  20.9  14.0           6.2 

2.  Haussteuer 2.2  2.4  2.7  2.8            3.4 

A.  ßealsteuern 34.9  20.3  23.6  16.8  9.6 

3.  Gewerbesteuer 3.7  3.1  4.2  4.0  4.2 

4.  Familien-,  Einkommensteuer     .  3.6  1.4  0.8  1.4  1.6 

5.  Kapitalrentensteuer     ....  —  —  1.8  2.2  2.7 

B.  Personaisteuemu.s.w.3— 5      7.3  4.5  6.8  7.6  8.5 

6.  Hundesteuer —  —  —  0.8  1.0 

I.  Directe  Steuern  A  u.  B  42.2  24.8  30.4  25.2  19.1 

7.  Malzaufschlag 22.0  21.8  20.3  24.3  19.1 

8.  Zölle  u.  s.  ▼ 9.4  23.1  20.8  15.6  27.3 

9.  Andere  indirecte  Steuern    .     .  9.4  9.4  9.8  14.5  18.0 

IL  Indirecte  7—9    .    .    .  42.8  54.3  50.9          54.4  64.4 

III.  Stemp.,Erbsch.,  Lotto  17.0  20.9  18.7         20.4  16.5 

Summe  I— III      ....  100.0  100.0  100.0  100.0  100.0 

absolut  Mill.  M.    .  35.96  43.65  52.31        79.53  179.09 

Verhältniss  von  A :  B,  wie  100 :  20.9  20.2  28.9          45.2  88.5 

„    I-.H,  wie  100:  101.4  219.0  167.4  215.9  337.2 

Auch  hier  ist  wieder  die  Vergleichung  mit  den  ebenso  con- 
stroirten  Tabellen  2  und  6  (S.  54  und  58)  für  Preussen  von  be- 
sonderem Interesse.  Im  Ganzen  ergiebt  sich,  dass  unter  dem  Ein- 
flnss  der  neuesten  Entwicklung  der  Beichssteuererträge  und  der 
Antheile  Baiems  daran,  sowie  in  Folge  des  Zurückbleibens  der 
Domanial-  und  Eisenbahnüberschüsse  der  baierische  Staatshaushalt 
gerade  neuerdings  stärker  steuerwirthschaftlich  gestaltet  ist,  als 
früher,  während  sich  in  Preussen,  trotz  sonst  gleicher  Verhältnisse, 
lediglich  unter  dem  Einflnss  der  riesigen  EisenbahnUberschüsse, 
eine  entgegengesetzte  Gestaltung,  mehr  in  der  domanialwirthschaft- 
lichen  Bichtung  (die  Eisenbahnen  zu  dieser  Einnahmeart  mit  dazu 
gerechnet)  zeigt.  Die  Daten  der  Tab.  33  und  34  sind  sonst  nament- 
lich lehrreich  zur  Verfolgung  der  Verschiebungen  zwischen  den 
verschiedenen  Steuerarten  und  einzelnen  Steuern.  Auch  hier  bietet 
die  Vergleichung  mit  Preussen  (besonders  Tab.  3,  S.  54  und  7, 
S.  59)  Interesse.  Der  Umstand,  dass  in  letzteren  Tabellen  die 
Proportionen  der  Boherträge,  in  den  baierischen  diejenigen  der 
Beinerträge  berechnet  sind,  stört  die  Vergleicbbarkeit  der  Daten 
nicht  wesentlich.  Das  starke  Zurückbleiben  der  directen  hinter 
den  indirecten,  der  Beal-,  besonders  der  Grundsteuer  hinter  den 
anderen  directen  Steuern  ist  symptomatisch.  Auch  hier  wie  in 
Preussen  (S.  60)  weist  dies  auf  die  weiteren  Aufgaben  der  Steuer- 
politik und  deren  wttnschenswerthe  Bichtung  hin. 

^)  EbenfaUs  nach  den  Daten  der  Tab.  32  berechnet. 

*)  Bis  einschl.  1845  einschl.  Dominicalstener,  in  1820  auch  einschl.  Zugyiehsteacr. 
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Die  obigen  Tabellen,  welche  nur  einzelne,  im  Ganzen  die  Epochen  characteri- 
eirende  Jahre  enthalten,  finden  in  anderen  Materialien  der  baierischen  Staatsstener- 
statistik  ihre  Ergänzung,  übrigens  wesentlich  eine  Bestätigung  unserer  Ergebnisse. 
S.  die  Tabelle  in  W.  Burkhard's  Aufsatz  im  Fin.arch.  VI,  S.  226.  Sie  macht  got 
ersichtlich,  wie  zwischen  1819/25  und  1888/89  die  Grand-  und  Hausstouer,  ferner 
die  dirccten  Steuern  eine  immer  kleinere  Quote  des  Budgets,  und  zwar  erstere  beiden 
auch  der  directcn  Steuern,  ausmachen.  Zuerst  waren  die  Grand-  und  Hausateoer  23, 
zuletzt  6.2,  die  directen  Steuern  27.5  und  10.3  %  des  Budgets,  jene  zwei  Steuern  bezw. 
82.4  und  59.1  ^Iq  der  directen.  Die  Personalsteuern  sind  von  17.6  auf  40.9  %  der 
directcn  gestiegen.  Die  Quoten  der  indirecten  Steuern  (rein-baierische  und  der  aber- 
wiesenen Anthcile  an  Zollvereins-  und  licichsabgaben),  speciell  des  Malzaufschlags 
(anfangs  wie  am  Schluss  13.4  Vo  ^^^  Budgets) ,  dann  der  Stempel,  Gebühren  u.  s.  w. 
vom  Budget  sind  dagegen  ziemlich  die  gleichen  geblieben.  (Die  Qnotenberccbnungen 
Burkhard's  für  die  8.  Finanzperiode  enthalten  Fohler  bei  den  directen  Steuern).  — 
Im  Statist.  Jahrb.  B.  4,  S.  200  findet  sich  eine  Statistik  der  Bruttoerträge  der  einzelnen 
directen  Steuern  (ohne  Hundesteuer)  und  der  Quoten  der  einzelnen  vom  Gesammt- 
betrage  von  1837—1895.  Der  letztere  hat  sich  von  11.28  auf  31.09  Mill.  M.,  auf 
den  Kopf  von  2.61  auf  5.36  M.  gehoben.  Die  Quote  der  Grundsteuer  ist  in  der 
ganzen  Periode  von  69.59  auf  36.96  ^/o  von  allen  directen  gesunken,  der  Haussteuer 
von  8.04  auf  18.84,  der  Gewerbesteuer  von  11.50  auf  21.79,  der  Kapitalrentensteucr 
von  1856 — 95  von  5.91  auf  14.45,  der  Einkommensteuer  in  derselben  Zeit  ron  2.77 
auf  7.96  %  gestiegen  und  zwar  ist  die  Richtung  der  Bewegung  dieser  Quoten  fast 
durchaus  eine  stetige,  von  Jahr  zu  Jahr,  in  den  genannten  Zeiträumen. 

Zum  Schlu8S  bringt  die  Tabelle  35  Kopfqaotenberecfa- 
nungen  für  die  ganze  Periode  1820—1898,  ähnlich  den  früheren 
für  Preussen  (Tab.  8,  S.  61)  und  für  Sachsen  (Tab.  26,  S.  121). 

Tab.  35.    Baierische  Staatseinnahmen,  besonders  Steuern,  einschliess- 
lich Antheile  an  Keichssteuern,  1820—1898.    Kopfquoten  in  Mark.^) 

Einnahmeart  (rein)  1820         1845      1861/67       1876      1896/98 

1.  Grundsteuer 2.70  1.60  2.30  2.21  1.86 

2.  Dominicalsteuer 0.21  0.14  —  —  — 

3.  Zugviehsteuer 0.21  —  —  —  — 

4.  Haussteuer 0  21  0.24  0.30  0.44  1.03 

A.  Kealsteuern  u.  dgl.  1—4     .  3.33  1.98  2.60  2.65  2.89 

5.  Familiensteuer 0.34  0.14  —  —  — 

6.  Gewerbesteuer 0.36  0.30  0.46  0.64  1.30 

7.  Kapitalrentensteuer —  —  0.20  0.35  0.81 

8.  Einkommensteuer —  —  0.09  0.22  0.46 

B.  Andere  directe  2—8  .    .      0.70  0.44  0.75  1.21  2.57 

9.  Hundesteuer —  —  —  0.11  0.27 

I.  Directe  1—9    ....      4.03  2.43  3.36  3.98  5.73 

10.  Malzaufsclilag 2.10  2.14  2.23  3.83  5.78 

11.  Zölle  u  s.  w 0  90  2.26  2.30  2.46  8.26 

12.  Andere  indirecte  Steuern      .     .  0.90  0.91  1.08  2.27  5.43 

II.  Indirccte  10— 12     .     .  3.90  5.31  5.60  8.54  19.47 

III.  Vcrkebrssteuern  .     .       1.22.  1.46  2.06  3.20  5.00 

IV.  Lotterie 0.39  0.58  —  —  _ 

Summe  Steuern      .     .     .       9.51  9.79        11.01         15.72        80.20 

V.  Post  u.  s.  w 0.15  0.18  0.21  0.13  0.40 

VI.  Domänen,  Forsten  etc.  3.58  4.33  3.72  5.34  3.98 

VII.  Eisenbahnen  netto    .  —  —  —  0.51  1.31 

Summe  V— VII    ....  3.73  4.51  3.93  5.98  5.69 

„      I— Vn     ....  13.25  14.30  14.95  21.70  35.90 


*)  Ebenfalls  nach  den  Daten  der  Tab.  32  berechnet,  die  Kategorieen  die  gleichen 
wie  dort  (Verkehrssteuern,  Nr.  III:  Taxen,  Stempel,  Gebühren,  Strafen,  Erbschafts- 
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Die  VerschiebaDgen  der  Belastungen  mit  den  einzelnen  Steuern 
ergeben  sich  hier  noch  deutlicher,  so  zwischen  den  einzelnen 
directen  und  zwischen  den  gesammten  directen  und  indirecten 
Stenern:  starke  Abnahme  der  Grundsteuer,  starke  Zunahme  der 
Haas-  und  Gewerbesteuer,  auch  der  Kapitalrenten-  und  Einkommen- 
steuer seit  deren  Einführung,  grosses  Wachsthum  des  Ertrags  des 
Malzaufschlags,  aber,  unter  dem  Einfluss  der  oben  dargelegten  Be- 
ziehungen zum  Reiche,  noch  grösseres  der  Zölle  und  indirecten 
Steuern,  auch  der  Verkehrssteuern  (Stempel,  Gebühren,  mit  Erb- 
schaftssteuer). Die  grossen  Belastungen  mit  dem  Malzaufschlag 
trägt  die  baierische  Bevölkerung  auch  wirklich  (theils  der  Consu- 
ment,  theils  andere  mit  der  Production  und  dem  Geschäft  des  Biers 
beschäftigte  Kreise).  Die  noch  stärkere  Belastung  mit  Zöllen  und 
indirecten  Steuern  wird  aber  nicht  ganz  von  der  baierischen,  sondern 
nach  den  früheren  Ausführungen  etwas  mit  von  der  übrigen  Reichs-, 
namentlich  norddeutschen,  Bevölkerung  getragen,  während  die  bezüg- 
lichen Einnahmen  Baiern  als  einem  Theil  des  Reichs  mit  zu  Gute 
kommen.  Mit  daraus  erklärt  sich,  dass  die  baierische  Kopfbelastung 
mit  indirecten  und  Verkehrssteuern  jetzt  nach  der  Tabelle  höher  er- 
scheint als  die  preussische  (s.  o.  Tab.  8,  S.  62).  Gleiches  gilt  von  der 
Gesammtbesteuerung.  Auch  die  directe  Besteuerung  belastet  den  Kopf 
80  ziemlich  während  des  ganzen  Jahrhunderts,  auch  gegenwärtig, 
höber  als  in  Preussen.  Die  Daten  der  Tab.  35,  verglichen  mit  den- 
jenigen der  Tab.  6,  lassen  das  ziffernmässig  nicht  einmal  so  stark 
hervortreten,  wie  es  sich  in  der  Wirklichkeit  verhält,  weil  die  preuss- 
ischen  Zahlen  der  Steuern  sich  auf  den  Roh-,  die  baierischen  sich  auf 
den  Reinertrag  beziehen.  Dagegen  sind  in  Preussen  die  übrigen  nicht 
steuerrechtlichen  Einnahmen,  namentlich  in  Folge  der  grossen  Eisen- 
bahnüberschüsse, viel  höher  als  in  Baiern,  obgleich  der  ältere  Doma- 
nialbesitz  in  Baiern  mehr  als  in  Preussen  ergiebt,  besonders  Dank 
der  Forsterträge.  Es  tritt  auch  hier  wieder  der  grosse  finanzielle  Vor- 
theil  der  preussischen  Eisenbahnverstaatlichung  hervor:  sie  hat  in 
Preussen  es  möglich  gemacht,  mit  weniger  Steuern  auszukommen  als 
in  Baiern,  obwohl,  nach  den  früheren  Erörterungen,  reell  eigentlich 
Preussen  etwas  mehr  von  den  Reichssteuern  (daher  für  Baiern 
etwas  davon  mit)  trägt,  als  ihm  bei  richtiger  Vertheilung  der  Be- 
lastungen zukäme.  In  der  Tab.  6  kommt  das  nicht  einmal  so  zum 


Steuer;  Domänen  n.  s.  w..  Nr.  VI,  alle  betreffenden  oben  in  dieser  Kategorie,  Tab.  32 
nnter  F,  zasammengefiasste  Einnahmen;  Eisenbahnen,  Nr.  YII,  die  Uebcrschtlsse  nach 
Abzog  der  Schnldlast). 
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VorscheiDy  weil  die  Reiehssteuern  hier  auch  nur  mit  den  Dorch- 
schnittsbeträgen  der  Belastnng  im  Reieh  für  Prenssen  angesetzt 
sind.  Einige  der  für  Freassen  abgeleiteten  Entwicklangsthatsachen 
(S.  62,  63)  zeigen  sich  übereinstimmend  in  Baiem:  das  relative 
Zurückbleiben  der  directen  Steuern,  der  älteren  DomaDialeinnahmen, 
das  immer  stärkere  Vorantreten  der  indirecten  und  der  Yerkehrs- 
steueru,  wobei  sich  die  baierische  Bierbestenerung  noch  besonders 
geltend  macht.  DerCousum  der  Bevölkerung  trägt  daher 
auch  in  Baiern  in  wachsendem  Maasse  die  Steuer- 
last, aber  nicht  ebenso  wie  in  Preussen  auch  der  all- 
gemeine Verkehr  (in  den  Eisenbahn-  und  Posteinnahmen), 
welcher  eben  in  Preussen  entwickelter  ist  (S.  63).  Gerade  die 
Nothwendigkeit,  trotz  der  günstigea  Finanzergebnisse  der  Biersteuer, 
der  Stempel-  und  Rechtsgebühren,  der  Forsten,  und  der  so  über- 
aus günstigen  finanziellen  Stellung  Baierns  im  Reiche,  die  directe 
Staatsbesteuerung  schon  jetzt  höher  zu  halten  als  in  Preussen  seit 
der  Miquerschen  Reform,  und  sie  wahrscheinlich  noch  ergiebiger 
für  den  Staat  machen  zu  müssen,  weist  wieder  auf  das  dringende 
Bedürfniss  tiefer  greifender  Reform  der  directen  Steuern  hin.  In 
ihrer  gegenwärtigen  und  auch  in  ihrer  durch  die  neueste  Revision 
erlangten  Gestaltung  stellen  sie  kein  geeignetes  Tragwerk  für  die 
Erträge  dar,  welche  der  Staat  und  neben  ihm  noch  die  Gemeinden 
und  Verbände  nothwendig  aus  ihnen  ziehen  müssen.  Indessen  zur 
Würdigung  der  directen  Staatsbesteuerung  ist  auch  noch  die  Ver- 
fassung der  directen  Communalbesteuerung  mit  zu  beachten,  weil 
deren  leitendes  Hauptprincip  ist,  dass  sie  nur  in  der  Form  von 
Zuschlägen  zu  den  directen  Staatssteuern  besteht  (§.  57). 

b.   Die   baierische   Communalbesteuerung. 

Das  besondere  fiuanzwlssenschafüichc  Intercsso  dieser  Bestenerang'  liegt  in  dem 
eben  erwähnten  unmittelbaren  Anschluss  der  directen  Steuern  (der  „Um- 
lagen'') an  die  betreffenden  Staatsstenern;  ferner  in  der  ausgedehnten  com- 
munalen  Verbrauchsbesteuerung. 

§.56.  Allgemeine  Gestaltung  des  Gommunalwesens 
(Gemeinden  und  Verbände).  In  Baiem  bestehen,  wie  in 
Preussen,  dreierlei  communale  Selbstverwaltungskörper,  die  Ge- 
meinden (politische  Ortsgemeinden),  die  Distriete  (Districts- 
gemeinden)  und  die  Kreise  (Kreisgemeinden),  alle  drei Kategorieen 
mit  eigenem  Haushalt  und  besonderer  Finanz-  und  Stenerverfassnng. 
Die  Ortsgemeinden  zerfallen  nach  der  festgehaltenen  historischen 
Verfassung  auch  noch  in   deren  neuester  Gestaltung,    wie    meist 
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chland  (S.  64),  im  rechtsrheinischen  baierischen  Ilanpt- 
e  Städte  nnd  die  Landgemeinden.    Die  Städte  haben 
1  kleineren  Theil  die  eigentliche  Stadtverfassnng,  im 
grosseren,   die  Mehrzahl  der  kleineren  hat  die  Land- 
Bssang.    Die  bedeutenderen  Städte  haben  als   soge- 
ittelbare''  eine  etwas  gesonderte  Stellung,   namentlich 
ictsexemt,  ähnlich  wie  die  preussischen  kreisexemten 
politischen  Gemeinden  umfassen  vielfach  selbst  wieder 
chaften  (durchschnittlich  über  6),  welche  zwar  nicht 
Ibständige  öffentliche  Körper  sind,  aber  doch  innerhalb 
m  Gemeinde,  zu  der  sie  gehören,  eine  aparte  Stellung, 
kneten  auch    für  Finanzangelegenheiten,    einnehmen 
1er  Regel  gehört  jedes  Grundstück  zu  einer  Gemeinde, 
noch  jetzt,  wie  früher,  grössere  Waldungen,  auch  Ge- 
sen,  ausserhalb  des  Gemeindeverbandes.    In  der  Pfalz 
der  französischen  Zeit  her,  die  einheitliche  Geroeinde- 
Qr  Städte  und  ländliche  Ortschaften.    Die  D  ist  riete 
irch  die  neuere  Gesetzgebung  (1852)  förmliche  Selbst- 
LÖrper    mittlerer    Ordnung  („Districtsgemeinden")    gc- 
bei  an  die  Verwaltungseintheilnng  des  Landes  ange- 
e  (die  Amtsbezirke,  in  der  Pfalz  die  Cantone),  unter 
der  unmittelbaren  Städte.    Die  „Distriete^^  entsprechen 
chen  ,,Kreisen*',  aber  gemessen  dem  Staate  gegenüber 
ilbständigkeit  Die  baierischen  (8)  „Kreise'^  (,,Kreis- 
)  sind  aus  blossen  Verwaltungsabtheilungen  des  Staats- 
reise'', „Regierungsbezirke'')  ebenfalls  erst  durch  die 
lg  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  zu  eigenen  Selbstver- 
'pem  höchster  Ordnung  schrittweise  entwickelt  worden 
%  1846,  vornemlich  und  abschliessend  1852).    Sie  um- 
Mstrictsgemeinden  und  die  unmittelbaren  Städte  als  ihre 
iud  entsprechen  im  Ganzen  den  preussischen  ., Provinzen" 
rwaltungskörper.  Gerade  auf  tinanziellem  Gebiete  haben 
rössere  Bedeutung.    Es  sind  demnach  in  Baiern  neben 
3aushalte  und  den  Staatssteuern  Gemeinde-,  Districts- 
;meinde-)  und  Kreis-  (Kreisgemeinde-)  Haushalte  und 
Steuern  zu  unterscheiden. 

rn  ist  die  Selbständigkeit  der  Gemeinden,  auch  der  Städte,  dem  Staate 
nde  am  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  in  der  letzten  Zoit  des  Kurfürstun- 
*r  ersten  des  neoen  Königreichs  (1802,  1807,  Gcmcindecdict  vom  24.  Sept. 
lieh  eingeschr&nit,  in  mancher  Beziehung,  auch  auf  ünanzicllcm  Gebiete 
vordon,  im  Geiste  französischer,  specicll  napoleonischer  politischer  An- 
md  Rechtsgnudsltze.  Die  entgegengesetzte  Richtung  kam  erst  nach  und 
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nach  in  der  constitutionellen  Aora  von  1818  an  wieder  in  der  Gesetzgebung  *  zur 
Geltung ,  wie  das  die  Verfassung  auch  ausdrücklich  in  Aussicht  stellte  (V.  ?.  1817, 
bes.  Gemeindecdict  für  das  rechtsrheinische  Gebiet  vom  17.  Mai  1818,  nebst  dem 
Gesciz  vom  22.  Juli  1819  über  die  Umlaufen  fUr  die  GemeindebedUrfhisse ,  Revision 
des  ersteren  durch  Gesetz  vom  1.  Juli  1834).  In  der  Pfalz  blieb  im  Wesentlichen 
das  französische  Gemeinderecht  mit  kleineren  Veränderungen  bestehen.  Erst  durch 
die  Gesetzgebung  von  1869  ist  das  baierische  Gemeinderecht  im  Sinne  umfassenderer 
communaler  Selbständigkeit  neu  geordnet  worden  (zwei  Gemeindeordnungen,  fOr  das 
rechtsrheinische  Baiern  und  die  Pfalz,  vom  29.  April  1869).  Novellen  d&zu  sind 
Gesetze  vom  19.  Jan.  1872  und  speciell  fUr  die  Pfalz  vom  17.  Juni  1896.  In  Betracht 
kommt  ferner  noch  das  Gesetz  über  Verwaltungsrechtspflege  vom  8.  Aug.  1878.  Auch 
die  hier  nicht  näher  zu  verfolgende  eigenartige  baierische  Gesetzgebung  über  Heimath- 
recht  und  Armenpflege  sei  noch  erwähnt.  S.  Pözl,  baier.  Verfass. recht,  5.  A.  1877, 
§.  90  ff.,  Seydel  im  Marquardsen'schen  Sammelwerk  III,  1.  Ualbb.,  1888.  S.  43  ff«, 
ders.  in  seinem  selbständigen  Werke  Über  baier.  Staatsrecht  B.  III,  Art  Gemeinde 
von  Jolly  im  Wörterb.  d.  Verw.  I,  496.  Commentare  u.  dgl.  von  Schöller  und 
Mayer,  von  Weber  (rechtsthein ) ,  Medicus,  Wand  (Pfalz).  —  Die  eudgUtige 
Constitnirung  der  Districtsgemeindcnals  wahrer  besonderer  SelbstverwaltungskOrper 
erfolgte  erst  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1852  über  die  Districtsräthe  (auch  fdr 
die  Pfalz  giltig).  Vorher  gingen  im  rechtsrheinischen  Baiern  Districtsgemeinden, 
welche  aus  mehreren  Ortsgemeinden  für  gewisse  Gemeinschaftszwecke  gebildet  waren, 
aber  nicht  das  Recht  der  juristischen  Persönlichkeit  hatten  (1812,  Bestimmungen  im 
Gesetz  über  Gemeiudeumlagen  vom  22.  Juli  1819  und  im  besonderen  Gesetz  über  die 
Behandlung  der  Districtsumlagen  vom  11.  Sept.  1825).  Zu  dem  Gesetz  von  1852  tritt 
auch  hier  noch  das  Gesetz  Über  Verwaltungsrechtspflege  von  1878.  Districtsdotation 
aus  Staatsmitteln  durch  Finanzgesetz  von  1892,  zugleich  auch  fUr  die  districtsezemten 
unmittelbaren  Städte,  s.  u.  in  §.  58.  S.  Pözl  a.  a.  0.  §.  123  ff.,  Seydel  im  Mar- 
quardsen  §.  43,  54  ff.,  ders.  in  s.  Staatsr.  Baierns,  B.  III  und  im  Art  Districtsgemeinden 
im  Wörterb.  d.  Verw.  I,  280,  eb.  v.  Stengel  Ergänz.b.  II,  30,  Gommentar  von  K. 
Bratcr  in  Dollmann's  Gcsetzgebang  Baierns  II,  B.  1.  —  Die  Bildung  der  Kreis- 
gemcinden  als  wirklicher  öffentlich  rechtlicher  und  privatrechtlich  selbständiger 
(juristische  Persönlichkeit  besitzender)  Körper  geschah  ebenfalls  erst  durch  ein  Gesetz 
vom  28  Mai  1852  über  die  „Landräthe*'  (so  heisst  hier  das  aus  theils  gesetzlichen, 
theils  gewählten  Abgeordneten  bestehende  bcrathende  Organ  der  „Kreisgemeinde**, 
nicht  wie  in  Preusscn  ein  einzelner,  den  Kreis  ?erwaltender  und  an  dessen  Spitze 
stehender  Beamte).  Diesem  Gesetz  gingen,  in  Anknüpfung  an  die  französische  Ein- 
richtung des  Generalraths  in  der  Pfalz,  gesetzliche  Bestimmungen  über  die  Landräthe 
voraus  (15.  Aug.  1828),  durch  welche  die  Kreise  aber  noch  nicht  als  eigentliche  selb- 
ständige Communal?erbände  constituirt  waren.  Fur  finanzielle  Puncte  ist  die  Gesetz- 
gebung über  Ausscheidung  der  Kreislasten  von  den  Staatslasten  und  die  Bildung 
sogen.  Kreisständu  besonders  hervorzuheben  (1831,  1837.  namentlich  das  noch  geltende 
(iesetz  vom  23.  Mai  1846).  Auch  für  die  Kreise  kommt  endlich  noch  das  Gesetz  von 
1878  über  Verwaltungsrcchtspflegc  mit  in  Betracht.  S.  Pözl  a.  a.  0.  §.  131  ff., 
Seydel  in  Marquardscn's  Werk  a.  a.  0.  S.  127  u.  §.  57,  ders.  in  s.  Staatsrecht  III 
und  IV,  ders.  Art  Kreis  in  Baiern  im  Wörterb.  d.  Verwalt  I,  860,  Brat  er  in 
Dollmanu's  Werk  II,  B.  1,  Hock,  Finanzverwaltung  Baierns,  I,  72  £  (Kreisfonds, 
Kreislasten). 

§.  57.  Communalsteuerwesen.  Politische-  oder 
Ortsgemeindesteuern.  Die  leitenden  Normen  für  das  Steaer- 
reeht,  zunächst  der  Gemeinden  (Ortsgemeinden),  sind  in 
den  genannten  Gemeindeordnungen  für  das  rechts-  und  links- 
rheinische Baiern  enthalten.  Dieses  Recht  ist  danach,  wie  in 
Preusscn  und  meistens  in  neuerer  Zeit  sonst,  aber  abweichend  von 
Hachsen  (o.  §.  41)  zwar  ein  staatsgesetzlich  genauer  ge- 
regeltes,   welches  daher  der  Gemeindeautonomie  entsprechend 
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Schranken  zieht,  namentlich  in  Betreff  der  Wahl  der  Steuer- 
arten  nnd  der  Form  der  Besteuernng,  aber  innerhalb  dieser 
Schranken  bleibt  für  die  Steuerautonomie  der  Gemeinden  doch 
noch  eine  ziemliche  Freiheit  der  Bewegung  bestehen,  namentlich 
aach  betreffs  der  Wahl  zwischen  localen  directen  und  indirecten 
Stenem.  Das  allgemeine  Princip  des  communalen  Finanzrechts 
in  Betreff  der  Einnahmen  ist,  dass  die  Besteuerung  nur  subsidiär 
eintreten  soll,  aber  im  Bedarfsfall  zur  Deckung  der  erforderlichen 
Ausgaben  auch  eintreten  muss,  wenn  und  soweit  als  anderweite 
Einkünfte  der  Gemeinde  rechtlich  und  thatsächlich  nicht  zur  Ver- 
fügung  stehen.  Solche  sind  die  privatwirthschaftlichen  aus  dem 
Gemeindevermögen  und  verwandte,  diejenigen  aus  Gebühren, 
Strafen,  etwaige  Staats-  und  sonstige  Zuschüsse  u.  dgl.  m.,  ferner 
soweit  sie  für  gewisse  Zwecke  rechtlich  zulässig  sind  und  that- 
sächlich vorkommen,  Erträgnisse  von  Anleihen.  Die  den  Gemeinden 
nach  den  Gemeindeordnungen  gestatteten  Steuern  sind  „Gemeinde- 
nmlagen'',  die  directen  Gommunalsteuern,  locale  Verbrauchs- 
steuern (Aufschläge)  einschliesslich  des  Localmalzaufschlags,  die 
indirecten  Gommunalsteuern,  auch  sonstige  Abgaben  von 
nicht  ganz  gleichmässigem  und  nicht  rechtlich  und  finanzwissen- 
schaftlich unzweideutigem  finanziellen  Character.  In  neuester  Zeit 
sind  durch  ein  besonderes  Gesetz  (15.  Juni  1898)  auch  Immo- 
biliar-Besitzwechselabgaben  den  Gemeinden  gestattet  und 
u.  A.  in  München  (von  1899  an)  bereits  eingeführt  worden.  Ver- 
mischt gebühren-  und  steuerartiger  Natur  sind  die  ziemlich  ver- 
breiteten Pflaster-,  Brückenzölle  und  ähnliche  Abgaben.  Ausser- 
dem ist  auch  die  Anwendung  von  Naturaldiensten  (Hand- 
und  Spanndieosten)  den  Gemeinden  erlaubt. 

Auch  hier  handelt  es  sich  fUr  uns  nur  um  eine  Uebersicht  der  Haupt- 
pancte  des  communalen  Stenerrechts  und  der  thatsächlichen  Entwicklung,  worüber 
die  statistischen  Daten  in  §.  59  das  Nähere  ergeben.  Fdr  weitere  Einzelheiten  ist 
auf  die  Gemeindeordnungen  und  die  Gesetze,  die  Commentarc  dazu  und  die  Litteratur 
zu  Terweisen.  S.  Pözl,  Verf.recht  §.  100  IT.,  auch  120,  125,  132.  Seydel  im 
Marquardsen 'sehen  Werk  §.  81,  84,  87,  in  seinem  Staatsrecht  Baierns,  B.  3  u.  4.  Er  ist 
ausgezeichnet  in  der  scharfen  juristischen  Behandlung  des  Gegenstandes,  mehrfach 
folge  ich  ihm  genauer.  Zürn  in  Sehr.  d.  Ver.  f.  Socpol.  B.  12,  S.  189  (eifriger 
Vertreter  der  communalen  Verbrauchssteuern).  Werner,  Darstellg.  des  (rech tsrb ein.) 
Rechts  beztlgl.  Onlicher  Verbrauchssteuern  (1885).  W.  Tröltsch,  baier.  Gemcinde- 
besteuerung  seit  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  (1891) ,  ders.,  Beiträge  zur  Finanz- 
geschichte MQnchcns  im  19.  J.h.,  Fin.arch.  B.  10  (auch  von  dcms.  über  München 
im  18.  J.h.  eb.  B.  7).  Kaufmann,  Gcm.bestcuerung  u.  s.  w.  im  Fin.arch.  B.  14. 
Art.  Gemeindesteuern  §.  11  von  ?.  Reitzenstein  im  Wörterb.  d.  Verw.  B.  1  und 
in  B.  3,  Abth.  2,  S.  90  (4.  A.)  des  Schönbcrg'schen  Uandb.  Einzelnes  sonst  in  den 
einschll^gen  Artikeln  im  H.-W.-B.  d.  St  so  im  Artikel  Gemeindesteuern  ron  Ehe- 
berg,  B.  3.  S.  775. 
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Das  Verbältniss  zwischen  den  directen  Gemeindenmlagen  und 
den  communalen  Verbrauch ssteaern  ist  durch  die  neuere  Gesetz- 
gebung (1869)  gegen  früher  (Gesetzgebung  von  1818/19,  wie  es 
scheint  auch  älteres  Recht),  insofern  rechtlich  verändert  worden, 
als  jetzt  diese  beiden  Hauptarten  der  Steuern  gleichberechtigt  neben 
einander  stehen,  während  vordem  die  Umlagen  erst  subsidiär  nach 
den  Verbrauchssteuern  eintreten  sollten.  Eine  weitere  Veränderung 
im  neueren  Recht  ist  die  Beseitigung  des  Characters  der  Umlagen 
als  stets  nur  specieller  Zweeksteuem,  jetzt  sind  sie  allgemeine 
Communalsteuern  ohne  specielle  Zweckbestimmung,  daher  für  die 
Bedarfsdeckung  der  Gemeinden  überhaupt  verfügbar  geworden. 
Der  eigenthümliche  formale  Character  des  Rechts  der  Gemeinde- 
umlagen liegt  in  der  Bestimmung  begründet,  dass  die  Commnnal- 
Steuerpflicht  bezüglich  der  Umlagen  unbedingt  ein 
Üorrelat  der  Staatssteuerpflicht  ist  (rechtsrheinisch  G.-O. 
Art.  43  if.).  Im  Frineip  sind  danach  nur  diejenigen  Sübjecte  und 
Objecte  in  der  Gemeinde  umlagepflichtig,  welche  den  directen 
Staatssteuern  (den  fünf  grossen,  dann  auch,  im  Unterschied  zu 
Preussen,  der  Hausiergewerbe-  und  der  Grubenfeldsteuer  der  Berg- 
werke) unterliegen.  Der  Umfang  der  Steuerpflicht,  die  etwaige 
Steuerfreiheit,  richtet  sich  daher  in  der  Gemeinde  nach  den 
Bestimmungen  für  die  directen  Staatssteuern.  Nur  sind  gevnsse 
Objecte,  so  das  in  der  Gemeinde  liegende  Staatseigenthum,  eventuell 
communalsteuerpfiichtig.  Ferner  bilden  die  Staatssteuern,  bezw. 
deren  (normaler,  gesetzlicher)  Frincipalsatz  ausschliesslich 
den  Maassstab  für  die  in  der  Gemeinde  zu  erhebenden  Umlagen, 
welche  so  die  Form  proportionaler  Zuschläge  zu  den 
Staatssteuern  annehmen. 

Diese  Normen  des  Rechts  der  directen  Communalbestenerung 
führen,  flnanzwissenschaftlich  und  finanzpractisch  betrachtet,  zu 
misslichen  Consequenzen  bei  dem  Ertragssteuercharacter  der  baie- 
rischcn  directen  Staatssteuern,  bei  deren  geringer  Homogenität,  um 
nicht  zu  sagen  Heterogenität,  der  ganz  fehlenden  oder  bei  den 
einzelnen  ungleicbmässigen  Berücksichtigung  der  Schulden  u.  s.  w. 
Die  inhärenten  Mängel  der  Staatssteuern  werden  practisch  durch 
den  Hinzutritt  der  Communalsteuern  in  Zuschlagsform  nothwendig 
noch  empfindlicher,  bei  dem  beständigen  Wachsthum  der  Umlagen 
noch  immer  mehr.  Weder  der  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der 
Leistungsfähigkeit,  noch  der  gerade  in  der  Gemeinde  in  grösserem 
Umfang  berechtigte,  nach  Leistung  und  Gegenleistung  kommt  so 
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richtig  znr  Geltung.  Mau  sollte  meinen,  dass  diese  Verfassung  der 
directen  Communalstenern  Tollends  auf  eine  durchgreifende  Reform 
der  directen  Staatsbesteuerung  hindrängen  mUsste.  Vielleicht  er- 
klärt sich  die  übermässig  conservative  baierische  Politik  in  Bezug 
auf  directe  Steuern  etwas  mit  aus  der  Möglichkeit,  wie  im  Staate 
auf  die  ergiebige  Biersteuer,  so  in  den  Gemeinden,  besonders  den 
grösseren  Städten,  auf  die  bedeutende  Verbrauchsbesteuerung  mit 
zurückzugreifen,  ohne  welche  Hilfe  die  directe  Besteuerung  in  ihrer 
gegenwärtigen  Gestaltung,  weil  die  directen  Umlagen  dann  noch 
viel  höher  sein  müssten,  vollends  unerträglich  würde.  Das  wäre 
dann  eine  nicht  unbedenkliche  Folge  der  indirecten  Besteuerung. 

Ausser  allgemeinen  Umlagen  fUr  die  ganze  politische  Gemeinde  können  aach 
besondere  Umlagen,  nach  den  gleichen  Grundsätzen  durchgeführt,  fUr  die  ein- 
zelnen Ortschaften  vorkommen,  welche  eine  politische  Gemeinde  bilden.  —  Be- 
achtenswerth  sind  für  das  Steuerrecht  noch  die  besonderen  Rechte  der  sogen.  HOchst- 
besteuerten,  persönlich  (nach  einem  nach  der  Steuerhöhe  bestimmten  Stimmrechte) 
an  denjenigen  Beschlussfassungen  der  Gemeinden  Theil  zu  nehmen,  durch  welche 
die  Einführung  neuer  oder  die  Erhöhung  bisheriger  Gemeindeumlagen  oder  eine  Um- 
lage erforderlich  machende  Unteruehmuugen  und  Einrichtungen  angeordnet  werden 
(rechtsrhein.  G.-O.  §.  47). 

Oertliche  Verbrauchssteuern,  obgleich  jetzt  nicht 
mehr  im  Rechte  den  Umlagen  vorgehend,  sind  in  Baiern  thatsäch- 
lieh  noch  sehr  verbreitet,  nicht  nur  in  den  grösseren  Städten  (den 
„anmittelbaren'O)  sondern  auch  in  kleineren  Gemeinden,  selbst  in 
ländlichen,  und  auch  gegenwärtig  noch  in  beständiger  Ausdehnung 
auf  immer  mehr  Gemeinden  begriffen.  Sie  decken  so,  absolut  und 
relativ,  einen  ziemlich  ansehnlichen  Theil  des  Steuerbedarfs,  zumal 
in  den  unmittelbaren  Städten,  aber  nicht  nur  in  diesen  (§.  59). 
Diese  bedeutsame  thatsächliche  Gestaltung  ist  dem  bestehenden  Rechte 
zu  verdanken.  Dieses  gestattet  den  Gemeinden  in  Baiern,  natürlich 
auch  hier  nur  innerhalb  der  durch  die  Zollvereinsverträge,  die  Reichs- 
verfassung und  -Gesetze  (S.  73)  gezogenen  Grenzen,  die  Erhebung 
von  Verbrauchssteuern  in  einem  sonst  in  Deutschland  nur  noch 
selten  zulässigen  Umfang,  welcher  übrigens  für  das  rechtsrheinische 
Baiem  und  für  die  Pfalz  etwas  verschieden  bestimmt  ist.  Die 
Autonomie  der  Gemeinden  ist  indessen  durch  das  Erforderniss  der 
Staatsgenehmigung  für  die  Einführung  und  Erhöhung 
der  Steuern  in  gewissen  Fällen  in  einer  Gemeinde  und  durch  die 
Festsetzung  von  Maximalbeträgen  des  Steuersatzes  für 
die  Hauptnahrungsmittel  (Getreide,  Mehl,  Fleisch),  soweit  deren 
Besteuerung  gestattet  ist  —  in  der  Pfalz  sind  namentlich  Getreide 
und  Mehl  nicht  besteuerbar  —  eingeschränkt.  Ob  wirksam 
genug,  hängt  mit  von  der  Verwaltungspraxis  ab.    Artikel,  welche 


190  6.  B.  Uebcrsichten  der  Bestenenrng.  Baiem.  §.  57. 

bisher  nicht  üblicher  Weise  schon  einer  localen  Steuer  unterliegen, 
können  sogar  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung  steuerpflichtig  ge- 
macht werden.  Grundsätzlich  soll  auch  mit  Recht  nur  die  ört- 
liche Verzehr ung,  nicht  Production  und  Handel  überhaupt, 
durch  die  locale  Verbrauchsbesteuerung  eines  Artikels  belastet 
werden,  weshalb  die  erforderlichen  Cautelen,  namentlich  für  Durch- 
fuhrverkehr und  Ausfuhr  aus  der  Gemeinde  (eventuell  mit  Steuer- 
Rückvergütung)  getroffen  sind.  Einer  besonderen  Regelung,  zum 
Theil  mit  durch  das  allgemeine  staatliche  Malzaufschlagsgesetz,  so 
hinsichtlich  der  Rückvergütung  bei  der  Bierausfuhr  aus  der  Ge- 
meinde, unterliegt  der  Local- Malzaufschlag.  Er  wird,  obli- 
gatorisch im  rechtsrheinischen  Baiern,  facultativ  in  der  Pfalz,  gegen 
Vergütung  von  den  Staatsämtern  mit  erhoben. 

S.  rcchtsrhcin.  G.-O.  Art.  40  (F.,  Malzanfschlaggesctz  von  1868,  Art.  82  ff.  Im 
rechtsrhcin.  Baiern  wie  in  der  Pfalz  sind  im  Princip  nur  solche  localen  Verbrauchs- 
steuern zulässig,  welche  üblicher  Weise  schon  vorgekommen  waren,  danach  etwas 
verschieden  in  den  beiden  Theilcn  des  Staatsgebiets,  im  rechtsrheinischen  nach  freier 
Bestimmung  der  Gemeinde  auf  Fleisch.  Getreide,  Mehl  und  Producta  daraus,  doch 
mit  Innebaltung  von  Maximalsätzen  (nach  einer  Verordn.  vom  27.  Nov.  1875),  ferner 
mit  ministerieller  Genehmigung  noch  auf  Wein,  Wildpret,  G&nse,  Obst,  Kraut;  dazu 
auf  Bier  (Malztiufschiag) ;  in  der  Pfalz  sind  die  gewöhnlichen  menschlichen  Nahrungs- 
mittel (ausser  Getreide  und  Mehl  auch  Milch,  Butter,  Käse,  Obst,  Gemtlse,  Küchen- 
gewächse) ausgeschlossen,  Bier  (Malz),  Wein,  auch  Obstwein,  Essig,  Fleisch,  Esswaaren 
des  Marktverkehrs,  Brennstoffe,  Futter  zur  localen  Verbrauchsbesteuerung  zugelassen. 
Die  Erhebung  erfolgt  bei  der  Einführung  in  das  Gemeindegebiet,  bezw.  an  den 
Märkten,  eventuell  bei  der  Production  im  Orte  (Bier,  Fleisch,  Mehl). 

Die  Ausdehnung  dieser  Besteuerung  auf  nothwendige  Lebens- 
mittel, wie  Getreide,  Mehl,  auch  wohl  Fleisch,  die  local  verschiedene, 
besonders  bei  Getreide  und  Mehl  öfters  nicht  unbedeutende  Höhe 
des  Steuersatzes,  der  Hinzutritt  des  Localaufschlags  (im  Maximum 
mit  ^Iq)  zu  dem  schon  so  hohen  Staatsaufschlag  auf  Malz  (Bier), 
die  Verkehrsstörungen  und  Controlen  zur  Veranlagung  und  Er- 
hebung sind  doch  wesentliche  Bedenken  gegen  diese  Gestaltung 
der  communalen  Verbrauchsbesteuerung.  Durch  den  Hinzutritt  von 
gebührenartigen  Abgaben,  wie  bei  Getreide  den  Schrannengebühren, 
steigen  diese  Bedenken  noch.  Sie  werden  auch  nicht  vermindert, 
die  Ueberlastungen  der  Consumenten  nach  Unten  zu  (der  kleinen 
Leute,  Arbeiter  u.  dgl.)  durch  diese  Besteuerung  werden  nicht  ander- 
weit ausgeglichen  bei  der  Beschaffenheit  der  Staatsbestenernng, 
dem  hohen  Malzaufschlag,  dem  weiten  Herabgehen  der  directen 
Steuern  auf  die  schwächeren  Censiten,  der  ungenügenden  Be- 
steuerung der  stärkeren  Steuerpflichtigen  durch  die  Ertragssteuem 
des  baierischen  Systems.  Dies  Ergebniss,  die  starke  Quote  des 
communalen  Finanz-  und  speciell  Steuerbedarfs,  welche  durch  diese 
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Verbranchsbesteaernng  gedeckt  wird,  ist  daher  zwar  fiDanziell  be- 
trachtet ein  erfreuliches,  steuerpolitisch  ein  nicht  an  bedenkliches  Er- 
gebniss.  Ist  man  im  übrigen  Deutschland  meist  zu  ablehnend  gegen 
diese  Besteuerung  in  den  Gemeinden,  so  in  Baiem  zu  willfährig. 
Das  Urtheil  über  das  ganze  Communalsteuersystem  kann  so  nicht 
eben  günstig  ausfallen. 

S.  bes.  den  gen.  Anfsatz  von  Kaufmann  im  Fin.arch.  B.  14  aber  Gemeinde- 
bestenemng  und  Massenconsum  in  den  sieben  grOssten  St&dten  des  rechtsrheinischen 
Baiems,  mit  zahlreichen  Daten  über  die  einzelnen  Verbrauchssteuern,  deren  HOho 
u.  A.  m.,  auch  mancherlei  statistischen  Berechnungen. 

Die  jüngst  gesetzlich  zugelassene  Einführung  communaler  Ab- 
gaben vom  Grundbesitzwechsei  ist  an  sich  wohl  eine  rich- 
tige Maassregel,  aber  so  berechtigt  solche  Abgaben  sind,  vermögen 
sie  doch  die  tiefen  Mängel  des  an  das  staatliche  directe  Ertrags- 
steuersystem sich  anschliessenden  directen  Communalsteuersystems 
und  der  localen  Verbrauchsbesteuerung  für  sich  allein  nicht  ge- 
nügend auszugleichen.  Ihre  Einführung  ist  daher  nur  als  der 
Beginn  einer  zweckmässigen  Gemeindesteuerreform  zu  begrüssen. 

Nach  dem  Gesetz  Fom  15.  Juni  1898  sind  die  Gemeinden  für  berechtigt  erklärt 
worden,  mit  ministerieUcr  Genehmigung  Abgaben  bei  Veränderungen  im  Besitz  oder  Eigen- 
thum  unbeweglicher  Spchen  nach  näherer  Bezeichnung  der  Fälle  im  Betrage  von  V4 
derjenigen  Höhe  zu  erheben,  welche  aus  gleichem  Anlass  an  die  Staatscasse  zu  ent- 
richten ist.    Dio  Erhebung  erfolgt  in  Form  eines  Zuschlags  zu  letzterem  Satze. 

Unter  den  gebührenartigen  Abgaben  ökonomischen  Cha- 
racters  sind  die  Pflasterzölle  und  verwandte  (Wege-,  Brücken- 
zölle), besonders  wieder  in  den  unmittelbaren  Städten,  von  grösserer 
finanzieller  Bedeutung,  wiederum  mehr  als  in  der  Regel  in  der 
Gegenwart  sonst  in  Deutschland.  Auch  sie  bedürfen,  wie  über- 
haupt alle  sonstigen  örtlichen  Abgaben,  ministerieller  Genehmigung. 
—  Von  der  staatlichen  Hundesteuer  bezieht  die  betreffende  Ge- 
meinde die  Hälfte  des  Reinertrags. 

Die  Verpflichtung  zu  naturaler  Leistung  von  Gemeinde- 
diensten (rechtsrh.  G.-O.  Art.  49 — 54)  bezieht  sich  ausdrücklich 
nur  auf  gewöhnliche  gemeine  Arbeitsarten  und  Hilfeleistungen. 
Diese  Dienste  können  auch  durch  Stellvertreter  geleistet  und  durch 
Geldabgaben  der  Verpflichteten  ersetzt  werden. 

§.  58.  Districts-  und  Kreissteuern.  Auch  die 
Districtsgemeinden  haben  ein  eigenes  Besteuerungsrecht.  Die 
Disfrictssteuern  treten  ebenfalls  nur  subsidiär,  nach  den  anderen 
zur  Verfügung  stehenden  Einkünften  (darunter  namentlich  auch 
Kreis-  und  Staatszuschüsse)  zur  Deckung  der  Districtslasten,  ein. 
Sie  bestehen    ausschliesslich   in    directen    Steuern    und 
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zwar  in  Umlagen  (,,District8nmlagen")  auf  der  Grundlage 
und  nach  dem  Maassstabe  der  Gesanimtbeit  der  directen  Staats- 
steuern im  Distriet,  mit  der  Modification,  dass  dabei  die  Einkommen- 
steuer nur  für  Districtslasten  für  Armenpflege  mit  belastet 
werden  darf. 

Die  weiteren  Hauptpancte  des  Districtssteuerrechts  sind  die  folgenden.  Soweit 
CS  sich  bei  den  zu  deckenden  Districtsansgaben  um  gesetzlich  nothwendige 
handelt,  richtet  sich  die  Höhe  der  Districtsumlage  im  &nzen  nach  dem  Betrage  der 
für  jene  Ausgaben  noch  erforderlichen  Summe.  Bei  facultativeu  (freiwillig  über- 
nommenen) Ausgaben  für  Districtszwcckc  ist  die  Höhe  der  Districtsumlagen  auf  5  % 
im  Jahre  7on  der  Gesammtheit  der  directen  Staatssteuersumme  im  District  (hier  ein- 
schliesslich Einkommensteuer  gerechnet)  nach  oben  zu  beschränkt.  Diese  facultatiren 
Ausgaben  sind  so  knapp  gehalten.  Sie  betragen  jetzt  (1897)  nur  etwa  Vii  ^^^ 
Gesammtausgabe  (einschl.  der  filr  Distiictsarmenpflege)  im  District  im  ganzen  Staate. 
Die  Repartition  der  erforderlichen  Summen  erfolgt  zunächst  auf  die  zum  District  ge- 
hörigen Ortsgemeinden  (also  mit  Ausschluss  der  unmittelbaren  Städte)  und  fUr  die 
Besitzer  der  gcmeindeexemten  Gemarkungen  nach  dem  genannten  Maassstabe  des 
Aufkommens  an  directen  Staatssteuern.  Doch  kann  in  den  Fällen,  wo  sich  die  Yor- 
thcile  einer  Districtseinrichtung  auf  die  Gemeinden  und  ezemten  Gemarkungen  ?er- 
schieden  ycrtheilen ,  der  Beitrag  der  einzelnen  Gemeinden  u.  s.  w.  verschieden  hoch 
bestimmt  werden.  Die  Gemeinden  und  jene  Besitzer  sind  die  eigentlichen  Steuer- 
subjecte  der  Districtsstcuern.  Die  Gemeinden  können  die  letzteren  aus  ihren  ander- 
weiten Einkünften  zahlen,  wo  die  Districtssteuern  dann  gar  nicht  als  IndiFidualsteuem 
der  einzelnen  physischen  und  juristischen  Personen  im  Ortsgemeinde?orband  erscheinen. 
Regelmässig,  nach  der  Statistik  zu  über  98  7o^  werden  die  Districtsumlagen  aber  als 
solche  von  den  Ortsgemeinden  den  auf  Grund  der  Staatssteuerpfiicht  und  sonst  zur 
Tragung  von  Gemeindeumlagen  Verpflichteten  auf  derselben  Grundlage  und  nach  dem- 
selben Maassstab  wie  diese  Umlagen  als  Individual-Steuerschnldigkeiten  aufgelegt 
Dann  erscheinen  sie  also  auch  deutlich  als  eine  zweite  Reihe  von  Zuschlägen  zu  den 
directen  Staatssteuern.  Damit  müssen  die  Mängel  der  letzteren  wieder  empfindlicher 
werden.  Es  gilt  das  oben  ilber  diese  Form  dor  directen  Gemeindeumlagen  Gesagte. 
Auch  Naturaldionste  dürfen  die  Districts-  wie  die  Ortsgemeinden  anordnen, 

S.  Gesetz  über  die  Districtsräthe  von  1852,  Art.  30  ffi,  Pözl,  Verf.r  §.  125, 
Seydel  in  Marquardscn*s  Werk  §.84,  ders.  Art.  Districtsgemeinden  im  WOrterb. 
d.  Verwalt.,  Brat  er 's  gen.  Commentar,  Statistik  s.u.  in  §.59.  Vgl.  über  Preussens 
bezügliches  Recht  oben  §.  28.  Im  Jahre  1892  sind  aus  Ueberschüssen  der  staatlichen 
Finanzverwaltuug  Dotationen  der  Districtsgemeinden  und  unmittelbaren  Städte  im  Ge- 
sammtbetrag  von  8  Mill.  M.  erfolgt.  Die  Vertheilung  hat  nach  dem  Maassstabe  des 
directen  Staatssteueraufkommens,  doch  mit  stärkerer  Dotation  der  kleineren  und  ärmeren 
Districte  stattgefunden.  Die  einzelne  Dotation  ist  als  fester  Kapitalfonds  zu  behandeln, 
dessen  Zinsen  nur  für  gemeinnützige  und  wohlthätige  Zwecke  zu  verwenden  sind 
(s.  V.  Stengel  Art.  Distr.gen.  im  Wörterb.  d.  Verwalt.,  Erg.b.  II,  S.  30). 

Die  Kreisgemeinden  haben  ebenfalls  ein  eigenes  Be- 
steuerangsrecht.  Auch  hier  sind  die  Steuern  ein  subsidiäres 
Deckungsmittel  der  Kreisausgaben  (Kreislasten)  nach  Verwendung 
der  sonstigen  Einnahmen.  Unter  letzteren  sind  die  Ereisschul- 
dotation,  welche  den  Kreisen  zur  Mitbestreitung  der  Ausgaben  für 
Volksschulen  und  sogen,  isolirte  Lateinschulen  (nach  Gesetz  yom 
23.  Mai  1846  und  späteren  Bestimmungen)  zufliesst,  und  sonstige 
Staatszuschtisse  für  Kreiszwecke  hervorzuheben.  Die  Kreissteuem 
sind  wiederum  nur  directe  Umlagen  auf  Grundlage  und  nach 
dem  Maassstabe  der  directen  Staatssteuern  im  Kreise,  Dach  deren 
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vollem  budgetmässigen  Jahresbetrage  in  Procenten  davon  berechnet 
and  festgestellt,  und  zwar  in  Form  unmittelbarer  Individualschuldig- 
keiten  der  einzelnen  Staatssteuerpflichtigen  und  der  sonst  zu  diesen 
Lasten  ausnahmslos  herangezogenen  weiteren  Pflichtigen,  wie  ins- 
besondere des  Staatsärars  für  sein  Eigenthum  im  Kreise.  Die  Kreis- 
stenern  treten  daher  wie  die  Ortsgemeinde-  und  Districtssteuern  — 
letztere  soweit  sie  nicht  unmittelbar  aus  der  Gemeindecasse  gedeckt 
werden  —  in  der  Form  von  Zuschlägen,  demnach  ein  drittes  Mal, 
zn  den  Staatssteuern  hinzu.  Es  gelteo  deshalb  in  Betreff  ihrer  die 
angedeuteten  Bedenken  und  die  Mängel  der  Verfassung  der  directen 
Staatssteuern  müssen  so  abermals  empfindlicher  werden,  zumal 
auch  diese  Kreisumlagen,  trotz  der  erheblichen  Staatszuschüsse,  in 
wenn  auch  nur  langsamer  relativer  Steigerung,  in  Procenten  der 
an  sich  schon  absolut  wachsenden  Staatssteuern  berechnet,  begriffen 
sind.  Die  Erhebung  der  Kreisumlagen  auf  Grund  der  im  Land- 
rathsabschied  vom  Staatsoberhaupt  bestimmten  Zuschlaghöhe  erfolgt 
mit  derjenigen  der  Staatssteuern  selbst  und  durch  dieselben 
Organe. 

Landrathsgesetz  von  1852,  Art.  ISff.,  Pözl,  Verf.r.  §.  132,  Seydel  bei 
Marqaardseu  §.  86,  87  u.  i.  s.  Staatsrecht  B.  3  u.  4,  auch  Art  KrcisgemeiQde  io 
B.  1  des  Wörterb.  d,  Verwalt.  und  in  Blatt,  f.  admin.  Praxis  B.  37,  Hock,  Fin.verw. 
Baicrns  I,  S.  72  ff.,  IV,  482  ff. 

Man  wird  nach  dem  Allen  die  baierische  Communalsteuerver- 
fassung  für  die  dreierlei  bezüglichen  Steuern  der  Ortsgemeinden, 
Districte  und  Kreise  und  speciell  auch  für  die  Umlagen  doch  für  sehr 
reformbedürftig  halten  müssen.  Das  System  gleichmässiger  Zu- 
schläge zu  den  directen  Staatssteuern,  welche  unter  sich  so  ver- 
schieden sind,  und  doch  hier  wie  homogene  betrachtet  und  be- 
handelt werden,  ist  principiell  falsch  und  practisch  schädlich.  Auch 
hier  möchte  eine  Reform  in  der  Richtung  der  preussischen  das 
Richtige  sein.  Die  Voraussetzung  dafür,  auch  für  die  dabei  zu 
erstrebende  Beschränkung  —  nicht  Beseitigung  —  der  Verbrauchs- 
steuern, ist  aber  eine  eingreifende  Reform  der  directen  Staats- 
besteuerung, wiederum  am  Besten  in  der  Richtung  der  preussischen. 
Erst  mit  diesen  baierischen  Verhältnissen  verglichen  zeigt  sich  der 
hohe  Werth  der  preussischen  Miquerschen  Steuerreform  in  vollem 
Lichte. 

Communalsteuer-  Statistik. 

§.  59.  Allgemeiner  Zustand,  besonders  die  Um- 
lagen. Baiern  erfreut  sich  einer  vorzüglichen  Statistik  auf  diesem 

A.  Wmgner,  FiBanzwiasenschoft  IV.  13 
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Gebiete,  wenigstens  aus  neuerer  Zeit,  den  letzten  Jahrzehnten  (seit 
1876,  besonders  seit  Ende  der  1880er  Jahre),  nnd  fllr  die  genannten 
drei  Arten  der  Communalsteuern.  Im  Folgenden  werden  daraas 
einige  Tabellen  nnd  Daten  gebracht,  um  die  neuere  Entwicklung 
und  die  jetzige  thatsäcbliche  Gestaltung  zififemmässig  zu  veran- 
schaulichen, besonders  das  Verhältniss  der  einzelnen  Steuerkate- 
gorieen  und  zum  Theil  Einnahmekategorieen  zu  einander,  das  Ver- 
hältniss der  Communalsteuern  zu  den  Staatssteuern  nnd  die  Be- 
lastung der  Bevölkerung  mit  jenen.  Wir  müssen  uns  indessen 
unvermeidlich  in  der  Herbeiziehung  statistischen  Materials  auch 
hier  auf  das  Hauptsächlichste  beschränken. 

Aud  dcu  neueren  amtlichen  statistischen  Fublicationen  sind  besondere  zu  neonen 
und  für  weitere  Einzelheiten  zu  benutzen:  Zeitscbr.  d.  baier.  stat.  Bur.,  wiederholte 
Zusammenstelloniren  in  verschiedenen  Jahrgängen  seit  1878,  so  1878,  1880,  1882, 
1883,  1893,  1894,  dann  Beiträge  zur  Statistik  Baierns,  Heft  55,  57,  in  neuester  Zeit 
besonders  trefTliche  Zusammenfassung  der  Hauptei^ebnisse  in  dem  statistischen  Jahr- 
buch seit  1895,  so  J.g.  3  f.  1897,  S.  216-232,  J.g.  4,  f.  1898,  S.  222—234.  Vor- 
nemlich  hiernach  die  folgenden  Tabellen  und  Daten.  S.  ferner  die  Daten  im  Fiii.arch. 
B.  4,  S.  310  und  die  oben  S.  187  genannten  Arbeiten  von  Zürn,  TrOltsch  und 
besonders  Kaufmann. 

Die  folgenden  2  Tabellen  36  und  37  auf  S.  195  und  196  enthalten  die  wichtig- 
sten neueren  Daten  in  absoluten  und  Relativzahlen. 

Aus  den  Ergebnissen  und  Verhältnissen,  welche  diese  Tabellen 
in  Zahlen  darstellen,  sollen  hier  nur  einige  Pnncte  besonders  her- 
vorgehoben werden.  Die  directen  Staatssteuern  haben  sich 
in  den  20  Jahren  von  1876 — 96  erheblich  im  Ertrage  gesteigert, 
bedeutend  stärker  in  den  unmittelbaren  Städten  (die  nur  im  rechts- 
rheinischen Baiern  bestehen)  als  in  den  anderen  Gemeinden  (Tab.  36 
unter  Nr.  1,  7,  13,  Tab.  37  unter  Nr.  1,  8,  15).  Das  deutet  auf 
tiefere  wirthschaftliche  Umgestaltungen  hin,  entspricht  aber  zugleich 
der  Entwicklung  der  Steuerverfassung  und  bestätigt  die  Ergebnisse 
der  früheren  Darstellung  der  Staatsbesteuerung  und  der  Staats- 
steuerstatistik (S.  172,  178).  Erheblich  mehr  aber  sind  in  diesem 
Zeiträume  die  directen  Gemeindeumlagen  selbst  in  den 
kleineren  Gemeinden  (einschl.  alle  pfälzer,  Tab.  36,  Nr.  8  nnd  9, 
Tab.  37,  Nr.  9),  im  ganzen  Staate  (Tab.  36,  Nr.  U  u.  15.  Tab.  37, 
Nr.  16),  vollends  aber  in  den  unmittelbaren  Städten  (Tab.  36,  Nr.  2, 
3,  Tab.  37,  Nr.  2)  gestiegen,  trotz  der  starken  gerade  hier  be- 
stehenden Verbrauchsbesteuerung  und  deren  Ertragssteigerong 
(Tab.  3G,  Nr.  4,  Tab.  37,  Nr.  5).  Eine  Erscheinung,  welche  auf 
dem  Communalgebiete  auch  sonst  in  Deutschland  nnd  in  anderen 
Ländern  in  der  neuesten  Zeit  hervortritt.  Nicht  ganz  so  scharf, 
aber  doch  ähnlich  ergiebt  sich  in  dem  kürzeren  Zeiträume  von 
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Tab.  36.   Baierische  Commonaleinnahmen,  besonders  Steuern  (1876— 96). 

(Absolute  Zahlen)^). 

I.  Gemeinden.  1876  1889  1896 
A.  Unmittelbare  Städte. 

1.  Staatssyteuerbetrag 1000  M.        4.289  9.250  12.292 

2.  Gemeindeumlagen ,,  3.056  8.604  12.613 

3.  „               in  Vo  von  1     .  71  93  103 

4.  Aas  Verbrauchssteuern    ....          „  —  6.072  6.917 

5.  „    Pflaster-,  Brückenzöllen  u.  dgl.          „  -  -  1.467  1.645 
Summe  2,  4  und  5 —  16.143  21.175 

6.  Aus  Reuten  von  Vermögen")    .     .          „  5.267  10.419 

B.  Andere  Gemeinden. 

7.  Siaatssteuerbetrag 15.661  18.860  19.775 

8.  Gemeindeumlagen 11.110  14.224  17.937 

9.  „               in  ö/„  von  7     .  71  75  91 

10.  Aus  Verbrauchssteuern    ....          „  —  2.554  3.762 

11.  .,    Pflasterzöllen  u.  8.  w ,  —  284  309 

Summe  8,  10  und  11 „  —  17.062  22  008 

12.  Aus  Konten  von  Vermögen*)    .     .          „  —  10.444  10.960 

C.  Staat  im  Ganzen. 

13.  Staatssteuerbetrag 19.950  28.110  32.067 

14.  Gemeindcumlagen ,  14.166  22.828  30.551 

15.  „               in  ^U  von  13   .  71  81  95 

16.  Aus  Verbrauchssteuern —  8.626  10.679 

17.  .,    Pflasterzöllen  u.  dgl -  1.751  1.954 

Summe  14.  16  und  17 „  —  33.205  43.134 

18.  Aus  Renten  von  Vermögen  2)    .     .          „  --  15.711  21.379 

II.  Districte. 

lo    TTmU^onSx  (4  782  5-817 

19.  Umlagen») —  \ 4.629  5.723 

20.  Umlagen  in  o/o  d.  dir.  SUatsst.- Solls*)  —  24.5  28.9 

21.  Stoats-  und  Kreiszuschttsse  ...          „  —  1.438  1.613 
22    Andere  Einnahmen „  —  2.193  2.280 

Summe  19,  21  und  22*) —  8.413  9.710 

III.  Kreise. 

23.  Umlagen ,  —  7.270  9.387 

24.  „        in  %  d.  dir.  Staatsst.-Solls  -  -  25.6  29  2 

25.  Staatszuschüsse«) ,  -  3.039  3.170 

26    Andere  Einnahmen ,  —  541  878 

Summe  23,  25  und  26 —  10.850  13.434 

IV.  Alle  Umlagen  (Nr.  14,  19,  23)          „  -  34.757  45.661 
27.       „     .,    in  %  d.  dir.  Staatsst.-Solls  —  123.5  142.4 


')  Nach  den  Daten  von  verschiedenen  Tabellen  im  baier.  Statist.  Jahrb.  B.  4 
zusammengestellt. 

*)  Die  Zahlen  in  Gol.  far  1896  sind  hier  die  für  1895,  bei  den  unmittelbaren 
Städten  (Nr.  6),  hier  (nicht  in  den  Stenerreihen)  einschl.,  bei  den  übrigen  Ge- 
meinden (Nr.  12)  ausschl.  der  pfälzischen  Gemeinden  mit  Über  2500  Einwohnern. 

')  Die  erste,  grössere,  Zahl  in  der  Col.  für  1889  und  1896  einschl.,  die 
zweite,  kleinere,  ausschl.  derjenigen  Beträge  an  Districtsumlagen ,  welche  unmittel- 
bar aus  der  Gemeindecasse,  ohne  gesonderte  Erhebung  von  den  Pflichtigen,  entrichtet 
werden. 

^)  Quotenberechnung  nach  der  zweiten,  kleineren,  Zahl  in  Nr.  19. 

^)  Einschliesslich  Einnahmen  für  die  Districtsarmenpflcge. 

•)  Davon  in  1889  und  1896  bezw.  2.896.000  und  3.120.000  M.  für  deutsche 
Scholeo,  also  der  bei  Weitem  grösste  Theil  des  Zuschusses. 

13* 
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Tab.  87.     Baierischc     Communaleinnahmen    (1876—1896).    (Belati?zahlen.> 

Progression*). 

I.  Gemeinden.  1876  1889  1896 

A.  Unmittelbare  Städte. 


1.  Staatssteuerbetrnfi:  .    . 

2.  (iemeindeumlagen  .     . 
8.  Staatssteuerbetraff  .     . 

4.  Gemeindeumlagen  .     . 

5.  Vorbrauchssteuern 

(\  Pflaster-  u.  s.w.  Zölle  . 
Summe  4 — 6  .  .  . 
7.  Vermögensrenten*)  . 
B.  Andere  Gemeinden' 
S.  Staatssteuerbetrag  .  . 
\K  Gemeiudeumlagen  .     . 

10.  Staatsstouerbetrag  .     . 

11.  Gomeindeumlagen  .     . 
VI.  Verbrauchssteuern 

18.  Pflaster-  u.  s.  w.  Zölle 
Summe  11-13     .     . 

14    VormöiTousrenten   .     . 

0,  Ganzer  Staat. 

1»*».  Staatssteuerbetrag  .    . 

It^  Gomeindeumlagen  .     . 

17.  Staatsstouerbetrag  .     . 

IS.  tiomoindeumlaceu  .     . 

ll>.  Verbrauchssteuern 

*Jl»,  Pflaster-  u,  s.  w.  ZC»lie 
Summe  IS— *J«> 

-1.  Vormöarousrenten  .  . 
IL  P  ist  riete«  alle  Einnahmen 

*.^-    l'mUgon 

1*8    Zuschüsse      .... 

-4.  Andere*  Kinnahmo;i  . 
lU.  Kreise,  alle  lIiDn.ibmt:a 

'J'v  Tmlagon 

iV.  Staatsxusohusse       .     . 

-7.  Andere  K:nnabcie:i  . 
IV.  All v'    l"  Umlagen       .     . 

18Sii-  m^  iHe  gleiche  F.ntwieklun 


100.0 
100.0 


100.0 
100.0 


1000 
100.0 


215.6 
248.9 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 

120.4 
128.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 

140.9 
161.6 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 

iik;».o 

UK)jO 
1CH).0 

ux».o 

lliQ.O 

iw.o 

liH).0 
li«>.0 
iw.O 
U»«).0 
IW.O 


286.6 
412.7 
132.9 
146.6 
113.9 
112.1 
131.2 
197.5 

126.3 
161.5 
1049 
126.1 
147.3 
108.1 
129.0 
105.0 

160.7 
215.7 
114.1 
133.4 
123.8 
111.6 
130.1 
136.1 
115.4 
121.8 
112.2 
104.0 
124.0 
129.2 
104.3 
1623 
131.5 


£:  in  den  Gemeinden  (Tab.  36,  Nr.  1, 
8,  J^  IS.  14.  lo.  Tab.  ST.  Nr.  3,  4,  10,  11,  17,  18).  Ans 
diosoM  VorhHiTni>son  iHsst  sich  wieder  ableiten,  wie  es  die  Er- 
r^rtoruugen  (Üht  die  Couininnalsteuern  schon  oben  (S.  193)  ergaben, 
dass  die  MHncol  der  Vertassunsr  der  baierischen  directen  Steaern 
ompriwdliv'hor  ^nvordon  sein  müssen. 

lu  den  U ist rio teil  mul  den  Kreisen  teigen  die  Umlagen 
in  der  Zeit  xon  ISSi^  i»i^  eine  analog^e.  doch  etwas  schwichere, 
Kntwiokhuii:  als  d:o  Goiiioiudeiimla<ren«  aber  ebenfalls  eine  etwas 
stärkere  .h1#  die  S:.-»ats*ioaereiträpf  Tal».  36,  Xr.  19,  23  rerigUcben 
nut  Nr.  li.     lAb  ;^>:.   Nr.  if ,   Vö  \-«rgIicben  mit  Xr.  17).     Die 


%    «  *       «^««c'      *  ja«  ««« 

4       %  -  «  •.  « 


.  ',:.?   ,::r   iar.  o^  :«*r*ciiÄ. 

.-  ;>.•>!   v:X;:>:if  w2L,'iii-*a  tS»  2500  Einvohner. 
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Gesammtbeit  aller  drei  Arten  Umlagen  ist,  unter  dem  besonderen 
Einflass  der  Gemeindeumlagen,  erbeblich  stärker  als  der  Staats- 
steuerertrag gewachsen  (Tab.  36,  Nr.  IV  und  27,  Tab.  37,  Nr.  IV). 
Die  Umlagen  in  den  Districten  und  Kreisen  sind  auch  stärker  als 
die  Zuschüsse  gestiegen. 

Die  Einnahmen  aus  Umlagen  sind  in  den  Districten  nnd  Kreisen,  auch  seit  1896, 
weiter  in  Zunahme  begriffen,  nach  den  bereits  bis  für  1898  7oriiegenden  Daten.  Sie 
stiegen  Ton  1896—98  von  5.817,000  auf  6,004,000  M.in  den  Districten,  von  9,387,000 
anf  9.823,000  M.  in  den  Kreisen.  Das  Procent  der  Kreisnmlagen  vom  Staatssteuer- 
SoU  war  in  den  letzten  Jahren  fast  das  gleiche  (1895—98  29.4,  29.2,  29.7,  29.4), 
nachdem  es  in  den  yoraus^rehenden  6  Jahren  um  beinahe  4  %  gestiegen  war. 

Hinsichtlich  der  Yertheilung  der  Umlagen  auf  die  einzelnen  Gebietstheile, 
bei  den  Gemeindcumlagen  auf  die  Gemeindegruppen  und  einzelne  Gemeinden 
gewährt  die  amtliche  Statistik  auch  noch  werthvoUe  Einblicke,  was  indessen  hier  nicht 
genauer  verfolgt  werden  kann.    Wir  beschränken  uns  auf  einige  Angaben. 

Nach  Kreisen  (Regierungsbezirken)  berechnet  zeigen  die  Gemeindeumlagen 
für  alle  Gemeinden  in  den  20  Jahren  von  1876 — 96  in  jedem  Kreise  im  absoluten 
Betrage  eine  fast  stetige  langsame  Steigerung  und  als  Quote  vom  Soll  der  directen 
Staatssteuern  eine  ebenfalls,  doch  mit  gelegentlichen  Unterbrechungen,  fortgehende 
Steigerung,  aber  eine  verschieden  starke  in  den  einzelnen  Kreisen.  Darin  giebt  sich 
wohl  vornemlich  die  Verschiedenheit  der  wirthschaftlichen  Entwicklung,  des  stärkeren 
und  schwächeren  Fortschreitens  der  Industrie,  des  Kapitals,  des  Städtewesens  kund 
(?.  Tab.  S.  227  im  Statist.  Jahrb.  B.  4).  1876  und  1896  war  die  Quote  der  Gemeinde- 
umlagcn  vom  Staatssteuersoll  in  Oberbaiern  60  und  95,  in  Niederbaiern  58  und  71, 
in  Oberpfalz  66  und  81,  in  Schwaben  54  und  81.  in  Oberfranken  72  und  84,  in 
Mittelfranken  81  und  90,  in  Unterfranken  59  und  72,  in  der  Pfalz  142  und  177,  in 
letzterer  zum  Theil  deshalb  so  viel  höher  als  in  den  anderen  Kreison,  weil  hier  die 
Verbrauchssteuern  weniger  hohen  Ertrag  haben ,  und  Pflaster-  u.  s.  w.  Zölle  fehlen. 
Die  verschiedene  Steigerung  der  Quote  der  Gemeindeumlagen  vom  StaatssteuersoU 
lässt  indessen  die  wirkliche  Entwicklung  deshalb  nicht  genügend  hervortreten,  weil 
gleichzeitig  in  diesem  Zeitraum  die  absoluten  Beträge  des  Staatssteuersolls  in  den 
einzelnen  Kreisen  in  sehr  ungleichem  Maasse,  wesentlich  unter  dem  Einfluss  der  Ver- 
schiedenheit der  wirthschaftlichen  Entwicklung,  sich  erhöht  haben,  z.  B.  in  Oberbaiern 
(München!)  nnd  Mittelfranken  (Nürnberg!)  fast  um  das  Doppelte,  dort  von  4,615,000 
auf  8,862,000  M.,  hier  von  2.465,000  auf  4,683  000  M.,  in  den  anderen  Kreisen,  be- 
sonders in  Niederbaiern  und  Oberpfalz,  viel  weniger  (dort  nur  von  2,447,000  auf 
2.934,000,  hier  von  1,704,000  auf  2  205.000  M.).  Ein  Procent  Gemeindeumlagc  und  ein 
Wachsthum  dieser  Proccnte  um  1  bedeutet  also  in  den  reicheren  Provinzen  viel  mehr 
als  in  den  anderen.  —  Auch  zwischen  der  Entwicklung  der  Umlagen  in  den  un- 
mittelbaren Städten  einer-  und  den  übrigen  Gemeinden  anderseits  ergeben 
sich  in  den  einzelnen  Kreisen  manche  Verschiedenheiten. 

Von  besonderem  Interesse  sind  noch  die  Verschiedenheiten  der  Um- 
lagen in  den  einzelnen  Gemeinden,  die  darin  im  Laufe  der  Zeit  hervortreten- 
den Veränderungen,  sowie  die  Verschiedenheiten  dieser  Umlagen  in  den  einzelnen 
Kreisen.  Darüber  eine  lehrreiche  kleine  Tabelle  im  Statist.  Jahrb.  B.  4,  S.  219.  Die 
Ergebnisse  sind  folgende.  Die  Zahl  der  Gemeinden  ohne  Umlagen  hat  von  1887 — 96 
stetig  ab-,  umgekehrt  also  die  Zahl  derjenigen  mit  Umlagen  zugenommen  (Gesammtzahl 
der  Gemeinden  1887  8027.  1896  8019,  ohne  Umlagen  bezw.  768  und  524,  mit  Um- 
lagen 7259  und  7490).  Die  Zahl  der  Gemeinden  mit  relativ  niedrigen  Umlagen  (als 
Procent  des  Staatsstcuersolls  berechnet)  hat  sich  ebenso  stetig  stark  vermindert 
.1887—96  mit  1—50  %  Umlage  von  2610  auf  1711  Gemeinden),  die  Zahl  der  Ge- 
meinden mit  Umlagen  mittlerer  Höhe  etwas  zugenommen  (mit  51 — 100  ^o  Umlage 
von  2819  auf  3206,  also  um  c.  V;)-  I^ie  Zahl  der  Gemeinden  mit  hohen  nnd  mit 
sehr  hohen  Umlagen  ist  stark  gewachsen  (mit  101—250  %  Umlage  von  1578  auf 
2233,  um  ca.  «/g,  mit  über  250  7o  ömlage  von  242  auf  340,  um  gut  */r).  Von 
den  Kreisen  haben  Unterfranken  und  Oberfranken  noch  die  meisten  Gemeinden  ohne 
Umlagen   (1896    bezw.  von   1000—263  und  von  1017—105),   die  Pfalz  die  meisten 
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(iomciiidon  mit  sehr  hohen  Zuschl&^en  (von  709 — 256  mit  ttbor  250^0*  ^^^  anderen 
KreUü  zusammen  von  7310  nur  84  solcher;  ohne  Umlagen  in  der  Pfalz  nur  8  Gemeinden). 

Eine  weitere  Tabelle  im  Statist.  Jahrb.  (B.  4,  S.  230)  gicbt  eine  lehrreiche 
Uchorsicht,  wie  sich  im  Staate  und  in  den  einzelnen  Kreisen  die  Höhe  der  Gemeinde- 
umlaf^üu,  als  Quoten  vom  directen  Staatsstcueräoll,  in  den  Gemeinden  mit  verschiedener 
Kinwohner/ahl  herausstellt.  Es  sind  bemerkenswerther  Weise  vielfach  aach  ganz 
kloine  (icmeindcn  (selbst  bis  nur  500  Einwohner),  in  denen  hohe  und  sehr  hohe 
Umlagen  vorkommen  und  zwar  wächst  die  Zahl  auch  dieser  Gemeinden  fast  stetig 
von  Jahr  zu  Jahr. 

Die  Districtsumlagen  sind  in  allen  Kreisen  etwas  gestiegen,  doch  nicht  ganz 
glcichmassig.  Maximum  1887  Pfalz  (35.1  Vo  vom  Staatssteuersoll) ,  ebenso  1896 
(30.8  ",0«  Minimum  beide  Male  Schwaben  (bezw.  13.4  und  18/«),  wobei  indessen 
der  fK'ilioh  nur  kleine,  in  den  einzelnen  Kreisen  aber  relativ  nicht  ganz  gleich  hohe 
Dotrag  der  direct  aus  der  Gemeindecasse  gezahlten  Summen  an  Districtsumlagen  nicht 
oingcrechnot  ist  (1896  94.000  M.  von  5,817,000  M.  im  Ganzen).  (S.  Statist  Jahrb. 
B,  4,  S.  2J5,^ 

Die  Kroisumlagen  sind  kreisweise  noch  weniger  verschieden  als  die  Districts- 
iimlaa^on  und  in  don  meisten  etwas,  aber  nur  wenig,  gestiegen  (Maximum  1889  und 
lS9v<  IMäU  mit  ;U»  und  ;^.r>  *' ,,,  Minimum  beide  Male  Schwaben,  22  7  und  27  */J. 


§.  l>0.  Die  Vertheilung  der  Commanalsteuern  auf 
lUo  einzelneu  Arten.  Verbrauchsbesteuernng  ins- 
besondere. 

Pio  Talvllen  ;V>  uad  oT  und  die  folgende  Tabelle  38  machen  ancb  die  Hohe 
und  da5  Vorlüliniscs^  dor  oiu^elaon  Arten  der  Commuoalstenern  und  der  anderen  Ein- 
luhmen  ;bci  Jca  iiomoiadea  woüisrrten*  der  Uenten'r  zu  einander  ersichtlich. 

TaK  ;vv     r»Aieri>cho   romniuaaleinnahmen  1896.     (Relative  Zahlen.) 

VorhaI;:iU>£ahIea  di.*r  Einnahmearten') 

'-  Nach  den  Daten  der  Tab.  36 
berechnet. 

*)  Hier  nur  die  Einnahme  aus  den 
ScL'aem  und  den  Beuten  als  Gesammt- 
.'iaajdime  der  Procentberechnung  zu 
'.rrindo  gelegt,  also  mit  Ausschluss 
^M:5c:j:er  Einnahmen  (Gebühren,  ver- 
3ius:hte  u.  d^l.  m ).  Die  Steuern  und 
'.\.'3^ia  sind  aber  die  Hauptsache. 


1>^ 

l"i'." 
4:1 

■::>.  l 

■•   .■» 


.  i»  v'  lu »'  i  u  d  0  u  " 

>; *     •"»     ■:     <•  .    ^- 

l    Au>  L::i:v-     ... 
II      \  •!.*  .1  -  .   i.j.  —    ■--;/■-• , 

i.  iL.:*.'  .. 

0.  Pna.-*«::-  •..    -.    *,  Z ... . 

4.    A'J-    I{'.-Jit';fi 

C.  G  an /er   Staat     .     .     .     . 

1.  L'mia;j:«.*fi 

2.  Verbrauchtste U'rfii    .     .     . 
:3.  Plla>trr-  u.  -.  w.  Zolle      . 

Sumuio  1.  2.  ;j f;»;.9 

4.  Aus  Ifentch \^X\ 

11.  Dibtrictc li/j.O 

1.  Umlagen W.sS^ 

2.  Zuschilsac 10.0 

3.  Andere  EiMnahui-j»      .     .     .  *J3.5 

III.  Kreise Iwn 

1.  Umlagen O'J.O 

2.  Zuschüsse 23.6 

3.  Andere  Einnahmen     .     .     .  \d.o 


3"^ 

II    '4 

1 '  **  '.*'' 

10.0 
3.«> 


r.*r    die 


-*  Hier  (auch  bei  Kr.  4  Beuten) 
rechtsrheinischen  unmittel- 
tsirea  Stidte.  nicht  auch  die  grosseren 
0-te  ^iber  2500  Einvohner)  in  der 
Pfalz,  die  in  Tab.  36  hier  bei  den 
Kenten  iabegriSen,  gemeint 

^  Hier  auch  die  grosseren  pfäl- 
zischen Gomeinden  allgemein,  auch  bei 
den  Kenten  (Nr.  4^,  inbegriffen. 
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In  Gemeioden,  Districten  und  Kreisen  waltet  hiernach  überall 
die  Besteaerung  vor  den  anderen  Einnahmen  vor.  Als  besonders 
characteristisch  erscheint  auch  hier  ziffermässig  die  bedeutsame 
Stellang,  welche  die  Verbrauchsbesteuerung  neben  den 
directen  Stenern  in  den  Gemeinden  einnimmt.  Die  thatsächliche 
Entwicklung  hat  sich  also  dem  Steuerrechte  angepasst  (S.  189). 
Die  directe  Steuer  (die  Umlage  in  Zuschlagsform  zu  den  directen 
Staatssteuern)  ist  zwar  überall  die  wichtigste  Steuerart ,  auch  in 
den  unmittelbaren  Städten.  Aber  die  Verbrauchssteuer  bringt  doch 
auch  jetzt  noch  in  diesen  mehr  als  die  Hälfte,  mit  den  Pflaster- 
zöllen u.  8.  w.  zwei  Drittel  des  Umlageertrags  auf,  früher  sogar 
noch  eine  grössere  Quote  des  letzteren  (Tab.  36,  Nr.  2,  4  und  5, 
Tab.  38,  A,  Nr.  1,  2,  3).  Selbst  in  den  übrigen  Gemeinden  er- 
reicht ihr  Ertrag  ein  Fünftel  des  Umlageertrags,  und  im  Durch- 
schnitt aller  Gemeinden  über  ein  Drittel  (Tab.  36,  Nr.  8,  10,  14,  16, 
Tab.  38,  B,  Nr.  1,  2,  C,  Nr.  1,  2).  Auch  die  Pflasterzölle  u.  s.  w. 
allein  stellen  sich,  wenigstens  in  den  unmittelbaren  Städten,  als 
eine  nicht  unwichtige  Einnahmequelle  heraus. 

Naturlich  ergeben  sich  aach  hier  wieder  viele  Verschiedenheiten  zwischen  den 
einzelnen  Gebietstheilen,  Kreisen  u.  s.  w.  und  vollends  zwischen  den  Gemeinde- 
grappen  und  einzelnen  Gemeinden.  Aach  das  gestattet  die  amtliche  Statistik 
näher  zu  verfolgen,  auch  in  den  zusammenfassenden  Tabellen  des  Statist.  Jahrbuchs 
(s.  bes.  B.  4,  S.  231).  Die  Einnahme  aus  Verbrauchssteuern  überwiegt  stark,  absolut 
und  relativ  (im  Verhältniss  zu  den  Umlagen  wie  auch  nach  dem  Kopfertrag)  in  den 
unmittelbaren  Städten  gegentlber  den  anderen  Gemeinden.  Dasselbe  gilt  von  den  Ein- 
nahmen von  Pflasterzöllen  u.  s.  w.,  die  in  der  Pfalz  fehlen.  Die  einzelnen  Kreise 
zeigen  aber  nach  der  verschiedenen  Audsehnung  von  Verbrauchssteuern  und  solchen 
Zöllen  auf  mehr  oder  weniger  Gemeinden  und  nach  der  Ausbildung  der  localen  Steuer- 
verfassungen und  nach  den  localen  Gonsumtions-,  daher  auch  Bevölkerungsverhältnissen 
mehr  Verschiedenheiten.  Die  Gesammtzahl  der  unmittelbaren  Städte  (nur  im  rechtsrhcin. 
Gebiet)  mit  Verbrauchssteuern  ist  von  1887 — 96  von  38  auf  41,  mit  Pliasterzöllcn  u.  s.  w. 
von  35  auf  39,  die  der  übrigen  Gemeinden  (einschl.  Pfalz)  von  1408  auf  1762,  bezw. 
von  344  auf  375,  daher  die  Gesammtzahl  aller  solcher  Gemeinden  im  Staate  von  bezw. 
1446  und  379  auf  1803  und  414  ?on  c.  8000  Gemeinden,  also  von  c.  18  auf  c.  22V2  % 
bei  den  Verbrauchssteuern,  von  c.  4?l^  auf  c.  5  %  bei  den  Zöllen  gestiegen.  Die  Ver- 
brauchssteuern sind  in  den  unmittelbaren  Städten  seit  längereu  Jahren  im  Wachsthum 
des  Ertrags  im  ganzen  Staate  und  in  den  einzelnen  Kreisen  hinter  dem  Ertrag  der 
Umlagen  zurückgeblieben,  in  den  anderen  Gemeinden  war  es  eher  umgekehrt.  Auch 
der  Kopfertrag  ist  in  den  Städten  eher  etwas  gesunken  (1889 ,  Max.  6.61  M..  1896 
5.57  31.),  in  den  anderen  Gemeinden  (einschl.  alle  pfälzer)  etwas  gestiegen  (1888  0.56, 
1896  0.82  M.),  ebenso  im  ganzen  Staate  (1887  1.48,  1896  1.84  M.).  Die  Gemeinde- 
umlagen sind  fast  fortschreitend  auch  nach  dem  Kopf  betrag  gewachsen:  unmittelbare 
Städte  1887  8.15,  1896  10.16  (?.  Max.  1895  10.81,  Statist  Jahrb.  B.  4.  S.  228,  viel- 
leicht Fehler  der  Zitier  für  1895),  andere  Gemeinden  2.89  und  3.92,  alle  3.74 
und  5.15  M.  Kreisweise  hatten  die  höchsten  und  niedrigsten  Kopfbeträge  in  1896 
au  Verbrauchssteuern:  unmittelbare  Städte  bezw.  Schwaben  (7.68  M.,  gegen  9.26  M. 
Umlagen)  und  Mittelfranken  (4.62  M.  gegen  9.98  M.  Umlagen),  desgl.  an  Umlagen 
Oberbaiern  (12.52  M.  [München!]  gegen  5.48  M.  Verbrauchssteuern),  Niederbaiern 
(5  54  M.  gegen  5.33  M.  Verbrauchssteuern) ;  ferner  die  anderen  Gemeinden  Maximum 
und  Minimum  der  Verbrauchssteuern  Oberbaiern  (1.48  gegen  3.68  M.  Umlagen),  Unter- 
franken (0.54  gegen  2.80  M.  Umlagen),  desgl.  Maximum  und  Minimum  der  Umlagen 
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Pfalz  (alle  Gemeinden.  8  05  M.  'gegen  1.01  M.  Verbrauchssteuern),  Oberfnnken 
(2.60  M.  gegen  0.77  M.  Verbrauchssteuern).  Die  Verbrauchssteuern  kommen  also 
mitunter  selbst  kreisweise  den  Umlagen  fast  gleich,  so  in  den  unmittelbaren  Städten  in 
Nicderbaiern ,  und  sind  auch  sonst  mehrfach  über  50  ®/o  der  Umlagen  (St&dte  in 
Schwaben,  Oberpfalz,  Unterfranken).  Aehnlich  hoch  ist  in  den  „übrigen'^  Gemeinden 
das  Verhältniss  nur  in  Oberbaiern.  Immerhin  eine  Gestaltung  der  Dingo,  die  wieder 
zu  Keformen  mahnt. 

Die  einzelnen  Verbrauchssteuern  haben  in  den  Ferschiedenen  Gemeinden 
und  kreisweiso  eine  Tcrschicdeno  finanzielle  Bedeutung.  Der  Localmalzzuschlag  ist  im 
Allgemeinen  die  einträglichste  dieser  Steuern.  Bei  der  grossen  Verbreitung  des  Bier- 
consums  in  Baiem,  auch  unter  den  arbeitenden  Classen  und  der  Be?Olkerung  mit 
geringerem  Einkommen,  hat  dies  aber  ähnliche  Bedenken  wie  der  Ertrag  der  Verbrauchs- 
steuern auf  wichtige  Nahrungsmittel,  Getreide,  Mehl,  Fleisch,  wenigstens  soweit  die 
Steuer  den  Preis  verthcucrt  (oder  die  Qualität  verringert),  was,  wie  schon  früher  be- 
merkt (S.  168),  freilich  zumal  bei  Bier  der  fragliche  Punct  ist.  S.  für  dio  Verhältnisse 
der  einzelnen  Verbrauchssteuern  bes.  den  gen.  Aufs,  von  Kaufmann  im  Fin.arch. 
B.  14,  S.  306  fi'.  und  die  Tabellen  im  Statist  Jahrb.  deutscher  Städte  (B.  6,  1897, 
S.  375  ff.),  für  München  Tröltsch  mehrfach  Fin.arch.  Bd.  10.  S.  154  tf.,  Allg.  Ztg. 
3.  Morgenbl.  v.  7.  Dec.  und  2.  Morgenbl.  v.  31.  Dec.  1898  (1897—1899).  Aus  den 
hier  gegebenen  Daten  ibt  folgende  Uebersicht  für  die  drei  grössten  baierischen  Städte 
gebildet  worden. 

Tab.    39.      Steuererträge    in    den    drei    grössten    baierischen    Städten 

je  1000  M. 

München  Nürnberg   Auprsburg 

1894  1894  1894 

r.  Umlagen,  ncmlich 5.026  1.874  828 

1.  Grund-  und  Gebäudesteuer  ....     1.948  662  254 

2.  Gewerbesteuer 1.299  599  270 

3.  Kapitalrentensteucr 1.169  405  212 

4.  Spec.  Einkommensteuer 610  208              92 

IL  Verbrauchssteuer'),  ncmlich     .     .     2.192  772  509 

5.  Malzaufschlag 1.580  273  327 

6.  Getreide-,  Mehlanfschlag«)  ....        336  352            127 

7.  Fleischaufschlag 254  140              55 

8.  Wildbret-  u.  s.  w.  Aufschlag    ...         22  7  — 

III.  Gebühren  u.  Steuern  y.  Verkehr 

u.  s.  w.,  nemlich 

9.  Schrannengebiihr  brutto 244  —  — 

10.  „  netto 168  —  35 

11.  Hälfte  der  Bruttoeinnahmen  vom  Vieh- 

und  Schlachthof^) 480  224  — 

12.  Pflasterzoll*) 795  121  169 

Summe  10.  11,  12 1.443  345  204 

IV.  Sonstige  Steuern,  nemlich    .     .     .  118  25  24 

13.  Antheil  an  Hundesteuer 85  24  16 

14.  Von  Vergnügungen 33  1  8 

V.  Summe  I  -IV 8.779         3.016         1  565 

!Man  sieht,  welche  grosse  Bedeutung  die  Verbrauchssteuern  allein  und  vollends 
in  Verbindung  mit  den  verwandten,  wenigstens  theilweise  ähnlich  wie  sie  wirkenden 
Abgaben   gebühren-  und   steuerartiger  Natur  hier  haben.     Ohne   Einführung  neuer 

*)  Brutto  nach  Abzug  der  Rückvergütungen. 

*)  Ziffer  für  München  nach  Kaufmann  S.  306,  abweichend  städt.  Statist  Jahrb. 
B.  6,  S.  379  (hier  nur  233  000  M ). 

°)  Schrannengebühr  und  Schlachthofabgabe  wirkt  wenigstens  zum  Theil  wohl 
wie  Veibrauchssteuer,  s.  Kaufmann  S.  306  (F..  322. 

*)  Wohl  auch  stcuerartig  wirkend,  nach  Höhe  und  Erhebungsweise,  wenn  auch 
sonst  mehr  Gebühr. 


Gommanalstcncr-Statistik.  201 

andersartiger  Steuern,  wie  jetzt  in  München  der  Besitzwechselabgabe,  nnd  ohne  Refonn 
der  directen  CommDnalsteaern ,  bezw.  soweit'  diese  als  Zuschläge  zu  den  directen 
Staatssteaern  erhoben  werden,  ohne  Refonn  dieser  letzteren  ist  aber  bei  dem  steigenden 
Finanz-  und  Steuerbedarf  eine  Beseitigung  oder  nur  wesentliche  Verringerung  der 
locaJen  Verbrauchssteuern  kaum  möglich.  Die  weitere  Steigerung  der  Umlagen  auf 
der  bisherigen  Grundlage  hat  bei  deren  Mangelhaftigkeit  schwere  Bedenken.  (In 
München  sind  die  Umlagen  seit  1889  auf  110  7o  der  Staatsstenem  gehalten,  jetzt  mit 
Mühe.  1885—88  waren  sie  noch  100,  1884  95  <^/o.  In  Nürnberg  sind  sie  von  80  7^ 
noch  in  1885  auf  85  in  1886,  100  in  1888,  110%  in  1890,  in  Augsburg  von  75  7o 
in^l889  auf  90  in  1892  gestiegen,  s.  Kau  fmann  a.  a.  0.  S.  341).  Es  drängt  doch 
so  auch  das  Gommunalsteuerbedürfniss  auf  eine  tiefere  Reform  der  directen  Besteuerung 
bin.  Vun  der  neuen  Bcsitzveränderungsabgabo  wird  im  £'at  von  München  für  1899 
eine  Einnahme  von  1  020.000  M.  erwartet,  vielleicht  zu  viel  (der  Bürgermeister  wollte 
den  Ansatz  von  nur  900.000  M.  haben). 

Unter  den  sonstigen  Steuern  ist  bei  den  Gemeinden  die  Hälfte  des  Ertrags 
der  staatlichen  Hundesteuer  wieder  zu  erwähnen.  Ziemlich  ausgebildet  sind  bei  den 
baierisehen  Gemeinden  Verwaltungsgebühren  (Heimathsgebühren  u.  m.  a.), 
dann  vielfach  vornemlich  die  mit  dem  Markt-  und  Strassenwesen  in  Verbindung 
stehenden,  nach  Art  der  Erhebung  und  Höbe  des  Satzes  öfters  mehr  oder  weniger 
stenerartig  wirkenden  .,Gebühren'%  wie  die  genannte  Schrannen-,  Schlacht- 
und  Viehhofgebühr  und  besonders  wieder  der  Pflasterzoll.  Die  privatwirth- 
schaftlichen  und  verwandten  Einnahmen  zeigen,  besonders  in  den  unmittelbaren  Städten, 
in  den  bezüglichen  Renten  vom  Vermögen  (Tab.  86,  87,  38)  neuerdings  eine  erheb- 
liche Steigerung,  in  Folge  der  Uebernahme  von  mancherlei  Unternehmungen  des 
Belenchtungs-  und  Verkehrswesens  u.  dgl.  m.  auf  die  Commune  oder  der  Betheiligung 
der  letzteren  an  Gcsellschaftsuntemehmungen  dieser  Art  Freilich  entspricht  dieser 
Zunahme  der  Renten  wenigstens  einstweilen  auch  meistens  diejenige  der  Schuldlasten, 
da  die  bctreflenden  Unternehmungen  der  Gemeinden  gewöhnlich  mit  Hilfe  von  Schuld- 
aufnahmo  ausgeführt  worden  sind.  (S.  die  Tabellen  über  Gemeindevermögen,  Renten, 
Schulden  im  Statist  Jahrb.  Bd.  4,  S.  232  fl*.) 

In  der  folgenden  Tabelle  40  (s.  S.  202)  sind  nach  den  Daten  im  Statist  Hand- 
buch und  für  die  Staatssteuern  zum  Vergleich  mit  den  Communalsteuern  nach  den 
Daten  oben  S.  182  in  Tab.  85  noch  einige  Kopf  quo  tenzahlen  zusammengestellt 
woiden. 

Bei  der  Vergleichung  der  Belastung  durch  indirecte  Staatsstenem  mit  derjenigen 
durch  indirecte  Gemeindesteuern  ist  an  die  früheren  Ausführungen  (S.  177,  Note  5)  über 
die  Berechnungsweise  des  ersteren  Betrags  zu  denken.  Die  wirkliche  Belastung  der 
baierischen  Bevölkerung  durch  diese  Steuern  ist  danach  nicht  so  hoch,  als  nach 
dieser  Ziffer,  welche  den  nach  der  Vertheilung  der  Reichssteuern  direct  oder  indirect 
incmlich  in  der  Deckung  der  bezüglichen  Rcichsausgaben)  Baiern  zu  Gute  kommenden 
JBetrag  mit  enthält. 

Die  Tab.  40  ergiebt,  dass  trotz  der  starken  communalen  Ver- 
brauchsbesteuernng  die  directe  gesammte  commuDale  Steuer  doch 
hoch  ist,  absolut  und  im  Verhältniss  zur  directen  Staatssteuer. 
Auch  das  weist  wieder  auf  die  Nothwendigkeit  der  Reform  der 
directen  Staats-  und  der  gesammten  Communalsteuern  hin,  um  die 
grosse  und  beständig  steigende  Last  durch  bessere  Vertheilung 
erträglicher  zu  machen. 

Zum  Vergleich,  soweit  die  Verschiedcnartiekeit  des  statistischen  Materials  ihn 
gestattet,  sind  die  Tabellen  und  Daten  oben  S.  85  fl'.  für  Preussen  und  S.  134  IF.  für 
Sachsen  heranzuziehen.  Eine  unmittelbare  Vergleichung  der  Durchschnittsverhältnisso 
des  viel  grösseren  preussischen  Staats  mit  den  baierischfn  ist  nicht  wohl  thunlich, 
weil  die  Durchschnittszahlen  Resultanten  zu  ungleicher  Factoren  sind.  Eher  kann 
Sachsen  und  Baiem  verglichen  werden.  Die  Communalsteuerbelastung  mit  directen 
Steuern  ist  nicht  sehr  verschieden,  die  Staatssteuerbelastung  in  Sachsen  höher  (S.  134). 
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Tab.  40.     Kopfquoten    der    baierisclicn  Staats-   and   Communalsteucrn 

(iu  Mark). 

,.«                                     T  V  I^i-        Indirecte  Verkehrs-  « 

^^^P"                              ^^^^  rccte^)Verbrauchsst.«)  steuern»)  ^°"'°*^ 

1.  Staat    .     • um  1890  5.46          19.74  5.00  30.20 

2.  Gemeinden 1H87  3.74            1.48  0.28  5.40 

1896  5.25            1.84  0.34  7.43 

3.  davon    unmittelbare  Städte .          1887  8.15            6.00  1.37  15.52 

„                                1896  10.16           5.54  1.33  17.06 

4.  „      andere  Gemeinden     .          1887  2.89            0.56  0.06  3.51 

1896  3.92           0.82  0.07  4.81 

5.  Districte 1887  1.18             —  —  1.18 

, 1896  1.56             —  --  1.56 

6.  Kreise 1888  1.25             —  —  1.25 

1896  1.02            —  —  1.62 

7.  Summe  Commuualsteuern 

Nr.  2,  5,  6 um  1887  6.17            1.48  0.28  7.83 

1896  8.43            1.84  0.34  10.61 

8.  Summe  Staats- u.  Communal- 

steuern,  Nr.  1  und  7  .     .     um  1896  13.89          21.58  5.34  40.81 

9.  Communalsteucrn  (Nr.  7)  in 

7o  der  Staatssteuer  (Nr.  1)           1896  154.4              9.4  6.8  35.1 

Ueber  die  Kopfbelastungen   der   grösseren  baierischcn  Städte  mit  Vcrbraachssteiieru 
s.  Kaufmann  a.  a.  0, 


Nachdem  im  Vorausgehenden  die  Besteuerung  der  beiden  grOssten  und  wichtig- 
sten deutschen  Mittelstaaten,  zwar  unserem  Plane  gemäss  (S.  2)  nur  in  ihren  Haupt- 
momenten  der  Entwicklung  und  Ausgestaltung,  aber  doch  immerhin  etwas  eingehender 
dargestellt  worden  ist,  können  fUr  die  Zwecke  dieses  Werks  noch  knappere  Ueber- 
sichten  der  Besteuerung  weiterer  deutscher  Staaten,  selbst  Wtlrttembergs  und  Badens, 
gcutlgen,  eine  Beschränkung,  zu  welcher  auch  die  Kilcksicht  auf  den  Kaum  dringend 
iiüthigt.  Die  sächsische  und  baierische  Besteuerung  stellen  neben  der  preussischen 
auch  finanzwissenschaftlich  besonders  bcachteuswerthc  Typen  dar.  Allerdings  würde 
aber  auch  die  württembergische  und  badische  (wie  ebenfalls  die  hessische)  Besteoerong 
nach  ihrer  Einrichtung  eine  genauere  Darstellung  sehr  wohl  verdienen,  an  sich  ebenso 
gut  als  die  sächsische  und  baierische.  Besonders  auf  dem  Gebiete  der  directen  Steuern 
bieten  diese  stlddeutschen  Staaten  manches  Eigenartige,  zwar  Verwandtes,  aber  doch 
auch  wieder  im  Einzelnen  Abweichendes  von  Baiern.  Und  auch  ihre  eigene  indirecte 
A' erbrauchsbesteuerung  (Biersteucr,  Weinsteuer,  Wirthschaftsabgaben,  badische  Fleisch- 
steuer) und  Einzelnes  in  der  Commuualbesteuerung  ist  interessant  genug.  Gleiches 
}:ilt  von  der  Weiter-  und  Umbildung  der  französischen  Besteuerung  in  Els&ss-Loth- 
liugen  seit  dem  Kuckfall  dieser  Lande  an  Deutschland.  Indessen  soll  diese  ganze 
Darstellung  der  Besteuerung  einzelner  Länder,  auch  der  deutschen,  nicht  Selbstzweck 
werden,  sondern  sich  noch  im  Ralimen  eines,  wenn  auch  sehr  ausgedehnten,  allgemeinen 
tinanzwi.*>senschaftlichen  Werks  halten  (o.  S.  2)  und  in  erster  Linie  dessen  Zwecken 
dienen.  So  musä  hier  wenigstens  eine  etwas  grössere  Beschränkung  in  der  Behandlang 
eintreten.  Eine  noch  stärkere,  als  sie  im  Folgenden  erreicht  ist,  wäre  mir  selbst  noch 
lieber  gewesen.  Aber  der  Werth  der  Darstellung  für  den  Zweck  dieses  Werks  hätte 
darunter  gelitten. 


*)  Hier,  abweichend  von  Tab.  35,  S.  182,  die  Hundesteuer  beim  Staate  nicht 
zu  den  directen,  sondern  mit  zu  den  indirecten  Steuern  gerechnet 

^)  Beim  Staate  einschl.  Ueichsantheile  nach  der  bei  Tab.  35  angegebenen  Be- 
rechnungsweise, einschl.  Hundesteuer,  bei  den  Gemeinden  ohne  Antheil  an  letzterer, 
bei  diesen  auch  ohne  die  wie  Verbrauchssteuern  wirkenden  Schraunen-,  Schlachthof- 
gebühren  u.  s.  w.  (s.  S.  200,  Note  3,  S.  201). 

^)  Beim  Staate  wie  in  Tab.  35,  bei  den  Gemeinden  nur  Pflasterzoll. 
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4.  AbschDitt. 
3.    Württemberg. 

Das  besondere  finanz wissenschaftliche  Interesse  knüpft  sich  hier  an  die  eigen- 
tbUmliche  Aobgestaltüng  der  directen  Besteuerung,  als  eines  Systems  der  Ertrags- 
besteuerung, ähnlich,  aber  in  Einigem  auch  wieder  beachteuswerth  abweichend, 
wie  in  Baiern  (und  früher  in  Baden),  femer  an  den  neuesten,  vor  Thorschlass  leider 
noch  misslungenen  Versuch  der  Ergänzung  und  theil weisen  Ersetzung  dieser  Be- 
steuerung durch  eine  allgemeine  Einkommensteuer.  Sodann  ist  auch  hier  die  eigene 
indirecto  Yerbrauchsbestcuerung  (Bier-,  Weinsteuer,  System  der  „Wirth- 
schaftsabgaben")  beachteuswerth.  Und  in  der  Ausgestaltung  der  CommunalkOrper 
(Amtskörperschaften,  Gemeinden),  in  der  Mitwirkung  derselben  bei  der  Erhebung  der 
directen  Staatssteuern,  sowie  in  den  Grundsätzen  der  Gommunalsteuerverfassung  treten 
auch  finanzwissenschaftlich  bemerkensverthe  EigenthUmlichkeiten  hervor. 

a.   Staatsbesteuerung. 

§.  61.  Erste  Periode.  Zeit  der  Errichtung  des 
Königreichs  und  des  Absolutismus  (1805—1819).  Auch 
fQr  die  württembergische  staatliche  Finanz-  und  Steuerverfassung 
ist  gleich  in  der  ersten  absolutistischen  Zeit  des  aus  dem  kleinen 
alten  Herzogthnm  hervorgegangenen,  durch  die  politischen  Ereignisse 
von  1803  ff.  auf  das  Doppelte  der  bisherigen  Grösse  (nach  Flächen- 
ranm  und  Bevölkerung)  angewachsenen  Königreichs  wenigstens 
insofern  die  Grundlage  gelegt  worden,  als  es  zwar  zu  einer  defini- 
tiven nnificirenden  Neugestaltung  der  überkommenen  Besteuerung, 
wie  in  Baiern,  noch  nicht  kam,  aber  wenigstens  die  politischen 
Voraussetzungen  dafür  durch  die  Vereinheitlichung  des  gesammten 
alten  und  neuen  Staatsgebiets  unter  einem  strengen  und  strammen 
absolutistischen  Begiment  geschaffen  wurden.  Rücksichtslos  wurden 
die  neuerworbenen,  aus  zahlreichen  kleinen  vorderösterreichischen, 
sonstigen  fürstlichen,  gräflichen,  ritterschaftlichen,  geistlichen,  reichs- 
städtischen u.  B.  w.  Nachbargebieten  bestehenden  Landestheile  zu 
einer  Einheit  als  sogen,  „neu -württembergisches*'  Gebiet,  unter 
Hinwegsetznng  über  die  bisherigen  Verfassungsverhältnisse,  zu- 
sammengefasst  und  die  Verwaltung  hier  vereinheitlicht.  Ebenso 
wurden  aber  auch  die  Gonsequenzen  der  erlangten  Souveränetät 
und  Königswürde  (1.  Jan.  1806)  alsbald  in  „Alt-Württemberg"  ge- 
zogen, die  hier  noch  in  stärkerer  Bedeutung  als  meistens  sonst  in 
deatschen  Landen  erhalten  gebliebene  ständische  Verfassung  ausser 
Kraft  gesetzt,  die  ständischen  Gassen  in  Besitz  genommen,  das 
evangelische  Kirchenvermögen  mit  dem  Kammergut  vereinigt,  und  die 
drei  bisher  streng  getrennten  Gassen,  die  herzogliche  Kammercasse, 
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die  landständische  Steuercasse  und  der  eyangelische  ,,Kirehenka8ten'' 
mit  einander  zu  einer  einheitlichen  Finanzyerwaltung  verbunden. 
Alsbald  ward  ferner  im  neuen  Königsstaat  das  alte  und  neue 
Staatsgebiet  zu  einer  staatsrechtlichen  und  administrativen  Einheit 
zusammengeschweisst  (18.  März  1806).  Es  kam  dieser  Politik  zu 
Gute,  dass,  nach  neuen  kleineren  Gebietsveränderungen  (1809, 
1810),  das  einmal  erlangte  Staatsgebiet  im  Ganzen  unverändert 
blieb  und  auch,  im  Unterschied  zu  Baiern,  durch  die  Ereignisse 
von  1813 — 15  nicht  neue  Veränderungen  erfahren  hat. 

S.  über  die  Gcbietserwerbungeii  u.  s.  w.  Riocko,  Verfassung,  Verwaltaog  uud 
Staatilausbalt  Württembergs,  1882  (2.  A.  1887),  S.  9.  Viebahu,  Statist,  d.  Zölle  f. 
Deutscbland  u.  s.  w.  I,  1311*.  Württemberg  umfasste  1792,  fast  ganz  im  schwäbischea 
Kreise,  166  Quadratmeilen,  verlor  die  linksrheinischen  Besitzungen  (Mömpelgard  u.  s.  v., 
20  Qu.-M.),  hatte  1812  354  Qu.-M.  nach  den  ?erschicdcnen  Gebietsreguli rnngen  (auch 
mit  Baieru,  Baden)  erreicht,  und  trat  mit  diesem  unreiänderten  Bestaad  in  den 
Deutschen  Bund  und  1871  in  das  Deutsche  Ecich  ein  (Daten  nach  Viebahn). 

üeber  die  politischen  Vorgänge  auch  Kiecke.  eb.  S.  9,  23  ff.,  Gaapp,  Staats- 
recht W.S.,  in  Marquardsen's  Handb.  (1884),  S.  11  If.  In  diesen  Schriften,  (besonders 
Kiecke  S.  169  ff.),  dann  in  v.  Keden's  Fin.statist.  I,  1.  Abth.  (1851),  S.  162  If., 
auch  über  die  damaligen  Finanzverhiiltnisse ,  mit  Rückblicken  bei  Riecke  auf  die 
frühere  Zeit.  Weiteres  in  der  werthTollen  staatsrechtlichen  (R.  v.  MobI  u.  A.)  und 
finanzwirthschaftlichen  Litteratur.  Ilerdegen,  W.s.  Staatshaushalt  (1848),  Hoff- 
mann, württ.  Fin. recht  (1.  B.  1857),  Historisches  und  Statistik  in  den  württ.  Jahr- 
büchern, u.  A.  Jg.  1871,  1879).  S.  auch  das  amtl.  Statist.  Werk  „Das  K.  W.'*, 
Finanz-  und  Steuergeschichtliches  und  besonders  Statistisches  auch  vielfach  in  den 
Landtagspapieien,  amtlichen  Actenstücken  u.  s.  w.,  auch  noch  den  neuesten,  unten  zu 
erwähnenden,  mit  Rückblicken  Öfters  bis  in  die  Zeit  der  neuen  verfassungsmässigen 
Regelung  des  Finanz-  und  Steuerwesens.  Die  Hauptpuncto  der  Entwicklung  gut  in 
Riecke's  Schrift,  auch  mit  den  Angaben  der  einzelnen  Gesetze. 

In  Alt-Württemberg  war  der  Ertrag  des  reichen  Eammergut« 
schon  vor  der  Neugestaltung  des  Staats  durch  ältere  indirecte 
Steuern,  Zülle,  Unigeld,  Taxen  und  dann  besonders  durch  ständische 
SteuerbewilligUDgen  von  Schätzungen,  deren  Ertrag  in  die  Land- 
schaftscasse fioss,  seit  dem  15.  Jahrhundert  ergänzt  worden. 

Diese  Schätzungen  haben  in  der  Form  gewechselt,  waren  ?ornemlich  directe 
Steuern,  hatten  sich  aber  bereits  in  der  ständischen  Zeit  fest  eingebürgert.  Im  18.  Jahr- 
hundert haben  die  Haupttheile  davon  duich  eine  umfassende,  langwierifco  Katastcr- 
operation  (1718—41)  eine  deünitive  Ausgcbtaltung  zu  einem  System  der  Grund-,  Ge- 
bäude- und  Gewerbesteuer  erhalten,  wobei  beachtenswerther  Weise  der  Grundsteuer 
bereits  der  Charactcr  der  Keinertragssteuer.  der  Gebäudesteuer  derjenige  der  Werth- 
steucr  (nach  Kapitalwerth  des  Hauses),  der  Gewerbesteuer  derjenige  einer  Besteuerung 
nach  Merkmalen,  aus  denen  man  auf  die  Ergiebigkeit  schloss,  gegeben  wurde.  Nach 
diesem  sogen.  Landcssteuerfuss  wurde  die  bewilligte  Steuersumme  auf  die  Aemter 
repartirt,  nicht  aber  auch  in  diesen  auf  die  Gemeinden,  noch  in  letzteren  auf  die  ein- 
zelnen Steuerpflichtigen.  Diese  Endvertheiluug  erfolgte  vielmehr  hier  nach  Verein- 
barungen und  Gemeindebcschlassen  (Kiecke  S.  191).  Jene  Dreigliederung  mit  der 
Ausgestaltung  der  einzelnen  Theile  ist  eine  Einrichtung,  an  weiche  die  Gesetzgebung 
von  1821  angeknüpft  und  welche  sich  in  den  GrundzUgen  so  bis  in  die  Gegenwart 
erhalten  hat:  der  auch  bei  den  jüngsten  Keformplänen  noch  gern  betonte  „althistorische^* 
Character  der  württembergischen  Besteuerung.  Ausserdem  hat  auch  die  Accise  zu 
den  Landschaftssteuern  gehört. 
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In  der  Epoche  der  Neugestaltung  des  Staats  1805  ff.  kam  es 
noch  nicht  zu  einer  allgemeinen  Neuordnung  des  Steuersystems 
in  Alt-Württemberg,  und  auch  für  Neu-Württemberg  nur  zu  provi- 
sorischen Regelungen  (1807).  Von  principieller  Bedeutung  war  aber 
die  unbedingte  entschädigungslose  Aufhebung  aller  Steuerfreiheiten 
und  Privilegien,  woran  dann  später  auch  in  der  Verfassung  (§.  21) 
festgehalten  wurde. 

Zwischen  den  alten  und  neuen  Landcstheilen  nnd  den  einzelnen  Gebieten  erfolgte 
bei  der  directen  Besteuerung  eine  rohe  Ansglcichnng:  mittelst  eines  Yertheilungs- 
Schlüssels  fUr  ein  Gesammtstaats-Steuerrcontingent  (2.5  Mill.  Gulden),  ein  Schlüssel, 
den  man  dadurch  gewann,  dass  man  sich  an  gewisse  statistische  Thatsachen,  Zahl 
der  Be?Olkerung,  Yiehzahl,  ländliche  Flächengrösse,  Gebäude,  Gewerbebetriebe  hielt 
(sogen.  ,,L4indesconcurrenzfuss'').  Eine  Acciseordnung  und  eine  Stempel-  und  Taz- 
ordnung  wurden  1808  erlassen,  der  Zoll  als  Grcnzzoll  eingerichtet,  die  ältere  Form 
ron  Umgeld,  Wirthschaftsabgaben ,  überhaupt  die  Mannigfaltigkeit  der  indirecten 
Steuern  blieb  im  Ganzen  noch,  sie  wurden  aber  ebenfalls  1807  gleichmässiger  gestaltet. 
In  der  Kriegszeit  traten  1808  ff.  eine  Kapitalsteuer,  1813  ü.  eine  allgemeine  Vermögens- 
steuer dazu.  Die  um  1815  vorhandenen  gewöhnlichen  Steuern  u.  dgl.  und  deren  Et- 
trftge  zeigt  folgende  Uebersicht  (nach  Blecke  S.  170). 

Tab.  41.    Württembergische  Staatssteuern   1815  (in  1000  fl) 

Directe  Steuern  (Grund-,  Gebäude-,               Zoll 440 

Gewerbe-) 2.400    Accise 1.120 

Strassenbauabgaben 220    Umgcld  und  Wirthschaftsaccise      .  750 

Zucht-  und  Waisenhausgefälle  .    .        76    Tabaksauf  läge 210 

Stammmiethe  ........       152    Salzsteuer 400 

GestQtsbeiträge 15    Import  von  Colon ialwaaren    ...  60 

Pferdeverkaufconcessionsgelder  .     .        20    Desgl.  von  ausländischem  Wein  33 
Summe    directe    Steuern    und    die                Taxen,  Sportein,  Stempel      .     .     .  350 
anderen  gen.  Abgaben      .     .     .    2.883    Summe:   wesentlich  indirecte  Ver- 
brauchs- und  Verkehrsabgaben  .  3.363 
Gesammtbetrag 6.247 

Der  Absolutismus  ist,  wie  in  Baiern  und  anderen  Rheinbund- 
staaten, mit  rauber  Hand  Über  die  bisherigen  Staatsgebilde  und 
Yerfassungsverhältnisse  hinweggefahren  und  hat  speciell  in  Alt- 
Württemberg  mit  seinen  landständischen  Traditionen  viel  böses 
Blut  gemacht  und  schlimme  Erinnerungen  hinterlassen.  Als,  doch 
auch  hier  nur  kurz  dauernde,  Uebergangsperiode ,  in  welcher  es 
galt,  mit  dem  chaotischen  Territorialgetrümmer  des  schwäbischen 
Kreises  tabula  rasa  zu  machen  und  den  Boden  für  einen  modernen 
Staat  von  doch  wenigstens  etwas  grösseren  Dimensionen  und  etwas 
besserer  geographischer  Configuration  zu  schaffen,  erscheint  jener 
Absolutismus  indessen  einer  späteren  historischen  Betrachtung  doch 
kaum  vermeidlich.  Durch  diese  unter  der  Gunst  der  politischen 
Umstände  so  erfolgreiche  Annexionspolitik  des  neuen  schwäbischen 
Königreichs  wurde  doch  auch  ein  geographisch,  nach  vorherrschender 
Stammesart  der  Bevölkerung  und  wirthschaftlich  einigermaassen 
zusammengehöriges    Gebiet    zu    Einem    Staate    vereinigt,    dessen 


^ 


^/ii';  *'.'.  L.   Ucbrrs::L:eL  ie:  Besie^seniLf.  Wüntemberg.  §.  62. 

Greczeo  freilieh  src-fren  die  deatscben  Nachbarstaaten  nach  allen 
^^iien  ziemlich  wülkührlieh  gezogen  waren  nnd  geographisch  uud 
hi^^:•^i^eh  Zo$an)meDi:eL"'rendes  durchschnitten  hatten.  Um  so 
wer-i^er  konnte  ein  solcher  Siaai,  was  gat  war,  dauernd  eine 
grr>ssere  Selb>iändigkeit  behaupten.  Ein  Mangel  war  es,  dass  der 
Absolutismus  in  der  ^tc■uerverl'assnng  nicht  mindestens  schon  soweit 
als  in  Baiern  §.  45.  40 1  Ordnung  herbeigeführt  hat  Hier  blieb 
daher  der  folgenden  constiictionellen  Periode  noch  eine  umfassen- 
dere Acüabe  tibri^. 

§.  »>2.  Zweite  Periode,  vom  Erlass  der  Verfassung 
l>rj  üis  zur  Steuerreform  von  1873.  Noch  während  der 
la:^e  sii.h  hinziebecdeu  inneren  politiscten  Krisis,  welche  dann 
in  lier  zwischen  K"'uig  und  Ständen  vereinbarten  Verfassung  von 
ISli«  ihren  Abschluss  fand,  war  die  Reform  der  directen  Besteuerung 
durch  die  Einleitung  einer  Neukatastrirnng  der  drei  grossen  Ertrags- 
qaellen.  derGrun-fstlicke,  HUnse;*  und  Gewerbe,  in  ein  Vorbereitungs- 
stadium getreten  1S1>  .  Die  neue  Verfassung  erwies  sich  dann, 
wie  !ür  das  iranze  Finanzwesen,  so  auch  ftr  die  Besteuerung  von 
^-acz  besonderer  Bedeutung  durch  ihre  grundsätzlichen  Bestimmungen, 
wel'.-Le  in  eini^ren  Pnncten  mehr  als  in  anderen  neueren  Verfassungen 
altlandständischen ,  gerade  in  Württemberg  bis  1805  in  Kraft  ge- 
blieben gewesei.en  Priccipien  und  Einrichtungen  entsprachen. 

l'i- V.rr'a^j.;: .«'  l.i-.-l:  \\\  vi.:  l^.v  v.i  io r  ibM>Iu:i^ti<chen  Zeit  eingeführten  Staats- 
r::L:I.  .1.:.  E::.be:-I::I  k.i:  i.?  S".Aa>.  iv:  .il:-.:i  uai  neaeri  Laiidestheilc.  unter  Einer 
V.riir-::.:  f.?:  $.  1.  L»:.  tilLicih::  :-r  <:3i:<bun:erliclion  Rechte  und  Pflichten, 
■:•:...*.  ii-i:-:*!::;.  ,■.-.::  i:.  ^1-.:::.j  T::.ilLuhzt'  in  den  Staat^Usten,  soweit  nicht  die 
Y.-ti-?:;:.^:  A->i.i'::E..i  vi/ri-ii:,  wjri.-  au>^e?rrcobea  .§.  21),  so  auch  der  wichtige 
t:  .".-•.:?:}.':  uiii  't.:.  .:.■:,- k  ..!>4:ri::..i>^i:i  J-.*:  KeÄ'.cuerun^.  die  Allgemeinheit  und  Gleich^ 
:i'i55:jk;i:.  ä:..:»..: :.:  ^.  J:^  .  iKi  m  i.r  A':>>:Iu::>::>chen  Periode  erfolgte  Vereinigong 
:.?  .va:.j..;ir.;..:.  K::.  h-.':  _:u!<  Al:-Wu:::eiLb.':pi  mit  dem  Kammergute  sollte  wieder 
:;.*jri:.i:_'  j.ii.u:.:.  ;.:..<  u-:  vioi^T  au^iescL'.cie.'i  werden  <§.  78).  eine  Bestimmong, 
:..■  :;.i^?j-. :. .  t.j> ::.::;.:;  i:.i:  w-.»^i':i  J.:  irAv::i>ohen  Schwierigkeiten  nach  der  langen 
V..:z:'j.ru:  iT  i.:  Atj je! -.^v :.:.':::,  :.:oL:  :i.r  Aj?:.:brJ3ff  gekommen  ist.  In  Folge  dessen 
d:..-5<'::i  J:.-  K:::vjo  vi.:»  ih.u:.;I:i.:i  K::v"r.:;^.::>  diuornd  in  die  Staatscasse,  die  dafür 
ar. .r  a-.::  i-i:  i-.-:  T:.- :::::.::  ^i.:  Vo::.::  :\.:.u  A'.i>cii»en  fiir  die  erangelische  Kirche 
t.!.i5:.:  j.-!i/ .11  :>:  ?  Kij  *-.  S.  Jl'.' ::  ».  l':i:cr  den  besonderen  Bestimmungen 
„"'.7  iA-  F.:.a:.z'A-t?.-:*  Kar.  >  i.r  Vo:üs<i;:ii:'  >:iid  auch  für  die  Besteuerung  die- 
;.■:.:».:.  /•.■■.:  :.;?  K.i::.:;.e:i! -t  a:;L::j.  Pl-<  ueiias-i  die  zum  rormaligen  herzoglichen 
Kau,:/. ■:■ : ■  r.  i , i .\ : [ :: . i > >  ■  ^r - i  :■  :\Z:'.\  u l  i  d : o  \ om  K .'•  a i jt  neu  erworbenen  (i rundstückc, 
li'.-tAll;  ii:i  i  l;::.':a:::i  IC. . V.to  u:.i  wiri  ?^a:  >Oiron.  Hofdomäuen- Kammergut,  das  Prirat- 
oi^iii/L-ui  i-,:  K.  Ka::  :l  .  i?:  §.  lv>',  ui.t^'ischiedea  iü.  k>2l  Es  hat  die  Eigenschaft 
«iii:<  vi:;  Kö:  iirr.i.l:  ■.;:.-.:::i':i:.':vt'.a  S:aa:>::i:i>  ^5^.  10:^,  i^t  in  seinem  wesentlichen  Be- 
?!a:i  !o  Z.1  orl  al:.  ü.  :..:r  u.::  y.itivi.li^ui.jr  vK-:  StüaJe  mit  Schulden  und  anderen  bleibenden 
L.I-!  :»  ::i  l■^'■^^■l.»  .:.:.  i5.  l'.*7V  Hv'>tiu:u;uiia:f:).  die  aber  auch  für  das  —  auch  steuer- 
p  d :  ':. V :: '.'  —  H  ^ :"  i .  :i  a ■ .  e :.  ^  ■ : :  :  :o : /  iK'>>«:  li  a t w o -.o ho nden  rechtlichen  Characters  gelten 
^  Iv'^ .  P.T  K.*':.:j  ^.f:.^!^  .::  .  r;vi!;:s:e  §  I04\  Oas  Kammenrut  soH  zwar  für  die 
ler?- -ili-'V-i  IV"  i  .r:": '.>>o  äo>  K.:iic>  i::ui  i.r  Mi'cIieJer  des  k.  Hauses  dienen,  doch 
^::id  >;ie  Cirilli?!.'   u:..i   die  Apaaj^eu  u.  s.  w.  nicht  darauf  angewiesen.    Bemerkens- 
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werth  ist,  dass  später  (185L  Gesetz  yom  28.  Dec.)  ausdrücklich  die  auf  Staatskosten 
gebauten  Eisenbahnen  zum  Bestandtheil  des  Kammergots  erklärt  worden  sind,  doch 
lasten  die  Zinsen  und  Tilgungen  der  Eiscnbabnanleihen  nicht  auf  dem  Kammergut, 
sondern  auf  der  Staatscasse  überhaupt. 

Fdr  die  Besteuernng  kommen  folgende  Bestimmungen  der 
Verfassung  in  Betracht,  die  zum  Tbeii  bemerkenswerthe  Eigen- 
thtimlicbkeiten  entbalten.  Soweit  als  möglieb  soll  der  Ertrag  des 
Eammerguts  auch  den  Staats verwal tun gsaufwand  mit  decken  (§.  103). 
Ausdrücklich  nur,  soweit  dieser  Ertrag  dazu  nicht  ausreicht,  ist 
der  Bedarf  durch  Steuern  zu  bestreiten.  Diese  erhalten  damit 
auch  im  Staatshaushalt  die  Stellung  eines  subsidiären  Hilfs- 
mittels (§.  109).  Sie  können,  ob  es  directe  oder  indirecte  sind, 
nur  mit  Verwilligung  der  Stände  ausgeschrieben  und  erhoben 
werden,  wobei  aber  auch  hier  jetzt  Bedingungen,  welche  nicht  die 
Verwendung  der  Steuern  unmittelbar  betreffen,  unzulässig  sind 
(§.  113).  Anerkanntes,  wenn  auch  nicht  theoretisch  ganz  un- 
bestrittenes, Kecht  ist  dabei,  dass  die  Steuergesetze  nur  die  Ein- 
richtung der  Steuern  regeln,  Ausschreibung  und  Erhebung  aber 
erst  durch  das  Finanzgesetz  erfolgt^).  Besonders  eigenthümlich 
ist  dann  noch  die  Vorschrift  der  Verfassung  (§.  115),  dass  „die  ver- 
willigten Steuern  auf  die  Amtskörperschaften  ausgeschrieben ,  von 
diesen  sowohl  auf  die  einzelnen  Gemeinden,  als  auch  auf  die  in 
keinem  Gemeindeverbande  stehenden  Güterbesitzer  —  letzteres  ent- 
spricht dem  neueren  Recht  nicht  mehr  —  vertheiit  werden".  Die 
Amtspfleger  haben  dann  die  Steuern  auf  die  Gemeinden  umzulegen 
und  die  Beträge  theils  an  die  Staatscasse,  theils  an  die  unter 
ständischer  Verwaltung  stehende  Schuldenzahlungscasse  abzuführen 
(§.  116,  120).  Diese  Intervention  der  Amtskörper  bei  der  Erhebung 
der  iStaatssteuern ,  eine  alte  Einrichtung,  kommt  bei  der  einen 
Hauptgruppe  der  directen  Steuern,  der  Grund-,  Gebäude-  und  Ge- 
werbesteuer, zur  Anwendung,  und  zwar  heute  noch,  und  hat  zu 
der  ferneren  Eigenthümlichkeit  geführt,  dass  diese  Körper  dem 
Staate  und  weiter  die  Gemeinden  ihnen  für  die  ihnen  zufallenden 
Contingente  der  ausgeschriebenen  Staatssteuern  haften,  sie,  wie  die 
Gemeinden,  auch  die  Kosten  tragen,  eine  beute  seltene  Einrichtung 
(s.  Ein.  II,  §.  321). 

Die  wttrttembergischen  Steuern  zerfallen  staatsrechtlich  in  die 
„directen"  und  „indirecten",   zu   ersteren  gehören  nur  die 


^)  S.  Gaupp  a.  a.  0.,  S.  217  und  daselbst  die  abweichende  Auffassung  von 
Sarwey.  Nur  die  Sportelgesetze  werden  anders  behandelt.  Ucber  die  formeUe  Art 
der  AbgabenbewUliguog  in  den  Kammern  s.  auch  Verf.  Art.  181. 
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Ertrags-  und  sogen.  Einkommensteuern,  zu  letzteren  die  übrigen, 
einschliesslich  gewisser  gebührenartiger  und  Verkehrssteuern.  Bald 
nach  Inkrafttreten  der  Verfassung  kam  es  zu  einer  neuen  gesetz- 
lichen Ordnung  zunächst  der  directen  Steuern. 

§.  63.  Einzelnes.  Die  directe  Besteuerung  bis  1873. 
Diese  hat  schon  damals  im  Wesentlichen  die  Ausgestaltung  erhalten, 
welche  sie  noch  gegenwärtig  besitzt  und  nach  dem  Scheitern  des 
Einkommensteuerplans  (1899)  auch  noch  bis  auf  Weiteres  behalten 
wird.  SpMter  sind  nur  auf  der  angenommenen  Grundlage  Weiter- 
entwicklungen und  Abänderungen  der  einzelnen  Steuern  erfolgt. 
Das  gilt  doch  selbst  von  der  Reform  von  1873  (§.  65).  Die  directe 
Besteuerung  stellt  danach  schon  seit  1821  ein  ausgebildetes 
zweigruppiges  Ertragssteuersystem,  mit  einer  drei- 
gliedrigen Realsteuergruppe,  der  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbe- 
steuer, von  denen  die  letztere  aber  auch  etwas  Personalstener- 
character  mit  hat,  und  mit  einer  zweigliedrigen,  mehr  personal- 
steuerartigen,  aber  doch  auch  den  Ertragssteuercharacter  im  Wesent- 
lichen bewahrenden  Gruppe,  einer  Kapital-  und  Renten-  und  einer 
Dienst-  und  Berufseinkommen-  (besonders  Besoldungs-,  Pensions-) 
Steuer  dar,  wozu  noch  eine  Steuer  auf  die  Apanagen  tritt.  Die 
erste  Gruppe  knüpfte  näher  an  die  bisherige  Besteuerung,  auch 
diejenige  der  alten  Zeit  (18.  Jahrhundert)  an  und  war  die  ordent- 
liche directe  Hauptsteuer,  die  zweite,  die  nur  theilweise  Vorläufer,  so 
in  zeitweiligen  älteren  Besoldungs-  und  Pensionsteuern,  hatte,  wurde 
neu  hinzugefügt,  in  der  Rolle  einer  Ergänzungssteuer,  aber  in  der 
deutlichen  Absicht,  auf  diese  Weise  die  directe  Besteuerung  zu 
einem  wirklichen,  alle  Erträge  (bezw.  Einkommen)  umfassenden 
System  auszubilden.  Gerade  dies  ist  das  besonders  Beachtens- 
werthe  in  der  Gesetzgebung  von  1820  flf.,  wenn  das  Ziel  auch  da- 
mals und  solange  noch  nicht  ganz  erreicht  wurde,  als  nicht  alle 
liberalen  und  sonstigen  Erwerbsarten,  welche  von  den  Steuern  der 
ersten  Gruppe  und  der  Kapitalsteuer  nicht  erfasst  werden,  besteuert 
waren,  was  vollständig  erst  seit  1849  der  Fall  war.  Württemberg 
hat  damit  früher  als  die  meisten  anderen,  auch  deutschen  Staaten, 
wenigstens  einen  Hauptmangel  der  üblichen,  auch  noch  der  neueren 
„rationellen'*  Krtragsbesteuerung,  nemlich  den,  nur  gewisse  Er- 
tragsarten, nicht  alle,  zu  umfassen,  behoben.  Freilich  ist  auch 
auf  diese  Weise  das  völlig  überhaupt  nicht  lösbare  Problem  einer 
allgemeinen  gleichmässigen  Ertragsbesteuerung  doch  nur  ungenügend 
gelöst    worden,    die  Incongruenz    der  Bestandtheile    des    ganzen 
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Ertragssteuersystems  wurde  nicht  überwunden.  Immerhin  war  aber 
doch  wenigstens  die  Aufgabe  überhaupt  richtig  erfasst  und  so  nicht 
von  vornherein  das  mobile  Kapital  und  die  rein  persönlichen  Ar- 
beits- und  Berufseinkttnfte  wie  anderswo  ganz  steuerfrei  gelassen 
oder  nur  völlig  unzureichend  mit  besteuert. 

Ein  weiterer  als  besonders  eigenthümlich  beachtenswerther 
Punct  war  bei  der  ersten  Steuergruppe  deren  Einrichtung  als  ein 
Bepartitionssteuersystem,  indem  eiue  bestimmte Gesammtstener- 
summe,  die  im  Fiuanzgesetz  festzustellen  war,  nach  festen  Quoten, 
zunächst  von  17,  4  und  3  Vierundzwanzigsteln,  auf  die  drei  Glieder 
der  Gruppe,  die  Grund-,  Gebäude-  uod  Gewerbesteuer,  vertheilt 
ward,  worauf  dann  in  der  angegebenen  Weise  von  den  Amts- 
körperschaften und  Gemeinden  diese  Quoten  aufzubringen  waren. 
Freilich  war  diese  Feststellung  der  Quoten  nur  nach  oberflächlichen 
Veranschlagungen  erfolgt  und  führte  in  Folge  der  langen  Unver- 
änderlichkeit  der  Quoten  (bis  1877)  zu  grossen  Unzuträglichkeiten 
bei  der  Verschiedenheit  der  Entwicklung  der  drei  Ertragsarten, 
was  mit  der  späteren  Erhöhung  des  Contingeuts  (anfangs  2.4, 
später  etwas  weniger,  in  den  1870er  Jahren  3.9  Mill.  Gulden,  zuletzt 
6,686,000  M.)  um  so  bedenklicher  wurde.  Aber  ein  Gedanke, 
welcher  gerade  für  ein  aus  verschiedenen  Gliedern  bestehendes 
Ertragssteuersystem  richtig  und  wichtig  ist,  liegt  einer  solchen  Ein- 
richtung doch  zu  Grunde^).  Erst  1877  ist  nach  Maassgabe  der 
neueren  Katastrirungsergebnisse  eine  Veränderung  der  Quoten  (auf 
"/24  und  je  ^V«)  erfolgt  und  erst  1887  die  Repartitionsbesteuerung 
auch  bei  dieser  Gruppe  verlassen  und  zur  (gleichmässigen)  Quotitäts- 
besteuerung  auch  bei  ihr  übergegangen  worden  (§.  65). 

Die  BemessungsgroDdlage  der  ersten  Stenergruppe  war  im  Anschluss  an 
die  alt-warttembergische  Steuervcrfassang  (Kataster  von  1713  ff.)  bei  den  drei  Gliedern 
eine  verschiedene,  bei  der  Grundsteaer  der  Eeinertrag  der  Objecto,  bei  der  Gebäude- 
steuer  der  Kapitalwerth ,  bei  der  Gewerboäteoer  der  in  Kapitalgewinn  und  Arbeits- 
▼erdieost  unterschiedene  Arbeitsertrag.  Anknüpfend  an  die  seit  1818  eiufccieitetcn 
Katasterarbeiten  sollte  für  die  drei  Steuern  eine  Katastrirung  erfolgen,  wonach  sie  auch 
wohl  ab  „Katastersteuern^'  der  zweiten  Gruppe,  den  „Fassionssteuorn''  gegeu- 
abergestellt  werden.  Bei  der  Grundsteuer  wurde  aber  zunächst  nicht  bis  auf  die 
einzelnen  Besitzungen  oder  gar  die  einzelnen  Grundstücke,  sondern  nur  bis  auf  die  Orts- 
gemarkongen  zurückgegangen  und  deren  Eeinertrag  nach  Fluren  und  Gewänden  ab- 
gesch&tzL  Innerhalb  der  Gemeinden  erfolgte  die  Vertheilung  des  Gemoindecontingent:* 
weiterhin  nach  den,  sehr  verschiedenen.  Ortlichen  Normen:  ein  ferneres  wesentliches 
Bedenken.  Der  Grandsteuer  unterlagen  neben  den  Grundstücken  später  auch  die  Grand- 
gefalle  (daher  „Grund-  und  Gefällsteuer'')-  ^^^  Vermessung  und  Katastrirung  zog  sich, 
trotz  der  Beschränkung  der  Abschätzung  bloss  auf  die  Ortsgemarkungen,  bis  1840,  ja 
zum  Theil  bis  1850  hin.  —  Die  Gebäudesteuer  umfasste  alle  Arten  Gebäude  in  Städten 


^)  S.  meine  Abhandlung  directe  Steuern  im  Schon berg'schen  Handbuch,  4.  A., 
Bd.  3.  S.  329. 

A.  Wagner,  IlnanxwiBsenBchad  lY.  14 
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und  auf  dem  Lande  nach  dcmjcnigrcn  Wcrth,  für  den  ein  Haas  zur  Zeit  der  Einschätzung 
einen  Käufer  anschlagsweise  finden  wUrde.  Aber  die  Einschätzung  im  Jahre  1823 
blieb  die  einzige,  alle  später  hinzukommenden  Häuser  wurden  nach  dem  Werthe,  den 
sie  um  jene  Zeit  gehabt  haben  würden,  veranlagt,  daher  natürlich  vielfach  weit  unter 
ihrem  wirklichen  Wcrth  und  wieder  local  und  individuell  und  nach  Zeitverhältnissen  in  sehr 
verschiedenem  Maasse.  Der  gesammte  Gebäudesteuerkatasterwerth  blieb  so  hinter  dem 
wirklichen  ausserordentlich  zurück.  —  Die  Gewerbesteuer  war  eine  Classensteoer 
mit  vier  Hauptabtheilungen  von  Gewerbebetrieben.  Trotz  der  Bestimmungen  des 
Gesetzes,  Arbeitsverdienst  und  Kapitalgewinn  getrennt  zu  ermitteln,  wurde  im  Ter- 
ordnungswege  (1834)  die  Steuer  zu  einer  solchen  der  Veranlagung  nach  äusseren  Merk- 
malen auf  Grund  von  Classentafeln  hinübergebildet,  und  soweit  Fassionen  der  Gewerbe- 
treibenden über  den  Ertrag  selbst  benutzt  wurden,  sind  diese  Angaben  notorisch  riel  zu 
niedrig  gehalten  worden.  Ferner  wurde  auch  hier  schon  im  Jahre  1835  zum  letzten 
Male  allgemein  eingeschätzt  und  neu  hinzukommende  Gewerbe  wurden  nach  Analogie 
veranlagt,  dabei  notorisch  grossere  und  mittlere  Geschäfte  günstiger  als  kleine.  Schuld- 
abzug fand  bei  keiner  Steuer  statt.  Es  konnte  so  die  erste  Hauptgruppe  der  directen 
Steuern  doch  nur  als  etwas  sehr  Unvollkommenes  und  in  der  Einrichtung  und  Aus- 
führung der  Besteuerung  auf  den  alten  Grundlagen  immer  mehr  Veraltendes  ang^esehen 
werden.  Das  Contingentirungs-  und  Kepartitionssystem  auf  solchen  Grundlagen  musste 
daher  völlig  ungenügend  ausfallen.  (S.  zur  Kritik  vielfach  die  Ausführungen  Riecke's 
und  in  amtlichen  Actenstücken,  so  Biecke's  Aufs,  die  neuen  wttrttemb.  Steuerkataster 
(von  1873)  im  Fin.arch.  B.  5,  bes.  S.  321.  322,  326,  331,  die  minist.  Denkschr.  über 
Weitelbildung  der  directen  Steuern  (1895),  u.  A.  im  Fin.arch.  Bd.  12,  S.  685  IT.) 
Das  Hauptgebctz  ist  das  über  provisorische  Steuerkataster  vom  15.  Juli  1821.  Dazu 
Gesetz  über  Landesvermessung  u.  s.  w.  vom  4.  April  1828. 

Die  zweite  Steuergruppo  wurde  schon  durch  Gesetz  vom  22.  Juni  1820 
begründet,  für  die  Besteuerung  der  Leih-,  Kapital  Zinsen,  der  Grundgeflille  und 
Benten,  der  Besoldungen  und  Pensionen,  aber  mehrfach  verändert  (1821. 
1836,  1848,  1849).  Die  Steuersätze  haben  gewechselt.  Die  Apanagen  wurden  1821 
mit  für  steuerpflichtig  erklärt,  bis  1830,  dann  von  Neuem  1849  ff.  Die  Kapital- 
besteuerung erfolgte  nach  dem  Kapitalbetrag,  auch  ohne  Schnidabzug,  zuerst  in  dem 
hohen  Satze  von  20  Kr.  von  100  fl.  (bei  5  7o  Verzinsung  6^«  7o^  später  in  massigeren 
(10.  12.  seit  1836  6.  d  i.  2  ""U.  1849  wieder  15  Kr.).  Die  Bcsoldungs-  und  Pensioos- 
steuer  Hess  einen  kleinen  Betrag  steuerfrei  (300,  1821  nur  100  il.),  begann  dann  1821 
mit  IV's  %  ^^^  1^^  ^'  ""^  1^^^^^  einen  für  den  steigenden  Einkommenzuwachs  sich 
erhöhenden  progressiven  Fuss,  dor  1820  bei  Beträgen  über  4800  fl.  schon  5,  1821 
sogar  6Vs  %  betrug,  sputer,  1880  ii'.,  aber  ebenfalls  ermässigt  und  wiederholt  ver- 
ändert wurde,  von  1836  an  auf  '/n  der  Sätze  von  1821.  1849  erfolgte  auch  hier  eine 
Erhöhnns:  der  Sätze,  von  '/^ — 12  ^o^  ^^^  ^^^  wieder  besteuerten  Apanagen  sosar  auf 
20  7o'  1^36  wurde  auch  schriftstellerischer  Erwerb  steuerpflichtig,  1849  das 
Einkommen  gewisser  anderer  liberaler  Berufe  und  einzelner,  sonst  nicht  von  directen 
Steuern  getroffener,  so  dass  die  Besoldungssteuer  sich  zu  einer  partiellen  Einkommen- 
steuer auf  Berufe,  bezw.  Erwerbe  ausser  dem  Grund-,  Gebäude-,  Kapitalbesitz  und 
Gewerbebetrieb  mehr  und  mehr  erweiterte.  Die  Besteuerung  der  Kapitalien  und  Be- 
soldungen u.  s.  w.  beruhte  auf  der  Fassionspflicht.  Hiemach  hatte  diese  Steaergruppe 
etwas  Personalstcücrartiges,  das  bei  den  Besoldungssteuem  u.  s.  w.  in  der  Abstofong 
des  Stcuerfusses  und  der  Freilassung  ganz  kleiner  Einkommen  noch  mehr  hervortrat. 
Aber  durch  ihre  übrige  Einrichtung  stellen  die  betreffenden  Steuern  sich  doch,  wie  in 
Baiern,  als  (ilieder  eines  Ertragssteuersystems  dar.  Die  tiefgreifende  Incongrucnz  der 
Steuern  der  beiden  (iruppen  ist  unverkennbar.  (S.  v.  Reden,  Fin^tatist  C  1.  Abth., 
S.  205  ir..  Kiecke,  Verf.  u.s.w.,  S.  196,  Denkschr.  von  1895,  im  Fin.arch.  B.12,  S.696X 

Eine  Reform  der  Steuern  der  ganzen  zweiten  Gruppe,  der 
sogen.  j,Fassions8teuern'',  trat,  mit  als  KUcksehlag  gegen  die  Maass- 
regeln von  1849,  bereits  in  dem  nenen  Gesetz  vom  19.  Sept.  1852 
ein,  das  dann  später  wieder  mehrfach  Veränderungen  erfahren  bat. 
Die  Steuergruppe  ist  dadurch  systematisch  zu  einer  directen  Be- 
steuerung der  nicht  durch  die  erste  Gruppe  getroffenen  Erträge, 
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bezw.  Erwerbsarten  und  EinkomiDen  ansgebiidet  worden :  ein  rich- 
tiger Fortschritt  zum  Ansbaa  des  ganzen  Systems  der  directen  Be- 
steuerung. Die  Fassionspflicbt  ist  geblieben,  durch  Strafbestimmungen 
verschärft y  aber  die  Fassion  bildet  ohne  Weiteres  die  Grundlage 
der  Veranlagung.  Bei  der  jährlichen  Erneuerung  der  letzteren 
ergiebt  sich  doch  wieder  eine  starke  Incongruenz  gegen  die  viel 
stabilere  erste  Steuergruppe,  was  sich  bei  solcher  Verschiedenheit 
der  Einrichtung  nicht  vermeiden  lässt. 

Der  Steaerfoss  warde  in  den  Finanzgesetzen  festgestellt,  analog  dem  ganzen 
Stenercontingent  der  ersten  Steuergrappo,  wonach  sich  dann  bei  deren  drei  Gliedern  der 
Steaerfoss  auch  änderte.  Der  hohe  Steuerfuss  der  Kapitalsteoer  yon  zoerst  5  7o<  <^<3r 
Afianagen-,  Dienst-  and  Berafseinkommensteacr  von  sogar  8  "/^  (1852)  ist  1858  auf 
4  Vo  ^'^r  alle  ermässigt,  doch  mehrfach  wieder  mit  Zaschläircn  rcrsehen  worden ;  seit 
181^  ist  er  4.8  7o-  Veränderangen  des  Gesetzes  von  1852  im  Jahre  1861 ,  1872, 
1873. 1875  and  bis  in  die  neaeste  Zeit,  so  1883,  1887,  1888,  1890.  S.  Einzelnes,  aach 
statistische  Daten  bei  Riecke  a.  a.  0.  auch  in  der  g:en.  Denkschr.  von  1895.  Fin.arch. 
B.  12  S.  696  ff.,  in  dem  Aafs.  von  Schall,  Fin.arch.  B.  12,  S.  9,  18.  —  Beachtens- 
werth  ist  noch,  dass  während  die  Apanagen  und  die  Kapitalzinsen  und  Renten,  diese 
ohne  Abzug  von  Passivzinsen,  voll  besteuert  werden,  bei  der  dritten  Abtheilung  der 
Steaer  von  1852,  derjenigen  vom  Berufs-  und  Diensteinkommen,  durch  die  Borecbnang 
dos  steoerbaren  Einkommenbetrags  im  Effect  ein  Degressivstcuerfuss  angeordnet 
wird :  vom  Gobammteinkommen  bis  850  M.  wird  nur  Vio<  ^o™  ^^"^  ^i^  1700  M.  ^jq« 
Tom  weiteren  Plus  bis  2550  M.  */io»  ^^^  ferneren  Plus  bis  3400  M.  "',o  und  erst 
vom  noch  höheren  der  volle  Betrag  besteuert.  Derartiges  Einkommen  bis  350  M.  ist 
überhaapt  steuerfrei,  Kapital-  und  Rcnteneiukommcn  wenigstens  bei  fi^ewissen  Kate- 
gorieen  von  Personen  und  unter  gewissen  Voraussetzungen  bis  500  M.  ebenfalls 
(Gesetz  vom  31.  März  1887). 

§.64.  Die  übrigen  Steuern.  Geschichtlich  hervorgegangen 
ans  den  älteren  Zöllen,  Umgeld,  Accisen,  Stempeln  und  Taxen 
haben  solche  Steuern  zwar  auch  in  Württemberg  Vereinfachangen 
erfahren,  und  ein  wichtiger  Theil  davon  hat  die  Wandlungen  darch- 
gemacht,  welche  der  Beitritt  zum  Zollverein  (1834)  und  zum 
Deutschen  Reich  (1871)  gerade  bei  diesen  Steuern  durch  die  Ver- 
wandlung in  Zollvereinssteuern  und  Reichssteuern  mit  sich  gebracht 
hat,  aber  Württemberg  hat  andere  betreffende  Steuern  seit  dem 
Beginn  der  constitutionellen  Periode  beibehalten  und  entwickelt 
und  sich  so  eine  wichtige  eigene  Stenerquelle  erhalten,  welche 
gegenwärtig  im  Gesammtertrage  hinter  dem  Ertrag  der  directen 
Steuern  und  der  im  Etat  erscheinenden  Äntheile  an  den  Reichs- 
steuem  nicht  viel  zurücksteht.  Die  betreffenden  Abgaben  zerfallen 
in  die  sogen.  Accise,  die  sogen.  Wirthschaftsabgaben  (ein- 
schliesslich der  Bier-  oder  Malzsteuer),  die  Sport  ein, 
Stempel,  Gerich tsgebUhren,  einschliesslich  der  neuerdings, 
1881,  auch  hier  verselbständigten  Erbschaftssteuer,  endlich 
die  Hundesteuer.  Dazu  kamen  vor  der  Zollvereinsperiode  die 
Grenzzölle,    noch  länger  dauernd   andere  Zollgefälle  (Wasser- 
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Zölle  n.  a.  m.)»  anfangs  auch  noch  eine  Tabakanflage  nnd  eine 
Strassenbauabgabe,  und  bis  1868  die  eigene  Salzstener 
in  der  Monopolform. 

Die  sogen.  Accise  ist  nach  dem  in  Württemberg  eingebür- 
gerten (seit  1638)  und  (wie  auch  noch  in  Baden)  verbliebeoen 
Sprachgebrauch  zwar  früher  auch  ein  System  der  Verbranchs- 
besteuernng  gewesen,  doch  gehörten  zu  ihr  auch  andere  Abgaben, 
namentlich  Verkehrssteuern,  und  unter  diesen  vor  Allem  eine  Ab- 
gabe vom  Grundbesitzwechsel  unter  Lebenden  durch  Kauf-  und 
Tauschverträge,  die  sogen.  ),Liegenschaftsaccise'^ 

Im  Jahre  1808  wurde  die  Accise  als  ein  System  von  Ab^ben  Ton  Geschäften 
und  Handlunf^on  des  inneren  Verkehrs,  in  Anknüpfung  an  den  Umsatz,  auszubilden 
gesucht,  im  Unterschied  zum  Grenzzollsystem.  In  dem  die  Materie  regelnden  Gesetz 
vom  18.  Juli  1824  war  diese  Behandlung  der  Sache  noch  festgehalten,  die  Accise  nur 
auf  8  Kategorieen  beschränkt  worden.  Nachdem  die  anderen,  meist  Yerbranchs- 
steuern  darstellenden  Accisen  dieses  Gesetzes  aber  fast  alle  später  fortgefallen  sind, 
ist  die  Liegenschaftsaccise  das  bei  Weitem  wichtigste  Uanptglied  der  noch  bestehenden 
Accisen  geworden,  mit  dem  Normalsatz  von  1  7o  ^^  Werths,  neb:>t  im  Finanigesetz 
Öfters  bestimmten  Zuschlägen.  Ausser  ihr  bestehen  noch  staatliche  „Accisen^*  von 
Lottericen,  ferner  von  Theatern  nnd  ausgestellten  Seltenheiten,  eine  Art  der  sonst 
wohl  sogen.  „Lustbarkeitssteuern''.  Die  sonstigen  Specialaccisen  des  Gesetzes  von  1824 
sind  beseitigt  worden,  so  die  von  „Fahruissversteigemngen",  Wein  und  anderen  Getränken. 
Schlachtvieh,  Fleisch,  Holz,  vermischten  Artikeln  (alle  1833  bezw.  1836),  von  Markt- 
nnd  Handclswaarcn  ausländischer  Kaufleute  (1873).  Die  Weinbesteuerung  erfolgt  jetzt 
ganz  im  Rahmen  der  Wirthschaftsabgaben.  (S.  v.  Beden  a.  a.  0.  S.  211,  Riecke, 
Verfass.,  S.  201  ff.). 

Die  „Wirthschaftsabgaben''  sind  ans  dem  uralten  Um- 
geld  in  AI^  und  Neu- Württemberg  hervorgegangen  und  haben  sich 
im  neuen  Königreich  von  der  absolutistischen  Zeit  an  durch  die 
Gesetzgebung  der  constitutionellen  Aera  der  1820  er  Jahre  und 
später  zu  einem  eigenthflmlichen  System  der  Getränke- 
besteuerung, beim  Wein  und  Obstwein  in  Form  einer  Be- 
steuerung der  Consumtion  in  Wirthshäusem,  entwickelt 

Regelung  schon  1807,  nicht  recht  gelungener  Yersnch  mit  einem  BepartiüoD»- 
system  (1821 — 27),  neue  Ordnung  durch  Gesetz  vom  9.  Juli  1827.  Hier  bUdete  die 
Grundlage  eine  zugleich  gewerbepoiizeiliche  Tendenzen  verfolgende  Goncessionspflichtig- 
keit  der  Wirthschaften  und  der  betreffenden  Productionsstätte  (von  Bier,  BrmnntireiD. 
Essig),  mit  Anknüpfung  von  bezüglichen  gebuhrenartigen  Abgaben  (Ooncessioiisgeld, 
Rocognitionsgeld).  Dies  mit  der  Gowerbepolitik  in  Verbindung  stehende  System  wurde 
indessen  später  beseitigt  (1855),  die  damit  verbundenen  Abgaben  sind  aber  als  Sportein 
in  das  Sportclgesetz  von  1881  übergegangen.  Nur  der  Weinaaaschank  ist  jetzt  noch 
concessionspflichtig.  Der  fnanziellc  Schwerpunct  lag  von  Anfang  an  darcbaus  in  der 
eigentlichen  Getränkesteucr,  besonders  von  Wein  (und  Obstwein)  und  Bier.  Die  Ab- 
gabe vom  Essig  (Ausschank)  ist  1849  gefallen. 

Die  Wein-  und  Obstweinsteuer,  dem  alten  Wein-Umgeld 
in  dem  Wein-  und  Obstlande  entsprechend,  ist,  wie  die  französische 
Einzel-(Detail-)abgabe  (Fin.  III,  §.  257)  eine  Steuer  nur  vom 
Wirthshausconsum  (und  vom  Wein  verkauf  im   Kleinen,  bis 
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20  1.),  bemessen  nach  dem  Werth,  d.  b.  dem  Ansschankpreise  des 
Weins,  in  wechselnder  Höbe,  anfangs  15  ^/q,  später  niedriger,  seit 
1868  11  ®/o>  (Max.  11  Pf.  vom  Liter  nach  Zoll  Vereinsvertrag),  mit 
der  Hauptform  der  Erbebang  mittelst  Accorden  mit  den  Wirthen 
und,  in  Ermangelung  solcher  Accorde,  mit  der  Nebenform  der  an- 
mittelbaren Keller-  und  Consnmcontrole  (sogen.  Absticbcontrole). 
Die  ungleiche  Behandlung  des  Wirthsbaus-  nnd  des  privaten  Haus- 
consums,  daher  der  betreffenden  Consumenten,  bleibt  neben  der 
aach  im  Accordsystem  doch  vorhandenen  Belastung  und  Belästigung 
der  Wirthe  ein  principielles  und  practiscbes  Bedenken  dieser  Be- 
stenerungsweise  und,  wie  in  Frankreich,  hat  es  nicht  an  mancherlei 
Klagen  und  Keformplänen  gefehlt.  Die  Beschränkung  der  Steuer 
auf  den  Wirthshausausschank  und  Kleinabsatz  hat  aber  anderseits 
wesentliche  steuertechnische  VorzUge,  welche  in  einem  Lande 
erheblichen  Wein-  und  Obstweinbaues  und  Gonsums  in  allen  Volks- 
kreisen für  diese  Steuer  ins  Gewicht  fallen  und  sie  namentlich  neben 
der  Bier-  und  Branntweinsteuer  und  weil  sie  einmal  besteht  und 
durch  lange  Gewöhnung  eingebürgert  ist,  auch  als  Staatssteuer 
rechtfertigen  möchten.  Reformwünsche  der  Wirthe,  so  noch  1891, 
sind  nicht  durchgedrungen. 

S.  7.  Recicn  a.  a.  0.  S.  212  ff.,  Riocke,  Verfass.,  S.  207  lt.,  bes.  210,  auch 
Warn.  Jahrb.  1871.  üeber  die  Woinsteuer  specicU  Schubert,  Fin.arch.  1896,  B.  13, 
S.  665  it.,  V.  Heckel,  Art  Weiasteuer  im  H.  W.  B.  d.  St.  V£,  663,  v.  Mayr  dgl.  im 
Wörterb.  d.  Verwalt.  II,  922,  ders.  Tüb.  Ztschr.  B.  47,  1891,  über  wttrtt.  Steuer- 
reformen, S.  274. 

Die  Bierbesteuerung  hat  seit  dem  genannten  Gesetz  von  1827 
in  der  Form  der  Malzsteuer  eine  ähnliche  Entwickelung  wie  in 
Baiem  (S.  167  ff,)  genommen  und  ist  dem  Ertrage  nach  jetzt  bei 
Weitem  die  wichtigste  unter  den  Wirthschaftsabgaben  geworden* 
Auch  hier  schliesst  sich  die  Besteuerung  an  den  Act  des  Schrotens 
in  der  Mtthle  an.  Surrogate  sind  zugelassen.  Die  Steuer  wurde 
früher  nach  dem  Maasse,  seit  1872  nach  dem  reinen  Gewicht  be- 
messen. Zur  Controle  dienen  bisher  nicht  wie  in  Baiern  mecha- 
nische Zählwerke.  Der  Steuersatz  wird  im  Finanzgesetz  fest- 
gestellt und  bat  allmälig  Erhöhungen  erfahren,  besonders  1881  um 
fast  50  ^/o  (10  M.  für  100  kg.  ungeschrotenes  Malz).  Die  frühere 
Unterscheidung  im  Steuersatz  zwischen  eingesprengtem  und  trocke- 
nem Malz  hat  seit  1852  aufgehört.  Jüngst  (1893,  1895)  hat,  wie 
in  Baiern,  eine  Abstufung  des  Steuerfusses,  eine  Ermässigung  für 
die  kleinen,  eine  Erhöhung  für  die  Grossbrauereien  stattgefunden. 
Zur  inneren  Steuer  tritt  die  Uebergangsabgabe  von  fremdem  Bier. 
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Was  über  die  privilegirte  Stellung,  welche  Baiem  mit  seiner  eigenen 
Bierstrener  im  Deutschen  Reiche  einnimmt,  oben  (S.  167)  gesagt 
wurde,  gilt  ebenso  von  Württemberg. 

Die  Gesetze  siud:  vom  8.  Apnl  1852,  12.  Dec.  1871.  28.  April  1893,  8.  Juli 
1895.  Nach  Baiern  hat  Württemberg  die  stärksten  Kopferträ^e  der  Biersteuer,  etwa 
'/«  der  baiorischeo,  fünfmal  so  hohe  als  Norddeatschlaod.  S.  Riecko,  Yerfass  u.  s.  w. 
S.  211,  May,  Art.  Biersteaer  im  H.  W.  B.  d.  St  II,  577  ff.,  v.  Mayr,  Art  Brao- 
steaer  im  WOrtcrb.  d.  Yerw.  T,  243,  u.  £rg:.bd.  III,  51,  Schubert,  Fin.arch.  B.  13, 
S.  648  ff. 

Die  Branntweinsteuer  ist  unter  den  eigenthfloilicheD 
Productions-  und  Consamtionsverhältnissen  des  Landes  unbedeutend 
geblieben.  Im  genannten  Gesetz  von  1827  war  das  zur  Branntwein- 
bereitung verwendete  Malz  mit  durch  die  allgemeine  Malzsteuer 
getroffen,  woneben  noch  eine  eigene  Fabrikationssteuer  und  eine 
Ausschankabgabe  (wie  bei  Wein)  bestand.  Durch  Gesetz  vom 
19.  Sept.  1852  ging  man  zur  Maischraum  Steuer  und  ftlr  nicht-mehl- 
artige Stoffe  zur  Materialsteuer  mit  niedrigen  Sätzen  fiber,  mit  Bei- 
behaltung einer  abgestuften  Schanksteuer  (Kleinverkauf).  Erstere 
Steuerart  fand  aber  in  der  Productionsart  und  in  den  Gewohn- 
heiten des  Landes  vielen  Widerstand.  Sie  wurde  durch  Gesetz 
vom  21.  Aug.  1865  wieder  zu  Gunsten  der  Malzsteuer,  in  gleicher 
Weise  wie  bei  Biermalz,  verlassen.  Die  übrige  Brennerei  blieb 
frei,  nur  die  Abgabe  vom  Kleinverkauf  blieb  bestehen.  Später  er- 
folgte, wie  in  Norddeutscbland ,  Baiern,  durch  Gesetz  vom  28.  Mai 
1885  die  Einführung  der  Fabrikatsteuer  mit  Modificationen  und 
1887  auch  in  Württemberg  der  Anschluss  an  das  allgemeine  deutsche 
Steuersystem. 

S.  Riecke,  Verf.,  S.  212,  ders.  in  Fin.arch.  B.  2,  1885.  S.  1010  ff.,  J.Wolf. 
Branntweinsteuer.  1884.  S.  97,  ders.  in  Fin.arch.  B.  4,  1887,  S.  350  ff.,  den.  im 
H.  W.  B.  d.  St.  II,  725  Art.  Branntweinsteuer,  v.  Mayr,  im  Wörterb.  d.  Verw.  I,  235. 

Die  Sportein,  Stempel,  Gerichtsgebtthren  u.dgl. 
umfassen,  wie  in  anderen  Ländern,  wirkliche  Gebühren-  und  Ver- 
kehrssteuern, zu  denen  dann  noch  die  schon  genannte  Liegen- 
schaftsaccise  tritt,  welche  finanziell  so  wichtig  ist,  als  alle 
diese  anderen  Abgaben  zusammengenommen. 

Die  älteren  Gesetze  (14.  Nov.  1808,  besonders  das  verschiedenerlei  Abgaben 
vereinigende  allgemeine  Sportelgesctz  vom  28.  Juni  1828)  sind  erst  nach  der  Reform 
der  directen  Steuern  von  1878  und  unter  dem  Einfluss  der  Reichsgesetzgebung:  durch 
neuere  ersetzt  worden,  besonders  durch  das  allgemeine  Sportelgesctz  vom  24.  März 
1881  und  14.  Juni  1887,  dazu,  an  Stelle  früherer  Gesetze,  das  Gesetz  vom  8.  Jani 
1888  über  Notariatssporteln.  S.  v.  Reden  a.  a.  0..  S.  212,  Riecke,  S.  204  £, 
Gaupp,  S.  284,  Art.  Gebühren  und  Stempel  im  Wörierb.  der  Verw.  von  v.  Mayr 
und  Jacob,  I,  471,  II,  548. 
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Die  Erbscbafts-  odcI  Schenkungssteuer  beraht  auf 
Gesetz  vom  24.  März  1881,  nebst  Novelle  vom  3.  April  1885,  dazu 
eycDtaell  BestimmungeQ  in  den  Finanzgesetzen.  Vorher  bestanden 
bereits  Erbschafts-  und  Vermächtnissabgaben  (18Ü8)  für  weitere 
Seitenverwandte  (vom  3.  Grad  an)  und  Nicht-Verwandte.  Das  be- 
sonders Beachtenswerthe  in  der  neuen  Gesetzgebung  ist  die  weitere 
Ausdehnung  der  Erbschaftssteuerpflicht  auf  andere  Verwandte, 
namentlich  auf  Ascendenten,  Eltern  und  Grosseltern  in  verschiedenen 
Steuersätzen,  auf  Geschwister  und  die  Erhöhung  der  Sätze  auch 
für  die  bisher  schon  steuerpflichtigen  Fälle,  Minimum  2  %, 
Maximum  6  ^/q. 

S.  Bieke«  S.  206«  Gaapp,  S.  285,  Art.  ErbscLafts-  und  Schenkungssteuer  ?on 
V.  Mayr  im  Wörterb.  d.  Verwalt.  I,  362  «F.,  II,  406,  Schanz  im  Fin.arch.  II,  876  ff., 
XY,  639  ff..  Statistisches  und  Vergleichungen. 

Die  Hundeauflage  bestand  als  Staatsstener  1809—18,  dann 
von  Neuem  seit  1824. 

Sie  beraht  jetzt  anf  Gesetzen  7on  1852,  1874,  1875  und  für  Zuschläge  (1  M.) 
far  den  Staat  aaf  Finanzgesetzen.  Einheitlicher  Normalsatz  ist  jetzt  7  M.  Die  Hälfte 
des  Ertrags  ?on  letzterem  ^Ut  an  die  Ortsarmcncasso  der  Gemeinde.  S.  Riecke,  S.  504, 
Gaupp,  S.  285. 

Das  in  der  absolutistischen  Zeit  begründete  einheitliche 
Grenzzollsystem  des  ganzen  neuen  Staatsgebiets  fand  eine 
principiell  wichtige  Erweiterung  durch  den  Handels-  und  Zollver- 
trag mit  den  hohenzollernschen  Fürstenthümern  vom  28.  Juni  1824, 
wodurch  das  durch  diese  Lande  sehr  gestörte  Zollgebiet  erwünscht 
arrondirt  wurde.  Als  eine  Zollvereinigung  unter  selbständigen 
Staaten,  wobei  der  kleinere  das  Zollgesetz  des  grösseren  annahm, 
diesem  die  Zollverwaltung  überliess,  und  wobei  zur  Theilung  der  Er- 
träge die  Bevölkerungsgrösse  zu  Grunde  gelegt  wurde,  war  die 
Sache  auch  von  allgemeinerer  Bedeutung.  Nachdem  dann  die  Be- 
strebungen Baierns  und  Württembergs,  einen  wesentlich  süddeutschen 
Handels-  und  Zollverein  unter  den  betheiligten  Staaten  zu  bilden, 
gescheitert  waren,  kam  es  zu  dem  schon  oben  (S.  149)  erwähnten 
baierisch-wttrttembergischen  Verein  vom  18.  Jan.  1828,  wesentlich 
auf  der  Grundlage  des  baierischen  Zollgesetzes  und  Tarifs,  welcher 
neben  den  absichtlich  nicht  ganz  niedrigen  FinanzzöUen,  auf  Co- 
lonialwaaren  u.  s.  w.,  massige  niedrige  Schutzzölle  enthielt.  Aus 
dem  späteren  Vertrag  vom  21.  März  1833  zwischen  diesem  baierisch- 
wflrttembergischen  und  dem  preussisch-hessischen  Verein  ging  dann 
von  1834  an  der  deutsche  Zollverein  hervor.  Der  erstere  Verein 
nahm  dabei  Zollverfassung  und  Tarif,  diese  mit  einigen  Er- 
niässigiingen    der    Sätze  (Woll-  und  Baumwollwaaren ,    Gewürze, 


216  6.  B.   Uebersicliten  der  Bcstenenrng.   Worttcmberg.  §  64,  65. 

Südfrüchte,  Schwefel,  Kupfer,  Blei)  an.  Seitdem  gilt  die  Zoll-  and 
StenergesetzgebuDg  des  Zollvereins  und  später  des  Deutschen  Reichs 
auch  für  Württemberg. 

S.  Yiebahn,  Statistik  u.  s.  w.  I,  155  ff.,  Weber,  Zollverein,  S.  44,  48  ff., 
V.  Reden,  S., 208,  Fischer,  Wesen  u.  s.  w.  eines  ZoU?erein,  in  Hildebr&nd's  Jahrb. 
II,  1864,  passim  S.  355  ff. 

Die  Tabakbesteuerung  hat  manchen  Wandel  durch- 
gemacht. 

Im  Jahre  1808  wurde,  nachdem  in  Alt-Württemberg  ein  frQheres  Tabakmonopol 
schon  1770  frefallen  war,  ein  Regal  des  Tabakhandels  eingefOnrt,  1813  weiter  aus- 
gebildet, 1821  aber  durch  eine  AuflaRre  vom  Tabakhandel  ersetzt.  Aach  diese  wurde 
in  Folge  des  Zollvereins  mit  Baiern  1827  beseitigt.  Ein  Salpeterregal  entfiel  1821, 
ein  Ealendermonopol  1849  (v.  Reden,  S.  215). 

Die  staatlichen  Chaussee-,  Wege-  und  Brückengelder 
waren  1820  aufgehoben  worden ,  ebenso  die  Beiträge  der  Ge- 
meinden zur  Erhaltung  der  Staatsstrassen  an  die  Staatscasse.  An 
Stelle  der  ersteren  traten  dagegen  directe  Abgaben  der  Besitzer 
von  Zugvieh  und  Schafen,  die  1821  neu  geregelt  wurden  (sogen. 
Strassenbau- Abgaben,  bezw.  Chausseegeld -Pateutabgaben).  Auch 
sie  fielen  in  Folge  des  Zollvereins  mit  Baiern  fort. 

S.  V.  Reden,  S.  217. 

Das  Salzmonopol,  seit  1807  im  neuen  Staate  gleichmässig 
durchgeführt,  sicherte  dem  Fiscus  in  der  Form  des  Handelsmonopols 
den  Alleinverkauf  aus  erster  Hand,  unter  Verbot  der  Privateinfnhr, 
wobei  die  Gemeinden  Salzkleinverkäufer  aufzustellen  hatten,  die 
im  ganzen  Lande  feste  gleiche  Preise  innehalten  mussten.  Es  be- 
stand bis  zum  Uebergaug  der  Einzelstaatsregale  in  die  gemeinsame 
Salzsteuer  des  Zollvereins  und  Deutschen  Reichs  (1868). 

S.  V.  Reden,  S.  104. 

Wie  in  Baiern  und  Baden  liegt  der  Schwerpunct  der  eigenen 
indirecten  Verbrauchsbesteuerung  Württembergs  in  der  starken 
Bierbesteuerung,  die  dann  hier  in  der  Weinsteuer  eine  an 
sich,  bei  den  CoDsumverhältnissen  des  Landes,  richtige  nnd  finan- 
ziell nicht  unwichtige  Ergänzung  findet.  Bei  der  gleichmässigen 
Theilnahme  Württembergs  an  den  Reichszöllen  und  inneren  Ver- 
brauchs- und  Verkehrssteuern,  mit  Ausnahme  der  Bierstener  (nnd 
der  Reicbspost-  und  Telegraphenüberschüsse),  nimmt  Württemberg 
so  aber  wie  Baiern  und  Baden  eine  privilegirte  finanzielle  Stellung 
im  Reiche  ein.  In  Betreff*  dieser  gilt  das  oben  von  Baiern  Gesagte 
auch  hier  und  wegen  der  eigenen  inneren  Weinsteuer  des  Landes 
eigentlich  noch  mehr. 

Die  Thurn  und  Taxis'sclic  Post  war  nach  der  Errichtiing  des  Königreichs 
einseitig  aufgehoben   und  vom  Staat  übernommen,   1818  aber  restitoirt  worden.    Sie 
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ging  dann  1851  yertragsmässig  ron  Neuem  FoUständig  an  den  Staat  über  und  ist,  wie 
in  Baiern,  nebst  der  Telegraphenverwaltung  nach  den  Versailler  Verträgen  bekanntlich 
dem  Staate  Württemberg  verblieben. 

§.  65.  Dritte  Periode,  von  der  Steuerreform  von 
1873  bis  zur  Gegenwart  Die  Reform  von  1873  beschränkt 
sieb  auf  die  directe  Besteuerung  und  zwar  auf  die  erste,  die 
dreigliedrige  Realsteuergruppe  (S.  208)  derselben,  oder  die  sogen. 
yjKatastersteuern'^  Aber  bei  der  immerhin  hervorragenden  Be- 
deutung dieser  Reform,  trotzdem  an  der  alten  Grundlage  fest- 
gehalten und  die  bisherige  Besteuerung  darauf  erst  weiter  ent- 
wickelt wurde,  kann  man  hier  doch  in  gewissem  Sinne  von  einer 
neuen  ,,Periode''  in  der  Geschichte  der  Staatsbesteuerung 
sprechen.  Erst  der  geplante  Umbau  der  directen  Besteuerung 
durch  Hinzufügung  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  würde  aller- 
dings zu  einer  förmlich  neuen  „Epoche^'  in  dieser  Geschichte 
geführt  haben.  Da  er  leider  schliesslich  doch  noch  gescheitert 
und  so  diese  tiefer  greifende  Reform  wenigstens  bis  auf  Weiteres 
vertagt  ist,  lässt  sich  vom  wirklichen  Beginn  einer  neuen  vierten 
Periode,  am  Schluss  des  19.  Jahrhunderts,  noch  nicht  reden,  oder 
eigentlich  einer  dritten  Periode,  da  es  dann  richtiger  wäre,  die 
ganze  Zeit  von  1819  bis  1899  als  eine  einzige,  weil  keine  wirklich 
Epoche  machende  Umgestaltung  der  Besteuerung  enthaltende  Periode, 
zusammen  zu  fassen.  Die  weniger  bedeutsamen  Veränderungen 
der  übrigen  Steuern  auch  nach  1873  bis  zur  Gegenwart  sind  des 
Zusammenhanges  wegen  gleich  im  vorigen  §.  64  mit  angegeben 
worden. 

Das  Gesetz  vom  28.  April  1873  hatte  sich  die  Aufgabe  ge- 
stellt, endlich  für  die  drei  Steuern,  die  Grund-  (und  Gefäll-),  die 
Gebäude-  und  Gewerbesteuer  definitive  und  richtige  Kataster  zu 
erlangen.  Nach  diesen  sollte  sowohl  das  Verhältniss  dieser  drei 
Steuern  zu  einander,  als  dasjenige  der  einzelnen  Ertragsobjecte 
jeder  einzelnen  Steuer  gleichmässig  gestaltet  werden,  möglichst  so, 
dass  das  Repartitionssystem  durch  das  Quotitätssystem  ersetzt  und 
zugleich  ein  gleicher  Steuerfuss  für  die  drei  Steuern  bestimmt 
werden  könne.  Diese  Ziele  sind  zwar  nicht  sofort  und  auch  später 
nicht  ohne  Widerspruch  nach  Vollendung  der  Katasterarbeiten  er- 
reicht worden.  Man  hielt  zunächst  doch  noch  das  Repartitions- 
system fest,  veränderte  aber  die  Quoten  der  drei  Steuern  auf  ^^/g^ 
und  je  ^Vis  (1877,  s.  o.  S.  211)  und  einigte  sich  schliesslich  nach 
langen  Debatten  im  Landtage  auf  einen  gleichmässigen  Steuerfuss 
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TOD  3.9  ^/o  illr  den  steuerpflichtigen  Ertrag  jeder  der  drei  Steuern, 
nachdem  man  zu  diesem  Zweck,  um  eine  vergleichbare  Ertrags- 
grosse  auch  bei  der  Gebäudesteuer  zu  gewinnen,  eine  gleich  hohe 
steuerbare  Rente  von  3  %  vom  Kataster-Eapitalwerth  dieser  Steuer 
für  das  ganze  Land  gesetzlich  festgesetzt  hatte  (1887). 

Die  Kataster  gelten  als  besonders  vollkommene  und  wohl  mit 
Recht,  nur  dass  sie  eben  doch  die  immanenten  Mängel  aller  solcher 
Ertragssteuerkataster  besitzen,  auch  der  Grebäudestener  als  einer 
Werthsteuer  und  der  Gewerbesteuer  nach  ihrer  eigenthttmlichen 
principiellen  Construction  und  DurchiUhrung  noch  specifische 
Mängel  ankleben.  Deswegen  konnte  auch  die  Besteuerung  nach 
diesen  Katastern,  die  Annahme  eines  gleichen  Stenerfnsses  bei  der 
nunmehrigen  Quotitätsbesteuerung  —  wie  freilich  jedes  so  und  so 
verschiedenen  Fusses  nicht  minder  — ,  ferner  das  sich  so  ergebende 
Verhältniss  dieser  zu  der  zweiten,  der  Personal-  und  Fassionssteuer- 
gruppe  der  direeten  Steuern,  wieder  nur  zu  nicht  recht  befriedigen- 
den Ergebnissen  fiihren.  In  der  Anerkennung  der  Nothwendigkeit, 
zur  allgemeinen  Einkommensteuer  tiberzugehen  und  die  Kataster- 
steuern nebst  der  Kapitalsteuer  nur  theilweise  daneben  beizu- 
behalten, wie  in  dem  Reformplan  von  181)5  ff.  (§.  67  u.),  ist  das 
auch  zugestanden  worden. 

Die  neue  Vertheilung  des  Gesammt  -  Ertrags  unter  die  drei 
Katastersteuern,  welche  schon  1877  durch  Veränderung  der  Quoten, 
1887  durch  Annahme  des  gleichen  Steuerfusses  herbeigeführt  worden 
ist,  hat  zu  einer  wesentlichen  absoluten  und  relativen  Verminderung 
des  Betrags  der  Grundsteuer  und  Erhöhung  desjenigen  der  Ge- 
bäude- und  besonders  der  Gewerbesteuer  geflihrt:  gewiss  an  sich 
und  in  dieser  Richtung  eine  richtige,  wie  den  Katasterergebnissen, 
so  der  thatsUchliehen  Entwickelung  der  betreffeoden  Erträge  ent- 
sprechende Veränderung.  Aber  ob  diese  das  richtige  Maass 
traf,  bei  der  Belastung  der  drei  steuerpflichtigen  Ertragsarten  unter 
einander,  des  zu  einer  jeden  gehörigen  Individnalertrags  insbeson- 
dere und  auch  zwiselien  der  ganzen  Kataster-  und  der  Fassions- 
steuergruppe  bleibt  eben  sehr  fraglich  und  darf  wahrscheinlich 
nicht  bejaht  werden.  Eben  deshalb  kann  doch  trotz  der  relativen 
VorzUglichkeit  der  Kataster  das  wesentlich  darauf  aufgebaute,  darch 
die  Fassionssteuern  an  sieh  richtig  ergänzte  directe  Steuersystem 
Württembergs  auch  in  der  1677  und  1887  erreichten  Einrichtung 
und  Ausgestaltung  nicht  eben  günstig,  zumal  als  Staatsbesteuernng, 
beortheilt  werden.    Die  richtige  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung 
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garantirt  es  nicht.  Es  ist,  wie  ich  es  schon  früher  benrtheilt  habe, 
»gewiss  ein  vielfach  im  Einzelnen  ingeniöses,  nur  sehr  complicirtes 
and  in  seiner  Combination  auch  noch  in  seiner  neuesten  Gestalt 
doch  willkührliches  Bestenerungssystem ,  dem  die  ausgleichende 
Function  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  fehlt'^  Die  mancherlei, 
bei  einem  solchen  System  im  Ganzen,  wie  in  seioen  einzelnen 
Gliedern,  hier  zumeist  wohl  bei  der  Grund-  und  Gewerbesteuer 
unterlaufenden,  wenn  auch  unvermeidlichen  Fictionen  und  Gon- 
jecturen  neben  den  principiellen  Mängeln,  wie  der  Nicht-Berücksich- 
tigung der  Schulden  u.  a.  m.,  lassen  m.  E.  kein  anderes  Urtheil  zu. 

§.66.  Einzelnes.  Vgl.  meine  Ansfahrangen  in  der  Abh.  directe  Steuern  im 
SchOnbei^schen  Handb.,  4.  A.,  III,  1,  Abth.«  S.  291,  316—322.  Oeber  die  1873er 
Gesetzgebung:  Biccke,  Yerfass.,  S.  192,  ders.  in  Fin.arcb.  B.  Y,  S.  320  ff.,  über  die 
Denen  wttrttemb.  Steaerkataster ,  daza  Scbanz  in  Fin.arcb.  I,  S.  389  ff.,  Biecke, 
Bericht  (aus  der  Fin.commiss.  der  Kammer  der  Standesberrcu)  1891  über  die  Steuern 
Fin.arch.  YIII,  416  ff.  passim,  Scbali,  Beiträge  zur  Reform  der  directen  Steuern  in 
Württemberg,  eb.  XII,  bes.  S.  14  ff.,  v.  Mayr,  Tab.  Ztschr.  Bd.  47,  1891,  S.  257  ff., 
minist.  Denkscbr.  v.  1895,  Fin.arch.  XII,  bes.  S.  687  fl..  Neu  mann,  pcrs.  Steuern  u.  s.  w., 
1896  passim.  Die  stand.  Actenstücke  und  Ycrhandiungen  über  die  Steuerreform 
1895  ff.,  u.  A.  besonders  die  eine  gute  Uebersicht  der  ganzen  Angelegenheit  bietenden 
grossen  Berichte  in  der  Kammer  der  Standesherron  1898,  so  über  die  Weiterbildung 
der  directen  Steuern  (7.  Zeyer,  2.  Mai  1898),  über  die  Abänderung  des  Gesetzes 
Ton  1873  (f.  Gaupp,  21.  Mai  1898),  über  die  Einkommensteuer  (verschiedene  Befe- 
renten,  2.  Mai),  über  die  Kapitalsteuer  {y.  Hess,  2.  Mai),  alle  mit  statistischen  Daten 
und  Beiträgen  zur  Kritik  der  bestebenden  Ertragssteuern.  Das  Ganze  mit  das  Lehr- 
reichste in  neueren  parlamentarischen  Yerhandlungen  über  die  Frage:  Ertragsstoucm 
oder  Personal-  (bes.  £inkommen-)Steuern.  Für  die  Beform  von  1873  muss  auf  das 
Gesetz  selbst  (vom  28.  April  1873)  und  die  obige  Litteratnr,  besonders  die  Arbeiten 
von  Biecke  verwiesen  werden.  Hier  nur  noch  zur  Ergänzung  des  Textes  Einiges 
über  wichtigere  Einzelheiten. 

Bei  der  Grundsteuer  war  das  Wichtigste  der  Uebergang  von  der  bisher  nur 
nach  Fluren  und  Gewänden  erfolgten  Abschätzung  der  ganzen  Ortsgemarifungen  zur 
Absch&tzung  des  Beinertrags  der  einzelnen  Grundstücke  nach  Culturarten  und  Classen 
in  jeder  Gemarkung,  also  vollständiges  Parcellar-Beinertrags-Kataster.  Nach  den  eigcn- 
thüjnlichen  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  die  Beinertragsberechnung,  besonders 
über  die  abzuziehenden  Bebauungskosten,  ergiebt  sich,  dass  nur  ein  Theil  des  wirk- 
lichen Beinertrags  des  Bodens  von  der  Steuer  getroffen  wird,  u.  A.  auch  der  Werth 
der  eigenen  Arbeit  der  selbstwirthschaftenden  Besitzer,  weil  grossentheils  zu  den 
«jLOSten^^  gerechnet,  eigentlich  steuerfrei  bleibt.  Ein  Punct  von  Bedeutung  fUr  die 
Fortführung  der  Steuerreform  (s.  u.  A.  Neumann  a.  a.  0.  S.  158  ff.).  —  Bei  der 
Geb&udestener  wurde  an  dem  fragwürdigen  Princip  der  Einschätzung  nach  dem 
Eapitalwerth,  d.  h.  nach  dem  zur  Zeit  der  Katastrirung  schätzungsweise  anzunehmenden 
Yerkanüswerthe  festgehalten;  vollends  bei  der  Ausdehnung  der  Steuer  auf  die  länd- 
lichen und  die  Wirthschafts-  und  gewerblichen  Gebäude  eine  unsichere  Methode.  Die 
Annahme  eines  gleich  hoben,  massigen  Zinsfusses,  3  ^/q,  als  des  steuerpflichtigen  Ertrags 
dieser  Gebäude,  war  nur  eine  weitere  Fiction  (Gesetz  vom  6.  Juni  1887),  welche,  da 
hiemach  auch  betreflende  Abzüge  für  Gebäudekosten  bei  der  Einschätzung  zur  Grund- 
steuer erfolgten,  auch  noch  auf  letztere  weiter  wirkt.  —  Bei  der  Grund-  und  Gebäude- 
stener  erfolgt  keine  Berücksichtigung  der  Schulden  und  auch  nicht  der  Höhe  der 
individaellen  Gesammterträge  der  einzelnen  Objecto,  bezw.  Besitzoinbeiten  und  Steuer- 
subjecte,  der  Steuerfuss  ist  fdr  alle  der  gleiche.  Diese  Steuern  haben  den  Ertrags- 
steaercharacter  so  festgehalten. 

Anders  bei  der  Gewerbesteuer,  die  doch  mehr  in  eine  Personalsteuer 
hinübergebildet  worden  ist,  theils  im  Gesetz  selbst,  theils  in  der  Praxis  der  Yer- 
waltong  beim  Einschätzungsverfahren,  freilich  immer  noch  in  schematischer  Weise 
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und  ebenfalls  unter  Mitanwendnog  von  Fictionen.  An  dem  Alteren  Princip,  Trennong 
des  persOolichen  Arbeitsverdienstes  und  des  Ertrags  des  Betriebskapitals,  wird  zwar 
festgehalten,  wobei  absichtlich  ersterer  mehr  als  ein  Dienst-  und  Bemfs-,  letzterer  als 
ein  Zinseinkommen,  bezw.  analog  der  Grandrente  anfgefasst  werden  sollte.  Far  die 
Betreiber  ?on  stehenden  (übrigens  auch  von  Wander- )gewerben  besteht  Fassionspflicht 
Insbesondere  ist  Zahl  und  Gattung  der  Gehilfen,  Höhe  des  mittleren  Betriebskapitals 
ohne  Scholdabzag,  eventuell  hier  unter  Benutzung  amtlicher  Glassentafeb,  anzugeben. 
Die  Angaben  sind  dann  amtlich  zu  prüfen  und  von  der  Schätzungscommission  wieder 
nach  Classentafcln  der  persönliche  Arbeitsverdienst  und  der  Ertrag  des  festgestellten 
Betriebskapitals,  in  Procenten  der  letzteren,  anzugeben.  Dabei  bleiben  aber  Gewerbe 
mit  einem  Betrag  bis  700  M.  Betriebskapital  von  dieser  gewerblichen  Kapitalsteuer 
frei  und  für  den  Arbeitsverdienst  besteht  eine  degressive  Steuerscala  insofern,  als  in 
derselben  Weise  wie  bei  der  Berufs-  und  Diensteinkommensteuer  (o.  S.  211)  bis  zu 
8400  M.  nur  gewisse  Quoten  als  steuerbar  gelten.  Hierin  liegt  die  Anerkennung 
einer  principiellen  Gleichartigkeit  des  gewerblichen  Arbeitsverdienstes  mit  anderem 
persönlichen  Arbeitseinkommen  und  der  principiellen  Verschiedenheit  vom  gewerb- 
lichen Kapitalertrag.  Alles,  wie  ich  es  ebenfalls  schon  a.  a.  0.  sagte  (SchOnb.  Handb., 
S.  394),  ,ja  principiell  richtig,  practisch  ist  aber  doch  nur  auf  Grund  vielfach  will- 
kuhrlicher  Fictionen  eine  solche  Scheidung  möglich,  eigentlich  hier  vollends  Alles 
reiner  Schematismus  und  Formalismus  und  zufälligste  Gestaltung  im  Schlnsseffect**. 
Dass  sich  das  practisch  herausstellt  und  man  es  einsah  und  dann  demgcmäas  handelte, 
ergiebt  sich  auch  aus  der  Thatsache,  die  die  amtliche  Denkschrift  von  1895  selbst 
hervorhebt  (Fin.arcb.  B.  12.  S.  688):  ^Jn  der  Praxis  wird  allerdings  bei  der  Ein- 
schätzung meist  anders  verfahren,  zuerst  auf  den  Beinertrag  im  Ganzen  ge- 
schätzt —  und  werden  dann  erst  die  Antheilc  festgestellt,  welche  auf  Arbeitsverdienst 
und  Kapitalertrag  fallen''  —  (s.  überhaupt  diese  Denkschr.  eb.  S.  687  ff.,  739,  auch 
740.  wo  mir  persönlich  gegenüber  betont  wird,  dass  die  wUrttembergische  Gewerbe- 
steuer von  1873  eigentlich  wie  die  preussische  von  1891  wesentlich  nur  nach  Ein- 
kommcubeträgen  die  Gewerbe  unterscheide,  von  meiner  Be-  und  Yerurtheilnng  der 
Clasäcngewerbesteuer  [Schönb.  Handb.,  S.  389  ff]  daher  eigentlich  nicht  mehr  getroffen 
werde,  ferner  ßiecke,  Fin.arch.  Bd.  5,  S.  326  ff.). 

Nach  Beendigung  der  Katasterarbeiten  bei  der  Gebäude-  und  Gewerbesteuer 
wurden  dann  bei  diesen  die  neuen  Kataster  zur  Erhebung  der  Steuern  benutzt  (1877), 
doch,  gegen  den  Antrag  der  Begierung,  welche  bereits  den  Steuerfuss  für  diese  beiden 
Steuern  in  festen  Quoten  hatte  bestimmen  wollen,  noch  an  dem  Repartitionssystem 
festgehalten.  Bei  der  damals  gleichzeitig  erfolgten  Erhöhung  des  Gesammtcontingents 
der  drei  Steuern  der  ersten  directcn  Steuergruppe,  von  6.685  auf  8.723  Millionen  M., 
wälzte  man  aber  diese  Mehrbelastung  auf  Grund  der  neuen  Katasterergebnisse  ganz 
den  genannten  beiden  Steuern  zu,  so  dass  die  Quote  der  Grundsteuer  entsprechend 
sank.  Es  geschah  dies,  wie  oben  schon  bemerkt,  noch  in  der  Form  der  Neuregelung 
der  Vierundzwanzigstel,  indem  die  Grundsteuer  von  *'/j4  auf  "/«4  ermässigt  wurde. 
Danach  fiel  von  der  erhöhten  Summe  auf  diese  Steuer  4.725,  auf  die  Gebändestener 
1.999,  auf  die  Gewerbesteuer  ebenfalls  1.999  Mill.  M.  Nach  Vollendung  des  Grund- 
steuerkatasters wurde  dann  1887  diese  Form  der  Repartition  verlassen  und  nach  langen 
Erwägungen  und  nach  Ablehnung  mancher  anderen  Vorschläge  fUr  die  Vertheilung 
und  die  Stcuerfiisse  wurde  die  gleich  hohe  Steuerquote  ftlr  alle  drei  Steuern  mit 
:19  7ü  angenommen,  nachdem  man  durch  die  Bestimmung  eines  gleichen  3  %  Ertrigs- 
fussos  eine  Vcrglcichungsba^is  filr  die  Gebäudesteuer  mit  ihrem  Werthkataster  ge« 
Wonnen  hatte.  Seitdem  erscheint  auch  jede  dieser  Steuern  apart  im  Finanzgesetz. 
iFiuges.  vom  14.  Juni  1887.  Art.  3\  Wie  sehr  dies  zu  einer  erheblichen  absoluten 
und  relativen  Krmässi<^ung  der  Grundsteuer  und  einer  entsprechenden  Erhöhung  der 
Gebäude-  und  be&ondors  der  Gewerbesteuer  führte,  ergiebt  sich  daraus,  dass  von  einem 
Gesammtbetrag  von  8.716  Mill.  M.  jetzt  auf  die  Grundsteuer  nur  3.720,  auf  die  Ge- 
bäudesteuer ±2'>><,  auf  die  Gewerbesteuer  2.738  Älill.  M.  fiel.  Li  Procenten  hatten 
sich  die  Quoten  der  drei  Steuern  daher  von  70.83.  16.67,  12.50  früher  (bis  1877), 
auf  54.2.  22.9,  22.9  in  1877  und  42.7,  25.9,  31.4  in  1888  verschoben*;.    Man  rtlhmt, 

^)  Von  Einzelheiten  sei  noch  erwähnt,  dass  ein  Gesetz  vom  29.  März  1893  neu- 
bestockte  Weinberge  von  der  Staats-,  Amtskörperschafts-  und  Gemeindesteuer  für 
5  Jahre  zu  befreien  gedtattct  hat. 
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(Riecke),  dass  bei  den  jetzigen  Qaotitätssteaern  nicht  erst  das  zeitraubende  Umlage- 
verfahren  abgewartet  werden  inuss,  bis  der  einzelne  Steoerpflichtige  seiue  Steuerschuld 
kennt,  sondern  diese  sofort  selbst  berechnen  kann.  Uebrigcns  blieb  die  Verpflichtung 
der  Gemeinden  und  AmtskOrperschaften  zur  Erhebung  und  Ablieferung  dieser  Steuern 
bestehen,  während  die  Steuern  der  zweiten  Gruppe  von  eifrenen  Staatsbehörden  er- 
hoben werden.  (S.  bes.  ßiecko,  Fin.arch.  B.  5,  S.  322.  337  ff.,  346,  min.  Denkschr. 
Ton  1895,  Fin.arch.  B.  12,  S.  687  ff.,  693  ff.,  708,  mit  Fielen  statistischen  Daten). 

Die  Frage  bleibt  nur  immer  berechtigt,  ob  die  Kataster  der 
drei  Steuern  so  beschaffen  sind,  dass  man  den  jetzigen  gleichen 
Stcnerfuss  (3.9  ®/o  vom  Ertrage,  vorübergehend  1889—94  3.5  «/o) 
wirklich  als  eine  gleich  hohe  Besteuerung  ansehen  kann  trotz 
aller  zuzugestehenden  relativen  technischen  VoUkommeuheit  dieser 
Kataster?  Von  der  noch  misslicheren  Frage  der  Gleichmässigkeit 
der  individuellen  Belastungen  der  steuerpflichtigen  Objeete  jeder 
Kategorie  kann  dabei  noch  ganz  abgesehen  werden.  Schon  die 
Verschiedenheit  der  Verschuldungsverhältnisse  (Grund-,  Hausbesitz, 
Creditbenutzung  der  Gewerbe)  macht  vollends  hier  die  Gleich- 
mässigkeit illusorisch.  Aber  auch  die  Erneuerung  der  Veranlagung 
der  Gebäude  und  besonders  der  Gewerbe  neben  der  im  Ganzen 
stabilen  der  Grundstücke  muss  bald  zu  Ungleichmässigkeiten 
zwischen  den  beiden  ersten  zu  dieser  dritten  Steuer  bei  der  Gleich- 
heit des  Steuerfusses  unter  dem  Einfluss  der  Verschiedenheit  der 
wirthschaltlichen  Entwicklungen  führen.  Wenn  dann  im  Ganzen 
diese  Gruppe  mit  einem  Steuerfuss  von  3.9  (bezw.  3.5)  der  zweiten 
Gruppe,  derjenigen  der  Kapital-  und  Renten-  und  der  Dienst-  und 
Bemfseinkommensteuer  mit  einem  Fuss  von  4.8  (1889 — 94  bis  4.4)  % 
gegenübersteht,  so  kann  doch  diese  Verschiedenheit  der  Steuerfüsse  bei 
der  völlig  verschiedenen  Veranlagungsmethode  der  drei  Kataster-  und 
der  zwei  Fassionssteuern  auch  keine  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung 
zwischen  den  beiden  Gruppen  verbürgen.  Da  ferner  die  Fassions- 
steuern eher  den  wirklichen,  höheren  Ertrag  zur  Grundlage  haben, 
die  Katastersteuem  einen,  wenigstens  bei  der  Grund-  und  Gewerbe- 
steuer, wahrscheinlich  auch  bei  der  Gebäudesteuer  fictiven,  muth- 
maasslich  gegen  den  wirklichen  zu  niedrigen,  so  läuft  der  höhere 
Stenerfuss  der  Fassionssteuern  auf  eine  höhere  Belastung  ihrer 
Censiten  hinaus.  Wenn  man  berücksichtigt,  dass  die  Ver- 
schuldung bei  den  Censiten  der  Katastersteuern  stärker  als  bei 
denen  der  Fassionssteuern  sein  wird,  wo  sie  auch  nicht  beachtet 
wird,  und  dass  Steuerfreiheiten  und  Degressiv-Steuerfuss  bei  der 
Dienst-  und  Berufssteuer,  wie  freilich  auch  bei  der  Gewerbesteuer, 
bestehen,  so  mag  jene  höhere  Belastung  der  Fassionssteuern  in 
individuellen  Fällen  verschwinden,  aber  allgemein  doch  nicht,  und 
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jedenfalls  gestaltet  sich  die  Belastung  individuell  ganz  willkührlich. 
Fragwürdig  bleibt  es  doch  auch,  wie  man  bei  dem  unfundirten 
Einkommen  der  Diens^  und  Bernfssteuer  trotz  Freiheit  des  Existenx- 
minimums  und  Degressivscala  einen  gleichen  Foss  mit  dem  fundir- 
testen  Einkommen  der  Kapitalstener  und  einen  höheren  als  bei 
dem  fnndirten  der  drei  Katastersteuern  rechtfertigen  will.  Dadurch, 
dass  dieselben  Personen  öfters  von  mehreren  Ertragssteuern  getroffen 
werden,  gleicht  sich  Einiges  in  diesen  Belastangsdifferenzen  aas, 
aber  ob  dadurch  eine  Gleichmässigkeit  in  der  GesammtbelastUDg 
bewirkt  wird,  steht  dahin. 

Alle  diese  Erwägangen  und  andere  mehr  führen  so  doch  zu 
einem  nicht  günstigen  Urtheil  auch  für  die  württembergische  directe 
Ertragsbesteuerung,  obwohl  diese  vielleicht  mehr  als  jede  andere, 
selbst  als  die  baierische,  auf  den  Namen  eines  „Systems^^  den  An- 
spruch erheben  darf  und  technisch  viel  Vorzügliches  hat. 

§.  67.  Der  Reformplan  von  1895  für  die  directe 
Besteuerung.  Das  vorausgehende  Urtheil  über  die  bestehende 
Ertragsbesteuerung  ist  zwar  nicht  ganz  in  dieser  Bestimmtheit,  aber 
im  Grunde  genommen  doch  wesentlich  ähnlich  in  der  Bevölkerung, 
im  Landtage  und  in  der  Regierung  Württembergs  allmählich  zur 
Geltung  gelangt.  Die  Noth wendigkeit,  die  Staatsbesteuerung  er- 
giebiger zu  machen,  den  vorübergehend  ermässigten  Stenerfuss 
beider  Steuergruppen  wieder  zu  erhöhen  (1894)  hatte  die  Mängel 
des  Systems  empfindlicher  gemacht.  Der  Anschluss  der  Commanal- 
steuern  (fdr  Gemeinden  und  Amtskörperschaften)  an  die  directen 
Staatssteuern  wirkte  in  derselben  Weise,  ebenso  wie  in  Baiem. 
Die  theoretischen  und  practischen  Strömungen  für  die  Einkomaien- 
Steuer,  speciell  wohl  auch  hier  das  Vorgehen  in  Baden,  Hessen, 
besonders  die  preussische  Reform  von  1891,  1893,  Hessen  die  Frage 
des  Ersatzes  der  Ertragssteuern  durch  die  Personalsteuer,  mindesteos 
die  Einführung  einer  ergänzenden  Einkommensteuer  in  das  System 
der  directen  Besteuerung  immer  mehr  hervortreten  und  bejahend 
beantwortet  werden,  auch  im  Landtage.  Aus  diesen  Umständen  und 
der  eigens  gewonnenen  Ueberzeugung  der  Regierung  ist  der  Steuer- 
reformplan von  1895  hervorgegangen,  der  dann  seitdem  den  Land- 
tag bis  Ende  1898  beschäftigt  hat,  um  nach  langen,  ihn  im  Wesent- 
lichen annehmenden,  nur  Einiges  abändernden  Verhandlangen 
schliesslich  an  einem  staatsrechtlichen  Differenzpuncte  zwischen 
den  beiden  Kammern  leider  doch  noch  zu  scheitern. 
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Der  Plan  verdient  indessen  auch  vom  allgemeiDen  finanzwissen- 
schaftlichen Standpnncte  ans  eine  besondere  Beachtung,  er  griff  viel 
tiefer  und  war  in  jeder  Hinsicht  vorzüglicher,  als  der  etwa  gleich- 
zeitige baierische  (§.  51),  der  sich  auf  Flickarbeit  am  Ertrags- 
Steuersystem  beschränkte.  Deshalb  soll  hier  das  Hauptsächliche 
darüber  mitgetheilt  werden,  auch  wenn  es  dahinsteht,  ob,  wann 
und  wie  auf  ihn  in  der  späteren  Gesetzgebung  zurückgegriffen 
werden  wird.  Dass  das  gescheheu  werde,  ist  doch  wahrscheinlich. 

S.  besonders  die  ministerielle  Denkschrift  vom  14.  Mai  1895,  Fin.aroh.  B.  12, 
ond  dio  oben  S.  219  genannten  Schriften  und  Aufsätze  7on  Riecke,  Schall,  Neu- 
mann;  auch  Zell  er,  zur  württemb.  Steuerreform,  Tab.  Ztschr.  B.  52,  1896,  S.  147, 
Fr.  Schmid,  Uebergang  von  der  Ertrags-  zur  Einkommenbesteuerung,  eb.  B.  54, 
1898.  S.  529,  auch  dio  Kammenrerhandlungon,  besonders  die  zusammenfassenden  Be- 
richte 'der  1.  Kammer.  Ueber  die  frahero  Stellung  des  Landtags  zur  Einkommen- 
steoerfrage  in  der  gen.  Denkschr.  (Fin.arch.  B.  12,  S.  707 — 718)  das  Nähere.  Die 
Regierung  hatte  kurz  vor  der  Einbringung  des  Plans  die  Absicht  angekündigt,  „eine 
allgemeine  progressive  Einkommensteuer  mit  Freilassung  der  kleineren  Einkommen 
und  mit  Gestattung  des  Schuldzinsenabzugs  bei  den  grösseren  einzuführen*',  was  die 
2.  Kammer  in  ihrer  Antwort  gut  hie2»s,  noch  genauer  ausführend,  sie  sehe  das  „Ziel 
der  allgemeinen  progressiven  Einkommenbesteuerung,  unter  Gestattung  des  Scholdzinsen- 
abzugs,  Entlastung  der  niedrigen  Einkommen  wie  der  kleineren  landwirthschaftlichcn 
und  gewerblichen  Betriebe  und  mit  Freilassung  der  unteren  Einkommen,  als  ein  Gebot 
der  Gerechtigkeit  an'*  (a.  a.  0.  S.  718).  Dass  es  sich  auch  hier,  wie  überall  bei  den 
neueren  deutschen  Steuerreformen,  nicht  um  eine  wirkliche,  sondern  nur  um  eine 
sogenannte  „progressive''  Einkommensteuer  handelt,  die  im  Grunde  genommen  nur  eine 
degressive,  bloss  mit  Erhöhung  des  höchsten  Steuerfusses ,  aber  Festhaltung  einos 
doch  nur  massigen  Maximalfusses  selbst  für  grOsstes  Einkommen,  darstellt,  sei  nur 
nebenbei  bemerkt.  Die  Bestimmung  des  Maximalfusses  war  allerdings  im  Landtage 
ein  Dissidenzpunct  (s.  u.).  —  Auf  die  nähere  Begründung  des  ganzen  Plans,  seiner 
leitenden  Principien  und  vollends  seiner  Einzelheiten  kann  hier  nicht  eingegangen 
werden.  Die  erwähnte  Denkschrift  und  die  Kammerberichte  sind  für  das  Alles  sehr 
lehrreich  und  auch  von  allgemeinem  Interesse,  über  das  kleine  Land  hinaus,  weil  sie 
theoretische  und  practische  Streitfragen  gut  klären  helfen. 

Es  sollte  eine  allgemeine  Einkommensteuer  für  die  Einkommen 
von  500  M.  aufwärts  eingeführt  werden.  Diese  sollte  die  directe 
Haaptsteuer  des  Staats  werden,  aber  nicht  so  voranstehen  wie  in 
Prenssen  oder  wie  in  Sachsen.  Vielmehr  sollten  neben  ihr  die  bis- 
herigen Erlragssteuern  in  verminderter  Höhe  (nemlich  etwa  von 
Vs  des  neuerlichen  Satzes  von  3.9  %  bei  der  älteren  Realsteuer- 
groppe,  also  c.  2.6  ^/o  und  zu  dem  nunmehr  gleich  hohen  Satze, 
etwa  2.6  ®/o,  statt  4.8  ®/o  bei  der  Kapitalreutengtener)  und  die  Ge- 
werbesteuer auch  nur  als  Betriebskapitalsteuer  bestehen  bleiben, 
bloss  die  Dienst-  und  Berufseinkommensteuer  ganz  in  der  neuen 
allgemeinen  Einkommensteuer  aufgehen.  Nach  dem  Muster  anderer 
neuerer  deutscher  Gesetzgebungen  war  ausserdem  die  Lostrennung 
der  Wandergewerbesteuer  von  der  allgemeinen  Gewerbesteuer  und 
ihre  Verselbständigung  beabsichtigt.  Von  der  Einkommensteuer 
ward  ein  Ertrag  von  etwas  mehr  als  der  Hälfte  des  bisherigen 
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welcher  im  Wesentlichen  vorwiegend  Arbeitsgelegenheit  bildet  [was  übrigens  bei  Ge- 
währung eines  nicht  zo  niedrigen  steuerfreien  Minimums  bei  der  VermOgenssteaer 
weniger  ins  Gewicht  fiele],  nnd  dass  dies  nur  bei  einem  niedrigen  Steuersatz  erträglich 
wäre,  während  man  in  WOrttemberg  ohne  einen  höheren  der  Annahme  nach  nicht 
auskommen  würde  nnd  dadurch  dann  die  kleineren  Leute,  besonders  die  kleinen  Land- 
wirthe  drückender  belastete  (eb.  S.  736).  Indessen  hinge  dies  doch  auch  wieder 
von  der  Höhe  des  Vermögens  ab.  bei  welcher  die  Steuerpflicht  beginnt  Und  jetzt 
werden  eben  diese  Ciassen  durch  die  Grund-,  Gebäude-  und  Gowerbe-Betriebskapital- 
steuer  getroffen,  die  auf  Schulden  keine  Rücksicht  nehmen  und  kein,  oder,  wie  die 
letztgenannte  Steuer,  nur  ein  kleines  steuerfreies  Minimum  haben. 

Aus  den  Einzelheiten  der  Gesetzentwürfe  sollen  hier  nur  einige  Puncto  noch 
hervorgehoben  werden. 

Die  Einkommensteuer  sollte  ausser  physische  Personen  auch  juristische 
Personen  und  Stiftungen,  Actien-,  Commanditactien-  und  Gesellschaften  mit  be- 
schränkter Haftung,  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgcnossenschaften  (nach  Wünschen  der 
1.  Kammer  auch  rechtsfähige  Vereine)  umfassen,  die  Steuerpflicht,  wie  bemerkt,  mit 
500  M.  Einkommen  beginnen.  Die  weiteren  Bestimmungen  schlössen  sich  vielfach 
dem  preussischen  Gesetz  von  1891  an  (s.  o.  S.  73  ff.).  Bei  den  Actiengesell- 
schaften  u.  s.  w.  war  die  Steuerfreiheit  eines  Ertrags  von  3  ^/q  des  Kapitals 
gewährt  (wie  in  Baden,  Preussen  im  Princip).  An  den  Steuersätzen  des  Entwurfs 
sind  in  der  Kammer  Aenderungen  vorgenommen  worden.  Mit  hieran  ist  die  Vorlage 
in  Folge  eines  nicht  zu  schlichtenden  Dissenses  zwischen  beiden  Kammern  namentlich 
in  Betreff  eines  Punctes  gescheitert  Nach  der  Vorlage  sollten  hier  in  der  in  Württem- 
berg üblichen  Weise  „Steueranschläge''  für  das  steuerbare  Einkommen  gebildet  werden, 
indem  für  das  Einkommen  vom  kleinsten  an  langsam  wachsende  Quoten  als  steuer- 
pflichtig bestimmt  wurden  (Art.  16).  z.  B.  bei  500 — 650  M.  Einkommen  50  M.,  bei 
650 — 800  >L  75  M.  u.  s.  w.,  erst  bei  Einkommen  von  über  15.000  M.  der  volle 
Betrag.  Daraus  ergab  sich  bis  dahin  eine  Steuerdegression.  Der  Steuerfuss  sollte 
für  den  Stoueranscblag  in  Procenten  für  je  100  M.  für  jede  Etatsperiode  durch  das 
Finanzgesetz  bestimmt  werden.  Dieses  weitläuflge  und  unübersichtliche  Verfahren  der 
Berechnung  von  solchen  Steueranschlägen  ist  in  den  Kammern  zu  Gunsten  des  heute 
sonst  meist  üblichen  einfacheren  und  verständlicheren  Verfahrens  aufgegeben  worden, 
feste  Steuer-Einheitssätze  für  Einkommenstufen  anzuordnen,  beginnend  mit  2  M.  für 
500—650  M.  und  allmälig  progressiv  steigend,  so  bei  9700 — 10.000  M.  Einkommen 
auf  324  M.  Von  hier  an  führten  die  Beschlüsse  der  2.  Kammer  eine  weitere  stufen- 
weise Steigerung  des  Steuersatzes  von  3.5  Vo  ^^^  j^  ^^  ^-  ^i^  ^^^  ^  Vo  ^^^  einem 
Einkommen  von  15 — 18.000  M.  und  von  da  langsam  ebenfalls  noch  weiter  bis  auf 
6  y^  bei  Einkommen  von  200.000  M.  und  darüber  ein.  Die  1.  Kammer  wollte  dagegen 
den  Steuersatz  nicht  über  4  ®/o  steigern  und  diese  Höhe  erst  mit  allmäliger  Steigerung 
des  Satzes  über  3  ^/o  hinaus  bei  50.000  M.  Einkommen  und  darüber  eintreten  lassen, 
und  auch  die  Regierung  stand  einer  Steigerung  des  Satzes  über  4  7o  hinaus  ablehnend 
gegenüber.  Uebrigens  sollten  nach  den  Kammerbeschlüssen  diese  Einheitssätze  nur 
die  Grundlage  des  Tarifs  bilden.  Das  Finanzgesetz  hatte  erst  zu  bestimmen,  wie  viel 
Procente  dieser  Sätze  zur  Erhebung  zu  kommen  hätten.  Die  1.  Kammer  wollte  dabei 
auch  die  Bestimmung  aufgenommen  haben,  dass  stets  der  gleiche  Procentsatz  der 
Einheitssätze  im  Finanzgesetz  anzuordnen  sei  und  dass  die  Erhebung  der  Steuer  in 
höherem  Betrage  als  dem  Einheitssatze  der  ordentlichen  Gesetzgebung  zu  bestimmen 
vorbehalten  bleibe.  Deber  diese  Puncto  ist  eine  Vereinbarung  zwischen  den  legis- 
iatiren  Factoren  nicht  gelungen  und  so  das  Reformwerk  nicht  zu  Stande  gekommen.  — 
Steuererleichterungen  bei  gewisser  Einkommenhöhe  wegen  verminderter  Leistungs- 
fähigkeit sind  in  der  Art  neuerer  deutscher  Gesetze  vorgesehen  und  im  Landtage  noch 
genaoer  bestimmt  worden  (Art.  17  a,  18).  Aus  den  eingehenden  und  trefflichen 
Vorschriften  über  die  Einschätzung  (Art  19  ff.)  sei  nur  erwähnt,  dass  die 
Declarationsp flicht  bei  2100  M.  (nach  Kammerbeschiuss  bei  2500  M.)  Ein- 
kommen beginnen  sollte.  Bei  Unterlassung  der  Fassion  (nach  Kammerbeschiuss  aber 
erst  nach  vorheriger  Aufforderung  zur  Abgabe  der  Erklärung)  sollte  das  Beschwerde- 
recht für  das  Jahr  verloren  gehen  (Art.  41).  Die  Beschwerde  sollte  an  das  Steuer- 
coUegium  und  von  diesem  an  das  Finanzministerium  gehen.  Erst  im  Landtage  ist 
dann  noch  gegen  dessen  Entscheidung  dem  Steuerpflichtigen  die  Rech tsbesch werde 
Mtk  den  Verwaltungsgerichtshof  gewährt  werden  (Art.  53  b).  Als  Strafe  bei  wissentlich 
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fnUclion  Aufgaben  und  Verscbweigangen  in  der  Declaration  und  bei  Fragebeantvortnof^en 
war  der  10  fache  (nach  Kammerbescbloss  der  6-,  bezw.  7 — 10  fache)  Betrag  der  gefähr- 
deten Steuer  (Art.  59)  angedroht.  Die  Erhebung  der  Steuer  war  durch  die  Staats- 
stüucrbebörden  geplant,  doch  wünschte  auch  hier  die  2.  Kammer  die  Aufrechthalton; 
dur  Verfassungsbestimmungen  (§.  115,  116,  s.  o.  S.  207),  daher  die  Erhebung  durch 
die  (iemeinden.  —  In  allen  diesen  administrativen  Puncten  hat  die  Vorlage  in  den 
Kammern  viele  Veränderungen  erfahren. 

Von  den  nach  dem  Keformplan  —  nach  Ausscheidung,  bezw.  vollständigem 
Uobergang  der  Dienst-  und  Berufseinkommensteuern  in  die  neue  allgemeine  Einkommen- 
stüuer  —  bestehen  bleibenden  vier  Ertragssteuern  sollte  die  bisherige  Kapital-  und  Renten- 
Steuer  unter  dem  Namen  Kapitalsteuer  verbleiben  und  die  Apanagensteuer  mit  in 
ihr  aufgehen.  Sie  ^anz  mit  der  neuen  Einkommensteuer  zu  vereinigen,  etwa  in  der 
Form  von  Zuschlägen  zu  dem  Einkommen  aus  Kapitalbesitz,  erschien  trotz  des  Vor- 
tlieils,  so  ein  besonderes  Veranlagungs-  und  Erhebungsverfahren  für  die  Kapital- 
besteuerung zu  vermeiden,  doch  unzulässig,  namentlich  weil  die  subjective  und  objectire 
Steuorpflicht  bei  der  Kapitalsteuer  weiter  als  bei  der  Einkommensteuer  gezogen  werden 
uiUsstc,  um  zu  grosse  Steuerausfälle  zu  vermeiden,  auch  weil  die  Declarationspflicht 
\m  der  Kapitalsteuer,  wie  bisher,  eine  allgemeine  und  unbedingte  war.  Aber  die 
Einrichtung  der  im  Ucbrigen  wesentlich  wie  bisher  bleibenden  Kapitalbestenenni^ 
wunle  derjenigen  der  Einkommenbesteuerung  möglichst  angepasst  Der  Steuerfosä 
sollte  für  jede  Etatsperiode  procentweise  im  Finanzgesetz  bestimmt  werden. 

Die  (irund-  (und  GefälN)  und  die  Gebäudesteuor  sollten  nur  einzelne 
wenige  Abänderungen  gegen  bisher  erfahren.  In  Betreff  der  Gewerbesteuer  wollte 
dagegen  der  Kegierungsplan  deren  Beschränkung  auf  die  Besteuerung  des  Ertrags 
aus  dorn  im  Gewerbe  vem'ondeten  Betriebskapital  (Art.  89  ff.  des  Entwurfs).  Der 
stouerltnro  Jahn'sertrag  ^ollte  auf  5  ^.'o  ^^^  Betriebskapitals  angesetzt,  Gewerbe  mit 
wonitror  als  oOO  M.  Kapital  steuerfrei  sein.  Die  Gewerbetreibenden  unterliegen  für 
dits  Hotriobskapital  der  Ptlicht  der  Steuererklärung.  Indessen  war  im  Landtage  diese 
BoM'hriinkung  der  Gewerbesteuer  auf  die  Besteuerung  des  gewerblichen  Betriebskapitals 
nii'ht  durohginlrungeii,  sondern  im  Wesentlichen  die  bisherige  Gewerbesteuer,  aoch 
i\m\\  Kiutuhrung  dor  allgemeinen  Einkommensteuer,  daher  die  Mitbesteuerung 
auoh  dos  persönlichen  Arbeitsverdienstes  der  Gewerbetreibenden, 
boibehahon  worxien.  An  sich  war  das  Vorgehen  der  Vorlage  gewiss  folgerichtiger, 
doch  lioss  sich  un  or  den  eigenthumlichen  Verhältnissen  der  wQrttcmbergischeo 
dirt'iien  Hosiouorunjr  der  Siandpunct  des  Landtags  nicht  ohne  Weiteres  verwerfen. 
Ks  muTiS  bior  dat'ur  Auf  die  Vorhandlungen  und  ActenstUcke  im  Landtage  verwiesen 
worxloti.  S.  auch  Neuuiann«  persönliche  Steuern  passim.  Nach  den  Kammerbeschlttssen 
>olltv'  iLmu  wahriMid  der  Dauer  dos  neuen  Gesetzes  (6.  bezw.  9  Jahre)  ein  ein  hei  t- 
liohor  Stouorsair  f'ir  dio  Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe-  und  Kapitalsteuer  im  Finanz- 
jiosot:  bosiiitiiut,  vlaboi  aber  das  Grundkataster  mit  einem  Abzug  von  20,  das  Gewerbe- 
ftAM^Tor  it-.i:  riiu-ut  >olohoii  von  ."»0  i^bozw.  40)  ^  o  ^u  Grunde  gelegt  werden. 

Di:  v.:s:'.''>M:uiij:?o  WAiidorgewerbesteuer  hat  im  Wesentlichen  nach  der 
K:zi-::z:.it~::'.ij::  :r.  l  .rKirj^ijo  Annahme  gefunden.  Sie  ersetzte  die  Stolle  der 
'f-v-:-.:-  -..:  Eiii  x'jLi'a-^touor.  uaterschied  Hausirgewerbe,  Detailreisende,  die, 
'...'.'i-r  . :.'  A'  ..rr:  :i  l^'J4  'jiiiorliogeuden  Schaustellungen  und  LustbarlLeiten  (cin- 
■;..•..  vr\.  .'•.  M>:ii-:ff:hru:i>:on.  thoatralisohe  Vorstellungen),  bei  denen  kein  höheres 
li'.'.'rrT^z  :-.:  iii=:  •:::■]  Ui»on>ohaft  obwaltet,  Wanderlager,  ausserdeutsche  Handlnngs- 
ZzL^'\:'  ". •- :  t'-.'.'-t,  abiosobon  von  letzteren,  mit  einem  festen  Satz  zu  besteuernden 
V'.Tf.- '.:.,  :.-  -:.  rr.  S:eu>TMr*.!;'  Gron^Citzo  auf,  zwischen  denen  die  Steuer  sich  bei 
i:-  ::i :•:.:. .-:-  L"-:r:::i-ha:u:.5:;:i  r.a.h  gewissen  Merkmalen  des  Betriebsumfangs  zu 
zizzr.-.z.  ii:. 

Das  Seheitern  dos  im  Oanzen  vortreflFlichen  ReformpIaDS, 
welcher  aas  deu  Kammerverhaudlungen  noch  mehrfach  zweckmässig 
verbessert  hervorgegangen  war,  ist  sehr  zu  bedauern,  auch  vom  aD- 
gemeinen  tinanzwissensohat'tliohen,  vom  gesammtdeutschen  und  vom 
politischen  Stand puncte  aus.  Es  verbleibt  so  einstweilen  ein  veraltetes 
Steuersystem    tür  die  directe  Staats-   und  Communalbesteuerung, 
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"g  wie  Baiern  bleiben  so  anf  diesem  Gebiete  isolirt  vom 
ntscben  Reich  stehen  nnd  der  Parlamentarismus  hat  sich 
nai  nicht  hinlänglich  productiv  in  nothwendigen  legis- 
tschritten  erwiesen.  — 

Staatsstener-Statistik. 

Die  Ertragsentwicklung  der  württem- 
en  Staatsstenern  und  anderen  ordentlichen 
inahmen. 

enden  Mittheilon^en  sind  absichtlich  knapper  fcehaltcn  vorden,  ans  den 
enr&hnten  Gründen,   als   diejenigen    für  die  drei  anderen  im  Yoraus- 
indelten  deotschen  Staaten,  mit  deren  Daten  die  nachstehenden  gleich- 
bangen  gestatten.    Sie  sollen  nur  eine  Debersicht  der  Entirickinug  in 
^en    bieten.      Näheres    in    der    oben    genannten    Litteratur,    besonders 
a.  0.  S.  179  fF.  (für  1830/33,   1839'42,  1847/48,   1849,50),   Riecke, 
r.,  S.  178  ff.  (f.  188i;82,  Brutto-  und  NettoeUt),  ders.  im  Jahrbuch  fUr 
Q.  s.  w.  (Schmoller)  1888,  B.  1,  S.  205  ff.  ^dieselben  Daten),  ders.  Fin.arch. 
810  (1864. 1885),  ders.  eb.  B.  8,  189L  S.  418  ff.  (Kopfcinoten  f.  1891/93), 
..  10,  1893,  S.  524  (f.  1893'95),  ders   eb.  B.  12,  1895,  S.  9  ff  (Daten 
nc  Perioden,  z.  Th.  seit  1826'27).  minist.  Denkschr.  von  1895,  vielerlei 
;  ebenso  bei  Neu  mann  a.  a.  0.;  dann  in  den  neueren  Landtagspapicrcn. 
der  Ertr&ge   der   einzelnen   Steaerarten    für   l&ngere   Jahresreihen   im 
ich  W.'s.,  einem  Bestandtheil  des  grösseren  Werks,  der  wUrttemb.  Jahr- 
.  1897,  S.  228  ff.  Die  Hauptposten  der  Einnahmen  im  Goth.  Hoficalender 
Das  irflrttembergische  Budget  im   Finanzgesetz   ist  ein   Kottobudget, 
ptkategorieen  der  ordentlichen  Einnahmen  aus  dem  Kammergut  und  aus 
I    und    indirecten)  Steuern,    wobei  die   Hundeabgabc  und   die  Sportein, 
tren,    Erbschafts-   und   Schenkungssteuer    unter   den   indirecten   Steuern 
L  werden  jetzt  auch  im  Fiuanzgesetz  die  Roherträge  und  die  Erhebungs- 
ichtiich  gemacht.  Die  directen  Steuern  werden  aber  jetzt  wieder  nur  in  die 
:n  Gruppen  (Kataster-  und  Fassionssteuern)  im  Finanziresctz  unterschieden, 
aatsschuld  wird  in  die   allgemeine   und  die  Eiscnbahnschuld 
I.     Die  letztere  beträgt  aber  über  ®/,o  der  ganzen  (1898  444.81  Mill.  M. 
[ill.  M.  Nominalkapitai  im  Ganzen,  s.  z.  B.  Riecke's  Bericht  von  1891, 
8,  1891,  S.  384  ff.).    Soweit  die  Schuld  im  Folgenden  mit  berührt  wird, 
;e  ganze  Schuld  zusammen. 

b.  42  auf  S.  228  giebt  nach  den  obigen  Quellen  die  erforderlichen  Daten  in 
blcn.  nnd  zwar  für  Württemberg  allein,  ohne  Antheil  an  den  Bcichsein- 
1  den  Rubriken  des  amtlichen  Etats,  die  sich  mit  den  finanzwisscnscbaftlichen 
,n  der  Hauptsache,  aber  nicht  in  allen  Einzelheiten,  so  nicht  beim  Kammer- 
Doch  kann  die  amtliche  Aufstellung  für  unsere  Zwecke  genügen,  wobei 
erkungen  in  den  Noten  zu  Tab.  42  (S.  228)  zu  berücksichtigen  sind. 

die  blosse  Uebersicht  der  absoluten  Zahlen  der  Rein- 
er Steuern  nnd  Staatseinnahmen,  worauf  wir  uns  hier  be- 
I,  ohne^  wie  bei  den  früher  behandelten  Staaten  für  Alles 
opfqnoten  zu  berechnen,  l'asst  die  characteristischen  Mo- 
r  Entwicklung  genügend  deutlich  hervortreten.  Es  ergiebt 
18  der  wttrttembergische  Staatshaushalt  im  Laufe  dieses 
erts  immer  mehr  steuerwirthschaftlich  gestaltet  worden  ist. 

ererträge  waren  anfangs ,  auch  mit  Einrechnung  der  ehe- 

15* 
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Tab.  42.     Wurttemberpische  Staatssteucrn   und    sonstige   ordentliche 
Staatseinnahmen  LSSO— 1898  (rein,  absolute  Zahlen  in  1000  M.). 

um»)         üm>)         um*)        üm>)         Cm>) 

Art  1830         1847         1869         1875         189^ 

Rcchn.      Rechn.         Etat  Etat  Eut 

1.  Katastereieuem  *)    ....  4.446        3.420        5.643        6.686        9.840 

2.  Fassionssteuern «     ....  451           510        1.841        3.310        6.706 
A.  Direcie.  1  und  2    .     .  4.997        3.930        7.484        9.996       16.546 

;^.  Z(kUe  u.  s.  IT.*) 1.341        3.774        5.797     (an  Reich) (an  Reich) 

4.  Winhschaftsabsaben    .    .     .  1.688        1.926        4.788        6.850        9.925 

5.  Acoise  .     .    .  ^ 1.035           307        1.053        1.804        1.858 

6.  SpoTteln.GebQbren.£rbsch.st.  713           597        1.147        1.152        3.040 

7.  llundesteaor beiNY5          39           116           201           243 

Ba.  Indirecte.  3-7     .     .  4.777        6.643      12.901     (10.007)    (15.066) 

B  b.  de#tfL,  ohne  Zr.lle     .    .  3  436        2.869        7.104      10.007       15.066 

1  a.  Summe  Sienera.  A  und  B  a  9.774      10.573      20.385     (20.003)    (31.6121 

I  b A  und  B  b  .S.4;^^        6.799      14.588      20.003      31.612 

C.  Kammer?«  ohneDu.  E'  7.4M>^        9.128        7.054        9.219        9.095 

l\  Vosu  ToWraph*     .    .    .  120           120          268           182        2.643 

Ka.  Eisenbahnen     ....  —             —          7.076      12.520      15.246 

Eb.       ,.       .bS.-h«Ueur,  -            -      {^*-       Min«       Minus 

IIa,  Summe*»  and.  Einn.C—E.^  7.52>        9248      14.398      21.921      26.984 

IIb C-Eb  7..V.N        7.248          648        6.028        7.544 

lila   Summe  la  und  II :i    .     .    .  17  3<>2      19.821      34.783      41.924      58.596 

lUb.  Summe  Ib  und  IIa    .     .     .  l-V^fil       16.047      28.986      41.924      58.596 

11K\  Summe  lA  und  Hb   .         .  17.302      19.S21      21.033      26.031      39.156 

lll  d.  Summe  l  b  und  II  b  .    .    .  15.961       16.047      15.236      26.031       39.156 

BeT^ikenia«  UW^  Kopf  .     .    .  1.570        1.730        1.800        1.880        2.100 

IMnvte  Steuern  auf  1  Kopf  M.  3.1S          2.27          4.16          5,55          7.88 

lndiivc:evohaeZo::e 219          1.66          a94          5.56          7.17 

Steuern  im  ia::iea 5.37          .3.93          8.10        11.11         1.5.0') 


'  l^..'  ;l^.^•  >i'd:  IS^'^  S3.  1S47  4<.  1S69  70.  187576.  1898/99.  Das  Finanz- 
vahr  lAut"^  ;er::  toä  1.  Aph*.,  w;e  im  Reich,  das  Budget  wird  gicichieitig  fQr  2  Jahre, 
VV:  !-:  .wie*  i"  e¥en:uell  rewohiedeaea  Ztiem  fes^estellL 

*    l\.'  ör- •...:-  .■.:v.i  iiefül- .  Gebäude-  und  Gererbesteoer. 

-'  IV.'  Kiv*.:.«'.-   ;:r..:  K^crt^s-,  Dienst-  und  Beni£seinkommai-,  nebst  Apanagen- 

^>  p-.v'   .^'.'.,*.   >.-.:    IS ^4   .::;-  A:::heile  an   den  Zollrereinseinnahmen ,  daher  für 


:....'SN.'.:>.  :;.:::.r;::le:¥»t>£7:  fr&her  auch  Ideinere  Beträge  Fiuss- 

^  l^u'  r;:.VÄV-.:<:.  :>..>..:  iv  .  '.'-^T  ins  den  CammenUmtem,  bezv.  aas 
Jin  S:.vr>i;ii,'rv.  tVrv.r  .*:>  i\  :>.:-::..  .i;;  ;.  H.öxinen,  aus  Beig- und  Hactenwerken. 
a'.:>  SaIuu«.  .*u>  ac:  F.  ::.->:; -Ar  ::>:':  .r:\:-  ijese  in  der  Tab.  von  1869  an),  ans 
M-.;n:ie.:A:.  au>   Tf-f.h-.r^::--^  Eiir.O.n  :.     j;,:    igj.  Salüeo  früher  auch  der  Ertrair 


dor  is.*.:>'our:  :l  n-rrJuic-rr. 


Ertrag 
-^'>:  eigeitlich  zu  den  Steuern  gehörte, 

etra 

waren 

000 

,,.  .    . und 

*  Fr/: er.  •;>  1S"1.  r:rr\rMii>>:ie  E.r.ia>.a:«  aus  dem  Postregai  Ton  Thum 
und  Tax:*  .•.•aV-.  ::.  . :.  Ii\.>v  M  ;i:.r:::h.  ;>:e  Beineitiige  der  Post  und  Tele- 
grar---:'  >*^"j  er>:  :r.  dcw  [--nr.  J:,h>:.  -h- r".::!:  ffinsäger  geworden.  Das  wirkliche 
Ercorr..s.*  »ar  1>V'':  V*:^— iM  5^:  1  :>lt'— 1.1  r.:-l..VJ4— 2.348.  Yoranschbur  1896/97 
bi<  l-i^<vi-  l,^^4-2.:^-•^^-•:.•^;^  Tacs-i  M. 

^  Eisi':.b^h:.  i  Ti  r.*:;.  K:::.r7:rai:  :r.  i^r  ersten  Reihe:  abzüglich  des  ganzen 
SchiiIderforderni>>eji.   niob:  Koss  de^jer/JreL  f^r  die  EisenbahBicIiiild,  in  der  zweiten 
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mals  eigens  bezogenen  Zollgefälle,  nur  etwas  höher  als  die  anderen 
ordentlichen  Einnahmen,  um  Vb — V4  (Kat  C,  D,  IIa  verglichen  mit 
la  in  Tab.  42),  jetzt  sind  sie,  selbst  nach  Abzug  der  an  das  Reich 
übergegangenen  Zölle  u.  s.  w.,  fast  dreimal  so  hoch  als  die  Einkünfte 


Reihe,  doch  bildet,  vie  bemerkt,  die  letztere  Schald  den  bei  Weitem  grössten  Theil 
der  ganzen  Schnld  in  neuerer  Zeit  (0.  S.  227).  Die  Heinerträge  der  Bahnen  haben 
bisher  regelmässig  nicht  ausgereicht,  dies  Schulderforderniss  fur  Zins  und  Tilgung 
ZQ  decken.  S.  Näheres  darüber  in  dem  Berichte  Ri ecke's  von  1891  im  Fin.arch. 
B.  8,  1891,  S.  386  ff.  und  in  dem  Aufsatz  von  Schall,  eb.  B.  10,  S.  534  ii'.,  sowie 
in  den  Yerwaltongsberichtcn  der  wttrttembergischen  Staatsbahnen.  Auszüge  aus  letz- 
teren im  Archiv  für  Eisenbahnwesen.  Die  finanziellen  Ergebnisse  im  Statist.  Jahrbuch 
(darnach  Tab.  43).  Nur  gegenüber  dem  Zinsenbedarf  für  die  Eisenbahnschuld  allein 
ergab  sich  z.  B.  von  1879/80  —  91/92  in  13  Jahren  ein  Deficit  der  Eisenbahn  von 
23.948.000  M.  (nur  in  einem  Jahre  einmal  ein  hierbei  schon  abgerechneter  Ueber- 
schnss  von  494.000  M.)  oder  jährlich  von  c  1.8  Hill.  M.  lu  neuester  Zeit  einige 
Besserung,  aber  z.  B.  1894,95 — 96/97  Verzinsung  des  Anlagekapitals  nur  2.83,  3.23, 
3.42,  der  Eigenthumsstreckcu  allein  2.72,  3.12  und  3.29  %,  womit  selbst  nur  die 
Zinsen  der  betreSenden  Schulden,  auch  nach  Rcduction  auf  SVs  ^^0*  ^^^^  immer  nicht 
gedeckt  sind  (Archiv  für  Eisenbahnwesen  1897,  S.  1145,  1898,  S.  1295).  Von 
1892/93—1895/96  im  wirkUchen  Ergebniss,  von  1896/97—1898/99  im  Voranschlag 
war  der  Reinertrag  der  Staatsbahnen,  verglichen  mit  den  Kosten  der  Zinsen  der 
Staatsschuld  und  mit  den  Gesammtausgaben  für  diese  (einschliesslich  Tilgung  und 
sonstige  Kosten)  in  1000  M. 

Tab.  43. 


Eisenbahnen 

Zinsen 

Gesammtkosten 

rein 

Schuld 

Schuld 

1892/93 

12.706 

17.471 

19.251 

1893/94 

14.298 

17.742 

24.279 

1894/95 

14.237 

18.062 

20.452 

1895/96 

16.077 

18.151 

19.848 

1896/97 

14.311 

18.334 

20.531 

1897/98 

15.165 

17.766 

20.300 

1898/99 

15.216 

17.075 

19.435 

*)  Die  Summirnngen  der  Einnahmen  unter  IIa  und  b,  Ula — d  sind,  wie  in 
der  Tabelle  angegeben,  verschieden  berechnet,  einmal  mit,  dann  ohne  die  Zölle 
(1830,  47,  69),  ferner,  doch  erst  1869,  75,  98,  ohne  Abzog  und  dann  mit  Abzug 
des  nach  Abrechnung  der  Eisenbahnüberschüsse  von  dem  gesammten  Schulderforderniss 
noch  verbleibenden  Betrags  der  jährlichen  Schuldlast.  Da  diese  Berechnungsweise 
in  der  Tab.  42  aber  erst  für  die  Eisenbahnära  seit  1869  ausgeführt  ist,  so  lassen 
sich  die  Zahlen  der  Jahre  1869,  75,  98  mit  den  beiden  früheren  iu  den  Reihen 
IIb,  nie  und  III d  nicht  unmittelbar  vergleichen.  Die  drei  letzten  Jahre  der 
Tabelle  erschienen  sonst  zu  ungünstig,  es  müssten  zur  genaueren  Vergicichong  erst 
die  Erfordernisse  der  alten  Schuld  auch  in  1830  und  1847  ebenfalls  von  dem  Steuer- 
ertrag  der  Kammereinkünfte  abgezogen  werden.  Dies  unterblieb  hier  in  der  Tabelle, 
weil  zwischen  diesen  Einkünften  und  den  alten  Schulden  nicht  der  Zusammenhang 
von  Wirkung  und  Ursache  wie  später  zwischen  Eisenbahneinkünften  und  Schulden 
besteht  und  es  uns  hier  nur  darauf  ankam,  die  Bedeutung  des  Eisenbahnetats  für  die 
württembergischen  Finanzen  klar  zu  legen.  Ergänzungsweise  sei  noch  bemerkt,  dass 
die  nicht-steuerrechtlichen  Einkünfte  (II)  nach  Abzug  der  Schuldlast  davon  mit  bezw. 
2.556.000  und  2.876.000  M.  in  1830  einen  üeberschuss  von  4.972.000,  in  1847  von 
6.372  000  M.  ergaben.  Dieser  Betrag  veränderte  sich  dann  in  Folge  der  Eisenbahn- 
deficite  1869  ff.,  wie  in  den  betr.  Coloimen  unter  IIb  der  Tab.  42  ersichtlich  ist, 
also  anf  648.000  M.  in  1869,  auf  6.028.000  in  1875  und  7.544.000  in  1898.  Erst 
durch  Abzug  dieser  Schulderfordernisse  für  1830  und  1847  von  den  Colonnen  für 
diese  Jahre  in  Kat.  III  c  und  d,  welche  dann  fUr  1830  14.746.000  und  13.405.000 
und  für  1847  16.945.000  und  13.171000  M  ergeben,  werden  die  Zahlen  denen  für 
1869—98  in  diesen  Kategorieen  homogen. 
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des  älteren  Kammergnts  und  der  Post  uod  Telegraphier  dreieinhalb- 
mal  so  hoeh  als  die  Kammereinkünfte  allein  (s.  dieselben  Kate- 
gorieexL.i.  Durch  die  Entwicklung  der  Staatseisenbahnen, 
die  ihre  Scholdlasten  nicht  ausreichend  decken,  ist  dies  Verhältniss 
n<x*h  un^rünstiger  geworden  (Kat.  Ea  und  Eb,  IIb  verglichen  mit 
la  und  Ib).  Daraus  ergiebt  sich,  wie  die  Staatsbahnpolitik  finan- 
ziell in  diesem  kleinen  Mittelstaate  ganz  andere  finanzielle  Folgen 
hatte^  als  in  Preussen :  wiederum  ein  Beleg  fUr  die,  finanziell  wenig- 
stens, unrichtige  Ablehnung  der  Reicbsbahnpolitik  (S.  120  und  179). 

Weou  man  das  ganze  Schnlderforderniss ,  nach  der  Berechnnng  in  Note  8  zn 
Tab.  4*i.  aoch  für  1880  ?om  Beinertrag  des  Kammergnts  abrechnet,  so  war  damals 
das  Verhältniss  der  Stenererträge  ohoe  Zölle  zu  diesem  Kammorgntsertrag  wie  c.  1.7:1, 
1>98  dagegen  bei  Einrccbnung  des  Eisenbahnetats  wie  c.  4.2  :  1. 

Von  den  Steuererträgen  allein  haben  sich  diejenigen  der 
beiden  grossen  Kategorieen,  der  directen  und  indirecten, 
stark  ent^vickelt^  beide  zusammen,  selbst  ohne  die  Zölle,  sind  fast 
auf  das  Vierfache  (c.  8^/4 fache)  gestiegen  (Kat.  Ib),  die  indirecten 
allein  aber,  selbst  ohne  die  Zölle,  noch  etwas  stärker  als  die 
directen  (c.  4\/3fach  und  SVsfach,  Kat.  Bb  und  A).  Würde  man 
die  Zölle  und  die  tibrigen  indirecten  Reichssteuern,  an  denen 
Württemberg  theilnimmt,  einrechnen,  auch  für  die  Gegenwart,  so 
würde  sich  eine  noch  viel  stärkere  Ertragssteigerung  aller  dieser 
indirecten  Steuern  ergeben,  als  bei  den  alleinig-württembergischen 
indirecten  Steuern,  etwa  um  das  c.  7.7  fache,  auch  wenn  man  den 
Ertrag  des  ehemaligen  Salzregals  aus  den  Kammergutseinkünflen 
in  der  früheren  Zeit  ausschiede  und  schon  damals  mit  zu  den  in- 
directen Steuererträgnissen  rechnete.  Der  gesammte  Stenerertrag 
hätte  »ich  bei  dieser  Einrccbnung  der  Reichssteuern  in  1898  von 
1830— 1>8  etwa  um  das  5.7  fache  gesteigert. 

Srlwit/ungsweise  würde  sich  für  Württemberg,  anter  Zugrundelegung  der  all- 
youioinon  Kopfquoten  des  Keincrtrags  der  Keicbssteuem  nach  den  Daten  für  1896/97. 
ein  Anthoil  an  den  Zöllen  ?on  c.  17.5,  an  den  anderen  indirecten  ReicbsFcrbraucbä- 
«tttuorn  von  c.  11.8.  an  den  Yerkehrsstcuern  ?on  c.  2.3,  zusammen  7on  31.1  MilL  M. 
um  IHiiH  ergobuu,  also  mit  den  eigenen  indirecten  Steuern  ein  Gesammtbetrag  ?ou 
0,  40.12  Mill.  M.  gegen  c.  6  Mill.  M.  in  1830  (c.  1.2  Mill.  M,  ?iclleicht  etwas  zu 
htK^hi  Hilf  Salzstcuer  hier  mit  eingcrücuuet).  Der  ganze  Stenerertrag  war  hiernach 
ISIU)  r.   11,   ISIIS  c.  G2.7  Mill.  M. 

Auch  hier  würde  aber,  wie  von  Baiern  (S.  179)  gelten,  dass 
dio  wllrttenibergische  Bevölkerung  nicht  ganz  mit  diesem  Betrage 
Indiroctor  Steuern  wirklich  belastet  ist,  da  sie  zwar  die  Kopfquoten 
dor  Hoichsbevülkerung  nach  der  Vertheilung  der  Reichssteuern  für 
dlo  Zwecke  des  eigenen  Staats  und  als  Glied  des  Reichs  für  dessen 
;6  mit  bezieht,  oder  in  den  Leistungen  von  Staat  und  Reich 


|Hf< 
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gleichmässig  mit  geniesst,  aber  nach  den  Consumverbältnissen  n.  s.  w. 
nicht  gleichmässig  mit  trägt.  Die  schon  oben  (S.  214)  hervor- 
gehobene begünstigte  Lage  Württembergs,  zumal  neben  dem 
alleinigen  Besitz  seiner  Bier-  und  inneren  Weinsteuer,  ist  in  dieser 
Hinsicht  ebenso  unverkennbar  wie  bei  Baiern. 

Sehr  characteristisch  ist  die  verschiedene  Ertragsentwicklung 
der  drei  älteren  Katasterstenern  und  der  beiden  Fassionssteuern : 
die  Folge  der  oben  dargelegten  verschiedenen  Entwicklung  und 
Ausgestaltung  der  betreffenden  Gesetzgebung,  wie  auch  der  ver- 
schiedenen wirthschafllichen  Entwicklung  der  durch  beide  Arten 
TOD  Steuern  getroffenen  Erträge.  Eine  ähnliche  Entwicklung  wie 
überall  im  neueren  Deutschland  und  sonst,  wo  das  privat- 
kapitalistische System,  das  bewegliche  Kapital  stärker  hervortritt, 
die  wirthschaftliche  Entwicklung  in  der  Richtung  vom  Agrarstaat 
zum  Industriestaat  hin  vor  sich  geht.  Namentlich  die  Analogie  mit 
der  Ertragsentwicklung  der  baierischen  directen  Staatssteuern,  deren 
Verfassung  derjenigen  der  württembergischen  directen  Steuern  am 
Meisten  gleicht,  ist  bemerkenswerth  (S.  182). 

FOr  Einzelheiten  s.  die  oben  8.  219  genannten  Schriften  and  Actenstücke, 
namentlich  über  die  Erträge  der  einzelnen  drei  Kataster-  und  zwei  Fassionssteuern, 
worüber  auch  oben  S.  220  schon  einige  Angaben  gemacht  sind.  Da  die  Katastersteuern 
auf  Kosten  der  AmtskOrper  und  Gemeinden  erhoben  werden,  hat  der  Staat  hier  nur 
wenige  eigene  Erhebungskosten,  meist  Reinerträge.  Es  waren  z.  B.  nach  dem  Ergebniäs 
1891/92  die  Roherträge  dieser  Steuern  8.325.400  M.,  die  Reinerträge  8.096.700  M., 
1895/96  9.783.700  und  9.535.400,  nach  dem  Voranschlag  1898/99  10,011.600  und 
9.746.700  M.,  darnach  die  Erhebungskosten  hier  2.64  ^/q.  Die  Erhebungskosten  der 
Fassionssteuern  fallen  dem  Staat  dagegen  ganz  za.  Sie  waren  z.  B.  1875/76  bei 
3.415  000  M.  des  Rohertrags  dieser  Steuern  104.600  M.  oder  3.06  «/o»  1881/82  bei 
4.353.000  M.  Rohertrag  158.000  oder  3.51  %,  1898/99  (Voranschlag)  bei  6.962.000 
Rohertrag  256.000  M.  oder  3.67  %. 

Die  einzelnen  directen  Steuern  ergaben  nach  dem  Etat,  in  1000  M. 

Tab.  44.                                            1875/76  1894/95  1898/99 

rein           rein  roh  rein 

1.  Grundsteuer 4.736        3.710  —  — 

2.  Gebäudesteuer 1.114        2.499  —  — 

3.  Gewerbesteuer 836        3.112  —  — 

A.  Katastersteuern    .     .    6.686        9.321       10.012        9.747 

4.  Kapital-  und  Rentensteuer.     .    2.662        4.636        5.050  — 

5.  Apan.-,  Dienst-,  Berufssteuern       648        1.659        1.886  — 

B.  Fassionssteuern      .     .     3.310        6.295        6.962        6.706 
Summe 9.996      15.616      16.974      16.453 

(Bei  B  in  Col.  1898/99  einschliesslich  sonstiger  betreffender  Einnahmen.) 

Diese  Entwicklung  der  Katasterstenern  im  Ganzen  und  der  drei  einzeben  ent- 
spricht der  oben  dargelegten  Veränderung  der  Steuerircrfassung.  In  diesen  Zahlen 
und  mehr  noch  in  denen  der  beiden  Fassionssteuern  spiegelt  sich  zugleich  gut 
die  Entwicklung  des  wirthschaftlichen  Lebens  ab.  Der  Ertrag  der  Apanagensteuer 
ist  ganz  unbedeutend,  früher  9 — 13.000  M.,  in  den  letzten  Jahren  nur  6000  M., 
schwankend  nach  der  Hohe  der  zu  zahlenden  Beträge. 

Die  eigenthümliche  Gonstruction  der  wUrttembergischen  directen  Steuern,  die 
Bildung  der  „steuerbaren  Beträge''  (Steuerkapitalien)  wird  durch  die  Statistik 
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auch  lehrreich  illastrirt,  besonders  bei  der  Gewerbe-  and  Dienst-  und  Benifssteuer 
mit  ihren  Steuerfreiheiten  und  Degressivscalen  und  bei  der  Geverbesteaer  mit  ihrer 
Trennung  der  Erträge.  (S.  darüber  besonders  die  Daten  in  der  ministeriellen  Denk- 
schrift Ton  1895,  auch  im  statistischen  Jahrbuch).  Die  „Fictionen**,  die  bei  diesen 
Steuern  unterlaufen,  werden  dabei  freilich  auch  deutlich,  z.  B.  bei  der  Gewerbesteuer 
waren  1876  und  1894  die  steuerpflichtigen  Betriebskapitale  fon  700  M.  und  mehr 
der  Gewerbe  (31.80,  bezw.  80.24  7o  &lier  Gewerbe)  514.5  und  626.2  Mill.  M.  mit 
einer  Gewerberentc  daraus  ?on  33.3  und  40.0  Mill.  M.  (6.36  und  6.38  ^/o) ,  die  per- 
sönlichen Arbeitsverdienste  133.5  und  154.8,  wovon  wegen  der  Steuerfreiheit,  bezw. 
Degressivscala  (o.  S.  220)  nur  33.6  und  46.2  MilL  M.  steuerbar.  Yom  Gesammtbetrag 
dos  gewerblichen  Einkommens  von  166.8  und  194.7  Mill.  waren  daher  steuerbar  bloss 
66.9  und  86.0  Mill.  M..  ausserdem  bei  Wandergewerben  0.8  und  1.2  Mill.  M.  (gen. 
Denkschr.  Fin.arch.  B.  12,  S.  649  mit  weiteren  Details). 

Unter  den  Wirthschaftsabgaben  ist  die  weitaus  ein- 
träglichste die  Bier-  (Malz-)Steuer,  mit  einem  im  Ganzen,  wenn 
anch  unter  Schwankungen  absolut  und  relativ  (nach  der  Kopfquote) 
steigenden  Ertrage,  dann,  doch  sehr  zurückstehend,  die  Wein- 
steuer, deren  Ertrag  noch  schwankender  und  nicht  in  Zunahme 
begriffen  ist.  Die  übrigen  Einnahmen  dieser  Kategorie  sind  un- 
bedeutend. 

Gcsammteinnahme  (roh)  von  Bier  1877/80  c.  5.20  Mill.  M.,  im  Durchschnitt  auf  den 
Kopf  3.60  M.,  1894/97  c.  8.77  Mill.  M.,  im  D.  auf  den  Kopf  4.21  M.,  Anschlag  für 
1898/99  8.51  Mill.  M.  Die  Weinbteuer  (mit  Obstwein)  ergab  Mitte  der  1870er  Jahre 
2.6 ,  Anfang  der  90er  Jahre  2.2  Mill.  M.,  Etat  für  1898/99  2.3  Mill.  M.  Die  Er- 
hebuntrsverhältnisse  bei  dieser  Steuer  sind  doch  immer  schwierig.  In  1896/97  worden 
13.893  Schankwirthschaften  besteuert,  woron  87  %  i°^  Accordverfahren ,  ausserdem 
1072  Stellen  für  Kleinverkauf  über  die  Strasse,  wovon  73%  in  Accord  (a.  auch  fOr 
weitere  Daten  stat.  Jahrb.  f.  1897,  S.  240).  Die  Erhebungsunkosten  der  Wirthschafts- 
abgaben sind  nicht  unbeträchtlich,  1875/76  z.  B  auf  7.747.000  M.  roh  897.000  M. 
oder  11.6  <»A,,  1881/82  auf  10.555.000  M.  1.125.000  M.  oder  10.7  7«.  1898/99 
^Anschlag)  auf  10.870.000  M.  1.045.000  M.  oder  9.6  Vo  ^om  Rohertrage. 

Der  Ertrag  der  Accise  rührt  fast  ganz  von  der  Liegenschaftsaccise  her, 
so  im  Anschlag  für  1898/99  von  1.943.000  M.  brutto  (1.858.000 M.  netto),  1.900000 M. 
von  Lüttcrieen ,  Theatern  nur  33.000  M  ,  Sonstiges  10.000  M.  Die  „Liegenschafb- 
accise"  wäre  richtiger  zu  der  Kategorie  der  Sportein ,  Gebühren  u.  8.  w.  zu  stellen, 
von  deren  Ertrag  in  der  Tab  42  (Nr.  6)  jetzt  nicht  ganz  '/4  ^^^  ^1^  betreffenden  Ab- 
gaben, der  Rost  auf  die  Erbschaftssteuer  fällt.  Anschlag  für  crstore  Posten  1898/99 
2.19  Mill.  M.,  noch  nicht  300.000  M.  mehr  als  die  Liegenschaftsaccise  allein  bringt 
Die  Erbschafts-  und  Schenkangssteuer  schwankt  im  Jahresertrag,  der  sich 
aber  langsam  etwas  hebt,  im  D.  1894  97  862.000  M..  0.41  M.  auf  den  Kopf,  ohne 
Schcnkungssteuer,  mit  dieser  1894/95  i. 053.000  M.,  Anschlag  für  1898/99  850.000  M. 

Die  Kopfquoten  ^  welche  am  Schlags  der  Tab.  42  berechnet 
worden  sind,  ergeben  bei  der  verhältnissmässig  langsamen  Be- 
vülkerungsvermehrang  Württembergs  ein  bedentendes  Wachsthum 
der  Belastung  mit  Steuern,  obwohl  hier  die  Zölle  schon  vor  der 
Reichsperiode  und  seitdem,  nebst  den  weiteren  indireeten  Reichs- 
steuern,  nicht  einbezogen  sind. 

Würde  man  dies  auf  Grund  der  oben  S.  230  angegebenen  Zahlen,  mit  Ein- 
beziehung der  Salzsteuor  um  1830  und  Benutzung  der  jetzigen  (1897)  KopfqQoten  der 
Keichsbevölkerung  für  die  Bemessung  der  Antheile  Württembergs  an  den  Zöllen 
und  Keichssteuern,  thun,  so  bekäme  man  für  die  Zeit  um  1830  und  am  1898  folgende 
Kopfquoten : 
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Tab.  46.  1830  1898         Progression  100 : 

Directe  Steucru .    .    3.18  7.88  248 

Indirecto    „      .     .    3.82  22.00  576 

Samme      ....    7.00  29.88  427 

Nach  den  amtlichen  Berechnungen   im  stat.  Jahrb.  (Jahrg.  1897,   S.  237)  var 
i]ic  Kopfbelastung  in  Mark  folgende  für  die  Staatsstouern: 

Tab.  46.  1879/80  1896/97 

1.  Grundsteuer 2.42  1.76 

2.  Geb&udesteuer 1.03  1.28 

3.  Gewerbesteuer 1.02  1.72 

Katastersteuern  1—3     ....  4.47  4.76 

4.  Kapitalrentensteuer 1.72  2.38 

5.  Dienst-  u.  s.  w,  Steuer      .    .     .  0.46  0.86 
Fassionsstouem  4—5     ....  2.18  3  24 

Summe  directe  1 — 5      .    .    .  6.65  8.00 

6.  Wein-,  Obstweinstcuer  ....  1.25  1.10 

7.  Biersteuer 2.74  4.28 

8.  Branntweinsteuer 0.22  — 

Indirecte  Vorbrauchsatcuorn  6-8  4.21  5.38 

9.  Accise 0.73  1.08 

10.  Gerichts-,  u.  s.  w.  Gebühren  .     .  0.73  1.07 

11.  Erbschafts-  u.  Schenkungssteuer  0.23  0.38 
Verkehrseteuern  9—11       .     .     .  1.69  2.55 

12.  Hundesteuer 0.21  0.25 

Summe  indirecte  Steuern  6 — 12    5  89  8.16 

Summe  Steuern 12.75  16.16 

(Die  Erbschafts-  und  Schenkungs^steuer  in  Colonne  für  1879/80  mit  dem  Ertrage 
für  1881/82  eiogercchnet.)  Die  Belastung  mit  directen  Steuern  ist  jetzt  erheblich 
höher  als  in  Prcussen  (S.  62)  und  Baieru  (S.  182)  und  auch  norh  ein  klein  wenig 
höher  als  in  Sachsen  (S.  121),  mit  indirccten  (einschliesslich  Verkcbrsbteuern).  nebst 
Reichsantheilen ,  ebenfalls  höher  als  in  Prcussen,  doch  nicht  so  hoch  als  in  Baiem. 
die  gesammte  Steuerbelastung  wesentlich  höher  als  in  Preussen:  29.88  in  Württemberg 
gegen  nur  23.53  in  Preussen  und  fa^t  gleich  hoch  als  in  Baiern  mit  30.20  M.  auf 
den  Kopf.  Doch  ist  eine  unmittelbare  Vergleichung  in  diesen  Dingen  wegen  der 
verschiedenen  Staatsgrösse  und  Zusammensetzung  aus  wirthschaftlich  sehr  verschiedenen 
(jebieten  zwischen  Preussen  und  Württemberg  nur  bedingt  zulässig.  Audi  kommt 
dann  hier  wieder  in  Betracht,  dass  die  hier  angenommene  Durchschnittsquote  der 
Belastung  mit  Zöllen  und  Beichssteuern  im  Reiche  für  die  württembergische  Bevölkerung 
sich  etwas  zu  hoch  stellt. 

Immerhin  wird  so  die  StaatsbesteueruDg  Württembergs  in 
Deutschland  als  eine  relativ  hohe  anzusehen  sein.  Sie  deutet  auf 
die  darch  die  Staatsbahnpolitik  und  die  gesammten  Staatsverhält- 
nisse etwas  erschwerte  Finanzlage  hin.  Letztere  erklärt  auch  die 
Nothwendigkeit  der  hohen  Biersteuer  und  die  Beibehaltung  der 
Weinsteuer.  Auf  die  Reform  der  directen  Besteueruug  drängt  so 
Alles  hin,  um  die  Last  der  durch  diese  Steuergattung  einmal  auf- 
zubringenden Mittel  besser  zu  vertheilen,  aber  auch  um  weitere 
steigende  Einnahmen  zu  erzielen,  wie  es  wenigstens  ohne  baldige 
erhebliche  Steigerung  der  EiseubahnüberschUsse  oder  den  Einzel- 
staat entlastende  Steigerung  der  Erträge  von  Reichssteuern  sich 
nicht  vermeiden  lassen  wird. 
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S.  zum  Vergleich  noch  die  Berechnungen  und  Schlüsse  Ricckc's  \FiBJLrch.  B.S 
S.  419):  für  1^91/93  6.28  directe,  6.68  andere,  zusammen  12.91  an  Suacsatencm 
auf  den  Kopf  der  Bcrölkerung;  dann  minist.  Denkschrift  von  1895  (FüLarch,  B.  1*2. 
S.  719),  wo  berechnet  wird:  fUr  1894/95  7.68  M.  directe  Steoera  auf  den  Kopf, 
jregen  6.41  (vor  der  Reform)  in  Preussen,  5.43  in  Baiern,  7.59  in  Sachsen.  6.76  in 
Baden,  9.76  in  Hessen  Nach  den  Berechnungen  in  den  Landtagspapieren  varen 
diese  Beträge  um  1897  für  Württemberg  8.00,  Preussen  4.85,  Sachsen  7^9,  Baden 
6.76,  Hessen  10  M.  Die  preussische  Durchschnittsziffor  ist  aber  eben  nicht  genau 
vergleichbar,  man  mUsste  eine  einzelne  preussische  Provinz  vergleichen. 

Zu  diesen  Staatssteuern^  besonders  den  directen,  kommen  nun 
aber  auch  hier  die  Communalsteuern,  welche  die  Gesammt- 
belastung  noch  erheblich  steigern  und  den  Steuerdruck  bei  der 
Einrichtung  und  Vertheilung  der  directen  Steuern  noch  empfindlicher 
machen.  Das  muss  noch  mehr  auf  Steuerreformen  hindrängen  und 
lässt  das  Scheitern  des  Reformplans  von  1895  wiederum  besonders 
bedauerlich  erscheinen.  Die  hier  beabsichtigte  Einftthrang  der 
Einkommensteuer  mindestens  als  Ergänzungssteuer  und  bei  theil- 
weiser  Beibehaltung  der  Ertragssteuern  zum  Zweck  der  höheren 
directen  Besteuerung  des  fundirten  Einkommens  wfirde  sicherlich 
eine  viel  bessere  Vertheilung  der  Gesammtsteuerlast  auf  die  Be- 
völkerung, mehr  nach  dem  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der 
Leistungsfähigkeit,  bewirkt  haben. 

b.   Die  wUrttembergische   Communalbestenerang. 

§.  69.  Die  Commuualkörper.  In  Württemberg  giebt  es 
zwei  Arten  von  Selbstverwaltungskörpern  mit  eigenem  Haushalt 
und  eigenen  Steuern,  die  Gemeinden  und  die  Amtskörper- 
schaften. Die  neuere  Verfassung  der  ersteren  hat  die  ehemalige 
rechtliche  Unterscheidung  zwischen  Städten  und  Landgemeinden 
(Dörfern)  nicht  festgehalten,  sondern  diese  Gemeinden  in  allem 
Wesentlichen  gleichgestellt,  auch  eine  verbliebene  Eintheilung  der 
Gemeinden  nach  3  Classen  nach  der  Grösse  der  Ortsbevölkerung 
hat  nur  geringfügige  und  für  die  uns  hier  beschäftigenden  An- 
gelegenheiten nur  in  wenigen  nebensächlichen  Puncten  überhaupt 
eine  Bedeutung.  Eine  Gemeinde  kann  aber  auch  hier,  wie  in 
Baiern,  mehrere  Orte  umfassen,  so  dass  Gesammtgemeinden  und 
Theilgenieinden,  auch  für  finanzielle  Verhältnisse,  unterschieden 
werden.  In  den  Amtskörpern  hat  sich  eine  althistorische  Ein- 
richtung, die  in  Alt- Württemberg  in  die  Zeit  vor  1500  zurückgeht, 
als  Organisation  von  Selbstverwaltungskörpem  höherer  Ordnung 
in  bemerkenswerther  Weise,  mit  den  neueren  erforderlichen  Modifi- 
cationen  und  unter  Ausdehnung  auf  das  ganze  Staatsgebiet,  erhalten 
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(jetzt  63 y  ausserdem  der  Stadtbezirk  Stuttgart,  zugleich  die  Ober- 
amtsbezirke der  Staatsverwaltung).  Eine  Einrichtung,  der  nach 
ihrer  Beiseiteschiebnng  durch  den  Absolutismus  der  Rheinbundzeit 
auch  durch  die  Verfassung  von  1819  ihre  eigenthümliche  Stellung 
und  Function  wiedergegeben  wurde  und  welche  zugleich  in  der  oben 
schon  erwähnten  Weise  nach  der  Verfassung  für  die  directe  Staats- 
bestenerung,  insbesondere  für  die  Gruppe  der  sogen.  Katastersteuern 
Aufgaben  auszuüben  hat.  (S.  207).  Die  4  Kreise  des  Landes  sind 
nur  Verwaltungsabtheilungen. 

Nach  der  aach  hier  centralisirenden,  ni^ellirenden  und  unificirenden  Politik  der 
absolutistischen  Zeit  1805  fi.  war  den  Gemeinden  und  Aintskörporschaften  in  der  Yer- 
fassong  von  1819  (Kap.  5,  §.  62—69)  wieder  eine  freiere  selbständigere  SteUung 
gegeben  worden.  Die  Gemeinden  bilden  darnach  .«die  Grundlage  des  Staatsvereins'' 
(§.  62)  und,  von  gesetzlichen  Ausnahmen  abgesehen,  soll  jeder  Staatsburger  einer 
Gemeinde  als  Barger  oder  Beisitzer  angehören.  Durch  die  neuere  Gesetzgebung, 
besonders  unter  dem  Einflnss  des  eingeführten  Reichsrechts  seit  1871,  sind  in  letzterer 
Beziehung  Aenderungen  erfolgt.  Die  Uauptgesetze  fUr  die  Gemeindeverhält- 
nisse sind:  Edict  über  die  Verwaltung  der  Gemeinden,  Oberämter  u,  s.  w.  vom  1.  März 
1822,  Bürgerrechtsgcsetz  vom  20.  April  1828,  revidirt  durch  Gesetz  vom  4.  Dcc.  1838, 
Gesetz  vom  18.  Juni  1849  (Ausdehnung  des  Gemeinde-  und  Amtsverbands  auf  alle 
Theile  des  Staatsgebiets),  Gesetz  vom  6.  Juli  1849  (zum  Vcrw.edict  von  1822),  Gesetz 
vom  17.  Sept.  1853  über  die  zusammengesetzten  Gemeinden,  Gesetz  vom  24.  Jan. 
1855  betr.  Staatsaufsicht  über  sogen,  verwahrloste  Gemeinden,  Gesetz  vom  16.  Aug. 
1875  betr.  die  Waldangen,  Geseu  vom  16.  Juli  1885  betr.  Gemeindeangehörigki^t 
(an  SteUe  des  Bürgerrechtsgesetzes  von  1833),  Gesetz  vom  21.  Mai  1895  über  Gemeinde- 
organe. Specielle  Steuergesetze  s.  u.  in  §.  70.  Die  noch  bestehende  Eintheilung 
des  gesammten  Staatsgebiets  in  63,  bezw.  64  (anfangs  65)  Oberamtsbezirke  stammt  aus 
1810.  £iu  neues  Edict  über  die  Oberamtsverfassnng  wurde  noch  1818  erlassen.  Nach 
Einführung  der  Verfassung  bildet  dann  die  Grundlage  auch  fUr  diese  Körper  mit  das 
Gesetz  von  1822.  Aenderungen  in  einzelnen  bezüglichen  Puncten  in  den  genannten 
späteren  Gesetzen,  besonders  denen  von  1849.  S.  Einzelnes  bei  Riecke,  Verfassung 
Q  s.  w.,  S.  221  ff.,  Gaupp  a.  a.  0.  S.  171  ff..  Jelly,  Art.  Gemeinde  (allgemeine)  und 
An.  Bezirk  (Amtskörper)  im  Wörterb.  d.  Verwalt.  I,  S.  496,  204  ff.,  daselbst  Special- 
httcratur.  G.  Meyer,  Staatsrecht  §.  111  ff.,  117  passim,  Mayer,  Gemeindewirthschaft 
u.  s.  w.,  1851,  Weinheimer,  Verwaltung  der  Gemeinden  in  Württemberg,  1880. 

§.70.  Die  Gemeindebesteuerung  beruht  auf  betreffenden 
einzelnen  Bestimmungen  der  allgemeinen  Gemeindegesetze,  besonders 
des  Verwaltungsedicts  von  1822  und  der  dieses  fortbildenden  Ge- 
setze, sowie  auf  Specialgesetzen.  Die  Gemeinden  sind  darnach 
für  die  Aufstellung  ihrer  Etats,  für  die  Deckungsmittel  und  in  der 
Wabl  der  Steuern  und  deren  Formen  genaueren  staatsgesetzlichen 
Vorschriften  unterworfen  und  unterliegen  auch  einer  allgemeinen 
Staatsaufsicht,  bezw.  Genehmigungsrechten  für  ihre  Beschlüsse,  ins- 
besondere für  die  Jahresetats  ihres  Haushalts.  Dadurch  ist  ihre 
freie  finanzielle  Bewegung  beschränkt,  doch  wohl  im  Ganzen  richtig, 
dem  gemeinsamen  Interesse  von  Staat  und  Gemeinden  gemäss  und 
niebt  in  zu  weitgehendem  Maasse.  Die  Ausgaben,  soweit  nicht  aus- 
nahmsweise   in    besonderen    Fällen    und    mit  Staatsgenehmigung 
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(KreisregieruDg)  Schulden  aufgenommen  werden  dürfen,  sind  zu- 
nächst aus  dem  Ertrage  des  Gemeindevermögens  und  aus  Gebühren, 
gebührenartigen  Einnahmen  und  Abgaben,  auch  dem  Ertrag  von 
Geldstrafen  zu  decken,  dann  aus  Steuern.  Diese  haben  aber  einen 
doppelten  Character,  einmal  denjenigen  einer  allgemeinen  Gegen- 
leistung an  die  Gemeinde,  das  sind  die  sog.  Personalsteuern 
(Bürger-  und  Wohnsteuer),  sodann  denjenigen  eines  sub- 
sidiären finanziellen  Deckungsmittels  für  den  Gemeindebedarf,  so- 
weit letzterer  nicht  durch  die  anderen  Einnahmen  bestritten  werden 
kann,  dahin  gehört  der  sog.  „Gemeindeschaden''  mit  seiner 
Ergänzung  und  örtliche  Verbrauchssteuern. 

Die  Personalsteaern  rührten  schon  aas  dem  älteren  Recht  (GommnnordDiinp 
Ton  1758,  Vcrwaltungsedict  von  1822,  Bttrgerrechtsgesetz  von  1833)  her.  Sie  ent- 
sprangen der  früheren  Auffassung  und  rechtlichen  Ordnung  des  Heimaths-,  Barger- 
rechts-, Beisitzer-  und  Wohnäitz-(Ansässigkeits-)rechts  and  worden  in  GoDseqüenz  dieser 
Beeilte  und  in  der  That  als  eine  Art  Gegenleistung  fQr  deren  Gewährung  und  für  die 
daraus  hervorgehenden  Vortbeile  erhoben,  unabhängig  vom  GemeindefinanzbedarC 
Sie  bestanden  in  den  Gemeinden,  wo  sie  gewohnheitsmässig  waren,  ^n  einer  Abgabe 
festen  Betrags  (neuerdings  4  M.)  vom  activen,  selbständig  lebenden  Bürger  (und  Bei- 
sitzer), der  sogen  Bürgersteuer,  mit  dem  sich  anschliessenden  Recognitionsgeld  für 
nicht  in  der  Gemeinde  wohnende  Bürger  (im  selben  Betrage).  Diese  Bftrgersteaer  ist 
aber  in  Consoquenz  des  veränderten  Niederlassungsrechts  aufgehoben  worden  (Gesetz 
vom  16.  Juli  1885).  Die  zweite  Pcrsonalsteuer  gleichen  Gharacters  war  die  Wohn- 
s teuer,  zur  £ri?änzung,  bezw.  zum  Ersatz  der  Bttrgersteuer,  im  gleichen  Betrage 
wie  diese,  für  die  in  der  Gemeinde  nicht  heimathberechtigten  Personen  mit  selb- 
ständigem Wohnsitz  in  der  Gemeinde.  Diese  Steuer  ist  auch  nach  1885  den  Ge- 
meinden gestattet  geblieben,  aber  mit  Ausdehnung  auf  alle  in  der  Gemeinde  wohnenden 
und  selbständig  auf  eigene  Rechnung  lebenden  Personen,  unter  Festsetzung  von  niedrigen 
Majcimahätzen  nach  den  drei  Ortsclassen  für  den  Steuerpflichtigen.  Beide  Personal- 
Steuern  haben  also  den  finanziellen  Gharacter  einer  Art  Familien-  und  Kopfiiteuer, 
entsprechen  aber  der  Annahme  nach  zugleich  etwas  dem  in  der  Gemeinde  passend 
angebrachten  Grundsatz  der  Besteuerunn:  nach  dem  Interesse.  In  dem  amtlichen  Plan 
für  die  Keform  der  Gommunalbesteuerung  (1896)  war  das  Recht  zur  Erhebung  der 
Wohnsteuer  den  Gemeinden  bedingt  erhalten  worden,  von  anderer  Seite  wurde  aber 
die  Aufhebung  nach  Einführung  der  allgemeinen  Einkommensteuer  gewünscht. 
(S.  Gaupp,  S.  191,  Rieckc,  Verfass..  S.  227,  Art.  Gemeindesteuern  von  v.  Reitzen« 
stein  im  Wörterb.  der  Vcrw.  I,  S.  531.) 

Der  sog.  „6emeindeschaden'%  ein  altüblicher,  bis  znr 
Gegenwart  verbliebener  technischer  Ausdruck,  ist  eine  Steuer  auf 
die  von  der  ersten ,  der  Katastergrnppe  der  württembergischeD 
dirccten  Staatssteuern,  besteuerten  Erträge,  also  auf  Grnndstficke 
(und  Gelälle),  Gebäude  und  Gewerbe,  und  zwar  in  Form  von  Zu- 
schlägen zu  der  betreffenden  Staatssteuer,  früher  umgelegt  nach 
dem  ortsüblichen  Steuerfusse,  neuerdings  (seit  1877)  nach  dem 
Maassstabe  der  Staatssteuern  auf  Grund  des  Gesetzes  yon  1873. 
Da  so  die  directe  CommuDalstener,  abgesehen  von  der  Bürger-  und 
Wohnsteuer,  nur  die  genannten  Ertragsquellen  und  unter  diesen 
besonders  die  Realitäten  traf,   also  Quellen,  denen  die  Gemeinde- 
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leistUDgen  der  Annahme  nach  besonders  zn  Gute  kommen,  so  ent- 
sprach diese  Besteuerung  wiederum  zugleich  mit  dem  Grundsatz 
der  Besteuerung  nach  dem  Interesse.  Die  Bevölkerung  mit  anders- 
artigen Einkünften  blieb  dabei,  soweit  sie  nicht  Bürger-  und  Wohn- 
Steuer  zahlte  und  durch  Verbrauchssteuern  mit  getroffen  wurde, 
von  der  Communalsteuer  frei.  Darin  trat  jedoch  1849  eine  Modiii- 
eation  ein,  indem  hier  bedingt  eine  massige  Mitbelastung  der 
zweiten  Gruppe  der  staatlichen  directen  Steuern,  der  Apanagen-, 
Kapital-,  Renten-,  Dienst-  und  Berufseinkommensteuer  für  Gemeinde- 
swecke gesetzlich  gestattet  wurde.  Doch  ruht  bei  der  gesetzlichen 
Beschränkung  der  Inanspruchnahme  dieser  Steuer  für  Gemeinde- 
zwecke das  Schwergewicht  der  Gemeindebesteuerung  nach  wie  vor 
durchaus  in  jener  ersten  Steuergattung. 

S.  über  den  Gemeindeschaden  Yerwaltedict  von  1822,  §.  25  ff.,  Gesetze  rom 
28.  Apiil  1873  (das  allf^remeine  Gesetz  über  die  staatlichen  Katasterstenern) ,  vom 
24.  Jani  1875,  23.  Jnli  1877  (2  Gesetze,  davon  eines  über  die  Besteuerongsrechte  der 
AmtskOrperschaften  and  Gemeinden).  Auch  Gesetz  vom  5.  Oct.  1858  über  Gemeinde- 
steoerpflicht  der  Amtswohnungen  und  Besoldangsgüter  öffentlicher  Diener.  Die  drei 
Katasterstenem  sind  im  Allgemeinen  in  gleichen  Beträgen  mit  Zuschlägen  zur  Ge- 
meindebesteaernng  zn  belasten,  doch  Ausnahmen  fUr  besondere  Fälle  bei  einzelnen 
Gemeindeausgaben ,  welche  einzelnen  Kategorieen  der  Steuerpflichtigen  besonders  zu 
Güte  kommen,  vorbehalten.  —  Die  Heranziehung  auch  der  staatlichen  Fassionssteuern 
ZOT  Belastong  mit  Gommunalzuschlägen  ist  an  die  Bedingung  geknüpft,  dass  die  Ge- 
meinde auch  Steuern  von  den  Objecten  der  Katastersteuern  zur  Deckung  ihres  Bedarfs 
erheben  mnss.  Der  Zuschlag  zn  den  Fassionssteuern  darf  1  %  des  steuerbaren  Betrags 
nicht  Oberschreiten  und  von  der  Gemeinde  in  dieser  Höhe  nur  erhoben  werden,  wenn 
die  AmtskOrperschaft  keinen  Zuschlag  braucht,  sonst  hat  diese  Anspruch  auf  Vs  dieses 
Procents.  Auch  ist  noch  die  weitere  Einschränkung  getroffen,  dass  nur,  wenn  der 
Zuschlag  zu  den  Katastersteuern  ^/24  des  Staatsbetrags  ausmacht,  derjenige  zu  den 
Fassionastenem  das  Maximum  von  1  7o  erreichen  darf.  Die  Zuschläge  zu  letzteren 
Steaem  haben  so  doch  nur  den  Character  einer  Ergänzung  der  communalen 
directen,  besonders  der  Realbesteuerung.  (S.  Riecke  und  bes.  Gaupp  a.  a.  0.  für 
diese  Bestimmungen  und  weiteres  Einzelne,  auch  v.  Reitzonstein  a  a.  0.). 

Die  örtliche  Verbrauchsbesteuerung  der  Gemeinden 
war  auch  in  Württemberg  vor  der  Neugestaltung  des  Staats  ver- 
breitety  besonders  die  Oetränkesteuer  (Umgeld),  ist  dann  aber  mit 
in  die  Staatsbesteuerung  Obergegaugen  und  zu  deren  Gunsten,  so- 
wie aus  principiellen  Gründen  eingeschränkt  worden.  So  wurde 
im  Jahre  1849  die  Einführung  von  Gemeinde- Verbrauchssteuern  der 
Staatsgesetzgebung  vorbehalten.  Zur  Erleichterung  der  Finanzlage 
und  der  directen  Besteuerung  in  den  Gemeinden  ist  dann  aber 
wieder  durch  das  Gemeindesteuergesetz  von  1877  bestimmt  worden, 
dass  die  Erhebung  örtlicher  Abgaben  von  Bier,  Fleisch  und 
Gas  bedingt  und  bis  zu  gewissen  Maximalsätzen  durch  K.  Ver- 
ordnung den  Gemeinden  gestattet  werden  kann.  Steuern  auf  diese 
Objecte,   vomemlich  übrigens  nur  auf  Bier,  haben  sich  in  einer 
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Anzahl  Gemeinden  (bis  Anfang  1899  schon  in  48)  eingebflrgert 
Spätere  Gesetze  haben  die  betreffenden  Bestimmungen  etwas  ab- 
geändert und  die  Giltigkeitsfrist  der  Ermächtigungen  des  Gesetzes 
von  1877  verlängert.  Auch  der  Steuerreformplan  von  1896  wollte 
die  Fortdauer  der  örtlichen  Verbrauchssteuern  auf  Bier,  Gas,  Elec- 
tricität  und,  soweit  darauf  eine  Steuer  schon  bisher  bestand,  auch 
auf  Fleisch  unter  gewissen  Voraussetzuogen  gestatten.  Die  ein- 
fache Veranlagung  der  Bier-  und  der  Gassteuer  und  die  nicht  allzu 
schwierige  der  Fleischsteuer  sprechen  für  die  Wahl  dieser  Objecte 
und  bei  Bier  und  Fleisch  wohl  auch  die  Stellung  dieser  Artikel  im 
Consum.  Aber  richtig  wäre  wohl  grade  in  Württemberg  die  Ueber- 
lassung  der  Weinsteuer  an  die  Gemeinden  und  als  Belencbtongs- 
Steuer  wirkt  die  Gassteuer  zu  einseitig. 

S.  Gesetz  vom  23.  Juli  1877  Art.  18  ü\.  Novelle  dazu  vom  25.  März  1887  (giltig 
bis  Ende  MSrz  1897).  Ein  Gesetz  vom  12.  März  1897  hat  diese  Verläogerang  bis 
Ende  März  1899  gewährt.  Nach  dem  Scheitern  der  Steuerreform  steht  eine  weitere 
Verlänfrerang  in  Aussicht.  Hiernach  war  die  Gcoehmiffang  zur  Erhebung  Ortlicher 
Verbrauchssteuern  auf  die  genannten  drei  Objecte  an  die  Voraossetzung  geknüpft 
dass  der  Gemeindeschaden,  d.  h.  die  Gemeindezuschläge  zu  den  drei  Katastersteaem 
den  Betrag  der  Staatssteuern  übersteigen.  Auch  durften  diese  Verbrauchssteuern  nur 
solange  erhoben  werden,  als  die  Gemeindezuschläge  zu  den  genannten  directen  StiAts- 
steuern  mindestens  die  Hälfte  des  Betrags  der  letzteren  erreichten,  womit  fttr  die 
hauptsächliche  directe  Gemeindebesteuerung  eine  Grenze  nach  unten  festgesetzt  wird, 
die  durch  die  etwaige  Ertragsentwicklnng  der  Verbrauchssteuern  nicht  nnteiscbritten 
werden  darf.  Das  Maximum  der  Fleischsteuer  ist  6  M.  fUr  100  kg,  für  Bier  65  Pf. 
von  100  1,  für  (ias  4  Pf.  für  1  kbm.  Die  Fleischsteuer  wird  von  lebenden  Thicren  nach 
Stucksätzen ,  die  Bierstcuer  als  Zuschlag  zur  staatlichen  Malzsteuer  und  Uebergangs- 
abgäbe  erhoben.  (S.  Riecke,  Gaupp,  v.  Reitzonstein  a.a.O.,  über  das  Gesetz 
von  1887  Fin.arch.  B.  4,  1887.  S.  1112  ff.). 

In  Betreff  von  weiteren  Gemeindesteuern  ist  noch  zu  erwähnen, 
dass  der  Ertrag  der  staatlichen  Hundesteuer  in  deren  Normal- 
satz  (nicht  auch  der  Ertrag  des  neueren  finanzgesetzlichen  Zuschlags 
von  1  M.)  zur  Hälfte  der  betreflFenden  Gemeinde  (Ortsarmencasse) 
zufällt  und  seit  1880  auch  communale  Zuschläge  zu  dieser  Steuer 
zulässig  sind.  Im  Reformplan  von  1896  war  die  Ueberlassnng  der 
ganzen  Hundesteuer  an  die  Gemeinde  beabsichtigt  Femer  ist 
jüngst,  1893,  einer  neueren  Strömung  in  Theorie  und  Praxis  ge- 
mäss, den  Gemeinden  auch  die  Erhebung  eines  Zuschlags  zur  staat- 
lichen Liegenschaf tsaccise  gestattet  worden.  Endlieb  sind 
die  selbständigen  steuerpflichtigen  Geraeindeeinwohner  auch  zu 
naturalen  Gemeindediensten  verpflichtet,  wobei  aber  Stell- 
vertretung und  Ersatzleistung  in  Geld  statthaft  ist  und  Fahrdienste 
nur  von  Besitzern  von  Zugvieh  verlangt  werden  können. 

S.  über  Hundesteuer  (o.  S.  215)  Gesetze  vom  16.  Jan.  1874,  20.  Juni  1875, 
2.  Juli  1889    (M&x.   des   Zuschlags  für   den  Hund    12  M.).  —  üeber   die    Ortliche 
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Liegenschaftsaccisc,  Gesetz  vom  14.  April  1893,  Maximum  des  örtlichen  Za- 
schlag  0.80  %  ^0™  Kaufpreise  u.  s.  w.  (neben  1.2  7o  Staatssatz,  ein  Satz,  auf  den 
der  Normalsatz  ?on  1  %  schon  seit  länger  in  den  Finanzgesetzen  erhöht  worden  ist), 
ministerielle  Genehmignnir  erforderlich,  doch  ebenfalls  Zulässigkeit  nur,  wenn  der 
LocalzuschlaflT  zn  den  Katastersteuern  den  Staatsbetrag  übersteigt  (s.  Schall  im 
Fin.arch.  B.  10,  1893,  S.  548  ff.).  Ueber  die  Gemeindedienste  Bestimmungen  mit 
im  Gesetz  ?om  16.  Juni  1885  (Art.  47  ff.).  In  Verbindung  mit  der  eigenthUmlichen 
gesetzlichen  Ordnung  des  Feuerlöschwesens  (Gesetz  vom  7.  Juni  1885)  stehen 
Verpflichtungen  der  feuerwehrpflichtigen  Gemeindeeinwohncr,  die  keinen  Dienst  leisten, 
zu  Jahresbeiträgen  und  Abgaben  der  von  der  Theilnahme  Dispensirten.  S.  Gögg, 
Fin.arch.  B.  11,  1894,  S.  793  ff".). 

Als  eine  Art  Gegenstück  zu  den  Gemeindesteuern,  besonders 
zum  „Genieindeschaden'^y  kann  man  in  Württemberg  die  hier  noch 
umfänglich  vorkommenden  gemeindebtirgerlichen  Nutzungen  aus 
Gemeindevermögen,  besonders  aus  Allmenden,  dann  aus  Holz- 
beztigen,  Weide-,  Streubezugsrechten  u.  dgl.  mehr  in  Gegenrechnung 
bringen.  Dadurch  vermindert  sich  die  Gemeindesteuerlast  f(1r  die 
betreffenden  Berechtigten  nicht  unerheblich,  in  den  1870er  Jahren 
um  V4— Vs?  wie  weit  freilich  in  den  einzelnen  Gemeinden  und 
vollends  für  den  Einzelnen,  steht  dahin,  jedenfalls  in  sehr  ver- 
schiedenem Maasse. 

S.  Riecke.  S.  219  und  besonders  Kollmann  im  Fin.arch.  B.  1,  1894,  S.  695, 
nach  Mittheilangen  in  den  württ.  Jahrb.  1885. 

Zn  den  Gemcindeumlagen  treten  auch  in  Württemberg  noch  eigene  Kirchen- 
Umlagen ,  die  aber  bei  der  Staatsverpflichtung  fQr  die  Kirch cnbedtlrfnisse  (s.  0.  S.  206) 
nicht  eben  hoch  sind.     (S.  ebenfalls  Kollmaun  a.  a.  0.). 

Im  Ganzen  liegt  trotz  der  communalen  Mitbesteuerung  von 
Kapitalrenten  und  persönlichen  (Dienst-  u.  s.  w.)  Einkünften  und 
der  in  einigen  Gemeinden  nicht  unerheblichen  örtlichen  Verbrauchs- 
stenererträge  der  S c h  w e r p u n c t  der  Gemeindebesteuerung 
vornemlich  in  den  Zuschlägen  zu  den  Katastersteuern, 
also  wesentlich  zu  der  Real-  (und  der  Gewerbe-)Steuer. 
Der  Dmck  und  die  Mängel  dieser  Staatssteuern,  welche  die  Schulden 
nicht  berücksichtigen,  müssen  daher  noch  empfindlicher  werden, 
und  dieser  Umstand  sollte  wiederum  die  Reform  der  directen 
Steuern  in  Staat  und  Gemeinde  sehr  dringend  erscheinen  lassen. 

§.  71.  Gemein  de  Steuerreform  (Plan  von  1896).  In 
Verbindung  mit  dem  Plan  der  Reform  der  directen  Staatssteuern 
stand  denn  auch  der  weitere  Plan  einer  entsprechenden  Communal- 
Steuerreform.  Zu  dieser  ist  auf  Wunsch  des  Landtags  auch  im 
Jahre  1896  ein  Gesetzentwurf  vorgelegt  worden,  dessen  Aus- 
gestaltung, bezw.  Abänderung  im  Einzelnen  aber  von  der  Durch- 
führung der  Staatssteuerreform,  namentlich  der  Einführung  der 
Einkommensteuerreform,  mit  abhängen  musste.    Er  ist  daher  auch 
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im  Landtage  noch  nicht  durchberathen  worden.  Mit  dem  Scheitern 
der  Staatssteuerrcform  mnsste  dann  auch  diejenige  der  Commnnal- 
stenem  vertagt  werden.  Das  ist  auch  wegen  der  unmittelbaren 
Zielpnncte  und  Grundsätze  dieses  zweiten  Plans  bedauerlich ,  da 
durch  ihn  eine  wesentliche  Verbesserung  der  Communalbestenerung 
wohl  immerhin  schon  erreicht  worden  wäre. 

S.  Gesetzentwurf  ?om  27.  Juni  1896,  betr.  die  Besteuerungsrechte  der  Gemeinden 
und  Amtskörperschaften.  Hauptpuncte  daraus  und  aus  den  Motifen  in  dem  Bericht 
der  Finanzcommission  der  1.  Kammer  ?om  2.  Mai  1898.  Mit  ähnlicher  Begründung 
wie  s.  Zt.  in  Preussen  und  mit  Anlehnung  an  die  Zielpuncte  der  dortigen  Befonn 
wird  nach  dem  socialen  und  wirthschaftlichen  Gharacter  der  Gemeinden  an  dem 
Grundsatz  festgehalten,  dass  ,,die  Ertragssteuern  wie  bisher  so  auch  künftig  das  Rück- 
grat der  Gemeindebesteuerung  bilden'*  mUssten,  namentlich  für  kleine  Gemeinden  seien 
diese  Steuern  unentbehrlich,  die  blosse  Einkommeubesteuerung  würde  die  Sicherheit 
und  Stetigkeit  des  Gemeindehaushalts  gefährden.  Deshalb  wurde  auch  als  richtiget 
Ziel  hingestellt,  sobald  die  Verhältnisse  des  Staats  es  gestatteten,  die  Ertragsstenem 
den  Gemeinden  ausschliesslich  zu  überlassen,  wonach  dann  auch  die  Gemeinden 
die  Landeskataster  dieser  Steuern  örtlich  modificiren  und  so  den  Hauptmangel  der 
Ertragsbesteuerung,  die  Starrheit  der  Kataster  und  die  mangelnde  Accommodations- 
fähigkeit  an  die  wechselnden  Verhältnisse,  beheben  könnten.  Nur  weil  der  Staat 
finanziell  auf  die  Ertragsstenem  noch  nicht  ganz  verzichten  könne,  auch,  wenigstent 
zunächst,  nach  Einführung  der  Einkommensteuer  noch  nicht,  begnügte  man  sich  in  dem 
jetzigen  Plane  einstweilen  mit  einer  provisorischen  Reform  der  Gommunalbestenerong. 
Die  Zielpuncte  und  Grundzüge  dieses  Planes  waren  darnach  die  folgenden.  Nach  Er- 
mässigung der  Staatssteuersätze  bei  den  Ertragssteuern  (s.  o.  S.  22Ü3)  sollten  die  Ob- 
jecto dieser  Steuern  bereits  jetzt  in  stärkerem  Maasse  von  der  Gemeinde  belastet 
werden  können.  Den  Gemeinden  sollte  auch  die  Besteuerung  des  gesammten  Ein- 
kommens und  damit  eine  stärkere  Heranziehung  des  Kapital-  und  Benteneinkommens 
gestattet  und  durch  Einführung  sonstiger  Steuern  ihnen  doch  ermöglicht  werden,  die 
Ertragssteuern  in  erträglichem  Maasse  zu  halten.  Während  dann  durch  die  Befonn 
die  Einkommensteuer  für  den  Staat  die  Hauptsteucr,  die  verbleibenden  Ertragsstenem 
die  Ergänzungssteuern  im  directen  Steuersystem  geworden  wären,  würde  sich  das  Ver- 
hältniss  bei  den  Gemeinden  in  Betreff  dieser  beiden  Arten  umgekehrt  gestaltet  haben. 
Die  drei  Ertragssteuern  der  Katastergruppe  blieben  der  Kern  der  directen  Gemeinde- 
besteuerung, wurden  aber  ergänzt  durch  die  Kapitalsteuer-Zuschlägo  (in  halbem  Satz 
des  Procentzuschlags  zu  den  drei  genannten  Steuern,  wobei  die  Gewerbesteuer  nur 
nach  reducirtem  Kataster  anzusetzen  war,  im  Maximum  aber  mit  1  ^j^  des  steuerbaren 
Kapitalertrags).  Dazu  die  Wandergewerbe-  und  die  den  Gemeinden  ganz  zu  Ober- 
lassende Hundesteuer.  Die  Ergänzung  dieser  Besteuerung  sollte  dann  durch  die  Ein- 
kommensteuer erfolgen,  die  den  Gemeinden  zugänglich  gemacht  wurde,  aber  unter 
Bestimmungen  und  Voraussetzungen,  welche  in  gewisse  Beziehung  zu  der  commnnalen 
Ertragsbesteueruug  gebracht  waren.  Wenn  ncmlich  die  Umlage  der  drei  Kataster- 
steuern 2%  der  Katastersnmme  überschritt,  waren  die  Gemeinden  berechtigt,  wenn 
sie  8  °/o  überschritt,  waren  sie  verpflichtet.  Zuschläge  zur  Einkommensteuer  aufsolegen. 
Dabei  sollte  dieser  Zuschlag  aber  in  der  Regel  2  %  des  steuerbaren  Einkommens  nicht 
übersteigen.  In  Betreff  der  sonstigen  Steuern  war  die  Fortdauer  der  Wohn-,  Ver- 
brauchssteuern, Zuschläge  zur  Liesrenschaftsaccise  und  die  Einführung  von  Lnstbarkeits- 
bteuern  in  Aussicht  genommen,  wie  oben  schon  bemerkt. 

Dieser  Reformplan  bewegt  sich  so  in  seinen  Gmndzttgen  in 
der  Richtung  der  prenssischen  Communaistenerreform,  nnd  mit 
Recht,  und  schmiegt  sich  doch  auch  wieder  den  bestehenden  Ver- 
hältnissen passend  an.  Es  ist  wohl  wahrscheinlich,  dass  auch  er 
bei  der  zu  hoffenden  Wiederaufnahme  der  ganzen  Reform  so  oder 
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ler  zu  Stande  kommt  und  so  auch  die  erwünschte  An- 
lord-  und  sttddeatscher  directer  Bestenerang  im  Staate 
n  Gemeinden  erfolgt.  Wenn  man  in  Württemberg  nicht 
reit  wie  in  Prenssen  zu  gehen  wagt,  die  ganze  Staat- 
^bestenerung  den  Gemeinden  zu  überlassen,  was  für 
auch  erst  die  Einführung  einer  Vermögenssteuer  statt 
steuern  zur  höheren  Belastung  des  fandirten  Einkommens 
Fttrde,  so  hängt  das  wieder  mit  der  ganzen  Finanzlage 

insofern  aber  auch  mit  der  particularen  Staatsbahn- 
für eine  solche  zu  kleinen  Staats,  weil  diese  Politik  die 
I  ungünstig  beeinflusst.    Auch  hier  zeigt  sich  wieder  die 

finanzielle  Stellung  und  Lage,  die  Preussen  seiner 
.politik  yerdankt. 

Die    Besteuerung  der  Amtskörperschaften. 

3  Körper  sind  zunächst  auf  den  Ertrag  ihres  Vermögeus 

Q,  dann  fliessen  ihnen  gewisse  Geldstrafen  zu.    Ihr  Be- 

recht   umfasst   die  Betheiligung   an   der  Belastung  der 

latlichen  Fassionssteuern  in  der  Concurrenz  mit  den  Ge- 

indem  ihnen,  wie  erwähnt  (S.  237),  von  der  im  Ganzen 

communalen  Besteuerung  der  Kapitalrenten  und  Dienst- 

.'seinkommen  u.  s.  w.  mit  1  %   davon   ^'3  für  ihre  beson- 

)cke  zusteht.  Dazu  kommt  dann  das  Recht,  ihren  weiteren 

en  Bedarf  durch   Zaschläge  zu   den   Katastcrsteuern    zu 

der  sogen.   „Amtsschaden".     Dies  geschieht   in   der 

iss  das  Erforderniss  auf  die  Gemeinden  des  Amtsbezirks 

hältniss  der  steuerpflichtigen  Objeete  der  Katastersteuern 

er  Gemeinde  nunmehr  (seit  1827)  nach  dem  Kataster  auf 

Inen  Objeete  (Grundstücke,  Gefälle,   Gebäude,  Gewerbe) 

wird. 

»res  Verfahren  ist  zwar  nicht  gesetzlich  vorgeschrieben,  erfolgt  indessen 
,  es  könnte  an  sich  auch  der  ,,Amtsschadenbetretr\  den  die  Gemeinden 
sen,  einfach  als  Ganzes  zum  Gemeindeschaden  geschlagen  und  ungetrennt 

dieser  zur  Umlage  gebracht  werden  (s.  Motive  zum  Keformentwurf  von 
^flr  die  sonst  erwähnten  Puncto  haben  die  schon  citirtcn  Gesetze,  speciell 
Juli  1849.  15.  Juni  1853,  5.  Oct.  1858,  28.  April  1873,  23.  Juli  1877 
iften  getroffen.    S.  Riecke,  S.  271,  Gaupp,  S.  198.  --  Die  Wander- 

Uausiergewerbe  sind  in  Württemberg,  wie  die  stehenden  Gewerbe, 
laisteuer  der  Gemeinden  und  Amtskörper  mit  unterworfen,  (icwissc  Fälle,  in 
Uusierer  frei  blieben,  u.  A.  auswärtige,  sind  durch  ein  Gesetz  vom  23.  Mai 
»teuerpflicht  in   den  Amtskörpern  mit  unterworfen   worden.     (,S.  Zell  er, 

9,  1892,  S.  312,  Schall  eb.  B.  10,  S.  547.) 

Besteuerung  der  Amtskörper  ist  hiernach  ausschliesslich 
•ecte    und   weit    tiberwiegend    wieder    eine    Ertrags- 

ler,  Finanzwissensdiaft  IV.  16 
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besteueruDg  der  Realitäten  nnd  Gewerbe.  Handelt  es 
sich  hierbei  auch  um  viel  kleinere  Beträge  als  beim  „Gemeiude- 
schaden'^,  gegenwärtig  knapp  um  ein  Viertel  des  letzteren  im  Staats- 
durchschnitty  so  werden  doch  wieder  dieselben  Stenerquellen 
in  der  nemlichen  Form  abermals,  daher  zum  dritten  Male, 
nach  und  neben  den  Staatssteuern  und  den  Gemeindezuschlägen, 
belastet.  So  müssen  sich  auch  hierdurch  wieder  Druck  nnd  Mängel 
der  Eatastersteuern  empfindlicher  gestalten.  Die  tibrigen  Einkünfte, 
die  Kapitalzinsen  und  die  persönlichen  aus  Arbeits-,  Dienst-  und 
Berufseinkommen,  werden  von  der  Communalsteuer  nur  schwach 
getroffen.  Gründe,  welche  abermals  die  Reform  der  directen  Staats- 
und  CommunalbesteueruDg  nothwendig  erscheinen  lassen. 

Nach  dem  Beform[)Ian  von  1896  sollten  dio  AmtskOrper  unmittelbar  nur  die 
Einnahmen  aus  der  W'andergewerbesteucr  weiter  beziehen.  Der  sonstige  Steuerbedarf 
sollte  auf  die  Gemeinden  als  Ganzes  —  ohne  Zwang  zur  Individual?ertheilung  in 
der  Gemeinde  auf  die  einzelnen  Steuerobjecte  und  Subjectc  —  vertheilt  werden  und 
zwar  nach  Verhältniss  der  Katasterbeträgo  an  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer 
und  der  steuerbaren  Beträge  an  Kapital-  und  Einkommensteuer  in  jeder  Gemeinde. 
Dabei  aber  sollten,  um  den  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  dem  Interesse  festzuhalten, 
die  Katastersteuern  roll,  die  Beträge  der  Kapital-  und  Einkommensteuer  nur  mit  ein 
Viertel  zur  Bemessung  der  Zuschläge  fur  den  Amtsschaden  angerechnet  werden. 
Immer  etwas  mechanische  Bestimmungen,  die  aber  doch  wohl  mit  fiecht  wie  bisher 
die  Amtssteuern  vorwiegend  auf  die  Bealitäten  und  Gewerbe  legten. 

Communalsteuer- Statistik. 

§.  73.  Aus  den  mancherlei  eingehenden  und  interessanten 
Materialien,  welche  vorliegen,  sollen  hier  nur  zur  Orientirung  über 
die  Gesammtbelastung  und  über  die  finanzielle  Bedeutung  der  ein- 
zelnen Steuerarten  und  die  Verbreitung  der  indirecten  Verbrauchs- 
steuern in  den  Gemeinden  einige  wenige  Daten  herangezogen 
werden. 

S.  Riecke,  Verfass.,  S.  228,  ders.  im  Fin.arch.,  B.  8,  1891.  S.  420  ff.,  Koll- 
mann eb.  B.  1,  1884.  S.  626,  695,  Motive  zum  Gesetz  tlber  örtl.  Vorbrauchssteuern 
im  Fin.arch.  B.  4,  1887,  S.  1114  if.,  minist.  Deukschr.  von  1895,  eb.  Bd.  12,  1895, 
S.  729 ,  Daten  in  dem  Statist.  Handb.  tibcr  die  örtlichen  Verbrauchsabgaben ,  so  im 
Jahrgang  1897,  S.  244. 

Wie  überall  in  Deutschland  und  meistens  auch  sonst  in  den 
Culturstaaten  hat  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  der  Stenerbedarf 
der  Gemeinden  und  Verbände  (Aratskörper)  auch  in  Württemberg 
stark  zugenommen,  vollends  in  neuerer  Zeit,  ähnlich,  zum  Theil 
noch  mehr  als  der  Staatssteuerbedarf.  Da  er  grösstentheils,  in 
der  grossen  Mehrzahl  der  Gemeinden  allein,  durch  directe  Steuern, 
in  Württemberg,  wie  gezeigt,  weit  überwiegend  durch  Zuschläge 
zu   den    die  Realitäten    und  Gewerbe    treffenden  Katastersteuern 
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gedeckt  wird,  zeigt  grade  diese  Kategorie  der  Besteuerung  eine 
besonders  starke  Zunahme  der  Erträge ,  damit  der  Belastungen, 
mindestens  absolut,  zum  Theil  auch  relativ,  und  eine  grössere  als 
die  bezügliche  direete,  ja  selbst  als  die  gesammte  directe  Staats- 
bestenerung  (Tab,  42,  oben  S.  218),  obwohl  hier  der  Ertrag  der 
Fassionssteuern  sich  so  bedeutend  gesteigert  bat.  Bei  der  grossen 
Verschiedenheit  der  communalen  Steuerlast  in  den  einzelnen  Ge- 
meinden und  Staatskörpern  gestaltet  sich  dies  Verhältniss  freilich 
in  beiden  letzteren  wesentlich  anders  als  im  ganzen  Staatsdurch- 
schnitt.   Die  folgende  Tab.  47  zeigt  die  Gesammtentwicklung. 

Tab.  47.     Gemeinde-   und   Amtsschaden    (Zuschläge   za    den 

Katasterstcuern  (in  1000  M.). 

Gemeinde  Acmtcr  zusammen 

1819/20  1.182  1.294  2.476 

1831/82  1.315                       708  2.023 

1868/69  1.018  4.634  5.652 

1875/76               —                         —  11.112 

1887/88              —                        —  14.700 

1890/91  c.  13.0  c.3.0  16.054 

Ausserdem  betrug:  der  Zuschlag  zu  den  Fassionssteuern  1868/69  Gemeinde 
312.000,  Amtskörper  72.000,  zusammen  384.000,  1877/78  zusammen  787.000,  1890/91 
c.  1  Hill.  M. 

Schon  1875  betrug  der  Gemeinde-  und  Amtsschaden  (s.  o.  Tab.  42.  S.  228) 
c.  11  %  mehr  als  die  jrauze  directe  Staatssteuer  und  166.2  ^j^  der  staatlichen  Kataster- 
öteaem,  im  Jahre  1890  war  er  191.8  "/„  der  letzteren.  Die  relative  Höhe  im  Ein- 
zelnen ergiebt  sich  aus  folgender  Tabelle  48. 

Tab.  48.     Gemeindeschaden   (Umlagen  auf  Eealitätcn  und  Gewerbe) 
in  7o  ^cr  Staatssteuer.     Zahl  der  Gemeinden. 

Ohne  Umlagen 
Bis  100  7o 
100-150 
150-200 
200—250 
250-300 
300-400 
über  400  °/o 
Summe 

Dies  trotz  der  inzwischen  auch  gesteigerten  Staatsstcuern  dieser  Kategorie.  Die 
erschwerte  Finanzlage  ist  ersichtlich.  Durch  die  Zuschläge  für  die  Amtskörper,  welche 
jetzt  fast  V*  <^er  Gemeindezuschlage  ausmachen,  ist  sie  noch  weiter  erschwert.  Der 
in  einer  Gemeinde  vorkommende  höchste  Zuschlag  war  1890  91  790  7o-  I^er  Amts- 
bchaden  bewegte  sich  im  Minimum  und  Maximum  in  den  verschiedenen  Amtskörpern 
zwischen  14.000  und  76.000  M.  und  zwischen  14.2  und  88  %  der  Staatssteuer.  Die 
Zuscblige  zur  Kapitalrenten-  und  Einkommensteuer  kommen  vornemlich  nur  in  den 
grösseren  Städten  in  Betracht,  besonders  in  Stuttgart.  Daher,  neben  anderen  Gründen 
und  wegen  der  Mitbenutzung  von  Verbrauchssteuern,  hier  öfters  relativ  kleinere  Zu- 
schläge zu  den  Katastersteuern  als  in  den  kleineren  Gemeinden. 

Die  ältere  Bürger-  und  Wohnstcuer  hat  1860/61  durchschnittlich  600.000  M. 
im  ganzen  Lande,  1877/78  in  den  Gemeinden  mit  über  4000  Einwohner  c.  350  000  M., 
die  neuere  Wohnsteuer  und  Recognitionsgebuhr  um  1891  an  300.000  M.  ergeben. 

Die  örtlichen  Verbrauchssteuern  nach  dem  Gesetz  von  1877  bestanden 
1879/80  in  15,  1885/86  in  22, 1886;87  in  24,  1890, 91  in  25,  1896, 97  in  35.  Anfang  1899 

ifi* 


1877/78 

189091 

204 

128 

743 

371 

465  1   f-qo 

268  /  "^"^ 

736 

130  1 

63  }  225 

627 

32  j 

6 

49 

1911 

1911 
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in  48  Gemeinden,  der  Gesammtertrag  war  in  diesen  Gemeinden  in  1879/80  1.314.000  M. 
(abzüglich  Rück?erpütuug),  1885/86  1.65.4000  M.  roh,  1,574.000  rein  (Erhcbunifs- 
kosten  4.88  «/o^,  1889/90  bezw.  1.900.000  und  1.812.000,  1896/97  bezw.  2.319.000 
und  2.208.000  M.  (Erhebungskosten  4.81  %).  Verglichen  mit  dem  Gemoindeschaden 
freilich  aller  Gemeinden  im  ganzen  Staate,  c.  13  MiU.  M.,  war  um  1890  dieser  Ertrag 
der  Verbrauchssteuern  also  ca.  14.6  ^^  des  erstercn.  In  einzelnen  Gemeinden  ist  die 
directo  Gommunalsteuerlast  durch  die  Verbrauchssteuer  erheblich  erleichtert  worden. 
1879/80  betrugen  in  Stuttgart  die  Verbrauchssteuererträge  87  7o  ^^^  staatlichen 
Katastersteuern,  der  Gemeindeschaden  184.1  ^oi  1885/86  auf  den  Kopf  6  M.  81  Pf. 
1894  95  standen  in  dieser  Stadt  den  Zuschlftgen  zu  den  Katastersteuem  im  Betrage 
von  2.616.000  M.  der  Ertrag  der  Verbrauchssteuern  mit  1.032.000  M.  gegenüber, 
also  mit  39.4  %  jener  (atädt.  stat.  Jahrb.  B.  6,  S.  375),  1896/97  war  der  Rohertrag 
1.147.040,  die  Erhebungskostcu  40.000,  der  Reinertrag  1.107.000  M.  (Württcmbei^. 
statistisches  Jahrbuch).  Auf  die  Fleisch  Steuer  kam  ?om  Gesammtertrag  aller  commu- 
nalen  Verbrauchssteuern  1889/90  über  die  Hälfte  (938.000  M.),  über  ein  Drittel 
auf  Bier  (686.000  M.),  der  Rest,  fast  ein  Siebentel,  auf  Gas  (281.000  M.).  1886/87 
hatten  von  24  Gemeinden  4  alle  3  Steuern  (Stuttgart,  Esslingen  ,  Heiibronn,  GmQnd\ 
9  (darunter  Ulm,  Cannstatt,  Reutlingen)  die  Bier-  und  Fleischsteuer,  11  (darunter 
Tübingen)  nur  die  Biersteuer.  Die  Biersteuer  wurde  allgemein  im  Maximalsatz  von 
65  Pf.  vom  Hektoliter  erhoben,  die  Fleischstcuer  in  6  (darunter  Stuttgart,  Ulm)  von 
13  Städten  im  Mazimalsatz  von  6  Pf.  vom  Kilogramm,  in  den  anderen  verschiedent- 
lich niedriger,  zu  5,  4,  2  Pf.,  die  Gassteuer  zum  Mazimalsatz  von  4  Pf.  für  das 
Kubikmeter  in  2  (darunter  Stuttgart),  zu  3  und  2  Pf.  in  2  anderen.  Im  Jahre  1897 
bestanden  alle  3  Steuern  nur  noch  in  3  (Stuttgart,  Esslingen,  Heilbronn),  die  Fleisch- 
und  Biersteuer  in  12,  die  Biersteuer  allein  in  20  Orten,  zusammen  35  (Verordnung 
vom  27.  März  1897).  Seitdem  bis  Ende  1898  ist  noch  13  Gemeinden  (darunter  selb^ 
einer  Theilgemeindc)  die  Einführung  der  Biersteuer  gestattet  worden.  Vom  Ertrag 
fiel  1896/97  auf  Fleisch  1.199.000,  Bier  820,000,  Gas  301.000  M.,  in  Stuttgart  allein 
bezw.  623.000,  208.000  und  256.000  M.  Die  Finanzlage  der  Gemeinden  mit  Ver- 
brauchssteuern galt  bei  dem  Keformplan  von  1896  allgemein  als  eine  solche,  welche 
die  Beseitigung  dieser  Steuern  und  deren  Ersetzung  durch  directe  nicht  opportun 
erscheinen  lasse,  weshalb  diese  indirccten  Abgaben  auch  in  Zukunft  den  Gemeinden 
bedingungsweise  gestattet  werden  sollten  (s.  o.  S.  240). 

In  der  einzigen  grösseren  Stadt  des  Landes,  in  Stuttgart  (1895  mit  158.000 
Einwohnern,  die  zweite,  das  alte  Ulm,  hat  nur  39.000)  war  in  1894/95  (städt.  stat 
Jahrb.  a.  a.  0.)  der  Ertrag  der  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern  3.091.000  M.,  davon 
zur  Grund-  und  Gebäudesteuer  1.340.000,  zur  Gewerbesteuer  vom  stehenden  Gewerbe 
1.270.000,  vom  Wandergewerbe  6000,  zur  Kapitalrentensteuer  357.000,  zur  Dienst- 
und Berufseinkommcnstcuer  118000.  Die  Verbrauchssteuern  gaben  1.032.000,  die 
Grundbesitzwechselabgabc  206.000,  der  Pllasterzoll  28.000,  der  Antheil  an  der  Hunde- 
.steuer  55.000,  die  Wohnsteuer  u.  s.  w.  141.000  M.,  der  gesammte  Steucrertrag 
4.552.()00  M.  Rechnet  man  die  Wohn^tcuer  zu  den  directen,  und  fasst  alle  die 
anderen  als  indirecte  zusammen,  so  kommen  auf  jene  71,  auf  diese  29^0«  ^^^  ^en 
Kopf  bezw.  21.28  und  8.69,  zusammen  29.97  M. 


Die  deutsche  Bestenerauj^  im  19.  Jatirliundert. 

Fortsetzung. 

5.    AbschDÜt. 
4.  Baden. 

FinanzwissenscLaftlicb  bietet  besonderes  Interesse  die  eigenartige  Entwicklang 
und  ÄDsgestaltang  der  dirocten  Bestooerong,  namentlicb  der  Ertrags  besten  emng 
mit  ihren  (Kapital-)  Wertbkatastern  der  Realstenern  und  ibren  fingirten  sogen,  steuer- 
baren Kapitalien  aucb  der  anderen  Ertragssteuern;  sodann  die  Eingliederung 
der  Einkommensteuer  in  die  directo  Besteuerung  und  die  systemat- 
ische Benutzung  der  verbliebenen  Ertragssteuern  zur  höheren  Be- 
steuerung des  fundirteu  Einkommens;  endlich  der  jetzige  Plan  (1899),  die 
Einlcommensteuer  noch  mehr  zur  staatlichen  directeu  Hauptsteuer  zu  machen  und  zur 
£ilgänziing  aus  den  Ertragssteuern  unmittelbar  eine  Vermögens- 
bcsteuorung  herzustellen.  Aus  den  dem  Lande  Ferbliebenen  eigenen  inneren  Ver- 
brauchssteuern ist  die  staatliche  Fleischstouer  und  Weinsteuer,  letztere  auch 
nach  ihrer  Ycranlagungstechnik,  bemerkenswcrth. 

a.   Staatsbesteuerung. 

§.74.  Uebersicht  der  Entwicklung.  Erste  Periode, 
Zeit  der  Errichtung  des  Grossberzogtbums  und  des 
Absolutismus,  1803/7  —  1818.  Das  beutige  Grossberzogtbum 
Tcrdankt  ebenfalls  den  bekannten  politiscben  Ereignissen  im  ersten 
Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts  seine  heutige  Gebietsgrösse,  Gebiets- 
vmfang  und  Begrenzung.  Nachdem  schon  kurz  vorher,  1771,  die 
kleine  Markgrafschaft  Baden-Durlaeh  durch  Erbanfall  von  Baden- 
Baden  sich  im  Gebietsamfang  mehr  als  verdoppelt  hatte,  gelang 
Ton  1803  an,  trotz  des  Verlustes  der  kleinen  linksrheinischen 
Lande,  eine  Vergrösserung  des  Gebiets  auf  mehr  als  das  Vierfache 
durch  die  Angliederung  aller  möglichen  kleinen,  bisher  selb- 
ständigen oder  von  anderen  Territorien  abgetrennten  Landstücke. 
Die  Ereignisse  von  1813 — 1815  haben  an  dem  einmal  erlangten 
Gebiete  fast  nichts  mehr  geändert.  Die  in  der  Rheinbundzeit  er- 
reichte Grösse  und  Begrenzung  ist  dem  Grossherzogthum  somit 
beinahe  ganz  unverändert  bis  in  die  Gegenwart  verblieben,  was 
fttr  die  allgemeine  und  auch  für  die  Finanz-  und  Steuergeschichte 
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des  Landes,    ähnlich    wie    bei    Württemberg    (S.  204),    von  Be- 
deutung war. 

Die  älteren  Antraben  über  die  Grössen Ferhältnisse  des  Staatsgebiets  weichen 
etwas  ab.  Rund  umfasste  die  MarkfO'afschaft  am  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  an 
65  Quadratmeilen,  wovon  13 — 14  auf  dem  linken  Rbeinnfcr  (nach  Yiebahn  9,  wohl 
gerechnet  ohne  das  schon  bisher  unter  französischer  Hoheit  stehende  Gebiet  badischer 
Prinzen).  Nach  den  verschiedenen  neuen  Erwerbungen  und  Gebiets-  und  Grenz- 
rcctificationen  ergab  sich  um  1812  ein  Gebiet  von  272 — 273  Qu.-M.,  das  nach  ganz 
unbedeutenden  weiteren  Veränderungen  auf  Grund  späterer  Vermessungen  aaf  etwas 
über  278  berechnet  wurde  (jetzt  incl.  Antheil  am  Bodensee  15,263  Quadratkilometer, 
ohne  diesen  Antheil  15.081).  S.  bei  Vi  e  bahn,  Statist.  I,  S.  34  ff.,  die  Veränderungen 
des  Gebiets  seit  1791,  Regenauer,  Staatshaushalt  Badens  (1863),  S.  6  fi.,  v.  Reden, 
Finanzstatistik  I,  1.  Abth.  S.  288,  bad.  stat  Jahrb.  f.  1897,98  S.  1). 

Nach  der  Zusammensetzung  des  neuen  Staatsgebiets  aus  dem 
verschiedenartigsten  Territorialgetrtimmer  der  alten  südwestdeutschen 
Keichslereise  ergaben  sieh  für  den  neuen  Staat  dieselben  politischen, 
administrativen  und  auch  finanziellen  Aufgaben,  wie  in  Württem- 
berg, Baiern  u.  a.  L.  m.  Sie  wurden  auch  im  gleichen  centralistischen 
und  absolutistischen  politischen  Geiste  der  Zeit  mit  Energie  und 
Rticksichtslosigkeit^  aber  auch  mit  leidlichem  Geschick  und  Erfolg 
schon  in  der  Rheinbundperiode  durch  eine  Reihe  zusammen- 
hängender Organisationsedicte  u.  s.  w.,  besonders  zwischen  1807 
und  i^  gelöst.  Die  Einheitlichkeit  des  Gebiets  und  der  Verfassung, 
auch  in  Finanz-  und  Steuerangelegenheiten,  war  so  bereits  erreicht, 
als  im  Jahre  1818  durch  GewUhrung  einer  landständischen  Ver- 
tassuns::  der  Stant  in  die  constitutionelle  Form  fiberging,  wo  man 
dann  in  Gesetzgc^hun^,  Verwaltung  und  auch  im  Steuerwesen  auf 
der  durch  den  voraiiHf^chendcn  Absolutismus  geschaffenen  Grund* 
läge  weiterbaiicn  konnte. 

Namentlich  die  Vereinheitlichung  und  locale  Ausgleichung  der 
Besteuerung,  wenigstens  in  principieller  Hinsicht,  zum  grossen 
Theil  aber  auch  schon  in  der  practischen  Durchführung,  die  An- 
erkennung der  modernen  politischen  Grundsätze  der  AUgemeinheit 
und  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  war  bereits  vor  der  con- 
stitutionellen  Aera  gelungen.  Besonders  war  ein  Fundament  für 
die  directe  Besteuerung  gelegt  worden,  das  sich  zum  Auf-  und 
Ausbau  später  brauchbar  erwiesen  hat  Der  leitende  Gedanke  war 
dabei  eine  Steuerausgleichung  zwischen  den  verschiedenen  Landes- 
theilen,  aus  denen  der  neue  Staat  zusammengesetzt  war  und  in 
denen  die  bisherige  Steuerverfassung  und  die  practische  Aus- 
gestaltung und  Durchführung  der  Steuern,  wie  überall  in  deutschen 
Landen,  grosse  Verschiedenheiten  aufwies.  Diese,  sogen.  Stener- 
peräquation,  die  dann  auch  die  indirecten  Steuern  mit  umfasste» 
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wurde  von  1807  und  1808  an  grundsätzlich  und  systematisch  ein- 
geleitet und  bei  den  indirecten  Steuern  schon  bis  1812,  bei  den 
directen  nach  Erledigung  der  längeren  schwierigen  Vorarbeiten, 
welche  hier  die  Durchführung  der  neuen  Steuern  an  Stelle  der 
mannigfaltigen  älteren  bezüglichen  Abgaben  nothwendig  mit  sich 
brachte,  bis  1815/17  im  Wesentlichen  verwirklicht. 

Das  Wichtigste  war  diese  Ausgleichungsmaassregel 
bei  der  directen  Besteuerung,  durch  welche  ein  aus  den 
üblichen  drei  Hauptgliedern,  der  Grund-,  Gebäude-  und  Ge- 
werbesteuerbestehendes Ertragssteuersystem  mit bemerkens- 
werthen  Eigenthümlichkeiten  geschaffen  worden  ist  (1810,  1815). 
Letztere  sind  der  badischen  Besteuerung  bis  in  die  Gegenwart  ver- 
blieben und  gerade  dadurch  nimmt  die  Ertragsbesteuerung  Badens 
eine  Sonderstellung  in  Deutschland  ein. 

Bei  der  Grand-  und  Hänsorstener  (1810)  bildet  nemlich  die  Grundlage  der 
Bestenernng  der  mittlere  Kaufw^erth  der  Grandstucke  and  Häaser,  welcher 
aos  dem  Darchschnitt  der  in  einer  längeren  Reihe  Yon  Jahren  —  bei  den  Grand- 
stftcken  ?on  1780—89  and  1800—1809,  bei  den  Häasern  nar  in  letzterer  Periode  — 
vorgekommenen  Kaufpreise  abgeleitet  wird.  Also  eine  (nominelle)  (Kapital-) Wert h- 
katastrirung,  wobei  aas  dem  mittleren  wirklichen  Kaufwerth  auf  den  mittleren 
wirklichen  Beinertrag  geschlossen  wird.  Bekanntlich  ein,  vollends  bei  ländlichen 
Grandstücken ,  aber  auch  bei  Häusern  schon  für  einen  einzelnen  Zeitpunct,  gar  erst 
fUr  eine  längere  Periode  sehr  gewagter  Schluss.  Gleichwohl  hat  man  dies  Princip, 
welches  mit  gewissen  Modiücationen  (bei  Waldungen  übrigens  so,  dass  man  den 
schätzungsweise  ermittelten  Beinertrag  aach  hier  kapitalisirte)  durchgeführt  worden 
ist,  bis  in  die  Gegenwart  in  Baden  festgehalten  und  glaubt  mit  den  Ergebnissen 
mindestens  ebenso  zufrieden  sein  zu  kOnuen,  als  mit  denen  der  wahren  Ertragskataster 
der  anderen  Länder.  Auch  noch  in  der  jüngsten  Zeit  hat  man  bei  Erwägangen  der 
Bcform  der  directen  Steuern  diesen  Standpunct  regierungsseitig  eingenommen 
(s.  D.  §.  82). 

Die  Gewerbesteuer  (1815,  1816)  hatte  von  vornherein  die  Eigenthümlichkeit, 
nicht  nur  „Dnternehmungen''  zu  treffen,  sondern  auch  „Arbeiter"',  speciell  Hand- 
arbeiter (mit  Ausschluss  des  Brotgesindos)  zu  umfassen,  Beamte  und  liberale 
Berufe  dagegen,  wie  die  meisten  anderen  älteren  und  neueren  Gewerbesteuergesetze, 
aosznschliessen ,  ferner  aber  unter  den  gewerblichen  Unternehmungen  sich  nicht  nur, 
wie  üblich,  auf  die  Gewerbe  i.  e.  S.,  Handwerk,  Fabrik,  Handel,  Gastwirthschaft 
Q.  dergl.,  sondern  auch  auf  den  Betrieb  der  Landwirthschaft,  auch  des  auf 
eigenem  Boden  erfolgenden  landwirthschaftlichen  Selbstbetriebs,  mit  aus- 
zudehnen. Man  sah  nemlich  den  Ertrag  des  letzteren  durch  die  Grundsteuer  allein 
nicht  oder  nicht  ausreichend  getroffen  an.  Man  nahm  auch  beim  Landwirth  noch 
einen  persönlichen  Verdienst  an,  den  die  Grundsteuer  weder  thatsächlich ,  noch  prin- 
cipiell  belaste.  Auch  daran  ist  bis  in  die  neuere  Zeit  festgehalten,  erst  viel  später 
sind  die  selbständigen  Landwirtbe  (Unternehmer)  als  solche  von  Gewerbe-  (und  späterer 
„Erwerb"-)Steuer,  auch  betreffs  dieses  per^önlicheu  Verdienstes  befreit  worden,  als 
die  Einkommensteuer  eingeführt  wurde,  1884  Die  Gewerbesteuer  unterscheidet  dann 
zum  Zwecke  der  Veranlagung  zwei  Bestandtheile  des  Reinertrags,  welche  aber  wieder 
nicht  direct  ermittelt,  sondern  für  die  nach  einem  eigenthümlichen  Princip  Steuer- 
kapitalbeträge gebildet  werden.  Es  wird  nemlich  der  persönliche  Verdienst  (d.  h.  der 
Annahme  nach  Untemehmergewinn  und  Arbeitslohn)  und  die  Rente  des  Betriebskapitals 
getrennt.  Für  jenen  wird  ein  Gewerbegattungstarif  mit  10  Olassen  des  Verdienstes 
in  einer  als  Steuerkapital  geltenden  Geldsumme  festgesetzt,  zum  Theil  bei  Localbedarfs- 
gewerben  in  Verbindung  mit  Ortsclassen,  bei  (Gross-)Handel  und  Fabriken  mit  nach 
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der  Grosse  des  Betriebskapiuls.  bei  mit  Gehilfen  arbeitenden  Gewerben  mit  Zosclil&j^en 
zur  Steuerkapitalsummc  des  persönlicheD  Verdienstes  nach  Art  und  Zahl  der  Gehilfen. 
Landvirthc  stehen  aber  nur  in  der  untersten  Ciasse,  auch  finden  bei  ihnen  keine 
Gehilfenzaschläge  statt.  Das  Betriebskapital  umfasst  wesentlich  das  bewegliche,  aber 
einschliesslich  Maschinen  u.  dgl..  nicht  Gebäude  u.  dgl,  die  der  H&nsersteuer  mit 
unterliegen,  lässt  Beträge  bis  400  fl.  frei  und  landwirthschaftliches  Betriebskapital 
überhaupt  und  stellt  gleichfalls  Stcoerclassen  nach  der  KapitalgrOsse  (15)  auf,  io 
welche  die  einzelnen  Gewerbe  auf  Grund  der  dem  Gewerbetreibenden  für  sein  Betriebs- 
kapital obliegenden  Fassionspflichten  eingereiht  werden.  Aus  der  Summirung  des 
Steuerkapitals  des  persönlichen  Verdienstes  und  des  Betriebskapitals  bildet  sich  das 
steuerpflichtige  ,.Gewerbesteucrkapital'\  in  dessen  auf  Grund  dieser  Fictionen  fest- 
gestellten Höhe  man  dann  nach  der  Annahme  des  Gesetzgebers  eine  den  Grund-  und 
Gebäudesteuer- Kapitalien  homogene  Besteuerungsgrösse  erhält.  Die  Homogenität  dieser 
Grössen  wurde  für  so  sicher  gehalten,  dass  man  als  Regel  einen  gleichen  Steuerfoss 
(so  und  so  viel  Kreuzer  von  100  fl.  Steuerkapital  der  drei  Steuern)  glaubte  anlegen 
oder  diesen  Fuss  in  ganz  bestimmter  Weise,  später  dauernd,  aber  gleichbleibend  hoher 
für  die  Gewerbe-,  als  für  die  beiden  anderen  Steuern  festsetzen  zu  können,  z.  B.  mit 
18,  19  kr.  für  alle,  seit  1825  für  lange  Zeit  mit  23  für  die  Gewerbesteuer,  mit  19Vr 
seit  1828  mit  19  kr.  für  die  anderen. 

Das  ganze,  in  seiner  Art  ingeniöse,  System  der  Gewerbesteoer 
länft  auf  eine  Verbindnng  der  Bestenerangsmetbode  naeb  änsseren 
Merkmalen  mit  anderen  Momenten  mebr  persOnlicber  Art  und 
soleben,  bei  denen  aus  dem  Wertb  des  Betriebskapitals  auf  den 
ungefähren  Reinertrag  geschlossen  wird,  hinaus  und  ist  als  Versneb 
zur  Lösung  des  Gewerbesteuerproblems  ohne  unmittelbare  Fest- 
stellung des  wirklichen  Reinertrags,  wie  das  französische,  baierische, 
wUrttembergische  und  das  Vorgehen  anderer  Gesetzgebungen  immer- 
hin bemerkenswerth.  Die  sichere  Erreichung  des  Ziels,  einer 
grösseren,  wenigstens  relativen,  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung 
der  einzelnen  Gewerbe  auf  diesem  Wege,  ist  freilich  nicht  wahr- 
scheinlich, auch  nicht  bei  der  Form,  welche  die  badische  Gewerbe- 
steuer in  ihrer  späteren  Fortbildung  erfahren  hat  Es  laufen  dabei 
zu  viel  willkllhrliche  Fictionen  unter.  Auch  die  Regelung  des  Ver- 
hältnisses der  Gewerbesteuer  zu  den  beiden  eigentlichen  Realsteuem 
unterliegt  trotz  der  gleichmässigen  nominellen  Grundlage  in  Steuer- 
kapitalwerthen  den  nemlicben  Einwänden. 

Die  ursprünglichen  Gesetze  sind  die  Grundsteuerordnung  Fom  20.  Juli  1810,  die 
Hauscrstcnerordnung  rom  18.  Sept.  1810,  die  Gewerbesteuerordnung  rom  6.  April 
1815,  nebst  Gesetz  dazu  vom  25.  April  1816.  S.  ?.  Reden  a.a.O.  S.  328  ff., 
liegen  au  er,  S.  400,  407 — 428,  Lewald,  die  directen  Steuern  in  Baden  im 
Fin.arch.  B.  3,  1881,  S.  764«.,  v.  Pliilippovich,  bad.  Staatshaush.  (1889),  S.24ff., 
30  fr.,  Seubert,  Kinanzverwalt.  Badens  (1885,  aus  ,,das  Grossh.  Baden*'),  S.  22  ff., 
Buchenberger'h  fiiianzministerielle  Denkschr.  v.  Dec.  1897  über  Steuerreform  mit 
der  Darstellung  der  Ergebnisse  einer  Fcrsuchsweisen  Beinertrags-Yeranlagong  der 
Grundstücke  in  einer  Anzalil  ländlicher  Gemeinden  und  dem  ablehnenden  Scliluss 
darnach  gegen  die  llinuberbildung  der  alten  badischen  Grundsteuer  in  diese  andere, 
meist  sonst  bestellende  und  gewöhnlich  für  richtiger  gehaltene  Katastrirnngsform 
hintiber.  (Fin.arch.  B.  15,  18i)8,  S.  412  ff.,  428).  —  üeber  weitere  Einzelheiten  der 
Gesetzgebung  von  1810  u.  1815  s.  die  GeseUe  selbst  und  obige  Litterator,  bes.  Begen- 
auer und   Lewald,  so  über  die  Behandlung  der  GrundgefUle,  der  Waldungen.    FQr 
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letztere  warde  das  Steaerkapital  aas  dem  15  fachen  Werthe  des  nachhaltigen  jährlichen 
Holzertrags  auf  dem  Stamme  gebildet,  unter  der  Fiction,  dass  alles  Holz  KlafterhoU 
sei  und  mit  Zugrundelegung  der  Preise  von  1807—9. 

Wie  meistens  fehlte  also  in  der  Verfassung  der  directen  Steuern 
in  dem  damals  begründeten  System  noch  die  eigene  Besteuerung 
der  Leihzinsen  oder  Kapitalrenten  in  diesem  Sinne,  die 
nur  1815  einmal  für  Kriegszwecke  bestanden  hatte,  und  die  Be- 
steuerung der  Erträge,  bezw.  Einkommen  aus  anderen  Quellen 
und  persönlichem  Erwerb,  als  den  durch  die  Grund-,  Ge- 
bäude- und  Gewerbesteuer,  insbesondere  nach  der  erwähnten  Ein- 
richtung und  Ausdehnung  der  letzteren  betroffenen.  Die  zweite 
Lücke  wurde  erst  durch  die  Gesetzgebung  der  constitutioncllen 
Zeit  seit  1820,  insbesondere  mit  der  späteren  sogen.  G lasse n- 
8 teuer,  die  erste  Lücke  sogar  erst  1848,  mit  in  Folge  der  dama- 
ligen politischen  Bewegungen,  mit  der  sogen.  Kapitalsteuer 
aasgefüllt  (s.  u.  §.  75).  Erst  damit  hat  das  badische  Ertragssteuer- 
system, das  1810  begründet  worden  war,  seinen  vollen  Ausbau 
erfahren. 

Die  inneren  indirecten  Verbrauchssteuern,  die 
Zölle  und  die  Verkehrssteuern  (nebst  verwandten  Abgaben) 
wurden  dagegen  auch  schon  in  der  absolutistischen  Zeit  einheitlich 
geordnet  und  so  das  ganze  Steuersystem  einigermaassen  den  Be- 
dürfnissen der  Zeit  und  des  neuen  Staatsgebildes  gemäss  zu  einem 
gewissen  Abschluss  gebracht. 

Näheres  ttber  diese  sSmmtlichen  Steuern,  soweit  sie  noch  bestehen,  unten  in 
§.  79  ff.  Den  Anfang  machte  eine  neue  Tax-,  Sportel-  und  Stempelordnung 
Tom  17.  Juli  1807  zur  ^leichmässigen  Gebtaltnng  der  Justiz-  und  Polizeiabgaben 
(Begenauer  S.  399,  482,  485).  1810  trat  eine  neue  Chaussccgeldordnung 
an  Stelle  der  bisherigen  Normen.  1812  wurde  am  2.  Januar  eine  Zoll-  und  eine 
Accisordnang,  am  6.  März  eine  Ohmgeldorduung  an  Stelle  der  bisherigen 
Bestimmungen  über  betreffende  Abgaben  erlassen  (Kegonaucr  S.  400).  Der  Wein 
wurde  von  verschiedenen  Abgaben  getroffen  (Accise  vom  Wein  der  privaten  Con- 
samentcn  bei  Einlagerung,  Ohmgeld  vom  Wirthshausconsum,  dazu  kleinere  beäondero 
Gefälle).  Seine  Besteuerung  btellt  mit  ihren  Veränderungen  eine  förmliche  Art 
Weinsteuersystem  dar  (s.  Regenauer  S.  455  ff.,  auch  Philippovich  a.  a.  0.  37). 
Aoch  das  Bier  unterlag  beiden  genannten  Steuern,  der  Accise  und  dem  Ohmgeld, 
nach  der  Gesetzgebung  von  1812  in  der  Foim  der  Malzsteuer,  die  später,  1820,  der 
Form  der  Kesselsteucr  vom  Biersutt  wich  (Kegenauer  S.  468  ff).  Der  Brannt- 
wein wurde  1812  auch  mit  Accise  und  Ohmgeld  belegt  und  zwar  beides  in  Form 
des  sogen.  Blasenzinses,  seine  Besteuerung  hat  ^päter  manche  Aenderung  erfahren 
(eb.  S.  467  ff.).  Die  Schlachtvichacciso  von  1812  umfasstc  alles  Schlachtvieh, 
tuch  Schweine,  Schafe,  Lämmer,  Ziegen,  nach  StUckbätzen,  bei  grossem  Vieh  mit 
Abstufungen  der  Sätze  nach  der  Schwere  (cb.  S.  470).  Andere  ältere  Accisen,  auf 
Essig,  Tabak,  Früchte,  Oelstoffe,  Brennholz  sind  wieder  fortgefallen  (1818,  1820). 
Salz  wurde  in  Begalform  besteuert.  Das  Begal  war  anfangs,  bis  1825,  bevor  man 
gentlgend  ergiebige  eigene  Salzgewinnung  im  Lande  hatte,  gegen  eine  jährliche 
Pauschsumme  verpachtet,  wobei  die  Pächtcrin  das  Ankauf-,  Einfuhr-  und  Verkauf- 
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jnonopol  hatte,  aber  überall  für  genügende  YerkaufssteUen,  wo  bestimmte  feste  Preise 
inne  za  halten  waren,  sorgen  musste  (eb.  S.  505  ff.). 

Zar  Accise  worden  (and  werden  noch  bis  in  die  Gegenwart  und  demgem&ss 
benannt)  die  Steaern  auf  Eigenthums-  (sogen.  Besitz-)Wechsel  ron  Liegenschaften 
(bezw.  unbeweglichem  YermOgen)  unter  lästigem  Titel  unter  Lebenden  (Liegen- 
Schafts-  oder  Kaufaccise)  und  auf  Uebergänge  in  Folge  ?on  Schenkungen 
und  Erbschaften  (Schenkungs-  und  Erbschaftsaccise)  icerochnet  (eb. 
S.  474  ir.).    Auch  darüber  Bestimmungen  in  der  Accisordnung  von  1812. 

Die  Zölle  sind  erst  durch  die  Zollordnung  vom  2.  Jan.  1812  endgiltig  aus  dem 
früheren  Zustande,  worin  an  einzelnen  Stellen  im  Innern  und  an  der  Grenze  nach 
verschiedenen  alten  Tarifen  mancherlei  Abgaben  erhoben  worden  waren,  in  ein 
modernes  Landesgrenzzollsystem  mit  Ein-,  Aus- und  Durchfuhrzöllen  unter  Auf- 
hebung der  inneren  Zölle  und  Freigebung  des  inneren  Verkehrs  verwandelt  worden. 
Nach  Beseitigung  der  durch  die  Continentalsperro  veranlassten  überhohen  Zolls&tze 
auf  Colonialwaaren  u.  dgl.  waren  die  Tarifsätze  auch  des  Einfuhrzolles  für  Golonial- 
waarcn,  wie  für  Fabrikate  äusserst  massige.  Das  Durchfnhrzollsystem  litt  unter  der 
Complicirtheit  des  Berechnungsmodus  wesentlich  nach  der  Länge  des  Durchfubrwegs. 
Einirreifendere  Acnderungcn  in  den  Tarifen  erfolgten  erst  in  der  constitutionellen  Zeit 
(1826,  1827).  Das  Schwergewicht  der  Einnahmen  aus  den  Zöllen  lag  zwar  bereits 
beim  Einfuhrzoll,  aber  bis  zum  Anschluss  Badens  an  den  Zollverein  (1836)  fielen 
neben  ihm  die  Aus-  und  Durchfuhrzölle  und  ausserdem  auch  die  WasserzOlle,  besonders 
auf  Khoin,  Neckar,  Main,  alle  diese  drei  Zollkategorieen  zusammen  in  den  20er  und 
80er  Jahren  mit  V« — Vs  ^^^  Kohertrags  der  Zölle,  auch  finanziell  ins  Gewicht.  (S.  die 
verhältnissmässig  eingehende  Darstellung  für  1812 — 36  bei  Hegen  an  er  S.  524— 528 
u.  bes.  Kirsch,  Zoll-  und  Reichssteuerverwaltung  in  Baden,  1885,  S. 2ff'.,  19  ff.). 
Auch  eine  Hundesteuer  (Hundetaxe)  ist  schon  1811  allgemein  eingeführt  worden. 

Im  Ganzen  wird  man  im  badischen  Steuersystem  dieser  Periode 
überhaupt  und  in  dessen  Ausgestaltung  im  Einzelnen  manche  An- 
klänge an  das  grosse  „Muster  der  Zeit'^,  das  französische  System 
finden,  mit  freilich  auch  bemerkenswerthen  Verschiedenheiten  in 
der  Structur  und  Technik  der  directen  Steuern.  Dann  fehlen 
namentlich  die  hoben  Enregistrement-  und  Stempelabgaben  und 
das  Tabakmonopol.  Die  hohe  Liegenschaftsaccise  erinnert  aber 
auch  an  die  betreifende  französische  Steuer  im  Enregistrement 

§.  75.  Zweite  Periode,  vom  Erlass  der  landstän- 
dischen Verfassung  bis  zur  Einführung  der  all- 
gemeinen Einkommensteuer  (1884).  Besonders  die 
directe  Besteuerung,  Classen-  und  Kapitalstener. 
Durch  die  octroirte  Verfassung  von  1818  wurden  den  Landständen 
die  seitdem  üblich  gewordenen  Rechte  in  Bezug  auf  Mitwirkung 
an  der  Ordnung  des  Staatshaushalts  und  der  finanziellen  und  Steuer- 
gesetzgebung im  Wesentlichen  gewährt  und  die  AUgemeinheit  der 
Steuerbelastung,  welche  der  Absolutismus  bereits  eingeführt  hatte, 
als  staatsrechtlicher  Grundsatz  anerkannt. 

Verfassung  von  1818,  §.  8 :  „alle  Badener  tragen  ohne  Unterschied  zu  den  öffent- 
lichen Lasten  bei.  Alle  Befreiungen  ?on  directen  und  indirecten  Abgaben  bleiben 
aufgehoben.'*  Bemerkenswerth  ist  auch,  dass  das  passive  Wahlrecht  zar  2.  Kammer 
zum  Theil  an  den  eigeuthümlichon  Berechnungsmodus  der  Stenerkapitale  der  Grund-, 
Häuser-  und  Gewerbesteuer  anknüpft,  indem,  von  gewissen  anderen  Glassen  der  Be- 
völkerung  abgesehen,   ein   zu  wählender  Abgeordneter  mit  einem  Steaerkapital  fon 
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mindestens  10.000  fl.  im  Kataster  eingetragen  sein  mass  (§.  37,  Nr.  8).  Die  Mit- 
wirkongsrechte  der  St&nde  in  Fiiianzsachen  sind  in  dem  Abschnitt  IV  der  Verfassung, 
§.  53  ff.,  mit  enthalten.  Herrorzoheben  sind  daraus  folgende  Bestimmungen.  Die 
Ausschreibung  und  Erhebung  von  Auflagen  ist  an  die  Zustimmung  der  Stände  ge- 
bunden ^§.  53),  die  aber  nicht  an  Bedingungen  geknüpft  werden  darf  (§.  56).  Nur 
Kriegssteuem  dürfen  eventuell  und  bedingt  ohne  vorherige  ständische  Zustimmung 
.ausgeschrieben  (§.  63),  alte  Abgaben  nach  Ablauf  der  Yerwilligongsfrist  nur  in  ge- 
wissen Fällen  noch  6  Monate  forterhoben  werden  (§.  62).  Das  Auflagengesetz  wird 
in  der  Regel  für  2  Jahre  gegeben  (§.  54).  Mit  seinem  Entwurf  wird  das  Staats- 
budget und  eine  detaillirte  Uebersicht  über  die  Verwendung  der  verwilligten  Gelder 
in  den  früheren  Etatsjahren  überreicht  (§.  55). 

In  der  mit  dieser  VerfassaDg  beginnenden  zweiten  Periode  der 
badischen  Steaergeschichte  des  19.  Jahrhunderts  war  das  Wichtigste 
der  allmälige  folgerichtige  Aasban  und  spätere  theil- 
weise  Umbau  der  directen  Besteuerung  zu  einem  volN 
ständigen,  alle  ,, Erträge'^,  bezw.  Einkünfte  umfassenden  Er- 
tragssteuersystem. Dies  geschah  vornemlich  durch  die  Ein- 
ftthrung  der  sogen.  Classensteuer  und  später  der  sogen. 
Kapitalsteuer. 

Der  erste  Schritt  in  dieser  Richtung  war  schon  im  Jahre  1820 
die  Anknüpfung  einer  directen  Steuer  auf  die  übrigen,  von  der 
■Gewerbesteuer  nicht  getroffenen,  wesentlich  persönlichen 
Berufs-Einkünfte  aus  öffentlichen  Aemtern  u.  dgl,  aus  libe- 
ralen und  sonstigen  Berufsdiensten  u.  s.  w.,  der  späteren  sogen. 
C 1  a  8  8 e n 8 1  e  u er,  an  die  bisherige  dreigliederige  Ertragsbesteueiung. 
Das  Eigenthümliche  dieser  Steuer  war  schon  anfangs,  blieb  aber 
auch  in  ihrer  Umgestaltung  im  Jahre  1837  die  Annahme  des 
Princips  der  Progressivität  des  Steuerfusses  (bis  zu 
einem  Maximum)  fflr  die  ihr  unterworfenen  Einkünfte  mit  deren 
steigender  Höhe:  eine  Singularität,  bei  der  Festhaltung  des  pro- 
portionalen Fnsses  der  übrigen  directen  (auch  der  späteren  Kapital-) 
Steuern,  die  als  solche  immer  ihre  Bedenken  hat,  aber  gerade  für 
diese  Einkünfte  mit  besonderen,  freilich  nicht  immer  zutreffenden, 
Gründen  in  Baden  zu  rechtfertigen  gesucht  wurde.  Auch  diese 
Steuer  wurde  durch  das  Gesetz  von  1837  mittelst  Bildung  von 
Classensteuerkapitalien ,  welche  aus  der  Multiplication  des  Ein- 
kommens der  Steuerpflichtigen  mit  gewissen  im  Gesetz  bestimmten 
Factoren  berechnet  wurden,  dem  Formalismus  der  älteren  Ertrags- 
steuem  änsserlich  angepasst. 

Die  im  Jahre  1820  ia  den  Etat  gestellte,  darch  Verordnung  vom  31.  Oct.  1820 
darchgefuhrte  Steuer  anf  Apanagen,  Besoldungen,  Pensionen  u.  dgl.  m.  hatte  zunächst 
nar  eine  ansserordcntliche  vorübergehende  sein  sollen,  bürgerte  sich  aber  als  ordent- 
Ücbe  ständige  dann  ein.  Sie  zerfiel  in  10  Classen  nach  der  Einkommenhöhe  und 
traf  Einkommen  bis  1000  fl.  mit  1  kr.  vom  Gulden  (1%  %)«  die  höheren  mit  steigenden 
Sätzen,   1000-2000  fl.   mit  2   (SVs^/o)»   2000—3000  ü.   mit   8  (5  7o)  ^nd  so  fort. 
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schliesslich  die  Beträge  über  80.000  fl.  mit  10  kr.  7om  Golden  (16Vt7o)«  selbst  bei 
niedrigerem,  ToUends  bei  hohem  Einkommca  absolut  hohe  und  aach  den  anderen 
directcn  Stcoern  gegenüber  relativ  hoho  Sätze.  Die  Regierung  sah  das  ein  und  wollte 
auch  die  singulare  Progressivbesteuerung  dieser  Einkünfte  sp&ter  beseitigen,  drang 
hiermit  aber  in  einem  Entwurf  von  1837  nicht  durch.  In  einem  neuen  Gesetz  Tom 
10.  Juli  1837  wurde  die  Bildung  von  Steuerkapitalien  auch  bei  der  Classensteuer  ein- 
gerichtet, die  dann  mit  demselben  Satz  wie  die  Gewerbesteuerkapitalien  (damals  23  kr. 
von  100  fl.)  belegt  werden  sollten.  Aber  diese  Glassensteoerkapitalien  worden  nicht, 
wie  die  Regierung  beabsichtigte,  durch  Multiplication  dos  Einkommens  mit  der  gleichen 
Ziffer  (3),  sondern  mit  steigenden  Ziffern  (bis  2000  fl.  Einkommen  mit  3,  2000—3000 1 
mit  6  u.  s.  w.,  schliesslich  über  8000  fl.  mit  12)  gewonnen.  Dadurch  wurde  reell 
auch  bei  dem  gleichen  Steuerfusso  für  alle  Classen  eine  progressive  Besteuerung  hier 
beibehalten  und  namentlich  trotz  des  gleichen  Fusses  gegenüber  der  Gewerbesteuer, 
der  eine  solche  Berechnung  des  Steuerkapitals,  auch  bei  der  Abtheilung  des  persön- 
lichen Verdienstes,  mit  steigenden  KapitalisirungSbätzen  fremd  blieb,  eingerichtet 
Allgemeine  Hinneigung  zur  Ansicht  von  der  Gerechtigkeit  der  Progressivit&t  des  Steuer- 
satzes, specielle  Ansichten  über  Beamte,  feste  Gehalte  u.  dgl.,  auch  wohl  eine  gewisse 
gegnerische  Tendenz  gegen  Bcamtenthum  überhaupt,  das  aus  der  öffentlichen  Gasse 
lebe,  machten  sich  hierbei  zu  sehr  geltend,  wobei  denn  auch  die  übrigen  liberalen 
Berufe  mit  ihrer  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  nicht  genügend  beachtet  worden. 
Aber  das  Ganze  ist  doch  sehr  characteristisch ,  —  für  die  Zeit  und  das  Land.  FQr 
grossherzogliche  Apanagen  und  Witthume  blieben  die  noch  höheren  Sfttze  von  1820 
bestehen.  Durch  diese  Annahme  progressiver  Steuersätze  war  die  Classensteuer  aber 
auch  schon  mehr  einer  Snbjcct-  und  Einkommensteuer  genähert.  Auch  in  anderen 
Bestimmungen  tritt  dies  hervor,  in  ihrer  Ausdehnung  auf  die  nicht  von  der  Gewerbe- 
steuer getroffenen  Einkünfte  und  Personen,  daher  namentlich  auch  auf  die  liberalen 
Berufe  ausserhalb  des  öffentlichen  Dienstes,  auf  grundherrliche  Beamte,  auf  das  aas 
irgend  einer  Quelle  herrührende  gesammto  Diensteinkommen  der  Geistlichen  und  Schol- 
Ichrer,  das  deshalb  auch  den  anderen  Ertragssteuern  (selbst  der  Grund-  und  Gef&lle- 
und  Gebäudestcuer)  nicht  unterlag,  in  der  Umrechnung  aller  NaturaleinkUnfte  in  Geld, 
in  der  Fassionspflicht  betreffs  des  Einkommens  far  die  Gcnsiten,  in  der  Veranlagung 
der  Beamten  nach  den  Angaben  der  die  Gehalte  u.  s.  w.  zahlenden  Gasse,  in  gewissen 
personalen  Steuerfreiheiten  (schon  V.  v.  31.  Oct.  1820,  §.  3)  u.  dgl.  m.  Eine  VoIlz.V. 
V.  8.  Apr.  1857  hat  alle  Bestimmungen  vereinigt  (s.  dieselbe  z.  B.  in  dem  Handbuch 
„die  Steuergesetzgebung  Badens",  1858,  S.  161  ff'.).  Für  die  Ortsgeistlichen  und  Schul- 
lehrer galt  das  besondere  Gesetz  vom  14.  Mai  1828,  das  später  durch  das  Gesetz  vom 
3.  März  1854  ersetzt  wurde.  (S.  v.  Roden  a.a.O.  S.  330,  bes.  Regenauer 
§.  276,  S.  440  ff'.,  Lewald  a.  a.  0.,  S.  767  ff".,  v.  Philippovich  S.  32.) 

Nach  EinfiihruDg  der  Classensteuer  fehlte  in  dem  badischen 
System  der  directen  Besteuerung  vornemlieh  noch  die  Steuer  auf 
Leihzinsrenten  und  verwandte  Einkünfte.  In  den  1840er 
Jahren  trat  die  Neigung  zu  einer  solchen  Steuer  mehr  hervor, 
auch  im  Landtage,  doch  machten  sich  auch  die  üblichen  Bedenken 
geltend,  so  die  Befürchtung  einer  Ueberwälzung  einer  solchen 
Steuer  auf  den  Schuldner,  einer  Gefährdung  des  Credits,  einer 
Hinderung  der  Einwanderung  und  Beförderung  der  Auswanderang 
der  Kapitalien,  dann  die  steuertechnischen  Bedenken  wegen  der 
schwierigen  Veranlagung  und  selbst  schon  der  Constatirung  des 
Vorhandenseins  und  der  Eifassung  solcher  Einkünfte.  Doch  ist 
schliesslich,  wohl  mit  unter  dem  Einfluss  der  1848er  StrömuDgen, 
die  Einführung  einer  eigenen  betreffenden  Steuer  im  Jahre  1848 
erfolgt,  die  sogen.    Kapital-  (später  sogen.  Eapitalrenten-) 
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Stener.  Das  erste  mangelhafte  Gesetz  wurde  schon  1850  durch 
ein  neues  verbessertes,  dieses  abermals  durch  ein  neues  im  Jahre 
1860  und  dieses  durch  ein  solches  von  1874  ersetzt.  Die  Steuer 
hat  sich  auf  dieser  Grundlage  fest  eingebürgert  und  im  Ganzen 
bewährt.  Sie  ist  dann  auch  nach  der  Einführung  der  allgemeinen 
Einkommensteuer  zu  deren  Ergänzung,  insbesondere  zur  höheren 
directen  Besteuerung  des  fundirten  Einkommens,  wie  die  anderen 
Ertragssteuern,  beibehalten  worden  (1884).  Diese  selbständige 
direete  BesteueruDg  der  Kapitalrenten  (Leihzinsen)  ist  in  Baden, 
wie  in  Baiem  (S.  153),  Württemberg  (S.  210)  steuerpolitisch  wie 
steuertechniscb  bemerkenswerth. 

Die  bezüglichen  Gesetze  datiren  vom  4.  Jali  1848  (Abänderungen  vom  14.  Juli 
1849),  30  März  1850,  7.  Apiil  1860,  29.  Juni  1874.  Das  technisch  Characteristische 
war  bis  1874  die  Construction  der  Steuer  als  einer  nominellen  Kapitalsteuer, 
erst  nach  dem  Gesetz  ?on  1874  als  einer  Kapital rcntcnsteucr,  bei  der  indessen  die 
Zinsen  u.  s.  w.  wiederum  durch  entsprechende  gesetzliche  Multiplicationcn  zu  nomi- 
neUen  «^teaerkapitalien'*  wie  bei  den  übrigen  badischen  directen  Steuern  umgebildet 
worden,  um  so  die  gleiche  Grundlage  der  Bebteuerung  wie  bei  den  anderen  Ertrags- 
stenern  zo  gewinnen.  Nach  den  ersten  Gesetzen  war  das  Steuerkapital  der  Betrag  der 
&apitalwerthsamme  selbst,  ohne  weitere  Rücksicht  auf  diu  Höhe  des  Zin&fusses  (so 
im  Gesetz  von  1848),  berechnet  nach  dem  Nennwerthe,  so  bei  Staatspapieren  und 
Papieren  mit  festem  Zinsfusse,  aber  auch  bei  den,  der  Steuer  ebenfalls  unterliegenden 
Acüen  n.  dgl.;  nach  dem  Gesetz  von  1850  mit  der  Einschränkung,  dass  nur  bei  einem 
mindestens  4®/oigen  Zinsfuss  der  Nennwerth,  sonst  der  25-fache  Jahreszins  als  Steuer- 
smtz  angesetzt  wurde.  Das  25-fache  galt  auch  bei  Ewigrenten ,  das  8-fachc  bei  Leib- 
renten als  Steoerkapital.  Allgemein  befreit  war  nur  ein  Kapitalbetrag  von  500  fl. 
Abweichend  rom  Ertragssteuerprincip  war  ferner  der  Abzug  der  fau^t-  und  untcr- 
pfändiich  rcrsicheiten  Schulden,  der  auf  dem  Kapital  haftenden  Lasten  privatrecht- 
lichen Titels  vom  Steuerkapital  gestattet.  Von  vornherein  bestand  die  Verptlichtung 
znr  Abgabe  von  Kapitalsteuererklärungen,  „nach  bestem  Wissen  und  Gewissen'',  an 
den  Scbatzungsrath  des  Wohnsitzes  (s.  u.,  Gesetz  von  1850,  Art.  11  ff.).  Mit  der  Strafe 
des  Vierfachen  waren  absichtlich  falsche,  d.  h.  zu  niedrige  und  unvollständige  Angaben 
bedroht  Der  Steuerfuss  war  6  kr.  von  100  fl.  Kapital,  bei  4  Vo  Verzinsung  also 
2'/,  %.  Erst  durch  das  Gesetz  von  1850  ist  die  Steuer  definitiv  ein  ordentliches 
Glied  der  directen  Besteuerung  geworden.  Ein  technischer  Hauptmangel  war  zuerst 
wohl  die  Anknüpfung  der  Steuer  regelmässig  an  den  Nennwerth  der  mit  4  7o  ^'^^ 
hoher  verzinslichen  Forderungen,  worin  eine  Begünstigung  der  höhere  Rente  gebenden 
Anlagen  lag.  Erst  das  Gesetz  von  1874  hat  die  Rente  (den  Zins)  selbst  zur 
rceUen  (nicht  auch,  wie  bemerkt,  zur  nominellen)  Grundlage  der  Steuer  gemacht,  die 
Declarationspflicht  auf  die  Angabe  dieser  Renten,  als  des  Ertrags  des  Kapitalvermögens^ 
der  nicht  schon  durch  die  anderen  directen  Steuern  getroffen  wird,  bestimmt,  auch 
den  Abzug  der  Passivzinsen  und  Lasten  als  Jahresbetrag  von  der  steuerpflichtigen 
Rentensumme  eingerichtet  und  nur  weiter  angeordnet,  wie  nun  aus  diesen  Nettorenton 
n.  8.  w.  das  Steucrkapital,  welches  als  nominelle  Grundlage  („Bemessungi'grundiage") 
der  Stener  zn  dienen  hat,  gebildet  werden  soll,  im  Allgemeinen  durch  Vervielfachung 
mit  dem  20-fachen  (also  nach  einem  Zinsfuss  von  5  ^l^),  bei  Leibrenten  u.  dgl.  noch 
ferner  mit  dem  8-fachen,  bei  Waisenbeneficien  mit  dem  4- fachen.  Steuerfrei  blieb 
allgemein  eine  Nettorento  von  35  fl.  (60  M.).  Je  nach  dem  wirklich  erzielten  Zins- 
fnss  stellte  sich  dann  freilich  auch  hierbei  ein  thatsächlich  verschieden  hoher  Steuer- 
fuss heraus.  Der  letztere  wurde  wie  bei  den  anderen  Steuern  in  dem  Finanzgesetz 
festgestellt.  Die  Defraudationsstrafo  ist  auf  das  8-facho  erhöht  worden.  Allgemein 
wird  anerkannt,  dass  von  einer  Ueberwälzung  der  Stener  auf  die  Schuldner,  einer  Er- 
schwerung und  VertbeueruDg  des  Credits,  einer  Erhöhung  des  Zinsfusses,  einer  Er- 
niedrigung der  Efifectencarse  unter  dem  Einfluss  der  Steuer  nichts  wahrzunehmen  und 
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auch  dergleichen  nicht  anzunehmen  seL  Die  Declaiationen  gelten  im  Ganzen  als 
branchbar  nod  richtig.  Ob  und  wie  weit  mit  Recht,  bleibt  natOrlich  etwas  zweifel- 
haft, besonders  ror  der  Einkommensteaer-Periode.  Die  Stenerertr&ge  sind  gewachsen. 
Ueber  die  Eingliedemog  der  Kapitalrcntensteucr  in  das  directe  Steuersystem  seit  Ein- 
führung der  Einkommensteuer  (1884)  s.  u.  §.  81. 

S.  über  die  Frage  der  EinfQhmog  der  Eapitalrentenstener  Helfer  ich  Ztschr. 
f.  d.  gesammte  Staatswi^s.  1846,  meine  Abh.  directe  Steuern  im  SchOnberg'scheo 
Handb.  III,  4.  A.,  S.  365  ff.,  ?.  Keden  a.  a.  0.  S.  331,  bes.  Eegonaaer  §.  274. 
275,  Lewald  a.  a  0.  S.  315  ff.,  334,  t.  Philippofich  a.a.O.  S.  25,  82,  114, 
Badens  Steuergesetzgebung  (1858)  S.  192  (Gesetz  fon  1850  mit  den  Yerordunngen), 
V.  PhilippoYich,  Ges.  über  die  dirccten  Steuern  in  Baden  (1888),  S.  92  ff.  (G«. 
von  1874  84),  Fin.arch.  III  (1886),  S.  865  ff. 

§.  76.  Die  Institution  des  Schatzungsraths.  Aach 
für  die  Kapital-  und  die  spätere  Kapitalrentensteuer  ist  der 
,, Schatzungsrath^'  mit  in  Wirksamkeit.  Es  ist  dies  eine 
eigenthümliche  badische  Institution  der  Verwaltung  der  directen 
Steuern,  welche  auf  dem  Gesetz  vom  17.  März  1854  betr.  die  Auf- 
stellung der  Kataster  der  directen  Steuern  beruht.  Sie  verfolgt 
das  Ziel,  neben  der  Staatssteuerbehörde,  als  einem  aus  Staats- 
beamten bestehenden  Organ  der  Staatsverwaltung,  der  Orts- 
bevölkerung selbst  eine  gewisse  Mitwirkung  an  der  Veranlagung 
der  directen  Steuern,  namentlich  an  der  Festsetzung  der  thatsäch- 
lichen  Unterlagen  der  Einschätzungen  u.  s.  w.  einzuräumen ,  also 
die  Verbindung  eines  Elements  der  localen  Selbstverwaltung  mit 
dem  Element  der  Staatsverwaltung.  Der  Schatzungsrath  bat  auch 
bei  der  neuen  allgemeinen  Einkommensteuer  von  1884  wichtige 
Functionen  erhalten.  Es  ist  aber  bemerkenswerth,  dass  er  schon 
aus  der  Periode  der  ausschliesslichen  Ertragsbesteuerung  herrührt 
und  namcDtlich  bei  der  Veranlagung  der  freilich  immer  etwas 
personalsteuerartigen,  zum  Tbeil  auf  Declarationspflichten  beruhenden 
Glieder  dieser  Besteuerung  mitwirksam  war. 

Die  Einrichtung  verdankt  den  politischen  Strömangen  des  Jahres  1848  ihiea 
Ursprung  und  ist  später  aus  noch  weitergehenden  legislativen  Experimenten  betreffi 
der  Mitviriiung  der  Bevölkerung  an  der  Veranlagung  der  directen  Steoern  auf  Grand 
des  gen.  Gesetzes  von  1854  allein  übrig  geblieben.  Nach  einem  Gesetz  ?on  1848 
(8.  Juli)  wurde  die  bisherige  wesentlich  alleinige  Feststellung  der  SteaeranschlSge  der 
Pflichtigen  durch  locale  Staatsorgane  (sogen.  Steaerperäquatoren,  sp&ter  sogen.  Steaer^ 
commissäre)  in  Verbindung  mit  den  Ortsvorständen  dahin  abge&ndert,  da:»  den  Steoer- 
Pflichtigen  selbst  ,,dic  Mitwirkung  bei  Aufstellung  der  Stenerkataster  und  die  aos- 
schliesslicbe  Entscheidung  über  streitige  Steuerverbindlichkeiten*'  übertragen  vnide 
(Lewald).  Dem  ersten  Zweck,  speciell  für  die  Gewerbe-,  die  Glassen-  nnd  die  Kapital- 
steuer, diente  der  „Schatzungsrath'\  der  aus  5 — 11  Mitgliedern  bestand  und  ?on  der 
Gemeindevertretung  (Gcmeinderath  und  BUrgerausschnss)  gew&hlt  wnrde.  Für  den 
zweiten  Zweck,  die  Erledigung  von  Beschwerden  der  Pflichtigen  wie  der  Steuerbehörde 
gegen  die  Erkenntnisse  des  Schatzungsraths,  waren  fUr  grossere  Bezirke  Steuer- 
schwurgerichte bestimmt,  deren  11  Mitglieder,  sogen.  Geschworene,  ans  directen 
Wahlen  aller  volljährigen  Staatsbürger  hervorgingen:  also  eine  der  Annahme  nach 
streng  volksthümliche  Berufungsinstanz  statt  der  Staatsbehörden,  ?on  deren  Function 
man  sich,   charakteristisch  für  die  Zeit,  grosse  Dingo  versprach.    Indessen  ist  diese 
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Einrichtung  der  Schwargerichte  für  Steuersachen  nicht  in  Kraft  getreten.  In  dem 
späteren  Gesetz  fon  1854  warde  nur  der  Schatzungsrath  beihehalten,  aber  jetzt  etwas 
4ibweichend  geregelt.  Er  wird  nach  dem  Gesetz  und  dessen  späterer  Ergänzung  durch 
-Gesetz  7om  16.  März  1880  für  jede  Gemeinde,  nach  deren  Beyölkerungsgrösse,  aus 
einer  verschiedenen  Mitgliederzahl  (3—14)  neben  dem  Bürgermeister  gebildet,  und 
zwar  ans  den  zu  directen  Steuern  veranlagten  orts-,  personalknndigen  und  sachver- 
ständigen Ortsbewohnern,  in  der  Art,  dass  die  verschiedenen  Giassen  der  Steuer- 
pflichtigen vertreten  sind.  Die  Ernennung  der  Mitglieder  (auf  6  Jahre)  erfolgt  durch 
den  Bezirksrath  nach  Vernehmung  des  Gemeinderaths  und  des  Stcuercommissars. 
Letzterer  selbst  ist  von  Amtswegen  stimmfähiges  Mitglied  des  Schatzungsraths.  Das 
Finanzministerium  kann  den  Schatzungsrath  einer  Gemeinde  jederzeit  auflösen.  Der 
Bath  hat  insbesondere  die  Aufgabe,  die  für  die  Aufstellung  der  Kataster  der  directen 
Steuern  erforderlichen,  vom  Steuercommissar  gesammelten  Daten  über  die  thatsäch- 
lichen  Verhältnisse,  auch  Angaben  und  Beschwerden  der  Steuerpflichtigen  über  ihre 
Steneranlage  zu  würdigen  (Art.  2, 10  ffl).  Gegen  die  mit  Stimmenmehrheit  zu  fassenden 
Untscheidungen  des  Schatzungsraths  hat  der  Steuerpflichtige  und  der  Steuercommissar 
•das  Recht  der  Berufung  an  die  Steuerdirection,  der  Steuerpflichtige  auch  weiter  den 
Becars  an  das  Finanzministerium  und  auf  Grund  der  neuen  Gesetzgebung  über  Orga- 
nisation der  inneren  Verwaltung  und  über  Verwaltungsrechtspflege  (Gesetz*  vom  5.  Oct 
1863  und  14.  Juni  1884)  daneben  auch  noch  das  Recht  der  Klage  vor  dem  Ver- 
waltangsgerichtshof.  Für  die  Prüfung  und  Beurkundung  der  auf  das  Kataster  der 
.-Gnind-  nnd  Gewerbesteuer  bezüglichen  thatsäcblichen  Verhältnisse  und  für  verschiedenes 
Weitere  besteht  noch  ein  zweigliedriger,  aus  mit  dem  Liegenschafcsbesitz  in  der  Ge- 
maricnng  besonders  vertrauten  Ortsbürgeru  bestehender  Schatzungsausschuss, 
der  womöglich  aus  der  Mitte  des  Schatzungsraths  gebildet  wird  (Art.  22). 

S.  V.  Reden  a.  a.  0.  S.  331,  Regenauer  S.  404,  bes.  Lcwald  a.a.O. 
S.  318 — 320,  das  Gesetz  von  1854  mit  VoUzugsvcrordnung  in  dem  gen.  Handbuch  der 
badischen  Steuergesetzge]^ung  S.  62  u.,  mit  den  Ergänzungen  des  Gesetzes  vom  16.  März 
1880  und  den  Verordnungen  dazu,  bei  v.  Philippe  vi  ch,  badische  directo  Steuern, 
S.  189  fi*.  Die  Function  des  Schatzungsraths  bei  den  einzelnen  directen  Steuern  ist 
näher  in  den  betreffenden  Gesetzen  darüber  bestimmt  worden. 

§.77.  Die  übrigen  directen  Steuern  in  der  zweiten 
Periode,  insbesondere  Grund-,  Gebäude-  und  Ge- 
werbesteuer, nebst  kleineren  directen  Steuern  und  verwandten 
Abgaben.  Die  Grund-  und  Gebäudesteuer  haben  keine  Veränder- 
ungen ihrer  Grundlagen  erfahren,  doch  sind  mit  Rücksicht  auf 
-die  eingetretenen  Werth-  (oder  Prei8-)Veränderungen  der  Producte 
und  die  Umgestaltungen  der  allgemeinen  wirthschaftlichen  wie  der 
ländlichen  Betriebsverhältnisse  bei  beiden  Steuern  neue  Kata- 
«trirungen  erfolgt  (1854  flf.,  1858  ff.,  1866  ff.).  Durch  diese  sind 
insbesondere  die  in  der  ursprünglichen  Gesetzgebung  zur  Grund- 
lage genommenen  Werthe  (Preise)  aus  früheren  Zeiträumen  durch 
solche  aus  späterer  Zeit  ersetzt  worden.  Dadurch  ist  wenigstens 
einigermaassen  das  Kataster  den  wirklichen  Verhältnissen  der 
neueren  Zeit  angepasst.  Auch  sind  bei  der  Grundsteuer  die  Ver- 
messungen in  dieser  Periode  erst  vollständig  durchgeführt 
worden.  Die  Gesetzgebung  über  Ablösung  der  Grundlasten  gab 
femer  zu  Modificationen   der  Einrichtung  der  Grundsteuer  Anlass. 

In  der  badischen  Grundsteüerfcrfassung  nehmen  die  Waldungen  eine  besondere 
8tellang  ein.    Auch  deshalb,  weil  bei  ihnen  das  Ertragskataster,  nicht  das  Werth- 
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kataster,  dio  Grundlage  bildet  and  erst  aus  dem  Ertrag  durch  dessen  Kapitalisirang' 
ein  Werthkataster  zum  Zweck  der  formellen  Homogenität  mit  der  UndlicbeD  Grund- 
steuer hergestellt  wird  (o.  S.  249).  Buim  Walde  war  aach  in  besonderem  Maass^ 
wegen  der  btarken  Preissteigerung  der  Waldprodacte  ein  MiäSTerhältniss  der  Daten 
der  ersten  Katastrirang  mit  dun  Verhältnissen  der  späteren  Zeit  eingetreten ,  was  auf 
Kevision  des  Katasters  hindrängte.  Ein  Gesetz  Fom  15.  Nor.  1833  (Forbtgcsetz)  hatte 
die  Vermessung  aller  Waldungen  angeordnet,  die  Durchführung  der  Maassrcgel  zog 
sich  länger  hin.  Die  Revision  des  Waldsteuerkatasters  erfolttte  dann  als  dringlichste 
Angelegenheit  auch  zuerst.  Ein  Gesetz  vom  23.  März  1854  verfßtcto  cioo  Neu- 
einschätkung  der  Wälder  (und  der  auf  ihnen  zu  Gunsten  dritter  Berechtigter  haftenden 
Waldlasten)  zur  Grundsteuer,  zwar  wesentlich  nach  den  bisherigen  Principien  (Er- 
mittlung des  durchschnittlichen  jährlichen  normalen  Haubarkeitsertrags  aaf  dem  Stock, 
Kapitalisirnng  des  Steueranschlags  daraus  mit  dem  15-fachen,  HinzufUicnng  bei  Hack- 
und  Kopfholzwaldungen  des  25*fachen  Betiags  des  jährlichen  Reinertrags  ans  einem 
anderen  zur  HauptnuUung  gehörigen  Erzeugniss,  NichtberUckäichtigoug  der  Forst- 
nebcnutzungen),  aber  mit  Zugrundelegung  neuerer  Preise,  nemlich  jetzt  der  Durch- 
schnittspreise von  1845 — 47  und  1850 — 52.  Die  Neueinschätzüng  ergab  eine  starke 
Erhöhung  des  Stcuerauschlags  (Grundsteuerkapitals)  der  Waldungen,  bei  den  Prirat- 
wäldern  allein  um  c.  150  Vo«  ^^^  ^^-^  ^"^  "^S.Q  Mili.  Gulden.  (S.  Regenauer 
8.  416,  auch  Lewald  S.  776  und  v.  Philippovich,  bad.  Staatshaushalt«  S.  116 
Note  2,  hier  Verwechslung  der  Zahlen  für  alle  Wälder,  inci.  Staatsw&lder,  mit  denen 
für  dio  Privatwälder  allein.  S.  das  Nähere  im  Gesetz  von  1854,  der  Ausf.- Verordn. 
dazu,  im  gen.  Handbuch  S.  90  ff.,  bei  Philippovich,  directe  bad.  Stcoero,  S.  30  If. 
Eingehend  Regenauer  §.  268,  S.  412  if„  auch  Lewald  S.  775). 

Der  Vermessung  und  Neukatastrirung  der  Wälder  folgte  dann  diejenige  des 
landwirthschaftlichen  Bodens.  Bei  der  bisherigen  Grundsteuer  hatte  eine  all- 
gemeine Vermessung  noch  nicht  stattgefunden.  Nach  Beendigung  der  trigonometrischen 
Aufnahmen  des  Landes,  die  seit  1820  im  Gange  waren,  wurde  durch  Gesetz  vom 
26.  Aug.  1852  die  stückweise  Vermessung  des  ländlichen  Bodens  angeordnet  und 
allmälig,  bis  in  die  1870er  Jahre,  durchgeführt.  Schon  vor  dem  Abschloss  dieser 
Arbeit  wurde  aber  auch  eine  neue  Einschätzung  der  ländlichen  Grundstücke  zur 
Grundsteuer  verfügt,  durch  Gesetz  vom  7.  Mai  1858 ,  nach  der  bisherigen  Methode 
des  Wcrthkatasters,  aber  auf  der  Basis  ebenfalls  neuerer  Kaufpreise  der  Liegenschaften, 
nemlich  derjenigen  von  1828  —  47.  Dio  Einschätzung  der  Grundstücke  erfolgte 
dabei  auch  jetzt  nicht  unmittelbar  nach  individuellen  Besitzungen  oder  nach  einzelnen 
Parccllen.  sondern  für  das  ganze  Gelände  eines  Steuerdistricts  (Gemeinde  und  Hof- 
gemarkung), nur  jedes  einzelnen  besonders  (Art.  4).  Dabei  werden  dio  Läudereien 
jeder  Culturart  in  Classen  eingethcilt,  für  jede  Culturart  und  Classe  der  Steacranschlag 
für  den  Morgen  festgesetzt  und  darnach  dann  das  Steucrkapital  jedes  einzelnen  Grund- 
stückes nach  dessen  Culturart,  Classe  und  FlüchcngrOsse  gebildet:  also  immerhin  doch, 
wie  freilich  bei  der  Durchführung  des  Parcellarcrtragskatasters  auch,  ein  nur  sum- 
marisches Verfahren  („Classen-  und  Werthkataster*).  Eine  Neuerung  war,  dass 
fortan  dauernde  Culturverandcrungen  eines  Grundstücks  durch  Einreihung  des  letzteren 
in  die  neue  Culturclassu  berücksichtigt  werden  sollten ,  doch,  wenn  der  Ochergang  so 
zu  einem  höheren  Steuerkapital  führte,  erst  nach  5  Jahren,  sofern  ein  mehr  als  ge- 
wöhnlicher Culturaufwand  erforderlieh  gewesen  war  (Art.  45).  Die  Durchführung  der 
neuen  Einschätzung  wurde  länger  verschoben  und  zog  sich  bis  1875  hin.  Es  ergab 
sich  auch  hier  eine  starke  Erhöhung  des  Kataster  wo  tths  gegen  bisher,  wenn  auch  in 
geringerem  Maasse  als  bei  den  Wäldern,  um  c.  40  %.  Die  Steuererhebung  nach  dem 
neuen  Kataster  erfolgte  zu  eruiässigtem  Steueifuss  von  1877  an  (28  Pf.  von  100  M. 
Steuerkapitalanschlag  statt  44  Pf.  nach  dem  früheren  Kataster),  ^o  dass  keine  reelle 
Erhöhung  der  Steueibclastung  und  des  Steuerertrags  eintrat.  Die  in  dieser  Ermässigung 
des  Steuerfusses  liegende  Erleichterung  galt  aber  bei  den  Waldungen  für  zu  stark, 
mit  Rücksicht  auf  die  auch  gegen  die  neuen  Katasterpreise  inzwischen  wieder  ein- 
getretene Steigerung  der  Preise  der  Producte,  weshalb  die  Katasterwerthe  der  Wälder 
weiter  erhöht  und  so  für  letztere  die  frühere  Höhe  der  Steuer  wieder  hergestellt  wurde 
(s.  V.  Philippovich,  bad.  Staatshaush.,  S.  116).  Das  Gesetz  von  1858  im  Handbuch 
S.  72  ff.,  bei  v.  Philippovich,  dir.  Steuern,  S.  1  ff.  Näheres  bei  Regenauer  §.  267, 
S.  410  und  über  die  Vermessungen  §.  375  ff,  S.  625  ff.,  Lewald  8.  776  ff.).  —  Die 
AblOsungsgesctze  der  20or  und  80er  Jahre  haben  verschiedene  VerSndcningeA  in  der 
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Stenerberechnnnic  mit  sich  gebracht.  Am  Wichtigsten  war  die  ZehentablOsung  (Gesetz 
▼om  15.  Nof.  1833).  Die  zchentfrei  gewordenen,  aber  als  zehentpflichtig  znr  Grand- 
steacr  eingeschätzten  Grandstucke  worden  erst  16  Jahre  nach  Eintritt  der  Zehent- 
freiheit  entsprechend  höher  veranlagt  {i.  Regcnaaer  S.  412). 

Die  dritte  Maassreircl  der  Neakatastrirong  betraf  die  Gebäudesteaer,  nach 
Oesetz  ?om  26.  Mai  1866,  wo  ebenfalls  nach  der  bisherigen  Veranlagung  auf  Grund 
weit  zarflckliegonder  Kaufpreise  ein  besonderes  Miss^erbältniss  der  Steuer  zu  dem 
wirklichen  jetzigen  Werth  eingetreten  war  (o.  S.  247).  An  dem  Princip  des  Katasters, 
der  Einschätzung  nach  dem  Werth  (mittlerer  Kaufwerth)  als  He<?el,  wurde  absichtlich 
festgehalten,  dieses  Princip  aus  hier  bei  den  Gebäuden  hinfälligen  Gründen  der  Er- 
trafTskatastrirnng  noch  ferner  vorgezogen.  Es  wurden  aber  jet^t  die  Kaufpreise  von 
1853 — 62  zu  Grunde  gelegt.  Auch  der  Umfang  der  Gebäudesteuer  blieb  der  bisherige, 
so  dass  sie  namentlich  ausser  den  Wohngebäuden  die  sämmtlichcn  landwirthschaft- 
liehen,  gewerblichen  u.  dgl.  Gebäude  umfa^st,  fUr  die  die  Worthkatastrirang  noch 
prec&rere  Ergebnisse  als  für  die  Wohngebäudo  hat.  Neue  Gebäude  werden  nach 
Analogie  derjenigen,  für  welche  Kaufpreise  aus  den  genannten  Jahren  vorliej?en ,  ein- 
geschätzt. Nur  ausnahmsweise,  wenn  der  übliche  Maassstab  versagt,  erfolgt  Ein- 
scbitznng  nach  der  Ertragsfähigkeit,  bezw.  nach  dem  Gebrau chswerth  (Art.  15  des 
Gesetzes  von  1866).  Dem  Einfluss  allgemeiner  äusserer  Verhältnisse  auf  den  Gebäude- 
worth  war  durch  die  Bestimmung  des  Art.  28  Rechnung  getragen,  wonach,  wenn  seit 
der  Einschätzung  der  Werth  sämmtlicher  Gebäude  oder  eines  Thcils  derselben  in 
einem  Stenerdistrict  sich  „bleibend^^  [wie  will  man  das  beweisen''?]  um  mindestens 
20  %  erhöht  oder  vermindert  hat,  eine  Berichtigung  des  Steucrkapitals  dieser  Gebäude 
eintreten  soll.  Die  Neueinschätzuiig  nach  dem  Gesetz  von  1866  hat  erst  1872  be- 
gonnen, bis  1875  gedauert  und  eine  Steigerung  des  Häuscrsteuerkapitals  von  c.  73  ^/o 
ergeben,  die  aber  hinter  dem  wirklichen,  selbst  dem  Feuerrersicherungswcrth ,  noch 
sehr  erheblich  zurückblieb.  Eine  eigentliche  Erhöhung  der  Steuerlast  und  des  Steuer- 
ertrags ist  auch  hier,  wegen  der  gleichzeitigen  Ermässigung  des  Steuerfusscs  m  der- 
selben Weise  wie  bei  der  Grundsteuer,  mit  der  Benutzung  dos  neuen  Katasters  seit 
1877  nicht  eingetreten.  (S.  das  Gesetz  von  1866  bei  v.  Philippovich,  directe 
Steuern,  S.  39  ff. ;  darüber  ders.,  Staatshaushalt  Badens,  S.  117  11'.,  bes.  Lewald 
S.  780  ff) 

Von  Einzelheiten  sei  noch  erwähnt,  dass  schon  ein  Edict  von  1817,  1.  Juli,  bei 
grösseren  Schädigungen  durch  Hagclschlag,  Wolkenbruch,  Ueberschwemmuns: 
Onindsteueroachlässe  gewährt  hat.  Ein  neues  Gesetz  vom  25.  März  1886  hat  neue 
Wald  anlagen  20  Jahre  lang  von  der  Grundsteuer  befreit. 

Zu  der  Grundsteuer  verwandten  Abgaben,  zum  Theil  gebuh renartiger  Natur, 
gehört  in  Baden  die  sogen.  Beförsterungs Steuer,  die  nach  dem  Forstgesetz  vom 
15.  Nov.  1833,  §.  6,  von  Gemeinden  und  Corporationen,  deren  Forston  der  Staat  mit  be- 
wirthschaftet,  hierfür  in  Form  eines  Zuschlags  zur  Waldgrundsteuer,  den  das  Finanz- 
eesetz  festsetzt,  und  ausserdem  verbunden  mit  Gebühren  für  die  Förster,  erhoben  wird 
(8.  Regen  au  er  S.  352,  428).  Aehnlich  haben  gewisse  Gemeinden  an  Flüssen, 
besonders  am  Rhein,  Fluss-  und  Dammbau-Beiträge  als  Zuschlag  zur  Steuer  von 
Grundstücken,  Häusern  und  Gewerben,  zu  entrichten  (Edict  vom  24.  Mai  1816,  Ver- 
ordn.  V.  1846,  s.  Handbuch  S.  115  ff.,  Regenauer  S.  428  ff.). 

Durch  die  Neukatastrirungen  der  Grund-  und  Gebäudesteuer 
nach  den  genannten  neuen  Gesetzen  sind  gewiss  Verbesserungen 
eingetreten,  auch  in  der  Vertheilung  der  Steuerlast  unter  den  be- 
treffenden Pflichtigen,  die  freilich  nach  den  Ergebnissen  der  neuen 
Einschätzung  ihres  Besitzes  hier  einzeln  sehr  verschieden  berührt 
worden  sind.  Aber  den  Anforderungen  einer  Besteuerung  nach 
der  Leistungsfähigkeit  und  einer  Gleichmässigkeit  dieser  Real- 
besteuerung mit  der  Gewerbe-,  Kapital-  und  Classenbesteuerung 
entsprach  auch  diese  Reform  nicht  und  konnte  das  bei  dem  tech- 
nischen Gharacter  der  Steuerkataster  auch  nicht  thun.  Das  erklärt. 
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zumal  auch  die  directe  Gommunalbesteneraiig  sich  an  die  directe 
StaatsbesteueruDg  unmittelbar  anschliesst,  neue  BestrebaDgen  zur 
Reform  der  directen  Steuern  überhaupt,  welche  schliesslich  zur 
Einführung  der  Einkommensteuer  mit  führten  (s.  §.  81). 

Ein  vorbereitender  Schritt  mit  in  dieser  Richtung  war  die  im 
Jahre  1876  erfolgte  Vereinigung  der  Gewerbe-  und  der 
Classensteuer  zu  einer  ,,Erwerbsteuer'^  Dieser  Maassregel 
war  aber  ein  neues  Gesetz  über  die  Gewerbesteuer  vom  23.  Min 
1854  vorangegangen,  das  als  letzter  Versuch  der  Gewerbesteuer- 
regelung  nach  dem  eigenthümlichen  badischen  System  besondere 
Beachtung  verdient.  Die  Gewerbesteuer  war  darin,  wenn  auch 
unter  Festhalturg  ihrer  bisherigen  technischen  Strnctur,  fortgebildet 
worden,  unter  Rücksichtnahme  auf  die  eingetretenen  Veränderungen 
im  Gewerbebetrieb  und  in  der  Tendenz,  das  gewerbliche  Betriebs- 
kapital neben  dem  persönlichen  Arbeitsverdienst  und  den  Gross- 
betrieb etwas  mehr,  den  Kleinbetrieb  etwas  weniger  zu  belasten, 
der  individuellen  Verschiedenheit  der  Steuerfähigkeit  durch  ver- 
mehrte und  verschärfte  Classification  mehr  Rechnung  zu  tragen. 
Dies  ist  wohl  erreicht  worden,  aber  auch  das  neue  Gesetz  von 
1854  hat  noch  immer  eine  zu  weite  Ausdehnung  der  Gewerbe- 
steuerpfiichtigkeit,  namentlich  auf  Landwirthe,  gewisse  Taglöhner 
beibehalten  und  weder  eine  angemessene,  gleichmässige  Besteuerung 
der  Gewerbesteuerpflichtigen  unter  einander,  noch  eine  richtige 
Besteuerung  im  Verhältniss  zu  den  Censiten  der  anderen  directen 
Steuern,  noch  endlich  eine  hinlänglich  hohe  Besteuerung  der 
grösseren  leistungsfähigeren  Gewerbebetriebe  herbeizuführen  ver- 
mocht. Mängel,  die  mit  der  Grundstructur  und  den  principiellen 
und  technischen  Hauptmomenten  dieser  Art  der  Gewerbesteuer 
wohl  untrennbar  zusammenhängen  und  namentlich  auch  eine  Folge 
der  dabei  unterlaufenden  willkührlichen  Fictionen  sind. 

Bei  der  Menge  der  Specialbestimmangen  über  die  einzelnen  Pnncte,  welche  die 
Grundlage  der  Besteuerung  bilden,  ist  auf  das  Gesetz  selbst  und  die  AasfUhrungs- 
Verordnung  zu  verweisen.  Eine  kurze  Darstellung  kann  ron  derartigen  Steuern  kein 
ausreichendes  Bild  geben.  Hauptmomente  sind  etwa  die  folgenden.  Das  Gesetz  ?on 
1854  belegt  mit  der  Gewerbesteuer  Jeden,  der  im  Staatsgebiet  ein  Gewerbe  betreibt, 
und  befreit  allgemein  nur  das  der  Classensteuer  unterworfene  Einkommen,  dann  das 
des  Brotgesindes  und  dasjenige  der  gewöhnlichen  landwirthschaftlicben  und  gewerb- 
lichen Lobn-Hilfsarbeitcr  bei  Dritten,  aber  diese  Lohnarbeiter  nur,  wenn  sie  weder 
in  irirend  einer  Gemeinde  des  Landes  Bürger  oder  Einsassen  sind,  noch  als  Terheirathete 
Ausländer  im  Lande  wohnen  (§.  2).  Hiernach  blieben  doch  gewisse  Lohnarbeiter 
gewerbesteuerpflichtig  und  ebenso  alle  selbständigen  Landwirthe.  Die  Unterscheidnog 
vom  persönlichen  Verdienst  des  Gewerbetreibenden  und  dem  Ertrag  des  im  Gewerbe 
angelegten  Betriebskapitals  verblieb,  bei  jenem  Verdienst  auch  das  Ortsclassensystem, 
mit  4  Classen  für  die  Ortsgewerbe.  Die  Zahl  der  Classen  des  persönlichen  Verdienst» 
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WQide  anf  12  darch  Hinzofflgung  ?on  2  höchsten  (aach  nur  mit  7000  und  8000  fl. 
Stellerkapital)  erhöht.  Der  Steoeranschlag  vom  persönlichen  Verdienst  wird  dann  nach 
äusseren  Momenten  und  zwar  nach  der  Zahl  der  Gehilfen,  die  hierfür  noch  nach 
2  Classen  mit  verschiedenem  Zaschlagsatz  unterschieden  werden  (§.  24  ff.)  erhöht,  also 
eine  Bildong  ?on  Betricbsomfangsclassen  nach  diesem  Moment.  Bei  der  Landwirth- 
schaft  erfolgt  ein  solcher  Gehilfenznschlag  nicht.  Die  Landwirthe  selbst  werden  nach 
dem  neuen  Tarif  des  Gesetzes  in  3  Abtheilun^en  je  nach  der  Grösse  ihres  Grnndsteuer- 
kapitals  (bis  10.000,  10—20.000,  über  20.000  fl.)  in  die  1.,  3.,  5.  Gewerbesteuerclasse 
icereibt.  Anderseits  erfolgen  bei  gewissen  Kategorieen  ?on  Gewerbetreibenden  nach 
Umständen,  welche  auf  fehlende  oder  verminderte  Leistungsfähigkeit  schliessen  lassen, 
auch  Freilassungen  und  Verminderungen  beim  Steuerkapital  des  persönlichen  Verdiensts 
(§.  80,  81).  Bei  der  Gewerbesteuer  vom  gowerblichen  Betriebskapital,  dessen  Umfang 
und  Zubehörigkeiten  das  Gesetz  näher  bestimmt  (§.  36  ü,)  —  Gebäude  und  mit  ihnen 
oubeweglich  verbundene  technische,  maschinelle  u.  dgl.  Einrichtungen  gehören  nicht 
dazu,  sondern  unterliegen  der  Gebäudesteuer  —  sind  die  Kapitale  für  Landwirthschaft 
und  Bergbau  allgemein  frei,  sonstige  bis  400  fl.  Werth.  Die  höheren  Weithbeträge 
werden  nach  einem  Classentarif  behandelt,  der  von  den  kleineren  Kapitalien  nur  einen 
Theil  als  Steuerkapital  ansetzt  (§.  1 — 3),  dann  von  den  Classen,  welche  nach  Grenz- 
ziffem  gebildet  werden  (z.B.  1000—1500,  1500  — 2000  u.  s.  w..  40— 45.000  fl.), 
immer  nur  die  Untergrenze  als  Steuerkapitalsumme  bestimmt  und  erst  von  45.000  fl. 
an  den  vollen  Betrag  belastet  (§.  34).  Die  Steueranschläge  werden  jährlich  berichtigt, 
wonach  diese  Steuer  also  vielmehr  in  der  Entwicklung  steht,  als  die  Grund-  und  Ge- 
bäudcsteuem  mit  ihren  im  Wesentlichen  stabilen  Katastern.  Die  Veranlagung  erfolgt 
zwar  nicht  auf  Grund  allgemeiner  und  genauer  Declararationspflichtcn  betrefis  persön- 
lichen Verdiensts  und  Betriebskapitals,  sondern  durch  Stcuercommissar  und  Schatzungs- 
nth  mitteist  Einschätzung  in  die  Tarifclassen.  Dafür  dienen  aber  die  Angaben  als 
Anhalt  mit,  welche  die  Gewerbetreibenden  jährlich  über  den  Stand  der  Hilfspersonen 
Dnd  —  aber  nur  bei  Eröfihung  und  Erweiterung  eines  Gewerbes  —  auch  über  die 
Grösse  des  Betriebskapitals  zu  machen  haben  (§.  46  if.).  Im  Tarif,  der  die  Gewerbe- 
gattnugen  aufführt,  wird  mehrfach  für  die  Einschätzung  nach  dem  persönlichen  Ver- 
dienst ein  Spielraum  zwischen  verschiedenen  Classen  zur  Wahl  gelassen.  Der  Steuerfuss 
wurde  im  Finanzgesetz  festgestellt,  er  war  wie  vorher  23  kr.  von  100  fl.  Steuerkapital. 
Das  finanzielle  Ergebniss  des  Gesetzes  von  1854  war  Erhöhung  der  Steuerauschläge 
des  Betriebskapitals  und  der  Gehilfenkapitale,  ein  Gleichbleiben  der  Anschläge  dos 
Kapitals  vom  persönlichen  Verdienst.  Die  aus  den  Steueranschlägen  berechneten 
Jahresverdienste  der  Gewerbetreibenden  belaufen  sich  auf  sehr  niedrige  Ziffern. 

Das  ganze  System  ist  gewiss  wieder  iDgeniös,  aber  doch  über- 
aus gekünstelt,  als  eigenartige  Form  der  ,,6ewerbeclassensteuern 
nach  äusseren  Merkmalen^'  finanzwigsenschaftlich  beachten swerth, 
indessen  theoretisch  doch  sehr  angreifbar  und  practisch  im  Ergeb- 
niss willkührlich. 

S.  Gesetz,  Tarif  und  Ausführ.-Verordn.  im  Handbuch  S.  119—157,  auch  mit 
den  besonderen  Vorschriften  für  Ausländer.  Regenauer  §.  271,  272,  S.  423  ff., 
mit  statistischen  Daten,  Lew ald  a.  a.  0.  S.  320  ff  Die  Hausirgewerbe  werden 
mit  von  der  Gewerbesteuer  umfasst,  einige  Spccialbestimmuniren ,  auch  für  Ausländer, 
Wanderlager,  in  neueren  Verordnungen,  bezw.  Gesetzen  von  1862, 1866,  1869;  s.  darüber 
Näheres  in  dem  Aufi>atz  von  Bob.  Meyer  über  die  deutschen  Hausirsteuem,  Fin-.arch. 
II,  1885,  S.  129,  136. 

Die  badische  Bergwerksbesteuerung,  die  bei  dem  geringfügigen  Berg- 
bau des  Landes  von  keiner  finanziellen  Bedeutung  ist,  wurde  schon  1828  (Gesetz  vom 
14.  Mai)  aus  der  altüblichen  Form  der  ehemaligen  mancherlei  Bergwerksabgaben 
unter  dem  Namen  Bergstener  in  die  Reinertragssteuer  hin  übergeführt  (5  Vo  ^^^ 
Grobenertrag,  soweit  er  unter  die  Gewerke  vertheilt  oder  vom  Eigenthümer  aus  der 
Betriebscasse  bezogen  wird).  Die  Bergworksbesitzer  unterlagen  aber  daneben  der 
Gewerbesteuer  vom  persönlichen  Verdienst,  nicht  auch  der  vom  Betriebskapital. 
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§.78.  Die  Reform  der  Gewerbe-  nndClaBsenstener 
durch  Vereinigung  und  Umbildung  beider  zur  „Er- 
werbs Steuer'^  in  1876.  Die  badische  directe  Besteuerung  war 
durch  die  im  Vorausgehenden  dargestellten  Entwicklungen  der 
Gesetzgebung  zu  einem  allgemeinen,  alle  Erträge  umfassenden 
System  der  modernen  Ertragsbesteuernng  ausgebildet  worden,  wie 
in  Baiern  und  Württemberg.  Sie  nimmt  finanzwissenschaftlicb  be- 
trachtet durch  ihre  Eigenthümlichkeiten  aber  auch  wieder  eine 
gewisse  Sonderstellung  ein.  Der  Natur  der  Sache  nach  kann  man 
auch  in  ihr  zwei  Gruppen  unterscheiden,  die  mehr  den  reinen 
Ertragssteuercharacter  tragende  eigentliche  Realsteuer,  die  Grund- 
und  Gebäudesteuer,  und  die  mit  Personalsteuerelementen  Terbundene 
Classen-  und  Kapitalrentenstener,  zwischen  welchen  Gruppen  dann 
die  Gewerbesteuer  in  der  Mitte  steht,  indem  sie  Personalsteuer- 
und  Real-  und  Ertragssteuerelemente  in  sich  eigenthUmlich  vereinigt 
Auch  als  ganzes  System  erscheint  diese  directe  Besteuemng  mit 
ihren  Combinationen  ihrer  verschiedenen  Glieder  vielfach  ingeniös. 
Aber  u.  E.  kann  das  Urthcil  über  dies  System  doch  nicht  anders 
lauten  als  das  obige  über  die  Gewerbesteuer  speciell:  es  ist  Alles 
doch  überaus  gekünstelt,  theoretisch  angreifbar,  practisch  im  Er- 
gebniss  willkührlich,  das  Ganze  grossenthcils  mehr  eine  Art  Tax- 
system mit  einer  gewissen  Berücksichtigung  der  Leistungsfähigkeit 
der  Pflichtigen,  als  ein  wirkliches  Steuersystem,  welches  den  Grund- 
satz der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  und  der  All- 
gemeinheit der  Besteuerung  consequent  durchfuhrt.  Auch  den  Ent- 
wicklungen der  wirthsehat'tlichen  Technik,  der  Oekonomik,  dem 
Wirtbsebaftsrecht,  den  Bedürfnissen  der  Finanzen  in  einem  moder- 
nen Gemeinwesen  mit  wachsendem  Steuerbedarf  kann  sich  ein 
solches  Ertragssteuersytcm  nicht  anpassen.  Diese  Einsicht  wurde 
denn  auch  gewonnen  und  verbreitete  sich  und  daraus  gingen  die 
weiteren  Reformen  hervor,  zunächst  die  noch  im  Rahmen  der  Er- 
tragsbestcuerung  verbleibende,  die  Vereinigung  der  Gewerbe-  und 
Classensteuer  zur  „Erwerbs  st  euer",  dann  der  Uebergang  zur 
Einkommensteuer  und  deren  organische  Verbindung  mit  der  ver- 
bleibenden ,    aber    entsprechend    modificirten    Ertragsbesteuernng 

(§•  81). 

Das  neue  Gesetz  über  die  Eiwcrbssteuer  (25.  Aug.  1876) 
suchte  die  Mängel  der  bisherigen  Gewerbesteuer  zu  heben  und  aucli> 
die  grosse  Verschiedenheit  der  Belastung  der  bisherigen  Classen- 
steuer- und  Gewerbesteuerpflichtigen,    letztere  namentlich  in  dec 
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Gewerbesteuer   vom    persönlicheD  VerdieDSt    (S.  258)    mehr    ans- 
zngleiehen. 

Auch  hier  moss  fUr  das  complicirte  Einzelne  anf  das  Gesetz  selbst  ?erwiesen 
werden.  Eine  gnte  Debersicht  der  wesentlichen  Puncte  und  Neuerungen  giebt 
Lewald  a.  a.  0.  S.  789—793,  Ittlrzer  f.  Philippo?lch,  bad.  Sraathhaush.  S.  119  ff. 
Da  das  Gesetz  nur  bis  zur  Einführung  der  Einkommensteuer,  1884,  in  Wirksamkeit 
war,  ist  seine  practische  Bedeutung  nicht  so  erheblich  gewesen.  Indessen  hat  es 
durch  die  sch&rfere  Ausbildung  des  Personalsteuermoments,  wenn  auch  unter  Fest- 
haltong  des  Ertragssteuercharacters  der  Erwerbssteuer,  der  Einkommensteuer  „den 
Boden  bereitet''  (I^wald). 

In  dem  neuen  Gesetz  wurde  die  Besteuerung  des  Gewerbebetriebs  mehr  in  eine 
wirkliche  Ertragsbesteuerung  statt  der  Besteuerung  nach  äusseren  Merkmalen  hinaber 
gebildet    Man  wollte  dabei  zwar  immer  noch  nicht  den  wirklichen  (Rein-)Crtrag  des 
Gewerbes,  aber  doch  den  muthmaassüchen  unter  normalen  Verhältnissen  zu  gewinnenden 
mittleren    treffen.     An    der   bisherigen  Unterscheidung   des  Steueranscblags  für  das 
gewerbliche  Betriebskapital  und  fOr  den  persönlichen  Arbeitsverdienst  hielt  auch  das 
Gesetz  bei  der  Besteuerung  der  Gewerbeunternehmer  aber  noch  fest    Es  suchte  nur 
das   Betriebskapital  sicherer  zu  ermitteln,  mit  auf  Grund  von  Fassionen,  und  nahm 
davon  eine  b^l^\gQ  Rente  an.    Was  am  Gesammtertrag  darüber  hinausging,  galt  als 
persönlicher  Verdienst    Schuldzinsen  durften  nach  wie  vor,   um  den  Character  der 
Ertragssteuer  festzuhalten,  nicht  abgezogen  werden,  die  der  Grund-  und  Gebäudesteuer 
unterUegenden  Immobilien  fielen  nicht  mit  unter  die  Steuer,  resp.  es  wurden  Abzüge 
vom  Gewerbeertrag,  wo  Immobilien  bei  dessen  Gewinnung  mitwirkten,  gemacht.    Bei 
der  Feststellung  des  Reinertrags  ging  man   darauf  aus,  den   einzclwirthschaftlichen 
Beinertrag  durch  Berücksichtigung  gewisser  Abzugsposten  vom  Rohertrag  zu  ermitteln, 
l>ereits  wie  bei  einer  Einkommensteuer.    Die  subjective  Steuerpflicht  war  wie  bisher 
geregelt  so  dass  auch  selbständige  Landwirtbe  und  in  gewissem  Umfang  das  gewerb- 
liche Hilfspersonal  und  TaglOhner  der  Steuer  noch  mit  unterlagen.    Nur  zerfiel  diese 
jetzt  in  zwei  Abtheilungen,  für    die  selbständigen   Unternehmer    (Gewerbetreibende, 
Landwirthe)  und  für  die  übrigen  Steuerpflichtigen,  darunter  die  der  bisherigen  Classen- 
stener  unterworfenen  Personen  (Beamte,  liberale  Berufe  u.  dgl.)   und  die  Gewerbs- 
gehilfen und  Arbeiter.  Die  Unternehmer,  welche  allein  vom  Betriebskapital  steuerten, 
wurden  so  in  höherem  Maasse,  wie  mit  einer  Steuer  vom  fundirten  Einkommen,  ge- 
troffen.  Der  Formalismus  der  Bildung  von  „Steuerkapitalen''  war  beibehalten  worden. 
Die  Bente  vom  Betriebskapital  wurde  zur  Bildung  des  Steuerkapitals  mit  dem  20  fachen 
lapitalisirt.    Kapitalien   bis   700  M.  waren  auch  ferner  steuerfrei.     Der  persönliche 
Verdienst,  dessen  Besteuerung  eine  solche  unfundirten  Einkommens  darstellte,  wurde  bei 
der  Kapitalisirung  zur  Gewinnung  des  Stouerkapitals  günstiger  behandelt.     500  M. 
blieben  überhaupt  hier  steuerfrei,  die  höheren  Beträge   des  persönlichen  Verdiensts 
wurden  classeuweise  mit  steigenden  Sätzen  kapitalisirt,  beginnend  mit  einem  Anschlag 
von   1000  M.   für  500—700  M.  Verdienst,  allmälig  steigend  bei  höherem  Verdienst, 
bis  höchstens  bis  zum  Achtfachen   (was  nicht  ganz   erreicht  würde)  des  Verdienst- 
betngs.    Das  lief  anf  eine  Degressivität  des  Steuerfnsses  hinaus.    Ebenso  wurde  das 
Uoes  persönliche  Verdiensteinkommen    der   zweiten    Abtheilung    der   Erwerbssteuer- 
pflichtigen behandelt,  so  auch  in  diesem  Puncte  die  frühere  höhere  Besteuerung  der 
Ciasiensteuercensiten  (Beamte,  liberale  Berufe  u.  s.  w.)  gegenüber  der  Steuer  auf  den 
periÖDlichen  Verdienst  der  Gewerbetreibenden  mit  Recht  beseitigt   Für  die  Besteuerung 
^  Landwirthe  blieb  es   bei  den  bisherigen   Grundsätzen   der   Erwerbsbesteuerung, 
dther  Freiheit  von  der   gewerblichen  Betriebskapitalsteuer,  aber  Mitbesteuerung  des 
fQTSönlichen  Verdiensts,  da  man  an  der  Ansicht  festhielt,  dass  dieser  durch  die  Grund- 
ier nicht  mit  getroffen  werde.    Dabei  wurde  auch  wie  bisher  der  persönliche  Ver- 
moost nach  Maassgabe  der  Grösse  des  Grundsteucrkapitals  in  gewissen  Stufen  bestimmt, 
ebc&faUs   nach  einer  gewissen  Progression,  woraus  sich  eine  zu  scharfe  Besteuerung 
pl^rer  ländlicher  Besitzer  und  Wirthe  ergab   (Milderungen  in   einem  Gesetz  vom 
12.  Febr.   1880).   —  Schon   mehr  in   der  Weise  einer  wirklichen  Ertrags-  und   der 
Itakommensteuer  waren  die  Declarationspflichten  angeordnet,  Angaben  des  mittleren 
^enhs  des  Betriebskapitals,  des  mittleren  muthmaassüchen  Jahresertrat^s,  auch  Angaben 
^W  die  Gewerbsgehilfen   und   deren  Lohn-   und  Gehaltsbezüge;  ähnliche  Angabe- 
Vflichten  der  Censiten  der  2.  Abtheilung  (Nicht-Unternehmer);  bei  öfientlichen  Beamten 

A.  Wagner,  Finanzwinenschaft  IV.  18 
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Angabepilicht  der  betreffenden  Gasse  und  Besteaerung  in  Form  des  Abzugs  bei  der 
Gehaltszahlung  u.  s.  w.  —  Einige  besondere  Bestimmungen  für  Wandergewerbe,  mit 
der  Tendenz  schärferer  Belastung.  —  Im  Ergebniss  röhrte  die  Veranlagung  nach 
dem  neuen  Gesetz  zu  sehr  viel  1; Oberen  Stcuerkapitalien  der  Erwerbsstener  gegeo 
bisher  bei  den  beiden  getrennten  Steuern  (bei  der  ganzen  Steuer  um  67.4  ®/o.  beia 
Betriebskapital  um  110,  beim  persönlichen  Verdienstkapital  um  54%,  s.  Levrald 
S.  793).  Dies  hat  aber  in  Folge  der  auch  hier  vorgenommenen  ErmftSbignng  de» 
Steuerfasses  (von  44  auf  26  Pf.  für  100  M.  Steucrkapital)  nicht  zu  einer  entsprechendeB 
Mehrbelastung  der  Censiten  und  Ertragssteigerung  fUr  den  Staat  geführt 

Auch  diese  badische  „Erwerbsstener''  ist  ein  nicht  un- 
interessantes stenergeschichtliches  und  finanz wissenschaftliches  Ex- 
periment zur  Lösung  eines  Problems,  der  directen  Besteuernng  des 
Gewerbebetriebs  und  seines  Reinertrags,  sowie  des  Arbeitsertrags 
anderer  Nichtuntemehmerberufe,  noch  im  Rahmen  der  Ertrags- 
besteuerung, aber  schon  mit  deutlicher  Richtung  auf  wirkliche  Ein- 
kommenbesteuerung  hin,  zugleich  ein  bemerkenswerther  Versuch^ 
so  die  Schwierigkeiten  der  directen  Besteuerung  dieser  Bemfs- 
classen  in  unserer  Zeit  freier  wirthschaftlicher  Bewegung  und 
steeter  Veränderung  der  Technik  und  Oekonomik  zu  lOsen. 
Freilich  konnte  auch  dieser  Versuch  nicht  befriedigen.  Das  Er^ 
werbssteuergesetz  unterlag,  wie  das  frühere  über  Gewerbesteuer» 
doch  in  seiner  Structur  der  Steuer  und  in  wichtigen  Einzelheiten 
für  die  Bemessung  der  Steuerpflicht  theoretisch  sehr  wesentlichen 
Bedenken,  zerhaute  auch  nur  wieder  practische  Schwierigkeiten  und 
machte  von  unhaltbaren  Fictionen  Gebrauch.  Grund  genug ,  dass 
die  Entwicklung  bald  darüber  hinweggegangen  ist. 

§.79.  Die  übrigen  Steuern  in  der  zweiten  Periode 
1818 — 1884  und  in  der  dritten  Periode  bis  zur  Gegen- 
wart (1899),  insbesondere  die  Getränkebesteuerung 
und  die  Fleischsteuer.  Es  wird  bei  der  Darstellung  der 
Entwicklung  dieser  Steuern  hier  gleich  auf  die  dritte  Periode  mit 
hinübergegrifl^en ,  des  Zusammenhangs  wegen,  da  hier  auch  nicht 
solche  einschneidende  principielle  Aenderungen  wie  auf  dem  Ge- 
biete der  directen  Besteuerung  erfolgt  sind.  Die  hier  zu  be- 
sprechenden Steuern  unterlagen  auch  in  Baden  den  an  dieser 
Stelle  nicht  weiter  zu  verfolgenden  Aenderungen,  welche  Badena 
Zutritt  zum  Zollverein  (1836),  später  zum  Deutschen  Reiche  (1871) 
mit  sich  brachten.  Aber  wie  im  übrigen  Süddeutschland,  hat  sich 
auch  in  Baden  die  selbständige  Getränkebesteuerung^ 
bis  1887  für  Branntwein,  noch  in  der  Gegenwart  für  Bier 
erhalten  und  bat  Baden  auch  seine  eigene  innere  Weinstener 
und  seine  Fleischsteuer  als  Staatssteuern  sich  bewahrt  Dadurch 
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sind  seine  Finanzen  denen  Baierns,  Württembergs,  auch  Elsass- 
Lothringens  ähnlich  geblieben  und  unterscheiden  sie  sich  von  denen 
der  übrigen  deutschen  Staaten  (auch  Hessens,  nur  dass  auch  dieses 
Land  die  eigene  Weinsteuer  erst  1899  definitiv  aufgegeben  hat). 
Auch  die  Hundesteuer  ist  in  Baden  Staatssteuer,  mit  hälftigem 
Antheil  der  Gemeinden  am  Ertrage,  geblieben.  Die  Verkehrs- 
bestenerung  (Stempel,  Liegenschaftsaccise,  Ge- 
bühren u.dgl.),  die  Erbschaftssteuer  sind  fortgebildet  worden. 
So  bedeutsame  und  wichtige  Vorgänge  der  Entwicklung,  wie  auf 
dem  Gebiete  der  directen  Besteuerung,  liegen  indessen  in  der  That 
hier  nicht  vor. 

Das  finanzwissenschaftlich  Interessanteste,  weil  Eigenartigste, 
ist  die  Wein  Steuer  in  ihrer  eigenthümlichen  Form.  In  dem 
alten  Weinlande,  wie  in  Württemberg,  alteingebürgert  und  nach 
den  Consumtionsverhältnissen  auch  berechtigt  neben  der  Bier-  und 
Branntweinsteuer,  sowie  von  Bedeutung  für  die  Finanzen  hat  sie 
freilich  in  Baden,  wie  überall,  vor  Allem  ja  in  Frankreich  (Fin. 
III,  §.  254  ff.,  Ergänz.heft  S.  100)  ihre  grossen  steuertechnischen 
Schwierigkeiten  gezeigt  bei  der  Zersplitterung  des  Weinbaues,  den 
Eigenthümlichkeiten  des  Weinbandeis  und  der  Consumtionsweise, 
bei  der  doch  so  schwer  zu  berücksichtigenden  Qualität^ Verschieden- 
heit des  Weins,  bei  der  nothwendigen  Rücksichtnahme  auf  die 
Producenten  und  Händler  und  auf  die  Eigenbauer  als  Eigencon- 
snmenten  („Haustrunk'^),  bei  den  unvermeidlichen  und  doch  lästigen 
Controlen  des  Verkehrs,  des  Ausschanks  und  sonstigen  Consums. 
Die  Erfahrungen  mit  dieser  Steuer,  die  Klagen  der  verschiedenen 
Kreise  der  Interessenten,  Steuerpflichtigen  und  Controlirten,  die 
Reformbestrebungen,  die  Unpopularität  der  Steuer,  der  verbreitete 
Wunsch,  sie  beseitigt  zu  sehen —  das  Alles  tritt  in  Baden  ebenso 
wie  in  anderen  Weinländem,  welche  diese  Steuer  haben,  hervor. 
Das  finanzielle  Bedürfniss  und  die  für  gerecht,  ja  notb wendig 
geltende  Besteuerung  auch  des  inländischen  Weins  neben  der  Bier- 
und  Branntweinsteuer  lassen  es  gleichwohl  nicht  leicht  zur  Be- 
seitigung der  Steuer  kommen,  auch  in  Baden  bisher  nicht,  in  Hessen 
wenigstens  erst  1899  endgiltig  (provisorisch  seit  1891).  Aber  auch 
nach  den  badischen  Erfahrungen  ist  eine  Ausdehnung  der  inneren 
Weinsteuer  auf  andere  deutsche  Länder  oder  die  Einführung  einer 
allgemeinen  inneren  Reichs-Weinsteuer,  wie  sie  vor  einigen  Jahren 
geplant,  doch  nicht  durchzusetzen  war,  nicht  gerade  etwas  Ver- 
lockendes.   Die  steuertechnischen  Schwierigkeiten  einer  richtigen 
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WeiDStener,  die  CoDtrolen  und  VerkehrsbelästigUDgen  erscheinen  als 
schwerwiegende  Bedenken,  die  bei  keiner  Form  der  Weinstener 
verschwinden,  wenn  auch  bei  den  einzelnen  Formen  in  rerschie- 
dener  Weise  nnd  in  verschiedenem  Maasse  hervortreten.  Ein  Vor- 
zug der  badischen  Weinsteuer  —  auch  gegenüber  der  wflrttem- 
bergischen  (S.  212)  und  der  neueren  hessischen  (s.  n.  §.  99)  — 
ist  die  Mitbesteuernng  auch  des  privaten  Weinconsums,  statt  der 
blossen  Besteuerung  des  Wirthshausconsums,  femer  die  Durch- 
führung der  Steuer  möglichst  als  wirkliche  Verbrauchssteuer,  nicht 
als  Productions-  und  Handelssteuer.  Aber  ein  wesentlicher  Mangel 
liegt  in  der  fehlenden  Berücksichtigung  der  Qualität,  die  zwar  früher 
bei  der  Weinaccise  stattgefunden  hat,  doch  wegen  zu  grosser 
Schwierigkeiten  fallen  gelassen  worden  ist  (1858).  Die  im  Laufe  der 
Zeit  bis  in  die  Gegenwart  eingetretenen  Veränderungen  haben  nur 
einzelne  administrative  Puncte,  nicht  die  Grundlagen  getroffen  und 
dort  Einiges  verbessert.  Doch  viel  hängt  eben  von  den  unver- 
meidlichen Bedingungen  einer  inneren  Weinsteuer  ab  und  lässt  sich 
nicht  wesentlich  verändern  und  verbessern. 

Seit  den  Accise-  und  Ohmg^eldordnungen  von  1812  hat  sich  die  Gesetzfcebong 
und  vollends  das  Verordnungswesen  vielfach  mit  der  Weinstener  beschäftigt 
S.  n.  A.  Gesetze  vom  14.  Mai  1825,  22.  Juni  1826.  81.  Jnli  1828,  bes.  6.  Apr,  1854. 
19.  März  1858,  Cyedification  im  Gesetz  vom  19.  Mai  1882,  GeseUo  vom  27.  Joli  1888, 
7.  Juni  1892.  Wiederholte  amtliche  Zusammeni>tellungen  der  gesetzlichen  and  Ver- 
ordnungsvorschriften  in  sogen.  ,,Weinsteuerordnungen'\  um  für  Verwaltung  nnd 
Publicum  die  verwickelte  Materie  mit  ihrer  Menge  von  Specialbestimmungen  Über 
die  Verpflichtungen  der  Besteuerten  und  die  Controlen  übersichtlich  zu  machen,  eine 
Nothwendigkcit.  welche  an  sich  schon  eine  missHche  Seite  dieser  Steuer  offenbart. 
Im  Jahre  1848  wandte  sich  die  politische  Strömung  u.  A.  auch  besonders  gegen  die 
Weiusteuer.  Ein  Ycröuch,  die  bisherige  Gesetzgebung  aufzuheben  und  durch  ein 
Pauschsystem  zu  ersetzen,  misslang  indessen  durchaus,  es  folgte  schon  1849,  freilich 
mit  unter  dem  Einfluss  des  Rückschlags  gegen  die  politischen  Wirren,  die  Wieder- 
herstellung der  alten  Gesetzgebung.  In  den  grundlegenden  Hauptpuncten  ist  diese 
<]enn  auch  bis  jetzt  in  Kraft  geblieben.  Sie  ist  in  ihrer  Ausgestaltung  im  Einzelnen 
nur  aus  den  Gesetzen.  Verordnungen  und  den  Weinsteuerordnungen  kennen  zu  lernen. 
Gute  Zusammenfassung  der  Bestimmungen  um  1858,  nach  der  damaligen  Weinsteuer- 
ordnung von  1858,  bei  Regenauer,  §.284,  285  (Stetistik) ,  S.  455  ff.  S.  sonst 
V.  Reden  a.a.O.  S.  336fr.  (über  die  Vorgänge  1848,  1849),  ?.  PhilippoTich, 
Badens  Staatshaush.,  S.  37.  134,  187,  212,  v.  Mayr,  Art.  Weinsteuer  im  Wörterb. 
d.  Verwalt.  II.  923  (gute  knappe  Darstellung  der  technischen  Structur  der  geltenden 
Weinsteuer),  dcrs.  im  Erg.b.  I,  S.  325,  v.  Heckcl,  Art.  Weinsteuer  im  H.  W.  d.  St 
YI,  663,  Zeller  im  Schönbcrg'schen  Handbuch,  4.  A.,  B.  III,  1.  Abth.,  S.  515, 
Fin.-arcb.  ß.  9,  1892,  S.  523.  Statistik,  die  zur  Beurtheilung  der  Steuer  nnd  ihrer 
<ilieder  von  Bedeutung  ist,  u.  A.  im  Statist.  Jahrb.  Badens. 

Die  badischc  Weinsteucr  zerfällt  in  die  Accise  und  das  Ohmgeld.  Jene 
trifit  allen  steuerpflichtigen  Wein  —  frei  ist  der  Eigenverbrauch  des  Weinbaueis  selbst 
und  in  beschränktem  Maasse,  nemlich  wenn  er  nicht  aus  frischen  Trauben  hergestellt 
ist  der  sogen.  Haustruiik  für  den  Eigenbedarf  und  für  die  Weinstellung  an  land- 
wirthschaftliche  Hilfsarbeiter,  ferner  auch  sonst  der  Wein  in  gewissen  SpecialfäUeQ«  — 
Das  Ohmgcld  tritt  beim  Wirthsausschank  und  Kleinverkauf  (d.  1.  in  Mengen  bis  zu 
^0  1.)  hinzu.  Ergänzungsabgaben  sind  Weinsteueraversen  für  beide  genannte  Steuern 
?on  Wirthen,  welche  unter  gewissen  Bedingungen  gesetzlich  zulässig,  pnctisch  aber 
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wenige  üblich  und  jetzt  fast  im  Verschwinden  begriOen  sind:  ferner  AFersen  der  W'ein- 
h&iidler  für  den  eigenen  Hausrerbrauch ,  ?on  etwas  grösserer  practiscbcr  und  ünan- 
zieller  Bedeotnng.  Der  Weinbaudel  im  Grossen  geuiesst  für  seine  Keller,  wobei 
Weinhandlungskeller  für  Abgabe  von  Wein  für  wenigstens  20  1.  aud  Weiniagerkeller 
für  Abgabe  von  mindestens  1000  1.  unterschieden  werden,  unter  gewissen  Bedingungen 
Steuerfreiheit,  der  Händler  muss  dafür  Patente  uebmeu,  für  welche  Jabresgebuhren 
zu  entrichten  sind.  Das  btcuerobject  bildet  der  Naturwein,  Trauben-  und  üüstweinf 
auch  Most,  ferner  Kunstwein,  dessen  Fabrikation  jüngbt  ausserdem  noch  einer  beson- 
deren bteuer  unterworfen  worden  ist  (s.  u.).  Die  eigenthümliche  Besteuerungsform 
ist  die  der  Ein  lag  es  teuer,  der  Steuerpflichtige  derjenige,  welcher  zum  Privat- 
coDSom  und  als  Wiith  und  Weinverkäufer  zum  Ausschank  und  zur  Abgabe  im  Kleinen 
(bis  20  i.)  Wein  einlagert.  Daher  entsprechende  Anmeldepflichten  des  Weinversands, 
der  £inlagerung,  Transport*  und  Kellercontrolen,  Verpflichtung  zur  Entnahme  von  Begleit- 
scheinen, deshalb  auch  umfassende  Strafbestimmungeu  bei  Verstössen  gegen  diese 
Goutrol-,  Anmeldevorschriften  u.  s.  w.,  alles  das  das  Odiose  und  doch  Unvermeidliche 
bei  dieser  Steuer.  Für  Wein  aus  anderen  deutschen  Ländern  und  bedingt  für  aus- 
ländischen, verzollten  Wein,  von  welchem  die  erste  Einlage  bei  unmittelbarem  Bezug 
aus  dem  Auslande  steuerfrei  ist,  treten  die  inneren  Weinsteuern  hinzu.  Der  Steuer- 
satz wird  im  Finanzgesetz  festgestellt,  3 — 4  mal  höher  für  Wein  als  für  Obstwein, 
in  neuerer  Zeit  bezw.  für  das  Liter  3  Pf.  und  0.9  Pf.  Accise  und  2  Pf.  und  0.6  Pf. 
Ohmgeld.  In  nicht  unerheblichem  Maasse  wird  die  Weiusteuer  creditirt.  Der  ausser 
Landes  gehende  Wein  ist  unter  der  erforderliche  Coutrole  steuerfrei,  bezw.  erhält  er 
BQckfergütung  der  bezahlten  Steuer.  Die  Behandlung  des  Eigeutrunks  des  Wein- 
bauers und  des  Haustrunks  hat  auch  in  Baden  Schwierigkeiten  geboten.  Ein  Gesetz 
fom  27.  Juli  1888  hat  für  den  Haustrunk  -weitere  Befreiung  gewährt.  Vom  Ertrage 
der  Weinsteuer  kommt  ca.  7s — V«  ^^^  ^^^  Accise,  der  Uebt  grös&tentheils  vom  Ohm- 
geld, also  vom  Winh^hausconsum  (Durchschnitt  von  1887—96  1.254.000  M.  Accise, 
518.000  M.  Olimgeld,  126.000  M.  creditirte  Steuer,  25.000  M.  Accisaversen  der  Weiu- 
h&udler,  1775  M.  Patentgebühr  für  Weiniagerkeller,  478  M.  Aversen  von  Wirthen, 
zusammen  1.926.000  M.}. 

In  jüngster  Zeit  ist  die  Frage  der  Kunst w ei nbesteuerung  auch  in  Baden 
schon  stärker  herrorgetreten  und  hat  sie  zu  einem  positiven  Ergebuiss  geführt,  im 
Gesetz  vom  27.  Juni  1892.  Diese  Fabrikation  ist  concessiunspflichtig  und  unterliegt 
der  Erlaubnissschein  einer  Jahresgebühr  von  50  M.  Die  Steuer  wird  vom  fertigen 
Product,  dem  gewerbsmässig  aus  getrockneten  Weinbeeren  hergestellten  Wein,  Trester- 
wein,  Hefen  wein  und  sonstigem  künstlichen  Wein,  zum  Satz  von  6  M.  für  das  Hekto- 
liter erhoben,  also  in  höherem  Satz  als  für  naturlichen  Traubenwein  die  Weinsteuer. 
Auf  den  Transport  und  anderweite  Einlage  des  Kunstweius  finden  die  Vorschriften 
des  Weinsteuergesetzes  Anwendung.  Dmfadsende  Specialvorschritten.  S.  das  (ioaetz 
im  Fin.arch.  B.9,  1892,  S.  526  11'.  mit  Mot.ven.  Auch  v.  Mayr,  Wöiterb.  d.  Verwaltg. 
Erg.b.  2,  S.  325,  v.  Ho  ekel  in  dem  gen.  Artikel. 

Finanziell  erheblich  wichtiger  als  diese  Weinsteuer  ist  auch  in 
Baden,  wie  in  Württemberg,  die  Biersteuer  im  Laufe  dieses 
Jabrhanderts  geworden.  Ihren  Ertrag  bezieht  dieser  Staat  wie  die 
drei  anderen  süddeutschen  Staaten  auch  nach  der  Errichtung  des 
Dentflchen  Reichs  ebenfalls  allein  für  sich.  Daraus  ergeben  sich 
ilir  das  Land  analoge  Vortheile  Norddeutschland  gegenüber  wie 
in  diesen  anderen  Staaten.  Die  badiscbe  Biersteuer  hat  wesent- 
liche technische  Wandlungen  seit  1812  durchgemacht.  Aus  einer 
ursprünglichen  Malzsteuer  nach  der  Accise-  und  Ohmgeldordnung 
von  1812  ist  sie  1825  in  eine  Steuer  vom  fertigen  Bier  umgebildet 
worden,  doch  so,  dass  nicht  letzteres,  sondern  der  Biersutt  nach 
dem  Inhalt  der  Brangefässe  zur  Bemessung  der  Steuer  zu  Grunde 
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gelegt  wurde  (sogen.  Kesselstener).  Diese  Steaerform  hat  sich 
lange  erhalten,  mit  kleineren  Modificationen  (Hauptgesetz  von  1845), 
verschiedenartigen  Reformbestrebungen  und  auch  einem  legislativen 
Versuch  in  1848  gegenüber,  die  Biersteuer  in  Aversalbeträgen  zu 
erheben,  ein  Versuch,  der  noch  im  Jahre  1848  selbst  wieder  der 
alten  Form,  nach  dem  Gesetz  von  1845,  wich. ^)  Bestrebungen, 
zur  Malzsteuer  zurückzukehren  und  dabei  nach  dem  baierischen 
Muster  vorzugehen,  treten  in  der  ganzen  Zeit  wiederholt  hervor, 
fanden  aber  in  der  vorherrschenden  Kleinbrauerei  des  Landes  nicht 
unbedingt  immer  Unterstützung.  Ein  bezüglicher  Gesetzentwurf 
wurde  im  Landtag  1884  abgelehnt.  So  ist  die  Form  der  Kessel- 
steuer, nach  dem  Gesetz  von  1845,  bis  fast  in  die  Gegenwart  ge- 
blieben, bis  es  endlich  jüngst  im  Jabre  1896  gelungen  ist,  die  Bier- 
steuer, in  die  Form  der  Malzsteuer  hinüber  zu  bilden.  Damit  ist 
diese  Form  in  Süddeutschland  noch  weiter  als  bisher  zur  herrschenden 
geworden :  eine  nicht  unwichtige  Thatsache  für  die  über  kurz  oder 
lang  kaum  vermeidlicbe  Reform  der  Reichsbiersteuer  in  Nord- 
deutschland. In  der  neuen  Steuer  bestehen  Abstufungen  des  Steuer- 
satzes, mit  der  Tendenz,  mittlere  und  kleinere  Brauereien  zn  er- 
leichtern, wie  in  der  neuesten  Biersteuergesetzgebung  Baiems  und 
Württembergs  (S.  169,  213). 

Die  Haupt^esetzc  sind  nach  der  Ordnung  von  1812  die  fom  14.  MaI  1825, 
besonders  vom  28.  Febr.  1845,  das  nach  dem  misslunirenen  Versuch  mit  AverseD  in 
1848  alsbald  wieder  in  Kraft  trat,  jetzt  vom  30.  Juni  1896.  Dazu  eingehende  Voll- 
zu^svcrordnungen  im  Anschloss  an  die  Gesetze  (auch  zum  letzten  Gesetz  vom  29.  Joli 
1890)  und  Verordnungen  über  Einzelheiten,  die  Controlen,  Erhebungsweise ,  Steuer- 
credite  mehrfach  auch  in  der  Zwischenzeit,  besonders  um  die  Controle  und  Erhebung 
der  Kesselsteuer  für  die  Brauer  zu  erleichtern.  Der  Steuersatz  wurde  meist  nnd  wird 
noch  jetzt  in  den  Finanz^esetzen  festgestellt.  S.  Regenauer  §.  286,  287,  8.462  tf., 
v.  Kedeu  S.  335  ü'.,  v.  Philippovich,  bad.  Staatshaush.  S.  25,  133,  212,  bca.  der 
eingehende  Art.  Biersteuer  von  v.  May  im  H.  W.  d.  St.  B.  2,  S.  582  ff.,  Art.  Bran- 
steuer  im  Wörterb.  d.  Verwalt.  I,  244,  von  v.  Mayr,  ders.  Erg.b.  3,  S.  53  ff.,  mit 
der  Angabe  der  legislativen  Materialien,  Zeller  in  Schönberg*s  Handb,  4.  A.,  B.  3. 
S.  586.  Das  Gesetz  von  1845  mit  Vollz.-V.  und  mit  der  Verordn.  vom  10.  Nov.  1849 
in  dem  gen.  Handbuch  von  1858,  S.  283  ff.,  Gesetzentworf  von  1884  mit  Begrtmdoiu: 
und  LandtaiTsbericht  im  Fin.arch.  B.  1,  1884,  S.  351,  844,  Gesetz  von  1S96  eb.  B.  13, 
1896,  S.  670  ff.,  mit  Vollz.-V.,  Begründung  und  Bericht.  Dies  Gesetz  auch  in  amt- 
licher Sonderausj^abe  mit  den  VoUz.-vorschr.  1896. 

Mit  der  früheren  Kesselstener  von  der  Bierwürze  nimmt  die  badische  Bientteuer 
eine   besondere  Stellung  in  Deutschland   ein  (s.  das  Gesetz  von  1845).    Die  Controle 

^)  Man  wollte  wie  bei  der  Weinsteuer  vorgehen,  wo  der  Versuch  ebenso  miss- 
lang (S.  264).  Die  Bierbrauer  einer  Gemeinde  sollten  einen  Verein  bilden,  der  mit 
bindender  Kraft  zu  bcschliessen  hätte,  wie  die  dem  Verein  zur  Last  fallende  Summe 
Steuern,  berechnet  nach  dem  Durchschnitt  der  letzten  5  Jahre,  unter  die  Mitglieder 
umzulegen  sei :  „S\^»tcm  der  Selbstvertheilung  von  Bauschsummen  unter  die  Pflichtigen'' 
unter  Sammtverbindlichkeit  (Ges.  v.  28.  Juni  1848,  wegen  Dndurchftlbrbarkeit  provi- 
sorisch bereits  im  September  1848  und  später,  1849,  1850  definitiv  ausser  Wirksam- 
keit gesetzt.   S.  u.  A.  Commiss.ber.  in  d.  Landtagskammer  1896,  Fin.arcb.  B.  18.  S.  720). 
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erstreckt  sich   dabei  auf  den  ganzen  Brauprocess,  die  Braugefässe  sind   nach  ihrem 
Rauminhalt  amtlich  zu  eichen,  dieser  so  festgestellte  Rauminhalt  ist  dann  maassgebend 
für  die  Steuerbemessung,  die  Feuerungen  stehen  unter  steueramtlichem  Verschluss.') 
Jeder  Sutt  ist  anzumelden.    Ein  ,,Biersutt*'   ist  „diejenige  Quantität  Bier,   welche  in 
dem   zur  Bereitung  desselben   verwendeten  Brangefäss  [Kessel]  vor   dem   Beginn 
der    Abkühlung    mit    einem    Male    erzeugt    wird"  (Gesetz   von  1845,  Art.  3). 
Eine  Vermehrung  der  erzeugten  Flüssigkeit  (im  Brangefäss  oder  in  den  zur  Abkühlung 
und   Gährung  dienenden   Geräthen),  mit  Ausnahme  der  zur  Gährung  erforderlichen 
Zusätze,  ist  untersagt,  sobald  die  Entleerung  des  Braugefasses  behufs  der  Abkühlung 
aogefangen  hat.  Verwendung  von  Malzsurrogaton  war  zulässig.    Die   Steuer  war  vor 
Be^nn  der  Feuerung  zu  entrichten,  doch  wurden  für  das  im  Januar  bis  März  gebraute 
Bier  viermonatliche  Credite  eingeführt.   Umfangreiche  und  einschneidende  Bestimmungen 
über  Verpflichtungen  der  Brauer,   Controlen,  Defraudationen,  Strafen:   das  besonders 
Odiose  der  Steuermethode.    Der  Steuersatz,  nach  dem  Ges.  v.  1845  5  kr.  (14  3  Mark- 
pfennig) von  der  „Stütze''   des  Bauminhalts  des  Braugefasses  (1  Stütze  «==  10  Maass 
=  15  1.).  ist  später  in  den  Finauz^esetzen  verändert,  namentlich  1870  und  1880,  hier 
oni  50  ^U  erhöht  worden ,  von   20  auf  30  Pf.  für  15  1.  Rauminhalt ,  d.  i.  2  M.  für 
das  Hektoliter.   Da  aber  die  wirklich  gewonnene  Biermenge  notorisch  hinter  der  nach 
dem  amtlichen  Kesseliuhalt  zu  versteuernden  Menge   erbeblich  zurQckblieb  (v.  May 
a.  a.  0.),  wegen  Abgängen  u.  s.  w.,  stellte  sich  die  wirkliche  Steuer  wesentlich  hoher, 
nach  neueren  Schätzungen  auf  3  M.  20  Pf.   Auf  diesen  Betra«;:  war  auch  die  Steuer 
für  fertiges  Bier  und  die  Uebergangssteuer   von  Bier  aus  anderen  deutschen  Staaten 
gestellt,  niedriger,  aber  demgcmäss  zu  niedrig  der  RUckver^Utungssatz  bei  der  Aus- 
luhr  badischen  Biers,  auf  2  M.  50  Pf.     Die  Klagen   der  Brauer  wendeten  sich  be- 
sonders gegen  die  Controlen,  bei  denen  gleichwohl  möglichst  Erieichterungen  gewährt 
waren,  dann  gegen  die  Hemmnisse  für  den  technischen  Fortschritt.     Wollte  man.  um 
die  Steuerlast  relativ  zu  erleichtern,  mehr  Bier  aus  einem  Sutt  ausbringen,  so  durch 
NachfQllen,  soweit  das  erlaubt  war,   so  schädigte  man  die  Qualität  des  Biers  (s.  die 
Begründung  des  Gesetzentwurfs  von  1884).   Diese  Umstände,  auch  das  Bedürfniss,  die 
kleineren  Brauereien  in  der  Concurrenz   mit  den   überall  siegreichen  Grossbrauereien 
zu  stärken,  führte  schliesslich  zur  neuesten  Biersteuerreform,  was  um  so  bemerkens- 
werther  ist,  als  der  analoge,  auf  Einfuhrung  der  Malzstcuer  abzielende  Gesetzentwurf 
von  1884,  mit  aus  Rücksicht  auf  die  Opposition,  die  er  bei  den  Kleinbrauereien  ge- 
funden, s.  Z.  im  Landtage  nicht  durchgedruntren  war.   In  diesem  Entwürfe  von  1884 
war  bereits  das  baierische  System  (s.  o.  S.  167),   Besteuerung  des  zur  Bierbereitung 
bestimmten  ungebrochenen  Mal/es  bei  bezw.  unmittelbar  vor  der  Schrotung,  doch  im 
Unterschied   von   Baiern  die   Gewicht-,   nicht  die  Volnmenbesteuerung,   angenommen 
worden,  Malzsurrogate  sollten   ebenfalls   verboten,   für  unter;?äbriges  Bier  auch  nur 
iierstenmalz    zulässig,    das   Brechen    des   Malzes    nur    auf    öti'entlichen   Mühlen    der 
gewerbsmässigen    Müller     und     auf     den     von     der     Steuerverwaltung     besonders 
bewilligten  Privatmalzmühlen  gestattet  sein.     Selbsttbätige  Wä;^capparate   galten  noch 
nicht    als    genügend    herstellbar,    weshalb    sie    bei    der   Voluroenbesteuerung    nicht 
allgemein    angewendet   werden  konnten.     Doch  waren ,    wie  in  Baiern ,    mechanische 
Messapparate   zulässig,    deren  Ergebnisse    dann    aus    dem  Volumen   ins  Gewicht  um- 
gerechnet werden,  sollten.    Der  Steuersatz  sollte  auf  10  M.  für  100  kg.  ungebrochenes 
Malz  gestellt  werden,  ein  Satz,  den  die  Regierung  zur  Er^ielung  nicht  eines  höheren, 
aber  des  gleichen  Ertrags  wie  bei  der  bisherisren  Kesselsteuer  für  nöthig  hielt.     Der 
Satz  wurde   als  zu  hoch  beanstandet,  man  wollte  9  M.  statt  seiner.     Mit  an  diesem 
Puncte   scheiterte  das  Gesetz.    (S.  Begründung  Fin.arch.  B.  1,   S.  365,    Bericht  im 
Landtag   und  über  die  dortigen  Verhandlungen  und  das  durch  blossen  Stichentscheid 
der  Präsidenten  herbeigeführte  ablehnende  Ergebniss  eb.  S.  844  ff.) 

In  dem  neuen  Gesetz  von  1896  ist  man  im  Wesentlichen  auf  den  Entwurf  von 
1884  zurückgekommen,  so  anf  die  Methode  der  baierischen  Malzsteuer,  das  Verbot 
der  Malzsurrogate,  die  Zulassung  nur  von  Gerstenmalz  für  Braunbier.  Die  wichtigsten 
Abänderungen  betrafen    den  Steuersatz,   der  jetzt  nach  baierisch-württembergiscbem 


*)  1848  wurde  versucht,  davon  abzusehen,  wenn  alle  Bierbrauer  eines  Orts  sich 
schriftlich  verbindlich  machten,  „auf  Ehre  und  Gewissen"  auch  ohne  diesen  amtlichen 
Verschluss  kein  Bier  ohne  vorherige  Anmeldung  und  Versteuening  zu  brauen,  was 
mber  auch  nicht  ausreichte.    (S.  den  oben  gen.  Commiss.ber.  von  1896). 
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Vorgang  ebenfalls  als  Staffelsatz,  aber  mit  noch  etwas  grosserer  Differenz  derSteaen* 
Sätze,  ZQ  Gansteo  der  Kleiubraner,  als  in  diesen  beiden  anderen  Staaten,  eingerichtet 
ist  £r  bewegt  sich  darnach  zwischen  8  und  12  M.  fOr  100  kg.  Malz,  nemlich  8  M. 
für  die  ersten  250  D.-C.  vom  Gesammtverbraach  eines  Branereigescbifts  in  einem 
Kalenderjahre,  10  M.  fUr  die  folgenden  1250  D.-C.^  11  M.  filr  den  weiteren  Betrag 
bis  zn  5000  D.-G.^  12  M.  fUr  den  darüber  hinausgehenden  Betrag.  Auch  bei  dieses 
Sätzen  ging  man  von  der  Absicht  aus,  den  bisherigen  Steuerertrag  dem  Staate  zi 
sichern.  Eine  besondere  BefcUnstigung  hat  die  immer  noch  etwas  vorkommende  kleine 
Haubbrauerei  zum  eigenen  Bedarf  far  obergähriges  Bier,  wenn  nicht  mehr  als  5  D.-G 
Malz  im  Jahre  verwendet  werden,  erfahren.  Der  Steuersatz  ist  hier  nur  2  M.  für 
den  Doppel- Centner.  Den  Fortschritten  der  Technik  entsprechend  sind  jetzt  feiner 
auch  mechanische  Registrirapparate  für  PrivatmalzmUhlen  zur  unmittelbaren  Fest- 
stellung des  Gewichts  zugelassen,  doch  nicht,  wie  in  Baiern,  obligatorisch  gemacht 
An  dem  Gewicht,  statt  des  Volumen,  als  Basis  der  Malzsteuer  ist  festgehalten  worden. 
Auch  die  Sätze  der  SteuerrUckverfratungen  sind  abgestuft  worden,  so  fttr  das  Hekto- 
liter Branntwein,  wenn  Malz  zu  11  M.  versteuert  war.  2  M.  60  Pf.,  wenn  za  12  M. 
2  M.  75  Pf.,  wenn  zu  niedrigeren  Sätzen  2  M.  30  Pf.  (Verordn.  vom  12.  Nov.  1896). 
Der  Steuersatz  bei  der  Einfuhr  von  Bier  aus  anderen  deutschen  Staaten  ist  3  M.  20  Pf. 
für  das  Hektoliter  geblieben.  (S.  die  legislativen  Materialien,  mit  vielerlei  interessanten 
statistischen  Daten  und  Einzelheiten  ausser  in  den  Landtagspapieren  im  18.  B.  des 
Fin.arch.  a.  a.  0.) 

Die  AbstafoDg  der  Steuersätze  bei  solchen  indireeten,  an  den 
Produetionsbetrieb  sich  anschliessenden  Verbranchsstenenii  wie  der 
hier  besprochenen,  ist  immerhin  von  allgemeiner  finanzwissensebaft- 
lieher  Bedeutung,  theoretisch  und  principiell  wie  historisch  und 
praetisch  betrachtet.  Es  wird  nun  eben  auch  hier  die  snbjeetive 
Leistungsfähigkeit,  hier  die  der  einzelnen  Brauerei,  berücksichtigt 
und  zwar  auch  mit  in  der  „socialpolitischen'^  Absicht ,  im  Con- 
currenzkampf  die  Klein-  und  Mittelbrauereien  gegen  die  Gross- 
brauereien  zu  stärken.  Ob  und  wie  weit  auf  diese  Weise  mit 
Erfolg,  steht  freilich  dahin.  Jedenfalls  liegt  aber  auch  hier  wieder 
ein  practisches  Beispiel  vor,  wie  die  Gesetzgebung  dem  social- 
politischen  Gesichtspunct  in  der  Besteuerung  Rechnung  trägt,  — 
dem  vielfach  angegriffenen  principiellen  Standpuncte  dieses  meines 
ganzen  finanzwissenschaftlicben  Werks  gemäss. 

Von  weit  geringerer  finanzieller  Bedeutung  als  die  beiden 
anderen  Getränkesteuern  war  in  Baden  nach  den  Productions-  wie 
Consumtionsverbältnissen  des  Landes  die  dritte  Getränkestener,  die 
Branntweinsteuer  auch  in  der  früheren  Zeit  vor  dem  Beitritt 
Badens  zur  Keichsbranntweinsteuer  (1887),  vollends  vor  der  neueren 
Einführung  der  Steuersätze  (1879,  1883),  von  wo  an  der  Ertrag 
immerhin  erheblich  wuchs.  Namentlich  die  Rücksicht  auf  die  zahl- 
reichen kleinen  Brenner  des  Reb-  und  Obstbaues  hat  die  ganze 
Zeit  hindurch  an  der  alten  technischen  Einrichtung  der  Steuer  fest- 
halten lassen,  bei  welcher  das  fiscalischc  Interesse  ganz  hintan 
stand:  die  Steuer  wurde  nach  dem  durch  amtliche  Eichung  er- 
mittelten Rauminhalt  des  Brenngefässes  (Eessel|  Blase)  als  sog^n. 


Zveite  Periode  1818  ff.    Branntwein-,  Fleischsteuer.  269 

Kesselgeld  oder  Blasenzins  erhoben,  für  eine  bestimmte,  im  Lauf 
der  Zeit  verschieden  bemessene  Dauer  des  Betriebs  (Besteaerong 
nach  der  Methode  des  sogen,  pauscbalirten  Blasenzinses).  Dabei 
stellt  sich,  wegen  der  verschiedenen  Technik  der  einzelnen  Brenne- 
reien, die  Steuer  bei  letzteren  sehr  verschieden  heraas,  was  wieder 
einen  hohen  Steuersatz  misslich  macht,  zum  Theil  ausschliesst. 
Auch  die  später  erfolgte  Berücksichtigung  der  Art  der  Kessel  und 
der  damit  in  Verbindung  stehenden  technischen  Apparate  (Vor-  und 
Maischwärmer,  Dampfbetrieb),  wonach  sich  die  Leistungsfähigkeit 
der  Kessel,  die  Kosten  der  Production  wesentlich  differenziren,  und 
die  Abstufung  des  Steuersatzes  hiernach  hat  die  Mängel  dieser 
Steuerform  nur  gemildert,  nicht  beseitigt.  Mit  der  späteren  Er- 
höhung der  Steuersätze  musste  die  Steuerform  noch  mangelhafter 
werden,  obwohl  man  der  Verschiedenheit  der  Productions-  und 
technischen  Verhältnisse  nach  Möglichkeit  Rechnung  trug. 

Genauere  Verfolgung  der  Entwicklung  der  badischen  Branntweinsteuer  und  ihrer 
Yer&ndernngen  mOasen  wir  uns  hier  bei  dem  rclati?  geringen  allgemeineren  fiuanz- 
wissenschaftlichen  Interesse  und  weil  die  Dar&tellung  auf  Einzelheiten  eingehen  muss, 
um  Alles  verständlich  zu  machen,  versagen.  Die  Hauptgesetze  sind  die  Accis-  und 
Ohmgeldordnung  von  1812,  Gesetze  vom  14.  Mai  1828,  vom  22.  Juni  1837,  26.  März 
1852,  18.  Dec.  1879  (Erhöhung  der  Steuersätze),  24.  AprU  1882  (desitl.).  S.  Regen- 
aoer  §.288,  S.  467,  v.  Philippovich,  bad.  Staatshaubh.  S.  38,  131,  bes.  J  Wolf, 
Branntweinsteuer  S.  111 — 116,  v.  Mayr,  Ait.  Branntweinsteuer,  WOrterb.  d.  Yerwalt. 
I,  235.  Die  zuletzt  bestehenden  Steue^^ätze  waren  gegen  früher  auch  mit  Rücksicht 
auf  die  Wein-  und  Bierbteuersätze  erhöht  worden,  weil  die  älteren  zu  letzteren  im 
Missverhältniss  standen,  selbst  absolut  niedriger  als  der  Weinsteuersatz  waren.  Die 
neuen  Sätze  waren  zuletzt  4  Pf.  vom  Liter  des  Kesselinhalts  für  eine  6-tägige  Brenn- 
periode bei  einfachen  Kesseln  ohne  Vor-  und  Maischwärmer,  d.  h.  bei  über  99  ®/o 
aller  Brennereien,  bei  Kesseln  mit  solchen  8,  bei  Dampf brennereien  16  Pf.  Ihre 
Ergänzung  fand  die  innere  Branntweinsteuer  durch  die  Oebergangsabgabo  von  Brannt- 
wein aus  dem  tlbrigen  Deutschland,  deren  Satz  auch  erhöht  worden  war.  Von  dem 
seit  1880  nach  der  Steuererhöhnng  sehr  gestiegenen  Ertrag  der  ganzen  Steuer  fiel 
der  Hanpttheil  auf  die  Uebergangsabgabc.  Mit  dem  Eintritt  Badens  in  das  Reichs- 
ateuergebiet  erfolgte  eine  sehr  bedeutende  Erhöhung  der  bisherigen  Steuer,  zum  Theil 
mn  das  6-fache. 

In  Baden  wie  in  Sachsen  hat  sich  auch  noch  eine  innere 
Fleischsteuer  als  Staatssteuer  his  zur  Gegenwart,  trotz 
mancher  Anfechtungen  und  vorübergehender  Aufhebung  in  1848  bis 
1850,  aus  der  Acciseordnung  von  1812  her  erbalten.  Anfangs  auf 
alle  Arten  schlachtbares  Vieh  zur  menschlichen  Nahrung,  auch  auf 
Schweine,  Schafe,  Ziegen  sich  ausdehnend,  ist  sie  schon  1832  auf 
Bindyieh  nebst  Kälbern  beschränkt  worden,  und  1862  wurden  auch 
letztere  steuerfrei.  £s  ist  so  die  Hausscblächterei  und  auch  die 
Schlächterei  auf  dem  Lande  grossentheils  steuerfrei  geworden, 
womit  steuertechnische  Schwierigkeiten  und  consumpolitische  Be- 
denken fortgefallen  oder  vermindert  sind,  freilich  aber  auch  die 
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Gleichmässigkeit  der  Steuer,   weil  sie  nicht  allen  Fleischconsam 
trifft,  gelitten  hat. 

Die  Bemessuugsgrundlage  der  Steuer  hat  gewechselt,  die  einfachste  Methode, 
die  Besteuerung  nach  dem  Stuck,  mit  Abstufung  des  Steuersatzes  nach  grösseren  Ge- 
wichtsunterschieden, )iat  sich  eingebürgert ,  früher  2  Stufen  (unter  und  tlber  400  Pfd. 
Schlachtgewichts,  des  nach  Abzug  von  Kopf,  Füssen,  Eingeweiden,  Unschlitt  und  Haut 
verbleibenden,  4  und  11  M.).  neuerdings  seit  1886,  weil  diese  Sätze  zu  ungleich  be- 
lasteten, 3  (Mittelstufe  von  6  M.  bei  400—500  Pfd.  Gewicht,  für  Kühe  und  Karren 
dieser  Satz  auch  bei  Gewicht  von  über  500  Pfd.)  Steuerpflichtigkeit  vor  der  Schlachtung, 
entsprechende  Aumeldungspflichteu ,  Controlen  und  Vorschriften  über  die  LocAlitäteo, 
in  denen  das  Schlachten  erfolgt,  besonders  für  Metzger.  Einfuhr  von  Fleisch  aus 
anderen  Reichs-,  bezw.  Zollvereinsstaaten  unterliegt  einer  entsprechenden  Ucbergangs- 
abgabe,  früher  nicht  auch  Fleisch  aus  dem  Auslande,  welches  jetzt  indessen  gleichfalls 
(ebenso  wie  in  Sachsen)  die  inländische  Steuer  trägt.  Auch  bei  dieser  Steuer  ist 
einmal,  1832  ff.,  ein  Versuch  mit  einem  System  der  Pauschsummenzahlung  von  den 
Ortsmetzgern  gemacht,  der  misslang.  Ilauplgesetze  vom  26.  Mai  1835,  28.  März  1844, 
30.  Juni  1862,  29.  April  1886.  ^S.  besondeis  Regenauer  §.  289,  v.  Philippo- 
vich,  bad.  Siaatshaush.  S.  134,  Fin.arch  B.  5,  S.  10340'.,  10500".)  Der  Ertrag 
steigt  nicht  stetig  und  schwankt  jahresweise  öfters  nicht  unerheblich  (Daten  im  Fin.arch. 
a.  a.  0.  S.  1057). 

Die  Salzsteuer  i^t  1833  durch  Herabsetzung  des  Salzpreises  der  Monopol- 
verwaltuug  (von  4  auf  3  kr.  für  das  Pfund^  ermässigt  worden.  Kochbalz  im  Grossen 
wurde  von  den  Salinen  zu  2\!^  kr.  abgegeben,  wobei  nach  Eingehen  lassen  fon  Salz- 
niederlagen ausserhalb  der  Salinen  für  entferntere  Bezugsorte  sogen.  FrachtfcrgUtungen 
gewährt  wurden,  um  den  Salzverkauf  im  Kleinen  zu  dem  amtlichen  Preise  zu  ermög- 
lichen. 1868  trat  dann  die  gemeinsame  Zollvereins  -  Salzsteuer  ein  (Rcgenauer 
S.  306  fl'.). 

Die  seit  1811  bestehende  Hundesteuer,  die  unter  der  sogen.  Polizeigef^en 
stehende  sogen.  ..Hundstaxe'',  deren  Ertrag  zur  Hälfte  der  Gemeindocasse  zufällt, 
hatte  früher  verbchiedene  Steuersätze  für  Hunde  und  Hündinnen,  und  belegte  auch 
beim  Besitzer  je  1  Hund  in  Fällen  gewisser  Sicherheits-  und  Gewerbszwecke  mit 
massigerem  Satze  (Gesetz  vom  10.  Sept.  1842,  Regenauer  §.297).  Später  ist  jene 
Verschiedenheit  der  Sätze  beseitigt  und  die  Steuer  nach  der  Ortsgrösse  (16  M.  in 
Orten  über,  8  M.  in  solchen  unter  4000  Einwohner)  abgestuft  (Ges.  v.  1867  u.  1876). 
Neuestes  Gesetz  vom  4.  Mai  1896.  Darnach  ist  auch  Gemeindebeschluss  mit  Staats- 
genehmiguug  zuläs:>ig  zur  Einführung  eines  Gemeindezuschlags  zum  gesctzlichcz  Satz, 
bis  zu  dessen  Hälfte.    (S.  v.  Mayr,  Wörterb.  d.  Verw.,  Erg.b.  8,  S.  167). 

§.  80.  Von  den  Verkehrs-  und  verwandten  Steuern 
hat  die  Liegenschaftsaccise  und  die  Erbschafts-  and 
Sehenkungsaccise  bis  in  die  Gegenwart  nur  kleinere  Aende- 
rungen  erfahren  und  ist  im  Ganzen  nach  dem  Gesetz  Ton  1812 
eiogerichtet  geblieben. 

Amtliche  Zusammenstellung  der  geltenden  Normen  vom  18.  Mai  1855.  Die 
Licgcnscharthaccisc  im  unveränderten  Satze  von  2^/3  ® ,,  vom  Werih  (Kaufpreis),  wobei 
u.  A.  (.l(;r  Uebcrgang  von  Immobilien  auch  im  Kauf  und  Tausch  yon  Asccndcntea 
auf  Descendcnten  und  unter  Ehegatten  frei  war.  Von  der  Erbschaftssteuer  waren 
Abkömmlinge  und  Eltern  (diese  erst  seit  1837)  frei,  Gatten,  (mit  1*/,  "/o),  Geschwister 
und  deren  AljkOmmlingc  (vor  1850  und  nach  1862  auch  mit  !*/>«  zwischen  diesen 
Jahren  mit  3V./V„),  andere  Erben  (mit  5,  1850—62  mit  10%)  belegt,  und  zwar 
vom  Bereichern ng^bet^a^e  (also  nach  Abzug  von  Lasten  und  Schulden  vom  Werth). 
1880  wurden  die  Sätze  für  Geschwister  u.  s.  w.  wieder  verdoppelt,  ebenso  diejenigen 
für  andere  Erben.  Die  Sehenkungsaccise  hatte  für  Schenkungen  unter  Lebenden 
weitere  A'erwandtenkreise  fiei  gelassen  (ausser  Abkömmlingen  alle  Ahnen,  Gatten, 
Geschwister  und  deren  Abkömmlinge),  auch  alle  Schenkungen  von  Fahmiss,  ohne  Aus- 
fertigung einer  öflcntlichen  Urkunde  darüber,  sowie  Werthbeträge  bis  za  75  fl.  ttberbaupt. 
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Die  Steuersätze  waren  die  der  Erbschaftssteuer.  Dem  Ertrag  nach  ist  die  Liegen- 
schaftsaccise  die  wichtigste  geblieben.  (S.  Kegcnauer  §.290,  die  Zus.stellung  von 
1855  im  gen.  Handbuch  S.  212  ff.,  Uebersicht  der  kleinen  früheren  Aendorungcn  in 
den  Motiven  zu  den  neuen  Gesetzentwürfen  von  1898  über  beide  genannte  Steuern). 
Die  neueste  Keformbewegung  auf  diesem  Gebiete  wird  unten  (§.*88)  mit  behandelt. 

Die  in  engem  Zusammenhange  und  gegenseitiger  Ergänzung  und  zum  Theil 
Ersetzung  stehenden  Stempel«  Taxen,  Sportein  u.  dgl.  m.,  „Gebühren''  in 
Verwaltungs-,  Polizei-  und  „Rechtspolizei-",  in  bürgerlichen,  Rechts- 
uud  in  Strafsachen  meistens  auf  Grund  der  betreffenden  Ordnung  von  1807  er- 
hoben, haben  durch  neue  Gebührenordnungen  1840,  1856  Veränderungen  erfahren, 
«ind  aber  auch  darnach  noch  verwickelt  genug  geblieben  (s.  darüber  bes.  Re gen- 
auer §.  293 — 296).  Weitere  Aenderungen .  z.  Theil  Vereinfachungen  traten  seitdem 
ein:  so  bei  den  Geschäften  der  in  Baden  sogen.  „Rechtspolizei'S  d.  h.  für  einen 
Theil  der  Geschäfte  der  sogen,  freiwillisren  (nicht  streitigen)  Gerichtsbarkeit  durch 
Gesetze  vom  20.  Aug.  1864,  26.  Juni  1874,  dann  7.  Mai  1894,  (darnach  dann  eine 
alle  Normen  zusammenfassende  Verordn.  vom  29.  Mai  1894).  B'ür  die  Gerichts- 
kosten galten  sonst  ausser  den  Reichsgesetzen  die  Gesetze  vom  22.  Febr.  1879, 
6.  Aug.  1882,  minist.  V.  vom  2.  Jan.  1890.  Eine  neueste  Regelung  des  Gegenstands 
ist  in  Rücksicht  auf  den  Eintritt  des  Bürgerl.  Gesetzbuchs  und  in  Verbindang  mit 
den  Beformen  der  Steuern  in  1899  ff.  durch  Gesetz  vom  15.  Juni  1899  betr.  Gerichts- 
und Notarskosten  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  erfolgt,  wodurch 
das  ganze  schwierige  Gebiet  eine  formell  und  sachlich  gute  Ordnung  ohne  über- 
triebene fiscalische  Tendenz  gefunden  hat.  Die  verschiedenerlei  überwiegend  gebühren-, 
aber  zum  Theil  auch  etwas  steuerartigen  Ab*>^aben  in  Verbindung  mit  den  Verwaltungs- 
behörden und  deren  Thätigkeiten  in  Privatsachen  sind  vereinfacht  und  zusammen- 
gezogen worden  in  den  Gesetzen  vom  29.  Juli  1864  und  21.  Juni  1874  betr.  Stempel, 
Sportein,  Taxen  in  Civilstaatsverwaitungs-  und  Polizeisachen.  Weitere  Fortbildung, 
zum  Theil  mit  Beseitigung  des  Stempels,  in  dem  Gesetz  vom  4.  Juni  1888  über  die 
Gebühren  in  Verwaltuugs-  und  verwaltungsgerichtlichen  Sachen,  welches  durch  ein 
Oesetz  vom  15.  Juni  1894  wieder  Abänderungen  erfahren  hat.  Eine  zusammenfassende 
neue  Bedaction  der  oben  genannten  Gesetze,  als  „Verwaltungsgebübrengesetz*",  nebst 
Vollzugsverordnung,  vom  30.  Nov.  1895.  S.  bes.  die  Artikel  im  Wörtcrb.  d.  Verwalt. 
TOD  G.  V.  Mayr  mit  mancherlei  Angaben  aus  diesem  und  den  anderen  genannten 
besetzen  über  diese  „Gebühren"  u.  s.  w.,  so  Art.  Gebühren  I,  471,  Erg.b.  2,  S.  65, 
Erg.  3,  S.  107,  T.  Philippovich,  Badens  Staatshaush.  S.  186,  die  Gesetze  mit  den 
Verordnungen  in  dem  amtlichen  Werk  die  Sportelgesetzgebung  im  Grossh.  Baden  (1881) 
Qud  Math  es,  die  bad.  Sportein  u.  s.  w.  1895. 

§.81.  Dritte  Periode,  von  der  Einführung  der  all- 
gemeinen Einkommensteuer  (1884)  bis  zur  Gegenwart 
(1899),  besonders  die  Einkommensteuer.  Bei  der  Be- 
schränkung der  indirecten  Verbrauchs-  und  der  Verkehrsbesteuerung 
durch  das  Reich  liegen  auch  in  Süddeutschland,  trotz  der  eigenen 
Bier-  und  Weinsteuern,  die  Hauptaufgaben  einer  Fortbildung  der 
Besteuerung  in  steuerpolitischer  wie  steuertechnischer  Rücksicht 
auf  dem  Gebiete  der  directen  Besteuerung.  Baden  hat  nun  hier 
vor  den  beiden  Königreichen  Baiern  und  Württemberg  und  auch 
vor  dem  Reichslande  durch  seine  Reformen  einen  Vorsprung  ge- 
wonnen, wie  es  nur  wieder  durch  Hessen  in  dessen  jüngster  Reform 
von  1899  tiberholt  worden  ist  (s.  u.  §.  98).  Es  hat  seine  alte  Er- 
tragsbesteuerung zwar  bisher  nicht  aufgegeben,  aber  durch  Ein- 
fügung der  Einkommensteuer  umgebildet  und  ergänzt  und  ist  auch 
gegenwärtig  (1899)  wieder  mit  einer  Weiterbildung  der  directen 
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BesteueruDg  in  der  Richtung  der  PersonalbeBteuernng  beschäftigt. 
Dabei  ist  Manches  eigenartig  gestaltet  worden  nnd  auch  in  den 
jetzigen  Plänen  Eigenthflmliches  enthalten,  wodurch  diese  badischeo 
Angelegenheiten  ein  allgemeineres  theoretisches  nnd  practisches 
finanzielles  Interesse  bekommen. 

Schon  in  den  1870er  Jahren  war  an  die  EinfUhrnng  der  all- 
gemeinen Einkommensteuer  in  das  badische  System  der  directen 
Steuern  ernstlich  gedacht  und  ein  beztlglicher  Gesetzentwurf 
1873/74  im  Landtage  von  der  2.  Kammer  angenommen,  schliess- 
lich aber  in  der  1.  Kammer  mit  kleiner  Mehrheit  abgelehnt  worden, 
worauf  man  sich  auf  die  oben  dargestellten  Reformen  der  directen 
Steuern  einstweilen  beschränkte. 

Die  Mängel  der  Ertragssteaern,  welche  bei  Steigerung  der  Steuerlast,  Damentlich 
auch  darch  die  als  Zuschlag  za  den  Staatssteuern  hinzutretenden  Gemeindesteuern  em- 
pfindlicher wurden,  die  Nichtberücksichtigung  der  Schulden,  die  Ungleichm&ssigkeit  io 
der  bestehenden  Besteuerung  der  verschiedenen  Besitzarten  und  Berufe  durch  die 
verschiedenen  Steuern  hatten  zu  Klagen  geführt.  Nach  dem  Plane  von  1873  soUte  die 
allgemeine  Einkummensteuer  zusätzlich  mit  massigen  Sätzen  neben  die  Ertrags- 
steuer treten,  die  Idee  einer  einzigen  allgemeinen  Einkommensteuer  als  alleinige  dirccte 
wurde  ausdrücklich  ab^^elehnt.  Nur  Personen  mit  Einkommen  von  1500  M.  an  und 
darüber  sollten  nach  Glassensätzen  mit  Degressivfuss  getroffen,  die  Declarationspflicht, 
mit  gewissen  Erleichterungen,  ausgesprochen  werden.  Mit  Hilfe  dos  Ertrags  dachte 
man  damals  namentlich  die  missliebige  hohe  Grund bcsitzwechselabgabe  za  ennässigeo. 
Die  2.  Kammer  nahm  zwar  den  Entwurf  an,  wollte  aber  zunächst  nur  eine  Ein- 
kommenveranlagung (Katastrirung)  haben,  die  Erhebung  der  neuen  Steuer  selbst  sollte 
erst  durch  ein  besonderes  Gesetz  verfügt  werden,  bis  die  alten  directen  Steuern  revidirt 
worden  seien  (Gewerbe-  und  Classensteuer)  und  neue  Einschätzungen  der  Grund-  nnd 
Gebäudesteuern  stattgefunden  hätten.  Dann  sollte  erst  die  Frage  erledigt  werden,  ob 
und  wie  andere  dirccte  Steuern  durch  die  Einkommensteuer  ersetzt  werden  sollten. 
Mit  an  diesen  Verclausulirungen  scheiterte  das  Gesetz  in  der  1.  Kammer,  wo  aber 
auch  principielle  und  practische  Bedenken  auftraten.  (S.  v.  Philip povich,  bad. 
Staatshaush.,  S.  112  und  bes.  Lewald  a.a.O.,  S.  785  tf.  Motive  zu  dem  Entwarf 
von  1873  und  zu  dem  neuen  Entwurf  von  1883,  diese  auch  im  Fin.arcb.  I,  3.  A.) 

Zehn  Jahre  später,  1883,  wurde  die  Sache  wieder  anfgenommen 
UDd  glücklich  zu  Ende  geführt.  Die  mittlerweile  erfolgten  Reformen 
der  Gewerbe-  und  Kapitalrenten8teuer  (S.  200  und  253)  hatten 
ohnehin  schon  mehr  in  die  Bahnen  der  Personal-  und  Einkommen- 
steuer hin  und  von  der  reinen  Ertragsbesteuerung  fortgeführt.  Aber 
das  Bedtlrfniss  tiefer  greifender  Reformen  letzterer  Besteaenmg 
und  mehr  noch  einer  Ermässigung  der  Steuerlast ,  welche  durch 
die  bestehenden  directen  Steuern  dargestellt  wurde,  drängte  doch 
weiter.  Die  eigenen  und  fremden  Erfahrungen  mit  den  selbst  noch 
so  verbesserten  Ertragssteuern  und  die  fremden,  besonders  wohl 
die  sächsischen  mit  der  Einkommensteuer  Hessen  die  Ein- 
führung einer  solchen  in  das  System  der  directen  Steuern  auch 
noch   mehr  als  früher  gerathen   erscheinen.    Der  Character  einer 
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Znsatzsteaer  sollte  zwar  auch  der  nengeplanten  Einkommen- 
stener  gewahrt  bleiben,  nur  ihr  Ertrag  in  stärkerem  Maasse  zn 
Ermäasigangen  der  anderen  direeten  Steuern  dienen  —  jetzt  nicht 
mehr  der  Liegenschaftsaccise,  die  in  dieser  Zeit  nicht  mehr  so  bean- 
standet wnrde  als  früher  —  und  auch  das  Aufgehen  einzelner  Theile 
der  letzteren  ganz  in  die  neue  Steuer  ermöglicht  werden.  Dadurch 
ward  aber  bereits  das  Ergebniss  erreicht,  dass  die  Einkommensteuer 
schon  mehr  zur  direeten  Hauptsteuer  und  wesentlich  zur  einzigen 
direeten  Steuer  des  unfundirten  Einkommens  und  der  betreffenden 
Berufe  erhoben  und  gerade  die  verbleibenden,  aber  ermässigten 
Ertragssteuem  zu  Zusatzsteuern  für  das  fnndirte  Einkommen 
und  die  dasselbe  beziehenden  Glassen  und  Berufe  (ländliche  und 
städtische  Grundbesitzer,  Oewerbetreibende,  Unternehmer,  Kapital- 
isten) herabgedrUckt  wurden.  So  war  man  nicht  nur  principiell, 
sondern  in  erheblichem  Maasse  auch  practisch  weiter  auf  den  Weg 
zur  Personalbesteuerung  hin  und  von  der  Ertragsbesteuerung  mehr 
weg  getreten.  Durch  Aenderungen  des  Gesetzentwurfs,  welche  im 
Landtage  erfolgten,  ist  diese  Bewegung  noch  verstärkt  worden. 
Die  so  herbeigeführte  eigenthümliche  Verbindung  der 
neuen  Personal-  und  Einkommensteuer  mit  den  Er- 
tragssteuern als  formelles  technisches  Mittel  mit  zum  Zweck 
der  Lösung  des  Problems  der  verschiedenen  Belastung  des  un- 
fundirten und  fundirten  Einkommens  verdient  besondere  Beachtung. 

S.  fQr  diese  Fragen  bes.  die  einschlägigen  Schriften  Neumann's,  namentlich 
seine  Ertragssteoern  and  persönlichen  Steuern,  1876,  und  persönliche  Steuern  vom 
Einkommen  n.  s.  w.,  1896.  Meine  Abb.  directe  Steuern  im  Schönberg'schcn  Handb. 
4.  A.,  III,  1.  Halbb.,  S.  316  ff.  —  üeber  die  badischc  Keform  und  Eiufahrung  der 
Einkommensteuer  bes.  Lewald,  Fin.arcb.  B.  8,  S.  793  11'.,  auch  für  die  einzelnen 
Haaptpnucte  des  Gesetzes,  v.  Pbilippoyich,  bad.  Staatshaush.,  S.  125  ff.  Seubert 
a.  a.  0.  S.  26,  G.  f.  Mayr,  Art.  Einkommensteuer  iu  Wörterb.  d.  Verwalt.  II,  303. 
Der  Begierungsentwurf  der  Einkommensteuer  im  Fin.arcb.  B.  1 ,  S.  808  ff.  mit  der 
BegrOndung  S.  817  ff.,  das  Gesetz  selbst  eb.  B.  3,  S.  815  ff',  mit  der  Vollz.V.  eb. 
die  abgeänderten  Gewerbesteuer-  und  Kapitalrentensteuergesetze,  S.  149,  865.  Diese 
Gesetze  mit  den  yollz.Verordn.  auch  in  v.  Philippovich's  Badens  directe*  Steuern 
(1888).  Die  Gesetze  sind:  Gesetz  vom  20  Juni  1884  betr.  Einführung  einer  all- 
gemeinen Einkommensteuer,  mit  Yerordn.  vom  17.  Febr.  1885,  Gesetz  ?om  26.  April 
1886  (nach  Fassung  des  Finanzministeriums,  mit  den  Abänderungen  der  älteren  Gesetze 
Yom  20.  Aug.  1876  und  20  Juni  1884),  die  Gewerbesteuer  (so  heisst  sie  jetzt  wieder 
amtlich,  nicht  mehr  „Erwerbsteuer^',  s.  o.  S  260)  betr.,  mit  Yerordn.  vom  26.  April 
1886,  dazu  noch  Yerordn.  vom  29.  Dec.  1883  über  die  sogen.  Gewerbstcuertaxe  fQr 
Haasir-  und  Wandergewerbe,  Gesetz  ?om  6.  März  1886  (ebenfalls  nach  dür  amtlichen 
Fassang  des  Fin.min.  in  Abänderung  der  Gesetze  vom  29.  Juni  1874/20.  Juni  1884), 
mit  Yerordn.  vom  6   März  1886. 

Die  characteristischeu  Uauptpuncte  der  neuen  Gesetzgebung  sind  die  folgenden. 
Snbjectif  steuerpflichtig  sind  ausser  physischen  Personen  (mit  gewissen  Special- 
bcstjmmungen  auf  Grund  der  fieichsgesetzgebung  und  für  Hcicbsausländer)  auch 
gewisse  speciell  genannte  privatrechtliche  juristische  Personen, 
Bcmlich  Actien-   und   Gommanditactiengesellschaften  (for  den  Theil  ihres 
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steuerbaren  Einkommens,  der  dem  Umfang  ihres  Geschäftsbetriebs  in  Baden  entspricht, 
d.  h.  für  die  betreffenden  als  Zins  und  Dividende  an  die  Action&re  Ferthcilten  oder 
gutgeschriebenen,  sowie  zur  Bildung  von  Reserve-  und  Erneuerungsfonds,  auch  zar 
Amortisation  der  Schulden  und  des  Grundkapitals  oder  zur  Yerbäserung  oder  Er- 
weiterang  des  Geschäfts  verausgabten  Beträge).  Doch  gehen  zur,  wenigstens  theil- 
weisen  Vermeidung  der  Doppelbesteuerung  der  Actionäre ,  3  Vo  ^^  Actienkapitals 
vom  steuerbaren  Einkommen  ab:  die  später  in  Prenssen  nachgeahmte  Bestimmong 
(S.  40).  Ausserdem  wurden  auch  Consumvereine  mit  offenem  Laden,  ein- 
getragene Genossenschaften  mit  bankähnlichem  Betriebe,  sogar  auf 
Gegenseitigkeit  gegründete  unter  Verwendung  von  Agenten  betriebene 
Versicherungsgesellschaften  wie  die  Actiengesellschaften  ftir  einkommen- 
steuerpflichtig erklärt,  die  genantitcn  Versicherungsgesellschaften  so,  dass  als  ihr  steuer- 
bares Einkommen  5  Vo  ^^  gewerblichen  Betriebskapitals  nebst  etwaigen  Erträgnissen 
aus  Grundbesitz  und  Gebäuden  gelten  sollte  (Art  5,  unter  B).  Diese  Ausdehnung  der 
Steuerpflicht  auf  nicht-pbysische  Personen  ist  erst  im  Landtage  in  das  Gesetz  ge- 
kommen und  hat  damals,  wie  neuerdings  so  vielfach,  besondere  Debatten  Teranlaset, 
zumal  die  Mitbesteuerung  der  Consumvereine  und  Genossenschaften  und  Follends  eist, 
eine  Singularität,  diejenige  der  Versicherangsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit,  bei 
denen  die  Anwendung  des  Steuerrecbts  auf  Auswärtige  noch  neue  Schwierigkeiten 
bereitete  (s.  darüber  speciell  Emminghaus  Fin.arch.  B.  4,  S.  81).  Später  (Gesetz 
vom  6.  Mai  1892)  ist  dann  auch  diese  Ausdehnung  der  Steuerpflicht  auf  die  Gonsom- 
vereine,  Genossenschaften  und  GegenseitigLeitsgesellschaften  wieder  gestrichen  (s.  Fin. 
arch.  B.  9,  S.  484  mit  der  Regierungsbegründung).  Die  Steuerpflicht  begann  allgemein 
erst  bei  einem  Einkommen  von  über  500  M.  jährlich.  Allgemeine  Befreiungen  und 
Ermässigungen  wegen  verminderter  Leistun(r»>fäbigkeit  bei  an  und  f&r  sich  nach  Höbe 
und  rechtlicher  Natur  steuerpflichtigem  Einkommen  gewährte  das  Gesetz  noch  nicht 
Gegenüber  dem  bisherigen  Steuerrecht  wurde  die  subjective  Steuerpflicht  durch  Aus- 
dehnung auf  jederlei  Einkommen  in  einzelnen  Fällen  (Dienstboten  u.  s.  w.)  noch  etwas 
erweitert.  Objectiv  war  sonst  die  Steuerpflicht  des  Einkommens,  bei  dem,  wie  aoch 
in  anderen  Gesetzen  neuerdings,  4  Hauptarten  unterschieden  werden,  richtig  in  der 
üblichen  Weise  der  steuergeseizlichen  Auffassung  und  Begrenzung  des  stenerpflichtigen 
„Einkommens''  bestimmt,  daher  werden  namentlich  die  einzelwirthschaftlichen  Erwerbs- 
kosten  und  im]  Ganzen  auch  die  Schulden  (Zinsen  u.  s.  w.)  vom  Ertrage  abgezogen. 
Das  Einkommen  der  zum  Haushalt  der  Steuerpflichtigen  gehörigen  Familienglieder  (bei 
dem  aus  eigener  Erwerbsthätigkeit  herrührenden  das  bis  500  M.)  wird  zum  Einkommen 
des  Steuerpflichtigen  behufs  dessen  Veranlagung  hinzugerechnet,  wenn  und  soweit 
ihm  der  Genuss  davon  zusteht.  Für  die  Steuerveranlagung  besteht  allgemein  obliga- 
torische Steuererklärung  nach  amtlichem  Formular  an  den  anf  dem  Gebiete  der  Ein- 
kommensteuer, nach  den  früheren  Gesetzen  (vom  17.  März  1854,  16.  März  1880),  für 
die  Veranlagung  zuständig  gewordenen  Schatzungsrath  (s.  o.  §.  76)  oder  den  Stener- 
commissar.  Wer  diese  Erklärung  gesetzwidrig  unterlässt,  verliert  die  ihm  sonst  zu- 
stehenden Rechtsmittel  gegen  die  dann  vom  Schatzungsrath  allein  erfolgende  Ver- 
anlagung und  wird  ausserdem  mit  derselben  Strafe,  bis  zum  Achtfachen  des  Steoer- 
entzugs,  bedroht,  wie  bei  wahrheitswidrigen  Angaben  (Art.  26,  14  E,  19).  Die  Rechts- 
mittel), für  den  Steuerpflichtigen,  wie  für  den  Vertreter  des  Fiscns  (Steaercommissar) 
sind  sonst  gegen  Entscheidungen  des  mit  speciellen  Oontrolbefugnissen  (Art.  20)  aus- 
gestatteten Schatznngsraths  die  Beschwerde  an  die  Steuerdirection  und  gegen  deren 
Entscheidung  fur  den  Steuerpflichtigen  auch  noch  die  Klage  beim  VerwaJtungsgerichts- 
hof  (Art.  21).  Eigenthümlich,  dem  bisherigen  Formalismus  der  badischen  Steaem 
entsprechend,  ist  die  Bildung  des  sogen.  Steneranschlags  aus  dem  steuerbaren  Ein- 
kommen. Man  wollte  einen  degressiven  Steuerfuss  haben,  aber  dabei  alle  Einkommen- 
grössen  mit  dem  gleichen  Fusse  belegen.  Es  wurden  deshalb  (Art  18)  wachsende 
Quoten  des  steigenden  Einkommens  als  Steueranschlag  bestimmt,  bei  500  Bf.  100  M., 
bei  600  125.  bei  700  150,  bei  800  175,  bei  900  200,  bei  1000  250  M.,  bei  dem 
zweiten  1000  für  je  100  M.  Einkommen  50,  bei  dem  dritten  1000  dgl.  75,  bei 
höheren  Beträgen  für  100  M.  100.  bei  Summen  von  10.000— 80  000  M.  für  die  ersten 
10.000  M.  9000,  für  jede  weiteren  vollen  500  M.  500,  bei  Einkommen  von  80.000  M. 
und  darüber  auch  30000  M.  für  die  ersten  30.000.  und  für  je  weitere  rolle  1000  M. 
1000  M.  So  trat  erst  bei  dieser  Höhe  von  30.000  M.  der  volle  Satz  ein.  Ein  recht 
complicirtes  und  doch  auch  nur  mechanisches  Verfahren,  welches  das  Sachrerhiltniss 
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der  reellen  Steoerbelastung  aoch  nnnötbig  verschleiert  und  Sprünge  nicht  mehr  ver- 
meidet als  ein  entsprechend  abgestufter  Degressivfoss.  Der  Steuerfuss  wird  in 
Procenten  vom  Steoeranschlag  im  Finanzgesetz  bestimmt,  damals  und  seitdem  meistens 
auf  2Va  7o»  Torübergehend,  1892  und  93  auf  2?!^.  Sonach  wird  bei  jenem  Satz  von 
27«  */o  ^'  B-  <^*8  kleinste  Einkommen  mit  im  Maximum  V«  Vo«  <Jas  von  1000  M.  mit 
0.625,  von  3000  M.  mit  1.25,  von  5000  M.  mit  1.75,  von  10.000  M.  mit  2.25,  von 
20  000  M.  mit  2.375,  Ober  30.000  M.  mit  2.5  7o  belastet. 

Die  Veränderungen  der  übrigen  directen  Steuern  beschränkten  sich  aaf  die 
Erwerb-  und  Kapitalrentensteuer.  Ans  erstcrer  wurden  die  Beamten,  die 
liberalen  Berufe,  Arbeiter  u.  s.  w.,  die  zweite  Abtheilung  des  Gesetzes  von  187& 
(o.  S.  261),  einfach  ausgeschieden  und  in  die  Einkommensteuer  versetzt,  so  aus  dem 
Rest  der  f.Erwerbsteuer"*  wieder  eine  „Gewerbesteuer*"  gemacht,  zu  der  aber  nicht 
mehr  wie  früher,  die  gewerblichen  Arbeiter,  sondern  nur  noch  die  Unternehmer  ge- 
hörten. Nach  dem  Plan  der  Regierung  hatte  die  Steuer  vom  persönlichen  Verdienst 
der  Gewerbetreibenden  durch  die  Gewerbesteuer  noch  neben  der  Einkommensteuer 
stehen  bleiben  sollen.  Im  Landtage  wurde  dies  aber  abgelohnt/)  so  dass  nur  die 
Gewerbesteuer  vom  Betriebskapital  verblieb,  der  Idee  nach  als  eine  zur  Einkommen- 
steuer der  selbständigen  Gewerbetreibenden  hinzutretende  Steuer  auf  die  Kapitalrente 
aos  dem  Gewerbebetrieb.  Die  Landwirthe  schieden  damit  aus  der  Gewerbesteuer  nun- 
mehr gänzlich  aus.  Die  ausser  den  Actiengesellschaften  der  Einkommensteuer  unter- 
worfenen privatrechtlichen  nicht-physischen  Personen  (die  o.  S.  274  genannten)  wurden 
für  ihren  gosammten  Geschäftsbetrieb  als  gewerbliche  Unternehmungen  erklärt  und 
damit  unter  die  Gewerbesteuer  vom  Betriebskapital  mit  gestellt.  Für  die  Ermittlang 
des  Betriebskapitals  besteht  fernerhin  Fassionspflicht.  Es  umfasst  alle  dem  betreffenden 
Gewerbebetrieb  gewidmeten  Gegenstände,  ausser  den  der  Grund-  urd  Gebäudesteuer 
unterliegenden  und  den  ausserhallb  Lands  befindlichen  und  dort  besteuerten.  Der 
Steoeranschlag  des  Betriebskapitals  besteht  im  mittleren  Werth  der  nach  mittlerem 
JabresVestand  angenommenen  Kapitalien,  wobei  Beträge  bis  700  M.  (alHO  ganz  kleine 
Gewerbe  überhaupt  immer)  steuerfrei  bleiben.  Bei  Assecnranzunternehmungen  wird 
ab  steuerpflichtiges  Betriebskapital  die  Summe  der  Bruttoeinnahmen  an  Prämien  aus 
Versicherungen  im  Inland  nach  dem  jährlichen  mittleren  Stande  angenommen  (doch 
wiilktthrlich).  Besondere  Bestimmungen  galten  für  Wanderlagerbesif zer  (Gew.ges.  Art.  14) 
und  für  Gewerbebetriebe  ohne  gewerbliche  Niederlassun^r  im  Lande,  wo  eine  „Gewerbe- 
taxe^'  eintritt  (eb.  Art.  17,  Verordn.  vom  29.  Dec.  1883).  Dieser  Taxe  unterstehen 
auch  Unternehmer  grösserer  öffentlicher  Schaustellungen  (Kunstreiter,  Seiltänzer  u.  s.  w., 
Menagerieen  und  sonstige,  mit  10  M.,  bezw.  3  M.  für  jedes  weitere  Mitglied  für  je 
30  unmittelbar  auf  einander  folgende  Kalendertage  oder  einen  kürzeren  Zeitraum, 
geo.  Verordn.  von  1883,  §.  3). 

Es  sei  an  dieser  Stelle  auch  noch  erwähnt,  dass  die  badische  Gesetzgebung  auch 
unter  ihren  Verwaltungsgebühren  Con  cessio  nsgebühren  fürGast-  und  Schank- 
wirthschaft  hat,  welche  in  Etwas  den  Character  einer  Art  Specialgewerbesteuer 
(Licenzabgaben)  für  diese  Gewerbearten  haben,  wenn  sie  auch  nur  einmalig  erhoben 
werden.  Diese  neuerdings  erhöhten  Abgaben  bestehen  in  Stufensätzen  nach  Orts- 
classen  und  mit  Unterscheidung  der  Arten  des  Betriebs  (3  Ortsclassen,  bis  3000, 
3—10.000,  über  10.000  Einwohner),  Gastwirtbschaft  danach  jetzt  150,  300,  500, 
Scbankwiithschaft  100,  200,  300  M.,  Zuschlag  bei  Erlaubniss  von  Branntweinscbank 
40,  60,  100  M.  Auch  Kleinhandel  mit  Branntwein,  dann  gewerbsmäsäige  Veranstaltung 
Ton  Sing:ipielen,  Schaustellungen  unterliegt  solchen  Gebühren,  ebenso  Jagdpässe  mit 
Jahres-  und  Wochentazen.  (betr.  Gesetze  vom  29.  Juli  1864,  bezw.  21.  Juni  1874, 
4.  Juni  1884,  15.  Juni  1894). 

An  der  Kapitalrentensteuer,  welche  nunmehr  auch  nur  als  Zusatzsteocr 
von  Leihzinsen  u.  s.  w.  zum  Behuf  der  höheren  Besteuerung  des  betreffenden  fundirten 
Einkommens  zur  Einkommensteuer  verblieb,  sind  eingreifende  Veränderungen  nicht 
vorgenommen  worden.  Steuerfrei  ist  Rente  bis  60  M.,  auch  Renten  von  Wittwen, 
minorennen  Waisen,  Erwerbsunföhigen,  wenn  diese  Personen  wegen  Einkommen  unter 


*)  Gerade  umgekehrt  war  der  Verlauf  der  Sache  in  Württemberg.  Hier  wollte 
die  Regierung  im  Gesetzentwurf  die  Gewerbetreibenden  auch  nach  Einführung  der 
Einkommensteuer  mit  der  Gewerbesteuer  bloss  vom  Betriebskapital  belastet,  der  Land- 
tag aber  sie  unter  der  vollen  Gewerbesteuer  bleiben  lassen  (s.  o.  1.  Halbband  S.  226). 
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500  M.  einkommcnstcucrfrei  sind.  (S.  sonst  über  Befreiangcn  Art.  5  des  Gesotzes, 
JQristischo  Personen,  auch  des  Ofientlichen  Rechts,  z.  B.  Gemeinden,  sind  nicht  als 
solche  befreit).  Bei  Zeitrenten  u.  dgl.  mit  gleichzeitiger  Kapitalanfzehning  ist  auf 
letzteren  Umstand  bei  der  Bemessung  des  Umtangs  der  Stenerpflicht  jetzt  erst  Btlck- 
sicht  genommen  worden.  Das  Recht  des  Kapitalrentenstenerpflichtigen,  gewisse  PassiT- 
Zinsen  ?on  seinen  Activzinsen  abzuziehen,  ist  geblieben,  damit  hier  eine  Abweichong 
von  den  Grnndsätzcn  bei  den  anderen  Ertragssteaem.  An  dem  Formalismai  der 
Bildung  ?on  .,Steuerkapitalen'^  ist  festgehalten,  sie  werden  darch  Venrielfachnng  der 
Renten  mit  20,  der  Leibrenten  mit  8,  der  Waisenbeneficien  mit  4  gebildet. 

Die  Durchführung  der  neuen  Einkommensteuer,  zuerst  fOr  1886,  hat  sich  leichter 
vollzogen,  als  mehrfach  befürchtet  worden,  und  im  Ganzen  befriedigend  gestaltet 
Dabei  ist  allerdings  bei  den  Landwirthen  mehr  summarisch  verfahren,  auf  Gmnd 
einiger  genauerer  Einschätzungen  in  der  Gemeinde  sind  die  Oebrigen  nur  nach  der 
Yergleichung  damit  veranlagt  worden,  was  zulässig  war.  Das  finanzielle  Erjgebnisi 
der  Veranlagungen  ermOselichte  alsbald,  bei  dem  angenommenen  Steuerfass  der  Ein- 
kommensteuer von  27e7o-  ^^^^  wesentliche  ErmiUsignng  der  Steuersätze  der  vier 
ErtrafTssteuern  um  c.  28  7o  ^^^  öteuerfuss  der  Kapitalrentenstener  sank  so  von  15 
auf  11,  der  3  anderen  gleichmäüsig  von  26  auf  18,5  Pf.  für  100  M.  Stcnerkapital. 
Seitdem  ist  das  steuerbare  Einkommen  j&hrlich  etwas  gestiegen,  was  seit  1892  weitere 
Ermässigungen  der  Füsse  der  Ertragssteuorn  von  18,5  auf  15,  bei  der  Rentensteaer 
von  11  auf  10  Pf.  und  vorübergehend  (1892  und  93)  bei  der  damaligen  Finanzlage 
auch  der  Einkommensteuer  (von  2^/;  auf  2  ^/q)  selbst  ermöglichte.  Vom  fcanzen  Ertrage 
der  directcn  Staatästcuern  kam  so  schon  anfangs  über  ^/^  (1887  42.4^/^),  in  letzter 
Zeit  über  die  Hälfte  (1896  51  2  7o)  ^"^  ^^^  Einkommensteuer  aliein,  die  so  immer 
mehr  in  die  Hauptstelle  eingerückt  ist. 

Später  haben  die  Einkommensteuer,  wie  aach  die  Oewerbo^ 
und  Kapitalrentensteuer  einige  Veränderungen  erfahren,  von  denen 
1892  die  Ausscheidung  der  bisher  steuerpflichtigen  Consumyereinei 
Genossenschaften  und  Gegenseitigkeits- Versicherungsgesellschaften 
aus  der  Stenerpflicht  bei  der  Einkommensteuer  und  1894  die  Ab- 
änderung des  Steueranschlags  und  die  Erhöhung  des  Steuerfnsses 
für  grössere  Einkommen  durch  Hinzutritt  progressiver  Zuschläge 
besonders  beacbtenswerth  sind. 

S.  Gesetz,  vom  6  Mai  1892  betr.  verschiedene  (auch  noch  weitere  als  die  an- 
gegebenen) Veränderunf^en  des  Einkommen-,  Gewerbe-  und  Kapitalrentensteuergesetzes 
(auch  in  Fin.arch.  B.  9,  8.  484)  und  Gesetz  vom  26.  Juni  1894  betr.  Ab&iiderong 
des  Einkommensteuer-  und  des  Kapitalrentensteueriresetzes  (Fin.arch.  Bd.  12«  S.  178). 
Hiernach  tritt  der  volle  Steucrfuss  bereits  bei  20.000  M.  Einkommen,  nicht  mehr, 
wie  bisher  bei  80.000  M.,  ein  und  erfolgen  fUr  Einkommen  von  Uber  25.000  M.  nach 
Einkommenstufen  bis  200  000  M.  und  mehr  Zuschläge  zn  dem  im  Finanzgcsetx  be- 
stimmten Fuss  von  5  sieitrcnd  bis  auf  40  ^q.  also  z.  B.  bei  Noroialfu!«  von  2.5*/« 
ist  Einkommen  von  25-80  000  M.  darnach  jetzt  mit  2.625,  von  80-40.000  M.  mit 
2.75  u  s.  w.,  von  über  200.000  M.  mit  8.5  ^'q  belegt.  Dazu  treten  dann  immer  noch 
die  Ertragssteuern  auf  die  fundirten  Quellen  dieser  Einkommen.  Im  Gesetz  ron  1894 
sind  auch  die  Strafandrohungen  fUr  die  Einkommen-  und  Kapitalrentenstener  Ferschirft 
worden.  Durch  das  Gesetz  von  1892  wurde  der  Geschäftsbetrieb  der  Erwerbe-  und 
Wirthschaftsgenosscnschafien  als  gewerbliche  Unternehmung  geltend  erkl&rt  and  damit 
im  Princip  der  Gcwerbesti^ucr  unterworfen.  Doch  wurden  zugleich  kleinere  Yorschoss- 
und  Creditvcreiue  (bis  zu  50.000  M.  Betriebskapital)  und  gewisse  landwirthschaÄliche 
Ein-  und  Verkaufavercinc ,  sowie  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  von 
der  Gewerbesteuer  frei  gestellt  und  die  grösseren,  nicht  steuerfreien  Vorschuss-  und 
Greditvereine  nur  mit  der  Hälfte  ihres  Betriebskapitals  steuerpflichtig.  Nach  demselben 
Gesetz  dürfen  Gemeinden  auch  die  Zinsen  von  nicht  nnterpfindlich  versicherten 
Schulden  von  ihren  kapital  reuten  steuerpflichtigen  Zinsen  abziehen.  Die  Bestimmangea 
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des  Kapitalrentenstenergeeet^  ron  1886  (Art  10,11)  sind  für  grewisse  Gegenseitigkeits- 
gesellschafteD  fOr  Lebensrenichening  und  einige  andere  modiiicirt  worden. 

Durch  ein  Gesetz  yom  8.  Mai  1899  ist  auch  die  Besteoerung  des  Wander- 
gewerbebetriebs neu  und  in  dieser  Allgemeinheit  zum  ersten  Male  gesetzlich 
(forher  zum  Tbeil  nur  im  Yerordnungswege)  geregelt  worden.  Danach  wird  der 
Betrag  der  j&hrlichen  Steuer  nach  Grenzsätzen  eines  Tarifs  mit  Racksicht  auf  Art, 
UmfaDg  und  muthmaassliche  Einträglichkeit  des  Gewerbebetriebs  festgesetzt,  so  bei 
Handel  mit  Vieh  mit  80 — 600,  sonstitrem  Handel  mit  einer  Reihe  benannter  Waaren 
mit  12 — 180,  allem  anderen  mit  3 — 86  M.,  wozu  far  jede  Hilfsperson  Vs  ^^  Satzes 
hinzutritt,  übrigens  Ermässigungen  in  gewissen  Fällen  eintreten  können.  Auch  Musik- 
ao Führungen,  Schaustellungen,  theatralische  Vorstellungen  und  sonstige  Lustbarkeiten 
unterliegen  Jahressteuern  bei  grösserem  Umfantr  (grössere  Kunstreiter-  u.  dgl.  Gesell- 
schaften u.  8.  w.)  von  12 — 120,  sonst  von  8 — 80  M.,  wozu  ebenfalls  für  jedes  weitere 
Mitrlied  oder  Hilfsperson  Vs  tritt.  Wanderlager  zahlen  nach  8  Ortsciassen  (über 
20.000  Einwohner,  4—20.000  und  sonstige  Orte)  60,  55  und  80  M.  für  je  7  Tage 
niid  weniger  des  Betriebes  und  für  je  10.000  M.  und  weniger  des  Gcsammtwerths 
der  innerhalb  dieser  Zeit  zum  Verkauf  bestimmten  Waaren.  (S.  die  Vorlage  mit 
Hotiven  fom  29.  December  1897  in  Nr.  37,  Beilage  zum  Protocolle  der  Sitzung  der 
2.  Kammer  ?om  10.  Jan.  1898,  Verhandlungen  darüber  und  Commissionsberichte 
beider  Kammern  [1.  ?om  3.  März  1899,  2.  vom  6.  Juli  1898]  in  den  Landtagspapieren 
1898  und  1899.) 

Wie  mehlfach  neuerdings  auch  in  anderen  Ländern  hat  man  auch  in  Baden, 
hier  noch  weiter  als  bisher  nach  älteren  Bestimmungen  (s.  o.  S.  257),  durch  ein  Gesetz 
vom  12.  Mai  1892,  Nachlässe  an  der  Grundsteuer  bei  ausserordentlichen  Dn- 
glOckafäUen  (Hagelschlag,  Wolkenbruch,  Ueberschwemmung,  bei  Rebgeländen  ausser- 
dem auch  Frost)  gestattet,  wenn  mindestens  Vs  der  Ernte  zerstört  ist,  um  ^/^q  bei 
Schaden  von  7s — Vs^  Qm  */io  ^^^  grösserem,  bei  Rebgeländen  sogar  um  ^/^g  und 
jpU  (Gesetz  mit  Begründung  und  Kammerberichten  in  Fin.arch.  B.  9,  S.  496  ff.).  Ein 
^gleichzeitiges  Gesetz  (18.  Juni  1892)  hat  für  vollständig  erneuerte  Rebanlagen 
5  Jahre  Grundsteuerfreiheit  gewährt  (s.  Fin.arch.  Bd.  9,  S.  505  ff.,  ebenfalls 
das  Gesetz  mit  Begründung  und  Kammerberichten). 

§.  82.  Die  neuesten  Bestrebungen  und  Pläne  zur 
Reform  der  directen  Steuern,  besonders  das  Ver- 
mOgenssteuerprojeet.  Mit  der  Einführung  der  Einkommen- 
steuer ist  ein  grösserer  Rubepunet  in  der  Entwicklung  der  directen 
Besteuerung  eingetreten.  Die  erwähnte  Weiterbildung  seit  1884 
war  doch  nur  von  nebensächlicher  Bedeutung.  In  Verbindung  mit 
der  früher  besprochenen  Reform  der  Biersteuer  (1896),  den  Maass- 
regeln im  Gebiete  der  Weinsteuern,  dem  Uebergang  in  die  Keichs- 
branntweinsteuergemeinschaft ,  mit  dem  Gebühren-  und  Verkehrs- 
stenerwesen  entsprach  die  erreichte  Steuerverfassung  in  ihren  Er- 
trägen einigermaassen  den  durch  die  Finanzlage  des  Staats  be- 
dingten Finanzbedürfnissen,  und  in  Verbindung  mit  den  besonderen 
später  noch  darzustellenden  Modificationen  genügte  die  directe 
Staatsbestenerung  auch  den  Anforderungen ,  um  als  Grundlage 
für  den  Anschluss  der  directen  Communalsteuern  in  Zuschlags- 
form dienen  zu  können.  Auch  die  Vertheilung  der  Steuerlast  auf 
die  verschiedenen  wirthschaftlichen  Berufs-  und  Besitzkreise  der 
Bevölkerung  war  jedenfalls  durch  die  Einfügung  der  allgemeinen 
Einkommensteuer  in  das  System  der  directen  Besteuerung  wesentlich 

A.  Wftgner,  FinanzwinensohAft  IT.  19 
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verbessert  y  die  Last  mehr  anf  die  tragfähigeren  Elemente ,  die 
Städte,  die  mehr  städtischen  Wirthschaftsclassen,  die  wirthschaft- 
lich  stärkeren  Personen,  den  grösseren  und  stenerkräftigeren  Besitz 
and  auch  das  höhere  Einkommen  daraus  (Kapital,  Grossgewerbe) 
geschoben  worden.  Aber  ausreichend  erwiesen  sich  die  erfolgten 
Reformen  an  sich  und  vollends  in  der  Weiterentwicklnng  des 
Wirthscbaftslebens,  welche  gegenwärtig  so  rasch  ist  nnd  so  erheb- 
liche Veränderungen  in  den  wirthschaftlichen  Classenlagen  mit 
sich  bringt,  doch  nicht. 

Die  ganze  Constmction  der  verbliebenen  Ertragsstenem,  namen^ 
lieh  der  Grund-  und  Gebäude-,  aber  auch  der  Gewerbesteuer;  die 
Nichtberücksichtigung  der  Schulden  bei  ihnen,  welche  durch  die 
nunmehrige  Berücksichtigung  dieser  Posten  bei  der  Einkommen- 
steuer zwar  in  Etwas,  etwa  zur  Hälfte  des  Betrags  der  Schulden, 
aber  damit  doch  nicht  ausreichend  gut  gemacht  wurde,  und  womit 
wieder  innerhalb  der  Ertragsbesteuerung  der  Abzug  gewisser  Haupt- 
schuldenarten bei  der  Kapitalrentensteuer  in  Widerspruch  stand; 
die  eigenthümliche  Veranlagungsmethode  bei  den  beiden  Realsteuem 
nach  den  Kaufwerthen ;  die  Stabilität  der  betreffenden  Kataster  und 
die  Begründung  der  letzteren  auf  weiter  zurückliegende,  im  Ganzen 
daher  jährlich  den  wirklichen  Wertben  weniger  entsprechende  Kanf- 
werthe,  während  die  Kapitalwerthe  der  Gewerbe-  und  Rentensteuer 
principiell  die  laufenden  und  factisch  doch  die  den  wirklichen 
ziemlich  entsprechenden  sind;  die  missliche  Ausdehnung  der  Ge- 
bäudesteuer mit  auf  die  land wirthschaftlichen  Hilfsgebäude;  die 
Thatsache  der  formellen  und  reellen  Doppelbesteuerung  des  Ein- 
kommens aus  Besitz  durch  die  einzelne  betreffende  Ertrags-  und 
zugleich  wieder  durch  die  Einkommensteuer,  wodurch  das  Problem 
der  höheren  Besteuerung  des  fundirten  Einkommens  zwar  im 
Princip  richtig,  aber  doch  nur  mechanisch,  im  Grade  ¥rillkflhrlich 
und  mit  individuell  ganz  verschiedenem  Erfolge  gelöst  wurde; 
auch  wohl  das  tiefe  Herabgehen  der  Einkommensteuer  auf  niedriges 
Einkommen,  ebenso  der  Gewerbe-  und  Kapitalrentensteuer  auf 
niedrige  Kentenbeträge;  das  Fehlen  jeder  Freilassung  kleiner 
Realitäteneinkünfte,  was  Alles  bei  der  Nichtbeachtung  von  die 
Leistungs-  und  Steuerfähigkeit  vermindernden  persönlichen  Um« 
ständen  bei  der  Einkommensteuer  sich  noch  empfindlicher  flihlbar 
machen  musste;  daneben  die  Reichsstenern,  die  eigenen  Getränke- 
und  Fleischsteuern,  die  Gebühren-  und  Verkehrssteuern,  von  denen 
die  wichtigste,  die  Liegenschaftssteuer ,  auch  hoch  war;  dazu  die 
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directen  Gemeindesteuern  nach  ihrer  Veranlagnngsart  ausschliess- 
lich in  Zuschlagform  zu  der  Staatssteuer  und  nach  Höhe  — :  das 
Alles  und  Anderes  mehr  waren  innere  Momente,  die  auch  in  Baden 
auf  weitere  Steuerreformen  hindrängten. 

Die  Vorgänge  in  anderen  Ländern,  die  Reformen  der  directen 
Steuern  daselbst,  namentlich  die  preussischen,  die  Beseitigung  der 
Ertragssteuem  hier  und  in  grossem  Umfang  auch  in  Sachsen,  die 
Einführung  der  Vermögenssteuer  in  Preussen;  die  eigenthümliche 
formelle  Ausgestaltung  der  badisehen  Ertragssteuern  ohnehin  schon 
bisher  zu  nominellen  Vermögenssteuern ;  die  allgemeinen  Strömungen 
der  Wissenschaft  und  der  öffentlichen  Meinung  in  der  Richtung 
zur  möglichst  ausschliesslichen  staatlichen  directen  Personalsteuer 
behufs  besserer  Durchführung  des  Grundsatzes  der  Besteuerung 
nach  der  Leistungsfähigkeit  und  zu  einer  Scheidung  nach  Steuer- 
arten zwischen  Staats-  und  Gommunalbesteuerang,  wie  in  Preussen, 
—  auch  dies  Alles  wirkte  nicht  minder  auf  Reformbestrebnngen  hin. 

Endlich  war,  wie  überall  in  Deutschland,  die,  wenn  auch  in 
Baden  bei  seinen  Besitz-  und  Betriebsverhältnissen  immer  noch 
leidliche  Lage  der  Landwirthschaft  derart,  um,  zumal  neben  dem 
Aufschwung  der  Städte  und  vieler  Gewerbe,  eine  Fortführung  der 
Reform  der  directen  Steuern  in  der  Richtung  auf  Personalbesteuerung 
und  namentlich  auf  Erleichterung  und  eventuell  Umgestaltung  der 
Realsteuern  wünschenswerth  erscheinen  zu  lassen.  Alle  diese  ver- 
schiedenen Umstände  haben  die  Reformbewegung  auf  dem  Gebiete 
der  directen  Besteuerung  unter  der  Initiative  einer  intelligenten  und 
sachkundigen  Regierung  und  speciell  Finanzverwaltung  von  Neuem  in 
Gang,  bis  jetzt  (Herbst  1899)  aber  noch  nicht  zum  Abschluss  gebracht. 
Sie  hat  sich  zugleich  auf  andere  Steuern,  wie  die  Biersteuer  in 
der  schon  dargelegten  Weise  (S.  265  ff.),  die  Liegenschaf'tsaccise  und 
die  Erbschafts-  und  Scbenkungssteuer  mit  ausgedehnt,  deren  for- 
melle Gestaltung  mit  den  Bestimmungen  des  deutschen  bürgerlichen 
Gesetzbuchs  ohnehin  in  Einklang  gebracht  werden  musste.  Der 
Plan  zur  weitereii  Reform  der  directen  Steuern  bietet  wegen  seiner 
Eigenthttmlichkeiten,  namentlich  in  Betreff  der  Methode,  unmittelbar 
aus  den  bisherigen  Ertragssteuern  eine  Vermögenssteuer  zu  bilden, 
wegen  der  Vergleichung  der  wirklichen  Ertrags-  (Reinertrags) 
Steuer  mit  der  Vermögenssteuer  und  wegen  der  Frage  der  Weiter- 
bildung der  Grundöteuer,  sowie  der  Methode  dafür  (badisches  Werth- 
kataster,  wirkliches  Reinertragskataster)  wieder  allgemeineres  finanz- 

wLssenschaftliche«  Interesse. 

19* 
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S.  ?on  legislativen  Materialien  besonders  die  trefflichen  Denkschriften  des  Finanz- 
ministers Bnchonberger  über  die  Beform  der  directen  Steuern  in  Baden  mit 
statistischen  Beilagen,  1896,  die  Denkschrift  auch  im  FiD.arch.  B.  13,  S.  408  (ohne 
Beilagen),  zweite  Denkschrift  vom  Dec.  1897,  mit  Statist  Beilageheft,  jene  im  Fin.ardi. 
B.  15,  S.  410,  dazu  Kammerverhand  langen  1896 — 99,  bes.  Berichte  an  die  Kammern. 
Uebersicht  dieser  yorhandlnngeu  ttbcr  die  erste  Denkschrift  im  Beilageheft  znr  zveiteo. 
Ferner  Gesetzentwurf  über  die  Revision  der  Glasseneintheilnng  des  landwirthschaft- 
lichen  Geländes  vom  November  1897,  Eammerverhandlnngen  und  Berichte  darQber 
Gesetz  vom  3.  Aug.  1898.  S.  dazu  auch  die  amtliche  Schrift,  die  Belastung  der  laod- 
wirthschaftlichen  Bevölkerung  durch  die  Einkommensteuer  und  die  Verscholdang  der 
Landwirthschaft  in  Baden.  1896,  auch  (ohne  die  statistischen  Tabellen)  im  Fin.arch. 
B.  13,  S.  845.  Die  Erledigung  der  Beform  und  bezügliche  Gesetzentwürfe  sind  f&r 
1899  oder  1900  zu  erwarten.  Ich  konnte  dies  für  meine  Arbeit  nicht  abwarten  und 
muss  Darlegungen  darüber  auf  Nachträge  verschieben. 

In  der  ersten  Denkschrift  kommt  die  Regierung  zu  dem  Ergebniss,  dass  der 
Uebergang  von  den  Ertragssteuern  zur  Vermögenssteuer,  als  einer  zweiten  directen 
staatlichen  Hauptsteuer  (die  auch  in  der  Gemeindebesteuerung  dann,  hier  aber  ohne 
Gestattung  des  Schuldabzugs,  an  Stelle  der  Ertragssteuem  zu  treten  h&tte),  neben  der 
Einkommensteuer  in  der  von  ihr  geplanten  Weise  als  werthvoUer  Fortschritt  anzaeckenneo 
und  daher  principiell  richtig  sei.  Einfach  dem  preussischen  Vorgang  zu  folgen,  sei 
indessen  bei  der  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  nicht  thunlich.  Namentlich  schien 
die  Nothwendigkeit,  mit  der  Vermögenssteuer  eine  viel  grössere  Quote  des 
Staatsbedarfs  an  directer  Steuer  zu  decken,  nach  Maassgabe  der  Erträge  um 
1896/97  fast  die  Hälfte,  gegen  nur  etwa  ein  Fünftel  in  Preussen,  ein  vcnchiedenes 
Vorgehen  zu  bedingen.  Als  Vorzüge  der  Vermögenssteuer  vor  den  Ertragssteuem 
wurden  anerkannt  die  Zugrundelegung  des  wirklichen  jeweiligen  Verkehrswerths  des 
Grund-,  Haus-,  Gewerbe-,  Kapital-  und  Leihkapitalbesitzes,  statt  der  veralteten  Kataster- 
wcrthe  namentlich  bei  den  beiden  ersten  Steuern;  die  Möglichkeit  des  Schuldenabzugs, 
die  bei  den  Ertragssteuem,  besonders  der  Grund-  und  Gebäudesteuer,  schon  wegen 
der  Incongruenz  der  Stcucrwerthe  und  der  Schuldbeträge  und  wegen  der  Verschieden- 
heit der  Schuldursachen  nicht  durchführbar  ist;  die  leichtere  Veranlagung  und  perio- 
dische, selbst  häufigere,  Erneuerung  der  Vermögensstcueranschläge;  die  Möglichkeit 
der  einheitlichen  Besteuerung  der  verschiedenen  Steuerquellen;  die  Zullssigkeit  der 
allgemeinen  Einführung  eines  steuerfreien  Existenzminimums;  die  grössere  Leichtig- 
keit und  Unbedenklichkeit,  den  Steuerfnss  nach  dem  Bedarf  zu  ändern  u.  A.  m.  Nach 
der  Idee  der  Regicrang  sollten  nun  die  bisherigen  vier  Ertragssteuem  zu  partiellen 
Vermögenssteuern  umgebildet  werden,  indem  die  beiden  Realsteuem  nurnach 
den  wirklichen  Kaufwerthen  der  Objecto  (die  Waldungen  allerdings  wie  bisher  aof 
Gmnd  der  zu  kapitalisirendeu  Erträge,  aber  nach  jetzigen  Holzpreisen)  und  dann 
periodisch  amtlich  katastrirt,  die  beiden  anderen  Steuem  wie  bisher  auf  Grund  der 
Dcclarationen  der  PÜichtigen  veranlagt  würden ,  doch  so,  dass  bei  der  Kapitalrenten- 
Steuer  nunmehr  direct  der  Worth  der  Kapitalien  (Curswerth,  Nennwertb  U.  s.  w.) 
declarirt,  nicht  mehr  aus  der  declarirten  Rente  erst  noch  gesetzlich  bestimmte 
Facturcn  flctiv  gebildet  werden  sollte.  Von  der  Summe  der  etwaigen  vier  VermOgens- 
beträge  bei  einem  und  demselben  Censiten  wären  dann  die  Schuldzinsen  abzuziehen 
und  so  der  reine  VcrmOgcnsanschlag  zu  bilden,  von  dem  der  gesetzliche  Steuersatz 
zu  erheben  wäre.  Dieser  war,  unter  Berücksichtigung  der  sonst  geplanten  Einrichtung 
der  Steuer  (Freiheiten),  sodann  des  Bedarfs,  namentlich  des  bisherigen  Ertrags  der 
fortfallenden  4  Ertragssteuem,  auf  Grund  von  Probeschätzungen  auf  12  Pf.  ron  100  H. 
veranschlagt  (gegen  5  in  Preussen).  Durch  die  erneuerte  Eatastrirang  der  Grundstücke 
und  Gebäude  nach  dem  wirklichen  Verkehrswerth  konnte  namentlich  den  erfolgten  und 
weiter  erfolgenden  Werthveränderungcn,  so  den  grossen  Wcrthsteigerungen  in  vielen 
Städten,  in  begünstigten  Gegenden  des  platten  Landes  gegenüber  den  SJteren  Kataster- 
werthen  Rechnung  getragen,  so  eine  Art  Besteuerang  der  Conjuncturengewinne,  eine 
bessere  Mitbelastung  der  Bauplätze  und  Luzusböden,  erzielt  werdeo.  Die  bisherige 
principielle  Freilassung  des  land wirthschaftlichen  Betriebskapitals  (in  der  Gewerbe- 
steuer), die  geforderte  der  land  wirthschaftlichen  Hilfsgebftudo  (in  der  Gebindestouer), 
die  weitere  Gewährung  eines  steuerfreien  M inimal betrags  in  bisheriger  Höhe  bei  der 
Gewerbe-  (700  M.)  und  der  Kapitaircntensteuer  (60  M.  Rente  oder  1200  M.  Steuer- 
kapital)    konnte    nicht  wohl  stattfinden,    man  wollte  höchstens  ans  steuertechnischen 
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i  beiden  letzteren  Steaern  100  M.  Kapitalwerth  freilassen.    Dagegen  war 

Urning  einer  allgemeinen  Stenerfireiheit  fOr  Vermögen  bis  1000  M.  aber- 

I  6000  M.  in  Prenasen,  10.000—20.000  M.  nach  dem  s&chsischen  Projecte, 

Gbe   Einbeziehnng  der   Fahrnibshabe   (GebraachsFermOgen)  in   die  Ver- 

r  war,  wie  in  Prenssen.  nicht  beabsichtigt,  was  mit  den  Üblichen,  m.  E. 

Khlagendon  atenertechnischen  und    sonstigen  Gründen  abgelehnt  wurde. 

Ige  sollten  Übrigens  auch  bei  der  Vermögenssteuer  die  nicht-physischen 

■  Allgemeinen  im  Umfang  wie  bei  den  bisherigen  Ertragsstenern  bleiben, 

Ton  Prenssen,  wo  nur  die  physischen  Personen  rermOgenssteuerpflichtig 

ach  Ton  der  neuen  hessischen  Vermögenssteuer  von  1899  (a.  §.  98). 

den  Probeschitzungen,  die  mit  Sorgfalt  angestellt  worden  waren  und  wohl 

ikeit  annihemd  entsprechende,  daher,  mit  Vorsicht,  einigermaassen  Ver- 

mg  gestattende  Resultate  ergeben  hatten,  stellte  sich,  wie  Torauszusehen, 

arke  Erhöhung  des  geschätzten  Vermögenswerths  gegen  die  viel  zu  niedrigen 

lanschiige  der  Kataster   nach  deren  lange  zurückliegenden  Bewerthungen 

saUt&ten  heraus,  fast  um  das  Doppelte  bei  den  Gebäuden  (1895.7  gegen 

ark),  aber  auch  um  last  die  Hälfte  bei  den  landwirthschaftlichen  Geländen 

."en  1289.1  Mill.  Mark),  natHrlich  aber  wieder  höchst  ferschiedcn  nach 

Gegenden  und  Einzelfällen.    Weniger  erheblich  war  die  Werthsteigerung 

düngen  (230.2  gegen  206.6  Mill.),  dann,  nach  der  veränderten  Vcranlagungs- 

i  den  KapiUlien  (1438  gegen  1307.3  MUl.).    Die  gewerblichen  Betriebs- 

Ue  schon  bisher  laufend  und  nach  Declarationen  eingeschätzt  worden  waren, 

t  der  alten  Summe  (in  1894  615.8  Mill.  Mark)  veranschlagt.    Im  Ganzen 

B  6043.2  MilL  Mark  Vermögenswerth  gegen  43808  Mill.  Katasterwcnh  iu 

ftbzuziehenden  Schulden  wurden  auf  951.4  Mill.  veranschlagt,  das  gesammte 

leuerkapital  so  auf  5091.8  MilJ.  Mark  angenommen,  woraus  sich  nach  dem 

n  Bedarf  der  genannte  Steuerfuss  von   12  Pf.  für  100  M.  ergab  ^ohne 

des  Schuldabzugs  gentigte  ein  Fuss  von  10  Pf.),  gegen  den   bestehenden 

0  Pf.  bei  der  Kapitalrenten-  und  15  Pf.  bei  den  drei  anderen  Ertrags- 
Luf  die  Einbeziehung  der  kleinen  bisher  steuerfreien  Gewerbekapitalien 
M.)  und  der  steuerfrden  landwirthschaftlichen  Betriebskapitalien  scheint  bei 
inachlagungen  noch  keine  BQcksicht  genommen  zu  sein.  Gegenüber  den 
Sitzen  wäre  also  zwar  das  Leihkapital  allein  in  der  Steuer  nominell  erhöbt, 

1  YermOgen  erleichtert  worden.  Aber  bei  der  besonders  starken  Steigerung 
hen,  der  Vermögenssteuer  unterliegenden  Werthe  der  Grundstücke  und  Gc- 
sn  die  bisherigen  Katasterwerthe  wären  doch   diese  VermOgensobjecte  an 

die  neue  Steuer  noch  stärker  getroffen  worden,  erleichtert  wesentlich  nur 
lerermögen.  Indessen  musste  sich  das  wieder,  auch  im  Ganzen,  sehr  ver- 
ind  zwar  zu  Gunsten  des  in  Grundstücken  und  Gebäuden  steckenden  Ver- 
di der  nunmehrige  Schuldabzug  überwiegend  diesem  zu  Gute  kam.  Je  nach 
B  und  vollends  den  individuellen  Verhältnissen  der  Verschiedenheit  zwischen 
Yermögenssteuerwerthen  und  den  Katasterwerthen  mussten  aber  noch  viele 
srschiebungen  der  Steuerlast  eintreten.  Auch  dafür  haben  interessante 
Zungen  mancherlei  Anhaltspuncte  geliefert.  Erhöhungen  der  Steuerlast, 
h  vorauszusehen,  würden  am  meisten  bei  starker  Werthsteigerung  unver- 
oder  wenig  verschuldeter  Bealitäten,  Ermässigungen  bei  geringer  Werth- 
(wo  sich  dann  der  ermässigte  Steuerfuss  geltend  macht)  und  starker  Ver- 
sieh ergeben.  Im  Ganzen  entsprach  dies  und  damit  die  veränderte  locale 
ioelle  Vertheilung  der  Steueriast,  auch  die  stärkere  Belastung  wertherhöheten 
«Sitzes  gegenüber  dem  Gewerbe-  und  Kapitalbesitz,  welcher  schon  durch 
ge,  den  laufenden  Werth  der  Betriebskapitalien  und  Leihkapitalien  berück- 
I  höhere  Steuer  getroffen  war,  jedoch  nur  der  im  höheren  wirklichen  Werth 
grösseren  Leistungs-  und  Steuerfähigkeit.  Diese  Wirkungen  der  Ueform 
iher  billiger  Weise  nicht  gegen  letztere  geltend  gemacht  werden.  Aber 
war  die  tiewissheit,  dass  grosse  locale,  berufliche  und  individuelle  Ver- 
n  der  Steuerlast  gegen  bisher  eintreten  würden,  ein  Moment,  das  mit  Kecht 
ht  mahnte.  Auch  der,  besonders  in  der  ersten  Kammer  betonte  Umstand 
reischiedenen  Bentabilität  der  einzelnen  VermOgensarten,  der  niedrigeren 
Jien  Grundbesitzes,  der  höheren  des  Gewerbes  und  der  Gebäude,  war  ein 
denn  so  muiste  bei  dem  wie  in  Prenssen  in  Aussicht  genommenen  gleichen 
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Steuerfuss  für  alle  VermOf^cnsarteii  eine  starke  Mehrbelastung  der  schliesslicb  doch 
fUr  die  Stcucrtragung  immer  entscheidenden  Erträge  (Beinerträge)  bei  dem  niedrig 
reiitirenden  and  eine  Mindcrbelastung  bei  dem  höher  rentirenden  Vermögen  der  Erfolg  sein. 

Der  ganze  Keformplan  war  mit  ungewöhnlicher  Vorsicht  und  8k>rgfalt  ?orbercitet 
und  begründet,  was  ibm  eben  den  allgemeinen  fiuanzwissenschaftlichen  Werth  giebt, 
der  es  wobi  rechtfertigt,  den  Plan  auch  in  diesem  Werke  verhältnissm&ssig  eingehender 
zu  behandeln.  Zur  Kritik  möchte  ich  mich  auf  wenige  Bemerkungen  beschränken. 
Die  volle  Gleichstellung  der  amtlich  erhobenen  Bealitätenwerthe  mit  den  durch  Passionen 
ermittelten  Werthcn  der  Gewerbebetriebs-  und  der  Leihkapitalien,  die  Beibehaltang 
der  bloss  amtlichen  Verkehrswerthschätzung  bei  den  Realitäten  überhaupt,  auch  die 
einfache  Herübernahme  der  bisherigen  Einschätzungszahlen  der  Gewerbekapitalien  und 
die  regelmässige  ßewerthung  der  Leihkapitalien  nach  dem  Gurs-  und  Ncnnwerth  er- 
scheint mir  nicht  einwandfrei.  Bei  der  Ausdehnung  der  VcrmOgensstenerpflicht  auf 
die  nicht-physischen  Personen,  speciell  die  Actiengesellschaften,  tauchen  auch  wieder 
die  Bedenken  der  reellen  Doppelbesteuerung  (Gesellschaft  und  Actlonäre)  auf,  om  so 
mehr,  als  eine  partielle  Vermögenssteuerfreiheit  bei  diesen  Gesellschaften  nach  Analogie 
dos  steuerfreien  Kentenabzugs  bei  der  Einkommensteuer  (8  ^o)  "^<^^^  bestände.  Ob 
man  die  Bedenken  durch  die  bisherige  Belastung  der  nicht-physischen  Personen  mit 
den  Ertragssteuern  für  ganz  behoben  ansehen  dajf,  bleibe  dahingestellt  Das  erwähnte 
Bedenken ,  dass  bei  einem  gleichen  Steuerfuss  das  im  Verkehrsworth  hoch,  in  der 
Kentc  niedrig  stehende  Vermögen  stärker  als  das  umgekehrte  Verhältnisse  zeigende 
übrige  belastet  werde,  ist  ja  ein  principielles,  welches  die  Vermögenssteuer  mit  solchem 
Steuerfuss  an  sich  triflt,  also  z.  B.  auch  die  preussische,  solange  man  am  gleichen 
Steuerfuss  festhält,  was  mir  freilich  nicht  unbedingt  nöthig  und  nach  der  Veranlagung 
der  Vermögen  auch  nicht  so  schwer  abzustellen  erscheint.  Es  darf  nur  nicht  über- 
sehen werden,  dass  das  Bedenken  in  Baden  bei  einem  c.  2^9  mal  so  hohen  Stenerfuss 
als  in  Preusscn  practisch  viel  schwerer  wiegt.  Und  was  die  ländlichen  Grundstücke 
und  Besitze  anlangt,  so  kommt  noch  weiter  erschwerend  in  Betracht,  dass  diese  Boden- 
wcrthc  grade  bei  den  badischen  Besitz-,  Betriebs-  und  Wirthschaftsverhältnissen  viel- 
fach ganz  besonders  hoch  getrieben  werden,  eine  bekannte  Tbatsache  ans  bekannten 
(iründon  (^Landhunger'*  der  kleinen  Landwirthe).  So  musste  der  Uebergang  zur  Ver- 
inögonssteuer  hier  öfrcrs  zu  einer  grösseren  Belastung  führen,  die  nur  durch  das 
Priiicip  des  Schuldabzugs,  aber  freilich  local  und  vollends  individuell  in  sehr  rer- 
hrhicdonem  Maasse,  sich  wieder  verminderte.  Practisch  betrachtet  wird  man  übrigens 
/ugcbon ,  dass  der  ganze  bisherige  Formalismus  der  badischen  Ertragsstouem,  die  ja, 
noniinoll  wenigstens,  alle  schon  als  Vermögenssteuern  eingerichtet  waren,  den  Reform - 
plan  in  dieser  Gestaltung  näher  legte  und  seine  Durchführung  erleichterte. 

Die  Ke^ierung:  trat  übrigens  nicht  gleich  mit  formulirten  Gesetzentwtlrfen  an 
den  Laiultn^,  sondern  wollte  diesem  ausdrücklich  erst  Gelegenheit  geben,  zu  dem 
riano  Stillung  zu  nehmen.  Die  zweite  Kammer  that  dies  auf  Grund  ihres  Budget- 
«ominissiunsberichts  (Rof.  Hug),  sie  hielt  die  Vorzüge  des  Plans  für  überwiegend, 
auch  gegenüber  einigen  Bedenken,  hiess  die  Grundsätze  der  Reform  gut  und  wünschte 
einen  GeseUentwurf  in  diesem  Sinne  zu  erbalten,  ohne  übrigens  zu  besonderer  Eile 
zu  mahnen,  bei  dem  leidlich  befriedigenden  Zustand  der  directen  Besteoening,  wo  z.  B. 
die  schon  die  Hälfte  des  Ertrags  liefernde  Einkommensteuer  bereits  den  Schüldabzug 
halte,  albo  factisch  letzterer  im  Ganzen  genommen  bereits  für  etwa  die  Hälfte  der 
Schulden  stattfand.  Die  erste  Kammer  (Bericht  von  Freiherr  v.  Göler)  niJim  dagegen 
eine  rcscrvirfere  Stellung  ein.  Es  wurde  betont,  wie  doch  auch  die  Vermögenssteuer 
Bedenken  gleich  den  oben  erwähnten  habe,  namentlich  verglichen  mit  der  wirklichen 
Ertragsbestcuerung  wegen  der  verschiedenen  Rentabilität  der  einzelnen  Vermögens- 
aiten, auch  weil  das  Princip  des  Schuldabzugs  in  seiner  allgemeinen  Anwendung 
nicht  immer  zu  wUnschcnswerthen  und  richtigen  Folgen  führe  und  so  öfters  zweifel- 
haft berechtigte  Verschiebungen  der  individuellen  Steuerlasten  mit  sich  bringe.  Die 
steuertechnischen  Von  heile  der  Vermögenssteuer  wurden  dabei  aber  doch  nicht  ver- 
kannt. Man  lehnte  daher  den  Reformplan  auch  nicht  ab,  sondern  erklärte  die  Frage 
nur  für  noch  nicht  spruchreif,  wünschte  deshalb  vor  der  Entscheidung  noch  die 
weitere  Erwägung  der  Frage  der  Fortbildung  der  seitherigen  directen  Staatasteuem 
in  wirkliche  Ertraj?sstcuern ,  eventuell  auch  mittelst  gleich  eingehender  Erhebungen 
wie  in  Betreff' der  Vermögenssteuer  nähere  Untersuchungen  darüber,  „welche  Wirkungen 
der  Uebergang  zum  wirklichen  Reinertragssteueraystem  für  den  Staat  und  für  die 
einzelnen  Gruppen  von  Steuerpflichtigen  ausüben  würde.** 
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Demgemäss  habeo  zan&chst  aolche  Erhebungen  far  typische  ländliche  Orte  and 
landwinhschafUiche  Betriebe  probenreise,  wesentlich  nach  den  für  mustergiltig  an- 
gesehenen wUrttembergischen  Grandsteaernormen,  stattgefunden.  Mit  grosser  Sorgfalt 
f orgenommen,  haben  sie  doch  zu  dem  Ergebniss  geführt,  dass  man  bei  den  enormen 
Schwierigkeiten  vollends  unter  den  badiäcben  Cultur-  und  Kleinbetrieb-  und  Par- 
cellimngsFerhältnissen  zu  keinem  irgend  wie  befriedigenden  Resultate  mit 
der  ländlichen  Reinertragsbesteucrung  gelangt,  wie  die  2.  Denkschrift 
näher  ausfuhrt  und  mit  reichem,  interessantem  statistischen  Material  belegt.  Man  kam 
daher  zu  dem  Schluss  von  allgemeiner  Bedeutung,  wie  nach  den  Erfahrungen  anderer 
Länder,  auch  nach  wissenschaftlichen  Ansichten  (wie  ich  sie  selbst  seit  lange  vertreten 
habe,  s.  meine  Abh.  directe  Steuern,  SchOnberg*s  Handbuch  4.  A.,  B.  III,  1.  Abth., 
S.  335  ff.),  dass  es  nicht  räthlich  sei,  „eine  Neukatastrirung  des  länd- 
lichen Geländes  auf  Reinertragsberechnungen  aufzubauen''.  Die 
Fioanzleitung  'glaubte  somit  eine  solche  Maassregel  ablehnen  zu  sollen  und  war  in 
ihrer  Auffassung  von  den  Vorzügen  eines  ans  der  Einkommen-  und  Vermögenssteuer 
gemischten  Steuersystems  bestärkt  worden.  Die  mittlerweile  erfolgte  amtliche  Unter- 
suchung über  die  Belastung  der  landwirthschafclichen  Bevölkerung  durch  die  Ein- 
kommensteuer und  über  die  Verschuldung  der  Landwirthschaft  hatte  wie  für  die 
Sceaerfragen,  so  auch  und  fast  noch  mehr  für  allgemeinere  Agrarfragen  zu  wichtigen 
Resultaten  geführt.  Es  hatte  sich  namentlich  ergeben,  dass  das  landwirthschaftliche 
Einkommen,  besonders  bei  rein  landwirthschaftlichen  Betrieben,  doch  niedriger  als 
andere  Kategorieen  von  Einkommen  im  Durchschnitt  djarch  die  Einkommensteuer 
belastet  sei,  besonders  weil  die  zahlreichen  ländlichen  Kleinbetriebe  in  die  untersten 
Stufen  der  Steuer,  daher  bei  dem  Degressivfass  in  die  niedrigsten  Steuersätze  fallen 
und  ihnen  der  Schuldabzug  zu  Gute  kommt.  Dabei  hat  sich  übrigens  die  Höhe  der 
Verschuldung  auch  niedriger  erwiesen,  als  vielfach  befürchtet  worden  war.  100  M. 
Einkommen  waren  durchschnittlich  mit  0.68  M.  Einkommensteuer  bei  den  rein  land- 
wirthschaftlichen Betrieben,  mit  0.80  bei  allen  zusammen,  mit  1  02  bei  den  gewerb- 
licheo  Unternehmen,  mit  2.55  bei  den  juristischen  Personen,  mit  1.16  bei  allen  anderen 
Gensiten,  mit  1.06  im  Durchschnitt  aller  Steuerpflichtigen  belastet. 

Die  Regierung  hielt  so  an  dem  Plan  der  Einführung  der  Vermögenssteuer  an 
Stelle  der  Enragssteuem ,  bezw.  an  deren  Umbildung  in  partielle  Vermögenssteuern 
und  Zusammenfassung  zu  einer  allgemeinen  Vermögenssteuer  fest.  Es  wurden  aber 
«inige  grössere  Veränderungen  des  früheren  Plans  in  Aussicht  genommen.  So  sollte 
zunächst,  was  man  früher  nicht  beabsichtigt,  eine  Revision  (nicht  allgemeine 
Keuau&tellung)  der  Classeneintheiluug  der  iandwirthschafdichen  Grundstucke  als  Vor- 
arbeit für  die  Steuerreform  erfolgen,  was  dann  auch  durch  das  Gesetz  vom  3.  Aug. 
1898  in  die  Wege  geleitet  worden  ist,  trotz  principieller  Bedenken  besonders  in  der 
1.  Kammer,  dass  so  der  Entscheidung  für  die  Vermögenssteuer  bereits  präjudicirt 
werde.  In  einer  Resolution  der  1.  Kammer  wurde  daher  ausdrücklich  abgelehnt,  da^s 
man  sich  durch  Eingehen  auf  diese  Revision  bereits  für  die  Vermögenssteuer  in 
Zukunft  gebunden  habe.  In  dem  gen.  Gesetz  wurde  die  Revision  nach  Maassgabo 
der  Bestimmungen  des  Grundsteuergesetzes  vom  7.  Mai  1858  angeordnet,  bes.  nach 
Art  6  n.  7  desselben,  doch  mit  der  principiell  wichtigen,  weil  für  die  Benutzung  der 
Daten  zur  eventuellen  Vermögenssteuer- Veranlagung  erfordei  liehen  Aenderung,  dass 
„neben  der  mehr  oder  minder  guten  Bodenbeschalfenheit  und  neben  der  für  die  Land- 
wirthschaft mehr  oder  minder  günstigen  Lage  (Gesetz  von  1858,  Art  7,  Ziffer  1)  auch 
auf  andere  Umstände  Rücksicht  zu  nehmen  sei,  die  den  laufenden  Werth  der 
Gnudstttcke  dauernd  zu  beeinflussen  geeignet  sind''  (§.  2).  Deshalb  können  „Con- 
juncturenwerthsteigerungen'',  welche  noch  landwirthschaftlich  benutzten  Grundstücken 
wegen  ihrer  bevorstehenden  Verwerthung  als  Bauplätze  zu  Thcil  werden,  mit  Recht 
berücksichtigt  werden. 

Für  die  Veranlagung  der  landwirthschaftlichen  Grundstücke  und  Gebäude  soll 
zu  Zwecken  der  Vermögenssteuer  nicht  mehr  der  Verkehrswerth  nach  Kaufpreisen 
einer  länger  zurückliegenden  Periode,  sondern  nach  freier  Schätzung,  unter  Berück- 
sichtigung der  Kaufpreise  der  letzten  fünf  Jahre,  ermittelt  werden.  Zwar  an  öftere 
perio£schc,  doch  nur  an  in  etwas  längeren  Perioden  stattfindende  Erneuerungen  der 
Kataster  der  ländlichen  Grundstücke  und  Gebäude  wird  dabei  jet/.t  gedacht,  selbst  iu 
grosseren  Gemeinden  nur  an  etwa  10 jährige  Perioden  für  die  Gebäude,  in  anderen 
für  diese  und  bei  den  ländlichen  Grundstücken  an  periodische  Neueinschätzungen,  die 
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inmer  erst  darch  Gesetz  wieder  anznordoen  wären.  Dann  würden  aber  doch  wieder 
rclatir  stabile  Kataster  mit  deren  inhärenten  Mängeln  entstehen  nnd  dadurch  Dn- 
gldcbmissigkeiten  der  Veranlagnng  dieser  YermOgonsobjecte,  reiglichen  mit  den  anderen, 
die  nach  Fassionen  Öfters  aufgenommen  würden.  Die  Waldangen  sollen  noch  nicht 
allgemein  neu  katastrirt,  sondern  nach  den  bisherigen  Daten  reranlagt  werden,  da 
die  Steneranschläge  dafür  nach  dem  Gesetz  ?om  23.  März  1854  bereits  durch  Gesetz 
vom  14.  Dec.  1878  um  57Vfl  ^U  erhöht  worden  waren  and  sich  durch  die  Unter- 
suchungen 7on  18d5  nur  eine  Werhsteigerung  um  ISVt  Vo  ergeben  hatte.  Nach  den 
neuen  Cuteisuchungen ,  welche  einen  starken  Einflnss  des  Schuldabzugs  bei  der  Ver- 
mögenssteuer auf  die  Verschiebung  der  Steuerlast  gegenüber  den  Ertragssteoem  er- 
geben hatte,  und  nach  weiteren  Erwägungen  sollte  auch  nicht  mehr  der  rolle  Abzug 
der  Schulden  bei  der  Vermögenssteuer- Veranlagung  erfolgen,  sondern  nur  ein  theil- 
w  eiser,  wie  etwa  zur  Hälfte.  Das  wird  mit  dem  Hinweis  darauf  begründet,  da» 
manche,  aus  Unwirthschaftlichkeit  u.  s.  w.  herrührende  Schulden  doch  nicht  wohl 
abzngsf&hig  sein  dürften,  aber  man  genauer  die  Ursachen  der  Verschuldung  nicht 
feststellen  kOnne.  Auch  ergab  sich  so  der  Vortheil,  den  VermOgenssteuerfuss  niedriger 
ansetzen  zu  kOnncn,  —  man  hat  an  11.5  und  weniger,  selbst  nur  10  Pf.  für  100  M. 
Vermögen  oft  gedacht  —  wobei  dann  die  Verschicbungen  der  Steuerlast  gegen  bisher 
wttnschenswerther  Weise  geringer  würde.  Wohl  principwidrig,  aber  zur  tactiscben 
Besänftigung  der  landwirthschaftiichen  Befürchtungen  bei  dem  neuen  Steuersystem 
wird  auch  die  weitere  Ausschliessung  der  landwirthschaftiichen  Betriebskapitale  ans 
der  Vermögenssteuer  geplant.  Mit  in  Consequenz  dieser  Freilassung,  ebenso  der  Aus- 
lassung der  Fahmisshabe  von  der  Vermögenssteuer  schien  die  Ermässigung  des  Schuld- 
abzugs geboten,  ausserdem  auch  noch  die  ausdrückliche  Bestimmung,  dass  Schulden, 
welche  thatsächlich  für  beide  letztgenannte  VermOgensobjecte  aufgenommen  sind,  nicht 
abzugsfähig  seien. 

Der  zweiten  Buchenbcrger'schen  Denkschrift  sind  bereits  .,Grundzüge  eines  Ver- 
mOgenssteuergesetzes''  beigefügt  gewesen.  U.  A.  sollen  femer  f  ier  Kataster,  für  Grund- 
stücke, Gebäude  —  diese  beiden  Kataster  gemarkungsweise  für  alle  lüer  liegenden 
Objecto,  ohne  Rücksicht  auf  den  Wohnsitz  des  Eigenäümers — ,  für  gewerbliche  An- 
lage* und  Betriebskapitalien  und  für  das  „Kapita IrermOgen**  i.  e.  S.  geführt  werden. 
Nur  für  leutere  beiden  VermOgensarten  besteht  persönliche  Fassionspflicht  über  Vor- 
handensein und  Wertb.  Die  Angabe  der  abzugsfähigen  Schulden  (zur  Hälfte)  wird 
don  Steuerpflichtigen  überlassen.  —  Auch  für  die  Kreis-,  Gemeinde-,  kirchlichen 
Siouorn  nnd  Handol>kanimorbeiträge  sollen  die  neuen  VermOgenssteuerwerthe  an  Stelle 
lior  tViVlunM»  SrouoriÄjMialion  treten. 

l^to  Vni£o!<«<ei\hoi(  ist  bis  jetzt  vHcrbsl  1899)  nicht  abgeschlossen,  doch  haben 
\  ^n.:i^fiM.^«!i.^;u1Iu»<>*i)  «luaber  stattt^efunden  (s.  bes.  den  Bericht  ron  Giessler  in 
,^1  .«.n.Mt  K^nuiu«!.  I'A  A)Mtl  ISO^.)  und  Verhandlungen  darüber  im  April  1899). 
V-«-^  )«4i  *u\\  «Uts'i  \\\\  W eviitliehen  mit  dem  Kcgiemngsplan  und  dessen  einzelnen 
U^«'iM)>tiHii.>it  i'UMoiiiiuuloii  erklärt.  Bei  der  in  Aussicht  genommenen  relatiren 
\.^Ui;m4i  ^t*«  U  «<«>»  iiouoa  VeiinOgensstcuer-Katastcr  für  Grundstücke  und  Gebäude 
«  UM.M.t  >>iM  4'  luiKttioi  Zeit  sehiun  die  Gewährung  des  rollen  Schuldabzugs,  also  aller 
;m«««(.Iw.>  «(<•»  NtliuMoii,  allurdings  nicht  recht  thuolich.  Das  Verkehrswarthsteuer- 
i.t(»t.{r  '<•«**  *!«'=*  Keiiiertragsprincips  bei  den  Realitäten  fand  von  Neuem  allgemeine 
|iilli.tMM|}    MUih  woil  nur  crstcrcs  den  Schaldabzug  zulasse. 

Mo  ihl  M»  zn  hoflTen,  dass  die  geplante  Reform  in  nicht  ferner 
/iilt  /ii  Stande  kommt.  Einen  erheblichen  Fortschritt  im  Interesse 
jjninrlilijr,  gleichmässigerer,  mehr  der  Leistnngsßbigkeit  en^ 
ii|iiitr.|i«!ii(l<ji-  SteuervcrtheiluDg  würde  sie  im  Ganzen  doch  dar- 
Nlitlli^ii.  Hier  Hci  eine  allgemeine  Bemerknog  erlaubt  Die  grosse 
liiiinif'.lil,  mit  der  so  in  diesen  deutschen  Mittelstaaten ,  wie  auch 
Hl  Wllittcinbcrg,  Hessen,  solche  Reformen  vorbereitet,  eingeleitet 
und  durchgeführt  werden,  zeigt  einmal  gewisse  Vorzttge  dieser 
Kategorie,  die  auch  eine  politische  Seite  haben.    In 
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Grossstaaten  ist  es  schon  wegen  der  grösseren  Verschiedenheit  der 
localen  Verhältnisse  schwer ,  auf  solchen  Gebieten  legislativ  so  zu 
arbeiten  y  gewissermaassen  feine  ,,EleiDarbeit''  zu  treibeu,  wodurch 
man  den  concreten  Verhältnissen  sich  allerdings  mehr  anpasst. 
Jenes  Vorgehen  in  den  kleineren  Staaten  hat  aber  auch  seine  Be- 
denken, man  stösst  sich  leichter  an  Kleinigkeiten,  übersieht,  dass 
auf  diesem  Steuergebiete  das  Beste  oft  der  Feind  des  Outen  ist, 
kommt  so  nicht  recht  von  der  Stelle  und  —  vom  deutschen  poli- 
tischen Standpuncte  aus  —  man  dient  wieder  dem  particularistischen 
Vomrtheil,  dass  die  „heimischen  Verhältnisse*'  doch  ganz  anders 
als  die  der  anderen  deutschen  Lande  seien,  also  auch  etwas 
Anderes,  eine  andere  Steuerverfassung  verlangten.  So  droht  sich 
statt  einer  Annäherung  eine  noch  grössere  Abweichung  der  einzel- 
staatlichen Steuerverfassungen  einzubürgern. 

§.83.  Neue  Regelung  der  Besteuerung  des  Grund- 
stückverkehrs (Verkehrssteuer)  und  der  Erbschafts- 
nnd  Schenkungssteuer,  sowie  der  Abgaben  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit.  Mit  diesen  verwandten  Steuer- 
arten (die  erstere  die  bisher  sogen.  Liegenschaftsaccise) 
haben  sich  die  weiteren  jüngst  eingeleiteten  gesetzgeberischen  Ar- 
beiten in  Baden  beschäftigt. 

Bei  der  ersteren  bestand  seit  lange  das  Bedürfniss  einer  neuen  formellen 
Begelong  der  schwierigen,  yerwickelten,  durch  wechselnde  gerichtliche  Entscheidungen 
noch  rerwirrtcr  gewoidenen  Materie.  Die  amtliche  Zusammenstellung  der  Normen 
aus  1855  reichte  nach  Eintritt  mancher  weiteren  Veränderungen  seitdem  nicht  mehr 
«OS,  wenn  auch  die  Grundlage  der  Steuer  noch  die  Accisordnung  7on  1812  war.  Ein 
Gesetz  nach  einem  Entwurf  tlber  die  Abgaben  (zugleich  auch  über  die  Erbschafts- 
vnd  Schenkungssteuor)  war  1890  nicht  zu  Stande  gekommen.  Der  demnächstige  Ein- 
tritt der  Giltigkeit  des  deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  gab  jetzt  noch  besondeicn 
Anlass,  die  ältere  Gesetzgebung  zu  rcridiren,  um  die  schwierige  und  manchfach 
strittige  priratrechtliche  Seite  des  Gegenstands  mehr  mit  dem  neuen  Recht  in  Ein- 
UaDg  ZQ  bringen.  Sachlich  hatte  die  Steuer  Öfters  besonders  starke  Angriffe  erfahren, 
als  Besteuerung  des  entgeltlichen  Verkehrs  (Kaufs,  Tauschs)  von  Liegenschaften  (Grund- 
stücken) überhaupt  und  wegen  ihrer  in  Deutschland  ungewöhnlichen  Höbe  (2^/,  7o  ^o°^ 
Wertb ,  in  Preussen  nur  1  7o)'  Indessen  hatte  man  sich  doch  davon  überzeugt,  dass 
diese  altgewohnte  hohe  Steuer  überwiegend  von  den  im  Aufschwung  begrifienen  Städten 
getragen  werde,  hier  den  Speculations-  und  Gonjunctorengewinn  richtiger  und  gerechter 
Weise  mit  treffe,  die  Grundstück-  und  Häuserspeculation  erwünschter  Maassen  etwas 
erschwere,  auch  ihr  Ertrag  nicht  zu  entbehren,  aber  schwer  durch  eine  andere  Steuer 
zu  ersetzen  sei.  So  waren  die  Stimmen  für  Aufhebung  oder  selbst  für  eine  wesentliche 
Ermässigung  schwächer  geworden.  Erörterungen  darüber  haben  auch  jetzt  nicht  ge- 
fehlt, man  wollte  aber  lieber  die  Entscheidung  über  solche  sachliche  Aenderungcn  bis 
zur  Reform  der  directen  Steuern  verschieben.  Auch  der  Anregung,  die  betretPenden 
Gemeinden  mit  einer  Quote,  etwa  der  Hälfte,  an  dem  Steuerertrag  unter  Festhaltung 
des  bisherigen  Satzes  zu  betheiligen,  wurde  nicht  Folge  gegeben,  auch  weil  die  Wirkung 
dieser  Maassregel  zu  ungleichmässig  sein  würde,  besonders  günstig  für  die  grösseren 
Städte,  in  denen  die  Hälfte  des  Ertrags  aufkommt,  unerheblich  für  kleine  Orte  und 
plattes  Land.  Die  Neugestaltung  der  Steuer,  ganz  oder  theilweise,  als  einer  Steuer  auf 
deo  vom  Veränsserer  erzielten  Gewinn  —  reine  „Goojuncturengewinnsteuei**  (Fin.  II« 
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^  Cor?  ::.'•  —  worJc  sympathisch  beurtheilt,  aoch  tod  Regierongsseite ,  aber  doch  für 
k:.:  Li:L:  voicor  rerfol^t.  So  blieb  es  bei  dem  bUhcrigeo  System  und  der  Höhe  Ton 
<^t  ^  ^  j.  L'och  wardeu  die  vP<:rsOnlichen  und  besonders  die  sachlichen)  Freiheiten 
Toa  dor  Steuer  etwas  m-citer  aus^edchut  (u.  A.  fOr  Wcrthe  bis  100  M.,  such  fUr 
»:::=  j  iJkLdUcho  Stucke  zur  Arrondiruiig)  und  der  auch  formal  priratrechtlich  schwierige 
(i'::;e:i?tind  musterhaft  neu  geregelt  und  so  mit  den  Bestimmangen  des  B.  G.  B.  in 
l  ,'boreiustimmu»g  gebracht.  Bemerkenswcrth  sind  n.  A.  die  Kormcn  fUr  eigcnthUm- 
'.Loi:  liefCLde  lalle  von  Gemeinschaften  (§.  24 — 27),  femer  über  den  Eintritt  der 
S  eucrpdicht.  um  Umgehungen  zu  verhüten  (§.  B).  Ob  alle  Sicherheit  besteht,  den 
Ctrerea  ^poculativen  BesitzwccLsel  so  zu  treflcn,  möchte  dabei  immer  noch  nngewiss 
?o:l.  Au^se^  dem  Erwerb  durch  entgeltliches  Bechtsgeschift  ist  auch  der  im  Zuschlag 
l.'i  Zwaogsvcrbteigerung  steuerpflichtig.  Der  amtliche  Name  der  Stener  ist  jetzt: 
^Bostouerunu:  des  Grundstückverkehrs  (Vorkehrsstener)^.  Das  Gesetz 
<oIb>i  datirt  vom  6.  Mai  1899,  Gesetzentwurf  mit  Motiven  vom  19.  Apr.  1898,  Bericht 
dvT  Kammeroommissionen  März  1899,  Vcrhandlangen  gleichzeitig. 

Auch  bei  der  Neuregelung  der  Erbschafts-  und  Schenkangssteacr 
tAiidolt^'  OS  sich  nicht  um  erhebliche  und  principiell  folgenreiche  Aenderungen  des 
uiatoriollon  Rechts,  sondern  um  die  formelle  gesetzliche  Aasgestaltoni?  dos  Rechts, 
d.^s  noch  immer  auf  wenigen  Hauptnormen  der  Accisordnong  von  1812  beruhte,  und 
um  die  Horbcifilhrung  der  Uebereinstimmung  der  privatrecbtlichcn  Grundlagen  der 
Steuer  mit  den  Be>timmungtin  des  D.  B.  G.  B.  Mit  in  Folge  letzterer  BQcksichten 
i-md  allordings  auch  materielle  Aenderungen  des  Rechts,  namentlich  die  Befreiung 
di^s  orbenden  Ehegatten  von  der  Erbschaftssteuerpflicht  (bisher  mit  l'/a  Vm  belastet) 
in  ronse<iuenz  der  im  B.  G.  B.  den  Ehegatten  gegebenen  Stellung  eingetreten,  dann 
auch  einige  sonstige  Aenderungen  des  Tarifs  dieser  Stener  erfolgt,  dieser  hat  aoch 
mehr  Stcuersiufen  erhalten  (§.  3,  4).  Der  Erbschaftssteuer  werden  so  wieder  unter- 
worfen die  Eltern,  die  wie  andere  steuerpflichtige  nächste  Verwandte  nach  der  A.  0. 
von  1812  V/'a^lo  gezahlt  hatten,  1887  aber  befreit  worden  waren.  Sie  werden  jetzt 
mit  1  ^/u  belegt,  doch  nach  einem  Amendement  im  Landtage  nur,  wenn  der  Anfall 
nn  den  einzelnen  Elterntheil  10.000  M.  übersteigt.  Voreltern  haben  2  %  za  zahlen, 
nach  einem  Amendement  im  Landtage  aber  nur  von  Bctrigeu  ttber  5000  M.,  von 
kleineren  1  ^/o  (bisher  1812  ff.  5,  seit  1880  10  %).  Geschwister  und  deren  Abkömmlinge 
bisher,  seit  1880,  mit  S^'g  Vo  belastet,  bis  dahin  mit  l'/,,  sollen  nun  4®/o  tragen, 
doch  wiederum  nach  Landtagsamendement  erst  von  30(X)  M.  an,  für  kleinere  Beträge 
8^0-  Andere  Seitenverwandte  und  Nichtverwaudte  zahlten  bisher  10  X,  vor  I80O 
5  7o  •  J^^zt  sind  hier  2  Sät/e  eingetreten ,  der  von  6  °  o  ^^^  andere  Seitenverwandte 
des  Erblassers  bis  zum  4.  Grade  incl..  für  Stiefkinder  und  deren  Abkömmlinge  und 
für  Stiefeltern  des  Erblassers,  dsgl.  für  dessen  Schwiegerkinder  und  Schwiegereltern 
(auch  filr  Anfälle,  die  zu  milden,  gemeinnützigen  und  wohlthätigen  Zwecken  bestimmt 
sind,  mit  einer  weiteren  Clause^,  alle  anderen  Anf&lle  zahlen  10  °>V  ^1<^  unehelichen, 
vi>u)  Erblasser  ancikanutcn  Kinder  wollte  der  Entwurf  mit  6%  belegen,  nach  Acn- 
deiun?  im  Landtagre  sind  sie  wie  andere  Abkömmlinge  steuerfrei  geblieben.  Allgemein 
sind  trci  Anfalle  bis  lOOM.  Wcrth,  bei  Hausstandspersonen  im  Dienstrerhiltniss  bis 
1000  M.  Vor  Allem  ist  dcmgemäss  die  directe  Descendentenlinie  frei  geblieben,  die 
(jatten,  ihr  gleichgestellt,  es  geworden.  Die  principiellc  Frage  der  Audehnnng  der 
Erbschaftssteuer  auf  jene  Linie  und  der  Einführang  eines  progressiven  Steaerfusses 
nach  Höhe  der  Erbschaft,  bez.  Erbporiion  (und  Legat)  ist  in  den  Vorlagen  ron  finanz- 
niinisterieller  Seite  und  in  der  Kammer  wohl  berührt  worden,  auch  nicht  lubedingt 
ablehnend,  aber  man  wollte  auch  diese  Frage  jetzt,  wie  die  weitere  Reform  der 
directen  Steuern .  nicht  weiter  verfolgen.  Die  Steuerfreiheit  fQr  gewisse  Zweckrer- 
Wendungen  der  Otfentlichcn  Körper  und  juristischen  Personen  des  Öffentlichen  Rechts, 
auch  für  die  Versiclicrun^verbände  und  Anstalten  der  Kranken-,  Unfall-,  Inraliden-, 
Alteniversicheruug  ist  gewährt.  Die  übrigen  Bestimmungen  sind  wesentlich  formeller 
Art.  im  Ganzen  in  Anlehnung  an  die  neue  preussische  Gesetzgebung.  Es  ist  nur 
Alles  ßut  und  jirlicis  geregelt  und  gefasst  worden.  Von  gronds&tzlicher  Bedentnng  ist 
die  Aenderung  (§.  7).  dass  nicht  mehr  wie  bisher  die  Staatsangehörigkeit,  sondoni 
der  Wohnsitz  des  Erblassers  im  Zeitpuncte  des  Ablebens  dafür  entscheidet,  ob  das 
zum    Nachlass    gehörige    ^in-    oder    ausserhalb    Badens    befindliche)  Vermögen    der 

ischen  Erbsohafts^teuc^  unterliegt,  unter  Vorbehalt  gewisser  Aasnahmen  (1.  Abschn. 

6 — 9  über  Verhältniss    der  Erbschaftsbesteuemng   gegenüber  anderen  Staaten). 
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fßnmdsfttzlich  ist  auch  ansdrUcklich  derjenige  Werthbetrag  nar  steaerpflichtig,  am  den 
der  Erwerber  durch  den  Anfall  reicher  wird  (§.  11),  daher  gehen  Schaiden  und 
Lasten  fon  der  steuerpflichtigen  Masse  ab  (§.  10).  —  Die  Schenkungsstcuer  ist 
wie  bisher  mit  der  Erbschaftssteuer  verbunden  geblieben  (§.  46  Ü\) ,  ibr  unterliegt. 
Dach  den  Grundsätzen  und  Tarifsätzen  der  Erbschaftssteuer,  der  Erwerb  durch 
Schenkungen  unter  Lebenden,  daher  gelten  hier  auch  dieselben  Befreiungen.  Ausser- 
dem sind  aber  allgemein  Schenkungen  ron  beweglichen  Sachen  und  ?on  Rechten, 
die  nicht  notariell  beurkundet  sind,  frei  (§.  48),  doch  mit  Ausnahme  von  Schenkungen 
von  Bechten  an  Grundstacken  und  von  Scheukungen,  die  dadurch  bewirkt  werden, 
dass  der  Schenker  Lebensversicherungssummco ,  Sterbecassebeneficien  und  ähnliche 
nach  seinem  Tode  zu  leistende  Bezüge  zu  Gunsten  bestimmter  dritter  Personen  sich 
versprechen  lässt  oder  tlber  solche  durch  Bechtsgeschäfte  unter  Lebenden  zu  Gunsten 
Dritter  verfugt.  —  Die  Strafandrohungen  für  Hinterziehung  beider  Steuern  (wohin 
«uch  die  Unterlassung  der  vorgeschriebenen  Anmeldungen  innerhalb  der  gesetzlichen 
Frist  gehört)  sind,  neben  liachzahlung  der  nicht  oder  zu  wenig  entrichteten  Steuer, 
das  Tierfache  der  hinterzogeuen  Steuer,  mindestens  3  M.,  eventuell  bis  10.000  M., 
wenn  der  Steuerbetrag  nicht  ermittelt  werden  kann  (§.  54,  55).  —  Das  neue  Gesetz 
hat  keine  fiscalischen  Tendenzen  auf  Einnahmesteigerung.  Die  Folgen  der  Aenderungen 
der  SteueiBätze  und  Befreiungen,  sowie  der  sonstigen  Bestimmungen  werden  sich 
finanziell  etwa  ausgleichen.  (S.  Gesetz  vom  14.  Juni  1899,  Entwurf  mit  guter  Be- 
gründung vom  12.  Mai  1898,  Kammerberberichte  im  März  und  April  1899,  Ver- 
handlangen  zur  selben  Zeit.) 

In  dem  neuen,  schon  oben  S.  271  erwähnten  Gesetz  vom  15.  Juni  1899  betr.  die 
Berichts-  und  Kotarkosten  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gericbtabarkcit  (im  An- 
schloss  an  das  neue  Gesetz  vom  17.  Juni  1899,  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  und 
das  Notariat  betr.,  sogen.  Bechtspolizeigesetz)  sind  u.  A.  Befreiungen  auch  an  Ge- 
nossenschaften und  gewisse  Gesellschaften  mit  dem  ausschliesslichen  Zweck,  un- 
bemittelten Familien  Wohnungen  zu  beschaffen,  unter  gewissen  Cautclen  gewährt 
worden  (§.  11).  Die  Abgaben  sind  überwiegend  gebuhrenartiger  Natur  und  betreffen 
Tormundschaftssachen  (mit  Proportionalabgaben),  Personenstandssachen,  Nachlass-  und 
Theilungssachen  (mit  bei  höheren  Beträgen  sich  ermässigendem  Tarif),  Handelssachen 
(bes.  Gebühren  für  die  Eintragungen  in  die  Handelsregister),  Binnenschifffahn,  Ver- 
eine und  Stiftungen  und  bezügliche  Begisterführungen,  gerichtliche  und  notarielle  Ur- 
kunden (mit  Degres8i?fus8  der  Abgaben  in  Stufen  nach  oben  zu)  und  sonstige  An- 
gelegenheiten. Bezügliche  ältere  Bestimmungen,  bes.  das  Gesetz  vom  20.  Aug.  1864 
mit  seinen  Abänderungen  (Gesetze  vom  21.  Juni  1874  und  7.  Mai  1894)  betr.  die 
<iebtthren  für  die  Geschäfte  der  „Bechtspolizciverwaltung''  (s.  o.  S.  271)  werden  durch 
das  neue  Gesetz,  das  an  ihre  Stelle  von  Anfang  1900  an  tritt,  ersetzt. 

§.84.  Rückblick  auf  die  badische  Staatsbesteaer- 
ang im  19.  Jahrhundert.  Auf  diesem  wie  auf  so  manchem 
anderen  Verwaltungsgebiete  liegt  gewiss  ein  tüchtiges  Stück  legis- 
lativer und  administrativer  Arbeit  io  diesem  in  mehr  als  einer  Hin- 
sicht besonders  interessanten  deutschen  Mittelstaate  vor.  Das 
wichtigste  Specialgebiet  der  Besteuerung,  dasjenige  der  directen 
Steaern,  ist  eigenthümlich  ausgebaut  worden,  zuerst  durch  die 
rücksichtslose  Unification  der  alten  Steuern  der  zahlreichen  ehe- 
maligen verschiedenen  Gebietstheile  des  neuen  Staats,  ähnlich  wie 
in  den  anderen  Rheinbundsstaaten,  dann  durch  die  systematische, 
aber  sehr  eigeuartige  Ausbildung  der  Ertragssteuern,  hier  vielfach 
ähnlich  wie  in  Württemberg,  Baiern,  Hessen,  aber  doch  wieder  in 
der  Methode  der  Werthkataster  originell;  ferner  durch  die  Ein- 
führung der  Einkommensteuer  und  deren  Angliederung  an  die  Er- 
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^eichzeitig  eigeDthfimlich  modificirt  werdeo, 
Ir:>)i£«  in  der  Richtang  der  PersoDalbesteaeruDg.     Das 
liäiinisrjeet  derVermögeDSstener  fttbrt  in  dieser  Richtung 
^■iisr    =:r  A^eczherrschaft  der    staatlichen  PersoDalbestenernng, 
^>f  il*;^  mi  BeibehaltnDg  der  Gmndlagen  der  Ertragssteaern  und 
Zäli    mcer    Festbaltong    der   Veranlagangsmetbode    (Werth- 
idher  wieder  originell    Gelingt  die  Verwirklichung  des 
J"**  r'irsL  ••'  iiat  Baden  vor  den  fibrigen  süddeutschen  Staaten,  mit 
^ffffT-umtH»  Hessens,    einen   neuen   erheblichen  Vorsprung  in   der 
" .T^TjucTT-r  ier  directen  steuern  erreicht,  neben  dem  bisherigen, 
if^a  t»  ^ec  ier  Annahme  der  Einkommensteuer  schon  besass. 

Jte  rescöichoe  der  Entwicklung  der  badischen  directen  Steuern 
SL   litten  1-''  Jahrhundert  zeigt  aber  auch  wiederum   in   einem 
rv^-cu»:^  rtXR  Beispiel,  hierin  sehr  ähnlich  wie  in  Hessen,   wie 
.^w:a  n  Einern  Lude,  das  noch  nicht  in  dem  Maasse  Industrie-  und 
ianua^ticuu  wie  Sachsen  und  Rheinland  (R.  B.  Düsseldorf,  Köln) 
.rf^irJiai  ind  ^  höchst  eigenartige  landwirtbschaftliche  Besitz-, 
ii^rrtHTsi-  ma  Cultorrerbältnisse  hat,  der  Fortgang  von  der  Ertrags- 
mu    tiit-n-  Ni  der  Einkommen-,  Vermögeus-  und  ISubjectbesteuemng 
■nitr'"^*^^^™  ^y  b^i  ^^^  immer  grösseren  Di£ferenzirung  und  In- 
.......TTi.--^mng  der  Wirthschaftsverhältnifise,  der  Veränderung  der 

"«sniiL  imi  Oeküuomik  der  Production,  des  Verkehrs  und  seiner 

ier  Entwicklung  der  Creditwirthschaft,  der  Verschuldnngs- 

j.  3,  w.    Xor  80  kann  wenigstens  auf  diesem  Special- 

-^.ii:*    jar  3es««erttrg  den  Bedürfnissen  der  Finanzen,  den  Gmnd- 

li,— ••    j:r  5<w«üchkeit,  der  Leistnugsrähigkeit  und  den  fibrigen 

.',  r -^..*i2«Äea  "Grundsätzen   durch  die  Steuertechnik  Rechnung 

^      <^i     wsr^B.    Da   di^s  ^''^^  ^^^  badischen  Verhältnisse  in 

r-^üi^ö«  Beispid  zeigen,  wurde  ihnen  auch  hier  in  diesem 

\.v,.i-i   tiBsr^^^g^pg^^^A^^^*^^'^  Werke  in  der  etwas  grösseren 

]>2isieUiing  besondere  Aufmerksamkeit  gewidmet. 

_3ynnif    der   directen    Steuern    durch    andere 

,     liü"  niü«tt«  Verbrauchs-  und  Verkehrs-,  die  Erb- 

^  vx-tnD£«acc^  hat   in  Baden  wieder  in  stener- 

<-.  x'^tednofl^   besonders    beachtenswerther  Weise 

-^^K  adA  diese  Verhältnisse  der  badischen  Be- 

ziWL'wereB  isanzwissenschaftliches  Interesse  über 

^  •-&•  «Bei  voU  die  Toraosgcbendc,  wieder  etwas  nrnfang- 
'    "^\     t^c  t]lff  vB&cres  Strcbcns  nach  Bcschränkaog  auf  das 
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§.85.  Das  Material.  Mancherlei  interessantes,  bis  in  die  ersten  Jahrzehnte 
des  neuen  badischen  Staats  znrttckgehendes  finanz-  und  stenerstatistlsches  Material 
Hegt  vor.  So  in  den  Landtagsacten ,  den  Budgets  und  Rechnungen  und,  theilweiso 
verarbeitet,  in  den  amtlichen  statistischen  Pnblicationen ,  aus  neuerer  Zeit  namcutlich 
in  dem  überhaupt  recht  reichhaltigen  amtlichen  statistischen  Jahrbach  (29.  Jahrg.  für 
1897  u.  98,  erschienen  1898),  in  Zasammenstellongen  des  Finanzministeriums,  so  in 
einer  „summarischen  Darätellung  der  Aosgaben  und  Einnahmen*'  des  ordentlichen  Etats 
in  den  Jahren  1820—95,  des  ausseronlentlichen  ?on  1835  —  95  (bei  Vorlage  dos 
Budgets  fttr  1898  u.  99,  Auszug  daraus  in  Fin.arch.  B.  15,  S.  431).  Auch  die  frOher 
mngefUhrte  und  im  vorausgehenden  Abschnitt  benutzte  Litteratur  Ober  die  Finanzen 
Badens  enth&lt  vielerlei  Daten,  zum  Theil  auch  detaillirtere  mehij&hrigo,  aus  den 
Budgets  und  Rechnungen  zusammengestellte  und  überarbeitete,  so  v.  Reden *s  Finanz- 
statistik B.  1,  Abth.  1,  bes.  aus  den  30er  bis  in  den  Beginn  der  50er  Jahre,  z.  B. 
S.  306  ff..  Regen  au  er 's  treffliches  Werk,  in  allen  Abschnitten,  meist  fUr  1830—60, 
▼.  Philippovich's  Schrift,  bes.  die  übersichtlichen  Tabellen  am  Schluss,  für 
1868—89,  auch  Seubert's  kleine  Schrift,  mehrfach  bis  1820  zurück  und  bis  in  die 
80er  Jahre  hinein.  Die  im  Folgenden  enthaltenen  Daten  und  Tabellen  sind  diesen 
Terschiedenen  Quellen  und  Schriften  entnommen. 

Die  wieder  mehrfach  eigenthümlichen  Verwaltung:}-  und  Gasseueinricbtungen 
des  badischen  Etats  erschweren  freilich  die  Debersichtlichkeit  und  machen  für 
statistische  Zusammenstellungen  von  Daten,  welche  die  Gesammtentwicklung  zeigen 
floBen,  umfangreiche  Umrechnungen  nothwendig,  die  hier  für  den  Zweck  dieses  Werks 
ju  weit  geführt  h&tten  und  nicht  vorgenommen  werden  konnten.  Auch  kann  hier  in 
der  Steuerlehre  eine  zum  Verständniss  sonst  erforderliche  Darstellung  jener  Ein- 
xidiUingen  nicht  gegeben  werden.  Es  sei  nur  erwähnt,  dass  seit  länger  im  all- 
gemeinen Staatshaushaltetat  nicht  nur  ein  ordentlicher  und  ausser- 
ordentlicher,  sondern  neben  diesen  beiden  auch  noch  —  dann  wiederum  in  einen 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Etat  geschiedene  —  Special etats  der  aus 
dem  allgemeinen  Budget  ausgeschiedenen  Verwaltungszweige  gc- 
Ibhrt  werden,  mit  besonderen  Einnahmen  und  Ausgaben.  Dahin  gehören  als  ordent- 
fiche  Etats  die  der  Eisenbahn  b  et  rieb  s  Verwaltung,  der  Eisenbahnschuldentilgungscasse, 
der  Bodenseedampüschifffahrt ,  der  Badeanstaltenverwaltung  und  nur  in  Einnahme  der 
Beinertrag  der  (Preussen,  Hessen  und  Baden  gemeinschaftlich  gehörenden  und  vcr- 
vaheten)  Main-Neckarbahn  (Frankfurt  a.  M.  —  Heidelberg) ;  femer  als  ausserordentliche 
l^edaletats  die  der  Eisenbahn b a u Verwaltung  (meist  mit  grossen  Ausgaben,  aber 
anch  mit  einigen,  doch  nur  kleinen  Einnahmen)  und  wieder  der  Badeanstaltenver- 
waltong  (nur  mit  Ausgaben).  Ausser  der  Eisenbahnschuldentilgungscasse 
ezistirt  noch  eine  besondere  Amortisationscasse.  Letztere  beiden  Gassen  stehen 
in  laufenden  Rechnungen  unter  einander,  jetzt  in  sehr  grossem  Umfang,  wobei  die 
efsle  Schuldnerin  der  zweiten  ist.  Diese  Verhältnisse,  sodann  die  Beziehungen  zur 
EisenbahnbetriebsverwaltuRg  müssen  im  Einzelnen  zergliedert  werden,  um  ein  richtiges 
BUd  von  der  Lage  der  Finanzen,  dem  Stande  der  Staatsschuld,  den  Rcntabilitäts- 
fobiltnissen  der  Bahnen  zu  gewinnen.  Es  ist  dafür  auf  die  Landtagspapiere,  die 
Berichte  der  Budgetcommissionen  der  Kammern,  die  Rechnungsnachweisungen  der 
Amortisations-  und  der  Eisenbahnschuldentilgungscasse  zu  verweisen  (in  diesen  Nach- 
veiaangen,  so  in  denen  für  1896,  statistische  Uebersicbten  der  Eisenbahn-Reinerträge, 
der  Biflienbahnschnlden,  Zinsen  dafür  u.  s.  w.  von  1841  bis  zur  Gegenwart,  ebenso  in 
der  „summar.  Darstellung'').  Hier  muss  es  an  einigen  summarischen  Daten  zur  Orien- 
UmDg  genügen  (s.  u.  §.  86).  Eine  weitere  Eigenthümlichkeit  ist  die  getrennte 
Bedmongsführung  für  das  Domänengrundstock -Vermögen  und  dessen  Be- 
alehong  zur  Amortisationscasse,  wo  wiederum  Activa  des  ersteren  als  (unverzinsliche) 
6ntliaMa,  daher  als  Passiva  bei  dem  zweiten  erscheinen.  Puncto  von  Bedeutung 
aach  in  staatsrechtlicher  Hinsicht,  aber  für  die  Uebersichtlichkeit  der  Finanzen  störend. 
(Deber  die  genannten  Einrichtungen  s.  die  Darstellungen  von  Regenauer,  §.  18  ff., 
28,  82,  33,  142  ff.,  157,  413  ff.,  v.  Philippovich,  S.  27  ff..  Buch  1.  Kap.  4.  u.  5, 
fi.  54  ff.,  B.  2.  K.  4.  S.  137  ff..  B.  3,  K.  3  u.  4,  S.  213  ff,  Wiolandt,  SUatsrecht, 
f.  82.  Hauptgesetze  über  die  Amortisationscasse  vom  31.  Dec.  1831,  über  die  Eisen- 
lialiiiichDldentilgungscasse  vom  10.  Sept  1842.) 
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In  den  fol^nden  Tibellen  werden  hier  nicht  diejenigen  Einnahmen  mit  ein- 
bezogen« welche  seit  1S72  qootcnweise  auf  Baden  aas  dem  Beichshaashaltaetat 
rechnQn<smik>sig  fallen  vttrden,  es  werden  also  nnr  die  Landeseinnahmen,  bezw. 
Steuern  berücksichtigt. 

§.  $&  Die  Ertragsentwicklnng  der  badischen 
Staatsstenern  und  anderen  ordentlichen  Staatsein- 
nahmen Teransohanlicht  folgende  Tabelle  49. 

Tab.  4)^.    Badens  ordentliche  Staatseinnahmen  1820^98  (rein  in  10.000  M.) 

Hanptkategorieen.*) 


1S20 

1835 

1865 

1872 

1895 

1898 

l. 

Steaerrerwaltunir 

692 

783 

1224 

1764 

2691 

2712 

o 

Zoll     „   *^  . 

150 

243 

352 

— 

Salinen   ..   *)  . 

102 

160 

204 

45 

49 

8 

\ 

IVm&nen  .. 

308 

277 

445 

875 

369 

379 

Ei^oiibahn  „   *)  . 

191 

393 

630 

c.  1000 

Summe  1 — 5  *^  . 

1252 

1463 

2416 

2577 

3739 

4099 

1.  4  u.  5  . 

1000 

1060 

1860 

2532 

3690 

4092 

Die  Tabelle  49  zeigt  in  der  Bewegung  der  Hauptposten  der 
onlentlichen  Einnahmen  in  grossen  Zügen,  dass  auch  der  badische 
StaatshanshtiU  im  Laote  des  19.  Jahrhnnderts  immer  mehr  steuer- 
wirth$ohaitIich  fondirt  worden  ist  Der  Reinertrag  der  Stener?e^ 
waltun^«  d«  h.  der  directen,  indirecten  Steoern,  Justiz-  und  Polizei- 
^M'Hilo«  i$t  ta^t  auf  das  Vierfacbe,  von  100  auf  392,  derjenige  der 
IViuänenverwaltung  nur  um  ein  Viertel,  von  100  auf  123,  ge- 
wachsen. Würde  man  die  auf  Baden  rechnungsmässig  fallenden 
Avthoile  «Hn  den  Keiehs$teuem  einrechnen,  so  träte  diese  Entwick- 
luu^  uvvh  schärfer  hervor.  Soweit  sie  eine  steigende  Belastung 
\ior  In^^MkcTung  mit  Steuern  bedingt  hat,  was  der  Fall  ist,  weil 
\lu>  PovC^lkorung  von  1820—95  nur  um  64  %  zugenommen  hat, 
wdiAto  \)ic$o  lU'Iastung  noch  stärker  erscheinen  unter  Zngrunde- 
lo»;ur^  Uv T  Koheiträ^e  statt  wie  in  Tab.  49  der  Reinerträge  (s.  u. 
\\%h    >0^       Pio    Staatsbahnen    haben,    allerdings    mit    starken 

*'  :sv  r-*  i  1><VS  VoruisobUf,  die  anderen  Jahre  Recbnoog,  1820  nach  Befen- 
•«u«)  s   :■"■*    :>vs  vAc^  Stat.  Jahrb.,  die  anderen  Jahro  nach  der  Bachenberger'sdieB 

^    1«:^  :\:vA   Yv'trAt  KavioA5  in  das  Dentscho  Reich  die  Einnahmen  ans  Zöllen 

^>  I^.N  lSr'>^  -.' .  a-.o  h^ho^^  Einnahme  wegen  des  Salzregals,  das  von  1868  an 
wogtiol. 

^'  luMHorrüc  r. jk.^S  AS:njr  auch  der  Zinsen  ond  Veriraltnngskosten  (nicht 
dor  Tilirunirt  d<  r  K:>o:.lvihn^ohuld\  in  1898  nach  nngef Ihrem  Anschlag,  anter 
HenioLMchticiin):  dor  iTAiiron  /tn$n^duction  ron  4  aof3Vi7o*  die  aber  diesem  Jahrs 
noch  nicht  voINuntüir  711  tiuto  Um. 

"^^  I>io<o  Suv.mo  or.thiilt  nicht  die  ganzen  Staatseinnahmen.  Es  fehlen  die  Rein« 
ertraft^c  dor  Einnahmen  dor  ailfomoinen  Staatsrerwaltang,  der  Post  (diese  in  den 
1860er  Jahren,  den  letzten  der  selbMändigen  badischen  Post,  7 — 900.000  M.)  snd 
kleinerer  anderer  VerwaUunfi>2weigo,  so  der  Münze. 
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Schwanknngen  und  mit  Ansnahme  einzelner,  ancfa  noch  neuerer 
Jabre,  ihre  Schnldzinsen  gedeckt  und  in  der  Regel,  besonders 
wieder  in  den  letzten  Jabren,  seit  1894,  erbeblicbe  Ueberscbüsse 
darüber  binaus  zur  Scbnldentignng ,  bezw.  zu  neuen  Eisenbabn- 
bauten  gegeben,  hier  also  eine  Schuldanfnabme  erspart.  Würde 
von  dieser  Verwendung  abgesehen,  so  würde  der  badisebe  Staats- 
bausbalt  aus  den  Staatsbabnen  beträcbtlicbe,  jetzt  wobi  dem  dritten 
Tbeil  des  Reinertrags  der  Landessteuern  gleichkommende  Ueber- 
scbüsse bezieben  können.  Die  Lage  ist  in  dieser  Hinsicht,  solange 
die  Eisenbahnrente  in  neuerer  Höhe  bleibt  oder  noch  steigt,  wesent- 
lich günstiger  als  in  Baiern  und  vollends  als  in  Württemberg. 
Diese  Rente  kann  so,  zumal  bei  weiterer  Scbuldtilgung  und  vor- 
sichtiger finanzieller  fernerer  Eisenbahnbaupolitik,  wie  in  Preussen, 
ein  die  Steuerlast  erleichternder  Einnahmeposten  werden. 

Dies,  weü  die  allgemeiDe  Staatsschold  getilgt  ist  (seit  1874)  und  die  ursprQng- 
liche  EisenbahDschald,  demnach  die  anfänglichen  Anlagckostcn  der  Staatsbahnen,  sich 
durch  Tilgung  stark  vermindert  haben.  Die  Rentabilität  der  Eisenbahnen,  aach  auf 
das  orsprQnglicbe  Schaldkapital,  bezw^.  die  Anlagekosten  bezogen,  ist  im  Darchschnitt, 
besondeis  neuerdings  wieder,  höher  als  der  reelle  Zinsfass  der  Schuld  und  noch 
gtlnstiger,  wenn  sie  auf  den  jetzigen  Schuldbetrag  berechnet  wird.  Eine  den  ganzen 
Zeitraum  fon  1841 — 96  umfassende  amtliche  Berechnung  (ßechn.nachweis.  d.  betr. 
Gasse  f.  1896,  S.  183)  ergiebt  einen  Gesammtreinertrag  des  „Eisenbahngefälles"  in 
dieser  langen  Periode  von  490.56  Mill.  Mark,  einen  Bedarf  der  Eisen bahnschulden- 
tügungscasse  ftlr  Zinsen  und  Verwaltungskosten  von  419.53,  einen  Ueborschuss  dem- 
nach ?on  71.03  Mill.  Mark.  In  16  Jahren  (davon  die  4  ersten,  einige  {«pätere.  neuer- 
dings noch,  mit  Beträgen  Über  1  Mil).  Mark,  die  Jahre  1874,  1878,  1880,  1883,  mit 
ganz  kleinen  die  Jahre  1885  und  1891)  deckten  die  Bahnreinerträge  die  Zinsen  u.s.  w. 
nicht,  in  40  Jahren  kamen  dagegen  UcberschUsse  über  die  Zinsen  hinaus  vor. 
1892—96  waren  diese  0.67,  4.95,  4.67,  6.30,  8.37,  in  1897  9.44  Mill.  Mark.  Die 
nrsprfingliche  Eisenbahnschuld  aus  Anlehen  war  bis  1896  448.06  Mill.  Mark,  wovon 
damals  noch  312  07  Mill.  Mark  restirten.  Mit  Einrechnung  einiger  anderer  Posten, 
Rackstftnde  u.  dgl.  und  besonders  einer  Contocorrentschuld  von  38  —  39  Mill.  Mark 
an  die  Amortisationscasse  war  die  Eisenbahnschuld  im  Ganzen  E.  1896  352.89,  E. 
1897  348.00  Mill.  Mark  und  netto,  nach  Abzug  der  Activa  der  Ei^nbahnschulden- 
tilgungscasse  bezw.  335.17  und  329.03  Mill.  Mark.  Das  Anlafrckapital  der  badischen 
Staatsbahnen  war  im  Jahresdurchschnitt  1896  479.06.  1897  485.99,  der  Main-NecLar- 
bahn  9.10  und  9.12,  der  BodenseedampfschiHfahrt  1.741  und  1.745  Mill.  Mark,  der 
Betrag  der  bisher  verwendeten  Baukosten  bei  diesen  3  Uuternchmangen  1896  und  1897 
bezw.  492.76  und  500  85  —  8.52  und  8.52  —  1.676  und  1.681  Mill.  Maik.  unter 
Zugrundelegung  dieser  drei  verschiedenen  Beträge  ergab  sich  in  1896  und  97  eine 
Rentabilität  von  6.55  und  7.3  °/o  für  das  restirende  Schuldkapital  für  alle  3  genannten 
Unternehmungen  im  Durchschnitt,  van  4.38  und  4  72  für  das  Anlagekapital,  von  4.25 
und  4.58%  für  das  Baukosten  kapital  der  Staatsbahnen  allein,  von  11.21  und  11.71 
fOr  das  Anlagekapital  der  Main-Neckarbahn  und  von  11. 98  und  12.50  %  ^^  deren 
Baokostensumme,  während  die  Bodensecdampfschitf fahrt  1896  mit  einem  Deficit  von 
26.436,  1897  mit  einem  üeberschuss  von  26.597  (1.52  %  vom  Anlage-,  1.50  °/o  vom 
Baakostenkapital)  abschloss.  (Die  badische  Staatsbahnverwaltung  verwaltet  auch  kleine 
Privatbahnstrecken  von  wohlfeilen  Baukosten,  durch  Miteinrcchnung  oder  Abrechnung 
der  Ergebnisse  dieser  Bahnen  modificirt  sich  die  Rentabilität  des  ganzen  Netzes  even- 
tuell um  eine  Kleinigkeit.)  In  der  finanziellen  Verwaltung  werden  die  3  genannten 
Unternehmungen  fOr  die  Erträge,  die  Schuld-  und  Tilgungsverhältnisse  als  eine  Einheit 
betrachtet.  Der  Eisenbahnschuldentilgungscasse  fiiesben  ausser  dem  Reinertrag  dieses 
„Eisenbahn- Gefälles'*  auch  die  Post-  und  Telegraphen-Reinerträge,  seit  1888  in  Form 
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eines  Jahrcspauschales  fon  V«  ^i^*  ^^tk  am  dem  badischen  Antheil  an  der  Boichs- 
post  zo.  Dazu  trat  seit  1880  ein  fester  Jahreszoschnss  ans  der  Staatscasse  (bis 
1887  1.75,  1888—91  2.75,  1892  n.  93  3.75,  1894  u.  95  2.75.  seitdem  2  Mill.  Mark). 
Die  Summe  aller  dieser  Einnahmen  —  z.  B.  1897  26.871.440  M.,  woron  26.538.400  M. 
ans  „Dotationäliefemngen**  (nemlich  dem  Staatsbahnreinertrag  ?ou  22.939.812,  dem  der 
Bodenseedampfscbifffahrt  von  26.597,  dem  der  Main-Neckarbahn  von  1.067.531,  Post- 
antheil 500.000,  Zuschnss  ans  dem  Staatshanshalt  2  Mill.,  femer  330.379  M.  Actir- 
zinsen  und  sonstige  Einnahmen,  7965  M.  Agio  bei  Verkauf  von  Obligationen  — 
dient  dann  —  nach  Bestreitung  der  Venraltungskosten  (in  1897  183.751  M.),  der 
Zinsen  ^14.018.305  M.)  der  Eisenbahnschuld,  nach  Deckung  kleiner  sonstiger  Ausgaben 
(so  Cursrerluste  bei  Anleihen  u.  dgl.  7831  M,)  ~  theils  zum  Bauaufirand  (6.518J^), 
der  also  insoweit  ohne  neue  Schuldvermehrung  gedeckt  wird,  theils  zur  Scholdvei^ 
minderuug  1^6.143.632  M.).  Doch  eine  vorsichtige  Eisenbahnfinanzpolitik,  bei  der  zwar 
zun&chst  keine  Steuerentlastung  eintritt  (umgekehrt  indirect  durch  den  Zuschnss  ans  der 
Staatscasse  zur  Eiscnbahnschuldentilguogscasse  das  Gegentheil),  aber  fdr  die  Zukunft  ge- 
sorgt, die  Vermehrung  der  Eisen bahnschnld  gehemmt,  deren  Verminderung  gefordert 
und  so  die  Möglichkeit  einer  späteren  Entlastung  des  Eisenbahnetats  und  eventuell  der 
Besteuerung  bei  Mitverwendnng  von  EisenbahnUberschtkssen  zur  Deckung  anderer  Staats- 
ausgaben  vorbereitet  wird.  Man  sieht  aber  auch  hier  wieder,  in  welchem  Maasse 
dies  .«Staatsbahnsystem''  die  Finanzen  beherrscht,  was  in  einem  solchen  kleinen  Staate, 
wie  Baden  (und  ähnlich  den  anderen,  wenn  auch  etwas  grosseren  deutschen  Mittel- 
staaten) immerhin  zu  denken  giebt.  Innerhalb  eines  solchen  Mittelstaats-Bahnsystems 
kann  sich  auch  in  den  finanziellen  Ergebnissen  nicht  so  viel  ausgleichen,  wie  in  einem 
grossstaatlichen,  etwa  in  einer  Reichseisenbahn-Gemeinschaft. 

§.  87.  Die  Staatssteuererträge  insbesondere.  Die 
folgende  Tabelle  50  stellt  die  Entwicklang  von  Erträgen  der  Haapt- 
grappen  der  badischen  Staatsstenem  dar. 

Tab    50.    Ertrag  der  Haoptgruppcn  der  badischen  ^taatsstcuern  1835 
bis  189;<  (roh  in  1000 
Absolute  Zahlen. 
1.  Dirocie  Sicnern*) . 
*J,  Indirt'Cte     ,.      ') .    '     . 
3.  Justiz-  u.  Pölizeigofallc  . 
Summe  1  —3 
rrogrossion. 
1.  Pirt»oto  Steuern     .     .    . 
Ü.  InJirooto     ,.  ... 

0.  Ju>ii.*-  u.  IVlizoigor^Ic  . 

Summe 
Auf  ilon  Kopf  Pfonuis: 

1.  Pirooto  Steuern  .  .  . 
*J.  Imiirooio  „  ... 
;i.  Ju>tiz-  u.  rolizeicffTillo   . 

Sumuio 

Wegen  des  Ausschlusses  der  Rcichs&teuem  (auch  vor  1872)  giebt  die  Tabelle 
allerdings  Lein  jranz  corrcctes  Bild,  die  Zahlen  fiCLr  die  indirecten  Steuern  worden  sich 
durch  Kinrechnung  der  Aniheilc  an  den  indirecten  Verbrauchs-  und  den  Yerkehn- 
bteucru  des  Kcichs,  auch  unter  Einrecbnung  der  betrefienden  ehemaligen  Landessteuem 

^  lb85— 95  nach  Kechnung,  aus  der  amtlichen  summarischen  Darstellung,  1898^ 
Eiut  Die  Steuern  auf  die  Objecto  der  späteren  Reichasteuem  (Salx,  Tabak,  Zncker> 
und  die  Zolle  auch  vor  1892  ausgeschlossen,  nicht  aber  bis  incL  1872  die  (weoi^ 
ergiebige)  ehomalijrc  badische  Branntweinsteuer. 

*)  Die  directen  Hauptsteuern  nebst  den  kleineren  (BefÖnterungs-  n.  8.  w.). 

')  Die  Bier-,   Wein-,  Fleisch-,  bis   1872  incL  die  firanntveinstoner,  ferner  di^v 
„Yerkehrsstcueru^',  d.  h.  die  Licgenschaftsacdse  u.  d.  Erbschaft»-  u.  Schenknngasteoer^— 


1835 

1865 

1872 

1895 

1898 

4141 

6269 

8809 

12702 

14100 

2870 

4656 

7209 

12152 

12367 

1601 

2323 

2672 

4243 

4703 

8612 

13248 

18690 

29097 

31170 

1000 

1411 

1984 

3067 

3398 

1000 

1622 

2501 

4234 

4309 

1000 

1451 

1669 

2650 

2988 

1000 

1538 

2170 

3379 

3618 

333 

439 

598 

737 

798 

231 

325 

489 

704 

700 

129 

162 

181 

246 

266 

693 

926 

1268 

1687 

1764 

%.ft-   .. 


Staatssteüer-Statistik.    Stenorerträge  1835—1898.  293 

für  die  frühere  Zeit  (Salzregal,  Zackerstener,  Zölle,  gewisse  Stempelabgaben)  wesent- 
lich erhohen  und  »ach,  bei  der  starken  Znnahme  der  Erträge  der  Reichsstenem  seit 
den  1870er  Jahren,  eine  stärkere  Progression  als  die  in  der  Tab.  50  enthaltenen 
blossen  Landesstenem  zeigen.  Daran  ist  bei  der  Prüfung  der  Ergebnisse  der  Tabelle 
zu  denken,  daher  anch  bei  den  folgenden  Bemerkungen. 

Es  ergiebt  sieb,  wie  aaeb  in  diesem  Staatsbansbalt  eine  starke 
VermebruDg  der  Stenererträge,  absolnt  und  relativ ,  anf  den  Kopf 
der  BeYÖlkernng,  eingetreten  ist.  Die  Entwicklung  der  drei  Haupt- 
grappen  ist  nicbt  gleiebmässig,  aber  docb  immerbin  auch  nicbt  so 
sebr  verscbieden  vor  sieb  gegangen,  die  Steigerung  der  indirecten 
Steuern  würde  indessen  unter  Einbeziehung  der  Reicbssteuern  nocb 
bedentender,  als  in  den  Relativzablen  der  Tab.  50,  bervortreten. 

Die  Bewegung  der  Erträgnisse  der  einzelnen  Gruppen  ist 
Dattlrlich  von  der  Veränderung  der  Steuergesetzgebung,  namentlicb 
ancb  in  Betreff  der  Zusammensetzung  der  Erträge  aus  verschiedenen 
Elementen  verschiedener  Structur,  was  besonders  von  den  directen 
Stenem  gilt,  femer  von  der  Veränderung  der  SteuerfUsse,  die  mehr- 
fach erheblich  war,  wofUr  auf  die  Bemerkungen  zu  Tab.  51  zu  ver- 
weisen ist,  endlicb  von  der  eingetretenen  Steigerung  der  Erträg- 
nisse der  Steuerobjecte  bei  den  Ertragssteuern,  namentlicb  nach 
Neokatastrirung  der  Realsteuern,  von  der  Erhöhung  der  Einkommen 
bei  der  Einkommensteuer,  der  vermehrten  Consumtion  bei  den  in- 
directen Verbrauchssteuern,  dem  regeren  Verkehr  bei  den  indirecten 
Verkehrssteuern  und  Justizgefällen  bedingt  gewesen. 

Einen  genaueren  Einblick  in  diese  Verhältnisse  giebt  noch  die 
folgende  Tab.  51  (s.  S.  294)  für  die  einzelnen  Steuern. 

Es  zeigt  sich  hier  zunäcbst  bei  den  directen  Steuern  nament- 
lich, wie  sich  die  Last  vom  Realbesitz  mehr  und  mehr  fort  und 
dem  beweglichen  Besitz  zugeschoben  hat,  eine  Bewegung,  welche 
seit  der  Einführung  der  Einkommensteuer  noch  stärker  geworden 
ist  Vorgänge  der  volkswirtbscbaftlichen  Entwicklung  und  Maass- 
.  regeln  der  Gesetzgebung  in  der  Ausbildung  der  einzelnen  Steuern 
und  in  der  Feststellung  der  Höbe  der  SteuerfQsse  haben  hier  zu- 
sammengewirkt. Die  Einkommensteuer  bat  auch  schon  in  ihrer 
bisherigen  Entwicklung  die  Hauptstellung  gegenüber  den  ver- 
bliebenen Ertragssteuem  erlangt. 

Die  früher  erwähnten  Ncukatastrirungen  der  Realstenem  (S.  255),  die  Ver- 
^eniDgen  der  SteocrfUsse  der  einzelnen  Steuern,  in  Folge  der  allgemeinen  Steuer- 
nformen  nnd  nach  Erfordernissen  des  Finanzbedarfs  (S.  276,  295)  sind  von  besonderem 
^iöÄiwe  anf  den  jeweiligen  Ertrag  gewesen,  was  freilich  genauer  erst  bei  der  Ver- 
S^QDg  der  Erträge  aller  einzelnen  Jahre  ersichtlich  wird.  Resamirend  und  er- 
l^uend  sei  bemerkt,  dass  die  Finanzlage  nach  1868  zu  allgemeinen  SteuorerhOhungen, 
*^  bei  den  Verbrauchssteuern,  nöthigte.  Der  Steuerfuss  der  Grund-  und  Häusersteuer 

^  W  a  f  a  e  r ,  Finaiunrinensohaft  lY.  20 
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wurde  damals  fUr  100  fl.  Stenerkapitul  tod  19  aaf  26,  der  der  Gewerbe-  und  Classea* 
steoer  von  23  auf  26,  der  der  Kapitalüteaer  von  6  auf  9  Kr.  erhobt.  Nach  der  An- 
wendoDg  der  neaen  Katasterergebnisse  für  die  Besteuerang  der  landwirthschaftlichen 
Gelände  und  der  Gebäude  wurde  dieser  Fuss  yon  26  Kr.  (=»  44  Pf.  auf  100  M.)  wieder 
herabgesetzt  auf  28  Pf.,  ebenso  nach  Einfuhrung  der  Erwerbstreuer  1876,  die  jetzt 
die  Gewerbe-  und  Glassensteuer  enthielt,  auf  26  Pf.  für  100  M.  Steuerkapital.  Nach 
der  Erhöhung  der  Waldsteuerkapitale  wurde  1880  die  Beförsternngssteuer  7on  15  auf 

10  Pf.  für  100  M.  ennässigt,  1883  die  Grund-  und  Häusersteuer  auf  26  Pf.,  wodurch 
sie  jetzt  im  Fuss  der  Erwerbsteuer  gleichgestellt  war.  Mit  der  Einführung  der  Ein- 
kommensteuer zum  Fuss  7on  2.5  M.  (%)  ron  100  M.  steuerpflichtigen  Einkommens 
wurden  die  Grund-,  Häuser-  und,  soweit  sie  Ferblieb,  die  Gewerbesteuer  von  26  auf 
18.5  Pf.  ennässigt,  die  Kapitalrentensteuer  ron  15  (statt  früher  9  kr.  ?on  100  fl.)  auf 

11  Pf.  1892  trat  eine  Ermä^isigung  des  Fusses  der  Einkommensteuer  selbst  auf  2  M., 
desjenigen  der  Grund-,  Häuser-  und  Gewerbesteuer  auf  15  Pf.,  der  Kapitalrentenstener 
auf  10  Pf.  ein,  doch  wurde  schon  1894  die  Einkommensteuer  wieder  auf  2.5  %  ^^ 
höht,  ihr  bis  jetzt  ▼erbliebener  Fuss,  der  nur  für  die  Einkomknen  über  25.000  M.  bis 
über  200.000  M.  und  mehr  seit  1894  7on  2.5  bis  3.5  %  gesteigert  worden  ist 

Ans  der  Statistik  der  directen  Steuern  sind  manche  Einzelheiten  7on  Interesse, 
u.  A.  die  Beträge  der  in  der  oben  dargelegten  eigenthümlichen  Weise  in  Baden  go- 
bildeten  „Steuerkapitale'^  der  Ertragssteuem.  Darin  tritt  innerhalb  der  Perioden, 
in  welcher  die  Katastrirung  der  ländlichen  Grundstücke  nicht  erneuert  wird,  besonders 
deutlich  herror,  wie  sich  wegen  der  fast  vollständigen  Stabilität  der  Grundstener- 
kapitalien  die  Steuerlast  auch  unter  den  verbliebenen  Ertragssteuern  relativ  immer 
mehr  zu  Gunsten  der  ländlichen  Grundstücke  und  zu  Ungunsten  des  übrigen  Besitzes 
und  des  sonstigen  Einkommens  verschiebt,  mehr  noch  wie  ohnehin  schon  unter  dem 
Einfluss  der  verschiedenen  wirthschaftlichen  Entwicklung  der  einzeben  Zweige.  Die 
Zahlen  der  Tab.  51,  wo  die  Erträge  der  Grund-  (und  Gefäll)-Steuer  mit  der  der 
Hänsersteuer  vereint  sind,  lassen  dies  Yerhältniss  nicht  so  deutlich  hervortreten,  wie 
die  Zahlen  der  folgenden  kleinen  Tab.  52  (nach  dem  Statist.  Jahrb.  a.  a.  0.)  Bei  der 
Gebäudesteuer  wirken  die  Neubauten  hier  besonders  ein,  aber  wieder  doch  vomemlich 
in  den  Städten,  bei  der  Gewerbe-,  Kapitalrenten-  und  der  Einkommensteuer  die  jähr- 
liche Einschätzung,  die  Vermehrung  der  besteuerten  Erträge  und  Einkommen  und 
wohl  auch  die  Verbesserung  des  Veranlagungsverfahrens.  Es  ergiebt  sich  dann  aber 
doch,  dass  ein  wesentlich  stabiles  Glied  wie  die  Grundsteuer  auch  dieser  Verhältnisse 
wegen  kein  congruentes  in  einem  derartigen  Steuersystem  ist  und  dieses  letztere 
auch  deshalb  wieder  mang*  Ihaft  erscheint.  Wird  bei  der  projectirten  Vermögenssteuer 
das  landwirthschaftliche  Gelände  (und  die  Hänser)  wieder  nur  in  längeren  Perioden 
neu  veranlagt,  so  verbleibt  dieser  Mangel  auch  femer,  wenn  auch  in  geringerem  Grade. 

Tab.  52.    Steuerkapitalien  der  Ertragssteuern  und  Erträge  des  steuer- 
baren Einkommens  der  Einkommensteuer  (in  Mill.  Mark). 

1.  Grund-  und  Gefällsteuer,  steuerbares  Kapital  .  . 

2.  Häusersteuer                               „  „        .  . 

3.  Gewerbesteuer                            „  „       .  . 

4.  Kapitalrentensteuer                     „  „        .  . 

Summe  1^-4  „  „        .    • 

5.  Eatastr.  steuerfreier  Kapitalien    „  „       .    . 

6.  Einkommensteuer  „  ,.       .     . 

Da  die  Steuerfüsse  der  Ertragssteuem  so  stark  rcducirt  worden  sind,  kommt  bei 
der  eingetretenen  Vermehmng  der  Bevölkemng  jetzt  auf  den  Kopf  ein  erheblich 
kleinerer  Betrag  als  früher,  speciell  auch  trotz  der  Erneuemng  der  Kataster  an  Grund- 
und  Häusersteuern.  Das  bewegliche  Vermögen,  der  Gewerbebetrieb,  das  persönliche 
Bemfseinkommen  trägt  dafür  jetzt  um  so  mehr.  Das  zeigt  noch  folgende  Tab.  53 
genauer.    (S.  S.  296.) 

Diese  Belastung  mit  directen  Steuern  ist  in  Deutschland  eine  hohe,  höher  als 
in  Preussen  und  Baiern,  wenig  niedriger  als  in  Sachsen  und  Württemberg,  sie  wird 
nur  in  Hessen  übertroffen  (oben  S.  62.  121,  182.  233,  234  und  unten  §.  102),  wobei 
aber  wieder  daran  zu  erinnern  ist,  dass  Durchschnitte  kleinerer  mit  denen  viel  grösserer 
Staaten  nur  bedingt  vergleichbar  sind. 

20* 


1887 

1897  Z 

iunahme 

1486.9 

1494.6 

0.52 

809.9 

1001.2 

23.6 

424.6 

669.3 

57.6 

1021.8 

1437.5 

46.8 

3743.2 

4602.6 

23.0 

88.7 

89.3 

0.68 

185.2 

266.0 

43.6 
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Tab.  53.   Eopfbeträge  an  directen  Steuern  Badens  ^)  (Pfennig  anf  den  Kopf). 

1820  1846  1868  1884  1897 

Grnnd-,  H&user-,  Gewerbe-,  Beföreterangssteuer  c.  425  346  504  577  278 

Grund-  und  Häusersteuer  allein —  —  380  370  213 

Alle  Ertragssteuern  zusammen c.  455  365  590  753  360 

Einkommensteuer —  —  —  —  388 

AUe  directen  Steuern c.  455  365  590  763  748 

Wie  auch  durch  die  Einkommensteuer  die  ländliche  Be70lkerung:  nur  massig 
belastet  wird,  ist  oben  (S.  283)  schon  bemerkt  worden.  Die  amtliche  Untersuchung 
darüber  hat  das  genauer  constatirt.  Eine  Statistik  der  badischen  Einkommensteoei 
wurde  amtlich  besonders  veröffentlicht  (so  fur  1895  verglichen  mit  1890  und  1885, 
im  Jahre  1896).  Darin  interessantes  Material  betreffs  der  Betheiligung  der  vier  im 
Gesetz  unterschiedeneu  Einkommenquellen  am  Gesammteinkommen  und  an  der  Steuer- 
belastung, sowie  betreffs  der  Yertheilung  der  Einkommenbetr&ge  und  Steuerbetrige 
nach  EinkommengrOssen. 

Die  ErtragszifiTern  der  indirecten  Verbrauchs-  und 
Verkehrssteuern  u.  dgl.  m.  in  Tab.  51  geben  natürlich  kein 
vollständiges  Bild,  da  die  Reichssteuem  dieser  Art  hier  fehlen. 
Besonders  bemerkenswerth  ist,  wie  auch  in  diesem  alten  Weinlande 
die  Biersteuer  an  finanzieller  Bedeutung  die  Weinsteuer  seit  bald 
einem  Menschenalter  in  immer  stärkerem  Maasse  tibertrifft  Bei 
dem  geringen  Ertrage  der  Fleischsteuer  erscheint  deren  Beseitigung 
nicht  besonders  schwierig.  Der  Ertrag  ist  nur  ^/g  so  hoch  wie  in 
Sachsen  (S.  121).  Freilich  sind  danach  auch  die  steuerpolitischen 
Bedenken  dieser  Steuer  in  Baden  geringer.  Belativ  hoch  ist  der 
Ertrag  der  Liegenschaftsaccise  und  der  Justiz-  und  Polizeigefälle, 
auch  der  der  Erbschafts-  und  Schenkungsstener  wenigstens  erheb- 
lich höher,  besonders  als  in  Preussen,  Sachsen,  aber  auch  als  in 
den  meisten  anderen  deutschen  Staaten,  auch  in  Württemberg  und 
Baiern. 

Durch  seine  aparten  Bier-  und  Weinsteuem,  zumal  unter  Einrechnang  der 
Fleischsteuer,  bat  sich  Baden  Einnahmen  beschafft,  welche  mehr  als  zwei  Drittel  der 
Erträge  seiner  directen  Steuern  betragen  und  die  analogen  Einnahmen  Norddeutsch- 
lands, d.  h.  hier  eben  nur  aus  der  Heichsbiersteuer,  erheblich  übersteigen.  Die  Bier- 
steuer ergab  1896  4.11  (1868  hur  1.04  M.)  auf  den  Kopf,  die  im  Ertrag  ziemlich 
stark  schwankende  Weinstcuer  1.27,  die  Fleischsteuer  0.38  M.,  zusammen  5.75  M. 
gegen  0.85  M.  Biersteuer  im  Heichsbiersteuergebiet,  5.88  M.  in  Baiem,  4.22  H.  in 
Württemberg,  1.85  M.  in  Elsass-Lothringen. 

Diese  Verhältnisse  und  die  Höhe  der  Erträge  der  Verkehrs- 
steuern, Erbschaftssteuern,  Justiz-  und  Polizeigelälle  bewirken, 
dass  Baden,  wie  Tab.  50,  S.  292  zeigt,  mit  Landessteuem  siem- 
lieh  stark  belastet  erscheint,  erheblich  mehr  als  Preussen,  Sachsen, 


^)  Nach  den  Daten  der  Tab.  51  berechnet,  bei  1820  mit  Pauschalanschlaic  für 
die  Erhebungskosten  inbegriffen.  Das  statistische  Jahrbuch  berechnet  flr  1896  auf 
den  Kopf  Grund-,  Gefäll-,  Häusersteuer  2.15»  Gewerbesteuer  0.63,  Kapitalrentensteuer 
0.85,  Einkommensteuer  4.25,  Summe  7.96  (mit  BefÖrsterungsstener  mid  Ideineren). 
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Baiern,  etwa  ebenso  stark  als  Württemberg.  Mit  Inbegriff  der 
betreffenden  Quoten  der  Reichssteoern,  nach  dem  Kopf  betrag  der 
Reichsbevölkernng  mit  c.  14 — 15  M.  zu  berechnen ,  ergiebt  sich 
eine  Steuerbelastung  um  1896 — 98  von  c.  32  M.,  d.  h.  noch  um 
ca.  2  M.  höher  als  in  Baiem  und  Württemberg  und  8— 9^M.  höher 
als  in  Preussen  (oben  S.  233),  und  dies  trotz  günstiger  Eisenbahn, 
finanzen.  Diese  Belastung  wird  von  dem  wohlhabenden  Lande 
wohl  ohne  besonderen  Druck  getragen,  zumal  die  Reichssteuer- 
quoten Badens  auch  hier  wohl  nicht  von  Badens  Bevölkerung  allein 
aufgebracht  werden.  Aber  auf  Reformen ,  vollends  in  Verbindung 
mit  der  Communalsteuerbelastung,  drängt  diese  Belastung  mit 
Staatssteuern  auch  hier  doch  wohl  hin,  namentlich  wenn  es 
nicht  gelingt,  die  Eisenbahnfinanzen  noch  wesentlich  günstiger  zu 
gestalten. 

b.    Die  badische  Communalbesteuerung. 

§.  88.  Die  Communalkörper.  In  Baden  giebt  es  zwei 
öffentliche  Selbstverwaltungskörper  mit  eigenem  Finanzhaushalt, 
die  althistorischen  Gemeinden  und  die  durch  die  neue  Selbst- 
verwaltungsgesetzgebung von  1863  geschaffenen  Ereisverbände. 
Ausserdem  können  noch  facultativ  von  Gemeinden  unter  sich 
Bezirksverbände  gebildet  werden,  deren  aber  nur  einige 
wenige  entstanden  sind.  Unter  den  Gemeinden  werden  noch 
Städte,  welche  der  besonderen  Städteordnung  (9,  davon  die 
7  grössten  des  Landes  nach  Gesetz)  und  übrige  Gemeinden  unter- 
schieden, welche  der  allgemeinen  Gemeindeordnung  untersteben, 
übrigens  wieder  in  Städte  (in  1897  108)  und  Landgemeinden  (1461) 
zerfallen.  Beide  Ordnungen  enthalten  aber  in  grossem  Umfang  die 
gleichen  Bestimmungen,  auch  im  Ganzen  über  die  Besteuerung. 
Für  Einzelnes  werden  auch  noch  nach  der  Einwohnerzahl  ver- 
waltuDgsrechtliche  Unterscheidungen  gemacht,  so  besonders,  ob  die 
Gemeinden  bis  4000  Einwohner  oder  darüber,  auch  ob  sie  500  bis 
1000  und  ob  mehr  haben.  Jüngst  (1890)  sind  auch  allgemein  die 
Gemeinden  bis  und  über  500  Einwohner  in  ihrer  Verfassung  etwas 
verschieden  gestellt  worden,  wonach  jetzt  kleinere  (bis  500  Ein- 
wohner), mittlere  (darüber  hinaus)  und  die  unter  der  Städteordnung 
stehenden  Gemeinden  getrennt  werden.  Jeder  Theil  des  Staats- 
gebiets gehört  regelmässig  zu  einer  Gemeinde,  doch  kommen  da- 
neben noch  einige  (28)  abgesonderte  Gemarkungen  (meist  Wald, 
Hofgut  Eines  Besitzers)  vor.    Die  Gemeinden  bestehen  meistens 
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aas  einer  Ortschaft,  können  aber  auch  mehrere  Ortschaften  um- 
fassen (sogen,  einfache  und  zusammengesetzte  Gemeinden),  wo 
dann  die  Sammtgemeinde  von  der  Theilgemeinde  der  einzelnen 
Ortschaft  administrativ  unterschieden  wird.  Die  Kreisverbände, 
11,  umfassen  jeder  eine  Anzahl  der  (53)  staatlichen  Amtsbezirke 
und  fangiren  nach  dem  Gesetz  von  1863  als  Selbstverwaltnngs- 
körper  höherer  Ordnung  für  facultative  Aufgaben,  zu  denen  später 
noch  obligatorische  getreten  sind.  Die  4  grösseren  Bezirke  der 
Landescommissare  sind  nur  staatliche  Verwaltungsabtheilongeiii 
nicht  eigene  Gommunalkörper.  Territorial  bilden  die  11  Ereis- 
verbände  Abtheilungen  dieser  Bezirke,  indem  3  der  ersten  je  drei 
Kreise,  einer  zwei  umfasst. 

Nachdem  die  Gemeinden  darch  die  Gesetzgebung  des  erweiterten  und  zum  Gross- 
herzogtham  erhobenen  badischen  Staats  1807  ff.  im  Ganzen  in  ihrer  bisherigen  Yerfossung 
als  Städte  nnd  Landgemeinden  belassen ,  nnr  mehr  unter  Staatsbeformandäng  gestellt 
worden,  hat  die  mit  ihren  verschiedenen  späteren  Novellen  in  danach  abgeänderter 
Fassung  noch  jetzt  geltende  Gemeindeordnung  vom  31.  Dec.  1831  ihnen  wieder 
mehr  Selbständigkeit  gegeben.  Sie  gilt  jetzt  mit  Berücksichtigung  aUer  Aendeningen 
und  Aufnahme  der  erlassenen  neuen  gesetzlichen  Bestimmungen,  auch  über  Be- 
steuerung, in  der  amtlichen  Fassung  als  Gemeindeordnung  für  die  nicht  unter  die 
Städteordnung  fallenden  Gemeinden  nach  Bekanntmachung  des  Ministeriums  des  Innern 
vom  14.  Aug.  1896.  (S.  Wieland 's  neues  bad.  BUrgerbuch,  6.  A.,  1897,  S.  389  fi; 
woselbst  auch  die  verschiedenen  abändernden  Gesetze  genannt  sind,  der 8.  im  Staats- 
recht Badens,  1895,  S.  141  ff.,  kurzer  Schenkel  in  der  1.  Aufl.  dieses  Staats- 
rechts in  Marquardscn's  Sammelwerk,  S.  38  ff.,  genauer  eingehend,  auch  auf  die  go- 
schichtliche  Entwicklang  des  Gemeindeverfassungsrechts,  Wielandt  in  seinem  Hand- 
buch des  badischen  Gomeinderechts ,  I,  3.  A.,  1897,  S.  1  ff.,  25  ff.,  in  Form  des 
Gommentars  zur  G.  0.  mit  Zurückgreifen  auf  die  Gesetzentwürfe  und  Landtags- 
verhandlungen, worauf  hier  insbesondere  für  die  die  Gemeindefinanzen  und  Steuern 
behandelnden  Abschnitte  der  G.  0.  zu  verweisen  ist.)  Ausser  der  G.  O.  sind  noch 
zu  nennen  das  Gesetz  vom  3L  Dec.  1831  über  die  Rechte  der  Gemeindebürger  nnd 
die  Erwerbung  des  Landesrechts,  jetzt  ebenfalls  in  der  durch  die  späteren  abändernden 
Landes-  und  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  giltigen  Fassung  (s.  Wielandt,  Bürger- 
buch,  S.  429  ff..  Gemeinderecht  S.  429  ff.)  und  das  Gesetz  vom  22.  Juni  1890.  —  Die 
Städteordnung  vom  24.  Juni  1874,  in  Fassung  nach  ministerieller  Bekanntmachung 
vom  20.  Juni  1884  und  mit  späteren  Aendemngen  (auch  über  Steuerverhältnisse,  1892, 
1894  s.  u.).  (S.  Wielandt  Bürgerbuch,  S.  460  ff.,  G.  0.  S.  671  ff.).  Jetzt  gütige 
Fassung  der  G.  0.  filr  die  kleinen  Gemeinden  über  500  Einwohner  bei  Wigandt, 
G.  0..  S.  621  ff.  —  Für  die  Kr  eis  verbände  ist  das  grundlegende  Gesetz  das  vom 
5.  Oct.  1863.  betr.  Organisation  der  inneren  Verwaltung,  bes.  §  24  ff.  (bei  Wielandt, 
Bürgerbuch,  S.  259,  264  ff.).  Darüber,  mit  den  Veränderungen  Schenkel,  badiBches 
Staatsrecht,  S.  42,  Wielandt,  des^l,,  S.  152  ff.,  Art.  Kreis  von  Schenkel,  im 
Wörterb.  d.  Yerwalt,  auch  Suppl.b.  II,  Weigel,  das  gen.  Gesetz  von  1863,  1864. 
Zu  erwähnen  wegen  einschlagender  Bestimmungen  ist  noch  das  Gesetz  von  14.  Juni 
1884  über  Verwaltungsrechtspflege.  Novelle  dazu  vom  30.  Mai  1899. 

§.  89.  Die  Gemeindebesteuerung  wie  das  ganze  6e- 
meindefiDanzwesen  beruht  rechtlich  aaf  den  Bestimmungen  der 
genaDnlen  Gemeinde-  und  Städteordnungen  und  der  Novellen  dazu. 

Die  seit  der  grossen,  freilich  manches  Bisherige  abändernden  Godification 
von  1831  eingetretenen  Veränderungen  der  Bestimmungen  sollen  hier  nicht  einzeln 
genauer  verfolgt  werden.  Es  genügt  für  unsere  Zwecke  eine  Uebersicht  der  GnmdzQge 
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der  hendgen  Stenenreifassüng,  mit  Erwähnang  nur  einiger  wicHtigeren  Ver&nderangen 
gregen  früher.  Da  die  directen  Oemeindestenem  sich  eng  in  Zaschlagform  an  die 
directen  Staatssteoem  anschliessen.  so  ist  auf  die  frühere  Darstellang  der  letzteren  zu 
Terweisen.  Anf  Aendemngen  dieser  Staatssteaern  sind  daher  auch  solche  der  6e- 
meindestenem  gefolgt  Anch  der  jetzt  geplante  Oebergang  zar  Vermögenssteuer  wird, 
mit  gewissen  ModiScationen ,  für  die  Qomeindebesteoerang  mit  beabsichtigt,  weil 
man  glanbt,  die  historische  Verbindong  beider  Steaerarten  belassen  zu  sollen  (s.  n.). 

In  der  oben  erwähnten  Litteratnr  (Schenkel,  Wielandt  Staatsrecht)  nur 
knrze  Darstelliing  der  commnnalen  Steneirerfassang,  ebenso  im  WOrterb.  d.  Verwalt. 
(s.  bes.  im  Art.  Gemeindestenem,  im  Schönberg'schen  Handbuch  4.  A.  in  der  Abh.  Ton 
V.  Keitzenstein-Trttdingor,  B.  3,  Abth.  2,  S.  93,  §.  90  c.,  v.  Philipporich, 
bad.  Staatshaosh.  mehrfach  passim,  doch  nicht  eingehender,  bes.  S.  123  fl.,  193  ff.,  241 . 
Sehr  aasfQhrlich  in  seinem  Gommentar  zur  G.  0.  ist  Wielandt  in  dem  „Gemeinde- 
recht'%  mit  Angabe  der  seit  1837  erfolgten  Veränderungen  der  einzelnen  Paragraphen 
nnd  mit  stetem  Zarllckgehen  auf  die  Bebandlnng  in  der  Legislatire).  Aus  den  jetzigen 
drei  G.  0.  kommen  besonders  in  Betracht  die  Abschnitte  Fon  der  Verwaltung  des 
Gemeinde?ermOgens,  §.  64  ft'.,  dem  Genraindeaufwand  und  den  Mitteln  zu  dessen 
Deckung,  §.  68  ff.  Die  Hauptbestimmungen  sind  in  den  drei  Ordungen  identisch, 
anch  im  Wortlaut,  einzelne  andere  weichen  etwas  ?on  einander  ab.  Von  neueren 
Gesetzen,  regelmässig  Korellen  zur  G.  0.  und  St  0.,  sind  zu  nennen:  Gesetze  vom 
6.  nnd  24.  Februar  1879  über  die  Aufbringung  des  Gemeindeaufwands,  yom  1.  und 
2.  Juni  1886  (Aenderungen  der  Communalzuschläge  zu  den  directen  Steuern  nach 
Einführung  der  Einkommensteuer),  vom  23.  Juni  1892  (auch  mit  den  Kammerberichten 
Q.  s.  w.  in  Fin^irch.  B.  9,  S.  513  ff".),  ?om  24.  Aug.  1894,  betr.  Abänderungen  der 
§.  78  u.  79  der  G.  0.  und  St  0.,  mit  neuen  Bestimmungen  ttber  die  commnnalen 
Verbrauchssteuern  (ebenfalls  mit  Kammerberichten,  statistischen  Materialien  u.  s.  w  in 
Fin.arch.  B.  12,  S.  211  ff.). 

Das  badiscbe  communale  Steuer-  und  Finanzrecbt  ist  in  der 
Hauptsache  flir  die  drei  Kategorieen  der  Gemeinden,  kleine,  mitt- 
lere, grössere  (auch  die  Städte  der  St!  0.),  in  den  grundsätzlichen 
Bestimmungen  das  gleiche.  Es  hat  die  Verwendung,  Art,  Reihen- 
folge der  Einnahmen  überhaupt  und  der  Steuern  insbesondere,  auch 
die  Zuschläge  der  directen  zu  den  Staatssteuern,  das  Vorgehen 
dabei,  die  Objecte  und  Maximalsätze  der  Verbrauchssteuern  genau 
geregelt,  so  dass  fttr  die  freie  Bewegung  der  Gemeinden  nur  ein 
kleiner  Spielraum  in  diesem  gesetzlichen  Rahmen  bleibt. 

Eine  Eigenthtlmlichkeit  badischer  Gemeinden  ist  das  noch  viel- 
fach verbreitete,  auch  umfangreiche  Almendgut,  welches  vom 
eigentlichen  Gemeindegut  unterschieden  wird.  An  diesem  Almend- 
gut bestehen  noch  ausgedehnte  Bürgernutzungen  („Bürger- 
genflsse^',  „Almendgenüsse",  an  Aeckern,  Wiesen,  Weiden,  auch 
Holzabgaben  im  Walde).  Sie  werden  jetzt  nach  der  St.  0.  (§.  65) 
aber  nicht  mehr  neu  gewährt  und  sind  nach  dem  Tode  von  bisher 
bezugsberechtigten  und  bis  dabin  in  diesem  Bezug  belassenen 
Bürgern  in  diesen  Städten  auf  endgiltigen  Anheimfall  an  die  Ge- 
meinden gestellt  worden.  Diese  Bürgernutzungen  dürfen  iodessen 
auch  im  Besitz  der  Einzelnen  mit  zur  Deckung  von  Gemeinde- 
bedttrfnissen  herangezogen  werden. 
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Die  drei  Gemeindeordnungen  enthalten  noch  in  der  jetzigen  Fassang  wesentlich 
unverändert  die  Bestimmungen  über  den  Almendgenuss  aas  der  Q.  0.  Ton  1831, 
§.  104  ff.,  nar  dass  fQr  die  Städte  der  St.  0.  die  Vorschriften  ttber  die  Vertheilong 
des  Almendgats  and  Gemeindegats  selbst,  eventaeli  auch  za  Eigentham  an  die  Ein- 
zelnen, in  den  §.  113 — 134,  aufgehoben  worden  sind.  „Die  Art  der  Benutzung  der 
ungetheilten  AlmendgUter,  die  Grösse  der  Genussantheile  und  die  Art  der  periodischen 
Vertheilnng  der  letzteren  bei  getheilten  Almendgütem,  sowie  die  Grösse  der  Btlnrer- 
holzabgaben  richtet  sich  nach  dem  unbestrittenen  Zustande  TOm  1.  Jan.  1831'* 
(§.  104  G.  0.).  S.  den  ausfahrlichen  Commentar  zu  diesen  Bestimmungen  in  Wie- 
landt's  Gemeinderecht  S.  316  ff.,  Statistik  daselbst  aus  anderen  amtlichen  Quellen 
S.  332,  auch  im  bad.  Statist.  Jahrbach.  In  1897  war  der  Beinwerth  der  BQrger- 
nutzungen  in  den  Städten  der  St.  0.  (nur  noch  in  5  vorkommend,  erheblich  nur  in  4) 
76.309  M.,  in  den  übrigen  Gemeinden  6.716.303  M.,  wovon  erstere  mit  &st  20  % 
U4.805  M.),  letztere  mit  fast  10  7o  (664.203  M.)  im  Durchschnitt  mit  Auflagen  for 
die  Gemeinden  belastet  waren  (Statist  Jahrbuch  far  1898/99,  S.  493,  497).  Den  Rest 
nach  Abzog  dieser  Auflagen  müsste  man  eigentlich  von  der  Gesammtsteuersumme  der 
Gemeinden  abrechnen,  um  die  reine  Steuerlast  zu  ermitteln.  (S.  auch  oben  S.  239 
über  Württemberg  und  Kollmann  in  Fin.arch.  B.  1,  S.  620.  696.) 

Principiell  hat  allgemein  zur  Bestreitang  des  GemeindeaDfwaDds 
der  Ertrag  des  Gemeindevermögens^  zu  welehem  auch  das 
liegende  Älmendgnt  gehört,  zu  dienen,  vorbehaltlich  der  Bürger- 
natzangen  am  Älmendgut.  Das  ,,Grundstockyermögen'^  soll  dabei 
erhalten  und  darf  nur  bedingungsweise  in  ausserordentlichen  Fällen 
zu  laufenden  Bedürfnissen  verwendet  werden  (G.  0.  §.  66), 

Die  gesetzlichen  Deckungsmittel  für  den  laufenden  (ordent- 
lichen) Gemeindeaufwand,  zu  dem  ausdrücklich  die  Aasgaben  fttr 
Schuldentilgung  mit  gehören,  sind  dann  die  nachfolgenden,  welche 
auch  in  der  hier  angegebenen,  implicite  sich  aus  dem  Gesetz  er- 
gebenden Beihenfolge  zur  Verwendung  kommen:  1)  Gebühren, 
Beiträge  und  gewisse  Pr  ägravationen  einzelner  Personen, 
welche  durch  Gemeindeeinrichtungen  und  Ausgaben  dafür  besondere 
Vortheile  ziehen  oder  solche  Einrichtungen  aussergewöhnlich  stark 
benutzen  und  so  die  dafür  erforderlichen  Ausgaben  steigern,  sowie 
gewisse  Sonderumlagen  eines  ähnlich  prägravirenden  Cbaracters. 
2)  Der  Ertrag  des  Gemeindevermögens  und  etwaiger  wirth- 
schaftlicher  Unternehmungen.  3)  Umlagen  anf  die  be- 
zogenen Bürgernutzungen.  4)  Der  Ertrag  etwaiger  commu- 
naler  Verbrauchssteuern.  5)  Soweit  diese  viererlei  Ein- 
nahmen nicht  ausreichen,  der  Ertrag  von  directen  Umlagen, 
welche  nach  näheren  gesetzlichen  Bestimmungen  in  Zuschlagform 
zu  den  directen  Staatssteuern  nach  Maassgabe  der  veranlagten 
Ertragssteuerk  apitalien  und  Einkommensteueranschläge  umgelegt 
werden.  Diese  directe  Besteuerung  hat  sonach,  wie  allerdings 
auch  die  Verbrauchssteuer,  rechtlich  einen  subsidiären  Character, 
soweit  die  anderweiten  Mittel  (1 — 3)  nicht  ausreichen.    Auch  die 
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Umlagen  anf  die  BürgernutzuDgen  treten  erst  nach  den  beiden 
ersten  Einnahmearten  subsidiär  ein.  (6.  0.  und  St  0.  §.  68 
70—76,  78—80.) 

S.  über  die  Geschichte  der  bezüglichen  Yorschriften  (§.  68)  Wielandt's 
Gemeinderecht  S.  209  ff.,  über  die  Grundlagen  der  Gesetzgebung  (in  den  2  Gesetzen 
Tom  6.  und  24.  Febr.  1879  für  die  Städte  und  die  übrigen  Gemeinden)  S.  225  £ 
Ferner  Wiel&ndt's  ausführliche  Erläuterung  der  einzelnen  Paragraphen  der  Gemeinde- 
ordnong,  überall  mit  lehrreichem  Zurückgeben  auf  die  historische  Entwicklung  der 
bezOglichen  Bestimmungen. 

Von  allgemeiner  Wichtigkeit  für  den  Gemeindeaufwand  und  dessen  Deckung 
sind  auch  die  neuen  Bestimmungen  über  die  Bestreitung  des  Aufwands  für  die  Volks- 
schulen. Nach  dem  Gesetz  ?om  13.  Mai  1892  erfolgt  auch  in  Baden  eine  finanzielle 
Betheiligung  des  Staats  an  diesem  Aufwand,  die  Gemeinden,  ausser  den  Städten  der 
St  0.  und  den  übrigen  unter  6000  Einwohnern,  werden  auch  nicht  verhalten,  für 
den  Yolksschulaufwand  Lasten  zu  übernehmen,  welche  über  verschieden  bemessene 
Maximalzuschläge  zu  den  Staatssteuern  hinausgehen.  (S.  Wiciandt  S.  223  ff.)  Bemerkens- 
werth  sind  ferner  Bestimmungen,  welche  die  Verwendung  von  Ueberschüsscn  der 
Sparcassen  zu  Gemeindezwecken  regeln  (eb.  S.  224),  im  Unterschied  zu  Sachsen 
(oben  S.  126).  Für  das  Wegewesen  gilt  das  neue  Gesetz  vom  14.  Juni  1884, 
wonach  die  Gemeinden  zu  den  Kosten  der  Kreis-  und  der  Landstrassen  Beiträge  zu 
leisten  haben,  in  zweckmässiger  Ausgestaltung  der  ..finanziellen  Con^urrenz''  von  Staat, 
Kreis  und  Gemeinde  (s.  Wielandt's  G.  0.  S.  367  ff.). 

Nr.  1  und  2.  Die  Erhebung  von  Gebühren  ist  zwar  im  All- 
gemeinen facultativ,  aber  sie  bestehen  doch  vielfach  und  auch 
obligatorische  Fälle  von  Gebühren  kommen  vor.  Dies  und  der 
finanzwirthschaftliche  Character  der  Gebühren  überhaupt  bedingt, 
dass  sie  in  der  That  als  erste  ordentliche  Einnahme  den  Ertrag- 
nissen des  Gemeindevermögeus  als  zweiter  solcher  Einnahmen 
noch  vorangehen,  was  auch,  gegen  den  Wortlaut,  doch  implicite 
ans  dem  Sinn  des  Gesetzes  (hier  in  Baden  wie  freilich  meist  auch 
sonst)  folgt. 

Die  Einführung  und  Erhöhung  von  Gebuhren  ist  übrigens  an  bestimmte  Arten 
der  Beschlussfassung  der  Gemeindeorgane  und  ausserdem  an  Staatsgenehmigung:  ge- 
bunden. Bei  Einrichtungen  und  Dienstleistungen  zugleich  wirthschaftlichcr  Natur 
l»nn  statt  der  Gebühren  ein  privatrechtlich  zu  bemessendes  Entgelt  auferlegt  werden 
(G.  0.  u.  St.  0.,  §•  71).  Die  Kosten  der  Volksschule  müssen  in  Baden  auch  noch 
nach  dem  Gesetz  von  1892  mit  durch  Schulgeld  (8  M.  20  Pf.  für  das  Kind  jährlich) 
gedeckt  werden,  welche  Einnahme  zur  Bestreitung  des  der  Gemeinde  obliegenden 
Beitrags  für  die  Volksschulen  an  die  Staatscassc  zur  Verwendung  kommt  vWielandt 
a.a.O.  S.  238).  Das  ist  demnach  ein  Fall  obligatorischer  Gebührenerhebung. 
Halb  Gebühren,  halb  indirecro  Steuern  sind  die  noch  vorkommenden  Pflaster-  und 
Brückengelder.  —  Auch  die  Erbebung  von  Beiträgen  als  Prägravationen  zur 
Deckung  eines  Theils  der  Herstollungs-  und  Unterhaltung^skosten  der  betre£fenden 
öffentlichen  Einrichtungen  (z.  B.  Wege,ts.  Sirassenpes.  v.  1884,  §.  9,  10)  ist  facul- 
tativ  und  an  Staatsgenehmigung  gebunden  (G.  0.  §.  72,  74,  75).  —  Verwandt  ibt  die 
Erhebung  von  Sonder- Umlagen  (G.  0.  §.  76)  bei  solchen  Gemeindeausgaben,  bei 
welchen  es  sich  zugleich  mit  um  Verbindlichkeiten  einer  Classe  von  Gemeinde- 
angehOrigen  und  Besitzern,  auch  um  sogen.  Geuossenschafts-  oder  Socialausgabcn 
handelt.  Die  Erhebung  solcher  Sonderumlagcn  ist  in  den  Städten  der  St.  0.  (§.  76) 
facultativ,  in  den  anderen  Gemeinden  (G.  Ö.  §.  76)  sogar  obligatorisch  und  hier  ein 
Verzicht  darauf  an  die  Staatsgenehmigung  geknüpft.  S.  zu  dem  Allen  die  ausführ- 
lichen Erläuterungen  von  Wielandi  a.  a.  0. 
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Nr.  3.  Das  erste  weitere  subsidiäre  Deckungsmittel,  wenn  die 
Erträgnisse  des  Gemeindevermögens  n.  s.  w.  und  der  Grebflhren 
n.  s.  w.  nicht  den  Gemeindeanfwand  decken,  sind,  soweit  erforde^ 
lieh,  die  obligatorischen  Belastungen  der  Bttrger- 
nutzungen  aus  der  Almende  mit  Vio  desjenigen  gesetzlichen 
Werthanschlags  dieser  Nutzungen,  welcher  nach  allgemeiner  Frei- 
stellung des  Wertbs  der  Weide,  des  Sammelos  von  Lanb,  Streu 
und  Leseholz  und  nach  Abzug  eines  umlagefreibleibenden  sogen. 
Freitheils  der  Nutzungen  übrig  bleibt.  Durch  Gemeindebeschlnss 
kann  —  also  facultativ  —  ausserdem  mit  Staatsgenehmigung  noch 
eine  stärkere  Belastung  der  Bürgemutzungen,  ttbrigens  auch  eine 
anderweite  Regelung  (aber  nicht  Minderung)  dieser  Belastung,  als 
nach  den  gesetzlichen  Vorschriften,  stattfinden  (§.  70).  Die  Folge 
dieser  Normen  ist  sonach  die  Mitheranziehung  der  Al- 
mendje  zur  Tragung  der  Gemeindeausgaben,  wodurch 
die  Almende  pro  tanto  in  die  Kategorie  des  sonstigen  ertrag- 
gebenden  Gemeindevermögeus  tritt:  ein  Punct  Yon  principieller 
finanz-  und  socialwirthschaftlicher  Bedeutung. 

Die  Bestimmungen  sind  seit  1831  mehrfach  etwas  verändert  worden.  S.  Gesetze 
vom  28.  Aug.  1835,  24.  Febr.  1879,  23.  Juni  1892  (Wielandt,  G.  0.,  &  226, 
Kammerbericht  zum  Gesetz  von  1892  in  Fin.arch,  B.  9,  S.  515).  Der  ^FreitheU**  ist 
jetzt  (Gesetz  von  1879)  in  Gemeinden,  wo  nur  Holzgenuss  besteht,  8  Ster  (2  Klafter) 
Holz,  wo  Holz-  und  Almendgenuss  4  Ster  und  18  Ar  (Vt  Morgen)  Acker  oder  Wiesen, 
wo  nur  Almendgenuss  36  Ar.  Früher  war  der  Freitheil  höher,  war  es  aber  aoch 
zulässig,  wenn  die  Gemeindezuschlää^e  zur  Grund-  und  Gebäudesteaer  eine  gewisse 
Höbe,  nach  dem  Gesetz  von  1879  50  Pfennig  auf  100  M.  Steuerkapital,  aberstiegen, 
den  Freitheil  mit  zu  belasten  (1879  bis  zu  höchstens  '/lo)*  ^™  diese  höhere  Belegung 
des  genannten  Steuerkapitals  fUr  die  Deckung  der  Gemeindeausgaben  zu  vermeiden. 
Durch  das  Gesetz  von  1892  ist  diese  eventuelle  Mitbelastung  des  Freitheils  gefSiJIen. 
(Die  Begründung  dafür  bei  Wielandt  und  im  Fin.arch.  a.  a.  0.)  Dass  die  Belegung 
der  Burgcrnutzungnn  für  die  Gemeindefinanzen  sich  gegenüber  dem  Total-Beinwerth 
dieser  Nutzungen  in  sehr  massigen  Grenzen  hält,  zeigen  die  Daten  oben  S.  800. 
Im  Statistischen  Jahrbuch  auch  Angaben  über  die  einzelnen  Städte  der  St  0.  und  die 
einzelnen  Amtsbezirke. 

§.  90.  —  Nr.  4.  Die  vierte  ordentliche  Einnahmequelle  der 
badischen  GemeindeD,  insbesondere  der  Mehrzahl  der  Städte  der 
St.  0.,  ist  die  communale  Verbrauchsbestenernng.  Von 
Alters  her  vielfach  bestehend,  hat  sie  wiederholt,  1819,  1831,  1835, 
1879  und  insbesoDdere  jüngst  1894  gesetzliche  Veränderungen  er- 
fahren. Namentlich  sind  durch  das  Gesetz  vom  24.  Äng.  1894 
(als  Novelle  zu  §.  98  und  79  der  G.  0.  und  St.  0.)  genauere  Be- 
stimmungen getroffen  worden  über  die  Objecte,  welche  überhaupt 
allein  oder  baldigst  zur  Besteuerung  zugelassen  werden,  Aber  die 
Maximalsteuersätze  einiger  nothwendiger  Nahrungsmittel  unter 
diesen  Objecten,  sowie  über  die  Maximalquote  (Vs)»  welche  tlber- 
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faaapt  nur  vom  Betrage  des  oicbt  dnreh  die  bisher  besprochenen 
Einnahmen  (1—3)  gedeckten  Gemeindeaufwands  darch  den  Roh- 
ertrag der  Verbranchsstener  gedeckt  werden  darf',  wonach  dann 
das  Maximum  der  betreffenden  Abgabesätze  zu  regeln  ist.  Durch 
diese  Normen  hat  die  übermässige  Aasdehnung  der  communalen 
Verbrauchssteuern  auf  unpassende  Artikel  und  in  zu  hohen  Sätzen 
ihre  richtige  staatsgesetzliche  Einschränkung  erhalten)  ist  aber  diese 
Steuer  wohl  anderseits  so  vollends  zu  einem  normalen  und  bleibenden 
Glied  der  Communalbesteuerung,  namentlich  in  den  Städten  der 
St  O.,  ausgebildet  worden ,  wozu  auch  noch  einzelne  Special- 
bestimmungen beigetragen  haben. 

Yerbraucbssteaeru  waren  früher  (Verordn.  Ton  1819,  *G.  0.  von  1831,  Gesetz 
f  om  28.  Au^.  1835,  im  EinzelDen  mit  etwas  yerschiodener  Fassang  der  Bestimmungen) 
zulässig  nur  für  bestimmte  Zwecke,  deren  Notb wendigkeit  nachzuweisen  war,  fUr 
bestimmte  Zeit,  nach  deren  Ablauf  eine  neue  Bewilligung  erforderlich  war,  und  nur 
im  wahren  Sinne  als  subsidiäres  Deckungsmittel,  wenn  nemlich  die  anderen  Einkünfte 
unzulänglich  und  ihre,  speciell  der  directen  Umlagen  Vermehrung,  misslich  war.  Ein- 
führung und  Fortdauer  war  auch  immer  an  das  Erforderniss  der  Staatsgenehmigung 
geknüpft.  Dabei  waren  die  Fabriken  hinsichtlich  der  zu  ihrem  Gewerbebetrieb  er- 
forderlichen Gegenstände  frei  zu  lassen  und  bei  der  Auswahl  der  Artikel  möglichst 
nur  solche  zu  belegen,  deren  Besteuerung  nur  die  Einwohner  und  auch  die  nicht 
BilTfcerrecht  besitzenden  nicht  mehr  als  die  Bürger  treffen.  Diese  Yerclausulirungen 
sind  durch  das  Gesetz  ?om  6.  Febr.  1879  (neue  §§.  78  ,  79  der  G.  0.  und  St.  0.) 
zum  Theil  beseitigt  und  so  der  Yerbranchsbesteuerung  schon  mehr  Raum  zur  Ent- 
wicklung gewährt.  Sie  hörte  danach  auf.  Zwecksteuer  zu  sein ,  wurde  zu  einer  all- 
gemeinen Einnahmequelle  fUr  die  Gemeinden  gemacht  und  ihre  Einführung  durch 
Gemeindebeschluss  mit  Staatsgenehmigung  gestattet.  Doch  verblieb  noch  die  Einführung 
nur  auf  bestimmte  Zeit  und  sollten  nur  solche  Gegenstände  belastet  werden,  welche 
zur  örtlichen  Consumtion  bestimmt  sind.  Fabriken  blieben  hinsichtlich  der  zur  Ver- 
arbeitung in  ihnen  dienenden  Gegenstände  frei,  soweit  letztere  nicht  als  Stoff  zur 
Yerarbeitung  yerbrauchssteuerpflicbtiger  Objecto  dienten.  Für  steuerpflichtige  Gegen- 
stände zum  eigenen  Verbrauch  hatte  der  Fabrikinhaber  Aversalbeiträge  in  die  Ge- 
meindecasse  zu  zahlen.  Bei  Ausfuhr  von  yerbrauchsbesteaerten  Artikeln  aus  der 
Gemeinde  konnte  Rück?ergtttunir  der  Steuer  verlangt  werden.  In  dem  wichtigen  neuen 
Gesetz  von  1894  (neue  §§.  78  und  79  der  G.  0.  und  St.  Ö.)  ist  nun  die  zeitliche 
Begrenzung  der  Verbrauchssteuern  fortgefallen  und  sind  diese  so  eigentlich  erst  als 
ständige  ordentliche  Gemeindeeinnahmen  anerkannt  worden.  Die  allen  Gemeinden, 
nicht  nur  den  Städten  der  St.  0.  gestatteten,  wenn  auch,  wie  es  scheint,  bisher  nur 
in  ihnen  vorkommenden  Verbrauchssteuern  setzen  ausser  dem  Gemeindebeschluss  noch 
Staatsgenehmigung  voraus.  Sie  dürfen  nur,  innerhalb  der  durch  die  Reichsgesetze 
gezogenen  Grenzen,  folgende  zum  Ortlichen  Verbrauch  bestimmte  Gegenstände  treffen: 
Getränke  (d.i.  Bier,  Essig,  Obstwein,  Wein,  Kunstwein,  Branntwein),  Getreide, 
Mehl,  Brot,  Back-,  Teigwaaren,  Schlachtvieh,  Fleisch,  Fleischwaaren, 
Geflügel,  Wildpret,  Fische,  Krebse,  Marktvictualien,  Brennstoffe,  Fourage. 
Getreide,  Mehl  und  Schwarzbrot  dürfen  aber  nur  in  den  Gemeinden,  wo  sie  schon 
Tor  1895  besteuert  waren,  weiter  besteuert  werden,  und  zwar  mit  den  Mazimalsätzen 
für  100  kg.  Mehl  von  1  M.  40  Pf.,  Getreide  von  1  M.  20  Pf,  Schwarzbrot  von 
1  M.  5  Pf.  und  ausserdem  für  diese  Artikel  nicht  höher,  als  nach  den  in  der  Ge- 
meinde bisher  (vor  1895)  bestehenden  Sätzen.  Auch  für  Schweine  U  M.  für  das 
Stück),  Hindvieh  (bis  200  kg.  Schlachtgewiclit  2  M.,  für  eine  schwerere  Kuh  3  M.) 
^nd  Mazimalsätze  eingeführt.  Ausdrücklich  ausgeschlossen  von  der  Verbrauchssteuer 
nnd  Kartoffeln,  Milch,  Speisefette.  Die  Abgabesätze  sollen  ausserdem  höchstens  so 
hohe  sein,  dass  der  Rohertrag  (abzüglich  Rückvergütungen)  voraussichtlich  Va  ^^ 
rom  Gemeindeaufwand  durcb  Ertrag  des  Gemeindevermögens,  der  Umlagen  auf  die 
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zt:  4.:i,:i.*a  A:*i.':iij.  —   i^i'Jai    crÄtiiieimiäcko    and  ortsfremde  Artikel  möglichat 
Xw«ti::iTi.iwKr  :«i-teL:c  Ttriü     Kicirirr-nsiren  bö  Aoäfnhr  werden  ferner  gew&hn, 
t'ftxziz:^,  -j.  if±r  ::rML  ttrzLizur'.tz  Arersü-Jilireabetrüe  für  den  einzelnen  Gewerbe- 
=:=::iaiti     Ii*  Sifrtii^rü  =Lii  rtzai    Jwstiami    S.'79.  frei  sind  Hof,  Gesandte, 
XlitIt:  irrilTLix.  i«e  u^i  «xi*«:  rcai  1«>.  Mai  iN?^.  speciell  fnr  Brennstoffe  anch 
«L>  TtcrilrLix  :ir  Scu:?:aLif^  .    Ivr  (>eä<*ue:i:«ixrf  hat  im  Landtage  einige  Ver- 
iiiiriirr^  trtilriz.    U.  A-  tit  ü  j-füm  die  bfi^chtenswerthe  Bcstimmong  enthalten 
£tv±ä<j.    $.  7.«  :  ,  iiÄ.  il::  S.rksi:!:  aif  die  im  Consam  der  betreffenden  Censiten 
triux'.z. ii  S±.a&nix   il:t   irz.  IxaleA  Verbn^chsäsenem  in  Gemeinden   mit  solchen 
>:r;itr:.    i:=    s..:    w*±.£iz   al»   ^i^X*  M.  Siecerackschlac  Tcranlagten  Einkommen  nach 
iT:i:r_iir:-t>:i'irf  t::  >: nTSf  t^ iizizzz^  ton  direkten  Tmlaffen  aollten  befreit  werden 
i.:ii±i.  '.--  'jzzii-^htL.  iL  wiciti  Stesera  roa  Getreide.   Mehl.  Schwarzbrot,  Kar- 
:.:.7.i   .:L.:=-  T„:i-L.  ^i.II:e  dies*  Befrelcnf  »ocar  ohne  Weiteres  kraft  Gesetzes  ein- 
iztZil.   l  :.iz  E^'.ililuls  im  aber  im  La^duge.  wo  man  far  locUe  Verbranchssteoürn 
s-.lr  '.-:l£'.-li.:izlvl  war  LDd  ao»  der  Preis&ntbtik  eine  Venhenerang  der  Artikel  durch 
ciMiiTr  ^vl:Lc  ^!'.-Lv::i  cUubte  widcrlixcn  zu  ivLnen.  gefallen.  Die  Bedenken*  wider 
liiÄc   ^:l:Urr:i  ^::i•J   >J:ib'.-i   wohl  mehrfach   etwas   za   leicht   genommen,    wenn   aoch, 
>prciel]  auch  in  dtrr  '_'.  KannL^r.  das  Ei ij treten  fcr  diese  Bestenenng  characteristisch 
und  i^  die  Z'--!t  Liid  den  L  Ili^chwuIl£^  der  Meinungen  symptomatisch  war.     Von  den 
V*  ^t^d:en  der  St.  u.  L:ibe:i  die  7  ijach  dem  Gesetze  nnter  dieser  Ordnung  stehenden  alle 
Vi-rbrauchssteuern,  doch  mit  fersrbiedeiiem  Umfang  der  Ubjecte,  in  allen  Orten  For- 
Leitlich  Getränke,  Mehl.  Brot.  Geflüirel,  Wild,  Fische  n.  dcL  aber  anch.  nasser  Hann- 
Leixii.   Fleiäch  uiid  Vieh;   Breiiiibtotiu  und  Fourage  sind  ronemlich  nor  in  Gonstauz, 
t  r>iero  lum  Theil  noch  in  Karl^^uhe  und  zwei  anderen  Onen  besteuert;  Gonstanz  hat 
d. :i  au^lredehnte^ten  Tarif,  hier  allein  werden  bi^hc^  anch  Baner.  Schmalz,  was  nach 
diui  üeieiz  von  1894  nicht  mehr  zugelassen  ist,  K&se  nnd  aidere  Victnalien,   aoch 
Bruintweiu.    Essig   mit    belastet.     Die  Steuersätze    rarüien  in  den  einzelnen   Orten 
uianihl'ach,  der  Tarif  specialisirt  bei  einzelnen  Anikdu,  *o  bei  Gefldgel,  Wild,  Fischen 
und  ScLahhieren  genau.     S.  über  die  ganze  Materie  die  Erlkatenmcen  in  Wielandi's 
i\tuiiüeniar  zu   §.  78,   79   der  G.  0.    und   bes.   die  Vorlae«  Ton   1894  mit  den  ein- 
gehenden  und  lehrreichen   Kammerberichten,  worin  auch  fiel  statistisches   Material 
zur  Frage  überhaupt  (alles,  mit  den  localeo  Tarifen,  im  Fin.arch.  B.  12.  S  211—254^ 
l»i,'  Ertiäge  sind  in  Steigerung  begriffen  (s.  Stat.  Jahrb.  fur  IS^k»,  S.  493  and  noteo 
jj.  IK>).  —  Auch  an   der   Hundesteuer  des  Staats  Mnd  die  Gemeinden,   wie  oben 
M-hon  bemerkt,  mit  demselben  Ertrag  betheiligt  und  dürfen  jetzt  anch  noeh  Gemeinde- 
Zuschläge  dazu  daneben  erheben. 

Für  die  Beurtbeilung  dieser  eouimunalen  VerbranchsbesteneraDg 
wird  immer  in  Betracht  kommen ,  dass  Baden  anaserdein  seine 
eigene  staatliche  Wein-  und  Fleischsteuer  und  seine  hohe  Staats- 
biersteuer hat,  also  der  breite  Massenconsum  überhaupt  und  vollends 
in  den  Gemeinden  mit  localen  Verbrauchssteuern,  von  den  Reichs- 
Htcuern  ganz  abgesehen,  in  erheblichem  Maasse  getroffen  wird. 
Unter  den  Objecten  möchte  die  Communalsteuer  auf  Brot-  und 
Brotstoffe,  auch  auf  Brennstoffe  am  Wenigsten  zu  billigen  sein  und 
neben  der  Staatssteucr  die  auf  Fleisch  und  Schlachtvieh ,  anch 
auf  gewöhnlichere  Sorten  Flussfische  doch  Bedenken  haben.  Eine 
stärkere  Concentration  auf  die  Getränke  Wein  und  Bier  erscheint 
i  solchen  Localsteuern  doch  als  das  Beste,  nur  bedingt  ist  dann 
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daneben  die  Steuer  anf  Schlachtvieh  nnd  Fleisch  zulässig,  in  Baden 
aber  wegen  der  Staatssteuer,  wie  in  Sachsen,  weniger  als  sonst 
lieber  die  Steuercontrolen  und  was  damit  zusammenhängt  scheint 
übrigens  nicht  erheblich  geklagt  zu  werden. 

§.  91.  —  Nr.  5.  Erst  zuletzt,  subsidiär,  wenn  die 
Deckungsmittel  Nr.  1—4  nicht  ausreichen,  ist  der  Gemeindeaufwand 
durch  directe  Steuern  in  Form  von  Umlagen  auf  die  in  der 
Gemeinde  für  die  staatliche  Besteuerung  veranlagten,  bezw.  nach 
Specialvorschriften  der  G.  0.  besonders  gebildeten  Grund-,  Häuser-, 
Gefäll-,  Gewerbe-  und  Kapitalrentensteuerkapitalien  und  Einkommen- 
steueranschläge zu  decken  (G.  0.  §.  80).  Die  Communalsteuer- 
pflicht  dieser  Stenerkapitalien ,  betreffs  Beginn,  Dauer,  Erlöschen 
richtet  sich  nach  den  Bestimmungen  für  die  staatliche  Besteuerung. 
Ohne  Weiteres  wird  jede  Abänderung  der  für  die  Staatsbesteuerung 
veranlagten  Steuerkapitalien  auch  für  die  Gemeindebesteuernng 
wirksam.  Also  genauer  Anschluss  der  directen  Ge- 
meindebesteuerung an  diejenige  des  Staats,  was  durch 
die  neuere  Gesetzgebung  (1879,  1886)  gegen  früher  noch  etwas 
schärfer  zum  Ausdruck  gebracht  worden  ist;  die  neue  Einkommen- 
steuer von  1884  ist  den  Gemeinden  ebenfalls  für  ihre  Umlagen  mit 
zur  Verfügung  gestellt  worden.  Die  Folge  dieses  Anschlusses  der 
directen  Gemeinde-  an  die  directe  Staatssteuer  und  der  Bemessung 
und  Erhebung  beider  auf  derselben  Grundlage  ist  eine  völlige 
Gleichmässigkeit  beider  Besteuerungen  im  ganzen  Lande ,  von  der 
verschiedenen  localen  Höhe  der  Gemeindeumlagen  abgesehen,  aber 
so  freilich  auch  ein  steigender  Druck,  zumal  bei  der  auch  in  Baden 
unvermeidlich  gewesenen  Erhöhung  der  Umlagen,  und  eine  ge- 
steigerte Wirkung  der  Mängel  der  Grundlagen  durch  den  Hinzutritt 
der  Gemeindesteuern.  Auch  dieser  Umstand  hat,  wie  in  anderen 
Ländern,  auf  Beformen  der  Staatsbesteuerung  mit  hingedrängt,  so 
auf  die  Einfuhrung  der  Einkommensteuer  und  jetzt  auf  den  Ueber- 
gang  zur  Vermögenssteuer. 

Etwas  weniger  strenger  Anschlass  der  Gemeindesteuern  an  die  Staatssteuern 
froher  (alte  G.  0.  §.  75,  95),  wonach  durch  Beschluss  von  */,  der  Gemeinde?ersamm- 
long  mit  Staatsgenebmigung  statt  des  gesetzlichen  auch  ein  anderer  Umlagemaassstab 
hatte  bestimmt  werden  können.  Jetzt  geltende  I^orm  nach  Gesetz  vom  6.  Febr.  1879 
und  2.  Mai  1886  (s.  Wielandt  G.  0.  S.  261  ff.).  —  unter  den  Befreiungen  (§.  81) 
befinden  sich  n.  A.  auch  die  der  Steuerkapitalien  der  dem  Staate  gehörigen  und  zu 
Staatszwecken  dienenden  Grundstücke,  welche  keinen  Bestandtheil  der  Staatsdomänen 
bilden,  auch  die  auf  den  Kamen  der  Schuldienste  der  betreffenden  Gemeinde  kata- 
Btrinen  Stenerkapitalien,  sowie  die  der  Pfarrhäuser  mit  Zubehör,  auch  noch  mit 
weiterer  Ausdehnung  in  gewissem  Umfang  auf  die  Grund-  und  Gefäll-  und  eventuell 
die  Kapitalrentensteuerkapitalien   der  communalen  Pfarrdienste.    (Bestimmungen  über 
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die  BesteocrnDg  von  Gewerbebetrieben,  die  sieb  über  mehrere  Gemeinden  erstrecken,  in 
§.  83,  über  communale  Einkommenbesteaerang  von  Actiengesellschaften  §.  84,  Special- 
bestimmuDgcn  für  gewisse  Fälle  in  §.  84  a,  aa,  b,  c). 

Anch  die  Art  und  Höhe,  wie  die  GemeiDdeumlagen  auf  die 
einzeben  Staatsstenern  zu  vertbeilen  sind,  ist  im  AllgemeiDen 
gesetzlich  vorgeschrieben,  also  der  Bestimmung  der  Gremeinde  ent- 
zogen. Die  bezdglichen  Vorschriften  sind  nach  der  Einführung 
der  Einkommensteuer  etwas  verändert  worden,  auch  fUr  die  Städte 
der  St.  0.  und  die  übrigen  Gemeinden  nicht  ganz  die  gleichen. 
Sie  gehen  aber  nach  wie  vor  darauf  hinaus,  auch  die  Fest- 
setzung des  Verhältnisses,  in  welchem  die  verschiedenen 
Staatssteuem,  bezw.  deren  gesetzliche  Grundlagen  (Steuerkapitalien 
der  Ertragssteuern,  Anschläge  der  Einkommensteuer)  mit  Gemeinde- 
umlagen belastet  werden,  allgemein  und  im  Wesentlichen  gesetzlich 
zu  bestimmen  und  der  Verfügung  der  Gemeinde  zu  entziehen. 
Dadurch  werden  Interessenstreite  in  verschiedenen  socialen  Berufs- 
und Besitzclassen  der  Gemeinden  über  die  Vertheilung  der  Steuer- 
last vermieden. 

Früber,  bis  1886,  war  in  den  Gemeinden,  ausser  den  St&dten  der  St  0-,  der 
dnrcb  directe  Umlagen  aufzabringende  Betrag  gleicbheitlich  anf  die  4  grossen 
Ertragsstenern  (Grand-,  Häuser-,  Erwerb-  und  Kapitalrentenstener)  umzulegen ,  doch 
so,  dass  die  früher  classensteuerpflichtigen  Personen  (Beamte,  liberale  Benife  n.  8.  w., 
Gewerbsgebilfen  und  Tagelöhner),  die  2.  Abtheilung  der  Erwerbsteoerpflichtigen  des 
Erwerbsteuergesetzes  von  1876  (s.  o.  S.  261),  nur  ermässigt  belegt  werden  durften, 
nemlich  mit  ^/^q  ihres  Erwerbsteuerkapitals,  und  ebenso  die  Kapitalrentensteufr- 
pflichtigen,  mit  bloss  ^^^  des  Stenerkapitals,  auch  durfte  eine  Gemeinde  mit  Staats- 
genehmigung  auf  die  Belegung  letzterer  Kategorie  ganz  oder  tbeilweise  Ferzichten. 
Hierin  lag  eine  dem  Princip  der  Besteuerung  nach  Leistung  und  Gegenleistung  ent- 
sprechende stärkere  Besteuerung  des  Bealbesitzes  und  des  Gewerbebetriebs  in  der 
Gemeinde.  In  den  Städten  der  St.  0.  war,  ebenfalls  nach  dem  Gesetz  von  1879,  noch 
weiter  ein  Unterschied  zwischen  Realbesitz  und  Gewerbebetrieb  gemacht  worden,  indem 
bei  der  Umlage  der  Gemeindezuschläge  die  Steuerkapitalien  auch  der  gewerblichen 
Unternehmer  (1.  Abth.  des  Erwerbsteaergesetzes)  auf  80  Vo  zu  ormässigen  waren,  so 
dass  nur  Grundstücke  und  Häuser  voll  getroffen  wurden.  Die  übrigen  Erwerbsteuer- 
pflicbtigen  in  den  Städten ,  Beamte,  Arbeiter  u.  s.  w.,  waren  aber  etwas  hoher  als  in 
den  übrigen  Gemeinden ,  mit  Anrechnung  ihrer  Steuerkapitalien  ebenfalls  mit  80  */• 
und  die  Kapitalrentncr  mit  60  7o  zu  ?eranlagen.  Die  Städte  konnten  indessen  mit  Staats- 
genehmigung darauf  verzichten,  die  Kapitalrente  über  1  %  hinaus  zu  belasten,  woDir 
gern  Kücksichtcn  auf  die  locale  Beweglichkeit  der  Kapitalrentner  geltend  gemacht 
werden  (s.  u.)  Im  Uebrigen  sollten  in  den  Städten  die  einzelnen  Arten  der  Steuer- 
kapitalion in  dem  Yerhältniss  beitragspflichtig  für  die  Gemeindeumlagen  sein,  in 
welchem  ihr  Staatssteuerfnss  zu  demjenigen  der  Grundsteuer  in  dem  der  UinlageerhebuDg 
rorhergeheuden  Jahre  stand  (mit  einer  weiteren  Spielraum  gewährung  ftlr  gleichheitliche 
Belegung  der  Steuerkapitalien,  wenn  der  Unterschied  des  Staatssteuerfosses  weniger 
als  5  Pfennig  von  100  M.  Steuerkapital  betrage).  —  Diese  Bestimmungen  sind  dann 
in  dem  Gcmeindesteuergcsetze  von  1886  nach  Einführung  der  Einkommensteuer  etwas 
verändert  worden,  aber  die  Beschränkung  in  der  Bewegungsfreiheit  der  Gemeinden 
ist  geblieben.  In  allen  Gemeinden,  auch  den  Städten  der  St  0^  sind  —  also  obliga« 
torisch  —  jetzt  die  Umlagen  auf  das  gesammte  Steuerkapital  der  4  Ertragsbteuem 
und  auf  die  Einkommensteueranschläge  gleichheitlich  zu  Fortheilen,  wobei  aber 
die  Kapitalrentensteuerkapitalien  nur  zu  7io«  ^®  Einkommensteuennschlige  mit  dem 


GemeindebesteaeruDg.    Directe  Umlagen.  307 

Dreifachen  ihres  Betrags  ia  Berechnung  kommen  (§.  85).  Den  Städten  ist  dabei 
jedoch  das  Becht  geblieben,  auf  Belastung  der  Kapitalrente  über  1  Vo  hinaus,  den 
übrigen  Gemeinden  auf  diese  Belastung  ganz  oder  theilweise  zu  yerzichten:  eine  der 
Wandemngsfreihcit  der  Leihkapitalien  und  Kapitalisten  gemachte,  vielleicht  opportu- 
nistische, nicht  principiell  zu  rechtfertigende  Concession.  Auch  andere  solche  Con- 
cessionen  sind  aber  in  der  G.  0.  und  St  0.  enthalten.  So  kommen  in  §.  86  der  G.  0. 
Ansprüche  auf  Steuererm&ssigungen  gew^isser  gewerblicher  Unternehmungen  unter 
gewissen  Umst&nden,  wenn  sie  nach  der  gesetzlichen  Umlage  zu  stark  getroffen  werden 
sollten,  yor  und  in  §.  86  der  St.  0.  wird  es  wenigstens  gestattet,  in  solchen  Fällen 
Ermässigungen  eintreten  zu  lassen.  In  §.  87  der  G.  0.  und  der  St.  0.  (in  jetziger, 
gegen  f^er  etwas  veränderter  Fassung  nach  dem  Gesetz  ?om  28.  Juni  1893)  wird 
allgemein  ein  Maximum  der  communalen  Kapitalrentensteuer  (8.8  Pf.  ?on  100  M.  des 
betr.  Steuerkapitals)  und  der  Einkommensteuer  vom  Dienstein  kommen,  nebst  Ruhe- 
gehalten, der  Öffentlichen  Diener  (Reich,  Staat,  Gemeinden,  grossherzogl.  Hof.)  auch 
der  YolksschuIIehrer  und  Geistlichen,  sowie  der  Wittwen-  und  WaisenbezOge  dieser 
Classen,  mit  2.5  %,  d.  h.  dem  Normalsatz  der  Staatssteuer,  vom  staatlichen  Eiukommen- 
steoeranschlag  festgesetzt,  also  auch  hier  ein  Communalstcuerprivileg  der  Beamten. 
(FOr  alles  Detail,  Entwicklung  der  gesetzlichen  Bestimmungen,  Erläuterungen  s.  auch 
hier  den  reichhaltigen  Commentar  von  Wielandt). 

Wichtig  ist  ein  gewisser  Schutz  gegen  Steuererhöhungen,  welcher  auch  in  Baden^ 
wie  in  Baiem  (S.  189),  den  HOchstbesteuerten  direct  und  indirect  dadurch  ge- 
geben wird,  dass  sie  in  den  Gemeinden  (den  mittleren  und  kleineren,  nicht  den  Städten 
der  St  0.)  das  Recht  haben,  wenn  ein  einzelner  Steuerpflichtiger  mindestens  den 
ftlnften  Theil  des  gesammten  umlagepflichtigen  Steuerkapitals  der  Gemeinde  besitzt, 
an  den  communalen  Verhandlungen  und  Beschlussfassungen  über  Aufstellung  der 
Voranschläge,  Festsetzung  der  Umlagen  und  andere  mit  den  Gemeindeflnanzen  und 
Belastungen  zusammenhängende  Puncto  persönlich  oder  durch  Stellvertreter  Theil  zu 
nehmen  (G.  0.  §.  93).  Ein  nicht  so  weit  gehendes,  aber  immerhin  werthvolles  und 
beachtenswerthes  Recht,  nemlich  bei  Berathung  des  Voranschlags,  wenn  dabei  Umlagen 
zn  beschliessen  sind,  gehört  zu  werden,  steht  in  den  Gemeinden,  ausser  den  Städten 
der  St.  0.,  dem  Domänenfiscus,  den  Standes-  und  Grundherren,  den  Stiftungen  und 
überhaupt  denjenigen  Personen  zu,  welche  mit  einem  Steuerkapital  von  mindestens 
50.000  M.  zur  Gemeinde  umlagepflichtig  sind  (§.  94). 

Ausser  Umlagen  können  auch  nach  badischem  Gemeinderecht  von  den  nmlage- 
pflichtigen  Einwohnern  persönliche,  eventuell  durch  Stellvertreter  zu  leistende 
Dienste  gefordert  werden  (§.  89),  in  den  Gemeinden  (ausser  den  Städten  der  St  0.) 
jnit Staatsgenchmigung  auch  die  Naturalleistung  von  Hand-  und  Fuhrdiensten, 
sofern  für  Bezahlung  dieser  Dienste  sonst  Umlagen  erhoben  werden  müssten;  Unent- 
geltlichkeit dieser  Dienste  hängt  aber  vom  Mehrheitsbeschluss  der  dazu  Ver- 
pflichteten ab. 

Ans  dem  Aufsichtsrecht  des  Staats  über  die  Gemeinden  ist  beachtens- 
werth,  dass  neuerdings,  besonders  wieder  seit  1870,  die  Gemeinden  überhaupt  freier 
gestellt  worden  sind«  Eine  Genehmigung  des  Staats  für  die  Voranschläge, 
worin  implicite  auch  eine  solche  der  Stcuerumlagen  mit  liegt,  besteht  nur  für  die 
Gemeinden  bis  4000  Einwohner  (§.  172  b  der  G.  0).  In  den  grösseren  Gemeinden 
hat  der  BOrgerausschuss  die  Genehmigung,  die  vorgesetzte  Verwaltungsbehörde  bekommt 
nur  die  Mittheilnng  des  Voranschlags.  Will  diese  Behörde  dann  auf  Grund  ihres 
Anfeichtsrechts  einschreiten,  so  muss  das  binnen  30  Tagen  (in  den  Städten  der  St  O. 
binnen  zwei  Wochen)  geschehen ,  widrigenfalls  der  Voranschlag  in  Kraft  tritt  (G.  0. 
§.  172  c.  St  0.  ders.  Paragraph). 

Auf' dieser  Rechtsgrnndlage  der  GemeindeordnuDgen  und  der 
diese  abäDdemden  Gesetze  hat  sich  die  CommunalbesteneruDg  in 
Baden  ia  der  Weise  gestaltet,  wie  es  die  statistischen  Daten  im 
folgenden  Abschnitt  ergeben.  Ein  starkes  Wachsen  der  Gesammt- 
bestenernng  war  auch  hier  so  wenig  wie  überall  zu  hindern.  Die 
Umlagen  sind  dadurch  schwerer,  die  Mängel  der  Grundlagen  dafUi^ 
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in  den  Staatsstenerkatastern  unvermeidlich  empfindlicher  geworden. 
Das  mnsste  auch  in  Baden  wieder  mit  auf  Fortbildung  der  Ver- 
fassung der  directen  Steuern  hindrängen.  Das  Vermögenssteuer- 
project  ist  auch  dadurch  mit  veranlasst  worden.  Man  will  dabei 
auch  in  Zukunft  an  der  Uebereinstimmung  der  Grundlagen  für  die 
directe  Staats-  und  Gemeindebesteuerung  festhalten.  Daher  sollen 
die  vier  partiellen  Vermögenssteuern,  aus  denen  sich  die  neue  all- 
gemeine Vermögenssteuer  zusammensetzen  wird,  auch  an  Stelle  der 
bisherigen  vier  Ertragssteuern  in  den  Gemeinden  treten,  nur  ohne 
dass  eine  Summirung  der  steuerpflichtigen  Vermögenstheile  in  der 
Gemeinde  stattfindet  und  ohne  Gewährung  eines  Schuldabzngs. 
Nur  die  Erneuerung  und  die  spätere  weitere  Periodicität  der 
Katastereinschätzungen  wird  daher  bei  der  Durchftlhrung  des  Ver- 
mögenssteuerplans für  die  Gemeindebesteuerung  von  grösserer  Be- 
deutung sein  und  allerdings  wegen  der,  local  freilich  sehr  ver- 
schieden, eintretenden  Erhöbung  der  Katasterwerthe  bei  Realitäten, 
etwas  auch  bei  Leihkapitalien,  zur  stärkeren  Verschiebung  der 
Steuerlast  auf  diesen  Besitz,  übrigens  ganz  mit  Recht,  beitragen, 
falls  nicht  dies  hindernde  oder  modificirende  neue  gesetzliche 
Normen  für  die  Vertheilung  der  Gemeindeumlagen  auf  die  ver- 
schiedenen Vermögenskategorieen  und  auf  die  Einkommensteuer- 
anschläge  eintreten  sollten. 

S.  oben  S.  280  ff.  über  den  YermögcDSSteD erplan  und  die  Denkschrift  II  zar  Steuer- 
reform nebst  Kammerberichten. 

§.  92.  Die  Kreise  führen  auch  einen  eigenen  Haushalt  mit 
Ausgaben  und  Einnahmen.  Unter  ersteren  befinden  sich  auch 
obligatorische,  so  für  Landarmen wesen  und  Strassen,  wofür  aber 
die  Kreise  auch  Staatsbeiträge  (Dotationen),  wie  neuerdings,  seit 
1890,  auch  für  allgemeine  Kreiszwecke  erhalten.  Das  Besteuernngs- 
recht  der  Kreise  betrifft  die  Erhebung  directer  Umlagen,  welche 
nach  allgemeiner  Regel  auf  Grund  der  Steuerkapitalien  und  An- 
schläge auf  die  einzelnen  zum  Kreise  gehörigen  Gemeinden  repartirt 
werden.  Die  betrefTenden  Summen  erscheinen  daher  nicht  als 
eigene  Kreissteuern  der  einzelnen  steuerpflichtigen  Objecte  und 
Subjecte,  sondern  als  Gemeindelasten  aus  dem  Kreisverband,  welche 
eventuell  dann  aus  erhöhten  Gemeindeumlagen  mit  bestritten  werden. 
Prägravationen  einzelner  Gemeinden  sind  dabei  statthaft. 

S.  VerwaltnngSRresetz  von  1863,  mit  Abänderungen  darch  Gesetz  Fom  2.  Min 
1880  und  17.  Mai  1886.  Bes.  §.  41.  43.  Die  Steuerkapitalien,  welche  die  Grundlage 
der  Gcmcindebestcuerung  bilden,  erleiden  für  die  Ereisbesteaernng  einzelne  Ver- 
änderungen, so  werden  z.  B.  die  Steuerkapitalien  der  Gemeinden  selbst  (fom  Gemeinde- 
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Fennögen)  nnd  der  auf  Bechnung  der  Gemeinden  unterhaltenen  Anstalten  bei  der 
Kreisbestenerung  für  die  Repartition  eingerechnet.  Nene  Ordnung  der  Staatsdotationen 
für  die  Kreise  durch  Gesetz  vom  27.  Dec.  1891  (fester  jährlicher  Gesammtbetrag  von 
960.000  M.,  mit  festem  Betrag  für  jeden  Kreis).  S.  Schenkel,  Staatsrecht,  S.  42, 
ders.  im  Wörterb.  d.  Yerwalt,  Art.  Kreis,  auch  Erg.b.  2,  Wieland t,  Staatsr.,  §.  63. 

Communalsteuer- Statistik. 

§.  93.  Baden  erfreut  sich  seit  länger  einer  trefflichen  bezüg- 
lichen amtlichen  Statistik.  Aus  dem  reichen  Inhalt  derselben  sollen 
hier  nur  einige  Daten  von  besonderer  Bedeutung  für  die  Gharacte- 
risirong  der  practischen  Ausgestaltung  der  Communalbesteuerung 
zusammeugestellt  werden. 

Wesentlich  nach  den  zusammenfassenden  Tabellen  des  Statistischen  Jahrbuchs 
(seit  1868,  allm&Üg  eingehender  geworden).  Die  statistischen  Materialien  sind  ausser- 
dem in  eigenen  amüichen  Publicationen  enthalten,  so  in  Beiträgen  zur  Statistik  der 
inneren  Verwaltung  des  Grossherzogthums,  Heft  9,  Th.  1  und  2  (1858,  1859).  Heft  14 
(1863),  in  den  neueren  Jahresberichten  des  Ministeriums  des  Innern,  so  für  1889 — 96 
(1897),  daselbst  auch  über  die  Kreisverbände,  femer  in  den  Landtagspapieren,  Bei- 
lagen zu  den  Gesetzentwürfen,  Kammerberichten  u.  dgl.  S.  im  Allgemeinen 
Kollmann 's  Aufs.  0)mmunalbelastUDg  in  Oldenborg,  mit  Yerglcichnng  anderer 
Uoder,  im  Fin.arch.  B.  1,  S.  625,  696.  auch  sonst  Daten  im  Fin.arch.  B.  4,  S.  318, 
B.  12,  S.  223,  236  (aus  den  Materialien  des  Verbrauchssteuergesetzes). 

Die  folgende  Tab.  54  giebt  einen  allgemeinen  Ueberblick  der 
Entwicklung  der  Finanzen  und  Steuern  aller  Gemeinden  in  den 
letzten  30  Jahren. 

Tab.  54.    Badische  Gemeindefinanzen.     (Mill.  Mark).') 

1868  1878  1888  1897 

Vermögen 224.5  283.2  390.7  423.1 

DaTon  Gebäude*) —  -  70.9  85.5 

landw.  u.  forstw.  Grundst.»)     .  —  —  244.0  245.7 

Gas-,  Wasserwerke  u.  dgl.   .    .  —  —  20.6  30.4 

Geräthe,  Materialien,  Versch.  .  —  —  16.9  21.7 

ausstehende  Kapitalien    .    .    .  12.5  20.5  30.3  29.9 

Gassenrorrath —  —                   3.7  4.5 

Schulden 14.3  46.1  76.1  104.9 

Darunter  Passiv-Kapital 12.9  44.3  75.5  104.0 

Steuern*) 4.89  13.44  15.87  18.45 

Daron  allgemeine  Umlagen  '^)    .    .    .  4.39  12.57  15.05  17.78 

„      auf  Bürgemutzungen  ....  0.27              0.44             0.82  0.67 

Soweit  die  älteren  mit  den  neueren  Zahlen  vergleichbar  sind, 
was  im  Ganzen ,   doch  nicht  völlig  genau  der  Fall  ist,  sind  die 

*)  Nach  den  Daten  im  stat.  Jahrb.  Jg.  1868,  1878,  1898  (Rechnung). 

*)  Nach  Brandversicherungsanschlag  (also  zu  niedrig  angesetzt,  ohne  Wcrth  der 
Area  und  des  Fundaments). 

*)  Einschliesslich  Grundgefällo  und  Berechtigungen. 

*)  1868  und  1878  incl.  226.000,  bezw.  430.000  M.  Vorausbeträge  (Sonderumlagen), 
aber,  soviel  ich  sehe,  ohne  die,  damals  allerdings  noch  unerheblichen  Verbrauchs- 
stenern.    Diese  letzteren  waren  in  den  Städten  der  St.  0.  1880/82  561,000  M. 

*)  1888  und  1897,  wie  es  scheint,  alle  Umlagen  (auch  Sonder-)  und  Ver- 
braachssteuem. 

A.  Wftgner,  FinanzwisseiiBcbaft  IV.  21 


1» 


310  6.  B.  Uebersichten  der  Besteaenm;.  Bideo.  §.  93. 

Steaereinnahmen  demnach  stark,  aaf  über  das  Dreifache,  jedenfalls 
nicht  anwesentlich  stärker,  als  in  ungefähr  derselben  Periode  nach 
Tab.  50  (S.  292)  die  Staatsstenereinnahmen,  gestiegen«  Znm  bei 
Weitem  grössten  Theiie,  za  über  90  ^/o,  auch  jetzt  noch  ans  directer 
Steuer  herrührend,  betragen  sie  mehr  als  die  directen  Staatsstenem, 
zu  denen  sie,  wie  oben  gesagt,  als  Zuschläge  hinzntreten,  in  1897  mit 
116%.  Die  directen  Commnnalstenem  (incl.  Anflagen  anf  Bttrger- 
nntznngen)  belasten  daher  anch  den  Kopf  im  Dorchschnitt  höher 
als  die  Staatsstenem,  1898  mit  c.  9.56  M.,  gegen  7.98  M.  directer 
Staatsstenem,  freilich  mit  sehr  grossen  Verschiedenheiten  nach 
Stadt  nnd  Land  und  nach  einzelnen  Gemeinden.  Diese  Sachlage 
erklärt  mit  die  neuere  Ausdehnung  der  Verbrauchsstenem  in  den 
Städten  und  das  neue  Auftauchen  von  Reformbestrebnngen  auf 
dem  Gebiete  der  directen  Steuem. 

In  weitere  Einzelheiten  giebt  die  folgende  Tab.  55  Einblicke. 

Tab.  55.    Stenererträge  dor  badischen  Gemeinden  (nach  YoraDSchlag, 

in  1000  Mark).») 

1880/82       1888  1894  1897 

Städte   ^^    Städte  Städte     ^^     Städte  ^• 

1.  Umlagen,  auf  Grund-  u.  Häuser- 

steuerkapital     ...      —        —      1158    1686      7351     1754      7726 

2.  „    auf  Gcwerbesteuerkapital       -        —        847     1358      1148     1455      1326 
3 Kapitalrent.st.kapital       —        —        507      670        373      759        402 

4.  ,.      „    Eink.steueranschläge      —        —        936    1453      1561     1569      1750 

I.  Summe  1—4 3170    9196    3448    5167    10433    5537     11204 

5.  Umlagen  auf  BUrgernutzungen .        31       935        19        12        662        15        664 

6.  Verbrauchssteuerertrag  (roh)*),  c.  .585    c.  25      988    1261     (c.34)    1429    (c  35) 

II.  Summe  1—6 3736  10156    4455    6440    11129    6981     11903 

7.  Bes.  Umlagen  (f.  Specialzwecke)  6      191       —        —  136      —  84 

Obwohl  in  Baden  keine  sehr  grossen  Städte  vorhanden  nnd 
nur  die  weniger  grösseren  (9)  unter  der  Städteordnung,  die  zahl- 
reichen kleineren  (108)  mit  unter  der  allgemeinen  Gemeindeordnnng 
stehen,  tritt  doch  auch  hier  die  viel  höhere  Steuerbelastnng  in  den 
Städten  der  St.  0.  gegenüber  den  übrigen,  die  kleinen  Städte  mit 
einschliessenden  Gemeinden  hervor.  Durch  die  neuere  stärkere 
Entwicklung  der  Verbrauchssteuern  ist  dem  Anwachsen  der  directen 
Steuern  in  den  Städten  der  St.  0.  zwar  etwas ,  aber  doch  keines- 
wegs vollständig  entgegengetreten  worden.  Ihr  Ertrag  ist  in  den 
letzten  10  Jahren  hier  immer  noch  um  50—60  ®/o  gestiegen. 

Auf  den  Kopf  kommen  in  den  Städten  der  St.  0.  an  directen  Steuern  1880 '82 
14.30,  1896/97  c.  15.44  M.,  an  Verbrauchssteuern  hezw,  2.50  und  c.  4  M.  (auch  bei 

»)  Nach  stat.  Jahrb.,  1880/82  nach  Kollmann,  Fin.arch.  B.  1,  S.  696.  —  Die 
Städte  sind  die  der  St  0. 

^)  Roh,  abzüglich  KUckvergUtung. 
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diesen  Steaern  auf  die  ganze  städtische  BeFölkerang  dieser  St&dte  berechnet,  obwohl 
in  2,  Lahr  nnd  in  Brochsal,  keine  YerbraachsbesteneroDg  bestand,  anf  den  Kopf  der 
St&dte  mit  solcher  Bestenemng  allein  kamen  1896/97  c.  4.24  M.).  In  den  übrigen 
Gemeinden  war  die  Belastnng  mit  directen  Steuern  1880/82  7.66,  1896/97  c.  8.60  M. 

Von  den  einzelnen  Stenerarten  überwiegen  begreiflich,  mit  c.  '/.,  in  den 
kleineren  St&dten  nnd  besonders  auf  dem  Lande  die  Umlagen  auf  das  Grund-  nnd 
Häaserstenerkapital,  gegen  nur  ca.  Vs  i^  ^^^  St&dten  der  St  0.,  steigen  die  Erträg- 
nisse anch  daron  aber  bei  der  rascheren  Vermehrung  der  Gebände  in  den  grösseren 
Städten  der  St.  0.  noch  mehr  als  in  den  übrigen  Gemeinden.  Die  Umlagen  in  den 
St&dten  der  St.  0.  auf  das  Gmnd-  und  H&usersteuerkapital  bewegten  sich  1897 
zwischen  36  (Kailsnihe)  und  61  Pf.  (Gonstanz)  anf  100  M.  Steuerkapital,  ebenso  bei 
der  Gewerbesteuer,  waren  in  allen  Städten  8,8  Pfennig  bei  der  Kapitalrentensteuer 
und  standen  für  100  M.  Einkommensteaeranschlag  zwischen  99  (wiederum  Karlsruhe) 
und  183  Pf.  (wiederum  Gonstanz).  Während  die  Einnahme  aus  Yerbraachsstouern 
(roh,  ab  Bückrergütungen)  1897  bei  allen  Städten  der  St.  0.  25.8%  der  directen 
Steuerumlagen  war,  betrag  sie  bei  Gonstanz  37.9  (101.000  ans  Yerbrauchssteuem, 
267.000  aus  Umlagen),  bei  Karlsruhe  (313.000  M.  aus  Verbrauchssteuern,  1.017.000 
aus  Umlagen)  30.9,  bei  Mannheim  (377.000  aus  Yerbrauchssteuem,  2.056.000  M.  aus 
Umlagen)  nur  18.3^0*  ^^^^  ^^°®'  Statistik  des  Ertrags  der  einzelnen  Verbrauchs- 
steuerobjecte  kamen  in  1889  in  Karlsruhe  136.000  auf  Getränke  (Wein  34.000,  Bier 
102,000),  (1896  bezw.  118.000  ,40.000,  78.000  M),  auf  Mehl,  Brot  u.  dgl.  97.000 
(1896  104.000  M.),  Schlachtrieh  und  Fleisch  71.000  (1896  91. 000  M.),  Geflügel,  Wild- 
pret  20.000  (1896  22.000  M.),  Fische  4300  (1896  6000  M.),  Fourage  1400  (1896 
1200  M.),  zusammen  330.000  (incl.  50.000  M.  für  nicht  abgezogene  KUckrergütung) 
(1896  342.000  M.),  in  Mannheim  1889  auf  Getränke  119.000  M.  (Wein  16.000,  Bier 
103.000),  Mehl,  Brot  u.  s.  w.  124.000,  Geflügel,  Wildpret  16.000,  Fische  4200,  zu- 
sammen 253.000  M.  (incl.  34.000  M.  Rückvergütung).  Materialien  des  Verbrauchs- 
stenergeseUes  1894,  Fin.arch.  B.  12,  S.  246,  städt.  stat.  Jahrb.  B.  7,  S.  302). 

Die  Hohe  des  Umlage fusses  war  nach  den  Materialien  des  stat.  Jahrb. 
(B.  29,  S.  500)  folgende: 

Tab.  56.    Anlagefuss  der  directen  Steuern  in  badischen  Gemeinden^) 

(nach  Etat,  Zahl  der  Gemeinden). 

Städte       Andere  Gemeinden  Alle 

der  St  0.      über  4000  Einw.  Gemeinden 

Auf  100  M.        in  1897  in  1897  in  1897  in  1890 

19  1851  1865 

—  113  116 

—  9  18 

—  76  89 
2  129  188 
4                    235                    263 

2  332  363 
6  806  309 

3  264  199 
1  169  135 

—  84  84 
1  44  35 

—  34  23 

—  21  15 

—  8  13 

—  8  2 

—  9  8 

—  10  5 

*)  Gesammtzahl  der  in  Betracht  kommenden  (rechnungsfdhrenden)  Gemeinden 
und  Nebenorte,  wovon  die  Anzahl  der  Gemeinden  überhaupt  abweicht,  so  1897  erstere 
1851,  diese  nur  1578,  in  1890  bezw.  1865  und  1578. 

21* 


Gesammtzahl 

9 

Ohne  Umlage 

— 

Unter  10  Pfennig 

10-19 

■»♦ 

— 

20-29 

it 

30-39 

1* 

3 

40—49 

<t 

4 

50—59 

«f 

1 

60-69 

t« 

1 

70-79 

<» 

80-89 

it 

90-99 

V) 

— 

100-109 

f« 

110-119 

«« 

120-129 

41 

130-139 

19 

— 

140-149 

11 

über  150 

11 
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Aach  hier  zeigt  sich,  wie  in  anderen  deutschen  Ländern,  die 
Abnahme  der  Gemeinden  mit  niedrigen ,  die  Zunahme  deijenigCD 
mit  hoben  Umlagen.  Eine  Entwicklung,  welche  immer  die  Mängel 
eines  Ertragsstenersystems ,  zumal  mit  stabilen  Steuern  wie  der 
badischen  Grundsteuer,  verschärft  und  auf  die  Personalbesteuemng, 
die  allein  auch  die  Schulden  mit  berücksichtigen  kann,  hindi^gt. 

Die  Beiträge  der  Gemeinden  zu  den  Bezirks-  und 
Kreisverbandskosten  sind  trotz  der  Staatsdotation  und  deren 
jüngster  Erhöhung  für  die  Kreisverbände  in  langsamer  Steigerung 
begriffen,  wenigstens  nach  dem  absoluten  Betrage ,  nach  dem 
relativen  (Höhe  des  Umlagefusses)  haben  sie  eine  kleine  Ver- 
minderung erfahren. 

Sie  betrugen  1886  1.253.000,  1895  1477.000  M.  Der  ümlafreftiss  fttr  100  M. 
Stenerkapital  war  1889  und  1895  im  Minimum  25  und  20,  im  Mazirnnm  56  und 
50  Pf.  (Stat.  Jahrb.  für  1898,  S.  505,  Jahresbericht  des  Ministeriums  des  Innern  fttr 
1889/97  (1897).  B.  2,  S.  529  ff.). 

6.  Abschnitt. 

5.    Hessen. 
(Grossherzogthum  Hessen  -  Darmstadt.) 

Auch  in  diesem  Staate  knüpft  sich,  ähnlich  wie  in  Baden,  das  finanzwissen- 
schaftliche  Interesse  vomemlich  an  die  ei@:enartige  Ausgestaltung  der  directen  Be- 
steuening:  zuerst  ein  nach  und  nach  aus)2:ebildetes  System  der  Ertragsbesteuerung 
mit  einigen  bcmerkenswerthen  Eigenthümlichkeiten,  dann  Eingliederang  der  Ein- 
kommensteuer in  die  directc  Besteuerung  und  damit  mehr  HinflberfOhning  der- 
selben in  die  Person  albesteuerung.  Darauf  jüngst  (1899)  völliger  Sieir  der  letzteren. 
Aufgeben  der  Ertragsstencrn  seitens  des  Staats,  Erhebung  der  Einkommen- 
Steuer  zur  staatlichen  Hauptsteuer  und  Ergänzung  derselben  darch  eine 
VermAgonssteuer,  also  Reform  wie  in  Prenssen.  In  der  eigenen  inneren  Be- 
steuerung ist  die  viel  umstrittene  Weinsteuer  von  Interesse.  Die  folgende  Dar- 
stellung geht  hier  näher  nur  auf  das  allgemein  finanzwissenschaftlich  Wichtige,  aof 
die  Entwicklung  der  directen  Besteuerung,  ein,  die  anderen  Steuern  werden  nur 
kurzer  behandelt  und  in  do.n  Phasen  ihrer  Entwicklung  nicht  genauer  Terfolgt. 

a.  Staatsbesteuerung. 

§.94.  Erste  Periode.  Die  Begründung  des  directen 
Steuersystems  (1806—1827).  Auch  in  Hessen  liegt  der  Aus- 
gangspunct  der  Steuergeschichte  des  19.  Jahrhunderts  in  den  terri- 
torialen Umgestaltungen,  welche  im  ersten  Jahrzehenty  1803  ff., 
besonders  in  der  Rheinbundzeit,  die  ehemalige  kleine  Landgrafsehaft 
Hessen -Darmstadt  erfuhr.  Die  Vereinigung  neuer  Lande  mit  den 
alten,  die  Erweiterung  des  Staatsgebiets,  die  Erlangung  der  Tollen 
Souveränetät ,  die  Erhebung  zum  Grossherzogthum  als  einem  Ein- 
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beitsstaate  führten  zu  ähDÜchen  Aufgaben  und  Maassregeln  auf 
finanziellem  und  auch  auf  dem  Besteuerungsgebiete  wie  in  den 
anderen  süddeutschen  Staaten.  Namentlich  wurde  auch  in  Hessen 
alsbald  eine  Ausgleichung  der  bestehenden  Steuern  und  eine  Ver- 
einheitlichung der  Steuerverfassnng  in  den  verschiedenen  Landes- 
theilen  erstrebt  und  nach  und  nach  auch  erreicht 

Von  Bedeutung  war  dabei,  dass  der  Terntorialbestand  mcbr  wecbselte.  Hessen 
bei  der  endgiltigeu  Territorialregulimng  von  1815/16  jüngst  erworbene  Gebiete  (so 
in  Westfalen)  wieder  verlor  und  neue  (insbesondere  Rbeinbesseu  auf  dem  linken  Rbeiu- 
ofer)  erlangte.  Die  bestehende  Eintheilung  des  Meinen  Staats  in  drei  ,,Pro?inzen'% 
Starkenburg,  ßbeinhessen  und  das  abgetrennt  nördlich  liegende  Oberbessen,  bangt 
mit  diesen  Territorialiegulirungeu  zusammen.  Im  alten  Stammlande  war  seit  dem 
16.  Jahrhundert  eine  directe  Steuenrerfassung  eingebürgert,  auch  fortgebildet  worden. 
An  sie  konnte  im  neuen  Staate  noch  angeknüpft  werden.  Im  rechtsrheinischen  Gebiete, 
besonders  in  Oberhessen,  wurden  standesherrliche  Lande  dem  Staate  einverleibt, 
was  auch  in  finanzieller  Hinsicht,  in  Betreff  der  Domänen,  die  den  bisherigen  Herren 
verblieben,  von  nachhaltiger  Bedeutung  war.  In  diesen  wie  in  anderen  erlangten 
Gebietstheilen  bestanden  überaU  verschiedene  Steuerverfassongen,  die  unmöglich  in 
ihrem  bisherigen  Zustande  belassen  werden  konnten.  Mit  Rheinhessen  war  1815  ein 
Gebiet  mit  der  neuen  französischen  Steuerverfassung  übernommen  worden,  was  auch 
für  die  Fortbildung  der  hessischen  Besteuerung  von  Eindoss  wurde.  Nach  dem  Ab- 
schluss  der  Territorialrcgulirung,  zuletzt  durch  Staatsverträge  von  1816,  hatte  das  Gross- 
herzogthum  einen  Gebietsumfang  von  153  (nach  neueren  Angaben  152  3)  Quadratmeilen 
gegen  nur  66  im  Besitz  der  ehemaligen  Landgrafschafc  um  1792.  Vorher,  in  der 
späteren  Rheinbundzeit,  hatte  es  sogar  schon  210  Qo.-M.  besessen.  Der  Verlust 
1815/16,  vomemlich  im  Austausch  von  Hessisch-Westfalen  mit  Rheinhessen  bestehend, 
war  Übrigens  mehr  ein  solcher  an  Land  als  an  Leuten.  Hessen  ist  dann  aber,  ab- 
gesehen von  Preussen,  auch  derjenige  noch  bestehende  Einzelstaat,  dessen  Gebiet 
durch  die  Ereignisse  von  1866  allein  verhältnissmässig  erhebliche  Veränderungen  und 
zwar  Verluste  erlitten  hat  (die  baierischen  waren  absolut  und  vollends  relativ  gering- 
fügiger, s.  0.  S.  174  Note).  Es  musste  nicht  nur  das  erst  im  März  1866  ihm  durch 
Aussterben  der  betreffenden  Nebenlinie  zugefallene  Hessen-Homburg  mit  5  Qo.-M. 
an  Preussen  abtreten,  sondern  auch  2  Kreise  (Vöhl  und  Biedenkopf)  und  kleinere 
Tbeile  anderer  Kreise  der  Provinz  Oberhessen  mit  14.9  Qu.-M.,  wogegen  ihm  zur 
Abrundung  und  Beseitigung  von  En-  und  Exclaven  von  Preussen  kleine  korbesaische, 
nassauische  nnd  frankfurter  Landestheile  überlassen  wurden  (zusammen  1.83  Qu.-M.). 
So  hat  sich  das  hessische  Staatsgebiet  von  152.3  Qu.-M.  mit  853.000  Einw.  (in  1864) 
(ohne  Berücksichtigung  Hessen-Homburgs)  um  c.  13  Qu.-M.  mit  damals  c.  36  000  Einw., 
auf  139.6  Qn.-M.  mit  817.000  Einw.  (in  1864)  vermindert.  Der  Verlust  traf  fast  ganz 
auf  die  Provinz  Oberhessen,  der  übrigens  die  neuen  kleinen  Erwerbungen  grössteu- 
theils  angegliedert  worden  sind.  Der  gegenwärtige  Gebietsumfang:  und  die  Bevölkerungs- 
zahl (1895)  stellt  sich  auf  7682  Quadratkilometer  (Provinz  Starkcnburg  3019 ,  Rhein- 
hessen 1375,  Oberhesseu  3288)  mit  1.039.020  Einw.  (Starkenburg  444.562,  Rheinhessen 
322.934,  Oberhessen  271.524).  (S.  Genaueres  über  die  Territorialverhältnisse  der 
Landgrafschaft  und  des  Grossherzogthums  Hessen  in  B.  13  der  „Beiträge  zur  Statistik 
des  Grossherzogthums  Hessen''  (1872).  Viebahn,  Statibtik  Deutschlands,  B.  1,  die 
Tabellen  S.  32,  74.  103,  mit  den  dazu  gehörigen  Aubführungen,  Gothaer  Hofkalender 
für  1868,  S.  624.   Gareis,  Staatsrecht  Hessens  in  Marquardsen's  Sammelwerk  S.  54). 

Im  neu  errichteten  Grossherzogthum  wurden  zunächst,  wie 
damals  in  anderen  Rbeinbundstaaten  (o.  S.  1«38  Baiern,  S.  203 
Württemberg)  und  später  nach  1806  auch  in  Preussen  (o.  S.  17)  die 
modernen  Rechtsgrandsätze  der  „staatsbürgerlichen^^  Steuerpolitik, 
die  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung, 
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daher  die  Aufhebung  aller  bisherigen  Steuerfreiheiten, 
auch  die  Mitbestenerang  der  landesherrlichen  Güter,  Gefälle  u.  s.  w. 
feierlich  proclamirt  In  der  characteristischen  Weise  der  Zeit  wurde 
das  mit  der  herrschenden  Theorie  vom  Staate  und  von  der  Be- 
gründung der  Steuern  („Assecuranz-  und  Vortheilstheorie^',  s.  Fin. 
II,  §.  178  ff.)  motivirt  (Edict  vom  1.  Oct  1806). 

Es  könne  fortan  „kein  anderer  Grundsatz  stattfinden,  als  der,  dass  aUe  Staats- 
bürger, da  sie  gleichen  Besitz,  gleiche  Rechte  und  gleiche  YortheUe  Ton  dem  Staate 
zu  geniessen  haben,  auch  alle,  ohne  irgend  eine  Ausnahme,  verbunden  sind,  an  den 
dadurch  unumgänglich  veranlasst  werdenden  Kosten  und  Abgaben  Terh&Itnissmissigen 
Antheil  zu  tragen''  (gen.  Edict  von  1806).  S.  zugleich  für  die  folgende  DanteUung. 
L.  Baur,  Handbuch  des  directen  Steuerwesens  u.  s.  w.  in  Hessen,  1.  Th.  (einziger), 
Heidelberg  1868,  S.  66  ff. 

Die  Hauptmaassregeln  der  Steuerpolitik  bestanden  in  der  Ueber- 
tragung  des  Bezugsrechts  aller  steuerartigen  Abgaben  in  den 
annectirteUy  auch  den  standesherrlichen  Gebieten,  einschliesslich 
der  in  Gerichtscassen  (auch  der  Patrimonialgerichte)  fliessenden 
an  die  Staatscasse,  ferner  in  der  Einleitung  einer  Ausgleichung 
der  directen  Steuern  in  den  verschiedenen  alten  und  neuen  Landes- 
theilen,  zunächst  zwischen  den  drei  Provinzen.  Hierbei  wurde  an 
alteingelebte  Grundsätze  der  directen  Steuerverfassung  in  der  alten 
Landgrafschaft  angeknüpft.  Auf  Grund  von  Schätzungen,  zunächst 
der  Immobilien  (Grundstücke,  Häuser,  auch  Grundrenten  u.  dgl), 
dann  (1813)  auch  des  Viehstands  und  der  Gewerbe  (dieser  nach 
Arbeitsverdienst  und  Betrag  des  umlaufenden  Kapitals,  mit  Aus- 
dehnung der  Steuer  auch  auf  Handarbeiter,  TaglOhner  und  selbst 
Landwirthe,  Gesetz  vom  2.  Oct.  1813)  wurden  sogen.  „Steuer- 
kapitalien'' gebildet,  welche  als  Grundlage  für  die  Re- 
partitiou  des  durch  die  directen  Steuern  aufzubringenden  Geld- 
betrags dienten.  Zum  Zweck  der  Ausgleichung  der  Steuerlast 
zwischen  den  Provinzen,  den  alten  und  neuen  Landestheilen,  wurde 
zunächst  das  Grössenverhältniss  dieser  Steuerkapitalien  in  den 
neuen,  den  erforderlichen  Abschätzungen  jetzt  unterzogenen  Landes- 
theilen zu  denjenigen  in  den  alten  Landestheilen,  in  welchen  man 
die  bisherigen  Schätzungen  benutzte,  festgestellt  und  so  ein  ver- 
schiedener Vertheilangsschlüssel  für  den  durch  diese  Steuern  in 
den  einzelnen  Landesgebieten  aufzubringenden  Betrag  gewonnen. 
Diese  der  altbessischen  Steuerverfassung  entnommene  Bildung  von 
„Steuerkapitalien''  ist  bis  in  die  Gegenwart  eine  Eigenthflmlichkeit 
des  Landes  geblieben  und  erst  bei  der  jüngsten  Beform  1899  mit 
dem  völligen  Uebergang  zur  staatlichen  Personalbesteuernng  fallen 
gelassen   worden.    Die  Steuerkapitalien  der  verschiedenen  Werth- 
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und  Ertragsobjecte )  bei  deren  Bildung  natürlich  von  vornherein 
mancherlei  Fictionen  unterliefen,  galten  dabei  dann  als  einiger- 
maassen  homogene  Grössen,  nach  denen  die  sogen.  Steuer- 
ausschlage  durchgeführt  wurden,  d.  h.  bestimmt  ward,  anfangs 
durch  die  Verordnungen  der  absoluten  Begierung,  später  in  der 
neuen  ständischen  Periode  im  Finanzgesetz,  wie  viel  Kreuzer  vom 
Gulden  des  Stenerkapitals  als  Steuer  erhoben  werden  sollen.  Früher, 
bis  Ende  der  70er  Jahre,  warde  dabei  grundsätzlich  immer  der 
gleiche  Ausschlag  auf  den  Gulden  (später  die  Mark)  auf  alle  Steuer- 
kapitalien gelegt,  und  gerade  die  Möglichkeit,  dies  zu  thun,  galt 
als  Vortheil  des  Systems.  In  neuerer  Zeit,  seit  den  80er  Jahren, 
sind  aber  doch  verschieden  hohe  Ausschläge  erfolgt. 

Bei  den  ländlichen  Grundstücken,  auch  den  Weinbergen,  Waldungen,  wurde  in 
den  Gesetzen  der  ersten  Zeit  im  Princip  der  classenweise  eingeschätzte  Reinertrag, 
bei  Gebäuden,  Hofraithen,  Gärten,  Mahlen ,  Hammerwerken  u.  dgl.  eine  Quote  (4  ^/q, 
3VsVo)  <^cs  ermittelten  billigen  Kaufwerths,  bei  Zehnten  u.  dgl.  das  mittlere  Jahres- 
einkommen, als  Steuerkapital  angenommen,  FUr  andere  steuerpflichtige  persönliche 
und  gewerbliche  Einkünfte  wurden  Classen  von  einer  Reihe  gesetzlicher  Yerhältniss- 
zahlen  bestimmt,  in  die  dann  die  einzelnen  Objecto  nach  gewissen  Merkmalen  ein- 
geschätzt wurden.  Dadurch  gewann  man  eine  branchbare  formale  Kechnungsgrundlage 
zur  Repartition,  aber  freilich  keine  genügende  Sicherung  einer  materiell  richtigen 
Yerhältnissmässigkeit  der  Steuerrerthcllung.  Namentlich  die  Mobiliarwerthe,  Gewerbe, 
und  sonstigen  einbezogenen  persönlichen  Einkommen  aus  Arbeit  worden  doch  nach 
ganz  anderer  Methode  als  die  Immobiliarobjecte  und  deren  Erträge  eingeschätzt,  ein 
Mangel,  der  auch  später  noch  verblieben  ist. 

S.  über  die  bezügliche  Gesetzgebung  und  die  Ausfuhrungsinstructionen  Näheres 
in  der  ziemlich  ausführlichen,  aber  nicht  immer  ganz  verständlichen,  Darstellung  von 
Baur  u.  m.  A.  S.  68  £  (z.  Th.  auf  daselbst  citirter  älterer  Litteratur  beruhend),  auch, 
nach  Banr's  Werk,  in  Kürze  G.  Schanz  im  Fin.arch.  II,  1885,  S.  236  flf.  Die  mehr- 
fach interessante  althessische  Steuerverfassung  war  in  der  auch  sonst  üblichen  Weise 
eine  Art  Vermögenssteuersystem  schon  seit  dem  16.  Jahrhundert  gewesen  und 
hatte  eine  principiell  richtige,  nur  in  der  Durchführung  mangelhafte  Fortbildung  er- 
fahren (1576  sogen.  Treysaor  'Anschlag  für  Aufbringung  einer  Türkenhilfe  eingeführt, 
mit  y ermOgonsregistern ,  nach  eidlichen  Sclbstangaben ,  Fortbildung  zu  einem  System 
der  förmlichen  Katastrirung  der  Immobiliarobjecte^  d.  h.  des  wesentlichsten  Theilis  der 
Stenerobjecte,  mit  Ertragstazirung  im  Jahre  1700,  Baur  S.  15  E,  34  ff.). 

AU  1814/16  das  Staatsgebiet  die  erwähnten  Veränderungen  erfuhr,  wurde  die 
in  Rheinhessen  bestehende  französische  Verfassung  der  directen  Steaern  zunächst  hier 
belassen,  die  begonnene  Grundsteuerkatastrirung  fortgeführt,  dann  aber  auch  in  dieser 
Provinz  eine  ReUio  von  Arbeiten  vorgenommen,  um  die  Gleichstellung  der  Besteuerung 
mit  deijenigon  der  beiden  anderen  Provinzen  herbeizuführen  und  so  die  Anwendung 
des  allgemeinen  Repartitionssystems  vorzubereiten. 

Mit  dem  Erlass  der  ständischen  Verfassung  am  17. Dec. 
1820  trat  auch  Hessen  in  die  consiitutionelle  Aera.  Für  die  Finanzen 
und  aucli  fUr  die  Bestenerang  enthält  die  Verfassung  eine  Anzahl 
bemerkenswerther  Bestimmungen,  im  Ganzen  in  der  damals 
üblichen  Weise. 

Von  nachhaltiger  Bedeutung  sind  die  Bestimmungen  der  Verfassung  über  die 
Domänen.  Ein  Drittel  davon,  nach  dem  durchschnittlichen  Reinertrag  berechnet, 
flollte   dem  Staate  zum  Verkauf  und  zur  Schuldentilgung  aus  dem  Erlös  übergeben 
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werden.  Die  übrigen  Zweidrittel  wurden  als  schuldenfreies  nnyer&nsserliches  Familien- 
eigenthnm  des  Fürstenhauses  erklärt,  doch  so,  dass  die  Einkünfte  daraus  im  Staats- 
budget stehen,  mit  zn  Staatsaasgaben  verwendet  und  nur  die  zu  den  Bedürfnissen  des 
fürstlichen  Hauses  und  Hofes  erforderlichen  Summen  Forzogsweise  darauf  radicirt 
werden  (Verfassung  §.  6,  7).  Der  Grossherzog  bezieht  eine  Gi?illiste,  die  wlbreod 
der  Dauer  der  Begierungszeit  eines  Grossherzogs  weder  ohne  dessen  Zustimmung  ?er- 
mindort,  noch  ohne  Zustimmung  der  Stände  erhöht  werden  kann,  auch  darf  ohne 
ständische  Einwilligung  nichts  von  dem  Familiengute  (Domänen)  ?erhypotbecirt  werden 
(Verf.  §.  70,  7).  (S.  Gar  eis,  Staatsrecht,  S.  60  ff.).  In  §.  80  wird  die  Verpflichtung 
aller  Hessen  zu  gleichen  staatsbürgerlichen  Verbindlichkeiten  und  gleicher  Theilnahme 
an  den  Staatslasten,  wofern  nicht  eine  verfassungsmässige  Ausnahme  beansprucht 
werden  kann,  ausgesprochen.  Ohne  Zustimmung  der  Stände  kann  keine  directe  oder 
indirecte  Auflage  ausgeschrieben  oder  erhoben  werden  (§.  67  der  Verf.),  wobei  die 
Bewilligung  aber  von  keiner  Kammer  an  die  Bedingung  der  Erfüllung  bestimmter 
Desiderien  geknüpft  werden  kann  (§.  68  eb.).  S.  femer  §.  68  Schluss  und  §.  69, 
auch  §.  71.  Zur  Sicherang  dieses  verfassungsmässigen  Steuerbewilligungsrechts  sind 
noch  1899  in  die  Stcuergesetze  eigenthümliche  Bestimmungen  über  den  Steuerfuss 
gekommen. 

Bereits  unter  Mitwirkung  der  Stände  wurde  in  den  1820er 
Jahren  dann  die  Verfassung  der  directen  Steuer  auf  den  früher 
eingerichteten  Grundlagen  zum  Abschlnss  gebracht.  Dies  geschah 
in  Betreff  der  Immobilien  durch  das,  Grund-  und  Gebäudesteaer 
gemeinsam  betreffende,  Gesetz  vom  13.  April  1824,  an  das  sich 
zahlreiche  weitere  Gesetze  und  Verordnungen  anschlössen,  dann 
durch  das  Gewerbesteuergesetz  vom  16.  Juni  1827  und  das 
Personalsteuergesetz  vom  15.  Juni  1827.  Durch  diese  Gesetz- 
gebung wurde  ein  modernes  Ertragssteuersystem  in  der 
namentlich  in  Süddeutsehland  üblichen  Weise  gebildet,  dem  nur 
eine  Kapitalrentenbesteuerung  noch  fehlte.  Diese  trat  erst  später, 
im  Gesetz  vom  8.  Juli  1884,  noch  hinzu. 

Das  Gesetz  vom  13.  April  1824  verfügte  die  Vollendung  des  Immobiliar- 
katasters,  d.  h.  die  Katastrirung  jeder  Art  Grundeigenthums,  der  Geb&nde 
mit  den  dazu  gehörigen  Hofraithen,  der  Berechtigungen  zu  Frohndcn,  Sch&ferden, 
Jagden,  Fischereien,  sowie  anderer  nutzbarer  dinglichen  Rechte,  der  Zehnten  der 
Gruudlastcn.  Für  das  Grundeigenthum  und  die  genannten  Rechte  bUeb  das 
Princip  des  Reinertragskatasters,  für  die  Gebäude  das  der  Katastrirung  nach 
mittlerem  Kaufwerth  bestehen.  Zunächst  erstrebte  man.  nach  der  VoUendung 
des  definitiven  Katasterä,  Materialien  zu  gewinnen,  um  summarisch  alle  Gemarkungen 
im  Staate  in  der  diiecten  Besteuerung  der  Erträge  der  Immobiliarobjecte  (im  Sinne 
des  Gesetzes)  gleichstellen  zu  können  (Art.  12  ff.  des  gen.  Gesetzes).  Es  wurden 
„Normalsteucrkapitalien''  der  Gemarkungen  ermittelt,  die  wirkliche  Vertheilnng 
der  directen  Steuern  auf  die  Steucrobjecte  erfolgte  danach  aber  erst,  wenn  die 
gemarkungsweise  Zusammenstellung  derselben  vollendet  war  und  gleichzeitig  auch  die 
übrigen  directen  Steuern  im  ganzen  Staate  nach  gleichförmigen  gesetzlichen  Vor- 
schriften erhoben  wurden  (Gesetz  §.  31).  Das  Gesetz  bestimmte  dann  die  Erledigang 
der  Arbeiten  für  das  definitive  Kataster  in  verschiedenen  sich  folgenden  Perioden, 
zuleut  die  Gewannen-  und  ParccIIcnvermessurg  (Art.  32  des  Ges.),  doch  diese  nur 
auf  Verlangen  der  betreffenden  Gemeinden  (Art.  34,  dazu  Gesetz  vom  11.  Jan.  1831) 
und  die  Parcellcnvcrmessung  dann  auf  deren  Kosten.  Die  ganze  grosse  Gmndateuer- 
Katastrirung  zog  sich  länger  hin,  machte  in  dem  Lande  mit  sehr  zersplittertem  Grund- 
besitz und  mancherlei  Culturcn  viel  Mühe,  gilt  aber  als  eine  ungewöhnlich  sorgnUtige 
und  relativ  gelungene.  (S.  für  alles  Nähere  das  ganze  Buch  von  Baur,  darin  S.  92  £ 
Anführung    aller    bezüglichen  Gesetze    und   Verordnungen    bis    1867,    paasim   auch 
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Schanz  in  dem  grossen  inhaltreichen  Aufsatz  über  die  directen  Steuern  Hessens 
und  deren  neueste  Reform  im  Fin.arch.  B,  2,  S.  238  ff.,  Pietzsch,  Studien  über 
Eatasterfragen,  Strassb.  1878,  S.  142  ff.) 

Die  Geb&udesteuerkatastrirung  erfolgte  auch  nach  dem  Gesetz  ?on  1824 
durch  Abschätzung  des  billigen  localcn  Kaufwerths.  wovon  dann  eine  Quote,  V26  hei 
Geb&uden,  Vm  ^^^  Mtthlen  und  Hammerwerken,  wie  vordem  schon,  als  Steuerkapital  galt 
^Gesetz  von  1824,  Art  4).  Also  ein  ganz  anderes  Princip,  als  bei  der  Grundsteuer- 
katastrirung ,  wodurch  schon  die  dort  angenommene  Homogenität  der  beiden  Haupt- 
theile  der  directen  Immobiiiarsteuer  (Grundsteuer  u.  w.  S.)  zur  Fiction  wurde.  Auch 
diese  Katasterwerthe  waren  wie  bei  der  eigentlichen  Grundsteuer  stabil,  soweit  es  sich 
um  Veränderungen  im  Bau  selbbt  handelte.  Später  sind  mit  deswegen  Revisionen 
(Gesetz  vom  27.  Nov.  1860)  und  Veränderungen  der  Gebäudesteucrkapitalien  (1836, 
1867)  erfolgt.  Werth Veränderungen  eines  Gebäudes  wurden  danach  in  etwas  grösserem 
Maasse  bertlcksichtigt ,  aber  nicht  allgemein  die  durch  die  Verkehrsconjnncturen  be- 
wirkten. Die  mittleren  Kaufwerthe  wurden  auch  nicht  einmal  unmittelbar  ermittelt, 
sondern  aus  dem  Noubauwerth  der  Gebäude  mit  Berücksichtigung  der  Werthver- 
minderung  durch  Abnutzung  oder  andere  besondere  Ursachen  (also  nicht  auch  der 
WertherhOhung)  und  aus  dem  Werth  des  Hofraithegrunds  gebildet.  Der  Neubauwerth 
wurde  dabei  in  der  Art  festgestellt,  dass  eine  „billige  Baupreiseinheit''  für  einen 
Quadratfuss  überbauter  Grundfläche  aus  den  localen  Preisen  der  Baumaterialien  mit 
Rdcksicht  auf  die  localen  Arbeitslöhne  abgeleitet  wurde,  die  dann  auf  die  Grundfläche 
des  Gebäudes  angewandt  ward.  Der  Werth  des  Hofraithegrunds  wurde  nach  der 
Ortlichen  Lage  bestimmt,  mindestens  im  Betrage  des  billigen  mittleren  Kaufpreises 
Ton  Ackerfeld  I.  Classe,  eventuell,  namentlich  in  Städten  hoher,  hier  dann  nach  Maass- 
gabe wirklicher  Kaufpreise  oder  durch  Rückschlüsse  aus  den  Miethpreisen  (s.  Instruc). 
von  1857  für  neue  Regulirung  der  Gebäudesteuerkapitalien,  bes.  §.  2,  3,  6,  7,  bei 
Baur  I,  246  ff.).  Landwirthschaftliche  sogen.  Oekonomiegebäude  unterlagen  nicht  der 
Gebäudesteuer.  Die  Revision  hatte  vornemlich  den  Zweck,  die  Steuerkapitalien  der 
einzelnen  Häuser  untereinander  in  günstigeres  Verhältniss  zu  bringen.  Bei  der 
Stabilität  der  Grundsteuer  würde  aber  durch  die  Anwendung  der  Rcvisionsrcsultate 
bei  der  Gebäudesteuer  im  Ganzen  die  letztere  in  Missverhältniss  zu  der  Grundsteuer 
gebracht,  der  Gebäudebesitz  so  schwerer  als  der  andere  Realbesitz  belastet  worden 
sein,  was  um  so  unbilliger  erschien,  als  auch  die  Grunderträge  wohl  ähnlich  wie  die 
der  Gebäude  gewachsen  waren.  Deshalb  wurde  im  Gesetz  vom  27.  Nov.  1860  verfügt, 
dass  die  Gesammtsumme  der  neuen  Gebäudesteuerkapitalien  nicht  wesentlich  gegen 
bisher  erhöht  und  demgemäss  das  neue  Steuerkapital  des  einzelnen  Gebäudes  ver- 
hältnissmässig  reducirt  werden  solle  (s.  Baur  S.  258,  Schanz  a.  a.  0.  S.  246).  Das 
ganze  Vorgehen  bemerkenswerth  für  ein  solches  Steuersystem:  so  Sicherung  formell 
richtiger  Gleichmässigkeit,  wie  weit  reeller,  steht  dahin.  Mit  Rücksicht  auf  die  gegen- 
über den  niedrigen  Katasterwerthen  unverhältnissmässig  stärker  gestiegenen  Erträge 
der  Waldungen  wurden  deren  Steuerkapitalien  dagegen  im  Jahre  1864  erhöht. 

Der  misslichste  Panct  in  einem  solchen  Repartitionssystem  ist 
immer  die  Feststellung  der  Verhältnissmässigkeit  der 
einzelnen^  die  verschiedenen  Kategorieen  der  Ob- 
jecte  treffenden  Steuern,  so  schon  zwischen  den  ländlichen 
Grundstttcken  und  den  Gebäuden  in  der  Immobiiiarsteuer,  vollends 
zwischen  den  Objecten  letzterer  und  den  übrigen  Arten  der  Ertrags- 
objecte.  Die  bezügliche  Aufgabe,  deren  Lösung  in  Hessen  schon 
darch  die  frühere  Gesetzgebung  von  1813  und  im  Verordnungswege 
versacbt  worden  war,  wurde  durch  die  beiden  neuen  Gesetze  über 
Gewerbesteuer  und  Personalsteuer  von  1827  besser  zu  lösen 
gesucht.  Das  ist  auch  wohl  erreicht  worden,  aber  doch  auch  jetzt 
kaum  befriedigend.  Bei  so  verschiedenartigen  Grundlagen  der  drei, 
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bezw.  bei  Zerlegung  der  Immobiliarsteuer  in  ihre  beiden  Haupt- 
bestandtheile,  der  vier  Steuern  ist  die  Bildung  von  Stenerkapitalien 
einer  jeden  Steuer,  die  dann  als  im  Wesentlichen  homogene  Grössen 
gelten,  doch  nur  eine  Durchbauung,  keine  genügende  Lösung  eines 
in  dieser  Art  überhaupt  nicht  lösbaren  Problems.  Denn  unver- 
meidlich thut  man  den  Dingen  Gewalt  an,  wenn  man  Gewerbe- 
erträge und  vollends  wieder  persönliche  Einkünfte  gewissermaassen 
objectivirt,  um  sie  den  Erträgen  der  Realitäten  vergleichbar  zu 
machen,  da  sie  eben  mit  der  Person  des  Steuerpflichtigen  eng  und 
auch  enger  selbst  als  die  landwirthschaftlichen  Realitätenerträge 
mit  der  Person  des  Eigenthümers  und  Selbstwirths  zusammenhängen. 
Alles  läuft  daher  bei  einer  Einrichtung  von  Gewerbe-  und  Personal- 
steuern wie  in  Hessen  auf  Fictionen  hinaus.  Man  gewinnt  wieder 
nur  eine  formell  gleichartige  Rechnungsgrundlage  für  die 
Repaitition  von  Gesammtsteuersummen ,  keine  verhältnissmässig, 
geschweige  reell  gleiche  materielle  Vertheilungsbasis,  weder  in 
Betreff  der  einzelnen  steuerpflichtigen  Objecte  und  Snbjecte,  noch 
der  ganzen  steuerpflichtigen  Ertragskatego rieen  untereinander.  Die 
in  der  hessischen  Gesetzgebung  von  1827  eingetretenen  Ver- 
besserungen der  bisherigen  bezüglichen  Steuern  brauchen  deshalb 
nicht  verkannt  zu  werden.  Aber  dass  auf  diese  Art  eine  wirklich 
genügende  Grundlage  zur  Steuervertheilung  nicht  erreicht  werden 
kann,  selbst  damals  nicht,  bei  noch  ruhigeren,  auch  schablonen- 
hafteren wirthschaftlichen ,  technischen  und  Verkehrsverhältnissen, 
vollends  später  nicht,  als  alle  diese  Verhältnisse  sich  so  sehr  ver- 
änderten und  in  beständigen  Fluss  geriethen,  das  lässt  sich  nicht 
verkennen.  Damit  wird  eine  wichtige  finanzwissenschaftliche  Einsicht 
gewonnen,  nemlich  die  von  der  Noth wendigkeit,  die  directe  Be- 
steuerung aus  der  Ertragssteuer  in  die  Personalsteuerform  hinüber 
zu  führen,  wie  es  denn  auch  im  Laufe  der  Zeit  in  Hessen  ge- 
schehen ist. 

Das  Lob,  welches  Schanz  (a.  a.  0.  S.  242)  dem  damaligen  liessischen  directen 
Stcaersyätem  spendet,  dass  es  „ein  in  seiner  Tendenz  gerechtes,  ledigUch  auf  objectiren 
Merkmalen  beruhendes,  leicht  functionirendes''  gewesen  sei,  möchte  ich  daher  doch 
einschränken,  selbst  hinsichtlich  des  loteten  Poncts,  da  dies  System  wenigstens  nur 
leicht  functionirte,  solange  der  aufzubringende  Steuerbedarf  klein  blieb  oder  sich  noch 
verringerte. 

Die  neue  Gewerbe-  und  Personalstener  ward  wesentlich  mit  nach  fran- 
zöiischcm  Muster,  wie  es  in  Bheinhcssen  bestand,  gebildet  (Patent-  und  Personalstener, 
8.  Fin.  III,  §.  191  ff.,  198  ff.),  nur  dass  nicht  bestimmte  Steuersfttze  festgesteUt,  sondern 
bloss  nach  gewissen  Merkmalen  Steuerkapitalien  gebildet  worden,  welche  dann  wieder 
als  Grundlage  der  Repartition  mit  den  Immobiliarsteoerkapitalien  zusammen  dienten. 
Die  Gewerbesteuer  wurde  so  nach  der  Methode  lediglich  der  äusseren  Merkmale, 
daher  in   Form   eines  Systems  von  Gattnngs-  (7  bezw.  8),   Orts-  (8)  und  Betriebs- 
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nrnfangsclassen  (nach  GehilfenzaU  oder  Miethwerth  der  Localitäten)  eingerichtet,  so 
dass  die  im  rechtsrheinischen  Hessen  bisher  bestandene  Bemessung  dieser  Steuer  mit 
nach  dem  umlaufenden  Kapital,  dessen  Ermittlung  doch  nicht  befriedigend  stattgefunden 
hatte,  wegfiel.  Zugleich  wurde  die  Steuer  auf  die  eigentlichen  Gewerbebetriebe  be- 
schränkt, nmfasste  also  nicht  mehr  Arbeiter  und  Landwirtho,  wie  die  frtihere  hessische 
Gewerbesteuer.  Mit  Racksicht  auf  die  allgemein  nebenhergehende  neue  Personalsteuer 
wurde  sie  nach  den  gew&hlten  Geldsätzen,  aus  denen  die  Steuerkapitalien  gebildet 
wurden,  auch  massig  gehalten. 

Die  Personalsteuer  wurde  nemlich  als  allgemeine  directe  Steuer  der  ganzen 
Bevölkerung,  nach  dem  bezüglichen  französischen  Muster,  eingeführt,  indem  aber  nicht 
wie  hier  eine  allgemeine  gleiche  Steuer  (der  Werth  ?on  3  Arbeitstagen,  der  in  Rhein- 
hessen  bis  1827  auf  2%  fl-  angeschlagen  gewesen  war),  sondern  ein  System  yon 
9  Glassen  gemäss  dem  äusseren  Merkmal  des  Wohnungsaufwands  eingerichtet  wurde, . 
in  welches  dann  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  einclassirt  wurden.  Auch  dieser 
Wohnungsaufwand  wurde  aber  nicht  direct  ermittelt,  sondern  aus  den  Gebäudesteuer- 
Kapitalien  durch  Hinzufügung  eines  Drittels  gebildet  —  natürlich  eine  neue  Fiction. 
Den  9  Steuerclassen  entsprachen  dann  bestimmte  gesetzliche  Geldbeträge,  die  als 
ßteuerkapitalien  galten  (10 — 1000  fl.).  Unklare  Ideen  ?on  einer  nothwendigen  Gleich- 
stellung des  Aufwands,  mit  dem  Jemand  seine  Existenz  und  bürgerliche  Stellung 
erhält,  mit  dem  Culturkostenaufwand  bei  der  landwirthschaftlichen  Bearbeitung  von 
Grundstücken  spielten  hier  in  der  seltsamsten  Weise  mit  (s.  Baur  S.  98).  Die  neue 
Peisonabteuer  hatte  das  Gute,  alle  Berufskreise,  auch  die  bisher  im  rechtsrheinischen 
Hessen  7on  der  directen  Steuer  freien,  weil  nicht  unter  die  alte  Gewerbesteuer  mit 
fallenden,  zu  umfassen.  So  trat  wie  in  Preussen  die  Classcnsteuer  zu  den  zwei  bezw. 
drei  anderen  directen  Steuern  (Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer)  noch  hinzu, 
also  insofern  formell  eine  directe  Doppelbesteuerung  der  ländlichen  Grundbesitzer, 
Gebäudeeigenthtlmer  und  Gewerbetreibenden,  war  aber  so  auch  immerhin,  wie  die 
pieussische  Glassensteuer,  eine  rohe  Form  einer  allgemeinen  Einkommensteuer,  der  sie 
später  denn  auch  Platz  gemacht  hat.  (S.  Näheres  bei  Baur,  S.  95  ff.,  mit  Steuer- 
«tatistik  für  1835,  1864  S.  101  ff.,  nach  der  Arbeit  \ron  Hügel  in  B.  10  der  Mit- 
theüungen  der  hessischen  Gentralstelle  für  Landesstatistik;  ferner  Schanz  im  Fin.arch. 
n,  S.  239—241,  ¥.  Reden,  Fin.stat.  I,  1.  Abth.,  S.  422  ff) 

Neben  dem  inneren  Hauptfehler  dieses  Systems,  nemlich  so  ganz  ycrschieden- 
artig  gebildete  Steuerkapitalien  der  einzelnen  Ertragsobjecte  als  homogene  Grössen 
bei  der  Repartition  anzusehen,  —  ein  Fehler,  der  dann  später  (seit  den  80er  Jahren)  durch 
eigentlich  priucipwidrige  und  wieder  nur  willkührliche  etwas  rerschiedene  Normirung 
der  Steuerausschläge  auf  die  einzelnen  Steuern  anerkannt  wurde  —  war  wie  in  anderen 
Ertragssteuersystemen  auch  ein  Mangel,  dass  bei  der  Veranlagung  der  Gewerbesteuer 
die  Entwicklung  des  Gewerbewesens,  besonders  auch  nach  dem  neuen  Gewerbegesetz 
▼on  1860  (s.  u.)  sich  in  der  rascheren  Erhöhung  der  Summe  der  Gewerbesteuer- 
kapitalien geltend  machte.  Dies  zeigte  sich  z.  B.  statistisch  darin,  dass  von  1835 — 64 
die  Zahl  der  Gewerbesteuerpflichtigen  nur  um  11.6,  die  Summe  der  Steuerkapitalien 
derselben  dagegen  um  97.5  7o  ^^^S^  während  die  Anzahl  der  Personalsteuerpflichtigen 
und  die  Summen  ihrer  Steuerkapitalien  ziemlich  gleichmässig  (1835—64  bezw.  um 
22.2  und  23.8  7o)  ^°^  ^^  Grundsteuerkapital ,  trotzdem  es  die  Gebäude  umfasste, 
nur  wenig  wuchs  (1835 — 69  um  6.2  %).  Dadurch  trat  bei  den  Gewerbetreibenden 
zwar  keine  absolut  zu  hohe,  aber  doch  eine  relativ  höhere  Belastung  als  bei  den 
anderen  Steuerpflichtigen  ein,  was  mit  dem  Wesen  eines  Repartitionssystems  wie  dem 
.hessischen  in  Widerspruch  stand.  Diese  Verhältnisse  haben  übrigens  die  späteren 
Reformen  des  Steuerrechts  theil weise  mit  veranlasst 

Zu  den  Beträgen,  welche  fUr  die  Staatscasse  zur  Deckung  allgemeiner  Staats- 
ausgaben  auf  dieser  Repartitionsbasis  der  Steuerkapitalien  der  directen  Steuern  erhoben 
wurden,  treten  noch  Aufschläge  für  den  Strassenbau,  der  Staats-  und  auch  der 
ProTinzialstrassen. 

§.95.  Zweite  Periode,  die  Fortbildung  derdirecten 
Besteaerang  bis  zur  Einführung  der  Einkommen- 
8 teuer  (einschliesslich),  1827,  besonders  1860—1869.    Das  dar- 
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gelegte  direete  Steuersystem  hat  längere  Zeit  hindarch  nur  gering- 
fügige Veränderungen  erfahren.  Bis  1852  wurde  aueh  sein  Character 
als  Repartitionssystem  streng  beibehalten.  Im  Etat  wurde  nur  die 
Summe  des  Gesammtbetrags  der  directen  Steuern  (immer  für  die 
dreijährige  Finanzperiode)  festgestellt  und  bewilligt.  Der  sogen. 
Ausschlagscoefficient,  d.  h.  der  Steuerbetrag,  welcher  für  1  fl.  des 
sogen.  Kormalsteuerkapitals  zu  entrichten  war,  ergab  sich  dann 
einfach  als  Bechnungpgrösse,  indem  der  bewilligte  Steuerbetrag  auf 
das  Steuerkapital  repartirt  wurde,  war  also  eine  Quote  von  letz- 
terem, in  wechselnder  Höhe  nach  dem  Gesammtsteuerbetrag,  der 
aufzubringen  war,  und  der  Grösse  der  nach  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen ermittelten  Steuerkapitale.  Die  Veränderung,  bezw. 
auch  Zunahme  der  letzteren,  war  also  nur  von  Bedeutung  fUr  die 
Vertheilung  der  Steuersumme  unter  die  einzelnen  Steuerarten  und 
bei  diesen  für  die  individuellen  Steuerschuldigkeiten.  Von  1853  an, 
mit  im  finanziellen  Interesse,  um  die  Staatscasse  an  dem  Wachs- 
thum  der  Steuerkapitalien,  insbesondere  auch  während  einer  Finanz- 
periode, Theil  nehmen  zu  lassen,  wurde  diese  Form  der  Behand- 
lung der  directen  Steuern  im  Etat  zu  Gunsten  der  neuen  Ein- 
richtung, den  Steuer ausschlagcoefficienten  im  Finanzgesetz  selbst 
zu  bestimmcD ,  aufgegeben.  ^) 

Im  Jahre  1848  wurde,  wie  in  anderen  deutschen  Ländern, 
unter  dem  Einflnss  der  politischen  Zeitströmungen  auch  vortiber- 
gehend,  für  1848,  ein  wenig  gelungener  Versuch  mit  einer  pro- 
gressiven, auf  Declarationspflicht  beruhenden  Einkommensteuer 
für  die  nicht  der  Grund-  und  Gewerbesteuer  unterliegenden  Ein- 
künfte gemacht. 

Gesetz  vom  12.  Aug.  1848,  Eiukominen  steuerfrei  bis  200  fl.  ftlr  Ledige,  um 
je  50  fl.  für  dcu  Kopf  mehr  für  Familien,  Steuersatz  1  ^/^  ?on  200—500  fl.,  2  %  fttr 
den  Zuwachs  bis  1000,  8  %  ^^^  den  bis  2000,  4  %  ^^^  den  bis  3000,  5  7o  ^r  noch 
höheren  Zuwachs.  Schriftliche  Steuererklärungen  auf  Aufforderung  nach  £hre  und 
Gewissen  abzugeben.  Ungünstiges  Ergcbniss,  namentlich  nur  Beamte  beraer  getiofien. 
(S.  V.  Keden  S.  689,  Schanz  a.  a.  0.,  S.  243.) 

Die  Finanzbedurfnisse  und  die  Mängel,  welche  in  der  Stabili- 
tät des  Ertragssteuersystems  und  in  der  Construction  einzelner 
Steuern  y  besonders  der  Gebäude-,  Gewerbe-  und  Personalstener 
sich  empfindlich  fühlbar  zu  machen  begannen,  fUhrten  dann  von  den 
50er  Jahren  an,  besonders  auf  ständische  Anregung,  auch  zu  gesetz- 
geberischen Arbeiten  zum  Zweck  der  Verbesserung  der  bestehenden 

*)  Baur,  nach  Hügel,  S.  101,  Schanz,  Fin.arch.  II,  244. 
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Stenern.  Als  die  Finanzlage  in  Nachwirkung  der  1866er  Ereignisse 
noch  schwieriger  geworden,  ging  diese  Bewegung  weiter  und  führte 
bereits  zur  Einkommensteuer.  Die  betreffenden  Reformgesetze  sind 
die  schon  oben  erwähnten  über  die  Revision  der  Gebäude- 
steuerkapitalien vom  27.  Nov.  1860  und  über  die  Ver- 
änderung dieser  Kapitalien  vom  7.  Oct.  1867,  ein  neues  6e- 
werbesteuergesetz  vom  4.  Dec.  1860,  eine  Bestimmung  (§.  4) 
im  Finanzgesetz  vom  26.  Sept.  1867  betr.  eine  neue  Bonitirnng 
der  Eichenschälwaldungen,  das  erste  neue  Einkommen- 
steuergesetz vom  11.  April  1868  und  ein  bald  folgendes 
zweites  vom  21.  Juni  1869.  Eine  allgemeine  Erneuerung  der 
Grnndsteuerveranlagung,  insbesondere  eine  neue  Bonitirung  der 
Grundstücke,  erschien  wohl  ebenfalls  erwünscht,  wurde  auch  an- 
geregt, aber  doch  mit  Rücksicht  auf  die  Kosten  und  gegenüber 
den  ohnehin  in  starker  Veränderung  befindlichen  wirthschaftlichen 
Verhältnissen  unterlassen.  Die  Einführung  der  Einkommensteuer 
in  das  directe  Steuersystem  wirkte  dann  als  Ferment  und  hat 
später  zu  weiteren  und  tiefer  greifenden  Reformen  geführt,  aus 
denen  schliesslich  in  der  Gegenwart  (1899)  der  Sieg  und  die  Allein- 
herrschaft des  Personalsteuersystems  in  der  Form  der  alleinigen 
allgemeinen  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  hervorgegangen  ist 
(u.  §.  98). 

Die  ganze  Entwicklung  und  anch  die  Einzelheiten  der  Gesetzgebung  sind  von 
aUgemeinem  finanzwissenschaftliclien  Interesse«  über  das  kleine  Land  Hessen  liinaus. 
Yortrefifliche,  sehr  ins  Einzelne,  auch  auf  die  Details  der  st&ndiscben  Verhandlangen 
genauer  eingehende  DarsteUungen  liegen  darüber  im  Finanzarchiv  vor,  auf  welche 
hier,  wo  wir  uns  wieder  mit  der  Darstellung  in  grossen  Umrissen  und  Hervorhebung 
des  Wichtigsten  und  allgemein  Bedeutsamsten  nothwendig  begnügen  müssen,  umsomehr 
hinzuweisen  ist:  6.  Schanz*  schon  oben  mehrfach  citirte  grosse  Abhandlung,  bes. 
für  die  Reformen  der  60er  Jahre  und  bis  1884,  Fin.arch.  IL  S.  235—381,  zugleich 
daselbst  die  Gesetze  von  1860  und  1884  über  die  Gewerbesteuer,  S.  382  ff.,  die  Ein- 
kommensteuer von  1869  und  1884  eb.  S.  434  ff.,  die  Kapitalrentensteuer  von  1884, 
S.  497  ff.  Dann,  Fortsetzung  dieser  Schanz'schen  Arbeit,  die  ähnlich  eingehende  von 
Glässing,  der  neueste  Stand  der  Reform  der  directen  Steuern  in  Hessen,  1885 — 95, 
im  Fin.arch.  B.  XII,  1896,  S.  273 — 377,  eb.  das  neue  hessische  Einkommensteuer- 
geseU  vom  25.  Juni  1895,  S.  378  ff.,  die  Verordn.  vom  30.  Juli  1895  dazu,  S.  395, 
das  neue  Eapitalrentensteuergesotz  vom  10.  Juli  1895,  S.  397  ff.  Die  neuesten  Roform- 
gesetze  s.  im  Regierungsblatt  von  1899  und  unten  in  §.  98.  Eine  Darstellung  dieser 
jflngsten,  mehrfach  interessanten  Reform  wird  Glässing,  nach  mir  von  ihm  gewordener 
Mittheilung,  im  1.  B.  1900  des  Fin.arch.  bringen.  S.  auch  den  (nach  Abschluss  meines 
Manuscripts  für  diesen  Abschnitt  mir  zugegangenen)  Aufs,  im  B.  16,  1899,  S.  839  ff., 
Gmodzüge  der  Reform  der  directen  Steuern  in  Hessen.  Darstellungen  der  bestehenden 
Stenergesetze  vom  verwaltungsrechtlichen  Standpnncte:  Küchlcr,  2.  A.  (1885)  von 
Dletz,  Verwaltungsgesetzgebung  in  Hessen,  II,  823 — 875  (directe  Steuern); 
W.  Zeller,  Handb.  der  Verfass.  und  Verwalt.  in  Hessen,  II  (1885),  S.  363  —  397, 
Bau r 's  Werk  für  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  bis  1867.  Kürzere  Darstellungen 
der  Hauptpuncte  der  gesetzlichen  Bestimmungen  in  den  bezüglichen  Artikeln  über  die 
einzelnen  Steuern  im  Wörterb.  d.  Verwalt  und  im  H.  W.  B.  der  Staatswissenschaften, 
wo  die  hessische  Gesetzgebung  mehrfach  mit  berücksichtigt  ist. 
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Bei  der  Grundsteuer  für  die  Gebäude  hatte  das  Gesetz  ?om  27.  Nov.  1860 
(oben  S.  317)  zu  einer  Reduction  der  bisherigen  4,  bezw.  SVs  U  Steuer  nach  Maass- 
gabe der  Ergebnisse  der  Revision  der  Gebäudesteuerkapitalien  auf  1.8  und  1.5  ^/^  im 
Yerordnungsw^cge  geführt  (Bekanntmachung  ?om  8.  Juni  1861,  Baur  S.  262).  Ein 
neues  Gesetz  ?om  7.  Oct  1867  erw^eiterte  (gegenüber  dem  Gesetz  rom  31.  Mai  1836) 
den  Spielraum  ftlr  neue  Bestimmung  des  Steucrkapitals  eines  Hauses  in  Folge  ron 
Zubauten,  Abbrechen,  ausserordentlichen  Unglücksfällen,  jetzt  auch  auf  den  Fall  der 
Werlhreränderung  der  Hofraithe.  Die  freie  Einschätzung  sollte  eintreten,  wenn  durch 
diese  das  Haus  in  eine  andere  der  gesetzlichen  Kaufwerthclassen  kommen  würde 
(s.  Schanz  a.  a.  0.  S.  298,  Tarif  bei  Baur,  S.  264). 

Bei  der  eigentlichen  Grundsteuer  wurde  den  starken  Ertragssteigenmgen 
der  Eichenschälwaldungen  durch  Anordnung  einer  neuen  Bonitining  spedell 
dieser  Waldungen  Rechnung  getragen  (schon  gen.  Fin.ges.  vom  26.  Sept.  1867,  §.  4). 

Die  wichtigste  Maassregel  war  eine  stärkere  Revision  des  Gewerbestcuer- 
ge  setz  es  von  1827,  das  seitdem  nur  kleine  Yeränderungen ,  besonders  zur  Vervoll- 
ständigung des  Tarifs  (so  durch  Gesetz  vom  22.  Nov.  1852)  er£&hren  hatte,  jetzt  zu- 
nächst im  Verordnungswege  (16.  Juli  1858),  dann  danach  im  Gesetz  vom  4.  Dec.  1860 
(Schanz  II,  245,  Text  des  Gesetzes  S.  434,  Tarif  dazu  S.  468).  Der  technische 
Charactor  der  bisherigen  Gewerbesteuer,  die  Besteuerung  wesentlich  nach  äusseren 
Merkmalen,  also  das  französische  Patentsteuerprincip,  blieb  gewahrt.  Aber  ent- 
sprechend der  eingetretenen  grösseren  quantitativen  und  qualitativen  Difierenzimng  der 
Gewerbebetriebe  wurden  mehr  und  zum  Theil  neue  Classificationsmerkmale  heran- 
gezogen, womit  man  zugleich  die  Steuer  mehr  dem  Grundsatz  der  Berücksichtigung 
der  Leistungsfähigkeit  anpasste.  Demnach  feinere  Casuistik  des  Tarifs,  wie  in  allen 
ähnlichen  Gewerbesteuergesetzen  nach  dieser  Methode,  namentlich  dem  Hauptmuster, 
dem  französischen  (Fin.  III,  §.  198  ff.,  Erg.heft  S.  67  ff.).  Das  Glassensystem  nach 
Gattungen,  Orten,  Bctriebsumfang  blieb,  mit  Veränderungen,  bestehen.  „Das  Gewicht 
der  Aenderungen  lag  hauptsächlich  in  einer  Modification  der  Normen  für  die  vcr- 
hältnissmässigen  Zusätze,  wodurch  die  grössere  Ausdehnung  eines  Gewerbebetriebs 
vollständiger,  als  dies  früher  der  Fall  war,  bei  der  Steueranlage  berücksichtigt  wurde"* 
(Schanz  a.  a.  0.  S.  245,  wo  dann  die  hauptsächlichen  Veränderungen  gut  znsammen- 
gefasst  werden).  Das  neue  Gesetz  mit  seiner  vermehrten  Gasuistu  schmiegt  sich  so 
den  concreten  Verhältnissen  des  Gewerbebetriebs  mehr  an :  eine  Verbesserung  in  einer, 
eine  gesteigerte  Schabion onhaftigkeit  und  Etlnstlichkeit  freilich  in  anderer  Hinsicht, 
zugleich  auch  unvermeidlich  eine  vergrösserte  Discrepanz  zwischen  der  Besteuerung 
der  gewerblichen  Erträge  und  der  Grunderträge,  sowie  der  persönlichen  Einktuifte. 
Von  Einzelheiten  seien  nur  folgende  erwähnt.  Die  Steuer  traf  nur  das  eigendlche 
Gewerbe  im  engeren  Sinne,  Hess  auch  darunter  gewisse  Kleingewerbe  (so  Spinnerei) 
frei,  legte  Jedem,  der  in  Hessen  ein  Gewerbe  betreiben  will,  die  Pflicht  auf,  ein  Patent 
zu  nehmen,  das  jährlich  zu  erneuern  und  wofür  eine  Stempelabgabe  zu  entrichten 
war  (12  Kr.).  Auch  ferner  wurden  Steuerkapitalien  für  die  einzelnen  Gewerbe  gebildet 
zum  Zweck  der  Repartition  des  Contingents,  fixe  nach  der  Bedeutung  der  Gewerbe 
gemäss  einer  Classeneintheilung  (Gattungsclassen,  7  bezw.  8)  und  zum  Theil  nach  der 
Ortsgrösse  des  Betriebs  (Ortsclassen,  3),  wozu  dann  verhältnissmässige  Znsätze,  bemessen 
nach  den  Kennzeichen  des  Betriebsumfangs  der  Gewerbe  in  ein  und  derselben  Classe, 
traten  (Betriebsumfangsclassen).  Diese  Kennzeichen  bestanden,  wie  bisher  in  der  An- 
zahl der  Gehilfen  und  im  Miethwerth  des  Locals,  in  einzelnen  Fällen  jetzt  aber  auch 
noch  in  anderen  den  Umfang  des  Gewerbes  anzeigenden  Merkmalen,  wie  es  der  aus- 
führliche Tarif  näher  angab  (so  bei  einzelnen  Grossgewerben,  Banquiers,  Zuschläge 
nach  der  Höhe  des  Betriebskapitals).  Die  Zusätze  wurden  theils  nach  Miethweiä 
(theils  dem  ganzen,  theils  dem  halben)  und  Gehilfen,  theils  nur  nach  Gehilfen  (gewisse 
benannte  Kleingewerbe),  hie  und  da  auch  bloss  nach  dem  Miethwerth  gebildet.  Die 
Veranlagung  der  Steuer  erfolgte  durch  die  staatlichen  Stenercommissariate  (32  in 
Ganzen)  unter  Mitwirkung  der  Ortsvorstände,  die  besonders  bei  der  Ermittlung  der 
Thatsachen  zur  Feststellung  der  verhältnissmässigen  Zusätze  helfen  soUten.  ^nige 
besondere  Bestimmungen  für  Ausländer.  —  Das  Gesetz  führte  abbald  zu  einer 
Steigerung  der  Gewerbesteuerkapitalien  und  damit  zu  einer  Erhöhung  des  Steuer- 
ertrags, wofür  aber  im  Rahmen  des  ganzen  directen  Steuersystems  das  oben  schon 
hervorgehobene  Bedenken  gilt.  —  Spätere  Gesetze  über  den  Gewerbesteuertarif  vom 
9.  Mai  1865,  2.  Oct.  1867,  4.  Febr.  1874,  3.  Jan.  1877.  dann  noch  ein  Gesetz  vom 
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26.  Jnni  1874  betr.  Besteaemng  der  H&ndler  im  Umherziehen  mit  TorübergehendoD 
V  erkanfsniederlagen. 

Bedeutsamer  war  unter  dem  Einflass  der  durch  die  Ereignisse  von  1866  er- 
schwerten Finanzlage  die  1868  eingeleitete,  1869  weiter  dnrcbgeführte  Verbindung 
des  bisherigen  drei-,  bezw.  viergliedrigen  Ertragssteuersystems,  dem  nur  zu  seiner 
VenroUständigung  noch  eine  Kapitalrentensteuer  und  eine  bessere  Besteuerung  der 
rein  persönlichen  Arbeitseinkflnfte  fehlte,  nunmehr  mit  einer  wirklichen  Personal- 
und  Einkommensteuer.  Die  preussische  bezügliche  Steuergesetzgebung  war 
mehrfach  dafür  das  Muster.  Das  erste  Gesetz,  Tom  11.  April  1868,  das  nur  fQr  die 
Veranlagung  fUr  1869  in  Geltung  blieb,  beliess  die  bisherige  Personalsteuer  von  1827 
noch  ftlr  die  Einkommen  bis  800  fl.,  fdr  die  höheren  trat  eine  Einkommensteuer  ein, 
wobei  aber  die  Personensteuerkapitalien  von  den  auch  bei  der  neuen  Steuer  fur  diese 
Censiten  noch  gebildeten  Einkommensteuerkapitalien  abgezogen  wurden.  Die  in  die 
Einkommenhöhe  von  über  800  fl.  fallenden  Gewerbetreibenden  und  Grund-  und  Ge« 
bäodebesitzer  unterlagen  der  Einkommensteuer  voll  neben  ihren  alten  Ertragssteuem, 
waren  also  nur  wie  in  Preussen  formell  doppelt  besteuert,  materiell  schon  deshalb 
nicht,  weil  sie  bei  der  Einkommensteuer  Schuldzinsabzug  genossen.  Der  Steuerfuss 
war,  nach  der  gleichen  Proportion  (10  7o)  ^^^  Steuerkapitalien  von  dem  Einkommen, 
proportional,  damals  2%  (Schanz  a.a.O.  S.  251).  Das  zweite  endgiltige  Gesetz 
vom  21.  Juni  1869  beseitigte  dann  die  alte  Personensteuer  ganz  und  gestaltete  die 
neue  Einkommensteuer  zu  einer  wirklich  allgemeinen  aus,  welche  wie  in  Preussen  die 
Classen-  und  dassificirte  Einkommensteuer  die  einzige  directe  Steuer  fUr  persönliches 
Arbeitseinkommen  und  für  Leihkapitalerträge  und  die  zweite  hinzutretende  ftlr  Ein- 
kommen aus  Grund-,  Hausbesitz  und  Gewerbebetrieb  wurde,  da  die  Immobiliar-  und 
Gewerbesteuer  bestehen  blieb. 

Die  Grundzüge  dieser  Einkommensteuer  waren  die  folgenden.  Da  es 
sich  hier  um  das  erste  der  neueren  süddeutschen  Einkommensteuergesetze  handelt, 
geben  wir  hier  etwas  mehr  Einzelheiten  als  sonst  an.  Steuerpflichtig  waren  nur 
physische  Personen,  insbesondere  im  Staatsgebiet  wohnende  Inländer,  aber  bedingt 
auch  im  Ausland  wohnende  und  gewisse  Ausländer.  Die  Veranlagung  erfolgte  im 
Allgemeinen  nach  Haushaltungen.  Allgemeine  Steuerbefreiungen  wegen  Kleinheit  und 
Art  des  Einkommens  fehlten,  wie  damals  auch  noch  in  Preussen  bei  der  Classensteuer, 
doch  war  in  gewissen  Fällen  Personen  kleineren  Einkommens  und  Gewerbsgehilfen 
und  Dienstboten  in  Wohnung  und  Kost  der  Herren  (bis  800  fl.)  Steuerfreiheit  gewährt. 
Für  die  Veranlagung  wurden  die  Steuerpflichtigen  nach  Höhe  des  Einkommens  in 
zwei  Abtheilungen,  über  und  bis  1500  fl.  Einkommen,  unterschieden  und  war  danach 
das  Veranlaguufcsverfahren  verschieden.  Auch  die  Veranlagung  der  ersten  Abtheilung, 
mit  über  1500  fl.  Einkommen,  erfolgte  ohne  Declarationspflicht  der  Censiten  durch 
behördliche  Einschätzung,  ähnlich  wie  bei  der  prenssischen  Einkommensteuer. 
Es  wurden  dafür  in  den  Steuercommissariatsbezirken,  eventuell  auch  in  den  grösseren 
Gemeinden,  Einschätzungscommissionen  unter  Vorsitz  des  Steuercommissars  oder  eines 
besonderen  von  der  Obersteuerdirection  ernannten  Commissars  aus  vom  Bezirksrath 
gewählten  und  im  betroffenden  Bezirke  wohnenden  Censiten  der  Abtheilung  I  gebildet. 
Also  ein  Steuerbeamter  an  der  Spitze.  Bei  der  Erforschung  der  für  die  Einschätzung 
maassgebenden  Verhältnisse  des  Censiten  sollte  tieferes  Eindringen  vermieden  werden, 
ebenso  bei  der  Prüfung  des  Materials  durch  die  Commission.  FUr  die  endgiltige  Er- 
ledigung von  abweiohenden  Ansichten  des  Vorsitzenden  von  den  Commissionsbeschlüssen 
und  von  Beclamationen  des  Censiten  selbst  ward  für  den  ganzen  Staat  eine  „Landes- 
commission"  gebildet,  bestehend  aus  einem  vom  Finanzministerium  ernannten  Com- 
missar  und  9  Mitgliedern,  die  zu  je  3  von  den  Directionen  der  3  Provinzen  aus  den 
Mitgliedern  der  Einschätzungscommissionen  zu  wählen  waren.  Mit  Geldstrafen  (4fachem) 
waren  Censiten  bedroht,  welche  bei  den  Keclamationen  Theilo  des  Einkommens  ver- 
schwiegen oder  zu  gering  anfi^aben,  worüber  das  Gericht  entschied,  sofern  sich  der 
Censit  nicht  freiwillig  der  Strafzahlung  fügte.  Die  Einschätzung  selbst  erfolgte  in 
Classen,  die  durch  Grenzziffern  von  Einkommen  grossen  gebildet  wurden  (15 — 1700  fl., 
1700 — 2000  fl.  u.  s.  w.),  wie  in  Preussen,  wobei  Schuldzins-  und  Lastenabzug,  sowie 
Abzug  der  zu  zahlenden  staatlichen  und  communalen  Grund-  und  Gewerbesteuern 
stattfand.  —  Bei  den  Censiten  der  2.  Abtheilung,  bis  1500  fl.  Einkommen,  erfolgte 
die  Einschätzung  auch  in  solche  Einkommonclassen  nach  Stufen  (im  Ganzen  11,  bis 
200,  2—800  fl.  u.  s.  w.,  13—1500  fl.),  ebenfalls  ohne  lästiges  Eindringen,  nach  dem 
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muthmaasslicbon  Einkommen,  aber  zugleich  mit  Btlcksichtnahme  auf  andere,  die 
Leistung8f^ihigkeit  des  Censiteu  berührende  Umstände.  Danach  durfte  auch  die  Steuer 
in  der  1.  Glasse  (bis  200  fl.  Einkommen)  bei  entschiedener  Mittellosigkeit  eines 
Censiten  auf  die  Hälfte  herabgesetzt  werden.  Die  Einschätzung  geschah  durch  Ört- 
liche Commissionen,  deren  Mitglieder  7om  Gemeindevorstand  zu  wählen,  unter  Leitung 
des  Bezirks-Steuercommissars  als  Vorsitzendem.  Dieser  konnte  erentuell  eine  BerisioB 
der  Einschätzung  bei  der  Oberstenerdirection  beantragen,  die  dann  nach  PrOfang 
durch  einen  von  ihr  bestellten  Commissar  Berichtigungen  verfflgen  durfte.  Die  ente 
Instanz  far  Reclamationen  der  Censiten  war  die  Einschätzungscommission  der  ersten 
Abtheilnng  des  Bezirks,  von  dieser  ging  der  Becurs  fUr  Bedamanten  wie  Steaer- 
commissar  an  die  Oberstenerdirection. 

Besonders  bcmerkenswerth  war  nun  noch,  dass  auch  bei  dieser  neuen  Einkommen- 
steuer an  der  Methode  der  Bildung  von  Steuerkapitalien  festgehalten  worden  ist. 
was  man  mit  leichterer  Debersichtlichkeit  (?)  und  Yergleichbarkeit  (?)  der  Belaetong 
mit  der  durch  die  anderen  Steuern  und  mit  der  Möglichkeit,  so  einen  bleichen 
Steuerausschlag  für  alle  Classen  festzustellen,  begründete  (s.  Schanz  8.  252).  Die 
völlige  Heterogenität  dieser  von  den  bei  den  anderen  Steuern,  der  Grand- und 
Gewerbesteuer,  gebildeten  Steuerkapitalien  wurde  dabei  übersehen.  Bei  der  1.  Ab- 
theilung  der  Einkommensteuer  wurden  die  Steuerkapitalien  in  der  gleichen  Proportion 
von  10  ^/o  der  Untergrenze  der  Steuerstufe  angesetzt,  was  bei  gleichem  Steuerausschlag 
einen  gleich  hohen  proportionalen  Steuersatz  für  alles  Einkommen  tlber  1500  fl.  herbei- 
führte. Bei  der  2.  Abtheilung  entstand  dagegen  ein  degressiver  Steuerfuss  bei  gleicheai 
Steuerausschlag,  weil  hier  die  Steuerkapitalien  von  Classe  zu  Glasse  procentweise  ?on 
unten  nach  oben  stiegen  (10  fl.  in  der  ersten  Classe  bis  200  fl.  Einkommen,  15  fl.  in 
der  zweiten  von  200—300  fl.  u.  s.  w.,  130  fl.  in  der  elften  von  13—1500  fl.).  Diese 
Methode  verminderte  aber  gerade  die  Uebersichtlichkeit  und  verhtlllto  unpassend  die 
Degressivität  des  Steuerfosses.  Der  Steuerausschlag,  d.  h.  also  wieder  der  von  den 
Steuerkapitalien  der  Einkommensteuer  zu  erbebende  Steuersatz  wurde  nebst  dem  Zu- 
schlag für  Verzinsung  und  Tilgung  der  Staats-  und  Provinzialstrassenbauschulden  für 
jede  Finauzperiode  festgesetzt,  war  mithin  principiell  beweglich,  thatsächlich  indessen 
wenig  verändert  und  der  gleiche  wie  für  die  Enragssteuem. 

Die  mit  dem  Uebergang  zur  Einkommensteaer  begonneoe  tiefere 
Reform  der  directen  Besteuerung  war  in  Hessen  noeb  besonders 
wichtig,  weil  hier  die  Ertragssteuem,  namentlich  die  Grundstener, 
überhaupt  und  im  Verhältniss  zu  den  deutschen  Nachbarländern, 
recht  hoch  waren.  Man  hatte  nunmehr  ein  Mittel,  um  den  Steuer- 
druck wenigstens  durch  richtigere  Vertheilung  der  Last  erträglicher 
zu  machen.  Etwas  geschah  dies  schon  unmittelbar  durch  die  neue 
Einkommensteuer,  die  besonders  den  reinen  Arbeitsverdienst  und 
die  Kapitalrenten  schärfer  als  die  alte  Personensteuer  belegte, 
aber  freilich  Realitätenbesitz  und  Gewerbe  noch  einmal  mittraf. 
Bestrebungen,  die  Steuervertheilung  noch  mehr  zu  erweitem  und 
zu  verbessern,  führten  dann  zu  den  weiteren  Reformen. 

§.  9G.  Dritte  Periode.  Weiterbildung  der  directen 
Besteuerung,  Verbesserung  der  Einkommen-  und 
Gewerbesteuer,  Eingliederung  der  Kapitalrenten- 
steuer (1869—1884).  In  den  1870er  Jahren,  besonders  seit  1873, 
begann  die  Reformbewegung  von  Neuem.  Es  handelte  sich  nament- 
lich darum,  die  directe  Besteuerung  der  verschiedenen  Ertrags-, 
Besitz-    und    Berufsarten    mehr    zur   Ausgleichung    zu    bringen. 
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Regierung  uod  Stände,  erste  und  zweite  Kammern,  die  politischen. 
Parteien  gingen  in  ihren  Ansichten  und  Fordernogen,  im  Ganzen 
wie  in  Einzelheiten,  vielfach  auseinander.  Wir  können  die  Phasen 
dieser  Meinungskämpfe  hier  nicht  näher  verfolgen,  so  viel  ungewöhn- 
lich Lehrreiches  sich  bietet  und  so  werthvolle  Untersuchungen  über 
die  thatsächlichen  Verhältnisse  auch  vorliegen.  Wir  müssen  uns  mit 
der  kurzen  Darstellung  der  Ergebnisse  in  der  Gesetzgebung  selbst 
l)egnügen. 

In  erschöpfender  Weise  hat  Schanz  in  dem  genannten  Aufsatz  diese  Dinge, 
namentlich  auch  in  den  Kammer?erhandlungen  und  nach  den  hier  gelieferten  amtlichen 
statistischen  Materialien  verfolgt  und  sie  sehr  klar  und  belehrend  behandelt,  s.  a.  a.  0. 
II,  S.  252  ff.  Von  besonderem  Interesse  ist  die  Erörterung  der  regelmässigen  Haupt- 
Streitfragen  bei  der  Einkommensteuer  (eb.  S  285,  329):  Declarationspilicht,  Melde- 
angäbe  (eventuell  auch  der  Arbeitgeher  über  Hohe  der  Lohne,  Gehaitc  der  Arbeit- 
nehmer), Steuerscala,  Progression  (Degression),  Befreiung  kleiner  Einkommen,  Berück- 
sichtigung persönlicher  Verhältnisse,  Besteuerung  der  Actiengesellschaften  (s.  nament- 
lich über  diese  Specialfragc  S.  317  ff*.  Schanz*  Ausführungen  von  allgemeinster  Be- 
deutung); ähnlich  die  zum  Theil  gleichen  und  sonstigen  principiellen  Fragen  bei  der 
Kapitalrentensteuer,  so  über  Abzug  der  Passivzinsen  hier  (eb.  S.  341 — 354),  dann 
über  die  Verbindung  von  Ertragssteuern  mit  der  Einkommensteuer,  die  Hohe  der 
Fosse  der  verschiedenen  Steuern,  die  Einrichtung  der  Gewerbesteuer  (eb.  S.  330 — 341). 
So  ziemlich  alle  principiellen  und  practisch- technischen  modernen  Streitfragen  über 
directc  Steuern  finden  hier  ihre  Erörterung  von  den  verschiedensten  Gesichtspuncten 
aus.  Es  sind  auch  in  der  ständischen  Berathung  und  Seitens  der  Regierung  hier 
wieder  Arbeiten  geliefert,  von  denen  dasselbe  gilt,  was  ich  oben  bei  Baden  einmal 
äusserte  (S.  285):  so  sorgfältig,  mit  umsichtiger  Erwägung  aller  Für  und  Wider,  Wenn 
und  Aber  kann  in  Grossstaaten  bei  derartigen  Reformen  kaum  gearbeitet  werden. 
Darin  liegt  aber  auch  wieder  jene  Gefahr  in  Kleinstaaten,  den  „kleinen  Dingen'%  die 
sich  doch  niemals  ganz  correct  erledigen  lassen,  eine  zu  grosse  Bedeutung  beizulegen, 
und  die  deutschen  Particularsteuerrochte  selbst  bei  Uebereinstimmung  in  den  Grund- 
lagen and  Hauptpuucten  doch  in  Nebenpuncten  noch  mehr  zu  differenziren. 

Das  Ergebniss  war  eine  legislative  Revision  der  Einkommen- 
steuer und  Gewerbesteuer  und  die  Einführung  einer  neuen 
besonderen  Ertragssteuer,  der  Kapitalrentensteuer  (3  Gesetze, 
alle  vom  8.  Juli  1884).  ^ 

Das  neue  Einkommensteuergesetz  war  zwar  auch  nur 
eine  Revision  des  früheren  von  1869  und  hat  der  Steuer  ihre  bis- 
herige Structur  im  Ganzen  belassen,  aber  ,,für  die  unteren  Volks- 
classen  erhebliche  Befreiungen  und  Ermässigungen  geschaffen,  die 
besser  Situirten  durch  Progression  und  Einengung  der  Einkommen- 
classen  schärfer  getroffen,  die  Actiengesellschaften  in  ebenso 
practiscber  als  den  Anforderungen  der  Billigkeit  entsprechender 
Weise  zur  Steuer  herangezogen^'  (Schanz),  so  „der  materiellen 
Gerechtigkeit  Gentige  geleistet  und  Verbesserungen  in  der  Ver- 
anlagung gebracht,  ohne  dass  man  freilich  bereits  zur  Declarations- 
pflicht  der  Censiten,  auch   nicht  einmal  bei  höheren  Einkommen 


^)  S.  die  zusammenfassende  Schlussbetrachtung  in  Schanz'  Aufsatz  S.  354 — 356. 
▲.  Wagner,  Finuuwinensehaft  IT.  22 
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(in  der  ersten  Abtheilung  der  Steuer,  über  2600  M.)  gelangte,  ob- 
wohl bezügliche  Bestrebungen  in  den  Kammern  hervortraten.  Die 
eigenthümliche  Einrichtung  der  Bildung  von  „Stenerkapitalien'' 
blieb  auch  in  dem  neuen  Einkommensteuergesetz  bestehen.  Die 
ebenfalls  nur  revidirte  Gewerbesteuer  hat  mancherlei  als  Ver- 
besserungen anzusehende,  wenn  auch  nur  kleinere  Veränderungen  er- 
fahren. Durch  einige  der  neuen  Bestimmungen  wurde  „der  objective 
Character  der  Gewerbesteuer  [etwas]  durchbrochen,  das  snbjectiye 
Element  in  dieselbe  eingeführt^'  (Schanz).  Unter  den  Aender- 
ungen  seien,  aus  Schanz'  Resum6,  hier  genannt:  „grössere  Classifi- 
cation der  Gewerbe,  die  früher  sehr  allgemein  gehalten  war,  sehr 
wesentliche  Verbesserungen  und  Vereinfachungen  im  Tarif,  sowie 
massenhafte  Zusammenfassungen  unter  dem  Titel  Eines  Patents, 
beträchtlich  höhere  Besteuerung  der  auswärts  Wohnenden,  welche 
weder  Gewerbsanlagen  noch  Niederlassungen  in  Hessen  besitzen 
und  danach  hier  ein  Gewerbe  treiben  (Hausierer,  Handlungsreiseode 
u.  s.  w.),  Regelung  und  Besteuerung  der  Erwerbs-  und  Wirthschafto- 
genossenschaften ,  erbebliche  ErleichteruDgen  der  geringeren  Ge- 
werbetreibenden^'  (zum  Theil  Befreiungen);  Regulirung  der  Gewerbe- 
steuer nicht  mehr  durch  Steuercommissäre  unter  Mitwirkung  der 
Bürgermeistereien,  sondern  durch  eine  Commission,  welche  aus  dem 
Steuercommissär  als  Vorsitzendem  und  drei  Stadtverordneten,  bezw. 
Gemeinderathsmitgliedern  besteht. 

Die  neue  Kapitalrentensteuer  endlich  hat,  wenn  auch 
noch  in  zu  massigem  Satze,  das  Steuerfreiheitsprivileg  des  Leih- 
kapitals beseitigt,  das  dieses  im  Vergleich  mit  anderem  Besitz 
(Grund-,  Haus-,  Gewerbekapital)  auch  nach  Einführung  der  Ein- 
kommensteuer in  Hessen  (wie  in  Preussen)  insofern  noch  immer 
besass,  als  es  mit  seinem  Ertrage  nicht  wie  der  des  genannten 
anderen  Besitzes  einer  zweiten  directen  Steuer  bisher  unterlag  nnd 
ohnehin  wegen  seiner  schwierigeren  Erfassung  auch  von  der  Ein- 
kommensteuer häufig  nicht  genügend  getroffen  wurde.  Die  Hinza- 
fügUDg  der  Kapitalrentensteuer  war,  wenigstens  in  Ermangelung 
eines  höheren  EiDkommensteuerfusses  für  Leihzinsen,  so  ein  rich- 
tiger Ausbau  der  Ertragsbesteuernng,  soweit  durch  diese  fundirtes 
Einkommen  noch  besonders  neben  der  Einkommensteuer  getrofifen 
werden  sollte.  Bei  der  Kapitalrentensleuer  wurde  auch  Declarations- 
pflicht  angeordnet,  womit  dies  wichtige  Princip  in  das  heasische 
Steuerrecht  kam,  was  später  seine  Einführung  in  die  Einkommen- 
steuer erleichtert  hat. 
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Von  Einzelheiten  der  neuen  Gesetzgebung  werden  hier  noch  folgende 
henrorgeboben ,  bei  der  Einkommen-  und  der  Gewerbesteuer  besonders  einige  der 
Abweichungen  gegen  die  früheren  Gesetze  (s,  die  Gegenüberstellung  der  Texte  beider 
Gesetze  bei  Schanz,  Fin.arch.  11,  S.  382  ff.,  435  ff.,  wo  in  Noten  auch  die  Abänderungen 
der  neuen  Gesetze  gegen  den  Entwurf  und  die  Kammerausschussanträgo  angegeben 
werden). 

In  Betreft  der  subjectiFen  Steuerpflicht  bei  der  Einkommensteuer  wurde 
jetzt  eine  Untergrenze  mit  500  M.  Einkommen  eingeführt.  Auch  die  Steuerfreiheit 
jugendlicher  Personen  (bis  18  Jahren  wie  bisher)  und  sonstiger  poch  in  Ausbildung 
auf  Schulen  u.  s.  w.  begriffenen  ist  noch  erweitert  worden  (auf  700  M.).  Ausser 
physischen  Personen  wurden  die  Actien-  und  Gommanditactiengesellschaften  unmittel- 
bar als  steuerpflichtige  Subjecte  erklärt,  und  zwar  für  die  UeberschUsse ,  die  sie  als 
Actienzinsen  und  Dividenden  rertheilen  oder  zur  Bildung  von  Reservefonds  oder  zur 
Schuldentilgung  rerwenden,  wobei  die  Yorst&nde  die  erforderlichen  AuüschlOsse  geben 
mOssen  (also  Declarationspflicht  hier  besteht).  Die  schwierige  Frage  der  Verbindung 
zwischen  der  Einkommensteuer  solcher  Gesellschaften  und  derjenigen  der  Actionftre 
selbst  (für  die  erhaltenen  Zinsen  und  Dividenden)  wurde,  znr  Vermeidung  an  sich 
bedenklicher  Doppelbesteuerung  durch  die  nemliche  Steuer,  principiell  richtig,  aber 
freilich  steuertechnisch  misslich  dahin  entschieden,  dass  die  Actionäro  bei  ihrem 
eigenen  Einkommen  wie  die  Schuldzinsen,  Lasten  u.  9.  w.,  die  sonstigen  directen  Staats- 
und Communalsteuem,  so  auch  die  Zinsen  und  Dividenden  von  Actien  inländischer 
Gesellschaften  abziehen  dttrfen,  jedoch  nur  in  demjenigen  Verhältniss,  nach  welchem 
deren  UeberschUsse  bereits  der  Einkommensteuer  unterworfen  sind  (s.  Art.  4,  19  dos 
Gesetzes,  dazu  die  Ausführungen  von  Schanz  a.  a.  0.)-  FUr  die  Veranlagang  ist  die 
Unterscheidung  Ton  2  Abtheilungen,  über  und  bis  2600  M.  jetzt,  geblieben.  Zur 
Erieichterung  der  Veranlagung  ist  eine  sogen.  „Meldean^abo'*  in  gewissen  Fällen  in 
beschränktem  Maasse  eingeführt  worden,  d.  h.  unter  Strafandrohung  den  Haushaltungs- 
Torständen  die  Pflicht  auferlegt,  hinsichtlich  der  zu  ihrem  Haushalt  gehörigen  Personen 
der  zuständigen  Behörde  auf  Verlangen  formalirte  Fragen  zu  beantworten,  soweit  sie 
die  einschlägigen  Verhältnisse  aus  eigener  Wahrnehmung  kennen  (Art.  11,  12).  Die 
Bildung  der  Steuerkapitale  nach  Maassgabe  des  Einkommens,  zu  welchem  die  Pflich- 
tigen eingeschätzt  sind,  ist  so  eingerichtet  worden,  dass  bei  der  1.  Abtheilong  die 
Qaote,  welche  das  Steuerkapital  vom  Einkommen  bildet,  bis  zur  27.  Classe  allmälig 
ansteigt,  nemlich  von  c.  10  7o  in  der  1.  Classe  (280  M.  Kapital  bei  2600—2900  M. 
Einkommen)  auf  fast  16  7o  ^^  ^^^  27.  Classe  (3200  M.  Kapital  bei  20—21.000  M. 
Einkommen)  und  ftlr  jedes  weitere  1000  M.  Einkommen  dann  um  den  festen  Betrag 
Ton  160  M.  wächst,  was  bis  dahin,  bei  gleich  hohem  Steueranschlag  (Steuerfuss^, 
einen  entsprechend  progressiven,  bezw.  degressiFon  Steucrfoss  bedingt  (Art.  13).  Dasselbe 
Princip  besteht  in  der  2.  Abtheilung,  indem  hier  das  Stenerkapital  mit  5—6  7o  ^^ 
Einkorn menbetrags  in  der  1.  Classe  (30  M.  bei  5 — 600  M.)  beginnt  und  auf  c.  10  ^/q 
in  der  10.  steigt  (245  M.  bei  2300—2600  M.  Einkommen)  (Art.  35).  Die  Organisation 
der  Einschätzungscommissionen  hat  die  Veränderung  erfahren,  dass  —  jetzt  alle  drei 
Jahre,  früher  jährlich  —  die  für  jedes  Steuercommissariat  zu  bildende  Commission 
aus  Mitgliedern  besteht,  welche  vom  Kreistage  (früher  vom  Bezirksrathe)  aus  den  im 
Bezirk  rorhandenen  Steuerpflichtigen  der  1.  Abtheilung  gebildet  wird,  und  die  Bildung 
eigener  Commissionen  für  die  5  grOssten  Städte  obligatorisch  geworden  ist.  Auch 
sind  jetzt  alle,  früher  nur  bestimmte  öffentliche,  Behörden  zur  Ertheilung  Ton  Auf- 
schlüssen verpflichtet.  Die  Mitglieder  der  Landescommission  als  Rcclamationsinstanz 
werden  femer  jetzt  nicht  mehr  von  den  Provinzialdirectioncn ,  sondern  von  den 
Provinzialausschüssen  gewählt.  Bei  der  Einschätzung  der  2.  Abtheilung  (unter  2600  M. 
Einkommen)  soll  zwar  in  der  Kegel  in  die  dem  wirklichen  Einkommen  entsprechende 
Classe  eingeschätzt  werden,  doch  kann  bei  die  Leistungsfähigkeit  ungünstig  beein- 
flussenden Verhältnissen  auch  die  Einschätzung  in  die  nächst  niedrigere  Classe  er- 
folgen, eyentuell  in  diesem  Fall  bei  der  untersten  Classe  Steuerfreiheit  eintreten. 
Aach  ist  allgemein  ?erstattet  worden,  dass  die  3  untersten  Classen  alle  oder  thcilweise, 
TOD  unten  an,  im  Finanzgesetz  für  die  Finanzpcriodo  überhaupt  Erlass  der  Einkommen- 
steuer erhalten  (Art.  35). 

Bei  der  Gewerbesteuer  haben  die  Berufsarten,  die  nicht  unter  sie  fallen, 
kleine  Aenderungen  erfahren,  u.  A.  sind  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften, 
die   statutenmässig   und   thatsächlich   ihre  Thätigkeit  auf  den  Kreis  ihrer  Genossen 
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and  zwar  so,  dass  jeder  Pflichtige  ohne  besondere  Aaffordernng,  nur  nach  öffentlicher 
Bekanntmachung,  jährlich  nach  einem  amtlichen  Formular  seine  Steuererklärung  (mit 
Angabe  der  abzugsfähigen  Lasten)  an  die  Bürgermeisterei  einzuliefern  hat.  Auf  Ver- 
langen der  Einschätzungscommission  hat  der  Pflichtige  auch  weitere  Aufklärungen 
zu  geben.  Wer  die  Steuererklärung  nicht  abgiebt,  aber  für  kapitalrentensteuerpflichtig 
gilt,  wird  ron  der  Einschätzungscommission  zur  Abgabe  der  Erklärung  oder  der  Ver- 
sicherung der  Nichtsteuerpflichtigkeit  binnen  einer  vierwöchigen  Frist  aufgefordert  und 
wird  straffällig  und  rcrlierc  das  Bechtsmittel  far  das  Jahr  gegen  seine  Einschätzung, 
wenn  er  der  Aufforderung  nicht  Folge  leistet.  Die  Einschätzungsbehörden  sind  die- 
selben wie  fttr  die  Einkommensteuer,  das  Verfahren  in  beiden  Fällen  wesentlich  gleich. 
Auch  hier  werden  die  Kapitalrentner  mit  2600  M.  übersteigendem  Gesammtein- 
kommen  ?on  der  Einschätzungscommission  der  1.  Abtheiiung  der  Einkommensteuer, 
die  mit  kleinerem  (jesammteinkommen  von  derjenigen  der  2.  Abtheiiung  veranlagt 
(Art.  17  u.  ff.,  über  Reclamationen  und  Beschwerden  Art.  20  fl'.).  Strafen  sind  an- 
gedroht fUr  wissentlich  unrichtige  oder  unvoll&tändige  Angaben,  die  zur  Verkürzung 
des  Steuerinteresses  fuhren  können,  auch  fur  absichtliche  Unterlassung  der  Steuer- 
erklärung (Vergehen  der  „Steuerhinterziehung").  Die  Strafe  ist  Geldstrafe  im  Acht- 
fachen des  Jahresertrags  der  Steuer,  die  ausserdem  nach  zu  zahlen  ist.  Letztere  Ver- 
pflichtung dauert  5  Jahre  und  geht  auf  die  Erben  über,  eine  Vorschrift,  mit  welcher 
das  flscalische  Interesse  kaum  genügend  gewahrt  wird,  da  gewöhnlich  erst  beim  Tode 
des  Censiten  eine  oft  langjährige  Steuerhinterziehung  constatirt  wird,  deren  pecuniärer 
Nachtheil  so  für  den  Staat  nur  theilweise  gut  gemacht  werden  kann.  Umwandlung 
der  Geldstrafen  in  Freiheitsstrafe  findet  nicht  statt.  Die  Strafen  werden  durch  das 
Gericht  erkannt,  sofern  der  Gensit  nicht  freiwillig  innerhalb  10  Tagen  auf  Aufforderung 
zahlt  (Art.  24—31). 

§.  97.  Vierte  Periode.  Neue  Fortbildung  der 
directen  Steuern,  Gesetzgebung  von  1895.  Die  im  Voraus- 
gehenden dargestellten  Reformen  seit  den  1860er  Jahren  haben 
die  Lösung  des  wichtigen  Problems  der  möglichst  richtigen  Ver- 
theilung  der  Last  an  directen  Staatssteuern  ohne  Zweifel  wesentlich 
gefördert.  Durch  die  Einführung  und  Entwicklung  der  Einkommen- 
steuer an  Stelle  der  alten  Personalsteuer  war  allmälig  von  den 
60er  bis  in  die  90er  Jahre  das  Schwergewicht  der  directen  Be- 
steuerung von  den  alten  Ertragssteuern,  besonders  der  Grundsteuer, 
weg  in  die  Einkommensteuer  verlegt  worden,  eine  Richtung  der 
Bewegung,  welche  sich  durch  die  Einilihrung  der  Kapitalrenten- 
steuer noch  verschärft  hat.  Der  Ausschlagscoefficient  der  Grund- 
steuer hätte  ermässigC  werden  können.  Die  beibehaltenen,  noch 
durch  die  Kapitalrentensteuer  ergänzten  Ertragssteuern  fungirten 
der  Annahme  nach  und  mehr  oder  weniger  —  freilich  sehr  ver- 
schieden nach  ihren  einzelnen  Arten  und  vollends  bei  den  einzelnen 
Stenerobjecten  und  Subjecten,  schon  wegen  Nichtberücksichtigung 
der  Schulden  bei  der  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  —  als 
eine,  auch  principiell  jetzt  beabsichtigte  höhere  Besteuerung  des 
fundirten  Einkommens.  Auch  die  Durchschnittsbelastung  mit  diesen 
Ertragssteuern  war  allerdings  noch  recht  verschiedeo,  soweit  sich 
das  bei  den  drei  alten  nach  deren  ganzer  Veranlagongsmethode 
wenigstens  schätzungsweise  feststellen  liess,  bei  der  neuen  Kapital- 
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rentensteuer  auch  nach  dem  absichtlich  für  sie  gewählten  niedrigen 
Steuerfuss  (bezw.,  was  auf  einen  solchen  hinausläuft ,  bei  dem 
massigen  Anschlag  der  Steuerkapitale).  Aber  immerhin  war  doch 
alles  fundirte  Einkommen  höher  belastet  und  das  bisher  begünstigte 
Leihkapital  wenigstens  jetzt  einer  Rentensteuer  mit  unterzogen. 
Gewisse  Befreiungen  und  Erleichterungen  der  kleinen  Leute  waren 
in  der  Einkommen-  und  zum  Theil  in  der  Kapitalrenten-,  auch  in  der 
Gewerbesteuer  eingetreten,  Umstände,  welche  die  Leistungsfähigkeit 
ungünstig  beeinflussen,  mehr  berücksichtigt  worden.  In  der  Ein- 
kommensteuer war  ein  progressiver  (bezw.  degressiver)  Steuerfuss 
zur  Durchfübrnng  gelangt,  so  dass  die  grösseren  Einkommen 
wenigstens  etwas  stärker  als  die  kleineren,  trotz  der  Proportiona- 
lität der  Steuerflisse  der  Ertragssteuem,  belastet  wurden.  So  hatte 
sich  'die  ganze  directe  Besteuerung  mehr  dem  Grundsatz  der  Be- 
steuerung nach  der  Leistungsfähigkeit  angepasst  Die  Last  der 
directen  Staatssteuern  wurde  allerdings  durch  den  Hinzutritt  der 
Communalsteuern  gesteigert,  die  auch  in  Hessen  sich  an  erstere 
anlehnten  und  bei  steigenden  Bedürfnissen  wuchsen.  Aber  die 
neue  Verfassung  der  directen  Staatssteuern  war  doch  auch  ge- 
eigneter für  die  Anlegung  der  Communalsteuern  geworden,  was  in 
dem  neuen  Communalsteuergesetz  vom  24.  Sept.  1887  auch  zum 
Ausdruck  kam. 

Materialien,  auch  statistische,  zum  Belege  vielfach  in  den  Landta^papieren  und 
danach  in  den  genannten  Aufsätzen  von  Schanz  und  Glässing  im  Finanzarchir.  Beim 
Steuerausschlag  um  1884  galt  die  Grundsteuer  als  eine  Belastung  von  3.91  %  des 
Reinertrags,  die  Gewerbesteuer  als  eine  solche  von  ca.  2.5,  die  gewerbUche  Gebiade* 
Steuer  von  3,  die  Kapiialrentensteuer  von  1.5  Vo^  während  die  Einkommensteiier  beim 
Ausschlag  von  16  Pf.  auf  1  M.  Steucrkapital  das  kleinste  steuerpflichtige  Einkommen 
von  5—600  M.  mit  0.96,  das  grösste  in  der  2.  Abtheilung  (bis  2600  M.)  mit  1.57, 
das  kleinste  in  der  1.  Abtheilung  mit  1.72,  das  Einkommen  von  20.000  M.  an  mit 
dem  gleichen  Satz  von  2.56  7u  ^^^^-  ^*^^  Ausschlag  fUr  die  Grundsteuer  war  von 
19  Pf.  auf  1  M.  in  1863  bis  1884  auf  14  Pf.  herabgeseUt  worden  (s.  Fin.Ärch.  II, 
357,  510,  XIII,  274,  300). 

Die  Entwicklung  der  Steuererträge  und  das  Yerhältniss  bei  den  einzelnen  Steuern 
zu  einander  zeigt  folgende  Tab.  57  ;G lässing,  Fin.arch.  XIII,  300  fttr  1868— 94/95, 
Nr.  680,  Dcc.  1898,  Mittheilungen  der  hessischen  statistischen  GentralsteUo  f)lr  1897/98, 
hier  als  ,, ausgeschlagen  und  zur  Hebung  überwiesen"').  Sie  bestätigt  ziffornmiasig 
genau  das  oben  Gesagte  und  liefert  zugleich,  wie  die  ähnliche  Entwicklung  in  anderen 
deutschen  Staaten  (Prenssen  S.  54,  59,  Baiern  S.  181,  182,  Sachsen  S.  121,  Württem- 
berg S.  231,  Baden  S.  294)  einen  guten  Beleg  für  die  wenigstens  relative  Entlastang 
des  ländlichen  Bodens  und  Ertrags  und  fUr  die  Entwicklung  auch  der  hessischen 
Yolkswirthschaft  in  der  bekannten  modernen  Weise. 

Früher  (s.  v.  Krug's  Denkschrift  von  1897  über  Steaerrefonn ,  Anlage  III) 
überwog  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  noch  mehr:  1828  mit  739,  1840  mit  740, 
1860  mit  699  Promille  des  Ertrags  gegen  70,  71,  109  bei  der  Gewerbesteuer,  191, 
188,  192  bei  der  Personalsteuer.  —  Die  Steuerausschläge  (ob.)  waren  auf  diese  drei 
Steuern  (nach  1869  auf  die  Einkommensteuer  statt  der  Personalsteuer),  1828  gleich- 
massig  15.537o,  1840  13.9,  1860  18.54.  1869  und  1870  desgl.,  seit  1880/81  verschieden, 
17.5  auf  die  Gruud:»teuer,  19  auf  die  anderen,  1885/86  bezw.  15  and  17,  dieser  Satz 
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Tab.  57.    Ertrag  der  hessischen 

directen  Stj 

latsstenern,  1869—98  (roh). 

A.  Absolute  Zahlen  (1000  M. 

)   1869 

1870 

1884/85 
2484 

1885/6 

1893/4  1894/5 

1897/8 

1.  Grundsteuer      .... 

2748 

2756 

2129 

1988 

2.  Gebäadcsteuer  .... 

917 

929 

1099 

970 

1086 

1  und  2  zusammen  .    . 

3665 

3685 

3583 

3098 

3074 

3102 

3164 

3.  Gewerbedteuer  .... 

677 

693 

954 

842 

971 

986 

1041 

4.  Kapitalrentenstener    .    . 

357 

392 

397 

457 

Summe  1—4  Ertragsst 

4342 

4378 

4537 

4297 

4437 

4485 

4662 

5.  Person.-,  bezw.  Einlest.  *) 

1104 

2464 

3568 

3921 

4698 

4808 

5603 

Summe  1 — 5      .    .    . 

5446 

6842 

8105 

8218 

9135 

9293 

10265 

B.  RelatiTzahlen  Voo 

1 .  Grundsteuer 

505 

403 

306 

259 

219 

2.  Gebaudesteuer  .... 

168 

136 

136 

117 

119 

— 

1  und  2  zusammen   .    . 

673 

539 

442 

37ß 

338 

333 

308 

3.  Gewerbesteuer  .... 

124 

101 

118 

103 

106 

106 

102 

4.  Kapitalrentensteuor    .    . 

— 

— 

43 

43 

43 

44 

Summe  1—4  Ertragsst. 

797 

640 

560 

522 

487 

482 

454 

5.  Person.-,  bozw.  Eiuk.st  ^] 

203 

360 

440 

478 

513 

518 

546 

Summe  1 — 5      .     .    . 

1000 

1000 

1000 

1000 

1000 

1000 

1000 

Ton  17  auch  auf  die  Kapitalrentensteuer,  1890/91  14,  16  und  auf  die  Kapitalrenten- 
Steuer  17,  ebenso  seitdem.  Also  eine  Differenzirung  im  Ausschlag  zu  Gunsten  der 
Grundsteuer,  zu  Ungunsten  der  Kapitalrentensteuer,  mit  dem  mittleren  Satz  (16  7o) 
bei  der  Gewerbe-  und  Einkommensteuer. 

Rahe  trat  gleichwohl  nicht  lange,  weder  in  der  Agitation  für 
weitere  Veränderang  der  Steaem,  noch  in  den  Kammern,  noch  in 
der  gesetzgeberischen  Arbeit  selbst  ein  und  besondere  seit  den 
90er  Jahren  kam  die  ganze  Materie  wieder  in  Bewegung.  Der 
Gründe  waren  mancherlei,  zum  Theil  die  nemlichen  wie  überall 
in  Deutschland.  „Unerledigt  war  in  der  bisherigen  Beform  die 
umstrittene  Frage  der  Bildung  neuer  Steuerkapitalien  für  die  land- 
wirthscbaftlichen  Grundstücke  und  der  Kempunct  alles  Steoer- 
wesens,  die  Frage  der  Verhältnissmässigkeit  der  Belastung  der 
einzelnen  Einkommenqaellen  geblieben''  (Glässing).  Die  alten  Ertrags- 
steuern,  auch  die  reformirte  Gewerbesteuer  genügten  bei  ihrem 
ganzen  Character  immer  weniger.  Die  Entwicklung  der  Volks- 
wirthschaft  in  pri?atkapitalistischer  und  industriestaatlicher  B ich tung, 
die  schwierige  Lage  der  Landwirthschaft,  die  steigende  Last  der 
Gommunalsteuern ,  die  neueren  „socialpolitischen''  Steuertheorien 
und  Bestrebungen,  die  Finanzbedürfnisse  des  Staats  drängten  auch 
hier  weiter  und  practisch  wirkte  dann  gerade  auch  in  Hessen  wieder 
das  Beispiel  der  neuen  Reformgesetzgebung  der  directen  Besteuerung 
in  Preussen  sowie  bald  der  gute  Erfolg  dieser  Reform.  Nament- 
lich das  Streben  nach  weiterer  Entlastung  der  unteren  Classen  von 
directen  Steuern,  nach  grösserer  Berücksichtigung  der  persönlichen 
Leistungsfähigkeit    bezüglich    der    Tragung    der   Steuerlast    unter 


')  1869  alte  Personal-,  später  neue  Einkommensteuer. 
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ungünstigen  Umständen  und  das  Seitenstück  dazu,  nach  stärkerer 
Belastung  der  grösseren  und  ganz  grossen  und  der  Besitzeinkommen, 
daher  nach  stärkerer  Progression  des  Steuerfusses  nach  oben  zu, 
machte  sich,  wie  neuerdings  überall  in  Deutschland,  auch  in  Hessen 
immer  mehr  geltend.  Die  Vorurtheile  gegen  schärferes  Ver- 
anlagungsverfahren bei  den  Personalsteuem,  gegen  Declarations- 
pflicht  bei  der  Einkommensteuer  schwanden  mehr.  Die  Mängel  der 
alten  „objectiven'^  Ertragssteuern,  der  Besteuerung  wesentlich  nur 
nach  äusseren  Merkmalen  auch  noch  in  der  revidirten  Gewerbe- 
steuer, wurden  mehr  erkannt  und  anerkannt  und  ihre  Abstellung 
erschien  immer  dringender.  Aus  diesen  Strömungen  ging,  nach 
verschiedenen  Anläufen  und  manchen  Wechselfällen,  auch  in  den 
Kammern,  eine  Fortbildung  der  directen  Steuern  hervor,  welche, 
ohne  damit  ihren  Abschluss  schon  zu  finden,  zunächst  wieder  zu 
Veränderungen  des  Einkommen-  und  des  Kapital- 
renten Steuergesetzes,  im  Gesetze  vom  25.  Juni,  bezw.  10.  Joli 
1895  führten.  Das  erste,  das  an  Stelle  des  1884er  trat,  hat  wesent- 
lich nur  solche  Aenderungen  erfahren,  welche  die  Einführung  der 
Declarationspflicht  für  die  erste  Abtheilung  der  Steuerpflichtigen 
mit  sich  brachte  (s.  bes.  Art  20,  25,  19,  39)  und  Aenderungen  im 
Tarif,  besonders  bei  der  ersten  Abtheilang  durch  Weiterftthrung 
der  Progression.  Bei  der  Kapitalrentensteuer  beschränkten  sich  die 
Veränderungen  auf  die  Einttihrung  des  Verwaltungsgerichtshofs,  der 
auch  bei  der  Einkommensteuer  so  fungirt,  als  letzte  Berufungs- 
instanz. Der  Abschluss  der  Reformgesetzgebung  ist  erst  1899  unter 
mancherlei  parlamentarischen  Schwierigkeiten,  aber  ganz  in  der 
angedeuteten  Richtung  erreicht  worden  (§.  98  unten). 

Auch  hier  können  nur  die  Hauptergebnisse  der  1895er  Gesetz- 
gebung, nicht  die  Phasen  in  den  Meinungsstreiten  zwischen  den 
legislativen  Instanzen  und  sonst  dargestellt  werden.  Wie  gewöhn- 
lich mussten  mancherlei  Compromisse  geschlossen  werden,  um  das 
Werk  zu  Stande  zu  bringen,  was  dann  dahin  fahrte,  dass  weiter- 
gehende Bestrebungen,  so  für  grössere  Befreiungen  und  Erleichter- 
ungen nach  unten  zu,  noch  schärfere  Progression  bei  der  Einkommen- 
steuer (gerade  in  der  1.  Kammer!)  zunächst  noch  nicht  durch- 
drangen. 

S.  für  dies  Alles  und  für  hier  übergegangenes  Einzelne  wieder  die  reichhaltige 
Arbeit  von  Glässing,  ein  Seitenstück  zu  der  früheren  von  Schanz,  Fin.arch.  XIII, 
273—377 ,  daselbst  die  beiden  Gesetze  378  ff.  und  397  ff.  Wichtigere  Pnncte  waren 
die  folgenden. 

Bei  der  Einkommensteuer  gingen  in  Botreff  der  subjecti?en  Stener- 
p flicht  und   der  unteren  Einkommengrenze  dafür  Bestrebangen,  namentlich  in  der 
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1.  Kammer,  darauf  aus,  die  Befreiung  über  die  bisherige  Grenze  von  500  M.,  e?entucl| 
wie  in  Prenssen  bis  auf  900  M.  auszudehnen.  Aber  es  blieb  schliesslich  im  Gesetz 
bei  der  bisherigen  Grenze,  aus  fiscalischen  Btlcksichten,  auch  wegen  der  Gemeinde- 
steoem,  aber  auch  aus  principiellen  politischen  Gründen,  weil  man  eine  weitere  Steuer- 
freiheit Fon  directcr  PersonaJsteuer  nach  unten  zu  fUr  unrichtig  hielt.  Auch  Er- 
leichterungen sind  nur  in  geringem  Maasse  eingetreten,  so  bei  der  2.  Abtheilung 
(unter  2600  M.  Einkommen)  in  der  Art,  dass  jetzt  auf  die  Leistungsfähigkeit  ungtlnstig 
einwirkende  Umstände  nicht  nur  durch  Einschätzung  in  tiefere  Steuerclassen  bertick- 
sichtigt  werden  können,  sondern  mflssen,  und  hier  dann  für  die  gunstigere  Einsetzung 
der  Censiten  nicht  nur  die  nächst  niedrigere  Classe  zulässig  ist,  sondern  1  oder  2  dieser 
Glassen  (Art.  49).  Durch  den  Fortfall  der  noch  im  vorigen  Gesetz  festgehaltenen 
Vorschrift,  dass  auch  bei  der  Einschätzung  der  2.  Abtheilung  „ohne  lästiges  Eindringen 
in  die  speciellen  Einkommen-  und  YermOgensverhältnisse'*  vorgegangen  werden  solle, 
and  durch  kleine  Erhöhung  der  Stenerkupitalien  gerade  in  der  untersten  Stufe  (bei 
5—600  M.  Einkommen  von  30  auf  35  M.),  woneben  die  Stufen  2—7  allerdings  kleine 
Ermässigungen  der  Steuerkapitalanschläge  erfuhren  —  ist  sogar  die  Einkommeu- 
besteuerung  der  kleinen  Leute  eher  noch  verschärft  worden.  In  der  Steuerpflicht 
nicht-physischer  Personen  ist  keine  Veränderung  erfolgt.  —  Bei  der  Festsetzung  der 
objcctiven  Steuerpflicht  tauchten,  zumal  jetzt  beim  Uebergang  zur  Declarations- 
pflicht,  ähnliche  Streitfragen  auf,  wie  s.  Z.  in  Preussen.  Besonders  die  sogen.  „Abzugs- 
posten^*,  die  bei  der  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  vom  Gesammtein- 
kommen  statthaften  AbzOge,  wurden  genauer  bestimmt  (Gesetz  von  1895,  Art.  19, 
gegenflber  Art.  20  des  Gesetzes  von  1884)  — ,  so  in  Betreff  der  Abschreibungen  fUr 
Abnutzungen  der  den  landwirthschaftlichen  und  gewerblichen  Betrieben  dienenden 
Gebäude,  Maschinen  und  Betriebsmittel,  entsprechend  einer  angemessenen  Berück- 
sichtigung der  Werthverminderung,  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buch- 
führung (Art.  19,  ^T,  8).  Auch  wurden  für  abzugsfähig  erklärt  die  vom  Steuer- 
pflichtigen gesetz-  und  vertragsmässig  zu  entrichtenden  Beiträge  zu  Kranken-,  Unfall-, 
Alters-  und  luvalidenversicherungs-,  Witt  wen-,  Peosionscassen  (eb.  Nr.  6)  und  sogar 
—  ein  vollends  strittiger  Puuct  (s.  Glässing  a.  a.  0.  S.  311,  meine  Abh.  über  die 
preussische  Steuerreform,  Fin.arch.  1891,  B.  8,  S.  711)  —  die  Versicherungsprämien 
bis  zu  400  M.  jährlich  (in  Preussen  600)  für  die  Versicherung  des  Censiten  auf  den 
Todes-  oder  Lebensfall  (Nr.  7).  Im  Unterschied  zu  Preussen  besteht,  wie  auch  schon 
nach  bisherigem  Gesetz,  die  Abzugsfähigkeit  auch  aller  directen  Communalsteuern 
(Nr.  4).  —  Der  lange  und  besonders  eifrig  geführte  Streit  über  den  Steuertarif 
and  die  Progression  endete  in  Compromissen  zwischen  Bcgi^ong  und  Kammern 
und  beider  letzteren  untereinander,  wodurch  namentlich  die  Prozession  weiter  geführt 
und  etwas  verschärft  wurde,  auch  gegenüber  der  Kegierungsvorlage  (Glässing, 
S.  316 — 340).  Auch  hier  verblieb  es  bei  der  bisherigen  formellen  Besteuerungs- 
methode, der  Bildung  von  Steuerkapitalien  aus  einer  gesetzlichen  Quote  der  Einkommen- 
classen  und  bei  der  Durchführung  der  Progression  in  der  Weise,  dass  in  beiden  Ab- 
theilungen der  Steuer  jene  Quote  mit  der  Höhe  des  Einkommens,  bei  der  1.  Abtheilung 
bis  zu  einem  bestimmten  Betrage  der  letzteren,  wuchs,  bei  der  2.  Abtheilung  jetzt, 
nach  der  Untergrenze  der  Classe  berechnet,  von  7  auf  c.  10.6  %  (bisher  von  6  auf 
c  10.6  7o«  daneben  die  oben  erwähnten  kleinen  Ermässigungen  der  Classeii  2 — 7  der 

2.  Abtheilung),  in  der  1.  Abtheilung  für  die  Einkommen  über  2600  M.  von  der 
14.  Classe  an  (8500 — 9000  M.  Einkommen)  diese  Quote  langsam  ein  wenig  stieg  und 
auch  über  die  bisherige  Grenze  der  Progression  (20 — 21.000  M.  Einkommen)  sich 
noch  weiter  erhöhte,  was  jetzt  erst  in  der  47.  Classe  (bei  40—41.000  M.  Einkommen) 
aufhörte.  Von  hier  an  war  die  Quote  250  von  1000  M.  jeden  weiteren  Einkommens, 
während  sie  bisher  nur  160  M.  fUr  1000  M.  von  21.000  M.  Einkommen  an  gewesen 
war.  Bei  dem  Steuersatz  von  16  Pf.  für  1  M.  ergab  sich  so  eine  Progression  von 
1.12  7o  in  der  1.  Classe  der  2.  Abtheilung  (500  M.  Einkommen)  und  1.72  */o  in  der 
1.  Classe  der  1.  Abtheilung  (2600  M.)  schliesslich  bis  auf  fast  4  ^q-  Eine  wohl  (auch 
in  der  1.  Kammer)  befürwortete  noch  weitere  Steigerung  der  Progression  drang  nicht 
durch,  auch  im  Hinblick  auf  diesen  Maximalfuss  in  anderen  deutschen  Staaten,  be- 
sonders in  Preussen.  Das  Erreichte  war  immerhin  ein  Fortschritt.  —  Die  Decla- 
rationspflicht  hatte  früher,  besonders  in  der  1.  Kammer,  viel  Widerspruch  gefunden 
und  war  in  das  Einkommensteuergesetz  von  1884  noch  nicht  aufgenommen  worden, 
wohl  aber  damab  in  das  Kapitalrentensteuergesetz  gekommen  (o.  S.  328).  Jetzt  drang 
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sie  bei  der  2.  Abtheilang  der  Steuer  darch  und  kam  wesentlich  nach  der  Fassung 
wie  bei  der  Kapitalrcntensteuer  io  das  Gesetz  (Art  20  ff.)  Man  liess  es  auch  bei 
der  bisherigen  (jrenzziffer  zwischen  den  beiden  Abtheilougen  (2600  M.).  Bei  der 
2.  Abtheilaog  besteht  facaltatiye  Steaererklärong,  kann  aber  auch  obligatoiinche  ein- 
treteo,  wenn  der  Vorsitzende  der  Yeranlagaogscommission  an  einen  G^siten  die  be- 
treffende Aufforderung  richtet  (Art.  49,  letzter  Absatz).  Bei  nur  durch  Schfttzong  zu 
ermittelndem  Einkommen  soll  dem  Censiten  auf  seinen  Antrag  gestattet  werden,  statt 
Ziffern  massiger  Angabe  des  Einkommens  diejenigen  Nachweisungen  za  geben,  deren 
die  (Kommission  zur  Schätzung  des  Einkommens  bedarf  (Art  20).  (S.  das  sehr  specia- 
lisirendo  Formular  der  Steuererklärung  bei  Glässing  S.  355—356.)  Der  Aofnahme  der 
Declarationspflicht  in  das  Gesetz  entsprach  eine  Aenderung  in  der  Organisation  der 
Berufungsinstanzen  fUr  die  1.  AbtheUung  der  Steuerpflichtigen.  2s  ist  jetzt  hier, 
wieder  nach  preussischem  Vorgang,  gegen  die  Entscheidung  der  im  Uebrigen  com- 
petent  gebliebenen  Landescommissionen  den  Steuerpflichtigen  wie  dem  Vorsitzenden 
der  Laudescommission  die  Beschwerde  an  das  oberste  Verwaltungsgericht  gewährt 
worden,  obgleich  die  Zusammensetzung  des  letzteren,  die  abweichend  ron  der 
prcussischen  und  sonstigen  ist,  sich  dafUr  nicht  so  unbedingt  zu  eignen  schien 
(Art.  32 — 35).  Aber  man  wollte  gerade  ?erm ehrte  rechtliche  (jarantioen  bei  dem 
neuen  durch  Aufnahme  der  Declarationspflicht  verschärften  Verfahren  geben 
(s.  Glässing  S.  367  ff.).  Bei  der  2.  Abtheilung  der  Censiten  ist  es  bei  der  bisherigen 
Einrichtung  des  Berufungswesens  geblieben,  so  dass  hier  noch  die  Verwaltung  (Ministe- 
rium der  Finanzen,  Abtbcilung  für  Stcucrwesen)  oberste  Berufungsinstanz  ist  (Art  51). 
Organisation  der  Veranlagung  und  Veranlagnngsverfahren  sind  sonst  die  bisherigen 
(Gesetz  yon  1884)  bewährten  geblieben.  „Die  Gesammtheit  der  Bestimmungen  (llber 
Organisation),  meint  Glässing  (S.  362),  repräsentirt  eine  Organisation,  wie  sie  wohl 
besser  nirgends  gefunden  werden  durfte."'  Namentlich  wird  die  Einrichtung,  dass 
ein  finanzieller  Fachmann  an  der  Spitze  der  Veranlagungscommissionea  steht, 
der  Steuercommissar,  mit  Kocht  als  ein  Vorzug  gelten  müssen,  anch  gegenüber  der 
neuesten  prcussischen  Gesetzgebung,  wo  immer  noch  ein  Verwaltungsbeamter  diese 
Stellung  einnimmt  (Landrath  u.  s.  w.).  In  Gonsequenz  der  Einführung  der  Declarations- 
pflicht sind  auch  Strafandrohungen,  wie  bei  der  Kapitalrentenstener,  f&r  die 
Censiten  der  1.  Abtheilung  in  das  Einkommensteuergesetz  gekonunen  (Art  39  ff.. 
Achtfaches  bei  wissentlich  unrichtigen  oder  absichtlich  unvollständigen  Angaben, 
welche  zur  Verkürzung  des  Steuerinteresses  zu  fahren  geeignet  sind,  sowie  bei  absicht- 
licher Unterlassung  der  vorgeschriebenen  Steuererklärung).  FUr  die  Erkennung  der 
Strafen  ist  jetzt  das  Gesetz  betr.  die  Einfahrung  des  Verwaltnngsstraf bescheids  bei 
Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  über  die  Erhebung  Öffentlicher  Abgaben 
und  Gefälle  vom  20.  Sept.  1890  anzuwenden.  Die  Steuererklärung  ist  wie  bei 
der  Kapitalrentensteuer,  ohne  besondere  Aufforderung,  nur  nach  öffentlicher  Bekannt- 
machung an  die  Bürgermeistereien  oder  die  Steuercommissariate  abzugeben.  Wer  sie 
untcrlässt,  aber  von  der  Commis^sion  für  dazu  verpflichtet  gilt,  wird  ron  der  Behörde 
dazu  aufgefordert  und  verliert,  wenn  er  nicht  Folge  leistet  oder  nicht  versichert,  dass 
sein  Einkommen  unter  2600  M.  ist,  die  Kcchtsmiitel  gegen  seine  Veranlagung  in  dem 
Steuerjahr,  nebcndem,  dass  er  eventuell  Strafe  verwirkt  (Art.  20). 

An  dem  neuen  Kapitalrentcusteuergesetz  ist  grundsätzlich  nichts  ver- 
ändert, durch  eine  neue  Uedaction  nur  zwischen  diesem  und  dem  Einkommoosteaer- 
gesetz  Ucbcreinstimmung  betreffs  des  Veranlagungsverfahreus,  der  Fristen,  der  Bechls- 
mittel  und  der  Strafbestimmongcn  herbeigeführt  worden.  Bei  dem  niedrigen  Ansatz 
des  Steueri^apitals  mit  nur  8  ^/q  vom  Keuteneinkommen  ist  es  vorläufig  rerbÜeben 
(s.  Gläising,  S.  375). 

§.  98.  Fünfte  Periode.  Abschluss  der  Reform  der 
directen  Besteuerung,  1899.  Aufhebung  der  Ertrags- 
steuern als  Staatssteuern,  Einführung  der  Ver- 
mögenssteuer. Die  Reformen  von  1895  wurden  von  keiner 
Seite  als  Abschluss  betrachtet,  sondern  nur  als  eine  neue  Etappe 
zu  weiteren    und   tiefergreifenderen,    dann    erst   absehliessenden. 


5.  Periode  bis  1899.    Abscblass  der  Beform.  335 

Eben  deswegen  kam  es  1895  eher  zu  Gompromissen,  so  in  der 
Tariffrage,  und  wurden  die  Wünsche  betreffs  der  Real-  und  der 
Gewerbesteuer  vertagt.  Man  wollte  auch  erst  die  finanziellen  Er- 
folge des  neuen,  mit  auf  Declarationspflicht  beruhenden  Veranlagungs- 
Verfahrens  abwarten.  Die  Dinge  kamen  denn  auch  bald  in  neue 
Bewegung,  seit  1897,  und  sind  dann  nach  manchen  Schwierigkeiten 
auch  im  Jahre  1899  umfassende  Beformen  des  ganzen  Systems  der 
directen  Staatsbesteuerung  gelungen.  Weitere  gleichzeitige  auf 
anderen  Steuergebieten  stehen  damit  im  Zusammenhang  (§.  99,  100). 
Auch  von  diesen  Reformen  sollen  hier  wieder  wesentlich  nur  die  Er- 
gebnisse in  den  betreffenden  Gesetzen  von  uns  noch  näher  dar- 
gelegt werden.  Die  Phasen  der  Kämpfe,  die  einzelnen  Streitpuncte, 
unter  denen  der  über  die  Wiedererhebung  (bezw.  Fortdauer  in  ver- 
änderter Form)  der  seit  1891  ausser  Hebung  gesetzten  Weinsteuer 
(s.  u.  §.  99)  besonders  hervorgehoben  sei,  vermögen  wir  hier  nicht 
in  allen  Einzelheiten  zu  verfolgen.  Sie  bieten  manches  allgemein 
Interessante,  so  in  Betreff  der  Tariffrage,  bei  der  Einkommensteuer, 
der  Vermögenssteuer,  der  Ausdehnung  letzterer  u.  s.  w.  Für  Steuer- 
reformfragen im  Allgemeinen  liegt  hier  auch  ein  lehrreicher  Fall 
als  Beispiel  vor,  wie  fiscalische  Nothwendigkeiten  zu 
Compromissen  und  zu  Gombinationen  verschiedener  Steuern,  auch 
zu  einzelnen  Maassregeln,  so  in  Hessen,  nach  dem  Aufgeben  der 
Weinsteuer,  zur  Einführung  der  Glassenlotterie ,  zwingen  können, 
die  eigentlich  von  keiner  Seite  recht  gewünscht  werden.  Das  Haupt- 
sächliche wird  im  Folgenden  kurz  zusammengefasst. 

S.  l^ftheres  darüber  in  dorn,  während  ich  dies  (Octobcr  1899)  schreibe,  erst  noch 
in  Aussicht  stehenden  neuen  Aufsatz  von  Glässing  im  Fin.arch.  B.  1,  Jahrg.  1900. 
Auch  Aufs&tze  ?on  demselben  über  Steuerreform  in  der  hessischen  Zeitschrift  für 
Staats-  und  Gemeindeverwaltung  1897,  Aug.— Dec.  Der  hessische  Finanzminister 
Herr  Ktlchler  hat  mir  die  reichhaltigen  und  höchst  lehrreichen  Materialien  über 
das  ganze  neue  Steuerreformwerk  zur  Verfügung  gestellt,  wofür  ich  hier  meinen 
besonderen  Dank  ausspreche.  Herr  Min.-Secr.  Glässing  hat  mir  dafür  einen  nützlichen 
Leitfaden  handschriftlich  geliefert,  wofür  ich  hier  ebenfalls  bestens  danke.  Ich  habe 
diesen  Leitfaden  im  Folgenden  mit  benutzt.  Von  den  Actenstücken  sind  besonders 
bemerkenswerth:  amtliche  Denkschrift  ?on  v.  Krug,  Vorsitzendem  der  Ministerial- 
Abtheilung  für  Steuerwesen,  „znr  Steuerreform  in  Hessen*',  Juni  1897,  auch,  ohne  die 
statistischen  Beilagen,  im  Fin.arch.  B.  14,  1897,  S.  810  E  Neuer  Keformplan  1898, 
8.  „gemeinsame  Begründung  der  Steuerrorlagen''  mit  5  Gesetzentwürfen,  betr.  Ab- 
änderung der  Einkommensteuer  yon  1895,  Einführung  einer  Vermögenssteuer,  einer 
staatUchen  Glassenlotterie,  einer  Kegelung  der  Weiusteuer,  Hundesteuer.  Darüber 
Sammerausschnssberichte  (Nr.  731  der  Beilagen  zu  den  Verhandlungen  der  2.  Kammer, 
30.  Landtag,  1897/1900,  nebst  weiteren  Beilagen  über  die  einzelnen  Steuerentwürfe). 
Lange  Debatten  in  der  2.  Kammer,  bes.  April,  Mai  1899,  Abschluss  der  Kammer- 
?er]undlungen  Juni,  Juli  1899.  Zugleich  wurden  neue  Gesetzentwürfe  über 
Urkundenstempel,  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  (s.  n.  §.  100)  erledigt  Kund- 
machung der  neuen  Steuergesetze  im  August  1899.  S.  auch  Fin.arch.  1899,  B.  16, 
S.  839  ff. 
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Bei  den  Verhandlungen  über  die  Stenergesetze  von  1895  war  von  den  Kammern 
eine  Besolntion  hinsichtlich  der  Nothwendigkeit  nnd  des  Ziels  nnd  Wegs  einer  weiteren 
Beform  der  directen  Steuern  gefasst  worden,  worin  es  „fUr  dringend  geboten  erid&rt 
wurde,  dass  die  angleiche  Belastung  der  Steuerpflichtigen,  welche  auf  der  seitherigen 
Veraolagungs weise  der  Realsteuern  beruhe,  beseitigt  werde  und  zu  diesem  Zweck  soWd 
als  möglich  eine  Umgestaltung  insbesondere  der  Grund-  und  Gewerbesteuer  erfolge 
und  dass  dabei  zwar  das  fundirte  Einkommen  auch  fernerhin,  sei  es  mittelst  einer 
Vorausbesteuerung  oder  mittelst  eines  Zuschlags  zur  Einkommensteuer,  entsprechend 
höher  heranzuziehen  sei,  als  das  nicht  fundirte,  jedoch  unter  möglichst  sorgfältiger 
Backsichtnahme  nicht  nur  auf  die  grössere  oder  geringere  Sicherheit  der  Fandimog:, 
sondern  auch  auf  die  Leistungsfähigkeit,  ganz  besonders  auf  die  etwaige  Belastung 
fundirter  Einkommcoquollen  durch  Schuldzinsen'*.  Auch  eine  Umgestaltung  der  Com- 
munalbesteuerung  sollte  ins  Auge  gefasst  werden.  Die  Begierung  erklärte  sich  mit 
Tendenz  und  Richtung  der  Beform  einverstanden  und  Hess  bald  die  erforderlichen  Vor- 
arbeiten anstellen  (Denkschrift  von  1897,  S.  2,  3). 

Es  ergab  sich  bei  den  Pro  bearbeiten,  dass  der  Versuch,  die  höhere  Besteuerung 
des  fundirten  Einkommens  durch  entsprechende  Umbildung  der  Grund-  and  Gewerbe- 
steuer   zu    selbständigen    Ergänzungssteuern    zur    Einkommensteuer    herbeizuführen, 
technisch  nicht  wohl  ausführbar  sei  (Denkschrift  S.  30  ff.).    Deshalb  kam  man,  wie 
in  Preussen,  auf  den  Plan  der  Vermögenssteuer.    Hierbei  traten  aber  finanzielle 
Schwierigkeiten  hervor.    Es  handelte  sich  darum,  wenn  der  Staat  die  Einnahme  ans 
den  Ertragssteuern  aufgeben   sollte,  genügenden  Ersatz  dafur  za  finden.    Sollte  der 
bisherige  Ertrag  der  directen  Steuern  dem  Staate  gewahrt   bleiben,  wovon   man  zu- 
nächst ausging,  so  musste  dieser  Ersatz  wesentlich  aus  der  Vermögenssteaer  kommen. 
Dann  aber  musste  bei  der  Höhe  der  hessischen  directen  Gesammtbestenerong  von  got 
10  M.   auf  den  Kopf  und  da  fast  die  Hälfte  des  bisherigen  Steueraufkommens  za 
ersetzen  war,  ein  hoher  Steuersatz  für  die  Vermögenssteuer  eintreten;  auf  Grand  der 
Probeschätzungen,  die  ein  Gesammtvermögen  von  c.  38 — 3900  Mill.  M.  ergeben  hatten, 
ein  Satz  von   1.2  Promille,  mehr  als  das  Doppelte  des  preussischen.    Die  Annahme 
eines  solchen  Satzes  bewirkte,  dass  ein  Ziel  der  Beform,  die  directe  Besteaerang 
auch  in  ihrer  Höhe  mehr  der  der  anderen  deutschon,  besonders  der  Nachbantaaten, 
namentlich  Preussens  zu  nähern,  so  nicht  erreicht  werden  wtlrde.    Aach  wäre  die 
Folge  einer  Vermögenssteuer  mit  solchem  Satz  eine  sehr  angleichmässige  Wirkong  der 
Reform  auf  die  einzelnen  Censiton  gewesen,  namentlich  nach  deren  Verschaldangs- 
vcrhältnissen ,  die  bei  der  Vermögenssteuer  zu  berücksichtigen  waren:  ähnliche  Er- 
gebnisse wie  in  Baden  (o.  S.  280  tf.).    (S.  Denkschrift  von  1897,  S.  36  fi'.,  nebst  An- 
lage VI.)    Ein  Plan,  gleichwohl  zur  besseren  Vertheilung  der  Gesammtsteaerlast  die 
Vermögenssteuer  zum  vollen  Ersatz  der  Ertragsstcuem,  soweit  er  nicht  durch  Acnde^ 
uugcn   der  Einkommensteuer  mit  zu  erreichen  war,  einzuführen,  wurde  zwar  noch 
verfolgt,  aber  kam  nicht  zur  Ausführung.  Im  Fortgang  der  Sache  gelangte  man  nach 
einem  Ministerwechsel  (neuer  Finanzminister  KUchler)  zu  dem  veränderten  Plane,  bei 
der  Reform    eine   Verminderung   der    Gesammtlast  an   directen    Staats- 
hteuern,  nicht  nur  eine  bessere  Vertheilung  dieser  Last,  horbeizofnhren.   Man  (aaste 
(lAi>oi  eine  Verminderung  um  ungefähr  ein  Fünftel  (c.  2  Mill.  M.  von  10  MiU.)  ins 
Augo,  um  so  die  hessische  Bevölkerung  in  Bezug  auf  diese  Steuern  mehr  deijenigen 
%\vr  Nachbarstaaten  gleichzustellen.  So  sollte  die  neue  Vermögenssteuer  nur  za  einem 
um  Weniges  höheren  Steuersätze,  0.55  Promille,  als  die  preussische  (0.50  Promille) 
oihoixM).  dadurch  nur  eine  Einnahme  von  knapp  2  Mill.  Mark  (1.98  Mill.)  beschallt, 
ilor  Kviixu  von  weiteren  erlassenen  c.  2.7  Mill.  Mark  (4.7  Mill.  Mark  bisherige  Ertngs- 
filiini'nMnnahmc   im  Ganzen)  auf  andere  Woise  gedeckt  werden.    Einmal  durch  Tarif- 
niuloriinKiMi    hoi    der   Einkommensteuer    1.   Abtheilung,   auch    durch   ErhOhang   und 
WitlloiTiihrung    der    Progression    bis    auf  4.5  °'o    ™it    einer   Ertragssteigerang   von 
I .  **'.    Mill.  Mark  (^OoO.OOO  M.);  sodann  durch  Mitbenutzung  anderer  Einnahmen  und 
iliiH'h  Krölinung  neuer  Quellen.    In  erstorer  Hinsicht  erwies  es  sich  möglich.  Dank 
ilor  lioti-lrlH-   un<I  Fiuanzgcmeinschaft,  in  welche  Hessen  für  seine  Staatsbahnen  mit 
l'iiMii.iwi    ISIH)  getreten  war  (s.  u.),  mit  einiger  Sicherheit  einen  Theil  des  Deficits, 
wrU  hr^  aus  (JiT  Aufhebung  der  directen  Staatssteuem  hervorging,  aas  dem  Eisenbahn- 
»MfnriNijhorNrhusH  zu  decken,  vorsichtiger  Weise  nur  c.  %  Mill.  Mark,  eino  der 

i;niis(ignii    lol^on  dieser  Eisenbahnpoliiik.    Sodann  sollte  die  Neuordnung  der  wieder 
A  Hobung  /.u  setzenden  Weiusteuer  Va  ^^^^)  ^^^  Erhöhung  des  Verwaltongsstempels 
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V4  Mill.,  die  der  Hundesteuer  auf  den  doppelten  Satz  165.000  Mark  nnd  die  eio- 
zuftüirende  Classenlotterie  auch  Vs  ^iU.  Mark  liefern.  Das  war  also  im  Effect  ein 
theilweiser  Ersatz  bisheriger  directer  Besteuerung  durch  indirecte 
Verbrauchs-  (die  Weinsteuer),  directe  Gebrauchs-  und  Quasi-Luxus- 
Mer  Hundesteuer),  eine  Art  „Spielsteuer**  (die  Lotterie)  und  verkohrssteuer- 
artige  Abgaben,  die  Stempel.  Diese  Steuerpolitik  war  als  Ganzes  betrachtet  mit 
dieser  Wirkung  nicht  völlig  ohuc  Bedenken,  aber  wurde  durch  die  ungewöhnliche 
Höhe  der  hessischen  directen  Besteuerung,  die  man  durchaus  glaubte  im  Interesse 
des  Erwerbslebens  ?ermindern  zu  müssen,  und  durch  die  Vortheile  der  Aufhebung 
der  ganz  veralteten  Ertragssteuern  für  gerechtfertigt,  durch  die  FinanzbedUrfnisse 
auch  für  unerlässlich  angesehen  (s.  Gemeins.  Begründung,  S.  7  £).  Und  in  der  That 
lisst  sich  dem  beistimmen.  Es  war  auch  wohl  richtig,  wenn  man  in  Hessen  mit  der 
Progression  der  Einkommensteuer  nicht  allein  gar  zu  hoch  gehen  mochte,  wie  von 
anderer  Seite  verlangt  worden  war,  mit  Rücksicht  auf  die  niedrigeren  Maximalsätze 
der  deutschen  Nachbarstaaten.  Im  Einzelnen  war  wohl  das  Unerfreulichste  die  Ein- 
führung der  Classenlotterie  nun  auch  in  diesem  halb  süddeutschen  Lande.  Der 
Reformplan  fand  im  Ganzen,  speciell  in  dem  mit  seiner  Prüfung  betrauten  Ausschuss 
der  2.  Kammer  durchaus  Anerkennung,  nur  die  Wiedererhebung  der  Weinsteuer,  wenn 
auch  in  zum  Theil  neuer  Form,  ganz  überwiegende  Opposition,  auch  im  Lande, 
besonders  in  dem  hier  am  meisten  interessirten  Rheinhessen.  Diese  Steuer  fällt  dann 
auch  im  Landtage  trotz  des  Festhaltens  der  Regierung  an  ihr  und  obwohl  die  ganze 
allgemein  gewünschte  Steuerreform  dann  zu  scheitern  drohte.  Indessen  gelang  schliess- 
lich doch  noch  eine  Verständigung,  indem  Ersatz  der  Weinsteuer  in  anderen  Hilfs- 
mitteln gesucht  und  schliesslich  gefunden  wird,  nemlich  doch  noch  in  einer  weiteren 
Tarifänderung,  besonders  Fortführung  der  Progression  der  Einkommensteuer  bis  fast  auf 
5  %  in  max.  (woneben  noch  Ermässigungen  der  untersten  Stufen  aus  „socialpolitischem** 
Interesse  erfolgten),  ferner  in  Erhöhung  der  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  und  in 
weiteren  Abgaben  des  gemeinsam  geregelten  Justiz-  und  Verwaltungsstempelwesens, 
wobei  man  auch  zu  mehrfachen  luxussteuerartigen  Abgaben,  Lustbarkeitssteuern  (auf 
Fahrräder,  Luxuswagen,  Reitpferde,  Automobile,  Musikwerke  in  Gasthäusern)  und  zu 
mancherlei  gewerblichen  Concessionsabgaben  kam  (s.  u.  §.  100).  Die  Progression  in 
der  Einkommensteuer  wurde  so  in  Hessen  etwas  höher  gebracht,  als  in  Deutschland 
sonst.  Koch  weitere  Erhöhung  (bis  6  ^/q)  drang  nicht  durch  (Antrag  von  social- 
demokratischer  Seite).  Angeregt  war  verschiedenes  Weitere,  so  eine  Erhöhung  des 
Steuerfusses  der  Einkommensteuer  für  Ledige  um  V«  (,Junggesellensteucr*^  in  der 
2.  Kammer  einmal  angenommen),  bei  der  Vermögenssteuer  die  Ausdehnung  der  sub- 
jectiren  Steuerpflicht  auch  mit  auf  juristische  Personen ,  der  objectiven  Steuerpflicht 
auf  Gebrauchsvermögen  (Mobiliar,  Hausiuventar  u.  s.  w.,  eventuell  von  8000  M.  Werth 
an),  die  Einführung  des  Progressionsprincips  auch  bei  dieser  Steuer  (soc.-dcm.  Antrag), 
aber  schliesslich  fiel  das  Alles.  Die  Gründe  gegen  einzelne  dieser  Vorschläge,  auch 
regierungsseitig,  so  namentlich  gegen  die  Progression  der  Vermögenssteuer,  sind  wohl 
Dicht  immer  durchschlagend  gewesen,  auch  nicht  die  steuertechnischen  Einwände 
gegen  die  Mitbesteuerung  der  Mobilien,  aber  hier  wie  in  Betreff  der  Weiterführung 
der  Progression  bei  der  Einkommensteuer  war  immer  die  Rücksicht  auf  die  Steuergesetz- 
gebung der  Nachbarstaaten,  besonders  Preussens,  entscheidend,  man  wollte  nicht  gern 
wesentlich  anders  vor-  und  weitergehen  als  dieses.  Das  war  auch  in  Hessen  bei  der 
Kleinheit  und  geographischen  Lage  des  Staats  eine  nicht  unrichtige  Politik.  Da 
zudem  der  Steuerfuss  des  Gesetzes  nur  der  normale  war,  dessen  Aenderung  und  auch 
Erhöhung  je  nach  Umständen  eintreten  sollte  —  und  wahrscheinlich  wird  er  schon  für 
die  nächste  Finanzperiode  um  10  %  erhöht  werden  müssen  —  war  das  Festhalten  an 
nicht  zu  hohem  Maximum  wohl  begreiflich.  FUr  die  allgemeine  deutsche  Politik  der 
directen  Besteuerung  ergiebt  sich  auch  aus  den  hessischen  Vorgängen,  dass  eine  Fort- 
ftlhrung  der  directen  Besteuerung  in  der  Richtung,  die  stärkeren  Schultern  allgemein 
und  dauernd  noch  mehr  zu  belasten,  von  Preussen  ausgehen  muss.  Nachfolger  wird 
es  dann  schon  finden. 

Bei  dem  Beginn  der  subjectiven  Steuerpflicht  schon  mit  500  M.  Einkommen  ist 
es  in  Hessen  auch  jetzt  geblieben,  wesentlich  aus  fiscalischen  Rücksichten,  um  die 
Beform  nicht  durch  noch  höheres  Ersatzbcdürfniss  zu  erschweren.  Indessen  ist  die 
Grenze  ?on  wenigstens  erst  600  M.  doch  mehrfach  mit  ins  Auge  gcfasst  worden  und 
bei  finaozieUer  Bewährung  der  Reform  auch  wohl  ihre  Einführung  bald  zu  erwarten. 
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Beachtenswerth  ist  sonst  noch  das  endliche  Fallenlassen  des  Systems  der  «Steuer- 
kapitalicn''  und  die  Einführung  bestimmter  Steuersätze  bei  der  Einkommen-  und  Ver- 
mögenssteuer, wobei  indessen  aas  staatsrechtlicher  Rücksichtnahme  auf  die  verfassongs- 
massige  Ordnung  des  Steuerbewilligungsrechts  ausdrücklich  ?erfOgt  wurde,  dass  immer 
erst  das  jedesmalige  Finanzgesetz  zu  bestimmen  habe,  ob  die  Sätze  des  Gesetzes  oder 
welche  pocentweise  abweichenden  Sätze  für  die  Erhebung  der  Steuer  angewendet 
werden  sollen  (Abweichungen  vom  preussischen  Steuerrecht).  An  Einf&hrung  jähr- 
licher statt  der  bisherigen  dreijährigen  Finanzperioden  wird  gedacht.  —  Die  Ana- 
dühnung  der  Erbschaftssteuer  auf  die  directe,  insbesondere  dio  Descendentonlinie,  kam 
wohl  zur  Sprache,  wurde  aber  aach  in  Hessen  aus  den  in  Deutschland  üblichen,  an 
sich  nicht  durchschlagenden.  Gründen  vermieden.  Auch  hier  mttsste  wohl  Preussen 
die  Initiative  ergreifen.  Die  Classenlottcrie  wurde  eigentlich  ?on  Niemandem  principieU 
in  Schatz  genommen,  aber  —  mit  dem  finanziellen  Bcdürfniss,  dem  bösen  Beispiel 
der  deutschen  Nachbarstaaten,  dem  thatsächlichen  Spiel  der  Hessen  in  den  tlbrigen 
Lottcrieen,  dem  Wunsche,  das  Geld  dafür  lieber  im  Lande  zu  behalten,  PXr  aosreicheod 
gcrcchtfoitigt  angeschen.  Gewiss  nicht  mit  Recht  und  —  nach  der  Maxime,  der 
Zweck  heiligt  die  Mittel.    Aber  —  die  Hauptschald  trifft  hier  leider  Preussen. 

Im  Ganzen  wird  man,  trotz  einzelner  Bedenken,  die  hessische 
Steuerreform  von  1899  recht  günstig  benrtheilen  dtlrfen.  Sie  hat 
den  richtigen  Weg  energisch  beschritten  und  rasch  das  Ziel  er- 
reicht,  die  mancherlei  Schwierigkeiten  geschickt  ttberwunden  und 
der  hessischen  Landesbesteuerung  unter  derjenigen  der  deutschen 
Mittelstaaten  jetzt  die  erste  Stelle  in  Bezug  auf  richtige  Steuer- 
politik und  Steuertechnik  verschafft. 

Die  neuen  Gesetze  selbst  sind:  Das  vom  12.  August  1899  betr. 
die  Abänderung  des  Einkommensteuergesetzes  vom  25.  Juni 
1895  und  danach  Bekanntmachung  vom  12.  August  1899  mit  der 
Fassung  des  Textes  des  Gesetzes  von  1895  in  der  neuen  Form  von 
1899;  das  Gesetz  vom  12.  August  1899  betr.  die  Vermögenssteuer. 
Gleichzeitig  sind  auch  auf  den  erwähnten  anderen  Steuergebieten 
(Urkundenstempel  und  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer ,  Hunde- 
steuer, Verordnung  über  Jagdpässe)  (s.  u.  §.  100)  und  über  die  Ein- 
führung  der  staatlichen  Classenlottcrie  die  betreffenden  neuen  Gesetze 
veröffentlicht  worden.  Es  war  diese  neueste  Zeit  also  auf  dem 
Gebiete  finanzieller  Gesetzgebung  von  besonderer  Fruchtbarkeit 

Die  Hauptpuncte  des  neuen  Rechts  der  directen  Staats- 
besteuerung waren  die  folgenden.  Die  Reform  erfolgte  nach 
preussischem  Muster  und  lief  wie  hier  auf  ein  völliges  Ver- 
lassen der  bisherigen  Bahnen,  auf  das  Aufgeben  der 
staatlichen  Ertragssteuern  und  den  Uebergang  zur 
alleinigen  staatlichen  directen  Personalbestenerung, 
in  Form  der  Einkommensteuer  und  unter  Hinzu fflgnng 
der  Vermögenssteuer  als  Ergänzungsstener  dazu  fiir 
die  höhere  Belastung  des  fundirten  Einkommens  hinaus.  Also  eine 
Reform    von    grösster    principieller    und    practiseher    Bedeutung, 
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wodarch  Hessen  hier  in  Vorsprang  vor  allen  süddentschen  Staaten 
kam  nnd  zugleich  in  Tom  deutschen  Standpancte  aus  erfreuliebster 
Weise  seine  directe  Besteueruug  der  des  leitenden  Staats  grund- 
sätzlich und  in  weitem  Maasse  in  den  einzelnen  wichtigsten  prac- 
tischen  Pnncten  der  Structur  annäherte.  Neben  mancben  Ab- 
änderungen der  Einkommensteuer  von  1895  in  kleineren  Puncten 
traten  eingreifende  Veränderungen  ein  besonders  im  Steuertarif» 
welcher,  unter  Festhaltung  des  bisberigen  Beginns  der  Steuerpflicht 
mit  500  M.  Einkommen,  nach  unten  zu  ermässigt,  nach  oben  zu 
stärker  progressiv  gestaltet  wurde  (Art.  13,  48  nach  der  Artikel- 
nnmmerirung  des  neu  redigirten  Gesetzes  von  1899) ;  ferner  in  der 
weiteren  Ausdehnung  der  Berttcksichtigung  von  Um- 
ständen, durch  welche  die  Leistungsfähigkeit  nachtheilig  beein- 
flusst  wird,  für  die  Feststellung  der  Höhe  der  individuellen  Steuer- 
beträge (Art.  14);  weiter  wurden  jetzt  auch  noch  andere  nicbt- 
physische  Personen,  ausser  den  bisher  schon  steuerpflichtigen  Actien- 
und  Commanditactiengesellscharten  zu  Snbjecten  der  Einkommen- 
steuer, nemlich  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  und  Berg- 
gewerkschaften,  sowie  eingetragene  Genossenschaften  mit  einem 
über  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  binausgehenden  Geschäftsbetrieb 
nnd  desgleichen  Consumvereine ,  welche  Rechtsfähigkeit  besitzen 
(Art  2).  Bei  der  Einkommensteuer  wurde  jetzt  auch  die  bei  dieser 
vollends  zu  Künsteleien  und  Fictionen  fUbrende  alte,  aber  s.  Z. 
auch  auf  sie  mit  angewendete  Methode  des  hessischen  Rechts  der 
directen  Steuern,  zum  Zweck  der  Berechnung  der  Steuerschuldigkeit 
y,Stenerkapitale''  aus  Quoten  des  steuerpflichtigen  Einkommen» 
zu  bilden,  wie  schon  bemerkt,  verlassen.  Statt  dessen  wurden  bei 
ihr  jetzt  und  ebenso  bei  der  neuen  Vermögenssteuer  fUr  jede  Steuer- 
classe  der  im  Uebrigen  verbleibenden  und  besonders  für  die  Ver- 
anlagung wie  bisher  unterschiedenen  beiden  Abtbeilungen  der 
Steuer  feste  gesetzliche  Steuersätze  bestimmt  (§.  13,  48).  Doch 
treten  diese  Sätze  nicht  ohne  Weiteres  ein,  sondern  nur,  wenn 
dies  im  Finanzgesetz  so  verfügt  wird,  das  aber  anderseits  anordnen 
kann,  ob  und  um  welchen  Procentsatz  diese  Sätze  erhöht  oder 
erniedrigt  werden  sollen  (Art.  13,  48).  In  solchem  Falle  müssen 
die  Sätze  nach  der  Vorschrift  des  Gesetzes  aber  einheitlich  und 
gleicbmässig  ohce  Rücksicht  auf  die  verschiedene  Art  und  Grösse 
des  Einkommens  bemessen  werden  (eb.). 

Die  Regelung  des  Tarifs  war  der  besonders  wichtige  nnd  umstritteno  Panct 
Er  liat  jetzt  folgende  Nonnalsätze.  Es  verblieb  das  Classensystem  mit  Grenzziffcrn^ 
in  der  2.  Abtheilong  (500 — 2600  M.  Einkommen)  die  alten  10  Classen  wie  bisher 
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(1.  5—600  M.,  10.  23—2600  M.),  mit  Sätzen  von  3  M.  bis  39  M.  steigend,  also  (ftir 
die  Untergrcnzo  der  Classc)  von  0.60  bis  fast  1.70  7oi  i"  ^^^  1-  AbtbeiloDg  (über 
2600  M.)  ebenfalls  die  alten  Classen  (1.  2600—2900,  2.  2900—3200.  8.  3200—3600, 
4.  3600—4000,  dann  jede  weitere  Classe  um  500  steigend,  bis  zur  16.  mit  9500  bis 
10.000  M..  von  da  an  immer  jede  Classe  am  1000  M.  wachsend),  der  Steaersatz  ist 
in  der  1.  50  M.,  steigt  bis  znr  10.  (9500—10.000  M.)  auf  290  M.,  in  der  17.  (10.000 
bis  11.000  M.  Einkommen)  auf  315,  in  der  18.  (11.000—12.000)  auf  850  M.,  in  den 
weiteren  Classen  fUr  je  1000  M.  Einkommen  wächst  er  um  35  M.  bis  zu  34.000  3L 
Einkommen,  von  da  bis  zu  41.000  M.  um  je  40  M.,  von  da  bis  80.000  M.  um  je 
45,  von  da  weiter  um  je  50  M.  für  je  1000  M.  mehr.  Dies  ergiebt  eine  Profrression 
in  Proceuten  von  c.  1.923  in  der  1.  Stufe  (2600  M.)  auf  3.15  in  der  17.  (10.000  M.), 
c.  3.394  in  der  40.  (33.000  M.,  Satz  1120  M.)  und  3.525  in  der  48.  (41.000  M., 
Satz  1445  M.),  c.  3.99  in  der  86.  (79  000  M.,  Säte  31.55),  4.205  in  der  107. 
(100.000  M.,  Satz  4205  M.)  u.  s.  w.,  also  schon  hier  eine  kleine  Ueberschreitung  des 
preossischen  Maximalsatzes,  z.  B.  bei  200.000  M.  Einkommen  9205  M.  Stener  oder 
4.6025  7o-  Im  Maximum  wird  ein  Satz  von  4.964  ^o«  »Iso  beinahe  5  %,  oder  1  V^ 
mehr  als  in  Preussen  erreicht.  Die  Ueberschreitung  von  4  ^/^  beginnt  erst  bei  Ein- 
kommen von  über  80.000  M.  Der  Steuersatz  in  den  unteren  und  mittleren  Einkommen 
ist  von  den  prcussischcn  nicht  sehr  verschieden,  doch  correcter  gestaltet  Bei  einem 
Zuschlag  zum  Steuersatz  von  10  ^/q  ergiebt  sich  also  bereits  ein  Maximum  von 
c.  5.46  7o*  ^^i  ^^^  Veranlagung  soll  der  Censit  in  die  seinem  wirklichen  Einkommen 
entsprechende  Classe  gestellt  werden.  Aber  auch  bei  den  Angehörigen  der  1.  Sceaer- 
abthcilung  werden  jeUt  die  Leistungsfähigkeit  ungünstig  beeinflussende  Verhältnisse 
—  ohne  dass  diese  übrigens  auch  jetzt  im  Gesete  näher  bezeichnet  werden  —  in  der 
Weise  berücksichtigt,  dass  in  solchen  Fällen  Censiten  bis  6000  M.  Einkommen  um 
1  oder  2  Classen  niedriger  eingestellt  werden  können.  —  Die  staatliche  Vermögens- 
steuer darf  der  Censit  (der  1.  Abtheilung)  wie  bisher  die  Ertragssteuer  von  seinem 
Einkommen  zur  Bemessung  des  steuerbaren  Einkommens,  das  der  Einkommenstener 
unterliegt,  abziehen.  —  Aus  den  zahlreichen  sonstigen  kleineren  Ver&ndeningeo  im 
neuen  Gesetz  sei  noch  erwähnt,  dass  die  Strafe  für  Hinterziehung  bei  Censiten  der 
1.  Abtheilung  jetzt  auf  das  4-  bis  20-fache,  statt  bisher  des  S-ädhen  angesetzt  ist 
(ncuredigirtes  Gesetz  von  1899,  Art.  39)  und  dass  auch  für  die  Censiten  der  2.  Ab- 
theilung jetzt  eine  letzte  Berufung  an  einen  Ausschuss  der  Landescommission ,  statt 
bisher  an  das  Finanzministerium,  Abtbeilung  für  Steuerwesen,  gewährt  ist  (Art  50). 
Das  neue  Gesetz  soll  zum  ersten  Mal  bei  der  Steuerveranlagung  1901/1902  an- 
gewendet werden. 

Die  Vermögenssteuer  hat  in  Hessen  dieselbe  Fanction 
wie  die  preassische,  sie  soll,  wie  diese,  eine  ,,E rg an  zangs Steuer 
zur  allgemeinen  Einkommensteuer'^  sein  (Gesetz  von  1899,  Art.  1), 
führt  aber  mit  Recht  den  sie  doch  allein  richtig  characterisirenden 
Namen  ,,Vermö genssteuer''  auch  amtlich.  Das  betreffende 
Gesetz  trat  zwar  sofort  nach  seiner  Verkündignng  in  Ej*aft,  aber 
der  Termin  der  Erhebung  der  neuen  Steuer  wird  erst  durch  Ver- 
ordnung bestimmt.  Erst  dann  treten  die  Bestimmungen  über  die 
Erhebung  der  drei,  bezw.  vier  bisherigen  Ertragssteuem,  der  Grund- 
und  Gebäudesteuer  (Immobiliarsteuer)  von  1824  (s.  o.  S.  316),  der 
Gewerbesteuer  von  1884  und  der  Eapitalrentensteuer  von  1895  för 
die  staatliche  Besteuerung  ausser  Kraft  (Vermögenssteuergesetz  von 
1899,  Art.  54).  Die  Steuer  ist  im  Uebrigen,  namentlich  in  Bezug 
auf  die  subjective  und  objective  Steuerpflicht,  die  Grundsätze  der 
Veranlagung,  nach  dem  preussischen  Vorbilde  eingerichtet,  doch 
mit  einigen  bemerkenswerthen  Abweichungen.    Auch  sie  trifft  nur 


Neue  VermOgerssteacr  von  1899.  341 

die  physischen  Personen  (Art.  3),  diese  aber  schon  für  ein  nach 
Abzug  der  Schulden  und  rechtsverbindlichen  Lasten  verbleibendes 
reines  Vermögen  von  3000  M.  Werth  an  (Art.  12),  gegen  6000  M. 
in  Prenssen.  Natzvermögen  ist  auch  in  Hessen  ausgeschlossen,  die 
Steuerpflichtigkeit  also  nur  für  sogen,  rentables  (bezw.  rentefähiges, 
wenn  auch  zeitweilig  ertragsloses,  z.  B.  Grundstücke,  Häuser)  Ver- 
mögen („Kapital'^)  ausgesprochen.  Der  niedrigere  Ansatz  von 
3000  M.  und  der  um  10  %  höhere  Ansatz  des  gesetzlichen  Normal- 
steuersatzes von  0.55  Promille  (Art.  13),  (gegen  0.5  in  Preussen), 
war  durch  die  Finanzlage  und  den  Ersatz  der  entfallenden  Ertrags- 
steuereinnahmen bedingt,  wonach  die  Steuer  (wie  ähnlieh  eventuell 
in  Baden,  s.  o.  S.  281)  in  stärkerem  Maasse  als  in  Preussen  zur 
Ergänzung  dienen  muss.  Der  Steuerfass  ist  ein  proportionaler, 
nur  nach  Grössenclassen  abgestuft.  Die  Progressivität  war,  wie 
bemerkt,  nicht  durchzusetzen  gewesen.  Ob  der  gesetzliche  Normal- 
satz oder  statt  seiner  ein  Plus  oder  Minus  desselben  erhoben  wird, 
bestimmt  aber  auch  hier,  wie  bei  der  Einkommensteuer,  das  Finanz- 
gesetz,  dann  wiederum  genau  nach  den  Proportionen  der  Normal- 
sätze, einheitlich  und  gleichmässig.  Die  Veranlagung  erfolgt  sonst 
gleichzeitig  mit  der  Einkommensteuer  und  durch  deren  Organe 
und  im  Ganzen  nach  deren  Verfahren,  daher  auch  in  den  zwei 
Abtheilungen  der  Einkommensteuer.  Wichtig  ist  dabei,  dass  wenig- 
stens bei  der  erstmaligen  Veranlagung  von  zweien  der  grossen 
Vermögenskategorieen ,  welche  das  Gesetz  unterscheidet  (Art.  5), 
nemlich  von  der  zweiten  und  dritten,  d.  i.  von  land-  und  forst- 
wirthschaftlichem^  sowie  gewerblichem  Anlage-  und  Betriebskapital, 
und  „sonstigem  Vermögen'*  (d.  h.  wesentlich  Leihkapital  u.  dgl.) 
die  Vermögenssteuerpflichtigen  der  ersten  Abtheilung  Erklärungen 
Aber  das  erstgenannte  Kapital  und  die  es  belastenden  Schulden 
und  alle  Censiten  über  den  Werth  des  „sonstigen  Vermögens"  nach 
Abzug  der  Schulden  zu  machen  haben  (Art.  19,  25).  Nur  bei  der 
ersten  Vermögenskategorie  des  Gesetzes,  den  Grundstücken  und 
Gebäuden  und  Verwandtem,  erfolgt  die  Veranlagung  nach  Schätzung 
der  Veranlagungscommission  (Art.  18). 

Von  Einzelheiten  seien  noch  folgende  erwähnt.  Der  gesetzliche  Normalstcuer- 
«atz  des  Tarifs  (Art.  13)  ist  1.65  M.  für  3—4000  M.  Vermögen  jährlich.  55  Pfennig 
mehr  fnr  je  1000  M.  bis  30  000  M.  Vormöjen,  für  Sömmen  von  30—32.000  M.  ist 
er  16.50  M.  und  für  je  2000  M.  mehr  1.10  M.  bis  60.000  M.,  für  60—63.000  M. 
33  M.  und  für  je  3000  M  mehr  1.65  M.  bis  90  000  M  ,  für  90—94.000  M.  49.50  M. 
DDd  für  je  4000  M.  mehr  2.20  M.  bis  150.000  M.,  für  150.000—156.000  M.  82.50  M. 
und  far  je  6000  M.  mehr  3.30  M  bis  300.000  M..  für  300  000—310.000  M.  165  M. 
und  für  je  10.000  M.  mehr  5.50  M.  Also  im  Ganzen  ein  streng  proportionaler, 
nur  durch  diese  Classenbildung  etwas  modificirter  Steuerfuss.    Die  frühere  fiildang 
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Ton  ,3tcaerkapitalieD"  ist  bei  dieser  neuen  Steuer  gar  nicht  erst  eingeführt  worden. 
ErmissignngeD ,  bczw.  Befreiongen  ve^j^cn  die  LeistnngsfiUiigkeit  ongflnstig  beein- 
flussender ümstlnde  können  den  Vermögcnsstenerpflichtigen ,  denen  solche  in  der 
Einkommensteoer  zn  Theil  werden,  ebenfalls  und  zwar  dorch  Herabsetzung  bis  zn 
6  Classen  gewährt  werden,  wenn  das  steoerpflichtige  Vermögen  30.000  M.  nicht 
erreicht.  Steoerpflichtige  der  nntersten  6  Classen  können  in  diesem  FaUe  sogar  ganz 
steuerfrei  gelassen  werden  (Art.  14).  Die  Bestimmungen  der  Yeranlagnng,  fiedits- 
mittel.  Strafen  sind  wesentlich  dieselben  wie  bei  der  Hnkommenstener  (s.  tiber  Strafen 
Art  48,  Einkommensteocrgesetz  Art  39). 

Diese  neue  GesetzgebuDg  speciell  ttber  directe  Staats- 
stenern  ist  so  wohl  in  der  Tbat  die  bedeutsamste  Maassregel 
auf  diesem  Gebiete,  welche  in  dem  Staate  Hessen  im  19.  Jahr- 
hundert erfolgt  ist^  und  zugleich  die  wichtigste  in  der  deatscben 
einzelstaatlichen  betreffenden  Gesetzgebung  ausserhalb  Preassens, 
die  bisher  gelang.  Deswegen  beansprucht  sie  auch  eine  allgemeine 
(inanzwissenschaflliche  Bedeutung.  Hoffentlich  bewährt  sie  sich  in 
der  Durchführung  ebenso  wie  in  Preassen,  woran  zu  zweifeln  kein 
Grund  ist.  Die  Tfichtigkeit  der  hessischen  Steuerorganisation  ist 
bewährt  und  anerkannt,  sie  wird  sich  gewiss  auch  jetzt  den  neaeo 
Aufgaben  der  Veranlagung  gegenüber  weiter  bewähren.  „Bochumer 
Veranlagungsgrundsätze''  waren  schon  früher  nicht  möglich,  wie 
man  sich  in  Hessen  mit  Recht  rühmen  kann  (Glässing).  Deswegen 
ist  ein  für  die  Finanzen  so  ergiebiger  Erfolg,  wie  er  in  Prensseu 
der  Miqnerschen  Reform  der  Einkommensteuer  und  besonders  ihrer 
Veranlagung  zu  verdanken  war,  kaum  zu  erwarten.^)  Aber  in 
Verbindung  mit  ihrer  guten  Tradition  wird  die  hessische  Stener- 
verwaltung  mit  Hilfe  der  neuen  gesetzlichen  Bestimmungen,  der 
Declarationspflicht  u.  s.  w.,  sicher  auch  wieder  Vortreffliches  leisten. 
Die  Befreiung  von  den  Fesseln,  von  dem  Schematismus  einer  ver- 
alteten Gesetzgebung,  kann  in  dieser  Hinsicht  nur  günstig  wirken» 
Die  Zeit  der  directen  Staatsbesteuerang  wesentlich  nach  „äusseren 
objectiven''  Merkmalen  mächte  auch  in  solchen  kleineren  Staaten 
in  der  heutigen  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  endgiltig  vorbei 
sein.  Man  muss  eben  einmal  das  Wirthschaftssubject  in  seiner 
CDtscheidenden  Bedeutung  mehr  würdigen  und  deshalb  zu  Steuern 
sabjectiven  Characters,  wie  den  Personal-,  den  Einkommen-,  den 
Vermögenssteuern,  übergehen.  Dabei  liegen  natürlich  wieder  neue 
Schwierigkeiten  vor,  deren  man  völlig  kaum  Herr  werden  wird. 
Aber  die  sicheren  Vorzüge  überwiegen  doch  alle  Bedenken.    Die 

^)  Das  hat  sich  auch  schon  früher  nach  der  Einführung  der  Declantioii^iicht 
in  Hessen  gezeigt.  Die  danach  erfolgte  nenc  Einschfttznng  fohrto  nun  zu  einem  Ueiscs 
Pias  gegen  bisher,  während  in  Preussen  wegen  der  schlechten  firQheren  YeianlagaBg 
das  Ergcbniss  so  günstig  war.    (S.  u.  Daten  in  §.  102,  S.  356.) 
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neue  hessische  Gesetzgebung  über  die  directen  StaatsstenerD  ist 
so  beschaffen,  dass  man  die  besten  HofifouDgen  für  eine  befriedigende 
practische  Bewährung  des  nenen,  dem  modernen  Gharacter  der 
Volkswirthschaft  entsprechenden  Systems  haben  kann. 

§.  99.  Die  übrigen  hessischen  Staatsstenern,  be- 
sonders die  Weinstener.  Diese  Steuern  spielen  im  hessischen 
Staatshanshalte  eine  viel  geringere  Rolle  als  die  directen  Steuern, 
seitdem  die  wichtigsten  indirecten  an  das  Keich  übergegangen  sind, 
da  Hessen  nicht  das  Privileg  einer  eigenen  Biersteuer  (und  früher 
Branntweinsteuer)  wie  die  anderen  süddeutschen  Staaten  behalten 
bat  Sie  sind  auch  sonst  von  geringerer  allgemeiner  finanzwissen- 
schaftlicher Bedeutung,  bis  auf  die  innere  Weinsteuer,  welche 
freilich  schon  seit  1891  ausser  Hebung  steht  und  jetzt  (1900)  ganz 
fortfallen  wird,  aber  immerhin  Bemerkenswerthes  bietet,  und  auch  die 
Stempel,  Gerichtsgebühren  und  die  Erbschafts-  und 
Schenkungsstener  in  ihrer  neueren  Gestaltung  verdienen 
Beachtung.  Ausser  diesen  und  gebührenartigen  Staatsabgaben 
(Brückengeld,  Flussüberfahrtsabgaben ,  Resten  von  Regalien,  wie 
Wassergefälle,  Jagdpassabgaben,  Eichgebühren)  hat  Hessen  noch 
eine  Staats- Hundesteuer  und,  eine  freilich  nicht  nur  hier  vor- 
kommende Seltsamkeit,  eine  Staats-Nachtigallen  Steuer.  Wir 
beschränken  uns  hier  auf  eine  immerhin  etwas  genauere  Dar- 
stellung der  Weinstener  und  der  Entwicklungsphasen  derselben, 
geben  dagegen  bei  den  übrigen  nur  eine  kurze  Uebersicht  ihrer 
neueren  und  besonders  der  bestehenden  Gesetzgebung,  ohne  genauer 
auf  die  Gestaltung  und  frühere  Entwicklang  jeder  einzelnen  im 
Laufe  des  Jahrhunderts  einzugehen.  Die  Gesetzgebung  über  diese 
Steuern  rührt  auch  hier  regelmässig  aus  der  ersten  Zeit  des  neuen 
Grossherzogthums  her,  ebenso  wie  diejenige  über  die  später  an 
den  Zollverein  und  das  Reich  übergegangenen,  unter  denen  die 
Zölle  hervorzuheben  sind. 

Die  innere, Weinstener  ist  der  Rest  einer  allgemeinen 
„Tranksteuer'S  die  ehedem  auch  B i e r  und  Branntwein  mit 
Landessteuem  belegte.  Sie  hat  eine  wechselnde  Gesetzgebung  im 
Laufe  des  Jahrhunderts  gehabt,  welche  für  das  Problem  der  inneren 
Weinsteuer  in  einem  Lande  mit  erheblicherem  eigenen  Weinbau 
mancherlei  Beachtenswerthes  bietet,  allerdings  aber  auch  die  grossen 
steuerteehnischen  Schwierigkeiten  dieser  Steuer  im  Ganzen,  wie  im 
Einzelnen  zeigt,  in  Bezug  auf  Einrichtung,  Controlen,  Conflicte  der 
verschiedenen  Interessentenkreise,  der  Weinbauer,  Händler,  Wirthe, 
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des  coDsamireDden  Privatpublicnms,  anf  gleichmässige  oder  ver- 
schiedene Behandlnng  des  Wirthshans-  and  des  Privatpnblicnms, 
eventnell,  wie  neuerdings  in  Hessen  Steuerfreiheit  des  letzteren, 
auf  Berücksichtigung  der  Qualität  des  Weins  oder  Absehen  davon 
n.  A.  m.  Durch  ihre  Erhebungsart,  welche  in  Hessen  gewechselt 
und  immer  mehr  den  Wünschen  der  Steuerpflichtigen  sieb  in  ihren 
Formen,  in  der  Vereinfachung  der  Gontrolen,  im  Wegfall  nament- 
lich der  VersenduDgs-,  Transport-,  Kellercontrolen,  des  „Bezettelungs- 
Zwangs^'  u.  s.  w.,  angepasst  hat,  ist  sie  eben  unvermeidlich  doch 
immer  lästig  geblieben.  Trotz  ihrer  principiellen  Berechtigung 
neben  den  anderen  Getränkesteuern,  trotz  ihrer  alten  Einbürgerung 
in  Hessen  und  ihrer  gewährten  möglichsten  Anpassung  an  Verkehrs- 
und Händler-  und  Schankwirthbedürfnisse  und  Wünsche,  auch  trotz 
der  nicht  leichten  Ersetzbarkeit  ihres  finanziell  für  kaum  entbehr- 
lich geltenden,  wenn  auch  unbedeutenden  und  neuerdings  unter  der 
neuen  Gesetzgebung  sich  vermindernden,  schliesslich  nnr  noch 
c.  300.000  M.  hoben  Ertrags  ist  die  Steuer  so  doch  der  wachsenden 
Opposition  zum  Opfer  gefallen,  seit  1891  ausser  Geltang  gesetzt 
und  auch  ungeachtet  der  dringliehen  Regiernngswttnsche ,  wonach 
sie  ein  nothwendiges  Glied  der  jüngsten  Steuerreform  (1899)  sein 
sollte,  nicht  wieder  zur  Erhebung  gelangt.  Damit  möchte  auch  in 
Hessen  diese  Steuer  als  Landessteuer  wohl  endgiltig  verschwinden. 
Man  wird  auch  vom  fiuanziellen  Gesichtspuncte  aus  zugestehen 
dürfen,  dass  in  einem  Staate  von  Hessens  Grösse  und  mit  seinem 
Budget  eine  Einnahme  von  Vs  —  Va  Mill.  Mark  nicht  bedeutend 
genug  ist,  um  einen  auch  bei  einfachen  Formen  immer  noch  com- 
plicirten  eigenen  grossen  Steuerapparat  in  den  Kauf  zu  nehmen. 

S.  V.  Reden,  Fin.stat.  I,  1.  Abtli ,  S.  429  fr.,  bes.  die  Aufsitze  im  Fin.Arch- 
B.  XI,  1894,  S.  152  ff.,  Weinsteucr  in  Hessen,  die  Haaptqnelle  der  folgenden  Dar- 
stellung, worauf  hier  für  die  Einzclheitca  der  Entwicklung  der  Gesetzgebung  seit  1807 
verwiesen  wird  und  cb.  B.  XII,  1895,  S.  62  ff.,  Beseitigung  der  Weinsteuer  in  HesseD, 
auch  amtliche  Denksclirift  vom  Juni  1897  zur  Steuerreform  eb.  B.  XIV,  1897,  S.  810  fL 
worin  „gemeinsame  Begründung  der  Steuervorlagen'*,  1898,  S.  9  ff..  Entwarf  eines 
neuen  Wcinstcucrgesctzcs  mit  Noten,  darüber  die  Kammerausschtlsse  und  Kammerver« 
handlungcn  s.  o.  S.  385.  Die  Artikel  Weinsteuer  im  Wörterbuch  der  Verwaltung  von 
G.  V.  Mayr,  II.  S.  924,  Erg.b.  I,  S.  104,  dgl  III,  S.  299,  Schönberg's  Handbuch, 

4.  A.,  III,  1.  Abth.,  Abh.  Aufwandsteuern  von  Zoller,  S.  516,  H.  W.  B.  d.  St  B.  VI, 
Art.  Weinsteuer  von  v.  Heckel,  S.  664.  Kttchlor  -  Dietz,  Verwaltung^^gesetz- 
gcbiing  Hessens,  2.  A.,  II,  S.  875,  Zeller,  Handb.  d.  Verf.  u.  Venr.  Hessens,  II. 

5.  397,  Erg.b.  dazu  (1898)  S.  174. 

Die  schon  in  Althcbsen  nachweisbar  mindestens  seit  dem  14.  Jahrhondert  vor- 
kommende, im  16.  Jahrhundert  und  später  weiter  ausgebildete  und  schon  umfassend 
steuertechnisch  geregelte  Weinsteuer  und  die  in  anderen  Landestheilen  mit  in  den 
Accisen  enthaltene  Trank-  und  speciell  Wein  Steuer  war  in  der  ersten  Zeit  des 
neuen  Staats,  1807,  wie  andere  Steuern,  einheitlich  geregell  worden.  Die  Weinsteuer 
zerfiel  danach  in  der  i\uc\i  sonst  damals  üblichen  Weise  (s.  Baden  o.  S.  264)  in  die 
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allgemeine  Trankstencr  und  in  das  Ohmgeld.  Der  ersten  unterlagen,  zum 
Theil  und  besonders  später  nach  anderen  Formen,  auch  Bier  und  Branntwein.  Bei 
Wein  (und  Obstwein)  wurde  sie  in  der  Form  der  Einlagestener  7om  Bezieher,  sowohl 
für  den  eigenen  Verbrauch,  als  für  den  Wiederverkauf,  als  specifische  Abgabe  (70m 
Ohm,  bezw.  von  der  Flasche)  erhoben,  daher,  das  Lästige  dieser  Form,  entsprechende 
Verpflichtungen  zur  Anmeldung  der  Versendungen,  der  Lmpf&ngc  beim  Steueramt,  Con- 
trolen  dabei  (Bezettelungen),  auch  Kellercontrolen,  bes.  der  Weinh&udler.  Nichtberück- 
sichtigung der  Qualität,  ausser  zwischen  in-  und  ausländischem  Wein  mit  verschiedenen 
Sätzen,  war  ein  weiterer  Mangel.  Der  Vortheil  war  dagegen  die  Mitbesteuerung 
des  Privatconsums ,  daher  die  grössere  Gleichmässigkeit  der  Steuer.  Die  zweite 
Abgabe,  das  Ohmgeld,  die  alte  ZapfgebUhr,  hatte  dagegen  derjeni)?e  zu  entrichten, 
der  Wein  verzapfte  und  im  Kleinen  verkaufte,  also  namentlich  der  Wirth  und  Wein- 
Detailhändler,  und  zwar  als  massige  specifische  und  zugleich  als  Werthabgabe  (10  Vo 
vorn  Zapfpreise).  Daher  entsprechende  Bestandsaufnahmen  in  den  Kellern  und  Con- 
trolen  darüber:  das  Lästige  für  die  Wirthe,  und  eben  eine  Eztrabestcuernng  wesent- 
lich des  Wirthshausconsums,  insofern  eine  Verletzong  des  Princips  der  Allgemeinheit 
bei  einer  solchen  Steuer.  Berücksichtigung  der  Qualität  war  ein  Vorzug,  aber  er- 
heischte wieder  eigene  Controlcn.  Begelung  des  steuerfreien  Uaustrunks  war  dabei 
ein  weiterer  misslicher  Punct,  desgleichen  die  Behandlung  des  Eigenconsums  des  Selbst- 
bauers. Wie  in  anderen  Weinländem  mit  Weinsteuer  und  ähnlichen  Steuermethoden 
(Frankreich  I)  daher  beständige  Klagen  und,  om  diesen  abzuhelfen,  häufige  Experimente 
in  der  Gesetzgebung,  immer  mit  dem  Bestreben,  das  Lästige  der  Controlen  und  Er- 
hebuDgsformen  zu  mildern,  aber  niemals  mit  genügendem  Erfolge.  Die  beiderlei 
Weinsteuerformen  verblieben  dabei  (s.  den  Aufsatz  im  Fin.arch.  B.  XI,  S.  154  ff., 
Gesetze  von  1821,  1824,  bes.  vom  12.  Juli  1827).  Nach  letzterem  Gesetz  musste  die 
Tranksteuer  von  Wein  bei  jeder  wiederholten  Einlage  im  Grossen  und  bei  jedem  neuen 
Uebergang  an  einen  inländischen  Eigenthümer,  oder  aus  dem  Keller  eines  in  den 
Keller  eines  anderen  Eigenthümcrs  in  Form  einer  ermässigten  ^pecifiscben  Abgabe 
gezahlt  werden,  während  Obstwein  nur  einmal  tranksteuerpflichtig  war,  dazu  die  Zapf- 
gebühr von  Wein  für  jeden  Verkauf  im  Kleinen  und  zwar  nach  5  verschieden  hohen 
specifischcn  Classenstcuersätzen,  am  Höchsten  bei  Klein  verkauf  der  Gross- Weinhändler, 
sodann  niedriger  beim  Klcinverkauf  der  zu  beliebigen  Preisen  verkaufenden  Wirthe 
und  Zapfer,  endlich  in  3  weiteren  ermässigten  Steuersätzen,  je  nach  dem  Verkaufs- 
preise im  Kleinen.  Umfassende  Controlen  der  Keller,  der  Versendungen  (Bezetteluugs- 
zwang  beim  Weintransport)  knüpften  sich  an,  machten  die  Steuer  aber  in  den  Kreisen 
der  Steuerpflichtigen  immer  widerwärtiger.  Man  experimentirte  weiter,  zeitweise, 
1827  ,  1830 — 36 ,  1848 — 53 ,  auch  mit  der  Zulassung  von  Aversionalzahlungen ,  ver- 
änderte die  Controlcn,  unterschied  anders  zwischen  Gross-  und  Kleinverkauf,  modifi- 
cirte  das  Classensystem  von  1827  (Gesetze  vom  16.  Juli  1842,  24.  Nov.  1857,  Trank- 
steuerordnung vom  19.  Dec.  1857).  Aber  alle  diese  Aenderungcn  halfen  anerkannten 
Cebelständen  nicht  ab.  Man  brach  deshalb  schliesslich  zwar  nicht  schon  mit  der 
Steuer,  aber  mit  den  bisherigen  Besteuerungs-  und  Controlmethoden 
(Finanzgesetz  vom  30.  Nov.  1873,  zunächst  für  1873  und  74).  Die  Tranksteuer  für 
Private  und  vom  Obstwein  wurde  beseitigt,  die  Steuer  der  Wirthe.  Kleinverkäufer  und 
Weinhändler  wurde  pauschalirt,  auf  Grund  der  letztjährigen  (1872er)  Steuerzahlung, 
bezw.  es  erfolgte  durch  Ortliche  Commissionen  eine  Einschätzung  der  Steuerschuldigkeit 
neuer  Wirthe  und  Händler  zur  Weinsteuer,  während  die  Controlen,  Bezettelungen  und 
sonstigen  Beschränkungen  des  Weinverkaufs  fortfielen.  In  dem  Gesetz  vom  9.  Dec. 
1876,  das  bisher  die  Grundlage  geblieben  ist,  wurde  die  Materie  dann  endgiltig  nach 
dieser  neueren  Methode  geregelt.  Die  Weinstener  trifit  danach  nur  Wirthe  und  Wein- 
h&ndler  und  besteht  in  einer  zweifachen  Abgabe,  einmal  vom  Wein,  der  im  Kleinen 
(d.  b.  jetzt  in  Mengen  unter  40  1)  verkauft  wird,  in  Form  einer  specifischen  Steuer 
von  der  verkauften  Weinmenge  nach  2  Werthsätzen,  sodann  eine  Abgabe  der  Wein- 
händler von  ihren  Weineinlagen,  eine  feste  specifische  Steuer  vom  Weinquantum. 
Die  erstgenannte  Abgabe  war  die  Hauptsache,  sie  lieferte  7o  ^^^  Ertrags.  Die  älteren 
Controlen  aber  sind  beseitigt  geblieben,  die  Steuerpflichtigen  müssen  nur  dem  Steuer- 
amt den  Beginn  ihres  Geschäftsbetriebes  anmelden.  Die  Ermittlung  der  steuerpflich- 
tigen Objecto  erfolgte  daher  nicht  mehr  durch  directe  Feststellung  und  durch  die 
dafür  dienenden  (Dontrolen,  sondern  durch  eine  Abschätzung  der  Mengen,  meist  quartal- 
weise, durch  Ortliche  Commissionen,  die  aus  einem  leitenden  Mitgliede,  als  welchen 
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die  oberste  Stcaerbehördc  einen  Beamten  ernennt,  und  ans  ?on  den  Gemeinderorst&Qdeo 
auf  1  Jahr  zu  wählenden  weiteren  Mitgliedern  besteht.  Keclamation  Ton  da  mn  das 
Uauptsteueramt  und  von  diesem  Becurs  an  die  obere  Steuerbehörde.  Trotz  der  so  f&r 
die  Steuerpflichtigen  Fiel  weniger  lästigen  Erhebungsform  dauerte  indessen  die  Oppo- 
sition fort  und  errang  den  Erfolg,  dass  die  Erhebung  der  zweiten  Abgabe,  deijenigen 
von  den  Wcinhändlern,  1881  eingestellt  wurde.  Der  Ertrag  der  ganzen  Steuer,  froher, 
in  den  60er  Jahren,  noch  700.000  M.,  später  gegen  Vi  Million  Mark,  hatte  schon 
fortwährend  seit  den  Reformen  der  70er  Jahre  abgenommen  und  war  auf  Vg  Mill.  M. 
und  darunter  gesunken,  galt  aber  im  Budget  für  nicht  entbehrlich.  Das  Abschitzongs- 
verfahren  bot  indessen  Schwierigkeiten  und  die  Steuerfreiheit  des  PriTatconsums  wurde 
finanziell  d achtheiliger,  erschien  auch  steuerpolitisch  nicht  richtig,  nicht  gerecht,  wenn- 
gleich stcuertechnisch  vortheilhaft,  da  sie  einfachere  Erhebungsformen  und  Gontrolen 
ermöglichte.  Versuche  neuer  Weinbesteuerung,  auch  des  Privatconsums,  misalangen 
indessen,  so  ein  Gesetzentwurf  von  1887  und  wieder  von  1894,  wo  ohne  Rückkehr  zu 
den  altcu  Controlcu  und  ohne  Belästigung  von  Handel  und  Verkehr  die  Steoerpflicht 
wesentlich  an  den  Zcitpunct  des  ersten  Uebergangs  des  Weins  an  Wirthe  und 
Verbraucher  in  Form  einer  festen  specifischen  Abgabe  (5  M.  vom  Hektoliter)  an- 
geknüpft und  durch  Declarationen  der  Verkäufer  und  Käufer,  sowie  durch  die  Buch- 
führung der  Weinhändler  gesichert  werden  sollte.  (S.  Fin.arch.  XI,  167  ff,  XQ,  62  £, 
V.  Mayr  in  den  Erg.bänden  des  Wörterb.  der  Verwaltung,  a.  a.  0.)  Man  fdrchtcte 
Seitens  der  Händler  und  Wirthe  jedoch  immer  wieder  die  Rückkehr  zu  scharfen  Ver- 
sendungs-, Transport-  und  Kellercontrolen.  So  wurde  auf  Drängen  der  Stände  die 
Erhebung  der  Steuer,  die  im  Etat  noch  mit  c.  800.000  M.  stand,  seit  1891/92  ein- 
gestellt, ohne  dass  das  Gesetz  selbst  aufgehoben  wurde.  Ein  neuer  Versach,  bei  den 
jüngsten  Steuerreformen  1898/99,  die  Steuer  in  neuer  Einrichtung  zu  erhalten  und  ihre 
Erhebung  wieder  einzurichten,  bildete  einen  heftigen  Streitpunct,  die  Sache  endete 
aber  mit  dem  Fallenlassen  der  Steuer. 

Der  neue  Gesetzentwurf  trug  den  gegnerischen  Bedenken  ihöglichst  Rechnung 
(s.  die  Vorlage  mit  Begründung).  Es  sollte  ausser  dem  Verbrauch  in  Wirthschaften 
u.  s.  w.  auch  der  V^crbrauch  der  Privaten  wieder  besteuert  werden.  Die  unliebsamen 
älteren  Controlformen ,  Beeinträchtigung  und  Belästigung  der  Weinprodoction ,  des 
Weinhandels,  der  Wciubewegung,  der  Weinausfuhr  aus  dem  Staatsgebiete  waren  than- 
lichst  vermieden.  Als  Regel  für  den  Eintritt  der  Steuerpflicht  war  der  Uebergang 
des  Weins  an  Wirthe  und  Verbraucher  vorgesehen,  aber  nur  der  erste,  daher  vom 
Producentcn  an  Wirth  und  an  Consumcnten  und  vom  Händler  an  diese  beiden,  nicht 
sonstiger  Uebergang,  so  nicht  vom  Produccnten  an  den  Händler,  von  Händlern  oder 
Wirthen  oder  Consumenten  je  untereinander,  auch  nicht  vom  Wirth  an  den  Con- 
sumcnten. Auch  unterblieb  eine  wiederholte  Besteuerung  desselben  Objets.  Die  Steuer 
sollte  wieder  in  2  Werthstufen,  unter  und  über  100  M.  für  das  Hektoliter  im  Satze 
von  5  und  10  Pf.  für  das  Liter  erhoben  werden.  Als  Grundlagen  der  Gontrolen 
diente  die  Verpflichtung  des  Verkäufers  und  des  Käufers  zur  schriftlichen  Anmeldung 
des  veräusscrton  Weins  nach  Menge  und  Preis,  wobei  der  Steuerschuldner  gleichzeitig 
in  Stempelmarken  zahlen  kann,  zugleich  waren  aber  auch  die  steuerfreien  Ueberginge 
anzumelden.  Erleichterungen  waren  noch  für  Weinbezüge  unter  20  1.  vorgesehen. 
Subsidiäres  Controlmittel  war  eine  vorgeschriebene  Buchführung  der  Weinhftndier. 
Zahlungspflichtiger  war  regelmässig  der  Empfänger,  doch  konnte  der  Weinh&ndler  für 
ihn  eintreten.  Die  besondere  Besteuerung  des  Kunstweins  war  in  Aussicht  genommen 
(6  Pf.  vom  Liter).  Mau  rechnete  von  der  ganzen  Steuer  auf  Vt  Mill.  Mark  Ertrag. 
Indessen  war  die  Opposition  gegen  die  Steuer  an  sich,  auch  in  dieser  Form,  zu  staik, 
sie  ging  besonders  von  nächstin teressirter  Seite,  von  Rheinhessen  und  aus  den  Wirths- 
kreiscn  aus.  Man  hob  aber  auch  hervor,  dass  zumnl  bei  der  heute  verbreiteten  Art 
des  Verkaufs  der  Traubcncrnte  an  Händler,  das  Interesse  der  Winzer  gefUirdet  sei, 
weil  ihnen  durch  die  Steuer  der  Preis  leichter  gedrückt  werde.  Mit  mehr  oder 
weniger  Recht  wurde  der  Auffassung  der  Weinsteuer  als  einem  wichtigen  Glied  der 
Getränkebesteuerung  neben  Bier-  und  Branntweinsteuer  entgegengehalten,  dass  der 
W^ein  directeres  Product  des  Bodenanbaues  sei  und  als  solches  aus  besonderen,  auch 
agrarpolitischcn  Gründen  Rücksicht  in  der  Besteuerung  verlange.  Das  Fehlen  der 
Weinsteuer  in  Preussen  und  Baicm,  die  Opposition  gegen  die  Fortdauer  der  Steuer 
in  Baden  wurde  ebenfalls  gegen  die  hessische  Landessteuer  angeführt.  So  wurde  der 
Gesetzentwurf  mit  grösster  Mehrheit  in  der  2.  Kammer  abgelehnt  Als  es  dann  doch 
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gelang,  andere  Ersatzmittel  des  so  bewirkten  Steaeraasfalls  za  beschaffen  und  did 
grosse  lieforin  der  directen  Steuern  so  darchzufohren ,  war  wohl  das  Schicksal  der 
\Veinsteaer  in  Hessen  endgiltig  entschieden.  Die  Kammenrerhandiongen  bieten  für 
die  ganze  schwierige  Frage  einer  inneien  Weiosteuer  unter  unseren  deutschen  Ver- 
hältnissen manches  Beachtenswerthe. 

Die  Biersteuer  war  früher  ebenfalls  ein  Glied  der  Trankstcuer,  sie  wurde  in 
der  Branerei  als  Kesselsteuer  von  dem  zum  Verkauf  bestimmten  Bier  erhoben  (Gesetz 
ron  1827,  1842).  Nordhessen  (Oberhessen)  gehörte  bei  seinem  Eintritt  in  den  Nord- 
deatschen  Bund  rechtlich  auch  zu  dessen  Biersteuergemeinschaft,  doch  ist  der  wirk- 
liche Eintritt  erst  später  mit  dem  Anschluss  auch  Sddhessens  an  das  Deutsche  Reicit 
und  nun  zugleich  mit  für  Südhessen  erfolgt  (s.  7.  May,  Art.  Biersteuer  im 
H.  W.  d.  St.  II,  S.  560). 

Die  Branntweinsteuer  war  in  Hessen  früher  auch  ein  Glied  der  Tranksteuor 
and  wurde  bis  1842  ähnlich  wie  die  Weinsteuer  in  der  Form  der  Einlagesteuer  vom 
Käufer  (Wirth  und  Anderen)  erhoben.  1842  (Gesetz  vom  16.  Juli)  ging  man  zur 
Prodactionsstcuer  über,  nemlich  zur  Maisch-Büttensteuer  für  mehlige  und  zur  Brannt- 
weinmaterialbtener  für  nicht-mehlige  Stoffe,  wobei  bei  ersterer  kleine  landwirthschaft- 
Üche  Brennereien  im  Steuersatz  crmässigt  waren.  Verschiedene  Versuche  zur  Ab- 
änderung der  Steuer  erfolgten  später.  Oberhessen  unterlag  dann  der  Einziehung  in 
die  Branntweingesetzgebung  des  Norddeutschen  Bundes  (nordd.  Gesetz  ?om  8.  Juli  1868), 
nach  denselben  Grundsätzen  sollte  die  Branntweinsteuer  in  Sudhessen  eingerichtet 
werden.  Nach  der  Roichsyerfassung  bildete  bald  darauf  ganz  Hessen  ein  Keichsglied, 
welches  ohne  Weiteres  auch  der  Bier-  und  Branntweiusteuergesetzgcbung  des  Reichs 
unterlag.  Der  Vorbehalt  der  Reichsrerfassung  für  Baiern,  VVürttemberg  und  Baden 
za  Gunsten  der  Landesgesetzgebung  in  Bezog  auf  die  Besteuerung  inländischen  Biers 
and  Branntweins  ist  Hessen  nicht  gewährt  worden.  (S.  ?.  Reden,  Fin.stat.  a.  a.  0. 
S.  431,  J.  Wolf,  Branntweinsteuer,  S.  68.) 

Aoch  in  Hessen  bestand  vor  der  gemeinsamen  Salzsteucr  im  Zollverein  (1868) 
eine  Salzregie,  und  zwar  in  Form  eines  Handelsmonopols  (neues  Gesetz  von  1821), 
das  1821  in  Rheinhessen  an  die  Stelle  der  französischen  Salzsteuer,  in  Oberhessen,  wo 
von  1821 — 34  eine  besondere  Salzsteuer,  erhoben  nach  dem  Princip  der  Salzconscription 
(Kop£salzrollen)  bestanden  hatte,  an  deren  Stelle  getreten  war  (s.  v.  Reden,  S.  434). 

Für  die  Bildung  eines  GreuzzoUsystems  war  die  territoriale  Configuration 
des  hessischen  Staats,  namentlich  die  Trennung  von  Süd-  und  Nordhessen  und 
mancherlei  Ezclaven,  ungünstig  gewesen,  was  es  mit  erklärt,  dass  es  noch  länger  bei 
dem  alten  System  von  Binnenzöllen  im  rechtsrheinischen  Gebiete  verblieben  ist.  Nach 
den  erfolglosen  Verhandlungen  mit  den  süddeutschen  und  den  Nachbarstaaten  über 
gemeinsames  Zollwesen  wurden  dann  1824  Grenzzölle  zum  Zweck  der  Erhebung 
von  Verbrauchssteuern  von  ausländischen  Waaren,  sowie  auch  Durchgangsabgaben 
eingeführt,  welche  aber  wenig  eintrugen  und  deren  Erhebung  bei  der  langen  zu 
bewachenden  Zolllinie,  die  nur  ein  kleines  Gebiet  umschloss,  unverhältnissmässig  schwierig 
and  kostspielig  war.  Der  Einfuhrtarif  war  im  Allgemeinen  massig,  aber  gerade  die 
Agiarproducte  der  deutschen  Nachbarländer  waren  höher  belastet.  Durch  einen  förm- 
lichen Zollkrieg  zwischen  Kurhessen  und  Hessen-Darmstadt  1825/26  wurde  die  Lage 
noch  angünstiger.  Diese  Umstände  führten  zu  dorn  preussisch  -  hessischen 
Zoll-  and  Handelsvertrag  vom  14.  Febr.  1828,  durch  weichen  Hessen  die 
preososche  Zoll  Verfassung  und  Tarif  für  die  Ein-,  Aus-  und  Durchgangsabgaben  an- 
nahm. Damit  geschah  der  wichtige  erste  Schritt  zu  dem  späteren  grossen  deutschen 
Zollrerein  mit  Zollerhebung  auf  gemeinschaftliche  Rechnung  und  Vertheilung  der 
Einnahmen  anter  beiden  Staaten  nach  der  Kopfzahl,  wobei  nur  Uebergangsabgaben 
für  die  Artikel  der  getrennt  bleibenden  inneren  indirecten  Steuern  (Getränke,  Tabak) 
und  das  Verbot  der  Salzeinfuhr  in  Hessen  verblieben.  Ein  wesentliches  Verdienst 
Hessens,  zugleich  ein  entschiedener  Vorthcil  wie  für  seine  wirthschaftliche  Entwick- 
hing, so  auch  fttr  seine  Finanzen.  (S.  v.  Reden  a.a.O.,  S.  438  ff..  Vi  e  bahn, 
Stat  Deutschlands  I,  143  ff.,  Weber,  Gesch.  d.  Zollvereins,  S.  14  ff.,  61  ff.) 

§.  100.  Fortsetzung.  Sonstige  Staatssteuern^  be- 
sonders Stempel-  und  Gerichtsabgaben,  Erbschafts- 
steuer. 
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Verschiedene  Steuer-  nnd  gebuhrenartige  Abgaben,  zum  Theil  io 
Verbindung  mit  Kegalien,  sind  früher  bedeatender  gewesen,  später  aufgehoben  oder 
mit  dem  Regairecht  weggefallen.  Aufhebung  des  im  rechtsrheinischen  Gebiet  be- 
stehenden Salpeterregals  1821,  des  Lotterieregals  1832.  So  sind  nur  noch 
ganz  kleine  Einnahmen  aus  als  Kegalien  geltenden  Wassergefällen  tlbrig,  nach 
Beseitigung  der  früher  einträglichen  FlusszOlle,  besonders  auf  Rhein,  Main.  Auf- 
hebung des  Ghausseegeldes  auf  den  Staatsstrassen  1865,  woraus  früher  ein  erheb- 
licher Zuschuss  zu  deren  Kosten  erfolgte.  Diese  Kosten,  besonders  fUr  Neubau,  werdeo 
bei  Staats-  und  Provinzialchausseen  aus  Zuschüssen  zu  den  directen  Steuern  gedeckt 
Dagegen  erhebt  der  Staat  noch  einträgliche  Brückenirclder  (Bhein,  Main)  ood 
üeborfahrtsgeldor  (Küchler  II,  895,  Zeller  II,  398.) 

Jüngst  ist  dann,  wie  schon  erwähnt,  leider  auch  in  Hessen,  um  die  Mittel  zur 
Durchführung  der  Steuerreform  zu  beschaffen,  eine  Classenlotterio  neu  eingeführt 
worden,  ähnlich  wie  in  den  thüringischen  Kleinstaaten.  So  erlebt  diese  üble  Finanz- 
quelle, statt  im  deutschen  Finanzrecht  zu  verschwinden,  eine  Wiedereröffnung  und 
wird  noch  ergiebiger  gemacht  (Preussen  I),  während  gerade  die  deutschen  Staaten  io 
ihrer  Finanzlage  auf  diese  vollkommen  verwerfliche  Einnahme  leichter,  jedenfalls  viel 
leichter,  als  Staaten  wie  Oesterreich  und  Italien,  verzichten  konnten!  S.  hessisches 
Gesetz  vom  12.  Aug.  1899  und  Verordnung  von  demselben  Tage.  Es  ist  im  Gesetz 
vorbehalten  geblieben,  dass  der  Staat  den  Betrieb  der  Lotterie  selbst  übernehme  oder 
sie  unter  seiner  Aufsicht  einem  Unternehmer  übertrage.  Auch  hier  denn  wie  io 
anderen  deutschen  Lotteriegesetzen  das  Verbot  des  Spielens  in  ausländischen,  ausser- 
hessischen  Geldlotterien  und  die  Strafandrohung  von  600  M.  dabei:  ein  Menschen- 
alter nach  der  Gründung  des  Deutschen  Reichs !  Ein  Vorgang ,  wie  er  an  die  gegen- 
seitigen Noten-  und  Papiergeld  verböte  der  Zollvereinsstaaten  in  den  50er  Jahren  er- 
innert!    Aber  was  Preussen  vormacht,  machen  die  andern  nach. 

Die  Hundesteuer  besteht  in  Hessen  als  Staatssteuer  (Gesetz  von  1827),  sie 
betrug  nach  Gesetz  vom  4.  Sept.  1874  5  M.  für  den  Hund,  woneben  eine  Gemeinde- 
steuer bis  zu  dem  gleichen  HOchstbetrag  gestattet  war.  Nach  dem  neuesten  Gesetz 
vom  12.  Aug.  1899  sind  diese  beiden  Beträge  je  10  M.  Unentbehrliche  Hirtenhunde 
und  je  1  Hund  auf  abgelegenen  Gehöften  sind  jetzt  frei.  (Küchler  II,  S.  878  ff., 
Zell  er  II,  S.  409,  Gesetzentwurf  mit  Motiven  in  der  1899er  Reform,  Kammerrer- 
handlungen  darüber  a.  a.  0)  —  Die  Staats -Nachtigall  Steuer  (V.  tod  1853)  ist 
8  M.  60  Pf.  far  das  Stück,  Ertrag  1894-98  im  Durchschnitt  jährlich  72  M.I  —  Die 
Jagd waffenpass-Abgabe  (V.  von  1874,  1894,  neueste  vom  12.  August  1899) 
war  früher  12  M.,  jct^t  ist  sie  in  Verbindung  mit  den  Finanzmaassregeln  von  1899, 
besonders  mit  der  Erhöhung  von  Verwaltungsstempeln,  auf  25  M.  fUr  das  Jahr  ge- 
steigert worden  (Küchler  II,  884  ff..  Zeller  II,  409,  Kammerverhandlungen  1899X 

Im  StempelweseD;  wo  sogen.  Gerichts-  nnd  Admini- 
strativstempel  unterschieden  werden ,  bezw.  wurden,  und  in 
den  bezüglichen  Gerichtskosten  ist  volle  Einheitlichkeit  der 
Gesetzgebung  im  ganzen  Staatsgebiete  erst  mit  der  neueren  Reichs- 
gesetzgebung  über  Gerichtskosten  1879  erreicht  worden. 

Der  Stempel  hatte  früher  eine  grosse  Ausdehnung,  indem  principiell,  nament- 
lich in  der  streitigen  und  nicht  streitigen  (freiwilligen)  Civilgerichtsbarkeit  die  Gerichts- 
kosten (Gebühren)  im  rechtsrheinischen  Gebiete  in  Stempelform  erhoben  wurden  (1821, 
Taxordnung  vom  27.  Aug.  1822,  mit  späteren  Aenderungen).  In  fiheinhessen  rer- 
blieben  die  Grundsätze  des  französischen  Kegisterabgaben-  und  zum  Theil  Stempel- 
rechts (Dimensionsbtcmpel)  (hess.  Gesetz  von  1824)  bis  1879.  Der  Administrativ- 
stempel der  Verwaltungsbehörden  war  ebenfalls  im  rechts-  und  linksrheinischen 
<iebiete  verschieden  (für  ersteres  galt  Verordnung  und  Tarif  vom  16.  Febr.  1825,  mit 
späteren  Abänderungen,  bes.  1857  und  1874).  Seit  dem  Beichsgesetz  über  Gerichts- 
kosten von  1878  sind  dann  die  Stempel  meistens  beseitigt,  nur  noch  in  gevissen  F&Ilen 
der  nicht  streitigen  Gerichtsbarkeit  (Verträge  u.  s.  w.)  verblieben  (hess.  Gesetz  und 
Verordnung  vom  30.  Aug.  1879,  Verordn.  vom  18.  Jan.  1882,  23.  Juli  1890),  die 
betr.    Gesetzgebung   nunmehr   auch   eine    einheitliche   im   ganzen   Gebiet   gevorden. 
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Ebenso  ist  dies  seit  1880  mit  dem  Administratirstcmpel  der  Fall,  der  auch  bei  Ein- 
gaben an  BehOrdeu  and  Ausfertigungen  derselben  in  Privatangelet^enhcitcn,  mit  be- 
stimmten Ausuabmcn,  anzuwenden  ist  (Gesetz  70m  17.  März  1880).  Der  Gebrauch 
Fon  Stempelmarken  statt  Stempelpapiers  wurde  1879  eingeführt  iß.  Küchler  II, 
881  ff.,  Zcller  II,  398  ff.) 

Jüngst  ist  nnn  anch  hier,  in  Verbindung  mit  den  neuesten 
Steuerreformen  und  im  Hinblick  auf  das  bevorstehende  Inkraft- 
treten des  Deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuches,  wie  in  anderen 
Ländern  (Baden,  o.  S.  271,  285),  ein  neues  Gesetz  über  den 
„UrknndeustempeP'  vom  12.  Aug.  1899  erlassen  worden,  durch 
welches  die  ganze  Materie  des  Administrativ-  und  Gericbtsstempels 
einheitlich  geregelt  wird  und  die  älteren  Bestimmungen  über  beide 
Stempel  (auch  über  den  Gerichtsstempel  nach  den  Bestimmungen 
von  1879  und  den  dazu  gehörigen  Verordnungen  von  1879/90)  auf- 
gehoben worden  sind.  Mit  dem  Gesetz  ist,  als  Bestandtheil  des- 
selben, ein  umfassender  alphabetischer  Tarif  verbunden,  dessen 
Grundsätze  und  einzelne  Nummern  auch  finanzwissenschaftlicb 
mehrfach  beachten swerth  sind.  Auf  eine  gewisse  fiscalische  Tendenz, 
mehr  Einnahmen,  mit  zur  Deckung  des  Erlasses  von  directen 
Steuern  zu  beschaffen,  war  es  in  dem  neuen  Gesetz  von  vornherein 
abgesehen.  Als  dann  die  Weinsteuer  gefallen  war,  trat  diese 
Tendenz  noch  stärker  hervor.  Einzelne  Tarifposten  und  Tarifsätze 
(für  gewerbliche  Concessionen,  Lustbarkeiten,  Luxus- Verkehrsmittel 
u.  dgl.)  erklären  sich  mit  hieraus. 

S.  bes.  die  dem  Gesetzentwarf  und  dem  Tarif  1899  beigelegten  eingehenden 
BegrOndongen,  aoeh  die  Kammerberichtc  und  Verbandlungen.  Das  allgemeine  Princip 
ibt  für  Uikunden  tiber  Rechtsgeschäfte,  dass  diese,  soweit  der  Tarif  nichts  Anderes 
bestimmt,  nur  stempelpflichtig  sind,  ,,wenn  sie  von  einer  für  die  OGTentliche  Beurkundung 
zuständigen  Behörde  aufgenommen  oder  ausgefertigt  worden  sind,  oder  wenn  sie  bei 
einer  öffentlichen  Behörde  in  einem  Verfahren,  für  welches  die  Einreichung  oder 
VorleganfT  der  Urkunde  Forgeschrieben  oder  zugelassen  ist,  eingereicht  oder  vorgelegt 
werden^*  (Art.  1).  Urkunden  über  Geschäfte,  die  einer  Keichsstempelabgabe  unter- 
liegen oder  ?on  dieser  befreit  sind,  unterliegen,  sofern  dies  rcichsgesctzlich  zulässig, 
auch  einem  Landesstempel  im  Betrage  der  Hälfte  der  Tarifsätze  (Art.  2).  Die  Straf- 
androhung bei  Hinterziehung  ist  das  Vierfache,  die  Geldstrafe  kann  in  bestimmten 
Fällen,  bei  einigen  angegebenen  Tarifpositionen  in  Freiheitsstrafe  verwandelt  werden 
(Art.  31,  34). 

Der  Tarif  enthält  unter  den  Vertragsstempeln  den  sogen.  Grundbesitzwechsel- 
stempel bei  Tausch  und  Kauf  im  Progressivsatz  von  Vb  7o  (20  Pf.  von  je  100  M.) 
für  2000  M.  Werth,  »/^  %  von  2—10.000  M.,  V5  %  bei  llber  10.000  M.,  Tar.pos. 
Nr.  46).  Auch  der  Hypothekenstempel  ist  progressiv  gestaltet  (Vio  °/o  bis  10.000, 
'/ft  7o  10—30.000,  «/lo  Vo  über  80.000  M.  Werth,  Tar.pos.  Nr.  21).  In  anderen  Fällen, 
wo  es  sich  auch  kaum  mehr  als  im  letztgenannten  um  gebuhrcnartige  Abgaben  mit 
bandelt,  ist  der  Stempel  dagegen  gerade  zu  Gunsten  höherer  Werthbeträge  degressiv 
normirt,  z.  B.  bei  gewissen  Abschriften  aus  dem  Grundbuch  (Nr.  89),  bei  Ehcvertiägen 
(Kr.  26),  Erbscheinen  (Nr.  32),  Vcrftlgungen  von  Todeswegen  (Nr.  75),  während  wieder 
in  anderen  Fällen  Proportionalstempel  gelten,  so  in  der  wichtigen  Nr.  82  ftlr  Ver- 
träge, für  die  keine  anderen  Bestimmungen  gelten,  worunter  z.  B.  Pacht-  und  Mieth- 
Terträgc,  Creditverträge  (Schuldverschreibungen  aller  Art  u.  s.  w.),  Vio  %•  I0  solchen 
Dingen  besteht  doch  so  auch  noch  in  derartigen  neuesten  Gesetzen  zu  viel  Willktlhr. 
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Im  Dobrigen  ist  dieser  hessische  Urkundenstempel  sehr  ausgedehnt  Er  enthält  n.  A. 
auch  Sätze  fUr  Schenkungen  unter  Lebenden  (Nr.  63.  */,o  7o  bis  1000,  •/io% 
von  1—10.000,  1  7o  ^on  über  10.000  M.  Werth).  Ferner  sind  unter  den  Administraiir- 
stempeln  allgemeine  Eingabe-  (IV2  M.)  und  Ausfertigungsstempei  (1.  Bogen  Vt« 
jeder  folgende  Vs  ^•)  verblieben  (mit  Ausnahmen).  Zahlreiche  Concessions- 
Stempel  u.  dgl.  tinden  sich  für  gewerbliche  Verhältnisse,  zum  Theil  gebohrenartiger 
Natur,  für  Bauerlaubniss  u.  dgl.  Singularitäten  fehlen  nicht,  wie  der  Stempel  ?od 
20  M.  für  Doctordiplomo. 

In  das  Stempelwesen  eingereiht  sind  aber  ausserdem,  wie  be- 
merkt, gewisse  Lustbarkeits-nnd  Luxus-  und  ähnliche  Steuern, 
unter  letzteren  namentlich  einige  neue  characteristische  Fälle  der 
Besteuerung  von  „Luxus'^-Verkehrsmitteln. 

So  enthält  die  Nr.  35  (Stempel  für  Erlaubnissenheilungcn,  Concessionen  n.  s.  w.). 
neben  Liccnz-  und  gewcrbestcuerartigcn  Abgaben  (für  Wirthschaftsbetricb,  Kleinhandel 
mit  Branntwein  u.  A.  m.)  auch  Stempel  (100 — 500  M.)  für  gewerbsmässige  Ver- 
anstaltung von  Singspieleu,  Schaustellungen,  Kunstreiten  u.  dgL  in 
stehenden  Localcn,  wozu  dann  noch  für  die  Zeit  der  Vorstellungen  Tages-,  Wochen-, 
Halbjahres-  und  Jahreskarten  mit  Stempeln  zu  nehmen  sind  (Vg— 1000  M.).  Auch 
öffentliche  Tauzbelustigungen  unterliegen  solchen  nach  der  Gelegenheit  und  nach 
Ortsclassen  abgestuften  Abgaben.  Für  Automaten  an  öffentlichen  Orten  und  Wirth- 
schaftcn  und  in  letzteren  für  Clavicr-  und  Musikwerke  müssen  Jahreskarten  mit 
Stempeln  (10 — 40  M.)  genommen  werden.  Auch  Luxus-Verkehrsmittel,  oder  was 
dafür  gilt,  sind  der  Besteuerung  in  Stempelform  unterworfen  worden,  so  Automobile 
(5—50  M.),  Fahrräder  (5  M.),  indem  die  Besitzer  Jahreskarten  nehmen  mOsseo, 
wobei  die  Polizeibehörde  Ver/.eichnisse  der  Besitzer  zu  fuhren  und  diesen  Nummern- 
platten  zu  bchändigen  hat.  Ausser  den  genannten  Objecten  bei  Benutzung  zu  miiiti- 
Tischen  und  öffentlichen  Dienstzwecken  ist  jedoch,  in  Folge  aus  dem  Ijandtage  her- 
rührender Bestimmungen,  steuerfrei  das  Fahrrad  der  Lohnarbeiter,  die  das  Bad  als 
Transportmittel  zur  Arbeitsstelle,  und  der  Gewerbetreibenden,  die  es  bei  Ausübung  ihres 
Gewerbes  benutzen,  wenn  ihr  Jahreseinkommen  1500  M.  nicht  übersteigt,  femer  auch 
das  Kad  von  Personen,  die  sich  weniger  als  30  Tage  im  Staatsgebiet  aufhalten  (Gon- 
trolc  ?).  Ebenso  sind  dann  aber  wenigstens,  was  in  der  That  neben  einer  Fahrrad- 
Steuer  nicht  fehlen  darf,  in  Folge  von  Anträgen  im  Landtage,  Luxuswagen  und 
Reitpferde  einer  solchen  Stempelabgabe  unterworfen  (Jahreskarten  von  20  M.,  wohl 
zu  niedrig  im  Verhältniss  zur  Fahrradsteuer). 

So  sind  in  diesem  ^^Stempelgesetz^'  sehr  verschiedenartige 
Steuern  und  Gebühren  vereinigt  und  in  dieser  Form  Mannigfaltiges 
der  Besteuerung  unterzogen  worden.  Die  letztgenannten  Fälle  ver- 
danken ihre  Einbeziehung  in  diese  Besteuerung  ausser  den  schon 
erwähnten  fiscalisehen  Tendenzen  in  der  concreten  Finanzlage,  wie 
sie  durch  die  jüngste  Steuerreform  geschaffen  war,  gewissen 
Strömungen  der  Ansichten,  welche  neuerlich  in  Deutschland  viel- 
fach, allerdings  mehr  noch  für  die  Gommunal-  als  die  Staats- 
besteuerung, hervorgetreten  sind.  Ob  Derartiges  von  Dauer  sein 
wird?  Ganz  kleine  Erhöhungen  des  Steuerfnsses  der  directen 
Personalsteuer  und  namentlich  der  Progression  dieses  Fasses  sind 
doch  einfacher,  wirken  ebenfalls  „luxussteuerpolitisch^^,  aber  gleich- 
massiger  und  finanziell  günstiger,  ohne  dass  es  eines  neuen  Ver- 
waltungs-  und  Controlapparats  zur  Veranlagung  und  Erhebung 
bedarf.    Das  Missliche  bleibt  eben  bei  solchen  Besteuerungen  ein- 
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r    YerwenduDgeD     des    EmkommeDS     zu    Gennsszwecken 
iD  darauf  läuft  die  Sache  hinaus  —  immer  das  w  i  1 1  k  fl  b  r  - 
Herausgreifen  solcher  Fälle. 

ie  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  ist,  wie   in 
in  neueren  Gesetzgebungen,  durch  ein  besonderes  Gesetz 
0.  Augast  1884  geregelt  worden ,  geht  aber  auf  frühere  Ge- 
1821,  1842)  zurück.  Bei  der  Erbschaftssteuer  ist  die  Steuer- 
unter  den  nächsten  Verwandten  insofern  etwas  weiter  als 
sonst  in  Deutschland  ausgedehnt,  als  Anfälle  an  Ascendenten, 
Bltem,  nur  in  gewissem  Umfang,  nemlieh  bis  zum  Betrage 
esetzlichen  Intestaterbportion,  steuerfrei  sind  und  als  sie  im 
;er  Steuerpflichtigkeit  wie  auch  solche  Anfälle  an  Geschwister, 
rigens  unter  bestimmten  Umständen  steuerfrei  werden  können, 
ras  höheren  Sätzen  belegt  werden,  als  wiederam  sonst  mehr- 
bei  uns.    Allgemein  frei  sind  nur  Descendenten  (mit  ganz 
en  Aasnahmen)  und  Gatten,  nach  der  bekannten,  bisher  in 
shland  ttblichen  Behandlungsweise.    Die  Steuer  ist  nur  von 
tetrage  zu  entrichten,  um  den  der  Steuerpflichtige  reicher  wird. 
nein  frei  sind  nur  Beträge  bis  100  M.  bei  einem  Empfänger. 
eranlagung  erfolgt  auf  Grund  von  Anmeldepflichten  der  Steuer- 
tigen    und   nach    gerichtlichem,    bezw.   vom  Pflichtigen  ein- 
henden  Inventar.    Die  zur  Ergänzung  dienende  Schenkungs- 
',  die  übrigens  von  ganz  unbedeutendem  Ertrage  ist,   trifi't 
lieh  beurkundete  Schenkungen  von  beweglichem  wie  unbeweg- 
1  Vermögen,  doch  nur,  wenn  der  Werthbetrag  1000  M.  über- 
;   Freiheiten  werden  hier  in  etwas  weiterem  Umfang  als  bei 
rbschaftssteaer,  insbesondere  für  nächste  Verwandte,  gewährt. 
Tarif  ist  derselbe  wie  bei  der  Erbschaftssteuer.    Jüngst  sind 
in  Verbindung  mit  den  Steuerreformen   von  1899,   wiederum 
im  den  Ausfall  aus  dem  Ertrag  der  geplanten,    aber  nicht 
(gesetzten  nenen  Weinsteuer  zu  decken,  Erhöhungen  der  Steuer- 
für  Ascendenten,  Geschwister,    entferntere  Verwandte  und 
re  Personen  eingetreten  (Gesetz  vom  12.  August  1899  zur  Ab- 
rang des  Gesetzes  von  1884). 

.  filr  Weiteres,  worunter  die  Refrelang  der  subjcctivcn  und  objcctiven  Steuerpflicht 
•ZDhebcn  Ist,  das  Gesetz  fon  1884  selbst,  und  dazu  Krag,  dies  Gesetz,  Darmsr. 
Kachler  U,  888  ff.,  Zellcr  II,  899  tf..  Schanz  im  Fin.arch.  IX,  1892,  in 
lufsfttz  zur  Fnfre  der  Steoerpflicht,  bes.  S.  420  ft*.  passim.  Statistik  des  Ertrags, 
Finjirclu  II,  876.  884,  XV,  640.  GeseUeutwarf  von  1899  und  BegrUndaog. 
Qcksicfat  aaf  die  ElDfUiniDg  dos  D.  bürgerlichen  Gesetzbachs  steht  noch  eine 
le  Um^estaltonr  dos  ganzen  Gesetzes  boror.  —  Die  Hauptsätze  des  Tarifs  im 
i  Ton  1884  liiid,  ohne  Bftcksicht  auf  die  bedingten  Befreiungen  und  Ciauseln : 
SItem  ond  ToUbflrtlge  Geschwister,  jetzt  nach  dem  Gesetz  von  1899  5  ^/g,  5  */» 
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Grosseltern  nnd  entferntere  Voreltern,  halbbürtige  Geschwister,  auch  adoptirte  vu  dgL 
Kinder,  dann  Neffen,  Nichten,  6,  jetzt  8  7o  Stiefkinder  und  deren  Abkömmlinge, 
Schwiegerkinder,  Stief-,  Adopti?-,  Schwiegereltern,  Oheim,  Tanten,  GrossDeffen  und 
-Nichten,  alle  sonstigen  Fälle  8,  jetzt  10%.  Das  Gesetz  ?on  1899  erhöhte  also  des 
Steuersatz  für  Geschwister  um  1,  für  die  entfernteren  steuerpflichtigen  Verwandten 
und  Nichtverwandten  um  2  %.  Abgesehen  von  dieser  Erbschafts-  und  Schenkongs- 
Ateuer  sind  Verfügungen  von  Todeswegen  (Testamente  n.  s.  w.)  nach  dem  Gesetz  tlber 
den  Urkundenstempel  einem  festen  Stufensatz-  oder  Gradationsstempel  nach  dem  Werth- 
betrage  unterworfen  und  Schenkungen  unter  Lebenden,  sowie  auch  VermOgens- 
zQwendnngen  auf  Grund  von  Vermächtnissen  dem  oben  (S.  350)  erwähnten  Progressiv- 
stempel nach  dem  Werthbctrag. 

§.  101.  Rückblick  auf  die  hessische  Staats- 
besteueruDg  im  19.  Jahrhundert.  Der  Verlauf  der  Ent- 
wickluDg  war  in  Hessen  weseotlich  ähnlich  dem  in  Preussen  und 
in  den  anderen  Mittelstaaten.  Die  directe  Besteuerung  trat^  nach 
dem  Uebergang  der  Zölle  und  wichtigsten  inneren  Verbrauchs-  und 
gewisser  Verkehrssteuern  an  das  Reich,  mehr  in  den  Vordergrund, 
stärker  als  in  den  anderen  süddeutschen  Staaten,  weil  diesen  ihre 
eigene  Landes-Biersteuer  verblieben  war,  aber  auch  als  in  SacbseD, 
weil  dieses  in  seiner  Fleiscbsteuer  eine  nicht  unwichtige  Einnahme- 
quelle sich  erhalten  hat,  wie  ähnlich  auch  Baden,  wogegen  die 
hessische  Weinsteuer  keinen  Ersatz  lieferte,  zudem  neuerdings  weg- 
gefallen ist.  Dies  bedingte  neben  den  sonstigen  Einnahmeverhält- 
nissen  eine  stärkere  Anspannung  der  directen  Steuern, 
wie  auch  die  Statistik  ergiebt.  Innerhalb  der  directen  BesteneruDg 
zeigt  sich  ein  ähnlicher  Entwicklungsgang  wie  sonst  in  Deutschland, 
der  durch  die  jüngste  Reform  noch  schärfer  hervortritt,  ganz  wie 
in  Preussen.  Die  eigenartige  Ertragsbesteuerung  konnte  bei  der 
Veränderung  der  technischen,  wirthschaftlichen  und  Verkehrsver- 
hältnisse  nicht  mehr  befriedigen,  vollends  nicht,  da  sie  auch  die 
Grundlage  der  sich  in  Zuschlägen  an  sie  anknüpfenden  Gommunal- 
besteuerung  ist.  Der  Uebergang  in  die  Personalbesteuerung  ward 
nothwendig,  erfolgte  dann  auch  durch  Aufgeben  der  Ertragssteuern 
als  Staatssteuern  und  Einfühlung  der  Vermögenssteuer  als  Er- 
gänzungssteuer zur  Einkommensteuer  in  zweckmässiger  Weise  und 
ist  durch  die  jüngste  Reform  vollständig  geworden.  Die  Verkehrs- 
steuern (Stempel  u.  s.  w.) ,  die  Erbschaftssteuer,  die  Hundesteuer 
und  die  übrigen  halb  gebührenartigen  Abgaben  bilden  eine  passende, 
finanziell  aber  doch  nur  verhältnissmässig  untergeordnete  Ergänzung 
der  gesammten  directen  Steuern.  Hessen  hat  aber  so  das  richtige 
Ziel  bereits  erreicht,  das  in  Sachsen  und  in  den  anderen  süd- 
deutschen Staaten  erst  noch  erreicht  werden  muss,  zunächst  wahr- 
scheinlich in  Baden  erreicht  werden  wird. 
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Die  günstige  finanzielle  Rückwirkung  der  neuesten  hessischen 
Eisenbabnpolitik ,  des  Eintritts  der  hessischen  Staats* 
bahnen  in  die  Betriebs-  und  Finanzgemeinschaft  mit 
dem  grossen  prenssischen  Staatsbahnnetz,  wird  auch 
die  Finanzlage  erleichtern  und  die  weitere  Anspannung  der  Steuern 
wohl  verhüten  lassen.  Hessen  hat  sich  durch  diese  Bahnpolitik 
im  eigenen  und  im  gesammtdeutschen  Interesse  ein  ähnliches  Ver- 
dienst erworben,  wie  vor  zwei  Menschenaltem  durch  seine  Handels- 
and Zollpolitik  und  seinen  Eintritt  in  die  Zollgemeinschaft  mit 
Prenssen.  Vielleicht,  dass  sein  Beispiel  auch  hier  gleiche  Nach- 
folge findet,  wie  damals.  Das  wäre  im  Interesse  der  mittelstaat- 
lichen Finanzen  wie  des  deutschen  Verkehrswesens  zu  wünschen. 
Im  Uebrigen  wird  die  Weiterentwicklung  der  hessischen  wie  der 
sonstigen  mittel-  und  kleinstaatlichen  Besteuerung  von  der  Finanz- 
nnd  Steuerpolitik  des  Reichs  abhängen,  namentlich  auch  von  einer 
richtigen  Regelung  der  finanziellen  Beziehungen  zwischen  dem 
Reiche  und  den  Gliederstaaten,  eine  für  Hessen  wie  für  jeden  dieser 
Staaten  und  das  Reich  selbst  gleich  vrichtige  Angelegenheit. 

S.  über  die  erwähnten  Eisenbahnverhältnisse  den  StaatsFertrag  zwischen 
Prenssen  nnd  Hessen  vom  23.  Jnni  1896,  über  den  damit  in  Verbindung  stehenden 
Ankauf  der  hessischen  Ladwigsbahn  das  preossische  Gesetz  vom  16.  Dcc.  1896  und 
das  hessische  Fom  3.  Oct.  1896.  Ueber  den  Gegenstand  s.  den  Aufsatz  im  Archiv 
für  Eisenbahnwesen,  Jahrg.  1897,  S.  1  ff.  Mehrfach  wird  in  den  Stenerdebattcn  der 
Kammern  und  bei  den  Reformplänen  auf  die  finanziellen  Folgen  des  Vertrags  mit 
Prenssen  Bezug  genommen.  Voranschlag  über  die  Ergebnisse  der  gemeinschaftlichen 
Verwaltung  fttr  das  £tat»jahr  1899  im  preussischen  Staatshaushaltsetat  Anla^ren  B.  I, 
Kr.  10.  Beilage  A,  9.  Danach  hessischer  Antheil  am  Ueberschuss  10.715.872  M. 
(incl.  Antheil  an  Main-Neckarbahn,  ohne  diesen  und  mit  Rücksicht  auf  einige  andere 
Plus  und  Minus  9.589.993  M.).  Im  Jahre  1898  (1897/98)  war  das  wirkliche  Ergebniss 
der  Abrechnung  ein  an  Hessen  abgeführter  BetriebsUberschuss  Ton  9.465.560  M.  (excl. 
Main-Neckarbahn,  die  einen  noch  weiteren  Ueberschuss  von  l'/g  Mill.  Mark  filr 
Hessen  gab)  (Eisen bahn archiv  1899,  S.  323).  Die  Staatsschuld  steht  im  hessischen 
Etet  für  1897—1900  jährlich  mit  7.933.782  M.  Ausgabe,  welcher  Betrag  also  durch 
jenen  Ueberschuss  mehr  als  gedeckt  war.  Die  directen  Steuern  waren  in  dieser  Periode 
mit  10.360.000  M.  Ertrag  veranschlagt.  Der  nach  Abzug  der  Schuldkosten  ver- 
bleibende Resttlberschnss  aus  den  Eisenbahnen  ist  daher  in  den  zwei  letzten  Jahren 
c  2.8 — 2.9  Mill.  M.  oder  27 — 28  %  ^^  Ertrags  der  directen  Steuern.  Die  hessische 
Staatsschuld  ist  fast  ganz  Eisenbahnschuld.  Nur  c.  7.i  Mill.  Mark  des  EisenbahnUber- 
Bcbasses  hat  man  als  Ersatz  der  aufgehobenen  directen  Staatssteuern,  also  zur  Mit- 
rerwendung  fur  dauernde  Staatsausgaben,  in  Aussicht  genommen  (s.  o.  S  335,  ,.gemein- 
same  Begründung"  der  Steuervorlagen  S.  7.  Näheres  über  die  Finanzseite  der  Eisen- 
bahnen im  hess.  Etat  fttr  1897/98—1899/1900,  Kap.  2,  Titel  4,  unter  Domänen). 

Staatssteuer- Statistik. 

§.  102.  Einige  Hauptergebnisse  der  Entwicklung 
der  Einnahmen  und  speciell  der  Steuern. 

S.  hierfQr  auch  schon  oben  die  Tab.  57.  S.  331,  über  den  Ertrag  der  hessischen 
directen  Staatssteuem  von  1869—1898.    Die  Daten  des  Hauptvoranscblags  der  Staats- 
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oinnahmen  und  Ausgaben,  immer  für  die  bisher  Sj&hrigen  Etatsperioden ,  geben  bei 
den  Einnahmen  den  Rohertrag,  bei  den  Ausgaben  unter  der  Bubrik  ,JLi&sten  und 
Abgaben*^  die  betrcßeuden  Ausgabeposten  für  die  Hauptkategorieen  der  Domänen  ge- 
trennt und  für  die  Steuern  im  Ganzen  die  „Ausfälle,  Abgänge  ond  Nachlässe*'  (daronter 
auch  die  in  Folge  von  Keclamationen)  an.  Unter  den  Ausgaben  des  Finanzministeiioms 
stehen  die  eigentlichen  Betriebs-,  Yerwaltungs-  und  Erhebungskosten  der  Einnahme- 
zweige  (Locakerwaltung  der  Cameraldomänen,  desgl.  der  Forsten  nebst  Forstschntz, 
Domanialbauwesen,  ungetrennt  die  Yerwaltungskosten  der  directen  Steuern  und  indirectca 
Abgaben,  incl.  derer  des  Reichs,  u.  A.  m.).  Die  genaue  Ermittlung  dos  Reinertr^s 
der  einzelnen  Einnahmezweige  bietet  demnach  Schwierigkeiten  und  setzt  f&r  jede 
Periode  erst  eingehende  Berechnungen  auf  Grund  der  Budgetposten  voraus.  Die  Ein- 
nahmen aus  den  Domänen  zerfallen  in  die  Erträge  aus  dem  Familieneigenthom  des 
grossherzoglichen  Hauses  (meist  Forsten,  landwirthschafüiche  Domänen)  und  aus  Staats- 
domänen, unter  letzteren  als  grosser  Hauptposten  die  Staatseisenbahnen  eingeschlossen. 
Seit  dem  Uebergang  der  wichtigsten  indirecten  Steuern  und  Zölle  an  das  Reich  sind 
die  betreffenden  Einnahmen  aus  dem  hessischen  Etat  ausgeschieden,  sodass  wieder 
Vcrglcichungen  zwischen  der  früheren  und  späteren  Zeit  nicht  unmittelbar  statdiaft 
sind.  Im  Etat  werden  indessen  als  Einnahmen  die  Ueberweisungen  aus  Beichssteoero 
und  als  Ausgaben  die  Matricularbeiträge  eingesetzt  (1897 — 1900  mit  der  gleichen 
Ziffer  von  8  Mill.  Mark).  Die  Finanzgemeinschaft  der  hessischen  mit  den  preussiscben 
Bahnen  hat  wieder  zu  eigenthümlicher  Behandlung  der  Staatsbahneinnahmen  im  Etat 
geführt,  sie  stehen  hier  mit  dem  Nettoertrage.  Auf  die  Durchführung  einer  genaueren 
Vergleichung  aller  einzelnen  Einnahmen  weit  zurück  musste  hier  ?erzichtet  werden. 

Finanzstatistischc  Materialien  ausser  in  den  Landtagspapieren,  Budgets  u.  s.  w.  in 
einzelnen  Heften  der  Beiträge  zur  Statistik  im  Grossh.  Hessen,  so  1876.  B.  15,  H.  1 
(Staatsschuld  1821— 1872K  1880,  B.  21,  H.  2  (directe  Steuern),  1886,  B.  27  (Fon»t- 
und  Cameraldomänen),  1898,  B.  42,  H.  2  (desgl.),  1896,  B.  40,  H.  1  (Staatseinnahmen 
und  Ausgaben  1888—91  im  Vergleich  mit  Budget).  Dann  zahlreiche  kleinere  Mit- 
thcilungen  zur  Stouerstatistik  in  den  in  kleinen  Heften  erscheinenden  «^HttheiloBfen 
der  Centralstelle  für  die  Landesstatistik".  Die  Herausgabe  eines  statistischen  Hand- 
buchs erfolgt  jetzt  erst.  Daten  aus  den  30er  und  40er  Jahren  bei  ?.  Reden  a.  a.  0. 
S.  412  ff.,  regelmässig,  doch  in  den  älteren  Jahrgängen  meist  nur  summarisch,  im 
Gothaer  Hof  kalender. 

Folgende  Tab.  58  gicbt  eine  Uebersicht  der  Haupteinnahmezweige, 

Tab.  58.    Hessische  Staats-Hauptcinnahmezweige  (roh)  in  1000  M. 

(Voranschläge).  *) 

1834        1846        1866        1874        1889        1899 

1.  Dircctc  Steuern    ....        3390        3309        5024        6738        8000      10360 

2.  Indirecte  Landcsateucrn -)  .    1    .o^^         nr^na        aoai     f  2328        2431         2826 

-       Reichs    ,.  .    /  ^2^1        ^^^^        ^^^^    i  (209)        5325        8000 

3.  Regalien  3) 104  87  106  66  5  4 

Summe  Steuern      .     .     .        7695        9402      11491        9341       15761       21190 

4.  Domänen*) 2965        3206        4335        5125        5809       14872 

5.  Verschiedcncs*)_  .  ^   ._^        209  723  416  861  813        1316 

Summe  1—5     .    . " .    .      10869      13331       16242      15327      21883      37378 


^)  Nach  den  seit  lange  bestehenden  Budgetkategorieen. 

*)  Bei  den  indirecten  Steuern  ausser  den  inneren  Verbrauchssteuern  (bis  zur 
Reichszeit  auch  incl.  Salzrcgie,  Rheinoctroi,  Chausseegeld)  und  den  Zöllen  (bis  zur 
selben  Zeit)  auch  Stempel.  Gerichts-  und  Verwaltungsgebühren,  Erbschaftssteuer,  Hunde- 
steuer. Die  Daten  von  der  Rcichsperiode  an  umfassen  aber  nur  die  jeweilig  im 
hessischen  Etat  als  Reste  von  Rcichssteuern  (1874)  und  Antheil  an  den  Beichseinnahmen 
(1889,  1899)  stehenden  Beträge,  also  weder  die  in  Hessen  erhobenen,  noch  die  aof 
Hessen  nach  Kopfrcpartition  der  ganzen  Reichseinnahmen  fallenden.  Daher  ist  keine 
genauere  Vergleichung  der  Jahre  untereinander  und  der  ganzen  Kategorie  mit  den 
anderen,  specicll  mit  den  directen  Steuern  möglich. 

•)  Früher  auch  Postregal. 


Hessische  Staatsstoaer- Statistik.  355 

Nur  in  ganz  grossen  ZUgen  lässt  sich  aus  den  Zahlen  der 
Tab.  58  die  Entwicklung  der  Einnahmen  im  Ganzen  und  nach 
den  Hanptzweigen  ersehen,  weil  die  Einstellung  der  BrnttoziSern 
und  theilweise  doch  wieder,  bei  den  Eisenbahnen  unter  den  Do- 
mänen, der  Nettoziffern  und  die  Ausscheidung  der  wichtigsten 
indirecten  Steuern  aus  dem  Staatshaushalt  Hessens  seit  der  Reichs- 
periode jede  genauere  Vergleichung  hindert.  Relativ  stark  steuer- 
wirthschaftlich  war  der  hessische  Staatshaushalt  schon  anfangs, 
indem  fast  V4  der  Roheinnahmen  und  noch  eine  höhere  Quote  der 
Reineinnahmen  auch  in  den  30er  Jahren  und  bis  zur  Reichsperiode 
ans  Steuern  herrührten.  Dies  erklärt  mit  die  von  dem  ersten 
Drittel  des  Jahrhunderts  bis  in  die  Gegenwart  bemerkbare  starke 
Anspannung  der  Steuerkraft  für  Staatszwecke  (auf  den  Kopf  1834 
10.12  M.  an  Steuern  im  Ganzen ,  4.46  M.  an  directen,  5.53  M.  an 
indirecten,  1899  c.  9.5  M.  an  directen).  Nor  eine  günstige  Ent- 
wicklung der  Staatsbahn -Reinerträge,  so  dass  über  die  (in  der 
Tabelle  nicht  abgerechneten)  Lasten  der  Eisenbahnschulden  grössere 
Ueberschtisse  verbleiben,  wird  hierin  Wandel  schaffen  können,  eine 
Entwicklung,  die  jetzt  (1899)  aber  schon  begonnen  hat.  Die 
oben  (S.  336)  erwähnte,  wenn  auch  einstweilen  geringfügige  Mit- 
verwendung von  Bahnüberschüssen  (Vs  Mill.  Mark)  zur  Verminder- 
ung der  Gesammtbesteuerung  bewegt  sich  schon  in  dieser  Richtung. 

Die  am  besten  vergleichbare  Zahl  ist  diejenige  der  directen 
Steuern.  Hier  ist  eine  absolute  Vermehrung  von  1834  —  99  um 
mehr  als  das  Dreifache  (306  ^/q)  eine  relative,  auf  den  Kopf,  um 
über  das  Doppelte  (um  213  ®/o)  eingetreten.  Der  hohe  Eopfsatz 
der  directen  Steuern  hat,  wie  oben  dargelegt,  mit  in  die  Richtung 
der  jüngsten  Steuerreformen  (1899)  gedrängt,  wodurch  die  Belastung 
um  etwa  ein  Fünftel  abnehmen  wird,  —  wenn  man  mit  den  neuen 
gesetzlichen  normalen  Steuersätzen  der  Einkommen-  und  Vermögens- 
stener  auskommt,  daher  um  entsprechend  weniger,  wenn  diese  Sätze 
erhöht  werden  sollten. 

Die  Entwicklung  der  einzelnen  directen  Steuern  von 
1869—98  ist  oben  in  der  Tab.  57  (S.  331)  statistisch  dargestellt 

^)  Die  Ertrftge  (roh)  des  groseb.  FamilieneigeDthnms  (Domänen,  bes.  Forsten) 
und  der  Staatsdomänen,  unter  letzteren  seit  der  Eisenbabnzeit  die  Staatsbahnon  (Main- 
Keckarbahn).  Die  grosse  Steigerung  in  den  letzten  Jahren  ist  1899  die  Folge  der 
Eisenbahnverstaatlichung  (Hessische  Ludwigsbahn)  und  der  Finanzgemeinschaft  mit 
Preossen  (Eiträgo  des  Postens  «^Staatsdomänen"  im  letzten  Etat  (1897/1900)  mit 
9.952.897  M.,  grOsstentheils  Reinertrag  der  Bahnen,  im  vorausgehenden  1894/1897 
nur  mit  1.254.636  M.,  auch  meist  von  der  Main-Neckarbahn,  eingestellt). 

^)  Hierunter  auch  Geldstrafen. 
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worden.  Geht  man  noch  etwas  weiter  zartick ,  soweit  mir  Zahlen 
vorliegen,  unter  Wiederholung  der  Zahlen  aus  Tab.  57  für  1869 
und  1898,  so  ergiebt  sich  folgende  Entwicklung. 

Tab.  59.    Rohertrag  der  directcii  Staatssteuorn  1827—98  (1000  M.). 

A.  Absolute  Zahlen  1827  1847  1869  1898 

1.  Grund-  und  Gebäudesteuer         .     .    2685  2423  3665  3164 

2.  Gewerbesteuer     ....'..      274  251  677  1041 

3.  Kapitalrcntcnsteuer —  —  —  457 

Ertragssteuern  1—3 2959  2674  4342  4662 

4   Personal-,  hezw.  Einkommensteuer  679  634  1104  5603 

Summe 3638  3308  5446  10265 

B.  Relativzahlen  "/qq 

1.  Grund-  und  Gcbäudestcuer   ...       738  732  673  308 

2.  Gewerbesteuer 75  76  124  102 

3.  Kapitalrentcnsteuer —  —  —  44 

Ertragssteuern  1—3 813  808  797  454 

4.  Personal-,  bezw.  Einkommensteuer      187  192  203  546 

Summe 1000  1000  1000  1000 

Es  zeigt  sich  hier  wieder  deutlich  die  allgemeine  Erscheinung, 
wie  auch  in  Hessen,  unter  dem  Einfluss  der  gesammten  Wirth- 
Schaftsentwicklung  und  der  ihr  folgenden  Veränderung  der  Gesetz- 
gebung, die  Belastung  der  Grunderträge  (landwirthscbaft- 
liehe  Grundstücke  und  alle  Gebäude)  mit  directen  Steuern  erheb- 
lich gegen  die  Belastung  anderer  Erträge  und  der  Personaleinkünfte, 
welche  in  der  neueren  Einkommensteuer  freilich  die  Einkommen 
aus  Grundstücken  mit  umfassen,  relativ  abgenommen  hat. 
Dies  ist  um  so  bemerkenswerther,  da  die  Grundsteuer  die  städtischen 
Gebäude  mit  trifft. 

Von  Interesse  ist  auch  die  Statistik  der  in  Hessen  zur  Erhebung  der  directen 
Steuern  gebildeten  Steuerkapitalien,  worüber  statistisches  Material  vorliegt  Doch 
kann  darauf  hier  nicht  näher  eingegangen  werden.  Es  sei  nur  erwähnt,  dass  nach 
amtlichen  Tabellen,  die  mir  das  hessische  F'inanzministeriam  mitgetheilt  bat.,  bei  der 
Einkommensteuer  die  Steuerkapitalien  1870  12.751.000  M..  1899  24.898.000  M. 
waren,  eine  Zunahme  von  195**/0'  ^^^^  verschieden  in  den  drei  Provinzen  (Rhcin- 
hcssen  227.7,  Starkcnburg  208.6,  Oberhessen  nur  1212  ^/y)  und  noch  mehr  in  den 
einzelnen  33  Steuercommissariatsbezirken  (Maximum  in  den  grosseren  Städten,  Offen- 
bach  405  4,  Mainz  373.2,  Minimum  31.3  Vo'  Bezirk  Homberg  in  Oberhessen).  Auch 
das  bestätigt  den  entscheidenden  Einfluss  der  verschiedenen  wirthschaftlichen  Ent- 
wicklung, hier  vor  Allem  in  Stadt  und  Land,  gewerbereicheren  Gegenden  mit  Und- 
wirthschaftlichen  Speciaiculturen  und  Gegenden  mit  vorherrschend  gewöhnlichem 
Ackerbau  (Oberhessen). 

Einigen,  aber  keinen  besonders  starken  Einfluss,  nicht  entfernt  einen  glcichco 
wie  in  Preussen,  hat  die  Einführung  der  Dcclarationspflicht  und  der  Progression  im 
Gesetz  von  1895  auf  die  Steigerung  des  Ertra<?s  der  Einkommensteuer  gehabt 
Der  Steuerausschlag  (im  gleichen  Satz  von  16  Pf.  auf  1  M.  Steucrkapital)  ergab 
1896/97  nach  dem  neuen  Verfaliren  5.332.000  M.,  d.  h.  gegen  das  Vorjahr  mit  dem 
alten  Verfahren  438.000  M.  mehr.  Davon  kam  aber  mehr  als  ein  Drittel  auf  die 
gewöhnliche  Jahreszunabme,  nur  der  Rest  (zu  der  jedoch  noch  der  kleine  Betrag, 
welcher  durch  Mindererträge  in  der  2.  Abtheilung  der  Steuer  wegen  Degression  des 
Kusses  ab;:egangen  war,  zu  rechnen  wäre)  rührte  von  den  Aenderongen  des  neuen 
Gesetzes  her.  Der  Mehrerirag  kam  fast  ganz  ans  den  Bezirken  der  grosseren  Städte 
(die  5  grössten   mit  424  000  M.  Plus,   überhaupt  16  Steuerbezirke  mit  478.000  M. 
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Plus,  15  mit  40.000  M.  Minas).  Dies  zeigt,  wie  amtlich  mit  Recht  bemerkt  wird, 
die  relatire  Güte  schon  des  früheren  hessischen  Einschätzungsrerfahrens,  und  der 
Erfolg  beweist  wieder,  dass  eben  besonders  die  städtischen  Einkünfte  nur  mittelst 
Dcciarationspflicht  besser  erfasst  werden.  (S.  die  Krag'sche  Denkschrift  von  1897, 
Abschnitt  VIII.) 

Die  Entwicklang  der  einzelnen  indirecten  Steuern,  im 
hessischen  finanzrechtlichen  Sinne  des  Worts,  daher  namentlich 
ausser  den  Verhrauchssteuern  auch  der  Verkehrssteuern  (Stempel 
a.  8.  w.)  und  Erbschaftssteuer,  sowie  einiger  verwandter  Abgaben, 
ist  in  folgender  Tab.  60  zur  Uebersicht  gebracht  worden. 

Tab.  60.    Hessische  indirecte  u.  dgl.  Staatsstener-Ertr&ge  (roh) 

1834—1900«).    (1000  M.) 

Noch  jetzige  Landes-  Um  Um  Um  Um 

stenern.  1834  1847  1869  1874  1889        1898  1897,1900 

Tranksteuer«)      ....  756  1111  2052  541  280          —            — 

Stempel,  Gerichtsgeb.  •)    .  865  1052  1185  1319  1324        1933        1803 

Erbschaftssteuer.    ...  58  94  188  240  )  480  T    401    \     riß 

Schenkangsstener    ..  —  —  —  —  /    —  1         5/ 

Hundesteuer  .     •    .    .     1  oß  oa  qc  qo  irA  I     238          235 

Nachtigallensteuer  .    .    /  ^^  ^^  ^^  ^^  ^""^  \        0.09        0.05 

Brücken,  üeberfahrten      .  88  157  89  111  181          224          242 
RheinschifiTahrt  u.  andere 

Wasderzölle*)  ....  262  522  —  —  —               4             3 

Chansseegeld 248  410  —  —  —              —          — 

Eichgebühren      .    .     .     .  — —  —  —  16 54 30 

Summe»)      .    .    .  23Ö3  3382      36ÖÖ      2293      2431        2859        2829 

Ehemalige  Landes- 
steuern. 

Salzrcgie 788  1188  1 

Tabaksteuer —  —     >  2736        An  das  Reich  übergegangen. 

zolle 1100  1973  j 

Summe     ....  1888  3161      2736 


Eine  Steigerung  des  Gesammtertrags  dieser  Steuern  und  Ab- 
gaben zeigt  sich  kaum,  nachdem  die  inneren  Steuern  auf  Salz, 
Bier,  Branntwein  und  die  Zölle  auf  das  Reich  übergegangen  sind, 
wofOr  freilich  anderseits  die  Ausgaben  für  Heer  u.  s.  w.  entfielen. 
Der  Ertrag  der  Trank-,  bezw.  Weinsteuer  und  der  ehemaligen 
Schifffahrtsabgaben  und  Gbausseegelder  ist  durch  die  vermehrte 
Einnahme  aus  Stempel,  Gerichtsgebühren,  Erbschaftssteuer,  Hunde- 

*)  Voranschläge,  nur  fUr  1898  wirklicher  Ertrag. 

■)  Seit  1874  nur  Weinsteuer,  vorher  auch  Bier,  Branntwein. 

*)  Ertrag  nach  gewissen  Abzogen  an  Auslagen  und  Kosten  (zurückgezahlte 
Gerichtskosten,  Zeugongebtthren ,  richterliche  Diäten  und  Keisokosten  u.  A.  m.).  So 
nicht  Rohertrag,  aber  auch  nicht  voller  Reinertrag  (Anschlag  brutto  1897 — 1900 
1.Ö83.400,  ab  an  solchen  Lasten  180.400,  so  im  Etat  1.803.000  M.).  1898  Ziffer  des 
wirklichen  Bruttoertrags. 

^)  In  den  letzten  Jahren  nur  noch  die  kleinen  Einnahmen  unter  Regalien  von 
Wassergefällen. 

*)  Es  fehlen  in  der  Tabelle  die  Einnahmen  für  Jagdwaffenpässe,  frQher  12  bis 
20.000,  neuerdings  30—40.000  M.;  ferner  in  früheren  Jahren  ganz  kloine  Beträge 
ferschiedener  Einnahmen. 

A.  Wftgner,  Finaaswiaieiiachaft  IV.  24 
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Steuer,  Brückengelder  aber  mehr  als  vollständig  ersetzt  worden. 
Die  durch  die  Gesetzgebung  erstrebte  Steigerung  der  Erträgnisse 
der  directen  Steuern  war  durch  diese  Verhältnisse  der  indirecten 
Steuern  mit  geboten  gewesen.  Durch  die  Steuerreform  von  1899 
wird  aber  nun  wieder  eine  nicht  unbeträchtliche  Vermehrang  der 
Stempel  (um  c.  575  000  M.),  der  Erbschaftssteuer  (um  c.  80.000  M.) 
und  der  Hundesteuer  (um  165.000  M.),  zusammen  um  e.  1.O9O.000 
Mark,  mit  der  allenfalls  auch  hierher  zu  rechnenden  Classenlotterie 
um  weitere  500.000  M.  zu  erwarten  sein.  Dadurch  wird  wieder 
eine  Verschiebung  der  Steuerlast  von  den  directen  Steuern,  die 
zudem  vermindert  werden,  um  etwa  IV2  Mill.  Mark,  etwas  weg  zu 
den  indirecten  Steuern  hin  eintreten.  Die  ersteren  würden  etwa 
8.5,  die  letzteren  c.  4  3  Mill.  Mark  betragen,  also  etwa  Vs  ^^^  Vs? 
ohne  Rücksiebt  auf  die  indirecten  Reichssteuern,  während  das  Ver- 
hältnisse als  Hessen  noch  die  heutigen  Reichssteuern  und  Zölle  fDr 
sich  bezog,  in  den  40er  Jahren  annähernd  das  umgekehrte,  in  den 
60er  Jahren  etwa  wie  10  :  13  war  (Tab.  58,  S.  354). 

Communalbesteuerung. 

§.  103.  Die  Gommunalkörper.  Von  solchen  bestehen  in 
Hessen  dreierlei  mit  eigenem  Haushalte  (Finanzwesen)  und 
eigener  Besteuerung.  Neben  den  althistorischen  Ortsgemeinden 
sind  durch  neuere  Gesetzgebung  (1874)  auch  die  18  Kreise  und 
die  3  Provinzen  als  eigene  Communalverbände  und  Selbstver- 
waltungskörper mittlerer  und  höherer  Ordnung  organisirt  worden. 
Das  ist  für  den  kleinen  Staat  etwas  viel,  findet  aber  in  den  geo- 
graphischen und  historischen  Verschiedenheiten  der  Provinzen  seine 
Erklärung  und  wohl  auch  seine  Rechtfertigung.  Den  Ortsgemeinden 
garantirte  die  Verfassung  (Art.  45,  46)  nach  der  absolntistiscben 
Rbeinbundperiode  gerade  auch  in  finanzieller  Hinsicht  wieder  ihre 
Selbständigkeit,  Verhältnisse,  welche  dann  in  der  Gemeindeordnong 
von  1821  näher  geregelt  wurden.  Die  Ortsgemeinden  zerfallen  in 
Städte  und  Landgemeinden.  Ausserhalb  derselben  kommen  noch 
einige  selbständige  Gemarkungen  vor.  Die  späteren,  an  Stelle  der 
G.  0.  von  1821  getretenen  noch  geltenden  Landgemeinde-  und 
Städteordnungen  von  1874  unterscheiden  zwischen  diesen  Gemeinde- 
kategorieen  lediglich  nach  dem  äusseren  Merkmal  der  Bevölkerungs- 
grösse.  Für  die  Besteuerung  sind  sonach  Gemeinde-,  Kreis- 
und  P  r  0  V  i  n  z  i  a  1  steuern  zu  unterscheiden.  Die  selbständigen  Ge- 
markungen werden  nach  den  Grundsätzen  der  Gemeinden  besteuert* 
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I  Bestimmniigeii  der  Yer&ssuDg  Unten:  ,,Art.  45.  Die  Angelegenheiten  der 
sn  sollen  dorch  ein  Gesetz  geordnet  werden,  welches  als  Grundlage  die  eigene, 
ige  Verwaltung  des  Vermögens  durch  Yon  der  Gemeinde  Gewählte,  unter 
[cht  des  Staats,  aussprechen  wird.  Die  Grund bcstimmungen  dieses  Gesetzes 
iinen  Bcstandtheil  der  Verfassung  bilden  Art.  46.  Das  Vermögen  der  Ge- 
kann, unter  keiner  Voraussetzung,  dem  FinaiizvermAgen  einverleibt  werden." 
Aussicht  genommene  Gesetz  ist  die  Gemeindeordnung  7om  30.  Juni  1821, 
nit  sp&teren  Abinderungen ,  die  Grundlage  bis  1874  geblieben  ist  und  auch 
la&tzlichen  Normen  fttr  die  Einrichtung  und  Ordnung  des  Gemeindehaushalts 
0  gewisse  Grundsätze  für  die  Bcsteuerunir  mit  enthält.  Sie  wurde  ersetzt 
e  Landfremeindeordnnng  rom  15.  Juni  1874  und  die  Stadtgemeindeordnung 
uni  1874.  Die  Städteordnung  ist  obliiratonsch  für  Gemeinden  Über  10.000  Ein- 
£scoltatir  für  die  zwischen  8 — 10000.  für  kleinere  gilt  die  Landgemeinde- 

Die  Kreis-  und  Provinzialverfassung  beruht  auf  dem  Gesetz  vom  12.  Juni 
odurch  die  Kreise  und  Provinzen,  die  bisher  nur  staatliche  Verwaltungs- 
gen gewesen,  was  sie  blieben,  zugleich  zu  Selbstverwaltungsvorbänden  mit 
Autonomie  und  mit  Corporationsrecbten  ausgestaltet  wurden,  im  Geiste  der 
bezüglichen  deutschen  Gesetzgebung.  In  dem  Gesetz  von  1874  zugleich  Be- 
len  über  Haushalt,  Finanzen  und  Besteuerung.  S  Gar  eis,  Staatsrecht 
in  Marquardsen's  Handbuch,  §.  21  ff.  Das  Einzelne  genauer  und  mit  KUck- 
'  sonstige,  auch  spätere  einschlagende  Gesetze  (bes.  die  Steuergesetze)  bei 
r-Dietz  a.a.O.,  II,  §.  329—365  (Gemeinden),  §  308—315  (Kreise), 
323  (Provinzen),  auch  §.  325  ff.    Zeller,    Handb.  a.a.O.,  11,  Abth.  III, 

(Communalverbände ,  Gemeinden  und  andere),  mit  Nachträgen  dazu  im 
,  bis  1893.  Art  Kreis  und  Provinz  in  Hessen  von  Zell  er  im  Wörterbuch 
raltung  I,  868,  II,  324.  Einzelnes  passim  daselbst  und  in  den  Erg.bänden 
erschiedenen  Artikdn  tiber  Gemeinden  und  Gemeindewesen. 

104.    Die   Gemeindebesteuernng.     Die  Ausführung, 

die  erwähnte  verfassnogsmässige  Zasicherung  finanzieller 

iodigkeit    der   Gemeinden    darch    die    Gemeindeordnungen 

1874)  und  die  besonderen  Gommunalsteuergesetze  erhalten 

it  die  Gemeinden  wesentlich  nur  gegen  die  Vermischung  von 

ode-  und  Staatsvermögen  und  Gemeinde-  und  Staatsfinanzen 

itzty  aber  ihnen  eine  wirkliche  grössere  Autonomie  über  die 

^enheiten  ihres  Hanshalts,  Vermögens  und  ihrer  Besteuerung, 

aach  unter  staatlicher  Oberaufsicht,  nicht  gegeben.   Vielmehr 

Aerisirt  sich  das  hessische  Gemeinde-Finanzrecht  in  diesen 

;en  durch  eine  sehr  weit  gehende  staatsgesetzliche  Regulirung 

»Uglichen  Pnncte  und  damit  durch  eine  starke  Einschränkung 

irklichen   Gemeindeautonomie.     Dies    zeigen    die    leitenden 

Isätze    und    die   vielfach    sehr   ins    Einzelne    gehenden  Be- 

UDgen  der  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Einrichtung  des 

lalts,  das  Budget-  und  Rechnungswesen,  die  Behandlung  der 

iben,  namentlich  früher  deren  Eintheilung  in  Glassen,  wonach 

die  DeckuDgsmittel  verschiedene  sind,  über  die  Verwendung 

'ermögenserträge  und  sonstigen  Einnahmen,  die  Reihenfolge, 

'  dieae  Erträge  und  Einnahmen  als  Deckungsmittel  zu  benutzen 

die  ganze  Einrichtung  der  Steuern,  die  Behandlung  der  letz- 

24* 
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tereD  nur  als  subsidiäres  Deckuugsmittel  der  Ausgaben,  die  genaoe 
Anfügung  der  directen  Steuern  (Umlagen)  an  die  Grundlagen  der 
direeten  Staatssteuem  —  ein  wichtiger  Hauptgrundsatz,  an  welchem 
von  Anfang  an  und  bis  in  die  Gegenwart  und  auch  noch  in  den 
neuesten  Reformplänen  (1899)  festgehalten  wird  — ,  die  beschränkte 
Zulassung  von  communalen  indirecten  Verbrauchsabgaben  (Octrois) 
unter  weiterer  Mitwirkung  der  staatlichen  Anfsichtsinstanz  dabei. 
An  die  Aenderungen  der  Gesetzgebung  über  die  directen  Staats- 
steuern haben  sich  daher  auch  regelmässig  neue  staatsgesetzliche 
Vorschriften  über  die  directen  Gemeindesteuern  angeschlossen. 
Namentlich  die  Umbildung  der  alten  Personalsteuer  zur  Einkommen- 
steuer (1869,  s.  0.  S.  323),  die  Einführung  der  Kapitalrentensteaer 
in  das  System  der  directen  Staatssteuern  führte  so  za  neuen  Be- 
stimmungen über  die  Gemeindesteuern,  um  diese  den  eintretenden 
Veränderungen  der  Staatssteuern  genau  anzupassen.  Die  jüngste 
Reform  von  1899  wird  so  auch  wieder  von  einer  Refonngesetz- 
gebung  für  die  directen  Gemeindesteuern  begleitet  sein,  wofür 
bereits  ein  Plan  und  Gesetzentwurf  seit  Sommer  1899  vorliegt,  der 
im  Winter  1899/1900  seiner  Erledigung  in  den  Kammern  wartet. 
Der  erforderliche  Schritt  dazu  ist  Seitens  der  Regierung  durch 
Wiedervorlegnng  jenes  Gesetzentwurfes  in  fast  unveränderter  Gestalt 
bereits  geschehen  (Dec.  1899). 

Von  allgemeinerem  finanzwissenschaftlichen  Interesse  ist  die 
ältere,  1872  beseitigte  Eintheilung  der  Ausgaben  in  drei 
C lassen  und  die  Bestimmung  der  besonderen  Deckongs- 
mittel  für  jede.  Hier  war  das  Streben  nach  Berticksichtigang 
des  Grundsatzes  von  Leistung  und  Gegenleistung  im  Gemeinde- 
haushalt  und  in  der  Besteuerung  der  Leitstern,  was  zu  eigen- 
thümlichen  Einrichtungen  geführt  hat.  Ebenso  tritt  dies  Streben 
bei  den  Fragen  der  Eingliederung  von  Zuschlägen  znr 
Kapitalrenten-  und  zur  Einkommensteuer  in  die  Ge- 
meindebesteuerung hervor,  besonders  in  dem  Kampfe  über 
die  Höhe,  in  der  die  Einkommensteuer  mit  zu  den  directen  Ge- 
meindeumlagen solle  herangezogen  werden,  ob  ganz  oder  nur  mit 
einer  Quote,  namentlich,  was  dann  auch  Gesetz  wurde,  mit  der 
Hälfte.  Der  Streit  dreht  sich  hier  mehrfach  am  die  bekannten 
Hauptfragen,  nemlich  um  das  Ob  und  Wann  und  Wie  weit  (in 
welchem  Maasse)  der  Anwendung  der  beiden  leitenden  Steuer- 
vertheilungsprincipien,  desjenigen  der  Bestenernng  nach  dem  Inter 
esse    (nach    Leistung    und    Gegenleistung)    und    desjenigen   der 
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BesteueruDg  nach  der  Leistungsfähigkeit,  gerade  auch  in  der  6e- 
meindebesteuerung.  Auch  die  jetzt  (1899)  geplante  Reform  hat  es 
zugleich  wieder  mit  der  Entscheidung  dieser  Fragen  zu  thun. 

Es  würde  hier  zu  weit  führen,  auf  die  Eotwicklang  der  bezüglichen  gesetzlichen 
Bestimmungen  in  den  Einzelheiten  einzugehen,  Verhältnisse,  welche  bei  ihrer  Ver- 
rickeltheit  und  ihren  Beziehungen  zur  ganzen  Gemeinde^erfassung  auch  nicht  in  Ktlrze 
larzusteUcn  sind.    Die  uns  hier  interessirenden  Hauptpuncte  sind  die  folgenden. 

Die  regelmässige  erste  Einnahme  der  Gemeinde  zur  Deckung  ihrer  Ausgaben 
ist  der  Ertrag  des  tiemeindevermögens,  soweit  dasselbe  nicht  als,  auch  in  Hessen 
rorkommendes  Almendgut  in  Pri^atgenuss  ?on  Berechtigten  steht.  Dies  ist  zulässig 
geblieben,  nur  die  weitere  Ausdehnung  solcher  Genussrechte  durch  gesetzliche  Vor- 
schriften gehindert  worden.  Zum  Gemeinde^ermögen  gehören  auch  wirtbscbaftlicho 
jemeindeunternebmungen,  wie  neuere  (Gasanstalten  u.  dgl.).  Aber  diese  Verwendung 
les  Vermögensertrags  zur  Deckung  der  Gemeindeausgaben  war  keine  unbedingte,  da 
3S  auch  Ausgaben  gab,  zu  deren  Deckung  er  nicht  mit  bestimmt  war.  In  letzterem 
Fall,  ferner,  soweit  nicht  andere  Anstaltseinnahmen,  auch  gebührenartige,  wie  Schul- 
gelder u.  dgl.,  ausreichten  und  nach  den  specifischen  Ausgabezwocken  zunächst  ?cr- 
■'endbar  waren,  sonst  aber  nur  bei  Insufficienz  jenes  Ertrags  und  solcher  Ein- 
lahmen,  also  nur  subsidiär,  tritt  Besteuerung  und  insbesondere  Erhebung 
lirecter  Umlagen  ein.  Ausschliesslich  Grundlage  derselben,  mit  Aus- 
nahme des  durch  Umlagen  zu  deckenden  etwaigen  Deficits  der  ersten  Ausgabeciasse 
[s.  u.),  waren  von  Anfang  an  und  besonders  nach  der  endgiltigen  Ordnung  der  directen 
Besteuerung  1827  (s.  o.  S.  316)  die  Steuerkapitalien  der  directen  Staats- 
iteuern,  zu  denen  nur  noch  für  die  Gemeindebesteuerung  besonders  ad  hoc  durch 
Sngirte  Einschätzung  gebildete  Steuerkapitalien  für  die  von  der  Staatssteuer  freien, 
der  Gemeindebesteuerung  aber  eventuell,  nach  gesetzlicher  Vorschrift,  mit  unter- 
rorfencn  Erträge,  bezw.  Objecto  traten.  Die  Gemeindozuschläge  („ Aus- 
sah läge'O  waren  dabei  gleich  massig  für  die  Stcnerkapitalien  den  verschiedenen 
jirecten  Steuern  aufzulegen. 

Nun  wurden  aber  nach  der  G.  0.  von  1821  die  Gemeindeausgaben  in  drei 
Classen  getheilt,  nach  ihrer  Art  und  Zweckbestimmung  und  danach  auch  eine  Ein- 
thcilung  der  Umlagen  vorgenommen,  namentlich  verschieden  bestimmt,  welche  Personen- 
kreise für  die  Aufbringung  der  zur  Deckung  jeder  der  3  Ansgabeclassen  etwa  erforder- 
lichen Umlagen  steuerpflichtig  sein  sollten.  (G.  0.  Art.  12.)  Solange  diese  Be- 
stimmungen galten,  bis  1872,  war  so  das  directe  Gemeindesteuersystem  eigentlich  ein 
solches  von  (Special-)  Zwecksteuern.  Die  1.  Classe  umfasste  im  Wesentlichen 
licjenigen  Ausgaben,  welche  die  Erhaltung  und  Verbesserung  des  Gemeindevermögens 
betrafen.  Zur  Deckung  dieser  Ausgaben  diente  zuvörderst  der  Ertrag  dieses  Ver- 
mögens. Ein  verbleibender  Ueberscbuss  war  dann  zuerst  für  die  Deckung  der  Aus- 
^^n  der  2.  Ciasse  zu  verwenden,  nur  wenn  hierfür  nicht  erforderlich,  konnte  er 
mter  die  berechtigten  Ortsbürger  vertbeilt  werden.  Diese,  d.  h.  die  Personen, 
■'eiche  Gemeindeeigentbum  in  Genuss  haben  oder  Vortheile  daraus  ziehen,  hatten 
inderseits  ein  Deficit  dieser  1.  Classe  der  Ausgaben  durch  eigene  Umlagen  allein 
inter  sich,  bei  Gleichheit  der  Genüsse  nach  Köpfen,  bei  Ungleichbeit  nach  Verhältniss 
ies  Genusses  zu  tragen,  wenn  nicht  zur  Deckung  ein  Theil  des  Gemelndeeigenthums 
rerpachtet  wurde,  was  statthaft  war.  Die  2.  Classe  der  Ausgaben  betraf  die  all- 
[^emeiuen,  alle  Ortseinwohner,  nicht  nur  die  Ortsbürger  angehenden  Angelegen- 
ieiten.  Sie  wurden  vorweg  durch  die  etwaigen  Einnahmen  der  betreffenden  Anstalten 
1.  dgL  dieser  Classe,  dann  durch  die  Ueberschüsse  des  Gemeindevermögens -Ertrags 
lach  Deckung  der  Ausgaben  der  1.  Classe,  schliesslich  durch  directe  Umlagen  der 
Binwohner  nach  Maassgabe  ihrer  gesetzlichen  Steuerpflicht,  daher  im  Verhältniss 
ihrer  Staatssteuerkapitalien  bestritten.  Die  3.  Classe  endlich  umfasste  die  Ausgaben, 
reiche  zugleich  auch  die  sogen.  Ausmärkcr  oder  Forensen  interessiren,  d.  h.  jene  Per- 
wnen ,  welche  bloss  Grundbesitz  oder  Gewerbebetrieb  in  der  Gemeinde  hatten ,  ohne 
3rtsbllrger  zu  sein  oder  hier  zu  wohnen. 

Eine  solche  Trennung  der  Ausgaben  beruht  indessen  immer  auf  einer  zu 
nechanischen  Auffassung  der  einschlägigen  Verhältnisse  und  lässt  sich  daher  auch 
lur  mehr  oder  weniger  willkührlich  durchführen.    In  Hessen  traten  seit  lange  hier 
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luteressengegensätze  zwischen  den  Ortsbewohnern  und  den  Forensen  her?or.  Dorcb 
ein  Gesetz  vom  3.  Mai  1858  worden  zur  Erleichterang  der  Ortsbewohner  einige  Aus- 
gaben der  2.  in  die  3.  Classe  gesetzt.  In  dieser  schieden  sich  dann  die  Aosgaben 
wieder  in  Gruppen,  deren  Deckangsmittel  abermals  etwas  ?erschieden  bestimmt  wareu, 
die  erste  Gruppe  durfte  auf  die  Gemeindecasse  Übernommen  worden,  die  zweite 
Gruppe,  betreuend  die  früher  der  2.  Ciasse  zugehörigen  Ausgaben,  musste,  wenn 
sich  in  der  1.  und  2.  Classe  ein  Ueberschoss  ergab,  daraus  gedeckt  werden.  Im 
Uebrigen  waren  die  Ausgaben  der  2.  Classe  durch  Umlagen  auf  die  Steuerkapitalien 
der  Einheimischen  und  der  Forensen  zu  bestreiten. 

Dieses  ganze  complicirte  Classensystem  wurde  indessen  durch  das  Gesetz  Tom 
22.  No7.  1872  beseitigt.  S.  ausser  der  G.  0.  die  Steuergesetze  vom  30.  Juni  18*27, 
3.  Mai  1858,  22.  No?.  1872,  betr.  Gemeindeausgaben  und  von  demselben  Tage  betr. 
Mitwirkung  der  Forensen  bei  Festsetzung  des  Gemeindevoranschlags.  Danach  dient 
seitdem  der  Ertrag  des  GemeindevermOgens  allgemein  zunächst  zur  Bestreitau; 
der  Gemeindebedürfnisse,  vor  den  Umlagen.  Diese  werden  im  Priucip  gleichm&ssi^ 
nach  den  Steuerkapitalien  vertheilt,  doch  giebt  es  Ausnahmen  hiervon;  so  sind,  weoa 
gewisse  Ausgaben  gewissen  Personen  besondere  Vortheile  bringen,  nur  diese  nach 
entsprechenden  Normen  zu  belegen. 

Das  Einzelne  in  dem  Aufsatz  von  Zell  er,  die  Gemeindesteuergosetzgeboog  io 
Hessen,  im  Fin.arch.  1887,  B.  4,  S.  1071  ff.,  1082,  einem  Seitenstück  über  diese 
hessischen  Steucrverhältuisse  zu  den  Arbeiten  von  Schanz  und  den  späteren  ron 
Glässing,  auch  Zeller,  Handbuch  I,  S.  78  ff.  (bes.  Note  2,  S.  79),  Küchler- 
Dietz.  II,  S.  216  ff.  ücber  die  Verhältnisse  der  Almenden  eb.  S.  238,  Zeller, 
Handbuch  II,  S.  88  tf. 

Das  Recht  der  wirklichen  Erhebung  von  Gemeindeumlagen  ist  in  den  oinzelneo 
Gemeinden  aber  noch  an  die  Staatsgenehmigung  geknüpft,  die  zwar  für  die 
Erhebung  bis  zu  einem  zu  bestimmenden  Maximum  der  Höhe  der  Aufschläge  auf 
die  Staatssteuerkapitalien  generell  ertbeilt  werden  kann,  doch  regelmässig  nur  in  jedem 
Specialfall  erfolgt,  auch  in  Betreff  der  Städte  der  St.  0.  In  den  Beilageblättem  zom 
hessischen  Regierungsblatt  finden  die  VeröMentlichungen  für  die  genehmigten  Umlageo 
der  Gemeinden,  meistens  kreisweise,  statt. 

Die  Ersetzung  der  Personalsteuer  durch  die  Einkommmenstener 
und  die  Einführung  der  Kapitalrentensteuer  bedingte  denn   auch  wieder 
neue  Bestimmungen    für   die  Gemeindebcstcuerung.    Hier  kamen  Fragen  in  Betracht, 
wie  weit  die  Herbeizichung   dieser  beiden  Steuern   zu  den  Communallasten  mit  dem 
Grundsatz  vereinbar  sei,  letztere,  zum  Tlieil   wenigstens,   durch  Steuern   decken  ^Q 
lassen,  die  dem  Princip  der  Besteuerung  nach  dem  Interesse,  wie  besonders  die  Real- 
und   die   Gewerbesteuern,   mehr  entsprächen.    Durch  eine  starke  Herbeiziehung  der 
Einkommen-    und    der   Kapitalrentensteuer    zur   Deckung   des   Gemeindestcuerbedarfs 
konnte  eine   Entlastung  der  Steuerpflichtigen   der  anderen   directen  Steuern   bewirkt 
werden.     Diese   glich   sich  nur  bei  denjenigen  Censiten  eventuell  mehr  oder  weniger 
aus ,  welche  als  Kealitätenbesitzer  und  Gewerbetreibende  auch  entsprechend  zur  Ein- 
kommensteuer mit  veranlagt  waren.   Soweit  namentlich  die  bisherigen  Personalsteaer- 
Pflichtigen  jetzt  von  der  Einkommensteuer  stärker  getroffen  wurden,  was  im  AllgemeincQ 
der  Fall  war,  und  soweit  Kapitalrcntncr  dieser  neuen  Steuer  mit  und  ausserdem  noch 
der  Kapitalrenteusteuer    unterlagen,    erfolgte    eine   Entlastung  der  sonstigen  Steucr- 
pflichtigon    in    der   Gemeinde,    um    so  mehr,   je   vollständiger  die  Einkommen-  ond 
Kapitalrcntensteucr  hier  für  Gemeindezwecke  mit  belastet  wurden.  Ausserdem  machten 
sich  Kücksichton  auf  die  leichtere  örtliche  Beweglichkeit  der  Rentnerclassen  in  Bezog 
auf  die  Wahl  ihres  Wohnsitzes  mit  nach    Maassgabe   der  localen  Steuerrerhältnisi^e 
geltend.    Man  fürchtete   den  Fortzug  von  reichen  Censiten  dieser  Kreise  nach  Ortea 
niedrigerer  Steuersätze   im  Inland  oder  des   nahen   deutschen  Auslands  mit  anderer, 
den  Kapitalisten   günstigerer  Steuerverfassung  (Nassau,  Hessen,  Bhoinland).     Ge^iacht 
wurde  deshalb   von  einer  Seite   an   eine  Ermächtigung  der  Gemeinden,   tbeil weisen 
oder  gänzlichen  Erlass  von  Umlajsren  zu  gewähren,  was  aber  mit  Recht  nicht  durch- 
drang.    Auch   die  Frage   der  Behandlung  der  Actien-  u.  dgl.  Gesellschaften   in   der 
communalen   Einkommensteuer  wurde    näher    behandelt.     Manche  lehrreiche   Unter- 
suchungen über  diese  Verhältnisse  und  Erörterungen  darüber  haben  in  den  Kammern 
stattgefunden  (s.  Zell  er 's  Aufsatz  im  Fin.arch.  S,  1084  6.). 
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Das  Ergebniss  war,  dass  die  Kapitalrontensteuer  doch  mit  ihrem 
vollen  Staatssteuer-Kapitalbetrag,  wie  die  anderen  Ertragssteuern,  die  Einkommen- 
b teuer  aber  nur  zum  halben  Betrag  mit  zur  Gemeindebesteuerung  herangezogen 
wurde.  Dabei  sind  die  Grund-  und  Gewerbesteuerkapitaiien  am  Orte  der  belegenen 
Sache,  bczw.  des  Betriebs,  die  Kapitalrenten-  und  Eiukommeosteuerkapitalien  am  Wohn- 
on  des  SteuerpHichtigen  gemeindesteuerpflichtig.  Die  Einkommen  unter  500  M. 
wurden  in  der  Gemeindebeateuerung  mit  fUr  steuerpflichtig  erklärt  (Gesetz  ron  1885 
Einkommen  bis  300  M.  mit  5,  3—400  mit  10,  4—500  mit  20  M.  Steuerkapital). 
Wegen  ungunstiger  Verhältnisse  eines  Ceiisiten  kann  aber  auch  hier  Herabsetzung  in 
eine  niedrigere  Ciasso,  bezw.  Freistellung  erfolgen.  Die  Regierung  hatte  1884  die 
directe  Einkommeustenerpflicht  der  Actiengesellschaften  u.  s.  w.,  die  fUr  die  Staats- 
Steuer  bestand,  wogegen  hier  der  Actiouär  lur  die  ihm  aus  inländischen  solchen  (je- 
selbcbaften  zufliessenden  Zinsen  und  Dindenden  einkommensteuerfrei  war  (s.  o.  S.  327), 
für  die  Einkommensteuer  nicht  eintreten  lassen  wollen,  dagegen  sollten  die  Actionäre 
hier  fttr  dies  Einkommen  direct  einkommensteierpflichtig  sein  (Zell er,  Fin.arch. 
S.  1092).  Doch  ist  schliesslich  die  gleiche  Einrichtung  wie  bei  der  Staatssteuer  bei 
der  Gemeindesteuer  verblieben.  Nur  wurde  bestimmt,  dass  das  Einkommen  der  Privat- 
eisenbahngesellschaften  —  die  Staatsbahnen,  damals  Main  -  Neckarbahn  sind  bisher 
frei  (bei^s.  Gesetz  vom  31.  März  1877)  —  im  Verhältniss  der  Summen  der  am  ein- 
zelnen Orte  der  Gesellschaft  zur  Last  gelegten  Grund-  und  Gewerbesteuerkapitaiien 
auf  die  einzelnen  Gemeinden,  bezw.  Gemarkuni^eu  fUr  die  Gemeinde-Einkommensteuer- 
pflichtigkeit  zu  vertheilen  sei  (Gesetz,  von  1885,  Art  1,  von  1887  dsgl.).  S.  über  die 
Herbeiziehung  der  halben  Einkommcnsteucrkapitalieu  statt  derer  der  Personalsteuern 
das  provisorische  Gesetz,  vom  26.  März  1870,  das  definitive  vom  26.  März  1872, 
profisorisches  Gesetz  über  die  Herbciziehuug  der  Einkommensteuer  und  der  Kapital- 
r(*.ntensteuer  vom  13.  Mai  1885,  definitives  vom  24.  Sept.  1887.  (Zeller's  Aufs,  im 
Fio.arch.  S.  1084,  1110,  ders.  Handb.  I,  94  ff.,  II,  431,  Erg.b.  S.  14,  Küchler- 
Dietz,  S.  217  ir„  Keitzenstein,  Ortsgemeindesteuern  im  NVörterb.  d.  Verwalt.  I, 
532).  Ueber  die  Heranziehung  der  Militärpersonen  des  activen  Dienststands  zu 
den  Gemeiudeabgaben  s.  Gesetz  vom  7.  Mai  1887  (u.  A.  bei  Zeller,  Erg.b.  S.  16, 
s.  über  diesen  Getrenstand  in  Deutschland  nach  der  neueren  Gesetzgebung,  bes.  das 
Reichsgesetz  vom  28.  März  1886,  Überhaupt  den  bezüglichen  Aufsatz  von  Herrfurt h 
und  Schanz  im  Fin.arch.  1888,  B.  5,  S.  290  ff.). 

Neben  oder  gleich  nach  der  1899er  Reform  der  directen  Staats- 
stenern  mnsste  die  Gesetzgebung  über  die  directen  Gemeinde- 
Umlagen  nothwendig  anch  Aenderungen  erfahren.  Es  kann  sich 
aber  nach  Ansicht  der  hessischen  Regierang  auch  die  neae  Gesetz- 
gebung darauf  beschränken,  weil  die  sonstigen  Bestimmungen  des 
communalen  Finanzrechts,  so  auch  über  die  Gemeindeansgaben 
(Gesetz  vom  22.  Nov.  1872)  und  über  die  indirecten  Steuern  in 
den  Gemeindeordnungen  sich  als  vollkommen  ausreichend  erwiesen 
hätten.    Die  Grnndzüge  des  Plans  sind  die  folgenden. 

Nach  dem  Gesetzentwurf  vom  Sommer  1899  und  dem  neuen,  aber  fast  ganz 
unveränderten  ?om  20.  Dec.  1899  (Beilage  Nr.  25.  auch  mit  der  gleichen  Begründung 
wie  beim  ?origen  in  Anlage  lU  und  mit  einer  statistischen  Anlage,  worin  für  die 
grösseren  Gemeinden  die  Wirkungen  des  neuen  Plans  untersucht  werden)  sollen  die 
Gemeinden  in  Zukunft  das  Recht  behalten,  aber  auch  nur  dies,  directe  Steuern  (Ge- 
meindcumlagen)  vom  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  („Realsteuern''),  sowie  vom 
Einkommen  der  Steuerpflichtigen  („Einkommensteuer*')  zu  erheben  (Art.  1).  Diese 
Gemeindesteuern  sollen  als  Zuschläge  zur  Einkommensteuer  und  zu  den  Grundzahlen 
für  den  Ausschlag  der  Realsteuern  erhoben  werden,  wobei  als  solche  Grundzahlen 
15  •/o  der  fixirten  Reinerträge  vom  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  angesetzt  werden, 
und  zwar  einstweilen  nach  MaassgaLe  der  bisherigen  Gesetze  fUr  diese  Staatssteoern 
(Art  2),  die  also  für  die  Gemeindebesteuerung   noch   in  Geltung  bleiben.    Die  bis- 
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herigen  Zuschläge  zur  Kapitalrcntensteuer  entfallen  dagegen,  wie  denn  auch  die  Aof- 
rechthalturig  dieser  vom  Staate  für  sich  aufgegebenen  Steuer  speciell  für  die  Gemeinden 
nicht  angängig  erschien.  Die  Vermögenssteuer  ist  dagegen,  wie  in  Preussen,  tod 
Gemeindezuschlägen  ausgeschlossen.  Der  Plan  kommt  also  anch  hier  auf  ziemlich 
Dasselbe,  wie  in  Prcussen  hinaus,  nach  dessen  neuester  Communalsteuergesetzgebong 
von  1893  auch  sonst  Manches  im  Gesetzentwurf  gebildet  ist:  die  Ertrags-  oder  Beal- 
steuern  (Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer),  die  der  Staat  ftlr  sich  aufgiebt,  werden 
den  Gemeinden  überlassen,  doch  in  ihrer  bisherigen  Gestalt,  daher  auch  unter  Fest- 
haltung der  Methode  der  „Stcuerkapitalc",  nur  mit  endgiltiger  Fixirang  des  Procent- 
satzes  der  Grundzahlen  auf  15  Vo  ^^^  Beinerträge,  was  dem  bisherigen  Staatssteaersatz 
ziemlich  entspricht  (er  war  14  7o  ^^^  Grundbesitz,  16  7o  ^^^  Gewerbebetrieb).  Die 
Rentner,  welche  nunmehr  auch  in  der  Gemeinde  nur  der  Einkommensteuer  ontcrUegeii. 
werden  so  allerdings  durch  Fortfall  der  Kapitalrentensteuer  etwas  begünstigt,  aber 
dafür  bei  höhcrem  Einkommen  von  dem  stärkeren  Progressivfasse  des  neaen  Ein- 
kommensteuergesctzcs  von  1899  auch  in  der  Gemeindebesteuerung  mit  getroffen.  Die 
Ertragsbesteucrung  der  Gemeinden  entspricht  hier  dem  Grundsatz  der  Besteoerong 
nach  dem  Interesse.  Zwischen  ihr  und  der  Einkommensteuer  soll,  nach  einer  wiederam 
der  preussischen  analogen  Bestimmung,  in  den  Gemeinden  ein  festes  Verhältniss  in 
der  Art  bestehen ,  dass  für  1  %  Einkommensteuerzuschlag  2  ^/o  Zuschlag  zu  den 
Grundzahlen  der  Kealbteuern  erhoben  werden  müssen  (Art.  4).  Nach  unten  za  ist  die 
Grenze  der  Einkommensteuer,  welche  für  den  Staat  besteht  (500  M.),  auch,  wie  bisher, 
für  die  Gemeinden  nicht  eingeführt  worden.  Die  Gemeinde  hat  Personen  bis  300  M. 
nach  einem  fingirten  Staatssteuersatz  von  60  Pf.,  von  3 — 400  M.  von  1  M.  50  Pf., 
von  4—500  M.  von  3  M.  zu  veranlagen,  kann  jedoch,  wie  bisher,  wegen  geringerer 
Leistungsfähigkeit  Einschätzung  in  niedrigere  Classe,  bezw.  Freistellung  eintreten 
lassen,  auch  nach  Beschluss  des  Gemeindevorstands  mit  Genehmigung  des  Kreisamts 
eine  oder  mehrere  dieser  Untcrabtheilungen  ganz  befreien  (Art.  9).  Nach  der  ein- 
getretenen Verstaatlichung  von  Privatbahnen  (Ludwigsbahn)  soll  ferner  jetzt  die  bis- 
herige Gemeindesteuerfreiheit  der  Staatsbahnen  von  Einkommensteuer  aufhören  and 
ähnlich,  wie  in  Pieussen,  das  Einkommen  der  Bahnen  nach  einem  gewissen  Rcchnungs- 
modus  in  den  einzelnen  Gemeinden  steuerpflichtig  sein  (Art.  11^.  Ebenfalls  nach 
preussischem  Muster  soll  auch  bei  Gewerbebetrieben,  die  sich  über  mehrere  Gemeinden 
erstrecken,  falls  nicht  etwas  Anderes  zwischen  den  Gemeinden  und  dem  Steaerpflich- 
tigen  vereinbart  wird,  das  gemeindesteuerpflichtige  Einkommen  so  vertheilt  werden, 
dass  der  Gemeinde  der  Leitung  des  Geüammtbetriebes  vorweg  Vio  ^^^  Einkommens 
zur  Besteuerung  überwiesen,  der  Kest  nach  Yerhältniss  der  in  den  einzelnen  Gemeinden 
erzielten  Bruttoeinnahmen  vertheilt  wird  (Art.  12).  (S.  Weiteres  im  „Entwarf  eines 
Gesetzes  die  Gemeindeumlagen  betr.''  und  in  den  Motiven  dazu.) 

Dieser  Beformplan  ist  ausdrücklich  nur  iDterimistiscben  Cha- 
racters,  bis  die  Wirkungen  der  Staatssteuerreform  sich  übersehen 
lassen  werden,  wo  dann  erst  eine  endgiltige  Regelung  des  Ge- 
meindesteuerwesens  erfolgen  soll.  Er  ist  der  Staatsstenerreform 
wohl  richtig  angepasst  und  erscheint  im  Ganzen  als  gelangen. 
Man  wird  später  wohl  auch  für  die  Gemeinden  die  veralteten 
Grundlagen  der  Ertragssteuern  nicht  auf  die  Dauer  unverändert 
beibehalten  können,  sondern  den  einzelnen  Gemeinden ,  wie  in 
Preussen,  freiere  Bewegung  geben  müssen,  die  directe  Besteuerung 
der  Grundstücke,  Gebäude  und  Gewerbe  nach  ihren  concreten  Ver- 
hältnissen umzugestalten. 

§.  105.  Von  sonstigen  Steuern  ist  den  Gemeinden 
speciell  die  Erhebung  einer  Hundesteuer  neben  der  Staatssteuer 
gestattet  worden. 
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BseCz  vom  4.  Sept.  1874,  Satz  ron  5  M.  im  Maxixnam,  der  gleiche  Betraft  wie 
Staat  Ministoiielle  GeDehmignng  erforderlich.  Erhebung  f^Ieichzuitig  mit 
itssteaer  durch  die  Staatsorgane ,  gegen  Hebegcbttbr  von  3Vs  %  des  Betrags. 
lg  des  Maximams  in  Verbindung  mit  der  neuesten  Erhöhung  des  Staatssatzes 
.  o.  S.  348)  in  beiden  F&llen  auf  dad  Doppelte  dos  bisherigen  Satzes,  aber  mit 
.UDg  gewisser  Hunde. 

bn  grösserer  allgemeiner  Bedeutung  sind  die  für  Gemeinden 
igen  localen  indirecten  Verbrauchssteuern  (städti- 
Oetroi),  die  in  den  grösseren  hessischen  Städten  sieh  noch 
eblicher  Ausdehnung  erbalten  haben,  ähnlich  wie  im  übrigen 
utschland.     Auch  kommen  noch  Wege-,  Brücken-,  Pflaster- 
',  Marktstandgelder  und  ähnliche  mehr  gebührenartige  Ab- 
Yon  Gemeindeanstalten  vor.  Die  Befngniss  zu  Octroierhebung 
Q  Gemeinden  in  den  Gemeindeordnungen  gewährt,  die  Ein- 
ig, alsdann  mit  Localreglements  und  Tarifen,  erfordert  aber 
em  Falle  besondere  (ministerielle)  Staatsgenehmigung,  die  nur 
nige,  vomemlich,  doch  nicht  aosschliesslich,  an  die  grösseren 
gemeinden  (5),  im  Ganzen  bisher  an  8  Gemeinden  ertheilt 
n  ist.  Hier  nehmen  die  Octroierträge  aber  meist  eine  wichtige 
Qg  unter  den  Einnahmen  ein  (s.  u.  §.  107).    In  Rheinhessen 
iders    in  Mainz)   wurden    französische    Einrichtungen    über- 
en,  im  übrigen  Gebiete  wohl  mit  danach  die  Sache  geregelt, 
r  den  Getränken  werden,  übrigens  nach  Objecten  und  Steuer- 
1    mehrfach  verschieden   in  den   einzelnen  Städten,  in  den 
sren  auch  die  wichtigeren  Nahrungsmittel,  Vieh,  Fleisch,  Wild- 
Geflügel,  selbst  Getreide,  Mehl,  Brot  n.  s  w.,  zum  Theil  auch 
imaterialien ,  Viehfutter    besteuert,    also  nicht  unbedenkliche 
:te.    In  den  kleineren  Oiten  mit  Octroi  wird  nur  Bier  oder 
lies  und  Wein,  und  etwa  Steinkohle  belegt.    Eine  genauere 
ung  der  Materie  im  Wege  der  Gesetzgebung,  nicht  bloss, 
lisher,  des  Verordnnngsrecbts,  was  Auswahl  der  Objeete,  Höbe 
iätze,  Verhältniss  der  Erträge  zu  den  directcn  Umlagen  und 
re,  hier  immer  wichtige  Einzelheiten  anlangt,  erscheint  doch 
:en,  ähnlich  wie  sie  in  Baden  (S.  302)  erfolgt  ist.    Indessen 
daran,  nach  einer  Aeasserung  in  der  Begründung  des  1899er 
tzentwurfs  Aber  die  Gemeindeanlagen,  jetzt  nicht  gedacht. 

Ufflfassendo  Litteratur  über  hessische  Octrois  scheint  zu  fehlen.  Kuchlcr- 
:  (II,  252),  Zellor,  Handbuch  (I,  94)  bringen  über  den  Gc|B:euätaDd  nur  wenige 
,  nichts  GoDtoem.  Letzterer  citirt  einen  Aufsatz  „Die  Octroifragc''  in  der 
hrift  fbr  Staats-  und  Gemeindeverwaltung  ß.  V.  —  Werth volle  Materialien  über 
lessischen  CommaDaloctroi  Terdanlio  ich  dem  hessischen  Finanzministerium,  auf 
,  einer  jttngsten  AufiudiiDe  der  Verhältnisse  im  Dcccmber  1899  und  Januar  1900. 
8  unten  in  §.  107  einige  statistische  Daten.  In  den  genehmigten  Localreglements 
insser  den  Tarif  bestimmungon  diejenigen  tlber  die  practische  Durchfuhrung  der 
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Octroicrbebangr,  der  ßUckTergütongeo ,  die  Vorschriften  über  Controle,  Dorchfakr, 
Strafeu,  über  £r»eäDzuiig  des  Octroi  durch  Erhcbong  der  Abgabe  7on  der  ionereo 
örtlichen  Prodactioii  (bes.  Bier,  Wein,  Branntwein)  beacbtenswerth,  wobei  dann  aach  die 
heotigen  bteoertecbnischen  SchwierigLeiten  und  Bedenken  beim  Octroi  entgegentreten. 
Namentlich  die  Behandlung  des  Weins  in  Rheinhessen  (Mainz)  im  Octroi  wird  so  auch 
verwickelt.  Am  Aasgedehntesten  und  Höchsten  ist  der  Octroi  in  Darmstadt  und 
Mainz.  In  Darmstadt  werden  folgende  Objecte  besteuert:  die  Getränke  (Wein  iu 
Fässern  mit  2  M.  15  Pf.  das  Hektoliter,  in  Flaschen  bis  zu  1  1.  mit  3  Pf.,  Obstwein 
mit  85  Pf.,  Branntwein  mit  4  M.,  Bier  mit  80  Pf.  für  das  Hektoliter,  entsprechende 
Sätze  fUr  die  Materialien  bei  der  Ortlichen  Production  ?on  Branntwein,  Bier  nud 
Wein),  Schlachtvieh  (alle  Arten,  z.  ß.  Ochs  oder  Stier  19 V2  M.,  Kuh  oder  Rind 
12  M.,  Schwein  d'/e  M.,  Pferd  6  M.  n.  s.  w.,  selbst  Zicklein,  Lämmer,  Spanferkel 
mit  .SÜ  Pf.),  Fleisch waaren  (frisches  Fleisch  3  Pf.  fdr  Va  ^^f-«  getrocknetes,  ge- 
räuchertes, gesalzenes,  Würste  5  Pf),  Geflügel  (z.  B.  Gans  30  Pf.),  Wildpret, 
Hülsenfrüchte,  Früchte,  welche  die  Mühle  passiren  (100  kg.  1  M.  20  Pf). 
Bäckereiwaaron  (z.  B.  Brot,  auch  Roggenbrot,  5  Pf.  für  5  Pfd.),  Brenn- 
uiaterialien  (alle  Arten  Holz,  Torf,  Steinkohlen,  Braunkohlen,  Cokes,  letztere  3  mit 
()  Pf.  für  50  kg.).  Auch  in  Mainz  sind  diese  Artikel,  mehrfach  übrigens  mit  anderen 
Siit/un  (z.  B.  Bier  6G  Pf.  für  1  hl.,  ausser  Wein  auch  weinhaltige  und  ähnliche  Ge- 
tränke nach  dem  Reichsgesetz  70m  20.  April  1892,  Normalsatz  für  Wein  in  Fässern 
55  Pf.  fiir  1  hl.),  dann  Ochsen,  Stiere  11  M.,  Schweine  l»/*  M.,  Mehl  25  Pf.  für 
1  (yentner,  Brot  3  Pf.  für  10  Pfd.),  ausserdem  auch  Viehfotter  steuerpflichti;, 
ebenso  in  Offenbach,  mit  wieder  vielfach  verschiedenen  Sätzen,  ferner  in  Gi essen, 
wo  aber  wenigstens  BrotstoUe  und  Brot  nicht  mehr  steuerpflichtifr  sind  nnd  ?on  Futter- 
Htoli'en  nur  Hafer.  Nicht  so  ausgedehnt  ist  der  Tarif  in  Worms,  wo  n.  A.  ron  Getränken 
nur  Hier  belegt  \ai  In  Fried berg  wird  nur  Wein,  Obstwein  nnd  Bier,  in  Neu- 
Isenburg  nur  Bier  (seit  1899),  in  Lampertheim  nur  Bier  und  Steinkohle  belegt, 
doeh  ist  die  seit  1899  gestattete  Erhebung  hier  noch  nicht  erfolgt  Mitunter  ist  in 
ouizelnen  Gemeinden  jüngAt  aus  gewissen  Rücksichten  die  Erhebung  des  Octroi  zeit- 
weiNe  ^uspe^di^t,  so  von  Getreide,  Brot,  Schlachtvieh.  Fleisch  in  Onenbach  1899  and 
in  (iiesson  1898  der  Octroi  auf  Mehl  und  Brot  aufgehoben  worden.  Bestimmungen  über 
Maximalverhultniss  des  Octroiertrags  zu  dem  Ertrag  der  directen  Stenem  fehlen. 

§.  10i>.  Die  Kreis-  und  Provinzialbesteu  eruDg. 
Kroiso  iiml  ProviuzeD  haben  als  Communal verbände  und  Selbt>t- 
vorwaltun^skörper  auch  ein  Besteuernngsreebt ,  das  ebenfalls  snb- 
siiliär,  soweit  nicht  andere  Deckungsmittel  vorbanden  nnd  zulässig 
sind  (Krtrag  von  Vermögen,  Gebühren,  Anleihen)  die  erforderlichen 
Deckungsmittel  fUr  die  obligatorischen  und  (bedingt,  in  gewissen 
Fälit:n  noch  der  besonderen  Staatsgenehmigung  bedürfenden)  facnl- 
tativr^n  Auf;raben  und  Ausgaben  zu  liefern  hat.  Die  Kreis-  und 
rrovinzialüteuern  sind  ausschliesslich  directe,  werden  aber  nicht 
als  IrjdivirJnalschuldigkeiten  der  einzelnen  Censiten,  sondern  die 
Kreisstenern  für  die  Kreiszwecke  wie  einschliesslich  des  auf  den 
Kreis  fallenden  Antheils  an  den  Provinzialsteuern  als  Gesammt- 
Steuerschuldigkeiten  der  Gemeinden  (und  besonderer 
Gemarkungen),  die  Provinzialsteuern  als  solche  Schuldig- 
keiten der  Kreise  ausgeschlagen  und  zwar  nach  Maassgabe  der 
Gemeinde -Steuerkapitalicn,  welche  als  Grundlage  der  Genoieinde- 
umlagen  dienen.  In  gewissen  Fällen  sind  Abweichungen  von  diesem 
Vertheilungsmaassstabe  statthaft,  so  Mehr-  oder  Minderbelastungen, 
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wenn  gewisse  Kreis-  und  ProviDzialeinrichtUDgen  einzelnen  Gebiets- 
theilen  in  höherem  oder  geringerem  Maasse  zu  Gute  kommen. 
Die  Kreis-  and  Provinzialtage  bestimmen  die  Höhe  der  Belastung 
der  Kreise  mit  beztlglichen  Abgaben.  Eine  Höhe  von  über 
25  %  der  Staatssteuer  bedarf  besonderer  (ministerieller)  Staats- 
genehmigung. 

Insofern  giebt  es  also  in  Hessen  keine  besonders  hervor- 
tretenden Kreis-  und  Provinzialsteuern,  sondern  um  die  betreffenden 
Beträge  erhöhen  sich  eventuell  eben  die  Gemeindesteuern  im  Ganzen 
und  für  den  einzelnen  Censiten.  Die  Grundlage  der  sämmtlichen 
Communalsteuern  für  Gemeinde,  Kreis  und  Provinz  bildet  demnach 
die  directe  Staatssteuer,  bezw.  bisher  der  Betrag  der  ,,Steuer- 
kapitalien'^  dafttr,  nunmehr,  nachdem  die  neue  Gesetzgebung  von 
1899  über  directe  Staatssteuern  und  der  Reformplan  für  die  Ge- 
meindeumlagen in  Wirksamkeit  getreten  sein  werden,  der  Betrag 
der  Einkommensteuerschuldigkeiten  und  der  15  %ige  Betrag  der 
Reinerträge  der  Grund-  und  Gewerbesteuer.  Die  Mängel  des  bis- 
herigen directen  Staatssteuersystems  wurden  durch  diese  Cumulirung 
der  directen  Communalsteuern  aller  Art  auf  dieses  Fundament 
natürlich  ebenso  wie  in  anderen  Ländern  gesteigert  und  empfind- 
licher, zumal  auch  hier  wie  überall  die  Gemeindesteuern  wuchsen. 
Die  Beibehaltung  der  Octrois  in  den  grösseren  Städten  findet  auch 
darin  mit  ihre  Erklärung  und  relative  Rechtfertigung.  Da  auch 
die  Kirchensteuern  u.  dgl.  der  Religionsgesellschaften  (auch  der 
Juden)  nach  demselben  Maassstabe  der  Steuerkapitalien  der  be- 
treffenden Religions-  und  Confessionsangehörigen,  —  ebenfalls  auf 
Grund  specieller  Staatsgenehmigung,  die  regelmässig  gleichzeitig 
mit  derjenigen  für  die  Communalaufschläge  erfolgt  —  aufgebracht 
werden,  wird  das  allgemeine  Steuerfundaraent  noch  mehr  belastet. 

S.  das  Haaptgesetz  vom  12.  Juni  1874.  Küchler-Dietz  II,  79  ff.,  117,  126. 
Zeller,  Handbuch  I,  119  ff.,  171  ff.,  Erg.b.  S.  21  ff.,  32  ff.,  dors.  Art.  Kreis  im 
Wörterb.  d.  Verhalt.  I,  868,  Art.  Provinziakeifassuug  eb.  II,  324.  —  Auch  in  Hessen 
findet  sich  die  Einrichtung  ?on  Beiträgen  der  Staatscasse  für pflichtmässige  Leistungen 
und  daraus  entspringende  Ausgaben  der  Kreise  und  Provinzen.  So  sind  durch  das 
Oesetz  tlber  Kunststrassen  vom  12.  Aug.  1896  Staatszuschtlsse  zu  den  Kosten  der  Unter- 
haltung der  Kreisstrassen,  im  Etat  von  1897/1900  im  Ganzen  1  Mill.  Mark,  getrennt 
Dach  den  3  Provinzen ,  und  ausserdem  an  die  Provinzen  zur  Bestreitung  von  "/g  der 
Kosten  des  Neubaues  von  Kreisstrassen  im  gen.  Etat  90.000  M.  gewährt  worden. 
S.  ausser  diesen  Gesetzen  das  Gesetz  vom  27.  April  1881  Über  Kunstdtrassen,  wonach 
die  Kreise  die  Unterhaltung  der  in  ihnen  gelegenen,  bisher  durch  die  betr.  Gemeinden 
und  Vicinalwegbauverbände  unterhaltenen  Kunststrassen  übernommen  haben.  S. 
Küchler-Dietz  II,  688,  Zeller,  Handbuch  II,  200. 
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Communalsteuer- Statistik. 
§.  107.     Einige  neuere  Ergebnisse. 

Statistische  Daten  über  Vermögen  uud  Schulden  der  Gemeinden,  neuerdings  aach 
tiber  Steuerausschlägo  veröffentlichen  die  ,,Mittheilongen  der  hessischen  Gentralstelle 
für  Landesstatistik''  von  Zeit  zu  Zeit.  Die  folgenden  Daten  ftir  den  ganzen  Staat  aas 
neuerer  Zeit,  auf  die  wir  uns  hier  beschränken ,  sind  aus  verschiedenen  Tabellen  in 
Nr.  657  und  658.  Dec.  1897  dieser  Mittheilungen  zusammengestellt  worden.  Daselbst 
auch  Daten  für  die  5  grösseren  Städte  (directe  Steuern  und  Octroi  S.  406).  S.  femer 
Beiträge  zur  Statistik  Hessens,  B.  21  ^  H.  2.  Für  die  beiden  grössfen  Städte  ^lainz  und 
Darmstadt  auch  Statistisches  Jahrbuch  deutscher  Städte,  so  B.  7,  1898,  S.  296  ff. 
S.  sonst  auch  Fin.arch.  I,  624,  IV,  313.  Ueber  Octroi  die  Daten  in  den  neuesten 
(unpublicirtcn)  amtlichen  Materialien,  die  ich  (oben  S.  365)  erhalten  habe. 

Die  Tab.  61  giebt  eine  Uebersicht  der  wichtigsten  finanziellen 
Verhältnisse  in  der  neuesten  Zeit. 

Tab.  61.     Hessische   Gemeinde -Finanzverhältnisse    1.  April   1887  —  96 

(ganzer  Staat). 

1887  1893  1896 

Zahl  der  Gemeinden (996)  996  996 

Vermögensbetrag  Mill.  Mark.*) ?  221.32  235.27 

Schuldenbetrag         „        , 55.40  80.93  89.74 

Davon  nicht  auf  dem  Gesammtsteuerkap.  haftend         ?  2.64  3.70 

Gcsammt-Communalsteuerkapital,  Mill.  Mark      .      39.54  44.78  48.09 
Steuerausschläge  auf  das  gesammte  Steuerkapital, 

MiU.  Mark   .    .     • 8.77  11.25  12.68 

Dsgl.  auf  besondere  Steuerkapitalien,  Mill.  Mark         ?  0.55  0.66 

Gesammtsteuerkapital  auf  1  Einwohner  Mark    .      41.10  44.26  44.14 

Auf  1  Mark  dieses  Kapitals  Steuerausschlag  M.        0.22  0.25  0.26 

Dsgl.  auf  1  Einwohner  Steuerausschlag  Mark    .        9.12  11.12  12.17 

Progression 1000  1219  1334 

Ausschlag  an  directen  Staatssteuein,  Mill.  Mark        8.39  9.29  10.15 

Progression 1000  1107  1210 

Ausschlag  an  directen  Communalsteuern  auf  das 

Gesammt-Commuualsteueriiapital,  Mill.  Mark  .        8.77  11.35  12.68 

Progression 1000  1283  1446 

Diese  Communalsteuern  in  ^/q  der  Staatssteuern     104.55  121.10  124.95 

Einnahme  aus  Octroi  in  den  Städten,  Mill.  M.*)         1.35  1.62  1.74 

Progression 1000  1200  1288 

Einnahmen  aus  directen  Communalsteuern  und 

Octroi,  Mill.  Mark 10.12  12.87  14.42 

Progression 1000  1272  1425 

Diese  Einnahmen  in  "/y  der  directen  Staatssteuern     120.26  138.49  142.08 

Es  zeigt  sich  auch  hier,  wie  so  vielfach  in-  und  aasserhalb 
Deutschlands,  dass  die  directen  Communalsteuern,  welche  nach 
den  Darlegungen  in  §.  106  auch  die  Kreis-  und  Provinzialsteuero 
mit  enthalten,  höher  als  die  directen  Staatsstenern  und  in  schnellerem 

^)  Kapitalbetrag  ohne  Mobiliar.  Einzelne  Arten  1896:  71.39  MUi.  M.  Waldungen, 
54.56  Mill.  M.  Feldgüter,  68.21  Gebäude  u.  dgl.,  23.99  nutzbare  Rechte,  17.11  Actir- 
forderungen. 

*)  Einnahme  nach  Abzug  der  Vergütungen,  für  Finanzjahre  1.  April  1887/88, 
1893/94,  1896/97,  in  8  (1887/88  in  7)  Städten  (Darmstadt,  Offenbach,  Giessen,  Als- 
feld, Lauter bach,  Mainz,  Worms,  seit  1889  auch  Friedberg). 
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Wacbstham  begriffen  sind.    Das  macht  die  Steuerreform  um  so 
wichtiger,  drängt  auch  mit  darauf  hin. 

Dio  Tabellen  a.  a.  0*  gestatten,  die  Entwicklung  noch  mehr  im  Einzelnen,  fUr 
die  Pronnzen,  Kreise,  grosseren  Gemeinden  und  die  5  grösstcn  Städte  zu  verfolgen. 
In  den  beiden  grössten  Städten  Mainz  und  Darmstadt  war  die  Entwicklung: 

Tab.  62.    Steuern  in  Mainz  und  Darmstadt. 

Mainz  Darmstadt 

1887       1896       1887       1896 

Communalsteuerkapital  Mill.  Mark 4.79  6.58  3  09  4.78 

Communalsteuerausschlag   „      „ 1.24  1 92  0.63  1.29 

Octroiertrag                        „      ., 0.51  0.56  0.40  0.56 

Summe                            1.74  2.48  1.03  1.85 

Directe  Staatssteuer            , 1.19  1.47  0.75  1.13 

„        Gommunalsteuer  und  Octroi  in  %  der 

directen  Staatssteuern 14582  167.16  137.04  163.19 

Auf  1  M.  Steuerkapital  directe  Gommunalst.  M.  0.26  0.29  0.21  0.27 

Auf  1  EinwoLner  Steuerausschlag  Mark      .     .  18.28  24.84  14.54  20.08 

Die  Vertheilung  der  Communalsteuern  auf  die  einzelnen  directen  Steuern,  ver- 
wandten Abgaben  und  Octroiartikel  in  diesen  beiden  Städten  zeigt  folgende  Tabelle: 

Tab   63.    Steuererträge   in  Mainz   und  Darmstadt,   1895  96  und  1896/97 

in  1000  Mark>). 

Mainz  Darmstadt 

1896  1897  1896         1897 

Grund-  und  Gebäodesteuer     ....  438  448  286  293 

Gewerbesteuer 440  448  180  184 

Kapitalrentenstcuer 133  147  156  166 

Einkommensteuer 836  919  1146  (?)  1296  (?) 

Summe  directe 1847  1962  1768  (?)  1839  (?) 

„ .    .     .  [1920]  [1290] 

Hundesteuer 11  12  11  11 

Octroi,  Getreide,  Mehl  u.  s.  w.    .     .    .  40  41  82  82 

—  Vieh,  Fleisch  u.  s.  w 184  194  198  212 

—  Wild  u.  8.  w 2  2  9  10 

—  Essig 1  1  1  2 

Znsammen  diese  Artikel       ....  227  239  291  305 

Octroi,  Wein 31  35  33  33 

—  Obstwein 1  1  2  2 

—  Bier 114  121  86  88 

—  Branntwein 16  16  19  18 

Zusammen  Getränke 161  173  140  142 

Octroi,  Viehfatter 19  18  —  — 

—  Brennholz 8  7                9  9 

—  Holzkohlen 1  1  —  — 

—  Stein-,  Braunkohlen  u.  s.  w.  .     .     .  91  95  97  105 
Zusammen  Brennstoffe 100  103  105  114 


^)  Nach  den  Daten  im  städt  Statist.  Jahrb.  a.  a.  0.,  die  aber  Fehler,  besonders 
bei  Darmstadt  enthalten  müssen,  da  die  Einzelposten  und  Summen  nicht  immer 
stimmen.  Die  Zahlen  bei  den  directen  Steuern  Darmstadts  erscheinen  zu  gross,  doch 
war  der  Fehler  nicht  sicher  zu  ermitteln.  Die  eingeklammerten  Zahlen  sind  die 
aas  den  amtlichen  „Mittheilungen*'  entnommenen,  sie  stimmen  bei  Mainz  im  Ganzen 
und  bei  Darmstadt  bei  den  Verbrauchssteuern  (Octroi)  genau,  weichen  aber  bei  den 
directen  Steuern  liier  wesentlich  ab.  Daher  wurde  die  Doppelberechnung  fQr  die 
absoluten  Zahlen  und  die  Procente  zur  Yergleichnng  ausgeführt.  S.  zum  Vergleich 
mach  Tab.  64. 
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Mainz  Darmstadt 

1896  1897  1896          1897 

Oclroi  im  Ganzen 507  535  535            561 

[557]  [561] 

Summe  aller  Steocrn       ....  2365  2509  2314          2411 
„       nach  den  eingeklammerten 

Zahlen —  [2489]  —           [1862] 

Procente 

Directo  Steuern 78.1  78.2  76.4           76.3 

Octroi  und  Hundesteuer      ....      21.9  21.8  23.6           23.7 
Dsgl.  nach  d.  eingeklammerten  Zahlen 

Directe  Steuern —  77.9  —            69.9 

Octroi  und  Hundesteuer      ....        —  22.9  —            30.7 

Die  Verbrauchssteuern  sind  hiernach  doch  ziemlich  stark  aus^^obildct ,  sie  be- 
trugen 1896  in  Mainz  c.  7.2,  in  Darmstadt  c.  8.4  M.  auf  den  Kopf  und  treffen,  wie 
oben  gezeigt,  mehrfach  Artikel,  die  besser  un7ersteuert  blieben  (Brotgetreide,  Brenn- 
stoffe). Die  besten  Octroiartikel,  die  Getränke,  liefern  nur  V4 — V«  ^^  Oesammtertrags. 
Bei  den  directen  Steuern  sind  die  Real-  und  Gewerbesteuern  im  Yerhältniss  znr  Ein- 
kommensteuer wohl  kaum  genügend  entwickelt.  Sie  stehen  in  Mainz  nnr  wie  ca.  1 : 1 
(die  Darmstadtcr  Zahlen  fUr  die  Einkommensteuer  scheinen  zu  hoch  angesetzt  zu  sein). 
Das  in  dem  Keformplan  ?on  1899  in  Aussicht  genommene  Verh&ltniss  von  2  : 1  ist 
entfernt  nicht  erreicht 

Auch  in  Hessen  sind  nur  noch  wenige  kleine  Gemeinden  commnnalstenorfrei,  1869 
waren  es  noch  24,  1896  noch  11  mit  kaum  4000  Einwohnern  (s.  Mitth.  a.  a.  0.  S.  405). 

Nach  den  mehrfach  genannten  neuesten  amtlichen  Materialien  gebe  ich  noch 
über  die  Gemeinden  mit  Octroi  folgende  Uebersicht  in  Tab.  64  (Alsfeld  und  Lauter* 
bach  fehlen  dabei  und  scheinen  kein  Octroi  mehr  zu  haben,  Neu-Isenburg  und 
Lampertsheim ,  dies  hier  aber  noch  ohne  wirkliche  Octroierhebung,  sind  hinzu- 
gekommen). 

Tab.  64.    Steuereinnahme  der  hessischen  St&dte  mit  Octroi 

1896/97—1898/99  (in  1000  M.). 

1896/7  1897/8  1898/9  1896,7  1897/8  1898/9 

Darmstadt  Mainz*) 

Directe  Steuern     .     .     .  1320     1362     1447    Ausschlag  roh  1962     2025     2115 

Octroi  roh 589       603       616  631       651       693 

„      ErhebuDgskosten  .  79.5      82.2      86.9  100.8      956      94.8 

„      Rückvergütung    .  28.4      27.6      31.8  74.0      78.6      75.8 

.,      rein 481       513       498  456       477       523 

Offenbach*)  Giessen") 

Directe  Steuern     ...  762       808       862       Ausschlag  438       459       485 

Octroi  (netto?)       .     .     .  344.5    355.1     335.3  133.6     140  5     116.2 

„      Erhebungskosten  .  17.8       19  0       17.1  7.6        7.5        8.0 

„      Rückvergütung     .  (Wohl  oben  schon  abgezogen  ?)  29.4      30.5      19.4 

„      rein  ^?) .     .     .    .  326.7    336.1     328.2  96.6    102.5      88.8 

Worms*)  Fried  berg  1895  6  1896/7  1898/9 

Directe  Steuern     ...  580       600       653  69.7      78.3      88.0 

Octroi,  netto     ....  187.1     179.1     196.1          roh  9.2      12.5       14.5 

„      Erhebungskosten  .  3.2        2.8        3.5  0.7        0.8        0.9 

„      Rückvergütung     .  (Wohl  oben  schon  abgezogen?)  1.6        3.7        4.7 

„      rein 186.9     176.3     192.6  6.9        8.0        8.9 


*)  Mainz,  directe  Steuern  Ausschlag,  wovon  als  erlassen  oder  uneinbringlich  ab- 
gehen in  den  3  Jahren:  98.800,  104.500,  123.000  M. 

*)  Offenbach,  Rückvergütung  nicht  besonders  ausgeworfen,  vermütblich  vom 
Ertrage  schon  abgesetzt.  1898  wurde  in  1  Monat  Mehl  und  Brot  freigelassen,  1899 
in  3  Schlachtvieh  und  Fleisch  und  vom  1.  April  ab  Octroi  auf  Mehl  und  Brot  auf- 
gehoben.   Daher  die  Einnahmeverminderung. 

')  Giessen,  directe  Steuern  Ausschlag,  wovon  noch  als  erlaasen  oder  uneiobrinf* 
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In  Nea-Isenborg  ist  der  allein  bestehende  Bieroctroi  erst  Angnst  1899  eingeführt, 
man  rechnet  auf  7000  M.  Jahreseinnahme  bei  58—65.000  M.  directer  Steuer. 

Die  Octroieinnabmcn  bilden  hiernach  doch  eine  ziemlich  starke  Quote  des  Ertrags 
der  directen  Steuern.  Die  Erhobungskosten  sind  in  den  einzelnen  Orten  absolut  und 
relatir  so  ?erschieden,  dass  man  auf  verschiedene  Veranlagungsweise  schliessen  möchte. 
Gerade  in  den  beiden  grOssten  Städten  Darmstadt  und  Mainz  stellen  sie  sich  besonders 
hoch,  während  sonst  diese  Kosten  in  kleinen  Gemeinden  meistens  hoher  sind.  Jo 
grosser  diese  Kosten,  desto  mehr  Bedenken  ?on  dieser  Seite  aus  natürlich  beim  Octroi. 


7.    Äbschoitt. 
6.   Elsass-Lothringen. 

Für  die  finanzwissenschaftliche  wie  gerade  hier  auch  für  die  finanzpractische 
Betrachtung  sind  die  Veränderungen,  welche  das  französische  Steuerrecht  unter  der 
deutschen  Herrschaft  allm&lig  immer  mehr  erfahren  bat,  von  allgemeinerem  Interesse, 
zumal,  da  darauf,  ausser  bei  den  Reicbssteuem ,  nicht  sowohl  politische  als  steuer- 
politische und  steuertechnische  Rücksichten  hingewirkt  haben.  Mehrfach  sind  so  die 
snperfiscalischen  Tendenzen  des  französischen  Steuerrechts  (Erbschaftssteuer,  Stempel, 
Weinsteoer)  modificirt,  die  grossen  Mängel  der  directen  Besteuerung  (Grund-,  Gebäude-, 
ThQr-  und  Fenster-,  Personal-  und  Mobiliar-,  Patentsteuer)  durch  passende  Beformen 
behoben,  die  directe  Besteuerung  überhaupt  durch  Einführung  der  Kapitalrenten-  und 
der  Berufseinkommensteuer  richtig  ausgebildet  worden.  Dadurch  ist  auch  die  An- 
näherung an  das  deutsche,  besonders  süddeutsche  Steuersystem  erfolgt'.  Bei  der 
directen  Besteuerung  ist  das  Ertragssteuersystem  aber  bisher  beibehalten,  der  Ueber- 
gang  zur  allgemeinen  Personal-  (Einkommen-)Steucr,  Vermögenssteuer  noch  nicht 
einmal  eingeleitet  worden.  Auch  in  seiner  jetzt  erreichten  Ausbildung  hat  das  Steuer- 
wesen indessen  manche  Eigenthümlichkeiten  aus  der  französischen  Zeit  behalten  und 
stellt  innerhalb  der  deutschen  Particularsteuerbysteme  auch  im  Ganzen  wieder  einen 
besonderen  Typus  dar.  Am  meisten  Interesse  haben  die  erfolgten  Reformen  der 
directen  Steuern,  der  Erbschafts-,  der  Weinsteuer.  Wichtig  ist,  dass  dem 
Beichslande  auch  die  eigene  Biersteuer,  gleich  den  anderen  süddeutschen  Staaten, 
verblieben  ist.  Am  wenigsten  Veränderungen  hat,  von  der  Ausscheidung  und  eigenen 
Entwicklung  der  Erbschaftssteuer  abgesehen,  noch  das  wichtige,  schwierige  und  nach 
dem  franzö^i&chen  Steuerrecht  so  besonders  eigenartige  Enregistrement  erfahren, 
doch  ist  auch  hier  eine  neue  Gesetzgebung  für  die  Zukunft  in  Aussicht  genommen. 

§.  108.  Die  Constitnirnng  des  Reichslands  Elsass- 
Lothringen.  Ans  den  alten  deutschen  Reichsgebieten  an  der 
Siidostgrenze,  welche  wir  im  uns  aufgedrungenen  Kriege  von 
1870/71  wieder  erlangten,  ist  das  Reichsland  Elsass-Lothringen 
gebildet  worden.  Die  staatsrechtliche  Natur  und  Stellung  dieses 
Reicbslands  im  neuen  Deutschen  Reiche  haben  ihr  Eigenthttmliches, 
woraus  auch  für  die  Finanzen  des  Landes  sich  gewisse  besondere 
Folgen  ergeben   haben.    Das  Wesentliche  ist  indessen,  dass  das 


lieh  in  den  3  Jahren  15.800,  15  500,  14.500  M.  abgehen.  Beim  Octroi  scheint  die 
BQckTergtttnng  schon  von  der  Boheinnahme  abgezogen  zu  sein.  Von  Mitte  Juni  1898 
ist  der  Octroi  auf  Mehl  und  Backwaaren  bis  auf  Weiteres  aufgehoben  worden,  was 
die  £innahme?ermindorung  erkl&rt. 

^  Worms,  Einnahmeabnahme  des  Octroi  im  2.  Jahre  wegen  Ermässigung  der 
KoUenabgabe,  Steigerung  im  3.  Jahre  wegen  Eingemeindung  ron  l^achbargemeinden. 
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Land  doch  eine  staatsrechtliche  Einheit  mit  einem  eigenen 
Landeshaushalt  und  einer  Mitwirkung  einer  gemeinsamen 
Landesvertretung,  des  ^^Landesausschusses'S  bei  der 
Festsetzung  des  Landeshaushaltetats  und  bei  der  finanzielleD, 
namentlich  auch  der  Steuergesetzgebung ,  bildet.  Insofern  ist  das 
Reichsland  doch  ein  eigener  deutscher  Einzelstaat,  wie  die  übrigen, 
und  ist  seine  Finanz-  und  Steuerverfassung  eine  eigene  einzelstaat- 
liche, wie  wiederum  diejenige  der  anderen  Gliederstaaten  des 
Deutschen  Reichs.  Namentlich  gilt  dies  in  der  hier  in  Betracht 
kommenden  materiellen  Beziehung,  wenn  auch  die  staatsrecht- 
liche Stellung  des  Reichslands  im  Reiche,  die  daraus  hervorgehende 
eigenartige  Ordnung  der  Verhältnisse  der  Staatshoheit  und  zum 
Kaiser  und  Bundesrath  in  formeller  Hinsicht  Besonderheiten 
mit  sich  bringen. 

Durch  die  Versailler  Friedenspräliminarien  vom  26.  Febr.  1871  und  den  Fr»ni- 
furter  Friedensvertrag  vom  10.  Mai  1871,  welcher  an  den  Begrenzungen  der  Ab- 
tretungen gegen  die  Präliminarien  wieder  kleine  Veränderungen  (überwiegend  za 
Gansten  Frankreichs  bei  Beifort,  etwas  zu  Gunsten  Deutschlandd  im  Nordwesten  bei 
Dietenhofen)  brachte,  ist  dem  Deutschen  Beich  von  Frankreich  das  ganze  Departement 
Unter-  oder  Niederrhein  (Rliin  bas),  fast  das  ganze  Dep.  Oberrhein  (mit  Ausnahme  von 
Beifort  und  Umgegend),  der  grösiste  Theil  des  Departements  Mosel,  die  kleinere  Hälfte 
des  Departements  Murthe  (Meurthe).  ncmlich  der  Hauptthcil  der  Anrondissements  Saar- 
burg und  Sal/.hurg,  und  ein  ganz  kleiner  Theil  dos  Departements  Vogesun  ^Cantoo 
Schirmeck  und  einige  Gemeinden  des  Cautons  Saales)  endgiltig  abgetreten  worden. 
Im  Ganzen,  nach  jetzitrer  amtlicher  Berechnung,  ein  Gebiet  Ton  14-507  qkm.  mit 
damals  (in  IsßO)  1.508  010  Bewohnern  in  1694  Gemeinden,  ein  nur  um  Weniges 
kleineres  Gebiet  als  das  Königieich  Sachsen  (14  993  qkm.)  und  Baden  (15.081  qVm), 
Die  Bevölkerung  betrug  Ende  1895  1  641.000  Einwoheer.  Sie  hatte  zeitweilig,  nach 
der  Beaunexion,  etwas  abgenommen,  mit  in  Folge  von  Mehrauswandcrung  nach  Frank- 
reich. Aus  den  früheren  französischen  Departements  sind  die  drei  „Bezirke"  Ober- 
elsass  (Dep.  Oborrhein)  mit  3507  qkm.,  Unterelsass  (in  der  Hauptsache  Dep.  Nieder- 
rhein) mit  4782,  Lothringen  (grösster  Theil  des  übrigen  abgetretenen  Gebicb)  mit 
6218  (]km  gebildet  worden.  An  die  Stelle  der  aufgehobenen  Arrondissomentsein- 
theilung  trat  eine  Eintheilung  in  „Kreise",  zusammen  22.  Die  Gantoneinthcilang 
ist  im  (lanzen  verblieben.  S.  ausser  den  gen.  Friedensverträgen  von  Vcniailles  und 
Frankfurt  a.  M.  das  Beichsgesetz  vom  9  Juni  1871,  betr.  die  Vereinigung  ?on  Elsass 
und  Lothringen  mit  dem  Deutschen  Reich.  Der  grösste  Theil  des  wiedererworbeneo 
Gebiets  hatte  vor  1789  zu  dem  Metzer  Gebiet,  bezw.  dem  der  drei  BisthQmer  (Metz, 
Toul,  Verduii),  das  Frankreich  schon  im  16.  Jahrhundert  erlangt  hatte,  und  zum  im 
17.  Jahrhundert  erlangten  alten  Elsass  und  Sundgau  gehört,  umfassto  aber  ausserdem 
viele  kleine  altere  deutsche  reichsfürstliche  Laude,  sowie  das  ehemals  schweizerische 
Mülhausen.  Gebiete,  die  auch  Frankreich  erst  nach  1789  annectirt  und  1814  und 
1815  behalten  hatte.  Territorial-  und  Bevölkerungsstatistik  um  1871  s.  bei  H.  Wagner, 
Reichsland  P^bass-Lothringen  in  Peterraann's  geogr.  Mitth.  1871,  H.  8.  K.  Br&mer, 
Elsass- Lothringen  in  der  preuss.  Statist.  Zeitschr.  1871,  ders.  in  Hirth*8  Annalcn  1871, 
S.  970.  üeber  die  alten  Territorialverhältnissc  in  Elsass-Lolhringen  czistirt  eine  be- 
sondere neuere  amtliche  Arbeit  unter  den  Publicationeu  der  Landesverwaltang. 

Durch  das  gen.  Gesetz  vom  9.  Juni  1871  ist  Elsass  -  Lothringen  staatsrechtlich 
ein  rcichsunmittelbares  Land  geworden.  Die  Staatsgewalt  übt  darin  der  Kaiser  aus. 
Bis  zum  Eintritt  der  Wirksamkeit  der  Reichsverfassung,  die  nach  jenem  Gesetz  am 
1.  Jan.  1873  erfolgen  sollte,  nach  einem  späteren  Gesetz  ?om  20.  Juni  1872  aber  eist 
am  1.  Jan.  1874  eintrat  (bis  auf  den  Art  3  der  Beichsrorfassojig,  der  sofort  nach 
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dem  Gesetz  fon  1871  wirksam  wardo),  war  der  Kaiser  aber  bei  Ausübung  der  Gesctz- 
f^eboDg  in  Elsass-Lothringen  an  die  Zustimmung  des  Bundesraths  und  bei  Aufnahme 
von  Anleihen  und  üebernahme  von  Garantien  für  das  Rcicbsland,  durch  welche  irgend 
cioo  Bela&tnng  des  Reichs  herbeigeführt  wird,  auch  an  die  Zustimmung  des  Reichs- 
tags gebunden.  Anordnungen  und  Verfügungen  des  Kaisers  bedürfen  nach  dem  Gesetz 
Tou  1871  zu  ihrer  Giltigkeit  der  Gegenzeichnung  des  Reichskanzlers,  der  dadurch  die 
Verantwortlichkeit  übernimmt.  Nach  Einführung  der  Reicbsrerfassung  im  Reichs- 
lande  sollte  bis  zu  anderweiter  Regelung  durch  Reichsgesetz  das  Recht  der  Gesetz- 
gebung in  Elsass-Lothringen  auch  in  den  der  Reichsgesetzgebung  in  den  Bundes- 
staaten nicht  unterliegenden  Angelegenheiten  dem  Reiche  zustehen  (gen.  Gesetz  §.  8, 
Abs.  4).  Es  war  so  bis  1873  eine  sogen.  Dictaturperiode  eingerichtet ,  welche  zur 
Hinaberführung  des  Reichslands  aus  den  alten  in  die  neuen  politischen  Verhältnisse, 
auch  aui  finanziellem  Gebiete,  kaum  zu  vermeiden  war,  eine  Einrichtung,  die  sich  im 
Ganzen  bewährt  haben  mochte.  Bis  zum  Gesetz  vom  9.  Juni  1871  hatten  die  Lande 
ans  der  Eriegszeit  her  ein  Generalgouvernement  gebildet.  S.  über  diese  Verhältnisse 
und  die  ganze  Gonstituirang  von  Elsass-Lothringen  als  Reichsland  Leoni,  Staats- 
recht der  Reichslando  Elsass-Lothringen,  in  Marquardsen's  Sammelwerk  (^1883)  S.  1  If. 
Die  legislativen  Materialien  ausser  in  den  Reichstagspapieren  in  Ilirth's  Annaleu, 
1871,  S.  507-538,  855—959. 

Eine  auch  für  die  Finanzen  wichtige  Fortbildung  erlangte  die  Verfassung  des 
Reichslands  durch  die  Einrichtung  eines  eigenen  Vertretungsorgans,  des  sogen. 
Landesausscbusses,  für  das  ganze  Land  (als  Vereinigung  der  drei  Bezirke). 
Der  zuerst  mittelst  Kais.  Erlasses  vom  29.  Oct.  1874  errichtete  Landesausschuss  wurde 
durch  Reichsgesetz  vom  2.  Mai  1877  feste  Institution  des  Landes.  (Der  gen.  Erlass 
ist  im  Reichsgesetzblatt  selbst  erst  1877  S.  492  als  Anlage  zu  dem  gen.  Gesetz  von 
1877  publicirt  worden.)  Durch  jenen  Erlass  ward  der  Reichskanzler  ermächtigt,  also 
nicht  verpflichtet,  den  Landesausschuss  als  lediglich  berat hendes  und  begut- 
achtendes Organ  zu  benutzen,  indem  er  ihm  „Entwürfe  von  Gesetzen  für  Eisass- 
Lotbringen  über  solche  Angelegenheiten,  welche  der  Reichsgesetzgebung  durch  die 
Verfassung  nicht  vorbehalten  sind,  einschliesslich  des  Landeshaushaltetats. 

zur  gutachtlichen  Berathung  vorlegt ehe  sie  den  nach  §.  3  des  Gesetzes  vom  9.  Juni 

1871  und  §.  8  des  Gesetzes  vom  25.  Juni  1873  (betr.  die  Einführung  der  Reichs- 
verfassung  in  Elsass-Lothringen)  zuständigen  Factoren  zur  Besclilussfassung  zugehen."* 
Auch  Verwaltungsmaassregeln  von  allgemeiner  Bedeutung,  welche  nach  der  bestehen- 
den Gesetzgebung  nicht  der  Berathung  oder  Beschlussfassung  der  Bezirkstage  unter- 
liegen, konnten  dem  Landesausschuss  zur  gutachtlichen  Aeusserung  vorgelegt  werden. 
In  dem  Reichsgesetz  vom  2.  Mai  1877  wurde  der  Erlass  von  1S74  bis  auf  Weiteres 
in  Kraft  belassen,  bestimmt,  dass  Landesgesetze  für  Elsass-Lothringen  (also  auch 
Sienergesetze)  einschliesslich  des  jährlichen  Landeshaushaltetats,  mit  Zustimmung  des 
Bundesraths  vom  Kaiser  erlassen  werden,  wenn  der  durch  den  Erlass  von  1874  ein- 
gesetzte Landesausschuss  denselben  zugestimmt  hat  (§.  1),  doch  blieb  daneben 
die  Erlassung  von  Landesgesetzen  für  Elsass-Lothringen  im  Wege  der  Gesetzgebung 
vorbehalten, 'und  solche  Gesetze  können  auch  nur  durch  diese  Gesetzgebung  auf- 
gehoben oder  geändert  werden  (§.  2).  Danach  würde  die  Reichsgesetzgebung  also 
auch  von  sich  aus  z.  B.  das  elsass-lothringische  Steuerrecht  umgestalten  können.  Auch 
die  Rechnungen  über  den  Landeshaushalt  werden  dem  Bnndesrath  und  dem 
lAndesansschuss  zur  Entlastung  vorgelegt;  wenn  letzterer  diese  versagt,  kann  sie  aber 
durch  den  Reichstag  erfolgen  (§.  3). 

Den  Abschluss  fand  diese  Gesetzgebung  dann  in  dem  Reichsgesetz  vom  4.  Juli 
1879,  betr.  die  Verfassung  und  Verwaltung  von  Elsass-Lothringen.  Nach  diesem 
Gesetz  trat  an  Stelle  des  bisherigen  Reichskanzleramts  für  Elsass-Lothringen  und  des 
Oberpräsidiums  in  Strassburg  ein  Statthalter  mit  einem  Ministerium.  Dem  ersteren 
tointen  die  landesherrlichen,  dem  Kaiser  kraft  Ausübung  der  Staatsgewalt  in  £l!^ass- 
Lothringen  zustehenden  Befugnisse  übertragen  werden  (§.  1 ,  3).  Das  Ministerium, 
an  dessen  Spitze  ein  Staatssecretär,  zerfällt  in  drei  Abtheilungen  unter  Unterstaats- 
secretären  als  Leitern,  eine  davon  für  Finanzen,  Gewerbe  und  Domänen  (§.  5).  Zur 
Vertretong  der  Vorlagen  aus  dem  Bereiche  der  Landesgesetzgebung,  sowie  der  elsass- 
lothiingischen  Interessen  bei  Gegenständen  der  Reichsgesetzgebung  können  vom  Statt- 
balter  Commissarc  in  den  Bundesrath  gesandt  werden,  welche  an  dessen  Berathungen 
aber  diese  Gegenstände  theilnehmen  (§.  7).    Ein  2)taatsrath  zur  Begutachtung  von 
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Gesetzentwürfen,  von  allgemeinen  Verordnungen  zur  Ausführung  von  Gesetzen  u.  A.  m. 
wurde  eingesetzt  (§.  9).  Der  in  der  Zahl  seiner  Mitglieder  auf  58  erhöhte  Landes- 
ausschuss  (§.  12)  erhielt  das  Recht,  innerhalb  des  Bereichs  der  Landesgcsetzgebon^ 
Gesetze  vorzuschlagen,  auch  an  ihn  gerichtete  Petitionen  dem  Ministerium  zn  über- 
weisen (§.  21).  Dem  Keiche  verblieb  aber  auch  jetzt  die  Competenz,  Ton  sich  ans 
Gesetze  für  Elsass-Lothringen  zu  geben  (§.  21,  Abs.  2).  Nach  Reichsgesetz  vom 
28.  Juni  1881  s-ind  die  Verhandlungen  des  Landesausschnsses  OfFentlich,  die  Geschäfts- 
sprache ist  die  deutsche.  (S.  Leoni  a.  a.  0.  S.  232  iL  Ueber  die  ersten  Jahre  vor 
Einführung  der  Reichsverfassung  s.  die  dem  Reichstage  vorzulegenden  Jahresberichte 
über  Gesetzgebung  und  Verwaltung  in  Elsass-Lothringen,  worin  auch  Abschnitte  über 
die  Finanzen,  u  A.  in  Hirth's  Ann.  1872,  S.  861,  1873,  S.  967.  1874.  S.  773.  In 
derselben  Zeitschrift  auch  sonst  vielfach  Material  Ober  Elsass-Lothringen  aus  den 
ersten  Jahren  nach  dem  Kriesre.  mehrfach  mit  Berücksichtigung  der  finanziellen  Vci^ 
hältnisse,  so  im  Jsr.  1872,  S.  553  ff.,  1873,  S.  562  (Laband,  über  Stellung  von  Elsass- 
Lothringen  im  Reichsfin. recht),  1874,  S.  155,  292  und  auch  in  den  folgenden 
Jahrgängen). 

a.  Staatsbestenernng. 

§.  109.  Das  elsass  -  lothringische  FinaDzwesen. 
Die  Grundlagen  desselben  lassen  sich  auf  folgende  fünf  Haupt- 
momente  zurückführen. 

1.  Das  Reichsland  begann  seine  selbständige  staatsrechtliche 
Existenz  ohne  Schulden. 

Nach  der  politischen  Lage  beim  Friedensschlnss  mit  Frankreich  Hess  es  sieb. 
abweichend  von  ^onstigen  ähnlichen,  besonders  neueren,  freilich  keineswegs  aosnahme- 
losen  Füllen,  vermeiden,  dass  bei  der  Abtretung  des  Landes  an  das  Deatscho  Reich 
ein  Theil  der  französischen  Staatsschuld  mit  übernommen  wurde.  Frankreich  hatte 
dies  allerdings  bei  den  Friedensverhandlungen  bejireiflicher  Weise  gcwanscht,  wie 
Fürst  Bismarck  im  Reichstage  erwähnte,  den  Betrag  von  750  MiU.  Fr.  in  Aassicht 
genommen,  der  eventuell  von  der  Kriegscontribution  von  5  Milliarden  Fr.  hätte  ab- 
gcreclinet  wcnlen  können.  Die  französische  Staatsschuld  betrug  nach  dem  Etat  filr 
1870  863.9  Mill.  Fr.  an  Zins  für  die  Rentenschuld  (davon  326  Mill.  Fr.  3  •/o,  37.5 
4V'.2°'o'  ^^^  kleine  Rest  4  °/o  Rente),  mit  einem  Nominalschuldkapital  von  11.711 
Mill.  Fr.  (10  867.6  8  7o.  822.3  4V2  %'  Rest  4%),  die  schwebende  Schuld  ausserdem 
24  Mill.  Fr.  Zins  für  922.7  Mill.  Fr.  Kapital,  im  Ganzen  die  Schuld  sonach  387.9 
Mill.  Fr.  Zins,  12  683  Mill.  Fr.  Kapital  (ohne  Cautionen,  Leibrenten  und  ohne  die  im 
französischen  Etat  zur  Staatsschuld  gestellten  Pensionen).  Die  an  Deutschland  ab- 
getretenen Gebiete  hatten  fast  1.6  Mill.  Einwohner,  oder  fast  4.2  7o  derl866er  fran- 
zösischen Bevölkerung  von  38.2  Mill.  Nach  diesem  VerhÄltniss  der  Kopfzahl  bitte 
Elsass-Lothrin!i:en  von  der  Rentcnschuld  etwa  492  MiU.  Fr.  Kapital,  allerdings  meist 
in  nur  8^0  Rente,  von  der  ganzen,  incl.  schwebenden,  etwa  530  Mill.  Fr.  zn  über- 
nehmen gehabt.  Die  Theilung  der  französischen  Staatsschuld  nach  der  GcbietsgrOsse 
der  abgetretenen  Landestheile  hätte  zu  einer  Belastung  von  nur  c.  2.6  ®/o  für  das 
Rcichsland  geführt,  das  eben  durchschnittlich  bevölkerter  als  das  übrige  Frankreich 
war,  also  mit  c.  304,  bczw.  328  Mill.  Fr.  Schuldkapital.  Eine  Berechnung  der  rela- 
tiven Leistungsfähigkeit  nach  Einkommen  oder  Vermögen  ist  mit  den  französischen 
statistischen  Daten  zu  unsicher,  ebenso  eine  solche  nach  der  bisherigen  SteuerbeUstong 
bei  der  nicht  genügend  festzustellenden  Repartition  der  Zölle,  inneren  indirecten  Ver- 
brauchs- und  Verkehrssleuern  (Enregistrement  und  Stempel).  Nach  Yerh&ltniss  bloss 
der  directen  Hauptsteuern  hätte  Elsass-Lothringen  c.  3Va  ®/o  ^^r  französischen  Staats- 
schuld zu  Übernehmen  gehabt.  Bei  der  Uebernahme  der  von  Frankreich  Ferlangten 
Summe  von  750  Mill.  Fr.,  selbst  nur  3  ^/q  Rente  durchweg  veranschlagt,  hätte  das 
Rcichsland  jährlich  24.5  Mill.  Fr.,  oder  fast  20  MiU.  M.  Zinsenlast,  ohne  Tilfiing, 
aufbringen  müssen,  d.  h.  selbst  von  seinen  gegenwärtigen  Landessteuern  (1899)  c.  70%. 
£s  hat  den  ungemein  grossen   finanziellen  Vortheil  genossen,  durch  den  Uebergang 
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an  Deutschland  7on  dieser  Last  befreit  za  werden  und  zu  bleiben.    Seine  günstige 
Finanzlage  erklärt  sich  mit  daraus. 

Da  der  Hauptentstehungsgrund  moderner  Staatsschulden  in  Friedenszeiten,  die 
Bildung  von  Eisenbahnschuiden,  mangels  eigener  Staatsbahnen  des  Landes  fortfiel,  hat 
das  Keichsland  auch  nur  in  geringem  Maasse,  fUr  Ablösung  von  Lasten  (namentlich 
deu  Btlckkauf  der  bisher  7erkäuflichen  Justizstellen),  für  gewisse  Meliorationen,  später 
etwas  Schulden  aufgenommen,  in  Form  der  Kentenschuld ,  die  einer  regelmässigen 
Tilgung  unterliegt.  So  kostet  die  Staatsschuld  für  Zins,  Tilgung  und  Verwaltung  im 
Etat  Ton  1899  noch  nicht  1  Mill.  M.  (992.453  M.),  nur  etwa  3.4  7o  des  Steuerertrags. 

2.  Das  Reichsland  trat  ungeachtet  dieser  Befreiung  vom  An- 
theil  an  der  französischen  Staatsschuld  in  den  Besitz  des  bisherigen 
französischen  Ertrag  gebenden  Finanzvermögens,  das  vor- 
nemlich  in  werthvollen  Staatsforsten  bestand.  Es  bezieht  dar- 
aus erhebliche  Reinerträge,  welche  entsprechend  den  Steuerbedarf 
des  Landes  ermässigen.  Nach  Lage  der  Dinge  hätte  es  wohl  in 
Frage  kommen  können,  ob  diese  Objecte  nicht  in  das  Finanz- 
vermögen des  Deutschen  Reiches  übergehen  sollten.  Auch  die  aus 
dem  französischen  Tabakmonopol  herrührende  Tabakmanu- 
fa et  ur  in  Strassburg  ist  dem  Reichslande  überlassen  worden  und 
wurde  auf  dessen  Rechnung,  natürlich  nunmehr  ohne  Monopol- 
vorrechte fortgeführt. 

S.  ober  das  elsass-lothringische  Finanzvermögen  im  Beginn  der  deutschen  Periode 
auch  Laban d  in  Hirth's  Annalen  1873,  S.  563.  Er  macht  ebenfalls  geltend,  dass 
bei  der  Befreiung  des  Landes  ?on  der  Mitbelastung  durch  die  französische  Staatsschuld 
sich  wohl  Ansprüche  des  Beichs  auf  das  dem  Lande  aus  dem  französischen  Staats- 
Termögen  zugefallene  Finanz?ermögen  hätten  ableiten  lassen.  Einrichtung  der  Staats- 
Forstverwaltung  durch  Gesetz  rem  30.  Dec.  187L  Im  Etat  fUr  1899  steht  die  Staats- 
ForstFerwaltung  mit  einem  Rohertrag  von  6.158.000  M.  und  einem  Reinertrag  von 
3.191.000  M.,  c.  11  %  des  Rohertrags  der  Landessteuern,  die  Tabakmanufactur  mit 
150.000  M.  Ueberschuss.  Anderes  domaniales  (privatwirthschaftliches)  Vermögen  hat 
das  Land  nicht.  S.  im  Allgemeinen  die  amtliche  „Denkschrift  über  die  Finanzen  von 
Elsass-Lothringen  bis  zum  Landeshaushaltetat  1876'*  und,  z.  Th.  danach,  Hertzog, 
25  Jahre  deutscher  Finanz?erwaltung  in  Elsass-Lothringen,  in  Jahrbüchern  für  Nat.Ock. 
1899,  m.  F.,  B.  17,  S.  808  if. 

3.  Die  Eisenbahnen  im  Reichslande  sind  nicht  Staats- 
bahnen, sondern  Reichsbahnen  im  Reichsbesitz  und  in  Reichs- 
verwaltung. 

Die  aus  der  französischen  Zeit  stammenden  gehörten  ehemals  zum  Netz  der 
französischen  Ostbahngesellschaft.  Sie  sind,  ohne  Betriebsmaterial,  Fahrpark  u.  s.  w., 
im  Friedensyertrag  ?on  1871  an  das  Deutsche  Reich  mit  abgetreten  worden,  zu  einem 
U'erthanschlag  ?on  325  Mill.  Fr.,  welcher  von  dem  Betrag  der  Kriegsentschädigungs- 
summe  Ton  5  Milliarden  Fr.  abgerechnet  worden  ist.  Demgemäss  sind  sie  in  das 
FinaozTermOgen  des  Reichs  übergegangen,  von  diesem  auch  mit  Fahr-  und  Betriebs- 
material auf  seine  Rechnung  ausgestattet,  allmälig  erheblich  ausgebaut  und  ausgedehnt 
worden  und  werden  auf  Rechnung  des  Reichs  von  einem  eigenen  Reichsamt  und  der 
Strassburger  Generaidirection  verwaltet.  Die  UeberschUssc  (jetzt,  um  1899,  jährlich 
26 — 27  Mill.  M.)  fliessen  also  in  die  Reichscassc. 

4.  Die  im  Jahre  1871  bestehenden  Zölle  und  inneren 
Reichssteuern    sind  in   Elsass-Lothringen   unter   Fortfall  der 


e\tr  ife 


.r^  :   H.    7 ri'zi^jhten  der  Besteuerung.    Els&ss-LotliriDgeu.   §.109. 

üii^.-fii'ri.iri  bUheri^eu  iranzösischen  Abgaben,  einschliesslich 
liT  \  z:z-'.z  Tabak,  Polver)  alsbald  eingeführt  worden  und 
viriiz.  i-'t:  iz  derselben  Weise  eingerichtet  und  verwaltet,  wie  in 
IM  Miir-z  Gieiersiaaien,  unter  der  Oberleitung  einer  besonderen 
:'-iie-^'i_rrÄ:i.  jeizi  der  Verwaltung  für  Zölle  und  indirecte 
>-ii'irL  r^.'.'i  :s:  die  Branntweinsteuer  noch  kurze  Zeit,  bis 
■>*■  ^-.«f  ?:fr<ieuer  wie  in  den  anderen  süddeutschen  Staaten 
:■*•.::  ?^  .:i*.'A^ie  bisher  überhaupt  verblieben.  Das  kommt,  wie  io 
i»;«!!  >riJi»=.  dem  Reiche  gegenüber  und  bei  dem  höheren  Ertrag 
Lr:  LjLrie*r:ersieuer,  verglichen  mit  der  Reichssteuer  in  Nord- 
:iiT>:i*Jkr:i.  auch  hier  auf  ein  werthvolles  finanzielles  Privileg 
:  .r.Azs^  wenn  dalür  auch  höhere  Matricularbeiträge,  mit  zum  Ersatz 
i^r  ^:er^:ecer.  gezahlt  werden  müssen.  Die  späteren  Veränderungen 
jl:i  der  G^^nz^ebung  des  Reichs  über  Zölle  und  Steuern  sind  dann 
rir  tUsji&s  -  Lothringen  ebenso  wie  für  die  anderen  Oliederstaaten 
f  :rj:^:rv;en,  rai;  denselben  etwaigen  Rückwirkungen  auf  die  inneren 

1  jtrie*s:o::crn.  so  in  Betreff  der  Reichsstempel.  Auch  ist  die  fran- 

2  .>;>:ho  IVs:  und  Tele^raphie  alsbald  durch  die  Reichsverwaltang 

si-.csor  /.woiiTO  ersetzt  worden,  das  Iteichsland  gehört  daher  zum 

Koiohs    Tost     und    Telegraphengebiet,     was    die    entsprechenden 

j::o;o::on   linan/iellen   Folgen   für   die  Berechnung  der  Matricnlar- 

bouii^j:v  /wischen  dem  Reich  und  dem  Reichslande  hat,  wie  in  den 

rtuiioion  iUiodorstuaten   ausser  Baiern  und  Württemberg  mit  ihren 

oj»:o«ou  \  orwaltuiigen  dieser  Verkehrszweige.    Von  grosser,  über 

dio   tiiuui/ielle  noch    hinausgehender  allgemeiner  wirthscbaftlicher 

und    politischer,    indirect  auch  socialer  und  nationaler  Bedeutung 

\\;ii  \on   allen   diesen  Maassregeln  namentlich  die  alsbaldige  Ans- 

Mclioiilung  des  Reichslands  aus  dem  französischen  und  seine  Ein- 

\oiloibung    in    das   deutsche  Zoll-  und  damit  Wirthschaftsgebiet 

Uoiin  dadurch  wurde,   bei   dem  Character  des  modernen  Landes- 

^inii/zollgcbiets  als  territorialer  Basis  der  heimischen  nationalen 

ViilkHwiithschaft,    die   wirthschaftliche  Trennung  von  Frankreich 

und  VcMwaciiHung  mit  Deutschland  in    ganz    besonderem  Maasse 

iiihI  mit  weittrjigenden  sonstigen  Folgen  für  alle  Seiten  des  Volks- 

Ir.JMMiH  eingeleitet  und  befördert.    Auch  die  Aufhebung  des  Tabak- 

iiiiiiiopolH  war  gerade  nach  den  Tabak  bau  Verhältnissen  des  Reichs- 

liiii(l(*.H  ein  besonders  wichtiger  Vorgang. 

Kiii/itlnü  hierher  j,^ehflri>?e  Maassregeln  waren  schon  ror  der  Einrerleibon;  d« 
KciihblttiHlii  1111(1  litT  reichsgesetzlichen  Kegelon^  der  Dinge  durch  daa  Gcnenügoureme- 
«rfulgt  ^!»u  durch  Vcrordn.  vom  3.  Mai  1871,  V.  über  Tabaksteuer  vom  T.Juni 
,    DJd  allKomeine  Einführung  der  deutschen  ZoU-  und  Steuergesetzgebung  hat 
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das  Gesetz  vom  17.  JdU  1871  gebracht,  das  am  7.  Aug.  1871  im  Reichsland  in  Kraft 
getreten  ist.  Durch  Beichsgcsetz  vom  17.  Juli  1871  wurde  der  Artikel  33  der  Keichs- 
verfassung,  betr.  die  Einheit  und  Zollgrenzumschliessung  des  deutschen  Zoll-  und 
Handelsgcbiets  und  den  freien  Verkehr  unter  den  Bundesstaaten  in  £lsass-Loth ringen 
?om  1.  Jan.  1872  an  in  Wirksamkeit  gesetzt.  Im  Wesentlichen  ward  dieser  freie 
Verkehr  schon  von  Ende  August  1871  an  hergestellt.  Der  Zolldienst  gegen  die 
Schweiz  war  schon  seit  4.  Mai,  gegen  Frankreich  vom  7.  Aug.  1871  an  durchgeftihrt 
worden.  Cm  den  Uebergang  zu  erleichtern,  waren  aber  im  Friedensverträge  noch 
zwischen  dem  Reichslande  und  Frankreich  Verkehrserleichterungen  geblieben,  nament- 
lich worden  elsass-lothringische  Producto  in  Frankreich  und  gewisse  französische  im 
Roichslande  bis  Ende  1871  zollfrei,  im  1.  Halbjahr  1872  zu  Vi«  ini  zweiten  zu  V« 
der  allgemeinen  Zollsätze  zugelassen  (s.  bes.  Zasatzconvention  vom  11.  Oct.  1871  zum 
Frankfortcr  Frieden).  Die  Errichtung  und  Einrichtung  der  Direction  der  Zölle  und 
Steuern,  eine  Behörde,  welche  zugleich  das  Enregistrement  unter  sich  hatte,  und  der 
Zollbehörden  und  sonstigen  Steuerämter,  so  für  die  Salzsteuer,  war  noch  vor  Ende 
1871  allgemein  durchgefilhrt.  Durch  das  Reichsgesetz  vom  16.  Mai  1873  wurden 
die  fri^heren  französischen  Abgaben  von  Branntwein  (droit  de  consommation,  Ver- 
branchsabgabe, und  droit  d*entr^e,  Eingangsabgabe)  aufgehoben  und  die  norddeutsche 
Branntweiosteuergesetzgebung  (Gesez  vom  8.  Juli  1868)  im  Reichslande  vom  1.  Juli 
1873  an  eingeführt.  Der  Ertrag  floss  in  die  Reichscassc  nach  den  gesetzlichen  Ab- 
zogen vom  Rohertrag  (u.  A.  15  7o  ^^^  Gesammteinnahme  für  Erhebungs-  und  Ver- 
waltungskosten). Die  Belassung  der  Biers  teuer  ..bis  auf  Weiteres"  für  das  Rcichs- 
land  beruht  auf  §.  4  des  Gesetzes  vom  25.  Juni  1873  betr.  die  Einfuhrung  der  Reichs- 
verfassang  in  Elsass- Lothringen. —  Das  Reichs-Wechselstempelgesetz  von  1869 
trat  durcb  Gesetz  vom  14.  Juli  1871  im  Reichsland  in  Kraft.  Mit  der  Einführung 
des  Reichspost-  und  Telegraphenwcsens  fielen  folgerichtig  gewisse  im  fran- 
zösischen Postwesen  vorkommende  und  mit  diesem  zunächst  an  das  Reich  über- 
gegangene Stempelabgaben  fort;  mit  der  Einrichtung  der  Reichsbahnen  ferner 
die  französischen  betreffenden  Eisenbahnabgaben  (Transportsteuer,  s.  Fin.  III,  §.  233). 
(S.  für  alles  hier  Berührte  besonders  den  1.  Vcrwaltungsbericht  des  Reichskanzlers  für 
1871 — 72,  betr.  Elsass-Lothringen ,  namentlich  im  Abschnitt  Finanzverwaltung,  u.  A. 
in  den  „Annalen'*  1872,  S.  861  ff.,  bes.  885  ff.,  auch  daselbst  die  üebersicht  über  die 
Gesetzgebung  Juni  1871  bis  Februar  1872,  S.  553  ff.). 

Auf  Grund  dos  französischen  Budgets  für  1871  hat  man  Seitens  der  elsass- lothrin- 
gischen Verwaltung  die  Summen  festzustellen  gesucht,  welche  aus  diesem  Budget  auf 
das  Reichsland  fielen,  freilich  nur  bei  den  dirccten  Steuern  genau,  bei  den  übrigen 
Einnahmen,  die  sich  im  Budget  nicht  genau  nach  den  Localitäten,  aus  denen  sie 
stammen,  zerlegen  lassen,  nur  schätzungsweise,  nach  Verhältniss  der  Flächengrösse  bei 
dem  Rohertrag  der  Waldungen,  nach  Verhältniss  der  Bevölkerungszahl  bei  den  übrigen. 
Danach  wären  aus  dem  französischen  Budget  57.80  Miil.  M.  auf  das  Reichsland  ge- 
fallen, von  diesem  Betrage  19.21  Mill.  M.  zu  Gunsten  der  Reichscasse.  38.59  Mill.  M. 
zo  Gunsten  der  Landescasse  (s.  die  Denkschrift  von  1876  und  danach  Hertzog 
a.  a.  0.  S.  809). 

In  fi scalischer  Hinsicht  und  anlangend  die  Art  und  Höhe 
der  Steuerbelastung  ist  der  Uebergang  des  Reichslandes  aus  dem 
französischen  in  das  deutsche  Beicbssteuerrecht  fast  durchaus  mit 
zum  Theil  sehr  erheblichen  (Tabak!)  Erleichterungen  verbanden 
gewesen,  so  im  Zolltarif,  in  der  Zucker-,  Branntwein-,  Tabaksteuer, 
dem  Stempelwesen,  dem  Eisenbahn-  und  dem  Postwesen.  Nur  in 
der  Salzbestenerung  ist  eine  kleine  Steuererhöhung  eingetreten,  die 
aber  durch  die  viel  bedeutenderen  sonstigen  Erleichterungen  bei 
Weitem  aufgewogen  wird.  Durch  die  späteren  Entwicklungen  des 
Reicbszoll-  und  Steuerwesens  sind  diese  Belastungen  zwar  für 
Elsass-Lothringen  wie  für  das  ganze  Reichsgebiet  gesteigert  worden. 


#  •    . 


).  J.   u'iice reichten  der  Besteuerung.  EIsass-LothriDgen.  §.  109,  110. 


Ajt^r  iruojer  noch  lange  nicht  in  dem  Maasse,  welches  sie  theiU 
<Ma\}a  'im  1^70  in  Frankreich  erreicht  hatten,  theils  und  namentlich 
ii)er  i(.'icdem  dort  erreicht  haben.  Welche  Last  mUsste  Elsass- 
■.jcjnn^en.  wenn  es  französisch  geblieben  wäre,  z.  B.  allein  schon 
ia  'i^r  so  riesig  gestiegenen  französischen  Staatsschuld  mit  ihrem 
;,iJr.*sZinserforderni88  von  über  800  Mill.  M.  mit  tragen,  auf  den 
ivoL't  au  20  M.,  gegen  einen  Antheil  an  der  Reichsschuld  von 
:.^  M.  und  an  eigener  Landesschuld  von  0.60  M.,  also  zusammen 
\ou  i  M.!  So  kann  auch  in  dieser  finanziellen  Hinsicht  das  Keicbs- 
laud  mit  dem  Wechsel  der  Dinge  recht  zufrieden  sein. 

>.  Minister  Delbrück 's  Aeiisserungen  in  der  Keiclistagscommission  betr.  die 
\  .Tviuiiruu?  von  Elsass-Lotbrinpfen  mit  dem  Reiche,  Bericht  vom  10.  Mai  1871,  u.  A. 
::i  Ui'ii  »Aanalon"  1JS71,  S.  871.  In  der  i^enannten  Denkschrift  von  1^76  wird  b<'- 
r%-cbav'i.  dass  aus  dem  französischen  Bndget  für  1871  für  Elsass-Lothringcn  ausschiedeu 
;;■.;.;  an  das  Deutsche  Keich  als  Einnahme  folgende  Beträge  fielen: 


Tab.  C*>. 


S:o:«pol 
."vNÜO   u.  s.  w. 


d.  i.      zu  derselben  Zeit 
1000  M.  auf d.  Kopf  Kopfbelastuog  nemlich  im  Reiche  auM 
Mark       im  D.  Reich  M. 

0.18        WechselstempeL 


Sal:Meuer  .*.... 
KiilHMi/uckerstener  .  .  . 
Woiu-  u.  Branntweinsteuer 

Ttbak-  u.  Pulvermon.  (netto) 
IVsteinnahme  (^brutto)  .  . 
Tolejrraphen  -       - 


Summe 


228 
4101 

10:>1 

20S7 
2420 

5884 
8079 
400 

19200' 


0.15 
2.00 

0.02 
1.35 

8.78 
1 .99 
0.20 


1.78 

0.90 
1.18 
1.35 

0.30 

2.8 


ohne  Salz.  Zucker,  BranLt- 
wein,  Tabak  im  Rcicb. 

Zoll  und  Steuer, 

Zoll  und  Steuer, 

Branntweinst.  aUein,  Zoll  a. 
Steuer,  nur  Norddeutsch!. 

Zoll  u.  Steuer,  nur  Tabak. 

in   1872   im  Reichsgebiet. 


12.44 


«Ol 


Die  Kopfdaten  sind  nur  annäherungsweise  zwischen  den  französischen  Steueru 
und  Abgaben  in  Elsjiss- Lothringen  und  denjenigen  im  Deutschen  Reich  vergleichbar, 
aber  die  (iesammtvorminderung  der  hier  angeführten  Belastungen  war  spater  ui 
KIsass- Lothringen  unter  deutscher  Herrschaft  ungefähr  im  Verhäluiiss  wie  12.4  :  *^.0. 
d.  i.  eine  um  *  ^ — \.,  geringere  Belastung,  wie  auch  Daten  für  die  Reichseinnahmv.-u 
aus  dem  Reichslande  aus  der  Mitte  der  70er  Jahre,  ab  Alles  in  ruhigco  Gang  üo- 
konimen  war,  ergaben. 

§.  110.  —  5.  Die  eigene  Landesbesteuerung  in  Elsass- 
Lotbringen  beruhte  einstweilen  auf  der  bisherigen  französischen 
Gesetzgebung,  bis  die  Landesgesetzgebung  Aenderungen  getroffen 
bat.  Dies  ist  nach  und  nach  in  erheblichem  Umfang  und  Maass 
geschehen.  Die  Keiehsgesetzgebung,  welche,  wie  schon  bemerkt, 
zu  solchen  Aenderungen  auch  competent  gewesen  und  nach  dem 
erwähnten  Gesetz  vom  4.  Juli  1879  geblieben  ist,  hat  doch  von 
diesem  ihrem  Rechte  nicht  Gebrauch  gemacht 

Hiernach  sind  aus  der  französischen  Zeit  als  Landessteaem 
verblieben:  die  directen  mit  ihrem  Zubehör  nach  französischem 
öteuerrecht,  von  den  indirecten  Verbrauchs-  und  verwandten 
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Abgaben  die  Bier-  und  die  Weinsteuer  nebst  den  gewerblichen 
Licenzabgaben,  von  sogen.  Verkebrssteuern  und  ver- 
wandten Abgaben y  theilweise  auch  gebübrenartiger  Natur,  die 
Stempel  abgaben,  soweit  nicht  das  Reichsrecbt,  wie  bei  Wechsel- 
stempel und  Postwesen,  Veränderungen  gebracht  und  die  weitere 
Entwicklung  des  Reichsrecbts  es  später  gethan  hat,  und  nament- 
lich das  Enregistrement,  das  einstweilen,  wie  bisher,  die  Erb 
schallts-  und  Schenkungssteuer  einschloss.  Die  Stempel-  und 
Begisterabgaben  werden  neuerdings  amtlich  unter  dem  Namen: 
„Verkehrssteuern"  zusammengefasdt  und  die  betreffenden  Eu- 
registrementsämter  sind  demgemäss,  1896,  mit  dem  amtlichen  Namen 
„Verkehrssteuerämter"  belegt  worden.  Die  Gerichts- 
abgaben D.  dgl.  haben  in  Folge  der  Reichsgesetzgebung  über  die 
Materie  später  Veränderungen  erfahren. 

Auf  die  Darstellung  dieser  Besteuerung  Iranzösischen  Ursprungs 
braucht  hier  unter  Verweisung  auf  die  eingehende  Behandlang  des 
Gegenstands  im  3.  Bande  dieses  Werks  nicht  eingegangen  zu 
werden.  Das  französische  Steuerrecht  war  seit  der  ersten  Revolu- 
tion vollständig  unificirt  gewesen  und  hatte  in  Elsass  -  Lothringen 
ebenso  wie  im  übrigen  Frankreich  gegolten.  Es  handelt  sich 
daher  hier  nur  um  die  Darstellung  der  Fortbildung  dieses 
Rechts  im  Reichslande  seit  der  deutschen  Periode  von  1871  an. 
Gerade  daran  knüpft  sich  auch  das  allgemeinere  finanzwissenschaft- 
licbe  Interesse.  Im  Folgenden  wird  deshalb  die  um  1^71  im 
Reichsland  bestehende  Steuergesetzgebung  und  factische  Besteuerung 
als  bekannt  vorausgesetzt  und  werden  nur  die  Reformen  in  der 
dentschen  Zeit,  in  der  obigen  Reihenfolge  der  Steuergruppen, 
behandelt. 

Zur  Vergleichung  ist  auf  die  Entwicklung  des  französischen 
Steuerrechts  in  Frankreich  selbst  seit  1871  zu  verweisen,  wie  sie 
im  3.  Bande  der  Finanzwissenschaft  und  im  Ergänzungsheft  dazu 
ihre  Darstellung  (bis  1896)  gefunden  bat.  Die  Vergleichung  fällt 
durchaus  zu  Gunsten  des  Reichslands  aus,  in  welcher  das  aus  der 
französischen  Zeit  überkommene  Steuerrecht  erfolgreich  verbessert 
worden  ist,  wie  in  der  directen  Besteuerung,  der  Weinsteuer,  der 
Erbschaftssteuer.  In  Frankreich  haben  dagegen  mehrfach  nur  die 
dringenden  Finanzbedürfnisse  zu  Veränderungen  geführt  und  so 
die  Superfiscalität  der  französischen  Besteuerung  noch  gesteigert, 
andere  gelungene  Reformen  waren  weniger  eingreifend  und  haben 
nicht  80  viel  gebessert.    Vielfach  sind   nur  Anläufe  zu  Reformen 
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drei  Repartitionssteuern  des  Systems,  und  der  Gewerbe-  oder 
Patentsteuer,  der  Quotitätssteuer,  war  eine  jede  nicht  nur  von 
der  deutsehen  Verwaltung,  sondern  auch  im  Lande  selbst  als  mehr 
oder  weniger  mangelhaft  und  reformbedürftig,  die  eine  und  andere 
selbst  als  ersatzbedürftig  erkannt.  Auch  ohne  dass  man,  wie  in 
Frankreich  nach  dem  Kriege,  vor  der  Eventualität  einer  Steuer- 
erhöbung  auch  bei  dieser  Steuer  gestanden  hätte  ^),  war  ein  ein- 
faches Belassen  der  Steuern  in  ihrem  bisherigen  Zustande  auf  die 
Dauer  nicht  wohl  möglich.  Die  Ungleichmässigkeit  der  Belastungen 
der  Censiten,  der  Steuersubjecte  und  Steuerobjecte  durch  die  ein- 
zelnen Steuern  und  wieder  innerhalb  jeder  einzelnen  machte  sich 
allgemein  und  im  Lauf  der  Zeit  nothwendig  immer  mehr  geltend, 
auch  wenn  die  Steuersätze  in  der  Hauptsache  stabil  blieben,  vollends 
wenn  sie  stiegen  und  wenn  für  Bezirks-  und  Gemeindezwecke  Zu- 
schläge, eventuell  noch  in  wechselnden  und  wachsenden  Beträgen, 
hinzutraten.  Mit  dem  Einbruch  der  landwirthschaftlichen  Krise 
auch  im  Reichsland  erwies  sich  der  Druck  der  Grundsteuer,  be- 
sonders in  den  Gegenden  stark  überwiegenden  Getreidebaues,  em- 
pfindlicher, zumal  die  Zuschläge  für  Bezirkszwecke  nach  der 
bestehenden  Gesetzgebung  bei  dieser  Steuer  höher  als  bei  den 
anderen  directen  waren.  Das  Hindrängen  auf  Entlastungen  des 
ländlichen  Bodens  wurde  allmälig  stärker  und  ist  von  diesem  Be- 
streben der  Weg  der  neuesten  Gesetzgebung  (1890er  Jahre)  mit 
beeinflusst  worden.  Aber  auch  schon  vorher  wurde  man  bei  den 
Mängeln  der  französischen  directen,  grösstentheils  aus  veralteten 
Ertragssteuern  bestehenden  Steuern  auf  die  Bahn  der  Reformen 
gedrängt. 

Es  war  nur  natürlich,  dass  man  dabei,  wenn  auch  unter  Fest- 
baltnng  einzelner  guter  und  bewährter  französischer  Einrichtungen 
and  Bestimmungen  des  namej^tlich  in  formeller  Hinsichs  ja  aus- 
gezeichneten französischen  Stesierrechts,  doch  mehr  und  mehr 
die  französischen  Grundlagen  verliess  und  mit  nach 
deutschen  Anschauungen  und  gesetzgeberischen 
practischen  Mustern  vorging.  Die  übermässige  Neigung 
des  französischen  Steuerrechts,  möglichst  nur  nach  äusseren  ob- 
jectiven  Merkmalen  unter  Vermeidung  des  Eindringens  in  die  per- 
sönlichen und  die  Einkommens-   und  Vermögensverhältnisse  diese 


*)  Eine  Maassre^^el,  welche  nach  der  Veranlagnngaart  dieser  Steuern  sehr  miss- 
lich ifit  und  auch  in  Frankreich  nar  bei  der  Pateutsteucr  durchgeführt  wurde  (Fin.  III, 
§.  172-174,  210). 
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Steuern  zu  veranlagen,  wurde  so  allmälig,  wenigstens  bei  der 
Gruppe  der  Gewerbe-  und  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer,  mehr 
verlassen,  wenn  auch  noch  nicht  immer  vollständig.  Bei  den 
Realsteuern,  der  Grund-  und  der  davon  abgetrennten  Ge- 
bäudesteuer, welche  dann  mit  der  als  solcher  wegfallenden 
Thür-  und  Fenstersteuer  vereinigt  ward,  geschah  das 
zwar  nicht  ebenso.  Hier  kann,  wie  es  auch  in  anderen,  auch  den 
deutschen  Gesetzgebungen  geschieht,  nach  der  ökonomisch -tech- 
nischen Natur  des  Steuerobjects  immerhin  leichter  und  mit  weniger 
Bedenken  die  Besteuerung  nach  äusseren  Merkmalen  durchgeführt 
werden.  Die  (agrarische)  Grundsteuer  wurde  aber  wenigstens 
tlieilweise  in  ihren  Grundlagen  erneuert  und  verbessert,  wenn  auch 
unter  Festhaltung  ihres  technischen  Cbaracters  und  ihres  Kataster- 
systems, und  die  nunmehr  verselbständigte  Gebändestener 
wurde  wesentlich  verändert,  mit  nach  deutschen  Mustern.  Die 
Gewerbesteuer  wurde  aus  dem  System  der  Besteuerung  bloss 
nach  der  Methode  der  äusseren  Merkmale  in  das  System  der  Be- 
steuerung nach  der  durchschnittlichen  Ertragstähigkeit  hinüber- 
geführt.  Sie  hat  so  eine  immerhin  tiefer  greifende  Veränderung 
erfahren,  wenn  sie  auch  immer  noch  an  der  Grundlage,  der  vor- 
nemlich  maassgebenden  Benutzung  der  äusseren  Merkmale,  festhält. 
Immerhin  wird  jetzt  durch  das  Veranlagungsverfahren  eine  freiere 
Würdigung  aller  Momente,  von  denen  die  Ertragsfähigkeit  abhängt, 
verbürgt,  so  dass  die  neue  Steuer  —  nach  der  sogen.  Methode 
des  „Einschätzungssystems"  —  wenigstens  einer  wirklichen 
Reiuertragssteuer  sich  nähert.  In  Betreff  der  Personal-  und 
Mobiliarsteuer,  welche  in  ihrem  ersten Gliede  nicht  viel  Anderes 
als  eine  rohe  Kopfsteuer  (Fin.  III,  §.  191 — 193),  in  ihrem  zweiten 
Gliede  eine  nach  dem  Wohnungsaafwand  sich  richtende  plumpe 
Gebrauchs-  und  Genusssteuer  und  noch  unvollkommnere  Ein- 
kommensteuer (Fin.  III,  §.  191)  darstellt,  wurde  eine  Reform  ein- 
geleitet, aus  der  sie  als  eine  specielle  Einkommensteuer  vom  per- 
sönlichen Berufserwerb,  aus  Lohn,  Besoldung  und  freiem 
Erwerb,  nach  der  Art  der  süddeutschen  Gesetzgebungen  hervor- 
gehen wird.  Zunächst  ist  ein  bezügliches  Einschätzungsverfahren 
gesetzlich  angeordnet  worden  und  eine  probeweise  Veranlagung 
darnach  erfolgt.  Die  grosse  Lücke  im  französischen  directen,  wie 
in  anderen  „modernen,  rationellen"  Ertragssteuersystemen,  die 
fehlende  besondere  directe  Steuer  auf  die  Leihkapital-Rente, 
welche  letztere  bisher  beim  Kapitalisten  höchstens  etwas  mit  durch 
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dessen  Personal-  und  Mobiliarstener  getrofifen  wurde,  ward  endlich 
durch  die  angebahnte  Einführung  einer  eigenen  neuen  Kapital- 
rentensteuer,  zunächst  ebenfalls  mittelst  gesetzlicher  Anordnung 
und  probeweiser  Durchführung  eines  betreffenden  Einschätzungsver- 
fahrenSy  in  die  richtigen  Wege  geleitet.  Der  Abschlass  wird  dann 
die  Aufhebung  der  Personal-  und  Mobiliarstener  und  deren  Er- 
setzung durch  die  directe  Berufserwerb-  (sogen,  specielle  Einkommen) 
Steuer  vom  genannten  Arbeitsertrage  und  durch  die  Kapitalrenten- 
Steuer  sein.  Sind  alle  diese  Reformen  der  einzelnen  directen 
Steuern  erfolgt ,  so  wird  das  reichsländische  directe  Steuersystem 
ein  anderen  bisherigen  süddeutschen ,  besonders  dem  baierischen 
und  württembergischen  ähnliches  Steuersystem  sein:  ein  rationell 
ausgebildetes,  gegen  das  französische  immer  wesentlich  verbessertes 
und  vollständigeres  Object-  oder  Ertragssteuersystem,  mit 
den  Vorzügen,  aber  freilich  auch  mit  den  verbleibenden  Mängeln 
eines  solchen. 

Denn  wenn  auch  auf  diese  Weise  das  französische  System  der 
directen  Besteuerung  bereits  sehr  eingreifende,  zum  Theil  völlig 
umwälzende  Veränderungen  und  damit  ohne  Zweifel  wesentliche 
Verbesserungen  erfahren  hat  oder  demnächst  erfährt,  so  fehlt  ihm 
eben  immer  noch  eine  allgemeine  Einkommensteuer,  min- 
destens als  ausgleichendes  Glied  des  Systems.  Doch  ist  auch  daran 
bereits  gedacht  worden,  ja  der  Gedanke  der  Hinüberführung  der 
ganzen  staatlichen  Ertragsbesteuerung  in  die  alleinige  Personal- 
besteuerung hie  und  da  schon  aufgetaucht.  Die  Reformen  auf  dem  Ge- 
biete der  Personal-  und  Mobiliarsteuern,  die  Einführung  der  Kapital- 
rentensteuer, die  Umänderung  der  Gewerbesteuer,  etwas  wohl  selbst 
die  Ausbildung  der  Gebäudesteuer  können  auch  wohl  schon  mit  als 
vorbereitende  Schritte  in  dieser  Richtung  dienen,  auch  wenn  sie 
zunächst  nicht  auf  dies  Ziel  selbst  gerichtet  waren.  Es  unterliegt 
aber  auch  jetzt  schon  keinem  Zweifel,  dass  die  erfolgten  und  an- 
gebahnten Reformen  auf  diesem  Gebiete  die  directe  Besteuerung 
als  reines  Ertragssteuersystem  des  Reiehslands  bereits  in  einer 
Weise  und  einem  Maasse  verbessert  haben,  wie  es  in  Frankreich 
durch  die  dortigen  viel  geringfügigeren  Reformen  seit  dem  Kriege 
noch  bei  Weitem  nicht  erreicht  worden  ist. 

Zum  lehrreichen  Vergleiche  ist  auf  die  Darstellung  der  seit  1871  erfolgten  Ver- 
änderaogeu  auf  diesem  Steuergebiete  in  Frankreich  in  Fin.  III,  §.  172  If.«  überhaupt 
§.  179 — 210,  und  Ergänzungsheft  dazu  §.  12  zu  verweisen.  Auch  seit  1896,  wo  die 
DarsteUung  in  diesem  Hefte  abschliesst,  ist  man  nicht  weiter  gekommen,  trotz  des 
Streheos  aud  der  Versuche  dazu.  Im  Allgemeinen  sonst:  Perroux-Joppen,  die 
französischen  directen  Steuern,  Strassburg  1874. 
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Die  ruichsländischen  Gesetze,  für  welche  das  legislative  Material  meistens 
Finanzarchiv  vorliegt,  sind  die  folgenden.  Ueber  die  Grundsteuer:  Gesetz  vom 
31.  März  1884,  betr.  die  Bereinigung  des  Katasters,  die  Ausgleichung  der  Grandsteuer 
und  die  Fortfuhrung  des  Katasters  (s.  Denkschrift  über  Bereinigung  aus  188^83, 
Laudesaussch.vcrh.  1882/83,  weitere  1884,  Fin.arcli.  B.  3,  1886,  S.  203  ff.,  mit  Be- 
gründung, S.  219  ff.,  Commissionsbericht  im  Landesausschuss,  vom  Abg.  Grad,  z.  TL 
in  den  Aunalen  von  Hirtb,  1885,  S.  471  ff.,  s.  auch  die  Schrift  von  Joppen,  zur 
Ecgeluug  der  Grundsteuer  in  lüsass- Lothringen  1877  und  Pietzscb,  Studien  Ober 
Katasterfragen,  Vorarbeit  zu  den  Verhandlungen  über  die  Erneuerung  des  Kataster! 
in  Eisass- Lothringen,  Strassburg  1878).  Eine  Novelle  zu  dem  Gesetz  von  1884  Ist 
das  Gesetz  vom  6.  April  1892  ,  betr.  Abänderung  jenes  Gesetzes,  es  trat  darin  an 
Stelle  des  Abschnitts  11,  (§.  25 — 48)  des  früheren  Gesetzes  ein  neuer  Abschnitt  II, 
ebenfalls  §.  25 — 48,  tlber  die  Einschätzung  der  Grundsteuer  vermittelst  Neuoinschftczung 
der  Grundstücke  und  Gebäude  (s.  Fin.arch.  6.  12,  1895,  S.  675,  Verhandlungen  im 
Landesausschuss  1892).  AusfUhruugsbestimmungen,  bezw.  Aniveisungcn  lUr  das 
Verfahren  bei  der  Neueinschätzung  der  nicht  bebauten  Liegenschaften,  zuletzt  neu 
gefasst  unter  dem  27.  Oct.  1897  und  24.  Mai  1899  (aus  dem  Central-  und  Bezirks- 
Amtsblatt).  —  Cüber  die  Gebäudesteuer:  genanntes  Gesetz  vom  6.  Apr.  1892,  in 
neuen  §§.  40—48  an  Stelle  der  alten  des  Grundsteuergesetzes  von  1884,  femer  Gesetz 
vom  14.  Juli  1895  (s.  Fin.arch.  B.  12,  S.  679,  daselbst  überhaupt  der  Au&atz  von 
Roth,  S.  662,  über  die  Reform).  —  Ueber  die  Gewerbesteuer:  Gesetz  rom 
6.  Mai  1893.  betr.  Gewerbestcuereinschätzung,  Geseu  vom  8.  Juni  1896,  betr.  die 
Steuer  selbst  (s.  im  Fin.arch.  B.  14,  1897,  S.  873).  Commentar  von  Roth  und 
Giescke.  Ferner  Helm  er,  Reform  der  Gewerbebesteuerung  in  Elsass-Lothringeo, 
Ib^ß.  Gesetz  über  Wandergewerbesteuer  vom  8.  Juni  1896  (Fin.aich.  B.  14, 
S.  893),  Commentar  von  Roth.  —  Ueber  Bergwerksteuern:  Abänderung  des 
französischen  Gesetzes  vom  21.  April  1810  durch  Gesetz  vom  16.  Dec.  1873,  Ab- 
änderung dieses  Gesetzes  wieder  durch  Gesetz  vom  2.  März  1896.  —  (iesetz  tlber 
Kapital-,  Lohn-  und  Besoldu n^sermittlung  vom  2.  Juli  1898  (Finjurch. 
B.  16,  1899,  S.  345,  daselbst  S.  328  ff.  aus  der  Begründung).  —  Ergänzend:  Gesett 
vom  29.  März  1897.  betr.  Erhebung  von  Abgaben  behufs  Deckung  der  Ausgaben  der 
Handelskammern,  mit  Ausführungabestimmungcu  vom  31.  Juli  1898.  Commentar  von 
Scheid.  —  Die  betreffenden  legislativen  und  parlamentarischen  Materialien  verdanke 
ich  der  Güte  des  Herrn  Unterstaats£«ecretärs  von  Sehr  au  t.  — 

§.  112.  Die  Grundsteuer.  Die  neuen  BestimmaDgen  über 
sie  nach  den  Gesetzen  von  1884  und  1892  waren  im  Wesentlichen 
die  folgenden.  Das  erste  Gesetz,  das  sogen.  Katastergesetz, 
ordnete  eine  dreifache  Reibe  von  Maassregelo,  eine  Bereinignng 
des  Katasters,  eine  Ausgleichung  der  Grundsteuer  und  eine 
Fortführung  des  Katasters  au. 

Die  Bereinigung  betraf  eine  Revision  der  Angaben  des 
Katasters  über  die  Besitzer,  die  Lage,  Grösse,  dauernde  Benntzong 
(Culturart)  der  einzelnen  Liegenschaften  (Grundstücke  und  Gebäude) 
in  sämnitliehen  Gemeinden. 

Sie  erfolgte  entweder  durch  einfache  Berichtigung^  (Prüfung,  Richtigstellung, 
Ergänzung)  der  vurhaudeuen  Katuaterurkunden ,  oder  durch  Erneuerung  auf  Grund 
einer  vollständigen  Stückvermessung  (Gesetz  von  1884,  §.  1).  Das  Gesetz  stellte  die 
(irundaütze  und  Normen  für  beide  Bereinigunjismethoden  auf  (§.  3 — 11  und  12 — 24). 
rodelte  auch  die  Kostentragung.  Die  zweite  Methode  konnte  von  Amtswegcu  verfügt 
Wilden,  wenn  die  erste  nicht  ausreichte,  aber  auch  auf  Autrag  des  (iemeinderaths 
wie,  unter  gewissen  Bedingungen,  der  bcthciligten  Grundbesitzer  erfolgen  (§.  12,  13). 
Die  Maassregel  selbst  fand  ihre  Begründung  in  der  allgemein  anerkannten  Mangel- 
haftigkeit des  Katiisters,  welche  namentlich  die  Folge  ungenügender  Fortführung  der 
Kataste rmuttcrrullen    und    unterbliebener   Ergfiuzung   von    Karte    und    Flurbuch    war. 


Grundsteuer.  385 

Insbesondere  waren  die  riclfachen  GrundstUcktheilnnnreu  nicht  ordentlich  vermerkt  worden. 
Auf  Grnnd  von  Probearbeiten  und  um  Zeit  und  Kosten  zu  sparen,  fasste  man  zu- 
nächst keine  rollätändi^e  Neorermessung ,  noch  Grenzfeststcilung,  noch  Vcrmarkim^ 
ins  Au^e,  sondern  wesentlich  nur  eine  Bericlitigung.  Indessen  sind  dann  doch  hinter- 
her bei  der  Durchfahrung  der  Bereinigung  die  Parcellen?ermessungen  mit  Flächcn- 
regulirung  und  GrundstUcks?ermarkungen  umfangreicher  geworden,  weshalb  die  Ope- 
ration auch  l&ngere  Zeit,  als  erwartet  worden,  in  Anspruch  nahm.  Mit  deshalb  kam 
es  dann  zu  dem  Gesetz  von  1892  und  zur  Abtrennung  der  Gebäudesteuer  von  der 
Grundsteuer  und  der  selbständigen  Ausbildung  der  letzteren.  Die  Grundlage  des  alten 
Katastersystems  blieb  bei  der  Neuordnung  gewahrt:  Parcellar-,  Reinertrags- 
und Einschätzungssystem. 

Die  Fortführung  des  Katasters  nach  dessen  Neuauf- 
stellung  nnd  Ergänzung  erfolgt  im  Wege  der  jährlichen  Richtig- 
stellung. 

Dabei  haben  die  Eigenthümer  Über  die  Liegenschaften  die  erforderlichen  Nach- 
weise zu  geben  und  Urkunden  vorzuweisen  (Gesetz  von  1884,  bes.  §.  49,  50).  So 
soll  eine  sichere  Erhaltung  des  Katasters  auf  der  Gegenwart  für  die  Zukunft  verbürgt 
werden,  was  bisher  nicht  genügend  geschehen  war.  Zu  Aufsichtszwecken  wurde 
dabei,  nach  Analogie  der  Gesetzgebung  der  deutschen  Nachbarstaaten,  das  Institut  der 
„Feld geschworenen**  in  jeder  Gemeinde  eingeführt  und  diesen  Personen  auch 
die  Besorgung  des  Setzens  von  Grenzsteinen  und  Grenzmarken  übertragen  (Gesetz  von 
1884,  §.  54). 

Die  Bestimmungen  über  die  Ausgleichung  der  Grund- 
steuer, im  Gesetz  von  1884,  welche  durch  neue  im  Gesetz  von 
1892  ersetzt  worden  sind,  hatten  im  Anschlnss  an  die  Eataster- 
bereinignng  eine  allgemeine  Revision  und  Ausgleichung 
der  Grundsteuerreinerträge,  sowohl  der  Grundstücke  als  der 
Gebäude,  angeordnet  (Gesetz  von  1884,  §.  25).  Hier  war  also  noch 
an  dem  dem  bisherigen  französischen  Steuerrecht  entsprechenden 
Zusammenhang  der  Gebäudebesteueruog  mit  der  eigentlichen 
(agrarischen)  Grundsteuer  festgehalten  worden. 

Zum  Zweck  der  Revision  und  Ausgleichung  sollte  die  ganze  Fläche  des  Landes 
nach  der  Gleichartigkeit  der  Bodenverhältnisse,  der  Erhebung  über  den  Meeresspiegel, 
der  Lage  und  Bewirtlischaftungsweise  der  Feldgüter,  sowie  der  Bcvölkcrungs-  und 
Yerkebrsverhältnisse  in  eine  entsprechende  Anzahl  von  Einschätzungsdistricten  getheilt 
werden  (Gesetz  von  1884,  §.  26V  Für  das  ganze  Land  wurde  eine  „Commission  von 
Landesscbätzem''  gebildet  (§.  27,  28),  welche  in  jedem  Einschätzungsbezirke  die  er- 
forderliche Anzahl  von  thunlichst  alle  Bodenarten  des  Districts  enthaltenden  und  zur 
Vornahme  von  Mnsterschätzungen  geeigneten  Gemarkungen  auszuwählen  hatte  (§.  29). 
Id  diesen  Mustergemarkungen  war  dann  durch  jene  Commission  zu  ermitteln,  in  wie 
weit  die  nach  dem  Kataster  bestehende  Eintheilnng  des  Grund  und  Bodens  in  Cultur- 
arten  und  dieser  in  Classen,  sowie  die  Einreibung  der  einzelnen  Grundstücke  in  diese 
Caltorarten  und  Classen  der  Gegenwart  noch  entspricht  (§.  30).  Von  Culturarten 
wurden  nach  der  dauernden  Benutzung  des  nicht  überbauten,  d.  h.  nicht  Gebäude 
tragenden  Bodens  10  unterschieden,  nemlich  Ackerland,  Gärten,  Rebland,  Wiesen, 
Weiden,  Holzungen,  Wasserstücke,  Oedland.  Unland,  Hofraithen  (§.32).  Die  Höchbt- 
zahl  der  Classen  in  jeder  Culturart  bestimmte  die  Katastercommissiou.  Analog  war 
mit  den  Gebäuden  zu  verfahren.  Je  nach  dorn  Ermittlnngsergebniss  sollte  dann  die 
Landesschätzercommission  die  erforderliche  Ergänzung  und  Berichtigung  des  Katasters 
Tomehmen,  oder  eine  vollständig  neue  Classenbildung  und  Einreihung  der  einzelnen 
Grundstücke  und  Gebäude  in  diese  Classen  bewirken  (§.  30).  Für  jede  Culturart  und 
Glasse  war  eine  Neneinsch&tznng  des  Reinertrags  der  ländlichen  Grund- 
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':.-.:-:,.-i.     L      IT  -uiLif:    TL  tc5iixLz     $.  S«? .    Die  neu  gewonnenen  Daten  dienten, 

7  :     .  r    L.:.-     -r   li'miiliiirj  ft:  ijf  ^f^ATtition  des  Gesammtbetrags  der  Grandstener 

...     •ibfi.   Tu.'j   ^Lii'u   au:  du  2täcri±.  üitseindeo.  einzelnen  Grundstücke  v§.  35),  indem 

.:      ■.:i,.'-».'Tr  .:  r  >ii»:r  aft-  IfTiur-i-LfifteBer  gewahrt  blieb.   (Weiteres  über  Darch- 

:.  r-:.u.    .:  ■     "    r.ui.j    ;i   i    .^— 4^.  tiber  ansnahmsweise  neue  Glassenbildang  and 

. .  -r^^'--  TL.":  j:.:    rii!    ürL   m-cc-d.   nicht  tiK-rbaoten  Boden   wegen   eingetietener 

.  _.  >.  ■    _•-  :i':!-i.i.f   ".!.   ütT  Bodenbcnotzung  oder  aus  sonsigen   besonderen   um- 

*   . . .  ^   ^. 

Jirri  i:&>  Dene,  eine  Novelle  zum  Gesetz  von  1884  bildende 
-."siz:  -  n  O.April  1892  wurde  nun  aber  die  Abtrennung  der 
r : :  iiiesiener    von    der    Grundsteuer   eingeleitet,    noch 
■:e.:r  d:e  Arbeiten  nacb  dem  Gesetz  von  1884  beendet  worden 
^aren.    Zagleich  wurde  für  säromtliche  Gemarkungen  des  Landes 
eize  Xeueinschätzung  des  Reinertrags  der  Grundstücke  verfügt 
Oe<etz  von    1892,   §.  5).     Diese  Neueinschätzung  hatte  in  Ver- 
bindung mit  der  Katasterbereinigung  der  verbleibenden  Grundsteuer 
v  >m  ..nicht  bebauten  Boden'',  d.  i.  hauptsächlich  von  den  ländlichen 
Grandstücken  nach  Maassgabe  des  Fortschreitens  dieser  Arbeit  za 
erfolgen,    und    zwar  wesentlich    nach    dem  bisherigen  Verfahren 
(Gesetz  von  1892,  §.  25).    Für  Gemarkungen,   deren  Kataster  be- 
reits neu  bereinigt  waren,  war  die  Neueinschätzung  nachzuholen. 
So  ist  man  schliesslich  doch  zu  einer  vollständigen  Erneuerung  der 
grossen  Schätzungsoperation  gelangt,  eine  jetzt  (1899/1900)  noch 
im  Gang  befindliche  Maassiv^ol. 

l>io   Mäher  mit  von  dio*^'.:   ,':«rM  ti?:.hm.  ürcTidstener  getroiTeDe  Bestcnening  der 

ti:'i:i.i:i:ichcn   der  GcbÄudo,  li,*:  yi  i:^rn:ij   v^t-r^viitzi  gehörigen  Hofräume  und  Uaus- 

^.■'■.•:i    bis  zur  Grösse  von   lV  Ar«:   *■?.-»;  »i.f  r.i ü  warden  die  Gebende  nunmehr  nnr 

..•;i  J.  r  Moväadoiteucr  zugleich  k:;  '^i^  /.'•.^'   ;>i  i-ifichen,  Hofr&umc  und  Hansgärten 

,• .  v.l.'.     l  :»for  den   im  Ge>etr  t-.ii    '.Sji;    i.i    :■:•.:    Bestimmungen  des  Gesetzes  von 

"vsfc       ■  ^.i'o:i    Abämiorungcn  beij'i-.-c   s-.lI    ii«.;!    .".»  Vorschrift,   dass  noch  neuere 

M  ,  ^     •.   ■»   vi  0  MaTtini-l)urchsch3i:>m.i--i-«)iv,>ir  /;.tl  ISSO— 91,  nach  den  neuesten 

;,  ,  .    '    >  M   ü.  xfTsrwunpMi  dio  von  l>'r4 -v^O     :\:l  "i^scKtes  und  billigstes  Jahr)  zu 

i;  ..  ...      ^.. -^     %.'■^^^n    sollen.     Die   j1:^   aiirjk>r,'-';]  .'tK^ie   ist  auch  jetzt   geblieben. 

^;  ...,„.    i.     »     -  ;  -  Mr.iT  der  franzö»is:hn  '.imi^c^i-'r.  wonach  u.  A.  die  Priraten 

^.  ,..  .  .  ;,  .  \.  '     .■•■*. «  .^i,\  dio  Eitonbahsiiz.:::.  i;^i  Jie  der  Beichsbahnen,  Deiche 

l .  :    ■'.*....»..'     "    N -^M'   von  GcD0S2e;i-.:h.i::.:    .cr^x'.'n  Ueberschwemmungen,   Salz- 

^     ^.    V,.    ..,",■•     ■    S«l;t«ichc,  Grün«!  u:- i  F:cj:v  für  Vergnügenszwecko  gmnd- 

^...   .  .     i    ,      ■       •* «     'vh  Maassgab^  der   b..?:,'u  Ackorlandsclasse  der  Gemeinde. 

,  .,    ■      *  •  •*.     »*^.  nuhser   dem  G-.*>o'i   vou    1S92  die  gen.  Ausführungs- 

^.  ,  .  ■      ^ •>'^**  \\\u\  ISU9.     Ceber  den  Fcrtian*  der  Arbeiten  9.  dio  Jahres- 

I         ..    '.  ^^  >    .  ö.i  d(r\H't(!ii  Steuern  in  den  Drucksachen  des  Landesausschusses. 

iV  t'i^tUtt^^K^^  Uegelung  der  Grnndsteuerfrage  steht 
\>l^iv^^(^^^  ^"^^  ^^^'^  Itegelung  der  übrigen  directen  Steuern,  be- 
«)v^   AV^^lmhuteu  Heranziehung  des  bewegliehen  Kapitals 
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ZU  diesen  Steuern.  Anf  eine  Entlastung  der  directen  Besteuerung 
des  ländlichen  Grund  und  Bodens  zielt  man  hin,  in  welcher  Form 
ist  noch  nicht  entschieden.  Eine  directe  Ermässigung  der  Staats- 
grnndsteuer  fUr  die  einzelnen  Pflichtigen  hat  der  Annahme  nach 
überwiegende  Bedenken,  auch  weil  sie  zu  ungleichmässig  wirken 
würde.  Mehr  Neigung  besteht  regierungsseitig  dazu,  den  Gemeinden 
einen  Theil  der  Staatsgrundsteuer  in  ihrem  Gebiete  zu  überlassen^ 
um  daraus  die  für  die  Landwirtbschaft  drückendsten  Lasten  zn 
bestreiten.  Das  liefe  also  partiell  auf  einen  der  preussischen  Gesetz- 
gebung ähnlichen  Weg  hinaus,  die  Staatsgrundsteuer  den  Gemeinden 
zu  überweisen. 

S.  BegründDog  des  Gesetzentwurfs  betr.  Kapitalreutensteuer  1898  (daraus  im 
Fin.arch.  B.  16,  S.  328  ff.)  Die  Staatsgrundsteuer  betruf?  in  1897/98  im  Principalo 
8.129.655  M.,  d.  i.  2.38  M.  auf  1  ba.  dazu  kommen  2.987.046  M.  Zuscbl&ge  (56.334 
ftlr  den  Staat,  nemlicb  1.8  °/o  des  Principals,  1.514  253  für  die  Bezirke,  nemlich 
48.884  Vo*  incl.  Zuschlag  fUr  den  Ausfallfonds,  1.364.605  M.  für  die  Gemeinden, 
nebst  51  855  M.  für  den  Ausfallfonds  und  die  Erhebuugskosten  der  Gemeindezuschläge 
[3.8  7o])»  oder  2.26  M.  auf  1  ha.  Zuschläge  im  Ganzen,  zusammen  4.406130  M. 
Grundsteuer,  4.64  auf  1  ha.  (Alles  ohne  Zuschläge  für  die  den  Bezirks-  und  Ge- 
rn eindeabgaben  mit  unterliegenden  Staatsforsten  und  ohne  diese  Abgaben  von  der 
Reichsbank).    (S.  Fin.arch.  B.  16,  S.  329,  338.) 

§«  113.  Die  Gebäudesteuer.  Nach  dem  französischen 
System  war  die  Besteuerung  der  Gebäude,  bezw.  des  ,,überbauten'^ 
Bodens  ein  Theil  der  Grundsteuer,  und  zwar  in  doppelter 
Weise,  indem  die  Grundfläche  der  Gebäude,  nach  der  Qualität  als 
bestes  Ackerland  der  Gemeinde,  und  alsdann  noch  das  Gebäude 
selbst  besteuert  ward.  Letzteres  in  der  Weise,  dass  von  dem  fest- 
gestellten Nutzungs-  oder  Miethwerth  eine  Quote,  ein  Viertel  bei 
Wohngebäuden,  ein  Drittel  bei  gewerblichen  für  Abnutzung,  Unter- 
haltungs-  und  Reparaturkosten  abgezogen  und  dieser  Restbetrag  als 
Reinertrag  angesehen  und  davon  die  Steuer  berechnet  wird.  Die 
Steuer  war  als  Theil  der  Grundsteuer  Repartitionssteuer,  der  Steuer- 
fuss  ergab  sich  also  aus  der  Auftheilung  des  Contingents  (Staats- 
steuer-Principales)  auf  die  von  den  Gebäuden  neben  den  Grund- 
stücken repräsentirte  steuerpflichtige  Ertragssumme. 

S.  Fin.  III,  S.  448,  woselbst  weiteres  Einzelne  über  die  Durchfahrung  (Gesetz 
Tom  3.  Frim.  VII).  Begründung  des  Gesetzes  von  1892  in  Fin.arch.  B.  12,  S.  662  ff., 
Roth.  Die  Oekononiiegebäude  der  Landwirthschaft  entrichteten  ausschliesslich  die 
Grandsteuer  ?om  besten  Ackerland  der  Gemeinde.  Schwierigkeiten  machte  bei  gewerb- 
lichen Geb&uden  die  Gewohnheit,  bei  der  Schätzung  des  Reinertrags  ausser  den  Baulich- 
keiten die  inneren  Einrichtungen,  besonders  Dampf-  und  andere  Maschinen,  welche 
mit  den  Gebäuden  untrennbar  verbunden  sind,  mit  zu  berücksichtigen,  wobei  aber 
nicht  gleichmässig  verfahren  wurde. 

Ausser  dieser  „Gebäude-Grundsteuer'^  unterlagen  die  Gebäude 
aber  auch  noch  einer  weiteren  directen  Ertragssteuer ,  der  Thür-> 
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und  Fenstersteuer,  welche  zwar  ursprünglich  als  eine  directe 
Steuer  von  der  und  für  die  Benutzung,  daher  vom  Bewohner 
(Miether)  gedacht  war,  aber  in  der  Entwicklung  in  Frankreich 
weseotlich  zu  einer  zweiten  Hausertragssteuer  vom  Eigenthümer 
geworden  ist.  Also  eigentlich  eine  zweifache  (bei  Unterscheidung 
der  Grundflüchen-  und  der  Gebäadeertragssteuer  in  der  Grandsteaer 
sogar  eine  dreifache)  directe  Ertragssteuer  vom  Hausbesitz,  eine 
unorganische  Verbindung  ganz  verschiedenartiger  Bestandtheile. 

S.  Näheres  über  die  Tbür-  und  Fenstersteuer  in  Fin.  III,  §.  195  ff.,  S.  4o2  (f., 
Besrründung  der  clsass- lothringischen  Gesetze  von  1892  und  1895  (Finarch.  B.  12, 
S.  668  ff.).  Die  Gebäudesteuer  in  der  Grundsteuer  lieferte  1.4  Mill.  Mark  Eitrag. 
etwas  mehr  die  ThUr-  und  Fensterstener,  1.7  Mill.  Mark.  In  Elsass- Lothringen  wur 
die  letztere  Steuer  eine  zT7eite  directe  Steuer  des  HauseigenthUmen  als  solchen,  die 
fabt  niemals  dem  Miether  direct  überwälzt  wurde.  Nur  die  Beamten  hatten  sie  für 
Dienstwohnungen  direct  zu  tragen.  Schwierigkeiten  machte  die  gesetzliche  Freiheit 
der  sogen,  „manu factu res'*  von  der  Thür-  und  Fenstersteuer  and  die  Stenerpflichtigkeit 
der  „usincs'\  nach  dem  Gesetz  vom  4.  Germ.  IX,  ein  mit  der  fortschreitenden  Fabrik- 
technik willkuhrlich  werdender  Unterschied. 

Der  erste  Schritt  der  Reform  der  Gebäudesteuer  war  im  Reichs- 
lande die  Abtrennung  der  letzteren  von  der  Grundsteuer 
und  ihre  Verselbständigung.  Das  ist  der  allgemeine  neuere 
Entwicklungsgang  bei  dieser  Steuer  gewesen,  wenn  sie  früher  mit 
der  Grundsteuer  vereinigt  war  (Preussen  1861,  s.  o.  S.  31)  und 
auch  der  in  Frankreich  neuerdings  eingeschlagene  Weg,  womit 
dann  auch  die  Verwandlung  der  Repartitions-  in  die  Quotitätssteuer 
verbunden  werden  kann,  wie  im  Reichslaud  geschehen.  Die  Ge- 
bäude wurden  darauf  besonders  einem  Verfahren  der  Neuein- 
schätzung ihres  gesetzlichen  steuerpflichtigen  „Nutzungswerths" 
unterzogen. 

S.  über  Frankreich  Fin.  III,  S.  448,  Erg.heft  dazu  S.  63.     Französische  Geseue 
?om  29.  Juli  1881  und  12.  Aup:.  1891.  b^.  auch  Begründung  der  elsass- lothringischen 
Gesetze  von  1892  und  von  1895  {/..  Th.  im  Fin.arch.  B.  12,  S.  662  ff.,  in  dem  Anfs. 
von   Roth).     Das   elsass-lothringische  Gesetz  vom  6.  April  1892  ordnete  die  Neueia- 
schätzung  der  Gebäude  unabhängig  von  der  Katasterberoinigung  und  getrennt  von  der 
Neucinschätznng  der  (ländlichen  Grundstücke)  an  (neuer  §.  25  an  Stello  des  alten  im 
Gesetz  von  1884).    Die  Ausführung  der  Schätzung  wurde  nicht,  wie  im  französischen 
Kocht,  nur  Beamten  übertragen,  sondern  unter  deren  Ijcitnng  das  Laienelement  diza 
herangezogen  (Bildung    von '  Schätzungsdisiricten,    in    denen   Commissioncn  die  Neu- 
einschätzung besorgten,  s.  das  Nähere  im  Gesetz  von  1892,  §.  46,  47,  auch  4b).  Die 
aparte  Grundsteuer  von   der  Bodenfläche  der  Gebäude  hOrto  auf,   das  stencrpflicbtife 
Gebäude  wurde  mit  seiner  Bodenfläche,   mit  dem  dazu  gehörigen  Hofraom  und  dem 
etwaigen   20  Are    nicht    übersteigenden    Hausgarten   nunmehr  als  eine   Ge bände- 
st euerein  hei  t  betrachtet  und  nach  Maassgabo  seines  jährlichen  „Nutznogswcrtbä'' 
—  alüo   nicht   mehr  nach   Maassgabe   des  unter  Gewährung  ?on  Abzagsqooten ,  vi^ 
bisher  im   französischen  Recht,   dann  als  „Reinertrag"  geltenden  Ertrags  —  in  die 
Stufen   eines  dem  Gesetze   beigefügten  Tarifs  eingeschätzt  (neuer  §.  40  des  Gesetzes 
von   1892   an  Stelle  des  alten  von  1884).     Der  Tarif  beginnt  mit  10  M.  in  1.  Stafe. 
steigt  in  etwas   ungleichen  Stufen  auf  100  M.  in  der  7.,  dann  immer  nm  je  25  ^' 
weiter  bis  zur  18.  mit  400  M.,  weiter  um  je  50  M.  hb  zur  24.  mit  700  M.,  nm  je 
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100  M.  bis  zur  32.  mit  1500  M.,  dann  in  Stufen  Fon  jo  200,  später  ron  300  M.  bis 
zur  47.  mit  5500  M.,  alsdann  um  je  500  M.  fernere  Stufen.  Die  steuerpflichtigen 
Gebäude  zerfallen  in  ausschliesslich  oder  vorzugsweise  zum  Bewohnen  oder  dgl.  zum 
Gewerbebetrieb  dienende,  wobei  jetzt  bei  diesen,  abweichend  vom  bisherigen  Recht, 
ausdrücklich  nur  der  Miethwerth  des  Gelasses  ohne  RUclkäicht  auf  die  damit  ver- 
bundenen Triebkräfte,  die  darin  befindlichen  Maschinen  und  Geräthschaften  in  Be- 
tracht kommt  (Gesetz  von  1892,  §.  41).  Diese  Objecto  werden  jetzt  bei  der  Gewerbe- 
steuer mit  berücksichtigt,  was  auch  richtiger  ist.  Unter  der  umfangreichen  Anzahl 
von  Gebäuden,  welche  nicht  mit  eingeschätzt  und  damit  gebäudesteuerfrei  sind,  be- 
finden sich  ausser  den  üblichen  (wie  Oßentliche  ertragslosc,  kirchliche,  geistliche. 
Armen-,  Waisen-,  Kranken-,  Unterrichtsgebäude  u.  dgl.)  jetzt  ausdrücklich  namentlich 
auch  die  unbewohnten,  sowie  die  als  selbständige  Gebäude  zu  betrachtenden,  dem 
Betriebe  der  Landwirthschaft  dienenden  (die  jetzt  auch  für  die  Grundfläche  nicht  mehr 
der  Grundsteuer  unterliegen),  ebenso  die  zu  gewerblichen  Anlagen  gehörigen,  welclie 
zur  Unterbringung  der  zum  Gewerbebetrieb  erforderlichen  Wagen,  Vichgeschirre,  sowie 
als  Stallungen  für  das  lediglich  zum  Gewerbebetrieb  bestimmte  Zugvieh  dienen  (§.  42). 
Für  die  Feststellung  des  Nutzungswerths  werden  dann,  in  der  Weise  anderer 
neaerer  Gesetzgebungen  (der  österreichischen,  prenssischen)  nach  den  Anhaltspuncten 
zwei  Methoden  unterschieden.  Im  einen  Falle,  in  grösseren  Gemeinden  und  in  solchen 
ländlichen  Ortschaften,  wo  aus  wirklichen  Miethp reisen  ein  zureichender  An- 
halt gefunden  werden  kann,  erfolgt  die  Feststellung  des  Nutzungswerths  der  Gebäude 
nebst  Zubehör  (Hofraum,  Hausgarten)  nach  dem  mittleren  jährlichen  Mieth- 
werth. d.  h.  nach  den  durchschnittlichen  Miethpreisen  aus  den  dem  Yeranlagungsjahr 
vorangegangenen  5  Jahren  (§.  43).  Im  zweiten  Fall,  bei  den  Gebäuden  in  den  übrigen 
ländlichen  Ortschaften,  wird  der  Kutzungswerth  dagegen,  unter  Berücksichtigung  der 
Bevölkerungs-  und  Yerkehrsverhältnisse,  nach  Grösse,  Bauart,  Bauwerth,  Beschaü'enhcit 
der  Gebäude  und  nach  Grösse  und  Beschaffenheit  der  dazu  gehörigen  Hofräume  und 
Hausg&rten  festgestellt,  wobei  auch  Kaufpreise  und  Sterbefallerklärungen  als  Anhalt 
dienen  können.  Dabei  sollen  ausserdem  die  Wohngebäude  in  diesen  Ortschafton  in 
drei  Hauptclassen  der  demgemäss  zusammenzufassenden  Tarifstufen  von  der  Com- 
mission  der  Landesschätzer  eingetheilt  werden,  nach  der  wirthschaftlichen  Lage  und 
socialen  Stellung  der  Besitzer  und  der  Zugehörigkeit  zu  ländlichen  Besitzungen  ver- 
schiedener Art  und  Grösse  (1.  Hauptclasse  Wohngebäude  kleiner  Besitzungen  von  Tage- 
löhnern, auch  Wohngebäude  kleiner  Handwerker,  Fabrikarbeiter  u.  s.  w. ;  2.  Hauptclasse 
Wobngebäude  selbständiger  ländlicher  Besitzungen  von  unter  3000  M.  jährlichem  Ertrage, 
nach  ungefährer  Schätzung;  3.  Hauptclasse  Wohngebäude  grösserer  ländlicher  Besitzungen 
von  30()0  M.  Reinertrag  und  darüber).  Doch  darf  kein  solches  Wohngebäude  in  eine 
höhere  Stufe  eingeschätzt  werden,  als  eines  von  gleicher  Grösse,  Bauart,  Beschaffenheit 
in  den  nächst  gelegenen  grösseren  Gemeinden  (§.  44).  Bei  der  Durchführung  ist  in- 
dessen der  Reinertrag  der  Grundstücke  nur  ausnahmsweise  für  die  £inschät2nng  mit 
berücksichtigt  worden.  Eine  „Commission  der  Landesschätzer"'  hatte  für  die  Wahrung 
der  Gleichmässigkeit  der  gesammten  Schätzungen  zu  sorgen  (§.  45),  für  die  Ncu- 
ciosch&tzongen  selbst  fungirten  innerhalb  der  zu  bildenden  Schätzungsdistricte  besondere 
Gommissionen  (§.  46).  Die  Durchführung  der  Operation  dauerte  2V3  Jahre.  Zum 
Ersatz  der  in  der  bisherigen  Grundsteuer  enthaltenen  Gebäudesteuer  (von  der  Grun«i- 
fläche  und  dem  Gebäudeortrag)  von  1.4  Mill.  Mark  war  ein  Steucrfuss  von  1.94  ^,0 
—  1.80  von  Wohn-,  2.66  7o  ^^^  gewerblichen  Gebäuden  —  nach  Maassgabe  des 
gesammten  Nutzungswerths  erforderlich. 

Den  Abschlnss  fand  die  Beform  dann  in  der  Anfhebung 
der  Thttr-  und  Fenstersteuer  und  der  Einführung  der 
einheitlichen  Gebäudesteuer  bloss  nach  dem  Nutzungs- 
werth  mittelst  des  neuen  Gesetzes  vom  14.  Juli  1895.  Die  Be- 
«eitignng  der  Thür-  und  Fenstersteuer  war  auch  durch  deren  un- 
gleichmässige  Wirkung  nach  dem  mechanischen  Veranlagungs- 
maasstaby  wobei  oft  geringere  Gebäude  in  schlechteren  Strassen 
liöher,  als  werthyoUe  in   besseren,   auch  ländliche  Wohngebäude 
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höher  als  städtische  belegt  worden,  mit  bedingt  gewesen.  Die  nene 
Gebäudesteuer  wurde  zur  Quotitätssteuer  gemacht,  mit  dem  gleichen 
Fuss  von  4.5  ®/o  vom  Nutzungswerthe  aller  Gebäude  (Wohn-  wie 
gewerblichen,  also  abweichend  von  Preussen)  zum  Ersatz  der 
beiden  bisherigen  Steuern.  Dieser  Fuss  ward  aber  dann  nach  den 
Tarifstufen  des  Gesetzes  von  1892  bemessen.  Dieses  Gesetz  blieb 
im  Uebrigen  die  Grundlage  der  neuen  Steuer,  in  BetreflF  der  Ver- 
anlagung der  letzteren.  In  ihrer  Wirkung  ist  die  neue  Steuer,  ver- 
glichen mit  den  beiden  bisherigen,  überhaupt  eine  technisch  bessere 
und  eine  gleicbmässigere.  So  hat  sie  namentlich  eine  Entlastung 
des  platten  Landes,  der  kleineren  Gemeinden,  der  weniger  werth- 
vollen  Gebäude  mit  sich  gebracht,  was  nur  zu  billigen  ist. 

Der  Steuerfuss  von  4V2  ^U  ^^^  etwas  höher,  als  zum  Ersatz  der  Geb&adegnind- 
steuer  und  der  Thür-  und  Fenstersteuer  nöthig  gewesen  wäre,  wozu  4.34  Vo  ^^ 
gereicht  hätten.  —  Von  Sonderbestimmungen  sei  erwähnt,  dass  die  DieostwohoojigeQ 
enthaltenden  steuerfreien  Gebäude  der  neuen  Steuer  für  diese  Wohnungen  unterworfeD 
wurden,  mit  2^-2  %  vom  Nutzungswerth,  ein  Betrag,  den  der  EigenthQmer  des  Ge- 
bäudes vom  Inhaber  der  Dienstwohnung  sich  rückersetzen  zu  lassen  berechtigt  ward 
(Gesetz  von  1895,  §.  2,  4).  Far  Neubauten  und  Meliorationen  tritt  die  Steuer  erst 
nach  Ablauf  eines  Jahres  seit  dem  Etatsjahre,  in  dem  die  Fertigstellung  erfolge,  ein 
(§.  8).  Die  Einrichtung  des  Ausfallfonds  (zunächst  2  7o  ^^^  Principale  der  Steuer 
und  des  Betrags  der  Bezirks-  und  Gemeindezuschläge,  spätere  Festsetzung  im  Etits- 
gesetz)  ist  beibehalten  worden  (§.  12).  Unter  den  Bestimmungen  über  Erlass  der 
Steuer  findet  sich  auch  die,  dass  bei  mindestens  vierteljährigem  gänzlichen  oder  theil- 
weiscn  Unbcnutztbleiben  (also  z.  B.  Nichtrermiethen)  der  Erlass  eintritt  (§.  11,  Nr.  3). — 
Für  die  Steuer  ist  eine  Revision  nach  Ablauf  von  höchstens  15  Jahren  in  Aussicht 
l2:enommcn,  doch  kann  sie  in  einer  (jemeinde  in  der  Zwischenzeit  erfolgen,  wenn  in 
Folge  ungewöhnlicher  Verhältnisse  der  Nutzungswerth  aller  Gebäude  oder  eines  Theils 
derselben  sich  um  mindestens  Vc  bleibend  erhöht  oder  erniedrigt  hat  (§.  15). 

Die  im  Reichsland  verbliebene  französische  Abgabe  von  der  todten  Hand, 
nach  Gcseti!  vom  20.  Febr.  1849  (Fin.  III,  §.  206)  ist  in  Betreff  der  Gebäude,  welche 
dem  neuen  Gesetz  unterliegen,  auf  30  7o  ^^^  Principals  der  Gebäudesteuer  festgesetzt 
worden  (§.  13).  — 

§.114.  Die  Gewerbesteuer  des  französischen Steaerrechts 
ist  bekanntlich  der  Haupttypus  jener  Gewerbesteuern  „nach 
äusseren  Merkmalen '^  mit  allmälig  immer  feiner,  casuistischer 
ausgebildetem  Ciassenschematismus.  Im  Reichsland  war  zur  Zeit 
seiner  Rückkehr  an  Deutschland  die  Grundlage  das  grosse  codifi- 
cireude  französische  Gesetz  vom  28.  April  1844  nebst  dessen  Ab- 
änderungen, von  denen  auch  noch  die  letzte  vom  27.  Juli  1870  in 
Elsass-Lothringen  Rechtskraft  erlangt  hatte  (s.  Fin.  III,  §.  198  ff.). 
Die  Unzulänglichkeit  dieser  Gewerbesteuer-Gesetzgebung  hatte  sich, 
wie  in  Frankreich  selbst,  so  auch  im  Reichsland,  schon  vor  und 
immer  mehr  vollends  nach  1871  gezeigt,  je  mehr  die  Technik  des 
Gewerbebetriebs,  die  Betriebsarten,  die  Verkehrsverhältnisse  sieb 
änderten:  maassgebende  Factoren,  welche  ein  Gewerbesteuerrecbt, 
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wie  das  bestehende ,  nach  dessen  ganzer  Methode  nicht  irgend 
genügend  berücksichtigen  kann.  So  galt  eine  Reform  dieses  Rechts 
seit  lange  bei  der  Verwaltnog  wie  bei  den  Besteuerten  und  im 
ganzen  Lande  als  eine  Nothwendigkeit^  besonders  um  die  Ungleich- 
mässigkeiten  der  individnellen  Steuerbelastnng  der  Gewerbe,  die 
Ueberbürdnngen  vielfach  der  kleineren,  die  Begünstigungen  der 
grösseren  möglichst  zu  beseitigen  und  überhaupt  die  ganze  Steuer 
den  neueren  ökonomisch  -  technischen  Verhältnissen  und  den  Ver- 
änderungen darin  thunlich  anzupassen.  In  dieser  Richtung  hatte 
sich  auch  seit  1870  die  französische  Gesetzgebung  über  die  Patent- 
steuer bewegt,  aber  unter  Beibehaltung  der  technischen  Grund- 
principien  und  ganzen  Strnctur  und  des  Veranlagungsverfahrens  der 
Steuer  (Fin.  III,  S.  471  flf.,  Ergänz.heft  S.  67)  und  die  deutschen, 
besonders  die  süddeutschen  Gesetze  gleicher  oder  verwandter  Ver- 
anlagungsmethode ebenfalls.  Aber  alle  diese  Versuche,  durch  immer 
weitergehende  Specialisirung ,  Combination  verschiedener  Steuer- 
sätze, Abstufungen  in  letzteren,  grössere  Casuistik  des  Steuertarifs 
das  Problem  auch  nur  leidlich  gleichmässiger  und  entwicklungs- 
fähiger Gewerbebesteuerung  zu  lösen,  hatten  doch  nirgends  befrie- 
digende Ergebnisse  geliefert.  Der  Fehler  liegt  eben  in  der  ganzen 
Methode  der  alleinigen  Berücksichtigung  einer  Anzahl  äusserer 
Merkmale. 

Die  völlig  abweichende  neueste  preussische  Methode  der  Ge- 
werbesteuer nach  dem  Gesetz  von  1891  (oben  S.  41)  mit  ihrem 
Princip  der  Besteuerung  nach  dem  wirklichen  Ertrage  des  Gewerbes 
selbst  und  mit  ihren  Steuergesellschaften  und  ihrer  Repartitiou  von 
nach  bestimmten  Grundlagen  und  Maassstäben  bemessenen  Gon- 
tingenten  auf  die  Mitglieder  der  Steuergesellschaften  hielt  man  in- 
dessen im  Reichslande  doch  auch  nicht  für  anwendbar:  theils  weil 
die  Durchführung  dieser  Methode  in  Preussen  notorisch  überhaupt 
nur  mittelst  Anknüpfung  an  die  Einkommensteuer  und  Mitbenutzung 
der  Daten  derselben  für  die  Gewerbesteuerveranlagung  erfolgt,  was 
also  das  Bestehen  einer  solchen  Einkommensteuer  voraussetzt; 
theils  weil  die  preussische  Methode  immerhin  ein  tieferes  Eindringen 
in  die  wirklichen  jeweiligen  Ertragsverhältnisse  bedingt,  was  man 
im  Reichsland,  der  freilich  bedauerlichen  französischen  Tradition 
gemäss,  glaubte  auch  fernerhin  noch  möglichst  vermeiden  zu 
müssen;  theils  endlich,  weil  die  Gewerbesteuer,  ohne  nebenher- 
gehende bedeutendere  Personalbesteuerung  wie  in  Preussen,  und 
zugleich    als    wichtigere   Mitgrundlage    der  Communalbesteuerung 
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eine  hervorragendere  Stellung  zur  Aufbringung  des  staatlichen  und 
communalen  Bedarfs  an  directer  Steuer  in  einem  im  Ganzen  ein- 
mal bestehenden  und  zunächst  beizubehaltenden  Objectsteuersystem 
einnehmen  muss,  was  die  Festhaltung  dieses  Objectsteuercharacterd 
der  Gewerbesteuer  zu  fordern  schien.  Man  glaubte  daher  doch 
an  dem  bisherigen  Princip  festhalten  zu  sollen :  „die  Gewerbesteuer 
auf  die  Ertragsfähigkeit  zu  basiren,  d.  h.  auf  den  nach  der 
Art  und  Weise  der  Einrichtung  des  Gewerbes  unter  normalen  Ver- 
hältnissen und  bei  normalem  Betrieb  erfahrungsmässig  anzunehmen- 
den durchschnittlichen  Jahresertrag."  (Motive.)  Denn 
nicht  dies  Princip  sei  falsch  und  unhaltbar,  sondern  nur  die 
Durchführung  desselben  y,in  der  bisherigen  Form,  in  der  die 
Veranlagung  in  dem  engen  Rahmen  des  Tarifsystems  zu  erfolgen 
habe,  entspreche  der  heutigen  Entwicklung  des  Gewerbewesens 
nicht  mehr"  (Motive). 

Deshalb  ging  der  Reformplan,  welcher  in  dem  Gesetz  vom 
6.  Mai  1893,  betr.  die  Gewerbesteuereinschätzung,  und  dem  späteren 
abschliessenden  Gesetz  vom  8.  Juni  1896,  betr.  die  Gewerbesteuer, 
im  Wesentlichen  verwirklicht  worden  ist,  nur  darauf  aus,  „die  Er- 
mittlung der  Ertragsfähigkeit  nicht  weiter  an  die  bisherigen 
Schranken  des  Tarifs  zu  binden,  vielmehr  unter  freier  Würdi- 
gung aller  hierbei  in  Betracht  kommenden  Anhalts- 
puncte  zur  Ausführung  zu  bringen"  (Motive).  Durch  veränderte 
Organisation  der  Veranlagungsbehörden  und  des  ganzen  Ver- 
anlagungsgeschäfts suchte  man  dann  die  Garantieen  fttr  die  Ver. 
anlagung  der  Gewerbe  nach  ihrer  durchschnittlichen  Ertragsfähig- 
keit zu  gewinnen.  Die  Gewerbetreibenden  selbst  sind  nach  den 
neuen  Gesetzen  von  1893  und  1896,  wie  bisher,  ausdrücklich  nur 
verpflichtet,  über  gewisse  äussere  Merkmale  des  Betriebs  (Zahl  der 
Gehilfen  und  Arbeiter,  verwendete  Betriebsräume  und  Betriebs- 
mittel) Angaben  zu  machen  (§.  13  des  Gesetzes  von  1893,  der 
auch  im  Gesetz  von  1896  giltig  blieb). 

Weitergehende  YerpflichtaDgen  im  Gcsetzentwurfo  sind  characterisüscher  Weise 
im  Landesausschuss  gestrichen  worden.  Darnach  hätten  auf  Verlangen  der  SchätzongS' 
commie^sionen  die  zur  B'Uhrung  kaufmännischer  BtLcher  handelsgesetzUch  Terpflichteten 
Gewerbetreibenden  Angaben  über  den  Geschäftsumsatz  mit  weiteren  Einzelheiten  auf 
Grund  der  Geschäftsbucher  dem  Ausfuhrungscommissar  zu  machen,  die  ttbri/^en  steDe^ 
Pflichtigen  Gewerbetreibenden  Aufschlüsse  über  die  Ausdehnung  ihres  GeschlLftsbetriebs 
zu  ertbeilen  gehabt. 

Die  reichsländische  Gewerbesteuerung  ist  demnach  doch  noch 
eine  modificirte  Form  der  Besteuerung  nach  äusseren 
Merkmalen  geblieben,  wobei  nur  nicht  mehr  so  mechanisch  wie 
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bisher  y  sondern  nach  freier  Würdigung  aller  maassgebenden  Mo- 
mente die  mittlere  Ertragsfähigkeit  durch  geeignete  Organe  fest- 
gestellt und  dabei  die  äusseren  Merkmale  bloss  mit  (übrigens 
vornemlich  mit)  zur  Einschätzung  benutzt  werden.  Auf  dieser 
im  Gesetz  von  1893  festgestellten  Grundlage  hat  nun  die  Ein- 
schätzung der  Gewerbe  1893—95  stattgefunden  und  sich  dabei  die 
Methode  der  Annahme  nach  bewährt.  Bei  der  Durchftlhrung  sind 
auch  viele  thatsächliche  Belege  für  die  grossen  Mängel  der  Ver- 
anlagung nach  der  bisherigen  Patentsteuer  gewonnen  worden. 
Namentlich  hat  sich  gezeigt^  wie  die  Patentsteuer  der  einzelnen 
Gewerbe  nach  dem  Maassstabe  der  durchschnittlichen  Ertragsfähig- 
keit bemessen  die  Gewerbebetriebe  wirklich  sehr  ungleichmässig, 
besonders  die  kleinen  zu  hoch,  die  grossen  zu  niedrig  belastet  hat. 
Dem  wurde  durch  die  neue  Gesetzgebung  abgeholfen,  welche  daher 
bedeutende  Verschiebungen  der  Steuerlast  in  der  Richtung  von 
unten  nach  oben,  steuerpolitisch  mit  vollem  Rechte,  zu  Wege  ge- 
bracht hat. 

Die  mit  dem  Gesetz  von  1893  getroffene  Grundlage  der  Steuer 
galt  denn  auch  später  als  ausreichend,  um  sie  in  dem  Gesetz  von 
1895  endgiltig  anzunehmen.  In  diesem  wurde  dann  die  Durch- 
führung der  Steuer  genauer  in  allen  Einzelheiten  bestimmt.  Wesent- 
lich nur  eine  bessere  Vertheilung  der  Gewerbesteuer,  nicht  eine 
reelle  Ertragserhöhung,  wurde  übrigens  bei  der  Reform  erstrebt. 
Es  sollte  daher  auch  nur  der  bisherige  Ertrag  durch  die  neue 
Steuer  wieder  gedeckt  werden.  Demgemäss  wurde  der  Steuerfuss 
als  Procentsatz  vom  geschätzten  Ertrage  mit  1.90,  aber  unter  Be- 
nutzung eines  Stufen tarifs  festgestellt,  degressiv  von  der  mittleren 
Ertragsfähigkeit  der  16.  Stufe  (18.750  M.)  an  abwärts,  proportional 
in  jenem  festen  Satze  von  da  an  aufwärts.  Die  im  Gesetzentwurf 
beabsichtigte  Freilassung  aller  Gewerbe  unter  500  M.  Ertrag  drang 
im  Landesausschuss  nicht  durch,  doch  wurde  bei  diesen  kleinsten 
Gewerben  der  Mittelbetrag  der  Ertragsfähigkeit  (250  M.)  nur  mit 
20  %  zu  dem  gesetzlichen  Steuersatze ,  also  mit  0  38  ^/o  vom  Er- 
trage herangezogen.  Von  Eigenthümlichkeiten,  welche  aus  der 
französischen  Patentsteuer  auch  der  neuen  Gewerbesteuer  verblieben 
sind,  ist  die  Mitbesteuerung  gewisser  freier  liberaler 
Berufe  (Aerzte,  Gerichtsvollzieher,  Notare,  Rechtsanwälte)  be- 
merkenswerth,  auch  als  eine  Abweichung  von  dem  in  Deutschland 
sonst  üblichen  Umfang  der  subjectiven  Steuerpflicht  der  Gewerbe- 
steuer.   Die  neue  Steuer  trifft  im  Uebrigen  ausdrücklich  nur  die 
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stehenden  Gewerbe.  Die  im  Reichsland  bisher  besonders  stark 
vertretenen  Wandergewerbe  —  man  schiebt  das  mit  aaf  die 
bisherige  sehr  niedrige  Bestenernng  derselben  —  sind  gleichzeitig 
einer  besonderen  neuen  Steuer  unterworfen  worden  (s.  u.  §.  115). 

S.  den  Gesetzentwarf  ?on  1893  Qod  besonders  dessen  Motire  ftlr  die  BegrOndoog 
der  Kothwondigkeit  der  Reform  der  Patentsteaer ,  der  Ablehnung  anderer  Beform- 
muster,  auch  des  neuen  preossischen  von  1891,  und  der  Wahl  des  neuen  Anlage- 
Verfahrens,  sowie  seiner  Art  der  Darchfilhraug.  Daza  die  Einleitung  des  Commentars 
von  Both-Giesecke  (z.  Tb.  wörtlich  nach  den  Motiven  des  Entwurfs  von  1893),  mit 
Darlegung  der  Einschätzungsergebnisse.  Ferner  die  allgemeinen  Grundsätze  filr  die 
Einschätzung  der  Gewerbe  (21.  Dec.  1893)  und  die  Ausfahrungsbestimmangen  des 
Gesetzes  von  1896  vom  24.  Juni  1897,  Verhandlungen  in  Gommissionen  und  Plenum 
des  Landesausschusses  in  1893  und  1896.  Alles  wichtigere  Einzelne  in  dem  lehr- 
reichen Gommentar  von  Both-Giesecke.  Das  Gesetz  von  1896  selbst  auch  im  Fin.arch. 
B.  14,  S.  873  ff.,  wo  auch  Auszüge  aus  den  Grundsätzen  far  die  Einschätzung,  S.  881  ff. 
S.  auch  die  statistische  Arbeit  Über  die  Personal-  und  Gewerbesteuer  in  Strassburg  in 
dem  Heft  IV  der  Publicationen  des  städtischen  statistischen  Amts  (Geissenberger, 
1898).  Unter  Verweisung  auf  beide  genannten  Gesetze  und  jenen  Gommentar  wird 
hier  nur  noch  Folgendes  hervorgehoben. 

In  manchen  Puncten,  soweit  nOthig,  sind  die  Bestimmungen  dem  neuen  deutschen 
Gewerberecht  und  sonst  einschlagendem  Becht,  in  anderen  Puncten,  soweit  zweck- 
mässig, dem  preussischen  Gewerbestcuergesetz  angepasst  worden.  So  in  der  Be- 
stimmung der  subjectiven  Steuerpflicht  (mit  der  erwähnten  Ausnahme  gewisser 
liberaler  Berufe),  der  Steuerbefreiungen  (Gesetz  von  1896,  §.  3 — 5).  Hiernach  unter- 
liegen der  Gewerbesteuer  im  Allgemeinen  die  in  Elsass-Lothringen  betriebenen  stehen- 
den Gewerbe  (incl.  Jone  liberalen  Berufe),  sowie  die  Gewerbeunternehmungen  mit 
dem  Sitz  ausserhalb  des  Bcichslands,  aber  mit  Geschäftsbetrieb  u.  s.  w.  innerhalb  des- 
selben, diese  nach  Verhältniss  dieses  Betriebs.  Die  Festsetzung  des  Maassstabs 
der  Steuer  und  der  Ertragsfähigkeit  der  Gewerbe  bedingte  genauere  Vorschriften 
darüber,  wie  diese  Ertragsfähigkeit  bemessen,  wie  daher  auch  die  objective  Stener- 
pf licht  zu  bestimmen  sei.  Im  Gesetz  von  1893,  §.  3,  war  bestimmt  worden,  dass 
„die  Schätzung  der  Ertragsfähigkeit  der  Gewerbe  auf  Grund  von  äusseren  Merlönalen 
nnd  sonstigen  für  die  Beurtheilung  derselben  [undeutlich:  „der  Ertragsf&higkeit^  oder 
der  äusseren  Merkmale*'?]  verwendbaren  Anhaltspuncte''  erfolge.  Dabei  sei  auf  die  Be- 
vOlkerungs-  und  Verkehrsverhältnissc ,  soweit  solche  für  den  Geschäftsbetrieb  im  All- 
gemeinen von  Einfluss  sind,  sowie  auf  die  Art  des  Gewerbzweiges  Bücksicht  zu 
nehmen.  Ausserdem  kommen  bei  der  Einschätzung  der  Gewerbe  insbesondere  in  Be- 
tracht: die  Zahl  der  Gehilfen  und  Arbeiter,  die  Betriebsräume  und  Betriebsmittel, 
der  Umfang  [dies  Moment  trat  im  Gesetz  an  die  Stelle  des  aus  dem  Entwurf  ge- 
strichenen: „des  dem  Gewerbebetrieb  dauernd  gewidmeten  Anlage-  und  Betriebs- 
kapitals, des  Umsatzes'*]  und  die  Ausdehnung  des  Geschäftes  ....  .'S  Demgemäss 
waren  dann  auch  die  bereits  oben  erwähnten  Verpflichtungen  der  Gewerbetreibenden 
zu  Angaben  gcfasst  (in  §.  13  des  Gesetzes  von  1893,  in  wesentlicher  Beschränkung 
gegen  die  Bestimmungen  im  Entwürfe).  Zur  practischen  Durchführung  der  Ein- 
schätzung mussten  aber  in  den  „allgemeinen  Grundsätzen**  noch  genauere  Bestimmungen 
getroffen  werden.  Dies  geschah  (besonders  im  Art.  4  der  Grundsätze)  so,  dass  an- 
gegeben wurde,  was  zum  Bohertrag,  zu  den  dann  abzuziehenden  Kosten  und  ander- 
seits zu  den  nicht  zu  diesen  Kosten  zu  setzenden  Posten  zu  rechnen  sei,  in  der  Weise, 
wie  bei  neueren  Einkommensteuergesetzen  dies  für  die  Feststellung  des  Beinertrags 
der  Gewerbe  bestimmt  wird.  An  sich  also  Alles  ganz  rationell  angeordnet,  wie  es 
auch  eine  wirkliche  Beinertragssteuer  bedingen  würde.  Die  Ergebnisse  der  nach 
diesen  Grundsätzen  erfolgten  Einschätzung  haben  dann,  berichtigt  und  ergänzt  nach 
dem  Stande  vom  1.  April  1897,  auch  als  Grundlage  für  die  Veranlagung  der  Ge- 
werbesteuer nach  dem  Gesetz  von  1896  gedient  (§.  13  dieses  Gesetzes).  Die  weitere 
Veranlagung  erfolgt  zwar  jährlich,  beschränkt  sich  aber  auf  die  Einschätzung  der  neo 
begonnenen  Gewerbebetriebe,  bei  den  schon  veranlagten  Betrieben  wesentlich  auf  die 
Berücksichtigung  nachhaltiger  Veränderungen  (eb.  §.  14).  Die  Gewerbetreibenden 
sind  zu  den  ihnen  obliegenden  Erklärungen  im  Allgemeinen  auch  nur  das  erste  Mal 
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später  nar  in  Betreff  ?on  Acndernngen  des  Sitzes,  der  Art  und  Weise  und  der  Aus- 
dehnung des  Betriebes  rerpflichtet.  Doch  darf  das  Ministerium  zeitweilig  für  be- 
stimmte Stcuerjahre  die  allgemeine  Abgabe  von  Erklärungen,  sowie  auch  eine  allgemeine 
Be?ision  der  Steuerveranlagung  verfugen  (eb.  §.  14).  Das  sind  ziemlich  weitgehende 
Zugeständnisse  an  die  ,yDeclarationsscheu''  der  Gewerbetreibenden  und  Bestimmungen, 
die  es  doch  unsicher  machen,  ob  die  Grundlage,  die  erstmalige  Einschätzung,  dauernd 
brauchbar  bleiben  wird.  An-  und  Abmeldung  des  Betriebs  eines  Gewerbes  ist  vor- 
geschrieben (Gesetz  von  1896,  §.  15),  doch  bedarf  es  einer  besonderen  Anmeldung 
nicht,  wo  diese  auf  Grund  der  Gewerbeordnung  schon  erfolgt. 

Die  Organisation  der  Verwaltungsbehörden  (Gesetz  von  1893,  §.  6 
bis  12,  Gesetz  von  1896,  §.  16 — 20,  mit  einzelnen  Abweichungen  gegen  das  erste 
Gesetz)  ist  in  der  Hauptsache  folgende.  Es  fnngiren  besondere  Veranlagungscommis- 
sionen. Jede  der  ersteren,  in  je  einem  Veranlagungsbezirk,  besteht  (nach  dem  Gesetz 
von  1896,  §.  18)  aus  einem  Vertreter  der  Steuerverwaltung  als  Vorsitzendem,  4  vom 
Bezirkstage  nach  AnhOrong  des  Kreistags  geheim  zu  wählenden  und  aus  2  vom  Director 
der  directen  Steuern  aus  den  Gewerbetreibenden  zu  ernennenden  Mitgliedern.  Die 
Bezirkscommission,  je  für  einen  Verwaltungsbezirk  (eb.  g.  19),  besteht  aus  einem  vom 
Director  der  directen  Steuern  abzuordnenden  höheren  Beamten  der  Direction  als  Vor- 
sitzendem, 3  vom  Bezirkstage  geheim  zu  wählenden,  3  von  der  Handelskammer  des 
Bezirks  zu  wählenden,  4  vom  Director  der  directen  Steuern  aus  den  Gewerbetreibenden 
zn  ernennenden  Mitgliedern.  Die  Aemter  sind  Ehrenämter,  aber  mit  Be.isekosten  und 
Tagegeldern  versehen.  Für  die  erste  Einschätzung  nach  dem  Gesetz  von  1893  (§.  10  ff.) 
waren  beide  Commissionen  etwas  anders  gebildet.  Durch  die  Kreiscommission  erfolgt 
vomemlich  die  Veranlagung  von  localem  Kleingewerbe  und  Kleinhandel  (Gesetz  von 
1893,  §.  9,  etwas  abweichend  Gesetz  von  1896,  §.  17),  durch  die  Bozirkscommission 
diejenige  der  grösseren  Betriebe,  auch  aller  liberalen  und  einiger  verwandten  Berufe. 
FQr  die  erste  Einschätzong  hatten  besondere  staatliche  AusfUhrungscommissare  die 
Geschäfte  der  Kreis-  und  Bezirkscommissionen  vorzubereiten,  die  Verhandlungen  der 
Commissionen  zu  leiten  und  deren  Beschlösse  auszufahren  (Gesetz  von  1893,  §.  12). 
Sodann  fungirte  noch  eine  besondere  „Commission  der  Landesschätzer'' 
(Gesetz  von  1893,  §.  6—8),  bestehend  aus  15  Mitgliedern,  Vorsitzender  und  5  davon 
vom  Ministerium,  die  übrigen  vom  Landesausschuss  zu  wählen.  Sie  hatte  die,  dann 
vom  Ministerium  zu  bestätigenden,  allgemeinen  Einschätzungsgrundsätze  festzustellen, 
die  Thätigkeit  der  Kreis-  und  Bezirkscommissionen  in  Bezug  auf  die  Richtigkeit  und 
Gleichmässigkeit  der  Schätzungen  zu  beaufsichtigen,  durfte  letztere  danach  auch  er- 
höhen oder  ermässigen,  auch  mit  ministerieller  Genehmigung  andere,  als  die  der  bis- 
herigen Patentsteuer  unterliegenden  Gewerbe,  welche  zunächst  allein  Gegenstand  der 
ersten  Einschätzung  waren,  mit  heranziehen.  Zur  Wahrung  der  Gleichmässigkeit  der 
Schätzungen  konnte  sie  auch  für  die  einzelnen  Schätzungsdistricte  Musterschätzungen 
vornehmen  lassen,  die  dann  den  weiteren  Schätzungen  als  Anhalt  und  Muster  zu  dienen 
hatten,  durfte  auch  zu  ihren  Arbeiten  jederzeit  besondere  Sachverständige  und  Aus- 
kunftspersonen heranziehen.  Nach  dem  Gesetz  von  1896  (§.  22)  haben  die  Ver- 
anlagungscommissionen  das  Becht,  die  eingegangenen  Erklärungen  zu  prüfen,  auch 
Vervollständigungen  zn  verlangen,  weitere  Erhebungen  zur  Feststellung  der  thatsäch- 
lichen  Verhältnisse,  auch  durch  Vernehmung  von  Sachverständigen  und  Auskunfts- 
Personen,  zu  veranlassen,  Besichtigungen  der  gewerblichen  Anlagen  und  Betriebs- 
stätten während  der  Arbeitsstunden  eintreten  zu  lassen. 

Bei  der  erstmaligen  Einschätzung  nach  dem  Gesetz  von  1893  war  Einzelnes 
anders  geordnet,  so  in  Betreff  der  Rechtsmittel  gegen  die  Einschätzung.  Die  Ein- 
wendtugen  dagegen  gingen  zunächst  an  den  Director  der  directen  Steuern  (§.  16). 
Dieser  entschied  darüber  selbst,  wenn  er  eine  Einreihung  in  eine  niedrigere  Stufe  für 
geiechtfertigt  hielt  (§.  18).  Andernfalls  ging  von  ihm  die  Einwendung  an  eine 
Bevisionscommission  von  7  Mitgliedern,  die  der  Statthalter  ernannte.  Diese  Commission 
entschied  nach  Anhörung  der  Commission  der  Landesschätzer  (§.  17 — 19).  An  die 
Stelle  dieser  Bevisionscommission  ist  im  Gesetz  von  1896  (§.  29)  eine  Berufungs- 
commission von  7  Mitgliedern,  wovon  3  Gewerbetreibende  vom  Landesausschuss,  die 
übrigen  (darunter  2  zum  Richteramt  befähigte,  wie  schon  in  der  Revis.comm.)  vom 
Statäalter  ernannt  werden.  Das  erste  Rechtbmittel ,  das  des  Einspruchs  gegen 
die  Veranlagung,  steht  dem  Steuerpflichtigen  und  dem  Vorsitzenden  der  Veranlagungs- 
commission an  diese  letztere,  das  zweite,  die  Berufung  beiden  (dem  Vorsitzenden 
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mit  Genehmiß:uDg  des  Dircctors  der  directen  Steuern)  an  die  Berafungscommission  zu. 
Strafbestimmungen  betreffen  Ordnungsstrafen  bis  300  M.  (§.  33)  und  im  Falle 
Unterlassung  der  gesetzlichen  Anmeldung  des  Gewerbes  Geldstrafe  im  Doppelten  des 
Betrags  der  Jahressteucr  (^§.  82).  Die  Strafen  setzt  der  Steuerdirector  fest,  eventuell, 
wenn  der  Schuldige  nicht  zahlt,  das  Gericht  (§.  35).  Alle  bei  der  Ycranlagang  hc 
theiligten  Personen,  Beamte  und  Commissionsmitglieder  sind  unter  Strafandrohung  zor 
Geheimhaltung  verpüichtet  (§.  36).  Die  Kosten  der  Veranlagung  und  Erhobong 
trägt  die  Landescasse  (§.  37). 

Der  gesetzliche  Steuersatz  von  1.90%  kommt  in  Verbindung  mit  einem 
Tarif  zur  Anwendung.  Dieser  Tarif  enthält  Stufen  mit  Unter-  und  Obergrenzzider 
der  Ertragsfähigkeit  und  dem  aus  dem  arithmetischen  Mittel  dieser  Grcuzzißem  ge- 
bildeten „Mittelbetrag'*  der  Ertragsfahigkeit.  Dieser  Mittelbetrag  ist  die  Grundlaire  der 
Steuerbemessung.  Die  erste  Stufe  mit  der  Ertrai^sfähigkeit  von  unter  500  M.  und 
dem  Mittclbetrag  von  250  M.,  die  zweite  mit  500 — 1000  und  bezw.  750  M.,  dann 
die  weiteren  in  steigenden  Grenzziirorn  und  Mittelbeträgen,  so  die  16.  mit  17.500  bis 
20.000  und  Mittelbetrag  von  18.750  M.,  die  17.  mit  20.000—25.000  und  bezw. 
22.500  M.  u.  s.  w.  Von  der  17.  bis  22.  steigen  die  Stufen  und  Mittelbeträge  um  je 
5000,  von  der  23.  an  jene  um  10.000  M.  Die  Degression  des  Steuerfnsses,  welche 
eine  Erleichterung  für  die  kleineren  Gewerbe  bewirkt,  ist  nun  in  der  Weise  ein- 
ti:erichtet,  dass  vom  Mittelbetrag  der  1.  Stufe  nur  20,  der  2.  35,  der  3.  50,  jeder  weiteren 
bis  zur  8.  5  mehr,  bei  dieser  8.  daher  75,  so  bis  zur  12.,  bei  der  13.  80,  der  14.  — 16.  90. 
und  bei  allen  höheren  gleichmässig  100  **/o  der  sresetzlichen  Steuer  von  1.90  %  unter- 
liegen, d.  h.  dieser  proportionale  Satz  tritt  in  der  17.  Stufe  mit  100  %  ein,  —  schon  bei 
22.500  M.  Mittelbetrag.  Die  Gro»ge werbe  tragen  also  keine  schwerere  Steuer  als  die 
Mittelgewerbe.  Im  Gesetzentwurf  war  der  Tarif  etwas  anders  und  einfacher  gestaltet 
gewesen,  er  licss  Betriebe  mit  unter  500  M.  Ertrag  frei,  belegte  dann  die  Mittcl- 
beträjje  mit  steigenden  Procenten  (1,  P/*.  IV«  "/o^  ""^  erreichte  das  zunächst  beab- 
sichtigte Maximum  von  1.7  %  sogar  schon  bei  5500  M.  Mittelbetrag.  S.  den  gen. 
Commentar  S.  84  it.,  auch  über  die  Ablehnung  der  Steuerfreiheit  der  kleinsten  Gewerbe. 
Die  Einrichtung  des  Ausfallfonds  ist  auch  hier  beibehalten  worden,  dcrZuscblai? 
dafür  und  für  Drnckkosten  beträgt  5  ^;'„  des  Principales  zu  Gunsten  der  Landescasse  :§.  39, 
Gesetz  von  1896).  Wie  bisher  bei  der  Patentsteuer  ist  den  Gemeinden  8%  des 
communalen  Stcucrsolls  überlassen  (§.38).  Die  Bestimmungen  über  Zuschläge  zur 
Putcntsteuer  für  Bezirks-  und  Gemeindezwecke  gelten  auch  fur  die  neue  Ge- 
werbesteuer (§.  46).  Die  älteren  französischen  Gesetze  über  die  Patentsteuer  sind  mit 
dem  neuen  Gesetz  (von  dem  Jahre  1897/98  an)  ausser  Kraft  getreten. 

Ueber  das  i)ractische  Vorgehen  bei  der  ersten  Einschätzung  s.  den  gen.  Com- 
mentar S.  28  (f.  Die  Steuercontrolore  wurden  mit  für  die  Arbeiten  benutzt,  die  Vur- 
kehrsstcuerämter  (^Enregistrcmeiit)  lieferten  viel  brauchbares  Material  tibcr  private 
Kechtsgeschäfte  —  ein  zur  Würdigung  dieser  „Einschätzungs'*- Methode  wichtiger 
Punct,  da  hier  so  ein  Zusammenhang  mit  dieser  eigenthümlichen  Stcuereinrichtuo;; 
vorliegt,  wie  in  Preussen  bei  der  neuen  Gewerbesteuer  mit  der  Einkommensteuer  — . 
Auch  die  Zoll-  und  Steuer-,  die  Octroiverwaltung  und  öffentliche  Gassen  boten  Material. 
Besonders  wichtig  zur  Gewinnung  brauchbarer  Daten  für  die  Einschätzung  war  aber 
dann  noch  die  gesetzliche  Bcfugniss,  die  gewerblichen  Anlagen  und  Betriebsstätten 
zu  besichtigen,  wovon  „seitens  der  AusfUhrungscommissare  der  ausgiebigste  Gebrauch 
gemacht  worden  ist'  (eb.  S.  25).  Dabei  ist  doch  vielfach  freiwillig  von  den  Gewerbe- 
treibenden weitere  Auskunft  über  ihre  Verhältnisse  gegeben  worden.  Mehrfach  er- 
wiesen sich  auch  die  zur  Verfügung  stehenden  öft'entlichen  Ausweise  der  Actien- 
gesellschaften  u.  s.  w.  zur  Gewinnung  von  allgemeineren  Anhaltspuncten  für  Ein- 
schätzung werthvüll  —  auch  dies  ein  beachtenswerther  Punct.  Bei  den  Eiuwendnngeu 
der  (iewerbetreibenden  «regen  ihre  Einschätzung  war  öfters  irrthümlich  der  Betrag 
der  Zinsen  des  Anlage-  und  Betriebskapitals,  der  Mieth Zinsen ,  selbst  der  Kosten  der 
Haushaltung  als  abzug^fähig  angesehen  worden.  Im  Ganzen  ging  das  Einschätznngs- 
geschäft  aber  ziemlich  glatt  ab. 

Als  System  oder  Methode  der  modernen  Gewerbe- 
steuer betrachtet  ist  ein  festes  Urtheil  tlber  diese  reichsländiscbe 
Gesetzgebung  nicht  leicht.   Wesentliche  Vorztlge  vor  der  bisherigen 
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Patentstener  möchten  nicht  zu  bestreiten  sein.  Das  haben  anch 
die  Vergleichungen  zwischen  der  individuellen  Steuerlast  jetzt  und 
Tordem  bei  Gewerbegruppen  und  besonders  zwischen  den  einzelnen 
Gewerben  verschiedener  Höhe  des  Reinertrags  ergeben.  Aber  ob 
die  individuelle  Belastung  jetzt  ganz  richtig  gestaltet  wird?  Es 
fehlt  an  sicherem  Maassstabe,  da  hier  eben  der  wirkliche  Individual- 
ertrag  jedes  Gewerbes  doch  nicht  ermittelt  wird  und  auch  gar 
nicht  ermittelt  werden  sollte.  Es  wird  immer  nach  Durchschnitts- 
verhältnissen gegangen  und  diese  weichen  nothwendig  von  den 
wirklichen  Individualverhältnissen  ab.  Die  Berücksichtigung  der 
letzteren,  wie  sie  im  preassischen  System  der  Stenergesellschaften 
bei  der  Repartition  von  Kteuercontingenten  nach  Steuerstufensätzen 
erfolgt,  ist  dem  neuen  elsass- lothringischen  System  fremd.  Das 
bleibt  ein  Mangel,  dem  freilich  der  Vortheil  —  wenn  es  einer  ist!  — 
gegenübersteht,  dass  kein  „inquisitorisches"  Verfahren  gegen  den 
Gewerbetreibenden  angewendet  wird,  wie  bei  unseren  neueren  Ein- 
kommensteuern. 

Eine  erste  sachverständige  Autorität,  wie  der  Unterstaatssecretär  v.  Sc  braut, 
urtheilt  tlber  den  alJgemeineu  Werth  des  ««Schätzungssystcma''  dabin,  dass  es  ihm 
zweifelhaft  sei,  ob  man  es  in  einem  grossen  Staate  anwenden  Jiönne.  In  einem  kleinen 
sei  es  ToUständig  möglich,  weil  man  die  Notorietät  der  Gcwerbcbctriübe  habe  (fehlt 
diese  indessen  im  grossen  Staate,  oder  ist  in  dieser  Hinsicht  die  Sachlage  so  ver- 
schieden!) and  weil  man  die  Sätze  festhalten  und  controiiren  könne  durch  eine 
Controlcommissiou.  Er  sagt  in  einer  Hinsicht  wohl  mit  Recht  (meinen  früheren 
Bemerkungen  oben  S.  284  entsprechend),  „man  wirft  den  kleinen  Staaten  vor,  dabs 
sie  nicht  stark  genug  sind,  politische  Fragen  durchzufechten,  aber  in  wirthschaftlichen 
Fragen  können  sie  viel  mehr  leisten,  als  die  grossen  Staaten'*.  Schraut  giebt  dem 
Schätzungssystem,  das  er  in  den  süddeutschen  Staaten  allgemein  findet  (?),  eine  Mittel- 
stelloog  zwischen  der  „Starrheit  des  Tarifsystems"  und  der  „inquisitorischen  (?)  Ein- 
kommensteaer"*,  es  „setze  einen  Durchschnitt  nach  der.  normalen  Principien,  die  von 
Bürgern  selbst  aufgestellt  sind,  unter  Wahrung  der  Einheitlichkeit  durch  eine  Control- 
commission  fest"  (aus  der  inhalt-  und  lehrreichen  Rede  im  Landesausschuss  am  18.  März 
1896,  s.  gen.  Commentar  S.  37). 

Ans  hier  (S.  26  ff.)  mitgetheilten  Daten  der  Einschätzung  sei  erwähnt:  es  wurden 
47.520  stehende  Gewerbe  eingeschätzt,  mit  Ertrag  von  154  Mill.  Mark  (nach  der  Ent- 
scheidung der  Beclamationen  in  erster  Instanz,  vorher  mit  159.18  MiU.  Mark),  davon 
44506  mit  91  Mill.  von  den  Kreiscommissionen,  die  kleineren.  3014  mit  63  Mill  Mark 
von  den  Bezirkscommissionen,  die  grösseren;  von  crsteren  10.199  oder  21  Vo  ^^^^^ 
mit  nur  2.55  Mill.  Enrag,  die  Kleingewerbe  bis  500  M.,  31.738  mit  58  Mill.  Ertrag, 
die  Mittelgewerbe  von  500--5000  M.  Ertrag,  5583  (12^0^  mit  93  Mill.  Ertrag, 
die  grösseren  Gewerbe  mit  über  5000  M.  Ertrag.  Die  Steuerbelastung  unter  den 
GrOssengroppen  wurde  nach  dem  neuen  Gesetz  gegen  bisher  stark  verschoben,  dio 
kleineren  bis  3000  M.  Ertrag  wurden  (nach  dem  zuerst  in  Aussicht  genommenen 
Steoerfoss  von  1.70%  mit  Degression)  entlastet,  die  mit  3 — 5000  M.  Ertrag  aber 
gleich  hoch,  die  mit  höherem  Ertrag  erheblich  höher  belastet,  z.  B.  die  8  grössten 
Gewerbebetriebe  mit  Ertrag  von  Va"~l  ^i^^«  ^"^^^^  ^it  95.000  gegen  54.000  bisher, 
die  3  allergrössten  mit  über  1  Mill.  Ertrag  mit  93.000  gegen  40.000.  —  Lehrreich 
sind  auch  die  Nachweise,  dass  einfach  die  Veränderung  der  Betriebstechnik,  z.  B.  bei 
Bierbrancreien,  Glashütten,  Hochöfenwerken,  Mühlen,  chemischen  Fabriken  ein  Tarif- 
system wie  das  der  französischen  Patentsteuer  immer  bald  unbrauchbar  macht. 
Freilich  ist  das  ein  Bedenken,    welches  doch  auch  dem  „Schätzungssystem",   dessen 
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§.  115.  Die  Wandergewerbesteuer.  Das  Wander- 
gewerbe iHansirer)  war  im  Reichslande  bisher  nach  dem  fran- 
z<'>sischen  Gesetz  von  1844  im  Rahmen  der  Patentstener  mit  einer 
nach  verschiedenen  äusseren  Merkmalen  abgestuften  festen  Abgabe 
and  mit  einer  Proportionalabgabe,  einer  Quote  vom  Miethwerth  der 
Wohnung  des  Gewerbetreibenden,  besteuert  gewesen :  eine  practisch 
zu  niedrige  und  technisch  auf  dies  Gewerbe  vollends  nicht  ordent- 
lich anwendbare  Steuerform.  Der  Hausirhandel  hatte  sich  dabei 
un^^ewöhnlich  stark  entwickelt. 

Cr 

S.  den  Commentar  von  Koth,  das  Gesetz  über  die  Wandergeverbestcaer  u.  s.  w. 

S:raLv>burg  1894),  Einleitang.   In  1894  war  die  Zahl  der  Hansirer  incl.  Mittheilhaber 

44^.^2    wonach  die  Ziffer  von  12.800  in  Schraut's  Rede  a.  a,  0.  S.  36  wohl  zu  berich- 

tuoa  ist),  fast  Vio  ^l^^r  Gewerbetreibenden,  mit  46.428  M.  Steuer,  c.  2  %  ^®r  Pateot- 

>:euer.     Mittlerer  Steuersatz  13.82  M. 

Da  die  neue  „Einschätzungsmethode''  nicht  genau  auf  Wander- 
gewerbe anwendbar  erschien,  wurde,  nach  dem  Vorgang  anderer 
neuerer  deutscher  Gesetzgebungen,  und  einigermaassen  dann  nach 
deren  Muster,  die  Gewerbesteuer  für  diese  Betriebe  von  der  all- 
gemeinen Gewerbesteuer  abgetrennt  und  besonders  geregelt,  zu- 
gleich auch  „die  Regelung  der  Vorschriften  über  die  Besteuerung 
des  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen  möglichst  im  Anschluss  an 
die  Reicbsgewerbesteuer  und  in  Uebereinstimmnng  mit  derselben 
vorgenommen"  (Roth).  So  entstand  das  eigene  Gesetz  vom  8.  Juni 
1896,  welches  zugleich  die  Wanderlager  obligatorisch  einer  be- 
sonderen Gemeiodesteuer  unterwarf  (§.  24  flf.). 

Der  regelmässige  Steuersatz  der  Wandergeirerbesteuer  ist  danacli  jetzt  60  M., 
mit  Ermässigungen  stufenweise  bis  auf  12  M.  herab  bei  Gewerbebetriebeo  geringerer 
Bedeutung  und  durch  besondere  Umstände  beeinträchtigter  Leistungsfähigkeit,  and  mit 
Erhöhungen  stuienweise  bis  auf  360  M.  bei  grösseren  Betrieben,  höherem  Betriebs- 
kapital, grösserem  Umfang,  bedeutenderer  Ertragsfahigkeit,  bezw.  eotsprochenden 
Merkmalen  dafür,  so  bei  Handel  mit  werthvoUeren  Gegenständen,  mit  Pferden,  Vieb, 
auch  bei  den  mit  unter  diese  Steuer  fallenden  grösseren  Schaustellangen  und  Lustbar- 
keiten von  Theater-  und  Schauspiclunternehmungen,  Menagerien,  Ku nsf reitergesell« 
Schäften  u.  s.  w.  (s.  §.  8  und  Tarif).  —  Wandcrlager  werden  einer  wOchentlicbeo 
Steuer  ron  80,  60,  40,  20  M.  nach  den  OrtsgrOssen  unterworfen.  Die  Gemeiodeo 
dürfen  für  W'anderlager  mit  Koherzeugnissen  der  Land-  und  Forstwirthschaft  und  mit 
anderen  geringwcrthigen  Artikeln  niedrigere  Sätze  von  20,  10,  5,  2  M.  erheben  (§.  25) 
S.  für  alles  Weitere  das  Gesetz  und  Koth*s  Commentar. 

§.  116.  Die  Bergwerksabgaben  des  gmudlegendeo 
französischen  Gesetzes  von  1810,  die  sich  ans  einer  festen  Steuer 
nach  der  Ausdehnung  des  Grubenfeldes  von  10  Fr.  für  das  Quadrat- 
kilometer und  einer  proportionalen  vom  Ertrag  von  5  %  in  max. 
iährlich  zusammensetzen  (Fin.  III,  §.  207),  blieben  zunächst  unter 
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der  deutseben  Verwaltung  bestehen ,  aueb  mit  dem  10  %  igen  Zu- 
seblage.  Aber  bereits  durch  Gesetz  vom  16.  Dec.  1873  wurde  die 
Proportionalabgabe  von  5  auf  2  %  ermässigt.  Jüngst  ist  dann,  im 
Anschluss  an  die  neue  Gewerbesteuer,  durch  eine  Novelle  zu  dem 
Gesetz  von  1873,  durch  das  Gesetz  vom  2.  Nov.  1896,  eine  Aende- 
rung  in  der  Berechnungsweise  der  Proportional-  oder  verhältniss- 
mässigen  Abgabe  eingetreten.  Sie  wird  jetzt  jährlich  auf  Grund 
einer  Einschätzung  des  steuerpflichtigen  Reinertrags  ermittelt. 

Die  Feststellang  des  letzteren  erfolgt  durch  die  Bezirkscommissionen  des  nenen 
Gcwerbestenergesetzes  ?on  1896«  §.  16  ff.,  wobei  ein  Vertreter  der  OberbergbehOrde 
als  Mitglied  in  die  Commission  mit  tritt.  Der  Steuersatz  ?on  2  7o  i^t  nicbt  verändert 
worden,  ebensowenig  die  feste  Steuer  (8  Pfennige  vom  Hectar).  Auch  die  Rechts- 
mittel des  neuen  Gewerbesteuergesetzes  werden  dem  Bergwerkssteuerpflichtigen  gewährt. 
Die  Erhebung  beider  Bergwerksabgaben  erfolgt  nach  den  far  die  directen  Steuern 
geltenden  Vorschriften.  Der  Aasfallfonds  besteht  auch  hier  (10  7o)-  ^^^  Gemeinden 
dUrfen  ftlr  ihre  Bedürfnisse  Zuschläge  erheben,  doch  nur  im  Höchstbetrage  der 
Staatssteuersätze,  eine  bei  den  Zuschlägen  zu  den  anderen  directen  Staatssteuem  nicht 
bestehende  Beschränkung.  S.  ausser  den  eren.  Gesetzen  die  ,,AusfahrungsbestimmuDgcu'' 
zu  den  beiden  Gesetzen  von  1873  und  1896. 

§.  117.  Die  Personal-  und  Mobiliar-  (Wohnungs-) 
Steuer  und  ihre  Umbildung  zurKapital-  oderKapital- 
renten-  und  zur  Lohn-  und  Besoldungssteuer.  Die 
erstere  Steuer  ist  im  französischen  (s.  Fin.  III,  §.  191  ff.)  und  war 
daher  bisher  auch  im  reichsländischen  directen  Steuersystem  das 
Glied,  welches  einen  wirklichen  Personalsteuercharacter,  als  freilich 
roheste,  völlig  ungenügende  Form  einer  allgemeinen  Einkommen- 
steuer, besitzt.  Die  Steuer  tritt  für  den  Grund-  und  Hauseigen- 
tbomer  und  den  Patent-  oder  Gewerbesteuerpflichtigen  als  zweite 
directe  Steuer  zu  den  drei  anderen,  welche  diese  Personen  nach 
ihrem  Besitz  oder  Beruf  zahlten ^  hinzu,  so  dass  in  diesen  Fällen 
insofern  Doppelbesteuerung  besteht.  Dagegen  ist  sie  die  einzige 
directe  Steuer  der  übrigen  Bevölkerung,  der  Lohnarbeiter,  Beamten, 
freien  liberalen  Berufe,  der  Leihkapitalisten  u.  s.  w.  In  dieser  Hin* 
sieht  gleicht  die  Steuer  in  ihrer  Stellung  im  directen  Steuersystem, 
nar  in  weit  unzulänglicherer  Form  und  Function,  der  ehemaligen 
prenssischen  Classen-  und  classificirten  Einkommensteuer  neben  der 
Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer.  Practisch,  nach  Massigkeit 
ihrer  Steuersätze  und  nach  ihrem  Ertrag,  der  nur  etwa  Ve  ^^^  ^^- 
sammtertrags  der  directen  Steuern  im  Reichslande  ist,  hat  sie  bloss 
die  Bedeutung  eines  Ergänzungsglieds  des  directen  Steuer- 
systems. 

Die  Steuer  besteht  aus  den  durch  ihren  Namen  angedeuteten 
zwei  Gliedern  und  damit  eigentlich  aus  zwei  ganz  verschiedenen 
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Hobiliarstcner  im  Bcicb.slandc  in  den  Anlagen  zu  dem  gen.  Gesetzentwürfe  (auch  im 
Fin.arcb.  B.  16,  S.  339).  Mit  den  17  %  Zuschlag  zum  Principale  betrug  der  Ertrag 
für  den  Staat  1896. 97  1.889.249  M.,  wo?on  627.105  auf  die  Personal-,  1.262.144  M. 
auf  die  Mobiliarsteuer  fielen,  also  Vs  ^^^  %■  1^>*)  Personalsteuerquoten  überwiegen 
in  den  kleinsten  Gemeinden ,  vom  Gesammtbetrage  fielen  40.05  °/o  auf  die  1434  Ge- 
meinden bis  1000  Einwohner,  10.45  %  »"^  die  1^2  mit  1000—1500  Einw.,  7.82  <>/o 
auf  die  70  mit  1500 — 2000  Einw..  zusammen  daher  auf  diese  kleineren  Gemeinden, 
d.  b.  wesentlich  die  Dörfer  58.32  7oi  ^^^  ^^^  ^  mittleren  Gemeinden  von  2000  bis 
20.000  Einw..  also  wesentlich  die  kleineren  Städte,  23.68  °'o«  ^"^  <^ie  ^  grOssten  Städte 
18.00  Vo-  ^^"2  anders  vertheilen  sich  die  Mobiliarsteuerquoten,  von  deren  Gesammt- 
beträgen  fielen  nemlich  auf  die  kleinen  Gemeinden  bis  2000  Einw.  38.51  %  (davon  auf 
die  kleinsten  unter  1000  allerdings  allein  25.57  7o)  *  ^°^  ^i^  mittleren  24.85,  auf  die 
4  grOssten  36.64  ^/q.  Material  zur  Kritik  der  Personalsteuer  in  dem  Heft  IV  der 
Beiträge  zur  Statistik  Strassburgs,  vom  Director  des  städtischen  statistischen  Amts 
Geissenberger  U898). 

Beide  Glieder  der  Steuern  widersprachen  also  dem  Grundsatz 
der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  durchaus  und  ge- 
statteten auch  auf  ihrer  bisherigen  Grundlage  keine  befriedigende 
Beform.  Die  vereinigte  Personal-  und  Mobiliarsteuer  löste  auch  die 
Aufgabe  völlig  ungenügend,  den  Realit'ätenbesitzem ,  Landwirthen 
und  Gewerbetreibenden  gegenüber,  welche  durch  die  Grund-,  Ge- 
bäude- und  Patent-  oder  Gewerbesteuer  belastet  wurden  und  doch 
die  Personal-  und  Mobiliarsteuer  ausserdem  noch  trugen,  die  Berufe 
mit  reinem  Arbeitsertrage,  besonders  die  höheren  Kategorieen  darin, 
die  Beamten,  öffentliche  wie  private,  besser  gestellte  Arbeiter,  freien 
liberalen  Berufen  Angehörige  und  vor  Allem  die  Leihkapitalisten 
für  ihr  Zinseinkommen  auch  nur  einigermaassen  entsprechend  mit 
zu  belasten.  Diese  Bevölkerungsclassen  genossen  daher  thatsäch- 
lieh  ein  starkes  Privileg  in  der  directen  Besteuerung.  Die  grosse 
Entwicklnng  des  Credits,  des  beweglichen  und  Leihkapitals  im 
Laufe  des  19.  Jahrhunderts,  in  immer  rascherem  und  stärkerem 
Maasse  neuerdings,  bewirkte,  dass  diese  Lücke  der  Besteuerung 
des  Leihzinsertrags  auch  immer  fühlbarer  wurde.  Die  schwierige 
Lage  der  Landwirthschaft  liess  anderseits  den  Druck  der  Grund- 
steuer empfindlicher  werden.  Bei  dem  Vorwalten  der  Erträge  der 
Onind-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  im  gesammten  Ertrag  der 
directen  Steuern  trafen  auch  die  Bezirks-  und  Gemeindezuschläge 
zu  den  Staatssteuern  wieder  überwiegend  diesen  Besitz  und  seinen 
Ertrag.  Bei  der  vielfachen  Höhe  dieser  Zuschläge,  von  denen  die 
Bezirkszuschläge  nach  der  bestehenden  Gesetzgebung  auch  wieder 
bei  der  Grundsteuer  erheblich  höher,  als  bei  den  beiden  anderen 
waren,  war  die  Last  der  directen  Steuern  so  abermals  besonders 
stark  dem  Realitätenbesitz  und  Gewerbeertrag  und  in  noch  höherem 
Grade    dem    ländlichen    Grundbesitz    und    Landwirthschaftsertrag 
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zugewälzt.  Auch  von  den  Besitzwechsel-  und  anderen  Abgaben  im 
Eiiregistrement ,  factisch,  weil  er  sich  am  Wenigsten  der  richtigeD 
Besteuerung  entziehen  kann,  sowie  von  der  Erbschafts-  nnd 
Schenkungssteuer,  theilweise  vielleicht  auch  von  den  indirecten 
Steuern  (^ Weinsteuer,  Octroi)  wurde  wiederum  besonders  diesa 
ländliche  Besitz  und  Ertrag  getroffen.  Je  nach  Culturarten,  Boden- 
gUte  u.  8.  w.,  daher  namentlich  nach  vorherrschendem  Getreidebau, 
hier  am  Ungünstigsten,  und  anderen  Productionszweigen  war  die 
Sachlage  nur  wieder  sehr  verschieden  unter  den  eiozelnen  länd- 
lichen Besitzern. 

Dieser  Verhältnisse  wegen  galt  schon  länger  als  ein  nothwen- 
di^es  Ziel  der  Steuerreform  eine  Entlastung  des  ländlichen 
Grundbesitzes.  Es  war  nur  schwierig,  festzustellen,  wie,  nnd 
dann  woher  die  Mittel  nehmen,  um  Steuerausfälle  zu  ersetzen.  Die 
Ar.siohten  gingen  darin  auseinander.  Aber  die  Nothwendigkeit, 
dorn  ländlichen  Besitz  und  Betrieb  durch  Entlastung  von  directen 
Steuern  in  helfen,  ward  doch  immer  allgemeiner  anerkannt.  Ebenso, 
dass  ein  Hanptweg  dazu  sei,  die  erforderlichen  Mittel  dafür  dareh 
stärkere  directe  Besteuerung  des  bisher  durch  di^se 
Steuer  so  ungenügend  mit  belasteten  beweglichen 
Kapitals  und   Leihzinses  zu  gewinnen. 

1>ä:v:  liäif  ir.in  ubricens.  wie  In  der  tnalogen  Lage  in  FraDkreich,  nicht  über- 
m\.:..  «ia>i>  (iie  V«rrLehr><teuerD  im  EnregistremoDt .  im  Stempelwcsen  und  die  Erb- 
^.-häf:^^Tcu•:r  iuiiiicrhiii  lU^  beweglicbe  oder  Leihkapital  erheblich  mit  treffen,  das 
..SteD^rprivilcg"  (l•:^äelb•.'n  in  der  directen  Besteoemng  also  nicht  so  gross  ist,  als  es 
iih"Ant  und  als  «^  /.  li.  in  Preiisson  bei  der  ongenflgenden  Heranziehung  in  der 
(:ia-.4«n-  nnd  KinkllnlnM.•n^teue^  vor  der  Reform  Ton  1891  war,  weil  da  jene  anderen 
Sfeuitrn  fehlten  oder  viel  ^'erinjrfusrigrer  waren. 

Aurh  hier,  wie  in  den  anderen,  iu  die»em  Bande  behandelten  deutschen  Staaten, 
hind  die  Kel'onnen  der  directen  Staaissteocrn  mit  durch  die  Com mnnalzu schiige 
»i.r;inlai»t  worden.   Die  Bezirkszoscbläge  betrugen  im  Reichslande  48*yo  bei  der  Grund-, 
:{'J.:.    bei  der  (iebäude-,  28  ^'  ^  bei  der  Ciewefbesteuer.    Von  1752  Kataslergemeinden 
hatten  10  keine.   «JtN  hatten  bis  20  «*„.  449  von  20—40,  461  7on  40—^,  252  Ton 
VA)—HK  100  von  M»-  luO,  140  liemeinden  über  100  •  ,  GemcindesteuerzuschUge  zu  den 
directen  Staats>ieuern.  in  Iv^T  9>    .Näheres  u.  in  §.  125).  S.  die  Daten  über  die  Grund- 
steuer in  ilirer  \ertheilunir  auf  die  drei  Körper,  Staat,  Bozirfcc,  Gemeinden  und  mit  den 
weiteren  Kinzelheiten  oben  S.  8>7.   Im  (unzeo  war  das  Hectar  bewirthschafteten  Bodens 
danach  v^'xcl.  Maatswald    mit  2.;^>  M.  Staatssiener,  2.26  M.  Zuschlägen,  zusammen  mit 
4.04  M.  behisot.  die  Zu>chl:ke  a!>.^  faM  -o  hoch  als  das  Staats-Principal  (s.  o.  §.  112). 
Solche  \  erliä.tni'i^e  drängten  bei  der  La^e  der  Landwirthschafk  mit  auf  die  Ketbrmea 
bin      ,.\us  der  l^^cr;;ndunir  de>  Geset^eiitwurfs  Ton  1S98  nnd  deren  Anlagen.    Obipe 
Daten   fiir   l>v.  i»>.'     Ks  ist  Kider   iu  einem  Werke  wie  diesem  nicht  möglich,  auf 
Mdche  /.u>Äinnie:ilKinco   aller  Fra^ron   genauer  einzugehen.    Aber  gerade  auch  in  der 
^lnaüzwls^enschafl  ist    zu    betoiun.   dass   keine  Einzelfinge  isolirt  für  sich  in  praxi, 
dal;er  riditicor  W  ei>e  auch  nich:  in  der  Wissenschaft  zu  erörtern  ist 

Diesem  Ideeiigaiiir  entsprang  denn  auch  der  Plan  der  reichs- 
ländisohen  Keperung  zur  Einftihrung  einer  besonderen  Kapital- 
ron t  e  n  s  t  e  u  e  r .  der  zu  eir.em  Gesetzentwurf  im  Landesansschass 
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ie  (Jannar  1898).  Die  mit  2  %  und  degressivem  Fuss  darunter 
die  unteren  Stufen  in  Aussicht  genommene  Steuer  sollte  die 
»1  zur  Aufhebung   der  Personalsteuer  und  zur  Ent- 
:ung  der  Grundsteuer  liefern.    Doch  war  mit  dem  Ent- 
e  nicht  gleich  eine  endgiltige  gesetzliche  Regelung  der  Materie 
reckt    Es  sollte  zunächst  nur  die  Dnrchillhrung  der  Veran- 
Dg  der  Eapitalrentensteuer  erfolgen,  auch  um  genügende  Daten 
weiteren  Ausbau  des  Steuerrechts  zu  erlangen.  Die  Abstufung 
Steuersatzes  flir  die  unteren  Stufen  und  die  näheren  Modalitäten 
die  Entlastung  der  Grundsteuer  blieb  späteren  besonderen  6e- 
sn  vorbehalten.  Ebenso  wollte  man  die  Behandlung  der  Fragen, 
eweit  auch  die  Mobiliarsteuer  theils  durch  eine  Lohn- 
Besoldungssteuer,    theils  durch  die  Kapitalrenten- 
ler,  eventuell  mittelst  Erhöhung  des  Steuersatzes  derselben, 
it  werden  sollen,  später  noch  besonders  erledigen. 
9ie   landläufigen  Bedenken    gegen   jede   Kapitalrentensteuer, 
le  im  Reichslande  nach  alter  französischer  Tradition  trotz  der 
itheiligen  Erfahrungen  gerade  der  süddeutschen  Nachbarländer 
eher  noch  mehr  als  sonst  bei  uns  in  Deutschland  verbreitet 
n,  wurden  in  der  „Begründung'^  mit  Recht  zurückgewiesen: 
ie  behauptete  Gefahr,  dass  das  Kapital,  vielleicht  die  Kapi- 
;en  selbst  durch  diese  Steuer  aus  dem  Lande  getrieben,  der 
jt  erschwert  und  vertheuert,  der  Zinsfuss  erhöbt,  die  Steuer 
Schuldner  zugewälzt,  theilweise  Doppelbesteuerung  erfolgen 
le  u.  8.  w. ;  femer  dass  die  Durchführung  der  Steuer  ein  stören- 
Eindringen  in  die  Vermögensverhältnisse  bedinge,  Declarations- 
ig  u.  dgl.  dabei  unvermeidlich  und  doch  unerträglich  sei.    Im 
sen  suchte  man  nur  durch  möglichste  Milde  der  Vorschriften 
Veranlagung,  durch  Beschränkang   der  allerdings  geforderten 
klärung''  über  die  Erträge  des  Leihkapitals  auf  allgemeinste 
aben,   ohne  Eindringen  in  das  Einzelne,  durch  niedrige  Be- 
gnüg des  Steuersatzes  (2  ^/o  in  maximo,  niedriger  als  in  den 
.eren  süddeutschen  Staaten),  die  Bedenken  und  Vorurtheile  gegen 
Steuer  zu  beseitigen  oder  doch  zu  beschwichtigen.  Die  Steuer 
Ite  den  Zinsertrag,  nicht  das  Kapital  als  solches,  zur  Grund- 
;e  haben  und  schloss  sich  im  Entwürfe  in  manchen  Puncten,  so 
Betreff  der  subjectiven  und  objectiven  Steuerpflicht,  den  anderen 
mtschen  Gesetzen  über  Kapitalrentensteuer  an. 

S.  den  Entwurf,  auf  den  wir  hier  nicht  näher  in  den  Einzelheiten  eingehen,  weil 
lehr  wesentliche  Vcränderangen  im  Lanüeäau&^schuds  und  in  dem  schliesslich  Gesetz 
wordenen  Text    erfahren  hat    (s.  u.),   sowie   die   Motive   und   die  Vorlage   selbst 
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(Landesausschussacten,  XXV.  Session  1898,  Nr.  7,  25.  Jan.  1898).  Die  Nothwendig- 
keit,  gerade  bei  dieser  Steuer  die  Verpflichtung  zur  Selbstangabe  des  Kapitalertrag 
far  den  Censiten  auszusprechen,  wurde  aneriiannt,  aber  in  dieser  ,,SteDererkl&roDg" 
sollte  nur  der  Gcsammtbetrag,  Zinsen,  Dividenden  u.  s.  w.  in  Einer  Somme,  bloss  die 
steuerpfliclititren  Renten  (Leib-,  Zeit-,  Erbrenten)  getrennt  angegeben  werden  mUsäen 
(Entwurf  §.  10,  2).  Der  Abzug  von  Passivkapitalzinsen  (aus  Faust-  und  uiitorpfliid- 
lieh  versicliertcn  Kapitalschulden),  der  statthaft  war,  sowie  die  sonstigen  Lasten  auf 
der  ZinsrcDte,  war  indessen  an  genauere  Angaben  darüber  gekntlpft  (Art  des  Bechts- 
geschäfts,  Peraon  des  Gläubigers  und  Rentenempfängers,  auf  den  eiozclncn  darou 
treÜ'endcn  Zins-  oder  Rentenbetrag  (§.  10,  5).  Um  weiter  den  Steuerpflichtigen  eot- 
gogenzukommen,  sollte  die  Veranlagung  nur  alle  3  Jahre  erfolgen  und  innerhalb  dieser 
Zeit  Veränderungen  der  Zinserträge  nur  ausnahmsweise  berücksichtigt  werden  (§.  11 
des  Entwurfs).  Ferner  sollte  die  Steuer  nicht  nach  dem  wirklichen  Ertrag,  sondern, 
wie  bei  der  neueren  Gebäude-  und  Gewerbesteuer,  nach  einem  Stnfentarif  mit  ziem- 
lich weiten  Spatien,  namentlich  bei  den  höheren  Bezügen,  stattfinden,  was  freilich 
auf  die  absolut  gleich  hohe  Besteuerung  nicht  unwesentlich  verschieden  hoher  Zios- 
ertrage  hinauskommt  (S.  7  und  Tarif  in  der  Anlage.  100  M.  frei,  1.  Stufe  100— 30Ö, 
2  8-500,  8.  5—700,  4.  700-1000,  5.  1000-1300,  6.  13—1600.  7.  1600— 2000. 
dann  jede  weitere  um  500  M.  steigend  bis  4000  M.,  von  da  um  1000  bis  8000  M.. 
von  da  um  2000  bis  12.000  M..  von  da  um  3000  bis  18.000  M  .  von  da  um  5Ö00 
bis  30.000  M.,  von  da  an  um  10.000  M.).  Dies  Veranlagungsgeschäfc  sollte  nicht 
einzelnen  Beamten,  sondern,  wie  bei  der  Gebäude-  und  der  Gewerbesteaer,  besondereo 
Organen,  bezw.  Commissionen  übertragen  werden  (§.  12).  Bei  der  ersten  Veranlagoog 
sollte  endlich,  wie  bei  der  Gewerbesteuer,  eine  grösstenthoils  vom  Landesaosscboss 
zu  wühlende  Landescommisbion  fungiren,  die  Veranlagungsgrundsätze  feststellen,  die 
Thätigkeit  der  Veranlagungscommissionen  beaufsichtigen,  so  ein  gleichm&ssiges  Ve^ 
fahren  bei  der  Veranlagung  im  ganzen  Lande  verbürgen  (§.  33).  Man  schätzte  bei 
einem  Durchschnittssteuerfuss  von  IV4  %  (unter  Berücksichtigung  der  Degression  des 
Normalfusses  von  2  °/o  für  die  kleinen  Beträge")  auf  Grund  der  Erbschaftsstouerergeb- 
nisse  und  nach  der  Vergleichung  mit  Baden,  auch  mit  Württemberg  den  Stenerertng 
auf  1.1  Mili.  Mark.     (Alles  hier  Erwähnte  aus  der  Begründung.) 

Aus  der  Berathung  im  Landesausschnss  ist  der  Gesetzentwurf 
indessen  in  wesentlich  veränderter  Tendenz,  Gestaltung  und  Aus- 
dehnung hervorgegangen  und  daher  schliesslich  doch  ein  anderes 
Gesetz  entstanden,  das  vom  2.  Juli  1898,  betr.  die  Ermittlung 
der  Erträge  aus  Kapital,  Lohn  und  Besoldung.  Der 
Plan  der  Kapitalrentensteuer  fand  ziemlich  allgemeiDe 
Billigung.  Man  wollte  nur,  wie  es  auch  in  dem  RegiernngsplaDe 
eigentlich  als  nächste  Aufgabe  aufgefasst  war,  zunächst  wie  bei 
der  Einführung  der  Gewerbesteuer  vorgehen,  d.  h.  durch  ein 
„Ermittlungs-^^  oder  „Steuereinschätzungsgesetz" 
erst  einmal  die  Grundlage  für  eine  förmliche  Kapitalrentensteuer 
gewinnen.  Demgemäss  wurde  der  Gesetzentwurf  um-  und  das  neue 
Gesetz  ausgestaltet.  Dabei  wurden  freilich  die  der  BevOlkeruDg 
ungewohnten  und  der  Annahme  nach  unliebsamen  Bestimmungen 
betreffs  der  Veranlagung,  namentlich  der  Steuererklärung,  noch 
weiter  gemildert. 

Statt  einer  obligatorischen,  durch  entsprechende  Strafandrohungen  gesttltzten 
Steuererklärung  über  den  Betrag  der  bezogenen  Zinsen  beschränkte  man  sich  auf  die 
Forderung  einer  freiwilligen,  auf  Pflicht  und  Gewissen  abzugebenden  Erklärung  ledig- 
lich über  die  Tarifstufe,  in  welche  die  Zinserträge  eines  Censiten  fallen.   Die  Unter- 
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lassang  dieser  Erklärunfr,  welche  in  dem  Entwürfe  mit  Strafe  bedroht  war  (§.  24,  bis 
300  M.)  hat  keine  Strafe  mehr  zar  Folge,  nnr  wissentlich  unrichtige  oder  anvollst&n- 
dige  Angaben,  wodarch  die  Einreibung  in  eine  niedrigere  Steuerstufe  bewirkt  wird, 
sind  straiHÜlig  (auch  bis  300  M..  Gesetz  §.  18).  Die  Vcranlagungscommission  setzt 
dann  nur  ihrerseits  ohne  weiteren  Nachweis  die  Steuerstufe  fest,  wenn  der  Pflichtige 
auch  einer  emeueten  Aufforderung  zur  Abgabe  einer  Steuererklärung  nicht  nach- 
gekommen ist  (Gesetz  §.  14,  Ausftthrungsgrunds&tze  Art.  12). 

Aber  man  begnügte  sich  nicht  mit  den  Ermittlungen  der  Eapital- 
erträge,  sondern  erweiterte  diese  Ermittlungen  zugleich  mit  auf  die 
der  Lohne  und  Besoldungen  u.  s.  w.,  um  vollständiges  Material 
für  die  Fortführung  der  Steuerreform  und  fUr  die  —  übrigens  erst 
nach  Beendigung  der  Ermittlungen,  wenn  die  Ergebnisse  zufrieden- 
stellend ausgefallen  seien,  zu  treffende  —  Entscheidung  der  Frage 
Ober  die  gänzliche  Aufhebung  der  Personal-  und  Mobtliarsteuer  und 
die  Art  ihres  Ersatzes  zu  gewinnen.  Dabei  wurden  Bezüge  bis 
1000  M.,  also  die  Masse  der  Arbeitslohn-Einkommen,  ausgeschlossen, 
Bezüge  von  10(K)— 2000  M.  nur  amtlich  ermittelt,  höhere  auf  Grund 
einer  gleichen  freiwilligen  Steuererklärung  unter  denselben  Be- 
dingungen, wie  bei  den  Kapitalrenten  und  auch  nur  mit  Angabe 
der  zutreffenden  Steuerstnfe,  wobei  für  die  öffentlichen  Diener  von 
einer  eigenen  Erklärung  abgesehen  werden  und  die  betreffende 
Behörde  die  Angaben  über  die  öffentlichen  Bezüge  machen  konnte 
(Gesetz  §.  11).  Ausdrücklich  wurde  die  Ermittlung  der  Erträge 
aus  Kapital,  Lohn  und  Besoldung  auch  auf  den  Zweck  beschränkt, 
um  Unterlagen  fUr  die  Entlastung  der  Landwirthschaft  und  die 
Herbeiführung  einer  Steuerausgleichung  (Gesetz  §.  1)  zu  gewinnen, 
nicht  für  eine  Vermehrung  der  Staatseinkünfte. 

Die  angeordneten  Ermittlungen  haben  seitdem  stattgefunden, 
sind  aber  im  Moment  des  Abschlusses  dieses  Abschnitts  noch  nicht 
beendet.  Die  endgiltige  gesetzliche  Erledigung  der  Sache  steht 
daher  noch  aus. 

Ich  muss  dafür  auf  eventuelle  Nachträge  in  diesem  Buche  veiweisen.  S.  für 
Einzelnes  das  Gesetz  ?om  2.  Juli  1898,  die  mehrfach  characteristischen  Abweichungen 
?on  der  Begierungsvorlage  in  der  Zasammenstellung  der  Vorlage  und  der  letzten  Be- 
schlüsse des  Landesausschusses  (XXY.  Session,  22.  Sitzung,  27.  April  1898,  Druck- 
sache Nr.  78a),  die  damaligen  Verhandlungen,  besonders  den  Commissionsbericbt 
(auch  im  Fin.arch.  B.  16,  S.  340  ff.);  dann  die  „allgemeinen  Grundsätze  für  die  Er- 
mittlungen u.  s.  w,  und  die  Ansf Uhrungsbestimmungen  zu  dem  Gesetze''  vom  15.  Nov. 
1898.  (Gesetz  und  diese  Bestimmungen  im  Fin.arch.  B.  16,  S.  345,  350).  Hier  sei 
fon  Einzelheiten  noch  Folgendes  angefahrt. 

In  Gonsequenz  der  Umwandlung  eines  Steuergesetzentwurfs  in  ein  blosses  £r- 
mittlungsgesetz  und  des  veränderten  Zwecks  und  Umfangs  führt  das  Gesetz  nicht, 
wie  der  Entwurf,  den  Titel  „betr.  Kapital rcntensteuer'',  sondern  „betr.  die  Ermitt- 
lung der  Erträge  aus  Kapital,  Lohn  und  Besoldung''  und  ordnet  nicht 
mehr  die  Einfbhmng  einer  Kapitalrentensteuer  zum  Zweck  der  Aafhebung  der  Pcr- 
jonalsteuer  und  Entlastung  des  Grundbesitzes  an,  sondern  die  Ermittlung  jener  Erträge 

▲.  Wagner,  FlnamwiaMiuehaft  lY.  27 


406  6.  B.  Uebersichten  der  Besteuerung.  EIsass-Lotbringen.   §.  117. 

zur  GewiiinuDg  der  für  die  Entlastung  der  Landwirthschaft  und  Herbeiführang  einer 
Steueransgleichung  erforderlichen  Unterlagen  (,§.  1). 

Unter  den  Kapitalerträgen  werden  in  der  Weise  anderer  beztlglicher  Gesetze 
nicht  nur  die  Zinsen  u.  s.  w.  aus  Kapitalanlagen  aller  Art,  sondern  ansdrflcklich  aicb 
die  Erträge,  Dividenden,  Zinsen  und  sonstige  Bezüge  aus  Antheilen  von  Actien,  Gom- 
manditactiengesellschafteii ,  anderen  Gesellschaften  mit  beschränkter  Häftling,  Betp- 
gcwerkschaften .  ferner  Renten  jeder  Art,  besonders  Leib-,  Zeit-,  Erbrenten,  in  Gdd 
oder  Naturalnutzungcn  verstanden  und  ermittelt  (Ges.  §.  2,  Aasführangs-Verordnong 
Art.  1),  und  zwar  Bezüge  von  Landes-  und  anderen  ReichsangchOrigen  mit  Wohnsitz 
oder  Aufenthalt  im  Reichslande,  einschliesslich  Körperschaften,  Stiftangen.  Anstalten. 
Vereine  und  Genossenschaften,  Vermögensverwaltungen  aus  Goncursmassen,  femer  die 
sich  im  Reichslande  des  Erwerbs  wegen  oder  länger  als  1  Jahr  aufhaltenden  Aus- 
länder (§.  3).  Ausgeschlossen  von  der  Ermittlung  sind  die  Zinsbezüge  der  öffentlichen 
Körper,  auch  der  Kirchenfabriken  und  anerkannten  Religionsgesellschaften,  der  Berofr' 
gonossenschaften ,  Arbcitcrversicherungscassen ,  Gemeindesparcassen ,  gewisser  anderer 
G''genseitigkcits-Genosscnschaften,  der  Öffentlichen  Vieh-  and  HagelversichernngsvereiDe 
und  Verbände;  ausdrücklich  auch  die  Kapitalerträgnisse  der  Gewerbetreibenden  aos 
ihren  im  Gewerbe  angelegten  und  zum  Betriebe  dienenden  Kapitalien,  endlich  über- 
haupt Nettorenten  von  nicht  über  100  M.  bei  den  einzelnen  Empfängern  (§.  4). 
Der  Abzug  der  Passivzinsen  und  Lasten  darf  wie  in  dem  Entwürfe  (o.  S.  404)  e^ 
folgen  (§.  5).  Auch  ist  von  den  Erträgen  aus  nicht -reichsländischen  Bezugsquellen 
die  auswärtige  Steuer  abzuziehen,  was  in  den  „Ausfuhrungsbestimmungen'*  mit  der 
Couponsteuor  u.  dgl.  excmplificirt  wird  (woraus  m.  E.  unrichtige  Consequenzen  äch 
orgeben,  so  bei  Werth papieren,  wie  den  österreichischen,  italienischen,  die  allgeaein 
unter  Rücksicht  auf  den  Couponsteuerabzu^  gehandelt  werden  und  danach  ihren  Gnrs 
haben).  Als  Maassstab  für  den  zu  ermittelnden  Jahresertrag  des  Kapitals  u.  s.  w.  gih 
dann  aber  die  Stufe  des  von  der  Landescommission  festzustellenden  Tarife,  in  welche 
der  Ertrag  fällt.  Dieser  Tarif  ist  gegen  den  des  Entwurfs  (s.  o.  S.  404)  etwas  ib- 
geändert  U-  Stufe  2—300  M.,  jede  folgende  bis  1000  um  200  M.  mehr,  dann  Stufen, 
wie  im  Entwurf,  doch  nicht  nur  wie  in  diesem  von  10.000  M.  an  bis  30.000,  sondern 
bis  50.000  M.  je  5000  M.  steigend,  erst  von  50.000  an  um  je  10.000  M  ). 

Die  Ermittlung  der  Erträge  aus  Lohn  und  Besoldung  ist  analog  geregelt 
worden.  Betroffen  werden,  wie  in  den  süddeutschen  spcciellen  und  in  einer  der 
üblichen  Abtheilungen  der  neueren  allgemeinen  Einkommensteuern,  die  Bezüge  au 
einem  öffentlichen  oder  privaten  Dicnstverhäitniss,  aus  einem  wissenschaftlichen  oder 
künstlerischen  Berufe,  aus  schriftstellerischer,  unterrichtender,  erziehender  oder  irgend 
einer  anderen  Gewinn  bringenden  Thätigkeit,  soweit  die  Bezüge  nicht  schon  durch  die* 
Gewerbesteuer  getroffen  oder  nicht  nur  vorübergehend  oder  nebensächlich  sind,  was- 
drucklich  daher  auch  Pensionen  u.  dgl.  Bezüge,  welche  als  Entgelt  fUr  frühere  A^ 
beit,  Dienstleistung  oder  Berufsthätigkeit  bewilligt  worden  sind  und  auf  frcsetzlicher 
Grundlage  oder  klagbarem  Rechtstitel  beruhen;  doch  alle  Bezüge  unter  1000  M.  jSh^ 
lieh  audgeschloä<-en  (demnach  7.  B.  regelmässig  die  Arbeiterversicherungs-,  Unfall-, 
Invaliden-,  Altersrenten,  §.  G.  nähere  Angabe  der  subjectivcn  Steuerpflicht  in  §.  7,  der 
auszusrhliessenden  Fälle  in  §.  8,  darunter  ausdrücklich  der  Ertrag  aus  Pachtungen 
landwirthschaftliclier  Grundstücke,  dazu  Art.  7 — 9  der  Ausführungsverordnung).  Tod 
Ertra^re  können  die  zu  dessen  Erwerb  nöthigen  Auslagen  (Gesetz  §.  9,  Aosf-V. 
Art.  10,  Xr.  .3).  mit  Recht  nicht  aber  z.  B.  Schuldzinsen,  Steuern  (gen.  Art.  10,  Nr  2) 
a))£^ezogen  werden.  Der  Maassstab  ist  der  Jahresertrag  der  Bezüge,  bezw.  die  betretfende 
Tarifstufe,  in  die  er  fällt  (Gesetz  §.  9). 

Foäte  Re/Ufi:e  von  Zinsen  u.  s.  w.  und  von  Gehalten  u.  s.  w.  wurden  nach  den 
Stand  fiir  1898.  schwankende  Zinsen  u.  dgl.  nach  3 -jährigem  Durchschnitt  ans 
1896—98,  schwankende  Aibeits-  u.  s.  w.  Erträge  nach  2-jährigcm  Durchschnitt  von 

1897—98  ermittelt. 

Als  Grundlage  der  Veranlagung  bei  beiden  Arten  ?on  Erträgen  dienen  dann  die 
schon  oben  erwähnten  Erkläruuf^en  der  Kapitalrenten-Bezieher,  der  mehr  als  2000  M. 
Lohn  oder  Besoldung  u.  dfrl.  Einkommen  beziehenden  Personen,  die  Angaben  der 
ötrentlichen  Behörden  fUr  die  im  öffentlichen  Dienst  stehenden  Personen  und  die  be- 
sonderen Ermittlungen ,  welche  anf  Grund  der  vom  Ministerium  nach  Anhörong  der 
Landescommissare  getroffenen  Bestimmungen   für  die  Penonen  mit  1000 — 2000  H. 
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Einkommen,  also  vornemlich  die  besser  gestellten  Arbeiter,  zu  erfolgen  hatten  (Gesetz 
§.11,  Ausif.y.  Art.  12 — 14,  auch  11,  bei  der  Ermittlung  des  Einkommens  letzterer 
Penonen  haben  die  Organe  des  vorbereitenden  Verfahrens  und  die  Steaercontroleure 
mitzuwirken).  Die  Anffordernng  zur  Abgabe  der  Erklärung  ist  zunächst  eine  all- 
gemeine Öffentliche,  dann  noch  für  die  Personen,  welche  nach  dem  vorbereitenden 
Verfahren  in  Betracht  kommen,  eine  besondere,  die  Erklärung  kann  schrifUich  nach 
einem  zu  übersendenden  Formular  oder  mündlich  zu  Protokoll  bei  der  zuständigen 
Stenercasse  erfolgen.  Nach  Ablauf  von  2  Monaten  nach  öffentlicher  Aufforderung 
findet  an  Rückständige  eine  zweite  Aufforderung  statt  (Ausf.-V.  Art.  12). 

Der  Ermittlung  der  Erträge  geht  ein  vorbereitendes  Verfahren  voraus, 
durch  Ansführungscommissare,  eventuell  unter  Mitwirkung  der  Gemeinde- 
behörden, besonders  zur  Feststellung  der  Subjecte,  um  deren  Bezüge  es  sich  handelt 
(Ansf.-V.  Art.  11).  Sonst  fungiren  hier  für  die  Veranlagung  wieder  Commissionen, 
ähnlich  denen  bei  der  Gewerbesteuer  und  bei  deren  eräter  Veranlagung  (s.  o.  S.  395). 
Für  jeden  Veranlagungsbezirk  war  eine  Ermittlungscommission  zu  bilden ,  bestehend 
ans  einem  höheren  Beamten  der  Direction  der  directen  Steuern  als  Vorsitzendem, 
3  rem  Landosansschuss,  2  Tom  betreffenden  Bezirkstage  geheim  zu  wählenden,  2  vom 
Ministerium  zu  ernennenden  Mitgliedern  (Gesetz  §.  12). 

Die  Gommissionsvorsitzonden,  zugleich  von  Amtswegen  die  Vertreter  des 
Staatsinteresses,  haben  die  Geschäfte  zu  leiten,  die  Aufforderungen  zu  den  Erklärungen 
zu  erlassen,  die  eingegangenen  Erklärungen  und  Nach  Weisungen  einer  Nachprüfung 
za  anterziehen,  die  Pflichtigen  auf  Onvollständigkeitcn  und  Unrichtigkeiten  hinzuweisen, 
Materialien  zar  Feststellung  der  thatsächlichon  Verhältnisse  zu  sammeln,  die  Com- 
missionsbeschlüsse  auszuführen  (Gesetz  §.  13,  Ausf.-V.  Art.  11).  Die  von  öffentlichen 
Behörden  geführten  Bücher,  die  Daten  der  Mobiliarsteuer  (Micthbeträge  u.  s.  w.)  sind 
mit  zu  benutzen.  Die  öffentlichen,  die  Staats-  und  Gemeindebehörden,  haben  dem 
Vorsitzenden  die  erforderlichen  Auskünfte  zu  ertheilen,  auch  Einsicht  in  sämmtliche, 
die  Vermögens-  und  Erwerbsverhältnisse  der  Pflichtigen  betreffenden  Bücher,  Acten, 
Urkunden,  Begister  zu  gestatten  (Ausf.-V.  Art  11,  12.  17).  Dies  sind  gerade  bei  den 
reichsländischen .  bezw.  französischen  Einrichtungen  der  Verkehrsstenerämter  (En- 
registrement,  Erbschafts-,  Schenkungssteuer  u.  s.  w.)  wichtige  Hilfsmittel.  Aber  es 
liegt  bei  ihrem  Gebrauch  das  Bedenken  vor,  dass  diejenigen  Einkommen-  und  Ver- 
mög^nsverhältnisse,  welche  nicht  mit  diesen  Mitteln  zu  controliren  oder  zu  con- 
statiren  sind  (Erwerb  und  Besitz  öffentlicher  Werthpapiere,  gewisse  persönliche  Ein- 
ktlnftc  der  liberalen  Berufe,  Honorare  u.  s.  w.),  bei  der  doch  nur  mangelhaft  ein- 
gerichteten und  fungirenden  Declarationspflicht  danach  vor  den  anderen,  auf  die  an- 
gegebene Weise  der  sichereren  Ermittlung  fähigen  begünstigt  sind.  Das  sind  die 
nachtheiligen  Folgen  einer  Halbheit,  wie  sie  die  „facultative'*  Angabe  der  Einkünfte 
darstellt 

Die  Commissionen  selbst  haben  dann  auf  Grund  der  Erklärungen  oder  von 
öffentlichen  Behörden  (für  Beamte  und  für  Personen  von  1000—2000  M.  Einkommen) 
gelieferten  Nachweisnngen  die  Tarifstufe  für  jeden  Pflichtigen  festzustellen  (Gesetz 
§.  14,  Ausf.-V.  Art  18).  Nach  der  Ausf.-V.  hat  die  abgegebene  Erklärung  des 
Pflichtigen  die  gesetzliche  Vermuthung  der  Richtigkeit  für  sich  und  diese  kann  nur 
entkräftet  werden,  wenn  die  Commission  thatsächlich  begründete  Einwendungen  zu 
machen  hat  (eh.).  Letztere  sind  dann  nebst  der  für  ihn  geplanten  Tarifstufe  dem 
Pflichtigen  mitzutheilen,  mit  der  Aufforderung,  sich  binnen  14  Tagen  darüber  zu  er- 
klären. Thnt  er  dies  nicht,  oder  werden  durch  die  Verhandlungen  mit  ihm  die  Ein- 
wondnngen  nicht  behoben,  so  gilt  die  Erklärung  als  nicht  erfolgt  und  alsdann,  wie 
in  dem  Falle  überhaupt  unterbliebener  Erklärung,  setzt  die  Commission  nach  ihren 
Materialien,  eventuell  nach  Vorschlag  des  Vorsitzenden  die  Tarifstufe  fest  (Gesetz 
§.  14,  15,  Ausf.-V.  Art.  18). 

Gegen  die  Festsetzung  der  Tarifstnfe  hat  der  Pflichtige  das  Rechtsmittel 
des  Einspruchs  bei  der  Landescommission  (Stempclfreihcit  dabei).  (Gesetz  §.15, 
Aosf.-V.  Art  19)  Diese  Commission  besteht  aus  sämmtlichen  Mitgliedern  der  drei 
Bozirkscommissionen  mit  einem  vom  Statthalter  ernannten  Vorsitzenden.  Sie  hat  ähn- 
liche Functionen  bei  diesen  Ermittlungen,  wie  die  gleiche  Commission  bei  der  ersten 
Veranlagung  der  Gewerbesteuer,  daher  vor  Allem  für  glcichmässiges  Verfahren  bei 
den  Ermitthingen  im  ganzen  Lande  zu  sorgen.  Die  Beschlüsse  der  Landescommission 
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anteziiefTcn  der  Bestätig:cDgr  des  Ministeriams  (Gesetz  §.  16,  Aosf.-Y.  Art.  20-. 
GekeimhaLltoD^spflicht  liegt  den  Mitgliedern  aller  Ltndescommissiunen  ob.  Die  Eostea 
der  Ermittlongen  hatte  die  Landescasse  zo  tragen. 

Auch  in  dem  in  dieser  Gesetzgebung  absichtlich  |,milde''  ge- 
haltenen Einschätzangsverfahren  bei  der  Kapitalrenten-  nnd  der 
Lohn-  nnd  Besoldungssteuer  liegt  ohne  Zweifel  ein  grosser  Fort- 
schritt gegen  die  frühere  französische  Gesetzgebung ,  welche  an 
übermässiger  Scheu,  in  die  persönlichen  Einkommenverhältnisse  der 
Censiten  einzudringen,  krankt,  was  wie  immer  namentlich  nur  den 
stärkeren,  steuerkräftigeren  Censiten  in  unbilliger  Weise  zu  Gate 
kommt.  Es  liegt  daher  in  diesem  neuen  System  eine  Abwendung 
vom  französischen,  romanischen,  eine  Hinwendung  zum  deutschen, 
germanischen  Besteuerungswesen,  bei  dem  freilich  grössere  An- 
sprüche an  die  Uneigennützigkeit,  Ehrlichkeit  und  Pflichttreue  der 
Censiten  gestellt  werden.  Insofern  ist  das  ganze  Vorgehen  aaeb 
vom  politischen  Standpuncte  aus  zu  begrüssen  als  Loslösung  von 
üblen  französischen  Traditionen  und  Annäherung  an  bessere 
deutsche  Grundsätze  und  Einrichtungen.  Wenn  das  Geschehene 
und  Erreichte  noch  nicht  der  letzte  Schritt  in  dieser  Entwicklong 
ist,  so  muss  man  sich  eben  darein  finden,  dass  solche  Umbildungen 
der  Anschauungen,  welche  für  eine  bessere  „Besteuerungsmoral" 
und  „Besteuerungspolitik''  vorausgesetzt  werden,  Zeit  brauchen, 
um  sich  zu  vollziehen.  In  einem  Menschenalter  deutscher  Ver- 
waltung kann  nicht  Alles  gut  gemacht  werden,  was  in  einer 
Beihe  von  Menschenaltem  unter  wälscher  Verwaltung  sich  ein- 
gebürgert hat. 

Es  steht  nach  Allem  wohl  zu  erwarten,  dass  die  reichsländiscbe 
Gesetzgebung  zunächst  auf  dem  Gebiete  der  directen  Besteuernng 
einen  gewissen  Abschluss  in  der  Ersetzung  der  mangelhaften  Per- 
sonal- und  Mobiliarsteuer  durch  die  Kapitalrenten-  und  die  Lohn- 
und  Besoldungs-  und  liberale  Berufseinkommen-Steuer  finden  wird. 
Damit  erreicht  die  directe  Besteuerung  hier  eine  ähnliche  Entwick- 
lung und  Ausgestaltung,  wie  gegenwärtig  die  baierische  und 
württembergische.  Baden  und  Hessen  sind  bereits  darüber  hinans- 
geschritten  und  haben  sich  so  der  norddeutschen,  besonders  der 
preussischen,  erfreulicherweise  mehr  angenähert.  Es  ist  zu  hoffen 
und  zu  erwarten,  dass  das  auch  im  Reichsland  und  in  WfIrtteDQ- 
berg,  wie  schliesslich  auch  einmal  in  Baiem  die  Weiterentwicklung 
sein  wird.  Einstweilen  kann  man  aber  mit  den  Steuerreformen 
auf  diesem  Gebiete  im  Reichslande  immerhin  zufrieden  sein.    Sie 


Bieistener.  409 

Stellen  ein  ttichtiges  Stück  dentscber  legislativer  und   administra- 
tiver Arbeit  im  wiedergewonnenen  Grenzlande  dar. 

§.  118.  Die  eigenen  indirecten  Verbrauchssteuern^) 
des  Reichslands  sind  die  Bier-  und  die  Weinsteuer  nebst  den 
sich  anschliessenden  Licenzabgaben. 

Die  Biersteuer  ist  dem  Reichslande  als  eigene  Landessteuer 
„bis  auf  Weiteres"  verblieben  (s.  o.  S.  377),  so  dass  in  dieser 
Hinsicht  die  Sachlage  die  gleiche  wie  in  Baiem,  Württemberg  und 
Baden  ist  Die  Steuer  ist  im  Wesentlichen  unverändert  die  alte 
französische  sogen.  Kesselsteuer  (Fin.  III,  §.  261),  wie  sie 
früher  auch  in  Baden  bestanden  hat  (o.  S.  265  ff.),  eine  betriebs- 
nnd  steuertechnisch  mangelhafte  Besteuerungsform.  Auch  der  Steuer- 
satz ist  noch  derjenige  aus  der  alten  französischen  Zeit.  Er  stellt 
sich  etwa  aaf  denselben  Betrag  für  das  Hectoliter  Bier  wie  in 
Baden  und  Württemberg  und  wenig  niedriger  als  in  Baiem,  daher 
auch  etwa  dreimal  so  hoch  als  in  Norddentschland.  Die  reicbs- 
ländische  Brauerei  hat  unter  der  Annexion  in  doppelter  Weise  ge- 
litten, einmal  seit  dem  Eintritt  einer  Zolllinie  gegen  Frankreich 
und  der  Erhöhung  des  französischen  Bierzolls,  auch  des  Pariser 
Octroi,  sodann  seit  der  gestiegenen  Concurrenz  deutschen,  besonders 
baierischen  Biers  in  Folge  des  Anschlusses  von  Elsass-Lothringen 
an  das  deutsche  Zollgebiet,  unter  dem  mitwirkenden  Einfiuss  einer 
der  Annahme  nach  zu  niedrigen  Uebergangsabgabe  von  Bier  aus 
anderen  deutschen  Ländern.  Deswegen  ist  diese  Uebergangsabgabe 
1891  gesetzlich  erhöht  worden.  Günstiger  geworden  ist  die  Lage 
der  Brauerei  auch  seitdem  nicht  erheblich,  nach  dem  Umfang  der 
Biergewiunung  zu  schliessen.  Man  schiebt  die  „Stagnation'^  mit 
auf  die  üble  Wirkung  der  Steuerform  (Struve). 

S.  Kirsch  a.  a.  0.,  S.  557  ff.,  617  ff.,  May,  Art.  Biersteuer  in  der  1.  Aufl.  des 
H.  W.  B.  d.  St.  II,  S.  584,  Struve  in  der  2.  Aufl.  II,  S.  836.  Amtliche  Zusammen- 
fkssoDg  der  „Dienstvorschriften  zur  Ausfuhrung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über 
die  Biersteoer^'  vom  10.  März  1875.  Die  Steuer  wird  bemessen  nach  dem  Kessel- 
inhalt, abzüglich  20  7u  ^^  Abgänge.  Das  zu  Essig  verwandelte  Bier  ist  mit  Steuer- 
pflichtifT.  Der  Steuersatz  ist  nominell  2  M.  30  Pf.  für  das  Hektoliter  starkes  Bier 
(2  Fr.  88  Cent.),  58  Pf.  (72  Cent.)  für  in  neuester  Zeit  fast  nicht  mehr  gebrautes 
Dünnbier.  Die  RückiTergütung  bei  der  Ausfuhr  erfolgt  in  den  gleichen  Sätzen,  und 
zwar  nur  dem  Brauer  für  selbst  gebrautes  Bier,  sie  gilt  indessen  nicht  für  ausreichend, 
da  dabei  Verluste  bei  Herstellung  und  Lagerung  des  Bieres  nicht  berücksichtigt  sind, 
der  Steuersatz  selbst  soll  daher  auch  reell  höher  sein  als  2  M.  30  Pf.    Deswegen  ist 


0  S.  im  Allgemeinen:  Kirsch,  die  indirecten  Steuern  und  Zölle  in  Elsass- 
Lothringen,  Fin.arch.  1888,  V.  S.  535—673,  auch  für  die  Verhältnisse  im  und  nach 
dem  Kriege  und  die  Hinüberführung  der  franzöbischen  in  die  deutsche  Verwaltung 
sehr  lehrreich.  Ferner:  Leydheckcr,  Zölle  und  indirecto  Steuern  in  Elsass-Loth- 
ringen, 1877. 
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wenigstens  die  Uebcrcranfrsabgabe  bei  der  immer  mehr  gestiegenen  £infahr  ron  Bier 
dnrch  Gesetz  vom  22.  März  1891  ron  dem  bisherigen,  dem  nominellen  Steuersatz 
gleichen  Betrage  yon  2  M.  30  Pf.  auf  3  M.  für  stailEes  Bier  erhobt  worden.  Man 
hatte  im  Landesaasschuss  schou  früher  eine  noch  stärkere  Erhöhung,  auf  3  M.  20  Pf., 
gewünscht.  Aach  seitdem  hat  die  Einfuhr  weiter  zugenommen,  die  Ausfuhr  sich  stark 
vermindert,  der  französische  Markt  sich  hier  eben  immer  mehr  emancipirt  Der  Bier- 
consam  ibt  auch  im  Beichslande  erheblich  gestiegen,  wenn  auch  ron  den  einzeloeD 
deutschen  4  Steuergebieten  ooch  immer  der  kleinste,  auch  niedriger  als  in  Kord- 
deutschland (1895—97  76.4  1.  gegen  99.9  1.  hier,  237.5  in  Baiem,  188.7  in  Württem- 
berg, 130.4  in  Baden) ,  nur  knapp  '/4  des  Consams  ist  aber  heimisches  Bier.  Die  Zahl 
der  Brauereien  hat  sich  seit  Anfang  der  70er  Jahre  auf  den  vierten  Theil  vermindert, 
nur  die  Grossbrauereien  haben  sich  in  Zahl  und  Umfang  rergrOssert.  Der  Steae^ 
ertrag  ist  absolut  und  relatir,  aaf  den  Kopf,  stark  gestiegen,  besonders  seit  Ende  der 
80er  Jahre,  rührt  aber  zu  fast  einem  Drittel  von  eingeführtem  Bier  her  (s.  May  und 
Strure  a.  a.  0.,  reichsstatistisches  Jahrbach  und  unten  §.  122). 

Die  FesthaltuDg  der  eigenen  Bierstener  im  bisherigen  hohen 
Steuersätze  hat  für  die  Finanzen  des  Reichslands  den  wesentlichcD 
Vortheil,  dass  aus  der  Steuer  ein  erheblicher  Betrag,  mehr  als  die 
Hälfte,  für  Landeszwecke  übrig  bleibt,  auch  nach  Abzug  des  Betrags, 
den  das  Land  an  das  Reich  wegen  seiner  Exemtion  von  der  nord- 
deutschen Biersteuergemeinschaft  zur  Entschädigung  im  Pins  an 
Matricularbeiträgen  zu  zahlen  hat.  Dies  erklärt  sich  wesentlich 
aus  der  Differenz  der  reichsländischen  und  norddeutschen  Bier- 
steuersätze. 

Die  französische  Weinbesteuerung  bestand  auch  in  Elsass- 
Lothringen  in  ihren  complicirten  Formen,  als  Circulationsstener, 
als  Kleinabgabe  (Detailsteuer)  der  Wirthe  u.  s.  w.,  als  Eingangs- 
abgabe in  den  grösseren  Orten  und  in  Strassburg  und  Hetz  als 
sogen,  einzige  Steuer. 

S.  Fin.  ni,  §.  256  £,  Kirsch  S.  589  ff.  Wie  die  weitere  Erhebung  aller  bis- 
herigen französischen  indirecten  Steuern,  so  machte  auch  diejenige  der  Getrinke-  und 
besonders  der  Weinstcuer  während  der  deutschen  Occapation  und  noch  hinterher  im 
Frieden  erhebliche  Schwierigkeiten,  ähnlich  wie  bei  den  directen  und  den  Verkehrs- 
steuern, weil  die  französischen  Beamten  fast  alle  zu  fungiren  aufgehört  hatten  nod 
davongegangen  waren,  weil  der  Ersatz  durch  deutsche  Beamten  (fomemlich  ans  Badco. 
Baiern,  wenige  aus  andern  Ländern),  zumal  während  der  Kriegszeit,  schwierig  und 
weil  diesen  Personen  das  französische  Steuerrecht  und  die  Verwaltungspraxis  meist 
ganz  fremd  war.  Diese  Schwierigkeiten  konnten  erst  allm&lig  flbcrwunden  werden, 
hatten  aber  mit  zur  Folge,  dass  bald  einzelne  indirecte  Steuern  fallen  gelassen  und 
andere,  so  die  Weinsteuer,  die  Licenzen,  gesetzlich  vermindert  wurden.  (S.  Kirsch 
a.  a.  0.  S.  583  ff.).  Uebcr  die  sachlichen  Mängel  der  französischen  Weinsteuer  specicU, 
namentlich  ihre  Ungleichheit  der  Sätze  nach  Arten  und  Consumentenkreisen  (1 — 12  Fr. 
für  das  Hectoliter) ,  Über  die  grosse  Höhe  der  Kleinabgabe  der  Wirthe  (IS  ®/o  tod 
Yerkanfspreise,  wohl  durchschnittlich  nominell  12  Fr.  vom  Hectoliter),  Ober  das  ?ezi- 
torische  Veranlagungs-  und  Controlsystem ,  das  nur  durch  eine  an  sich  wieder  be- 
denklich laxe  Verwaltungspraxis  gemildert  wurde,  ward  im  Reichsland,  wie  in  gaoi 
Frankreich  viel  geklagt.  Die  Gesetze  wurden  aber  nicht  nach  ihrem  strengen  Wort- 
laut durchgeführt  und  Unterschleife  aller  Art,  besonders  seitens  der  Wirthe,  waren 
an  der  Tagesordnung.  Die  strengere  deutsche  Verwaltung,  welche  sich  genauer  an 
die  gesetzlichen  Vorschriften  hielt,  wurde  eben  deswegen  noch  besonders  missgünstif 
angesehen  (s.  Fin.  Ill,  S.  629  ff,  bes.   Kirsch  a.a.O.  S.  590  ff.,  Leydhecker. 
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Beateaenmg  des  Weins  in  Elsass-Lothringen,  G.  7.  Mayr,  Art.  Weinstejcr  im  Wörter- 
bach  der  Yervraltang  H,  S.  924). 

Darch  die  Abtrennang  des  Reichslands  von  Frankreich  war 
die  Lage  der  Wein-Interessenten  insofern  noch  erschwert  worden, 
als  nunmehr  der  ans  Frankreich  bezogene  Wein  ausser  den  Ab- 
gaben des  inneren  Weinsteuersystems  auch  noch  dem  deutschen 
Einfuhrzoll  unterlag.  Dies  brachte  Härten  und  überhöhe  Besteuerung 
mit  sich  und  wurde  deshalb  schon  1872,  Gesetz  vom  15.  Juli,  be- 
seitigt, indem,  den  deutschen  Grundsätzen  und  dem  Zollvereins- 
▼ertrage  von  1867  gemäss,  der  ausländische  verzollte  Wein  von 
den  inneren  Abgaben  befreit  wurde. 

Zu  einer  völligen  Beseitigung  der  inneren  Weinsteuer,  wozu 
die  deutsche  Verwaltung  an  sich  geneigt  gewesen,  kam  es  mit 
Bttcksicht  auf  die  finanziellen  Interessen  des  Reichslands  nicht. 
Aber  sehr  bald,  schon  1873,  Gesetz  vom  20.  März,  trat  zur  Be- 
seitigung der  grossen  Ungleichheit  der  Steuersätze,  zur  Ermässigung 
der  Steuer  und  zur  Verminderung  von  Erhebungsschwierigkeiten, 
Gontrolen  und  des  bisherigen,  o£fenkundig  mehr  oder  weniger  ge- 
duldeten Unterschleifs  eine  Reform  ein.  Dadurch  wurden  die 
Steuern  vereinheitlicht,  nur  noch  an  den  Act  der  Versendung  an- 
geknüpft, die  Steuerbefreiungen  ausgedehnt  und  der  Steuersatz  im 
Ganzen  wesentlich  ermässigt. 

Er  wnrde  anf  3  M.  (S»/*  Fr.)  für  das  Hectoliter  Traubenwein,  auf  80  Pf.  (1  Fr.) 
für  das  Hectoliter  Obstwein  be:itimmt,  während  die  bisherige  Kleinabgabe  der  Wirthe 
fon  18  Vo  ^^  Vurkaufapreises  nominell  10  M.,  reell,  mit  EUcksicht  auf  die  Hinter- 
ziehungen, doch  au  5  Fr.  betragen  hatte.  Hoher  belastet  wurde  so  nur  der  Prifat- 
consum,  welcher  bisher  bloss  7on  der  niedrigen  Girculationssteuer  und  eFentuell  der 
Eingangsabgabo  in  den  betretf'ondcn  Gemeinden  mit  solcher  getroffen  war.  Aber  durch 
das  neae  Gesetz  wnrde  doch  nur  dies  Privileg  der  Privatcousamentcn  gegenüber  der 
höheren  fiesteuernng  des  Wirthshansconsums  beseitigt.  Es  blieben  wesentlich  nur  die 
Versendungsyorschriften  und  Gontrolen,  fielen  dagegen  ganz  weg  die  Kellercontrolen. 
Doch  werden  Bestimmungen  tiber  getrennte  Lagerung  des  Weins  fttr  Weinschank, 
Weinhandel  und  Eigengewächs  von  den  Personen,  welche,  wie  manche  Weinhändler, 
zugleich  Wirthe  und  Weinbergsbesitzer  waren,  lästig  gefanden.  Steuerpflichtiger  ist 
bei  der  Yersendungssteuer  der  Klein  Verkäufer  als  Empfanger,  der  Versender  selbst, 
wenn  der  Wein  an  andere  Personen  geht.    (S.  für  das  Alles  Kirsch,  S.  598  ff.) 

Die  Gegnerschaft  gegen  die  Weinsteaer  führte  zu  radicaleren 
Plänen  der  Umgestaltnng,  da  die  völlige  Beseitigung  aus  finanziellen 
Bflcksichten  nicht  erfolgen  konnte.  Man  dachte  an  £rsatz  durch 
erhöhte  Licenzabgaben  oder  durch  directe  Steuer  von  den  Wein- 
bergen oder  durch  Verbindung  dieser  beiden  Maassregeln,  auch 
an  Productionssteuer,  Wirthschaftsabgaben  der  Wirthe  allein  u.  dgl.  m. 
Indessen  erwiesen  sich  diese  Pläne  nicht  durchfuhrbar  oder  be- 
denklicher als  die  bestehende  Steuer.  Man  kam  nur  zu  einigen 
Abänderungen  der  letzteren,  im  Gesetz  vom  23.  Mai  1877. 
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Darin  sind  gewisse  Erleichterungen  der  GoDtrolen  und  namentlich  eine  Er- 
mässigung der  Steuer  erfolgt,  wenn  Wein  noch  rerbuoden  mit  Beeren  und  Trestern, 
oder  nur  mit  Beeren  rersendet  wird,  wo  im  ersten  Fall  nar  Vio«  i°^  zweiten  nur  ^/i, 
der  versendeten  Menge  als  steuerpflichtig  angesetzt  wurde. 

In  Verbindung  mit  der  Erhöhung  der  Licenzgebtthren  fBr  den 
Kleinverkauf  geistiger  Getränke  (s.  u.)  erfolgte  später,  durch  Gresetz 
vom  5.  Mai  1880,  eine  Herabsetzung  des  Steuersatzes  für  Tranben- 
wein auf  die  Hälfte,  von  3  auf  IVa  M.  vom  Heetoliter.  Die  Be- 
steuerungsmethode (Versendungssteuer,  Gircnlationsabgabe)  ist  ver- 
blieben. Der  Weinsteuerertrag  ist  bei  dieser  Steuerform,  gflnstig  fttr 
den  Fiscus,  vom  immer  so  schwankenden  Ausfall  der  Weinerote 
nur  in  geringem  Maasse  abhängig,  hat  sich  aber  begreiflich  in 
Folge  der  Ermässigung  des  Steuersatzes  stark  vermindert 

Die  steigende  Goncurrenz,  welche  in  den  letzten  Jahren  die 
billigen  Eunstweine,  besonders  die  Rosinenweine,  dem 
Natur-Traubenwein  gemacht  haben,  waren  Anlass  dazu,  diese  Weine 
auf  Anregung  des  Landesausschusses  einer  besonderen  höheren 
Steuer  zu  unterwerfen,  und  zwar  auch  in  Form  der  Versendangs- 
Steuer,  welche  die  ausserreichsländischen  eingeführten  Weine, 
speciell  die  aus  dem  übrigen  Deutschland  (Pfalz)  kommenden  mit 
trifft  (Gesetze  vom  14.  Nov.  1892  und  18.  März  1895).  Diese  Be- 
steuerung hat  also  zunächst  Schutzzwecke,  nicht  rein  fiscalische. 

Man  hatte  auch  an  eine  besondere  Gewerbesteuer  für  die  KunstweinfabribUioa 
gedacht,  die  aber  den  fremden  Wein  nicht  mit  betroffen  hätte.  Auch  die  höhere 
Besteuerung  des  Tresterweins  war  geplant,  ist  aber  mit  RQcksicht  auf  lothriDgische 
Verhältnisse  unterblieben.  Bedenken  bot  die  Vertheuerung  dieses  Weins  als  Genib»- 
mittel  der  unteren  Classen,  aber  das  Interesse  der  Weinbauer  galt  als  wichtiger.  Im 
Gesetz  vom  14.  Nov.  1892  wurde  der  „Kosinenwcin'\  d.  h.  der  unter  VerwenduDg  tod 
Bosinen  und  Corinthen  hergestellte  und  ebenso  der  mit  Rosinenwein  vermischte 
dem  höheren  Steuersatz  von  6  M.  für  das  Heetoliter  unterworfen.  S.  das  Gesetz 
und  den  Commissionsbericht  dazu  auch  in  Fin.arch.  B.  10.  S.  282  ffl,  Art.  Wein&teoer 
von  G.  V.  Mayr  im  Erg.b.  II  des  Wörterb.  d.  Verwalt.  S.  827.  Verhandlangen  im 
Landcsausschuss  1892.  —  Durch  das  Gesetz  vom  29.  März  1895  ist  die  gleicke 
Steuererhöhnng  für  Feigen-,  Johannisbrod-  und  Tamarindenwein  eingetreten,  e^fills 
auf  Anregung  des  Landesausschusses.  S.  v.  Mayr's  Art.  im  Erg.b.  III  des  geo. 
Wörterbuchs  S.  301. 

Die  Entwicklung  der  Kunstweinfabrikation  hat  die  ohnehin 
8tenertecbnisch  schwierige  Lage  der  inneren  Weinbestenemng  noch 
mehr  erschwert.  Es  ist  der  Fall  ein  neues  Beispiel  dailtr,  wie  die 
moderne  technische  Productionsentwicklnng  und  die  Wirkungen 
des  gegenwärtigen  Communicationswesens  auf  diesem  Besteuerungs- 
gebiete  neue  steigende  Schwierigkeiten  schaffen  und  alte  Steuer- 
t'ormen  und  Steuern  selbst  unhaltbar  machen.  Wie  in  Baden, 
Württemberg  und  anderen  Ländern  ist  auch  der  Ertrag  der  Wein- 
steuer   durch    die  Entwicklung    des  Bierconsnms  beeinflosst  und 


Weinsteuer.    Licenzsteaern.  413 

gegen  den  Ertrag  der  Biersteaer  absolut  und  relativ  geringfügiger 
geworden.  Alles  Umstände ,  welche  trotz  der  prineipiellen  steuer- 
politiscben  Richtigkeit  einer  inneren  Weinsteuer  neben  innerer  Bier- 
und  Branntweinsteuer  doch  jene  Weinsteuer  misslicher  und  prac- 
tisch  weniger  wichtig  werden  lassen. 

Die  ttbrigen  inneren  französischen  indirccten  Verbrauchssteuern  auf  Salz, 
B rannt  «rein  «rarden  zunächst  nach  Herbtellong  der  Steuerverwaltnng  in  dem  occu- 
pirten  Gebiete,  dann  im  Reichslando  noch  nach  den  französischen  Gesetzen  erhoben, 
aber  bald  darch  die  betreffenden  Reichsstenern  ersetzt,  Salz  schon  durch  Gesetz  vom 
17.  Juli  1871  nach  dem  deutschen  Gesetz  vom  12.  Oct.  1867,  Branntwein  durch  Gesetz 
vom  16.  Mai  1873  nach  dem  deutschen  Gesetz  vom  8.  Juli  1868.  Bubenzuckcr 
wurde  damals  im  Beichslande  nicht  producirt,  die  deutsche  Zuckerbesteuernnf?  nach 
dem  Gesetz  vom  26.  Juni  1869  wurde  aber  durch  Gesetz  vom  17.  Juli  1871  ebenfalls 
eingeführt  Das  Tabak-  und  Pulvermonopol  ging  alsbald  factisch  ein,  ausdrück- 
lich aufgehoben  wurde  letzteres  durch  Gesetz  vom  21.  Mai  1873.  Für  den  inländischen 
Tabak  trat  das  deutsche  Gesetz  vom  26.  Mai  1868  tlbcr  Tabakbesteuerung  (Flächen- 
Steuer)  durch  Ycrordnunsr  vom  17.  Juni  1871  ein,  die  Strassburger  Tabakmanufactur 
wurde  bald  nach  der  Eroberung  Strassburgs  wieder  eröffnet  und  als  Landesanstait 
ohne  Vorrechte  dann  fongefuhn.  —  Von  verwandten  Abgaben  entfiel  die  auf 
Spielkarten  auch  alsbald  endgiltig  durch  Gesetz  vom  21.  Mai  1873,  es  trat  dann 
der  Reichsstempel  auf  Spielkarten  später  ein.  Die  Gebühren  far  die  Garantie  von 
Gold- und  Silberwaaren  wurden  ebenfalls  aufgehoben.  Die  Abgaben  vom  öffent- 
lichen Fuhrwerk  wurden  von  vornherein  fdr  die  Eisenbahnen  und  für  die  Schiffe 
nicht  mehr  erhoben,  für  Landfuhrwerk  zwar  kurze  Zeit  aufrecht  erhalten,  aber  auch 
dafOr  durch  gen.  Gesetz  beseitigt.  Der  Ertrag  dieser  verschiedenen  Steuern  war  im 
Rcichslaude  auch  in  der  französischen  Zeit  unbedeutend  gewesen  und  die  Forterhebung 
hätte  Gontrolen  vorausgesetzt,  die  lästig  und  schwierig  und  bei  dem  freien  Verkehr 
mit  dem  übrigen  Deutschland  nicht  immer  wirksam  gewesen  wären.  Das  Reichslaud 
hat  durch  den  Fortfall  dieser  Abgaben  also  auch  wieder  Befreiungen  von  flscalischeu 
Belästigungen  erfahren.  (S.  über  die  bezüglichen  Abgaben  in  Frankreich  Fin.  III, 
§.  238,  239  Öffentliches  Fuhrwerk,  §.  298,  299  Pulvermonopol,  §.  283  Gold-  und 
bilberwaareu,  §.  284  Spielkarten  und  Kirsch  a.  a.  0.  S.  587,  630  ff.,  640). 

§.119.  Die  Licenzsteuern.  Vornemlich  mit  der  indirecten 
Bestenernng  der  Getränke,  dann  mit  einigen  anderen  Steuern  stehen 
in  der  französischen  Gesetzgebung  die  EinrichtuDgen  des  Licenz- 
wesens  nnd  die  Erhebung  von  Licenzsteuern  (Licenzabgaben, 
-gebühren)  in  Verbindung  (Fin.  III,  §.  304).  Diese  Einrichtungen 
und  Gebühren  wurden  im  Reichslande  festgehalten,  beschränkten 
sich  aber,  nach  Fortfall  verschiedener  vorhin  genannter  Abgaben, 
nunmehr  ganz  auf  Unternehmungen  auf  dem  Gebiete  der  Ge- 
tränke, nemlich  des  Kleinverkaufs  von  Getränken,  des  Handels 
damit,  der  Bierbrauerei,  Branntweinbrennerei  und  Destillation. 
Hier  verblieben  die  französischen  Einrichtungen,  daher  bei  den 
Kleinverkäufem  mit  Steuerstufensätzen  nach  der  Bevölkerungsgrösse 
der  Gemeinde,  und  die  alten  Steuersätze  mit  Inbegriff  der  zwei 
Zofichlagzehntel,  auf  deutsche  Währung  umgerechnet. 

S.  Fin  III,  S.  771  ff.,  Kirsch,  Fin.arch.  B.  5,  S.  88  fl'.,  Art.  Schanksteuer  von 
G.  V.  Mayr.  im  Wörterb.  d.  Verwalt.  I,  404,  Leydsäcker,  Zölle  u.  s.  w.  II,  558. 
Zasammenstellung  der  geltenden  Bestimmungen  in  „Dienstvorschriften'*  1876.  Viertel- 
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jähriger  Steuersatz  von  Kleinverkäufern  yon  Getränken  in  Gemeinden  mit  unter  4000  Ein- 
wohnern 1  M.  44  Pf.,  im  Ganzen  8  Stufensätzc,  die  höchsten  4  M.  80  Pf.,  in  Ge- 
meinden mit  über  50.000  Einwohnern,  Qaartalsatz  far  Grosshändler  ?on  Getränken 
allgemein  12  M.,  für  Bierbrauer  im  Unterelsass  12  M.,  im  übrigen  Beicbsland  7  M. 
20  Pf.,  fUr  Branntweinbrenner  und  Destillateure  2  M.  40  Pf. 

Theils  aus  consum-  und  wirthshauspolizeilichen ,  theils  aach 
mit  aus  fiscalischen  Rücksichten  und  in  Verbindung  mit  der  Herab- 
setzung der  Weinsteuer  auf  die  Hälfte  hat  diese  Gesetzgebung 
später  speciell  für  den  Kleinverkauf  von  geistigen  Ge- 
tränken aller  Art  (Branntwein,  Likör,  Wein,  Obstwein,  Bier, 
Meth)  wesentliche  Veränderungen  durch  das  Gesetz  vom  5.  Mai 
1880  erfahren.  Seitdem  ist  diese  Licenzsteuer  auch  für  die  Landes- 
finanzen von  weit  grösserer  Erheblichkeit  geworden.  Vorher  nn- 
bedeutend  ist  der  Ertrag  durch  diese  Umänderung  auf  mehr  als 
das  Zehnfache,  auf  die  Hälfte  des  Biersteuerertrags  und  auf  mehr 
als  den  nach  der  Ermässigung  des  Satzes  verbliebenen  Weinsteuer- 
ertrag gestiegen,  gegenwärtig  (1900)  auf  l^s  Mill.  Mark  neben 
376  ^'on  Bier  und  V/^  von  Wein.  Die  Reform  characterisirt  sich 
also  als  theilweiser  Ersatz  der  indirecten  Weinverbranchssteoer  in 
der  Form  der  Wein -Versandsteuer  durch  eine  directe,  gewerbe- 
steuerartige, auch  mit  als  fortdauernde  Goncessionsabgabe  flir 
Schankbetrieb  erscheinende  Steuer  der  Schankgewerbe. 
Die  Licenzsteuersätze  sind  sehr  erheblich  erhöbt  worden ,  unter 
Beibehaltung  von  Ortsstufensätzen,  aber  nunmehr  nur  3,  mit  Bil- 
dung von  communalen  Steuercontingenten ,  die  aus  der  Multiplica- 
tion  eines  Mittelsatzes  mit  der  Zahl  der  Steuerpflichtigen  sich 
ergeben,  Festhaltung  von  Minimalsätzen  in  jeder  der  3  Ortsclassen 
und  Repartition  des  Contingents  auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen 
nach  Umfang  und  Beschaffenheit  ihres  Geschäftsbetriebs.  Also  eine 
Einrichtung,  ähnlich  derjenigen  der  älteren  und  der  noch  bestehen- 
den preussischen  Gewerbesteuer.  Sie  hat  indessen  wegen  der 
Höhe  der  Steuersätze  und  der  manchfach  zufälligen  und  willkübr- 
liehen  Gestaltung  der  individuellen  Steuerschuldigkeiten  viel  Oppo- 
sition, zumal  bei  den  Wirthen,  gefunden.  Der  eine  Zweck  des 
Gesetzes,  Verminderung  der  Schanklocale,  ist  nur  in  geringem 
Maasse  und  vorübergehend  erreicht  worden,  der  finanzielle  voll- 
ständig. Für  einzelne  besondere  Fälle  sind  spätere  Ermässigangen 
der  Sätze  eingetreten. 

Im  Gesetz  yom  5.  Mai  1880  (Ausf.-V.  yom  6.  Mai)  wurden  für  die  Kleinver- 
käufer  geistiger  Getränke,  d.  h.  die,  welche  die  Getränke  zam  Verzehren  am  Platze 
oder  in  Mengen  unter  15  1.  über  die  Strasse  verkaufen,  drei  Gemeindedaascn ,  onter 
2000,  2—10.000  und  über  10.000  Einwohnern  gebüdct,  mit  Mittel-  und  Minimals&tzea 
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für  das  Quartal  7011  25  and  15,  50  und  25,  75  und  30  M.  Die  Steaerpflichtigen 
jeder  einzelnen  Gemeinde  haben  das  Communalcontingent  auter  sich  aufzubringen. 
Die  Einschätzung  der  einzelnen  Pflichtigen  in  die  zu  bildenden  Steuerclasscn  erfolgt 
durch  die  Bepartltoren  der  directen  Steuern  ausschliesslich  nach  Umfang  und  Beschaifen- 
heit  des  Geschäftsbetriebs.  Frei  sind  diejenigen  Grundbesitzer  und  Pächter,  die  aus 
ihrer  eigenen  Ernte  herrührenden  Trauben-  oder  Obstwein,  Hefe,  Trester,  Obst, 
Beerenfirttchte ,  Enzian  zu  Branntwein  verarbeiten  und  in  Mengen  von  3  1.  und  dar- 
über verkaufen.  Kleinverkauf  nur  von  denaturirtem  Branntwein  ist  frei.  Betrieb  des 
Eieinverkaufis  der  Getränke  ohne  vorherige  Entrichtung  der  Gebühr  wird  mit  dem  Vier  • 
Cacben,  im  Rückfall  mit  dem  Achtfachen  der  hinterzogenen  QnartalgebUhr  bedroht.  — 
Beschwerden  gegen  die  Veranlagung  entscheidet  endgÜtig  der  Bezirksrath.  Die  Novelle 
vom  23.  März  1882  ermöglichte  massigere  Sätze  für  einige  besondere  Fälle  (Wirth- 
Schäften  in  abgelegenen  Gegenden  und  in  kleineren  Orten  mit  nur  1  Wirthschaft  und 
für  gelegentlichen  Ausschank).  Auch  eine  gesetzliche  Bestimmung  aus  1888  verfügte 
eine  Ausnahme.  Ein  Gesetz  vom  27.  Juni  1894  verpflichtete  auch  Gonsumvereino 
anter  den  Voraussetzungen  des  Gesetzes  von  1889  zor  Zahlung  der  Licenzabgaben. 
Die  Kleinverkäufer  nicht -geistiger  Getränke  (Kafleehäusor  u.  dgl.)  zahlen  die  alten 
Gebühren  des  früheren  Gesetzes.  S.  Kirsch  a.  a.  0.  S.  622  ff.,  der  die  Steuer  von 
1880  mehr  bemängelt,  G.  v.  Mayr,  Art.  Schanksteuer  im  Wörterb.  d.  Verw.  II,  404. 

Die  Licenzgebtthren  sind  eine  EiDnahme  der  Landescasse,  also 
Staatssteaern  nnd  bilden  als  solche  im  deatschen  Staatssteaerrecht 
der  Gegenwart  eine  Singolarität 

Erhalten  haben  sich  im  reichsländischen  Stenerrecht  aus  der 
französischen  Zeit  anch  noch  kleine  Stempelabgaben  für  die  Be- 
zettelangen in  der  indirecten  Bestenernng  (nnd  im  Octroi). 

Das  Reichsland  bezieht  so  gegenwärtig  (1900)  aus  seinen  eigenen 
indirecten  Verbrauchssteuern  etwa  den  halben  Betrag  seiner  directen 
Stenem  (6.2  gegen  12.5  Mill.  Mark),  ohne  die  Antheile  an  den 
Reichssteuem  und  ohne  die  VergfitUDgen  für  die  Erhebung  und  Ver- 
waltnng  der  Zölle  und  Reichssteuem:  eine  im  Vergleich  mit  den 
norddeutschen  Einzelstaaten  wieder  günstigere  Lage,  da  so  die 
directen  Steuern  niedriger  gehalten  werden  können.  Der  im  Ver- 
gleich mit  den  anderen  süddeutschen  Staaten  massigere  Ertrag  der 
Biersteuer  wird  durch  die  Weinsteuer  und  die  Licenzsteuer  aus- 
geglichen. Dank  der  Ergiebigkeit  der  folgenden  Steuerkategorie 
ist  die  Finanzlage  im  Reichslande  noch  günstiger. 

§.  120.  Die  Verkehrssteuern  einschliesslich  Erb- 
schaftssteuer, insbesondere  letztere.  Mit  dem  der  neueren 
deutschen  wissenschaftlichen  Terminologie  (Stein)  entnommenen 
Namen  „Verkehrssteuern''  wurden  von  der  deutschen  Verwaltung 
die  französischen  Registrirungsabgaben  (Enregistrement),  Erbschafts- 
steuer, Stempelgefälle,  ausserdem  auch  noch  gerichtliche  Strafen 
und  Gebühren  und  sonstige  Strafen  und  verwandte  Einnahmen 
zusammenfassend  bezeichnet  und  bilden  diese  Abgaben  u.  s.  w.  nun- 
mehr unter  diesem  Namen  eine  Rubrik  im  Einnahmebudget  des 
Reichslands.  Auf  diesem  aus  der  französischen  Zeit  herrührenden. 
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in  bekannter  Weise  sehr  umfassenden  und  snperfiscalisch  aus- 
gebildeten Besteaerungsgebiete  sind  aber  wichtige  AendemDgen 
erfolgt  durch  die  Ausscheidung  der  Erbschaftssteuer  an« 
dem  Enregistrement  und  die  selbständige  Ausgestaltung 
dieser  Steuer  (1889,  1900).  Im  Uebrigen  sind  die  Stempel 
durch  den  Uebergang  einiger  Zweige  an  das  Reich  and  die  Ent- 
wicklung des  Reichsstempel  Wesens  verändert  worden  und  ein  neues 
Stempelgesetz  hat  1897  das  Stempelrecht  codificirt  und  fort- 
gebildet. Eine  ähnliche  legislative  Maassregel  auf  dem  Gebiete  der 
Registrirungsabgaben  steht  noch  aus,  aber  bevor.  Die  Ge- 
richtskosten sind  durch  die  Reichsgesetzgebung  beeinflnsst 
worden. 

Das  Wichtigste  ist  die  Reform  der  Erbschaftssteuer. 
Diese  bildete  wesentlich  ein  Glied  der  Handänderungs-  oder  Besitz- 
wecbselabgaben  des  französischen  Enregistrementssystems ,  mit 
Abstufung  der  Steuersätze  nach  der  Verwandtscbaftsnähe  and  Nicht- 
Verwandtschaft,  aber  eine  Abgabe  vom  ganzen  sogen,  rohen  Erb- 
schai'ts betrag,  ohne  Abzug  der  Schulden  und  Lasten.  Bei  der  Ver- 
schiedenheit der  Verschuldungsverhältnisse,  besonders  nach  Besitz- 
arten, weit  mehr  bei  unbeweglichem  als  bei  beweglichem  Besitz,  und 
nach  Einzelfällen  wirkt  eine  solche  Besteuerung  des  ganzen  rohen 
Wertbs  der  Erbschaften  auch  wieder  wesentlich  verschieden  im 
Einzelnen,  besonders  drückend  beim  Grundbesitz.  Darin  liegt  ein 
Hauptmangel  des  französischen  Rechts,  den  man  auch  dort  seit 
lange  beseitigen  will,  allerdings  nicht  ohne  Opposition,  da  Mancbe 
au  dem  Character  der  Steuer  als  Besitzwechselabgabe  festhalten 
wollen  und  die  Berechtigung  jenes  Abzugs  deshalb  bestreiten. 

S.  Fio.  III,  §.241,  £rg.hefc  §.  15,  dio  dort  gen.  Schrift  von  Mathieu-Bodet. 
eiüem  Gegner  dos  Abzugs.  Der  im  Erg.beft  mitgetheilto  bedeotsame  RcformpUft 
Poincarc's,  die  Abstufung  des  Steuersatzes  auch  nach  der  Höhe  der  Erbschaft 
bezw.  der  anfallenden  Erbportion  und  die  Gewährung  des  Schnidabzngs  (mit  Aus- 
nahmen), ist  immer  noch  nicht  gesetzlich  erledigt  worden. 

In  diesem  Nichtabzug  der  Schulden  und  Lasten  wurde  im 
Eeichslande  von  der  Bevölkerung  und  der  Regierung  ein  Haupt- 
mangel des  bestehenden  Rechts  gesehen  und  wesentlich  zur  Ab- 
stellung dieses  Mangels  ist  die  Steuer  reformirt  durch  das  Gesetz 
vom  12.  Juni  1889,  aus  dem  Enregistrement  mit  seinen  Besitx- 
wechselabgaben  ausgeschieden  und  zu  einer  reinen  ,,Bereicheiiing8- 
Steuer^'  gemacht  worden.  Dabei  hat  man  zugleich  einen  andereo 
Mangel  des  französischen  Rechts,  dass  nemlich  das  bewegliche 
Vermögen  sich  in  grossem  Umfang  der  Stenerpflicht  zu  entziehe 
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weiss  nnd  es  der  Stenerbehörde  an  Mitteln  fehlt ,  solche  Hinter- 
ziehnngen  zu  hindern,  za  beseitigen  gesacht,  wozn  noch  ein  be- 
sonderes Gesetz  (vom  28.  Mai  1888)  die  Handhaben  verschaffte. 
Aber  an  zwei  principiell  nnd  practisch  abweichenden  Normen  des 
französischen  Stenerrechts  von  den  im  Dentschen  Reich  sonst  üb- 
lichen Normen  der  Erbschaftssteuer  wnrde  mit  Recht  festgehalten, 
nemlich  an  der  Stenerpflicht  aach  der  directen  Linie,  auch  der 
Descendenten ,  der  Kinder  n.  s.  w.  und  an  derjenigen  der  Ehe- 
gatten. Auf  dieser  Steuerpflichtigkeit  und  auf  den  etwas  höheren, 
schon  im  französischen  Recht  enthaltenen  Steuersätzen  beruht  auch 
die  grössere  finanzielle  Ergiebigkeit  der  Steuer  im  Vergleich  mit 
anderen  deutschen  Staaten.  Auch  die  nicht  überall  bei  uns  vor- 
handene Schenkungssteuer  ist  bestehen  geblieben,  aber  im  Rahmen 
des  Enregistrement  (Schenkungen  unter  Lebenden,  auch  elterliche 
Voraustheilungen).  Jüngst  ist  dann,  1899/1900,  ein  neues  Gesetz 
über  die  Steuer  zu  Stande  gekommen.  Es  handelte  sich  dabei 
wesentlich  nur  um  eine  neuere  Fassung  des  früheren  Gesetzes,  um 
den  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  Rechnung  zu 
tragen,  wie  in  anderen  jüngst  erlassenen  deutschen  Erbschafts- 
steuergesetzen. Dabei  sind  aber  auch  auf  Grund  der  bisherigen 
Erfahrungen  mit  dem  1889er  Gesetz  einzelne  sachliche  Ver- 
änderungen darin  erfolgt. 

S.  das  Gesetz  Tom  12.  Juni  1889  aoch  im  FiD.arch.  B.  10,  S.  269  ff.,  Aus- 
fUhrDiigsbestimiDQDgeii  ?oin  19.  Jani  bezw.  6.  Aug.  1889,  eb.  S.276  ff.,  Vorlage,  Be- 
ibrüDdüDfi^,  YerhandluDgeii  im  Landesausschiiss  1889.  Aufsatz  von  Carl  über  das 
Gesetz  Fiii.arch.  ob.  S.  241  ff.  Commentar  von  Hollerith,  1889,  von  Jacobs, 
1890.  Yergleicbung  der  Abweichungen  in  dem  neuen  Gesetz  mit  den  französischen 
Bestimmungen  im  Bull,  de  stat  1889.  II,  S.  78  ff.  in  den  Noten,  s.  auch  Erg.heft  zu 
B.  in  der  Fin.,  S.  91.  Dazu  noch  Gesetz  betr.  die  Strafsachen  der  Enre^istrement- 
Yerwaltung  vom  28.  Mai  1888  mit  AusfUhrungsbestimmungen  vom  7.  Juni  1888,  eben- 
falls im  Fin.arch.  B.  10,  S.  278  ff.  Zu  vergleichen  ist  die  Darstellung  der  französischen 
Erbschaftssteuer  in  Fin.  III,  §.  241.  Hier  nur  einige  Bemerkungen  über  die 
Neuerungen  des  Gesetzes  und  über  einzelne  Hauptponcte.  Für  alles  Weitere  ist  auf 
das  Gesetz  selbst  und  besonders  den  Aufsatz  von  Carl  zu  verweisen,  dem  hier  in 
Einigem  gefolgt  wird. 

Grundlage  und  Einrichtung  der  Steuer,  auch  Organisation  der  Ver- 
waltung sind  geblieben,  doch  auch  in  formeller  Hinsicht  Anschluss  an  die  neueren 
deutschen  Erbschaftasteuergesetze  erfolgt.  Steuerpflichtig  ist  jeder  Erwerb  von 
HachlaasvermOgen  unter  erbrechtlichem  Titel,  zu  Eigenthum,  Kutzniessung,  Genuss  in 
Folge  Yon  Todesfall  (oder,  unter  Umständen,  von  ihm  gleichgeltender  Abwesenheit), 
einschliesslich  Schenkungen  auf  Todesfall.  Wie  der  Uebergang  des  Nachlasses  nach 
franzOsiscbem  Becht  ohne  Weiteres  an  den  zur  Erbschaft  Berufenen  erfolgt,  so  tritt 
«uch  die  Steuerpflicht  des  letzteren  sofort  ein,  ohne  dass  es  für  Beides  einer  aus- 
drücklichen Willenserklärung  oder  erfolgten  Besitzergreifung  des  Erben  u.  s.  w.  bedarf. 
Nur  ein  rechtswirksamer  Verzicht  befreit  den  Erben  daher  von  der  Steuerpflicht. 
Wie  bisher  ist  jede  Erbschaft,  Legat  steuerpflichtig.  Im  Entwurfewaren  gewisse 
Befreiungen  beabsichtigt  gewesen,  so  wegen  Kleinheit  des  Betrags  Anfälle  an 
Kinder  und  deren  Abkömmlinge  und  an  Ehegatten  bis  1000  M.  reinen  Werths  an 
Kind  oder  Gatte,  auch  Anfälle  bis  500  M.  an  HausstandsangehOrige  und  im  Dienst 
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stehende  Personen  u.  a.  m.  Diese  Befreiungen  sind  charactorisüscher  Weise  io 
Landesansschuss  nicbt  angenommen  worden,  weil  jeder  Erbe  zu  den  Lasten  des  Staats 
einmal  beitragen  solle  und  weil  auch  die  Steuer  Fon  den  Erbschaften  in  gerader  Linie 
bisher  in  allen  Kreisen  der  Bevölkerung  leicht  und  ohne  Klagen  getragen  worden  sei. 
Eine  für  die  allgemeine  Lage  der  Erbschaftssteuerpflichtigkeit  der  Desc^ndeoten  io 
Deutschland  beachtenswerthc  Auffassung.  Der  Steuertarif  ist  im  Ganzen  der  alte 
geblieben,  die  Zuschläge  im  französischen  Kecht  waren  schon  1873  beseitigt  worden, 
es  galten  und  gelten  daher  die  alten  Normalsätze,  die  aber  wegen  der  Gewähr  des 
Schuldenabzugs  reell  sich  in  vielen  Fällen  verringert  haben.  Sie  sind  1  %  ^^^  ^^^' 
wandte  der  geraden  Linie,  3  fUr  Ehegatten,  GVa  f<^  Geschwister,  Geschwisterkinder 
(Neffen  und  Nichten)  und  Elterngcschwister  (Onkel,  Tanten),  7  für  Seitenrerwandte 
des  4.  Grads,  8  für  solche  des  5.— 12.  Grads,  9  für  alle  anderen  Fälle  Diese  Sätze 
sind  besonders  in  der  nächsten  Seitenlinie  höher,  als  meist  sonst  in  Deutschland  aiid 
erklären  mit  der  Steuerpflichtigkeit  der  directen  Linie,  namentlich  der  Kinder,  und 
der  Ehegatten  die  grössere  Einträglichkeit  der  Erbschaftssteuer  im  Keichslande,  da 
die  Wohlhabenheit  hier  nicht  grösser  sein  wird,  als  in  anderen  besseren  deatachen 
Landen.  Der  Abzug  von  Schulden  und  Lasten  von  der  Erbschaft  ist  ein  ganz 
allgemeiner,  ohne  Beschränkung  auf  bestimmte  Schuldarton.  Die  Steuer  ist  daher  nnr 
von  demjenigen  Betrage  zu  entrichten,  um  welchen  deijenige,  dem  der  Anfall  xo- 
kommt,  durch  denselben  reicher  wird  (§.3,  Abs.  1).  In  Betreff  der  Beziehungen 
zum  Auslande  befolgt  das  franzöaische  und  demnach  das  bisherige  reichsUndische 
Kecht  den  sogen.  Grundsatz  der  Territorialität,  wonach  Liegenschaften,  körper- 
liche und  unkörperliche  bewegliche  Wcrtho  im  Inland,  auch  zu  einem  ausländischen 
Nachlast  irehörige,  immer  steuerpflichtig,  im  Ausland  liegende,  auch  zu  einem  inlän- 
dischen Nachlass  gehörige,  mit  Ausnahme  unkörperlicher  beweglicher  Werthe,  immer 
steuerfrei  sind.  Kur  Liegenschaften  und  diesen  gleichstehende  Rechte  ist  es  bei  diesem 
Grundsatz  geblii'ben.  ohne  Rücksicht  auf  Wohnsitz  oder  Staatsangehörigkeit  des  Erb- 
lassers (^Gesetz  §.  5).  l-nkörperlichc  bewegliche  Werthc,  welche  zu  einem  inländischen 
Nachlass  gehören,  waren  dagegen  bisher  steuerpflichtig,  auch  wenn  sie  sich  im  Aus- 
lände befanden.  Jetzt  ist  für  bewegliches  Vermögen  im  Princip  der  Grundsatz  der 
Personalität  angenommen  worden,  wonach  im  Allgemeinen  der  Wohnsitz  dos 
Erblassers  über  die  Steuerpflichtigkeit  entscheidet.  Lag  dieser  Wohnsitz  im  Reichs- 
laiiile.  so  ist  daher  dieser  Nachlass  steuerpflichtig,  demnach  auch  bei  Ausländen,  bg 
er  nicht  im  Keichslande,  so  ist  er  steuerfrei  (§.  6,  7.  mit  weiterer  Gasnistik  und  unter 
Umständen  Gewährung  des  Rechts,  die  irezahlte  fremde  Erbschaftssteuer  in  Abzog 
zu  bringen,  s.  auch  Carl  a.a.O.  S.  250).  Als  steuerpflichtiger  Worth  gilt 
dl  r  sogen,  gemeine  Werth  am  Todestage,  doch  bei  Liegenschaften,  wie  bisher,  der 
'20f:ii'he  Jabresertra^.  indessen  nur,  wenn  keine  Schulden  vorhanden,  oder  die  nach 
dem  Wertlio  geschätzten  Liegenschaften  hinreichen,  um  die  hypothekarischen  und  die 
das  bewevrliche  Vermögen  übersteigenden  sonstigen  Schulden  zu  decken.  AndemfaUs 
ertolut  BiTochnung  nach  dem  gemeinen  Werth.  Der  Erbe  hat  dabei  die  Wahl 
Wi'un  er  auf  Sohuldabzug  verzichtet,  kann  er  die  Berechnung  nach  dem  20fachen 
EitraiT  verlangen.  Die  Be>timmung  begünstigt  besonders  schwach  rentables,  aber  hoch 
im  Preise  stehendes  ländliches  Grundeigenthum.  Baustellen  ohne  entsprechenden 
Knrag  >iiul  immer  nach  dem  gemeinen  Werth  zu  schätzen.  Bei  der  WerthberechnoBg 
von  immerwährenden  und  zeitweiÜrren  Nutzungen,  Leistungen,  Renten,  Zeit-  und  Leib- 
reiiicn  >iiKl  einige  Aendeningen  eingetreten  ^Gesetz  §.  10 — 12,  Carl  a.  a.  0.  S.  252). 
An  Stolle  des  bisher  hier  zu  Grunde  gelerten  Zinsfusses  Fon  5%  ist  jetzt  der  Ton 
4  "^  ^  gi.'Sit/t.  woiluroh  sich  der  steuerpflichtige  Werth  entsprechend  erhöht.  Bei  Leib- 
renion  u.  dgl..  wo  bi^he^  allgemein  das  10  fache  als  steuerpflichtiger  W*erth  galt,  wild 
jetzt  die  Wertliborechnung  mit  Rücksicht  auf  das  Lebensalter  des  Erben  vorgenommen. 
Hl  min.  d:L>i  LMncIio  bei  über  ^0 jährigen,  in  m.^x.  das  18 fache  bei  bis  15jährigen, 
nach  einer  Soah  im  Gesetz  (fii.  11«.  Eine  wesentliche  Verbesserung,  darch 
«eiche  eine  Hürte  dc>  französischen  Kechfs  beseitigt  wurde,  ist  in  dem  Fall  ein- 
u  etreten .  wo  K  i  c  e  u  t  h  u  m  nacktes^  und  N  u  t  z  n  i  e  s s u  o  g  an  rerschiedene  Personen 
iui  Kil^wege  gehingiii.  Bisher  be>tand  hier  DoppelbesteueroDg,  insofern  beide  Pe^ 
>o:ien  voll  >teuer{>riichtig  war^n.  der  Erbe  des  Eigeuthums  fUr  dessen  Tollen  Werth,  ohne 
.\bjug  dis  Werths  der  Nnt/niessui];:.  also  event.  Steuer  far  eineu  ihm  niemals  zu  Gate 
komuieiuL-ii  Wertli  zi:  /.il:len  hA:te.  In  Consei\uenz  des  Grundsatzes  Ton  Lastenabzog 
uiid   des  Char;icteis   der  Steuer  als  Bereicherungssteuer  ist  jetzt  (§.  18)  ausdracUich 
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Vermögen^  dessen  Notzniessung  einem  Dritten  zusteht,  um  den  nach  §.  10  berechneten 
eigens  steuerpflichtigen    Werth   dieser  Nutzung    geringer   anzuschlagen.     Die  Steuer 
trifft  den  Erwerber  des  steuerpflichtigen  Nachlasses,  doch  sind  Erben  und  Miterben, 
auch  Vermftchtniss-  und  Schenknehmer  persönlich  und  sammtirerbindlich  fUr  die  Go- 
sammtsteu erschuld  haftbar,  aber  nur  bis  zum  erlangten  BereicheransTfibctrage  (§.  20). 
Auch  haften,  was  dem  bisherigen  Recht  fremd  war,  gesetzliche  Vertreter  der  Erben, 
BeTollm ächtigte,  Nachlass?erwalter,  Testamentsvollstrecker  u.  s.  w.  persönlich  für  die 
Steuer,  wenn  sie  vor  deren  Entrichtung  oder  Sicherstellung  Erbschaften  oder  Theile 
davon  ausantworteten  und  die  Steuereintreibnng  gegen  die  Pflichtigen  nicht  erfolgen 
kann  (§.21,  eine  Neuerung).  Die  Grundlage  des  Veranlagungsverfahrens  bildet 
eine  obligatorische  Steuererklärung  der  Erben  u.  s.  w.  und  die  Einreichung 
Ton  Nachlassverzeichnissen  (§.24,  25  u.  ff.).    Die  Erklärung  ist  im  NormalfaÜ 
binnen  6  Monaten  abzageben,  und  zwar  an  die  fUr  die  Steuer  competent  gebliebenen 
Enregistrements -Einnehmereien    (jetzige  sogen.  Verkehrssteuerämter), 
bezw.  an  die  zuständige  (§.  22).  Die  Bezirke  dieser  Aemter  decken  sich  in  der  Segel 
mit  denen  der  Amtsgerichte.  Dies  und  das  Vorhandensein  zahlreicherer  und  kleinerer 
Aemter,  statt  der  für  grössere  Bezirke  fungirenden  besonderen  Erbschaftssteuerämter 
in  anderen  deutschen  Staaten  (Preussen)  entspricht  dem  weiten  Umfang  der  erbschafts- 
steuerpflichtigen Personen  (ganze  directe  Linie,  Gatten)  und  den  tlbrigen  Functionen 
dieser  Aemter,  welche  die  letzteren  mit  Vermögensverhältnissen.  Rechtsgeschäften  der 
Bezirksbewohner  sonst  schon  in  vielfache  Beziehung  bringen.   Das  ist  für  die  Thätig- 
keit  in  Erbschaftssteuersachen  von  Werth.    Insofern  hat  diese  Organisation   und  das 
Bestehen  des  Enregistrement  auch  eine  gewisse  allgemeine  principielle  Bedeutung  für 
die  Frage   der  Einrichtung  einer  auf  die  nächsten  Verwandten  ausgedehnten  Erb- 
schaftssteuer.   Die  Bürgermeister  haben  vierteljährlich  den  Registerämtern  Verzeich- 
nisse der  Sterbefälle  einzureichen  (§.  23).    Das  Amt  berechnet  den  Steuerbetrag,  den 
der  Pflichtige  sofort  mit  Abgabe  seiner  Erklärung  zu   entrichten  hat  (i^.  24).    Der 
Steuerbehörde  sind  die  genügenden  Befugnisse  zur  Controle.  zur  Forderung 
von  Beweismitteln  gegeben  (§.  27,  28).     Wenn  gütliche  Einijtung  nicht  erzielt 
wird  und  Verdacht  einer  Unvollständigkeit  oder  Unrichtigkeit  der  Erklärung  verbleibt, 
kann   der  Steuerdirector  beim  zuständigen  Amtsgericht  die  Abnahme  eidesstatt- 
licher Versicherungen  der  Richtigkeit  der  Angaben  veranlassen  (§.  29).    Ver- 
bleibende und  nicht  durch  Ausgleich  zu  behebende  Meinungsverschiedenheiten  zwischen 
Behörde  und  Pflichtigen    über  Werth-   und   Ertragsaniraben  sind  durch   Ab- 
schätzung   nach   den  Vorschriften  für  die  Registergebübren  betrefis  Werth-  und 
Ertragsermittlung  von  Liegenschaften  zu  erledigen  (§.  30)     Ausnahmsweise  kann  auf 
Antrag  des  Pflichtigen   von  Vorlage   von  Verzeichnissen  und  Einzelermittlnngen   ab- 
gesehen und  ein  „Abkommen''  über  die  Steuer  getroffen  werden  (§.  31).    Für  die 
Einziehung  der  Steuer,  die  Zulässigkeit  und  Form  des  Rechtswegs  für 
Einwendungen  und  für  die  Ansprüche  auf  Rückerstattung  zu  Unrecht  erhobener  Steuern 
gelten  die  bezüglichen  Vorschriften  über  Enrcgistrcmentsgebühren  (§.  32).  Die  Ver- 
jährungsfristen sind  die  bisherigen  (für  verschiedene  Fälle  2,  5,  10  Jahre,  §.33). 
Die  Strafbestimmungen  sind  thcils  etwas  verschärft,  theils  etwas  gemildert  worden 
(§.  34),  Unterlassung  der  rechtzeitigen  Steuererklärung  und  der  Vorlage  des  Masse- 
Terzeichnisses  sind  mit  dem  halben  Steuerbetrag  bedroht,  wissentliche  zu  geringe 
Angabe  von  Werthen   und  Erträgen   mit  dem   einfachen  Stcuerbetrag  (immer  ausser 
diesem  selbst),  andere  unrichtige  Angaben  und  Verschweignngen  mit  dem  doppelten. 
In  gewissen  Fällen  treten  nur  Ordnungsstrafen  ein.   Auch  für  das  Strafverfahren 
und  für  die  Befugniss  zum  Erlass  und  zur  Minderung  der  Strafen  gelten  die  Be- 
stimmungen für  die  Registergebühren  (§.  36).    Um  gewissen  reichsgerichtlichen  Ent- 
scheidungen ober  die  Auffassung  von  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  über 
die  Erhebung  öffentlicher  Abgaben  als  „Strafsachen"'  Rechnung  zu  tragen,  ist  durch 
ein  reichsländisches  Gesetz  vom  28.  Mai  1888  ein  besonderes  Verwaltungs verfahren 
eingeführt  worden,    welches  auch   für  die  Erbschaftssteuer  zur  Anwendung  kommt 
(8.  Carl,  S.  265). 

Trotz  der  BeibehaltoDg  der  früheren  Steuersätze  und  der  Ge- 
wäbrnDg  des  Schuldabzugs  von  der  steuerpflichtigen  Erbschaft  ist 
eher  eine  Erhöhung,  als  eine  Verringerung  des  Steuerertrags  ein- 
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getreten.  Das  Gesetz  hat  also  wenigstens  keinen  finanziellen  Nach- 
tbeil gehabt.  Bei  den  Zufälligkeiten  im  Erbgang  ist  freilich  bei 
dieser  Steuer  aus  dem  Ertrage  in  einzelnen  Jahren  kein  sicherer 
Schluss  auf  die  Wirkung  des  Gesetzes  zu  ziehen. 

Die  Abändeningcn  des  Gesetzes  von  1889  sind  im  Jahre  1900  in  Form  einer  Novelle 
erfolgt.  Vorlage  in  der  XXV.  Session  1898,  1899  des  Landesansschosses,  Nr.  22  Tom 
1.  Mai  1899  und  wiederholt  gleichlautend  in  der  XXVI.  Session  1900,  Nr.  4  Fom  1.  Febr. 
1900,  Commissionsbcricht,  Drucksache  Nr.  73.  Verhandlungen  März,  April  1900.  (Pobli- 
cation,  daher  Datum  dieses  Gesetzes  stand  beim  Abschluss  dieses  Abschnitts  noch  aus. 
jedenfalls  Frtthjahr  1900.)  Das  Hauptziel  der  Novelle  war,  wie  bemerkt,  das  Gesetz  den 
Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  anzupassen.  Es  ist  nicht  ohne  Interesse, 
das  näher  in  der  Vorlage  und  deren  Begründung  zu  verfolgen,  um  die  Verschieden- 
heiten zwischen  dem  Code  civil  und  dem  Deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuch  dann 
zu  Studiren,  was  indessen  hier  in  der  Finanzwissenschaft  nicht  za  geschehen  hat. 
Von  den  theils  mit  unter  dem  Einfluss  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches,  thdls  nnabhingig 
davon  erfolgten  und  im  Landesausschuss  meistens  angenommenen  sachlichen  Ver- 
änderungen des  früheren  Gesetzes  sind  folgende  bemerkonsworth.  Die  Pille  des  Ein- 
tritts der  Erbschaftssteuer  sind  genauer  pr&cisirt  und  specialisirt,  dabei  ist  namentlich 
der  Fall  von  Erwerb  von  Eigenthum  oder  Nutzungsrechten  in  Folge  von  Lebensve^ 
sicherungs-  und  Leibrenten  vertragen,  sofern  die  Zuwendung  vom  Tode  des  Zuwendenden 
abhängig  ist  und  für  den  Empfänger  der  Leistung  unentgeltlich  erfolgt  (§.  1  c),  und 
der  Fall  des  Erlöschens  einer  Stiftung  und  des  Anfalls  des  StiftungsvermOgens  an  die 
gesetzlichen  Erben  des  Stifters  (§.1  d)  ausdrücklich  als  erbschaftsstenerpitichtig  im 
Gesetze  hervorgehoben  worden.  Dem  D.  B.  G.  B.  gemäss  sind  femer  die  VerhältniMe 
der  Erbschaftssteuer  bei  fortgesetzter  Gütergemeinschaft  einer  besonderen  Regelang 
unterzogen  worden  (§.  1  a  der  Novelle).  Eine  principiell  wichtige  und  pnictisch  wohl 
nicht  unwesentliche  Erweiterung  hat  die  Erbschaftssteuerpflicht  anf  sog.  Hand- 
geschenke, die  kurz  vor  dem  Tode  eines  Erblassers  erfolgt  sind,  erfahren  (Novelle 
§.  1  b).  Es  sollte  dadurch  etwas  dem  bekannten  Debelstand  begegnet  werden,  di» 
nicht  nur  überhaupt  bei  den  Registrirungsabgaben  im  Verkehrssteuersystem  das  un- 
bewegliche Vermögen  rechtlich  und  thatsächlich  wesentlich  schwerer  belastet  und 
sicherer  getroffen  wird,  als  das  bewegliche  —  nach  der  „Begründung**  der  Novelle 
war  im  Keichsland  der  Ertrag  dieser  Abgaben  von  Uebertragungen  unbeweglichen 
Vermögens  unter  lästigem  Titel  1897/8  4.9  Mill.,  beweglichen  Vermögens  nar  840.000. 
incl.  45.000  betreffende  Reichsstempel  zusammen  noch  nicht  900.000  M.  — ,  sondern 
dass  auch  bei  der  Erbschaftssteuer  trotz  der  grundsätzlich  gleichen  Bestenening  beider 
Vermögensarten  doch  wohl  factisch  das  bewegliche  sich  in  grösserem  Um&ng  der 
Steuerpflicht  entzieht,  bei  den  Schenkungen  vollends.  Im  Durchschnitt  von  1891.92 
bis  1897/98  hat  das  zinstragende  bewegliche  Vermögen,  das  muthmaasslich  bedentend 
grösser  ist  als  das  unbewegliche  Vermögen  (sammt  Mobilien),  51.5,  letzteres  48.5*« 
vom  Ertrag  der  Erbschaftssteuer  aufgebracht.  Nach  dem  französischen  Giviliecht  hätte 
eigentlich  jede  Schenkung  zu  ihrer  Giltigkeit  einer  notariellen  Beorknndang  bedurft 
und  wäre  dann  steuerpflichtig  gewesen.  Aber  die  Praxis  hatte  doch  allgemein  HaDd- 
gcschenke  zugelassen,  die  mit  der  Entwicklung  des  beweglichen  Vermögens  riel 
wichtiger  wurden.  Auch  die  Erbschaftsbesteuerung  dieses  Vermögens  und  der  Ertrtg 
dieser  Steuer  wurden  nachtheilig  beeinflusst,  wenn,  mit  Rücksicht  auf  die  Nähe  des 
Todes  des  Erblassers  und  um  seine  Erben  von  der  Erbschaftesteuer  zo  befreien,  in 
umfänglichem  Maasse  das  bewegliche  Vermögen  den  Erben  schenknngsweisc  übe^ 
lassen  wurde.  Während  eine  umfassendere  Besteuerung  der  Handgeschenke  erentudl 
bei  einer  Reform  der  die  Schenkungssteuer  mit  umfassenden  Registerabgaben  zn  be- 
wirken war,  wollte  die  Novelle  wenigstens  die  angedeuteten  Fälle  der  Erbachaflssteuer- 
pflicht  mit  unterziehen  (s.  Begründung  zu  §.  1  b).  Es  sollten  daher  «,SchenknngeD, 
welche  ohne  gerichtliche  oder  notanelie  Beurkundung  oder  Anerkennung  mit  Rücksicht 
auf  das  erfolgte  Ableben  des  Schenkers  erfolgt  8ind'%  der  Erbschaftssteuer  nnterUegen. 
Im  Zweifel  sollten  als  solche  Schenkungen  die  gelten,  welche  innerhalb  der  letzten 
18  Monate  vor  dem  Tode  des  Schenkers  vollzogen  seien,  nicht  länger  zurückliegende. 
Diese  Bestimmung  ist  auch  in  das  Gesetz  gekommen,  nur  etwas  anders  ge£asst  und 
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mit  Beschränkung  der  Frist  auf  6  Moiiate  zurück  (.^ZuwendungcQ ,  welche  ohne 
registrirungspflichtige  Beurkundung  oder  Anerkeniiung  innerhalb  der  letzten  6  Monate 
?or  dem  Tode  des  Erblassers  vollzogen  worden  sind,  unterliegen  der  Erbschaftssteuer"*, 
§.  1,  b  der  Norelle).  Wichtige  Fälle  solcher  Zuwendungen  sind  aber  allgemein 
befreit,  so  Zuwendungen  zur  Ausstattung  von  Abkömmlingen  bei  der  Eheschliessung 
oder  bei  der  Ergreifung  eines  selbständigen  Berufs,  regelmässig  wiederkehrende  Zu- 
wendungen an  Verwandte  zur  Bestreitung  des  standefgemässen  Lebensunterhalts  oder 
Zur  Unterstützung  in  Nothlagen  nnd  überhaupt  Zuwendungen,  die  fUr  den  einzelnen 
Beschenkten  1000  M.  im  Ganzen  nicht  übersteigen.  —  Den  Bestimmungen  des 
D.  B.  G.  B.,  welche  dem  überlebenden  Ehegatten  ein  gesetzliches  Erbrocht  und  ein 
Pflichttheilsrecht  einräumen,  sich  anpassend,  ist  in  der  Novelle  eine  Ermässigung  des 
3  %igen  Ehegatten-Steuersatzes  auf  den  Satz  der  Kinder,  1  7o«  eingetreten,  wenn  der 
Gatte  neben  Abkömmlingen  zur  Erbschaft  berufen  ist,  insoweit  der  Anfall  den  gesetz- 
lichen Erbtheil  nicht  übersteigt  (§.  3,  Abs.  1  unter  a  der  Novelle).  Um  zu  verhüten, 
dass  bei  Zuwendungen  an  uneheliche  Kinder  Seitens  des  diese  erweislich  anerkennen- 
den Vaters  nicht  der  Steuersatz  von  9  7o  ^^^  Nichtverwandte  eintritt,  ist  jetzt  für  diese 
Fälle  (inbegriffen  Abkömmlinge  des  unehelichen  Kindet»)  ein  eigener  neuer  Steuersatz 
Yon  4  7o  i^  den  Tarif  eingeschoben  worden  (Novelle  §.  2 ,  Abs.  1 ,  bei  b).  Da  das 
D.  B.  G.  B.,  in  Abweichung  vom  Code  civil,  keine  Beschränkung  der  gesetzlichen 
Erbfolge  der  Seiten  verwandten  kennt,  ist  die  bibhorige  Bestimmung,  dass  Seitenver- 
wandte des  5. — 12.  Grades  8  7o  zu  zahlen  haben ,  wörtlich  nicht  aufrecht  zu  halten, 
aber  dem  Sinne  nach  doch  berechtigt.  Es  ist  jetzt  dieser  Satz  für  Seitenverwandto 
des  5.  nnd  6.  Grades  statuirt,  weitero  zahlen  9  Vo  (Novelle  §.  2,  Abs.  1,  unter  c).  Bei 
den  Verhandlungen  im  Landesausschuss  ist  auch  einmal  von  einem  Abgeordneten  der 
Abstufung  des  Steuerfusses  in  der  directen  Linie  nach  der  Höbe  der  Erbschaft  ge- 
dacht, doch  die  Sache  ist  nicht  weiter  verfolgt  worden.  Dagegen  hat  man  bei  dem 
geringen  fiscalischen  Interesse  und  um  Milderungen  eintreten  zu  lassen,  auch  um  die 
Verwaltungsarbeit  zu  vereinfachen,  im  Landesausschuss  jetzt  die  1889  abgelehnte  Be- 
stimmung in  das  Gesetz  gebracht,  dass  Erbschaften  in  gerader  Linie  und  unter  Ehe- 
gatten bis  zum  reinen  Betrage  von  1000  M.  steuerfrei  sind  (Novelle  §.  2,  a):  einer  der 
bisher  seltenen  Fälle,  wo  in  diesem  Ausschuss  die  „socialen*'  Rücksichten  deutscher 
Gesetzgebung  über  die  formalistisch  gleiche  Behandlung  aller  Fälle  nach  französischen 
Anschauungen  gesiegt  haben.  —  Unter  den  sonstigen,  wesentlich  nur  formellen 
Aenderungen  in  der  Novelle  sind  noch  die  in  §.6,  7  beachtenswerth ,  worin  die 
Normen  für  die  Steuerpflicht  in  Beziehungen  zum  Auslande  neu  und  klarer 
gefasst  werden,  femer  in  §.  9.  wo  die  Fälle  der  Besteuerung  der  Grundstücke  nach 
dem  Werth,  statt  nach  dem  Ertrag  genauer  präcisirt  worden  sind,  endlich  in  §.  18, 
wo  die  Fälle  des  Vorhandenseins  von  Vor-  und  Nacherben  im  B.  G.  B.  berücksichtigt 
werden.  —  Das  Gesetz  tritt  mit  dem  Verkündigungstage,  1900,  in  Kraft,  für  alle  Au- 
mie  nach  31.  Dcc.  1899. 

§.  121.  Stempel,  Registrirangsabgaben  a.  dgl.  Ver- 
kehrssteuern  nnd  gewisse  Gebühren  nnd  gebtihrenartige  Abgaben 
stehen  im  französischen  Steuerrecht  in  näherem  Zusammenhang 
ond  gegenseitiger  Ergänzung  (Fin.  III,  S.  502  ff.).  Der  Stempel, 
meist  in  niedrigeren  festen  Sätzen,  besonders  als  Dimensions- 
stempel, auch  als  QnittUDgsstempel  für  Zahlungen  an  öffentliche 
Cassen,  für  Steuer-  und  Octroibezettlurgen  (10  Pf.),  aber  auch  als 
Proportionalabgabe  (Schuldscheine)  ist  die  finanziell  unwichtigere 
Abgabe,  die  Registrirungsabgaben  sind  im  Ertrage  und  nach  dem 
Umfang  der  zu  registrirenden  Rechtsgeschäfte  die  Hauptsache,  so 
in  Frankreich  seit  lange  und  noch  beute  und  so  auch  noch  in 
Elsass-Lothringen  (Stempelertrag  c.  Vs?  Registerabgabenertrag  c.  Vs» 
jetzt  850.000  und  5.8  Mill.  Mark). 
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Die   Benutzung  des  Stempels  als  Form  der  Erhebung  von 
Gebühren  und  mehr  gebühren-  als   steuerartigen  Abgaben,  regel- 
inUssig   unter  Gebrauch   von  Stempel papier,   hat  in  der  dentschen 
Zeit   Einschränkungen   erfahren,    besonders  bei  gerichtliehen  An- 
gelegenheiten, im   Hypothekenwesen,  wo  der  Stempel   durch  die 
Baarzahlung   ersetzt  worden  ist.    Verschiedene  Abänderungen  des 
geltenden  französischen  Hanptgesetzes  über  Stempel  vom  13.  Brnm. 
VII  (13.  Nov.  1798)  und   der  sonst  geltenden  Bestimmungen  des 
französischen   Stempelrechts   sind  theils  in  Folge   der  Einftthmog 
der  Reichsstempelgesetze,   theils   unabhängig  davon   von  1871  an 
erfolgt,   u.  A.  durch  Gesetz  vom  23.  Mai  1873  die  IV2  Zuschlags- 
zchntel  zu  allen  Abgaben  der  Enregistrements Verwaltung  aufgehoben 
worden.  Ein  allgemeines  neues  Gesetz  vom  21.  Juni  1897  ist  eine 
Codification   des  bestehenden  Rechts  mit  Veränderungen  nicht  so- 
wohl in  fiscalischer  Tendenz,  als  in  derjenigen  besserer  Vertheilnog 
der  Steuerlast.    Für  den  Stempel  als  Form   der  Verkehrs- 
steuer ist  dabei   die  Anwendung  des  Diroensionsstempels  in  den 
bisherigen  Sätzen  verblieben,   nur  sind  ausser  den  SchuldscheiDen 
jetzt  auch  die  Versicherungsverträge  einem  niedrigen  Proportional- 
fitempel  unterworfen  worden,  sofern  nicht  die  wie  bisher  zulässige 
Besteuerung    mittelst    facultativen    Abkommens    zwischen    Steuer- 
behörde und  Gesellschaft  Platz  greift.    Die  übrigen  Veränderungen 
des   Stempels    als   Verkehrssteuer  haben  nur  formale   Bedeutung. 
Die   Fassung  des  Gesetzes   ist  den  veränderten  Verhältnissen  an- 
j;epasst  worden.    Soweit  der  Stempel  aber  eine  Gebühr  darstellt, 
bringt  das  neue  Gesetz  wesentliche  Veränderungen.   Der  Dimensions- 
stcmpel   ist  fast  überall  beseitigt  und  durch  eine  „dem  Inhalt  und 
möglichst  dem  Werth   des  Geschäfts   angepasste  Abgabe   ersetzt" 
(Jacob).     Dies  Gesetz   von    1897   ist  an  Stelle  der  noch  geltenden 
französischen    einschlagenden   Stempelgesetze   und   auch   einzelner 
Bestimmungen  aus  der  deutschen  Zeit  getreten  (Ges.  v.  1897,  §.  65). 

S.  über  (Kis  französische  Stcmpelwcscn  Fiii.  III,  §.  226 — 235,  über  das  reichs- 
lüiulischc  vor  der  Codification  von  1807  Jacob,  die  Gesetze  über  EnrcgistrcmeDts-. 
Stempel-,  Hypoiliekenfrebühren  und  ähnliclio  Abgaben  in  Elsass  -  Lothringen ,  1S78, 
worin  auch  die  Voroidnunpcn  und  Gcüct/e  seit  der  deutschen  Verwaltung,  S.  303ti', 
337  11".  Das  letzte  französische  Gesetz,  dessen  Giltigkeit  für  Elsass- Lothringen  an- 
erkannt wurde,  ist  das  gleich  nach  Einführung  der  Republik  erlassene  Dccrct  rom 
5.  Sept.  1871,  welches  die  Stempelsteuer  von  Zeitungen  und  anderen  Yeröfrentlichongea 
aufhebt  (Jacob  a.  a.  0.  S.  o03.  336^  Ferner  Jacob,  Art.  Stempelsteuer  in  Elsas»- 
Lothrintren  im  W'nrterb.  d.  Verwalt.  II,  549  und  Erg.b.  III,  267,  Vorlage  des  Stempcl- 
i^e^etzes  im  Lan^le^auschuss  März  1807,  Nr.  4,  Verhandlungen  darüber,  s.  besonders 
V.  Schraut's  Kedo  bei  der  1.  Lesung,  10.  MTirz  1897.  Jacob  (ohne  XameD) 
Commcntar  zum  Stempel;resetz  von  1807  (1808).  Einführungsbestimmuniren  zu  dies^eni 
tie<ctz  vom  9.  Febr.  1808  (eb.  S.  43),  VoUzuffsan Weisung  7om  10.  Febr.  1898  (eb.  S.  50). 
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Verfügung  betr.  Kegistrirungs-  und  Stempelabgabe  von  notariellen  Beglaubigongen 
von  Unterschriften  vom  17.  Feburar  1898  (eb.  S.  101),  dgl.  betr.  Entrichtung  de» 
Stempels  für  Versicherungsverträge  vom  9.  März  1898  (eb.  S.  103).  Die  in  der 
deutschen  Zeit  eingetretenen  und  geltend  gebliebenen  Veränderungen  (s.  auch  Gesetz 
vom  27.  Mai  1888,  betr.  Enregistremcnts-  und  Stempelgebühren)  sind  in  das  neue 
Gesetz  von  1897  übergegangen.  Für  die  jetzt  geltenden  Normen  und  Steuersätze  ist 
auf  das  Gesetz  selbst  zu  verweisen.  Wichtigere  Positionen  stellt  Jacob  im  3.  Erg.b. 
des  WOrterb.  d.  Vervalt  S.  268  ö'.  zusammen. 

Das  Gesetz  bildet  folgende  Rubriken:  Gerichtliche  Urkunden  (so  für  Ein- 
tragungen in  die  Handelsregister,  Fixstempel,  doch  bei  Acticn-  und  Actiencommandit-, 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  und  Commanditgesellschaften  ohne  Actlen 
für  jede  angefangene  weitere  Million  des  Kapitals  der  gleiche  Satz  von  bezw.  100 
und  50  M.,  §-2);  Kamenveränderungen  und  Ehedispense  (Fixstcmpel,  ziem- 
lich hohe  Sätze,  500  M.  für  erstere,  200  und  100  M.  für  verschiedene  Fälle  der 
letzteren);  Urkunden  der  Notare  (hier  besteht  für  die  der  Regi.strirungsabgabe 
unterliegenden  Urkunden,  auch  für  die  Bepertorien  und  Wechselprotcstregister  der 
Dimensionsstempel,  vom  Blatt  der  Normalgrösse  40  Pf.);  bei  Ausfertigung  notarieller 
Urkunden  tritt  eine  Gombination  von  Wcrth-  und  Dimensionsstempel  ein,  indem  für  jeden 
Bosren  der  NormalgrOsso  der  Stempelsatz  nach  Werthstufen  steigt,  von  20  Pf.  bei 
Werthen  bis  200  M.  auf  1  M.  50  Pf.  bei  solchen  über  10.000  M.,  einfache  Ab- 
schriften und  Auszüge  stehen  den  Ausfertigungen  gleich,  §.  7);  Urkunden  der  Ge- 
richtsvollzieher (die  der  Rcgistrirungsabgabe  unterworfenen  tragen  auch  den 
Dimensionsstempel,  §.  8);  die  umfangreichste  Rubrik  ist  die  der  Urkunden  der 
Verwaltungsbehörden,  Gemeinden  und  öffentlichen  Anstalten  (die 
registrirungspflichtigen  Urkunden  [Verträge]  unterliegen  dem  Dimensionsstempel;  die 
nicht  der  Rcgistrirung  unterworfenen  Urkunden  zerfallen  in  eine  grö>sere  Reihe  von 
Abtheilnngen  und  Unterabtheilungen  meist  mit  einfachen  Fixstempeln,  ausnahmsweise 
mit  Stufenstempeln  nach  dem  Werth  des  Objects.  Hauptabtheilungen:  die  gewerbe- 
polizeilichen Erlaubnissertheilungcn  mit  vielen  Unterabtheilungen,  z.  B.  bei  gewerb* 
liehen  Anlagen  Werthstufenstempcl  [1  M.  bis  200  M.  bei  Anlagekostcn  unter  2000 
und  über  300.000  M.,  Wandergewerbeschein  1  M..  Betrieb  der  Gast-  und  Schank- 
wirthschaft  u.  s.  w.  5  M  ].  Errichtung  neuer  Apotheken  1000  M.,  dann  wasserpolizei- 
liche, forstpolizeiliche  Genehmigungen,  Leichenpässe  [5  M.],  Vereine  [Wohlthätigkeits- 
und  wissenschaftliche  5,  sonst  20  M.],  sonstige  polizeiliche  Genehmigungen,  Stempel- 
gebührcn  im  Bergwesen  [u.  A.  bei  Verleihung  von  Bergwerkseigenthum  auf  Eisenerze 
1000,  auf  Steinsdz  und  Soolqucllen  500,  auf  sonstige  Minerale  100  M.],  in  Mineral- 
quellensachcn ;  bei  Pässen  und  Legitimationspapieren  [40  Pf.,  Gowcrbelegitimations- 
kartcn  der  Handlungsreisendcn  2  M.],  Naturalisationsurkunden  [20  M.,  bei  Dürftigkeit 
herab  bis  1  M. !],  Entlassungen  aus  Staatsangehörigkeit,  Bescheinigungen,  Zeugnisse 
[mit  vielen  Befreiungen,  §.  33,  Beglaubigungen  [40  Pf,  stempelfrei  Beglaubigung  von 
Unterschriften  durch  Verwaltungsbehörden],  Darlehnsvertrage  von  Gemeinden  und 
öffentlichen  Anstalten,  auch  Abschriften  und  Auszüge  aus  Urkunden  für  Privatpersonen 
auf  Antrag  [Ausfertigungsstempel  wie  bei  notariellen  Urkunden,  Dimensionsstempel  mit 
Werthstufen,  §.  35,  36,  7],  Register  [Repertorien  der  Gemeinden,  öllentlichcn  Anstalten, 
dafür  der  reine  Dimensionsstempel,  auch  Hauptbücher  der  Gemeinden-  und  Anstalts- 
cftssen,  diese  mit  1  M.  für  das  Blatt,  §.  37];  Privaturkunden,  sie  unterliegen  im 
Allgemeinen,  vorbehaltlich  Ausnahmen,  dem  reinen  DiuLensionsstempel  (so  z.  B.  Ver- 
träge, Vollmachten,  Testamente  u.  v.  A.  m.,  auch  Briefe,  Auszüge  aus  Handelsbüchcrn, 
wenn  dieselben  amtlich  beglaubigt,  zugestellt  oder  öffentlichen  Urkunden  zu  Grunde 
gelegt  werden  sollen:  dabei  mancherlei  Befreiunu:en,  so  z.  B.  für  Quittungen,  Schul-, 
Dienstboten-,  Lehrzeugnisse  gewerblicher  Arbeiter,  ärztliche  Zeugnisse) ;  Eingaben  und 
Gesuche  an  Behörden  sind  jetzt  im  Allgemeinen  stempelfrci,  nur  wenige  noch  stempel- 
pflichtig, so  die  in  Bezug  auf  Scbuldbuchsachen,  die  den  Dimensionsstempel  tragen, 
auch,  wenn  es  sich  um  Steueransätze  über  25  M.  handelt,  die  Einwendungen,  Ein- 
sprüche, Berufungen  in  Sachen  der  Gebäude-.  Gewerbe-,  Wandergewerbe-.  Wander- 
lager-, Bergworkssteuer  (doch  nicht  unbedenklich!  $j.  39):  Schuldscheine  sind  allgemein 
einem  Proportionalstempel  von  5  Pf.  von  100  M.,  also  von  V2  Tausendstel,  daher 
doch  sehr  niedrig,  unter  Anlegung  von  Siufensätzeu  unterworfen,  ebenso,  wenn  der 
Werth  des  Pfandes  weniger  als  der  Darlchensbctrag  ist,  Lombarddarlehen,  andernfalls, 
also   im   gewöhnlichen  Falle,   tragen  solche  Darlehen   den   reinen  Dimensionsstempel 
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unter  Lebenden  in  eine  feste  Abgabe  von  80  Pf.  verwandelt).  Das  Gesetz  vom  24.  Juli 
1889,  betr.  Grundeigenthum,  Hypothekenvesen  u.  s.  w.  enthält  im  Abschnitt  18  einige 
neue  Bestimmungen  über  Abgaben.  So  können  kleine  Eigenthnmswechsel 
von  Immobilien  unter  Lebenden  danach  bis  zum  Werthe  von  1000  M.  mit  einem 
erm&ssigten  Dimensionsstempel  (bis  200  M.  20  Pf.,  2—500  M.  40  Pf.,  500—1000  M. 
80  Pf.)  für  den  Bogen  mittleren  Formats  belogt  werden.  Die  Hypotheken- 
gebühren  (s.  die  französischen  Bestimmungen  in  Fin.  III,  §.  219)  wurden  neu  ge- 
ordnet durch  Gesetz  vom  24.  Joli  1889.  Die  verhältnissmässige  Gebühr  wurde  auf 
10  Pf.  von  100  M.  Werth  [1  7oo)  bestimmt.  Dazu  tritt  noch  eine  Abstafangsgebübr 
von  50  Pf.  bis  500 ,  von  1  M.  von  500 — 1000  M.  u.  s.  w.  in  ferneren  Stufen .  von 
10  M.  von  10.000—50.000  M..  von  20  M.  von  über  50.000  M.  Werth.  Zu  erwähnen 
ist  auch  hier  das  oben  schon  genannte  Gesetz  vom  28.  Mai  1888,  betr.  Strafsachen 
der  Enregistrementsverwaltung.  —  Ueber  Gerichtskosten  6.  das  Ausfubrongsgesetz 
vom  3.  April  1880  zum  Rcichs-Gerichtskostengesetz,  Gesetz,  betr.  Kosten  in  Gmndbucb- 
sachen  vom  22.  Juni  1891  (Sätze  und  sonstige  Bestimmungen  dieselben  wie  im  Gesetz 
von  1889  über  Hypothekengebühren).    Gesetz  vom  15.  Juni  1888,  §.  63. 

Allgemeinere,  den  finanziellen  Ertrag  vermindernde  Reformen 
des  Enregistrements,  welche  an  sich  erwünscht  wären,  hängen  wohl 
von  dem  finanziellen  Erfolg  vorausgehender  Reformen  der  directen 
Besteuerung,  daher  namentlich  der  Kapitalrenten*  und  Lohn-  und 
Besoldungssteuer  und  dem  Eintreten  dieser  Steuer  an  Stelle  der 
Personal-  und  Mobiliarsteuer,  ferner  von  ergiebigen  Reformen  der 
indirecten  Reichssteuern  ab,  wodurch  grössere  Zahlungen  des 
Reichs  an  die  Einzelstaaten  ermöglicht  werden.  Am  Nothwendig- 
sten  erscheint  die  Herabsetzung  der  hohen  Besitzwechselabgabe 
für  agrarisches  Grundeigenthum. 
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§.  122.  Entwicklung  der  Steuererträge  im  Reichs- 
land. 

Mancherlei  Material  ist  in  den  oben  S.  374  erwähnten,  auch  in  den  Annalen 
des  Deutschen  Reichs  zu  findenden  umfänglichen  Verwaltungsberichten,  in  der  Deuk- 
schrift  über  die  Finanzen  von  Elsass- Lothringen  bis  1876,  fortdauernd  in  den  Berichten 
der  Steuerdircctoren,  in  den  Papieren  des  Landesausschusses,  den  Vorlagen  über 
Finanzsachen  und  SteuergesetzentwUrfe  enthalten.  S.  die  Debersicht  der  Einnahmen 
1873,  81,  94,  96,  nach  dem  „Ist*%  bei  Hertzog  in  den  Jahrb.  f.  Natök.  1899, 
B.  72  (3.  F.  B.  17)  S.  813.  Wir  beschränken  uns  hier  auf  die  Statistik  der  Steuer- 
erträge. 

Die  ersten  Jahre,  1872,  1873,  sind  in  den  Voranschlägen  und  den  Ergebnisi^en 
noch  zu  sehr  durch  den  Uebergang  aus  den  alten  in  die  neuen  Verhältnisse  beein- 
fiusst  und  so  nicht  so  gut  für  die  Vergleichung  mit  den  späteren  Jahren  brauchbar. 
Besser  ist  es  daher,  mit  1874  zu  beginnen,  zu  dessen  Daten  die  ftlr  1876,  bis  wohin 
Alles  cousolidirt  war,  hinzugefügt  werden.    Die  folgenden  Zahlen  sind  Etatsziffem. 

(Tab.  66  8.  S.  427). 

Der  Landeshaushalt  des  Reichslands  ist  hiemach  in  starkem 
Maasse  von  vornherein  ein  steuerwirthschaftlicher  in  seioeo 
Einnahmen  gewesen  und  geblieben,  hierin  ähnlich  dem  französischen, 
aus  dem  er  entsprang,  und  in  viel  stärkerem  Maasse,  als  dies  die 
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Tab.  66.    H|aaptkatcgorioeii  dor  Einnahmen   des  Reichslands  ?oü  1874 

bis  1900  (in  1000  Mark).») 

1874  1876  1900 

r?    1.  Directe  Steuern 9.673  10.422  13.219 

i[-;    2.  ludirecte  Verbrauch .sieuora«)    .    .    .  5.490  4.740  8.705 

I  I    3.  Verkebrdsteuern») 10.179  9.338  10.814 

j      I.  Summe  Steuern  1—3 25.342  24.500  32.738 

4.  Forst?erwaltunff 2.862  3.988  3.311 

5.  Tabakmanufactur 800  601  150 

6.  Verschiedene  Yerw^altung^einnahmen  ^)  1.506  1.492  3.597 
IL  Summe,  andere  Einnahmen  4—6  .  5.168  5.081  7.058 

Summe  I  und  II 30.510  29.581  39.796 

Procente 

Steuern 83.1  82.8  82.0 

Andere  Einnahmen 16.9  17.2  18.0 

Progression 

Steuern 1000  967  1292 

Andere  Einnahmen 1000  983  1366 

AUe  Einnahmen 1000  970  1302 

anderen  deutschen  Landesbaushalte  sind.  Unter  Einrechnung  der 
hier  nicht  mit  einbezogenen  Antheile  an  den  Beichssteuern  würde 
dieser  Sachverhalt  noch  stärker  hervortreten.  Die  Erklärung  liegt 
mit  darin,  dass  dem  Land  ausser  den  Staatsforsten  ältere  privat- 
wirthschaftliche  Einnahmequellen  fast  ganz  fehlen  und  dass  es 
keine  Staatsbahnen  hat,  da  diese  im  Reicbslande  dem  Reiche  ge- 
hören. Die  Steigerung  der  Einnahmen  in  diesem  Vierteljahrhundert 
ist  im  Ganzen  eine  massige,  auch  diejenige  der  Steuererträge,  was 
anf  die  günstige  Finanzlage  hindeutet.  Letztere  ist  aber  wieder 
wesentlich  mit  auf  das  Fehlen  einer  bedeutenderen  eigenen  Staats- 
schuld zurückzuführen.  Die  Finanzlage  und  die  relativ  schwache 
Vermehrung  der  Steuererträge  erscheinen  noch  günstiger,  wenn 
man  bedenkt,  dass  das  Reichsland  wegen  des  eigenen  Bezugs 
seiner  Biersteuer  einen  stärkeren  Matricularbeitrag  an  das  Beich 

')  Steuern  und  verschiedene  Einnahmen  (Nr.  6)  brutto,  die  Posten  4  und  5  da- 
gegen netto,  weil  bei  dieben  die  Bruttoerträge  nicht  mit  den  anderen  Einnahmen  ver- 
gleichbar sind. 

^  Landessteuern  und  von  den  Zöllen  und  indirecteu  Beichssteuern  nur  die  Ver- 
gatungen  ftlr  Erhebung  u.  s.  w.  aus  der  Keichscasse. 

•)  Stempel,  Itegisterabgaben  einschliesslich  Erbschaftssteuer,  fUr  1874  und  1876, 
auch  einschliesslich  der  kleinen  Einnahmen  aus  dem  „domaine"  (Erlöse  fOrVerkäui'o 
u.  8.  w.),  die  später  unter  verschiedenen  Yerwaltungseinn ahmen  eingesetzt  sind,  dann  ein- 
schliesslich aller  Strafen,  auch  in  Zoll-  und  indirecter  Steuerverwaltung,  die  später 
getrennt  für  diese  Abgaben  und  fUr  Verkehrssteuern  gestellt  sind. 

*)  Nach  Abzug  der  im  Etat  hier  mit  stehenden  UebeischUsse  aus  früheren 
Jahren.  Die  hier  summirten  Einnahmen  rühren  aus  meist  gebuhrenartigeu  der  Ver- 
waltungszweigc  (Justiz,  Inneres,  Unterricht,  wirthschafiliche  Vcrwaltuugen  u.  s.  w), 
Auch  aas  Zinsen,  Zahlungen  des  Keichs  (doch  ohne  die  Herauszahiuugen  auf  dem 
Conto  der  Zölle  and  Verbrauchsseuem),  dann  jetzt  aus  der  Depositen  Verwaltung  her. 
Die  Steigerung  der  Einnahmen  seit  den  70er  Jahren  ist  gröäätentheiis  eine  reelie, 
aber  in  etwas  beruht  sie  auch  nur  auf  voUätändigerer  Aufnahme  solcher  Pusten  ins 
Budget  und  dann  auf  Einstellung  in  dieser  Abtheilung. 
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ZU  liefero   hat,   also  im   EflFect  eigentlich  nur  einen  Theil  seiner 
Biersteuer  selbst  behält. 

Die  folgende  Tabelle  67   stellt  die  Verbältnisse  der  einzelnen 
Steuern  dar. 

Tab.  67.    Erträge  (roh)  der  einzelnen  Landcsstcuern  des  EoicbsUnds, 

1874—1900.    (Etatszifforn  in  1000  Mark.) 

1874  1876  19«» 

I.  Directc  Stencrn 

iSSor  :;::::::  ^^t«      4389  {  3.m 

8.  Thür-  und  Fenstersteucr 1  424 

4.  Personal-  und  Mubiliarstcucr*)      .     .         1.498 

5.  Gewerbe- (Patcnt-)5teucr 1   ,  z^- 

6.  Wandergewerbesteuer /  ^ 

7.  Abgaben  von  Gütern  der  todten  Hand  336 

8.  Bergwerkssteuern \        nc 

9.  Sonstige  Einnahmen^) j 

10.  Z.i  Specialfonds  *> 367 

Summe  I 9  673 

II.  Indirecte  Steuern'*; 
11    Weinstcuer 1  760 

12.  Bieröteuer 1  756 

13.  Licenzen 136 

14.  Stempel  von  Bezetteluiigen    ....  1      orn 

15.  Sonstige  Einnahmen*) / 

Summe  II 3.924 

III.  Verkehrs  steuern*) 

16.  Registrirungsabgaben )  üakq 

17.  Erbschaftssteuer /  ^•'*'^^ 

18.  Stempelgefälle 1.443 


1.435 

3.495 

1.523 

2.067 

1737 

{ 

2.484 
184 

337 

392 

637 

{ 

158 
765 

364 

544 

10  422 

13.219 

1.317 

1.216 

1.609 

a222 

147 

1.667 

222 

r 

165 
254 

3.295 

6.523 

7.597 

{ 

5.800 
2600 

1473 

852 

*)  Bei  dieser  werden  auch  für  allgemeine  Staatszwecke  zum  Priocipalo,  wegen 
dessen  Niedrigkeit,  17  ^^  Zuschläge  erhoben,  die  hier  eingerechnet  sind. 

^)  Zwischen  1874  und  1876  haben  hier  Aenderungcn  in  den  BachüDffcn  statt- 
gefunden. In  1900  umfassen  die  sonstigen  Einnahmen:  Kosten  fUr  Aoi&te&ung  tod 
Heberollen  7000,  Benachrichtigungsgebühren  38.800,  Vergütung  der  Gern  ei  iiden  u.s.v. 
fiir  die  Verwaltung  ihrer  Gassen  durch  Staatsbeamte,  einschliesslich  der  Gcbühm 
für  Erhebung  der  Gemeindezuschläge,  sowie  der  Gebühren  für  Erhebung  der  Handeb- 
kammerabgaben  698.000,  Gebühren  für  Fortführungsvermessungen  in  Gemeinden  mit 
neuen  Katastern  18.300,  sonstige  Einnahmen  2570  M. 

^  Zu  Specialfonds:  nemlich  für  Wiederumlagen  (in  1900  37.600  M.),  Ausiill- 
fonds  von  den  4  directen  Steuern  (417.400  M.).  dsgl.  von  den  Bergweiisabgabco 
(28.000  M.),  landwirlhschaftlicher  Hilfsfonds  (66.395  M.). 

*)  Hier  ohne  die  in  Tab.  66  bei  den  indirecten  Verbrauchssteuern  mit  ein- 
gerechneten Vergütungen  der  Reich^cassc  für  Erhebung  der  indirecten  Steuern  und 
Zölle  a874  1.565.000,  1876  1.445.000,  1900  2.182.000  M..  woTon  17.000  M.  für  die 
Stempclabgaben).  Deshalb  weicht  die  Schlussziilcr  unter  II  und  die  des  GesammtbetnfS 
der  Steuererträge  in  Tab.  67  von  den  betreffenden  Ziffern  der  Tab.  66  ab. 

^)  „Sonstige  Einnahmen'*  in  1900:  aus  der  Etatskategorie  „eigene  Einnahmen 
der  Zoll-  und  Steuerverwaltung''  400  M.  Controlgebühr  von  Salz,  4300  Kiederlagegeld, 
19.300  Strafgelder  aus  Zoll-  und  Stenerprocessen .  verschiedene  Verwaltusgskotteo- 
bciiräge  90.900,  „verschiedene  Einnahmen"  49.050  M.  Femer  hier  in  der  Tabdle 
eingerechnet:  „Einnahme  für  Rechnung  anderer  Verwaltungen**,  nemlich  Gascmiruog»- 
k Ostenbeiträge  octroipflichtigcr  Gemeinden  90.224  M. 

^)  Bei  Nr.  16,  17,  18  einschliesslich  Strafen,  bei  18,  Stempel,  anch  einschliess- 
lich Pässe,  Jagderlaubn issscheine. 


Staatsstcuer-  Statistik.  429 

1874  1876  1900 

19.  Gerichtliche  Gchührcn,  Strafen')   .    .  \     „^7  q^q      /       1.540 

20.  Sonstige  Einnahmen«) f      ^t^  ^w      ^  22 

Samme  III 10.179  9.338  10.814 

Summe  I— HI 23.776  23.055  30.556 

Procente 

I.  Directc  Steuern 408  45.2  43.2 

II.  Indirecte 16.4  16.4  21.4 

III.  Verkehre    .,            42.8  43.1  35  4 

Auf  den  Kopf  Mark 

Directe  Steuern       6.32  6.81  7.77 

II.  Indirecte    „            2.56  2.15  3.84 

III.  Verkehre 6.65  6 10  6.36 

Summe 15.53  15.06  17.97 


In  den  Zahlen  der  Tabelle  68  spiegeln  sich  die  Einflüsse  der 
erfolgten  Steuerreformen  ab,  es  zeigt  sich  aber  auch,  welche 
Richtung  diese  Reformen  weiter  annehmen  müssen.  Die  bevor- 
stehende Umgestaltung  der  Personal-  und  Mobiliarsteaer  und  die 
Einfahrung  der  Kapitalrenten-  und  der  Lohn-  und  Besoldungssteuer 
findet  in  den  Zahlen  der  directen  Besteueraug  ihre  Begründung. 
Die  Besteuerung  des  beweglichen  Vermögens  und  der  persönlichen 
Arbeitseinkttnfte  steht  offenbar  gegenüber  derjenigen  des  Grund- 
besitzes in  der  directen  Besteuerung  noch  immer  ganz  zurück,  ähn- 
lich wie  in  Frankreich,  ein  Verhäitniss,  das  bei  Mitberücksichtigung 
der  Erbschaftssteuer  und  der  Registrirungsabgaben,  die  auch  wieder 
diesen  Besitz  vorwiegend  belasten  (s.  u.  Tab.  68),  noch  schärfer  her- 
vortritt. Bei  den  indirecten  Steuern  zeigt  sich  auch  hier,  wie  in  den 
andern  deutschen  Weinländeru,  die  steigende  finanzielle  Bedeutung  der 
Biersteuer  vor  der  Weinsteuer,  bei  der  allerdings  die  starke  Herab- 
setzung des  Steuersatzes  mit  eingewirkt  hat.  Die  Entwicklung  der 
Licenzerträge  beruht  auf  der  neuen  Gesetzgebung  darüber.  Mittelst 
der  Licenzsteuern  werden  Wein,  Bier  noch  einmal  und  ausserdem 
für  Landeszwecke  auch  Branntwein  getroffen,  letzterer  also  neben 
der  Reichssteuer  noch  für  die  Landesfinanzen  mit  besteuert.  Der 
Gesammtertrag  der  Verkehrssteuern  hat  sich  wenig  gehoben,  die 
wichtige  Reform  der  Erbschaftssteuer  und  des  Stempels  hat  also 
jedenfalls  nicht  einseitig  fiscaliscben  Zwecken  gedient.    Der  Ein- 


*)  Etatsmbrik:  gcrichtliclie  Strafen,  Gebühren,  erstattete  Auslagen  in  Straf-  nnd 
Cifilsacben,  auch,  erst  im  Etat  für  1900  hierher  aus  dem  Etat  der  JustizverwaltuDg 
Obertragen,  Hypothekengebühren  (280.000  M,).  Der  jcrösste  Theil  der  Einnahme 
rtihrt  von  Gerichtskosten  {\n  1900  1.500.000  M.)  und  davon  wieder  von  Gebühren  her 
(1.110.000  M). 

^)  Ans  erblosen  Hinterlassenschaften,  N'acantmassen ,  gerichtlich  eingezogenen 
herrenlosen  und  Fandgegenständen  nnd  ans  Eenten  5000,  aus  Strafen  bei  Disciplinar- 
sachen  700.  aus  Einnahmen  aus  dem  Verfahren  vor  dem  Kaiscrl.  Kath  und  den  Be- 
zirksräthen  2000  M.«  aus  verschiedenen  Einnahmen  14.000  M. 
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flass  einiger  Steuersatz-ErmässigUDgen  nnd  StenerbefreiuDgen  macht 
sich  dabei  auch  geltend.  Zum  Tbeil  sind  Registrirongsabgaben  ond 
Stempel  aber  auch  im  Ertrage  durch  die  deutschen  Jastizgesetze 
und  das  Gericbtskostenwesen  beeinflusst  und  die  Einnahmen  aas 
Gerichtskosten  an  Stelle  früherer  Einnahmen  ans  jenen  beiden 
Abgabezweigen  getreten. 

Die  Kelationen  der  drei  grossen  Steuerkategorieen  zu  einander 
haben  sich  in  den  Erträgen  etwas,  aber  doch  nicht  sehr  bedeutend 
geändert.  Die  indirecten  stellen  jetzt  eine  etwas  grössere  Quote 
in  Folge  der  Licenzgesetzgebung  dar.  Die  directen  haben  sich  in 
Folge  der  Reformen  relativ  etwas  im  Ertrag  erhöbt,  die  Verkehrs- 
steuern  vermindert.  Die  weitere  Durchführung  der  Reform  der 
directen  Steuern  wird  in  der  gleichen  Ricbtuug  wirken,  was  wohl 
gerechtfertigt  erscheint.  Uebrigens  ist  auch  hier  und  im  Vergleich 
zur  französischen  Zeit  nicht  zu  vergessen,  dass  eben  die  Zoll-  und 
Verbraucbssteuererträge ,  sowie  ein  Tbeil  der  Verkehrssteuereio- 
nahmen  auf  das  Deutsche  Reich  übergegangen  sind.  Unter  Ein- 
beziehung der  betreffenden  Posten  würden  sich  wesentlich  andere 
Relationen  der  drei  Steuerkategorieen  ergeben. 

Die  Kopfbelastungen  mit  Landessteuern  im  Ganzen  sind  nach 
deutschen  Verhältnissen  ziemlich  hoch,  aber  in  der  deatschen  Zeit 
nicht  sehr  stark  gestiegen,  weniger  als  in  anderen  deutschen 
Staaten,  was  die  günstige  Finanzlage  des  Reichslands  auch  von 
dieser  Seite  zeigt. 

Die  directen  Stcacrn  belasten  jetzt  den  Kopf  etwa  ebenso  hoch,  als  in  deii 
Nachbarländern  Baden  und  Württemberg,  sowie  in  Sachsen,  schwächer  ab  in  Hessen, 
erheblich  stärker,  als  nach  dem  allerdings  bei  diesen  grosseren  Staaten  nicht  ohne 
Weiteres  vergleichbaren  Durchscbnittssatz  in  Baiern  und  in  Preossen.  Die  indirectea 
Landessteuern  sind  trotz  der  auch  im  Keicbsland  bestehenden  eigenen  Biersteaer 
und  der  Weinstouer  nebst  den  Licenzen,  wesentlich  in  Folge  des  geringeren  Bier- 
consums,  trotz  hohen  Biersteoersatzes,  im  Kopfortrage  niedriger  als  in  Baden,  Warttem- 
bcrg  und  Baieru.  Nur  die  Verkehrssteuerbelastungen  sind  in  Folge  des  französischen 
Eiiregistremcnts  und  dessen  hoher  Sätze  und  der  ausgedehnten  Erbschaftsstcaerpflicht, 
wie  der  hohen  Sätze  in  dieser  Steuer,  besonders  fUr  die  n&beren  Seitonrerwandten. 
erheblich  höher  als  in  den  anderen  vergleichbaren  deutschen  Staaten.  (Zum  Vergleich 
s.  die  Daten  für  Preussen  S.  62,  Sachsen  S.  121,  Baiern  S.  182,  Württemberg 
S.  233,  Baden  S.  292.  Hessen  S.  355  oben.) 

Nur  für  diese  Verkehrsteuern  seien  wegen  der  Eigenartigkeit  der  Verhältnisse 
hier  noch  einige  weitere  statistische  Notizen  beigefügt  (nach  Drucksache  2,  25.  Sessioo, 
1898.  Daten  über  Erbschaftssteuer  auch  in  der  Vorlage  ?on  1889  und  danach  im 
Kin.arch.  B.  10,  S.  282).  Solche  Notizen  sind  aber  in  den  Landesausschnsspapieren  auch 
für  andere  Steuern  zu  finden  (s.  oben  über  einzelne  da?on  S.  378,  887,  897,  401,  402) 

Die  Erträge  der  Kep:isterabgaben  verthoilen  sich  auf  die  einzelnen  Kate- 
porien  steuerpflichtiger  Fälle  folpcndermaassen.    S.  Tab.  68  auf  S.  431. 

Vgl.  damit  die  Daten  für  Frankreich  in  Fin.  IH,  S.  523,  540.  Es  ergiebt  sich, 
dass  der  Ertrag  zu  V. — Vn  ^^^  ^^^  Uebertragungen  von  Eigenthum  unter  lästigem 
Titel  und  zu  ^'4  allein  aus  demjenigen  von  Liegenschaften  herrOhrt,  also  in  der  That  eine 
besondere  Belastung  des  Grundbesitzes  besteht,  ob  nnd  inwieweit  eine  gerechtfertigte. 


Staatssteaer  -  Statistik.  431 

Tab.  68.    Ertrag  der  Registerabgaben  im  Reich sland.    (1000  Mark.) 

I.  Yerbältnissmässige  Abgaben.  1892  1896 

1.  Uebertragangen  unter  lästigem  Titel 

a.  Fon  Liegenschaften 3.933  4.460 

b.  „  beweglichen  Sachen 362  395 

c.  „   Forderungen  ; 126  115 

Summe  1 4.421  4.970 

2.  Schenkungen  unter  Lebenden 

a.  in  gerader  Linie 275  249 

b.  unter  Gatten 1.2  0.7 

c.  in  der  Seitenlinie 46  37 

d.  unter  NichtTerwandten 24  36 

Summe  2 346  322 

3.  Andere  Fälle. 

a.  Pacht-  und  antichrct.  Vertrüge 49  39 

b.  Minderrersteigerungen  u.  Untern ebm.verträge    .    .  83  94 

c.  Schuld?erpflichtungen 209  365 

d.  Bürgschaften 42  38 

e.  Schuldbofrciungen  (Quittungen) 24  12 

Summe  3 407  547 

Summe  I 5.174  5.839 

II.  Feste  Gebühren. 

1.  Bürgerliche  und  Ycrwaltungsurkunden 146  154 

2.  Gerichtliche  Urkunden 27  26 

3.  GerichtsTollzieher-Urkunden 27  14 

Summe  11 200  194 

IlL  Strafen 26  20 

Summe  I— III 5.401  6.055 

ab  Herauszahlungen 25  26 

Rein- Einnahmen 5.377  6.029 

lässt  sich  nur  bestimmen,  wenn  man  ländliche  Grundstücke  und  städtische  Häuser  und 
Baustellen  und  bei  letzteren  beiden  den  wesentlich  nur  speculativen  und  sonstigen 
Besitzwcchsel  unterscheiden  könnte.  Unbedeutend  an  sich  und  im  Yerhältniss  zur 
Erbschaftssteuer  ist  der  Ertrag  der  Schenkungssteuer. 

Die  Erträge  der  Erbschaftssteuer  zeigt  die  Tab.  69.  Das  neue  Gesetz  von 
1889  trat  am  1.  Juli  1889  in  Kraft,  galt  daher  für  ^U  Ja^re  des  Jahres  1889  (d.  i. 
Finanzjahres  1.  April  1889/90).  Es  werden  hier  die  Daten  einer  Reihe  ?on  Jahren 
angegeben,  um  die  Schwankungen  der  Erträge  zu  zeigen. 

Tab.  69.    Erbschaftssteuerertrag  im  Reichsland  O'n  1000  Mark). 

Gerade  Ehe-  Seiten-  Nicht-  g^^^^^^  g^^^^ 

Linie  gatten  linic  verwandte 

1882  600  203  942  120  —  1.866 

1883  688  211  1037  296  —  2.282 

1884  585  187  904  145  —  1.821 

1885  639  232  1213  161  —  2.245 

1886  625       .    246  1116  176  -  2.164 

1887  616  188  1138  270  —  2.211 

1888  661  193  1292  207  —  2.352 

1889  666  200  1078  307  35.6  2  288 

1890  662  348  1289  367  403.4  2.70G 

1891  700  174  1145  403  438  2.465 

1892  882  215  1449  289  48.8  2.884 

1893  790  227  1362  368  28.7  2.775 

1894  810  216  1639  1478  30.3  4.173 

1895  625  234  1291  250  35.7  2.436 

1896  773  198  1418  387  28.2  2.805 

Vom  Gesammtertrag  gehen  noch  jährlich  kleine  Heranszahlungen  ab,  1892—96 
zwischen  24.000  und  8000  M.    Ein  besonders  deutlicher  Einfluss  des  Gesetzes  von 
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1889,  welches  den  Scholdabzofr  gest&ttete,  tritt  in  diesen  Daten  kaum  herror,  nur  in 
der  hohen  Strafsamme  in  1890  zeigt  er  sich.  Schwankungen  der  Ertrüge  der  ein- 
zelnen Kategoriecn  sind  natürlich,  halten  sich  aber  doch  absolat  und  meist  aach  relatir 
in  massigen  Grenzen  bei  der  geraden  Linie  und  den  Gatten,  stärker  sind  sie  in  beiderlei 
Hinsicht  aus  verständlichen  GrUndcn  bei  der  Seitenlinie  und  vollends  der  Nichtrer- 
wandten  unter  dem  Einfluss  von  wechselnder  Sterblichkeit,  Anfällen  aas  der  directeo 
Linie  hinaus  und  verschiedener  VermOgcnshöhe  (so  in  1894).  Aber  störend  fOr  die 
Finanzen,  wie  man  wohl  behauptet  hat,  sind  die  Ertragsschwankungen  im  Ganzen  doch 
nicht,  nicht  stärker  als  bei  andern  indirecten  Steuern.  Mar  das  eine  Jahr  1894  war 
durch  höhere  Eingänge  an  Steuer  in  der  Seitenlinie  und  unter  Nichtverwandten  im 
(icsammtertrag  weit  über  dem  Durchschnitt.  Von  diesem  Jahre  abgesehen,  komnit 
zwischen  ^4  Vs  des  Ertrags  auf  die  gerade  Linie,  noch  nicht  Yn  a^f  Gatten,  die 
Hälfte  auf  die  Seitenlinie,  ^9  ^Q^  Nichtverwandte. 

Die  jährlichen  Verwaltungs-  und  Erhebungskosten 
der  Steuern  gestatten  mit  den  Roherträgen  nur  bei  den  directeo 
Steuern  und  einigermaassen  bei  den  Verkehrssteuern  einen  Ver- 
gleich, da  sie  bei  den  indirecten  Steuern  (und  Zöllen)  sich  gleich 
mit  auf  die  Reichssteuern  beziehen.  Die  Kosten  siud  ziemlich  hoch. 

Sie  waren  bei  den  dircctcn  Steuern  1874  926.000  M.  oder  9.5  "/o  ^^  ^^^' 
citrags  (wohl  nach  anderer  Methode  der  Etatisirung  zuerst),  1876  1.513.000  M.  oder 
14.5  »'/n,  1900  1.691  000  M.  oder  12.8%,  bei  den  Verkehrssteuern  1900  1  440.000  M. 
oder  13  3%,  bei  den  indirecten  Steuern  und  Zöllen  190Q  3.551.000  M.,  wovon  die 
Keichscasse  2.182  000  M.  vergütet.  Rechnet  man  letzteren  Posten  ab,  so  würde  ein 
Kostenbetrag  von  1.369.000  M.  verbleiben  oder  21. 3  %  des  Rohertrags  (ab  Cascmirongs- 
beiträge),  —  übrigens  keine  einwandfreie  Rechnung. 


b.   Communalbesteuerung. 

§.  123.  Die  Comniunalkörper.  Im  Reichsland  giebt  e» 
zwei  Arten  öffentlicher  Körper  mit  gewissen  Selbstverwaltongs- 
bel'ugnissen,  welche  einen  eigenen  Haushalt  führen  und  besondere 
Steuern,  bezw.  Zuschläge  zu  den  Staatssteuern  für  eigene  Zwecke 
erheben:  die  Bezirke  und  die  Gemeinden.  Die  ersteren,  3, 
sind  an  die  Stelle  der  ehemaligen  französischen  Departements  ge- 
treten, sie  beruhen  im  Ganzen  noch  auf  dem  französischen  Recht 
dieser  Departements,  welches  in  Geltung  geblieben  und  bisher  cur 
in  geringem  Maasse  verändert  worden  ist.  An  die  Stelle  des  ehe- 
maligen Präfeclen  ist  der  Bezirkspräsident,  an  diejenige  des 
conseil  general  ist  der  Bezirkstag  in  jedem  Bezirk  getreten.  Die 
Gemeinden  sind  nicht*  in  Stadt-  und  Landgemeinden  unterscbiedeo, 
sondern  haben  aus  der  französischen  Zeit  ihre  einheitliche,  im 
Ganzen  gleichmässige  Verfassung  behalten.  Jflngst  ist  durch  Gesetz 
vom  6.  Juni  1895  eine  neue  Gemeindeordnung  erlassen  wordeo, 
in  w^elcher  den  grösseren  Gemeinden,  d.  h.  denjenigen  mit  über 
25.000  Einwohnern  und  diesen  unter  gewissen  Bedingungen  gleich- 
gestellten in  einer  Reihe  von  Puncten  eine  etwas  andere ,  freiere 
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StelloDg  und  weitere  Competenz  als  den  sonstigen,  demnach  als 
der  Masse  der  kleineren  Städte  nnd  ländlichen  Ortschaften,  gegeben 
worden  ist.  Die  Kreise,  welche  in  der  doppelten  Zahl,  22,  also 
durchschnittlich  der  halben  Grösse,  an  die  Stelle  der  ehemaligen 
11  Arrondissements  getreten  sind,  haben  nicht  den  Character  von 
eigentlichen  Selbstverwaltungskörpern ,  den  ihnen  im  Jahre  1878 
ein  Yom  Landesaasschnss  abgelehnter  Gesetzentwurf  geben  wollte, 
sondern  sind  im  Wesentlichen  nur  Verwaltungsabtheilungen,  wenn 
auch  mit  eigenen  Kreistagen  und  einigen  besonderen  Aufgaben. 
Die  Cantone  sind  rein  territoriale  Gebietsabtheilungen.  Es 
handelt  sich  daher  hier  für  uns  nur  um  die  Gemeinden  und  die 
Bezirke.  Hinsichtlich  deren  finanziellen  und  speciell  Besteuerungs- 
Verhältnisse,  soweit  sie  noch  auf  dem  französischen  Recht  beruhen, 
ist  wieder  bloss  auf  die  Darstellung  im  B.  III  der  Finanzwissen- 
scbaft  zu  verweisen.  Es  ist  demgemäss  im  Folgenden  vornerolich 
nur  auf  die  Bestimmungen  der  neuen  Gemeindeordnung  von  1895 
fiber  den  Haushalt  und  die  Besteuerung  der  Gemeinden  einzugehen. 

Ueber  die  Verwaltungsorganisation  im  Reichslande  im  Allgemeinen,  die  Beziehung 
zwischen  Central-,  Bezirks-,  Kreis-  und  Ortlicher  Verwaltung  s.  den  Artikel  von 
0.  Mayer  im  Wörterb.  d.  Verwalt,  Verwaltnngsorganisation  II,  779  ff.,  Bezirk  eb.  I, 
210,  Kreis  I,  870,  passim  Einzelnes  in  den  verschiedenen  Artikeln  über  Gcmcinde- 
Terhältnisse  eb.  in  B.  I,  so  über  Gemeindesteuern  in  dem  Art.  I,  533  von  v.  Rcitzen- 
stein,  Leoni,  Staatsrecht  Elsass-Lothringens,  S.  255  ff.,  v.  Rcichlin,  Gemeindc- 
gesetzgebong  in  Elsass-Lothringen,  2.  6 ,  1885.  Ueber  das  neue  Gemeindegesetz  von 
1895  Jolly  im  Wörterb.  d.  Verwalt.,  Erg.b.  III,  S.  109.  Dies  Gesetz  mit  Noten  in 
dem  sogen.  Möller*schen  grossen  Sammelwerk  der  elsass- lothringischen  Gesetze  von 
Althoff  0.  Gen.  B.  VI,  Commentar  von  Hallcy,  Gemeindeordnung  von  Elsass-Loth- 
ringen von  1895,  1897  (reichhaltig).  Zur  G.  0.  von  1895  die  Ausfuhrungsbestimmungen 
vom  25.  M&rz  1896  (Halley  S.  308  f! )  und  die  Anweisung  über  Gemeinderechnnngs- 
wesen  vom  30.  März  1897  (eb.  S.  326  ff.).  Deber  das  französische  Finanz-  und  Steuer- 
recht  für  Gemeinden  und  Departements  s.  Fin.  III,  S.  862—914.  (S.  884  ff.  über 
Octroi.)  Ueber  das  französische  Communalsteuersystem  v.  Reitzenstcin  in  den 
Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik  B.  XII,  S.  115  ff.,  ders.  bes.  über  Octroi  in 
den  Jahrbüchern  f.  Nat  ök.  B.  42,  S.  41  ff.,  B.  43,  S.  219  ff. 

Die  neue  Gemeindeordnung  gestattet,  dass  die  Kreishauptorto,  auch  wenn  sie 
unter  25.000  Einwohner  zählen,  nach  Bcschluss  des  Gemcinderaths  und  andere  kleinere 
Gemeinden  auf  Antrag  bei  der  Aufsichtsbehörde  den  Gemeinden  über  25.000  Ein- 
wohner gleichgestellt  werden.  Für  diese  giösseren  und  diese  ihnen  gleichgestellten 
Gemeinden  ergiebt  sich  aus  der  Gemeindeordnung  im  Allgemeinen  eine  etwas  freiere 
Bewegung  als  für  die  übrigen. 

§.  124.  Das  Gemeindefinanzwesen,  insbesondere 
die  Gemeindebesteuernng.  Die  französischen  Bestiromnngen 
sind  im  Ganzen  doch  auch  in  der  neuen  Gemeindeordnung  von 
1895  in  Geltung  geblieben,  so  dass  dieses  Gesetz  in  einer  Hinsicht 
nur  als  Codifieation  erscheint.  Doch  sind  auch  Veränderungen  ein- 
getreten,  von  denen  in  finanzwissenschaftlicher  wie  finanzpractischer 
Hinsicht   besonders    die    Beseitigung    des    Zwecksteuer- 
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cbaracters  und  demgemäss  der  Specialisirnng  nach  ein. 
zeben  Bedtirfniss-  bezw.  VerwenduDgszweeken  bei  den  Zuscblägen 
zu  den  directen  Staatssteuern  für  die  Deckung  der  ordentlieben 
Gemeindeausgaben  und  die  Ersetzung  dieser  Specialisirung  durch 
ein  System  einheitlicher  Zuschläge  zur  Deckung  dieser  Aus- 
gaben in  ihrer  Gesammtheit  (G.  0.  §.  66  und  AusfUhrungs- 
bestimmungen  dazu)  hervorzuheben  ist.  Nur  bei  den  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  ist  die  Specialisirung  der  Zuschläge 
nach  Zwecken  und  die  dem  entsprechende  Gemeindebeschlnss- 
fassung  verblieben.  An  dem  Princip  der  Zulässigkeit  der  directen 
Gemeiudebesteuerung  ausschliesslich  in  der  Form  von  Zu- 
schlägen zu  den  4  directen  Staatssteuern  ist  aber  festgehalten 
worden.  Auch  die  Bergwerksabgaben  (1896),  nicht  aber  die  Ab- 
gaben der  todten  Hand  unterliegen  Gemeindezuschlägen.  Diese 
Zusehläge  bilden  nach  wie  vor  die  eine  Hauptart  der  Gemeinde- 
steuern, welche  der  Gemeinderath  zur  Deckung  der  Gemeinde- 
bedürfnisse beschliessen  kann.  Sie  erfolgen  zu  den  gesammten  be- 
stehenden 4  directen  Staatssteuern  (Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe-, 
Personal-  und  Mobiliarsteuer)  und  zwar  nur  in  gleichen  Sätzen, 
also  ohne  Mehr-  oder  Minderbelastung  der  einzelnen  Steuern  und 
der  Censiten  darin.  Die  bisherige  Vorausbelastung  der  Grund-  und 
Personal-  und  Mobiliarsteuer  allein  mit  5  Centimen  Zuschlag  für 
die  ordentlichen  allgemeinen  Gemeindebedtirfnisse  (Fin.  III,  S.  876) 
hat  danach  aufgehört.  Die  zweite  Hauptart  der  Gemeinde- 
steuern sind  locale  Verbrauchssteuern  (Octrois)  nach 
Manssgabe  der  bestehenden  Gesetze,  daher  namentlich  der  grund- 
legenden französischen  von  1814  und  besonders  von  1816,  geblieben. 
Von  Wichtigkeit  ist  dabei,  dass  hiernach  auch  die  beschränkenden 
Bestimmungen  über  Oetroi  noch  aus  der  letzten  französischen  Zeit, 
namentlich  das  wichtige  Reglement  vom  12.  Febr.  1870  mit  seinem 
Maximaltarif  und  seiner  Liste  der  überhaupt  in  Zukunft  nur  fär 
die  Belegung  mit  Oetroi  zulässigen  Artikel  in  Kraft  geblieben 
sind.  Ferner  ist  von  Bedeutung,  dass  in  dem  deutschen  Reichs- 
gesetz vom  25.  Juni  1873,  betr.  die  Einführung  der  Verfassung  des 
Reichs  in  Elsass-Lothringen,  nach  §.  5  die  Beschränkungen,  welchen 
die  Erhebung  von  Abgaben  für  Rechnung  der  Communen  nach 
Art.  5  des  Zollvereinsvertrags  vom  8.  Juli  1867  (Art.  40  der  Ver- 
fassung) sonst  unterliegt,  ausdrücklich  auf  die  in  Elsass-Lothringen 
bestehenden  Bestimmungen  über  den  Oetroi  bis  auf  Weiteres  keine 
Anwendung  finden.    Dabei  ist  es  bisher  geblieben,  auch  nach  der 
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2^it  der  nenen  Gemeindeordnung.  Die  grosse  finanzielle  Bedeutung, 
welche  der  Octroi  nach  wie  vor  1871  in  Elsass-Lotbriugen  hat, 
besonders  in  den  grösseren  Städten,  die  relativ  geringere  Belastnug 
mit  directen  Steuern  in  den  betreffenden  Gemeinden  und  im  Durch- 
schuitt  des  ganzen  Reichslandes  ist  die  Folge  dieser  Verhältnisse 
(s.  u.  §.  125).  In  dieser  Beziehung  sind  die  Gemeindefinanzen  hier  den 
französischen  ähnlicher  geblieben  und  unterscheiden  sie  sich 
schärfer  von  den  deutschen,  zumal  von  den  norddeutschen,  wo 
Verbrauchssteuern  fast  ganz  fehlen,  aber  selbst  von  den  übrigen 
süddeutschen ,  wo  solche  bestehen ,  jedoch  nicht  so  stark  als  in 
Elsass-Lothringen  entwickelt  sind.  Die  ältere  Befugniss,  dass  in 
Gemeinden  mit  Octroi  die  staatliche  Personal-  und  Mobi- 
liarsteuer mit  allen  Zuschlägen  für  die  Personalsteuerquote  allen 
Pflichtigen,  für  die  Mobiliarstenerquote  den  nach  niedrigen  Miethen 
dazu  Veranlagten  abgenommen  und  auf  den  Gemeindesäckel 
übernommen  werden  kann,  ist  auch  in  der  neuen  Gemeindeordnung 
verblieben  (§.  57).  Obligatorische  Gebühren,  die  nicht  von 
einem  Beschlnss  des  Gemeinderaths  abhängen  und  deren  Ertrag 
daher  ohne  Weiteres  in  die  Gemeindccasse  fliesst,  sind  nach  dem 
bisherigen  Recht  die  Hundesteuer  (80  Pf  bis  8  M.  für  1  Hund), 
dann  die  neue  Wanderlagersteuer  (s.  o.  §.  115). 

Die  reichsländischen  Gemeinden  besitzen  aber  vielfach  noch 
altes  rentables  Gemeinde  -  Grundeigenthum,  besonders 
Forsten,  auch  neuere  Gemeindeanstalten  (Schlachthäuser  u.  s.  w.) 
mit  Gebührenerhebung  oder  anderweitem  Reinertrag,  Fie  erheben 
femer  mancherlei  andere  Gebühren,  auch  Schulgelder  (G.  0.  §.  55, 
Anweisung  vom  30.  März  1896,  §.  11).  Sodann  haben  sie  neben 
der  früheren  Vicinalwegesteuer,  d.h.  besonderen  Zuschlägen 
zu  den  directen  Steuern  für  diesen  Zweck,  die  jetzt  in  die  all- 
gemeinen Zuschläge  mit  aufgegangen  sind,  den  Anspruch  des 
französischen  Wegerechts  auf  Forderung  einer  dreitägigen  Wege- 
frohnde  (naturalen  Arbeitsleistung)  oder  deren  Abstattung  in  Geld 
(Fin.  III,  §.  340),  wozu  nach  einem  neuen  Gesetz  (17.  Juli  1884) 
noch  die  Forderung  eines  vierten  Arbeitstages  speciell  für  Feldwege 
gekommen  ist.  Diese  Wegefrohnde  ist  übrigens  die  einzige  Art 
Gemeindedienste,  welche  das  Gemeinderecht  kennt.  Weiter  erhalten 
die  Gemeinden  für  einzelne  Zwecke,  wie  schon  in  der  französischen 
Zeit,  Beihilfen  von  Staat  und  Bezirk,  besonders  für  öflFentlichen 
Unterricht.  Die  Gemeinden  verdanken  es  diesen  anderweiten  Ein- 
nahmen, dass  die  Gemeindesteuern  überhaupt  und  die  grösseren 
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der  GemeiDden  verdanken  es  dem  Octroi,  dass  die  directen  Steuern 
sieh  noch  massig  halten  konnten,  wenngleich  auch  sie  im  Reicbs- 
land  regelmässig  zunehmen. 

Aus  den  Bestimmungen  der  G.  0.  \ron  1895,  welche  Finanzielles  bctreSen,  vie 
gesagt  aber  vielfacb  nicht  neues  Becht  setzten^  sondern  das  bisherige  nur  codificirteo, 
sei  zur  Ergänzung  des  Obigen,  worin  die  für  die  Besteuerung  wichtigsten  Uaupt- 
pnnctc  zusammengefasst  sind,  noch  Folgendes  hervorgehoben,  besonders  aas  Titel  IV 
über  Gemeindebudget-  und  Gemeinderechnuugswesen  §.  64  ff.,  aus  Titel  VI  über  die 
Aufsicht  über  Gemeinden  §.  71  tf'.,  dazu  noch  §.  44,  57,  dazu  namentlich  den  Com- 
mentar  von  Halley.  bes.  S.  186  (F.  £s  sind  damit  die  Darlegungen  über  das  friD- 
zösische  Gemeindefinanz-  und  Stcuerrecht  in  Fin.  III  a.  a.  0.,  bes.  §.  337 ,  339 — 350 
zu  Fergleichen. 

Das  Gemeindebudget  wird  durch  den  Bürgermeister  entworfen  und  Tom 
Gemeindcrath  festgestellt.  Es  ist  abschriftlich  der  Aufsichtsbehörde  einzureichen. 
Im  Gemeiudcrecht  werden  obligatorische  und  facultatiye  (freiwillige)  Ausgaben 
unterschieden.  Zu  den  ersteren  gehören  die  im  engeren  Sinne  sogen.  Pflicht- 
ausgaben, die  zur  Erfüllung  der  den  Gemeinden  gesetzlich  obliegenden  Leistungen 
erforderlich  sind,  sowie  die  durch  besondere  gesetzliche  Bestimmungen  den  Gemeinden 
auferlegten  (§.  65  der  G.  0.  fühlt  11  Fälle  an,  s.  ausserdem  Anweisung  ?om  30.  März 
1896,  §.  14,  Ziff.  9).  Unterlässt  der  Gemeinderath  auch  nach  ergangener  Aufforderung 
Seitens  der  Aufaichtsbehörde  die  Bewilligung  des  zur  Bestreitung  der  obligatorischen 
Ausgaben  erforderlichen  Betraj^^s,  so  wird  dieser  durch  diese  Behörde  ins  Budget  ge- 
stellt (§.  73).  Die  Aufsicht  führt  über  die  genannten  grösseren  und  die  ihnen  gleich- 
gestellten (icmeinden  der  Bezirkspräsident,  über  die  anderen  der  Kreisdirector.  Einzelne 
Genehmigungsrechte  überhaupt  und  auch  auf  finanziellem  und  Besteuerangsgebiet 
sind  dem  Kaiser  im  Verordnungswego  Forbehalten,  die  Befngniss,  solche  Verordnungen 
zu  vollziehen,  ist  aber  dem  Statthalter  delegirt  worden  (§.  74).  Die  Erhebung  ron 
Gemeindesteuern  zur  Deckung  der  Gemeindebedürfnisse  ist  wie  bemerkt  in  der  oben 
dargelegten  Weise  dem  Gemeindcrath  zu  beschliessen  gestattet  (§.  66).  BowiUigt  dieser 
die  erforderlichen  Einnahmen  zur  Deckung  der  obligatorischen  Ausgaben  nicht,  so 
wird  von  der  Aufaichtsbehörde  die  Erhebung  von  Zuschlägen  zu  den  4  directen  Staats- 
steuern in  erforderlicher  Höhe  angeordnet  (§.  73).  In  den  kleineren  Gemeinden  unter- 
liegt die  Feststellung  des  Gemoindebudgets  überhaupt  der  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde, ebenso  ist  diese  Genehmigung  für  die  Feststellung  der  im  Budget  nicht  vor- 
gesehenen Ausgaben  erforderlich.  Letztere  dürfen  aber  nicht  genehmigt  werden, 
solange  die  zur  Deckung  der  Ausgaben  erforderlichen  Mittel  nicht  bewilligt  sind  (§.  76). 
Einmalige  Einnahmen  dürfen  dabei  nur  ausnahmsweise  zur  Deckung  fortdauernder 
Ausgaben  verwendet  werden. 

Die  Befugniss,  Gemeindesteuern  zu  erheben,  ist  aber  fQr  die  Gemeinde 
an  Beschränkungen,  bezw.  wenn  gewiase  Höchstbeträge  überschritten  werden,  in 
Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  und  event.  höheren  Instanz  geknüpft 
Die  Gemeinden  dürfen  zunächst  nur  frei  —  resp.  müssen  auch  für  die  Deckung  der 
obligatorischen  Ausgaben,  soweit  das  erforderlich  ist  —  Zuschläge  zu  den  directen 
Staatssteuern  bis  zur  Höhe  eines  Drittels  des  Gesammtbetrags,  d.  h.  des 
Principales  dieser  Steuern  in  der  betreffenden  Gemeinde  beschliessen,  darüber  hinaus 
ist  bis  zu  100  7o  der  Staatssteuern  die  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde,  über 
100  ^/(,  noch  hinaus  immer,  also  in  diesem  Fall  auch  bei  den  kleineren  Gemeinden, 
diejenige  des  Bezirkspräsidenten  erforderlich  (§.  75).  Eine  audcrweite,  als  die  im 
Gesetz  vorgeschriebene  gleichmässige  Belastung  der  einzelnen  directen  Steuern  mit 
Zuschlägen  ist  nicht  vorgesehen,  also  auch  im  Wege  der  Genehmigung  der  vorgesetzten 
Behörde  nicht  zu  erzielen.  Bemerkt  sei  noch,  dass  bei  den  directen  Steuern,  also 
speciell  bei  der  (iruudsteuer,  die  Staatsforsten  auf  Grund  von  Fictivprincipalcn  wie 
die  Privatforsten  der  Gemeinde-  (und  Bezirks-)Besteuerung  unterliegen. 

Bei  dem  Octroi,  oder,  wie  er  jetzt  genannt  wird,  bei  der  (commnnalen) 
Yerbrauchsabgabc  kommen  dio  in  letzter  Zeit  der  französischen  Herrschaft  (1867, 
1870)  erlassenen  Beschränkungen  in  der  Höhe  der  Sätze  und  in  der  Reihe  der  im 
Octroi  zulässigen  Artikel  in  Betracht,  höhere  Sätze  und  andere  Artikel  bedürfen  danach 
der  besonderen  Genehmigung  von  höherer  Aufsichtsstelle  (s.  Fin.  III,  S.  890).   Analoge 
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BestiminiiDgcD  sind  in  die  G.  0.  aurgenommen  worden.  So  ist  die  GenehmiguDg  Ton 
y erbrauchsabgabeo ,  die  neu  eingeführt  werden  sollen,  auch  die  Tariferhöhung 
und  allgemein  die  Veränderung  der  Stouerordnungen  an  Genehmigung 
durch  Kaiserliche,  bezw.  Statthalter -Verordnung  (§.  74),  die  Aufhebung  oder 
Herabsetzung  7on  Verbrauchsabgaben  an  die  Genehmigung  durch  die  Rezirks- 
präsidenten  gekntlpft  (§.  75).  Für  die  kleineren  Gemeinden  ist  die  Bestimmung,  wie 
in  anderen  süddeutschen  Gesetzgebungen  (z.  B.  Baiern  S.  189)  getroffen,  dass  die 
sogen.  HOchstbesteuerten  bei  Beschlussfassungen  über  eine  Reihe  von  im  Gesetz  ge- 
nannten Puncten,  u.  A.  auch  bei  Erhebung  ?on  Zuschlägen  zur  Deckung  einmaliger 
Ausgaben,  soweit  diese  Besteuerten  überhaupt  wählbar  sind,  in  bestimmter  Zahl  zu 
den  Mitgliedern  des  Gemeinderaths  in  solchen  Fällen  hinzutreten  und  an  den  Beschlnss- 
fassungen  theilnehmen  (§.  44,  s.  Halley,  S.  129  fr.).  Macht  die  Gemeinde  von 
der  Befugniss  Gebranch,  die  Personal-  und  Mobiliarstouer  aus  dem  Octroi  mit  zu  be- 
streiten, wie  schon  bisher  besonders  Strassburg  und  Mfllhausen,  so  ist  es,  wie  übrigens 
schon  nach  dem  bisherigen  französischen  Recht  (Fin.  IIl,  §.  194),  gestattet,  dass  der 
rerbleibende  Rest  des  Mobiliarsteuercontingents  unter  Zugrundelegung  eines  pro- 
gressiren  Tarifs  vertheilt  werde,  in  der  Weise,  dass  stufenweise  die  Wohnungen 
mit  höheren  Mietherträgen  verhältnissmässig  stärker  als  diejenigen  mit  niedrigen  be- 
lastet werden  (§.  57).  Die  frühere  Beschränkung  für  die  Durchführung  letzterer 
Maassregel,  dass  die  Steuerpflichtigen  mit  höheren  Miethen  indessen  auch  hier  nicht 
mehr  zu  zahlen  haben  sollen,  als  bei  Repartition  des  vollen  Contingents  auf  sie  fallou 
wftrde,  fehlt  jetzt.  Die  Ausübung  dieser  ganzen  Befugniss  ist  übrigens  in  den  kleineren 
Gemeinden  von  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  abhängig. 

Auch  die  Erhebung  von  Gebühren  für  die  Benutzung  öffentlicher  Einrichtungen 
und  Anstalten  der  Gemeinden  ist  an  die  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  geiinüpfr, 
wenn  die  Benutzung  zur  Zwangspflicht  gemacht  wird  (§.  75).  Ebenso  ist  all- 
gemein diese  Genehmigung  erforderlich  für  Erhebung  von  Gebühren  fur  Lagerung  und 
Stapelung  auf  öffentlichen  Strassen  u.  s.  w..  sowie  von  Standgebübren  auf  Messen, 
Jahr-  und  Wochenmärkten  und  für  Aufstellung  von  Fuhrwerk  (§.  76).  Anleihen 
mit  über  10-jähriger  Tilgungsfrist  verlangen  Genehmigung  durch  Kaiserl.  Verordnung 
(bezw.  statthalterliche),  andere  Anleihen,  dann  die  Veräusserung  und  Verpfändon«; 
unbeweglichen  Vermögens,  auch  dauernder  Werthpapierbestunde  solche  durch  den 
Bezirkspräsidenten  (§.  74,  75,  mit  weiteren  Einzelheiten  der  Genehmigungsfälle).  Alle 
Gemeindeeinnahmen  (also  auch  alle  an  Erwerbsanstalten  u.  dgl.  sich  knüpfenden) 
können  erforderlichenfalls  nach  den  Vorschriften  über  Eintreibung  öffentlicher  Gefälle 
(V.  vom  15.  Nor.  1880)  im  Verwaltungswege  eingefordert  werden  (§.  69,  s.  Halley, 
S.  211  ff'.) 

Die  Form  des  Gemeinderechnungswesens,  die  Ueberwachung  u.  s.  w. 
der  Rechner  unterliegen  den  vom  Ministerium  zu  erlassenden  allgemeinen  Bestimmungen 
(§.  67),  8.  darüber  die  Anweisung  vom  30.  März  1896.  Die  Feststellung  der 
Rechnungen  erfolgt  durch  die  Aufäichtsbehörde,  deren  Entscheidung  endgiltig  ist, 
wenn  der  Gemeinderechner  nicht  binnen  2  Monaten  bei  der  Aufsichtsbehörde  Ein- 
sprach erhebt  (§.68). —  Ueber  das  Verwaltungsstreitverfahren  in  Gemeinde- 
angelegenheiten s.  Tit.  V  der  G.  0.  — 

Der  Antbeil  der  Gemeinde  an  der  in  ihr  aufkommenden  Staats- Gewerbesteuer, 
auch  an  der  Wandergewerbesteuer  von  8%  ist  auch  in  dem  neuen  Gewerbesteuer- 
gesctz  ferbUeben  (Gewerbesteuergesetz  vom  8.  Juni  1896,  §.  38,  und  zwar  8%  der 
in  den  Heberollen  zum  Ansatz  gebrachten  Gewerbesteuer,  in  den  Ausführungsbestimm- 
ongen  Art  43  mit  Bezeichnung  dieses  Antheils  als  Vergütung  für  die  persönlichen 
und  sachlichen  Kosten  und  Mühewaltungen  bei  Veranlagung  der  Steuer,  insbesondere 
für  Bereitstellung,  Beheizung,  Beleuchtung  der  Sitzungsräume).  —  Wie  im  französischen 
EtatsgesetZ)  bezw.  dem  Gesetz  über  die  Erhebung  der  directen  Steuern,  wird  auch  im 
Haoshaltetatsgesetz  des  Reichslands  jedesmal  eine  ausdrückliche  Ermächtigung 
fikr  die  Gemeinden  (auch  die  Bezirke,  öffentlichen  Anstalten  und  sonst  berechtigten 
Gorporationen)  crtheUt,  „die  nach  der  bestehenden  Gesetzgebung  gestatteten  Zuschläge 
zu  den  directen  Staatssteuern  innerhalb  der  danach  zulässigen  Grenzen",  sowie  in  den 
neueren  Etatsgesetzen  „die  in  Anlage  D  des  Etatsgesetzes  für  1879/80  vom  31.  März 
1879  bezeichneten  besonderen  Abgaben  und  Gefalle  zu  erheben/*  —  Die  Einrichtung 
des  Aasfallfonds  besteht  auch  für  die  Gemeindezuschläge  zu  den  directen  Staats- 
fteoeni  weiter. 
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§.  125.  Die  ßezirksbesteuerung.  Diese  wie  überhaupt 
das  Finanzwesen  und  die  ganze  Verfassung  und  Verwaltung  der 
Bezirke  beruht  wesentlich  noch  auf  den  französischen  Bestimmungen 
fUr  die  Departements,  auch  selbst  in  Betreff  der  Maximalsätze  der 
Zuschläge  für  Bezirkszwecke  zu  den  directen  Staatssteuern.  Der 
Etat  ist  ein  ordentlicher  und  ausserordentlicher,  vom  Bezirkstage 
zu  bewilligen,  vom  Kaiser  (Statthalter)  zu  genehmigen.  Die  Ein- 
nahmen bestehen,  wie  in  der  französischen  Zeit,  aus  kleinen  privat- 
wirthschaftlichen,  aus  Beiträgen  des  Staats,  der  Gemeinden  für  ein- 
zelne Zwecke,  vornemlich  aber  aus  Steuern  und  zwar  ausschliess- 
lich solchen  in  der  Form  der  Zuschläge  zu  den  4  directen  Staats- 
steuern. Für  diese  Zuschläge  ist  die  Verbindung  eines  allgemeinen 
Steuersystems  für  die  Gesammtausgaben  des  Bezirks  mit  einem 
partiellen  Zwecksteuersystem  (Wegewesen,  öffentlicher  Unterricht) 
die  Unterscheidung  von  ordentlichen  Zuschlägen  für  die  Ausgaben 
im  ordentlichen  Budget  und  von  ausserordentlichen  für  diejenigen 
in  ausserordentlichen,  soweit  dafür  nicht  Anleihen  u.  dgl.  in  Be- 
tracht kommen,  die  Festsetzung  von  Maximis  von  Zuschlägen  fUr 
die  allgemeinen  und  die  Specialzwecke  und  die  Verschiedenheit 
dieser  (regelmässig  zur  Anwendung  gelangenden)  Maxima  der  Zu- 
schläge bei  den  einzelnen  Steuern  besteben  geblieben.  In  letzterer 
Hinsicht  ist  daher  auch  die  Mehrbelastung  der  Grund-  und  der 
Personal-  und  Mobiliarsteuer,  mit  48  %  Zuschlägen,  vor  den  anderen, 
d.  h.  früher  vor  der  Thür-  und  Feostersteuer  und  der  Gewerbe- 
steuer, jetzt  noch  vor  letzterer  (die  mit  23  ®/o  Zuschlägen  für  den 
Bezirk  belastet  wird)  und  auch  vor  der  neuen  Gebäudesteuer  (die 
32.5  %  Zuschläge  trägt)  aufrecht  erhalten  worden,  im  Unterschied 
zur  Gleichheit  der  Zuschläge  in  den  Gemeinden.  Die  Mehr- 
belastung der  Personal-  und  Mobiliarsteuer,  zu  der  auch  der  Staat 
für  Landeszwecke  noch  einen  Zuschlag  von  17  %  ^-üm  Principale 
erhebt,  ist  durch  die  Niedrigkeit  dieser  Steuer,  die  vielfach  die 
einzige  directe  gewisser  Volksciassen  ist,  wohl  gerechtfertigt.  Die- 
jenige der  Grundsteuer  bildet  einen  der  Beschwerdepuncte  des 
ländlichen  Besitzes,  dessen  Abstellung  im  Gefolge  der  die  Personal- 
steuer (Lohn,  Besoldung,  Kapitalrenten  §.  117  oben)  betreffenden 
Reform  wohl  mit  stattfinden  wird.  Die  Summe  der  Bezirkszuscbläge 
zur  Grundsteuer  ist  höher,  als  diejenige  der  Gemeindezuschläge  im 
ganzen  Lande  dazu. 

_  S.  über  das  französischo  Recht  für  die  Departements  Rn.  III,  §.  386,  338  iwo 
8.  ^74  unter  ^^,  wie  sich  aus  den  weiteren  Zahlen  anf  dieser  Seite  ergiebt,  eiu  Dmci:- 
fehler  zu  berichtigen  ist,  es  luuss  heissen :  7,  nicht  17  weitere  Gentimes).   Geber  did 
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reichsländischen  Bozirke  Leoni  a.  a.  0.  ^,  257,  Art.  YerwaltuD^organisation  in  Elsass- 
Lothringen  und  Bezirk  von  0.  Mayer  im  Wörtcrb.  d.  Verwalt.  Der  Etat  kann  nur 
im  Ganzen  genehmigt  oder  ?ervorfen  werden,  Abänderungen  sind  nicht  statthaft. 
Aber  eventuell  kann  der  Bezirk^präsident  den  sonst  nicht  zu  Stande  gekommenen  Etat 
festsetzen.  Die  Bezirkstage  haben  u.  A.  die  Ecpartitionsstcuern ,  deren  Contingent  in 
jedem  Bezirk  im  Landesbaushaltetat  bestimmt  wird,  auf  die  Kreise  zu  repartiren. 
Nach  der  früheren  Gesetzgebung  hatten  sie  auch  die  Maxima  der  Gemeindezuscbläge 
zu  den  directen  Staatssteuern  für  ausserordentlliche  Gemeindeausgaben  fest- 
zustellen. 


Commnnelsteu er- Statistik. 
§.  126.    Gemeindesteuern,   besonders  Oetroi. 

Mancherlei  Materialien  auch  darüber  in  den  Papieren  des  Landesausschusse», 
so  besonders  auch  Daten  über  die  Höhe  der  Zuschläge  der  Gemeinden  zu  den 
directen  Staatssteuern,  so  in  der  Vorlage  betr.  Kapitalrentensteuer  von  1898- 
(25.  Session  1898,  Nr.  7)  für  1897/98.  Ueber  die  Gemeinde finanzen  überhaupt 
Daten  für  die  Zeit  von  1872 — 82  im  1.  (bisher  einzigen)  Jahrgang  des  Statistischen 
Handbuchs  für  Elsass  -  Lothringen  (1885)  und  danach  im  Fin.arch.  B.  2,  S.  808  ff., 
über  Oetroi  in  den  grösseren  Städten  eb.  S.  872,  auch  B.  4,  S.  310.  Ein  2.  Jahr- 
gang des  Statistischen  Handbuchs  ist  fUr  1901  zu  erwarten.  Ueber  die  Octroiein- 
nahmen  der  4  grössten  Städte  Daten  von  1882—95  in  einer  Zasammenstellnng,  deren 
Mittheilung  ich  dem  Vorstand  des  reichsländischen  statistischen  Bureaus,  Freiherrn 
du  Frei,  verdanke.  —  Ueber  die  Bezirks  finanzen  Daten  in  den  jährlichen  Ver- 
waltnngsberichten.  —  Ueber  die  drei  grössten  Städte,  Strassburg,  Mülhausen,  Metz, 
Daten  im  statistischen  Jahrbuch  deutscher  Städte  in  dem  Art.  Gemeindesteuern  von 
Würzburger,  so  im  Jg. 8,  1900,  für  1897/98,  S.  180  fr.  Ueber  Strassburg  werth- 
volle  eingehende  finanzstatistischc  Beiträge,  heraustregeben  vom  statistischen  Bureau  der 
Stadt  (Director  Dr.  Geissenberger),  so  Heft  4,  1898,  über  die  Personal-  und  Gewerbe- 
besteuerung, lehrreich  auch  für  die  Erkcnntniss  der  Wirkungen  des  französischen 
Systems  und  der  Reform  des  letzteren.  Im  Folgenden  beschränke  ich  mich  auf  Zn- 
sammenstellung einiger  Daten  über  diejenigen  Bcsteuerangsverläitnisse.  welche  all- 
gemein finanzwissenschaftlich  besonderes  Interesse,  namentlich  für  die  Vergleichung 
mit  den  Verhältnissen  anderer  deutschen  Staaten,  bieten. 

Die  Gremeinden  haben  im  Reiehsland  sich  bedeutenden 
Besitz  an  Wäldern  und  anderen  Gütern  erhalten,  haben  auch 
Einnahmen  aus  anderen  öffentlichen  Anstalten,  aus  Kapitalien,  aus 
mancherlei  Gebühren,  geniessen  Staats-  und  Bezirkszuschüsse  (für 
öffentlichen  Unterricht).  Aus  diesen  Quellen  flössen  in  den  70er 
und  80er  Jahren  an  ^1^  der  ordentlichen  Einnahmen,  so  dass  nur 
der  Rest  durch  Steuern  zu  decken  war.  Seitdem  ist  die  Steuer- 
quote wohl  etwas  gewachsen. 

Fast  die  Hälfte  des  Waldes,  in  den  80er  Jahren  44.5  Vo»  ^st  Gemeindewald. 
Aus  den  Erträgen  dieses  Grundbesitzes  rührte  im  Anfang  nach  dem  Kriege  noch  tlber 
die  H&Ifte  der  ordentlichen  Einnahmen  der  Gemeinden  (51.5  ^/o),  10  Jahre  später  noch 
über  ein  Drittel  (38.3  7o)  ^^^-  ^^^^  traten  die  Erträgnisse  von  öffentlichen  Anstalten, 
wie  Markthallen,  Schlachthänsern  u.  dgl.,  ferner  von  Verwaltungs-  und  anderen  Ge- 
bühren (Schulgeldern),  von  Kapitalien.  Subventionen  von  Staat  und  Bezirk  u.  A.  m. 

Die  Gemeindesteuern  des  Reichslands  haben  ihr  eigen- 
thümliches,  aus  dem  französischen  Steuerrecht  herrührendes  Gepräge 
durch  die  Verbreitung  des  Oetroi  in  zahlreichen  Gemeinden  (jetzt, 
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d.  b.  in  den  1890er  Jahren  in  32),  durch  die  Ausdehnong  der 
Oetroipflichtigkeit  auf  vielerlei  Artikel  und  darch  die  Einträglichkeit 
dieser  Steuergattang,  besonders  in  den  grösseren  Städten  erhalten 
(s.  0.  S.  434).  Auch  finanzstatistisch  tritt  so  die  indireete  Ver- 
brauch sbestenerung  in  £lsass- Lothringens  Gemeinden  besonders 
stark  hervor,  ähnlich  wie  in  Frankreich,  stärker  als  im  fibrigen 
Süddeutschland,  vollends  als  in  Norddeutschland  (PrensscD).  Die 
directe  (Zuschlags-)Besteuernng  konnte  deshalb  absolut  und 
relativ  massiger  gehalten  werden,  im  Durchschnitt  aller  Gremeinden 
bisher  (1898)  auf  40  %  des  Principales :  ein  in  Deutschland  niedriger 
Satz.  Erheblich  zugenommen  hat  aber  die  Belastung  mit  directen 
Steuern  auch  im  Keichslande  in  der  neueren  Zeit.  Dies  ergiebt 
sich  aus  folgender  Tab.  70  deutlich  aus  der  Abnahme  der  Zahl 
der  Gemeinden  mit  kleinen  und  der  Zunahme  derjenigen  mit 
grossen  Zuschlägen. 

Tab.  70.    (jemeindezuschläge  (ordeDtliche  und  aasserordenüiche)  zu  den 
directen  StaatsHteuern  (in  Procenten  dieser). 

1872  1881;82  1897/98 

0^)% 7  2  16 

bis  20 695  458  268 

über  20—40    ....  631  694  449 

40—60    ....  209  279  461 

60—80    ....  84  136  252 

80—100  ....  41  70  166 

.,100 27  60  140 

Summe  (Katastergem.)  1694  1699  1752 

Im  Jahre  1897/98  war  das  Phncipale  der  Grandsteaer  in  aUen  UemeiudcD 
3.129.655  M.  (ohne  das  Fictivprincipale  filr  die  Staatswälder),  die  Gesammtheit  aller 
Zoschläjte  dazu  war  2.987.046  M.  oder  95.4  7«  des  Principales  (nemlich  1,8  \  far 
den  Staat  [davon  1  7o  ^^^  d*^Q  landwirthschaftlichen  Hilfsfonds,  0.8  7o  ^^  AusHÜle] 
mit  56.334  M.,  48.384  7«  ^^r  die  Bezirke  [48  7o  +  0.8  %  für  den  Aiisfallfonds]  mit 
1.514.252  M..  ferner  1.364.608  M.  für  die  Gemeinden  selbst)  d.  i.  43.6  %  des  Princi- 
pales und  51.855  M.  für  den  Ausfallfonds  und  die  Erhebnngskoston  der  Gemeinde- 
zuschlage  (nemiich  3.8  7o)*  ^^^  Gesammtbetrag  der  Gemeindeznschlipce 
zu  den  \ricr  directen  Steuern  war  4.406.203  M.  (ohne  die  ZoschlSge  fQr  die 
Staatswaldungeu  und  die  Reichsbank),  d.  h.  c.  40  7o  ^^  Staatsprincipales  (11,041.000  M. 
in  1899,  ohne  Abzug  des  Autheils  der  Gemeinden  an  der  Gewerbesteuer  —  in  1899 
208.000  ?ou  der  allgemeinen,  16.000  von  der  Wandergewerbesteaer  —  und  ohne  deu 
17  ^u  Zuschlag  für  allgemeine  Staatszwecke  zur  Personal-  und  Mobiliaistener 
gerechnet. 

In  den  1870er  und  80er  Jahren  betrugen  die  Zuschlagscentimen  zu  den  directeu 
Steuern  9 — 10  °.q  der  gesammteu  ordentlichen  Einnahmen,  wozu  aber  in  nicht  fiel 
geringerer  Höhe  (8—9  '^/o)  der  Geldwerth  der  Wegefrohnden  (s.  o.  S.  435)  trat,  dann 
die  Hundesteuer  mit  74—1  %•  ^^  Summa  waren  das  gegen  18—20%  der  ordent* 
liehen  Einnahmen.  Zur  selben  Zeit  betrugen  die  BruttoertrSge  des  Octroi  12 — 17  %,  al&o 
'/,  bis  über  fs  des  Ertrags  der  sämmtlichcn  directen  Steuern  (incL  Wei^efrohndenweith) 
und  c.  ^'3 — *Vio  der  Zuschläge  zu  deu  4  directen  Steuern.  In  diesem  Yerh&Itnias  wireo 
also  die  Zuschläge  zu  erhöhen  gewesen  ohne  die  Einrichtung  der  indirecten  Yorbraoclb- 

')  Die.se  Gemeinden  ohne  Zuschläge  fur  die  Gemeinden  selbst,  auch  in  dieüeo 
aber  kleine  Zuschläge  zur  Grundsteuer  tür  den  Staat  und  fOr  den  Bezirk. 
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stcaern  im  Octroi.  Kimmt  man,  wofUr  mir  statistische  Anfraben  fehlen,  far  die  Gegen- 
wart an,  dass  die  Octroiertrfige  auch  jetzt  noch  c.  ^/,  der  Zascblagcrträge  der  directen 
Stcaern  ergeben,  so  würde  fOr  die  ganze  Bevölkerung  des  Reichslands  im  Durchschnitt 
berechnet  die  directe  Commonalsteuer  (ohne  Wegefrohndenwerth  und  Hundesteuer) 
c.  2.7  M.  auf  den  Kopf,  der  Octroi  —  der  freilich  nur  in  einer  kleinen  Anzahl  aller 
Gemeinden  erhoben  wird  (s.  u.)  und  daher  nur  deren  Bevölkerung  belastet  —  c.  3.6. 
die  gesammte  Gommnnalsteuer  (wieder  ohne  Wegfrohnde)  c.  6.3  M.,  mit  Einrechnung 
des  Werths  der  Frohnde  einige  Mark  mehr,  zusammen  wohl  über  8.  bis  8—9  M.  ergeben, 
Zahlen  wie  in  Sachsen  (S.  134),  etwas  höher  als  in  Baiern  (S.  203),  die  Belastung 
mit  directen  Steuern  allein  niedriger  als  in  Baden  (S.  311).  Vgl.  für  Weiteres,  be- 
sonders für  das  Yerhältniss  zwischen  directer  Staatssteuer  und  Gemeindesteuer  die 
Daten  für  Preussen  S.  86  ff.,  Sachsen  S.  134  ff.,  Baiern  S.  195  ff.,  Württemberg  S.  243, 
Baden  S.  309  ff.,  Hesisen  S.  368  ff.,  ferner  für  Frankreich  Fin.  III,  S.  869  ff. 

In  der  Entwicklang  der  directen  Commnnalbesteuerang  tritt 
nothwendig  der  Einflass  der  Reformen  aaf  dem  Gebiete  der  directen 
Staatsstenem  hervor,  weil  sich  zu  letzterer  die  Gommunalsteaern 
als  Zuschläge  auftigeu.  Besonders  in  den  grösseren  Städten 
zeigt  sich  hier  der  Einflnss  der  neuen  Gebäude-  und  Gewerbe- 
besteuerung. In  diesen  ist  zwar  auch  der  Oetroiertrag  fast  un- 
unterbrochen jährlich  gewachsen,  in  den  letzten  Jahren,  namentlich 
seit  1888  aber  auch  und  relativ  und  zeitweise  noch  stärker  der 
Ertrag  der  gesammten  directen  Steuern,  welche  für  Staat,  Bezirk 
und  Gemeinde  erhoben  werden.  Dadurch  bat  sich  in  diesen  Städten 
auch  das  Yerhältniss  zwischen  den  Erträgen  beider  Steuerarten  zu 
Gunsten  der  directen  Besteuerung  wenigstens  zeitweilig  wesentlich 
verschoben. 

Tab.  71,  welche  zugleich  die  Gesammtentwicklnng:  der  Finanzen  der  4  grössten 
Städte  darstellt,  nach  mir  rom  statistischen  Bureau  des  Reichslands  mitgctheilten  Daten, 
die  aber  nicht  hinl&nglich  specialisirt  sind,  um  die  Verhältnisse  ganz  klar  zu  stellen. 
Kamentlich  der  Posten  „Gesammteinnahme  der  Gemeinde''  ist  ohne  genauere  Angabe 
tlbcr  die  Berechnungsweise  nicht  recht  zu  würdigen.     (Tab.  71  auf  S.  442.) 

Bei  Strassburg  Oetroiertrag  incl.  1  Zuschlagzehntel,  das  nur  1874  —  80  fort- 
gefaUen  war,  bei  Golmar  wurde  ein  solches  Zehntel  1872—79  mit  erhoben.  In  der 
Gesammteinnahme  scheint  der  Oetroiertrag  nur  mit  der  Nettosumme  eingesetzt  zu  sein. 
Jene  enthält  bei  Strassburf?  auch  durchlaufende  Posten  (für  verkaufte  Bauterrains  und 
Zahlungen  an  den  Militärfiscus  dafür).  Das  erste  Jahr,  1872,  ist  vielleicht  auch  noch  nicht 
völlig  rergleichbar,  weil  der  Krieg  noch  zu  sehr  nachwirkte,  oder  andere  Anomalien 
bestanden,  so  in  Golmar  bei  der  Gesammteinnahme.  In  dieser  Stadt  waren  vor  1879 
nor  Getränke  und  Nahrungsmittel  octroipflichtig,  die  drei  anderen  Kategorieen  erst 
seitdem.  Die  Einwirkung  der  politischen  Verhältnisse  zeigt  sich  begreiflich  besonders 
in  Metz,  wo  der  Rohertrag  des  Octroi  bis  1878  fast  nicht  wuchs  und  der  Ertrag  der 
directen  Steuern  bis  1879  auf  409  000  M.  herabging. 

Man  sieht,  dass  die  Octroierträge  in  allen  4  Städten  fast  immer 
den  Ertrag  der  directen  Steuern  tlbertreflFen,  d.  h.  über  50  %  vom 
Gesammtsteuerertrage  sind,  obwohl  es  sich  bei  den  directen  Steuern 
um  die  Gesammtheit  für  Staat,  Bezirk  und  Gemeinde,  bei  dem 
Octroi  nur  um  die  Gemeindefinanzen  handelt.  Die  Octroiquote 
steigt  dabei  beständig  bis  1888,  wird  dann  auf  den  Satz  am  Beginn, 
oder  noch  unter  diesen  mit  der  Steigerung  der  directen  Besteuerung 
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Tab.  71.    Einnahmen  der  4  grösstcn   Städte  (in  1000  Mark). 

1.  2.  3.  4.  5.  6. 

Octroi-  die  4  dircctcn  Gesamint- 

ertrag  desgl.  Steuern  Samme  Octroi  (1)  eiDuabue 

1.  Strass-      (rob)  rein  (f. Staat, Bezirk,  1  u.  3  %  von  4  der 

bürg     (f.  Gemeinde)  Gemeinde)  Gemeinde 

1872               846  759  805  1650  51.3  167S 

1882/83        1580  1425  1040  2620  51.0  3605 

188788        1810  1621  1152  2962  61.1  4043 

1888/89        1891  1702  1809  3700  51.1  4648 

1894,95        2437  2198  2097  4534  53.8  6785 

n.  Mul hausen 

1872               481  443  565  1045  46.0  946 

1882  83          956  887  672  1628  58.7  1762 

1887/88        1114  1034  786  1900  58.6  2109 

1888/89        1144  1059  1393  2537  45.1  2446 

189495        1375  1275  1552  2927  47.0  2869 

III.  Metz 

1872  328  221  456  784  41.8  611 

1882/88  692  562  450  1142  60.6  1241 

1887/88  799  661  453  1252  63.8  1842 

1888;89  771  681  673  1444  43.4  1311 

1894/95  963  851  699  1662  58.0  1631 

IV.  Coimar 

1872  95  77  194  290  32.8  1073 

188283  215  180  215  431  50.0  715 

1887/88  286  248  226  513  55.7  841 

188989  827  287  388  615  58.1  890 

1894/95  401  350  475  876  45.8  1165 

heruDtergedrUckt ,  steigt  aber  meistens  schon  wieder.  Das  weist 
auf  die  Zunahme  der  Bevölkerung  der  unteren  Classen,  deren 
steigenden  Consum,  auch  auf  den  Aufschwung  des  gewerblichen 
Lebens  in  diesen  Städten  hin,  zeigt  aber  auch,  dass  weitere  Be- 
formen der  directen  Steuern  zur  Ausgleichung  geboten  sind, 
besonders  bei  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer. 

Ich  muss  dabei  allerdings  voraassetzen,  dass  der  aaffaUendo  Sprang  in  der  Ziffer 
der  directen  Steuer  zwischen  1887/88  and  1888.89  nicht  mit  Aendcrangcn  in  der 
statistischen  Aufstellung  zusammenhängt,  sondern  reell  war,  freilich  dann  nicht  g«DZ 
erklärlich. 

Die 'Steuererträge  in  den  3  grössten  Städten  steUen  sich  nach  den  Daten  der 
Tabellen  von  Würzburger  im  städtischen  statistischen  Jahrbach  far  1897  9> 
folgendermaassen : 

Tab.  72.     Gemeindesteuererträge  1897/98  in  Mark  (Ist). 

Strassburg  Mülhauscn  ^)  Metz 

Grundsteuer 6.457  1.219                   33 

üebäudesteucr 167.423  217.144  38.829 

Gewerbesteuer 194.669  260  862  50  087 

Personal-  u.  \Vohnung.<sieuer  (Rest)        70.486  81.194  11.468 

Summe  directe 439  035  566.419  100-387 


^)  Die  Daten  für  Mülhausen  weichen  übrigens  ron  denen  an  angeführtem  Ort  ab, 
wo  sich  aber  Fehler  befinden  miissen  (Summe  daselbst  2.323.959  M.).  Die  einzelnen 
dort  mitgetheilteu  ergeben  die  hier  in  T^b.  72  enthaltenen  Zahlen.  A.  a.  0.  wird  die 
•Quote  der  2  Steucrarten  zu  (24.61)  und  75.39  "/V  die  Kopfziffer  zn  (6.72\  20.5S  und 
27.30  M.  berechnet. 
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Strassbarg  Mulhausen  Metz 

Hundesteuer 29.499            16.399  11.527 

Vergnügungen  u.  s.  w 34.506              5.791  2.817 

Andere  Aufvandsteuern ....  4.395             3.039  2.326 

Summe  Aufvandsteucrn  .     .     .  68.400            25.229  16.670 

Verbrauchsabgaben 2  937.260  1.752.067  1.044.547 

Summe  aller 3.444.695  2  343.715  1.161.604 

%  directe  und  Aufwandsteueni  .  14.73             25.67  10.08 

„   Verbrauchsabgaben    ....  85.27              74.33  89.92 

Auf  den  Kopf 

Directe  und  Aufwrandsteuorn    .     .  3.63               6.95  1.95 

Verbrauchsabgaben 21.03             20.58  17.44 

Summe 24.66             27.53  19.39 

In  Strassburg  kam  von  dem  Ertrage  der  Verbrauchssteuern  c.  385.000  M.  aus 
den  Vororten  (mit  34.163  Einwohnern  in  1895),  in  denen  Octroi  nur  von  Getränken 
nebst  gewissen  anderen  Flüssigkeiten  und  vom  Octroi  erhoben  werden,  d.  h.  c.  11  M. 
auf  den  Kopf,  in  der  eigentlichen  Stadt  (1895  mit  100.445  Einwohnern)  wurde  der 
Hanptthcil.  2452.000  M.  aufgebracht,  d.  h.  c.  23—24  M.  auf  den  Kopf  der  1897er 
Bevölkerung. 

Erst  aus  dieser  Tabelle  ergiebt  sich  das  ausserordentliche  Ueborgewicht  des 
Octroi  in  den  Städten. 

Die  finanziell  interessante  Vertbeilung  der  Octroierträge 
auf  die  5  grossen  Tarif grnppen,  zu  denen  seit  1889  in  Strass- 
barg noch  eine  sechste  (in  neuester  Zeit  auch  in  MüIhausen  und 
Metz  eingeführte)  getreten  ist,  ergiebt  sich  aus  folgender  Tab.  73. 
Die  Quoten  jeder  Gruppe  weichen  in  den  einzelnen  Städten  be- 
merkenswerth  von  einander  ab,  schwanken  aber  in  einer  jeden 
jährlich,  ausser  bei  dem  vom  Gang  des  Bauwesens  abhängigen 
Baumaterial,  nicht  sehr  und  haben  sich  im  Ganzen  daher  auch 
nicht  so  bedeutend  verändert.  Annähernd  die  kleinere  Hälfte  des 
Ertrags  kommt  allein  auf  die  Getränke  u.  s.  w.,  ^5  —  Vs  anf  die 
bedenklichste  Kategorie,  die  Nahrungsmittel,  auf  diese  beiden 
Hauptgruppen  also  zusammen  c.  % — ^/^  und  darüber,  nur  den 
kleinen  Rest  von  unter  V4 — Va  liefern  alle  anderen  Artikel. 

unter  den  Getränken  überwiegt  jetzt  Bier  auch  hier  viel  vor  Wein  (1897/98  in 
Strassburg  955.000  gegen  354.000,  für  Branntwein  115.000  M.).  unter  den  Nahrungs- 
mitteln rührt  von  Vieh,  Fleisch  u.  s.  w.  der  Haupttheil  her  (in  Strassburg  446.000  M.). 
In  MüIhausen  kommen  104.000  M.  auf  Colonialwaarcn  (in  Strassburg  frei).  (Aus  dem 
Stadt.  Statist.  Jahrb.  a.  a.  0.  S.  183,  woselbst  weitere  Einzelliciten). 

Tab.   73.      Vertheilung    des    Octroicrtrags    auf    die   Hauptkategorieeii 

der   Tarifartikcl. 

Strassburg  MüIhausen 

1882/83    1888/89    1894/95  1882/83    1888/89    1894/95 

Summe  1000  Mark  1580  1891  2437  956  1144  1375 

Getränke  u.  s.  w.  7^  43.38  47.83  53.41  46.27  47.26  48.39 

Nahrungsmittel     „  22.22  24.19  20,47  28.42  28.86  25.45 

Viehfutter            „  5.39  4.98  4.06  3.11  2.37  2.61 

Brennstoffe           „  9  38  11.25  8.40  8.76  9.50  8.86 

Baumaterial         „  19.93  11.75  13.39  13.44  12.01  14.57 

Parfümerien         „  —  —  0.27  —  —  0.12 
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etz 

Colmar 

1882/83 

1888/89 

1894  95 

1882/82 

1888  89 

189495 

Summe  1000  Mark       692 

771 

963 

215 

327 

401 

Getränke  u.  s.  w.  °  q    47.46 

43.90 

51.52 

37.22 

42.84 

45.29 

Nabruiigsmittel     „      31.13 

34.72 

26.81 

44.53 

30.09 

24  90 

Viebfuttcr            „        7.86 

7.23 

7.06 

3.28 

5.39 

4.79 

Brennstofle           „        9.91 

10.80 

10.27 

5.29 

8.28 

711 

Baumateiial          ,,        3.64 

3.35 

4.34 

9.68 

13.40 

17.91 

Octroi  besteht  im  Reichslaud  ausserdem  jetzt  in  28  Gemeinden,  mit  obigen 
4  Städten  also  in  32.  5  Gemeinden  sind  seit  1882  hinzugekommen.  In  2  Geroeindeo 
ist  die  Keihe  der  Artikel  aber  ganz  beschränkt  (nur  SchlachtFieh  nnd  Fleisch,  oder 
nur  Alcohol).     Vgl.  die  Daten  tlber  Frankreich  in  Fin.  III,  S.  904. 

§.  127.  BezirksfinanzeD.  Den  BezirkeD  sind  in  neuerer 
Zeit  einige  Ausgaben  abgenommen  und  auf  Landesfonds  übertragen. 
Für  einzelne  andere  erhalten  sie  aus  letzterem  Zuschüsse.  Die 
ordentlichen  Ausgaben  betrefifen  Yomemlich  das  Wegewesen^ 
Bezirks-  und  Vicinalstrassen ,  dann  Ausgaben  für  Unterstütznogen, 
Geisteskranke,  Armenwesen,  endlich  fflr  öffentlichen  und  Special- 
unterricht. Unter  dem  kleinen  Rest  sonstiger  Ausgaben  kommen 
auch  kleine  Beihilfen  an  Gemeinden  vor.  Die  ordentlichen 
Einnahmen  rühren  hauptsächlich  aus  den  Zuschlägen  zu  den 
directen  Staatssteuern  (s.  o.  S.  438)  für  allgemeine  Bezirkszwceke^ 
Wegebau,  Elementarunterricht  her,  wonach  die  Bezirksfinanz- 
wirthschaft  überwiegend  Steuerwirthschaft  ist.  Da- 
neben bilden  erhebliche  Beiträge  der  Gemeinden  für  Kindemnter- 
stützung.  Geisteskranke,  kleine  Staatszuschüsse,  Familienbeiträge 
für  Geisteskranke,  Stiftungsgelder  u.  dgl.  m.  den  Rest  der  ordent- 
lichen Einnahmen. 

Das  Einzelne  können  wir  hier  nicht  genauer  verfolgen  und  betrifft  auch  nicht 
die  Steuerrerhältnisse.  Das  mir  zugängliche  amtliche  Material  reicht  fur  die  klare 
statistische  Darstellung  der  Finanzverhältnissc  der  Bezirke  nicht  ans.  Aas  den  mir 
vom  reichsländischen  statistischen  Bureau  mitgeth eilten  TabeUen  hebe  ich  folgende 
Daten  in  Tab.  74  heraus. 

Tab.  74.     Bezirkssteuereinnahmen  im   Rcichsland  (in  1000  Mark). 

Unterelsass  Oberchass  Lothriniren 

1886/87  1890  91  1886  87  1890/91  1886/87  1890/91 
FUr  allgemeine  Bezirkszwecke')    827 

Für  Wegebau«) 270 

Für  Elementarunterricht^)     .     .     107 
Andere  ordentliche  Einnahmen  .         8 
Summe      „  „  .  1212 

Ausserordentliche        „  .     460 

Die  Ueberlastung  der  Grundsteuer  durch  die  Bezirkszuschlägo  (s.  o.  S.  488)  bleibt 
ein  bedenklicher  Punct.  Die  Bezirkszuschläge  zur  Grundsteuer  allein  (48  384  Vo^  be- 
tragen, wie  oben  (S.  440)  schon  erwähnt,  in  1897/98  1.514.252  M.,  fast  die  Hälfte 
des  Principales.  Die  weiteren  Steuerreformen  werden  auch  hier  Aendemngen  in  der 
LMchtung  der  Ermässigungen  bringen  mUsscn  und  wohl  auch  bringen  (s.  o.  §.  117). 

')  Darunter  die  26  ^/o  Zuschläge  zu  der  Grund-  und  Personal-  und  Wohnongs- 
sieuer  und  1  ^j^  zu  den  anderen. 

^*  7  Vo  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern  und  StaatszQSchuss. 
")  3  °  ft  Sieuerzuschlaff. 
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8.  Abschnitt. 
7.  Uebrige  deutsche   (Klein-)Staaten. 

§.  128.  Aufgabe  und  Plan  der  DarstoUang.  Die  im  Vorausgcbenden 
behandelten  7  deotüchen  Staaten  der  Gegenwart,  Prenssen  and  die  6  Mittelstaaten 
Sachsen,  Baiern,  Warttemberg ,  Bade»,  Hessen,  Bcicbsland  Elsass- Lotbringen  umfassen 
vom  heutigen  Deotschcn  Beicli  mit  540.667  qkm.  Gebiet  (ohne  die  K  Ostenge  Wässer 
und  den  deutschen  Antheil  am  Bodensee  mit  zusammen  809  qkm  )  und  52  279.901  Ein- 
wohnern (in  1895)  496.261  qkm.  oder  91.8  °/o  öcbiet  nnd  47.947.976  oder  91.7  % 
BcFölkerung.  Der  kleine  Rest  von  44.406  qkm.  oder  8.2  ^/o  Gebiet  und  4  831.925 
oder  8.8  Vo  BefOlkerung  fällt  auf  die  tlbrigen  19  Einzelstaaten  des  Deutsclien  Keichs. 
Unter  diesen  19  befindet  bich  allerdings  Mecklenburg-Schwerin  mit  einem 
Gebiet  fon  18.127  qkm.,  ein  Staat,  welcher  seiner  Grösse  nach,  die  nicht  viel  geringer 
ab  die  Badens  (15.081),  Sachsens  (14.998)  und  EIsass-Lothringens  (14.511)  ist  und 
Hessen  (7682  qkm.)  erheblich  übertritit,  zu  den  Mitteistaaten  gerechnet  wird,  vollends 
in  Verbindung  mit  Mecklenburg-Strelitz  (2980  qkm.),  dessen  Finanz-  und  Steuer- 
Verfassung  wesentlich  die  gleiche  wie  die  Schweriner  ist.  Aber  der  Bcvölkcrungs- 
grOsse  nach  (Schwerin  597.486,  Strclitz  nur  101.540)  steht  Mecklenburg  doch  weit 
hinter  den  gleich  grossen  anderen  MitteUtaaten  und  auch  hinter  Hessen  (1.039.020  Ein- 
wohner) erheblich  zurück.  Seine  Steuenrerfassung  steht  zudem  in  engstem  Znsammen- 
hang mit  der  ganzen  politischen  Landesverfassung  und  ist  ohne  näheres  Rückgehen 
auf  diese  in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  und  noch  in  ihrer  gegenwärtigen, 
1870  begn^ndeten,  wenn  auch  hier  reformirten  Gestaltung  schwer  verständlich,  stellt 
aber  auch  in  letzterer  wenigstens  in  einem  Hauptgliede  der  directen  Besteuerung,  der 
sogen.  «Jandwirthschaftlichen''  (u.  §.  136)  noch  ein  rückständiges  Steuergcbildc  in  der 
Gegenwart  dar.  Ich  habe  geglaubt,  mit  Rücksicht  auf  den  Raum  und  das  geringere 
actoelle  finanzwissenschaftliche  Interesse,  auch  weil  völlig  ausreichendes  Material  für 
die  Darstellung  fehlt,  die  mecltlenburgische  Besteuerung  nicht  mehr  mit  in  die  der 
Besteaemng  der  übrigen  Mittelstaaten  gegebene,  wenigstens  relativ  eingehendere  Dar- 
stellung in  diesem  Werke  ziehen  zu  sollen  und  mich  auch  bei  diesem  Lande  mit  einer 
knapperen  Darstellung  nach  den  folgenden  Gesichtspunctcn  begnügt. 

Meinem  Plane  gemäss  (Vorwort  zum  1.  Haibband  dieses  B.  lY,  S.  IV,  auch 
S.  2j  beschränke  ich  mich  bei  diesem  wie  bei  den  übrigen  Staaten  auf  eine  kürzere 
orientirende  Uobersicbt  der  bestehenden  Steuerverfassung,  besonders 
und  mehrfach  allein  der  directen  Besteuerung,  nnd  zwar  meistens  nur  des  Staats, 
mit  Heraushebung  auch  bloss  des  Hauptsächlichen  und  allgemein  Wichtigeren  und 
Interessanteren.  Demnach  wird  hier  Vollständigkeit  der  Dardtellang  in  allem  Neben- 
sächlichen nicht  erstrebt  und  namentlich  auch  auf  die  geschichtliche  Entwicklung,  auf 
steaertcchnische  Einzelheiten  und  auf  actuellc  ünauzielle  Bedeutung  des  Einzelnen, 
wie  sie  sich  erst  aus  der  Finanz-  und  Steuerstatistik  genauer  crgiebt,  nicht  näher, 
mehrfach  gar  nicht  oder  nur  ganz  kurz  eingegangen. 

Auch  bei  Mecklenburg  thue  ich  es  nur  soweit,  als  es  für  das  Verständniss  der 
ge«renw&rtigen  Verhältnisse  unbedingt  geboten  erscheint,  und  gebe  nur  von  der  jetzigen, 
1870  begründeten  Verfassung  der  directen  Besteuerung,  die  doch  immerhin  Beachtung 
Verdient,  eine  zwar  auch  nur  knappe,  aber  doch  noch  etwas  mehr  ins  Einzelne  gehende 
Darstellung  auf  Grund  des  neuesten  Edicts  von  1897. 

Damit  soll  nicht  gesagt  werden,  dass  nicht  die  Besteuerung  auch  dieser  Klein- 
Maaten  mehrfach  allgemein  finanzwissenschaftlich  und  finanzpractisch  Interessantes  biete. 
Aber  der  ohnehin  schon  so  stark  angeschwollene  räumliche  Umfang  dieses  ganzen 
Werks  und  selbst  wieder  dieses  Bandes  allein  erheischt  gebieterisch  eine  Beschränkung. 
l>ie  ausreichende  Darstellung  der  Steuergeschichte  und  Steuerverfassung  eines  kleinen 
Landes  verlangt  im  Grunde  meistens  einen  nicht  viel  geringeren  Raum,  als  diejenige 
eines  grossen.  Das  zeigen  schon  die  vorausgehenden  Abschnitte  dieses  Bandes,  welche 
die  Mitteistaaten  behandeln,  verglichen  unter  einander  und  mit  dem  Abschnitt  über 
Prcussen.  Auch  die  Studien  zu  einer  solchen  Darstellung  müssen  vielfach  ziemlich 
gleich  umfassend  sein,  übersteigen  aber  damit  Zeit  und  Kraft  eines  einzelnen  Autors, 
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—  jedenfalls  die  meinigen  reichen  fUr  die  breitere  Behandlong  Ton  18  weiteren 
deutschen  Steuerverfassungen,  selbst  wie  in  diesem  Bande  mit  Beschr&nkang  der  Dar- 
stellung auf  das  19.  Jahrhundert,  nicht  aus.  Und  schliesslich  ist  eben  doch,  was  ein 
deutscher  Kleinstaat  selbst  heute  leistet  —  und  mehr  als  Einer  hat  in  der  Besteuerong 
Treflfliches  geleistet  —  von  weit  geringerer  Tragweite  und  allgemeiner  BedcntODf. 
als  was  Preussen  oder  selbst  nur  einer  der  im  Vorausgehenden  genauer  bebaudelten 
deutschen  Mittelstaateu  geleistet  haben.  In  Etwas  gilt  doch  auch  da  der  Sinn  des 
Worts:  minima  non  curat  praetor. 

§.  129.  Ucbersicbt  der  Finanzen  der  Kleinstaateo. 
Abgesehen  von  beiden  Mecklenburg  mit  im  Ganzen  gleicher  Steuer- 
Verfassung  hat  jeder  der  noch  bestehenden  übrigen  17  deutschen 
Kleinstaaten  wieder  von  Alters  her,  auch  das  19.  Jahrhundert  hin- 
durch  und  noch  in  der  Gegenwart  seine  vielfach  aparte  stener- 
gescbichtliche  Entwicklung  und  jetzige  Steuerverfassung,  wenn  auch 
in  der  den  Staaten  verbliebenen  eigenen  directen  Besteuerung  An- 
näherungen unter  einander  und  mit  Preussen  stattgefunden  haben. 
Anfangs  im  19.  Jahrhundert  auch  hier  die  rationelle  Aus- 
bildung der  Ertragssteuern,  neuerdings  die  stärkere 
Entwicklung  der  Personal-,  besonders  der  Einkommen- 
steuer zur  Ergänzung,  zum  Theil  zum  Ersatz  der  Ertragssteuem 
ist  auch  hier  das  Characteristische.  Die  eigene  direete  innere 
Verbrauchsbesteuerung  und  die  Zölle  sind  mit  dem  Ueber- 
gang  des  betrefTenden  Staats  in  den  Zollverein  und  in  den  Nord- 
deutschen Bund  und  das  Deutsche  Reich  aus  den  Einzelstaatsfinanzen 
verschwunden  oder  freiwillig  fast  ganz  aufgegeben.  Die  Verkehrs-, 
Stempel-  und  Erbschaftssteuer  hat  sich  erhalten  und  mehr- 
fach ihre  rationelle  Fortbildung  in  der  Richtung  anderer  modemer 
Gesetzgebungen  gefunden  (Hansastädte).  Das  Gebtthrenwesen 
ist  gleichfalls  geblieben  und  fortgebildet  worden. 

Die  Missstände  der  Verschiedenartigkeit  der  directen, 
der  Verkehrs-,  der  Erbschaftssteuern,  welche  sich  in  ganz  Deutsch- 
land finden,  zeigen  sich  natürlich  in  noch  höherem  Maasse  in  der 
Gruppe  der  Kleinstaaten,  theils  bei  diesen  unter  einander,  tbeils 
auch  in  ihrem  Verhältniss  zu  dem  preussischen  und  mittelstaatlichen 
Nachbarlande,  so  in  dem  geographischen  Gomplex  „Thtlringcn", 
der  politischen  Musterkarte  und  dem  Analogen  des  schwäbischen 
Reichskreises  aus  dem  18.  Jahrhundert  noch  im  zwanzigsten, 
ferner  in  den  meisten  übrigen  Kleinstaaten,  welche  Enclaven 
preussischen  Gebiets  bilden,  so  in  den  Hansastädten,  welche  im 
Grunde  die  wirtbschaftlichen  Metropolen  ihrer  Nachbarschaft  dar- 
stellen, von  denen  Hamburg  mit  dem  preussischen  Altona  and 
anderen  Vororten  eigentlich  eine  wirthschaft liebe  Commonal- 
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einheit  bildet,  ferner  in  Anhalt,  Brannschweig ,  Oldenburg,  beiden 
Lippe.  Diese  Missstände  müssen  als  Folgen  des  Bundesstaats- 
characters  des  Reichs  hingenommen  werden,  lassen  aber  vollends 
eine  grössere  Annäherung,  womöglich  eine  Gleichheit  wenigstens 
der  Grundstructur,  besonders  des  directen,  indessen  auch  des  Ver- 
kehrs- und  Erbschaftssteuerrechts,  namentlich  mit  dem  preussischen 
Stenerrecht,  dringend  erwünscht  erscheinen,  wie  sie  z.  B.  jüngst 
in  Braunschweig  erfreulicher  Weise  wenigstens  in  der  directen 
Personalbesteuerung  erfolgt  ist.  Es  ist  doch  wirklich  nur  eine 
politische  Rückständigkeit,  wenn  jeder  solche  Kleinstaat  seine  eigene 
abweichende  Steuergesetzgebung  auf  diesem  Gebiete  festhält,  eine 
Yom  gesammtdeutschen  Standpuncte  betrachtet  volkswirthschaftlich 
und  finanziell  nachtheilige  Politik. 

Der  Character  des  gesammten Finanzwesens  der  monarchischen 
Kleinstaaten  und  durch  ihn  indirect  auch  derjenige  ihrer  Steuer- 
verfassung,  besonders  in  Mecklenburg,  den  thüringischen  Staaten, 
aber  auch  in  den  übrigen,  Oldenburg,  Braunschweig,  Anhalt,  wird 
stark  durch  den  grossen  alten  Besitz  von  Domänen  und 
Forsten  u.  dgk  mit  bedeutenden  privatwirthschaftlichen  Rein- 
erträgen beeinflusst.  Dadurch  ist  in  diesen  Staaten  im  Ganzen  die 
Finanzwirthschaft  noch  mehr  eine  domanialwirthschaft- 
liche  geblieben,  als  zu  einer  steuerwirthschaftlichen 
geworden,  jenes  in  stärkerem  Maasse  als  die  der  grösseren  Staaten 
(hier  Yon  den  Staatseisenbahnen  abgesehen).  Wo  die  Gassen- 
Vereinigung  (Landes-  oder  Steuercasse  und  fürstliche  Kammercasse) 
erfolgt  und  der  Landesfürst  aaf  Civilliste  gesetzt  ist,  zeigt  sich  das 
unmittelbar  und  noch  besonders  deutlich.  Wo  Cassentrennung  ge- 
blieben ist,  wie  namentlich  in  Mecklenburg,  dessen  Finanzverfassung 
wesentlich  den  älteren  ständisch -patrimonialstaatlichen  Character 
mit  zwei,  hier  sogar  drei  getrennten  Finanzsystemen  bewahrt  hat, 
wie  auch  in  gewisser  Hinsicht  in  Braunscbweig,  Sachsen -Coburg 
and  Gotha,  Sachsen-Meiningen,  auch  in  den  wiederum  besonderen 
Verhältnissen  beider  Reuss,  Schaumburg-Lippe,  zeigt  es  sich  mittel- 
bar. In  einigen  dieser  Kleinstaaten  tritt  so  wie  in  Mecklenburg 
auch  noch  heute  der  Character  grosser  Domanialwirth- 
Schäften,  wo  die  Besteuerung  nur  eine  Ergänzungs- 
stelle einnimmt,  hervor.  Eigene  Staatseisenbahnen  mit 
Eigenbetrieb  haben  Mecklenburg-Schwerin  und  Oldenburg.  Brann- 
schweig hat  seine  ehemaligen  werthvollen  Staatsbahnen,  die  in 
eigener  Verwaltung  gestanden  hatten,  verkauft.    Dieselben  bilden 
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jetzt  einen  Theil  des  preassischen  Eisenbahnnetzes.     Es  bezieht 
dafür  eine  Annaität  aus  der  prenssischen  Staats-  bezw.  Eisenbahn- 
cassc.    Mecklenburg,  Braunsehweig,  in  neuester  Zeit  anch  die  ver- 
einigten thüringischen  Kleinstaaten   besitzen  (leider!)  anch  eigene 
Landeslotterieen,    von    nicht  unwesentlicher  finanzieller  Be- 
deutung, namentlich  die  braunschweigische.    Völlige  fiscaliscfae 
Gasseneinheit  und  Etatseinheit,  wenigstens  für  das  gante 
betreffende  Staatsterritorium  des  Kleinstaats  ist  aber  aucb 
für  die  eigentlichen  Staatsfinanzen  (von  der  Kammercasse  abgeseheo) 
noch  nicht  einmal  überall  erreicht. 

So  bat  Oldenburg  mit  seinem  Gebiet  von  6247  qkm.  und  373.739  EinwohDen 
(in  1895)  einen  Etat  der  Centralcasse  für  das  ganze  Grossherzogthum  und  3  Etats 
der  bckanntJidi  gco^rapbiscb  ganz  getrennt  liegenden  und  partiell  erst  in  der  nenerea 
Zeit  (19.  Jabrhundcrt)  zu  Einem  StnatsweEcn  verbundenen  Landcstlieile ,  des  Haupt- 
thcils.  des  sogen.  Ilcrzogtbum  Oldenburg  (5383  qkm.  und  295.990  Einwohner)  oad 
der  beiden  kleinen  Kcbcnländer,  des  bei  den  Territorialregulirungcn  von  1815  im  fernei 
Südwesten  der  beutigen  prenssiscben  Rbeinprovinz  erworbenen  Fürstenthums  Birkeo* 
feld  (503  qkm.  mit  42.248  Einwobnern"^  und  des  1866  durch  einen  Staatsvertrag  mit 
Preussen  bei  Gelegenheit  des  prenssischen  Erwerbs  yon  Uolstein  durch  das  Gebiet 
von  Ahrensboek  erweiterten  ,.Farbtenthums  Lübeck"  (541  qkm.  mit  35.501  Einwohnen) 
im  ö^tlichen  Holstein.  Anch  Sachsen- Coburg  und  Gotha,  welche  erst  io 
19.  Jahrhundert  zu  Einem  Staate  in  Folge  Erbgangs  vereinigt  worden  sind  (1958  qim 
mit  216.603  Einw.)  haben  einen  gemeinschaftlichen  und  2  getrennte  Etats  der  I^Aodes- 
theilc  (^Coburg  562  qkm.  und  62.498  Einw.,  Gotha  1396  qkm.  und  154  105  Einw.). 

Die  drei  Stadtstaaten  Hamburg,  Bremen  und  Lübeck  zeigen 
auch   in  ihrem   Finanzwesen,   ihren   Etats   und  ihrer  BesteucniDg 
ihren  politischen  Mischcharacter  von  Staat  und  damit  grossentheils 
zusammenfallender  Stadt  und  zwar  Handelsstadt.  Privatwirtbscbaft- 
liehe  und  gebührenartige  Einnahmen  aus  grossen  öffentlichen  Eid- 
riehtungen  des  Verkehrs,  besonders  Schifffahrts-,  Hafen wesensu-dgl^ 
auch     des    Wasser-,     Beleuchtungs-,    Marktwesens    und    änderer 
städtischer    Einrichtungen    (besonders    in   Hamburg)  geben   ihrem 
öffentlichen   Haushalt  ein    besonderes   Gepräge    und   bilden  einen 
erheblichen  Theil  der  Gesammteinnahmen  des  Etats,   dem  freilieb 
auch    grössere  Belastungen   aus  den  für  die  Anlagen  u.  s.  w.  auf- 
genommenen Schulden  und  für  die  Betriebsausgaben  der  Anstalten  < 
gegenüberstehen.     Staatsbahnstrecken   auf  ihrem   Gebiete,  welche  ;• 
Hamburg  und  Bremen  früher  besassen,  aber  nicht  selbst  verwalteten,  ' 
sind  in   der  preussischen  Verstaatlichungsära  an  Preussen  gegen  x 
Entschädigung    abgetreten    und    bilden    seitdem    einen  Theil  des  f 
grossen    preussischen   Staatsbahnnetzes.     Beide  Staaten   sind  mit  i 
Kapital  abgefunden  worden.    Im  Ganzen  fiiesst  der  Haupttheil  der  r 
ReinEinnalimen  der  drei  Städte  aber  doch  ans  Steuern,  die  in  der  $ 
neueren  Zeit  meistens  reformirt  und  in  moderner  Weise  rationell  nn-  ^ 
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Staltet  und  ausgebildet  worden  sind  (besonders  die  Einkommen- 
luer,  Erbschaftssteuer,  sonstige  Verkehrssteuern).  Hamburg  und 
Ibeck  besitzen  beide  ebenfalls  eigene  Staatslotterieen. 

Du  Gebiet  jedes  der  drei  Hansastädte  ist  ganz  klein,  das  Bremischo  (257  qkin.) 
1  das  Labecker  (298)  selbst  noch  kleiner,  als  das  der  beiden  kleinsten  monarchischen 
itscben  Kleinstaaten  (Renss  &.  L.  mit  816,  Scbaamburg- Lippe  mit  340  (ikm.),  das 
mborger  nar  veniip  grosser  (415  qkm.).  Aber  an  Be^nlkerung  ist  Hamburfc  der 
tote  der  19  hier  zasammengefassten  Kleinstaaten  and  übertrifft  schon  1895  mit 
1.632  £invobDem  selbst  Mecklenburg- Schwerin  nm  über  80.000  KOpfe,  jetzt  noch 
.  erhebUch  mehr.  Hamburg  ist  so  der  Bevölkerung  nach  der  achte  Staat  im 
atschen  Beleb.  Aach  Bremen  mit  196.404  Einwohnern  in  1895  übertrifft  danach 
Donmrchische  Kleinstaaten  (Strelitz,  Altenburg,  beide  Schwarzburg,  beide  lieoss,  beide 
>pe,  Waldeck),  sowie  Lübeck  und  nimmt  die  16.  Stelle  im  Uciche  danach  ein. 
.bst  Lübeck  mit  88.324  Einwohnern  übertrifft  4  der  kleinsten  Monarchieen  (Sonders- 
isen,  Beuss  ft.  L,,  Waldeck,  Schaumburg- Lippe)  und  hat  danach  die  22.  Stelle. 
ich  für  die  Finanzen  und  Steuern  ist  zu  beachten,  dass  ?on  der  Bevölkerung  des 
«ts  Hamburg  von  681.632  in  1895  auf  die  Stadt  625.552.  von  derjenigen  des  Staats 
emen  von  196404  in  1895  auf  die  Stadt  Bremen  141  814  kamen  (1898  waren  die 
hlen  bezw.  208.888  und  152.210}.  Bremerhaven  hatte  1898  18.259  Einwohner. 
Labeck  gehorten  1895  von  den  88.824  Einwohnern  des  Staats  69  874  der  Stadt 
.beck  an. 

a.  Mecklenburg  (beide,  Schwerin   und   Strelitz). 

§.  130.     Vorbemerkungen.     S.  in   dem  Sammelwerk  Hand  buch   des  OfTcnt- 

Jien  Bechts  B.  3,  Halbband  2,  Abth.  1  (1884)  Büsiug,  Staatsrecht  Mecklenburgs. 

e  Finanz-  und  Steuergeschichto  und  noch  die  gei;enwirtigc  Steaerverfassung  des 

indes  werden  nur  in  Verbindung  mit  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  öffeut- 

dien  Bechts  und  mit  dessen  heutiger  Gestaltung?  genügend  verständlich.     Deswegen 

ird  wenigstens  in  Kür^o  in  §,  131—188  auf  diese  Verhältnisse  eingegangen.     Die 

»erc  Grucdlage  der  Finanz-  und  Steuerverfassung  beruht  auf  dem  Erbvergleich  vom 

l*  April  1755,  der  in  seinen  ersten  Artikeln  in  einer  langen  Reihe  von  Paragraphen 

hr  genaue  Vorschriften  über  die  Landescontribution  und  weiteres  Finanzielle  getreuen 

it   S.  dieses  ActenstOck,  das  für  die  Würdigung  des  ständisch-patrimonialen  Finanz- 

id   Steaerwesens  allgemeineres  Interesse  bietet,    iii  H.  A.  Zachariä's  deutschen 

erlassnngsgesetzen  der  Gegenwart  (1855).  S.  800— 88G,  bes.  den  1.  Artikel  §.  5  bis 

X),  S.  801 — 820.   In  demselben  Werk  auch  die  anderen  älteren  und  neueren  mecklen- 

nrgiscben  Vorfassungsgesetze.     Deber  das  Finanzwesen  spccicll  s.  Busing  S.  50  -61. 

.ach    fbr  weiteren  Staatsrechtliche   BOhlau,    mecklenburgisches  Landrecht  I — 111, 

871 — 80,  und  besonders  derselbe  Fiscus,  landesherrliches  und  Landes  vermögen  in 

[ecklenburg-Schweriu,  1877. 

£igentlicba  Finanzlitteratur.  Für  die  erste  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts, 
dt  riel£ftchem  Bückgehen  auf  die  frühere  Zeit  und  in  eingehenderer  Behandlung  der 
''erhftltnisBe  um  1850,  ist  reichhaltig,  wenn  auch  vorncmlich  aus  einzelnen  Notizen, 
OS  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Statistik,  bestehend:  v.  Reden 's  Darstellung  in 
einer  Allgemeinen  vergleichenden  Finanzstatistik,  B.  1,  Abth.  2,  1851,  S.  1078—1176, 
nch  mit  mancherlei  Litteraturangaben.  Die  tinanzwisscuschaftlich  wie  finanzgcschicht- 
ich  wichtigsten  und  besten  Arbeiten,  auf  streng  quellen  massiger  Grundlage,  sind  die 
Schriften  fon  Balck:  Domaniale  Verhältnisse  in  Mecklenburg-Schwerin,  B.  1,  18C4, 
md  besonders  Finanzverh&ltnisse  in  Mecklenburg -Schwerin  mit  besonderer  Beruck- 
dchtignng  der  geschichtUchen  Entwicklung,  2  B.  1877,  1878,  hier  im  B.  2,  S.  1-02 
Iber  die  Landessteuern.  Daselbst  auch  Speciallitteratur .  auch  die  neuere  politisch- 
Mlemische,  welche  in  Verbindung  mit  den  Verfassungsstreitigkeiten  steht,  wird  berulirt. 
s.  daraus  M.  Wirgers,  die  Finanzverhältnisso  von  Mecklenburg- Schwerin  18()6. 
Auf  das  zweite  werk  ron  Balck  ist  für  alles  Nähere  und  besonders  für  die  Finaiu- 
aad  Steoergaechichte  zu  verweisen.  Dazu:  Mettershausen.  die  directen  Landes- 
Mesern  in  MecUeubnrg-Sch worin  seit  dem  Erbvergloich  von  1755  (1894).  —  Neueste 
Gflwtzgabiug  seit  1870:  Steoerrereiubarung  (Edict)  vom  29.  Juni  1870,  fortgebildet 
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durch  Spätcrc  Edicte,  besonders  das  Contributionsedict  vom  8.  Joni  1>S6  und  das 
yut  geltende  jüngste  von»  11.  Mai  1897  ^dies  auch  im  Fin.arcb.  B.  15,  S.  439 — 476X 
nobst  Verordnung  zur  Abänderung  (in  ganz  kleinen  Puncten)  vom  16.  Mai  1«9:<. 
dazu  Instructionen  und  sperielle  Verordnungen.  S.  darüber:  ,,das  Contributionsedict 
vom  11.  Mai  1807,  nach  officicUen  Quellen  erläutert  u.  s.  w."  ^^on  \Verther\  BostiKl; 
1>^J7.  Vornenilich  mit  der  Steuerverfassung  nach  diesem  letzten  Edict  von  1S07  habea 
wir  es  im  Folgenden  zu  thun. 

Statistisches  aus  früherer  Zeit  in  den  gen.  Schriften,  bes.  bei  v.  Bedeo, 
neuere  Oaten  in  dem  mecklenburgischen  Staatskalender,  specicU  in  dem  demselbcD 
lieigefiigten  statistisch-topographischen  Jahrbuch  iJg.  1900),  hier  aber  wesentlich  aar 
Statistik  des  Umfangs  und  der  Bestandtheile  des  Domaniums.  der  ritterschaftlichea 
(iuter  u.  s.  w..  <lann  Steuersummen  der  einzelnen  Städte,  keine  son^tigc  Finanz-  und 
Sieuerstatistik.  Auch  in  dem  neuen  Statistischen  Jahrbuch  fur  Mecklenburg-SchTerio 
(1.  Ausg.'ibe  1^9"^^  keine  eingehende  Finanzstatistik,  nur  wenige  Bemerkungen  S.  211, 
s  u.\  doch  Ertrairs>i.'iti>tik  der  Glieder  des  neuen  Systems  der  directen  Steuers 
Contributii>n\  Aligonuine  umfassende  Etatisirung  und  Verüii'entlichunfren  daraus  aar 
i:i  der  kurzen  .,oön>tituiionellen"  Periode  in  Schwerin  um  1849 — 50,  daraus  Daten  und 
Tabellen  bei  v.  Keden  a.  a.  0.  Ein  allgemeines  Budget  besteht  nach  den  nach  der 
r^iustitutionollon  Aera  wieder  her:restellten  alteren  staatsrechtlichen  Verhältnissen  fol^t- 
richtig  i.icht.  tieiiaues  Znhlenmareiial  für  die  verschiedenen  Finanz-  und  Vcrwaltongs- 
sv>teme  wird  nicht  verC>denriicht.  so  dass  cs  selbst  im  Sratistischen  Jahrbuch  and  im 
SiaaT>k.i!onder.  auch  im  (iothAcr  Almanach  >.  Jg.  1000,  S.  555.  Jg.  1875.  S.  394  Anm. 
i'hii.  F.r  Meckloh bürg- Schwerin  sind  aber  wenigstens  einige  Daten  zu  finden,  fur 
MickleriburiT-Strelitz  fohlen  auch  diose  grossentheils.  Es  besteht  hier  das  System  der 
Nicht- Tublioitat  der  Fiiutiizvcrhälniisse  aus  der  früheren  Zeit  noch  heute  onrer- 
;.:i.lort  fort! 

Im  Fvl::c:ido:i  wird  die  staatsrechtliche  nach  den  mecklenburgischen  Ver- 
1  Alinissen  sehr  co'j.v':o:::e  Svi:e.  sowie  die  geschichtliche  Entwicklung  des  Stener- 
wooiis  r.'-r  soweit  b«.TUCks:ob:igt.  al>  es  mir  zum  Vorstindniss  der  Darstellung  durch- 
a:>  g-,  !v-:::i  erschien.  F.;r  .V.l:-  Weiter.*  und  Einzelne  sei  auf  die  gen.  Litterator. 
'\^s.  n.i'.:k,  doiVi  ich  in  .ic:  giSvl.icl.tlicheu  L'ebersicht  bis  1870  im  Wesentlichen  ge- 
f.'.it  k:».  v:rw:cs.:i.  r::s:rv'  eiüi :;!;:. -be  Aufgabe  ist  hier  nur.  über  den  steuer- 
p  i  *. : ; :  s  c ):  o :»  u •. .i  > :  e  u  e  r :  e  c  hüls  ..*  h  o  n  Character  der  Besteuerung ,  namendich 
» .i .-  h  c^  0 ::;  F : "'  v .  r.:  1 . :  c  1.  v . : i  1 7 -^  "v  : .  a  •  h  d  er  sp.i:oro n  Fo rt bild u  n e  der  Besteuerung  seit- 
li.^i;-.    c!Ä:.n    :  .t,'^:   vi.:*   :.:\\':ri    nos::!i:r..-:.s:v?ri  vori   1870  und   1>*07.   zu  orientiren  ud-I 


lv>:v'.:.:-.:-.ii:  .:r.:r  r.:,a:.. w:<?e:is:l;3ftIiohen  Kritik  zu  nnterziehen. 


§.  1:>1.  F-iuloitiirg.  Die  bestehende  Finanzver- 
\v a  1 1 u n jT.  /.um  Norsiäudiiiss  der  heutigen,  auch  der  älteren  Ver- 
hiilir.isso,  woloho  a^or  nnr  wenig  modificirt  in  der  Gegenwart  forl- 
lusuhou.  wird  es  viioiur. ,  die  gegenwärtige  Finanzverwaltnog  in 
i!  rou  dl  ei  Ha;:i^::hoilon  /.ur.äehst  kurz  zu  cbaracterisiren. 

'.'.     '.vK.    .-■       >i:;.    :.?  .-.:.:.  S:A::s::s-hen  JaLrbucbs.  die  ich  im  FolgeDdeo 
.    I     ..    .*     :.:.':.    :.:a....  .      S.    -Ml  .    -:. :   die  Bemerkungen  des  Gothaer  Hoi- 
.    -  ..     ;        ..,:.:  ..  >.     A;-:  :.:s  >!i:rr*il  ist  eben  sehr  darfiig. 

„\.\\\  a'.Lo:v.o:;.c>  S:aa:>i'i:dgei  besteht  nicht.  Zur  Bestreitung 
lior  Kv  >:o::  vios  ^z  rsshorz^  glichen  Hans-  und  Hofhalts  (Schwerin) 
i'.ior.:  vio:  VV. ::.»^-  lior  Hai;>:.a'igüier.  Die  Finanzverwaltnng  des 
l.w.iios  .•o:\s".:  *::  :^  Ai^:':  oiluncen." 

A .    P:o   ;  .*»  V.  ii  0  >  h  o  r  r  1 :  o !.  e   Finanzverwaltung. 

i :  :o  r' . :.  /.  \\  !v  o  r.  s  v.d :  a  die  Ertragnisse  der  grossherzog- 
I:.Vcv.  P.^:v;.:.c"  ".;.,;  r.>:e::,  b  Zinsen  von  Kapitalvermögen, 
c>   der    K:i:.*ig    vier    -.cdc: :'.:.:  in    Coniribntion,    jetzt    nach   dem 
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CoDtribntionsedict  von  1897,  wonach  jährlich  entweder  der  volle 
Betrag  der  betreffenden  Steuer  (so  seit  1894/95),  oder  eine  Quote 
(vorher,  '/i^,  zuletzt  ®/,o)  ausgeschrieben  wird,  d)  ausserordentliche, 
mit  den  Ständen  auf  längere  oder  ktlrzere  Zeiträume  vereinbarte^ 
zn  besonderen  Zwecken  dienende  Zuschüsse,  z.  B.  zu  den  Kosten 
der  Justizverwaltung,  der  Gendarmerie  u.  dgl.  m.,  e)  der  Ertrag 
verschiedener  Regalien,  der  Landeslotterie. 

Die  Dom&nen  umfassen  559.258.8  ha.  Land,  gleich  2684  sogen.  „HQfon'\ 
nach  welchen  allgemein,  auch  in  den  Finanzsachcn ,  gcrcchuct  wird.  Dazu  kommen 
noch  sogen,  „incamcrirte"'  Gilter,  d.  h.  ?om  Domanium  erworbene  Ritterguter  (nebst 
einigen  im  „Bostocker  District''),  die  fUr  gewisse  Zwecke,  so  für  die  Besteuerung  (Con- 
tribution)  als  Bestandtheil  des  ritterschaftlichen  Grandbcäitzes  noch  gelten,  daher  z.  B. 
an  dem  Steoercontingent  der  Ritterschaft  einen  entsprechenden  Anthcil  tragen  (s.  u.). 
Diese  incamerirten  Guter  nmfasäen  2667,  ha.  und  74^,2  Scheffel  (600  Scheffel  =  1  kaU- 
strirte  Hofe)  in  77  Besitzungen  (Rittergütern)  (.mecklenb.  Uufkalcnder  fUr  1900, 
S.  13,  176  if.)  Die  Bitterschaft,  welche  an  der  alten  Contribution  in  der  Form 
der  Hufcnsteoer  (s.  u.)  betheiligt  war  nnd  noch  heute  (innerhalb  der  so^cn.  landwirth- 
schaftlichen  Steuer  des  Edicts  von  1870,  bczw.  1897  es  ist,  s.  unten  §.  133)  zählt  gegen- 
wärtig (1900)  638  Besitzer  mit  1023  Besitzungen,  wovon  1  Besitzer  die  Landesherr- 
scbaft  (77  Besitzungen),  1  das  Ministerium  des  Innern  (2),  4  Fürsten  (17).  46  Grafen 
(99).  241  freiherrlicho  und  adlige  (343).  1  adliger  und  bürgerlicher  (3),  314  bürger- 
liche (353),  11  geistliche  Stiftungen  (85).  13  weltliche  Corporationen  (ßS),  6  Bauer- 
schaften (6).  Diese  1023  Besitzungen  zerfallen  nach  rechtlicher  Qualität  in  412  Lehen- 
güter,  534  Allodo,  2  dem  Ministerium  gehörige.  75  Kammer-  und  Haushalt^Uter. 
Sie  haben  einen  Gesammtumfang  von  3408  Hufen  200**/j,2  Scheti'el  (wovon  254 '/^  Hufen 
^Vst  Scheffel  Rittergüter  dem  Domanium  „incamcrirt",  das  ausserdem  noch  im  Rostocker 
District  I2V4  Hufen  ß^/^^  Scheffel  besitzt).  Das  Domanium  steht  daher  an  Umfang 
hinter  dem  ritterschaftlichen  Besitz  nicht  so  sehr  zurück.  E^i  besitzen  ferner  die 
Klostcrämter  160  Hufe»  60  Scheffel,  der  „Rostocker  District"  131  Hufen 
251*/m  Scheffel,  endlich  die  Kämmerei-  und  Oekonomiegüter  der  Städte  45  Hufen 
^V^lgi  Scheffel  Landgüter.  Im  Ganzen  ausserhalb  des  Domaniums  Landgüter  von 
3745  Hufen  253"/89  Scheffel  Umfang.  Es  ist  für  die  Würdigung  der  geschichtlichen, 
wie  der  noch  bestehenden  Finanzverbältnisse  wichtig,  sich  von  dieser  Ycrtheilung  des 
ländlichen  Grundbesitzes  ein  Bild  zu  machen. 

Die  Städte  zerfallen  staatsrechtlich  immer  noch  in  die  2  „Seestädte"'  Rostock 
and  Wismar  und  die  40  ,Jiandstädte",  welche  in  der  Landstandschaft  vertreten  sind, 
zusammen  42  Städte. 

Auch  die  Yertheilung  der  Bevölkerung  auf  die  staatsrechtlichen  Gebiets- 
grnppen  ist  für  mancherlei,  auch  Finanzielles,  zu  beachten.  Sie  war  am  1.  Dcc.  1895: 
im  Domanium  192.250,  ausserhalb  desselben  403.186,  also  etwa  V3  ""^^  Vs  (^^^ 
letzteren  118.526  auf  den  Rittergütern,  c.  Vr  der  ganzen  Volkszahl,  8102  auf  den 
Klostergütem,  263.868  in  dun  42  Städten,  14.690  auf  den  Stadtgütern). 

2)  Die  Ausgaben  der  landesherrlichen  Finanzverwaltung 
Bind:  a)  die  Kosten  des  Landesregiments ^  b)  Verzinsung  und 
TilgODg  der  landesherrlichen  Schulden,  c)  die  Matricularbeiträge 
an  das  Deutsche  Reich. 

Das  mecklenburgische  Statistische  Jahrbuch  gicbt  auch  nur  diese  Rubriken  und 
weder  hier  noch  bei  den  Einnahmerubriken  Zahlen  an!  Es  wird  nur  bemerkt,  dass 
in  dem  Rechnungsjahr  Johannis  (auch  dies  der  alte  Termin!)  1898  99  die  Höhe  des 
Etats  der  landesherrlichen  Verwaltung  ..um'*  je  19.400.000  M.  (1899  1900  nach  dem 
Gothaer  Hofkalender  um  20.926.000  M.)  sich  bewege,  wobei  zu  Schuldentilgung 
B66.000  M.  verwendet  wurden.  Etwas  specificirt  ist  nur  der  Bestand  dieser  Finanz- 
verwaltang    an  Actiris,    in  verschiedenen   Posten   101.587.100  M.   und  an  Passivis 
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v30.408.800  M.,   vornemlicb  ältere  Eisenbabnschulden ,  die  durcb   eine   Annoit&t  (bis 
1987)  von  den  Fcrstaatlicbten  Eisenbahnen  verzinst  und  getilgt  werden. 

Die  Kosten  der  grossherzoglicben  Hof-  und  Hauskaltung(Schveriu^ 
werden  aus  einem  Domäncncomplez ,  der  den  Namen  ,,Hausbaltgater**  oder 
,. Haushaltdomänon''  fuhrt,  apart  bestritten.  Diese  Eiurichtnng  geht  auf  die 
1848er  politischen  Ereignisse  zurück,  wo  nach  dem  Staatsgrundgesetz  toii  1849 
(10.  Oct.)  aus  den  Domänen  ein  Thcil  ausgeschieden,  zu  grossherzogl.  Hausgnt  ooü 
der  Kest  der  Domänen  zu  Staatsgut  erklärt  worden  war.  Dazu  kam  damab  noch  eine 
aus  den  Domänen  zu  entrichtende  baare  Cirilliste  ?on  175.000  Thlr.  Nach  derAaf- 
bobun^  des  Staatsgrundgesetzes  und  Beactivirung  der  alten  Vcrfassang  sind  zvir 
sämmtliche  Domänen  wieder  als  landesherrliches  Eigentbum  anerkannt  worden.  Abt^r 
es  verblieb  bei  der  getrennten  Verwaltung  der  ,,Haushaltdomäneu'*  und  der  Vcrwendan^ 
von  deren  Erträgen  für  das  fürstliche  Haus  und  Hof.  Für  diese  besteht  die  .«Hao^r 
haltccn tralcasse*',  die  so  von  der  alten  „Renterei**  losgelöst  wardc.  Letztere 
bestreitet  jetzt  die  Kosten  des  Landesregiments  und  ist  insofern  eine  Staatscasse  (Balck). 
Auch  die  Civilliste  in  der  früheren  Höhe  verblieb,  doch  ist  später  diese  (in  etwas 
erhöhetem  Betrage)  nebst  anderen  baaren  Zahlungen  an  den  Hof  fortgefallen  und  sind 
dafür  die  Haushaltdomäncn  entsprechend  erweitert  worden.  Aber  es  sind  dies  alles 
nur  factische  Vcrwaltungsmaass regeln  in  Bezug  auf  das  Domanium,  nicht  staatsrecht- 
liche Einrichtungen«  da  eine  Einigung  mit  den  Ständen  darüber  nicht  gelungen  i>t 
(s.  Balck,  Fin.verh.  I,  ^.  183—135^.  —  Die  Stände  sind  übrigens  noch  heute  zur  Ge- 
währung der  alten  „Prinzessinsteuer**  bei  Verheirathung  landesftlrstlicher  Töchter 
verpflichtet  (s.  u.). 

B.  Die  landesherrlich-ständiscbe  FinanzTerwaltoog. 

Deren  Etat  bewegt  sich  für  1898  99  nach  dem  mecklenburgischen  Statistischen 
Jahrbuch  in  Einnahme  und  Ausi^abe  um  3.995.600  M.  (im  Jahre  1899/1900  nach  dem 
Gothaer  Hofkalender  um  4.261.000  M.).  Zur  Schuldentilgung  sind  ausgeworfo^i 
272.400  (bezw.  229.600  M.)  Hierher  ressortirt  auch  die  Staatseisenbahnrer- 
waltuug  mit  einem  Etat  in  Einnahme  und  Ausgabe  1.  Apr.  1898/98  Ton  11.425.100  M 
Das  Ergebniss  war  1896/97  ein  Ueberschuss  der  Mecklenburgischen  Friedrich  Frauz- 
bahn  von  8.940.000  M  ,  der  damit  verbundenen  Schifffahrt  nach  Gjedser  (Dänemark) 
von  12.000  M.  (Stat.  Jahrb.  S.  190).  Aus  diesem  Ueberschuss  scheinen  die  Schulden 
dieser  zweiten  Fiuanzverwaltung,  zumal  die  aus  Eisenbahnen  allein  herrQLrendeo,  be- 
stritten werden  zu  können.  Die  Activa  der  Schuldenverwaltung  werden  auf  9.27  MilL 
<iie  Passiven  auf  98.05  Mill.  Mark  angegeben  für  1898/99  (Stat.  Jahrb.  Mit  dieüeu 
und  anderen  Angaben  eb.  stimmen  die  im  Gothaer  Hofkalender  für  1900  S.  556  nickt 
überein).  An  etwaigen  (Jeberschüssen  der  Ueberweisungen  des  Keichs  über  die 
Matricularbeiträge  hinaus  nimmt  diese  Finanzverwaltung  Theil  (s.  Statistik  der  Ocbcr- 
weisungen  und  Matricularbeiträge  eb.  S.  224). 

C.  Die  rein-ständische  Finanzverwaltang. 

,,Die  Einnahmen  und  Ausgaben  sind  verhältnissm&ssig  gering**,  sagt  das  Statist 
Jahrbuch,  ohne  Angabe  irgend  welcher  Zahlen! 

§.  132.  Die  ältere  Finanz-  und  Steuerverfassan^ 
vor  dem  Landeserbvergleich  von  1755.  Die  im  Voraus- 
gehenden angegebene  Gliederung  der  Finanzverwaltang  ist  ein  ge- 
schichtliches Froduct  der  alten  mecklenburgischen  Finanz-  und 
Steuerverfassung.  Diese  und  damit  auch  die  ganze  Finanzver- 
waltung beruhte  seit  Alters  und  in  wesentlichen  Poneten  berabt  sie 
eben  noch  heute  auf  den  Kechtsgrnndsätzen  des  deatscheo 

ständischen   Patrimonials.taats. 

(S.  Fin.  I,  §.  213—215,  III,  §.  29.  30.)  Die  meckienbargische  Landesherrscbift 
verfügte  von  sich  aus  selbbtändig  über  das  Domaniom  and  dessen  Erträge  und  ttbtf 
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die  Einnahmen  aus  nutzbaren  Kapitalien,  Gebühren,  Strafgeldern  u.  dgl.,  früher  auch, 
zum  Theil  bis  gegen  das  16.  Jahrhundert,  einschliesslich  älterer  fester  Beden.  Sie 
hatte  in  ihrem  Domanium  auch  ein  selbständiges  Besteuerungsrecht  gegenüber  den 
Unterthanen  und  Bewohnern  auf  diesem  Gebiete,  den  Hintersassen,  und  der  jeweilige 
Landesherr  verfügte  ausserdem  auch  über  das  fur&tliche  Pri?at7ermOgen  (Chatuli-, 
Cabinetsgut).  Aus  den  Erträgnissen  aller  dieser  Objecte  und  Rechte  waren  aber  auch 
die  Landesbedürfnisse,  ebenso  wie  die  persönlichen  und  Hofbedüifnisse  der  Landes- 
henschaft  und  des  Fürsten  zu  bestreiten.  Die  Stände  (Prälaten  mit  dem  Kirchengut 
das  in  der  Reformationszeit  durch  Säcularisatiou  grossenthoils  an  den  Landesherrn 
gefallen  oder  zurückgefallen  war,  Ritterschaft  und  Städte)  unterlagen  nicht  dem  un- 
mittelbaren Besteuerungsrecht  der  Landesherrschaft,  sondern  bei  nachgewiesenem  Be- 
dürfniss,  besonders  auch  zu  Zwecken  der  Tilgung  der  für  Landeszwecke  aufgenommenen 
Schulden,  erfolgten  Bede-Forderungen  der  Landesherrschaft  an  die  Stände  (s.  Fin.  III, 
^.  32).  Die  bewilligten  Beden  wurden  in  der  üblichen  Weise  des  ständischen  Staats 
in  einer  Gesammtsumme  von  den  Ständen  übernommen,  als  bestimmtes  Gontingent, 
und  nach  dem  sogen.  Terzprincip  auf  die  3  Stände  gleichmässig  repartirt.  Für  das 
Kirchengut  trat  dabei  seit  dessen  Säcularisation  das  Domanium  der  Landesherrschaft 
mit  in  die  Verpflichtung  der  Uebemahme  des  aufzubringenden  Antheils  des  Contingents 
ein.  An  diesem  unveränderlichen  Repartitionsmaassstabe  wurde  streng  festgehalten. 
Die  Abgaben  ruhten  auf  dem  Grund  und  Boden,  der  sich  in  den  Händen  jedes  der 
drei  Stände  befand.  Es  ergab  sich  daher  ein  Interesse  eines  jeden  Standes  daran, 
dass  mit  Rücksicht  auf  das  Terzprincip  der  Umfang  des  zur  Aufbringung  der  gleichen 
Steaerquote  jedes  Standes  verpflichteten  Bodens  sich  nicht  verringere.  Die  vom  Landes- 
herrn neu  erworbenen  Rittergüter  sollten  daher  für  die  Terz  der  Ritterschaft  steuer- 
pflichtig verbleiben,  was  allerdings  erst  von  1748  au  streng  durchgeführt  wurde  (die 
sogen,  incamerirten  Güter  des  Domaniums  s.  o.  S.  451).  Die  Stände  erlangten  schliess- 
lich in  ihren  beständigen  Streitigkeiten  mit  der  Landesherrschaft  das  Recht  immer 
von  Neuem  bestätigt,  besonders  seit  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts,  dass  jede  Bede 
oder  Steuer  in  ihrem  Gebiete,  auch  die  sogen,  ordentliche  Contribution,  speciell  be- 
willigt werden  müsse,  einerlei  für  welche  Zwecke,  auch  einschliesslich  der  Steuern  für 
Reichszwecke.  Allerdings  verpflichteten  die  Reichsgesetze  schon  seit  dem  15.  Jahr- 
hundert, als  die  Reichssteuern  nothwendiger  und  regelmässig  wurden,  die  Reichsständo, 
also  die  Landesherrschaft,  die  auf  sie  fallende  Quote  an  Reichssteuern  aufzubringen 
und  die  Landesstände  und  Unterthanen,  sie  zu  übernehmen  und  unter  sich  zu  repar- 
tiren,  über  welchen  letzteren  Punct  aber  die  Reichsgesetzo  nichts  Genaueres  anordneten. 
Allein,  wie  im  ganzen  alten  Reich,  so  ist  vollends  in  Mecklenburg  bei  der  Stärke  der 
Macht  seiner  Landstände  auch  diese  Verpflichtung  nicht  allgemein  durchzusetzen  ge- 
wesen, sondern,  wie  die  Verpflichtung  zu  Landessteuern,  nur  der  Gegenstand  endloser 
Streitigkeiten  geworden.  Gerade  in  Mecklenburg  ist  dann  im  16.  Jahrhundert  (1555, 
1561)  das  volle  Steuerbewilligungsrecht  der  Stände  auch  zur  Geltung  gelangt,  auch 
für  die  ordentlichen  Beden,  welche  früher,  bei  grösserer  Macht  der  Landesherrschaft, 
als  feste,  wenn  auch  nur  nach  BedUrfniss  zu  erhebende  Abgaben  auch  ohne  ausdrück- 
liche ständische  Bewilligung  vorgekommen  sind  und  zeitweise  selbst  einen  Haupttheil 
der  landesherrlichen  Einnahmen,  neben  den  Erträgen  der  Domänen  uud  Regalien, 
gebildet  haben. — Eine  Sonderstellung  nahm  seit  Alters  Rostock  ein,  und  behaup- 
trte  dieselbe  auch,  nach  seiner  Unterwerfung  unter  die  Erbunterthänigkcit  (1573).    Es 

fehOrte  nicht  zu  den  landschaftlichen  Städten,  pactirte  besonders  mit  der  Landes- 
errscbaft  über  seine  Steuerleistungen  und  besass  seine  eigene  Finanz-  und  Stcuer- 
rerfassung.  Es  trug  übrigens  u.  A.  auch  seine  Orbör  (s.  u.)  an  die  Herrschaft. 
Wismar  hatte  schon  vor  dem  Uebergang  in  schwedische  Herrschaft  (1648 — 1803) 
seine  früher  der  Rostocker  ähnliche  Selbständigkeit  eingebüsst  und  nach  dem  Rück- 
gang an  Mecklenb.urg  sie  nur  auf  einzelnen  Gebieten  behalten,  immerhin  aber  gerade 
in  einigen  Finanzangelegenheiten. 

Auch  neue  Versuche  der  Landesherrschaft,  das  durch  Reichsabschied  von  1654 
dem  Landesherm  in  Bezug  auf  Rcichssteuern  gegebene  selbständige  jus  collcctandi 
durchzusetzen  und  zugleich  das  Laudesbesteuerungsrecht  unabhängiger  von  den  Land- 
«t&nden  zu  entwickeln,  führten  nur  zu  neuen  scharfen  politischen  Kämpfen  und  Wirren 
zwischen  Laodesherrschaft  und  Ständen  Erst  durch  den  landesgrundgesetzlichen 
Erbvergleich  vom  18.  April  1755  kam  es  zu  einem  Ausgleich,  in  der  Hauptsache  im 
Sinne  der  patrimonialstaatlich-ständischen  Grundsatze  für  des  Finanz-  und  Steuerwesen. 

A.  Wagner,  Finanzwiisensohaft  IV.  30 
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Die  steuertecbuiscbe  Art  der  alten  ordentlichen  Beden  und  Contributione& 
war  auf  dem  Lande  die  einer  Grundsteuer  und  zwar  in  Form  einer  Hnfenstener. 
Doch  waren  nur  die  Bauernhufen  im  ritterschaftlichen ,  im  Kloster-  und  auch  im 
städtischen  und  Domanialgebiet ,  ferner  gewöhnlich  auch  die  StadtgUter  selbst  steuer- 
pflichtig, die  Ritterschaft  dagegen  selbst  nur  fOr  die  zu  ihren  Gatem  gescUagenea, 
eingezogenen  (,.gelegten*')  Banernhufen.  Die  eigentlichen  Bitterhufen  waren  wegen  der 
auf  ihnen  lastenden  Eriegsdienstpflicht  steuerfrei,  ehemals  auch  die  Klosterhafen.  5ar 
ausnahmsweise  in  besonderen  Fällen  verstand  sich  die  Ritterschaft  dazu,  für  ihre  eigeoei 
Hafen  Steuern  mit  zu  abernehmen. 

Daneben  bestanden  Steuern  in  anderer  Form,  meist  auch  directe.  So  die 
..Orbör''.  eine  ein  für  allemel  feste  Abgabe,  die  sich  zu  einer  solchen  der  Sadt 
als  Corporation  entwickelt  hat  Dann  der  Schoss,  eine  allgemeine  Vermögenssteuer 
der  städtischen  Bevölkerung,  auch  mit  für  Communalzwecke,  weiter  eine  nach  der 
Grösse  des  Hauses  (ganzes,  halbes,  viertel,  Käthe  auf  dem  Lande)  abgestufte  Haus- 
8 teuer,  ebenfalls  in  festen  Sätzen,  sowohl  in  den  Städten  als  auf  dem  Lande,  nach 
welcher  in  den  Städten  auch  die  ständische  Steuertaze  aufgebracht  wurde  (sogen. 
„Erbenmodus'').  Zur  Erleichterung  dieser  Steuerlast  btlrgerte  sich  in  den  Städten 
mindestens  seit  dem  15.  Jahrhundert  eine  Accise  ein,  auf  Getränke  („Trankungdd^), 
Bier  oder  Malz,  später  Wein,  Branntwein,  auch  auf  Korn,  eine  Steuer,  die  in  der 
Mitte  des  17.  Jahrhunderts  allgemein  geworden  ist. 

Neben  diesen  „ordentlichen''  Steuern  wurden  in  Fällen  besonderen  Bedarft 
seit  Alters  ausserordentliche  erhoben,  frtlher  meist  gegen  Gewährung  von  Piiri- 
legien  von  den  Vasallen,  in  Form  der  ländlichen  Hnfenstener,  später  nach  stindiscber 
Bewilligung,  mit  Entscheidung  nach  der  Mehrheit,  wobei  dann  Städte  und  Klöster 
mit  belastet  werden  konnten,  die  Städte  brachten  die  übertragenen  Summen  in  Fora 
von  Zuschlägen  zu  ihren  ordentlichen  Steuern  auf.  Eine  allgemeine  Verpflichtung  des 
ganzen  Landes  bestand  nur  zur  Steuerleistung  in  den  drei  bekannten  Fällen  (Fin.  III| 
S.  61),  bei  Yerheirathungen  in  der  fürstlichen  Familie,  Ritterschlag  der  Söhne,  Ge- 
fangenschaft des  Fürsten.  Die  sogen.  Prinzessin  Steuer  (von  20.000  BeichstUr. 
=  70000  M.)  bei  Verheirathung  von  fürstlichen  Töchtern  des  regierenden  Herrei 
hat  sich  bis  gegenwärtig  als  Pflicht  der  Stände  erhalten.  (S.  für  diesen  ganzen  §.  132 
Balck  IT,  §.  140—146.  Büsing  S.  50—52.) 

§.  133.  Die  Finanz-  und  Steuerverfassnng  nach 
dem  Landeserbvergleich  von  1755  (18.  April),  nebst 
ihrer  Fortbildung  bis  1870.  Dieser  Vergleich  bildet  die 
Grundlage  des  Finanz-  und  Steuerrechts  bis  in  die  Gegenwart, 
auch  noch  über  die  Zeit  nach  1870  hinaus,  hat  aber  in  manchen 
Puncten  Ausbildungen  und  Abänderungen  erfahren,  die  bedeatend- 
sten  in  Bezug  auf  die  Besteuerung  um  1809,  dann  erst  1870  wai 
in  der  Folgezeit.  Der  Hauptgrundsatz  des  ständisch -patrimonial- 
staatlichen  Finanzwesens  wurde  im  Erbvergleich  festgehalten  und 
durch  spätere  Vereinbarungen  mit  den  Ständen  nnr  immer  volh 
ständiger,  d.  h.  in  Bezug  auf  alle  regelmässigen  Landesansgaben 
zur  Durchführung  gebracht:  dass  die  Landesherrschaft ,  bezw.  der 
regierende  Landesherr  aus  seinen  herrschaftlichen  und  domanialen 
Einkünften  und  aus  den  ihm  nur  zu  deren  Ergänzung  be- 
willigten Steuern  die  gesammten  persönlichen,  Hof-  und  Landes- 
verwaltungs-(Landesregiments-)Ausgaben  zu  bestreiten  bat.  Die 
hierfür  erforderliche  ordentliche  Steuer  (Contribution)  blieb 
aber    an   jährliche    ständische  Bewilligung   durch   sogen.  „Con- 
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tributionsedicte'*  (der  noch  gegenwärtig  übliche  amtliche  Name) 
gebunden,  obwohl  sie  für  unwandelbar  fest  schon  im  Erbvergleich 
und  in  späteren  Vereinbarungen  erklärt  worden  ist.  Für  die  Be- 
steuerung behielt  die  Eintheilang  des  ganzen  Landes  in  Gebiet  der 
Ritterschaft,  der  Landstädte  (ohne  Rostock  und  Wismar)  des  landes- 
herrlichen Domaniums,  der  Seestädte  Rostock  und  Wismar  ihre 
Bedeutung.  Die  an  das  Domanium  gelangten  Rittergüter  (sogen. 
Incamerata,  s.  o.  S.  451)  blieben,  wie  schon  bemerkt,  im  ritter- 
schaftlichen Steuerverband.  Das  System  der  Vertheilnng  nach  der 
y,Terz  wurde  aber  auf  wenige  ausserordentliche  Fälle  beschränkt'^ 
und  „der  ritterschaftliche  und  städtische  Steuermodus  nicht  mehr 
dem  Belieben  jedes  einzelnen  Standes  überlassen,  sondern  bestimmt 
geregelt''  (Balck).  Für  die  Domanialbanern ,  wie  für  die  sonstige 
auf  den  Domänen  wohnende  Bevölkerung  blieb  zwar  das  landes- 
herrliche Steuerrecht  unbeschränkt  und  die  Erhebung  von  Steuern 
nicht  an  die  ständische  Bewilligung  gebunden.  Doch  wurde  eine 
Besteuerung  im  Domanium,  insbesondere  der  Bauemhufen,  min- 
destens in  gleicher  Höhe  wie  im  ritterschaftlichen  Gebiete  vom 
Landesherrn  zugesagt,  eine  höhere  darüber  hinaus  von  ihm  nur 
vorbehalten,  und  die  sonstige  Besteuerung  für  allgemeine  Landes- 
zwecke,  auch  für  die  nicht  bäuerliche,  bezw.  nicht  Bauerland  be- 
sitzende Bevölkerung  wesentlich  ebenso  wie  im  ritterschaftlichen 
Gebiete  eingerichtet. 

Die  ordentlichen  Steuern  im  ritterschaftlichen  und 
domanialen  Gebiete  zerfielen  in  Haupt-  und  Nebensteuern 
(sogen.  Haupt-  and  Nebenmodus).  Die  erste  war  die  alte,  nur  nun- 
mehr genauer  geregelte  und  zam  Theil  verbesserte,  aber  dann  für 
unveränderlich  erklärte  (und  dies  auch  noch  1870  gebliebene) 
Grundsteuer  in  der  Form  der  Hufensteuer  (Erbvergleich 
§.  5  ff.)  Bei  ihr  wurde  die  Steuerfreiheit  der  Ritter-  oder  Hofhufen 
aber  noch  bis  1809  festgehalten,  bis  dahin  waren  also  nur,  wie 
frflher,  die  Banerhufen  steuerpflichtig.  Die  Nebensteuer  war  eine 
anf  die  übrige  Bevölkerung,  im  Domanium  zeitweise  (1843 — 1870) 
aach  auf  die  Bauern  noch  neben  deren  Hufensteuer,  ausgedehnte 
Personalstener,  welche  nach  verschiedenen,  einigermaassen 
die  Leistungsfähigkeit  berücksichtigenden  festen  Sätzen  nach  dem 
persönlichen  Berufe  aufgelegt  wurde:  eine  rohe  Art  Berufs- 
einkommensteuer in  Form  verschiedener  Taxen  wesentlich  für 
die  nicht- landbesitzende  Bevölkerung. 
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Nur  die  Kittergüter  wurden  vermessen  und  bonitirt  (1756 — 78,  BestimmoDgcn 
darüber  im  Erbvertileich  §.  7—43)     Eine  Hufe  wurde  auf  300  Schetfel  Aussa&t  be- 
stimmt.  Der  Vercinfacbung  wegen  ist  dann  zum  Zweck  der  Unterscheidung  der  steuer- 
freien, Hof bufen   und  der  zugehörigen  Bauerhufen  für  die  Veranlagung  und  Berech- 
nung der  Hufensteuer  gesetzlich  fingirt  worden,  dass  jedes  Gut  zur  Hälfte  aos  beiden 
Hufenarten  bestehe.    Als   1809  die  Steuerfreiheit  der  Hofhufen   fiel  (gegen  Wegfall 
aller  Kriegsdienstpflichten   der   älteren  Wchrverfassung),  wurde  die  GrOsse  der  Hufen 
verdoppelt,  von  300  auf  600  Schelfel  Aussaat,  wonach  auch  gegenwärtig  der  Umfang 
sich  noch   bcmisst   (sogen,    catastrirte    Hufe,   s.  o.  S.  451).  —  Die    Domanial- 
bauern   wurden    anfangs  noch    nach   älteren  Maassstäben  veranlagt,    erst  seit  1820 
nach  erfolgter  Bonitirung   wurden    ihre   Ländereien  ebenso  wie  die  Hittergüter  be- 
handelt. —  Die  Nebensteucr  wurde  für  die  ausser  den  Hufen  wohnenden  freien 
Leute  auch  in   festen  Taxen   bestimmt  (Erbvergleich  §.  44),  im  19.  Jahrhundert  im 
ritterschaftlichen  Gebiete   auf  weitere  Berufskreise  ausgedehnt,  auch   noch   kurz  vor 
1870,  als  die  Einführung  der  Gewerbefreiheit  den  Handels-  und  Gewerbebetrieb  hier 
zuliess   (1868),   auf  diese  Berufe.    Auf  dem  Domanium  war  die  Entwicklung  analoir. 
aber  schon  früher  durchgreifender  (1843).  —  Das  hier  Dargelegte  betrifft  nur  die  all- 
gemeinen Hauptpunctc,  Verschiedenheiten  bestanden  noch  für  geistliche  Gtlter,  Pfar^ 
hufcn,  einzelne,  nicht  den  städtischen  Feldmarken  incorporirte  Stadtgüter.   (S.  v.  Reden 
a.  a.  0.  S.  1115  ff.,  Balck  §.  147—151).  —  Die  Kitierschafi  behielt  auch  ihre  besondere 
Gasse,   den  sogen.  Landkasten,  in  welchen  die  Steuern  aus  dem  rittenscbafdicbeJi 
Gebiete,   einschliesslich  der  Steuern  für  die  dem  Landesherrn  gehörigen,   sogen,  io- 
camcrirten    ehemaligen    Rittergüter,    zusammenflössen    und    dann    als    Beitrag  der 
Corporation    zu    den    an    sich   dem   Landesherrn   zufallenden  Kosten   des  Landen- 
regimcnts   in    der   bestimmten   Gesammtsumme   an    die    Renterei    (Schwerin,   Beniei 
Strelitz),    die   landesherrliche    Centralcasse ,   abgeführt   wurden  (s.  Balck  I.  §.  CtL, 
II,  S.  17,  Büsing  S.  53). 

In  den  landschaftlicfaen  Städten  verblieben  die  alten  Steuern, 
wurden  aber  zum  Theil  etwas  umgebildet  und  durch  weitere  Glieder 
zum  Zweck  der  Durchführung  grösserer  Allgemeinheit  der  Be- 
steuerung ergänzt.  Darunter  befanden  sich  auch  indirecte 
Steuern ;  so  eine  Schlacht-  und  Mahlsteuer,  die  aber  in  der 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  (besonders  1863)  schon  fixirt  und  so 
in  eine  directe  verwandelt  wurde.  Aehnlich  erging  es  einer  Ver- 
kehrssteuer vom  Verkauf  der  Händler,  die  durch  eine  Handel- 
classensteuer,  mit  festen  Sätzen  nach  Orts-  und  Geschäfts- 
umfangsclassen,  ersetzt,  für  Viehhändler  ebenfalls  fixirt  wurde. 

Die  einzelnen  Steoem  in  den  Städten  sind  im  Erbvergleich  in  §.47 — 68  (geregelt 
worden.  Es  waren  die  alte  featc,  taxartige  Haussteuer,  für  die  Kämmereigüter 
die  Hufensteuer,  wie  in  dem  anderen  Gebiete,  nur  ohne  SteuerfreiheiteD,  für  die 
ganze  städtische  Feldmark  eine  nach  deren  Grösse  und  Benutzungsart  (ob  in  Scbligen 
liegendes  Laiid  oder  anderes)  und  nach  der  (in  Fudern  gemessenen)  Heügewinnoog 
sich  richtende  allgemeine  Ländereisteuer.  Dazu  traten  Yiehsteuern  in  festcA 
Sätzen  nach  Art  und  Zahl  der  gehaltenen  Hausthiere.  Die  Schlachtsteuer  wir 
theils  vom  Schlächter  (Scharrcnschlachten) ,  theils  7om  Consumenten  (Hausschlachtefi) 
nach  verschiedenen  Sätzen  für  jede  Viehart  zu  entrichten,  wobei  Terschiedene  Yerkebn- 
beschränkungen  zwischen  Stadt  und  Land  festgehalten  wurden,  so  Verbot  der  Eio- 
ftlhruitg  frischen  Fleisches  in  die  Städte  vom  Lande.  Diese  Steuer  erfahr  aber  schon 
vor  1870  wesentliche  Umänderungen,  Fixirungen  der  Steuersummc  bei  den  einzelnen 
Pflichtigen,  später  für  die  ganze  Stadtgemeinde  und  wurde  1863  ganz  beseitigt,  indem 
an  ihrer  Stelle  jede  Stadt  (sowie  die  mit  betroffenen  Domanialüecken)  eine  Paosch- 
summe  iibcrnahm,  deren  Betrag  unter  der  Bevölkerung  nach  gewissem  Modus  repartirt 
wurde.  Die  Mahlsteuer  wurde  in  der  üblichen  Weise  in  Ankntkpfung  an  den 
Mahlprocess  in  der  Mühle  mit  den  dadurch  gebotenen  Controlcn  (Verbot  der  Einfuhr 
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?ou  Mcbl  und  Mahlproducten  in  die  Stadt,  des  Gebrauchs  beweglicher  Muhlen  u.  s.  v., 
wie  später  in  Preussen)  in  verschiedeuen  Sätzen  für  Getreide,  ßranntweinschrot,  Malz, 
Futterschrot,  Grütze  oder  Graupen  erhoben.  Auch  diese  Steuer  ist  schon  vor  1870 
ähnlich  wie  die  Schlachtsteuer  behandelt  und  fixirt  worden  U868),  wesentlich  mit  im 
Interesse  der  Ycrkehrsfreiheit  zwischen  Stadt  und  Land  und  1870  fortgefallen.  Die 
Handelssteuor  bemass  sich  nach  dem  Debit  der  verkauften  Waaren  bei  heimischen 
Händlern  mit  niediigerem  Satz  für  die  allgemeinen  Kaufmannswaaren  (1  Schilling  vom 
Reichsthaler),  höherem  für  Wein  und  starke  Getränke  (3  Schill,  vom  Kthl.),  bei  fremden 
Händlern,  auch  bei  Künstlern  und  Handwerkern  nach  einem  allgemeinen  höheren  Satz 
vom  Erlös  (2  Schill,  vom  Rthl.).  Die  Steuersätze  waren  hier  also  in  so  und  so  viel 
Schilling  vom  Thaler  angesetzt  Dabei  verschiedene  persönliche,  sachliche  (so  Korn, 
Baps)  Befreiungen,  auch  für  den  Jahrmarktverkehr  Heimischer.  —  Bestimmt  ge- 
nannte Berufe  waren  Steuertazen  in  festen,  nicht  eben  niedrigen  Sätzen  (Erb- 
vergleich §.  47  unter  VIl).  unterworfen. —  Theils  für  höhere  oder  bestimmten  Zwecken 
dienende  Beiträge  der  Städte  an  den  Landesherrn,  theils  für  die  städtischen  Bedürf- 
nisse erfolgten  Zuschläf^e  zu  den  genannten  Steuern  der  Städte,  (v.  Reden  a.  a.  0. 
S.  1117,  Balck  II,  §.  152—159,  über  die  Verwaltung  durch  die  „Steuerstuben"  und 
weitere  Entwicklung  der  allgemeinen  LaudesrSteuerverwaltung  eb.  §.  160.) 

In  Betreff  Rostocks  war  das  Wichtigste,  dass  die  Stadt  sich 
schon  1748  mit  der  Landesherrscbaft  dahin  verglicben  hatte,  dieser 
unter  deren  Verzicht  auf  andere  Abgaben  und  Steuern  aus  der 
Stadt  die  Ac eise  ganz  abzutreten,  welche  in  Form  eines  specifischen 
Zolls  von  seewärts  ein-  und  ausgehendem  Getreide  und  eines  Werth- 
zolls  von  aller  Waarenein-  und  Ausfuhr,  sowie  einer  Mahl-  und 
Scharrenschlachtsteuer  erhoben  wurde.  Die  Stadt  bekam  einen 
festen  Geldbetrag  aus  der  Accise  tür  ihre  Zwecke  und  später  auch 
den  Ertrag  eines  Zuschlags  zur  Accise,  erhob  ausserdem  für  sich 
Dorchgangszoll  von  Waaren  (sogen.  Dammzoll)  und  Brückengelder. 
1868  ist  diese  Accise  in  Verbindung  mit  den  allgemeinen  Zoll- 
reformen (s.  u.)  beseitigt  worden. 

S.  Balck  §.  161  fUr  weitere  Einzelheiten.  Ueber  Wismars  ähnliche  Ver- 
hältnisse (u.  A.  Li  Cent  vom  Seeverkehr,  Schiffsgelder)  eb.  §.  162. 

Neben  der  ordentlichen  Contribution  hatten  die  Stände  Beiträge 
zur  Deckung  der  Reichssteuern  zu  leisten,  die  nach  wie  vor 
1755  nach  dem  Terzprincip  auf  die  drei  Stände,  bezw.  deren  Besitz 
vertheilt  wurden,  wobei  aber  alle  Landesbewohner  obne  Ausnahme 
und  auch  Rostock  mit  steuerpflichtig  waren  (Erbvergleich  Art.  2> 
§.  101  ff.).  Doch  hatte  die  Landesherrscbaft  die  für  Kriegskosten 
ausgeschriebenen  Rümermonate  bis  zu  einem  Maximalbetrag 
(200  Monate  gegenüber  der  Ritterschaff,  300  gegenüber  den  Land- 
städten) aus  eigenen  Mitteln  allein  zu  leisten.  Nur  für  weitere 
Öteuermonate  kamen  die  Stände  auf. 

Diese  Bestimmungen  blieben  selbst  nach  1815  im  Deutschen  Bunde  principiell 
noch  in  Geltung,  obwohl  sie  practisch  fast  bedeutungslos  wurden  (Balck  §.  64). 

Auch  die  Prinzessinsteuer  blieb  neben  der  ordentlichen 
Contribution  bestehen,  wiederum  mit  Steuerpflicht  aller  Bewohner, 
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auch   Rostocks,    in    dem    ein    für    allemal    fixirten   Betrage    ron 
20.000  Rthl.  (Erbvergleich  §.  115—119). 

Für  ausserordentliche  Bedürfnisse  sind  besondere  sogen. 
„Anlagen''  vorgesehen,  die  nach  dem  Terzprincip  vertbeilt 
wurden. 

(Erbvorgleich  Art.  12.)  Auch  für  vorschicdcno  andere  allgemeine  Landeazwecke, 
so  für  die  Jurisdiction,  dann  für  die  Bedürfnisse  der  st&ndiscbon  Verwaltung  seib>t 
und  für  die  der  einzelnen  Stände  (Erbvergleicb  Art.  11)  wurden  .«Anlagen^*  crbobeo. 
meist  in  Form  von  Zuschlägen  zu  den  ordentlichen  Steuern,  mit  Beiträgen  der  Stände 
für  Landeszwecke  und  wieder  des  Domaniums  für  ständische,  was  zu  einem  rer- 
wickelten  licclinuugswcsen  und  Gassen manipulationen  zwischen  den  ständischen  ood 
landesherrlichen  Gassen,  noch  ganz  in  der  Weise  des  älteren  ständischen  Patrimooial- 
staats  bis  in  die  Gegcnwait  geführt  hat  (Baick  §.  166). 

Schwierige  Zeitverhältnisse,  wie  im  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts (besonders  1808  ff.),  führten  aber  noch  zu  ausser- 
ordentlichen Steuern  einer  zweiten  Art,  nemlich  solcher,  die 
noch  ausserhalb  der  Bestimmungen  des  Erbvergleichs 
auf  Grund  besonderer  Vereinbarungen  der  Landesherrscbaft 
mit  den  Ständen  von  letzteren  bewilligt  wurden,  und  zwar  formell 
wiederum  eventuell  jährlich. 

Thcils  auf  der  Vertheilungsgrundlage  der  Steuern  der  ordentlichen  Contribatioo. 
theils  mit  Abweichungen  davon,  so  auch  in  Form  von  Einkommen-  und  Zinssteoero. 
Die  ezimirten  Städte  Rostock  und  Wismar  übernahmen  auch  Fon  solchen  aosserordeut- 
lichen  Steuern  Beiträge,  in  der  Höhe  altüblicher  Quoten  (Balck  g.  167). 

Im  Ganzen  ist  das  Steuersystem  des  Erbvergleichs  von  1755, 
mit  seiner  Fortbildung  bis  1870,  sonach  neben  einigen  Aecisen  in 
den  Städten  und  den  unten  noch  zu  erwähnenden  Landzöllen  ein 
solches  der  vornemlich  directen  Besteuerung,  welches  Überall 
die  deutlichen  Merkmale  seiner  Entstehung  und  seines  ständisch- 
patrimonialstaatlichen  üharacters  noch  an  sich  hat.  Es  war  ohne 
Zweifel  gegen  früher  verbessert  und  trug,  seitdem  1808  die  Steuer- 
freiheit  der  ritterlichen  Hofhufen  gefallen  war,  dem  Grandsatze  der 
Allgemeinheit  mehr  Rechnung,  dies  noch  stärker  in  seiner  weiteren 
Fortbildung  bis  zu  der  politischen  Wende  um  1866/70.  Aber  ans 
ganz  verschiedenen  Bestandtheileo,  rohen  und  verbesserten  Ertrags- 
steuern (Hufensteuer),  taxartigen  Gliedern  (Haussteuer ,  Berufs-, 
Personalsteuern)  zusammengesetzt,  war  es  doch  weit  eotfemt,  auch 
nur  annähernd  dem  Grundsatz  der  Gleichmässigkeit  —  sei  es  nach 
der  proportionalen ;  sei  es  nach  der  so  und  so  degressiven  oder 
progressiven  Gestaltung  des  Gesammtsteuerfusses  —  zu  entsprechen: 
die  einzelnen  Erwerbs-  und  Berufsclassen,  auch  Besitzarten,  wurden 
doch  ganz  verschieden  hoch  belastet,  von  allen  Ueberwälzungs- 
Verhältnissen,  wie  bei  den  ländlichen  Grundstücken  in  Verbindung 
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mit  Besitzwechsel,  selbst  abgesehen.  Ja,  nicht  einmal  ein  Hin- 
streben auf  eine  Gleichmässigkeit  der  Steuerbelastnng  unter  diesen 
verschiedenen  Glassen  macht  sich  recht  bemerkbar.  Damit  fehlt 
dem  directen  Steuersystem  des  Erbvergleichs  gerade  das,  was  man 
von  einem  Steuer-,, System^'  mindestens  in  neuerer  Zeit,  und  doch 
auch  schon  im  18.  Jahrhundert,  verlangt.  Auch  zwischen  dem 
platten  Lande,  den  Ritter-  und  Bauerhöfen  und  den  Städten  der 
Landschaft  ist,  trotz  der  Beschränkung  der  alten  Steuervertheilung 
nach  der  Terz  auf  wenige,  geringfügige  Fälle,  die  Gleichmässigkeit 
der  Besteuerung  nicht  irgend  richtig  hergestellt  worden.  Die 
Grundlagen  in  beiden  Gebietstheilen  sind  ja  auch  ganz  verschieden 
geblieben.  Die  Abweichungen  dann  wieder  in  Rostock,  Wismar 
steigern  nur  noch  die  Verschiedenheiten  der  wirklichen  Vertbeilung 
der  Steuerlast  im  ganzen  Staatsgebiete.  Trotz  der  langsamen 
Weiterentwicklung  des  Landes  nicht  nur  im  18.,  sondern  auch 
noch  im  19.  Jahrhundert,  der  relativ  geringen  Volkszunahme,  der 
schwachen  Bedeutung  und  Entwicklung  der  Städte,  dem  vor- 
herrschend bleibenden  agrarstaatlichen  Gharacter  konnte  ein  solches 
ständisch  -  patrimonialstaatliches  Steuersystem  schon  im  18.  Jahr- 
hundert nicht  mehr  genügen,  vollends  aber  im  19.  und  zumal  in 
dessen  Verlauf  immer  weniger.  Die  erfolgenden  Aenderungen  in 
der  Besteuerung  —  „Reformen'^  kann  man  sie  kaum  nennen  —  ver- 
besserten Einiges,  aber  die  Hauptmängel  verblieben. 

§.  134.  Andere  Steuern,  besonders  die  Zölle.  Auch 
die  neben  diesem  geschilderten  Steuersystem  sich  noch  findenden 
und  im  19.  Jahrhundert  hinzu  tretenden  sonstigen  Steuern,  beson- 
ders die  Stempelabgaben,  die  Erbschaftssteuer,  die  ver- 
schiedenartigen Zölle  konnten  das  gesammte  Steuersystem  des 
Landes  nicht  erheblich  verbessern.  Die  Zölle  waren  ohnehin  fast 
bis  zuletzt,  d.  h.  noch  bis  knrz  vor  dem  Eintritt  Mecklenburgs  in 
den  Zollverein,  ebenfalls  nach  ganz  veralteten  Grundsätzen  ein- 
gerichtet Man  ging  bei  ihnen  zum  Theil  nur  von  dem  früheren 
Bestreben  aus,  die  Gunst  der  geographischen  Lage  des  Landes  als 
nothwendiges  Durchfuhrgebiet  vom  Binnenlande  nach  Nord-  und 
Ostsee,  besonders  nach  Hamburg,  und  umgekehrt^  dazu  auszunutzen, 
mittelst  Durchfuhrzöllen,  selbst  auf  der  neuen  Berlin  -  Hamburger 
Bahn,  den  Verkehr  „fremder  Länder",  d.  h.  doch  im  Wesentlichen 
der  deutschen  Nachbarn  für  die  eigenen  Finanzinteressen  auszunutzen, 
—  ein  noch  spätes  Beispiel  particularistischer  Politik  in  Deutsch- 
land, wie  es  freilich  früher  nicht  selten  gewesen  ist.  Stände  noch 
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mehr  als  Regierung  standen  denn  auch  fast  bis  zuletzt  dem  Ein- 
tritt in  den  Zollverein  gegnerisch  gegenüber  und  vollzogen  ihn  erst 
unter  dem  Druck  der  politischen  Ereignisse  nach  1866.  Kurz  vor- 
her war  es  wenigstens  noch  zur  Beseitigung  der  alten  Zollverfassoog 
und  zur  Einführung  eines  eigenen  LandesgrenzzoUsystems  gekommen, 
für  welches  Land  und  Bevölkerung  natürlich  viel  zu  klein  nnd  un- 
günstig gelegen  waren. 

Eine,  übrigens  früber  scbon  vorgckommeoc  Stempelstoner  ist  1809, 1810  Ib 
VcrbindoDg  mit  anderen  Finanzmaassregcln  cingofubrt,  später,  1827,  1830,  1873  nco- 
geordnet  oder  verändert  worden  (Baick  §.  168).  Auch  Spielkarten-  und  Kalander- 
st cm  pel  sind  1809  eingeführt  und  bis  in  die  Zeit  des  neuen  Reichs  bestehen  ge- 
blieben. Aus  derselben  Zeit  (1809)  rührt  die  Erbschaftssteuer  her,  bei  der 
die  directe  Linie  und  Ehegatten,  auch  ganz  kleine  Erbschaften,  bis  200  Thlr.  rein, 
frei  blieben ,  die  Seitenlinie  1  (Geschwister)  und  2  Vj  (dio  meisten  weiteren  Ve^ 
wandten),  sonstige  Erben,  auch  der  Fiscus  5  ^/q  entrichten  (sogen.  Collateral-Erltöchafls- 
stcuer.  Ordnung  von  1858).  Bestock  hatte  noch  daneben  eine  eigene  solche  Steuer 
von  2  ^/o.  Fideicommissanfällo  unterliegen  einer  besonderen  Steuer  (Baick  §.  169).  — 
Fremde  Handelsreisende,  die  im  Inlande  Geschäfte  macheu  woUton,  waren  seit  18*27, 
bis  zum  Eintritt  Mecklenburgs  in  den  Zollverein  1867/68,  einer  Jahressteaer  in  2  ve^ 
schiedenen  Sätzen,  die  später  erhöht  worden  sind,  unterworfen,  sogen.  Probea- 
rcutcrsteucr  (BaIck  §.  170). 

Die  Zölle  (Erbvergleich  Art.  15,  Baick  §.  181  ff,  v.  Beden  S.  1123  ff.^  haben 
seit  Alters  in  der  üblichen  älteren  Form  des  Passirzolls  (Fin.  III,  §.  14,  19),  der 
Landzölle  als  Geleitsgeld,  dann  des  Wehr-.  Brückengelds  o.  dgl.,  weiche 
letzteren  Abgaben   aus  gebührenartigen  Entgelten  für  Leistungen  vielfach  auch  nKh 
Art  und  Höhe  zu  Steuern  geworden  waren,  an  verschiedenen  Verkehrsstellen,  besonden 
in  Städten,  bestanden.    Auf  Kaiserlicher  Verleihung  oder  Bestätigung  beruhend,  siod 
sie  vom  14. — 17.  Jahrhundert  vielfach  vermehrt  und  erhöht  worden  und  worden  dann 
oft  auch  ein   Streitpunct  der  Stände  mit  der  Landesherrschaft.    Die  Stände  setzten 
denn  auch  hier  1621  und  von  Neuem  im  Erbvergleich  von  1755  (Art.  15)  ihre  Mit- 
wirkung bei  Veränderungen  im  Zollwesen  durch  und  drangen  auf  Beseitigung  seit 
1621    (Erbvcrgleich   §.  283)  neu    eingeführter  Landzölle.     Die  Zahl  der  fürstlichen 
Zollstellen  war  nach  BaIck  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  86,  davon  aber  doch  schon  % 
an    den  Landesgrenzen,   1859   waren   es   noch  50.    Die  Tarife,  nur  mit  specifischen 
Sätzen,  stammten  aus  alter  Zeit  (Beversalen  von  1621  Art.  XV,  Erbvergleich  §.  280), 
hie  und  da  waren  sie  erhöht  (so  1809)  und  trafen  immer  wieder  an  jeder  berfümen 
Zollstelle   in    der  Weise   des    alten  Passirzolls  jedwedes  Gut   in  jedweder  Richtung. 
Dabei   bestanden  aber  mancherlei  persönliche  Steuerfreiheiten,   auch  für  die  Ritte^ 
Schaft  (Erbvergleich  §.  286),  für  einzelne  Städte,  so  Bostock,  auch  sachliche  für  WoU- 
und  Buttermärktc.  —  Aehnlich  wie  mit  den  Landzöllen  verhält  es  sich  mit  den  alten 
Wasserzöllcn,   von  denen  der  etwas  abweichend ,  verschieden  nach  den Yerfcehrs- 
richtungen,  eingerichtete  Eibzoll,  dann  der  Warnemünder  SeezoU  die  wichtigsten 
waren.     Der   EtbzoU,  vorncmlich   Transit/oll,  ist  im   19.  Jahrhundert  durch  die  be- 
theiligten Uferstaateu  vertragsmässig  regulirt,   vereinfacht  und  crmässigt,  aber  eist  in 
der  Zeit  des  Norddeutschen  Bundes  durch  Ablösung  beseitigt  worden.    Der  rertrag»- 
luäsdig  1841  für  den  Durchgangsverkehr  auf  der  Berlin -Hamburger  Eisenbahn 
eingeführte  Durchfuhrzoll  war  wesentlith  wegen  der  Einwirkung  des  Bahnferkehrs 
auf  Verminderung  des  Eibverkehrs   und   damit   des  Ertrags  des  Eibzolls  eingerichtet 
worden.     Er  ist  auch  cr&t  1868  nach  dem  Beitritt  Mecklenburgs  zum  Zollverein  fert- 
ige fallen,  damit  eine  Einnahme  von  zuletzt  über  300.000  Thlr. 

Au  eine  Kcform  der  gänzlich  veralteten  Passirzölle  zu  Land  und  Wasser  war 
unter  dem  Druck  der  Entwicklung  der  wirthschaftlichen  Verhältnisse  seit  lange  gedacht 
worden.  Aber  erst  1863  kam  es  zu  den  hierfür  nothwendigen  VereinbamDgen  (Bakk 
§.  185).  Die  Land-  und  Wasserzölle,  ausser  dem  Elb-  und  Bahntransitzoll,  die  laad- 
städtische  Schlachtstcuer.  die  Bostockcr  Accise  und  andere  Zollabgaben  daselbst,  der 
Wismarer  Licent  und  die  weitereu   ähnlichen  Abgaben   dort  wurden  aufgehoben,  die 
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üiUteoer  und  die  Handelssteuer  zunächst  lixirt,  1^70  aiicli  bo3oiti*^t,  ein  (irenz- 
llsy stein  für  beide  Staatsgebiete,  Schwerin  und  Strelitz  (uhnc  Kat^cburg)  mit 
»ssem  Einfahrzolltarif  mit  durchweg  sehr  inäs^iüren,  nach  Waareiiclassen  abjrc^tut'tcn 
ecitischen  Säuen  wurde  eingeführt,  das  trotz  hniier  Verwaltungäkosteii,  welche  bei 
m  kleinen,  schwachbevölkerten  (iebict  und  der  langen  Zolllinie  nicht  auffüliig  ^ind. 
'.h  finanziell  leidlich  bewährte.  Als  (ilicd  des  Norddeutschen  Bundes  trat  dann 
eckleuburg  endlich  1868  dem  Zollverein  bei. 

Diu  Bestenerang,  wie  sie  im  Vorausgehenden  dar<restellt  worden  ist,  ist  grös:>ten- 
3ils  in  Schwerin  und  Strelitz  die  «rleiche.  Zu  den  Ausnahmen  gehört  die  B>.- 
bränkung  der  Stempel-,  Kalender-  und  Kartenstcuer,  auch  der  Erbschaftssteuer  auf 
hwerin. 

§.135.  Die  Steaerverfassung  seit  1870,  insbesondere 

ach    dem    Edict    von  1897.    Die  politischen  Ereignisse  von 

}66  ff  y  der  Beitritt  des  Landes  zum  Norddeuischcn  Bund  und  Zoll- 

irein,   die  Einflihrung  der  neuen  Bundesgesetzc,  der  Gewerbc- 

eiheit    insbesondere,    zwangen    gebieterisch    zn   durchgreifenden 

enderangen    der    bisherigen   Steuerverfassung.     Eine  Vereinheit- 

chang  und  grössere  Gleichmässigkeit  der  Besteuerun«:,  namentlich 

er  directen,  im  ganzen  Lande  wurde  von  der  Uegierung  erstrebt, 

ach  von  den  Ständen  die  Nothwendigkcit  davon  nicht  verkannt. 

.her    die   Wttnscbe    der    Regierung    sind    nur    thcilweise    durch- 

edrungen,  da  die  Stände  in  Einzelheiten  an  der  Form  der  alten 

teaerverfassnog,  dem  Bewilligungs-  und  Ausschreiberecht,  auch  an 

i^heilen  der  älteren  Steuern  festhielten.    Immerhin  hat  die  endlieh 

.elungene  Vereinbarung  vom  29.  Juli  1870  einen  wesentlichen  Fort- 

chritt   zur  Vereinheitlichung  und   zur    grr)sseren   Gleichmässigkeit 

Ler  directen  Besteuerung  gebracht.    Die  Veranlagung  der  Steuern 

8t  theilweise  erheblich  verbessert  worden.     Wenn  auch  die  alte 

iafenstener  auf  dem  Lande,  als  Huuptglied  der  landwirthschaft- 

ichen  Steuer,  und  zunächst  auch  die  landstädtische  Steuer  von 

Sänsern  und  Ländereien  verblieben,  sind  die  übrigen  älteren  directen 

Jtenern  meistens  umgestaltet  und  mehr  zu  einem  wirklichen  System 

ausgebildet  worden.    Freilich  hat  sich  gerade  dadurch  das  Miss- 

eerhältniss  zwischen  jenen  eist  genannten,   besonders  den  Hufen- 

Btenern,  and  diesen  anderen  Steuern  noch  gesteigert.   Das  getrennte 

Cassenwesen,    dem    eine  getrennte  Verwaltung  der  Finanz-  und 

Steuersachen  zu  Grande  liegt  (s.  o.  §.  131),  ist  ferner  immer  noch 

verblieben:  die  Renterei  der  Landesherrscbaft,  der  Landlcasten  der 

Stände,    die   Landesreceptur-   und   die  Schuldentilgungscasse  des 

Fiscos.      Zwischen    ihnen,    als    selbständigen    Organen,    erfolgen 

Zahlaogen  bin  und  her.    Rostock  und  Wismar  haben  aber  wenig- 

8ten8  ihre  finanzielle  Sonderstellung  in  Ilauptpunctcn  aufgegeben. 

Die  finanziellen  Beziehungen  zum  Deutschen  Reich,  die  Eintiihrang 
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der  Reicbszölle  und  -SteuerD,  die  EiDrichtungen  der  Matricalar- 
beiträge  und  der  Ueber Weisungen  von  Antbeilen  aus  Keichsabgabeo 
an  die  Einzelstaaten  haben  zu  neuen  besonderen  Bestimmnngeo 
über  die  Verhältnisse  zwischen  Ständen  und  Landesherrscbaft  ge- 
führt, wodurch  die  finanziellen  Dinge  abermals  verwickelter  ge- 
worden sind.  Das  Alles  hängt  indessen  mit  dem  älteren  geltend 
gebliebenen  Staatsrecht  zusammen  und  kann  sich  kaum  ohne  dessen 
Fortbildung  zu  einer  modernen  Verfassung,  in  welcher  das  ganze 
Land  als  wirkliche  Einheit  behandelt  wird,  ändern. 

Durch  die  grundlegende  Vereinbarung  von  1870  sind  dieFinaDz- 
und  Steuerreformen  der  unmittelbar  vorausgehenden  Periode,  be- 
sonders diejenigen  vor  1863,  weiter  fortgeführt  worden. 

Es  kam  jetzt  zur  Aufhebung  der  zuletzt  fixirt  geweseuen  Mahl-  und  Handds- 
steueru  in  den  Städten,  auch  der  zum  Theil  noch  yerbliebencn  Schlachtsteaer 
(Domaniallieckcu,  Bestock,  Wismar).  Beide  letztere  Städte  traten  auf  Grund  besonderer 
Vereinbarungen  den  allgemeinen  neuen  Landessteuern  bei  und  erlangten  dafar  die 
Befreiung  von  einigen  noch  bestehenden  älteren  Steuern,  urelche  sie  an  die  Lande»- 
herrschaft  entrichtet  hatten,  sowie  Zuschüsse  der  letzteren  und  specicll  der  Landes- 
recepturcasse  far  ihre  eigenen  Communalbedürfnisse  (Balck  §.  161,  162).  Ueber  dje 
weitere  Regelung  der  finanziellen  Beziehungen  zwischen  Landesherrschaft,  ihren  Gassen 
einerseits  und  Ständen  und  d«iren  Gassen  andererseits,  die  hier  nicht  verfolgt  weiden 
können  und  deren  Darstellung  zum  VerständniäS  der  neuen  Gestaltung  der  B^teuensj^ 
auch  nicht  erforderlich  ist,  s.  in  Betreff  der  finanziellen  Einzelheiten  Balck  §.  172  iL 
auch  für  die  Hauptpuncte  besonders  staatsrechtlicher  Katur  Büsing  S.  57  tf.,  sowie 
die  Bestimmungen  der  Vereinbarung  ?on  1870  selbst. 

Die  jetzige  Besteuerung  bildet  die  sogen,  edictmässige 
Contribution,  in  weicher  die  Haupttheile  der  älteren  directen 
Steuern  zusammengezogen  und  fortgebildet  worden  sind.  Das  so 
1870  begründete  neue  Steuersystem  hat  dann  noch  in  der  Folge- 
zeit und  bis  zur  Gegenwart,  so  1874,  1886,  1888,  18y2  Modifi- 
cationcn  erfahren  und  vorläufig  seinen  Abschlnss  in  dem  Con- 
tributionsedict  vom  11.  Mai  1897  (mit  Zusatz  von  1898)  gefunden. 
Wie  es  sich  hiernach  jetzt  gestaltet  hat,  soll  hier  allein  dargesteUt 
werden. 

Auch  dabei  können  nur  die  Hauptpuncte  Bertlcksichtigung  finden.  Das  sehr 
ausfuhrliclic  Gesetz  entliält  noch  mancherlei  Specialbestimmungen  für  einzelne  Gebietr 
thcile,  selbst  bis  auf  einzelne  Feldmarken  und  Grundstücke  hinab.  Diese  BcstimmungeD 
können  hier  nicht  mit  hereingezogen  werden  und  bieten  auch  kein  allgemeines  Interes:»e. 
Sie  sind  nur  für  das  Land  und  seine  Verfassungsverhältnisse  characteristisch  and 
muthen  in  der  Gegenwart  wie  etwas  AlterthUmliches  aus  femer  Zeit  an,  das  kaum 
mehr  recht  verständlich  ist  und  auch  nur  aus  der  historischen  Entwicklung  der  Dinge 
verstanden  werden  kann.  S.  die  Ausgabe  des  Edicts  von  1897  von  Werther,  wo 
aucli  die  Abänderunri^en  gegen  bisher  im  Druck  ersichtlich  gemacht  und  Noten  zur 
Erläuterung  nach  amtlichen  Quellen  beigefügt  worden  sind.  Instruction  zar  AnaftlhroDg 
des  Edicts  daselbst  S.  GO  tf.  • 

Das  jetzige  mecklenburgische  System  der  direeten  Besteuerung 
besteht    aus    8   einzelnen   Steuern  (Edict  von  1897,  §.  1),    einer 
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landwirthschaftlichen  Steuer,  einer  Miethsteuer  von  ver- 
mfetheten  WohnhänserD ,  einer  Gewerbesteuer,  einer  Be- 
BoldnngBSteuer  von  Gebalten,  Pensionen,  Pfründen,  einer 
Erwerbssteuer  vom  Erwerb  ans  der  Ausübung  einer  Kunst  oder 
Wissenscbaft,  sowie  aus  höheren  Privatdienstverhältnissen ,  einer 
Lohnsteuer  vom  Verdienst  aus  geringerer  Lohnarbeit,  einer 
Zinsensteuer  von  der  Einnahme  aus  Zinsen,  Renten,  Dividenden 
und  Apanagen,  endlich  einer  Hundesteuer. 

Man  hat  dieses  System  wohl  eine  „Factorenbesteuerung'^ 
genannt,  in  welcher  die  Haupterwerbsarten  und  die  ihnen  zu  Grunde 
liegenden  VermOgensobjecte  und  Berufe  die  Factoren,  d.  h.  die 
Steuerquellen  und  äusseren  Untesseheidungsmerkmale  und  zugleich 
die  Grundlage  der  Veranlagung  der  einzelnen  Steuern  bilden. 
Finanzwissenschaftlieh  ist  das  System  ein  solches  der  Ertrags- 
besteuerung mit  den  üblichen  Gliedern  derselben,  wie  sie  der 
modernen  Erwerbs-,  Berufs-  und  Besitzdiflferenzirung  entsprechen, 
daher  mit  Ausdehnung  auf  solche  Berate,  Erwerbsarten  und  Ein- 
künfte, bei  welchen  es  sich  unvermeidlich  immer  mehr  um  Personal-, 
als  um  Ertragssteuern  handelt,  wie  in  der  genannten  Reihe  bei  der 
Besoldungs-,  Erwerbs-,  Lohn-,  auch  im  Ganzen  bei  der  Zinsensteuer, 
also  wie  in  Süddeutschland  (Baiern,  Württemberg)  bei  den  dortigen, 
auch  als  Glieder  der  Ertragsbesteuerung  fungirenden  „speciellen'^ 
Einkommen-  und  Kapitalrentensteuern. 

Die  einzelnen  Glieder  des  mecklenburgischen  Steuersystems 
—  von  der  nur  änsserlich  angefügten  Hundesteuer  abgesehen  — 
bilden  zusammen  immerhin  ein  „System'^,  indem  sie  alle  privat- 
wirthschaftlichen  Haupterträge  umfassen,  in  der  Regel,  wo  die 
Voraussetzungen  jeder  einzelnen  Steuer  vorliegen  und  daher  sub- 
jeetive  Steuerpflichtigkeit  dieser  Steuer  gegenüber  bedingen,  auch 
von  einer  und  derselben  Person  eventuell  nebeneinander  zu  ent- 
richten sind  (1897er  Edict  §.  52).  Auch  sonst  treten  einzelne 
der  Steuern  in  nähere  Verbindung  mit  einander,  wo  dann  eine  ein- 
heitliche Besteuerung  für  ein  aus  verschiedenen  Quellen  herrühren- 
des Oesammtsteuerobject  (so  für  die  besoldungs-  und  erwerbssteuer- 
pflichtigen Einnahmen  einer  und  derselben  Person,  eb.  §.  42)  statt- 
findet. Ebenso  erfolgt  mitunter  die  Anrechnung  der  einen  Steuer 
bei  einem  Steuerpflichtigen  auf  die  Steuerpflicbtigkeit  aus  einer 
anderen,  so  bei  ganz  kleinen  ländlichen  Besitzern  (Häuslern, 
Büdnern  u.  dgl.)  die  Anrechnung,  bezw.  die  Abrechnung  der  Ge- 
werbe-, Besoldungs-,  Erwerbs-,  Lohnsteuer  auf  die  landwirthschaft- 
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liehe  Steuer  (eb.  §.  4,  Nr.  1),  um  Steuerliberlastung  zu  verhUtcD, 
also  hier  mit  einer  Ritcksichtnabme  auf  die  geringere  Leistnngs- 
läbigkeit  gewisser  ,,kleiner  Leute'^^  auch  nach  einem  socialpolitischen 
Steuergesiebtspunct.  Durch  die  Einreihung  einer  eigenen  Lohnsteuer 
und  die  Ausdehnung  der  Gewerbesteuer,  wie  der  landwirthschaft- 
lieben  Steuer  auf  ganz  kleine  Betriebe  und  Besitze  in  das  Steuer- 
system ist  freilich  sonst  einem  solchen  Gesichtspunct  noch  nicht  die 
gebührende  Beachtung  geworden.  Doch  finden  sich  auch  hier  ffir 
die  kleinsten  Ceusiten  der  Gewerbe-  und  Lohnsteuer  Ermässigangen 
bei  geminderter  Leistungsfähigkeit  (eb.  §.  29,  44)  und  Befreinngeo 
bei  ganz  kleinen  Beträgen  unter  einem  niedrigen  Minimum  bei  der 
Miethsteuer  (§.  11,  bis  150  M.  Miethe)  und  der  Besoldungs-  und 
Erwerbsteuer,  sowie  der  Zinsensteuer  (§.  43,  50,  bis  75  M.,  s.  Einzel- 
heiten unten).  Der  Steuerfuss  der  einzelnen  Steuern  ist  zwar  im 
Allgemeinen  der  proportionale,  in  gleichem  Procentsatz,  doch  mit 
Ausnahmen. 

So  besteht  eine  kleine  Degrcssion  fdr  niedrigere  Einkünfte  bei  der  Mieth-,  G^ 
werbe-,  Besoldungs-,  Erwerbsteuer  (§.  11,  29,  43)  und  ähnlich  in  den  Tazsätzen  für 
verschiedene  Kategorieen  der  Censiten  der  Lohiistener  (§.  44).  Auch  die  Zinsensteaer 
hat  eine  Degressivscala  (von  3  Vo  abwärts  bei  6000  M.  Zinsertrag  abwärts),  diese  jetxt 
nber  ausnahmsweise  auch  eine  T7citere  Progression  bis  auf  4  %  bei  tlber  100.000  M 
Zinsen  (§.  50).  Die  landwirthschaftliche  Steuer  des  grösseren  Grandbesitzes  i^t  da- 
gegen proportional  (§.  3),  die  des  übrigen  sogar  in  den  untersten  Stufen  etwas  qid- 
gekehrt  progressi?,  in  den  mittleren  und  höheren  auch  proportional  (§.  5). 

In  der  Höhe  des  Steuersatzes  bestehen  zwischen  den  einzelnen 
Gliedern  Verschiedenheiten,  wenn  auch  Annäherungen  bei  der  Ge- 
werbe-, Besoldungs-  und  Erwerbsteuer  untereinander.  Eine  Ver- 
^leichung  der  Höbe  der  landwirthschaftlichen  Steuer  gegenüber  den 
übrigen  lässt  sich  bei  der  ganz  verschiedenen  Constrnction  jener 
nicht  allgemein  vornehmen.  Ob  auch  nur  einigermaassen  eine 
gewisse  gleiche  Verhältnissmässigkeit  der  Belastung  ddrcb  die 
erstere  und  durch  die  anderen  anzunehmen  ist,  muss  dahingestellt 
bleiben,  erscheint  aber  mehr  als  fraglich:  ein  Hauptmangel  auch 
dieses  neuen  Steuersystems,  die  Folge  des  Umstands,  dass  man  es 
mit  einer  Verbindung  der  wesentlich  unverändert  gebliebenen,  nicht 
einmal  neu  katastrirten  alten  Hufensteuer  in  der  sogen,  landvrirth- 
schaftlicben  Steuer  mit  den  anderen,  abweichend  constrnirten  und 
modern,  nach  Maassgabe  heutiger  wirthschaftlicher  Verbältnisse 
umgebildeten  Steuern  zu  thun  hat.  Freilich  ein  Sachverhalt,  wie 
er  in  Mecklenburg  vielleicht  nur  mit  der  Folge  einer  grösaereD 
Ungleichmässigkeit  (wohl  einer  zu  geringen  Höhe  und  zn  grossen 
Verschiedenheit  der  landwirthschaftlichen  Steuer  im  Einzelnen)  sich 
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geltend  macht,  weil  die  Grundsteuer  nicht  einmal  erneuert  worden 
ist,  aber  in  anderen  Ländern  des  Ertragssteuersystems,  wie  früher 
in  Preassen,  heute  noch  in  Baiern,  Württemberg  principiell  ebenso 
vorliegt.  Die  Disparität  des  Haupttheils  der  landwirthschaftlichen 
Steuer,  der  Hufensteuer,  zu  den  übrigen  ist  wohl  der  grösste  ver- 
bliebene Mangel  des  neuen  Steuersystems.  Die  Beseitigung  dieses 
Mangels  wäre  das  wichtigste  Erforderniss  für  eine  weitere  Reform, 
wird  aber  unter  den  bestehenden  Verfassungsverhältnissen  nicht  so 
leicht  erreicht  werden. 

Durch .  die  Hinzufügung  einer  ausgleichenden  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer zu  den  Ertragssteuern  würde  sich  dieser  Mangel 
wenigstens  in  Etwns  vermindern,  wenngleich  kaum  völlig  beheben 
lassen.  Indessen  sind  Bestrebungen  der  Regierung,  schon  1868, 
eine  solche  Einkommensteuer,  allerdings  nur  fdr  höheres  Gesammt- 
einkommen  aus  allen  den  anderen  Steuern  unterliegenden  Bezügen 
(über  1500  Thlr.)  zugleich  mit  der  Reform  der  directen  Besteuerung 
einzuführen,  nicht  verwirklicht  worden. 

Baick  §.  178.  Die  sogen.  Factorenstcucr  hätte  der  Eiukommcnsteoercensit  nach 
dem  Plane  dabei  von  seiner  Einkommensteuer  abziehen  dürfen. 

Alles  Weitere  ergiebt  sich  aus  einer  Darstellnng  der  einzelnen 
Steuern  des  jetzigen  Systems,  nach  welcher  man  erst  das  letztere 
allseitig  genügend  würdigen  kann.  Die  Richtigkeit  des  obigen 
Urtheils  wird  sich  dann  bestätigen. 

S.  die  Uebersicht  nach  den  grundlegenden  Bestimmungen  von  1870  bei  BaIck, 
§.  175 — 177  in  Ktlrze.  Im  Folgenden  haben  wir  os  wesentlich  nur  mit  dem  Edict 
Ton  1897  zu  thun. 

§.  136.    Die  einzelnen  directen  Steuern. 

1.  Die  landwirthschaftliche  Steuer  ist  eine  Steuer,  welche 
von  allem  ländlichen  Grundbesitz  und  Landwirthschaftsbetrieb  im 
Staatsgebiet  ohne  Rücksicht  auf  Staatsangehörigkeit  und  Wohnsitz 
des  Steuerpflichtigen  zu  entrichten  ist  (Edict  §.  2).  Sie  schliesst 
sich  an  die  alte  Hufensteuer  an,  welche  namentlich  in  der  land- 
wirthschaftlichen Steuer  des  grösseren  Grundbesitzes  und  des  Bauer, 
landes  fortlebt.  Sie  gilt  wie  diese  alte  Hufensteuer  als  feststehend 
und  unabänderlich,  auch  noch  nach  der  Vereinbarung  von  1870, 
nähert  sich  insofern  in  ihrer  Verknüpfung  mit  der  Hufe,  wie  Balck 
richtig  bemerkt,  einer  Reallast,  soll  indessen  auch  nach  den  Be- 
stimmungen von  1870  nicht  als  solche  gelten,  wie  denn  eine  ander- 
weite Art  der  Aufbringung  der  Schuldigkeit  vorbehalten  blieb. 
Die  Steuer  ist  vom  Eigenthümer  mit  Selbstbetrieb,  wie  vom  Pachter 
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ZU  entrichten,  doch  in  verschiedenen  Modalitäten  nach  Besitzgrösse 
und  örtlicher  Lage.     Ob  bei  der  diesen  Modalitäten  zu   Gmnde 
liegenden  Verschiedenheit  der  Umstände,  der  Ertrags-  und  Erwerbs- 
verhältnisse der  einzelnen  Güter,  Grundstücke  und  Steuerpflichtigen 
wenigstens  eine  annähernde  wirkliche  Gleichmässigkeit  der  land- 
wirthschaftlichen  Steuer  für  die  einzelnen  Eategorieen  der  Censiten 
angenommen  werden  kann,  steht  wieder  dahin:  ein  innerer  Mangel 
dieser  Steuer,    der  die  nothwendige  Folge  davon  ist,  dass  eine 
gleichmässige  neue  Katastrirung  (Vermessung  und  Bonitirnng)  allen 
ländlichen  Bodens  nicht  stattgefunden  hat.  Eine  eigentliche  (reine) 
Grundsteuer  ist  die  Steuer  übrigens  nicht,  führt  daher  mit  Recht 
auch  ihren   besonderen  Namen.    Von   den  sonst  üblichen  Grund- 
steuern weicht  diese  mecklenburgische  „landwirthschaftliche''  auch 
u.  A.  darin  ab,  dass  im  Falle  von  Pachtverhältnissen  für  dasselbe 
Grundstück,  bezw.  Gnt^)  sowohl  der  Eigenthümer  als  Verpächter, 
wie  der  Wirth  als  Pächter  die  Steuer  zu  tragen  hat     Hier  findet 
insofern  für  dasselbe  Object  Doppelbesteuerung  statt,   einmal  ftlr 
die  Pachtrente,  sodann  für  den  Erwerb  des  Pachters.     Die  Steuer 
ist    in    diesem  Falle    landwirthschaftliche  Gewerbesteuer.     Folge, 
richtig  müsste  daher  eigentlich  der  selbstwirthschaftende  Besitzer 
eine  höhere  Steuer  zahlen,  einmal   auch  von  der  Rente,   die  die 
Verpachtang  ergeben  würde,  und  dann  noch  vom  Reinertrag  dar- 
über hinaus,   besonders  in   der   1.  Kategorie.    Diese   Einrichtung 
wirkt  indifect  wie  eine  Prämie  auf  den  Selbstbetrieb. 

Die  Haaptpuncte  der  ZQin  Theil  sebr  ins  Einzelne  gehenden  und  mit  der  Agiu^ 
Verfassung  des  Landes  zusammenhängenden  Bestimmnngen  über  die  Iftndinrthschalt- 
liehe  Steuer  sind  die  folgenden  (Edict  von  1897,  §.2 — 10).  Es  werden  Tier  Kate- 
go rieen  ?on  Besitz«  bezw.  auch  Betriebsverhältnissen  mit  yeischiedenen  Bestenenings- 
modalitätcn  unterschieden. 

a)  Die  landlichen  Grundbesitzer«  die  erste  Kategorie,  steuern  nach  Maass- 
gabo  ihres  Grundbesitzes,  einerlei,  ob  dieser  selbstbewirthschaftet  oder  Forpachtet  ist 
Sie  werden  in  zwei  Unterabtheilungen  getrennt,  a)  Die  grosseren  (Gutsbesitzer, 
jedes  Stands,  Geschlechts,  auch  juristische  Personen)  zahlen  die  alte  Hofensteaer  ud 
zwar  für  jede  katastrirte  Hufe  von  600  bonitirteu  Scheffeln  der  ritterBchafüicheD  Hnfea 
(incl.  der  Incamerata  des  Domaniums  s.  o.  S.  451),  der  st&dtischen  K&mmerei-  und 
OekonomiegUter  und  weiterer  besonders  bezeichneter  Bostocker  und  Wismarer  Guter 
den  festen  Satz  von  105  M.,  der  als  einem  Einkommen  von  2500 — 3500  M.  der 
7.  Classc  der  Gewerbesteuer  vom  Handels-  und  Fabrikbetrieb  mit  dem  Steaenati  vob 
65  M.  entsprechend  gilt  (?,  den  Steuersatz  von  105  M.  hat  hier  erst  die  Classe  9, 
mit  4500—6000  M.  Einkommen  —  ?).  Pfarrhafen  zahlen  meistens  die  H&lfte.  Doch 
ist  die  Steuer  stets  nur  von  demjenigen  Hufenstande  za  entrichten,  der  nach  Abzug  des 
im  Besitz  von  Zeit-  und  Erbpachtbauern  und  sonstigen  Nutznieasem  befindlichen  Gniod- 
besitzes  dem  Gute  verbleibt.  Hier  findet  also  insofern  für  das  Baneiiand  keine  Steoer 


')  Letzteres,  wenn  meine  Auffassung  richtig  ist;  ganz  klar  sind  die  Bestimmongao 
des  Edicts  §.  3,  4  und  7  hier  nicht.  Es  wäre  mOguch,  dass  die  grosseren  Gater 
(Bittergüter)  nur  einmal,  auch  im  Yerpachtongsfalle,  die  Steuer  zu  zahlen  haben. 
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aach  des  YeTpSchters  statt  Aber  bei  Tcrpachteten  Bittergütern  selbst  erfolgt  sie, 
wenn  ich  die  Sache  richtig  auffasse  (ich  bin,  wie  bemerkt,  dessen  jedoch  nicht  ganz 
sicher).  FUr  den  nicht  im  Pri?atbesitz  befindlichen  Theil  des  Domaninms  hat  ferner 
die  landesherrliche  Gasse  einen  festen  Stouerbeitrag  zu  dieser  landwirthschaftlichen 
Steuer  zu  leisten  (unverändert  1897  wie  1870  46  507*/,  M.).  —  ß)  Die  übrigen,  also 
die  kleineren  ländlichen  Grundbesitzer  in  den  unter  a  bciscichueten Gütern  und  auf 
dem  ganzen  Domanium  (mit  Ausnahme  der  Flecken-Feldmarken)  sind  wieder  in  einige 
Unterarten  für  die  Besteuerung  zerlegt  und  in  einigen  Fällen  sind  Befreiungen  (s.  §.  4, 
Nr.  4)  gewährt.  In  der  Hauptsache  werden  ganz  kleine  Besitzer  und  etwas 
grössere  unterschieden.  Jene,  d.  h.  Besitzer  von  Häuslereien  (auch  Brinksitzer)  und 
Büdner  mit  Grundbesitz  bis  zu  21.68  Are  (100  Qa.r.)  zahlen  für  jede  Häuslerei  den 
festen  Steuersatz  von  3  M.  Diese  Leute  sind  die  oben  schon  erwähnten,  welche  für 
eine  Häuslerei  oder  Büdnerei  aber  bis  1  M.  Steuer  von  diesem  Betrage  von  3  M., 
nach  einem  Zusatz  erst  im  Edict  von  1897,  abrechnen  dürfen,  wenn  sie  (oder  ihre 
Ehegatten)  für  eine  von  ihrer  Häuslerei  u.  s.  w.  aui  betriebene  Beschäftigung  Gewerbe-, 
Besoldungs-,  Erwerbs-  oder  Lohnsteuer  zahlen.  Die  übrigen  kleineren  Grundbesitzer 
werden  gemäss  der  GrOsse  ihres  Besitzes  an  Land  (Erbpacht,  auch  Zeitpacht)  nach 
einer  Steuerscala  besteuert,  deren  Normalsatz  derselbe  wie  bei  der  Hufensteaer  des 
Grossgrundbesitzes  ist,  während  die  niedrigeren  Steuerstnfen  sich  in  den  Steuersätzen, 
wie  bemerkt,  etwas  höher  stellen  (mit  weiteren  Spccialbestimmungen ,  Edict  §.  4, 
Nr.  2  und  3). 

b)  Die  zweite  Kategorie  der  Censiten  der  landwirthschaftlichen  Steuer  sind  die 
Pächter  ländlicher  Grundstücke,  Sie  zahlen  nach  Vcrhältniss  der  Pachtsumme  Steuer, 
deren  regelmässiger  Satz  IVs  %  jährlich  ist  (mit  Ausnahmen).  Kleine  Pächter  von 
nicht  über  75  M.  Jahrespacht  sind  dabei  frei.  Wird  mit  dem  Grundstück  ein  Gewerbe- 
betrieb erpachtet,  so  darf  die  Gewerbesteuer  für  letzteren  von  der  ländlichen  Steuer 
abgezogen  werden  (§.  7). 

c)  Die  dritte  Kategorie  bilden  die  Inhaber  land  wirthschaftlicher  Be- 
triebe, auf  eigenen  oder  erpachteten  Grundstücken,  innerhalb  der  städtischen  und 
der  Feldmarken  im  Edict  (in  §.  2  unter  c)  genannter  Flecken.  Sie  steuern  nach 
dem  durch  Schätzung  ermittelten  Ertrage,  StcUenpächtcr  und  sonstige  reine  Pächter 
ebenso  wie  die  Pächter  unter  b,  andere  Landwirtho  werden  nach  dem  Ertrag  ihrer 
Wirthschaften  jährlich  von  den  Gewerbesteuer- Einschätzungscommissionen  in  (blassen 
eines  Steuertarifs  eingeschätzt,  wobei  Erträge  bis  150  M.  frei  bleiben,  solche  von  150 
bis  300  M.  in  1.  Classe  mit  VU  ii.  &•  ▼••  in  6.  Classe  von  1500—2000  M.  mit  18  M., 
von  der  7.  Clause  an  (2000 — 2500  M.)  mit  den  Sätzen  der  Gewerbesteuer  für  Hand- 
werke, aber  immer  mit  dem  um  1  Classe  niedrigeren  Satze  besteuert  werden,  so  die 
7.  mit  30  M.  u.  s.  w.,  im  Allgemeinen  etwa  mit  IVi«— IV,  %  (§•  8.  29.  unter  B). 
Haltung  von  nur  2  Kühen  und  Bebauung  von  nur  200  Qu.-Ruthen  (43.36  Ar)  gilt 
dabei  aber  überhaupt  nicht  als  steuerpflichtiger  landwirthschaftlicher  Betrieb. 

d)  Die  vierte  Kategorie  sind  die  Verpächter  ländlicher  Grundstücke  in  den 
8 tädti sieben  und  Flecken sfeld marken.  Sie  zahlen  nach  einer  Scala  mit  etwas 
niedrigeren,  stufenweise  steigenden  Degressivsätzen  ^6"^^  %  ^^^  Erträgen  von  150 
bi4  600  M..  bei  Erträgen  von  über  600  M.  P/s  Vo  ^^r  vertragsmässigen  Pachtsumme 
des  Steueijahrs.  wenn  nie  nicht  schon  die  landwirthschaftliche  Steuer  unter  a  tragen. 
Erträge  bis  150  M.  sind  auch  hier  frei  (§.  9).  Eine  bemorkenswerthe  Bestimmung 
ist  dabei  noch,  dass  Communen,  welche  von  ihren  Gcmeindegliedern  ausser  der  Armen- 
steoer  noch  anderweite  Communalsteuern  erheben,  als  solche  von  Zahlung  der  Steuer 
fbr  ihre  Pachteinnahmen  frei  sind  (eb.),  —  um  ihnen  also  zu  ermöglichen,  jene  Steuern 
massiger  zu  halten.  Beamte  und  Angestellte,  welche  Besoldungssteuer  zahlen,  sind 
für  ihre  Dienstgrundstücke  in  den  städtischen  und  Fleckensfeldmarken  von  der  land- 
wirthschaftlichen Steuer  unter  c  und  d  frei  (§.  10).  Als  Grundlage  der  Veranlagung 
der  beiden  unter  b  und  d  genannten  Steuern  dienen  vom  Pflichtigen  der  Obrigkeit 
einzureichende  Declarationeu. 

§.  137.  2.  Die  Miethsteuer  von  vermietheten  Wohn- 
häusern ist  eine  Gebäudesteuer  von  Wohnhäusern,  aber  im  Unter- 
schied von  der  sonst  üblichen,  eben  nur  von  (ganz  oder  theilweise) 
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y^rmietheten ,  also  unter  Freilassung  der  vom  Eigenthttmer  selbst 
bewohnten  Räume  und  Häuser.  Sie  trifft  somit  den  Besitzer 
(Eigenthtimer,  Nutzniesser,  Erbpächter  u.  s.  w.)  nur  als  Wohn nngs- 
Vermiether,  dann  einerlei,  ob  er  staatsangehörig  ist  oder  nicht, 
im  In-  oder  Auslande  wohnt.  Sie  entspricht  daher  der  sogen. 
Ilauszinssteuer  anderer  Gebäudesteuersysteme  (Oesterreich,  Preussen), 
und  ist  nicht  mit  der  sonst  Miethsteuer  genannten  Wohnnngssteaer 
des  Miethers  zu  verwechseln.  An  sich  ist  es  freilich  angreifbar, 
das  Wohnhaus  des  es  selbst  bewohnenden  Eigenthttmers  der  Er- 
trags- oder  auch  einer  Einkommensteuer  für  einen  den  Werth  des 
Eigenbewohnens  entsprechenden  „Ertrag*'  zu  unterwerfen,  da  dies 
eine  willkUhrliche  Singularität  in  der  Gesetzgebung  gegenüber  der 
üblichen  abweichenden  Behandlung  der  sonstigen  Gebrauchs-  und 
Nutzvermögensobjecte  ist,  die  nicht  als  solche  „Erträge"  gebende 
angesehen  werden.  Insofern  ist  das  Verfahren  dieser  mecklen- 
burgischen Gesetzgebung  nicht  ohne  Weiteres  als  unrichtig  zu  be- 
zeichnen. Aber  bei  der  eigenthümlichen  ökonomischen  Natur  nnd 
Function  des  Wohnhauses,  wenigstens  in  den  Städten,  lässt  sich 
doch  auch  wieder  seine  Behandlung  als  eines  eigenen  Ertrags- 
objects  begreifen,  wie  sie  die  neueren  Gesetzgebungen,  besonders 
auch  über  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  regelmässig  verftlgen. 
Dann  aber  wird  man  die  Beschränkung  der  Steuer  auf  das  ver- 
mieth  ete  Haus,  bezw.  die  vermietheten  Theile  und  die  Freilassung 
des  selbstbewobuten  doch  nicht  billigen  können. 

Die  Steuer  richtet  sich  nach  der  vertrag&mässig  zahlbaren  Micthc  des  Stcue^ 
Jahrs.  Jahresmiethen  bis  150  M.  sind  ancli  hier  frei,  kleine  darüber,  biä  600  M. 
sind  nach  Steuersätzen  von  '/a  1  ^/q,  höhere  mit  1  ^/q  belegt.  Inhaber  70u  Dienst- 
wohnungen und  Prcdigerwittwcnhäusem  sind  für  vermiethete  Bäume  frei  (§.  11).  För 
luitFermiethete  Lagerräume  oder  Speicher  erfolgen  billige  Abschläge  von  der  Steuer- 
schuld, dagegen  auffallender  und  unbillifrer  Weise  nicht  fur  die  mit  den  Wohnungcu 
vermietheten  Möbel.  Frei  sind  fernere  Vermiethungen  oder  analoge  WohnQng3übe^ 
lasdungen  auf  dem  Lande,  die  „im  Zusammenhange  mit  der  Landwirthschait**  ge- 
schehen, sowie  die  Ueberlassuug  von  Dienstwohnungen  an  Angestellte  und  Beamte. 
sodann  auch  hier  vermiethende  Gemeinden,  die  ihre  Mitglieder  sonst  besteuern  (ausser 
mit  der  Armensteuer  §.  12). 

§.  138.  3.  Die  Gewerbesteuer  trifft  allen  von  In-  oder 
Ausländern,  Einzelnen  wie  Körperschaften  und  Gesellschaflen  im 
Staatsgebiete  ausgeübten  Gewerbebetrieb,  einerlei  auch  wo  der 
Gewerbetreibende  wohnt  oder  sich  aufhält,  im  In-  oder  Auslände, 
und  zwar  jede  zum  Gewerbe  zu  rechnende  Beschäftigung,  mit 
Ausnahme  der  wanderschein -steuerpflichtigen  Gewerbe  im  Umher- 
ziehen, die  einer  besonderen  Steuer  nach  Verordnung  ?om  30.  Sept. 
1896  unterliegen.     Dabei  wird  in  der  Weise  früherer  und  noch 
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bestehender  anderer  Gewerbestenergesetze  (Suddeutschland)  eine 
Beihe  der  Hanptarten  von  Gewerben  (jetzt  15)  besonders  als  steuer- 
pflichtig aufgezählt. 

Es  und  die  üblichen  Gruppen  (Handel.  Fabrikbetriob ,  auch  Salinen-,  Hütten- 
nnd  Bergwerksbetrieb,  Handwerksbetrieb,  Lohnfnhrwerk  u.  dgl.  und  sonstiges  Transport- 
gewerbe, auch  Schifffahrt,  Gast-  und  Schankwirthschaft ,  mit  einigen  weiteren  beson- 
deren Specialisirungen ,  die  in  den  allgemeinen  Gruppen  eigentlich  schon  enthalten 
sind,  aber  zum  Theil  in  besonderer  Weise  besteuert  werden  (s.  u.),  und  mit  weiteren 
Angaben,  welche  einzelne  Betriebe  in  Zweifelsfällen  zo  der  und  der  Gruppe  gehören 
(§.  13,  14),  nebst  Bestimmungen,  wie  Betriebe  mehrerer  Gewerbe,  Zweigniederlassungen, 
auswärtige  Gewerbetreibende  (so  auch  auswärtige  Yersicherungs-  und  andere  Actien- 
gesellschaften  mit  Zweigniederlassungen  im  Lande)  zu  behandeln  sind  (§.  15,  16). 
Eine  charakteristische  Vorschrift  betrifi't  die  —  Gewerbestenerfreiheit  7on  —  „Schul- 
lehrern  auf  dem  Lande,  welche  ein  Handwerk  ohne  Gehilfen  betreiben" 
(§.  14  unter  4). 

Die  Gewerbesteuer  wird  dann  in  der  Regel  auf  Grund  von 
Einschätzungen  für  die  Hauptgruppen  der  Gewerbe  gemäss 
dem  wirklichen  als  Reinertrag,  bezw.  Einkommen  anzusehenden 
und  in  Geld  angeschlagenen  Ertrage  nach  Tarifscalen  mit  be- 
stimmten Steuersätzen  für  bestimmte  Ertragssummen  veranlagt, 
und  zwar  nach  verschiedener,  aber  unter  einander  in  ein  festes 
Verhältniss  gebrachter  Scala  fUr  die  verschiedenen  Gewerbegruppen. 

Die  drei  ersten  Hauptgruppen  sind:  (1)  die  Gewerbe,  welche  mit  Handel,  Fabrik- 
betrieb, Salinen-,  Htttten-,  Bergwerksbetrieb  beschäftigt  sind,  dann  (2)  die  Handwerke, 
die  handwerkähnlichen  und  die  ihnen  ausdrücklich  gleichgestellten  Gewerbe  (so  ge- 
wöhnliche Transportgewerbe),  endlich  (3)  Bäcker,  Schlächter,  Gast-  und  Schankwirthe 
und  Muhlenbetrieb.  Der  Tarif  ist  ziemlich  gleich  bei  den  zwei  letzten  Gruppen,  nur 
ein  wenig  hoher  bei  der  letzten  gegenüber  der  vorletzten  in  Betreff  der  ersten 
(niedrigeren)  Glassen.  Koch  etwas  höher  als  in  beiden  ist  er  bei  der  ersten  Grnppe 
(Handel  u.  s.  w.)  in  deren  untersten  Classcn,  in  den  mittleren  und  höheren  Glassen  stimmt 
er  bei  allen  drei  Gruppen  überein,  doch  so,  dass  das  Handwerk  u.  s.  w.  einer  Ertrags- 
classe  auch  hier  immer  mit  dem  Steuersatz  der  zweitniedrigeren  Handelsgruppenclasse 
belegt  wird.  Allgemeine  Steuerfreiheiten  wegen  Niedrigkeit  des  Ertrags  sind  zwar 
nicht  gewährt,  aber  in  einer  1.  Classe  (anter  1000  M.  bei  Handel,  unter  600  M.  bei 
Handwerken,  unter  900  M.  bei  Bäckern  u.  s.  w.)  werden  nur  Minimalsätze  (bei  diesen 
,8  Kategorieen  ?on  bezw.  15,  3,  10  M.)  erhoben,  und  auch  diese  Sätze  können,  wenn 
die  Betriebe  den  Inhaber  nicht  allein  ernähren,  auf  bezw.  5 — 10,  1—2  und  5 — 8  M. 
Jierabgesetzt  werden,  doch  mit  Ausnahme  der  Gast-  und  Schankwirthe  in  der  3.  Kategorie, 
wo  10  M.  das  Minimum  bleibt.  Die  Steuersätze  steigen  dann  in  bei  den  3  Kategorieen 
etwas  Terschieden  gebildeton  Ertragsclassen  in  bestimmten  Sätzen,  z.  B.  in  der  8.  Classe 
bei  der  ersten  auf  80  M.  (3500—4500  M.  Ertrag),  bei  der  zweiten  auf  40  (2500  bis 
8000  MX  bei  der  dritten  auf  78  M.  (3600—4500  M.),  also  auf  bezw.  2  Vo  *—  c.  1.3 
bis  1.9  im  Durchschnitt  dieser  achten  Classe  jeder  Kategorie.  Von  der  9.  Classe  an 
stimmt  der  Tarif  der  dritten  mit  dem  der  ersten  (Handel)  überein,  ?on  der  11.  aoch 
der  der  zweiten  (Handwerk),  nur  dass  bei  ihr  immer  der  Satz  der  zweitrorhergehenden 
niedrigeren  Classe  angewendet  wird.  Der  normale  Steuersatz  ist  2  7o  ^^™  Mittel- 
betrag der  Classe,  der  beim  Handel  schon  in  der  6.  Ciasse  (2500—3000  M.  Ertrag), 
bei  den  anderen  Kategorieen  erst  mit  der  Gleichstellung  ihrer  Ciassen  mit  denen  der 
Handelskategorie  erreicht  wird  und  dann  verbleibt  (Steigerung  ron  600  M.  für  je 
begonnene  30.000  M.  Einkommen  bei  über  100.000  M.  hinaus):  also  keine  weitere 
Progression,  wie  bei  der  Zinssteuer,  und  ein  allgemein  (um  50  ^'q)  höherer  Satz  als 
bei  der  landwirthschaftlichen  Steuer,  wo  diese  sich  nach  dem  Ertrage  richtet  (IVtVo^« 
um  100  %  höherer  Satz  als  bei  der  Miethsteuer  (1  7o)-  —  Banken  u.  dgl.  dagegen 
Qnd  Eisenbahnen  werden  zwar  auch  nach  dem  Ertrage  besteuert,  aber  je  nach  dessen 
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Höhe  im  Yerb&ltniss  zum  Stammkapital,  in  minimo  mit  2%«  ^^^^  steigend  stufen- 
weise bis  auf  4  %  Steuer,  Banken  nach  dem  Gescbäftseinkommen,  zu  dem  ausser  der 
Dividende  der  Betrag  der  Abschreibungen  zum  Reservefonds,  Fonds  für  besondere 
Verluste,  Boamtenversorgungsfonds  u.  dg).,  sowie  die  Tantieme  des  Verwaltungs-, 
Aufsieb tsraths,  Vorstandes,  der  Beamten  —  soweit  bei  diesen  die  Tanti<>me  nicht 
vertragsmässiges  Gebalt  —  gerechnet  wird;  beträgt  dies  Geschäftscinkommen  weniger 
als  4  7o  des  Kapitals,  so  ist  der  Steuersatz  2,  bei  4—5%  2V«,  bei  5—6%  3,  bei 
6—7  °/o  3V/j,  bei  über  7  %  ^  ^/o-  Eisenbahnen  aller  Art,  auch  electrische,  Pferde- 
bahnen u.  s.  w.  werden  etwas  günstiger  behandelt  als  Banken,  sie  zahlen  erst  bei 
weniger  als  5  %  l^i^idende  allein  (ohne  Einbeziehung  des  sonstigen  Reinertrags)  % 
dann  mit  jedem  Dividendcnprocent  mehr  um  '/s  7o  ^»teigende  Sätze,  4  %  ^^  MazimoiD 
erst  bei  über  8%  Dividende  (§.  30— 30  c). 

Völlig  abweichend  vod  dieser  an  sich  richtigsten  Methode  der 
Gewerbesteuer  nach  dem  wirklichen  (Rein-) Ertrage  werden  dagegen 
eine  Reihe  anderer  Betriebe  besteuert,  nemlich  die  verbrauchsstener- 
pflichtigen  Brauereien,  Brennereien  und  Rübenzncker- 
fabriken  in  Form  von  Zuschlägen  zur  Reichsstener, 
bezw.  nach  Productionsmenge  (bei  der  Branntwein -Verbraachs* 
abgäbe)  und  Rohstoffmenge  (Zuckerfabriken):  nur  insofern  eine  be- 
denkliche Abweichung  von  der  sonstigen  Steuermethode,  als  dabei 
keinerlei  Gleichmässigkeit  zwischen  der  Steuer  dieser  Gewerbe  ond 
derjenigen  der  tlbrigen  garantirt  werden  kann,  aber  eben  eine 
Rücksichtnahme  auf  diese  ohnehin  schon  mit  Steuern  belasteten 
drei  Gewerbe.  —  Rh e der  für  ihre  Schiffe  werden  femer  wieder 
nach  einer  anderen  Methode,  der  alten  nach  äusseren  Merkmalen 
(Tragfähigkeit  der  Schiffe),  und  einige  andere  Gewerbe  abermals 
anders,  zum  Theil  mit  festen  Taxsätzen,  besteuert.  Diese  Ab- 
weichungen sind  für  die  Einheitlichkeit  und  Gleichmässigkeit  der 
sonst  rationellen  Gewerbesteuer  nachtheilig  und  erscheinen  nicht 
genügend  begründet. 

Der  Bierbrauer  hat  ftlr  jede  Mark  Bransteuer  3  Pfennig  Zuschlag,  der  Bnoot' 
weinbrenner  für  jede  Mark  Maisch bottigsteuer  1  Pf.  oder,  wo  anstatt  dieser  letzterea 
der  Zuschlag  zur  Verbraochsabjrabe  erhoben  wird,  für  je  5  I.  reinen  Alcobob  1  Pf., 
der  RUbenzuckcrfabrikant  ?ou  jedem  Doppeicentner  der  angeschriebenen  Kabenmeogo 
1  Pf.  zu  entrichten  (§.  31)  —  Die  Steuersätze  der  Schiffe  sind  nach  SeeschiffeA 
(dabei  mit  Unterscheidung  von  Dampfern  und  Seglern,  von  Material,  Eisen,  Stahl  nod 
Holz),  Leichtern,  Schleppdampfern,  Transportschiffen  u.  s.  w.  auf  Binnengewissen, 
Passagierschiffen  u.  dgl.  auf  letzteren,  bei  den  eisernen  und  stählerner  Sceschiflea 
auch  nach  dem  Alter  für  die  Kegistertonne  abgestuft.  Lohnfäbren  zahlen  feste  Säm 
in  2  Stufen,  Fährpächter  von  je  75  M.  Pacht  50  Pf.  (§.  32).  Erpachtete  Betriebe, 
von  Loftcrieen,  Fischereien  entrichten  I^/q,  von  HoUändereien ,  Schäfereien,  Toff- 
mooren  0.8  %  der  Pachtsamme  (Min.  2  M.)  (§.  33),  sogen.  Froner  (Scharfitichter, 
Schinder)  24  M.  und  6  M.  für  jeden  Knecht  (§.  34). 

Die  Veranlagung  der  Gewerbesteuer  ist  naeh  den  an- 
gegebenen Gewerbegruppen  etwas  verschieden  geregelt.  Für  die 
drei  genannten  Hauptgruppen  (Handel,  Fabriken  u.  s.  w.,  Hand- 
werk  u.  s.  w.,  Bäcker,   Gastwirthschaft  u.  s.  w.)  geschieht  sie  aof 
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Grund  freier  Einschätzung  des  Oesammteinkommens 
zu  den  Steuersätzen  des  Tarifs  durch  eigene  Schätznngs- 
commissionen,  welche  in  den  drei  Gebietsabtheilungen  des 
Landes  etwas  verschieden  gebildet  werden.  Die  Gewerbetreibenden 
selbst  haben  dabei  zunächst  nar  die  Pflicht  der  Anmeldung  ihres 
Gewerbebetriebs  bei  der  Obrigkeit,  aber  keine  Declarationspflicht 
hinsichtlich  ihres  gewerblichen  Einkommens  oder  des  Reinertrags 
ihres  Gewerbes  selbst.  Doch  sind  sie  verbunden,  auf  Erfordern 
der  Gommission  oder  deren  Vorsitzendem  „wahrheitsgemässe  An- 
gaben Ober  ihre  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  zu  machen'^ 
Im  Falle  der  Verweigerung  verlieren  sie  das  Recursrecht  gegen 
ihre  Einschätzung  und  unrichtige  Angaben  sind  strafbar  (§.  24,  59). 
In  die  Schjitzungscommission  kann  die  Landesfinanzbehörde  (Landes- 
recepturdirection)  einen  Beauftragten  senden,  der  kein  Stimmrecht 
hat,  aber  alle  Materialien  einsehen  darf,  auch  auf  gleichmässige 
Veranlagung  in  den  verschiedenen  Bezirken  hinwirken  soll  und 
gegen  ihm  zu  niedrig  scheinende  Veranlagungen  an  seine  Behörde 
behufs  Monitur  zu  berichten  hat  (§.  28). 

S.  für  weiteres  Einzelne  das  Eüict  §.  17 — 28,  besonders  über  die  Bildung  der 
Gommissionen,  die  Mitwirkung  der  Obrigkeit  in  der  Anfstellang  der  Listen  der  steaer- 
pflicbtigen  Gewerbetreibenden,  die  Functionen  der  Gommittsionen  und  ibres  Vorsitzenden,. 
die  Einrichtung  der  Reclamationen  (§.  27).  Letztere  gehen  gegen  die  Einschätzungs- 
commissionen  an  die  Obrigkeiten  (in  den  ritterschaftJichen  Aemtern  an  den  Vor- 
sitzenden der  Gommission)  zur  Erledigung,  die  nach  Anhörung  der  Gommission  erfolgt. 
Id  dem  Gensiten  gtlnstigen  Falle  wird  die  Sache  zur  Entscheidung  an  die  Steuer- 
behörde (Receptnrdirection)  geleitet.  Der  Gensit  hat  weiter  gegen  ihn  nicht  befrie- 
digende Entscheidungen  der  Obrigkeit  die  Berufung  an  diese  Direction  und  ?on  ihr 
jetzt  an  das  Finanzministerium,  mit  kurzen  Präclusivfristen.  Die  drei  Gebiets- 
abtheilnngen  sind  1)  die  Domanial-  und  ritterschaftlichen  Flecken,  die  Domanialämter 
Ind.  Incamerata  und  Klosterämter,  2*  die  Städte  für  den  eigentlichen  Stadtbezirk, 
nebst  Kämmereigtttorn  und  Gutern  milder  Stiftungen,  für  Bestock  ist  Eintheilung  in 
mehrere  Steuerbezirke  zulässig,  3)  die  ritterschaftlichen  Aemter  (§.  21). 

Die  übrigen  steuerpflichtigen  stehenden  Gewerbebetriebe 
(Banken,  Bahnen ,  Brauer ^  Brenner,  Rübenzuckerfabriken ,  Rheder, 
Fährinbaber,  Erpächter  der  oben  genannten  Gewerbe,  Froner) 
werden  veranlagt  anf  Grund  von  Declarationen,  die  sie  Aber 
alle  für  ihre  Steuerpflicht  in  Betracht  koromenden  Verhältnisse  zu 
machen  verpflichtet  sind  (§.  35):  immerhin  gegenüber  den  anderen 
Gewerbebetrieben  eine  Behandlung,  welche  ungünstigere,  d.  h. 
schärfere  Besteuerung  ermöglicht. 

§.  139.  4.  Die  sogen.  ,,Besoldungs-  und  Hebungs- 
steuer'' und  5.  die  Erwerbssteuer  stehen  in  näherer  Verbindung 
mit  einander,  indem  hier  bei  Personen,  welche  diesen  beiden  Steuern 
unterworfene  Einnahmen  (Einkommen)  haben,   eine  Zusammen- 
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-     wiHÄSuüfl«  ^  Besteuerung.  Beide  Mecklenburg.   §.  139,  140,  141. 

I T :  i<r  t^-'^  0°^  ^^^  Gesammtbetrage  der  tarifmässige 
inn'TsIs"^-  *^^   erhoben  wird  (§.  41). 

'ii;  iTsccwAno^^  Steuer  trifft  die  Gehalte  n.  dgl.,  mit  Neben- 
^,.,^u.  *J^'i  die  Pensionen  (incl.  Wittwenpensionen)  ans  aller  Art 
■  -.  ,     .«'hen  Dienstes,  sowie  die  Einnahmen  der  Inhaber  von 
>;.:fv  .\£^r  Klosterplätzen  und  ähnlichen  Beneficien  (§.  37). 

^.svr  i^n   Umfang  der  subjectiren  und  objectifen  Steuerpflicht  s.   eb.  §.37. 

-     i.  \.  i:o  Kücksicht  auf  das  Reichsgesetz  betr.  Vermeidung  von  Doppelbesteuenug 

,  «....--^     Bemerkenswerth  ist  die  Bestimmung,   dass  bezügliche  ElinkUnfte  aus  dem 

^        >5A'j$Iandc  nur  steuerpflichtig  sind,  wenn  sie  nicht  dort  schon  einer  dem  Be- 

^^0  :«r  Last  fallenden  Steuer  unterliegen.   Die  betrefienden  Einkünfte  eines  Ccnsiten 

^  «^:  s-hufs  der  Stcuerpflicht  zusammenzurechnen,  wobei  nur  die  im  Gesetz  genannteo. 

.HT^si^  liberal  bemessenen  Abzüge  gemacht  werden  dürfen  (§.  88),  u.  A.  auch  fbr 

.V  ««f  gesetzlicher  Verpflichtung  beruhenden  Wittwencassenbeiträge.    Eigcnthümliche 

v:>v:ollo  Normen  bestehen  für  die  Fuhrkosten   der  Geistlichen,  fur  die  Geldanschli^d 

:i;r  Wohnungen  verschiedener  Kategoricen  von  Personen.    Feststehende  IS^nkUnfte  sind 

«IIS  dem   Betrage   des   Steuerjahres,  unbestimmte  nach  dem  wirklichen   Betrage  des 

vorangegangenen  (also  nicht,  wie  üblich,  nach  mehljährigem  Durchschnitte)  anzosetzeo. 

Die  Erwerbssteuer  betrifft  das  Einkommen  —  nach  der 
Terminologie  des  Edicts  die  ,^Einnahmen''  —  aus  der  AusübnDg 
einer  nicht  gewerbesteuerpflichtigen  Kunst  und  Wissenschaft,  ans 
Gehalten  u.  dgl.,  auch  Pensionen  in  Privatdiensten  (excl.  Dienst- 
boten und  niedere  Gewerbsgehilfen)  und  aus  anderen  Stellnngeo^ 
welche  nicht  schon  unter  die  Gewerbe-  oder  Besoldungsstener 
fallen. 

Dabei  sind  die  Fälle  der  Abhaltung  öfientlicher  Auctionen,  Agenturen,  Führuof 
von  Curatelen  noch  ausdrucklicli  als  erwerbssteuerpflichtig  bezeichnet  (§.  39).  Die  Ein- 
nahmen und  Abzüge  werden  wesentlich  wie  bei  der  Besoldungssteuer  bereclmeL 
„Freie  Station"  ist  mit  mindestens  200  M.  anzusetzen  (§.  40). 

Beide  genannte  Steuern  werden  auf  Grund  von  Declarationen 
veranlagt,  zu  denen  die  Betreffenden  verpflichtet  sind  (§.  41).  Die 
Besteuerung  erfolgt  nach  einem  Stufentarif  mit  Degressivsteuersati 
von  c.  2  ®/o  abwärts  herab  bis  auf  Vc — Vs  ^/o-  Aber  für  eine  ganze 
Keihe  aufgezählter  Kategorieen  hierher  gehöriger  Personen  sind 
dabei  nicht  gerade  niedrige  und  einzeln  etwas  willkührliche  Minimai- 
Steuersätze  vorgeschrieben  (§.  43). 

Frei  ist  der  Betrag  unter  75  M.,  dann  V«  M.  Steuer  in  erster  Stufe  (75—  1.50  M.l. 
der  Tarif  hat  weiter  kleine  Stufen  von  bloss  75  M.  Steigerung  mit  festen  S&tzen,  d\i 
erst  bei  der  Obergrenze  der  Stufe  von  7275 — 7350  M.  2  ®/o  erreichen,  was  dann  too 
da  an  Steuersatz  des  Zuwachses  bleibt  (IVs  M.  für  je  75  M.),  so  dass  2  ^^/^  voll  tbet- 
haupt  nicht  ganz  erreicht  wird. 

§.  140.  6.  Die  Lohnsteuer  ist  eine  directe  Steuer  vom 
Arbeitslohn  u.  dgl.  aller  Lohnarbeiter,  Dienstboten,  Gewerbegehilfeo 
und  zwar  mit  verschiedenen  festen,  innerhalb  Minimis  und 
Maximis    sich    bewegenden  Taxsätzen   für   die    im  Edict  einzeln 
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Etnfgezählten  Eategorieen  der  hierher  gehörigen  Personen.  An  WiU- 
kühr  der  Sätze  im  Verhältniss  zu  einander  fehlt  es  auch  hier  nicht, 
v^enn  sie  auch  im  Ganzen  der  verschiedenen  Leistungsfähigkeit  an- 
^epasst  und  niedrig  sind  (§.  44). 

Der  niedrigste  Satz  ist  */^  M.  (Lauf  barschen  n.  dgL)  nnd  1  M.  (Lehrlinge  mit 
eigenem  Verdienst,  Dienstboten  ohne  Baarlohn  und  mit  bis  60  M.  Lohn,  auch  Uof- 
^Anger);  dann  2  M.  {ftXt  gewöhnliche  Tagelöhner  und  ähnliche  Leute,  bei  geminderter 
Erwerbsf&higkeit  1  M.),  Dienstboten  zahlen  nach  der  Lohnhöhe  in  6  Stufen  1 — 5  M., 
etzterer  Satz  bei  Löhnen  über  240  M.,  Handwerksgesellen,  Fabrikarbeiter  u.  dgl. 
3  M.,  Fabrikarbeiterinnen  u.  dgl.  IV9  M.,  Verkäuferinnen  in  Läden  2—6,  Portiers  und 
Elausknechte  in  Wirthschaften  3—30  M.  u.  s.  w.  (§.  44). 

§.  141.  7.  Die  Zinsensteuer  trifft  Einkünfte  aus  aller  Art 
Einsstehender  (d.  h.  verliehener)  Kapitalien  (Werthpapiere ,  auch 
A^ctien  inbegriffen,  auch  Apanagen,  Witthttmer,  Altentheile),  in-  und 
ausländische  Einkünfte  natürlicher  wie  juristischer  Personen,  ein- 
schliesslich Vereine,  Genossenschaften,  Anstalten,  welche  unter  ihrem 
(tarnen  Rechte  erwerben  u.  s.  w.,  nach  dem  Betrage  im  voraus- 
gehenden Jahre  (§.  45).  Passivzinsen  u.  dgl.  dürfen  abgezogen 
werden  (§.  46).  Steuerpflichtig  ist  dann  der  Gesammtbetrag  der 
reinen  Einkünfte  aus  Zinsen  u.  s.  w.,  unter  Einrechnung  derjenigen 
der  Ehefrau  und  unabgesonderter  Kinder  (§.  47).  Die  Veranlagung 
erfolgt  auf  Grund  von  Declarationen,  die  nach  bestem  Wissen 
and  Gewissen  abzugeben  sind.  Die  Control-  und  Strafbestimmungen 
Bind  verhältnissmässig  scharf  (§.  49). 

Ausser  der  Obrigkeit,  die  bei  allen  Steuern  das  etwaige  Strafverfahren  einzuleiten 
bat  (§.  75),  ist  bei  der  Zinsensteuer  die  Landesrecepturdirection  zar  Gontrole  und  zur 
Einleitung  des  Strafverfahrens  verpflichtet,  hat  die  Strafe  (3-faches)  einzuziehen.  Die 
Nachlassgerichte  sind  verpflichtet,  der  Obrigkeit,  bezw.  LandesrecepturbehOrde  mit- 
nitheilen,  ob  sich  bei  Nachlässen  zinssteuerpflichtige  Einnahmen  voifnden,  die  ober- 
rormundschaftlichen  Behörden  müssen  von  Amtswegen  die  Zahlung  der  Steuer  aus 
Coratelvermögen  überwachen  und  sie  den  Curatoren  zur  Pflicht  machen  (§.  49).  Die 
Nachforderung  der  Zinsensteuer  selbst  unterliegt  keiner  Verjährung  (bei  den  anderen 
Steuern  in  10  Jahreo),  die  Defraudationsstrafe  verjährt  erst  in  10,  bei  den  anderen 
Steuern  schon  in  3  Jahren  (§.  79).  Der  Tod  des  defraudirenden  Censiten  schliesst 
iie  Erkennung  und  Beitreibung  der  Strafe  nicht  aus.  Die  Strafe  ist  aus  dem  Nachlass 
[>der  von  den  Erben  einzuziehen  (§.  49). 

Der  Steuertarif  ist  von  3  %  abwärts  eio  degressiver,  steigt 
aber  jetzt  nach  dem  Edict  von  1897  bei  Einkommen  über  15.000  M. 
Ober  3  ^U  hinaus,  schliesslich  bis  auf  4  %  bei  mehr  als  100.000  M. 
Einkommen  ans  Zinsen  (§.  50). 

Steuerfrei  auch  hier  Beträge  bis  75  M.,  dann  Stufentarif  mit  Classen:  1.  ^Z«  M. 
fljr  75 — 150  M.,  also  1—7«%'  Steigerung  der  Stufen  auch  hier  je  um  den  kleinen 
Betng  von  75  M.,  2.  Stufe  1 V9  M.  Steuersatz  für  150—225  M.,  also  1— Va  %  ^-  s-  ▼•» 
Stufe  von  5925—6000  M.  I77V4  M.  Steuersatz,  6000—6075  M.  180  M.,  also  3  7©  ^^^ 
die  üntergrenze,  darauf  bis  15.000  M.  fttr  je  75  M.  Einkommen  mehr  2V4  M.  Steuer- 
satz mehr,  also  3  7o'  ^i  Einkommen  u.  s.  w.  von  15.000—25.000  M.  8V4V0,  ^^^ 
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über  25.000—50.000  M.  37«.  von  über  50.000—100.000  M.  3V4.  von  hOhorem  Betrage 
4  7o'  ^^®  nenordiogs  in  Deutschland  üblich  werdenden  Sätze. 

Die  Steuer  ist  also  schon  bei  mittlerem,  vollends  bei  grösserem 
und  ganz  hohem  Zinseinkommen  höher  als  bei  anderen,  nament- 
lich auch  als  die  Gewerbesteuer  und  die  Besoldungs-  und  Erwerbs- 
stener,  die  nicht  tiber  2  %  steigen,  vollends  als  die  Hiethsteoer 
(1  ®/o).  Wie  hoch  sich  die  landwirthschaftliche  Steuer  wirklieh 
stellt,  ist  nach  ihrer  Veranlagungsart  in  dem  wichtigsten  Falle,  bd 
Grossgrnndbesitz,  nicht  allgemein  anzugeben,  jedenfalls  ist  sie  aber 
nicht  progressiv,  auch  bei  sehr  grossem  und  selbst  bei  verpachtetem 
Grundbesitz  nicht.  Ob  mit  Recht  die  Zinsensteuer  allein  — 
bis  zu  einer  niedrigen  Höhe  des  Steuersatzes  freilich  immer  nur  — 
so  „progressiv''  gestaltet  werden  soll  und  ob  das  richtige 
Maass  ihrer  grösseren  Höhe,  verglichen  mit  den  anderen  Steuern, 
passend  bestimmt  ist,  auch  wenn  man  „Zinsen^'  als  das  ,,be8t- 
fnndirte'^  (?)  Einkommen  ansieht,  möchte  doch  nicht  ohne  Weiteres 
zu  bejahen  sein.  Namentlich  verpachteter  Grundbesitz,  be- 
sonders grosser,  und  vermiethete  Häuser  stellen  doeh  kaum 
eine  Quelle  weniger  „fundirten^'  Einkommens  als  Leihkapital  dar. 
Die  Höhe  des  Steuersatzes  und  die  sogen.  Progressivität  (richtiger: 
Degressivität,  aber  von  einem  etwas  höheren  Satze  abwärts)  bei 
dieser  mecklenburgischen  Zinsensteuer  sind  ganz  berechtigt  und 
auch  wohl  ziemlich  richtig  bestimmt.  Aber  wenigstens  auf  grosse 
gewerbliche  und  landwirthschaftliche  und  besonders  auf  grosse 
Facht-  und  Mietheinkommen,  auch  auf  grosse  Besoldnngs-  und 
liberale  Berufseinkommen  sollten  dieselben  Grundsätze  angewendet 
werden. 

8.  Die  Hundesteuer  ist  die  letzte  der  Staatssteuern  des 
Systems,  im  niedrigen  Satze  von  1  M.  ftir  jedweden  Hund  (§.  5) 

§.  142.  Allgemeine  Bestimmungen  über  diedirecten 
Steuern.  Das  Contributionsedict,  welches  wir  hier  in  seinen 
Ilauptvorschriften  über  die  einzelnen  Steuern  dargelegt  haben,  ent- 
hält dann  noch  eine  Keihe  von  allgemeinen  Bestimmongen, 
welche  sich  zum  Theil  aber  wieder  auf  die  besonderen  Verhältnisse 
einzelner  Steuern  beziehen  (§.  52—80).  Vieles  davon  betrifft  Einzel- 
heiten der  Steuerverwaltung  ohne  allgemeinere  principielle  Bedeutung 
und  bloss  mit  solchen  Abweichungen  von  den  Verhältnissen  anderer 
Länder,  welche  die  Folge  des  eigenthümlichen  mecklenburgischen 
Staatsrechts  sind.    Nur  Einiges  sei  hier  noch  hervorgehoben. 
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Wie  schon  oben  bemerkt,  werden  die  einzelnen  Steuern,  die  Pflicht  zu  ihrer 
Zahlung  Torausgesetzt,  neben  einander  erhoben.  Bemerkenswerth  ist  dabei  aber  noch 
die  Bestimmung,  dass  Jemand,  der  wegen  Ferächiedenartigen  Einkommens  Besoldung^-, 
Erwerbs-  und  Zinsensteuer  zu  zahlen  hat,  mindestens  so  viel  im  Ganzen  entrichten 
soll,  als  er  bei  Zusammenrechnung  aller  seiner  Einnahmen  mindestens  nach  der 
niedrigsten  der  beiden  Steuerscalen  zahlen  mOsste  (§.  52,  43.  50).  Das  kann  z.  B. 
bei  einem  Beamten  mit  Zinseinkommen  practisch  werden.  —  In  Ergänzung  der  Be- 
stimmungen bei  den  einzelnen  Steuern  werden  noch  einige  allgemeine  Über  Steuer- 
befreiungen getroffen  (§.  56).  Solche  treten  nicht  weiter  ein  bei  der  landwirth- 
schafUichen  und  Gewerbeäteuer,  denen  daher  z.  B.  auch  gegebenenfalls  der  Landes- 
fürst unterworfen  ist,  wohl  aber  bei  den  übrigen  Steuern.  Von  diesen  allen  ist  u.  A. 
der  Grossherzog  und  alle  Mitglieder  beider  grossherzogiichen  Häuser  frei,  dann  der 
Kirchenfonds  und  einige  Wohlthätigiceitsfonds,  namentlich  aber,  in  einer  gewissen 
socialen  Rücksicht,  Personen  unter  16  Jahren  mit  Steuerbeträgen  von  unter  8  M. 
(ausser  bei  Zinsen-  und  Hundesteuer),  ferner  nach  obrigkeitlichem  Zeugniss  unver- 
mOgende  und  erwerbsunfähige  Personen,  welche  nicht  steuerfäbig  sind,  auch  Wittwen 
auf  Tagelohn  ohne  anderes  Einkommen.  Von  der  Besoldungs-,  Erwerbs-  und  Lohn- 
steuer sind  nach  allgemeinen  deutschen  Normen  gewisse  Militärpersonen,  sowie  Kriegs- 
inraliden  fUr  gewisse  Pensionserhöhungen  und  Ehrenzulagen,  ferner  auch  Diaconissen 
und  Schwestern  des  rotben  Kreuzes  frei;  von  der  Zinsensteuer  allein  die  Alters-,  In- 
validen- und  Unfallrenten  bis  200  M.  nach  den  Reichsgesetzen,  sowie  die  Reichs- 
versicherungsanstalten, Genossenschaften  und  Gassen. 

FUr  alle  Steuern  besteht  ferner  ausser ^er  ftlr  einzelne  besonders  vorgeschriebenen 
eine  allgemeine  Declarationspflicht  des  Censiten,  wonach  dieser  auf  Verlangen 
der  competenten  Behörde  Angaben  zu  machen  und  specificirte  Verzeichnisse  u.  s.  w. 
zu  liefern  hat,  wie  sie  zur  Ermittlung  seiner  Steuerpflicht  erforderlich  sind,  und  zwar 
60,  dass  er  sie  auf  weiteres  Verlangen  eidesstattlich  bekräftigen  kann  (g.  57,  Abs.  1). 

Arbeitgeber,  d.  h.  Gewerbetreibende,  Dienstherrschaften  u.  s.  w.  (auch  land- 
wirthschaftliche)  haben  nicht  nur  Declarationen  (sogen.  „Meldabgabe*'  der  Theorie) 
tlber  die  Verhältnisse  ihrer  Arbeiter  u.  s.  w.  und  in  Kost  und  Lohn  befindlichen  Leute 
zu  machen,  sondern  auch  deren  Steuer  an  die  Steuercasse  zu  entrichten,  mit 
dem  Recht,  sie  sich  vom  Pflichtigen  vergüten  zu  lassen  (§.57,  Abs.  4);  ein  theoretisch 
und  practisch  streitiger  Panct,  der  aber  hier,  zumal  unter  den  Landesverhältnissen, 
wohl  richtig  in  zulässiger  Weise  entschieden  ist.  Unterlassung  dieser,  sowie  der 
Declarationen  in  eigener  Sache  und  unrichtige  Angaben  werden  als  Defraudation  an- 
gesehen und  mit  dem  Dreifachen  der  verkürzten  Summe  als  Strafe  bedroht,  woneben 
stets  die  Steuer  selbst  noch  zu  zahlen  ist.  Eine  Umwandlung  dieser  Geldstrafen  im 
Unvermögensfallo  in  Freiheitsstrafen  erfolgt  übrigens  nicht. 

Die  Veranlagung  und  Hebung  (§.  60 — 79)  der  Steuern  schliesst  sich  wie 
Oberall  nothwendig  an  die  Organisation  der  Landesverwaltung  an,  hat  daher  wieder 
in  Mecklenburg  ihre  Eigenthümlichkeiten.  Allgemeine  Veranlagungsbehördcn  sind,  ab- 
gesehen von  den  Schätzungscommissionen  der  Gewerbesteuer,  die  Ortsobrigkeiten, 
daher  verschiedene  in  den  staatsrechtlich  verschiedenen  Gcbictstheileu ,  so  auf  den 
ritterschaftlichen  Gütern  die  Gutsobrigkeit  allein,  im  Domanium  das  Amt,  in  den  Land- 
städten und  in  Rostock  und  Wismar  der  Mag^trat.  In  den  Domänen,  in  allen,  auch 
den  ritterscbaftlichen  Flecken,  in  den  Städten  und  Klosterämtern  sind  aber  von  der 
Obrigkeit  sogen.  „CoUigirungsdeputationen**  von  2  und  mehr  Beisitzern  aus 
dea  Censiten  zu  dem  Veranlagungsgeschäft  hinzuzuzielien :  also  eine  Mitwirkung  der 
Steuerpflichtigen  selbst  ist  auch  hier  jetzt  erreicht.  Die  Obrigkeiten,  bezw.  diese 
Deputationen  haben  u.  A.  die  Bcfugniss,  auch  von  Amtswegen  endgiltig  die  Steuer 
eines  Censiten  anzusetzen,  der  nicht  declarirt  und  damit  das  Rcclamationsrccht  ver- 
loren hat,  und  sogar  für  die  Vergangenheit,  wenn  sich  erweist,  dass  da  zu  wenig  von 
ihm  gezahlt  worden  ist,  wo  dann  für  den  Censiten  die  Pflicht  zur  Nachzahlung  besteht. 
Sie  können  dabei  mangels  anderer  Anhaltspnncte  eventuell  sich  bei  der  Veranlagung 
an  den  mathmaasslichen  Aufwand  des  Censiten  halten  (§.  65).  Die  Veranlagung  er- 
folgt jährlich.  Rcclamationen  des  Censiten  gegen  vermeintlich  unrichtige  Veranlagung 
gehen  mit  kurzen  Präclusivfristen  an  die  Obrigkeiten  selbst,  weiter  von  da  an  die 
Recepturdirection,  von  da  an  das  Finanzministerium  (§.  77).  Die  Obrigkeiten  haben 
auch  die  Defraudationen  von  sich  aus  zu  verfolgen  und  in  der  Sache  selbst  auf  Nach- 


I-*:      6  B.  UebcwicWen  der  Besteaerong.  Beide  Mecklenburg.  §.142,143. 

v-nf  vnd  ^trafen  zu  erkennen  (§.  78).    Die  Verjährungsfristen  (§.  79)   sind  die 
''t"""*.v«   <   -173)  erwähnten,  für  Ordnungsstrafen  1  Jahr. 

*'*'"  nie  Hebung  erfolgt  halbjährig  (2.  Hälfte  October  und  April  far  das  jetzt  Tom 

.  .  ]   Juli  nächsten  Jahres  laufende  Rechnungsjahr),  wobei   die  Pflichtigen 

-      i  ^d  selbst  an  die  Obrigkeiten  einzuliefern  haben.     Nachlässe  dtlrfen  letztere  nur 

^•**  drincenden  Fällen"  gewähren  und  müssen  sie  dann  der  Steuerbehörde  begründen 

";°..    ^^  ^yc]|  g.  76  übsr  die  Beschränkung  von  Steuerrestitutionen).     Zwangsweise 

i^>' reibuni?  erfolgt  sofort  nach  Ablauf  der  halbmonatlichen  Einlieferungsfrist ,    üi« 

y«In*srolIstrecknng  geht  nur  in  das  bewegliche  Vermögen  des  Gensiten  (bewegliche. 

iSrperJiche  Sachen,  Forderungen)  (g.  68,  68a).    Die  Obrigkeiten  selbst  müssen  bei 

V«raeidung  der  Zwangsvollstreckung  gegen  sich  spätestens  bis  zum  Ende  des  aufdea 

H^*bung8inonat  folgenden  Termins   den  Gesammtbetrag  der  Steuer  der  Becepturcasde 

•ittliefeni,  mit  den  Steuerregistern   selbst  (§.  69).     Sie   erhalten,  mit  Ausnahme  der 

litteischaftlichen,  als  Vergütung  aller  ihrer  Auslagen  und  Kosten,  auch  des  von  ihnen 

traffenden  Portos,  3  %  der  bei  jeder  Hebung  zur  Ablieferung  kommenden  Summe. 

sorie  die  Strafgeld  betrage  (§.  73). 

Die  Landesrecepturdircction  func^irt  dann  auch  als  Obcrau  fsichts- 
und  Nachprüfungsiustanz  far  die  Veranlagungen  selbst,  kann  eine  Wiederholen^ 
der  Sinschätzung  durch  die  Commissionen  veranlassen  und  hat  das  Recht  za  Monitis 
ffegen  die  Obrigkeiten,  kann  in  diesen  auch  entscheiden.  Gegen  diese  Anordnunsen 
der  Direction  steht  den  Obrigkeiten  die  Berufung  an  das  Ministerium  zu  (§.  71 — 72 1). 

Alle  diese  Dinge  erscheinen  gut  geordnet  nnd  auch  modernen 
Ansprüchen  gemäss.  Nur  die  Gewähr  der  Berufung  an  unabhängige 
richterliche  Instanzen,  zumal  in  Sachen  der  Personalsteuem ,  der 
Gewerbe-,  der  Zinssteuer  fehlt  noch.  Es  wird  noch  Alles  von  Ver- 
waltungsbehörden allein  entschieden,  wie  ja  aber,  zumal  bis  vor 
Kurzem,  auch  in  den  anderen  deutschen  Ländern  meistens.  Die 
ganze  Entwicklung  dieser  mecklenburgischen  Gesetzgebung  über 
directe  Steuern  im  19.  Jahrhundert  und  besonders  seit  den  1860er 
Jahren  ist  wieder  ein  gutes  Beispiel  und  ein  Beleg  dafür,  wie 
trotz  aller  hemmenden  Momente,  welche  in  der  Landesverfassung 
liegen,  die  wirthschaftliche  Entwicklung  mit  treibender  unwider- 
stehlicher Gewalt  auf  eine  dieser  Entwicklung  entsprechende  Fort- 
bildung des  Steuerrechts  hinwirkt. 

§.  143.  Ertragsstatistik  der  directen  Steuern.  Die 
Steuerausschreibungen  nach  dem  Contributionsedict  von  1870  u.  ff. 
erfolgt  nach  dem  Bedarf,  zeitweilig  daher  nicht  im  vollen  Betrag 
der  Steuersätze,  so  dass  dann  diese,  ohnehin  im  Vergleich  mit 
anderen  deutschen  Gesetzgebungen,  abgesehen  von  der  Zinscnsteuer, 
meist  nicht  hohen  Sätze  sich  noch  entsprechend  vermindern. 

Die  Erträge  der  Steuern  sind  nach  dem  mecklenburgischen  statistischen  Jahr- 
buch (S.  22;^)  in  den  letzten  Jahren  folgende  gewesen.  Von  1889/90,  wie  vorher. 
bis  181)2/93  wurden  Vio  ^^rhoben,  1893.94  ^.\q,  seitdem  der  volle  Betrag.  Die  Zahlen 
gruben  abur  auch  fur  l^(89/90  den  vollen  Ansatz  des  Kohertrags  der  einzelnen  Steuern 
und  im  Ganzen  an,  nur  beim  Kcinertrag  dieses  Jahres  den  wirklichen  Steuerertn^. 
Die  Steuern  des  letzten  Jahres  der  Tabelle  sind  nach  dem  Contributionsedict  von  1897 
erhoben,  das  am  1.  Juli  1897  in  Kraft  trat. 


Oldonbarg.  477 

Tab.  75.    Erträge  der  mecklenburg -schw  erinschen  directen  Steuern 

des  CoDtribatioDsedicts.    (1000  Mark.) 

Steuern  1889/90  1896/97  1897/98 

Land^rirthschaftliche  .  752  743  741 

Mieth- 39  50  55 

Gewrerbe- 504  564  628 

BesolduDgs-  ....  192  232  237 

Enrerb- 97  112  118 

Lohn- 272  293  276 

Zinsen- 300  387  427 

Hunde- 33  36  37 

Summe  roh    .    .    .  2189  2418  2520 

Summe  rein  .    .    .  1473  2345  2437 

Das  Gleichbleiben  der  landwirthschaftlichen  Steuer  in  der  ganzen  Periode,  die 
geringe  Steigerung  der  Besoldungssteuer  und  das  Sinken  der  Lohnsteuer  im  letzten 
gegen  das  Torletzte  Jahr,  das  beständige  Steigen  der  Mieth-,  besonders  aber  der  Ge- 
werbe- und  der  Zinsensteuer,  zumal  ?om  vorletzten  zum  letzten  Jahre,  sind  bcmerkens«' 
werth.  Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  das  letzte  Contributionsedict  die  Steuerlast  noch 
mehr  auf  Gewerbe  und  Zinsen  hingeschoben  und  sich  die  Besteuerung  des  ländlichen 
Grundbesitzes  und  der  Laudwirthschaft  relativ  vermindert  hat.  Die  landwirtbschaft- 
liche  Steuer  ergab  im  1.  Jahre  34.4,  im  letzten  nur  29.4  7o  des  Gesammtertrags. 


b.    Oldenburg. 

§.  144.  Vorbemerkungen.  Ueber  die  Finanzen  des  Landes  in  früherer 
Zeit,  bes.  um  1848—50,  s.  v.  Reden,  Finanzstaüstik  I,  2.  Abth.,  S.  1013—1072, 
bes.  1023  £,  Ober  die  Steuern  S.  1040  ff.  S.  ferner  oben  S.  448  die  statistischen 
Daten  über  die  Grosse,  Bevölkerung  und  Gebietseintheilung  dieses  Staats.  Oeber  den 
Haapttheil  desselben,  das  Horzogthum  Oldenburg,  s.  das  umfassende  statistische  Werk 
des  Vorstandes  des  statistischen  Bureaus,  P.  Kollmann,  darin  über  die  Grund-  und- 
Gebäadesteuer  S.  111  ff.,  die  Einkommensteuer  und  steuerliche  Gesammtbelastung  mit 
Staats-  und  Gommunalsteuem  S.  513  ff.  Von  demselben  Autor  die  reichhaltige 
vortreffliche  Abhandlung  „Die  Communalbelastung  im  Grossherzogthum  Oldenburg  auf 
statistischer  Grundlag:e  dars^estellt'',  Fin.arch.  B.  I,  S.  622 — 747,  darin  über  die  directen 
Staatssteuem  S.  637 — 642,  dazu  die  Publication  des  Statistischen  Bureaus  Heft  20, 
der  „Statistischelf  Nachrichten''  (1886)  Finanzwesen  der  Commaualverbändc ,  femer 
,.Die  Gemeinden  des  Herzogth.  Oldenburg''  S.  54  ff.  Ausgezeichnete  finanzstatistische 
Arbeiten,  wie  sie  kaum  für  ein  anderes  Land  vorliegen,  u.  A.  mit  Untersuchungen 
über  die  Verschiedenheit  der  Verhältnisse,  auch  der  Steuerbelastung,  in  den  drei 
wirthschaftlichen  Gebietsgruppen  des  Herzogthums,  der  Oldenburger  Marsch,  der 
Oldenburger  Geest  und  der  Münsterschcn  Geest  leb  muss  mich  hier  darauf  be- 
schränken, auf  diese  interessanten  Untersuchungen  zu  verweisen,  gehe  auch,  wie  ich 
es  in  der  ganzen  Darstellung  der  Besteuerung  der  deutschen  Kleinstaaten  (u.  S.  445) 
in  der  Regel  unterlasse,  auf  die  Communalbesteucrung  nicht  weiter  ein,  obgleich 
gerade  diese  Verhältnisse  Oldenburgs  mehrfach  besonderes  Interesse  bieten.  —  S.  ferner 
den  Aufsatz  von  Heumann  über  den  Staatshaushalt  des  Grossherzogthnms  1882/87 
im  Fin.arch.  B.  VI,  S,  241  —  247.  —  Ueber  das  Staatsrecht  Oldenburgs  s.  die 
etwas  gar  zu  knappe  Darstellung  von  Becker  im  Handbuch  d.  Offenüichcn  Rechts  III, 
2.  Halbband,  1.  Abth.  (1884),  S.  75—91,  worin  über  die  Finanzen  und  die  Besteuerung 
fast  gar  nichts  gesagt  wird. 

Zu  beachten  ist,  dass  nicht  nur  die  drei  „Provinzen'*,  das  alte  „Herzogthum", 
der  bei  Weitem  grOsste  Haupttheil  des  Landes,  und  die  beiden  abgelegenen  „Fürsten- 
thamer*'  Lübeck  im  Osten  und  Birkenfeld  im  Südwesten  noch  getrennte  Finanzver- 
waltnng  und  Hauptcasscn  neben  der  einheitlichen  Gentralcasse  haben,  daher  auch 
eigentlich  4  Etats  bestehen  (s.  o.  S.  448),  sondern  dass  auch  die  Besteuerung  im 
ganzen  Grossherzogthum  noch  keine  völlig  einheitliche  ist,  besondere  Steuorgesetze 
zum  Theil  für  die  3  Landestheile,  wenn  auch,  wie  bei  der  Einkommensteuer,  mit 
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;f.  145.  D^T  .Sraarsha  ushalt  im  Allgemeinen.  Eine 
k -;ze  0:i':Lt:.'!:r:;:  über  die  Finanz  Verwaltung  und  das 
^  a -.«i':  n  Av; -«er;  des  rftaa:»  dient  dazu,  die  Stellung  der  Be- 
H*'-j;f:r\iLi:   iL  O!der."our^'  veräteLen  zu  lernen. 

1.  l)[f:  Centralcasse  des  ganzen  Grossherzogthnms. 

A  . :  . .:  .  :■'••:.   :.:..-■ :  A  ■. :  *:  i  '-  : :.  i\r  a  ■  1  f  .-  ü e  i  Q o  L^ndeseinrichtaDgen  ^Ltad- 
^Äj   \u    '  j.  :...■/ .:/.   ]';.  ....z:*i:."i-'.:    ::.    E::::*   uii  B:r«::if'.-I<i   [*.  Beckor'a  St»abrecV. 
'^*.  ]'::.'.  .:;■•.    5.   J.  >.  7^'  .   Ct:.':i.'-eii]rir:i.   S;ajf.-iL:riis!'--rium.  zu  do^sea  KüsIcü  die 
<.  ;.:i.  >.■.-.;  ■:..»■::•  f;:.*:i_'  ;:::■.-::.   j.L  Tl.»::!  •:-:  Cinlp-.-niioiieü  .  namentlich  aber  di; 
M  4 ♦ ; .    * .  ■; :  0  •■  i  * :  -I  j •:    i:i    .:  !=  D  .  -:=  .Lj  I\ii:h .   l'ji  U  eitern  der  Haupiposteo.    L*i« 
K  j ;. :.  1 ;. ::.  •;  ri  <J*:r  C"  ::.*r^ii .  i-is«;  rj  :-■  .•:.';..  Toriicmlich  aus  deu  C e b  e  rir e  i s n n  ^ e n  d-:r 
\\-.  \.  'Ä  •'-.  -An-,  '\'ii  Z"j..  ■:.  \:A  11:.-: :•.•:!  St-.u-.-ra.  aus  Zinsea  voa  dem  Groadberzoztbao: 
:   ;.  .:  ::.J':ri  K-ij^iM]]';.!    'j-,-y.i l-:7s  a^s  'lir  fran/'-sisolieii  Krie^seotscLäJigung  ron  InI- 
'.;.  j     .. ■..;"■:!    I.  '■:fi<;r'::j  l';=t.;ii,     .>  iX..it  iii.-e  PliiifiaLmon  die  Ausgraben  nicht  decLeii, 
Kjfi'.i  -i...  .;  Jii:.  l'.'.t.h.;.;  •  H:irTitj.:  oJer   Zuachusbe  zu  leisten,   duhcr  vorncuiü  li 
in  'i'Tf.   I  i.l--.  Vi,  «Ji-  Marri-:ui.irh';i{ra>''i  die  Uuberweiäun^en  Uborsteiifcn.    Umgekehrt. 
'Jili-:r  vun  .•:'/t';f';  «Tt'iT-'^r  iils  ■jrsi'.T'i  sind.   tTjroben  sich  Uebei^chüssc  der  Ceotnil- 
r.;i-,.r:.  wi-lrl,.;  f].n  :;  L'i ;.]..-;•].  ril-n  zufallen.    Insofern  i.st  die  EntvicLIung:  der  Keiclis- 
UiiAu/r.u  i  i\u-'jn\ii:u  III. <J  li'A' 'u^^.V:U':Tu    audi  fiir  diese  einzelnen  Landestheile  wichtig 
lifi'l  i'-.'i;'iif  <:iii  St':iL"n  di:r  Matii'julai beitrage  über  die  Ueberwcisun^eo  eventuell  aof 
'ii'   I/in'li.-.bi'st<:ij>:iiiii;i,  u'i.'iiji  nicht  aus  den  anderen  Einnahmen  ausreichende  Deciau; 
•  if'iUv'ii  k.inn. 

2.  I):(s  Staatsgut. 

K->  bi>sti:}it  MUS  honiiincn.  Forüten,  Gerällcn,  kleinen  Kapitalfonds  und  gilt  nii'b 
d<T  Verfassung;  als  unf^njibeiltcs  Eigenthum  des  ganzen  Staats  ^Grossherzogtham»)- 
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Ausgeschieden  als  Krön  gut  ist  daraus  aber  ein  Theil,  dessen  Reinerträge  unmittel- 
bar dem  grossherzoglichen  Hause  zukommen  (nach  Vereinbarung  vom  5.  Febr.  1849, 
zum  Pachtwerth  von  damals  85.000  Thlr.,  s.  diese  Vereinbarung  §.2,  in  H.  A. 
Zachariä,  deutsche  Verfassungsgesetze,  S.  989,  v.  Reden  a.a.O.  S.  1029).  Zum 
Bedarf  oder  den  Kosten  des  Fürstenhauses  (Grossherzogs)  leisten  aber  die  3  Landes- 
theile  noch  auf  sie  repartirte  Baarzahlungeu  zu  einer  Civilliste  (im  Ganzen 
85.0(X)  Thlr.,  die  gleiche  Summe  wie  der  Pachtertrag  des  Kronguts,  gen.  Vereinbarung 
§.  7  U.8,  oder  jetzt  255.000  M.,  davon  jetzt,  1900,  Herzogthum  Oldenburg  185.512,  Fürsten- 
thum  Lübeck  35.700,  Fürstenthum  Birkeufeld  33.788  M.),  Summen,  welche  rechtlich 
auf  das  DomanialvermOgen  radicirt  sind,  so  dass  sie  keiner  besonderen  ständischen 
Bewilligung  bedürfen.  Das  genannte  Staatsgut  wird  aber  sonst  trotz  seiner  Dntheil- 
barkeit  nach  den  3  Landestheilen  gesondert,  so  dass  nur  der  betrefTende  Reinertrag 
des  Staatsguts  jedes  Theils  der  betreffenden  Landescasse  zufliesst.  Die  Beiträge  der 
Landestheile  zu  den  Gesammtstaatskosten  werden  zunächst  diesem  Reinertrag  des 
Staatsguts  entnommen  und  zwar  nach  einem  mit  dem  Landtage  vereinbarten  Repar- 
ütionsmaassstabe. 

3.  Die  übrigen  Einnabmequellen  und  Objeete  sind 
in  den  3  Landestheilen  dann  weiter  getrennt,  ebenso  die  Ausgaben. 

Namentlich  sind  die  Staatseisenbahnen  nicht  solche  des  Gesammtstaats, 
sondern  dos  Herzogthums  Oldenburg  allein,  ebenso  aber  auch  die  Schulden 
dafOr  und  überhaupt  fast  die  gesammte  Staatsschuld,  also  bestehen  eifirentlich  nur 
P  r  ov  in  zi  aleisen  bahnen  lind  Provinzialschulden  und  zwar  nur  des  Herzogthums, 
nicht  der  Fürstenthümcr.  (Etat  fUr  1900  mit  1.569.000  M.  NcttoUberschuss  der 
Bahnen,  2.089.000  M.  Last,  meist  Zins,  der  Schuld  des  Herzogthums.  Die  Schuld 
rlüirt  zu  nicht  unerheblichem  Theil  übrigens  mit  ans  anderen  Zwecken,  als  dem 
Staatsbahn wesen ,  besonders  aus  sonstigen  Meliorationen,  Canal-  und  Hafenbauten 
mit  her). 

Im  Herzogthum  allein  ist  nach  Etat  von  1899  der  Reinertrag  des  Staatsguts 
612.000  M.,  der  Rohertrag  der  Landessteuern  2  405.000  M.  (davon  die  directen 
2.150.000,  die  Erbschaftssteuer  134.000,  die  Stempel  121.000  M.),  der  Reinertrag 
dieser  Steuern  2.201.600  M.,  also  mehr  als  3Va  msil  so  hoch  als  der  Reinertrag  des 
Staatsguts.  (S.  den  ziemlich  specialisirten  Budgetauszug  im  Gothaer  Hofkalender  für 
1900,  S.  560,  auch  mit  den  Daten  für  die  beiden  Fürstenthümcr).  Im  Fürstenthum 
Lübeck  ist  der  Ertrag  des  Staatsguts  aber  relativ  bedeutender,  als  im  Herzogthum 
Oldenburg,  285.000  M.,  und  übertrifft  den  Steuerertrag,  der  eben  wegen  dieser  günstigen 
Lage  niedrig  gehalten  werden  kann  (roh  175.500,  rein  161.100  M),  bedeutend,  um- 
gekehrt im  Fürstenthum  Birkenfeld,  wo  nur  ein  geringer  Reinertrag  des  Staatsguts, 
88.(X)0  M.,  besteht  und  die  Steuer  daher  erheblich  höher  sein  muss,  334.500  M.  roh, 
d21.000  M.  rein.  Die  gesammte  Staatssteuer  beträgt  auf  den  Kopf  der  1895er  Be- 
völkerung) im  Herzogthum  8.12  M.  (roh),  in  Biikenfeld  7.10,  in  Lübeck  nur  4.94  M., 
der  Staatsgut-Reinertrag  dagegen  bezw.  2.03  —  0.90  —  8.04  M. 

Man  siebt  aus  diesen  Verhältnissen  gut,  wie  sehr  die  Aus- 
gestaltung der  Besteuerung  auch  in  solchen  Kleinstaaten  von  dem 
Vorhandensein  und  der  Höbe  der  domanialen  Erträgnisse  mit 
bedingt  wird.  Während  im  Herzogthum  und  im  Fürstenthum  Birken- 
feld der  Landeshausbalt  ganz  überwiegend  steuerwiithschaftlich 
fnndamendirt  ist,  ist  er  im  Fürstenthum  Lübeck  noch  überwiegend 
domanialwirthschaftlich  gestaltet. 

Auch  an  sonstigen  ordentlichce  Einnahmen  zur  Ergänzung  der  Domanial-  und 
Steaererträge  fehlt  es  in  Oldenburg  nicht,  gebührenartigen  und  Sportcln,  Ghaussee-, 
Bracken-,  Fährgeldern  u.dgl.,  Ertragsantheil  an  der  Landosbank,  Zinsen  und  sonstigen 
Hinnahmen.  Alles  Einnahmen,  die  aber  wieder  am  Meisten  im  Herzogthum,  am 
Weiligsten  im  Fttrstenthum  Lübeck  entwickelt  sind,  unter  dem  Einfluss  der  Verschieden- 
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heit  des  Öffentlichen  Bedarfs.  Auch  ein  steuerartiger  Betrag  von  „Gewerbs- 
recof^nitionen*'  hat  sich  erhalten  (im  Herzogthum  und  im  Fürstenthum  Lfibeck\ 
eine  Schank-  und  Gastwirthschaftsabgabe,  die  aber  nicht  mit  zu  den  directen  Steuern 
gerechnet  wird  (^Ertrag  im  1899er  Etat  im  Herzogthum  70.000,  in  Lübeck  5000  M.). 
Zum  Vergleich  mit  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  s.  die  um  1848 — 50  in  der 
Tabelle  bei  ?.  Beden  a.  a.  0.  S.  1032  S. 

§.  146.     Die    directe    Bestenerang^).     Sie    besteht  in 
Oldenburg  aus  zwei  KategorieeD,  einmal  zwei  Ertragsstenern, 
nemlich  einer  Grund-  und  Gebäudesteuer  (letztere  fehlt  im 
Fürstenthum  Ltibeck)  und  dann  einer  allgemeinen  Einkommen- 
steuer.   Ergänzend  tritt  dazu  eine  Erbschaftssteuer^   femer 
Stempelabgaben   (wiederum    nicht    im   Fürstenthum   Lflbeck). 
Die  Einkommensteuer  stellt  für  die  nicht  aus  Grundbesitz  und  Ge- 
bäuden herrührenden  Einkünfte  die  einzige  directe,  für  diese  letz- 
teren  beiden  die  zweite  directe  dar,   also  insofern  hier  eine  (for- 
melle) Doppelbesteuerung,  deren  Vorhandensein  und  deren  yielfach 
behauptete  Wirkungen  auch  als   materielle  Mehrbelastung  be- 
sonders neuerdings  zu  Klagen  wegen  Ueberlastung  dieses  Besitzes 
und  seiner  Erträge  öfters  Anlass  gegeben  haben,  auch  im  Landtage. 
Der  Sachverhalt  ist  ein  ähnlicher,  wie  vor  der  Reform  von  1891 
in  Preussen,  nur  dass  hier  auch  noch  eine  eigene  directe  Gewerbe- 
steuer bestand.   Die  Verfassung  der  Ertragssteuem  hat  sich  in  den 
drei  Gebietst  heilen  des  Staats  verschieden  entwickelt  und  dorcb 
auch  inhaltlich  von  einander  abweichende  Gesetze  ftlr  jeden  ihren 
Absohhiss  gefunden;   die  Einkommensteuer  beruht  zwar  auch  fttr 
die   Gebietstheile  auf  verschiedenen,  aber  inhaltlich  und  formell 
übereinstimmenden  Gesetzen.     Wir  wollen  uns  hier  auf  die  Be- 
steuerung   des    Hauptgebiets,    des    Herzogthums    Oldenburg,  im 
Wesentlichen  beschränken. 

Die  Grund-  und  Gebändesteuer  haben  hier  im  Herzog- 
thum erst  spät,  in  der  Gesetzgebung  seit  Mitte  der  1850er  Jahre, 
in  der  Durchführung  noch  ein  Jahrzehent  später,  ihre  jetzige, 
nunlerne  und  rationelle  Gestaltung  erhalten.  Vorher  bestanden  im 
Herzogthum,  wie  ehemals  fast  überall  in  Deutschland,  local  sehr 
verschiedene  und  mannigfaltige,  theils  wirklich  schon  öffentlieb- 
rechtliche  Abgaben  von  Steuercharacter,  theils  damit  bunt  gemiscbte 
gutsherrliohe  Abgaben    (^besonders  die  sogen.   „Ordinärgeüllle'''). 

^  l'obor  Jio  fr;iher('  Besteuoran;.  mit  einigen  Notizen  bis  ins  17.  Jahrhundert 
2urJok,  <.  T.  Keaoii  ä  a  0.  S.  U>Jo  ff.,  1039  ff.  Die  wihiend  der  innen  Zeit  der 
lrÄ:u»Vi>ohcu  Ht'rrs.l\in  ouiiefubno  französische  Stener^^asetz^bang  nach  im  flenof- 
thum  var  tiuroh  liio  al:o  im  Jahre  l>lö  vieder  ersetzt  worden. 

'>  S.  Koilmann  m  ucm  $:en.  Aofsau  im  FinAick  I«  S.  639  und  dio  diselbst 
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An  die  Stelle  dieser  Abgaben,  aber  nur  soweit  sie  stenerlicher 
Natar  waren,  trat  eine  aaf  Vermessung  und  Abschätzung  beruhende 
Grundsteuer  nach  dem  System  des  Parcellar-Reinertrags-  und  Glassen- 
katasters  und  eine  Gebäudesteuer  nach  dem  System  der  Hauszins- 
oder Miethertragssteuer. 

Da  eine  völlig  genano  Aasscbeidung  des  stcaerrechtlichen  ?om  nicbt-steaerrecht- 
lichen  Theile  der  bisher  mehr  gntsherrlichen  Grund-  und  Bodenabgaben  in  jedem  ein- 
zelnen Fall  nnd  allgemein  nicht  möglich  war,  wurde  davon  eine  Quote  als  wirkliche 
Steuer  angenommen  (V?)  und  mit  durch  die  neuen  Steuern  ersetzt,  später,  1876,  aber 
der  80  als  Gesammtsteuer  verbliebene  Betrag  noch  etwas  weiter  herabfcesetzt ,  bei  der 
^bäudesteuer  durch  Keduction  des  Steuersatzes  von  6%,  den  die  Katastrirung  er- 
geben hatte,  auf  5.3,  bei  der  Grundsteuer  reell  ebenso,  aber  in  anderer  Form,  indem 
nemlich  der  festgestellte  Steuersatz  von  9  Vo  durch  Ermässigung  der  Reinerträge 
<St6uerkapitalien  oder  Grundlage  der  Steuer)  selbst  um  6.6  %,  zwar  nicht  formell,  aber 
reeU  erniedrigt  wurde.  Durch  die  Bestimmungen  aber  die  Grundsteuer  ist  diese  im 
Ertrage  wesentlich  stabilisirt,  da  nur  die  kleinen  Veränderungen  durch  Ab-  und  Zu- 
gang von  steuerpflichtigen  Grundstöcken  und  durch  dauernde  Culturveränderungen 
den  Umfang  und  die  Höhe  der  Steuerpflicht  dos  steuerbaren  Bodens,  daher  im  Ganzen 
nur  sehr  wenig  und  langsam  selbst  ändern  und  allgemeine  Revision  der  Abschätzung 
erst  wieder  den  Weg  der  Gesetzgebung  bedingt.  Der  Ertrag  im  Etat  ist  daher  auch 
seit  langen  Jahren  fast  unverändert  Bei  der  Gebäudesteuer  wächst  er  dagegen  be- 
ständig durch  Mehr-Uinzutritt  neuer  Gebäude  u.  s.  w.,  als  Abgang  alter,  auch  ohne 
aUgemeine  Neueinschätzung  aller.  Zu  bemerken  ist  in  Betreff  der  Gebäudesteuer  noch, 
dass,  wie  in  den  französischen  und  einzelnen  anderen  Sten errechten ,  die  Grundfläche 
der  Häuser  besonders  besteuert  wird,  eventuell  als  bestes  Ackerland  in  der  Gemeinde. 
Vom  mittleren  Mieth-  (und  eventuell  Selb3tbewohnens-)Werth  wird  Ve — V«  ^^^  ^^' 
nntzang,  Unterhaltungskosten  und  Grundsteuer  der  Grundfläche  behufs  Bildung  des 
steoerpflichtigen  Ertrags  abgezogen.  Landwirthschaftliche  Betriebsgebäude  sind  gebäude- 
steuerfrei.  Hauptgesetze  fOr  das  Herzogthum  vom  28.  Mai  1855  betr.  Ermittlung 
des  Stenerkapitals  der  Grundstücke  und  Gebäude  behufs  neuer  Veranlagung  der  Grund- 
nnd  Gebäudesteuer,  femer  über  Errichtung,  Einrichtung  und  Erhaltung  des  Katasters 
Qnd  über  anderweite  Veranlagung  der  Grund-  und  Gebändesteuer,  endlich  betr.  die 
Ablösbarkeit  der  Ordinärgefälle,  dazu  Gesetz  vom  1.  April  1879  betr.  Einrichtung  und 
Erhaltung  des  Katasters.  S.  die  Uebersicht  der  Hauptbestimmungen  bei  K  oll  mann 
A.  a.  0.  S.  689  ff.  Die  Ausführnngsarbeiten  waren  1865  beendet,  1866  trat  die  neue 
Besteuerung  dann  ein.  Der  Steuerertrag  war  im  letzten  Jahre  vor  der  weiteren  Re- 
duction  des  Steuersatzes,  1875,  nach  dem  Etat  im  Herzogthum  792.450  M.  Grund-  und 
140.100  M.  Gebäudesteuer,  im  folgenden  Jahre  1876  nach  dieser  Reduction  738.100 
und  126.700  M.,  im  Etat  für  1899  ist  jener  auch  nur  764.000,  dieser  aber  212.000  M. 
(Daten  aus  dem  Gothaer  Jahrbuch.)  Auch  in  einem  solchen  kleinen  Laude,  mit  wenig 
bedeutenden  Städten,  vomemlich  agrarischen  und  zwar  vorwaltend  bauerwirthschaftlichen 
CharacteiB ,  eine  gleiche  Erfahrung  wie  in  grossen  Ländern  hinsichtlich  der  Wirkung 
der  factischen  Stabilität  der  Grundsteuer  und  des  Hinzuwachsens  neuer  und  besserer 
Gebäude  bei  der  Gebäudesteucr. 

Im  Fürstenthum  Lübeck  wurde  auch  eine  wesentlich  gleichartige  moderne 
Omndsteuer,  wie  im  Herzogthum,  an  Stelle  der  alten  Grundabgaben  1854  S.  eingeführt, 
zonichst  ohne  allgemeine  Vermessung,  1875  ff.,  nach  Angliederung  des  früheren 
holsteinischen  Amts  Ahrensböck  mit  solcher,  wobei  man  mit  einem  Steuersatz  von 
nur  3.4%  auskam,  indem  eine  Ermässigung  gegen  früher  auch  mit  Rücksicht  auf 
die  eingeführte  Einkommensteuer  erfolgt  war.  Bemerkenswerth  ist,  dass  die  anfang- 
liche IVeuveranlagung  der  Grundsteuer  ohne  neue  Vermessung  u.  A.  durch  die  Ver- 
breitung der  holsteinschen  Koppel-  oder  Feldgraswirthschaft  auf  dem  Lande  erleichtert 


citirte,  mir  nicht  zugänglich  gewesene  Arbeit  von  Janssen,  Ursprung  der  Ordinär- 
gefäUe  im  Stad-  und  Butjadin gerlande  und  deren  Umwandlung  in  Geldrcnten,  in  der 
Zeitschrift  für  Verwaltung  u.  s.  w.  des  Grossherzogthnms  Oldenburg,  B.  4,  1877.  Die 
Ordinärgefälle  betrugen  etwa  Vi  des  Ertrags  aller  Grundauflagen. 


482  6.  B.  Debersicbten  der  Bcsteaernng.  Oldeubnrg.  §.  146,  147. 

worden  ist.  Die  relative  Belastung  des  Landes  mit  Grundsteuer  ist  tlbrigens  im  Fflisten- 
tbum  Lübeck  Dank  dem  geringeren  Steaerfnsso  niedriger  im  Durchscbuitt  als  im 
Herzogtbum,  hier  c.  121.  dort  c.  93  M.  auf  das  Quadratkilometer,  obgleich  der  darcli- 
schnittliche  Kataster  -  Reinertrag  in  Lübeck  den  des  Herzogthums  um  65^/«  ttbertriffi 
und  in  diesem  nur  durch  den  der  Marschdistricte,  um  36  ^/^,  Ubertrofien  wird.  Da  in 
Ltlbeck,  wie  schon  bemerkt,  gar  keine  eigene  Gebäudestener  besteht,  ist  die  Lage  des 
Realbesitzes  hier  noch  gUn>tiger.  Der  Ertrag  ist  auch  hier  so  gut  wie  stabil,  sogar 
etwas  sich  verringernd,  1875  52.110,  1899  50.500  M.  S.  die  einzelnen  Gesetze  nnd 
Hauptpuncte  daraus  bei  Kollmann  a  a.  0.  S.  643  tf. 

Im  Furstcnthum  Birken feld  war,  wohl  im  Anschluss  an  die  frUhereo  fno- 
zösischen  Grundsteuerarbeiten ,  die  Vermessung  des  Bodens  schon  1845  folleodet  ge- 
wesen. Oeber  die  weitere  Entwicklung  der  Gesetzgebung,  die  zu  einem  G^lodsteoe^ 
fuss  von  lOVs  7o  ^^^  Reinertrags  führte  und  wobei  erst  1873  die  Gebäudestener  roi 
der  Grundsteuer  getrennt  und  nach  dem  Muster  der  Gebäudesteuer  im  Herzogthaa 
eingerichtet  wurde,  s.  ebenfalls  K oll  mann  a.  a.  0.  S.  642.  Der  Ertrag  der  Grand- 
und  (icbäiidesteuer  war  1875  96.600  M.,  beide  getrennt  1876  bezw.  77.000  ond 
28.600,  1899  bczw.  78.600  und  39.500  M.,  er  ist  aUo  auch  bei  der  ersten  fast  subil, 
bei  der  zweiten  wachsend.  Die  Grundsteuer  ergiebt  auf  das  Quadratkilometer  156  M., 
somit  noch  erheblich  mehr  als  im  Herzogthum  bei  einem  Katasterreinertrag  von  nor 
16.80  M.  gegen  19.06  im  Durchschnitt  des  Herzogthums.  Von  besonderem  Interess« 
ist  daneben  die  Belastung  mit  Communalsteuern,  worüber  sich  der  gen.  Anfisatz  roi 
Kollmann  verbreitet. 

§.  147.  Die  EinkommeDsteuer.  Seit  der  EinfÜhrnDg  der 
allgemeinen  Personalsteuer,  1859,  und  besonders  seit  der 
technischen  Vervollkommnung  derselben,  1864,  1891,  ist  diese 
Steuer  immer  mehr  dem  Finanzertrage  nach  das  Hauptglied  der 
directen  Besteuerung  geworden,  in  Folge  ihrer  eigenen  Ertrags- 
steigerung, welche  diejenige  der  Gebäudesteuer  noch  erheblich 
hinter  sich  Hess,  wie  in  Folge  der  Stabilität  des  Grundstenerertrags. 
Auch  in  diesem  Lande  von  wesentlich  noch  agrarischem  Gharacter 
daher  eine  ähnliche  Entwicklung  wie  meistens  in  Deutschland. 

Die  allgemeine  Personalsteuer  wurde  zuerst  1859  (im  Herzog- 
thum und  in  Birkenfeld,  1861  in  Lübeck)  in  der  ganz  der  prenssi- 
sehen  nachgebildeten  Form  einer  Classen-  und  classificirteB 
Einkommensteuer  an  Stelle  älterer,  in  jedem  Gebietstheil  yer- 
schiedener  und  mannigfaltiger  directer  Steuern,  in  Birkenfeld  der 
bisherigen  beztlglichen  directen  französischen  Steuern  eingeftihrt, 
also  für  die  durch  Grund-  und  Gebäudesteuer  belastete  Bevölkenuig, 
bezw.  Besitz  als  zweite,  für  die  übrige  Bevölkerung  als  einzige  directe 
Steuer.  Demnach  eine  Unification  der  betreffenden  directen 
Steuern  in  jedem  Landestheil,  materiell,  nicht  durchaus  formell  im 
ganzen  Staate.  Bemerkenswerth  ist  dabei,  dass  diese  Steuer,  ab- 
weichend von  Preussen  und  anderen  deutschen  Staaten,  auch  gleich 
für  den  Gewerbebetrieb  allein  mit  eintrat,  dieser  also  in  dieser 
P'orm  allein,  nicht  wie  in  jenen  anderen  Ländern,  ebenfalls 
formell  doppelt,  gleich  dem  Grund-  und  Gebändebesitz,  besteuert 
wurde. 
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Gesetz  fUr  das  Herzogthnm  ?om  24.  Jani  1859.  Scbeidang  zwischen  Classen- 
und  classificirter  EiDkommcnäteDer  wie  in  Preussen  bei  der  Einkommengrenzo  bis  und 
über  1000  Tblr.  Bei  jener  erfolgte  die  jährliche  Einstcnernng  durch  die  grossberzogl. 
Kammer  in  3  Hauptclassen  mit  12  Unterclassen  nach  wirthschafilicber  Lage,  Beruf., 
allgemeinen,  die  Leistungsfähigkeit  bestimmenden  Umständen  der  Censiten  mit  Monats- 
sätzen von  1  Gr.  bis  V/^  Tblr.,  unter  Erfassung  der  ganzen  Bevölkerung  nach  Eiu- 
schätznngsvorscblägen  Seitens  communaler  von  den  Gemeinderätben  aus  Gemeinde- 
mitglicdem  gewählten  SchätzungsausschUsse,  die  den  höheren  Vcrwaltungs- 
beamten,  bezw.  Stadtdirector  als  Vorsitzenden  hatten.  Bei  der  classificirten  Einkommen- 
steuer wurde  das  wirkliche  Einkommen  der  Pflichtigen  durch  Sammlung  von 
betreffenden  Daten,  aber  wie  in  Preussen  ohne  tieferes  und  lästiges  Eindringen,  zu 
ermitteln  gesucht  und  danach  dann  die  Veranlagung  unmittelbar  durch  jene  Schätzungs- 
ausschQsse  bewerkstelligt.  Der  monatliche  Steuersatz  war  für  Einkommenstufcn  (1000 
bis  1200  Tblr.  u.  s.  w.)  normirt,  mit  2  7o  Jahrcssteuer  ftlr  die  Untergrenze  jeder 
Stufe,  also  wie  in  Preussen  ohne  Progression,  bezw.  Degression.  Für  Berufungen 
fongirte  eine  Keclamatiouscommission  aus  vom  LandesfQrsten  ernannten  Mitgliedern 
und  als  2.  Instanz  das  Staatsministcrium.  S.  den  oben  gen.  Aufsatz  im  Fin.arch. 
B.  8,  S.  244  fF. 

Die  Entwicklung  ging  aber  bald  über  diese  als  Provisorinm 
eingerichtete  Gesetzgebung  hinaus  und  zwar  bereits  im  Jahre  1864^ 
durch  Gesetz  für  das  Herzogthum  vom  6.  April  1864  und  materiell 
gleiche  für  Lübeck  (1864)  und  Birkenfeld  (1865).  Die  beiden  bis- 
herigen Steuern  wurden  verbunden  zu  einer  einzigen  und  zu  einer 
wirklichen  allgemeinen  Einkommensteuer  umgebildet,  welche  jetzt 
durchweg  von  unten  an  nach  in  Geld  bemessenen  Einkommenbeträgen 
in  Stnfensätzen  mit  dem  bisherigen  Maximum  von  2  ^/q  Jahressteuer 
veranlagt  wurde.  Insofern  schon  damals  eine  Maassregel  der  Verein- 
heitlichung der  Steuer,  zu  welcher  Preussen  erst  1891  gelangt  ist. 
Doch  wurde  die  Organisation  der  Veranlagung  nicht  geändert^ 
Declarationspflicht  noch  nicht  eingeführt,  an  der  Steuerpflicht  auch 
des  kleinsten  Einkommens  (1.  Stufe  bis  unter  75  Thlr.  mit  Vs  Thlr. 
Steuer)  festgehalten.  Von  Besooderheiten  ist  die  Ausdehnung  der 
snbjectiven  Steuerpflicht  auch  auf  auswärtige  juristische  Personen, 
incl.  Gesellschaften,  die  im  Lande  Grundeigenthum  oder  Handels- 
nnd  Gewerbeanlagen  besitzen,  oder  an  solchen  theilnehmen,  —  ein 
erster  Schritt  in  der  Einkommenbesteuerung  solcher  Personen 
in  Deutschland  ^)  —  ferner  die  ausdrückliche  Bestimmung  hervor- 
zuheben, dass  für  jede  Finauzperiode  erst  durch  das  Finanzgesetz 
bestimmt  werden  soll,  ob  und  in  welchem  Betrage  die  Steuer  er- 
hoben werden  soll,  also  principiell  und  auch  practisch  eine  Beweg- 
lichkeit des  Steuerfusses  nach  dem  Finanzbedarf,  auch  mit 
der  Eventualität  einer  Erhöhung  des  Fusses,  die  in  der  That 
mehrfach  (in  der  Form  der  Bewilligung  von  mehr  als  12  Monats- 


^)  S.  Feitclberg,  Die  Einkommenbestencrang  nicht-physischer  Personen,  Jena. 
1900,  S.  37. 
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raten),  eingetreten  ist.  Damit  sollte  der  Stener  wohl  aach  der 
Character  einer  Ergänzungs  Steuer  za  den  ttbrigen  gegeben 
werden,  der  indessen  durch  die  thatsächliche  Entwicklung  überholt 
worden  ist.  Auch  hier  sind  es  vielmehr  die  anderen  Steuern  ge- 
wesen, die,  nach  dem  Ertrag  wenigstens,  in  die  Stelle  der  Ergänzongs- 
steuer  neben  der  Einkommensteuer  hingedrängt  worden  sind. 

Der  Stenerfass  ist,  aaf  Mark  umgerechnet,  in  1.  Stafe  bei  Einkommen  bis  225  M. 
1  M.,  in  2.  Stufe  bei  225—300  M.  Vj^  M.  u.  s.  w.,  erreicht  in  der  16.  Stufe  tob 
3000—3600  M.  2  ^'o  ^^^  üntcrgrenze,  ist  also  ?on  da  abwärts  degressir,  nach  der 
30.  Stufe  (15.000—16.500  M.  mit  300  M.  Steuersatz)  ist  er  für  jede  weitere  1500  M 
Einkommen  30  M.  Da  Öfters  15,  auch  18  Monatsraten  ausgeschrieben  wurden,  erhöht 
sich  der  Normalsatz  von  2  auf  2^'^  %  und  3  7o  0°^  Fürsten thum  Lübeck  genügten  Unge 
6  Monatsraten).  —  In  der  Veranlagung  und  in  Betreff  der  BerücksichtigUDg  der 
individuellen  Leistungsfähigkeit  verblieben  übrigens  Verschiedenheit^  nick 
der  früheren  Einkommengrenze  von  1000  Thlr.  Bei  Gensiten  unter  1000  Thlr.  wird 
eventuell  statt  nach  dem  Einkommen  nach  Würdigung  der  gesammten  äusseren  Lebeu- 
verhältnisse  veranlagt  oder  dcmgemäss  das  steuerpflichtige  Einkommen  selbst  bemeasen. 
wobei  dann  namentlich  auch  für  Steuerpflichtige  mit  geringerer  LeistongsfUiigkeit 
Ermässigung  eintreten  kann.  Steuerfrei  sind  noch  nicht  17-jährige  Personen  für  eigenes 
Arbeitseinkommen,  für  anderes  nur,  wenn  es  unter  75  Thlr.,  ebenso  Schüler  u.  dfL 
in  letzterem  Fall.  Weibliche  Dienstboten  sind  wegen  ihres  Berufserworbs  immer  in 
erster,  männliche,  auch  Handwerksgesellen  und  andere  bezeichnete  Personen  in  zweiter 
Stufe  einzuschätzen.  Dienstherrschaften  und  Arbeitgeber  haben  die  Steuer  ihrer  Leote 
zu  zahlen,  mit  dem  Becht,  dafür  den  Lohn  zu  kürzen.  Die  Veranlagung  erfolgt  all- 
gemein nach  Haushaltungen.  —  Die  Abzüge  zur  Feststellung  des  steneipflick- 
tigen  Einkommens  sind  die  üblichen,  doch  darunter  auch  sämmtliche  Staats-,  Gemeinde- 
und  sonstigen  öffentlichen  Abgaben.  —  Trotzdem  keine  Declarationsp flicht 
eingeführt  wurde,  ibt  doch  für  die  Ausschüsse  bei  der  Sammlung  ihrer  Daten  der  Uze 
Grundsatz,  nicht  tiefer  oder  lustig  in  die  Einkommen?erbäItnisse  der  Gensiten  ein- 
zudringen, verblieben. 

Die  Rcclamationen  sind  etwas  anders  geordnet  worden,  höchste  Instanz  ist 
aber  immer  noch  die  Verwaltungsbehörde  (Gcsammtministerium).  Der  Ertrag  ist,  aoch 
abgesehen  von  den  zeitweiligen  höheren  Steuersätzen  (mehr  als  12  Monatsraten),  tob 
Jahr  zu  Jahr  gestiegen:  1865  (wirklicher  Ertrag)  545.000  (12  Monatsraten),  1890 
021.000,  1899  (Eiat)  1.174.000  M.  (S.  Kollmann,  Fin.arch.  I.  S.  688,  der  andere 
gen.  Aufsatz  eb.  B.  VIII,  S.  246—252.) 

Eine  WeiterbilduDg  der  EiDkommensteuer  erfolgte  darch  dts 
Gesetz  vom  11.  März  1891  (für  das  Herzogtbam),  als  Novelle  zum 
Gesetz  von  1864,  nachdem  in  der  Zwischenzeit  einige  andere  geseti- 
liehe  Modificationen  stattgefunden  hatten.  In  der  durch  diese  No- 
vellen erhaltenen  und  danach  nen  redigirten  Form  gilt  das  Gesetz 
von  1864  noch.  Für  die  FtlrstenthUmer  traten  die  gleiches 
Aenderungen  in  Kraft.  Die  wichtigsten  Abändernngen  des  Gresetzes 
von  1864  waren  die  folgenden. 

1.  Die  subjective  Steu  er  p  flicht  ist  von  auswärtigen  jetzt 
auch  auf  inländische  Actiengesellschaften  und  Gommanditgesell- 
Bchaften  auf  Actien,  sowie  auf  inländische  eingetragene  G^ 
nossenscbaften,  welche  sich  in  ihrer  Thätigkeit  nicht  auf  den  Kreis 
ihrer  Mitglieder  beschränken,  ausgedehnt  worden  (Gesetz  Art  2,  §.3). 
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FQr  den  ^Fall,  dass  auch  der  Action&r  oder  Genossenschafter  persönlich  ein- 
kommenstenerpflichtig  ist,  wurde  zur  Yermeidang  oder  Milderang  der  dann  entstehenden 
Doppelbestenening  eine  eigenth&mliche  Bestimmung  getroffen  (Art.  7,  Nr.  4,  letzter 
Al»atz).  Der  Steuerpflichtige  hat  nemlich  das  Recht,  binnen  einer  Frist,  unter  Nach- 
weisung seines  bezOglichen  Besitzes,  zu  beantragen,  dass  ihm  bis  3  Vo  ^^^  eingezahlten 
Betrags  seiner  Actien  oder  Geschäftsantheile  7on  seinem  eigenen  steuerpflichtigen 
Einkommen  abgezogen  werde,  also  eine  analoge  Bestimmung  wie  in  anderen  Gesetz- 
gebungen (Preussen,  Baden),  wo  der  betreffende  Abzug  aber  bei  der  Gesellschaft 
selbst  erfolgt.  Es  ist  die  oldenbargische  Bestimmung  zum  Theil  auch  deshalb  so 
ge&sst,  um  so  die  auswärtigen,  persönlich  nicht  steuerpflichtigen  Actionäre  wenigstens 
durch  die  Steuer  bei  der  Gesellschaft  7oll  zu  treffen:  freilich  kein  einwandfreies 
Argument.  Bei  den  Gesellschaften  sind  tlbrigens  alle  BetriebstlberschUsse,  nicht  nur 
die  als  Zins,  Diyidende,  Gewinn  yertheilten,  Steuerobject.    (Art.  7,  Nr.  6.) 

2.  Die  objective  Stenerpflicbtigkeit  ist  zwar  im 
Princip  auch  jetzt  für  das  kleinste  eigene  Einkommen  ver- 
blieben und,  fQr  Land  und  Volk  cbaracteristiscb,  eine  Befreiung 
für  kleines  Einkommen  als  solches  nicht  eingetreten,  auch  ftlr  un- 
nötbig  gehalten  worden,  weil  bei  der  Veranlagung  anderweit  auf 
geringere  oder  fehlende  Steuerfähigkeit  schon  genügend  Rücksicht 
genommen  werde.  Aber  der  Steuertarif  ist  von  3600  M.  Ein- 
kommen an  über  die  bisherigen  2  ^/q  in  maximo  hinaus  etwas 
progressiv  gestaltet  worden,  und  zwar  nicht  nur,  wie  nach  dem 
Plan  der  Regierung  bis  auf  3  Vo  ^^^  30.000  M.  Einkommen  und 
darüber,  sondern  nach  Wunsch  des  Landtags  bis  auf  4  %  bei 
60.000  M.  und  mehr. 

Mit  weiterer  Steigerung  für  jede  1500  M.  Einkommen  über  61.500  M.  mit  je 
60  M.  oder  4%  Steuer,  also  weitergehend  als  in  Preussen,  wo  dieser  Satz  erst  bei 
Ober  100.000  M.  eintritt.  Bei  der  geringen  Anzahl  steuerpflichtiger  Personen  von 
Einkommen  über  30.000  oder  vollends  über  60.000  M.  im  Lande  hat  diese  Erhöhung 
des  Fusses  practisch  keine  erhebliche  Bedeutung,  trifft  auch  rornemlich  nur  Actien- 
gesellschaften  (s.  Finarch.  B.  Vlü,  S.  256).  FUr  die  Einkommen  bis  3000  M.  ist 
der  Tarif  ?on  1864  unverändert  geblieben.  Die  von  einigen  Seiten  gewünschte  gleich- 
zeitige Erm&ssigung  des  Tarifs  für  diese  kleineren  Einkommen  ist  in  der  „Begründung'' 
Q.  A.  abgelehnt  worden,  weil  durch  die  erfolgte  Aufhebung  des  Yolksschulgeldes  eine 
zweckmässigere  Erleichterung  eingetreten  sei  und  für  die  Berücksichtigung  geringerer 
Leistungsfähigkeit  sich  schon  bisher  bei  der  Veranlagung  ausreichende  Möglichkeit 
ZOT  Erleichterung  in  den  betreffenden  einzelnen  Fällen  ergeben  habe.  S.  den  Tarif 
im  Art  6,  §.  1  des  Gesetzes  von  1891. 

3.  Eine  allgemeine  Declarationspflicht  für  jede  Art  Ein- 
kommen, einerlei  welchen  Ursprungs,  eventaell  wie  in  anderen 
deutschen  Gesetzgebungen  von  einer  bestimmten  Einkommenhöhe 
an,  ist  anch  jetzt  nicht  eingeführt  worden,  mit  Rücksicht  auf 
die  Schwierigkeit,  diese  Pflicht  Landwirthen  u.  dgl.  aufzulegen  und 
weil  nach  den  wirthschaftlichen  Verhältnissen  der  Bevölkerung  den 
Schätznngsansschüssen  genügende  Mittel  und  Anhaltspuncte  zur 
richtigen  Veranlagung  der  meisten  Censiten  schon  zur  Verfügung 
Btänden.  Nur  in  Betreff  des  Kapitalvermögens  und  des  daraus 
herrtlbrenden  Einkommens,  einschliesslich  verwandter  Fälle  (Leib- 

▲.  Wagner,  FisuiswiaMiiacliaft  lY.  82 
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renten,  Erbpacht,  Kanon  u.  s.  w.)  ist  für  Censiten  mit  über  1500  M. 
Einkommen  bei  Bezug  von  mehr  als  50  M.  Jahreszins  eine 
Declarationspflicht  eingeführt  worden,  und  zwar  erst  auf  AnregODg 
vom  Landtage  aus.  Kapital  und  Einkommen  brauchen  jedoch  nur 
je  in  einer  Summe  angegeben  zu  werden. 

S.  Art.  9,  §.4  des  Gesetzes  mit  den  einzelnen  weiteren  Bestimmoogeo. 
Declaration  anf  Grund  Gffüntlicher  allgemeiner  Aufforderung.  Wer  nicht  decUrirt, 
verliert  das  Keclamationsrecht.  Ordnungsstrafen  für  den,  welcher  auf  specieUe  persOo- 
liebe  Aufforderung  die  Declaration  unterlässt.  Versicherung,  nach  bestem  Wisbco 
declarirt  zu  haben,  ist  zu  geben.  Unrichtig  zu  niedrige  Angaben  oder  Yerschweigangeo 
bei  dieser  Declaration,  auch  bei  freiwilliger  sonstiger  Declaration  und  bei  Beclamationen 
werden  mit  dem  achtfachen  Jahresbetrag  der  Steuerrerktlrzung  bedroht.  Entscheidnogen 
über  Straffalle  gehen  au  die  Gerichte  (in  1.  Instanz  stets  Amtsgerichte),  wenn  sich 
der  Betreffende  nicht  dem  Yerwaltungsbescheid  freiwillig  fttgt.  Nachforderungeo  zu 
wenig  bezahlter  Steuern  verjähren  in  10  Jahren  und  gehen  auf  die  Erben  bis  zur 
Höhe  ihres  Erbtheils  über.  Auf  rückständige  Steuerbeträge  sind  5  ^/^  Verzugsziosen 
zu  zahlen  (Art.  25V  —  Die  Vorstände  steuerpflichtiger  Gesellschaften  und  Ge- 
nossenschaften sind  auf  Verlangen  allgemein  unter  Androhung  von  Ordnung!»- 
strafen  verpflichtet,  die  erforderlichen  Nachweise  zur  Feststellung  ihres  steuerbaren 
Einkommens  abzugeben  (Art.  2,  §.  3).  Bei  der  Veranlagung  (Art.  9,  §.  23)  des 
übrigen  Einkommens  ist  gleichwohl  der  alte  Grundsatz,  dass  der  Schätzang^u&^cbosä, 
bezw.  dessen  Vorsitzender,  möglichst  vollständige  Nachrichten  einziehen  soll,  „soreit 
dies  ohne  tieferes  und  lästiges  Eindringen  geschehen  kann'*,  noch  immer  verbÜebeo: 
neben  dieser  partiellen  Declarationspflicht  vollends  zu  lax. 

Reclamationen  werden  nach  wie  vor,  auch  ferner  mit  ge- 
wissen Verschiedenheiten  bei  Censiten  von  unter  und  über  3000  H. 
Einkommen,  nur  durch  die  Verwaltung,  auch  in  letzter  Instanz 
entschieden  (Art  22).  Bei  der  Bestimmung,  dass  für  jede  Finanz- 
periode  erst  durch  das  Fiuanzgesetz  verfügt  wird,  ob  und  in 
welchem  Betrage  die  Steuer  erhoben  wird,  ist  es  verblieben  (Art  27). 

Weitere  Aenderungen  von  geringerer  Bedeutung  (Aenderung  der  BesteueroDgs- 
weise  der  Rhederei,  Art.  7,  Nr.  8,  Ausdehnung  der  Steuerpflicht  jori^tischer  au^ändiscber 
Personen  vom  Besitz  von  Grundeigenthum ,  Handels-  und  Gewerbeanlagen  auch  anf 
Pachtung  u.  dgl.  m.  dieser  Objecto,  Art.  2,  §.  4,  Aenderungen  in  der  Bildung  der 
SchätzuiigsausschUsse,  Art.  10.  u.  A.  m.)  s.  in  dem  Gesetz  selbst  und  in  den  obeft 
angegebenen ,  auch  im  Fiu.arch.  B.  8  zu  findenden  Landtagsmaterialien  dazu.  (In 
Texte  des  Gesetzes  im  Fin.arch.  B.  8,  S.  287  ff.  sind  die  Aenderungen  au  dem  Gesetz 
von  1864  durch  die  Novellen,  besonders  durch  die  von  1891,  angegeben.)  S.  dcA 
anonymen  Aufsatz  im  Fin.arch.  eb.  S.  252  ff.  — 

Die  Erhebung  der  Steuer  erfolgt  im  Allgemeinen  in  2  halbj&brigen  TermineA 
(Art.  26^.  In  Städten  1.  Classe  wird  für  die  Mitwirkung  der  städtischen  Beamten  u.&y. 
eine  Entschädigung  von  3%  der  abgelieferten  Jahressteuer  gewährt,  je  die  Hälfte 
für  Veranlagung  und  Erhebung,  wenn  der  Staat  letztere  nicht  selbst  besorgt  (Art.  14). 

Die  Einkommensteuergesetzgebung  tritt  in  ihrer  vollen  Bedeutung  erst  hervor 
in  Verbindung  mit  der  Communalbesteuerung,  wofür  auf  den  gen.  Aufsatz  voa 
K  oll  mann  zu  verweisen  ist. 

§.  148.  Ertragsstatistik  der  Steuern.  Vergleicht  man 
die  Steuererträge  der  3  directen  Steuern  in  den  einzelnen 
3  Gebietstheilen  miteinander,  wobei  allerdings  besonders  im  Fürsteo- 
thum  Birkenfeld    auch  neuerdings    höhere  Steuersätze    (mehr  als 
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12  MoDatsrateD)  bei  der  Einkommenstener  angewendet  worden  sind, 
80  zeigt  sich  Folgendes,  womit  die  oben  schon  eingestreuten  Daten 
ergänzt  werden. 

Tab.  76.     Oldenbnrgischc  Erträge  der  dprecten  Steuern  (Etatsziffern). 

(1000  Mark.) 


1875 

1876 

1886 

1887 

1898 

1899 

1898 

Herzogth.  Oldenburg 

wirkl.  Ertrag 

Grundsteuer    .     .      792 

738 

755 

755 

764 

764 

768 

Geb&udesteuer           140 

127 

158 

160 

209 

212 

209 

Summe  .    .    .      933 

865 

913 

915 

973 

976 

977 

Einkommensteuer      765 

709 

825 

829 

1168 

1174 

1292 

Summe  ...     1698 

1574 

1738 

1744 

2141 

2150 

2264 

Fürsten  th.  Lab  eck 

Grundsteuer   .    .        52 

52 

50 

50 

50 

50 

50.5 

Einkommensteuer        78 

86 

96 

96 

115 

115 

125 

Summe  ...      130 

138 

147 

147 

165 

165 

175.3 

Fürstenth.  Birken  fei  d 

Grundsteuer   •    •  \    07 
Gebäudesteuer     .  j     ^' 

f     77 
\     29 

78 

78 

79 

79 

78.6 

31 

31 

39 

39 

39.5 

Summe  ...        97 

106 

110 

110 

118 

118 

118.1 

Einkommensteuer      102 

133 

163 

163 

175 

195 

180 

Summe  ...      199 

269 

273 

273 

293 

313 

298 

Die  Golonne  des  wirklichen  Ertrags  nach  Mittheilung  des  Statistischen  Bureaus 
in  Oldenburg.  Im  Fürstonthum  Lübeck  besteht,  wie  bemerkt,  keine  besondere  Gebäude- 
steuer. Man  sieht,  wie  in  allen  3  Landestheilen,  in  Lübeck  mit  in  Folge  des  Fehlens 
dieser  Gebäudesteaer,  in  Birkenfeld  wegen  höherer  Sätze  der  Einkommensteuer,  die 
letztere  durchaus  das  wichtigste  Element  der  directen  Staatsbesteuerung  geworden  ist, 
obwohl  sich  auch  der  Gebäudesteuerertrag  wesentlich  gehoben  hat.  Die  Gewerbs- 
recognitionsabgaben  sind  übrigens  auch  im  Ertrage  ?on  1875 — 1899  im  Herzog- 
thum  Ton  34  500  auf  70.000  M.,  im  Fürstenthum  Lübeck  ?on  2700  auf  5000  M.,  also 
relativ  noch  stärker  als  die  Einkommensteuererträge  gewachsen. 

Die  Erbschaftssteuer  (Gesetz  ?om  16.  Juli  1868,  auch  für  Schenkungen) 
lässt  Descendenten,  Ascendcnten,  Ehegatten  frei,  triflt  also,  wie  in  Deutschland  meistens, 
romemlich  nur  die  Seitenlinie  und  die  Nicht?erwandten,  mit  3,  jetzt  zum  Theil  4  Vo  ^^ 
schwister  und  verschiedene  andere  nähere  Kategorieen,  mit  5  ®/o  weitere  Verwandte,  mit 
8  ^/o  die  entferntesten  Verwandten  und  Nichtverwandten.  (Einzelheiten  des  Tarifs  in 
Schanz'  Aufsatz  im  Fin.-arch.  II.  884  ff.,  eb.  S.  876  und  XV.  S.  640,  Ertragsstatistik). 
Im  Etat  war  der  Ertrag  1875  71.400  M.  (Herzogthum  63.000.  Fürstenthum  Lübeck 
4200,  Fürstenthum  Birkenfeld  4200  M.).  1899  151.500  (bez«r.  134.000  —  10.000  — 
7500  M.),  wirklicher  Ertrag  (nach  gen.  MittheUung)  in  1898  188.548  (bezw.  158.362  — 
23.300  —  6886  M.).  Wie  in  solchen  kleinen  Gebieten,  bogreif  lieber  Weise  die  wirk- 
lichen Erträge  einer  Erbschaftssteuer  schwanken,  zeigen  folgende  Zahlen  für  1894  —  98: 
im  Herzogthnm:  162.641  —  169.261  ~  110.396  —  150.156  —  158.362,  Minimum 
zum  Maximum  wie  1  :  1.54,  im  Fürstenthom  Lübeck  13.846  —  11.840  ~  29.426  — 
35.933  —  23.300,  Minimum  zum  Maximum  wie  1:3,  im  Fürstenthum  Birkenfeld 
4154  —  5714  —  13.382  —  44.177  (!)  —  6886  (!),  Minimum  zum  Maximum  sogar 
wie  1  :  6—7. 

Der  Ertrag  der  Stempelsteuer  war  im  Herzoj2:thum  nach  dem  Etat  1875 
93.300  M.,  1899  121.100  M.,  im  Fürstenthum  Birkenfeld  13.500  und  13.900  M.,  im 
Fürstenthum  Lübeck  ehemals  ganz  gering,  jetzt  fehlt  sie  hier  überhaupt,  der  wirkliche 
Ertrag  im  Herzogthum  1898  183.473,  im  Fürstenthum  Birkenfeld  15.923  M. 

Eine  nicht  unerhebliche  Ergänzung  der  directen  Steuern  bilden  diese  beiden 
anderen  Steuern  demnach  doch  immerhin. 
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c.  Braanschweig. 

§.  149.  VorbemerkuD^eu.  Deber  die  Finanzen  in  der  1.  U&lfte  des 
19.  Jahrhunderts,  besonders  1834—51,  8.  v.  Reden,  Fin.stat  1.  B.,  2.  Abth.,  S.  930 
bis  1012.  mit  Tabellen  über  Einnahmen  und  Ausgaben,  daselbst  über  die  Steoern 
S.  941,  961  ff.  Ueber  das  Staatsrecht  Otto,  im  Sammelwerk  Handbuch  des  Öffent- 
lichen Bechts,  3.  B.,  2.  Halbb.,  1.  Abth.,  S.  95 — 134,  besonders  über  Undesf^rstlichen 
Bedarf,  Eammerfrnt  S.  110,  Finanzwesen  des  Landes,  S.  127 — 132.  Ueber  den  Staats- 
haushalt 1833—86  (zumTheil  bis  1814  zurück)  der  inhaltreiche  Au&atz  Fon  Kybitz, 
Fin.arch.  B.  5,  1888 ,  S.  721—767 ,  daselbst  besonders  über  die  Staatssteaem  S.  723 
bis  736,  über  das  Kammer-  und  Klostergut  S.  722,  die  „werbenden  Staatseinrichtungen** 
S.  737  ff.,  mit  vielerlei  statistischen  Daten  (die  Versuche,  die  Geldeinnahmen  n.  s.  w^ 
auch  die  Steuern  und  Steuerbelastungen  aus  dem  Geldbetrag  auf  RoggenwerChe  nach 
dem  Rofrgenpreis  umzurechnen,  um  so  die  reellen  Werthgrössen  besser  als  in  den 
Geldbeträgen  ersichtlich  zu  machen,  sind  zwar  nicht  ohne  Interesse,  aber  doch  die 
Ergebnisse  täuschend,  weil  eben  nach  diesem  einen  Monat,  Tollends  gegenwärtig  and 
bei  Summenbeträgen  auf  Gcldwerth,  Kaufkraft.  Belastung  nicht  irgend  genauer  ge- 
schlossen werden  kann).  Staatshaushalt  ?on  1896 — 98  nach  den  Landtagspapieren 
Fin.arch.  B.  16,  1899,  S.  751  ff. 

Das  Wichtigste  für  die  finanzwissenschaftliche  Betrachtung  ist  die  in  den  letzten 
Jahren  erfolgte  umfassende  Reform  der  directen  Steuern,  wesentlich  mit 
nach  preussischem  Muster,  und  mit  Ausdehnung  auf  die  GommunalbesteoeruD^. 
was  bei  der  grösseren  allgemeinen  Bedeutung  dieser  Reform  hier  auch  etwas  genauer 
behandelt  wird.     Die  amtlichen   Materialien   aus  dem  Landtag  darüber  im  Fin.arch. 
B.  16,  S.  713—838,  mit  der  kurzen  Einleitung  von  v.  Rauschenplat,  S.  713—718,  und 
den  neuen  Gesetzen  über  die  Einkommensteuer  (1896),  Ergäuzungssteaer  und  Gemeinde- 
abgaben,  beide  aus  1899,  sowie  dem  Gewerbesteuergesetz  von  1893,  zum  Theil  mit  Be- 
gründung, Oommissionsberichten,  Aasführungsvorschriften.  Nur  auf  diese  Beform  und 
auch  dabei  doch  immer  nur  auf  die  Hauptpuncte   derselben,   indessen,   weil  diese 
Reform  sonst  nicht  verständlich  ist,  in  Kürze  auch  auf  die  GrundzOge  des  ganzen 
Finanzwesens  und  der  vor  1899  bestehenden  Steuerverfassung,  sowie  wegen  des  Zn- 
sammenhangs  der  Staats-  und  Communalsteuerreform  auch  etwas  mit  auf  letztere,  soll 
hier  eingegangen  werden,  auf  die  frühere  Besteuerung  wesentlich  nach  dem  Aufsatz 
von  Kybitz. 

Finanzstatistisches  Material  bei  V.  Reden,  Kybitz  und  in  den  MatenaÜen 
in  B.  16  des  Fin.arch.,  auch  in  Heft  XI  der  Beiträge  zur  Statistik  dos  H.  Br.  — 
Das  HerzoRTthum  Braunschweig  umfasst  3672  (nach  anderer  Angabe  3690)  qkm  nit 
in  1898  434.213  Einwohnern,  hat  nur  eine  grosse  Stadt,  Brannschweig,  1895  mit 
115.135  Einwohnern,  also  über  einem  Viertel  der  GesammtbevOlkemng,  und  2  Mittel- 
städte (von  13—16.000  Einwohnern). 

§.  150.  Grundzüge  des  Landesfinanzwesens.  Braan- 
schweig gehört  noch  zu  den  oben  (S.  447)  erwähnten  deatschen 
Staaten,  welche  noch  keinen  einheitlichen  Etat  und  keine  volle  fis- 
caliscbe  Casseneinheit ,  sondern  noch  getrennte,  wenn  auch  mit- 
einander zusammenhängende  Etats  und  Gassen  haben.  Hierdarcb 
wird  das  Finanzwesen  complicirter  und  das  Verständniss  auch  des 
Einzelnen,  so  der  Stellung  der  Besteuerung,  erschwert  Aus  der 
mit  dem  vorliegenden  Material  möglichen  Zusammenfassang  der 
Etats  und  Gassen  ergiebt  sich  indessen  die  Sachlage.  Durch  den 
relativ  bedeutenden  Reinertrag  des  Kammerguts,  welcher  auch  nach 
Abzug  der  auf  ihm  lastenden  und  vorweg  abgezogenen  Ausgaben 
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(vornemlich  fttr  den  HoO  verbleibt,  ferner  durch  die  Einkünfte  aos 
dem  Eisenbahnwesen  (d.  h.  jetzt  die  Annuität  fUr  die  verkauften 
Staatsbahnen),  sowie  dem  Leihhause,  einer  Staats- Creditanstalt, 
durch  die  ausserordentlich  ertragsreiche  Lotterie,  eine  vollends  in 
dieser  Entwicklang  bedenkliche  Einrichtung  des  kleinen  Landes, 
ist  Braunschweig  trotz  reichlicher  Dotation  der  Staatsverwaltungs- 
und Culturausgaben  in  der  Lage,  seine  Staatsbesteuerung 
im  Verhältniss  zur  Wohlhabenheit  der  Bevölkerung  massig  zu 
halten  und  konnte  es  jtingst  seine  directen  Realsteuem  zu  ^/^  den 
Gemeinden  überlassen. 

Der  Etats  sind  vier:  der  Kammercassenetat  für  das 
alte  Kammergut,  der  Klosterverwaltungscassenetat  für  das 
Klostergut,  der  Etat  für  die  Verwendung  des  Reinertrags 
des  Klosterguts,  der  zur  Deckung  seiner  Ausgaben  eventuell 
—  und  jetzt  in  erheblichem  Maasse  —  aus  dem  Staatshaushaltetat 
den  erforderlichen  Zuschuss  erhält,  endlich  dieser  eigentliche 
Staatshaushaltetat  selbst. 

1.  Dieser,  bezw.  seine  Casse  empfängt  als  reine  Einnahme  den 
reinen  Ueberschuss  der  Kammercasse,  der  dieser  nach  Bestreitung 
der  ihr  obliegenden  Ausgaben,  insbesondere  der  Dotation  der  Hof- 
Btaatscasse,  vom  Reinertrag  des  Kammerguts  verbleibt,  wird  aber 
mit  dem'  erwähnten  Deficit  der  Klostergats-Reinertragscasse  in 
seinen  Ausgaben  belastet.  Die  finanziellen  Beziehungen  zum  Reich 
(Ueberweisungen  und  Matricularbeiträge)  erscheinen  ganz  im  Staats- 
haushaltetat, alle  übrigen  Staatseinnahmen,  ausser  denen  des 
Kammer-  und  Klosterguts,  daher  die  Landessteuern,  Gebühren- 
erträge, sonstige  privatwirthschaftliche  Reinerträge  (besonders  aus 
Eisenbahnen,  Leihhaus)  bezieht  nur  dieser  Haushalt,  wie  anderseits 
alle  Staatsausgaben,  ausser  den  auf  dem  Kammer-  und  Klostergut 
lastenden,  nur  ihn  belasten.  Die  Schulden  sind  ebenfalls  noch  nach 
Kammercasse,  auf  dem  Kammergut  lastend,  als  Kammerscbulden 
und  nach  Staatscasse,  auf  dieser  lastend,  als  Landesschulden,  be- 
sonders für  Eisenbahnen  getrennt. 

2.  Die  Kammercasse  rührt  aus  der  älteren  Verfassung  her. 

Sie  bezog  in  der  üblichen  Weise  früher,  bis  1882,  ausser  den  Einkünften  aas  dem 
Eammergut  selbst,  auch  gewisse  ältere  Gebühren  und  indirecte  Abgaben  und  hatte  aus 
ihrem  Beinertrag  den  fürstlichen  Haus-  und  Hof  bedarf ,  aber  auch  gewisse  Landes- 
bedttrfnisso  mit  zu  bestreiten,  dem  Rechte  des  Patrimonialstaats  gemäss  (Fin.  I,  §.  214) 
ohne  weitere  Mitwirkung  der  Stände.  Im  Jahre  1832  erfolgte  nach  der  „Neuen 
Landschaftsordnung' ^  ?om  12.  Oct.  und  nach  einem  „Finanznebenrertrage"'  eine  neue 
Regelung.  Der  landesfürstliche  Hof-  und  Hausbedarf  wurde  fixirt  (zuerst  auf 
c.  245.000  Thlr.,  seit  1874  auf  c.  275.000  Thlr.)  und  dieser  Betrag  auf  den  Boiu- 
ertrag  des  Kammerguts  aDgewiesen,  die  Kammercasse  aber  auf  dieses  Gut  (Domänen, 
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Forsten,  Gefalle,  Berg-  und  Hüttenwerke,  dann  ein  aus  Grundabgaben- AblOsangsgeldem 
und  Verkaufserlösen  ?on  Kammergutsobjecten  gebildeter  ,,Kammerkapitalfond8**)  be- 
schränkt, während  die  anderen  öffentlich-rechtlichen  Einnahmen  der  Kammercase 
nunmehr  der  Staatscasse  tiberwiesen  wurden.  Auf  dem  Reinerträge  dieses  Guts  lasten 
ausser  dem  Bedarf  der  Hofstaatscasse  (zu  den  früheren  825.000  M.  sind  seit  1888 
noch  300.000  M.  gekommen ,  Summe  daher  jetzt  1.125.323  M.)  die  Yerwaltungskosten 
der  Gasse,  die  Erhaltungrskostcn  des  Kammerguts,  die  Ausgaben  für  die  Kammerstchiild, 
die  für  1898  noch  707.000  M.  Kapital  betrug.  Der  Ueberschuss  der  Einnahmen 
(1887  nach  Etat  2.298.000,  1899/1900  3.229.000  M.)  über  die  Ausgaben  (bezv. 
1.486.000  und  1.795.000  M.)  fliesst  in  die  Staatscasse  (in  den  gen.  Jahren  daher  mit 
811.000  und  1.534.000  M.)  und  erscheint  mit  dieser  Nettosumme  als  erste  Kategorie 
der  Einnahmen  im  Staatshaushaltetat.  Beim  Kammercassenetat  hat  die  Landesrer- 
tretung  auch  noch  heute  nur  ein  berathendes  Votum,  kein  Znstimmungsrecht  (S.  Otto 
a.  a.  0.  S.  110,  127  ff.,  auch  über  die  Bestimmungen,  welche  für  das  Kammergut,  — 
zu  dem  auch  der  Antheil  der  mit  Preussen  in  gemeinsamem  Besitz  stehenden  Harzer 
Hüttenwerke  (sogen.  Communionharz)  gehört,  —  sonst,  besonders  nach  einem  Edict 
?on  1794,  gelten;  ferner  7.  Reden  a.  a.  0.  S.  939,  942  ff.,  951  ff.,  Kybitz,  Fin.arch. 
B.  5,  S.  722.) 

3.  Das  Elostergut  stammt  aus  den  SäcularUationen  der 
Reformationszeit,  war  damals  nicht  zum  Kammergut  geschlageD, 
sondern  wurde  als  besonderer  Fonds  für  kirchliche,  Schul-,  Wohl- 
thätigkeitszwecke  eingerichtet,  Zwecke,  denen  es  noch  heute  dient 
(sogen.  Kloster-  und  Studienfonds).  Die  betreffenden  beiden 
Etats  werden  unter  Zustimmung  der  Landesvertretung  festgestellt 

Die  Reinerträge  des  Fonds  (1899/1900  1.420.500  M.)  reichen  aber  für  die  ihm 
obliegenden  Verwendungszwecke  nicht  mehr  aus,  müssen  daher  aus  der  Staatscas« 
ergänzt  werden,  was  im  Staatshanshaltsetat  in  dem  Posten  unter  dem  Titel  zur  Deckoo; 
des  Deficits  der  Klosterreinertragscasse  geschieht  (neuerdings  in  wachsenden  Betrigen« 
1899/1900  mit  1.213.500  M.).  Die  Erwerbungen  ?on  Klostergut  u.  dgl.  aus  des 
Reichsdeputationshanptschluss  von  1803  sind  nebenbei  bemerkt  dem  Kammergut  zu- 
gewachsen.    (S.  Otto  S.  127,  128,  130,  Kybitz  S.  722.) 

Bestände  ein  einheitlicher  allgemeiner  Staatshaus- 
haltet at  mit  völliger  fiscaliscber  Casseneinheit,  so  würden  in 
einem  Bruttoetat  die  Roherträge,  in  einem  Nettoetat  die  Reinerträge 
des  Kammer-  und  Klosterguts  unter  den  Einnahmen,  die  Zahlung 
an  die  Hofstaatscasse,  die  sonstigen  Ausgaben  der  Kammercasse 
und  der  beiden  Klostercassen,  also  insbesondere  diejenigen  für  die 
Kammerscbuld  und  für  die  Kirchen-  und  Schulausgaben  des  Kloster- 
und  Studienfonds,  unter  den  Ausgaben  des  Gesammtetats  erscheinen. 
Der  Staatshaushaltetat  stiege  so  von  gegenwärtig  c.  13.5  Mill.  Mark 
(nach  Absetzung  gew^isser  Posten)  einer  gemischten  Brutto-  und 
Nettorechnung  in  Einnahme  und  Ausgabe  um  c.  4.7  Mill.  netto, 
also  um  etwa  ein  Drittel,  auf  c.  18.2  Mill.  Mark. 

Im  Staatshaoshaltctat,  der  ?on  Landesregierung  und  LandesrertretoDjf: 
gemeinschaftlich  t'oätgestcUt  wird,  finden  sich  unter  den  Einnahmen  die  Antheile  tf 
den  Kcichsstc  ueru  (1899  1900  3.665.580  M.),  unter  den  Aasgaben  die  Matricalir- 
beitrage  (3.750.000  M.).  Die  weiteren  Einnahmen  betreffen  den  Staat  aUcin,  es 
gehören  dahin  zunächst  der  Reinertrag  der  Domänen,  Forsten  and  Berc 
werke,    d.  h.    der   bezügliche    Ueberschuss    der   Kammercasse    (1899,191)0 
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1.534.395  M,  welche  Samme  mit  Hinzurechnung  des  anderweit  7erwendeten  Rein- 
ertrags des  Kammer-  and  des  Klostergnts  ?on  zusammen  3.115.018  M.  auf  4.649.413 
stiege,  der  mit  den  übrigen  Einnabmekategorieen  zu  vergleichende  Betrag);  dann 
die  ebenfalls  als  priratwirthschaftliche  erscheinenden  3  Posten:  Reinertrag  des 
Leihhauses  (440.000  M.),  die  Eisenbahnannuität  (1.625.000)  und  Zinsen  (620.000), 
zusammen  3.685.000  M.  oder  insgesammt  mit  den  Domänenerträgen  u.  s.  w.  der 
Kammercasse  5.219.395  M ,  bezw.  bei  Einrechnung  des  sonstigen ,  ?on  ihnen  direct 
verwendeten  Reinertrags  der  Kammer-  und  Klostercasse  8.334.413  M.  ,,pri7at- 
wirthschaftlicher''  Staatseinnahmen,  d.  h.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  c.  19  M. 
Zu  diesen  Posten  der  Einnahmen  traten  die  directen  Steuern  (naeh  der  neuesten 
Beform  mit  2.056  500  M.  brutto)  oder  nur  c.  4.7  M.  auf  den  Kopf  und  die  indirecten 
Steuern  (netto,  Stempel  u.  dgl.,  Erbschaftssteuer  mit  449.000  M.,  Gerichtssporteln  mit 
780.000  M.,  endlich  die  Lotterie  rein  mit  1.359.100  M.,  eine  Summe,  die  man  bei 
der  Verbreitung  braunsrhweigischer  Loose  ausserhalb  des  Landes  nicht  auf  den  braun- 
Schweiger  Kopf  allein  berechnen  kann.  Rechnet  man  die  gesammte  Staatssteuer  incl. 
Gerichtssporteln  und  einem  kleinen  Theil  des  Lotterieertrags  auf  c.  3.5  Mill.  Mark  im 
Ganzen,  so  wären  das  auf  den  Kopf  c.  8  M.  oder  nur  c.  42  7o  ^^  Ertrags  der 
priratwirthschaftlichen  Objecto,  —  allerdings  von  den  Reichssteuern  abgesehen. 

Diese  gtlnstige  Lage  der  Dinge  verdankt  das  Land  der  Er- 
haltung des  alten  Domaniams,  denn  die  privatwirthschaft- 
lichen  Ueberschüsse  entstammen  grossentbeils  den  Domänen,  Forsten, 
Bergwerken,  während  dagegen  der  Annuität  der  Eisenbahnen,  auch 
der  Rente  des  Leibhauses  auch  grössere  Schulden  gegenüberstehen 
(s.  n.).  Es  ist  begreiflich,  dass  bei  einer  solchen  Sachlage  die 
Besteuerung  für  den  Staat  relativ  niedrig  gehalten  werden  konnte 
nnd  eine  Steuerreform  wie  die  jüngste,  mit  der  Ueberlassung  grosser 
Theile  der  staatlichen  Ertragssteuern  an  die  Gemeinden,  so  leichter 
darchzufttbren  war.  Der  innere  Zusammenhang  dieser  Dinge  ver- 
dient wieder  allgemeinere  Beachtung,  auch  vom  finanz wissen- 
schaftlichen, nicht  nur  vom  finanzpractischen  Standpuncte 
ans.  Es  zeigt  sich  hier  einmal  wieder  an  einem  guten  Beispiel 
deutlich  die  günstige  Wirkung  starken  Staatsbesitzes 
von  Rentenobjecten.  Dies  auch  der  Grund,  warutn  hier  auf 
diese  Verbältnisse  etwas  näher,  auch  zifiermässig,  eingegangen 
wurde. 

Unter  den  Ausgaben  des  Staatshaushalts  von  im  Ganzen  in  1899/1900 
14.46  Mill.  Mark  incl.  Matricularbeiträge  (19.21  Mill.  Mark  incl.  Ausgaben  der 
Kammer-  und  Klosterrcinertragscasse,  wenn  sie  in  den  Staatshaushalt  einbezogen 
würden)  befinden  tich  2  78  Mill.  Mark  für  die  Landesschuld  (Zins  und  Tilgung),  in 
erheblichem  Betrage  für  Eisenbahn-  und  Leihhausschulden,  so  dass  die  Reinerträge 
dieBer  Objecto  (3.065.000  M.)  grOsstcntheils  von  diesem  Schuldorforderniss  in  Anspruch 
genommenn  werden.  (S.  über  die  staatsrechtliche  Seite  des  Staatshaushalts,  auch  in 
Betreff  der  Steuern,  Otto  S.  128,  130  ff.,  v.  Reden  S.  941,  962  ff  ,  Kybitz  S.  723  ff^.). 

§.  151.  Die  Staatsbesteuerung  im  Allgemeinen. 
Sie  besteht  nach  dem  Uebergang  der  Zölle  und  inneren  indirecten 
Verbrauchs-  und  Verkehrs-  (Stempel-)Steuem  an  das  Deutsche  Reich 
Tomemlich  aus  directen  Steuern,  daneben  aus  Stempel-  und 
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verwandten  Verkehrssteuern  (and Gebühren)  nebst  Gerichts- 
sporteln,  sowie  aas  einer  Erbschaft ssteuer,  wovon  jetzt, 
1900,  nach  Darchführang  der  neuesten  Steuerreform,  die  directen 
etwa  °Iq,  die  übrigen  (einschliesslich  der  Gerichtssporteln)  etwa  \ 
mit  Ausschluss  der  Gerichtssporteln  die  ersteren  etwa  V59  die  anderen 
nicht  ganz  Vö  aufbringen.  Die  directe  Besteuerung  ist  also  fftr 
den  Staatshaushalt  (wie  vollends  für  den  Gommunalhansbalt)  die 
Hauptsache  und  soll  hier  allein  etwas  näher  behandelt  werden. 

Die  directe  Besteuerung  war  bis  zur  jüngsten  Reform  wesent- 
lich eine  Ertragsbesteuerung  in  zwei  Gliedern,   einer  Grund-, 
bezw.  Grundbesitzsteaer,  der  Hauptsteuer  nach  dem  Ertrage? 
und  einer  Gewerbesteuer,  woran  sich  eine  Persona] Steuer  in 
Form   einer  classificirten  Einkommen-,  Berufs-  und  Standesstener 
als  finanziell  nebensächliche  directe  Steuer  anschloss.     Durch  die 
nach  preussischem  Muster  erfolgte  Reform  von  1899  ist  die  staat- 
liche Ertragssteuer  auf  einen  Rest  ihres  Betrags,   V«»   vermindert, 
der  übrige  Haupttbeil,  ^4»  ^^^b  Gemeinden  überlassen,  die  Personal- 
steuer  beseitigt  und   die    directe  Staatssteuer  in  der   Hauptsache 
zu  einer  Personalsteuer  in  Form  einer  allgemeinen    Ein- 
kommen- und  einer  Vermögens  Steuer  (sogen.  Ergänzungsstener) 
hinüber  gebildet  worden.    So  ist  jetzt  factisch  die  Ertragssteuer  in 
ihrem    bestehen   gebliebenen  Reste  die  ergänzende  dieser  beiden 
neuen  Personalsteuern.     Der  Vorgang  ist  daher  in   zweierlei  flio- 
sicht   bemerkenswerth ,   einmal  als  neuer  Fall  des   Uebergangs 
der   directen   Staatsbesteuerung   wesentlich    von   der 
Ertragsbesteuerung     fort    zur    Personalbesteuerung 
hinüber,    verbunden  mit  Ueberlassong  der  Ertragssteuem  an  die 
Gemeinden,  wenn  auch  ein  kleiner  Theil  der  letzteren  Steuern  noch 
dem  Staate  verblieben  ist,   im  Ganzen  also  doch  wie  in  Preussen, 
Hessen,  Baden;  dann  aber  auch  als  Fall  der  spontanen  möglieb- 
sten   Annäherung    eines    deutseben    Einzelstaats   in 
seiner    Verfassung     der     directen     Besteuerung    an 
Preussen,   der  erfreuliebe  analoge  Vorgang  wie  in  Hessen,  xo 
welchem   freilich   die  geographische  Lage  und  Gebietsconfiguration 
des  Landes  Braunschweig,   das  eine  seltsam  gestaltete  Enclave  in 
Preussen  bildet,  noch  besonders  angeregt  haben. 

§.  152.  Die  Besteuerung  vor  der  Reform  von  1899. 
Die  jetzt  demnach  grossentbeils  verlassene  Staatsbestenerung  w«r 
historisch  die  Fortbildung  der  älteren  manchfachen  directen  Steoem 
des  früheren  Territorialstaats  und  bat  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts 
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bre  AusbildaDg  nnd  neuere  Gestaltang  erfahren.  Den  Ansgangs- 
innct  der  Steuerentwicklang  nach  der  Wiederherstellnng  des  alten 
Staats  bilden  staatsrechtliche  Bestimmungen  im  Jahre  1821  und  in 
lern  Landesverfassnngsgesetz ,  der  Neuen  Landschaftsordnung  von 
.832,  wodurch  die  modernen  politischen  Grundsätze  der  All- 
gemeinheit nnd  Gleichmässigkeit  zar  Richtschnur  erhoben 
werden.  Daher  wird  folgerichtig  die  Beseitigung  der  ehemaligen 
Steuerfreiheiten,  insbesondere  des  Grundbesitzes,  für  diesen 
;egen  Entschädigung ,  herbeigeführt  und  die  Ausgleichung  der 
steuern  im  ganzen  Gebiete  wie  unter  den  einzelnen  Pflichtigen 
wenigstens  in  Aussicht,  wenn  auch  erst  viel  später  wirklich  in  An- 
Sriff  genommen  (1849). 

S.  Verordnung  vom  21.  Oct.  1821,  Nene  Landschaftsordnunfr  vom  12.  Oct.  1832, 
S.  39,  aber  die  Mitwirkung  der  Stände  bei  dur  Besteuerung  §.  178  (f.  Otto  S.  131  ff.^ 
I.  Reden  S.  941,  962  ff.,  Kybitz  S.  723  ff.  Bis  1849  hezw.  1858  bestand  die  Bo- 
iteaeroDg  des  Grundbesitzes  in* dun  alten  mannigfaltigen  Formen  verschiedenster 
abgaben,  wie  sie  überall  im  ständischen  Patrimonialütaat  üblich  waren,  da  die  bezüg- 
liche alte  Steuerverfassung  1817  wieder  an  die  Stelle  des  westfälischen  Grundsteuer- 
Systems  gesetzt  worden  war.  In  den  Städten  Braunschweig  und  Wolfen buttel  wurde 
für  dea  Staat  ausser  verschiedenen  directen  Abgaben  Mahl-,  Schlacht-  und  Thoraccise 
erhoben.  Dcbersicht  der  ehemaligen  Grundabgaben  und  Darlegung  ihrer  Mängel,  an 
dem  Erforderniss  gicichmässiger  Besteuerung  gemessen,  nach  amtlichen  Quellen  (1849> 
bei  T.  Reden  S.  962—965,  auch  Kybitz  S   724  ff. 

£r&t  nach  der  1848er  Bewegnnu:  kam  es  zu  einer  modernen  allgemeinen 
Grundsteuer  nach  Gesetz  vom  24.  Aug.  1849,  dessen  Dorchführungsarbeiten  bis 
1858  dauerten,  so  dass  erst  von  1859  an,  in  der  Stadt  Brauuschwcig  erst  von  1877 
an.  die  neue  Grundsteuerverfassung  ftlr  die  Eihebung  der  Steuern  an  Stelle  der  alten 
Grundabgaben,  in  der  Stadt  Braunschweig  an  Stelle  der  dort  für  den  Staat  erhobenen 
älteren  directen  und  indirecten  Steuern  trat.  Die  neue  Grundsteuer  bestand  aus  zwei 
Haoptgliedem,  einer  wesentlich  land-  und  forstwirthschaf tlichen  (irund- 
tteoer  von  fruchttragenden  Grundstucken  und  den  nach  dem  Gesetz  als  solche  gelten- 
den oder  ihnen  gleichgestellten  Objectcn  (so  ablassbare  Teiche,  Weide-  und  Brennholz- 
bercchtigungen)  und  einer  Gebäudesteuer  von  Wohn  gebunden.  Steuerfrei  waren 
Staats-  und  Kammerguter  und  die  verfassungsmässig  befreiten  landcsfuretlichen  Grund- 
stucke, nach  einem  späteren  Gesetz  von  1855  auch  die  Guter  dus  Kloster-  und  Studien- 
fonds,  sowie  die  der  Kirchen,  Schulen  u.  s.  w.,  milden  Stiftungen.  Die  (iruuüsteuer 
sollte  so  viel  Ertrag  bringen  als  die  bishcritcen.  durch  bic  zu  ersetzenden  Abgaben. 
(S.  V.  Reden  S!  9iB3,  969,  Kybitz  S.  724 -72G  für  Einzelheiten.  Verschiedene 
weitere  Gesetze  bis  in  die  80er  Jahre  über  die  Grundbteuer,  besonders  vom  20.  März 
1873  betr.  die  erste  Form  der  Gebäodeüteuer,  s.  u.). 

Die  eigentliche  Grundsteuer  war  als  Keinertragssteuer  mit  Bildun<7 
von  Ertragsclasson,  bei  den  ländlichen  Grundstücken  13  mit  einem  Minimum 
und  Maximum  des  Anschlags,  bei  den  b'orsten  4,  in  die  dann  die  Grundstücke  ein- 
geschätzt wurden,  geplant,  zunächst  ohne  allgemeine  Neuvermessungen,  mit  Benutzung 
vorhandenen  Materials.  Das  so  gebildete  Stuuerkapital  wurde  (irundlage  der  Besteuenin»?. 
Sach  Vollendung  der  Arbeiten  sind  10  **/„  dieses  Kapitals,  also  des  classilidrten  Rein- 
ertrags als  Steuersatz  erhoben  worden.  Die  Steuer  ist  stabil,  eine  Kcvision,  die  nur 
im  Wege  neuen  Gesetzes  erfolgen  konnte,  hat  nicht  stattgefunden.  Dadurch  musste. 
vie  immer  in  solchen  Fällen,  diese  (irondsteuer  mit  der  beweglicheren  Gebäude-  und 
übrigen  Besteuerung  im  Ertrag  und  in  den  Wiikungen  der  Belastung  in  ein  Miss- 
verhältniss  kommen. 

Die  Gebäudes  teuer  von  Wohngebäuden  zerfällt  in  2  Formen,  eine  Mieth- 
werthsteuer  in  den  Städten  und  Flecken  und  eine  anderweit  geregelte  auf  dem 
Lande.  Eistere  (bes.  neues  Gesetz  vom  20.  März  1873)  setzte  den  halben  durchschnitt- 
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liehen  Miethverth  als  Stencrkapital  an,  für  welches  19,  seit  1873  23  Glassen  gebildet 
worden.  Die  Steuer  dehnte  sich  in  Wohngcbäaden  auf  die  gewerblichen  u.  dd 
Bäame  mit  aus,  war  also  insofern  keine  reine  Wohngebändcsteuer,  in  specifiscli 
gewerblichen  Gebäuden,  wie  Fabriken,  waren  dagegen  nar  die  als  Wohnung  dienendea 
Räume  steuerpflichtig.  Auf  dem  Lande  wurde  nach  der  zweiten  Form  Tcranligt, 
indem  wie  in  Preussen,  classenweisc  (12)  die  Steuer  nach  Maassgabe  des  Steuer- 
kapitals  der  dazu  gehörigen  ländlichen  Grundstücke  veranlagt  ward,  mit  einem  Mioimil- 
satz  von  1  Thlr.  fur  ländliche  Wohnhäuser  mit  ganz  kleinem  Grandbesitz  und  ohne 
solchen.     Revision  beider  Gebäudesteuern  alle  10  Jahre. 

Die  Gewerbesteuer  wurde  früher  mit  der  Personalsteuor  zu  den  persönliches 
Abgaben  im  Unterschied  zu  denjenigen  vom  Grundbesitz  gerechnet.    Sie  iroht  auf  du 
Jahr   1820/21   zurück  (Verordn.   vom   29.   Oct     1821   und  7.   Febr.    1822),    wo  erst 
die  wcsti'älische  Patentstcuer  allgemein  beseitigt,  auf  dem  Lande  durch  dio  alten  vor 
1806   bcbtebcnden  Abgaben,   in   dea  Städten   durch  eine  neue  Glassen-Gewerbeätener 
mit  Gattun^s-,  Betricbsumt'angs-   und  Ortsclassen   und  Steuersätzen    dafür,    sowie  mit 
besonderen  Steuersätzen  ausserhalb  dieser  Classen  für  bestimmte  einzelne,  meist  Gross- 
gewerbc,  ersetzt  wurde.    Der  Umfang  der  subjectiven  Steuerpflicht  war  wesentlich  auf 
(icwerbc  im  engeren  Sinne  beschränkt,  mit  einigen  speciellen  Befreiungen,  aber  tack 
mit  allgemeiner  Steuerfreiheit  für  die  Mitglieder  der  Gilden  und  Zünfte.     Eine  Fort- 
bildung der  Steuer  erfolgte  1837  durch  Gesetz  vom  4.  April,  jedoch  unter  Peatbaltoof 
der    bisherigen    steuertechnischen  Grundlage,    wie  sie  in   den  Städten  bestand,  jetzt 
indessen  mit  Ausdehnung  der  Steuerpflicht  auf  die  Zunftgenossen.   Auch  neue  Gesetze 
vom  3.  Aug.  1864  und  11.  April  bczw.  16.  Nov.  1870,  welche  nach  Einfabrung  der 
Gewerbefreiheit  (1864)  und  später  1869  der  deutschen  Gewerbeordnung  eintraten,  habca 
an   dem  Character  der  Classen-Gewerbestcuer  nach  äusseren  Merkmalen  der  Gattoof, 
des  Betriebsumfangs  und  dos  Betriebsorts  festgehalten,  wobei  nach  einem  Tarif  nit 
Steuersätzen   veranlagt   wird.     Die  Gesetze  von   1864  und   1870  haben    nur  der  Ve^ 
änderung  des  Gewerberechts  und  der  Gewerbetechnik  und  -Oekonomik  (Betriebsfonneo. 
Grösse  u.  s.  w.)  durch   weitere  Entwicklung  der  Gewerbcclassification   und  des  Tari^ 
Rechnung  getragen.    Diese  Einrichtung  der  Gewerbesteuer  nach  sogen.  Tarif- 
system  ist  auch   noch  in   dem  neuesten  Gesetz  von  1893  festgehalten  und  nur  deo 
Bedürfnissen  gemäss  weiter  entwickelt  worden.     Auf  dieses  Gesetz,  das  ein  Glied  der 
gegenwärtigen  Steuerverfassung  geblieben  ist,  kommen  wir  unten   in  §.  154  zorOcL 
Das   ganze  System   tritt  darin  nur  in  seiner  feineren  Fortbildung  hervor.     Es  geoogt 
auch  in  dieser  Form  heutzutage  nicht  mehr,  vollends  nicht  in  der  früheren,  und  «r 
und  ist  nur  bei  seinen  massigen,  wenn  auch  allmälig  erhöhten  Sätzen  überhaupt  nocli 
haltbar.     Die  Hauptbestimmungen    der  älteren  Gesetze  von  1837,  1864  und  187Ö  bei 
Kybitz  a.  a.  0.  S.  730—782.     Es  genügt  für  unsere  Zwecke  die  Betrachtung  des  Ge- 
setzes von  1893  allein. 

Die  eigentliche  Personalsteuor  geht  auch  auf  dio  Zeit  der  WiederherstelloDC 
des  Staats  nach  dem  Sturze  der  westfälischen  Herrschaft  zurück,  1816.  Sie  woidc 
durch  Verordnung  vom  29.  Oct.  1821  geregelt  und  hat  später  einige  Aendcroofea 
erfahren.  Dio  Steuer  war  eine  wirklich  allgemeine  directe  Personalsteuer  fast  der 
ganzen  erwachsenen  Bevölkerung  (über  16  Jahre  alt)  in  der  oigenthOmtichen  Eiß- 
ricbtung  einer  Rangstouer  mit  Classensätzen,  nach  dem  Dienstrange  der Gnl- 
beamtcn  und  Militärs,  mit  Einreihung  der  liberalen  Berufe,  sowie  nach  Höhe  ikrer 
(irund-  und  Gewerbesteuer  der  Grundbesitzer  und  Gewerbetreibenden  in  diese  Classen 
und  Anfügun«?  der  unteren  Bevölkerung,  Arbeiter  u.  s.  w.  in  die  niedrigste  Steoe^ 
classe,  nebst  einigen  Specialsutzen  für  besonders  genannte  Berufskatcgorioen,  so  das 
Gesinde.  Auch  Ehefrauen  nebst  Hau^kindern  —  von  dioiien  unter  16-j&hng:en,  noch 
zu  unterhaltenden  aber  immer  nur  1  im  Hausstände  —  waren  bis  1830  stc^e^ 
pflichtig.  Die  Steuer  war  also,  zwar  nach  abweichenden  Merkmalen  construirt,  tw 
allgemeine  personale  Classensteuer,  wie  die  prcub^ische,  welche  bei  Gmod- 
besitzern  und  Gewerbetreibenden  zu  deren  Grund-  und  Gewerbesteuer  noch  hinzutrat, 
bei  den  übrigen  Berufen  und  Personen  dio  einzige  directe  Steuer.  Im  Ganzen  var 
sie  sehr  massigen  Betrags  (30 — Vs  Thlr.  im  Jahre),  relativ  die  kleineren  Leute  aber 
mehr  belastend,  wie  sie  denn  überhaupt  auf  Einkommenhohe  und  Art  wohl  cioic^ 
aber  keine  ausreichende  Rücksicht  nahm.  Bei  Grundbesitzern  und  GeweibctreibeDdeo 
war  die  Personalsteuer  eigentlich  nur  ein  Zuschlag  zu  ihrer  Grund-  und  Gewerbesfcoer. 
was  nach  der  letzteren  Reform,  nach  welcher  neue  Bestimmungen  Über  die  BerecbnoDf 
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er  Peraonaleteiier  nach  Maassgabe  dieser  anderen  Steuer   gegeben  wurden  (1861, 
837),   nur  noch   denüicher  heirortrat    1849  wurde   zur  Verbesserung  der  Mängel 
ieser  Steuer  zwar   ein  Gesetz   über  Einführung   einer  wirklichen  allgemeiDen  Ein- 
ommenstener  erlassen,  indessen  ist  es  niemals  ausgeführt  worden.    Gleichwohl  kam 
B  auch  zn  keiner  anderen  durchgreifenden  Reform  der  Persoualstcuer.    Diese  blieb 
ach  einem  Gesetz  ?om  29.  Juni  1864  in  ihrer  Grundlage  unverändert,  es  wurde  nur 
twas  mehr  BUcksicht  anf  Einkommenhohe  und  wirkliche  Steuerfäbigkeit  genommen 
nd  Einzelheiten,  Stenersltze  rerindert    ^10  Classen  mit  Jahrcssatz  von  40  Thlr.  bis 
Thir.  herab,  mit  ziemlich  willkuhrlicher  Einreihung  der  einzelnen  Berufe,  auch  der 
inukdbesitzer,  Gewerbetreibendon,  liberalen  Berufe,  Kentner  in  die  einzelnen  Classen, 
robei  die  Einkommenermittlungen  für  die  Gemoindeeinkommenstenern  zur  Veranlagung 
»enotzt  wurden,  also  umgekehrt  wie  sonst  meist,  die  allgemeine  Steuerpllicht  der  Staats- 
jigehOrigen  und  der  im  Lande  wohnenden  Fremden,  doch  nunmehr  erst  nach  voll- 
tndetem  17.  Lebensjahre,  verblieb.)    Das  Ganze  stellte  bis  zuletzt  eine  völlig   un- 
genügende, die  einzelnen  Berufe,  Stände  und  in  ihnen  die  Individuen  ungleich- 
nissig,  sicherlich  die  Wohlhabenderen  zu  niedrig  (Rentner  mit  6000  Thlr.  Einkommen 
ind  mehr  in  1.  Glasse  mit  40  Thlr.,  Vt  Vo«  Beamte  schon  bei  3000  Thlr.  in  dieser), 
iie  kleinen  Leute  relativ  za  hoch  belastende  directe  Steuer  dar,  die  nur  bei  den  all- 
gemein  nindrigen  Sitzen   ertriglich   war.    Immerhin  ein   Beispiel,   wie  bich  solche 
inrdllkommene  Steuern  bei  fehlendem  Steuerdruck  in  unsere  stcuerkridsche  und  social 
ingehanchte  Zeit  hinein  fast  bis  zum  Ende  des  19.  Jahrhunderts  erhalten  konnten. 
[S.  r.  Beden  S.  965  und  bes.  Eybitz  S.  727—729.) 

In  Betreff  der  übrigen  Steuern  sei  auf  Kybitz  S.  732 — 736  verwiesen  und 
hier  nnr  noch  Folgendes  erwähnt  Der  Staat  hat  in  der  Stadt  Braunschweig  bis  zur 
EiDfUirong  der  staatlichen  Grundsteuer  daselbst  1877  sogen.  Proviantgeld,  Service  und 
Fooragegeid,  ferner  hier  und  in  WoIfenbUttel  (bis  1859)  Thoracciso  in  massigen  Sätzen 
zn  einer  Beihe  ron  Objecten,  von  Bier  und  Branntwein,  Brot,  Backwaaren,  Mehl. 
Ffeiach,  Fettwaaren,  Fourage,  Fischen,  Wildpret,  Obst,  Brennmaterial,  TOpfor-  und 
Schnhvaaren  —  seit  1841  waren  einige  Aenderungen  eingetreten  —  ferner  Schlacht- 
und  Mahlacdse,  Brtlckengeld,  sogen.  Sperrgeld  (in  Braunschweig  bis  1841)  als  Staats- 
abgaben erhoben. 

Die  ebenfalls  auf  Verordnung  vom  29.  Oct  1821  beruhende  Stempelsteuer 
hat  spiter  Veränderungen  und  besonders  Beschränkungen  in  Bezug  auf  steuerpflichtige 
Fille  erfahren.  Bemerkenswerth  ist,  dass  auch  hier  die  früher  im  Stempelwesen  mit 
enthaltene  Erbschaftssteuer  herausgenommen  und  verselbständigt  ist  durch  (iesetz 
Tom  18.  April  1876,  welches  sich  dem  preussischen  von  1873  anpasst,  die  Erbschafts- 
steuer th  Bereichemngssteuer  einrichtet,  wie  gewöhnlich  bei  uns  Descendenten,  Asccn- 
denten,  Ehegatten,  gewisse  juristische  Personen  des  öffentlichen  Rechts  frei  lässt. 
ebeaso  AnfiÜle  unter  150  M.,  die  nächste  Seitenlinie,  (ieschwister,  und  verschiedene 
ihnen  jrleichgestellte  Erben  mit  27^«  entferntere  Verwandte  und  Fremde  (ausser  den 
mit  1  Vo  belasteten  Erbschaften  von  Hausstandsangehörigen  u.  dgl.)  mit  5  Vo  belegt. 
Vorelle  dazu  vom  10.  Juni  1892,  im  Anschlnss  an  das  neue  preussische  Gesetz  von 
1891  (Kybitz  S.  735).  —  Eine  ebenfalls  beachtenswerthe  legislative  Maassregel  war 
die  dvrch  Nenordnung  des  Grundbucbwesens  veranlasste  Ausscheidung  des  Stempels 
TOB  Contracten  über  Grnndeigenthumsveräusserungcn  aus  dem  Stempelwesen  und  die 
ErMtzang  dieses  speciellen  StempeU  durch  eine  „Veränderungssteuer"  far  die 
Eiatragang  des  Eigenthums  bei  freiwilligen  Veräusserongen  inländischer  Grundstücke, 
auch  verliehener  Bergwerke  und  selbständiger  Gerechtigkeiten  mit  Y^  ^'u  ^'^"  gemeinem 
Warth  and  ron  Eintragungen  dinglicher  Rechte  an  Grundstücken,  mit  Ausschluss  von 
Hypotheken,  mit  V4%«  wobei  aber  u.  A.  die  betreffenden  Fälle  unter  Ehegatten, 
AacieDdenten  und  Descendenten  und  unter  Miterben  bei  Erbtheilung  steuerfrei  sind 
(Gesetz  rom  25.  Jani  1879)  (Kybitz  S.  734). 

§.  153.  Die  Steaerreform  von  1899  ist  dem  Wunsche 
einer  besseren  Vertheilnng  der  Last  der  directen  Steuern,  nach 
Besitz-,  Berufs-  und  Einkommengruppen  wie  EinzeinUIen ,  mehr 
naeh  Maassgabe  der  wirklichen  Leistungsfähigkeit,  daher  mit  in 
der  Riebtang  der  Entlastung  besonders  des  ländlichen  Grundbesitzes, 
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l""/^.',     Ij^.itu   ciev;    .S:ts^rL   w::rde    dk    ■•'i*i*-i«   Pcrsii-satattier 
;(ar«/,  ';f.d  v/^rj  der  •tia;I:cLtL  Grii.d-    eiÄi-i-xics  Grxxd-  ud  der 
O^fiäcde     SLd  aer  Oewer'&esieaer  Lach  einer  ksnea  Uebefjßaags- 
\itnhfiH  fc^i:  l*;^!?  drei  Viertel  erseiz:.     Die  Sbrüec  25  PM«iit  dei 
Krtra^ri    die*^r    .*^:eaem    ce?i5t    der  ganzen  Wandeip^werbetteier 
b<;hif:It  d«^r  .^taat   lär   sich.     Man  echl->&«  sich  hier  also  dem  toD- 
ütär.di;:^!!  Verzicbt  de»  .Staau  anf  diese  Steoem.  wie  er  in  PreuKO 
erfolg  iüt,  nicht  an,  wa«  mit  der  Verschiedenheit  der  Finanzbse, 
a'rjf;r  auch   principiell   mit  der  Verschiedenheit  der  beiden  Scaaten 
und  ihrer  OrOfirit  begründet  wurde,  da  der  kleine  brannsehweigifcbe 
."^taat  dan^ich  Aufga^^en  zn  erfüllen  habe,  welche  in  Prenssen  nieht 
dem  .Staate,  hondern  den  CommnnalverbäDden  (Provinzen»  obliegen. 
h'Ur  die  Grundsteuer  und   die  Gewerbesteuer  des  Staats  blieb  die 
hihherige  Oenetzgebung,  für  letztere  das  Gesetz  vom  27.  Mirz  1893^ 
welchcri    düH  'larifsystem,    mit    einigen  Abänderungen    und  Ver- 
benhcrun^^en  gegen  die  frühere  Gesetzgebung  (S.  494)  festgehatten 
hiit,   in    Kraft.     Man   glaubte   hier  dem  preussischen  Vorgang  der 
GewerbeHteuerreforrn  nieht  folgen  zu  sollen  und  hielt  die  bisherige 
Gewerbesteuer,  zumal  bei  ihren  niedrigen  Sätzen,  ftir  ausreichend 
bewährt,  um  sie  beibehalten  zu  dürfen. 

iJen  G  e  rn  (binden  wurden  die  vom  Staate  aufgegebenen  75  Vi 
der  genannten  beiden  Kealsteucrn,  ausschliesslich  Wandergewerbe- 
hteuer,  überhiHsen,  dagegen  die  bisherigen,  seit  einiger  Zeit  ge- 
währten Antheile  der  Gemeinden  an  dem  Ertrage  des  Staats  ans 
beiden  Steuern  beseitigt.  Ein  allgemeines  neues  Gemeinde- 
abgabe ngesetz,  ebenfalls  vom  11.  März  1899,  regelte  zugleich 
die  Materie  des  Comniunalsteuerwesens  neu  und  wiederum  gani 
nach   dem   preussischen  betreffenden  Gesetz  von  1893.     So  ist  die 
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rannsehweigische  directe  Staats^  and  CommanalstenerverfassuDg 
och  im  Wesentlichen  mit  der  neuen  preassischen  in  Ueberein- 
dmmnng  gelangt  und  im  Ganzen  wohl  zweckentsprechend  moder- 
iidrty  namentlich  auch  was  die  Lastenvertheilnng  unter  den  Besitz- 
nd  Erwerbsarten  und  Berufskategorieen ,  wie  unter  den  einzelnen 
Sensiten,  besonders  bei  der  Einkommen-  und  Vermögenssteuer, 
nlangt 

Manches  in  der  Reform  h&ngt  mit  specifischen  bisherigen  Verhältnissen  der 
inanzen  und  Steuern  in  Staat,  Kreisen,  welche  in  Braunschweig  als  Commanal- 
Brblnde  und  SolbstrerwaltunfTskörper  höherer  Ordnung  mit  eigenem  Haushalt  organisirt 
Ind  (Gesetz  rum  5.  Juni  1871)  und  Gemeinden  zusammen.  Das  kann  hier  nicht 
enauer  rerfolgt  werden.  Das  Wichtigste  darüber  ist  aus  der  Denkschrift  zur  all- 
emeinen Begründung  der  Einführung  einer  Einkommensteuer  und  betr.  die  Gestaltung 
ei  Staatshaushalts  in  der  Finanzperiode  1897/98  zu  entnehmen,  besonders  auch  be- 
QgUch  der  finanzstatistischen  Einzelheiten  (s.  Fin.arch.  B.  16,  S.  751  ff.,  dazu  auch 
ien  einleitenden  Aufeatz  ron  7.  Rauschen  platt  eb.  S.  713  ff.).  Zur  Orientirung  über 
Je  bei  der  Reform  maassgebenden  Gesichtspuncte  wird  Folgendes  genügen. 

Die  bisherige  directe  Staatsbesteuerung  belastete  vorzugsweise  den 
irondbesitz,  zumal  den  lindlichen.  Durch  den  Hinzutritt  der  Kreis-  und  Gomeinde- 
teoern  wurde  der  Druck  noch  schwerer. 

AUerdings  haben  die  Kreise  schon  von  1872  an  bedeutende  Dotationen  nr- 
lalten,  im  Ganzen  15  MiU.  Mark  Kapital,  deren  Zinsen  sie  beziehen  und  besonders 
■it  fflr  Wegewesen  verwenden.  Die  Ausgaben  für  letzteres  sind  aber  grösser  als  die 
Betrige,  welche  ans  den  Kreisfonds  fdr  Wegewesen  verfügbar  sind.  Der  Rest  dieser 
&D8gmben,  nach  Abzug  eines  weiteren  Betrags,  welcher  durch  Sonderbeiträge  der 
SeverUichen  Anlagen  gedeckt  wird,  wird  in  den  Kreisen  durch  Wegebausteuern 
inigebimcht,  welche  auf  die  Gemeinden  und  Gemarkungen  nach  dem  Grundsteuerkapital 
ind  auf  die  einzelnen  Censiten  wesentlich  ebenfalls  danach  repartirt  werden.  Die 
ibtigen  BedQrfhisie  der  Kreise,  welche  durch  die  Einnahmen  aus  Zinsen  u.  s.  w.  der 
Erebifonds  nicht  gedeckt  werden  können,  werden  durch  directe  Steuern  bestritten, 
welche  auf  die  Gemeinden  ind.  der  staatssteuerfreien  Kammer-  und  Klostergtlter  n^ch 
Maassgabe  der  directen  Staatssteuern,  daher  bisher  wiederum  vornemlich  der  Grund- 
Mever,  repartirt  und  in  den  Gemeinden  u.  s.  w.  dann  weiter  nach  dem  Gemeindesteuer- 
fbae  amicelegt  werden.  Den  Kreisen  sind  ausserdem  neuerdings,  1892  ff.,  noch 
fauifende  Unterstützungen  aus  der  Staatscasse,  insbesondere  in  Form  der  Deberlassung 
fon  Theilen  der  Staatsgrundsteuer,  gewährt  worden. 

Auch  die  Gemeinden  sind  schon  seit  1876  in  wechselndem  Maasse  mit  An- 
tkeilen  ans  den  directen  Staatssteuem  unterstiltzt  worden,  zuerst  mit  5,  dann  mit  18, 
Sl,  zuletzt  mit  25  */«  (s.  EinzeUieiten  Denkschrift  Fin.arch.  B.  16,  S.  757,  B.  12.  S.  71  ff.). 
Auch  aonst  haben  die  Gemeinden  erhebliche  finanzielle  Unterstützungen  aus  der  Staats- 
CMU  erhalten,  besonders  für  Schulen.  Soweit  die  Gemeinden  aber  zur  Deckung  ihrer 
Bedflifnisse  noch  eigene  Steuern  auflegen  mussten.  wurden  diese  bisher  im  Allgemeinen 
in  den  Stidten  romemlich  durch  eigene  Einkommensteuer,  in  den  Landgemeinden  zur 
Hllfke  durch  solche,  zur  anderen  durch  die  Grundsteuer  (Zuschlag  zur  Staatsgrund- 
•Ceuer)  gedeckt.  (Einiges  Weitere  hiertlber  unten  in  §.  155.)  So  ist  die  Grundsteuer 
auf  dem  Lande  wiederum  schwerer  geworden,  während  in  den  Städten  der  Grund- 
heritz  nnrerhältnissrnftssig  von  Ck>mmunalsteuem  verschont  und  dafür  die  Gesammt- 
bev(llkerang  in  der  Form  der  Einkommensteuer  mehr  belastet  war,  namentlich  in  der 
Stadt  Brauntchweig  selbst.  Dabei  hat  freilich  die  niedrige  staatliche  Personalsteuer 
die  communalen  Einkommensteuercensiten,  besonders  die,  welche  nicht  auch  Realitäten 
■nd  Gewerbebetrieb  hatten,  wieder  sehr  geschont 

Das  waren  .auf  die  Dauer  practisch  unhaltbare  Verhältnisse,  wie  auch  principiell 
fidiche.  Die  gflnstige  Finanzlage,  welche  jene  finanzielle  Staatshilfe  an  Kreise  und 
Gemeinden  gestattet  hatte,  war  seit  den  1890or  Jahren  auch  dazu  benutzt  worden, 
Ott  2,  dann  1  Monatsrate  der  drei  directen  Staatssteuem  unerhoben  zu  lassen.  Von 
der  staatBfihen   Personalsteuer   war   die    unterste,    10.  Glasse,    freigestellt  worden. 
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bei  der  Gniodsteaer)  kamen  von  einer  nicht  sehr  verschiedenen  Steuersamme  (1896/97 
2.280.000,  1899;  1900  2.143.000  M.)  auf  die  Landgemeinden  bezw.  50.8  und  40.13. 
die  Stadt  Braunschweig  34.9  und  40.62,  die  Übrigen  Städte  14.3  und  19.25  Vo-  Auf 
die  Grundsteuer  trafen  im  ganzen  Staate  im  1.  Jahre  66.5,  im  2.  20.2,  in  den  Land- 
gemeinden bezw.  79.1  und  29.0  7o  ^^^  Gesammtsteuerertrags.  Im  Etat  far  1899/1900 
stehen  die  directen  Steuern  mit  1.169.600  M.  für  die  Einkommensteuer,  292.400  für 
die  Ergänzungssteuer,  zusammen  1.462.000  fUr  die  Personalsteuern,  mit  427.200  für 
die  Grundsteuer,  167.300  fUr  die  Gewerbesteuer,  zusammen  mit  594.500  fUr  die  Beal- 
steuern,  Summe  aller  2.056  500  M.  oder  71.1  Personal-  und  28.9^0  Kealsteuern, 
während  im  Etat  für  1896/97  auf  die  Grundsteuer  (bei  Erlass  von  einer  Monatsrate) 
1.391.000.  die  Gewerbesteuer  380.700.  zusammen  1.771.700,  auf  die  Persouakteuer 
nur  300.000  M.  von  im  Ganzen  2.071.300  M.  directer  Staatssteuern  fielen,  oder  damads 
85.5  auf  Real-,  nur  14.5  ^'^  auf  Pcrsonalsteuem.  (S.  auch  Daten  für  1893/95  in  der 
Deuischrift  Fin.arch.  B.  16,  S.  770.)  Die  Umgestaltung  ist  frappant,  aber  gewiss  im. 
Ganzen  steuerpolitisch  richtig. 

§.  154.  Die  einzelnen  jetzigen  directen  Steuern. 
Die  neuen  beiden  Gesetze  über  Einkommensteuer  und  Er- 
gänzungssteuer, sowie  das  Gemeindeabgabegesetz 
scbliessen  sich  grösstentheils  genau,  meist  im  Wortlaut,  den  bezüg- 
lieben preussischen  Gesetzen  von  1891  und  1893  an,  sachlich  nur 
mit  wenigen  Abweichungen  finanzwissenschaftlicher  Bedeutung,  fast 
nur  mit  solchen  administrativer  Natur,  soweit  die  Verschiedenheit 
der  Verwaltnngsorganisation  der  beiden  Staaten  es  bedingte.  Es 
gentigt  daher  hier,  unter  Hinweisung  auf  die  preussischen  Normen 
(o.  §.  17,  18)  an  wenigen  Andeutungen  über  diese  Abweichungen 
und  zwar  vomemlich  nur  über  diejenigen  finanzwirthschaftlicher 
Natur.  Dagegen  ist  die  braunschweigische  Gewerbesteuer  nach 
dem  Gesetz  von  1893  noch  nach  dem  Tarifsystem  der  früheren 
Steuer  eingerichtet  geblieben.  Auf  diese  Steuer  wird  deshalb  hier 
noch,  aber  auch  nur  zur  Orientirung  über  die  Hauptpuncte,  ein- 
gegangen. 

1.   Die  Einkommensteuer. 

Text  des  Gesetzes  ?om  16.  April  1896  nebst  Novelle  vom  11.  März  1899  und 
Aasfahrungsvorschriften  vom  27.  März  1896  im  Kin.arch.  B.  16,  S.  719—751.  Ab- 
ftoderangen  dieser  Vorschriften  vom  11.  März  1899,  eb.  S.  790.  Unter  Hintreis  auf 
die  prenssische  Gesetzgebung  nnd  die  Materialien,  auch  die  Commentare  dazu  hat 
sicli  die  Regierung  in  der  Vorlage  auf  eine  ganz  kurze  Begründung?  der  wenigen  sach- 
lichen Abweichungen  beschränkt,  da  im  Wesentlichen  sonst  der  Text  des  preussischen 
Gesetzes  wörtlich,  von  kleinen  rcdactionellen  Aenderungen  und  den  Einstellungen  der 
braunscbweigischen  Behörden  und  Beamten  u.  s.  w.  mit  ihren  Namen  an  Stelle  der 
preassischen  abgesehen,  übernommen  worden  ist.  Hinzugefügt  sind  statistische 
Materialien.  S.  Fin.arch.  B.  16,  S.  766— 770  C,  die  Mehrheits-  und  Minderheits- 
commisMonsberichte  S.  771 — 775  und  Bejjründung  der  Novelle  eb.  S.  776. 

Die  subjective  Steuerpflicht  ist  fast  ganz  ebenso  wie  in  Preussen  (Gesetz  von 
1891.  §.  1—3,  braunschw.  Gesetz  §.  1—4)  bestimmt,  nur  sind  in  Braunschwcig  jetzt 
auch  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  neben  den  Actiengesellächaften  (braunschw. 
Gesetz  §.  2,  Nr.  4)  ausdrücklich  mit  für  steuerpflichtig  erklärt  worden,  ferner  über 
3  Monat  ruhende  Erbschaften  fUr  ihr  Einkommen.  In  der  objectiven  Steuerpflicht 
hat  man  sich  entschlossen,  Preussen  darin  zu  feieren,  das  Einkommen  unter  900  M. 
steuerfrei  zu  lassen,  dachte  aber  zuerst  nur  bis  750  M.  zu  gehen  (br.  Gesetz  §.  5). 
Bei  den  Actiengesellschaften  u.  s.  w.  ist  die  preussische  Bestimmung,  SVa  Vo 
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<1(*8  eingezahlten  Kapitals  steaerfroi  zu  lassen,  tlbernommen  worden  (br.  Gesetz  §.  16V 
Die  prüussische  Vorschrift,   dass  dieser  Abzug:   bei  der  Communalbesteuerung  nicht 
(TfolKt  (preuss.  Gesetz  $^.  16,  letzter  Absatz),  ist  hier  nicht  eingcfu^  worden,  findet 
Hich  aber  ausdrücklich  cbtMiso  im  Gemcindeabgabengesetz  (s.  u.  §.  155).   Der  Stener- 
tnrif  (beide  Gesetze  §.  17)  ist  in  Braunschweig  etwas  abweichend  Tom  preussischea 
abgestuft,   im  Allgemeinen  in   etwas  kleinereu  Stufen,  mit  den   halben  preusstscbea 
Siit/.en,  aber  auch  hier  mit  einigen  kleineren  Abweichungen;   auch  die  höheren  Ein- 
kommen betrüge  des  Tarifs  steigen  in  kleineren  Stufen,  was  eine  nicht  unpassende  Ab- 
weichung zum  preussischen  Tarif  sein  möchte  (Preussen  bei  7000 — 7500  M.  Einkommea 
11»2  M.  Steuer.  Braunschweig  bei  6900 — 7200  M.  95  M.,  preussische  Stufen  von  j« 
lüOO  M.  bei  10.500—30.500  M.  mit  je  30  M.  Steuersatz,  von  je  2000  M.  bei  32.Öt») 
bis  78.000  M.  mit  80  M.  Satz,  von  je  2000  M.  bei  78  000— 100.000  M.  mit  100  M. 
Satz,  bei  100.000— lOo.OOO  M.  Einkommen  mit  4000  M.  Steuer,  fllr  höhere  Bctri^e 
von  jo  5000  M.  Einkommen  je  200  M.  Steuer  mehr;  in  Braunschweig^  dagegen  Stofea 
von  jo  :U)0  M.  bei  7'200— 12.000  M.  Einkommen  mit  je  5  M.  Steuersatz,  Stufen  foa 
jo  500  M.  mit  je  8  M.  Satz  bei  Einkommen  von  12.500—30.000  M.,   gleiche  Stnfea 
mit  jo  10  M.  Satz  von  30.000—50.000  M.,  Stufen  von  je  1000  M.  mit  je  20  M.  Satz 
von  50.CKK>— 80.000  M.,  desgl.  mit  je  25  M.  Satz  bis  100.000  M.,   für  je  2000  M. 
ht^horos  Einkommen  je  40  M.  Satz  mehr.   Wieviel  Steuer  wirklich  erhoben  wird,  kann 
in  Braunschweig  durch  besonderes  Gesetz  über  Steuerausscbreibung  festgestellt  werdea. 
Dio   Ermässigungen  der  Steuer  wegen  Umständen ,   welche  die  LeistangsfUiigfcett 
verringorn,  sind   genau  die   preussischen  (beide  Gesetze  §.  18,  19).  —  In  Bezug  auf 
dio  VeranKigung  tinden  sich  kleine  Abweichungen  vom  preussischea  Gesetz  we^«a 
der  vorsohii^ionen  Verwaltungsorganisation.    Sachlich  beachtenswerth  ist,   dass  die  ia 
das  prous^i:>oho  Gesetz  nicht  gekommene  sogen.   „Meldeangabe**   der  Arbeitgeber 
u.  s.  w.,  wonach  die>e  über  Gehalt.  Lohn  u.  s.  w.  ihres  Arbeitspersonals  Auskunft  e^ 
(hoilon  mu>son.  in  das  braunschweigische  Gesetz  gelangt  ist  (§.  22,   Absatz  2"*.    Die 
BoMimuiuDsrou  t:ber  die  obligatorischen  Steuererklärungen  sind  die  preossi- 
>oheii,  die>o  rä:cht   beginnt  in  Braunschweig  aber  schon  bei  2100  M.  Einkommeo. 
nicht  erst   bei  :^KH>  M.  J.  *24.   Absatz  1).    In  dem  Veranlagungsvorfahren  sind  far 
vlio  Suiit  Urauu^chvoig  oiuijro  besondere  Bestimmungen  gegeben.   Als  VeranlagDDjis- 
bo.Mrk   g'.it   im    AlUcmeiueu   der  Kreiscommunoverband  (§.  33).     Becbtsmittel, 
Straten   wie   rc.  rrcu>se:i.     AU  oberste  Berufungsinstanz  fungirt  ebenfalls  der  Ve^ 
«A''..!-^):»;o^Ic^^«hot  (>(    4o>.     S:uaduDg,  Niederschlagung  der  Steuer  ist  ermöglicht 
v§   r^l.  O'J       IVo  G.*T. ciuvleri  erhalten  für  die  Geschäfte  bei  Veranlagung  und  E^ 
^.^•^■.::»l^  Jcr  S:.'J:r  \  \  drt  ei:if-gan^nen  Betrags  als  Vergütung. 

•J.    P:.-  y r.:.iaiu:'.^<-  Vr^rmO^ens-) Steuer. 

l  .x:  .'.'-  vi  >.':.'>  vcx  11.  Miri  1<99  im  Fin.arch.  B.  16,  S.  778  ff.,  fast  genau 
:.A.h  .:.:••.  Wc::.*::  i>  i7v:>M>;h'.'a  (^setzes  von  1898.  Ausführungsvorschriften  TOB 
*. :    Ml::  ;^v^-,  ^-.J  a::'..".  B    ■?.  S.  T^X»,  Begründung  eb.  S.  791. 

P*;  V.  :..  --  A .  «-  -.  :i-:rr:::  f:uL  preass^ischen  Gesetz  sind  meistens  die  Gonseqneni 
,■  j :  A .  »■  ■ :  ■  - ■: : . i: - ■  ■  i ■  >  rrvii >.■ ": » .' : /ac h'-*n  Einkommensteuergesetzes  vom  preussischea. 
*• :  ^h i /■:  -^ *  r. -. - :  *:  -. . rr  \-i  •  i>  V o n-sgeb ende  zu  verweisen.  Die  leitenden  Principien 
'.-:■:  rr  •-••.vT.-.-i  'j->^r2->.  v\t  {\^  F^scbräDkunr  der  subjectiven  Steuerpflicht  aof 
i  :.;-=:•:  :  J ' * : •  :.  -^ ;.  F; *r. :. :.  i : :  j  :  ■■-'i::iv  »a  Sceuerpflicht  bei  ßOOO  M.  Vermögen,  keine 
^  V. .  - : '  r  ;.  •  :  <  ' i -  • :  *  -  h- -  i:  i  S  •  ■ :» >; rmi^gens .  gleichquotiger ,  nicht  progressii er 
S  ::'.::•*•  /  .'.  •  f  * '  < .  *  r . :  * :  S :r - : :  f  74  Jci 'S  <  sind  ei nfach  herübergenommen.  Die  Tarif- 
:v.:-:;.  ■-.■■*  '\  •.'.•,■■;.  %.-  11  P:r">ci:~.  iie  Sceuersäue  die  halben  (§.  18  beider  Gesetie. 
: :.  ;:  \ >  ;  :  -.r-^ -. :. -■  :.\--.z\^- ".. iz  ' i .'s; :: es  fehlt  der  1 .  Absatz  des  preussischen).  Die 
\  ■: :  a :- 1 4  /  -, :. ;'  y ': : .  .;<:  ,  -  •  : ;.  R :  a  j  -  >,- :.  t  : :  r  eine  4  jährige,  doch  erst  vom  1 .  April  1 902 
ari.  \u  Vi-.**' -.".:.  '.•;  .i-;ih:;i:.\  i^-.-;  Gemeinden  erhialten  2  %  Vergütung  ftr  ihre 
*')K^<: Jj ä fr •;  •.! «; j   V «: : 4 :. . ^ /  . :. jr  ': ". i  Erb ; r- - n g. 

•S.    \) i ■;   h ••  »■  K ZU".*,  t •:■ ';  e r. 

b  1kx\  ':•:-  ^  V  v-s  rciD  \^\  Ayri:  l>iti  im  Finjirch.  S.  16,  S.  793—810,  Be- 
irnlnd'jijir  '.u.  >.  "iv — "jlr*. 

Da-  hr^r'z  »'i:  w.-..-:.*;:rh  nur  oir.e  Abänderung  des  älteren  vom  16.  Mirz  1870. 
aber  unter  F«--?th:iIvjrig  d-.-r  P:i;..'ipien  u::d  g:anzen  Structur  der  bisherigen  Steuer,  nur 
mit  m^'hr  Aiif.a<<-uri{r  .'in  «I:*^  ctl werbliche  und  technische  Entwicklung  und  grosserer 
Kucksicht  auf  die  L':isMjni:>fi)higheit.  daher  namentlich  mit  Erhöhungen  der  Steuer 
für  gewisse  Gros^ge  werbe.     Bug  rundet  wurde   das  Verbleiben  bei  dem  Tarifsystefl 
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laait,  dan  sicli  duBelbe  allmälif  zu  erheblicher  Vollkommenheit  ausgebildet  habe, 
ler  Behörde  (dem  Steoaeollerium)  Miflsst&ode  principieller  Natur  nicht  zor  Kenntniss 
fekommen  seien,  auch  bei  der  Kleinheit  des  Landes  die  für  das  ganze  Land  ein- 
gesetzte BerisionsbehOrde  wohl  im  Stande  sei,  die  Verhältnisse  im  Einzelnen  soweit 
■  übersehen,  daea  auf  eine  gerechte  nnd  gleichm&ssige  Veranlagung  gerechnet 
rerden  kOnne  —  ihnliche  Begründang,  wie  ftlr  das  Einsch&tzungssystem  in  Elsass- 
Lothringen  (o.  S.  397).  Daher  genügten  Verbessemngen.  Ans  denselben  Gründen 
ferUieb  es  aoch  1899  bei  dieser  erst  jungst  verbesserten  Steuer,  die  zudem  ja  ?on 
ran  an  nur  mit  V4  <1m  Sitze  für  den  Staat  in  Betracht  kam,  w&hrend  die  Gemeinden 
Sfentnoll  ron  sich  aus  weitere  passende  Aenderungen,  auch  eingreifendere  vornehmen 
lonnten.  Man  wird  zugestehen  können,  dass  bei  dieser  Sachlage  in  dem  kleinen 
Lande  das  Beharren  bei  dner  solchen  Gewerbesteuermethode  sich  allenfalls  recht- 
fertigen Hess.  Ob  und  wie  weit  das  braunschweigischo  Gesetz  wirklich  befriedigende 
Ergehnisse  hinsichtlich  der  gleichmftssigen  Veranlagung  der  einzelnen  Gewerbebetriebe 
hat,  muas  freilich  dahingestellt  bleiben,  ebenso,  wie  weit  auch  der  fQr  den  Staat 
bestehen  gebliebene  Rest  dieser  Steuer  in  richtigem  VerhlUtniss  zu  dem  Rest  der 
Qnmdsteuer  und  zu  den  neuen  beiden  Personalsteuem  steht 

Die  snbjectire  Steuerpflicht  ist  im  Ganzen  in  der  in  Deutschland  üblichen 
Weise  bestimmt,  indem  nur  die  Gewerbe  im  engeren  Sinne  steuerpflichtig  sind,  daher 
namentlich  mit  Ausschluss  der  Land-,  Forstwirthschaft,  Viehzucht,  des  Bergbaues,  der 
Uberalen  Berufe,  der  Beamten,  des  Gesindes,  der  gewühnlichcn  Lohnarbeit  und  mit 
einigen  weiteren,  an  sich  zweifdhafteren  F&Ilen  (§.  1 — 3).  Der  Tarif  enthält 
U  Glassen  ?on  jihrlichen  Steuersätzen  (I— XXIV,  I  mit  900-5600  M.  XXIV 
mit  2  M.,  die  erste  ist  gegen  früher  erhüht,  wo  sie  mit  3000  M.  schloss,  die  2  letzten 
sind  etwas  ermissigt  worden).  Der  Tarif  enthlUt  dann  weiter  Ortsclassen  nach 
der  BerOlkerungsgrOsse.  jetzt  3,  über  20.000,  2—20.000  und  bis  2000  Einwohner,  so 
wie  eine  fierte  Rubrik  für  die  ohne  Rücksicht  auf  den  Wohnort  bcbtenerten  Gewerbe. 
Der  Tarif  giebt  für  jede  dieser  4  Kategorieen  fUr  jede  in  ihm  enthaltene  Gattung«- 
dasse  der  Gewerbe  und  innerhalb  dieser  Giasse  für  die  nach  Betriebsmerk  malen  ge- 
bildeten Betriebsumfangsciassen  an,  welche  Giasse  der  24  Steuersätze  fUr  das  betreffende 
einzelne  Gewerbe  Platz  greift.  Nur  die  Gewerbegattungen,  welche  nach  der  Anzahl 
der  im  Gewerbe  beschäftigten  Gehilfen  besteuert  werden,  im  Ganzen  5  Gruppen,  sind 
theils  nach  den  Orisdassensätzen  —  im  Allgemeinen  die  kleineren,  mit  geringer 
Anzahl  Gehilfen  —  theils  ohne  Rücksicht  auf  den  Wohnort  —  im  Allgemeinen  die 
grosseren,  mit  erheblicher  Gehilfenzahl  —  besteuert.  Weitere  benannte  Gewerbe- 
gattungen werden  ohne  Rucksicht  auf  den  Wohnort,  aber  mit  verschiedener  Tarif- 
dasse  des  Steuersatzes  nach  dem  Betriebsumfang,  der  bei  den  einzelnen  Gewerben 
nach  deren  technischer  Natur  nach  verschiedenen  Merkmalen  bestimmt  ist,  veranlagt 
(Abih.  II  bis  V  des  Tarifs,  Fuhrgeschäfte  u.  dgl.  nach  der  Anzahl  der  Thiere,  Weber 
nach  der  der  Webstühle,  wobei  aber  solche  mit  1  und  2  Stuhlen  frei  sind,  mit  mehr 
ab  8  Stühlen  als  Fabrikanten,  mindestens  mit  Giasse  XVI  des  Steuersatzes  belegt 
werden,  Buchdrucker  nach  der  Zahl  der  Handpressen,  1  Schnellpresse  =  3  Hand- 
pressen gerechnet,  als  Fabrikanten  zu  behandeln,  wenn  sie  Motoren  u.  dgl.  benutzen, 
Xflller  nach  den  Mahlgängen,  mit  weiteren  Specialbestimmungen).  Alle  sonstigen 
Gewerbegattnngen  bilden  die  Abtheilung  VI  des  Tarifs,  jetzt  mit  47  sehr  mannigfaltigen 
Specialarten ,  sie  werden  ganz  im  Allgemeinen,  ohne  nähere  Angabe  irgend  welcher 
einzelnen  Betriebsmerkmale,  nach  dem  Betriebsumfang  belegt,  mit  Steuersätzen,  deren 
höchste  und  niedrigste  Giasse  bei  jeder  Specialart  angegeben  ist,  z.  B.  Nr.  6  „Fabrikanten'*, 
sofern  ihr  Zweig  nicht  anderweit  besonders  im  Tarif  genannt  ist,  in  Giasse  I — XVIII 
(diese  hat  18  M.  Steuersatz).  Besondere  Bestimmungen  über  die  Anwendung  des 
Tuifs  s.  in  §.  7 — 17,  u.  A.  im  Fall  mehrerer  von  einem  Steuerpflichtigen  zugleich 
betriebenen  Gewerbe  (§.  15). 

Es  ist  im  Princip  eben  dieses  Tarifsystem  dasjenige  einer  Gewerbesteuer  nach 
der  Methode  der  äusseren  Merkmale  mit  einem  mehr  oder  weniger  detaiilirtcn 
Classenschematismus  von  Orts-,  Gattungs-,  Specialarts-,  Betriebs- 
umfangsciassen und  mit  weiterer  Gasuistik,  im  Gesetz  von  1893  gewiss  richtig 
gegen  früher  verbessert,  Alles  ähnlich,  wie  im  französischen  und  den  suddeutschen 
Gewerbesteuergesetzen,  wenn  auch  nicht  so  fein  casuistisch  durchgebildet,  wie  nament- 
lich in  Frankreich,  —  deshalb  indessen  nicht  unvollkommener,  practisch  wohl  Öfters 
mngekehzt  Aber  Willkühr  auch  bei  der  sorgfältigsten  und  objectivsten  Einschätzung 
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bleibt  eben  doch,  schon  im  Gesetz,  was  Wahl  nnd  Würdigung  der  Merkmale ,  wie  in 
der  Ausführung,  was  die  Veranlagung  nach  dem  Betriebsomfang  ohne  genaue  gesetz- 
liche Bestimmung  der  Merkmale  dafür  anlangt. 

Zum  Zweck  der  Veranlagung  erfolgt  alljährlich  eine  Beschreibung  der  Ge- 
werbetreibenden. Letztere  sind  zu  gewissen  Erklärungen  und  Aoskunftsertheiloifea 
verpflichtet  (§.  26)  „über  alle  Verhältnisse,  welche  zur  richtigen  Beschreibung  Qpd 
Veranlagung  der  Stener  geeignet  erscheinen**  und  zwar  in  der  Form,  wie  es  T0^ 
geschrieben  wird,  ebenso  müssen  sie  auf  Erfordern  noch  weitere  Auskunft  ertheüen. 
Die  nach  bestimmten  Merkmalen  zu  veranlagenden  Gewerbetreibenden  (Abth.  I— V 
des  Tarifs)  werden  von  der  Gemeindebehörde,  die  anderen,  Abth.  VI, 
d urch  besondere  Ortscommissionen  veranlagt  (§.  18  mit  weiteren  Einzelheiten). 
Zur  Herbeiführung  möglichst  gleichm&ssigcr  Besteuerung  der  Censiten  dieser  Abth.  VI 
wird  für  das  ganze  Land  eine  Revisionscommission  gebildet,  aus  einem fOD 
Staatsministerium  ernannten  Mitgliede  des  Steuercollegiums  als  Vorsitzendem  und  U 
vom  Ministerium  aus  den  Gewerbetreibenden  des  ganzen  Landes  zu  berafonden  Mit- 
gliedern nebst  Stellvertretern  (§.  20  mit  den  näheren  Bestimmungen  Ober  die  Anfiraben 
dieser  Commission  und  die  Competenzen  de^  Steuercollegs  dabei).  ReclamatioDen 
werden  bei  Gewerbetreibenden  der  5  ersten  Abtheiluniren  in  1.  Instanz  vom  Steoe^ 
colleg,  in  zweiter  vom  Staatsministeriom,  solche  bei  Angehörigen  der  Abth.  VI  tod 
der  Rovisionsbehörde  entschieden  (§.  23). 

§.  155.     Die  Gommanalsteaerreform. 

Bei  dem  nahen  Zusammenhange  der  jüngsten  Reform  der  directen  Staatssteoen 
mit  derjenigen  der  Communalsteuern  soll  hier,  ausnahmsweise  in  diesem  von  den 
Kleinstaaten  handelnden  Abschnitte  (S.  445),  ein  Blick  zur  kurzen  Orientirung  in  diese 
letztere  Reform  geworfen  werden. 

Sie  ist  dadurch  allgemeiner  bemerkeoswerth ,  dass  anch  sie 
einen  völligen  Systemwecbsel  gegen  bisher  darstellt.  Man 
schritt  zn  diesem,  nicht  nur  ans  den  sonstigen  formellen  nnd 
materiellen  Gründen,  welche  einen  Ansehluss  der  directen  Be- 
steuerung an  das  neueste  preussische  System  rStblich  erscheinen 
liessen,  sondern  anch,  weil  man  einsah,  dass  „das  an  die 
Leistungsfähigkeit  (den  Ertrag)  der  Steuerqnellen  sich  an- 
lehnende preussische  System  den  Vorzug  (vor  dem  bis- 
herigen) verdiene"  (Begründung). 

Das  bisherige  Communalsteuersystem  beruhte  auf  anderen 
Grundsätzen.  In  den  Städten  erfolgte  nach  der  Städteordnnng  die 
Deckung  des  Steuerbedarfs  in  erster  Linie  durch  Gemeindeein- 
kommensteuer, höchstens  zu  einem  Drittel  durch  Belastong  des 
Grundbesitzes,  factisch  vornemlich  durch  erstere  Stener.  In  der 
Landgemeindeordnung  war  als  Regel  bestimmt,  dass  die  Hälfte  des 
Steuerbedarfs  dem  Grundbesitz,  die  andere  durch  Personalstener 
dem  Einkommen  aufgelegt  werde,  wobei  es  nur  statutarisch  znllssig 
war,  diese  Quoten  auf  '/i  und  V4>  oder  auf  V4  und  •/*  abzuändern. 
Jetzt  sind  hier  die  preussischen  Normen  eingetreten,  anch  mit  zom 
Zweck,  um  die  übermässige  Belastung  der  Einkommensteuer  doreb 
Communalzuschläge,  als  dem  finanziellen  Staatsinteresse  wider- 
sprechend, zu  verhüten,  was,  wie  in  Preussen,  mit  der  Erhebung 
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der  EiDkommensteuer  znr  staatlichen  direeten  Hanptstener  besonders 
wichtig  wurde.  Man  hat  nur,  mit  Rücksicht  auf  die  halb  so  hohen 
Sätze  der  Einkommensteuer  in  BrauDschweig ,  auch  entsprechend 
die  zulässige  Höhe  der  Realsteuern  im  Verhältniss  zur  Einkommen- 
steuer auf  ungefähr  den  halben  Satz  der  vom  Staate  abgetretenen 
75  %  des  Normalbetrags  dieser  beiden  Steuern  festgestellt  (s.  u. 
auch  Gesetz  §.  46). 

Diese  volle  Anlehnung  der  braunschweigischen  Gommunal- 
besteuerung  an  die  preussische  ist  wiederum  sehr  erfreulich  vom 
deutseben  nationalen,  politischen,  volkswirthschaftlichen  und  finan- 
ziellen Standpuncte  aus  betrachtet.  Könnten  nicht  wenigstens  alle 
deutsche  Kleinstaaten  denselben  Weg  gehen?  Damit  wäre  schon 
viel  gewonnen. 

S.  das  Gesetz  Tom  11.  März  1899  auch  im  Fin.arch  B.  16,  S.  819—837,  dazu 
die  kurze  amtliche  BegrOndnng  S.  837 — 838.  Sie  genügte,  weil  das  preussische  Gesetz 
TOD  1898  grossentheils  im  Wortlaut  einfach  herüber  genommen  ward,  in  den  Prin- 
cipien  des  preussischen  und  braunschweigischen  Gesetzes  vollends  fast  durchaus  Ueber  • 
einstlmmung  bestand.  Abweichungen  in  manchen  Einzelheiten  sind  die  Folge  von 
Verschiedenheiten  der  Gemeindeverfassungen  und  einiger  Yerwaitungsgesetze  über 
Wege-,  Schulwesen  u.  A.  m.  Wegen  dieser  Uebercinstimmung  kann  hier  auf  die  Dar- 
legung der  preussischen  Gesetzgebung  oben  §.  29,  30  verwiesen  werden.  Nur  über 
die  Haoptpnncte  und  über  einige  Abweichungen  des  braunschweigischen  Gesetzes  vom 
preussischen  folgen  hier  noch  Mittheilangen. 

Im  braunschweigischen  Gesetz  (§.  1)  werden  die  Gemeinden  nicht,  wie  in 
Preussen,  auch  zur  Forderung  von  Naturaldiensten  berechtigt  erklän.  Das 
communale  Gebührenwesen  (§.  4 — 11)  ist  wie  in  Preussen  geregelt,  mit  kleinen 
Abweichungen  nach  speciellcn  Gesetzen  über  Yerwaltungsangelegenheiten.  Die  Be- 
stimmungen über  indirecte  Steuern  (§.  12—16)  sind  einfach  herübergenommen 
worden,  ebenso  im  Ganzen  diejenigen  über  die  direeten  (§.  17  ff).  Das  braun- 
schweigische  Gesetz  gestattet  den  Gemeinden  „nur''  directe  Steuern  vom  Grund- 
besitz und  Gewerbebetrieb  (Bcalsteuern)  und  vom  Einkommen  der  Steuer- 
pflichtigen (Einkommensteuern).  Im  preussischen  Gesetz  §.  28  fehlt  zwar  dies 
„nui*%  aber  der  Sinn  ist  wohl  derselbe.  Besondere  Steuern  vom  Grundbesitz 
und  Gewerbebetrieb  statt  der  staatlichen  sind  statthaft  (§.20,  23).  Die  speciellen 
Bestimmungen  über  beide  Steuern  sind  in  Braunschweig  etwas  vereinfacht  und  zu- 
sammengezogen. Auch  die  Bestimm  trugen  über  die  Einkommensteuer  (braunschw. 
Gesetz  §.  27  ff.,  prcuss.  §.  33)  sind  im  Ganzen  die  nemlichen.  Zu  den  steuer- 
pflichtigen Subjecten  gehören  von  Gesellschaften  auch  hier  die  mit  beschränkter 
Haftung.  Die  im  Einkommensteuergesetz  fehlende,  im  preussischen  Einkommensteuer- 
gesetz enthaltene  —  aber  im  Grunde  dahin  gar  nicht  gehörige  —  Vorschrift,  dass  der 
steuerfreie  Abzug  von  3Va  Vo  v^™  eingezahlten  Kapital  beim  Einkommen  der  Actien- 
gesellschaften  u.  s.  w.,  der  bei  der  Staatsbestenerung  dieser  Gesellschaften  erfolict,  in 
der  Com munal besteuerung  nicht  stattfinde,  ist  hier  auch  angeordnet  (§.27,  Nr.  3). 
Steuerpflichtig  ist  ftlr  die  Gemeinden  auch  der  Fiscus,  das  Kammergut,  der 
Kloster-  und  Studienfonds  betr.  das  Einkommen  aus  ihren  Borgbau-  und  Ge- 
werbebetrieben, Domänen,  Klostergütem ,  Forsten.  Während  das  preussische  Gesetz 
(§.  87)  besondere  Gemeindeeinkommensteuern,  statt  der  Veranlagung  der  Ge- 
meindesteuer in  Zuschlagform  zur  Staatseinkommensteuer,  „nur  aus  besonderen  Gründen 
gestattet  und  an  die  Genehmigung  knüpft'',  ist  das  braunschweigische  Gesetz  etwas 
willfähriger:  es  gestattet  (§.  3i)  solche  Steuern  im  Wege  des  Statuts  einzuführen, 
doch  darfen  auch  dabei  (wie  in  Preussen)  die  bei  der  Veranlagung  zur  Staatsein- 
kommensteuer erfolgte  Feststellung  des  Einkommens  und  die  Stufen  des  Steuertarifs 
der  Staatseinkommensteuer  nicht  geändert  werden.    Für  die  Veränderungen  der 
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8&tzo  des  Tarifs  selbst  sind  aber  weitere  Spielräume  als  iDPreassen  gegeben,  dk 
Steigerung  der  S&tze  darf  indessen  nicbt  unter  das  YerhSltniss  ron  1  :  3  sinken  uod 
nicbt  das  Verh&ltniss  ron  1  :6  fibersteigen.  Die  commnnale  Mitbesteuernnr 
der  staatseinkommensteuerfreien  Personen  unter  900  M.  Einkommen  ist 
wie  in  Prenssen  (§.  38),  gestattet  (§.  32),  docb  abweichend  ron  Preussen  wenigstem 
Einkommen  bis  300  M.  unbedingt  steuerfrei  gestellt,  das  ron  300 — 900  M.  ii 
6  Stufen  ron  je  100  M.  abgestuft,  mit  Sätzen  ron  1.20—2.70  M.  zu  belasten  zolisiif. 
Unter  den  sonst  Befreiten  sind  .3esucber  öffentlicher  Unterrichtsanstalten ,  soweit 
sie  kein  selbständiges  Einkommen  haben'',  noch  besonders  genannt  (§.  34.  Nr.  4\ 
Die  Feststellung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  fiscalischer  u.  s.  w.  Besitze  uid 
Unternehmungen  ist  in  §.  37  etwas  anders  als  in  Preussen  (§.  44)  geregelt.  Eine 
besondere,  dem  preussischen  Gesetz  fehlende  Bestimmung  in  §.  45  ermöglicht  a, 
der  Gemeindeeinkommenstcuer  unterliegende  Personen  (incl.  Gesellschaften)  auch  daDB 
zu  besteuern,  wenn  sie  aus  der  Nutzung  ihres  GrundrermOgens  und  ihrem  Handds- 
und  Gewerbebetrieb  kein  steuerpflichtiges  (oder  ein  danach  zu  gering  zu  belastendes) 
Einkommen  haben,  aber  der  Gemeinde  doch  erhebliche  Kosten  rerur- 
Sachen.  Statt  der  Einkommensteuer  sollen  sie  alsdann  zu  einer  besonderen  Ge- 
meindesteuer herangezogen  werden  können,  welche  auf  Antrag  der  Gemeinde  nack 
billigem  Ermessen  festzustellen  ist. 

Besondere  Beachtung  rerdienen  dann  noch  die  Bestimmungen  über  die  Ter- 
theilnng  dos  Steuerbedarfs  auf  die  rerschiedenen  Steuerarten,  weil 
sie  grundsätzlicher  Natur  sind  (§.  46 — 52).  Sie  beruhen  auf  denselben  Prindpiea 
wie  die  preussischen  (§.  54 — 59),  aber  sind  mit  Rücksicht  auf  die  Verschiedeabdt 
der  sonstigen  Besteuerung,  wie  die  Ueberlassung  ron  nur  75  Vo^  nicht  wrie  in  Preussen 
ron  100  %•  ^^^  Realsteuern  an  die  Gemeinden,  und  wogen  der  Normirung  der  Staati- 
einkommensteuersätze  nur  auf  die  Hälfte  der  preussischen,  etwas  anders  gefasst.  Die 
Gemeinden  haben  ncmlich  (§.  46)  zur  Deckung  des  Bedarfs  directer  Steuern,  so  oft 
sie  einen  der  Einheit  der  Staatseinkommensteuer  entsprechenden  Zuschlag  zu  dieser 
[also  100  ^/o  dazu]  erheben,  8.5%  Fabgerundet  aus  3.75  Vo-  ^^^  H&lfte  des  ron 
Staat  fiberiassenen  Betrags  ron  7.5  7o  des  Grundkapitals,  d.  h.  75  Vo  ^^  normales 
Steuersatzes  der  Grundsteuer]  des  gemeindesteuerpflichtigen  Grundsteuerkapitals  ood 
3.5  Vo  [abgerundet  aus  37.5  **/o ,  des  halben  Betrags  der  tlberlassenen  Gewerbesteuer] 
des  rollen  Betrags  der  auf  die  gemeindesteuerpflichtigen  Gewerbebetriebe  entfaOeidei 
Staatsgewerbesteuer  zu  erheben,  bei  Erhebung  eines  Theih  der  StaatacinkomiBeB- 
Steuereinheit  nur  den  entsprechenden  Theil  der  Realsteuem.  Zuschläge  Ober  des 
doppelten  Satz  der  Einheit  der  Staatse.inkommensteucr  (also  200%,  <«  100^/«  der 
preussischen  Sätze) ,  und  mehr  als  7.5  %  des  Grundsteuerkapitals  und  75  %  da 
Gewerbesteuerbetrags  sind  aber  unstatthaft.  Erentuell  darf,  statt  der  Realsteuenltze 
von  3.5,  bezw.  35  %  ™i^  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  bis  bezw.  4  und  40  *'• 
hinauf  und  bis  3  und  80  %  hinabgegangen  werden  (§.  47).  Jenes  Normalrerhältiis 
des  §.  46  zwischen  Real-  und  Einkommensteuer  ist  solange  maassgebend,  als  der  Stut 
selbst  fur  sich  die  25  7o  ^^^  Realsteuem  erhebt,  bei  Aenderung  dieser  letzteren  Sätze 
sind  auch  die  Proportionen  der  betr.  Gemeind^euem  zu  ändern  (§.  48).  Weitere 
Abweichungen  ron  den  Yertheilungsgrundsätzen  des  §.  46  können  nur  durch  Statot 
oder  im  Einzelfall  durch  das  Staatsministerium  gestattet  werden  (§.  49).  Sonstige 
Einzelheiten  über  Steuerart-Vertheilung  in  §.  50 — 54.  —  Alles  Andere  im  GeseU 
schliesst  sich  fast  durchweg  genau  und  im  Wortlaut  den  preussischen  Bestimmungen  id. 
einige  Abweichungen  bestehen  im  Verfahren  und  der  Anwendung  der  BechtsmitteL 
in  der  Erledigung  von  Steuerstreitigkeiten,  letzte  Instanz  ist  in  Braunschweig  das 
Staatsministerium  dafür  (§.  68.  anderseits  preuss.  §.  72).  Das  Gesetz  sollte  am  1.  April 
1899  in  Kraft  treten,  bis  dahin  waren  die  Gemeinden  rerpflichtet,  ihre  Gebühreo. 
Beiträge,  Steuern  und  die  Normen  dafUr  mit  dem  Gesetz  in  Einklang  zu  bringen  (§.^ 


Die  Darstellung  der  mecklenburgischen,  oldenburgischen  und  braunschveigisdieD 
Steoerrerhältnisse  und  zum  Theil  Finanzrerhältnisse  überhaupt  giebt  bereits  genaoere 
Einblicke  in  die  Finanzen  und  die  Besteuerung  deutscher  Kleinstaaten  des  19.  Jak^ 
hunderts.  Zwingende  Rücksichten  auf  den  Raum  reranlassen  eine  noch  weitere  Be- 
schränkung der  Darstellung  bei  den  übrigen  Kleinstaaten.  Da  mehrfach  anch  dafti 
das  for  die  Zwecke  dieses  Werks  Wichtigste,  besonders  die  neueste  EntwicUosg  md 
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Gestaltung  der  Bestenernng  im  Schanz'schen  Finanzarchi^,  zum  Theil  in  Arbeiten  ?on 
G.  Schanz  selbst,  eingehend  behandelt  und  das  legislative  Material  daselbst  mitgetheilt 
und  leicht  zug&oglich  ist,  erschien  mir  diese  Beschränkung  meiner  eigenen  Darstellung 
vollends  zol&ssig.  Ich  yerweise  nur  schon  hier  auf  diese  botreffenden  Arbeiten  und 
Materialien  im  Finanzarchi?  zur  Ergänzung  der  blossen  Abrisse,  auf  die  ich  mich 
soweit  als  möglich  beschräuke,  ?oliends  bei  den  ganz  kleinen  monarchischen  Klein- 
staaten, d.  h.  den  noch  ttbrigen  ausser  Anhalt  und  Sachsen-Weimar,  die  beide  noch 
ähnlich  wie  die  unmittelbar  Torausgchenden  behandelt  worden  sind.  Dio  folgenden 
Abschnitte  tlber  die  einzelnen  Staaten  fallen  so  zwar  nicht  durchaus  kürzer  als  die 
letzten  aus,  aber  in  der  Darstellung  erfolgte  noch  mehr  als  in  diesen  eine  Beschränkung 
auf  die  neuere  und  neueste  Zeil  nnd  auf  die  Hauptpuncte  der  Gesetzgebung,  wobei 
das  Detail  noch  mehr  zurückgestellt  wurde. 


d.   Anhalt 

§.  156.    Vorbemerkungen. 

Nach  jahrhundertelangen  Theilungen,  in  vier  besondere  Staaten  nnter  ver- 
schiedenen Linien  des  ascaniscben  Fürstenhauses,  ist  durch  Aussterben  der  Linie  von 
ZcrUst  (1793),  COthen  (1847)  und  Bemburg  (1863)  wioder  ein  Gesammtstaat  „Herzog- 
tham  Anhalt''  hergestellt  worden,  der  aber  auch  nur  2294  qkm  mit  293.298  Ein- 
wohnern (1895)  umfasst,  der  GrOsse  nach  der  14.,  der  Bevölkerung  nach  der  13.  im 
heutigen  Deutschen  Beich.  Er  bildet,  was  auch  für  die  Bcsteuerungsverhältuisse  zu 
beachten  ist,  geographisch  wie  Braunschwoig  eine  Euclave  im  proussischeu  Gebiet, 
aber  auch  als  „Gesammtstaat"'  kein  zusammeuhängendes  und  ein  immer  noch  ungüostig 
arrondirtes  Gebiet,  auf  dem  wie  in  Brauoschweig  die  Bübenzuckerindustrio  stark  ent- 
wickelt ist,  was  ebenfalls  anf  die  Besteueruug,  auch  die  directe,  von  Eiufluss  war. 

Die  vordem  in  den  drei  resp.  vier  aohaltinischen  Staaten  verschiedene  Steucr- 
verfissaung  ist  in  dem  neuen  Einbeitsstaato  zu  einer  einheitlichen  umgebildet  worden» 
S.  Ober  diese  älteren  Verhältnisse  bis  1847/63.  auf  die  hier  nicht  eingegangen  werden 
kann,  besonders  Schanz,  Fin.arch.  B.  4,  S.  962—980.  Das  Vorgehen  bei  der  Ver- 
schmelzung der  bisherigen  Steuersysteme,  das  ich  hier  ebenfalls  nicht  weiter  verfolge, 
behandelt  Schanz  eb.  S.  980  ff*.  Von  allgemeinerem  Interesse  ist  die  neuere  Ent- 
wicklung der  dirocten  Besteueruug  in  dem  Einheitsstaate  seit  1866^ 
der  Uebergang  zur  vorherrschenden  Einkommensteuer  unter  Belassung 
einer  praccipualen  Grundsteuer  in  1886,  sowie  die  Fortbildung  der  Ein- 
kommensteuer (1896)  und  die  neuesten  Angliederungeu  von  cigenthüm- 
lichen  Gewerbe-  und  Bentensteuern  (1897)  an  sie.  Wesentlich  auf  diese  Ver- 
hältnisse und  nur  auf  die  Hauptpuncte  davon  beschränkt  sich  dio  folgende  Darstellung. 
In  dem  gen.  Aufsatz  von  Schanz,  Arch.  Bd.  4,  S.  980  ff.,  999  ff.  bis  1009,  wird  der 
Gegenstand  eingehend  vortrefflich  behandelt,  daselbst  ündon  sich  auch  die  betreffenden 
Gesetze,  sowie  die  kurze  Darstellung  der  sich  anschliessenden  Kreis-  und  Gemeinde- 
besteoening,  auf  welche  ich  gleichfalls  nur  kurz  orientirend  eingehe  (§.  161).  Die 
Gesetze  sind  auch  in  besonderen  Ausgaben  vorhanden. 

Von  Wichtigkeit  zum  Verständniss  der  Ausgestaltung.  Function  und  namentlich 
auch  der  bisher  sehr  massigen  Höhe  der  Besteuerung  ist  auch  bei  diesem  Kleinstaat 
das  Vorhandensein  und  der  reiche  Ertrag  privatwirtbschaftlicher  Ein- 
kommenzweige, sowie  die  Regelung  der  finanziellen  Dotation  des  Fürsten- 
hauses. S.  über  das  Staatsrechtliche  hierüber  den  sehr  knapp  gehaltenen  Abschnitt 
im  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts,  das  Staatsrecht  Anhalts  von  Becker  III. 
2.  Halbb.,  1.  Abth.,  S.  137  ff.,  bes.  S.  139,  146,  147.  —  Statistische  und  legis- 
lative Notizen  über  frühere  Finanz-  und  Steuerverhältnisse  der  ehemaligen  anhal- 
dschen  Einzelstaaten  im  19.  Jahrhundert,  besonders  in  den  40er  Jahren,  bei  v.  Reden, 
Finanzstatistik  I,  2.  Abth.,  S.  1428 — 1433.  Im  Allgemeinen  auch  Siebigk,  Herzog- 
thom  Anhalt,  historisch,  geographisch  und  statistisch  dargestellt,  1867.  S.  306  über 
die  Finanzen,  S.  307—319  über  die  Steuern,  S.  319  ff*,  über  Domäeen,  Forsten. 
2inzoInes  in  den  amtlichen  statistischen  Publlcationen  Anhalts,  Stat.  Jahrb.  1890, 
Helt  2,  Mittheilungeu  1900,  Nr.  37.  Staatshaushaltsetat  (Hauptfinanzetat)  ziemlich 
specialisirt  im  Gothaer  Hofkalender. 
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§.  157.  Das  Landesfinanzwesen  im  Ganzen.  Auch 
Anhalt  hat  einen  bedeutenden  älteren  Domanialbesitz  (Forsten, 
ländliche  Grandstücke  n.  dgl.)  sich  als  Staatseigenthnm  erhalten 
UDd  in  seinem  neueren,  grossartig  entwickelten  Salz  werkbesitz  sehr 
ergiebige  privatwirthsehaftliche  Quellen  von  Staatseinkommen  sich 
zu  jeuem  Domanialbesitz  hinzuzufügen  verstanden,  —  zum  grossen 
Vortheil  seiner  Finanzen  und  seiner  steuerpflichtigen  Bevölkening, 
welche  diesem  Besitz  eine  zwar  neuerdings  auch  stark  gestiegene, 
aber  im  Verhältniss  zum  Volkswohlstand  immer  noch  massige  Höhe 
der  directen  Staatsbesteuerung  verdankt.  Durch  die  1868/69  er- 
folgte vermögensrechtliche  Auseinandersetzung  zwischen  dem  Staate 
und  dem  LandesfUrsten  des  nunmehrigen  anhaltischen  (jetzt  auch 
untheiibar  gewordenen)  Einheitsstaats  ist  die  finanzielle  Dotation 
des  Fürstenhauses  ganz  aus  dem  Staatshaushalte  ausgeschieden. 
Der  Landesfürst  hat  für  seine  Bedürfnisse  einen  Theil  des  ehe- 
maligen Kammerguts  erhalten,  an  den  das  Land  keine  weiteren 
Ansprüche  hat,  als  dass  dieser  Theil  mit  dem  übrigen  fürstlichen 
Hausfideicommissvermögen ,  zu  dem  er  jetzt  gehört ,  staatssteaer- 
pflichtig  und  seine  Veräusserung  an  die  Zustimmung  des  Landtags 
gebunden  ist.  Die  Reinerträge  der  dem  Staate  gebliebenen  älteren 
Domänen  u.  s.  w.  und  die  Salzwerke  sind  so  vollständig  für  den 
sonstigen  Staatsbedarf  verfügbar. 

Für  letzteren  ist  es  bemerkenswerth,  dass  in  Anhalt,  im  Unter- 
schied zu  den  meisten  anderen  deutschen  Staaten,  vollends  hier  in  der 
früheren  Zeit,  die  Ausgaben  für  Unterrichtswesen,  einschliess- 
lich der  Volksschulen,  grossentheils  nicht  Lasten  der  Gemeinden 
oder  besonderer  kleinerer  örtlicher  Verbände,  sondern  des  Staats 
als  solchen   sind   und  seit  Alters  waren.    Notorisch  ist  gerade 
die  besonders  starke  neuerliche  Steigerung  dieser  Ausgaben  eine 
wichtige  Mitursache  der  etwas  erschwerteren,  richtiger  gesagt  etwas 
weniger  günstigen  Finanzlage  und  der  Nothwendigkeit  geworden, 
die  Besteuerung  selbst  neben  den  bedeutenden,  natürlich  aber  anch 
etwas  schwankenden  Erträgen  der  privatwirthschaftlichen  Einnahme- 
zweige,   besonders  der  Salzwerke,    ergiebiger  zu  machen.    Was 
anderswo  also  direct  auf  die  Gemeindefinanzen  erschwerend  wirkte 
und  freilich  dann  auch  hier  zur  Uebernahme  betreffender  Ausgaben 
auf  den  Staat  oder  zu  Dotationen  der  Gemeinden  führte,  hat  in  Anhalt 
bei  dieser  Sachlage  unmittelbar  auf  die  Staatsfinanzen  eingewirkt 

Trotz  seiner  Kleinheit  hat  das  Land  ausser  den  Gremeinden 
(und    Gutsbezirken)    auch    noch    Selbstverwaltungskörper 
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höherer  Ordnang,  die  Kreise  (5),  mit  eigenem  Haashalt  und 
Befagoiss  zur  Erhebung  von  Kreissteuern.  Vornemlich  sind  die 
Landstrassen  Kreisangelegenheit,  wofür  nur  Beiträge  aus  Staats- 
mitteln geleistet  werden.  Das  Armenwesen  ist  zunächst  Gemeinde- 
sache, aber  das  ganze  Laod  bildet  einen  Landarmenverband, 
der  ebenfalls  mit  aus  der  Staatscasse  dotirt  wird  und  für  den 
eventuell  zur  zeitweisen  Bedarfsdeckung  Kreissteuern  mit  Landtags- 
Zustimmung  erhoben  werden. 

Die  Staatsschuld  ist  ganz  unbedeutend.  Nur  für  Kapital- 
anlagen in  den  grossen  Staatssalzwerken  werden  wohl  Schulden 
aufgenommen. 

8.  Becker  a.a.O.  S.  139  (fdrstliche  Dotation),  S.  143  (Kreise,  Landarmen- 
?erband).  G.  Schanz  im  Fiu.arch.  Bd.  4,  S.  1006  (tiuanzielle  Bedeutun^^  der  Salz- 
werke), B.  15,  S.  756  (Statistik  der  Uuterrichtsetats  1875—97).  Die  Aa8eiüaude> 
Setzung  zwischen  Land  und  Fürsten  iu  Betreif  der  Domänen  (Gesetz  vom  28.  Jaui 
1869)  war  1872  durch^ofdhrL  Vorher  gin«^  vom  Domanialertrage  für  den  Fürsten  der 
Betrag  von  296.000  Thlr.  ab,  seitdem  verbleibe  der  durch  die  Ausscheidung  von  Domänen 
fdr  den  Fürsten  freilich  entsprechend  verminderte  Ertrag  dem  Laude  ganz.  Nach 
dem  gen.  Gesetz  von  1869  ist  der  inländische  Grundbesitz  des  Fürstenhauses  Staats-, 
kreis-  and  gemeindesteuerpflichtig,  and  zwar  wird  fUr  die  Besteuerung,  neuerdings 
bei  der  Einkommensteaer ,  der  Ertrag  dieses  Besitzes  ein  für  allemal  mit  der  festen 
Summe  von  990.000  M.  augeuommeu.  Der  finanzielle  Vortheil  des  grossen  ertrags- 
reicheu  Besitzes  an  älteren  Domänen  and  neueren  Salzwerken  fUr  den  Staatshaushalt 
ist  unverkennbar.  Aber  bei  der  unvermeidlichen  Schwankung  und  dem  langsamen 
Wachstbam  solcher  fieinerträge,  sowie  bei  der  fiUck Wirkung  der  Finanzlage  des 
Reichs  und  des  von  dieser  abhängigen  Verhältnisses  zwischen  Ueberweisungen  aus 
Beichsstenern  und  Matricularbeiträgen  muss  natürlich  die  directe  Besteuerung  in  ihrem 
Ertrage  sich  auch  diesen  Factoren,  nicht  nur  der  Bewegung  des  eigenen  Staatsfinanz- 
bedai^,  mit  aupaasen.  Die  Erhöhung  der  steuern  wird  mit  durch  diese  Umstände 
bedingt   Die  Zahlen  der  folgenden  Tab.  78  geben  weitere  Einblicke  in  die  Sachlage. 

Tab.  78.     Finanzverhältnisse   Anhalts   (ordentliche  Einnahmen. 

Ertragsziflern  in  1000  Mark). 

1872  1880  1887  1894  1899 

Domänen  (netto) 1836  2390  2584  2691  2644 

Bergwerke  (netto) 1217  1858  1945  1983  1896 

Directe  Steuern  (brutto) 576  384  619  879  1659 

Indirecte  (eigene,  brutto) 72  62  78  120  195 

Kcichssteneru  (Aniheile  and  Erhebungs- 
kosten, netto) 358  652  1273  2467  3267 

Gerichts-  and  andere  Sportein  (brutto)     .  362  569  524  629  683 

Gebühren,  Beiträge  a.  dgl.  (biuito)      .     .  190  435  465  533  622 

Summe 4611  6350  7488  9302  10966 

Ab  Matricularbeiträge 270  368  880  2245  2745 

Rest  far  das  Land 4341  5982  6608  7057  8221 

Ganz  kleine  Beträge  (nur  einige  1000  Mark)  von  Einnahmen  („Verschiedenes") 
fehlen  hier.  Bei  den  Bergwerken  bandelt  es  sich  wesentlich  um  die  Salz  werke 
(LeopoldshaU  and  Fhedrichähall) ,  doch  sind  in  der  angefrebenon  Zitier  auch  die 
Bergwerksabgaben  inbegriüen  (1894  179.000,  1899  142.000  M.).  Gebühren, 
Beiträge  u.  s.  w.  bestehen  vornemlich  aus,  hier  vum  Staate  bezogenen  Schulgeldern 
(1899  436.000  M.),  dann  neuerdings  auch  aus  Beiträgen  der  Gemeinden  zu 
Kirchen-  and  Schulbaaten  (1899  112.000  M.).  Die  Staatsschuld  wird  für  Mitte 
1897  and  1898  mit  bloss  475  000  und  187.500  M.  Kapital  angegeben,  denen  Activa 
Ton  5.485.000  and  7.199  000  M.  gegenüberstehen.    In  den  neueren  Etats  finden  sich 
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grössere  Betr&ge  unter  dem  Titel  „aas  der  Staatsschuldenfenraltong  fbr  die  Sak- 
werke  .  .  .  /*  bei  den  Einnahmen  und  im  gleichen  Betrage  ,4tlr  Neubaateii  anf 
diesen  Werken**  bei  den  Ausgaben  (so  in  1899  1.411.000  M.),  welche  Posten  in  obiger 
Uebersicht  nicht  mit  enthalten  sind. 

Es  ergiebt  sich  aas  den  Zahlen  der  Tab.  78|  dass  der  anhalt- 
sche  Staatshaashalt  im  grössten  Maasse  ein  domanial- 
wirthschaft  lieber  (die  Salz  werke  mit  hier  eingerechnet),  anf 
privatwirthscbaftlicben  Reinerträgen  berahender  ist,  aber  daas  doch 
auch  hier  die  Stenern,  besonders  die  directen,  absolat  nnd  relativ 
stark  zagenommen  haben,  der  Entwicklung  der  Bedürfnisse  ge- 
mäss. Früher  nar  Vio^^/s  ^^^  Reinerträge  der  Domänen  nnd  Bei^- 
werke,  sind  die  Erträge  der  directen  Steaern  jetzt  3 — 4  mal  so 
hoch  als  ehedem  geworden  and  betragen  bereits  Vs  jener  privat- 
wirthschaftlichen  Erträge.  Die  directe  Besteaerang  ist  so  in  stär- 
kerem Maasse  eine  Ergänzung  der  domanialen  Einnahmen  ge- 
worden. Und  Gleiches  gilt  von  den  übrigen  Steaern ,  (Tebtthren, 
Beiträgen.  In  diesen  Ergebnissen  spiegeln  sich  die  finanziellen 
Erfolge  der  Steaerreformen  ab,  aber  letztere  finden  in  den  sich 
hier  zeigenden  Bedürfnissen  des  Staatshaashalts  auch  mit  ihre 
Erklärung. 

§.158.  Die  Entwicklang  der  directen  Besteaerang 
im  Gesammtstaaty  seit  1847 ,  besonders  seit  1863 bis  1886. 
Ertrags  Steuersystem  (sogenannte  Ergänzungsstener) 
von  1866. 

Aus  den  schon  erwähnten  Gründen  erfolgt  hier  die  Beschränkung  der  DarsteüODg 
auf  diese  Periode.  Die  frühere,  in  den  einzelnen  selbständigen  HerzogthOmem  fiel- 
fach rerschiedene  directe  wie  sonstige  Besteuerung  lässt  sich  auch  nicht  kurz  skizziren. 
Es  sei  dafür  auf  den  gen.  Aufsatz  von  Schanz  (bes.  Fin.arch.  fi.  4,  S.  973 — 992) 
und  auf  Sicbigk  S.  307  ff.  rerwiesen.  Veraltet  und  mehr  oder  weniger  nnbraochbar 
waren  die  SteuerFerfassungen  jedes  der  kleinen  Länder,  so  dass  ein  Nenbaa  der  Be- 
steuerung, nach  unbefriedigendem  Versuche,  an  das  Bestehende  anzuknüpfen  nnd  nur 
zwischen  den  Steuerrerfassungen  der  einzelnen  Länder  nach  ihrem  Anfall  an  Denao 
gewisse  Ausgleichungen  7orzunohmen,  nicht  ausbleiben  konnte. 

Das  Bestreben  nach  einheitlicher  Steuerverfassung  trat  nseh 
dem  Anfall  Cöthens  an  Dessau  (1847)  bald  hervor  und  führte  ca 
einer  bezüglichen  Gesetzgebung  über  die  directe  Besteuerung  im 
Jahre  1856/57.  Danach  bestand  diese,  wie  bisher,  aus  einigen 
ziemlich  roh  veranlagten  Ertragssteuern,  und  zwar  einer  die 
Gebäude  mit  umfassenden  Grundsteuer  und  einer  die  person- 
lichen Dienstleistungen,  mit  Ausnahme  derjenigen  der  Staatsdiener, 
mit  umfassenden  Gewerbesteuer,  welche  beide  im  Dessauiscben 
Theil  nach  dem  Cöthenschen  Muster  durchgeführt  wurden.  Eine 
in  letzterem  Landestheil  vorhanden  gewesene  Beamtengehalts-  und 
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Rentensteaer  wnrde  dagegen  hier  beseitigt,  so  dass  die  betreffenden 
Classen  von  directen  Steaem  gar  nicht  betroffen  worden,  ein 
Hauptmangel  des  Systems,  neben  den  grossen  technischen  Mängeln 
der  Grund-  und  Gewerbesteuer.  Die  Einsicht  hiervon  führte  dann 
auch  später  auf  den  Weg  der  allgemeinen  Einkommen- 
steuer (1863).  Ein  bezügliches  Gesetz,  das  dem  oldenbnrger  von 
1859  (s.  0.  S.  482)  nachgebildet  war,  ist  indessen  in  Folge  des 
Anfalls  des  Bemburger  Landes  nicht  zur  AusfUhrnng  gelangt,  weil 
man  nach  diesem  Ereigniss  gleich  für  den  ganzen  Staat  eine  Ver- 
einheitlichung des  Steuerrechts  erstrebte  und  die  wesentlich  alleinige 
allgemeine  Einkommensteuer  hier  in  Bernburg  Widerspruch  fand. 

Gesetz  Tom  30.  Mai  1856,  bezv.  18.  Dec.  1857  (Scbanz  a.  a.  0.  S.  980  fP., 
daselbst  anch  ttber  die  io  directen  Steaern).  Es  bestand  im  Dessauiscben  auch  Mabl- 
and  Schlachtsteoer  und  Eingangsstcner  ?od  Fleisch,  Mehl,  firot,  Steuern,  die  in  den 
Cothenschen  St&dten  eingeführt  wurden,  deren  Beseitigang  man  indessen  bereits  all- 
gemein ins  Ange  fasste.  Einkommensteuergesetz  vom  14.  Mai  1863  (Schanz  eb. 
8.  982-984). 

Nach  der  Bildung  des  Gesammtstaats  (1863)  kehrte  man  zu- 
nächst zum  Ertragssteuersystem  zurück,  bildete  dies  jetzt 
nur  gleichmässiger,  unter  Ausdehnung  auf  die  bisher  steuerfreien 
Classen,  Erträge  und  Einkommen,  aas  und  verbesserte  es  steuer- 
tecbnisch.  Das  geschah  im  Gesetz  vom  24.  April  1866,  betr.  Ein- 
tUhrung  einer  neuen  ,,Ergänzungssteuer*'. 

Conflicte  zwischen  dem  Interesse  des  Grossgmndbesitzes  und  der  Landbewohner 
einerseits  und  dem  städtischen  anderseits  im  Landtage  führten  zu  Gompromissen.  Auf 
jener  Seite  sah  man  in  der  geplanten  reformirton  Ertragsbesteuerung  die  Gefahr  der 
Fortdauer  und  selbst  Steigerung  der  relativen  Uebcrbürdung  des  Grundbesitzes  ?er- 
glichen  mit  anderen  Ertragsquellen  und  war  mehr  für  Beibehaltung  der  Einkommen- 
steuer und  Dnrchfühiung  derselben  nach  dem  sistirten  Gesetz  von  1863.  Das  städtische 
Interesse  stand  mehr  für  die  Ertragsbesteuerung  ein.  Die  Steuerkämpfe  in  diesem 
anhaltisohen  „Glas  Wasser^*  spiegeln  gut  allgemeine  Interessengegensätze  wieder,  sie 
wurden  nur  durch  den  Umstand,  dass  es  sich  überhaupt  bloss,  zunächst  wenigstens, 
nach  der  günstigen  Finanzlage  des  Landes  um  sehr  kleine  Steuerlast  handelte,  ge- 
mildert. Von  Einzelheiten  sei  erwähnt,  dass  nach  dem  Kegierungsplan  bei  der  Be- 
steuerung des  Grundbesitzes  der  Pachtwerth  als  Reinertrag  angenommen  werden  sollte, 
nicht  ein  besonderer  —  dann  regelmässig  zu  niedriger  —  durch  Schätzung  ermittelter. 
Dies  wurde  beanstandet  und  im  Gesetz  eine  zwischen  einem  Minimum  und  Maximum 
sich  haltende  fieinertragseinschätzung  verfügt.  Lasten-  und  Schuldenabzug  fand  nach 
den  Principien  der  Ertragssteuer  im  Allgemeinen  nicht  statt,  wurde  jedoch  bei  der 
Gewerbesteuer  erlaubt.  Die  Grundsteuer  des  Systems  wurde  auch  als  stabile  behandelt, 
während  die  anderen  Erträge  jährlich  eingeschätzt  wurden.  Als  Steuersätze  waren 
durchweg  sehr  massige,  zum  Theil  gegen  bisher  sich  noch  ermässigende  in  Aussicht 
genommen. 

Der  Streitpunct  hinsichtlich  der  Vertheilung  der  Steuerlast  zwischen  (ländlichem) 
Grundbesitz  und  übrigen  Ertragsquellen,  wo  man  nicht  gar  zu  sehr  von  der  bisherigen 
Relation  abweichen  und  Befürchtungen  beider  Interessentengruppen  für  die  Zukunft 
einschränken  wollte,  wurde  in  cigenthümlichcr  Weise  erledigt  (gen.  Gesetz  §.  10). 
Man  wollte  annähernd  erreichen,  dass  der  ländliche  Grundbesitz,  d.  h.  landwirthschaft- 
liche  Grundstücke,  grössere,  nicht  mit  den  Gebäuden  gemeinsam  eingeschätzte  Gärten 
und  Forsten,  45,  alle  übrigen  Objecto,  bezw.  Erträge  55  7o  ^^  Stenersolls  aufbrächten. 
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Ergab  die  Veranlagung  andere  Relationen,  so  sollte  das  Gesetz  revidirt  und  dabei  aaf 
Innehaltung  jener  Relation  durch  Ermässigung  der  Einheitssätze  des  uidu-laudvirth- 
bchaftlichcn  Einkommens  hingezielt  werden,  —  was  sich  später  doch  nicht  so  durch- 
fuhren Hess,  aber  als  die  Veranlagung  andere  Relationen  erirab,  erwies  sich  diese 
Quotenvordchrift  als  unhaltbar  (s.  u).  S.  über  das  Gesetz  ?on  1866  und  die  ihm  Toraio- 
j^ehenden  Pläne  und  Erörterungen  Schanz  a.  a.  0.  S.  985 — 992,  das  Gesetz  eb. 
S.  992 — 997.  Unter  Verweisung  auf  dieses  Gesetz  fdr  das  Einzelne  hebe  ich  toq 
Puncten  allgemeinerer  Bedeutung  und  zur  Orieutirung  über  die  Struaur  des  ganzen 
Systems  noch  Folgendes  hervor. 

Das  Gesetz  bezeichnet  ausdrücklich  als  seinen  Zweck  die  „Herstellang  einer 
gleich  massigen    Besteuerung   in    den  Ferschiedeuen  Landestheilen" ,    i&t  aUo  ein 
Gt'^etz  zur  Uuification  der  Besteuerung,  d.  h.  Tornemlich  der  directen.     Es  ncuni 
das  neue  Steuersystem  eine  „Ergänzungsstener*',  entsprechend  der  Bestiiomaof, 
dass  die  Steuer  ^^uach  dem  Bedarf'  erhoben  werden  soll  (§.  1),  was  nach  den  Finanz- 
Verhältnissen  des  Landes  für  die  Besteuerung  wesentlich  nur  eine  Ergänzaugsfauctioa 
unter  den  Einnahmen   bedingte.     Dies  auhalt'scho  Steuerrecht  operirt  dabei  mit  dem 
Bcgrifl'  der  sogen.  Steuereinheiten.     Das  sind  Grössen,  welche  sich  aus  den  im 
Gesetz  für  die  einzelnen  Objecto,  Werthe,   Erträge  bestimmten  Einheitssteaersitzeu 
ergeben.     Die  Zahl  der  Steuereinheiten  wird  dann  im  jedesmaligen  Etat  nach  dcoi 
Bedarf  festgestellt.    Die  Ergänzungssteuer  trat  an  Stelle  der  betreffenden   bisherigen 
Steuern,  der  Grund-   und   Gewerbe-  und   der  Mahl-   und  Schlachtsteuer  im  Dessaa- 
Cöthenschen ,   der  sogen.  Kriegssteuer  im  Bernburgschen  Landosihoil.  —  Die  uoae 
Ergänzungssteuer  zerliel  in   zwei    Hauptgruppen,    die  Steuer  aus  dem    Grand- 
einkommen   und  die  aus  dem    persönlichen   Einkommeli,   erstere  wieder  iu 
vier  Theile,  Steuern  von  landwirthschaftlichen  Grundstücken,  grösseren  Gärten  (kleinere 
bi^  V«  Morgen  bei  Wohnhäusern  wurden  auch  hier  mit  ?on  der  Häusersteaer  umfASat), 
Forsten,  Wohnhäusern  (nicht  auch  landwirthschaftlicho  und  gewerbliche).     Die  Steuer 
vom    persönlichen    Einkommen     umfasste    eine    Gewerbesteuer    physischer   wie 
juristischer  Personen,  welche  den  Gewerbebetrieb,  aber  auch  den  laudwinhschafdichen. 
diesen  jedoch  nur,  soweit  er  nicht  rom  Grundbesitzer  selbst,  oder  auf  dessen  Rechnan^ 
ausgeiibt  wurde,  ferner  den  privaten  Arbeits  vordienst  aller  Art  traf,  also  insofern  aocli 
eilte  Lohnsteuer  mit  in   sich  schloss;    weiter  gehörte  zu  dieser  zweiten  Steaergrappe 
eine  Zinsen-   und    Rentensteuer,   endlich   eine  Gehaltsstouer  fon  Beaniieii 
des  Staats,  der  Gemeinden,  Kirche,  Schule.    Die  Gewerbe-  und  Gehaltsstener  traf  J&a 
Einkommen  von  50  Tlilr.  an,  weniger  war  frei.   Die  Grundsteuer  von  landwirthschaft- 
lichen Grundstacken  wurde  auf  10  Ölasscn.  200  Silbergroschen  und  darüber  Kata^u^- 
ertra^  vom   Morgen  iu  der  ersten ,  5 — 127«  ^S^-  ^^  ^^^  zehnten  mit  Steuereinheiten 
von  6  Pf.  bis  V'g  Pf.  veranlagt,  Grundstücke  niedrigeren  Ertrags  blieben  frei,  wirklich 
als  Garten  benutzte  Grundstacke  zahlten  zur  Einheit  V,,  andere  ^/^  %  vom  Reinertrag. 
Forsten  V*  des  landwirthschaftlichen  Reinertrags,  die  Häuserstener  war  Vi«o%'®* 
Kapitalwerth,   bei   der  Gewerbe-   und  Zinssteuer  war  die  Einheit  normal  V«  %*  ^^ 
niedrigeren  festen   Sätzen  bei   Bcträ^^en   unter  300  Thlr,  bei  der  Gehaltsstener  nor 
Vi5  7o*     ^^  Ganzen   also  sehr  niedrige  Sätze,  auch  bei  der  thatsächiichen  Erhebung 
von  9  Steuereinheiten  (mitunter  weniger,   erst  zuletzt,  1885,  mehr,  14),   freilich  mit 
Willkuhr    in    den  Zahlenverhältnissen    zwischen    den   einzelnen  Gliedern,    wie  es  bei 
einem   derartigen   System    nicht   zu  vermeiden  ist.    Die   Yeranlagungsmethode 
war  allgemein  die  der  Einschätzung  durch  Commissionen,  ohne  Declarationen  der 
Censiten  selbst,  auch  bei  der  Zinssteuer. 

Nach  Durchführung  des  Gesetzes  auf  Grund  seiner  Einheitsstenersätze  ergab  sich, 
dass  die  beabsichtigte  Yertheilung  zwischen  Grundbesitz  (.ausser  Häusern)  and  anderem 
Besitz  und  Erwerb  in  der  Quote  von  45  :  55  nicht  erreicht,  sondern   eine   solche  von 
c.  38  :  62  eingetreten  war.  Demgemäss  hätten  Aenderungen,  insbesoudere  Ycrminderangen 
der  Einheitsaätze  der  anderen  Einkommen  als  aus  ländlichem  Besitz  erfolgen  müssen. 
In  dem  darüber  entbrannten  Interessenstreit  kam  es  zu  einem  Compromiss,  die  Quoten* 
be^timmung  wurde  beseiii^^^t,   die  Sätze  der  Häusersteaer  and  der  Gewerbe-,  Arbeits- 
verdienst-, Zinsen-,  Gehaltssteucr  für  die  Steuereinheit  ermässigt  (Gesetz  vom  1.  Märi 
18C8,  bei  Schanz  a.  a.  0.  S.  1001).   Die  Fortentwicklung  fahrte  aber  auch  bei  diesen 
Säuen  bei  der  Stabilität  des  Grundsteuerkatasters  und  der  Revision  der  anderen  Steuern, 
sowie    bei    der   steigenden    den   letzteren   unterliegenden  Erträgen  za   einer  weitereu 
relativen  Verschiebung    der  Steuerlast  vom  ländlichen  Grandbesitz  maf  die  anderen 
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Einkommenarten,  —  der  allgemeine  Gang  der  Dinge,  wie  wir  ihm  auch  in  den  anderen 
deatschen  Staaten  regelmässig  begegnet  sind.  Ein  Gesetz  vom  9.  April  1878  brachte 
einige  kleine  Aenderungen  (s.  Schanz  a.  a.  0.  S.  1004  und  über  die  Periode  bis  1886 
eb.  S.  999 — 1006).  Zum  Gesetz  von  1866  gehören  ausser  dem  gen.  von  1878  auch 
noch  die  vom  1.  M&rz  1868,  15.  Juli  1871,  28.  Oct.  1874. 

Die  Ergänzungssteaer  von  1866  ist  die  anhalt'sche  dir  acte 
Hanptsteuer.  Neben  ihr  bestanden  —  und  bestehen  noch  — 
kleine  Reste  alter  Grundabgaben,  gewerbliche  Gon- 
cessionsabgaben,  insbesondere  Specialgewerbesteuern 
vom  Gast-  und  Schankgewerbe  und  dem  Hausirgewerbe, 
eine  wesentlich  durch  Staatsverträge  geregelte  Eisenbahnsteuer, 
deren  Ertrag  früher  beim  Privatbahnsystem  erheblich  grösser  war, 
dann  Bergwerksabgaben,  an  indirecten  Steuern  hat  das 
Land  die  übliche  Stempelsteuer  und  eine  Erbschaftssteuer. 
Dem  Ertrage  nach  übertraf  die  Ergänzuogssteuer  jede  dieser 
anderen  Steuern  erheblich,  aber  der  Gesammtertrag  der  letzteren, 
auch  der  directen  darunter  allein ,  war  bedeutender  als  derjenige 
der  Ergänzungssteuer. 

Von  1872—1887  (Finanzjahr  1887/88),  dem  letzten  der  Ergänzungsstouer ,  war 
die  Entwicklung  der  Erträge  folgende,  in  den  oben  in  Tab.  78  angeführten  Jahren. 

Tab.  79.    Anhalt'sche   Steuererträge   1871—87    (Etatäziffern  brutto  1000  M.). 

1872  1880  1887 
Grundsteuer  und  Grundabgaben  ...      49               0.081       0.071 

Concessions-  und  Spocialgewerbesteuer      48  79  79 

Eisenbahnsteuer 162  41  53 

Bergwerksabgaben c.  120  103  115 

zusammen 379  228  247 

Ergänzungssteuor 317  264  487 

ludirecte  (eigene) 72  62  78 

Die  alten  Grundsteuern  sind  woiren  ihres  vorlierrschend  pri^atrechtlichen  Cha- 
raders  fUr  ablösbar  erklärt  worden  (1847,  1850,  1865),  und  so  im  Etat  allmäiig  fast 
ganz  verschwunden,  bis  auf  einen  Rest  jetzt  von  einigen  70  M.  (s.  Schanz  im 
Finjircb.  B.  4,  S.  968).  Die  der  preussischea  nachü^ebildete  eigene  Erbschafts- 
steuer beruhte  auf  dem  Gesetz  vom  13  Febr.  1874,  lässt  die  directe  Linie  und 
Ehegatten  frei,  belegt  Geschwister  und  deren  Dcscendenz  mit  2,  weitere  Seiten- 
verwandte  meistens  mit  4,  noch  entferntere  und  nichtverwandte  Erben  mit  8  ^/q. 

§.  159.  Steuerreform  von  1886.  Einkommensteuer 
und  feste  (Präcipual-)6rundsteuer.  Als  Mängel  der  Er- 
gänzungssteuer machten  sich  die  Nichtberücksichtigung  der  Schulden, 
die  nur  bei  der  Gewerbesteuer  abzugsfähig  waren,  die  schliesslich 
doch  ungleiche  Belastung  der  verschiedenen  Besitz-  und  Erwerbs- 
kategorieen,  auch  die  relativ  gegenüber  der  grösseren  Einkommen 
etwas  zu  hohe  Belastung  der  kleinen  Einkommen  empfindlicher 
geltend,  als  die  Finanzlage  Mitte  der  80er  Jahre  etwas  ungünstiger 
wurde  und  zur  Ausschreibung  einer  grösseren  Anzahl  Steuereinheiten 
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als  bisher  (14^  eventuell  selbst  20  gegen  früher  3,  6,  meist  9) 
nöthigte.  Daza  kamen  die  Kreis-  und  GemeindezasehlSgCy  von  denen 
letztere  vielfach  erheblich  höher  waren  (25  Einheiten  nnd  mehr 
kamen  hier  vor.).  Es  war  die  alte  Erfahrung  mit  jedem  Ertrags- 
steuersystem,  dessen  unvermeidliche  Mängel  nur  bei  massigen 
Steuersätzen  erträglich  sind.  Diese  Sachlage,  dann  die  neueren 
günstigen  Erfahrungen  mit  der  Einkommensteuer ,  besonders  im 
Königreich  Sachsen ,  und  die  beginnende  allgemeinere  Hinneigung 
der  Theorie  und  Praxis  itihrten  auf  den  früher  schon  eingeschlagenen, 
aber  bald  wieder  verlassenen  (S.  509)  Weg  der  Einkommen- 
steuer zurück. 

Dabei  wollte  man  aber  einigermaassen  an  den  Relationen 
zwischen  der  bisherigen  Besteuerung  des  ländlichen  Grundbesitzes 
und  der  übrigen  Einkünfte  in  der  Ergänzungssteuer  festhalten, 
glaubte  auch  durch  den  Character  der  Grundbesteuerung,  sowie 
durch  die  politische  Bedeutung  des  Grundbesitzes  eine  höhere 
directe  Besteuerung  gerade  dieses  Besitzes  und  Ertrags  gegenüber 
anderen  allgemein  begründen  und  daher  fordern  zu  sollen.  Ans 
den  Interessenkämpfen  hierüber  ergab  sich  die  eigenthflmliche 
Maassregel,  dass  für  den  ländlichen  Grundbesitz  neben  der  auch 
ihn  tre£fenden  Einkommensteuer  ein  Rest  der  bisherigen  ländlichen 
Ergänzungssteuer  als  eine  Art  Präcipualsteuer  dieses  Besitzes 
festgehalten  wurde,  im  festen  Betrage  von  3  bisherigen  Steuer- 
einheiten, die  nunmehr  sogen,  feste  Grundsteuer.  Diese  stellt 
also  neben  der  Einkommensteuer  formell  und  reell  eine  zweite 
directe  Steuer  des  Grundbesitzes  dar,  in  Form  einer  Ertragssteuer, 
so  dass  insofern  für  diesen  Besitz,  bezw.  Ertrag  Doppelbesteaernng 
vorhanden  ist.  Dies  bewirkt  zugleich  eine  höhere  directe  Belastung 
gerade  dieses  Besitzes  —  aber  eben  auch  nur  dieses,  nicht,  z.  B., 
auch  nur  zugleich  der  anderen  Hauptart  des  Realbesitzes,  der 
Häuser  — ,  somit  ergiebt  sich  eine  Höherbelastung  dieser  Art  des 
fundirten  Einkommens,  freilich  in  der  mangelhaften  Form  der 
Ertragssteuer,  ohne  Rücksicht  auf  Lasten  und  Schulden,  was  nur 
durch  die  Niedrigkeit  des  Steuerfusses  (bei  3  Steuereinheiten  der 
Grundsteuer)  erträglicher  wird. 

In  der  Einkommensteuer  folgte  man  vomemlich  der  königlich 
sächsischen.  Das  so  entstandene  Gesetz  vom  10.  April  1886,  betr. 
die  EioführuDg  einer  Einkommensteuer  (und  einer  festen  Grund- 
steuer) ist  als  ein  wesentlicher  Fortschritt  des  deutschen  Steuer- 
rechts anzusehen. 
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S.  über  die  Rdform  ron  1886  wieder  Schanz  im  Fio.arch.  6. 4,  S.  1006—1034, 
mit  eingehender  kritischer  und  systematischer  ErOrtemng:  der  Haaptpnncte  der  £in- 
kommensteoer  (S.  1013—1029).  Das  Gesetz  selbst  eb.  S.  1035—1053,  die  AasfOhrnngs- 
rerordnung  ?om  20.  Joii  1886  eb.  S.  1054—1070).  Eine  kleine  No7elle  znm  Gesetz  von 
1886  datirt  vom  12.  April  1890  (s.  passim  Fin.arcb.  6.  14,  S.  765  ff.,  im  Texte  des 
Gesetzes  ron  1886/96  das  Einzelne).  Unter  Hinweis  anf  die  Ansführnngen  von  Schanz, 
fÜLT  Einzelheiten  auf  Gesetz  nnd  Aasfuhningsverordnnng  selbst,  sowie  anf  die  früheren 
Darlegungen  über  neuere  deutsche  allgemeine  Einkommensteuern  in  anderen  deutschen 
Staaten  in  diesem  Bande  (besonders  tlber  Sachsen  o.  §.  37)  beschränke  ich  mich  nur 
auf  die  Hervorhebung  einiger  Puncto  von  speciellem  Interesse  und  zur  Orientirung 
über  die  ganze  Gesetzgebung. 

Im  Gesetz  wird  die  Steuer,  wie  die  eine  frühere  preussische,  eine  classificirte 
Einkommensteuer  genannt.  Sie  ist  eine  wirklich  allgemeine,  der  im  Princip  jede  Art 
und  Hohe  des  Einkommens  unterliegt,  mit  Gew&hrung  der  Steuerfreiheit  fdr  das 
600  M.  nicht  übersteigende  Einkommen  einer  Person.  Bis  900  M.  Steuerfreiheit  zu 
gehen,  wie  in  Preussen,  und  wie  die  Regierung  wünschte,  drang  nicht  durch.  Steuer- 
pflichtige Subjecte  sind  neben  den  natürlichen  Personen  (§.  2)  die  juristischen  Personen 
des  Öffentlichen  Rechts  und  ihnen  gleichgestellte,  sowie  bestimmte  genannte  des  Privat- 
rechts,  Erwerbsgesellschaften ,  besonders  Actiengesellschafteu  u.  s.  w.  in  dem  Umfang 
anderer  neuer  Gesetze,  womit  die  Einkommen besteuerung  dieser  Personen  im 
deutschen  Steuerrecht  einen  weiteren  Fortschritt  machte,  dann  auch  liegende  Erb- 
schaften (§.  4).  Bemeri(enswerth  ist,  dass  zwar  der  Herzog  (und  die  Mitglieder  des 
herzoglichen  Hauses)  einkommensteuerfrei  sind,  aber  die  bisherige  Staatssteuerpflichtlg- 
keit  des  zum  Hausfideicommiss  gehörigen  inländischen  Grundbesitzes  des  herzoglichen 
Hauses  auch  fttr  die  Einkommensteuer  festgehalten  ist,  und  zwar  in  der  schon  er- 
wähnten Weise,  dass  der  Ertrag  jenes  Besitzes  dabei  ein  für  allemai  auf  990.000  M. 
für  die  Einkommenbesteuerung  fizirt  ist  (Gesetz  über  Auseinandersetzung  vom  28.  Juni 
1869,  Art  XI  und  Einkommensteuergesetz  §.  6).  (S.  sonst  über  die  subjective  Steuer- 
pflidit  Schanz  a.  a.  0.  S.  1013 — 1019).  —  An  der  bisherigen  Einrichtung  der  Steuer- 
einheiten, deren  jedesmal  zu  erhebende  Anzahl  dann  das  Etatsgesetz  bestimmt,  ist 
festgehalten  worden  (§.  13).  Der  Tarif  (§.  14)  ist  ein  leicht  degressiver,  bezw.  pro- 
gressiver, beginnt  mit  Vio  ^*  Steuereinheitssatz  bei  600 — 800  M.  Einkommen,  also 
mit  Vs— V«  Promille  und  endet  mit  10  M.  für  10.000—11.000  M.  Einkommen,  also 
mit  c.  1  P^mille.  Bei  10  Steuereinheiten  ergiebt  sich  daher  selbst  hier  erst  eine 
Steuer  von  1,  bei  15  von  IVs  Vo*  ^^^^  i™  Landtag  gewünschte  Weiterführung  der 
Progression  über  10.000  M.  hinaus  erklärte  die  Regierung  damals  als  unannehmbar, 
sie  hatte  sie  nur  bis  6000  M.  führen  und  bei  dieser  Hohe  schon  1  Promille  Einheit 
haben  wollen.  Erst  1896  ist  die  Progression  weiter  geführt  worden  (s.  u.  in  §.  160). 
Verminderte  Leistungsfähigkeit  (§.  15)  kann  bis  zu  60O0  M.  Einkommen  mit  Herab- 
setzung um  1  Classe,  bei  der  untersten  mit  Freistellung  berücksichtigt  werden.  — 
Die  järlich  erfolgende  Veranlagung  der  Steuer  knüpft  an  Haus-  und  Wohnlistcn 
an,  besteuert  Ehefrauen  und  Hauskinder  für  deren  Einkommen,  über  das  sie  selb- 
ständig verfügen  kOnnen,  besonders  und  beruht  bei  den  physischen  Personen  mit  über 
1500  (seit  Novelle  vom  12.  April  1890  2000)  M.  Einkommen  und  bei  allen  juristischen 
auf  der  Declarationspf licht  (mit  Versicherung,  die  Angaben  nach  bestem  Wissen 
und  Geirissen  gemacht  zu  haben),  eine  Pflicht,  deren  Nichterfüllung  mit  dem  Verlust 
der  Rechtsmittä  gegen  Einschätzung  bedroht  ist  (§.  11,  83).  Auch  andere  Personen 
haben  auf  besonderes  Verlangen  die  erforderlichen  Nachweisungen  zu  geben.  Im 
Gesetzentwurf  war  allgemeine  obligatorische  Declarationspflicht  auch  der  kleinen  Gen- 
8iten  geplant  gewesen.  Im  Einkommen  und  in  der  Declaration  darüber  sind  in  der 
üblichen  Weise  4  Arten  zu  unterscheiden  nach  den  Haoptquellen  (§.  17).  Abzugs- 
fähig sind  ausser  Lasten  und  Schulden  (§.  16,  mit  Specialbestimmungen  für  Einkünfte 
aus  dem  Auslande  und  für  das  Einkommen  Auswärtiger),  auch  Staatsgrund-  und  Staats- 
gewerbesteuer (also  nicht  andere,  auch  nicht  Gemeindesteuern),  ferner  Sachversicherungs- 
prämien, nicht  andere,  wie  für  Lebensversicherung.  Die  Veranlagung  erfolgt  durch 
Einschätzungen  von  Einschätzungscommissionen  unter  Oberleitung  der 
Landes  -  Finanzdirection.  Es  werden  Bezirks-  und  Kreiseinschätzungscommissioncn 
unterschieden,  erstere  meist  eine  Ortschaft  umfassend,  schätzen  die  Einkommen  bis 
3000  (nach  Novelle  von  1890  bis  5000)  M.  Höhe,  in  den  4  Hauptstädten  des  Landes 
alle  Einkommen,  letztere  die  höheren  Einkommen  der  übrigen  KreisbevOlkerung  ein. 
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die  Mitglieder  der  ersteren  werden  ?om  Gemeinderath  (GemeindeFersammliing),  der 
letzteren  vom  Kreistage,  nach  näheren  BestimmnDgen  des  Gesetzes  über  das  passire 
Wahlrecht  dabei,  gewählt.  Vorsitzende  dieser  Commissionen  sind  die  Kreisdirectoren, 
jener  ebenfalls  diese  oder  besondere  von  der  Finanzdirection  ernannte  Commissare,  ia 
den  4  Hauptstädten  werden  von  dieser  Direction  ans  den  Mitgliedern  der  Commissionen 
besondere  Commissarc  zur  Leitung  des  Einschätznngsgesch&fts  ernannt  (§.  23,  26, 
kleine  Aenderung  in  Novelle  von  1890).  Za  den  Befugnissen  der  Einschltznngs- 
commissionen  gehört  es,  von  Gerichts-  nnd  Gemeindebehörden,  nach  der  Novelle  von 
1890  von  letzteren  nnd  Hof-  und  Staatsbehörden,  Auskunft  über  bestimmte  Fragen  zn 
verlangen,  Grundbücher  nnd  andere  Acten  einzusehen,  Sachverst&ndigo.  als  welcher 
zu  fungiren  Jedermann  auf  Erfordern  verpflichtet  ist,  zn  vernehmen  (§.  28).  Rechts- 
mittel des  Censiten  sind  der  Einspruch  an  die  Einsch&tzungscommission  nnd  die 
Eeclamation  gegen  den  zurückweisenden  Bescheid  jener  Gommission  an  die  BecIamatioDS- 
commission  (§.  40  if.).  Neben  der  Einschätzungscommission  kann  ein  „Vertrmnens- 
ausschuss''  auf  Wunsch  des  Einsprucherhebenden  in  Function  treten  (§  46).  Gegen 
einen  die  Einschätzung  ermässigenden  Beschluss  der  Einsch&tznngscomminsion  hat 
auch  der  Vorsitzende  ein  Recht  der  Berufung  an  die  Reclamationscommission  (§.  47). 
Letztere  fongirt  für  das  ganze  Land,  mit  dem  Sitz  in  Dessau,  nnd  besteht  aas  einem 
rom  Staatsministerium  zn  ernennenden  Beamten  als  Vorsitzenden  nnd  6  Mitgliedern, 
die  zur  Hälfte  vom  Staatsministerium,  zur  Hälfte  vom  Landtage  auf  die  Daner  der 
Landtagsperiode  gewählt  werden  (§.  48).  Diese  Gommission  hat  umfassende  Befug- 
nisse, eventuell  bis  zur  Forderung  eidesstattlicher  Versicherungen,  deren  Wortlaut  sie 
vorschreibt  (§.  50).  Bei  Berufungen  des  Vorsitzenden  der  Einschätzungscommiaiionen 
gegen  die  Einschätzun^r  eines  Censiten  ist  letzterer  zur  Theilnahme  an  den  Verhand- 
lungen einzuladen  (§.  51).  Gegen  Entscheidungen  der  Reclamationscommission  findet 
eine  Berufung  an  Gerichte  nicht  statt,  sondern  Seitens  des  Censiten  nnr  eine  Be- 
schwerde an  das  Staatsministerium  wegen  unrichtiger  Anwendung  des  Gesetzes  oder 
der  Ausfuhrungsvorschriften.  Eine  solche  Beschwerde  kann  auch  der  Vorsitzende 
dieser  Commission  aus  demselben  Grunde  an  das  Staatsministerinm  einlegen  (§.  52).  — 
Strafen  sind  neben  Ordnungsstrafen  Hinterziehnngsstrafen  im  Zehnfachen  des  ver- 
kürzten Steuerbetrags  bei  unrichtigen  und  unvollständigen  Angaben,  die  nicht  ledig- 
lich auf  einem  Versehen  beruhen  (§.  53,  54).  Durch  die  Novelle  von  1890  ist  die 
Bestimmung  dahin  abgeändert  worden,  dass  bei  wissentlich  anrichtigen  oder  an- 
volUtändigen  Angaben  die  Strafe  des  Fünffachen  desjenigen  Staatsstcuerbetrags,  donea 
Hinterziehung  beabsichtigt  war,  wenn  aber  die  Folge  eine  zu  niedrige  Veranlagoog 
war,  das  Zehnfache  der  zu  niedrig  veranlagten  Staatssteuer  eintritt  Ausserdem  Straf- 
androhungen für  den  Bruch  des  Geheimnisses  an  bei  Veranlagung  Betheiligte  (nit 
Zusatz  in  Novelle  von  1890  bei  §.  53).  Der  Bescheid  in  Strafsachen  wird  von  der 
Finanzdirection  verhängt,  wogegen  keine  Beschwerde  im  Verwaltangsweire  stattfiadea 
kann.  fUr  Anträge  auf  gerichtliche  Entscheidungen  kommen  die  §.  460 — 469  der 
Strafproccss-Ordnnng  in  Anwendung,  Umwandlung  der  Geldstrafen  in  Freiheitsstrafen 
findet  nicht  statt  (§.  55,  56).  Die  Frist  für  Verjährung  der  Strafverfolgung  wegen 
Hinterziehungen  ist  eine  dreijährige,  wegen  sonstiger  Zuwiderhandlangen  eine 
dreimonatliche,  für  Strafvollstreckung:  eine  fünQährige  (§.  68). 

Das  Gesetz  trat  am  1.  Juli  1888,  dem  Beginn  des  neuen  Finanzjahres,  in  einigen 
Bestimmungen  zur  Vorbereitung  der  Einschätzung  u.  A.  m.  schon  am  I.Jan.  1888  in 
Kraft.  Die  Veränderungen  in  den  Steuererträgen  seit  dieser  neuen  Gesetzfrebung  waren 
die  folgenden.  (Die  Jahre  1887  und  folgende  immer  die  Finanriahre  1887. 88  n.  s.  w.) 
Die  Er^ilnzungssteuer  gab  im  letzten  Jahre  ihrer  Erhebung,  lo87,  487.000  M.,  die 
feste  (irundstcuer  im  seitdem  fast  ganz  unveränderten  Betrage  war  vom  nichatea 
Jahre  1888  an  nicht  ganz  41.000  M.,  die  Einkommensteuer  von  1888-— 97  dagefea 
bezw.  321  —  330  —  433  —  528  —  566  —  591  —  728  —  650—  870  —  930 
Tausend  Mark,  d.h.  von  zuerst  8  Steuereinheiten  war  man  auf  11,  13,  15,  znletzt 
IG  gekommen ,  also  in  10  Jahren  eine  wesentliche ,  fast  ununterbrochene  Steigernog: 
der  anf  weitere  Keformcn  besonders  mit  hindrängende  Umstand.  Die  Conc«8sions- 
und  Specialgewerbcsteuern  standen  in  diesem  letzten  Jahre  1897  mit  123,  die  Eisen- 
bahnsteuer  mit  28.  die  Bergwerksabgaben  mit  132,  diese  zusammen  mit  2^8  Tausend 
Mark  im  Etat,  waren  also  im  Ganzen  seit  1887  wenig  gestiegen,  die  indirecten  Steneni, 
mit  136.000  M.  in  1897  mehr,  aber  die  Einkommensteuer  hatte  doch  durchaus  die 
beherrschende  Stellung  in  der  Besteuerung  erlangt,  weit  mehr  als  ihre  Vorgängerin, 
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die  ErKänzungssteoer  (s.  o.  T.  79,  S.  511).    Für  weitere  Reformen  der  directen  Be- 
st eucrang  konnte  nur  an  sie  angeknüpft  werden. 

§.  160.  Steuerreform  von  1896/97.  Hinzufügung 
einer  neuen   Gewerbe-  und  Rentensteuer. 

S.  den  Anfsatz  von  Schanz  nnd  das  legislative  Material  im  Fin.arch.  B.  14, 
S.  755 — 803.  Ein  komm  ensteaeriresetz  von  1886  mit  den  Novellen  vom  12.  April  1890 
und  31.  März  1896  (eb.  S.  765—785),  üewerbesteuercesctz  vom  22.  Mai  1897  (eb. 
S.  786--796),  Kapitalrentens)teuergcsetz  ebenfalls  vom  22.  Mai  1897  (eb.  S.  786—800), 
ADsführnngs-Verordnnng  vom  23.  Juli  1897  (eb.  S.  800—803). 

Nachdem  schon  die  erwähnte  Novelle  von  1890  kleine  Aen- 
derungen  an  dem  Gesetz  von  1886  gebracht  ^),  u.  A.  auch  im  Tarif^ 
wurde  durch  eine  neue  Novelle  vom  31.  März  1896  wesentlich  aus 
socialpolitischen  Gründen  zu  besserer  Vertheilung  der  Steuerlast 
neben  finanziellen  Gründen,  und  dem  preussischen  und  sächsischen 
Beispiel  folgend,  die  Progression  des  Steuerfusses  über 
10.000  M.  Einkommen  hinaus  weiter  bis  auf  IV3  Promille  für  die 
Steuereinheit  bei  100.000 Einkommen  und  darübergeführt,  mit  gleich- 
massiger  Ausgestaltung  der  Progression  auch  für  die  sogen,  mittleren 
Einkommen  (c.  10.000 — 30.000  M.),  die  in  Preussen  und  Sachsen 
nach  dem  Priocip  der  sogen.  ,3orizontale''  dem  gleichen  Steuer- 
procentsatz,  wohl  mit  Unrecht,  unterliegen.  Die  Grenze  der  Steuer- 
freiheit (600  M.)  ist  geblieben,  Scala  und  Tarifsatz  haben  aber  auch 
sonstige  kleine  Aenderungen  erfahren,  die  Scala  ist  bei  den  Ein- 
kommen unter  10.000  M.  in  etwas  andere  und  vermehrte  Stufen 
zerlegt,  die  Sätze  der  Steuereinheiten  sind  dabei  zum  Theil  etwas 
erhöht  worden.  Die  Weiterführnng  der  Progression  entspricht  der 
allgemeinen  neueren  Bewegung  auf  diesem  Steuergebiet  in  Deutsch- 
land. Bei  der  Niedrigkeit  der  anhalt'schen  Steuer  bleibt  die  Be- 
lastung dadurch  aber  immer  noch  erheblich  hinter  derjenigen, 
welche  die  höheren  Einkommen  in  anderen  deutschen  Staaten 
unterliegen,  zurück. 

S.  §.  14  des  alten  nnd  nenen  Gesetzes  (Fin.arch.  B.  4.  S.  1038,  B.  14,  S.  769). 
Die  niedriitste  Stufe  ist  jetzt  600 — 750  M.  Einiiommcn  mit  0.15  M.  Steuereinheitssatz, 
Mber  600—800  M.  mit  0.10  M.  U.  A.  sind  die  frUhereii  Stufen  zwischen  500O 
und  10000  M.,  die  nm  je  1000  M.  stiegen,  in  solche  verwandelt  worden,  die  um  je 
500  M.  steiicen.  Der  Steucreinhcitssntz  war  z.  B.  früher  bei  1000—1200  M.  Ein- 
koDDeo  0.20  M.,  jetzt  ist  er  bei  1050—1200  M.  0.30  M..  bei  4000—4500  M.  Ein- 
koMDen  war  er  2.5  M.,  jetzt  ist  er  3  M.,  bei  9000—10  000  M.  war  er  8.60  M., 
ja»  ist  er  bei  9000—9500  M.  8  60  M..  bei  9500—10.000  M.  9.30  M.,  bei  lO.OOO 


')  Beachtenswerth  ist  auch  ein  Zusatz  in  §.  12.  Wie  Qblich  werden  schwankende 
EiüBaliiDen  nach  dreij&hri^em  Durchschnitt  angesetzt.  Nach  der  Novelle  von  1890 
wird  aosdrflcUich  bestimmt,  dass  dabei  ein  Yerlustjahr   oder  ein  Jahr  ohne  stoner- 

fichÜgeB  Einkommen  mit  0  anzusetzen  ist.    Die  Begründung  dafür  aus  den  Motiven 
Scham,  Archi?  B.  14,  S.  758  ff. 


•.-^«aenmg.    Anhalt.  §.  160. 


.'f  :ebiiebeD,  bei  höherem  Einkommen  stiez 

uz   :r  ^r  bei  ll.C">j— 12.000  M.  £inkomm<D 

..     _J.  ^I.  701k  12.0«>j— 59.000  M..  1.50  M.  roa 

•  •   INI  )[.  Einkommen  ist  der  Einheitssatz  P. 

.    .;    rsi  1"  j'^'o'  ^öi  15  erst  2**/^.  —  Vcrmindtjrti 

i     3    -i  -^•■•0  M.  Einkommen  berücksichtig  werden. 

::    .a  Jiii  ü^zabsetzang  um  3  (früher  am  1)  ClasM 

j^eiüftea    luiäer  nur  der  untersten)  (§.  15). 


^--^s^     :f  >r':£r^s»i'ja  des  Fasses   der  EinkommeD- 

:r     zr:K.ir.^   l^id^iviTig  des   sogen,  fundirten  Ein- 

r         .    '^^2ä6&i  inä  anderen  Staaten  dnrch  die  neue 

-^^   i(.  ^ucipcochen :    beides  Maassregeln  aas 

zsr  --ra     .-^•iii2«'ünM:a«jfl"  Gesichtspnnct  der  Stenerver- 

^^  'irn^L   Tsr  üe  M-ihrbelastang  des  ländlichen  Grnnd- 

^^^     ^-^    j;    s«e   rrmÖÄeaer  neben  der  Einkommensteoer 

^.-i^    I  i«««r  r:!a*iecz  herbeigeführt,  sondern  wesent- 

.     .    ^^&»:.-"^-a«a  !t'iar?elistang  dieses  Besitzes  im  neaen 

.^-*fi-ii     ci.— .i2:c  :a  rxren.  aber  factisch  wirkte  sie  doch. 

^     ^. ..     /ciT    tar«:rs:  "F-'L-den.  auch  wie  eine  Mehrbelastang 

^st2l:!^    iJs  einer  Quelle    ,,fundirten''   Eio- 

:<-  3iue  ^legen,  nun  auch  das  übrige  der- 

iÄ>  iaasem.  Gewerbe-  und  Leihkapital  einer 

^  r^t.  J*>pa«ibe»cecerang  noch  neben  der  Einkommen- 

-t^::*:?!^'^.     Jadirch  wäre    zugleich    das  Bedürtbiäs 

-^ft*.-?*!   ^^'iKrciuaxiaien  ohne  stetige  Steigerung  des  Ein- 

u    einer    grösseren    Zahl    ausgeschriebener 

*«!rtt^^7  worden,  ein  Bediirfniss,  das  ohnehin  aal' 

;>«^«?Rit  ::2zäniJ$^e.   Für  die  Verbindung  einer  allgemeinen 

^    ä:S  ler  Einkommensteuer  zu  diesen  socialpolitischen 

-giMCtxii^ir  i'v-^:<:ti^a  sprach  der  Vorgang  des  das  Ländchen 

1mö4ü»*****"^   -•'^^5**'**-*^^°  Staats  und  die  erwünschte  Möglich- 

•   "^    'üfecr  :'^r<^iual;«ceaer  ebenfalls  den  Lasten-  und  Schulden- 

i-fi  cf*'**^'^**'  ^^^  ^^^  ^^^  Ertragssteuer,  auch  bei  dem  Rest 

_    <.«ri^2i£«i^«i^'£   t-sieu  Grundsteuer,  nicht  stattfindet,  ein  auch  bei 

uMfifi«*  S^«ctxu:s  vioch  misslich  bleibender  Umstand. 

'Hiii!^«^  %-xiut!  i:e:^:r  Weg  nicht  betreten,  sondern  ein  anderer. 

f^  siod  ^ife«^  iu^rödupc  nicht,  theils  nicht  in  erster  Linie  social- 

-liJitiw^    S«u«;r^ertbeilung$gesichtspuncte,     sondern     finanzielle 

^,j^  »tu  ;}i^uihümliehe  finanzielle  und  wirthschaftliche  Ver- 

uiTiiiiwr  |9C»«^D»  welche  zu  dem  gewählten  Wege  einer  weiteren 

tUbrteo,  und  zwar  aus  im  Ganzen  zutreffenden  Gründen. 

^niftlui^  werden  in  Anhalt  die  Schullasten  grösstentheils 
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direct  vom  Staate  getragen  und  haben  sie  sich  in  neuerer  Zeit  be- 
sonders stark  vermehrt.  Sie  in  grösserem  Maasse  den  Gemeinden 
zuzuwälzen,  erschien  inopportun.  Vomemlieh  war  es  nun  notorisch 
die  Entwicklung  der  Grossindustrie,  die  diese  Steigerung 
der  Schullasten,  wie  auch  diejenige  der  Armenlast,  direct  und  in- 
direct  bewirkte.  Demgemäss  wollte  man  diese  Industrie  in  stärkerem 
Umfang  zur  Deckung  der  Staatsausgaben  heranziehen  und  gelangte 
so  zu  dem  Gesetz  gewordenen  Plane,  die  grösseren  gewerb- 
lichen Unternehmungen  mit  einem  Reinertrage  von  über. 
10.000  M.  einer  besonderen  Gewerbesteuer  zu  unterziehens 
Dieses  Vorgehen  war  principiell  und  practisch  zu  begründen.  Es 
entsprach  der  Tendenz  nach  nicht  sowohl  einem  „socialpolitischen^^ 
Steuergesichtspnnct ,  die  stärkeren  Schultern  auch  relativ  stärker 
zu  belasten  und  diese  Art  des  fundirten  Einkommens  höher  zu 
besteuern,  wenn  es  auch  eine  derartige  Wirkung  als  begleitende 
Folge  mit  sich  führte.  Vielmehr  beruhte  es  auf  dem  Gedanken 
der  Besteuerung  nach  dem  Princip  von  Leistung  und  Gegenleistung 
oder  nach  dem  Interesse  (Fin.  II,  §.  180 — 182),  das  hier  einmal 
in  der  Staats  besteuerang  zur  Geltung  gelangte  und  nach  Lage 
der  Dinge,  da  die  Schullasten  vomemlieh  Staatssache  waren,  nicht 
mit  Unrecht.  Immerhin  ein  steuerpolitisch  allgemein  be- 
achtenswerther  Vorgang,  der  wieder  einmal  zeigt,  wie  com- 
plicirt  solche  Fragen  leicht  sind  und  wie  lehrreich  auch  für  die 
Theorie  die  SteuergescUichte  solcher  staatlicher  Mikrokosmen  wie 
Anhalts  mitunter  sein  können.  Die  neue  anhalt'sche  Gewerbesteuer 
nach  dem  Gesetz  vom  22.  Mai  1897  ist  also  speciell  eine  gross- 
industrielle  und  der  technischen  Form  nach  eine  Ertrags- 
steuer, ohne  Zulassung  des  Schuldabzugs  vom  Reinertrag, 
wiederum  folgerichtig  dem  steuerpolitischen  Gedanken  nach:  es 
werden  so  aus  dem  Steuerertrage,  wenn  er  auch  in  die  Staatscasse 
ohne  Weiteres  iliesst  und  nicht  die  Specialverwendung  in  der  Art 
der  alten  Zwecksteuern  findet,  besondere  Beiträge  für  eine  durch 
die  Besteuerten  wesentlich  verursachte  Staatsausgabekategorie 
erzielt. 

S.  fttr  die  EinzelheitCD  das  Gesetz  selbst,  far  allgemeinere  Poncte  die  Aus- 
fthroDgen  ?on  Schanz  a.  a.  0.  S.  760 — 763.  Der  Entwarf  hat  im  Gesetz  einige 
Aenderuogen  erfahren  (s.  Schanz).  Ich  beschränke  mich  auf  folf^ende  Mittheilnngen. 
Der  Steuer  unterliegen  nur  die  stehenden  Gewerbe.  Unter  den  Befreiungen  befinden 
sieh  bestimmt  genannte,  wesentlich  gemeinnützigen  Zweciten  dienende  gewcil)liche 
Unternehmungen  der  Communen  (§.  8)«  auch  der  Bergbau,  soweit  er  Bergwerksabgaben 
nach  Gesetz  vom  20.  März  1896  trägt,  wie  die  ganze  Land-  und  Forstwirthschaft 
sind  nicht  gewerbesteuerpflichtig.  auch  nicht  der  Eisenbahnbetrieb  (§.  4,  mit  weiteren 
F&Uen  der  Freiheit).    Es  werden  also  wesentlich  die  Gewerbe-  (und  Handel8-)Dnter- 
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nehmnngen  im  engeren  Sinn  ?on  der  Steuer  getroffen,  aber  nur  die  (prOsBeren  mit 
einem  Reinerträge  von  10.000  M.  und  aufwärts  (nach  dem  Entwürfe  Ton  18.000  M. 
an),  und  zwar  nach  einem  classificirtun.  miUsig  progre88i?en  Posse  (bis  110.000  M. 
Reinertrag  1  ^/g.  fQr  je  weitere  10.000  M.  je  0.1  %  mehr,  bis  zum  Mazimom  fod 
2  Vo  ^ei  200.000  M.  und  mehr,  nach  dem  Entwürfe  bis  3  V«)  (§•  ^«  6)  Steoeiobject 
(Grundlage)  ist  nur  dieser  Reinertrag,  nicht  auch,  wie  bei  der  neuen  pieossischen 
Gewerbesteuer  eyentuell  das  Anlage-  und  Betriebskapital  (s.  darüber  Schaox  S.  762) 
und  zwar  der  individuelle  Reinertrag  unmittelbar,  ohne  Bildung  von  SteoergreselLscbaften, 
die  absichtlich  vermieden  wurden  (Schanz  S.  763).  Der  Gewerbebetrieb  juristischer 
erfolgt  wie  derjenige  physischer  Personen  und  vomemlich  mit  Actiengeseilschafteii 
n.  dgl.  hat  man  es  zu  thun.  Wie  bei  Gewerbesteuern  nach  dem  Reinertragsprindp 
und  wie  bei  der  Einkommenbesteuerung  der  Gewerbe  werden  als  Abzüge  alle  Bem^bs- 
kosten  und  angemessenen  Abschreibungen  anerkannt,  bestimmte  andere  Arten  tob 
Ausgaben,  Verlusten  aber  speciell  als  nicht  abzugsfähig  bezeichnet  (§.  14  o.  A.  Scheid- 
Zinsen  für  Kapitalanlagen,  während  Zinsen  für,  näher  characterisirt  werdende,  Ge- 
schäftsschuiden  abzugsfähig  sind;  auch  Kapitalverluste,  Ausgaben  für  Scholdentilgnng 
und  Tilgung  des  Anlagekapitals,  Einkommensteuer  und  sonstige  PcrsonaUteuern,  Grand-, 
Gebäude-,  Gewerbesteuer  sind  nicht  abzugsfähig).  Für  die  jährliche  VeraDlagung 
ist  die  Declaration  des  Gewerbetreibenden  als  obligatorisch  voi^^ttchrieb« 
(§.  15 — 20),  sie  muss  auch  über  die  Höhe  des  steuerpflichtigen  Reinertrags  selbst  ge- 
geben werden  (§.  19)  mit  der  Versicherung  besten  Wissens  und  Gewissens.  Kicbt- 
erfüUcng  zieht  wie  bei  der  Einkommensteuerdeclaration  den  Verlust  der  RecbtsBitiel 
für  das  Steuerjahr  nach  sich.  Vorlegung  der  Geschäftsbücher  erfolgt  nar  bei  Bereit- 
willigkeit des  Censiten  dazu  (§.  23).  Im  Debrigen  findet  die  Veranlagnng  durch  die 
betreffenden  Behörden  bezw.  Commissionen  der  Einkommensteuer,  wesentlich  wie  bei 
dieser  statt,  die  Vorschriften  über  Rechtsmittel,  Strafen  u.  s.  w.  sind  die  gleichen.  — 
Der  vierte  Theil  des  Steueraufkommens  fällt  der  betrefienden  Gemeinde  zu  (§.  47). 

Die  neue  Gewerbestener  soll  zur  Einkommensteaer  eine  Er- 
gänzungsstelle einnehmen,  wie  auch  die  noch  zn  besprechende 
Rentenstener.  Zu  diesem  Zwecke  sind  noch  besondere  Bestinamungen 
getroffen,  um  diese  beiden  Specialsteuern  selbst  zn  ermässigen, 
wenn  der  Bedarf  eine  Ermässigung  der  Einkommensteuer  gestattet 
und  für  ihren  Gesammtertrag  im  Verhältniss  zu  dem  der  Ein- 
kommensteuer ist  eine  Schranke  gezogen.  Insofern  ist  bei  diesen 
beiden  Specialsteuern  nicht  wie  bei  der  Grundsteuer  ein  fester 
Satz  eingeführt. 

Gesetz  über  Gewerbesteuer  §.  55,  über  Kapitalrentensteuer  §.  20.  Bei  weniger 
als  16  Einheiten  der  Einkommensteuer  soll  von  beiden  anderen  Steuern  nach  Be- 
stimmungen des  Etats^esetzes  ein  entsprechender  Theil  unerhoben  bleiben,  in  der 
Ke^el  bei  weniger  als  16  Einkommensteuercinheiten  bis  25  ^/q,  bei  weniger  als  10 
bis  50  *^'o  und  überhaupt  soll  der  Rei;el  nach  der  Staat>antheil  an  der  Gewerbestener 
und  der  Betrag  der  Kapitalrentensteuer  den  vierten  Theil  des  Einkommen^teuerertrags 
nicht  übersteigen.  —  Bei  der  Einführung  der  festen  Grundsteuer  von  1886  war  eine 
Veränderung  des  Fusses  derselben  (der  Zahl  ihrer  Einheiten)  nach  der  Finanzlage, 
bezw.  dem  Bedarf  und  der  Zahl  der  Einkommensteaereinheiten  seiner  2^it  aoch  er- 
wogen und  von  einer  Si-ite  geplant  gewesen,  ist  aber  nicht  in  das  Gesetz  gekommen 
(Fin.arch.  B.  4,  S.  1011,  Folge  der  Beweglichkeit  der  Präcipuallast  des  l&ndlichea 
Grundbesitzes). 

Die  Hinzufdgnng  einer  besonderen  Kapitalrentenstener 
ist  erst  aaf  eigenen  Wunsch  des  Landtags  erfolgt.  Für  diese  Steuer 
konnte  die  Begründung  der  Gewerbesteuer  mit  Verursachung  be- 
sonderer Staatsausgaben    durch    die  Gewerbetreibenden    und    die 
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ältere  BegrUndoDg  einer  Präcipual- Grundsteuer  nicht  wohl  Platz 
greifen  y  sondern  nur  der  socialpolitische  Gesichtspunct  besserer 
Steuervertheilung  durch  höhere  Besteuerung  dieses  ,,£ undirten'' 
Einkommens.  Um  so  mehr  erscheint  es  dann  als  Lücke  des 
Systems,  dass  nicht  auch  der  Hausbesitz  einer  solchen  Sonder- 
Steuer  unterzogen  worden  ist,  der  die  drei  anderen  Arten  fundirten 
Einkommens,  bei  Gewerben  und  Kapitalien  wenigstens  die  grossen, 
unterliegen.  Bei  der  Kapitalrentensteuer  ist  Schuldzinsenabzug  in 
gewissen  Fällen  gestattet,  insofern  der  Ertragssteuercharacter  nicht 
streng  gewahrt  und  ein  anderer  Rechtszustand  als  bei  der  festen 
Grandsteuer  und  der  Gewerbesteuer  geschaffen.  Die  Steuer  beginnt 
aber  erst  bei  Rentenbeträgen  von  5000  M.  und  mehr,  also  zwar  bei 
erbeblich  niedrigeren  Einkünften  als  bei  der  Gewerbesteuer,  fungirt 
indessen  so  auch  nur  als  höhere  Besteuerung  des  grösseren 
Besitzes  beweglichen  Kapitals,  unterliegt  alsdann  übrigens  einem 
niedrigeren  Steuerfuss  als  die  Gewerbesteuer,  welcher  ebenfalls 
massig  progressiv  gehalten  ist:  er  geht  von  knapp  V2—IV2  Vo  l^ci 
Beträgen  über  13.000  M.  Besondere  Declarationspflicht  besteht 
nichty  es  wird  unmittelbar  die  betreffende  Einkommenkategorie  der 
EiDkommensteuer  zur  Rentensteuer  veranlagt,  die  Veranlagung  er- 
folgt daher  auch  in  Verbindung  mit  der  Einkommensteuer,  als  eine 
Art  Zuschlag  zu  der  betreffenden  Einkommenabtheilung,  wenn  auch 
in  besonderer  Form. 

S.  Schanz  FiD.arch.  B.  14,  S.  763,  764,  das  Gesetz  S.  796  IF.  Steuerobject 
ist  die  Kategorie  2  des  EiukoiDinens  des  Einkorn mensteoeriresetzeä  (§.  17),  d.  h.  das 
JBeineinkommen  an  Kapitalzinsen ,  Kenten,  Apanagen,  Dividenden  von  Action  oder 
Üoxeo,  Natoralgefällen.  Aus/<Ugen  und  ähnlichen  Einkünften"'  (Kapitalrentensteuergesetz 
§.  1),  d.  h.  das  Einkommen,  mit  welchem  der  Pflichtige  zur  Einkommensteuer  ver- 
anlagt ist  (eb.  §.  2),  doch  mit  noch  etwas  weiteren  Befreiungen  (eb.  §.  3).  Etwaige 
Schuldziüsen  sind  soweit  ab/Ugsfähig.  als  sie  das  Einkommen  aus  anderen  Quellen  als 
ans  Kapitalvermögen  überbteigeu  (§.  4).  Für  die  Kentenbeträge  sind  ßetra^sstufea 
Bit  bestimmten  Steuersätzen  gebildet  (5000—5500  M.  mit  24  M.  Satz,  5500—6000  M. 
Bit  SO  M.  u.  ».  w.,  Stufen  von  500  M.  mehr  bis  12-500—13  000  M.  mit  195  M.  Satz, 
ron  da  an  Betragsstufen  von  je  1000  M.  mehr  und  Satz  von  IV^  ^o  dafUr  (§.  6). 
£fDi88igiing  wegen  verminderter  Leistungbfähigkeit.  die  bei  der  Einkommensteuer  bis 
6000  M.  Einkommen  statthaft  ist.  ist  auch  bei  der  untersten  Stufe  der  Kapitalrenten- 
Steuer  aosgescblossen  (§.  12.)  Alle  übrigen  Puncto  sind  wesentlich  wie  bei  der  Ein- 
keauneDStener  geordnet  Aus  den  KoUen  der  letzteren  fertigt  das  Katasterburcau  beson- 
dere Kq>italrcnteu8teuerrollen  an  und  th<>ilt  dem  Gensiten  die  Veranlagung  mit  (§.  7,  8). 

Ad  den  sonstifrcn  directen  Steuern,  vom  (jewerbebetrieb  im  Umherziehen, 
Wanderlagerbetricb,  Betrieb  der  Gast-  und  Schau kwirthschaft  und  des  Kleinhandels 
mit  geistigen  Getränken  ist  durch  diese  Reform,  auch  durch  die  Eiuführnng  der  neuen 
Geverbestener,  nichts  geändert  worden.  Die  Bergwi^rksabgaben  sind  jetzt  geordnet 
duch  Bestimmungen  im  Beririresetz  vom  20.  März  1896.  §.  199—213.  Zur  Erb- 
aehaftsstener  sind,  behnfs  Uebereinstimmung  mit  dem  preussischen  Recht,  Novellen 
am  29.  März  1892  und  29.  Mai  1897  erhussen  worden.  Steuersätze  der  Seitenlinie 
2  DDd  4,  der  fernsten  Verwandten  und  sonstigen  Personen  8%,  bei  Freiheit  der 
diiecten  Linie  and  Gatten. 
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Unter  dem  Einflass  der  dargelegrtcn  Reformen  der  letzten  Jahre  (1896,  1897j 
hat  sich  der  Ertrag  der  anhalt'schen  Steoem  nach  den  EtatszifPem  folgendermaassen 
entwickelt. 

Tab.  80.    Anhalt'äche  Stenererträgc   (1000  Mark). 

1897  1898  1899 

1.  Einkommensteuer      .     .     .      9SCi  \  «  ^.7^  1  oia 

2.  Kentensteuer —    (  ^  "'^  ^^^^ 

3.  Nene  (lewcrbesteoer      .     .       —  160  190 

4.  Feste  Grundsteuer    .     .     .        405  405  40.5 

Samme  1.1—4'     .    .    .  970.5  1.278.5  1.440.5 

5.  Spocialeewerbesteuer  (alte  123  176  190 

6.  Ei^eI^babn^teue^  ....        28  28  28 

7.  Benrwerksabtaben    ...  132  135  142 

Summe  II  (5—7)   ...      283  339  360 

Summe  direcie  ....    1  253  1.617  1  800 

Indireote 136  142  195 

Die  Steuern  sind  rasch  costieeen,  die  directen  betragen  im  letzten  Jahre  aof 
den  Kopf  c.  6.  die  personalen  Hauptsteuem  mit  ihren  Anhängseln  (Summe  I)  c.  4.8M.. 
Belastungen,  die  nicht  direot  mii  den  Dnrthschnittsziffem  viel  grösserer  Staaten  wie 
der  Mittelstaaten  und  rollends  Preussen  rerglichen  werden  kOnnen,  denen  sie  sich 
annähern.  Bei  der  Wohlhabenheit  de«  Landes  ist  die  Belastung  immer  noch  mlmz. 
aber  frtnlich  auch  hier  scii  den  lS$0^r  Jahren  stark  gewachsen,  die  Hauptsteocn 
(unter  It  geeen  die  ehemalige  Erganzungssteuer  im  letzten  Jahre  vor  Einführung  der 
Einkommensteuer  auf  das  Dreifache.  —  Der  wiriliche  Ertrag  der  Erbschafts- 
steuer war  /wischen  InSö  und  1>96  schwankend  zwischen  40.100  und  138.800  M. 
in  einem  Jahre,  im  Durchschnitt  1S94 — 96  S6.4iy*  M.  -ein  anomal  hoher  Durchschnir.. 
da  Jas  Maximum  in  diese  Jahre  Crl.  s.  Fin.arch.  B.  15,  S.  640). 

§.  161.  Die  nene  Ordnung  der  Kreis-  nnd  6e- 
meindebesteaernng. 

Auf  die5»e  Besteuerung  wird  in  diesem  Abschaine  Ton  den  Kleinstaaten  unserer 
Absiebt  gemäss  S.  445  Licht  lihrr  eic gegangen.  Bei  dem  Zusammeubanc  ^t^ 
Staats^ :euerrv form  m::  äi.-^er  i\ssL=nalbes:enenuir  sei  indessen  auch  hier  auf  ledere, 
wie  oben  bs?i  Bn*.:i>ohwe:*:  i§.  l->>  ,  wenigstens  ein  kurier  Blick  geworfen.  Für  lU« 
Weit-.^re  lann  w:-;oL*r  auf  u.  S:hasi*  Ausfuhrungeii  .  Fin.arch.  B.  4,  S.  1030— lö^ 
u:\d  F.  14:  S.  T^-^  .  itne:.  ::b  hier  folge.  tXLd  auf  das  dort  mitgetheilte  legislatire 
Matc^rial  ^^B.  14.  S.  >»"o— >»"v  Terwiesea  weiden.  Die  betreflenden  Gesetze  sind: 
Tom  'J^.  Mir:  IS^T,  A':-ir.ivr-igi-  der  KntisordBung  vom  18.  Juli  1870  betr..  vo» 
7.  Ajril  1>^7.  A:i;icr--:g  rcr.  Besr.cAnngen  der  Gemeinde-.  Stadt-  und  DorfordBüoc 
b^:r.,  xczL  7.  Arr.I  i>>7.  J:*  A:p^asscsg  Tors^-hiedener.  auf  die  Staatsergänzungsstcuer 
K^jCgl::her.  lK-s<v:esTc^s:^^.::f-  ar  i:a>  System  der  Einkommensteuer  und  der  festen 
tirur.j>:tc<r:  NT.  tvz:  1*J.  Air«  15v»j.  wei:ere  Al^Lnderang  der  Kreisordnung  betr.,  oßd 
T.n  12.  Air.I  I^v•J^  Ar-Aiicriigt-  der  Gemeisde-.  S!adt-  und  Dorfordnung  betr. 

Die  ErgäczuniTS^ieGer  hane  anch  die  Gnindlage  fbr  die  Ver- 
ihoiluiig  der  Kreis-  cnd  Gemeicdestenem  gebildet.  Die  Kreis- 
sie uern  wcrdec  caeb  der  Kneisordnang  anf  die  Gemeinden  und 
GuisbM^iirke  in  iedem  Kneise  nach  Verbiltniss  der  in  diesen  ort- 
lieben  Beiirker  .^luikon cierden  Betrige  an  directen  Staatssteneni, 
d.  h.  der  F.r^äziiurg^iecer  acfgebraeht  Xach  der  Beseitigung  der 
Ie:r:ervr.  ertoltrte  die  Venheilcng  der  Kreisstenem  anf  die  Ge- 
ir.eiruer.  ixd  Gutsbeiirke  ca«:h  Maassgabe  der  neuen  EinkomnieD- 
$;euer  cud  der  pr^Min.aiiec  bisherigen,  in  der  Erginznngssteaer  CDt- 
bi^her.en  Grui:d$:e;:er  des  land-  nnd  lonlwiidisehafUichen  Gmnd- 
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besitzes,  wobei  die  Zahl  der  für  den  Kreis  zulässigen  Grnndstener- 
einheiten.mit  der  Zahl  der  za  erhebenden  £inkommensteaereinheiten 
in  ein  bestimmtes  bewegliches  Verhältniss  gebracht  worden  ist. 
Die  Untervertheilang  der  Ereissteuern  auf  die  einzelnen  Gensiten 
geschah  nach  Maassgabe  der  Staatsergänznngssteuer,  also  als  Zu- 
schlag dazu,  in  Städten  mit  abweichendem  Gommunalsteuerfuss 
facultativ  auch  nach  diesem,  nunmehr  in  jeder  Gemeinde  unbedingt 
danach. 

Geo.  Gesetz  7on  1887  und  1890.  Eine  Einheit  der  staatlichen  festen  Grond- 
steoer  wird  erhoben  für  die  Kreise,  wenn  in  dem  betreffenden  Jahr  nicht  mehr  als 
3  Einheiten  der  Einkommensteuer  erhoben  werden.  FUr  jede  zu  erhobende  3  Ein- 
heiten letzterer  mehr  wird  1  Gruudsteuereinheit  mehr  erhoben  (Novelle  zur  Kreis- 
ordnung Tou  1890,  §.  12).  Die  Kreise  sind  berechtigt,  neben  oder  an  Stelle  dieser 
Kreissteuem  fUr  einzelne  Classen  ?on  Kreisangehörigen  oder  einzelne  Gemeinden, 
denen  gewisse  Einrichtungen  besonders  zu  Gute  kommen,  eine  besondere  Besteuerung 
einzufahren,  bei  besonderen  Aufwendungen,  die  vornümlich  gewissen  Objecten  Vor- 
theile  bringen,  auch  Präcipualbelastungen,  in  Form  von  Zuschlägen  oder  dgl.  m.  ein- 
treten zu  lassen  (eb.  §.  14).  —  Kreis-  und  gemeindesteuerpflichtig  ist  im  Betrage  von 
990.000  M.  auch  hier  der  herzogliche  inländische  Grundbesitz  zur  Einkommensteuer. 
Besondere  Bestimmungen  bestehen  für  das  fiscalischo  Salzwerk  Leopoldshall  und  das 
Yerkaufssyndicat  der  Kaliwerke  daselbst  (eb.  §.  10). 

Für  die  Gemeindebesteuerung  ging  man  nach  Einführung 
der  Einkommensteuer  bei  dieser,  soweit  sie  Gemeindezwecken  dient, 
unter  die  Grenze  von  600  M.  mit  der  Steuerfreiheit  herab  auf 
300  M.  und  wies  die  Gemeinden  neben  Zuschlägen  zur  Staatsein- 
kommensteuer auf  Mitbelastnng  der  Grundsteuer  und  der  Häuser- 
stener  hin.  Das  Maass  der  Heranziehung  der  Grundsteuer  ist 
dabei  in  derselben  Weise  wie  bei  der  Kreissteuer  in  ein  bestimmtes 
bewegliches  Verhältniss  zur  Heranziehuog  der  Einkommensteuer 
gebracht.  Die  communale  Grund-  und  Häusersteuer  bildet  so,  in 
üblicher  Weise,  eine  MehrbelastuDg  dieses  Besitzes,  neben  der  Ein- 
kommensteuer, dem  Stenerprincip  von  Leistung  und  Gegenleistung 
entsprechend.  Zu  der  neuen  Gewerbesteuer  der  Grossgewerbe 
scheinen  Gemeindeznscfaläge  nicht  zu  erfolgen,  dafür  aber  ist  der 
vierte  Theil  des  Ertrags  der  betreffenden  Gemeinde  überlassen. 
Gemeindezuschläge  zu  der  neuen  Kapitalrentensteuer  sind  dagegen 
ausdrücklich  untersagt. 

Kapitalrentensteuergesctz  §.  17.  Die  Bestimmung  gilt  auch  für  die  Kreise  und 
bezieht  sich  auch  auf  die  Einfuhrung  eigener  Kreis-  oder  Gemeinde-Kapitalreuten- 
steuern  (Gewerbesteuergesetz  g.  47).  —  Die  untersten  Stufen  der  Gemeinde-Einkommen- 
steuer sind  300—450  M.  Einkommen  mit  0.05  M.  Steuereinheit,  450—600  M.  mit 
0.10  M.  dsgl.  Die  communale  Häusersteuer  ist  eine  selbständige  nach  Aufhebung 
der  staatlichen  (in  der  Iriiheren  Ergänzungsstcuer)  geworden,  betriüt  nur  Wohnhäuser 
mit  Zubehör,  und  hat  dafür  den  Feuerverbicherungswerth  zur  Grundlage  genommen, 
nach  der  Versicherungssumme  bei  der  Landesbrandcaäse ,  —  eine  nicht  einwandfreie 
Grundlage,  zumal  in  Städten.  Der  Steuereinheitsüatz  ist  dabei  2  Pf.  auf  1000  ÜL 
Werth.     Gewerbliche  und   überhaupt  Nicht- Wohngebäude,  mit  Ausschluss  der  dem 
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LiüivinLachafbbetheb  dienenden,  können  übrigens  darch  Ortsstatat  in  derselbe& 
U  eise  GLd  Hohe  mit  zur  Besteuerung  herangezogen  werden  (Gesetz  von  1890.  §.  26) 
Weikii  i:h  die  Be&timmungen  recht  verstehe,  masscn  dann  zur  Bedarfsdeckang  in  de£ 
*.Vexei:Lien  immer  gleich  viel  Einheiten  der  Einkommensteuer  und  der  Häuserstener 
r:iv':'<e:^  werden,  vo^ogen  für  die  Grundsteuer  das  Ycrh&itniss  der  Heranziehung  vie 
1  :  ?  Einheiten  der  Einkommensteuer,  ebenso  wie  bei  den  Krcisstcuem  vorgeschrieben 
li;.  —  LVl  ^fcxitlicben  Beamten,  die  in  der  früheren  Gehaitssteuer  niedriger  als  andere 
B::r;:fe  ^e:^:euert  waren,  ist  in  der  neuen  Gesetzgebung  ausdrücklich  das  Privileg  ge- 
v.'ir:.  dias  sie  nnr  mit  der  Hälfte  des  Steuersatzes  ihres  Einkommens  zur  GemciDÜd- 
ei:.kvmmeii>tecer  heraoge/ogen  werden  (gen.  Gesetz  §.  25  a).  —  Persönliche  Dienät- 
Ie;>:urgen.  iu>>er  bei  Nothstaudsabwehr  u.  dgl.,  dürfen  ausdrücklich  nicht  geford«n 
weroir.  ,eb.  ^.  iJo  .  Die  Bestimmungen  für  die  Kreissteuern  in  Betreff  Sonder- 
beäteoerciigen  und  Präcipualsteuem  bei  Aufwendungen  von  besonderem  Vortheil  fur 
gewisse  (irundstucLo  gelten  ebenso  für  die  Gemeindebesteuerung.  Auch  für  die  Ge- 
rn eindesteuer  steht  Leopoldshall  und  das  Verkaufssyndicat  der  Kaliwerke  apart  da. 
In  vensrbiedeneti  sonstigen  Fällen,  so  bei  Besteuerung  zur  Kostendeckung  im  Land- 
armenverband  sind  Einkomuensteuerpflichtige  nebst  Zuschlägen  zur  festen  Gnud- 
stouor.  im  Verhältniss  von  1  Einheit  jener  und  Vs  Einheit  dieser,  vorgeschriebeb 
vGesetz  vom  7.  April  IS^T.* 

e.    Sachsen -Weimar. 

§.  162.    Vorbemerk uneen.     Ceber  Finanzen  und  Steuern   des  GrossherW- 
thums,  mit  einigen  historischen  Notizen,  v.  Reden.  Finanzstatistik  I,  2.  Abth.,  S.  1371 
bis  14'J»X  TorLemlioh  über  die  erste  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts.     L'ebor  die  Sieaer- 
verfAssung  sf^eciell  S  t  i  c  h  1  i  n  g ,  Einkommensteuer  des  Grossherzogthum  Sachsen-  Wciniar- 
Eiseiiaoh.  1S44   bes.  Borst.  Grund- und  Einkommensteuer  des  Gossherzogth.  Sachsi'ij- 
\^\:i3iar   IST^   fB.  II.   Heft  3  der  Conrad*schen  Sammlung  von  Abhandlungen),  mit 
hi>^'r.sohoc  K^ck blicken  und  Kritik.   Dazu  G.  Schanz,  Beform  der  Einkorn mensteoer 
:-.;  NAC hse:.- Weimar.  Fia.aroh.  Bd.  2.  1885,  S.  893—1009,  mit  Abdruck  der  betr.  Denercn 
v.t:sv'::>'.  f<r:.e:  a:  onym.  Steuerreform  im  Grossherzogthum  Sachsen- Weimar,  von  eineo 
:>:,:..ie  c<fs  Lar^des  ISTT.    Ueber  die  Gruudsteuerverhältnisse  der  früheren  Zeit  aDch 
Fr  Milifbnii  s  Tiurir.gor.s  Siaüstik  II,  Heft  1,  S.  27  (1871),  daselbst  auch  über  dk 
X  .:,r,:-.  :i.Lr/.  r:s:bc.-i  Kleii.staaten.    Franz,  Landwirthschaft  in  Thüringen  1896,  S.7> 
V--     isc:.,::  ='.:  S:*:is:ik  .   Ueber  die  neueste  Steuerreform  Paulsson,  Fin.arcb.  B.  V\ 
*. >  -^    S   z^^'^-  ;vvi.  das  Geseu  Ton  1897  eb.  S.  355—381.    Ortloff,  über  die  iicoci* 

.'Ar.rK  f.  Nat.ök.  B.  71,  S.  198,  351,  s.  auch  von  de  ms.  den  Auto 
4>1.  6C»S. —  Staatsrecht,  Georg  Meyer,  im  Marquardsen'scbn 
S,*-  :.  .,*  V  '.*.:  J  Halbband.  2.  Abth.,  S.  1 — 28,  daselbst  über  Verwaltung  und 
>....-:.   S    Iv     i.'V  Irr.   Gothaer  Hof kalendor  verhältnissmässig  specialisirte  Ettis 

» V- •.  A :; >  ;. ■  •. :v- ■.;  .i •. ,^  ::.,".> \  . .  Z a1i len  aus  früherer  Zei t. 

Pa>  K.v'.i..  l  .^...i  K  .  o615  qkm  und  339.217  Einwohnern  (in  1895^  ist  immer- 
\\\\\  \:.<;vv  vIvl;  S:.(;im..  tt:;;he  aus  den  Theilungen  der  sächsisch- emcstinischen  Liiii<? 
hov\ori:o>;.tiuo»  s::.^!.  v.'..i  u.tter  den  thüringischen  Kleinstaaten  überhaupt  der  grös&tc, 
\w  houiui!)  lVuT>vl:.  1  K.u'he  der  11.  der  GebietsgrOssc,  der  12.  der  BevölkeroDf:- 
^l^s^o  \\Ac\\  iVts  .V.::  vivMet  hat  1815  Erweiterungen  durch  fremdes  erfahren.  Di* 
i;:«ti.'o  .'oit'.i.It  n^vh  ;o:.'i  \:\  drei  grossere  und  verschiedene  kleinere  getrennte  btucie. 
woliho  K\v-;.i\o!i  l>:..:o:i.  i:ud  sohliesst  wieder  mehrfach  fremde  Enclaven  ein,  alle? 
rii)Ni;uuli\   tlto   «!^'  \:\  cMii  Thüringen  auch  auf  die  Verwaltung  und  die  Steuener- 

\hc  ixUcTc  und  noiure  Steuorgeschichte  des  Landes  bietet  bei  aller  Kleinheit 
%\or  Vorhaltni»o  m-imhos  l:iteresse.  Im  19.  Jahrhundert  nach  der  definitiven  (ie- 
MaltuiiK  doN  S;;ia!^cobiot>  ISl'^  if.  ist  die  Unification  der  directen  Staatssteuera 
IS'Jl  lt..  die  Fixirung  der  Grundsteuer  und  der  frühzeitige  Uebergang  zu  eine: 
Alt  all«::iMneiniM)  Kinkoui mensteuers ystems  (1821),  welches  dann  bis  in  die 
(fi^gi-nwart  hinein  eine  eigen t hümliche  Fortbildung  erfahren  hat,  das  Wichtig^ite 
gewosen.  Von  Knuelheiten  vordient  die  eigenartige  Ausbildung  eines  „Ortsquoten- 
«y Sterns",  welches  l^=i^.S  in  das  Einkommensteuersyatem  eingefügt  und  erst  18^^ 
Aufgehoben   worden    ist,   als   Singnlarit&t  Beachtung.     Kur  diose   Entwicklung  der 
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directen,  besonders  der  Einkommensteuer,  soll  im  Folgenden  in  ihren  GrundzOgen  and 
Haaptpancten  dargelegt  werden.  Für  weitere  Einzelheiten  darüber  s.  besonders  die 
oben  genannten  Schriften  von  Borst,  Schanz,  Panlssen,  Ortloff,  aach  die 
gnte,  verhältnissmässig  eingehende  Uebersicht  von  G.  Meyer. 

§.  163.  Das  Landesfinanzwesen  im  Ganzen.  Auch 
in  Sachsen- Weimar  nehmen  die  Steaern  überhaupt  und  die  directen 
speciell  dem  Ertrage  nach  nur  eiue  Ergänzungsstelle  zu  den  übrigen 
Staatseinkünften  ein.  Letztere  rühren  in  erheblichem  Maasse  aus 
fiscalischem  Vermögen  (besonders  Grundbesitz,  auch  Forsten, 
Activzinsen)  und  aus  Hoheitsrechten  (besonders  Gerichtskosten 
u.  dgl.)  her.  Dazu  treten  wie  überall  in  den  heutigen  Einzelstaaten 
des  Deutschen  Reichs  die  etwaigen  Ueberschüsse  aus  den  Ver- 
gütungen für  die  Verwaltung  der  Keichssteuern  und  die  etwaigen' 
Mehrbeträge  der  Ueberweisungen  aus  ßeichssteuern  über  die  Ma 
tricularbeiträge. 

Die  Rechtsverhältnisse  des  alten  Kammerguts  (Domaniums) 
liegen  eigentbümlich.  Die  1848  erfolgte  Vereinigung  des  Kammer- 
Vermögens  mit  dem  landschaftlichen,  bezw.  jetzt  dem  Staatsvermögen 
und  die  Erklärung  des  Kammerguts  zu  Staatsgut  ist  1854  rück- 
gängig gemacht  worden,  die  rechtliche  Trennung  hinsichtlich  der 
Eigenthumsverhältnisse  wieder  eingetreten.  Doch  ist  es  bei  der 
Verwaltung  auch  des  Kammerguts  durch  die  Staatsbehörden,  bei 
der  Zugehörigkeit  der  Einkünfte  dieses  wie  des  sonstigen  Staats- 
guts zu  den  etatsmässigen  Einnahmen  des  Staatshaushalts  und  der 
Staatscasse,  sowie  bei  der  1848  erfolgten  Aussetzung  einer  Civil- 
liste  für  den  Landesherrn,  welche  im  Staatshaushalte  uuter  den 
Ausgaben  erscheint,  verblieben.  Insofern  besteht  Einheit  des  öffent- 
lichen Haushalts  und  der  Gassen.  —  Die  Staatsschuld  ist  un- 
bedeutend und  hat  neuerdings  beträchtliche  Verminderungen  er- 
fahren. 

S.  über  das  Eammer?ermögen  Georg  Meyer  a.  a.  0.  S.  19.  ,,Das  Kammer- 
gut  hat . . .  (seit  1854  wieder)  seinen  alten  Character  bewahrt ;  es  enthält  eine  Mischung 
pnblicistischer  und  privatrechtlicher  Bestandtheile.  Als  Eigenthümer  desselben  erscheint 
der  jeweilige  Grossherzog  ....*'  (eb.).  Die  Finanzverhältnisse  und  die  Stellung  der 
Steuern  darin  zeigt  für  die  Gegenwart  folgende  Tabelle  81.  (S.  auch  den  Etat  für 
1884/86  bei  Schanz,  Archiv  B.  2,  S.  893,  wo  aber  durch  ein  Versehen  als  „Einnahme 
aus  dem  fiscalischen  Vermögen''  nur  der  Ideine  Betrag  von  687.825  M.,  der  aus 
Activzinsen  herrührt,  nicht  auch  der  weit  grössere  aus  Grundbesitz  eingesetzt  ist,  wes- 
halb die  Summe  am  Schluss  S.  894  nicht  stimmt  und  die  Daten  von  den  folgenden 
zu  sehr  abweichen.)    (Tab.  81  auf  S.  524). 

Als  VerwaltDngskosten  sind  beim  fiscalischen  Vermögen  die  Etatsposten  der 
Ausgaben  für  „Verwaltung  des  Staatseigenthuma'*  und  für  „Forst-  und  Jagdverwaltung** 
eingesetzt  worden.  Der  Best  wird  annäJiernd  den  Reinertrag  dieses  Vermögens  ergeben. 
Bei  den  Einnahmen  aus  Hoheitsrechten  handelt  es  sich  grö&stenthcils  um  Gerichts- 
sporteln  und  Kosten  (in  1900  916.000  M.),  dann  um  Strafgelder,  jeut  auch  um  die 
^bschaftssteuer  (s.  u.).     Oeber   die   directen   Steuern   s.  u.     Es   besteht  auch  eine 
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Tab.  81.    Sachsen -Weimar'sche   Staatseinnahmen  (1000  M.)  1875—1900. 

Jährlich.  1875/77  1884/86  1899/1901 
Ans  iiscalischem  Vermögen: 

nemlich  ans  Grundbesitz 1.701  1.751  2.426 

„    Gefällen 15  10  8 

,,    Zinsen 645  688  578 

Snmme 2.361  2.449  3.013 

ab  Ycrwaltongäkosten  u.  s.  w 560  654  776 

bleibt  rein 1.801  1.795  2.237 

Aus  Hoheitsrechten,  bes.  Sportein,  Gerichtskosten  697  965  1.099 

Alte  Grundsteuer 517  533  564 

Andere  directe,  besonders  Einkommensteuer    .     .  1.875  1.389  2.348 

Indirecte  (Reichs-  und  eigene) 851  834  3.352 

Sonstiges 19  2  86 

Gesammteinnahmen  (f.  fiscalisches  Vermögen  netto)  5.760  5.518  9.686 

ab  für  Reicbszvecke 1.234  459  3.007 

bleibt  für  das  Land 4.526  5.059  6.679 

besondere  Steuer  ?om  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  (Gesetz  Tom  12.  April 
1877)  und  eine  staatliche  Hundesteuer.  Die  Erbschaftssteuer  hatte  nach 
Gesetz  vom  3.  Sepf.  1844  die  üblichen  Freiheiten  für  die  directe  Linie  und  Ehegatten, 
für  die  Seltenlinie  und  alle  anderen  Erben  den  gleichen  Satz  ?on  4  %«  ^^  Ertrag 
floss  früher  in  die  Gasse  der  allgemeinen  Waisenyersorgnngsanstalt  Ein  nooes  Gesetz 
vom  10.  April  1895  hat  dies  geändert.  Der  Ertrag  fliesst  seit  1896  in  die  Staatscasse, 
die  jener  Anstalt  dafür  ein  Fixum,  jetzt  98.000  M.  jährlich,  zahlt.  Auch  die  Steuer- 
sätze sind  durch  dies  Gesetz  geändert  worden ,  4  7o  zahlen  jetzt  die  Geschwister  und 
ihnen  Gleichgestellte,  6  Vo  gewisse  weitere  Verwandte,  8  %  die  übrigen  Erben 
(s.  Fin.arcb.  B.  15,  S.  623).  Ertrag  1894—97  im  Durchschnitt  140.000  M.  (eb.  S.  641), 
—  Die  ctatmässige  Behandlung  der  Beziehungen  zum  Reiche  ist  nicht  ganz  die 
gleiche  von  Anfang  an  gewesen.  —  Die  Staatsschuld  erforderte  in  den  3  Jahres- 
perioden der  TabeUe  bezw.  441.000  —  321.000  —  224.000  M.  und  betrag  1878, 
1886  und  1900  bezw.  10.64  —  6.23  —  1.99  Mill.  Mark  Kapital.  —  Die  Cif  illiste 
war  in  den  3  Zeiträumen  der  Tabelle  870.000  —  930.000  —  960.000  M.,  also  zueist 
fast  die  Hälfte,  jetzt  etwa  43  7o  ^^  Reinertrags  des  Staatseigenlhums. 

Im  Ganzen  ist  auch  dieser  kleinstaatliche  Hanshalt  noch  in 
starkem  Maasse  domanialwirthschaftlich  fnndirt,  doch  ist 
der  stenerwirthschaft liehe  Cbaracter  schon  im  Beginn  der 
nenen  Reiebsperiode  immerhin  der  vorwiegende  gewesen  und 
dies  mittlerweile  noch  mehr  geworden. 

Etwa  im  Verhältniss  von  60  7o  Steuererträgen  ?on  den  LandeseinkQnftea  ehemab 
zu  66  ^/o  jetzt ,  unter  den  Steuern  auch  Gerichts-  und  andere  Gebühren  eingerechnet 
Die  directe  Besteuerung  allein  ist  trotz  der  nicht  unwesentlichen  absoluten  Steigenuig 
des  Einkommensteuerertrags  relativ  im  Ertrage  etwas  geringer  geworden,  ron  etwas 
über  der  Hälfte  der  Gesammteinkunfte  (abzüglich  Reichsantheile)  auf  etwas  unter  die 
Hälfte  gesunken.  Auf  den  Kopf  berechnet  ist  der  Betrag  Ton  c  8  M.  fast  ganz 
gleich  geblieben,  aber  für  die  Wohlstandsverhältnisse  der  Bevölkerung  ziemlich  hoch. 
Die  neuere  Steuerentwicklung  und  die  jüngsten  Reformen  sind  von  dem  Bestreben, 
diese  Last  der  directen  Besteuerung  wenigstens  durch  bessere  Vertheilong  leichter 
tragbar  zu  macheu,  beeinflusät  gewesen.  ^ 

§.  164.  Die  Entwicklung  der  directen  Besteuerung  im 
erweiterten  Staate  seit  1821.  Sogen,  einzige  allgemeine 
Einkommensteuer  mit  Präcipual  -  Grundsteuer  (1821). 
Die   ältere   Besteuerung,    welche   in*  der  französischen  Eriegsseit 
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VeräDderangen  und  ErböbuDgen  erfahren  hatte,  war  Dicht  nur  in 
den  verschiedenen  historischen  Landestheilen ,  die  nach  1815  das 
Staatsgebiet  bildeten,  yerschieden,  sondern  auch,  besonders  in  ihrem 
Hanpttheil,  der  Grundsteuer,  in  jedem  einzelnen  Landestheil,  auch 
des  alten  Landes,  sehr  verschieden,  nngleicbmässig  and  technisch 
veraltet  Sie  ruhte  dabei,  wie  überall  früher,  noch  überwiegend, 
zu  Vs,  auf  dem  Grundbesitz,  zu  ^/,  auf  den  übrigen  Ciassen, 
während  nach  dem  Einkommen verhältniss  die  Relation,  wie  man 
annahm,  schon  damals  etwa  umgekehrt  hätte  sein  müssen.  DicHe 
sonstigen  Besitz-,  Berufs-  und  Erwerbsarten  waren  also  viel  niedriger, 
wenngleich  ebenfalls  sehr  nngleicbmässig  und  steuertechniscb 
mangelhaft  besteuert.  Diese  Umstände,  die  Bedürfnisse  der  Landes- 
verwaltung nach  einem  gleichartigen  Steuersystem  im  ganzen 
Staatsgebiete  und  auch  finanzielle  Schwierigkeiten,  das  Gleich- 
gewicht im  Staatshaushalte  herzustellen,  drängten  auf  Reformen 
hin  und  flihrten  zu  denjenigen  von  1821  ff. 

S..Borst  S.  1  ff..  Schanz,  Fio.arch.  B.  2«  S.  894  ff.  In  dco  12  Gebieten  de* 
66  Qa.-M.  grossen  Staats^iets  mit  noch  nicht  200.000  Einwohnern  damals  gab  es 
50  Tcnchiedene  directe  Steoern. 

Bei  der  Beform  (Gresetz  Aber  Steuerverfassung  vom  29.  April 
1831)  drehte  sich  der  Interessenstreit  auch  hier  in  erster  Linie  um 
die  Vertheilnng  der  directen  Steuerlast  zwischen  der  grundbesitz- 
liehen  und  der  flbrigen  Bevölkerung,  um  die  Beseitigung  der  ritter- 
sebafflicben  Grundsteuerfreiheiten,  wie  auch  sonstiger  Steuer- 
fireiheiten,  so  der  Beamten,  um  die  Frage  der  endgiltigen  Behandlung 
der  Ornndaleuer  und  deren  Stellung  im  Steuersystem  und  um  die 
Frage  der  vollständigeren  und  besseren  Erfassung  der  gesaiumten^ 
besonders  der  nicht  gmndbesitzlicben  Bev<}lkerung  durch  geeignete 
directe  Steuern.  Man  gelangte  nach  längeren  Vorbereitungen  und 
vencluedenen  Versnchen  in  der  Gesetzgebung  von  1821  zu  einem 
System  der  directen  Besteuerung,  welchem  aus  einer  allgemeinen 
Einkommenstener  als  Hauptsteuer  und  einer  fixirten 
icaUaslartigen,  gegen  bisher  stark,  auf  weniger  aU  die  Hälfte,  er- 
■iMgten  Grundsteuer  zur  festen  bleibenden  Voraus- 
belastnng  des  Grundbesitzes  als  Neb^n-teuer  bestand.  Die  Grund- 
steaerfreiheifen  wurden  aufgehoben.  d'K-h  im  Falle  ihres  nachweis- 
baren Bechlsbestands  gegen  Entschädi^L^.  bie  s^pgen.  .^Einkommen- 
lleacr^  war  indessen  eigentlich  Lur  eine  Reihe  von  directen  Steuern; 
wdehe  zun  Theil  mehr  ncrch  Ertra^ssceuem  glichen,  eine  Zosammen. 
ffMwmg  der  von  ktzteren  betroffenen  Erträge  zu  einem  eicheitlicfaca 


526  6.  B.  UebeTäichtcn  der  Besteaerimg.  Sachsen-Weim&r.  §.  164. 

Einkommen-GaDzeD  und  ein  SchuldziDsenabzog  u.  8.  w.  faod  dabei 
nicht  statt.  Eine  förmliche  Neukatastrirung  für  die  Grundsteuer 
erfolgte  auch  nicht.  Man  begnügte  sich  mit  der  Bonitirnng  toh 
Normalflaren  nach  Maassgabe  der  altweimariscben  Instruction  von 
1726,  um  danach  die  Steuern  in  den  verschiedenen  Landestbeileo 
auszugleichen,  während  innerhalb  letzterer  die  bisherige  Individual- 
vei'theilung  der  Grundsteuer  unter  den  einzelnen  Grundstücken 
verblieb.  Dies  ist  die  gegenwärtig  noch  bestehende  sogen.  y,alte 
Grundsteuer '^  Die  Präcipualbelastnng  des  Grundbesitzes  wurde 
mit  dem  alten  geschichtlichen  Bestände  und  der  reallastartigen 
Wirkung  der  alten  Grundsteuern  auf  den  jetzigen  Besitzer  begründet 

S.  Borst  S.  5  ff..  Schanz  a.  a.  0.  S.  394  ff.  ZQ  dem  Gesetz  vom  29.  April 
1821  das  Regulativ  ?oin  1.  Mai  und  17.  Nov.  1821.  Durch  die  Fixinmg  ist  die  alte 
Grundsteuer  vollends  eine  Rcallast  geworden,  aUerdings  nur  für  den  alten  Besitz,  den 
sie  schon  bisher  traf.  Sie  belastet  ländliche  Grundstücke  und  die  Wohogeb&ode 
überall,  sie  wird  aber  auch  nach  alter  Einsteuerungsmethode  von  1726  auf  nen  in 
Cultur  genommene  Grundstücke  und  neue  Häuser  gelegt,  weshalb  der  Ertrag  etwas 
zunimmt,  wie  die  Zahlen  der  Tab.  81  oben  auch  zeigen.  Die  Einkommensteiier  traf 
das  Grundeinkommen  dann  noch  einmal,  das  also  insofern  einer  Doppelbesteaeniiig 
unterlag.  Die  Belegung  des  Grundeinkommens  mit  der  Einkommensteuer  erfolf^  aber 
zunächst  nicht  nach  Ermittlunfi:  der  wirklichen,  als  Einkommen  geltenden  Ertrige, 
sondern  in  Form  eines  blossen  Zuschlags  zur  Grundsteuer,  in  einer  HOhe,  welche  nach 
der  Annahme  bestimmt  wurde,  dass  das  Einkommen  des  Grundbesitzes  halb  so  hoch 
als  dasjenige  der  übrigen  Bevölkerung  sei  und  demgemäss  Vs  ^^  Einkorn menstener* 
bcdarfs  aufzubringen  habe.  Daneben  wurde  aber  noch  ein  Erwerb  aus  der  landwirth- 
schaftlichen  Thätigkeit  als  solcher,  noch  ausser  dem  Erwerb  aus  dem  blossen 
Innehaben  des  Grundbesitzes,  angenommen,  das  auch  in  der  späteren  Gesetzgeboog 
als  besonderes  stcnerpHichtiges  Object  festgehaltene  sogen.  „Feldgeweibe"*,  das  in 
einer  Abtheilung  der  übrigen  Einkommensteuer  mit  besteuert  wurde.  Eine  practisch 
freilich  nicht  sehr  wichtige  Singularität  der  Weimarer  Steuerverfassung.  Der  betreffende 
Erwerb  wurde  und  wird  noch  sehr  niedrig  veianschlagt,  anfangs  für  jeden  Einzeben 
nach  einem  gleichen  Einkommenbetrage,  was  natürlich  den  Einen  zu  hoch,  den  Anderen 
zu  niedrig  belastete,  später  mit  Abstufung  nach  dem  Umfang  des  Besitzes  zwischen 
einem  massigen  Maximal-  und  Minimal-Betrage  des  Einkommens,  noch  später  wieder 
in  anderer  Weise  (s.  u.  Borst  S.  23  ff.). 

Den  Character  der  „Allgemeinheit''  erlangte  die  an  Stelle  aller  sonstigen 
bi>herigen  directen  Steuern  tretende  neue  Einkommensteuer  dadurch,  dass  sie,  noch 
neben  der  Präcipualbelastung  de^  Grundbesitzes  durch  einen  Theil  der  bisherigen 
Giundstcuer,  eben  das  Gruudcinkommen  als  solches  noch  einmal  nud  ansser* 
dem  alle  anderen  Einkommenarten,  von  gewissen  Befreiungen  abgesehen  (so 
mehrfach  in  Betreu'  des  Einkommens  bis  zu  f50  Thlr.)  umfasste:  diejenigen  ans  dem 
Gewerbe,  aus  lündlichen  Pachten,  aus  Kapitalzinsen,  aus  Gehalten  der  öffentliches 
Beamten,  aus  privater  sonstiger  Arbeit,  also  auch  aus  Löhnen.  Die  Einkommensteoer 
war  nach  dieser  ihrer  Allgemeinheit  den  übrigen  damaligen  und  vielfach  noch  spiteren 
meisten  deutschen  Steuerverfassungen  voraus.  Aber  die  Nichtberücksichtignng  der 
Schulden,  die  natürlich  auch  für  die  verschiedenen  Besitz-  und  Erwerbskategorieea 
ungleich  wirkte,  und  die  ungleiche  Construction  und  Yeranlagungsmethode  der  ein- 
zelnen Glieder  des  Systems  Hessen  doch  keine  wirkliche  Einkommenstener  ans  dem 
Ganzen  werden.  Principiell  wichtig  war  die  Einführung  einer  Kapital renten- 
steuer.  Für  dieses  Glied  bestand  eine  eigentliche  Fassionspflicht,  doch  nur  in 
Betreff  der  Angabe  der  ganzen  Zinssummc,  mit  der  noch  in  der  sp&teren  Gesetz- 
gebung festgehaltenen  Bestimmung,  da^s  der  Ccnsit  diese  Summe  offen  schrifÜich 
'declarircn  und  in  verschlossenem  Couvert  dazu  eine  genaue  VermOgensnachweisnng 
fügen  könne,  die  nur  im  Verdachtsfall  unter  bestimmten  Gantelen  von  der  Behörde 
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eiDfresehen  werden  konnte.  Yerheimlichongen  waren  mit  Strafe  bedroht  (s.  Borst 
S.  15).  Auch  Gehalte  u.  dgl.  und  persönlicher  Arbeitserwerb  war  zu 
fatiren.  Bei  den  übrigen  Einkommenarten  bestand  dagegen  nur  Einschätzung 
nach  gewissen  Normen  und  Merkmalen,  bei  dem  Grundeinkommen  in  angegebener 
Weise,  bei  Pachten  nach  einer  Quote  der  Pachtsumme,  bei  Gewerben  nach  einem 
Schema  Ton  Orts-,  Gattungs-  und  Betriebsumfaugsciassen  mit  Stufen  nach  Einkommen- 
höhe. So  hatte  die  Gesetzgebang  ?on  1821  bereits  die  Unterscheidung  von  zwei 
Arten  Einkommen  bei  der  Veranlagung,  fatirten  und  {von  Behörden, 
wesentlich  ohne  Mitwirkung  der  Censiten)  eingeschätzton,  was  später  fortgebildet 
wurde  und  bis  in  die  Gegenwart  für  das  weimarische  Einkommeuäteuersystem  charac- 
teristisch  geblieben  ist.  Das  Ergebniss  war  eine  wesentliche  absolute  und  relative  Ver- 
minderung der  Besteuerung  des  Grundbesitzes  und  Erhöhung  derjenigen  der  übrigen 
Besitz-,  Berufs-  und  Einkommenarten  (s.  Zahlen  darüber  bei  Borst  S.  15,  auf  dessen 
eingehende  Darstellung,  der  auch  Schanz  a.  a.  0.  folgt,  für  Weiteres  verwiesen  wird). 

§.  165.  Das  Ortsqaotensystem  und  die  Oestaltung 
der  Steuerverfassung  bis  zam  Gesetz  von  1883.  Die 
Klagen  der  nicbtgrandbesitzenden  Bevölkerung,  besonders  der 
Gewerbetreibenden,  über  die  ibr  nngÜDStige  Verschiebung  der 
Steuerlast  und  über  die  für  sie  geltende  VeranlagUDgsmethode  im 
Gesetz  von  1821  veranlassten  schon  1823  eigenthümliche  Aender- 
ungen.  Man  führte  ein  System  der  Ortsquoten  in  Verbindung 
mit  der  Repartition  eines  Gesamm tsteuerbetrags  ein, 
das  im  Laufe  der  Zeit  dann  in  der  Art  seiner  Durchführung  wieder 
Veränderungen  erfahren  hat 

Die  Grundzüge  der  etwas  verwickelten  Einrichtunfc  sind  die  folgenden  (s.  Borst 
8.  16  ff..  Schanz  S.  897,  am  Klarsten,  aber  die  verschiedenen  Phasen  der  Entwick- 
lung zusammenziehend  G.  Meyer  S.  21).  Zunächst  wurden  in  jeder  Ortschaft  die 
fassion 8 Pflichtigen  Einkommen  (Gehalte,  Pensionen,  Zinsen,  Benten,  Erbzinsen 
u.  dgl.  m.,  auch  Grundgefälle)  nach  Angabe  des  Censiten  mit  dem  Steuersatz  des 
Finanzgesetzes  belogt  (zuerst  mit  8  Pfennig  alter  Währung  vom  Thaler):  der  sogen, 
erste  Theil  der  Ortssteuerquote.  Der  so  gebildete  Steuerbetrag  deckte  dann  einen 
entsprechenden  TheU  der  gesammten  Ortssteuerquote.  Der  Rest  des  Gesammtcontiugents 
des  Staats  und  jedes  Orts  war  darauf  von  dem  übrigen  Einkommen,  daher  dem- 
jenigen aus  Grundbesitz  (ländlichen  Grundstücken,  Häusern),  Gewerbe  und  Handel 
und  dem  sonstigen,  nicht  zoi^  ersten  Abtheilung  gehörenden  Einkommen  (so  nach  dem 
Gesetz  von  1869  und  den  folgenden  (s.  u.)  aus  dem  Einkommen  von  Auszügen  aus 
Lan^ütern,  dann  vom  Feld-  und  Pachtgewerbe  und  vom  Einkommen  aus  Privat- 
dienffen)  aufzubringen,  und  zwar  nach  dem  Verhältniss  von  5 : 8  zwischen  Grundbesitz 
and  übrigem  hierher  gehörigen  Erwerb.  Der  Grundbesiu  wurde  dann  nach  Maass- 
gabe seiner  Grundsteuer  mit  dem  erforderlichen  Zuschlage  belegt,  um  seine  so  ge- 
bildete Eiukommensteuerschuld  zu  berichtigen,  bis  später  (1851)  auch  bei  ihm  eine 
Einschätzung  des  Grundeinkommens  jedes  Censiten  eintrat.  Handel  u.  s.  w.  wurden 
Ton  vornherein  nach  Einschätzungen  des  Einkommens  jedes  Censiten  veranlagt,  aber 
80,  dass  von  der  obersten  Behörde  für  jeden  Ort  und  jede  dreijährige  Finanzperiode 
nach  Maassgabe  der  Einschätznngen  in  der  letzten  Periode  und  nach  der  Höhe  des 
ausgeschriebenen  allgemeinen  Einkommensteuersatzes  ein  von  diesen  Censiten  des 
Gewerbes  u.  s.  w.  aufzi^ringendes  Orts-Steuercontingent  gebildet  wurde,  dessen  absolute 
Grösse  daher  anderseits  vom  etatmässigen  GesammtsteuersoU,  bezw.  eben  von  der  Höhe 
des  Steuersatzes  der  Periode  mit  abhing.  So  entstand  der  sogen,  zweite  Theil  der 
Ortssteuerquote ,  vom  „geschätzten"'  Einkommen,  welcher  Theil  wieder  in  zwei 
UnterabtheUungen ,  vom  Grunddeinkommen  und  vom  übrigen  zerfiel.  Die  Dnter- 
▼erüieilung  der  Quote  auf  die  einzelnen  Censiten  war  Sache  örtlicher  Steuervcrtheiler, 
die  zur  Hälfte  von  der  Obrigkeit,  zur  andern  von  der  Gemeinde  ernannt  wurden.    Zu 
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dem  Zweck  mossteu  aber  diese,  doch  ?on  dem  Ortsinteresse  leicht  bestimmten  Ter- 
theiler  die  Individualeinkommen  (bei  den  Gewerben  noch  bis  1851  nach  etwas  ab- 
geändertem Classenschematismus,  von  1851  an  nach  Schätzung  des  wirklichen  Ein- 
kommens auf  Grund  des  thatsäcblichen  Betriebsaufwands  und  der  Grundlagen  des 
letzteren)  schätzungsweise  feststellen.  Diese  Schätzungen  dienten  dann  wieder  fdr  die 
folgende  Finanzperiode  der  obersten  Behörde  (Staatsministerium)  als  Grandlage  zoi 
Festsetzung  des  Tbeils  der  Ortsstcuerquote ,  welcher  vom  Gewerbe  (später  auch  vom 
Grundbesitz)  jeder  Ortschaft  zur  Deckung  des  Gesammtsteoercontingents  anfzubiin^eo 
war.  £s  ist  klar,  wie  G.  Meyer  a.  a.  0.  richtig  kritisirt,  dass  so  dias  bei  den  Steuer- 
vertheilern  mitspielende  Localinteresse  ihres  Orts  auf  massige  Einschätzungen  hin- 
drängte, damit  in  der  nächsten  Periode  die  Ortssteuerquote  massig  ausfiele.  Dadurch 
gerieth  so  das  ganze  System  dieser  „Ortsquoten^  und  der  Steuerrepartition  in  eioe 
falsche  Richtung,  weshalb  es  trotz  verschiedener  Aenderungen  (1851,  1869  und  später, 
s.  u.),  die  den  Cebolständen  abzuhelfen  suchten,  endlich  18iB3  aufgegeben  wurde. 
Das  ganze  System,  in  einigen  Beziehungen  dem  ehemaligen  württembergischea 
(oben  S.  209)  ähnlich,  ist  immerhin  seiner  £igenthttmlichkeit  halber  als  Versuch,  das 
schwierige  Problem  der  Steuervertheilung  eigenartig  zu  lOsen,  von  allgemeinerem 
finanzwiäsenschaftlichen  Interesse.  FUr  weitere  Einzelheiten,  so  was  die  Veränderung  in 
Zusammensetzung  und  Function  der  Steuervertheiler,  der  Competenz  der  höheren  Be- 
hörden anlangt  u.  A.  m.  s.  Borst  und  Schanz  a.  a.  0. 

Den  Abschluss  hat  die  Sache  durch  das  revidirte  Gesetz  über  die  Steue^re^ 
fassung  vom  18.  März  1869  und  das  revidirte  Gesetz  über  die  Einkommensteuer  vom 
19.  März  1869,  mit  den  Novellen  vom  7.  Mai  1874,  18.  April  1877,  24.  Dec.  1880 
zu  letzterem  Gesetz  von  1869  erhalten  (in  Fin.arch.  B.  2,  S.  914  11'..  932  tf.  in  Gegea- 
tlberstellung  mit  dem  wiederum  revidirten  Gesetz  tlber  die  Eiukommensteoer  tob 
10.  Sept.  1883). 

Das  System  der  EiDnahmen  und  die  Steaerver- 
fassuDg  gestaltete  sich  so  schliesslich,  bis  das  letztgenannte  Gesetz 
von  1883  in  Kraft  trat,  folgendermaassen. 

Es  wurden  nur  bestimmte  genannte  Steuerarten  als  zulässig  erklirt,  die  als 
Deckung  des  Staatsbedarfs,  aber  nur  soweit  die  Einnahmen  aus  dem  eigenen  Ver- 
mögen und  aus  Hoheit^rechten  nicht  reichten,  eintreten  sollten,  also  unter  principieller 
Festhaltung  des  lediglich  subsidiären  Gharacters  der  Steuern  nach  diesen  sonstiges 
Einnahmen  (Gesetz  vom  18.  März  1869,  §.  1).  Die  zulässigen  Steaerarten  waren  di«i, 
die  Grundsteuern  (alte),  die  indirecten  Steuern  (etwaige  betreffende  Landen 
steuern  neben  den  Zollvereins-  und  Bundessteuern),  die  allgemeinen  directea 
Steuern,  welche  auf  dem  Einkommen  ruhen.  Von  diesen  waren  die  zweite  nnd 
dritte  Kategorie  ausdrücklich  nur  subsidiäre  zur  ersten,  d.  h.  sie  traten  nur  ein, 
wenn  der  Ertrag  der  ersten  nicht  reichte,  und  die  dritte  ebenso  wieder  zor  zweites 
(Gesetz  von  1869,  §.  2).  —  Neben  diesen  allgemeinen  Landessteuem  blieben  aber 
besondere  directe  und  indirccte  Abgaben  als  Z weckst euern,  fiftr  bestimmt^ An- 
stalten und  Einrichtungen,  bestehen,  darunter  auch  gebQhrenartige,  wie  Chaussee- 
gelder  (die  später  aufgehoben  worden  sind),  Gerichtssporteln  u.  A.  m.  (eb.  §.  8).  Bei 
den  Bestimmungen  über  die  subjective  und  objective  Steuerpflicht  (§.  4 — 6)  sind  die- 
jenigen, welche  fremde  Pertonen  und  Quellen  betreffen,  genauer  for  jede  Stenerart 
gefa^Mt,  den  Landescerhaltuissen  gemäss  ein  wichtiger  Punct  Zu  den  directen  Steuera 
vom  Einkommen  werden  unter  den  Staatsangehörigen  auch  die  Jurist ischea 
Personen  ausdrücklich  als  steuerpflichtig  erklärt.  Die  alte  Grundsteuer  wird  zwar 
nicht  als  Reallast,  wohl  aber  als  unveränderliche  Last  bezeichnet,  die  weder 
einer  ümlegung,  noch  Erhöhung,  noch  Ablösung  unteriiegt,  also  jedes  betreffende 
Grundstück  (und  Uaus^  mit  einem  ein  für  allemal  festen  Betrage  belastet.  Die  all- 
gömeine  directe  Einkommensteuer  wird  nach  den  4  Arten  des  Einkommens 
unterschieden,  aus  Grund  und  Boden,  aus  Zinsen  u.  dgl.  m.,  ans  Besoldungen  u.  &.  v., 
aus  Gewerbe  und  Erwerb  überhaupt,  einschliesslich  Feld-  und  Pachtgewerbe  (§.  13  eb.) 
und  für  diese  Steuer  wird  ausdrücklich  der  Grundsatz,  dass  „alle  Steuerpflichtigen  im 
Verhältniss  ihrer  Leistungsfähigkeit  gctroilen  werdeu**  sollen,  aufgestellt  (§.  14).  Unter 
den  Befreiungen  befinden  sich  singulare  Bestimmungen  for  das  Penonil  des  Oberve^ 
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waltQDgsgeiichts  und  der  Gesammtnniversität  Jena  (§.  15,  Nr.  8).  Die  Befreiaugen  wegen 
Niedrigkeit  des  Einkommens  sind  anf  gewisse  Fälle  ?on  Personen  and  Einkommenarten 
und  bei  diesen  auf  sehr  niedrige  Beträge  (4—5,  15,  50  Tblr.)  beschränkt  (§.  15). 

Das  Gesetz  vom  19.  März  1869  mit  seinen  Novellen  enthält  die  näheren  Be- 
stimmungen aber  die  Organisation  der  Steuerbehörden,  deren  Competenzen 
und  über  das  Ortsquotensystem  in  dessen  Ausgestaltung  in  der  letzten  Zeit  seines 
Bestands,  daher  mit  denjenigen  reformatorischen  Abänderungen,  durch  welche  den 
früheren,  vorhin  angedeuteten  Debelständen  abgeholfen  werden  sollte.  Die  Hauptnorm 
für  das  ganze  System  der  „ Ortssteuer kapitalien''  und  „Ortsquoten''  lautet  in 
§.  4  also:  „sobald  feststeht,  welcher  Theil  des  Staatsbedarfs  durch  die  allgemeine 
directe  Steuer  vom  Einkommen  zu  decken  ist,  wird  durch  eine  Yergleichung  dieser 
Summe  mit  dem  noch  vorausgegangenen  Ermittlangen  für  die  nächste  Finanzperinde 
[von  3  Jahren]  anzunehmenden  Gesammtsteuerkapital  des  Landes  berechnet,  wie  viel 
Pfennige  von  jeder  Mark  steuerbaren  Einkommens  in  einem  jeden  Jahre  dieser  Periode 
zu  erheben  sind,  um  jenen  Bedarf  zu  decken.  Diese  Pfenuigzahl  wird  in  dem  für 
jede  Finanzperiode  zu  erlassenden  Steuergesetze  ausgeschrieben''.  Diese  Pfennigzahl, 
d.  h.  eben  diesen  Steuersatz  hatten  direct  aber  nur  die  Censiten  des  fatirten  Ein- 
kommens für  dieses  zu  zahlen,  bei  denen  die  Steuer  also  Quotitäts Steuer  war. 

Die  Steuersumme  von  den  Censiten  des  geschätzten  Einkommens  wnrde  da- 
gegen aus  der  Anlegung  der  ausgeschriebenen  Pfennigzahl  an  den  vom  Staatsministeriam 
auf  Grund  der  in  der  letzten  Periode  gewonnenen  Erfahrungen  für  jeden  Gemeinde- 
bezirk festgesteJlten  Gesammteinkommenbetrag  dieser  Art  Einkommens  ge- 
bildet, die  betreffende  Ortssteuerquote,  die  daher  ein  Steuer c o n t i n g e n t  darstellt 
Aus  letzterem  ergab  sich  dann  erst  wieder  der  wirkliche  Steuersatz,  den  jeder  einzelne 
hier  Steuerpflichtige  für  sein  geschätztes  Einkommen  zu  entrichten  hatte,  ein  Satz,  welcher 
demgemäss  von  dem  ausgeschriebenen  etwas  abweichen  konnte  (s.  gen.  Gesetz  §.  4  fi'.). 
Für  die  Censiten  des  geschätzten  Einkommens  hatte  die  Eiukonimensteacr  also  insofern 
in  der  That  den  Character  einer  conti ngentirten  Repartitionssteuer.  Das 
Gesetz  enthält  dann  eingehende  Vorschriften  über  die  Fassionspflicht  bei  dem  zu 
fatirenden  Einkommen  (§.  15  ff.),  die  für  die  Zeit  beachtenswerth  sind  und  strengere 
Grundsätze  darstellen,  als  sie  damals  sonst  noch  auf  diesem  Gebiete  üblich  waren,  so 
z.  B.  wenn  nach  §.  27  die  Fassionen  der  Kapitalisten  die  einzelnen  Forderungen 
genau  angeben  mussten;  übrigens  blieb  es  gestattet,  Activkapitalicn  nur  betreffs  des 
jährlichen  Zinsertrags  offen  zu  fatiren,  die  Kapitalsummen  selbst,  für  die  der  Nenn- 
werth  bei  Wcrthpapieren  maassgebend  war,  in  verschlossenem  Zettel,  §.  32,  29.  Die 
Strafen  bei  Hinterziehungen  waren  verschieden  für  Zinsen  und  für  andres  zu  fatircnde 
Einkommen  bestimmt  (§.  36).  Genaue  und  sehr  ins  Einzelne  gehende,  wohldurchdachte 
Vorschriften  betrafen  dann  das  geschätzte  Einkommen  und  das  Verfahren  dabei 
(§.  54  ff.).  Eine  eigentliche  Fassionspflicht  bestand  dabei  für  die  Censiten  nicht,  wohl 
aber  die  Pflicht  den  gesetzmässigen  Einsteuerungsorganen,  wie  eventuell  auch  der 
Reclamationscommission  alle  zu  einer  richtigen  Abschätzung  erforderlichen  Nachrichten 
und  Auskünfte  auf  Verlangen  zu  ertheilen,  wobei  sich  aber  ausdrücklich  die  Behörden 
jedes  inquisitorischen  Eindringens  in  die  Vermögens-  und  Crcditverhältnisse  zu  ent- 
halten haben  (§.  61).  Für  die  Einschätzung  der  einzelnen  Arten  des  Einkommens, 
ländliche  Grundstücke,  Gebäude,  Gewerbe  und  sonstige  einzelne  hierher  gehörige  Arten 
waren  besondere  Grundsätze  im  Gesetz  aufgestellt  (§.  62—71).  Dabei  sollte  nunmehr 
auch  bei  den  Grundstücken  der  wirkliche  Beinertrag  als  steuerpflichtiges  Einkommen 
ermittelt  werden,  ebenso  beim  Gewerbe,  für  dessen  Einschätzung  von  der  Benutzung 
des  Classenschematismus  jetzt  abgesehen  wurde.  Das  beim  ländlichen  Selbstbewirth- 
schafter  constrnirte  sogen.  Feldgewerbe  wurde  in  neuer  Weise  eigenthümlich  ein- 
geschätzt, nemlich  nach  einem  fingirten  Lohn,  den  der  selbst  mitarbeitende  Wirth 
eventuell  für  seine  Thätigkeit  beziehen  könnte  und  nach  einem  fingirten  Gehalte  für 
Aufeichtsführong  bei  dem  mit  Lohnarbeitern  oder  Verwaltern  arbeitenden  Wirth 
(§.  67).  —  Entsprechend  dem  völlig  verschiedenen  Veranlagungsverfahren  bei  dem 
fatirten  und  dem  eingeschätzten  Einkommen  war  bei  dem  letzten  ein  cigenthümliches 
Berichtigungs-  und  Keclamationsverfahren  eingerichtet  (§.  72  f!.).  Es  war 
zunächst  die  Pflicht  der  vorgesetzten  Behörde,  nemlich  des  Becbnungsamts  (der  Stcucr- 
localcommission),  die  Arbeiten  der  Steuervertheiler  auf  ihre  Gesetzmässigkeit  zu  prüfen, 
auf  Abhilfe  von  Mängeln  zu  dringen,  oder  sie  selbst  vorzunehmen  und  Pflichtwidrig- 
keiten der  Vertheiler  zur  gerichtlichen  Bestrafung  zu  bringen.    Ferner  wurden  die 
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SchitzonfTsIisten  zur  öfieotlicheo  Einsicht  gestellt  und  jedem  StenerpiiichtigeD  das 
Recht  der  Beächwerdefahnmir  ffepen  die  änschitzoni^  Anderer  beim  Rechnangs- 
amte. —  aameotlich  dies  vohl  als  .J)enQDciatioiisrecht^  bezeichnete  Recht  eine  be- 
achteosvenhe  SinroUrität .  —  sowie  schliesslich  ein  Redamationsrecht  in  eigener 
Sache  geireben.  iHe  £zitscheidon?en  ober  die  Dennnciationen,  wie  über  die  Reclami- 
tioo  in  eieeoer  Sache  erfolgten  durch  besondere  Reclamationscommissionen  far 
jeden  KechDQDg^mt>bedrk,  die  ans  dem  Vorstand  des  Rechnangsamts  lud  4  Tom 
Be2irk>aa>schQ^s  faf  die  Dauer  einer  Finanzperiode  gevihlten  Mitgliedern,  daranter 
ein  zu  den  Censiten  des  fatirten  Einkommens  gehöriges,  bestand  (§•  73).  Der 
Reclamant  in  eigener  Sache  konnte  gegen  den  ihm  gewordenen  Bescheid  noch  weiter 
an  da^  Staatsministeriom  in  letzter  Insunz  redarairen.  —  Von  weiteren  Einzelheiten 
sei  nur  noch  die  erwähnt  dass  die  in  Ko»t  stehenden  Priratarbeiter  zwar  auch  selb- 
stiodige  Meuersubjeote  waren,  aber  far  sie  ihr  Arbeitgeber  in  gewissen  Fällen  ab 
Selb>t3chQldDer  für  ihre  Steaerqoote  einstehen  mnsste.  mit  dem  Recht,  ron  seinen 
Arbeitern  Vorweis  der  Stenerinittung  za  reriangen ,  erentnell  den  Lohn  entsprechend 
za  kurzen    §.  83'. 

Aneh  mit  den  neaeren  VerbesseroDgen  foDgirte  das  Ortsqaoten- 
system  nicht  befriedigend.  Die  ., geschätzten''  Einkommen 
wQiden  eben  doch  nicht  so  scharf  nnd  weniger  vollständig  und 
richtig  als  die  ..fatirten''  erfasst.  Eine  Zusammenfassung  der 
verschiedenen  Arten  des  Einkommens  zd  einem  Ganzen  erfolgte  nicht, 
wonach  die  einzelnen  Steuern  des  Systems  daher  immer  noch  mehr 
den  Cbaracter  besonderer  Elrtragssteuem,  als  wirklicher  Einkommen- 
steuern behielten.  Die  Unzulässigkeit  des  Schuldenabzugs  war 
mit  eine  Folge  dieser  Sachlage,  benahm  dem  ganzen  System  aber 
wiederum  den  Cbaracter  eigentlicher  Einkommensteuer.  Die  prin- 
cipielle  Gleicbheit  des  Steuerfusses,  wenn  sie  auch  practisch  zwischen 
den  fatirten  und  ge$i*hätzten  Einkommen  und  zumal  bei  letzteren 
zwischen  den  Indivi^lualeinkommen  gar  nicht  erreicht  wurde,  war 
ein  weiterer  Margel,  der  allmälig  mehr  empfunden  wurde ;  vollends 
bei  der  niedrigen  Grenze  der  Steuerfreiheit  wegen  Kleinheit  des 
Einkommens.  Die  Präcipualbesteuerung  des  Grundbesitzes  durch 
die  alt'-  Grundsteuer  konnte  zwar  als  eine  Art  höherer  Besteuerung 
des  fimdirten  Einkommens  gelten,  aber  bei  dem  reallasf artigen 
Charactrr  dieser  Grondsteuer  doch  nur  mangelhaft.  Wenn  ferner 
auch  l.istorisch  diese  Präcipualbesteuerung  des  Grundbesitzes  sich 
noch  anders  rechtfertigen  liess,  blieb  es  doch,  zumal  mit  der 
grössrreo  Entwicklung  des  beweglichen  und  des  Gewerbekapitals, 
eine  Singularität,  nur  den  Grundbesitz,  nicht  auch  diese  ttbrigen 
einer  Extra-  und  Doppelbesteuerung  zu  unterziehen.  Die  an- 
gedeuteten Lebelstände  und  Mängel  wurden  denn  auch  immer  mehr 
erkannt,  und  das  führte  zur  weiteren  Reform. 

S.  zcr  Kritik  dos  cart/rD  Sr^rems  Borst.  Abschn.  VI  ftaasiiD  und  den  gmnzen 
kriiivb.ti  Thei.  S.  o9  e.  Sohanz  Fia.arch.  II.  S.  898  ff.  Bei  nel  Vorzüiclicliem 
im  Vr.u  einen  unJ  boi  dor  Krireicrr  iriooker  Pancte  des  Systems,  anch  bei  den  Ein- 
scLiixuüac^rerf&lLren   dor  gt^chäut;::!  Einkommen  in  d«r  EinkoBmeiibteiier  nach  deo 
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Gmnds&tzen  einer  wirklichen  Einkommensteuer,  ist  doch  bis  znletzt  das  ganze  System 
trotz  seines  Namens  eben  mehr  ein  ,,theil weise  einkommenstcoerartiges  Ertrags- 
Bteaersystem**,  nar  ein  sogenanntes,  nicht  ein  wirkliches  Einkommensteaersystem 
gewesen.  Insofern  war  es  ?on  den  reinen  Ertragssteaersystemen  anderer  deutschen 
Lander  doch  nicht  so  abweichend,  als  man  nur  nach  seinem  Namen  schliessen  möchte 
and  oft  in  der  Tbat  geschlossen  bat.  Auch  die  Kritik  scheint  mir  das  nicht  immer 
schärf  genug  beachtet  zu  haben.  Ich  kann  daher  doch  das  Verdienst  dieser  Weimarer 
Gesetzgebung  in  der  deutschen  Einkommensteaerentwicklang  nicht  ganz  so  hoch  stellen, 
ab  es  Andere  wohl  gethan  haben,  ohne  es  damit  ?Ollig  zu  bestreiten. 

§.166.  Reform  von  1883.  Uebergang  zur  wirklichen 
allgemeinen  Einkommensteaer.  Erst  im  Jahre  1883  ist 
es  zu  einer  directen  Besteuerung  gekommen,  welche  den  Namen 
einer  wirklichen  allgemeinen  Einkommensteuer  wahrhaft  ver- 
dient, im  Gesetz  vom  10.  Sept.  1883.  Die  hauptsächlichen 
Aenderungen  gegen  bisher  bestanden  in  der  nunmehrigen  Bildung 
von  Gesammteinkommen  der  einzelnen  Censiten,  in  denen 
die  Einkommen  der  einzelnen  Quellen  zusamuiengefasst  wurden, 
in  der  damit  erst  rationell  und  practisch  durchführbar  gewordenen 
Gewährung  des  Schuldzinsenabzugs,  in  der  Beseitigung 
des  OrtsquotensystemS)  der  Einführung  einer  massigen 
Progression  des  Steuerfusses  nach  der  Einkommenhöhe,  gewisser 
Veränderungen  des  Veranlagun^sverfahrens  und  der  Commissions- 
und  sonstigen  Behördenorganisation.  Aber  an  der  bisherigen  Unter- 
scheidung zwischen  fatirten  und  geschätzten  Einkommenarten 
bei  der  Veranlagung  und  damit  folgerichtig  an  gewissen  Ver- 
schiedenheiten des  Veranlagungsveri'ahrens,  auch  der  Regelung  der 
Declarationspflicbt  (Fassionspflicht),  ist  festgehalten  worden.  Ferner 
wurde  auch  jetzt  noch  kein  allgemein  steuerfreier  Minimalbetrag 
vom  Einkommen  festgestellt  (sogen,  steuerfreies  Existenzminimum). 
Ebensowenig  ist  eine  allgemeine  Verschiedenheit  im  Steuerfuss 
zwischen  fundirtem  und  unfundirtem  Einkommen,  weder  im  Rahmen 
der  Einkommensteuer,  noch  durch  Hinzufügung  einer  anderen 
Steuer,  zur  allgemeinen  Höherbesteuernng  des  fundirten  Einkommens 
herbeigeführt  worden.  Es  verblieb  nur  bei  der  übrigens  nicht  un- 
beanstandeten Präcipualbelastung  des  Grundbesitzes  durch  die  alte 
Grundsteuer  in  biHheriger  Höhe.  Ost  mit  diesem  Gesetz  von  1883 
ist  die  Weimarer  Einkommensteuer  ein  finanzwissenschaftlich  und 
Btenergeschichtlfch  wichtiges  Glied  in  der  neueren  Entwicklung  der 
deutschen  Personal-  und  speciell  Einkommensteuer  geworden. 

Ueber  die  Momente,  welcbe  zu  der  Reform  von  1883  drängten,  s.  aucb  nocb 
Bor8t*8  Schrift,  besonders  aber  die  Au^fuil^uugen  von  Schanz  darüber  auf  Grund 
des  Actenmaterials  und  der  Landta^rsFerhandlungeii ,  Fin.arch.  II,  S.  894 — 923,  wo 
alle  einzelnen  wichtigeren   und   einige  dur  nebenäächlicben  Puncto    eine  lehrreiche 
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Daretellung  und  Kritik  finden.  Dazu  Ortloff  a.  a.  0.  Nor  zur  Erginzmig  des 
Vorausgehenden  wird  hier  Einiges  Über  die  Aasgestaltang  der  Einkorn menstener  tob 
1883  noch  hinzagefugt.  Im  Uebrigen  uuss  auf  das  Gesetz  selbst  venrieseu  werden, 
das  im  Folgenden  keine  vollständige  systematische  Darstellung  finden  kann,  sondern  aas 
dem  nur  besonders  Beachtenswcrthes  hervorgehoben  wird. 

Die  Katcgorieen  der  zu  fatirenden  (anzumeldenden)  und  der  ein- 
zuschätzenden Einkommen  sind  wie  bisher  gebildet.  Während  aber  früher  die 
Zinsen  und  ücwinnautheilo  von  inländischen  Actien-  nnd  anderen  steaerpflichtigcn 
Gesellschaften  beim  Actionär  besteuert  wurden  und  deshalb  von  ihm  anzamelden 
waren,  nur  die  nicht  vertheiltcn  Roinertragstheile  bei  der  Gesellschaft  selbst  besteuert 
und  daher  von  dieser  anzumelden  waren,  wurde  jetzt  der  ganze  Gewinn  der  Gesell- 
schaften, also  incl.  des  vertheiltcn,  bei  diesen  besteuert  und  war  daher  ?on  ihnen 
anzumelden,  während  der  Actionär  dafür  nicht  mehr  Steuer-  und  anmeldepflichtig 
erklärt  wurde  ((lesetz  §.  4.  48,  s.  u.).  Die  Doppelbesteuerung  von  Gesellschaft  und 
Actionär  u.  s.  w^.,  für  die  Zinsen  und  Dividenden,  wie  im  Königreich  Sachsen,  warde 
nicht  eingeführt  (s.  Schanz  a.a.O.  S.  912),  das  spätere  preussischc  u.  s.  w.  Com- 
promissvci  fahren  einer  thcilweisen  Doppelbesteuerung  der  Dividenden  u.  s.  w.  (nemlich 
des  einen  gewissen  Minimalbetrag  übersteigenden  Tbeils,  wie  über  37«  */o  ^^  PreussenV 
auch  nicht.  —  Für  die  Steuerpflichtigen  werden  dann  örtliche  Einkommen  st  eae  r- 
r ollen  aufgestellt,  in  welchen  das  Gesammteinkommen  des  Gensiten  erscheint, 
aber  gesondert  ermittelt  und  eingestellt  nach  den  3  Abtheiiungen :  1)  angemeldetes 
Einkommen.  2)  durch  Schätzung  ermitteltes  Einkommen  aus  Grund  und  Boden  and 
Gebäuden,  3)  ebenso  ermitteltes  übriges.  Der  nunmehr  statthafte  Abzug  von 
Schuldzinsen  erfolgt  erst  von  diesem  Gesammteinkommen  durch  das  Rechnangsamt 
(SteueibchOrdo)  auf  (irund  der  Anmeldung  dieser  Zinsen  Seitens  der  Gensiten,  worüber 
genauere  Bestimmungen  erlassen  sind  (§.  14,  überhaupt  §  6  IT.). —  Die  Anmeldungs- 
p flicht  bei  dem  zu  fatirenden  Einkommen  hat  halbjährlich  stattzufinden  und  die 
Anmeldung  gilt  als  stillschweigend  erneuert,  solange  sie  nicht  rechtzeitig  abge&ndeit 
oder  Abmeldung  erfolgt  ist  (§.  16,  15),  eine  Bestimmung  schon  der  bisherigen  Gesetze. 
Die  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Durchführung  der  Anmcldu  ngspflicht 
specialisfiren  dünn  näher  nach  Einkommenarten.  wobei  aber  die  bisherigen  Bestimmangen 
meist  bestehen  bleiben  konjitun  (so  z.  B.  in  Betreif  der  Zinsen  u.s.  w.,  Kapitalien,  immer 
noch  nach  Nennwerth  g.  24,  auch  ist  bei  Zinsen  u.  dgl.  die  Erlaubniss  verblieben, 
offen  nur  den  jährlichen  Gesauimtbctrag  anzumelden,  §.27).  Dai  Einschäizongs- 
verfahrun  bei  dem  einzuschätzenden  Einkommen  und  die  Organisation 
der  Behörden  und  Cummissionen  hat  dagegen  grössere  Veränderungen  er- 
fahren (§.  31  ir.).  Regelmässig  bilden  die  Gemeindebezirke  die  Einschätzongs- 
bezirke  und  erfolgt  dann  hier  die  Einschätzung  unter  Leitung  des  Rcchnnngsamts 
durch  besondi^re  Schätzu  ngscomuiissionen.  Diese  bestehen  aus  3—9  Mitgliedern. 
die  aus  gewissen  Personenkreisen,  tbeils  von  der  Behörde  eniannt,  theils  von  Gemeinde- 
organen für  die  Dauer  einer  Finanzpcriode  gewählt  werden  (das  Nähcrc  in  §.  32). 
Das  Staatsministerium  kann  in  die  Commission  einen  Beauftragten,  mit  zur  Vertretung 
der  fiscalischen  und  sonstigen  Staatsinteressen,  deputiren,  der  dann  regelmässig  nur  eine 
berathende  Stimme  hat  (§.  31,  35).  Die  Schätzungscommission  hat  die  erforderlichen 
Gümpetcnzen  der  Einsichtnahme  in  gewisse  Acten  der  Behörden  und  der  Vernehmung 
von  Sachverständigen  (§.  36).  Auch  bei  dem  abzuschätzenden  Einkommen  haben 
indessen  die  Gensiten  die  Verpflichtung,  wie  bisher,  den  competenten  Behörden  nnd 
Gommissioncn  auf  deren  V^^rlangen  die  erfurderlichen  Auskünfte  zu  geben,  wobei  aber 
nach  wie  vor  ein  lästiges  Eindringen  in  die  Vermögens-  und  Grcditverhältnisse  unte> 
bleiben  soll.  Für  Arbeitgeber  besteht  dabei  die  weitere  Pflicht,  auf  Erfordern  über 
die  Löhne  u.  s.  w.  ihrer  Arbeitnehmer  Auskunft  zu  ertheilen  (§.  39),  (die  sogen.  Meld- 
angabe). Ausserdem  hat  aber  nicht  nur  der  Censit  der  2.  und  3.  Einkommenabthcilang 
die  ßefugniss,  sein  wirkliches  Einkommen  anzugeben  —  die  sogen,  facultatire 
Steuererklärung  —  sondern  er  kann  auch  zu  einer  solchen  Erklärung  vor  dem  Beginn 
der  Einschätzung  von  der  Behörde  aufgefordert  werden  (§.  40).  So  abgegebene  der- 
artige Erklärungen  sind  dann  /war  zu  prüfen,  aber  wenn  keine  Bedenken  bestehen, 
auch  der  Einschätzung  zu  Grunde  zu  legen  (§.  43).  Für  die  Einschätzung  der  ein- 
zelnen Arten  des  Einkommens  sind  noch  nähere  Vorschriften  im  Gesetze  selbst  (§  45  IT.) 
gegeben,  ähnlich  wie  bisher,  mit  Modiiicationen,  immer  mit  dem  Bestreben,  die  wirk- 
lichen einzelwirthschaftlichen  Beinerträge,  wie  es  eine  wahre  Einkommensteuer  rerlangt. 
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zu  ermitteln.  Bei  den  ActicngescUschaften  a.  s.  w.,  die  schon  bisher  eigene  Subjecte 
der  Einkommensteuer  waren,  iät  die  schon  erwähnte  Ausdehnung  der  objectiren  Steuer- 
pflicht auf  die  an  Actionäre,  Genossen  u.  s.  w.  yertheilten  Zinsen,  Dividenden, 
Gewinne  u.  s.  w.  eingetreten ,  woncben  dann  auch  die  nicht  venheilten  Ueberschtlsse, 
die  zur  Bildung  von  Reservefonds,  zur  Erweiterung  der  Anlagen,  zur  Schuldentilgung 
verwendet  werden,  stenerpflichtig  sind  (§.48).  Auch  für  das  sogen.  Feldgewerbe 
ist  die  subjective  und  objective  Einkommenstenerpflicht  in  der  Weise  der  letzten  bis- 
herigen gesetzlichen  Bestimmungen  geblieben  (§.  49,  altes  Gesetz  §.  67,  s.  o.  S.  526). 
Das  bisherige  sogen.  „Denunciationsrecht^'  gegen  Einschätzungen  Dritter  (o.  S.  530) 
besteht  ebenfalls  fort  wie  bisher  (§.  53).  Es  worden  dann  Einrichtungen  zur  sorg- 
flUtigen  Prüfung  der  Schätzungen  getroffen.  Die  Prilfang  erfolgt  zunächst  durch  die 
Steuerbehörde,  das  Rechnungsamt,  dann  darch  besondere  Prüfungscommissionen 
far  jeden  Bezirk,  eventuell  unter  Mitwirkung  eigener,  vom  Ministerium  bestellter 
Gommissare.  Jene  Commissioneu  haben  den  Vorstand  des  Rechnnngsamts  zum  Vor- 
sitzenden und  4  Mitglieder,  die  aus  8  vom  Bezirksausschuss  Vorgeschlagenen  vom 
Bechnungsamt  bestimmt  werden  (§.  54  ff.).  Sie  fungiren  mit  als  Veninlagungs- 
commissionen ,  sie  prüfen,  bonchtigen  die  Einschätzungen  und  entscheiden  über  die 
Beschwerden  gegen  Einschätzung  Dritter  und  über  Beanstandungen  der  Eischätzungen 
Seitens  des  Rechnungsamts  und  der  Prüfangscommissare  (§.  88).  Die  Aufstellung  des 
steuerpflichtigen  Gesammteinkommens  nach  Abzug  der  Schuldziusen  (sogen.  Einzel- 
steuorkapital)  erfolgt  dann  wieder  durch  das  Rechnungsamt  (§.  60).  Die  Ge- 
meindevorstände haben  darauf  den  Pflichtigen  die  Einschätzung  kundzugeben  (§.  61). 
Berufungen  des  Censiten  wie  der  Steuerbehörde  (des  Rechnungsamts,  auch  beson- 
derer Prüfungscommissare)  gehen  an  Berufscommissionen,  je  1  in  jedem  der 
5  Verwaltungsbezirke,  bestehend  aus  einem  vom  Ministerium  zum  Vorsitzenden  er- 
nannten Beamten  und  4  vom  Bezirksausschuss  für  eine  Finanzperiode  gewählten  Mit- 
gliedern (§.  62  ff.).  Diese  Commissioneu  haben  die  erforderlichen  Competenzen,  können 
eventuell  Eide  oder  eidesstattliche  Versicherungen  dem  Censiten  auflegen.  Gegen 
ihre  Entscheidung  besteht  für  den  Censiten  wie  für  den  Vorsitzenden  der  Berufungs- 
commission nur  noch  ein  Rechtsmittel,  das  der  Beschwerde,  und  nur  wegen  un- 
richtiger Anwendung  gesetzlicher  oder  Vollzugsvorschriften,  bloss  an  die  höhere  Ver- 
waltungsinstanz, das  Staatsministerium,  also  nicht  an  einen  Gerichtshof  (§.  68).  In 
Betreff  der  Steuerzahlungspflicht  seihst  ist  die  Bestimmung  geblieben,  dass 
Arbeitgeber  (auch  Dienstherrschaften)  für  die  Steuerschuld  ihrer  mit  in  Kost  stehenden 
Arbeitnehmer  haften,  mit  dem  Recht,  entsprechende  Lohnabzüge  zu  maclien  (§.  77). 
Mit  Strafen  wird  bei  diesem  ganzen  Steuersystem  vomemlich  der  Censit  bedroht, 
welcher  zur  Anmeldung  seines  Einkommens  verpflichtet  ist,  und  derjenige,  welcher 
Schuldabzüsre  verlangt.  Unterlassene  oder  unvollständige  Anmeldungen  werden 
mit  dem  1 — 16-fachen  Betrag  der  hinterzogenen  Steuer,  falsche  oder  zu  hohe  Schuld- 
zins^Abzugsanmeldungen  mit  dem  4 — 16-fachen  des  so  hinterzogenen  Steuerbetrags 
geahndet  (§.  79,  80).  Strafen,  die  mit  gewissen  Beschränkungen  —  wonach  nemlich 
die  Strafe  nicht  über  die  letzten  4  Jahre  hinaus  vor  dem  Tode  des  Censiten  zu  be- 
rechnen ist  —  auf  die  Erben  übergehen  (§.  82).  Daneben  Ordnungsstrafen  (§.  83). 
Bei  Hinterziehungen  verjährt  die  Strafverfolgung  in  5  Jahren  (§.  84).  Das  Straf- 
verfahren richtet  sich  nach  besonderen  gesetzlichen  Bestimmungen  für  solche  Fälle 
(§.  16,  Absatz  2  des  Gesetzes  vom  12.  April  1879  und  Gesetz  vom  25.  März  1862). 
Besondere  Bestimmungen  betreffen  noch  die  Eröffnung  verschlossen  eingereichter  An- 
meldung von  Kapitalien  u.  s.  w.  (§.  88).  Das  neue  Gesetz  trat  mit  Anfang  1884  in 
Kraft,  die  bisherigen  Gesetze  der  Materie  von  da  an  ausser  Kraft. 

Es  liegt  hier  ein  immerhin  beacbtenswertbes  Beispiel  einer 
eigenthümlichen  AnsgestaUnng  moderner  Einkommensteuer  vor, 
weshalb  darauf  hier  noch  etwas  näher  eingegangen  wurde.  Nament- 
lich die  festgehaltene  Unterscheidung  angemeldeten  und  ein- 
geschätzten Einkommens  und  die  Verschiedenheit  des 
ganzen  Veranlagungsveriahrens  danach  zielit  die  Auf- 
merksamkeit auf  sich.    Man   wird  indessen  doch  nicht  bestreiten 
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könneDy  dass  damit  auch  eine  Incongruenz  in  der  Veranlagmig 
verschiedener  Einkommenarten  festgehalten  wird.  Es  bestehen 
keine  ausreichenden  Bürgschaften  dafür,  dass  die  beiden  Kategorieen 
des  Einkommens  gleich  behandelt  werden.  Bei  dem  anmeldnngs- 
pflichtigen  Einkommen  gilt  als  Regel,  dass  die  bezügliche  Angabe 
des  Censiten  die  rechtliche  Vermuthnng  der  Wahrheit  für  sich  hat, 
es  wird  der  Censit  daher  ohne  Weiteres  nach  dieser  seiner  Angabe 
veranlagt.  Bei  diesem  Einkommen  hat  man  es  namentlich  mit 
Besoldungen  u.  dgl.  und  mit  Zinsen  u.  s.  w.  zu  thun.  Bei 
jenen  besteben  einfache  und  sichere  Controlmittel  der  AnmeldmigCD 
wenigstens  grösstentheils,  bei  den  Zinsen  aber  nicht.  Die  bloBsen 
Strafandrobnngen  bilden  kaum  ein  ausreichendes  Compelle  richtiger 
Anmeldung,  selbst  nicht  in  Verbindung  mit  dem  Uebergang  der 
Strafen  auf  die  Erben,  zumal  bei  der  Beschränkung,  die  hier  even- 
tuell eintritt  (s.  o.,  Gesetz  §.  82).  So  erscheint  eine  nicht  voll- 
ständige Erfassung  der  Erträge  beweglichen  Kapitals  nicht  unwahr- 
scheinlich. Werden,  wie  zu  vermuthen,  trotz  aller  Cautelen  die 
eingesehätzten  Einkommen  durchschnittlich  auch  zu  niedrig  an- 
geschlagen, so  wäre  das  Bedenken  einer  unzulänglichen  Erfassung 
der  Leihzinsen  u.  s.  w.  practisch  zwar  geringer,  aber  umsomehr 
erhebt  sich  dann  das  andere,  dass  bei  diesem  Veranlagungsver- 
fabren  wiederum  die  Festbesoldeten,  die  Beamten  u.  s.  w., 
dann  allein  nach  dem  gesetzlichen  Maass  richtig  getroffen  werden. 
Und  weitere  Bedenken  liegen  in  der  anzunehmenden  ungesetzlichen 
individuellen  Verschiedenheit  der  Ergebnisse  der  Veranlagung 
bei  den  bloss  geschätzten  Einkommenarten  und  bei  den  anzumel- 
denden ZinseinkUnften. 

Eine  EigenthUmlichkeit  ist,  dass  die  Steuerscala  selbst 
nicht  in  das  Gesetz  aufgenommen  ist,  sondern  auf  besonderen 
gesetzlichen  Bestimmungen  (einem  eigenen  sogen.  Steuergesetz  für 
jede  Finanzperiode)  beruht,  womit  dann  auch  auf  diese  Weise  die 
Beweglichkeit  des  Steuerfusses  durchgeführt  wird.  Mancherlei 
MeinungsdifTerenzen  drehten  sich  um  die  Scala,  man  wollte  die 
Entscheidung  auch  ausser  vom  Steuerbedarf  von  den  Ergebnissen 
des  neuen  Veranlagungsverfahrens  abhängig  machen.  Die  Scala 
hat  kein  steuerfreies  Minimum  und  ist  massig  progressiv  (degressiv) 
bis  zu  einem  die  damalige  Maximalhöhe  in  anderen  deutschen 
Gesetzen  noch  ein  wenig  übersteigenden  üöchstbetrage  gestaltet 
worden. 
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S.  darüber  Schanz  a.  a.  0.,  S.  913  ff.  Gesetz  Tom  24.  Dec.  1883.  Die  erste 
angenommene  Scala  erfuhr  Abänderongen,  indem  alle  Steuersätze  um  0.2  ^/q  zeitweise 
ermääsigt  wurden.  Sie  war  danach  mit  im  Ganzen  9  Stofen  (die  erste  bis  499,  die 
leUte  mit  Über  9000  M.  Einkommen)  1.2  7o  bei  Einkommen  bis  499  M.,  1.6  bei 
solchen  Fon  500—699,  2  bei  700—999  u.  s.  w.,  3  7«  *>ei  5000—6999,  3.2  bei  7000 
bis  8999,  3.4  %  bei  Über  9000  M.,  was  für  die  kleinen  Einkommen  absoint  und 
relati?,  im  Yerhäitniss  zu  den  grosseren,  sowie  zu  den  betreffenden  Steuersätzen  anderer 
Länder  (Preussen)  ziemlich  hohe  Sätze  ergiebt  Aber  Finanzlage  und  Ausdehnung 
der  wenig  bemittelten  Bevölkerung  nach  den  gegebenen  Wirthschaftsverhältnissen  des 
Landes  nOthigten  zu  dieser  Scala,  vollends  solange  man  mit  der  Progression  nicht 
weiter  gehen  wollte.  Mit  den  Ergebnissen  der  neuen  Veranlagung  ist  man  im  Ganzen 
zufrieden  gewesen. 

Erwähnt  sei  noch,  dass  die  Besteuerung  des  Eisenbahnbetriebs  nach 
Maassgabe  der  Staatsverträge  darüber  und  im  Oebrigen  nach  dem  besonderen  Gesetz 
vom  18.  März  1873  erfolgt. 

§.  167.  Aenderungen  von  1897  und  später  bezüg- 
lich der  Einkommensteuer.  Es  war  auch  hier  vomemlich 
die  preussische  Steuerreform  von  1891  und  deren  Bewährung  in 
den  neuen  Veranlagnngsergebnissen ,  welche  zur  Fortbildung  des 
Gesetzes  von  1883  geführt  hat,  wobei  man  dann  zugleich  einzelne 
andere  zweckmässig  befundene  und  von  der  Erfahrung  angerathene 
kleine  Aenderungen  eintreten  Hess.  Dies  geschah  im  Gesetz  vom 
2.  Juni  1897.  Der  wichtigste  Punct  war  die  Ausdehnung  des 
Declarationszwangs  auch  auf  grösseres  Einkommen  (über 
3000  M.  und  ohne  Schuldabzug  gerechnet)  in  der  bisherigen  Kate- 
gorie der  sogen,  geschätzten  Einkommen.  Das  hat  dann 
auch  einige  Veränderungen  im  Veranlagungsverfahren  und  in  der 
Organisation  und  Function  der  Veranlagun^sbehörden(Commissionen) 
veranlasst.  Auch  hierin  hat  man  sich  den  preussischen  Ein- 
richtungen zum  Theil  mehr  angeschlossen.  Der  allgemeine  ^^sociale'^ 
Zug  der  neueren  Gesetzgebung  über  directe  Steuern,  besonders 
über  die  Einkommensteuer,  hat  sich  —  ungeachtet  gewisser  finan- 
zieller Bedenken,  welche  die  erwünschte  weitere  Erleichterung  der 
kleineren  Einkommen  wegen  der  Ausdehnung  der  betreffenden 
Volksclassen  erschwerten  —  doch  auch  hier  darin  gezeigt,  dass 
man  zwar  immer  noch  kein  allgemeines  steuerfreies  Einkommen- 
minimum gewährte,  aber  doch  kleines  Einkommen  gewisser  Art 
and  in  gewissen  Fällen  befreite,  ferner  bei  besonderen  die  Steuer- 
Fähigkeit  vermindernden  wirthschaftlichen  Verhältnissen  in  gewissem 
Umfange,  freilich  in  viel  geringerem  als  in  Preussen,  Erleichterungen 
zugestand  und  endlich  die,  auch  jetzt  noch  nicht  in  das  Gesetz 
selbst  gekommene,  sondern  durch  besonderes  Steuergesetz  für  jede 
Finanzperiode  geregelte  Steuerscala  mehr  abstufte,  nach  unten  zu 
die  Steuersätze  etwas  ermässigte  und  nach  oben  zu  die  Progression 
weiter  führte  und  erhöhte,  bis  auf  4  %,  wie  in  Preussen. 
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der  Ertragfähigkeit  voraussichtlich  zu  erzielende  Reinertrag,  jetzt  der  wirklich  erzielte 
nach  3-jährigem  Durchschnitt  die  Grundlage  der  Einschätzung  bildet  (altes  Gesetz 
§.  45,  neues  §.  53).  —  In  Betreff  der  Berufungen  gelten  wesentlich  die  bisherigen 
Bestimmungen  (altes  Gesetz  §.  62  ff.,  neues  §.  69  ff.,  mit  einer  kleinen  Aenderung 
hinsichtlich  der  zu  Mitgliedern  der  Berufungscommission  zu  wählenden  Personen, 
altes  Gesetz  §.  64,  neues  §.  71).  Letzte  Beschwerdeiustauz  ist  nach  wie  7or  das 
Staatsministerium  (§.  75).  Die  Strafandrohungen  fUr  Hinterziehungen  bei  an- 
zumeldendem Einkommen  sind  (reblieben,  nur  bei  solchen  in  Betreff  des  Schuld- 
zinsenabzugs etwas  ermässigt  (1 — 16-faches,  gegen  bisher  4— 16-faches,  §.  85,  86). 
Folgerichtig  sind  aber  jetzt  auch  Hinterziehungsstrafen  angedroht,  bei  wissentlichen 
Unrichtigkeiten  in  der.  Steuererklärung,  soweit  diese  beim  geschätzten 
Einkommen  yorkommt,  falls  dadurch  Verkürzungen  der  Steuer  herbeigeführt  werden 
(§.  88,  4 — 16-  und  1 — 10-faches).  Das  Maximum  der  Ordnungsstrafen,  bisher  nur 
50  M.,  ist  auf  300  M.  erhöht  worden  (§.  90).  (Eine  Noyelle  vom  22.  März  1899  hat 
in  den  Strafbestimmungen  einen  Punct  abgeändert.)  Die  Verbindlichkeit  zur  Nach- 
zahlung hinterzogener  Steuern  yeijährt  in  10  Jahren  und  geht  auf  die  Erben  bis  zur 
Höhe  ihres  Erbantheils  über  (§.  92).  Strafen  (bis  1500  M.)  bedrohen  auch  die  Ver- 
letzung des  Geheironiss  Seitens  bei  der  Veranlasrnng  betheiligter  Personen  (§.  94).  Das 
neue  Gesetz  trat  mit  dem  Beginn  des  Jahres  1899  in  Kraft. 

Der  Steuertarif  war  schon  vor  dem  Gesetz  von  1897  durch  das  Steuergesetz 
vom  1.  Mai  1895  für  die  Fiuanzperiode  1896—98  geändert  worden  und  dieser  nem- 
liche  Tarif  ist  dann  auch  in  das  Steuergesetz  vom  25.  Mai  1898  für  die  Periode 
1899—1901  übergegangen.  Er  enthält  danach  31  Stufen,  beginnend  mit  0.8  7o  Steuer 
bei  Einkommen  bis  300  M.,  0.9  %  bei  solchem  von  300 — 400  M.  und  steigt  dann 
in  weiteren  29  Stufen  immer  um  0.1  7o  ^^^  ^^^  ^  Vo «  i°  Stufen  von  100  M.  bis  zu 
13—1400  M.  Einkommen,  dann  in  grösseren  (zuerst  200.  darauf  300.  500,  1000, 
2000,  3000,  5000,  10.000  M.  Einkommen  mehr)  bis  zum  Einkommen  von  30.000  M. 
und  mehr.  Dabei  wird  also  hier  schon  der  höchste  Satz  von  voll  4  %  (da  immer  je 
100  M.  des  betreffenden  Einkommens  mit  dem  steigenden  Satz,  zuletzt  mit  4%  be- 
legt werden)  erreicht,  der  in  Preussen  erst  annähernd •  (nicht  voll)  bei  100.000  M.  und 
mehr  eintritt.  Bis  900  M.  Einkommen  bestehen  so  schon  6  Stufen  mit  zuletzt  1.6  ®/o 
Steuersatz  für  800—900  M.  Einkommen.  Gegen  früher  sind  die  unteren  Stufen  er- 
mässigt worden.  Nach  einer  besonderen ,  für  thüringii^che  Verhältnisse  beachtens- 
wertben  Bestimmung  wird  aber  das  Einkommen  bis  zur  Stufe  X  (11 — 1200  M.), 
welches  ausserhalb  des  Landes  wohnende  Besitzer  aus  inländischen  Grundstücken, 
Gewerbeanstalten  und  gewerblichen  Niederlassungen  beziehen,  immer  mit  2%  (s^^^t 
der  Sätze  von  0,8 — 1.9  ^/q)  besteuert  (so  schon  nach  dem  früheren  Steuerrecht,  s.  dar- 
über Schanz  im  Fin.arch.  6.  2,  S.  916). 

In  den  Sätzen  und  deren  procentweiser  Fassung  in  diesem  Steuertarif  ist  aber 
seitdem  noch  eine  Aenderung  erfolgt.  Die  günstige  Finanzlage  ermöglichte  es,  zunächst 
wenigstens  für  die  laufende  Finanzperiode,  bis  incl.  1901,  ein  allgemeines  „steuerfreies 
Existenzminimum'"  einzuführen,  d.  h.  Einkommen  bis  400  M.  steuerfrei  zu  machen, 
auch  sind  die  weiteren  unteren  Stufen  ermässigt  worden  und  zugleich  ist  man  von 
dem,  an  sich  rationelleren,  Steuertarif  mit  Procentsätzen  zu  einem  solchen  mit  festen 
Steuersätzen  für  gewisse  Einkommenstufen  übergegangen  (Gesetz  vom  22.  März  1899). 
Die  Sätze  sind  jetzt:  2.40  M.  für  400—450  M.  Einkommen,  3  ftJr  450—500,  3.60 
für  500—550,  4.80  für  550—600,  6  für  6—700,  7.20  für  7—800,  9  für  8—900  M. 
Sie  steigen  bei  Einkommen  von  900—3000  M.  in  Stufen  von  100  M.  um  je  3  M. 
(8  V'  ^on  3000—15.000  M.  in  Stufen  von  300  M.  um  je  12  M.  (4  %\  von  15  000 
bis  18.000  M.  in  Stufen  von  500  M.  um  je  18  M.  (3.6  ^/o).  von  18.000—24.000  M. 
und  24.000—30.000  M.  in  gleichen  Stufen  und  bezw.  je  21  (4.2  7«)  ^^^  24  M.  (4.8  ^U) 
und  für  höheres  Einkommen  für  je  5000  M.  um  je  40  M.  Die  erwähnten,  im  Aus- 
land wohnenden  Besitzer  u.  s.  w.  werden  aber  nach  wie  vor  auch  für  lÜnkommen 
unter  400  M.  besteuert,  in  4  Stufen  (bis  50  M.  Einkommen,  50—100.  100—200, 
200—500)  mit  Sätzen  von  0.60,  1.20,  1.80,  2.40  M.  Ob  dieser  Tarif  und  insbeson- 
dere die  Befreiung  des  Einkommens  bis  400  M.  in  dem  für  die  neue  Finanz- 
periode von  1902  an  zu  erlassenden  Steuergesetze  verbleiben  wird,  muss  sich  erst 
noch  zeigen. 
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Die  Steuergesetze,  welche  für  jede  dreijährige  Finanzperiode 
erlassen  werden,  entsprechen  den  strengeren  Grandsätzen  cod- 
stitatioDcIIen  Staatsrechts,  indem  sie  alle  einzelnen  Steuern,  auch 
die  indirecten,  aufzählen  unter  Hinweis  auf  die  bezüglichen  Gesetze 
für  jede  dieser  Steuern ,  wonach  sie  zu  erheben  sind ,  und  die 
Steuererhebung  danach  für  die  Finanzperiode  als  bewilligt  be- 
zeichnen. 

Auch  in  dieser  neuesten  Gesetzgebung  eines   deutschen  Klein- 
staats  über  Einkommensteuer  ist  die  Annäherung  an  das  bezflg- 
liche  neue  preussische  Steuerrecht  erfreulich.    Die  Abweichungen 
zu  Ungunsten   der  Censiten   der  unteren  Einkommenclassen  gegen 
Preussen,  die  nach  dem  Gesetz  von  1897  und  auch  noch  nach  dem 
von  1899  bestehen,  erklären  sich  mit  aus  der  Finanzlage  und  ans 
den  allgemeinen  Wirthschaftszuständen  des  Landes.    Es  fragt  sich 
freilich,  wie  lange  diese  Staaten  eine  derartige  Besteuerung  der 
kleinen   Leute    angesichts    der    preussischen  Verhältnisse    werden 
aufrecht  erhalten  können.     Die  eigenthttmliche  geographische  Con- 
figuration  des  Staatsgebiets  erschwert  das  ohnehin.    Mit  der  Pro- 
gression des  Steuerfusses  wird  man  nicht  weiter  gehen  wollen  nnd 
können,  solange  das  in  Preussen,  Sachsen  nicht  geschieht    Nnr 
die  HinzufUgUDg  einer  besonderen  Besteuerung  des  fnndirten  Ein- 
kommens, das  nach  wie  vor  bloss  beim  Grundbesitz  durch  die  alte 
Grundsteuer  getroffen  wird  —  soweit  man  davon  nach  dem  oben 
Bemerkten   bei  dem  reallastartigen  Character  dieser  Steuer  reden 
kann  —  könnte  vielleicht  die  Mittel  zur  weiteren  Befreiung  oder 
Minderbelastung  der  kleinen  Leute  schaffen.    An  eine  solche  Be- 
steuerung  in   einer  oder  der  anderen  Form  ist  auch  wohl  gedacht 
worden,   doch  noch   kein  Schritt  in  dieser  Richtung  erfolgt.    Im 
Gegentheil  ist  sogar  jüngst  dem  Drängen  im  Landtage  nachgegeben 
und   die  alte   Grundsteuer  bis   auf  Weiteres  für  über  ein  Viertel 
ihres   bisherigen  Betrags  (von  8^!^  alten  Terminen  auf  6)  ausser 
Hebung  gesetzt  worden.    Die  Beibehaltung  der  Unterscheidung  an- 
gemeldeter   und    einzuschätzender  Einkommen    im  Veranlaguogs- 
verfahren  unterliegt,  nach  der  nunmehrigen  Einführung  des  Decis- 
rationszwaugs    wenigstens    für    höheres  Einkommen    zweiter  Art, 
zwar  nicht  mehr  ganz  den  oben  angedeuteten  Bedenken.    Aber 
völlig  scheinen  mir   diese  nicht  fortgefallen   zu  sein.     Sollte  eine 
vollständige  Vereinheitlichung  des  Veranlagnngsverfahrens,  wie  in 
den   übrigen  Staaten  mit  moderner  Einkommensteuer,  nicht  doch 
<len  Vorzug  verdienen? 
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f.    Die  übrigen   10  monarchischen  deutschen 

Kleinstaaten. 

§.  168.  Yorbemerkangen.  Es  sind  7on  solchen  Kleinstaaten  im  heutigen 
eutscheu  LCeich  noch  folgende  10  aus  der  Legion  der  ehemaligen  im  alten  Reiche 
srblicben.  Sie  werden  hier  in  geographischer  Gruppirnng  zusammengestellt,  mit 
ngabe  ihrer  Gebiets-  und  Bevölkerungsgrösse,  am  zu  zeigen,  wie  klein  die  (ieltungs- 
öreiche  besonderer  SteuerFerfassungen  hier  sind.  Zum  Vergleich  sind  einige 
atistische  Daten  fUr  die  tlbrigen  bisher  behandelten  Staaten  und  für  die  drei  Frei- 
aaten  beigefügt. 

Tab.  82.  Gebietsgrösse  Bevölkerung 

qkm.  1000  in  1895 

Herzogtham  Sachsen-Meiningen 2468  2M 

—      Alten  bürg 1324  180 

—  —      Coburg  und  Gotha ....  1958  217 
Fürstenthum  Schwarzburg-Sondershausen      .     .     .  862  78 

—  —  ßudolstadt 941  89 

—  Reuss  ältere  Linie 316  67 

—  —     jüngere  Linie 826  132 

—  Waideck 1121  58 

—  Lippe  (Detmold) 1215  135 

—  Schaum  burg-Lippe 340  41 

I.  Zusammen:  Gruppe  der  10  kleinsten  Monarchieen  11371  1231 

IL  3  Freistaaten  (Mädte) 970  961 

III.  Gruppe  der  6  grösseren  Kleinstaaten^)       .     .  32065  2139 

IV.  Gruppe  der  6  Mittelstaaten  ^) 147654  16093 

V.  Preusbeu 348607  31855 

Deutsches  Reich 540667  52280 

Noch  10  verschiedene  Steuerverfassungen,  eigentlich  11  (da  Coburg  und  Gotha 
sine  einheitliche  haben)  auf  einem  Gebiete  von  11.400  qkm  mit  noch  nicht  IV4  Mill. 
iuwohncrn,  7  bezw.  8  davon  in  Thüringen  auf  einem  Gebiet  von  c.  8.700  qkm.  mit 
Mill.  Bewohnern,  mit  Sachsen- Weimar  8  bezw.  9  mit  c.  12.600  qkm.  Gebiet  und  mit 
V,  MilL  Bewohnern,  -  zudem  auf  Staatsgebieten,  deren  Bestandtheile  zum  Theil 
auz  durcheinander  und  mit  preussischen  Gebietstheilen  förmlich  im  Gemenge  liegen! 
^o  mitunter  die  Staatsgrenzen  mitten  durch  ein  Dorf  gehen!  £s  sind  aber  eben 
historisch  begründete"  Verhältnisse.  Auf  eine  grössere  Unification  auch  der  directen 
cüteuerung  im  Reiche,  unter  den  heutigen  Wirthschafts-  und  Verkehrsverhältnissen 
lüssten  diese  Zustände,  sollte  mau  indessen  meinen,  doch  durchaus  hindrängen  (s.  u. 
.  179).  Aber  jedes  Ländchen,  Regierung  und  Landtag  in  Uebereinstimmung,  hängen 
1  diesen  wie  an  anderen  ererbten  particularistischen  Eigenthümlichkeiten.  — 

Auf  eine  Darstellung  der  geschichtlichen  Entwicklung  im  19.  Jahrhundert  und 
er  heutigen  Ausgestaltung  der  Steuerverfassungen  dieser  kleinsten  Kleinstaaten  in  der 
^eise  wie  im  Vorausgehenden  und  noch  in  den  letzten  Abschnitten,  welche  die 
rOsseren  Kleinstaaten  behandelten,  muss  ich  aus  mehrfach  angedeuteten  Gründen  (so 
.  445,  516)  verzichten.  Es  soll  im  Folgenden  nur  eine  ganz  kurze  Orientirung 
ber  die  gegenwärtige  directe  Besteuerung,  vornemlich  auch  nur  über  die  übrigens 
ich  ganz  voranstehende  Personal-  (Einkommen-jBesteuerung  dieser  Staaten  gegeben 
erden,  nur  mit  gelegentlichen  Bemerkungen  über  sonstiges  Finanzielle. 

Unvermeidlich  muss  aber  znm  VerständDiss  auch  der  Gestaltang 
er  Besteuerung    hier    bei   jedem  Staate    etwas    näher    auf   das 

^)  Die  oben  behandelten  6:  beide  Mecklenburg,  Oldenburg,  Braunschweig,  An- 
tlt,  Sachsen- Weimar. 

')  Mit  Elsass-Lothringen,  damit  6. 
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Domänenwesen  und  die  eng  damit  zusammenhängende  finan- 
zielle Ausstattung  der  Fürstenhäuser  eingegangen  werden. 
In  allen  diesen  Staaten  hat  man  es  mit  mehr  oder  weniger  vor- 
herrschendem  domanialwirthschaft  liehen  Finanz- 
wesen zu  thun,  in  welchem  die  directe  und  die  sonstige  Landes- 
Besteuerung  nur  eine  Ergänzungsrolle  spielt  Die  Doma- 
nial-,  namentlich  die  Forsterträge  sind  in  diesen  wie  in  den  anderen 
Kleinstaaten  meistens  absolut  und  relativ  sehr  beträchtlich,  aller- 
dings aber  anderseits  auch  die  „Civillisten,  fürstlichen  Do- 
tationen^',  dem  Fttrstenhanse  fttr  seinen  Aufwand  durch  besondere 
Vereinbarungen  ttberlassenen  Domanialerträge  u.  dgl.  m.  Diese 
Summen  absorbiren  regelmässig  einen  erheblichen  Theil  der  ge- 
sammten  Domanialerträge,  auf  die  sie  häufig  speciell  gelegt  sind, 
oder  nehmen  sie  ganz  in  Anspruch.  Betrachtet  man  jene  Dotationen 
gleichwohl,  wie  in  anderen  monarchischen  Staaten,  mit  ab 
Staatsaufwand,  was  in  einzelnen  Kleinstaaten  nach  den  getroffenen 
Vereinbarungen  und  Gesetzen  formell  staatsrechtlich  nicht  richtig 
ist,  so  belaufen  sich  diese  fürstlichen  Einkünfte,  Civilliaten 
Dotationen  u.  s.  w.  auf  hohe  Kopfbeträge,  2  — 3  M.  und  mehr 
in  den  Kleinstaaten,  gegen  z.  B.  noch  nicht  Va  M.  in  Preussen, 
noch  nicht  1  M.  in  Baiern.  Auch  der  höchste  und  höhere  Ver- 
wakungsapparat,  die  Central-  und  Ministerialdepartements  sind  in 
diesen  Kleinstaaten  unverhältnissmässig  stark  entwickelt  und  fallen 
dadurch  mit  ihren  Kosten  finanziell  erheblich,  relativ  weit  mehr 
als  in  Mittel-  und  vollends  in  Grossstaaten,  ins  Gewicht,  trotz  oft 
nur  recht  massiger  Besoldung  der  höchsten  Beamten  (Minister  u.8.w.)- 
Das  Alles  bedingt,  dass  trotz  bedeutender  Domanialerträge  die 
Besteuerung  y  und  zwar  die  nach  Lage  der  Dinge  vomemlich  in 
Betracht  kommende  directe,  ungeachtet  ihrer  blossen  Ergänzanga- 
rolle  zu  den  anderen  Einkünt\en  doch  ziemlich  hoch  ist,  nament- 
lich, wie  in  den  thüringischen  Staaten,  gegenüber  dem  massigen 
Volkswohlstand.  Auch  die  Noth wendigkeit,  die  Besteuerung  neuer- 
dinpfi  bei  vermehrtem  eigentlichen  Staatsbedarf  ergiebiger  zu  machen, 
hängt  mit  diesen  Verhältnissen  zusammen.  Indessen  sind  dies  eben 
nothwendige  Consequenzen  des  Kleinstaatenthums 
und  der  mouarohisehen  Staatsform  darin.  Auch  mnss 
bei  den  fürstlioheu  Dotationen  berücksichtigt  werden,  dass  die  be- 
tretTendou  Fürstenhäuser  gewöhnlich  grosse  •  Gnindherren  waren 
uud,  in  welcher  staatsrechtlichen  Form  auch  ihre  Dotationen  neuer- 
dings geregelt  sein  mC^gen.  im  Grunde  doch  die  Domaniat,  Kammer- 
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guterträge  n.  s.  w.  von  Alters  rechtlich  in  erster  Linie  für  die 
Deckung  des  Hof-  und  Hausaufwands  der  Landesherrschaft  bestimmt 
waren  ^  auch  in  den  Domänen  sich  viele  Bestandtheile  ehemaligen 
dynastischen  Hausguts  befinden  (s.  Fin.  I,  §.  214,  215).  Es  bleibt 
demungeachtet,  wenn  man  hiernach  die  relativ  hohen  fürstlichen 
Dotationen  und  Kosten  der  Centralinstanz  io  diesen  Kleinstaaten 
recht  wohl  erklären  und  auch  rechtfertigen  kann,  freilich  richtig, 
dass  die  Gesammtkosten  für  Hof  und  oberste  Verwaltung  in  diesen 
Staaten  eine  weit  mehr  fühlbare  Last  als  in  grösseren  Staaten 
und  wenigstens  indirect  auf  die  Nothwendigkeit  der  Vermehrung 
der  Besteuerung  hier  mehr  als  in  letzteren  Staaten  von  Einfluss 
sind.  Das  ist  zum  Verständniss  neuerer  Entwicklungen  zu  beachten 
(s.  auch  unten  §.  179). 

Das  legislative  Material  tlber  die  Besteuerung,  besonders  die  wichtigste,  die 
directe  Peräoualbesteuerung,  sowie  zum  Theil  auch  Über  andere  finanzielle  Verhält- 
nisse liegt  auch  für  diese  Staaten  grossentbeils  im  Finauzarchiv  ?or.  Es  ist  eines  der 
fielen  Verdienste  von  G.  Schanz,  es  gesammelt  und,  zum  Theil  in  verarbeiteter 
Form,  in  seinem  treftlichen  Finanzarchiv  leicht  zugänglich  gemacht  zu  haben.  Wesent- 
lich mit  nach  diesem  Material  sind  die  folgenden,  absichtlich  so  kurz  als  möglich 
gehaltenen  Skizzen  entworfen  worden,  bei  denen  mir  auch  das  Marquardsen^sche  Hand- 
bach des  Öffentlichen  Bechts  stellenweise  gute  Dienste  gelcibtet  hat.  Vieles  musste 
indessen  aus  den  Gesetzsammlungen  selbst  ergänzt  werden,  die  ich  sämmtlich  dafür 
genauer  durchgesehen  habe.  Für  Weiteres  und  Einzelheiten  kann  sonst  meistens  auf 
das  Finanzarchiv  verwiesen  werden,  dessen  wichtigere  Aufsätze  im  Folgenden  citirt 
werden.  Im  Gothaor  Hof  kalender  werden  die  Etats  dieser  Kleinstaaten  meistens  in 
rerhältnissmässig  grosser  Specialisirung  mitgetheilt 

§.  169.    Sachsen-Meiningen. 

Das  Land  hat  eine  hOchst  sonderbare,   den  südlichen  thüringer  Wald  wie  ein 
Kranz   umziehende  Form   und   noch  einige  Ezclaven.    v.  Beden,  Finanzstatistik  I, 
2.   Abth.,  S.  1421  ff.,  passim,  nur  wenige  Notizen.    Staatsrecht  im  Handbuch  des 
5flentlichen  Bechts  III,   2.  Halbb.,   2.  Abth.,   S.  81  ff.     Daselbst   über   die   Finanz- 
Verwaltung  S.  54  ff.    Abhandlang  von  Kirch  er.    Eine  ganze  Litteratur  hat  der  Mitte 
des  19.  Jahrhunderts  lange  Zeit  spielende  „Domänens^treif'  zwischen  Fürstenhaus 
and    Land   hervorgerufen,    s.   darüber  Kircher   a.  a.  1D.    S.   57  ff.   und   aus  jener 
Litteratur  u.  A.  H.  A.  Zachariä,  die  Bechtsverhältnisse  des  fürstlichen  Kammerguts, 
besonders  in  Sachsen-Meiuingen ,  1861  (für  die  fürstliche  Auffassung),    Bey scher, 
die  Bechte  des  Staats  an  den  Domänen  und  Kammergütern,  1863  (für  die  Auffassung 
des  Landes),  Heinze,  Domänenfra^e  in  Sachsen-Meiningen,  Zeitschrift  für  Staats- 
wissenschaft, 1863  (weitere  Schriften  s.  bei  Kirch  er  S.  31).    Der  Streit  drehte  sich 
namentlich  um  das  Eigenthumsrecht  an  den  Domänen  und  um  das  Maass  und 
die     Bechtsform     der     Mitverpflichtung     der    Domanialerträge    zur 
Deckung  des  Staatsbedarfs.  Dieser  Streit  ist  von  allgemeiner  rechtshistorischer 
und  staatsrechtlicher  Bedeutung  für  die  Bechtsfragen  in  Bezug  auf  DomanialvermOgen, 
bezw.  Kammergut  in  Deutschland,  freilich  aber  auch   ein  unerfreuliches  Stück  noch 
neuester  deutscher  Kleinstaatsgeschichte  irewesen.    Er  hat  schliesslich  im  Wege  des 
Veri^leichs  nach  Gesetz  vom  20.  Juli  1871   seine  Erledigung  gefunden  (s.  Kircher 
S.  60  und  schon  Fin.wiss.  I,  S.  518).    Die  durch  das  gen.  Gesetz  geschaffene  staats- 
rechtliche Ordnung  ist  eine  eigenthümliche  Form  der  Auseinandersetzung  zwischen 
Fürstenhaus,  bezw.  Landesfürsten  und  Staat  (Land)  und  der  Begelung  der  Verhältnisse 
der  Kammer-  und  der  Landescasse.    Nach  Lage  der  Dinge,  bei  dem  grossen  Umfang 
und  Ertrag  des  Domauiums,  namentlich  der  Forsten,  wirkte  die  getroffene  Entscheidung 
auch  auf  die  Landesfinanzen   und   indirect  auf  den  Steuerbedarf  nicht  unwesentlich 
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mit  ein.  S.  über  die  Natzbarmachang  der  fiscalischen  Landgüter  (Domaoea)  dea 
Aaisatz  TOD  Ziller  im  Fm^rch.  Bd.  12,  1895,  S.  641-649.  mit  ^»utistik;  fener 
Zi  11  er 's  Aufsatz  die  fiacaiischen  Griflelbrüche  im  Uerzogthom  Sachsen  -  Meinio^ 
eb.  B.  18.  1896.  S.  159 — 168  und  von  demselben  den  Aufsatz  die  Domäneafoist- 
verwaltQDg  des  Herzogthums  Sacbsen-Meiniugen  eb.  S.  169 — 176,  mit  StatistiL  — 
Ueber  die  Besteuerang  Kircher  a.  a.  0.  S.  55.  Einkommensteoergesetz  roa 
18.  März  1890  ncb:»t  Ausfuhr.- Verordü.  rom  25.  April  1890  in  Fin.-arch.  B.  7.  1890, 
S.  524 — 558,  Bejrruuduud:  d^selbat  S.  554  ff.,  Aufsatz  von  Ziller  darüber  Fin.irdL 
B.  12,  S.  65C»— 661.  mit  Steuerstatisük.  auch  B  12.  S.  79  ff.  (Geseu  rom  19.  Febr. 
1900.  Steu<frfreibeit  bis  TCK)  M)  Gesetz  über  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  tob 
25.  Juni  1885.  Fm.arcb.  B.  13,  1886.  S.  240  ff.  Ueber  die  directen  Steuern  überhaupt 
und  jüügbte  Reformfragen  (1899)  Fin.arch.  B.  17.  S.  457  ff.  Erbscbaftssteuetge^eu 
Tom  15.  Juni  1867.  2<).  Mai  1885,  Daten  darüber  und  Ertra^rsstatistik  mehrfach  im 
Finuirch.,  s.  Register  unter  dem  W'orL  —  Gesetz  rom  9.  Juli  1879  Über  die  FinaozeD. 
bes.  die  Rechte  der  Landesvertretung  dabeu  —  Im  Folgenden  nur  eine  kurze  Chanc- 
teristik  der  Finanzen  und  Steuern  und  bloss  über  die  Einkommensteuer  einiges  Weitere, 
mit  Beschräükurg  auf  maa&sgebende  characteristische  Uauptpimcte. 

Im  Herzogtham  Sachsen-MeiDiDgen  wird  in  der  Fioanx- 
verwaltQDg  und  im  Etat  noch  zwischen  Domänen-  nnd  Landes- 
casse  mit  eigenen  Einnahmen  nnd  Ansgaben  unterschieden.  Von 
besonderer  finanzieller  Bedeutung  ist  biertiir  das  erwähnte,  deo 
Domänenstreit  entscheidende  Gesetz  vom  20.  Juli  1871  geworden. 

Die  eigentlichen  Staatsausgaben,  einschliesslich  der  Matricularbeiträge  an  du 
Reich,  aber  ohne  die  Dotation  des  Fürstenhauses,  lasten  auf  der  Landescasse,  die  u 
Einnahmen  die  Ceberweisungen  vom  Reich,  die  Landessteuem ,  Gebühren,  auch  die 
Einnahmen  von  den  Eisenbahnen  und  die  Hälfte  der  DomänenüberschOsse  beaeht 
Die  Domänencasse  hat  als  Einnahmen  die  Roherträge  der  Domänen.  Forsten,  gewiaer 
Gewerbeanstalten.  als  Ausgabe  die  Betriebs-  nnd  Verwaltungskosten  dieser  Einnahne* 
zweige,  auch  Antheile  an  den  Kosten  der  obersten  Staatsbehörden  (Ministerium)  Bod 
die  Dotation  des  herzoglichen  Hauses.  Die  Staatsschuld  belastet  überwiegend  die 
Landesca2>se.  In  dem  Gesetz  von  1871  wurde  nun  bestimmt,  dass  die  herzogliche 
FamUie  für  ihren  Aufwand  aus  dem  Ertrag  der  Domänen  230.000  fl.  (394.286  M. 
jetzt'  beziehe,  eine  nur  mit  Zustimmung  des  Landtags  erhöhbare,  mit  der  des  üenop 
verminderbare  Summe,  dass  der  Domänenetat  mit  Zustimmung  des  Landtags  — 
nicht  blo^s  mit  meinem  Beirath,  auch  ein  strittiger  Punct  —  festgestellt  werde  ud 
dasd  Tom  L'eberschuss  der  Domänencasse,  nach  Bestreitung  der  ihr  obliegenden  Ve^ 
waltungs-,  dann  der  Betriebskosten  und  dieser  Dotation  des  Fürstenhauses,  je  die 
Hälfte  der  Staatscasse  und  dem  Herzog  zufalle  (s.  Fin.wiss.  I,  S.  518  noch  einige 
weitere  Bestimmungen.  Kircher  a.a,  0.  S.  60).  Nach  dem  Etat  Fon  1897—99 
(3 -Jährig,  mit  Jahressumme'  war  diese  Hälfte  auf  410.765  M.  yeranschlagt,  d.  h.  uf 
über  ein  Vienel  des  Enrag?  der  directen  Steuern  (c.  1. 506.000  M.)  und  über  «■ 
Achtel  der  Gesammteinnahmen  der  Landescasse  ^3.037.000  M.,  unter  AbrechnuBg  der 
Matricularbeiträge  und  eines  Zuschusses  aus  den  Cassenbeständen).  Die  gesamste 
fürstliche  Dotation  betrug  daher  etwas  über  800.000  M.,  über  die  Hälfte  des  SteQe^ 
crtrags  und  über  ein  Viertel  der  Gesammteinnahmen. 

Die  UaupteiDDahmeposten  der  Landescasse  sind  die  directen 
Steuern,  gegenwärtig  etwa  die  Hälfte  der  ordentlichen  Einnahmen. 

Im  gen.  Etat  1.505.7^>0  M..  neben  rund  418.000  M.  ans  Gebühren  und  Strafen. 
23l*.00(:»  aus  Eisenbahnen.  211.0(h:)  aus  Verschiedenem,  252.000  aus  Ueberschfiasea 
ron  Einnahmen  aus  der  Keichsoa^äe  über  die  Matricularbeiträge. 

Die  directen  Steuern  bestehen  ans  einer  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer als  Hauptsteuer,  Grund-  und  Gebäudesteuer 
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und  einer  Steuer  vom  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen 
als  Nebensteuem.  Erstere  bringt  etwa  Vs  des  Gesammtertrags  der 
directen  Steuern  auf.  Die  Grund-  und  Gebäudesteuern  sind  wesent- 
lich nach  preussischem  Muster  eingerichtet  und  stellen  eine  Präeipual- 
bestenerung  dieses  Besitzes,  bezw.  des  daraus  hervorgehenden 
fundirten  Einkommens  in  Form  von  Ertragssteuern  dar.  Die  Ein- 
kommensteuer ist  durch  Gesetz  vom  18.  März  1890  an  die  Stelle 
der  früheren  Classen-  und  Einkommensteuer  getreten,  welche  im 
Ganzen,  aber  schon  mit  einigen  bemerkenswerthen  Abweichungen, 
der  frUheren  bezüglichen  preussischen  Steuer  entsprach.  Die  neue 
einheitliche  Einkommensteuer  war  ein  Fortschritt  in  der  Richtung, 
welche  die  neuere  Einkommensteuer,  besonders  seit  der  Reform 
von  1891  in  Freussen,  in  Deutschland  allgemein  eingeschlagen  hat, 
und  das  bezügliche  Gesetz  verdient  als  Beispiel  einer  ganz  guten 
Gesetzgebung  dieser  Art  Beachtung.  Die  Steuer  stimmt  in  ihrer 
Strnctur  und  Einrichtung  danach  mit  den  neueren  betreffenden 
Steuern  liberein,  hat  aber  auch  einzelne  Besonderheiten. 

In  der  früheren  Glassen-  und  EiDkommcnsteaer  nach  Gesetz  vom  18.  Jali  1867 
Qod  NoveUen  dazu  tod  1869  und  1874  hatte  die  Classensteuer  schon  eine  Ausbildung 
mehr  im  Sinne  der  Einkommensteuer  erhalten.  Sie  hatte  noch  kein  steuerfreies 
Ixistenzminimam.  In  den  1880er  Jahren  war  aber  die  unterste  Steucrclasse  ausser 
HeboDg  gesetzt,  die  beiden  nächsten  ermässigt  worden.  Eine  weitere  Befreiung,  bezw. 
£nnifl0igiing  der  unteren  Stufen  war  als  BedUrfiiiss  anerkannt  worden.  Es  bestand 
ferner  sclion  in  diesem  Gesetz  eine  facultative  Declaration  des  Einkommens,  wobei 
&lsche  Angaben  und  ebenso  derjenige  Censit,  der  zu  niedrig  eingeschätzt  worden  war 
und  nicht  alsbald  davon  Anzeige  gemacht  hatte,  mit  Strafen  bedroht  waren.  Zwischen 
GUflsen-  und  Einkommensteuer  wurde  wie  in  Preussen  bd  der  Einkommengrenze  von 
1000  Thlr.  unterschieden.  Der  Steuersatz  war  bei  5 — 600  M.  Einkommen  6  M.,  also 
1  7«  der  Obergrenze  und  stieg  allmälig  nach  dem  Princip  der  Def^ression,  bei  1500 
bis  1600  M.,  wo  er  36  M.  oder  27*  V»  der  Obergrenze,  bei  1900—3000  M.  72  M,  oder 
2*/^  ^j'o.  in  der  Einkommensteuer  im  Allgemeinen  auf  c.  3  ^o*  ^^^  etwas  verschieden 
Dich  den  Einkommenstufen,  höher  fUr  die  Untergrenze  als  die  Obergrenze  einer  jeden. 
Die  Einschätzung  erfolgte  in  verhältnissmäsäig  grossen  Eiuschätzungsbezirken ,  den 
4  Kreisen  des  Landes,  durch  Einschätzungscommissionen,  die  aus  dem  Landrath,  den 
itidtiflchen  Bürgermeistern  und  vom  Kreisausschuss  gewählten  Steuerpflichtigen  gebildet 
varen,  mit  mindestens  18  Mitgliedern.  Es  war  als  Mangel  empfunden,  dass  diese 
Bezirke  za  gross  und  den  Commissionen  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Censiten  zu 
wenig  bekannt  waren.  Daraus  und  in  Verbindung  mit  den,  wenn  auch  niedrigeren, 
doch  noch  zu  hohen  Steuersätzen  der  Classensteuer,  besonders  in  den  unteren  Stufen, 
ergab  sich  eine  zu  starke  Belastung  der  unteren  und  mittleren  Glassen  und  der  Cen- 
siten mit  oflTenknndigcm  Einkommen  oder  mit  richtiger  Angabe  ihres  Einkommens. 

Das  Gesetz  von  1890  hat  diese  Puncto  zu  verbei^sem  gesucht.  Es  wurden 
kleinere  Einsch&tznngsbezirke,  regelmässig  1  far  jede  Stadt-  und  Land- 
gemeinde und  Commissionen  dafür  gebildet,  der  Voräit/.ende  dabei  von  der  Staats- 
verwaltong  ernannt,  regelmfts.>ig  in  der  Person  des  Vorstands  der  sogen.  Amtseinnahme 
(Kentamts),  wodurch  man  die  Garantie  für  gleichmässige  Veranlagung  im  Amtseinnahme- 
bezirk für  die  venichiedenen  Einschätzungsbezirke  gegeben  zu  haben  glaubt.  Steuer- 
frei ist  diB  Einkommen  von  unter  600  M.  (mit  Ausnahmen),  (seit  1900  bis  700  M.)  fUr 
die  Geoeindenmlagen  werden  aber  auch  kleinere  Einkommen,  diese  in  4  festen  Stufen- 
sätzen 1,  2,  8,  4  M.  Jahressatz,  besteuert  (Art  71,  doch  müssen  in  unterster  Stufe  Per- 
sonen unter  16  und  tlber  60  Jahre  Alters  freigelassen  werden).  Der  Steuertarif  ent- 
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hält  zwar  Einkommeostofen,  aber  hat  den  Steuersatz  durchweg  in  Procenten  ( Mirk 

von  100  M.  Einkommen)  angesetzt,  um  die  7eR>chieden  hohe  Besteuerung  des  £ii- 
kommens  au  der  Ober-  und  Untergrenze  einer  Stufe  zu  yermeiden  ,  was  allerdings 
gegenüber  einem  festen  Steuersatz  für  jede  Stufe  das  Bessere  ist.  Die  neue  Steuer 
ist  durchweg  eine  solche,  welche  nach  dem  zifferm&ssig  bestimmten  Einkommen  jedei 
Censiten  belastet,  die  frühere  Unterscheidung  zwischen  Classen-  und  Einkommensteuer 
ist  fortgefallen.  Der  Tarif  ist  ein  progressiver  (degressifer),  beginnend  mit  0.8  •/•  bei 
Einkommen  yon  6—700  M.,  1  °/o  bei  solchem  von  7 — 800,  weiter  steigend  z.  B.  bei 
Einkommen  von  1000—2000  M.  auf  2.3,  von  2.800—3000  auf  2.9,  von  3000— €(^X» 
auf  3,  dann  noch  weiter  bei  Einkommen  von  6000—9000  M.  auf  3.1.  von  9000  bi$ 
12.000  auf  3.2  u.  s.  w.,  bei  30-33.000  M.  auf  3.9  und  bei  höherem  auf  4  7o'  welcher 
neuerdings  üblich  gewordene  Maximalsatz  also  schon  bei  diesem  Einkommen .  ii 
Prenssen,  Sachsen  erst  bei  dem  von  100.000  M.  erreicht  wird.  Gegenüber  dei 
früheren  Gesetz  ist  die  Steuerlast  durch  den  neuen  Tarif  mehr  von  den  unteren  uf 
die  oberen  Einkommenstufen  verschoben  worden,  was  ein  Ziel  der  Beform  nr. 
Berücksichtigung  ungünstiger  wirthschaftlicher  Verhältnisse  dsicfc 
niedrigere  Ansetzung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  oder  Freistellung  ist  bis  a 
3000  M.  Jahreseinkommen  statthaft  (Art.  51).  Die  Pflicht  zur  Steuererkläroo; 
ist  unbedingt  und  allgemein  bei  Einkommen  von  jährlich  40  M.  und  mehr  aus  Kapitil- 
vermögen,  also  etwa  bei  1000  M.  Besitzes  von  letzterem,  ausgesprochen.  Auf  besoB- 
dere  Aufforderung  des  Vorsitzenden  der  Einschätzungscommission  muss  aber  jeder 
Censit  mit  einem  nicht  zweifellos  unter  1500  M.  bleibenden  Einkommen  jeder  Ait 
und  im  Falle  dessen  Befähigung  zur  Bezifi'erung  seines  Einkommens  zu  vermutheo  ist, 
declariren ,  unter  Androhung  des  Verlustes  des  Berufungsrechts  bei  Unterlassung  der 
Steuererklärung  (Art.  31 — 33).  Ausserdem  steht  es  überhaupt  jedem  Censiten  im. 
sein  steuerpflichtiges  Einkommen  anzugeben  (Art.  34).  Strafbar  sind  wissentlich  u- 
richtige  Angaben,  die  zur  Verkürzung  der  Steuer  führen,  aber  auch  jetzt  noch,  wie 
im  früheren  Gesetz,  der  Fall,  wo  ein  Censit,  der  keine  Steuererklärung  abgiebt  and 
in  Folge  dessen  zu  niedrig  eingeschätzt  wird,  dies  nicht  selbst  der  Steuerbehörde  als- 
bald anzeigt.  Die  Strafe  ist  das  Vierfache  des  Jahresbetrags  der  Steuer,  um  die  der 
Staat  verkürzt  wurde  oder  werden  sollte,  sie  geht  auf  die  Erben  über,  die  Straf bI^ 
keit  verjährt  in  4  Jahren  (Art.  37).  In  eigenthtlmlicher  und  umfassender  Weise  vird 
der  Grundsatz  der  Publicität  befolgt,  es  wird  die  Steuerrolle  jedes  Orts  eine  Zeit- 
lang zur  Einsichtnahme  für  die  Steuerpflichtigen  gestellt.  Von  diesem  Acte  an,  nicht 
erst  von  dem  Zeitpuncte  der  übrigens  auch  erfolgenden  Behändigung  des  VeranlagUBf;»- 
schreibens  an  den  Censiten,  läuft  die  Berufungsfrist.  Durch  die  Publicität  der  Steue^ 
rolle,  in  welcher  die  für  die  Veranlagung  jedes  Censiten  maaüsgebenden  wirthschaft- 
lichen  Momente  enthalten  sind,  will  man  aber  auch  absichtlich  den  Censiten  die  Ge- 
legenheit der  gegenseitigen  Controle  geben,  um  so  eine  richtigere  Einschätzung,  be- 
sonders wieder  der  Wohlhabenderen,  zu  garantiren  (Art  54,  s.  Ziller  a.  a.  0.  S.655)- 
Die  übrigen  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes  entsprechen  im  Wesentlichen  deB 
Grundsätzen  der  neueren  deutschen  Gesetzgebung  über  allgemeine  Einkommensteser. 
wobei  nur  Einzelnes  in  besonderer  Weihe  normirt  ist.  Die  subjective  Steueipflickt 
umfaäst  daher  auch  gewisse  juristische  Personen,  Actien-  und  andere  ErwerbsgeieQ- 
schaften  und  Genossenschaften,  ohne  Gewährung  einer  steuerfreien  Beute  bä  dei 
Actiengesellschaften  u.  s.  w.  Da  die  Actionäre  auch  für  Zinsen  und  Dividenden  voH 
besteuert  werden,  besteht  wie  in  Sachsen  in  solchem  Falle  materielle  Doppelbesteueruf. 
Die  objectivc  Stenerpflicht  ist  ebenfalls  in  üblicher  Weise  geregelt,  daher  namendiiä 
mit  dem  Recht  des  Abzugs  von  Schuldzinsen  und  anderen  rechtsverbindlichen  laufeadea 
Lasten.  Die  dem  Staat  zu  zahlende  Grund-,  Gebäude-,  Hausiri^ewerbesteuer  darf  ab- 
gezogen werden,  nicht  aber  die  Gemeindeabgaben,  ausdrücklich  auch  nicht  Lebens- 
versicberungsprämien ,  wohl  aber  gewisse  Fachversicherungsprämien.  Ftir  das  Te^ 
anlagungsverfahren  und  die  bezügliche  Organisation  der  Behörden  und  CommiasioiMO 
sei  auf  das  Gesetz  selbst  verwiesen  (Art.  39  ff.).  Erwähnt  sei ,  dass  Arbeitgeber  nad 
Dienstherren  verpflichtet  sind,  über  Lohn,  Gehalt  u.  s.  w.  ihrer  Arbeitnehmer  aofTe^ 
langen  Auskunft  zu  ertheilen  (Art.  47).  Letzte  Berufbngsinstanz  gegen  Entscbeidiiogei 
der  Berufungscommission  (Art.  57  fl.)  ist  für  den  Steuerpflichtigen  wie  ttii  den  Vo^ 
sitzenden  der  Einschätzungscommission  das  Staatsministerium.  Abtheilung  der  Finanxei 
(Art.  62).  Jahressteuersumme  1895  (Veranlagung)  919.000  M.«  etwas  aber  4  M.  aof 
den  Kopf.    Jüngst,  1899,  ist  der  Gedanke,  die  Grund-  und  Gebiudesteuer  aufrahebei 
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Dod  dafür  eine  EigSnzongssteaer  einzuführen,  aufgetaucht,  aber  nicht  durchgedrungen. 
Die  BegieroDg  stand  dem  ablehnend  gegenüber  und  wollte  lieber  die  Steuerfreiheit 
bei  der  Einkommensteuer  bis  900  M.  einführen.  Doch  ist  es  nar  zur  Ausdehnung 
dieser  Freiheit  bis  700  M.  gekommen  (s.  Fin.arch.  B.  17,  S.  457,  463).  —  Ans  der 
Erbschaftssteuer  sei  nur  erwähnt,  dass  wie  gewöhnlich  bei  uns  die  directe  Linie 
und  <jatten  frei,  Geschwister  und  nähere  Seitenvorwandte  mit  4,  gewisse  entferntere 
mit  6,  noch  weitere  und  Nichtverwandte  mit  9  Vo  belegt  sind.  Ertrag  23—56.000  M. 
in  den  1890er  Jahren  (Fin.arch.  B.  15,  S.  641). 

§.  170.    Sachsen- Altenbnrg. 

Das  Land   zerfUlt   im   Wesentlichen   in   zwei   ganz   getrennt  liegende  Stücke. 
▼.  Beden,    Finanzstatistik  I,    2.  Abth.,    S.   1421  ff.,     wenige    Notizen.      Staats- 
recht, Abhandlung  Yon   Sonnen  kalb   im   Handbuch  des  Otfcntiichcn  Rechts,  III, 
2.  Halbb.,   2.  Abth.,  S.  65  ff.,  daselbst  über  Kammergut  u.  s.  w.  und   Auseinander- 
setzung des  Fürstenhauses  darüber  S.  67,  über  die   Finanzverwaltnng  S.  102-105, 
über  die  Steuern  S.  103.  Auch  in  diesem  Kleinstaat  hat  eine  eigenthümliche  Regelung 
der  Verhältnisse  des  Kammerguts    und  der  finanziellen   Dotation   des   Fürstenhauses, 
bezw.  Herzogs  stattgefunden,  durch  Gesetz  vom  29.  April   1874.    Aus  der  neueren 
Steaergesetzgebang  sind  die  wichtigsten  Gesetze  das  über  Gewerbe-  und  Persoualsteuer 
vom  2.  April  1850,  an  dessen  Stelle  grOsstentheils  das  Gesetz  über  Classensteuer  und 
eluBÜficirte  Einkommensteuer  vom  17.  März  1868  trat,   mit  Novellen  dazu  von  1870, 
1872,  1890,  welches  aber  wiederum  durch  das  neue  Gesetz  vom  24.  April  1896  über 
allgemeine  Einkommensteuer  ersetzt  worden  ist.  S.  dasselbe  im  Fin.arch.  B.  13,  1896, 
S.  801-  821,  nebst  Ausf.-Verordn.  vom  30.  April  1896  eb.  S.  821—824.    Nur  über 
<Üese  Steuer  im  Folgenden  einiges  Weitere.  Gesetz  über  Grund-  (nnd  Gcbäude-)Steuer 
^on  21.  Febr.  1855,   nach  voransgegangenom  vom  16.  Sept.  1850  über  Abschätzung 
des  Grondeigenthums  und  vom  20.  Jan.   1851   über  Entschädigung  für  wegfallende 
Gruudsteaer^iheiten,  über  Fleischsteuer  vom  17.  Juli  1852,  über  Steuer  vom  (iewerbe- 
batrieb  im  Umherziehen  vom   13.  März  1878.  über  Grundbcsitzwechselabgaben  und 
Sbff  Erbschaftsstener  vom  29.  Mai  1879,  mit  Novelle  zu  letzterer  vom  18.  Dcc  1885. 
Gesetz    über  Eisenbahnsteuer,  soweit  nicht  Staatsverträge  in  Betracht  kommen,  vom 
29.  Apiü  1872. 

Im  Herzogthnm  AlteDbarg  besteht  Gassen-  und  Etatseinheit 
nur  fttr  die  eigentlichen  Staatsaasgaben  nnd  Einnahmen,  nntcr  Ans- 
schlasB  Yon  Dotationen  n.  s.  w.  des  Herzogs  und  Fürstenhauses, 
seitdem  durch  das  Gesetz  vom  29.  April  1874  zwischen  Land  und 
Herzog  eine  Regelung  über  das  Kammervermögen  stattgefunden  hat. 

Vordem  hatte  der  Herzog  eine  vereinbarte  Dotation  aus  dem  Ertrag  des  Kammer- 
guts (Domänen ,  Forsten  n.  s.  w.,  auch  gewisse  nutzbare  Regalien  und  Gerechtsame, 
die  schon   1859  meistens  an  dem  Staatsfiscus   überlassen   worden   waren),    bezogen, 
woneben  dieser  Ertrag  nach  den  deutschen  staatsrechtlichen  Grundsätzen  ^Fin.  I,  214, 
215)  Ar  die  Deckung  der  LandesbedUrfnisse  mit  aufzukommen  hatte.    Die  Dotation 
betrag   um   1850  im  Ganzen   115.000  Thlr.,    wovon  87.000  Thlr.  bleibend  für  das 
henogliche  Haus,   15.000  auf  die  Lebensdauer  des  damaligen  Fürsten.   13.000  Thlr. 
for  Öffentliche  Zwecke  (v.  Reden,  S.  1427).  Durch  das  fren.  Gesetz  von  1874  wurde 
dsB  domaniale  Kammergnt  selbst  getheilt,  '/g  fielen  dem  Herzog,   Vs  ^^^  Lande  zu. 
wogi^en  der  Herzog  keine  xveitere   Dotation  (Civilliste)    noch    sonstige  Beiträge    zu 
den  Kosten  seines  Hofs  und  Haushalts   mehr  bezieht,  das  ihm  zugefallene  Gut  aber 
auch  fon  weiteren  Verpflichtungen  zur  Dockung  von  Staatsausgaben  befreit  wurde. 
Es  bildet  ein  domaniales  Haus-  und  Familienüdeicommiss,  das  fdr  gewisse,  erst  seit 
1881  dsLZDgekommene  Grundstücke   des  DomanialvermOgens   einkommenstcuerpflichtig 
itt  (G«etz  ?om  24.  April  1896,  g.  4,  Nr.  1).    (S.  Sonnenkalb  a.  a.  0.  S.  67.) 

Unter  den  Staatseinnahmen  stehen  seitdem  die  Erträge 
des  dem  Lande  zugewiesenen  DomanialvermögenSy  das  nunmehr 
reines  StaatsvermOgen  ist.  Zu  diesem  gehören  auch  noch  verschiedene 
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fiscalische  Betriebsanstalten,  sowie  Ueberschüsse  and  Gewinnantheile 
von  Banken.  Die  Landesbesteuernng  kann  wegen  dieser  ander- 
weiten Einkünfte  auch  in  diesem  Staate  massiger  gehalten  werden, 
als  es  sonst  die  Höhe  des  Staatsbedarfs  erlauben  wUrde. 

Im  Etat  werden  in  Einnahme  and  Ausgabe  die  Antheile  an  Reichsstenern  and 
die  Ausgaben  fUr  das  Keich  (Matricularbeiträge)  mit  eingesetzt.  Zieht  man  diese 
Posten  ab,  so  verbleibt  nach  Etat  für  1899 — 1901  eine  Jahreseinnahme  Ton  2.97  MilL 
Mark,  davoni fallen  auf  Nutzungen  aus  Staatsvermögen  und  8taat^fiscalischen  Betriebs- 
anstalten  1.115  (wohl  nicht  durchaus  netto),  aus  Staatshoheitsrechten  0.405,  aos  ÜDte^ 
richtsressort  0.057.  aus  „Steuern  und  Abgaben''  1.394,  also  nicht  ganz  die  Hüfte, 
c.  45  ^^0«  ^^^  Landeseinnahmen,  vom  correct  berechneten  Nettobetrag  der  letzteiea 
vermuthiich  etwas  mehr.  Dabei  ist  aber  nicht  zu  vergessen,  dass  die  Dotation  da 
Fürsten  nicht  im  Staatsbudget  steht  Die  Staatsschuld  ist  in  Kapital  und  Jahreskostea 
(74.000  M.)  unbedeutend. 

Die  directen  Steuern  des  Landes  sind  als  nunmehrige  Haupt- 
steuer die  neue  allgemeine  Einkommensteuer,  welche 
1890/91  an  die  Stelle  der  früheren  Glassen-  und  Einkommensteuer 
getreten  ist,  als  Nebensteuern  die  Grundsteuer,  welche  die 
Gebäude  mit  umfasst,  eine  Ertragssteuer  ia  üblicher  modemisirter 
Art,  und  die  Hausirgewerbesteuer.  Diese  Steuern  beruhen 
auf  den  oben  genannten  Gesetzen.  Die  Steuerverfassnng  ist  dem- 
nach der  Meininger  und  auch  der  Weimarer  ähnlich.  Die  Beal- 
Steuer  erscheint  auch  hier  als  Präcipuallast  des  Grundbesitzes  in 
Ertragssteuer  form.  Die  frühere  allgemeine  Personalsteuer  von  1868 
war  der  preussischen  Classen-  und  Einkommensteuer  nachgebildet 
Die  neue  Einkommensteuer  folgt  dem  neuen  preussischen  Vorbild 
und  in  einigen  Puncten,  abweichend  von  jenem,  dem  königlich 
sächsischen,  und  entspricht  im  Ganzen  den  gegenwärtigen  An- 
forderungen der  Wissenschaft  und  der  rationellen  Praxis. 

Ich  beschränke  mich  auf  Hervorhebung  einiger  beachtenswerther  Einzelheiten 
aus  dem  Gesetz  von  1897.  Subjectiv  steuerpflichtig  sind  unter  den  jaristiscb^ 
Personen  auch,  wie  bisher  im  Königreich  Sachsen,  die  Gemeinden,  nemlich  vi« 
Stiftungen  mit  juristischer  Persönlichkeit,  Anstalten  und  Personenrereine ,  f^  des 
Kein  ertrag  ihres  Grundbesitzes  oder  sonst  werbend  angelegten  Vermögens,  sowie  ftr 
ihr  Einkommen  aus  gewerblicliem  Betrieb.  Actiengeseilschaften  und  andere  ste1le^ 
Pflichtige  Erwerbsgesellschaften  und  Genossenschaften  sind  neben  den  Zins  und  Divi- 
dende beziehenden  Actionären  voll  steuerpflichtig,  so  dass  also  hier  vollstiodige 
materielle  Doppelbesteuerung,  ebenfalls  wie  in  Sachsen  und  abweichend  von  Preussei 
besteht.  Ein  steuerfreies  Minimum  ist  zwar  unter  den  Befreiungen  (§  4)  nicht  an- 
geführt, aber  im  Tarif,  dessen  unterste  Stufe  mit  über  60  M.  beginnt,  implicite  ge- 
währt ,  freilich  nur  in  dieser  Höhe.  Aber  nach  einer  Bestimmung  beim  Tarif  bleibt 
ftlr  Einkommen  bis  450  M.,  das  lediglich  aus  Zinsen  oder  persönlicher  Arbeit  her- 
rührt (nicht  auch  aus  Grundbesitz^  Gewerbe)  und  das  einzige  eines  Gensiten  ist,  die 
Steuer  uncrhoben.  Schulden  und  Konten,  welche  auf  steuerpflichtigen  Einnahne- 
quellen  haften,  sind  abzugsfähig,  auch  die  staatliche  Grundsteuer,  nicht,  wie  in 
Preussen,  Lebensversichcrungsprämien.  Gewinne  aus  zu  Specnlationsz wecken 
abgeschlossenen  Geschäften  sind,  abzüglich  etwaiger  Verluste,  auch  bei  nicht  zu  den 
Handel  und  Gewerbe  treibenden  Steuerpflichtigen  nach  den  ftlr  das  Einkommeü  tn$ 
Handel    und  Gewerbe   maassgebenden   Grundsätzen  mit  zu  reranlagen  (§.  13).    I^^ 
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enertarif  (§.  16)  hat  Steuerstufen  und  Monats-  und  Jahressätze  dafür,  er  beginnt 
t  60—300  M.  Einkommen  nnd  1.80  M.  Jahressteuer,  d.  h.  3  (!)  —  0.6  ®/oi  in 
Stufe  300—450  M.  jmit  3  M.,  1— V«  "".'^^  in  3.  mit  450—600  M.  mit  4.20  M., 
'  %  der  Oborgrenze,  dann  600—750  M.  mit  6  M.,  0.8  "^U.  750—900  M.  mit  7.80, 
^66  Vo'  900—1000  M.  mit  10.20  M-,  0.971  Vo  ^'  s.  w..  1800—2100  M.  zahlen  30  M., 
1.43  7o  der  Obergrenze.  2700—3000  M.  66  M..  2.2  ®/o,  5700—6000  M.  171  M., 
i5  7n,  9000—9600  M.  300  M.,  3.12  7o^  15.000—16.000  M.  576  M.,  3.6  %,  28.500 
i  30.000  M.  1140  M.,  3.8%,  45  000—48  000  M.  1800  M.,  3.75  Vo^  alles  höhere 
nkommen  trägt  für  je  weitere  3000  M.  120  M.  oder  4  7o*  ^  dass  dieser  rolle  Satz 
imals  ganz  erreicht  wird,  aber  die  Steuerscala  wird  so  schmiegsam.  Dabei  besteht 
loch  die  eigenthQmliche  Bestimmung,  dass  Einkommen  ?on  Personen  mit  eigener 
inshaltung  im  Inlande,  welches  nicht  sicher  festzustellen  oder  geringer  ist,  als  die 
mme  des  regelmässigen  Aufwands  und  Verbrauchs  dieser  Person,  mit  dieser  Summe 

veranlagen  ist  (§.  15,  mit  einer  weiteren  Beschränkung).  Wegen  verminderter 
istnngsfähigkeit  können  Censiten  mit  Einkommen  bis  4800  M.  um  höchstens  3  Stufen 
rabgesetzt  werden  (§.  17).  Aus  dem  Veranlagungsverfahren  u.  s.  w.  sei  nur 
Igendes  erwähnt.  Arbeitgeber  baben  auf  Verlangen  Auskunft  ttber  die.BezQge  ihrer 
nerpflichtigen  Arbeitnehmer  zu  geben  (§.  24).  Censiten.  die  mit  mehr  als  3000  M. 
ireseinkommen  bereiss  veranlagt  sind,  sind  auf  öffentliche  Bekanntmachung  und  Zu- 
llung  eines  bezüglichen  Formulars  hin  znr  Steuererklärung  verpflichtet  (§  25), 
lere  auf  besondere  Aufforderung  des  Vorsitzenden  der  Einschärzungscommission. 
t^rlassung  der  Erklärung  ist  mit  Verlust  der  Rechtsmittel  und  Unterlassung  nach 
3er  besonderer  Aufforderung  mit  25  %  Steuerzuschlag ,  wie  in  Preussen ,   bedroht 

31).  Wissentliche  Hinterziehungen  werden  nach  Lage  des  Falls  mit  Strafe  vom 
-10-fachen  Betrage  der  Verkürzung,  bezw.  der  Jahressteuer  geahndet  (§.  50). 
Prüfungen  gehen  regelmässig  an  eine  Bezirkscommission  in  jedem  Steueramtsbezirk 
d  zwar  zur  endgiltigen  Entscheidung,  doch  ist  dem  betroffenen  Censiten  eine  Be- 
iwerde darüber  an  das  Finanzministerium  „wegen  unrichtiger  Anwendung  des  Ge- 
zes  oder  der  Ausführungsverordnungen"  noch  gestattet  (§.  36.  38).  —  Die  Erb- 
haft ssteuer  lässt  ebenfalls  die  directe  Linie  und  Gatten  fiei,  belegt  Geschwister 
d  andere  nähere  Seitenrcrwandte  mit  4,  entferntere  mit  5,  Nichtverwandte  mit  6  Yo* 
trag  in  den  1890er  Jahren  65—84.000  M.  (nach  Schanz'  Tab.  a.  a.  0.). 

§.  171.    Sachsen-Coburg-Gotha. 

Richtiger:  Sachsen  -  Coburg  und  Gotha,  da  eine  völlige  Staatseinheit  nicht  be- 
ht,  was  auch  für  die  Finanzen  zu  beachten  ist.  Der  Sraat  ist  in  seinem  jetzigen 
bietsumfang  erst  im  Jahre  1826  gebildet  worden,  als  1825  die  frühere  Linie 
tha-Altenburg  ausgestorben  war  und  durch  Vertrag  unter  den  erbberechtigten 
rigen  sächsisch-ernestinischen  Linien  des  sogen.  Gothaer  Gesammthauses  eine  neue 
Dd?ertheilung  eintrat.  Der  Herzog  des  dabei  verkleinerten  Coburg  bekam  das 
tha'sche  Land  dazu  (s.  Näheres  in  der  unten  gen.  Arbeit  von  Ferkel  S.  113).  Die 
den  Herzogthümer,  Coburg,  das  kleinere,  und  Gotha  liegen  in  ihrer  Hauptmasse 
roh  den  Thüringer  Wald  von  einander  getrennt,  sind  auch  jedes  für  sich  nicht 
iderlich  arrondirt  und  haben  ausserdem  noch  verschiedene  kleine  Ezclaven,  Gotha 
:h  fremde  Enclaven.  Diese  territorialen  Verhältnisse  haben,  zwar  nicht  allein,  aber 
;h  wesentlich  mit  die  Herstellung  einer  völligen  Staatseinheit,  damit  auch  einer 
Jen  Finanzeinheit  gehindert.  Auch  die  Steuerverfassuug  hat  Verschiedenheiten  in 
iden  Herzogthümern  bewahrt.  Aus  dem  Finanzwesen  ist  sonst  auch  hier  das 
»mänenwesen  nicht  nur  von  besonderer  iinanzieller  Bedeutung,  sondern  auch 
a  eigenthümlicher.  wiederum  in  beiden  Gebieten  verschiedener  staatsrechtlicher  Aus- 
}taltung.  S.  darüber  unten,  über  das  Staatsrecht  überhaupt  die  Abb.  von  Forkcl 
Handbuch  des  öffentlichen  Rechts  III.  2.  Halbb..  2.  Abth.,  S.  113  ff.,  über  Finanzen 
134,  bes.  über  die  Domänen  S.  135 — 138.  Einige  finanzstatistische  Notizen  bei 
Beden  a.a.O.  S.  1423  ff.  Im  Finanzarchiv  fehlt  bisher  eine  Darstellung?  und 
Ittheilung  der  neueren  Stcuergesetze.  Einzelne  Notizen  daselbst  in  den  AbhandlunR:cn 
1  Schanz,  B.  9  und  ß.  15  (bes.  S.  307)  über  Besteuerung  der  Actiengesellscbaften 
d  Genossenschaften,  ebenso  in  der  Schrift  Feitelberg's,  Einkommenbesteuerung 
^t-physischer  Personen  (1900)  S.  35  ff".,  auch  in  dem  Artikel  von  Gerlach,  Ein- 
nmensteuer,  im  H.  W.  B.  d.  St ,  1.  Aufl.,  Bd.  3,  S.  88  ff".,  2.  Aufl.,  B.  3,  S.  407  ff. 
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fiscalische  Betricbsanstalten,  sowie  Ueberschttsse  O"  iiieii«  la 

von  Banken.     Die   Landesbesteuerung  kann  ''  des  m*ls-- 

weiten  Einkünfte  auch  in  diesem  Staate  ma«"  assen>feü.i, 

als  es  sonst  die  Höhe  des  Staatsbedarfs  Zeit  erwäiit, 

fruhtTer  :•.- 

Im  Kt.'it  werden   in  Kinnahme  und  Ausgabe  ,  HaupiiZ'ä'.-U'i 

die  Aiisjiubeii    für   da?.   Keich  (Matricularbeiträ^  Bestimuiiinsiii. 

l^^^ten  ab.  su  verbleibt  nach  Etat  fUr  1899 — V-  ji3  ^  jj^^n  ^uvi 

Mark ,  davon)  fallen  auf  Nutzungen  aus  StaatF  '^^  Abäudemic 

austalten  l.llT»  (wohl  nicht  durchaus  netto)  u  ;^    p^^.,  i«.v 

richtsrebsort  0.0r)7.  aus  ..Steuern   und  A'  l^\^  ju„i  1^74 

r.  45%,   der  Landeseinnahmen,  Tom  -jiihrii^e  FinaJi:- 

vermiithlich   etwas   mehr.    Dabei  ist  '  y„  ^ur  m,, h  ,:- 

Fur>ton  nicht  im  Staatsbudget  steht  ^,3    Gotha:  (ie^'M: 

^74.0U0  M.)  unbedeutend.  ..rset/t  durch  üe^cu  \vn 

T\-       1  •        -.  i.  ^       C4«^^  .*  Novellen  mich  seitende.  ?) 

Die  directen  Steue  ^^   i^^  d,^  1^77^  y.  a«..  i^^^. 

Steuer     die     neue     allp'  .»u^rabepcsctie,   welche   furdie^t/t 

1  Q(tA/Oi    «^   ^i;«  c«a11a  -  filr  '^i*^  Einkommen-  und  Classen>i'-*»i/:, 

iöJUyJl   an  aie  Öteue  .tCKelung  erfahren  hat,  bestimmen,   iü-t'. 

getreten    ist,     als    N  j.   Erbschaftssteuer,  Gesetz  vom  3.  Mai  1>o'). 

n  ^  k  •:  «  .1  ^  «.:♦  «•»  »*«»  gemeinschaftliches  Berggesetz  vom  *J3.  « k"- 

tr  e  b  d  U  Ü  e  mit  Un>  erksabgaben,  §.  182  ff.,  gemeinschafüiches  (ierirht- 

Art,    und   die    H*  .d  13.  Dec.  1899,  über  gemeinschaftlichen  Verwaliniu'r- 

onf  Aan   /\lion    r  wisbe  Steuersacheu  competent  ist,   Gesetz   vom  14.  N-v. 

aui  aen  ooen^  ^-^^j^^^  Ausfuhrungen   Über   den  Hanshalt  im  Allgemoinon. 

nach    der    Me'  jnalsteuern. 

Steuer  ersc)"  a  Herzogthtimer  Sachsen -Coburg  und  Gotha  haben 
£rtrag8Ste'  jinschaftlichcn  Haushalt  und  Etat  und  zwei  Öpeeial- 
war  der^  mid  Efats  jedes  für  sich.  Ein  complicirter  Apparat  fiir 
Die  D'^jjjehen  von  noch  nicht  2000  qkm  und  noch  nicht  V/4  Mill. 
^nd     ^ifincrn,   der  selbst  mit  demjenigen  der  neueren  dualistischen 


^Ältnissen  Oldenburgs  (§.  145)  hat.  Die  kleinen  eigenen  Einnahmen 
des  gemeinschaftlichen  Haushalts  reichen  nicht  zur  Deckung  der 
Landesausgaben  des  letzteren  aus.  Das  Deficit  geht  nach  einem 
bestimmten  Vertheilungsmaassstab  in  die  Haushalte,  bezw.  Ausgabe 
etats  der  beiden  Herzogthlimer  llber  und  ist  aus  deren  8onder- 
einnabmen  mit  zu  decken.  Dies  Verhältniss  erinnert  an  die  Matri- 
cularbeitnlge  im  deutschen  Reichshaushalt  und  allerdings  nament- 
lich im  österreichisch-ungarischen  gemeinsamen,  mit  seiner  Quoten- 
frnge  zwischen  beiden  Reichshälften,  am  meisten  aber  doch  an  die 
lieitrjige  der  drei  Laudcstheile  („Provinzen")  zu  den  Ausgaben  des 
Grossherzogthums  in  Oldenburg. 

/'^/'"i^^  '^''^  AUea  mit  dem  Staatsrecht  des  Landes  eng  zusammen.   Das  Lind, 
d.  h.  beide  Il«:rzogfhumt.i\  bilden  zwar  jetzt  ein  untrennbares  (ianze  unter  dem  her/oir- 
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-T  in  der  Terfaasnni;  (Staatagmndgeaetz  vom  3.  Mai  1852)  werden 

't,  *  ugelcgenheiten  und  EinricliCunj^ea  als  gemeinEame  bosiimnil,  ein 

^i_^  'eitert  werden  kann  (§.  71,  73,  s.  dad  gen.  üeselj).   Die  Übciiten 

'«^  'iB  jedes  einzelnen  Henogihums.   (S.  Fortiol  a.  a.  0.  S.  114, 

■^       ^o  -^({.A.!!!  Sterk's  Handbuch  der deQtscben Verfossangeu, 

*   ■)fe         ^  tiosBrnea  Angelegenheiten  gohOren  aach  die  Be«ehnngun 

"^^  {(liehen  Etat  unter  den  Anagaben  in  den  MatricalLic- 

"*  ^\.,  '<V  '^'  ^^'>  EiDtiahDien  In  den  Ucberwcisangen  nnd  den 

•'\.  ^    -^  'icbsstenem  henrottteten.  Sammen.  die  eich  ja  In 

',    "   '  ^  'V.  <:n9iren.   AbzUglicb  dieser  Summen  istdnijähr- 

■^  ;  ..-^  Finaozperiodo  1899— 1901  rnnd  l.SOi.OOO  M. 

\  >R  dieses  gemcinsainen  Etats  (meist  Gerichts- 

■?,'>:.>  ,■*  «^  gen.  Etat  642 000  M.)  blieb  ein  Deficit 

'  ^1-'  %^  '"'-^^  'dgesetz  (§.  1'20)  zwischen  Cobarg  und 

f'    V  Kt;'-     'l»  j  gtade  Id  der  bisherigen  Oaterreichisch- 

'-'j.  •  ^"^  ..neint  im  entsprechenden  Betrage  bei  den 

<     *  ■*■  .Jer  (im  Etat  fur  1899—1901  mit  rund  bezw. 

•_.^^^   .j     "  jene  Proportion,  aber  etwas  höhere  absolute  Ziffer). 

''^^    ''.. '■!■'  .Vi  durch   den   gemeinschaftlichen  Landtag,   der  sich 

S,  'i^  '  .iDzel-Landtagen  Coburgs  ond  Gothas  bildet,   Staatsgmnd- 

...  und  Forlei  a.a.O..  bes-  S,  1^4. 

ülinnahmen  der  beiden  Länder  bilden  dann  wieder 
^nial-,    beBondei^  die  Forst  ertrage  einen  wichtigen 
,  doch  da  daran  die  herzoglicbe  Casae  in  erheblichem  Maasse 
.ü  nimmt,  einen  relativ  geringeren  im  Vergleich  mit  anderen 
{bflringiseben   nnd  sonstigen   dentschen  Kleinstaaten   nnd   anch  im 
Verhältniss  znr,  wesentlich  directen,  Landesbesteoernng.  Die  Haus- 
halte   beider  Herzogthümer    sind    daher    auch    in    geringerem 
Maaase  domanialwirthschaftlich,  im  doch  Überwiegenden 
Hftaase  steoerwirtbschaftlich  fnndirt.  Die  LandesbeBteuerung 
erreicht  in  Folge  dessen  eine  ziemliche  Höhe,  besonders  bei  dem 
doch  nur  massigen  Volkswohlstand.    Mitbedingt  wird  das,  ausser 
dorcb  die  allgemeineD,  in  den  Kleinstaaten  einwirkenden  Umstände, 
dnrch   die  starken  Dotationen  des  berzoglichen  Hauses  aus  den 
Domänen.  Uebrigens  sind  in  dieser  Hinsicht  die  Verhältnisse  wieder 
in  beiden  Ländern  Terschieden. 

üeber  die  Ertrftgo  der  Domlnen  (einachliesalich  Forsten,  Xapitalzinsen)  und 
dla  unmittelbar  dannf  lastenden  Ausgaben  fur  Betrieb  nnd  Verwaltung,  für  Uomauial- 
■ehnlden  (nur  in  Gotha)  ujjd  besonders  auch  für  Kirchen  und  Schulen  u.  A.  m.  wird 
ein  besonderer  DomAnencassenetat  aufgestellt,  getrennt  vom  Übrigen  Staatahaus- 
Iwlt,  und  zwar  wiederum  für  jedes  Herzogthum  apart.  Er  Rchliesat  in  der  Fiaanz- 
pwiode  ron  1897—1900  mit  einem  Jahres  Übe  rschuss  von  184.000  M.  far  Cobare  und 
nnd  8ST.00O  M.  für  Gotha.  Von  crsiercr  Sammo  konut  je  diu  UAlftu  (92.000  U.i 
TOn  letrierer  etwa  */,  und  '/,  je  an  das  Land  u[id  den  Herzog  tbeiw.  322.000  und 
514.000  M.,  zur  Erklärung  unten).  Dies  beruht  auf  den  eigeiithUmlichen  Bestimmungen 
üba  dM  DomanialrermOgun  und  dessen  Erträge,  diu  wieder  fUr  beide  Lander  Ter- 
schieden lind.  S.  Über  diese  complicirten  Vurbältiiisso  Farkel  a.a.O.  S.  135  U. 
Die  Hanptpnncte.  die  zum  Vcrst&ndniss  der  Staatshaushalte  und  der  Stellung  der  Be- 
■tenernng  darin  geliannt  werden  müssen,  sind  folgende.  l)le  Domänen  u.  a.  w.  waren 
»l>  KanmergDt  aach  in  diesen  Landern  wie  Überall  in  Deutschland  in  erstet  Linie 
Au  d«D  Hins-  und  Hofbedarf  des  Fürstenhauses,  darüber  hinaus  in  zweiter  Linie  mit 
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für  die  Deckung  yon  Staatsansgaben  verpflichtet  gewesen.  Streitigkeiten  darüber  aacb 
in  Coburg,  wie  so  oft  in  diesen  Kleinstaaten,  sind  hier  durch  Gesetz  vom  24.  I>ea 
1846  dahin  entschieden,  dass  die  Domänen  als  fideicommissarisches  Familieneigeothon 
des  herzoglichen  Hauses  (d.  h.  hier  nicht  nur  der  Coburger,  jetzt  Coburg-Gothaer  Linie, 
sondern  des  sogen.  Gesammthauses  Gotha)  anerkannt  wurden,  die  Reinerträge  aber 
zunächst  fUr  einen  bestimmten  Finanzweck  (Schuldentilgung),  nach  «inem  späteren 
Gesetz  ron  1855  überhaupt  bis  1919,  zur  Hälfte,  Ton  1919  an  zu  einem  Drittel 
dem  Lande  zufallen,  zum  anderen  Theil  dem  Herzog.  In  Gotha  war  der  Herzo|: 
1849  auf  Civilliste  gesetzt,  das  Domänengut  zu  Staatsgut  erklärt  worden.  Dies 
wurde  aber  durch  einen  Vergleich  im  Gesetz  ?om  1.  März  1855  wieder  abgeändert 
Auch  hier  wurde  das  Domänengut  als  fideicommissarisches  Eigenthum  des  Gesammt- 
hauses Gotha  anerkannt,  tlber  die  Vertheilung  der  Erträge  zwischen  Land  und  Henog 
aber  auch  eine  Vereinbarung  getroffen.  Danach  erhält  der  Herzog  zunächst  für  seinen 
Hof-  und  Haushalt  300.000  M.,  dann  werden  noch  verhchiedene  Beiträge  für  die 
Staatscasse  geleistet  und  erst  der  Rest  wird  hälftig  zwischen  Land  und  Herzog  getheilt 
In  Coburg  und  Gotha  bestehen  auch  über  die  Besteuerung  des  Domaniums  verschiedeae 
Bestimmungen.  Apanagen  u.  dgl.  sind  in  beiden  Ländern  aus  der  Dotation  de$ 
Herzogs  zu  bestreiten,  Witthümer  und  Nadelgelder  in  Gotha  noch  speciell  weiter  ai» 
der  Domänencasse.  So  ergiebt  sich  gegenwärtig  die  ungefähre  Relation  Ton  '/„  und  ^', 
als  Antheil  an  den  Domänen-Reinerträgen  von  Land  und  herzoglichem  Hause  in  Gotha. 
Der  Domänencassenetat  wird  übrigens  in  beiden  Ländern  vom  Landtage  mit  fest($esteliL 
Ausser  diesem  Domanialgut  giebt  es  aber  noch  eine  dritte  Kategorie,  welche  ans 
einer  Ueberlassung  ehemals  kurhessischer  Forsten  im  nunmehr  preussischen  Kreise 
Schmalkalden  an  den  Herzog  von  Coburg-Gotha  durch  Preussen  herrührt  (1866).  Dieses 
neue  Domänengut  gilt  ebenfalls  als  fideicommissarisches  Privateigenthum  des  Gesammt- 
hauses Gotha  und  als  integrirender  Bestandtheil  des  Domaniums  beider  HerzogthOmer. 
Vom  Reinertrag  bezieht  der  Herzog  ^/,,  jedes  der  Länder  'A  (s-  Weiteres  bei  Forfcel 
S.  187).  Im  gemeinschaftlichen  wie  in  den  beiden  Specialhaushalten  der  Herzog- 
thUmer  erscheinen  so  bei  dieser  Dotation  keine  weiteren  Vorwendungen  für  deo 
Herzog  und  sein  Haus. 

Nach  seinem  Specialetat  hatte  Coburg  jährlich  (1899 — 1901)  eine  Einnahme  ron 
943.000  M.,  wovon  aus  Steuern  und  Abgaben  581.000  M.  herrührten,  Gotha  2.053.000 
Mark  Einnahme,  wovon  1.250.000  M.  aus  Steuern  und  Abgaben,  in  beiden  Länden 
also  etwas  über  60  7o*  ^^^  ^^^^  kommt  aus  Domäneneinkünften,  sonstii^em  Staat5- 
vermögen,  Verschiedenem.  Die  Ausgaben  Gothas  waren  aber  über  200.000  M.  hoher. 
trotzdem  die  Last  der  auf  der  Staatscasse  liegenden,  ebenfalls  getrennten  Schuld  in 
Gotha  nur  klein  (6200  M.),  in  Coburg  nicht  unerheblich  (164.000  M.)  ist.  Jene 
Steuern  betragen  auf  den  Kopf  in  Coburg  fast  9,  in  Gotha  fast  8  M.,  afa^lut  und 
relativ  hohe  Ziffern,  nach  Volkswohlstand  —  noch  ohne  die  Gemeindesteuern. 

Die  Landessteuern  sind  in  beiden  Ländern  grösstentheils 
eigentliche  direete  und  zwar  auch  hier  als  Hauptstener  die  Ein- 
kommen- und  Classensteuer,  als  wichtigste  Nebensteaern 
Grund-  (und  Gebäude  -)Steuern,  mit  Verschiedenheiten  wiederom 
in  beiden  Ländern,  so  dass  man  eigentlich  von  zwei  Steoer?e^ 
Verfassungen  in  Coburg-Gotha  sprechen  muss.  Die  Grundsteuer 
stellt  die  übliche  Präcipualsteuer  des  Realbesitzes  in  Ertragssteuer- 
form dar,  die  Einkommen-  und  Classensteuer  die  allgemeine  Per 
sonalsteuer.  Sie  trennen  sich  in  beiden  Ländern  bei  der  Einkommen- 
hohe  von  2400  M.,  die  Classensteuer  ist  mehr,  wie  die  frühere 
preussische,  eine  nach  äusseren  Standes-  und  Wohlstandsmerkmalen 
veranlagte,  die  aber  in  Gotha  auch  immer  mehr  der  Einkommen- 
steuer genähert  worden  ist.  Die  Einkommensteuer,  früher  mehr 
der  ehemaligen  preussischen  sich  annähernd,  doch  in  Coburg  sich 
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schon  1874  mit  auf  gewisse  nicht-physische  Personen  (Damentlich 
Actiengesellschaften)  ausdehnend,  hat  in  Gotha  neuerdings  Fort- 
bildungen erfahren,  u.  A.  in  Einführung  der  Declarationspflicht  von 
1500  M.  Einkommen  an,  aber  erst  seit  1899  mit  Ausdehnung  der 
Steuerpflicht  auf  nicht-physische  Personen.  Andere  kleinere  Steuern 
sind  staatliche  Hundesteuern,  Erbschaftssteuern,  gewisse  Gewerbe- 
abgaben, Stempel,  Eisenbahnsteuer. 

Im  letzten  Etat  (1899 — 1901)  steht  in  Coburg  die  Einkommen-  und  Classenstener 
mit  325.000,  die  Grundsteuer  mit  181.000,  die  übrigen  mit  75.000,  in  Gotha  bezw. 
diese  drei  Arten  mit  263.000  —  740.000  —  247.000  M.  Die  Abgabegesetze  für  die 
Flnanzperiude  bestimmten  in  neuerer  Zeit  in  Coburg  die  persönliche  Erhebung  von 
3  sogen.  Steuereinheiten,  in  Gotha  von  9  sogen.  Steuerterminen  fOr  die  Grundsteuer. 
Etwas  näher  soU  hier  nur  noch  die  Entwicklung  und  gegenwärtige  Gestaltung  der 
Porsonalsteuern  in  beiden  Ländern  verfolgt  werden. 

In  Coburg  war  das  noch  geltende  Gesetz  über  Einkommen*  und  Classensteuer 
Tom  16.  Juni  1874   eine  Fortbildung   des   früheren    von   1850,   mit  Festhaltung  von 
Puncten  der  älteren  Structur.  Die  beiden  Theilo  der  Steuer  wurden  bisher  bei  1000  Gulden 
(c.  1700  M.),  jetzt  bei  2400  M.  Einkommen  getrennt,  der  Einkommensteuer  sind  die 
höheren,  der  Classensteuer  die  niedrigeren  Einkommen  unterworfen,  also  die  ähnliche 
Unterscheidung  wie  früher  in  Preussen.    Die  Selbstschätzung  ist  in  der  Einkommen- 
steuer freigestellt,   wobei,  wenn  sie  erfolgt  und  in  dem  besonderen  Falle,  wenn  Ant* 
Worten   über  die  Einkommen  Verhältnisse  u.  s.  w.  auf  specielle  Aufforderung  gegeben 
werden,  wissentlich  falsche  Angaben  zum  Nachtheil  des  Fiscus  mit  Strafen  (4-faches 
der  verkürzten  Steuer.  Odnungsstrafen ,  wenn  keine  Verkürzung  erfolgt  ist)  bedroht 
sind  (Art  10  ff.).   Wird  nicht  declarirt«  so  erfolgt  ohne  Nachtheile  Einschätzung  durch 
jlie  g^etzlichen  Organe.    Der  Steuerfuss  ist  terminlich  Vi  ^/o<  ^^^^  dürfen  nicht  über 
16  Termine  im  Rechnungsjahre  (also  nicht  über  4  7d)  erhoben  werden.    In  diesem 
Satze  ist  die  Steuer  aber  anfangs  und  öfters  erhoben  worden ,  neuerdings  in  12  Ter- 
minen, also  mit  3  ^/o*  Ein  hoher  Satz  von  3—4  Vo  schon  für  Einkommen  von  2400  M. 
an,  und  ohne  weitere  Abstufung  oder  Erhöhung  für  grösseres  Einkommen.   Besonders 
beachtenswerth  ist  im  Gesetz  von  1874  dann  die  Ausdehnung  der  subjectiven  Steuer- 
pflicht noch  vor  dem  königlich  sächsischen  Gesetz  vom  22.  Dec.  1874,  zwar  nicht  wie 
in  diesem  auf  öffentlich-rechtliche  juristische  Personen,  wie  Gemeinden,  aber  wohl  auf 
wichtige  privatrechtliche,  insbesondere,  ausser  auf  Vereine  im  Allgemeinen,  auf  Com- 
mandit-  und  Actiengesellschaften  mit  Sitz  oder  Zweiganstalten  im  Herzogthum  (Art.  2). 
Vereine   mit  unbegrenzter   Haftbarkeit  können   aber   von   der  Staatsbehörde    befreit 
werden.    Da  die  Rentner  u.  s.  w.  im  Allgemeinen  für  ihr  Einkommen  aus  Zinsen  und 
Dividenden  auch  objectiv  voll  steuerpflichtig  sind,  so  besteht  in  diesem  Falle  wie  in 
Sadisen  formelle  und  materielle  Doppelbesteuerung.    Die  Coburger  Einkommensteuer 
ist  im  Uebrigen   eine  wirkliche  formelle  Einkommensteuer,  weil  ihr  ziffermässige 
Schätzungen  des  Einkommens  mit  procentualen  Steuersätzen   zu  Grunde  liegen.    Zur 
Classensteuer  wurden  und  werden  dagegen  die  Censiten  bis  2400  M.  Einkommen  zwar 
in  der  Praxis  auch  wesentlich  nach  Einkommenclassen  eingesteuert,  doch  im  Princip 
bloss  nach  allgemeinen  Merkmalen  ihrer  gesammten  Verhältnisse  und  der  durch  diese 
bedingten  besonderen  Leistungsfähigkeit  im  Wege  des  Einschätzungs Verfahrens,  in  der 
Begel  nach  Haushaltungen  (Gesetz  Art.  26  ff.).    Das  Gesetz  stellt  nur  18  Tarifstufen 
für  die  Steuerpflichtigen  auf:  mit  Terminsätzen  von  10  Pf.  in  erster,  15  Pf.  in  zweiter 
0.  8.  w.  bis  ly,  M.  in  zehnter,  2  in  zwölfter,  37«  M.  in  fünfzehnter,  5  M.  in  acht- 
zehnter Stufe,   auch   hier  mit  der  Bestimmung,  dass  nicht  mehr  als  16  Termine  in 
einem  Jahre  erhoben    werden    dürfen.     Das   macht   immerbin    1  M.  60  Pf.    für   das 
kleinste  Einkommen  aus,  das  bereits  steuerpflichti^r  ist,  da  ein  allgemeines  steuerfreies 
Existenzminimum  nicht  besteht.    Nur  unter  voll  17-jährige  und  über  60-jährige  Per- 
sonen sind  in  den  2  untersten  Stofen   frei.     In    den    Abgabegesetzen    kommen    aber 
Ermäasigungen  vor,  so  in  den  für  1893 — 97  vom  27.  Juni  1893,  wo  12  Termine  zur 
Erhebung  gestellt  werden,  aber  6  bei  der  untersten  Stufe  ausser  Hebung  bleiben.  Das 
genUgt   freilich   nicht.    In  Coburg   bestand    bis    1873  eine  besondere  „Hagestolzen- 

36* 


552       6.  B.   Uebersichten  der  Besteuerung.    Sachsen-Coburg-Gotha.  §.  171. 

abgäbe".  Die  Erbschaftssteuer  hat  jetzt,  bei  üblicher  Freilassung  der  direaea 
Linie  und  Gatten,  Sätze  ?on  5  7o  ^^^  Geschwister  und  ihnen  gleichgestellte  Kategorieea 
von  Erben,  von  6^0  ^^^  verschiedene  andere,  von  8  ®/o  ^^^  die  entferntesten  Ve^ 
wandten  nnd  Nichtverwandte,  im  Etat  für  1897—99  steht  die  „Nachlassstenef*  mit 
38.000  M.  jährlich  (Einnahme  war  in  den  90er  Jahren  nach  Schanz'  Tabellen  zwischea 
23.000  und  72.000  M.). 

In  Gotha  war  schon  1854  das  Gesetz  vom  18.  Jan.  an  Stelle  des  früheren  tod 
1850  für  die  Einkommen-  und  Classensteuer  getreten,  unter  Festhaltung  der  bisherig 
Grenze  von  800  Thlr.  Einkommen  zwischen  beiden  Steuerformen.  Hier  wurden,  nach 
der  damaligen  allgemeinen  Ueblichkeit,  nur  physische  Personen  getroffen.  Der  Steoe^ 
tarif  bildete  Einkommenclassen  und  führte  dabei  den  Minimalsatz  von  3  ^U  bis  auf 
4  7o  weiter,  hierin  also  abweichend  von  Coburg  (1.  Glasse  800—1190  Thlr.  8  ^l^,  die 
folgenden  Classen  immer  mit  3  ^q  ^^^  ^^^  ersten  1200  Thlr.  Einkommen  und  mit 
Zuschlägen  für  das  höhere,  so  bei  1200—1590  Thlr.  für  den  Betraf?  über  1200  Thlr. 
SVs^'/o*  bei  1600—1990  37^,  bei  2000—2390  3»^,  bei  2400—2790  ^U.  bei  2800 
und  mehr  4  ^o)-  Selbstschätzung  war  wie  in  Coburg  statthaft,  aber  nicht  obligatorisch, 
noch  durch  Androhung  von  Rechtsnachtheilen  herbeizuführen  gesucht,  sonst  erfolgte 
Einschätzung  durch  die  gesetzlichen  Organe  (§.  10,  13  ff.).  Bei  der  Classensteuer 
wurden,  abweichend  von  Coburg,  ähnlich  wie  in  Preussen,  für  die  Censiten  bis  ^Thlz. 
Einkommen  3  Hauptclassen  mit  18  Unterclassen  gebildet,  in  die  die  Censiten  oich 
Beruf,  allgemeiner  socialer  und  wirthschaftlicher  Lage  u.  dgl.  m.  nach  näherer  Angabe 
im  Gesetz  eingetheilt  wurden,  theils  nach  den  betreffenden  allgemeinen  Unterscheidongs- 
morkmalen ,  theils  unter  Berücksichtigung  ihrer  gesammten  Verhältnisse  und  der  da- 
durch bedingten  Leistungsfähigkeit.  Den  Haupt-  und  Unterclassen  entsprachen  daaa 
die  gesetzlichen  Steuersätze,  die  in  Monatsbeträgen  angesetzt  sind  (L  Hauptdasie 
Stufe  1—6  iVs  ^is  lierab  auf  */«  Thlr.,  IL  Ciasse  Stufe  7—12  mit  20— 7V«  Groschen, 
IIL  Classe  Stute  13 — 18  mit  5 — 1  Groschen).  Eine  allgemeine  Steuerfreiheit  wegea 
Niedrigkeit  des  Einkommens  fehlt,  nur  in  der  untersten,  18.  Stufe  waren  Peraonea 
von  noch  nicht  voll  18  und  über  50  Jahren  frei,  also  etwas  günstigere  Bestinunvag 
als  in  Coburg.  Nicht  allgemein,  aber  für  Steuerrückstände  haften  Dienstherren  o.  s.  w. 
für  die  Steuer  ihrer  abziehenden  Dienstboten  und  Arbeiter  (§.  35). 

Dieses  Gothaer  Gesetz  hat  nun  durch  die  obengenannten  Novellen  im  Laofe  der 
Zeit  manche  Aenderungen  erfahren,  von  denen  hier  nur  einige  erwähnt  werd«. 
1858  wurden  die  Bestimmungen  über  Einschätznngs-  und  Becurscommissionen  ge- 
ändert, 1871  wurde  eine  Declarationspflicht  für  Einkommen  aus  Kapital  eia- 
geführt,  nemlich  die  Einschätzungscommission  für  berechtigt  erklärt,  von  jedes 
betreffenden  Censiten  eine  schriftliche  Erklärung  über  dies  Einkommen  zu  veriangea« 
bei  Verlust  der  Rechtsmittel  gegen  Einschätzung  und  mit  Strafandrohung  bei  Hinttf* 
Ziehungen.  Ein  wichtiger  weiterer  Schritt  in  dieser  Richtung  erfolgte  erst  1894  (Gesetz 
vom  9.  Aug.).  Jeder  Ccnsit  mit  über  1500  M.  Einkommen  wurde  allgemein,  jeder 
andere  auf  besondere  Aufforderung  des  Vorsitzenden  der  Einschätzungscommi8sio&  ftr 
declarationspflichtig  erklärt,  bei  Verlust  der  Rechtsmittel  gegen  Einschätzung  im  StelM^ 
jähr ,  Androhung  mit  25  %  Steuerzuschlag  bei  Unterlassung  der  Erklärung  nach  eh 
neuerter  Aufforderung,  also  wie  in  Preussen,  und  unter  entsprechenden  Stra£androhiiiigei 
bei  Hinterziehungen.  Dies  Gesetz  galt  zwar  zunächst  nur  bis  Mitte  1898,  ist  aber, 
mit  Ausnahme  einer  Bestimmung,  in  seiner  Giltigkeit  verlängert  worden  (Gesetz  vaa 
6.  Febr.  1899).  Durch  das  Gesetz  von  1899  ist  endlich  auch  die  subjective  Steser- 
pflicht  privatrechtlicher  nicht  -  physischer  Personen  verfügt  woidea 
(Actien-,  Commandit-Actiengescllschaften ,  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftpiicht, 
Berggewerkschaften  mit  Sitz  im  Uerzogthum,  eingetragener  Genossenschaften,  Prirat- 
sparcassen,  einschliesslich  der  Sparcasse  des  Herzogthums  in  Gotha,  soweit  diese  Späh 
cassen  ihren  Gewinn  nicht  zu  gemeinnützigen  Zwecken  verwenden).  Bei  den  Actiea- 
gesellschaften  u.  s.  w.  sind  aber  ^^U^U  ^^  eingezahlten  Kapitals  steuerfrei,  so  da« 
hier  bis  zu  diesem,  dem  wieder  etwas  gestiegenen  Zinsfusse  entsprechenden  Betrage 
materielle  Doppelbesteuerung  des  inländischen  Actionärs  und  jede  des  ausländisches 
vermieden  wird.  Einkommen  dieser  nicht-physischen  Personen  aus  Anlagen  vsstef 
halb  des  Deutschen  Reichs  wird  bedingungsweise  nur  mit  Vio  besteuert  Gegen  £B^ 
Scheidung  der  Recurscommissionen  steht  jetzt  die  Klage  an  den  neuen  Verwahmigs- 
gerichtshof  zu.  Eine  allgemeine  Steuerfreiheit  kleiner  Einkommen  fehlt  noch,  aber 
die  ganze  Classensteuer  wird  neuerdings  in  niedrigerem  Satze  als  die  Einkommensteaer 


Schwaizbarg-Sondeishausen.  553 

• 

erhoben,  so  nach  Abgabegresetz  vom  30.  Aug.  1897  für  1897—99  mit  10  Terminen, 
die  Einkommensteuer  mit  12.  —  In  dem  gemeinschaftlichen  Berggesetz  ?on  1899  sind 
2  Arten  Bergwerksabgaben  angeordnet,  eine  vom  Grabenfeld,  für  je  4000  qm. 
aaf  Gold-  nnd  Silberban  50,  sonst  30  Pf.,  und  eine  Errragssteuer  von  Bergwerken, 
welche  wirklich  Ertrag  geben,  mit  Sätzen  von  3,  4  und  5  Vo  ^^^  Preise  der  Producte. 
Die  S&tze  der  Erbschaftssteuer  dieselben  wie  in  Coburg,  Ertrag  in  den  1890er  Jahren 
zwischen  58.000  und  101.000  M.  (Schanz). 

§.  172.    Schwarzburg-Sondershausei). 

Das  kleine  Staatsgebiet  von  862  qkm.  zerf&Ut  noch  in  zwei  ganz  getrennte  Stücke, 
die  sogen.  Unterherrschaft  (Sondershauseo)  und  die  im  Thttringer  Wald  liegende  sogen. 
Oberherrschaft  (Arnstadt).  S.  Notizen  bei  v.  Reden  a.a.O.  S.  1500  tt.  Staats- 
recht s.  Schambach's  Abh.  im  Uandb.  d.  öff.  Rechts  III,  2.  Halbb.,  2.  Abth., 
S.  155  ff.,  über  das  Eammergut  eb.  S.  158,  den  Staatshaushalt  S.  165,  Finanzen  und 
Steuern  170.  Auch  hier  sind  die  streitigen  Verhältnisse  des  Kammerguts  erst  neuer- 
dings geregelt  worden  (1881).  Allgemeines  Steuergesetz  vom  24.  April  1850.  Die 
wichtigsten  neueren  Steuergesetze  betreffen  die  Grund-  (und  Gebäude-)Stener  vom 
8.  Juli  1868  und  25.  Jan.  1870  und  die  aus  der  Giassensteuer  (Gesetz  vom  2.  Jan. 
1853  mit  Novellen  u.  A.  vom  21.  Dec.  1871.  13.  Juli  1882  u.  26.  Aug.  1892)  hervor- 
l^egangene  Einkommensteuer  vom  1.  Febr.  1894  mit  Novellen  vom  18  Aug.  1896  und 
14.  Juli  1897  (mit  neuer  Redaction  des  Gesetzes).  S.  das  Gesetz  von  1894  mit  Motiven 
und  Gommisslonsbericht  im  Fin.arch.  B.  12,  S.  255  ff.  Dazu  die  Finanzgesetze,  die 
auch  Bestimmungen  über  Steuern  mit  enthalten.  In  diesem  wie  in  den  anderen  Klein- 
staaten regelmässig  auch  besondere  Gesetze  über  Uausir-  und  Wandergewerbesteuern, 
Gerichtskostengesetze,  mitunter  staatliche  Hundesteuer  u.  s.  w.,  die  hier  nicht  alle  ge- 
nannt werden  können.  Besonders  das  Jahr  1899  vor  Eintritt  des  Deutschen  Bürger- 
lichen Gesetzbuches  hat  auf  dem  Gebiete  der  Gerichtskosten  und  verwandten  Abgaben 
vielfach  neue  Gesetze  auch  in  diesen  Staaten  gebracht.  Auch  die  Erbschaftssteuern 
sind  neuerdings  öfters  in  den  Sätzen  erhöht  worden  (s.  für  Sondershausen  u.). 

Die  VereinigUDg  der  Kammer-  und  der  Landescasse  und  die 
UeberlassuDg  des  Kammerguts  in  die  Verwaltung  und  Nutzung  des 
Staats,  welche  Maassregeln  nach  der  Verfassung  von  1849  erfolgt 
und  1850  durchgeführt  worden  sind,  ist  zwar  geblieben.  Die 
Dotation  des  Fürstenhauses  steht  daher  auch  unter  den  Ausgaben 
des  Staatshaushaltsetats.  Aber  die  Verhältnisse  des  Kammerguts 
und  die  Dotation  des  Fürstenhauses  sind  später,  nach  eingetretenen 
Aenderungen  der  Verfassung  (neues  Landesgrundgesetz  von  1857) 
besonders  geregelt  worden  durch  Gesetz  vom  14.  Juni  1881,  dessen 
Bestimmungen  sind  daher  wieder  indirect  für  Umfang  und  Höhe 
der  Besteuerung  des  Landes  von  Einfluss. 

Das  Kammergut  ist  als  fideicommissarisches  Priyateigenthum  des  Fürstenhauses 
anerkannt  worden.  Die  VerwaltODg  und  Nutzung  hat  die  Landesverwaltung,  so  dass 
die  Erträge  im  Staatshaushalt  erscheinen.  Der  Fürst  bezieht  eine  Domänenrente  von 
^2  y^^'  Mark  und  hat  an  Ueberschüssen  des  Kammerguts,  welche  nach  Abzug  einer 
onientlicheu  und  eventuell  einer  weiteren  ausserordentlichen  Dotation  des  Kammer- 
scbuldentilgungsfonds  in  höherem  Betrage  als  802  000  M.  verbleiben,  noch  einen  An- 
theil  von  '/g.  Der  Fürst  hat  aber  auch  das  Kecht,  das  Kammergut  in  eigene  Ver- 
waltung zu  nehmen,  wonach  er  dann  aus  dem  Staatshaushalt  mit  seiner  Dotation  aus- 
scheidet und  dem  Lande  eine  Jahresrente  von  300.000  M.  zu  zahlen  hat  (s.  Scham- 
bach, S.  158.  Ueber  die  bes.  „Carl-Güntherstiftung'',  die  zum  Unterhalt  von  Schulen, 
Kirchen  u.  A.  m.  dient ,  und  eventuell  einmal  aus  dem  Kammergut  mit  zu  dotiren 
wäre,  8.  ebenda.    Eine  Novelle  zum  Gesetz  von  1881  ist  unter  15.  Juli  1897  hinzu- 
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gekommen).  Im  Etat  des  Staats  fUr  1898  und  99  sind  die  Einnabmen  aus  Forsten 
und  Domänen,  abzüglich  der  Verwaltungskosten,  auf  netto  1.053.000  M.  jährlich  Te^ 
anschlagt,  wo7on  etwa  die  Hälfte  auf  die  fürstliche  Dotation  unter  den  Ansgabea 
(520.000  M.)  kommt  (500.000  M.  fürstliche  Rente,  der  Rest  grossentheils  für  Baoteo). 
Es  finden  sich  aber  noch  weitere  verwandte,  wesentlich  privatwirthschaftliche  Ein- 
nahmen im  Etat,  aus  Eammorgut,  Bergwerken,  Bergregalien,  Activkapitalieo.  Die 
Einnahmen  (Domänen  und  Forsten  netto  statt  brutto  eigesetzt  und  die  Einnahmen  tos 
Reichssteuern  abgerechnet)  betragen  c.  2.013.000  M.  Davon  nimmt  die  Dotation  de$ 
Fürstenhauses  etwas  über  ein  Viertel  (auf  den  Kopf  der  Bevölkerunir  c.  6*/«  M.)  in 
Anspruch.  Die  directcn  Steuern  sind  mit  487.150  M.  (Grundsteuer  122.000,  Gebäude- 
Steuer  41.500,  Einkommensteuer  318.000,  Eisenbahusteuer  5650  M,),  also  mit  fast 
ein  Viertel,  etwa  24%  der  Einnahmen,  die  Gebühren  incl.  verwandter  Steuern  mit 
234.300  M.  (Sportein  von  Gerichten  u.  s.  w.  177.000,  Erbschafts-  und  Schenkirngssteoer 
28.000,  Chausseegelder,  Strafgelder  u.  A.  m.  der  Rest)  veranschlagt.  Die  directen 
Steuern  betragen  auf  den  Kopf  tlbor  6 — 6V4  M.,  auch  hoch! 

Das  System  der  directen  Steuern  besteht  auch  in  diesem  Staate 
seit  der  Beform  von  1850  aus  einer  Personal-  und  zwar  jetzt 
Einkommensteuer  als  Hauptsteuer,  und  einer  die  Ge- 
bäude mit  umfassenden  Grundsteuer  als  Nebensteuer, 
welche   so   auch  hier  als  Präcipualbelastung  des  Grundbesitzes  in 

der  Form  der  Ertragssteuer  erscheint. 

Die  Grundsteuer,  im  Ertrage  für  die  Grundstöcke  wesentlich  stabil,  ist  für  Gmod- 
stücke  und  Gebäude  nach  preussischem  Most  er  nach  oben  gen.  Gesetze  geordnet,  als 
Keinertragssteuor  vom  ländlichen  Boden  (6  ^/q)  und  als  Nutzungswerthsteuer  von  deo 
Gebäuden  (2Va  7o)'  ^^^  eiirentliche  Grundsteuer  hat  den  Gharacter  einer  festen  Beil- 
last  angenommen.  Die  1868  von  ihr  abgetrennte  Gebändesteuer  unterliegt,  wie  io 
Preussen,  periodisch  der  Revision  (alle  15  Jahre).  Die  Classensteuer  von  1853  var 
eine  allgemeine  Personalsteuer  mit  gewissen  Befreiungen,  seit  1882  mit  der  Freiheit 
eines  Existenzminimums  von  300  M.  in  8  Classen  und  weiteren  Stufen  darin,  mit 
V'^— V3  7o  (1  M.  für  3-400  M.  Einkommen)  beginnend  und  auf  3  %  für  die  ünter- 
grcnzc  der  Stufe  (schon  voll  bei  2400  M.)  steigend,  mittelst  Einschätzung,  ohne  Deda- 
ration,  durch  Commissionen  aufgelegt.  Die  Grundsätze  dabei  ähnlich  wie  in  Preosseo. 
Bcmerkenswerth  ist,  dass  hier  schon  seit  1871  (Gesetz  vom  22.  Dcc.)  die  subjecäre 
Steuerpflicht  auf  nicht-physische  Personen,  insbesondere  Actiengesellschaften,  auch 
grossere  Genossenschaften  ausgedehnt  worden  ist  (s.  Scham bach  a.a.O.,  S.  ITO, 
Fin.arch.  B.  12,  S.  270  ff.).  Eine  Singularität  war,  dass  Junggesellen  ein  Stcoer- 
Zuschlag  aufgelegt  werden  konnte. 

In  dem  neuen  Gesetz  von  1894  ist  nun  an  Stelle  der  Classensteuer  eine  all- 
gemeine Einkommensteuer  getreten,  im  Ganzen  nach  dem  königlich  sächsischen,  geoiaer 
nach  dem  Meininger  Muster,  auch  mit  Anschlnss  an  Einzelnes  in  der  nenen  preiusi- 
öchen  Einkommensteuer  von  1891.  Hervorgehoben  sei  Folgendes:  Allgemeiner  Deda- 
rationszwang  für  Einkommen  über  1200  M..  in  den  ersten  Jahren  bis  1800,  bezv. 
1500  M.,  nach  der  Novelle  vom  11.  Dec.  1897  wieder  von  1800  M.  an,  ist  eingeführt 
worden.  Die  Steuerfreiheit  ist  wie  bisher  nur  bis  300  M.,  bei  Personen  unter  18  Jthrea 
für  Einkommen  aus  Vermögen  oder  Betrieben  bis  600  M.  Einkommen  gewährt,  der 
Junggesellonzuschlag  fortgefallen ,  aber  bis  4500  M.  Einkommen  ist  Ermässigang  bi^ 
um  3  Stufen  wegen  verminderter  Leistungsfähigkeit  jetzt  gestattet  worden.  Der  Tarif 
ist  in  kleine  Stufen  getbeilt,  die  Sätze  darin  sind  gegen  bisher  in  den  unteren  Stofeo 
etwas  ermässigt,  in  den  mittleren  gleich  geblieben,  in  den  höheren  etwas  erhöht,  oüt 
o  %  Kormalsatz  für  die  untere  Grenze  der  Stufe  jetzt  von  4800  M.  an,  ein  Satz,  der 
nunmehr  erst  hier,  früher  schon  bei  2400  M.  Einkommen  erreicht  wurde.  Die^ 
Satz  gilt  auch  für  den  Einkommenzuwachs  von  über  5100  M.  an  nach  gebildetei 
Steuerstufen.  Die  subjectivc  Steuerpflicht  ist  nicht  auch  auf  öffentlich  recbtlidie 
juristische  Personen  ausgedehnt,  wohl  aber  wie  bisher  auf  privatrechtliche,  besonders 
Actiengesellschaften  (§.  3),  ohne  Gewährung  eines  steuerfreien  Abzugs  bei  der  Gesell- 
schaft noch  beim  Actionär,  so  dass  hier  wie  in  Sachsen  formelle  DoppelbesteneroBg 
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besteht  LebeDS7ersichening:sprämieu  sind  bis  300  M.  abzngsfäbig.  Das  Yeranlagangs- 
▼erfahren  hat  nur  einige,  das  Beclamationswesen  mehr  Ver&nderangen  erfahren.  £s 
muss  hier  genügen,  dafar  auf  das  Gesetz  selbst,  die  Motive  nnd  den  lehrreichen 
Oommissionsbericht  zu  verweisen  (Fin.arch.  a.  a.  0.)  Das  Meiste,  aach  betr.  Strafen 
wegen  unterlassener  Steuererklärung  (wie  in  Preusseu)  und  wegen  Hinterziehungen 
entspricht  den  anderen  neueren  deutschen  Gesetzen.  Letzte  Berufungsinstanz  ist  das 
Gesainmtministeriam,  aber  nur  wegen  unrichtiger  Anwendung  des  Gesetzes  und  der 
Ausfahrungsvorschriften  (§.51).  Die  Steuer  ist  im  Betrage  übrigens  conti ngentirt 
worden  (§.  1)  auf  zunächst  256  000  M.  mit  2  Vo  Zuwachs  in  den  folgenden  Jahren. 
Wenn  über  die  Mehrbeträge  nicht  im  Finanzgesetz  anderweit  verfugt  wird,  sind  sie 
in  den  nächsten  Jahren  zu  Mindererhebuugen  eines  entsprechenden  Tbeils  der  directen 
Staatssteuem  zu  verwenden. 

Darch  das  Finanzgesetz  vom  31.  Dec.  1895  für  die  Periode 
1896/99  ist  der  Mehrbetrag  über  256.000  M.  hinaus  zur  Deckung 
laufender  Ausgaben  verfügbar  gemacht  und  von  1900  an  der  Be- 
trag von  318.000  M.  und  je  2  %  Jahreswachs  tür  den  Haushalt  in 
Aassicht  genommen.  Die  Novelle  vom  14.  Juli  1897  hat  den  Kreis 
der  steuerpflichtigen  juristischen  Personen  auf  rechtsfähige  Stiftungen 
(ausser  solchen  ftlr  milde  Zwecke  und  unter  Staats-  nnd  öffent- 
licher Verwaltung  stehende)  ausgedehnt,  auch  bestimmt,  dass  das 
Arbeitseinkommen  von  Familiengliedern  erst  für  den  Betrag  über 
300  M.  hinaus  zu  dem  steuerpflichtigen  des  Haushaltvorstands  hinzu- 
gerechnet wird.  Eine  eigene  Besteuerung  der  Versicherungs- 
anstalten, mit  Befreiung  bloss  der  reinen  Gegenseitigkeits- 
aostalten  und  mit  gewissen  Ausnahmen,  beruht  auf  Gesetz  vom 
23.  Juni  1897  (Ausf.-Verordn.  vom  9.  Oct.  1898)  im  Allgemeinen, 
3  ®/o  von  der  Prämie. 

Die  Erbschaftssteuer,  früher  nach  einem  Gesetz  von  1861,  jetzt  nach  dem 
Yom  9.  Febr.  1892.  lässt  die  directe  Linie  frei,  Gatten  anch,  belegt  diese  in  unbeerbter 
Ehe  mit  3,  Geschwister  jetzt  mit  4  (früher  mit  3),  gewisse  andere  Seitenver wandte 
mit  5  (frtlher  3),  sonstige  Erben  mit  8  (früher  3)  ^o-  Ertrag  nach  Schanz  in  den 
1890er  Jahren  zwischen  c.  20.000  und  41.000  M. 

§.  173.     Schwarzburg  -  Rudolstadt. 

Dieser  Staat  ist  an  Gebiet  nnd  Bevölkerung  ein  wenig  grösser  als  Schwarzbarg- 
Sondershausen,  er  zerfällt  auch  in  2  ganz  getrennt  liegende  Theile,  die  sogen.  Ober- 
herrschaft (Rudolstadt)  im  Thüringer  Wald  und  die  Unterherrschaft  (Frankenhausen) 
(zwischen  diesem  Wald  und  dem  Kyf!  häusergebirge).  Notizen  bei  v.  Reden  a.  a.  0. 
i$.  1501  ff.,  Staatsrecht  von  Klinghammer  im  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts 
III,  2,  2,  S.  143  ff.,  über  die  Finanzen  und  Steuern  S.  151.  Die  Domänen-  oder 
Kammergutsverhältnisse ,  sowie  die  fürstliche  Dotation  sind  auch  hier  erst  nach  1848 
endgiltig  geregelt  worden.  Historisches  und  über  Grundsteuer  in  Hildebrand's  ThUr. 
Stat.  a.  a.  0.  S.  35,  in  s.  Jahrbüchern  ß.  10.  S.  462  über  Einkommensteuer,  B.  12, 
S.  216  über  Gewerbesteuer.  Neuere  Gesetzgebung  über  Einkommensteuer  im  Fin.arch, 
B.  11,  S.  253  ff.,  über  Gewerbesteuer  eb.  S.  213  ff.  Die  hauptsächlichen  neuen 
Steuergesetze  sind  die  vom  2.  Jan.  1850  (neues  Steuersystem,  auch  Ausdehnung  der 
Grundsteuer  auf  den  bisher  steuerfreien  Besitz),  vom  2.  Sept.  1852  über  Classen-  und 
classificirte  Einkommensteuer,  ?om  25.  Juli  1876  über  Einkommensteuer  (nebst  Gesetz 
Tom  16.  Dec.  1887),  vom  15.  Febr.  1868  über  Gewerbesteuer,  dann  neueste  über  beide 
letztere  Steuern  bezw.  vom  25.  März  1893  und  7.  März  1893.  Auch  hier  ein  neues 
Berggesetz  mit  Bestimmungen  über  Bergabgaben  (vom  20.  Mai  1894,  §.  175).    Eine 
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Novelle  zur  Erbschaftssteuer  (Gesetz  vom  12.  Febr.  1840)  vom  6.  April  1894.  Nene 
Gebühren-  und  Genchtskostengesetze  (1899).  Abgabegesetze  über  die  Stenerf&sse  der 
directen  Stenem  immer  für  die  Fioanzperiode. 

Auch  in  diesem  Fttrstenthnm  besteht  seit  1849  CasseDeinheit 
und  ein  einheitlicher  Staatshaushaltetat  nach  erfolgter  Regelung  der 
Rechtsverhältnisse  des  Kammerguts  und  der  fürstlichen  Dotation, 
die  im  Etat  daher  unter  den  Staatsausgaben  steht.  Diese  Regelnog 
war  aber  finanziell  relativ  günstig  für  das  Land^  das  dabei  noch 
erhebliche  Ueberschttsse  für  sich  aus  den  Domänen  bezieht  Der 
Staatshaushalt  ist  mit  deshalb  hier  mehr  domanialwirthschaftlicb 
als  steuerwirthschaftlich  fundirt^  gleichwohl  die  Besteuerung  immer 
noch  ziemlieh  hoch. 

Die  1848/49  beabsichtigte  und  eingeleitete  Abtretung  der  Domänen  an  den  Stut 
ist  zwar  rechtlich  nicht  periect  geworden  nnd  später  jedenfalls  rückgängig  gemacht 
In  dem  neaen  Grandgesetz  7om  21.  März  1854  (Al^chnitt  IV  ?on  den  Domioeo, 
§.  9  ff.)  wird  „das  Kammenrermögen  mit  allen  Rechten  und  Beschwerden''  ansdrücUicli 
als  immerwährendes  fideicommissarisches  Eigentham  des  fürstlichen  Hanses  erkUrt 
Die  Einkünfte  daraas  dienen  zunächst  zur  Deckung  der  Kosten  der  Hofhaltung  6a 
regierenden  Fürsten  und  zur  Sustentation  der  fürstlichen  Familie,  ans  den  Deberschflssea 
werden  aber  die  Kosten  der  gesammten  Landes?erwaltung  mit  bestritten.  Auf  Grood 
von  Vereinbarungen  und  besonderen  Bestimmungen  ist  die  Verwaltung  der  DomiDeo 
indessen  dem  Lande  verblieben  und  das  fürstliche  Haus  auf  ein  bestimmtes  Einkommeo 
aus  dem  Reinertrag  gesetzt,  das  im  Etat  steht.  Der  Betrag  ist  viel  geringer  als  io 
Sondershausen,  im  Etat  von  1897—99  jährlich  297.000  M.,  während  die  EinnahD» 
aus  dem  Staatsgut  (Forsten,  Grundstücken,  Zinsen  u.  A.  m.)  sich  auf  1.175.000  H.. 
netto  wohl  auf  über  800.000  M.  belaufen.  Die  fürstliche  Dotation  beträgt  also  hie^ 
von  etwa  %,  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  nur  etwa  3Vs  ^«^  ^^^  so  fiel  als  ia 
Sondershausen,  das  Land  behält  etwa  Vs-  ^^^  ganze  Etat  ist  in  Einnahme  undAos- 
gabe,  abgesehen  von  den  finanziellen  Beziehungen  zum  Reich,  etwa  2.078.000  M.  bratto, 
die  Domänen  netto  eingesetzt  etwas  über  1.7  Mill.  Mark.  Davon  machen  die  fllrsi- 
liehe  Dotation  reichlich  Ve«  ^^^  Landesausgaben  nicht  ganz  V«  aus.  Die  directeo 
Steuern  betragen  563.000  M.  brutto  (Grund-  und  Gebäudesteuer  180.000.  andere,  d.  b, 
fast  nur  Gewerbe-  und  Einkommensteuer  383.000  M.),  etwa  V«  der  Nettoeinnahne, 
nicht  viel  mehr  als  die  Domänenüberschüsse,  aber  immerhin  auch  über  6  M.  auf  dea 
Kopf.  Die  Einnahmen  aus  Hoheitsrechten,  vornemlich  Gerichtssporteln ,  Gebührea, 
auch  Cbausseegelder,  belaufen  sich  auf  234.000  M.,  darunter  die  Erbschaftssteuer  lait 
c.  14.000  M. 

Das  Characteristische  des  Rudolstädter  Systems  der  directen 
Steuern,  wodurch  sich  dasselbe  von  demjenigen  der  ttbrigeo 
thüringischen  Staaten  unterscheidet,  ist,  dass  auch  hier  die  Per- 
sonalsteuer (Einkommensteuer)  die  Hauptstener  ge- 
worden, aber  zu  den  üblichen  Nebensteuern  des  Realbesitzes, 
der  Grund-  und  Gebäudesteuer,  noch  eine  Gewerbe- 
steuer, ebenfalls  in  Ertragssteuerform,  gefügt  ist. 

Die  schon  früher  in  üblicher  Weise  als  Steuer  vom  Katastralreinertrag  eio- 
g^erichtete  Grundsteuer  und  als  Steuer  vom  ermittelten  Nutzungswerth  eingerichtete 
(icbäudesteuer  haben  einen  Steuerfuss.  welcher  für  jede  Finanzperiode  durch  be- 
sonderes Gesetz  festgestellt  wird,  regelmässig  auf  8  %  vom  Beinertrag  bei  der  eisteA* 
von  4  Vo  ^om  Nutzungswerth  bei  der  zweiten  (s.  Gesetze  vom  19.  Jan.  1872,  foB 
23.  Dcc.  1896).  Die  Gewerbesteuer  war  in  dem  Gesetz  von  1893,  insbesondere  nach 
dem  Gesetz   von   1868   in  der  üblichen  Weise  nach  der  Methode  der  äusseren  Herk- 
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male  mit  8,  sp&ter  7  Gassen  nach  Gattung  und  Betriebsnmfang  eingerichtet  gewesen, 
mit  48.000  M.  im  letzten  Etat  (s.  Motive  zu  dem  neaen  Gesetz  ?on  1893  Fin.arch. 
B.  11,  S.  240,  die  Hanptpnncte  der  Veranlagung  nach  Gesetz  von  1868  in  Jahrb. 
f.  NatOk.  B.  12,  S.  216).  In  dem  neuen  Gesetz  von  1893  hat  man  sich  absichtlich 
dem  neuen  preussischen  Gesetz  von  1891  materiell  und  formell  möglichst  angeschlossen, 
nicht  nur  wegen  des  Vorzugs  dieser  Methode,  sondern  auch,  weil  der  Anschlnss  an 
Pienssen  im  Interesse  der  Gleichheit  der  Gesetzgebung  im  einheitlichen  Wirthschafts- 
gebiet  zweckmässig  erschien:  der  richtige  Gesichtspunct,  der  zumal  in  solchen  Klein- 
staaten jetzt  immer  der  leitende  sein  sollte.  Abweichungen  sind  nur  eingetreten,  wo 
die  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  es  gebot,  so  hat  man  nur  3,  nicht  4  Classen  wie 
in  Preussen  gebildet,  auch  ist  aus  practischen  Gründen  das  ältere  Veranlagungsver- 
fahren zum  Theil  beibehalten  worden.  Steuerfrei  sind  ganz  kleine  Gewerbebetriebe, 
wo  Jahresertrag  nicht  1000  M.,  noch  Anlage-  und  Betriebskapital  nicht  2000  M.  er- 
reicht (§.  7),  ateo  nicht  soweit  als  in  Preussen,  doch  sind  auch  diese  Gewerbebetriebe 
der  im  Gesetz  wie  im  preussischen  eingeführten  besonderen  Betriebssteuer  vom  Schank- 
gewerbe  u.  s.  w.  unterworfen.  Classe  I  umfasst  die  Betriebe  mit  Jahresertrag  von 
20.000  M.  und  darüber,  oder  Anlage-  und  Betriebskapital  von  150.000  M.  und  mehr, 
Classe  II  die  von  4000—20.000  M.  Ertrag,  oder  30.000—150.000  Kapital.  Classe  III 
die  übrigen  mit  kleinerem  Ertrag  oder  Kapital,  soweit  sie  nicht  frei  sind  (§.  6).  Für 
Classe  I  sind  feste  Steuersätze  von  im  Allgemeinen  1  7o  ^^  Classenstufen  festgesetzt, 
für  Gl.  II  und  III  wie  in  Preussen  Mittelsätze  (80  und  16  M.)  mit  Minimum  und 
Maximum,  wobei  dann  Steuergesellschaften  und  für  diese  aus  den  Mittelsätzen  nach  der 
Zahl  der  Betriebe  in  jeder  Classe  Steuercontingente  gebildet  werden  (§.  10,  11).  Die 
Betriebssteuer  für  Gast-  und  Schankwirthschaft  und  Kleinhandel  mit  Branntwein  und 
Spiritus  ist  in  den  3  Classen  jährlich  50,  25,  15  M.,  bei  den  gewerbesteuerfreien 
Betrieben  10  M.  Einrichtung  und  Veranlagung  lehnen  sich  im  Uebrigen,  mit  einigen 
Abweichungen  im  Verfahren,  den  preussischen  Bestimmungen  an.  (S.  das  Einzelne 
im  Gesetz  selbst,  im  Fin.arch.  a.  a.  0.,  daselbst  S.  224  ff.,  auch  die  Ausf.-Verordn. 
vom  24.  Mäfz  1893.    Der  Ertrag  war  etwa  Va  höher  als  bisher.) 

Die  ältere  Classen-  und  Einkommensteuer  von  1852,  welche  schon  1876 
fortgebildet  worden  war,  ist  durch  das  neueste  Gesetz  von  1893  theils  nach  preussischem, 
theils  nach  sonstigem,  besonders  sächsischem,  Weimarer  und  Meininger  Muster  weiter 
entwickelt  worden.  Neben  der  besonderen  Declarationspflicht  für  Einkommen 
aus  Kapital,  welche  schon  bei  40  M.  Jahresertrag  daraus  beginnt  (§.  17),  ist  jetzt 
auch  hier  eine  allgemeine  Declarationspflicht  für  alles  Einkommen  von 
3000  M.  an  eingerichtet  worden,  woneben  auf  Erfordern  des  Vorsitzenden  der  Bezirks- 
commission auch  jeder  andere  Censit  zu  declariren  hat  (§.  16)  mit  der  Androhung  der 
Bechtsnachtheile  bei  Unterlassung,  wie  in  Preussen,  was  jetzt  immer  allgemeiner  üblich 
wird  (§.  20)  und  den  betreffenden  Hinterziehungsstrafen  (§.  40 — 42).  Ein  steuerfreies 
Existenzminimum  ist  auch  jetzt  noch  nicht  gewährt,  die  unterste  Stufe  umfasst  Ein- 
kommen bis  350  M.  mit  5  Pf.  Monatssatz,  also  60  Pf.  Jahressatz,  die  2.  Stufe  350 
bis  400  M.  mit  10  Pf.,  die  3.  Stufe  400—450  M.  mit  15  Pf.,  die  4.  450—500  M. 
mit  20  Pf.,  die  5.  500-— 600  M.  mit  30  Pf.  u.  s.  w.  mit  progressivem  Satz,  der  bei 
1000 — 1200  M.  Einkommen  18  M.  jährlich,  also  schon  c.  l'/s  Vo  erreicht  und  weiter 
bis  auf  über  3  7o  Jahressteuer  steigt,  so  z.B.  bei  9500-10.000  M.  288  M.,  bei 
18.000—20.000  M.  648  M.  ist  und  von  da  für  jede  weitere  2000  M.  72  M.,  also 
3.6%  jährlich  (§.  14).  Bomerkenswerth  ist,  dass  die  Berücksichtigung  von  Verhält- 
nissen ,  welche  die  Leistungsfähigkeit  des  Censiten  vermindern ,  für  jede  Einkommen- 
höbe ohne  Zahlengrenze  dafür  gewährt  werden  kann,  in  Form  einer  geringeren  An- 
setzung  des  steuerpflichtigen  als  des  wirklichen  Einkommens  oder  mit  gänzlicher  Frei- 
stellung (§.  15).  Für  rechtzeitige  Entrichtung  der  Steuern  von  Dienstboten  und  Ge- 
werbsgehiifen  haften  die  Arbeitgeber,  die  dafür  den  Lohn  kürzen  können  (§.41). — 
Die  Erbschaftssteuer  hat  jetzt  die  gegen  früher  erhöhten  Sätze  von  2  und  4% 
ftlr  die  nähere  und  fernere  Seitenlinie  und  8  %  für  noch  entferntere  Verwandte  und 
Kichtverwandte,  auch  jetzt  aber  noch  für  die  nähere  Seitenlinie  niedrigere  Sätze  als 
Sondershausen:  Incongruenzen  zwischen  solchen  Nachbarländern,  die  auch  nicht 
dauern  können.  —  Aus  anderen  Gesetzen  mag  noch  erwähnt  werden,  dass  die  Frage 
der  Communalbesteuerung  der  Staatsbeamten  jüngst  (Gesetz  vom  20.  Dec. 
1896)  dahin  geregelt  wurde,  dass  diese  die  Gemeindesteuerbeträge  von  über  100% 
der  staatlichen  Einkommensteuer  aus  der  Staatscasse  ersetzt  erhalten. 
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§.  174.    Reuss  älterer  Linie. 

Der  kleinste  monarchische  Staat  im  heutigen  Deutschen  Reich  nach  dem  Gebiet 
(316  qkm.)«  der  drittkleinste  (vor  Schanrnbarg-Llppe  and  Waldeck)  nach  der  Be?ölkenug. 
Notizen  bei  y.  Reden  a.a.O.  S.  1506  fi'.  Sfaatsrecht,  von  Liebmann,  im 
Handbuch  des  Otfentlichen  Rechts  IIL,  2,  2,  S.  177  ff.  Neae  Verfassong  nach  Gesetz 
vom  28.  März  1867,  worin  auch  die  Verhältnisse  des  Kammergnts  u.  s.  w.  eist 
endgiltig  geregelt  worden  sind  (s.  u.).  Ans  der  Besteuerung  ist  von  allgemeinem 
Interesse  nur  die  neue  Einkommensteuer  des  Gesetzes  vom  4.  Jan.  1893,  wonnf 
hier  allein  eingegangen  werden  kann.  S.  dies  Gesetz  nebst  Ausf.-Yerordn.  im  Finjich. 
B.  10,  S.  841  tf. 

Auch  in  diesem  Kleinstaat  hatte  die  1848er  Bewegung  zd 
Neuerangen  in  Betreff  des  Kammergnts  nnd  des  Cassenwesens  ge- 
führt nnd  in  einem  Vertrage  zwischen  Fürst  und  Land  war  die 
Nutzniessung  des  Kammer?ermögens  für  den  Staat  und  die  Ge- 
währung einer  Civilliste  an  den  Fürsten  vereinbart  worden  (30.  Juni 
1851).  In  der  Verfassung  von  1867  ist  indessen  dieser  Vertrag 
ausdrücklich  aufgehoben  und  das  Kammervermögen  als  Hau«-, 
Domanial-  und  Familiengut  (Familienfideicommiss)  anerkannt  worden 
(§.  17).  Danach  hat  das  Land  keinerlei  Anspruch  mehr  auf  Ertrag 
und  Nutzniessung  dieses  Vermögens,  aber  auch  keinerlei  Verbind- 
lichkeiten für  das  fürstliche  Haus  und  Hof.  Die  Folge  davon  ist, 
da  das  Land  wenig  eigenes  Grundvermögen  und  nur  etwas  Kapi- 
talien besitzt,  dass  der  vom  fürstlichen  ganz  getrennte  Haushalt 
hier  ganz  überwiegend  steuerwirthschaftlich  fandirtist. 

Es  ist  mit  dieser  völligen  Ueberlassong  des  Kammenrermögens  an  den  Farstea 
auch  die  Verwaltung  dieses  Vermögens  dem  Karsten  allein  zugefallen,  ohne  jede 
Concurrenz  der  Landesregierung  oder  einer  anderen  Staatsbehörde  und  der  Laoderr 
Vertretung  (s.  Verfassung  von  1867  §.  17,  18,  19).  Ausdrücklich  sind  nach  den  Be- 
stimmungen der  Verfassung  auch  Witthümer,  Apanagen,  vom  Landesherm,  bezw.  tod 
seinem  Kammergut  zu  tragen,  auf  früher  ihm  gelegentlich  bewilligte  ^^ostentationsgelder 
hat  er  verzichtet  (§.  18).  Hier  ist  also  das  Kammergut  für  den  Staatshaushalt  ganz 
ausgeschieden ,  während  in  den  meisten  übrigen  Kleinstaaten  auch  nach  Abzog  der 
fürstlichen  Dotation  noch  ein  kleinerer  oder  grösserer  Theil  der  Erträge  dieses  Guts 
für  die  Landesbedürfoisse  verfügbar  geblieben  ist,  obwohl  überall  die  neneren 
Regelungen  dieser  Verhältnisse  für  die  Fürstenhäuser  recht  günstig  gewesen  sind. 
Aehulich  wie  in  Reuss  ä.  L.  ist  es  in  Reuss  j.  L.  gegangen  ^§.  175).  In  der  Yc^ 
fassung  von  1867,  g.  13,  wird  jetzt  auch  selbst  bemerkt,  dass  „den  ansehnlichsten  Theil 
des  Staatsvermögens  die  Abgaben  der  Staatsangehörigen  bilden,  welche  aof  dem  re^ 
fassungsmässigen  Wege  der  ständischen  Bewilligung  und  landesherrlichen  Genehmigung 
aufgebracht  und  zur  allgemeinen  Landescasse  eingezogen  werden.**  Im  Etat  für  1900 
betragen  die  Einnahmen  dieser  Gasse,  abzüglich  der  vom  Reich  herrührenden  oder 
für  dieses  vereinbarten,  rund  757.000  M.,  davon  aus  directen  Steuern  491.000  H. 
(453.000  aus  Einkommen-  und  Gebäudestouer,  87.000  M.  aus  anderen  directen),  d.i. 
über  7  M.  auf  den  Kopf  —  auch  ein  recht  hoher  Betrag  — ,  aus  Sponeln,  Stnfen, 
Chausseegeldern  u.  dgl.  190.000,  vom  Grundeigenthum  nur  2600,  aus  Zinsen  45.000  M. 
Der  Rest  aus  Pensionen  und  Verschiedenem.  Die  Staatsschuld  ist  ganz  unbedeateod. 
Die  Ausgaben  erfolgen,  von  einem  Betrage  abgesehen,  um  den  in  diesem  Etat  die 
Ausgaben  für  das  Reich  die  Einnahmen  von  und  für  dasselbe  übersteigen  (43.000). 
ganz  für  Landeszwecke.  Die  Staatsschuld,  1899  1.040.000  M.  zu  4%  lastet  aof  der 
Landescasse. 
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Die  Hauptsteuer  des  Landes  ist  jetzt  auch  hier  die  Ein- 
kommensteuer. Sie  wird  ergänzt  durch  die  Grundsteuer, 
welche  die  wichtigste  Nebensteuer  und  die  einzige  Steuer  des 
Grundbesitzers  als  solchen  ist.  Denn  dieser  ist  für  seinen  inlän- 
dischen Grundbesitz,  bezw.  den  Reinertrag  daraus  einkommensteuer- 
frei. Mit  als  gleichzeitig  ausübender  Landwirth  unterliegt  er  letz- 
terer Steuer  vom  sogen.  ,,Feldgewerbe". 

S.  Liebmann  a.a.O.  S.  183.  £r  erw&hnt  auch  Tanzgelder  und  Jagdkarten- 
gelder, die  aber  nicht  eigentliche  Steuern,  sondern  mehr  gebtthrenartiger  Natar  sind. 
Die  Grundsteuer  ist  durch  Gesetz  vom  9.  Mai  1857  neu  geregelt  und  an  die  Stelle 
der  alten  Grundabgaben  gesetzt  worden.  Die  bisherigen  Befreiungen  wurden  zugleich 
aufgehoben.  Die  Steuer  umfasst  auch  hier  die  Geb&ude  mit.  Sie  sollte  zuerst  nach 
dem  Werth  der  Grundstücke  und  Gebäude  selbst  veranlagt  werden.  Im  Gesetz  vom 
13.  Juni  1865  ist  man  aber  zur  Reinertragssteuer  bei  den  Grundstücken  nnd  Nutzungs- 
werthsteuer  bei  den  Gebäuden  übergegangen.  Kleine  Aenderungen  sind  später  durch 
NoFellen  erfolgt.  Die  Steuer  ist  wie  in  Sachsen  in  Steuereinheiten  angesetzt,  durch 
Patente  wird  für  jede  Finanzperiode  der  Steuerfuss  selbst  erst  festgestellt,  üblicher 
Weise  3®/io  Pfennig  von  der  Einheit,  mit  der  Hinzufügung,  dass  weitere  */io  P^»  ▼or- 
behalten bleiben. 

Die  Einkommensteuer  ist  durch  Gesetz  vom  4.  Jan.  1893  neu  geregelt 
worden.  Diese  Steuer  trat  nach  Gesetz  vom  8.  Aug.  1870  an  die  Stelle  der  früheren 
Gewerbe-  nnd  Personalsteuer  des  Gesetzes  vom  17.  Dec.  1855  (nebst  dessen  Nachträgen). 
Das  Gesetz  von  1870  ist  durch  mehrere  Novellen  später  verändert  worden.  Die  Steuer 
traf  nach  diesem  Gesetz  Einkommen  schon  von  5  Thlr.  an  mit  Terminsätzen,  deren 
Anzahl  wieder  für  die  Finanzperiode  nach  dem  Bedarf  bestimmt  wurde.  Auf  beson- 
deres Erfordern  der  Behörde  war  über  das  Einkommen  schriftlich  zu  declariren.  In 
der  jetzigen  Form  von  1893  schliesst  sich  die  Steuer  der  gleichen  in  der  neueren 
dbntschen  Gesetzgebung  im  Ganzen  an,  besonders  den  Steuern  Sachsens  und  Weimars^ 
Es  genügt  daher,  hier  nur  einige  Puncto  herauszuheben.  Subjectiv  steuerpflichtig 
sind,  wie  bisher  im  Königreich  Sachsen,  auch  die  Gemeinden,  und  zwar  für  den 
Beinertrag  ihres  in  Gewerbe-  und  Handelsbetrieben  und  sonst  angelegten  Vermögens, 
bei  Zinsen  abzüglich  der  eigens  für  Darlehen  zu  zahlenden;  weiter  sind  juristische 
Personen,  auch  alle  Vereine,  Actien-,  Gommanditactiengesellschaften,  Berggewerk- 
schaften, Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften  (Consum vereine),  welche  im  Gebiet 
ihren  Sitz  haben,  steuerpflichtig  ohne  Gewährung  eines  steuerfreien  Betrags  vom  Actien- 
gesellschaftsertrag  u.  s.  w.  Der  Fürst  und  die  Mitglieder  des  Fürstenhauses  sind  zwar 
frei,  aber  gewerbliche  Etablissements,  die  für  fürstliche  Rechnung  betrieben  werden, 
onterliegen  der  Einkommensteuer  (§.  2).  Die  Befreiung  von  Censiten  wegen  Klein- 
heit des  Einkommens  ist  eigenthümlich  in  der  Art  geregelt,  dass  die  Einkommen  bis 
600  M.  dann  frei  sind,  wenn  die  Bezieher  verheirathet  oder  verwittwet  sind  und  Aur 
gehörige  haben,  deren  Alimentation  ihnen  obliegt  (mit  Ausschluss  von  Fällen  des  §.  3), 
und  wenn  zugleich  dies  Einkommen  nicht  lediglich  in  Zinserträgen  aus  Kapitalver- 
mögen. Beuten  u.  s.  w.  besteht,  noch  die  Pflichtigen  Eigenthümer  und  Miteigner  von 
inländischen  Grundstücken  von  insgesammt  mehr  als  100  Steuereinheiten  sind  (§.  4,  c 
und  Schlusssatz).  Also  eine  gewisse  Begünstigung  der  Familienväter  u.  s.  w.  Sonst 
sind  auch  physische  Personen  mit  nicht  über  600  M.  Kapital  für  die  Zinsen  steuer- 
frei, auch  Personen  unter  18  und  über  60  Jahre  fUr  gewerbliches  und  geschäfdiches 
Einkommen  unter  150  M.  und  für  diesen  Betrag  auch  Wittwen,  Waisen,  öflentliche 
Pensionäre  und  Auszügler  fdr  Pensionen  und  Auszüge  (§.  4,  d,  g.  h).  Der  Tarif 
(§.  5)  hat  Einkommenstufen,  welche  in  kleinen  Beträgen  (anfangs  um  30,  dann  um  75, 
von  900  M.  an  um  250  M..  später  in  grösseren)  steigen  und  den  Steuersatz  filr  den 
Termin  festsetzen.  Wie  viel  solche  Termine  dann  zu  zahlen  sind,  bestimmt  für  jede 
Finanzperiode  ein  Patent,  gemäss  dem  Bedarf.  Der  Tarif  beginnt  schon  mit  3  Pf. 
Terminsatz  für  15—30  M.  Einkommen.  6  Pf.  für  30—60  M.  u.  s.  w.,  bei  600—750  M. 
ist  er  75  Pf.,  bei  1950—2100  4  M.  20  Pf.,  bei  2850—3000  7  M.  80  Pf.,  bei  3900 
bis  4200  12  M.  60  Pf.,  bei  5700—6000  19  M.  80  Pf.,  bei  11.250—12.000  M.  44  M., 
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daun  für  je  1000  M.  mehr  5  M.  Steuersatz  mehr.  Ausgeschrieben  wurden  neuer- 
diugs  öfters  9  Termine,  wobei  die  Jahressteucr  beim  kleinsten  Einkommen  Ton  15  bis 
30  M.  45  Pt.,  bei  dem  von  600—700  M.  e»/^  M.,  bei  dem  von  2850—3000  M. 
70  M.  20  Pf.,  bei  dem  von  11  250— 12.000  M.  396  M.,  bei  höherem  Einkonaea 
vom  Zuwachs  45  M.  fur  1000  M.,  also  4V2  Vo  ^^  ^^^  Veranlagung  erfolgt,  vie  im 
Königreich  Sachsen,  für  Familienangehörige  mit  selbständigem  Erwerb  apart  Wie  in 
Weimar  wird  in  der  Besteuerung  auch  noch  ein  besonderes  „Feldgewerbe''  unter- 
schieden (§.  8,  14)  und  in  der  Kategorie  von  Handel  und  Gewerbe  mit  veranlift, 
aber  Einkommen  aus  inländischem  Grundbesitz  ist  einkommensteuerfrei  (§.{<<. 
Gewinne  aus  Spcculationsgeschäften  sind  auch  bei  Nicht-Handeltreibenden  steoer- 
pflichtig.  Die  Declarationspflicht  besteht  für  alles  Einkommen  ans  Kapitalvermögeu, 
sonst  für  Gesammteinkommen  von  1500  M.  jährlich  au  (§.  30,  31),  mit  Androhoiif 
des  Verlustes  des  Einspruchs  (aber  ohne  Steuerzuschlag)  (§.  32)  und  mit  den  ablichea 
HinterziehuDgsstrafen  (§.  46).  —  Eine  Steuer  vom  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen (incl.  Wauderlager)  beruht  auf  Gesetz  vom  17.  Juni  1878.  Nach  dem  Erb- 
schaft ssteuerge  setz  vom  3.  März  1875  bestehen  bei  der  tlblichen  Freilassu; 
der  directen  Linie  und  Gatten  die  Sätze  von  4  und  6  *^/o  für  die  Seitenlinie  und  iiix 
gleichstehende  Erben ,  sonst  8  %. 

§.  175.    Reuss  jüngerer  Linie. 

Dieser  zweite  reuss'sche  Staat  ist  immerhin  mehr  als  doppelt  so  gross  als  der 
erste  ^820  qkm.)  und  hat  fast  doppelt  so  viel  Einwohner.  Er  ist  za  dieser  Aq>- 
dehnung  aber  erst  durch  Anfall  von  Gebieten  ausgestorbener,  bezw.  abdicirender 
Nebenlinien  UB02,  1826,  1848)  gelangt.  Noüzen  bei  v.  Beden  a.  a.  0.  S.  1506C 
Staatsrecht  von  Müller  im  Handbuch  des  öffentlichen  Recht»  a.a.O.  8.189. 
Auch  hier  sind  Streitigkeiten  zwischen  Land  und  Fürst  über  die  Domänen  erst  neaer- 
dings,  Gesetz  vom  23.  Nov.  1880,  erledigt  worden.  Aus  der  Gesetzgebung  über 
Steuern  &  Geseu  betr.  Grundsteuerregeloug  vom  20.  März  1850  (aach  für  Gebiod« 
mit),  Gesetz  über  Gewerbe-  und  Personalsteuer  vom  1.  Juli  1852,  über  Gewerbebetriebe 
im  Umherziehen  vom  18.  Sept.  1879  (auch  für  Wanderlager),  über  Glassen-  und  clttö- 
hcirte  Einkommensteuer  vom  13.  April  1874,  mit  Nachträgen,  so  vom  22.  Nov.  1876. 
An  die  Stelle  trat ,  jetzt  auch  hier  die  Hanptsteucr.  die  neue  Einkommensteuer,  nach 
Gesetz  vom  16.  Juni  1890  (Fin.arch.  B.  7,  S.  559  ff.  mit  Ausf.-Verordn.  und  Be- 
irründung,  S.  591>,  revidirt  durch  Novelle  vom  4.  Juni  1898  und  danach  in  neoer 
Kedaction  (Fin.arcb.  B.  16.  S.  298  ff.  mit  Entwurf  und  Gomnüssionsbericht).  Aoüt- 
Verordn.  vom  24.  Aug.  1898.  Auch  hier  nur  einige  Bemerkungen  über  den  Stu&r 
haushält  im  Ganzen,  die  Domänenfrage,  die  neue  Einkommensteuer. 

Der  Haushalt  auch  dieses  zweiten  reoss'scheny  nunmehr  auch 
untheilbaren  Staats  ist  jetzt  reiner  Staatshaushalt,  welcher  Über- 
wiegend auf  Landessteuem  beruht  Auch  hier  hat  ein  langer 
Domänenstreit  durch  Gesetz  vom  23.  Xov.  1880  damit  geendet, 
dass  die  Domänen  als  ausschliessliches  fürstliches  Eigenthnm  an- 
erkannt worden  sind,  und  zwar  ebenfalls  ohne  jede  weitere  Mi^ 
Verpflichtung  der  Erträge  tlir  die  Kosten  der  lÄudesverwaltong, 
also  wie  in  Reuss  ä,  L.,  aber  abweichend  von  den  anderen 
thüringischen  Kleinstaaten.  Dafür  lastet  allerdings  auch  keinerlei 
tlirstliche  Dotation  mehr  auf  dem  Lande. 

Es  ha:  ubr:cons  als  s^ine  Abindun?  inr  die  Domänenftberlassiuig  an  den  Fußten 
1  Mu!.  M*ri  Kapital  erhaltt c.  Diese  ^umme  ist  hypotkeiaiisch  auf  den  Güte» 
dv>  1  uiouoitnirs^eji  einjeinc en  tad  mit  4  *  ^  zu  TeniBseB.  Sie  ist  von  Seite«  ^ 
StAats  und  ..:ci  Falle  der  Mexsutisutnc  di-s  furstÜcheB  Hasses"  tob  Seiten  dcrBechts- 
UAoht\\»ror  o>r  Ko<:on:ri:  des  ^i^^tc^iihum^  cniundhar.  tob  der  fiUstliclien  KinuDer 
kuadlMir.    l>a>  Uude*f;.rsL:che  Fideicoxcmis&TerBOf  eB  ist  «fiir  alle  Zeitea  reines  Priw»" 
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rermOgen**  des  fürstlichen  Hauses,  an  dem  dem  Staate  keine  anderen  Ansprüche  mehr 
nisteben  als  an  jedem  Prifateigenthom  (daher  ist  es  auch,  wenn  ich  die  Bestimmungen 
recht  verstehe,  steuerpflichtig,  g.  3,  6  des  Gesetzes  von  1880).  Der  Etat  von  1899/1901 
dat,  abzüglich  der  durchlaufenden  Einnahmen  vom  Eteich  —  die  in  diesem  Etat  etwas 
Jeberschuss  über  die  Ausgaben  für  das  Reich  Uberliessen,  50  000  M.  —  eine  Ein- 
lahmc  von  rund  1.562.000  M.,  davon  aus  directen  Steuern  866.000  (Grundsteuer 
L34.000,  Einkommensteuer  732.000)  c.  67,  M.  auf  den  Kopf,  258.000  aus  Sportein, 
Qur  88.000  vom  StaatsvermOgen,  247.000  aus  anderen  Gassen  (Sparcassentlberschtlsseu?) 
L 02.000  M.  aus  Sonstigem  und  aus  Beständen. 

Die  beiden  wichtigsten  directen  Steuern  des  Landes  sind  auch 
bier  die  allgemeine  Einkommensteuer  und  die  Grund- 
steuer,  welche  letztere  hier  wieder  neben  der  ersten  als  Präcipual- 
belastung  des  Grundbesitzes  fungirt 

Die  Glassen-  und  dassificirte  Einkommensteuer  war  schon  im  Gesetz  von  1874 
in  der  neueren  Weise  gestaltet  worden.    Das  Gesetz  von  1890  ist  in  dieser  Richtung 
weiter  fortgeschritten  und  das  von  1898  abermals  etwas.    Die  Steuer  gleicht  danach 
im  Wesentlichen  den  sonstigen  deutschen   aus  dem  letzten  Jahrzehent  des  19.  Jahr- 
hunderts.   Die  Steuer  ist  zwar  vereinheitlicht,   aber  auch  jetzt  ist  die  Zweitheilong, 
der  älteren  Unterscheidung  zwischen  Classen-  und  Einkommensteuer  entsprechend,  bei- 
behalten worden,  indem  die  erste  Abtheilung  bis  3000  M.  Einkommen  geht,  die  zweite 
das   höhere   umfasst.    Von   Einzelheiten   der   neueren  Entwicklung   und  der  gegen- 
wärtigen Gestaltung  mOgen   folgende  hervorgehoben  werden.     Objectiv  steuerpflichtig 
ist  nicht  der  ganz  kleine  inländische  Grundbesitz  ausserhalb  Landes  wohnender  Per- 
sonen, sondern  nur  der  mit  mindestens  20  Steuereinheiten  behaftete  (Gesetze  von  1890 
und  1898  §.  8).     Ausser  physischen  Personen  sind  juristische  Vereine  und  Genossen- 
schaften ftlr  ihr  Einkommen  aus  Kapitalvermögen,  aus  dem  Betrieb  gewinnbringender 
Geschäfte  und  aus  inländischem  Grundbesitz  subjectiv  steuerpflichtig  (§.  3).  Einkommen- 
steuerfrei fOr  sein  gesammtes  Einkommen  sind  der  regierende  Fürst,  die  Mitglieder 
des  ftlrstlichen  Hauses  für  ihre  Apanagen,  doch  ist  steuerpflichtig  dem  Fürsten  ge- 
höriger inländischer  der  Grundsteuer  unterworfener  Grundbesitz  (Gesetz  von  1890  und 
1898  §.  3).    Gemeinden,  Kirchen  und  milde  Stiftungen  sind  nur  für  ihr  Kapitalein- 
kommen frei.    Allgemein  frei  sind  von   1.  Stufe  (bis  300  M.  Einkommen)  unter  18 
und  über  60-jährige  Personen.  Bis  zum  Gesetz  von  1890  war  sonst  im  Princip  auch 
das  kleinste  Einkommen  nicht  steuerfrei.  Das  ist  für  die  Gemeindesteuer  auch  so  ver- 
blieben, wenn  nicht  Freiheit  für  die  untersten  Stufen  von  einer  Gemeinde  beschlossen 
wird.   Aber  der  Staat  erhebt  nach  Gesetz  von  1890  für  die  2  untersten  (bis  450  M.), 
nach  Gesetz  von  1898  für  die  3  untersten  Stufen  (bis  550  M.)  die  Steuer  nicht,  ge- 
währt also  in  dieser  Höhe  ein  steuerfreies  Existenzminimum.     Der  Steuertarif  hat 
Einkommenstufen  mit  sogen,  terminlichen  Steuersätzen.    Die  Zahl  der  Termine  wird 
dann  wieder  für  jede  Finanzperiode  besonders  bestimmt.    Der  neueren  Richtung  der 
deutschen  Gesetzgebung  entsprechend  wurden  die  Tarifsätze  1890  und  1898  theilweise 
in  den  unteren  Stufen  etwas  ermässigt,  in  den  höheren  etwas  erhöht,  so  dass  bei  der 
Ausschreibung  von  12  Terminen  im  Jahre  auch  hier  jetzt  bei  grossem  Einkommen  von 
über  100.000  M.  der  Jahressatz  von  4  7o  erreicht  wird  (§.  6).  Aus  dem  Gesetz  von  1898 
sind  Proben:  Einkommen  bis  300  M.  Terminsatz  5  Pf.,  300—450  M.  10  Pf.,  450— 550  M. 
20  Pf.,  550—650  M.  30  Pf.  (bisher  40  Pf.),  650—750  M.  40  Pf.  (bisher  50),  750 
bis  850  M.  80  Pf.,  850—1000  M.  1  M.  20  Pf.  u.  s.  w.,  bei  2700—3000  M.  5Va  M., 
dann  in  der  II.  Abtheilung  3000-3500  M.  7  M..  10.000—11.000  M.  25  M.,  von  da 
an  1898  gegen  bisher  etwas  erhöht,  z.  B.  12— 13.000  M.  31,  bisher  30  M.   Im  Gesetz 
von   1890  stieg  dann   der  Terminsatz  bis  29 — 30.000  M.  Einkommen  auf  72V9  M., 
von  da  an  bis  40.000  M.  für  je  1000  M.  um  2V9  M.,   für  höheres  Einkommen   für 
je  2000  M.  um  10  M.   Im  neuen  Gesetz  von  1898  steigt  der  Satz  bereits  von  13.000 
Mark  Einkommen  an  für  je  1000  M.  um  3  M.  bis  zum  Einkommen  von  39.000  M., 
dann  wieder  in  bestimmten,  meist  2000  M.  umfassenden  Stufen  auf  bestimmte  Sätze, 
die  sich  meist  um  7—8  M.  für  je  2000  M.  erhöhen,  bei  100—102.000  M.  Einkommen 
wird   so   ein  Terminsatz  von  332  M.  erreicht  (Jahressatz  bei  12  Terminen  3984  M., 
also   annähernd  4  Vo)*  ^oi>  ^^^^  111.000  M.  an  steigt  der  Satz  für  je  3000  M.  um 
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je  10  M.  (Jahressatz  120  M.  oder  4  ^/o  bei  12  Tenninen).    Warom  im  Tarif  wieder 
jeder  Kleinstaat  Yerscliiedenheiteo  haben  mass,  w&hrend  er  sich  doch  sonst  dem  £in- 
kommensteoerrecht  Preussens,  Sachsens  anschliesst,  ist  schwer  zu  sagen.   Vermiodeite 
Leistangsfähigkeit   kann   bis   4000  M.  Einkommen    berücksichtigt  werden  (ohne  Be- 
grenzung des  Maasses  im  Gesetze  selbst,  eventuell  Freistellung  in  den  beiden  onteistea 
Stufen  von  Abth.  I)  (§.  7).    Die  Veranlagung  geschieht  in  der  Regd  nach  Haus- 
haltungen, wobei  im  Gesetz  von  1898  ein  bemerkenswerther  Zusatz  (§.  8)  eingetreten 
ist,  dahingehend,  dass,  wenn  das  gemeinsam  versteuerte  Einkommen  zweier  Ehegatten 
hauptsächlich  aus  Arbeitsverdienst  besteht,  bei  der  Veranlagung  auf  besondere,  die 
Kosten  des  Haushalts  vermehrende  Verhältnisse  (z.  B.  dass  Kinder  während  des  Tiges 
in  besondere  Pflege  zu  geben  sind)  in  Gemässheit  des  §.  7  Rticksicht  zu  nehmen  nod 
dass  tlberhaupt  das  aus  Arbeitsverdienst  der  Frau  stammende  Einkommen,  wenn  es 
nicht  über  600  M.  beträgt,  nur  zu  V4  ^^^  ^^  Ansatz  zu  bringen  sei.    Sonst  erfolg 
die  Veranlagung  lediglich  nach  Maassgabe  des  Gesammteinkommens.  —  FOr  die  Ein- 
kommensteuerpflichtigeu  (d.  h.   die  Censiten  mit  über  3000  M.  Einkommen)  bestaod 
schon   vor  dem  Gesetz  von   1890  Declarationspflicht     Im  Gesetz  von   1890  ist  diese 
auch  auf  die  Censiten  mit  kleinerem  Einkommen  und  zwar  schon  von  1000  M.  an  (nach 
Begierungsvorscblag  von  2100  M.  an)  ausgedehnt  worden,  unter  Androhung  des  Ve^ 
lustes   des   Beclamationsrechts ,   aber   auch   im  Gesetz   von   1898  nicht  zugleich  mit 
Androhung  eines  Steuerzuschlags,  wie  in  Preussen  und  anderen  thüringischen  Staaten 
(§.  24).  Im  Reclamationsverfahren  wurde  im  Gesetz  von  1890  der  Schutz  der  CenäteB 
verbesseit  (§.  28).    Berufungsinstanz  ist  der  Bezirksausschuss  und  zwar  endgiltig.  nar 
dass  nach  Gesetz  von  1898  noch  eine  Beschwerde  wegen  Nichtbeachtung  gesetzlicher 
Vorschriften  gegen  die   Entscheidungen  des  Bezirksausschusses  an  das  Ministerium, 
Abtheilung  für  Finanzen,   zulässig  geworden  ist  (§.  28,  22).    Im  neuesten  Gesetz  ist 
noch  ermöglicht  worden,  das  ganze  Einschätzungsgeschäft  einer  Gemeinde  für  ungiltif 
zu  erklären  und  erneuern  zu  lassen,  wenn  ohne  ersichtlichen  Grund  der  neue  SteQ6^ 
stock  eines  Orts  nicht  unerheblich  hinter  dem  terminlichen  Sollertrag  des  Vorjahiei 
zurückbleibt  (§.  28  a).    In  besonders  umfänglichem  Maasse  haften  Dienstherrschnftei 
und  gewerbliche  Arbeitgeber  u.  s.  w.  selbstschuldnerisch  ftlr  die  Steuer  ihrer  Arbeiter. 
Beamten  u.  s.  w.  (§.  31  unter  b),  doch  mit  Beschränkung  der  Frist  für  diese  Haftoni 
auf  die  in  der  Dienstzeit  des  Arbeiters  fälligen  Beträge  mit  einem  Zusatz  zu  §.  31 
im  Gesetz  von  1898.    Für  alles  Weitere,  Einschätzungsverfahren,  Organisation  u.  a.  v., 
möge  hier  auf  das  Gesetz  selbst  verwiesen  werden,   das  technisch  eine  ganz  tüchtice 
Leistung  ist.  —  Die  Erbschaftssteuer  (Gesetze  vom  13.  Oct  1849,  21.  Dec.  1868, 
20.  Dec.  1880)  hat  für  die  Seitenlinie  und  entfernteste  Verwandte  und  Nichtverwandte 
die  Sätze  von  2,  4  und  8^/0,  Ertrag   in    den    1890er  Jahren   zwischen    12.000  ond 
70.000  M.  (Schanz).  —  Bergwerksabjcaben  im  Berggesetz  vom  9.  Oct  1870,  ib- 
geändert  durch  Gesetz  vom  10.  April  1897. 

§-  176.     Wal  deck. 

Auch  „Waldeck  nnd  Pyrmont''  genannt.  Dieser  Staat  ist  zwar  der  GebietsgT(ysse 
nach  unter  den  10  monarchischen  Kleinstaaten  im  Reich  der  sechste  von  unten,  der 
Bevölkerung  nach  bei  schwacher  Volksdichtigkeit  und  geringer  Volkszunahme,  gelegent- 
lich selbst  Abnahme  der  Volkszahl,  —  das  Land  hatte  schon  1840  eine  etwas  grossere 
Bevölkerung  als  1895!  —  aber  der  zweitkleinste,  auch  ein  ziemlich  dürftiges  Lsni 
was  seine  „Accession''  an  Preussen  seit  1867  gerade  aus  finanziellen  Gründen  erklirt 
Er  besteht  aus  den  beiden  getrennt  liegenden  Theilen,  den  beiden  Fürstenthümern 
Waldeck  und  Pyrmont.  Letzteres  war  seit  1806  als  souverän  angeschen  und  ist  eist 
1849  mit  dem  grösseren  Waldeck  untrennbar  durch  ein  und  dieselbe  Verfassung  ve^ 
bunden  worden  (Staatsgrundgesetz  von  1852  §.  1).  Eine  vollständige  Vereinigouff 
auch  der  Finanzverwaltung  erfolgte  sogar  erst  1864.  Auch  in  diesem  Staate  hat  es 
langwierige  Domänenstreitigkeiten  zwischen  Fürst  und  Land  gegeben,  die  erst  1853 
vertragsmässig.  doch  ohne  endgiltige  Entscheidung  aller  Rechtspuncte,  erledigt  worden 
sind  (s.  u.).  Die  wirthschaftliche  und  finanzielle  Schwäche  des  L&ndchens  f&hrta 
dann  nach  der  Gründung  des  Norddeutschen  Bundes  1867  zu  einem  sogen.  AcceasioBS^ 
vertrage  mit  Preussen,  der  seitdem  zweimal,  1877  und  1887,  verlängert  und  dabei 
etwas  verändert  worden  ist.  Preussen  hat  dadurch  einen  erheblichen  und  mittlerweile 
noch    stark   gewachsenen  Theil    der  Landesausgaben   auf  sein  Budget  übemosBeo* 
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wofür  es  dem  Waldecker  Etat  Zaschnss  leistet  (s.  n.)-  ^^^  völlig  eigenthtlmlicher, 
bisher  aingnlärer,  aber  princij>iell  und  politisch  nicht  nuinchtiger  Vorgang  im  heutigen 
Deutschen  Beich  (s.  n.).  S.  Notizen  bei  v.  Reden  a.  a.  0.  S.  1495,  1498.  Staats- 
recht von  Böttcher  im  Handbach  des  öffentlichen  Rechts  III,  2,  1,  S.  151  ff.,  bes. 
über  den  Accessionsvertrag  mit  Prenssen  S.  153,  über  die  Dom&nenfrage  S.  155,  die 
Einanzen  S.  162.  Ueber  jenen  Vertrag  anch  v.  Rönne,  preoss.  Staatsrecht  4.  A.  1, 
S.  164,  III,  S.  174.  Ueber  die  Domftnenfrage  unter  dem  Titel  Schumacher,  1849. 
Revidirte  Verfassungsurkunde  vom  17.  Aug.  1852  (Störk  a.  a.  0.  S.  494).  Aus  der 
neueren  Steuergesetzgebung  s.  ttber  die  Grundsteuer  Gesetze  vom  14.  Juni  1850,  24.  Jan. 
1851,  bes.  20.  Juli  1853,  4.  Jan.  1862,  3.  Jan.  1879,  auch  11.  Dec.  1899  über  Ge- 
werbesteuer Gesetz  vom  26.  Juni  1862,  mit  Novellen  von  1863,  1864.  1866,  1872, 
1875,  1888  (Gesetze  für  Waldeck.  Gesetz  vom  28.  Juni  1862  für  Pyrmont  mit  Novellen), 
jetzt  neues  Gesetz  vom  6.  M&rz  1893  (im  Fin.arch.  B.  15,  S.  940),  über  Classensteuer 
Gesetz  vom  23.  Dec.  1825,  weitere  aus  1862,  1864,  neue  Reirelung  durch  Gesetz  vom 
7.  Jan.  1865,  Novelle  von  1881,  neues  Gesetz  vom  6.  M&rz  1893.  revidirt  durch  Gesetz 
vom  27.  Dec.  1897,  mit  diesen  Aenderungen  von  1893  und  1897  gilt  das  Gesetz  von 
1865  noch  (Fin.arch.  eb.  S.  932,  über  die  neuen  Steuergesetze  überhaupt  eb.  S.  930). 
Ausserdem  Wanderlagersteuer  (1881),  Hundesteuer  (1854).  Eine  Erbschaftssteuer 
fehlt.  Im  Folgenden  Ausführungen  über  den  Staatshaushalt  im  Allgemeinen,  die 
Domftnensache,  den  wichtigen  und  principiell  bedeutsamen  preussischen  Accessions- 
vertrag und  die  directe,  besonders  die  Classen-  und  Gewerbesteuer  in  ihrer  neueren 
und  neuesten  Gestaltung. 

Der  Staatshanshalt  Waldecks  hat  sein  neneres  Gepräge  dnrch 
die  Vereinbarnngen  des  Landes  mit  dem  Fürsten  über  die  Domänen 
im  Jahre  1853  und  dnrch  den  Accessionsvertrag  mit  Prenssen  1867, 
mit  den  Ernenernngen  dieses  Vertrags  im  Jahre  1877  und  1887 
erbalten.  Durch  jene  Vereinbarungen  ist  dem  Fürsten  der  grösste 
Theil  der  Reinerträge  der  Domänen,  1867—1877  und  wieder  seit 
1888  in  Folge  einer  Bestimmung  des  Vertrags  mit  Prenssen  sogar 
der  ganze  Ertrag,  überlassen  worden,  das  Land  hatte  in  Folge 
dessen  seine  Ausgaben  wesentlich  aus  Landessteuern  zu  bestreiten, 
was  zu  einer  Deficitwirthschaft  geführt  hat.  Der  Vertrag  mit 
Prenssen  trat  zu  finanzieller  Erleichterung  des  Landes  ein,  vornem- 
licb  um  diesem  die  Lasten,  die  sich  aus  der  Beziehung  zum  Nord- 
deutschen Bunde  und  zum  Deutschen  Reiche  ergaben,  zu  erleichtem. 
Anf  diese  Weise  ist  dem  Fürstenhause  die  Souveränetät  mit  den 
ans  dem  Vertrage  hervorgehenden  Beschränkungen  verblieben.  Im 
für  uns  hier  allein  in  Betracht  kommenden  finanziellen  Effect  ist 
durch  diesen  Vertrag'ein  s e h r  erheblicher  Theil  der  Finanz- 
lasten, welche  dem  Staate  Waldeck  in  Folge  seiner  staatlichen 
Selbständigkeit,  seiner  Landesbedürfnisse  und  seiner  Zugehörigkeit 
zum  Norddeutschen  Bunde,  bezw.  Reiche  obliegen,  von  Prenssen 
übernommen  worden.  Ein  Verhältniss,  das  an  sich,  weil  in 
jedem  Staate  —  nach  einem  zumal  dem  modernen  Staate  immanenten 
,yCommunistischen^^  Princip  —  die  Staatsgesammtheit  und  implicite 
damit  die  kräftigeren  Landestheile  die  Lasten  der  schwächeren  mit 
tragen,   nichts  Abnormes  sein  würde  und  in  einem  Bundesstaate 
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wie  dem  Dentschen  Reiche  es  eigentlich  auch  nicht  ist.  Nur  wenn 
die  dentschen  Einzelstaaten  als  wirklich  noch  völlig  unabhängige 
und  souveräne  politische  Körper  angesehen  werden,  erscheint  das 
Verhältniss  allerdings  abnorm.  Eine  völlige  Einverleibung  des 
Waldecker  Landes  in  Preussen  ist  indessen  neben  anderen  gerade 
auch  aus  bandespolitischen  Rücksichten  unterblieben.  Wäre  sie 
erfolgt  oder  würde  sie  einmal  erfolgen,  so  verschwände  das  Anor- 
*  male  der  preussischen  Staatszuschüsse,  wenigstens  soweit  damit 
waldecker  Ausgaben  und  Bedürfnisse  bestritten  werden,  welche  als 
wahrer  Staats  bedarf,  nicht  als  reiner  Local-  (Provinzial-,  Kreis-) 
bedarf  gelten  müssen.  Die  ganze  Sache  hat  also  ihre  nicht  un- 
interessante principielle  und  unter  unseren  heutigen  deutschen 
Verhältnissen  eine  eigenthümlich  practisch-politische  Seite.  Anch 
trotz  des  allmälig  erheblich  —  von  anfangs  c.  177.000  auf  jetzt 
530.000  M.  jährlich  —  gewachsenen  preussischen  Zuschusses  iur  die 
Kosten  der  waldecker  Landesverwaltung  ist  die  directe  Besteoenug 
daselbst  für  das  ziemlich  arme  Land  erheblich.  Sie  mtisste  nach 
jetzigen  Verhältnissen  aber  noch  um  etwa  das  Anderthalbfache  ge- 
steigert werden,  wenn  das  Land  seinen  eigenen  Staatsbedarf  und 
seinen  Antheil  an  den  Reichskosten  aus  eigenen  Mitteln  tragen 
müsste.  Das  erschiene  kaum  möglich.  Man  sieht  hier  an  einem 
Beispiel,  wie  die  steigenden  Finanzlasten  der  Zeit  die  politische 
Selbständigkeit  der  Kleinstaaten  erschweren,  auch  wie  wichtig 
gerade  für  sie  die  eigene  Reichsbesteuerang  ist,  damit  sie  in 
Matricularbeiträgen  erleichtert  werden  und  eventuell  Ueberweisungen 
aus  Reichsmitteln  für  Landeszwecke  erhalten  können. 

Ueber  den  Domänenstreit  s.  Böttcher  a.a.O.  S.  155.  Im  Jahre  1849 
war  ein  neues  Staatsgrundgesetz  vereinbart  worden,  mit  Bestimmungen  auch  ftber  die 
Domänen,  die  zu  Staatsgut  erklärt  wurden,  und  über  die  forstliche  Dotation.  (Vtf- 
fassung  vom  28.  Mai  1849  §.  94  nebst  Vereinbarungen  dazu.)  Die  1849er  Verfassos« 
ist  indessen  auf  Anregung  des  damaligen  dentschen  Bundestags  1852  refidirt  and 
durch  die  andere  vom  17.  Aug.  1852  ersetzt  worden.  In  dieser,  §.  26,  worden  aus- 
drücklich die  vereinbarten  Bestimmungen  über  das  Domanialr ermögen  als  ?on  Anfug 
an,  also  rückgreifend,  für  aufgehoben  erklärt.  Die  rechtlichen  Verhältnisse  des  Do- 
mauialvermögens  wurden  zunächst  durch  eine  Anlage  zu  §.  26  geregelt,  Forbehaltlicb 
späterer  definitiver  Kcgelung,  die  durch  Vereinbarung  mit  den  Ständen  alsbald  erfoigea 
sollte.  Es  kam  darauf  hin  zu  einem  Recess  zwischen  Land  und  Fürsten  vom  16.  JnÜ 
bezw.  15.  Nov.  1853  (publicirt  1856).  In  diesem  ßecess  sind  die  Eigenthomsrechte  »a 
Domanium  indessen  nicht  geprüft  und  nicht  endgiltig  entschieden  worden,  nur  wnrdea 
vom  Domanium  die  Rechte  und  Gerechtsame,  die  dabei  bloss  Ansfluss  der  Landes- 
hoheit waren,  ausgeschieden  und  so  der  ,.Activstand  des  Domanialvermögens^  ein  ^ 
allemal  festgestellt  und  weiterem  Streit  entzogen.  Eine  auch  für  den  preoasiscJieft 
Accessionsvertrag  wichtige  Bestimmung.  Die  Substanz  des  Domanioms  durfte  oor 
mit  ständischer  Zustimmung  vermindert  werden.  Ueber  die  Verwendung  der  Eitrige 
wurden  besondere  Bestimmungen  getroffen.  In  Anerkennung  der  alten  Verpflichtung^ 
des  Kammerguts  in  dem  deutschen  Territorium,  zunächst  für  den  Unterhalt  des  Fontdi- 
hauses,  darüber  hinaus  mit  für  die  Deckung  der  Landesbedürfnisse  za  dienen,  vard« 
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dem  Füistenhanse  ausser  dem  Bezug  gewisser  Naturalien  aus  dem  Domanium  eine 
GeMrente  aus  den  Domanialertrftgen  gewährt,  deren  Hohe  der  Fttrst  selbst  „nach  den 
Bedürfnissen  des  farstlichen  Hauses  und  unter  Berücksichtigung  der  Kräfte  des  Landes'' 
bestimmen  sollte,  wobei  die  Stände  aber  far  künftige  Fälle  nicht  auf  ferfassungs- 
missige  Vereinbarung  hierüber  ferzichteten.  Die  Rente  wurde  dann  auf  70.000  Thlr. 
bestimmt,  darüber  hinaus  sollten  10.000  Thlr.  dem  Lande  und  ?om  weiteren  Best 
des  Beinertrags  des  Domaniums  je  die  Hälfte  dem  Lande  und  dem  Fürsten  zufliessen. 
IHe  Finanzrerwaltung  und  Domäneuferwaltung  wurden  getrennt,  aber  auch  letztere 
der  ständischen  Gontrole  mit  unterworfen.  Diese  Bestimmungen  galten  bis  zu  dem 
Vertrag  ?on  1867  mit  Prenssen.  Auf  dem  Domanium  haftete  die  Domanialschuld,  die 
Anfang  der  1860er  Jahre  IVs  Mill.  Thlr.  betrug.  Bis  1867/68  wurden  im  Budget 
die  Einnahmen  und  Ausgaben  für  die  Domänen  neben  denen  für  das  Land  getrennt 
eingestellt    Das  Land  ?ermied  zuletzt  schwer  ein  Deficit. 

Nach  dem  Beitritt  Waldecks  zum  Norddeutschen  Bunde  kam  dann  gerade  mit 
Rftcksicht  auf  die  Finanzlatre  des  Landes,  wie  gesagt,  jener  Accessions?ertrag  mit 
Prenssen  vom  18.  Juli  1867  zo  Stande  (s.  v.  Könne  a.  a.  0.,  auch  für  die  Verband- 
Inngen  in  den  preussischen  Kammern).  Es  sollte  dadurch  auch  dem  Ländchen  der 
kostepielige  Verwaltungsapparat  eines  eigenen  Staats  erspart  werden.  Prenssen  über- 
lahm  TOD  Anfang  1868  an  die  gesammte  innere  Verwaltung  dos  Landes,  mit  Ausnahme 
der  dem  fürstlichen  Consiotoriom  als  OberkirchenbehOrde  zustehenden  (und  mit  Ausnahme 
Bbies  Stifts,  das  aber  1877  auch  mit  unter  preussische  Verwaltung  kam).  Prenssen 
beiogr  aber  auch  die  gesammten  Landeseinnahmeu ,  ausser  von  den  Domänen,  und 
liestritt  die  sämmtlicben  Landesausgaben,  hatte  daher  auch  ein  etwaiges  Deficit,  wie 
BS  bestand  und  gewachsen  ist,  zu  decken.  1868  war  der  Zuschuss  58.655  Thlr.  Die 
Consisturialliosten  ruhten  auf  der  fürstlichen  Domänencasse.  Der  Fürst  hat  die  Domänen- 
rerwaltung  behalten  und  nach  dem  Vertrage  von  1867  die  gesammten  Einkünfte  allein 
bezogen,  ohne  weiteren  Geldbeitrag  des  Domaniums  für  die  Landesausgaben  und  ander- 
leits  ohne  Mitbenutzung  der  LandesbehOrden  für  jene  Verwaltung.  Die  weiteren 
liebt  uninteressanten  staatsrechtlichen  Bestimmungen  des  Vertrags  können  hier  nicht 
rerfolgt  werden. 

Der  auf  10  Jahre  geschlossene  Vertrag  lief  Ende  1877  ab.  Der  preussische 
EuBchuss  für  das  Land,  im  preussischen  Etat  unter  den  Ausgaben  des  Fiuanzministe- 
rioms,  war  gewachsen,  in  der  Finanzperiode  1875/77  betrug  er  schon  240.000  M. 
In  dem  neuen  Vertrage  vom  24.  Nov.  1877  sind  wesentlich  die  nemlichen  Bestimmungen 
enthalten.  Für  die  dem  Fürsten  verbleibende  Domanialverwaltung  und  den  Bezug  der 
Einkünfte  daraus  traten  jedoch  die  Bestimmungen  des  ßecessos  von  1853  wieder  in 
Kraft,  daher  auch  mit  der  bedingten  Beitragspflicht  des  Domanialvermögens  für  die 
Landesausgaben,  weshalb  sich  Prenssen  anch  die  Befagniss  einer  Einsichtnahme  der 
Rechnungen  u.  s.  w.  der  Domanialverwaltung  und  die  Zustimmung,  gleich  der  ständischen, 
zur  Verringerung  der  Substanz  u.  s.  w.  des  Domaniums  vorbehielt  (gen.  Vertrag  §.  9 — 11). 
Der  wieder  auf  10  Jahre  geschlossene,  Ende  1887  ablaufende  Vertrag  ist  durch  den 
Vertrag  vom  2.  März  1887  ersetzt  worden.  Preussens  Zuschuss  betrug  damals 
810000  M.  jährlich.  Die  früheren  Bestimmungen  sind  im  Ganzen  verblieben,  aber 
die  Specialbestimmungen  über  die  Beitrazspflicbt  des  Domaniums  für  die  Landesaus- 
gaben sind  wieder  beseitigt  worden.  Die  Erträgnisse  dos  Domanialvermögens  verbleiben 
danach  dem  Fürsten,  der  nur  weiter  die  Kosten  dos  Consistoriums  und  der  Oberkirchen- 
behOrde zu  bestreiten  hat.  Geldbeiträge  zu  den  Landesausgaben  leistet  das  Domanium 
MDSt  nicht,  aber  ebensowenig  werden  Beiträge  aus  Landesmitteln  für  den  Fürsten  und 
•ein  Haus,  auch  nicht  für  Schlösser  u.  dgl.  gewährt  (gen.  Vertrag  §.  9).  Auch  für  die 
Toransgehende  Zeit  von  1878 — 87  wurde  gegenseitig  auf  alle  Zuschüsse  zwischen 
Landescasse  und  fürstlicher  Gasse  verzichtet  Der  Zuschuss  Preussens  ist  in  neuester 
Zeit  seit  1899  von  früher  310.000.  dann  400.000,  auf  530.000  M.  gestiegen  (jetzt 
unter  den  Ausgaben  der  allgemeinen  Finanzverwaltunfr  Preussens). 

Dies  ist  etwa  der  Betrag  der  waldecker  Matricularbeiträge  an  das 
Reich  (1899  540.260  M.).  den  also  im  Effect  Prenssen  zahlt.  Im  waldecker 
Etat  der  Finanzperiode  1899 — 1901  steht  neben  diesem  Zuschuss  Preussens  nur  der 
Betrag  von  14142  M.  Einnahme  aus  Domänen.  700  M.  (I)  aus  Forsten,  21.180  M. 
ans  Zinsen,  361.210  M.  aus  directen  Steuern  (Grundsteuer  123.140,  ()lassensteuer 
210.350,  Gewerbesteuer  18.370,  Hundesteuer  9450,  Eisenbahnabgabe  0,  im  voraus- 
gehenden Etat  40  M.).  Diese  Steuern  betragen  fast  6V4  M.  auf  den  Kopf,  ein  hoher 
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Betrag  in  der  wirthschaftlichen  Lage  des  Landes  und  trotz  der  grossen  Znschässe 
Preossens,  ohne  den  der  Kopfbetra?  der  Steuern  auf  über  15  M.  steigen  «trde. 
Verschiedene  weitere  Einnahmen  rühren  ans  Verwaltungsgebühren,  Gerichtskosteü 
u.  dgl.  her. 

Die  drei  hauptsächlichen  LandessteuerD,  Grand -,  Gewer be- 
und  Glassenstener  bildeten  vor  der  nenen  Gesetzgebung  von 
1893  und  bilden  noch  jetzt  ein  System  der  directen  Besteuernng, 
das  wieder  Eigenthümlichkeiten  hat.  Die  auf  Katastrirung  des 
Grundbesitzes  beruhende  Grundsteuer  ist  eine  PräcipualbelastUDg 
in  Ertragssteuerform  neben  der  personalen  Glassenstener.  Die 
Gewerbesteuer  war  dagegen  bis  1893  ein  Ersatz  der  Classen- 
steuer  für  den  Gewerbetreibenden,  daher  auch  verhältnissmässig 
hoch.  1893  wurde  sie  umgeändert  und  wesentlich  ermässigt,  die 
Gewerbetreibenden  aber  dafür  der  Glassenstener  mit  unterstellt. 
Sie  ist  daher  jetzt  auch  zu  einer  massigen  Präcipualbesteuernng 
der  Gewerbetreibenden  geworden.  Die  Personalsteuer  hat  zwar 
auch  noch  in  der  neuesten  Gestaltung  von  1893  und  1897  deo 
technischen  Character  einet  ,,C lassen'' -Steuer  in  ihrer  Structor 
behalten,  indem  in  ihr  Steuerclassen  der  Bevölkerung  nach  äusseren 
Merkmalen,  wie  Beruf,  Stand  und  allgemeinen  wirthschafllichen 
Verhältnissen  gebildet  werden.  Aber  daneben  ist  sie,  nemlich  tod 
der  zweiten  Hauptclasse  und  900  M.  Einkommen  an,  als  wirkliche 
nominelle  Einkommensteuer  mit  Steuerclassen  nach  Einkommenböhe 
und  bestimmten  Steuersätzen  dafür  eingerichtet,  auch  die  Declaratioos- 
pflicht  gegen  bisher  erweitert  und  genauer  geregelt  worden.  Es 
zeugt  für  die  gespannte  Finanzlage  und  für  den  geringen  Wohl- 
stand der  Bevölkerung,  beim  Fehlen  grösserer  Einkommen,  daM 
ein  steuerfreies  Existenzminimum  nur  ganz  bedingt  und  in  geringem 
Maasse  gewährt  wird,  auch  noch  in  der  neuesten  Gesetzgebuog. 
Die  neue  Gewerbesteuer  ist  nach  dem  preussischen  Muster  in  eine 
wirkliche  Reinertragssteuer  hinübergebildet  worden,  in  der  ihr  g^ 
gebenen  Einrichtung  aber  überhaupt  nur  ein  Zuschlag  zur  Eio- 
kommcDSteuer  der  Gewerbetreibenden  für  ihr  speciell  gewerbliche« 
Einkommen.  Sie  hat  insofern  mehr  Personal-  als  Ertragssteuer- 
character. 

S.  Fin.arch.  a.  a.  0.  Von  Einzelheiten  sei  Folgendes  hervorgehoben.  Bei  der 
Glassenstener  besteht  subjective  Stcucrpflicht  ausser  fUr  physische  auch  fdr  prirat- 
rechtliche  juristische  Personen,  Actiengesellschaften  q.  s.  w.  in  dem  neoerdings  üblicbei 
Dmfanf?  ftlr  Einkommen,  und  zwar  aus  inländi.^chem  Grundbesitz,  Gewerbe-  Dnd  HandeJs* 
anlagen,  sonstigen  gewerblichen  Betriebsstätten  (§.  2).  Steneifrei  sind  die  Mitglieder 
des  fürstlichen  Hauses  und  der  fi^räflichen  Linie  Waldeck,  aach  ausser  dem  Staits- 
das  Do  man  ial  vermögen,  was  bei  der  oben  dargestellten  Sachlage  wichtig  ist  Vob 
anderen  Steuerfreiheiten  sei  erwähnt,  dass  über  60-jährige  Gensiten,  aber  nor  ftr  die 
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3  erstell  Unterabtheilangen  der  1.  Stafe  der  Hanptclasse  I  (s.  n.)  frei  sind,  sodann  all- 
gemein gewöhnliches  Gesinde  ond  beim  Meister  Kost  nnd  Wohnnng  erhaltende  Hand- 
werksgesellen (§.  3).  Die  Einschätzung  geschieht  nach  4  Hanptclassen,  nach  dafür  im 
Gesetz  angegebenen  allgemeinen  Unterschcidangsmerkmalen  des  Berufs  u.  s.  v.,  wobei 
die    Hanptclasse  IV  die  Leate  mit  über  3000  M.  Einkommen  umfasst  (§.  4).    Die 
Stufen  innerhalb   der  Classen  nnd   die  Steuersätze   dafür,   in   denen  aus  practischen 
Gründen  1893  gegen  früher  und  wieder  1897  gegen  1893  Veränderungen  eingetreten 
sind,   sind  jetzt  in  Hauptclasse  I:  5  Stufen,  die  erste  mit  4  Unterabtheilungen  und 
Monatssätzen  von  10,  15,  20,  30  Pf.,  die  4  folgenden  Stufen  mit  solchen  von  40,  50, 
60,  70  Pf.;  in  Hanptclasse  II  Stufe  7—12  mit  Monatssätzen  von  1— 2V3  M.;  in  Haupt- 
classe ni  Stufe  13—19  mit  Sätzen  mit  2V4— 57«  M.  monatlich.  In  der  Hauptclasse  IV 
sind  ausser  letzterem  Satz  für  das  3000  M.  übersteigende  Einkommen  3^0  jährlich 
oder  V4  ^*  ^üf  j^  300  M.  zu  zahlen  (§.  5).  Bei  der  Einschätzung  sind  dann  in  jedem 
Einzelfall  die  besonderen  Momente  für  die  Leistungsfähigkeit  eines  Steuerpflichtigen 
zu  berücksichtigen,  darunter  das  mnthmaassliche  Einkommen  als  nicht  alleiniger,  aber 
hauptsächlichster  Bestimmungsgrund.    Daher  sind  im  Gesetze  selbst  (§.  6)  als  Stufen 
Ton  der  fünften  an  aufwärts  bestimmte  Einkommenbeträge  (900 — 1150  M.  u.  s.  w., 
19.  2850 — 3000  M.)  angesetzt,  wohinein  die  einzelnen  Censiten  nach  ihrem  Einkommen 
za   stellen   sind,  unter  Zulassung  von  Abweichungen  im  Einzelfall  nur  wegen  indivi- 
dueller Verhältnisse.    Nur  bei  der  1.  Unterabtheilung  der  1.  Stufe  mit  10  Pf.  Monats- 
nnd  1  M.  20  Pf.  Jahressatz  kann  die  UmlegungsbehOrde  von  Einsteuerung  überhaupt 
absehen.    In  der  Regel  wird  nach  Haushaltungen  veranlagt,   wobei  in  L  Hauptclasse 
Stafe  1   neben  Hausherrn  und  Frau   alle  Glieder  über  16  Jahre  mindestens  mit  dem 
untersten  Satz  von  10  Pf.,  doch  von  solchen  Personen  in  einem  Haushalte  nicht  über 
3,   angesetzt  werden  sollen.    Das  sind  also  3  M.  60  Pf.  Jahressteuer  für  die  Familie 
in  dieser  Stufe  immerhin  mindestens,  eventuell  schon  10  M.  80  Pf.  in  der  höchsten 
Unterabtheilung   der   1.  Stufe:    hohe   Sätze!  (§.  8).    Zu  den  Pflichten   der  Censiten 
gehört  es  u.  A.,  Angaben  über  Grösse  des  Grundbesitzes  und  Viehstands  zu  machen 
(§.  14).  Jetzt  ist  auch  eine  weitergehende  Declarationspflicht  für  den  Censiten,  welcher 
Tom  Vorsitzenden  der  UmlegungsbehOrde  dazu  aufgefordert  wird,  eingetreten,  betreffend 
die  Einkommen-  und  Erwerbsverhältnisse,  Schulden  u.  s.  w.  (§.  17),  unter  Androhung 
dos  Terlustes  der  Rechtsmittel  gegen  Einschätzung  und  von  Strafen  (20 — 200  M.)  bei 
wissentlich  falschen  Angaben  zum  Zweck  der  Steuerhinterziehung  (§.  18).  Die  Strafen 
werden  vom  Landesdircctorium   festgesetzt,  im  Fall  der  Censit  nicht  zahlt,   erfolgt 
gerichtliche  Entscheidung  (§.  19).    Reclamationen  gehen  an  Landesdirector  und  Um- 
le^ngsbehörde,   Kecurs   dagegen  jetzt   an   eine   eigene   Commission   (§.  22  ff*.,  26). 
Unbegründet  befundene  Reclamationen  werden  nach  Höhe  der  Steuersätze,  die  sie  be- 
treffen, mit  Vt — S  ^*  „sportulirt"'.     Ueber  andere  Puncto  des  Veranlagungsverfahrens 
nnd  der  Organisationen  dafür  s.  das  Gesetz  selbst.  Die  Classensteuer  ist,  mit  in  Folge 
ihrer  Ausdehnung  auf  die  Gewerbetreibenden,  in  den  letzten  Finanzperioden  erheblich 
im  Ertrage  gestiegen,  von  jährlich  134  500  M.  in  1893—95  auf  204.100  M.  in  1896 
bis    1898  und  210.350  M.  in   1899—1901,   die  Gewerbesteuer  nach  der  Reform  im 
Ertrage  gesunken,  von  43.900  auf  16.570  und  18.370  M.,  die  Grundsteuer  auch  hier 
fast  ganz  stabil  geblieben,  123  514  —  123.108  —  123.140  M. 

Die  alte  Gewerbesteuer  von  1862  war  in  der  üblichen,  der  prenssischen 
ähnlichen  Weise  als  Gewerbeclassensteuer  mit  Gattungsclassen  u.  s.  w.  eingerichtet  ge- 
wesen, sie  umfasste  das  Hausirgewerbe  mit.  Die  neue  Gewerbesteuer  hat  die 
snbjective  und  objective  Steuerpflicht  ähnlich  wie  in  Preussen  bestimmt  Steuerfrei 
ist  a.  A.  auch  wieder  die  fürstliche  Domänenverwaltung,  Vereine,  eingetragene  Genossen- 
schaften und  Corporationen  nach  näheren  Bestimmungen  des  Gesetzes  (§.  2),  auch  der 
Bergbau  (§.  3).  Ferner  allgemein,  ausser  von  der  Betriebssteuer,  gewerbliches  Jahres- 
einkommen unter  1500  M.  (§.  4).  Es  werden  dann  3  Gewerbesteuerclassen  gebildet, 
aber  nur  nach  dem  Einkommen  (Ertrage),  nicht  auch,  wie  in  Preussen,  eventuell  mit 
nach  dem  Kapitale,  mit  festen  Procentsteuersätzen  in  allen,  also  ohne  Bildung  von 
Stenergesellschaften  und  Steuercontingenten,  nemlich  Classe  1  mit  gewerblichem  Ein- 
kommen von  10.100  M.  an  aufwärts  mit  1  7o  Jahressatz,  Classe  II  mit  4000—10.000  M. 
nnd  */4**/o'  Classe  lll  mit  1500-5000  M.  und  V«  */o^  also  mit  progressivem  Tarif, 
wie  im  Effect  auch  in  Preussen  (§.  5).  Die  Veranlagung  erfolgt  durch  den  Kreis- 
rentmeister, aber  lediglich  nach  Maassgabe  des  bei  der  Umlegung  zur  Classensteuer 
gefundenen  Einkommens  aus  dem  Geweibebetrieb  (§.  6),  weshalb  bei  der  Einkommen- 
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Steuer  (bezügl.  Gesetz  §.  6)  das  Einkommen  der  Gewerbetreibenden  aus  dem  Gewerbe- 
betriebe (auch  noch  specicll  aus  dem  Schankgewerbe  a.  s.  w.)  besonders  zn  scbltzen 
ist  Diese  nene  Gewerbesteuer  ist  also  in  der  That  eigentlich  keine  eigene  Ertnf!!- 
stener  mehr,  sondern  nur  ein  Zuschlag  zur  Einkommensteuer  der  GewerbetreibendeD. 
Eine  Einrichtung,  welche  sich  kaum  principiell  rechtfertigen  lässt,  sondern  nur  historisch 
aus  dem  früheren  Bestand  einer  höheren,  allerdings  dabei  aber  die  Glassensteuer  mit 
ersetzenden  Gewerbesteuer  und  aus  dem  Analogon  der  pr&cipualen  Grundsteuer.  Aber 
ein  Mangel  bleibt  dann,  dass  die  ähnliche  Höherbelastung  des  RenteneinkommeBS 
für  bewegliches  Kapital  fehlt.  —  Gast-,  Schankwirthschaft  und  Kleinhandel  mit  Rnost- 
wein,  LikOr  und  Spiritus  unterliegen  dann  noch  einer  besonderen  Betriebssteoer 
wie  in  Preussen.  und  zwar  dieser  auch  die  sonst  gewerbesteuerfreien  Kleingewerbe:  bis 
750  M.  Gewerbeeinkommen  mit  5  M.  Steuersatz  jäbriich .  750—1500  mit  10  M..  die 
3  Gewerbessteuerclassen  dann  mit  Sätzen  von  15,  25,  50  M.  Auch  diese  Steuer  knQpft 
sich  in  der  Yeranlagang  lediglich  an  die  Einkommensteuer  der  betreffenden  Gast-  mi 
Schankgewerbe  an  (Einkommensteuergesetz  §.  6,  Gewerbesteuergesetz  §.  21).  Die 
Gewerbe  im  Umherziehen  sind  auch  jetzt  nicht  durch  ein  eigenes  Gesetz,  sonden 
durch  das  Gowerbesteuergesetz  mit  besteuert  (§.  25  ff.),  mit  2—50  M.  jährlich.  — 
Der  Ertrag  der  Gewerbe-,  Betriebs-  und  Hausirsteuer  ist  übrigens  für  einen  be- 
stimmten Zweck  gesetzlich  festgelegt,  nemlich  zu  Dienstalterszulagen  f&r  Tolb- 
schullehrer  und  Lehrerinnen  bis  zur  Höhe  der  jeweiligen  preussischen  Sätze  (§.  371 
Insofern  hat  diese  Steuer  einen  Zwecksteuercharacter.  wobei  es  nur  wieder  nicht 
recht  zu  begründen  ist,  dass  gerade  die  Gewerbetreibenden  allein  diese  allgendie 
Staatslast  tragen  sollen.  Es  sind  eben  Anomalien,  die  aus  der  ganzen  Finanzbie 
folgen,  und  diese  ist  wieder  eine  Consequenz  der  staatlichen  Selbständigkeit  solcher 
Kleinstaaten. 

§.  177.    Lippe. 

Der  amtliche  Name  fUr  das  öfters  auch,  zur  Uiiterscheidung  tou  Schaumborf- 
Lippe,  Lippe-Detmold  genannte  Fürstenthum ,  der  Gebietsgrösse  nach  unter  den  10 
kleinsten  monarchischen  Kleinstaaten  des  Beichs  der  vierte,  ein  im  Ganzen  wenigsteis 
gut  arrondirtes  zusammenhängendes  Gebiet,  das  wesentlich  eine  kleine  Enclafe  in 
preussischem  bildet,  übrigens  auch  noch  ein  paar  kleine  abgelegene  EzclaveD  darin 
hat.  Auch  hier  sind  die  Domänenverhältnisse  von  besonderer  Bedeutung  ftirdie 
Finanzen.  Eine  Regelung  derselben,  sowie  gleichzeitig  eine  Trennung  des  Staatshaus- 
halts mit  seinem  Gassen wosen  von  den  Domänen  erfolgte  erst  durch  Vereinbarang  ia 
1868,  die  in  einer  Yerordnunic  vom  24.  Juni  1868  enthalten  ist  (s.  u.).  S.  Notizen  bei 
V.  Roden  a.a.O.  S.  1491,  1496.  Staatsrecht  von  Falkmann  im  Handbuch  dei 
öffentlichen  Rechts  111,  2,  1.  S.  179,  daselbst  über  Finanzen,  Domänen,  Steuern  S.  182. 
Neuere  Gesetzgebung  über  Steuern:  Grundsteuer  Gesetz  vom  8.  April  1874  mit  An- 
weisung (Trennung  von  Grund-  und  Gebäudesteuer),  Gesetz  vom  12.  Sept.  1877  specieil 
über  die  eigentliche  Grundsteuer  (von  Liegenschaften),  über  allgemeine  Gebäudesteaer 
Gesetz  vom  28.  Febr.  1878,  mit  einzelnen  Abänderungen,  so  vom  20.  Jan.  1899.  Ober 
Gewerbesteuer  vom  19.  Febr.  1878,  mit  Anweisung  vom  1.  April  1878  (Novelle  n 
§.  48  des  Gesetzes,  Besteuerung  der  Wandergewerbe,  Gesetz  vom  10.  Dec.  1897;  Be- 
steuerung der  Wandcrlaf^er.  Gesetz  vom  8.  April  1882),  Gesetz  über  Classen-  mi 
Einkommensteuer  vom  19.  Aug.  1851.  6.  Juni  1868,  neues  Gesetz  über  die  staathrhe 
Einkommensteuer  vom  28.  Aug.  1894  (s.  Fin.arch.  B.  12,  S.  784  ff.),  Ausf.-Venwdr 
dazu  vom  24.  Oct.  1894,  mit  Abänderung  vom  9  März  1897.  Erbschaftssteier 
Gesetz  vom  29.  Dec.  1869,  mit  Novellen,  so  vom  12.  Sept.  1877,  20.  April  1897). 

Die  ältere  Cagsentrennung  des  Territorialstaats  bat  sich  bis 
1868  erbalteD,  die  Kammercasse  für  die  DomaDialeinnabmen,  R^- 
lien,  älteren  Gebtibren  und  ancb  steuerartige  Abgaben  nnd  ander- 
seits für  die  Ausgaben  des  fUrstlicben  Hauses,  aber  auch  flir 
mancherlei  eigentliche  Staatsausgaben,  die  neuere  Landescasse  für 
neuere ,  von  den  Ständen  bewilligte  Steuern  und  darauf  überDODo- 
mene  Ausgaben,  für  Schuldentilgung  u.  A.  m.,  die  ständische  Stener- 
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casse.  ,,Aaf  beiden  Gassen  ruhten  Ausgaben  für  staatliche  Zwecke 
Dhne  feste  grundsätzliche  Scheidung'^  (Falkmann) ,  wie  ja  ähnlich 
eornaals  in  allen  deutschen  Staaten  mit  diesem  Doppelcassensystem. 
Durch  Gesetz  vom  24.  Juni  1868  wurden  diese  Verhältnisse  grund- 
sätzlich geregelt  und  das  Domanium  oder  Kammergut  vom  Staats- 
haushalte getrennt  Von  ersterem  wurden  die  hoheitsrechtlichen 
Gerechtsame  und  Einkünfte  ausgeschieden  und  der  Landcasse  über- 
wiesen, das  Domanium  sonst  aber  mit  allem  Zubehör  an  verbliebenen 
Rechten  als  fürstliches  fideicommissarischcs  Hausvermögen  an- 
erkannt und  die  Verwaltung  davon  einer  fürstlichen  Behörde  über- 
tragen, der  Domänen-  oder  Kammercasse.  Diese  übernahm  aber 
Beitragsleistungen  zur  Landescasse,  welche  nunmehr  die  eigentliche 
ätaatscasse  ist.  Auf  dieser  lasten  demgemäss  nur  eigentliche  Staats- 
aasgaben, aber  diese  auch  sämmtlich,  nicht  auch  Leistungen  an 
das  fürstliche  Haus. 

S.  Falkmaon  a.  a.  0.  Gesetz  von  1868.  Das  Domanium  unterliegt  der  Grundsteuer. 
Es  zahlt  an  das  Land  jährlich  45.000  M.  Durch  GesoU  vom  25.  März  1898  ist  ein 
weiterer  Beitrag  übernommen,  auch  die  Verpflichtung,  von  1898  an  einen  Beitrag  von 
lO.^/o  zu  derjenigen  Summe  von  Ausgaben  zu  leisten,  um  weiche  die  Gehalte  und  Pensionen 
Jcr  Beamten  u.  s.  w.  den  bisherigeu  Betrag  überschreiten.  Die  zum  fürstlichen  Doma- 
Qiiun  gehörigen  Vermögensobjecte  bilden  ein  untheilbares  und  im  wesentlichen  Bestände 
anreräusserliches  fürstliches  Fideicommiss,  dessen  Genuss  und  Verwaltung  dem  jedes- 
oialigen  Oberhaupte  des  Hauses  zusteht.  Was  davon  zu  bestreiten  ist,  was  an  die 
Landcasse  fällt,  wird  in  der  Vereinbarung  genau  bezeichnet  '(§.  3,  5).  Im  Anhang 
Uebersichten  dazu. 

Die  directe  Besteuerung  des  Landes  stellt  in  ihrer  neueren 
Entwicklung  die  so  vielfach  sich  findende  Verbindung  einer  all- 
gemeinen Personalsteuer  in  Form  der  Einkommensteuer 
mit  Realsteuern,  Grund-  und  Gebäudesteuern,  als  Er- 
tragssteuern und  hier  auch  noch  mit  einer  Gewerbesteuer 
in  letzterer  Form  dar.  Daran  schliesst  sich  noch  die  Erb- 
schaftssteuer. 

Die  Einkommensteuer  hat  in  ähnlicher  Weise  wie  in  anderen  deutschen  Ländern 
die  Entwicklung  aus  der  älteren  Personal-,  der  Clasäen-  und  Einkommensteuer  durch- 
gemacht. Im  Uesetz  von  1851  waren  3  Hauptclassen  mit  Stufen  darin  gebildet,  mit 
Einreihung  der  Bevölkerung  nach  Berufs-  und  Staudcsclasscn  nach  äusseren  Merk- 
malen, wobei  die  in  jede  der  3  Classen  gehörenden  Zinsrentner,  Beamten  mit  Ziffer- 
grenze des  Einkommens  (bis  400  Tblr.,  bis  800  Thlr.  und  höher)  angesetzt  waren 
und  dann  bestimmte  Steuersätze  als  Simpla  zu  zahlen  hatten.  Im  Gesetz  von  1868 
wurden  4  Classen  gebildet,  die  3  ersten  nach  Merkmalen,  die  4.  von  über  1000  Thlr. 
Einkommen  an,  wobei  hier  in  dieser  lediglich  darnach  zu  veranlagen  war  (Simplum 
nicht  tlber  74  7o)-  ^^  ^*^^  neuen  (iesetz  von  1894  hat  diese  Steuer  dann  die  in  den 
neoeren  Keformen  Preusscns  und  anderer  Länder  übliche  Gestaltung  erhalten.  Sie 
dehnt  sich  mit  aut  privatrechtliche  juristische  Personen  (Actieogesellschaften  u.  s.  w.) 
ans,  hat  ein  steuerfreies  Existenzminimum  bis  300  M.  für  im  Lande  wohnende  oder 
sich  aufhaltende  phy&ische  Personen,  frei  sind  auch  Personen  in  der  1.  Stufe  (300 
bis  400  M.  Einkommen)  von  über  60  Jahren;  ferner  u.  A.  die  Mitglieder  der  fürst- 
lichen Familie.    Beim  Einkommen  von   Actiengesellschaften  u.  s.  w.  sind  3Vs  ^/o  ^^ 
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cingezabltcD  Capitals  wie  in  Preussen  steuerfrei,  besteht  also  fUr  den  Acüonir  uod 
die  Gesellschaft  formelle  und  mateiielle  Doppelbesteuerung  erst  darüber  hinaus  (§.  12i. 
Die  Veranlagung  erfolgt  regelmässig  nach  Haushaltungen,  unter  Hinzurechnung  des 
Einkommens  der  Angehörigen  in  üblicher  Weise.  Der  Steuertarif  (§.  13  mit  Anbaogi 
stellt  fUr  Steuerstufen  Steuereinheitssätze  (Sätze  ,,in  einfacher  Hebung**,  sogen.  SinpUi 
auf,  deren  Zahl  dann  nach  dem  Bedarf  besonders  bestimmt  wird,  indem  bei  derEtab- 
berathung  im  Landtage  der  durch  die  Einkommensteuer  aufzubringende  Bctr^  rcr- 
einbart  wird  (§.  16).  Die  Einheitssätze  sind  in  1.  Stufe  für  300—400  M.  12  Pf.,  in 
2.  für  400—500  M.  24  Pf.,  für  500—600  M.  36  Pf.,  für  600—700  M.  50  Pt,  dann 
bei  700—2100  M.  in  Stufen  ?on  100  M.  25  Pf.,  bei  2100-6900  M.  in  Stufen  m 
200  M.  50  Pf.,  über  6900  M.  in  Stufen  von  300  M.  3  M.  (Im  Anbang  ist  der  Tarif 
auf  dieser  Grundlage  bis  zur  626.  Stufe  mit  181.800—182.100  M.  Einkommen  und 
600  M.  Einheitssatz  fortgeführt.)  Ermässigungen  bei  Einkommen  bis  3000  M.  erfolg 
in  Familien  durch  Abzug  von  50  M.  vom  Einkommen  für  jedes  unter  14-jähhge 
Familienglied,  bei  3  solchen  mindestens  um  1  Stufe  (§.  14)  Wegen  verminderter 
Leistungsfähigkeit  darf  auch  sonst  bis  zum  Einkommen  von  4800  M.  eine  Ermässiicw 
eventuell  bis  um  8  Stufen  eintreten  (§.  15).  Censiten  mit  Einkommen  über  1000  M. 
sind  allgemein,  andere  auf  besondere  Aufforderung  Seitens  der  Vorsitzenden  der  Ver- 
anlagungscommission  zur  Abgabe  einer  Steuererklärung  verpflichtet  (§.  201' 
unter  Androhung  des  Verlustes  der  Bechtsmittel  und  eventuell  weiter  eines  Steoer- 
Zuschlags  von  25  ®/o  wie  in  Preussen  (§.  26) ,  sowie  von  Strafen  gegen  Steuerhinter- 
ziehungen in  Folge  falscher  Angaben  (§.  57  ff).  Das  V er a n lag ungs verfahren, 
die  Behördenorganisation  dafür  schliesst  sich  dem  preussischen  an  (§.  27  ff.).  Da» 
Land  zerfallt  in  4  Veranlagungsbezirke,  jeder  mit  einer  besonderen  Veranlagung^ 
commission,  für  das  ganze  Land  wird  aber  von  der  Regierung  auch  ein  Steuer* 
commissar  ernannt,  der  für  Anwendung  gleichmässiger  Grundsätze  bei  der  Ver- 
anlagung zu  sorgen  und  neben  dem  Vorsitzenden  der  Veranlagung^commission  das 
fiscalische  Interesse  zu  vertreten  hat,  auch  den  Sitzungen  dieser  Commission  beiwohnt 
und  mit  seinen  Anträgen  daselbst  zu  hören  ist  (§.  35).  Für  das  ganze  Land  besteht 
eine  Berufnngscommission,  deren  Entscheidungen  endglltig  sind  (§.  37 — 41).  Doch 
sind  Beschwerden  an  die  Regierung  auch  über  das  Verfahren  der  Berufungscommissioa 
und  ihres  Vorsitzenden  zulässig,  sowie  über  gesetzwidrige  Heranziehung  zur  Bestenenutg 
überhaupt,  und  nach  erfolgter  Entscheidung  der  Regierung  über  letzteren  Punct  steht 
dem  Steuerpflichtigen  ausdrücklich  auch  noch  der  Rechtsweg  offen  (§.  42).  Nieder- 
schlagung veranlagter  Steuerbeträge  durch  die  Regierung  ist  statthaft,  wenn  dnrch 
zwangsweise  Beitreibung  die  Censiten  in  der  wirthschafdichen  Existenz  gefährdet 
werden,  das  Beitreibungsverfahren  voraussichtlich  ohne  Erfolg  sein  würde  (§.  56). 

Die  ältere  Grundsteuer  wurde  im  Gesetz  von  1874  in  die  beiden  Steuern  von 
Gebäuden  und  von  eigentlichen  Grundstücken  oder  Liegenschaften  getrennt.  Letztere 
nunmehrige  eigentliche  Grundst^er  trifft  aber  ausser  den  ertragsfähigen  GrundstQckeo 
auch  in  der  Weise  einzelner  Gesetzgebungen  (Frankreich  und  anderer  Länder)  die 
Gebäudegrundflächen  und  die  zu  den  Gebäuden  gehörigen  Hofräume.  Diese  Gnud- 
Steuer  ist  1874  auf  50.000  Thlr.  für  das  ganze  Land  contingentirt  worden.  Die  Stener 
ist  die  übliche  Reinertragssteuer,  die  Liegenschaften  waren  zu  diesem  Behufe  nach 
dem  Gesetz  von  1874  und  Anweisung  vom  8.  April  1874  dazu  zu  vermessen,  zu  booi- 
tiren  und  katastriren.  Das  Gesetz  von  1877  nebst  Ausführungsanweisung  dazu  bat 
dann  das  Weitere  geregelt.  Die  abgetrennte  Gebäudesteuer  wurde  zunächst  in 
bisherigen  Betrage  auf  der  alten  Grundlage  erhoben.  Das  Gesetz  von  1878  hat  die 
Steuer  dann  neugestaltet,  sie  inSi  Wohn-  und  gewerbliche,  nicht  landwirthschaftliche 
Betriebsgebäude,  die  erstercn  mit  4,  die  zweiten  mit  2  7p  ^^^  ermittelten  Kutzojtits- 
werthe.  wie  in  Preussen.  Das  Technische  näher  in  der  Anlage  zum  Gesetz  über  die 
Grundsätze  der  Veranlagung  und  in  der  Ausführungsanweisung  vom  17.  April  1878- 
Die  Geworbesteuer  von  1878  ist  eine  Classengewerbesteuer  (Gattungsciassen  n. s. v. . 
mit  Mittelsätzen  und  Contingenten  wie  in  Preussen  für  Handel,  dann  Gast-,  Speise-. 
Schankwirtbschaft,  endlich  Handwerke,  wobei  die  Contingente  nach  Maassgabe  roa 
12  Simpeln  gebildet  werden.  Die  Steuer  umfasst  auch  die  Hausirgewerbe  mit  Di' 
Erbschaftssteuer  (Gesetz  vom  29.  Dec.  1869,  Novelle  vom  20.  Aprir  1897)  hatte  früher 
die  Sätze  von  2  und  4  ^!q  für  die  Seitenlinie  u.  s.  w.  und  von  8  Vo  ^^  die  cotfen- 
testen  Verwandten  und  Nichtverwandte,  seit  dem  Gesetz  von  1897  Sätze  von  3.  6  oad 
10  %.     Ertrag  vorher  etwa  30.000  M.  (Schanz). 
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§.  178.    Scbanmburg  -  Lippe. 

Dieser  Staat  ist  an  Bevöikerang  der  kleinste  (41.224!)  der  monarchischen  Klein- 
staaten und  aller  gegenwärtigen  Staaten  im  Reich  Überhaupt,  er  zählt  nicht  einmal 
die  halbe  Bevölkerung  des  kleinen  Stadtstaats  Lübecks,  an  Gebiet  (340  qkm.)  UbertriHt 
er  Kenss  &.  L.  und  Ltlbeck  um  ein  Kleines,  Bremen  ein  wenig  mehr.  £r  hat  gleich- 
wohl auch  den  höheren  Verwaltongsapparat  eines  eigenen  Staats,  Ministeiium,  Uof- 
kammer,  Consistorium  u.  s.  w..  wenn  auch  natürlich  Alles  in  knappem  Maasse.  Notizen 
bei  V.  Reden  a.  a.  0.,  S.  1493,  1496.  Staatsrecht  Ton  Römers  im  Handbuch  des 
öffentlichen  Rechts  III,  2 ,  1 ,  S.  167  ff.,  daselbst  einiges  Nähere  über  die  Geschichte 
und  die  gegenwärtige  Gestaltung  des  Fiuanzwesens  S.  171 — 173.  Auch  hier  sind  erst 
nach  1868  die  Verhältnisse  des  Staatshaushalts,  des  Domänen wesens ,  die  finanziellen 
Beziehungen  zwischen  Fürsteuthum  und  Land  endgiltig  georduet  und  das  Ländchen 
überhaupt  erst  in  die  constitutionelle  Staatsform  hiuübergetührt  worden,  in  dem  Ver- 
fassungsgesetz vom  17.  Nov.  1868  (Störk  a.  a.  0.,  S.  549  ff.),  worin  in  einem  beson- 
deren Titel,  V,  Art.  48 — 61,  genauere  Vorschriften  über  die  Landesfinanzen,  das 
Domänenwesen,  die  farstlichen  Rechte  daran.  Im  Finanzarchiv  fehlt  bisher  eine  Dar- 
stellung des  Finanz-  und  Steuerrechts  und  der  einzelnen  Steuorgesetze,  doch  finden 
sich  darin  Notizen  über  Einzelheiten  des  Steuerwesens  (s.  Inhalt  unter  „Schaumburg- 
Lippe").  Die  Steuern  sind  gleichfalls  grossentheils  erst  nach  1866  und  nach  Erlass 
der  Verfassung  in  moderne  Form  hinübergeführt  und  ausgebildet  worden.  Es  sind 
namentlich  zu  erwähnen:  das  Gesetz  über  die  classificirto  Einkommensteuer  vom  20.  Jan. 
1885  (an  Stelle  des  früheren  vom  3.  Febr.  1871)  mit  Ausf.Verordn.  vom  26.  Febr.  1885, 
dazu  Novelle  ?om  18.  Mai  1899  (Ausdehnung  der  Steuerpflicht  auf  gewisse  nicht- 
physische  Personen)  und  neue  Redaction  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1899,  Gesetz  über 
Gewerbesteuer  vom  20.  Jan.  1885  an  Stelle  des  früheren  vom  4.  März  1872  mit  kleinen 
Novellen  vom  9.  März  1885  und  28.  April  1897,  Gesetz  über  gleichmässige  Gebäude- 
bteuer  vom  20.  Jan.  1885  {ah  Stelle  bisheriger  ordentlicher  Contrfbution  und  einer  durch 
Gesetz  vom  1.  Aug.  1848  eiugefahrten  Steuer  von  vordem  von  der  ordentlichen  Con- 
tribution  freien  Häusern);  Gesetz  über  Einfuhrung  einer  gleichmässigen  Grundsteuer 
vom  20.  Jan.  1885  für  die  nach  Gesetz  vom  3.  Jan.  1873  betr.  Vermessung,  Bonitirung, 
Katastrirung  des  Landes  in  ihrem  Reinertrag  ermittelten  Grundstücke.  So  ist  hier 
ein  ganzes  System  der  directen  Besteuerung  mit  einem  verhältnissmässig  grossen  legis- 
lativen Apparat  in  dem  Ländchen  von  340  qkm.  mit  seinen  41.000  Einwohnern  aus- 
gebildet worden.  Dazu  neues  Stempelgesetz  vom  11.  Dec.  1899  (früheres  vom  26.  April 
1880  mit  Novelle  vom  13.  Mai  1885),  Erbschaftssteuer  im  Gesetz  vom  26.  April  1880 
(an  Stelle  eines  älteren  von  1811).  Es  Hesse  sich  nach  diesen  Materialien  eine  ein- 
gehende Darstellung  des  „fürstlich  Schaumburg-Lippe*schen  Finanz-  und  Steuersystems'' 
geben.  Der  Raum  und  die  Erwägung,  dass  es  sich  doch  um  einen  gar  zu  minimen 
staatlichen  Mikrokosmus  handelt,  nöthigen  gleichwohl  zur  möglichsten  Kürze  der  Dar- 
stellung, doch  soll  immerhin  dabei  das  Wesentliche,  wenigstens  für  die  Periode  seit 
der  Verfassung  von  1868.  gegeben  werden.  —  Verhältnissmässig  specialisirter  Etat 
im  Gothaer  Hofkalender,  so  für  1899. 

In  der  VerfassuDg  von  1868  ist  eine  Trennung  des  Staatshaus- 
halts vom  Domanialhaushalt  herbeigeführt  worden.  Die  eigentlichen 
Vermögensobjecte  und  privatreehtlichen  Gerechtsame  des  Domaninms 
wurden  als  untheilbares,  im  wesentlichen  Bestand  unveräusserliches 
Fideicommissgut  des  Fürstenhauses  anerkannt,  wovon  Besitz  und 
Genuss  dem  Oberhaupte  zustehen.  Die  bisher  in  die  Kammercasse 
geflossenen  eigentlichen  Staatseinnahmen,  auch  gewisse  Steuern  und 
hobeitsrechtliche  Abgaben  und  Regalien  darunter,  wurden  aber  aus- 
geschieden und  der  Landescasse  überwiesen*  An  diese  hat  femer 
die  Kammer-  und  Domänencasse  verschiedene  bestimmte,  im  Geld- 
betrag und  Berechnungsweise  näher  bezeichnete  Beiträge  zu  leisten. 
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Die  Kammercasse  dient  sonst  zuvörderst  zur  Decknng  der  Kosten 
des  fürstlichen  Hofs  und  Hauses,  auch  der  Apanagen,  Mitgiflen, 
Witthttmer.  Domanium  (auch  auf  fürstliche  Kosten  gebaute  Eisen- 
bahn) ist  von  directen  Steuern  frei,  nur  neuer  Grunderwerb  and 
Gewerbebetrieb  nicht.  Das  Landescassenwesen  wurde  jetzt  erst 
centralisirt 

S.  den  gen.  Titel  V  der  Verfassang  von  1868.  Die  Anerkennang  des  DomanioDS 
als  fürstliches  Eigenthum  soll  richtig  nnd  entsprechend  der  alten  StammeseigenthoBs- 
Qaalit&t  dieses  Vermögens  beim  Fürstenhanse  gewesen  sein  (BOmers).  Die  Beitrij^e 
der  Kammercasse  zur  Landescasse  behnfs  Deckung  der  Kosten  des  Staatshaushaltes 
beliefen  sich  nach  den  Zahlen  für  1868  in  dem  Verfassongsgesetz  selbst  anf  etvi 
90.000  Thlr,,  darunter  ein  Posten  bis  10.000  Thlr.  in  maz.  als  Beitrag  ?on  ein  Drittel 
zu  den  Zahlungen  des  Landes  an  den  Norddeutschen  Bund.  Im  Etat  für  1899  stehen 
diese  Gesammtbeiträge  ans  dem  Domanium,  Fon  denen  einer  aus  einem  Antheil  aa 
Reinerträgen  von  Kohlenverken  besteht,  mit  211.189  M.  (Art.  51  und  59  B  der  Verf  ^. 
Diese  Beiträge  aus  der  Kammercasse  an  die  Landescasse  werden  , .solange  geleitet, 
als  das  Ftirstenthum  von  dem  jetzt  regierenden  Hause  als  selbständiger  Staat  regien 
wird''  (Art.  51).  Die  Landescasse  hat  dann  ausser  diesen  Beiträgen  der  Kammercasse 
ihre  Haupteinnahmen  aus  den  ihr  allein  zu  fliessenden  Steuern,  Sportein,  GebOhrea  lud 
aus  Einnahmen  verschiedener  Staatsanstalten.  In  1899  im  Ganzen ,  nach  Abzog  der 
Antheile  aus  Beichseinnahmen  (376.000  M.),  rund  622.000  M.  ordentliche  Lander 
einnahmen,  davon  etwas  tlber  ein  Drittel  aus  jenen  Beiträgen  der  Kammercasse, 
246.802  M.  aus  Steuern  (6  M.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung),  der  Rest  von  164.000  M. 
aus  den  ttbrigen  Quellen.  Die  finanziellen  Beziehungen  zum  Beich  betreffen  in  Ein- 
nahme und  Ausgabe  nur  die  Landescasse,  abgesehen  von  jenem  Beitrag  der  Kammer- 
casse zu  den  Ausgaben  für  das  Reich.  Die  Staatsschuld  (1899  c.  481.000  M.  ra 
3Vi  %)«  die  Kosten  der  Landesverwaltung  lasten  allein  auf  der  Landescasse.  Die$e 
hat  aber  eventuell  auch  noch  den  ,4andesverfa8sungsmässigen  Beitrag  zu  der  Äos- 
stattung  der  Prinzessinnen  des  Ftlrstenhauses''  zu  liefern  (Art.  61  A),  die  alte  „Prio- 
zessinsteuer''  des  deutschen  monarchischen  Territorialstaats,  wie  heute  noch  in  Mecklea- 
bürg,  eine  Steuer,  die  durch  ein  Gesetz  von  1848  in  Schanmburg-Lippe  schon  eininal 
aufgehoben  worden  war.  Alle  sonstigen  Ausgaben  für  das  Fürstenhaus  liegen  dagegen 
der  Kammercasse  ob.     Im  Staatshaushaltetat  erscheinen  sie  daher  nicht 

Die  directen  Staatsstenern  bestehen  aus  der  reformirten  elassi- 
ficirten  Einkommensteuer  und  einer  Grund-,  Gebäude- 
und  Gewerbesteuer,  also  entsprechend  dem  preussischen  System 
vor  1891. 

Die  Einkommensteuer  war  1871  an  Stelle  der  älteren  in  die  Landescasse  fliessen- 
den sogen,  unbeständigen  Contributionon  von  Personen  und  Yiehstand  getreten,  ab 
Classensteuer  mit  4  Hauptciasscn  und  Stufen  in  jeder.  Die  Glassen  1 — 3  waren  nach 
Merkmalen  gebildet,  die  4.  von  1000  Thlr.  Einkommen  an  lediglich  nach  Einkomneo. 
Steuerfreies  Minimum  bestand  nicht,  von  der  ersten  Unterstufe  der  1.  Stufe  der  1.  Olasse. 
mit  Satz  von  I  Groschen  monatlich  waren  nur  Über  60 -jährige  Personen  frei.  Der 
Normalsatz  bei  1000—1200  Thlr.  war  1*  3  Thlr.,  also  20  Thlr.  oder  c  2  7o  jährlich. 
Darüber  stieg  er  nicht  bei  höherem  Einkommen.  Auch  noch  nach  dem  geltenden 
Gesetz  von  1885  betraf  die  Steuer  nur  physische  Personen,  die  in  Steuerstufen  nach 
Maassgabe  der  Schätzung  des  jährliche^  Einkommens  zu  veranlagen  sind,  bei  den  erstes 
12  Stufen  darf  dabei  die  besondere  Leistungsfähigkeit  neben  der  Einkommenhöhe  be- 
rücksichtigt werden,  wonach  dann  eventuell  die  erste  Stufe  (300—450  M.  Einkommen) 
ganz  freigestellt  werden  kann,  bei  den  Stufen  von  der  13.  an  ist  lediglich  nach  des 
Einkommen  zu  veranlagen.  Steuerfrei  ist  nur  Einkommen  unter  300  M.,  der  Steuer- 
satz für  Haushaltungen  wie  Einzelsteoernde  monatlich  20  Pf.  in  1.  Stufe,  40  in  2. 
(450—600  M.  Einkommen),  60  in  8.  (600—700  M.)  u.  s.  w.,  bei  2700—3000  M.  5M. 
(also  Jahressteuer  60  M.,  etwa  2  7o).  bei  9600-10.800  24  M.  (jährlich  288  M.,  aba 
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annähernd  3  V«)^  ^i  27—36.000  M.  Einkommen  75  M.  QährUch  900  M.),  bei  60 
bis  72.000  M.  180  (j&hrlich  2160  M.).  bei  höherem  Einkommen  monaüich  V«  Vo  ^oi^ 
der  Jahresciunahme,  also  4  7o  P-  ^*  Einschätzung  dnrch  4  Umlagecommissionen  (fUr 
die  2  St&dtchen  und  die  2  Landrath^ämter).  Der  Steaerpflichtige  ist  ausdrttckUch 
nicht  verpflichtet,  zum  Zweck  seiner  Veranlagung  irgend  Auskunft  über  seine  Ein- 
kommensFerh&ltnisse  zu  geben  (§.  21)«  er  darf  aber  in  jedem  Stadium  des  Verfahrens 
Angaben  machen,  die  dann  eventuell  möglichst  zu  berücksichtigen  sind.  Durch  die 
Novelle  von  1899  sind  auch  nicht-physische  Personen  Subjecte  der  Einkommenstener 
geworden,  nemlich  juristische  Personen,  mit  dem  Becht  des  Vermögenserwerbs  aus- 
gestattete Vermögensmassen,  incl.  Actiengesellschaften,  Commandit-Actiengesellschaften, 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  und  Genossenschaften,  die  im  Lande  ihren 
Sitz  haben,  Consumvereine.  Bei  den  Actiengesellschaften  u.  s.  w.  wird,  wie  in  Preusscn 
^Vfl  Vo  ^^  Ertrags  des  eingezahlten  Kapitals  steuerfrei  gelassen.  Diese  juristischen  Per- 
sonen sind  der  Declarationspflicht  unterworfen,  unter  Androhung  des  Verlustes  der 
Rechtsmittel,  eventuell  eines  Steuerzuschlags  von  25  Vo  ^"^  ^^^  Hinterziehungsstrafen. 
Erwähnt  sei  noch,  dass  Dienstherrschaften  und  sonstige  Arbeitgeber  die  Steuer  ihrer 
zu  ihrem  Haushalt  gehörigen  Leute  zu  entrichten  haben,  mit  dem  Becht  des  Abzugs 
beim  Lohn. 

Die  Grundsteuer  ist  die  übliche  vom  katastrirten  Beinertrag,  im  Satz  von  5  ^/^ 
davon.  Die  Gebäudestcuer  trifit  nur  Wohn-  u.dgl.  Gebäude  mit  2%  ^^^  ^^' 
mittelten  Notzungswerth ,  wobei  u.  A.  Häuser  unter  12  M.  Jabresnutzungswerth  frei 
sind.  Die  Veranlagung  erfolgt  in  verschiedener  Weise  in  Orten,  wo  die  Gebäude  über- 
wiegend vermiethet  sind  oder  nicht,  mit  früher  10-,  seit  1899  25-jährigen  Bevisions- 
perioden.  Die  Gewerbesteuer,  für  stehende  wie  für  Wandorgeworbo,  ist  noch  eine 
Glassen-Gewerbesceuer,  mit  Gattungsclassen  u.  s.  w.,  nach  dem  System  von  Mittelsätzen 
und  Steuercoritingenten  für  Handel-,  Gast-  und  Schankwirthschaft ,  Handwerke.  Die 
Erbschaftssteuer  hat  den  preussischen  Tarif  mit  den  Sätzen  von  2,  4  und  8  7o 
für  die  nähere  und  fernere  Seitenlinie,  dann  entfernteste  Verwandte  und  Nichtver- 
wajidte,  bei  der  üblichen  Freilassung  der  directen  Linie  und  der  Gatten. 

§.  179.  Rückblick  auf  die  monarchischen  Klein- 
staaten. 

Was  in  den  Vorbemerkungen  über  die  Finanzen  der  kleinsten 
monarchischen  Staaten  (§.  168)  hervorgehoben  wurde,  hat  durch 
die  Darlegungen  über  diese  einzelnen  Staaten  (§.  169—178)  seine 
Bestätigung  gefunden.  In  diesen  10  Staaten,  noch  mehr  als  in  den 
etv^as  grösseren  6  Kleinstaaten,  Mecklenburg-Schwerin  wieder  zu 
diesen  mit  gerechnet  (§.  130 — 167),  zeigt  sich  die  starke  Ab- 
hängigkeit der  Finanzen  überhaupt  und  des  Steuer- 
bedarfs insbesondere  einmal  von  den  Reichsbedürf« 
nissen.  Zu  deren  Deckung  sind  eventuell  über  die  erhaltenen 
Ueberweisungen  und  Erhebungskosten -Ersätze  hinaus  Matricular- 
beiträge  zu  leisten,  welche  der  Lage  der  Dinge  nach  aus  den 
ordentlichen  Einnahmen  dieser  Staaten,  daher  aus  den  zur  Ver- 
fügung des  betreffenden  Staatshaushalts  stehenden  älteren  Domanial- 
einkttnften  und  vornemlich  aus  den  directen  Steuern,  ergänzungs- 
weise aus  sonstigen  Steuern,  steuerartigen  Abgaben  und  Gebühren, 
wie  Verkehrssteuern,  Stempeln,  Erbschaftssteuern,  gedeckt  werden 
müssen.  Auf  diese  Beziehungen  der  Einzelstaatsfinanzen  zu  den 
Beichstinanzen    soll    indessen    an    dieser  Stelle    nicht  näher  ein- 
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gegangen  werden.  Es  hängt  dies  Alles  mit  der  Ansgestaltang  der 
Beichsbestenerung  in  Form  von  Zöllen,  inneren  Verbrauchssteaeni, 
Verkehrssteuern  (Stempeln)  zusammen.  Hier  genügt  darauf  hin- 
zuweisen, dass  fü  r  diese  Kleinstaaten  eine  Reicbsstener- 
reform,  welche  das  Keich  im  Effect  möglichst  auf  eigene  Einnahmen 
stellt  und  die  Matricularbeiträge,  wenn  sie  auch  formell  —  aus 
bekannten  politisch  -  doctrinären ,  keineswegs  durchschlageDden 
Gründen  —  beibehalten  werden,  zu  beseitigen  oder  doch  sehr  zu 
vermindern  erlaubt,  finanziell  noch  viel  wichtiger  als  für 
die  Mittelstaaten  und  für  Preussen  ist.  Ja,  bei  etwaiger 
dauernder  und  erheblicher  Steigerung  der  Matricularbeiträge  über 
die  Ueberweisungen  hinaus  wird  die  Reichssteuerreform  für  diese 
Staaten  fast  eine  finanzielle  und  politische  Lebens- 
frage. Die  Besteuerung  ist  in  diesen  Staaten  meistens  schon 
recht  hoch  geworden,  im  Verhältniss  zu  den  grösseren  deutschen 
Staaten  und  zu  dem  nur  massigen  Wohlstand,  wie  er  in  Thüringen, 
Waldeck  herrscht. 

Sodann  aber  zeigt  sich  in  diesen  Kleinstaaten  die  starke 
Abhängigkeit  der  Besteuerung,  wiederum  nach  Lage  der 
Dinge  vornemlich  der  directen,  von  der  Höhe  der  älteren 
Domanialeinkünfte  —  da  Staatseisenbahnen  meistens  fehlen 
oder  die  Ueberschüsse  daraus,  wie  in  Mecklenburg,  Oldenburg 
relativ  geringer  sind  als  in  Preussen  —  und  demgemäss  auch  eine 
starke  Abhängigkeit  von  der  erfolgten  Auseinander- 
setzung über  das  Kammergut  mit  dem  Fürstenhanse. 
Nur  bei  dem  Lande  günstigen  Verhältnissen  in  dieser  Beziehnngt 
—  wie  in  Braunschweig  Dank  der  preussischen  Eisenbahnrente 
und  dem  starken  Antheil  am  Ueberschuss  der  Kammercasse,  wie 
in  Anhalt  Dank  den  Salzwerken  und  dem  Staate  verbliebenen 
grossen  Domanialeinnahmen,  wie  in  Oldenburg,  von  Birkenfeld  ab- 
gesehen, aus  ähnlichen  Gründen  —  konnte  die  directe  Bestenerang 
in  relativ  massiger  Höhe  bleiben.  In  den  meisten  übrigen  Staaten) 
besonders  den  thüringischen,  in  Mecklenburg,  Waldeck,  Lippe, 
Schaumburg-Lippe,  ist  die  „Domänenfrage''  günstig  für  daa  Fürsten- 
haus, weniger  günstig  für  das  Land  entschieden,  was  eine  hohe 
Besteuerung  zur  Deckung  der  Landeshaushaltsausgaben  bedingt, 
oder  im  Laufe  der  Zeit,  wie  in  Mecklenburg,  immer  mehr  bedingen 
wird.  Hier  und  in  Rücksicht  auf  ihren  relativ  wohlfeileren  höheren 
Verwaltungsapparat,  auf  ihre  relativ  viel  kleineren  Civillisten  oder 
Krondotationen    der  Landesfürsten,    stehen  die  Mittelstaaten  und 


Bttckblick  auf  die  moDarchischen  Kleinstaaten.  575 

vollends  PreuBsen  UDgleich  günstiger  als  die  meisten  Kleinstaaten. 
Die  FortführnDg  der  Progression  des  Steuerfasses  in  den  neueren 
Einkommensteuern,  die  mehrfache  Erhöhung  der  Erbschsftssteuer- 
Sätze,  einzelne  Maassnahmen  im  Verkehrssteuerwesen  sind  an  und 
für  sich  richtig  und  erfreulich,  in  den  Kleinstaaten  wie  in  Preussen 
und  den  Mittelstaaten.  Es  sind  meistens  auch  Maassregeln,  welche 
der  neueren  Richtung  der  allgemeinen  Steuerpolitik  in  Praxis  und 
Theorie  entsprechen.  Aber  sie  sind  in  diesen  Kleinstaaten  mehr- 
fach auch  durch  die  finanzielle  Nothwendigkeit  bedingt  gewesen, 
nicht  wie  in  den  anderen  Ländern  allein  oder  überwiegend  durch 
socialpolitische  Erwägungen  hervorgerufen. 

Aehnlich  erklärt  sich  auch  die  unerfreuliche  Thatsache,  dass 
eine  der  bedenklichsten  Einnahmequellen,  welche  in  Deutschland 
leider  noch  vorkommt,  die  Lotterie,  wenn  auch  in  Form  der 
Classenlotterie,  nicht  nur  nicht  beseitigt  oder  wenigstens  eingeschränkt, 
sondern  noch  ausgedehnt  worden  ist,  wie  denn  die  meisten  dieser 
Kleinstaaten,  zunächst  Anhalt  und  die  thüringischen  Staaten  (ausser 
den  Reuss)  sich  zur  Errichtung  einer  gemeinschaftlichen 
Staatslotterie,  der  „thüringisch-anhaltischen'',  1897 
zusammengethan  haben!  Kein  Wunder  nach  der  preussischen, 
sächsischen  und  sonstigen  „Lotteriepolitik''  in  Deutschland. 

Der  genannten  Lotterie  gehören  auch  Schanmbarg-Lippe,  später  auch  Lippe  an. 
Sie  beruht  auf  Staatsverträgen  der  betreffenden  Kleinstaaten  nnter  einander  vom  2.  März 
und  3.  Mai  1897.  Wenn  auch  zunächst  nur  eine  absolut  kleine  Zahl  Loose  im  Plane 
war  (28.000),  so  ist  diese  im  Yerhältniss  zur  Bevölkerung  doch  mehr  als  doppelt  so 
gross  als  im  Königreich  Sachsen  mit  seiner  so  ausgedehnten  Lotterie  und  10  mal  so 
gross  als  in  Preussen,  nur  gegen  Hamburg,  Braunschweig  (I)  und  Lübeck  (I),  das 
jetzt  auch  im  grössten  Maasse  zur  eigenen  Staatslotterie  übergegangen  ist,  ist  die  Zahl 
einstweilen  noch  klein.  Die  Ausdehnung  wird  leider  schwerlich  ausbleiben  (s.  Sieg- 
hart,  die  öffentlichen  Glücksspiele,  Wien  1899,  S.  284  ff.).  £s  ist  das  bedauerlichste, 
förmlich  zur  Trauer  veranlassende  Stück  neuerer  deutscher  und  —  leider  auch!  — 
speciell  preussischer  Finanz-  und  Steuergeschichte  und  Politik,  diese  Beibehaltung 
nicht  nur,  sondern  Ausdehnung  des  Staatslottcriewesens.  Dabei  die  anmuthenden 
gegenseitigen  Verbote  des  Spiel ens  in  der  „fremden''  Lotterie  —  des  deutschen 
Nachbarstaats,  im  Deutschen  Eeiche  von  1900!  £s  erinnert  Alles  an  die  ehe- 
maligen Papiergeldverhältnisse  und  Noten bankconcessionen  der  Kleinstaaten,  wodurch 
diese  auch  auf  die  Ausbeutung  der  grösseren  deutschen  Nachbarländer  fUr  ihre  fis- 
caliscben  Interessen  speculirten  und  wogegen  dann  diese  Länder  wieder  mit  Restrictiv- 
maassregeln  vorgingen!  Die  Entschuldigung,  welche  Länder  wie  Oesterreich  und 
Italien  in  ihrer  schweren  Finanzlage  und  ihrer  hohen  und  harten  Besteuerung  haben, 
fällt  in  Deutschland  fort.  Der  behauptete  Vorzug  der  Classenlotterie  vor  der  Zahlen- 
lotterie vom  wirthschaftlichcn ,  finanziellen  wie  sittlichen  und  socialen  Gesichtspuncte 
ans  ist  auch  anfechtbar.  Immerhin  wird  man  aber  den  armen  thüringischen  Klein- 
staaten diese  Finanzhilfe  weniger  verdenken  können,  als  Kleinstaaten  wie  Braunschweig 
und  Mecklenburg,  gar  Stadtstaaten  wie  Hamburg  und  Lübeck,  und  Mittelstaaten  wie 
Sachsen  und  leider  auch  Hessen,  allen  aber  noch  eher  als  Preussen  in  seiner  Finanz- 
lage. Wie  immer  man  die  Lotterie  finanzwissenschaftlich  auffasse:  schliesslich  ist  der 
Reinertrag  eben  doch  eine  Art  Steuer  auf  Spielgenuss,  Aberglauben,  Unwissenheit 
und  Gewinnsucht.  Ich  wüsste  aber  keine  andere  Steuer,  welche  sich  weniger  principiell 
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begründen  Hesse.  Die  Einrichtung  steht  auch  im  nicht  wegzaläagnenden  Widenpruck 
mit  dem  Verbot  and  der  Straffälligkeit  anderer  Glücksspiele.  Wenn  jetzt  das  Deotscke 
Reich  durch  seine  hohe  Stempeiabgabe  (seit  1900  20  ^q  rem  Loosbetrage)  aof  alle, 
auch  die  Staatslotterieloose  sich  einige  Einnahmen  yerschafft,  so  ist  daa  ja  an  sich 
erfreulich  und  gegenüber  den  particularistischen  Landeslotterieen  ganz  gerechtfeiti|:L 
Aber  die  Sache  selbst,  die  ganze  Einrichtung  wird  dadurch  nicht  besser.  Es  sollte 
auch  nicht  etwa  heissen,  ,,fort  mit  den  Staatslotterieen  und  an  ihrer  Statt  eine  Reicks- 
lotterie''.  Das  wäre  sehr  unerwünscht,  liefe  auf  Einführung  der  Lotterie  in  S&d* 
deutschland  hinaus  und  gäbe  der  Einrichtung  eine  noch  grössere  finanzielle  Bedeotong. 
so  dass  die  endgiltige  Beseitigung  noch  schwerer  würde.  Es  kann  nur  heissen:  fort 
mit  jeder  Art  Staatslotterie   überhaupt. 

Die  directe  Bestenernng  der  KleioBtaaten  bat  sich  jetzt  dnrcb- 
weg  modernisirt,  selbst  Meeklenbarg  nicht  ganz  ausgenommen,  ist 
mehr  und  mehr  in  die  überwiegende  Personalbesteuemng  in  Form 
der  allgemeinen  Einkommensteuer,  hintibergeführt,  der  preassiscbeo, 
sächsischen  angenähert  und  so  auch  unter  diesen  kleinen  Staaten 
selbst  gleichartiger  geworden.  Die  Finanzlage,  der  Steuerdruck, 
der  massige  Wohlstand,  d.  h.  hier  im  Mittelstande  und  die  seltCDen 
grossen  Einkommen,  haben  leider  die  Einführung  eines  steuerfreien 
Existenzminimums  noch  nicht  überall  erlaubt  oder  man  hat  ans 
falschen  Gründen  absichtlich  davon  abgesehen;  wo  es  aber  besteht 
oder  neu  eingeführt  ward,  ist  es  niedriger  als  in  Preussen  (900  M.) 
gehalten  worden. 

Noch  immer  bestehen  indessen  manche  sonstige  Verschieden- 
heiten, mehr  als  irgend  nothwendig  sein  möchten,  in  so  vielen 
Einzelheiten,  selbst  in  Gebieten,  welche  so  durcheinanderliegen,  wie 
die  thüringischen.  Auch  die  Grenze  der  Steuerfreiheit  bei  der  Ein- 
kommensteuer ist,  wo  sie  neuerdings  eingeführt  wurde,  nicht  gleich 
hoch  gestellt  worden,  freilich  wiederum  mit  Rücksicht  auf  den 
sonst  leicht  eintretenden  grösseren  Steuerdruck  auf  die  übrige  B^ 
völkeruDg  bei  nothwendig  werdenden  höheren  Sätzen  für  diese. 
Da  besteht  noch  eine  Gewerbesteuer  daneben,  dort  nicht,  daist 
diese  so,  dort  so  eingerichtet,  Verschiedenheiten,  wie  sie  in  ganz 
Deutschland  der  Einheit  des  Wirthschaftsgebiets  widersprechen  und 
unter  Umständen  zu  Schwierigkeiten  für  die  Landesgesetzgebung, 
zu  Tendenzen  der  örtlichen  Verlegung  der  Gewerbebetriebe  ausser 
Landes  führen  können,  wie  es  Baiern  noch  jüngst  erlebt  hat  Id 
so  engen  Nachbarschaftsverhältnissen  wie  in  Thüringen  ergeben 
sich  vollends  leicht  Störungen  aus  solchen  Verschiedenheiten.  Nicht 
einmal  die  Erbschaftssteuer  ist  in  Einrichtung  und  Tarifsätzen, 
selbst  nicht  für  den,  bei  fehlender  Besteuerung  der  directen  Linie 
und  Gatten,  in  Deutschland  wichtigsten  Fall,   bei  der  Steuer  der 
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nächsten  SeitenÜDie  (Geschwister)  gleich.    Aehnliches  gilt  von  der 
Stempelsteuer,  der  GniDdbesitzwechselabgabe  u.  A.  m. 

Auf  die  Dauer  wird  das  doch  nicht  so  bleiben  können,  ohne 
grosse  allseitige  Inconvenienzen.  Die  Stenerverfassungen  in  Deutsch- 
land und  insbesondere  bei  diesen  Kleinstaaten  sind  ja.  Dank  dem 
Uebergang  der  Zölle,  der  wichtigsten  inneren  Verbrauchssteuern 
und  wichtigen  Verkehrssteuem  (Stempel)  an  das  Keich  und  der 
spontanen  Annäherang  der  directen  Besteueraog  an  Prenssen  und 
Sachsen  lange  nicht  mehr  so  buntscheckig  als  ehedem,  im  18.  und 
Beginn  des  19.  Jahrhunderts  und  noch  bis  1848,  1866.  Aber  sie 
sindimmer  nochviel  zu  verschiedenartig  für  ein  wirk- 
lich einheitliches  wirthschaftliches  und  politisches 
Gebiet,  auch  wenn  letzteres  kein  Einheitsstaat,  sondern  aus  dem 
losen  Staatenbund  nur  ein  Bundesstaat  geworden  ist.  Auch  ein 
solcher  bedarf  und  verlangt  grössere  Einheitlichkeit  und  Gleich- 
mässigkeit  der  ganzen  Steuerverfassung.  Vollends  aber  die  kleine 
thüringische  Staatenwelt  kann  diese  doch  kaum  noch  lange  ent- 
behren. 


g.    Die   drei  republikanischen   Stadtstaaten. 

§.  180.  Im  Allgemeinen.  Die  drei  „Freien  und  Hanse- 
Städte^'  Hamburg,  Lübeck  und  Bremen,  welche  die  geschichtliche 
Entwicklung  aus  der  grossen  Zahl  ehemaliger  freien  Städte  im 
alten  Reiche  allein  noch  in  staatlicher  Selbständigkeit  als  Glieder 
des  neuen  Reichs  neben  den  Monarchieen  erhalten  hat,  umfassen 
zwar  jede  auch  kleine  Landgebiete  mit  anderen  Gemeinden  und 
eine  davon,  Bremen,  mit  einer  jetzt  nicht  mehr  unbedeutenden 
zweiten  Stadt  in  diesem  Gebiete,  Bremerhaven  (s.  o.  S.  449  die 
statistischen  Daten).  Aber  nach  der  Zahl  der  Bevölkerung,  der 
wirthschaftlicben  Entwicklung,  nach  der  historischen  Vergangenheit 
nicht  nur,  sondern  auch  nach  den  gegenwärtigen  allgemeinen  und 
speciell  den  wirthschaftlicben  Verhältnissen  liegt  der  Schwerpunct 
dieser  drei  staatlichen  Gemeinwesen  doch  durchaus  in  der  betreffen- 
den Stadt  selbst  und  etwa  ihrer  Vororte,  die,  wie  in  Hamburg, 
früher  eine  gewisse  Selbständigkeit  hatten,  jetzt  aber  auch  wirth- 
achaftlich  und  neuerdings  zugleich  politisch  doch  zu  einer  Einheit 
zusammengewachsen  sind. 

Diese  Thatsache  ist  auch  für  die  Finanzen  und  fUr  die 
Besteuerung    speciell    von  entscheidender  Bedeutung.     Die 
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Staats-  und  die  städtischen  FinaDzen  und  Steaero 
fallen  im  Wesentlichen  zusammen.  Der  Staatshaashalt  ist 
in  Ausgaben,  Einnahmen,  Schaldenwesen,  Vermögensbestand  ein  nur 
in  Folge  der  Staatsfnnctionen  des  Gemeinwesens  etwas  erweiterter 
und  in  Einzelheiten  etwas  anders  als  üblich  gestalteter  Stadt- 
haushalt. Seit  der  EiDgliedening  dieser  kleinen  Repablikeo  in 
den  Norddeutschen  Bund  und  in  das  Deutsche  Reich  und  seit  dem 
Eintritt  derselben  in  den  Zollverein  (Lübeck  schon  1868,  Hamburg 
und  Bremen  1888)  ist  dieser  Character  des  Staatshanshalts  als 
wesentlich  eines  Stadthaushalts  noch  schärfer  ausgebildet  worden. 
Denn  wichtige  Verwaltungs-  und  Ausgabezweige,  besonders  Wehr- 
wesen, zum  Tbeil  Zollwesen  und  ebenso  Einnahmezweige,  wie  Ein- 
fuhrzölle, Verbrauchs-  und  gewisse  Verkehrssteuem  (Reichsstempel) 
sind  aus  dem  eigenen  Haushalt  nunmehr  auch  hier  doch  der  Sache 
nacb,  wenn  auch  nicht  immer  ganz  der  Form  nach,  ausgeschieden 
und  8uf  das  Reich  übergegangen. 

Soweit  der  Staatshaushalt  Stadthaushalt  in  diesen  Gemeinwesen 
von  jeher  war  und  jetzt  vollends  immer  mehr  geworden  ist,  hat  er 
schon  früher  erhalten  und  erhält  er  auch  heute  sein  characteristisches 
Gepräge  durch  den  Umstand,  dass  die  drei  Städte  grosse  Handels-, 
Strom-  und  Seeplätze  sind.  Das  hat  stets  bedeutende  finanzielle 
Aufwendungen  für  Handels-,  Hafen-,  Schififfahrtsangelegenheiten 
u.  dgl.  mit  sich  gebracht  und  es  ist  aller  Anerkennung  werth,  was 
diese  Städte  in  dieser  Hinsicht  früher  schon  gethan  haben.  Ancb 
gegenwärtig  sind  solche  Verwendungen  noch  sehr  bedeutend  und 
in  Folge  des  Anschlusses  an  den  Zollverein  und  der  neuen  gewal- 
tigen Verkehrsbedürfnisse  sogar  noch  bedeutender  geworden.  Sie 
haben  auch  zu  starken  Schuldaufnahmen  geführt,  die  ein  wesent- 
liches Belastungsmoment  des  Haushalts  bilden.  Manches  gerade 
von  diesen  Verwendungen  würde  wohl  in  dem  Haashalte  fehlen 
können  und  wahrscheinlich  fehlen,  wenn  die  drei  Städte  ihre  Staat 
liehe  Selbständigkeit  verloren  und,  wie  zuletzt  noch  Frankfurt  a.  M. 
1866,  in  den  Nachbarstaat,  der  Sachlage  nach  jetzt  also  in  Preussen, 
einverleibt  worden  wären.  Dieser  betreffende  Theil  der  Ausgaben 
ist  daher,  wie  der  Aufwand  für  die  Gerichte  und  für  Einiges  in 
der  inneren  Verwaltung,  doch  Folge  der  staatlichen  Selbständigkeit 
und  hat  insofern  den  finanziellen  Character  eines  zu  einem  wirk- 
lichen Staatshaushalt,  nicht  zu  einem  blossen  Stadthaushalt  ge- 
hörigen Postens. 


Im  Allgemeinen. 
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Anoh  die  Einnahmeverbältnisse  der  drei  Freistädte  sind 
durch  diesen  ihren  Character  als  Handels-,  Strom-  und  Seeplätze 
von  jeher  beeinflnsst  worden.  Mancherlei  Gebtlhren,  gebühren-  und 
stellerartige  Abgaben  und  reine  Steuern,  wie  Ein-  und  Aasfahrzölle, 
haben  sieh  an  die  Handels-  and  Schifffahrtsein richtangen  und  den 
Schiffs-  and  Waarenverkehr  seit  Alters  angeknüpft  und  einen  erheb- 
lichen Theil  der  Einnahmen  geliefert.  Vieles  davon  ist  noch  im 
19.  Jahrhundert  dauernd  oder  doch  lange  Zeit,  wie  die  Hamburger 
Zölle,  erhalten  worden  und  hat  einen  wesentlichen  Theil  der  Kosten 
der  betreffenden  Einrichtungen  gedeckt.  Das  Gebühren-  und  Zoll- 
wesen dieser  Städte,  besonders  Hamburgs,  hat  so  in  Folge  dieser 
Verbältnisse  und  der  staatlichen  Selbständigkeit,  welche  diese  finan- 
ziellen Einrichtungen  zu'  erhalten  ermöglichte,  namentlich  bis  zum 
Eintritt  in  den  Zollverein,  einige  characteristische  Züge  des  älteren 
städtischen  Gebühren-  und  Zollwesens  in  der  ehemaligen  „Stadt- 
wirthschaftlichen*'  Periode  bewahrt.  Aehnliches  gilt  von  der  früheren 
Acciseyerfassung  besonders  Hamburgs  und  Bremens.  Auch  gegen 
wärtig  geben  die  grossen,  zum  Theil  neuen  Einrichtungen  für 
Häfen,  Quais,  Speicher  u.  dgl.  m.  richtig  wahrgenommene  Gelegen- 
heit,  mehr  in  gebührenartigen  Abgaben  und  in  Form  privater 
Bentensahlungen  (Miethen)  die  unmittelbaren  Interessenten  zur 
Deckung  der  erheblichen  Kosten  dieser  Einrichtungen  heranzuziehen. 
Es  kommt  insofern  der  Grundsatz  der  Kostendeckung  nach  Leistung 
and  Gegenleistung  stärker  als  sonst  wohl  in  diesen  öffentlichen 
Haushalten  mit  zur  Anwendung,  freilich  noch  kaum  ausreichend 
(§.  182).  Theilweise  sind  jene  Ertragsquellen  Objecte ,  welche  als 
eine  Art  modernen  Domaniums  bezeichnet  werden  können ,  ebenso 
wie  andere  verwandte  Objecte  im  städtischen  Haushalt  (Wasser-, 
Gaswerke  u.  dgl.  m.)  und  wie  Staatsbahnen  im  Staatshaushalte.  Die 
Erträge  'dienen  mit  zur  Verzinsung  der  Anleihen,  mittelst  deren 
diese  Objecte  mit  hergestellt  worden  sind.  Sie  sind  ein  Seitenstück 
su  den  älteren  Domanialeinnahmen  der  monarchischen  deutschen 
Staaten.  Diese  Einnahmen  fehlen  auch  in  diesen  Stadtstaaten  nicht 
völlig,  sind  indessen  begreiflicher  Weise  nnbedentend. 

Die  drei  Freistädte  hatten  aber  schon  seit  früher  auch  ihre 
directe  Besteuerung  mehr  ausgebildet,  mitunter,  besonders  in 
Bremen,  in  der  Weise,  wie  es  ein  tüchtiger  BUrgersinn  ermöglicht. 
Wegen  zwingender  Rücksichten  auf  den  Verkehr  und  auf  das 
eigene  Interesse  dieser  Städte  an  Verkehrserleichterungen  und  Be- 
seitigung von  Hemmungen,   zumal  seit  dem  Eintritt  in   den  Zoll- 
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verein  ergab  sich  die  Notbwendigkeit,  ältere  indirecte  Steuern  nnd 
Zölle  und  gebührenartige  Abgaben  (eigene  Land-  oder  StadtzOUe, 
Thoraccisen  mit  ihrem  Zubehör,  Thorsperrgelder)  fallen  zu  laaseD 
oder  wesentlich  umzugestalten.  Der  Ausfall  an  Einnahmen,  bei 
rasch  steigenden  Ausgaben,  besonders  solchen,  welche  der  Eintritt 
in  den  Zollverein  und  die  Einrichtungen  fttr  den  modernen  Handels* 
und  Schifffahrtsverkehr  mit  sich  brachten,  War  nicht  leicht  zu  decken. 
Die  erwähnten  Einnahmen,  welche  mit  der  Benutzung  der  Handels- 
und Schifffahrtseinrichtungen  und  Anlagen  in  Verbindung  stehen^ 
reichten  zur  Deckung  jener  Ausfälle  und  zur  Bestreitung  der  nenen 
Rosten  doch  noch  nicht  aus.  So  wurde  man  auch  aus  diesen 
speci  fisch  finanziellen  Gründen  auf  den  Weg  von  Reformen 
und  Weiterentwicklungen  der  directen  Steuern,  jetzt  auch  hier  be- 
sonders der  Einkommensteuer,  femer  der  Erbschaftssteaem  ond 
gewisser  Verkehrssteuern  (Besitzwechselabgabe)  gedrängt,  um  mehr 
Einnahmen  aus  diesen  Quellen  zu  erzielen.  Ein  Gesichtspanct  bei 
den  neueren  Steuerreformen,  der  hier  stärker  mitspielt,  als  meistern 
in  den  monarchischen  deutschen  Staaten,  wo  er  zwar  auch  nicht 
gefehlt  hat,  aber  vor  dem  anderen,  der  Verbesserung  der  Ver- 
anlagungstechnik  und  der  Steuervertheilung,  wie  namentlich  in  den 
Einkommensteuerreformen,  zurückgetreten  ist  Letztere  Rücksicht 
kommt  in  den  neueren  Steuerreformen  der  Hansestädte  natürlich 
auch  mit  in  Betracht,  steht  aber  hier  mehr  in  zweiter  Linie.  Diese 
Entwicklung  und  gegenwärtige  Gestaltung  der  genannten  Steuern 
der  Hausestädte  ist  dasjenige,  was  wieder  am  Meisten  von  all- 
gemeinerem finanzwissenschaftlichen  Interesse  ist.  Aber  auch  die 
ganze  Entwicklung  des  Finanz-  und  Steuerwesens  dieser  Gemein- 
wesen im  19.  Jahrhundert,  besonders  seit  der  Reichs-  und  Zoll- 
vereinsperiode, bietet  so  an  und  für  sich  grosses  Interesse,  nicht 
minder  wie  die  ältere  Finanz-  und  Steuergeschichte  der  drei  Städte. 
Wie  sich  auch  hier  die  Besteuerung  den  veränderten  wirthschaA- 
lichen  und  besonders  Verkehrsverhältnissen  anpasst,  wie  man  die 
grossen  Mittel  beschafft  und  deckt,  welche  diese  Städte  noch  neben 
der  Reicbsnnterstützung  für  ihre  durch  den  Beitritt  zum  Zollverein 
und  die  neueren  Verkehrsbedürfnisse  bedingten  Ausgaben  aufbringen 
mussten,  wie  die  staatsrechtliche  JPorm  des  Stadtstaats  doch  auch 
hier  sich  noch  leistungsfähig  zeigt,  das  ist  allgemein  geschichtlich  und 
auch  finanz-  und  steuergeschichtlich  lehrreich  und  interessant  genug. 

(ileichwohl  nOthigen  der  Umstand,  dass  wir  es  im  Finanz-  und  auch  q>eci«Il 
im  Steuerwesen  der  Hansestädte  doch  mehr  mit  communalcm  als  staaüichem  zu  tbu 
haben,  und   die   zwingenden  Rücksichten  auf  den  Raum  dazu,  uns  auch  in  dieses     j 
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Abschnitt«  wie  in  den  yoransgehenden,  mit  kurzer  Orientirung  und  mit  etwas  näherem 
iSngehen  wesentlich  nnr  auf  die  jetzige  Gestaltung  der  Einkommensteuer  zu  be- 
schränken. Weiteres  muss  der  monographischen  Behandlung  des  Gegenstandes  Über- 
lassen werden.  Nnr  Hamburgs  und  etwas  karzer  auch  Bremens  doch  sehr  gross- 
artiges und  interessantes  Finanz-  und  Steuerwesen  soll  der  Bedeutung  des  Gegenstandes 
gemftss  immerhin  etwas  genauer  dargestellt  werden.  Bei  Lübeck  muss  eine  kürzere 
Uebersicht  genügen. 

Hamburg. 
§.  181.  Sein  öffeDtlicher  Haashalt  im  Allgemeinen. 

Bis  1867  war  Amt  und  „Städtchen'*  Beigedorf  im  gemeinsamen  Besitz  ?on 
Hamburg  und  Lübeck.  Damals,  mit  unter  der  Einwirkung  der  durch  den  Beitritt 
zum  Norddeutschen  Bund  neu  geschaffenen  Verhältnisse,  wurde  es  durch  Vertrag  7om 
8.  August  1867  Hamburg  allein  überlassen.  Lübeck  erhielt  für  Abtretung  seiner 
Rechte  eine  Entschädigung  von  200.000  Thlr.,  womit  zugleich  eine  bisher  yon  Ham- 
burg an  Lübeck  geleistete  Jahreszahlung  aus  dem  Titel  des  Bergedorfer  Besitzes  ?on 
1000  Thlr.  wegfiel.  Das  Hamburger  Gebiet  stieg  dadurch  nach  den  damaligen  Berech- 
nungen um  0.92  qkm.  mit  etwa  6000  Einwohnern,  oder  auf  7.32  Qn.-M.  mit  305.196 
Einwohnern  in  1867.  Es  wird  jetzt  zu  415  qkm.  angegeben,  mit  667.936  Einwohnern 
in  1895.  Auch  für  die  Finanz-  und  Steuerverfassung  ist  die  Eintheilung  des  Staats- 
gebiets von  Bedeutung.  In  diesem  Gebiet  dominirt  durchaus  die  Stadt  Hamburg. 
Diese  war  aber  damals  noch  keine  commnnale  Einheit.  Die  eigentliche  Stadt  (Alt- 
und  Neustadt)  war  noch  von  den  beiden  Vorstädten  St  Pauli  und  St.  Georg  getrennt. 
Letztere,  mit  32.423  Einwohnern  in  1867,  wurde  erst  1868  mit  der  Stadt  vereinigt, 
die  so  ein  städtisches  Gemeinwesen  von  189.145  Einwohnern  ward.  Mit  St  Pauli, 
das  local  und  wirthschaftlich  schon  durchaus  ein  Theil  Hamburgs  war,  besass  die 
Stadt  damals  220.902  Einwohner.  Aber  die  übrifren  zahlreichen,  wenn  auch  noch 
kleineren  Vororte  waren  hierin  noch  nicht  inbegriffen.  Das  übrige  Gebiet  ausser  der 
Stadt  und  den  2  Vorstädten  war  noch  sogen.  Landgebiet.  Erst  6  Jahre  nach  dem 
Eintritt  Hamburgs  in  den  Zollverein  sind  die  Vorstadt  St.  Pauli  und  eine  Reibe  von 
sogen.  Vororten  wesentlich  städtischen  Gharacters,  wahrer  Vorstädte,  mit  der  alten 
Stadt  vereinifrt  worden,  durch  Gesetz  vom  22.  Juni  1894,  was  wiederum  auf  die 
Finanz-  und  Steuerverfassung  in  Einzelheiten  rückwirkte.  Nach  den  Ergebnissen  der 
am  1.  Dec.  1893  erfolgten  Volkszählung  hatte  die  numehrige,  jetzt  in  14  Districte 
eingetheilte  erweiterte  Stadt  (,.Gross-Hamburg'0  593.840  Einwohner  (Altstadt  54.155, 
Neustadt  91.200,  St.  Georg  84  393,  St.  Pauli  72.458,  291.634  die  übrigen  eingemein- 
deten Vororte).  1895  war  die  Bevölkerung  dieser  Gesammtstadt  625552,  1898  667.936, 
(Zählung  vom  1.  Dec).  Das  Landgebiet,  mit  bloss  56.880  Einwohnern  in  1895, 
zerfällt  in  die  4  „Landherrschaften''  (Geestlande,  Marschlande,  Bertredorf,  Ritzebüttel 
mit  Guzhaven).  Um  die  städtische,  wirthschaftliche  Bedeutung  Hamburgs  voll  zu 
würdigen,  muss  man  aber  eigentlich  das  politisch  zu  Holstein  gehörende  Altena 
mit  hinzurechnen,  mit  67.350  Einwohnern  in  1867  und  148.944  in  1895,  womit  diese 
wirthschaftliche  Einheit  „Hamburg-Altona^^  in  1867  ohne  die  Hamburger  Vororte  auf 
288.000,  mit  diesen  auf  etwa  335—340.000,  in  1895  auf  775.000  Einwohner,  mit 
weiteren  nahen  holsteinischen  Vororten  wohl  auf  über  800.000  Einwohner  stiege. 

Dem  Zollverein  wurden  alsbald  nach  dem  Eintritt  Hamburgs  in  den  Nord- 
deutschen Bund  die  Hamburger  Exclaven  in  Holstein,  wie  Bergedorf  u.  s.  w.,  1868 
angeschlossen.  Die  Stadt  selbst  mit  ihrem  Hauptgebiet  blieb  bekanntlich  wie  Bremen 
noch  ausserhalb  des  Zollvereins  als  Freihafen,  „bis  sie  ihren  Einschluss  in  die  Zoll- 
grenze beantragen'"  (Art.  34  der  Reichsverfassung).  Dieser  Eintritt  ist  dann  mit  Aus- 
nahme eines  kleinen  neugebildeten  Freihafen ^ebiets,  für  welches  der  Art  34  der 
Beichsverfassung  in  Kraft  geblieben  ist,  1882  im  Princip,  am  15.  Oct.  1888  in 
Wirklichkeit  erfolgt,  wobei  Hamburg  vom  Reiche  zur  Deckung  seiner  durch  den  Ein- 
schluss in  den  Zollverein  bedingten  Kosten  und  Bauten,  Anlagen,  Einrichtungen  und 
Expropriationen  einen  Reichsbeitrag  bis  zur  Höhe  von  höchsens  40  Mill.  Mark  zu- 
gesichert erhalten  hat  i^Roichsgesetz  vom  16.  Febr.  1882).  Ausgeschlossen  vom  Zoll- 
vereinsgebiet als  Freihafen  blieben  1888  in  Hamburg  10.3  qkm.  mit  1302  Einwohnern, 
in  Cuxhaven  0.3  qkm.  mit  152  Einwohnern.  Gegenwärtig  wird  das  Freihafengebiet 
A.  Wagner,  Finannrissenschaft  lY.  38 
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dort  mit  9.88,  in  Cazliavcn  mit  0.58  qltm.,  nach  anderen  Daten  mit  13.55  qkm.  (und 
6285  Einwohnern  in  1895,  wohl  incl.  etwas  holsteinisches  Gebiet)  angegeben.  Bis 
Zum  Eintritt  in  den  Zollverein  hatte  Hamburg  neben  seinen  Matricnlarbeitrtgen  als 
Ersatz  für  die  dem  Reiche  wegen  des  Zollansschlnsses  abgehenden  Einfuhrzölle  und 
inneren  Yerbranchsstenern  ein  Ayersnm  zu  entrichten,  welches  auf  folgender  Grund- 
lage berechnet  wurde.  Zun&chst  war  von  der  hamburger  nicht  im  Zollverein  befind- 
lichen Bevölkerung  derjenige  Kopf  betrag  zu  entrichten,  welcher  im  Zollverein  netto 
an  Zöllen  und  Verbrauchssteuern  auf  den  Kopf  jeweilig  wirklich  gefallen  war.  Dazu 
trat  wegen  der  notori»ch  höheren  Consumtion  der  hamburger  Bevölkerung  an  sonst 
zoll'  und  verbrauchssteuerpflichtigen  Waaren  ein  Zuschlag  von  8  M.  auf  den  Kopf 
der  Bewohner  Hamburgs  (d.  i.  der  Alt-,  Neustadt  und  St.  Georgs)  und  der  Vorstadt 
St.  Pauli,  ein  Zuschlag,  der  seit  1.  April  1880  auf  5  M.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
der  Stadt,  Vorstadt  und  nunmehr  auch  der  (rleichRestellten  Vororte  erhöht  worden 
war  (s.  Wolffsohn  in  dem  u.  gen.  Werk  S.  9).  Mit  dem  Eintritt  Hamburgs  in  den 
Zollverein  entflel  dies  Aversum,  abgesehen  von  demjenigen  ftlr  die  kleine  Freihafen- 
bevölkerung.  Diese  Verhältnisse  übten  natürlich  einen  bemerkbaren  Einfluss  auf  die 
Gestaltung  des  hamburgischen  öffentlichen  Haushalts  aus. 

S.  über  die  Hamburger  Finanzen  u.  s.  w.  v.  Reden  a.a.O.  S  1517.  1520. 
1528,  besonders  die  finanzstatistischen  Tabellen  (1842—50).  S.  1531  ff..  S.  1548  ff.  mit 
den  zuerehöri^en  Bemerkungen,  ziemlich  eingehend.  Beiträge  zur  Statistik  Hamburgs 
(bes.  1821—52),  (1854)  Tabelle  über  Staatshaushalt  mit  Text,  S.  155  ff.  Staatsrecht 
von  Wolffsohn,  im  Handb.  des  öffentlichen  Rechts  III.  2,  3,  S.  3  ff.,  daselbst  tiber 
die  Finanzen  und  Steuern  S.  27  ff.  Ueber  die  Entwicklung  wichtiger  Zweifle  der  Be- 
steuerung, besonders  der  directen,  seit  der  französischen  Kriegszeit  1814  ff.  enthalten 
die  werthvollen  amtlichen  statistischen  Publicationen  gute,  zuverlässige  und  verhältnisA- 
mässig  eingehende  Uebersichten ,  in  Verbindung  mit  der  Statistik  der  wirklichen  £^ 
träfre  der  einzelnen  Steuern.  So  über  die  Pcrsonalsteuern.  die  erst  in  den 
1860er  Jahren  aus  Zwecksteuem  und  verschiedenen  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
zu  einem  einheitlichen  Einkommensteuersystem  entwickelt  worden  sind.  Haoptfresett 
über  allgemeine  Einkommensteuer,  an  Stelle  der  älteren,  vom  26.  März  1866. 
mit  Novelle  vom  9.  Jan.  1871,  revidirtes  Gesetz  vom  7.  März  1881,  Novelle  zu  §  3 
desselben  vom  25.  Juli  1888  (s.  Statistik  des  Hamburger  Staats,  bearbeitet  von 
statistischen  Bureau  der  Deputation  für  directe  Steuern,  später  der  Steuerdeputatinn, 
Heft  III,  1871.  die  persönlichen  Steuern  1815-66,  S.  137,  139  ff.  Heft  VII.  1873, 
S.  9  ff..  Heft  X,  1880,  S.  109  ff.,  Heft  XIII.  S.  1  ff..  Heft  XVII,  1895.  S.  1  ff.,  die 
betreffenden  Gesetze  in  diesen  Heften  zum  Theil  abgedruckt,  das  von  1881  aoch  in  i 
Finan/archiv  B.  15,  S.  603).  Zuschläge  zur  Einkommensteuer  für  höhere  EinLommon 
für  1893  nach  Bekanntmachung  vom  5.  April  1893,  für  1894  nach  der  vom  9.  M»i 
1894,  dann  neues  Gesetz  über  Einkommensteuer  vom  22.  Febr.  1895  (Fin.arch.  B.  15, 
S.  858— 883,  mit  Begründung,  Ausschust-bericht,  Statistik).  Dazu  kommen  jetzt  iaiiner 
die  jährlichen  Bestimmungen  über  die  im  betreffenden  Jahre  zu  erhebenden  Einheits- 
sätze der  Einkommensteuer.  —  üeber  die  Grundsteuer,  die  seit  1815  in  einer 
längreren  Entwicklung  verschiedene  Veränderungen  (bes.  1832,  1842  nach  dem  Brande) 
erfahren,  bes.  Gesetz  vom  16.  Nov.  1864  an  Stelle  des  Gesetzes  von  1832  mit  deti>.«<n 
Nachträgen,  dann  revidirtes  Gesetz  vom  4.  Juli  1881  und  dazu  für  die  ländliche 
(agrarische)  Grundsteuer  das  Bonitirungsipcsetz  vom  4.  Juli  1881.  kl.  Novelle  zu  2  §§ 
des  ersten  Gesetzes  vom  4.  Juli  1881  durch  Gesetz  vom  3.  Nov.  1884  (s.  gen.  StatiMÜ, 
Heft  IV,  1872,  S.  1  ff.,  mit  Darsteilunp  der  Entwicklung  seit  1815.  Heft  ML  1 
S.  1  ff.,  Heft  V,  S.  101  fl.).  —  Die  hauptsächlichsten  in  directen  Steuern  wirefl 
früher  die  nach  der  französischen  Periode  wieder  1814  neu  geregelten  Waarcn- 
zölle  besonders  für  die  seewärts  ein-  und  ausfrehcnden  Waaren.  Diese  Zölle  sin d 
später  wesentlich  ermässigt,  dann  zuerst  der  Ausfuhrzoll,  zuletzt  1874  auch  der  j 
Einfuhrzoll  beseitigt  worden.  Es  palt  bis  dahin  die  revidirte  Zollordnun^  vom  28.  I^ 
1864.  An  Stelle  des  Zolls  trat  eine  sogen.  Declarationsabgabe  nach  Gesetz  tob 
27.  März  1874,  dem  eine  mit  diesem  Gesetz  wegfallende  Verordnunir  vom  3.  April 
1872  voraneegangtn  war.  Neues  Gesetz  über  diese  Abgabe  vom  12.  Oct.  1888  bei» 
Eintritt  Hamburtrs  in  den  Zollverein.  Die  zweite  hauptsächliche  indirer.te  Steuer  nach 
dem  Zoll  war  früher  die  Accise  oder  sogen.  Consu  mtionsaccise,  die  ebenWl* 
nach  der  französischen  Zeit  1815  neu  geregelt  worden  ist  und  später  verschieden« 
Veränderungen    im    Tarif    und    sonst    erfahren   hat.     Sie    beruhte   zuletzt   auf  der 


Hamburgs  Öffentlicher  Haushalt  im  AUgemeiiieii«  583 

YerordnuDg  vom  20.  Dec.  1861  mit  Nachtr&gen  und  dem  in  Reichsw&hmng  auf- 
gestellten Tarif  ?om  30.  Dec.  1874  nnd  ist  durch  Gesetz  ?om  16.  Jali  1888  fttr  die 
neue  Periode  nach  dem  Zollanschluss  Hamburgs  (genauer  ?om  1.  Sept  1888  an)  mit 
Ausnahme  derjenigen  Be8tin^nungen ,  welche  sich  auf  den  Ausschank  von  Wein 
und  Spirituosen  nebst  dem  Kleinhandel  in  Spirituosen  beziehen,  aufgehoben  worden, 
gleichzeitig  auch  das  mit  der  Accise  in  Verbindung  stehende  gebtihrenartige  Wege- 
geld für  Schlachtvieh  und  sogen.  Baumgeld  fur  Flussschiffe.  Maassregeln  im 
biteresse  der  VerkehrserleichteruDg  und  in  Folge  der  Einführung  der  Zölle  und  Steuer- 
gesetze des  Zollvereins  in  Hamburg.  Frtlher  bestand  auch  noch  ein  sogen.  Thor- 
sperrgeld, auch  ftlr  den  Personenverkehr,  das  trotz  seiner  immer  mehr  empfundenen 
L&stigkeit  erst  1861  beseitigt  worden  ist  Eine  wesentlich  gebtthrenartige ,  aber 
finanziell  wichtige  und  principiell  durchaus  berechtigte  Abgabe  ist  das  Tonnengeld, 
nach  Verordnungen  vom  10.  Jan.  1874,  28.  März  1881,  12.  Juli  1895  (Erhöhung). 
Verwandt  sind  andere  Einnahmen  aus  dem  jetzigen  Zollwesen  und  aus  Ein- 
richtungen für  den  Handelsverkehr,  so  im  Hafengesetz  vom  2.  Juni  1897  (§.87), 
1d  der  Betriebs-  und  Gebührenordnung  für  die  Quaianlagen  vom  22.  Dec.  1898,  mit 
Nachträgen.  Beim  Eintritt  in  den  Zollverein  wurde  das  Gesetz  über  die  Organisation  der 
Zollverwaltung  vom  11.  Mai  1888  erlassen.  Von  eigentlichen  sogen.  Verkehrs  steuern 
ist  die  sogen.  Immobilienabgabe  vom  Grundbesitzwecbsel  alten  Ursprungs  U8.  Jahrb.), 
sie  beruhte  in  neuerer  Zeit  auf  der  Verordnung  vom  28.  Dec.  1857,  jetzt  auf  dem  Gesetz 
vom  1.  M&rz  1882.  Die  ebenfalls  alte  Stempelsteuer  ist  wiederholt  revidirt  worden, 
1849  wurde  an  Stelle  des  Zeitungsstempels  eiue  Inseratensteuer  eingeführt,  die  1874  wieder 
beseitigt  ist.  Das  Stempelwesen,  Urkundenstempel,  beruht  jetzt  auf  Gesetz  vom  5.  Mai 
1876  mit  Tarif,  das  an  Stelle  der  revidirten  Stempelordnung  vom  15.  Dec  1856  ge- 
treten ist.  Einzelne  kleine  Abänderungen  sind  daran  erfolgt,  so  durch  Gesetz  vom 
13.  Mai  1892,  Verordn.  vom  29.  Jan.  1897.  Ein  neues  Gerichtskostengesetz 
ist  am  29.  Dec.  1899  erlassen  worden.  Die  ebenfalls  alte,  ins  17.  Jahrhundert  zurück- 
gehende und  auf  Bestimmungen  aus  dem  18.  Jahrhundert  und  der  ersten  Hälfte  des 
19.,  zuletzt  auf  Verordn.  vom  29.  Dec.  1851  beruhende  Collateral-Erbschafts- 
B teuer  ist  jüngst  in  bomerkenswerther  Weise  zu  einer  allgemeinen  Erbschafts- 
steuer, auch  ftlr  die  directe  Linie,  ausfrebildet  worden  im  Gesetz  vom  9.  Mai  1894 
provisorisch  und  Gesetz  vom  19.  Dec.  1898  definitiv,  mit  Bekanntmachungen  dazu  von 
demselben  Tage,  s.  Fin.arch.  B.  16,  1899.  S.  870  ff.,  mit  Begründung  und  Ausschuss- 
berichten. Alt,  aus  dem  18.  Jahrhundert  herrührend,  ist  auch  die  Abgabe  für  Off  ent- 
liche Vergnügungen  in  neuerer  Zeit  nach  einem  Reglement  vom  29.  Dec.  1858. 
Die  Hundesteuer  (1866,  1884)  hat  durch  das  Gesetz  vom  9.  Juli  1894,  das  an 
Stelle  des  Gesetzes  von  1884  trat,  eine  eigenartige,  stark  lozussteuerartige  und  fisca- 
lische  Fortbildung  erfahren.  Die  Stempelabfrabe,  Erbschaftssteuer,  Immobilienabgabe, 
Abgabe  von  Öffentlichen  Vergnügungen,  früher  auch  die  Consumtionsaccise  und  die 
Einkommensteuer  sind  immer  nur  auf  1  Jahr  oder  andere  bestimmte  Zeit  bewilligt 
und  werden  daher  eventuell  jährlich  durch  besondere  Bestimmung  der  Legislative 
prolongirt.  Bei  der  neuen  Einkommensteuer  von  1895  werden  aoalof?  jetzt  die  zu 
erhebenden  Einheitssätze  erst  für  jedes  Jahr  von  der  Legislative  nach  dem  Bedarf 
fe81ge^tellt.  Damit  sind  hier  nur  die  Gesetze  u.  s.  w.  über  die  wichtigsten  Steuern 
und  Abgaben  aus  neuerer  Zeit  angegeben  worden,  nicht  alle  aus  der  früheren  Zeit 
und  auch  nicht  diejenigen  über  mancherlei  Nebenabgaben  meist  gebührenartigen  Gha- 
racters,  die  aber  früher  und  bis  in  die  Gegenwart  in  ihrer  Gesammtheit  eine  gewisse 
finanzielle  Bedeutung  hatten  und  haben.  Im  Folgenden  muss  vollends  Beschränkung 
auf  die  Darstellung  auf  die  Hauptpuncte  eintreten.  Es  handelt  sich  dabei  auch  hier 
ftlr  uns  wesentlich  um  die  Charactcrisirung  der  Besteuerung  und  deren  Stellung 
im  Hamburger  öffentlichen  Hausbalte.  D&»  stark  entwickelte  System  von  Gebühren, 
halb  gebührenartigen  Abgaben  und  halb  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  in  An- 
knüpfung an  die  Einrichtungen  des  Handels-,  Zoll-,  Hafen-,  Schiflfahrts-,  Quaiwesens 
u.  s.  w.  verdiente  übrigens  einmal  eine  genauere  Darstellung,  sowohl  in  seiner  geschicht- 
lichen Entwicklung,  als  auch  in  seiner  gegenwärtigen  Ausgestaltung,  besonders  seit 
dem  Anschluss  Hamburgs  an  den  Zollverein  und  seit  der  Schaffung  des  jetzigen 
kleineren  Freihafengebiets  und  im  Anschluss  an  eine  solche  Darstellung  eine  finanz- 
wissenschaftliche kritibche  Würdigung.  Finanz-,  besonders  Steuerstatistik  in  den  gen. 
Heften  der  Hamburger  Statistik  und  in  dem  in  mehreren  Auflagen  erschienenen 
Statistischen  Handbuch  des  hamburgischen  Staats. 
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Der  Hamburger  öffentliche  Haushalt  ist  nach  dem  Gesammt- 
betrage  seiner  Einnahmen  nnd  Ausgaben,  besonders  seit  der  ge- 
waltigen Entwicklung  in  den  letzten  Jahrzehnten ,  zumal  seit  dem 
Eintritt  Hamburgs  in  den  Zollverein,  ein  sehr  grossartiger.  Er 
lässt  danach  nicht  nur  den  Haushalt  jedes  der  im  VoraosgeheDden 
behandelten  Kleinstaaten  weit  hinter  sich,  sondern  erreicht  an  Um- 
fang auch  denjenigen  der  Mittelstaaten,  ausser  Baiem. 

Es  ist  von  allgemeinem  Interesse,  das  einmal  ziSemm&ssig  za  Terfolgen,  vobei 
nnr  die  im  Laufe  der  Zeit  eingetretenen  Aenderungen,  besonders  wegen  der  YerroU- 
8t&ndigang  des  Etats  dnrch  Aufnahme  aller  Venraltungszveige  and  durch  Einsetzoo; 
mit  dem  Roherträge  und  der  Verschiedenheit  der  Etatsaufstellung  der  einzebes 
L&nder  (mehr  Brutto-,  mehr  Kcttoetat  u.  s.  w.)  die  Vergleichung  erschweren.  Imme^ 
hin  sind  folgende  Daten  beweiskräftig. 

Tab.  83.    Hamburgs  Staatseinnahmen  und  Ausgaben  1859 — 1899 

(Summe  in  1000  Mark  nach  Etat). 

Eiooah.e  Ausgabe  ^»S"'  Ar.  m1 

1859  11.598  11.950                 222  52.3 

1867  14.436  14.436                  305  47.3 

1873  19.650  20.517                  357  55.0 

1887  38.396  39.905  c  525  73.1 

1889  46.887  49.214                  623  (in  1890)  75.2 

ifiQQ  öl  QftQ         f        85.239  682  (in  1895)     — 

löy»  öi.öu<5         ^         j^Q^g  c.  740  (in  1899)  109.9 

Seit  1873  incl.  Beziehungen  zum  Reich.  Zweite  Zahl  in  1899  bei  Ausgabe: 
ausserordentliche  durch  Anleihe  u.  s.  w.  zu  deckende.  Absolut  mehr  als  Yersiebeih 
fachuug ,  relati?  mehr  als  Verdopplung  der  Einnahmen  und  noch  etwas  stirkere 
Steigerung  der  Ausgaben.  Im  Vergleich  hiermit  bilanzirt  z.  B.  der  Staatshaushtlto- 
etat  7on  Braunschweig  (ohne  Eammercasse)  mit  14.2 — 14.5  Mill.  Mark,  Ton  Sachsen- 
Weimar  mit  10.5,  ?on  Hessen  (ord.  Budget)  mit  37.9,  Elsass-Lothringen  mit  57.7. 
Baden  mit  68  (allg.  Budget  ord.),  Württemberg  (netto)  mit  81—82,  Sachsen  (netto) 
mit  83  Mill.  Mark.  Allerdings  enthält  ja  der  Hamburger  Etat  auch  das  Gommmul- 
neben  dem  Staatsbudget. 

Der  Hamburger  Haushalt  i8t  aber  bei  der  Vermischung  yon 
städtischem  und  Staatsbaushalt,  dem  Bestehen  grosser  Betriebsrer- 
waltungen  und  Einrichtungen  des  Handels-  und  SchifffahrtsweseDg 
auch  ein  sehr  verwickelter.  Einnahmen  und  Ausgaben  sind  darin 
vielfach  eng  mit  einander  verknüpft.  Nur  bei  einem,  hier  nicht 
möglichen  näheren  Eingehen  auf  die  Einzelheiten  lässt  sich  eio 
ganz  zutreffendes  Bild  von  diesem  gewaltigen  öffentlichen  Haushalt 
entwerfen.  Hier  muss  es  uns  an  Hervorhebuog  der  HauptpuDcte 
zur  Characterisirung  genügen. 

Die  im  Laufe  der  Zeit  erfolgten  Veränderungen  in  der  Etatsauistellung  und  der 
Umstand,  dass  erst  nach  und  nach  das  Princip  der  fiscalischen  Casseneinheit  dorck- 
gedruDgen  ist,  erschwert  Vergleichungen  frtlherer  und  neuerer  Verhältnisse  noch.  Ent 
seit  der  Reicbsperiode  ist  eine  gewisse  Gleichmässigkeit  in  der  Etatisirung  eing^retei. 

Der  Hamburger  öffentliche  Haushalt  ist  im  starken  Maasse 
steuerwirthschaftlich  fundamentirt,  und  in  seinen  Steoer- 
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eiDnahmen  siod  diejenigen  ans  directen  Steuern,  d.  h.  ans  Ein- 
kommen- nnd  Grnndstener,  neuerdings  absolat  und  relativ 
immer  wichtiger  geworden.  Aber  der  Ctiaracter  des  gemischt 
städtischen  und  staatlichen  Haushalts  und  desjenigen  des  Haushalts 
eines  grossen  SchififTahrts-  und  Handelsplatzes  tritt  doch  daneben 
stark  in  den  Einnahmen  aus  städtischen  Betriebswerken ,  Hafen- 
und  Speicheranlagen,  aus  Gebühren  in  Verbindung  mit  Handels- 
und Schifffahrtseinrichtungen  hervor.  Nur  die  eigenen  indirecten 
Hamburger  Steuern  in  Form  von  Accisen,  Zöllen  sind  im  Verkehrs- 
interesse und  in  Folge  des  Anschlusses  an  den  Zollverein  tbeils  be- 
seitigt, theils  umgestaltet  und  ermässigt  worden,  oder  haben,  wie  die 
jetzige  Declarationsabgabe,  ihren  finanzpolitischen  Character  ver- 
ändert. Die  Erträge  der  Stempelabgaben,  Besitzwechselabgaben  (Im- 
mobilienabgabe vom  Grundbesitzwechsel)  und  Erbschaftsstener  sind 
dagegen  wieder  in  Folge  des  Verkehrsaufschwungs,  der  steigenden 
Bevölkerung,  des  höheren  Wohlstands  ebenfalls  erheblich  gewachsen, 
wenn  auch  im  absoluten  Betrage  nicht  so  stark  als  die  directen 
Steuern,  die  Erträge  der  Stempelabgaben  trotz  des  Uebergangs 
eines  Theils  davon  an  das  Reich,  wie  des  Wechselstempels  u.  A., 
diejenigen  der  Erbschaftssteuer  auch  mit  in  Folge  von  Reformen 
zum  fiscalischen  Zweck,  die  Steuer  ergiebiger  zu  machen.  Die 
ganze  Entwicklung,  Vergrösserung  und  Umgestaltung  des  Ham- 
burger Haushalts  ist  durch  die  riesige  Entwicklung  des  Handels- 
und Schifffahrts Verkehrs  seit  der  französischen  Eriegszeit  von  1814 
und  vollends  seit  den  1840er,  1850er  Jahren  und  von  Neuem  seit 
der  Zollanschlussperiode  hervorgerufen  und  steht  damit  in  deut- 
licher Wechselwirkung.  Von  sichtbar  besonders  starkem  Einfluss 
auf  Ausgaben  und  daher  folgeweise  auch  auf  Einnahmen  war  der 
Eintritt  Hamburgs  in  den  Zollverein  (1888),  die  damit  verbundene 
Umgestaltung  der  Hafenanlagen,  Speicher  u.  s.  w.,  der  grosse  finan- 
zielle Aufwand  aus  eigenen  Mitteln  der  Stadt  neben  den  Zuschüssen 
des  Reichs  ftir  diese  Anlagen  und  für  Alles,  was  mit  dem  Zoll- 
anschluss und  der  Herstellung  eines  verbleibenden  kleinen  Frei- 
bafengebiets  in  Verbindung  steht.  Dadurch  ist  auch  der  neue 
grosse  Aufschwung  des  ganzen  Hamburger  Gemeinwesens,  nament- 
lich auch  die  starke  Vermehrung  der  Stadtbevölkerung  (einschliess- 
lich Vorstädte  und  Vororte)  seit  dieser  neuesten  Aera  von  Ham- 
burgs politischer  und  Wirthschaftsgeschichte  hervorgerufen,  was 
dann  wieder  neue  Ausgabe-  und  Einnahmesteigerung  verursachte. 
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Eanm,  dass  die  furchtbare  Hamburger  Choleraepidemie  (1892)  den 
Aufschwung  aller  VerhältDisse  vorübergehend  einmal  hemmte. 

Die  Entwicklung  des  Hamburger  öffentlichen  Haushalts  zeigt 
hier  manche  Aehnlichkeit  mit  derjenigen  anderer  grossstädtischer 
und  namentlich  weltstädtiscber  Haushalte,  wie  speciell  z.  B.  des 
Berliner,  aber  sie  ist  wegen  der  besonderen,  hier  mitspielenden 
Verhältnisse  des  Handels-  und  Seeplatzes  und  der  staatlichen  Selb- 
ständigkeit des  ganzen  Gemeinwesens  doch  fast  noch  grossartiger 
und  jedenfalls  eigenartiger  gewesen.  Die  Wechselwirkung  zwischen 
Grösse,  Wachsthum  und  Bestandtheilen  des  Haushaltes,  der  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  und  Höhe,  Wachsthum  und  Bedürfnissen 
der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  eines  Gemeinwesens  tritt 
in  Hamburg  in  einem  ganz  besonders  grossartigen  und  interessanten 
Beispiel  hervor. 

Es  soll  diese  finanzielle  Entvicklang  hier  nur  seit  dem  Beginn  der  1870er  Jihrr 
durch  einige  Zahlen  des  Haashalts,  in  den  für  unsere  Zwecke  dienlichen  Gmppirangeo 
der  Daten,  illastrirt  werden.  Nicht  zu  übersehen  ist  dabei,  wie  bei  Allem,  was  Him- 
barg  betrifft,  dass  die  sonderbaren  Grenzverhältnisse  des  Hamburger  (regen  das 
Holsteinsche  Staatsgebiet  die  Gesammtentwicklung  gar  nicht  einmal  ?oUst&ndig  zor  £^ 
scheinung  kommen  lassen.  Namentlich  gilt  das  von  der  Nichtzugehörigkeit  AitODis 
zu  Hamburg,  mit  dem  es  doch,  wie  schon  bemerkt  wurde,  eine  wirthschafdiche 
und  namentlich  mercantile  und  maritime  städtische  Einheit  bUdet.  Es  ist  das  wokl 
noch  störender  als  bei  Berlin,  wenn  hier  „Klein-Berlin^'  allein,  nicht  die  zum  TheÜ 
riesigen  Vororte  von  „Gross-Berlin'' ,  wie  Charlotten  bürg  u.  s.  w.,  mit  berücksichtigt 
werden. 

Die  Daten  der  folgenden  Tab.  84  sind  Etatsziffern  in  1000  Mark  nach  deo 
Rubriken  des  Etats,  die,  wie  schon  bemerkt,  seit  länger  wesentlich  gleich  gebÜebea 
sind  und  alle  Einnahmen  auch  aus  Staatsvermögen,  Gebühren  u.  s.  w.  umfassen.  Von 
den  einzelnen  Einnabmearten  jeder  Rubrik  sind  nur  die  für  unsere  Zwecke  wichtigsten 
in  der  Tabelle  specialisirt  worden  (nach  den  betreffenden  früheren  Jahrgängen  des 
Gothaer  Hofkaleuders).  Die  finanziellen  Beziehungen  zum  Reiche  sind  ausgeschiedeo 
und  apart  eingestellt  worden. 

Tab.  84.    Die  Haupteinnahmen  des  öffentlichen  Haushalts  Hamburgs 

1875—1899  (in  1000  Mark). 

L  Staatsvermögen,    Domänen,  1875  1887  1890  1899 
Regalien 

1.  Domänen 147  136  120  95 

2.  Miethen 779  1245  1776  2527 

3.  Eisenbahnen,  Quais    ....  1258  1459  1436  3392 

4.  Wasser-,  Gas-,  andere  Betriebs- 

verwaltungen   2818  5549  7066  12631 

5.  Lotterie 1036  1870  1870  2457 

6.  Recognitionen 91  106  118  171 

Summe  I 6129  10365  12386  21274 

IL  Steuern  und  Abgaben 

1.  Grundsteuer 4452  7800  9470  12546 

2.  Einkommensteuer 3840  7100  9200  17700 

3.  Consumtionsaccise      ....  1560  2290  —  — 

4.  Baum-  und  Wegegeld.    ...  12  10  —  — 

5.  DeclaratiouNabgabe     ....  444  500  383  376 
[Zoll  in  1874:       1119]  —  —  - 

6.  Zollwesen —  —  4100  4140 
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1875  1887  1890  1899 

7.  Tonnengeld 408  900  1149  1994 

8.  Loschabgabe  (Feuer)      ...  240  418  475  675 

9.  Stempel 1200  1290  1689  1891 

10.  Immobilienabgabe      ....  2150  1200  1500  1500 

11.  Erbscbaftsstener 600  752  846  1753 

12.  Oefientliche  Yergnttgangsstener  47  55  53  66 

13.  Hondestener 51  140  130  215 

Summe  II 15005  22455  28995  42857 

IIL  Gebühren 

1.  Handel  und  Schifffahrt  ...  8-54  372  487  958 

2.  Genchte 399  1024  1181  1550 

3.  Andere  Verwaltungsgebühren .  241  728  877  1754 

Summe  III 994  2124  2545  4262 

IT.  Einnahmen    aus    Anstalten  1171  3337  4172  6413 

y.  Ausserordentl.    Einnahmen  81  114  174  897 

Summe  I— V 23487  38395  48272  75203 

Dazu  vom  Keich  Einnahmen  ...  91  —  8257  6102 

Fürs  Reich  Ausgaben 3271  5044  7825  6062 

Ausgabe  für  Staatsschuld  ....  6458  6700  10083  14014 

Die  Rubrik  IV  umfasst  auch  zum  Theil  gebuhrenartige  Einnahmen,  nemlich  von 
Schulen,  Krankenhäusern,  Waisenhaus  und  Armenanstalten,  Gefängnissen,  Friedhof. 

Zw^ischen  1887  und  1890  fällt  der  Eintritt  Hamburgs  in  den  Zoll?erein,  die 
Daten  beider  Jahre  yeranscbaulichen  mehrfach  den  finanziellen  Einflass  dieses  Vor- 
gangs. In  der  Vermehrung  der  Ausgaben  für  die  Staatsschuld  tritt  die  Wirkung 
der  grossen  Öffentlichen  Ausgaben  für  die  neuen  Anlagen  für  Handel  und  Schifffahrt 
besonders  mit  hervor.  Das  Kapital  der  Schuld  betrug  nominell  Ende  1875  102,  An- 
fang 1899  345.3  Mill.  Mark.  Den  stark  gestiegenen  Einnahmen  der  Rubrik  I  ent- 
spricht auch  eine  starke  Vermehrung  der  Aasgaben  in  der  Rubrik  „Bauwesen", 
1875  3.1,  1899  18.2  Mill.  Mark.  Der  Einnahme  aus  Zollwesen  steht  eine  noch 
höhere  Ausgabe  unter  diesem  Titel  gegenüber,  1890  von  4.56,  1899  von  4.80  MilL 
Mark.  Bedauerlich  ist  auch  hier,  dass  ein  so  reiches  Gemeinwesen  wie  Hamburg 
nicht  nur  seine  eigene  Lotterie  beibehalten,  sondern  deren  Ertrag  noch  erheblich 
gesteigert  hat,  was  doch  nur  heisst,  soweit  Nicht-Hamburger  in  dieser  Lotterie  spielen, 
einen  Theil  der  Kosten  der  Deckung  des  Öffentlichen  Aufwands  auf  die  „Fremden'% 
d.  h.  grossentheils  die  übrigen  Deutschen  schieben.  Es  gilt  dafür  ganz  das  oben 
S.  575  Gesagte. 

Da  deD  Einnahmen  ans  Rubrik  I  und  IV  der  Tabelle  84 
grossentheils  entsprechende  Ausgaben  gegenüberstehen,  ergiebt  sich, 
dass  doch  vornemlich  die  Rubriken  II  und  III,  Steuern,  Ab- 
gaben, Gebühren  die  Ueberschüsse  zur  Deckung  der 
Staatsausgaben  liefern,  d.  h.  dass  eben  doch  der  öffentliche 
Haushalt  Hamburgs,  wie  schon  hervorgehoben  wurde,  ein  über- 
wiegend steuerwirthschaftlicher  ist. 

Staats-  und  Gemeindeverfassung,  Verwaltung  und  Haushalt  fallen  in  der  Stadt, 
wie  ?or  der  Eingemeindung  der  Vorstädte  und  Vororte  ebenfalls  in  diesen,  zusammen. 
Nor  das  Landgebiet  hat  eine  besondere  Gemeindeordnung  (vom  11.  Juni  1871)  und 
die  Gemeinden  desselben  haben  ihre  eigenen  Haushalte,  zu  deren  Kosten  der  Staat 
aber,  besonders  für  das  Schulwesen,  stark  beiträgt.  Zur  Deckung  der  übrigen  Kosten 
dient  hier  die  Grundsteuer,  deren  Ertrag  zu  7^  ^^^  betreffenden  Gemeinden  dafür 
überlassen  ist,  ferner  jetzt  auch  Einkommensteuern  (s.  Wolffson  a.a.O.  S.  33  ff.). 

§.  182.  Das  hamburgische  Steuersystem.  Wie  die 
Tabelle  84  in  ihrer  Rubrik  H  und  III  zeigt,  besteht  im  modernen 
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Hamburg  die  Bestenerang  aus  einer  Verbindung  von  directen 
Steuern  (Grund-  und  Einkommensteuer)  nebst  der  dieser  nächst- 
stehenden Erbschaftssteuer  mit  Verkehrssteuern  (Immobilienabgabe, 
Stempel,  Gerichtskosten)  und  ttberwiegend  gebührenartigen  Abgaben 
von  Handel  und  SchifFTahrt  (Declarationsabgabe ,  Tonnengeld, 
Handels-  und  Schifffahrtsgebühren,  zum  Theil  auch  Einnahmea  ans 
dem  Zollwesen),  woran  sich  noch  verschiedene  Specialsteuern,  wie 
Hundesteuer,  Steuer  von  öffentlichen  Vergnügungen  anschliessen. 
Indirecte  Verbrauchssteuern,  wie  die  ehemalige  Consumtionsaccise, 
und  wirkliche  Zölle,  wie  die  ehemaligen,  wenn  auch  sehr  niedrigen, 
fUr  den  Waarenverkehr,  besonders  auf  die  Seeeinfuhr,  sind  dagegen 
jetzt  beseitigt  oder,  seit  dem  Eintritt  Hamburgs  in  den  Zollverein, 
eben  dafUr  im  Effect  die  Reichszölle  und  Verbrauchssteuern  ein- 
getreten. Seit  den  1870er  Jahren  ist  so  die  Steuerbelastang, 
welche  sich  zugleich  so  stark  vergrössert  hat,  mehr  in  die 
directe  (und  ErbschaftS'-)Steuer  verlegt,  was  steuerpolitisch 
sehr  beachtenswerth  ist. 

Es  zeigt  sich  diese  Entwicklung  noch  schärfer,  wenn  man  noch  etwas  veiter 
zeitlich  zurückgeht,  in  die  Periode  des  ehemaligen  Zolls  und  der  ConsamtioDsacdse, 
wo  die  directe  Steuer  noch  niedriger  und  noch  nicht  recht  zu  einem  normalen  Glied 
der  allgemeinen  Staatsbesteuerung  für  die  Deckung  allgemeiner  Siaatsausgaben  ge- 
worden war.  Die  älteren  Etatsaufsteliungen  und  Hnanzrechnungen .  namentlich  Tor 
1866,  gestatten  aber  nicht  eine  genaue  Vergleichung  mit  der  neueren  Zeit.  Kameot- 
lich  der  theilweise  Zwecksteuercharacter  der  früheren  directen  Steuern  (Grund-.  Eio- 
kommen-,  Vermögenssteuer)  ist  hier  zu  störend.  Noch  1867  waren  aber  z.  B.  die 
Erträge  der  beiden  directen  Steuern  5.40  Mill.  Reichsmark,  der  übrigen  (ohne  die 
Gebühren)  5.87  MilJ.  Mark,  also  bezw.  49.7  und  50.3  Vo«  während  diese  beiden  Kate- 
gorieen  ergaben:  1875  8.29  and  6.71  Mill.  Mark,  oder  55.3  und  447%,  1899  30.^ 
und  12.61  Mill.  Mark  (mit  Bubrik  Zollwesen)  oder  70.6  und  29.4  <*/„,  bezw.  90.25 
und  8.47  Mill.  Mark  (ohne  Rubrik  Zollwesen)  oder  78.1  und  21.9  Vo-  Also  eine 
erhebliche  Verschiebung  nach  der  Seite  der  reinen  directen  Steaero. 
wobei  allerdings  von  den  ReichszOUen  und  Steuern  in  1899  abgesehen  wird. 

Wie  sich  seit  1875  die  Erträge  der  Steuerkategorieen  verschoben  haben,  ergiebt 
sich  aus  folgender  Gruppirung  nach  den  Daten  der  Tab.  84.  wobei  die  FeuerlOsch- 
ab^abe  weggelassen  worden,  die  Erbschaftssteuer  zu  den  directen,  die  Gerichts- 
gebühren  mit  Stempeln  und  Immobilienabgabe  zu  den  Verkehrsstenern,  die 
Handels-  und  Scbittfahrtsgebühren  mit  dem  Tonnengeld  und  der  Dedarationsabgabe 
und  den  Einnahmen  aus  dem  Zollwesen  zu  den  „Handelsabgaben"*  gerechnetood 
die  Hundesteuer  und  Vergnügungssteuer  als  „Luxussteuern'*  (am  einen  freilich 
nicht  ganz  passenden  Namen  zu  wählen)  zusammengefasst  worden  sind.  Verbranchs- 
steuern  waren  in  1875  und  1887  die  Consumtionsaccise  nebst  hinzugehOrigem  Burn* 
und  Wegegeld.    (Tab.  85  s.  S.  589.) 

Es  ergiebt  sich  aus  diesen  Daten,  dass  die  directen  Steoern 
(einschliesslich  Erbschaftssteuern)  jetzt  erheblich 
mehr  im  Vordergrande  stehen.  Das  will  aber  zugleich  be- 
sagen, dass  man  die  Steuerlasten,  deren  Steigerung  in  besonderem 
Grade  durch  die  grösseren  Aufwendungen  für  Handel  und  Schif- 
fahrt hervorgerufen  ist,  jetzt  in  höherem  Maasse  der  Gesammt- 
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Tab.  85.    Hamburgs  Stene 

Absolute  Zahlen  (1000  M.) 

1.  Directe  Steuern.  . 

2.  Verbranchssteuern 

3.  Verkehrsstenem    . 

4.  Handelsabgaben    . 

5.  LuzQSsteuern   .     . 

Summe  1 — 5 
Belativzahlen  7o 

1.  Directe  Steuern    . 

2.  Verbrauchssteuern 

Summe  1  und  2 

3.  Verkehrssteuern    . 

4.  Handelsabgaben   . 

Summe  3  und  4 

5.  Luzussteuem    .    . 

Summe  1—5 


rertr&ge 

1875 
8952 
1572 
3749 
1206 
98 
15577 

57.5 
10.1 
67.6 
24.1 

7.7 

31.8 

0.6 

100.0 


nach  Steuerkategorieen. 


1887 

15652 

2300 

3514 

1772 

195 

23433 

66.9 
9.8 

76.7 

150 
7.5 

22.5 

0.8 

100.0 


1889 
19516 

4370 

6119 

183 

30188 

64.6 

64.6 
14.5 
20.3 
348 
0.6 
100.0 


1899 
32000 

4941 

17468 

281 

44690 

71.6 

71.6 
11.1 
16.7 
27.8 
0.6 
100.0 


bevölkerung,  in  geringerem  den  unmittelbaren  Inter- 
essenten an  den  Handels-  und  Schifffahrtseinrichtungen  u.  s.  w. 
auflegt.  Durch  die  bezüglichen  Gebühren  und  Abgaben,  welche 
sich  an  die  Benutzung  dieser  Einrichtungen  anknüpfen,  werden 
diese  Interessenten  aber  noch  nicht  ausreichend  belastet.  Allerdings 
muss  hierbei  immer  zweierlei  mit  berücksichtigt  werden,  einmal 
nemlich,  dass  eben  seit  dem  Eintritt  Hamburgs  in  den  Zollverein 
eigentlich  die  betreffenden  auf  Hamburg  nach  seinen  Consumtions- 
verhältnissen  fallenden  Antheile  an  den  Reichszöllen  und  Verbrauchs- 
steuern einzusetzen  wären,  welche  zum  Theil  wenigstens  die  Stelle 
der  ehemaligen  eigenen  Hamburger  Zölle  und  Verbrauchssteuern 
vertreten;  sodann,  dass  die  directen  Steuern,  einschliesslich  Erb- 
schaftssteuern, jedenfalls  in  beträchtlichem  Umfang  gerade  in  Ham- 
burg von  Censiten  gezahlt  und  endgiltig  getragen  werden,  welche 
dem  Handelsberufe  und  verwandten  Gewerben  angehören.  Ander- 
seits trägt  auch  die  übrige  Bevölkerung  an  den  Lasten  der  Ver- 
kehrssteuern ihren  Antheil  mit,  und  in  den  bei  den  Handelsabgaben 
hier  mit  eingerechneten  Einnahmen  aus  dem  Zollwesen  befindet 
sich  auch  mancher  Posten,  der  nur  als  specielle  Gegenleistung  für 
besondere  Dienste  erscheint.  So  bleibt  die  Thatsache  doch  wohl 
bestehen,  dass  die  Gesammtbevölkerung  in  der  gegenwärtigen  Ent- 
wicklung der  Hamburger  Steuerverfassung  in  besonderem  Maasse 
Lasten  mit  trägt,  welche  zur  Deckung  von  Ausgaben  für  Special- 
interessen des  Handelsberufs  dienen.  Mit  anderen  Worten :  die  hier 
constatirte  Entwicklung  lässt  es  als  wahrscheinlich  ansehen,  dass 
der  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit den  anderen  Grundsatz  der  Besteuerung 
nach  Leistung    und  Gegenleistung    etwas  zu  sehr  in 
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die  Nebenstelle  im  Hamburger  Stenerwesen  gedrängt 
hat.  Eine  Entwicklung,  welche  in  einem  wirklichen  grösseren 
Staatshaushalt  mit  grossen  Gesammtausgaben  ftir  die  AUgemeio- 
heit,  für  wahrhaft  y,allgemeine  öffentliche  Interessen'',  wie  es  in 
einem  eigentlichen  Staate  zu  sein  pflegt,  ganz  berechtigt  erscheint, 
in  einem  so  stark  städtischen  und  Handels-  und  Seeplatz-Hanshalt 
wie  dem  Hamburger  aber  nicht  in  gleichem  Maasse  berechtigt  ist 
Wenn  unter  den  directen  Steuern  hier  die  Grundsteuer  mit  in- 
begrifien  ist,  deren  neuere  Ertragssteigerung  auch  eine  sehr  starke 
war,  so  gilt  das  Gesagte  von  dieser  zwar  weniger  als  von  der 
Einkoramen-  und  der  Erbschaftssteuer,  aber  da  es  sich  bei  der 
Grundsteuer  durchaus  in  erster  Linie  um  diejenige  von  städtischem 
Grund  und  Boden  und  Häusern  handelt,  ist  es  doch  wieder  direct 
und  iudirect,  in  letzterer  Hinsicht  durch  das  Medium  der  Miethen, 
die  Gesammtbevölkerung ,  welche  auch  von  dieser  von  der  Grund- 
steuer herrührenden  steigenden  Belastung  mit  getroffen  wird.  Die 
gesammten  Verhältnisse  regen  daher  die  Frage  an,  ob  nicht  unter 
Umständen  wie  in  Hamburg  eine  directe  Specialsteuer  anf 
Einkommen  und  Ertrag  von  Handel,  Rhederei  und  ver- 
wandten Gewerben  das  Richtige  wäre?  Ich  bin  nach  der 
Prüfung  der  Hamburger  Finanz-  und  Steuerstatistik  geneigt,  diese 
Frage  zu  bejahen.  Ist  das  die  richtige  Entscheidung,  so  wird  ans 
dieser  Darstellung  der  Hamburger  Finanzen  und  Steuern  ein  Er- 
gebniss  gewonnen,  das  auch  für  die  allgemeine  finanzwissenschaft- 
liche Steuertheorie  und  für  die  rationelle  Ausgestaltung  des  prac- 
tischen  Steuersystems  von  Interesse  ist:  nemlich  die  Begründung 
der  steuerpolitischen  Forderung,  dass  in  solchen  Fällen  eine  stärkere 
Berücksichtigung  der  concreten  Verhältnisse  des  betreffenden 
Gemeinwesens  bei  der  ganzen  Einrichtung  des  Steuersystems  ge- 
boten ist. 

§.  183.  Die  einzelnen  Steuern.  Die  Grundsteuer. 
Die  Hamburger  Steuern  sind  nach  dem  Vorausgehenden  die  beiden 
directen,  die  Grund-  und  die  Einkommensteuer,  die  in 
ihrer  finanziellen  Wirkung  auf  die  Steuerpflichtigen  der  directen 
immer  nabestehende  Erbschaftssteuer,  der  Stempel,  die 
Immobilienabgabe,  die  in  den  Gerichtskosten  mit  ent- 
haltenen verkehrssteuerartigen  Abgaben,  die  an  Stelle  des  ehe- 
maligen WaarenzoIIs  getretene  Declarationsabgabe,  das 
Tonnengeld,  die  Vergnügungsteuer,  die  Hundesteuer, 
die  Löschabgabe.    Von  den  aufgehobenen  Abgaben  sind  die 
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früheren  Zölle  und  die  Gonsumtionsaccise  die  wichtigsten. 
Im  Folgenden  werden  diese  Steuern  nur  soweit  behandelt,  als  sie 
im  Hamburger  Haushalt  eine  grössere  Bedeutung  haben  oder  hatten 
und  sonst  von  allgemeinem  Interesse  sind. 

Die  Grundsteuer  ist  dem  Ertrage  nach  früher  längere  Zeit 
die  erste  gewesen,  auch  jetzt  nimmt  sie  danach  noch  die  zweite 
Steile  nach  der  Einkommensteuer  ein.  Sie  hat  eine  lange  Ent- 
wicklung hinter  sich  und  ist  erst  durch  die  neueste  Gesetzgebung 
von  1881  zu  einem  gewissen  Abschluss  gekommen.  Sie  stellt  jetzt 
wesentlich  die  directe  Besteuerung  des  städtischen 
Grund  und  Bodens  und  der  Häuser  mittelst  einer  Ertrags- 
steuer, aber  in  Form  einer  daraus  gebildeten  Kapitalwerth- 
Steuer  dar  und  enthält  daneben  als  Landgrundsteuer  eine 
Ertragssteuer  nach  dem  Reinertragsprincip,  doch  ebenfalls  unter 
Festhaltung  der  äusseren  Form  des  Werthkatasters. 

S.  über  die  frühere  Entwicklang  der  alten  Grundschosse  die  Hamburger 
Statistik  a.  a.  0.  Heft  IV,  S.  1  ff.  Die  alte  Grand  besten  erong  in  den  nach  Bedarf 
erhobenen  Schossen  war,  wie  vielfach  früher  üblich,  ebenfalls  schon  nach  dem  K api tal- 
wert h  der  Grundstücke  veranlagt.  In  der  französischen  Zeit  wurden  die  französischen 
directen  Steuern  1811  eingeführt  und  nach  der  Befreiung  von  der  Fremdherrschaft 
Doch  kurze  Zeit  beibehalten.  Schon  1815  kehrte  man  aber  zu  den  alten  Einrichtungen 
zurück.  (S.  im  Allgemeinen  den  Finanzplan  von  1814,  15.  Sept.  und  20.  Oct.,  nebst 
Abänderung  vom  22.  Aug.  1816.)  Auch  die  alte  Grundsteuer  nach  dem  Werth  kam 
wieder.  Dieser  Werth  wurde  der  Kegel  nach  indessen  nicht  direct  aus  Kaufpreisen 
oder  durch  Schätzung  ermittelt  oder  doch  nur  aushilfsweise  und  zur  Controle  mit 
danach,  sondern  auf  Grund  der  wesentlich  nach  den  Angaben  des  Eigenthümers  fest- 
gestellten Mieth-  und  sonstigen  Erträge.  Da?on  wurde  V^  für  Unterhaltungs- 
kosten u.  s.  w.  abgerechnet  und  der  Rest  nach  dem  Sau  von  4  %  i^  Speciesgeld 
(Banco)  kapitalisirt,  dieser  Werth  dann  mit  dem  Steuersatz  von  Vs  *^/o  in  Gourant  von 
Species  jährlich  belegt.  Dieser  Satz  stellt  sich  bei  Annahme  gleicher  Währung  auf 
0.4  ^/o  vom  Werth.  Diese  eigenthUmliche  Be werth ungs weise  erklärt  sich  aus  der  Sitte, 
die  Häuserwerthe  (und  Hypotheken)  im  Verkehr  nach  Specieswerth  zu  veranschlagen, 
die  Zinsen  aber  in  Courant  zu  bestimmen.  (100  Thlr.  pr.  =  250  M.  Cour.  =  c.  200  M, 
Banco.)  Die  Grundsteuer  wurde  zwar  immer  noch,  wie  meist  der  alte  Schoss,  als 
keine  durchaus  regelmässige,  ordentliche  formell  behandelt,  daher  nur  auf  Zeit  be- 
willigt, aber  bei  der  regelmässigen  Prolongation  der  Steuer  war  das  Verfahren,  welches 
bei  anderen  Hamburger  Steuern  noch  gegenwärtig  besteht  (o.  S.  583),  nur  eine  recht- 
liche Formalität.  Mit  kleinen  Veränderungen  blieb  diese  Gesetzgebung  bis  1825, 
bezw.  1882  in  Kraft,  von  wo  an  wegen  der  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  die 
Grundsteuer  auf  dem  Landgebiet  anders  als  in  Stadt  und  Vorstädten  ein- 
gerichtet wurde:  der  Ueberti^ang  zu  dem  noch  gegenwärtig  bestehenden  verschiedenen 
Grandsteuersystem  in  Stadt  (städtische  Grundsteuer)  und  Land  (Landgrund- 
steuer). 

Die  Grundsteuerverordnung  vom  17.  Dec.  1832  (mit  späteren  Zusätzen)  änderte 
für  Stadt  und  Vorstädte  einige  Bestimmungen,  besonders  betretfs  Ermässigung 
der  Steuer  bei  Leerstehen.  Der  grosse  Brand  von  1842,  dessen  wirthschaftliche  Folgen 
man  glaubte  auf  die  Allgemeinheit  mit  nehmen  zu  sollen,  führte  dann  dazu,  den  Er- 
trag der  Grundsteuer  des  Staats  in  der  Stadt  zur  Deckung  der  Zins-  und  Tilgekosten 
der  für  die  Zwecke  der  Feuercasse  aufgenommenen  Staatsanleihe  festzulegen.  Der 
Steuersatz  wurde  dabei  erhöht,  etwas  verschieden  in  Stadt  und  Vorstadt  St.  Georg 
einer-  und  dem  übrigen  Gebiet  (mit  St.  Pauli)  anderseits,  dort  auf  ^i^^i^  (s.  Hamb. 
Stat  Heft  4,  S.  5).    Ein  neues  Gesetz  über  die  Grundsteuer  für  die  Stadt  und  die 
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Vorstädte  vom  16.  Nor.  1864  behielt  die  techolsche  Structur  der  Werthstcner  bei. 
wobei,  wie  schon  vordem  seit  1817  mit  Abänderungen  der  Bestimmungen  von  1815,  hi 
Häuser  mit  kleinen  Miethwohnungen  (zuletzt  bis  200  M.)  die  Hälfte  statt  bloss  d« 
Viertels  für  Ausfälle,  Leerstehen,  Kosten  abgezogen  werden  durfte  und  dann  wieder 
der  Best  kapitalisirt  wurde.  Auch  für  Speicher  mit  monatsweiser  Vermiethung  wurde 
die  Vergünstigung  gewährt,  dass  sie  nur  für  einen  neunmonatlichen  Miethbetrag  zor 
Steuer  herangezogen  wurden  und  davon  wieder  zur  Berechnung  des  Kapitalwenhs  '.'« 
gekürzt  ward  (Gesetz  von  1869.  Art.  5).  Dei  Steuersatz  war  jährlich  ^/,  %  Cooruit 
vom  Banco.  Die  Grundlage  der  jährlichen  Veranlagung  waren  die  sich  coutrolireodei 
Angaben  der  steuerpflichtigen  EigenthUmer  und  der  Miether  (Art  6).  Bei  länger 
als  halbjährigem  Leerstehen  und  Dubenutztsein  trat  Grundsteuererlaas  ein  (Art  8). 
In  dem  neuen  Gesetz  von  1881  wird  dann  zwischen  der  Grundsteuer  in  der  Slidt, 
Vorstadt,  Vororten  mit  5  Promille  Steuersatz,  in  dem  übrigen  Landgebiet  für  nicht 
zum  laudwirthschaftlichen  Betrieb  dienende  Grundstücke  mit  4  Promille  Steuersatz  uad 
für  die  zum  laudwirthschaftlichen  Betrieb  dienenden  Grundstücke  mit  8  Promille  Satz 
vom  Kapitalwerth  unterschieden.  Der  steuerpflichtige  Kapitalwerth  der  nicht  zu 
landwirthschaftlichen  Betrieb  dienenden  Grundstücke,  zu  denen  u.  A.  Hausgärten  bis 
V4  ha  Grösse  gerechnet  werden,  wurde  aus  dem  wirklichen  oder  präsumtiven  Miedi- 
werth  durch  Kapitalisirung  zu  SV'g  %  gebildet,  für  Ausfälle  an  Mietlie  u.  s.  w.,  Kostei 
dabei  bei  Miethbeträgen  bis  240  M.  Vi>  sonst  V«  abgerechnet.  Die  besonderen  Be- 
stimmungen über  Speicher  (und  andere  Localitäten  zum  Lagern  von  Waaren)  sind  ge- 
blieben. Steuerfrei  sind  im  Allgemeinen  stets  nur  Ofientliche,  kirchliche,  Stiftuncs-, 
Schul-  u.  dgl.  Gebäude  gewesen  und  geblieben.  Wohn-  und  gewerbliche  Gcbäode 
sind  gleichmässig  steuerpflichtig.  Durch  das  Gesetz  von  1894  über  die  Eiogemeindanf 
St.  Pauli's  und  der  Vororte  in  die  Stadt  sind  die  Grenzen  zwischen  der  städtisches 
und  ländlichen  Grundsteuer  verschoben  worden  (§.  8).  Aus  den  in  den  gen.  Hcftei 
der  amtlichen  Statistik  mitgctheilten  Daten  und  Ausführungen  sind  besonders  diejenigei 
von  Interesse,  welche  den  Einfloss  einer  Katastrophe,  wie  des  grossen  Brandes  voi 
1842,  auf  die  Grundstcuerverhältnisse  darlegen,  ferner  die,  welche  sich  auf  die  Ent- 
wicklung der  verschiedenen  Theile  der  Stadt  und  des  Gebiets  beziehen  und  eodlick 
die  Berechnungen  über  die  Beziehungen  von  Miethe,  Einkommen,  Steuerlast. 

Für  das  eigentliche  Landgebiet  hatte  sich  die  Anwendung  der  Stehet- 
grundsät/e  der  Ordnung  von  1815  misslich  erwiesen  und  waren  daher  seit  1826  andere 
Grundsätze  zur  Veranlagung  benutzt  worden.  Nur  die  wirklich  vennietheteo  oder 
getrennt  vom  landwirthschaftlichen  Betrieb  benutzten  Gebäude  wurden  danach  fiir 
steuerpflichtig  erklärt,  Hofstellen  und  Wirthschaftsgebäude  freigestellt  und  für  die  länd- 
lichen Grundstücke  selbst  die  ältere  Form  der  Steuer  nach  Morgen-,  Scheffelzahl  wieder 
angewandt.  Eine  Steuererhöhuug  nach  dem  Brande  von  1842  trat  aber  auch  hier  ein. 
Die  Ausdehnung  städtischer  Bebauung  auf  das  der  Stadt  und  den  Vorstädten  beosch- 
harte  Gebiet  bot  immer  wieder  Schwierigkeiten  für  die  richtige  Besteoerunfr,  die  Land- 
grundbteuer  galt  als  sehr  ungleichmässig  veranlagt  und  für  wirklich  landwirthschaft- 
lieh  benutzte  Grundstücke  zu  niedrig.  Ein  Gesetz  vom  16.  Juli  1862  hat  dann  die 
ganze  Grundsteuer  auf  dem  Landgebict  (ausser  dem  Amt  Ritzebüttel,  worauf  sie  akx 
später  auch  ausgedehnt  worden  ist)  vorbehaltlich  einer  definitiven  ReguliruDg  der 
Landgnindhteuer  nach  Vollendung  der  Vermessungen  des  Gebiets,  neu  gertfelL 
Danach  verblieb  die  Werthsteuer.  aber  in  verschiedener  Höhe  nach  der  Benutzunp- 
weise  des  Grundstücks  und  zum  Theil  nach  der  örtlichen  Lage.  Dem  höchsten  Steve^ 
satz,  ^!^  Vu  Courant  von  Specics  Banco.  unterlagen  die  nicht  zum  landwirthschafUichei 
Betrieb  benutzten  Grundstücke  und  Gebäude,  „soweit  die  Benutzung  der  Staatswasäeh 
kunst  möglich  ist  oder  soweit  die  Strassenerleuchtong  vom  Staate  bezahlt  wird'",  ako 
wesentlich  die  Grundstücke  städtischen  Charakters,  ausserhalb  dieser  Grenze  warder 
Satz  VsVo-  ^°  dieser  Kategorie  gehörten  Grundstücke  und  Gebäude  zum  Wohnet 
für  das  ganze  Jahr  ,,oder  für  Sommerlust'',  mit  Hofräumen,  Remisen,  Ställen,  Lams- 
gärten,  auch  wenn  in  diesen  etwas  Gemüse  und  Obst  gezogen  wird,  femer  solrbe 
GrunclKtücko  und  Gebäude  für  jede  Art  gewerblichen  Geschäfts  (Gesetz  von  1862. 
Art.  2).  Schon  1863  wurde  indessen  diese  Bestimmung  des  Art.  2  au{|^ol>eB 
und  (Jcr  Steuersatz  für  alle  nicht  zum  landwirthschaftlichen  Betriebe  dienende 
Grundstücke  und  Gebäude  auf  ^/j  ^/^  Courant  vom  Species-Banco-Kapitalwerth  fest- 
gesetzt, was  eine  Begünstigung  der  mehr  städtischen  Grundstücke  in  sich  scblosL 
Alle  zum   landwirthschaftlichen  Betrieb  benutzten  Grundstücke,  Ländereien,  Gebinde. 
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d.  h.  solche,  auf  denen  eigentlicher  Ackerban  betrieben,  oder  die  zur  Gewinnung  von 
Tiehfotter  oder  zum  Gemüsebau  benutzt  werden,  nebst  den  dazu  gehörigen  Gebäuden 
(incl.  Arbeiterwohnungen) ,  zahlten  dagegen  nur  '/•  7o-  ^^^  Ausmittlong  und  Fest- 
stellung des  Kapitalwerths  hatte  durch  „SchätzangsbUrger"  zu  erfolgen,  für  nicht 
zum  landwirthschaftlichen  Betrieb  benutzte  Grundstöcke  und  Gebäude  nach  dem 
Miethwerth  und  nach  den  Grundsätzen  der  städtischen  Grundsteuer,  mit  Kapitalisirung 
des  in  Gourantgeld  ermittelten  Miethertrags  zu  4  7o  Conrant  in  Banco.  Ftlr  die 
landwirthschaftlich  benutzten  Grundstücke  sollten  die  Schätzungsbttrger  dagegen  den 
Kapitalwerth  „unter  Berücksichtigung  ihrer  Beschaffenheit,  ihrer  Nutzbarkeit  und  aller 
sonst  in  Betracht  kommenden  Umstände,  namentlich  auch  der  Deichlasten,  nach  bestem 
Ermessen  alljährlich'"  feststellen.  Eine  Aufgabe,  deren  Lösung  sich  natürlich  sehr 
schwierig  erwies.  Man  kam  aber  schliesslich  1864  mit  der  Sache  zu  Stande  und 
stellte  für  jeden  Steuerdistrict  des  Landgebiets  den  Geldwerth  für  die  Hectare  fest 
(s.  die  Tabelle  in  Heft  IV  der  Hamburger  Statistik  S.  22).  Interessant  ist  auch  hier 
die  Entwicklung  der  Steuererträge  in  den  ?erschiedenen  Tljeilen  des  Landgebiets, 
besonders  die  raschere  Steigerung  in  den  schneller  und  stärker  sich  beFölkerndon 
Geestlanden  im  Vergleich  mit  der  grösseren  Stabilität  in  den  Marschlanden  (s.  die 
Statistik  a.a.O.  und  dazu  die  Ausführungen  Nessmann 's).  In  der  Gesetzgebung 
▼on  1881  wurde  dann  zwar  auch  für  die  zum  landwirthschaftlichen  Betrieb  dienenden 
Grundstücke  die  nominelle  Rapitalwerthbesteuerung  beibehalten,  unter  Anlegung  eines 
Kapitalisirungssatzes  von  nur  3V5  Vo  ifS^^^  ^Va  Vo  ^^^  ^^^  anderen  Grundstücken), 
aber  die  Ermittlung  des  dieser  Kapitalisirung  zu  Grunde  zu  legenden  Reinertraers  in 
die  richtigen  Wege  geleitet.  Es  wurde  nemlich  für  die  Ermittlung  dieses  Rein- 
ertrags ein  eigenes  Bonitirungsgesetz  gleichzeitig  erlassen  (4.  Juli  1881),  welches 
die  üblichen  Grundsätze  der  Reinertragskatastrirung  enthält  Nur  bis  die  Bonitirung 
nach  diesem  Gesetz  erfolgt  war,  blieb  das  frühere  Ermittlungsverfahren  von  1861  in 
Kraft  Das  Gesetz  schliesst  sich  dem  preussischen  Katastrirungsgesetz  an.  Das  System 
war  das  des  Ertrags-,  Classen-  und  Parcellarkatasters.  Die  Auäführuog  erfolgte  mit 
Hinzuziehung  preussischer,  mit  der  Katastrirung  in  Holstein  bekannten  Beamten.  Der 
ermittelte  Reinertrag  nach  Cultnrart  und  Glasse  wurde  dann  nach  dem  gesetzlichen 
Satz  kapitalisirt  Von  10  zu  10  Jahren  soll  durch  die  Steuerdeputation  eine  Revision 
des  Glassentarifs  stattfinden.  (S.  über  die  Ausführung  der  Bonitirung  und  die  Ergeb- 
nisse Heft  15,  Abth.  2  der  Hamburger  Statistik,  S.  1  ff.) 

Die  Hamburger  Grundsteuer  und  die  in  ihr  enthaltene,  im 
Stadtgebiet  natürlich  den  wesentlichsten  Theil  bildende  Gebäude- 
stener  ist  also  doch  seit  Alters  und  noch  jetzt  eigentlich  nur  eine 
nominelle  Steuer  nach  dem  System  des  Werthkatasters,  da 
der  Werth  durchweg  aus  dem  Ertrag  erst  durch  eine  Rechnungs- 
operation,  deren  maassgebenden  CoefGcienten  das  Gesetz  bestimmt, 
gebildet  wird.  Sie  gehört  daher  im  Grunde  zu  den  Steuern  nach 
dem  System  des  Reinertragskatasters.  Ihre  Gestaltung  als  Kapital- 
werthsteuer  hat  nur  historische  Gründe.  Das  Problem  einer  rich- 
tigen Besteuerung  der  Conjuncturengewinne  beim  städtischen  Grund- 
eigenthum  wird  von  dieser  Steuer  nicht  anders  und  nicht  besser 
gelöst  als  von  jeder  Reinertragssteuer,  welche  in  kurzen  Perioden, 
namentlich  jährlich,  wie  in  Hamburg,  neu  veranlagt  wird.  Das 
Problem  der  ausreichenden  Besteuerung  der  Baustellen  oder  der 
mit  geringwerthigen  Gebäuden  besetzten  Grundstücke  bleibt  auch 
hier  noch  ungelöst.  Eine  gewisse  Ergänzung  findet  die  Grundsteuer 
nach  diesen  beiden  Seiten  indessen  durch  die  Immobilienabgabe 
und  durch  die  Erbschaftssteuer.  Die  Stabilität  der  Landgrundsteuer 
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Steht  freilich  mit  der  jährlichen  AenderaDg  der  städtischen  nicht  Id 
Einklang. 

§.  184.  Die  Einkommensteuer.  In  Hamburg  ist  es  erst 
im  Jahre  1866  (Gesetz  vom  26.  März  1866)  zur  Einführung  einer 
allgemeinen  Einkommensteuer  gekommen.  Bis  dahin  haben  seit 
der  Wiederherstellung  des  Freistaats  nach  der  französischen  Zeit 
von  1815  an,  wie  in  früheren  Zeiten,  verschiedenerlei  Personal- 
Steuern  bestanden.  Die  gewöhnlichen  ordentlichen,  d.  b. 
jedes  Jahr  bewilligten  und  erhobenen  hatten  noch  den  Character 
von  Zwecksteuern  (sogen.  Entfestigungssteuer  von  1819/21, 
Bürgermilitärsteuer  von  1814,  eigentlich  auch  in  Etwas  noch  die 
Brandsteuer  von  1842).  Sie  bestanden  in  einer  eigenthümlicben 
Combination  von  Vermögens-  und  Gewerbe-  und  Einkommensteuer, 
theilweise  mit  Bildung  eines  steuerpflichtigen  Einkommenbetrags 
mittelst  Anlegung  eines  fingirten  Rentensatzes  an  das  Vermögen  des 
Gensiten.  Die  Bürgermilitärsteuer  war  zuerst  nach  dem  Mieth- 
betrage  des  Dienstpflichtigen,  der  den  Dienst  nicht  leistete,  Ter- 
anlagt.  Daneben  sind  mehrfach  ausserordentliche  directe 
Steuern  aufgelegt  worden,  theils  auch  als  Zwecksteuern  und  in  der 
Form  von  combinirter  Vermögens-  und  Einkommensteuer  (Kriegs- 
und Vermögenssteuer  von  1815),  theils  zur  Deckung  allgemeineD, 
vorübergehend  höheren  Bedarfs  in  Form  solcher  Steuer,  ebenfalls 
unter  Bildung  von  Einkommenbeträgen  aus  fingirten  RentensätzeD 
des  Verniögens  und  unter  Hinzuziehung  von  Steuerzuschlägen  nach 
gewissen  Consunitionsmerkmalen.  Bemerkenswerih  ist  bei  diesen 
Steuern  die  Gewährung  der  Steuerfreiheit  iur  kleine  Einkommen 
(ausser  bei  der  Steuer  von  1815),  der  progressive  Steuerfuss,  die 
Veranlagung  der  Wohlhabenderen  nach  dem  Vermögen,  allerdings 
später  unter  Berechnung  eines  Einkommens  daraus  auf  Grund  fin- 
girter  Rentensätze  dafür  ^  endlich  die  Annahme  einer  höheren 
Rentabilität  des  geschäftlichen  als  des  sonstigen  Vermögens  in 
diesen  Sätzen,  somit  eine  relativ  h()here  Belastung  der  Wohlhaben- 
deren und  speciell  der  Geschäftsleute  darunter.  Eine  grössere 
finanzielle  Bedeutung  nach  ihrer  Höhe  und  Ertragsentwicklung  bat 
von  diesen  Steuern  für  den  öff'entlichen  Haushalt  nur  die  Brand- 
steuer erlangt.  Sie  erscheint  als  die  eigentliche  Vorläuferin  der 
allgemeinen  Eirkomniensteuer  von  1866. 

S.  die  knappe,  aber  treffliche  Darstelliinjc  von  Nessmann  im  Heft  III  ^ 
Hamburper  Statistik,  S.  137  ff'.,  und  die  Ertragstabelle  44  (1821—65).  Bei  der  Bgef 
thümlicbkeit  dieber  früheren  Personalbesteuemng  ist  es  von  Interesse,  sie  etwas  Dihtf 
anzusehen,  was  hier  mit  Benutzung  der  gen.  Arbeit  geschieht 
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In  der  Combination  der  Yetmögens-  und  Einkommensteuer  wurde 
ein  altes,  besonders  städtisches  Princip  der  directen  Bestenernnfc  festgehalten.  Die 
gTDndb&tzliche  Stmctor  der  Steuern  wurde  zuerst  nach  der  französischen  Zeit  in  der 
Kriegs-  und  Vermögenssteuer  von  1815  festgestellt  und  ist  dann  mit  Modifi- 
catiorien  bei  den  Personalsteuern  bis  1866  in  Geltung  geblieben.  Die  Verbindung 
zwischen  Vermögens-  und  Einkommensteuer  erfolgte  in  der  Weise,  dass  die  Personen 
mit  grösserem  Vermögen  (?on  100.000  M.  Banco  an)  danach  und  zwar  bei  der  Steuer 
Yon  1815  (fOr  den  Zweck  der  Bewaffnung  zu  dem  neuen  Krieg  gegen  Frankreich) 
mit  7V5  Promille  Jahressatz  ('/^  ^/q^  Courant  ?on  Banco  monatlich  «»  9  Promille 
jährlich),  Wittwen  und  Unmündige  ohne  Gewerbebetrieb  mit  '/s  dieses  Satzes;  dass 
dagegen  die  übrige  Bevölkerung  ohne  oder  mit  weniger  Kapital  nach  Einkommen, 
bezw.  Verbrauch  besteuert  wurde,  nach  einem  progressiven  Tarif  (unter  1000  M.  Crt 
mit  1.2,  1000—3000  M.  mit  2.40  u.  s.  w.,  über  10.000  M.  mit  7.2  Vo  Jahressatz). 
In  den  2  untersten  Stufen  wurden  grössere  Familien  um  V4  erm&ssigt  Einschätzungs- 
commissionen besorgten  die  Veranlagung,  Ermässigungen  in  dieser  erfolgten  für  die 
dies  beanspruchenden  Censiten  mittelst  Begründung  durch  eidliche  Angaben  über 
Vermögen  und  Einkommen.  Nach  denselben  Grundsätzen  wurde  die  Entfestigungs- 
steuer  von  1819,  mit  steuerfreiem  Minimum  vom  Einkommen  bis  400  M.  Courant, 
Teranlagt,  die  dann  später  für  andere  Zwecke  zur  bleibenden  ward.  Sie  ist  von  den 
Bewohnern  der  inneren  Stadt,  die  zuerst  allein  steuerpflichtig  gewesen  waren,  allmälig 
weiter  ausgedehnt  worden.  Auf  derselben  Grundlage,  aber  mit  stärkeren  Modificationen 
in  der  Durchführung,  beruhte  eine  mit  einer  Luzussteoer  verbundene  ausserordent- 
liche allgemeine  Erwerbs-  und  Einkommensteuer  von  1831.  Hier  wurden  Censiten 
mit  über  20  000  M.  Vermögen  nach  diesem,  andere  nach  Einkommen  (Einnahme)  ver- 
anlagt. Bei  ersteren  fand  aber  eine  Unterscheidung  nach  Beruf,  daher  nach  muth- 
maasslicher  Anlageart  und  Rentabilität  des  Vermögens  statt.  Bei  Geschäftsleuten 
nahm  man  eine  Rente  von  4.8  %  (auf  gleiche  Währung  reducirt),  bei  anderen  Leuten 
nur  von  3-2  %  an  und  bildete  nach  diesem  Satz  das  bteucrpflichtige  Einkommen,  das 
dann  die  Steuer  mit  2Ve  7o  Jahressatz  zu  tragen  hatte.  Unverheirathetc  Frauen  und 
Unmündige  mit  unter  100.000  M.  Banco  nicht-geschäftlichen  Vermögens  und  alle  Cen- 
siten letzteren  Vermögens  von  unter  50.000  M.  Banco  hatten  indessen  nur  den  halben 
Satz  zn  entrichten.  Für  die  tibrigen  nach  dem  Einkommen  eingeschätzten  Personen 
begann  die  Steuerpflicht  mit  1000  M.  Courant  (400  Thlr.  preuss.)  und  war  der  Steuer- 
fusf?  ein  progressiver  in  3  Stufen  [V^  Vo  ^i»  4000  M.,  1  bis  8000.  IV«  über  8000  M. 
Courant),  wobei  wieder  grössere  Familien  in  der  1.  Stufe  um  */*  ermässigt  werden 
konnten.  Zu  dieser  Steuer  traten  dann  Zuschläge  in  Form  von  Steuersätzen  nach 
dem  veranlagten  (bezw.  flngirten)  Einkommen  mit  4  Promille  bei  denjenigen  Censiten, 
welche  irgend  eine  Wohnung  auf  dem  Lande  hatten,  mit  1  ^/^o  für  jedes  Luznspferd, 
desei.  für  jeden  männlichen  Dienstboten  für  häusliche  Zwecke  und  mit  ^/g  **°/^  für 
jeden  weiblichen  desgl..  wobei  aber  nnr  Censiten  mit  Einkommen  über  1500  und 
bis  30.000  M.  Courant  in  max.  solche  Zuschläge  erfuhren.  Diese  Art  der  Steuer  ist 
später  mehrfach  wiederholt  worden,  nur  mit  Veränderung  der  Grenzen  zwischen  Ver- 
mögens- und  Einkommensteuer,  Aenderung  der  Steuersätze,  Vermehrung  der  Steuer- 
dassen  bei  den  nach  Einkommen  veranlagten  Personen. 

Kach  gleichen  G^und^ät/en  der  Combination  von  Vermögens-  und  Einkommen- 
steuer wurde  dann  die  Brandsteuer  von  1842  (Verordn.  vom  7.  Dec.)  eingerichtet. 
Sie  war  zur  Bewältigung  der  iinanziellen  Schwierigkeiten  nach  dem  grossen  Brande 
und  als  die  Grundsteuer  für  die  Feuercassen- Anleihe  festgelegt  war,  nothwendig  ge- 
worden, also  insofern  doch  auch  eine  Art  Zwecksteuer  ad  hoc,  um  den  Ausfall  an 
Gnjndsteuer  zu  ersetzen.  Auch  bei  ihr  wurde  ein  fingirter  Ertrag  bei  den  nach  dem 
Vermögen  Veranlagten  (über  50.000  M.  Banco)  wie  in  der  Steuer  von  1831  für  ge- 
schäfiliches  und  anderes  Vermögen  bereclmct  urid  dann  mit  4*1^  und  27«  ^'o  belegt, 
die  tibrigen  Censiten  in  4  Stufen  (über  1000,  4000.  6000,  8000  M.  Crt.  Einkommen) 
mit  '/s-  IVa«  2,  2*/g  %  progressiv  besteuert,  aber  auch  die  Per&onen  mit  über  500  bis 
1000  M.  Crt.  waren  zum  festen  Satz  von  3  M.  Crt.  steuerpflichtig. 

Die  Bürgermilitrirsteuer  von  1814  ist  deswegen  besonders  bemerkenswerth, 
weil  sie  nicht  nur  eine  Zwecksteuer  zur  Bestreitung  der  Kosten  des  Bürgermilitärs, 
sondern  auch  nach  ihrer  Einriclmuig  eine  Art  Wehrsteuer  und  Militärleistungs- 
Ersatzsteuer  war.  Sie  war  nemlich  von  denjenigen  Männern  zu  zahlen,  welche 
nicht  persönlich   dienten  und  von  Frauen,  welche  ein  eigenes  Haus  bewohnten,  seit 
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1849  im  einfachen  Satz  von  Franen  nnd  nicht  mehr  im  dienstpflichtigen  Alter  stehen- 
den M&nnero,  im  doppelten  Satz  von  Personen  im  dienstpflichtigen  Alter,  die  weg« 
Gebrechen  oder  ans  sonstigen  gesetzlichen  Gründen  befreit  waren.  1854  worden  alle  in 
Stadt  und  Vorstädten  Wohnenden  oder  da  Gewerbetreibenden  mit  Einkommen  aber  1000 
Mark  steuerpflichtig,  ausgenommen  die  persönlich  Dienenden  oder  gesetzlich  Befreites. 
Bis  1849  wurde  diese  Steuer  nach  der  Miethe  des  Pflichtigen,  unter  Freilassong  foi 
Leuten  mit  kleiner  Miethe  (100  M.  Crt.)  nach  einer  Stafenscala,  aber  im  relati?  gleiches 
Satze  (eigentlich  eine  Art  Stufentazen,  Minimum  2,  Maximum  30  M.  j&hriich)  e^ 
hoben,  ?on  1849  an  wurde  sie  auf  der  Grundlage  der  Brandsteuer  in  Form  von  Za- 
schlägen  dazu  veranlagt,  unter  Freilassung  des  Einkommens  bis  1000  M.  Crt. 

Nach  dem  gen.  Tabellenwerk  war  der  Ertrag  der  Entfestiguoirasteoer  im  Jahr- 
fünf 1821—25  im  Durchschnitt  113.000  M.  Crt.  (zu  0.4  Thlr.),  1861—65  302.000, 
der  Burgermilitärsteuer  bezw.  28.000  und  140.000,  der  Brandsteuer  seit  1843  anCuigs 
im  vollen  Jahressatz  c.  600.000,  1861—65  im  Durchschnitt  1.269.000  H.  Crt.,  dieser 
3  ordentlichen  Steuern  zusammen  in  letzter  Periode  demnach  1.711.000  M.  Die  neue 
alliremeine  Einkommensteuer  lieferte  schon  in  den  ersten  Jahren  nach  ihrer  Einftlhnuf, 
1866  if.  2.15—2.37  MiU.  Mark  Crt.  (nach  der  Tabelle  a.  a.  0.  S.  158  ff.). 

Die  Mängel  dieser  directen  Bestenerang,  die  Mannigfaltigkeit 
der  Steuern,  die  FinanzbedOrfnisse  und  das  Streben  nach  besserer 
Steaervertheilang  drängten  schon  länger  nach  einer  Reform.  Diese 
kam  aber  wegen  der  in  der  Sache  selbst  liegenden  Schwierigkeiten 
und  wegen  des  Zasammenbangs  mit  anderen  Finanz-  nnd  Steuer- 
reformen, besonders  anf  dem  Gebiet  der  Accise,  lange  nicht  recht 
in  Gang.  Auch  innere  politische  Momente,  dann  der  Znsammeih 
hang  mit  der  Aenderang  der  indirecten  Besteuerung  der  Lebeos- 
mittel, eine  Reform,  welche  wieder  mit  der  Frage  der  Ablösung 
der  Realgerechtsame  von  Nahrungsgewerben  (Bäcker,  Schlächter, 
Brauerei)  in  Verbindung  stand,  wirkten  hemmend.  Erst  nach  Re- 
form der  Verfassung  (1860)  und  nach  Aenderungen  im  sonstigen 
Steuerwesen  (Accise  s.  u.  §.  187)  und  nach  EintUhrung  der  6e- 
Werbefreiheit  (1865)  kam  es  zur  Reform  auf  dem  Gebiete  der 
directen  Personalbesteuernng  mittelst  Uebergangs  zur  allgemeinen 
Einkommensteuer  von  1866  (Gesetz  vom  26.  Mär/.),  —  immer- 
bin daher  noch  kurz  vor  der  grossen  politischen  Wende  in  Deutsch- 
land in  diesem  Jahre.  —  Die  neue  Steuer  entsprach  den  Anforder- 
ungen und  den  gleichen  Steuern  damals  in  anderen  deutschen 
Ländern  im  Ganzen,  aber  noch  nicht  den  strengeren  Grundsätzen, 
welche  in  der  deutschen  Gesetzgebung  meist  erst  seit  den  1870er 
Jahren  Anerkennung  gefunden  haben. 

Die  Steuer,  die  fUr  das  ganze  Staatsgebiet  (ausgenommen  Amt  RitzebQttel  nnd  eiM 
Zeitlang  Bergedorf)  Geltong  hatte,  beschränkte  zunächtt  die  sabjectire  Stener- 
pflicht  noch  auf  die  physischen  Personen  (und  ougetheilte  Erbschaftsmassen),  tnf 
ausser  den  Staatsangehörigen  die  geschäfts-  und  erwerbsth&tigen  im  Gebiet  wohneadei 
Fremden,  die  übrigen  Fremden  nur  nach  Maassgabe  ihres  Verbrauchs  im  Gebiet, 
nicht  ihres  ganzen  Einkommens  (§.  7),  auch  auswärtige  Theilhaber  von  Hamborget 
Geschäften  nach  Maassgabe  des  Erwerbs  aus  diesem  Geschäft  (§.  L  6).  Die  Steaei 
war  sonst  eine  allgemeine,  mit  wenigen  Steuerfreiheiten  nach  dem  Tarif  (in  Dienst 
stehende  Militärs,  Geistliche  und  Lehrer  an  öffentlichen  Schalen,  auch  pennooirte  lud 
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Wittweo,    für    das    AmtseinkommeD  q.  s.  ▼.).      Sie    baue   aber    ein    steuerfreies 
Minimam  bis  500  M.  Crt.  (200  Thir.),  dann  einen  bis  3  7o  progressiven Steaerfoss 
in  Stufen  (501—700  M.  Crt.  Einkommen  mit  4  in  der  Stadt,  mit  3  M.  ausserhalb, 
fOr  je  100  M.  Einkommen  dann  V^  M.  mehr  von  7—1100,  1  M.  mehr  von  11—1600, 
iVt  M.  mehr  von  1600—3000,  2  mehr  von  3—4000,  3  mehr  von  4—5000,  4  mehr 
von  5—6000,  5  mehr  von  6—7000,  6  mehr  bei  7000—8200,  von  8300  M.  an  aber 
3  %  von   der  ganzen  Summe.    Für  Steuerpflichtige  bis  4500  M.  Einkommen  und 
mit  Familien   von  mehr  als  4  Personen  (2  Kinder  bi^  14  Jahren  fUr   1  Person  ge- 
rechnet) wurde  der  Steuersatz  um  V4  ermftssigt.    Die  Steuer  war  im  Uebrigen  in  der 
Art  neuerer  Einkommensteuern  eingerichtet,  umfasste  namentlich  jedwede  Einkommonart 
and  den  als  wirkliches  Einkommen  anzusehenden  Betrag  (sogen,  „reines''  Einkommen, 
§.  4  nebst  Anhang  dazu).    Erwähnt  sei,  dass  danach   Lotteriegewinne  als  Ein- 
kommen  aas  gewinnbringenden  Geschäften  steuerpflichtig  sind,  Erbschafton,  Schenkungen, 
Mitgiftengelder  dagegen  als  Yermögenszuwachs,  von  dem  nur  die  Einkflnfte  unter  die 
Steuer  fallen,  K.  9  des  Anhangs).  Die  Grundlage  der  jährlichen  Yeranlagong  war  die 
Declaration9p flicht  nach  amtlichem  Formular  (aber  Einkommen  bezw.  Verbrauch), 
doch  ohne  besondere  Sicherung  dafür,  dass  sie  erf&llt  wurde,  indem  die  Gensiten, 
welche  bis  zu  dem  bestimmten  Termin  nicht  declarirt  hatten,   nur  der  Abschätzung 
darch  die  Schätzungsbttrger  ihres  Bezirks  ohne  weitere  Rechtsnachtheile ,  wie  sie  die 
neuesten  deutschen  Gesetze  in  diesen  Fällen  bestimmen,  unterliegen  (§.  10).   Die  Selbst- 
scb&tznngen  wie  diese  letzteren  Abschätzungen  wurden  dann  von  Revisionscommissionen 
[nmch  Gesetz  Über  Organisation  der  Verwaltung  vom  15.  Juni  1863,  §.  35)  gepraft, 
wobei  eine  Erhöhung  einer  Selbstschätzung  nur  nach  vorherigem  Gehör  des  Betheilig- 
ten  statthaft  war  (§.  11)    Den  dergestalt  in  der  Steuer  erhöhten  sich  selbstschätzen- 
den   wie  den  von  Schätzungsbürgern  abgeschätzten  Gensiten  stand  Beclamationsrecht 
ni,   dessen  speciellere  Begründung  und  deren   eventuelle  eidesstattliche  Bekräftigung 
verlangt  werden  konnte  (§.  12).    Der  bloss  abgeschätzte  Gensit  war  aber  verpflichtet, 
fialls  er  zu  niedrig  abgeschätzt  worden,  dies  anzuzeigen.     Wer  dies  unterliess,  sowie 
der,  welcher  in  „betrügerischer  Absicht  oder  gewissenlosem  Leichtsinn*'  in  der  Selbst- 
tchitzung  oder  bei  Reclamationeu   den  Fiscus  benacbtheiligende  Angaben   gemacht 
hatte,  konnte  auf  Antrag  der  Steuerbehörde  (der  Steuerdeputation)  zur  Untersuchung 
resogen  und  ausser  zum  Ersatz  der  Steuer  mit  den  Zinsen  dafür  auch  zur  Geldstrafe 
bb  zum  Zehnfachen  des  zu  wenig  gezahlten  Steuerbetrags,  im  Wiederholungsfalle  mit 
dem  Doppelten  dieser  Strafe  verurtheilt  werden  (§.  14   15).     Auch  wer  in  der  Ver- 
anlagung übergangen  war  und  keinen  Steuerzettel  empfangen  hatte,   war  zur  eigenen 
Anmeldung  verpflichtet,  hatte  die  Steuer  mit  5  ®/o  Zinsen  p.  a.  nachzuzahlen  und 
ereDtuell  eine  Geldstrafe  bis  zum  Maximum  des  entzogenen  Steuerbetrags  zu  gewärtigen 
(§.  13).    Die  Straferlcenntnisse  erfolgten  in  der  1.  Instanz  durch  die  Steueideputation, 
■it  Recurs  an  das  Obergericht.    Zur  Zahlung  der  Geldstrafen  Unfähige  konnten  statt 
desBen    mit  GeHbigniss  belegt  werden  (§.  19).    Die  Steuer  war  terminweise  von  Gen- 
dlen  einzuzahlen,  mit  Strafzuschlägen   {^i\^  nach  Ablauf  des  Termins  und  mit  An- 
drohang  von  Execution  nach  weiterem  Termin  (g.  16,   17).    Eine  singulare,  aber 
nreckmäflsige  Bestimmung  (§.  20)  ordnete  alljährlich  die  öffentliche  Bekanntmachung 
«iaer  ^war  classen weisen,  doch  möglichst  detaillirt  aufgemachten  Statistik  über  die 
Zilil  der  in  Stadt  und  Gebiet  versteuerten  Einkommen''  an.    Dieser  Bestimmung  ist 
die  treffliche  Hamburger  Steuerstatistik  mit  zu  verdanken. 

Das  Gesetz  von  1868  hat  dann  durch  das  vom  9.  Jan.  1871  kleine  Aenderungen 
«r&hren,  wesentlich  in  Betreff  der  subjectiven  und  objectiven  Stenerpflicht  mit  Rück- 
rieht auf  das  Reichsgesetz  von  1870  wegen  Vermeidung  von  Doppelbesteuerung.  Auf 
Landherrschaft  Ber«:edorf  wurde  die  Steuer  erst  seit  1873,  auf  Landherrschaft  Ritze- 
bottel  erst  seit  1878  ausgedehnt.  Der  Ertrag  der  Steuer  auf  Grund  der  Sätze  des 
faetzes  von  1866  stieg  von  2.735.000  Reichsmark  im  Durchschnitt  von  1866—70  auf 
U58.O0O  in  1876—80,  auf  4.401.000  in  1880  allein  im  Staatssrebiet,  davon  kamen 
fai  diesen  drei  Zeiträumen  auf  die  innere  Stadt  2.201.000  —  2.766.000  —  3.048.000 
Beiehmark.  Besonders  stark  ist  der  Ertrag  in  Folge  der  steigenden  Bewohnerschaft 
im  sogen.  Geestgebiet  gestiegen,  in  denselben  Zeiträumen  von  197.000  auf  577.000 
nd  718.000  M.  (Hamburger  Statistik,  Heft  13,  S.  26,  28). 

Eine  FortbildnDg  hat  die  Einkommensteuer  von  1866  bezw. 
1371  dann  im  Jahre  1881  durch  das  Gesetz  vom  7.  März  erfahren. 
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Es  erfolgte  darin  namentlich  dieAusdehnang  der  sobjectiTen 
Steuerpflicht  von  physischen  Personen  auf  nicht-physische 
oder  juristische  des  Privatrechts,  nemlich  Hamburger 
Actien-y  Commanditactiengesellschaften  und  eingetragene  Genossen- 
Schäften  y  sowie  auf  auswärtige  derartige,  welche  in  Hamburg 
Grundbesitz  haben  oder  durch  Zweiggeschäfte  und  Bevollmächtigte 
Geschäfte  betreiben.  Die  Grenze  der  Steuerfreiheit  blieb  die  gleiche 
wie  bisher  (600  Reichsmark  gleich  500  M.  Courant) ,  aber  der 
Steuerfuss  wurde  durchweg  etwas,  und  zwar  vom  kleineren  zom 
höheren  Einkommen  hin  in  etwas  steigender  Progression,  erhöht, 
bis  auf  dVa  %  von  10.000  Reichsmark  aufwärts.  Die  übrigen  Be- 
stimmungen, auch  über  Veranlagungsverfahren,  Declaration  (Selbst- 
schätzung) blieben  im  Wesentlichen  wie  bisher. 

Der  Stouertarif  war  jetzt  Id  neuer  ReichswihniDg:  5  M.  for  600—800  R.  M 
Einkommen,  6  fUr  800—1000,  dann  für  je  100  M.  1  M.  mehr  bei  1000— 200U 
2  M.  mehr  bei  2000—3500,  3  M.  mehr  bei  3500—5000,  4  M.  mehr  bei  5—7000. 
5  M.  mehr  bei  7—8000,  6  M.  mehr  bei  8—9000,  7  M.  mehr  bei  9—10.000,  bei 
über  10.000  M.  SV«  Vo  (s-  Verg^Ieich  der  alten  und  neuen  S&Ue  in  Hamburger  Statistik, 
Heft  13,  S.  5.  Die  in  den  Stufen  übrigens  nicht  ^anz  gleichmässiffe  Steii^eniDg  der 
neuen  Sätze  ging  von  0.03,  0.07.  0.12  <Vo  auf  c.  0.50  ^o  ^^^  c-  <^000  M.  Einkoffla« 
an).  Ermässigungen  um  ^/^  ihres  Steueransatzes  wurden  im  neuen  Gesetz  den  Geasitei 
bis  5000  M.  Einkommen  bei  einer  Familie  von  mindestens  5  Personen  und  denei 
bis  2000  M.  Einkommen  bßi  einer  solchen  von  mindestens  4  Personen  gewährt  (§.  3). 
Reichsausländer  ohne  Geschäft  und  Erwerb  in  Hamburg  sind  auch  jetzt  nach  WaU 
entweder  nach  ihrem  Einkommen  oder  nach  ihrem  Verbrauch,  letzteren  falls  aber  daoa 
nach  dem  höchsten  Steuersatz  von  3^/g  ^/o  zu  ?eranlagen  (§.  7).  Beachtenswerth  in 
die  in  §.  5  des  neuen  Gesetzes  eingefugte  genauere  Bestimmung  (an  Stelle  der  iki* 
liehen  in  §.  5  des  früheren  Gesetzes),  wie  kaufmännische  u.  dgl.  Einkommea  a 
veranlagen  sind.  Geschäfte  dieser  Art,  welche  handelsgesetzlich  die  entsprechende! 
BUcher  führen  müssen,  sind  danach  wie  bisher  nach  dem  durchschnittlichen  Einkoaaei 
der  der  Steuerausschreibuug  unmittelbar  vorangegangenen  3  Kalenderjahre  zu  reiu- 
lagen.  Dabei  sind  1  oder  2  Jahre  mit  Verlustabschluss  nicht  zu  berücksichtigen,  der 
Verlust  eines  solchen  Jahres  darf  nicht  von  dem  Einkommen  der  anderen  gekflnt 
werden.  Es  ist  vielmehr  zur  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  das  Eift- 
kommcn  des  einen  oder  der  beiden  mit  Gewinn  abscliliessenden  Jahre  durch  3  ii 
theilen.  Nur  wenn  alle  3  Jahre  Verlust  ergeben,  ist  keine  Steuer  zu  entrichteD. — 
Die  im  Uebrigen  wie  bisher  gebliebenen  Keclamationen  gelangen  jetzt  an  eiae 
besondere  Reclamationscommission.  die  nach  §.  36  des  Gesetzes  über  die  Orgaaisetioi 
der  Verwaltung  vom  15.  Juni  1863  niedergesetzt  ist.  Von  ihr  geht  die  Berufoog  ei 
diu  Steuerdeputation  (§.  22).  —  Mit  Kücksicht  auf  die  Zolle  und  Steuern  im  ZoU- 
voreiii  war  den  Ceusiten  in  den  dem  Zollverein  angeschlossenen  Gebietstbeileo  dne 
Ermässigung  ihres  Steueransatzes  um  ^j^  gewährt  (g.  3).  Beim  Eintritt  ganz  Hamborgs 
in  den  Zollverein  ist  diese  Vergünstigung  folgerichtig  beseitigt  worden  (Novelle  a 
>^.  3  des  Gesetzes  von  1881,  vom  25.  Juli  1888.) 

Doj  Stenercrtraff  ist  bcständiir  (rewachsen.  er  war  schon  1881  6.438.000,  1882 
6.779.000,  1891  11176.000.  1892  10.739.000  M.,  davon  kamen  auf  Actiengesellschaftee 
u.  s.  w  bezw,  526.000  —  650.000  —  1.257.000  —  1.162.000  M.  (S.  Heft  17  der 
Hamburger  Statistik,  mit  trefiiicher  Bearbeitung  des  statistischen  Materials,  u.  A. ftber 
die  Entwicklung  der  Besteuerung  in  den  einzelnen  Theilen  der  Stadt,  den  Vororten. 
.-lus  denen  jetzt  mehr  Stcuerertrag  als  aus  Stadt  und  Vorstädten  eingeht,  S.  39,  teck 
mit  Statistik  dor  Beanstandungen,  Keclamationen  und  mit  Vergleichungen  mit  andere» 
Städten,  aus  denen  sich  der  hohe  Wohlstand  Hamburgs  und  die  grosso  Zahl  von  Cen- 
siten  mit  hohen  Einkommen  ergiebt.   Hamburg  steht  darin  am  Meisten  Frankfort  a.  M. 
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ijfleich.  Das  DnrchschDittseinkommeii  der  pbysiscben  GensiteD  mit  über  900  M.  Ein- 
k9mi»eQ  stellte  sieb  z.  B.  Anfang  der  1890er  Jabre  in  Hamborir  auf  4096,  in  Frank- 
fort  a.  M.  auf  4210,  in  Bremen  auf  4100,  in  Berlin  nur  auf  1712  M.  In  Uambarg 
(Stadt  mit  Vororten)  fanden  sich  1892  anter  86.018  Censiren  mit  aber  900  M.  Fin- 
kommen  3222  mit  10,000—25.000,  1138  mit  25—50.000,  481  mit  50—100.000,  256 
mit  Ober  100.000  M.  Einkommen,  in  Berlin  unter  306.790  Censiten  gleicber  Art 
(über  900  M.  Einkommen)  nur  bczw.  .5876  —  3289  —  877  —  472  -  in  diesen 
Kategorieen  höheren  Einkommens,  a.  a.  0.  S.  20.) 

Aus  der  neueren  Zeit  ist  eine  Erhöhung  der  Sätze  der 
grösseren  Einkommen  zur  Erzielung  einer  höheren  Einnahme 
in  den  Jahren  1893  und  1894  ein  bemerkenswerther  Vorgang. 

Für  1893  erfolgte  ein  Zuschlag  von  20  %  ^^^  ^^^  Einkommen  von  10.000  bis 
25.000  M.,  von  25  ^U  ^^^^  ciie  höheren  (Bekanntmachung  vom  5.  April  1893),  für 
1894  ein  solcher  von  25  %  für  die  Einkommen  von  3000—5000.  von  30  fUr  die  von 
5000-7500,  von  35  für  die  von  7500—10.000,  von  40  für  die  von  10—15.000,  von 
45  für  die  von  15—20.000,  von  50  für  die  von  20—30.000,  von  55  für  die  von  30 
bis  40.000,  von  60  für  die  von  40-50.000,  von  65  für  die  von  50—60.000,  von  70 
für  die  von  60—70.000,  von  75  für  die  von  70—100.000,  endlich  von  80  %  für  die 
bÖberen'zQ  dem  j^esetzlicheu  Satz  (Bekanntmachang  vom  9.  Mai  1894).  Dadurch  stieg 
der  Sau  1893  auf  4.2  "  „  für  die  Einkommen  von  10.000—25.000  auf  4.375  für  die 
höheren  und  1894  auf  bezw.  1.50—2.35,  2.51—3.51,  3.59—3.925,  in  den  3  untersten 
genannten  mit  Zuschlägen  belestcu  Stufen  und  veiter  auf  4.9  —  5.075  —  5.25  — 
5.425  —  5.6  —  5.775  —  5.  95  —  6.125  —  6.3  °/o  i^  ^^^^  foUendeu  vorjcenannten 
Stufen,  also  auf  Sätze,  welche  bei  der  Staatsbesteuerung  allein  in  Deutschland  sonst 
noch  nicht  erreicht  werden.  Sie  verlieren  indessen  ihre  Auffälligkeit,  wenn  man  be- 
denkt, dass  in  Hamburg  diese  Steuer  eben  Staats-  und  Gemein decinkommeu' 
Steuer  zusammen  darstellt,  die  Sätze  nbnebin  nur  für  die  höheren  Einkommen 
gelten  und  z.  B.  in  Preussen  bei  bloss  100  ^/^  Communaleinkommensteuer  (wie  in 
Berlin)  sich  auch  für  diese  Einkommensteuer  Sätze  von  4 — 8  7o  ^^  Ganzen  ergeben, 
in  Gemeinden  mit  über  100 — 200—300  ^/q  Communabteuer  doch  noch  viel  höhere. 
Indessen  leiteten  diese  Verhältnisse,  neben  anderen  Omständen,  zu  einer  weiteren  Fort- 
bildung der  Einkommensteuer  hinüber.  Die  Einkommen  über  10.000  M.  bildeten 
bei  den  physischen  Personen  allein  1892  in  Hambarg  44.07  ^1^  des  Einkommens 
und  69.36  Vo  ^^^  Steuererträge,  diejenigen  unter  3000  M.  c.  63.64  7o  ^^ 
ersteren  und  c.  78  ^o  ^^'  letzteren ,  so  dass  jene  Zuschläge  finanziell  etwas  be- 
deuteten. 

Im  Jahre  1895  kam  es  dann  zu  einem  neuen  Einkommen- 
steuergesetz (vom  22.  Febr.),  wesentlich  mit  aus  finanziellen 
Motiven  wegen  des  grösseren,  durch  die  Einkommensteuer  zu 
deckenden  Bedarfs  und  um  von  immer  etwas  willkührlichen  Zu- 
schlägen für  gewisse  Eiukommenkategorieen,  wie  sie  in  den  beiden 
vorangehenden  Jahren  erfolgt  waren,  eher  absehen  zu  können. 
Man  wollte  daher  auch  jetzt  grundsätzlich  die  ganze  Einkommen- 
steuer, zum  beweglichen  Element  in  der  Finanz-  und  Steuerr 
Verfassung  machen.  Dies  führte  zu  einer  Aenderung  der  Form 
des  Tarifs.  Im  Gesetz  (§.  3)  wurden  nur  die  Einheitssätze 
der  Steuer  festgestellt,  für  jedes  Steuerjahr  ist  dann  erst  durch 
Beschluss  von  Senat  und  Bürgerschaft  die  Zahl  der  zu  erhebenden 
Einheitssätze  zu  bestimmen  (bisher  regelmässig  6,  einmal  dVs)* 
Der  Tarif  hat  ein  steuerfreies  Minimum  von  900  M.,  wie  in  Preussen, 
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erhalten  und  ist  dann  stärker  progressiv  gestaltet  worden,  mit 
Höchstsatz  (1  %  Einheitssatz)  von  50.000  M.  Einkommen  an  (§.  6). 
Die  Ermässigungen  wegen  verminderter  Leistungsfähigkeit  in  Folge 
grösserer  Familie  sind  zugleich  gttnstiger  gestaltet  worden.  Sonst 
sind  nur  geringfügigere  Aenderungen  erfolgt  Auch  jetzt  hat  man 
die  Abgabe  von  Steuererklärungen  noch  nicht  mit  schärfereD 
Sicherungsmitteln  verbürgt. 

S.  die  BegrttndoDg  des  Gesetzentwurfs  nebst  Aasschassberichten  im  Fin.trcL 
B.  16,  S.  868  ff.  Die  sobjective  and  objecti?e  Steaerpflicht  ist  im  Ganzen  wie  im 
Gesetz  von  1881  bestimmt  geblieben,  nar  mit  redactionellen  Aenderongen.  Reichs- 
aasländer können  nach  wie  vor  wählen  (§.  7),  ob  sie  nach  Einkommen  oder  Verbruck 
veranlagt  werden,  letzterenfalls  dann  aber  nach  dem  Höchstsatz  (Einheitssatz  von  1  ^/J. 
Doch  ist  jetzt  bestimmt  worden,  dass  dies  Wahlrecht  der  Fremden  nach  ftmQährigw 
unanterbrochencn  Wohnen  oder  Aafenthalt  in  Hambarg  fortfällt  Bei  der  bisherigea 
Steaerpflicht  der  Actiengesellschaften  a.  s.  w.  ist  es  verblieben  (Gesellschaften  mit  be- 
schränkter Haftpflicht  sind  nicht  beigefügt  worden).  Die  Frage,  ob  diesen  Gesell- 
schaften wie  in  Preassen  ein  steaerfreier  Einkommentheil  za  gewähren,  oder  weni^ 
stons  den  Actionären  u.  s.  w.  eine  Steaerfreiheit  für  ihre  Actiendividenden  n.  s.  v. 
einzaräamen  sei,  ist  erörtert,  aber  negativ  entschieden  worden,  auch  mit  der  hi«r 
richtigen  Begründang,  dass  in  Preassen  diese  Gesellschaften  ftlr  die  Gemeindesteaer 
diesen  Abzag  ebenfalls  nicht  geniessen  and  die  Hambarger  Steuer  eben  doch  partieO 
Oommanalsteaer  sei.  Die  Aasdehnang  der  Steaerfreiheit  aaf  Einkommen  bis  900  IL 
wurde  mit  ökonomischen,  aach  die  Verminderang  .des  Geldwerths,  bezw.  Vertheaenuf 
des  Lebens  berücksichtigenden  Gründen  gegenüber  der  bisherigen  Freiheit  von  ur 
600  M.  and  mit  steaertecbnischen  Gründen  (Befreiung  von  60.000  Censiten,  mit  Ste•e^ 
entfall  von  doch  nar  300.000  M.)  richtig  motivirt.  Es  kam  dabei  auch  die  Frage  dei 
Wahlrechts ,  welches  nach  der  Yerfassang  an  Zahlung  directer  Steuern  gdmt^ft  iit 
mit  zur  Sprache.  Man  traf  die  Bestimmung,  dass  Bürger,  welche  das  Bürgenecb 
vor  Erlass  des  neuen  Steuergesetzes  erworben,  auch  bei  Einkommen  unter  900  M.  ikr 
Wahlrecht  behalten  sollten,  wenn  sie  nach  dem  Gesetz  von  1881  weiter  steuerten  (§.  22). 
Der  Einheitssatz  der  Steuer  wurde  für  900 — 1000  M.  Einkommen  auf  1  M.,  fllr  je 
100  M.  für  jedes  weitere  1000  M.  Einkommen  mehr  auf20  —  40  —  55— 65- 
80  —  95  —  100  Pf.  gestellt,  dann  für  8000—25.000  M.  Einkommen  auf  105  Pf 
für  100  M.  mehr,  für  25—50.000  M.  aaf  110  Pf.  mehr,  bei  über  50.000  M.  af 
1  ^/o  (§•  3,  Scala  im  Anbang),  also  allerdings  bis  hierher  von  900—1000  H  Bb- 
kommen  an  eine  Progression  von  1  :  10,  aber  doch  auch  für  diese  hohen  Einkoma« 
bei  z.  B.  6  Steuereinheiten  Jahressatz  nur  6  7o  Steuer,  weniger  als  in  Preassen  ait 
den  Gommunalzuschlägen  zusammen  meist  zu  zahlen  ist  Wenn  nicht  die  oben  S.  590 
angedeutete  besondere  Steuer  für  Handelseinkommen  —  welche  in  den  früheren  Pe^ 
sonalsteuern  implicite  mit  enthalten  war  (S.  595)  —  in  Hamburg  eingeführt  werte 
sollte,  wäre  wohl  gerade  hier,  wo  die  meisten  grossen  Einkommen  Handels-  and  G^ 
Werbeeinkommen  sein  werden,  eine  Weiter t'ührung  der  Progression  das  Richtige  (s.  o.^ 
Die  Erleichterung  der  Steuer  für  grössere  Familien  ist  nun  so  eingerichtet  wordoL 
dass  Censiten,  die  mindestens  eine  Familie  von  4  Personen  zu  ernähren  haben  (ein- 
schliesslich sich  selbst)  bei  Einkommen  bis  2000  M.  um  Vti  ^i^  ^^^  ^-  ^^  ^U  ^ 
bei  einer  Familie  von  6  Personen  um  ein  weiteres  Viertel  ermässigt  zu  werden  Ai- 
sprach  haben.  Hier  ist  also  bis  zu  dieser  Einkommenhöhe  eine  ziemlich  starke  &* 
leichterung  nur  auf  Grund  der  Familienstärke  (nicht  auch,  wie  in  anderen  Oesetm 
anderer  Momente)  gewährt  worden  (§.  3).  Ausdrücklich  sind  Prämien  für  Leben- 
Versicherungen  (und  Beiträge  zu  Pensionscassen)  nicht  vom  steuerpflichtigen  Einkoana 
abzugsfabig  (§.  4).  Die  oben  (S.  598)  erwähnten  Bestimmungen  über  die  Beieck- 
nungen  der  Verlustjahre  bei  kaufmännischen  Einkommen  gelten  jetzt  fikr  <its 
gesammte,  geschäftliche  wie  private,  Einkommen  (§.  5).  Die  Pflicht  zur  Abgabe  ros 
Steuererklärungen  ist  eine  allgemeine,  nicht,  wie  in  anderen  (Gesetzgebungen,  an  eiM 
gewisse  Höhe  des  Einkommens  geknüpft.  Aber  BechtsnachtheÜe  b^  Untariasnug  öff 
Erfüllung  dieser  Pflicht  sind  auch  jetzt  noch  nicht  angeklioht  worden,  obwohl  sick 
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ier  Statistik  für  1883— d2  (Heft  17,  S.  19)  ?on  den  ftusgesuidteii  Schätzungsfonniüaren 
mr  etwa  '/,  7on  Geositen  mit  Eiokommen  voa  weniger  als  600  M.  eingeliefert  worden 
»ind.  Zar  Prüfung  der  Selbstschätzungen  wie  der  Abscb&tzangen  durch  die  Sch&tzungs- 
>tlrger  dient  eine  ?on  der  Steuerdeputation  eingesetzte  EeFisionscommission,  die  aus 
iinem  Tom  Staat  ernannten  Mitglied  dieser  Deputation,  einem  btlrgerlichen  Mitglied 
derselben  und  einem  Sch&tzungsbttrger  besteht,  der  nicht  zu  denjenigen  des  Districts 
gehören  darf,  dessen  Steuerrollen  reridirt  werden  sollen.  Die  Schätzungsbdrger  dieses 
[)i8tricts  sind  mit  berathender  Stimme  hinzuzuziehen  (§.  11).  Eine  ebensolche  Zusammen- 
(etzung  hat  die  fieclamationscommission  erhalten  (§.  12).  Die  Verpflichtung  zur  Nach- 
zahlung ?on  Steuern  bei  fehlender  oder  zu  niedriger  Zahlung  geht  jetzt  bis  auf  3  Jahre 
lach  dem  Tode  des  Erblassers  auf  die  Erben  über  (§.  13^  Der  Zuschlag  fllr  Bück- 
(tändo  ist  von  5  auf  2  Pf.  fllr  die  Mark,  wie  bei  der  Grundsteuer,  herabgesetzt 
rorden  (§.  17).  Die  Mitglieder  der  Steuerdeputation  und  die  Schätzungsbarger  sind 
etzt  ausdrücklich  zur  Geheimhaltung  verpflichtet  worden  (§.  20).  Die  Bestimmung 
Iber  die  Steuerstatistik  ist  geblieben  (§.  21).  Speciell  werden  jetzt  auch  noch  £in- 
lahmen  ans  Lebensversicherungen  als  nicht  einkommenstenerpffichtig,  sondern  Ver- 
nögeusvermehrung  bildend  hervorgehoben  (§.  4),  auch  besonders  noch  Honorar  ftlr 
Testamentsvollstreckungen  und  sonstige  Vermögensverwaltungen,  soweit  sie  nicht  der 
Erbschaftssteuer  unterliegen,  als  cinkommensteuerpflichtig  erklärt  (Nr.  9,  a,  im  An- 
lang  zu  g.  4). 

Gewiss  ist  durch  die  aUgemeine  Einkommmensteuer  von  1866 
md  deren  weitere  Ausbildang  in  der  dargelegten  Weise  seitdem 
las  Hamburger  System  der  directen  Besteuerung  und  das  ganze 
Steuersystem  überhaupt  wesentlich  verbessert  worden,  wenngleich 
liese  Steuer  auch  in  ihrer  neuesten  Gestaltung  noch  nicht  dasjenige 
Ifaass  von  Vollkommenheit  erreicht,  welches  sich,  nach  der  Er- 
ahrnng  anderer  deutscher  Länder,  immerhin  jetzt  auch  schon  in 
Ier  Praxis  erreichen  lässt.  Neben  gewissen  Mängeln  im  Veran- 
agnngsverfahren ,  besonders  betreffs  der  Sicherung,  dass  die  vor- 
geschriebene Declaration  auch  wirklich  erfolgt,  treten  zwei 
vesentliche  steuerpolitische  Mängel  hervor:  die  Ein- 
Lommensteuer  belegt  auch  jetzt  das  höhere  Einkommen  noch 
licht  mit  ausreichend  hohen  Sätzen,  insofern  nicht  genügend  dem 
Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  gemäss  und 
m  Verhältniss  zu  den  mittleren  und  kleineren  Einkommen  und  den 
tuf  diesen  lastenden  in  directen  Steuern  (Zöllen  und  Verbrauchs- 
teuern des  Reichs)  und  die  Steuer  belastet  weder  allein  itlr  sich 
loch  in  Verbindung  mit  den  übrigen  Steuern  und  Abgaben  das 
nndirte  Einkommen  angemessen  höher  als  das  unfundirte. 

Diese  beiden  Mängel  sind  nicht  zu  verkennen,  wenn  man  auch 
lie  anderen  hier  neben  der  Einkommensteuer  mit  in  Betracht 
:ommenden  Steuern  mit  berücksichtigt:  die  Erbschaftssteuer,  selbst 
D  ihrer  neuesten  Ausbildung  —  namentlich  mit  der  Ausdehnung 
Ier  Steuerpflicht  auf  die  directe  Linie,  selbst  die  Kinder»  s.  u.  §.  185 
— ,  die  Grundsteuer,  die  Immobilienabgabe,  die  Stempel  und  Ge- 
ichtskosten,    auch  die  mancherlei  den  Geschäftsgewinn  und  die 
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Rente  des  gewerblichen  Kapitals  schmälernden  Abgaben  and  Ge- 
bühren von  Handels-  und  Schifffahrtseinrichtangen.  Alle  diese 
übrigen  Steuern  und  Abgaben  führen  mit  der  jetzt  in  den  Sätzen 
erhöhten  Einkommensteuer  noch  nicht  zu  einer  angemessenen  Extra- 
besteuerung der  mercantilen  u.  s.  w.  Berufseiakommen  nach  den 
oben  8.  590  Bemerkten,  aber  auch  noch  nicht  zu  der  mit  Recht 
heute  von  der  Theorie  und  rationellen  Praxis  allgemein  geforderten 
höheren  Besteuerung  des  fundirten  Einkommens  als  solchen.  Aach 
die  Grundsteuer  und  die  Immobilienabgabe  treffen  nur  gewisse  Ver- 
mögensobjecte  und  die  Erbschaftssteuer,  selbst  bei  Mitbesteuernng 
der  Kinder,  wie  nach  der  neuesten  Hamburger  Gesetzgebung,  bildet, 
ganz  abgesehen  von  den  störenden  Einwirkungen  der  ZufäUigkeitra 
im  Erbgang,  bei  ihren  niedrigen  Sätzen  keine  ausreichende  Ver- 
mögensbesteuerung und  insofern  keine  genügende  Besteuerung  des 
fundirten  Einkommens,  was  bei  dieser  Steuer  zu  leicht  übersehen 
wird  (§.  185).  Gegen  früher  fehlen  zwar  in  Hamburg  die  eigenen 
Verbrauchssteuern,  welche  im  ehemaligen  Accisesystem ,  auch  in 
nicht  befriedigender  Weise  (s.  u.  im  nächsten  Paragraph),  bestanden 
aber  die  Zölle  und  indirecten  Verbrauchssteuern  des  Reiches  belasten 
wohl  gerade  nach  Hamburger  Consumverhältnissen  die  Masse  des 
Mittelstands  und  der  unteren  Classen  erheblich.  Die  Grnndsteoer 
auf  Gebäude  und  die  Immobilienabgabe  werden  in  Folge  von  Ueber- 
wälzungsvorgängen  unter  Umständen  wohl  ebenfalls  von  diesen 
Kreisen  der  Bevölkerung  mit  getragen,  von  Stempelsteuern  gilt 
Aehnliches. 

Erwägt  man  das  Alles,  so  erscheint  gerade  in  Hambarg 
eine  Fortbildung  der  directen  Steuern  geboten,  theik 
zu  dem  oben  schon  erwähnten  Zweck  und  in  der  Richtung,  die 
Kosten  der  Handels-  und  Schifffahrtseinrichtungen,  dem  Princip 
der  Besteuerung  „nach  dem  Interesse^'  (nach  Leistung  und  Gegen- 
leistung) gemäss  noch  mehr,  als  es  durch  die  Gebühren  und  Ab- 
gaben dieser  Einrichtungen  schon  geschieht,  den  unmittelbaren 
Interessenten  aufzulegen ;  theils  zu  dem  Zweck  und  in  der  Richtang, 
das  grössere  Einkommen  noch  stärker  als  in  den  jetzigen  Sätzen 
der  Einkommensteuer  zu  belegen  und  das  fundirte  Einkommen 
allgemein  noch  einer  angemessenen  Extrasteuer  neben  der  gewöhn- 
lichen Einkommensteuer  za  unterziehen,  beides  den  richtigen  Conne- 
quenzen  des  Princips  der  Besteuerung  nach  der  Leistnngsfthigkett 
gemäss. 
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Die  höhere  Besteaerung  des  mercantilen  u.  dgl.  Berufsein- 
kommens  und  des  fundirten  Einkommens  überhaupt  könnte  darch 
Einftthrong  einer  Gewerbe-  nnd  einer  Kapitalrentenstener, 
als  eigene  Ertragssteuem  und  allenfalls  aneh  in  Form  von  Zu- 
schlägen zu  den  betreffenden  Einkommentheilen  im  Rahmen  der 
Einkommensteuer  erfolgen.  Die  höhere  Besteuerung  der  grossen 
Einkommen  fände  am  Einfachsten  durch  weitere  Steigerung  des 
Steuerfusses  der  Einkommensteuer  statt,  wobei  immer  daran  zu 
denken  ist,  dass  ja  diese  Steuer  in  Hamburg  Staats-  und  Gemeinde^ 
einkommensteuer  zugleich  ist  und  auch  die  höheren  Sätze  des 
Gesetzes  von  1895  für  grosse  Einkommen  noch  mehr  oder  weniger 
erheblich  hinter  denen  in  Preussen  und  anderen  deutschen  Staaten 
zurückbleiben,  wenn  man  hier  Staats-  und  Gemeindesteuer  zusammen- 
rechnet (S.  599).  Die  höhere  Besteuerung  des  mercantilen,  über- 
haupt des  gewerblichen  und  Kapitaleinkommens  und  schliesslich 
alles  fundirten  würde  aber  doch  wohl  auch  in  Hamburg  am 
Passendsten  in  Form  einer  eigenen  Vermögenssteuer  als  einer 
zweiten  grossen  directen  Personalsteuer  erfolgen.  Die 
Erbschaftssteuer  fungirt  als  Ersatz  dieser  Steuer  doch  mangel- 
hafter (§.  185). 

Es  war  daher  ganz  richtig  gewesen,  dass  der  Hamburger  Senat 
bei  der  Reform  der  Personalsteuern  in  den  1860er  Jahren,  ohnehin 
der  bisherigen  Tradition  gemäss,  neben  der  neuen  Einkommensteuer 
eine  neue  Vermögenssteuer,  von  dem  Vermögen  über  20.000  M.  B. 
hinaus,  geplant  hatte.  Diese  Steuer  ist  damals  von  der  Bürger- 
schaft nicht  angenommen  worden.  Rücksichten  auf  die  kauf- 
männischen Erwerbs-  und  Creditverhältnisse  hatten,  ohne  ausreichen- 
den Grund,  mit  zu  dieser  Ablehnung  geftlhrt.  Eine  Wiederaufnahme 
dieses  Plans  möchte  das  Richtige  sein,  —  auch  trotz  und  neben 
der  mittlerweile  erfolgten  Reform  der  Erbschaftssteuer,  wie  sich 
aas  dem  Folgenden  mit  ergiebt. 

§.  185.  Die  Erbschaftssteuer.  Die  neueste  Reform 
dieser  Steuer,  deren  Hauptpunct  neben  Erhöhung  einiger  Sätze,  die 
Ausdehnung  der  Steuerpflicht  auf  Descendenten, 
anch  auf  Kinder  ist,  hat  deswegen  eine  allgemeinere  Bedeutung, 
weil  sie  speciell  fi scalischen  Gründen,  um  finanziellen  Mehr, 
bedarf  mit  decken  zu  helfen,  ferner  steuerpolitischen  Gründen 
entsprungen  ist,  sodann  weil  durch  diese  Steuer,  namentlich  in  dem 
practisch  wichtigsten  Falle  der  Mitbesteuerung  der  Kinder  (nnd 
Enkel),  eine  solche  die  Einkommensteuer  ergänzende  Steuer  mit 
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vermögenssteiierartiger  Wirkung,  daher  als  ein  paasendes 
Mittel  zur  Bestenerung  des  fandirten  Einkommens,  in  das  Steaer- 
system  eingeführt  worden  ist.  Die  Ausdehnung  der  Steuerpflicht 
auf  Descendenten,  speciell  Kinder,  ist  eine  Neuerung  yon  sll- 
gemeinster  Bedeutung  in  Deutschland,  wo  diese  Steuerpflicht  bisher 
nur  im  Reichslande  in  Folge  der  französischen  G^etzgebung  be- 
standen hatte  (o.  §.  120).  Eine  gleiche  Maassregel  ist  in  Ltibeek 
erfolgt  (§.  198).  Es  verlohnt  daher,  diese  Hamburger  Beform  naeh 
diesen  verschiedenen  Seiten  zu  würdigen. 

Die  Hamburger  Erbschaftssteuer  beruhte  bisher  auf  älteren 
Bestimmungen,  bis  1771  zurück,  und  zuletzt  auf  einer  Verordnong 
mit  Tarif  von  1851.  Sie  traf,  wie  in  Deutschland  üblich,  die  Seiten- 
linie und  nicht  verwandte  Erben,  aber  seit  1851  auch  bereits  die 
Äscendenten  mit  dem  relativ  hohen  Satze  von  2Vs  ^/o  und  hatte 
überhaupt  bereits  ziemlich  hohe  Sätze  (seit  1851  5,  7 Vi  und  10  %\ 
so  dass  auch  ihr  Ertrag  für  deutsche  Verhältnisse,  freilich  in  der 
wohlhabenden  Stadt,  ein  relativ  hoher  war  (zuletzt  etwa  1  MilL 
Mark  jährlich). 

S.  die  Bekundung  za  dem  Gesetzentwurf  ?on  1893,  der  za  der  neoeo  Ya- 
Ordnung  von  1894  führte,  im  Fin.arch.  B.  16,  S.  375  ff.  1771  waren  nor  Seiteore^ 
wandte  über  den  3.  Grad  hinaus  und  Nichtverwandte  mit  5  Vo  besteuert  worden,  1807 
Seitenrerwandte  über  den  2.  hinaus  bis  zum  4.  Grad  mit  5,  andere  nnd  Nichtverw»iidte 
mit  7V9  7o»  1830  auch  Seitenverwandte  2.  Grads  mit  2V9  Vo«  1851  (Verordnung  ro« 
24.  Dec.)  Äscendenten  mit  27«  7o^  2-  ^^^  B.  Seitengrad  mit  5,  4.  mit  7'/«,  «eitere 
Verwandte  und  Nichtyerwandte  mit  10  7o*  ^'  '^^^^  ^^^  Tabelle  der  S&tze  im  FinjicL 
B.  2,  S.  886  mit  Specialitäten.)  Statistili  im  hamburgiscben  statistischen  Handbock 
4.  Ausgabe,  1891 ,  S.  316.  Versteuertes  Vermögen  in  1890  zu  IV9  7o  847.000,  zb 
5  7o  9.376.000,  zu  77^  »/o  914.000,  zu  10  7o  4.211.000,  zusammen  15.348.000  M. 

Die  Reform  von  1894/98  ist  nnmittelbar  durch  die  erschwerte 
Finanzlage  von  1893  veranlasst  worden,  welche  anch  zn  den  Ein- 
kommensteuerzuschlägen  fttr  1893  und  1894  und  zur  Reform  der 
Einkommensteuer  in  1895  geführt  hat.  Man  erwartete  einen  er- 
höhten Ertrag  um  c.  1  Mill.  Mark ,  der  anch  erreicht  worden  ist 
Dabei  aber  wollte  man  gerade  durch  Ausdehnung  der  Erbschafts- 
steuer auf  die  Kinder  und  sonstigen  Descendenten  in  der  Erb- 
schaftssteuer eine  Art  Vermögenssteuer  erlangen,  welche  den  Ham- 
burger Bedenken  gegen  eine  eigentliche  Vermögenssteuer  wegen 
der  misslichen  Rtlckwirkung  einer  solchen  auf  die  kaufmännische 
Credit-  und  Erwerbsverhältnisse  nicht  ausgesetzt  sei,  and  doch 
steuerpolitisch  ähnlich  wie  eine  Vermögenssteuer  fungire  und  die 
Einkommensteuer  nach  dieser  Richtung  passend  ersetze.  Es  ist 
beachtenswerth,  dass  dabei  das  Bedenken,  das  in  Deutschland  ge- 
wöhnlich gegen  Besteuerung  der  directen  Linie,  vollends  der  Kinder 
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erhoben  wird,  und  noch  neuerdiogs  wieder  in  Preussen,  Sachsen 
(o.  §.  39)  diese  Ausdehnung  der  Erbsehaftsstener  zu  Fall  gebracht 
hat,  nemlich  die  Rücksicht  auf  den  Familien?erband  und  auf  die 
behauptetermaassen  in  Deutschland  im  Volksgemüth  dieser  Erb- 
schaftssteuer für  die  directe  Linie,  zumal  die  Descendenten  vor- 
handene unbedingte  Ablehnung,  —  zwar  auch  hervortrat,  aber 
nicht  durchdrang.  Man  hat  im  Gegentheil  die  allgemeine  Erb- 
schaftssteuer priucipiell  gerechtfertigt  und  selbst  den  staatlichen 
Anspruch  auf  Erbschaftssteuer  als  ein  Pflichttheilsrecht  des  Staats 
characterisirt 

Also  wie  es  einzelne  Theoretiker,  einigermaassen  auch  ich  selbst  gethan  (Pin.  II, 
§.  233\  was  von  anderer  Seite  so  angegriffen  worden  ist  (eb.) !  Wie  es  aach  in  Eng- 
land Seitens  des  Ministers  Harconrt  geschehen  ist  (Erg&nzongsheft  zo  Th.  III  der  F^. 
S.  28).  S.  Begründung  im  Fin.arch.  a.a.O.  S.  377  ff.,  Ausschnssbericht  S.  385. 
Man  legte  dabei  allerdings  Gewicht  daianf,  dass  die  Erbschaftssteuer  der  Kinder  „nnr 
fiar  den  Fall  eintritt,  dass  das  eheliche  Sammelgut  zor  Theilung  gelangt  Solange  der 
Yater  od^r  die  Matter  lebt  und  nach  Hamburger  Brauch  mit  den  Kindern  in  nu- 
g^theiltem  Gute  sitzen  bleibt,  ist  von  Besteuerung  keine  Bede.  Erat  beim  Tode  des 
LäDgstlebenden  der  Eltern  oder  bei  einer  Abtheilung  der  Kinder  soll  die  Steuerpflicht 
eintreten*'.  In  dem  zn  Stande  gekommenen  Gesetz  (Verordnung  vom  9.  Mai  1894 
und  Gesetz  yom  19.  Dec.  1898)  ist  indessen  der  Steuersatz  von  2  7o<  ^^^  ^^^  Entwuif 
für  Kinder  plante,  auf  1  7o  herabgesetzt,  —  womit  die  vermögenssteuerartige  Function 
der  Erbschaftssteuer  zur  höheren  Besteuerung  des  fundirten  Einkommens  allerdings 
wesentlich  beschränkt  worden  ist  (s.  u.).  Andere  Descendenten,  die  von  Ascendenten 
erben ,  zahlen  3  7o  (^^  ™if  unter  Omst&nden  gegen  1  %  ^^^  Kindern  zu  hoch  und 
hart  erscheint).  Aber  „die  Steuerpflicht  der  Descendenten  tritt  (nur)  ein,  wenn  und 
soweit  ihnen  Vermögen  durch  Tod  oder  Abtheilung  des  überlebenden  Gatten  zu- 
kommt.'' 3  7o  zahlen  auch  Ascendenten ,  welche  von  ihren  Descendenten  erben, 
geiren  27«  Vo  trüber.  Dagegen  ist  die  Absicht  des  Entwurfs,  auch  Ehegatten  bei 
Erbe  unter  einander  mit  3  7o  ^^  belegen ,  nicht  durchgedrungen ,  worauf  gewisse 
specifisch  Hamburger  Verhältnisse  mit  hinwirkten  (Fin.arch.  a.  a.  0.  S.  378  ff.):  „ehe- 
leibliche Männer  und  Frauen  unter  einander  sind  frei.''  Die  weiteren  Steuersätze 
für  verschiedene  Kateirorieen  von  Erben  und  Legataren  sind  jetzt  4,  6,  8  und  10  ^/q. 
Einem  Bedenken  bei  Erbschaftssteuern,  dass  nemlich  die  sofortige  Zahlung  Schwierig- 
keiten macht,  ist  dadurch  abzuhelfen  gesucht,  dass  im  Gesetze  selbst  die  Behörde 
ermächtigt  wird,  für  Zahlung  der  Steuer  angemessene  Fristen  zu  stellen,  wenn  die 
sofortige  Zahlung  nicht  zu  ermöglichen  ist  oder  erhebliche  Härten  mit  sich  bringt. 

Fttr  die  Erbschaften  in  der  directen  Linie  sind  aber  auch  noch  Befreiungen 
verfügt  worden.  Kinder  als  Erben  sind  frei  fdr  den  Hausrath  (Möbeln,  Kleidung, 
Wäsche,  mit  weiteren  Specialisirungen ,  Nr.  II  unter  B),  ferner  die  ganze  directe 
Linie,  auch  die  Ascendenten,  ist  frei  fdr  den  Anfall  (au  den  Einzelnen)  bis 
5000  M.,  minderjährige  und  erwerbsunfähige  Kinder  bis  10.000  M.,  ohne  Einrechnung 
des  ohnehin  steuerfreien  Hausraths  in  diese  Summe  bei  Kindern  und  mit  der  weiteren 
Bestimmung,  dass  fUr  den  Anfall  Über  5000  M.  die  Steuer  nur  aus  dem  diese  Summe 
ftbersteigenden  Betrag  zu  zahlen  ist  (II.  C).  Somit  sind  in  der  directen  Linie  im  Effect 
nor  die  höheren  Erbschaftsanfälle  steuerpflichtig.  Allgemein  frei  sind 
sonst  nur  Betrage  bis  500  M.,  in  üblicherweise  für  Personen  in  häuslicher  Gemein- 
schaft bis  1000  M.,  ausserdem  allgemein  frei  nach  beibehaltenem  älteren  Recht  Erb- 
schaften und  Vermächtnisse,  die  an  sogen,  piae  causae  (jetzt  nur  Hamburger)  fallen. 
(Besondere  Bestimmungen  für  Vererbung  von  Renten  u.  dgl.  s.  unter  II,  G..  auch  for 
Honorare  von  Testamentsvollstreckern  unter  III).  Es  hätte  nun  bei  dieser  Einrichtung 
höherer  Befreiungen  für  Erbschaften  in  der  directen  Linie  nahe  gelegen,  nach  dem 
^igBschen  Vorf?ang  (Erg.heft  zu  B.  III  der  Fin.  §.  8)  und  nach  dem  französischen 
Plane  (eb.  §.  15)  auch    nach   der   Höhe   der   Erbantheile  (und  Legate)  den 
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Stenerfass  abzustufen,  ihn  namentlich  für  grössere  Beträge  progressi?  zu  gestilteo. 
Das  ist  nicht  geschehen. 

Mit  der  Erbschaftssteuer  ist  auch  eine  Schenkungssteuer  verbunden,  nicht 
nur,  wie  ttblich,  für  Schenkungen  ?on  Todeswegen,  die  in  der  Steuerpflicbt  den  Erb- 
schaften und  Vermächtnissen  ganz  gleichgestellt  sind,  sondern  auch  fQr  SchenkongeB 
unter  Lebenden  in  näher  angegebenen  Fällen  (IV  a — c),  namentlich  für  die  im 
letzten  Jahre  vor  dem  Tode  des  Schenkgebers  eifolgten,  wobei  nur  Gelegeoheits- 
geschenke  in  gebräuchlicher  Weise  frei  sind.  FUr  weitere  Einzelheiten  des  Gesetzes. 
welche  gerade  wegen  der  Ausdehnung  der  Steuerpflicht  auf  die  directe  Linie  wichtig 
und  mehrfach  eigenthumlich  sind,  muss  auf  die  Gesetze  von  1894/98  selbst  verwiese« 
werden  (Anzeigepflicht  u.  s.  w.). 

Soweit  die  neue  Erbschaftssteuer,  besonders  der  Kinder,  als 
Vermögenssteuer  zur  Ergänzung  der  Einkommensteuer  fnngiren 
soll,  kommt  Alles  auf  die  Höhe  der  Sätze  an.  Bei  dem  angenom- 
menen Satze  von  bloss  1  ^/o  und  selbst  bei  dem  abgelehnten,  ge- 
plant gewesenen  von  2  ^/q  ist  aber  doch  der  durchschnittlich  fb 
ein  Menschenalter  anzunehmende  Jahressatz  dieser  Erbschaftssteoer 
so  niedrig,  dass  diese  Ergänzungsfunction  eine  sehr  bescheidene 
wird.  Auch  als  Zuschlag  für  grösseres,  aus  Vermögen  herrtthrendei 
Einkommen  aufgeiasst  bedeutet  die  Erbschaftssteuer  der  Kinder 
nicht  viel.  Hier  wäre  in  beiden  Fällen  etwas  mehr  zu  erreichen, 
wenn  man  den  Steuerfuss  progressiv  gestaltet  hätte. 

1  7o  Erbschaftssteuer  ist  bei  Annahme  einer  4  ^'oigen  Rente  des  Vermögeos  25  */« 
von  dieser«  einer  8  %igen  (für  Handelskapital  u.  s.  w.  doch  nicht  zu  hoch  gerechset) 
nur  12V..>  "  0  ^^^ou.  Das  machte,  bei  der  Annahme,  dass  die  Zahlung  dieser  Steuer 
alle  Menschenalter  (33Vs  Jahre)  im  Durchschnitt  einmal  zu  erfoliren  hat,  j&hriicb 
doch  nur  einen  Zuschlag  zur  Einkommensteuer  von  etwa  Vi  ^^^  Vs  Vo  ^°^<  ^'^^ 
weniger  noch,  wenn  man  die  Erbschaftssteuer,  wohl  mit  Recht,  als  eine  PostnumerMd»- 
Einkommensteuer  auffasstc.  Die  ja  auch  zu  niedrige  preussische  Vermögenssteuer  tob 
^ .,  Promille  bcträj^t  bei  einer  4-  und  8  ^^/t^^en  Rente,  als  Einkommensteuer  anfge£uit 
Joch  immerhin  1*/^  und  2*,«  "/o- 

Es  ergiebt  sieh  hieraus  doch  wohl,  dass  die  Hamburger  Eio- 
kommensteuer  noch  einer  weiteren  Ergänzuug  oder  einer  weiteren 
Fortbildung  bedarf,  wenn  das  ganze  Steuersystem  richtigen  prin- 
eipielien  Anforderungen  der  Steuerpolitik  entsprechen  soll. 

§.  186.     Die  Verkehrs-  und  Handelsstenern. 

In  Betreff  ihrer  kann  eine  kürzere  Uebersicht  hier  gentigen.  Nur  was  bei  de> 
einzelnen  Steuern  specifisch  eigüntbUunich  war  und  ist,  soll  hier  hervorgehoben  werda 
Daher  wird  im  Folgenden  auf  Stempel  und  Gerichtskosien,  trotz  einzelner  beachteos* 
werther  Puncte  bei  jenen,  nicht  näher  eingegangen. 

Die  sogen.  Immobilienabgabe  steht  in  Hamburg,  wie  i» 
einzelnen  anderen  deutschen  Gesetzgebungen  nicht  in  dem  Stempel- 
steuerwesen, in  dem  sie  sonst  gewöhnlich  enthalten  ist,  sondern  i^ 
apart  entwickelt  worden.     Sie  beträgt  2  ®/o. 

Sic  stammt  auch  schon  aus  dem  18.  Jahrhundert  (1776)  und  war  luletit  1S57 
durch  Verordnung  geregelt  worden.  Jetzt  beruht  sie  auf  dem  Gesetz  Tom  1.  Hin 
1882.   Sie  bctrifllt  Eigenthumsveränderungcn  an  Grundstöcken,  im  Nonnalsati  roi8'« 
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OD  der  Kftnf-  oder  Uebernahmesumme,  wobei  jede  Partei  die  H&Ifte  zu  tragen  hat. 
>ei  Tanschgeechäften  ist  sie  far  jedes  der  beiden  Grundstücke,  daher  7on  jeder  Partei 
'oU  zn  zahlen  (§.  2,  3).  Bei  Eigenthumstoderong  in  Folge  Scbenkang.  Erbesein- 
«tzQDg,  Vermichtiiiss  oder  sonstiger  Liberalität,  insbesondere  aach  wenn  Eitern 
rährend  Lebzeiten  ihre  GrondstUcke  an  ihre  Kinder  übertragen ,  ist  sie  1  ^/o  für  den 
Erwerber  (§.  4).  laicht  erhoben  wird  sie  bei  Uebergang  oder  Umschreibung  eines 
jrandstück»  ?om  Erblasser  an  die  Wittwe  und  die  sämmtlichen  Kinder  oder  die 
lämmtlichen  Intestaterben  oder  den  alleinigen  Intestaterben,  aach  wenn  Erwerb  im 
äuzelnen  Fall  auf  letztwilliger  Verfügung  beruht.  Nach  dem  neuen  Erbschaftästener- 
gesetz  wird  die  bezahlte  Immobilienabgabo  von  1  %  im  Fall  von  gewissen  Schenkungen 
kler  Zuwendungen  (Nr.  IV  und  Y  der  Erbschaftssteuerverordnung)  auf  die  Erbschafts- 
steuer angerechnet  (eb.  Nr.  V,  a).  Besonders  geregelt  sind  Uebergänge  von  Grund- 
stücken in  Fällen  bei  offenen  Handelsgesellschaften  (§.  7  des  Gesetzes  von  1882).  Bei 
Expropriationen  ist  keine  Abgabe  zu  zahlen.  Der  Ertrag  schwankt  natürlich  nach 
Jen  GoDJuncturen  stark.  Hoch  war  er  besonders  in  der  Speculationszeit  1871  ff. 
[1875  2030.000  M.).  sank  dann  aber  erheblich  (1879  992.000  M.)  und  stieg  dann 
leit  1885-89  wieder  stark  (1889  3.617.000  M.,  statistisches  Handbuch  4.  Aufl..  S.315). 
Fetzt  steht  er  im  Etat  mit  1.5  Mill.  Mark,  immerhin  fast  so  hoch  als  der  Gerichts- 
loeten-  und  mit  beinahe  ^/^  des  Stempelertrags. 

Der  Stempel  ist  wesentlich  Urkunden-  and  Werthstempel 
iron  Rechtsgeschäften,  besonders  von  Versicherangen,  dann  sogen. 
Blattstempel  von  einigen  Verträgen  ohne  bestimmte  Geldwerthsumme, 
auch  von  Schriften,  Eingaben,  Vollmachten,  endlich  Gebühren- 
stempel von  Behörden  and  Gerichten,  auf  Grand  der  oben  S.  583 
genannten  Gesetze,  besonders  des  vom  5.  Mai  1876,  mit  verschiede 
aen  Verkehrserleichterungen  neuerdings.  Im  Uebrigen  ist  er  natür- 
lich als  Landesstempel  durch  die  Reichsgesetzgebung  eingeschränkt 
worden.  Die  Abgaben  im  Gerichtskostenwesen  schliessen 
sich  zum  Theil  als  gebührenartige  dem  Stempelwesen  an.  Es  sei 
hier  für  Weiteres  auf  die  Gesetze  selbst  verwiesen. 

Die  Hälfte  des  Ertrags  kommt  von  Versicherungen,  1890  von  Seeversicherungen 
187.000.  Feuer-  und  Lebensversicherungen  308.000.  Kauf-,  Bau-  und  Micth vertragen 
385.000,  Testaments-  und  Erbschaftsab  rech  nun  gen  70.000.  Gebührenstempel  von  Be- 
hörden und  Gerichten  384.000.  sonstigen  Stempeln  178.000,  zusammen  1.718.100  M. 
Handbuch  4.  Ausarabc.  S.  819). 

Unter  den  früheren  Abgaben  sei  noch  die  Inseratonstouer  erwähnt,  die 
durch  Verordnung  vom  27.  Juni  1849  eintrat,  als  Ersatz  des  aufgehobenen  Zeitungs- 
Btempels.  Sie  traf  Zeituiigsinserate  (Annoncen)  mit  genauerer  ßezcichnunsc  der  nicht 
darunter  fallenden  Anikel  u.  s.  w.,  nach  dem  Satz  von  Vi  Schilling  Gourant  fUr 
50  Buchstaben  oder  weniger,  mit  Abweichungen  für  andere  Zeilen  (Petit-,  längere). 
Erhöhung  schon  1850.  Der  Ertrag  war  nach  Etat  für  1874  159.000  M.  Mit  Ein- 
tritt des  Reicbspressgesetzes  entfiel  sie  Mitte  1874.  Auch  m  Bremen  bat  sie  früher 
bestanden. 

Die  Deelarationsabgabe  ist  zum  Theil  die  Nachfolgerin 
des  ehemaligen  Zolls,  freilich  nicht  nur  in  viel  niedrigerem  Satze, 
sondern  auch  anderen  finanzpolitischen  Characters.  Der  Zoll» 
frflher  allgemeiner  Ein-  und  Ausfuhr -WaarenzoU  vom  See-  und 
Landverkehr,  seit  1856  nur  Einfuhrzoll,  auch  mit  vielen  Befreiungen, 
In  der  Form  eines  massigen,  allmälig  noch  weiter  herabgesetzten 
Werthzolls,    hat   vielerlei  Anfechtungen   aus   dem  Standpunct  des 
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Verkehrsinteresses  gerade  des  Hamburger  Platzes  erfahren,  aber  er 
ist  doch,  beschränkt  und  ermässigt,  bis  1874  beibehalten  worden, 
als  wichtige  Einnahmequelle  nnd  als  gerechtfertigte  Gegenleistiug 
des  Handels  für  die  vielen  Verwendungen  des  Gemeinwesens  im 
Handeis-  und  Schifffahrtsinteresse. 

Nach  der  französischen  Zeit  erfolgte  eine  ZusammeozieboDg  der  ehemaligen  re^ 
schiedenen  Zolle  im  Jahre  1814  zu  einem  See-£in-  und  AosfahrzoU  fon  P/t  %  Ca 
vom  Bancowerth  (nach  Hamburger  Börsenpreisen)  und  einem  Land-Ein-  und  AÜx^ 
zoll  von  Vs  ^/o  ^^  meisten  Anfechtnng  fand  immer  der  AosfahrzoU  an  sich  nad 
die  Höbe  des  Einfuhrzolls.  Erstorer  wurde  schon  1823  auf  V4  %«  letzterer  1890  uf 
Ve  7o  ermässigt.  Mit  der  grossen  Steigerung  des  Yeriiehrs,  besonders  seit  den  1840er 
Jahren,  stieg  der  Ertrag  aber  immer  vieder  bald.  Koch  in  der  Zollordnong  roo  1851 
sind  die  genannten  Zoiht&tze  enthalten.  1856  vorde  aber  dann  der  AosfUinoO  gau 
aufgehoben  (was  unliebsame  Folgen  auch  für  die  treffliche  Hamburger  Haadek- 
statistik  hatte,  der  so  das  Material  fttr  die  Werthstattstik  der  Aurfuhr  entzogen  wurde); 
zugleich  entfiel  der  Schiffszoll  (Tonnengeld)  fflr  gewisse  Flussschiffe,  äereridiite 
Zollordnung  vom  22-  Dec.  1856  bestimmt  den  Einfuhrzoll  für  alle  einkommendei 
Waaren,  aber  mit  Freilassung  wichtiger  Kategorieen  (verschiedene  Rohstoffe,  Getreide 
u.  8.  w.)  jetzt  auf  Vs  Vo  Banco  vom  Bancowerth  (also  etwas  höher  als  bisher,  wo  der 
Satz  ^/s  7o  Gourant  von  Banco  war,  d.  h.  0 — 0.4  7o  Banco  vom  Bancowerth).  Tramit- 
guter,  für  die  schon  bisher  besondere  Bestimmungen  gegolten,  waren  für  8  Moniti 
lang  frei  von  Zoll,  zahlten  aber  dann  fur  Yerlfingerung  der  Anerkennung  als  Trusito- 
gut  Vr  %  Banco  von  Banco.  Durch  Verordnung  vom  28.  Dec.  1864  wurden  dieie 
Sätze  von  ^i^  anf  V4  tind  von  Vs  ^^  V'i«  Vo  herabgesetzt.  Am  1.  April  1874  i« 
dann  der  Zoll  überhaupt  gefallen  und  trat  die  Dedarationsabgabe  an  seine  Stelle 
(Verordnung  vom  17.  März  1874).    Der  Zollertrag  war  1878  noch  1.074.000  M. 

Die  Dedarationsabgabe  ist  viel  massiger  ab  der  Zdl, 
aber  wieder  aaf  die  Ausfuhr  ausgedehnt. 

Sie  beruht  auf  dem  Gesetz  vom  27.  M&rz  1874,  betr.  die  Declarationen  ftr  die 
Handels-  und  SchiffPahstsstatistik,  betrug  danach  nur  1  Promille  von  dem  Werth  der 
Einfuhr  ins  Freihafengebiet,  mit  Befreiungen  für  wichtige  Güterarten  und  ftlr  alle 
Durchfubrf^uter.  Der  Ertrag  er^ab  zuerst  etwa  die  Hälfte  des  bisherigen  Zolls.  Ober 
Va  Mill.  Mark.  Beim  Eintritt  Hamburgs  in  den  Zollverein  wurde  sie  gesetzlich  u- 
geändert  (12.  Oct.  1888).  Danach  sind  Waaren.  die  über  die  Grenze  des  Freihafeft- 
gebiets  von  See  ein-  und  nach  See  ausgehen  (mit  Ausnahmen)  zu  declariren  lud 
haben  eine  Abgabe  vom  Werth  bei  der  Einfuhr  von  1  Promille,  bei  der  Ausfuhr  roo 
y,o  Promille  zu  tragen.  Der  Ertrag  steht  jetet  im  Etat  mit  380.000—390.000  M. 
jährlich. 

Die  eigentliche,  wesentlich  gebührenartige  Abgabe  vom 
Seeschifffahrtsverkehr  ist  das  Tonnengeld,  das  jetst 
im  Ertrage  eine  erheblich  grössere  finanzielle  Bedentong  als  die 
Dedarationsabgabe  hat,  etwa  den  fünffachen  Ertrag  der  letz- 
teren giebt. 

Es  war  früher  in  der  Zollordnung  mit  geregelt  (z.  6.  Zollordnung  vom  29.  Dec. 
1858,  §.  20  £)  Bis  1872  wurde  es  nach  Commerzlasten  (6000  Pfd.)  erhoben,  nit 
X  Schilling  Courant  für  die  Last.  Dann  trat  die  Erhebung  nach  Kubikmeter  ein. 
Nach  der  revidirten  Verordnung  vom  28.  März  1881  war  das  Tonnengeld  Itlr  an- 
kommende  SecschifTe  ?om  Nettoraumgehalt  10  Pf.  rom  Kubikmeter,  mit  Eämissigungea 
für  gewisse  Schiffe  mit  bestimmten  Ladungen  (besonders  Kohlen,  aber  auch  fiele 
andere  Artikel)  und  für  Schiffe  unter  120  Kubikmeter  Baum  auf  5  Pf.  und  Freiheit 
ftir  BallastschifTe.  Solche,  die  in  Ballast  eingehen,  aber  mit  Ladung  aus,  zahltoD  eben- 
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dls  5  Pf.    Diese  Sätze  sind  &ber  1895  (Bekanntmach ang  vom  12.  Jali)  aaf  12  und 
Pf.  erhöht  worden.    Der  Ertrag  ist  seit  1873  von  0.4  aaf  2  Mill.  Mark  gestiegen. 

§.  187.  Die  ehemalige  Accise.  Die  Accise  Hamburgs 
^ar  früher  in  der  Weise  sonstiger  städtischer  Accisen  eingerichtet, 
1  verschiedener  Form,  vornemlich  als  Eingangsabgabe  (Thorsteaer), 
ann  anch  als  Prodactionsstener  (bei  der  Brauerei),  als  Verkaufs- 
teuer (besonders  bei  Spirituosen  und  Wein),  als  direete  Consum- 
teuer  (in  der  Weinsteuer  der  Privaten).  In  der  französischen  Zeit 
rat  der  Octroi  ein,  an  dessen  Stelle  die  „Consnmtionsaccise^'  in 
815/16  neu  geregelt  worden  ist.  Diese  hat  dann  manche  Ver- 
nderungen,  auch  später  (1861  und  1865)  Beschränkungen  in  Bezug 
uf  die  Objecte,  Ausdehnungen  in  Bezug  auf  ihren  localen  Oeltungs- 
ereicb  erfahren.  Beim  Eintritt  Hamburgs  in  den  Zollverein  1888 
\t  sie  beseitigt  worden. 

S.  fttr  die  Zeit  von  1815  besonders  die  Beiträge  zar  Statistik  Hambargs  (1854), 
abelle  S.  12  nnd  Text  dazn  S.  104  ft'.,  mit  den  Aenderan^en  von  1815 — 58 ,  den 
arifen  von  1816  und  1852,  Erlänterungen  ond  Statistik.  Die  Grandlage  war  zoletzt 
io  levidirte  Acciseverordnnng  vom  20.  Dec.  1861,  die  sich  an  frühere  Verordnangen 
iscbloss  und  später  wieder  Aenderongen  erfahren  hat  Die  Accise  geht  in  das 
S.  Jahrhundert  znruck,  sie  bezog  sich  vor  der  französischen  2^it  auf  Getränke  (Bier, 
^ein,  Branntwein),  Getreide,  Vieh,  zeitweilig  anch  aaf  Brennmaterial  und  Salz.  Bis 
861  hatte  sie  eine  grössere  Reihe  von  Objecten  nmfasst,  als  seitdem,  so  neben  den 
Icoholischen  Getränken  auch  Mineral-,  Sodawasser,  Braaselimonade,  von  Nahrangs- 
itteln  Batter  and  alle  Arten  Käse,  dann  Brenn-  und  Baamaterialien .  aach  Gas- 
OBsigkeit,  Essig,  Kartoffelmehl,  Lichte,  Fett.  In  der  Yerordnang  von  1861  wird  die 
cdfle  aaf  Wein,  Spiritnosen,  Bier,  Getreide,  Mehl,  soweit  die  Einfahr  von  Brot  von 
isserhalb  tlberhaapt  erlaubt  ist,  auch  auf  Brot,  lebendes  Schlachtvieh,  Fleisch,  Ge- 
ige], Wild,  Fluss-  and  Seefische,  Hummer,  Austern  beschränkt  Die  Weinaccise 
af  Privatconsumenten  und  Schankwirthe.  Erstere,  d.  h.  alle  Btlrger  und  Einwohner, 
it  Ausnahme  derer,  welche  bis  200  M.  Courant  Miethe  zahlen  und  frei  waren, 
airden  nach  ihrem  Consum  besteuert.  Sie  mussten  halbjährig  nach  bester  Deber- 
»Qgang  in  amtlichen  Formularen  angeben,  was  sie  verbraucht  hatten.  Io  Zweifels- 
LUen  konnte  die  Behörde  (Accisedeputation)  eidesstattliche  Bekräftigung  verlangen, 
orde  diese  verweigert,  so  hatte  die  Behörde  nach  billigem  Ermessen  den  Steuer- 
Btiag  festzusetzen,  wogegen  keine  Keclamation  stattfand.  Die  Inhaber  von  Schank- 
•calitäten  u.  dgl.  Personen  hatten  von  Wein  die  Weinsteuer  halbjährig  nur  nach  Taxen 
if  Gmnd  gewissenhafter  Erwägungen  der  Behörde  zu  entrichten.  Die  Spirituosen- 
ccise  traf  nur  Schankwirthe,  Detailhändler,  Kleinverkäufer  (die  concessionspflichtig 
aien)  ebenfalls  nach  Taxen  der  Accisedeputation.  In  Betreff  des  einheimischen 
iers  war  die  Brauerei  selbst  steuerpflichtig,  für  jeden  anzumeldenden  „Brau'' 
aren  60  M.  Courant  „OrlofsgebOhren*'  zu  zahlen,  die  auch  bei  Ausfuhr  des  Biers 
icht  rückvergütet  wurden.  Einfuhr  von  geschrotenem  Malz  war  gänzlich  verboten. 
ie  Steuer  von  Getreide  und  Malz  traf  als  Mahlsteuer  alles  Product,  welches 
]f  den  Mühlen  vermählen  werden  sollte,  nur  das  zur  Bier-  und  Essigbrauerei  und 
rmnntweinbrennerei  bestimmte  war  frei.  Mehl  selbst  unterlag  ausserdem  der 
iDgangsacdse.  Brot,  Kuchen,  Backwerk  durfte  in  dem  Accisebezirk  nur  gegen 
.ccisezahlung  in  Jahrmarktszeiten  eingebracht  werden,  auch  von  der  Vorstadt  St  Georg, 
ie  zum  Accisebezirk  gehörte,  nur  dann,  aber  ohne  Accisepflicht  Bloss  Boggen- 
rot  war  noch  sonst  einzubringen  erlaubt,  doch  nur  in  einzelnen  Laiben  von  ein- 
slneo  Personen  gegen  Accisezahlung ,  also  nicht  gewerbsmässig  von  Bäckern,  zum 
dmtze  der  Gerechtsame  der  innenstädtischen  Bäcker.  Von  lebendem  Schlacht- 
ieh  wurden  Ochsen,  Kühe,  junge  Kühe,  Schweine  nach  dem  Fleischgewicht,  als 
'dches  nach  einem  gesetzlichen  Satz  eine  Quote  des  Bruttogewichts  galt  (56  %  bei 
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SchweineD,  75  %  bei  dem  anderen  Vieh),  Kälber,  Hammel,  Schafe,  Spanferkel,  Lämmer 
nach  dem  Stück  Tersteuert.  Der  Accisebezirk  nmfasste  die  innere  Stadt  und  die  Vor- 
stadt St.  Georg.  Tarifsätze  waren  Ton  1861  an:  Wein  1  Schill.  {*!^  Sgr.)  fiir  die 
„Qaartierbouteille''  bei  Privaten  nnd  beim  Schankwirth,  also  ohne  Unterschied  nach 
diesen  Consumarten  nnd  nach  Qualität  oder  Werth;  Branntwein  aller  Art  beim 
SchanLwirth  und  Detaillisten,  ebenso  in  grosseren  Partien  bei  der  Einfuhr  1  Schill 
für  die  Bouteille;  Bier  bei  der  Einfuhr  3  M.  Cour,  für  100  BonteiHen;  Weizeo 
zo  Mehl  der  Sack  bis  185  Pfd.  brutto  (auch  Graupen  der  Sack  bis  175  Pfd.)  2  H., 
Roggen,  Gerste,  Reis,  Mais,  sonstiges  Getreide  der  Sack  bis  175  Pfd.  1  M.  besondere 
Sätze  galten  für  Mengkorn  zu  Yiebfutter,  einireführtca  Mehl,  Grütze,  Boggenbrot  in 
einzelnen  Laiben  (bis  5  Pfd.  Ve  Schill.,  bis  10  Pfd.  1  Schill.).  Brot,  Kochen,  Back- 
werk bei  Jahrmärkten  nach  besonderem  Satz  (Sack  yon  175  Pfd.  V/^  M.).  Ochsen, 
Kühe,  junge  Kühe  zahlten  für  100  Pfd.  Nettofleisch s:e wicht  2  M.  2  SchilL,  Scbveiae 
dgl.  1  M.  10  Seh..  Kälber  bis  70  Pfd.  das  Stück  3  M.,  Hammel,  Schafe  12  Schill. 
Spanferkel.  Lämmer  bis  20  Pfd.  1  M.  12  Schill.  Verschiedene  Sätze  für  verschiedeor 
Kategorieen  Hühner,  Wild.  Flussfische.  Krebse,  Seefische,  Hummern,  Austern  (lOOStftck 
4  Schill).  Da,  abgesehen  von  in  der  Stadt  gebrautem  Bier,  nur  der  innenstädtiscbc 
Verbrauch  steuerpflichtig  war,  bestand  auch  ein  Tarif  der  Rückaccise,  z,  6.  für 
feines  Weizenmehl  IV^  M.  Cour,  für  100  Pfd.  Mit  der  Accise  stand  das  WegegeM 
für  Schlachtvieh  und  Baumgeld  für  Flussschiff^  in  Verbindung. 

Nach  Einfuhrung  der  Gewerbefreiheit  und  Ablösung  der  Realgerechtigkeitdi 
der  Bäcker,  Schlächter  und  einer  Anzahl  auf  Grundstücke  radicirtcn  Braogerechtstm« 
traten  Ermässigungen  der  Sätze  nnd  Befreiungen  einiger  weiterer  Objecte  ein.  Der 
Steuerbezirk  ward  ausgedehnt,  umfasste  aber  St.  Paoli  nicht  Die  Wein-  imd 
Spirituosenabgabe  bestand  jedoch  jetzt  im  icanzen  Preihafengebiet.  (Acciseveiordniiif 
vom  28.  Dec.  1864  mit  vom  1.  Febr.  1865  an  giltigem  Tarif.)  In  dem  in  Reicki- 
währung  festgesetzten  späteren  Tarif  vom  30.  Dec.  1874  war  die  Eingangssteoer 
von  Weizenmehl  3^  «  M.  für  100  kg.,  Roggenmehl  1^/.  M.,  Weizenbrot  3  M.,  Rogfot- 
brot  IV2  M.,  Fleisch  aller  Art  (auch  geräuchert,  gepökelt,  gesalzen),  Schinken,  Spact 
Wurste.  Zungen  für  100  kg.  3'/4  M.,  Ochsen,  Stiere,  Kühe  n.  s.  w.  für  100  kg.  Mtm 
(54  kff.  netto  =  100  kg.  brutto)  3»/4  M.,  Schweine  (über  12V«  kjr.  bnitto)  a».;  M. 
(70  kgr.  netto  »  100  kg.  brutto).  Ferkel  bis  127«  kg.  das  Stück  45  Pf.,  Kälber  du 
Stück  nach  Gewichtsscala  180,  90.  45  Pf.,  Hammel,  Schafe  über  12V,  kg.  dO  Pi. 
darunter  45  Pf  das  Stück.  Wild  mit  verschiedenen  Sätzen,    Bier  in  Gebinden  1001 

1  M.  35  Pf.,  in  Flaschen  100  Flaschen  1  M.  20  Pf.  Dazu  kam  die  Mahlsteier 
für  alle  Getreidearten,  die  zu  Mehl,  Schrot,  Gries  innerhalb  des  Steoerbedrks  doick 
eine  Mühle  oder  Maschine  bearbeitet  werden,   bei  Weizen  nnd  Graopen  aof  100  kf. 

2  M.  59  Pf.,  Roggen  und  anderes  Getreide,  auch  Reis  1  M.  3  Pf.;  femer  die  Brao- 
Steuer  bei  den  Brauereien,  für  Malz  und  eingeführtes  geschrotenes  Biermalz  for 
100  kg.  1  M.  48  Pf.;  die  Wein-  und  Spirituosenstener,  Wein  bei  Eiowobnen 
(jetzt  mit  über  600  M.  Wohnungsmietho)  für  100  Flaschen  7V«  M.,  von  allen  Schaik- 
wirthen  ebenso,  Spirituosen  von  Schankwirthen.  D^taillisten  für  alle  Sorten  für  100  l 
8  M.  25  Pf.,  bei  Verkauf  nach  Flaschen  für  100  Flaschen  7V»  M.  Dazn  kam  BOck 
ein  Eiiitrittss:eld  (Art  Concessionsabgabe)  für  jeden  Schankwirth  mit  30  M.  und  »u 
Schreibgebuhr   fur  jeden  Detailverkäufer  von  Wein  und  Spirituosen  von  2  M.  40  K 

Diese  EiDzelheiten  mögen  einmal  ein  genaueres  Bild  von  eioeo 
solchen  Steuersystem  geben,  das  sich  in  einer  Stadt  wie  Hambnri^ 
solange  erhalten  konnte.  Abgesehen  von  yerkebrspolitiscben  Be- 
denken war  es  noch  besonders  bedenklich,  dass  der  Haupttheil  des 
Ertrags  auf  Mehl  und  Brot,  dann  auf  Vieh  und  Fleisch,  der  erheb- 
lich kleinere  auf  die  nur  mit  massigen  Sätzen  belegten  Getränke 
fiel.  Man  kann  wohl  sagen:  es  war  ein  Accisesystem ,  das,  aach 
wenn  man  diese  Verbrauchsbesteuerung,  zumal  in  Städten,  in 
Ganzen  rechtfertigt,  nach  Objecten  und  Steuersätzen  daftr 
nicht  gebilligt  werden  kann. 
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Der  Ertrag  im  Ganzen  war  1874  1.526.000  Reichsmark  Accise  und  weitere 
60.000  M.  Wein-  und  Spirituosensteuer  ausserhalb  des  Accisegebiets.  1887,  dem  letzten 
Jahre  des  ?ollen  Bestands  der  Accise,  bezw.  2.429.000  und  c.  96.000  M.  Auf  die 
einzelnen  Arükel  kam  1887  rund:  Mahlsteuer  228.000  (in  1883  Max.  308.000),  Ein- 
g:angrsstener  von  Brot  und  Mehl  754.000  M.,  also  auf  diese  Objecto  im  Ganzen 
982.000  M.,  über  44  ^U  des  Ge&ammtertrags.  auf  Schlacht?ieh  und  Fleisch  736.000, 
auf  diese  Nahrungsmittel  zusammen  mithin  1.718.000  M.  oder  70.7  7a-  i^ur  der  Best 
fiel  auf  die  Getränke,  Brausteuer  69.000.  Eingangssteuer  von  Bier  240.000,  Wein-  und 
Spirituosenabgabe  im  Accisegebiet  402  000  M.,  zusammen  711.000  M.  Die  ganze 
Wein-  und  Spirituosenabgabe  ertrug  498.000  M.  (Hamburger  Statistisches  Handbuch 
4.  A.,  S.  318.)  Am  1.  Sept.  1888  ist  die  Accise  fortgefallen,  ganz  kurz  vor  dem 
^Uanschluss.  Nur  die  Vorschriften  über  Ausschank  von  Wein,  Spirituosen  und  Klein- 
handel mit  Spirituosen  sind  geblieben  (Gesetz  vom  16.  Juli  1888). 

Fast  wie  eine  Gnriosität  erscheint  nns  heute  schon  das  alte 
Hamburger  Thorsperrgeld,  das  erst  seit  Anfang  1861  fort- 
gefallen ist. 

Es  ertrug  um  1850  V^  Mill.  Mark  Couraot.  Die  Einrichtung  war  die,  dass  am 
Abend,  verschieden  nach  Jahreszeiten,  die  Sperre  der  Thore  eintrat  und  ein  Tarif 
für  verschiedene  Arten  Fuhrwerk,  Reiter,  Fussgänger  S&tze  hatte,  welche  sich  mit  der 
fortschreitenden  Nachtstunde  steigerten,  so  dass  also  auch  eine  Art  sittca*  (oder  wenn 
man  will  sanit&ts-)polizeilicher  Tendenz  hier  mitspielte.  Im  Reglement  vom  21.  Dcc. 
1857  zahlten  z.  B.  bis  10  Uhr,  von  10 — 12  und  nach  12  Uhr  bis  zur  morgendlichen 
ThorOfinung  Fussgänger  2—4—8  Schill.,  IV» — 3—6  Sgr.,  Omnibus  und  verschiedene 
andere  Warenarten  '/♦ — IVs — 2  M.  Cour.,  sonstiges  2-  und  mehrspänniges  Fuhrwerk 
Va— 1— 1>/,  M.,  einsp&nniges  4—8—12  Schill. 

§.188.  Sonstige  Steuern.  Auch  die  Steuer  von  öffent- 
lichen Vergnügungen  ist  alt  (1796)  und  hat  sicherhalten, — 
neuerdings  ja  in  der  Communalbesteuerung  mehrfach  Nachahmung 
gefunden. 

Ycrordnung  vom  7.  April  1796.  Nach  dem  Reglement  vom  24.  Dec.  1858 
werden  Goncerte,  musikalische  Unterhaltungen  bei  freiem  Eintritt,  Schaustellungen 
aUer  Art  (Kunstreiter,  Seiltänzer,  Menagerieen  u.  s.  w.),  Maskeraden,  Wettrennen  belegt. 
Die  alte  Furm  war,  dass  Vs  ^^  Rohertrags  als  Steuer  entfallen  soll,  was  im  Regle- 
meat  von  1858  als  Richtschnur  geblieben  ist,  wobei  aber  Specialsätze  für  die  einzelnen 
Arten  bestehen. 

Die  Hundesteuer  hat  jüngst,  1894,  eine  eigenthümliche 
Entwicklung  in  stark  fiscalischer  und  luxussteuerartiger  Richtung 
erfahren. 

Noch  im  Gesetz  vom  3.  Nov.  1884  war  der  Steuersatz  für  den  Hund  10  M.» 
im  Gebiet  der  Landgemeindeordnung  6  M.  In  dem  Gesetz  vom  9.  Juli  1894  ist  der 
Tarif  im  Stadtgebiet  (städtischer  Polizeibe/irk)  für  1  Hund  bis  45  cm.  Scliulterhöhe 
20  M.,  für  jeden  weiteren  Hund  dieser  Grösse  in  ein  und  demselben  Wohngelass 
30  M.,  für  einen  grösseren  Hund  dagegen  bezw.  40  und  50  M.  Im  Landgebiet  ist 
der  Satz  für  1  Hund  eines  Besitzers  6,  für  jeden  weiteren  12  M.  Gewerbliche 
Ziehhunde  zahlen  im  Stadtgebiet  10,  sonst  6  M.  Ertragsantichlag  1893  150.000. 
1899  215.000  M. 

Die  Löschabgabe  ist  eigentlich  mehr  eine  Gebühr,  welche 
Ton  den  bei  der  staatlichen  Feuercasse  versicherten  Gebäuden  als 
eine  Art  Zuschlag  zur  eigentlichen  Versicherungsprämie  zur  Deckung 
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der  Kosten  des  Löschwesens  erhoben  wird.  Sie  fliesBt  aber  nicht 
in  die  Fenercasse  selbst,  sondern  in  die  Staatscasse,  der  daf&r 
anderseits  die  die  Einnahme  ans  der  Löschabgabe  erheblich  Aber- 
steigenden  Kosten  des  Löschwesens  obliegen. 

Gesetz  vom  1.  März  1868  aber  Feaerlöschwesen.  Der  Abgabesatz  ist  '/g  */«  ^" 
Taxwertbs.  S.  aasäerdem  Gesetz  ?om  28.  Aug.  1867  aber  die  Feaercasse.  Aoch 
Aufsatz  TOD  Oegg  aber  Heranziehang  der  FeaerrersichcrangsoDtemehmangen  zq  dea 
Kosten  des  LO-ichwesens  in  FiD.arcb.  B.  11,  S.  804.  Im  £ut  far  1899  Ertrag  der 
Abgabe  675.000,  Kosten  des  LOäcbwesens  1.218.000  M.,  also  fast  das  Doppelte 
Annähernd  bestand  dies  Verhältniss  seit  lange,  der  Betrag  beider  Posten  ist  aber  seit 
Anfang  der  1870er  Jahre  anf  das  2-  bis  3-fache  gestiegen,  doch  die  Aasgabe  nod 
ein  wenig  stärker  als  der  Ertrag  der  Abgabe.  Im  Hamburger  Stempelweaen  koamea 
aasserdem  Feoerpolicenstempel  vor. 

Bremen. 
§.  189.  Sein  öffentlicher  Hanshalt  im  Allgemeinen. 

Dem  Gebiet  nach  mit  257  qkm..  wovon  438  ha.  noch  anf  das  Weserbett  Meii, 
ist  Bremen  der  kleinste  der  8  Fieistaaten,  aber  auch  aller  gegenwärtiicen  deatscbes 
Staaten  im  Reiche.  Der  Bevölkerang  nach  lässt  es  indessen  mit  196.404  (1S98 
208.818)  Bewohnern  nicht  nor  Labeck,  das  nicht  die  halbe  Volkszahl  hat,  sondern  9 
der  monarchischen  Kleinstaaten  hinter  sich,  darunter  das  Grossherzogtahm  Mecklenbmf- 
Strelitz  mit  nicht  der  halben,  Sachsen-Meiningen  mit  etwas  kleinerer  Volkszahl,  wuk 
Sachsen-Coborg-Gotba  hat  eine  nur  wenig  grössere  Be?Olkerang.  Schon  daraas  er- 
giebt  sich  die  relative  Bedeutung  Bremens  als  Staat  in  Deutschland,  FoUends  tritt  sie 
aus  der  wirthschaftlichen  Entwicklung  dieses  Gemeinwesens  herror.  Auch  das  bremiicke 
Finanz-  und  Steuerwesen  hat  eine  grosse  Bedeutung,  einen  Etat  ?on  20 — 80  MilL  Xait 
mehr  wie  die  grOssten  Kleinstaaten  (s.  o.  S.  584),  eine  mehrfach  sehr  interewiwte 
ältere  wie  neuere  Geschichte  und  gegenwärtige  Ausgestaltung.  Gleichwohl  man  ii 
der  folfi:cnden  Darstellung  aus  räumlichen  Gründen  und  nach  der  immerhin  eingebei- 
deren  Darstellung  des  Hamburger  Stcuerwesens  eine  Einschränkung  eintreten,  weleke 
für  uns  hier  um  so  unbedenklicher  ist,  weil  Bremens  Finanz-  und  Steuerweeeo  dock 
grosse  Aehnlichkeit  mit  dem  Hamburger  hat.  Nur  eine  Orientirung  aber  das  WichtigHe 
mit  Hervorhebung  einiger  besonderen  Eigenthamlichkeiten  einzelner  Steuern ,  wie  am 
Schosses  und  der  neuen  Einkommen-  und  sonstigen  directen  Steuern,  soll  hier  ge- 
geben werden.  Auch  sie  verlangt  schon  mehr  Raum,  als  uns  dafar  eigentlich  nr 
Verfügung  steht. 

S.  aber  die  frühere  Zeit,  besonders  um  Mitte  des  19.  Jahrhunderts,  von  Bedes 
a.  a.  0.  S.  1520—22,  1578—88.  Staatsrecht  von  Sievers  im  Handbuch  desOffsiit- 
liehen  Rechts  III,  2,  3,  S.  67 ff.,  daselbst  abei  Finanzen  und  Steuern  S.  79.  Du 
Hauptsächlichste  aber  die  Entwicklung  der  Finanz-  und  Steuergesetzgebung  im  gaaiei 
19.  Jahrhundert,  mit  einzelneu  Notizen  noch  dahinter  zurack,  und  aber  die  jeweili|re 
Gestaltung  dieser  Gesetzgebung ,  in  Verbindung  mit  hOchst  reichhaltigem  nnd  trefflieb 
verarbeitetem  üiianzstatistischen  Material,  giebt  seit  lange  das  ausgezeichnete,  uck 
sonst  höchst  reichhaltige  amtliche  Handbuch  far  bremische  Statistik  in  seinem  Thdl  \l 
Von  Zeit  zu  Zeit  wird  darin  wiederholt  ein  etwas  genauerer  Abriss  der  Finanz-  «id 
Steuergesetzgebung  und  der  ganzen  Finanzorganisation  gegeben.  Unter  Anderen  m 
besonders  verwiesen  auf  die  bezuglichen  Abschnitte  im  Jahrgang  1865,  1876,  1887. 
1896,  worin  über  wichtige  Aenderungen  der  Gesetzgebung  Näheres,  aber  auch  die 
anderen  Jahrgänge  stellen  Einzelnes  mehr  oder  weniger  genau  dar.  Der  letzte  roi 
mir  benutzte  Jahrgang  ist  der  fUr  1898  (Heft  II),  erschienen  1899.  S.  auch  in  Fla 
arch.  I,  S.  234  ff.  den  Aufsatz  von  Fitger  aber  Bremens  Finanzen,  im  Archiv  aock 
einzelne  der  neueren  Steuergesetze  u.  A.  m.  (s.  u.).  Der  Text  der  Gesetze  ist  ■ak^ 
fach  auch  im  Statistischen  Jahrbuch  abgedruckt. 

Aus  der  Steuergesetzgebung  des  19.  Jahrhunderts  und  besonders  derZeit 
nach    1866  werden   hier  nur  die  Gesetze,  bezw.  Verordnungen  über  die  wiehtigvret 
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und  eigenthttmlicben  Steuern  besonders  angegeben.  So  zun&cbst  die  in  mebr  als  einer 
Uinsicbt  interessanten  sogen.  Scbossordnnngen,  Einkommenscboss,  Yer- 
DJÖgcnsscboss.  Der  crstere  beruhte  auf  dem  Gesetz  yom  3.  Jan.  1848,  s.  dazu 
Verordnungen  yom  7.  Mai  1848,  26.  Juni  1850,  30.  Mai  1853,  12.  Mai  1862.  Gesetz 
vom  19.  Mai  1872,  worin  dieser  Scboss  immer  mebr,  zuletzt  scbon  fast  ganz  wie  eine 
Einkommensteuer  ausgebildet  ist,  nur  mit  Festhaltung  der  theiiweise  geheimen  Steuer- 
zahlung. An  seine  Stelle  trat  dann  die  förmliche  Einkommensteuer  nach 
Gesetz  ?om  17.  Dec.  1874,  nebst  Gesetz  ttber  die  Hebungsbehörden  vom  25.  Oct.  1874, 
mit  Novellen  vom  13.  und  16.  Nov.  1880,  19.  April  1885,  26.  M&rz  1892,  5.  Jan. 
1893,  8.  Febr.  1895  (s.  u.  A.  Statistisches  Jahrbuch  1876,  S.  416  ff.,  Jahrgang  1896, 
S.  447,  1898,  S.  230.  Fin.arch.  B.  7,  S.  595).  Der  Yermögensschoss  aus  dem 
16.  Jahrhundert  ist  nur  von  Zeit  zu  Zeit  als  ausserordentliche  Steuer  erhoben  worden, 
neuerdings  auf  Grund  der  revidirten  Scbossordnung  vom  23.  Oct.  1848  nach  Gesetz 
vom  23.  Mai  1848  (s.  Gesetzsammlung  und  Statistisches  Jahrbuch  fUr  1896,  S.  482), 
Abänderunfren  im  Gesetz  über  Yermögensschoss  vom  13.  Juni  1874.  Letzte  Erhebung 
in  1876.  Die  Grundsteuer  (Grund-  und  Erbsteuer),  welche  die  Geb&udes teuer 
umschliesst,  ist  kurz  vor  der  französischen  Zeit  1808  eingeführt  worden  (s.  zur  Statistik 
des  Bremer  Staats  Jahrgang  1865,  S.  XXI,  bis  1865).  In  der  neueren  Zeit  hat  sie 
eine  mehrfach  interessante  Entwicklung  gehabt,  seit  dem  Gesetz  vom  26.  Febr.  1865 
far  das  ganze  StaaU(?ebiet  (s.  Jahrbuch  fUr  1876,  S.  492).  An  Stelle  dieses  GeseUes 
trat  für  die  Stadt  Bremen  und  einen  Theil  der  angrenzenden  Feldmarken  des  Land- 
gebiets das  neue  Gesetz  vom  13.  M&rz  1873  mit  Novelle  vom  13.  Dec.  1874,  wodurch 
das  Princip  der  Besteuerung  nach  dem  Yerkaufdwerth  allgemein  eingeführt  wurde. 
Dies  Gesetz  hat  zu  lebhafter,  auch  litterarischer  Discussion,  Gutachten  von  Practikern 
und  Theoretikern  geführt,  besonders  G.  Hanssen's,  der  es  verwarf,  und  Anderen, 
die  Haussen  darin  meistens  beistimmten,  ich  selbst  nur  mit  dem  Yorbehalt  der  An- 
erkennung der  Kichtigkcit  des  principiellen  Gedankens  des  Gesetzes.  (S.  Hanssen's 
Gutachten  vom  Dec.  1876  und  dazu  die  „gutachtlichen  Aeusserongen  über  dies  Gut- 
achten'', Bremen  1877.  sowie  meine  Fin.  Th.  IL  2.  Aufl.,  S.  567.  Statistisches  Jahr- 
bach Bremens  1876,  S.  414,  1882,  S.  434.  1896,  S.  445).  An  die  Stelle  des  Gesetzes 
▼on  1873/74  trat  das  neue  vom  11.  Oct.  1878  und  dann  wieder  für  das  ganze  Staats- 
gebiet giltig  das  Gesetz  vom  25.  Oct.  1880.  Eine  jetzt  bestehende  weitere  directe  (die 
Vermögenssteuer  eingerechnet  vierte)  ist  die  sogen.  Firmensteuer,  wesentlich  eine 
kaufmännische  Gewerbesteuer  nach  dem  Gesetz  vom  27.  Mai  1884,  welche  die  vor- 
aDgehende  Umsatzsteuer  des  Gesetzes  vom  18.  Dec.  1871  ersetzt  hatte,  die  ihrerseits, 
zuerst  nach  Gesetz  von  1862  an  Stelle  des  ehemaligen.  1824  —  62  vorhandenen 
Ein-  und  Ausfuhrzolls  getreten  war  (Statistisches  Jahrb.  1882.  S.  496.  1884,  S.  233, 
Fin.arch.  B.  3,  S.  251  ff.).  Ausser  den  kleinen,  mit  zu  den  directen  Steuern  gerech- 
neten Wirthschaftsabgaben  von  Schankgewerben  u.  s.  w.  bestehen  als  weitere 
andere  „directe  Abgaben*'  die  wesentlich  an  Yerhältnisse  der  Stadt  Bremen  als  solcher 
(im  Unterschiede  vom  Staat)  sich  anschliessenden,  principiell  eigentlich  mehr  gebühren- 
artige Abgaben  darstellenden:  Erleuchtungs-,  Wasser-,  Canal-,  Abfuhr- 
steuer. Nach  Fortfall  des  ehemaligen  Zolls  war  und  ist  noch  die  auch  nach  dem 
Anschluss  Bremens  an  den  Zollverein  modificirt  bestehen  gebliebene  sogen.  Yerbrauchs- 
äbgabe,  früher  sogen.  Consumtionsabgabe,  die  wichtif^stc  indirectc.  Für  sie 
.galt  lange  die  Yerordnung  vom  26.  Juni  1834  mit  verschiedenen  späteren  Gesetzen 
und  Yerordnungen,  jetzt  beruht  sie  auf  dem  Gesetz  vom  25.  Juli  1888.  Dazu  kommen 
irerschiedene  directe  Gebrauchs-  (zum  Theil  Luxus -)Steuern,  noch  jetzt  auf  Lust- 
fohrwerke, Pferde,  Hunde,  Nachtigallen;  ferner  verwandter  Art  auf  Billards,  Eegel- 
iHihnen,  Maskenbälle,  Tanzmusiken,  früher  nach  Bestimmungen  und  Sätzen  in  den  jähr- 
lichen Steuergesotzen.  Diese  Abgaben  werden  in  der  Statistik  zu  den  indirecten  Steuern 
gerechnet  Ebenso  die  Stcmpelabgaben,  die  Immobilienveräusserungs- 
abgabe,  die  Abgabe  vom  öffentlichen  Yerkauf  von  Mobilien  u.  s.  w.,  von 
Wechselprotesten,  die  Erbschaftssteuer,  sowie  die  Gerichtssporteln 
und  verschiedenerlei  andere  Yorwaltungssporteln  und  Gebühren.  Auch  diese 
Abgaben  beruhten  bis  zu  neuerlicher  besonderer  Regelung,  so  durch  Gesetz  vom  25.  Dec. 
1895  und  22.,  26./31.  März  1896  und  18.  Juli  1899  u.  a.  auf  dem  jährlichen  Steuernresetz. 
Die  Erbschaftssteuer  hat  jüngst  eine  eigene  Regelung  durch  das  Gesetz  vom  13.  Dec. 
1895  und  das  Gesetz  vom  18.  Juli  1899  erfahren  (im  Fin.arch.  B.  15.  S.  650,  auch  S.  624). 
&n8tige,  ebenfalls  zu  den  indirecten  Abgaben  und  zwar  zur  Kategorie  „Zölle  u.  dgl. 
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Abgaben''  fcerechnete  sind  die  Schi  ff  fahr  tsabgabe  (Gesetz  vom  29.  M&rz  1895) 
nnd  die  Guterdeclarationsabirabe  (Gesetz  vom  19.  Oct  1888,  26.  Nov.  18981 
Zq  der  gleichen  Rubrik  wird  der  Antheil  am  Ertrag  der  Zölle  und  Reicbs- 
steuern  frerechnet.  Eine  Specialsteuer  fUr  die  Börse  ist  die  sogen.  Kaufmanns- 
stener  (auch  Börsensteuer  genannt). 

Im  Folgenden  sollen  nur  die  directen  Hauptsteuern,  nebst  der  ehemaligen 
Umsatzsteuer  und  der  Verbranchsabirabe  etwas  näher  behandelt,  die  anderen 
nur  tbeilweise  und  auch  dann  nur  kurz  berührt  werden.  Es  genügt,  für  die  mit 
Handel  und  Schifffahrt  in  Verbindung  stehenden  Abgaben  auf  die  analogen  Verh&k- 
nisbe  Hamburgs  zu  verweisen. 

Die  Stadt  Bremen  (Alt-,  Neustadt  und  Vorstadt)  als  Gemeinde 
und    der  Staat  Bremen    fallen    zwar    nach  der  Verfassung   (vom 
17.  Nov.  1875)   nicht  zusammen,   vielmehr  ist  die  Stadt  Bremen 
nur  eine   der  Gemeinden   im   Staate  und  nicht  einmal  die  einzige    ; 
Stadt,   da  auch  Vegesack   und   Bremerhaven   Städte  sind.     Die^e    j 
beiden   Städte    und    die  Landgemeinden   haben  auch   eigene  Ver-    - 
fassungen  und   das   Landgebiet  ist  ausserdem  noch  zu  einem  be. 
sonderen   Kreise    zusammengef-isst     Diese  Städte,    die   einzelnen 
Laiuigemeinden  und  dieser  Kreis  haben  auch  ihr  besonderes  Finanz- 
wesen, Etats,  Abgaben.   Für  Staat  und  Stadt  Bremen  ist  zwar  eine 
Trennung  der  Verwaltung  von  Staats-  und  Genieindeangelegenheiteo 
und   damit  auch  von   Staats-   und  Communalhaushalt   in  der  Ver. 
fassung  in  Aussiebt  genommen  gewenen,   aber  bisher   ungraebtet 
verschiedener  Anregungen  dazu  nicht  erfolgt.     So  iällt  im  Ganzen 
staatsbremischer    und    stadtbremischer   Haushalt    noch    zusammen,    i 
„Die  Einnahmen   aus   stadtbremischen  Abgaben  u.  s.  w.  fiiessen  in 
die  Staatscasse  und  ebenso  werden  die  Bedürfnisse  der  Gemeiiide 
Bremen   aus   der   8taatscasse   bestritten,    in   der  Abrethnung  der 
Staatskasse    ist    darum    auch   zugleich   die   Jahresabrechnung  der 
Stadtgemeinde  Bremen  enthalten"  (Statistisches  Jahrbuch). 

S.  VerfassoDff  von  Bremen  vom  17.  No7.  1875  mit  Veränderungen  ans  1878. 
1879  1882  bei  Störcii  S.  592  tf.,  Ab^cbnitt  V,  «§.  81  11*.  von  den  Gemeinden.  Die 
§§  72—80,  worin  in  ?:?.  78  die  erwähnte  Trennung  beibehalten  war.  sind  durch 
Gesetz,  vom  27.  Mai  1879  aufgehoben  worden.  Siever»  a.  a.  0.  S.  81  ff.  Sttti^L 
Jahrb.  im  Abschnitt  von  den  (lemeindefiiianzen,  Einleitung,  so  z.  B.  Jg.  1896.  S.  497. 
1898  S.  256.  £>  wird  hier  der  finan/^tatibtische  Verbuch  gemacht,  die  i>tädti»cheB 
und  .«staatlichen  Finanzen  der  Stadt  Bremen  in  Einnahmen  und  Ausgaben  zu  treimeo, 
aber  nur  um  zu  zeigen,  wie  die  finanzielle  Trennung  vorgenommen  werden  LaDD. 
Die  Finanzen  von  Vegesack  und  Bremerhaven,  der  Landgemeinden  werden  im  Jab^ 
buch  dargeitellt,  so  J«.  1898,  S.  265  ff*,  üeber  die  Verwaltung  der  Staatsfinanzen  in 
Allgemeinen  s.  Jg.  1896,  8.  414  ti'.  An  der  Spitze  der  Verwaltung  steht  die  sogen. 
Finanzdeputation. 

Der  bremische  Staatshaushalt  erhält  wie  der  haniburgische 
durch  die  Veimiscbung  staatlicher  und  städtischer  Ausgaben  nnd 
Einnahmen,  durch  das  Ueherwiegen  der  städtischen  und  zwar  der- 
jenigen einer  grossen  Handels-  und  Seestadt,  durch  die  Ver- 
wendungen   für  Verkehrsaulagen    und  Anstalten   für  Handel  uod 
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Schifffabrt  sein  Gepräge.  Seitdem  unter  ftir  Bremen  nicht  eben 
finanziell  günstigen  Bedingungen  die  Antbeile  Bremens  an  preassi- 
sehen  Eisenbahnlinien  dem  preussischen  Staate  abgetreten  worden 
sind,  1883,  hat  Bremen  die  zeitweise  hoben  Erträge  aas  diesem 
Titel  zum  Tbeil  verloren,  wenn  ihm  auch  die  Kapitalahfindung,  die  es 
erhielt,  indirect  andere  Einnahmen  verschaffte  oder  durch  Schulden- 
minderung  Zinsen  ersparte.  Die  grossen  Verwendungen  für  Schiff- 
fahrts-  und  Hafenanlagen  u.dgl.  m.  haben  ein  erhebliches  neues, 
auch  Erträge,  wenn  auch  in  knapperem  Maasse  gebendes,  Staats- 
activvermögen  geschaffen,  dem  freilich,  trotz  des  auch  Bremen  gewor- 
denen Reichszuschusses,  eine  grosse  Schuldvermehrung  entHpricht 

Auf  diese,  auch  ziemlich  complicirten  Verhältnisse  kann  hier  nicht  näher  ein- 
gegangen werden.  Das  finanzstati^tische  Material,  nach  Brutto-  und  Netto^ahlen  und 
zusammengestellt  nach  verschiedenen  Gruppen  und  auf  Grund  ?er»cliiedeiier  Be- 
rechnung- und  Yergleichungsmethoden.  ist  in  frrosher  Ausführlichkeit  im  Statistischen 
Jahrbuch  gegeben,  mit  Vergleichungen  bis  1846  zurück.  H<^chst  verdienstliche  tiuanz- 
statistische  Arbeiten,  wie  sie  kaum  sonst  für  ein  Gemeinwesen.  Staat  oder  Stadt,  vor- 
liegen. Es  seien  daraus  nur  wenige  Daten  herausgehoben ,  um  die  Gesammtcntwicit- 
Inng  und  die  Verschiebung  in  der  Zusammensetzung  der  Nettoeinnahmen  nach  den 
Haoptkategorieen  derselben  zu  zeigen  (s.  Jg.  1896,  S.  437,  438,  Jg.  1898,  S.  227). 

Tab.  86.    Gewöhnliche  Einnahmen  (in  1000  Mark). 

Dorchschoi«  bratto  neUo  '/<•  -J^^^-  ,  ,^„    -.'JV^^ 

1846—50  2728  2256  82.71  28.53 

1861—65  5680  3824  67.33  37.49 

1871—75  10317  6248  60.56  47  19 

1886—90  13868  9787  70.58  56.61 

1891—95  17483  11482  65.67  61.39 

1898  22967  13871  60.39  6641 

Zu  diesen  sogen.  .,ge wohnlichen*'  Einnahmen  treten  noch  „nngewöhnlirho*',  aber 
meist  nur  in  geringem  Betrage,  früher  etwas  mehr,  später  meist  wenitrer.  Von  alh'n 
Einnahmen  zusammen  waren  die  ungewöhnlichen  1846—50  2.99,  1861 — 65  8.29, 
1871—75  4.18.  1886—90  0.79,  1891—95  0.90,  1898  2.84%.  Es  ergiebt  suh  eine 
absulute  Vermehrung  der  Nettoeinnahmen  in  dem  ganzen  Zeiträume  auf  mehr  als  das 
Sechsfache,  eine  relative  auf  das  Zweiundeiudrittelfache. 

Die  erfolgte  Verschiebung  bei  allen  Nettoeinnahmen  (einschliesslich  unge- 
wöhnliche) zeigt  folgende  Tabelle,  in  der  alle  nicht  zu  den  directen  gehörigen  als 
indirecte  Steuern  zusammengefas^t  sind  (Zölle,  Verbrauchsabgaben,  Verkehrosteuern 
in  Stempeiform  auf  Bechtägeschäfte,  Gerichtskobten  u.  s.  w.). 

Tab.  87.        Directe        Indirecte  Zu-      Verkebrsanst.   Anderes      Andere 

^/o    Steuern         Steuern         sammen         u.  s.  w.     Ei^renthum      Titel 

1846-50  27.31  60.14  87.45  —  12  55  — 

1861-65  24.81  6158  86.39  —  13.61  — 

1871-75  30.78  52.76  83.54  3.02  8  83  4  61 

1886-90  48.73  42.10  90.83  0.13  9.97  0  07 

1891—95  51.38  32.59  93  97  —  9  73  6  30 

1898  50.81  36.11  86.92  O.Ol  13.07  — 

Die  Steuer- R ei  n ertrage  lieferten  hiernach  doch  immer  einige  80  bis  90  "/o 
der  Netfoeinnahme  Die  Verkehr>an>talten  hatten  in  der,  hier  übergangenen  Periode 
1866 — 70  mit  5.20  %  die  höch.-te  Quote  erreicht.  Besonders  auffällig  ist  unter  den 
Steuern  die  starke  VerschiebuDg  zwischen  directen  und  indirecten,  die  indessen 
correcter  nach  den  Biuttoerträgcn  beider  Gruppen  berechnet  wird  (s.  u.). 
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Ueber  den  Einfloss  des  UebergaDgs  des  bremischen  Antheils  An  preossiscbcD 
Eisenbahnen  auf  den  preassischen  Staat  s.  Fitger's  Anfsatz  im  Fin^arch.  B.  l.S.  237. 
Prenssen  zahlte  nach  dem  Vertrage  vom  30.  Nov.  1883  Art.  8  an  Bremen  für  die 
Abtretung  der  Eigenthnms-  und  sonstigen  Rechte  36  Mill.  liark  baar  (preossischei 
Gesetz  vom  17.  Mai  1884),  eine  Summe,  welche  nach  bremi;»cher  Aaffassoog  (bei 
Fitger)  gegenüber  der  bisherigen  Rente  viel  zu  niedrig  war,  so  dass  sich  ein  Kapittl- 
Verlust  von  17.7 — 26.5  Mill.  Mark  ergeben  hätte  (?).  Vom  Reich  erhielt  Bremen  zur 
Durchfahrung  des  Zollanschlusses  die  Hälfte  seines  eigenen  Kostenaufwands,  in  max. 
12  Mill.  Mark  (§.  1  des  Reichsgesetzes  vom  31.  März  1885).  Die  bremische  Statistik 
gestattet  genauer  die  Entwicklung  der  grossen  Ausgaben  far  Hafen-,  Verkehrsanlafei 
zu  verfolgen.  Die  Staatsschuld  betrug,  das  Kapital  immer  zur  Verirleichung  anf 
eine  3  Vo^^e  Schuld  umgerechnet:  1846  17.02  Mill.  Mark  Kapital.  511.000  M.  Zinset. 
1865  bezw.  49.97  und  1.499.000,  1875  (Maximum)  131.90  und  3.957.000,  1884  (for 
der  Redoction  der  Schuld  in  Folge  des  Deberirangs  der  Bahnen  an  Prenssen)  107.72 
und  3.232.000,  1886  (danach)  56.00  und  1.680.000,  1898  nach  stetigem  Wachsthu 
besonders  sei  1887.  grossentheils  in  Verbindung  mit  Einrichtungen  fQr  den  ZoQ- 
anschloss.  155.60  Mill.  Mark  und  4.668  000  M.  (Statistisches  Jahrbuch  für  1896  S.  492, 
für  1898  S.  252,  eb.  auch  die  Verwendung).  Nettoeinnahmen  von  den  Veikebn- 
anstalten  (Strassen,  Bahnen.  Hafen-.  Krahn-,  Schleusenwesen)  ergaben  sich  nach  des 
Finanzrechnungen  nicht  mehr,  aus  sonstigem  Ei^cnthum,  das  aber  nur  in  seinen, 
freilich  ertragsreichsten  Haupttheilen .  Gas-  und  Wasserwerken,  aus  der  StaatsscboU 
hervorgegangen  ist,  sind  1898  1.770.000  M.  Reinertrag  abgefallen,  wodurch  aise 
87.9  Vo  ^^^  Schuldzinsen  gedeckt  wurden. 

Die  Schuld    lastet  demnach  doch   zum    grösseren 
Theil  auf  der  Steuer,  weshalb  die  Arten  der  letzteren,  dorcb 
welche   diese  Last  wie  die  übrigen  öffentlichen  Ausgaben  gedeckt  t 
werden,  besondere  Bedeutung  gewinnt. 

§.  190.    Das  bremische  Steuersystem.     Es  ergiebtrich 
nun,  dass  die  grosse  absolute  Vermehrung  der  Steuererträge,  welche 
seit   der  Mitte  des   19.  Jahrhunderts   eingetreten  ist,   tiberwiegeod 
auf  die  directen  Steuern  trifft  und  die  Steuerlast  sich  relativ 
sehr  erheblich  von  den  indirecten  (im  weiteren  Sinne,  ein- 
schliesslich aller  Verkehrssteuern,  Erbschaftssteuer  u.  s.  w.)  nach 
den  directen  hin  verschoben  hat,  wie  schon  die  Daten  der 
Tab.  87  zeigen  und  in  dem  Folgenden  noch  genauer  nachgewiesen 
werden  wird.    Da  hierbei   der  Ertrag  der  Einkommensteuer  (wie 
des  früheren  Einkommenschosses)  besonders  stark  entwickelt  worden 
ist,  zu  welchem  nach  Lage  der  Dinge  die  kaufmännischen  und  ver- 
wandten  Berufe  in   besonderem  Maasse  beitragen,    von  dem  nnr 
gelegentlich  erhobenen  Vermögensschoss  ganz  abgesehen,  und  da 
in  Bremen  durch  die   frühere  Umsatzsteuer  und  die  an  ihre  Stelle 
getretene  Firmensteuer  diese  Berufe  wieder  speciell  belastet  werden, 
so   unterliegt  das   gegenwärtige  Steuersystem  Bremens   auch  nicht 
den  gleichen  Bedenken,  wie  das  hamburgische  (S.  589):  es  belastet 
eben   mehr  die  Kreise,   welche  von   den  Staatsaufwendungen  un- 
mittelbar den  grössten  Vortheil  haben;  ob  bereits  genügend,  kann 
dabei  noch  offene  Frage  bleiben. 
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Das  Stenersy stein  Bremens  setzt  sich  gegenwärtig  aas  directen 
und  von  der  amtlichen  Statistik  als  indirecte  im  weitesten 
Sinne  zusammengefassten  Steaem  folgendermaassen  zasammen. 
Zu  den  ersteren  gehören  als  erste  Grappe  (I)  eigentlicher  Staats- 
steuern  fünf  Steuern:  1)  vom  Grund  und  Boden  und  den  Gebäuden, 
die  Grund-  und  Gebäudesteuer,  2)  vom  Einkommen,  die 
Einkommensteuer,  die  Nachfolgerin  des  ehemaligen  Einkommen- 
schosses, 3)  vom  Vermögen  der  noch  zu  Recht  bestehende,  wenn 
auch  nur  selten  noch  erhobene  Vermögensschoss,  4)  die 
Firmensteuer,  wesentlich  eine  kaufmännische  Gewerbesteuer, 
und  5)  die  Wirthschaftsabgabe.  Dazu  kommen  dann  als 
zweite  Gruppe  (II;  directer  Steuern  die  oben  S.  613  erwähnten 
specifisch  städtischen,  welche  die  Natur  von  Gebühren  be- 
sitzen, zum  Theil  aber  als  Zuschläge  zur  Grundsteuer  erscheinen. 
Namentlich  die  hier  in  Betracht  kommenden  fünf  Steuern  der  ersten 
Gruppen  bestehen,  wenn  man  ihre  Vorläufer  mit  berücksichtigt, 
seit  lange  und  gestatten  daher  eine  längere  Perioden  umfassende 
Vergleichung  ihrer  Erträge.  Die  indirecten  im  weiteren  Sinne 
gliedern  sich  in  drei  Gruppen:  I.  Abgaben  von  Handel  und 
Schifffahrt,  nemlich  1)  die  Schifffahrts-,  2)  die  Declara- 
tionsabgabe  und  3)  die  von  der  Statistik  hier  mit  eingestellten 
Antheile  an  Zöllen  und  Reichsstenern,  die  nicht  mit  den 
Beträgen,  welche  von  diesen  Reichsabgaben  auf  Bremen  zu  rechnen 
sein  würden,  zu  verwechseln  sind.  Daza  würden  zu  stellen  sein: 
4)  die  ehemaligen  bremischen  Zölle,  als  deren  Nachfolger 
aber  eigentlich  die  Firmensteuer  (und  frühere  Umsatzsteuer)  gelten 
kann.  Die  Gruppe  II  umfasst  die  oben  S.  613  einzeln  genannten 
Verbrauchsabgaben  (ältere  Accise)  und  Gebrauchs- 
abgaben, die  Gruppe  III  die  mancherlei  Abgaben  „von  Rechts- 
geschäften und  Amtshandlungen",  worunter  Verkehrs- 
steuern in  Stempelform  (ausser  den  Reichssteuern),  Erbschafts- 
steuern, Besitzwechselsteuern  und  verschiedene  Gebühren  (auch 
von  Gerichten)  zusammengefasst  werden.  Auch  diese  Abgaben 
gehen  weiter  zurück,  wenn  sie  auch  mehrfach  Veränderungen  er- 
fahren haben.  Die  jetzigen  und  die  früheren  Erträge  gestatten 
daher  einigerraaassen  einen  Vergleich.  Ein  solcher,  ausgedehnt 
auf  alle  Kategorieen  des  Steuersystems,  ergiebt  dann  die  angedeutete 
Verschiebung  zwischen  directen  und  dieser  Gesammtheit  der  in- 
directen Steuern  (im  weiteren  Sinne)  in  der  Richtung  der  bedeutend 
stärkeren  Ertragsentwicklung  der  ersteren. 
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Dabei  sind  freilich  wieder  die  auf  Bremen  fallenden  Betr&ga  Fon  BeichszöUea 
und  Steuern  (im  Uuterächied  von  den  Bremen  verbleibenden  Aotbeilen  daran)  nicht 
mit  berücksichtigt.  Doch  gestattet  die  treffliche  bremische  Finanzstatistik,  auch  dies« 
Beträi^e  selbst  mit  einzuziehen. 

Aus  folKcndcn  statistischen  Daten  ergiebt  sich  das  Nähere  (Jahrbach  für  1896, 
S.  416  If.,  für  1898.  S.  213  ff.). 

Tab.  88.    Bremens  Steuererträge  (roh,  in  1000  Mark). 

1846 '50  1891/95     1898        auf  den  Kopf  Hark 
Durchschnitt  im  Jahre      1846/50  189l;95    18d6 

1.  Von  Boden,  Gebäuden       ...    236        1084        1209        2.99        5.80       5.79 

2.  „    Einkommen  (Vermögen)      .    248        3374        4130        3.14      18.04      19.77 

3.  „    Gewerben 8  685  725        0.10        3.66       3.48 

4.  Andere  directe  Abgaben  ...     145  898        1131         1.83        4.80        5.41 

I.  Summe  1—4  directe  Steuern    637        6040        7195        8.06      32.30      34.45 

5.  Aus  Zöllen  u.  dgl.  (incl.  Anthell 

au  Reichssteuern) 525         1569        2576        6.64        8.39      12.3S 

6.  Gebrauchs- u.  Verbranchsabgaben     569  634  741         7.20        3.39        3.54 

7.  Von  ßechtsgesch.  u.  Amtshandl.    334        1674        1846        4.22        8.95       8.84 

IL  Summe  5—7  indir.  Steuern  1428        3877        5162      18.06      20.73      24.71 
Summe  I  und  II    .    .     .    .  2065        9917      12357      26.12      53.03      59.16 

Bei  Nr.  6,  Gebrauchs-  und  Verbrauchsabgaben,  sind  hier  die  in  der  bremischoi 
Statistik  da?on  abgetrennt  eingestellten  Einnahmen  aus  „anderen  indirectcn  Abgab6n^ 
nemlich  von  Billards,  Kegelbahnen,  Maskenbällen,  Tanzmusik  u.  s.  w.,  mit  den  übrifei 
(so  von  Lustt Uhrwerken,  Pferden,  Hunden,  Nachtigallen),  weil  nahe  verwandt,  zusammea- 
gezogen  worden. 

Die  ungemein  grosse  absolute  und  auch  relative  Vermehrung  der  Steoereitiige 
in  diesem  Zeitraum  von  über  einem  halben  Jahrhundert  tritt  hier  schlagend  herror. 
Für  die  Bewegung  der  Zahlen  in  der  ganzen  Periode  nach  Qninquennien  s.  das 
Statistische  Jahrbuch. 

In  der  bremischen  Statistik  wird  nun  der  höchst  interessante  Versuch  gemiclit, 
wenigstens  annähernd  zu  berechnen,  wie  gross  die  Gesammtbelastung  der 
Bremer  Bevölkerung  mit  Staatsabgaben  und  mit  den  auf  Bremen  entfallendea 
Reichsabgaben  sich  stelle,  au  sich  und  im  Verhältniss  zum  geschätzten  Gesammteio- 
kommen  („Volks-  oder  Nationaleinkommen'')  der  Bremer  Bevölkerung.  Ein  Versoch, 
wie  er  sonst  kaum  ähnlich  zuverlässig  vorliegt,  weshalb  hier  einige  Daten  dartlber 
mitgetheilt  werden  (Jahrbuch  fUr  1896,  S.  421,  für  1898,  S.  216). 

Tab.  89.     Bremens  gesammte  Steuerbelastung,  Staats-  und  Beichssteoa 

(1000  Mark). 

Durchschnitt  1846/50    1861/65  1871/75  1881/85  1891/95      1897 

1.  Staatsab^aben      ....     1385        2531         3972        5412        7001        8166 

2.  SecschillfahrtsabRaben  .     .       —  —  —  235  342  534 

3.  ReichszöUe  und  Steuern   .      —  3  202  372        3174    c.  3582 

Summe  1—3    ....     1385        2534        4174        6019      10517      12282 
Volk^ieinkommen 

Mark      .     .     .        30.74       61.09      102.09       96.25      125.47     149.63 
Belastung  desselben  durch 

Steuern  «/o 4.20         4.15         4.09         6.25         8.38        8iö 

Eine  Steigerung  der  Belastung  seit  der  Reichsperiode  auf  das 
Doppelte!  Die  StaatsbevölkerunR  war  1840—50  etwa  79.000,  1871—75  c  132.000, 
1891—95  187.000,  1897  203.000,  hat  sich  also  in  der  ganzen  Periode  von  100  aaf 
257,  das  Volkseinkommen  von  lOO  auf  487,  auf  den  Kopf  von  389  auf  737  M.,  oder 
von  100  auf  189,  die  gesammte  Steuerlast  von  c.  17.5  auf  c.  60.5  M.  für  den  Kopf, 
oder  von  100  auf  346  vermehrt.  Die  Bremer  Statistik  hat  auch  hier  die  Berechnangei 
für  Qninquennien  und  zum  Theii  einzelne  Jahre  durchgeführt. 

Die  folgende  Tab.  90  giebt  dann  nach  den  Daten  a.  a.  0.  die  ErtragsanÜieile 
der  einzelnen  Steuergattungen  von  dem  gesamroten  Staatssteuerertrag  (incL  Bremeii 
Antheile,  nicht  Erträge,  von  den  Reichssteuern)  an. 
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Tab.  90.    Quoten  '(in  %)  des    Ertrags   der    einzelnen    Steuergattnngen 

?om   Gesammtertrag. 

Darchschnitte:  1846/50        1861/65       1871/75        1891/95 

Steaergattnngen. 

1.  Von  Boden,  Gebäuden  .     .     .     11.44  9  49  10.57  10.93 

2.  „    Einkommen    (Vermögen)     12.01  1351  18.33  34.02 

3.  „    Gewerben 0.38  0.57  1.02  690 

4.  Andere  directe  Abgaben  .     .  7.02  4.84  6.47  9.05 
I.  Summe  1—4  directe  Steuern  30.85  28.41  36.39  60.90 

5.  Ans  Zöllen  u.  8.  w.(incl.Reichä-)  25.44  26.99  19.59  15  82 

6.  Gebrauchs-  u.  Verbrauchsabg.  27.54  23.78  22.45  6.40 

7.  Von  Rechtsgesch.,  Amtshandl.  16.17  20  82  21.57  16.88 
U.  Summe  5—7  indir.  Steuern  69.15  71.59  63.61  39.10 

Summe  I  und  II  .     .    .     .  100.00  100.00  100.00  100.00 

Hier  zeigt  sich  also,  dass  die  Proportionen  der  directen 
und  indirecten  Steuern  beinahe  die  umgekehrten  geworden  sind: 
früher  jene  nicht  Va*  j^^^^  ^^^^  Vs-  ^^^  Kategorie  4,  welche  die  spccifisch  städtischen 
directen  Abgaben  t'ar  Erleuchtung  u.  s.  w.  enth&lt,  mttsste  bei  der  Vergleicbung 
eigentlich  von  den  directen  Steuern  abgesetzt  werden.  Aber  das  Gesammtergebniss 
der  Verschiebung  würde  auch  dann  kein  wesentlich  anderes:  die  directen  Steuern 
betrügen  dann  1846/50  25.6,  1891.95  57.0  %. 

Nimmt  man,  wohl  mit  Recht,  an,  dass  die  directen  Steuern 
weit  mehr,  als  die  oben  unter  dem  Namen  indirecte  zusammen- 
gefassten,  richtigen  steuerpolitischen  Vertheilungsgrundsätzen  ent- 
sprechen, zumal  bei  der  in  Bremen  erreichten  Zusammensetzuog 
beider  Gruppen  und  der  Einrichtung  der  zu  jeder  gehörenden 
Gattungen,  so  wird  diese  Verschiebung  als  ein  wesentlicher  Fort- 
schritt in  Bezug  auf  die  Vertheilung  der  Steuerlast  angesehen 
werden  dQrfen.  Fraglich  bleibt  nur,  ob,  wie  schon  angedeutet 
wurde,  innerhalb  der  directen  Steuern  die  kaufmännischen  Berufe 
und  verwandte  ganz  genügend  getroffen  werden  und  nicht  trotz 
Firmensteuer  auch  hier,  wie  freilich  schärfer  in  Hamburg,  die  Staats- 
lasten  von  den  kaufmännischen  Interessenten  immer  noch  zu  stark 
auf  die  „Allgemeinheit^^  geschoben  werden,  auch  wenn  unter  dieser 
der  Kaufmann  wieder  besonders  stark  vertreten  ist. 

Bei  der  Vergleicbung  mit  Hamburg  (S.  588  ff.)  sei  übrigens  bemerkt,  dass  dort 
in  der  Tab.  85  die  Erbschaftssteuer  zu  den  directen  Steuern  gezogen  ist,  während  in 
den  obigen  Tabellen  für  Bremen  diese  Steuer  unter  den  indirecten  steht,  in  Gemäss- 
heit  der  Verarbeitung  des  Materials  im  Statistischen  Jahrbuch.  Bei  gleicher  Behand- 
lung dieser  Steuer  wie  in  der  Hamburger  Tabelle  würde  die  Quote  der  directen 
Steuern,  bei  der  neuerlichen  Vermehrung  des  Erbschaftssteuerertrags  in  Bremen,  noch 
etwas  kleiner  und  die  Verschiebung  in  der  Richtung  der  directen  im  Laufe  der  ganzen 
Periode  noch  etwas  stärker  werden.    S.  Über  die  Erbschaftssteuer  unten  in  §.  196. 

§.  191.  Die  einzelnen  wichtigen  oder  besonders 
characteristischen  Steuern. 

Nur  diese,  nicht  alle  vorgekommenen  und  noch  bestehenden  Steuern  sollen  hier 
behandelt  werden  (S.  612),  stets  aber  nur  unter  Beschränkung  auf  das  Hauptaächliche, 
daher  die  Grund-*,  Einkommen-,  Vermögenssteuer  (Schoss),  Firmen-  (und 
frtlhere   Dmsatz-)steuer,  die  Verbrauchsabgabe.    Die  Übrigen,  auch  die  Erb- 
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schaftsstener,  werden  noch  kürzer  behandelt,  oder  aach  nicht  weiter  herangezogen. 
Fttr  Gesetze  and  litterarische  Materialien  s.  besonders  die  Abschnitte  im  Statistischen 
Jahrbuch  nnd  oben  §.  189. 

Die  Grundsteuer,  welche  die  Gebäude  mit  umfasst,  geht 
iu  Bremen  noch  auf  die  Zeit  vor  der  französischen  Einverleihnng 
zurück,  auf  1808,  wurde  nach  der  Befreiung  wieder  eingeführt  nnd 
hat  im  Laufe  der  Zeit  yerschiedene  Wandlungen  erfahren,  die  be- 
merkenswertheste,  freilich  nur  vorübergeheud,  durch  das  Gesetx 
von  1873,  ein  interessanter  Versuch  der  Besteuerung  desjenigen 
„Gonjunctureugewinns'',  welcher  aus  dem  Uebergang  gewöhnlicher 
unbebauter  oder  landwirthschaftlich  benutzter  Grundstücke  in  Ban- 
steilen und  bebaute  Grundstücke  gewonnen  wird.  Dieser  Versneh 
wurde  aber  schon  1878  durch  Aufhebung  des  Gesetzes  von  1873 
wieder  rückgängig  gemacht.  Die  Steuer  zerfällt  in  die  Gebäude- 
steuer, welche  nach  dem  Kapitalwerth,  und  in  die  eigent- 
liche Grundsteuer,  welche  nach  dem  Reinertrag  aufgelegt 
wird.  Es  wird  dabei,  in  der  Annahme,  dass  das  auf  eine  gleiche 
Höhe  der  Steuer  vom  wirklichen  Werth  hinauskommt,  das  feste 
Verhältniss  von  1  Promille  Gebäude-Kapitalwerthsteuer  zu  2Vj  % 
Grund-Reinertragssteuer  nach  gesetzlicher  Bestimmung  innegehalten, 
seit  längerer  Zeit  (1880er  Jahre)  bezw.  2.10  Promille  und  5.25  %, 

Unter  dem  Namen  einer  „Grund-  und   Erbesteuer''   wurden  1808  die  ii 
Stadt  und  Vorstädten   gelegenen  Häuser  mit  ZubehOr  einer  Steuer  von  V;^  des  ge- 
schätzten Werths,  Landgüter  und  Lustgärten  in  Stadt  und  übrigem  Gebiet  im  Besitz 
von  Bürgern  mit  2  ^/qq  ,   sonstige  Ländereien  auf  dem  Lande  (mit  Ausnahme  meye^ 
rechtlicher)   auch  mit   1  ^/q^  belegt.     Nach  dem  neuen  Gesetz  vom   26.  Febr.  1866 
^Uber  die  Abschätzung   von  Gebäuden   und  Grund  und  Boden  beho&  Ermittlung  des 
Giundsteuerwerthes''   wurde   die   Steuer  im   ganzen  Staatsgebiet  neu   und  einheitlich 
geregelt.   Gebäude  aller  Art,  Wohnhäuser  wie  gewerbliche,  in  Stadt  und  Land  wireo 
danach  allgemein  steuerpflichtig.     Die  Gebäude  selbst  wurden  nach   dem   Bau  werth 
(Kapitalwerth)  eingeschätzt,   wobei  in  der  Kegel  die  Feuerversicherungtaxe  ab  dieser 
Werth  gelten  sollte.     Das  Areal,  auf  dem  das  Gebäude  steht,  nebst  zugehörigem  Hof 
und  Garten,  wurde   besonders  nach   seinem  Werth  von  Sachverständigen  abgeschätzt, 
die  nicht  mit  Gebäuden   besetzten  Grundstucke,   wie  Lager-  und  Packr&ume,  BaaiB- 
schulen ,   sonstigen  gewerblichen  u.  s.  w.  Zwecken  dienende  unbebaute ,   welche  Dicht 
Zubehör   eines   städtischen   bebauten  Grundstücks   oder  einer  kleineren  Besitzung  des 
Gebiets   oder  Theile   eines  grösseren  Bauer-  oder  Landguts  daselbst  sind,  waren  roi 
den  Sachverständigen  nach  demjenigen  York  aufs  werth  abzuschätzen,  welchen  sie 
in  ihrem  Zustand  zur  Zeit  der  Abschätzung  nach  Lage  und  Grösse   und  nach  ihrer 
Ertragsfähigkeit    haben    würden.      Dabei    sollte    aber    ausdrücklich    „eine  Werth- 
erhöhung,  welche  durch  Landspeculation,  Parcellirungen,  Anlage  von  Strassen  oder 
in  sonstiger  Weise  künftig  erlangt  werden  könnte^',  nicht  berücksichtigt  werden  dorfeo 
(§.  4,   Nr.  2\  —  der  im  Gesetz  von  1873  beseitigte   und  in  den   gegentheiligen  Te^ 
wandelte  (inindsatz.   Aller  übrige  Boden,  daher  Bauer-  und  sonstige  Landgüter,  laod- 
wirthschaftliche  Grundstücke,  Holzungen  u.  s.  w.,  waren  ebenfalls  nach  dem  Yarkanfs- 
werth  abzuschätzen,  wofür  das  Gesetz  das  Nähere  angiebt. 

In  diesen  Bestimmungen  trat  nun  durch  das  Gesetz  vom  13.  März  1873  (ood 
13.  Dec.  1874)  in  Bezug  auf  das  Gebiet  „der  Stadt  Bremen  und  einen  Theil  der 
speciell  genannten  angrenzenden  Feldmarken'*,  eine  wichtige  Yerändernng  ein,  welche 
als  Yersuch  einer  „Conjuncturengewinnstener''  in  der  That  aUgemeinere  prindpielle 
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BedeütQDg  hatte  (e.  meine  Finanzw.  B.  II,  a.  a.  0.  Statistisches  Jahrb.  f.  1876,  S.  414  £f.). 
Motivirt  wurde  dies  in  der  Begründang  des  Gesetzes  damit,  dass  „eine  darch  Baa- 
specolation,  Parcellimngen ,  Anlage  ?on  Strassen  u.  dgl.  vorhandene  Möglichkeit  der 
Erhöhung  des  Ycrkaufswerths  nicht  unberücksichtigt  gelassen  werden  solle,  denn 
gerade  bei  solchen  an  der  Peripherie  der  Stadt  belegenen  Grundstücken,  welche  einen 
Baustellen werth  haben,  liege  es  klar  zu  Tage,  dass  ihr  Verkaufs werth,  soweit  er  über 
den  landwirthschaftlichen  Verkaufswerth  hinausgehe,  ein  Erzeugniss  der  den 
Wohlstand  und  die  Grösse  der  Stadt  hebenden  Tbätigkeit  der  Ge- 
sammtheit  sei,  welches  dem  Eigenthümer.  ohne  sein  Zuthun,  als  Gewinn  zu- 
falle, deshalb  habe  die  Gesammthcit  auf  die  ?ollc  Steuer  von  dem  von  ihr  selbst 
geschaffenen  Werthe  einen  begründeten  Anspruch.''  Die  an  sich  durchaus  rich- 
tige Begründung.  Nach  diesem  Gesichtspunct  war  der  Verkaufswerth  der  Gebäude 
and  des  Grundes  festzustellen,  der  dann  als  Grundsteuerweith  galt.  Um  richtige 
Schätzungen  zu  erlangen,  war  aber  zugleich  das  ganze  Scbätzungs^vesen  anders  ein- 
gerichtet, namentlich  nicht  mehr,  wie  bisher,  für  jeden  einzelnen  Fall  rom  Publicum 
gewählten  und  honorirten,  unter  keiner  weiteren  Controle  stehenden,  übrigens  beeideten, 
rom  Staate  unabhängigen  Privatpersonen,  sondern  vom  Publicum  unabhängigen,  ?om 
Staat  angestellten  wenigen  Beamten  übertragen  worden,  wodurch  auch  eine  Gleich- 
mässigkeit  der  Schätzung  verbürgt  werden  sollte.  Das  Gcltungsirebiet  des  Gesetzes 
worde  in  10  Schätzungsbezirke  eingetheilt,  von  welchen  von  1876  an  jährlich  einer 
allgemein  neueingeschätzt  werden  sollte,  mit  allgemeiner  Revision  alle  10  Jahre  (bisher 
alle  25)  und  specieller  in  besonderen  Fällen.  Das  Gesetz  fand  von  vornherein  viel 
Opposition  bei  den  Interessenten,  besonders  den  Besitzern  von  noch  landwirthschaftlich 
benutzten,  aber  in  das  Geltungsgebiet  des  Gesetzes  fallenden  und  eventuell  einmal  zu 
Baustellen  werdenden  Grundätücken.  Hier  passte  es  auch  nicht,  wenn  sich  dieser 
Oebergang  in  die  Baustellenqualität  nicht  bald  vollzog  und  der  landwirthschaftiiche 
Betrieb  als  regelmässige  Benutzungsweise  dieser  Grundstücke  fortdauerte.  Bei  dem 
bald  eintretenden  Rückgang  der  Bauconjunctur  nach  der  Krisis  von  1873  ff.  war  dies 
aber  die  Sachlage.  Haussen  und  die  meisten  Begutachter  seines  Gutachtens  beur- 
theilten  die  Frage  als  eine  der  gewöhnlichen  ländlichen  Grundsteuervert'assung  und 
(amen  daher  zu  einer  Verwerfung  der  Grundsätze  des  Gesetzes  von  1873.  Ich  stimmte 
lern  bei,  soweit  es  sich  um  wirklich  landwirthschaftlich  benutzten  Boden  handelte, 
connte  aber  das  Princip  des  Gesetzes  fUr  die  Fülle,  für  die  es  berechnet  war,  nicht 
larchaus  missbilligen,  sondern  musste  den  richtigen  Kern  darin  anerkennen.  Die  Oppo- 
sition der  Interesseuten,  die  ablehnenden  Voten  der  Theoretiker  und  sonstiger  Practiker, 
Huneist  wohl  die  rückgängige  Conjunctur  im  Bodenwerth  und  Bauwesen  führten  zur 
^nfhebunfT  des  Gesetzes  (s.  mehrfache  Jahrgänge  des  Statistischen  Jahrbuch,  u.  A.  auch 
1882,  S.  434,  1.  Abtb.). 

In  der  neuen  Gesetzgebung  von  1878  und  1880  ist  man  wieder  zu  dem  früheren 
System,  mit  Modificationen ,  zurückgekehrt.  Die  bebauten  nnd  die  diesen  gleich- 
gestellten Grundstücke  werden  der  Gebäudesteucr,  die  unbebauten  der  Grundsteuer 
interworfen,  erstere  Steuer  wird  nach  dem  Kapitalwerth ,  letztere  nach  dem  Steuer- 
iitrag  veranlagt.  In  welcher  Weise  die  Ermittlung  beider  Werthe  erfolgt,  ist  in  be- 
londeren  Anweisungen  zu  dem  Gesetz  festgestellt  worden.  Für  Gebäude  selbst  gilt 
fieder  der  Bauwerth  und  als  dieser  der  Vcrsicherungswerth  als  Grundlage.  Das 
Schätzungswesen  und  die  Organisation  der  betreHcuden  Behörden  sind  anderweit  ge- 
'egelt  worden  (s.  Näheres,  auch  die  gen.  Anweisungen  im  Statist.  Jahrb.  für  1882, 
2.  Abth.,  S.  436  Ü\),  Der  Eiufluss  des  Gesetzes  von  1873  zeigt  sich  mit  in  den  finan- 
dellen  Ergebnissen,  vor,  während  und  nach  der  Giltigkeit  des  Gesetzes.  So  war  im 
durchschnitt  von  1871—75  bei  dem  Steuersatz  von  P/o  °/oo  ^^^  Steuerertrag  der 
ganzen  Grundsteuer  in  der  Stadt  Bremen  428.000,  1876-80,  der  Hauptzeit,  für  die 
las  gen.  Gesetz  jralt,  beim  Satz  von  2  7oo  791.000,  also  bei  dem  Satz  von  IVa  °/oo 
S93.000,  1881—85  der  Ertrag  der  Gebäudesteuer  allein  bei  dem  Satz  von  2.1  7oo  n^ir 
rSö.OOO,  1886—90  739.000,  erst  1891—95  bei  demselben  Satz  wieder  820.000  M., 
leben  einem  Ertrag  der  Grundsteuer  von  1881  an  von  c.  6500 — 7600  M.;  im  Land- 
Gebiete  stieg  der  Ertrag  der  ganzen  (irundsteuer  von  100.000  M.  in  1871 — 75  auf 
L42.000  (bei  dem  gleichen  Steuersatz  auf  106.500)  M.,  fiel  dann  1881—85  auf  71.500 
)ei  der  Gebäudesteuer  und  68.800  M.  bei  der  Grundsteuer,  zusammen  auf  134.800  M. 
ind  hat  erst  im  folgenden  Jahrfünf  wieder  die  Höhe  von  1876 — 80  erreicht.  —  Das 
V'erhältniss  des  Stcuerfusses  von  1  7oo  Gebäudesteuer  vom  Kapitalwerth  und  2Vi  7o 
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Grandsteuer  vom  Reinertrag  nach  dem  Gesetz  vom  25.  Dec.  1880  beruht  aaf  der  An- 
nahme eines  Nutzwerths  der  Gebäude  von  4  7o«  wobei  dann  jene  Steaerüätze  gleich 
hoch  waren,  und  gilt  gegenwärtig  noch,  wird  aber  jährlich  besonders  festgesetzt 
(s.  z.  B.  Gesetz  vom  18.  Juli  1899).  Der  Ertrag  im  ganzen  Staatsgebiet  war  danach  in 
1898  1.140.000  M.  Gebäudesteuer,  70.000  M.  Grundsteuer,  wovon  auf  die  Stadt  Bremen 
rund  928.000  und  7000  M.  fallen.  Eine  bemerkenswerthe  Bestimmung  war,  dass  in 
den  Gemeinden,  welche  schon  früher  zum  Zollverein  gehörten,  also  von  dessen  Zöllen 
und  Verbrauchssteuern  mit  betroHen  wurden,  bis  zum  Zollanschluss  des  ganzen  Gebiets 
in  1S88,  die  Grundsteuer  zur  Gompensatiou  theilweise  zurückerstattet  wurde,  zuerst 
der  speciell  berechnete  Betrag,  später  ein  fester  Jahresbetrag  (Gesetz  vom  25.  Nor, 
1875,  1.  Dec.  1881,  25.  Febr.  1885,  s.  Statist.  Jahrb.  1887,  S.  417). 

Zum  Theil  in  Form  von  Zuschlägen  zur  Grundsteuer  werden  die  oben  S.  613 
gen.  specifisch  städtischen  Verhältnissen  entspringenden  anderen  directen  Steuern  er- 
hoben. So  die  Wassersteuer  (Ertrag  1898  183.000  M.  br.),  z.  B.  nach  Gesetz 
vom  29.  März  1899  fUr  1899  vom  Eigenthümer  mit  */,o  7oo  ^^m  Gebäudcsteuerwenh, 
bezw.  mit  1  ^/o  vom  Reinertrag  der  Grundstücke  im  Stadtgebiet,  ausserdem  vom  Miether 
mit  */ß  Vo  ^0"*  Miethzins ,  auf  dem  Landgebiet  sind  die  betreffenden  3  Sätze  '/.  •/«^ 
Vf^^io  und  1  7o-  Die  wichtigste,  die  Erleuchtungssteuer  (Ertrag  1898  717.Ö0Ö 
Mark.  d.  h.  über  7i2  ^^^  Grundsteuer),  die  in  der  Stadt  Bremen  auch  eine  Pflaster- 
Steuer  vertritt,  gilt  in  der  Stadt  Bremen  und  in  denjenigen  Thcilen  des  Landgebiets, 
die  Strassenerleuchtung  auf  öffentliche  Kosten  haben.  Sie  tritit  Gebäude  mit  IV5*/« 
in  der  Stadt,  mit  lV«o  ^/'o:>  ^"^  ^^^  Lande  vom  Werth,  nur  grundsteuerpflichtige  Grond- 
stücke  mit  bezw.  3  und  2^8  Vo  ^^^  Reinertrag,  ausserdem  Miether  vom  Miethzins 
in  der  Stadt  mit  ÖVs«  aü^  ^lem  Lande  mit  5  ^Iq  (s.  Ge^ietz  vom  18.  Juli  1899).  Aach 
die  Canalsteuer  ist  ein  Zuschlag?  zur  Grundsteuer  (1898  0.3  ^'qq  vom  Gebiudewerth, 
0.75^0  vom  Reinertrag;  dazu  0.375  7o  ^^m  Miethzins  zu  Lasten  des  Miethen),  £^ 
trag  1895  116.000  M.  Ebenso  belastet  die  Abfuhrs teuer  (Fäcalien)  den  Eigen* 
thümer  als  Gebühr,  Ertrag  1898  99.000  M. 

§.  192.  Die  Einkommensteuer.  Diese  schon  früher  ge- 
plante Steuer  ist  in  Bremen  1848  zunächst  als  eine  Art  Zwecksteaer 
zur  Deckung  von  Zinsen  u.  s.  w.  fttr  Anleihen ,  namentlich  Eisen- 
bahnanleiben,  eingeführt,  dann  aber  alsbald  zur  bleibenden  ordent- 
lichen Steuer  für  die  Mitdeckung  des  allgemeinen  Finanzbedarfs 
geworden.  Das  Cbaracteristische  dieser  Steuer,  welche  sonst  doch 
von  vornherein  und  vollends  in  ihrer  späteren  gesetzlichen  Aus- 
gestaltung den  übrigen  modernen  Einkommensteuern  glich,  war, 
dass  der  Steuerpflichtige  auf  Eid  und  Gewissen  sich  selbst 
allein  abschätzte,  seinen  Steuerbeitrag  bis  zu  einer  ge- 
wissen, später  nach  der  Höhe  des  Einkommens  abgestuften  Somme 
offen  einzahlte,  den  nach  dem  Gesetz  zahlbaren  höheren  Stener- 
betrag  aber  verdeckt  in  die  Steuerkiste  legte.  Eine  alte,  aoch 
sonst  vorgekommene,  in  Bremen  selbst  namentlich  beim  Vermögens- 
schoss  (s.  folg.  §.  193)  bestehende  Einrichtung.  Das  Gesetz  be- 
stimmte den  offen  zu  zahlenden,  wie  den  überhaupt  zu  entrichten- 
den Steuerbetrag  (in  Procenten  vom  Einkommen),  verliess  sich  aber 
im  Uebrigen  auf  die  durch  Eid  bekräftigte  Gewissenhaftigkeit  der 
Steuerpflichtigen,  auch  in  Betreff  der  Kenntniss  und  Befolgung  der 
gesetzlichen  Bestimmungen  über  das,  was  als  steuerpflichtiges  Ein- 
kommen anzusehen  war,  so  hinsichtlich  der  Abzngsposten,  der  Et- 
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werbskostCDy  der  eiDzelnen  Einnahmen,  welche  als  Einkommen- 
zn wachs  oder  als  Vermögenszuwachs  zu  gelten  hatten  n.  s.  w. 
Uebrigens  fehlte  es  an  weiteren  Controlmittein  und  auch  an  IStraf- 
bestimmungen  nicht  ganz.  Der  Steaerfuss  hat  im  Laufe  der  Zeit 
gewechselt. 

Bi»  1870  waren  250  Thlr.  Gold  (c.  830  M.)  Einkommen  steuerfrei,  250—400 
Thlr.  Gold  (c.  830—1329  M.)  zahlten  1  Thlr.  (c.  3  M.  32  Pf.),  4-500  Thlr.  (c.  1329 
bis  1660  M.)  2V2  Thlr.,  höheres  Einkommen  1  %.  Davon  waren  5  Thlr.  Gold  oUen, 
also  der  ganze  Stenerbetrag  der  kleinen  Einkommen,  der  Best  verdeckt  zu  zahlen. 
Die  gesetzlichen  Normen  wurden  mehrfach  erneuerL  Die  Haupt  bestimm  ungen,  weiche 
noch  am  Schlnss  der  Zeit  dieses  Systems  galten,  waren  die  folgenden  (z.  B.  Gesetz 
vom  19.  Mai  1872).  Steuerobject  war  das  Einkommen  nach  MaassRabe  des  Ertrags 
im  letzten  Kalenderjahre,  auf  Grund  der  Selbstschätzung  des  Steuerpflichtigen  auf  Eid 
und  Gewissen.  Steuersubjecte  waren  zunächst  die  Bewohner  des  Staats,  d.  h.  ein 
Jeder,  der  am  Beginn  der  Erhebung  im  bremischen  Staat  seinen  Wohnsitz  hatte,  auch 
die  hier  bestehenden  Stiftungen,  juristischen  Personen  und  Gesellschaften,  mit  Ein- 
schlnss  der  Erwerbsgesellschaften.  Auch  auswärtige  Stiftungen,  juristische  Per- 
sonen und  Gesellschaften,  incl.  Erwerbsgesellschaften,  welche  durch  Aiceuturen,  Filialen, 
Commaoditen  im  Staatsgebiet  Gewerbe  betrieben  oder  Grundbesitz  hatten,  waren  steuer- 
pflichtig für  das  aus  diesen  Quellen  herrührende  Einkommen.  Ohne  Rucksicht  auf 
Wohnsitz  des  EigenthUmers  war  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  im  Inland  steuer- 
pflichtig. Unter  den  Befreiten  befanden  sich  ausdrücklich  die  (inländischen)  Gemeinden, 
Kirchen,  Schulen,  auch  Stiftungen  und  Vereine  für  milde.  Kunst  und  Wissenschaft 
betreflende,  gemeinnützige  Zwecke  (mit  genauerer  Bezeichnung).  Zum  steucrpHichtigen 
Einkommen  sollten  auch  Lottcriegevinne  und  „ähnliche  Gewinne*,  nicht  aber  Erb- 
schaften, Legate,  Schenkungen  gerechnet  werden.  Steuerfrei  war  auch  jetzt  noch  das 
Einkommen  bis  250  Thlr.  Gold,  offen  einzuliefern  war  der  Steuerbetrag  der  Censiten 
mit  Einkommen  bis  500  Thlr.,  bei  Einkommen  von  500—1000  Thlr.  fUr  500  Thlr., 
der  Rest  wieder  verdeckt,  bei  dem  von  über  2000  Thlr.  für  2000  Thlr.  und  dann  der 
Rest  verdeckt.  Juristische  Personen,  Gesellschaften  mit  öffentlicher  Rechnungslegung 
hatten  aber  alles  oficn  zu  entrichten.  Wer  im  festgesetzten  Zahlungstermine  keine 
Steuer  gegeben  hatte,  aber  nach  Ermessen  der  Behörde  steuerpflichtig  war,  konnte  zu 
einem  andern  Termin  unter  Bedrohung  mit  Geldstrafe  vorgeladen  werden,  um  die 
Steuer  zu  entrichten  oder  auf  Eid  zu  erklären,  dass  er  in  diesem  Jahre  kein  steuer- 
pflichtiges Einkommen  habe  (§.  22  des  Gesetzes  von  1872).  Die  Behörden  waren 
überhaupt  befugt,  von  einzelnen  Steuerpflichtigen,  die  nach  ihrer  Ansicht  zu  wenig 
gezahlt  —  was  also  geprüft  werden  konnte  —  sowie  von  denen,  welche  befreit  za 
sein  glaubten,  weitere  Auskunft  auf  Eid  zu  verlangen  und  sie  uöthigenfalls  unter  Geld- 
strafeahndung vorzuladen  (§.  23  eb.).  Wer  Einkommensteuer  in  niedrigerem  als  dem 
gesetzlich  schuldigen  Betrage  entrichtet  hatte,  wurde  je  nach  dem  Grade  der  absicht- 
ficben  oder  fahrlässigen  Verschuldung  und  nach  dem  Betrage  der  Verkürzung  mit 
Geldstrafe  von  10  —  1000  Thlr.  oder  mit  Gcfäugniss  bis  zu  einem  Jahre  bestraft.  Die 
Steuersätze  waren  im  Jahre  1873  in  Markwährung;  nach  Freiheit  bis  750  M.  (etwas 
weniger  als  bisher)  750—1000  M.  Einkommen  2Vo  M.,  1000—1500  M.  5  ÄL,  bis 
dahin  war  der  ganze  Steuerbetrag  jetzt  oHen  zu  zahlen;  1500—2000  M.  bis  1500  M. 
%«/o,  darüber  1  %.  dabei  offen  zu  zahlen  bis  für  1500  M.,  d.  h.  10  M.;  2000  bis 
4000  M.  bis  2000  M.  ^/^  %.  darüber  1V.>  ^O'  <^abei  ollen  zu  zahlen  bis  für  2000  M. 
oder  15  M.;  4000—6000  M.  bis  4000  M.  l'/e^»  darüber  l'/2%,  dabei  oüen  zu 
zahlen  bis  für  4000  M.  oder  45  M;  6000  und  mehr,  bis  6000  M.  VI^^/q.  darüber 
2  V01  dabei  offen  zu  zahlen  bis  für  6000  M.  oder  75  M.  (Gesetz  vom  29.  April  1873). 
Der  Steuerertrag  war  in  1872  rund  967.000,  wovon  in  Stadt  Bremen  910.000,  1873 
1.145.000  bezw.  1.068.000,  1874  1.164.000  bezw.  1.068.000  M. 


Ohne  das  natürlich  sicher  beweisen  zu  können,  hat  man  früher 
wenigstens  angenommen,  dass  die  Erfüllung  der  Steaerpflicht,  wie 
beim  Schoss,  im  Allgemeinen  richtig  vor  sich  gehe.    Es  ist  u.  A. 


624  6.  B.  Uebeisichten  der  Bestenenuig.   Bremen.   §.  192. 

wohl  auf  das  Schwanken  des  Ertrags  der  Steuer  nach  der  Lage 
des  Erwerbslebens  in  der  grossen  Handelsstadt  als  auf  eine  jene 
Annahme  bestätigende  Tbatsache  hingewiesen  worden.  Indessen 
mit  der  Veränderung  der  gesammten  Wirthscbaftsverhältnisse,  der 
neueren  stärkeren  Zuwanderung  fremder  Elemente  bei  Freizügigkeit 
und  Gewerbefreiheit,  mit  der  grösseren  Verwickehheit  der  Steoer- 
scala  und  der  Erhöhung  des  Steuerfusses  für  grösseres  Einkommen 
soll  das  allgemeine  Vertrauen,  dass  die  Steuerpflicbt  dem  Gesetze 
gemäss  erfolge,  sich  mehr  verloren  haben.  Auch  die  Voraussetzung, 
dass  ein  Jeder  richtig  sein  Einkommen  kenne,  correct  Buch  führe, 
die  gesetzlichen  Vorschriften  bei  der  Berechnung  des  steuerpflich- 
tigen Einkommens  kenne,  richtig  verstehe  und  richtig  befolge, 
glaubte  man  weniger. als  früher  für  zutreffend  ansehen  zu  können. 
Der  Verlass  auf  das  bisherige  System,  auf  „den  Einfluss  alt- 
bremischer Tradition  und  Gewöhnung'^  auf  die  Treue  gegen  die 
beschworene  Pflicht  wurde  geschwächt.  Das  wirkte  dann  auch 
psychologisch  nachtheilig,  indem  die  ehrlichen  Censiten  sich  benach- 
theiligt  fühlen  mussten,  wenn  sie  nicht  bei  allen  anderen  gleiche 
Gewissenhaftigkeit  annehmen  konnten,  ein  Moment,  das  leicht  selbst 
wieder  versuchlich  wirkt.  So  hat  man  dann  doch  im  Jahre  1874 
das  bisherige  System  controleloser  Selbsteinschätzung  zu  Gunsten 
desjenigen  einer  controlirten  Selbstschätzung  aufgegeben. 

Dieser  principiell  und  steuergeschichtlich  wichtige  Schritt  ge- 
schah im  Gesetz  vom  17.  Dec.  1874.  Es  besteuert  wie  bisher 
ausser  den  physischen  Personen  auch  ioländische  juristische,  ein- 
schliesslich Erwerbsgesellschaften  und  liegende  Erbschaften,  mit 
einigen  Befreiungen,  bestimmt  die  objective  Steuerpflicht  im  Ganzen 
wie  die  neueren  deutschen  betreffenden  Gesetze,  und  beruht  im 
Uebrigen  auf  der  nach  bestem  Wissen  zu  erfüllenden  Angabe- 
oder Declarationspflicht,  deren  Erfüllung  aber  jetzt  unter 
Gontrole  gestellt  und  durch  Strafandrohungen  zu  sichern  gesucht 
wird.  Die  Steuerfreiheitsgrenze  ist  gegen  früher  etwas  beschränkt 
worden  (von  c.  830  auf  600  M.).  Der  Steuersatz  (7o)  der  höchsten 
Classe  wird  jährlich  durch  Gesetz  festgestellt  und  danach  der  auf 
die  übrigen  Steuerclassen  fallende  verhältnissmässige  Betrag  von 
der  Behörde  (Steuerdeputation)  berechnet.  Die  anfänglichen 
niedrigen  Steuersätze  des  Gesetzes  voo  1874  sind  allmälig  stark 
erhöht  worden,  besonders  bei  den  grösseren  Einkommen,  auf  das 
Vier-  und  Fünffache. 
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S.  über  die  Gesichtspuncte,  welche  zu  der  Reform  von  1874  führten,  Statistisches 
ahrbnch  für  1876,  S.  417.     Zorn  Gesetz  vom  17.  Dec.  1874  Anweisnnf?  vom  14.  ond 

0.  Dec.  1874  (Fin.arch.  B.  7,  S.  601).    Femer  Gesetz  vom  25.  Oct  1874  über  die 
Icbnng^sbehQrden.    Novellen  zum  Einkommensteuergesetz  von   1874  mehrfach,  s.  o. 

1.  613.    Dazu  noch  die  Bestimmungen  über  die  Stencrfüsse  j&hrlich.    Reiches,  gat 
erarbeitetes  statistisches  Material  in  den  bremischen  statistischen  Jahrbüchern. 

Von  Einzelheiten  soll  hier  nur  noch  Weniges  hinzugefügt  werden.  Die  wesent- 
ichen  Bestimmungen  über  subjective  und  objective  Steuerpflicht  schliessen  sich  im 
iesetz  von  1874  denen  der  früheren  Gesetzgebung  an,  unter  Berücksichtigung  des 
teichsgesetzes  wegen  Doppelbesteuerung.  Eine  eigenthümliche  Bestimmung  ist,  dass 
ich  der  Procentsatz,  nach  dem  der  Gensit  seine  Steuer  zu  zahlen  hat,  nach  seinem 
lesammten  Einkommen,  mit  Hinzurechnung  des  steuerfreien,  richtet  (§.  4),  also 
licht  wie  sonst  allgemein  bloss  nach  dem  steuerpflichtigen,  eine  Bestimmung,  welche 
•ei  der  Progressivität  des  Steuerfusses  practische  Bedeutung  gewinnen  kann,  besonders 
lei  dem  Einkommen  aus  Dividenden  inl&ndischer  Actiongesellschaften ,  das  beim 
Cmpf&nger  (Action&r)  steuerfrei  ist  Unter  den  Abzugsposten  befinden  sich 
lemlich  auch  die  Einnahmen,  für  welche  ein  Dritter  die  Einkommensteuer  zu  ent- 
ichten  hat,  namentlich,  wie  ausdrücklich  hervorgehoben  wird,  die  Einnahmen  von 
Mvidenden  in  Bremen  steuerpflichtiger  Erwerbsgesellschaften  (§.  5,  d),  so  dass 
liemach  Doppelbesteuerung  bei  Einkommen  aus  Actiongesellschaften  vermieden 
rird.  Nach  Novelle  vom  20.  Juli  1899  zu  §.  8  des  Einkommensteuergesetzes  von 
.874  ist  das  gesammte  Einkommen  nach  bestem  Wissen  anzugeben,  und  zwar  auch 
getrennt  für  das  Yoijahr  das  steuerfreie  aus  Dividenden  und  sonstigen  Gewinnantheilen 
n  Bremen  als  eigene  Steuersubjecte  behandelter  inländischen  Actien- ,  Actien- 
»mmandit-  und  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  sowie  von  Erwerbs-  und 
91/irthschaftsgenossenschaften  (s.  auch  Gesetz  vom  30.  Dec.  1899).  AbzuRsfähig  sind 
kllgemein  auch  die  directen  Steuern  von  Einkommen,  Vermögen,  Grundbesitz,  Miethe, 
>teucm  an  Staat,  Gemeinde,  Verbände.  Steuerpflichtig  ist  im  Allgemeinen  das  Ein- 
:ommen  im  vorausgehenden  Kalenderjahr,  nach  Novelle  vom  16.  Nov.  1880  wird  aber 
»ei  Handels*  und  Fabrikgeschäften  auf  Grund  der  jährlichen  Declaration  das  Durch- 
chnittseinkommen  aus  3  bezw.  2  Jahren  von  der  Steuerbehörde  verrechnet,  wobei 
edoch  Jahre  ohne  Einkommen  nicht  niedriger  als  mit  Null  angesetzt  werden  dürfen 
§.  6,  Abs.  4).  Kapitalverluste  innerhalb  des  Kalenderjahres  der  Berechnung 
Itlrfen  dagegen  allgemein  abgezogen  werden,  vorhergegangene  oder  später  zu  besorgende 
licht  (Anweisung).  Die  Steuererklärung  ist  auf  Grund  amtlicher  Formulare  bis 
n  einem  bestimmten  Termine  zu  machen.  Wer  sie  unterlässt,  wird  von  der  Behörde 
iingeschätzt  (ohne  weitere  Rechtsnachtheile).  Es  erfolgt  dann  eine  Revision  der  Er- 
Ll&ningen  durch  RevisionsausschUsse  der  Steuerdeputation,  mit  dem  Recht,  eine  Er- 
lOhung  eintreten  zu  lassen,  vor  der  aber  der  Censit  zu  hören  ist.  Nur  Censiten  mit 
nuthmaasslich  nicht  über  800  M.  Einkommen  werden  nicht  erst  zur  Selbstschätzung 
lufgefordert  (§.  8).  Reclamation  findet  an  die  Steuerdepntation  statt,  enventuell  kann 
lern  Reclamanten  eidliche  Bestärkung  seiner  Angaben  zugemuthet  werden  (§.  9).  Zu 
liedrig  eingeschätzte,  auch  ohne  Steuerzettel  gebliebene  Steuerpflichtige  müssen  das 
iomelden  (§.  10).  Strafe  sind,  ausser  Ordnungsstrafen,  bei  absichtlicher  oder  fahr- 
aasiger  Verschuldung  in  unrichtigen  Angaben  Geldstrafen  des  Zehnfachen,  im  Wieder- 
lolUDgsfalle  des  Zwanzigfachen  des  hinterzogenen  Steuerbetrags,  vorbehaltlich  der 
Strafen  des  Strafgesetzbuchs  (§.  11).  Das  Gesetz  bestimmt  auch  Verzugszinsen.  Mahn- 
md  Zwangsvollstreckungsgebühren  (§.  12).  Im  Gesetz  vom  25.  Oct.  1874  wird  u.  A. 
len  bei  der  Veranlagung  betheiligten  Amtspersonen  die  Geheimhaltung  zur  Pflicht 
gemacht  und  deren  Verletzung  unter  erhebliche  Strafen  gestellt.  Den  dem  Zollverein 
iDgeschlossenen  Gemeinden  wurde  auch  diese  Steuer,  wie  die  Grundsteuer,  (o.  S.  622) 
:urfickerstattet.  seit  1876.  Der  Steuerfuss  war  zuerst  1  7o  in  ^^^'  bei  Einkommen 
'on  über  10.000  M.  und  von  da  degressiv  nach  Stufen  von  je  100  M.,  z.  B.  bei  Ein- 
lommen  von  5000—5100  M.  31  M."  (0.6  ^U\  von  3000—3100  M.  lb*U  M.  (0.52  »g, 
ron  2000—2100  M.  9  M.  (0.45  Vo)»  bei  8-900  M.  2  M.  (^U%).  bei  unter  800  M. 
bis  600  M.)  r  2  M.  (c.  \V.  ^/o)-  Er  wurde  aber  bald  erhöht,  schon  für  1874  war 
IT  in  maz.  2  ^o  ^^^  10.000  M.  Einkommen  an  und  danach  für  die  kleineren  im 
l^crhältniss,  1875  3,  1876  4^'o,  1877  3,  1878—79  4,  dann  von  9000  M.  an  1880—91 
t,  1892  und  93  auch  4,  aber  V'g  höher  bei  Einkommen  von  6—12.000  M.  und  ','4 
löher  bei  dem  von  über  12  000  M.,  1894  fi*.  4  %  bei  über  9000  M.  mit  bestimmten 
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steiffenden  Zaschläjfen  (50  M.  bei  9000—9100,  117 Vg  M.  bei  11.900—12.000  M.) 
und  5  %  bei  EinkommeD  über  12.000  M.  Das  kleinste  steuerpflichtige  Einkommen 
trägt  in  neuester  Zeit  daher  4  M.,  über  V»  ^/o*  Auch  hier  ist  nicht  zu  rergesüeo. 
dasd  diese  Steuersätze  eben  Staats-  und  Communalsteuern  zusammen  betreffen,  ande^ 
seits,  dass ,  abweichend  von  Hamburir,  noch  eine  eigene  Verbrauchssteuer  besteht 
(u.  §.  195).  (S.  u.  A.  Jahrbuch  fiir  1896,  S.  448).  Der  Ertrag:  der  Einkommen- 
steii.r  im  Staate  war  rund  1892  3  225  000,  1896  3.547.000,  1898  4.130.000,  1899 
4  649.000  M.  In  Form  von  Zuschlagen  zur  EinkommenMeuer  wird  in  der  Stadt 
Bremen  für  die  Ko>ten  der  öffentlichen  Armenpflege  eine  sogen.  Armensteoer  a- 
hoben,  z.  B.  mit  13%  Zuschlag  für  1899  (Verordnung  vom  6.  Juli  1899).  Neoes 
Gesetz  über  Armenpflege  vom  18.  Sept.  1899,  durch  das  die  frtlheren  ersetzt 
worden  sind. 

§.  193.  Die  VermögeDsstener  (Scboss).  In  ihr  bat 
sich  eine  aUeEinrichtuDg,  für  welche  die  vorhandeneu  „Ordnungeo" 
bis  1539,  die  nachweisbaren  Ausschreibungen  und  Ertragsdateo  bis 
1730  zurückgeben,  in  mehrfach  abgeänderter,  aber  in  Hauptpuncten 
gleicher  Form  bis  auf  unsere  Tage  erhalten.  Sie  erinnert  in  ihrer 
Einrichtung  an  die  sonstigen  alten  städtischen  Vermögenssteuern.  Sie 
steht  neuerdings  freilich  nur  in  gelegentlicher  Anwendung,  daher  als 
eine  ausserordentliche  Steuer.  Als  eine  solche  alte,  nur  for^ 
gebildete  allgemeine  Vermögenssteuer  ist  diese  Einrichtung  von  all- 
gemeinerem iinanxwissenschaftlicben  und  practischen  Interesse.  Ihre 
neuere  Regelung  beruhte  auf  der  Schossordnung  vom  23.  Mai  (23.  Oct) 
1848,  wodurch  im  ganzen  Staatsgebiet  gleiche  Grundsätze  eingefBbrt 
worden  sind,  jetzt  auf  der  Ordnung  vom  13.  Juni  1874,  wodurch 
namentlich  dem  Reichsgesetz  wegen  Vermeidung  der  Doppelbesteuer- 
ung Rechnung  getragen  wurde.  Die  Steuer  verbindet  mit  dem 
eigentlichen  Vermögensschoss,  einer  wirklichen  allgemeineD 
Vermögenssteuer,  welche  aber  nur  die  grösseren  Vermögen,  jetzt  voo 
5000  M.  an,  trifft,  die  sogen.  Collecte,  mehr  eine  Personalsteoer 
für  Personen  mit  kleinerem  Vermögen.  Sie  beruht  beim  Scbotf 
auf  Selbstschätzung  nach  Eid  und  Gewissen  und  bat 
dabei  die  geheime  Zahlung  nach  dem  gesetzlich  angeordneten 
Steuerfusse  beibehalten.  Die  Steuer  ist  im  18.  Jahrhundert,  beson- 
ders in  dessen  zweiter  Hälfte  und  im  ersten  Jahrzehent  des  19.  oft, 
mitunter  jährlich  oder  selbst  mehrmals  im  Jahre  erhoben  worden, 
pp'nter  viel  seltener  und  nach  1849  überhaupt  nur  noch  4  mal  (18H 
1863,  1866,  1876).  Seit  der  Entwicklung  der  Einkommen-  nnd 
Grundsteuer  bestand  auch  weniger  Bedürtnins  ftlr  sie,  die  doch  in 
ihrer  Ausgestaltung  manche  Unebenheiten  hatte.  Neben  der  Grund- 
steuer und  der  Firmensteuer  erscheint  sie  auch  steuerpolitisch  nicht 
so  notb wendig,  als  etwa  eine  derartige  Steuer  in  Hamburg  (S.  603). 
Indessen   wird    durch   letztere   beiden   Steuern  doch  nur  ein  Theil 
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des  Besitzes  und  fuDdirten  EiDkonimens  getroffen.  Zur  geDlIgenden 
Mithesteuerung  alles  letzteren  erschiene  die  Fortbildung  der  einmal 
gesetzlich  bestehenden  Vermögensstener  aus  einer  ausserordentlichen^ 
was  sie  rechtlich  immer  gewesen,  bei  ihrer  neueren  seltenen  Er- 
hebung auch  factisch  geworden  ist,  zu  einer  ordentlichen  wohl  der 
Erwägung  werth,  was  dann  allerdings  starke  Abänderungen,  viel- 
leicht die  Aufhebung  der  Grundsteuer  und  auch  der  Firmensteuer^ 
ersterer  wenigstens  als  Staatssteuer,  bedingen  würde.  Eine  völlige 
Aufhebung  der  ersteren  hatte  bei  dem  Character  des  bremischen 
Haushalts,  als  eines  zugleich  und  vornemlich  städtischen,  Bedenken^ 
solange  beide  Haushalte  nicht  getrennt  sind.  Ein  wesentlich  aus 
Einkommen-  und  Vermögenssteuer  bestehendes  directes  Steuer- 
system, welches  andere  deutsche  Staaten  erst  jüngst  entwickelt 
haben,  im  Bruch  mit  der  historisch  tlberkommenen  Ertrngsbesteuerung, 
wtlrde  in  Bremen  nach  Lage  der  Dinge  der  bisherigen  historischen 
Entwicklung  ja  ganz  entsprechen. 

S.  die  legrislativen  und  statistischen  Materialien  aach  über  diese  Steuer  reich- 
haltig: mehrfach  im  Statistischen  Jahrbuch,  so  J.g.  VII,  H.  7,  S.  LXVII,  J.g.  1876, 
S.  436  ff.,  Jif.  1896.  S.  482  ff. 

Die  Steuer  scheint  erst  allmälig,  seit  1751,  dann  besonders  seit  1826  auf  die 
Bevölkerung  ausserhalb  der  Stadtburgerschaft  ausgedehnt  worden  zu  sein,  wobei  die 
Gebietbbewohner  früher  ein  Avcrsum  zu  leisten  hatten.  Einzehie  Bestimmungen  der 
älteren  Schossordnungen  in  Betreff  der  subjecti?en  Stenerpflicht  der  Bremer  Bürger 
und  der  allein  zum  üewerbebetrieb  in  Bremen  mit  zugelassenen  Angehörigen  nur 
gewisser  anderer  Staaten  standen  mit  dem  frUlien^n  Gewurbfrecht  im  Zusammenhang. 
Id  der  revidirten  Scho>sordni]ng  vom  23.  Oct.  1848  wird  der  Schoss  als  eine  reine 
Vermögensabgabe  bezeichnet,  welcher  in  der  Regel  jedes  Vermögen,  das  1000  Thir.  G. 
und  mehr  beträgt  (vordem  3000  Thlr.  G.  und  mehr)  nach  einem  pruceniweise  fest- 
geseuten  MaassMabe  unterworfen  ist.  Die  Vermögen  von  1000 — 3000  Thlr.  G.  sollten 
dabei  immer  um  Vs  niediiger  als  die  höheren  belegt  werden.  Die  Collecte  wrd 
dagegen  in  der  Schossordiiung  als  eine  Abgabe  cha^acte^i^i^t,  bei  der  theils  auf  das 
Vermögen,  theils  auf  das  Gewerbe  RuckMcht  genomm«.'n  wird  und  die  von  denjeniifen 
zn  entrichten  ist,  deren  Vermögen  den  Betrag  von  1000  Thlr.  nicht  erreicht.  Der 
höchste  ^atz  dieser  nach  Monatsbeträgen  berechneten  Abi^abe  hatte  stets  unter  dem 
siediiiFsten  Satz  des  zu  erhebenden  Schosses  zurückzubleiben.  Offen  war  der  Schoss 
¥0D  3000  Thlr.  von  Steuerpflichtigen  mit  diesem  und  höherem  Vermögen,  derjenitre 
fou  1000  Thlr.  von  den  anderen  CenMten  zu  entrichten,  das  Uebrige  konnte  verdeckt 
in  die  Stbo^skiste  geworfen  werden,  aber  nur  in  Bremer  Gold  oder  anderem  gutea 
Gvlde.  Die  Bestimmunj^en  über  subjective.  objective  StenerpHicht,  Befreiungen  von 
Schoss  und  Collecte  sind  genau  gefasst.  U.  A.  war  auch  das  Vermöi^en  der  todten 
Hand  steuerpflichtig,  befreit  waren  nur  wenige  Personen  kreise  (Prediger,  Lehrer),  nur 
gewisse  milde  Stiftungen.  Objectiv  steuerpflichtig  war  aUes  Vermögen,  auch  das, 
welches  Bremer  im  Auslände  besessen,  ferner  das  keine  Nutzüni;  gewährende,  die 
Mobiiien  u.  s.  w.,  der  Kapitalwerih  von  Leibrenten,  doch  btet^  nur  das  reine  Vermögea 
nach  Abzng  der  Schulden.  Die  zur  Collecte  Pflichtigen  werden  mit  bestimmten  Sätzen 
Tou  der  Behörde  ange:»etzt  und  hatten  Reclamatiuusrecht.  Characteristisch  für  das 
ganze  System  war  folgende  allgemeine  Bemerkung  in  der  Schossordnung:  „Bei  Be- 
zahlung des  Schosses  wirJ  vürauäge&et/.t,  dass  Jeder  seiner  beschworenen  Bürgerpflicht 
oder  übernommenen  ei<les>tattlich<'n  Versicherung  eins^edenk  sein  werde,  und  findet 
soweit  die  Hebung  auf  Treu  und  (jlauben  statt.  Sollte  indessen  die  Schossbehörde 
ans  besonderen  Gründen  sich  veranlasst  tinden,  in  die  R<-chtlichkeit  eines  Schossers 
Misstraaen  zu  setzen,  so  soll  sie  befugt  sein,  den  eingebrachten  Schoss,  bevor  er  in 
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die  Schosskiste  geworfen  wird,  zu  zählen  und  sodann  den  Cmst&aden  nach  geeignete 
Verfügung  zu  treffen." 

Aus  dem  neuen,  noch  geltenden  Gesetz  über  den  VermOgensschoss  Tom  13.  Joni 
1874  sei  noch  Folgendes  hervorgehoben.  Die  Unterscheidung  von  eigentlichem  Schoss 
und  CoUecte  ist  geblieben,  die  Grenze  aber  jetzt  bei  5000  M.  zwi:ichen  beiden  ge- 
zogen und  die  schosspfiichtigen  Vermögen  sind  in  höhere  und  niedrigere  bei  der 
Grenze  von  16.000  M.  abgetheilt.  Verdeckt  eingelegt  wird  in  letzteren  beiden  Fillei 
der  Steuerbetrag  von  über  16.000  und  bezw.  über  5000  M.  Vermögen,  der  SchoM 
für  diesen  VcrmOgensbetrag  selbst  offen.  Doch  kann  jeder  Schosser  Alles  offen  gegei 
Empfangschoin  einzahlen.  Jene  Befugniss  der  Behörde,  eventuell  die  eingelegte  Somm 
zu  zählen,  ist  geblieben.  In  allen  zweifelhaften  Fällen  kann  Erklärung  an  Eidesstatt  ; 
verlangt,  zu  dem  Zweck  auch  unter  Androhung  von  Geldstrafe  vorgeladen  werden.  - 
Für  Stiftungen,  juristische  Personen,  Gesellschaften,  auch  für  alle  unter  Vormundschaft-  ] 
lieber  oder  gerichtlich  bestellter  Verwaltung  stehenden  Vermögen  muss  der  voDe 
Schossbetrag  offen  eingezahlt  werden.  Gollecten  werden  von  amtlichen  Etnsammlen 
eincassirt,  rückständige  ohne  gerichtliche  Intervention  executivisch  beigetrieben.  Der 
Fuss  des  Schosses  (in  ^J^)  wird  jedesmal  bei  der  Ausschreibung  festgesetzt,  er  ist  ffir 
Vermögen  bis  16.000  M.  ipso  jare  um  Vs  niedriger  als  für  höhere,  für  die  GcJlecte 
Va  des  Betrags  der  niedrigsten  Schossquote.  Subjectiv  steuerpflichtig  sind  physische 
und  juristische  Personen  (inci.  Erwerbsgesellschaften,  auch  liegende  Erbschaften),  die 
im  Staatsgebiet  Wohnsitz  haben,  ferner  für  den  im  inländischen  Grundbesitz  und  Ge- 
werbebetrieb angelegten  Vermögenstheil  auch  auswärts  wohnende  physische  und  doni- 
cilirte  juristische  Personen.  Unter  den  Befreiungen  vom  Schoss  seien  erwähnt  die 
von  elternlosen  Mindei jährigen ,  ohne  eigenen  Hausstand  noch  selbständiges  Gewerbe 
bei  Vermögen  unter  16.000  M.,  ferner  inländische  öffentliche  juristische  Personei, 
auch  milde  und  gemein nützi^e  Stiftungen  und  Vereine,  auch  Arbeiterversichening»- 
und  aligemeine  Beerdigungscassen  (brüderschaftlichc),  dagegen  ausdrtlcklich  nicht 
Familienstiftungen;  von  Collecte  sind  frei  Dienstboten  in  fremdem  Hausstand,  öfieit- 
liehe  Arme  u.  dgl.  Vermögensbesitz  Schosspflichtiger  im  deutschen  Auslande  ist 
jetzt  steuerfrei,  aber  dabei  nicht  der  Actionär  für  das  in  deutschen,  ausser- bremifchet 
Actien  angelegte  Vermögen  (§.  9).  Special  Vorschriften  regeln  die  Steuerpflicht  Fremder 
<§.  10.  11).  Objectiv  steuerpflichtig  sind  im  Allgemeinen,  Ausnahmen  und  einzelie 
Befreiungen  im  Gesetz  vorbehalten,  alle  Vermögensbestandtheile ,  die  einen  Veikaife- 
odcr  Nutzungswerth  haben,  im  In-  oder  Ausland  belegene,  dort  besteuerte  oder  nickt 
besteuerte,  Nutzung  gebende  oder  nicht  gebende.  Daher  ist  z.  B.  der  Besitz  voi 
Actien  n  i  c h  t  -  bremischer  Gesellschaften  mit  steuerpflichtig,  bremischer  nicht,  wefl 
die  Actiengesellschaft  direct  schosspflichtig  ist;  doch  muss  auch  ein  Besitz  steuerfreier 
Bremer  Actien  vom  Actionär  mit  eingerechnet  werden,  um  den  Umfang  der  Steoo^ 
pflicht  und  den  maassgebenden  Procentsatz  festzustellen.  Bei  der  allein  erfolgeadea 
Selbstabschätzung  soll  lediglich  derjenige  Werth  zu  Grunde  gelegt  werden,  den  der 
eiuiselne  Gegenstand  nach  gewissenhafter  Ueberzecgung  des  Schossers  zur  Zeit  dt» 
Beginns  der  Schosserhebung  hat  (§.  15).  Besondere  Bestimmungen  sind  als  Norm  ftr 
die  Abschätzung  von  gewissen  Arten  nutzbaren  Eigenthums,  von  Renten,  Notzang»- 
rechten  getroffen  (§.  16).  Die  Sclbstschätzung  erfolgt  nach  Eid  und  Gewissen,  trai 
Bremer  Staatsbürgern  auf  Staatsbürger-  oder  Bürgereid ,  von  Anderen  auf  Steoeireid; 
wer  keinen  dieser  Eide  geleistet,  hat  eidesstattlich  redliche  Zahlung  zu  geloben.  Zi 
geringe  SchosszahlnnK  ist  nach  dem  Grade  der  Verschuldung  mit  Geldstrafe  bis  5000  IL 
oder  mit  Gefängniss  bis  zu  1  Jahre,  Verweigerung  gesetzlich  geforderter  Auskunft  odtf 
Unterlassung  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Anzeigen  mit  der  Hälfte  dieser  Strafet 
bedroht,  auch  bei  absichtlicher  Verschuldunfr  mit  dem  Verlust  des  etwaigen  öffat- 
liehen  Amts.  Die  Erhebung  von  Schoss  und  Collecte  leitet  die  SchossbehOrde  (Depi- 
tation),  der  auf  ihren  Antrag  Schossbürger,  gewählt  von  der  Bürgerschaft,  aber  nickt 
aus  ihren  Mitgliedern ,  beigeordnet  werden  können. 

Es  ist  schade .  dass  diese  interessante  Steuer  im  letzten  halben  Jahrhundert  m 
selten  und  fast  im  ganzen  letzten  Viertcljahrhundert  gar  nicht  mehr  erhoben  werdet 
ist,  so  dass  man  die  Bewährung  dieser  Stencrverfassung  nicht  beurthcilen  kann.  Frfther 
hat  sie,  besonders  zwischen  1740  und  1820,  in  schwierigen  Zeiten  Dienste  |(ekbtet* 
auch  sehr  hohe  Sätze,  z.  B.  1813  Va  7o  (a^so  I2V2  Vo  ^^^  Einkommen  bei  Anoahae 
von  4^/0  Ecnte),  erreicht,  ist  auch  wohl  mehrmals  in  demselben  Jahre  aufgelegt 
worden.  Die  neueren  Sätze,  so  in  den  5  letzten  Malen  seit  1849,  waren  Vs  */V*  ^'^ 
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dabei  1849  rand  251.000,  1854  886.000,  1868  514.000,  1866  544.000,  1876  986.000 
Mark.  1876  waren  in  der  Stadt  Bremen  aliein  in  unterster  Stufe  (bis  5000  M.  Ver- 
mögen) 8361  Gensiten  mit  20.90  Miil.  Mark  Vermöfcen,  41.88  in  mittlerer  (5—16.000 
Mark)  mit  32.25  MilL  Mark,  49  59  ia  höchster  mit  629.93  Mill.  Mark  veranlagt.  Die 
bis  1730  zurückgehende  Statistik  ist,  wenn  man  die  Scb&tzangen  als  einigermaassen 
correct  annehmen  kann,  auch  fttr  andere  Fragen  werth?oll.  1730  wurde  io  Stadt 
Bremen  35.78  Mill.  Mark,  1876  683.08  Mill.  Mark  ?ersteuert,  eine  Steigerung  7on 
1  :  19.  Die  Zahl  der  Gensiten  stieg  ?on  1730/39  bis  1860/69  von  5250  auf  14.604, 
von  c  1 :  18,  des  Vermögens  von  36.03  auf  387.58,  von  c.  0.1:  fast  11,  die  Zahl  der 
Gensiten  mit  kleinem  Vermögen  (anter  3000  Thlr.  G.  oder  9964  M.)  von  4569  auf 
10.583  oder  von  c.  1  :  2.3,  deren  Vermögen  von  6.08  auf  27.24  oder  c.  von  1  :  4.5.  der 
Gensiten  mit  höherem  Vermögen  von  681  anf  4071,  oder  von  c.  1  :  6,  deren  Vermögen 
▼on  29.95  auf  360.34  oder  von  c.  1  :  12.  Anfangs  betrag  die  Zahl  der  Gensiten  mit 
kleinem  Vermögen  fast  7  mal  so  viel ,  als  die  derjenigen  mit  grossem ,  ihr  Vermögen 
etwa  Vs  ^^^  ^^^  ^^^  letzteren,  jetzt  die  Zahl  nur  etwas  über  das  2Vs-fache,  das 
Vermögen  nur  etwas  über  ^/j«.  Zuerst  kam  auf  einen  Gensiten  kleineren  Vermögens 
1831.  zuletzt  2464  M.,  noch  nicht  das  Doppelte,  anf  1  der  grösseren  dagegen  52.908 
und  88.514  M..  um  Vs  inehr.  Diese  Entwicklangen  zeigen  doch  kein  socialpolitisch  so 
uogünstiges  Bild  in  der  Handelsstadt,  bis  vielleicht  auf  den  Punct.  dass  die  grösseren 
Vermögen  im  Ganzen  so  viel  mehr  als  die  kleineren  sich  vergrössert  haben  und  heute 
80  viel  mehr  als  ehedem  im  Verh&ltniss  zu  den  letzteren  botragen.  Da  sich  das  aber 
dadurch  mit  erklärt,  dass  die  Zahl  der  Besitzer  sich  ausserordentlich  vergrössert  hat, 
ist  doch  auch  das  nicht  so  bedenklich.  Vom  Steaerertrag  tragen  die  kleinen  Ver- 
mögen anfangs  etwas  über  V?  (37.114  M.  von  236.546),  jetzt  nur  Vsi  (45.403  M. 
ron  946.256  M.).     Weitere  statistische  Daten  und  Berechnungen  s.  a.  a.  0. 

§.  194.  Die  Umsatz-  und  die  Firmensteuer.  Letztere 
hat  1884  die  erstere  abgelöst,  die  aber  selbst  wieder  im  Jahre  1862 
an  die  Stelle  des  früheren  Ein-  nnd  Ausgangszolls  getreten 
war,  eines  Analagons  des  ehemaligen  Hamburger  Zolls  (S.  608). 
Die  drei  verschiedenen  Abgaben  stellen  verschiedene  Methoden  zur 
Besteuerung  des  Eanfmanns-Gewerbes  in  einer  Handels-  und  See- 
stadt dar,  wobei  die  Entwicklung  von  der  indirecten  durch  die 
Yerkehrssteuer  zur  directen  Steuer  beachteuswerth  ist  und  den  be- 
troffenen Gewerbetreibenden  erwünscht  gewesen  zu  sein  scheint. 

Der  Zoll  wnrde  untpr  dem  Namen  Accise  als  Ein-  und  AusgangszoU  nach  Ver- 
ordnung Tom  2.  Jan.  1837,  die  sich  an  frühere  Verorduangen  von  1826  und  1830 
anschloss,  bis  Ende  1862  erhoben.  Der  EingangszoU  traf  die  Einfuhr  seewärts  mit 
*U  °/of  ^^'  AusgangszoU  die  Ausfahr  see-  und  landwärts  mit  Ys  %  ^om  auf  Burgereid 
declarirten  Werth.  Transitzollsatz  fQr  reines  Spcdidonsgut  war  4  Grote  ?om  Gentner  br., 
gewisse  Artikel  zahlten  nnr  '/j,  V4*  '/s*  ^24  ^^^  Abgabe.  Besondere  Bestimmungen  für 
den  Verkehr  in  Bremerhaven  and  Vegesack  ( Verordnung  vom  2.  Jan.  1837).  Im  Ver- 
kehrsintcresse  gab  man  1862  diese  Zölle,  die  zuletzt  etwa  1  Mill.  Mark  jährlich  er- 
geben hatten,  auf  und  führte  die  Umsatzsteuer  ein  (Gesetz  vom  10.  Nov.  1862). 
Yerordnung  zu  §.  3  dieses  Gesetzes  vom  13.  Juni  1864  (authentische  Interpretation). 
l?eaes  Gesetz  vom  18/21.  Dec.  1871. 

Diese  Umsatzsteuer  betraf  alle  Verkäufe  beweglicher 
Sachen,  wenn  entweder  der  Verkäufer  ein  hiesiger,  d.  h.  im  Bremer 
•Staatsgebiet  Wohnender  oder  daselbst  Geschäfte  Betreibender  war, 
oder  der  Gegenstand  des  Verkaufs  sich  zur  Zeit  des  Verkaufs- 
4tb8chlusses  im  Bremer  Staatsgebiet  befand,  mit  verschiedenen  Be- 
freiungen.   Die  Bezahlung  der  Steuer  lag  dem  Verkäufer  ob.   Der 
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^30  6.  B.  Uebersichten  der  Besteuetnng.  Bremen.  §.  194. 

Steuersatz  war  nach  dem  ersten  Gesetze  ^/,,  ^/o  vom  Eanfpreise 
UDd,  wenn  der  Gegenstand  schon  einmal  Umsatzstener  gezahlt 
hatte ,  bei  weiteren  Verkäufen  Ve  Vo  >  ^^^^  ^^^  zweiten  Gesetze 
von  1871  überhaupt  allgemein  nur  Ve- 

Unter  den  Befreiungen  befanden  sieb  n.  A.  alle  Verkäufe  bis  50  Tblr.,  ferner 
allgemein  Verkäufe  ?on  lebendem  Vieb,  gebrancbten  Mobilien,  BQcbem,  Landkaitei, 
Wertbpapieren ,  gemünztem  und  unverarbeitetem  Gold  und  Silber,  aoch  Ton  Gegea- 
ständen,  die  der  Consumtionssteuer  unterlagen.  Aucb  im  Staatsgebiet  Ferfertigte  Haad- 
werkserzeug^isse ,  Cigarren,  neue  Schiffe  waren  beim  ersten  Umsatz  frei,  wenn  sie 
nicht  ins  Ausland  gingen.  Die  steuerpflichtigen  Verkäufer  hatten  auch  bei  dieser  Steoer 
auf  StaatsbUrgereid,  andernfalls  auf  eidlichen  Revers  zu  declariren.  mit  der  Befogiii*  < 
der  Behörde,  im  Zweifelsfalle  weitere  Auskünfte  zu  verlangen.  Vers&omniase  in  der  1 
Zahlung  werden  mit  Ordnungsstrafe,  absichtliche  oder  fahrlässige  Hioterdehang  Bit 
der  Strafe  des  5 — 25-fachen  der  schuldigen  Summe  bedroht  Die  EDtrichtong  der 
Steuer  erfolgte  beim  Generalsteueramt  gearen  Ertheilung  eines  Stempels,  statt  detM 
bei  Platzverkäufen  bis  300  Thlr.  Stempelmarken  verwendet  werden  durften.  (S.  Fii 
arch.  B.  3.  S.  256  ff.  Statistik  im  statistischen  Jahrbuch.)  Ertrag  18^  rond  657.000 
Mark,  1871  (max.)  1.114.000,  1872  789.000,  1883  611.000  M. 

Als  Schwierigkeit  und  misslicher  Umstand  wurde  es  empfanden, 
dass  die  Steuer  das  Bremer  Geschäft  in  der  Concnrrenz  mit  andern 
Plätzen  erschwere,  nicht  alle  Branchen,  nicht  Spediteure,  nicbt 
Auswärtige,  die  mit  Bremer  Agenten  arbeiteten,  treffe.  Mittelst 
neuerer  Verkehrsformen  entzogen  sich  auch  Geschäfte  der  Steoei 
und  die  Beichsbörsensteuer  schränkte  das  Gebiet  der  letzteren  eio. 
Diese  Erwägungen  führten  zur  Aufhebung  der  Umsatzsteuer  Tom 
1.  Juli  1884  an  und  zum  Uebergang  zur  Firmenstener. 

Nach  einem  Vorschlag  der  Handelskammer  (s.  Fin.arch.  a.  a.  0.  S.  260).  Gewa 
vom  27.  Mai  1884,  Novellen  dazu  vom  23.  Jan.  1887,  3.  M&rz  1894.  9.  Nor.  1898, 
23.  Juli  1899.  Danach  jetzt  neue  Kedaction  ?on  letztcrem  Datum.  Das  6e*>etz  v« 
1884  im  Fin.arch.  B.  3,  S.  251  ff.    Erträge  im  Statistischen  Jahrbuch. 

Die  Firmensteuer  ist  wesentlich  eine  directe  kanfmännische 
Gewerbesteuer.  Ihre  practische  Berechtigung  liegt  darin,  dass  sie 
geschichtlich  die  Nachfolgerin  der  Umsatzsteuer,  bezw.  des  tbt- 
maligen  Zolls  ist;  ihre  principielle  Berechtigung  darin,  dass  die 
Steuer  einen ,  immer  nur  massigen  Beitrag  zu  den  Kosten  eines 
Staatswesens  h'efert,  welches  für  den  Handel  erhebliche  Ausgäbet 
macht,  ohne  dass  letztere  durch  die  sich  an  die  HandelseinrichtUDgeo 
u.  s.  w.  anschliessenden  gebührenartigen  Abgaben  oder  durch  die 
allgemeine  Einkommensteuer  vom  Handelsgewerbe  ausreichend  ge- 
deckt werden.  Die  Firmensteuer  entspricht  so  etwas  dem  Grund- 
satz der  Besteuerung  nach  Leistung  und  Gegenleistung.  Sie  snciit 
wesentlich  das  Handelsgewerbe  als  solches  zu  treffen  und  die  ein- 
zelnen Betriebe  nach  ihrem  Geschäftsumfang  zu  belegen.  Zo  des 
Zweck  werden  diese  Betriebe  in  fünf  Abtheilungen  gebracht,  iif 
Grund  von  Mittelsätzen  für  eioe  jede  Abtheilung  StenercontiDgente 
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gebildet  und  der  Betrag  der  letzteren  wird  dann  durch  gewählte 
Vertrauensmänner  jeder  Abtheilung  auf  die  einzelnen  Firmen  in 
dieser  vertheilt  Der  Staatscasse  soll  dabei  ein  Mindestertrag  der 
Steuer  von  600.000  M.  verbürgt  werden. 

S.  zur  BeurtheiloDg  Fin.arcb.  a.  a.  0.  S.  260,  etwas  abweichend,  wie  es  scheint, 
fon  meiner  obigen  principielien  Anffassonfr  der  Steuer.  Durch  die  Novellen  nnd  die 
letzte  Redaction  fon  1899  sind  einige  Aenderangen  erfolgt.  Jetzt  sind  ansser  den  im 
Handelsregister  eingetragenen  Finnen  anch  die  im  Genossenschaftsregister  eingetragenen 
itenerpflichtig.  Die  Steoer  ist  eine  fbr  die  Finnen  als  solche,  ohne  Rücksicht  aof  die 
Zahl  der  Theünehmer  einer  Finna.  Früher  waren  Firmen  befreit,  welche  in  Ver- 
bindung mit  Handwerksbetrieben  gewerbsmässig  Handel,  aber  im  Umfang  von  unter  10.000 
Hark  Jahresumsatz,  betrieben.  Diese  Bestimmung  ist  jetzt  weggefallen,  aber  dafür 
genereU  vorgeschrieben  worden,  dass  sich  die  (>>mmissionen  gutachtlich  darüber  zu 
insseni  haben,  ob  ein  unter  §.  1  des  Handelsgesetzbuchs  vom  10.  Mai  1897  fallender 
Gaverbebetrieb  über  den  Umfang  des  Kleingewerbes,  bezw.  über  den  Umfang  des 
Handwerks  hinausgehe  nnd  damit  der  Steuer  unterliege.  Früher  war  im  Gesetz  vor- 
behalten, dass  alle  8  Jahre  nen  bestimmt  werden  solle,  ob  die  MinimalenragsziSer 
Ton  600.000  M.  abgeändert  werden  solle.  Das  ist  jetzt  beseitiirt  worden.  Der  Ertrag 
war  von  1894—98  immer  etwas  höher  gewesen  (1894  rund  616.000,  1898  647.000  M.), 
freilich  kleiner  als  der  der  ehemaligen  Umsatzsteuer.  Die  5  Abtheilnngen  umfassen 
die  erste  die  Geschifte  mit  besonders  nrofangreichcm  Betrieb  und  3000  M.  Mittelsatz, 
die  anderen  4  die  übrigen  Geschäfte  nach  Betriebsumfang  mit  Mitteläätzen  von  1000, 
900,  100,  20  M.  Steuer.  Die  Bildung  der  Steuercontingente  jeder  Abtheilung  erfolgt 
dann,  wie  bei  der  früheren  preussischen  Gewerbesteuer,  durch  MultipUcation  der  Zahl 
der  Finnen  mit  dem  Mittelsatz.  Die  Firmen  werden  durch  eine  sogen.  Einreihungs- 
eommission ,  bestehend  aus  3  Mitgliedern  der  Steuerdeputation ,  wovon  1  immer  dem 
Senat  angehören  muss,  und  2  Vertrauensmännern  der  5  Abtheilungen,  in  die  Ab- 
theilnngen  jährlich  nach  freiem  Ermessen  eingereiht,  also  ohne  Forderung  von 
Dedarationen  über  Betriebsumfang  und  Umsatz  und  ohne  genaue  Feststellung  der 
GrOssenverhältnisse  dieser  beiden  Momente.  Innerhalb  jeder  Abtheilung  wird  dann 
wieder  durch  von  jeder  Abtheilung  ans  ihren  Mitgliedern  gewählte  Vertrauensmänner 
nach  deren  freiem  Ermessen  das  Steuercontingent  der  Abtheilung  auf  die  einzelnen 
Firmen  umgelegt.  In  der  Kegel  soll  dabei  jede  Firma  den  Mittelsatz  zahlen,  doch 
kann  bei  geringerem  Geschäftsumfang  dieser  Satz  bis  auf  Vt  ermässigt  und  der  Aus- 
&U  hierdurch  zur  Aufbringung  des  Contingents  auf  die  grösseren  Geschäfte  durch 
Erhöhung  des  Satzes  für  diese  aufgebracht  werden,  und  zwar  so,  dass  in  max.  in  der 
1.  Abtheilung  15.000  {jetzt  ^  nach  dem  ursprünglichen  Gesetz  nur  10.000  M..  was 
schon  anfangs  für  zu  niedrig  galt),  in  den  anderen  Abtheilnngen  die  Hälfte  des  Mittel- 
satzea  der  nächst  höheren  Abtheilnng  gezahlt  wird  (bezw.  nicht  erreicht  werden  darf). 
In  der  5.  Abtheilung  kann  aber  jeut  selbst  Freistellung  eintreten,  wenn  der  halbe 
Satz,  10  M.,  im  Einzelfall  den  Vertrauensmännern  zu  hart  erscheint.  Um  dem  Staat 
den  Ertrag  von  600.000  M.  zu  sichern,  ist  indessen  eine  verhältnissmässige  Erhöhung 
der  Sitze  nöthigenfalls  ausdrücklich  im  Wege  der  Gesetzgebung  vorbehalten.  Recla- 
aiationen  gegen  Einreihung  und  Umlegung  sind  an  die  Steuerdeputation  zu  bringen, 
welche  die  ersteren  endgiltig,  die  zweiten  bei  abweisendem  Bescheid  der  zuerst  ur- 
theilenden  Vertrauensmänner  in  2.  Instanz  entscheidet. 

Anch  dies  ganze  Steuersystem  beruht  in  starkem  Maasse  auf 
gegenseitigem  Vertrauen  der  Kauf  leute  zu  einander  und  auf  genauer 
Kenntniss  der  Personal-  und  Geschäftsverbältnisse  und  findet  in 
solchen  Voraussetzungen  die  Grenze  seiner  Anwendbarkeit  und 
befriedigenden  Function. 

Eine  besondere  Abgabe  gebuhrenartigcr  Natur  ist  noch  die  Kaufmanns-  oder 
Börsensten er  (Verordnung  vom  28.  Jan.  1868  und  Beschluss  des  Kaufmannsconvents 
jährlich),  die  zur  Kostendeckung  die  Kauf  leute  in  2  Abtheilungeu ,  neuerdings  mit 
50  und  25  M.,  jähriich  belegt. 
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^32  6.  B.  Ueberslchten  der  Besteuerung.   Bremen.  §.  195. 

Die  in  der  Statistik  zu  den  Steuern  Fon  Gewerben  gerechnete  Wirthscbafts- 
abgabe  trifft  Scbankgewerbe  u.  dgl.  (Verordnung  Tom  31.  Jan.  1871).  Ertrag  18^ 
78.301  M.  Sie  scbliesst  sich  eigentlich  den  Gebrauchs-  und  Yerbranchsabgabeo  in, 
welche  die  Bremer  Statistik  zu  den  indirecten  stellt 

§.  195.  Die  Verbranchsabgabe  und  verwandte 
Stenern.  Die  erstere  stammt  aus  dem  alten  städtischen  Accise- 
System  und  ist,  abweichend  von  Hamburg,  auch  nach  dem  Zoll- 
anschluss 1888  in  beschränktem  Umfang  beibehalten  worden.  Die 
alte  Accise  oder  sogen.  Gonsumtionsabgabe  von  verschiedenen,  in 
der  Stadt  verzehrten,  bezw.  verbrauchten  Gegenständen  des  all- 
gemeinen Gonsums  ist,  wie  so  viele  andere  allgemeine  und  specielle 
Accisen  in  Deutschland  und  dem  übrigen  Europa,  im  17.  Jahr- 
hundert (1625)  in  Nothzeiten  als  Zwecksteoer  eingeffihrt  und  dann 
beibehalten  und  auf  mehr  und  mehr  Artikel  ausgedehnt  worden, 
auch  in  der  kurzen  Zeit  der  französischen  Herrschaft  als  Octroi. 
Ausser  in  der  üblichen  Weise  auf  Schlachtvieh,  Fleisch,  Wild,  6^ 
flügel  und  andere  thierische  Producte  (Batter,  Käse),  dann  die  Ge- 
tränke (auch  Wein),  traf  sie  vor  1888  auch  Getreide,  Mehl  and 
Backwaaren,  Viehfatter  und  besonders  Brenn-  und  Banmaterialieo, 
in  Form  der  Eingangssteuer  (Thorsteuer)  und  zum  Theil  der  Pro- 
ductionsstener.  Nach  dem  Zollanschluss  (Gesetz  vom  25.  Juli  1888) 
ist  sie  auf  Schlachtvieh,  Fleisch,  Fleischwaaren  (incl.  Wild  und 
Geflügel),  Butter,  Käse  und  in  der  Stadt  Bremen  gebrautes  Bier, 
hier  in  Form  eines  50  ^/oigen  Zuschlags  zur  Reichsbransteuer,  be- 
schränkt worden. 

S.  die  legislativen  und  statistischen  Daten  mehrfach  im  Statistischen  Jahihock. 
z.  B.  J.g.  1876,  S.  447,  1887,  S.  455,  1896,  S.  419).  Die  Gnindlage  büdete  ii 
neuerer  Zeit  eine  Verordnung  vom  26.  Juni  1834.  Veränderungen  in  Einzelheitei. 
so  den  Steuersätzen,  mehrfach  vor  1888.  Die  zuletzt  bis  dahin  geltenden  Tarife  m- 
fassen  im  Einzelnen  folgende  Hauptgattungen  mit  Steuersätzen:  Vieh  und  Fleisch- 
waaren  (darin  z.  B.  Ochsen  das  Stück  14  M.,  Kuhe  u.  dgl.  10,  Kälber  27,.  Schafe 
u.  dgl.  1,  Schweine  5,  Spanferkel  Vj^  M.,  Fleisch  im  Allgemeinen  1  kg.  10  Pf), 
ferner  Geflügel,  Wild,  Austern;  thierische  Producte  (Butter  1kg.  5,  Käse  2*/«  Pt)^ 
Getreide,  Mehl,  Backwaare  (so  Weizen  und  Gries  für  1000  kg.  11 V3  M.,  Ro^gtA  7 
u.  s.  w.);  Mahlgeld  der  Brenner  (für  1000  kg.  Weizen,  Mais,  Buchweizen  54,  R^Tffci- 
Gerste  46,  Malz  40  M.);  Mahlgeld  der  Brauer  (Getreide,  Malz,  Schrot^  Reis  1000  kf. 
33  M.,  Stärke  u.  s.  w.  49V«.  Zucker,  Malzsurrogate  66);  Getränke  (fremdes  Bier  1  L 
3  Pf.,  Aepfelwein  2  Pf.,  Champagner  u.  s.  w.  Flasche  1  M.,  Wein  überhaupt  Liter  20  Pf- 
Spirituosen  Liter  15  und  30  Pf.,  Essig  1  Pf.);  Viehfutter  (Heu,  Stroh,  Foder  m 
15  Centner  40  Pf.):  Baumaterialien  (Cement,  Trass,  Gips  u.  dgl.  100  kg.  30  PL 
Muschelkalk,  Steinkalk,  Dachpfannen  u.  s.  w.,  verschiedene  Arten  Steine,  z.  B.  Maae^ 
steine  1000  Stück  1  M.  70  Pf.);  Brennmaterialien  (Brennholz  1  Kubikmeter  50,  Torf 
28  Pf.,  Steinkohlen,  Cokes  Hektoliter  7  Pf.,  Holzkohlen  100  kg.  50  Pf.).  Der  Gesaaah 
ertrag  war  1847—51  im  Durchschnitt  542.000,  1867—71  848.000,  im  letzten  Jakre 
1887—1888  1.540.000  M.,  davon  rund  für  Vieh  und  Fleisch  385.000.  Austern  3200,  Butter 
und  Käse  88.000  M.,  Getreide  und  Mehl  159.000,  Getränke  561.000,  Viehfuiter  4«». 
Baumaterialien  153.000,  Brennmaterialien  166.000,  oder  in  drei  Hauptkategorieei: 
Esswaaren  41.83  7«^  Getränke  36.9,  Anderes  21.27  7o-    (Jahrbiich  fÄr  1887,  S.  458) 
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Die  Belastung  von  Mehl  und  Backwaaren,  auch  Brenn-  und 
Baumaterialien,  hatte  wohl  allgemeinere  principielle  Bedenken,  die 
Yon  einigen  anderen  Artikeln  Verkehrs-  und  steuertechnische,  die 
Besteuerung  der  Getränke  war  in  der  bisherigen  Form  mit  dem 
Anschlnss  an  den  Zollverein  nicht  aufrecht  zu  halten.  Dem  völligen 
Verlassen  der  Steuer  standen  finanzielle  Bedenken  entgegen,  ob  bei 
dem  Umfang  des  bremischen  Etats  und  bei  dem  Verbleiben  gewisser, 
wenn  auch  verminderter  principieller  und  verkehrspolitischer  Bedenken 
mit  Recht  durchschlagende,  steht  freilich  wohl  dahin.  Der  Ertrag 
aus  dem  nach  1888  verbliebenen  Rest  der  Steuer  sank  auf  den 
dritten  Theil  und  hat  sich  trotz  Volks-  und  Wohlstandszunahme 
auch  seitdem  nur  massig  gehoben. 

Er  war  1889/90  486000,  1894  556.000.  1898  640.000  M.  Von  letzterer 
Summe  kam  auf  Vieh  und  Fleisch waaren  454.000  M.  (70.89  ^l^),  auf  Butter  76.000, 
Käse  6400,  auf  Bremer  und  fremdes  Bier  81.000  und  23.000  M.  Die  Steueis&tze 
sind  jeut:  für  Schlachtvieh  nach  dem  Gewicht  5  Pf.  für  das  Kilogramm,  Unter  An- 
gabe, wie  dies  zu  berechnen  ist  (Anschlnss  an  den  SchlachthuO,  von  eingeführtem 
Fleisch  und  Fleischwaaren  derselbe  Satz  (Leberpasteten  1  M.),  Hirsch-  und  Damhirsch 
SttLck  10,  Keh-  und  Schwarzwild  5  M.,  Hasen,  Gänse,  grösseres  Geflügel  sonst  30  FL 
das  Stück,  kleineres  10,  Butter  Kilogramm  5,  Käse  (ausser  Quarkkäse)  2Vt  Pf*«  Bier 
1  Liter  0.65  Pf.,  Zuschlag  zur  Brausteuer  für  heimisches  Bier  50  7o-  Bei  Ausfuhr 
erfolgen  Rückvergütungen.  Tborsperre  mit  Sperrgeld  bestand  früher  in  Bremen 
auch,  ist  aber  schon  früher  als  in  Hamburg,  Anfang  1849,  gefallen. 

Diese  Verbrauchsabgabe  findet  nun  seit  längerer  Zeit  und  auch 
gegenwärtig  noch  in  gewissen  sogen,  directen  Gebrauchs-  und 
Genusssteuem  und  verwandten  eine  Ergänzung.  Nach  1896  er- 
folgter neuer  Regelung  der  Materie  werden  jetzt  noch  Staatsabgaben 
auf  Maskenbälle  und  auf  Nachtigallen,  stadtbremische  auf  Pferde^ 
Lnstfubrwerke,  Hunde,  Billards  und  Kegelbahnen  erhoben.  Auch 
die  oben  genannten  Wirthschaftsabgaben  vom  Schankgewerbe  u.  s.  w. 
würden  mit  hierher  zu  rechnen  sein. 

Früher  sind  diese  und  die  meisten  anderen  Steuern  (und  damit 
zusammenhängende  Gebühren),  nemlich  alle  mit  Ausnahme  der 
Consumtionsabgabe  und  der  Umsatzsteuer,  die  allein  als  ständige 
galten,  im  jährlichen  Steuergesetz  besonders  bewilligt  und  dabei 
die  Normen  und  Sätze  festgestellt  worden.  Seit  1896  ist  das  ge- 
ändert worden.  Ein  Gesetz  von  1896  (vom  22/23.  März)  hat  jetzt  die 
Bestimmungen  für  die  genannten  Gebrauchssteuern  als  „verschiedene 
indirecte  Abgaben^'  besonders  festgestellt. 

Im  Steuergesetz  für  1895 — 96  vom  30.  März  1895  werden  z.  B.  aufgeführt: 
die  Grund-,  Erleuchtuugssteuer.  die  Abgabe  ?on  Erbschaften  und  Schenkungen,  ?on 
Veräusserung  von  Immobilien,  vom  ErlOs  von  Versteigerungen  beweglicher  Sachen, 
?on  Clubs  und  geschlossenen  Gesellschaften  (in  2  Classen.  mit  40  und  20  M.),  von 
öffentlichen  Schaustellungen,  Öffentlichen  oder  mit  Eintrittsgeld  zugänglichen  Bällen, 
Ballsaalvermiethungen ,   von   Billards,   Kegelbahnen,    Lustfuhrwerken,    Pferden,   von 
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Hunden,  Nachtifcallen,  Maskenbällen,  dann  Stempelabgabeo.  Das  gen.  Gesetz  fon  1896 
belegt  für  den  Staat  Maskenbälle  (auch  CostUmbälle)  mit  100  M.,  wobei  frei  nur  die 
auf  alleinige  Kosten  einzelner  Privatpersonen  poe:ebenen  sind  (Ertrag  mit  Tanzmusikea 
u.  s.  w  vor  1896  3—4000.  seitdem  7—8000  ,1898  8216  M.) :  NachtigaUen  und  Sprooser, 
fttr  jeden  Vogel  20  M.  (Ertrag  seit  Jahren  20  M.,  also  1  Fall!  Lohnt  es,  solche 
Steuern  aufrecht  zu  erhalten?)  Für  die  Stadt  Bremen  zahlen  Pferde  zur  Ausabong 
eines  Gewerbes  (Lohnkutscher  u.  s.  w..  aber  auch  Landwirthe)  10  M.  jährlich  far  d» 
Stuck,  alle  anderen  Pferde  zu  Geschäftszwecken  20  M.,  alle  übrigen,  also  weseothck 
zu  Luxnszwecken  dienenden,  wenn  sie  auch  gelegentlich  zu  geschäftlichen  Zweckei 
mit  benutzt  werden,  30  M.  für  das  erste.  40  M.  für  das  zweite,  immer  je  10  M.  mehr 
für  jedes  weitere  Pferd;  befreit  sind  Pferde  unter  3  Jahren,  Dienstpferde,  solche 
öffentlicher  Behörden,  Pferde  zum  Verkauf  bei  den  Pferdehändlern,  Ertrag  c.  45.000 
Mark  in  den  letzten  Jahren  vor  1896,  48—49.000  M.  in  1897  und  1898:  Lustfuhr- 
werke, bei  dem  Besitzer,  der  zugleich  1  oder  mehrere  Zugpferde  hält,  für  den  2- 
und  mchrspännigen  Waeren  40.  für  den  einspännigen  20  M.  im  Jahre,  für  den.  der 
keine  Zugpferde  hält,  20  M.,  Ertrag  c.  11.000  M.  vor.  10—11.000  M.  nach  1896: 
Hunde  für  1  10,  bei  2  und  mehr  für  den  ersten  10,  jeden  weiteren  20  M.  (frei 
nur  wenige,  u.  A.  bis  8  Wochen  alte),  Ertrag  vor  wie  nach  1895 — %  c  25 — 26.000  IL 
Billards,  für  das  erste  20,  jedes  weitere  10  M.,  Kegelbahnen  bezw.  10  und  3  M. 
(also  auch  bei  Privaten,  nicht  nur  in  Gastwirthschaften  u.  s.  w.),  Ertrag  Ton  beides 
vor  1896  4—6000.  seitdem  7—8000  M. 

Der  Gesammtertrag   dieser    kleinen  Qnasiluzus-    oder  wirklichen  LuxaaBteoen 
war  1898  c.  101.000  M.,  noch  nicht  ganz  27«  ^U  ^^  Ertrags  der  ELukoin  mensteoer. 

Es  wird  immer  wieder  die  Frage  auftauchen ,  ob  man  durch 
derartige,  im  Ergebniss  ud bedeutende,  ttlr  die  Steuerpflichtigen 
doch  durch  ihre  Form  öfters  mehr  noch  als  durch  ihre  Höhe  lästigen, 
auch  immer  ungleich  wirkenden,  fttr  die  Verwaltung  auch  nicht 
angenehmen  Steuern  den  richtigen  Zweck  einer  Besteuerung  der 
Wohlhabenderen  und  Reicheren  (was  bei  der  Hundesteuer  ohnedem 
nur  tbeilweise  zutrifft)  verfolgen  soll?  Ein  kleiner  Zuschlag  zur 
allgemeinen  Einkommensteuer  fttr  grösseres  Einkommen,  besonders 
in  Form  der  etwas  stärkeren  Progressivität  des  Steuerfussea,  würde 
denselben  Zweck  in  jeder  Hinsicht  besser  und  gleichmässiger  er- 
reichen. Ein  richtiges  Gregengewicht  und  Äusgleichungsobject  g^en 
die  Verbrauchsabgabe  von  Fleisch  u.  s.  w.  bilden  solche  Steuern, 
wie  die  bremischen  Luxussteuem,  doch  auch  nicht. 

§.  196.  Sonstige  Steuern.  Es  sind  nebst  den  mit  ihnen 
in  Verbindung  stehenden  gebtthrenartigen  Abgaben  die  in  folgender 
Tabelle  91  zusammengestellten. 

Tab.  91.    Sonstige  bremische  Steuern  und  Abgaben  (Ertrag  in  1898 

in  1000  Mark). 

SchiffTahrtsabgabe 692 

Guterdeclarationsabgabe .     .     .  136 

Hafen-  und  Krahngeld  .     .     .  1930 

Versicherungsstempel .     .     .  c.  269 

Andere  Stempel     .     .     .     .  c.  37 

Wechselproteste      .     .     .     .  c.  5 

Immmobilienabgabe   ....  549 

Mobiliarabgabe 12 

Gerichtssporteln 444 


Sonstige  Steaero.    Schifilahrtsabgabe.  635 


Yenraltungssporteln 


BecognitioDsgelder     ....  7 

Erbschaftssteuer    .    .     '    .    .  239 

Summe 3907 

Im  Vergleich  directe     .    .    .  7195 
andere  indirecte 

(nur  Vor-  o.  Gebranchssteaer)  741 
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Demnach  kein  nnbedeotender  Gesammtertrag  dieser  ver- 
schiedenen Abgaben,  welche  —  bis  auf  die  Immobilienabgabe,  einen 
Theil  der  Gerichts-  und  Verwaltnngssporteln  und  der  Erbschafts- 
steuer —  wohl  wesentlich  den  Handel  and  Verkehr  belasten. 

Von  allgemeinerem  Interesse  sind  nur  einzelne  dieser  Abgaben, 
besonders  die  Schifffahrtsabgabe,  die  Declarations- 
abgabe,  die  Immobiliensteuer,  die  Erbschaftssteuer. 
Von  den  übrigen  wird  hier  nur  noch  der  Stempel  kurz  erwähnt. 

Die  Sc hifffahrts abgäbe  ist  eine  gebührenartige  Zweck- 
steuer vom  Seeschifffahrtsverkehr  zur  Deckung  der  Kosten  der 
Correction  der  Unterweser  von  Bremen  bis  Bremerhaven.  Die  Ein- 
richtung ist  von  principieller  Bedeutung  als  neueres  Beispiel  der- 
artiger Abgaben  zur  Kostendeckung  von  Verbesserungen  der 
Wasserstrassen. 

Bremen  wurde  durch  Beichsgesetz  7om  5.  April  1886  ermächtigt,  Schiffe  von 
300  Kubikmeter  Raumgehalt  an  mit  einer  Abgabe  nach  Maassgabe  der  fOr  JiUnstlicho 
Wasserstrassen  im  Art  54  Absatz  4  der  Reichsverfassung  getroffenen  Bestimmungen 
zu  erheben,  wenn  es  die  Fahrt  oberhalb  Bremerhaven  nach  bremischen  Häfen  Schiffen 
bis  zu  5  m.  Tiefgang  durch  diese  Correction  ermögliche.  Darüber  wurde  dann  zu- 
nächst ein  bremisches  Gesetz  vom  18.  März  1888  erlassen,  dem  ein  Finanzplan  zur 
Ausführung  der  Correction  und  der  Aufbringung  der  Mittel  dafür  beigefügt  war.  An 
Stelle  dieses  Gesetzes  trat  ein  neues  bremisches  vom  29.  März  1895.  Dies  bestimmt 
nach  den  reichsrechtlichen  Normen  die  Erhebung  der  Abgabe  vom  1.  April  1895  an, 
regelt  das  Einzelne,  auch  die  Befreiungen.  Der  Tarif  unterscheidet  7  Classen  ein- 
und  ausgehender  Waaren  und  giebt  in  einem  Waarenverzeichniss  an,  welche  einzelne 
Kategorieen  in  jede  Classe  gehören.  Die  Sätze  sind  für  die  Tonne  von  1000  kg.  br. 
(also  Gewichtssatz  in  Verbindung  mit  einer  rohen  Werthclassification)  in  Classe  I — VlI 
180  —  150  —  120  —  100  —  80  —  60  —  40  Pfennig,  für  Bau-  und  Nutzholz  aus 
Kiefern,  Fichten,  Tannen  für  den  sogen.  Standard  1  M.  Meistens,  aber  nicht  durch- 
aus, sind  die  Sätze  die  gleichen  für  Ein-  und  Ausgang  (s.  Waarenverzeichniss).  Bis 
Ende  1897  war  die  Deputation  für  Häfen  und  Eisenbahnen  befagt,  nach  Anhörung 
der  Handelskammer  mit  Zustimmung  der  Finanzdeputation  Aenderungen  des  Tarifs, 
sowie  auch  etwaige  Befreiungen  zu  verfügen.  Der  Reinertrag  der  Abgabe  soll  nach 
dem  gen.  Reichsgesetz  zunächst  zur  Verzinsung  und  Abtragung  der  für  die  Correction 
der  Unterweser  erforderlichen  Anleihen  und  Staatsvorschüsse  dienen.  Soweit  er  dazu 
nicht  ausreicht,  wird  der  Fehlbetrag,  wenn  er  die  in  dem  angehängten  Finanzplan  an- 
gesetzten Summen  übersteigt,  auf  dem  Wege  der  Staatsanleihe  gedeckt.  Der  den  Zins- 
bedarf übersteigende  Reinertrag  wird  zur  Rückerstattung  etwaiger  Vorschüsse  der 
Staatscasse,  dann  zur  Tilgung  der  betreffenden  Anleihe  verwandt.  Der  Betriebsplan 
umfasst  60  Jahre,  im  ersten  mit  33.9  Mill.  Mark  Kapitalauslage,  1.186.000  Mark  Zins- 
bedarf, 500.000  Mark  muthmaasslicher  Reineinnahme  von  der  Abgabe,  das  Plus  der 
Zinsen  wächst  dem  Kapitalbetrag  hinzu.  Der  Plan  veranschlagt  eine  jährliche  Zunahme 
des  Ertrags  der  Abgabe  um  40.000  M.  Im  27.  Jahre  erreicht  danach  die  Abgabe 
annähernd  den  Zinsbedarf  (Kapitalauslage  dann  44.78  Mill.  Mark),  vom  28.  Jahre  an 
erfolgt  aus  dem  Ueberschuss  der  Abgabe  über  die  Zinsen  (Abgabe  geschätzt  auf  1.58, 
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Zinsbedarf  auf  1.567.300  M.)  eine  allmälige  Tügung,  die  im  65.  Jahre  beendet  mIa 
würde.  Wirklicher  Ertrag  der  Abgabe  seit  1.  April  1895  im  Jahre  1895/96  las 
1898/99  lund  brutto  503  —  541  —  604  —  692  Tansend  Mark.  —  Vereinbaningeft 
Bremens  mit  Oldenburg  über  die  Angelegenheit. 

Die  Declarationsabgabe  war  schon  1862  in  Verbindoog 
mit  Vorschriften  über  Güterdeclarationen  zu  den  Zwecken  der 
bremischen  Handelsstatistik  als  kleine  Gontrolgebtthr  in  Stempel- 
form  eingeführt  worden,  als  der  Zoll  fortfiel.  Die  Abgabe  kann 
immerhin  mit  als  specielle  Besteueruog  des  Handels  gelten. 

Sie  vurde  nach  Verordnung  yom  10.  No?.  1862  erhoben  nach  der  Norm  toi 
1  Grote  (V7«  Thlr.  G.)  vom  declarirten  Werth  des  Objects.  Das  Gesetz  Fom  14/19.  Oct. 
1888  setzte'  die  Abgabe  von  15  Pf.  far  1000  M.  Werth  fest.  NofeUe  dazu  r<» 
26.  NoF.  1898.  Danach  ist  diese  Abgabe  jetzt  10  Pf.  für  Speditionsgut,  15  Pf.  far 
anderes  von  1000  M.,  dabei  aber  gewisse  Kategorieen  ?on  Gatem,  femer  Gold  oad 
Silber  in  Barren  und  fremttnzt,  abgabefrei.  Neue  Bedaction  des  Gesetzes  Tom  1.  Dec 
1898.    Ertrag  von  1894-98  war  von  104.000  auf  136.000  M.  gestiegen. 

Die  Bestimmungen  über  den  Stempel  befanden  sich  früher 
anch  in  den  jährlichen  Steaergesetzen.  Jetzt  ist  eine  allgemeine 
Begelang  1896  durch  Specialgesetz  erfolgt.  Der  Stempel  ist  wesent- 
lich Versicherungsstempel. 

Gesetz  vom  25.  Dec.  1896  (mit  Novelle  vom  14.  Dec.  1897).  Der  VersicheruDcs- 
stempel  betrifft  Seeschifffahrt,  Feuer,  auch  sonstige  Zweige,  incl.  Lebens-,  Pensioos-, 
Aussteuer-,  Milit&rversicherung.  Die  Novelle  von  1897  befreite  bei  der  Seerersichenuc 
Contanten,  Werthpapiere.  Ausserdem  Stempel  von  bestimmten  Öffentlichen  and  Pririt- 
Urkunden  (nach  Umfang  des  verwendeten  Papiers),  von  Wechselprotesten.  —  Neoes 
Gerichtskostengesetz  vom  30.  Dec.  1899. 

Die  ImmobilienabgabCy  d.h.  die  Verkehrssteuer  von  Ver- 
äusserungen  von  Grundstücken  (Verkauf  und  sonstiges  onerose» 
Rechtsgeschäft),  ist  auch  in  Bremen,  wie  in  einigen  anderen 
deutschen  Staaten,  besonders  geregelt,  daher  nicht  mit  im  Stempel- 
wesen, wie  sonst  meist,  enthalten.  Auch  sie  war  in  dem  Jahres- 
steuergesetz normirt.    Jetzt  beruht  sie  auf  eigenen  Gesetzen. 

Gesetze  vom  31.  März  1896  und  18.  Juli  1899.  Der  Satz  ist  l«/*  •/©  vom  Ver- 
kaufspreise, auch  im  Falle  von  Zwangsversteigerungen  und  Euteignuogen,  bei  TaoscheB 
für  beide  Objecto  zahlbar.  Ausdrücklich  entfällt  die  Abgabe,  wenn  gegebeneofiUs 
Erbschafts-  und  Schenkungssteoer  zu  zahlen  ist  Dieselben  Gesetze  regeln  jetzt  die 
Abgabe  von  freiwilligen  Versteigerungen  beweglicher  Sachen  (MobiBenabgabe  ia 
der  Tabelle  oben),  sie  ist  V9  %• 

Auch  die  Erbschaftssteuer  war  früher  in  den  Jahres- 
steuergesetzen geregelt,  liess  Ehegatten  und  directe  Linie  frei  und 
hatte  nur  die  2  Sätze  von  4  ^/^  für  Geschwister  und  Geschwister- 
kinder und  8  %  für  alle  anderen  Fälle.  Seit  1885  (Gesetz  yom 
19.  März)  ist  auch  eine  Schenkungssteuer,  fttr  Schenkungeo 
unter  Lebenden  über  3000  M.,  gerichtlich  insinuirte,  wie  andere, 
hinzugetreten.  Jüngst  ist  dann  die  ganze  Materie  durch  ein  eigenes 
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Specialgesetz  vom  13.  Dec.  1895  und  18.  Jali  1899  neu  geregelt 
worden.  Zu  einer  Ausdehnung  der  Steuerpflicht  auf  die  directe 
Linie,  wie  in  den  beiden  anderen  Hansestädten,  ist  es  hier  nicht 
gekommen,  diese  Linie  ist  in  absteigender  (incl.  durch  Einkind- 
schaft aufgenommene  Abkömmlinge)  und  aufsteigender  Linie  frei 
geblieben,  auch  von  der  Schenkungssteuer,  ebenso  Ehegatten.  Die 
bisherigen  Sätze  sind  beibehalten, 

Ausserdem  sind  frei  Kirchen,  Schalen ,  fromme  Stiftungen,  Arme,  dann  zur 
Förderung  ?on  Kunst  und  Wissenschaft  oder  zu  sonstigen  gemeinnützigen  Zwecken 
dienende  Erbschaften  u.  s.  w.  und  Schenkungen;  ?on  der  Scbenkuogssteuer  auch  noch 
andere  Fälle  (Gesetz  §.  27).  Die  Steuersätze  sind  noch  immer  nur  2,  nemlich  4  urd 
8  ®/o,  wie  bisher,  4  %  ^^^  Geschwister  (auch  |halbbttrtige)  und  deren  leibliche  Kinder, 
8  7o  in  allen  anderen  Fällen.  Von  Bedeutung  sind  im  neuen  Gesetz  einige  andere 
Aenderungen,  besonders  die  Belegung  der  vererbten  Rente  und  des  Niessbrauchs, 
womit  ein  Nachlass  beschwert  war,  jetzt  mit  der  Steuer  selbst,  unter  entsprecheuder 
Befreiung  des  Nachlasses,  während  letzterer  früher  die  ganze  Steuer  auch  in  solchen 
Fällen  zu  tragen  hatte  (Gesetz  §.  4).  (S.  Schanz  im  Fiu.arch.  B.  15,  S.  624,  daselbst 
auch  das  Gesetz  S.  650  ff.)  Der  Ertrag  ist  in  einem  mercantilen  Gemeinwesen  wie 
Bremen  begreiflicher  Weise  stark  schwankend  nach  Jahren,  nach  den  Zufälligkeiten 
des  Absterbens  der  Reicheren  und  Aermereu,  z.  B.  1892—98  rund:  606  —  384  — 
641  —  248  —  301  —  335  —  239  Tausend  Mark. 

Rühmlich  ist,  dass  Bremen  sich  bisher  von  Staatslotterie  frei  gehalten  hat. 


Lübeck. 
§.197.   Sein  öffentlicher  Hanshalt  im  Allgemeinen. 

In  diesem  nach  Bevölkerung  kleinsten  der  3  Freistaaten  (1895  83.324  Einwohner), 
an  Gebietsumfang  (298  qkm.)  das  bremische  etwas  übertreffenden,  doch  auch  hierin 
hinter  den  kleinsten  monarchischen  Staaten  zorückbleibenden  Staate  überwiegt  zwar 
auch  die  Stadt  Lübeck  (mit  Vorstädten)  an  Yolkszahl,  aber  nicht  in  dem  gleichen 
Haasse,  wie  in  den  beiden  anderen,  über  die  übrige  StaatsbevOlkerung  (Stadt  1895 
69.874,  Land  1895  13.450,  incl.  des  „Städtchens''  Travemünde).  Das  ganze  Gemein- 
wesen und  auch  dessen  Finanzwesen  haben  gleichwohl  ebenfalls  den  specifischen 
Character  des  städtischen,  speciell  handeis-  und  seestädtischen,  der  Lübecker  Staats- 
haushalt ist  daher  auch  im  Wesentlichen  zugleich  Stadthaushalt.  Doch  ist  auch  die 
Stadtgemtinde  Lübeck  mit  eigenem  Vermögen  aus«:estattet  und  hat  gewisse  städtische 
Einrichtungen  mit  dazu  gehörigen  Ausgaben  und  Einnahmen  für  sich  mit  besonderem 
Etat  dafür.  Auch  die  Landgemeinden  and  Travemünde  sind  jetzt  communale  Körper 
mit  eigener  Verfassung  und  Haushalt  Das  der  Stadt  Lübeck  nach  dem  Bestand  vom 
Jahre  1848  aliein  zustehende  Staatsvermögen  kommt  in  seiner  Verwendung  nor  dem 
ganzen  Staatsgebiet  mit  zu  Gute  (Klügmann,  a.  u.  a.  0.  S.  61).  Aus  den  wieder- 
holt betonten  Rücksichten  auf  den  Raum  und  nach  der  immerhin  etwas  eingehenderen 
Darstellung  des  Hamburger  und  Bremer  Steuerwesens  soll  über  das  Lübecker  nur 
mit  kürzeren  Strichen  orientirt  werden,  vornemlich  nur  über  die  wieder  bemerkens- 
wertheren  beiden  Steuern,  die  Einkommen-  und  die  Erbschaftssteuer.  Gleichwohl  ver- 
lohnte es  sich  auch  bei  diesem  kleinen  Gemeinwesen,  eine  genauere  Darstellung  seiner 
interessanten  älteren  und  neueren,  anch  gerade  wieder  neuesten  Finanz-  und  Steuer- 
geschichte zu  geben.  Hält  sich  auch  Alles  natürlich  gegenwärtig  in  viel  kleineren 
Dimensionen,  als  in  Bremen  oder  gar  in  Hamburg,  deren  Entwicklung  in  der  neueren 
Zeit,  in  Verbindung  mit  der  allgemeinen  Entwicklung  des  Seehandels,  ja  diejenige 
der  einst  bedeutenderen  Ostseestadt  und  noch  im  Rang  unter  ihnen  an  erster  Stelle 
stehenden  alten  Hansestadt  weit  hinter  sich  gelassen  hat,  so  hat  doch  auch  in  neuester 
Zeit  Lübeck  selbst  wieder  einen  tüchtigen  Aufschwung  genommen.  Es  hat  sich  eben- 
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falls  auf  grosse  OSentlicbe  Werke  (Hafeobauten ,  Ganalbaaten)  eingelassen;  in  seinen 
Finanzwesen,  in  der  Notbvendigkeit,  seine  Steuern  zu  entwickein,  spiegelt  sich  der 
Einfiass  dieser  Entwicklang  mit  ab. 

S.  über  die  frühere  Zeit  des  19.  Jahrhunderts  v.  Reden,  a.  a.  0.  S.  1522 — 1524« 
Behrens,  Topographie  nnd  Statistik  Lübecks,  1.  u.  2.  Th.  (1829,  1839),  Brehmer. 
Staatshaashalt  Lübecks  1872—81  (1883).  Staatsrecht  ?on  KUgmann  im  Haad- 
bach  des  öffentlichen  Rechts,  III,  2,  3,  S.  39  ff.,  daselbst  über  FinanzTerwaltang  uod 
Besteuerung  S.  56 — 58.  Aus  der  neueren  Steuergesetzgebung  seien  hier  aar 
wichtigere  Gesetze  her?or{?ehoben.  Deber  die  staatliche  Einkommensteuer  (Schoss) 
Gesetze  ?om  26.  Jani  1816  und  2.  April  1817,  fortgebildet  durch  sp&tere,  besonden 
Gesetz  7om  18.  Oct.  1869.  re?idirtes  Gesetz  über  Einkommensteuer  ?om  27.  Mai  1872 
(Novelle  vom  23.  Sept.  1874),  neues  Gesetz  ?om  27.  Mai  1889,  nebst  Gesetz  ?oo  dem- 
selben Tage  über  Verwaltung  der  Einkommensteuer  (auch  im  Fin.arch.  B.  7,  S.  611 1, 
621  ff.,  nebst  Gutachten  der  Steuerbehörde  dazu  aus  1886 ,  S.  623  ff).  Zuschläge  u 
den  gesetzlichen  Steuersätzen  des  Jahres  mehrfach  (so  Yerordnunifcn  vom  6.  Jan.  1894, 
28  März  1895,  17.  März  1896),  Novellen  vom  17.  Juni  1895,  17.  Febr.  und  29.  Febr. 
1896.  Früher  bestand  neben  der  Einkommensteuer  noch  eine  sogen.  Militärstener, 
die  mit  der  Einführung  der  Einkommensteuer  nach  dem  Gesetz  von  1869  in  Wegfkll 
kam.  Nach  Maassgabe  der  älteren  Gesetze  über  directe  Steuern  und  über  diese 
Militäi'steuer  wurden  dann  auch  „ausserordentliche''  Steuern  in  Znschlagfom 
erhoben  (so  noch  V«  n^c^  Verordnung  vom  4.  Jan.  1869  für  dieses  Jahr).  —  Grand- 
besteuerung. Reste  älterer,  so  sogen.  Gontributionen,  bestehen  noch  bis  in 
die  Gegenwart  in  gewissen  Dörfern.  Für  Vorstädte  und  Landbezirke  Gesetz  von 
24.  Mai  1876  über  Vermessung.  Ermittlung  und  Bonitirung  des  landwirthschaft- 
liehen  Reinertrags  der  Liegenschaften  und  anderes  Gesetz  ?on  demselben  Ta^e 
über  Erhaltung  der  Flurbücher,  Matterrollen  u.  s.  w.  auf  der  Gegenwart.  Für  Stadt 
Lübeck  und  Vorstädte  speciell  Gesetz  vom  8.  Nov.  1886  über  Ermittlung  dm 
Nutzungswerths  der  Grundstücke  und  Gebäude,  Gesetz  vom  9.  Juni  1890» 
betr.  Vermessung  und  Katastrirung  der  innerhalb  der  Stadt  liegenden  Grundstücke. 
Gesetz  vom  24.  Nov.  1890  über  Deckung  des  Deficits  der  Osso  der  städtischen  Ge- 
mein deanstalten  durch  eine  Steuer  vom  Schätzungswerth  der  Gebäude  und  Grundstücke 
in  Stadt  und  Vorstädten.  Novelle  dazu  vom  12.  Juni  1895.  Die  „städtischen  Gemeiade- 
anstalten*'  umfassen  die  Gasanstalt,  die  Wasserkunst,  das  Feuerlöschwesen  und  die 
Polizeiwache,  die  Leuchtensteuer,  die  Pflastersteuer  und  Wegeabgabe  im  vorstädtischea 
Bezirk,   die  Zinsen   des  Reservefonds  und  Verschiedenes.     Darüber  Verordnung  vob 

23.  Nov.   1877,   betr.  Budget  der  Verwaltungsbehörde  dieser  Anstalten,    Gesetz  voa 

24.  Nov.  1890  über  Rechnuugs-  und  Cassenwesen  dieser  Behörde,  in  neuer  Redactioo 
vom  17.  Jan.  1893.  Für  die  Leuchten-  und  Pflastersteuer  Specialbestimmnngen.  — 
Gesetz  vom  2.  Nov.  1885  über  Eisenbahnsteuer  (nach  preussischcm  Muster).  — 
Gesetze  über  Steuer  von  Wanderlagern  vom  17.  Dec.  1877,  29.  April  1895.  Geieti 
über  Gewerbesteuer  von  der  Betreibung  der  Gast-  und  Schankwirthschaft, 
Kleinhandel  mit  Branntwein  und  Spiritus  vom  17.  Sept.  1872.  für  das  Staatsgebiet  — 
Gesetz  über  Abgabe  von  Lustbarkeiten  vom  29.  Febr.  1896  (in  Kraft  seit  1. Jti, 
1900).  Gesetz  über  Hundesteuer,  in  der  Stadt  vom  15.  Sept.  1856,  Ansdehaiuf 
auf  das  ganze  Staatsfrebiet  durch  Verordnung  vom  25.  Sept  1869,  neues  Gesetz  voa 
17.  Dec.  1883  mit  Nachtrag  vom  26.  Febr.  1896  (in  Kraft  seit  1.  Jan.  1900).  - 
Auch  in  der  Stadt  Lübeck  bestand  früher  eine  allgemeine  Gonsumtionsaccise. 
nach  der  französischen  Zeit  durch  Verordnung  vom  25.  März  1813  geregelt,  nit 
mehrfachen  späteren  Veränderungen.  Neues  allgemeines  Verbrauchssteuergesetz 
vom  27.  Dec.  1866  und  Verordnung  von  demselben  Tage  über  Mahlgeld  von  städtische! 
Mühlen.  Verordnung  über  Verbrauchssteuer  von  Fleisch  und  Brot  vom  1.  lüi 
1868.  Weitere  Modificationen  in  Verbindung  mit  dem  Eintritt  Lübecks  in  den  Zell- 
yerein  (11.  Au^.  1868),  Aufhebung  der  Accise  für  eine  Anzahl  Artikel  nach  Bekaoot- 
machung  vom  10.  Aug.  1868.  Gesetz  vom  17.  Juli  1872  über  Aufhebonic  des  Mahl- 
zwangs der  städtischen  Mühlen  und  der  Mahlaccise.  Verordnung  vom  12.  Dec  1873, 
Aufhebung  der  Accise  für  weitere  Artikel,  so  dass  wesentlich  nur  Accise  für  Scbiackh 
vieh.  Fleisch,  Wild,  Geflügel,  Butter,  Bier  noch  bleibt.  Aufhebung  auch  dieser  Acds» 
excl.  Zuschlag  zur  Reichsbrausteuer  und  vom  vereinsländischen  Bier,  durch  VorordflOB; 
vom  14.  Dec.  1874  vom  1.  Jan.  1875  an.  Auch  Thorsperrgeld  hatte  früher  be- 
standen. —  Die  älteren  Aus-  und  Durchgangszölle  sind  schon  1845  beseitigt 
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worden,  es  Ferblieb  nnr  noch  ein  Eingangs  zoll  (V«  Vo  ^om  Werth).  Im  Jahre  1868 
schloss  sich  Staat  nnd  Stadt  Lübeck  ganz  dem  ZoUrerein  an.  Die  Yerwaltang  der 
Zölle  nnd  Beichsstenern  ftlhrte  zuerst  das  Reich,  seit  1883  Lübeck  selbst,  doch  so, 
dass  der  prenssische  Pronnzialsteaerdirector  in  Schlesvig-Holstein  zugleich  zum  Lübecker 
OberzoUdirector  ernannt  wurde.  —  Stempelicesetz  vom  6.  Febr.  1847  mit  späteren 
Nachträgen,  neues  Gesetz  vom  17.  Dec.  1879,  jetzt  giltiges  vom  10.  Jan!  1889  mit 
zahlreichen  abändernden  Nachträgen.  Neues  Gerichtskostenge  setz  vom  22.  Dec. 
1899.  Staatliche  Yeräusserungsabgabe  von  Immobilien  nach  Gesetz  vom 
27.  Dec  1845,  neues  Gesetz  vom  27.  Mai  1872  mit  Novellen  (vom  8.  Mai  1882, 
30.  Jan.  1893.  15.  Juni  1896,  22.  Dec.  1899).  Erbschaftssteuer,  erneuerte  Ver- 
ordnung vom  30.  Aug.  1845,  ersetzt  durch  Verordnung  vom  18.  Sept.  1862  mit  Novelle 
Tom  15.  Oct.  1868  (auch  im  Fin.arch.  B.  15,  S.  666).  neues  Gesetz,  vom  20.  Mai  1896 
<eb.  S.  659).  —  Schifffahrtssabgaben  (Verordnung  vom  20.  Jan.  1873).  — 
Leider  hat  auch  Lübeck  1897  wieder  eine  eigene  Staatslotterie  eingeführt.  — 
Etat  im  Gothaer  Hofkalender,  ziemlich  specialisirt,  auch  im  Jahrbuch  des  deutschen 
Flottenvereins  für  1901,  S.  64. 

Der  Lübecker  Staatshaushalt  ist  zwar  überwiegend  auf 
Steuern  und  Gebühren  fundirt,  verfügt  aber  auch  daneben 
ttber  relativ  nicht  unerhebliche  Domanialeinkünfte,  ältere 
aus  Forsten  und  ländlichen  Grundstücken,  neuere  aus  Miethen, 
ferner  ttber  Zinsen  und  Dividenden  aus  Activvermögen,  bezw.  An- 
lagen, obwohl  ein  Haupttheil  davon  mit  der  Veräusserung  des  ehe- 
maligen Besitzes  von  Eisenbahnactien  (Lübeck-Büchen)  fortgefallen 
ist.  Die  oben  genannten  städtischen  Gemeindeanstalten  haben  ihr 
Budget  für  sich,  für  dessen  Deficit  eventuell  nur  die  Stadt  Lübeck 
(mit  Vorstädten)  eintritt  (s.  u.).  Unter  den  Steuern  ist  die  an 
sich  und  nach  dem  Ertrage  wichtigste  die  Einkommensteuer, 
deren  finanzielle  Bedeutuog  neuerdings  erheblich  gewachsen  ist 
An  sie  schliesst  sich  die  jetzt  auch  fiscalischer  ausgebildete  Erb- 
schaftssteuer an,  die  zugleich  als  eine  Art  Besteuerung  des 
Besitzes  und  dadurch  des  fundirten  Einkommens  mit  fungirt.  Da- 
gegen wird  der  Grundbesitz  für  den  Staat  nur  durch  die 
Umsatzsteuer  besonders  belastet,  bloss  für  die  Stadt  zur  Er- 
gänzung der  durch  eigene  Einnahmen  nicht  vollständig  gedeckten 
Kosten  der  städtischen  Anstalten  auch  durch  eiue  Grund-  (und 
6ebäude-)Steuer.  Dazu  treten  Stempelabgaben,  ferner 
▼OD  kleineren  Steuern  und  stenerartigen  Abgaben  die  Eisenbahn. 
Steuer,  der  Biersteuerzuschlag,  gewerbliche  Abgaben 
wie  die  Schanksteuer,  die  Lustbarkeits-,  die  Hunde- 
steuer, endlich  die  Schifffahrtsabgaben,  Gerichts-  und 
Verwaltungsgebühren  und  verwandte  Anstaltseinnahmen 
(von  Schulen,  Gefängnissen),  die  Lotterie. 

Folgende  Tab.  92  zeigt  die  Finanzverhältnisse  in  neuerer  Zeit 
und  in  der  Gegenwart  (1000  M.). 
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Tab.  92.  1875  1890  1900 

1.  Domänen 526  553  614 

2.  Zinsen  und  Dividenden 913  730  428 

3.  Steuern  nnd  Abgaben 

a.  Einkommensteuer 440  600  1500 

b.  Erbschaftssteuer 30  52  190 

c.  Biersteuer 20  35  55 

d.  Stempelabgabe 89  97  143 

c.  VeräQsserungsabgabe t  iqa  /         '^^  ^^ 

f.  Verschiedene  kleinere      .    ,    .     .  i  ^^^       \        68  92 

g.  Schifffahrtsabgaben 179  245  350 

Summe  3: 894  1170  2650 

4.  Lotterie —               —  353 

5.  Gerichts-  und  Verwaltungsgebühren     .  106              163  324 

6.  Sonstige  Einnahmen 34             246  390 

Summe  (ordentliche  Einnahmen)  2473  2862  4760 

(ohne  Reichszoll-  und  Steuerantheilc) 

Staatsschuld,  Aufwand 1063  808  1422 

Auf  den  Kopf  Steuern  Mark    .     .     .  14.9  15.3  c.  28.2 

„      ,,       „    Einkommensteuer  Mark  7.3  7.8  c.  16.0 

In  1900  kam  unter  der  Domllnen  ?on  Pachtungen  rund  167.000,  Ton  Miethea 
186.000,  von  Forsten  und  Torfmooren  151.000  M. ;  unter  den  verschiedenen  kleinereB 
Abgaben  Eisonbahnsteuer  39.000,  gewerbliche  Abgaben  47.000,  andere  (Hundesteuer^ 
6700  M.  Die  Einkommensteuer  ist  in  den  letzten  Jahren  stark  gestiegen,  1896  bis 
1900  von  918  auf  1256,  1335,  1336,  1500  Tausend,  auch  die  Erbschaftssteuer  vob 
64  auf  153,  140,  190,  190  Tausend ,  ferner  die  Umsatzsteuer  von  181  auf  216,  277, 
240.  320  Tausend  Mark.  Die  Lotterie  war  in  den  3  letzten  Jahren  mit  158,  315, 
353  Tausend  angesetzt!  Diese  Zahlen,  ferner  die  gesetzgeberischen  Maassregeb  aaf 
dem  Besteuerungsgebiet,  die  Vermehrung  der  Gebühren  und  sonstigen  Einnahmen  (die 
übrigens  mit  vermehrten  Ausgaben  für  Anstalten  und  Einrichtungen  zusammenhingen), 
die  Abnahme  der  Zinserträge  u.  s.  w.,  theilweise  eine  Folge  des  Verkaufs  von  ÜÜsen- 
bahnactien,  die  im  Besitz  des  Staats  «rewesen  waren  (Lübeck-Büchen),  die  Zunahme 
der  Staatsschuld  (im  Nominalkapital  1875  25,  1890  13.6,  1900  32.3  Mill.  Marl)  sisd 
Symptome  einer  wesentlich  gespannteren  Finanzlage  des  kleinen,  längere  Zeit 
etwas  stagnirenden ,  jetzt  aber  wieder  rührigeren  und  in  grösserem  Aufschwung  be- 
findlichen Gemeinwesens,  das  namentlich  durch  seine  starke  finanzielle  Betheilignn^ 
um  Elbe-Travecanal  und  durch  Bauten  und  Einrichtungen  für  Hafen,  Handel  und 
Schulfahrt  verhältnissmässig  grosse  Lasten  übernommen  hat.  Diese  werden  sich  aber 
durch  den  Verkchrsaufschwung  alimälig  wieder  bezahlt  machen. 

§.  198.  Lübecks  Steuersystem  und  die  wichtigsten 
eiBzelnen  Steuern.  Hinsichtlich  des  Steuersystems  ergiebt 
sich,  dass  es  seit  laoge  den  Schwerpunct  in  die  directe  nnd 
zwar  in  die  allgemeine  Personalsteuer,  in  Form  der  Ein- 
kommensteuer, gelegt  hat.  Trotz  der  guten  Fortbildung,  welche 
die  letztere  durch  die  Gesetzgebung  erfahren  hat,  und  auch  unter 
Berücksichtigung  der  Ergänzung  dieser  Steuer  durch  die  Erbschafts- 
steuer in  deren  neuester  Gestaltung  und  allenfalls  auch  durch  die 
Veräusserungsabgabe  von  Immobilien,  fragt  sich  indessen  doch,  ob 
bei  einem  öffentlichen  Haushalte,  wie  dem  Lübecker,  eine  solche 
Steuerverfassung  ganz  gentigt.  Sie  passt  eben  mehr  für  einen 
staatlichen,  als  einen  gemischt  staatlich-städtischen  Haushalt.  Die 
Grundsteuer  für  speciell  städtische  Zwecke  kommt  zwar  noch  hinzQ» 
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aber  doch  nur  ergänzuDgsweise.  Gerade  anch  die  nenere  Ent- 
wicklung des  Lübecker  Gemeinwesens,  mit  den  grossen  Auf- 
wendungen iiir  Hafen,  Canäle,  Handelseinrichtnngen  lässt  ähnliche 
Zweifel  wie  in  Bremen,  wo  aber  wenigstens  die  Firmenstener  noch 
besteht  (S.  630),  und  wie  in  Hamburg  (S.  590)  auftauchen,  ob  nicht 
gerade  unter  den  Finanzverhältnissen  eines  solchen  Handelsstadt- 
Staates  die  Einkommensteuer  noch  stärkerer  Ergänzungen  als  durch 
die  Erbschaftssteuer,  Veräusserungsabgabe,  Stempel  und  durch  die 
städtische  Grundsteuer  bedürfte?  Theils  um  die  Besteuerung  nach 
der  Leistungsfähigkeit  noch  besser,  theils  um  diejenige  nach  Leistung 
und  Gegenleistung  überhaupt  in  höherem  Maasse  durchzuführen. 
Jetzt  wird  der  Einwand  nicht  ganz  abzuweisen  sein  —  vollends 
unter  Mitberücksichtigung  der  indirecten  Reichssteuern  und  neben 
einem  nur  massigen  steuerfreien  Existenzminimum  in  der  Ein- 
kommensteuer, sowie  einem  Einkommensteuerfusse,  dessen  Progression 
bei  einer  Staats-  und  Gemeindesteuer  doch  nicht  eben  weit  geht  — 
dass  die  Steuerverfassung  die  Lasten  nicht  hinlänglich  stark  auf 
die  leistungsfähigeren  Schultern  und  auf  diejenigen  Personen  lege, 
welche  von  der  Verwendang  der  Staatsmittel  den  meisten,  jeden- 
falls den  directesten  Vortheil  ziehen. 

Die  Lübecker  Einkommensteuer  entspricht  in  ihrer  Ent- 
wicklung im  Gesetze  von  1869  und  seitdem  im  Ganzen  den  An- 
forderungen der  neueren  Theorie  und  rationellen  Praxis  in  Bezug 
auf  diese  Steuer,  sowie  den  besseren  neueren  sonstigen  deutschen 
Gesetzen  nach  dem  Stande  der  Mitte  der  1880er  Jahre.  Das  Gesetz 
von  1872  hat  Uebereinstimmung  mit  den  reichsrechtlichen  Vor- 
schriften (Vermeidung  der  Doppelbesteuerung)  herbeigeliihrt.  Das 
neue  Gesetz  von  1889  schloss  sich  den  neueren  Gesetzen  der  beiden 
anderen  Hansestädte,  auch  dem  k.  sächsischen  und  dem  preussischen 
Entwürfe  von  1883  an,  dehnte  u.  A.  die  Steuerpflicht  auf  die  wich- 
tigsten Erwerbsgesellschaften  und  Genossenschaften  mit  aus  und 
war  für  seine  Zeit  eine  ganz  tüchtige  gesetzgeberische  Leistung, 
auch  mit  einzelnen  singulären  Bestimmungen,  welche  beachtens- 
werth  sind.  Die  folgenden  Novellen  haben  aber  nur  Einzelheiten 
betroffen,  besonders  ist  der  Steuertarif  geändert  und  erhöht  worden. 

üeber  die  Veränderungen  des  Gesetzes  von  1889  ^egen  die  früheren  Gesetze 
8.  das  Gutachten  der  Steuerbehörde  zn  dem  Entwarf  des  Gesetzes  ans  1886  (Pin.arch. 
B.  7,  S.  623  ff.).  Die  sabjective  Steuerpflicht  nur  der  physischen  Personen  war 
im  Allgemeinen  das  Fundament  des  Gesetzes  von  1869  (20.  Oct),  das  an  die  Stelle 
der  bisherigen  directen  Steuern,  auch  der  Miiltärsteuer.  trat.  Den  AngehOrifren  des 
Staats  waren  die  Fremden  mit  Erwerbsthätigkeit  und  Wohnsitz  oder  Geschäftsstelle  im 
Inland  gleichgestellt,  Fremde  ohne  Erwerbsthätigkeit  waren  nach  einjährigem  Wohnen 
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steuerpflichtig,  aber  nur  für  den  hier  Terbrauchten  Theil  ihres  Einkommen!;  nickt 
im  Inland   wohnende  Fremde  für  ihr  Einkommen  ans  inländischem  Grundbesitz  oder 
als  Theilhaber  oder  Theilnehmer  hiesiger  Eigengesch&fte  n.  s.  w.  für  das  daraus  bezogene 
Einkommen.    Sonst  waren  nur  private  Wohlth&tigkeitsanstalten ,  milde  Stifton^en,  an- 
getheilte  Erbschaftsmassen  steuerpflichtig.    Steuerfrei  war  Einkommen  bis  900  M.  Cit 
(120  Thlr.) ,  der  bei  den  kleinen  Einkommen  nicht  niedri^re  Steuersatz  war  3  M.  Cit 
für  301—500,  6  M.  für  501—600,  1%  M.  für  601—700,  9  M.  für  701—800,  10'/,  M. 
für  801—900,   12  M.  für  901-1000  M„   137»  M.  für  1001—1100,   U\'^  M,  für 
2001—2100,  84»/4  M.  für  2900—3000  M.,  dann  3  7«  für  über  3000  M.  Bei  Censiten  \m 
3000  M.  Crt.  (1200  Thlr.)  Einkommen  ermässigte  der  Steuersatz  sich  um  V4,  wenn  sie 
Familien  von  mehr  als  5  Kindern  zu  ernähren  hatten.   Feste  Einnahmen  waren  nach  dtm 
wirklichen  Betrage,  schwankende  nach  3-jährigem  Durchschnitt  zu  Fersteoem.  Schon  bei 
Einkommen  über  500  M.  Crt.  (200  Thlr^)   war  Selbstschätzung  gefordert,  mit  Straf- 
androhungen bei  betrügerischer  Absicht  oder  gewissenlosem  Leichtsinn  in  den  Angäbet 
(lO-faches,  im  Wiederholongbfalle  20-fache8,  der  Strafe  war  70m  Gericht  zu  erkenaeaV 
In  einer  Anlage  zum  Gesetz  die  näheren  Bestimmungen  über  die  Gnmdsätze  ftlr  die  Ab- 
schätzung des  Einkommens.  Eine  bes.  Verordnung  (20.  Oct  1869)  traf  die  Bestimmnnget 
für  die  Verwaltung  der  Einkommensteuer,    auch  über  die  Scbätzungscommissionea. 
Das  Gesetz  ?on  1872  stellte  im  Wesentlichen   nur  die  Bestimmungen  über  die  sob- 
jective  .und  objective  Steuerpflicbt  in  Einklang  mit  dem  Reichsrecht.     In  der  Novelle 
dazu  (1874)  wurde  Einkommen  bis  400  Reichsmark  (getren  360  bisher)  steuerfrei,  der 
Tarif  nur  in  Reichsmark  gesetzt  (401-600  M.  3  M.  60  Pf.  Steuer,  6—700  M.  7  IL 
20  Pf.,  7—800  M.  9  M.  u.  s.  w..  3900—4000  M.  120  M.,  3  7«  jetzt  bei  Einkommea 
über  4000  M.).   Auch  in  dem  Gesetz  von  1889  ist  es  im  Ganzen  bei  den  Bestimmungei 
der  vorausgehenden   Gesetze  über  subjective  Steuerpflicbt   der    physischen   Persoaei 
geblieben,   u.  A.  in   der  Vorschrift,   dass  Reichsausläoder  ohne  eigenen  Erwerb  ia 
Staatsgebiet  nur  für  ihr  hier  verbrauchtes  Einkommen  pfiichtig  sind.    Die  Stelle^ 
pflicht  nicht-physischer  Personen  wurde  aber  von  ungetheilten  Erbschaf^smassen  ud 
Privatwohlthätigkeitsanstalten  und  milden  Stiftungen  jetzt  auch  auf  im  Inland  sitzende 
Actien-,  Commanditactiengesellschaften  und  eingetragene  Genossei- 
schaften  ausgedehnt,  wobei  die  ausländischen  beiden  ersteren  nur  für  das  EinkoDBen 
aus  inländischem  Grundbesitz  und  aus  durch  Zweigniederlassungen  oder  durch  Bevoll- 
mächtigte  betriebenen  Gewerben  steuerpflichtig  sind.    Ueberhaupt  aber  ist  alles  £iB- 
kommen  aus  inländischen  Quellen.  Grundbesitz,  Gewerben,  Öffentlichen  Gassen,  aock 
aus  Vermögen,  welches  von  einer  durch  die  Lübecker  Behörde  angeordneten  Vormiuid- 
schaft  oder  Curatel  verwaltet  wird,  der  Steuer  unterworfen.     Ausdrücklich  frei  voi 
Einkommensteuer  ist  nur  das  ans  inländischem  Gewerbebetrieb  bezogene  EinkomneB 
auswärtiger   Versicherungsgesellschaften,    dann  das  der  Eisenbahnstener 
unterworfene  Einkommen  (g.  2)  von   Bahnunternehmen.     Unter  den    Befrei  an  gei 
sind  die  Einkommen  bis  600  M.  nicht  besonders  genannt,  aber  der  Tarif  beginnt  eat 
mit   einem   höheren    Einkommen   (§.  3,  4).    Den   Besitzern    von  Höfen   in    gewisses 
Dörfern   werden   dabei  die  von   ihnen  zu  zahlenden   älteren  Contribntionen  anf  ihn 
Einkommensteuer  angerechnet.  Die  objective  Steuerpflicht  ist  auch  im  AIlgemeineB 
wie  bisher  und    damit  wie  überhaupt  in  anderen   Gesetzen   bestimmt  (§.  7  ff.,  aack 
Anlage  A),  was  die  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Einkommens,  die  Abzogsposrei 
u.  s.  w.  anlangt,   doch  mit  einzelnen   beacbtenswerthen  Singularitäten  (s.  Anlage  A, 
s.  u.  A.  besonders  Nr.  9  der  Anlage  A.).   Danach  ist  steuerpflichtig  auch  ^der  Eitiif 
einzelner  Gewinn   bringender  Geschäfte,   auch  wenn   dieselben  nicht  gewerbs- 
mässig   oder    zu    Speculationszwecken    abgeschlossen  sind,    namentlich  der 
Kapitalgewinn    bei    Veräusserung    von    Grundstücken,    Werthpapieren 
u.  dgl.,  Lotteriegewinne,  Prämiengewinne,  sowie  überhaupt  alle  vorstehend  nicht  bib- 
haft  gemachten   Einnahmen   unter   Ab/.ug  etwaiger  Geschäftsunkosten.     Als  Kapitil- 
gewinn  im  Sinne  der  vorstehenden  Bestimmung  ist  auch  derjenige  Gewinn  in  Aoscklif 
zu  brinfcen,  welcher  0 h n e  eine  besondere  Thätigkeit  des  Stenerpfiichtigei 
in  Folge  einer  seit  dem  Erwerbe  eingetretenen  Wertherhöhung  des 
veräusserten     Gegenstandes    eingetreten    ist:     unsere     Bestenening    dei 
„Conjuncturengewinns''.     Etwaige    Kapitalverluste   innerhalb  desselben   Jakies 
dürfen   abgezogen  werden.     Nicht  zum  Einkommen  gerechnet  werden  Einnahmen  m 
Erbschaften,  Schenkungen,  Lebens-  und  Unfallversicherungen,  Heirathsmitgiften  (s.  tut 
Begründung  dieser  Nr.  9  das  Gutachten  der  Steuerbehörde,  Fin.aFch.  a.  a.  0.  S.  639  £> 
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Beseitii^  ist  in  dem  Gesetz  von  1889  §.  8  anch  die  frühere,  sonst  allgemein  übliche 
Unterscheidung  zwischen  schwankenden  und  festen  Einkünften,  es  soll  nur  angegeben 
und  besteuert  werden  das  Einkommen  in  dem  Kalenderjahr,  welches  dem  Jahr  der 
Stenerentrichtang  vorangeht  (s.  Begründung  in  dem  gen.  Gutachten  S.  631  ff.). 
Nur  Personen  und  Gesellschaften,  die  dem  Handelsgesetzbuch  entsprechende  Bücher 
führen  müssen,  haben  nach  dem  durchschnittlichen  Ertrag  der  vorangehenden  8  Jahre 
zu  steuern,  wobei  Verlustjahre  nicht  niedriger  als  mit  Null  anzusetzen  sind.  Der 
Steuertarif  (§.  4)  hat  Stufen  von  je  100  M.  von  600—4000  M.  Einkommen  und 
steigende  S&tze,  besonders  für  die  kleinen  Einkommen  niedrigrer  als  bisher  (600 — 700 
Mark  4  M.  oder  •/«  \  der  üntergrenze,  7—800  M.  5  M.,  8—900  M.  7  M.,  900  bis 
1000  M.  9  M.,  1000—1100  M.  11  M.  oder  1.1  7«  der  üntergrenze  u.  s.  w.,  2000  bis 
2100  M.  37  M.  oder  1.85  7o^  3000—3100  M.  80  M.  oder  2Va  Vo,  3900—4000  M. 
120  M.  oder  3.08  7o  der  Üntergrenze).  Höheres  Einkommen  trägt  wie  bisher  3  Vo- 
Dabei  besteht  die  singulare  Bestimmung,  dass  sich  der  Steuersatz  eines  Censiten  mit 
steuerfreiem  neben  steuerpflichtigem  Einkommen  nach  seinem  Gesammtein- 
kommen  richtet,  also  eventuell  entsprechend  höher  ist.  Erleichterungen  wegen 
geringerer  Leistungsfähigkeit  sind  in  bemerkenswerthem  Maasse  noch  weiter- 
irehend  als  bisher  gewährt,  so  für  Familienem ährer  mit  Einkommen  bis  2500  M.  mit 
Familie  von  mehr  als  5  Personen  (nicht  nur  Kindern)  um  Vs*  ^ei  mehr  als  7  um  '/s 
(§.  5).  Ausserdem  kann  die  Steuerbehörde  bei  Censiten  bis  2500  M.  jetzt  auch  wegen 
anderer  Umstände  (längere  Arbeitslosigkeit,  andauernde  Krankheit.  Unglücksfälle),  wenn 
sie  die  Leistungsfähigkeit  erheblich  beeinträchtigen,  Ermässigungen  oder  Erlass  von 
Theilbeträgen  gewähren  (§.  6").  Die  Veranlagung  der  Steuer  beruht  auf  allgemeiner 
Declarationsp flicht  in  Bezug  auf  das  Einkommen  (§.  14  ff.),  steuerpflichtiges 
und  steuerfreies  soll  „nach  bestem  Wissen''  angegeben  werden.  Wer  nicht  rechtzeitig 
die  Steuererklärung  einreicht,  wird  von  der  Schätzungscommission  eingeschätzt  Ueber 
letztere-  s.  das  besondere  Gesetz  über  die  Verwaltung  der  Einkommensteuer  vom 
27.  Mai  1889.  Rechtsnachtheile  für  unterlassene  Erklärung  fehlen.  Jene  Commission 
ist  auch  die  Prüfungsinstanz  der  Steuererklärung  und  darf  das  betr.  Einkommen  un- 
mittelbar oder  nach  Vernehmung  des  Betheiligten  erhöhen  (§.  15).  Von  Arbeitgebern, 
Dienstherrschaften  kann  die  sogen.  Meldeangabe  für  das  von  ihnen  gezahlte  Ein- 
kommen der  von  ihnen  beschäftigten  Personen  verlangt  werden  (§.  16,  Abs.  2  o.  3, 
mit  Androhung  von  Ordnungsstrafe  in  §.  20).  Uebergangene  Steuerpflichtige,  ferner 
zu  niedrig  von  der  Commission  eingeschätzte  müssen  das  schriftlich  anzeigen  (eben- 
falls unter  Strafandrohung,  §.  16,  20,  auch  den  entgangenen  Betrag  nachzahlen,  §.  22). 
Beclamationen  (Einsprüche)  gehen  an  die  Steuerbehörde,  bei  ablehnendem  Bescheid 
weiter  als  Beschwerde  an  den  Senat  „unter  Ausschluss  des  Rechtswegs'',  §.  17.  18). 
Absichtlich  oder  fahrlässig  unrichtige  Angaben  über  das  Einkommen  sind  wie  früher 
mit  Geldstrafe  des  Zehnfachen,  im  Wiederholungsfalle  des  Zwanzigfachen  des  hinter- 
zogenen  Steuerbefrags  bedroht  (§.  19),  mit  Festsetzung  der  verwirkten  Strafe  nicht  mehr 
durch  das  Gericht,  sondern  durch  Bescheid  der  Steuerbehörde  und  mit  Berufung  da-, 
gciren  nur  an  den  Senat  (§.  21).  Verspätete  Steuerzahlung  hat  den  Zuschlag  einer 
Gebühr  zur  Folge  (§.  24).  —  Die  Finanzbedürfnisse  veranlassten  mehrfach  zur  Auf- 
legung von  Zuschlägen  zu  den  gesetzlichen  Sätzen,  so  1894  und  95  (für  1  Quartal), 
für  Einkommen  über  1200  M.  um  V4.  1896  für  das  über  2000  M.  um  Vg-  Die  Novelle 
Tom  19.  Febr.  1896  führte  den  Tarif  in  stärkere  Progression  des  Steneröatzes  hinüber. 
'Während  die  Sätze  bis  2000  M.  Einkommen  etwa  die  bisherigen  blieben,  stiegen  sie 
dann  gegen  bisher  etwas,  so  bei  2000—2100  M.  von  37  auf  38  M.  u.  s.  w.,  bei  3000 
bis  3100  M.  von  75  auf  85.  bei  4000—4100  M.  von  bisher  123  auf  135,  bei  5000 
bis  5100  M.  von  153  auf  185,  bei  5900—6000  M.  von  180  auf  230,  von  über  6000  M. 
bis  90.000  M.  wurde  der  Satz  für  jede  angefangene  100  M.  6  M.  mehr,  bei  über 
90.000—100.000  M.  7  M.  mehr,  bei  über  100.000  M.  6  %.  im  Ganzen.  Ermässigungen 
wegen  verminderter  Leistungsfähigkeit  aus  den  bisherigen  gesetzlichen  Gründen  können 
jetzt  bei  Einkommen  bis  5000  M.  gewährt  werden.  Auch  hier  zeigt  sich  so  die  all- 
gremeine  Entwicklung  der  neueren  deutschen  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete  in  der 
angedeuteten  fiscalischen  und  socialpolitischen  Tendenz.  Sie  wird  auch  bei  diesen 
Sät/en  nach  oben  zu  nicht  stehen  bleiben  kOnnen.  Durch  die  Novelle  vom  17.  Febr. 
1896  sind  ausdrücklich  aoch  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  und  Berg- 
gewerkschaften Subjecte  der  Einkommcusteuer  geworden.  (Ueber  BergwerksabgaboD 
Bestimmungen  in  §.  173,  174  des  Berggesetzes  vom  28.  Oct  1895,) 
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Die  VeräasseruDgsabgabe  von  Immobilien  ist  eben- 
falls in  fiscalischer  Tendenz  neuerdings  (1893)  erhöht  worden,  von 
1  auf  2  %. 

Nach  dem  Gesetz  von  1872  sind  das  abgabepflichtige  Rechtsgeschäft  Ver- 
äusseniDgeii  von  Gebäuden  und  Grundstücken  unter  Lebenden,  bei  Tausch  ist  die 
Abgabe  von  beiden  Objecten  zu  zahlen.  FiUher  bestand  eine  gleiche  Abgabe  anck 
far  Auctionen  von  Waaren  und  Mobilien. 

Für  die  Einrichtung  der  wesentlich  als  Oemeindesteaer 
fnngirenden  Grund-  und  Gebäudesteuer  sei  auf  die  oben 
genannten  Gesetze  verwiesen. 

Erwähnt  sei  nur  aus  der  Gesetzgebung  von  1886,  dass  in  der  Yeraolagnaf 
Gebäude  nebst  zugehörigen  Höfen  und  Hausgärten  von  den  sonstigen  ertragsfähifet 
Grundstöcken  (Liegenschaften)  unterschieden  werden.  Es  werden  f&r  den  Nutzungv 
werth  Wenhstufen  von  10  zu  10  M.  gebildet.  Die  Ermittlung  bezieht  sich  auf  dei 
vollen  Bruttomiethwerth  nach  dem  jährlichen  Durchschnittsmiethwerth,  d.  h.  nach  dem 
Miethpreise  des  dem  Ermittlungsjahr  unmittelbar  vorangegangenen  Jahrzehents.  Ab 
Einheitssatz  gilt  für  10  M.  Nutzungswerth  in  der  Stadt  Lübeck  selbst  10  Pfl,  im 
inneren  Vorstadtbezirk  15,  im  äusseren  6,  in  anderen  Theilen  der  Vorstädte  n.  8.Y. 
8  Pfennig.  Wieviel  jährlich  erhoben  wird,  wird  besonders  bestimmt,  so  filr  die 
Deckung  des  etwaigen  Deficits  der  Verwaltung  der  Gemeindeanstalten. 

Die  Erbschaftssteuer  beschränkte  sich  vor  dem  Gesetx 
von  1896,  wie  gewöhnlich  in  Deutschland,  auf  die  Seitenlinie  und 
Nichtverwandte,  war  aber  schon  1868  gegen  die  Sätze  in  der  Neu- 
ordnung von  1862  gesteigert  worden.  Im  Gesetz  von  1896  ist  ddd 
der  wichtige  Schritt  gethan  worden,  wie  in  Hamburg  (§.  185),  die 
Steuer  anf  die  directe  Linie,  auch  auf  die  Descendenten ,  und  in 
gewissen  Fällen  auf  Ehegatten  auszudehnen,  auch  die  Sätze  Ar 
die  übrigen  Steuerpflichtigen  sind  zum  Theil  erhöht  worden.  Für 
diese  Entwicklung  des  Gesetzes  wie  für  andere  gleichzeitige  Maass- 
regeln (Erhöhung  der  Einkommensteuer,  der  Veräusserungsabgabe, 
Lustbarkeitssteuer  u.  A.  m.)  waren  speciell  fi scalische  Bfick- 
sichten  in  der  durch  die  Uebernahme  öfientlicher  Werke  gespanoter 
gewordenen  Finanzlage  maassgebend.  Es  ist  beachtenswerth,  dasi 
man  vor  der  genannten  Ausdehnung  der  Erbschaftssteuer  nicht 
mehr  zurückscheute.  Beim  Fehlen  allgemeiner  grösserer  Ertragt- 
steuern  und  einer  Vermögenssteuer  neben  der  Einkommensteuer 
war  das  Vorgehen  aber  auch  sonst  steuerpolitisch  richtig, 
weil  so  wenigstens  in  dieser  Form,  wenn  auch  in  dem  wichtigsten 
Falle,  innerhalb  der  directen  Linie,  namentlich  der  Descendenteo, 
bei  dem  niedrigen  Steuersatze  nur  in  geringem  Maasse,  der  Besitx 
und  das  fundirte  Einkommen  mit  getroffen  werden. 

Die  Steuersätze  waren  1862  und  etwas  erhöht  von  1864  an  ftlr  den  2.  Grad  der 
Verwandtschaft  (Geschwister)  bezw.  3  und  4  Voi  ^^  ^^^  dritten  4  und  6,  den  nertea 
6  und  8,  für  noch  weitere  Verwandtschaftfljjprade  und  NichtTenrandte  8  und  10  V 
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Frei  Dach  Höhe  des  Betrags  waren  nor  Samxnen  unter  800,  1869  sogar  nur  unter 
100  M.  Das  neae  Gesetz  von  1896  hat  die  ganze  Materie  umfassend  geregelt,  in 
Be2Ug  auf  subjectire  und  objective  Steuerpflicht  und  alles  Weitere.  Erwähnt  seien 
hier  nur  die  Steuersätze:  I^iq  für  Ehegratten,  die  mit  dem  Erblasser  oder  Schenk- 
Keber  in  unbeerbter  Ehe  gelebt  haben  (Anfälle  unter  Gatten  bei  beerbter  Ehe  sind 
frei),  für  Kinder  und  für  Enkel,  soweit  sie  an  die  Stelle  ihres  schon  Fersturbenen 
Vaters  oder  Mutter  treten ,  3  ^/q  für  andere  Enkel  und  weitere  Abkömmlinge ,  f Qr 
Eltern  und  höhere  Ascendenten.  4^0  ^^^  Geschwister,  6^0  fur  adoptirte,  arrogirte, 
Dder  durch  Einkindschaft  berufene  Kinder,  8  Vo  ^^^  Blutsverwandte  des  3.  Grads  der 
SeitenverwandUtchaft,  10  Vo  ^o°  ^^^^  anderen  Fällen.  Unter  den  Stpuerfreiheiten  seien 
srwähnt:  ausser  Piscus,  Staatsbehörden,  Gemeinden  Lübecks  und  deren  Anstalten  auch 
Zuwendungen  für  kirchliche,  Dnterrichts-,  Wohlthätigkeits-  und  gemeinnützige  Zwecke 
[mit  weiteren  Clausein),  ferner  Alimente  und  Jahresf^elder  zum  nothwendigen  Dnterhalt 
benannter  Personen,  weiter  allfremein  Anfälle  bis  200  M.  Werth.  In  dem  wichtigen 
Falle  der  Erbschaftssteuer  ?on  Kindern  und  weiteren  Abkömmlingen,  auch  unbeerbten 
Statten,  sind  aber  nicht,  nur,  wie  in  Hamburg  (S.  605)  Hausrath,  Möbel,  Kleidung, 
Wäsche  (mit  gewissen  Beschränkungen),  sondern  für  diese  Erben  und  ausserdem  auch 
ftlr  die  Ascendenten  Beträire  bis  4000  M.  steuerfrei,  wobei  die  Steuer  fUr  höhere 
Beträge  immer  aus  dem  Plus  entnommen  werden  können  muss.  Für  minderjährige 
Kinder  und  für  Kinder  und  Gatten,  die  erwerbsunfähig,  geht  die  Befreiung  bis  8000  M., 
ohne  Einrechnung  des  steuerfreien  Mubiliars  u.  s.  w.  Die  Steuer  ist  im  Uebrigen,  wie 
3ie  neueren  bezüglichen  Steuern  fast  allgemein,  eine  sogen.  Bereicherungssteuer, 
lässt  also  Abzug  ?on  Schulden  und  Laoten  zu.  Das  Gesetz  ist  in  den  steuertechnischen 
Einzelheiten  gut  gearbeitet  und  verdient  Beachtung  auch  in  dieser  Hinsicht. 

Von  den  übrigen  bestehenden  Steaern,  die  nicht  weiter  viel 
Besonderes  bieten,  sei  nur  noch  der  neuen  Lustbarkeitssteuer 
7on  1897  erwähnt. 

Sie  trifft  Tanz^ergnügungen  (öffentliche),  Maskenbälle,  Theatenrorstellungen,  Gon- 
certe,  musikalische  und  declamatorische  Vorträge,  ferschiedene  andere  öflentliche  Ver- 
fügungen, wie  Freischiessen,  Verkegeln.  Ausspielen  von  Gewinnen.  Kunstreiter-  u.  dgl. 
Productionen,  Carrousselle,  Schiessbuden  u.  dgl.  mit  Sätzen  innerhalb  eines  Höchst- 
nnd  Mindestbotiags. 

Gewiss  an  und  für  sich  keine  unberechtigte  Steuer ,  aber  als 
Luxnssteuer  wird  sie  von  den  mehrfach  oben  geäusserten  Bedenken 
getroffen  (z.  B.  S.  634)  und  in  dieser  Form  trifft  sie  mehr  die  Ver- 
gnügungen des  Volks,  der  kleinen  Leute  und  des  unteren  Mittel- 
stands, als  diejenigen  der  höheren,  reicheren  Classen,  deren  private 
luxuriöse  Geselligkeit  grösstentheils  unbelastet  und  unbelästigt 
bleibt. 

Von  den  beseitigten  Steuern  ist  die  frühere  Accise  in  ihrer 
aUmäligen  Umbildung  von  1866  an,  auf  Grnnd  der  oben  genannten 
Gesetze,  nicht  ohne  Interesse,  doch  muss  es  hier  genügen,  auf  diese 
Gesetze  zu  verweisen.  Manches  war  ähnlich  wie  in  Hamburg  ond 
Bremen.  Besonders  beachtenswerth  ist,  wie  rasch  man  nach  dem 
Anschluss  an  den  Zollverein  das  ganze  System  theilweise  abbrach 
und  dann  ganz  aufgab,  während  es  Bremen  partiell  beibehalten  hat. 
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9.    Abschnitt. 

Die  KeichsbesteneruDg  im  heutigen  Deutschen  Reich 
und  ihre  Beziehung  zur  Landesbesteuernng. 

Die  Darstellung,  welche  in  diesem  ganzen  Bande  7on  der  Entwicklong  der 
deutschen  einzelstaatlichen  Besteuerung  im  19.  Jahrhundert  und  7on  der  erreichtea 
Ausgestaltung  derselben  geg:enwärtig  am  Schlüsse  dieses  Jahrhunderts  gegeben  woidet 
ist,  hat  sich  nach  Lage  der  Dinge  nur  in  geringem  Maasse  und  mehr  nur  gelegoit- 
Hch  nebenbei  auf  die  Zolle,  die  inneren  indirecten  Verbraachssteueri 
und  auch  nur  theilweise  mit  auf  die  Yerkehrssteuem  (Stempel)  bezogen.  Nor  ii 
der  Periode  vor  dem  Zollverein,  dem  Norddeutschen  Bunde  und  dem  Deutschen  Beicbe 
sind  diese  Abgaben  in  der  vorausgehenden  Stcuergeschichte  der  Einzelstaaten,  aber 
absichtlich  auch  hier  nur  kurz,  mit  erwähnt  worden.  Bloss  in  der  Darstellung  der 
Besteuerung  der  süddeutschen  Staaten  mit  eigener  Bier-  und  zum  Theil  Wein-  lud 
frtlher  Branntweinsteuer,  in  derjenigen  Sachsens,  Badens  mit  eigener  Flcischsteaer,  ih 
derjenigen  Elsass- Lothringens  und  der  Hansestädte  mit  einigen  früheren  and  zum 
Theil  noch  bestehenden  Singularitäten  einzelner  indirecter  Steuern  ist  aaf  die  vo^ 
genannten  Steuergruppen  näher  eingegangen  worden.  Bei  dem  Zusammenhang  <kr 
geschichtlichen  Entwicklung  und  Ausbildung  aller  vorkommenden  Steuergattangen  und 
den  zwischen  ihnen  bestehenden  Wechselwirkungsverhältnissen  in  ihrer  Entwickloig 
bleibt  eine  Darstellung,  wie  die  bisher  in  diesem  Bande  gegebene,  daher  nothwendtg  u- 
yollständig.  Wie  früher  im  Plane  lag  (S.  6  ff),  sollte  die  Darstellung  der  im  Zollver- 
ein, Norddeutschen  Bunde,  Deutschen  Reich  vor  sich  gegangenen  Steuereni- 
wicklung  und  der  gegenwärtigen  Gestaltung  der  Reichssteucm ,  die  eben  wesenthck 
aus  den  genannten  Kategorieen  bestehen,  auch  noch  in  diesem  Bande  Platz  finden.  Der 
ömfang,  welchen  die  Darstellung  der  einzelstaatlichen  Besteuerung  allein,  gegen  nnseret 
Wunsch,  aber  nothgedrungen  bei  der  Fülle  und  Zersplitterung  des  stenergeschichtlidiei 
und  steuerrechtlichen  Stoffs  von  26  Steuerverfassungen,  erreicht  hat,  nOthigt  nick, 
diesen  Band  mit  dieser  Darstellung  im  Wesentlichen  zu  schliessen.  Eine  eingehendere 
Behandlung  der  Reicbssteuern  und  ihrer  geschichtlichen  Vorläufer  im  Zollverein  oad 
in  den  Einzelstaaten  liegt  zwar  noch  in  meiner  Absicht,  aber  ich  weiss  nicht  sicher, 
ob  und  wann  ich  sie  werde  vollenden  können.  Ich  beschränke  mich  daher  in  des 
gegenwärtigen  Bande  jetzt  auf  einen  nur  orientirenden  Deberblick  der  ge- 
nannten Steuern  und  zwar  vornemlich  nur  der  Gesetzgebung  darüber  in  der 
Periode  des  Deutschen  Reichs,  also  seit  1871,  ohne  auf  die  Zeit  vorher  niker 
einzugehen.  Auch  wird  dabei  wesentlich  nur  die  finanz-  und  stenerpolitiscke 
Seite  der  Dinge  behandelt,  nicht  auch  die  handelspolitische  nnd  allgemeia 
volkswirthschaftspolitische.  Beiden  Reicbssteuern  (Zucker-,  Branntweinsteuern 
und  vollends  bei  den  Zöllen  (Schutzzölle)  hängt  indessen  das  Finanzpolitische,  Handeb- 
politiscbe,  Agrarpolitische  u.  s.  w.  so  eng  zusammen,  in  Preussen  seit  1818,  im  Zoll- 
verein und  im  Reiche,  dass  nur  eine  allseitige  Behandlung  den  Dingen  gerecht 
werden  kann.  Diese  hier  jetzt  zu  geben,  war  nicht  mein  Ziel,  ist  es  aber  &  eise 
spätere  Zeit  noch. 

§.  199.  Allgemeines  Verhältniss  der  Reichs-  nnd 
Landesbesteuerung  zu  einander. 

Im  Vorausgehenden  ist  oftmals  schon  auf  die  Beziehongen 
zwischen  Landes-  und  Reichsbesteuerung  Rücksichtge 
nommen  worden.  Die  Hauptpuncte  der  erreichten  Entwicklung  der 
Reichsbesteuerung  sind  auch  einfach  und  allgemein  bekannt  Nor 
das    künstliche    Verrechnungssystem    zwischen    den 
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Matricnlarbeiträgen  der  Einzelstaaten  an  das  Reich 
und  den  Ueberweisnngen  von  Antheilen  ans  denjenigen 
Reichsstenern,  deren  Reinertrag  nicht  ohne  Weiteres  voll- 
ständig in  die  Reichscasse  fliesst,  verwischt  den  einfach 
liegenden  wirklichen  finanzwirthschaftlichen  Sach- 
verhalt. Dies  System  hat  jedoch  mehr  nur  Staats-,  insbesondere 
bndgetrechtliche  nnd  daher  verrechnnogsmässige,  als  finanzwirth- 
schaftliche  nnd  practische  Bedeutung.  Sieht  man  von  diesem  Ver- 
rechnungsmodns  ab,  so  sind  eben  die  Zölle,  welche  seit  länger 
nur  noch  ans  Einfnhrgrenzzöllen  finanzieller  nnd  protectionistischer 
Natnr  bestehen,  die  innere  Salz-,  Zncker-,  Tabak-,  seit 
1887  anch  die  Branntweinsteuer,  ferner  die  Reichsstempel- 
abgaben für  Wechsel,  Werthpapiere  nnd  gewisse  Kauf- 
geschäfte (Börsenstener),  ftlr  Lotterieloose  u.  s.  w., 
anch  für  Spielkarten  und  die  sogen,  statistische  Gebühr  im 
auswärtigen  Waaren verkehr  Reichssteuern,  deren  Reinertrag  den 
Einzelstaaten  gänzlich  entzogen  ist  und  der  Reichscasse  zufiiesst, 
um  hier  für  die  Deckung  der  Reichsausgaben  unmittelbar  und  voll- 
ständig Verwendung  zu  finden.  Dazu  kommt  im  norddeutschen 
Reichsgebiete,  genauer  gesagt  ausserhalb  Baierns,  Württembergs, 
Badens  und  des  Reichslauds,  die  Biersteuer  (Branmalzsteuer). 
Von  ihrem  Reinertrag  gilt  dasselbe  in  Bezug  auf  den  Theil  des 
Reichsgebiets,  in  welchem  sie  besteht,  während  die  genannten  vier 
süddeutschen  Staaten  die  Biersteuer  als  Landessteuer  behalten 
haben  und  daher,  entsprechend  dem  Maassstabe  der  Belastung 
Norddeutschlands  mit  der  Reichsbiersteuer,  Ersatzzahlungen  leisten, 
d.  h.  im  Effect  höhere  directe  Beiträge  als  die  allgemeinen  Matri- 
cnlarbeiträge  an  die  Reichscasse  entrichten  müssen,  ebenso  wie 
Baiem  und  Württemberg  ausserdem  noch  wegen  ihrer  eigenen 
Landes-Post  und  Telegraphie.  Die  Verwaltung  undErhebung 
der  Zölle  und  Reichssteuern  ist,  unter  Reichsaufsicht,  zwar,  wie 
schon  im  Zollverein,  in  den  Händen  der  Einzelstaaten,  diese  erhalten 
dafür  Kostenentschädigung  nach  bestimmten  Rechnungsgrnndsätzen, 
müssen  aber  den  danach  verbleibenden  Reinertrag  an  die  Reichs- 
casse abliefern. 

Diese  Entschädigung  ist  so  bemessen,  dass  sie  evcntnell  etwas  Ueberschnss  über 
die  wirklich  ?on  dem  Einzelstaato  verausgabten  Verwaltungs-  uud  Erhebungskosten 
lässt.  Solche  Ueberschttsse,  wie  sie  in  den  Tabellen  dieses  Bandes  mehrfach  mit 
anzugeben  waren,  stellen  dann  eine  eigene  Einnahme  des  Einzelstaats  aus  den  Reichs- 
abgaben dar,  indessen  doch  immer  nur  in  kleinem  Betrage.  Auch  ist  dabei  zu  bertlck- 
sichtigen,  dass  sich  die  Verwaltungs-  und  Erhebungskosten  der  Reichssteuern  im 
Einzelstaatshaushalte  gar  nicht  immer  genau  feststellen,  weil  nicht  yon  anderen,  mit 

42* 


648  6*  B.  Uebersichten  der  Besteoening.  Reichsbesteuerang.  §.  199. 

donen  sie  admiDistrativ  nahe  zusammenhängen,  nemlich  Ton  den  betreffenden  Eostei 
für  YerwaUnng  und  Erhebung  von  Landesabgaben,  genau  au&jcheiden  lassen,  >« 
vollends  nicht  die  Kosten  gemeinsamer  CentralbehOrden  fUr  den  gemeinsamen  DieDst 
von  Reichs-  und  Landesabgaben. 

Nur  der  wirkliche  Ueberschuss  von  Ueberwei sangen 
ans  Reichsstenern  an  die  Einzelstaaten  über  die  all- 
gemeinen Matricnlarbeiträge  dieser  Staaten  ist  ein 
voller  Antheil  der  letzteren  an  den  Reinerträgen  der  Reichs- 
steuern. Dieser  Ueberschuss  ist  aber  öfters  nicht  vorhanden  oder 
ist  nur  klein,  häufig,  wie  in  neuester  Zeit  wieder,  sind  auch  die 
Matricnlarbeiträge  grösser  (s.  u.  Tab.  94),  wo  dann  im  Effect  die 
Einzelstaaten  aus  ihren  eigenen  Reinerträgen,  eventuell  also  aach 
aus  ihren  Landessteuern,  die  süddeutschen  mit  ans  ihrer  Bier- 
steuer —  noch  über  den  Betrag  hinaus,  den  sie  im  Effect  aus  dieser 
zur  Ersatzleistung  für  die  norddeutsche  Reichsbiersteuer  an  die 
Reichscasse  zu  entrichten  haben  —  dem  Reiche  finanzielle  Hilfe 
leisten  müssen. 

Für  eine  Behandlung  der  Dinge  ganz  im  Grossen  kann  mu 
von  dem  Allen  absehen  und  die  genannten  Reichssteuero 
nebst  der  norddeutschen  Biersteuer,  also  wesentlich  die 
indirecten  in  Form  von  Zöllen,  inneren  Verbranchs- 
steuern und  gewisse  Verkehrssteuern  in  Stempelforn 
für  ihren  in  angedeuteter  Weise  berechneten  Reinertrag  als  dem 
Reiche  zufliessende,  die  übrigen  Steuern,  also  namentlich 
die  directen,  nebst  einigen  kleineren  sonstigen,  wie  Landes- 
stempelabgaben, gewisse  Theile  der  Gericbtsabgaben, 
die  Erbschaftssteuer,  auch  die  wenigen  indirecteo 
Landesverbrauchssteuern  (Bier  und  Wein  in  Sttddeutsch- 
land,  Fleisch  in  Sachsen,  Baden,  Licenzen  u.  dgl.)  als  deo 
Einzelstaaten  verbleihende  betrachten. 

So  steht  es  nach  der  bisher  erfolgten  Ausbildung  von  Reichs- 
und Landessteuerrecht,  nicht  nach  dem  Wortlaut  der  Reiehs- 
verfassung,  nach  welcher  das  Reich  competent  ist,  „Steuern",  also 
jede  Art  solcher  als  für  die  Zwecke  des  Reichs  zu  verwendende 
Reichssteuern  einzuführen  (Verfassung  Art.  4,  Nr.  2),  vorbehaltlich  des 
Rechts  der  süddeutschen  Staaten  auf  ihre  eigene  Bier-  (wie  früher 
auch  Branntwein-)Besteuerung,  wonach  diese  der  LandesgesetzgeboDg 
dieser  Staaten  ausdrücklich  in  der  Verfassung  rechtlich  verblieben 
ist,  mit  der  staatsrechtlichen  Consequenz,  dass  ihnen  nur  mit  ihrer 
Einwilligung  diese  eigene  Steuer  entzogen  und  ihr  Gebiet  dann  in  die 
allgemeine  Reichssteuer  eingegliedert  werden  kann  (Reichsverfassno; 
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Art.  35).  Bei  der  BranDtweinsteuer  ist  1887  auch  so  vorgegangen. 
Im  Beichslande  ist  dagegen  die  Beicbsgesetzgebung  für  sich  allein 
competent  dazu,  die  dort  bis  auf  Weiteres  belassene  Landesbier- 
steuer  eventuell  von  sich  ans  zu  beseitigen  und  durch  die  Beichs- 
Steuer  zu  ersetzen  (o.  §.  118).  Immerhin  ist  es  bemerkenswerth^ 
dass  aoch  die  anderen  wichtigeren  modernen  Bandesstaaten,  die 
Schweiz  und  die  Vereinigten  Staaten  (Nord-)Amerikas,  die  Ver- 
theilnng  zwischen  Bundes- (Unions-)  und  Landes- (Kanton-,  Einzel- 
staats-)ätenem  wenigstens  in  der  Hauptsache  (freilich  nicht  völlig) 
ebenso  wie  das  Deutsche  Reich  vorgenommen  haben:  auch  hier 
sind  die  Grenzzölle  des  einheitlichen  Wirthschaftsgebiets  und  die 
inneren  indirecten  Verbrauchssteuern  dem  Bunde,  die  directen  den 
Gliedern  vorbehalten.  Und  schwerwiegende  practische  volkswirth- 
schaftliche,  allgemeine  administrative  und  specielle  steuertechnische 
Grtinde  sprechen  für  diese  Vertheilung,  ohne  freilich  damit  Aus- 
nahmen von  der  Regel,  welche  aus  anderen  noch  wichtigeren 
Gründen  geboten  sein  können,  durchaus  auszuschliessen.  Der 
Frage  einer  Reichs-Einkommen-  oder  Vermögens-  oder  Erbschafts- 
steuer wird  durch  die  vorhandene  und  im  Ganzen  in  der  That 
zweckmässige  Steuervertheilung  zwischen  Reich  und  Gliederstaaten 
daher  noch  nicht  ohne  Weiteres  präjudicirt. 

S.  aber  die  Finanzen  ?on  Bundesstaaten,  wo  diese  Puncte  schon  berührt 
worden,  bereits  die  Ausführungen  in  Fin.  I,  §.  40. 

§.200.  Kurzer  Ueberblick  der  Gesetzgebung  über 
Beichsbesteuerung. 

Ohne  hier  jetzt  auf  das  Einzelne  näher  einzugehen,  auch  ohne  Zurückgreifen 
auf  die  Periode  des  Zollvereins  und  des  Norddeutschen  Bundes  in  Betre£f  der  früheren 
Steuergeschichte,  ferner  ohne  die  mancherlei  Steuerprojecte  (z.  B.  die  Tabakmonopol- 
finftfre,  die  sonstigen  Steuerfragen  in  Bezug  auf  Tabak,  Zucker,  Branntwein)  mit  herein- 
zuziehen, und  ebenso  ohne  umfassendere  kritische  Erörterungen  —  was  Alles  einer 
besonderen  Darstellung  der  Eeichsbesteuerung  vorbehalten  bleiben  mUsste  —  soll  hier 
jetzt  nur  aus  der  Gesetzgebung  selbst  über  die  Reichszölle  und  besonders  die 
inneren  Reichssteuern  das  Wiebtigere  zur  Orientiruug  zusammengestellt  werden. 
Das  wird  ausreichen,  um  die  Verhältnisse  im  Ganzen  kennen  zu  lernen  und  würdigen 
zu  können,  auch  um  die  Beziehungen  zwischen  Reichs-  und  Landesbesteucrung,  die 
in  diesem  Bande  bei  den  einzelnen  Steuern  berührt  wurden,  genauer  zu  übersehen. 
Darch  einige  statistische  Daten  wird  dieser  Ueberblick  vervollständigt  und  die  prac- 
tische Bedeutung  der  Dingo  besser  zur  Anschauung  gebracht  werden.  Im  reichs- 
statistischen Jahrbuch  liegen  die  ünanzstatistischen  Materialien  übersichtlich  und  gut 
Terarbeitet  (Kopfbeträge  berechnet  für  Zölle  und  Steuern  u.  A.  m.)  vor. 

Auch  über  die  Litteratur  der  Reichsfinanzen  und  ihres  Rechts  beschränke 
ich  mich  hier  auf  we;iige  Angaben.  S.  darüber  schon  Fin.  I,  S.  155  und  §.  40. 
Für  das  Reichsstaatsrecht  i^t  das  grosse  Werk  von  Laban d  das  wichtigste 
auch  in  Betreff  der  Finanzen  (Schlussband).  S.  ferner  meine  Abhandlungen  in  B.  1 
und  3  des  Jahrbuchs  für  Gesetzgebung  und  Verwaltung  des  Deutschen  Reichs 
(J.g.  1871,  1874),  die  erste  auch  separat  erschienen,  üeber  Zölle  und  Verbrauchs- 
steuern 8.  die  Arbeit  von  7.  Aufsess  in  Hirth's  Annalen,  zuletzt  in  B.  26,  1893, 
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und  auch  selbständig  (4.  Aufl.).  Die  Abhandlungen  tlber  Zolle,  Verbrauchs-  und  Yer- 
kehrssteuem  im  Schön berg'schen  Handbuch,  B.  3,  1.  Abth.  der  4.  Aufl.,  ?on  Zelier, 
Biecke,  Schall,  die  einschlagenden  Artikel  im  Handwörterbuch  der  Staatswiasen- 
Schäften  und  im  Wörterbuch  der  Verwaltung.  Viele  Aufsätze  und  Materialien  in 
Hirth's  Annaleu  und  im  Finanzarchi?  (s.  die  letzten  trefflichen  Jahresregister  in  jeden 
Bande),  einzelne  auch  in  den  anderen  Fachzeitschriften,  Zeitschrift  für  die  gesammte 
Staatswissenschaft  (Ttlb.),  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik  (Hildebrand- 
Gonrad).  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  und  Verwaltung  des  Deutschen  Reichs  (SchmoUer, 
s.  Registerband  von  v.  Wenckstern).     Gohn,  Finanzen  des  Deutschen  Reichs  1899. 

1.  Die  Reichssteuern  in  der  Reichsyerfassang, 
insbesondere  zur  Zeit  der  Gründung  des  Reichs.  Aus 
der  Verfassung  kommen  ftlr  Steuern  und  Finanzen  im  Allgemeinen 
namentlich  in  Betracht:  Art.  4,  Nr.  2,  der  Abschnitt  VI  vom  Zoll- 
und  Handels wesen,  darin  besonders  §.  35,  36,  38,  ans  dem  Ab- 
schnitt VIII  über  das  Post-  und  Telegraphen wesen  Art  49,  dann 
der  ganze  Abschnitt  XII  über  die  Reichsfinanzen,  vornemlich  Art  69 
und  70.  Zur  Zeit  der  Gründung  des  Reichs  und  des  Erlasses  der 
Reichsverfassung ,  d.  h.  im  Wesentlichen  der  Hinübernahme  und 
Fortbildung  der  Norddeutschen  Bundesverfassung  auf  das  Reich 
waren  als  Reichssteuern  aus  der  Periode  des  Zollvereins  und  des 
Norddeutschen  Bundes  in  derjenigen  Ausgestaltung,  welche  sie  hier 
zuletzt  erreicht  hatten,  übernommen :  dieGrenzzölle,  von  inneren 
indirecten  Verbrauchssteuern  die  Salz-,  Tabak-,  Zacker- 
(Rübenzucker-)Steuer,  dann  die  norddeutsche  Branntwein- 
und  Biersteuer,  endlich  der  bereits  auf  den  Bund  übergegangene 
Wechselstempel. 

Far  das  Zollwesen  im  Zollverein,  zum  Theil  auch  mit  fQr  die  geoannteB 
inneren  Verbrauchssteuern  des  Reichs,  war  maassgebend  der  neue,  nach  den  Ereig- 
nissen von  1866  zu  Stande  gekommene  Zollvereinsvertrag  mit  Annexen  tob 
8.  Juli  1867,  femer  das  Vcreinszollgesetz  vom  1.  Juli  1869,  dann  der  Zoll- 
tarif vom  1.  Juli  1865  (der  Abschluss  der  damaligen  Zollvereinsemeuening  und  der 
durch  den  französischen  Handelsvertrag  geschaffenen  Sachlage),  mit  den  durch  Gesett 
Tom  25.  Mai  1868  und  17.  Mai  1870  erfolgten  Abänderungen.  Der  Tarif  gilt  ia 
der  neuen  Redaction  vom  23.  Mai  1870  vom  1.  Oct.  1870  an.  Die  Salzs  teuer  be- 
ruhte auf  dem  Gesetz  vom  12.  Oct.  1867,  durch  welches,  an  SteUe  der  biaherifea 
einzelstaatlichen ,  meist  in  der  Form  des  Regals  und  Monopols  (verschiedener  fii- 
richtung  und  Umfangs)  erfolgten  Salzbestcuerung  eine  einheitliche  allgemein  dentscbe 
Salzsteuer  in  der  Form  der  Productions-,  bezw.  Absatzsteuer  von  dem  in  den  freiei 
Verkehr  übergehenden,  im  Inland  gewonnenen  Salz  (ftlr  den  menschlichen  Consmi) 
eingeführt  worden  war.  Sie  fand  in  dem  zunächst  gleich  hohen  ZoU  anf  aus  den 
Auslande  eingehendes  Salz  ihre  Ergänzung.  Die  Tabaksteuer  war  ebenfalls  zuerst 
durch  das  Gesetz  vom  26.  Mai  1868  für  das  ganze  Zollgebiet  einheitlich  geregelt,  in 
der  Form  der  von  Preussen  übernommenen,  hier  abgestuft  gewesenen,  jetzt  mit  &d- 
heitssatz  versehenen  Flächensteuer  von  mit  Tabak  bebautem  Boden.  Die  Rüben- 
zuckersteuer,  in  der  alten  Form  der  Steuer  vom  Rohstoff  (Rüben) ,  war  doich  das 
Gesetz  vom  26.  Juni  1869,  in  Verbindung  mit  bezüglichen  Bestimmungen  über  Zücket- 
Zölle  u.  s.  w.,  geregelt.  Die  Branntweinsteuer  in  Norddeutschland  auf  der  Grund- 
lage der  preussischen  Normen  (Maiscbraumsteuer  7on  mehligen  Stoffen,  Materialsteotf 
von  anderen)  war  bereits  auf  die  neuerdings  dem  Zollverein  und  der  BIanntweinsteoe^ 
gemeinschaft  beigetretenen  norddeutsdien  Gebiete  ausgedehnt  und  giJten  daf&r  hier 
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die  das  bisherige  Steuerrecbt  codificirenden  Bestimmungen  des  Gesetzes  ?om  8.  Juli 
1868;  ebenso  fUr  die  Biersteuer,  die  ebenfalls  in  Norddeutschland  schon  einheit- 
lich gleichmässig  geregelt  worden  und  nach  der  Verfassung  auf  ganz  Hessen  aus- 
gedehnt werden  sollte  (o.  S.  347),  das  analog  codificirende  Gesetz  7om  4.  Juli  1868. 
Der  Wechselstempel  war  durch  Gesetz  vom  10.  Juni  1869  geordnet  worden. 

Der  Reinertrag  dieser  Zölle  und  Steuern  war  in  der  Zeit  des 
Norddeutschen  Bandes,  soweit  diese  Abgaben  damals  schon  be- 
standen hatten  (im  Zollverein  die  Zölle  und  die  Rttbenzuckersteuer, 
in  Preassen  und  in  den  mit  ihm  zu  Steuergemeinschaften  ver- 
bundenen anderen  Gebietstheilen  des  Zollvereins  auch  die  Brannt- 
wein- und  Biersteuer)  nach  der  Kopfzahl  der  Bevölkerung  (mit  ein- 
zelnen Abweichui^gen,  so  mit  einem  Präcipuum  für  Hannover  und 
das  Gebiet  des  Steuervereins,  die  sich  erst  1854  dem  Zollverein  an- 
geschlossen hatten)  an  die  Einzelstaaten  vertheilt  worden.  Seit  der 
Gründung  des  Norddeutschen  Bundes  floss  er  hier  in  die  Bundes- 
casse  und  nur  zwischen  diesem  Bunde  und  den  süddeutschen 
Staaten  fand  die  Repartition  der  Reineinnahme  wie  bisher  statt. 
Jetzt  bezog  die  Reichscasse  diesen  Reinertrag.  Die  Reichsgesetz- 
gebung war  ausschliesslich  competent  geworden,  die  Zölle  und  die 
genannten  Steuern  (ausgenommen  die  süddeutsche  Bier-  und  Brannt- 
weinsteuer) zu  regeln  und  eventuell  andere  Steuern  einzuführen. 
Auch  nach  der  Reichsverfassung  (§.36)  war  aber  die  Erhebung 
und  Verwaltung  der  Zölle  und  Verbrauchssteuern  jedem  Bundes- 
staate [d.  h.  Einzel-  oder  Gliederstaate],  soweit  derselbe  sie  bisher 
ausgeübt  hatte,  innerhalb  seines  Gebiets  überlassen  geblieben,  wobei 
der  Kaiser  die  Einhaltung  des  gesetzlichen  Verfahrens  durch  Reichs- 
beamte überwacht.  Der  aus  den  Zöllen  und  anderen  der  Reichs- 
gesetzgebang  unterliegenden  Abgaben  erzielte  und  in  die  Reichs- 
casse fliessende  Reinertrag  besteht  nach  der  Verfassung  aus  der 
gesammten  von  den  Zöllen  und  den  übrigen  Abgaben  erzielten 
Einnahme  nach  gewissen  Abzügen  davon. 

Letztere  sind  1)  die  auf  Gesetzeo  oder  allgemeiDen  Yerwaltangsrorschriften  be- 
ruhenden SteoervergütangeQ  und  Ermässigungen,  2)  die  £Uck7ergtttangen  für  unrich- 
tige Erhebungen,  3)  die  Erhebungs-  und  Yerwaltungskosten ,  die  dann  far  die  ZöUe, 
die  Salzsteuer,  die  Rübenzucker-  und  Tabaksteuer  näher  specialisirt  und  für  die 
abrigen  Steuern  auf  15  ^/q  der  Gesammteinnahme  gesetzt  werden  (Art.  38). 

Die  für  die  Bedeckung  der  Reichsausgaben  und  die 
Verwendung  der  Beichseinnahmen  dazu  maassgebenden 
grundsätzlichen  Bestimmungen  hat  der  Art.  70  der  Reichs- 
verfassung knapp,  aber  ausreichend  genau  und  scharf  gegeben. 

Er  lautet  wörtlich  also:  „Zur  Bestreitung  aller  gemeinschaftlichen  Ausgaben 
(des  Reichs)  dienen  zunächst  die  etwaigen  DeberschUsse  der  Vorjahre,  sowie  die  aus 
den  Zöllen,  den  gemeinschaftlichen  Verbrauchssteuern  und  aus  dem  Post-  und  Tele- 
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graphenweseu  fliessenden  gemeinschaftliclien  Einnahmen.  Insoweit  dieselben  darck 
diese  Einnahmen  nicht  gedeckt  werden,  sind  sie,  solange  Beichssteaern  nicht  m- 
geführt  sind,  durch  Beiträge  der  einzelnen  Bnndebstaaten  nach  Maassgabe  ihrer  Be- 
Töllierung  (eben  die  sogen.  Matricularbeiträge)  aufzubringen,  welche  bis  zar 
Hohe  des  budgetmässigen  Betrags  durch  den  Reichskanzler  ausgeschrieben  werden.'' 
Bemerkt  sei  nur  noch,  dass  diejenigen  Bundebgebiete ,  welche  nicht  dem  Zollrereia 
angehörten,  also  bis  1888  besonders  Hamburg  (o.  8.  582)  und  Bremen,  Areiseo  for 
die  im  Zollverein  eingehenden  Zölle  und  Verbrauchssteuern  zu  entrichten  haben 
(Beichsverfassung,  ein  Absatz  im  Art.  38). 

Auf  Grund  dieser  Bestimmungen  war  der  erste  gemein- 
same Reicbshaushaltsetat  für  1872  nach  Gesetz  vom  9.  Dec. 
1871  aufgestellt  worden. 

Aus  ihm  mögen  zur  Orientirung  über  die  Lage  der  Dinge  im  Beginn  des  neoen 
Beichs  folgende  Daten  angeführt  werden. 

Tab.  93.    Keichshaushalt  für  1872  (in  1000  Thir.). 
I.  Ansgaben. 

Fortdauernde  Ausgaben 97.^93 

Einmalige  und  auöserordentliche 18.1K>s 

L  Summe II6.80I 

n.  Einnahmen. 

1.  Zölle  und  Verbrauchssteuern 

Von  dem  Zollverein: 

a)  Einnahmen,   an    welchen    s&mmtliche  Bundesstaaten 
Theil  nehmen: 

a)  Ein-  und  Ausgangsabgaben 25.093 

ß)  Rübenzuckersteuer 12.028 

/)  Salzsteuer 10.491 

ö)  Tabaksteuer 358 

Summe  a 47.970 

b)  Einnahmen,    an    welchen    Baiern,  Württemberg  und 
Baden  keinen  Anthcil  haben: 

s)  Branntweinsteuer    und    Debergangsabgabe   vom 

Branntwein 10.283 

g)  Braumaizabgabe  und  Uobergangsabgabe  vom  Bier        3.215 

Summe   b 13.4Ui> 

c)  Von  Bundesgebieten,    welche    nicht  dem  Zollverein 
angehören : 

Aversen  für  Zölle  und  Verbrauchssteuern     .     .     .  1.069 

Summe  1 62..>?t) 

2.  Wechselstempelsteuer 1.824 

ab  nach  Gesetz  vom  10.  Juni  1869,  §.  27,  24  %  oder      .  438 
ferner  ab:   dem  Reiche  erwachsende  Erhebungs-  und  Ver- 
waltungskosten        00 

Resürt  netto 1.32t> 

3.  Post-  nnd  Zcitungsverwaltung,  ücberschuss 3.(K*> 

4.  Telegraphenverwaliung,  üeberschuss K 

5.  Elbass-lütb ringische  Reichsbahnen,  Üeberschuss 2.965 

0.  Verschiedene  Einnahmen 144 

7.  Aus  der  franzöbischen  Kriegsentschädigung  zu  verwenden    .  14.7b'2 

8.  Matricularbeiträge  (specificirt  für  die  27  Einzelstaaten,  incl. 

Lauenburg,  vorbehaltlich  Berichtigung  der  Repartition  nach 
Ergebniss  der  Volkszählung  vom  1.  Dec.  1871)    ....  32.11« 

IL  Summe  der  Einnahmen 116.851 

§.201—2.    Die  Ueberweisungen  aus   ReichsstenerD 
an  die  Einzelstaaten.  In  dieser  einfachen  und  klaren  Budget- 


Die  Ueberweisangen  aas  Beichssteaem.  653 

anfstellnog  traten  nun  mit  dem  Finanzjahre  1880/81  (1.  April) 
Aenderungen  in  Folge  des  Reichsgesetzes  vom  15.  Juli  1879,  betr. 
den  (nenen)  Zolltarif  des  deutschen  Zollgebiets  und  den  Ertrag 
der  Zölle  und  der  (nenen)  Tabaksteuer  ein.  Es  wurde  (durch 
die  sogen.  Franckenstein'sche  Clausel),  in  der  doctrinär-politischen 
Absiebt,  bei  der  gewährten  Vermehrung  der  Reichseinnahmen  das 
Budgetrecht  des  Reichstags  zu  wahren  und  die  Matricularbeiträge 
nicht  aus  dem  Reichshaushalt  verschwinden  zu  lassen,  in  jenem 
Gesetz  (§.  8)  die  Bestimmung  getroffen,  dass  „derjenige  Ertrag 
der  Zölle  und  der  Tabaksteuer,  welcher  die  Summe  vod  130  Mill. 
Mark  in  einem  Jahre  übersteigt,  den  einzelnen  Bundesstaaten  nach 
Maassgabe  der  Bevölkerung,  mit  welcher  sie  zu  den  Matricular- 
beiträgen  herangezogen  werden,  zu  überweisen  sei'^ 

Diese  Bestimmung  trat  am  1.  April  1880  in  Kraft,  also  mit  dem  nenen  Etats- 
jahre für  den  Reichshaushalt.  Aber  schon  für  die  Zeit  vom  1.  Oct.  1879  bis  31.  März 
1880  wurde  der  eine  gewisse  Summe  (52.651.815  M.)  übersteigende  Ertrag  der  Zölle 
und  der  Tabaksteuer  an  den  Matricularbeiträgen  der  Bundesstaaten  in  Abzug  gebracht. 
Yom  Etatsjahr  1880/81  an  erscheinen  daher  die  Mehrerträge  (netto)  der  Zölle  und 
Tabaksteuer  über  130  Mill.  Mark  hinaus  nur  noch  als  durchlaufende  Porten  im 
Staatshaushalt,  die  Matricularbeiträge  unter  den  Einnahmen  sind  um  diesen  Mehr- 
ertrag zu  hoch  angesetzt  und  die  Ausgaben  ebenfalls,  indem  unter  der 
Rubrik  Reichsschatzamt,  im  Kapitel  ?on  den  Allgemeinen  Fonds  unter  speciellem  Titel 
(Etat  für  1880/81,  Kap.  68,  Titel  7)  die  entsprechende  Summe  dieses  Mehrertrags  als 
„Deberweisungen  an  die  Bundesstaaten"  durchgeführt  wird.  Im  gen.  Etat 
stehen  40.629.500  M.  Ueberweisongen,  die  Matricularbeiträge  mit  81.670.950  M.,  im 
Ergebniss  nach  der  Finanzrechnung  stellte  sich  ersterer  Posten  später  auf  38.243.072 
Mark.  Auch  für  das  vorausgehende  Halbjahr  waren  der  oben  gen.  Bestimmung  des 
Gesetzes  von  1879  gemäss  schon  8.022.056  M.  zu  Oeberweisungen  verwendet  worden. 

Später  sind  dann  analoge  Bestimmungen  über  die  Verwendung 
gewisser  Erträge  von  bestimmten  anderen  Reichssteuern  zu 
Ueberweisungen  an  die  Einzelstaaten  mit  dem  Eintritt 
neuer,  auf  Vermehrung  der  Erträge  hinzielender  Gesetze  getroffen 
worden,  wodurch  die  Summe  der  Ueberweisungen,  auch  abgesehen 
vom  steigenden  Mehrertrag  der  Zölle  und  der  Tabaksteuer,  noch 
stärker  anwuchs. 

So  ist  nach  dem  Gesetz  vom  1.  Juli  1881  (§.  32)  die  Erhebung  von  Reichs- 
stempelabgaben (von  Actien,  Renten,  Schuldverschreibungen,  von  Schlussnoten 
und  Rechnungen,  von  Lotterieloosen)  der  ganze  Reinertrag  dieser  Steuer,  nach 
den  gesetzlichen  Abzügen,  von  der  Reichscasse,  in  die  er  zunächst  iliesst,  an  die  ein- 
zelnen Bundesstaaten  nach  Maassgabe  ihrer  Matricularbeitrags-Bevölkerung  zu  über- 
weisen. Ebenso  wieder  der  Ertraf?  dieser  fortgebüdcten  Steuer  nach  dem  Gesetz  vom 
3.  Juni  1885,  §.  44,  27.  April  1894,  §.  45,  lerner  der  ganze  Reinertrag  der 
Deuen  auf  dem  Branntweinsteuergesetz  vom  24.  Juni  1887  beruhenden  sogen. 
Yerbrauchsabgabe  vom  Branntwein  (gen.  Gesetz  §.  39).  In  neuester  Zeit 
sind  dann  in  der  Ziffer  der  von  dem  Ertrag  der  Zölle  und  der  Tabaksteuer  dem 
Reiche  verbleibenden  Summe  mehrfach  Aenderungen  und  zwar  Erhöhungen  eingetreten, 
zugleich  mit  Bestimmung  des  Verwendungszwecks  des  130  Mill.  Mark  übersteigenden, 
der  Reichscasse  verbleibenden  Betrags,  nemlich  für  Schuldentilgung  und  auch  analoge 
Bestimmungen  über  die  Verwendung  eines  Theils  des  sonst  an  die  Einzelstaaten  zu 
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Tertheilonden  Ertrafi^s  der  Branntweinsteuerverbraochs-  und  der  Stempelabgabeo  sind 
erlassen  worden.  Doch  sind  das  noch  keine  endgiltigen  Normen  fUr  diese  Dinge 
(Rcichsgesetz  vom  16.  April  1896,  Erhöhung:  jener  130  Mill.  Mark  anf  143  MilL  ans 
zollen  und  Tabaksteuer  für  das  Jahr  1895/96;  Venrendong  dieses  Pias,  sowie  der 
Hälfte  des  etwaigen  Deberschusses  der  Gesammtsamme  aller  Ueberweisongen  an  die 
einzelnen  Bundesstaaten  über  die  Matricularbeiträge  im  Jahre  1896/97  zur  Yerminderong 
der  Reichsschuld.  Aehnlich  im  Gesetz  vom  27.  März  1897,  vom  31.  Aug.  1898,  vom 
25.  März  1899,  vom  30.  März  1900,  nur  mit  Aenderung  der  Ziffern  und  Quoten,  so 
im  letztgenannten  Gesetz  von  1900:  übersteigen  im  Rechnungsjahr  1900  (1.  April  1900 
bis  1901)  die  den  Bundesstaaten  zustehenden  Ueberweisungen  die  Matricularbeitrige, 
so  sind  '/4  des  Ueberschusses  an  den  aus  dem  Ertrage  der  Zölle  und  der  Tabaksteuer 
zu  überweisenden  Beträgen  zu  kürzen  und  zur  Verminderung  der  Reichsschuld  zurück- 
zustellen (in  §.  2  dieses  Gesetzes  eine  abweichende  Bestimmung  für  das  Jahr  1902). 

Diese  Maassregeln  sind  völlig  mechanische,  sie  verwischen 
die  finanzwirthschaftliche  Sachlage  noch  mehr  nnd  beweisen  nur 
ihrerseits  wieder  die  Nothwendigkeit  einer  endgiltigen  klaren 
Regelung  dieser  Verhältnisse. 

Die  Zahlen  der  Ueberweisungen  und  Matricularbeiträge  stellen  sich  seit  1880^^1 
(im  Folgenden  als  Finanzjahr  1880  bezeichot)  also  (nach  den  Daten  im  reichs- 
statistischen Jahrbuch,  bis  1896  nach  den  allgemeinen  Rechnungen,  1897  und  1898 
nach  den  „Uebersicbten  der  Einnahmen  und  Ausgaben'%  also  bis  hierhin  nach  den 
Ergebnissen,  für  1899  und  1900  nach  dem  Etat  oder  VoranschUg). 

Tab.  94.     Ueberweisungen  und  Matricularbeiträge  im  Reichshaushalt 

(in  1000  Mark). 

Uebei^  Matricular-  Ueberweisungen 

Weisungen                 beiträfirc  -|-  oder  — 

1880  38.243                    81.671  -  43.428 

1881  68.024  103.288  —  35.264 

1882  83  456  103.684  —  20.228 

1883  85.503                    92.719  —    7.216 

1884  105.027  84.445  +  20.582 

1885  115.792  122.437  —    6.645 

1886  137.057  139.218  —     2.161 

1887  176.324  186.937  —  10.613 

1888  277.801  219.375  +  58.426 

1889  355.034  228.183  4-126.901 

1890  378.914  312.415  +  66.499 

1891  383.377  326.734  +  56.643 

1892  358.925  327.360  -t  31.565 

1893  338.759  380.064  —  41.305 

1894  382.860  397.497  —  14.637 

1895  400.126  396.000  +    4126 

1896  414.568  399.374  +  15.194 

1897  433.115  419.899  -j-  13.216 

1898  467.586  454.859  +  12.727 

1899  476.738  489.954  --  13.266 

1900  514.940  527.662  —  12.722 

Die  Ergebnisse  weichen  bei  den  Schwankungen  der  Erträge  der  Zölle  ud 
sonstigen  Ueberweisungssteuern  und  bei  der  Abhängigkeit  der  endgiltigen  Höbe  der 
Matricularbeiträge  vom  gesammten  Ergebniss  des  Reichshaushalts  begreiflicher  Weise 
von  den  Voranächlägen  mehr  oder  weniger  ab.  Die  endgiltigen  Abrechnungen  eab 
halten  dann  wieder  Berichtigungen  der  vorläufigen,  weshalb  die  später  und  firflbtf 
veröffentlichten  Zahlen  kleine  Abweichungen  von  einander  zeigten.  In  den  Matiicatar^ 
beitragen  sind  die  Ausgloichuugszahlungen  der  süddeutschen  Staaten  für  die  Bier- 
Steuer  u.  s.  w.  nicht  mit  enthalten. 
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Man  sieht  ans  den  Zahlen  der  Tabelle,  wie  die  einzelnen 
Jahre  in  Pins  nnd  Minns  zwischen  Ueberweisnngen  nnd  Matricular. 
beitragen  nnd  wie  wieder  die  Beträge  dieses  Plus  und  Minus 
schwanken:  störende  Verhältnisse  wie  für  den  Reichshanshalt ,  so 
mehr  noch  für  die  Einzelstaatshaushalte.  In  längeren  Perioden 
erfolgt  eine  gewisse  Ausgleichung  zwischen  beiden  Kategorieen. 
Ueberliesse  man  dem  Reiche  den  vollen  Betrag  der  Einnahmen 
aus  den  Zöllen  und  inneren  Steuern  und  träfe  Vorkehrungen  dafUr, 
dass  die  schwankenden  und  wachsenden  Reichsausgaben  durch 
Weiterentwicklung  der  Reichsbesteuerung  ihre  sichere  Deckung 
fänden,  die  etwaigen  Ueberschttsse  günstiger  Jahre  zur  Schulden- 
tilgung und,  wenigstens  theilweise,  zur  Bildung  von  Reservefonds 
(Ausgleichungsfonds)  zur  Ausgleichung  der  Ergebnisse  der  ver- 
schiedenen Finanzjahre  verwendet  würden,  —  wofür  bei  einem 
wesentlich  auf  schwankende  Einnahmen,  wie  Zölle,  Verbrauchs- 
nnd  Verkehrssteuern  begründeten  Haushalte,  wie  dem  des  Deutschen 
Reichs,  ein  Bedürfniss  besteht  — ,  so  könnte  man  von  dem  leidigen 
System  der  Matricularbeiträge  ganz  absehen.  Dies  ist  eine  Finanz- 
einrichtung, welche  durchaus  mechanisch  erscheint,  in  jeder  Hinsicht 
bedenklich  ist,  kopfsteuerartig  wirkt,  die  Einzelstaatsfinanzen  stört, 
dem  Bundesstaatscharacter  widerspricht,  an  den  alten  Staatenbund 
erinnert,  die  Klarheit  der  Finanzverhältnisse  schwer  beeinträchtigt, 
das  wahre  Bild  der  Finanzlage  verschleiert.  Durch  die  Vertheilung 
der  Ueberweisungssteuer-Summen  ebenfalls  nach  der  Bevölkerungs- 
zahl werden  wenigstens  die  kopfsteuerartigen  Wirkungen  der 
Matricularbeiträge  compensirt.  Aber  dieser  einzige  Vortheil  wiegt 
nicht  schwer  genug,  um  die  ganze  Einrichtung  dieser  Beiträge  und 
jener  Ueberweisnngen  zu  rechtfertigen.  Auf  ihre  ungünstige  Ein- 
wirkung auf  die  Finanzen  der  Einzelstaaten,  besonders  der  Klein- 
staaten, ist  in  diesem  Bande  öfters  hingewiesen  worden. 

§.  202  —  3.  Die  Gesetzgebung  über  die  Reichs- 
besteuerung  von    1871    bis   zur  Gegenwart  (1900). 

a)  Insbesondere  die  Zölle. 

Auch  hier  sollen  nor  die  characteristischen  Grundzage  der  Entwicklung  der 
Gesetzgebung  angedeutet  und  die  factiscbo  Entwicklung  der  Steuer  durch  einige 
statistische  Daten  beleuchtet  werden.  Die  Behandlung  grade  der  Zölle  in  eingehender 
Weise  setzt  eine  nähere  Berücksichtigung  der  Handels-,  Agrar-  und  Industriepolitik 
(Schutzzölle)  voraus,  worauf  hier  fttr  jetzt  verzichtet  wird. 

Der  Zolltarif  des  Deutschen  Reiches  war  aus  der  voraus- 
gehenden Zollvereins-  und  Norddeutschen  Bundesperiode,  insbeson- 
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dere  ans  der  Zeit  des  französischen  Handelsvertrags  (1862—1865), 
als  ein  im  ganzen  liberaler,  mit  massigen  ächatzzölle  und  nicht  eben 
hohen  Finanzzöllen  tiberkommen.  Umfassende  Zollfreiheiten  flir 
wichtige  Kategorieen  von  Nahrungsmitteln,  Agrarprodncten,  gewerb- 
lichen Rohstoffen  bestanden  dabei.  Dieser  Tarif  hat  in  weiterer 
liberaler  Richtung  bis  1879  nur  kleinere  Veränderungen  erfahren. 
In  diesem  Jahre  aber  ist  er  unter  dem  handelspolitischen 
Umschwung  in  die  Schutzzollrichtang,  den  Fürst  Bismarck 
durchsetzte,  und  zugleich  im  Interesse  grösserer  finanzieller 
Ergiebigkeit  der  Zölle  (and  der  mit  ihnen  in  nächster  Ver- 
bindung stehenden  Verbrauchssteuern,  wie  besonders  der  Tabak- 
steuer) in  einen  mehr,  übrigens  immer  noch  maassvoll  protec- 
tionistischen  und  zugleich  etwas  mehr  fiscalischen  Tarif 
hinübergebildet  worden.  Der  Punct,  welcher  principiell  der  wich- 
tigste war  und  allmälig  auch  practisch,  in  Bezog  auf  die  Ertrags- 
gewinnung, der  wichtigste  wurde,  war  die  Einführung  von 
Getreidezöllen.  Diese  sind  dann  bald  erheblich  erhöht  worden 
(1885,  1887  Weizen-  und  Roggenzoil  auf  5  M.  für  100  kg.), 
bis  durch  neue  Handelsverträge,  besonders  mit  Oesterreieb- 
Ungarn,  Rumänien,  schliesslich  sogar  mit  Russland,  die  im  internatio- 
nalen Verkehr  für  alle  fremde  Staaten  mit  Meistbegünstigungsreebt 
zur  Anwendung  gelangenden  Getreidezölle  wieder  practisch  eine 
erhebliche  Reduction  erfahren  haben  (Weizen-  und  Roggenzoll  anf 
3V2  M.  für  100  kg.).  Immerhin  sind  die  Getreidezölle  so  die  dem 
Ertrage  nach  wichtigste  Zollkategorie  nicht  nur  geworden,  sondern 
auch  seit  diesen  Handelsverträge  geblieben,  wennschon  natürlich 
nach  Ernte-  und  Handelsconjuncturen  mit  erheblich  schwankenden 
Ergebnissen.  Auch  abgesehen  von  ihrer  agrarpolitischen  prinei- 
piellen  und  practischen  Bedeutung  sind  diese  Zölle  so  jetzt  ein 
wichtiges  Fundament  des  Reichshaushalts  und  in- 
direct  der  Einzelhaushalte.  Ihre  Verminderung,  gar  ibre 
Beseitigung  würde  auch  für  die  Finanzen  Wirkungen  haben,  die 
Reich  und  Staaten  nicht  über  sich  ergehen  lassen  könnten,  wenn 
nicht  zuvor  für  einen  sicheren  Ersatz  durch  andere  Steuereinnahmen 
gesorgt  würde.  Ein  solcher  Ersatz  würde  aber  manche  und  erbeb- 
liche Schwierigkeiten  machen.  Auch  die  übrigen  agrarischen  Zölle 
der  neuen  Tarilperiode  seit  1879  haben  neben  der  agrar-  und  volks- 
wirthschaftspolitischen  eine,  wenn  auch  im  Vergleich  mit  den  Ge- 
treidezöllen viel  geringere  finanzielle  Bedeutung.  Aehnliches  gilt 
von  den  industriellen  Schutzzöllen.    Unter  den  allein  oder  wesent- 
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lieh  als  Finanzzölle  anzusehenden  deutschen  Zöllen  ist  der  ehe- 
mals wichtigste,  der  Kaffeezoll,  trotz  weiterer  Ertragssteigerung 
durch  den  Getreidezoll  ausserordentlich,  neuerdings  aber  auch  durch 
den  Petroleumzoll  im  Ertrage  bereits  etwas  übertroffen  worden,  der 
Tabakzoll  ihm  seit  seiner  Erhöhung  (1879)  nahe  gekommen. 
Auch  die  kleineren  Finanzzölle,  ftlr  andere  coloniale,  exotische 
Consumartikel ,  Stldfrüchte,  in  geringerem  Maasse  der  Weinzoll 
zeigen  steigende  Erträge  bei  mit  Wohlstand  und  Handelsverkehr 
gewachsenem  Gonsum.  Der  Zuckerzoll  hat  dagegen  mit  der  immer 
grossartiger  gewordenen  Entwicklung  der  einheimischen  Rüben- 
zuckerproduction  und  der  Umwandlung  Deutschlands  aus  einem 
Zucker  einführenden  zu  einem  immer  stärker  Zucker  ausführenden 
Gebiete  seine  finanzielle  Bedeutung  bei  uns  fast  völlig  verloren. 
Der  Gesammtertrag  für  Zölle  ist  absolut  und  relativ  seit  Gründung 
des  Reichs,  besonders  seit  1879,  sehr  stnrk  gewachsen,  hat  die 
Höhe  des  französischen  und  britischen  Zollertrags  erreicht  und 
neuerdings  tibertroffen.  Die  Zölle  sind  so  auch  in  Deutschland, 
wie  in  anderen  modernen  Staaten,  die  wichtigste  Steuer- 
gattung in  finanzieller  Beziehung  geworden.  Eine  im  Ganzen 
finanz-  und  auch  volkswirthschaft^politisch  wohl  richtige  Entwick- 
lung, wenn  es  auch  strittig  bleiben  mag,  wie  weit  man  die  Agrar- 
zölle  und  die  industriellen  Schutzzölle  in  dieses  günstige  Unheil 
mit  einbeziehen  darf,  was  ich  meinerseits  im  Ganzen,  besonders  in 
Betreff  der  Agrarzölle,  zu  thun  nicht  Anstand  nehme. 

Aus  der  Gesetzgebung  über  Zölle  nnd  besonders  den  Tarif  (s.  Hauptsacb- 
register  zom  Bandes-,  bezw.  ReichsgeseUblatt  yon  1867—96  nnter  dem  Wort  Vereins- 
zolltarif, anch  7.  Aufsess  a.a.O.)  sind  zn  nennen:  Abänderung  des  Tarifs  vom 
23.  Mai  1870  darch  Gesetz  vom  7.  Jali  1873.  mit  neuer  Kedaction  des  Tarifs  (Be- 
lumntmacbung  ?om  12.  Juli  1873,  giltig  vom  1.  Oct.  1873  an),  darin  verschiedene 
Befreiungen  und  Ermässigungen,  besonders  für  Eisen  und  eiserne  Gegenstände,  Be- 
seitigung des  letzten  bis  dahin  noch  bestehenden  Ausfuhrzolls  für  Lumpen  und 
andere  Abfälle  zur  Papierfabrikation.  Seitdem,  da  die  Durchfuhrzolle  im  ZolUerein 
schon  frilher  beseitigt  worden  waren  (1861),  bestehen  nur  noch  Grenz- Ei nfuhr- 
ziöUe  in  Deutschland. 

Dann  kam  die  Tarifreform  von  1879.  eingeleitet  durch  die  Einfuhrung  vor- 
llufiger  Tarifänderongen  durch  Gesetz  vom  30.  Mai  1879  und  durchgeführt  durch 
das  Zollgesetz  über  den  neuen  Zolltarif  vom  15.  Juli  1879.  Darin  zuerst  wieder 
Getreidezölle  (Weizen,  Boggen,  Hater,  Hülsen frtlchte  und  nicht  besonders  genanntes 
Getreide  fUr  100  kg.  1  M.,  Gerste,  Mais,  Buchweizen  Vs  M.  u.  s.  w.),  ViehzOlle 
(so  bihher  frei  Pferde,  jetzt  10  M.  das  Stück,  alles  Bindvieh,  Schafe,  Ziegen  bisher 
frei,  jetzt  Stiere  und  Kühe  6,  Ochsen  20  M.,  Jungvieh  2*/,  M.,  Kälber  unter  6  Wochen 
2  M..  Schafe  1,  Lämmer  ^/,  M.  das  Stück,  nur  Ziegen  noch  frei.  Schweine  schon 
bisher  das  Stück  2,  jetzt  2V9,  Spanferkel  bisher  30  Pf.,  jetzt  bis  10  kg.  30  Pf.  das 
Stück),  Butter  früher  50  kg.  4  M.,  jetzt  100  kg.  20  M.  (auch  künstliche),  Käse 
aller  Art  früher  für  50  kg.  5,  jetzt  für  100  kg  20  M.,  Schmalz  (Schwein-,  Gänse-) 
früher  frei,  jetzt  10  M.,  anderes  Thierfett  früher  frei,  jetzt  2  M.,  Fleisch,  aus- 
geschlachtetes, frisches,  wie  zubereitetes,  früher  frei,  jetzt  mit  12  M.  belegt  (incl. 
Schinken,   Speck,    Wurst,   Fleischeztract)  u.  s.  w.     Von  wichtigen  gewerkiichen 
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Rohstoffen,  auch  der  heimischen  Prodnction,  blieb  Wolle  (Schafirolle) 
wie  bisher  frei,  gekämmte  wurde  jetzt  mit  2  M.  fdr  100  kg.  belegt,  Flachs  lud 
andere  ?egetabilische  Spinnstoffe  (ezcl.  Baumwolle)  bisher  frei,  jetzt  Zoll  ron 
1  M.  für  100  kg.,  der  aber  schon  1880  wieder  aufgehoben  wnrde,  Ba  am  wolle, 
Rohseide  blieben  frei.  Von  Holz  blieb  zwar  Brennholz  n.  s.  w.  frei,  Baa- 
und  Nützholz  und  grobe  Holzwaaren  worden  zollpflichtig.  Von  den  Artikeln 
wesentlich  Finanzzollcharacters  wurde  der  wichtigste,  Kaffee  (und  Soiro- 
gate  ezcl.  Cicborie)  für  100  kg.  yon  35  auf  40  M.  erhöht  bei  Cacao  blieb  der  bis- 
herige Satz  ?on  35  M.,  bei  Thee  stieg  der  Zoll  ?on  48  auf  100  M.,  bei  Tabak 
(roh,  Blätter,  Stengel)  von  24  auf  85,  bei  Gigarren  von  120  auf  270,  bei  anderem 
fabricirten  Tabak  von  66  (Schnupftabak  120)  auf  180  M..  bei  Wein  der  bis- 
herige Einheitssatz  (für  Fass-  wie  Flaschenwein)  von  16  (aus  NichtmeistbegUnstigimf»- 
ländern  24)  auf  48  M.  ftlr  Flaschenwein,  24  M.  für  Fassweine,  von  Branntwein 
aller  Art  (auch  feinem,  wie  Arrac,  Rum,  Franzbranntwein)  von  36  auf  48  M.,  der 
Bierzoll  blieb  gleich  (4M.),  von  Südfrüchten  blieb  der  Zoll  für  frische  (Apfel- 
sinen, Citronen  u.  s.  w.)  auf  12  M..  ebenso  für  Feigen,  Oorinthen,  Rosinen  auf  24  HL, 
während  getrocknete  Datteln,  Mandeln,  Pomeranzen  u.  dgl.  von  24  auf  36  M.  gesetzt 
wurden.  Gewürze  aller  Art  (nicht  besonders  genannte)  wurden  von  39  auf  50, 
Honig  von  2  auf  3,  Caviar  von  66  auf  100,  Reis  von  3  auf  4  M.,  Seemuscbel- 
und  Schaalthiere,  wie  Austern,  Hummer  von  12  auf  24  M.  erhöht,  Heringe 
blieben  bei  dem  bisherigen  Satze  (Tonne  3  M.).  Ein  neuer  eigener  Zoll  f^  Petro- 
leom  (roh)  war  6  M.  für  100  kg.,  ein  Satz,  dem  es  aber  bisher  unter  der  Robrik 
„anderes  Oel  in  Fässern''  auch  bisher  unterworfen  war.  Die  industriellen  und 
montanistischen  Halbfabrikate  und  Fabrikate  wurden  mehrfach,  sowdt 
sie  zuletzt  frei  gewesen,  wieder  zollpflichtig  (so  Roheisen  mit  1  M.  für  100  kg.),  sonst 
meist  in  den  Zollsätzen  erhöht,  dabei  aber  auch  öfters  die  Sätze  nach  der  Fein- 
heits-  und  Verarbeitungsstufe,  dem  Princip  rationellen  Schutzzolls  gemias, 
mehr  specialisirt  und  abgestuft,  so  bei  Eisen-  und  anderen  Metall-,  Thon- 
waaren,  Garnen,  Geweben  u.  A.  m.  Metalle,  wie  Kupfer,  Zink,  Zinn,  Blei  blieben 
zollfrei,  ebenso  Stein-  und  Braunkohlen  (auch  Gokes). 

Im  Vergleich  mit  dem  Fiscalismus  der  Finanzzölle  (Gross- 
britaDDiens,  FraDkreichs)  und  dem  Protectionismus  (Frankreichs, 
Eusslands,  Nordamerikas)  anderer  Zolltarife  von  Grossstaaten  war 
der  deutsche  Tarif  von  1879  immer  noch  ein  gemässigter  in  beider- 
lei Hinsieht  und  ist  er  es  auch  in  seiner  Weiterbildung  in  Einzel- 
heiten geblieben,  selbst  in  Betreff  der  erhöhten  Getreide-  und 
sonstigen  Agrarzölle,  diese  mit  denen  vergleichbarer  anderer  Länder 
(Frankreich,  Italien)  verglichen.  Der  gtiustige  finanzielle  Erfolg 
zeigte  sich  bald  in  der  Ertragssteigerung. 

Veränderungen  des  Zolltarifs  von  1870 — 79  erfolgten  durch  Gesetz  ron 
6.  Juni  1880  (Wiederbefreiung  von  Flachs  u.  s.  w.),  Gesetz  vom  19.  Juni  1881  (weitere 
Specialisiruiiß:  und  Erhöhung  der  Zölle  auf  feine  Tuch-  u.  dgl.  Waaren),  Gesetz  tob 
21.  Juni  1881  (Einführung  eines  Zolls  für  frische  Weinbeeren  von  15  M.  für  100  kg, 
die  biäher  ,,zu  anderweitig  nicht  benannten  Erzeugnissen  des  Landbaus**  gehörend  frei 
gewesen  waren,  Erhöhung  des  Zolls  für  Muhlenfabrikate  aus  Getreide  u.  s.Wm 
wie  Mehl,  von  2  auf  3  M.  für  100  kg.),  Gesetz  vom  23.  Juni  1882,  Gesetz  fwa 
13.  Mai  1884,  §.  6  (Erhöhung  des  ZUndhölzchenzolIs  von  3  auf  10  M. 
für  100  kg.). 

Eine  umfaügreichere  Veränderung  des  Zolltarifs  von  1879  fand 
durch  das  Gesetz  vom  22.  Mai  1885  statt 

Davon  sind  durch  Gesetz  vom  20.  Febr.  1885  besonders  die  höheren  Getreide- 
zölle  schon  vorher  eingeführt  worden.    Unter  den  zahlreichen  Aenderungen,  bezv. 
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auch  Erhöhungen  der  Tarifpositionen  befanden  sich  namentlich  solche  der  Getreide- 
zölle (Weizen,  Roggen  anf  3  M.  fUr  100  kg.,  Gerste  auf  IV«,  Hafer  anf  1*/«  n.  s.  w.), 
Mühlenfabrikate,  Mehl  ?on  3  auf  1\!^  M.,  der  Viehzölle  (Pferde  auf  20,  Stiere, 
Eahe  auf  9,  Ochsen  auf  30  M.,  Jungvieh  auf  6,  junge  Kälber  auf  3,  Schweine  auf  6, 
kleine  Spanferkel  auf  1  M.  das  Stück  u.  s.  w..  Fleisch  von  12  auf  20  M.  fUr  100  kg.), 
der  HolzzOlle,  der  Finanz  zolle  (besonders  Zoll  fUr  Schaumweine  in  Flaschen 
jetzt  80  M.  für  100  kg.,  gegen  Flaschenweine  wie  bisher  mit  48  M.,  Branntwein  aller 
Art  von  48  auf  80  M.,  Honig  von  3  auf  20,  gebrannter  Cacao  von  35  auf  45,  Cacao- 
masse,  Chocolade  von  60  auf  80  M.,  Caviar  von  100  auf  150,  Austern,  Hummern, 
Schildkröten,  jetzt  in  besonderer  Position  von  24  auf  50  M.);  dann  viele  Aenderungen 
und  mehrfach  Erhöhungen  bei  den  industriellen  Schutzzöllen,  besonders  auch  bei 
feineren  Artikeln.  Danach  eine  neue  Redaction  des  Zolltarifgesetzes  von  1879  mit 
den  erfolgten  Abänderungen  durch  Bekanntmachung  vom  22.  Mai  1885. 

Durch  diese  AeDderuDgen  von  1885  ist  der  fi scalische  und 
protectionistische,  besonders  der  agrar-,  aber  auch  der 
in  dnstrie-protectionistischeCharacter  des  Zolltarifs  weiter 
verschärft  worden.  Noch  mehr  geschah  das  in  Betreff  der 
Getreidezölle  nnd  der  mit  ihnen  zusammenhängenden  durch 
neue  Erhöhungen  im  Jahre  1885  (Weizen-  nnd  Roggenzoll  auf 
5  M.  für  100  kg.).  Diese  Zölle  wurden  so  auf  ihr  bisheriges  Maximum 
gebracht.  Dieses  wurde  indessen  bald  wieder  durch  Handels- 
verträge für  die  practisch-wichtigsten  Fälle  der  Einfuhr  aus  Ge- 
bieten der  Handelsvertragsstaaten  oder  derer,  welche  Meist- 
begünstigung genossen  (Frankreich,  Nordamerika),  wieder  erheblich 
ermässigt  (Weizen-  und  Koggenzoll  auf  3V2  M.). 

Das  Gesetz  vom  21.  Dec.  1887  brachte  den  Zoll  für  Weizen  und  Rogflren  anf  5, 
Hafer  auf  4,  Gerste  aaf  2V4  ^*  Q-  s.  w.,  für  Mühlfabrikate  ans  Getreide,  Mehl  n.  s.  w. 
▼on  TVs  anf  lOVa  M.  für  100  kg.  Die  Handelsverträge  hatten,  soweit  sie  zngleich 
Tarifverträfce  mit  Einräumung  von  Ermässigungen  von  Einfuhrzöllen  waren,  oder 
den  Contrahenten  die  Meistbegünstigung  gewährten,  ausser  ihrer  allgemeinen 
handelspolitischen  auch  eine  mehr  oder  weniger  erhebliche  Bedeutung  in  finan- 
zieller Hinsicht.  Namentlich  gilt  dies  von  den  Fällen,  wo  die  Zölle  für  Finanz- 
zollartikel (so  Wein,  Sudfrüchte)  oder  für  Agrarproducte,  d.  h.  für  Artikel, 
bei  denen  der  Zollertrag  ein  bedeutenderes  Finanzobject  war  (Getreidezoll),  ermässigt 
wurden.  Von  allgemeiner  Wichtigkeit  in  dieser  doppelten  handelspolitischen  und 
finanzpolitischen  Redeatung  war,  dass  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  und  dem  Deutschen  Reich  (Zollverein)  auf  Grund  eines  alten  preussi- 
schen  Vertrags  Meistbegünstigung  bestand.  Diese  ist  freilich  von  Nordamerika  neuer- 
dings nicht  correct  ausgelegt  und  mehrfach  chicanös  gehandbabt  worden,  während 
wir  sie  gegen  Amerika  loyal  durchführen.  Die  Vereinigten  Staaten  genossen  und 
geniessen  daher  bis  jetzt  den  Vortheil  der  niedrigeren  deutschen  Einfuhrzölle,  welche 
anderen  Staaten  durch  die  neueren  Handelsverträge  eingeräumt  worden  sind.  Dies  ist 
besonders  für  den  Getreidezoll  wichtig  und  hier  auch  von  erheblicher  finanzieller 
Bedeutung,  indem  nun  auch  nordamerikanisches  Getreide  nur  den  ermäsäigten  Vertrags- 
zoU  bei  der  Einfuhr  nach  Deutschland  zu  entrichten  hat  (bei  Weizen  und  Koggen 
also  3V3  statt  5  M.  für  100  kg.)  Mit  Frankreich  besteht  seit  dem  Kriege  von 
1870/71  kein  besonderer  Handelsvertrag  mehr,  der  frühere  von  1862  ist  im  Versailles- 
Frankfurter  Friedensschlnss  nicht  wieder  in  Kraft  getreten,  nachdem  er,  völkerrechtlicher 
Gewohnheit  gemäss,  durch  den  Krictr  seine  Giltigkeit  verloren  hatte.  Aber  dafür  ist 
im  Frankfurter  Friedensvertrag  vom  10.  Mai  1871  im  Art.  12  die  wichtige  Bestimmung 
getroffen  worden,  dass  beide  Staaten,  das  Deutsche  Reich  und  Frankreich,  sich  gegen- 
seitig versprechen,  sich  auf  dem  Fuss  der  meistbegünstigten  Nation  im  internationalen 
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HandelsTerkehr,  insbesondere  auch  in  den  Ein-  und  Ausgangsabgaben,  im  Dorcbfnuigs- 
verkehr,  in  den  Zollförmlichkeiten,  zu  behandeln,  soweit  es  sich  Seitens  beider  Staaten 
um  BegUnbtigangen  durch  Handelsverträge  handelt,  die  England,  Belgien,  Niederlaad, 
der  Schweiz,  Oesterreich,  Russland  gewährt  worden  sind.  Solange  daher  in  irgead 
einem  Tarifsatz  eines  dieser  Länder  vom  Deutschen  Reich  oder  Frankreich  eine  Er- 
mässigung bei  der  Einfuhr  geniesst,  gilt  diese  ohne  Weiteres  für  die  Einfuhr  au 
Frankreich  nach  Deutschland  oder  umgekehrt.  Bestimmungen,  welche,  wenn  nicht  ein 
Handelsvcrtrafi:  zwischen  beiden  Ländern  sie  ändern  sollte,  nur  mit  dem  Aufhören  des 
Friedenszustands  zwischen  ihnen  fortfallen  würden.  Von  Finanzzollartikeln  oder 
anderen  von  Bedeutung  nach  ihrem  Zollertrag  kommt  fttr  Deutschland  unter  den  fru- 
zösischen  voruemlich  der  Wein  in  Betracht,  der  von  diesen  Meistbegtinstignng»- 
clauseln  profitirt. 

Die  sonst  für  den  Zolltarif  in  Betreff  der  finanziellen  Folgen  mehr  oder 
weniger  wichtigen  neuesten  Handelsverträge,  auf  deren  handelspolitische 
Seite  wir  hier  nicht  näher  einzugehen  haben,  sind  in  chronologischer  Reihe  folgende: 
mit  Oesterreich- Ungarn  vom  6.  Dec.  1891.  Italien  vom  6.  Dec.  1891,  BelrieB 
vom  6.  Dec.  1891.  der  Schweiz  vom  10.  Dec.  1891.  Rumänien  vom  21.0ctl893, 
Russland  vom  10.  Febr.  1894  Diese  Handelsverträge  gelten  bis  Ende  1903  ond  länger, 
wenn  sie  nicht  12  Monate  zuvor  gekündigt  werden.  Von  anderen  finanziell  onwicbtigerei 
neuesten,  sowie  von  den  etwas  älteren  aus  den  1870er  und  1880er  Jahren,  in  denei 
übrigens  regelmässig  Meistbegünstigung  gegenseitig  bedungen  worden  ist.  können  wir  hier, 
wo  es  sich  wesentlich  nur  um  die  finanzielle  Seite  und  um  Finanzzollartikel  oder 
Artikel  grösseren  Ertrags  handelt,  absehen.  Erwähnt  sei  indessen  noch,  dass  der 
Handelsvertrag  zwischen  Deutschland  und  Grossbritannien  vom  30.  Mai  1865  ii 
Folge  britischer  Kündigung  am  30.  Juli  1898  ausser  Kraft  getreten  ist  (Bekanntmachiug 
vom  31.  Juli  1898).  Doch  haben  sich  beide  Länder  die  Behandlung  auf  dem  Fns 
der  Meistbegünstigung  auch  fernerhin  zugesagt,  nur  dass  sich  dies  nicht  mehr,  wie 
früher,  ohne  Weiteres  auf  alle  britischen  Colonieen  und  auswärtigen  Besitzungen  iiit- 
bezieht.  Der  Bundesrath  ist  im  Deatschen  Reich  gesetzlich  ermächtigt  worden,  dea 
Angehörigen  und  Erzeugnissen  Grossbritanniens  und  Irlands,  wie  britischer  Golonieei 
und  auswärtiger  Besitzungen  fernerhin  die  Behandlung  auf  dem  MeistbegünstigiiDC»- 
fusse  zu  gewähren  (Reichsgesetze  vom  11.  Mai  1898.  1.  Juli  1899  ond  30.  Jani  1900, 
giltig  bis  30.  Juli  1901).  Dies  ist  mit  Ausnahme  Canadas  (später  auch  Barbadu«) 
geschehen  (Bekanntmachnn?  vom  7.  Juli  1899).  Auch  mit  Spanien  ist  schliesslick 
ein  modus  vivendi  hergestellt,  indem  auch  hier  die  Behandlung  anf  dem  Foss  der 
meistbegünstigten  Nation  gegenseitig  gewährt  wurde  (Notenwechsel  zwischen  b^>idei 
Regierungen  vom  12.  Febr.  1899.  in  Verbindung  mit  der  Abtretung  der  Inseln  ia 
stillen  Occan  an  Deutschland).  Dies  ist  finanziell  wichtig  für  Artikel  wie  Wein,  SOd- 
früchte,  auch,  durch  Anwendung  des  spanischen  Gonventionaltarifs  auf  Deutacbbsd, 
für  den  etwaigen  Spritexport  nach  Spanien,  wegen  der  Rückwirkung  auf  die  Stefle^ 
rückvcrgütungcn  dabei.  Da  mit  vielen  anderen  Staaten  auf  Grund  frtlherer  Vertriga 
wie  gesagt,  Meistbegünstigung  besteht,  so  haben  die  Tarifconcessionen,  welche  itt 
Deutsche  Reich  in  den  genannten  Handelsverträgen  gewährte,  seitdem  ziemlich'allgemeiat 
Anwendung  im  internationalen  Handelsverkehr  gefunden.  Der  practisch  in  Betrack 
kommende  Zoll  ist  daher  in  den  betreffenden  Fällen  der  Conventionalzoil,  w» 
namentlich  für  Getreide,  Wein,  Südfrüchte  auch  in  finanzieller  Hinsicht  widtfif 
ist.  Nur  einige  finanziell  wichtigere  Reductionen  von  Tarifsätzen  in  Folge  der  änderet 
Handelsverträge  sollen  hier  als  Proben  erwähnt  werden. 

Im  Vertrag  mit  Oesterreich -Ungarn  sind  zahlreiche  Slktze  des  deotsckt 
Einfuhrtarifs,  besonders  Industriezölle,  aber  auch  andere,  festgelegt,  d.  b.  zwar  viel- 
fach nicht  gegen  den  allgemeinen  Tarif  ermässigt,  aber  die  Sätze  des  letzteren  an* 
genommen  worden,  so  dass  diese  während  der  Dauer  des  Vertrags  nicht  einseitig  rot 
deutscher  Seite  erhöht  werden  können.  Finanziell  am  Wichtigsten  und  von  allgeneiser 
Tragweite,  weil  auch  den  anderen  Vertragsstaaten ,  schliesslich  selbst  Russland,  w»A 
den  Meistbegünstigungsstaaten  gewährt,  war  die  Herabsetzung  der  Getreide- 
zölle gegen  die  Sätze  von  1885.  bezw.  1887.  Die  wichtigsten  Posten  waren:  WeiMi 
und  Roggen  von  5  auf  37«  M.,  Hafer  von  4  auf  2  M.  80  Pf.,  Gerste  von  2  M.  25  Pt 
auf  2  M..  Hülsenfrüchte  von  2  auf  IV9,  Malz  von  4  auf  3  M.  60  Pf..  Mais  foo  2 
auf  1  M.  60  Pt.,  Hopfen  von  20  auf  14,  frische  Weinbeeren  zum  Tafelgenuss  f«s 
15  auf  4  (Postpackete  bis  5  kg.  frei),  andere  von  15  auf  10,  andere  ans  der  Weiabief 
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mit  K&mmen,  Kernen  und  Schalen  in  Fässern  oder  Kesselwagen  eingestampft  eingehend 
ebenfalls  auf  4  M.,  Mahlenfabrikate,  Mehl  von  lOV«  auf  772«  Fleisch  von  20 
auf  15  (Schweinefleisch  aaf  17)«  Batter  7on  20  auf  16,  Geflügel  aller  Art,  nicht 
lebend  von  30  auf  12,  Wild  desgl.  ?on  30  auf  20,  Eier  von  Geflügel  von  3  auf  2  M. 
Pferde  behielten  zwar  im  Allgemeinen  den  Zollsatz  von  1885  mit  20  M.,  doch  jange 
Pferde  bis  zo  2  Jahren  werden  zu  10  M.  zn8:elasseB,  bei  Stieren  und  Kühen  der 
Satz  von  9  M.  festgelegt,  bei  Ochsen  von  30  aaf  257«  ^*  ermässigt,  bei  Jungfieh 
Fon  6  anf  5  M.,  bei  Schweinen  ebenso,  bei  anderem  Vieh  blieben  die  Zölle  von 
1885.  Auch  die  HolzzOlIe  warden  zum  Theil  etwas  erm&ssigt  Fasswein  und 
Most  worde  von  24  aof  20,  rother  zum  Verschneiden  auf  10,  Wein  zur  Gognac- 
bereitung  unter  Gontrole  auch  auf  10,  frische  Südfrüchte  von  12  auf  4  M., 
|i:etrocknete  Feigen,  Gorintheu,  Rosinen  von  24  auf  8,  getrocknete 
Datteln,  Mandeln  u.  s.  w.  von  30  auf  10  M.  herabgesetzt.  Soweit  die  Ein- 
fuhr ron  solchen  Artikeln  nicht  entsprechend  in  Folge  oder  wenigstens  im  Gefolge 
der  Zollred uctionen  stieg,  war  das  finanzielle  Interesse  durch  diese  Maassregeln  benach- 
thciligt,  ebenso  wie  unter  allen  Umständen  das  agrarische,  zumal  als  diese  Sätze 
dann  durch  die  weiteren  Handelsverträge  und  die  Anwendung  der  Meistbegünstigung 
fenllgemeinert  wurden.  Von  den  Aenderungen  der  Industriezolle  galt  Beides 
nur  in  geringerem  Maasse. 

Diese  Zollsätze  des  Gonventionaltarifis  mit  Oesterreich  -  Ungarn  finden  sich  dann 
durchaus  in  dem  mit  Italien,  mit  der  Schweiz,  mit  Belgien,  oder  wurden  ohne 
Weiteres,  sofern  sie  die  niedrigsten  waren  (z.  B.  bei  Butter  16  M.,  im  italienischen 
Yertrag  17)  auf  die  Einfuhr  ans  diesen  Ländern  und  aus  den  übrigen  mit  Meist- 
begQubtigungsrecht,  daher  namentlich  auch  aus  Frankreich,  Grossbritannien,  Nord- 
amerika und  a.  m.,  später  aus  Spanien  angewendet.  Im  Vertrag  mit  Rumänien 
QDd  Russland  sind  dieselben  Zollsätze,  wie  in  den  anderen,  in  den  angegebenen 
Fällen  und  sonst  für  die  Einfuhr  nach  Deutschland  enthalten  und  die  Meistbegünstigung 
hat  man  sich  zugesagt.  Man  kann  also  die  in  den  Verträgen  enthaltenen,  bezw.  aus 
dem  Tarif  von  1885  festgelegten  Zollsätzen  neben  den  nicht  veränderten  der  Tarife 
TOD  1879  und  1885  als  diejenigen  ansehen,  welche  den  fiscalischen  und  den  handels- 
politischen, agrar-,  montan-  und  indastrie-protectionisfischen  Gharacter  des  geltenden 
deutschen  Zolltarifs  bezeichnen.  Als  gemässigt  fiscalischer  wird  der  Tarif  auch  bei  den 
eigentlichen  Finanzzollartikeln  (Golonial-,  Materialwaaren,  wie  Kaffee,  Thee, 
Gewürze,  Tabak,  Zucker,  Wein,  Petroleum,  Branntwein)  doch  im  Vergleich  mit  den 
Zollsätzen  Frankreichs  (e.  Fiu.  III,  S.  819.  831,  833),  Ocsterreich- Ungarns,  auch  in 
Betreff  der  hier  überhaupt  nur  zollpflichtigen  Artikel  Grossbritanniens  (speciell  des 
Tabaks,  Thees,  Weins,  Branntweins,  s.  Fin.  III.  §.  145  ff.)  immerhin  nur  gelten  können. 
Der  wichtigste  Finanzzoll  Frankreichs,  der  Kaffeezoll,  stand  bisher  (seit  dem  letzten 
Kriege)  auf  150  Frcs.  oder  12172  ^-  ^^^  ^^  ^S-  ^^S^^  ^  ^-  ^^^  °"s*  Deutschland 
wird  daher  bei  einem  so  niedrigen  Zoll  auch  nicht  Gefahr  laufen,  wie  jüngst  Frank- 
reich und  Italien,  da»s  ihm  ein  Land  grosser  Kaffeeproduction,  wie  Brasilien,  mit  Er- 
höhung der  Einfuhrzölle  auf  Fabrikate  u.  s.  w.  als  Retorsion  droht,  um  so  eine  Er- 
mässigung des  französischen  und  italienischen  KafieezoUs  zu  erzwingen,  was  Brasilien 
dann  auch  gelungen  ist.  Nebenbei  bemerkt  eine  sehr  characteristische  Wendung  der 
Handels-  und  Zollpolitik  solcher  überseeischen,  am  Export  ihrer  klimatischen  Stapel- 
producte  stark  interessirten  Staaten  nunmehr  auch  einmal  gegen  die  störenden  Finanz- 
zölle europäischer  Länder! 

In  den  agrarischen  Zollsätzen  ist  wenigstens  bei  der  wichtigsten  Brotfrucht, 
Weizen,  Frankreich  (7  Fr.)  und  Italien  (8  Fr.)  auch  noch  höher  als  Deutschland 
iiinaufgegangen.  Frankreich  hat  sie  auch  bemerkenswerther  Weise  nicht  mit  in  die 
Handelsverträge  gebracht,  sich  also  in  Betreff  ihrer  nicht  gebunden.  Die  agrarischen 
Zölle  haben  bei  uns  ja  fast  durchweg  nach  Ursprung,  Grund  und  Entwicklung  den 
Gharacter  von  Schutzzöllen.  Aber  ihre  finanzielle  Bedeutung  ist  eben  mit  der 
Steigerung  der  Einfuhr  auch  sehr  gewachsen  und  erheblich  grösser  als  in  den  übrigen 
Staaten,  auch  in  Frankreich  und  Italien,  geworden. 

Ausser  den  Zolltarif-Aenderungen  durch  die  Handelsverträge  sind  seit  1887 
spontan  keine  erheblichen  Aenderungen  im  allgemeinen  Tarif,  weder  finanz-  noch 
schutzzollpolitische,  bis  1900  erfolgt  (s.  Gesetze  vom  18.  Mai  1895,  6.  März  1899), 
abgesehen  von  Aenderungen  im  Brarintweinsteuergesetz  vom  24.  Juni  1887  für  die 
Branntweinzölle  (Arrac,  Gognac,  Rum  in  Fässern  für  100  kg.  auf  125  M.  anderer 

A.  Wagner,  Fiiianswissensebaft  lY.  43 


662  6.  B.  Uebeisichten  der  Besteuerung.  Beichsbesteuerung.  §.  203. 

Branntwein  auf  180  M.),  ferner  im  Gesetz  Fom  8.  Jnni  1891  (Liköre  auf  180  IL, 
anderer  Branntwein  in  Fässern  auf  125,  sonstiger  auf  180  M ).  Mit  zur  Deckung  der 
Ausgaben  für  das  nene  Flottengesetz  von  1900  ist  im  Sommer  1900  aber  aus  finaa- 
ziellen  Gründen  und  zum  Theil  in  der  Tendenz  einer  gewissen  Luxusbesteuerunfr  dorel 
Gesetz  ?om  14.  Juni  1900  der  —  voruemlich  böhmisches  Bier  tretteude  —  Bienofl 
auf  6  M.,  der  Zoll  für  Branntwein  aller  Art  bei  LikOren  auf  240.  sonstigem  in  Fl!««n 
auf  160,  in  Flaschen,  Krügen  u.  dgl.  anf  240,  für  Schaumweine  auf  120  M.  für  100  kg. 
erhöht  worden.  In  Verbindung  mit  dem  schon  früher  erhöhten  Zoll  fon  fremden  Schaoii- 
weinen  steht  der  Plan,  auch'inländischen  Schaumwein  einer  Beichsrerbraucbssteuer  im  Aa- 
schloss  an  die  Production  zu  unterziehen,  was  nelleicht  im  Jahre  1901  ?erwirkUcht  vini 
Bemerkenswerth  in  handelspolitischer,  aber  doch  etwas  auch  in  finanziiolitisdia 
Beziehung  ist  die  neuerliche  gesetzliche  Ermöglichung,  „Kampfzölle*'  in  der  Fora 
von  Zuschlägen  zu  den  tarifmässigen  Zuschlägen  und  auch  für  sonst  zollfreie  Artikel 
einzuführen.  Im  Zolltarifgesotz  von  1879,  §.  6  (von  1885  §.  6)  findet  sieb  nemlick 
die  Bestimmung,  dass  Waaren^  welche  aus  Staaten  kommen,  welche  deutsche  Schifie 
oder  Waaren  deutscher  Herkunft  ungünstiger  behandeln,  als  diejenigen  anderer 
Staaten,  mit  einem  Zuschlage  bis  zu  50  %  ^^^  tarifmässigen  Eingangsabgabe  belep 
werden  können,  soweit  nicht  Vertragsbestimmungen  entgegenstehen,  und  zwar  dnrdi 
Kaiserliche  Verordnung  nach  Zustimmung  des  Bundesraths.  Diese  Anordnung  trin 
aber  ausser  Kraft,  wenn  der  Beichstag,  dem  sie  baldmöglichst  Forzulegen  ist,  dageirei 
stimmt.  Durch  Gesetz  vom  18.  Mai  1895  ist  dieser  Zuschlag  bis  zu  100  %  da 
sonstigen  Zollsatzes  und  zugleich  gestattet  worden,  sonst  zollfreie  Waaren  bis  zu20\ 
des  Werths  zu  belegen.  In  dem  kurzen  Zollkriege  mit  Russland,  der  dann  baU 
zum  Handelsvertrag  von  1894  führte,  ist  von  diesen  Zuschlägen  in  erheblichem  Ob- 
fang  und  Maasse  Gebrauch  gemacht  worden  (Verordnung  vom  29.  Juli  1893).  Zahl- 
reiche Tarifsätze  wurden  bis  um  50  %  erhöht ,  so  Weizen  und  Roggen  Fon  5  X. 
(Vertragszoli  SVe)  auf  7Vo  M.  für  100  kg.  Ebenso  ging  man  zeitweise  gegen  Spaniel 
vor,  so  z.B.  Zoll  für  Fasswein  auf  36  M..  und  bei  anderen  spanischen  wicbtigerea 
Stapel-  und  Exportartikeln  (Verordnung  vom  25.  Mai  1894,  aufgehoben  durch  \th 
Ordnung  vom  25.  Juli  1896). 

§.  203.  Steuerpolitische  BenrtheilnDg  des  deutschen 
Zolltarifs.   Nach  den  mitgetheilten  Tarifproben  und  ebenso  Dsck 
Untersuchung  der  übrigen  Tarifsätze  sind  die  deutschen  Finanz- 
Zölle,   auch   nach  einzelnen  Erhöhungen  im  Tarif  von  1879  nod 
seitdem,  doch  immer  noch   fast  durchweg  massig,  verglichen  mit 
denen    anderer    Länder   (Frankreichs,    Grossbritanniens  u.  a.  m.). 
Auch  die  Industriezölle  sind  wenigstens  nicht  überhoch,  auch 
im  Tarif  von  1879  und  1885  noch  nicht.    Die  Agrarzölle,  b^ 
sonders  die  Getreidezölle,  und  zwar  selbst  die  massigeren  Ver- 
tragszölle,  sind   dagegen  allerdings  ziemlich  hoch,   namentlich  in 
Verhältniss  zum  heutigen  niedrigen  Preise  des  Objects,  aber  sie  sind 
eben  mindestens  in  dieser  Höhe  ans  den  wichtigsten  agrarpolitischea 
und   allgemein-volks wirthschaftlichen   Gründen  eiomil 
geboten,  jetzt,  auch  wie  gesagt,  ein  wichtiges  Finanzobject 
durch   ihren   Ertrag  für  den  Reichshaushalt  and   indirect  ftr 
die  Landeshaushalte  geworden.   Man  wird  nur  zugestehen  mttMen, 
dass   diese  Zölle,   besonders   der  Roggenzoll,  aber  anch  einzebe 
andere  für  vegetabilische  und  animalische  Agrarprodncte,  nament- 
lich für  Nahrungsmittel,   nach  den  Consumverhältnissen  die 
einzelnen  Bevölkerungsclassen  verschieden  und  freilich  die  anteren 
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Classen  und  die  Familienhanshaltangen  stärker  als  die  oberen 
Classen  und  die  Einzelhaashalte ,  einigermaassen  umgekehrt 
progressiv  belasten.  Diese  Sachlage  wird  noch  bedenklicher 
^regen  folgender  weiterer  Umstände,  welche  hier  mitspielen. 

Der  deutsche  Zolltarif  enthält  seit  lange,  schon  aus  der  Periode 
des  Zollvereins  und  des  früheren  prenssischen  Systems,  überwiegend, 
jetzt  fast  nur  noch  specifische  und  besonders  Gewichtszölle. 
Im  Tarif  von  1879/85  finden  sich  überhaupt  nur  2  Werth Zollsätze 
filr  eine  Kategorie  Objecto  (für  2  verschiedene  Arten  Eisenbahn- 
fabrzeuge von  6  und  10  ^/^  vom  Werth).    Sonst  bestehen  grössten- 
theils  Gewichtszolle,  nur  wenige  andere  specifische  (so  Stückzölle 
bei   Vieh  und  einzelnen   anderen  Artikeln,   z.  B.  Taschenuhren). 
Diese  Einrichtung  ist  zw^r  für  den  Handelsverkehr  und  technisch 
fllr  das  Zollverfahren  und  die  Veranlagung  der  Zölle  die  erwünsch- 
teste. Aber  steuerpolitisch,  wie  auch  schutzzollpolitisch  ist  sie  nicht 
unbedenklich,  zumal  wenn  der  specifische  Zollsatz  nicht  wenigstens 
naeh  Stufen  und   Güten  eines  Artikels  angemessene  Ab- 
stufungen hat.     Das  ist  aber  namentlich  bei  den  wichtigeren 
Finanz  Zollartikeln,  wie  Kaffee,  Gacao,  Tbee,  Gewürzen,  Süd- 
früchten, Tabak,  Wein,  Petroleum  u.  A.  m.,  ebenso  bei  den  finan- 
siell    besonders    wichtigen    Getreide-    und    anderen 
Agrarzöllen  nicht  oder  nicht  ausreichend  der  Fall.    Bei  Wein 
wird  zwar  neuerdiogs  nach  Fass-,  Flaschen-  und  Schaumwein  im 
Zollsatz  unterschieden,   was  in  Etwas  auf  einen  Qnalitätsfuss  mit 
binauskommt,  aber  doch  nicht  entfernt  genügt,  weil  die  Qualität 
rieh   nicht  genau  nach  Versendung  in  Fass  oder  Flasche  abstuft 
find  innerhalb  beider  Kategorieen,  ebenso  unter  den  Schaumweinen 
grosse    Qualitäts-    und  Wertbunterschiede    noch    besteben.     Sonst 
wird  fast  allgemein  —  eine  kleine  Ausnahme  bilden  noch  die  Vieh- 
söUe  und  die  verschieden  hohen  Zollsätze,  der  verschiedenen  Getreide- 
lten .zum  Theil  —  ein  Einheitssatz  von  jeder  ganzen  Waaren- 
gattnng  erhoben.  So  Verstössen  diese  specifischen  Zölle 
lillerdings    mehr   oder  weniger    gegen   den   richtigen 
^tenerpolitischen  Grundsatz,  wonach  Werth,  zu  mindestens 
Sorte  und  Qualität  beim  Zoll  —  und  analog  bei  anderen 
Lndirecten    Verbrauchssteuern    —    berücksichtigt 
werden    sollen,    um    die    verschiedenen   Classen    der 
Consumenten,    soweit   der   Zoll   auf  diese   überwälzt 
wird,  einigermaassen  gleich  stark  nach  ihrer  Leistungs- 
fähigkeit zu  treffen.    Die  Consumenten  der  besseren  Sorten 
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und  Qualitäten,  also  im  Ganzen  die  wohlhabenderen  und  leiatongs- 
fähigeren  Kreise,  werden  so  zu  niedrig,  umgekehrt  die  Consomenteo 
der  schlechteren  Sorten,  die  weniger  begüterten  Classen,  werden 
zu  hoch  getroffen,  also  wiederum  gewissermaassen  umgekehrt  pro- 
gressiv, gerade  entgegengesetzt  zum  richtigen  Grandsatz  der  B^ 
Steuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit 

Sowohl  die  WerthbezoUung,  als  die  Abstufung  des  Zolls  nack 
Sorten  u.  s.  w.  ist  indessen  notorisch  bei  diesen  Artikeln  mit  n 
grossen,  bisher  meistens  für  unüberwindlich  geltenden  zoUtechnUchei 
Schwierigkeiten  und  grossen  Störungen  und  Belästigungen  flir 
den  Handel  verbunden  und  kann  daher  gar  nicht  oder  nur  aus- 
nahmsweise und  nur  ungenügend,  wie  jetzt  bei  Wein^  erfolgo. 
So  steigern  sich  jene  steuerpolitischen  Bedenken  der  Zölle,  besn- 
ders  der  Finanz-  und  AgrarzöUe,  noch,  welche  ans  der  Verschiedei- 
heit  der  individuellen,  familien weisen,  classen weisen  qaantitatiTei 
Consumtionsverhältnisse  folgen  (Fin.  II,  §.  269 — 271).  Die  analoga 
Verhältnisse  bei  den  inneren  indirecten  Reichsverbrauchi- 
steuern,  bei  denen  die  Dinge  in  Betreff  der  quantitativen  nnl 
zum  Theil  wenigstens  auch  der  qualitativen  Consumtionsverscbiedes- 
heiten  ähnlich  liegen,  erhöhen  diese  Bedenken  abermals  und  erheb- 
lich (Salz-,  Bier-,  Branntweinsteuer,  weniger  wohl,  aber  doch  viA 
Tabak-,  Zuckersteuer). 

Um  so  nothwendiger  erscheint  steuerpolitisch,  um  die 
Gesammtheit  der  Steuerlast  besser  nach  der  Leis tun ge- 
fähigkeit  und  nach  socialen  Steuerprincipien  zu  ver- 
theilen,  eine  Ausgestaltung  der  sonstigen  Steoero. 
besonders  der  directen,  der  Personal-,  Einkommeo-t 
Vermögenssteuern,  auch  der  Verkehrs-,  Erbschafti- 
steuern  in  der  Weise,  dass  diesen  Bedenken  gebührend  Reck- 
nung  getragen  wird.  D.  h.  diese  Steuern  müssten  in  ihrer  Ein- 
richtung und  danach  in  ihrer  muthmaasslichen  Ge- 
sammtwirkung  diese  Wirkungen  der  Zölle  —  und  der 
inneren  Reichsverbrauchssteuern,  —  zumal  solcherwie 
die  Salz-,  Bier-,  Branntweinsteuer,  soweit  auch  diese  den  Coi- 
sumenten  treffen  —  einigermaassen  ausgleichen.  Dtf 
fuhrt  von  diesem  Gesichtspuncte  aus  zur  Forderung  eines  nicht 
zu  niedrigen  steuerfreien  „Existenzminimums"  bei 
Personalsteuern  und  mitunter  auch  bei  einzelnen  ErtrAgs- 
stenern,  sowie  einer  nicht  zu  schwachen  und  nicht  xi 
früh  abgeschlossenen  Progressiv! tat  des  Steuerfasses 
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bei  P  er  s 0  n al steuern  (Einkommen-,  Vermögens-,  auch,  znmal  wo  nur 
Ertragssteoern  bestehen,  bei  Kapitalrenten-,  Grand-,  Gewerbesteuern). 

Da  nun  im  Deutsehen  Reiche  bisher  keine  direete  Reicbssteuer, 
auch  keine  Beichserbschaftssteuer  vorhanden  ist,  deren  Erwünscht- 
heit freilich  auch  durch  diese  Wirkungen  der  Zölle  u.  s.  w.  mit 
begründet  wird^  so  sind  um  so  mehr  die  entsprechenden 
Anforderungen  an  die  direete,  die  Verkehrs-  und  die 
Erbschaftsbesteuerung  der  Einzelstaaten  zu  stellen. 
Die  neuere  Entwicklung  der  directen  Personal-  und  zum  Theil 
wenigstens  der  Erbschaftssteuern  dieser  Staaten  entspricht  dieser 
Forderung  immerhin  einigermaassen,  aber  kaum  schon  ausreichend 
nnd  die  Verschiedenheit  der  einzelstaatlichen  Steuergesetzgebung 
ist  auch  hier  wieder  ein  störender  Umstand.  Bei  der  relativen 
Niedrigkeit  unserer  deutschen  Zölle  und  inneren  Verbrauchssteuern 
(freilich  mit  den  beiden  wichtigen  Ausnahmen  des  Getreidezolls 
und  der  Salzsteuer)  vermindern  sich  die  angedeuteten  Bedenken 
des  specifischen  Einheitszolls  und  der  Folgen  der  verschiedenen 
Gonsumverhältnisse  zwar  an  sich  und  im  Vergleich  mit  vielen 
anderen  Ländern.  Aber  nicht  nur  im  Princip,  sondern  auch  prac- 
tisch  bleiben  diese  Bedenken  in  nicht  geringem  Umfang  doch  auch 
bei  uns  bestehen  und  sollten  als  wichtig  genug  gelten,  um  darauf 
hin  wenigstens  die  einzelstaatliche  Besteuerung,  besonders  die 
direete,  in  der  angedeuteten  Weise  fortzubilden. 

Jedenfalls  liegt  hier  ein  Zusammenhang  zwischen 
Landes-  und  Reichsbesteuerung  vor,  der  bisher  in  unserer 
Gesammtsteuerpolitik  nicht  entfernt  genügend  berücksichtigt  worden 
ist  Gerade  je  ergiebiger  Zölle  (Agrarzölle)  und  Verbrauchssteuern 
waren  und  werden  müssen,  desto  wichtiger  ist  es,  diese  Rück- 
sicht zu  nehmen. 

Bei  den  industriellen  Zöllen,  besonders  auf  Fabrikate, 
bei  denen  es  sich  auch  im  Ganzen  nicht  um  ein  so  bedeutendes 
Finanzobject  als  bei  den  Finanz-  und  Agrarzöllen  bandelt,  wird 
wenigstens  durch  die  feinere  Abstufung  im  Zolltarif  von  1879  und 
1885  die  Bedeutung  der  angedeuteten  Bedenken  erheblich  ver- 
mindert, zum  Theil  ganz  beseitigt.  Aehnlich  verhält  es  sich  nach 
den  Consumtionsmengen  und  zum  Theil  wirken  die  höheren  Zölle 
auf  feinere  Fabrikate  steuerpolitisch  richtig. 

Aaf  Zoll? erfahren  und  weiteres  Zolltechnisches  soll,  der  bloss  als  kurzer 
Ueberblick  gegebenen  Darstellung  der  Beichsbcsteuerung  gemäss  (S.  646),  nicht  näher 
mehr  eingegangen  werden.  Auch  diese  Dinge,  ebenso  das  Zolls  traf  recht  haben 
eine  noch  grossere   handelspolitische   als  finanzpolitische  Bedeutung,   zumal  in  der 
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Gegenwart,  werden  daher  besser  im  Zusammenhang  mit  dieser  Seite  des  Zollweee« 
behandelt.  S.  besonders  die  oben  gen.  Arbeit  ?on  v,  Anfsess.  Ans  der  Geseu- 
gebnng  die  Zollvereinsverträge ,  besonders  der  von  1867.  die  ZoUordnüDg  und  4» 
Zollstrafrecht,  auch  Gesetz  vom  18.  Mai  1868,  die  allgemeinen  Zollgesetze,  beaoiideii 
das  von  1869.  £s  sei  nur  noch  erw&hnt,  dass  die  GewichtszOlle  bei  uns  i« 
vom  Bruttogewicht  erhoben  werden,  wenn  der  Tarif  dies  ausdrücklich  vonchrdlit, 
was  im  geltenden  Tarif  nur  in  ganz  wenigen  Fäklen  geschieht  (bei  Hopfen,  Moschel- 
und  Schalthieren,  auch  Austern,  Hummern.  Spielkarten,  einigen  Zollkatei^riMi 
Glas),  ferner  bei  Waaren,  bei  welchen  der  Zoll  6  M.  von  100  kg.  nicht  Obenteigt, 
worunter  daher  allerdings  viele  Agrarproducte  gehören.  Bei  allen  übrigen  Gewickts» 
Zöllen  kommt  das  Nettogewicht  für  die  Verzollung  zur  Anwendung.  Der  Bundesnik 
bestimmt  jetzt  die  Procents&tze  des  Bruttogewichts,  nach  welchen  das  Nettogewicht 
berechnet  werden  kann  (also  die  sogen.  Tara,  umgekehrt  genommen).  Bei  der  & 
mittlung  des  Nettogewichts  von  Flüssigkeiten  wird  aber  das  Gewicht  der  anmittelbiRi 
Umschliessungen  (Fässer,  Flaschen)  nicht  abgezogen,  insoweit  also  auch  hier  nack 
Bruttogewicht  verzollt  (Wein!  Zolltarifgesetz  von  1885,  §.  2).  In  umfassendem  Maase 
erfolgen  Gewährungen  von  Zollcrediten.  Agrar-  und  handelspolitisch,  etwas  anek 
finanziell  von  Bedeutung  sind  die  Bestimmungen  über  die  Erleichterungen  mittelst 
Erlasses  von  Eingangszoll  für  fremdes  Getreide  an  inländische  Mühlen,  bei 
entsprechender  Wiederausfuhr  von  Mehl,  ferner  die  Zulassung  von  Trans  itlageri 
für  fremdes  Getreide  (ZoUgesetz  von  1885,  §.  7),  sowie  die  neuerliche  AvssteUofi; 
von  Einfuhrscheinen  bei  der  Ausfuhr  von  Getreide,  mit  welchen  Scheinen  eiie 
ihrem  Zollwerth  entsprechende  Menge  der  nemlichen  Waarengattung  ohne  Zoilentrichtiiig 
eingeführt  werden  kann  (Aufhebung  des  sogen.  Identitätsnachweises  für  wieder  la»- 
geführtes  fremdes  Getreide).  Gesetz  vom  14.  April  1894  zur  Abänderung  von  Be- 
stimmungen in  §.  7  des  Zolltarifgesetzes  von  1879/85,  sonstige  Abänderungen  dieses 
Gesetzes  durch  Gesetze  vom  18.  April  1886,  14.  April  1894,  18.  Mai  1895. 

Finanziell  sehr  wichtig,  d.  h.  für  die  Reichs-  und  Staatscassen  entsprechet^ 
nachtheilig  sind  die  sogen.  Rück-  und  Ausfuhrvergütungen  bei  Artikeli, 
welche  der  inneren  Reichsverbrauchssteuer  unterliegen,  Verhältnisse,  welche 
auf  den  Reinertrag  der  Steuern  und  Zölle  von  den  betreffenden  Objecten  besoaden 
bei  Zucker,  Branntwein  stark  einwirken.  Aber  diese  Dinge  stehen  mit  der  guam 
Steuereinrichtung  in  Zusammenhang  und  sind  handeis-  und  wirthschaftspolitisch  ii 
gewissem  Umfang  —  wenigstens  als  reiner  Rückersatz  der  erhobenen  Steoer, 
nicht  mehr  —  geboten,  bei  Zucker  auch  in  der  Form  der  wirklichen  Ausfahr- 
prämie einstweilen  wegen  der  ungeordneten  auswärtigen  ConcurrenzverhältoBse 
leider  auch  kaum  vermeidlich  —  mindestens  im  Princip,  wenn  auch  vielleicht  nicht 
ganz  im  heutigen  Maasse.  Darüber  einiges  Weitere  im  Folgenden  bei  den  einzebei 
Steuern.  Statistische  Daten  dafür  und  überhaupt  für  die  Zollerträge  unten  in 
S.  212. 

§.  204— b).  Die  inneren  Reichssteuern.  Uebersicbt 
Die  bei  der  Gründung  des  Reichs  bestehenden  haben  mehrfach 
wesentliche  Veränderungen  erfahren,  besonders  die  Znckers teuer 
(1887  und  später),  die  Tabaksteuer  (1879)  und  die  Braont- 
weinsteuer  (1887).  Noch  eingreifendere  waren  bei  beiden  letz- 
teren geplant,  auch  in  Gesetzentwürfen  in  den  Reichstag  gebracht, 
sind  aber  hier  nicht  durchgedrungen  (MonopoIeinfUbrnng ,  Tabak- 
fabrikatsteuer). Die  Salz-  und  die  Biersteuer  sind  dagegen 
wesentlich  in  der  ursprünglichen  Einrichtung  geblieben.  Neu  hin- 
zugekommen sind  zum  Wechselstempel  der  Spielkarten- 
Stempel  (1878),  eine  Art  Gebrauchs-  und  Genusssteuer,  und  die 
sogen.  Börsensteuer  von  Werthpapieren,  Geschäften  u.  s.  w. 
(1881,  1885,  1894,  1900),  femer  die  statistische  Abgabe  (Ge- 
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-  bohr)  vom  Waarenverkehr  (1872).    Die  Regelang  der  Gerichts- 
'    kosten  betrifft  einmal  wesentlich  Gebühren  und  kommt  sodann, 
j   fltr  die  Finanzen  des  Reichs  selbst  nnr  fUr  das  Reichsgericht,  sonst 
^    bloss  für  das  Gerichtswesen  der  Einzelstaaten  in  Betracht.   Letzteres 
l   {^It  ebenso  von  der  Reichs-Eichgebührentaxe  (1869  nnd  später). 
'    Die  sogen.  Banknotenstener  dagegen,  die  den  Namen  einer 
',    ^Steuer*'  freilich  kaum  führen  kann,  bernht  auf  dem  ReichsBankgesetz 
▼on    1875    und    fliesst   in   die  Reichscasse.     Die  Reinerträge  der 
Beichspost  nnd  Telegraphie  lassen  sich  nicht  als  Steuer  auf- 
fassen, sondern  sind  ein  Ueberschuss  halb  gewerblicher  Natur  aus  dem 
Betrieb  einer,  finanziell  betrachtet,  doch  wesentlich  als  „Gebühren- 
'  eiorichtnng'*    anzusehenden    Unternehmung    (s.  Fin.  II,  §.  60  ff). 
Mancherlei  Verwaltungseinnahmen,  ebenfalls  yomemlich  gebtthren- 
artiger  Natur,  hie  und  da  mit  Steuerelementen  verbunden,  kommen 
sonst  noch  in  den  verschiedenen  Zweigen   der  Reichs  Verwaltung 
(Reichsämtern)  vor.    Finanziell  am  Wichtigsten  sind  die  Patent- 
abgaben  (1877).    Die  Aversen   der  nicht  zum  Zollverein  ge- 
hörenden  Gebietstheile  des  Deutsehen  Reichs  an  Stelle  der  Zölle 
und  inneren  Verbrauchssteuern  sind  natürlich  in  Folge  der  Ver- 
ininderung  dieser  Gebietstheile,  daher  namentlich  des  Eintritts  von 
Hamburg-Altona  und  Bremen  in  den  Zollverein,   viel  kleiner  ge- 
worden.   Ebenso  etwas  die  Entschädigungszahlungen  der 
süddeutschen    Staaten,    seitdem    diese    an    der    gemeinsamen 
Branntweinsteuer  Tbeil  nehmen. 

Aas  der  Litteratur  s.  die  einschlagenden  Abhandlonjcen  im  Schönberg'schen 
Handbuch  und  besonders  die  Artikel  über  die  einzelnen  betreffenden  Steuern  im  Hand- 
wörterbuch der  Staatäwissenschaftcn  und  im  Wörterbuch  der  Verwaltung,  alle  mit 
Angaben  der  Speciallitteratur.  Dazu  die  Gesetzentwürfe,  Motive  und  Verhandlangen 
mit  Berichten  im  Norddeatschen  und  Deutschen  Reichstage.  Vielerlei  bezügliches 
Material  in  den  Annalen  und  im  Finanzarchiv. 

§  205 — a).  DieSalzsteuer  (nebst  dem  Salzzoll).  Die  Steuer 
beruht  noch  auf  der  oben  genannten  grundlegenden  Gesetzgebung 
von  1867,  die  keine  Veränderung  erfahren  hat,  auch  nicht  im 
Steuersatz  (12  M.  für  100  kg.).  Nur  der  entsprechende  Salzzoll 
bei  der  Einfuhr  fremden  Salzes,  der  früher  gleich  hoch  war,  ist 
im  Zolltarif  von  1879  für  zu  Lande  eingehendes  auf  12  M.  80  Pf. 
erhöht  worden.  Die  Steuer  ist  hoch  und  principiell  als  Belastung 
eines  absolut  nothwendigen  Consumgegenstandes,  sowie  wegen 
ihrer  kopfsteuerartigen,  sogar,  nach  den  Consumverhältnissen,  stark 
umgekehrt  progressiven  Wirkungen  bedenklich.  Bedenken,  die 
auch  practisch  wegen   der  Geringfügigkeit  des  individuellen  Salz- 
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consums  und  des  Eiokanfs  in  kleinen  Mengen  doch  nicht  yer- 
schwinden,  vollends  nicht,  da  der  Reinertrag  in  die  Reichscasse 
zur  Decknng  allgemeiner  Reiebsansgaben,  nicht,  wie  etwa  bei  einer 
Zwecksteuer,  zur  Bestreitung  von  Ausgaben  für  Wohlfahrtsinteresseo 
speciell  der  unteren  Classen,  dient.  Doch  könnte  man  einiger- 
maasen  den  steigenden  Beitrag,  welchen  das  Reich  in  der  Älters- 
und Invalidenversicherung  zahlt,  als  aus  dem  Salzsteuerertrag  ge- 
nommen ansehen,  wenn  auch  rechtlich  eine  solche  Festlegung  dieses 
Ertrags  nicht  besteht.  Bei  dieser  Auffassung  vermindern  uod, 
wenn  jener  Reichsbetrag  den  Salzsteuerertrag  erreicht  haben  wird, 
verschwinden  die  Bedenken  dieser  Steuer  mehr  und  mehr. 

Für  den  Salzzoll  gelten  die  allgemeinen  ZoIIgesctze  und   VerordnongeiL     Die 
Steuer  vom   inländischen  Salz  wird   nach   dem  Gesetz  yom  12.  Oct.  1867  nach  des 
Nettogewicht  berechnet  und   ist  von   den   Producenten    oder  Steiusalzbergweils- 
besitzern  zu  entrichten.   Die  Grundlage  bildet  die  Anmeldepflicht  der  betreffendea 
Betriebe  (auch  wo  Salz  als  Nebenproduct  gewonnen  wird),  die  Controle  knüpft  sieb 
an  das  einzelne  Werk  an  und  betrifft  namentlich  den  Verkehr  mit  Salz  tod  dem  Werke 
nach  Aussen  hin.     Das  fertige   (lagerungsreife)  Salz,  auch  das  Schmutz-  und  Fege- 
salz ist  in  unter  steuerlichem  Mitverschluss  stehende  Bäume  (Salzmagazine)  zu  bringen. 
Bei  der  Entnahme  daraus,  also  bei  dem  Uebergang  in  den  Verkehr,  tritt  die  Ver- 
pflichtung zur  Erlegung   der  Salzsteuer  ein,  Torbehaltlich  der  zulässigen  YeibeDdoDg 
unter  Begleitschein.     Der  Verkehr    mit  Fcrsteuertem  Salze  oder  mit   denatarirt  ab- 
gelassenem, alsdann  steuerfreiem,  ist  im  ganzen  Zollgebiet  im  Allgemeinen  dann  frei 
Steuerfrei  (§.  20)  ist  u.  A.  allgemein  das  zur  Ausfuhr  (in  natura  Dod  in  Fomi  der 
Verwendung  zum  Einsalzen  von  Gegenständen)  gelangende,  femer  das  zur  Katroosolphit- 
und  Sodafabrikation,  sowie  zu  sonstigen  gewerblichen  Zwecken  (mit  Ausnahme  des  za 
menschlichen    Nahrungs-    und    Genussmitteln,    incl.    Tabak fabrikate ,    Mineralwasser, 
Bäder  benutzten),  weiter  das  zu  landwirthschafUichen  Zwecken,  Ftltterung  und  DOngong 
verwendete,  endlich  das  bei  Nothständen  und  an  Wohlthätigkeitsanstaiten  Ferabreiclne 
Salz.     Dies  steuerfreie  gewerbliche  und  landwirthschaftliche  Salz  ist  eventuell  zu  de- 
uaturiren  und  nur  so  im  Verkehr  zuzulassen.     Die  Strafen   der  Defraudation  (§   11 
bis    18   des  Gesetzes  vom  12.  Oct.  1867)  sind  ziemlich  scharf:   zunächst  Confis^tioa 
der  Gegenstände,   eventuell  auch   der  benutzten  Geräthe  (Siedepfannen  u.  s.  w.)  uMi 
Vierfaches  der  vorenthaltenen  Abgabe,  Verdopplung  dieser  Strafe  bei  erstem  Wiede^ 
holungsfall.  Vervierfachung    bei   jedem  ferneren   KQckfall.     Der  zum   zweiten  Male 
rechtskräftig  verurtheilte  Salzbergwerksbesitzer  verliert  die  Befugniss  zur  eigenen  Vc^ 
waltung  seines  Werk-s.   Verwandlung  der  Geld-  in  Freiheitsstrafen  wie  im  Zollstrafgesetz. 
Daneben  Ordnungsstrafen.  —  Stcuertechnisch   günstig  ist  die  Con  centratioD 
der  Salzgewinnung  auf  eine  kleine  Zahl  Werke  (1898  und  seit  lange  10  Steiosalz- 
werke,   71  Haupt-  und   9  Nebenwerke  far  Kochsalzgewinnung,  47   bezw.  63  andeie 
Werke  für  Gewinnung  von  Salz  ans  wässeriger  Lösung).  Der  Ertrag  der  Steuer  komat 
seit  Jahren  nur  zu  4  — 5  7o  ^'o™  Zoll,  zu  95 — 90  7o  *"s  der  Inlandssteuer.    Statistit 
s.  u.  in  §.  212  mit.     S.  im  Schönberg'scben  Handbuch,  4.  Aufl.,  B.  3,  1.  Abth. 
Abb.  von  Zellcr,  8.  492  ff.  (vgl.  auch  Schall  u.  Lehr  in  den  früheren  Auflaceo). 
Art.  Salzsteuer  von  Lehr  im  H.  W.  B.  d.  St.  B.  5,  von  G.  v.  Mayr  im  Wörtcrb  d. 
Verwalt.  B.  2,  v.  Aufsess  a.  a.  0.,  in  Hirth's  Aunalen,  1893,  S.  193,  287,  382,  392, 
ferner  auch  Kerst,  das  Salzmonopol  (1865)  und  aus  der  allgemeinen  Liüerator  Ober 
Salz  und  zum  Theil  Salzsteuer  die  Schriften  von  V.  Hehn  (1873),   Möller  (1874). 
Schieiden   (1875),   besonders   Schmidt  (1874).     Vergleichende  Statistik  der  Sal^ 
steuererträge  verschiedener  Staaten  auch  im  Fin.arch.  II,  848,  X,  757,  XV.  668. 

§.  206—/?).    Die  Tabaksteuer.    Sie  steht  für  inländischen 
Tabak   mit  dem   Einfuhrzoll    für  ausländischen  in  naher  B^ 
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ziehnng.  Das  Lästige  und  überaus  Schwierige,  in  stenerpolitischer 
und  steaertechnischer  wie  in  volkswirtbschaftlicher  Hinsicht,  liegt 
bei  der  deutschen  Tabakbestenerung ,  wie  überall  nnd  zam  Theil 
in  noch  höherem  Maasse  bei  anderen  inneren  Verbrauchssteaem 
(bei  nns  besonders  bei  der  Zucker-,  auch  der  Branntweinsteuer, 
weniger  bei  der  Weinsteuer,  wenngleich  auch  immer  etwas,  noch 
weniger  nach  unseren  Productions-  und  Consumtionsverhältnissen 
bei  der  Bier-  und  der  Salzsteuer)  darin,  dass  bei  uns  wie  in 
anderen  Ländern  eigener  bedeutenderer  inländischer  Production 
eines  steuerpflichtigen  Artikels  und  einer  erheblicheren  Einfuhf 
des  gleichen  Artikels  aus  dem  Auslande  (zum  Theil  auch  des  Ab- 
satzes des  einheimischen  Artikels  ins  Ausland)  Conflicte  zwischen 
dem  fiscalischen  und  dem  volkswirthschaf tlichen  (Roh. 
stofi-Productions-,  Fabrikations-,  Handelsinteresse)  entstehen.  Diese 
lassen  sich  völlig  genügend  kaum  bei  irgend  einer  Form  von 
innerer  Steuer  und  Einrichtung  des  Zolls,  sowie  beider  Steuersätze 
lösen.  Die  Veränderungen,  welche  in  Entwicklung  von  Production, 
Einfuhr  und  Ausfuhr,  bei  ersterer  namentlich  in  der  Technik  und 
Oekonomik  selbst  vor  sich  gehen,  schaffen  immer  wieder  neue 
Schwierigkeiten.  Daher  auch  ein  häufiges  Experimentiren  der 
Steuergesetzgebung,  beim  Zoll  ein  Kampf  zwischen  dem  Finanz- 
zoll- und  dem  Schutzzollgesichtspanct,  bei  der  Steuer  ein  Bestreben, 
die  Form  der  Veranlagung  und  Erhebung  mit  den  sich  vielfach 
widerstreitenden  fiscalischen  und  volkswirthschaftlicben  Interessen 
in  Einklang  zu  bringen.  Besteuerungen  dieser  Art,  am  Meisten  die 
Zucker-  und  Branntweinbesteuerung,  aber  auch  die  Tabakbesteuerung 
sind  daher  ein  Kreuz  für  die  Gesetzgebung  und  Verwaltung.  Die 
Forderung  gleichmässiger  Höhe  von  Zoll  und  Steuer,  welche  vom 
fiscalischen  Standpuncte  aus  zu  stellen  ist,  lässt  sich  wegen  der 
stark  mitspielenden  einheimischen  Productions-,  Handels-  und  aus- 
wärtigen Absatzinteressen,  wenn  man  das  eine  oder  andere  der 
letzteren  Interessen,  oder  alle  zusammen  nicht  Preis  geben  will 
nicht  genügend  erfüllen.  Die  steuerpolitische  Forderung  der 
Qualitätsbesteuerung,  der  richtig  bestimmten  Durchschnittshöhe  der 
Steuer-  und  Zollsätze  macht  weitere  Schwierigkeiten.  Auch  in 
Deutschland  hat  sich  das  Alles  in  hohem  Maasse  gezeigt  und  völlig 
Befriedigendes  ist  namentlich  bei  den  drei  genannten  Steuern  auf 
Tabak,  Zucker,  Branntwein,  auch  bei  uns  nicht  erreicht  worden. 
Diejenige  Besteuerungsmethode,  welche  die  vorliegenden  Schwierig- 
keiten verhältnissmässig  noch  am  Besten  löst  und  namentlich  die 
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fiscalischen  mit  den  heimischen  ProductionsiDteressen  wohl  noch 
am  Günstigsten  aasgleicht,  das  Monopol,  ist  bei  Tabak  wie  bei 
Branntwein  nicht  zn  erreichen  gewesen. 

Näheres  über  diese  Probleme  gehört  nicht  hierher  in  die  Darstellong  der 
deutschen  Besteaemng,  sondern  in  die  systematische  spedelle  Steuerlehre.  Für 
meine  AufTassang  in  aller  KQrze  beziehe  ich  mich  auf  meinen  unten  gen.  Grandxias 
der  Finanzwissenschaft. 

Der  erste  Schritt  auf  dem  Gebiete  der  inneren  dentschen 
Tabakbestenerung  nach  den  Ereignissen  von  1866  war  die  Aus- 
dehnung der  bisherigen,  auf  Preossen  und  einen  Theil  seiner 
Nachbarstaaten  beschränkten  Tabaksteuer  auf  das  ganze  ZoII- 
vereinsgebiet,  nach  dem  neuen  Vertrage  von  1867  und  dem  sich 
anschliessenden  Gesetze  von  1868.  Diese  freilich  durchaus  mangel- 
hafte Steuer  bestand  in  der  Form  der  directen  Steuer  vom  mit 
Tabak  bepflanzten  Boden,  der  sogen.  Flächenstener.  Diese 
Form  wurde  dabei  nicht  nur  beibehalten,  sondern  stenerpolitisch 
noch  verschlechtert,  wenn  auch  steuertechnisch  vereinfacht,  indem 
der  bisher  nach  Boden-,  bezw.  Tabaksqualität  abgestufte  Satz 
(„Flächeusteuer  mit  Qualitätsfuss'*)  durch  einen  Einheitssatz,  im 
Betrage  des  bisher  höchsten  preussischen  („Flächensteuer  ohne 
Qualit'ätsfuss^')  ersetzt  wurde.  Diese  Steuerform,  eine  roheste  Form 
der  Rohstoffsteuer,  ruht  direct  auf  der  Landwirthschaft,  bezw.  dem 
ländlichen  Grundbesitz,  sie  trifft  die  Tabakbauer  höchst  angleich, 
weil  sie  auf  Ertragsfähigkeit  des  Bodens,  bezw.  Menge,  GOte,  Emte- 
ansfall  des  Products  gar  keine  Rücksicht  nimmt.  Sie  ist  finanziell 
ganz  unergiebig,  weil  sie  nur  bei  sehr  niedrigem  Steuersatz  sich 
überhaupt  halten  lässt.  Das  hat  zur  Folge,  dass  dann  auch  der 
Zoll  für  den  fremden  Tabak  niedrig  gehalten  werden  mnss,  um 
die  Schatzzollwirkung  zwischen  Zoll-  und  Inlandssteuer  nicht  noch 
stärker  zu  machen.  So  war  es  in  Deutschland  von  1868 — 79. 
Der  Ertrag  der  gerammten  Tabaksteuer  einschliesslich  Zoll  kann 
daher,  selbst  bei  sehr  grossem  Consum,  wie  in  Deutschland,  oor 
massig  sein,  wie  es  sich  auch  damals  in  Deutschland  gezeigt  hat. 

In  der  Reform  von  1879  ist  es  dann  wenigstens  zur  technisches 
Verbesserung  der  Inlandsstener  und,  wofür  dies  die  VoraussetzoDg 
war,  zur  Erhöhung  dieser  Steuer,  sowie,  wofür  letzteres  wieder  die 
Voraussetzung  mit  war,  zur  Erhöhung  des  Zolls  auf  fremden  Tabak 
(Rohtabak  und  Fabrikate)  gekommen.  Man  ging  für  den  in- 
ländischen Tabak  zur  sogen.  Gewichtssteuer  des  Rohtabaks 
über,  eine  entwickeltere  Form  der  Rohstoffsteuer.  Dabei  wurde 
wenigstens  die  verschiedene  Ertragsfähigkeit  des  Bodens  und  die 
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Enitemenge,  aber  wieder  noch  nicht  die  Qualität  des  Products  ge- 
würdigt. Stenertechnisch  bedingte  dies  System  bereits  schärfere 
€ontrole  des  Tabakbaas  and  der  Ernte  bis  zum  Verkaaf.  Es 
bringt  aber  den  Tabakbaner  in  grössere  Abhängigkeit  vom  Händler 
und  vom  eventnell  die  Steuer  auslegenden  Käufer.  Der  Ertrag  der 
inneren  Steaer  ist  gegen  die  frühere  Form  immerhin  bei  uns 
erheblich  gestiegen,  aber  doch  nur  immer  noch  ein  geringer. 
Höhere  Steuersätze  sind  indessen  zu  schwer  zu  tragen.  Trotz  der 
starken  Differenz  zwischen  Steuer  und  Zoll,  woraus  sich  eine  er- 
hebliche Schutzzollwirkung  des  Systems  ergiebt,  auch  wenn  man 
die  im  Ganzen  höhere  Qualität  des  dem  höheren  Zoll  unterliegenden 
fremden  Tabaks  berücksichtigt ,  ist  der  inländische  Tabakbau  mit 
durch  die  höhere  Besteuerung  in  dieser  Form  in  schwierigere  Lage 
gerathen.  Der  gegen  die  frühere  Periode  der  Flächensteuer  und 
<ies  niedrigen  Zolls  erheblich  seit  1879  gestiegene  Ertrag  der  ge- 
dämmten Tabakbesteuerung,  der  zu  %  ^^^  ^^^^  herrührt,  ist 
gegenüber  dem  grossen  deutschen  Gonsum  und  im  Vergleich  mit 
den  Ländern  des  Tabakmonopols  (besonders  Frankreichs,  Oester- 
reichs,  Italiens)  und  anderer,  fiscalisch  ergiebigerer  (Grossbritannien), 
zum  Theil,  wie  bei  der  Fabrikatsteuer,  auch  steuerpolitisch  und 
«teuertechnisch  besseren  Steuerformen  (Kussland ,  Nordamerika) 
doch  ein  recht  massiger  geblieben.  Die  wiederholten  legislativen 
Versuche  des  Uebergangs  zu  einer  anderen,  höhere  Erträge  ge- 
fitattenden  Steuerform,  so  zum  Monopol  und  später  zur  Tabak- 
fabrikatsteuer in  Form  der  Facturensteuer,  sind  indessen  der  Reichs- 
regierung im  Reichstage  nicht  geglückt.  Eine  befriedigende  Lösung 
des  Tabaksteuerproblems  ist  so  bei  uns  noch  nicht  gelungen.  Dies 
Problem  ist  allerdings  gerade  in  Deutschland  wegen  des  entwickelten 
«inheimischen  Tabakbaus,  der  Bedeutung  und  Eigenart  der  Fabri- 
kation und  des  Handels  mit  Tabakfabrikaten,  den  Gewohnheiten 
der  Consumenten  u.  dgl.  m.  und  —  nicht  zum  Wenigsten  in  Folge 
vieler  mächtiger  Vorurtheile  —  mit  ganz  besonderen  Schwierig- 
keiten verwunden.  Diese  können  vielleicht  nur  unter  dem  Druck 
einer  grossen  finanziellen  Bedrängniss,  welche  bisher  glücklicher 
Weise  nicht  vorlag,  überwunden  werden. 

Ich  versage  es  mir  aach  hier,  am  diesem  Abschnitt  von  der  Reichsbesteoeniug 
seinen  Gharacter  einer  blossen  kurzen  Orientirung  zu  erhalten,  auf  das  wichtige 
und  interessante  Problem  näher  einzugeben.   Es  ist  in  der  Fachlitteratur  oft  und  ein- 

f abend  und  von  den  verschiedensten  Gesichtspuncten  der  Volkswirthschafts-  und 
teaerpolitik  aus  behandelt  worden.  In  den  Reichstagspapieren,  in  den  Gesetzent- 
würfen, Motiven,  Berichren  und  Verhandlungen,  dann  besonders  in  der  grossen  Reichs- 
«nqußte   flber  Tabakbesteuemng  liegt  ein  Material  vor,  in  welchem  nicht  nur  die 
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deutsche,  sondern  die  Tabaksteuerfrag:c  überhaupt  erschöpfend  erledigt  wird.  Eine  gani 
knappe  Behandlung  des  ganzen  Themas  der  Tabakbesteaerong,  worin  aber  wohl  alles 
Wesentliche  zusaumengefasst  ist  und  meine  Auffassang  hervortritt,  gab  ich  in  meiDem 
aphoristischen  „Grundriss  zu  Vorlesungen  über  Finan/.wissenschaft^*  (1898,  2.  Aufl  fiir 
1901  zu  erwarten),  §;».  139  fl.,  S.  86 — 91.  S.  besonders  den  Bericht  der  deatschea 
Tabak-Encjuetecommission  von  1878,  6.  B.,  daraus  guter  Auszug  von  Schaf fle  iA 
der  Tüb.  Ztschr.  f.  Staatswisseiisch.  1879,  1880.  Der  Zollverein  und  das  Tabak- 
monopol (1857,  anonym,  von  Delbrück,  gegen  das  Monopol  im  ZoU7ereiu).  Pier- 
stor ff.  Litt,  zur  Tabakbesteuerung,  im  Jahrb.  f.  Nat.ök.  u.  Stat.  B.  30,  über  Tabak- 
besteuerung eb.  B.  33.  Mährlen,  Besteuerung  des  Tabaks  im  ZollvereiD  1878w 
Moritz  Mohl,  Denkschrift  für  eine  Reichstabakregie  1878.  (G.  v.  Mayr)  das 
Deutsche  Beich  und  das  Tabakmonopol  1878,  ders.  Art.  Tabak  u.  s.  w.  im  H.  W.  B. 
d.  St.  1.  Aufl.,  B.  6.  ders.  Art.  Tabaksteuer  im  Wörterb.  d.  VerwalL  B.  1  u.  Sopplb. 
1  u.  3,  ders.  zur  Reichsfinanzreform,  1893,  Mayr  ist  die  erste  wissenschaftliche 
Autorität  in  diesen  Fragen  in  Deutschland  und  vertrat  als  Beamter  das  Tabakmonopol- 
project  im  Reichstage.  Schieiden ,  zur  Frage  der  Besteuerung  des  Tabaks,  in  Hirtb's 
Annalen  1878  und  selbständig.  Felser,  Tabakmonopol  und  americanische  Tabaksteoer 
eb.  1878,  G.  Sc  hm  oll  er,  Tabakmonopol  im  Jahrb.  f.  Gesetzgeb.  u.  Verwalt.  1882, 
Graf.  Tabakbesteuerung  in  Deutschland  ob.  1893,  1894,  1895,  v.  Aufsess  eb.  1893, 
S.  276.  Weitere  Materialien  zur  Frage  überhaupt  und  der  deutschen  speciell  in  deo 
Annalen ,  Finanzarchiv  (s.  Register  u.  d.  W.  Tabaksteuer  u.  A.  im  Fin.arch.  Tabak- 
gefälle in  den  wichtigeren  Staaten  in  B.  2,  S.  848,  B.  10,  S.  757,  B.  12,  S.  351). 

Aus  der  deutschen  Gesetzgebung  seit  1866  und  in  Betreff  der  Reform- 
projecte  und  legislativen  Anläufe  dazu  sind  die  Materialien  vielfach  in  der 
vorausgehend  gen.  Litteratur  enthalten.  Zollparlaments  -  Gesetz  vom  26.  Mai  18t>8 
(Flächensteuer,  im  Anschluss  an  den  Zoll  Vereinsvertrag  von  1867),  Reichsgesetz  vom 
26.  Juni  1878  (betr.  Erhebungen  über  Bau.  Fabrikation,  Handel  mit  Tabak  u.  s.  v., 
Grundlaji^e  der  Enquete),  Gesetz  vom  16.  Juli  1879  (Gewichtssteaer .  in  Verbindoog 
damit  die  Zolltarifposition  für  Tabak  in  erhöhtem  Satze,  s.  o.  S.  657),  Commeotare 
u.  dgl.  dazu  von  Rcinhold,  Wiesinger.  Novelle  zum  Gesetz  von  1879  das  Gesetz 
vom  5.  April  1885.  Gesetzentwurf  betr.  Einführung  des  Tabakmonopols  vom  27.  April 
1882 ,  alsbald  abgelehnt  (s.  Verhandlungen  des  Reichstags  1882  und  Aulagen  dazu). 
Denkschrift  vom  7.  Febr.  1891  betr.  Abänderung  des  Tabaksteuergesetzes  (auch  im 
Fin.arch.  B.  8,  S.  1018,  Annalen  1891).  Auch  die  Gesetzentwürfe  (Fabrikat-,  hezw. 
Facturensteuer)  vom  11.  Nov.  1893  (Fin.arch.  B.  9,  S.  325)  und  vom  26.  Jan. 
1895  (Annaleu  1895)  beide  abgelehnt  (Reichstagsverhandlungen  und  Anlagen  aus 
dieser  Zeit). 

Die  preussische  Steuer,   welche   1828  (Verordnung  vom   29.  M&rz)   an  die 
Stelle  der  Gewichtssteuer  von  1819  in  Form  der  Flächenstcuer  (retreten  war  (o.  S.  24), 
hatte  die  Sätze  von  6,  5,  4,  3  Sgr.  für  je  6  Quadratruthen  mit  Tabak  bebauten  Bodens. 
Sie  war  später  im  Zollverein  von  einer  Reihe  Preosscn  benachbarter  deutscher  Staateo 
angenommen   und   so  zwischen  Prcussen   und    diesen  Staaten   ein    eigener  „Tabak- 
steuerverband'* gebildet  worden  mit  freiem  Verkehr  innerhalb  desselben  and  einer 
Uebergan.<?sabu:abe    von  sonstigem,    thatsächlich  vornemlich  süddeutschem  (badisch.;mT 
bairischcm,   Pfälzer)  Tabak  beim   Eingang   in  den  Verband  (20  Sgr.    vom  Gentner). 
1867    wurde    die    Steuer   in   dieser   Form   in   den  neuen  preu^sischen  Provinzen  ein- 
geführt.  Der  Ertrajr  war  ganz  unbedeutend  (fürPreussen  allein  1865/67  c.  111.000  Thlr. 
jährlich).     Durch    das   Gesetz   von   1868   wurde   die  Steuer  eine  adl^emeine  des  Zoll- 
vereins, mit  dem  Steuersatz  von  6  Sgr.  fUr  je  6  Quadratruthen  mit  Tabak  bepflanztes 
Bodens.   Eine  Gesammtiläche  von  weniger  als  6  Qu.-R.  blieb  steuerfrei,  wenn  sie  von 
einem   oder  mehreren  zu    einem  Hausstand   gehörigen  Pflanzern  bebaut  wurde.    Die 
Tabakpflanzer  hatten  vor  Ende  Juli  jedes  Jahres  Angaben  über  Lage  und  GrOsse  ihrer 
Pflanzungen  schriftlich  zu  machen,   die  dann  von  der  Steuerbehörde  geprüft  wurden. 
Die  dem  gemäss  festgestellten  Steuerbeträge  waren  zur  Hälfte  im  folgenden  Deceober 
und  April   zu   zahlen.     Erlass   der  Steuer  bei  Misswachs  und  anderen  Unglücksftlleo 
sollte  erfolgen.     Unterlassung  rechtzeitiger  Anmeldung  war  mit  dem  Betrag  der  mög- 
lichen  SteuerverkUrzung,   unrichtige  Angabe   mit  dem  Doppelten  als  Strafe  bedroht 
Unter  gewissen  Controlen  wurde  für  ausgeführten  Tabak  di«  Steuer  vergütet  (Bob-  md 
Schnupftabak  mit   V^  Thlr.   fUr  den  Centner,   entrippte  Blätter  und  Fabrikate,  exd 
Schnupftabak,  mit  ^f^  Thlr.,  Sätze,  die  vom  Bundesrath  eventuell  auf  */,  und  */,  Thlr. 
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erhobt  werden  dnrften).  Die  Steuer  trat  zuerst  1869  ein.    Ihr  Ertrag  war  gering,  im 
1.  Jahre  1.027.000  M.  roh,  max.  1873/74  2.095.000  M. 

Die  Gewichtssteuer  des  Gesetzes  von  1879  hatte  bereits  manche  der  schär- 
feren Veranlagangs-  und  Gontrolmodalit&ten  des  Monopols  fQr  die  zunächst  Betroffenen, 
die  Tabakbauer,  ohne  die  Yortheile  dos  Monopols,  welche  namentlich  in  dem  Ver- 
bältniss  eines  festen  und  genügend  lohnenden  Absatzes  an  einen  zahlungsfähigen  und 
Dicht  druckenden  Abnehmer,  eben  die  MonopoWerwaltung ,  bestehen.  Zwar  ist  im 
deutschen  Gesetz  von  1879  noch  nicht,  wie  üblicher  Weise  beim  Monopol,  ein  sogen, 
licenzzwang  für  den  inländischen  Tabakbau  eingeführt  worden,  d.  h.  der  Pflanzer 
braucht  nicht  erst  eine  Erlaubniss  einzuholen,  überhaupt  Tabak  zu  bauen.  Aber  er 
unterliegt  nicht  nur,  wie  bei  dem  früheren  System  der  Flächensteuer,  dem  Anmelde- 
zwang, sondern  hat  auch  bestimmte  Vorschriften  über  die  Art  der  Pflanzung,  die  Ver- 
nichtung der  Abfälle  vor  der  Ernte,  das  Unterlassen  der  Erzielung  einer  Nachernte 
(sogen.  „Geizenziehen'') ,  soweit  dafür  nicht  eine  besondere  Erlaubniss  gegeben  ist,  zu 
erfüllen,  muss  sich  den  erforderlichen  Controlen  der  Steuer?erwaltung  (Ermittlung  der 
▼om  Steuerpflichtigen  zu  vertretenden  BJätterzahl  und  mindestens  zur  Verwiegung  zu 
bringenden  Gewichtsmenge.  Besuch  der  Trockenräume  durch  die  Steuerbeamten  u  s.  w.) 
folgen  und  haftet  für  die  Gestellung  des  erzeugten  Tabaks  zur  amtlichen  Verwiegung. 
Die  Gewichtssteuer  bezieht  sich  auf  das  Gewicht  des  Tabaks  in  fermentirtem  oder 
getrocknetem  fabrikationsreifen  Zustande.  Die  amtliche  Verwiegung  muss  spätestens 
bis  31.  März  (nach  Gesetz  von  1885  eventuell  bis  31.  Mai)  des  auf  das  Erntejahr 
folgenden  Jahres  nach  bewirkter  Trocknung  und  vor  Beginn  der  Fermentation  des 
Tabaks  erfolgen.  Das  steuerpflicbrige  Gewicht  des  Tabaks  in  genanntem  Zustande 
wird  in  der  Weise  festgestellt,  dass  dafür  das  ermittelte  Gewicht  des  dachreifen  Tabaks 
Dach  Abzug  von  Vs  gilt.  Der  Steuersatz  war  fUr  die  ersten  beiden  Jahre,  wo  die 
Steuer  in  Kraft  trat,  noch  niedriger,  für  1880  20,  für  1881  30  M.  für  100  kg.,  seit- 
dem ist  er  45  M..  gegen  —  nach  der  Ausführvergütung  genommen  —  etwa  1^',  bis 
2  M.  unter  dem  früheren  System.  Die  Ausfuhrvergütung  wurde  jetzt  auf  33  M'  für 
nnfermentirten  und  40  M.  für  fermentirten  Rohtabak,  für  entrippte  Blätter  auf  47  M. 
gesetzt.  Auch  für  inländische  Tabakfabrikate  aus  aus-  wie  inländischen  Blättern  kann 
Ausfuhrvergütung  in  bestimmten  Sätzen  erfolgen  (Gesetz  ^.  31).  Die  entsprechenden 
Zölle  für  fremden  Tabak  (o.  S.  657)  waren  nunmehr  85  M.  für  Rohtabak  (Blätter, 
unbearbeitete  und  Stengel,  auch  Saucen),  270  M.  für  Cigarren  und  Gigaretten,  180  M. 
für  anderen  fabricirten  Tabak.  Die  Steuer  ist  zu  entrichten  bei  der  eisten  Ver- 
ftusserung  des  Tabaks,  spätestens  jedoch  am  15.  Juli  des  der  Ernte  folgenden  Jahres 
(nach  Gesetz  von  1885  eventuell  mit  besonderer  Eriaubniss  bis  zum  30.  Juni  des  zweit- 
folgenden Jahres),  soweit  nicht  Credit  bewilligt  oder  der  Tabak  über  die  Zollgrenze 
geführt  oder  in  zoll-  oder  steuerfreie  Niederlagen  unter  Controle  gebracht  ist,  was 
zugelassen  wird.  Der  eigentlich  Steuerpflichtige  ist  bei  der  erstmaligen  Veräusserung 
des  Tabaks  der  Käufer  oder  sonstige  Erwerber,  insofern  trägt  also  der  Handel  den 
Steuervorschnss.  In  Folge  dessen  wird  aber  bei  diesem  System  der  Pflanzer 
auch  besonders  abhängig  —  eine  stehende  und  begründete  Klage  des  Pflanzers,  zum 
Theil  auch  wegen  der  Organisation  dieses  Handels  und  der  persönlichen  und  geschäft- 
lichen Eigenschaften  der  Händler  und  ein  Nachtheil  gegenüber  dem  Abliefcrung^zwang 
beim  Monopol,  denn  so  übt  der  Handel  leicht  auf  den  Preis  einen  Druck  aus,  wenn 
er,  wie  gewöhnlich,  der  wirthschafdich  stärkere  Factor  ist.  Der  Pflanzer  haftet  jedoch 
für  die  Zahlung  der  Steuer  solidarisch  mit  und  muss  erst  von  der  Steuerbehörde  daraus 
ausdrücklich  entlassen  werden,  was  allerdings  regelmässig  geschehen  soll.  Nach  dem 
15.  Juli  des  folgenden,  seit  dem  1885er  Gesetz  dem  30.  Juni  des  zweitfolgenden  Jahres 
hat  der  Pflanzer  aber  die  Steuer  selbst  zu  entrichten.  Statt  der  Gewichtssteuer  ist 
für  Grundstücke  von  weniirer  als  4  Are  Flächeninhalt  die  Flächen  Steuer  als  Regel 
festgehalten  worden,  mit  2  Pf.  Steuer  für  1  qm  in  1880,  3  in  1881,  4.5  Pf.  in  den 
folgenden  Jahren  (§.  23  ff.).  Die  Strafen  wegen  Defraudation,  als  welche  ins- 
besondere Unterlassung  der  vorgeschriebenen  Anmeldungen  und  der  rechtzeitigen  Ge- 
stellang  des  Tabaks  zur  amtlichen  Verwiegang  gelten  (§.  32  ff.),  sind  Geldstrafen  im 
Vierfachen  der  vorenthaltenen  Abgabe,  bei  erster  Wiederholung  der  Defraudation  nach 
erfolgter  Bestrafung  im  Achtfachen,  im  ferneren  Rückfall  in  der  Retrel  Gefängniss- 
strafe  bis  zu  2  Jahren  (doch  eventuell  auch  hier  noch  statt  dessen  Haft  oder  Geld- 
strafe des  Doppelten  der  Strafe  beim  1.  Rückfall,  also  im  Sechszehnfachen,  §.  37). 
Umwandlung  nicht   beizutreibender  Geldstrafen  in  Freiheitsstrafen  erfolgt  nach  den 
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und  Qualitäten,  also  im  Ganzen  die  wohlhabenderen  nnd  leistnngi- 
fähigeren  Kreise,  werden  so  zu  niedrig,  umgekehrt  die  Consumentei 
der  schlechteren  Sorten,  die  weniger  begüterten  Classen,  werdet 
zu  hoch  getroffen,  also  wiederum  gewissermaassen  umgekehrt  pro- 
gressiv, gerade  entgegengesetzt  zum  richtigen  Grundsatz  der  Be- 
steuerung nach  der  Leistungsfähigkeit 

Sowohl  die  WerthbezoUung,  als  die  Abstufung  des  Zolls  Dick 
Sorten  u.  s.  w.  ist  indessen  notorisch  bei  diesen  Artikeln  mit  u 
grossen,  bisher  meistens  für  unüberwindlich  geltenden  zoUtechnisclMi 
Schwierigkeiten  und  grossen  Störungen  und  Belästigungen  fk 
den  Handel  verbunden  und  kann  daher  gar  nicht  oder  nur  au- 
nahmsweise  und  nur  ungenügend,  wie  jetzt  bei  Wein,  erfolgo. 
So  steigern  sich  jene  steuerpolitischen  Bedenken  der  Zolle,  bew» 
ders  der  Finanz-  und  AgrarzöUe,  noch,  welche  aus  der  Verschied» 
heit  der  individuellen,  familien weisen,  classen weisen  qnantitatira 
Gonsumtionsverhältnisse  folgen  (Fin.  II,  §.  269 — 271).  Die  analog« 
Verhältnisse  bei  den  inneren  indirecten  Beichsverbrauebi- 
steuern,  bei  denen  die  Dinge  in  Betreff  der  quantitativen  nal 
zum  Theil  wenigstens  auch  der  qualitativen  Consumtionsverschied» 
heiten  ähnlich  liegen,  erhöhen  diese  Bedenken  abermals  und  erhek- 
lich  (Salz-,  Bier-,  Branntweinsteuer,  weniger  wohl,  aber  doch  siiek 
Tabak-,  Zuckersteuer). 

Um  so  nothwendiger  erscheint  steuerpolitisch,  um  die 
Gesammtheit  der  Steuerlast  besser  nach  der  LeistUDg8- 
fähigkeit  und  nach  socialen  Steuerprincipien  zu  ver- 
theilen,  eine  Ausgestaltung  der  sonstigen  Steaern, 
besonders  der  directen,  der  Personal-,  Einkommei-, 
Vermögenssteuern,  auch  der  Verkehrs-,  Erb8chafti-|| 
steuern  in  der  Weise,  dass  diesen  Bedenken  gebührend Reci- 
nung  getragen  wird.  D.  h.  diese  Steuern  mtissten  in  ihrer  Ein- 
richtung und  danach  in  ihrer  muthmaasslichen  6e* 
sammtwirkung  diese  Wirkungen  der  Zölle  —  und  te 
inneren  Reichsverbrauchsstenern,  —  zumal  solcberm 
die  Salz-,  Bier-,  Branntweinsteuer,  soweit  auch  diese  den  Coi' 
sumenten  treffen  —  einigermaassen  ausgleichen.  Dm 
führt  von  diesem  Gesichtspuncte  aus  zur  Forderung  eines  nickt 
zu  niedrigen  steuerfreien  „Existenzminimums"  hä 
Personalsteuern  und  mitunter  auch  bei  einzelnen  Ertragfl- 
steuern,  sowie  einer  nicht  zu  schwachen  und  nicht  ii 
früh  abgeschlossenen  Progressivität  des  Steuerfnssei 
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Ansflicht  stebeDden  geringen  Maasse,  wohl  auch  später  kaum  auf  das 
Doppelte,  ansehen  muss.  Bei  dem  allerdings  noch  viel  einschneiden- 
deren Monopol  ist  wenigstens  der  grosse  in  sicherer  und  baldiger 
Aussicht  stehende  Ertrag  ein  gegenüber  allen  Bedenken  finanziell 
schwer  ins  Gewicht  fallendes  Object. 

Es  mnss  hier  an  diesen  wenigen  Bemerkungen  genügen,  da  ich,  wie  gesagt,  in 
diesem  Abschnitt  nicht  mehr  auf  die  ganze  Materie  der  ReformTersnche  und  etwaiger 
neuer  Pläne  meritoribch  und  kritisch  eingehen  will.  Im  Monopolentwurf  von  1882 
war  ein  Robertrag  von  847.8  Mill.  Mark,  eine  Betriebsausgabe  vor  174  6,  ein  Bein- 
ertrag von  173.2  Mill.  Mark  in  Aussicht  genommen,  wovon  noch  für  ein  Entschädigungs- 
kapital von  257  Mill.  Mark  (das  wohl,  tactisch,  zum  Nachtheil  des  Projects  und  zur 
Steigerung  der  Opposition  dagegen,  zu  niedrig  angesetzt  war)  an  Zins  uud  Amortisation 
10.9  Mill.  Mark  bis  zur  vollendeten  Tilgung  einer  betreffeoden  Schuld  abgegangen 
wären.  Dabei  war  der  Preistarif  der  Fabrikate  durchaus  massig  gehalten,  kaum  höher 
als  die  Preise  in  der  „freien  Production*',  z.  B.  der  höchste  Bauchtabakpreis  nur  so 
hoch  wie  der  niedrigste  in  Frankreich,  während  die  gegnerische  Agitation  immer  mit 
französischen  Monopolpreisen  Angst  gemacht  hatte.  Nach  unseren  Gonsumverhält- 
nissen,  unserem  Wohlstand  und  im  Vergleich  mit  Oesterreich,  Frankreich,  wäre  mit 
Gewissheit  sehr  bald  ein  viel  höherer  Reinertrag  zu  erwarten  gewesen.  Auch  der 
amtlich  in  Aussicht  genommene  war  5-mal  so  hoch,  als  der  zuerst  unter  der  neuen 
Steuer  von  1879  erzielte,  noch  2^^ — 3 -mal  so  hoch,  als  der  mittlerweile  immerhin 
erheblich  gestiegene  heutige.  —  Das  spätere  Tabak fabrikatsteuerproject 
(s.  eine  kurze  Debersicht  seiner  Hauptbestimmungen  in  den  beiden  Entwürfen  von 
1893  und  1895  bei  Zeller  im  Schönberg'schen  Handbuch,  4.  Aufl.,  III,  1.  Abtb., 
S.  582)  wollte  die  Fabrikatsteuer  in  Form  der  Werthsteuer,  also  immerhin  richtiger 
Weise  mit  Qualitätsfuss,  auf  Grund  obligatorischer  Facturen  zwischen  Fabrikanten 
und  Waarenempfänirer  (Händler)  mit  BuchfUhrungszwang  einrichten,  mit  Steuersatz 
im  1.  Plane  von  33 Vs«  i°^  2*  Piane  von  25  (eventuell  selbst  nur  von  15 — 18)  %  ^^^ 
Gigarren  und  Cigarctten,  bezw.  50  (Kau-  und  Schnupftabak).  66V3  (Haochtabak)  im 
ersten,  40  (event.  30)  ®/o  für  alle  anderen  Tabakfabrikato  im  2.  Plane.  Der  inländische 
Bohtabak  des  Pflanzers  blieb  frei,  aber  Bau  und  Abgabe  des  Tabaks  an  Fabri- 
kanten und  Händler  waren  doch  noch  gleichen,  zum  Theil  strengeren  Controlen  unter- 
worfen. Der  Zoll  für  fremden  Bohtabak  war  auf  40  M.  ermässigt.  für  fremde  Gigarren 
auf  400,  Gigaretten  500  im  ersten,  für  beide  auf  900  M.  im  2.  Plane,  für  fremde 
Fabrikate  auf  bezw.  250  and  450  M.  erhöht.  Der  Ertrair  aus  der  Gesammtsteaer  war  nach 
dem  Plane  von  1893  auf  104.2  Mill.  Mark  brutto,  99.2  Mill.  netto.  45  Mill.  mehr  als 
bisher  (54  Mill.},  nach  dem  2.  Plane  von  1895  auf  86.8  Mill.  Mark  netto,  nur  31.8  Mill. 
mehr  als  bisher  (55  Mill.),  bei  den  eventuellen  niedrigerrn  Steoeraätzen  sogar  nur  auf 
65.5  Mill.  Mark  veranschlagt,  eine  jetzt,  seit  1898  auch  bei  der  bisherigen  Form 
erreichte  Ertragssumme.  Eine  so  geringe  Ertragssteigerung  war  für  den  Uebergang 
zu  einem  ganz  neuen,  unvermeidlich  mit  für  die  Nächst- Interessirten  schweren  Gon- 
trolen  arbeitenden  System  in  der  That  kein  (rcnUgender  Preis,  wenn  es  auch  vielleicht 
tactisch  richtig  war,  zunächst  keine  noch  höheren  Steuersätze  in  Aussicht  zu  nehmen, 
um  das  an  sich  bessere  neue  System  erst  einmal  zur  Annahme  zu  bringen,  —  vor- 
behaltlich späterer  mehr  fiscalischer  Ausbildung.  S.  über  die  Entwicklung  des 
deutschen  Tabakbaus  und  die  Beziehungen  der  Stouerverfassung  dazu  die  oben  gen. 
Denkschrift  vom  7.  Febr.  1891.  Mancherlei  Material  zur  allgemeinen  und  speciell 
zur  deutschen  Tabakstenerfrage  in  den  Motiven  der  Vorlagen.  Neues  zur  Frage  der 
Steuertechnik  lässt  sich  kaum  noch  sagen.  Die  Weiter-  und  dann  wohl  nothwendiger 
Weise  die  Umbildung  unserer  Tabakbesteuerung  wird,  unter  dem  etwaigen  Druck  der 
Finanzlage,  vom  Willen  der  politischen  Factoren  und  mehr  von  politischen,  als  von 
folkswirthschaftlichen  und  steuerpolitischen  Erwägunt^en  und  von  politischen  inneren 
Parteiconstellationen  im  Reichstage  abhängen.     Ertragsstatistik  s.  u.  in  §.  212. 

§.207—;').  Die  (Rtiben-)Zucker8teuer,  nebstZoll.  Die 
EinfUhruDg  einer  eigenen  inneren  Rübenzuckersteuer  erfolgte  seiner 


Zen  m  Zttlh'crtaL.  irk  iL  unäarm,  ^*g«in  Tzsakreick,  Oeiter- 
r»3Ka  c  ii.  v.  xxuiejffi:  n»  öfin.  -hwraihinga  <bgmir  £e  beginneode 
«türMff»  btiiiCirinj;  öcr  ZnÜBmciinis  ftr  'iwiTiwfcf  Bohnockcr 
auscijptavii«!. .  Jii»  ücac  ocx  I^kier  mifi  l^iÖBr  Jakrea  die  Eni- 
«ieäLiiOitr  öfiT  ixLlkiid»itäi€n.  llLiiRnfainkfffypMiitaMBi  raacfc  bedenteadcr 
-mxr^  bsüdire  Enir^iiOtTBi  öer  inncRs  ^ttramra  fcrgiriticiea  die 
veoi/ärc:  y^snutiimL^  rxiO  TwfiiiKeiieriinr  äcKr  Pi^diiion,  Maa 
Im^a^  ad^r  bei  iük.  w>e  ii  deai  ja»äerYs  LkDÖm  öer  Bfibenziicker- 
^wwxiiut^  TOJi  Ax^arig  kx  izud  im«  hmjL  kbb  TVefl  fortdanend 
MAM^iai^h  zwi^iiex  br-iierean  ZcJl  loid  iDMÖeovr  ättaer  za  Guatea 
lier  H&x^eczuirLerreviiirciur  «äke  Däfiarcaz  In  im  hi  ■■  Dadord 
«mrde  der  iinipr&ii^ikik  bea  izik§  imut  Thmajo»!  «af  fii^dcu  (Bohr-) 
Zii«:k«r  üidJwei«ie  eis  Srbirzz.^«IL  Ke  VqiciBMig  der  heuDiachea 
Frf^ooetk/XL  cit  VermiiidcTxii^  d«r  Errfahr  fiktca  daiza,  dass  tiek 
Utautzitü  die  icDere  ü:4c«cr  aa  Brdfaaiaa^  des  Zoll  imaaer  ai^ 
fi1>ertraf,  bi§  der  Zollerm^  fas  irrripar&^aag  «mI  der  Sehwerpaad 
lOLüz  iB  die  .Steoer  gel^  warde. 

Damit  äcderte  «eh  aber  aaek  die  gaaie  SarMage.   Die  Bfibea- 
raekerprodactioD  beberr«efate  den  iiiDerea  Markt  iaat  alleiD,  wurde 
von  grfr«iier  Folkfuirthsehafidieher  Bedeatsag  für  Landwirduchaft 
and   iDdostrie,  ward  allmilig  aseh  ohae  weaemliehcn  Schnfx  eoa» 
earreDzßbig  gegen  deo  R-thrzneker  aaf  deai  eigenen  inneren  Markte 
uod  »^rblies^lieh,  dann  bald  in  immer  steigendem  Mansae,  betheiligte 
nid  Kicb  am  Export  des  eigenen  Prodnrts.  Es  trat  eines  der  Pbioo- 
wtUH    von    grosser    wirthschaft»-    nnd  teehniksgesefaichtlieber  Bt- 
deutang    ein,    eines    der    glänzenden    Beispiek    der    nngehenren 
Wichtigkeit  der  Entwicklang  moderner,  natnrwissensehafUich  fnnda- 
mentirter  Technik :  Dent^chland,  wie  andere  Rfibenznekerprodnctioiia- 
läudtr,  aber  fast  mehr  und  erfolgreicher  als  eines  der  anderen,  ward 
aus  einem  ehemals  nur  Zacker  ans  der  Fremde,  ans  den  Tropei 
einführendes,   ein   stark   und   immer  stärker  Zncker  ansftlhreDdes 
Land.    An    die  Stelle  des  Schatzinteresses  gegen  fremden  Zucker 
im  Inlande  trat  das  Absatzinteresse  im  Aasland  nnd  dessen  SicheroDg 
mit  den    erforderlichen   Bedingungen    daftir  wnrde    eine  wichtige 
volkswirtbschaftspolitische  Aufgabe.   Damit  wurden  statt  des  SchuU- 
Zolls  gegen  den  fremden  Zucker  die  Ausfnhrvergfltung,  der  Steoer- 
rUckersatz,   die  Modalitäten   für  die  Ausfuhr  steuerfreien  Zuckers, 
eventuell    die    wirkliche    Ausfuhrprämie    von    entscheidender   Be- 
deutung.    Uas   fiscalische   Interesse,  ursprünglich   durch  die  Ver- 
wandlung des  Finanz-Einfuhrzolls    in   den  Schutzzoll  geschädigt» 
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wurde  nan  durch  die  Ansfahrvergütang  and  Prämie  gefährdet. 
Neue  schwierige  Steuer-  und  zolltechnische  und  steuerpolitische 
Probleme  entstanden  durch  diese  Verquickung  mit  dem  neuen  volks- 
wirtbscbafts-  und  speciell  handelspolitischen  Problem.  Das  war 
die  Entwicklung  der  Dinge  im  Deutsehen  Reiche,  befriedigend  gelöst 
sind  die  Aufgaben,  welche  sich  unter  dem  Einfluss  immer  neu  sich 
gestaltender  Productionstechnik,  Absatz  Verhältnisse,  internationaler 
Concurrenzverhältnisse  ergaben  und  selbst  stets  bald  wieder  anders 
gestalteten,  noch  nicht.  Specielle  Fragen,  welche  sich  um  Zoll  und 
Steuer  in  ihrem  Verhältniss  zu  einander  drehen,  wie  in  Betreff  der 
Behandlung  des  Rohzuckers  und  der  Raffinade,  der  verschiedenen 
Zackerqualitäten,  spielten  ohnedies  von  Anfang  an  mit  und  than 
es  noch.  Die  beginnende  Golonialpolitik  wird  vielleicht  neue 
Probleme,  mit  denen  alte  europäische  Staaten,  wie  z.  B.  früher  Eng- 
land, jetzt  noch  Frankreich,  schon  lange  zu  thun  hatten,  herauf- 
fiihren,  wenn  wir  einmal  Zucker  in  eigenen  Colonieen  gewinnen 
sollten,  und  so  das  gesammte  Zuckersteuerproblem  noch  verwickelter 
and  schwieriger  machen.  Neue  Entwicklungen  der  chemischen 
Industrie,  wie  die  Gewinnung  neuer,  an  Intensivität  der  Süssigkeit 
dem  gewöhnlichen  Zucker  angeheuer  überlegener  Süssstoffe  haben 
das  Problem  schon  jetzt  wieder  schwieriger  gemacht  und  auch  be- 
reits zu  legislativen  Schritten  geführt  (Saccharinfrage). 

Die  innere  Rübenzuckersteuer  hat  das  Reich  in  der  alten,  fast 
von  Anfang  an  bestehenden  Form  der  Rohstoffbesteuerung 
ohne  Qualitätsfuss,  der  Steuer  nach  dem  Gewicht  der  rohen 
Zuckerrüben,  aus  der  vorausgehenden  Periode  des  Zollvereins  über- 
nommen (Gesetz  von  1869).  Diese  Steuerform  hat  notorisch  den 
technischen  Fortschritt  der  Zuckerproduction,  wie  auch  sonst  in 
.  solchen  Fällen  (Branntweinsteuer),  begünstigt,  ihn  förmlich  prämiirt. 
Dadurch  aber  ward,  zumal  solange  keine  entsprechende  Erhöhung 
des  Steuersatzes  eingetreten  war,  wieder  das  fiscalische  Interesse, 
am  Steuerertrag  und  indirect  auch  am  Zollertrag  geschädigt.  Man 
lernte  in  der  Landwirtbsehaft  immer  bessere,  d.  h.  zuckerhaltigere 
Rflben  bauen  (allerdings  zum  Tbeil  auf  Kosten  anderer  land-  und 
yolkswirthschaftlich  werthvoller  Qualitäten  dieses  Rohstoffe)  und 
lernte  nicht  minder  in  der  Industrie  aus  den  Rüben  den  darin  ent- 
haltenen Zucker  durch  technische  Verbesserang  der  Productions- 
methoden  immer  vollständiger  und  wohlfeiler  herauszuziehen.  Die 
Erhöhung  des  Steuersatzes  (von  zuerst  1842  10  Pf.  für  100  kg. 
aof  30  in  1844,   60  in  1850,  120  in  1853,   150  in  1858,   160  in 
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1869,  170  in  1886)  erfolgte  zwar  mit  deswegen  und  wegen  der 
Abnahme  des  Zollertrags,  aber  sie  konnte  kaum  mit  diesen  tech- 
nischen Verbesserangen  Schritt  halten.  Früher  zumal  wurde  sie  auch 
im  volkswirthschaftlichen  Interesse,  um  die  Production  zu  schlitzen  und 
zu  begünstigen,  nicht  rasch  und  nicht  stark  genug  vorgenommeD. 

Nach  genügender  Erstarkung  der  Production,  erreichter  starker 
Exportfähigkeit  des  inländischen  Products,  enormer  Steigerong  der 
Kückvergütungen   ftir  ausgeführten  Zucker  ging  man   dann  auch 
zu  einer  neuen  Steuermethode  über  (1887,  Gesetz  vom  9.  Juli). 
Es  geschah  dies  mit  ans  finanziellen  Rücksichten,  die  freilieh  nicht 
ausreichend  und  besonders  nicht  stetig  befriedigt  wurden,  aneh  um 
die  Verhältnisse  der  Rückvergütung  bei  der  Ausfuhr  za   verein- 
fachen. Man  setzte  die  Rübensteuer  auf  unter  die  Hälfte  herab 
(von  170  auf  80  Pf.  für  100  kg.)  und  fügte  als  sogen.  Verbrauehs- 
abgäbe  für  den  inneren  Consum  eine  Steuer  in  der  relativ  besten 
steuerpolitischen  und  steuertechnischen  Form,  der  sogen.  Fabrikat- 
steuer  hinzu    (12  M.  für  100  kg.  consumfertigen  Zucker),   er- 
mässigte  auch  zugleich  die  Ausfuhrvergütungen.    Dies  System  be- 
dingte im  Vergleich  mit  der  Rübenstener  eine  viel  strengere  Con- 
trole  jeder  einzelnen  Fabrik  und  eine  ganz  andere  Einrichton; 
dieser  Controle.    Nicht  lange  darauf  (1891 ,  Gesetz  vom  31.  Mai, 
in  seiner  Wirksamkeit  mit  Modificationen  verlängert  dnreh  Cksetx 
vom   9.  Juni  1895)  liess  man  dann  die  Rübensteuer  selbst  ganz 
fallen,  nahm  für  den  inneren  Consum  ausschliesslich  die  Fabrikat- 
steuer in  höherem  Satze  (18  M.)  an,   erhöhte  den  Zoll  ebenfallt 
und  gewährte   offene  eigentliche  Ausfuhrprämien  (sogen.  Ausfahr- 
zuschüsse).   Schon  bald   darauf  erfolgte  indessen  eine  abermalige 
AenderuDg  1896  (Gesetz  vom  27.  Mai),  die  innere  Verbrauchssteoer 
wurde  weiter  erhöht  (auf  20  M.),  die  Ausfuhrzuschfisse  noch  gt- 
steigert,  eine  Betriebsstener  mit  Stafensätzen  iiir  grössere  Fabriken 
hinzugefügt,   die  Zuckerproduction   zugleich  contingentirt  und  die 
Ueberschreitung    des  Contingents    der  betreffenden  Fabrik  durch 
deren  wirkliche  Production   mit  Steuerzuschlägen  belegt    Seitdem 
ruht  zwar  die  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete,  aber  lange  wird 
das  wohl  nicht  währen.    Die  Erträge  sind  zwar  fttr  das  Reich, 
auch   nach  Abzug  der  Ausfuhrvergütungen,  in  den  letzten  Jahren 
erheblich  gestiegen.    Aber  die  Wirkungen  der  neuen  Methode  auf 
die  einheimische  Production,  den  inneren  Consum,  die  Preise  ood 
den  auswärtigen  Handel  geben  doch  zu  manchen  Bedenken  Aulasi. 
Viel  hängt  für  die  Weiterentwicklung  der  Steuergesetzgebung  davoi 
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ab,  ob  die  wiederholt  versnebten,  bisher  regelmässig  gescheiterten, 
gegenwärtig  dem  Vernehmen  nach  (1900/01)  mit  besserer  Aassicht 
anf  Erfolg  wieder  aufgenommenen  Pläne  zar  Regelung  der  Ausfnhr- 
vergtitungen  durch  internationale  Verträge  der  betheiligten  Staaten 
gelingen  werden.  Das  wäre  allgemein,  aber  vollends  für  die 
Finanzen  sehr  zu  wünschen.  Denn  das  gegenwärtige  System  offener 
und  geheimer  Ausfuhrvergtttungen  und  Prämien  der  Exportländer 
läuft  darauf  hinaus,  anf  Kosten  der  einheimischen  Consumenten, 
welche  höhere  Preise  zahlen  müssen,  und  auf  Kosten  des  Fiscus, 
welcher  mehr  rttckerstattet,  als  er  an  Steuern  erhebt  und  directe 
Zuschüsse  (wahre  Exportprämien)  gewährt,  der  einheimischen 
Production  eine  zu  grosse  und  zu  hoch  bezahlte  Zuckergewinnung, 
dem  Exporthandel  ein  zu  grosses  Geschäft  zu  ermöglichen,  den 
fremden  Abnehmern  (Grossbritannien ,  Nordamerika  u.  s.  w.)  aber 
den  deutschen  (und  sonstigen  continentalen)  Zucker  zu  wohlfeil  zu 
liefern,  d.  h.  theilweise  za  schenken.  Die  ganze  Sachlage  ist  aber 
ein  interessantes  Beispiel,  wie  sehr  sich  unter  dem  Einfluss  modemer 
Technik  und  Verkehrs  die  früher  soviel  einfacher  liegenden  Stener- 
nnd  selbst  Zollprobleme  fast  bis  zur  Unlösbarkeit  verwickelt  haben: 
eine  Bückwirkung  der  Weltwirthschaft  auf  die  Steuerpolitik  und 
Steuertechnik. 

Die  Concurrenz  der  künstlichen  Süssstoffe  hat  aur*h  bei 
uns,  wie  anderswo,  bereits  die  Gesetzgebung  beschäftigt  (1898)  und 
wird  wohl  weiter  auch  die  Steuergesetzgebnng  bei  uns  beschäftigen, 
wozu  Anläafe  bereits  gemacht  sind. 

Es  erweist  sich  so  die  Frage  der  Zuckerstener  als  eine  der 
schwierigsten  und  verwickeltsten,  in  einem  Puncte,  dem  answärtig- 
handelspolitischen,  vielleicht  selbst  noch  mehr  als  diejenige  der 
sonst  noch  verwickeiteren,  der  Branntweinsteuer,  in  nnseren  heutigen 
Verhältnissen,  auch  insbesondere  für  uns  in  Deutsehland.  Das 
Hineinspielen  der  Fortschritte  und  Veränderungen  der  Prodnctions- 
technik,  der  verschiedensten  volks-  und  weltwirthschaftlichen  Inter- 
essen in  das  steuerpolitische  und  stenertechnisehe  Problem  tritt 
in  ganz  besonderem  Maasse  hier  überall  hervor. 

Einzelheiten  derZnckerbesteuerunginder  Beichs- 
periode. 

Das  finanzielle  Problem  ist  so  dorchans  mit  dem  volksvirthschaftlichen  —  agrari- 
schen, betreffs  des  Robenbaus.  indastriellen.  betreffs  der  Kewerblichen  Entwicklung  oud 
Arbeiterbesch&ftigUDg,  mercantilen,  betreffs  des  auswÄrtigen  Absatzes  —  ?erqnickt, 
ds8s  Dar  eine  allseitige,  eingehende  Behaudlang  des  (iegeustands,  anch  nach  der  Lage 
in  einem  einzelnen  Lande,  wie  Dentschland,  genügen  kann.    Auf  diese  Behandiong 
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mnss  ich  aber  aus  den  mehr  erwähnten  Gründen  hier  für  jetzt  ?erzichten.  Ich  be- 
schränke mich  daher  anch  bei  den  Einzelheiten  möglichst  auf  die  finanzielle  Seite, 
nur  mit  karzer  Berührong  der  wichtigsten  Pnncte  der  anderen. 

Auch  hier,  wie  bei  der  Tabaksteuer,  ezistirt  eine  ganze  Speciallitterator  und  in 
den  Beichstagspapieren ,  Gesetzentwürfen,  Motiven,  Yerhandlangen  liegt  wieder  ein 
grosses,  alle  Seiten  der  Frage  berührendes  nnd  ziemlich  erschöpfendes  Material  ror. 
S.  n.  A.  besonders  Riecke-Zeller's  ganz  vorzügliche«  zwar  knappe,  aber  doch  alle 
Momente  würdigende  Behandlung  der  Sache  im  SchOnberg'schen  Handbuch.  B.  Hl 
1.  Abth.,  4.  Aufl.,  S.  665  ff,  Art.  Zuckersteuer  von  Paasche  im  H.  W.  B.  d.St 
(1.  Aufl.)  B.  6,  dsgl.  von  G.  v.  Mayr  im  WOrterb.  d.  Yerwalt.  B.  2  und  Supplement 
Vielerlei  Material,  besonders  aus  der  deutschen  Gesetzgebung,  in  Hirth%  Annaien, 
Schanz'  Finanzarchiv  (s.  unter  dem  Wort  die  Register)  und  in  den  anderen  Fachzeit- 
schriften. Amtliche  Enquete,  mit  Bericht  und  Anlagen,  1884  (auch  in  den  Annalen 
1886),  V.  Anfsess  in  den  Annalen  1893,  S.  262,  v.  Kaufmann.  Zuckerindustrie 
u.  s.  w.,  1878,  J.  Wolf,  Zuckersteuer  u.  s.  w.  in  der  Tüb.  Ztschr.  1882,  B.  38,  ders. 
im  Fin.arch.  B.  3,  v.  Lippmann,  Geschichte  des  Zackers.  1890,  Paasche,  Zncke^ 
industrie  und  Zuckerhandel  der  Welt  1892,  Humbert,  Einflnss  des  Zuckerrübenbaus 
auf  Landwirthschaft  u.  s.  w.,  1877.  Weitere  litterarische  Angaben  (auch  aus  der 
industriellen  Fachlitteratur  und  periodischen  Presse,  Schriften  von  GOrz,  Hager  u.  A.) 
in  den  gen.  Aufsätzen  der  Lezica.  Abriss  in  meinem  Fioanzgrundriss  §.  154  ff, 
1.  Aufl.,  S.  103—107.  Die  legislativen  Materialien  aus  der  Reichsperiode  grosseo- 
theils  in  den  Annalen  und  die  neueren  im  Finanzarchiv. 

Neuere  deutsche  Gesetzgebung  seit  der  1866er  Periode.  Gesetz  vom 
26.  Juni  1869,  abgeändert  dorch  Gesetz  vom  1.  Juni  1886.  Schon  zuvor  Gesetz  vom 
7.  Juli  1883  und  13.  Mai  1885,  betr.  Aendcrung  der  Sätze  der  Steuervergfltung  foi 
auszuführenden  Zucker.  Neues  Gesetz  vom  9.  Jali  1887  über  Besteuerung  des  in- 
ländischen Rübenzuckers,  dann  Gesetz  vom  31.  Mai  1891.  Abänderung  des  §.  68 
dieses  Gesetzes  durch  Gesetz  vom  9.  Juni  1895,  weitere  Abänderungen  durch  das 
üesetz  vom  27.  Mai  1896,  eine  Novelle  zum  Gesetz  von  1891,  danach  dann  neue 
Redaction  des  ganzen  Gesetzes  von  1891/96  mit  Datum  vom  27.  Mai  1896  nach  Be- 
kanntmachung vom  28.  Mai  1896.  Eingangsabgabe  von  fremdem  Zucker  in  den  irea. 
Gesetzen ,  wo  auch  die  Bestimmungen  über  die  Rückvergütungen  u.  s.  w.  Die  Zoll- 
tarife nahmen  dann  die  Bestimmungen  der  Steuergesetze  einfach  auf.  —  Brausteaer 
vom  Zucker  zur  Bierbereitung,  Gesetz  vom  31.  Mai  1872  —  Gesetz  vom  6.  Juli  1898 
über  den  Verkehr  mit  künstlichen  Süssst offen.  Ich  gehe  auch  hier  auf  die 
frühere  Entwicklang  der  Steuer-  und  Zollgesetzgebung  länger  zurück  vor  der  Reichs- 
periode nicht  noch  näher  ein  und  hebe  aus  der  neueren  nur  noch  Einiges  zur  Er- 
gänzung im  Text  und  besonders  über  die  Steuertechnik  hervor. 

Im  Gesetz  von  1869,  das  sich  den  früheren  bezüglichen  sonst  anschloes.  wurde 
die  Rübensteuer  auf  8  Sgr.  vom  Zollcentner  (160  Pf.  von  100  kg.)  der  zur  Zucke^ 
bereitung  bestimmten  rohen  Rüben  erhöht  (vom  1.  Sept.  1869  an).  Der  Eingangs- 
zoll  von  ausländischem  Zucker  und  Syrup  wurde  von  demselben  Termine  an  gesetzt: 
auf  5  Thlr.  vom  Centner  für  raffinirten  Zucker  aller  Art  und  Rohzucker,  entsprechend 
den  Mustern  des  holländischen  Standards  Nr.  19  und  darüber,  auf  4  Thlr.  ftlr  sonstigen 
Zucker,  auf  2Ve  Thlr.  für  Syrup  (Melasse  unter  Gootrole  der  Verwendung  zur  Brannt- 
weinbrennerei frei).  Besondere  Bestimmungen  im  Gesetz  re<relten  die  Sätze  der  Tan 
bei  der  Zuckereinfuhr,  der  Zoll  bezog  sich  also  auf  das  Nettogewicht,  wie  es  sich 
unter  Anrechnung  dieser  Tara  ergiebt  Die  Vergütung  bei  der  Ausfuhr  in- 
wie  ausländischen  Zockers  wurde  auf  3  Thlr.  4  Sgr.  für  den  Gentner  bei  Rohzucker 
von  mindestens  88  %  Polarisation,  auf  3Vo  Thlr.  für  Candis  und  Zucker  in  weissen 
vollen  harten  Broten  (nach  näherer  Bestimmung),  auf  3'/^  Thlr.  für  allen  übrigen 
harten  Zucker,  sowie  für  alle  weissen  trocknen  (nicht  über  1  7o  Wasser  enthaltenden) 
Zucker  in  Krystall-,  Krümel-  oder  Mehlform  von  mindestens  98  V«  Polarisation  be- 
stimmt. Das  Gesetz  enthielt  Straf  bestimmun  gen  für  Erlangung  falscher  oder  zu  hoher 
Ausfuhrvergütungen. 

Bei  der  inneren  Rübenzuckersteuer  war  das  Controlverfahren  ein- 
fach, indem  es  sich  auf  die  Ueberwachung  der  Zufuhr  der  Rüben  in  die  Fabrik  und 
die  amtliche  Verwiegung  der  Rüben  beschränken  konnte,  Proceduren,  welche  nickt 
allzu  viel  Mühe  machen  und  Verhältnisse,  bei  welchen  Steuerdefraadation  nicht  so 
sehr  zu  befürchten,    weil  zu  leicht  zu  entdecken  ist:    wesentliche  steaertechnische 
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Yorzflge  des  Systems.  (S.  die  von  den  ZoUvereiosstaaten  vereinbarte  Verordnung  vom 
23.  Oct  1845,  betr.  Besteuerung  des  im  Inland  erzengten  Bubenznckers.)  Da  diese 
Stenerform  aber  keinen  Qualitätsfuss  hat,  sonach  eine  rohe  Form  der  Bohstoff- 
besteuemng  ist,  welche  allerdinurs  eine  den  technischen  und  ökonomischen  Portschritt 
der  Prodaction  pr&mürende  Wirkung  hat,  unterlag  sie  dem  nicht  unwichtigen  Bedenken, 
Buben  verschiedener  QuaÜt&t,  daher  zum  Theii  auch  verschiedener  Gegenden  und 
Boden,  Fabriken  verschiedener  technischer  und  Ökonomischer  Leistungsfähigkeit  gleich 
zu  behandeln,  die  technisch  und  Ökonomisch  besonders  leistungsfähigen  Betriebe  vor 
anderen,  die  Grossbetriebe  vor  kleineren  in  stärkerem  Maasso  zu  begünstigen,  auch 
nach  dem  Ausfall  der  Bubenqualität  in  den  einzelnen  Jahren  zeitlich  verschieden  zu 
wirken.  Die  wirkliche  Besteuerung  wurde  so  nach  den  concreten  Verhältnissen  der 
Fälle  verschieden  hoch.  Bei  der  Begelung  der  wichtigen  AusfuhrvergUtungen 
konnte  man  dann  wieder  nur  nach  Durchschnittsverhältnissen  die  Sätze  regeln, 
wobei  abermals  die  einzelnen  Fabriken  nach  den  angedeuteten  Verschiedenheiten  ver- 
schieden getrofi'en,  begünstigt  und  ben achtheiligt  werden.  Die  Steigerung  des  Aus- 
beuteverhältnisses war  seit  den  40er  Jahren  enorm.  Anfangs  hatte  man  die  Norm  zu 
Grunde  gelegt :  20  Centner  roher  Buben  ergeben  1  Centner  Bübenrohzucker.  Um  1871 
wurde  in  Deutschland  thatsächlich  1  Centner  Bohzucker  schon  aus  einer  Bübenmenge 
von  etwa  12  Centneru  roher  Buben,  um  1882  aus  etwa  IOV9,  um  1885—88  aus  etwa 
8  Centnem  gewonnen. 

Durch  das  gen.  Gesetz  von  1883,  dessen  Giltigkeit  durch  das  Gesetz  von  1885 
bis  1.  Aug.  1886  verlängert  wurde,  wurden  die  Steuervergütungssätze  etwas 
verändert,  für  Bohzucker  auf  9  M.  fur  50  kg.,  far  Candis  und  Brotzucker  auf 
11  M.  10  Pfl,  für  anderen  Zucker  auf  10  M.  40  Pf.,  also  in  allen  3  Fällen  eine  kleine 
Ermässigung  um  40  Pf.  Auch  dies  besserte  die  finanzielle  und  sonstige  Wirkung 
des  Systems  nicht.  Der  Nettoertrag  der  Steuer  fUr  das  Beich  (incl.  Zoll,  aber  nach 
Abzug  der  grossen  Ausfuhrvergütungen)  sank  von  56.7  Mill.  Mark  in  1881/82, 
67.3  Mill.  in  1882/83  in  den  folgenden  3  Jahren  auf  47.8  ~  39.4  —  24.5  Mill.  Mark. 
In  dem  Gesetz  von  1886  (Annalen  1886  S.  826,  857  ff.,  Fin.arch.  B.  3,  S.  883  ff.) 
wurde  deshalb  die  Bübensteuer  erhöht,  auf  170  Pf.  für  100  kg.,  die  Bück- 
vergütung von  Steuer,  um  die  darin  enthaltene  Prämie  zu  verringern,  weiter 
etwas  ermässigt  und  znmTheil  etwas  anders  bestimmt,  für  Bohzucker  von  mindestens 
90  %  Polarisation  und  raffinirtem  von  unter  98.  aber  mindestens  90  Vo«  ^^^  zunächst 
18  M.  (vom  1.  Oct.  1886  an),  vom  1.  Oct.  1887  an  auf  17  M.  25  Pf.,  für  Candis, 
Brotzucker  u.  s.  w.  und  anderen  von  mindestens  997«  7o  Polarisation  auf  bezw.  22  M. 
20  Pf.  (bis  Ende  Oct.  1887)  und  2VI^  M.  danach,  für  den  sonstigen  Zucker  auf 
bezw.  20.80  und  2015  M.  (S.  im  geu.  Gesetz  von  1886  noch  Bestimmungen  über 
Stenercredit,  bis  6  Monat,  §.  3,  dann  an  Stelle  von  älteren  Bestimmungen  in  der  Ver- 
ordnung vom  23.  Oct.  1845,  betr.  die  Besteuerung  des  Bübenzuckers,  neue  über  Ver- 
pflichtungen der  Fabriken  von  Bübenzucker  zur  Führung  von  Anschreibungen  über 
ihre  Fabrikationsverhältnisse  und  zur  Einlieferung  von  Auszügen  daraus  an  die  Steuer- 
behörde, Art.  II,  §.1,  2;  ebenso  Anzeigepflichten  anderer  verwandter  Fabriken,  §.  3. 
Auch  Bestimmungen  über  Vergütung  bei  der  Ausfuhr  von  Fabrikaten,  bei  deren 
Herstellung  vergUtungsfähiger  inländischer  Zucker  verwendet  worden,  in  Art.  I,  §.  6). 

Bald  kam  aber  die  Umgestaltung  des  Steuersystems  im  Gesetz  von 
1887  (Annalen  1887,  S.  957,  Fin.arch.  B.  5,  S.  198  ff.).  Hier  wurde  die  Steuer  vom 
inländischen  Bübenzucker  in  die  zweifache  Form,  die  Materialsteuer  vom  Ge- 
wicht der  zur  Zuckerbereitung  bestimmten  Buben,  nunmehr  mit  bloss  80  Pf. 
für  100  kg.,  und  die  Verbrauchsabgabe  vom  Gewicht  des  zum  inländischen 
Verbrauch  bestimmten  Zuckers,  mit  12  M.  filr  100  kg.  Bübenzuckers  jeder  Art 
und  Beschaffenheit  festgestellt  (Gesetz  §.  2,  3).  Gleichzeitig  wurde  der  Eingangs- 
zoll vom  1.  Aug.  1888  an  für  100  kg.  Syrop  und  Melasse  auf  15,  ftlr  anderen  Zocker 
auf  den  Einheitssatz  von  30  M.  gesetzt,  wobei  ausländischer  Zucker  zur  weiteren 
Verarbeitung  in  einer  Zuckerfabrik  von  der  Verbrauchsabgabe  freigelassen  werden 
konnte.  Die  BückvergUtunsren  bei  der  Ausfuhr  u.  s.  w.  worden  für  die  3  Sorten 
Zucker,  wie  im  Gesetz  von  1886  auf  8Vj,  10  M.  65  Pf.  und  10  M.  herabgesetzt, 
also  auf  etwa  die  Hälfte  der  bisherigen  Sätze.  Die  Materialsteuer  war  vom  Fabrik- 
inhaber selbst,  die  Verbraucbsabgabe  von  demjenigen  zu  entrichten,  welcher  den 
Zucker  zur  freien  Verfügung  erhält,  und  zwar  sobald  der  Zucker  aus  der  Steuer- 
controle  tritt.    Stundung  bei  den  Abgaben,  bis  3  Monat  ohne,  länger  mit  Sicherheits- 
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stelloDg,  wnrde  gev&hrt  Steuenrergütang  konnte  ferner  für  die  Auafohr  von  mit 
Zocker  hergestellten  Fabrikaten,  anch  für  Zucker  znr  YiehfQtteranf 
und  znr  Herstellnng  ron  anderen  Fabrikaten  als  Yerzebrangsgegenst&ndei 
in  Betreff  beider  Abgaben  stattfinden  (§.  8). 

Das  neae  S3rstem  der  Fabrikatstener  bedingte  nnn  ^anz  andere  und  veit 
schärfere  Controlen  als  bisher,  —  einer  der  anyermeidlichen  Uebelstinde  dies« 
Systems  im  Vergleich   mit  der  blossen  Bohstoffstener.    Die  Gontrole  erstreckte  lich 
zunächst  (Abschnitt  2  des  Gesetzes  von  1887)  auf  alle  sogen.  „Zuckerfabriken" 
im  Sinne  des  Gesetzes,  d.  h.  auf  alle  Anstalten,  in  denen  inländischer  Bubenzocker 
hergestellt  oder  raffinirt  wird,   einschliesslich  solcher,  welche  ohne  eigene  Bübenrer- 
arbeitung  Zucker  aus  Bttbensäften,  Syrup  oder  Melasse  bereiten  (§.  11):  die  sogen. 
Steuercontrole    über    die  Zuckerfabriken.     Zum  Zweck  der  Steuercon^e 
müssen  die  Zuckerfabriken  besondere  amtliche  Einrichtungen  (deren  erstmalige  Kosten 
fOr  bestehende  Fabriken  von  der  Beichscasse  erstattet  wurden),  eventuell  WohnnngeB 
und  Bureau  räume  fUr  gewisse  Beamte,   Lagerräume  für  Zucker,   WiegeeiDrichtnngen 
haben,  verschiedenerlei  Anzeigen  in  Bezug  auf  Bäume  und  Geräthe  und  vom  Be^- 
Wechsel,  dann  über  den  Betrieb,  über  Unterbrechung  desselben  machen,  auch  bei  der 
Ausübung  der  Gontrole  selbst  Hilfe  leisten.    Das  gesammte  Personal  in  der  Fabrik 
ist  zur  Befolgung  der  Controlvorschriften  verpflichtet  Gesellschaften  und  GorporatioDen. 
auch   nicht  selbst  den  Betrieb  leitende  Fabrikinhaber  müssen  einen  besonderen  ver- 
antwortlicheu  Betriebsleiter  bestellen.  Die  Steuerbeamten  sind  zum  Betreten  der  Fabrik 
(nach  näheren  Bestimmungen  des  §.  31)  behufs  Ausübung  der  Bevision  befugt    Ab 
diese  Gontrole  über  die  Fabriken  reiht  sich  diejenige  über  den  Zucker  selbst 
(Abschn.  3  des  Gesetzes  von  1887).    Der  fertige  Zucker,  der  nicht  sofort  steoeriick 
abgefertigt  wird,  kommt  alsbald  in  die  unter  amtlichem  Mitverschluss  stehenden  Bäiune, 
worin  der  Ein-  und  Ausgang  controlirt  wird.    Der  aus  der  Fabrik  in  den  freien  ye^ 
kehr,  in  andere  Fabriken,  in  Niederlagen,  ins  Ausland  gehende  Zucker  wird  dun 
nach  näheren  Bestimmungen  des  Gesetzes  (§.  36  ff.)  abgefertigt.    Die  Fabrikinhaber 
haben  über  ihren  Betrieb  nach  amtlichen  Mustern  Buch  zu  fähren,  Auszüge  daius 
der  Behörde  einzureichen  und  die  Einsicht  ihrer  Anschreibongen  den  Steuerbeaaten 
zu  gewähren   (§.  38).     Aehnliche  Gontrolvorschriften  bestehen  für  Syrupraffinerieen. 
Stärkezucker-  und  Stärkesyrupfabriken .  Maltose-  und  Maltosesyrupfabriken ,  gewerb- 
liche Betriebe,  in  denen  steuerfrei  aus  Buben  Säfte  und  zuckerhaltige  Producte  ge- 
wonnen werden  (§.  39).  Den  schärferen  Gontrolvorschriften  schlieasen  sich  umfassende 
Straf bestimmungen  an  (5.  Abschnitt  des  Gesetzes  von  1887).    Die  Fälle,  welcbe 
als  „Defraudation'*  gelten,  werden  genau  specificirt  (§.  41,  42).    Die  Strafe  ist 
Geldstrafe  im  Vierfachen  des  vorenthaltenen  Betrags,  wobei  die  Berechnung  des  letz- 
teren genau  angegeben  wird  (§.  44).    Im  ersten  Bückfall  verdoppelt  sich  die  Geld- 
strafe, ist  also  das  Achtfache.    Im  ferneren  Bückfall  ist  Gefängnissstrafe  bis  zu  drei 
Jahren  die  regelmässige  Strafe,  doch  kann  unter  Umständen  noch  Haft  und  das  Doppelte 
der  Geldstrafe  des  ersten  Bückfalls,  also  das  Sechszehnfache,  eintreten  (§.  45).    In 
gewissen  Fällen  erfolgt  wegen   erschwerender  Umstände  noch  StraferhOhung  um  die 
Hälfte  (§.  47).    Daneben  eine  Beihe  von  Ordnungsstrafen.    (Weiteres  s.  im  Geseti 
Abschnitt  5  selbst,  u.  A.  über  subsidiarische  Vertretungsverbindiichkeit  dritter  Per- 
sonen, §.  55,  Verwandlung  der  Geldstrafe  in  Freiheitsstrafe,  §.  57.   Strafrcrfnhren. 
§.  52  ff.).  Bei  aller  Schärfe  der  Gontrolen  konnte  man  bei  dem  angenommenen  Steoer- 
8ystem  doch  von   einer  Einmischung  der  Steuerbehörde  in  die  inneren  Verhältnisse, 
namentlich  auch  in  die  Technik  des  Betriebs,  von  Qualitätsfeststellungsn  der  Zacke^ 
Arten  u.  s.  w.  absehen,  was  als  Vorzug  anzuerkennen  ist  —  Das  Gesetz  trat  am  1.  Aog. 
1888  in  Kraft    Die  älteren  betreffenden  Gesetze  wurden  aufgehoben. 

Der  steuertechnische  Fortschritt  im  Uebergang  zur  Fabrikatsteuerform  in  dea 
nunmehr  wichtigsten  Theil  der  Zuckersteuer,  der  Verbrauchsabgabe,  ist  nicht  zu  ve^ 
kennen.  Aber  in  dem  Einheitssatze  dieser  Abgabe  hatte  man  keinen  Qualitits- 
fuss,  immerhin  nach  Lage  der  Dinge  ein  Mangel,  wenn  auch  kein  groaser.  Man 
konnte  dafür  aber,  wie  bemerkt,  die  Gontrole  einfacher  halten,  indem  sie  sich  so  anf 
die  Menge  des  fertigen  Zuckers  allein  beschränkte. 

Das  finanzielle  Besnltat  war  nach  der  Steigerung  des  verbleibenden  Netto- 
ertrags der  gesammten  Zuckerbesteuerung  bemessen,  mit  einer  Folge  der  Vermindenuf 
der  Bückvergütungen  fUr  ausgeführten  Zucker,  ein  günstiges.  Während  in  den  beidei 
Jahren    1.  Aug.  1886—88  die  Vergütungen  108.8  und  105.6  Mill.  Mark,  der  Nett»- 
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ertrag  nar  33.6  und  14.7  (das  Minimam  in  der  gtaaen  Periode)  betragen  hatten, 
sanken  die  Vergütungen  in  den  folgenden  3  Jahren  1.  Aug.  1888—91  aaf  80.1  — 
61.9  —  78.4  MilL  Mark  und  stieg  der  Nettoertrag  aof  31.1  —  80.6  —  75.8  MiU. 
Aber  aasreichend  war  das  Ergebniss  doch  nicht  und  onsicher  war  es  auch,  wie  denn 
der  Nettoertrag  in  den  folgenden  2  Jahren,  1891 — 93  (1.  Aag.),  trotz  weiterer  Ab- 
nahme der  Vergatungen  (aof  74.6  and  34.5  Mill.)  wieder  sank ,  auf  72.0  and  52.2 
BülL  Mark.  Auch  yerblieb  eben  eine  bedeutende,  wenn  auch  kleinere  Prämie  ans 
den  Bttckvergütungen  immer  noch,  und  zwar,  sowohl  beim  Absatz  nach  dem  Auslande, 
als  auch  selbst  bei  dem  nach  dem  Inlande  (sogen.  „Inlandsprämie'*).  Letzteres  gemäss 
der  Btlckwirkung  des  ganzen  Steuer^  und  Vergtltungsmodus  auf  die  inländischen 
Preise,  welche  die  Tendenz  zeigten,  sich  um  die  AusfuhrrergUtung  über  den  Welt- 
marktpreis zu  stellen.  Dadurch  wurden  der  inländische  Gonsument  und  die  Finanzen 
?on  Reich  und  Staaten  stark  geschädigt,  den  Finanzen  entgingen  um  1889/90  schätzungs- 
weise 31.4  MilL  Mark  zu  Gunsten  der  Industrie.  Mit  in  Folge  dessen  haben  Indus&e 
und  KUbenbau  eine  rasche  grosse  weitere  Entwicklung  genommen,  welche  zur  Ueber- 
production  in  Deutschland  und,  zumal  bei  ähnlichen  Verhältnissen  in  anderen  Ländern, 
auf  dem  Weltmarkt  fahren  mussten.  (S.  Motive  zum  Gesetzentwurf  von  1890, 
Kutschera  im  Fin.arch.  B.  7  darüber,  S.  509  ff.,  518,  besonders  die  guten  Aas- 
fbhrungen  von  Biecke-Zeller  im  SchOnberg'schen  Huidbuch,  4.  Aufl.,  B.  3, 
Abth.  1,  S.  681). 

Solche  Verhältnisse  drängten  im  fiscalischen  wie  im  Interesse  der  inländischen 
Consumenten  —  und  auch  eines  „fair  trade''  im  internationalen  Absatz  auf  Ver- 
minderung, womöglich  Beseitigung  der  „Prämienpolitik''  in  der  Zuckerbesteuerung  hin, 
am  Besten  auf  dem  Wege  internationaler  Verträge,  wenn  diese  nicht  gelangen  aber, 
soweit  es  irgend  mit  den  Interessen  der  inländischen  Zockerproduction  vereinbar  war, 
auf  dem  Wege  der  eigenen  Gesetzgebung.  Wie  in  früheren  Fällen  war  indessen  auch 
der  damalige  Versuch  einer  internationalen  Regelung  mittelst  der  Londoner  Zucker- 
convention vom  30.  Ang.  1888  gescheitert,  denn  so  aussichtsvoll  er  erschien  und  ob- 
wohl die  Mehrzahl  der  betheiligten  Staaten  die  Convention  billigte  und  ratificirte, 
sind  doch  einige  Staaten  im  Dissens  geblieben,  oder  haben  Bedingungen  fttr  ihren 
Beitritt  gestellt,  die  Convention  wurde  so  schliesslich  nicht  allseitig  ratä&cirt  und  da- 
durch hinfäUig.    (S.  Riecko-Zeller  a.  a.  0.  S.  681  und  besonders  §.  35,  S.  698—702). 

So  kam  es  im  Deutschen  Reich  zu  dem  neuen  Gesetz  von  1891  (Annalen  1891, 
S.  642,  Fin.arch.  B.  7  a.  a.  0.,  B.  8,  S.  303>.  Dies  am  1.  Aug.  1892  unter  Auf- 
hebung der  früheren  Gesetze  in  Kraft  tretende  Gesetz  liess  die  Materialsteuer 
fallen,  erhöhte  die  Verbrauchsabgabe  von  12  auf  18  M.,  den  Eingangszoll 
fOr  ausländischen  Zucker  von  30  auf  36  M.  (für  solchen  zur  Verarbeitung  in  in- 
ländischen Fabriken  unter  Steuercontrole  auf  18  M.),  beliess  es  fUr  den  vor  1.  Aug. 
1892  hergestellten  ausgefubrten  Zucker  bis  31.  Oct  1892  noch  bei  den  bisherigen 
Tergütungssätzen  des  Gesetzes  von  1891,  gewährte  aber  im  Debrigen  für  den  aus- 
gefUhnen  und  ihm  gleich  behandelten  Zucker  für  eine  5 -jährige  Debergangsperiode 
vom  1.  August  1892  bis  31.  Juli  1897  „Zuschüsse  aus  dem  Ertrag  der  Zucker- 
steuer", also  in  der  That  offene  Ausfuhrprämien,  und  zwar  für  die  ersten 
3  Jahre  dieser  Periode  etwas  höhere,  fttr  die  beiden  dann  folgenden  etwas  niedrigere, 
für  die  3  Tarifclassen  Zucker  fttr  100  kg.  bezw.  1.25  —  2  —  1.65  und  dann  1  — 
1.75  —  1.40  M.  Doch  wurden  durch  das  spätere  Gesetz  vom  9.  Juni  1895  auch  fttr 
die  letzten  2  Jahre  der  Periode,  vorbehaltlich  einer  dem  Bundcsrath  ertheilten  Be- 
fugnisä  ZU  anderweiter  Regulirang,  die  höheren  Sätze  der  ersten  3  Jahre  festgehalten. 
Das  Gesetz  von  1891  bat  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1887  übernommen,  aber 
Einzelheiten,  besonders  in  Betreff  der  Controlen,  noch  weiter  gebildet  und  verschärft. 
Es  ist  zur  kritischen  Beurtheilung  des  Systems  wichtig,  hier  die  Einzelheiten  in  beiden 
Gesetzen  von  1887  und  1891  zu  vergleichen.  S.  u.  A.  §.  2  des  Gesetzes  von  1887 
und  §.  1  des  Gesetzes  von  1891  ttber  alles  das,  was  als  „inländischer  Rttben- 
zucker"  gilt,  damit  der  Verbrauchsabgabe  und,  wie  im  Gesetz  von  1891  gleich  hier 
hervorgehoben  wird,  der  Steuercontrole  unterliegt.  Die  Legaldefinition  der  unter 
Steuercontrole  stehenden  „Zuckerfabriken"  ist  jetzt  im  Gesetz  von  1891,  §,  7: 
„alle  zur  Herstellung  krystallisirten  Rübenzuckers  bestimmten  Anstalten,  mit  Aus- 
nahme deijenigen,  welche  lediglich  versteuerte  Producte  aus  Rttben  weiter  ver- 
arbeiten." Der  Bundesrath  bestimmt,  inwieweit  auch  Fabriken  zur  Herstellung  nicht 
krystallisirbaren  Rübenzuckers  Zuckerfabriken  im  gesetzlichen  Sinne  sind.    Wesentlich 
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yerscb&rft  sind  die  Anforderongen  an  die  banlicben  Einrichtongen  der  Zückerfkbrikeiu 
niiDiiiebr  in  erster  Linie  nach  dem  Gesichtspanct ,  die  Bevachonf?  geiren  beimliche 
Wegbringnng  ?on  Zncker  aus  der  Fabrik  zu  sichern  (Gesetz  yon  1891,  §.  8 — 11,  Tgl. 
mit  Gesetz  von  1887,  §.  12,  18).  Auch  in  den  weiteren  Bebtimmungen ,  welche  mit 
der  Controle  zusammenhängen,  finden  sich  mancherlei  characteristiscbe  Aendernngen 
und  Verschärfungen,  welche  bei  Würdigung  dieses  Steuersystems  ins  Gewicht  fallen. 
.Die  Zuckerfabriken  unterliegen  einer  unausgesetzten  Bewachung  bei  Tag  und  Nacht 
durch  Steuerbeamte,  solange  eiu  Betrieb  stattfindet  (Gesetz  yon  1891,  §.  24,  s.  abe^ 
banpt  den  Abschnitt  8,  §.  24 — 85).  FUr  gewisse  Amtshandlungen  ist  die  Erhebong 
yon  Gebühren  oder  Verwaltungskostenbeitrftgen  zulässig  (g.  41). 

Finanziell  das  Wichtigste  in  dem  neuen  Gesetz  war  die  Ermässigung  der 
Prämien,  welche  die  nunmehrigen  „Zuschüsse'*  gegen  bisher  darsteUen.  Aber 
natürlich  waren  diese  Zuschüsse  nach  wie  vor  eine  wesentliche  Beeinträchtigung  deä 
Finanzinteresses.  Noch  weiter  zu  gehen  in  Ermässigung  der  Prämien  —  oder  gar 
diese  einseitig  aufzuheben,  wagte  man  wegen  der  fortdauernden  Prämienpolitik  anderer 
Zucker  ausführenden  Länder  nicht.  Wegen  ungtlnstiger  Conjuncturen  Hess  man  sogar 
die  für  die  Zeit  nach  1.  Aag.  1895  gesetzlich  bestimmte  Ermässigung  der  Zuschlige, 
wie  bemerkt,  nicht  eintreten.  Immerhin  besserten  sich  die  finanziellen  Ergebnisse  in 
den  8  Jahren  1.  Aug.  1898 — 96  weiter:  die  Ausfuhnrergütungen  sanken  auf  11.4  — 
15.0  —  18.4  Hill.  Mark,    der  Nettoertrag  yon  Steuer  und  Zoll  stieg  auf  82.2  — 

85.7  —  103.7  MilL  Mark.  Dies  günstige  Resultat  war  mit  die  Folge  der  weiter  stark 
gestiegenen  Production  (maz.  in  1894/95)  und  des  steinenden  Inlandconsums.  Die 
Zuckerausbeote  aus  den  Rüben  war  wenig  yerändert,  nur  1895/96  ungewöhnlich  gttnitig 
(1  Centner  Kohzucker  aus  7.18  Centner  Kuben,  sonst  meist  aus  c.  7.9). 

Die  baldige  neue  Abänderung  der  Zuckerbesteuernng  durch  das 
Gesetz  yon  1896  (in  Kraft  seit  1.  Aug.  1896)  war  mit  durch  das  Scheitern  inter- 
nationaler Regelung  der  Materie  und  durch  die  Schwierigkeiten  der  heimischen  Ia- 
dustrie,  welche  die  Folge  der  gesteigerten  in-  und  ausländischen  Producäoa,  daher 
Concarrenz  und  der  deshalb  sinkenden  Preise  waren,  yerursacht  Das  Gesetz  stellt  wieder 
ein  Compromiss  zwischen  den  fiscalischen  und  den  bei  Zackerbau,  Industrie  und 
Handel  betheiligten  wirthschaftlichen  Interessen  dar,  wodurch  freilich  keine  Seite 
yöllig  befriedigt  werden  konnte.  Das  fiscalische  Interesse  ist  indessen  trotz  wieder 
stark  steigender  Ausfnhryergütungen  (1896—1900  1.  Aag.  25.6  —  36.7  —  34.9  — 

88.8  Mill.  Mark)  einiflrermaassen  befriedigt  worden,  weil  der  Consum  im  Inland  wieder 
stieg  (1896—1900:  86.9  —  100.9  —  109  2  —  126.7  Mill.  Mark  Nettoertrag  derGe- 
sammtsteuer),  und  die  Prodoction,  besonders  die  Verarbeitung  der  Rüben,  ist  wenigstens 
nicht  mehr  so  rapid  gestiegen,  wie  am  Ende  der  1880er  in  die  Mitte  der  1890er 
Jahre  hin,  wenn  auch  im  Ganzen  ziemlich  auf  der  erreichten  fiohe,  was  die 
Gesammtgewinnung  yon  Zucker  anlangt ,  geblieben,  die  yerarbeitete  Bübenmenge  hat 
etwas  abgenommen.  Ausser  den  allgemeinen  Markt-,  Weltmarkt-  und  Absatzconjanc- 
turen  ist  diese  Entwicklung  der  Dinge  wohl  auf  das  Steuergesetz  yon  1896  mit  zurück- 
zuführen, das  insofern  doch  sein  Ziel  erreicht  und  einigermaassen  wohlthätig  gewirkt 
hat,  —  wenn  man,  wohl  mit  Recht,  eine  langsamere  Entwicklang  der  Production  for 
nothwendig  hält. 

Die  Gesetzgebung  yon  1896,  eine  Noyelle  zum  Gesetz  yon  1891,  hat  die  tech- 
nische Stractur  der  Steuer  —  lediglich  Verbrauchsabgabe  in  Form  der  Fabrikat- 
steuer,   Controleiurichtangen   u.  s.  w.  —  einfach   übernommen   und    nur  die 
Betriebssteuer  und  die   Contingentirung   hinzogefügt,  sowie  die    Steuer-. 
Zoll-  und  Vergüton^ssätze  geändert     (S.  neben  dem  Gesetz  die  AusfÜhruncs- 
bestimmungen  yom  9.  Juli  1896.   Annalen  1896,  S.  57  ff.,  Fin.arch.  B.  13,  S.  745  IT., 
mit  den  legislatiyen  Materialien,  G.  y.  Mayr  im  Wörterb.  d.  Verw.,  Supplemeotb.  3. 
S.  388,  Paasche,  das  Zuckersteuergesetz  von  1896  (1897).   Comment&re  yon  Hager 
und  yon  Troje,   Riecke-Zeller  a.a.O.  S.  683 — 688).    Im  fiscalischen   Interesse 
wurde  der  Steuersatz  der  Verbrauchsabgabe  yon  18  auf  20  M.,  der  einheitliche  Zoll- 
satz yon  36  auf  40  M.  erhöht,   im  Interesse  des  leichteren  auswärtigen  Absatzes  die 
AusfuhrzuschUsse  für  die  8  Sorten  Zucker  aber  ebenfalls  auf  2.50  —  8.55  —  SM. 
erhobt.     Letztere  Maassregel  ist  indessen  nur  als  eine   zeitweilige  gedacht,  indem 
(neuer   §.  79)    der   Bundesrath    ermächtigt  ist,    diese  Zuschüsse   yorUbergehend  oder 
dauernd  zu  ermässigen  oder  aufzuheben,  sobald  in  anderen  Rübenzucker  erzeugenden 
Ländern,  welche  gegenwärtig  für  die  Zuckererzeugung  oder  Ausfuhr  eine  Prämie  ge- 
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wüiren,  diese  Prämie  ennässigt  oder  beseitigt  wird.  Der  bezügliche  Beschloss  des 
Bundesratbs  ist  dem  Beichstage  ?orznlegen  und  tritt  auf  dessen  Verlangen  ausser 
Kraft  Gleichzeitig  mit  der  Aenderung  der  AusfnhrzuschOsse  ist  die  Zuckersteuer 
entsprechend  zu  erm&bsigen.    Practisch  ist  das  Alles  jedoch  noch  nicht  geworden. 

Die  „Betriebssteuer''  wurde  in  das  Steuersystem  im  Interesse  der  besseren 
Conen rrenzhlhigkeit  der  kleineren  Zuckerfabriken  eingeführt  und  beruht  auf  dem 
Princip  mit  der  Grösse  der  Production  steigender  Steuerzuschläge  (sogen.  Staffel- 
t&tze,  ähnlich  wie  bei  der  neueren  süddeutschen  ßierstener),  um  so  die  grossen 
Fabriken  nach  Maassgabe  ihrer  Vortheile  aus  dem  Grossbetriebo  einigermaassen 
richtig  zu  belasten.  Die  Betriebssteuer  wird  nach  dem  steuerlich  abgefertigten  Boh- 
suckerquantum,  das  aus  der  Fabrik  herausgeht,  bemessen,  wobei  in  anderer  Form 
üs  Rohzucker  ausgehender  Zucker  nach  einem  vom  Bondesrath  festzustellenden  Ver- 
iftltniss  auf  Rohzucker  umzurechnen  ist.  Für  je  100  kg.  einer  Menge  bis  4  Mill. 
Kilogramm  Rohzucker  im  Betriebsjahr  sind  10  Pf.  Betriebssteuer  zu  entrichten  — 
iieser  Betrag  ist  also  eine  all^remeine  Erhöhung  der  Steuer  — ,  für  über  4—5  Mill. 
12Vfl  Pf^t  für  5—6  Mill.  15  Pf.  und  so  weiter  fttr  jede  Mill.  mehr  2%  Pf.  Zuschlag 
mehr.  Dabei  gelten  als  Eine  Fabrik  in  diesem  Sinn  auch  etwaige  mehrere  in  der 
Eiand  eines  Besitzers  befindliche,  innerhalb  einer  Entfernung  von  10  km.  von  ein- 
ander belegene. 

Die  ,,Contingentirung^*  sollte  auf  die  besonders  starke  Productioosvermehrung 
der  einzelneu  Fabrik  hemmend  wirken.  Zu  dem  Zweck  wurde  nach  näheren  gesetz- 
lichen Bestimmungen  für  jede'  Fabrik,  im  Hauptfalle  auf  Grund  der  dorchschnittlichen 
Zuckerproduction  einer  jeden  in  den  letzten  3  Betriebsjahien ,  unter  Weglassung  des 
Fahrs  der  niedrigsten  Erzeugung  (g.  72),  ein  „Conti ngenr*  der  Zuckermenge  festgestellt, 
welches  der  allgemeinen  und  der  Betriebssteuer  allein  unterlag.  Eine  Ueber- 
ich reitung  dieses  Contingents  wurde  dann  wieder  mit  einem  Steuerzuschlag 
im  Betrage  des  Ausfnhrzuschusses  für  Rohzucker,  2Vs  M.  für  100  kg.,  belegt  (§.  65, 
70  ff.,  75,  mit  weiteren  Specialvorschriften,  auch  für  neu  errichtete  Fabriken  und  für 
wnstige  besondere  Yerhäitnisse).  Auch  das  Gesammtcontingent  der  Zucker- 
production wurde  festgesetzt,  zuerst  im  Gesetz  selbst  (§.  75)  für  das  laufende  Betriebs- 
jahr  1896/97  auf  den  hohen,  bisher  nur  einmal  (1894/95)  etwas  überschrittenen,  sonst 
lange  nicht  erreichten  Betrai?  von  1700  Mill.  Kilogramm  (eventuell  durch  Bundesrath 
noch  um  2  %  mehr  zur  Erleichterung  der  Errichtung  neuer  Fabriken ,  welche  aus- 
schliesslich Melasse  entzuckern).  Für  jedes  fernere  Betriebsjahr  ist  es  durch  den 
Bundesrath  nach  im  Gesetz  angegebenen  Normen,  welche  sich  an  die  HObe  des  in- 
ländischen Zuckerverbrauchs  anschliessen,  zu  bestimmen  (§.  75,  Absatz  3).  Im  Jahre 
1899/1900  (1.  Aug.)  war  das  Contingent  auf  1889.2  Mill.  Kilogramm  geseUt;  die 
wirkliche  Production  war  1795.4  Mill. 

Ein  derartiges  immer  mechanisches  Vorgehen  bietet  manche  Angriffspuncte,  aber 
es  ist  als  ein  Versuch  einer  gewissen  Regelung  der  Production  ihrer  Menge 
nach  durch  legislative  und  Besteuerungsnormen  nicht  nur  besonders  beachtenswerth, 
sondern  auch  principiell  wohl  zu  rechtfertigen,  jedenfalls  so  lange,  als  es  nicht  durch 
ein  wirklich  besseres  System  zur  Hemmung  von  Ueberproduction  ersetzt  werden  kann. 
Freilich  steht  dahin,'  wie  es  dauernd  wirkt  und  ob  nicht  die  Stellung  der  deutschen 
Zuckerindustrie  in  der  Weltwirthschaft  dadurch  beeinträchtigt  wird,  dass  die  Con- 
currenzländer  es  nicht  haben.  Der  inländische  Znckerconsum  hat  seit  1895  erheblich 
zugenommen  (auf  den  Kopf  in  Consumzucker  1894/95  10.68,  1899^1900  13.68  kg.). 
Die  Ausfuhr  ist  nach  Erreichung  des  Maximums  in  1896/97  mit  12.38  Mill.  metr.  Ctr. 
[auf  Rohzucker  berechnet)  gesunken,  1899/1900  auf  9.76  Mill.,  aber  damit  doch  so 
hoch  als  1895/96  und  höher  als  je  vor  diesem  Jahre,  mit  Ausnahme  von  1894/95,  wo 
sie  10.46  Mill.  war.  Das  Ausbeuteverhältniss  bei  den  Rüben  ist  noch  günstiger  ge- 
worden, 1896/97—1899/1900  war  es:  7.54  —  7.43  —  7.05  —  6.93  Centner  Rüben 
für  1  Centner  Rüben rohzucker  (s.  Vierteljahrshefte  der  Deutschen  Beicbsstatistik  1900, 
Nr.  4.  S.  234).     Einige  weitere  sten erstatistische  Daten  unten. 

Die  jüngsten  Verhandlungen  (1899,  1900)  zwischen  dem  Deutschen  Reich,  Frank- 
reich, Oesterrelch- Ungarn  u.  s.  w.  über  internationale  Zuckerconventionen  sind 
noch  nicht  abgeschlossen,  gelten  aber  für  aussichtsreicher. 

Die  beginnende  schärfere  Concurrenz  anderer  künstlicher  Süssstoffe  zeigt 
sich  im  Ergebniss  des  Zuckerconsums  und  der  Zuckersteuer  zwar  noch  kaum,  aber 
gilt  doch  als  ein  Factor,  mit  dem  auch  vom  fiscalischen  sowohl,  als  vom  Interessen- 
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standpunct  der  Rabenznckerindustrie  zu  rechnen  ist  Das  Gesetz  ?om  6.  Juli  1898 
suchte  diese  Goncurrenz  zun&chst  durch  Einschränkung,  b«zw.  Verbot  der  Vervendiuf 
solcher  Süssstoffe  zu  bekämpfen,  wie  man  glaubt  aber  ohne  genOgenden  Erfolg,  i^ 
versteht  unter  ,J[llnstlichen  SOssstoffen'*  (Saccharin  u.  a.  m.  mit  800 — 500  mal  »o  slaikei 
Sttsskraft  als  Zuckerl):  alle  auf  künstlichem  Wege  gewonnenen  Stoffe,  welche  als  Sftu- 
mittel  dienen  kOnnen  und  eine  höhere  Süsskraft  als  raffinirter  Rohr-  oder  Rübenzucker, 
aber  nicht  entsprechenden  Nährwerth  besitzen  (§.  1).  Die  Verwendung  solcher  Sft»- 
mittel  bei  Herstellung  Ton  Nahrungs-  und  Genunsmitteln  gilt  ab  Verfälschung  in 
Sinn  des  §.  10  des  Gesetzes  Fom  14.  Mai  1879,  betr.  den  Verkehr  mit  Nahrungs- 
mitteln u.  8.  w.  Die  mit  solchen  SOässtoffen  beigestellten  Nahrungs-  und  Genussmittel 
dürfen  nur  mit  einer  diese  Verwendung  erkennbar  machenden  Bezeichnung  re^ 
kauft  und  feilgehalten  werden  (§.  2).  Es  wird  dann  ?erboten,  solche  Stoffe  bei  ge- 
werbsmässiger Herstellung  yon  Bier,  Wein,  weinähnlichen  Getränken,  Fmchtsäftei, 
Gonserven,  Likören,  Zucker-  oder  Stärkesyrupen  zu  ferwenden  und  solche  Artikel 
denen  jene  Stoffe  zugesetzt  sind,  zu  Ferkaufen  oder  feilzuhalten  (§.  8|,  bei  Androhung 
yerschiedener  Strafen,  namentlich  Gefängniss  bis  1  Monat  und  Geldstimfe  bis  1500  M. 
oder  einer  dieser  Strafen  (§.  4).  —  Die  Schwierigkeit  liegt  in  der  Aufdeckung  der 
Verstösse  gegen  diese  Verbote  u.  s.  w.  bei  der  Natur  des  Artikels.  Als  ArzoeiBittel 
werden  diese  Sttssstoffe  bei  gewissen  Krankheiten  (Zuckerkrankheit)  statt  des  hier  schkk 
Üchen  Zuckers  geschätzt  Die  Goncurrenz  dieser  Sossstoffe  gegen  Zucker  ist  rolki- 
wirthschaftlich  und  fiscalisch  wieder  ein  Beispiel  der  Schwierigkeiten,  welche  die 
neuere  naturwissenschaftlich  fundamentirte  Technik  herrorruft,  —  ebenso  wie  s.  Z.  die 
Goncurrenz  des  Rabenzuckers  gegen  den  Rohrzucker. 

§.  208.  Die  Bier-  (Braa-,  Braamalz-)8teaer.  Bei 
dieser  liegen  nach  den  Prodnctions-  und  ConsamverhältDissen  und 
nach  der  Technik  der  Bestenernng  nicht  dieselben  Schwierigkeiten 
vor,  wie  bei  der  Zacker-  und  der  Branntweinsteuer.  Sie  würden 
sich  noch  wesentlich  verriogem,  wenn  das  Deatsche  Beieb,  bezw. 
der  Zollverein  auch  ein  einheitliches  Biersteaergebiet  wäre^  was 
wegen  des  den  drei  süddeutschen  Staaten  verbliebenen  und  auch 
dem  Reichsland  einstweilen  belassenen  Rechts  eigener  Bier- 
besteuerung leider  nicht  der  Fall  ist  Die  Trennung  des  Reichs- 
gebiets in  Bezug  auf  die  Biersteuer  (wie  vordem  bis  1887  auch  in 
Bezug  auf  die  Branntweinsteuer)  bedingt  daher  eine  Art  Zwischen- 
zolllinie, bezw.  die  Erhebung  eigener  Uebergangsabgaben 
(und  Gewährung  von  Steuerrückvergfitungen)  fltlr  den  Bierverkebr 
zwischen  Nord-  und  Süddeutschland  auch  noch  in  der  Reichsperiode 
seit  1871  bis  zur  Gegenwart,  wie  früher  im  alten  Zollverein  und 
im  Norddeutschen  Bunde.  Da  besonders  die  Einfuhr  süddeutschen, 
namentlich  bairischen  Bieres  nach  dem  Norden  stark  ist,  haben  diese 
Verhältnisse  auch  eine  grössere  practische,  auch  finanzielle  Be- 
deutung für  das  Reich,  das  die  norddeutsche  Biersteoer  als  Reiebs- 
steuer  besitzt,  und  für  die  betheiligte  Bierbrauerei.  Sonst  tritt  der 
Bierverkebr  über  die  Grenzen  und  besonders  auch  die  Biereinfobr 
aus  dem  Auslande  ins  Reichsgebiet  an  Bedeutung  gegen  die  in- 
ländische Production  und  den  einheimischen  Consum,  in  Nord-  und 
vollends  in  Süddeutschland,  sehr  zurück,  so  dass  der  Ertrag  des 


Bienteaer.    Uebergangsabgabe.  687 

Bierzolls  gegen  denjenigen  der  heimischen  Biersteuer  auch  gering 
ist  Die  Concarrenzverhältnisse  zwischen  in-  und  ausländischem 
Bier  auf  dem  inneren  Markte  und  nach  Lage  der  Verhältnisse  auch 
der  Absatz  von  Bier  ins  Reichsausland  schaffen  daher  auch  nicht 
wie  bei  Zucker,  Tabak,  Branntwein,  für  die  Einrichtung  der  Steuer 
soviel  Schwierigkeiten.  Der  auswärtige  Absatz  betrifft  ohnedem 
vomemlich  süddeutsches,  besonders  bairisches  Bier,  berührt  also 
beim  Stande  der  Gesetzgebung  die  finanziellen  Reichsinteressen  und 
die  norddeutschen  Productionsinteressen  nicht  direct  Die  deutschen 
Staaten  haben  sich  übrigens,  wie  schon  in  den  alten  Zollvereins- 
▼erträgen,  auch  in  der  Reichsverfassung  zugesagt,  ihr  Bestreben 
darauf  zu  richten,  eine  Uebereinstimmung  der  Gesetzgebung  über 
die  Besteuerung  auch  des  Bieres  herbeizuführen,  —  ein  legislativer 
Monolog,  der  bisher  ohne  practische  Bedeutung  geblieben  ist  Auch 
über  die  Uebergangsabgaben  zwischen  den  einzelnen  deutschen 
Biersteuergebieten  und  über  die  Rückvergütungen  sind  indessen 
allgemeine  Bestimmungen  im  Zollvereinsvertrage  von  1867  getroffen 
worden,  welche  im  Reiche  Giltigkeit  haben.  Der  Einfuhrzoll  für 
ausländisches  Bier  ist  im  Zolltarif  geregelt,  er  wurde  jüngst  (1900) 
erhöht 

S.  über  den  Zoll  oben  S.  658  und  S.  662.  Er  war  bis  1900  4  M.  und  ist 
jetzt  6  M.  for  100  kg.  Nach  dem  ZolkercinsTertrag  ?on  1867  (Zifl'er  I,  Artikel  5) 
durfte  keine  weitere  Abgabe  ?on  Staaten,  Communen,  Corporationen  auf  Artikel,  die 
mit  mehr  als  Vg  Thlr.  Zoll  fUr  50  kg.  belastet  waren,  gelegt  werden.  Durch  Beichs- 
gesetz  ?om  27.  Mai  1885  ist  diese  Bestimmung  fdr  Communen  und  Corporationen 
bei  Bier  und  Branntwein  aufgehoben.  Die  Debergangsabgabe  vom  Bier  beim 
Hingang  von  einem  deutschen  Biersteuergebiet  in  das  andere  soll  nach  gen.  Vertrage 
nicht  höher  bemessen  werden,  als  dem  Steuersatz  des  heimischen  Biers  jedes  Gebiets 
entspricht,  darf  also  keinen  Schutzzoll  gegen  anderes  deutsches  Bier  enthalten.  Sie 
ist  mehrfach  geregelt  worden  (Bekanntmachungen  des  Reichskanzlers  ?om  18.  Juli 
1872,  15.  Jan.  1877,  29.  Dec.  1883,  zuletzt  9.  Juli  1897).  Die  AusfuhrvergUtung 
?on  Bier  bei  der  Ausfuhr  von  einem  deutschen  Gebiet  in  das  andere  darf  nach  dem 
^en.  Vertrage  auch  nur  wie  bei  der  Ausfuhr  nach  dem  Auslande  und  nur  im  Betrage 
der  wirklich  bezahlten  Steuer  stattfinden,  also  keine  Ausfuhrprämie  enthalten.  Auch 
sie  ist  mehrfach  geregelt  worden  (durch  die  nemlichen  Bekanntmachungen  wie  die 
Cebergangsabgabe).  In  beiden  Fällen,  bei  der  Uebergangsabgabe  und  der  Ausfuhr- 
Vergütung,  besteht  freilich  die  Schwierigkeit,  den  betreffenden  Satz  richtig  diesen 
Orondsätzen  gemäss  zu  bestimmen,  weil  der  Kohstoffsteuersatz  bei  der  inländischen 
Prodnction  nur  auf  Grund  der  Ergebnisse  der  Brauerei  auf  den  Fabrikatstouersatz  für 
fertiges  Bier  umgerechnet  werden  kann.  Die  Uebergangsabgabe  wie  die  Ausfuhr- 
vergütung entsprechen  also  nur  Durcbschnittsverhältnissen  der  Qualität  und  der  Sach- 
lage bei  den  einzelnen  Brauereien.  Der  gleiche  Satz  kann  daher  je  nach  Umständen 
doch  etwas  zu  hoch  oder  zu  niedrig  sein,  bei  der  Uebergangsabgabe  etwas  Schutz- 
zoll oder  etwas  Einfuhrprämie,  bei  der  Ausfuhrvergütung  etwas  Ausfuhrzoll  oder 
Ausfuhrprämie  enthalten,  wie  es  wohl  auch  practisch  der  Fall  ist.  Schwere  und  leichte 
Biere  werden  z.  B.  nicht  ganz  gleich  getroffen.  Die  geltenden  Sätze  sind  jetzt:  bei 
Einfuhr  von  Bier  aus  den  anderen  deutschen  Gebieten  in  das  norddeutsche  Beichs- 
brausteuergebiet  2  M.  für  1  hl.  Uebergangsabgabe,  bei  der  Ausfuhr  aus  diesem  Gebiet 
in  die  anderen  (süddeutschen)  für  2  Sorten  bezw.  1  M.  und  80  P£  für  1  hl.  (Näheres 
über   die   Unterscheidung   in   den   „Bemerkungen*'    zur  Bekanntmachung.)    Die  süd- 
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deotschen  Staaten  dtlrfen  wegen  ihrer  höheren  Landessteuer  sowohl  höhere  Uebeiigiogs- 
abgaben  bei  der  Einfahr,  ab  höhere  AusfahrFergtltnugen  bei  der  Aosfahr  anrechnen, 
jetzt  nach  obiger  Bekanntmachung  in  Baiern  Debergangsabgabe  für  Braun  hier  3'/«  H., 
für  Weissbier  ebensoFiel  fttr  1  hl.,  Aasfahrrergtttnng  bezw.  2  M.  60  Pf.  und  1  M.. 
wobei  sich  mit  KQcksicht  auf  die  neueren  höheren  Staffels&tze  der  bairischen  Steuer 
diese  Vergtltungssätze  noch  erhöhen   kOnnen  (s.  die  „Bemerkungen**  in  der  Bekannt- 
machung);  Württemberg   Uebergangsabgabe   fnr   braunes   Bier   3  M.  ftlr  1  hL,  for 
weisses  Bier  1  M.  65  Pf.,  ««die  Ausfuhrrergtttung  wird  fur  jeden  einzehien  Sud  nach 
dem  Yerhältniss  des  Malzverbrauchs  zu  dem  Fabrikationsquantum   bemessen**:  Baden 
Uebergangsabgabe  3  M.  20  Pf.  fttr  1  hl.  Braunbier  und  Weissbier,  Ausfahrfergfitnnf 
für  Braunbier  je  nach  dem  kleineren  und  grosseren   Malzverbrauch  einer  Brauern 
bezw.  2  M.  30  Pf.,  2  M.  60  Pf..  2  M.  75  Pf.  für  1  hl.;  Eisass-Lothringen  Uebe^ 
gangsab8:abe  für  starkes  Bier  3  M.,  für  Dünnbier  58  Pf.,  AusfuhrFergütong  bezv. 
2  M.  50  Pf  und  58  Pf.  für  1  hl.     In  Baiern  wird  auch  noch  eine  Uebergangsabgabe 
von  geschrotetem   Malz  zur  Bier-  und  Essigbereitung   mit  67«  M.  ftlr  1  hL,  in 
Württemberg  von   10  M.  für  100  kg.    erhoben.    Aenderungen  derS&tze  der  Uebe^ 
gangsabgabe  und  Ausfuhrvergütung  müsstcn  nicht  nur  mit  Aeuderung  der  Steuersätze 
eintreten,  sondern  auch  mit  Aenderung  der  Productionstechnik  und  der  mit  hiervon 
abhängigen  höheren  Belastung  des  Biers  durch  die  Rohstoffsteuer.    Aber  gerade  lett- 
tere  Forderung  kann   practisch  nur  annähernd  ferwirklicht  werden.     Alles  das  zeigt 
doch,  dass  die  mangelnde  Einheit  der  Biersteuer  fiscalisch  und  wirthschaftlich  im 
Deutschen  Reich  bedenklich  ist.  Finanziell  von  Bedeutung  sind  die  Uebergangsabgiben 
für  eingeführtes  Bier  nur  im  norddeutschen  Brausteuergebiet,  ebenso  hier  der  BierzoU 
für  fremdes  Bier  und  zwar  sind  beide  in  regelmässiger  Steigerang,  während  die  Rod- 
vergütungen und  die  Ausfuhr  demgemäss  ebenso  regelmässig  gesunken  sind.    Ueher- 
«angsabgabe  1880  [V4— 'Vgl  111.  1900  4.14  Mill.  Mark,  Zoll  454.000  und  2.679.000 
Mark.  Ausfuhrvergütong  359.000  und  103.000  M.  Nettoertrag  der  Bransteuer  17.1S 
und   32.19  Mill.  Mark.,  Gesammt-Nettoertrag  mit   Uebergangsabgabe  und  Zoll  18.70 
und  39.01   Mill.  Mark.     In  Baiern   fallen  dagegen  bei  unbedeutender  Einfuhr  die 
Uebergangsabjraben   für  die  grosse   und   steigende  Bierausfuhr  finanziell  ins  Gewicht 
(Biereinfubr  1880  und   1900  nur  37.000  und  71.000  hl.,  Bieraosfuhr  748.000  und 
2.768.000  hl,    Ertrag    abzüglich   Ausfuhrvergütung    28.79    und    36.02    Mill.   Mui. 
(Reichsstatistische  Vierteljahrshefte  1900,  Nr.  4.  S.  208).    Zur  Frage  der  Uebergsogs- 
steuer  u.  s.  w.  überhaupt  s.  den  Aufsatz  von  Schubert,  Fin.arch.  B.  15,  S.  1  C 

Die  norddeutsche  Reicbsbrausteuer  beruht  iu  ihrer  techuiscbeD 
GruDdstruetur  im  Wesentlichen  noch  auf  der  alten  prenssischen 
Steuereinrichtung  der  Brau m alz besteuerung  von  1819.  Diese 
Steuerverfassung  war  schon  in  der  Zollvereinsperiode  vom  König- 
reich Sachsen,  Thüringen  und  anderen  Kleinstaaten  übemommen 
worden,  die  mit  Preussen  so  eine  Brausteuergemeinschaft  bildeten. 
Nach  1866  wurde  sie  auf  die  von  Preussen  annectirten  Crebiete, 
im  Norddeutschen  Bunde  im  Princip  nach  der  Verfassung  auf  das 
ganze  Bundesgebiet  und  in  Folge  dessen  wirklich  auf  die  innerhalb 
des  Zollvereins  stehenden  sonstigen  Gebietstheile  ausgedehnt.  Auch 
Luxemburg  gehört  dazu.  Nachdem  fUr  die  neuen  der  Steuer  unter- 
stellten Gebiete  (Mecklenburg,  Lauenburg,  Lübeck,  hamburgisebe 
Tbeile)  zunächst  das  Gesetz  vom  4.  Juli  1868  erlassen  worden,  in 
welchem  die  bisher  im  Brausteuergebiet  des  Zollvereins  geltende 
Biersteuergesetzgebung  codificirend  zusammengefasst  worden  war, 
wurde  das  noch  geltende  Steuergesetz  vom  31.  Mai  1872  fttr  die 
innere  Steuer  gegeben.    Hiernach  ist  die  Steuer  eine  Bohstoff- 
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Steuer  von  zur  Bierbereitnng  (bediDgoDgsweise  auch  znr  Essig- 
bereitUDg)  yerwendetem  Getreide  (Malz,  Schrot)  und  einer  Reihe 
anderer  Stoffe  (Beis,  grüner  Stärke,  anderer  Stärke,  Zucker,  Syrnp), 
sowie  allen  anderen  Malzsurrogaten,  nach  deren  Nettogewicht 
Das  Gesetz  stellt  ftlr  diese  Artikel  den  Steuersatz  fest  (2  M.  von 
Getreide,  Reis,  grüner  Stärke,  andere  für  die  übrigen),  im  All- 
gemeinen in  einer  Höhe  von  knapp  einem  Drittel  des  jetzigen 
baierischen  Satzes.  Im  Unterschied  namentlich  zu  Baiem  sind  also 
in  Norddeutschland  andere  Artikel  als  Getreide  (insbesondere  Gerste) 
bezw.  Malz  in  der  Brauerei  zugelassen  (sogen.  Malzsurrogate) 
und  steuerpflichtig.  Ein  strittiger  Panct  in  Bezug  auf  Qualität 
des  Biers  und  fiscalisches  Interesse.  Das  Verbot  der  Surrogate 
gilt  vielfach  für  besser  und  ist  auch  wiederholt  angeregt  worden. 
Die  Steuerpflicht  dehnt  sich  auf  alle  gewerblichen  und  nicht  ge- 
werblichen Brauereien,  in  Städten  und  auf  dem  Lande,  aus,  lässt 
aber  den  sog.  „Haustrunk'',  die  Bierbereitung  für  den  eigenen  Be- 
darf im  Haushalt  in  gewissen  Grenzen  frei. 

Die  Erhebung  der  Steuer  findet  in  drei  Formen  statt, 
zwischen  denen  der  steuerpflichtige  Brauer  bedingungsweise  wählen 
kann.  Die  normale  Hauptform  ist  die  Versteuerung  auf  Brau- 
an zeige,  die  sich  an  den  Act  der  unter  Steuercontrole  statt, 
findenden  Einmaischung  des  Braumaterials  (Malzes  u.  s.  w.) 
anschliesst  und  unmittelbar  vor  diesem  Act  durch  Verwiegung  dieses 
Materials  unter  Anlegung  der  Steuersätze  für  letzteres  festgestellt 
wird.  Nebenformen  sind  die  sogen.  Vermahlungssteuer,  bei 
welcher  die  vor  der  Einmaischung  einer  Vermahlung  unterliegenden 
Stoffe  unter  Steuercontrole  vermählen  und  noch  unvermahlen  mit 
den  gesetzlichen  Steuersätzen  belastet  werden;  ferner  die  sogen. 
Fixation  oder  Abfindung,  wo  die  Besteuerung  durch  Vereinbarung 
zwischen  Pflichtigen  und  Steuerbehörde  mittelst  Entrichtung  einer 
Abfindungssumme  fUr  einen  bestimmten  Zeitraum  erfolgt.  Hier 
werden  dann  die  Steuercontrolen  sehr  beschränkt,  aber  die  Form 
der  Fixation,  die  noch  vielfach  angeordnet  wird,  hat  principielle 
und  practische  Bedenken  gegen  sich.  Die  gesetzliche  Besteuerung 
lässt  sich  bei  ihr  nicht  genau  erreichen,  es  ergeben  sich  Ver 
schiedenbeiten  nicht  nur  unter  den  einzelnen  fixirten  Brauereien, 
sondern  auch  zwischen  ihnei^  allen  und  den  den  anderen  Formen 
unterliegenden,  regelmässig  zu  Gunsten  der  fixirten.  Die  beiden 
anderen  Formen  stellen  so  allein  eine  eigentliche  Rohstoffsteuer  dar. 
Sie  haben,  wie  letztere  überhaupt,  gegenüber  der  wohl  technisch 
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richtigeren  Halbfabrikatstener  der  Bierwürze  den  allerdings  wich- 
tigen Vorzug,  dass  dabei  der  innere  Branereibetrieb  und  dessen 
Productionstechnik  nicht  lästigen  und  schwierigen  Controlen,  den 
Quantitäts-  und  Qnalitätsmessnngen  des  Erzeugnisses  u.  s.  w.  unter- 
worfen werden  muss.  Stenerpolitischen  Anforderungen  der  Gleicb- 
mässigkeit  der  Belastung  der  eigenen  Brauereien ,  wie  des  Biers 
selbst,  nach  dessen  Menge  und  Güte,  entspricht  aber  eine  solche 
Rohstoffbesteuerung  nicht  genügend,  sie  trifft  die  einzelnen  Brauereien 
ungleich,  begünstigt  die  leistungsfähigeren  und  den  Grossbetrieb 
und  belastet  auch  die  einzelnen  Biersorten  nicht  richtig  nach 
ihrem  Wertb.  Unter  den  beiden  Formen  bedingt  die  erste,  die 
Einmaiscbsteuer,  mehr  Controlen  als  die  zweite,  Controlen  anch 
beim  Betriebe  selbst,  während  die  zweite  diese  wesentlich  auf  den 
Act  des  Verschrotens  zu  beschränken  gestattet,  wobei  nur  in  BetreS 
der  Mühlen,  welche  benutzt  werden  dürfen,  besondere  Anforderungen, 
bezw.  Beschränkungen  bestehen.  Die  Vermahlungsstener  anza- 
wenden,  wird  aber  nur  besonders  tüchtigen  und  vertrauenswürdigen 
grösseren  Brauereien  gestattet  Das  Bestehen  beider  Steuerformen 
nebeneinander  begründet  wieder  eine  etwas  ungleiche  Behandlang 
und  implicite  auch  Steuerbelastung  der  beiden  Methoden  unter- 
stehenden Brauereien.  Unter  den  Sachverständigen  gilt  vielfach  die 
Vermahlungssteuer  als  die  bessere  Methode,  deren  allgemeinere, 
womöglich  ausschliessliche  Zulassung  statt  der  beiden  anderen,  der 
Einmaischungssteuer  und  der  Fixation,  unter  Freigabe  der  Mühlen- 
benutzung,  mit  allgemeiner,  bisher  schon  bedingt  zugelassener,  Ein- 
führung mechanischer  Wägeapparate  und  mit  Verbot  von  Surro- 
gaten für  Malz  das  zu  erstrebende  Ziel  sei  (Struve).  Wenn  man 
an  der  Rohstoffsteuer  überhaupt  glaubt  festhalten  zu  müssen,  mag 
das  richtig  sein.  Man  könnte  aber  dann  vielleicht  die  süddeutsche, 
sogen,  baierische  Biersteuermethode  einfach  annehmen. 

Eine  wesentliche  Erhöhung  des  Steuersatzes  möchte 
dabei  aus  finanziellen  Gründen  und  im  Hinblick  auf  die  viel  höhere 
Belastung  des  süddeutschen,  gleichwohl  nicht  nur  durchschnittlich 
besseren,  sondern  auch  wohlfeileren  Biers  und  bei  der  Unwahr- 
scbeinlichkeit,  dass  die  erhöhte  Steuer  einfach  und  voll  den  Gon- 
sunienten  in  Form  höheren  Preises  oder  schlechterer  Qualität  des 
Biers  träfe,  recht  wohl  zulässig  sein.  Dies  auch,  wenn  man  zo- 
giebt,  dass  mit  der  Gefahr  einer  solchen  Wirkung  der  erhöhten 
Biersteuer  immerhin  bei  uns  doch  auch  gerechnet  werden  muss  und 
dass  die  süddeutschen,  insbesondere  baierischen,  in  diesem  Punete 
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bei  den  hoben  dortigen  Steaern  so  günstigen  Erfahrungen  ftlr  Nord- 
dentschland  wegen  der  Verschiedenheiten  der  Verhältnisse  des  Ab- 
satzes des  Biers  im  Grossen  nnd  Kleinen,  des  Wirthshauswesens 
nnd  des  eingewöhnten  höheren  Consnms  von  Bier  nicht  ohne 
Weiteres  maassgebend  sind.  An  eine  Herabsetzung  der  Steuer  ist 
in  Sfiddeutschland  aus  vielen  Gründen  finanzieller  und  sonstiger 
Art  schwerlich  zu  denken.  Eine  wesentliche  Erhöhung  der  nord- 
deutschen Biersteuer  wäre  wohl,  mehr  noch  als  die  technische  An- 
näherung der  Biersteuermethoden,  eine  unbedingte  Voraussetzung 
für  die  Gemeinsamkeit  der  Biersteuer  im  Reichsgebiet,  dem  Cha- 
racter  der  Einheit  der  deutschen  Volkswirtbschaft  und  dem  Strebe- 
ziel der  Beichsverfassung  selbst  gemäss.  Die  besondere  Verrechnung 
über  den  Ertrag  und  dessen  Vertheilung  innerhalb  der  Einzelstaaten 
bliebe  dann  immer  noch  möglich,  vielleicht  selbst  in  der  Gewährung 
eines  Präcipuums  für  den  Süden,  mit  Bücksicht  auf  den  höheren 
Bierconsum,  wie  einst  im  Zollverein  das  Präcipunm  Hannovers. 
Nothwendig  und  durchaus  gerechtfertigt  wäre  ein  solches  Vorgeben 
aber  nicht  einmal,  da  die  anderen  Zoll-  und  Steuereinnahmen  des 
Reichs,  bei  den  Consumtionsverhältnissen  (Golonialwaaren,  fremder 
Wein,  fremde  Agrarproducte,  Branntwein,  Zucker,  [ob  auch  Tabak?]) 
und  bei  den  Verkehrsgestaltungen  (Stempelabgaben)  wieder  in 
relativ  stärkerem  Maasse  aus  dem  Norden  herrühren  möchten  und 
doch  dem  Süden  in  gleichem  Maasse  angerechnet  werden.  Nur 
die  günstige  Finanzlage  und  die  zum  Theil  doctrinäre  oder  agita- 
torische Opposition  im  Publicum  nnd  im  Reichstage  haben  es  bis- 
her im  Deutschen  Reich  noch  zu  keiner  ordentlichen  ertragsreichen 
Biersteuer  im  Norden,  wie  ähnlich  zu  keiner  solchen  Tabaksteuer, 
kommen  lassen.  Die  doch  auch  im  Norden  sehr  starke  Biercon- 
sumtion,  die  sehr  gebesserten  Woblstandsverhältnisse  der  Bevölkerung, 
auch  der  unteren  Classen,  der  Character  des  Biers  (wie  freilich 
vollends  des  Tabaks!)  als  Consumohject  lassen  eine  höhere  Bier- 
steuer durchaus  als  gerechtfertigt  erscheinen.  Der  Einwand,  dass 
es  dem  Branntwein  gegenüber  gelte,  den  Bierconsum  zu  begünstigen 
und  ihn  daher  niedrig  zu  besteuern,  will  practisch  nicht  viel  be- 
sagen, wird  durch  die  süddeutschen  Bierpreise,  wenn  nicht  wider- 
legt, so  sehr  abgeschwächt  und  träfe  nur  bei  einer  unwahrschein- 
lichen sehr  starken  Biervertheuerung  durch  die  Steuer  zu.  Der 
EUnweis  auf  die  im  Reiche  fehlende  innere  Weinsteuer  bedeutet 
auch  wenig.  Im  Zoll  vom  meist  von  den  wolilhabenderen  Kreisen 
verzehrten  fremden  Wein  hat  gerade  der  Norden  auch  eine  Wein- 
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Steuer.  Die  deutsche  Produetion  und  GoDsnmtion  heimischen  Weins 
ist  doch  nicht  hoch  und  wesentlich  auf  die  Weinbangegenden,  von 
den  theuren  Versandweinen  abgesehen,  beschränkt,  wo  auch  überall 
der  Biereonsum  sich  verbreitet,  wie  die  süddeutschen  Weinsteoer- 
länder,  wo  sich  das  statistisch  genauer  verfolgen  lässt  (Württem- 
berg S.  232,  Baden  S.  296,  Reichsland  S.  428),  zeigen.  Die  deatscben 
Weinländer  werden  daher  doch  auch  von  der  Bierstener  ziemlich 
ausreichend  mit  getroffen,  und  wenn  sie  und  vollends  einzelne  Per- 
sonen geringeren  oder  fehlenden  Bierconsums,  weil  stärkeren  Weiu- 
consums,  hie  und  da  etwas  schwächer,  so  sind  das  Verschieden- 
heiten, welche  auch  in  anderen  Fällen,  bei  Tabak ,  Branntwein, 
Colonialwaaren  ebenso  vorliegen  und  doch  mit  Recht  nicht  hindern, 
Steuern  und  Zölle  für  solche  Artikel  zu  erheben.  Principiellen 
und  practischen  Bedenken  unterliegt  so  eine  höhere  norddeutsche 
Biersteuer  (wie  eine  höhere  allgemeine  Reichs-Tabaksteuer)  sowenig, 
als  eine  andere  der  bestehenden  inneren  Verbrauchssteuern  und  der 
betreffenden  Finanzzölle,  —  jedenfalls  weniger  als  die  hohe  Salz- 
steuer, vielleicht  auch  als  die  höhere  Zuckersteuer  und  als  mehr 
als  ein  Finanzzoll. 

Der  Ertrag  der  norddeutschen  Biersteuer  ist  an  sich,  nach  den 
Gonsumverhältnissen,  im  Vergleich  mit  Soddeutscbland  und  anderen 
„Bierländern''  (England!)   ein  völlig  unzulänglicher,   fast  komisch 
geringfügiger,   auch  trotz   seiner  Verdopplung  seit  20  Jahren,  — 
noch  jetzt  in   dem  grossen  Norddentschland   mit  42.9   Mill.   Ein- 
wohnern (1898)  nur  wenig  grösser  als  in  dem  kleinen  Baiem  mit 
6  Millionen:  im  Jahre  1899,  wo  er  gegen  das  Vorjahr  über  1  Million 
gewachsen  ist  und  das  bisherige  Maximum  erreicht  hat,  nnr  39  Mill. 
Mark  gegen  36  in   Baiern!     Die  Bedenken,    welche  gegen  eine 
höhere  Biersteuer,   wie   gegen  jede  indirecte  Verbrauchssteuer  anf 
Massenconsumartikel  gewiss  verbleiben  —  immer  die  entsprechende 
Einwirkung  der  Steuer  auf  Preis  oder  Qualität  vorausgesetzt :  eben 
das  „Problematische^*  in  der  Sache!  — ,  mflssen  durch .Maassregeln 
auf    einem    anderen   Steuergebiet  und  eventuell   auf  dem   ganzen 
Finanzgebiet   beseitigt  oder  doch  wesentlich  abgeschwächt  werden 
und  können  das  auch :  durch  angemessene  Gestaltung  der  directeo 
Personalsteuern,  einschliesslich   etwaiger  Erbschaftssteuern,  wenn 
nich^  in  der  Reichsbesteuerung  selbst,  was  immer  mit  ins  Auge  zu 
fassen  wäre,  so  um  so  mehr  in  der  Landesbesteuerung  n  n  d  even- 
tuell durch  Uebernahme   von  Reichs-  und  Staatsleistnngen  fttr  die 
unteren  Classen  ohne  besondere,  oder  wenigstens  ohne  die  betreffenden 
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Kosten  deckende  eigene  Belastung  dieser  Classen,  wie  etwa  im 
Gebiete  der  Arbeiterversicberung  oder  sonstiger  Wohlfahrtsein- 
riebtnngen.  Die  Einnahmen  aas  den  indirecten  Reichssteuem,  z.  B. 
ans  einer  erhöhten  Bier-  und  Tabaksteuer,  könnten  dabei  selbst 
zwecksteuerartig  fUr  solche  Verwendungen  festgelegt  werden.  Aber 
nothwendig  —  und  finanztechnisch  unbedingt  richtig  —  ist  dies 
nicht  einmal.  Es  genügte,  dass  thatsächlich  die  betreffenden 
Steuererträge  eine  solche  Verwendung  auch  in  einem  einheit- 
lichen Etat  und  bei  der  Behandlung  der  Steuern  als  all- 
gemeiner Reichssteuern  für  die  Deckung  des  Gesammtbedarfs 
tUnden. 

S.  zur  Rechtfertigung  derartiger  Pläne,  welche  dem  Bestreben,  die  bekannten 
Einwendungen  gegen  indirecte  Verbraucbsstenem  wegen  deren  einigermaassen  um- 
f?ekehrt  profcrcsslven  Wirkung  zu  berücksichtigen,  mit  entspringen,  meine  Flu.  B.  II, 
2.  A.,  §.  250.    Vgl.  auch  Schanz,  Fin.arch.,  B.  13,  S.  97  ff. 

Auch  die  Bierstener  ist  litterarisch  mehrfach  und  gut  behandelt  worden,  sowohl 
im  Allgemeinen  als  in  specieiler  Rücksicht  auf  Deutschland.  S.  Zeller,  Abb.  Auf- 
wandsteuem  im  SchOnberg'schen  Handbuch,  4.  Aufl.,  B.  3,  1.  Abth.,  S.  524  ff.,  532, 
der  höchst  reichhaltige  Artikel  Bier  und  Biersteuer  im  H.  W.  B.  d.  St.  1.  Aufl.,  Bd.  2 
▼on  y.  May  und  der  ebenfalls  vortreffliche  Artikel  in  der  2.  Aufl.,  B.  2  von  Struve, 
ferner  Art.  Biersteuer  von  G.  v.  Mayr,  Art.  Brausteuer  im  Wönerb.  d.  Verwalt., 
B.  1  und  Suppl.b.  II  u.  IIL  In  Kürze  über  die  Biersteuer  Überhaupt  mein  Finanz- 
grnndriss,  1.  Aufl.,  S.  95 — 98.  Spcciallitteratur  besonders  in  der  Bibliographie  der 
Artikel  des  H.  W.  B.  d.  St  (2.  Aufl.,  II,  S.  857  ff.),  u.  A.  Uolzner,  verschiedene 
Methoden  der  Bierbesteuerung,  Zeitschrift  für  Brauwesen,  1880.  Kindervater, 
Reform  der  Bierbesteuerung  im  Deutschen  Reich,  Fin.arch.  B.  4,  S.  569  ff.  Boccius, 
zur  Reform  der  Bierbesteuerung,  Annalen  1876,  S.  52,  ders.,  allgemeine  Reichsbier- 
steaer,  eb.  1897,  S.  101,  651.  Die  wichtigsten  Bestimmungen  der  Gesetze  und  zum 
Theil  die  legislativen  Materialien  mit  in  dieser  Litteratur,  auch  in  den  Annalen  mehr- 
fach 1868,  1872,  V.  Aufsess  eb.  1893,  S.  296.  Biersteuerstatistik  Deutschlands  in 
den  reichsstatistischen  Vierte^ahrsheften  und  im  statistischen  Jahrbuch.  Biersteuer- 
ertrag verschiedener  Staaten  im  Fin.arch.  B.  10.  S.  757,  B.  15,  S.  668. 

Ausser  den  gen.  Gesetzen  von  1868  und  1872  (dazu  Commentar  von  Berthe, 
Ausftthrungsbestimmungen  zum  Gesetz  von  1872  vom  8.  Nov.  1872,  18.  Juli  1888)  sind 
noch  zu  nennen:  das  norddeutsche  Gesetz  vom  S.Juli  1868,  betr.  subsidiarische  Haf- 
tung der  Brauuntemehmer  für  Zuwiderhandlungen  ihrer  Leute  u.  s.  w.  gegen  die 
Steuergesetze.  Gesetz  vom  8.  Juli  1868,  betr.  Branntweinsteuur,  §.  32  (Vorschriften 
fUr  den  gleichzeitigen  Betrieb  der  Brauerei  und  Brennerei).  Gesetz  vom  26.  Dec.  1875 
«ind  23.  Dec.  1876  (Novelle  zu  Abs.  2  des  §.  44  des  GeseUes  von  1872,  Special- 
bestimmungen für  Meiningen,  Coburg-Gotha,  Reuss  ä.  L.  über  dortige  Landesbiersteuer 
bis  31.  März  1878).  Gesetz  vom  6.  Juli  1898  (s.  o.  S.  686),  Verbot  der  Verwendung 
künstlicher  Süssstoffc  bei  Bier.  Zur  Ergänzung  des  Textes  und  besonders  über  die 
Steuertechnik  der  Biersteuer  im  Gesetz  von  1872  hier  nur  noch  einige  Einzel- 
heiten aus  diesem  Gesetz  (s.  auch  dafür  die  Artikel  von  v.  May,  Struve,  Zeller, 
G.  V.  Mayr  a.a.  0.). 

Die  Steuersätze  für  die  Surrogate,  neben  dem  Normalsatz  von  4  M.  (für 
100  kg.)  für  Getreide  (Malz,  Schrot)  sind  für  Reis  (gemahlen  oder  ungemahlen  u.  s.  w.) 
und  grüne  Stärke  (d.  h.  solche,  die  mindestens  80  ^/q  Wassergehalt)  ebenfalls  4  M., 
tür  Stärke,  Stärkemehl  (einschliesslich  Kartoffelmehl)  und  Stärkegummi  (Dextrin),  ferner 
für  Syrup  aller  Art,  für  andere  Malzsurrogate  6  M..  für  Zacker  aller  Art  (Stärke-, 
Trauben-  u.  s.  w.  Zucker),  auch  ZuckeranflOsungen  8  M.  Gemische  verschiedener 
Stoffe  zahlen  den  höchsten  Satz.  Essigbereitung  unterliegt  derselben  Steuer, 
wenn  sie  mit  der  Bereitung  von  Bier  verbunden  oder  in  eigens  dazu  bestimmten  An- 
stalten aus  den  biersteuerpflichtigen  Stoffen  zum  Verkauf  oder  zu  gewerblichen  Zwecken 
A.  Wagner,  FinanzwiRsenacbaft  IT.  45 
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erfolgt.    Die  Verwendong  von  Malzsurrogaten  hat  nach  der  Beicbsstatistik  fast  be- 
ständig etwas,  im  Ganzen  in  den  20  Jahren  1880 — 99  (Finanzjahre  ?om  1.  April  ao^ 
stärker  als  die  Getreidercrwendnug  zugenommen.  In  den  Jahren  1880,  1890  und  1899 
war    der    Brauerei  verbrauch    steuerpflichtigen    Getreides    bezw.    rund    4.308000  - 
6.306.000  —  7.811.000  metrische  Centner  (100  kg.),  daron  geschrotetes  Gei^ennalz 
4.155.000  —  6.128.000  —  7.619.000,  der  Verbrauch  an  Malzsurrojraten  bezw.  21.400 
—  93.700  —  157.700  metrische  Centner,  davon  Reis  3000  —  32.600  —  98.000  M.. 
Zucker  aller  Art  13.800  —  46.700  —  42.000,  Syrup  alier  Art  1669  —  2077  —  1515. 
(Vierteljahrshefte  1900  Nr.  4,  S.  207).     Auf  1  hl.  Bier  wurden  durchschnittlich  rer- 
wandt  1880  20.40  kg.  Getreide  und  Reis,  0.09  kg.  andere  Surrogate,  1899  bezw.  18.30 
und  0.14.  —  Die  Bie reinfuhr  im  Zollgebiet  kommt  zum  weitaus  grössteo  Theil 
aus  Oesterreich-Gngam  (namentlich  Böhmen),  1899  vom  ganzen  Werth  von  9.5  MilL 
Mark  8.9  Hill.,  zum  Rest  meist  aus  Grossbritannien,  0.5  Mill.  Mark.  —  Die  GestattOD? 
steuerfreien  Haustrunks  mit  Bierbereitung  ohne  besondere  Brauaniagcn  beschränkt 
sich  auf  Haushalte  von  höchstens  10  Personen  über  14  Jahre  (also  sind  z.  B.  grössere 
Haushalte   mit  Arbeitern   als  Hausgenossen  ausgeschlossen).    Es  muss  die  Bereitoo; 
des  Biers  für  diesen  Zweck  angemeldet  und  ein  Anmeldeschein  von  der  Steuerbehörde 
erlangt  werden.   Ablassen  von  Haubtrunk  an  nicht  zum  Haushalt  gehörende  Personeo 
gegen  Entgelt  ist  verboten  (§.  5  des  Gesetzes  von  1872).  Die  Zahl  der  Haushaltungea 
mit  diesem  Rechte  ist  von  1880 — 1899  zuerst  etwas  gestiegen,  dann  ziemlich  stetig; 
gesunken  (1880  37.737,  1887  41.163,  1899  32.084).    Struve  (H.W.  B.  d.  St.  B.  2, 
S.  827)  u.  A.  verlangen  aus  steuerpolitischen  Gründen  die  Beseitigung  dieses  Privilegs,  dis 
auch  in  der  Steuergeschichte  anderer  Länder  eine  Rolle  spielt     Gross  möchte  das 
fiscalische   Interesse  an  der  Sache  kaum  sein.    Die  Qualit&tscöncurrenz  des  sonstiges 
Biers   wird   vermuthlich  von   selbst  das  Haustrunkbier  immer  mehr  einschränken.  — 
Wer  sonst  Bier  brauen  will,  muss  der  Steuerbehörde  eine  genaue   Anzeige  sdner 
Räume  und  Gefässe  machen,  letztere  werden  amtlich  bezeichnet,  vermessen,  even- 
tuell unter  Verschluss  genommen.    Jede   Brauerei  muss  eine  geaichte   Waage  VDd 
Gewichte  haben.     Die  Vorräthe  an  Braustoffen  müssen  in  bestimmter  Weise  auf- 
bewahrt (§.  13)  und  in  vorgeschriebener  Art  muss  über  sie  Buch  geführt  werden 
(§.  14),  woran  sich  dann  Controlrechte  der  Behörde  knüpfen.  Alles  zum  Zweck,  die 
Benutzung  unversteuerter  Stoffe  zum  Brauen  zu   verhindern.    Bei   der  Hauptmediode 
der  Besteuerung,  auf  Brauanzeige,  muss  der  Brauer  schriftlich  anzeigen,  welche 
Gattung  und  Menge  der  Braustoffe  er  zu  jedem  Gebräude  nehmen,  an  welchem  Tag:e 
und  zu  welcher  Stunde  er  einmaischen  und  wie  viel  Bier  er  mit  dem  angegebeaea 
Material  ziehen   will  (nach   weiteren  Specialbestimmungen  §.  16,   17,   19),  über  die 
beabsichtigten  Verwendungen  von  Malzsurrogaten  überhaupt  muss  er  noch  eine  sogen. 
Generaldeclaration   einliefern  (§.   18).     Die  Einmai schung   hat   dann   regelmässif 
nur  in  Anwesenheit  eines  Controlbeamten  zu  geschehen,  der  bei  dem  ganzen  Process 
zugegen  bleiben  muss.  wobei  Nachmaischen  in  der  Regel  unstatthaft  ist  (§.  20.  2\\ 
Die  im  Gesetz  von  1872  zugelassene  zweite   Methode,  die  Vermahlnngssteuer, 
war  nach   dem  Gesetz  da  gestattet,  wo  die  Braumalzsteuer  nach  den  Landesire$:etzei 
im  Anschluss  an  eine  örtlich  bestehende  Mahlsteuer  erhoben  wurde  (wie  bis  1873  is 
Prcussen).  sonst  nur  mit  Ermächtigung  der  Directivbehörden  für  diejenigen  Brauereien, 
die  darauf  antragen  und  sich  den  zu  stellenden  Bedingungen  unterwerfen.   Der  Braoer 
darf  ohne  Erlaubniss  nicht  auf  anderen,  als  den  genehmigten  Mühlenwerken  die  Stoffe 
vermählen  la<^sen  und  unterliegt  sonstigen  Beschränkungen  (§.  22).     Nur  Brauern  nit 
mindestens   500   Meter- Centner  Malzverbraucb,  die  ordentliche  Buchführung  haben. 
wird  die  Erlaubniss  zur  Anwendung  dieser  Steuermethode  thatsäcblich  geireben.    Sie 
sind  dann  für  die  Verwendung  der  controlirt  vermahlenen  Braustofe  von  der  Anzeige 
der   Braucinmaischungen   und   der  Controle  dabei  befreit,  —  bewegen  sich   insofen 
hierbei    freier,    der    Vortheil    der    Methode.    —    Der    Behörde    stehen    umfassende 
Revisionsbfugnisse,  Besuch  der  Gewerberäume,  eventuell  in  gewisser  Form  Vor- 
nahme   von    Haussuchungen    allgemein    frei    (§.   23 — 25).   —    Umfassende    Straf- 
bestimmungen  suchen   die  Sicherheit  der  Be'^teuerung  und  die  Innehaltung  der 
gesetzlichen  Vorschriften  zu  garanliren  (§.  27  ff.).   Als  Defraudation  im  Allgemeinen 
gilt  die  Verwendong  (Einmaischnng,  Nachmaischung,  Znsetzung)  der  steuerpflichtigen 
Braustoffe  ohne  die  gesetzliche  Anmeldung,  die  darunter  mit  gehörigen  Fälle  weiien 
näher  bezeichnet.     Die  regelmässige  Strafe  iät  das  Vierfache  der  vorenthaltenen  Ab- 
gabe als  Geldstrafe,  mindestens  aber  10  Thlr.,  beim  Rückfall  das  Achtfache,  beiw. 
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20  Thir.,  bei  fernerem  BUckfall  Gef&Dgnisastrafe  bis  za  2  Jahren,  eventoell  statt  dessen 
Haft  und  Geldstrafe  nicht  unter  dem  Doppelten  der  ersten  Btlckfallstrafe,  also  das 
Sechszehnfache,  ferner  Ordnungsstrafen.  Ueber  Yertretungsverbindlicbkeiten  fur  verwirkte 
Geldstrafen  s.  §.  38,  Umwandlung  der  Geld-  in  Freiheitsstrafen  §.  39,  Verjährung, 
in  3  Jahren,  §.  40,  Yerhängung  der  Strafen  nach  den  Bestimmungen  des  Zollstraf- 
rechts §,  41).  —  Mit  unter  der  Einwirkung  der  Besteuerung  und  auch  der  Methode 
der  letzteren,  wennschon  sonst  der  allgemeinen  Entwicklung  gemäss,  hat  die  Zahl 
der  Brauereien,  besonders  auf  dem  Lande,  doch  auch  in  den  Städten,  der  nicht- 
gewerblichen, welche  alle  nur  obergähriges  Bier  erzeugen,  aber  auch  der  gewerb- 
lichen, hier  wieder  besonders  derjenigen,  welche  obergähriges  Bier  gewinnen,  stark 
abgenommen,  in  jeder  Kategorie  ohne  Unterbrechung  von  Jahr  zu  Jahr,  z.  B.  seit 
1880,  wenn  auch  in  ungleichem  Maasse  bei  den  einzelnen  Gattungen,  im  Ganzen  um 
Über  *U  vo"»  1880—1899  (von  12.789  auf  7531).  Da  die  Production,  nach  der  Menge 
der  Terarbeiteten  Stofie  bemessen,  sich  im  Ganzen  nahezu  verdoppelt  hat,  ergiebt  sich 
eine  starke  Betriebsconcentration  und  Entwicklung  des  Grossbetriebs, 
im  Durchschnitt  ist  die  einzelne  Brauerei  etwa  dreimal  so  gross  in  dem  genannten  Zeit- 
raum geworden.  Die  Frage  einer  Erhöhung  des  Steuersatzes  für  Gross- 
brauereien,  wie  in  Suddeutschland,  hat  bei  der  niedrigeren  norddeutschen  Steuer 
geringere  Bedeutung,  aber  liesse  sich  aus  gleichen  Gründen  wie  im  Süden  mit  Rück- 
sicht auf  diese  Entwicklung  wohl  bejahen.  (S.  die  Statistik  in  den  Yierteljahrsheften, 
1900,  Kr.  4,  S.  207,  und  im  statistischen  Jahrbuch.) 

§.  209 — «).  Die  Branntweinsteuer.  Auch  sie  war,  wie 
die  Bierstener,  anfänglich  im  Reiche  noch  keine  einheitliche,  sondern 
als  Beichssteuer  im  Wesentlichen  auf  Norddeutschland,  seit  1873 
einschliesslich  Elsass- Lothringens,  beschränkt.  Die  süddeutschen 
Staaten  hatten  ihre  eigene  Branntweinsteuergesetzgebung  behalten 
und  konnten  nach  der  Reichsverfassung  nur  mit  ihrer  Einwilligung 
diese  verlieren  und  in  die  allgemeine  Beichssteuer  einbezogen 
werden.  Dies  ist  denn  auch  im  Jahre  1887  geschehen.  Bis  dahin 
bestand,  wie  heute  noch  bei  der  Biersteaer  (S.  686),  zwischen  dem 
Norden  und  dem  Süden  Deutschlands  und  unter  den  einzelnen 
Staaten  des  letzteren  das  System  der  Uebergangsabgaben 
und  Ausfuhrvergütungen.  In  Norddeutschland,  verfassungs- 
mässig einschliesslich  Nord-  und  vertragsmässig  auch  Süd-Hessens, 
war  die  Branntweinsteuer,  wesentlich  auf  der  Grundlage  der 
preussischen  Gesetzgebung,  von  den  Ländern  der  ehemaligen 
kleineren  Branntweinsteuergemeinschaft,  welche  vor  1866  schon 
zwischen  Preussen,  Sachsen  und  anderen  norddeutschen  Staaten 
bestanden  hatte,  in  der  Hauptsache  bereits  im  Jahre  1868  (in  ein- 
zelnen Theilen  1869,  1871)  auf  das  innerhalb  des  Zollvereins 
liegende  Gebiet  ausgedehnt  worden,  wozu  dann  1873  noch  das 
Reichsland  kam.  Der  Reinertrag  dieser  von  den  einzelnen  Staaten 
verwalteten  und  erhobenen  Steuer,  einschliesslich  der  Uebergangs- 
abgabe,  floss,  wie  der  der  Biersteuer,  in  die  Reichscasse,  die  süd- 
deutschen Staaten  zahlten  dafür  Ersatz  in  höheren  Beiträgen,  und 
die  sonst  nicht  zur  Branntweinsteuergemeinschaft  gehörenden  Theile, 

wie  die  Zollaussehlüsse,    die  Hansestädte  u.  s.  w.,   entsprechende 
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Aversen.  Die  ganze  Einrichtung  und  die  massigen  Steuersätze  der 
Reichssteuern,  sowie  die  starken  Rfickvergtttungen ,  besonders  für 
ausgeführten  Branntwein,  hielten  den  Reinertrag  der  Steuer  auf 
einem  recht  massigen  und  längere  Zeit  kaum  steigenden  Betrag.  Im 
Jahre  1879  wurde  Branntwein  für  gewerbliche  Zwecke,  för  welchen 
in  gewissen  Fällen  bisher  schon  Steuerrttckvergtttung  erfolgt  war, 
von  der  Steuer  allgemein  unter  gewissen  Bedingungen  beA^it 

Trotz  meines  Strebens  nach  Kürze  ist  es  mir  in  diesem  Abschnitt  fod  der  Bnmnt- 
weinstener  nicht  gelungen,  die  verwickelte  Materie  nnr  knapp  zu  behandeln,  wenn  die 
Darstellung  genügen  sollte.  Daher  hier  eine  immerhin  eingehendere  Behandlung, 
gleichwohl  keine  erschöpfende. 

Gesetz  Fom  8.  Jali  1868  über  Ausdehnung  der  Branntweinsteuer  auf  die  bisher 
davon  nicht  getroffenen  Theile  des  norddeutschen,  im  Zollverein  befindlichen  Gelriets: 
vertragsmässig  (8.  April  1868)  auch  auf  Südhessen«  Durchführung  des  gen.  Gesetz« 
am  11.  Aug.  1868  und  in  kloinen  Gebietstheilen  etwas  sp&ter,  auch  in  Altona  (nach 
YerordnunfT  vom  29.  Dec.  1871),  in  Elsass- Lothringen  nach  Gesetz  vom  16.  Mai  1873 
(s.  0.  S.  377).     Gesetz  vom  8.  Juli  1868  über  subsidiarische  Haftung  der  Brennerei- 
Unternehmer  für  Zuwiderhandlungen   ihrer  Leute  gegen  die  Branntweinsteuenresetze. 
Gesetz  vom  19.  Juli  1879  über  Steuerfreiheit  des  Branntweins  für  gewerbliche  Zwecke. 
Begelung   der  Uebergangsabgaben    und  Ausfuhrvergütungen,   darüber   die  Bekannt- 
machungen des  Reichskanzlers,  zum  Theil  dieselben  wie  für  die  Biersteuer  (o.  S.  ^7i. 
In  der  letzten  allgemeinen  vom  20.  Dec.  1888  sind  folgende  Sätze  festgestellt  gewesen: 
im  Gebiet  der  norddeutschen  Gemeinschaft  Debergangsabirabc  für   1  hL   von  50  \ 
Alcohol  (Tralles)  13  M.  10  Pf..  Ausfnhrvergütung  (nur  für  Branntwein  von  mindesteas 
35  %  Stärke)  für  1  hl.  8  M.  0.58  Pf.    Besondere  Sätze  und  Bestimmungen  fllr  den 
Verkehr  mit  Luxemburg,  das  nicht  zur  Gemeinschaft  gehörte,  und  für  die  Hohen- 
zollemschen  Lande,  in  welchen  ein  eigenes  Steuersystem  bestand  (s.  u.).     In  Baiem 
Uebergangsabgabe  für  1  hl.  von  50  7o  Stärke  bei  12^9  Grad  R.  (Kormaltemperatni) 
13  M.  10  Pf.   für  Branntwein,   ebenso  hoch  für  Liköre  und  andere  mit  Zucker  ve^ 
setzte  fireistige  Getränke  ohne  Rücksicht  auf  die  Stärke,  Ausfuhrvergütung  bezw.  8  and 
4  M.  80  Pf.   für  diese   beiden  Arten.     In  Württemberg  Uebergangsabgabe  für  1  hl. 
von  50  7o  Stärke   bei   12.44  Grad  R.   2  M.   75  Pf.     In   Baden  für  Branntwein,  bei 
dem  sich  Uebergangsabirabe   und  Ausfahrvergütung  nach  dem  Alcoholgehalte  richtet, 
für   1  1.  Alcohol   oder  je   100  Literprocent  Uebergangsabgabe  18* ^g   Pf..  Ausfuhrver- 
gütung 12  Pf.,  für  andern  Branntwein,  Likör  u.  s.  w.  bezw.  16  und'8  Pf.   D^r  Bnitto- 
ertras:  der  Steuer  im  Gemeinschaftsgebiete  war  1872  45.095.000  M.,  1880/81  57.272.000. 
1886/87  57.189.000  M.    Die  Uebergangsabgabe  (incl.  ganz  kleine  Ausführungsab^be 
von  Branntwein  aus  Luxemburg  von  1876  an)  46.000  —  123.000  —  102.000  M.   Der 
Zoll  von  ausländischem  Branntwein   1.214.000  —  1.782.000  —  3.609.000  M.  —  Der 
gesammte  Bruttoertrair  hiernach  46.355.000  —  59.177.000  —  60.900.000  M.,  die  Rüci- 
vergütunjren    4.373.000    —    12.078.000   —  14.895.000  M..    der    Nettoertrajr   daher 
41.982.000  —  47.099.000  —  46.005.000  M.,  auf  den  Kopf  1.35  —  1.32  —  1.28  M. 
In    den   Zwischenjahren    war    er    mehrfach    etwas   höher   (1875   1.56   M.,    1884/85 
1.46  M.  auf  den  Kopf),  aber  im  Ganzen  nicht  in  fiscalisch  günstiger  Entwicklung. 

Die  Einrichtung  der  Branntweinsteuer  nach  dem  Gresetz 
von  1868,  auf  Grund  der  bisherigen,  bezw.  alten  preussiscben  Be- 
stimmungen ,  war  in  den  Hauptpuncten  folgende.  Die  Steuer  war 
zwar  insofern  eine  Fabrikatsteuer,  als  der  NormaUtenersatz  flir 
den  Branntwein  selbst  im  Gesetz  nach  dessen  Menge  und  Alcohol- 
stärke  festgestellt  war,  nemlich  für  das  preussische  Quart  (1,145  L) 
Branntwein  zu  50  %  Alcohol  nach  dem  Alcoholometer  von  Tralle« 
auf  P/lg  Sgr.    Aber  die   Veranlagung,   Erhebung  und  Be- 
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recbnung  der  Steuer  erfolgte  Dach  der  verarbeiteten  Rohstoff- 
meDge,  nemlich  in  zwei  Formen,  der  Maischbotticbsteuer 
bei  der  Bereitung  des  Branntweins  aus  Getreide  und  anderen 
mebligen  Stoffen  nach  dem  Rauminhalt  der  zur  Einmaischung 
oder  Gährung  der  Maische  benutzten  Gefässe,  und  der  Branntwein- 
Materialsteuer,  bei  der  Bereitung  des  Branntweins  aus  nicht 
mehligen  Stoffen,  nach  der  Menge  der  dazu  verwendeten 
Materialien.  In  beiden  Fällen  wurde  die  Rohstofi^menge  nach  dem 
Volumen  der  Gefässe  bemessen  und  dann  mit  einem  festen  Steuer- 
satz dafür  belegt,  bei  der  ersten  Form  mit  3  Sgr.  für  jede  20  preuss. 
Quart  (22.9  1.)  des  Rauminhalts  der  Maischbottiche  und  ffir  jede 
Einmaischung,  bei  der  zweiten  Form  ftir  jeden  Eimer  zu  60  preuss. 
Quart  (68.7  1.)  eingestampfter  Weintreber,  Kernobst,  Treber  von 
Kernobst  und  Beerenfrttchten  mit  4  Sgr.,  für  jeden  Eimer  Trauben- 
oder Obstwein,  Weinhefen  und  Steinobst  mit  8  Sgr.,  ftlr  andere 
Dicht  mehlige  Stoffe  nach  Verhältniss  der  Ausbeute  und  nach  dem 
genannten  Normalsteuersatze  gemäss  Bestimmungen  der  obersten 
Finanzbehörde  des  betreffenden  Staats.  Hier  lag  also  doch  eigent- 
lich die  Idee  zu  Grunde,  dass  die  beiden  Rohstoffsteuersätze  den 
Normalsteuersatz  fUr  fertigen  Branntwein  von  50  %  Alcoholstärke 
ergeben.  Indessen  zeigt  schon  die  Festsetzung  der  Ausfuhrver- 
gfitung  mit  nur  11  Pfennig  ("/jg  Sgr.)  für  das  Quart  statt  des 
Normalsteuersatzes  von  18 Vis  Pf.  (l^/ic  Sgr.),  dass  man  auch  in 
Durchschnitt  keine  so  hohe  Belastung  des  Branntweins  durch  die 
beiden  Rohstoffsteuem  annahm.  Sie  war  in  Wirklichkeit  oft  noch 
Diedriger,  so  dass  die  Ausfuhrvergtttung  eine  Prämie  enthielt. 
Kleine  ländliche  Brennereien  hatten  übrigens  auch  nur  Ve  ^^^ 
Satzes  der  Maischraumstener  zu  entrichten. 

Die  Besteuerung  des  Branntweins  in  diesen  beiden  Formen 
hat,  wie  schon  vordem  in  Preussen,  in  besonderem  Maasse  die 
Vorzüge  und  Mängel  einer  Rohstoffsteuer  gezeigt,  ähnlich  wie  die 
Rfibenzuckerstener  nach  der  Rübenmenge.  Sie  trieb  zum  ökono- 
misch-technischen Fortschritt  stark  an,  um  aus  der  steuerpflichtigen 
Menge  des  Rohstoffs  möglichst  viel  Branntwein  zu  gewinnen,  führte 
dabei  aber  allerdings  öfters  zu  einem  productionstechnisch  nicht 
richtigen  Betriebe  (so  zum  Dickmaischen)  und  gab  der  ganzen 
Production  eine  einseitige  Richtung.  Sie  beschränkte  die  Controlen 
auf  gewisse  Stadien  des  Betriebs,  bedingte  nicht  so  genaue  Con- 
trolen der  Menge  und  Stärke  des  Alcohols  wie  die  Fabrikatsteuer, 
aber  engte  doch  die  freie  Bewegung  innerhalb  des  Betriebs  erheb- 
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lieh  ein.  Bei  der  vorwiegend  ein  landwirthscbaflliches  Neben- 
gewerbe in  Deutschland,  besonders  im  Nordosten ,  darstellenden 
Brennerei  (Kartoffeln)  war  der  Betrieb  stark  zersplittert,  auch  bei 
der  der  Maischraumsteuer  unterstehenden  Brennerei  mehliger  Stoffe, 
vollends  bei  der  Materialsteuer.  Im  ersten  Fall  spielte  wegen  der 
Gewinnung  von  Viehfutter  in  der  Schlempe  ein  wichtiges  land- 
wirthschaftliches  Interesse  bei  der  Brennerei  mit.  Die  Rohstoff- 
steuer belastete  dann  die  einzelnen  Brennereien  nach  ihren  tech- 
nischen Einrichtungen,  ihrer  Grösse  und  Leistungsfähigkeit,  ihrem 
Material,  das  sie  verarbeiteten,  wieder  ungleich,  begünstigte  den 
Grossbetrieb,  bedrückte  den  kleineren  Betrieb  stärker,  führte  mit 
deshalb  zu  einer  theilweisen  Verdrängung  des  letzteren  und  bedingte 
mit  aus  diesen  Gründen,  damit  solche  Wirkungen,  anch  gegen  das 
wegen  der  Viehfuttergewinnung  stark  mitspielende  landwirthschaft- 
liche  Interesse  nicht  noch  stärker  würden,  massige  Steuersätze  nnd 
grosse  Äusfuhrvergütungen.  Eine  wesentliche  Ertragssteigerung  dieser 
Steuer  war  bei  stabilen  Steuersätzen,  die  freilich  in  Widerspruch 
mit  der  steigenden  Ausbeute  standen,  nicht  zu  erzielen  nnd  der 
Reinertrag  musste  ein  relativ  kleiner  bleiben,  trotz  grosser  Production 
und  Consumtion,  verglichen  zumal  mit  dem  Ertrag  der  Branntwein- 
steuern des  Auslands  (Grossbritanniens,  Russlands,  Frankreichs). 

Nähere  Würdigung  der  Bohstoffsteucr  als  Branntweinsteaer-Meihode  gehört  vieder 
nicht  hieiher,  sondern  in  die  systematibche  specielle  Steuerlehre.  S.  aus  der  reichen 
Litteratur  besonders  die  Schriften  von  J.  Wolf,  Branntweinsteuer,  1884.  bes.  S.  53  fi.. 
d  ers.  im  H.  W.  B.  d.  St.  Art.  Branntweinsteuer,  1.  A..  B.  2,  S.  714,  724,  ders.  im 
Fin.arch.  B.  4,  5,  7.,  ferner  Elster,  Suppl.b.  1  des  H.  W.  B.  d.  St.  S.  257.  Zeller 
im  Schönberg'schen  Handbuch  4,  A.,  B.  3,  Abth.  1,  S.  540,  545,  553  ff.  G.  f.  Mayr, 
Art.  Branntweinsteuer  im  WOrterb.  d.  Verwalt.  I,  S.  231,  und  Sapplementbiode. 
V.  He  ekel,  Art.  Brausteuer  in  der  2.  Aufl.  des  H.W.  B.  d.  St.  B.  2,  S.  1056,  lOW, 
alles  auch  mit  für  die  spätere  Rcicbsgesetzgcbung,  ?.  Aufsess,  Annalen  1893,  S. 307. 
Keilwagen,  Besteuerung  des  Branntweins  (1888),  Laves,  Aufsatz  im  Jahrbuch  for 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  1887,  Conrad,  im  Jahrb.  f.  Nat.Ok.  1887,  N.  F.  R  15 
(Gesetz  von  1887),  Paasche  eb.  1896,  3.  Folge,  B.  11,  über  die  neueste  Gesetz- 
gebung. Die  Gesetze  von  1868  ff",  in  den  Annalen  J.gg.  1868,  1886,  1887,  1890. 
1895,  1896,  die  von  1887  ü.  im  Fin.arch.  B.  5,  8,  12,  14,  zum  Theil  mit  den  Materialieo. 
Ertragsstatistik  verschiedener  Länder  Fin.arch.  B.  10,  S.  757,  B.  15,  S.  668.  Oentschtf 
Statistik  in  den  Vierteljabrsheften  und  im  Jahrbuch.  Kurze  Uebersicbt  der  ganzes 
Steuerfrage  in  meinem  Finanzgrundriss,  1.  Aufl.,  S.  98 — 103.  Zur  Ergänzung  des 
Textes,  besonders  zur  Characterisirung  des  Systems  nach  der  steuertechnischeo 
Seite,  sei  von  Einzelheiten  aus  dem  Gesetz  von  1868  noch  Folgendes  hinzogefo^ 
(S.  u.  A.  Keil  wagen 's  Commentar). 

Landwirthschaftliche  Brennereien  mit  dem  niedrigeren  Steuersatz  sind  (§.  3  de» 
Gesetzes  von  1868)  solche,  die  nur  vom  1.  Nov.  bis  16.  Mai  incl.  im  Betriebe  sind, 
im  vorhergehenden  Sommer  ganz  geruht  haben,  nur  selbstgewonnene  Erzengnisse  ver- 
wenden und  an  einem  Tage  nicht  über  900  preuss.  Quart  Bottichraam  bemaischeo. 
Es  soll  durch  diesen  niedrigeren  Steuersatz  die  Brennerei  und  dabei  die  Fotte^ 
I2:ewinnung  kleinerer  Landwirthschaftsbetriebe  bcgtLnstigt  werden.  Die  Erhebung  ood 
Controle  der  Steuer  beruht  auf  Vorschriften  über  Anmeldung  des  Bronnerei- 
betriebs (Einrichtung  einer  Brennerei,  Anschaffung  eines  DestÜlirapparats) ,  Ad- 
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meldang  and  Beschreibung  der  Räume  (Liefernng  eines  Grondrisses),  der  Maisch- 
und Brenngefässe  und  Ger&the  aller  Art,  Angabe  des  Rauminhalts  der  Gefässe,  Be- 
zeichnung der  Geräthe,  Abmeldung  der  Destillirgeräthe  u.  s.  w.,  worüber  Alles  dann 
eine  amtliche  Controle,  mit  amtlichem  Verschluss  der  Maisch-  und  Destillirgeräthe, 
stattfindet  Vor  Beginn  der  Inbetriebsetzuog  muss  nach  genaueren  gesetzlichen  Vor- 
schriften und  nach  amtlichem  Formular  ein  Betriebsplan  der  Behörde  eingereicht 
und  ?on  dieser  geprüft  und  genehmigt  werden.  Die  Maischbereitung  ist  bei  der 
Maischsteuer  nach  Raum  und  Zeit  genau  gesetzlich  geregelt  (§..26 — 31  des  Ge- 
setzes von  1868).  So  darf  z.  B.  fttr  jeden  zur  Einmaischung  bestimmten  Tag  nicht 
unter  600  preuss.  Quart  Maischraum  angemeldet,  kein  Bottich  7on  weniger  als  300 
Quart  Inhalt  benutzt  werden.  Die  Verschlusse  der  unter  amtlichem  Verschluss  ge- 
setzten Maisch-  und  Destillirgeräthe,  die  in  Betrieb  genommen  werden  sollen,  hat  ein 
Steuerbeamter  abzunehmen.  Besondere  Bestimmungen  gelten  fUr  den  gleichzeitigen 
Betrieb  der  Brennerei  und  der  steuerpflichtigen  Brauerei  (§.  32).  Bei  der  zweiten 
An  der  Steuer,  der  Materialstouer  fdr  Branntwein  aus  nicht  mehligen  Stoffen 
(§.  33  ff.),  muss  ein  Verzeichniss  der  Materialvorräthe  und  der  Art  ihrer  Aufbewahruqg 
angemeldet  werden ,  worüber  dann  wieder  eine  Gontrole  stattfindet  (§.  35  ff.).  Der 
Steuerpflichtige  ist  der  Inhaber  des  Brennereibetriebs,  der  die  Steuer,  wenn  nicht  die 
zulässige  Stundung  gewährt  ist.  regelmässig  am  letzten  Monatstage  des  Betriebs 
entrichten,  bei  nur  einmaliger  Versäumniss  des  Zahltermins  fernerhin  sie  gleich  bei 
der  Anmeldung  voraus  bezahlen  muss  (§.  13).  Erlass  erfolgt  nor  bei  unvermeidlicher 
Unterbrechung  des  Betriebs  und  wenn  die  Maische  eines  verstcoerten  unangebrochenen 
Bottichs  gänzlich  unbrauchbar  geworden  ist  (§.  14).  Fixation  dieser  Steuer  ist 
statthaft  bei  Brennereibetrieb,  der  wenigstens  7  Tage  ununterbrochen  fortgehen  soll. 
Die  Höhe  der  Fixation  richtet  sich  dabei  nach  der  Materialgattung  und  der  Menge 
des  Materials,  die  während  der  erlilärten  ßrennzeit  ohne  Unterbrechung  mit  den  zum 
Gebrauch  bestimmten  Destillirgeräthen  nach  deren  Betriebsfähigkeit  in  Branntwein 
umgewandelt  werden  kann,  wo  dann  die  Controlen  entsprechend  beschränkt  werden 
oder  wegfallen  (§.  41).  Den  Steuerbeamten  stehen  die  erforderlichen  Revisionsbefug- 
nisse, Besuch  der  Gewerberäume,  Gontrole  der  Geräthe,  der  Innehaltung  des  Betriebs- 
plans, eventuell  unter  den  gesetzlichen  Formen  Haussuchungen  zu,  den  Steuerpflichtigen 
und  ihrem  Personal  liegen  Hilfspflichten  dabei  ob.  Geschenke  an  Steuerbeamte  ist 
nicht  nur  diesen  zu  nehmen  unbedingt  verboten,  sondern  auch  Geschenke  zu  geben  oder 
selbst  nur  anzutragen  ist  den  Steuerpflichtigen  verboten  und  bei  ihnen  straffällig. 
Das  Strafsystem  ist  auch  bei  dieser  Rohstoffsteuer  entsprechend  der  erheblichen 
Gefahr  von  Defrandationen  trotz  aller  Controlen  bereits  umfassend,  scharf  und  eigen- 
thtlmlich  den  verschiedenen  Möglichkeiten  des  Unterschleifs  angepasst  (§.  50  ff.). 
Defraudation  liegt  demnach  vor,  wenn  gewerbliche  Handlungen,  von  deren  Aus- 
übung die  Entrichtung  der  Steuer  abhängig  ist,  entweder  in  einem  amtlich  vollzogenen 
Betriebsplane  gar  nicht  angegeben  sind  oder  von  den  hierin  angegebenen  dergestalt 
abweichen,  dass  daraus  eine  Steuerverktlrzung  fol^t.  Die  allgemeinen  Strafen  sind 
dann  erstmals  da»  Vierfache  der  vorenthaltenen  Steuer,  im  ersten  Rückfall  nach  er- 
folgter Bestrafung  das  Achtfache,  woneben  der  Schuldige,  wenn  er  Brenner  ist,  das 
Recht  zu  brennen  für  3  Monate  verliert,  im  ferneren,  bezw.  dritten  Rückfall  nach 
erfolgter  zweimaliger  Bestrafung  das  Sechzehnfache  und  zugleich  definitiver  Verlust 
des  Brennrechts  für  den  schuldigen  Brenner.  (Besondere  Bestimmungen  über  die 
Fälle,  wo  die  von  der  Steuerbehörde  ausser  Gebrauch  gesetzten  Maisch-  oder  Destillir- 
geräthe unbefugter  Weise  benutzt  werden,  in  §.  54, 55.)  Besondere  Straf  bestimmungen 
ttber  Geldstrafen  in  bestimmten  Beträgen,  Gontiscation  von  Gefassen,  Ordnungsstrafen 
treten  noch  hinzu  in  einer  Reibe  spccieÜer  Steuerdelicte,  woraus  sich  zugleich  die 
einzelnen  Verpflichtungen  des  Brenners  und  die  Controlen  der  Verwaltung  mit  ergeben: 
so  bei  heimlicher  oder  anmeldungswidriger  Zubereitung  und  Aufbewahrung  der  Maische, 
bei  Unterlassung  oder  unrichtiger  Anmeldung  steuerpflichtiger  Stoffe,  bei  unterlassener 
oder  unrichtiger  Angabe  der  Geräthe.  bei  unterlassener  Anzeige  des  Uebergangs  von 
Geräthen  in  andere  Hand,  bei  unterlassener  Geräthebezeichnung,  bei  Abweichungen 
von  der  Maisch-  und  Brennzeit,  bei  ordnungswidrigem  Verfahren  mit  den  Betriebs- 
plänen und  Materialverzeichnissen,  bei  Verletzung  des  Verschlusses  oder  der  Bezeich- 
nung der  Geräthe.  bei  sonstigen  Gesetzesübertretungen  (§.  57 — 65).  Der  Brenner 
selbst  haftet  dabei  auch  noch  mit  seinem  Vermögen  für  die  Geldstrafen  seiner  Ver- 
walter, Gewerbsgehilfen,  Hausgenossen  bei  deren  Unvermögen  zur  Zahlung,  oder  wenn 
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er  bei  ihrer  Auswahl,  Ansteilang  und  BeaQ&ichtigaog  nicht  sorgfältig  verfahren  ist 
(§.  67).  BestechoDg  der  Beamten,  Widersetzlichkeit  gegen  sie,  Yerwandlang  der  Geld- 
in Freiheitsstrafen,  Verfahren  bei  der  Verfolgung  von  Zuwiderhandlungen,  VeijfthniDs: 
werden  nach  dem  Zollstrafgesetz,  bezw.  nach  den  allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmongen 
behandelt  (§.  68).  £s  ist  immer  allgemein  wichtig  zu  beachten,  wie  bei  solchen  in- 
directen  Verbrauchssteuern,  die  sich  an  den  Productionsbetrieb  anschliessen,  Gontroleo 
und  Strafandrohungen  weit  gehen  müssen,  auch  bei  Bohstoffsteuem  wie  dieser  ilterca 
Branntweinsteuer:  das  Missliche  und  doch  Onvermeidliche  bei  solchen  Steuern. 

Das  Gesetz  von  1879  über  die  Steuerfreiheit  des  Branntweins  zu  gewerb- 
liehen  Zwecken  ermächtigte  den  Bundesrath  unter  den  von  ihm  vorzuschreibendeo 
Bedingungen  und  Controlen,  für  solchen  Branntwein  (einschliesslich  des  zur  Easi^- 
bereitung  dienenden)  Vergütung  im  Betrage  der  Ausfohrvergütung  zu  gewähren. 
Der  Branntwein  muss  za  diesem  Behufe  vorher  denaturirt.  d.  h.  zum  menschlichen 
Genüsse  unbrauchbar  gemacht  werden.  S.  das  Nähere  darüber,  die  Controlen  u.s.  v. 
in  dem  Regulativ  zu  dem  Gesetze  (u.  A.  bei  Keilwagen  S.  263  ff.  mit  den  An- 
lagen, Formularen).  Die  Herauszahlan^en  auf  Vergütung  für  solchen  Branntwein 
süejren  rasch.  1875  nur  57.000  M..  1879/80  187.000,  waren  sie  1880/81  schon 
1.156.000,  1884/85  2.070.000  M.  neben  12.240.000  M.  Ansfuhrver^rütungen. 

Der  Zoll  auf  ausländischen  Branntwein  war  in  der  Periode  der  Giltigkeit  de» 
Gesetzes  von  1868  die  längste  Zeit  hindurch  noch  der  oben  S.  658  schon  angegebene 
massige  und  einheitliche  für  alle  Sorten  von  36  M.  für  100  kg.,  der  dann  1879  aof 
48,  1885  aof  80  M.  erhöht  worden  ist,  was  eine  erhebliche  Ertragssteigerung  mit 
sich  führte  (o.  S.  696).  Eine  weitere  Erhöhung  des  Zolls  stand  mit  der  Reform  der 
Branntweinsteuer  im  Jahre  1887  in  Verbindung  (s.  u.). 

Abweichend  von  der  norddeutschen  Branntweinsteuer  war  diese  Steuer  in 
Hohenzollern  eingerichtet.  Hier  hatte  vordem  die  ältere  Landesgesetzgebung  ans 
der  Zeit  der  Selbständigkeit  noch  gegolten  (s.  §.  14  des  folg.  Gesetzes).  Durch  nord- 
deutsches Bundesgesetz  vom  4.  Mai  1868  trat  von  1859  an  eine  Abgabe  von  der 
Branntweinbereitung  ein,  im  Betrage  von  2Vs  fl*  v^om  Eimer  bereiteten  Branntweins 
bei  einer  Stärke  desselben  bis  zu  65  7o  Tralles ,  von  5  fl.  bei  höherer  Stärke  i sogen, 
pauschalirte  Fabrikatsteuer). 

Der  UDgenttgende  Ertrag  der  bisherigen  Branntweinsteuer,  das 
Unbefriedigende  der  Verschiedenheit  der  Gesetzgebung  im  Haupt- 
theil  des  Reichs,  in  dem  Gebiet  der  Branntweinstenergemeinschaft 
und  in  den  drei  süddeutschen  Staaten  und  in  Hohenzollern,  die 
steuerpolitische  und  steuertechnische  Mangelhaftigkeit  der  Rohstoff- 
Steuer  des  Reichs,  weiter  aber  auch  agrarpolitische,  handelspolitische, 
consumpolitische  und  sanitäre  Rücksichten  und  Wünsche  liessen 
den  bisherigen  Zustand  der  Branntweinsteuer  immer  mehr  als  ud- 
genügend  und  eine  umfassendere  Reform  als  nothwendig  erscheinen. 
Die  Bismarck'sche  Tendenz,  dem  Reiche  grössere  Einnahmen  und 
dadurch  mittelbar  den  Einzelstaaten  grössere  Ueberweisungen  zo 
verschaffen,  damit  aus  diesen  die  directen  Staats-  und  auch  weiter 
mittelbar  die  Communallasten  erleichtert  werden  könnten,  spielt 
ausserdem  immer  mit.  Eine  Reform  bot  aber  ausserordentliche 
Schwierigkeiten  bei  der  Schwierigkeit  und  Verwickeltheit  des  ganzen 
Branntwein  Steuerproblems  überhaupt  und  bei  der  politischen,  wirth- 
schaftlichen  und  finanziellen  Lage  der  Dinge  im  Deutschen  Reich 
insbesondere.  Sie  lagen  in  der  Kreuzung  fiscalischer  mit  agrarischen^ 
industriellen,  mercantilen,   Schankwirthschafts-  und  Consumenten- 
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interessen  und  dieser  letzteren  Interessen  wieder  untereinander,  in 
der  in  Deutschland  vielfach  bestehenden  Abneigung  gegen  höbe 
Verbrauchssteuern,  in  dem  Conflict  auch  gut  begründeter  consum- 
politischer  und  sanitärer  mit  Interessen  der  Producenten,  Wirthe, 
Consnmenten  und  mit  Consumsitten,  auch  in  den  Verschiedenheiten 
der  Consumtionsverhältnisse  der  verschiedenen  Theile  des  Reichs 
und  in  den  Verhältnissen  des  Branntweinconsums  einer-,  des  Bier- 
und  Weinconsums  anderseits,  sowie  in  den  Beziehungen  der  Brannt- 
weinsteuer zur  Steuer  auf  Bier  und  Wein  (oder  bei  Wein  zur  im 
grössten  Theil  des  Reichs  bestehenden  Freiheit  von  innerer  Wein- 
steuer), auch  was  die  relative  Höhe  der  Steuern  auf  diese  Getränke 
anlangt. 

Es  kann  bei  dieser  Sachlage  und  bei  der  wohl  oder  übel  weit- 
verbreiteten Abneigung  gegen  Monopole  bei  uns  nicht  auffallen, 
dass  ein  im  Reichstag  eingebrachter  Plan  der  verbündeten  Re- 
gierungen, zum  Monopol  überzugehen,  nicht  Annahme  und  so 
gut  wie  gar  keine  Unterstützung  im  Reichstage  fand  (1886).  Geplant 
war  die  Form  des  sogen.  Voll- Handelsmonopols  für  das  ganze 
Reichsgebiet,  unter  Verbleiben  der  Brennerei,  also  der  Prodnction 
des  rohen  Branntweins  selbst  für  die  private  Wirthschaft  (wie 
des  inneren  Tabakbaus,  aber  regelmässig  nicht  der  Fabrikation 
bei  der  üblichen  Tabakmonopolform).  Die  Ablehnung  erfolgte  fast 
einstimmig,  trotzdem,  wie  Mayr  wohl  mit  Recht  sagt,  der  Gesetz- 
entwurf „die  finanziell  und  volkswirthschaftlich  bei  Durchführung 
einer  hohen  Branntweinsteuer  gebotenen  Rücksichtnahmen  in  der 
zweckmässigsten  Weise  ermöglicht  h'ätte.'^ 

(G.  w.  Mayr  im  Wörterb.  d.  Verwalt.  I,  S.  236,  ders.  auch  im  Art.  Monopol 
eb.  II,  142.)  Ich  gehe  auch  hier  jetzt  auf  Darlegang,  Litteratur  und  Kritik  des 
deutschen  Monopolplans  von  1886  nicht  näher  ein.  Die  Herstellung  rohen  Brannt- 
weins sollte  nach  §.  1  der  privaten  Gewerbsthätigkeit  überlassen  bleiben,  aber  der 
im  Gesetz  bestimmten  Ordnung  unterstchen.  Der  Bezug  sämmtlichcn  inländischen 
rohen  Branntweins  von  den  Herstellern  und  von  Branntweinen  aller  Art  ans  dem 
Auslände,  die  Reinigung  des  Branntweins  und  dessen  weitere  Verarbeitung  zu 
alcoholischen  Getränken,  sowie  der  weitere  Verkauf  des  Branntweins  aller  Art 
sollten  mit  den  im  Gesetz  gemachten  Ausnahmen  schliesslich  dem  Reich  zustehen 
und  fur  dessen  Rechnung  betrieben  werden.  Der  allerdings  mehrfach  ange- 
fochtene Ertragsanschlag  kam  anf  eine  Bruttoeinnahme  von  668.692.000  M., 
eine  laufende  Ausgabe  von  365.948.000  Mark,  einen  Reinertrag  von  302.744.000  M., 
wobei  die  Jahreslast  der  einmaligen  Ausgaben  von  720.5  Mill.  Mark,  also  bei 
einer  Anleihe  dafür  mit  Zins  und  Tilgungsrate,  mit  4V3  %  dieser  Summe,  daher  mit 
c.  32.4  Mill.  Mark  schon  bei  den  laufenden  Ausgaben  eingesetzt  und  vom  Rohertrag 
abgezogen  ist.  Unter  den  Roheinnahmen  war  der  Hauptposten  504.025.000  M.  vom 
gewöhnlichen  Branntwein,  dessen  Verkaufspreis  für  das  Liter  reinen  Alcohols  zu  2Ve  M., 
fttr  das  Liter  Trinkbranntweins  zu  83  Pfennig  angesetzt  war,  während  der  inländische 
Rohbranntwein  zu  35  Pf.  für  das  Liter  reinen  Alcohols  erworben  worden  wäre. 
Qualitätsbranutwein  ans  Getreide  sollte  zu  3  M.  60  Pf.  das  Liter  reinen  Alcohols, 
zu   1  M.  20  Pf.   das  Liter  Trinkbranntweins  verkauft  werden.     Als  Entschädigung 
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und  Unterstutzungen  in  Folge  der  Einführung  des  Monopols  waren  540  Mill.  Mark 
in  Aussicht  genommen,  daron  430  Mili.  als  Personalentschädigung  und  da?on  vieder 
330  Mill.  far  Kleinhandel  und  Ausschank.  Gegenüber  dem  bisherigen  Ertrag  der 
Branntweinsteuer  im  Gebiet  der  Beichssteuer  von  c.  50  MilL,  anschlagsweise  bei  der 
Ausdehnung  auf  das  ganze  Reichsgebiet  incl.  Suddeutschland  vielleicht  in  max.  60  Mill.. 
wäre  eine  VerfUnffachung  des  Reinertrags  erzielt  worden.  Die  Frage  taucht  dabei, 
wie  ähnlich  bei  einer  sehr  ergiebigen  Tabaksteuer,  doch  immer  auch  auf,  ob  man 
durch  eine  einzelne  derartige  Steuer,  welche  nach  den  Consumverhältnissen  nur 
gewisse  Personen  und  Kreise  trifft,  eine  so  grosse  Last  diesen  allein  zur  Be- 
streitung des  Staatsbedarfs  auflegen  darf?  S.  Über  Project  (Febr.  1886)  und  Ver- 
handlungen im  Reichstage  die  Reichstagspapiere  von  1886.  Der  Gesetzentwurf  mit 
Motiven  auch  in  den  Anualen  1886,  S.  421  S. 

Ein  gleich  nach  dem  Scheitern  des  Monopols  eingebrachter 
neuer  Gesetzentwurf  (Mai  1886)  enthielt  den  Plan,  unter  Beibehaltung 
der  etwas  (um  10  %)  zu  ermässigenden  Maischraum-  und  Material- 
steuer vornemlich  in  der  Form  einer  sogen.  Verbrauchsabgabe 
den  Branntwein  zu  besteuern.  Diese  Abgabe  hatte  namentlich  der 
Kleinverkäufer,  welcher  Branntwein  unmittelbar  an  den  Verbraucher 
verkauft,  also  im  Wesentlichen  der  Schankwirth  zu  entrichten 
(daher  sogen.  Verbrauchsabgabe  in  Form  der  „Schanksteuer"). 
Auch  dieser  Entwurf  ist  aber  alsbald  im  Reichstage  abgelehnt 
worden. 

Die  Verbrauchsabgabe  sollte  in  steigenden  Sätzen  im  1.  Jahre  (1.  Oci.  1886  87) 
40,  im  2.  Jahre  (1887/88)  80,  vom  8.  Jahre  an  120  Pf.  fttr  das  Liter  reinen  AI- 
cohois  betragen.  Grundlage  der  Steuer  war  Anzeigepflicht  und  Buchfuhrungszvaag. 
Die  mehlige  Stoffe  und  Melasse  verarbeitenden  Brennereien  soUten  auf  ihren  Betriebt 
umfang  vor  1.  April  1886  beschränkt  werden.  Die  Zölle  für  fremden  Branntwein 
waren  zu  erhöhen  in  3  Jahren  auf  120  —  160  —  200  M.  filr  100  kg.  Es  war 
Innerhalb  der  Ycrbrauchssteuergemeinschaft  im  1.  Jahre  auf  einen  Reinertrag  aus  der 
gesammtcn  Steuer  von  122.9,  im  zweiten  von  188.9,  im  dritten  von  234.9  MiU.  Mark 
gerechnet,  bei  einer  Boheinnahme  im  dritten  Jahre  u.  s.  w.  von  210  Mill.  aus  der 
Verbraucbsabgabe,  54  Mill.  aus  der  Maischraumsteuer,  Vs  ^^*  ^^  ^^^i"  ^^tcialbteuer. 
S.  Vorlage  und  Berichte,  Verhandlungen  in  den  Keichstagspapieren  1886,  auch  erstere 
mit  Begründung  und  Commiäsionsbericht  (auch  eigener  Gesetzentwurf  einiger  Mitglieder 
der  betrefiendeD  Commissionen)  in  den  Annalcn  1887,  S.  30  ff.  S.  die  obige  Litteratur. 
kurz  V.  Mayr,  Wörterb.  d.  Verwalt.  1,  236,  Zeller  a.  a.  0.  S.  554,  v.  Heckel 
H.  W.  B.  d.  St.  2.  A.,  11,  S.  1067. 

Erst  bei  einem  dritten  Anlaufe  gelang  es  endlich ,  die  Brannt- 
weins teuerreform  Dach  einem  abermals  veränderten  Plan  doreh- 
zuführen,  die  Steuer  auf  die  bisher  abgesondert  stehenden  sfid- 
deutschen  Staaten  auszudehnen  und  so  Einheitlichkeit  im  ganzen 
Reichsgebiete  zu  erreichen.  Dies  geschah  in  der  wichtigen  neuen 
Gesetzgebung  von  1887  (Gesetz  vom  24.  Juni  1887),  welche  zwar 
seitdem  verschiedene  Veränderungen  erfahren  hat  (1889, 1891, 1895), 
aber  im  Ganzen  die  Grundlage  bis  jetzt  (1901)  geblieben  ist 

In  dieser  freilich  sehr  complicirten  Gesetzgebung  sind  die  f i  s- 
calischen  Interessen  allerdings  lange  nicht  in  dem  Maasse, 
wie  beim  Monopolplan,  und  auch  in  erheblich  geringerem  Umfang 
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als  bei  dem  Schanksteuerproject  von  1886,  immerhin  aber  doch 
gegen  den  bisherigen  Ertrag  auf  Grand  der  früheren  Gesetzgebung 
nicht  unwesentlich  wahrgenommen  worden.  Der  Bruttoertrag  ist 
gleich  im  ersten  Jahre  (1.  Oct.  1887/88)  auf  über  das  Doppelte 
des  bisherigen,  allerdings  bei  Einbeziehung  Süddeutschlands,  und 
dann  weiter  auf  etwa  das  Dreifache  gestiegen,  freilich  alsbald 
stabil  geworden,  hat  also  auch  jetzt  wieder  keine  rechte  Ent- 
wicklungsfähigkeit gezeigt.  Er  rührt  zu  etwa  Vs  ^^^  mehr  aus 
der  neuen  Verbrauchsabgabe  her. 

Reinertrag  fOr  die  Reichscasse  im  letzten  Jahre  der  alten  Steuer  1.  April 
1886/87  46.00  (Max.  1888/84  53.08)  Mill.  Mark,  im  1.  Jahre  der  neuen  Steuer 
(1.  Oct.  1887/88)  118.61,  1888/89  143.12,  Max.  1890/91  153.97,  1897/98  149.94, 
1898/99  zuerst  höher  162.88  Mill.  Mark,  davon  aus  der  Verbrauchäabgabe  mit  Zuschlag 
130.59  ^lill.  Auf  den  Kopf  kam  1886/87  1.28  Mark  netto  (Max.  iu  früheren  Jahren 
1.56  in  1875),  jetzt  1887/88  2.52,  1888/89  2.96,  1889/90  3.12  (Max.),  1894/95  2.74 
(Min.),  1898/99  2.95  M. 

Auch  die  volks-  und  speciell  die  landwirthschaftlichen 
Interessen  der  Brennerei  sind  in  Form  eines  niedrigeren  Steuer- 
satzes für  ein  bestimmtes  „Contingent^^  der  Production  berücksichtigt 
worden,  —  nicht  übermässig,  auch  in  der  Hauptsache  nicht 
mittelst  eines  Geschenks  („Liebesgabe^')  für  die  Brenner,  sondern 
nur  in  einem  Maasse,  dass  die  mit  durch  die  neue  Gesetzgebung 
erschwerte  Lage  der  Brennerei,  zumal  in  Norddeutschland,  wenig- 
stens eine  erträgliche  wurde  und  die  Brepnerei  als  wichtiges  land- 
wirthschaftliches  Nebengewerbe  sich  in  ohnehin  für  sie  ungünstigen 
Gonjuncturen  halten  konnte.  Die  bezüglichen  weit  verbreiteten 
Anklagen  gegen  die  Gesetzgebung  von  1887,  welche  auf  die  Be- 
hauptung einer  Schädigung  des  fiscalischen  wie  des  Consumenten- 
interesses  zu  Gunsten  der  die  „Liebesgabe''  empfangenden,  nament- 
lich norddeutschen  (Kartoffel-)Brenner  hinauslaufen  und  bis  in  die 
Gegenwart  reichen,  sind  nicht  nur  übertrieben  und  tendenziös,  son- 
dern kaum  irgendwie  begründet.  Es  galt  eben,  durch  Gewährung 
eines  niedrigeren  Steuersatzes  für  ein  gewisses  Gesammt-  und 
Einzelcontingent  der  Brennerei  gegen  den  sonst  höheren  Satz,  be- 
sonders den  ländlichen  Brennereibetrieben  Norddeutschlands  den 
Uebergang  in  das  neue  Steuersystem  und  die  Fortdauer  wenigstens 
einer  gegen  bisher  einzuschränkenden  und  thatsäcblich  einge- 
schränkten Verarbeitung  ihrer  landwirthschaftlichen  Rohstoffe,  be- 
sonders der  Kartoffeln,  zu  ermöglichen.  Das  war  —  und  ist  — 
aber  die  Voraussetzung  dafür,  dass  grosse  Ländereien,  be- 
sonders geringeren  Bodens,  namentlich  in  Nord- 
ostdeutschland,  überhaupt  in  land wirthschaftlicher 
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Cultnr  erhalten  werden  können,  sie  wUrden  sonst  bestenfalls 
in  Weide  verwandelt  oder  aufgeforstet  werden  mtissen.  Die  sogen. 
„Liebesgabe'^  deren  Gestaltung  sich  aus  den  hernach  dargelegten 
Verhältnissen  der  Contingentining  und  der  Steuersätze  erst  näher 
ergiebty  ist  ferner  nicht  nur  tiberhaupt  in  geringerem  Maasse,  als 
meistens  gegnerischerseits  behauptet  wird,  nach  der  Bflckwirknog 
der  Steuergesetzgebung  auf  Production,  Absatz,  Preise  und  nach 
den  allgemeinen  Conjuncturen  den  ,,ostelbischen  Kartoifelbrennem'^ 
zu  Gute  gekommen,  sondern  „viel  weniger  diesen,  als  unseren  süd- 
deutschen Brüdern*'  (P aase  he).  Und  auch  finanziell  haben 
die  süddeutschen  Staaten,  welche  an  der  Vertheilung  des  Rein- 
ertrags der  Verbrauchsabgabe  nach  der  Kopfzahl  der  Bevölkerung 
gleichen  Antheil  nehmen  (Gesetz  von  1887,  §.  39),  ihren  beson- 
deren Vortheil  gehabt.  Der  Ertrag  der  Verbrauchsabgabe 
wurde  unter  die  an  die  Einzelstaaten  zu  überweisenden  Summen 
gestellt  (s.  0.  S.  653),  nur  der  Ertrag  der  sonstigen  Branntwein- 
steuer verbleibt  ohne  Weiteres  der  Beichscasse.  Der  in  der  neuen 
Einrichtung  der  Steuer,  besonders  in  den  Normen  für  Contingentirung 
und  Steuersätze  gewährte  staatliche  Schutz  der  Brennerei, 
namentlich  der  „nordöstlichen^^  Kartoffelbrennerei,  ist  also  einmal 
wesentlich  kleiner,  als  vielfach  angenommen  wird,  und  sodann, 
soweit  er  wirklich  besteht  und  gewirkt  hat,  nach  Lage  der 
Dinge,  weil  es  sich  in  dem  begünstigten  landwirthschaftlichen  um 
ein  allgemeines  volkswirthschaftliches  Interesse  handelt, 
gerechtfertigt. 

In  der  Gesetzgebung  von  1887  wird  die  bisherige  Boh- 
Stoffbesteuerung  in  ihren  beiden  Formen  mit  gewissen  Modifi- 
cationen  festgehalten  und  auf  die  süddeutschen  Länder  mit  aus- 
gedehnt. Eine  neue  Verbrauchsabgabe,  nunmehr  finanzieU 
die  Hauptsache,  wird  zu  der  früheren  Steuer  ausserdem  hinzn- 
gefiigt. 

Die  bisherige  Maischbottichs'teuer  wurde  auf  land- 
wirthschait liehe  Brennereien,  für  welche  eine  neue  Legal- 
definition im  Sinne  des  Branntweinsteuergesetzes  aufgestellt  wurde, 
und  auf  Brennereien,  welche  Melasse,  Buben  oder  Bübensaft  ver- 
arbeiten, beschränkt,  mit  einem  festen  Steuersatz  (1  M.  31  Pf.  für 
1  hl.  des  Bauminhalts  der  Bottiche  und  für  jede  Einmaischung). 
Kleinere  landwirthschaftlicbe  Brennereien,  die  nur  eine  Zeitlang 
im  Jahre  betrieben  werden  (1.  Oct.  bis  15.  Juni)  erhielten  stufen- 
weise,  nach   dem  Productionsumfang,  Ermässigungen  des  Steuer- 
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Satzes,  um  ihre  ganze  Lage  udcI  ihnen  die  Coneurrenz  zu  erleichtern. 
Grössere  landwirthschaftliche  Brennereien,  die  nur  im  Sommer 
(16.  Juni  bis  30.  Sept.)  betrieben  werden,  haben  dagegen  für  diese 
Zeit  statt  der  Maiscbraumsteuer  einen  Zuschlag  zur  Verbrauchs- 
abgabe (20  Pf.  iür  1  1.  reinen  Alcohols),  wie  die  gewerblichen 
Brennereien,  zu  zahlen,  welcher  für  die  noch  grösseren  unter 
diesen  landwirthscbaftlichen  Brennereien  sich  noch  stufenweise 
erhöht.  Die  Materialsteuer  verblieb  mit  neuen,  nach  der 
Gattung  des  verarbeiteten  Stoffs  sich  richtenden  verschiedenen 
Steuersätzen  bestehen.  Für  ausgeführten,  zu  gewerblichen  Zwecken 
und  jetzt  auch  noch  für  den  zu  einigen  anderen  Zwecken  (Heil-, 
wissenschaftlichen.  Patz-,  Heizungs-,  Koch-,  Beleachtungszwecken) 
dienenden  Branntwein  kann  die  Maischbottich-  und  Branntwein- 
materialsteuer rückvergütet  werden.  In  den  sogen,  gewerblichen 
Brennereien  (nach  Legaldefinition)  wurde  die  Maischbottichsteuer 
dagegen  aufgehoben,  dafür  aber  ihnen  ein  Zuschlag  zur  Verbrauchs- 
abgabe aufgelegt  (20  Pf.  vom  Liter  reinen  Alcohols),  wiederum 
mit  Ermässigungen  für  Brennereien  eines  gewissen  geringeren  Um- 
fangs.  Abgesehen  von  diesen  neuen  Bestimmungen  (§.  41 — 43  des 
Gesetzes  mit  sonstigen  Specialnormen)  blieb  die  Gesetzgebung  von 
1868  über  die  norddeutsche  Branntweinsteuer  in  Kraft. 

„Landwirthschaftliclio''  Brennereien  sind  solche,  „welche  ausschliesslich 
Getreide  nnd  Kartoffeln  verarbeiten,  bei  deren  Betrieb  die  sämmtlichen  Bttckstände  in 
einer  oder  mehreren  den  Brennereibesitzern  gehörenden  oder  von  denselben  betriebenen 
Wirthschaften  verfuttert  werden  nnd  der  erzea^e  Dünger  vollständig  auf  dem  dem 
Brennereibesitzer  gehörigen  oder  von  demselben  bewirthschafteten  Grand  und  Boden 
verwendet  wird''  (§.  41).  Die  oben  erwähnten  kleineren  landwirthscbaftlichen  Brenne- 
reien werden  mit  niedrigeren  Steuersätzen  belegt,  und  zwar  bei  Bemaischang  von 
darchschnittÜch  in  1  Tage  bis  1050  1.  Bottichranm  mit  %o,  bis  1500  mit  7io«  ^^^ 
3000  mit  7io  ^^  NormaLsatzes.  Bei  höherer  Bemaischnng  durchschnittlich  täglich  in 
1  Kalendermonat  treten  die  entsprechend  höheren  Sätze  ein  (§.  41).  Die  Steuersätze 
der  Materialsteucr  sind  vom  Hektoliter  eingestampfter  Wcintreber  35,  Kernobst, 
Treber  davon  und  Beerenfruchte  aller  Art  45,  Brauereiabfälle,  HefenbrUhe,  gepresste 
Weinhefo  und  Wurzeln  aller  Art  50,  Trauben-  und  Obstwein,  flüssige  Weinhefe  und 
Steinobst  85  Pfennig.  Ganz  kleine  landwirthschaftliche  und  gewisse  kleine  andere 
können  fQr  die  Maisch-  und  Materialmenge  und  demgemäss  für  die  Steuer  im  Voraus 
pauschalirt  oder  fixirt  werden  (§.  41,  Nr.  IV).  üeber  den  Zuschlag  zur  Verbrauchs- 
abgabe enthält  §.  42  des  Gesetzes  von  1887  die  genaueren  Vorschriften.  Die  Ver- 
pflichtungen der  Brenner  und  die  Controlvorschriften  haben  kleine  Veränderungen 
gegen  das  Gesetz  von  1868  erfahren,  das  im  Uebrigen  dafür  ganz  in  Geltung  geblieben 
ist  (§.  42  unter  IV).  Der  Reinertrag  der  Maischbottich-  und  Materialsteuer,  abzüg- 
lich der  Vergütungen,  ist  etwa  auf  */« — Vs  ^^s  früheren  Reinertrags  (ohne  Zoll)  ge- 
fallen (1885/86  war  er  48.1,  1886/87  42.4,  nach  der  neuen  Gesetzgebung  1.  Oct. 
1887/88  24.9,  1896/97  21.1,  1897/98  22.5,  1898/99  24.8  Mill.  Mark). 

Das  Wichtigste  war  aber  nun  die  Verbrauchsabgabe  mit 
ihrer  ganz  neuen  stellertechnischen  Methode  der  Fabrikatsteuer 
nnd  dem  durch  diese  bedingten  Veranlagungs-,  Erhebungs-  und 
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Controlverfabren.  Diese  zu  der  alten  Branntweinsteuer  hinzutretende 
Abgabe  sollte  nur  den  inländischen  Verbrauch  treffen,  der 
ausgeführte  und  der  zu  gewerblichen  Zwecken  dienende  Branot- 
wein  war  davon  befreit  Sie  war  nach  der  Menge  des  reinen 
Alcohols  zu  bemessen,  die  aber  nunmehr  direct  ermittelt ,  nicht 
wie  bei  der  älteren  Steuer  aus  der  Menge  des  verarbeiteten  Rob- 
stoffs erst  abzuleiten  war.  Der  Steuersatz  richtete  sich  nach  dieser 
Menge  reinen  Alcohols  und  war  normal  70  Pfennig  für  das  Liter. 
Aber  diejenige  Gesammt-Jahresproductionsmenge,  welche  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  des  Gebiets  der  bisherigen  Branntweinstener- 
gemeinschaft  4.5  1.  —  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  eines  nea  za 
dieser  Gemeinschaft  beitretenden  Staats,  also  der  süddeutschen, 
3  1.  —  betrug,  wurde  mit  dem  niedrigeren  Steuersatz  von  50 Pf. 
für  das  Liter  belegt:  das  sogen.  Contingentirungsprincip 
und  die  den  Brennern  gewährte  Steuerermässigung,  die  von 
den  Gegnern  sogen.  „Liebesgabe'^  Dies  Gesammtcontingent  des 
mit  dem  niedrigeren  Satz  besteuerten  Branntweins  war  erheblich 
geringer,  als  die  bisherige  Gonsumtion  und  Production.  Seine  Fest- 
setzung auf  diesen  Betrag  sollte  auch  zur  Einschränkung  der  in 
ihrer  neueren  Entwicklung  die  Merkmale  der  Ueberproduction  an 
sich  tragenden  Erzeugung  von  Branntwein  hindrängen.  Es  wurde 
dann  nach  den  im  Gesetz  angegebenen  Normen  auf  die  betheiligten 
Brennereien  vertheilt,  so  dass  jede  einzelne  ihr  bestimmtes  Con- 
tingent  zu  dem  ermässigten  Steuersatz  erhielt.  Die  nord-,  besonders 
nordostdeutsche  Brennerei  kam  bei  dieser  Festsetzung  des  Gesammt- 
und  Einzelcontingents  trotz  des  höheren  Kopfbetrags  von  4.5  1.  im 
Ganzen  weniger  günstig  fort  als  die  süddeutsche  bei  dem  Kopf 
betrag  von  3  1.  Revision  des  Contingents  und  des  niedrigeren 
Abgabesatzes  sollte  alle  3  Jahre  erfolgen. 

Zum  Zweck  der  Durchführung  der  Besteuerung  wurde  der 
Branntwein  einer  fortgesetzten  scharfen  steuerlichen  Controle 
unterstellt.  Der  gewonnene  Branntwein  mnss  in  Sammelgefässe 
geleitet  werden,  wird  dann  nach  Menge  und  Stärke  von  der  Steuer- 
behörde selbst  festgestellt  und  unterliegt  weiter  der  Steuercontrole 
bis  zu  seiner  Abfertigung  zur  Ausfuhr  oder  (denaturirt)  zur  Ver- 
wendung für  gewerbliche  Zwecke  oder  bis  zur  Bezahlung  oder 
Stundung  der  Verbranchsabgabe,  daher  bis  zu  seinem  Uebergang 
in  den  freien  Verkehr.  Der  Zahlungspflichtige  ist  alsdann  derjenige, 
welcher  den  Branntwein  zur  freien  Verfügung  erhält,  also  regel- 
mässig  der  Käufer,    bezw.  der  Händler,   was   dann  für  den 
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Producenten  leicht  Abhängigkeit  vod  diesem  bedingt,  wenn  es 
nicht,  wie  neuerdings  geschehen,  gelingt,  Seitens  der  Prodacenten 
eine  Verkanfsorganisation  einzurichten.  Der  Reinertrag  der  ge- 
sammten  inneren  Branntweinsteuer  rührt  jetzt  zu  '^/g— %  aus  der 
Verbrauchssteuer,  nur  noch  zum  Rest  aus  der  Rohstoffsteuer  (Maisch- 
bottich- und  Materialsteuer,  abzüglich  der  Ausfuhrvergütungen)  her. 

Der  grosse  steuertechnische  Fortschritt  war  bei  dieser  Steuer- 
methode eben  der  Uebergang  aus  der  Rohstoffsteuer  zur 
wirklichen  Fabrikatsteuer,  wobei  freilich  die  Bemessung 
des  Steuersatzes  nur  nach  Menge  und  Alcoholstärke  bei  dieser 
Verbrauchsabgabe  doch  keinen  richtigen  Qualitätssteuerfuss  enthält. 
Das  Missliche,  aber  Unvermeidliche  bei  dieser  neuen  Steuermethode 
waren  die  verschärften  beständigen  Betriebs-  undVorraths- 
controlen  bis  zu  dem  Zeitpuncte,  wo  der  Branntwein  in  den 
freien  Verkehr  tritt,  sowie  die  mit  der  Sicherung  der  Steuer  und 
ihrer  Controlen  verbundenen  Strafbestimmungen. 

Gleichzeitig  mit  der  neuen  Steuer  erfolgte  in  demselben  Gesetz 
eine  starke  Erhöhung  der  Zölle  für  fremden  Branntwein,  auf 
125  M.  für  100  kg.  Arrac,  Cognac,  Rum  in  Fässern,  180  M.  für 
allen  übrigen. 

Schon  ?oin  Tage  des  Erlasses  des  Gesetzes,  24.  Jali  1887  an,  während  die  Steuer 
erst  Tom  1.  Oct.  1887  eintrat  (s.  o.  S.  658  die  bisherigen  Zollsätze). 

S.  die  0.  S.  698  gemachten  litterarischen  Angaben,  besonders  Conrad  in  den 
Jahrbttchem,  namentlich  auch  in  Betreff  der  sogen.  „Liebesgabe"  (1887,  B.  49.  oder 
K.  F.  R.  15,  S.  21  ff.)  nnd  Paasche  (über  die  spätere  Gesetzgebung),  1896  eb. 
B.  60,  3.  F.,  B.  11,  S.  882  ff.),  J.  Wolff  (Fin.arch.  1888,  B.  5.  S.  245  ff.,  eb.  S.  263, 
Gesetz  von  1887,  Annalen  1887,  S.  644.  725.  1890.  S.  761  ff.).  Commentar  zum  Gesetz 
?on  1887  von  Eeilwagen,  Stämmler,  Kirsch.  Ausführungsbestimmnngen  ?om 
27.  Sept  1887.  Zu  Grunde  zu  legen  ist  der  Contingentirnng  die  Bevölkerungszahl 
aus  der  jedesmaligen  letzten  Volkszählung.  Ueber  die  Berechnung  der  Einzelcontingente 
der  Brennereien  s.  §.  2  des  Gesetzes,  üebordie  Controlen  n.  s.  w.  s.  den  Abschnitt  4 
des  Gesetzes  ?on  1887  von  den  „Schutzbestimmnngen*'  §.  5  ff.  Die  Sicherung 
gegen  heimliche  Ableitung  oder  Entnahme  von  alcoholhaltigen  Dämpfen ,  Lutter  oder 
Branntwein  wird  durch  die  Vorschrift  zu  erreichen  gesucht,  dass  der  gewonnene 
Branntwein  insgesammt  in  Sammelgefässe  geleitet  werden  muss,  welche  mit  dem 
Destillirapparat  in  fester  Verbindung  stehen  und  dass  der  Destillirapparat,  die  Sammel- 
gefässe, die  verbindenden  Röhren leitungen ,  eventuell  auch  die  Räume  selbst,  unter 
amtlichem  Verschluss  stehen,  so  dass  eine  heimliche  Ableitung  oder  Entnahme  von 
alcoholhaltigen  Dämpfen,  Lutter,  Branntwein  nur  mittelst  einer  äussere  Spuren  hinter- 
lassenden Gewalt  erfolgen  kann  (^.  5).  In  gewissen  Fällen  kann  an  Stelle  der  Sammel- 
gefässe die  Benutzung  eines  zuverlässigen  Messapparats  gestattet  (§.  6),  in  besonderen 
Fällen  noch  neben  den  Sammelgefässcn  die  Aufstellung  eines  Messapparats  anjreordnet 
werden  (§.  7,  mit  einer  weiteren  steueramtlichen  Berechtigung,  s.  auch  §.  11).  Die 
Kosten  der  erstmaligen  Anschaffung  der  Sammelgefässe,  Messapparate.  Ueberrohre, 
Kunstschlösser  trägt  die  Steuergemeinschaft,  also  jetzt  das  Reich  (§.  9),  Für  kleinere 
Brennereien,  d.  h.  solche,  welche  in  1  Betriebsjahre  nicht  mehr  als  1500  hl.  Bottich- 
raum bemaischen,  oder  nur  Abfälle  der  eigenen  Biererzeugung,  oder  nur  nicht  mehlige 
Stoffe  (ezcl.  Melasse,  Raben,  Rübensaft)  verarbeiten,  kann  von  den  sonst  vor- 
geschriebenen Betriebseinrichtungen  und  Controlen  abgesehen  und  nur  diejenige 
Alcoholmenge ,  welche  während  der  erklärten  Betriebszeit  mit  der  zum  Gebrauch  be- 
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stimmten  BrcDDeinrichtang  nach  ihrer  Leistungsfähigkeit  gewonnen  werden  kann,  im 
Voraus  bindend  festgesetzt  und  mit  der  Verbraachsabgabe  belegt  werden,  also  aach 
hier  die  Zulassung  einer  Fixation  (§.  13).  Als  Defrandant  gilt,  wer  es  unter- 
nimmt, die  Verbrauchsabgabe  zu  hinterziehen  oder  eine  Vergütung  der  Abgabe  zu 
erlangen,  die  überhaupt  nicht  oder  nur  zu  einem  geringeren  VergQtungssatz  oder  far 
eine  geringere  Menge  zu  beanspruchen  war  (§.  17,  in  §.  18  Angabe  der  F&lle,  in 
welchen  die  Defraudation  als  vollbracht  anzunehmen  ist,  in  §.  19  Angabe  der  Fllle. 
welche  der  Defraudation  der  Abgabe  gieichgeachtet  werden).  Die  Strafe  der 
Defraudation  ist  auch  bei  dieser  Abgabe  erstmalig  das  Vierfache  des  Betrags  der 
vorenthaltenen  Abgabe,  bezw.  des  zur  Ungebühr  beanspruchten  Vergütnngsbetrags, 
Minimum  5  M.,  eyentnell,  wenn  jener  Betrag  nicht  festgestellt  werden  kann,  Geldstnüfe 
?on  5—10.000  M.  (§.  21,  mit  weiteren  Specialbestimmungen).  Im  ersten  Rückfall 
nach  erfolgter  Bestrafung  verdoppelt  sich  die  Geldstrafe,  im  ferneren  Rückfall  erfolgt 
Gefängnissstrafe  bis  zu  3  Jahren,  eventuell  indessen  auch  hier  noch  Haft  oder  (yeld- 
strafe  im  Doppelten  der  ersten  Rückfallstrafe,  also  das  Sechszehnfache  (§.  23).  Daneben 
Ordnungsstrafen  und  in  gewissen  Fällen  auch  noch  unabhängig  von  der  Verfolgung 
der  eigentlichen  Thäter  noch  Strafen  der  Brennereibesitzer  und  Leiter  (§.  28  ff.)  Um- 
wandlung nicht  beitreibbarer  Geldstrafen  in  Freiheitsstrafen  nach  §.  28,  29  des  Straf- 
gesetzbuchs, doch  höchstens  2  Jahre,  bei  Ordnungsstrafen  3  Monat  (§.  34).  Straf- 
verfahren wie  im  Zollwesen  (§.  36). 

Für  den  nicht  aus  Roggen,  Weizen,  Gerste  hergestellten  oder  der  Materialsteaer 
unterworfenen  BranntTvein,  also  wesentlich  für  Kartoffelbranntwein,  war  im  Gesetz  tod 
1887,  §.  4,  der  sogen.  Reinigungszwang  angeordnet  gewesen,  d.  h.  nur  im  ge- 
reinigten Zustande  sollte  der  der  Verbrauchsabgabe  unterliegende  in  den  freien  Ve^ 
kehr  gebracht  werden  dürfen,  eine  an  sich  aus  sanitären  Gründen  sehr  erwünschte 
Maassregel.  Der  Bundesrath  hatte  die  Durchführungsbestimmungen  darüber,  besonders 
über  Art  und  Grad  der  Reinigung,  zu  treffen,  die  dann  aber  dem  Reichstage  vo^ 
zulegen  und  eventuell  nach  dessen  Verlangen  ausser  Kraft  zu  setzen  waren.  Zuwider- 
handlungen gegen  diese  Vorschriften  waren  mit  Geldstrafe  bis  1000  M.  bedroht  (§.  25). 
Indessen  haben  sich  die  Schwierigkeiten  der  practischen  Durchführung  dieses  Reinigungs- 
zwangs zu  gross  erwiesen.  Die  betreffenden  Vorschriften  des  Gesetzes  von  1887  sind 
deshalb  durch  das  Gesetz  vom  7.  April  1889  wieder  beseitigt  worden. 

Auch  für  Fabrikate,  welche  aus  dem  bereits  im  freien  Verkehr  befindlichen 
versteuerten  Branntwein  mit  hergestellt  worden  sind,  kann  eine  Ausfahrvergütang 
der  Verbrauchsabgabe  von  50  Pf.  für  das  in  den  Fabrikaten  enthaltenen  Liter  reinen 
Alcohols  gewährt  werden  (§.  12). 

Im  üscalischen  Interesse  unterlag  der  im  freien  Verkehr  befindliche  Branntwein 
am  1.  Oct.  1887  einer  sogen.  Kachsteuer  von  30  Pf.  für  das  Liter  reinen  Alcohols. 
Auch  wurden  die  Brennereien,  ezcl.  Hefebrennereien,  im  3.  Quartal  1887  auf  '/4  ihres 
Betriebsumfangs  im  3.  Quartal  1886  beschränkt  und  die  Maischbottichsteuer  in  diesem 
Quartal  1887  auf  das  Dreifache  erhöht  (§.  40):  allgemein  beachtenswerthe  Uebergangs- 
bestimmungen  bei  einer  Fortbildung  einer  solchen  Besteuerunir  in  fiscalischer  Richtung. 

Durch  Ferschiedeue  Kaiser!.  Verordnungen  vom  Sept.  1887  wurden  nach  erfolgter 
Zustimmung  des  betreffenden  Staats  die  Gesetze  vom  24.  Juni  1887  und  19.  Juli  1879 
(Steuerfreiheit  gewerblichen  Zwecken  dienenden  Branntweins)  in  Baden,  Baieia, 
Württemberg,  dann  auch  in  HohenzoUem  eingeführt  und  so  die  Branntweinstener- 
gemcinschaft  im  Zollverein  (ezcl.  Luxemburg)  her«:estellt:  ein  nicht  nur  finanz-,  son- 
dern auch  wirthschaftspolitisch  und  allgemein  politisch  erfreulicher  Fortschritt. 

Die  strittigen  Hauptpuncte  waren  und  blieben  die  Contin- 
gentirung  der  Branntweinproduetion,  die  ziffer- 
massige  Bestimmung  dafür  im  Ganzen  und  in  verscbiedeDcr  Höhe 
in  Nord-  und  Süddeutscbland ,  die  Vertbeilung  des  Gesammt- 
contiogents  auf  die  einzelnen  Brennereien,  die  Ermässignog 
des  Steuersatzes  für  den  Gontingentsbranntwein  und  der  Betrag 
dieser  Ermässigung.  Die  wesentlich  agrarpolitische  Be- 
gründung  dieser  Maassnabmen   bei  gleicbzeitiger  starker  Stener- 
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erhöhnng  nnd  lästigerer  BesteueruDgsmethode  hat  sich  im  Ganzen 
wohl  richtig  erwiesen. 

Die  Lage  der  Brennerei  war,  freilich  mit  in  Folge  bisheriger  eigener  inlän- 
discher Ueberprodnction,  nach  den  Weltmarktconjonctaren ,  auch  mit  unter  dem  Ein- 
flass  der  Steuer-  und  RUck?ergUtangs-  (Au8fahrprämien-)Politik  anderer  Staaten,  eine 
schwierige.  Sie  mnsste  sich  bei  der  vorauszusehenden  und  auch  wirklich  eingetretenen 
Verminderung  der  einheimischen  Gonsumtion,  mit  einer  Wirkung  des  Steuergesetzes, 
soweit  dieses  den  Tnnkbranntwein  vertheuerte,  noch  schwieriger  gestalten,  weil  so 
eine  —  allerdings  auch  beabsichtigte  und  eingetretene  —  Productlonseinschräukung 
erfolgen  musste,  wenn  nicht  die  Ausfuhrsteigerung,  die  aber  immer  schwieriger  wurde, 
oder  die  ungewisse  VergrOsserung  der  Verwendung  von  Branntwein  zu  gewerblichen 
Zwecken  Abhilfe  boten.  Sonst  masste  eine  den  Absatz  und  die  Preise  druckende 
Ueberprodaction  eintreten.  Die  Conti ngentirung  sollte  auf  wttnschenswerthe  Ver- 
minderung der  heimischen  Production  mit  hindrängen,  wodurch  aber  wieder  für  fiele 
Brennereien  direct  und  indirect  Einbussen  entstehen  mussten,  wie  Verminderung  des 
Kartoffelanbaus  und  der  Viehfuttergewinnung  u.  dgl.  m.  Um  unter  diesen  schweren 
Verhältnissen  die  Brennerei  als  wichtiges  laudwirthschaftliches  Keben- 
gewerbe  lebensfähig  zu  erhalten,  wurde  eben,  wie  schon  bemerkt  (S.  703), 
die  Ermässigung  des  Steuersatzes  für  den  Contingentsbranntwein 
gewährt. 

Es  ist  aber  nicht  richtig,  darin  ein  „Geschenk**  für  die  Brenner,  vollends 
nicht  im  Betrage  der  Steuerdifferenz  für  das  Gesammtcontingent  (rund  40  MilL  Mark 
für  2  Mill.  Hektoliter)  zu  sehen,  weil  dabei  gar  nicht  berücksichtigt  wird,  dass  die 
Brennerei  doch  wesentlich  mit  in  Folge  der  neuen  Steuergesetzgebung  schwere  Nach- 
theile aller  Art,  Productionseinschränkungen,  Preisdruck  für  den  unversteuerten  Brannt- 
wein über  sich  ergehen  lassen  musste.  Zwar  hat  sich  der  Preis  des  Contingents- 
branntweins  regelmässig  um  die  Steuerdifferenz  höher  als  der  Preis  des  sonstigen 
Branntweins  gehalten,  aber  der  Preis  des  Branntweins  ist  überhaupt  Jahre  lang  nach 
der  Einführung  der  neuen  Steuer  erheblieh  niedriger  als  vordem  gewesen,  nach  Allem 
mit  in  Folge  der  neuen  Steuergesetzgebung.  Daher  war  der  Erlös  der  Brennerei  trotz 
der  „Liebesgabe**  aus  dem  gesammten  von  ihr  producirten  Branntwein  durchaus 
nicht  im  Verhältniss  der  Steuerdifferenz  höher,  von  den  indirecten  Be- 
lastungen und  Benachtheiligungen  der  Brennerei  durch  das  Gesetz  ganz  abgesehen. 
Besonders  die  nordostdeutsche  landwirthschaftliche  Kartoffelbrennerei  erhielt  nach  den 
Contingentirungsnormen  ein  Contingent  weit  unter  ihrer  bisherigen  und  auch  unter  ihrer, 
sich  zwar  vermindernden,  aber  doch  über  dem  Contingent  bleibenden  Production,  litt 
also  unter  der  Productioseinschränkung  und  hatte  für  einen  grossen  Theil  ihrer  Pro- 
duction (das  „Supercontingent**)  den  höheren  Steuersatz  zu  zahlen,  ohne  diesen  beim 
Absatz  voll  ersetzt  zu  erhalten  (s.  die  statistischen  Daten  unten).  Nor  wenn  der  in- 
ländische Consum  eine  starke  Steigerung  erfahren  hätte  oder  erfahren  würde,  so  dass 
die  heimische  Gesammtproduction  ihren  Hauptabsatz  auf  dem  inneren  Markt,  auch 
wenn  sie  das  Contingent  stark  überstiege,  gefunden  hätte  oder  fände,  Hesse  sich  ein 
▼oller  Gewinn  der  Brennerei  aus  der  Steuerdifferenz  einigermaassen  annehmen,  da 
dann  eben  der  Preis  auch  des  versteuerten  Branntweins  sich  entsprechend  um  den 
höheren  (vollen)  Steuersatz  höher  stellen  und  so  die  volle  Ueberwälzung  der  höheren 
Steuer  auf  den  Consumenten  annähernd  gelingen  würde.  Umgekehrt  würde  die  Steuer- 
differenz dem  Brenner  gar  nicht  mehr  zu  Gute  kommen,  wenn  die  Consummcnge  unter 
die  Contingentsmenge  sänke,  weil  dann  auch  der  Consumpreis  sich  dem  niedrigeren 
Steuersatz  gemäss  verwohlfeilern  würde.  Wie  die  Dinge  liegen,  kann  man  nur  sagen, 
die  „Liebesgabe**  ist  bestenfalls  etwas  den  Brennern  zu  Gute  ge- 
kommen, als  Compensation  für  anderweite  Schädigungen  und  hat  insofern 
zur  Erhaltung  der  Lebensfähigkeit  besonders  der  landwirthschaftlichen  Brennerei  bei- 
getragen, d.  h.  eben  ihren  agrarpolitischen  Zweck  und  die  Absicht  der  Gesetzgebung 
bei  ihrer  Gewährung  erreicht,  damit  aber  der  ganzen  Volkswirthschaft  einen 
wesentlichen  Dienst  geleistet 

Während  der  Kopf  betrag  des  Contingents  von  4.5  1.  in  Norddoutsc  bland 
gegenüber  der  bisherigen  Production  ein  niedriger  war,  also  der  Brenner,  wenn  er 
die  Belastung  mit  dem  höheren  Steuersatze  vermeiden  wollte,  seine  Production  ein- 
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schränken  mnsste  —  was  dann  für  seinen  landwirthschafüichen  Betrieb,  mit  dem  die 
Brennerei  als  Nebenbetrieb  organisch  verbonden  war.  erhebliche  anderweite  Nachtheile 
bedingte  —  war  die  Festsetzung  ?on  3  1.  aaf  den  Kopf  für  das  süddeutsche  Cod- 
tingent  gegenüber  der  bisherigen  Grösse  der  süddeutschen  Production  hoch  bemessen, 
so  dass  die  Brenner  dort  mit  Yortheil  ihre  Betriebe  ausdehnten,  um  das  Contingeot 
zu  erreichen  und  von  dem  niedrigeren  Steuersatze  zu  profiriren.  So  ergab  sich  als 
Wirkunfc  des  Gesetzes,  wie  u.  A.  Paasche  (a.a.O.  S.  380  ff.)  meines  Erachten^ 
unzweifelhaft  richtig  nachgewiesen  hat,  eine  Begünstigung  der  süddeutschen, 
eine  Benachtheiligung  der  nord-,  besonders  nordostdeutschen  Brennerei, 
und  namentlich  der  hier  befindlichen  Kartoffelbrennerei. 

In  der  Folge  ist  die  Lage  der  Brennerei,  speciell  wieder  der  Eartoffelbrennerei, 
auch  noch  schwer  geschädigt  durch  die  starke  Verminderung  der  Spiritus- 
ausfuhr,  ihr  beinahe  völliges  Aufhören  nach  Spanien.  Dies  h&ngt  mit  MaassregeJn 
der  französischen  und  dann  nothgedrungen  folgend  der  spanischen  Wein-  und  Brannt- 
weinsteuer- und  Zollpolitik  zusammen  (s.  Paasche  a.a.O.  S.  372,  auch  mein  £r- 
cränzungsheft  zu  B.  3  der  Fin.  §.  17,  23).  £s  war  noch  ein  Yortheil,  dass  sich  die 
Benutzung  des  steuerfreien  Spiritus  zu  gewerblichen,  Koch-,  Beleuchtung!- 
zwecken  u.  s.  w.  erheblich  gehoben  hat. 

Die  Reichsstatistik  der  Brennerei  gestattet  die  Entwicklungen  seit  1887  und 
vorher  genauer  zu  verfolgen,  wobei  freilich  die  Berechnungen  des  gewonnenen  Brannt- 
weins selbst  vor  dem  Gesetz  von  1887  immer  mehr  oder  weniger  Conjecturen  sind 
(s.  früher  die  Nachweisungen  in  den  Monats-,  jetzt  den  Vierteljahrsheften,  zuletzt 
J.g.  1900,  Nr.  II,  im  Auszog  im  statistischen  Jahrbuch).  Mit  Benutzung  dieser  und 
anderer  Daten  operiren  mehrere  der  oben  S.  698  gen.  Arbeiten,  besonders  die  von 
Conrad  und  Paasche.  Kaum  bei  einer  der  anderen  indirecten  Verbrauchssteuern 
—  selbst  (allerdings  hier  vom  Moment  der  auswärtigen  Handelspolitik  abgesehen' 
nicht  einmal  ganz  ebenso  bei  der  Zackersteuer  —  verquickt  sich  die  steuerpolitische 
und  steuertechnische  Seite  so  sehr  mit  der  agrar-  und  f^ewerbepolitischen  und  -tech- 
nischen und  dadurch  wieder  mit  der  volksWirthschaftlichen  und  volkswirthschaAs- 
politischen,  auch  speciell  der  handelspolitischen,  als  bei  der  Branntweinsteuer.  Unter 
Verweisung  auf  die  Speciallitteratur  mnss  es  hier  an  den  obigen  Andeutungen  über 
diese  Zusammenhänge  genügen.  Auch  aas  der  Statistik  müssen  die  production»-. 
absatz-,  ausfuhrstatistischen  Daten  überall  mit  den  finanzstatistischen  verbundea  werden, 
um  zu  richtigen  Schlüssen  über  die  Besteuerung  und  über  deren  Wirkungen  zu  ge- 
langen. Es  ist  dabei  auch  zwischen  den  verschiedenen  Brennereien,  landwirthschaft- 
lichen  und  gewerblichen,  dann  nach  der  Gattung  der  verarbeiteten  Stoffe,  der  Grösse 
der  Betriebe,  der  technischen  Einrichtung,  der  geographischen  Lage  u.  s.  w.  zu  unter- 
scheiden, was  natürlich  nur  bei  einer  allseitigen,  eingehenden,  mehr  monographischen 
Behandlung  des  Gegenstands  möglich  ist.  Aus  der  Statistik  daher  hier,  um  die 
Wirkungen  des  Gesetzes  von  1887  zu  beleuchten,  nar  wenige  Daten,  und  zwar  zunächst 
für  das  ehemalige  norddeutsche  Gebiet  (doch  incl.  Reichsland)  allein. 

Tab.  95.     Norddeutsche  Brennerei  vor  und  nach  dem  Gesetz  von  1887. 


Zahl  Brennereien  in  Betrieb  . 
davon  für  Kartoffeln  .     .     . 
„       „     Getreide     .     .     . 
.,       ,,    jyxeiasse      ... 
.,       „  nicht  mehlijre Stoffe 
Verarbeitet  Kartoffeln  1000  t 
Getreide,  and.  mehl.  Stoffe    „ 
Melasse,  Rüben,  Rübensaft  „ 
Wein,  Weinhefe, Trester.  1000hl 
Obst,  Trester, 
Brauereiabf&lle  u.  s.  w. 


1.  April 

1.  April 

1.  Oct. 

1885/86 

1886/87 

1887,88 

1888'89 

1889/90 

1894/95 

33892 

30173 

24622 

30079 

26531 

31452 

4252 

4069 

3987 

3770 

3920 

374>^ 

2932 

2955 

2538 

2534 

2411 

2379 

18 

5 

18 

17 

17 

26690 

23144 

18079 

23758 

20183 

253a^ 

3087 

2719 

1939 

1640 

2006 

171.> 

388 

344 

268 

272 

281 

266 

29 

5 

27 

24 

26 

65 

.   490 

282 

260 

320 

215 

266 

438 

262 

61 

245 

94 

334 

85 

83 

70 

74 

57 

86 

Es  ergiebt  sich ,  mit  Schwankungen ,  im  Ganzen  eine  nicht  unwesentliche  Ab- 
nahme der  Zahl  der  in  Betrieb  stehenden  Brennereien  (die  auch  ermittelte  Zahl  der 
überhaupt  vorhandenen  hat  weniger  abgenommen).  Die  Zahl  der  betriebenen  kleinen 
Wein-  und  Obstbrennereien  (besonders  im  Reichslande,)  schwankt  stark  nach  Ente- 
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Verhältnisses.  Am  bemerkenswerthesten  ist  aber  die  starke  Abnahme  der  Kar  • 
toffelverar  beitang,  letztere  schwankt  zwar  anch  nach  den  Ernten  n.  s.  w.,  aber 
war  vor  dem  Gesetz  von  1887  anch  dorchscbnittlich  in  den  letzten  Jahren  nm  Va  bi» 
^U—l  Mill.  Tonnen,  d.  h.  nm  25—50  7o  starker  als  spÄter.  Anch  die  Getreide- 
brennerei hat  weniger  Stoff  verarbeitet,  die  Melassebrennerei  mit  starken  Schwankungen, 
eher  mehr. 

Das  Contingent  der  gesammten  deutschen  Brennerei  war,  nach  den  gesetz- 
lichen Normen  (Gesetz  von  1887  §.  2)  festgestellt,  mit  Schwankungen  etwas  gestiegen, 
von  1.936.000  hl.  im  1.  Jahre,  1.  Oct.  1887/88,  1.990.000  in  1888/89  auf  2.189.00O 
in  1894/95.  die  gewonnene  Menge  reinen  Alcohols  war  in  diesen  3  Jahren  3.058.00O 

—  2.727.000  —  2.952.000  hl.  (Max.  1893/94  3.263.000,  Min.  1888/89  2.727.000  hl). 
Das  Gesammtcontincrent  der  Brennereien  Preussens  war  1894/95  1.581.000  hl.,  die 
Production  2.450.000,  also  musste  über  Va  ^^^  letzteren  zum  höheren  Satz  versteuert 
werden,  1894/95  bezw.  1.698.000  und  2.366.000  hl,  im  Königreich  Sachsen  waren 
diese  Zahlen  im  letzten  Jahre  bezw.  114.000  und  138.000.  in  Baiern  164.000  und 
167.000,  in  Württemberg  45.000  und  32.000,  in  Baden  44.000  und  66.000  hl.,  in 
Baiem  wurde  also  das  Contingent  nur  wenig  überschritten,  in  Wtlrttemberg  nicht 
erreicht.  Dagegen  waren  die  betreffenden  Zahlen  in  1894/95  in  den  7  alten  östlichen 
Provinzen  Preussens  allein  1.510.000  hl.  Contingent  und  2.011.000  hl.  Production, 
letztere  in  diesem  Jahre  niedriger  Production  rund  ^Z,  höher  als  das  Contingent.  Die 
Kartoffelbrennerei  überwiegt  ganz  in  Preussen,  besonders  in  den  östlichen  Provinzen, 
und  im  Königreich  Sachsen,  Mecklenburg,  die  Getreidebrennerei  ebenfalls  in  Preussen, 
aber  mehr  in  den  westlichen  Provinzen,  die  Wein-  und  Obstbrennerei  concentrirt  sich 
grossentheils  auf  die  Bheinprovinz,  das  Reichsland,  Baden,  Württemberg,  Baiern, 
Hessen,  die  Melassebrennerei  auf  Provinz  Sachsen,  Schlesien,  Anhalt  u.  s.  w.,  die 
Brennerei  aus  Brauereiabfällen  auf  Baiem  und  wieder  das  übrige  Süddeutschland. 

Die  Trinkbranntweinconsumtion  im  Inland  war  1.  Oct.  18S7/88 
1.695.000  hl.,  (wovon  11.000  hl.  ausländischer),  1888/89  2.200.100  (21.400),  1893/94 
2.263.000  (37.300),  1894/95  2.221.500  (37.200),  die  auf  den  Kopf  bezw.  3.6  —  4.5 
(1889/90  Max.  4.7),  4.4  —  4.3  1.,  vor  1887,  zumal  im  Norden  jedenfalls  erheblich 
höher.  Der  zu  gewerblichen  Zwecken  u.  s.  w.  abf^egebene  Branntwein  stieg  in 
diesen  Jahren  1887/88—1894/95  von  387.600  auf  718.800  hl.,  die  Ausfuhr  fiel 
dagegen  (nach  Kalenderjahren)  von  1886  und  1887  mit  76.590  nnd  58.238  t  im  Werth 
von  23.4  und  19.0  Mill.  Mark  bis  1894  und  1895  auf  16.956  und  21.038  t.  (Mm. 
in  der  Zwischenzeit  16.058  t.  in  1893)  von  4.8  und  5.7  MiU.  Mark  Werth. 

Der  Nettoertrag  der  Verbrauchsabgabe  im  ganzen  Steuergebiet  war  im 
1.  Jahre  der  neuen  Gesetzgebung:  1.  Oct.  1887/88  91.62,  in  1888/89  115.83,  1889/90 
124.58  (Max),  1893/94  119.42,  1894/95  113.51  Mill.  Mark,  der  Ertrag  des  Ein- 
gangszolls  in  denselben  Jahren  2.11 —  3.98  ~  5.56  —  6.66  —  6.65  Mill.  Mark 
(Max.  1890/91  8.23),  der  Nettoertrag?  der  gesammten  Branntweinsteuer-  und  Zoll- 
einnahme 118.61  —  143.12  —  152.87  —  151.40  —  142.14  Mill.  Mark  (Max. 
1890/91  153.97,  Min.  1891/92  139.65)  oder  auf  den  Kopf  2.52  —  2.96  —  3.12  (Max.) 

—  2.96  —  2.74  (Min.).  Das  erste  Jahr  1887/88  war  in  Allem  ein  üebergangsjahr 
mit  grösseren  Vorräthen  von  Branntwein  im  Verkehr,  daher  nicht  ganz  vergleichbar 
mit  den  späteren.  Der  Kopfertrag  der  Gesammtsteuer  (incl.  Zoll)  hat  sich  gegen  die 
Zeit  unter  der  alten  Gesetzgebung  vor  1887  mehr  als  verdoppelt,  trotz  des  Hinzutritts 
Süddeutschlands  mit  schwächerem  Consum,  in  Norddeutschland  allein  wohl  etwa  von 
1  :  2V9 — 3  gesteigert  trotz  Consumverminderung  in  Folge  der  höheren  Steuer  in  der 
Verbrauchsabgabe. 

Das  Gesammturtheil  Paasche's  in  seinem  trefflichen  Aufsatze  (a.  a.  0.  S.  388) 
scheint  mir  völlig  zutreffend  und  mag  deshalb,  bei  der  Wichtigkeit  dieser  Gesetzr 
gebung,  hier  noch  wörtlich  Platz  finden,  weil  darin  auch  eine  genügende  Begründung 
der  Fortbildung  der  Steuer  mit  gegeben  wird:  „Das  Gesetz  von  1887  hat  finanziell 
die  daran  geknüpften  Erwartungen  für  die  Keichscasse  erfüllt;  in  Folge  der  starken 
Abnahme  des  Consnms  von  Trinkbranntwein  und  des  unvermeidlichen  Anfhörens  eines 
grösseren  Exports  waren  aber  die  Betriebseinschränkungen  der  Brenner  sehr 
viel  grösser,  als  man  erwartet  hatte,  obgleich  die  Verwendung  zu  gewerblichen 
Zwecken  schnelle  Fortschritte  machte;  die  Contingentirung  endlich  hat  ihren 
Zweck,  die  Production  einzuschränken  und  die  bestehenden  Kleinbetriebe  möglichst 
zu  schützen,  im  Allgemeinen  wohl  erfüllt,  aber  sie  hat  die  weitere  Absicht, 
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den  Producentcn  Ersatz  für  die  erzwungfene  Betriebseinschränkung  zu  bieten,  nicht 
erreicht,  da  auch  die  Durchschnittspreise  ftlr  niedrig  versteuerten  Spiritus  auf 
eine  immer  weniger  lohnende  Taxe  herabgesunken  sind/* 

Diese  Sachlage,  aber  meines  Eracbtens  doch  anch  allgemeine 
Gründe  hinderten  auch,  die  Steuerdifferenz  zu  Ounsten  des  Gon- 
tingentsbranntweins  zu  ermässigen  oder  gar  zu  beseitigen,  was 
z.  B.  Conrad  s.  Z.  verlangt  hat,  der  die  Begünstigung  nur  als 
Uebergangsmaassregel  —  als  solche  aber  allerdings  ebenso  ent- 
schieden als  Andere  —  glaubte  billigen  zu  können.  Es  handelt 
sich  in  dieser  Frage  meines  Eracbtens  aber  eben  wie  beim 
agrarischen  Schutzzoll  bei  uns,  dem  ja  die  SteuerbegttnstigQDg 
des  Contingentsbranntweins  im  Princip  nahe  verwandt  ist,  um  eine 
auch  principiell  andere  Auffassung  und  Rechtfertigung  der- 
artiger Maassregeln:  als  solche  von,  unbestimmbar  wie  lange, 
bleibender  Dauer  einer  volkswirthscbaftlichen  „Erhaltungs- 
politik",  nicht  nur  einer  „Erziehungspolitik",  wie  bei  Fr.  List, 
oder  einer  „Abhilfispolitik"  in  momentanen  Nothständen. 

S.  Conrad  a.  a.  0.  S.  23.  Weitere  legislative  und  administratiFe  Maassnabmea 
Ton  grösserer  Bedeatang  seit  dem  Gesetz  ?on  1887  bis  zu  dem  neuen  ?on  1895  sind 
nicht  erfolgt.    Immerhin  ist  aber  das  Vorgekommene  beachtenswerth. 

Im  Interesse  der  Continpentsbrennerei  und  ohne  Verletzung  der  fiscalischeo 
Interessen  ist  durch  BundesrathsbeschlUsse  ein  eigenthUmliches  System  der  ..Be- 
rechtiprungsscheino"  eingeführt  und  ausgebildet  worden  (1887/89).  Auf  seinen 
Antrag  wird  dem  Brenner  ein  solcher  Schein  für  sein  Gontingentsquantum  im  Betrare 
des  Sfcuerunterschieds.  also  20  M.  für  1  hl.,  auseestellt.  wenn  er  seinen  Branntwein 
mit  70  statt  mit  50  Pf.  Abgabe  abfertigen  lässt.  Mit  diesem  Schein  kann  der  Inhaber 
die  Zahlunsr  auf  fallige  Branntweinsteaem  joder  Art  ein  Jahr  lang  berichtigen.  Es 
dient  die  Einrichtung  dazu,  die  jeweiligen  Preisconjuncturen  fUr  den  inländischen 
Consumbranntwein  und  den  zur  Ausfnhr  oder  zu  gewerblichen  Zwecken  dienenden 
besser  anszunutzen  und  „eine  üeberfüllung  des  Marktes  mit  je  50  Pf.  belegtem,  tot- 
nemlich  zum  inländischen  Consnm  dienenden  Branntwein  zu  verhindern,  indem  sie 
dem  Brenner  jrestattet.  seinen  50er  (d.  h.  mit  50  Pf.  belasteten  Continirents-)BnnDt- 
wein  in  70er  (d.  h.  mit  70  Pf.  belasteten)  umzuwandeln,  wenn  dieser  im  Augenblicke 
auf  dem  Markte  mehr  «resncht  wird  und  ihm  für  jedes  Hectoliter  solchen  umgewan- 
delten Sprits  ein  auf  20  M.  lautender  Gntschein  gegen  die  Stcnercasse  in  die  Hand 
kommt"  (Zelle  r  a.  a.  0.  S.  555.  s.  auch  G.  v.  Mayr,  Wörterb.  d.  Verwalt.  I.  23Ju 
—  Von  der  Aufhebung  des  Keinigun prszwangs  (1889)  war  schon  oben  8.708 
die  Rede.  —  Durch  Gesetz  vom  8.  Juni  1891  wurde  kleinen  land  wirthschaft-  j 
liehen  Brennereien  von  einem  bestimmten  niedrigen  Maximalbetrage  der  Be-  ^ 
maischuns:  in  den  3  letzten  Jahren  eine  Erhöhung  ihres  steuerermässigten  Gontingents 
um  ^/^  und  für  gewisse  kleine  Brennereien  noch  andere  Erleichterungen  irewSkit, 
auch  in  Betreff  der  Maisch-  und  Materialsteuer,  u.  A.  die  Stofigattungen  der  letztcrea 
Steuer  zum  Theil  etwas  anders  bestimmt,  die  Steuersätze  mit  einem  niedrigeren  ersten 
ergänzt  (25  Pf.  vom  Hectoliter  Trcber  von  Kernobst  und  eingestampfte  Weintreber) 
und  für  pranz  kleine  Brennereien  der  MatcrialFtener  die  Sätze  der  letzteren  herab- 
gesetzt (Nr.  4  des  Gesetzes  von  1891  zum  §.  41  Ziffer  III  des  Gesetzes  von  1^-  j 
Erleichterungen,  die  also  vomemlich  der  west-  und  süd westdeutschen  Wein-  und  Obst-  i 
brennerei  in  ihren  zahlreichen  Kleinbetrieben  zu  Gute  kommen.  Zugleich  wurden 
durch  das  pen.  Gesetz  die  Einfuhrzölle  etwas  verändert,  für  Likör  der  besondere 
Satz  von  180  M.  für  100  kg.  eingeführt,  bezw.  festgehalten  (8.  44  des  Gesetzes  tob 
1887\  für  Fassbranntwein  aller  Art  der  Satz  auf  125  M.,  den  bisher  nach  Gesetz 
von  1887  Arrac.  Cognac  und  Bum  in  Fässern  gezahlt  hatte,  für  sonstigen  auf  180  V- 
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gesetzt»  ein  Satz,  den  bisher  aller  anderer  Branntwein  ausser  Arrac,  Cognac  und  Rum, 
entrichtet  hatte.    Hier  trat  somit  eine  Ermässigung  ein. 

Schon  diese  grosse  complicirte  Gesetzgebang  von  1887  ist 
nach  Allem  nicht  nur  eine  Steuergesetzgebung,  sondern  zugleich 
mit  eine  solche  zur  Regelung  der  inländischen  Spiritus- 
production  (Paasche).  Darin  liegt  noch  ihre  besondere 
steuergeschichtliche  Bedeutung.  Sie  hat  nun  gerade  in  dieser 
Tendenz,  ohne  gleichzeitige  fiscalische  Tendenz,  d.  h.  ohne  gleich- 
zeitiges Hinstreben  auf  neue  Einnahmesteigerung,  eine  sehr  charac- 
teristische  noch  verschärfte  Fortbildung  in  derselben  Richtung 
durch  die  Novelle  vom  15.  Juni  1895  erfahren.  So  ist  nun  vollends 
neben  (nicht,  wie  Paasche  sagt,  aus)  einem  wichtigen  Steuergesetz 
ein  „Gesetz  einschneidendster  Art  zur  Regelung  der  inländischen 
Spiritusproduction'*  entstanden.  In  der  schwierig  gebliebenen  und 
zum  Theil  seit  1887  noch  schwieriger  gewordenen  Lage  der 
Brennerei  —  so  in  Folge  der  abnehmenden  Ausfuhr  —  verfolgt  es 
den  Zweck,  „den  Schutz  der  landwirthschaftlichen  Brennerei  noch 
weiter  zu  verstärken,  die  Kleinbetriebe  gegen  die  Grossbetriebe 
noch  mehr  zu  begünstigen,  auf  die  Hebung  der  Spirituspreise  durch 
Förderung  der  Ausfuhr  hinzuwirken  und  das  Entstehen  weiterer 
preisdrückender  Ueberproduction  möglichst  zu  verhindernd^  (Paasche). 

Diesen  Zwecken  sollten  nach  dem  amtlichen  Plane  und  dem 
Gesetzentwurf,  welcher  mit  Modificationen  Gesetz  geworden  ist, 
wesentlich  vier  Mittel  dienen:  „eine  Veränderung  der  Contingents- 
bemessung,  eine  Beschränkung  der  Melassebrennerei,  die  Einführung 
einer  (offenen)  Exportprämie,  die  Einführung  einer  neuen,  mit  der 
Ausdehnung  des  Betriebs  wachsenden  sogen.  Brennsteuer,  die  nicht 
bloss  die  Mittel  zur  Gewährung  der  Ausfuhrznschüsse  bieten,  son- 
dern auch  die  kleinen  Brennereien  begünstigen,  die  grossen  aber 
von  allzu  weiter  Ausdehnung  ihres  Betriebs  möglichst  zurückhalten 
sollte"  (Paasche). 

S.  Paasche  a.  a.  0.  S.  388.  Das  Hauptsächliche  lässt  sich  nicht  besser  zusammen- 
fassen, als  in  diesen  im  Vorausgehenden  angefahrten  Worten.  Auch  über  den  Inhalt 
des  Gesetzes,  die  Behandlang  im  Keichstage,  die  Kritik  s.  besonders  Paasche's  Aus- 
lUhrungen  eb.  S.  888 — 406,  u.  A.  namentlich  über  die  verwickelte  Frage  der  Behand- 
lung und  Besteuerung  der  Melassebrennerei,  auf  die  ich  hier  nicht  näher  ein- 
gehe, unter  Bezugnahme  auf  Paasche.  £r  stimmt  doch  im  Ganzen,  mit  einzelnen 
Vorbehalten,  dem  Gesetze  bei,  ich  möchte  es  noch  etwas  weiter  thun.  Die  Ausfuhr 
hat  sich  doch  auch  mittlerweile  wieder  etwas  gunstiger  gestaltet,  als  Paasche  befürch- 
tete, wieder  gehoben,  weDn  auch  nicht  auf  ihren  früheren  Betrag.  Das  Gesetz  von 
1895  wird  wie  das  von  1887,  und  noch  mehr  als  dieses,  je  nach  dem  wirthschafts- 
politischen  Standpunct,  versciiiedeu  beurtbeilt  werden.  Ich  billige  es  aus  denselben 
Gründen  wie  das  Gesetz  von  1887  und  beziehe  mich  dafür  auf  das  über  letzteres  oben 
Gesagte.    Die  „Regelung  der  Production''  durch  ein  solches  Steuergesetz  halte 
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ich  auch  meinem  allgemeinen  Folkswirthschafitspolitischen,  socialpolitischen«  wie  finanz- 
und  steuerpolitiscben  Standpunct  gemäss  für  zulässig,  die  Tendenz  des  Gesetzes 
hierbei  für  richtig.  Princip  and  Tendenz  entsprechen  der  in  meiner  ,,GrandlegQAg" 
und  meiner\,Finanzwissenschaft*'  entwickelten  und  zu  begründen  versuchten  Auffassonf? 
und  —  Vorgänge  wie  im  Gesetz  von  1887  und  1895  sind  mir  eine  Bestätigung  dtfOr, 
dass  doch  auch  die  legislative  Praxis  noiens  ?oIens  in  diese  Richtung  gedrängt  wird, 
nicht  aus  Parteilichkeit  für  agrarische  Interessen,  sondern  aus  zwingender  Nothwendig- 
keit,  welche  aus  der  Gesammtentwicklung  des  modernen  Wirthschaftslebens  herrorgeht. 
Wir  werden  noch  mehr  Gesetze  solchen  Characters  und  solcher  Tendenz  bekommeo. 
Damit  braucht  man  freilich  nicht  mit  jeder  Einzelheit  derartiger  Gesetze ,  auch  nicht 
des  Gesetzes  von  1895  übereinzustimmen. 

S.  zum  Gesetz  von  1895  die  Ausführangsbestimmungen  vom  27.  Juni  1895. 
Reichstagspapiere  von  1895.  Die  Steuertechnik  des  Gesetzes  von  1887  verbheb 
im  Ganzen,  weshalb  es  genügt,  auf  die  frühere  Darstellung  oben  S.  707  zu  verweiscu. 
Es  hat  dann  eine  Einverleibung  der  Veränderungen  der  Novelle  von  1895  ins  Gesetz  von 
1887  zu  einer  amtlichen  neuen  Redaction  des  ganzen  Gesetzes  von  1887  nach 
Bekanntmachung  vom  17.  Juni  1895  geführt.  S.  das  Gesetz  u.  s.  w.  im  Fin.arch.  B.  12 
S.  808,  Schubert  in  döm  Aufs,  deutsche  Branntweinsteuergesetzgebung  seit  1887  eb.  B.  14, 
S.  587  ff.,  Annalen  1896,  S.  377.  Deber  das  Gesetz  ausser  Paasche,  Schubert  Zeller 
im  SchOnberg'schen  Handbuch  a.  a.  0.  S.  554  ff.,  G.  v.  Mayr  im  Wörterb.  d.  Verwalt., 
Supplb.  III,  S.  40,  V.  Heckel  im  H.  W.  B.  d.  St.,  2.  Aufl.  II,  S.  1070  ff".  —  Auch  die 
Abänderungen  des  Gesetzes  von  1887  im  Gesetz  von  1895  und  die  neuen  Bestimmungen 
des  letzteren  über  die  oben  genannten  Puncto  enthalten  vielerlei  wichtige,  schwer  — 
und  ganz  genügend  überhaupt  nicht  —  zusammenzufassende  Einzelheiten,  weil  fast 
jede  davon  besondere  Bedeutung  hat.  Ich  beschränke  mich  möglichst,  muss  aber  am 
so  mehr  auf  Gesetz  und  Ausführangsanweisung  selbst  hinweisen,  da  es  eben  auf  den 
genauen  Wortlaut  des  Einzelnen  ankommt,  um  den  Sinn  richtig  zu  erfassen.  S.  ausser- 
dem hierfür  und  zur  Begründung,  wie  zur  Kritik  der  einzelnen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen die  Reichstagsverhandlangen  und  die  oben  gen.  Litteratur,  besonders 
Paasches  Aufsatz. 

Nach  dem  Gesetz  von  1895  sind  wieder  kleinere  Aenderungen  eingetreten,  die 
im  Folgenden  gleich  mit  berücksichtigt  werden  (s.  zum  Theil  auch  dafür  den  Aufsatz 
von  Schubert  im  Finanzarchiv).  Das  Gesetz  vom  4.  April  1898  hat  eine  anderweite 
Festsetzung  des  Gesammtcoutingents  der  Brennereien  getroffen.  Mit  dem  im  Zollverein 
stehenden ,  aber  nicht  zur  Branntweinsteuergemeinschaft  gehörigen  Grossherzogthom 
Luxemburg  ist  ein  die  Steuerverhältnissc  berührendes  Abkommen  vom  Deutscheu 
Reich  über  den  Verkehr  mit  Branntwein  vom  22.  Mai  1896  vereinbart  worden. 

Contingentirung  und  Steuersätze.  Die  Revision  des  Gesammtcontingent». 
des  Betrags  des  niedrigeren  Abgabesatzes  und  der  Neubemessung  der  Einzelcontingente 
ist  im  Gesetz  von  1895  für  alle  5  Jahre,  vordem  für  alle  3  Jahre,  in  Aussicht  ge- 
nommen, um  grössere  Stabilität  in  die  Lage  der  Brennereien  zu  bringen.  Im  Gesetz 
von  1895  verblieb  es  bei  der  Bestimmung:  des  Gesammtcoutingents  mit  4.5  l 
reinen  Alcohols  auf  den  Kopf  der  (vor-87er)  Steuergemeinschaft  und  3  1.  der  sud- 
deutschen Staaten  noch.  Im  Gesetz  von  1898  ist  aber  eine  andere  Festsetzung  dieses 
Contingents  angeordnet  worden.  Danach  soll  es  in  Zukunft,  vom  Jahre  1897/98  (1.  Oct) 
ab  und  dann  in  jedem  5.  Jahre  für  eine  „Contingeotsperiode'*  von  5  Jahren  nach 
dem  Durchschnitt  der  Branntweinmengen  festgesetzt  werden,  die  in  den  vorangegangenen 
5  Jahren  in  den  verbrauchsabgabepflichtigen  Inlandsverbrauch  übergegangen  sind 
(vorbehaltlich  einer  weiteren  Herabsetzung  des  Contingents  unter  besonderen  um- 
ständen s.  Art.  I  des  Gesetzes  von  1898).  Für  die  3  süddeutschen  Staaten  und  Hohen- 
zollem  wird  das  Contingent  wie  bisher  mit  Vs  ^^^  Verhältnisszahl  des  ganzen  Steuer- 
gebiets, nach  dem  Kopf  berechnet,  festgestellt.  Das  Gesammtcontingent  hat  sich  in  den 
1890er  Jahren  jährlich  wenig  verändert .  es  war  rund  1894/95  2.189.000  (Max.),  in 
den  4  folgenden  Jahren  2.171.000  — 2.171.000  — 2.176.300  — 2.175.000  (in  1898/99); 
von  letzterem  Betrage  kamen  auf  die  3  süddeutschen  Staaten  253.00ND,  auf  Nord- 
deutschland (mit  Reichsland)  1.922.000  hl.,  bei  einer  wirklichen  Erzeugung  von  hezw. 
290.000  und  3.526.000  hl.  Norddeutschland  überschritt  also  auch  jetzt  noch  sein 
Contingent  stark,  Süddeutschland  nur  wenig.  In  diesen  Zahlen  ist  aber  der  verbrauchs- 
steuerfreie Branntwein  mit  enthalten,  —  Abweichend  vom  Gesetz  von  1887  ist  nach 
dem  von  1895  der  „zu  wissenschaftlichen  und  zu  Heilzwecken''  verwendete  Branntwein 
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nicht  mehr  ohne  Weiteres  dem  za  gewerblichen  Zwecken  u.  s.  w.  verwendeten  in  der 
Steuerfreiheit  gleichgestellt,  sondern  kann  nar  eventaell  vom  Bondesrath  von  der  Yer- 
branchsabgabe  freigelassen  werden. 

Erheblich  verwickelter  sind  die  Bestimmongen  ttbcr  die  Feststellung  der 
Einzelcontingente  der  Brennereien  geworden  (vgl.  Novelle  von  1895,  Art.  I  anter 
2  mit  Gesetz  von  1887,  §.  2,  Absatz  3—5),  in  der  Hauptsache  so:  bei  der  Neu- 
contingentirung  fQr  jede  fUnQährige  Periode  (immer  im  letzten  Jahr  der  laufenden 
Periode  fOr  die  folgende)  werden  1)  nach  dem  sogen,  „regelmässigen  Verfahren'* 
die  bisher  betheiligten  Brennereien  nach  Maassgabe  der  in  den  vorhergehenden  5  Be- 
triebsjahren durchschnittlich  zum  niedrigeren  Abgabesatze  hergestellten  Alcoholmengen 
weiter  betheiligt  (mit  einer  begünstigenden  Specialbestimmung  for  die  Berechnung  bei 
solchen  Brennereien,  die  in  der  letzten  Periode  ihre  Contingentsmenge  nicht  voll 
hergestellt  haben);  2)  eine  Contingentsminderung  tritt  bei  Betriebs- 
wechsel ein,  nemlich  fUr  die  dickmaischende  Getreidebrennerei,  welche  während  der 
letzten  Periode  zur  Uefeerzeugung  übergegangen  ist,  um  'Z^,  far  die,  welche  zuvor 
andere  Stoffe  als  Getreide  vorarbeitet  hat  und  zur  Uefeerzeugung  übergegangen  ist, 
um  Va«  und  wenn  sie  zur  Getreideverarbeitung  ohne  Uefeerzeugung  übergegangen  ist, 
um  \g  (mit  weiteren  Specialbestimmungen);  3)  eine  Neuveranlagung  zum  Gon- 
tingent  erfolgt  für  neue  betriebsfähige  landwirthschaftliche  und  Materialbrennereien, 
ferner  mit  Bucksicht  auf  gewisse  landwirthschaftliche  Verhältnisse  der  einzelnen  Brennerei 
für  biäher  betheiligte  landwirthschaftliche  Brennereien  nach  sehr  specialisirenden  gesetz- 
lichen Normen  (s.  Novelle  von  1895,  Art.  I,  unter  2.  c,  1 — 4),  Alles  Puncto,  in  denen 
die  Tendenzen  des  Gesetzes  einer  „Regelung  der  Spiritusproduction'*  wesentlich  mit 
nach  agrarischen  Interessengesichtspuncten  hervortreten.  Auf  eine  ungünstigere 
Stellung  der  Grossbetriebe  zielt  die  Bestimmung  ab,  dass  bei  Brennereien,  deren 
Contingent  bei  der  periodischen  neuen  Feststellung  150Ö  hl.  übersteigt,  dies  um  Vso«  ^^^^ 
nicht  unter  1500  hl.  herabgesetzt  wird,  also  sie  entsprechend  den  Vortheil  des  niedrigeren 
Steuersatzes  verlieren.  Neu  am  Contingent  betheiligte  oder  im  Continf[:ent  erhöhte  land- 
wirthschaftliche Brennereien  dürfen  kein  höheres  Contingent  als  800  hl.,  Material- 
brennereien als  80  hl.  erhalten  (die  unter  2,  c  des  Gesetzes  von  1895  aufgefohrten). 
Landwirthschaftliche  und  Materialbrennereien,  die  zum  „gewerblichen**  Betriebe 
übergehen,  dürfen  Branntwein  zum  niedrigeren  Abgabesatze  überhaupt  nicht  mehr 
herstellen.  Erstere  beide  Kategorieen,  welche  in  einem  Betriebsjahre  nicht  mehr  als 
10  hl.  herstellen,  können  dagegen  die  Erlaubniss  erhalten,  ihr  ganzes  Erzeugniss  zum 
niedrigeren  Satze  besteuert  zu  erhalten:  eine  Begünstigung  der  Kleinstbetriebe. 
Gewerbliche  Brennereien  fUr  Kartott'el  gab  es  1898.99  41  (fast  alle  in  Württemberg 
und  Baden),  landwirthschaftliche  5530  (besonders  im  preussischen  Osten,  doch  auch 
in  Süddeutschland),  gewerbliche  für  Getreide  dagegen  1064  (vomemlich  in  Preussen 
ausserhalb  der  alten  Ostprovinzen  Preussens,  dann  in  Schlesien,  in  Württemberg, 
Baden),  landwirthschaftliche  7837  (in  denselben  Gebieten  vorherrschend) ;  die  Alcohol- 
production  ist  in  den  landwirthschaftlichen  Kartotfelbrennereien  gegen  die  gewerblichen 
ganz  überlegen,  im  gen.  Jahre  mit  3.102.000  hl.  gegen  5000,  in  den  Gotreidebrennereien 
dagegen  stärker  in  den  gewerblichen,  mit  335.000  hi.,  als  in  den  landwirthschaftlichen, 
246.000  hl.  Für  gewisse  kleine  Brennereien  sind  die  Bestimmongen  über 
Fixation  in  §.  13  des  Gesetzes  von  1887  mit  kleinen  Aenderungen  verblieben 
(Art  I,  unter  Nr.  4  der  Novelle  von  1895).  Die  allgemeinen  Steuersätze  der 
Verbrauchsabgabe  von  50  Pf.  für  den  Contingentsbranntwein,  von  70  für  die  höhere 
Production,  also  die  „Liebesgabe*',  sind  unverändert  gelassen. 

Brennsteuer.  Unter  diesem  Namen  ist  ein  neuer  Zuschlag  zur  Verbrauchs- 
abgabe eingeführt  worden,  und  zwar  in  verschiedener  Höhe  und  in  Stufensätzen  nach 
Gattungen  und  Productioosgrenze  der  Brennereien,  in  der  doppelten  Tendenz,  Ueber- 
production  im  Ganzen  mit  ihren  Nachtheilen  far  Absatz  und  Preise  zu  erschweren 
und  die  Klein-  und  kleineren  Betriebe  in  der  Concurrenz  mit  den  Gross-  und  grösseren 
Betrieben  günstiger  zu  stellen  (Novelle  von  1895,  Art.  II,  §.  1,  2,  neu  redigirtes  Gesetz 
von  1887/95,  Abschnitt  3,  §.  43  ff*.).  Die  Brennsteuer  ist  eine  allff:e meine  und 
eine  besondere.  Jener  unterliegen  nur  die  Brennereien  mit  über  300  hl.  Jahres- 
production  für  das  Plos  über  300  hl.  hinaus.  Landwirthschaftliche  (im  Legalsinne) 
und  gewerbliche  Brennereien,  welche  im  Betriebsjahre  weder  Hefe  erzeugen,  noch 
Melasse.  Rüben  oder  Rubensaft  verarbeiten,  haben  nach  einem  Tarif  von  12  Stufen 
(300—600  hl  u.  s.  w.,  schliesslich  über  3000  hl)  einen  Zuschlag  vom  Hectoliter  in 
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steigeDilen  Sätzen  von  0.5  bis  schliesslich  6  M.  Brennstcner  zu  zahlen;  andere 
Brennereien,  d.  h.  alle,  welche  Hefe  erzeugen,  geverbliche,  welche  Melasse,  Raben. 
Ruben:>aft  rcrarbeiten,  und  MaterialbrennereieD ,  haben  nach  einem  anderen  Tarif  in 
12  Stufen  (300—500  hl.  u.  s.  w.,  schliesslich  über  1700  hl.  Prodnciion)  in  steigenden 
Sätzen  ebenfalls  0.5  bis  6  M.  vom  Hectoliter  Brennsteuer  zu  entrichten.  Schon  am 
1.  April  bestanden  habende  landwirthscbaftliche  Genossenschaftsbrennereien  unter- 
liegen aber  fQr  den  Umfang  ihres  bisherigen  Betriebs  nur  V4  dieser  Sätze  der  Brenn- 
steuer,  geniessen  also  eine  besondere  Begünstigung.  Eine  weitere  besondere 
Brennsteuer  wird  ausserdem  noch  in  zwei  anderen  Fällen  erhoben,  im  ersten,  um  die 
Ueberproduction  im  Allgemeinen,  im  zweiten,  um  die  Goncurrenz  der  Brennereien  ron 
Melasse  u.  s.  w.  gegen  die  anderen  zu  erschweren.  Landwirthscbaftliche 
Brennereien,  die  im  Betriebsjahr  Maischbottichsteuer  zahlen,  werden  nemlich  für  den 
sogen.  Sommerbrand  (jetzt  16.  Juni  bis  15.  Sept.)  und  für  den  SV«  Monat  Ober- 
schreitenden Brand  in  der  übrigen  Jahreszeit  ?on  jedem  Hectoliter  ihrer  Prodoctioo 
(also  auch  der  unter  300  hl.)  einer  besonderen  Brennstcner  unterworfen,  in  3  Stnfen- 
sätzen  nach  der  Grösse  der  Production  (1,  2,  3  M.  vom  Hectoliter,  je  nachdem  sie  in 
der  genannten  Zeit  täglich  1050—1500,  1500—3000  und  über  3000  1.  Bottichraom 
bemaischen.  Dafür  ist  aber  der  im  Gesetz  von  1887  (Art.  42  unter  U)  diesen 
grösseren  Brennereien  aufirelegte  Zuschlag  zur  Yerbrauchsabgabe  im  Gesetz  von  1895 
fortgefallen  (Novelle  von  1895,  Art.  I,  Nr.  7,  neues  Gesetz  von  1895,  §.  42). 

Die  zweite  besondere  Brennsteuer  ist  ein  Ausfluss  der  den  Melassebrennereien 
ungünstigen  „Regulirnngs-''  und  Steuerpolitik  des  neuen  Gesetzes.  Am  Oontingent 
betheiligte  gewerbliche  Brennereien,  die  Melasse,  Rüben,  Rübensaft  ver- 
arbeiten, haben,  wenn  in  einem  Betriebsjahr  ihre  Production  ihr  Oontingent  um  mehr 
als  ^/^  übersteigt,  für  jedes  weitere  Hectoliter  darüber  hinaus  noch  eine  Brennsteuer 
von  15  M.  zu  entrichten,  die  gleichen,  aber  nicht  contingentirten  Brennereien  haben 
für  ihre  Gesammterzeugung,  die  20.000  hl.  übersteigt,  denselben  Satz  Brenn- 
Ptcuer  zu  zahlen,  wobei  diese  20.000  hl.  auf  die  in  den  3  letzten  Jahren  betriebenen 
Brennereien  nach  dem  Umfang  ihrer  Betriebsanlagen  zu  vertheilen  sind.  Beim  Ueber- 
gang  dieser  Brennereien  zur  Hefeerzeugung  wird  die  Alcoholmenge,  die  der  Brenn- 
stouer  von  15  M.  nicht  unterliegt,  um  die  Hälfte  gekürzt.  Neu  entstehende  Melasse- 
brcnnereien  u.  s.  w.  haben  aber  sogar  für  ihre  gesammte  Erzeugung,  auch  für  die 
unter  300  hl.,  eine  Brennsteuer  von  15  M.  vom  Hectoliter  zu  entrichten.  Diese  Be- 
stimmungen gegen  diese  Brennereien  sind  mehrfach  besonders  bemängelt  worden, 
auch  Paasche  (a.  a.  0.  S.  390  ff.)  steht  ihnen  mehr  ablehnend  gegenüber.  Vom 
Standpunct  der  Gewerbefreiheit  und  der  „Freiheit  der  speculativen  Capitalanlagen  zur 
Ausbeutung  von  Conjuncturen''  sind  sie  auch  nicht  zu  rechtfertigen.  Aber  ihre  Er- 
lassung ist  ein  neuer  Beleg  dafür,  dass  eben  die  Noth wendigkeit,  diesen  Standpunct 
zu  modificiren,  auch  in  der  Praxis  und  der  Gesetzgebung  beginnt,  mehr  anerkannt  zu 
werden.  Die  besondere  Rechtfertigung  hat  man  in  der  regellosen  Production  gerade 
dieser  Brennereien  finden  wollen,  in  Folge  deren  sie  auch  beim  Rückgang  der  sonstigen 
Brennerciproduction ,  z.  B.  bei  geringer  Kartoffelernte,  alsbald  gerade  die  ihre  ent- 
wickelten und  so  den  Markt  und  die  Preise  verdürben,  während  die  Wohlfeilheit  der 
Melasse,  deren  Eutzuckerung  noch  nicht  allgemein  erfolge,  besondere  Vortheile  für 
diese  Brennerei  bOte  (s.  Paasche  a.  a.  0.).  Die  Gesammtmenge  ihrer  Production  ist 
indessen  selbst  in  Jahren  grosser  Erzeugung,  nach  den  früheren  Erfahrungen,  doch 
nicht  so  bedeutend  gewesen,  dass  man  ihnen  die  Schuld  an  der  Ueberproduction  ganz 
zuschieben  kann,  darin  hat  Paasche  (§.  392)  wohl  recht.  Aber  eine  Gefahr  liegt 
doch  immerhin  vor,  und  wenn  ein  Hauptzweck  der  deutschen  Branntweinproductions- 
Regulirungs-  und  Steuergesetzgebung  erreicht  werden  soll,  die  Erhaltung  der 
Brunnerei  als  landwirthschaftliches  Nebengewerbe,  so  möchte  die  Maass- 
regel doch  zu  rechtfertigen  sein.  Die  Alcoholproduction  der  Melassebreunerei  war 
von  1887/88—98/99  in  1000  hl.:  75  —  77  —  84  —  201  —  260  (1890—92  bei  stark 
verminderter  Kartoffelbrennerei)  —  106  —  96  —  218  —  122. 

Die  Maischbottichsteuer  wird  nach  dem  Gesetz  von  1895  nur  noch  in 
landwirthschaftlichen  Brennereien  ^n^ch  der  bisherigen  Lc^ldefinition,  doch 
mit  einer  kleinen  Erweiterung  auf  gewisse  Fälle,  (Novelle  von  1895,  Art  I,  Nr.  6, 
I,  Absatz  2)  und  zwar  im  alten  Satze  von  1  M.  31  Pf.  vom  Hectoliter  Rauminhah 
des  Bottichs  und  für  jede  Einmaischung  erhoben,  mit  den  bisherigen  stufenweisen  Er- 
mässigungen  des  Steuersatzes  für  kleine  Brennereien,   die  nur  vom  16.  Sept.  (früher 
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Tom  1.  Oct)  an  bis  15.  Joni,  aber  im  Ganzen  nicht  länger  als  8V-2  Monat  betrieben 
werden.  Für  die  Material brenuereien  sind  die  5  Gattangsabtheilnngeu  und  die 
Steuersäue  des  Gesetzes  von  1891  (oben  S.  712)  mit  den  Erleichterungen  für  kleine 
Brennereien,  beibehalten  worden.  Die  Brennereien  von  Melasse  u.  s.  w.  unterliegen 
dagegen  der  Maischbottichsteuer,  der  sie  nach  dem  Gesetz  von  1887  mit  unterstanden, 
nach  dem  von  1895  nicht  mehr.  Alle  gewerblichen,  als  welche  jetzt  gesetzlich 
ohne  Weiteres  alle  gelten,  die  nicht  zu  den  landwirthschaftlichen  noch  zu  den  Material- 
brennereien gehören,  haben  weder  die  Maischbottichsteuer  (wie  schon  bisher  die  ge- 
werblichen nach  der  Definition  des  Gesetzes  von  1887  nicht),  noch  die  Branntwein- 
materialsteuer zu  entrichten,  sondern  dafür  nunmehr  allgemein  als  Ersatz  den  Zu- 
schlag des  Gesetzes  von  1887  in  demselben  Betrage,  20  Pf.  für  1  1.  reinen  Alcohols, 
mit  den  früheren  Ermässigungen  für  kleinere  Brennereien  unter  gewissen  Bedingungen, 
nach  Novelle  von  1895,  Art.  I,  Nr.  6,  II,  Absatz  2,  Ermässigungen,  die  während  der 
Monate,  in  denen  Presshefe  erzeugt  und  jetzt  auch,  in  denen  Melasse,  Rüben  oder 
Bübensaft  verarbeitet  wird,  fortfallen.  Auch  landwirthschaft liehe  und  Ma- 
terialbrennereien können  aber  auf  ihren  Antrag,  letztere  auch  ohne  solchen 
Seitens  der  Steuerbehörde,  von  der  Maischbottich-  und  Branntweinmaterialsteuer  jetzt 
frei  gelassen  und  zum  Ersatz  Zuschlägen  zur  Verbrauchsabgabe  für  den  von 
ihnen  festgestellten  Branntwein  unterworfen  werden  (Novelle  von  1895  neuer  §.  42 
unter  III).  Nach  einem  nach  Art  der  Brennerei  und  der  Grösse  der  Production  ab- 
gestuften, nach  letzterem  Moment  progressiven  Tarif,  wodurch  also  wieder  der  kleinere 
Betrieb  begünstigt  wird,  tritt  an  Stelle  der  Bottichsteuer  in  Brennereien  von  bis  100  hl. 
Jahresproduction  ein  Zuschlag  für  1  1.  in  Monaten  ohne  Hefeerzeuguni?  von  12.  mit 
solcher  von  16  Pf.,  bei  Jahresproduction  von  100 — 150  hl.  bezw.  von  14  und  18  Pf., 
bei  grösserer  Production  von  16,  18,  20  Pf.  je  nach  der  Productionshöhe  gemäss  den 
Abstufungen  unter  Nr.  II  des  neuen  §.  42.  An  Stelle  der  Materialsteucr  tritt  bei 
einem  Jahresbrand  bis  50  1.  ein  Zuschlag  von  8,  von  50—100  1.  ein  solcher  von  16, 
von  über  100  1.  von  20  Pf.  für  1  1. 

Die  Ausfuhrvergütungen  sind  im  Gesetz  von  1895  ebenfalls  anders  geregelt 
worden  (vgl.  §.  12  des  Gesetzes  von  1887  und  des  Gesetzes  von  1895  nach  der  Novelle 
von  1895,  Art.  I.  Nr.  3).  Wesentlich  wie  bisher  nach  Gesetz  von  1887  können  auch 
aus  dem  freien  Verkehr  ausgeführter  Trinkbranntwein,  sowie  Fabrikate,  zu  deren  Her- 
stellung Branntwein  aus  dem  freien  Verkehr  verwendet  worden,  Rückvergütung  der 
Verbrauchsabgabe  erlangen,  nach  näheren  Bestimmungen  des  Bundesraths,  ebenso  der 
Branntwein  für  Ausfuhr  u.  s.  w.  eine  solche  für  die  Bottich-  und  Materialsteuer. 
Aber  es  siDd  jetzt  auch  eigentliche  offene  Ausfuhrprämien  hinzugekommen. 
Der  Betrag  dafür  ist  nach  Art.  II,  §.  3  der  Novelle  von  1895  (Gesetz  von  1895,  §.  43  c) 
6  M.  (früher  für  Fabrikate  5  M.)  vom  Hectoliter.  Ftlr  den  zur  Essigbereitung  rer- 
wcndeten  Branntwein  kann  eine  gleich  hohe  Vergütung  der  Brennsteuer  gewährt 
werden.  Diese  Vergütungssätze  sind  jedoch  nicht  feste,  sondern  jährlich  vom  Bundesrath 
für  das  folgende  Jahr  herabzusetzen,  wenn  die  Gesammtsumme  der  gezahlten  oder 
bei  voller  Vergütung  zu  zahlen  gewesenen  Vergütungen  für  das  abgelaufene  Jahr 
grösser  war  als  der  gleichzeitige  Ertrag  der  Brennsteuer.  War  umgekehrt  die  Summe 
der  Vergütungen  kleiner,  so  können  aus  dem  Ueberschuss  auch  für  Branntwein  zu 
anderen  steuerfreien  Zwecken,  als  zur  Essigbereitnng,  Vergütungen  bis  6  M.  für  1  hl. 
gewährt  werden  (Specialbestimmung  noch  für  das  Jahr  1.  Oct.  1900/1901).  Hier  wird 
mithin  der  Ertrag  der  Brennsteuer  für  solche  Prämien  festgelegt,  d.  h.  die  grösseren 
Betriebe  und  die  Melassebrennerei,  welche  diese  Sondersteuer  tragen,  haben  die  Mittel 
zur  Zahlung  dieser  Prämien  zu  liefern,  ohne  directe  Schädigung  des  Fiscus.  Nur  der 
ueberschuss  der  Brennsteuer  verbleibt  diesem,  er  war  1885/96 — 98/99  1.759.000 
—  1.447.000  —  773.000  —  170.000  M.  Die  gesammten  Ausfuhr-  und  sonstigen 
Vergütungen  waren  gleichzeitig  12.546.000  —  10.533.000  —  11.136.000  —  13.496.000 
Mark,  d.  h.  etwa  durchschnittlich  3  MilL  Mark  höber  als  in  den  4  vorausgehenden 
Jahren.  Die  Branntweinaasfuhr  ist  wieder  gestie^ren.  sie  war  in  den  Jahren  1895 — 99 
(Kalenderjahr)  21038  —  24687  —  34476  —  38202  —  37271  t.  im  Worth  von 
5.2  —  6.6  —  9.5  —  12.1  —  11.5  Mill.  Mark.  Die  Vorschriften  über  die  Brenn- 
steuer und  die  Ausfohrprämien  (Art.  11  der  Novelle  von  1895)  gelten  übrigens  nur 
bis  30.  Sept.  1901.    Das  Gesetz  von  1895  trat  am  1.  Juli  1895  in  Kraft. 

Die  Gesammtproduction  der  Brennerei  ist  nur  im  letzten  Jahre  1898/99  erheblich 
grösser  als  in  den  3  vorausgehenden  und  den  ersten  Jahren  nach  der  neuen  Gesetz- 
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jcebooff  von  1887  prewesen:  1894/95—98/99  2.952.000  —  3.334.000  —  3.101.000  - 
3.288.000  —  3.816.000  hl.,  diese  gröät>ore  Zitt'er  namentlich  in  Folge  stärkerer  £&r- 
toiielbrenncrei.  Der  Trinkcousum  ist  absolat  von  1892/93 — 97/98  ziemlich  bUbil  be- 
wesen,  relativ  auch  (auf  den  Kopf  4.4  —  4.3  —  4.2  i.) ,  nur  1898/99  stirker,  weil 
vermuthete  Preissteigerungen  zu  grösseren  Steuerabfertignugen  fahrten  (4.5  1.  auf  den 
Kopf).  Der  zu  gewerblichen  Zwecken  u.  s.  w.  verwendete  Branntwein  ist  nicht  on- 
erheblich  weiter  gesüegou,  von  1893/94—97/98  von  664.000  auf  889.000  hl.,  1898/99 
auf  990.000  hl. 

Der  Gesammmtertra^  (netto)  der  Vorbrauchsabfi^abe  mit  Zuschlag,  warindea 
4  Jahren  1895/96-98/99  119.04  —  119.91  —  120.41  —  130.58  MiU.  Mark,  der 
Maischbottich-  und  Matcrialsteuer ,  abzüglich  der  vorgenannten  AusfuhrfergUtangen. 
21.67  —  21.13  —  22.45  —  24.81  Mill.  Mark,  der  ZöUe  6.65  —  6.33  —  6.30  - 
6.51,  der  ganzen  Branntweinsteuereiu nähme  so  149.12  —  148.82  —  149.94  —  162.08 
Mill.  Mark.  Darin  befindet  sich  mit  ein  ganz  kleiner  Betrag  Ausgleichungs-  und 
Uebergangsabgabe  von  Branntwein  aus  Luxemburg  (5.6  —  0.6  —  0.1  —  4.7  Taoftend 
Mark  in  den  letzten  4  Jahren.  S.  über  die  speciellen  Bestimmungen  da^  oben  gea. 
Ucbereinkommcn  mit  Luxemburg.  Es  wird  im  Allgemeinen  keine  Bückvergütang  noch 
Uebergangsabgabe  im  Verkehr  gegenseitig  bezahlt,  fur  den  Branntwein  im  freien 
Verkehr  werden  fUr  den  Mehrimport  oder  Mehrexport  bestimmte  S&tze  angerechnet). 
Auf  den  Kopf  kommen  in  den  gen.  4  Jahren  2.84  —  2.79  —  2.77  —  2.95  MarL 
Der  Ertrair  ist  also  seit  1888/89  relativ,  seit  1889/90  auch,  abgesehen  vom  letzten 
Jahre  1898/99,  absolut  etwas  zurückgegangen. 

Eine  fiscalische  Tendenz  und  einen  solchen  Erfolg  hatte 
das  Gesetz  von  1895  also  nicht,  in  agrarpolitischer  und  allgemeio- 
volkswirthschaftlicher  Richtung  scheint  es  eher  günstig  gewirkt  zu 
haben,  wie  man  bei  seinem  Erlass  gewünscht  hatte.  Für  die  Lage 
der  Brennerei  wird  Vieles  abhängen  von  der  Zunahme  des  Ver- 
brauchs von  Branntwein  für  gewerbliche  Zwecke,  besonders  für 
Beleuchtung,  wofür  wieder  die  Entwicklung  der  Technik  ein  stark 
mit  entscheidender  Punct  ist  (Spirituslampen).  Sonst  ist  die  Orga- 
nisation des  Braontweiuabsatzes  eine  Hauptsache,  welche  durch  die 
Interessenten  selbst  mittelst  genossenschaftlicher  Cartellbildang  wohl 
in  die  richtigen  Wege  und  in  diesem  Falle  auch  in  zu  recht- 
fertigender, dem  Gemeinwohl  nicht  widersprechender  Weise  geleitet 
Avorden  ist. 

Eine  Erhöhung  des  Steuerertrags  bliebe  freilich  auch  er- 
wünscht und  auch  zulässig,  und  zwar  mittelst  Erhöhung  des  Satzes 
der  Verbrauchsabgabe,  die,  wie  bei  der  Zuckersteuer,  auch  wohl 
die  einzige  Steuer  werden,  d.  h.  ganz  an  Stelle  der  Bohstoffstener 
treten  könnte,  wozu  es  in  der  Weiterentwicklung  der  Gesetzgebung 
vielleicht  auch  kommt.  Die  deutsche  Steuer  im  Ganzen  ist  nach 
Höhe  des  Satzes  und  nach  Ertrag  immer  noch  sehr  massig,  ver- 
glichen mit  den  Steuern  anderer  Hauptländer  (Grossbritannien, 
Kassland,  Frankreich).  Eine,  gewiss  mit  Recht  zu  vermeidende 
Schädigung  unserer  Brennerei  als  eines  nach  unseren  Verhältnissen 
unentbehrlichen  Jandwirthschaftlichen  Nebengewerbes  und  die  Ge- 
fahr, auch  bei  uns  die  Hinüberbildung  der  Brennerei  in  die  gewerb- 
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liehe  und  in  den  Grossbetrieb  zu  begünstigen,  sind  bei  einer  Er- 
höhung der  Verbrauchsabgabe  wohl  nicht  zu  befürchten,  wenn  man 
langsam  und  immer  maassvoll  mit  der  Erhöhung  vorgeht  und  der 
landwirthschaftlichen  Brennerei  die  Steuerermässigung,  die  „Liebes- 
gabe'', im  Wesentlichen,  wenn  auch  vielleicht  auf  die  Dauer  nicht 
nothwendig  ganz  im  bisherigen  Satze,  lässt,  sowie  Maassregeln  zur 
stärkeren  Belastung  der  grösseren  Brennereien  und  der  Melasse- 
brennerei, wie  in  der  gegenwärtigen  Brennsteuer  beibehält,  oder 
ähnlich  von  Neuem  trifft.  Dies  lässt  sich  auch  volkswirthschaftlich 
wegen  der  Bedeutung  der  landwirthschaftlichen,  besonders  der 
Kartoffelbreonerei,  rechtfertigen,  und  diese  Kücksicht  wird  auch 
immer  ein  Maasshalten  im  Steuersatz  bei  uns,  auch  im  Vergleich 
mit  demjenigen  in  anderen  Ländern,  empfehlen.  Dabei  wird  dann 
allerdings  auch  die  Steuer  nicht  so  ergiebig  als  in  fremden  Staaten, 
wie  den  genannten,  werden  können,  in  welchen  eben  nicht  so  ent- 
scheidende landwirthschaftliche  Interessen  mitspielen. 

Eine  Steigerung  der  Verbrauchsabgabe  von  Brannt- 
wein, die  den  Trinkbranntwein  vertheuert  oder  — 
schwächer  werden  lässt,  ist  gerade  bei  diesem  Artikel  trotz 
seines  überwiegenden  Gonsums  in  den  unteren  Glassen  gewisser 
Landestheile  kein  so  starkes  Bedenken,  wie  bei  anderen  Verbranchs- 
steuerartikeln.  Denn  wenn  auch  so  diese*  Branntweinsteuer  bei 
ihrer  etwaigen  Ueberwälzung  auf  den  Consumenten,  gleich  anderen 
Verbrauchssteuern  und  Einfuhrzöllen,  etwas  umgekehrt  progressiv 
wirkt,  so  muss  das  eben  mit  der  Unvermeidlichkeit  dieser  Steuern 
hingenommen  und  muss  es,  kann  es  aber  auch,  wie  immer  in  diesen 
Fällen,  und  wie  oben  schon  mehrfach  hervorgehoben  wurde  (z.  B. 
S.  692)  durch  entgegengesetzt  wirkende  directe  und  sonstige  Steuern 
(Erbschafts-,  Verkehrs-,  Stempelabgaben),  oder  durch  Verwendung 
der  Erträge  mit  zu  öffentlichen  Einrichtungen  und  Leistungen,  die 
vomemlich  den  unteren  Glassen  zu  Gute  kommen  (Ärbeiterver- 
Sicherung  u.  A.  m.),  einigermaassen  compensirt  werden.  Der  sani- 
täre und  ethische  Gesichtspunct  anderseits  lässteine  Vertheuerung 
des  Trinkbranntweins  und  eine  dadurch  eventuell  mit  herbeigeführte 
Verminderung  des  Gonsums  oder  des  Stärkegrads  des  „Schnapses'^ 
nur  erwünscht  erscheinen,  —  freilich  in  Verbindung  mit  einer 
richtigen,  mehr  einschränkenden  Schankgesetzgebung. 

Die  ungemeine  Gomplication  einer  Frage  wie  die  der  Brannt- 
weinsteuer mit  anderen  Momenten  und  die  grossen  steuertechnischen 
und  steuerpolitischen  Schwierigkeiten,  welche  in  unserer  Zeit  eine 
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richtige  Lösung  eines  solchen  ,,Knäael8''  von  Fragen  aller  Art 
bieten,  ergiebt  sich  aus  der  vorausgehenden  Darstellung  der  Brannt- 
weinsteuergesetzgebuDg  im  Deutschen  Reiche  zur  Genüge.  Damit 
möchte  ich  es  auch  rechtfertigen,  hier  im  Rahmen  eines  finanz- 
wissenschaftlichen Werks  und  in  dieser  sonst  mehr  nur  orientireD- 
den  Behandlung  der  Reichsbesteuerung  diesem  Gegenstand  einen 
so  unverhältnissmässig  grossen  Raum  in  diesem  Band  doch  noch 
gewidmet  zu  haben,  trotz  der  wiederholten  Vorbehalte  in  dieser 
Hinsicht.  „Kurz^^  und  doch  „genügend'^  lässt  sich  dieser  Gregen- 
stand  einmal  nicht  behandeln,  noch  weniger  als  die  Zuckerstener. 

§.  210.— f)     Die   Frage    der   Reichsbestenerung  in- 
ländischenWeins.   Nach  der  Reichsverfassung  wäre  das  Reich 
competent,  auch   eine  innere  Reichsweinsteuer  neben  seinem  Zoll 
auf  fremden  Wein   einzuführen.    Bei  der  zwar  nicht  sehr  erheb- 
lichen, aber  doch  nicht  ganz  unbedeutenden  einheimischen  Wein- 
production  und  bei  der  Reichsbesteuerung  der  beiden  anderen  alco- 
holischen  Getränke,  Branntwein  und  Bier,  läge  auch  der  Gedanke 
an  eine  Reichsweinsteuer  nahe.    Einmal   würden  nur  durch  eine 
solche  auch  die  Gonsumenten  von  Wein,  welche  in  den  Weinbau- 
ländern  diesen  doch  theilweise  statt  der  anderen  steuerpflichtigeD 
Getränke  verzehren   und  sonst  den  wohlhabenderen  Bevölkemngs- 
schichten  angehören,  angemessen  mit  Getränkesteuern  belastet,  was 
vom   Gesichtspunct  steuerpolitisch    gleichmässiger  Behandlang  an 
sich   zu  verlangen  ist.    Sodann  wirkt  der  Consum   einheimiscben 
Weins  doch   nothwendig  etwas  auf   die  Verminderung    des    zoll- 
pflichtigen fremden,   auch  wird  der  Weinzoll  trotz  unseres  relativ 
kleinen    eigenen    Weinbaus  ohne   nebenhergehende  innere   Steuer 
immerhin  etwas  aus  einem  Finanzzoll,  als  welcher  er  fnngiren  soll, 
zu   einem  Schutzzoll.    Indessen  ist  es  bisher  zu  einer  allgemeineD 
Reichsweinsteuer  für  den  beimischen  Wein  nicht  gekommen.     Ein 
Versuch,    eine    solche  Steuer    1893   einzuführen,    ist  misslnngeo. 
Steuerpolitisch   ist  dies   zu   bedauern,  aber  steuertechnisch   ist  es 
erklärlich,  weil  die  Veranlagung  und  Erhebung  einer  inneren  Wein- 
steuer, in  welcher  Form  auch  immer  sie  erfolge,   auch  in  der  da- 
mals geplanten  Umlauf-  und  Werthsteuer,   mit  ausserordentlichen 
Verkehrsbelästigungen  und  Controlen  unvermeidlich  verbanden  ist 
Diese  lassen   sich  allenfalls  ertragen,  wenn  man  seit  lange  daran 
gewöhnt  ist,  wie  in  Frankreich  und  anderen  Weinbauländem,  auch 
in  Süddeutschland,  oder  lassen  sich  einigermaassen  als  nothwendiges 
Mittel  hinnehmen,  auch  bei  einer  Neueinführung  einer  Weinsteuer, 
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wenn  man  auf  diese  Weise  eine  vielleicht  sonst  erforderliche  und 
anderweit  schwer  zu  beschaffende  Staatseinnahme  von  erheblicher 
Höhe  erreicht  und  die  Schutzzollwirkung  des  Weinzolls  ohne  neben- 
hergehende innere  Weinsteuer  den  heimischen  Weinbau  stark  ft^rdert 
und  so  den  Zollertrag  wesentlich  schmälert.  Das  war  und  ist 
jedoch  die  Sachlage  in  Deutschland  nicht,  schon  wegen  der  aus 
klimatischen  Grtlnden  u.  s.  w.  nur  beschränkten  Ansdehnungsfähig- 
keit  des  heimischen  Weinbaus.  So  möchte  es  doch  wohl  gerecht- 
fertigt sein,  von  einer  aUgemeinen  inneren  Keichsweinsteuer  auch 
fernerhin  abzusehen.  Vielleicht,  dass  diese  Steuer,  dann  aber  auch 
besser  als  Landes-  (Staats-),  (wenn  nicht  als  Communal-),  denn  als 
Reichssteuer  in  Verbindung  mit  einem  allgemeinen 
Wirthshaus-  und  Ausschanklicenzsystem  sich  noch  am 
Ersten  einbürgern  Hesse,  freilich  gerade  in  dieser  Form  dann  auch 
wieder  mit  dem  nicht  unwichtigen  Bedenken,  dass  dabei  der  private 
Hausconsum,  d.  h.  thatsächlich  der  Weinconsum  der  wohlhabenden 
Classen  eben  steuerfrei  bliebe.  Dass  das  Fehlen  der  inneren 
Weinsteuer  kein  durchschlagender  Grund  gegen  die  aus  mancherlei 
Erwägungen  passend  erscheinende  Erhöhung  der  norddeutschen 
Biersteuer  ist,  wurde  schon  oben  (S.  692)  nachgewiesen. 

Etwas  anders  als  die  Frage  der  allgemeinen  inneren  Wein- 
steuer liegt  diejenige  einer  besonderen  Steuer  und  dann  allerdings 
wohl  am  Passendsten  einer  Reichssteuer  auf  einheimische 
Schaumweine.  Eine  Steuer  auf  solche  hat  mehr  einen  Luxus- 
steuercharacter ,  damit  freilich  trotz  principieller  Berechtigung  das 
steuerpolitische  und  steuertechnische  Bedenken  aller  „Luxussteuern'', 
die  einen  einzelnen,  individuell  sehr  verschieden  sich  gestaltenden 
Lnxusconsum  willkührlich  herausgreifen,  wie  dies  auch  bei  bezüg- 
lichen Einzelstaatssteuern  oben  mehrfach  hervorgehoben  wurde. 
Die  innere  Schaumweinsteuer  bildet  aber  allerdings  ein  auch  finanz- 
politisch erwünschtes  Complement  und  Seitenstück  des  Zolls  auf 
fremde  Schaumweine,  zumal  eines  höheren,  wie  des  neuesten 
deutschen  von  1900  (o.  S.  662),  um  diesen  Zoll  nicht  zu  sehr  zu 
einem  Schutzzoll,  gegen  das  Finanzinteresse,  sich  entwickeln  zu 
lassen.  Das  ist  hier  auch  in  deutschen  Verhältnissen  mehr  als 
beim  allgemeinen  Weinzoll  zu  befürchten,  weil  die  Ausdehnung  der 
heimischen  Schaumweinproduction  in  merklichem  Grade  und  so  die 
Concurreuz  dieses  Weins  gegen  den  fremden  leichter  als  beim 
Wein  im  Allgemeinen  ist.  Auch  die  BeSteuerungstechnik  und  der 
Controlapparat  einer  inneren  Schaumweinsteuer  sind  freilich  unver- 
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meidlicfa  auch  wieder  mit  manchen  Belästigungen  fUr  die  Produ- 
centen  verbunden,  und  auch  nicht  ganz  einfach.  Aber  sie  sind  doch 
ungleich  weniger  schwierig  und  verwickelt,  als  bei  einer  allgemeinen 
inneren  Weinsteuer.  Da  die  Schaumweinsteuer  als  Verbrauchs- 
steuer auch  weit  weniger  Bedenken  als  die  anderen  inneren  und 
die  meisten  Finanzzölle  hat,  so  ist  sie  auch  wegen  dieses  Umstands 
wohl  bei  uns  zu  rechtfertigen.  Ein  practisches  Bedenken  bleibt 
nur  der  geringftlgige,  auch  bestenfalls  zu  erwartende  Ertrag,  der 
es  immer  wieder  zweifelhaft  macht,  ob  man  um  seinetwillen  eine 
solche  Steuer  einführen  soll  und  ob  die  sonst  für  diese  Steuer 
sprechenden  Gründe,  wie  die  angeführten,  wichtig  genug  sind,  auch 
dieses  Bedenken  zurücktreten  zu  lassen. 

Ueber  die  allgemeine  ünanzwissenscbafiliche  Frage  der  Weinsteaer  8.  im  ScböD- 
berg'schen  Handbuch  4.  Anfl.,  B.  3,  Abth.  1,  Abb.  von  Zeller,  S.  507  ff.  (in  den 
früheren  Auflagen  von  Lehr,  Schall),  den  Artikel  von  y.  Heckel,  im  H.  W.  B.  d.  Sl 
1.  Aufl.,  B.  6,  mein  Finanzgrundriss  1.  A.,  S.  93 — 95.  Üebcr  die  Gesetzgebans:. 
Steuertechnisches  u.  s.  w.  eb..  G.  v.  Mayr,  Art.  Weinsteuer  im  Wörterbuch  der 
Verwaltung  II  und  in  den  3  Supplementbänden.  Die  Weinsteuer  der  4  sUddeutscbea 
Staaten  ist  oben  dargestellt  worden,  S.  212  Württemberg,  S.  263  Baden,  S.  344  Hessen, 
S.  410  Elsass  -  Lothringen ,  mehrfach  mit  kritischen  allgemeinen  Bemerkungen  zvr 
ganzen  Frage. 

Reichs -Weinsteuer -Gesetzentwurf  vom  21.  Nov,  1893  (u.  A.  auch  im  Fin.arcL 
B.  13,  S.  378,  mit  Begründung  und  statistischen  Beilagen,  darüber  YerhaDdlan^D 
besonders  Januar  1894  im  Reichstag,  G.  v.  Mayr  im  Wörterb.  d.  Yerwalt.  3.  SuppLb. 
S.  297).  Der  Plan  ging  auf  Besteuerung  des  Naturweins,  Schaumweins  und  Kunsi- 
weins  in  Form  einer  Worth Steuer  von  bezw.  15,  20,  25  •/©  ^^^  Werth  der  3  c«- 
Kategorieen,  wobei  aber  geringer  Xaturwein  bis  50  M.  für  1  hl.  steuerfrei  sein  sollte. 
Die  Steuer  sollte  als  Yerbrauchsabgabe  den  zum  Consum  bestimmten  in-  und  aus- 
ländischen Wein  treffen,  bei  letzterem  daher  zum  Einfuhrzoll  hinzutreten.  Ste1le^ 
pflichtig  war  für  Natur-  und  Schaumwein  der  Kleinhändler  und  Verkäufer,  fdr  Knust- 
wein  der  Zollpflichtige  oder  der  Hersteller.  Als  steuerpflichtiger  Werth  sollte  der 
Kaufpreis,  bei  fremdem  Wein  incl.  Zoll,  gelten,  nach  Angabo  des  Steuerpflichtige. 
eventuell  mit  Verpflichtung,  wenn  eine  Factura  ausgestellt  worden,  diese  vorzulegeo. 
Die  Controle  bestand  u.  A.  namentlich  in  der  Versendungscontrole  (Gesetzentwnrf 
§.  27),  indem  alle  Weinversendungen,  die  nicht  schon  unter  ZoUcontrole  stattfandea, 
vom  Versender  der  Steuerbehörde  des  Versendungsorts  anzumelden  waren.  Der  E^ 
trag  w»r  veranschlagt  für  Wein  (incl.  fremden,  nicht  ganz  Vs  ^^  gesammten)  roh 
auf  14.99,  rein,  nach  Abzug  von  15  7o  Verwaltungskosten,  auf  12.74  MilL  Mtri, 
Schaumwein  roh  auf  5.35  MiÜ.  Mark  (incl.  über  V4  ^on  fremdem),  rein  auf  4.54  MilL 
Mark,  zusammen  rein  auf  17.28  Mill.  Mark,  wozu  noch  der  nicht  veranschlagte  Ertrag 
der  Kunstweinsteuer  gekommen  wäre.  Der  Weinzoll  ergab  1890 — 94  im  Durchschnitt 
17.38  Mill.,  es  wäre  also  eine  Verdopplung  dieser  Einnahme  eingetreten,  wenn  diese 
Anschläge  zutrafen.  Ausser  principiellen  und  practischen  Einwänden  begegnete  der 
Plan  auch  einer  amtlichen  Opposition  von  Seiten  Württembergs  unter  Berufung  uf 
eine  Art  halber  Zusage  in  Betreff  eines  bezüglichen  Reservatrechts  an  diesen  Stiit 
Der  Plan  misslang  so. 

Die  Einzelstaaten  sollten  nach  demselben  den  der  Reichssteuer  unterworfenea 
Wein  in  keiner  Form  mit  eigener  Landessteuer  belegen  dürfen,  wohl  aber  Naturweii. 
den  das  Reich  nicht  besteuerte,  also  den  bis  50  M.  Werth  vom  Hectoliter,  doch  oor 
bis  zu  15  7o  vom  Werth,,  oder  7V2  M.  von  1  hl.  Für  die  Landes-Weinsteoem  ent- 
hält der  Zollvereinsvertrag  vom  8.  Juli  1867  (Art  5,  II,  §.  2)  die  Beschr&nkuDg.  di« 
bei  Werthsteuern  der  Satz  nicht  über  IV«  Thlr.  vom  ZoUcentner  oder  5  Thlr.  tob 
der  Ohm  (120  preuss.  Quart)  =  10. 92  M.  vom  Hectoliter,  bei  Abgaben  ohne  Rflcksic^ 
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auf  den  Werth  25  Sgr.  vom  Centner  oder  2  Thlr.  28 Vs  Sgr.  von  der  Ohm  sein  dürfte. 
Bei  Abgaben,  die  nach  einer  Classification  der  Weinberge  erhoben  werden,  ist  kein 
Mazimnm  für  die  Landesweinsteaer  festgestellt  worden. 

Die  Gemeinden  (and  Corporationeo)  dürfen  Weinstener  für  ihre  Rechnung 
aüch  nar  nach  den  beschränkenden  Bestimmungen  des  Zoll?ereinsvertrags  von  1867 
§.  7  erbeben,  einmal  nnr  in  den  sogen.  ..eigentlichen''  Weinländern,  d.  h.  nur  in 
Baiem,  Württemberg,  Baden,  ehemaligem  Nassau,  auch  im  Beichslande,  sodann  nur 
bOchtsens  mit  20  ®/o  des  zulässigen  Staatssteuersatzes,  d.  h.  höchstens  mit  2  M.  18  Pf. 
und  1  M.  21  Pf.  für  1  hl.,  je  nachdem  die  Abgabe  mit  oder  ohne  Rücksicht  auf 
den  Wertb  erhoben  wird  und  nur  für  Wein  aus  dem  Zollvereinsgebiet.  Höhere  Communal- 
abgaben  für  Wein  blieben  aber  in  den  Gemeinden,  wo  solche  bereits  bestanden,  weiter 
zulässig.  Die  Gemeinden  des  Reichslands  sind  für  ihre  Octrois  von  diesen  Be- 
schränkungen grösstentheils  befreit.  Wünsche,  diese  Beschränkungen  allgemeiner  be- 
seitigt zu  sehen,  sind  öfters  hervorgetreten,  die  analogen  Beschränkungen  für  commu- 
nale  Steuern  auf  Bier  und  Branntwein  sind  auch  durch  Reichsgesetz  vom  27.  Mai 
1885  tlieilweise  beseitigt  worden.  Bei  Wein  war  das  solange  nicht  möglich,  als  der 
Handelsvertrag  mit  Spanien  von  1883  bestand,  weil  darin  jede  innere  Steuer  auf 
spanischen  Wein  und  in  Folge  dessen  nach  der  Meistbegünstigungsclansel  auch  auf 
den  meisten  sonstigen  fremden  Wein  untersagt  war.  Mit  Ablauf  dieses  Vertrags  am 
31.  Jan.  1892  war  dies  Hindemiss  fortgefallen.  Im  Gesetzentwurf  von  1893,  §.  18 
(ans  dessen  ..Begründung''  die  vorausgehenden  Daten  zum  Theil  entnommen  sind) 
sollten  die  bestehenden  Beschränkungen  fallen  und  die  Erhebung  örtlicher  Verbrauchs- 
abgaben von  Wein  allgemein  gestattet  werden  können,  unter  Innehaltung  von  Maximis 
daftlr  (bei  Werthbesteuerung  von  der  Reichssteuer  unterliegendem  Wein  mit  Vs  ^^^ 
Sätze  dieser  Steuer,  anderenfalls  mit  3  M.  von  1  hl.,  bei  anderem  Wein  15  ^/g  oder 
7V«  ^*  ▼om  Hectoliter,  doch  so,  dass  die  Gemeindesteuer  mit  der  Landessteuer  18  Vo 
oder  lOVs  M.  für  1  hl.  nicht  übersteige).  Mit  dem  Fallen  des  Gesetzentwurfs  sind 
auch  diese  Bestimmungen  nicht  Gesetz  geworden.  Auch  spätere  legislative  Versuche^ 
die  Beschränkungen  für  die  Weinstener  der  Gemeinden  zu  beseitiffen,  sind  nicht  ge- 
lungen (s.  G.  V.  Mayr  im  Wörterb.  d.  Verwalt.,  3.  Sopplb.  S.  298). 

Zur  Würdigung  der  Frage  der  allgemeinen  inneren  Weinstcuer  ist  die  Aus- 
dehnung des  deutschen  Weinbaus  zu  beachten.  1889 — 1898  standen  im  Ertrag 
zwischen  120.935  ha.  (1889)  und  116.137  (1895),  1898  116.279,  davon  im  preuss. 
Nassau  und  Rheinland  15.247,  sonst  in  Preussen  2685.  in  baier.  Pfalz  12  690,  Unter- 
franken  7837,  in  Württemberg  16.807,  Baden  17.668.  Hessen  12.437,  Reichsland 
30.721.  Rest  im  übrigen  Gebiet.  Der  Enrag  schwankte  in  jener  Periode  zwischen 
748.462  hl.  oder  6.3  vom  Hectar  in  1891  ,  5.050.874  oder  43.4  vom  Hcctar  in  1896. 
im  Mostwerth  von  109.6  Mill.  (Vierteljahrsheft  des  Rcichsstat  u.  stat.  Jahrb.).  Die 
Weineinfuhr  im  Zollverein  war  in  Fässern  1895 — 99  jährlich  zwischen  63.700  und 
71.600  t.,  im  Werth  von  83.2—36.9  Mill.  Mark,  dazu  noch  Wein  in  Flaschen  für 
*/a — ^U  Mil^'  Mark  (ohne  Schaumwein).  Die  Weinausfuhr  betrn^r  in  Fässern  12.150 
bis  13.400  t  für  8.8—9.02  Mill.  Mark,  in  Flaschen  für  6.5—8  Mill.  Mark. 

Ueber  den  Verkehr  mit  Wein  ist  ein  gewerbepolizeiliches  Gesetz  vom 
20.  April  1892  erlassen  worden,  dessen  Umänderung  im  Januar  1901  im  Reichstag 
durch  einen  Gesetzentwurf  angebahnt  worden  ist. 

Der  Entwurf  eines  Schaumweinsteuergesetzes  ist  dem  Reichstag  am 
31.  Januar  1901  (Reichstagspapiere  Nr.  127)  vorgelegt  worden  und  wird  muthmaass- 
lich  mit  einigen  Abänderungen  angenommen  werden.  Der  geplante  Steuersatz  ist  für 
aus  Fruchtwein  hergestellten  Schaumwein  20  Pf.  für  die  Flasche,  für  anderen  mittelst 
Flaschengährung  hergestellten  60,  nicht  so  hergestellten  40  Pf.  Die  Steuer  soll  sich. 
nach  der  Art  der  neuen  Zucker-  und  Branntwein  Verbrauchsabgabe,  an  den  Productions- 
betrieb  anschliessen  und  zu  entrichten  sein ,  wenn  der  Wein  aus  der  Steuercontrole 
in  den  freien  Verkehr  tritt,  und  zwar  von  demjenigen,  der  ihn  zu  freier  Verfügung 
erhält.  Der  Plan  entspricht  einer  Resolution  des  Reichstags  vom  9.  Juni  1900  bei 
Gelegenheit  der  Frage  der  Kostendeckung  der  Flottenvermehrung  und  der  damals  ein- 
getretenen Erhöhung  des  Schaumweinzolls  von  80  auf  120  M.  von  c.  V/„  auf  2V4  M. 
für  die  Flasche  (Gesetz  vom  14.  Juni  1900,  am  1.  Juli  in  Kraft  getreten).  Der  — 
unsichere  —  Ertragsanschlag  für  diese  Steuer  ist  5.42  Mill.  Mark  roh  und  5.15 
MilL  Mark  rein.    Anschlag  der  bisherigen  inneren  Schaumweinproduction  c.  12  Mill. 
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Flaschen,  wovon  mit  Flaschengährnng  8,  Ausfohr  1896 — 99  c.  1  Mill.  Flaschen  für 
2  Hill.  Mark  jährlich,  Einfuhr  c.  1.4  Mill.  Flaschen  fUr  c.  5.7  MilL  Mark. 

üeber  die  Zölle  s.  o.  S.  658,  659,  662.    Der  Weinzollertrag  war  1894 
bis  1899  c.  15.5  MilL  Mark  j&hrlich. 

§.  211  —  c).      Die    Verkehrssteuern    oder    Stempel- 
ab gaben    (nebst    verwandten).     Der    Einheit    des    Wirthschails- 
gebietSy  den  Interessen  des  Verkehrs,  besonders  des  Creditverkehrg 
und    des    handelsmässigen    Umsatzes   von    beweglichen   Werthen 
und  Waaren  im  Börsenverkehr  widerstrebt  eine  particnlaristische 
Mannigfaltigkeit    der  gesetzlichen  Bestimmungen   über    die    heute 
sogen.  „Verkehrssteuem"  in  Stempelform,  wie  die  deutsche  vordem, 
im  besonderem  Maasse.  Die  Errichtung  des  Norddeutschen  Bundes 
und  des  Deutschen  Reichs  musste  daher  auf  diesem  Steuergebiete 
eine  Unification  der  Gesetzgebung  mittelst  Uebertragnog 
auf  Bund  und  Reich   nahe  legen.    Die  finanziellen  Interessen  der 
Einzelstaaten  stemmten  sich  dem  auch  nicht  so  stark  entgegen,  weil 
die  bisherige  Entwicklung  dieser  Abgaben  —  zum  Theil  wegen  der 
früheren  geriDgeren  Verkehrsentwickluug ,    zum  Theil  wegen  der 
technischen  Schwierigkeiten  der  Durchführung  von  Stempelsteaero, 
zumal  im  Particularrecht  kleiner  Staatsgebiete  —  keine  sehr  be- 
deutende, der  Ertrag  so  ein  absolut  und  relativ  geringer  gewesen 
war.    Die  Uebertragung  dieser  Steuergruppe  auf  das  Reich  griff 
daher  auch  nicht  tief  in  die  Finanzen  der  Einzelstaaten  ein.    Das 
Reich  war  anderseits   der  geeignete  Körper,  diese  Steuern  richtig 
zu   entwickeln,   und  konnte  darin  eine  erwünschte  Einnahmequelle 
sich  eröffnen,   ohne  mit  den  Finanzen  der  Einzelstaaten  in  beson- 
deren Conflict  zu  kommen.  Die  politischen  Interessen  und  Wünsche 
dieser  Staaten  bezüglich  möglichster  Festhaltung  ihrer  eigenen  Ver- 
waltung des  Steuerwesens   waren   bei  diesen  Steuern  auch  nicht 
weiter  gefährdet,    wie  sie  es  bei  den   directen  Steuern  gewesen 
wären  oder  doch  zu  sein  schienen.   So  boten  diese  Steuern  neben 
den  Zöllen   und  den  besprochenen  inneren  Verbrauchssteuern  ein 
geeignetes  Object  für  die  Reichsgesetzgebung  und  die  Reichsfinanzen. 
Fraglich    konnte    dabei    nur  in   einzelnen  Fällen  die  Abtrenoong 
zwischen  neuen  Reichsstempel-  und  verbleibenden  Landesstempel- 
abgaben sein.   In  der  Hauptsache  war  diese  Abtrennung  durch  die 
Verhältnisse   gegeben,    indem    der  Mo  biliar  werth-Verkehr  im 
Wesentlichen  dem  Reiche  zur  Besteuerung  überwiesen,  der  Immo- 
biliarwerthverkehr  der  Einzelstaatsbesteuerung  belassen  wurde. 

Nach  Uebernahme   des  Wechselstempels  schon  auf  den 
Norddeutschen   Bund    in    1869    hat    das  Reich  denn  auch  diese 
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Besteuerung  nach  und  nach  an  sich  gezogen  und  ausgebildet,  ins- 
besondere in  verschiedenen  Gesetzen  von  1881,  1885,  1894,  1900 
über  Reichsstempelabgaben  von  Actien,  Renten,  Schuld- 
verschreibungen, Schlussnoten  und  Rechnungen,  Lotterieloosen,  Aus- 
spielungen u.  s.  w.  im  Börsenverkehr,  von  Kauf-  wie  sonstigen  An- 
schaffungsgeschäften über  Wertbpapiere ,  börsenmässig  gehandelte 
Waaren  u.  A.  m.  („Börsensteuer'O?  Schiffsfrachturkunden.  Dazu 
traten  dann  noch  die  äusserlich  ähnlichen,  steuerpolitisch  und 
sachlich  verschiedenen  Stempelabgaben  von  Spielkarten  1878 
und  die  statistische  Gebühr  vom Waarenverkehr  mit  dem  Aus- 
lande 1879,  femer  die  aber  wesentlich  nur  die  Landesfinanzen  be- 
rührenden Abgaben  im  Gerichtswesen  (Gerichtskosten). 

Eine  Art  Verkehrssteuer-System  in  Stempelform  bilden 
unter  diesen  Stempelsteuern  diejenigen  von  Werthpapierenu.s.w. 
(Emissionsstempel)  und  Börsengeschäften,  sie,  nament- 
lich die  Steuern  für  letztere,  sind  wenigstens  aus  primitiven  Formen 
in  1881  durch  die  Gesetzgebung  der  späteren  Zeit  zu  einem  solchen 
System  mehr  und  mehr  ausgebildet  worden,  sie  können  in  gewisser 
Weise  übrigens  auch  als  eine  systematische  Erweiterung  des 
Wechselstempels  angesehen  werden.  Die  Besteuerung  der  Lotterie- 
loose  schliesst  sich  an  dieses  System  der  Verkehrssteuern  in 
Stempelform  nur  äusserlich  an,  ist  aber  sonst,  steuerpolitisch  be- 
trachtet, doch  verschiedenen  Characlers.  Die  Entwicklung  des  Ver- 
kehrs einer-,  diejenige  der  Gesetzgebung,  besonders  mittelst  erhöhter 
Steuersätze  und  mittelst  Verwandlung  von  festen  in  proportionale 
Umsatzabgaben  im  Börsenverkehr  anderseits  haben  dieses  Steuer- 
system auch  allmälig  wesentlich,  wenn  auch  mit  starken  Schwank- 
ungen nach  dem  jeweiligen  Verkehrsumfang ,  der  Emissionsthätig- 
keit,  den  Börsenumsätzen,  ertragsreicher  gemacht.  Und  die  leidige 
Entwicklung  der  Lotterieen  aller  Art,  besonders  der  Staatslotterieen, 
bat,  in  Verbindung  mit  der  Steigerung  der  Abgabesätze,  wenigstens 
den  Vortheil  gehabt,  dem  Reiche  ans  diesem  Titel  ebenfalls  erhöhte 
Einnahmen  zuzuführen.  Die  Gesammteinnahme  des  Reichs  aus 
allen  diesen  „Stempelabgaben'^  ist  so  im  Laufe  der  Zeit  erheblich 
gewachsen,  sie  ist  indessen,  an  sich  nach  ihrem  absoluten  Betrage 
betrachtet,  wie  im  Verhültniss  zu  den  übrigen  Steuererträgen  des 
Reichs  und  zu  den  Einnahmen  anderer  Staaten  aus  diesen  und 
verwandten  Abgaben  (Stempel-  und  Registerabgaben),  immer  noch 
nicht  eben  besonders  hoch,  selbst  wenn  man  die  Staats-  und 
Stempelerträge    summirt.      Dass    der    Haupttheil    dieser    Stempel- 
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einnahmen  des  Reichs,  nemlich  der  ganze  Ertrag  der  y^Börsensteuer^^ 
zunächst  mit  zu  den  ,)Ueberwei8ungen''  an  die  Einzelstaaten  ver- 
wendet wird,  wurde  früher  erwähnt  (S.  653). 

Im  Vergleich  zu  den  Zöllen  und  inneren  indirecten  Reichs- 
steuern  erscheinen  die  Reichsstempelabgaben  ganz  Qberwiegend 
als  Steuern,  welche  die  Masse  der  wenig  bemittelten  Reicbs- 
bevölkerung  und  der  unteren  arbeitenden  Classen  nicht  erheblich 
mit  belastet  (von  einem  Theil  des  Lotteriestempels  etwa  abgesehen), 
sondern  theils  die  am  Credit-  und  Börsenverkehr  betheiligte  Ge- 
schäftswelt, theils  die  wohlhabenderen  Classen  und  die  Speculanten- 
kreise  (in  den  Emissions-  und  Umsatzsteuern)  vomemlich  trefTeo. 
Das  ist  ein  steuerpolitischer  Vortheil,  wenigstens  im 
Ganzen  angesehen,  wenn  auch  diese  Verkehrs-  oder  Stempel- 
steuern immer  nur  eine  rohe  Form  der  Besteuerung  darstellen,  an 
den  obersten  Principien  der  Theorie  der  Steuervertheilnng  und  den 
Postulaten  rationeller  Praxis  dafür  bemessen.  Es  ist  daher  doch 
1881  ff.  und  wieder  1900  richtig  gewesen,  neben  den  Zöllen  nnd 
Verbrauchssteuern  auch  diese  Stempelabgaben  zu  entwickeln,  um 
durch  ihren  Ertrag  andere,  im  Ganzen  die  leistungsfähigeren  Volks- 
theile,  zu  den  Reichslasten  mehr  mit  heranzuziehen.  Ob  man  darin, 
so  mit  der  eigentlichen  Belastung  des  Börsenverkehrs,  schon  zu 
weit  gegangen  sei,  sei  es  in  der  Form,  Berechnungs-  und  Erhebnugs- 
art,  sei  es  in  der  Höhe  der  Steuersätze  dieser  Abgaben,  besonders 
der  Umsatzabgaben,  wie  in  Interessentenkreisen  dieses  Verkehrs 
öfters  behauptet  worden  ist,  möchte  zu  bezweifeln  sein.  Immerhin 
wird  aber  auch  in  dieser  Hinsicht  nicht  zu  weit  gegangen  werden 
dürfen,  soweit  es  sich  nemlich  darum  handelt,  einen  in  seiner 
Function  unter  unseren  heutigen  wirthschaftlichen  Verhältnissen 
auf  dem  Boden  unserer  privat  wirthschaftlichen  Organisation  nnd 
Rechtsordnung  einmal  gebotenen,  auch  volkswirthschaftlich 
nothwendigen  und  heilsamen.  Credit-  und  Börsenverkehr  —  nicht 
einen  solchen,  welcher  lediglich  die  Conjuncturen  und  die  weniger 
geschäftskundigen  Volkskreise  ausbeutet  —  lebens-  und  leistungs- 
fähig zu  erhalten.  Dabei  kann  ja  gern  zugegeben  werden,  da^^s 
die  Grenze  zwischen  diesem  „legitimen*'  und  „illegitimen*' Verkehr 
schwer  genau  zu  bestimmen  und  auch  verschiebbar  ist.  Vorhanden 
ist  sie  gleichwohl  und  die  Aufgabe  des  Gesetzgebers  ist  eben,  sie 
möglichst  richtig  zu  ziehen.  Insofern  sind  solche  Stempel-  und 
Börsensteuergesetze  freilich  auch  wieder  nicht  reine  Steuer- 
gesetze,   sondern    zugleich    mehr    oder    weniger  solche  zor 
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yyBegulirnng^'  des  Kapitalien-,  Credit-  und  Börsen- 
verkehrs, wie  die  neueste  Zucker-  und  Branntweinsteuer  (S.  685 
und  8.  713)  solche  zur  Regelung  der  bezüglichen  Production  sind.  Es 
ist  zum  Verständniss  dieser  ^^Besteuerung  der  Börse'^  wichtig,  sich 
dieses  Gharacters  der  Gesetzgebung  bewusst  zu  sein.  Die  letztere 
bildet  wieder  ein  beachtenswerthes  Glied  in  einer  allgemeinen,  halb 
noch  unbewusst  unter  dem  Drange  der  Verhältnisse  sich  vollziehen- 
den, halb  schon  bewusst  geleiteten  „entwicklungsgesetzmässig^^  er- 
folgenden Hinttberbildung  reiner  Steuergesetze  mit  in 
wirthschaftlich-sociale  Regulirungsgesetze  der  Pro- 
duction und  des  Verkehrs,  —  meines  Erachtens  ein  neuer 
practischer  Beleg  für  die  in  meiner  „Grundlegung''  und  meiner 
„Finanzwissenschaft''  vertretene  principielle  Anschauung  und  für 
die  Berechtigung  der  von  mir  dort  gezogenen  Folgerungen  und  auf- 
gestellten Forderungen. 

Die  einzelnen  betreffenden  Reichsabgaben  werden  hier  in  ihrer 
historischen  Entwicklung  seit  1869  kurz  dargestellt,  zunächst  der 
Wechselstempel,  dann  die  Abgaben  von  börsengängigen  Werth- 
papieren  und  Geschäften  u.  s.  w.,  Abgaben,  welche  mit  mehr  oder 
weniger  Recht  unter  dem  Namen  „Börsensteuern"  zusammen- 
gefasst  zu  werden  pflegen,  zuletzt  die  sonstigen  Stempelabgaben. 
Daran  fügen  sich  einige  Worte  über  die  Gerichtskosten  nach 
den  Reichsgesetzen.  Zum  Schluss  werden  einige  der  oben  S.  667 
in  §.204  erwähnten  sonstigen  Reichsabgaben,  bezw.  Ein- 
nahmezweige,  zum  Theil  gebührenartiger  Natur,  in  diesem  Ab- 
schnitt kurz  mit  herangezogen. 

a)  Der  Wechselstempel  bedurfte  wegen  der  Mannigfaltigkeit 
des  Particularsteuerrechts  im  Norddeutschen  Bunde,  der  Gollisionen 
dieser  Rechte  unter  einander,  der  mehrfachen  Besteuerung  derselben 
Wechsel  mit  verschiedenen  Landesstempeln  und  den  aus  dem  Allen 
hervorgehenden  Verkehrsbelästigungen  und  gelegentlichen  Steuer, 
ttberbürdungen  des  Wechselverkehrs  nach  den  Ereignissen  von  1866 
am  dringendsten  einer  unificirenden  Beform.  Diese  war  nur  in 
Verbindung  mit  der  Uebertragung  dieses  Stempels  an  den  Bund 
befriedigend  ausführbar.  Dazu  kam  es  denn  auch,  mit  nach  An- 
regungen aus  den  nächstbetheiligten  Interessentenkreisen  (Deutscher 
Handelstag),  bereits  im  Jahre  1869,  mittelst  Gesetzes  vom  10.  Juni. 
Unter  gleichzeitiger  Aufhebung  aller  bezüglichen  Stempelabgaben 
in  den  Einzelstaaten  des  Norddeutschen  Bundes  wurden  Bundes- 
Wechselstempelabgaben  eingeführt,  deren  Ertrag  in  die  Bundescasse 
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fliessen  sollte.  DieStempelpflichtigkeitbetrafgezogeneund  eigene 
Wechsel  im  Bundesgebiete  (ausscbliesslich  HohenzoUerD)  und  ver- 
schiedene diesen  gleichgestellte,  ein  Zahlungsversprechen  enthaltende 
Papiere,  von  und  aaf  Kaufleute  ausgestellte  Anweisungen  auf  Geld- 
auszahlnngen,  mit  gewissen  Befreiungen,  unter  diesen  namentlich  voo 
solchen  Wechseln,  die  vom  Ausland  auf  das  Ausland  gezogen,  nur 
im  Auslande  zahlbar  sind  und  von  gewissen  vom  Inland  auf  das 
Ausland  gezogenen  Wechseln.  Auch  kleinste  Wechsel  nach  dem  Geld- 
betrage wurden  steuerpflichtig,  daher  auch  die  bisher  in  Preussen 
und  Hamburg  steuerfreien  bis  50  Thlr.  (diese  jetzt  mit  1  Sgr.),  der 
Steuersatz  war  normal  V2  Promille  der  verschriebenen  Summe  io 
bestimmten  Stufenbeträgen.  Die  Erhebung  der  Stempelabgabeo 
erfolgte  fernerhin  durch  die  Behörden  der  Einzelstaaten  unter  Be 
nutzung  von  BundesStempelmarken  und  -Blanketts,  mit  GewähruDg 
einer  anfangs  hohen,  von  1876  an  auf  2  ^/q  der  in  dem  betreffenden 
Staate  debitirten  Marken  u.  s.  w.  festgesetzten  Provision.  Der  Ver- 
kauf der  Marken  wurde  übrigens  alsbald  den  Bundespostämtem 
übertragen.  Nach  der  Errichtung  des  Deutschen  Reiches  wurde 
diese  norddeutsche  Steuer  auf  Grund  des  Gesetzes  von  1869  zur 
Reichssteuer  gemacht  und  demgemäss  auf  die  süddeutschen  Staaten 
ausgedehnt.  Abänderungen  des  Gesetzes  erfolgten  durch  Gesetz 
vom  4.  Juni  1879,  wodurch  der  Stempeltarif  etwas  verändert  nnd 
der  neuen  Währung  und  dem  Münzfuss  angepasst  wurde.  Der 
Ertrag  ist  langsam  absolut  und  relativ,  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung berechnet,  etwas  gewachsen,  schwankt  aber  begreiflich 
nach  dem  Geschäftsgang  nicht  unerheblich.  Er  bietet  für  diesen 
einen  Maassstab  mit. 

Gesetz  vom  10.  Jnni  1869,  dazu  im  Lauf  der  Zeit  verschiedene  AnsfAhrangs- 
bestimmnng^en.  über  die  Berechnan^  der  Wechselvaluta  in  fremden  W&braniren  (nich 
§.  3  des  Gesetzes  von  1869\  über  Stempelmarken  u.  s.  w.  in  den  Jahren  1869,  l^^TO. 
1871,  1873,  1878,  1879,  1880,  1881.  1882.  1884,  1886  (s.  Register  des  Reichsgcsctz- 
blatt  von  1867/96  unter  dem  Wort),  1899.  Das  Gesetz  von  1869  n.  A.  in  den  Anoaleo 
1869,  S.  1017,  mit  Motiven  und  Stellen  aus  dem  Commissionsbericht.  S.  1011,  Anträfe 
des  Deutschen  Handelstags  eb.  S.  63.  Einführunjr  des  Gesetzes  von  1869  in  Baiem 
durch  Gesetz  vom  22.  April  1871.  Commentar  mehrfach,  so  von  Hoyer.  Land- 
graf. Schwarz,  Gaupp  (in  öfteren  Auflagen)  u.  A.  m.  S.  Art.  Wechselstempel- 
Kteuer  im  Wörterb.  d.  Verwalt.  von  Landgraf  IL  S.  872,  von  Lehr  im  H.W.  B.  d.Sr. 
1.  Aufl.,  B.  VI.  Statistik  im  Centralblatt  fUr  das  Deutsche  Reich,  danach  in  den 
reichsstatistischen  Publicationen,  auch  im  reichsstatistischen  Jahrbuch. 

Von  Einzelheiten  im  Gesetz  von  1869  zur  Ergänzung  des  Obigen  noch 
Folgendes.  Im  Interesse  der  Wechselarbitrage  mit  dem  Ausland  sind  im  Gesetz, 
gepen  den  Entwurf,  sogen.  Auslandswechsel  befreit  worden  (s.  Commissionsberichf). 
Vom  Inland  auf  das  Ausland  gezogene  nur  im  Ausland  zahlbare  Wechsel  sind  oor 
dann  frei,  wenn  sie  auf  Sicht  oder  spätestens  innerhalb  10  Tagen  nach  Ausstelinoe 
zahlbar  sind  und  vom  Aussteller  direct  ins  Ausland  remittirt  werden,  üeber  die  den 
Wechseln  in  Betrett'  der  Stempelpflichtigkeit  gleichgestellten  Anweisungen  u.  s.  w.  und 
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die  Befreiuugen  dabei  s.  das  Eiazelae  iu  §.  24  des  Gesetzes.  Befreit  sind  namentlich 
Sicht -Platzauweibungeu  und  Checks.  ..Subjective  Befreiungen  von  der  Bundes- 
stexnpelabgabe  ündeu  nicht  statt"  (g.  26).  Die  iu  den  einzelnen  Staaten  etwa  be- 
stehenden, auf  lästigen  Privattiteln  beruhenden  und  landesgesetzlich  nicht  ohne  Ent- 
schädigung aufhebbaren  Befreiungen  waren  aufzuheben  und  die  Entschädigung 
dafür  eventuell  aus  der  Bundescasse  zu  zahlen  (s.  Näheres  in  §.  26).  Die  Entrichtung 
des  Stempels  liegt  bei  inländischen  Wechseln  dem  Aussteller,  bei  ausländischen  dem 
ersten  inländischen  Inhaber  ob,  in  beiden  Fällen,  ehe  der  Wechsel  aus  den  Händen 
gegeben  wird  (§,  6).  Aber  solidarisch  verhaftet  für  die  Abgabeentrichtung  sind  alle 
Personen,  welche  an  dem  Umlaufe  des  Wechsels  im  Bundesgebiet  Theil  genommen 
haben  (§.  4,  5),  daher  auch  der  Acceptant,  Indossant,  Erwerber  des  Wechsels  u.  s.  w.). 
Erfiillt  wird  die  Zahlungsverpflichtung  betreffs  der  Abgabe  durch  Benutzung  des  rich- 
tigen Bundesstempelblanketts  für  die  Ausstellung  des  Wechsels  oder  Verwendung  der 
erforderlichen  Bundesstempelmarken  auf  dem  Wechsel  unter  Erfüllung  der  bundes- 
läthlichen  Vorschriften  über  die  Verwendungsweise  der  Marken  (§.  13),  namentlich 
auch  Über  die  sogen.  Cassirungsart  (Cassatiousvermerk).  Der  Tarif  war  im  Gesetz 
von  1869,  §.2:1  Sgr.  fUr  Wechsel  bis  50  Thlr..  IVj  Sgr.  für  solche  von  über  50 
bis  100  Thlr.,  3  Sgr.  für  über  100  bis  200  Thlr.,  4Vfl  Sgr.  für  über  200  bis 
300  Thlr.,  für  jede  100  Thlr.  mehr,  angefangene  100  für  voll  gerechnet,  l»/,  Sgr. 
(V^  °''ou)  loehr.  Im  Geseu  von  1879  sind  die  jeut  sreltenden  Sätze:  bei  Summen  bis 
200  M.  10  Pf.,  über  200  bis  400  M.  20,  über  400  bis  600  M.  30,  über  600  bis 
800  M.  40,  über  800  bis  1000  M.  50  Pf.,  für  jede  weitere  auch  nur  angefangene 
1000  M.  50  Pf.  Stempel  mehr.  Durch  Multipllcatiou  des  Wechselstempelertrags  mit 
2000  kann  daher  der  Betrag  der  überhaupt  im  Jahre  in  Umlauf  gekommeneu  Wechsel 
annähernd  berechnet  werden,  aber  da  die  Lauffrist  nicht  bekannt,  wenn  auch  usance- 
mässig  feststehend  im  Durchschnitt  ist,  und  der  Tarif  sich  nicht  nach  diesem  Moment 
abstuft  —  steuerpolitisch  ein  Mangel,  steuertechnisch  aber  nicht  wohl  anders  zu 
machen  — ,  so  ist  der  Betrag  des  Dnrchschnittsumlaufs  von  Wechseln  nicht  oder  nur 
auf  Grund  von  Conjectureu  zu  ermitteln.  Mit  dem  Debit  der  Stempelmarken  und 
Bianketts  wurden  von  Anfang  an  die  Po  st  an  stalten  des  Norddeutschen  Bundes 
(Bekanntmachung  vom  13.  Dec.  1869),  später  des  Reichs  und  Baierns  und  Württem- 
bergs betraut.  —  Die  Unterlassung  der  Stempelung  von  Wechseln  oder  die 
ungenügende  Erfüllung  der  Stempelpflicht  zieht,  wie  im  bisherigen 
Stempelrecht,  keine  allgemeinen  Kechtsuachtbeile,  wie  Ungiitigkeit  des  Wechsels  oder 
Cuklagbarkeit,  sondern  nur  Geldstrafen  nach  sich  (§.  15  if.),  im  Betrage  des 
50-facheu  der  hinterzogenen  Abgabe,  also  278^0  ^^^  Wechselsumme,  und  zwar  von 
Jedem  besonders  und  ganz,  der  mit  haftbar  ist,  auch  von  inländischen  Maklern  und 
Unterhändlern,  die  wissentlich  unversteuerte  Wechsel  verhandelt  haben.  Im  Unver- 
inögensfall  findet  aber  keine  Verwandlung  der  Geldstrafe  in  Freiheitsstrafe  statt,  Bei- 
treibung mittelst  Gruudstück-Subhastation  nur  mit  Einwilligung  des  Verurtheilten,  falls 
dieser  ein  Inländer.  Das  Strafverfahren  richtet  sich  nach  den  Bestimmungen  des 
Verfahrens  wegen  Vergehens  gegen  die  Zollgesetze  innerhalb  des  Zollgebiets  und  sonst 
nach  den  Bestimmungen  wegen  Vergehens  gegen  die  Landesstempelgesetze.  Verjährung 
der  Hinterziehung  in  5  Jahren  vom  Ausstellungstage  des  Wechsels  an.  Zur  Controle 
über  die  Erfüllung  der  Stempelpflicht  sind  zunäcj^t  die  mit  der  Controle  des  Landes- 
btempelwesens  betrauten  Behörden  und  Beamten  in  derselben  Weise,  mit  den  gleichen 
Befugnissen  auch  bei  dem  Bundeswechselstcmpel  verpflichtet.  Ausser  den  Steuer- 
behörden haben  alle  Staats-  und  Communalbehörden  und  Beamten  mit  richterlicher 
und  Polizeigewalt,  auch  Notare  und  andere  Beamte,  welche  Wechselproteste  ausfertigen, 
die  Verpflichtung,  die  ihnen  vorkommenden  Wechsel  auf  ihre  richtige  Stempelung  zu 
prüfen  und  Zuwiderhandlungen  gegen  das  Gesetz  zur  Anzeige  bei  der  zuständigen 
Behörde  zu  bringen.  Besondere  Bestimmungen  betreffen  die  Anfertigung  unechter, 
Fälschung  echter,  wissentlichen  Gebrauch  falscher  und  irefälschter,  wissentliche  noch- 
malige Verwendung  bereits  benutzter  Stempelmarken  (§.  23).  Das  Gesetz  trat  mit  dem 
1.  Jan.  1870  in  Kraft.  —  Der  Ertrag  des  Wechselstempels  war  im  Deutschen  Reich 
1873/74  7.85  —  7.04,  1.  April  1881/82  6.73,  1888/89  6.89,  1898/99  10.99  MiU. 
(bis  dahin  Max),  auf  den  Kopf  iu  den  1880er  Jahren  14 — 15,  apäter  15  —  16  — 
17  —  18,  1898/99  20.2  Pf. 
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ß)  Die  EinführuDg  und  Entwicklung  der  sogen.  Börsenstener 

—  ein   nicht  ganz   zutrefiender  Ausdruck,    da  auch  Anderes  als 
Börsenpapiere,  Börsenwaaren    und  Börsengeschäfte  getroffen  wird 

—  von  1881  an,  nach  vorangegangenen  Anläufen  und  misslungenen 
legislativen  Versuchen,  steht  in  Verbindung  mit  der  neueren  Ent- 
wicklung des  ganzen  Börsen-  und  sonstigen  Geschäfts-  und  Credit- 
Verkehrs  und  des  beweglichen  Kapitals  überhaupt  einerseits,  sowie 
anderseits  mit  der  Stellungnahme  der  öffentlichen  Meinung,  der 
socialen,  wirthschaftlichen  und  politischen  Parteien  ausserhalb  und 
innerhalb  des  Parlaments,  des  Reichstags,  schliesslich  der  amtlichen 
Regierungskreise  zu  diesem  Verkehr,  zur  Börse  und  zu  den  Ver- 
hältnissen des  mobilen  Kapitals.  Diese  Zusammenhänge  sollen 
hier  nicht  weiter  verfolgt  werden,  sind  aber  zu  beachten.  In  der 
Stellungnahme  der  öffentlichen  Meinung  und  jener  indirect  und 
direct  ein-  und  mitwirkenden  Factoren  sind  Veränderungen  ein- 
getreten. Im  Ganzen  in  der  Richtung,  dass,  freilich  nicht  ohne 
lebhaften  Widerspruch  der  nächstbetheiligten  Interessentenkreise, 
der  Börse  u.  s.  w.,  ihrer  Press-  und  Parteivertretung,  die  grosse 
Entwicklung  des  Börsenverkehrs,  der  Speculations-,  besonders  der 
Differenzgeschäfte  darin,  die  Function  der  Börse  im  volkswirtb. 
schaftlichen  Getriebe,  der  Erwerb  von  Einkommen,  Vermögen,  Reich- 
tbum  dabei  nach  Art  und  Höhe  und  in  den  verwandten  Thätig- 
keiten  der  Emissionen  von  Anleihen  aller  Art,  der  Einführung  aus- 
ländischer, öfters  wenig  solider  Werthpapiere,  der  „Gründungen" 
u.  s.  w.  weniger  optimistisch,  um  nicht  zu  sagen  pessimistisch,  an- 
gesehen und  benrtbeilt  werden.  Es  lag  daher  der  Gedanke  nahe, 
eventuell  auch  mittelst  eigener  Besteuerung  dieses  Verkehrs 
und  einer  seiner  Grundlage,  der  Emission  von  Werthpapieren, 
regulirend  in  diese  Verhältnisse  einzugreifen.  Mit  ans  diesem 
Gesichtspuncte  ist  die  Gesetzgebnng  des  Reichs  über  die  Stempel- 
abgaben für  diesen  Verkehr  (Schlussnoten,  Rechnungen,  Kauf-  und 
sonstige  Anschaffungsgescbäfte)  und  für  die  neue  Emission  und 
Einführung  von  Werthpapieren  hervorgegangen.  Ob  und  wie  weit 
ein  solcher  Gesichtspunct  principiell  und  practisch  berechtigt  ist 
und  seine  Befolgung  Erfolg  in  der  angedeuteten  Richtung  haben 
würde  und  seit  Einführung  der  bezüglichen  Abgaben  gehabt  hat, 
darin  sind  freilich  die  Ansichten  von  vornherein  auseinander  ge- 
gangen und  thun  sie  es  noch  heute.  Ein  sicherer  Beweis  hinsicht- 
lich des  Erfolges  ist  auch  bei  der  Verwickeltheit  der  einwirkenden 
Umstände  nicht  zu  führen.   Ich  bin  geneigt,  dei\  Gesichtspunct  für 
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berechtigt  anzasehen  ond  auch  einen  gewissen  gtlnstigen  Erfolg  an- 
zunehmen, will  nnd  kann  indessen,  aus  den  mehrfach  angedeuteten 
Gründen,  in  diesem  Abschnitte  für  jetzt  nicht  mehr  auf  diese  Seite 
der  Frage  eingehen.  Meine  principielle  Auffassung  hängt,  wie  bei 
der  in  einer  Hinsicht  verwandten  neueren  Zucker-  und  Branntwein- 
besteuerung, auch  in  dieser  Börsenstenerfrage  mit  den  in  diesem 
ünanzwissenscbaftlichen  Werke  vertretenen  Grandanschauungen 
zusammen. 

Indessen,  auch  wenn  man  eine  solche  „Vermischung*'  von 
finanz-  und  steuerpolitischen  mit  allgemein-wirthschafts-  und  social- 
politischen  Gesichtspuncten  verwirft,  ist  die  deutsche  „Börsensteuer- 
gesetzgebung'' an  sich  und  in  ihrer  Entwicklung  im  Ganzen  doch 
ebenfalls  zu  rechtfertigen,  wiederum  principiell  und  practisch,  und 
zwar  auch  aus  rein  steuerpolitischen  Gesichtspuncten  an 
und  für  sich  und  speciell  nach  Lage  der  Dinge  in  Deutschland. 
«Sie  entspricht  der  unbestreitbaren  Thatsache,  dass  der  Mobiliar- 
werthverkehr  Grundlage  eines  sehr  bedeutenden,  vielfach  mehr  oder 
weniger  arbeitslosen  Erwerbs,  der  glücklichen  Ausbeutung  von 
Conjuncturen  bestenfalls,  und  zugleich  eines  Erwerbs  ist,  welcher 
von  den  übrigen  (Reichs-  wie  Einzelstaats-)Steuern  theils  gar  nicht, 
theils  nicht  ausreichend  zur  Tragung  öffentlicher  Lasten  mit  heran- 
gezogen wird  oder  dies  doch  bis  zur  Einführung  der  Reichsstempel- 
abgaben nicht  wurde.  Auch  die  bereits  erfolgende  Belastung  des 
Immobiliarwerthverkehrsin  Form  von  Besitzwechselabgaben,  Stempel- 
abgaben für  die  bezüglichen  Rechtsgeschäfte  und  Urkunden  dar- 
über, Gerichtskosten  u.  s.  w.  in  der  Einzelstaatsbesteuerung  musste 
auf  eine  mindestens  analoge  Besteuerung  des  Mobiliarverkehrs  bin- 
leiten,  um  wenigstens  beide  Verkehrsarten  einigermaassen  in  der 
Besteuerung  gleichzustellen.  Das  war  eine  vom  Interessengesichts- 
punct  des  Immobiliarvermögens  und  des  Verkehrs  darin  um  so 
gerechtfertigtere  Forderung,  da  dieses  Vermögen  rechtlich  und  that- 
sächlich  in  der  Einzelstaats-  und  Gommunalbesteuerung  in  anderer 
Form  (Ertrags-,  Einkommensteuer)  ohnebin  schon  weit  sicherer  und 
meist  höher  getroffen  wird  als  das  Mobiliarvermögen.  Es  war  in 
dieser  Hinsicht  u.  A.  doch  bemerkenswerth ,  dass  in  Preussen  und 
anderen  Staaten  die  Rente  des  beweglichen  Kapitals  nicht  wie  die- 
jenige des  Grund-,  Gebäudevermögens  und  gewerblichen  Kapitals 
durch  eine  eigene  Ertragssteuer  belastet  ward,  da  hier  eine  be- 
sondere Kapitalrentensteuer  fehlte,  bei  der  Einkommensteuer  aber 
in  Folge  der  schwierigeren  Erfassbarkeit  dieser  Rente  und  bei  dem 
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ungenügenden  früheren  Veranlagungsverfahren  die  Rente  ebenfalls 
nicht  ausreichend  und  sicherlich  häufig  geringer  als  anderer  Ver- 
mögens- und  Arbeitsertrag  getroffen  wurde,  also  rechtlieh  und  factisch 
ein  Doppelprivileg  genoss.  War  das  schon  lange  ein  unhaltbarer 
Zustand,  so  wurde  es  ein  solcher  noch  mehr  mit  der  absolut  und 
relativ  —  im  Verhältniss  zu  den  anderen  nationalen  Erwerbs- 
zweigen —  immer  stärkeren  Entwicklung  der  Erträge  und  Gewinne 
aus  dem  beweglichen  Kapital  und  mit  dessen  riesigem  Wacbsthum. 
Nicht  einer  ,,Feindschaft"  gegen  Börse,  bewegliches  Kapital,  Handel 
u.  s.  w.,  wie  vielfach  behauptet  wurde  und  wird,  nicht  „antisemi- 
tischen'^  und  „agrarischen^'  Strömungen,  wenn  diese  Momente  auch 
zur  Anregung  und  Popularität  der  „Börsensteuer''  hie  und  da 
beigetragen  haben  mögen,  sondern  diesen  hier  angedeuteten  richtigen 
Gesichtspuncten  bezüglich  der  eingetretenen  wirthschaftlichen  Ent- 
wicklung und  bezüglich  der  Forderungen  der  „vertheilenden  Ge- 
rechtigkeit" im  Steuerwesen  verdankt  die  „Börsensteuer"  bei  uns, 
wie  in  anderen  Ländern,  ihre  Annahme  in  ruhig  denkenden  Kreisen 
der  Theorie  und  Praxis,  bei  Regierungen,  Gesetzgebern,  in  den 
Parlamenten.  Im  Einzelnen  mag  dabei  Vieles  streitig  sein, 
auch  in  der  unvermeidlich  schwierigen  steuertechnischen  Con- 
struction  der  Steuer,  auch  dies  und  das  vielleicht  verfehlt  und 
volkswirthschaftlich  nachtheilig  wirkend  —  was  ich  aber  ebenfalls 
bezüglich  unserer  Reichsgesetzgebung  kaum  zugeben  kann  —  im 
Ganzen  war  der  beschrittene  Weg  der  richtige.  Ein  verbleibendes 
allgemeines  Bedenken  ist  nicht  beweiskräftig ,  nemlieh  ob 
diese  steuertechnische  Form  der  „Verkehrssteuer''  und 
„Stempelabgabe''  überhaupt  hier  zulässig  sei.  Denn  dieses 
Bedenken  betrifft  diese  ganze  Steuerkategorie  und  die  dabei 
übliche  Form,  daher  die  Besitzwechsel-  und  Stempelabgaben  über- 
haupt, auch  im  Immobiliarverkehr.  Dass  man  es  hier  stets  mit 
einer  ziemlich  rohen  Steuerart  und  Form  zu  thun  hat,  kann 
zugegeben  werden.  Gleichwohl  lassen  sich  diese  Abgaben  recht- 
fertigen, die  Verkehrssteuer  doch  auch  principiell,  mindestens  solange 
sie  nicht  durch  bessere  ausführbarere  andere  ersetzt  sind,  an 
welchem  Puncte  eben  die  Sache  bisher  scheitert.  Kann  man  aber 
einmal  diese  Arten  und  Formen  der  Verkehrssteuer  und  Stempel- 
abgaben in  unseren  Steuersystemen  nicht  entbehren,  so  ist  es  nor 
eine  Folgerung  und  Forderung  der  Billigkeit,  Mobi- 
liarwerth-,  bezüglichen  Credit-  und  Börsenverkehr 
in  eine  solche  Besteuerung  mit  hineinzuziehen.    Nicht 
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eine  unbillige  und  unpassende  Steuer  wird  itlr  ihn  eingerichtet  oder 
auf  ihn  ausgedehnt,  sondern  ein  Privileg  der  Steuerfreiheit, 
das  er  lange  neben  dem  Immobiliarverkehr  genoss,  wird  ihm  ge- 
nommen. Mehr  geschah  auch  in  Deutschland  durch  die  betreffende 
Steuergesetzgebung  nicht.  Das  wird  ganz  richtig  u.  A.  auch  in 
den  Motiven  der  Gesetzentwürfe  im  Reiche  betont.  Dass  diese 
Gesetzgebung,  in  Herübernahme  von  bezüglichen  Einzelstaatssteuern 
und  in  deren  systematischer  Ergänzung  und  Entwicklung,  vom 
Reiche  ausging,  entsprach  nicht  nur  der  erfolgten  politischen  Ent- 
wicklung, sondern  auch  den  Verhältnissen  dieses  betreffenden  Ver- 
kehrs in  einem  gerade  in  Bezug  auf  diesen  einheitlichen  Wirth- 
schaftsgebiete.  Politisch,  social-,  wirthschafts-  wie  finanz-  und 
steuerpolitisch  ist  so  die  Entwicklung  der  Reichsstempelgesetzgebung 
nur  erfreulich. 

Zur  BegrUndoDg  dieser  Auffassungen  s.  die  Erörterungen  über  die  Verkehrs- 
bestcuemng  und  die  ßesteuerung  des  Conjuncturengewinns  in  Fin.  H,  2.  A.,  §.  224  iK, 
232  ff.  Zu  yergleicben  &ind  damit  die  allgemeine  Litteratur  über  Börsenstener  (u.  A. 
Friedberg,  Börsensteuer,  1875,  G.  Cohn,  Wort  über  Börsensteuer,  Jahrb.  f.  Nat.ök. 
N.  F.,  6.  X,  auch  die  meist  überwiegend  steuertechnischen  Artikel  über  Börsensteuer 
im  H.  W.  6.  d.  Sr.  ron  Friedberg,  B.  11,  1.  u.  2.  A.,  von  Hancke  im  Suppl.b.  I, 
?on  Landgraf  im  Wörterb.  d.  Verwalt.  B.  I,  Schall  im  Schönberg'schen  Handbuch, 

4.  Aufl.,  III,  1.  Abth.,  S.  706  ff.,  720  ff.),  dann  namentlich  die  Motive  zu  den  Geseu- 
entwürfen  im  Reichstage  und  die  Verhandlungen,  auch  die  Berichte  darüber  daselbst, 
8.  bes.  Grimm 's  (Berichterstatter  im  Reichstag  1884/85)  Aufsatz  im  Fin.arch.  B.  II, 

5.  1115,  namentlich  in  der  Einleitung),  endlich  die  Litteratur,  Commentare  u.  dgl. 
über  die  neuen  Keichsgesetze  (s.  u.). 

aa)  Gesetz  von  1881. 

Es  ist  erst  nach  drei  vergeblichen  legislativen  Versuchen 
(1869  noch  im  Norddeutschen  Bunde,  1875  und  1878)  und  bezüg- 
lichen Vorlagen  von  Gesetzentwürfen  —  und  abgesehen  von  einer 
singnlären  Maassregel ,  der  Einrichtung  der  Reichsstempelpflichtig- 
keit,  von  ausländischen  Prämien-  oder  Lotterieanleibepapieren  in 
1871,  8.  u.  S.  735  Note  —  den  verbündeten  Regierungen  gelungen, 
die  Reichsstempelgesetzgebung  im  Reichstage,  zunächst  noch  in  sehr 
rudimentärer  und  unvollkommener  Gestalt,  unter  Dach  und  Fach  zu 
bringen  (1881).  Man  hatte  dabei  früher  den  Kreis  der  zu  besteuern- 
den Objecte,  bezw.  Urkunden  und  Geschäfte  auch  noch  weiter 
gezogen,  so  Lombarddarlehen,  Quittungen,  Checks,  Giroanweisungen 
mit  stempelpflichtig  machen  wollen.  In  dem  ersten  endlich  ge- 
lungenen Gesetz  vom  1.  Juli  1881  ist  der  Kreis  verengt  und  dabei 
ist  es  auch  später  bisher  im  Ganzen  verblieben.  Es  wurde  nur 
ein  (übrigens  amtlich  nicht  so  benannter)  Emissions-,  bezw. 
Einführungsstempel  für  Actien,  zum  Handelsverkehr  bestimmte 
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Renten-  und  Sehuldverschreibungen  mit  Proportionalsätzen, 
welche  sich  nach  den  Hauptgattungen  und  weiteren  Unterscheidongeo, 
zum  Theil  auch  nach  in-  und  ausländischen  Werthpapiereo,  abstuften, 
ferner  ein  Stempel  und  zwar  zunächst  ein  bloss  nach  der  recht- 
lichen Natur  des  beztiglicben  Geschäfts  (ob  Zeitgeschäilt,  ob  anderes) 
abgestufter  Feststempel  (Fixstempel)  für  Schlussnoten  und 
Rechnungen  im  Börsen-  und  in  gewissem  Handelsverkehr,  der 
Anfang  einer  Art  ^^ Umsatzstempels'*,  endlich  wieder  ein 
Proportionalstempel  für  Lotterieloose  eingeführt,  bei  diesen 
drei  Gattungen  von  steuerpflichtigen  Objecten  (Urkunden,  Geschäften) 
mit  verschiedenen  Befreiungen  und  in  massiger  Höbe. 

Letzteres  war  der  geringste  Uebelstand,  der  anch  am  Leich- 
testen durch  spätere  Erhöhung  der  Sätze  verbessert  werden  konnte 
und  thatsächlich  es  wurde.   Der  steuerpolitische  Hauptmangel  war, 
dass  der  Stempel  für  Schlu8snoten   und  Rechnungen  ein    Fest- 
stempel war,   also  ohne  jede  Beziehung  auf  die  Höbe  des  in  der 
Urkunde  vorkommenden  Werthbetrags  des  Geschäfts  oder  der  Höhe 
des   Umsatzes,    lediglich    mit  der  Unterscheidung  von  Zeit-  und 
anderen  Geschäften  und  nach  den  minimalen  Stempelsätzen  (20  Fl 
für  jede  Schlussnote,  1  M.  für  diejenige  über  Zeitgeschäfte,  20  Pf. 
für  Rechnungen)  mit  viel  zu  niedriger  und   ungleicher  Belastung 
dieses   Mobiliarwerthverkebrs,    zumal    desjenigen    in   den  grossen 
Summen  des   Börsengeschäfts.     An    diesen   Hauptmangel    knüpfte 
daher  auch  die  Bewegung  für  die  Weiterentwicklung  einer  wirk- 
sameren Börsensteuer  an  und  erzielte  in  dem  Gesetz  von  1885  den 
erstrebten  Erfolg.  Erfreulich  war,  wie  die  Besteuerung  der  Lotterieen 
überhaupt,  so  namentlicb,  dass  nicht  nur  Privatlotterieen,  sondern 
auch  die  leidigen  Staatslotterieen  reichssteuerpflichtig  worden.  Der 
zunächst  5  7oige  Stempelsatz  vom  Loosbetrag  selbst  erscheint  ab 
ein  Analogon  des  Emissionsstempels  der  öffentlichen  Wertbpapiere 
und  belastet,   in   der  Weise  eines  Zuschlags  zum   Loospreise  ^ 
wohnlich  erhoben,  den  Spieler  als  solchen  mit  einer  Steuer,  welche 
als  eine  Art  von  „Genusssteuer**  (für  die  Betheiligung  am  Lotterie- 
spiel und   für  Erwerbung   von   Gewinnchancen   dabei)    anzusehen 
und   auch  in  dieser  Form   danach  steuerpolitisch   wohl  zu  recht- 
fertigen ist.    Steuerpolitisch  richtig  wäre  neben  ihr,  eventuell  statt 
ihrer,  aber  auch  eine  Steuer  auf  den  Gewinn,  also  auf  den  Betrag 
über  den  Kaufwerth  des  Looses  hinaus,  womit  sich  die  Steuer  der 
Gattung  der  „Anfallerwerbsbesteuerung"  (Spielgewinn-  u.  dgl.,  Con- 
juncturengewinn-,  Erbschafts-  und  Schenkungssteuem)  aoschlösse. 


j, 
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S.  über  letztere  Fin.  II,  §.  232  ff.,  auch  mein  Grundriss  der  Finanzvissenscbaft 
§.  121,  Gesetz  rom  1.  Juli  1881  ,,betr.  die  Erhebung  von  Keicbsstempel- 
abgaben'%  mit  dazugehörigem  Tarif.  Ausführ.-Verordn.  vom  7.  Juli  1881.  Keichs- 
tagspapiere  1880/81.  Materialien  daraus  mit  dem  Gesetz  und  den  AusfUhruugs- 
bestimmungen  in  den  Annalen  1881,  S.  768  ff.,  786  fi*.  Commentar  von  Jürgens. 
Die  oben  S.  733  gen.  Artikel  der  Wörterbücher,  Schall  im  Schön berg'scben  Handb. 
a.  a.  0.  —  Von  Einzelheiten  noch  Folgendes,  in  etwas  genaueren  Auszügen  aus 
dem  Gesetz  selbst,  da  es  sich  in  diesen  Bestimmungen  um  die  Grundlagen  einer 
wichtigen  neuen  deutschen  Stenerart  und  um  eine  solcbe  handelt,  bei  der  die  steuer- 
technische Structur  von  besonderer  Bedeutung  ist. 

Die  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  specielle,  welche  die  drei  Gruppen 
steuerpflichtiger  Objecto  des  Tarifs,  und  allgemeine,  welche  die  ganze  Besteuerung 
betreffen. 

L  Die  erste  Kategorie  der  Objecto,  welche  dem  Emissions-  oder  Ein- 
fuhrungsstempel unterliegen,  gliedert  sich  in  3  Unterarten.  1)  Actien  (auch 
Actienautbeile  und  Interimsscheiue),  weiter  unterschieden  in  in-  und  ausländische, 
unterliegen  einer  einmaligen  Abgabe  von  jedem  Stück,  im  Kormalsatz  von  5  Promille 
vom  Kennwerthe.  Befreit  sind  dabei  inländische  Actien  u.  s.  w.,  die  vor  dem 
Inkrafttreten  des  Gesetzes  (1.  Oct.  1881)  ausgegeben  sind,  nebst  den  zwar  später  aus- 
gegebenen, für  die  darauf  vorher  geleisteten  Einzahlungen.  Ausländische  be- 
treffende Wenhpapiere,  die  vor  1.  Cef.  1881  ausgegeben  waren,  konnten  innerhalb 
90  Tagen  danach  lechtmässig  umlaufdfahig  werden  gegen  einen  Stempel  von  50  Pf. 
für  das  Stück  (also  Feststempel).  —  2)  Renten-  und  Schuldverschreibungen, 
mit  der  Unterscheidung  von  inländischen  für  den  Handelsverkehr  bestimmten 
{auch  Partialobligationen)  mit  Ausnahme  der  unter  Nr.  3  genannten  (iucl.  Interims- 
scheine für  Einzahlungen  darauf)  und  von  ausländischen  (von  Staaten.  Corporationcn, 
Actiengesellschaften,  industriellen  Unternehmungen,  sonstigen  für  den  Handelsverkehr 
bestimmten,  nebst  Interimsscheinen,  bei  jeder  Art  Geschäften  damit  unter  Lebenden  im 
Bundesgebiet)  unterliegen  ebenfalls  einer  einmaligen  Abgabe  von  jedem  Stück,  im 
Normalsatz  von  2  Promille  des  Nennwerths.  Allgemein  befreit  wurden  davon 
aber  ßenten-  und  Schuldverschreibungen  des  Reichs  und  der  einzelnen  Bundes- 
staaten, ferner  befreit,  wie  bei  Actien,  die  vor  1.  Oct.  1881  ausgegebenen  inlän- 
dischen betreuenden  Papiere,  weiter  die  nur  zum  Zweck  des  ümtauschs  ausgestellten, 
und  die  nach  Reichsgesetz  vom  8.  Juni  1871  abgestempelten  ausländischen  Inhaber- 
papiere mit  Prämien*).  Vor  1.  Oct.  1881  ausgegebene  ausländische  betreffende 
Papiere  der  Tarifnummer  2  konnten  innerhalb  90  Tagen  mit  einem  Stempel  von  10  Pf. 
für  das  Stück  umlaufafäbig  im  Reich  werden.  3)  Inländische,  auf  den  Inhaber 
lautende,  mit  staatlicher  Genehmigung  ausgegebene  Renten-  und  Schuldverschreibungen 
der  Comm unal verbände ,  Communen,  Cori>orationen  ländlicher  und  städtischer  Grund- 
besitzer, [daher  der  „Landschaften"  für  ihre  Pfandbriefe].  Grund-  und  Hypotheken- 
banken [für  deren  sogen.  Pfandbriefe],  der  Transportgesellschaften  [daher  namentlich 
der   Eisenbahn-,  ScbilifahrtsgescUschaften   für  ihre  Priüriiiitsübligationen]  unterliegen 

')  Diese  Papiere  waren  damals  zum  Zweck  der  Abschliessung  des  deutschen 
Marktes  für  auswärtiire  Prämienanleihen  einem  eiomalipren  He  ich s Stempel  von  5  Sgr. 
für  das  Stück  bis  100  Thlr..  von  10  Sgr.  über  100  Thlr.  Xennwenh  zu  Gunsten  der 
Reichscasse  belegt  worden  und  seitdem  nur  die»e  mit  dem  Reichs>temiM;l  ver&ehenen 
auslftndischen  Loospapiere  rechtmäi>siir  im  Reiche  umlaufsfähig.  Später  noch  aus- 
geerebene  ausländische  wurden  ausget>chlosbcn.  inländische  durften  in  Zukunft  nur  noch 
Äof  Grund  eines  Reichsee^etzes  und  nur  zum  Zweck  der  Anleihen  eines  BundeÄstaat» 
oder  des  Reichs  ausgeireben  werden.  Strafbeitimmujigen  für  Zuwiderhandlungen  in 
§.6  des  Ges^ues  von  1>71. —  Mit  dieser  i>chr  richtigen  iresetzgeberis<:hen  Maa?«»- 
regel  gegenüber  in-  und  ausländischen  Loiterieanlcihen  steht  nur  im  Widerspruch 
die  leidige  ..Lotteriepolitik"  de«»  R-ichs  und  der  Einzcistaaten  und  die  Lax- 
heit hinsichtlich  der  Ausdehnung  des  Staatblotteri--- Unwesens  im  Deutschen  Reiches 
(s.  o.  S.  57.5 .  Und  doch  sind  Lotterieanleihen,  selbst  mit  Promessenspiel,  wie  iü 
Oesterreich.  verbunden,  immer  no«  h  weniger  bedenklich  —  deshalb  keineswei's  social-. 
«itten-,  wirthschafts-  und  finanzpolitisch  unbedenklich!  —  ala  das  «iffentliche  und  private 
Lotteriespiel,  auch  in  Form  der  Ciasseniotterie ! 
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(nebst   den  betr.  Interimsscheinen)  dem  Normalsatz  von    1  Promille  vom  Nennwertb. 
Befreit  blieben   vor  dem    1.  Oct.  1881  ausgegebene  derartige  Papiere,  femer  die 
nur  zum  Zweck  des  Omtauschs  ausgestellten.  —  In  diesen  drei  verschiedenen  Steuer- 
sätzen von  5.  2  und  1  Promille  lag  implicite  eine  gewisse  wirthschaftspolitische  Ab- 
sicht der  steuerlichen  Begtlnstigung  der  einen  vor  der  anderen  Kategorie,  aber  neben 
der   Rücksicht  auf  die  Ertragsverbältnisse  einer  jeden   Gattung.    Bei  Acden  ist  die 
festgehaltene   Gleichheit  des  Steuersatzes  fUr  in-  und  ausländische   bemerkenswerth. 
Bei  den  anderen  Papieren   liegt  in  dem  niedrigeren  Satze  der  dritten  Kategorie  Dod 
weil  es  sich  bei  der  zweiten  factisch  wesentlich  um  ausländische  bei  der  Steaerfireilieit 
der  deutschen  Staatspapiere  handelt,   doch  bereits  eine  wieder  wirthschaftspolitischen 
Gesichtspuncten  mit  entsprungene  steuerliche  Begtlnstigung  der  inländischen  vor  aus- 
ländischen Papieren,  daher  auch  Anlagen  des  deutschen  Kapitals  darin  vor,  die  freilich 
auch  steuerpolitisch  wegen  der  meistens  höheren  Rente  (allerdings  auch  meist  geriogerea 
Sicherheit,  eben  nur  höhere  ,.Assecuranzprämic'*)  der  fremden  Papiere  sich  mit  recht- 
fertigen  lässt.  —  Diese  Werthpapiero   waren   zur  Erfüllung  der  Stenerpflicht  regel- 
mässig von  einer  amtlichen  Steuerstelie  mit  Stempelmarken  oder  Stempelaufdruck  gegen 
Zahlung  des  Betrags  Seitens  des  Pflichtigen  zu   versehen  (§.  2).     Wer  innerhalb  d& 
Bundesgebiets  mit  den  Papieren  Geschäfte  macht  (d.  h.  „sie  ausgiebt,  veränssert  ver- 
pfändet, oder  ein  anderes  Geschäft  unter  Lebenden  damit  macht  oder  Zahlung  daiauf 
leistet''),   bevor  die   Steuerpflicht  erfüllt  ist.   wird   mit  Geldstrafe   des  25-facheu  der 
hinterzogenen  Abgabe,  wenigstens  mit  20  M.   für  jedes  Werthpapicr,   bedroht  (iüs- 
besonderc  auch  die  Personen,  welche  als  Contrahenten  oder  in  anderer  Eigenschaft 
au  der  Ausgabe  u.  s.  w.  betbeiligt  gewesen,  die  dann  für  die  Strafsumme  solidarisch 
haften,  also  namentlich  die  Emissions-  und  Einführungshäuser,  Banken,  Bankiers  u.  s.¥., 
§.  3.     Ueber  das  Vorgehen  bei  der  Auflegung  inländischer  Werthpapiero  zur  Zeich- 
nung u.  s.  w.  nähere  Vorschriften  in  §.  4 ,  Zuwiderhandlungen   hiergegen  mit  50  bii 
500  M.  bedroht).     Ausdrücklich  (§.  5)  sind  die  reichsstempelpflichtigen  Weithpapiere 
keiner  einzelstaatlichen  Stempelabgabe  u.  dgl.  mehr  unterworfen,  auch  UmschreibuD^en 
in    den    Gesellschaftsbüchern ,    Uebertragungsvermerko   auf  den   Papieren  selbst  siud 
abgabefrei.      Andere   landesgesetzliche   Abgabepflichten,    besonders   für   gnmd-  uud 
hypothekenbücherliche  Eintragungen,  blieben  aber  in  Kraft.  —  Der   Ertrair  die^ 
Stempels,   dessen  Sätze   erst  im  Gesetz  von  1894  vom  1.  Mai  1894  an  verändert  und 
erhöht   worden   sind,    war  in   dem   halben  Jahre   1.  Oct.   1881 '82  und   dann  in  den 
folgenden    12  Jahren    1.  April    1882/83    bis    1893  94    in    Tausend    Mark:   3203- 
3198  —  4855  —  5415  —  3990  —  4949  —  4800  —  7910  —  9521  —  5330  - 
4584   —  3651   —   4166,  natüilich  schwankend   nach   Emissions-  und  Einführougs- 
thätigkeit,   daher  nach  Stand    und  Stimmung  des  Geldmarkts,  der  Börse,  nach  dem 
späteren  Gesetz  von  1894  in  1894/95  dagegen  9038  (s.  u.  die  Sätze  des  neuen  Gesetze»). 
II.   Die  zweite   Kategorie  der  steuerpflichtigen  Objecto  (Drkundeu,  Geschifte), 
der  Schlussnoten   und   Rechnungen    über  gewisse  näher  bezeichnete  Geschifte, 
stellt,   wie  f^esagt,   eine  Art  sogen.  Umsatzstempels,  zunächst  in  dem  Gesetz  ron 
1881   freilich   noch   in   der  Form  eines   Feststempels  dar.     1)  Schlussnoten  und 
die  ihnen  im  Gesetz  (Tarif  Nr.  4.  a)  angeführten  gleichgestellten,   anders  benanDtea 
im   Bundesgebiet  ausgestellten   Schriftstücke  über  den  Abschluss  (Prolongation,  Be- 
dingungen beider)  eines  Kauf-,  Rückkauf-,  Tausch-  oder  Lieferungsgeschäfts,  dessen 
Gegenstand  Wechsel,  ausländische  Noten  und  Papiergeld,  Actien,  Staats-  oder  andere 
.,rür  den  Handelsverkehr  bestimmte''  Werthpapiere,  dann  „Mengen  von  solchen  Sachei 
oder  Waaren   jeder   Art,    die    nach  Gewicht.    Maass    und  Zahl  gehandelt  zu  werdei 
pflegen",  unterliegen  einem  Stempelsatz  von  20  Pf.,  wenn  „eines  der  so  genannten  Ge- 
schäfte auf  Zeit  (nach   dem  Gesetzentwurf  sogar  mit  Ausschluss   der  Zeitgeschäfte 
über  Waaren,  die   erst  im  Keichstage  in   das  Gesetz  gekommen  sind)    abgeschlossen 
oder  prolongirt  wird'*,  einem  Satz  von  1  M.  Ausdrücklich  befreit,  bezw.  „ausgeschlossea*" 
von    dieser    Abgabe  (Tarif  Nr.  4,  a)   sind    aber    gerichtliche    oder   notarielle  Beo^ 
kundungcn  der  betreffenden  Geschäfte,  auch  die  von  solchen  Urkunden  ertheilten  Aus- 
fertigungen, beglaubigten  Abschriften  und  Auszüge,  ferner  von  den  Staatsverwaltungen 
der  Bundesstaaten  über  solche  Geschäfte  aufgenommene  oder  ausgestellte  Schrifistflcke; 
weiter  Verträge  über  solche  Sachen   und  Waaren   der  gen.  Tarifnummer,  die  weder 
zum  Gebrauch   als   gewerbliche  Betriebsmaterialien,   noch  zur  WiederFeräussernng  in 
derselben  Beschaffenheit  oder  nach  vorgängiger  Be-  oder  Verarbeitung  bestimmt  sind, 
endlich  Auctionen   uud  Auctionsprotokolle.     Hiefür  sind  also  Laudesstempel  zolisä^ 
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fteblieben.  Von  Maklern  oder  anderen  Unterhändlern  ausgestellte  Schriftstücke  in 
F&llen  der  eben  genannten  Verträge  und  Auctionen  sind  eventnell  reichsstempelpflichtig 
Deben  landesgesetzlichen  Abgaben.  Sonst  sind  Schlnssnoten  und  die  ihnen  gleich- 
gestellten Schriftsttlcke  nnr  Uber  sogen.  Co n  tan tgcschäfte  über  Wechsel,  gemünztes 
oder  nngemttnztes  Gold  oder  Silber  auch  stcmpelfrei :  auch  Telegramme  und  Briefe, 
wenn  letztere  auf  wenigstens  15  km.  Entfernung  befördert  werden,  über  die  Geschäfte 
TOD  Tarif  Nr.  4,  a.  Uebrigens  ist  bei  der  Abgabe  für  Schlnssnoten  u.  s.  w.  der 
Stempel  für  jedes  einzelne  der  im  Tarif  Nr.  4«  a  bezeichneten  Geschäfte  besonders 
zo  entrichten,  auch  wenn  sich  ein  und  dasselbe  Schriftstück  auf  mehrere  Geschäfte 
bezieht.  2)  Rechnungen,  Noten  u.  s.  w.  und  die  ihnen  gleichgestellten  Bücher- 
rnnszOge,  Berechnungen  über  Guthaben  oder  Verpflichtungen,  welche  im  Bundesgebiete 
über  „abgeschlossene  oder  prolongirte  Kauf-  und  anderweite  Anschaffungs-  oder 
Liefern ngsgeschäfte"'  über  Wechsel  und  die  anderen  vorgenannten  Werthpapicre  (wie 
ODter  Nr.  4,  a,  nicht  auch  über  die  hier  genannten  Waarengeschäfie)  oder  „über  die 
mos  solchen  Rechtsgeschäften  herrorgejrangenen  Ansprüche'*  ausgestellt  werden,  tragen 
ebenfalls  einen  Stempel  von  20  Pf.  (Tarif  Nr.  4,  b).  Von  Schlussnoten  wie  Rech- 
nnniren  ist  eventuell  jedes  der  auch  über  dasselbe  Geschäft  ausgestellten  Exemplare 
(auch  Abschriften,  Auszüge)  stempelpflichtig,  sobald  es  aus  den  Händen  der  Aussteller 
geht  Um  Omgehunir  zu  verhüten,  wird  jederlei  Form  einer  Schlnssnote  oder 
Rechnung,  auch  die  Briefform,  für  stempelpflichtig  erklärt,  ebenso  bedingt  es  für  die 
Stempelpflichtigkeit  keinen  Unterschied,  ob  ein  Schriftstück  mit  Namensunterschrift 
Teisehen  oder  ohne  solche  ausgehändigt  wird.  —  Eine  ganz  allgemeine  Be- 
freiung ist  kleinen  Geschäften  gewährt,  indem  sonst  stempelpflichtige  Schlussnoten 
wie  Rechnungen  u.  s.  w.  über  Geschäfte  in  Werthpapieren  u.  dgl.  bis  300,  über 
Waarengeschäfte  bis  1000  M.  Werth  frei  sind.  Damit  ist  also  eine  allgemeine 
Stempelpflichtigkeit  von  Rechnungen  u.  dgl.  ausgeschlossen,  im  Interesse  leichteren 
Verkehrs  der  Kleinen.  —  Steuerpflichtig  bei  Schlnssnoten  und  Rechnungen  ist 
nnächst  der  Aussteller  und  jeder  Unterzeichner  des  stempelpflichtigen  Schriftstücks 
und  mass  die  Steuerpflicht  erfüllen,  bevor  er  das  Schriftstück  aus  den  Händen  giebt. 
Ist  die  Versteuerung  unterlassen,  so  muss  der  Empfänger  und  eventuell  jeder  weitere 
Annehmende,  es  binnen  3  Tagen  nach  Empfang,  jedenfalls  vor  weiterer  Aushändigung 
versteuern  (§.  6).  Die  Versteuerung  erfolgt  bei  Schlussnoten  u.  dgl.  durch  Verwendung 
der  vorgeschriebenen  richtigen  Formulare,  sonst  auch  durch  solche  von  Stempelmarken 
(§.  7).  Nichterfüllung  der  Steuerpflicht  ist  auch  hier  nicht  mit  civilrechtlichen  Nach- 
theilen verbunden,  sondern  nur  mit  Geldstrafe  vom  50-fachen  des  hinterzogenen  Be- 
trags (also  eventuell  mit  10,  bezw.  50  M.),  doch  mindestens  mit  20  M.  Geldstrafe 
bedroht  und  trifilt  jeden  schuldigen  Verpflichteten  besonders  und  voll  (§.  8).  Auch 
dieser  Reichsstempel  schliesst  etwaige  Landesstempel  aus,  die  nur  nebst  etwai|2:en  Ge- 
bühren eventuell  bei  öffentlicher  Beglaubigung  von  Schlussnoten  und  Rechnungen  statt- 
haft bleiben  (§.  11.  10).  Ein  Zwang  zur  Ausstellung  von  Schlussnoten  und  Rech- 
nungen aus  fi scalischen  Gründen,  um  die  Unterlage  für  die  Steuerpflicht  zu  ge- 
winnen, fehlt  Es  ist  überhaupt  nicht  das  Geschäft  als  solches,  sondern  die  Urkunde 
(Schlussnote,  Rechnung),  wenn  auch  mit  der  erwähnten  Ausnahme  bei  verschiedenen 
Geschäften  in  einem  Schriftstück,  Steuer-  oder  stempelpflichtig.  Es  gelten  für  das 
Erfordemiss  der  Schriftlichkeit,  bezw.  der  Ausstellung  der  genannten  Schrift- 
stücke nur  die  allgemeinen  Rechtsnormen.  —  Der  Ertrag  der  Abgabe  konnte,  selbst 
in  Jahren  regen  Börsenverkehrs  u.  s.  w..  bei  dieser  Niedrigkeit  des  Stempelsatzes  nur 
missig  sein,  im  1.  Halbjahre  (1  Oct  1881/82)  in  1000  M.  1557,  in  den  8  folgenden 
Jahren  1882/85  (1.  Oct.)  2343  —  2378  —  2364,  höher  erst  bei  der  auch  stener- 
politisch  richtigen  Verwandlung  des  Feststempels  in  eine  Proportionalabgabe  vom  Werth 
•1885/86  :  5031. 

III.  Loose  öffentlicher  Lottericen  (auch  Ausweise  über  Spieleinlagen  bei 
öffentlich  veranstalteten  Ausspielungen  von  Geld  oder  anderen  Gewinnen)  unterliegen 
dem  Steuersatz  von  5°/^.  inländische  vom  planmässigen  Preise  (Nennwerth)  aller 
Loose  (also  nicht  nur  der  abgesetzten),  ausländische  vom  Preise  des  einzelnen 
Looses  in  Abstufungen  von  .5  Pf.  für  jede  volle  oder  angefangene  Mark  (Tarif  Nr.  5). 
Frei  sind  die  amtlich  genehmigten  Ausspielungen  und  Lotterieen  zu  wohlthätigen 
Zwecken.  Der  Steuerpflichtige  ist  der  Veranstalter  der  Lotterie,  der  die  Abgabe  für 
die  planmässige  Zahl  Loose  im  Ganzen  im  Voraus  zu  entrichten  hat,  bei  ausländischen 
Loosen  spätestens  binnen  3  Tagen  nach  Einführung  oder  Empfang,  vor  Beginn  des 
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Vertriebs  (§.  14),  er  bat  die  Stcmpelabgabe  bei  der  zaständigen  BebOrde  zu  eDtricbten, 
ob  und  wie  mit  Benutzung  ?on  Stempelmarken,  bestimmt  der  Bundesrath  (§.  15).  For 
deutsche  Staat slotterieen  wird  die  Stempelsteuer  für  die  Loosc  durch  die  Lotterie- 
verwaltung eingezogen  und  in  einer  Summe  —  hier  von  der  Gesammtzahl  der  ab- 
gesetzten Loose  —  ohne  Abstempelung  der  einzelnen  Loose  an  die  Beichscasse 
abgeführt.  Die  Nichterfüllung  der  Steuerpflicht  ist  für  die  Unternehmer  (ausser  den 
Einzelstaaten  selbst)  mit  dem  Fünffachen  des  hinterzogenen  Abgabebetrags,  mindestens 
mit  250  M.  Geldstrafo,  bei  Nicht-Ermittelbarkeit  der  Zahl  der  abgesetzten  Loose  mit 
Strafe  von  250—5000  M.  bedroht  (§.  16).  Auch  hier  schliesst  der  Keichsstempel  die 
Erhebung  von  Landesstempeln  u.  s.  w.  für  Loose  aus.  Der  Ertrag  des  LoosstempeU 
stieR  bei  gleichem  Steuersatz  besonders  mit  der  Ausdehnunir  der  Staatslotterieen  all- 
mälig,  von  Millionen  5.32—5.55  in  1882/86  jährlich  auf  6.12—6.80  in  1886/90  und 
anf  7.13—7.86  von  1890/94;  nach  der  Erhöhung  des  Satzes  auf  10  %  '^r  er  dann 
1894/95  11.97  Mill.  Mark:  der  Ertrag  der  Steuer  von  Privatlotterieen  schwankte  nach 
dem  Umfan?  und  nach  der  Zahl  der  letzteren ,  er  war  1882/83  481,  1889/90  einmil 
2538,  1893/94  1479,  1894/95  2342  Tausend  Mark. 

In  den  allgemeinen  Bestimmungen  (§.  21  —  33)  wird  die  Stempebtener- 
freiheit  der  Reichscassen  ausdrücklich  ausgesprochen,  andere  subjective  Steuer- 
freiheiten sind  der  Regel  nach  ausgeschlossen  (§.  30).  Femer  wird  n.  A.  angeordnet, 
dass  das  Strafverfahren  u.  s.  w.  nach  den  bezüglichen  Vorschriften  des  Wechsel- 
srempelgesetzes  von  1869  stattfindet  (§.  17,  Satz  1,  §.18,  19  dieses  Gesetzes).  Geld- 
strafen können  auch  hier  im  Onvermögensfalle  nicht  in  Freiheitsstrafen  verwandelt. 
Grundstücke  nur  mit  Einwilligung  des  Verurtheilten  subhastirt  werden  (Gesetz  von 
1881,  §.  24,  25).  Die  Controle  liegt  den  betreffenden  Landesbehörden  und  Be- 
amten ebenso  wie  bei  Landesstempeln  ob  (§.  27),  ausserdem  haben  alle  Reichs-, 
Staats-,  Communalbehörden,  auch  von  Handelsvorständen  eingesetzten  Sachverstindigen- 
Commissionen  und  Schiedsgerichte  und  Notare  die  Pflicht,  ihnen  vorkommende  ü^ 
künden  zu  prüfen  und  Zuwiderhandlungen  richtig  zur  Anzeige  zu  bringen  (§.  28). 
Einer  besonderen  Controle  unterliegen  durch  von  den  Landesregierungen  bestimmte 
Beamte  hinsichtlich  ihrer  richtigen  Stempelverwendung  periodisch  die  öffentlichen 
und  die  von  Actien-  und  Commanditactieniresellschaften  betriebenen  Bank-,  Credit-, 
Versicherungsanstalten,  Handels-  und  gewerblichen  Unternehmungen,  auch  Liquidations- 
bureaus u.  dgl.  für  Zeitgeschäfte,  nicht  auch  die  von  Einzelpersonen  oder  in  andcreo 
Gesellschafts-  und  Genossenschaftsformen  betriebenen  Unternehmungen.  Die  vor- 
l^cnannten  Betriebe  müssen  sich  die  Prüfung  gefallen  lassen  (§.  27  u.  Ansf.best.  dazo). 
Es  ist  dies  immerhin  eine  bemerkenswerthe ,  ein  gewisses  Misetrauen  zeigende  Yer- 
schi.idenheit  der  Rechtsstellung  der  genannten  Anstalten  und  Betriebe  in  diesem 
Puncte  gegenüber  anderen  Unternehmungen,  die  auf  demselben  Gebiete  thätig  sind. 
(S.  den  Aufsatz  von  F.  Hecht,  Director  der  Rheinischen  Hypothekenbank  in  Mann- 
heim, über  die  Stempelrevision  bei  Actiengesellschaften  nach  dem  Gesetz  von  1881 
im  Fin.arch.  B.  1,  S.  134  ff.)  —  Die  Einzelstaaten  erhalten  vom  Betrage  der  in  ihrem 
Gebiet  eingehenden  Stempelerträge  2  7o»  ausser  von  den  Staatslotterielooscn,  der  Rein- 
ertrag fliesst  nacli  diesem  Abzug  und  auch  dem  der  sonstigen  gesetzlichen  Stener- 
crlassc  oder  Rückerstattungen  in  die  Reichscasse,  wird  aber  seinem  vollen  Betraire 
nach  zunächst  zu  den  Ueberweisungen  an  die  Einzelstaaten  verwandt  (oben  S.  653). 
Der  Gesammtrohcrtrag  war  im  1.  vollen  Jahre  (1.  April  1882/83)  11.34,  188i'8.3 
13.77.  1885/86,  nach  der  Acndernng  des  Umsatzstempels,  15.27,  1886/87  19.7S. 
1888/89  27.62,  Max.  1889/90  34.00,  dann  herab  bis  auf  21.67  in  1893/94,  1894:9o. 
nach  dem  neuen  Gesetz  (s.  u.)  39.76  Mill.  Mark,  auf  den  Kopf  anfangs  25 — 30,  später 
einige  40  und  über  50,  1889/90  70,  1893/94  wieder  nur  43,  1894/95  77  Pfennig. 
Der  Reinertrag  nach  den  Finanzrechnungen  des  Reichs  betrug  etwas  über  2  Vo weniger. 

bb)  Gesetz  von  1885. 

Es  war  nur  zu  begreiflich,  dass  das  Gesetz  von  1881  die- 
jenigen, welche  eine  eigentliche  Börsen-Umsatzsteuer  planten, 
—  im  Sinn  einer  wirklichen  ,,Börsen "-Steuer,  da  ftir  den 
Emissions-  und  vollends  den  Loosestempel  dieser  Name  eigentlicb 
nicht  recht  passt  —  namentlich  in  seinen  Bestimmungen  über  den 
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niedrigen  Feststempel  von  Scblussooten  n.  s.  w.  nicht  befriedigen 
konnte.  Ueber  diesen  Pnnet,  ob  Feststempel,  ob  Proportionalstempel, 
hatte  sich  bereits  vor  dem  Gesetz  von  1881  und  bei  den  Verhand- 
lungen darüber  der  Streit  der  Parteien  vomemlich  gedreht  Die 
Interessenten  des  Börsenverkehrs,  ihre  Presse  und  ihre  parlamen- 
tarischen Vertreter  oder  wenigstens  diejenigen,  welche  principie)! 
der  Börsenamsatzstener,  auch  ans  allgemeinen  wirthscbaftspolitischen 
Gründen,  gegnerisch  gegenüberstanden,  verwarfen  vollends  die 
Proportionalsteaer,  die  Anhänger  dieser  Steuer  (Conservative, 
Agrarier,  zum  Theil  Gentrum)  forderten  sie  gerade.  Von  letzteren 
mögen  manche  Einzelne  principielle  Gegner  des  Börsengetriebes 
und  der  mit  ihm  verbundenen  wirthschaftlichen  Entwicklung  ge- 
wesen sein. 

Aber  wie  oben  schon  bemerkt,  handelte  es  sich  hier  doch 
nm  eine  allgemein  gerechtfertigte  steuerpolitische 
Forderung,  und  dieser  entsprach  nur  eine  Umsatzsteuer,  die  diesen 
Namen  wirklich  verdiente,  daher  nur  eine  Proportionalabgabe. 
Wie  in  der  ganzen  „Börsensteuer"  kam  es  auch  in  diesem  Puncte 
darauf  an,  der  ungeheueren  Entwicklung  der  Mobiliarwertbe  und 
des  Verkehrs  darin  und  dem  Umstände  Rechnung  zu  tragen,  dass 
dieser  Verkehr  in  seinen  üblichen  Formen  dem  älteren  Stempel- 
wesen sich  grösstentheils  entzog,  auch  die  Erträgnisse  dieser  Werthe 
den  directen  Steuern  viel  weniger  sicher  und  vollständig  unter- 
worfen werden  konnten.  Notorisch  wurden  dagegen  der  Immobiliar- 
werth-Besitz  und  dessen  Erträge  von  diesen  Steuern  sicherer  und 
Yollständiger  belastet  und  der  Verkehr  in  diesen  Werthen  durch 
die  öffentliche  Beurkundung  der  bezüglichen  Rechtsgeschäfte  (Eigen- 
thumsübergang  in  Kauf  und  Verkauf  u.  s.  w.,  Verpfändung  u.  s.  w.) 
von  den  bestehenden  Steuern  (und  Gebühren)  in  Form  von  Stempeln, 
Gerichtskosten  ebenfalls  sicher  und  vollständig  erfasst.  Die  Gegner 
einer  eigentlichen  Umsatzsteuer  von  Mobiliarwerthen  sahen  in  der 
Forderung  einer  wirksamen  bezüglichen  Steuer  immer  nur  die 
y,antikapitalistische",  die  „börsenfeindliche",  selbst  die  „der  modernen 
wirthschaftlichen  Entwicklung  überhaupt  feindliche",  auch  wohl 
eine  gewisse  „antisemitische"  Tendenz,  ohne  das  gerade  steuer- 
politisch Berechtigte  der  Forderung  zu  würdigen.  Auch  galt 
nach  der  Natur  der  häufigen  und  raschen  Börsenumsätze  der  Fix- 
stempel hier  für  richtiger  als  der  Proportionaistempel,  ein  Stand- 
punct,  den  auch  die  früheren  Regierungsgesetzentwürfe  eingenommen 
haben. 
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Die  Gegner  fürchteten  übrigens  ausser  der  Steuer  und  deren 
etwaiger  einschränkender  Rückwirkung  auf  den  ihnen  einmal  er- 
wünscht, ja  auch  volkswirthschafclich  nothwendig  erscheinenden 
Mobiliarwerth-,  speciell  Börsenverkehr  fast  ebensosehr  die  ver- 
kehrsbelästigenden  s teu er t e chnis eben  Vera nlagnngs- 
lind  Erhebungs formen,  welche  sich  bei  ernstlicher  und  gleich- 
massiger  Durchführung  der  Umsatzsteuer  schwer  ganz  vermeiden 
lassen  (Zwang  zur  Führnng  von  „Steuerbüchern^^  für  die  steuer- 
pflichtigen Geschäfte  Seitens  der  diese  Geschäfte  gewerbsmässig 
Betreibenden,  wie  nach  dem  Antrag  der  Gonservativen ,  v.  Wedell- 
Malchow,  Schlussnotenzwang  u.  dgl.,  wie  er  dann  ins  Gesetz  kam) 
mit  den  sich  nothwendig  anschliessenden  Controlmitteln, 
Strafen  u.  s.  w.  Auch  davon  wurde  eine  unliebsame  Einschränkung, 
jedenfalls  eine  Erschwerung  des  Verkehrs,  eine  auch  bedenkliebe 
Einsichtnahme  der  Steuerverwaltnng  in  die  Privatgeschäfte,  sowie 
wohl  zugleich  eine  das  Standes-  und  Ehrgefühl  der  betroffenen 
Geschäftskreise  verletzende  Wirkung  befürchtet.  Um  alle  diese 
Puncte  drehte  sich  Jahre  lang  der  Kampf  in  der  öffentlichen 
Meinung,  in  der  Presse,  im  Parlament. 

Auch  die  Gegensätze  der  steuerpolitischen  Anschauungen 
spielten  mehr  oder  weniger  mit,  die  Ansichten  über  directe,  in- 
directe  Steuern  u.  s.  w.  Die  erste  Einführung  des  Reichsstempel- 
abgabengesetzes  von  1881  und  die  vorausgehenden  Bestrebungen 
um  eine  solche  Gesetzgebung  waren  bei  den  verbündeten  Regierungen, 
insbesondere  beim  Reichskanzler  Fürsten  Bismarck,  aus  der  aU- 
gemeinen  Tendenz,  die  indirecten  Steuern  im  Reiche  mehr  zu  ent 
wickeln,  mit  hervorgegangen.  Nach  der  stärkeren  Ausbildung  der 
Zölle  und  der  Tabaksteuer  im  Jahre  1879  war  es  umsomehr  ge- 
boten erschienen,  die  von  diesen  Steuern  weniger  getroffenen  Volks- 
classen  durch  analoge,  ebenfalls  (nach  der  technischen  Art)  mehr 
als  „indirecte''  anzusehende  Steuern,  wie  die  Stempelabgaben  des 
Mobiliarwerth Verkehrs,  ausgleichend  zu  erfassen.  Die  procentnale 
Umsatzsteuer  schien  zu  solchen  Steuern,  neben  dem  Emissions- 
Stempel,  nach  Ansicht  freilich  weniger  der  Regierungskreise,  als 
der  Vertreter  dieser  steuerpolitischen  Richtung  im  politischen  Leben 
und  im  Parlament  (Conservative  u.  s.  w.)  aber  durchaus  mit  zu  ge- 
hören und  wurde  demgemäss  gefordert. 

Aus  langen  Kämpfen  ist  dann,  auf  Grund  der  Initiative  im 
Reichstage  selbst,  wobei  ein  früherer  amtlicher  Entwurf  mit  Ver- 
änderungen  aufgenommen  wurde,  auch   endlich  das  neue  Gesets 
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vom  29.  Hai  1885  hervorgegangen.  Sein  Hauptpunct  war  die  Um- 
wandluDg  der  niedrigen  festen  Steuer  in  Stempelform  auf  Ge- 
scbäftsnmsätze  in  der  oben  (S.  736)  dargelegten  Weise  in  eine 
procentuale  Umsatzsteuer  mit  den  erforderlichen 
stenertechnischen  Vorschriften  zur  Veranlagung  und 
Erhebung  und  den  Controlmitteln  zur  Sicherung  der 
Abgable,  namentlich  mit  dem  Grundsatz  der  Besteuerung  des 
Geschäfts  als  solchen  und  dem  Schlussnotenzwang  als 
technischem  Durchführungsmittel  dafür.  Den  geschäftlichen  Inter- 
essen und  Bedenken y  welche  gegen  diese  Steuerart,  die  Procent- 
abgabe, und  die  geplante  technische  Durchführung  dieser  Abgabe, 
geltend  gemacht  worden,  hat  man  soviel  als  möglich  Berück- 
sichtigung gewährt,  u.  A.  durch  die  Annahme  des  Schluss- 
notenzwangs  statt  des  Geschäftsbuch-  und  Steuerbuchzwangs 
und  der  mit  diesem  weiter  in  Verbindung  stehenden  Einrichtungen, 
auch  durch  die  massige  Höhe  der  Abgabe,  wenn  bei  dieser 
auch  die  nach  Börsenusancen  geschlossenen  Geschäfte  über  börsen- 
massig  gehandelte  Waarenmengen  (nicht  auch  über  Werth- 
papiere)  mit  dem  Doppelsatze  (Vio  g^g^ii  sonst  Vio  Promille 
vom  Werth)  belegt  wurden,  sowie  durch  Einrichtung  der  Procent- 
abgabe in  Form  eines  Werthstufentarifs,  welcher  eine  leichte 
bequeme  Handhabung  für  den  Geschäftsverkehr  gestattete.  Aber 
die  Einrichtung,  welche  einer  wirklichen  Umsatzsteuer  vom  Mobi- 
liarwerthverkehr  gegeben  werden  muss,  wenn  eine  solche  Steuer 
einigermaassen  ein  richtiges  Seitenstück  zur  Umsatzsteuer  im  Im- 
mobiliarwerthverkehr  darstellen  soll,  ist  wenigstens  erreicht  und  so 
das  bisherige  theils  rechtliche,  theils  jedenfalls  factische  Steuer- 
(Stempel-)freiheit8privileg  jenes  Verkehrs,  damit  der  Börse  und  eines 
wichtigen,  leistungsfähigen  Theils  der  Privatkapitalisten  im  Princip 
und  einigermaassen  auch  practisch  gefallen.  Letzteres  später  noch 
mehr,  als  die  sehr  niedrigen  Steuersätze  erhöht  wurden  (1894,  1900). 
Der  Ertrag  der  Steuer  hielt  sich  vor  und  nach  dieser  Erhöhung 
immer  noch  in  massigen  Grenzen,  wenn  er  auch  grösser  war  als 
unter  dem  Gesetz  von  1881,  natürlich  schwankend  nach  den  Ver- 
kehrsverhältnissen. Die  Rückwirkung  der  neuen  Steuerform  auf 
den  Börsenverkehr  u.  s.  w.  wird  nicht  gleichmässig  beurtheilt,  aber 
auch  von  den  Gegnern  nicht  mehr  so  ungünstig,  als  ehemals  vor 
der  Einführung  der  Steuer.  Bei  dem  Emissions-  und  Loosstempel 
der  Lotterieen  u.  s.  w.  ist  im  Gesetz  von  1885  keine  Veränderung 
in  dem  Tarif  des  Gesetzes  von  1881  erfolgt. 

A.  Wagner,  Finanzwissensehaft  lY.  48 


742  6*  B-   UebcTsichten  der  Besteuerang.    Keichsbesteacrung.   §.211. 

Für  alles  hier  Berührte,  die  Meinungsverschiedenheiten  und  Kämpfe  über  die 
ganze  Sache,   sind   die  sich  dnrch  Jahre  hinziehenden  YerhandlnngeD  im  Keichstasre 
besonders  lehrreich,  vornemlich  in  der  Session  1884/85.    S.  bes.   den   gen.  Aü&au 
von  Grimm  im  Fin.arch.  B.  1,  S.  1115  (wo  die  einzelnen  Reichstai^drucksachen  auf- 
)):efuhrt  werden),  desselben  Commissionsbericht  im  Reichstage.  Dazu  Friedberir. 
Jahrb.   f.  Nat.ök.  a.a.O.  1885,  S.  32  ff.     Die  gen.  Artikel  der  Wörterbücher,  bö. 
Hancke  im  Supplem.b.   des  H.  W.  B.  d.  St.,    Landgraf  im   Wörterb.   d.  Venrali., 
F.  Hecht,  Geschäftssteuer  auf  Grundlage  des  Schlnssnotenzwangs,  1885.    Gommeour 
u.dgl.  von  Neumann,   Höinghaus.    Zum  Gesetz  von   1885  die  Ausfilhrungsror- 
schriften  besonders  vom  15.  Oct.  1885,  mit  einzelnen  Ergänzungen  später.   Die  neoeo 
Bestimmungen  sind  im  Tarif  bei  Nr.  4  und  im  Gesetz  besonders  in  neuen  §.6—11 
an  Stelle  der  früheren  enthalten.     Das  ganze  Gesetz  ist  dann  mit  den  Yerändcrunreo 
von  1885  neu  redigirt  worden  (Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  3.  Juni  18^5 . 
£s  kommt  gerade  bei  einem  solchen  Steuergesetz  über  diese  Materie  auch  in  Bctretf 
der   einzelnen    Vorschriften    sehr   auf  den    genauen    Wortlaut    und    auf  deo 
genauen    Sinn   dieses  Wortlauts  an.     Für  ersteres  ist  auf  das  Gesetz  selbst,  für 
letzteres  auf  die  Ausführungsvorschriften,  Commentare  und  als  AuslcgungsqueUe  mit 
anf  die  Reichstagsverhandlunges,  Berichte  daselbst  zu  verweisen.   Da  die  Einzelheiten 
hier  besonders  wichtig  sind,   wird  zur  Ergänzung  des  Textes  oben   noch  Folgendes 
hier  genauer  angegeben. 

Nach  dem  Tarif  (Nr.  4)  sind  zunächst  (A,  1  u.  2)  „Kauf-  und  sonstige  Aq- 
schaffungsgeschäfte''  —  was  unter  letzteren  zu  verstehen  ist,  ergiebt  sich  ans  den 
Hcichstagsvorhaudlungeu  und  ist  eventuell  durch  die  Judicatur  festzustellen  —  über 
ausländische  Banknoten,  ausländisches  Papiergeld,  ausländische  Geldsorten  und  über 
die  im  Tarif  unter  Nr.  1,  2,  3  bezeichneten  Werthpapiere  mit  Vio  Promille  Steuer- 
satz belegt;  ferner  (B)  „Kauf-  und  sonstige  Anschatinngsgeschäfte,  welche  unter  Zu- 
grundelegung von  Usancen  einer  Börse  geschlossen  werden  (Loco-,  Zeit-,  Fix-. 
Termin-,  Prämien-  u.  s.  w.  Geschäfte),  über  Mengen  von  Waaren,  die  börsea- 
massig  gehandelt  werden'^  mit '/^o  Promille.  Als  „börsenmässig  gehandelt*' gelieo 
diejenigen  W^aarcn,  für  welche  an  der  Börse,  deren  Usancen  für  das  Geschäft  maass- 
gcbend  sind,  Termin  preise  notirt  werden  (s.  Uebersicht  dieser  Fälle  am  Ende 
der  1880er  Jahre  im  Art.  von  Landgraf  a.a.O.  S.  229).  In  Folge  des  späteren 
Börsengesetzes  vom  21.  Juli  1896  mit  seinen  Beschränkungen  des  Terminhandels. 
besonders  dem  Verbot  des  Getreideterminhandels,  ist  die  Anwendung  dieses  Stempels 
auf  diesem  Gebiete  practisch  wesentlich  eingeengt  worden.  Bemerkenswerth  ist,  dass 
im  Gesetz  von  1885  nicht  nur  die  gen.  Waarengeschäfte  höher  als  die  Effectengeschifte 
belastet  werden,  sondern  dass  auch  bei  den  beiderlei  Geschäften  (A  und  B  des  18S5er 
Tarifs)  nicht  mehr  zwischen  Zeit-  und  anderen  (Cassc-)Geschäften  im  Steuersatz  unter- 
schieden wird,  was  man  theils  für  practisch  unrichtig,  theils  für  nicht  genügend  lu^ 
fuhrbar  hielt,  während  im  Tarif  für  1881  die  Zeitgeschäfte  allgemein  dem  höheren 
Fixstcmpel  unterlagen.  Ueber  die  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Werths 
bestimmt  der  Tarif,  dass  er  nach  dem  vereinbarten  Kauf-  und  Liefern ngspreis,  soo^t 
durch  den  mittleren  Börsen-  oder  Marktpreis  am  Tage  des  Abschlusses  bestimmt  wird 
(zugehörige  Zins-  und  Dividendencoupons  bleiben  ausser  Betracht).  Die  Abstufung 
des  Wcrths  behufs  der  Berechnung  der  Steuer  erfolgt  in  der  Weise,  dass  bei  Geschäften 
unter  2000  M.  der  Steuersatz  für  diese  Summe,  darüber  hinaus  in  Stufen  von  je  voUeo 
2000  M.,  von  10.000  M.  au  von  je  vollen  10.000  M.  berechnet  wird:  sehr  grosse 
Stufen,  die  spater  auch  verkleinert  wurden.  Frei  sind  (nach  einer  „Anmerkung**  im 
Tarif)  im  Interesse  der  unmittelbaren  Producenten  „Kauf-  und  sonstige  Anschaffangs- 
geschäfte  über  im  Inland  von  einem  der  Contrahenten  erzeugte  oder  hergestellte 
Mengen  von  Sachen  oder  Waaren" ;  ferner  Geschäfte  von  nicht  über  600  M.  Wcrth 
(nach  Gesetz  von  1881  von  nicht  über  300,  bei  Waaren  1000  M.);  endlich  Contaot- 
geschäfte  (jetzt  mit  Legaldelinition  im  Tarif)  über  fremde  Noten,  Papiergeld,  GeW- 
sor^en,  ungemünztes  Gold  und  Silber.  Der  Rechnungs- Feststempel  von  20  Pf.  in» 
Gesetz  von  1881  ist  fortgefallen. 

Ueber  die  Anwendung  dieser  neuen  Tarifnummer  4  mit  ihrem  nunmehrigen 
Proportionalsatz  bestimmen  die  neuen  §§.  6 — 11  Folgendes.  Steuerpflichtiges 
Object  sind  alle  im  Inland  abgeschlossenen  bezüglichen  Geschäfte,  femer  im  Aus- 
land abgeschlossene,  wenn  beide  Contrahenten  im  Inland  wohnhaft  sind,  endlich 
mit  dem  halben  Betrage  des  Stempels   belastet  sind  letztere  Geschäfte,  wenn  nar 
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e  i  n  Contrahent  im  Inland  wohnt  In  §.  7  werden  bedingte  den  unbedingten  Geschäften 
in  Abgabepflicht  gleichgestellt;  verschobene  Geschäfte  sind  neu  abgabepflichtig,  dsgl. 
sowohl  das  Geschäft  zwischen  Commissionär  and  Drittem,  als  das  zwischen  ersterem 
und  seinem  Gommittenten  (mit  einer  Ausnahme  event.  §.  11,  a,  Abs.  2).  Steuor- 
subject  ist  zunächst  bei  durch  einen  im  Inland  wohnenden  Vermittler  geschlossenen 
Geschäften  dieser,  sonst,  wenn  nur  einer  der  Gontrahenten  im  Inland  wohnt,  dieser 
oder  wenn  von  den  Gontrahenten  der  eine  ein  im  Inland  wohnender  handelsgesetzlich 
zur  Führung  von  Handelsgesetzbtlchem  verpflichteter  Kaufmann  ist,  dieser,  bei  Ab- 
wicklungsgeschäften zwischen  Gommissionär  und  Gommittenten  ersterer,  in  allen 
txbrigen  Fällen  der  Yeräusserer.  Im  Inland  wohnhafte  Vermittler  und  Gontrahenten 
haften  fur  die  Abgabe  als  Gesammtschuldner.  Der  Vermittler  ist  berechtigt,  den 
Ersatz  der  entrichteten  Abgabe  von  jedem  mit  verhafteten  Gontrahenten  zu  fordern: 
ein  Fall  also,  wo  die  Gesetzgebung  die  formelle  Ueberwälzung  der  gezahlten  Steuer 
rechtlich  festsetzt  wie  bei  einer  blossen  Auslage  (§.  9).  Das  Besteuerungsver- 
fabren  in  Form  des  Schlussnotenzwangs  regelt  §.  10.  Der  Hauptpanct  ist: 
der  zunächst  zur  Zahlung  Verpflichtete  muss  über  das  steuerpflichtige  Geschäft  eine 
Schlussnote,  und  zwar  doppelt  auf  einem  vorher  gestempelten  oder  mit  den 
erforderlichen  Marken  versehenen  B'ormular  ausstellen.  Die  Note  muss  Namen,  Wohn- 
ort des  Vermittlers  und  der  Gontrahenten,  Gegenstand  und  Bedingungen  des  Geschäfts, 
besonders  Preis,  Zeit  der  Lieferung  ergeben.  Für  jeden  Gontrahenten  ist  je  eine 
Hälfte  der  Note  bestimmt.  Weitere  Einzelheiten  bei  diesem  Besteuerungsverfahren  in 
§.  10  und  §.  11,  a — c.  U.  A.  besteht  die  Verpflichtung,  Schlussnoten  nach  der  Zeit- 
folge nummerirt  5  Jahre  lang  aufzubewahren.  Die  Unterlassung  ist  mit  3  M.  bis 
5000  M.  Geldstrafe  bedroht.  Die  Unterlassung  der  Ausstellung  und  der  Benutzung 
richtig  gestempelter  Schlussnoteu  unterliegt  auch  jetzt  einer  50-fachen  Geldstrafe  der 
hinterzogenen  Abgabe,  mindestens  einer  Strafe  von  20  M.,  bei  Nichtfeststellbarkeit  des 
Hinterziehungsbetrags  einer  Geldstrafe  von  20  M.  bis  5000  M.,  beim  ersten  Rückfall 
ausserdem  noch  einer  Geldstrafe  von  150  M.  bis  5000  M.,  falls  nicht  seit  Ahndung 
des  ersten  P'alls  5  Jahre  verstrichen  sind  (§.  11,  g  und  11,  h).  Ausdrücklich  dürfen 
Geschäfte  des  neuen  Tarifs  Nr.  4  des  Gesetzes  von  1885,  auch  über  Objecte,  welche 
in  diesem  Tarif  als  befreit  bezeichnet  sind,  Landesstempeln  nicht  unterworfen  werden, 
ausser  in  Fällen  gerichtlicher  oder '  notarieller  Aufnahme  oder  Beglaubigung  für 
diesen  Act 

Von  Abänderungen  und  Znsätzen  zu  den  allgemeinen  Bestimmungen  des 
Gesetzes  von  1881  (§.  21  S.)  sind  in  der  Novelle  von  1885  besonders  bemerkenswerth : 
die  ausdrückliche  Hervorhebung,  dass  .jn  Beziehung  auf  die  Verpflichtung  zur  Ent- 
richtung der  in  diesem  Gesetze  festgestellten  Abgaben  (also  auch  des  Emissions-  und 
Loosestempeb)  der  Rechtsweg  zulässig  ist''  (§.  22,  a).  Die  Rcvisiousrechte 
gegenüber  den  Actiengesellschaften  u.  s.  w.  sind  geblieben,  statt  „geeigneter' 
beisst  es  jetzt,  dass  „höhere"  Beamte  zur  Vornahme  der  Revision  zu  bestimmen  sind, 
denen  nicht  nur,  wie  im  Gesetz  von  1881,  die  revidirten  Anstalten  „verpflichtet  sind, 
Einsicht  zu  gestatten^',  sondern  nunmehr  ausdrücklich  auch  dazu,  ,.alle  bezüglichen 
Schriftstücke  und  erforderlichenfalls  auch  die  Geschäftsbucher  zur  Einsicht  vorzulegen" 
(alter  und  neuer  §.  27).  Von  anderen  Personen  als  diesen  Gesellschaften  u.  s.  w.  kann 
die  SteuerdirectivbehOrde  „die  Einreichung  der  auf  bestimmt  bezeichnete  abgabe- 
pflichtige Geschäfte  bezüglichen  Schriftstücke"  verlangen  (Abs.  4  des  neuen  §.  27). 
Das  Gesetz  und  der  neue  Tarif  trat  am  1.  Oct.  1885  in  Kraft. 

Der  Ertrag  des  Stempels  von  Schlussnoten  ist  unter  dem  deutlichen  Ein- 
fluss  des  neuen  Tarifs  sofort  erheblich  gestiegen,  vom  Jahre  1.  April  1884/85  mit 
2364  (s.  auch  die  Daten  oben  S.  737)  auf  5031  —  79:^  —  7398  —  12.457  — 
15.143  —  13.456  —  11.021  —  9320  —  8165  —  16.407  Tausend  Mark  in  den 
10  folgenden  Jahren  1885/86 — 1894/95,  bemerkenswerther  Weise  auch  in  den  3  ersten 
Jahren  1885/86 — 1887/88,  wo  sonst  der  Rückgang  des  Emissionsstcmpelertrags  und 
des  Wechselstempelertrags  auf  eine  geschäftlich  flauere  Zeit  hinweist.  In  den  weiter 
folgenden  Jahren  macht  sich  dann  eine  starke  Ertragssteigerung  bemerklich,  zeitweise 
auf  das  Doppelte  des  Wechselstempolertrajrs  (1^89/90),  worauf  daun  später  freilich 
wieder  starke  VoTminderungcn  folgen.  Für  den  Umfang  namentlich  der  Börsen- 
geschäfte ist  der  Ertrag  des  Schlubsnotenstempels  ein  beachtenswerther  Maassstab. 
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cc)  Die  Fortbildung,  welche  später,  zunächst  im  Gesetz  vom 
27.  April  1894,  die  Reicbsstempelabgaben  gefunden  haben,  ist  nicht 
von  der  principiellen  Bedeutung  wie  im  Gesetz  von  1885  mit  dem 
Uebergang  vom  Feststempel  zur  Proportionalabgabe  bei  der  Umsatz- 
steuer gewesen.  Sie  ist  auch  wesentlich  nur  durch  fi scalische 
Interessen,  wegen  des  steigenden  ßeichsfinanzbedarfs ,  besonders 
in  Folge  der  Vermehrung  des  Heeres,  veranlasst  worden.  Es  ist 
daher  aber  allerdings  bemerkenswertb,  dass,  während  die  mögliche 
und  regierungsseitig  auch  gewünschte  und  mit  in  Aussicht  ge- 
nommene Ausbildung  anderer  Steuern  (Tabaksteuer,  Weinsteaer) 
nicht  zu  erreichen  war,  die  Entwicklung  der  Reicbsstempelabgaben 
in  dieser  Richtung  gelungen  ist,  trotz  lebhaftester  Opposition  der 
nächst  betroffenen  Interessenten  und  trotz  der  Unterstützung  dieser 
Opposition  auch  von  anderen  Seiten  mit  allgemeineren  volkswirth- 
schaftspolitischen  Argumenten.  So  wurde  in  letzterer  Hinsicht  ant 
die  auch  dem  Gesammtinteresse  der  deutschen  Volkswirthscbafl  der 
Annahme  nach  schädliche  Rückwirkung  der  weiteren  Stempel- 
erhöhungen hingewiesen.  Aber  es  drang  die  Erhöhung  im  Reichs- 
tage dennoch  durch.  Zugleich  wurden  indessen  einige  Einzelheiten 
des  bisherigen  Gesetzes  geändert,  mit  in  der  Absicht,  gewisse  Härten 
zu  beseitigen  oder  zu  mildern  und  gewissen  fUr  berücksichtigungs- 
werth  gehaltenen  Verkehrsinteressen  mehr  als  bisher  Rechnung  zn 
tragen.  Das  Wichtigste  waren  jedoch  die  beträchtlichen  Er- 
höhungen der  Steuersätze. 

Diese  wurden  beim  EmissionäStempel  zugleich  verbunden  mit  einer  nim- 
mchrigen  Unterscheidung  des  Satzes  für  in-  und  ausländische  Werthpapicrc 
Dieser  Stempel  wurde  fUr  inländische  Actien  verdoppelt,  von  5  Promille  auf  l*«. 
für  ausländische  sogar  verdreifacht,  von  5  Promille  auf  IVs  ^o«  ^  gleicherweise  bei 
Beuten  und  Schuldverschreibungen  gesteigert,  bei  inländischen  Ton  2  auf  i 
bei  ausländischen  von  4  auf  6  Promille.  Bei  solchen  Papieren  von  Gommoucnu.ä.T. 
verblieb  zwar  der  Satz  von  1  ^/oq,  aber  für  die  früher  mit  diesen  gleichgestellteo 
Gorporationspapiere,  besonders  ländlicher  und  städtischer  Grundbesitzer  (Pfand- 
briefe). Grundcredit-,  Hypothekenbanken,  Transportgesellschaften  (sogen.  HypothekeD- 
bank-Pfandbriefe,  Prioritätsobligationen  der  Bahnen  u.  s.  w.)  wurde  der  Satz  von  1  aof 
2  Promille  ebenfalls  erhöht,  damit  also  jetzt  ein  verschiedener  Steuersatz  für  diese 
Kategorieen  Werthpapierc  (Tarif  Nr.  3,  a  u.  b)  eingeführt  Der  Umsatzstempel  für 
Kaufgeschäfte  u.  s.  w.  wurde  in  seinen  beiden  Sätzen  gleichfaUs  verdoppelt, 
von  1  und  2  auf  2  und  4  Promille  gebracht,  zugleich  wurden  die  Tarifstufen  re^ 
kleiuert,  bei  der  Werthberechnung  in  kleinen  Geschäften  in  gewissen  Papieren  eine 
Erleichterung,  auch  Ermässigungen  des  Stempelsatzes  im  Arbitrageverkehr 
mit  dem  Auslande  gewährt,  die  Befreiungen  etwas  ausgedehnt  Dem  Stempel  fTir 
Lotterieloose  wurden  jetzt  auch  „Wetteinsätze  bei  öffentlich  veranstaltetea 
Pferderennen  und  ähnlichen  öffentlichen  Veranstaltungen'*  unterworfen  und  der  ganze 
Stempel  verdoppelt,  von  5  auf  10  ^o-  Loose  ganz  kleiner  Lotterieen,  im  Gesammt- 
preis  bis  100  M.  wurden  dagegen  freigestellt,  bei  Ausspielungen  für  „ansschlies»- 
lieh  mildthätige  Zwecke'*  aber  eine  Grenze  für  die  bisher  völlige  Steaer&eilieit 
gezogen  (bis  5000  M.  im  Gesetzentwurf,  im  Gesetze  selbst  bis  25.000  M.).  Eine  Aib- 
dehnung  der  Stcmpelpflichtigkeit  auf  andere  Urkunden  und  Rechtsgeschäfte  ist  auch 
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diesmal  nicht  erfolgt.  Die  im  Gesetzentwurf  auch  jetzt  wieder  von  der  Kegierung 
vorgeschlagenen  kleinen  Feststempel  anf  Quittungen,  Checks  und  Giroan- 
weisungen, Frachtbriefe,  einschliesslich  Schitfs-Connossemente.  sind  nicht  in  das 
Gesetz  gelangt.  Der  Ertrag  der  gesammten  Abgabe  ist  wesentlich  mit  in  Folge  der  Er- 
höhung der  Steuersätze  seit  1898  beträchtlich,  bis  1899  auf  über  das  Doppelte,  gestiegen. 
S.  die  Reichstagspapiere  1893/94,  daraus  den  Gesetzentwurf  vom  November  1893, 
dem  eine  andere,  nur  bis  zur  1.  Lesung  im  Reichstage  gelangte  Vorlage  in  einer 
früheren  Session  vorangegangen  war,  mit  Motiven  auch  im  Fin.arch.  B.  11,  S.  280, 
292  it..  der  ausführliche  Commissionsbericht  darüber  eb.  B.  12 ,  S.  122  ff.  Die  gen. 
Artikel  von  Hancke,  Fried berg  im  H.  W.  B.  d.  St.  a.  a.  0.,  von  Jacob  im  Supl.b.  8 
des  Wörterb.  d.  Verwalt.  Für  Einzelheiten,  besonders  für  die  Abweichungen  im  Umfang 
der  objectiven  Steuerpflicht  im  neuen  Gesetz  gegen  das  frühere,  siehe  die  gen.  Motive 
und  den  Commissionsbericht. 

Aus  dem  neuen  Tarif  sei  noch  folgendes  Einzelne  hervorgehoben.  Befreit 
vom  Stempel  sind  jetzt  nach  dem  Gesetz  von  1894,  in  Folge  Anregung  aus  dem 
Reichstag,  inländische  Actien  u.  s.  w.  solcher  Gesellschaften  geworden,  welche 
nach  Entscheidung  des  Bundesraths  „ausschliesslich  gemelnützigen  Zwecken 
dienen,  den  zur  Vertheilung  gelangenden  Reingewinn  satzungsmässig  auf  eine  höchstens 
4  ^/oig6  Verzinsung  der  Kapitaleinlagen  beschränken,  auch  bei  Ausloosungen  oder  für 
den  Fall  der  Auflösung  nicht  mehr  als  den  Nennwcrth  ihrer  Antheile  zusichern  und 
bei  der  Auflösung  den  etwaigen  Rest  des  Gesellschaftsvermögens  für  gemeinnützige 
Zwecke  bestimmen.**  Auch  müssen  die  betreffenden  Veranstaltungen  „für  die  minder 
begüterten  Volksclassen''  bestimmt  sein:  eine  „socialpolitische**  Steuerfreiheit 
im  Interesse  der  Förderung  von  bezüglichen  Bau-Actiengesellschaften  u.  dgl.  m. 
Ausserdem  sind  lediglich  zum  Umtausch  ausgestellte  neue  inländische,  wie  alle  Werth- 
papiere  nach  dem  neuen  §.  6  des  Gesetzes  von  1894  frei.  Für  Actien  wie  für 
Renten-  und  Schuldverschreibungen  ist  eine  besondere  Bestimmung  (Anm.  zu 
Tarif  Nr.  1  u.  2)  über  Fälle  getroffen  worden,  welche  der  Aushändigung  ausländischer 
Werthpapiere  im  Inlande  gleicbgeachtet  und  damit  steuerpflichtig  werden,  wodurch  in 
l^ewissen  anderen  Fällen  Steuerfreiheit  bedingt  sein  kann;  femer  sind  hier  besondere 
Feststempel  für  Genussscheine  u.  dgl.  für  jede  Urkunde  festgestellt  worden.  —  Den 
Kauf-  u.  s.w.  Geschäften,  welche  dem  Umsatzstempel  unterliegen,  sind  jetzt  —  ein 
sehr  strittiger  Punct  —  gleichgestellt  „die  bei  Errichtung  einer  Actiengesellschaft 
oder  Commanditgesellschaft  auf  Actien  erfolgende  Zutheilung  der  Actien  auf  Grund 
vorhergehender  Zeichnung,  die  bei  Errichtung  einer  Actiengesellschaft  stattfindende 
Cebernahme  der  Actien  durch  die  Gründer  und  die  Ausreichung  von  Wertbpapieren 
an  den  ersten  Erwerber/*  Bei  der  Werthberechnung  des  Gegenstands  sind  jetzt 
kleinere  Stufen  von  1000  M.  gebildet  worden,  deren  jede  oder  ein  Bruchtheil  davon 
mit  20,  bezw.  40  Pf.  belastet  wird,  womit  die  im  Gesetz  von  1881/85  enthaltene  Be- 
günstigung der  gösseren  Umsätze  beseitigt  ist.  Da  der  Umsatzstempel  sich  nach  dem 
Curswerth  der  Papiere  richtet,  konnte  gerade  bei  Anlagepapieren  mit  festem 
Ziusfosse,  sobald  sie  nur  ein  wenig  über  Pari  standen,  das  Steuerobject  in  eine  höhere 
Tarifstufe  fallen.  Das  ist  im  Gesetz  von  1894  wenigstens  für  kleine  Geschäftsumsätze 
in  gewissen  Papieren  dadurch  behoben,  dass  hier  für  Beträge  im  Nennwerth  bis 
5000  M.  der  diesen  Nennwerth  übersteigende  Betras:  für  die  Stempelpflichtigkeit  nicht 
in  Betracht  kommt,  eine  im  späteren  Tarif  von  1900  übrigens  wieder  weggefallene 
Bestimmung.  Die  Befreiungsgrenze  von  600  M.  beim  Umsatzstcmpel  ist  ge- 
blieben, aber  genauer  präcisirt,  auch  sind  einige  andere  Befreiun^fälle  (unter  Nr.  3 
n.  5)  hinzugefügt  worden,  bei  denen  bisher  Un gewissheit  bestand  und  für  Arbitrage- 
geschäfte mit  dem  Auslande  ermässigt  sich  der  Umsatzstempel  ferner,  nach 
den  näheren  Bedingungen  im  Tarif,  um  Vso  ^^^  Tausend,  eine  Begünstigung  dieser 
für  allgemein  volkswirthschaftlich ,  besonders  bctrefiPs  der  internationalen  Zablungsver- 
h&ltnisse,  als  erwünscht  geltenden  Geschäfte,  die  notorisch  mit  einer  sehr  kleinen 
Corsdifferenz  nnd  demnach  geringen  Gewinnchancen  zu  rechnen  haben.  Die  nicht 
angenommenen  neuen  Stempel  im  Gesetzentwurf  waren:  für  im  Inland  ausgestellte 
oder  ausgehändigte  Quittungen  von  einem  Betrag  von  über  20  M.  10  Pt.,  mit  zahl- 
reichen Befreiungen,  mit  einem  (sehr  unsicheren)  Ertragsanschlag  von  6—7  Mill.  Mark, 
Checks  und  Giroanweisungen  ebenfalls  mit  10  Pf.  vom  Stück,  mit  Ertrags- 
anschlag von  5  —  800.000  M.,  Frachtscheine  für  Wasser-  und  Land  verkehr,  mit 
Sätzen  von  10,  20,  30  Pf.,  unter  Freilassung  von  Scheinen  bis  zum  Frachtbetrag  von 
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1  M.,   womit  die   meisten  Postsendungen  befreit  worden  wären,  mit  Ertrags&nschlig 
von  8.5  Mill.  M.,   Gesammtanschla?  fur  den  Ertrag  dieser  Objecte  16.65  Mill.  Mark. 

Das  Gesetz  vom  27.  April  1894  hat  die  Form  einer  Novelle  zu  dem  vom  1.  Juli 
1881/29.  Mai  1885  und  sind  seine  Bestimmungen  dann  mit  dem  in  Kraft  geblicbentru 
Text  dieses  früheren  (iesetzes  in  einer  neuen  Redaction  als  Gesetz  vom  27.  April  18i4 
vereinigt  worden.  Aus  den  Aenderungen  und  Zusätzen,  welche  meistens  die  Ent- 
scheidung von  zweifelhaften  Fällen  betreffen,  die  Bestimmungen  schärfer  präcüdrcQ 
und  auch  Erleichterungen  und  Milderungen  gewähren,  sind  folgende  besonders  bc- 
merkenswerth.  In  dem  neuen  §.3  wird  der  Erwerber  von  ,, ausländischen  Wenh- 
papicren,  welche  durch  ein  im  Ausland  abgeschlossenes  Geschäft  von  einen, 
zur  Zeit  des  Geschäftsabschlusses  im  Inland  wohnhaften  Gontrahenten  angeschaut  sind 
und  ihm  aus  dem  Auslände  Ubersandt  oder  von  ihm  oder  einem  Vertreter  ans  dem 
Auslande  abgeholt  worden",  verpflichtet,  diese  Papiere  binnen  14  Tagen  nach  dtr 
Einbringung  in  das  Inland  zur  Versteuerung  anzumelden:  eine  für  den  intemationalcü 
Emissionsverkehr  deutscher  Banken  und  Bankhäuser  wichtige  Bestimmung.  Die  Unter- 
lassung wird  in  derselben  Weise  behandelt  und  bestraft,  wie  die  Unterlassung  der  Ver- 
steuerung in  den  anderen  Fällen  des  Emissionsstempels.  In  einem  neuen  §.  6  (de» 
neu  redigirten  Gesetzes  von  1894,  §.  5,  a  der  Novelle)  sind  Bestimmungen  aber  div 
vor  dem  Inkrafttreten  des  neuen  Gesetzes  (1.  Mai  1894)  ausgegebenen  Werthpapir-rr 
getroffen,  sie  werden  im  Allgemeinen  nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes  von  18>1 
behandelt,  noch  nicht  mit  Reicbsstempel  versehene  ausländische  noch  6  Monate  lang, 
später  dann  nach  dem  neuen  Tarif.  Lediglich  zum  Umtausch  ausgestellte  Wenh- 
papiere  werden  jetzt  hier  allgemein  steuerfrei  gemacht  (§.  6,  Abs.  2).  In  dem  neoen 
§.  12  wird,  ausser  einer  Aenderung  in  der  Behandlung  der  Schlussnoten  Seitens  der 
Commissionäre  in  gewissen  Commissionsgeschäften ,  das  Report-,  Deport-  (Kost-, 
Geschäft  insofern  in  der  Steuerpflicht  erleichtert,  als  in  dem  Falle,  wenn  eine  Schloi^- 
note  ein  Kaufgeschäft  und  gleichzeitig  ein  zu  einer  späteren  Zeit  zu  erfüllendes  Back- 
kaufgeschäft  über  in  der  Tarif-Nr.  4  bezeichnete  Gegenstände  derselben  Art  und  io 
demselben  Botrage,  bezw.  derselben  Menge  umfasst,  die  Abgabe  nur  einmal,  nemlich 
nur  für  das  dem  Werthe  nach  höhere  der  beiden  Geschäfte  zu  berechnen  ist 
Steuerfrei  sind  ausdrücklich  gewisse  Austauschgeschäfte  verschiedener  Stücke,  Ab- 
schnitte von  Werthpapieren  Zug  um  Zug  ohne  Gegenleistung,  bedingt  aoch  gewisi^e 
sogen,  „uneigentliche  Leihgeschäfte''  (nach  näherer  Bezeichnung  dieses  Geschäfb)  ;?c- 
wordcn  (neuer  §.  13).  Die  Verpflichtung  zur  fünQährigen  Aufbewahrung  der  SchlQ^^- 
noten  ist  auf  die  Actiengesellschaftcu  u.  s.  w.  und  auf  die  gewerbsmässig  die 
steuerpflichtigen  Kaufgeschäfte  u.  s.  w.  Betreibenden  beschränkt,  für  andere  Persona 
besteht  sie  nur  1  Jahr  lang  (§.  14).  Die  Strafandrohungen  sind  auf  durch  da» 
Gesetz  von  1894  möglich  gewordene  neue  HinterziehungsfäUe  mit  ausgedelmt,  Orduuitca- 
strafen  (§.  M  des  neuen  Gesetzes,  §.  33  des  alten)  etwas  verschärft  worden.  Da? 
Revisionsrecht  der  Verwaltung  bezüglich  der  Erfüllung  der  Steuerpflicht  ist  ge- 
blieben, aber  nicht  mehr  eine  periodische  Ausübung  desselben  vorgeschrieben,  es  bt 
auf  eingetragene  Genossenschaften  und  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  sofern 
sie  die  abgabepflichtigen  Geschäfte  der  Nr.  4  des  Tarifs  „gewerbsmässig**  betreiben, 
zugleich  mit  ausgedehnt  worden  (neuer  §.  39  des  Gesetzes  von  1894). 

Der  Ertrag  aller  3  Arten  dieser  Stempelkategorie  ist,  freilich  mehr  oder  weniger 
mit  unter  dem  Einfluss  der  allgemeinen  Geschäftsbewegung  und  bei  den  Loosen  unter 
dem  der  Lotterievermehrung,  erheblich  gestiegen:  in  den  6  Jahren  1.  AprÜ 
1893/94  bis  1898/99  (das  neue  Gesetz  war  seit  1.  Mai  1894  in  Kraft,  wirkte  also  ini 
grössten  Theil  des  2.  Jahrs,  1894/95  schon  ein)  war  der  Ertrag  für  Werthpapiefc 
4166  —  9038  —  15.523  —  15.090  —  14.969  —  18.480,  für  Schlussuoten  u.s-w. 
«165  —  16.407  —  9}<88  —  13.226  —  13.729  —  13.545.  für  Loose  9336  —  U.Sl«^ 
—  19.625  —  20.035  ~  19.175  —  21.25s,  im  Ganzen  daher  21.667  —  39.760  - 
55.036  —  48.351  -  47.873  —  53  2^4  Tausend  Mark  oder  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung in  Pfennig  113  —  77  —  105  —  91  —  89  —  98,  also  absolut  und  relatir 
mehr  als  eine  Verdopplung. 

dd)  Gesetz  von  1900. 

Auch  die  Erhöhungen  des  Stempels  durch  das  Gesetz  von  18W 
sind  nicht  die  letzten  geblieben.  Die  steigenden  Finanzbedürfnisse 
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des  Reichs,  besonders  in  den  letzten  Jahren  des  19.  Jahrhunderts, 
die  yergrösserten  für  den  Ausbau  und  die  Vermehrung  der  Kriegs- 
flotte, haben  zu  neuen  Erhöhungen  der  Reichsstempel- 
abgaben und  zugleich  zur  Ausdehnung  derselben  auf  einige 
weitere  Objecte  geführt.  Zu  einer  Vermehrung,  bezw.  Erhöhung 
der  Steuersätze  im  Gebiete  der  inneren  Verbrauchssteuern  und  der 
wichtigeren  Finanzzölle  wollte  man  aus  verschiedenen,  namentlich 
auch  aus  principiellen  und  socialpolitischen  Gründen  nicht  schreiten. 
In  dem  Flottengesetz  vom  10.  April  1898  (§.  8)  wurde  in  dieser 
Hinsicht  sogar  ausdrücklich  die  Bestimmung  getro£fen,  dass,  soweit 
die  verfügbaren  Deckungsmittel  nicht  ausreichten,  „der  Mehrbetrag 
nicht  durch  Erhöhung  oder  Vermehrung  der  indirecten,  den 
Massenverbrauch  belastenden  Reichssteuern  gedeckt  werden^' 
dürfe:  eine  jener  „Bindungen"  zweifelhaften  Werths  für  die  künftige 
Legislative.  Die  in  den  letzten  Jahren  erhebliche  Ertragssteigerung 
der  Zölle  und  inneren  Reichssteuern,  deren  Andauer  und  Betrag 
freilich  immer  nicht  ganz  sicher  war  und  von  wirthschaftlichen 
und  politischen  Conjuncturen  mit  abhing,  machte  zwar  die  Er- 
öffnung neuer  Steuererträge  durch  die  Gesetzgebung  nicht  unmittel- 
bar nothwendig^  und  von  diesem  Standpunct  aus  forderten  die  Re- 
gierungen auch  bei  der  Einbringung  der  neuen  Flottenvorlage  im 
Jahre  1900  keine  neuen  Steuern.  Aber  richtiger  erschien  es  doch, 
namentlich  bei  der  „führenden^'  Partei  im  Reichstage,  dem  Centrum, 
für  alle  Fälle  Vorkehrungen  zu  treffen  und  zwar  schon  jetzt,  schon 
im  Jahre  1900.  An  eine  Einführung  directer  Steuern,  auch  etwa 
einer  Reichsvermögenssteuer  oder  einer  Reichserbschaftssteuer,  von 
denen  innerhalb  und  ausserhalb  des  Reichstags  die  Rede  war, 
wollte  man  indessen  nicht  herangehen,  aus  bekannten  reichs-  und 
landesrechtlichen  und  -politischen  Gründen.  Den  Zuweg  zu  den 
Hauptsteuerquellen  des  Reichs  hatte  man  sich  durch  die  Clausel 
im  Flottengesetz  von  1898  versperrt  So  blieb  nichts  übrig,  als 
einige,  doch  nur  geringfügige  Finanzzölle  zu  erhöhen  (o.  S.  661/662), 
etwa  eine  innere  Schaumweinsteuer  als  Ergänzung  des  höheren 
Champagnerzolls  und  als  „Luxussteuer'^  für  später  mit  ins  Auge 
zu  fassen  (S.  723),  vor  Allem  aber  doch  wieder  „die  Börse  und 
das  Werthpapier  bluten  zu  lassen'^  Die  Hochconjunctur,  welche 
seit  1898  hier  geherrscht,  die  speculative  Ausnutzung  derselben 
durch  die  Börse  und  ihre  Clientel,  die  Ausdehnung  der  Specnlation 
auf  Bergwerkspapiere,  der  allgemeine  industrielle,  montanistische, 
mercantile  Aufschwung,    auch    mancherlei  neue  unerfreuliche  Er- 
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scheiDungen  auf  diesen  Gebieten,  legten  diesen  Gedanken  noch 
besonders  nahe.  Die  pessimistischen  Annahmen  in  den  Interessenten- 
kreisen, dass  die  ,,Börsensteuer''  die  Geschäfte  zu  schwer  belaste, 
hemme,  ruinire,  ins  Ausland  treibe,  die  volkswirthschaftlich  noth- 
wendige  und  heilsame  Function  der  Börse  unterbinde  —  Annahmeni 
die  jedesmal  1881 ,  1885,  1894  bei  der  Entwicklung  dieser  Steuer 
hervorgetreten  waren  — ,  waren  durch  die  Thatsachen  doch  widerlegt. 
Die  notorische  Bildung  zahlreicher  grosser  Einkommen  und  Ver- 
mögen in  den  mit  dem  „Aufschwung'^  und  dem  Börsengetriebe  in 
Verbindung  stehenden,  die  Gonjnncturen  theils  ausbeutenden,  theiis 
mit  leitenden  Kreisen  war  ein  Argument  mehr  für  eine  Steaerpolitik, 
welche  diesen  Verkehr  als  ihr  zu  belastendes  Object  und  dessen 
Stenerfähigkeit  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  fdr  noch  niebt 
genügend  ausgenützt  ansah.  Da  es  sich  bei  den  durch  die  Börsen- 
steuer getroffenen  Kreisen  theilweise  wenigstens  auch  um  solche 
zu  handeln  schien,  welche  von  dem  „ Weltverkehr '^  und  der  diesen 
stützenden  „Weltmachtpolitik''  auch  noch  ihre  besonderen  Vortheile 
hatten,  so  erschien  eine  weitere  Erhöhung  und  Ausdehnung  dieser 
Börsensteuer  vollends  richtig,  einigermaasen  im  Sinne  des  Grund- 
satzes der  „Besteuerung  nach  dem  Interesse"  oder  „nach  Leistung 
und  Gegenleistung". 

Im  Ganzen  möchte  ich  diese  Gesichtspuncte,  bei  allen  mit 
unterlaufenden  Uebertreibungen  und  zu  weit  gehenden  Generalisir- 
ungen,  steuerpolitisch  billigen,  wenn  auch  mit  gewissen  Vorbehalten. 
Namentlich  wird  eine  Deckung  von  Ausgaben  für  die  nothwendigen 
Machtmittel  des  Reichs  doch  richtiger  noch,  mindestens  neben  der 
Benutzung  von  Steuern  wie  der  Börsensteuer,  durch  allgemeine 
Steuern,  an  denen  das  ganze  Volk  mit  trägt  und  die  überhaupt 
leistungsfähigeren  Theile  desselben  in  höherem  Maasse, 
daher  durch  gewisse  allgemeinere  Zölle  und  innere  Verbrauchs- 
steuern und  durch  directe,  wie  Einkommen- und  Vermögenssteuern, 
oder  diesen  ähnlich  wirkende,  wie  Erbschaftssteuern,  zu  erfolgen 
haben.  Indessen,  diese  Auffassungen  drangen  nicht  durch  oder 
wurden  in  den  entscheidenden  Instanzen,  Regierungen,  Parteien, 
Reichstag  nicht  gebilligt.  So  verblieb  es,  neben  den  kleinen 
Zollmaassregeln,  bei  der  Erhöhung  und  Ausdehnung  der 
Börsensteuer  in  dem  neuen  Gesetz  vom  14.  Juni  1900,  das 
ich  für  eine  zulässige,  zum  Theil  selbst,  wie  in  der  Ausdehnung 
der  Stempelpflicht  auf  Bergwerkspapiere,  für  eine  erwünschte  Maass- 
regel halten  möchte,  wenn  ich  auch  neben  diesem  Gesetz  die,  mir 
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aus  sonstigen  Gründen  ohnehin  dringend  geboten  erscheinende  Ein- 
führung einer  Art  directer  Steuer  —  denn  das  ist  sie  — ,  wie  der 
Reichs -Erbschaftssteuer,  gern  gesehen  und  für  ausführbar  ge- 
halten hätte. 

Vielfache  Debatten  über  die  yom  Reiche,  gerade  in  Verbinduug  mit  der  Flotten- 
vermehroDg,  einzuschlagende  Steoerpolitik  in  der  Presse  und  in  den  parlamentarischen 
Körperschaften,  namentlich  im  Reichstage,  im  Winter  1899/1900  nnd  im  Sommer  1900 
bis  zar  Erledigung  der  Dinge  im  Reichstage.  Ich  habe  mich  daran  selbst  mehrfach 
publicistisch  betheiligt,  wie  schon  früher,  bei  Gelegenheit  der  ersten  neuen  Flotten- 
TorUge,  in  einer  Reihe  7on  Artikeln  über  die  einschlagenden  Finanz-  und  Steuer- 
fragen in  der  Wochenschrift  „Zukunft"'  (Januar  1898),  so  im  Jahre  1900  in  Artikeln 
in  der  Zeitung  „Tägliche  Rundschau''  8.  und  9.  Febr.  1900  und  in  der  Wochenschrift 
„Die  Woche*',  sowie  zusammenfassend  und  mit  entsprechender  Erweiterung  in  dem 
?on  Schmoller.  Sering  und  mir  herausgegebenen  Sammelwerke  Handels-  und 
Machtpolitik  (1900)  B.  II,  S.  45 — 126,  in  dem  Aufsatz  „die  Flottenverstärkung  und  unsere 
Finanzen*',  hier  besonders  S.  121  ff.,  auch  über  die  Zulässigkeit  einer  Reichserbschafts- 
fiteuer  trotz  der  Bedenken,  von  G.  v.  Mayr  u.  A.  (so  in  dessen  kleiner  Schrift  .,Flotte 
und  Finanzen*'.  Die  Deckungsfrage,  1900,  S.  15  ff.),  dass  damit  ein  „Einbruch  in 
die  Landessteuerrechte"  erfolge,  was  nach  den  Bestimmungen  der  Reichsverfassung 
nicht  zutrifft,  und  dass  die  Reichscontrole  über  die  Veranlagung  und  Erhebung  einer 
solchen  Steuer,  wenn  diese,  wie  bisher  bei  den  anderen  Reichösteuem ,  durch  die 
LandesbehOrden  erfolge,  eine  zu  lästige  werden  müsse. 

Das  neue  Gesetz  von  1900  ist  sonach  wesentlich  fiscalischen 
Bestrebungen  entsprungen,  bewegt  sich  aber  consequent  in  der 
Richtung  der  durch  die  Gesetze  von  1885  und  1894  angebahnten 
Weiterentwicklung  unseres  „Verkehrssteuersystems"  oder  unserer 
sogen.  Börseusteuer  in  dem  Reichsstempelabgabewesen.  Die  wich- 
tigsten Neuerungen  bestanden  in  starken  weiteren  Erhöhungen 
der  Steuersätze  fOr  die  drei  Arten  der  Stempelabgaben  und  ihrer 
Unterarten,  sowie  in  der  Ausdehnung  des  Emissionsstempels 
auf  neue  Objecte,  Bergwerkspapiere,  und  der  Einführung  eines 
neuen  eigeuen  Stempels  (Feststempels)  auf  eine  weitere  Gattung 
Urkunden,  von  Schiffsfrachten. 

Der  Emissionsstempel  auf  inländische  Actien  u.  s.  w.  wurde  auf  Reichs- 
bankantheilscheine,  welche  nominell  nicht  Actien  sind,  ausgedehnt  und  verdoppelt, 
▼on  1  auf  2  Vo»  ^^n  ausländischen  Actien  u.  s.  w.  ?on  2  auf  2*/«  %  erhöht. 
Er  wurde  ferner  in  Form  eines  Fixstempcls  von  IV«  M.  von  jeder  einzelnen  Urkunde 
auf  die  „Antheilscheine  gewerkschaftlich  betriebener  Bergwerke  (Kuxe,  Kuxscheiner 
nunmehr  Tarif-Nr.  1  a)  ausgedehnt.  Der  Stempel  für  inländische  Renten-  und 
Schuldverschreibungen  u.  s.  w.  (abgesehen  von  Tarif-Nr.  3)  wurde  von  4  auf 
6  Promille  erhöht,  ausländische,  welche  nach  den  früheren  Gezetzen  als  Eine 
Kategorie  zusammengefasst  und  nach  dem  von  1894  bereits  dem  Satz  von  6  Promille 
unterworfen  gewesen  waren,  wurden  jetzt  getheilt.  Für  den  einen  Theil,  solche  aus- 
ländischer Staaten  und  Eisenbahngesellschaften,  behielt  man  den  bisherigen 
Steuersatz  von  6  Promille  bei.  Die  übrigen,  daher  von  Corporation en,  Actien- 
gesellschaften  oder  industriellen  U n  t e r n e h m  u n g c n  (ausser  für  Eisenbahnen) 
und  sonstige  fUr  den  Handels?crkchr  bestimmte  betreffende  Papiere  wurden  dagegen 
auf  den  Satz  von  1  %  gebracht,  die  Fixstempel  für  Genussscheine  zum  Theil 
ebenfalls  stark  erhöht.  Die  bisher  im  Steuersatz  begünstigten  Renten-  und  Schuld- 
verschreibungen (Inhabcrpapicre)  inländischer  Communalverbän  de  und  Com- 
mune n  wurden  von   1   auf  2  Promille  im  Stempelsatz  gebracht  (Tarif  Nr.  3)   und 
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somit  auf  dcu  nicht  weiter  erhöhten  Satz  der  Pfandbriefe  u.  s.  w.,  PrioritätsobligaticDcii 
der  Bahnen  u.  s.  w.  Der  ümsatzstcmpel  für  Kaufgeschäfte  u.  s.  w.  verbUob 
zwar  für  ausländisches  Papiergeld,  Banknoten,  Geldsorten  und  fdr  Beuten-  und  Schald- 
verschreibungen  (Tarif-Nr.  2  a,  2  b,  3)  mit  Ausnahme  der  Tarif- Nr.  2,  c,  der  bb- 
herige  von  ^/jq  Promille  des  Gesetzes  von  1894,  wurde  aber  für  Actien  u.  s.w. 
(Tarif-Nr.  1)  und  Obligationen  ausländischer  Corporationon ,  Actiengesell- 
Schäften  u.  b.  w.  (Tarif-Nr.  2,  c)  auf  ®/io  Promille  erhöht  und  für  die  neu  der  Sleacr 
unterworfenen  Antheile  an  bergrechtlichcu  Gewerkschaften  oder  die  darüber 
ausgestellten  Urkunden  (Guxscheine,  Berechtigungsscheine,  Abtretungsscheine j  aogar 
auf  1  volles  Promille  gestellt.  Der  Kaufstempel  für  die  börseu massig  gehu&- 
delten  Waaren  ist  auf  dem  Satze  des  Gesetzes  von  1894  mit  ^/^q  Promille  gebliebeii. 
wobei  jetzt  als  ,,börsenmässig  gehandelt"  ausdrücklich  auch  die  Waaren  gelten,  in 
welchen  zwar  nach  dem  Börsengesetz  von  1896  der  Börsenterminhandel  verboten  i^t. 
aber  für  welche  an  der  betiefienden  Börse  Preise  für  Zeitgeschäfte  notiit  werdca. 
Die  Steuerfreiheit  von  Geschäften  bis  600  M.  Werth  beim  Kaufstempel,  ebenso  die 
S.  745  oben  erwähnte  Begünstigung  von  Geschäften  bis  5000  M.  Werth  in  gewissca 
Papieren  bei  der  Werthberechnuug  ist  beseitigt  worden.  Der  Stempel  für  Lotterie- 
loose  und  Ausweise  von  Spieleinlagen,  wobei  die  Wetteinsätze  im  Tarif  nicht  mehr 
besonders  hervorgehoben  werden,  aber  nach  dem  Gesetz  darunter  begriifen  bleibeu 
(Abschnitt  III  „Spiel  und  Wette",  §.  23  des  neu  redigirten  Geseues,  §.  25},  i»t  ?ou 
10%  bei  inländischen  Lotterieen  auf  20,  bei  ausländischen  sogar  auf  25^« 
erhöht  worden.  Endlich  sind  Schiffsfrachturkunden  (Onnossemente  u.  b. t.i 
im  Seeverkehr  mit  dem  Auslande  (nach  nähereu  Bestimmungen  des  Tarifs  Nr.  6)  mit 
einem  Fixstempel  für  die  einzelne  Urkunde  von  1  M.  belegt  worden,  mit  Ermässigun:: 
auf  10  Pf.  für  den  Nahverkehr  (Ost-,  Nordsee,  Caual,  Norwegen). 

Die  Veränderungen  im  Text  des  Gesetzes  von  1894  durch  Novelle  von  19'>J 
sind  meistens  nur  Consequen^cn  der  Tarif  Veränderungen ,  besondei-s  in  Betreff  drr 
Stempelpilichtigkeit  der  Schitfsfrachturkunden  und  betreffen  sonst  nur  untergeordnete 
und  formelle  Puncto.  Sachlich  von  Bedeutung  für  die  Stempelpflichtigkeit  bei  Kauf- 
geschäfcen  ist  indessen  der  neue  §.  12,  a  der  Novelle  (§.  12,  in  der  neuen  BedactioL 
des  Gesetzes),  wonach  der  Commissionär,  der  eine  Einkaufs-  und  eine  Verkauf»- 
commission  Über  Werthpapicre  derselben  Gattung  an  demselben  Tage  durch  Emthtt 
als  Selbstcontrahent  ausführt,  für  jedes  der  beiden  Geschäfte,  soweit  sie  sich  aus- 
gleichen, neben  der  tarifmäs»igen  Abgabe  eine  weitere  in  der  Höhe  der  Hälfte 
des  Tarifsatzes  zu  entrichten  hat,  mit  der  Einschränkung,  es  sei  denn,  dasä  der  Coil- 
misöionär  zur  Deckung  eines  der  beiden  Aufträge  ein  abgabepflichtiges  Geschäft  mit 
einem  Dritten  abgeschlossen  hat.  Zur  Controle  kann  der  Bundesrath  n.  A.  auch  die 
Art  der  Buchführung  bestimmen.  Eine  andere  wichtige  Bestimmung  im  Gesetz  voq 
1900  betrifft  die  Berechnungsweise  für  den  Emissionsstempel  bei  inländischru 
Actien.  Diese  sind  nicht  mehr  bloss  nach  dem  Nennwerth.  sondern  zuzüglich 
desjenigen  Betrags,  zu  welchem  sie  höher  als  der  Nennwerth  lautet,  ausgegebt'u 
werden,  zu  versteuern.  Man  wollte  damit  die  Agiogewinne  treffen  (s.  den  Tarif  zu  1 
und  die  Ausführungen  in  dem  unten  gen.  Commissionsbericht,  ActenstUcke  1898  19iX>. 

S.  5531  ir.). 

Ob  und  wie  weit  die  ErwartUDgen  einer  diesen  AeqderangCD 
des  Tarifs  entsprechenden  Ertragssteigerung  sich  erfüllen  werden, 
wird  sich  erst  in  längerer  Zeit  sicherer  übersehen  lassen.  Das 
Gesetz  trat  am  1.  Juli  1900  in  Kraft,  d.  h.  zu  einem  Zeitpnncte, 
an  welchem  der  Rückgang  der  Hochconjunctur  der  letzten  Jahre 
sich  mehr  und  mehr  zu  zeigen  begonnen  hatte.  Das  Ertrags- 
ergebniss  kann,  unabhängig  vom  Einfluss  des  Gesetzes,  den  die 
Interessenten  als  nachtbeiligen  ansehen,  in  Folge  dessen  ein  un- 
günstiges werden. 

S.  das  neu  redigirte  Gesetz  vom  14.  Juni  1900  auch  im  Fin.arch.  Bd.  17,  S.  y6S. 
mit  Angabe  der  erfolgten  Veränderungen  gegen  bisher.   Der  Ausgangspunct  des  neuen 


Börsensteuer.    Gesetz  von  1900.  751 

Gesetzes  war  ein  Antrag  des  Centrams  (Abg.  MuUer-FuIda)  auf  Abänderung  des 
Stempelgesetzes  von  1894  (Nr.  713  der  Drucksachen  des  Reicbstagä,  Session  1898  1900), 
dem  Bestreben  entsprungen,  auf  diese  Weise  Deckungsmittel  fUr  die  Flottenerveiterung 
zu  beschaffen.  Für  den  Zusammenhang  der  Steuererhöhungen  mit  dieser  Maassregel 
s.  besonders  den  Bericht  der  Commission  für  den  Reichshaushaltsetat  über  das  Flotten- 
gesetz  7om  22.  Mai  1900  (Berichterstatter  MUller-Falda,  ActenstUck  Nr.  836),  worin 
die  verschiedenen  Gesichtspuncte  hervortraten.  In  das  dann  zu  Stande  gekommene 
sogen.  ,,FIottengesetz''  vom  14.  Juni  1900  ist  in  g.  6  wieder  die  Bestimmung  des 
früheren  Flottengesetzes  von  1898  (oben  S.  747)  aufgenommen  worden,  dass  ein  etwa 
sich  ergebender  Fehlbetrag  der  erforderlichen  Einnahmen  gegenüber  den  Ausgaben 
,4iicht  durch  Erhöhung  oder  Vermehrung  der  indirecten,  den  Massenverbrauch 
belastenden  Beichsabgaben  aufgebracht  werden  dürfe'\  In  dem  gen.  Bericht  worden 
die  anderen  Stenerprojecte ,  Reichsvermögens-,  Reichserbschaftssteuer  berührt,  wie 
ebenso  in  den  Reichstagsverhandlungen.  Die  Regierungsvertreter  nahmen  eine  ab- 
lehnende Stellung  dazu  ein.  Ueber  die  Keichsstempelabgaben  s.  besonders  den  Bericht 
der  darüber  (Antrag  Müller)  berathenden  Reichshaushaltscommission  vom  26.  Mai  1900 
(Berichterstatter  Paasche,  Actenstück  Nr.  870,  1888/1900,  S.  5524  ff.).  Der 
Bericht  ist  zugleich  ein  Commentar  zu  den  einzelnen  neuen  Tarifsätzen  und  fasst 
dabei,  wie  bei  den  abgelehnten  Sätzen  und  Puncten,  die  Gründe  für  und  wider  gut 
zusammen.  S.  u.  A.  be^onders  über  die  Einbeziehung  der  Guxe  u.  s.  w.  in  die  Stempel- 
abgaben (S.  5535  ff.),  dsgl.  der  Schiffsfrachturkunden  (S.  5547),  über  die  Erhöhung 
des  Umsatzstempels  (Statistik  der  bisherigen  Einnahmen  daraus  S.  5590).  —  Der 
Ertragsanschlag  aus  den  Steuererhöhungon  war  rund  45  Mill.  Mark.  Ausführungs- 
Torschriften  zu  dem  neuen  Gesetz  vom  21.  Juni  1900. 

Darch  die  EinftthruDg  und  EntwickluDg  dieser  sogen.  Börsen- 
8 teuer  des  fieichs  ist  eine  Lücke  im  ganzen  deutschen  Staats- 
und  Reichssteuerwesen  in  befriedigender  Weise  ausgefüllt  worden. 
Denn  wenn  man  auch  die  principiellen  und  practischen  Mängel 
dieser  Steuerform  zugestehen  muss,  so  stehen  diesen  doch  andere 
principielle  und  practische  Vorzüge  noch  wesentlicherer  Art  gegen- 
über und  in  einem  „Verkehrssteuersystem''  darf  eine  solche  Börsen- 
Steuer,  wie  die  Reichsstempelabgaben  sie  jetzt  darstellen,  nicht 
fehlen.  Die  Interessenten  der  Börse  und  des  Geld-  und  Bank- 
geschäfts haben  auch  bei  uns,  wie  die  Verhandlungen  im  Reichs- 
tage, die  Auslassungen  der  Handelskammern,  auch  der  Effecten- 
banken  in  ihren  Jahresberichten,  so  in  denen  für  1900,  zeigen,  eine 
viel  zu  einseitig  ablehnende  Stellung  zu  dieser  Steuer  eingenommen, 
immer  von  dem  Dogma  ausgehend,  als  ob  „Erleichterung  des  Ver- 
kehrs'' um  jeden  Preis  ein  durchaus  richtiges  Postulat,  eine  den 
„Verkehr  belastende",  ihn  erschwerende,  hemmende  „Verkehrs- 
steuer" daher  etwas  überhaupt  Falsches  sei.  Dass  die  einzelnen 
Arten  der  Stempelabgaben  von  den  wesentlich  nur  als  Vermittler 
der  Emissionen  und  der  Umsätze  dienenden  Banken  und  der  Börse 
hier  nicht  immer,  ja  in  der  That  grossentbeils  nicht  getragen 
werden,  wie  in  diesen  Kreisen  gern  betont  wird,  ist  ja  richtig,  so 
in  Betreff  des  Umsatzstempels,  der  regelmässig  die  Personen, 
auf  deren  Rechnung  die  Geschäfte  geführt  werden,  belasten  wird. 
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durch  etwaige  RttckwirkuDgen  auf  Preis  und  Gurs  bald  mehr  die 
eine,  bald  mehr  die  andere  Partei.  Aber  das  ist  ja  auch  die  Ab- 
sicht des  Gesetzes.  Wenn  der  Stempel  dabei  etwas  hemmend  anf 
die  Umsätze  wirkt,  ist  das  kein  Uebel.  Der  Emissionsstempel 
von  Actien  wird  dagegen  doch  öfters  den  Gründern,  Vermittlem 
dabei,  Einführern  ausländischer  Actien  zufallen,  derjenige  anf  Obli- 
gationen u.  s.  w.  keineswegs  immer  den  erwerbenden  Glänbiger, 
sondern  auch  öfters  den  Vermittler  der  Emission  und  Einführung  und 
freilich  auch  wohl  den  Schuldner  treffen,  d.  h.  in  diesem  Falle  die 
nicht  immer  erwünschte  Wirkung  einer  kleinen  Greditverthenerung  und 
Erschwerung  haben.  Bei  den  auch  jetzt,  selbst  nach  dem  Gesetz 
von  1900,  immer  noch  massigen  Tarifsätzen  der  deutschen  Reichs- 
stempelabgaben möchten  sich  die  im  Einzelnen,  je  nach  Conjunctureu, 
Stellung  und  wirthschaftlicher  Lage  von  Schuldnern,  Verhältnissen 
der  zu  „gründenden'*  Unternehmungen  (Hinüberführung  von  Privat- 
geschäften in  Actiengesellschaften)  manchfach  verschiedenen 
Wirkungen  dieser  Abgaben  doch  im  Ganzen  rechtfertigen  lassen. 
Die  Ausdehnung  der  Stempelpflichtigkeit  auf  G  u  x  e  u.  s.  w.  und 
auf  Umsätze  darin  ist  bei  der  maasslosen  Speculation  auf  diesem 
Gebiete  durchaus  richtig  und  erwünscht  gewesen.  In  der  massigen 
Belastung  des  Schiffsverkehrs  durch  die  Stempel  auf  SchitTs- 
frachturkunden  ist  der  Seeverkehr,  dem  die  Entwicklung  der  ge- 
sicherten deutschen  Betheiligung  am  weltwirthschaftlichen  Verkehr 
doch  zumeist  zu  Gute  kommt,  immerhin  zulässig  gewesen,  etwas 
nach  dem  Grundsatze  der  Besteuerung  von  Leistung  und  Gegen- 
leistung, wenn  man  auch  mit  Recht  die  Ausgaben  für  die  Kriegs- 
flotte als  eine  Sache  der  ganzen  Volkswirthschaft  und  ganzen 
Nation  und  daher  allgemeine  Steuern  zur  Deckung  dieser  Ausgaben 
als  das  Richtige  ansieht.  Die  immer  höhere  Bestenerung  der 
Staats-  und  Privatlotterie-Loose,  der  Wetten  u.  s.  w.  ist 
bei  der  leidigen  Entwicklung  dieses  Spiel-  und  Wettwesens  bei  uns 
vollends  mit  Genugthuung  zu  begrüssen,  auch  wenn  dadurch  nicht 
die  Gewinner,  sondern  die  Spieler  für  ihr  Fröhnen  einer  wider- 
wärtigen Leidenschaft,  die  freilich  der  Staat  bei  uns  förmlich  durch 
seine  Lotterieen  noch  grosszieht,  belastet  werden. 

;)  Der  Spielkartenstempel,  welcher  sich  nur äusserlicb,  in 
der  Benutzung  des  Stempels  als  Erhebnngsform  der  Abgabe,  den 
Verkehrssteuer-  und  sonstigen  Stempeln  anschliesst,  bestand  vor 
der  Reichsperiode  in  den  Einzelstaaten  mehrfach  als  Landes- 
stempel. 


Spielkartenstempel.  753 

So  auch  io  Preussen,  wo  er  1838  an  die  Stelle  des  vormaligen  Karten- 
Staatsmonopols  getreten  war.  Auch  in  der  Zollvereinsperiode  war  dabei  in  ein- 
zelnen Staaten  noch  ein  Verbot  der  Einfahr  von  Spielkarten,  wie  ans  dem  Anslandc, 
so  ans  anderen  Yereinsstaaten  bestehen  geblieben.  Im  neuen  Vertrage  der  Zollvereins- 
Staaten  vom  8.  Juli  1867  war  zwar  die  Fortdauer  solcher  Verbote  ausgeschlossen 
(Art.  4  und  Schlussprotokoll  dazu  unter  Nr.  3),  aber  ausdrücklich  die  Befugniss  der 
Vereinsregieraogen  noch  fernerhin  anerkannt  worden.  Stempelabgaben  von  inländischen 
wie  von  den  ans  anderen  Vereinsstaaten  und  aus  dem  Auslande  eingehenden  Spiel- 
karten noch  weiter  zu  erheben,  indesaeu  von  solchen  fremden  Karten  in  keinem 
höheren  Betrage  als  von  den  im  Lande  der  Abgabeerhebung  verfertigten.  Karten, 
die  ans  einem  Vereinsstaate  in  einen  anderen,  der  Stempelabgabo  erhebt,  versendet 
wurden,  unterlagen  dabei  der  Uebergangsschein-Controle. 

Es  war  wieder  ein  wesentlicher  Fortschritt,  dass  es  im 
Deutschen  Reiche  im  Jahre  1878  im  Gesetz  vom  3.  Juli  zu  einer 
Unification  dieser  Landesspielkartenstempel  in  einen  Reichs- 
stempel und  zur  Uebertragung  des  Ertrags  des  letzteren 
auf  das  Reich  kam.  Die  ganze  Abgabe  ist  zwar  den  Einwänden 
gegen  alle  derartige  von  einem  gewissen  Luxussteuercharacter  aus- 
gesetzt und  auch  als  Steuer  auf  den  ,,Spielgenuss''  nicht  einwand- 
freiy  aber  immerhin  zu  rechtfertigen,  dann  aber  wieder  in  Deutsch- 
land gewiss  als  Reichssteuer  mehr  denn  als  Landessteuer,  welche 
Uebergangscontrolen  innerhalb  des  einheitlichen  Wirthschaftsgebiets 
voraussetzt.  Da  die  Fabrikation  auf  eine  kleine,  im  Reich  mittler- 
weile auf  die  Hälfte  gesunkene  Anzahl  Fabriken  sich  beschränkt, 
ist  auch  die  Veranlagung  und  Erhebung  der  Abgabe  mit  nicht  allzu 
grossen  Schwierigkeiten  und  Belästigungen  verknüpft  und  ebenso- 
wenig die  Controle  im  Verkehr,  bei  den  Spielern  u.  s.  w.  Da  die 
Steuer  nicht  sehr  hoch  sein  kann,  ist  ihr  Ertrag  auch  nicht  be- 
deutend, übrigens  mit  der  Bevölkerungsvermehrung  in  langsamer, 
letztere  etwas  überholender  Steigerung  begriffen. 

Gesetz  vom  3.  Jnli  1878,  Ansführ.-Verordn.  vom  6.  Juli  1878.  S.  Annalen  1893, 
S.  183,  185,  346,  409,  Wörterb.  d.  Verwalt.  II,  S.  470,  H.  W.  B.  d.  St.  1.  Aufl.,  V, 
S.  814.  Das  Gesetz  trat  am  1.  Jan.  1879  in  Kraft,  von  wo  an  Landesstempelabgaben 
von  Spielkarten  nicht  mehr  erhoben  wurden.  Ftlr  eine  Uebergangszeit  war  Privat- 
personen alte  Spielkarten  zu  benutzen  noch  gestattet ,  aber  innerhalb  3  Monaten  hatten 
sie  ungestempelte  oder  mit  einem  geringeren  Landesstempel  versehene,  letzterenfalls 
nnter  Zahlung  des  Difierenzbetrags,  mit  dem  Reichsstempel  versehen  zu  lassen  (§.  24, 
Abs.  3).  Karten fabrikanten,  -Händler  und  Inhaber  öffentlicher  Locale  mussten  unter 
Strafandrohung  ihre  Kartenvorräthe.  unter  Anrechnung  des  bereits  gezahlten  Landes- 
stempels, reichsstempeln  lassen  (§.  24,  Abs.  1).  Als  steuerpflichtige  Spielkarten  gelten 
nach  Bundesrathsbeschluss  von  1882  „solche  Karten,  mit  welchen  irgend  eines  der 
gewöhnlichen  Kartenspiele  gespielt  werden  kann'\  Stempelfrei  sind  als  Oblaten  ein- 
gerichtete und  Kinderspielkarten  unter  einer  gewissen  Grösse  (Jacob,  im  Wörterb.  d. 
Verwalt.  II,  S.  471),  sowie  die  unter  amtlicher  Controle  ins  Ausland  geführten.  Der 
Stempelsatz  (§.  1)  ist  für  Spiele  von  36  oder  weniger  Blättern  30,  für  andere  50  Pf. 
für  das  Spiel  (die  letzteren  werden  überwiegend  unversteuert  ausgeführt).  Die  vom 
Ausland  eingeführten  Spielkarten  unterliegen  neben  dem  Zoll  (im  Tarif  von  1873  vom 
Centner  von  50  kg.  10  Tblr.,  seitdem  nicht  erhöht,  daher  jetzt  60  M.  für  100  kg.) 
dem  Beichsstempel  (§.  3).  Errichtung,  Räume,  Betrieb  der  Kartenfabriken  unterliegen 
der  steuerlichen  Genehmigung    und  Aufsicht.    Die  Fabrikanten    und    die  Personen, 
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welche  Karten  aus  dem  Auslande  einführen,  haben  die  Steuer  zu  entrichten  und  die 
Karten  demgemäss  stempeln  zu  lassen,  so  dass  die  Karten  nur  ?ersteuert  und  gestemp';lt 
in  den  Verkehr  kommen  (Steuerzahlungsfrist  gegen  Sicherheitsstellung  3  Mooat«). 
Der  Handel  mit  Spielkarten  ist  im  Uebrlgen  frei,  nach  den  allgemeinen  eeverb«^- 
polizeilichcn  Bestimmungen,  doch  müssen  sich  die  Händler  Controlen  ihrer  Vorrätbe 
durch  Steuerbeamte  gefallen  lassen  (§.  8).  Kicht  oder  nicht  richtig  gestempelte  Kanea 
unterliegen  bei  Jedermann  der  Einziehung  (Gonfiscation).  Wer  solche  Kanen  feilhäii. 
veräussert,  vertheilt.  erwirbt,  damit  spielt,  wissentlich  in  Gewahrsam  hält,  aocb 
Wirthe  u.  dgl.,  in  deren  Localen  mit  ungestempelten  Karten,  wenn  dies  nicht  nach- 
weislich ohne  ihr  Wissen  geschehen  ist,  gespielt  wird,  sind  mit  einer  Strafe  ron  30  M. 
für  jedes  Spiel  bedroht  (§.  10),  ebenso  der,  welcher  die  Stempelrerpflicbtung  betreffs 
ausländischer  Karten  nicht  erfüllt  (§.  11),  femer  auch  der  Händler  mit  solchen  Kartet, 
der  aber  dabei  mit  mindestens  500  M.  zu  bestrafen  ist  (f^.  12>.  Die  Fabriiation  roa 
Spielkarten  ohne  Genehmigung  oder  in  nicht  statthaften  Räumen  ist  mit  Geldstrafe  ron 
1500  M.  und  Gonfiscation  der  Gcräthe,  Materialien,  fertiger  oder  in  Anfertigung  be- 
griffener Spielkarten  und  eventuell  noch  mit  weiterer  Strafe  bedroht  (§.  13^;  gleiche 
Strafe  bei  nicht  vollständiger  Vorlegung  von  Karten  zur  Stempelung  und  bei  Ver- 
sendung ungestempelter  Karten.  Daneben  verschiedene  Ordnungsstrafen.  Erhebno^ 
und  Verwaltung  auch  dieser  Abgabe  erfolgt  durch  die  betreffenden  Beamten  de: 
Länder,  mit  5  ^1^  Vergütung  für  den  Einzelstaat  für  den  in  seinem  Gebiete  erhobenea 
Stempelbetrag.  Die  Zoll-  und  Steuerbeamten,  Staats-  und  C!ommunalbehörden,  Beamtea 
u.  ä.  w.  mit  Polizeigewalt  sind  verpflichtet,  die  zu  ihrer  Kenntniss  kommenden  Zuwide^ 
handlungen  zur  Anmeldung  und  Verfolgung  zu  bringen  (g.  21).  —  Der  Ertrag  der 
Steuer,  der  zu  einigen  90%  ^^^  ^^^  kleineren  Spielen  mit  dem  niedrigen  Satz  her- 
rührt, ist.  einschliesslich  des  ganz  geringfügigen  Stempelertrags  von  ausländischen 
Karten,  von  1050  bis  1100  Tausend  Mark  in  den  ersten  Jahren,  jetzt  auf  über  15<» 
Tausend  Mark  (1898/99  1533)  gestiegen,  von  2.3—2.4  auf  2.8—2.9  Pf.  auf  den  KopL 
Die  Zahl  der  Fabriken,  die  anfanK:s  einige  60,  im  1.  Jahre  1879  66  betrug,  ist  jetzt 
auf  33 — 34  (1898,  1899)  gesunken,  auch  hier  bei  einer  Steigerung  der  Producti-M» 
um  c.  40  ^Q  also  eine  grossere  Betriebsconcentration.  Da  die  Besteuerung  sich  üd- 
mittelbar  an  den  Fabrikbetrieb  anschliesst.  ergiebt  sich  so  eine  Erleichterung  der 
Controle. 

6)  Die  sogen,  statistische  Gebühr  für  den  Waarenver- 
kehr  mit  dem  Anstände  steht  in  nächster  Verbindung  mit  den 
gesetzlich  vorgeschriebenen  Anmeldungen  über  diesen  Verkehr, 
durch  welche  die  Gewinnung  richtigen  Urmaterials  für  die  statistische 
Feststellung  dieses  Verkehrs  bezweckt  ist.  Sie  ist  gleichzeitig  mit 
den  betreffenden  Anmeldungsvorschriften  in  dem  bezüglichen  Gesetz 
vom  20.  Juli  1879  verordnet  worden  und  mit  diesem  am  1.  Jan. 
1880  in  Kraft  getreten.  Sie  besteht  in  einer  specifischen  Abgabe 
vom  Gewicht,  bezw.  Stück  von  5,  bezw.  10  Pf.  und  wird  mittelst 
Reichsstempelmarken  auf  den  betreffenden  Schriftstücken  (Anmelde- 
scheinen u.  s.  w.)  erhoben.  Als  eine  „Gebühr"  im  finanzwissen- 
schaftlichen  Sinne  kann  sie  nnr  etwas  gezwungen,  nemlich  bei  der 
Auffassung  als  Kostendeckung  ftir  die  im  Interesse  des  auswärtigen 
Handels  erfolgende  statistische  Ermittlung  dieses  Handelsverkehrs, 
angesehen  werden,  eher  als  eine  Art  Steuer  nach  dem  Grundsatz 
von  Leistung  und  Gegenleistung,  wobei  dann  allerdings  anch  wieder 
ein  „Gebührengesichtspunct'*  etwas  mit  zur  Geltung  kommt  Aus 
dem  Ertrag,  der  in  die  Reichscasse  fliesst,  soll  den  Einzelstaaten 
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eine  Vergütung  der  ihnen  ans  der  Statistik  des  auswärtigen  Handels 
entstehenden  Kosten  gewährt  werden. 

Nach  §.  14  des  Gesetzes  vom  20.  JdU  1879,  nach  Feststcllangen  des  Bnndesraths. 
Der  Satz  ist  für  die  in  demselben  Anmeldeschein  oder  derselben  Declaration  auf- 
geführten Waaren  (bei  Ein-,  Ans-,  Durchfuhr)  bei  ganz  oder  theilweise  verpackton 
XV'aaren  5  Pf.  für  je  500  kg.,  bei  unverpackten  5  Pf.  für  je  1000  kg.,  bei  gewissen 
im  Gesetz  genannten  (Kohlen ,  Holz ,  Getreide  u.  s.  w.)  oder  vom  Bundesrath  zu  be- 
zeichnenden Massengütern  in  Wagenladungen,  Schiffen  oder  Flössen  10  Pf.  für  je 
10.000  kg.,  für  Pferde,  Maulthiere,  Esel,  Rindvieh,  Schweine,  Schafe,  Ziegen  5  Pf. 
für  je  5  Stück  (g.  11),  mit  verschiedenen  Kategorieen  von  Befreiungen,  u.  A.  bei  Post- 
sendungen (§.  12).  Haftbar  für  die  Gebühr  ist  dem  Reiche  gegenüber  derjenige, 
welcher  zur  Zeit  der  gesetzlichen  Anmeldung  Inhaber  (natürlicher  Besitzer)  der  Waare 
ist  (§.  13).  Controlo  wie  bei  den  Zöllen.  ZuwiderhandlnngeR  sind,  wie  bei  allen 
Fällen  von  Verstössen  gegen  das  Gesetz  (Anmeldungspflichten  u.  s.  w.),  mit  Ordnungs- 
strafen bis  100  M.  bedroht.  Der  Ertrag  ist  in  den  20  Jahren  des  Bestehens  der 
Abgabe  in  Folge  des  vergrössertcn  Verkehrs  um  70 — 80  ^/o  gewachsen ,  von  530.000 
bis  550.000  auf  über  900.000  M.  (1898. 89  943.000  nach  Ergebniss,  1899/1900,  nach 
Etat  937.000  M.). 

s)  Die  sogen.  Gerichtskosten  auf  Grund  der  Reichsgesetze 
sind  nicht  Steuern,  sondern  Gebühren  und  als  solche  hier  nicht 
näher  zu  behandeln.  Sie  kommen  finanziell  für  das  Reich  auch 
nur  beim  Reichsgericht  in  Betracht  und  lassen  sich  als  Einnahmen 
zur  Kostendeckung  dieses  Gerichts  ansehen. 

S.  darüber  schon  Fin.  B.  II  (2.  Aufl.),  S.  72,  94,  mit  Daten  aus  dem  Tarif. 
Die  Gesetze  sind  das  vom  18.  Juni  1878  und  das  vom  29.  Juni  1881.  eine  Novelle 
zu  ersterem.  Dazu  jetzt  Abänderungen  im  Art.  IV  des  Gesetzes  vom  17.  Mai  1898, 
dem  Einführnngsgesetz  zu  dem  Gesetz  betr.  Aendernngen  der  Civilprocessordnung, 
danach  neu  redigirter  Text  des  vom  1.  Jan.  1900  an  geltenden  Gerichtskosten gesetzes 
nach  Bekanntmachung  vom  20.  Mai  1898  (Reicbsgesetzblatt  1898,  S.  659).  S.  auch 
den  Art.  Gebühren  von  G.  v.  Mayr  im  Wörterb.  d.  Verwalt.  I,  S.  468,  dsgl.  von 
V.  He  ekel  im  H.  W.  B.  d.  St.*.  2.  Aufl..  IV,  S.  26,  Schall  im  Schönbcrg'schen  Hand- 
buch 4.  Aufl.,  III,  1.  Abth.,  S.  121.  Die  Einnahmen  des  Keichsjustizamts,  im  Etat 
unter  den  „verschiedenen  Verwaltungseinnahmen'",  sind  im  Etat  für  1900  (l.  April 
1900/01)  mit  609.000  M.,  die  ordentlichen  Ausgaben  mit  2.119.000  M.,  wovon 
1.792.000  M.  für  das  Reichsgericht,  veranschlagt. 

f)  Auch  die  Abgaben  im  Patentwesen  (Erfindungspatente)  sind 
wesentlich  gebührenartiger  Natur,  doch  mit  steuerartigen  Elementen 
vermischt.  Reine  Gebühren  sind  die  meisteus  festen  Abgaben  „für 
die  Kosten  des  Verfahreus",  wie  im  deutschen  Patentgesetz,  mehr, 
je  nach  der  Auffassung  und  Einrichtung  selbst  nur  Steuern,  wenn- 
gleich doch  auch  der  Ertrag  zum  Kostenersatz  des  Patentamts  mit 
dient,  sind  die  wechselnden,  eventuell  in  steigenden  Sätzen  für 
jedes  Jahr  der  Dauer  des  Patents  erhobenen  Abgaben.  Im  Deutschen 
Reich  fliessen  die  nach  den  Reichs-Patentgesetzen  erhobenen  Ab- 
gaben in  die  Reichscasse  und  dienen  so  im  Effect  zur  Deckung 
der  —  stark  gestiegenen  —  Kosten  des  Patentwesens  (Patentamts). 

S.  auch  über  die  Patentabgaben  im  Reich  bereits  Fin.  II,  S.  168,  im  Buch  von 
den  Gebühren.  Das  grundlegende  Gesetz  ist  das  vom  25.  Mai  1877,  dessen  §§.  1—40 
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durch  neue  im  Gesetz  vom  7.  April  1^91  ersetzt  sind.  Die  feste  Patentgebühr  ,^ar  die 
Kosten  des  Verfahrens'',  die  gleich  bei  der  Anmeldung  einer  Erfindung  zu  zahlen 
ist,  ist  20  M.  (§.  20  des  Gesetzes")  und  ein  weiterer  Betrag  fon  30  M.,  der  vor  der 
£rtb eilung  des  Patents  zu  entrichten  ist  und  als  Abgabe  ftOr  das  1.  Jahr  der 
Giltigkeit  des  Patents  gilt.  Für  das  2.  Jahr  ist  eine  „Gebühr'*  von  50  M.  und  für 
jedes  weitere  eine  um  50  M.  steigende  zu  entrichten  (also  3.  Jahr  100  M.,  4.  150  M. 
u.  s.  w.,  15.  Jahr,  die  Maximaldauer  eines  Patents,  700  M.).  Diese  zweite  Art  ^Ge- 
bühren'' sind  mehr  steuerlicher  Natur.  Bedürftigkeit  nachweisenden  IPatentinhabern 
kann  die  Gebühr  für  das  1.  und  2.  Jahr  bis  zum  3.  gestundet  und  wenn  das  PatCLt 
in  diesem  erlischt,  erlassen  werden  (§.  8).  Der  Bundesrath  kann  übrigens  Herab- 
setzung der  Gebühren  anordnen.  Die  Ausgaben  für  das  Reichs-Patentamt  sind  sehr 
gestiegen,  mit  der  grossen  Ausdehnung  der  Gesch&fcsthätigkeit,  von  348.000  in  lb79  M' 
(Rechnung),  688.000  (Etat)  in  1884/85  auf  2.318.000  M.  1900/01  (Etat),  aber  ent- 
sprechend auch  die  Einnahmen  bei  der  grossen  Vermehrung  der  Patentertheilungcn, 
von  1.27  Mill.  in  1884/85  auf  4.7  Mill.  gegenwärtig,  1900. 

Die  Gebühren  des  Markenschutzes  (Reichsgesetz  vom  30.  Nov.  1874,  §.  7. 
für  die  erste  Eintragung  eines  landesgesetzlich  nicht  geschützten  Zeichens,  50  Mi 
fliessen  in  die  Landes  -  Gerichtscasse  des  Gerichts  des  Orts  der  Eintragung  ({$.  1). 
Gleiches  gilt  von  den  Gebühren  für  Musterschutz  (Reichsgesetz  vom  11.  Jan.  1S76. 
betr.  Urheberrecht  an  Mustern  und  Modellen,  s.  auch  Fin.  II,  S.  168).  Vom  Stadt- 
rath  zu  Leipzig  ist  eine  Eintragungsrolle  für  das  Urheberrecht  an  Schriftwerken. 
Abbildungen  u.  s.  w.  (Reichsgesetz  vom  11.  Juni  1870,  betr.  das  bezügliche  Urheber- 
recht) zu  führen,  jede  Eintragung,  jeder  Eintragungsschein,  jeder  Auszug  ist  mit  einer 
Gebühr  von  Vj  Thlr.  belastet.  Die  Eich-  (Aich-)gebühren  der  Reichs-Tai- 
Ordnungen  dafür  (besonders  vom  28.  Dec.  1884,  mit  zahlreichen  Nachträgen,  s.  Fin.  IL 
S.  165)  kommen  den  Einzelstaaten  zu  Gute,  dem  Reiche  nur  in  geringfügigem  Betrag 
in  Verbindung  mit  der  Reichs-Normaleichungscommission. 

Die  sonst  noch  im  Reichshaushalte,  im  Etat  bei  den  „verschiedenen  Verwaltungs- 
einnahmen", in  allen  Verwaltungszweigen  vorkommenden  Einnahmen  sind  grOssten- 
theils  eigentliche  Gebühren,  im  Uebrigen  vermischte  Einnahmen  privatwirthschafUicher 
Art  (auch  in  der  Militär-  und  Marineverwaltung).  Gobührenertrag  der  Nord- 
Ostsee-Canals  1898  1.634.000  M.,  im  Etat  für  1900  1.958.000  M.  Der  Gesammt- 
betrag  dieser  Verwaltungseinnahmen,  einschliesslich  der  vorgenannten  Gebühren  im 
Gerichts- ,  Patentwesen ,  hat  sich  im  Lauf  der  Zeit  mit  der  grossen  Ausdehnung  und 
Entwicklung  der  Rcichsverwaltungszweiire  bedeutend  gesteiifert,  von  1.018.000  in  1S72, 
1.481.000  iü  1873  (Rechnung)  auf  14.976  000  in  1899/1900  vEut)  und  18.555.000  M 
in  1900/01  (Erat).  Diese  Einnahmen  können  als  theilweise  KostendecJiung  der  be- 
treffenden Vcrwaltungszweige  angesehen  werden.  Im  folgenden  Paragraphen  wird 
eine  Uebersicht  davon  gegeben. 

ij)  Eine  besondere  Einnahme  hat  das  Reich  noch  ans  dem  Bank- 
wesen, genauer  gesagt  dem  Noten bankwesen.  Der  Haupt- 
theil  davon  ist  der  Antheil  des  Reichs  am  Reingewinn  der  Reichs- 
bank, der  mitunter  auch  als  eine  „Steuer^'  auf  diese  Bank,  bezw. 
deren  Notenprivileg  aufgefasst  wird,  aber  fälschlich.  Er  ist  ganz 
anderer  Natnr,  wirthschaftlich  aufgefasst  doch  mehr  privatwirth- 
schaftlicher  Natur  als  ein  Gewinn  des  Reichs  für  eine  Art  Antheil- 
baberschaft  an  der  Reichsbank,  rechtlich  aufgefasst  ein  Entgelt  ftli 
die  Ueberlassung  eines  umfassenden  Rechts  der  Banknotenausgabe, 
eines  bezüglichen  Privilegs  auf  Grund  des  dem  Reiche  jetzt  zn- 
stehenden  (Quasi>)Banknotenregals.  Auf  dem  ersten  Bankgesetz 
von  1875,  in  Uebernabme  einer  analogen  Einrichtung  zu  Gunsten 
des  preussische  Fiscus  bei  der  ehemaligen  Preussischen  Bank,  be- 
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ruhend,  ist  dieser  GewinDantheil' durch  dem  ReichsfinaDzinteresse 
günstige  Abänderung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Ge- 
winnvertheilung  zwischen  Reich  und  Bankantheilsinhabern  in  der 
Novelle  von  1889,  sowie  durch  die  gewaltige  Geschäftsentwicklung 
der  Reichsbank  im  Laufe  der  Zeit  in  seinem  Betrage  sehr  ge- 
stiegen. 

Eine  weitere  Einnahme  viel  kleineren  Betrags  bezieht  das  Reich 
aus  der  im  Gesetze  selbst  sogen.  „Steuer''  (Notensteuer)  von  den- 
jenigen Notenbanken,  einschliesslich  der  Reichsbank  selbst,  welche 
das  ihnen  zustehende  Contingent  von  nicht  mit  gesetzlich  aner- 
kannten Baarbeständen  gedeckten  (sogen,  „ungedeckten^')  Banknoten 
in  ihrer  wirklichen  Notencirculation  (d.  h.  mit  den  im  Verkehr 
befindlichen  Noten  bei  Dritten)  überschreiten  und  für  den  über- 
schreitenden Betrag  eine  Steuer  von  5  7o  P*  ^*  ^^  entrichten  haben. 
Diese  EinrichtuDg  hängt  mit  dem  sogen.  Contigentirungsprincip 
der  deutschen  Notenbankverfassung  zusammen.  Die  betreffende 
Einnahme  schwankt  nach  den  Jahren  wegen  des  verschiedenen 
Geschäftsgangs  und  ebenso  bei  den  einzelnen  Banken,  welche  die  Ab- 
gabe zu  zahlen  haben.  Da  sie  bei  der  Reichsbank  vom  Rohertrage 
der  letzteren  zur  Berechnung  des  Reinertrags,  an  welchem  das  Reich 
participirt,  abgeht^  so  verkürzt  sich  auch  entsprechend  der  Gewinn- 
antheil  des  Reichs  an  der  Bank,  im  Allgemeinen  um  die  Hälfte  des 
Betrags  der  auf  die  Reichsbank  fallenden  „Notensteuer'',  was  für 
die  finanzielle  Würdigung  dieser  Steuer  in  deren  Anwendung  auf 
die  Reichsbank  zu  beachten  ist.  Der  Name  „Steuer"  passt  übrigens 
auf  diese  Abgabe  auch  nur  bedingt. 

S.  Bankgesetz  rom  14.  März  1875,  §.  24,  wonach  zunächst  die  Bankantheils- 
tiigner  auf  ihr  eiogezahites  Kapital  (120  Mill.  Mark)  4'/^  ^/q  ordentliche  Dividende 
erhielten ,  ?om  Mehrbetrag  war  20  ®/o  in  den  Reservefonds  zu  legen ,  bis  dieser  '/j 
des  Grandkapitals  oder  30  Mill.  Mark  erreicht  hatte,  was  seit  lauge  der  Fall,  vom 
dann  verbleibenden  Ueberrest  bekamen  die  Autheilseigner  und  die  Reichscasso  je 
die  Hälfte,  doch  sobald  die  Dividende  der  ersteren  8  %  überstieg,  fielen  von  dem 
noch  verbleibenden  Rest  des  Reinertrags  der  Reichscassc  ^/4,  den  Antheilseignern 
nur  '/^  zu.  Diese  Bestimmungen  sind  durch  das  Gesetz  vom  18.  März  1889  gUnstig 
für  das  Reich  abgeändert,  indem  danach  von  1891  an  nur  eine  ordentliche  Dividende 
von  3Vj»  nicht  mehr  von  4V«  "/o  ^^^  ^^^  Antheilscigner  vorweg  abgeht  und  schon 
bei  einer  Gesammtdividende  von  6,  nicht  erst  von  8  ^/q,  das  Reich  ^/^  des  Restgewinns 
bezieht.  In  der  Novelle  vom  7.  Juni  1899,  durch  welche  das  Privat-Grnndkapital  der 
Bank  von  120  auf  150  Mill.  Mark  bis  Ende  1900  und  auf  180  Mill.  Mark  bis  Ende 
1901  erhöht  wurde,  ist  es  bei  den  Bestimmungen  über  die  Vcrtheilung  des  Rein- 
gewinns nach  dem  Gesetz  von  1889  verblieben,  doch  gehen  von  dem  Reinertrajtsrest, 
der  nach  Zahlung  der  ordentlichen  Dividende  übrig  bleibt,  vorläufig  erst  wieder  20  7o 
ab,  um  den  Reservefonds  bis  auf  60  Mill.  Mark  zu  bringen.  Die  Einnahme  des 
Reichs  ans  der  Reichsbank  hat  sich  nach  diesen  Bestimmungen  sehr  günstig  ent- 
wickelt, wenn  auch  mit  Schwankungen,  sie  war  1899  19.139.534  M.,  1900  20.824.093 
Mark  (ezd.  Notensteuer).     Die  Etatsanschläge  des   Reichs   sind   letzthin   durch  das 
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Ergebniss   der   Keichsbankverwaltong  stark  überstiegen   worden,  z.  B.  waren  sie  für 
1899  und  1900  nur  9.152.000  und  10.978.000  M.,  also  nicht  die  Hälfte  des  Ergebnisses. 

Oefters  ist  auch  aus  finanziellen  Gründen  die  volle  ^^Verstaatlichunfr*'  ü^r 
Koichsbank,  d.  h.  die  Zurückzahlung  des  Privatkapitals  und  die  Ausstattung  der  Reichs- 
bank  mit  einem  Grundkapital  nur  aus  Keichbmitteln  gefordert  worden,  während  bisher 
nur  diese  Gewinnbetheiligung  stattfindet  und  das  Keich  durch  von  ihm  angestellt" 
Beamte  die  Geschäfte  fuhren  lässt.  Da  das  Reich  eine  Schuld  fUr  die  Dotation  d^T 
Bank  mit  Reichskapital  würde  aufnehmen  müssen,  die  ihm  in  der  neueren  und  neuestcD 
Zeit  auf  3Va — 3^,4%  ^i"s,  ohne  Tilgungsquote,  käme,  wäre  der  finanzielle  Erfolg 
einer  solchen  Maassregel  immerhin  nicht  unerheblich,  aber  doch  nicht  so  bedeuteiid. 
wie  er  oft  von  Anhängern  der  Verstaatlichungsidee  wohl  angenommen  worden  \<. 
Es  handelte  sich  um  die  Gewinnung  der  Differenz  zwischon  der  Gesammtdividende  d-r 
Antheilseigncr  auf  das  bisherige  Grundkapital  von  120  Mill.  Mark  und  jenem  daaii 
eventuell  zu  tragenden  Schuldzins  für  die  Anleihe,  d.  h.  allerdings  doch  um  gegen- 
wärtig c.  4— 4Va— 5  7o  oder  4.8—5.4-6  Mill.  Mark  jährlich,  die  dem  Reiche  mehr 
zufallen  würden.  Die  Dividende  betrug  seit  dem  Bestehen  der  Reichsbank,  toq 
1876—1900  für  die  Antheilseigner:  6V8  —  6.29  —  6.30  —  5  —  «>  -  6-/.  - 
7.05  —  6.25  —  0  25  —  6.24  —  5.29  —  6.20  —  5  40  --  7  —  8.81  -  7.55  - 
6.38  —  7.53  —  6.26  —  5.88  —  7.50  —  7.92  —  8.51  —  10.48  —  10.96  ",>. 
Indessen  ist  eine  solche  „Vcrstaatlichungs  rage''  nicht  allein  nach  diesem  finanzielku 
Gesichtspuncte  zu  entscheiden.  Ich  könnte  mich  aus  principlelien  und  practischen 
Gründen  für  eine  Bejahung  allenfalls  aussprechen,  verkenne  jedoch  einige  Bedenkeii 
auch  nicht  und  lege  der  Entscheidung  überhaupt  nicht  diejenige  Bedeutung  bei.  liie 
ihr  von  anderer  befürwortender  wie  gegnerischer  Seite  wohl  beigemessen  worden  ist. 
Der  bei  der  Verstaatlichung  erreichbare  finanzielle  Vortheil  fällt  für  die  Bejaboiie: 
immerhin  ins  Gewicht,  entscheidend  ist  er  auch  für  mich  nicht,  eine  weitere  Steigenior 
des  Gewinnantheils  des  Reichs  würde  auch  mit  der  bestehenden  Verfassung  in  Ein- 
klang zu  bringen  sein  und  hätte  bei  der  letzten  Novelle  von  1899  wohl  erreicht  werdcri 
können.  S.  über  die  ganze  Frage,  die  im  Oebrigeu  wesentlich  bankpolitischer  Natnr 
ist,  meine  Ausführungen  in  der  Abtheilung  Credit  und  Bankwesen  im  Schon berg'schea 
Handbuch,  4.  Aufl.,  B.  I,  S.  525  ff..  530,  sowie  die  Reichstagsverhaudlnngen  1891* 
über  die  letzte  Bankgesctznovelle. 

Die  sogen.  „Noten Steuer"  beruht  auf  dem  Bankgesetz  von  1875,  §.  1*. 
Danach  haben  Notenbanken,  deren  Notenumlauf  ihren  ,,Baarvorrath'\  d.  b.  den  in  des 
Cassun  der  Bank  befindlichen  Betrag  an  cursfahigem  deutschen  Gelde  [also  nicht  nur  Gold- 
gcld],  an  Reichscassenscheinen  und  an  Noten  anderer  deutschen  Banken  [also  nicht  üor 
Metallgeld],  sowie  an  Gold  in  Barren  oder  ausländischen  Münzen,  das  Pfund  fein  zu 
1392  M.  [btatt  zu  1395  nach  dem  Münzfuss]  —  und  den  ihnen  nach  Maassgabe  drr 
Anlage  zum  Gesetz  zugewiesenen  Betrag  (an  sogen,  „ungedeckten"  „steuerfreien")  Not*»ik 
übersteigt,  vom  1.  Jan.  1876  an  für  diesen  übersteigenden  Betrag  eine  ., Steuer"  von  jähr- 
lich 5  7o  *"  ^iö  Reichsciisse  zu  entrichten.  Dieser  sogen,  contingentirte  steuerfreie  Noten- 
betrag ist  damals  im  Gesetz  auf  385  Mill.  Mark,  wovon  250  für  die  Reichsbank,  135  für 
die  damals  bestehenden  32  anderen  Notenbanken  festgestellt  worden.  Die  ganze  —  bank- 
politisch und  banktechnisch  angreifbare  —  Einrichtung  ist  eine  Conscquenz  gewisser 
(einseitiger)  notenbankpolitischer  Theorieen  (s.  meine  Ausführungen  a.a.O.  im  Schönbor<- 
schenHandb.,  S.  507  fl..  511,  dort  mit  weiterer Litteratur,  auch  Helfferich,  dasdeutsdie 
System  der  Contingontirung  des  Notenumlaufs  Fin.arch.  B.  13,  S.  520  flf.  mit  Statistik. 
Seitdem  haben  zahlreiche  Notenbanken  ihr  Notenausgaberecht  aufgegeben;  ihr  Contin- 
gent  steuerfreier  Noten  wuchs  dann  der  Reichbbank  zu.  Anfang  IIKK)  bestanden 
ausser  der  Reichsbank  mit  293.400.000  M.  steuerfreiem  Notencontingent  nur  noi'h 
7  Notenbanken,  mit  zusammen  i>1.600.000  M.  Contingent.  Die  Notensteuer,  früher 
Jahre  lang  fast  ohne  Ertrag,  hat  in  Folge  der  mit  dem  Geschäftsaufschwung  der 
letzten  Jahre  verbundenen  häutigeren  und  stärkeren  Ueberschreitung  der  Gontingente 
ueucrdinps  regelmässi};^  einen  etwas  grösseren  Ertrag  geliefert,  so  1898  mit 
1.060.000  M.,  wovon  1.907.400  auf  die  Reichsbank  allein  fielen,  1899  bei  dieser 
allein  2.847.294,  1900  2.517  853  M.  In  dem  neuen  Gesetz  von  1899  ist  das  steuerfreie 
Gcsammtcontingent  (vom  I.Jan.  1901  an)  auf  541.6  Mill.  Mark,  dasjenige  der  Reichb- 
bank in  dieser  Summe  auf  450  Mill.  Mark  gesetzt  worden ,  während  die  Gontingente 
der  anderen  Banken  nicht  geändert  wurden,  im  Ganzen  daher  noch  91.6  Mill.  Miri 
betragen.     Es  entspricht  diese  Contingentserhöhung  den  Bedürfnissen  des  viel  grösser 
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gewordenen  Geschäftsverkehrs  der  Reichsbank.  Die  Folge  wird  eine  seltenere  und 
geringere  Ueberschreitnng  des  Contingents  dieser  Bank  sein,  womit  dann  die  Noten- 
steuer bei  ihr  entfällt  oder  kleiner  wird :  für  das  Reich,  wie  bemerkt,  ein  Ausfall  nur 
um  die  Hftlfte  des  bisherigen  Steuerertrags,  da  entsprechend  der  Reinertrag  der  Bank 
wächst  und  der  Gewinnantheil  des  Reichs  daran  sich  also  vergrösscrt.  S.  die  amt- 
liche Schrift  25  Jahre  (1876-1900)  der  Reichsbank  (1901). 

§.  212.  Entwicklong  der  ordeDtlichen  Reichsein- 
nahmeiiy   besonders   Statistik   der   Kei  chssteuern. 

Die  Statistik  liegt  in  den  Etats,  Haushalt-Rechnungen  und  ,,Uebersichten  der 
Einnahmen  und  Ausgaben"  vollständig  vor.  Daraus  werden  die  Hauptdaten  in  sehr 
tibersichtlicher  Weise,  immer  für  eine  längere  Reihe  von  Jahren  zurück,  im  reichs- 
statistischen Jahrbuch  zusammengestellt  und  daselbst  ergänzt  durch  specielle  Daten 
über  die  Haupteinnahmezweige  (Zölle,  innere  Verbrauchssteuern,  Stempelabgaben), 
Daten,  welche  in  den  übrigen  amtlichen  Publicationen  des  reichsstatistischen  Bureaus, 
jetzt  in  den  Vierteljahrsheften ,  noch  detaillirter  zu  finden  sind.  Im  Vorausgehenden 
sind  daraus  bei  den  genannten  inneren  Steuern  schon  vielfach  Mittheilungen  gemacht 
worden.  Im  Folgenden  stelle  ich  noch  einige  Zahlen  tabellarisch  zusammen,  um  die 
Gesammtentwicklung  seit  der  Reichsperiode,  d.  h.  seit  dem  Jahre  1872, 
dem  ersten  mit  einem  Reichshaushaltetat,  —  die  vorherigen,  auch  noch  der  für  1871, 
sind  Etats  des  Norddeutschen  Bundes  gewesen  —  zur  Uebersicht  zu  bringen  und 
ergänze  sie  noch  durch  einige  Daten  über  die  dem  Ertrage  nach  wichtigsten  Posten 
der  Zölle  und  über  die  sonstigen  ordentlichen  Reichscinnahmen  aus  den  genannten 
amtlichen  Quellen.  Es  werden  dabei  einzelne  Jahre,  in  fünfjährigen  Perioden,  heraus- 
gegriffen, mit  einer  Abweichung  vor  und  nach  1879,  dem  Jahre  vor  der  ersten  Zoll- 
reform und  der  neuen  Tabaksteuer.  (S.  Tab.  96  n.  S.  761)  Die  Daten  aus  den  hier 
übergangenen  Jahren  sind  im  reichsstatistischen  Jahrbuch  leicht  zu  finden.  Soweit 
die  betreffenden  Abschluss-  oder  Wirklichkeits-Daten  (der  Ist -Rechnung)  vorliegen, 
daher  für  die  früheren  Jahre,  werden  diese,  nach  dem  reichsstatistischeu  Jahrbuch, 
auf  Grund  der  allgemeinen  Reichshaushaltrechnungen,  angegeben ,  für  das  letzte  Jahr 
(1900)  nach  dem  Etat.  Es  ist  dabei  nicht  zu  vergessen,  dass  die  Zölle  und  Reichs- 
stenem  im  Reichshaushalte  mit  dem  Nettobetrage,  nach  Abzug  insbesondere  der 
Vergütungen  für  Verwaltungs-  und  Erhebungskosten  an  die  Einzelstaaten,  erscheinen. 
Um  die  wirkliche  Höhe  der  betreffenden  Abgaben  und  die  dadurch  bewirkte  Be- 
lastung der  Bevölkerung  zu  ersehen,  muss  man  die  Bruttoerträge  zu  Grunde  legen. 
Diese  sind  für  die  Haupt-Zoll-  und  Steuereinnahmen  in  einer  weiteren  Tabelle  unten 
(Nr.  98  auf  S.  768)  zusammengestellt  worden.  S.  auch  das  oben  gen.  Buch  von  Cohn 
über  die  Reichsfinanzen  und  das  Jahrbuch  1901  des  Flottenvercins  mit  den  Tabellen, 
besonders  S.  16  ff.,  96  ff. 

Bei  der  eigenartigen  Vertheilung  der  öffentlichen  Thätigkeiten .  Ausgaben  und 
Einnahmen  auf  das  Reich  und  die  Gliederstaaten  bei  uns  seit  1871  (bezw.  seit  1868 
im  Norddeutschen  Bunde)  bekommt  mau  natürlich  von  der  gesammten  deutschen 
Staatsbesteuerung  —  sowie  der  gesammten  Staatseinnahme  und  Staatsausgabo  — 
erst  durch  durch  die  Vereinigung  von  Reichs-  und  Staatshaushalten  ein  richtiges 
vollständiges  Bild  und  Daten,  welche  mit  denen  der  Einheitsstaaten  erst  genauer  ver- 
gleichbar sind.  Demgemäss  sind  namentlich  für  Preussen  oben  S.  56,  58,  59,  61, 
62  die  Finanzdaten  des  Reichs  mit  den  preussischen  vereinigt  worden,  ebenso  für 
Baiorn  S.  176.  182.  Schon  diese  Vereinigung  von  Daten  eines  einzelnen  Glieder- 
staats mit  den  Reichsdaten  bietet  manche  Schwierigkeiten  und  läs^t  sich  nicht  ganz 
ohne  Conjecturen  durchführen,  worüber  oben,  besonders  bei  Preussen,  auch  Bemerkungen 
gemacht  worden  sind.  Eine  Vereinigung  aller  Einzelstaatsetats  mit  dem  Reichsetat 
ist  natürlich  noch  viel  schwieriger  und  wohl  nur  leidlich  vollständig  und  einiger- 
maassen  correct  durch  amtliche  Bearbeitung  des  Materials  zu  erreichen.  Auch 
dabei  würde  es,  wegen  der  Verschiedenheit  der  Finanz-  und  Steuerverfassungen  und 
der  Etatsaufstellungen  ohne  Conjecturen  kaum  ganz  abgehen.  Es  läge  hier  aber  eine 
interessante  und  wichtige  Aufgabe  des  reichsstatistischen  Bureaus  vor,  durch  deren 
Lösung,  welche  diesem  Bureau  wohl  noch  am  Leichtesten  und  Besten  möglich  wäre, 
sich  dieses  Amt  zu  seinen  vielen  und  grossen  Verdiensten  auf  dem  Gebiete  der 
deutschen  Statistik   noch  ein  neues  erwerben  würde.     S.  im  Flotten-Jahrbuche  1901 
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S.  96  fr.   die  Zasammenstelluug   von  Hauptetatsposten  des  Reichs,  Preussens  uuJ  der 
drei  anderen  Königreiche  nebst  den  angeknüpften  Berechnungen. 

Die  folgende  Tabelle  96  auf  S.  761  giebt  eioe  Uebersicht  der 
flaupteinnahmeposten  (nach  dem  „Ist",  für  1900  nach  dem 
Etat),  wobei  von  den  Verhältnissen  in  Folge  der  Ueberweisnngen 
aus  Zöllen  und  inneren  Steuern  an  die  Einzelstaaten  (oben  §.  201 
abgesehen  worden  ist,  also  der  ganze  Netto- Ertrag  dieser  Ab- 
gaben als  Reichseinnahme  erscheint. 

Die  gewaltige  Entwicklung  der  Reichssteuererträge  und  ancb 
des  grössten  Theils  der  sonstigen  Reichseinnahmen  in  diesem  ersten 
noch  nicht  vollen  Menschenalter  des  neuen  Deutschen  Reichs  tritt 
in  den  Zahlen  der  Tab.  96  schlagend  hervor.  Sie  ist  das  Prodnct 
einerseits  und  vornemlich  der  Entwicklung  der  Zoll-  und  Steuer- 
verfassung, wie  sie  im  Vorausgehenden  dargelegt  worden  ist,  und 
anderseits  der  grossartigen  Entwicklung  des  deutschen  Wirthsebafts- 
lebens,  der  stark  gewachsenen  Bevölkerung  und  des  ebenfalls  be- 
deutend gestiegenen,  alle  Volksclassen ,  wenn  auch  mehr  oder 
weniger,  umfassenden  Wohlstands,  der  daraus  hervorgegangenen 
grösseren  Consnmtionskraft  für  zoll-  und  steuerpflichtige  Artikel 
sowie  der  Entfaltung  des  lebhafteren  geschäftlichen  Verkehrs,  der 
die  „Verkehrsbesteuerung"  so  viel  ergiebiger  gemacht  hat.  In  den 
höheren  Zoll-  und  Stempelabgaben-Erträgen  spiegelt  sich  dies  Alles 
zusammen  ab,  wobei  freilich  bei  den  ersteren  der  Einfluss  der 
agrarischen,  besonders  der  Getreidezölle  besonders  mitspielt.  Bei 
der  inneren  Zucker-,  Tabak-,  Branntweinsteuer  und  bei  der  Verkehrs- 
steuer auf  Werthpapiere  und  Börsengeschäfte  macht  sich  der  Ein- 
fluss der  Veränderungen  des  Steuerrechts,  bei  der  Biersteuer  der 
des  gestiegenen  Wohlstands  und  Consums,  der  sich  auch  in  der 
Zucker-  und  Tabaksteuer  und  den  Zöllen  mit  zeigt,  besonders 
geltend,  bei  der  Salzsteuer  derjenige  der  BevölkerungsveimehruDg, 
bei  sonst  gleichgebliebenem  Consum  und  Steuerertrag  auf  den  Kopf. 
Dies  populationistische  Moment  hat  natürlich  bei  allen  diesen  Ab- 
gaben und  auch  bei  demjenigen  der  allgemeinen  Verkehrssteigerun^ 
und  Entwicklung  in  creditwirthschaftlicher  und  „industriestaatlicher" 
Richtung  stark  mitgewirkt.  Die  Steigerung  der  Ueberschttsse  der 
Reichsbetriebsverwaltungen,  der  Post,  Telegraphie  —  wie  hier  noch 
mehr  diejenige  der  Roherträge  — ,  der  Reichsbahnen,  des  Bank- 
wesens steht  mit  der  Entwicklung  der  indirecten  Reichssteaera 
aller  Art  in  Uebereinstimmung,  theilweise  in  Wechselwirkung.  Es 
sind  Erscheinungen,   welche,   ebenso  wie  im  preossiscfaen  Staate 
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haushalte  (S.  63),  ergeben,  wie  sehr  „der  Verkehr"  heute  die 
finanziellen  Deckungsmittel  in  immer  wachsendem  Maasse  auch  im 
Reiche  mit  liefert.  Die  Einnahmen  aus  Zinsen  aus  belegten  Reichs- 
geldern mussten  natürlich  mit  der  Aufzehrung  und  Festlegung  der 
französischen  Fünf-  Milliarden  -  Contribution  geringfügig  werden. 
Beim  Reichsinvalidenfonds  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  die  daraas 
im  Etat  aufgestellte  Einnahme  ausser  aus  Zinsen  aus  allmälig  io 
steigendem  Umfang  erfolgender,  in  der  Einrichtung  begründeter 
Kapitalaufzehrnng  dieses  Fonds  besteht,  ein  Betrag,  der  also  eigent- 
lich nicht  zur  „ordentlichen"  Einnahme  gehört.  Jetzt  um  1900 
wird  schon  etwa  die  Hälfte  des  Jahreszuschusses  des  Invaliden- 
fonds  aus  dem  Kapital  des  letzteren  entnommen,  nur  die  andere 


besonders  vor  und  nach  dem  Zollanschlass  von  Hamburg  und  Bremen  und  der  Au>- 
dehnung  der  Branntwein-  und  Biersteuer  auf  sie.  —  Bei  II,  „andere  Beicb>- 
einnahmen''  auch  nur  die  Reinerträge  (sogen.  Ueberschüsse  der  Betrieb>- 
verwaltuiigeu),  nicht  die  besonders  bei  Post,  Telegraphie  und  elsass - lothringi»chfu 
Keichsbahnen  natürlich  ausserordentlich  viel  höheren  R  o  h  einnahmen ,  bei  diesen 
Betriebsverwaltungen  (auch  Reichsdrackerei)  aber  nur  mit  Abrechnung  der  fort- 
dauernden, nicht  auch  der  einmaligen  Ausgaben  vom  Robertrage  (s.  o."!.  —  Bei 
II,  5,  Zinsen,  handelt  es  sich  1874  ff.  um  die  Zinsen  aus  belegten  Beichsgelderu. 
zuerst  voruemlich  aus  der  französischen  Kriegsicostcnentschädigung,  auch  aus  R«icb>- 
fonds,  soweit  die  Zinsen  der  letzteren  nicht  dem  Fonds  zuwuchsen ,  also  vor  der  eit^l- 
giltigen  Verwendung  oder  Vertheilung  dieser  Gelder  an  die  Einzelstaaten  und  vor  der 
Aufbrauchung  dieser  Fonds.  Beträge  von  zeitweise  erheblicher  Höhe,  max.  1S70 
(d.  i.  1.  April  1876,77)  15.96  Mill.  Mark.  —  Zu  II,  7,  Verwaltungseinnahmen, 
sind  bis  incl.  1879  auch  die  Ueberschüsse  der  Verwaltung  des  Reichs- 
miinz Wesens  eingerechnet,  welche  1872 — 79  betrugen  in  lOOO  M.:  221  —  65Ö — 
3.926  —  32.884  —  27.834  —  803  —  12,  Beträge,  welche  sich  grosscntheüs  aus 
dem  Gewinn  von  der  üuterprägung  der  Keichssilber-  (10%),  Nickel-  und  Kupfer- 
münzen ergeben  haben,  eigentlich  aber  keine  ordentliche  Einnahme  bilden,  Ja 
das  Reich  diese  Münzsorten  auch  zum  Nennwerth  einziehen  muss,  also  dann  dies^ü 
tictiven  Gewinn  wieder  verliert.  Neuerdings  werden  die  Gewinne  aus  dem  Manzweseu 
unter  die  ausserordentlichen  Deckungsmittel  im  Etat  gestellt,  so  z.  B.  wieder  im  Etat 
für  1900  2.6  Mill.  Mark.  —  Weggelassen  sind  bei  den  Zöllen  und  Verbrauchs- 
steuern im  Plus  die  in  einzelnen  Jahren  vorkommenden,  doch  stets  unbetr&cbtUchira 
\iii  msjL.  einmal  ^/g  Mill.  Mark  betragenden)  nachträglichen  Einnahmen  aas 
Vorjahren  und  anderseits  im  Minus  desgleichen  betreSfende  Rückzahlungen.  — 
Eine  Summirung  der  Einnahmen  I  und  II  mit  den  Matricularbeiträgen  (lllj  ist  bei 
der  Compensation  der  letzteren  mit  einem  Theil  der  Zölle  und  inneren  Steaen 
unstatthaft. —  Die  Matricu  larbeiträge  enthalten  bei  den  4  süddeutschen  Staates 
auch  diu  Ausgleichungsbeiträge  wegen  der  Nichttheilnahme  an  der  Bien»teoer 
(früher  auch  der  Branntweinsteuer)  und  bei  Baiern  und  Württemberg  auch  in  Betrcf 
der  Post-  und  Telegrapheneinnahmen,  bei  Baiern  auch  in  Betreff  gewisser  eigeucL 
Einnahmen  der  Verwaltung  des  Reichsheers.  Diese  Beiträge  werden  im  Etat  erst  M:it 
1899  von  den  allgemeinen  Matricularbeiträgen  getrennt  und  als  Rubrik  „zum  Aus- 
gleich für  die  nicht  allen  Bundesstaaten  gemeinsamen  Einnahmen''  aufgeführt  (vgl.  dir 
Verschiedenheit  der  Ergebnisse  nach  Einbeziehung  dieses  Postens  in  die  MatricuUr- 
beiträge  oder  nach  Abzug  desselben  davon  im  reichsstatistischen  Jahrbuch  für  181*^. 
S.  176,  und  für  1900,  S.  182).  Im  Etat  für  1900  ist  dieser  besondere  MatricoUr- 
beitrag  der  4  süddeutschen  Staaten  zu  dem  besagten  Ausgleichungszweck  15.o86.0(^^ 
Mill.  Mark  (8.287.000  M.  für  die  Brausteuer.  6.639.000  M.  für  Post  und  Telegraphie. 
660.000  M.  für  eigene  Einnahmen  des  Reichsheeres)  neben  einem  allgemeineD 
Matricularbeitrag  derselben  Staaten  von  114.564.000  M. 
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ans  Zinsen.  Die  verschiedenen  Verwaltungseinnabmen  rühren  aus 
allen  Zweigen  der  Reichsverwaltnng ,  namentlich  auch  der  Militär- 
und  Marineyerwaltung,  mit  her,  ihre  starke  Zunahme  ist  die  Folge 
der  grossen  Ausdehnung  dieser  Verwaltungszweige,  der  freilich 
auch  eine  erhebliche  Ausgabevermehrung  dafür  entspricht.  Diese 
Einnahmen  liefern  so  wenigstens  einen  kleinen  Deckungsbetrag  für 
diese  Ausgaben  mit.  Die  in  der  Tabelle  in  diesen  Einnahmen  in 
den  187Üer  Jahren  mit  enthaltenen  Ueberscbüsse  aus  dem  Münz- 
wesen  konnten  auch  nur  vorübergehend  sein  und  haben,  wie  in 
den  Bemerkungen  zur  Tabelle  bereits  hervorgehoben  wurde,  eigent- 
lich nicLt  den  Character  einer  wahren  „ordentlichen  Einnahme'^, 
sondern  eher  den  eines  zeitweisen  ausserordentlichen  Zugangs  aus 
einer  Art  (unverzinslicher)  Creditoperation.  Das  wird  durch  die 
neuerliche  Einstellung  dieser  Ueberscbüsse  unter  die  ausserordent- 
lichen Deckungsmittel  jetzt  auch  anerkannt. 

Ueber  die  Zölle  und  inneren  Steuer u  ergeben  die  in  der  früheren  Darstellung 
eingefügten  Zahlen  und  die  Daten  unten  über  die  Ko herträge  noch  einiges  Nähere. 
Ucber  die  anderen  Einnahmen  (Nr.  II  in  Tab.  96)  sei  noch  Folgendes  zur  Er- 
gänzung beigefügt.  Die  lieichspost  und  Telegraphie  hatte  nach  Abrechnung 
1872  eine  Roheinnabme  von  99.97,  1875  von  114.97,  1895  von  287.05,  1900  nach 
Voranschlag  von  393.21  Mill.  Mark,  unter  den  einmaligen  Ausgaben  befindet  sich 
für  Post  und  Telegraphie  in  1900  der  hohe  Betrag  von  13.41  Mill.  Mark,  der  in  der 
Tab.  96  nicht  mit  abgezogen  ist.  —  Die  elsass-lothringischen  Keichsbahnen  hatten 
in  denselben  Jahren  Roherträge  von  25.20—35.00—68.55—86.18  Mill.  Mark.  —  Der 
B  eichsin  validenfonds  hatte  ursprunglich  nach  dem  ihn  begrtludenden  Gesetz 
vom  25.  Mai  1873  eine  Dotation  von  561  Mill.  Mark  aus  der  französischen  Con- 
tribution  erhalten.  Diese  Summe  ist  verzinslich  in  Schuldverschreibungen  verschiedener 
Art  angelegt  (s.  darüber  meinen  Aufs.  Reichsfinanzen  in  B.  3  des  Jahrb.  f.  Gesetzg. 
Q.  Vervalt.  des  Deutschen  Reichs,  1874).  Mit  der  allmäligen,  wenn  auch  langsamen 
Aufzehrung  dos  Fonds,  zum  Theii  auch  mit  der  neueren  Ermässigung  des  Ziusfasses 
sind  die  Zinserträge  natürlich  gesunken.  Im  Jahre  1898/99  war  für  die  Deckung  der 
dem  Fonds  obliegenden  Zahlungen  ein  Eapitalbetrag  von  13.239.000  M.  und  ein  Zins- 
betrag von  15.065.000  M.  verwendet  worden,  erstere  Ziffer  wächst  jährlich  (z.  B.  1889 
war  sie  erat  5.975.000  M.) ,  letztere  vermindert  sich  und  beträgt  jetzt  nur  etwa  noch 
ebensoviel  als  der  Kapitalzuschuss.  Am  31.  März  1899  war  der  Kapitalbestand  nur 
noch  391  Mill.  Mark  (nominell).  Die  Einnahmen  aus  dem  Bankwesen  sind  die 
oben  S.  756  ff.  erwähnten.  Sie  haben,  besonders  diejenigen  aus  der  Reichsbank,  in 
neuester  Zeit  die  Voranschläge  im  Etat  bedeutend  übertroffen  (S.  758).  Im  Etat  für 
1900  steht  z.  B.  der  Antheil  des  Reichs  am  Gewinn  der  Reichsbank  mit  10.978.000  M., 
während  er  nach  dem  Rechnunursabschlnss  der  Reicbsbank  für  das  Kalenderjahr  1900 
fast  doppelt  so  hoch  war,  20.824.000  M.  Die  Notensteuer  ist  im  Etat  mit  1.376.500 
Mark  fllr  1900  von  allen  Notenbanken  veranschlagt,  war  aber  allein  von  der  Reichs<- 
bank  im  Kalenderjahr  1900  2.518.000  M.  Im  Etat  von  1900  steht  ausserdem  noch 
der  Betrag  von  2.5  Mill.  Mark  als  Zahlung  der  Reichsbank  an  das  Reich  für  Ueber- 
nähme  des  Restes  der  noch  nicht  zurückgekommenen  Banknoten  der  ehemaligen 
Prcossischen  Bank,  welche  die  Reichsbank  zwar  weiter  einzulösen  und  einzuziehen  hat, 
wofür  ihr  aber  dann  das  Reich  den  betrefl'enden  Betrag  ersetzen  muss.  Da  diese 
Noten  grOsstentheils  definitiv  verloren  gegangen  sein  werden,  wird  das  Reich  diese 
2.5  MiU.  Mark  in  der  Hauptsache  als  einmalige  ihm  bleibende  Einnahme  ansehen 
können,  d.  h.  der  Gewinn  aus  diesen  verloren  gegangenen  Noten  kommt  —  mit  Recht  — 
dem  Reich,  nicht  der  Reichsbank,  zu  Gute  (Gesetz  vom  31.  Mai  1899.  Art.  9).  —  Die 
„verschiedenen    Verwaltungseinnabmen'^   (s.  o.   S.  756)   setzen  sich   nach 
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dem  Etat  für  1900  aus  folg^enden  einzelnen  Posten  zusammen:  Keicbstag  1287,  Rcich."- 
kanzler  und  Kanzlei  1283,  auswärtiges  Amt  820.610,  ColonialFerv-altnug  25.5»>i. 
Reichsamt  des  Innern  6.706.060,  Militänrerwaltung  für  Rechnung  der  Bundesstaaten 
excl.  Baiem  5.258.919,  Militärverwaltung  für  Rechnung  der  (icsammtheit  aller  Bundes- 
staaten 4.068.142,  Marine  581.337.  Rcichsjustizrerwaltung  609.468,  Reichsschatzamt 
409.830.  lieichseibenbahnamt  1103,  Rcichsschuld  13.700,  Rechnungshof  85,  allgemeiner 
Pcnsionsfunds  10.776,  besonderer  Beitrag  von  Elsass  -  Lothringen  zu  den  Ausleben 
fUr  das  Reicbsschatzamt  3150,  desgl.  für  den  Rechnungshof  44.213  M.,  zusammtr. 
18.555.463  M.,  dazu  noch  1400  M.  in  einem  Nachtragsetat. 

Die  „anderen  Einnahmen'*  des  Reichs  (Nr.  II  in  Tab.  Im;i 
sind,  nach  ihrer  wirthsehaftlichen  und  finanziellen  Natur  betrachtet, 
grossentheils  privatwirthschaft liehe  (Reichsbahnen^  Bank- 
wesen, Druckerei,  Zinsen, luvalidenibnds-Zinsen)  oder  halb  privat 
wirtbschaftliche,  halb  gebührenartige  oder  reine  Ge- 
bühren (Post  und  Telegraphie,  verschiedene  Verwaltungseinnahnieni. 
Sie  sind  seit  1872/75  zusammen  relativ  nicht  viel  weniger  als  die 
Steuerreinerträge  und  absolut  doch  auch  in  beträchtlichem  Maasse 
gestiegen,  wenn  auch  in  beiderlei  Berechnungsweise  mit  starken 
Schwankungen,  was  bei  der  Natur  dieser  Einnahmen  nicht  auf- 
fallen kann.  Sie  sind  gegenwärtig  immerhin  14—15  ®/o  der  ordent- 
lichen Gesanimteinnahmen  (ohne  Einrechnung  des  etwaigen  Mehr- 
betrags der  Matricularbeiträge  über  die  Ueberweisungen).  Vor- 
handensein und  Wachsthum  dieser  anderen  Einnahmen  zeigt, 
dass  auch  der  Deutsche  Heichshaushalt  in  nicht  uner- 
heblichem Betrage  auf  derartige,  im  Wesentlichen 
nicht  steuerrechtliche  Einnahmen  fundirt  ist,  wie  die 
deutschen  Eiuzelhaushalte ,  wenngleich  in  geringerem  Maasse  als 
diese,  weil  dem  Reiche  ganz  die  alten  Domänen,  Staatsforsten  u.  s.  w. 
und  fast  ganz  die  neuen  Eisenbahnen  als  Einnahmequellen  fehlen. 
Immerhin  sind  diese  „ anderen ''  Einnahmen,  auch  nach  Abrech- 
nung der  Hälfte  der  Einnahmen  vom  Invalidenfonds  als  einer 
Kapitalaufzehruiig,  gegenwärtig  noch  viel  höher  als  der  Jahresetat 
der  Reichsschuld,  welche  so  stark  gewachsen  und  grösstentheils  tür 
nicht  rentable  (wenn  auch  für  productive)  Zwecke  aufgenommen 
worden  ist.  Das  ist  auch  für  die  Zukunft  tröstlich,  bei  der  im 
Gange  befindlichen  weiteren  Vermehrung  der  Reichsscbuld  für  die 
Flotte,  die  Chinaexpedition  u.  s.  w. 

Im  Etat  für  1900  steht  Jie  Reichsschuld  unter  den  ordentlichen  (fortdauemd^ii 
Ausgaben  mit  77.7  Mill.  Mark,  fast  ganz  für  Verzinsung,  dann  fUr  Verwaltung  .ni'.ht 
fUr  Tilgung).  Die  „anderen'*  Einnahmen  betragen,  nach  Abzug  fou  c.  14.2  Mi.l. 
als  Kapitalzuschiiä^  des  Inralidenfonds.  schon  nach  dem  Etat,  rund  130  Mill.  (in  WirL- 
lichkeit  erheblich  mehr)  Mark,  also  '/j  mehr  als  der  Schuldaofwand ,  der  insoftirn 
ebensowenig  als  unser  Einzelstaats- Schuldaufwand  auf  der  Steuer  liegt.  Im 
(legentheil  kann  noch  fUr  andere  Keichszwecko  ein  Betrag  von  tlber  50  Mill.  Mari 
oder  (^unter  Berücksichügung  der  Schuldvermehning  fttr  die  Flotte  und  für  die  Ko6t'.'n 
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des  Zugs  nach  China)  ron  jedenfalls  über  40  Mill.  aus  diesen  nicht  steuerrechtlichen 
Einnahmen  verwendet  werden.  Welcher  Staat  ausserhalb  Deutschlands  ist  in  solch 
günstiger  Finanzlage?!  Auf  das  Kcichsschuldeuwesen  kann  hier  nicht  weiter  ein- 
gegangen werden.  S.  darüber  Sattler  im  Fin.arch.  ß.  8,  S.  962.  auch  einen  Aufs, 
von  mir  in  der  North  American  Itevicw  1901.  Nach  Tilg:unff  der  Norddeutschen  An- 
leihen aus  der  französischen  Contribution  war  das  Keich  1878 — 75  so  f^ut  wie  ohne 
Schulden  und  Kosten  dafür,  die  neue  Schuld  ist  seit  1876  entstanden  und  besonders 
in  dem  letzten  Jahrzehent  der  Jahresaufwand  dafür  rasch  gewachsen,  in  1876  von 
74.400,  1877  von  2.:y>8.000  auf  29.0:J  Mill.  in  1888,  72.81  in  1896  und  77.7  Mill. 
in  1900  und  wird  mutbmaasslich  in  den  nächsten  Jahren  —  wenn  nicht  China  prom])t 
und  stark  die  Expeditionskosten  ersetzen  sollte  —  auf  90  Mill.  Mark  und  mehr  steigen : 
immerhin  nur  c. ','3  der  Summe  der  „anderen'*  Einnahmen,  welche  ebenfalls  rasch 
und  erheblich  weiter  wachsen  dürften. 

Im  Wachsthum  und  in  den  Schwankungen  der  Erträge  der 
einzelnen  Steuern  zeigt  sich  in  der  Tab.  96  der  Einfluss  der 
erfolgten  Aenderungen  des  Steuerrechts  deutlich  genug,  in  der 
Statistik  aller  einzelnen  Jahre  würde  er  noch  schärfer  hervortreten. 
Besonders  bemerkenswerth  sind  in  dieser  Hinsicht  die  Ertragsdaten 
der  Zölle^  der  Zucker-,  Tabak-,  Branntwein-,  Börsensteuer,  auch 
der  Aversen.  Vergleicht  man  die  drei  Ilauptgruppen,  Zölle, 
innere  Verbrauchs-  und  Verkehr8-(Stempel-)Steuern,  so 
ergiebt  sich,  dass  nunmehr  auch  im  Deutschen  Reich,  wie  in  den 
anderen  grossen  modernen  Staaten,  der  Schwerpunct  der  Be- 
steuerung in  der  Verbrauchsbesteuerung  liegt,  d.  h.  in 
den  Zöllen  von  fremden  und  Steuern  von  heimischen  Producten. 
Das  absolute  und  vollends  relative  Ertragswachsthum  dieser  Ver- 
brauchsbesteuerung war  seit  1872  in  Deutschland  stärker  als  im 
Auslände.  Aber  doch  nur  deshalb,  weil  eben  erst  im  Reiche  (bezw. 
Norddeutschen  Bunde)  —  nur  grundlegend,  noch  nicht  genügend 
in  der  Ausführung,  bei  Zöllen  und  RUbenzuckersteuer  schon  vordem 
im  Zollverein  —  diese  Steuern  stärker  und  ähnlich  länger  schon 
im  Auslande  entwickelt  worden  sind.  Eine  „übermässige** 
Entwicklung,  wiederum  an  sich  absolut  und  relativ  betrachtet, 
femer  auch  im  Vergleich  zu  anderen  Staaten  und  zu  den  eigenen 
sonstigen  Staatssteuern,  daher  namentlich  zu  den  directen  (ein- 
schliesslich Erbschaftssteuer)  hat  die  Reichsverbrauchsbesteuerung, 
wie  Gegner  derselben  und  ihrer  Ausbildung  oft  behaupten,  nicht 
gefunden.  Die  Entwicklung  erscheint  in  den  Zahlen  auch  nur  des- 
wegen so  bedeutend,  weil  eben  im  Anfang  noch  so  wenig  von 
dieser  Besteuerung  bestanden  hat,  so  dass  daher  namentlich  die 
relative  Ertragssteigerung,  etwa  in  üblicher  Weise  in  Procenten 
vom  Ertrag  des  Ausgangsjahrs  an  (1872)  berechnet,  natürlich  stark 
hervortreten  muss.  Auch  ist  zu  bedenken,  dass  die  Zölle  ganz  und 
die  inneren  Verbrauchssteuern  grösstentheils  von  den  Einzelstaaten 
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auf  das  Reich  übergegangen  sind,  von  der  sUddentechen  Bierstener, 
der  Weinsteuer  (die  in  Baiern  nicht  besteht),  der  badischen  und 
sächsischen  Fleischsteuer  abgesehen.   Die  directen  Steuern  und  die 
Erbschaftssteuer  sind  dagegen  den  Einzelstaaten  verblieben.    Ihre 
Ertragsentwicklung  ist,  wie  die  früheren  Tabellen  gezeigt  haben, 
ebenfalls   eine   sehr  bedeutende  gewesen,   wenn  sie  auch  freilich 
mit  derjenigen  der  Reichs verbrauchsbesteueruug  nicht  ganz  Schritt 
gehalten  bat.   Die  steuerpolitische  und  steuertechnische  AosbilduDg 
der  directen  Steuern  ist,   wie  die  frühere  Darstellung  gezeigt  hat, 
eine  günstigere  als  im  Auslande  gewesen,  wenn  auch  noch  Manches 
zu   thun   übrig   bleibt,  besonders  auch  auf  dem  Gebiete  der  Erb- 
schaftssteuern.    Immerhin    ist    so,    Reich    und    Staaten    zn- 
sammengefasst,    das   Verhältniss    zwischen    directen 
(mit  Erbschaftssteuer)  und  indirecten  Verbrauchssteuern 
kein  ungünstiges,   namentlich  verglichen  mit  dem  Auslande. 
Die  Höbe   der  Zoll-  und  inneren  Steuersätze   ist  zudem  fast 
durchweg  eine  massige  geblieben,  wiederum  mit  dem  vergleich- 
baren Auslande  (Grossbritannien,  Frankreich,  Oesterreich-Ungam, 
Italien,  Russland,  Nordamerika)  verglichen,   wovon  selbst  die  Ge- 
treidezölle  nur  theilweise  eine  —  durch  andere  als  finanzielle  Er- 
wägungen vollauf  begründete  —  Ausnahme  machen  (§.  202,  203). 
Durch  die   Entwicklung    seiner    eigenen  Verkehrs- 
steuern   (Stempel),    besonders  seiner   Börsensteuer,    hat 
das  Deutsche  Reich  aber  auch  immerhin  die  Verbrauchsbesteuerung 
durch   eine   Steuergattung  passend   ergänzt,    welche  grossentheils 
nicht  von  denselben  Schultern  wie  die  Verbrauchssteuern  getragen 
wird.    Die  weitere  Ausbildung  dieser  Verkehrssteuern,  die  weitere 
Entwicklung  der  directen  und  der  Erbschaftssteuern  in  den  Einzel- 
staaten, vielleicht  doch  theilweise  über  kurz  oder  lang  zugleich  im 
Reiche  selbst  als  Reichssteuern,   zu  Zwecken   solcher  Ergänzung 
der    Verbrauchssteuern    und    Ausgleichung    ihrer  Wirkungen,    ist 
gewiss  erwünscht,  wird  aber  auch  kaum  ausbleiben. 

Schon  jetzt  wird  die  G e s a m m t besteuerung  im  Reich  und 
den  Staaten,  auch  gerade  in  ihrer  seit  1871  erreichten  Entwicklung) 
nach  dem  Maassstab  richtiger  Steuerpolitik,  guter  Steuertechnik, 
billiger  Lastenvertheilung  auf  Classen,  Berufe  und  Einzelne  beur- 
theilt,  nicht  nur  den  Vergleich  mit  jeder  anderen  modernen  Staats- 
besteuerung vertragen,  sondern  objectiv  als  jeder  der  letzteren 
überlegen  gelten  können.  Wenn  die  Gesammtlasten  in  diesen 
30  Jahren  viel  grösser  geworden,  die  Erträge  der  Steuern  ungemein 
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gewachseD  sind,  so  war  das  eben  die  nothwendige  Voraussetzung 
dafür,  Reich  und  Einzelstaaten  politisch ,  wirtbschaftlich ,  social, 
cultarell  genügend  leistungsfähig,  damit  dem  Auslande  erst  eben- 
bürtig zu  machen  und  zu  erhalten:  d.  h.  eine  Finanzaufgabe  zu 
lösen,  deren  Lösung  dem  alten  Deutschen  Reiche  niemals  gelungen 
war,  einer  der  wesentlichen  Mitwirkungsgründe  seines  politischen 
Verfalls  und  schliesslichen  Untergangs.  Das  Gesammturtheil 
über  die  deutsche  Steuerrechts-  und  Steuerertragsentwicklung  im 
19.  Jahrhundert  und  namentlich  im  letzten  Drittel  desselben  in  der 
Reichsperiode  kann  daher,  aller  einzelnen  gewiss  vorhandenen 
Mängel  ungeachtet,  nur  ein  recht  günstiges  sein,  finanz-  und 
steuerpolitisch,  wie  wirthschafts-,  socialpolitisch  und  allgemein 
politisch. 

Die  folgende  Tabelle  97  mit  einigen  Kelativzahlen  Über  die  Vertheiiung  der 
ordentlichen  (iesammteinnabmen  auf  die  Hauptrobriken  und  die  weiteren  Tabellen 
mit  einigen  sonstigen  Daten  bestätigen  dieses  Unheil. 

Bei  der  grossen,  vornemlich  von  Aendernngen  der  Gesetzgebung  abhängigen 
Schwankung  der  Keinerträge  der  einzelnen  inneren  Verbrauchssteuern,  wie  der  Zucker-, 
Tabak-,  Branntweinsteuer,  sowie  der  einzelnen  , .anderen"  Einnahmen  hat  die  Berech- 
nung ?on  Kelati?zahlen  für  jede  dieser  Steuern  für  die  einzelnen  Jahre  der  Tab.  \)(j 
keine  besondere  Bedeutung.  Das  Wesentliche  ergicbt  sich  aus  der  Zusammenfassung 
in  die  Gruppen.  Die  „Aversen*'  sind  dabei  in  folgender  Tabelle  97  zu  den  inneren 
Verbrauchssteuern  geschlagen,  während  sie  theilweise  auch  zu  den  Zöllen  gehören. 
Eigentlich  mossten  die  süddeutschen  Ausgleichungszahlungen  für  die  Bier-  (und  ehe- 
mals die  Branntwein-)Stouer,  ebenso  die  baierischen  und  württembergischen  für  Post 
und  Telegraphie  noch  eingerechnet  werden,  was  hier  unterblieben  ist,  das  Haupt- 
resnltat  auch  nur  wenig  ändern  würde.  Da  sich  die  Matricularbeiträge  seit  lange 
fast  ganz  mit  den  Ueberweisungen  aus  den  Zöllen  und  Verbrauchssteuern  compensiren, 
also  keine  wesentliche  neue  eigene  Einnahme  bilden,  kann  auch  von  ihnen  hier  ab- 
gesehen werden.   Der  Berechnung  liegen  die  absoluten  Zahlen  der  Tab.  96  zu  Grunde. 

Tab.  97.     Verhältniss   der    Hauptgattungen    der  Keichseinnahmen   zu 

einander,  1872—1900  (liclativ zahlen  in  Promille). 

1872     1875 
I.  l.  Zölle 499       349 

2.  Innere  Verbrauchssteuern     364      429 
Summe  1  und  2  .    .     .    863      778 

3.  Stempelsteuern  ....      26        20 

Summe  I  (1—3)  .    .     .    i<S\)      798 

II.  Andere  Einnahmen   .     .     .     111       202 

Summe  I  und  H  .     .     .  1000     1000 

Die  Schwankungen  dieser  Quoten  der  einzelnen  Steuererträge  zeigen  wieder  den 
Einfluss  der  einzelnen  steuerpolitischen  Maassregeln,  so  nach  1878  denjenigen  der 
Zollpolitik,  nach  1885  denjenigen  der  inneren  Verbrauchssteuerpolitik  (Branntwein- 
steuer, nach  1890  Zuckersteuer),  nach  1885  und  wieder  nach  1890  denjenigen  der 
Börsensteuerpolitik  in  der  betreffenden  Steigerung  der  Quote  der  Steuergruppe.  Die 
Veränderungen  der  Quoten  sind  aber  doch  im  Ganzen  nicht  so  gross,  als  man  nach 
der  Bedeutung  der  einzelnen  Maassregeln  geneigt  gewesen  wäre,  anzunehmen. 

Die  Roherträge  der  Zölle  und  übrigen  Reichssteuern  sind  in  folgender 
Tab.  98  nach  den  betrefl'enden  Publicationen  des  reichsstatistischen  Amts  (Statistisches 
Jahrbuch  u.  s.  w.)  für  die  gleichen  Jahre  wie  in  der  Tab.  96  für  die  Reinerträge 
zusammengestellt,  mit  einigen  Einzelheiten  bei  den  Zöllen  (Hauptzollartikel)  in  Tab.  99 
und  mit  weiteren  Daten,  auch  Kopf(|Uoten- Berechnungen  in  Tab.  100.  Für  die 
fehlenden  Zwischenjahre  ist  auf  das  reichsstatistische  Jahrbuch  zu  verweisen. 


1878 

1880 

1885 

1890 

1895 

1900 

361 

440 

475 

444 

459 

473 

380 

330 

287 

386 

335 

317 

747 

770 

762 

830 

794 

790 

20 

21 

51 

47 

78 

60 

767 

791 

813 

877 

872 

856 

233 

209 

187 

123 

128 

144 

1000 

lOUO 

1000 

luOn 

1000 

1000 
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Tab.  98.     Eohcrträge   der   Zölle    und    Rcichsstenern    1872—99 

(in  Millionen  Mark  mit  (Üecimalen). *) 

1872     1875     1878     1880     1885      1890      1895     1'Xh) 

1.  Zölle 122.4    120.8    114.7     182.2    235.0    389.4    415.4    5Cr,.4 

2.  Innere  Verbrauchssteuern 

a.  Rübenzucker.     .     .  47.7  57.6  48.4  44.7  23.0  73.5  103.2  1U>.> 

b.  Salz 33.1  33.6  36.0  37.2  39.4  43.0  46.6  4^^ 

c.  Tabak 1.4  1.1  1.2  7.0  9.6  11.5  11.8  lie 

d.  Branntwein   .     .     .  40.8  50.4  45.8  45.3  48.1  145.7  143.5  l-o.G 

e.  Bier 14.2  18.6  17.5  18.2  21.6  29.3  32.3  c.:i\4 

Summe  2    .     .     .  137.2     161.3  148.9  152.4  141.7  303.0  337.4  360.7 
8.  Stempelabgaben 

a.  Wechsel    ....  7.8        7.2  6.1  6.5  6.6  7.8  8.7  11.0 

b.  \\'erthpap.  Börsenst.  —         —  —  —  15.3  26.5  55.0  53.vi 

c.  Spielkarten    ...  —  1.1  1.1  1.1  1.3  1.4  l.ö 

Summe  3    .     .     .        7.8        7.2        7.2        7.6      23.0      35.6       05.1      fvVt 
Summe  1— 3   .     .     267.4    299.3    270.S     342.2     399.7     728.0     817.9    9;U.9 

Man  sieht  sofort  aus  der  Vergleichung  der  Zahlen  der  Tab.  96  und  98,  wie 
viel  grösser  die  Zahlen  der  letzteren  sind,  aus  denen  sich  die  Belastung  der  Be?Olkeruug 
erst  ergiebt.  Die  Differenz  stellt  die  Höhe  der  Veranlagoügs-  und  Er- 
hebungskosten, bezw.  der  den  Einzelstaaten  dafür  als  Pauschsumme  in  Procenten 
des  Kohcrtrags  gewährten  Vergütungen  (S.  651)  dar,  welche  im  Reichshaushaltd- 
etat  nicht  mit  erscheinen.  Von  Interesse  ist  besonders  die  Differenz  zwischen  Boh- 
und  Reinertrag  bei  den  Zöllen.  S.  darüber  das  reichsstatistische  Jahrbuch  bis  1898, 
wo  beide  Zahlen  angegeben  sind,  seitdem  nur  die  Bruttozahlen.  1871 — 75  waren 
diese  der  Keichscasse  nicht  zu  Gute  kommenden  Kosten  9.8  ®/o  des  Rohertrags  der 
Zölle  (vordem,  z.  B.  1836—40  12.8,  1861—65  11.4  7o).  1878  11.0,  1885  nur  noch 
8.1,  1890  5.9,  1896  5.1%«  also  eine  erhebliche  Abnahme  bei  steigendem 
Rohertrag. 

In  der  Tab.  99  folgen  einige  Daten  über  die  finanziell  nach  dem  Ertn^e 
wichtigsten  Zollartikel,  zugleich  mit  Angaben  darüber,  welch«.'r  Procentsatz  vom 
ganzen  Zollertrage  auf  den  Artikel  fallt  und  wie  viel  letzterer  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung an  Zoll  giebt.  Ausgeschlossen  sind  dabei  die  zugleich  der  inneren 
Steuer  unterworfenen  Artikel  (d.  i.  Zucker,  Salz,  Tabak,  Branntwein,  Bier).  Dafür 
giebt  Tab.  100  die  betreffenden  Daten  für  Zoll  und  Steuer  zusammen.  In  beiden 
Tabellen  99  und  100  werden  aber  nur  3  bezw.  4  Jahre  zu  Anfang,  Mitte  und  Ende 
der  Periode  von  1872 — 99  herausgehoben.  S.  die  Daten  für  alle  einzelnen  Jahre  im 
statistischen  Jahrbuch.  Für  die  Tabellen  wurden  die  Daten  im  Jahrbuch,  für  die  36 
(seit  J.g.  18*.»3),  jetzt  40  wichtigsten  Zollartikel  benutzt,  in  den  früheren  Jahrgängen 
sind  nicht  alle  diese  Artikel  speciell  aufpreführt,  aber  wiederum  daraus  die  wichtigst'^n. 
Danach  hier  die  Daten  in  Tab.  99  für  1872.  Die  Gruppirung  in  Kategoriecn,  welche 
ich  hier  vorgenommen,   ist  auch  für  die  finanzwissenschaftliche  Betrachtung  wichtis:. 

^)  Bemerkungen  zu  Tab.  98.  Die  Jahre  sind  anfangs  Kalender-,  später 
Etatsjahre  (1.  April),  bei  den  inneren  Verbrauchssteuern  zum  Theil  etwas  im  Anfaiic 
und  Schluss  abweichend  Betriebsjahre.  Bei  den  inneren  Verbrauchssteuern  sind  die 
Zölle  von  fremden  Artikeln  nicht  eingerechnet,  bei  der  heimischen  Steuer  vom 
Kohertrag  aber  sämmtliche  Ausfuhr-  u.  s.  w.  Vergütungen  abgerechnet,  also  auch  die 
(kleinen)  auf  den  Zoll,  was  indessen  die  Daten  nicht  irgend  erheblich  ändert.  Die 
Daten  sind  verschiedenen  Jahrgängen  des  Statistischen  Jahrbuchs  entnommen.  Grössere 
Abänderungen  zwischen  den  B  e  i  n  ertragsdaton  der  Tab.  96  und  der  Rohertragsdaten 
der  Tab.  98  ergeben  sich  ausser  natürlich  durch  den  Abzug  der  Verwaltung«-  und 
Erhebungskosten,  auch  aus  dem  theilweisen  Auseinanderfallen  der  Rechnungsjahre,  im 
I.Jahre  1872  auch  aus  besonderen  üebergangsverhältnissen  (Zuckersteaer)  im  Reichs- 
haushalte. 
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Tab.  99.    Finanziell  wichti^rste  Zollartikel   (Rohertrag)^)  im 

Keicliszollwesen. 

1872  1885 


deutscheu 
1899 


Finanzzolle 

L  Kaffee  u.  s.  w 

2.  Cacaö  aller  Art  .    .     .     . 

3.  Thee 

1.  Gewürze 

5.   Südfrüchte 

ß.  Reis 

7.  Speiseöle 

8.  Heringe 

9.  Honig 

0.  Aastem  n.  s.  w 

1.  Wein 

2.  Petroleum 

Summe  I 

Agrarische  u.  dgl.  Zölle 

1 .  Getreide  u.  s.  w.     ... 

2.  Mtthlenfabrikatc  u.  s.  w,  . 

3.  Hopfen 

4.  Obst  u.  s.w.,  frische  Wein  b. 

5.  OelfrUchte 

6.  ^ichmalz 

7.  Fleisch  u.  s.  w 

8    Eier 

9.  Butter 

0.  Käse 

1.  Pferde 

2.  Kind-  und  Schafvieh  . 

8.  Schweine,  Ferkel  .  . 
4.  Bau-  und  Nutzholz.     .    . 

Summe  II 

Industrie-  u.  s.  t7.  Zölle 

1.  Fette  Gele 

2.  Droguen,  Farben     .     .    . 
8.  Baumwoll.  Garn  u.  Waarcn 

4.  Wollenes      „     „ 

5.  Seiden  „     ,,      ., 

6.  Leinen  U.S.W.      ,, 

7.  Leder  und  Waaren      .     . 

8.  Holz-,  Schnitzwaaren  u.  s.  w. 

9.  Thon-,  Glaswaaren  .     . 

10.  Roheisen  .... 
[1.  Eisen  waaren  .... 
12.  Maschinen,  Werkzeuge 

Summe  III  ...  . 
Summe  I — III  .  .  . 
(lesammtzollertrag  .    . 


o 
o 
o 


32.494 

495 
1.514 

1.529 

2.074 


bog 

^o  o 


Ol 

a 


'ji 


o 
o 
o 


S  fco 

ex, 

bc  2 

•Sf« 

a 

^®  o 

!^^  o 

S^csj 

Ph  S 

26.5    79.0    47.278 
—        -         1.768 

1.2 

3.7 


0.4 
1.2 


7.559 
45.665 
0 


1.661 
3.100 

—  —        2.935 
1.2      3.7      2.813 

—  —  236 
1.7      5.1      3.071 

—  —  201 

—  —  341 
6.2     18.0     14.484 

—  —      31.014 
37.2  110.7  108.902 


0        0 


1.760      1.4      4.3 


1.760      1.4 


30.137 

1.665 
284 

1.578 
345 

3.564 
698 
835 
813 
914 
955 
839 

2.755 
-  5.136 
4.3    50.518 


47.425 
122.514 


—  —  2.499 

—  -  1.252 
-  —  7.064 

—  —  4.512 
~  —  3.626 

—  —  2.473 

—  —  1.805 

—  —  1.411 

—  -  1.137 

—  -  2.231 

—  —  2.132 

—  —  1.489 
31.731 

38.6  115.0  191.151 

100.0  299.0  235.002 


19.6 
0.8 
0.7 
1.3 
1.2 
1.2 
0.1 
1.3 
0.1 
0.1 
6.0 
12.8 
45.2 

12.5 
0.7 
0.1 
0.6 
0.1 
1.5 
0.3 
0.4 
0.3 
0.4 
0.4 
0.8 
1.1 
2.1 

20.8 

1.0 
0.5 
2.9 
1.9 
1.5 
1.0 
0.8 
0.6 
0.5 
0.9 
0.9 
0.6 
13.1 
79.1 
100.0 


106.0 
3.8 
3.6 
6.7 
6.4 
6.1 
0.5 
6.6 
0.4 
0.7 
31.0 
67.2 

239.0 

65.3 
3.6 
0.6 
3.4 
0.7 
7.7 
1.5 
1.8 
1.8 
2.0 
2.1 
1.8 
6.0 
11.1 
109.4 

5.4 
2.7 

15.3 
9.8 
7.9 
5.4 
3.9 
3.1 
2.5 
4.8 
4.8 
3.2 

68.8 
417.2 
508.0 


o 

o 
o 


62.564 

7.423 

2.744 

3.993 

7.826 

5.388 

2263 

3.079 

842 

668 

16.095 

67.605 

180.490 

128.430 

3.932 

442 

4.914 

4.097 

13.324 

12.519 

2.656 

1.938 

2.774 

2.233 

2.497 

351 

18.884 

198.991 

2.097 

853 

8.936 

4.641 

4.274 

2.255 

2.550 

2.693 

2.456 

5.693 

7.321 

3.380 

47.149 

426.629 

505.600 


bog 

« t: 

^o  O 


?H   ei 


12.4 

1.4 

0.5 

0.8 

1.5 

1.1 

0.4 

0.6 

0.2 

0.1 

3.2 
13.4 
35  6 

25.4 

0.8 

0.1 

1.0 

0.8 

2.6 

2.5 

0.5 

0.4 

0.5 

0.4 

0.5 

0.1 

3.7    :^.i 
39.3  359.9 


113.0 

13.4 

5.0 

7.2 

14.1 

9.7 

4.1 

5.6 

1.5 

1.2 

29.1 

122.1 

326.0 

232.0 
7.1 
0.8 
8.8 
7.4 
24.1 
22.6 
4.8 
3.5 
5.0 
40 
4.5 
0.6 


0.4 
0.2 
1.8 
0.9 
0.8 
0.4 
0.5 
0.5 
0.5 
1.1 
1.4 
0.7 
9.2 
84.1 
100.0 


3.8 
1.5 

16.1 
8.4 
7.7 
4.1 
4.6 
4.9 
4.4 

10.3 
8.4 
5.6 

79.8 
765.7 
913.0 


')  Bemerkungen  zu  Tab.  99.  Kaffee  roh,  gebrannt  und  Surrogate.  —  Cacao  roh,  ver- 
leitet, Chocolade,  Gonditoi waaren.  —  Südfrüchte,  frische  und  trockene.  —  Austern,  auch  andere 
iBchd-  oder  Schalthiere  ans  See.  —  Petroleum,  Leacht-  und  Schmieröl.  —  Getreide,  nebst 
llsenfrüchten,  Malz.  —  Muhlenfabrikatc,  auch  gewöhnliches  Backwerk.  —  Obst,  nebst  Sämereien, 
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Es  ergiebt  sich,  wie  durch  die  Entwicklang  des  ZolltarifB  seit 
1879,  besonders  durch  die  Einführung  und  Erhöhung  der  agrarischen 
Schutzzölle,  die  vor  1879  zuletzt  fehlten  oder  ganz  geringfügig 
waren,  der  finanzielle  Schwerpunct  des  Zollertrags  stark  verschoben, 
in  die  agrarischen  Zölle  hinein  verlegt  und  auch  unter  den  einzelnen 
Zollartikeln  erheblich  verändert  worden  ist.  Die  agrarischen  Zölle, 
namentlich  der  finanziell  wichtigste,  der  Getreidezoll  u.  s.  w.,  — 
dessen  Ertrag  nebenbei  bemerkt  1898  fast  20  Mill.  Mark  und  auch 
1896  und  1897  höher  als  1899  war  —  liefern  an  40  »/o  des  Ge- 
sammtertrags  der  Zölle  jetzt,  mehr  als  die  Finanzzölle  zusammen. 
Würde  man  allerdings  zu  diesen  den  Tabakzoll  mit  einigen  50  MilL 
Mark  Ertrag  in  den  letzten  Jahren  und  die  in  der  Tabelle  eben- 
falls nicht  enthaltenen  Zölle  auf  die  anderen  4  der  inneren  Ver- 
brauchssteuer unterworfenen  Artikel  rechnen,  so  behauptete  die 
Finanzzollgruppe  auch  gegenwärtig  noch  das  Uebergewicht  über 
die  Gruppe  der  agrarischen  Zölle,  mit  im  Ganzen  c.  245  Mill.  Mark 
oder  c.  48.3  ^/^  des  gesammten  Zollertrags  (s.  u.  und  Tabelle  100). 
Der  Zoll  auf  Getreide  u.  s.  w.  ist  aber  weitaus  in  die  erste  SteUe 
im  Ertrage  gerückt,  1896  hat  er  schon  einmal  fast  ein  Drittel  des 
Ertrags  geliefert  (31.8  %),  er  ergiebt  mehr  als  das  Doppelte  der 
drei  nächst  wichtigsten  Zollartikel,  des  früher  lange  Zeit  ersten 
Artikels,  des  Kaffees,  welcher  vor  1879  meist  Vs?  V*»  selbst  schon 
in  der  ersten  Zeit  des  Zollvereins  V5  des  GesammtzoUertrags  lieferte, 
und  des  neuerdings  dem  Kaffee  im  Ertrage  gleich  gekommenen 
und  ihn  selbst  schon  darin  übertreffenden  Petroleums,  endlich  des 
Tabakzolls  in  dessen  neuester  Ertragsentwicklung.  Die  anderen 
Finanzzoll-  und  agrarischen  Zollartikel  treten  in  ihrer  Gesammtbeit 
und  vollends  im  Einzelnen  weit  hinter  diese  drei  Artikel  im  Ertrage 
zurück,  auch,  seit  der  Entwicklung  des  Rübenzuckers,  der 
Zuckerzoll. 

Unter  den  einzelnen  in  der  Tab.  99  angeführten  Artikeln 
bietet  die  Entwicklung  des  Ertrags  (und  bezw.  Consnros)  einiger 
davon  übrigens  aueb  finanziell  betrachtet  Interesse,  so  des  Cacao, 
der  Südfrüchte,  auch  des  Weins,  dessen  Zollertrag  seit  Jahren  sehr 
stabil  ist,  und  des  Thees,  dessen  Ertrag  zwar  wächst ,  aber  doch 
sehr   geringfügig  bleibt,    bei   der   kleinen   deutschen   Consumtion. 

Beeren  u.  s.  w.  getrocknet,  Sudfnichtschaalen.  Dazu  hier  die  Position  frische  Wein- 
beeren gezogen.  —  Fleisch  aller  Art,  auch  Extract.  —  Butter,  auch  Margarine.  —  Die 
Schluss/.iü'er  des  Gesammtertrags  der  Zölle  schliesst  nicht  nur  die  übrigen  kleineren 
Zollpositionen,  sondern  auch  die  finanziell  wichtigen  Tabakzölle  und  die  Zucker-,  Salz-. 
Branntwein-  und  Bierzölle  in  sich  ein  (s.  folgende  Tab.  100). 
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Wie  finanziell  wenig  bedeutend  „Luxuszollartikel",  wie  Austern 
n.  dgl.  sind ,  zeigt  der  kleine  Ertrag.  Die  Reis-  und  Heringszölle 
sind  steuerpolitisch  nicht  erwünscht  und  finanziell  doch  auch  nur 
von  geringer  Bedeutung.  Unter  den  agrarischen  Zöllen  treten  alle 
gegen  den  Getreidezoll  ganz  zurück,  die  Zölle  für  lebendes  Vieh 
zeigen  neuerdings  keine  erbebliche  Ertragszunahroe,  urasomehr 
diejenigen  für  Obst  incl.  frische  Weinbeeren,  Schmalz,  Fleisch, 
Butter,  Käse,  Eier,  zum  Theil  auch  Oelfrttchte,  deren  Zollertrag 
neuerdings  aber  kaum  wächst.  Bei  den  genannten  animalischen 
Agrarartikeln  bestehen,  rein  steuerpolitisch  aufgefasst,  ähnliche  Be- 
denken wie  bei  Getreide,  aber  meines  Erachtens  auch  hier,  wie  bei 
letzterem,  geben  die  gebotenen  Schutzrücksichten  für  die  heimische 
Landwirthschaft  trotzdem  den  Ausschlag  für  diese  Zölle  (s.  o.  §.  203). 
Aehnliches  gilt  von  dem  im  Ertrage,  besonders  der  neuesten  Zeit, 
stark  gestiegenen  Holzzöllen,  wegen  des  hier  mitspielenden  forst- 
wirthschaftlichen  Interesses.  Aus  diesen  Erwägungen  kann  ich  die 
Entwicklung  der  Erträge,  wie  sie  in  der  Tab.  99  besonders  bei 
den  agrarischen  Zöllen  hervortritt,  doch  nicht  ungünstig  beurtheilen, 
wie  es  rein  aus  dem  steuerpolitischen  Standpuncte  geschehen  müsste. 
Dieser  ist  aber  hier,  wie  mehrfach,  nicht  der  zuerst,  vollends  nicht 
der  allein  entscheidende. 

Auch  die  Zölle  auf  industrielle  und  montanistische 
Artikel,  bezw.  Rohstofie  haben  absolut,  besonders  in  den  letzten 
1890er  Jahren  unter  dem  Einfluss  des  industriellen  Aufschwungs, 
der  den  Bedarf  an  fremden  Artikeln,  trotz  der  Entwicklung  der 
heimischen  Prodnction  steigerte  (Eisen,  Eisenwaaren) ,  im  Ertrage 
nicht  unerheblich  zugenommen,  relativ  freilich,  wegen  der  stärkeren 
Ertragssteigerung  der  Finanz-  und  agrarischen  Zölle  abgenommen. 
Die  wichtigsten  Artikel,  besonders  die  Fabrikate,  der  Textilbranche 
und  der  sonstigen  in  der  Tabelle  angeführten,  zeigen  eine  gewisse 
Stabilität  des  Ertrags  neuerdings,  was  auf  genügende  Höhe  des 
Zolls  und  auf  die  Beherrschung  des  heinnschen  Markts  durch  die 
inländische  Fabrikation  hinweist.  Weitere  Zollerhöhungen  erscheinen 
bei  diesen  Artikeln  weder  allgemeines  Bedürfniss  der  Production, 
wie  vielfach  bei  den  agrarischen  Producten,  noch  finanziell  von 
Vortheil,  während  die  Erhöhung  der  Agrarzölle  dies  wenigstens 
möglicher  Weise  sein  kann,  wenngleich  diese  Aussicht  steuerpolitisch 
nicht  fUr,  sondern  eher  gegen  diese  Erhöbung  spricht.  Diese 
Maassregel  ist  hier  eben  immer  nur  durch  die  Schutzrücksichten 
zu  rechtfertigen. 
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• 

Die  Gesammtentwicklung  des  Zollertrags  ergiebt  sicli  schon  aus  den  Tabellen  96 
bis  99,  iu  VcrbiDdong  mit  derjenigen  der  inneren  Steoem  auch  noch  aus  der  folgenden 
Tab.  100.  Weitere  Daten  über  diese  Steuern  sind  oben  in  die  Darstellung  eingefügt 
worden.  Tab.  100  stellt  einige  Daten  zur  Vergleichung  der  Erträge  aus  den  ein- 
zelnen Steuern  und  Zöllen  der  beiden  unterworfenen  Artikel  zusammen,  zugleich  anch 
über  die  eigentlichen  Stempelabgaben  nach  deren  Objecten.     (Tab.  100  s.  S.  773.) 

Die  bedeutende  Ertragssteigerung  der  gesammten  Verbrauchs- 
und  Verkehrsbesteuerung  tritt  in  den  Zahlen  der  Tab.  100  beson- 
ders deutlich  hervor.  Die  Zölle  im  Ganzen,  wie  besonders 
diejenigen  Zölle,  welche  nicht  auf  die  5  inneren  Verbrauchsstener- 
artikel  fallen  (Nr.  II,  2),  haben  sich  am  Stärksten  im  Ertrage  ge- 
steigert, wesentlich  mit  in  Folge  der  Ergiebigkeit  der  neu  binzn- 
gekommenen  AgrarzöUe.  Auf  den  Kopf  berechnet  hat  sich  der 
Ertrag  dieses  Theils  der  Zölle  (Tab.  100,  Nr.  II,  2)  absolut  fast 
verfünffacht,  relativ  fast  vervierfacht,  von  219  Pfennig  ist  er  auf 
798  gestiegen,  während  trotz  der  fiscalischen  Beformen  der  Tabak- 
und  Branntweinsteuer  der  Ertrag  der  inneren  Verbrauchs- 
steuern, einschliesslich  des  Zolls  auf  die  betreffenden  Artikel, 
absolut  sich  nur  verzweieinhalbfacht,  relativ  sich  noch  nicht  ganz 
verdoppelt,  von  447  auf  794  Pfennig  erhöht  hat,  abzüglich  der 
Zölle  auf  die  5  Artikel  von  367  auf  677  Pfennig  gestiegen  ist 
Die  grosse  fi scalische  Wichtigkeit  der  Zollreformen  tritt  auch 
darin  hervor.  Die  dritte  Gruppe,  die  Verkehrssteuern  (Stempel- 
abgaben,  in  dieser  Tabelle  ohne  die  kleinen  Erträge  des  Spiel- 
kartensterapels  und  der  statistischen  Gebühr  berechnet)  sind  ja 
relativ  im  Ertrage  am  Stärksten,  auf  das  6-fache  des  Ertrags,  ge- 
wachsen, aber  haben  doch  gegenüber  den  Zöllen  und  inneren  Ver- 
brauchssteuern immer  nur  noch  eine  geringe  finanzielle  Bedeutung. 

In  der  Bewegung  der  absoluten  und  Kopferträge  der  ein- 
zelnen inneren  Verbrauchssteuern  und  der  Verschiebung  der 
relativen  Bedeutung  der  Erträge  dieser  einzelnen  Steuern  unter 
einander  spiegelt  sich  wieder  der  Einfluss  der  Gesetzgebung  und 
der  Gang  der  Consumtion  ab.  Bemerkenswerth  ist  die  ausser- 
ordentliche Stabilität  des  Kopfertrags  der  Salzsteuer,  bei  gleich- 
gebliebenem Steuersatz.  Relativ  ist  der  Ertrag  dieser  Steuer  wegen 
der  stärkeren  Ertragsentwicklung  der  anderen  inneren  Verbrauchs- 
steuern und  der  Zölle  sehr  zurückgetreten,  anfangs  etwa  Vs  ^on 
jenen,  ^i\  von  beiden  zusammen,  ist  er  jetzt  nur  noch  Vs — V«  von 
jenen,  Vi?  von  beiden,  früher  Vs  des  Ertrags  der  Branntweinstener 
ist  er  jetzt  nur  noch  weniger  als  Vs  davon.  Die  Steigerung  des 
Tabak  Steuerertrags  absolut  auf  das  Sfache,  relativ  (auf  den  Kopf) 


EntwicklDDg  des  Ertrags  der  Beichsstenern. 


773 


Ol 

bc  O 


«2 


1   I   I   I  2  I   I  «■• 


I   I   I  1^  I   I   I 


O 


<N    I 


I  1 


QC  "»f  t^  O  cc  (-; 

•X  Ci  »-I  Oi  1-1  ^^ 

t>-  1-1 1>-  Oi 


on 

o 

s 

CG 


00 


C3 

OC' 


X 

o 


55  I    I    [^■'^^ 

T-H 


«DOt-CQOJOOiCOCQi.'tSiOOCCOCOCDt^OlCDOOX'C.  t^"^CS0050iCOOO 


qp  ^  "^  L-t  QO 


y^  ^  ^        ^  OQ  O  ■^ 

»-H  1-H  T-H 


«N 


O  CO  CO  CC 
lO  1-H  iO  cc 


COCQkO 

T-H  CO  CO 


05  Tf|  i/t  Oq  ÖQ 

t^iC-^i-IiCÖodcoi-Hco 

C0(MO-^O*-iv-4*~>C<liC 


kOOO 
Ci 


o 


c  _ 


(M  «M 

I  I  I  s  I  I  ^- 1 


I  I  iS  I  I  I li  I  I  I  I 


00 

Ci  CC  CC  CO  <o  iC 
f-  -^  <M  O  00  1-1 


I  I  I 


s|g 


o 

0 
o 


CO 


»c 


1  I  I  -^  I  I  =■•  I  I  I  i  ^  I  1  1  1 S  I  I  I  I 


C5  «C  f'-  Oi  00  "^ 
<:C  CO  X  r-l  O  1-I     I 

•^        •<*'»-0  I 


I  I 


CO 

CO 


l>  CM 


p 

e 

•o  o 

a> 

2e 


bo  o 
a        I 

00         * 


CO  1-H 


I  M  2  I  I  »>  I  I  I  I  '■'  I 


\^ 


tTi:-o oi OÄod  , 

CO  «f**  X  T-H  Oi  1-1 


I  I  I 


2S6 


ao 
o 

> 

e 

»-I 
o 
c 
c 


•h 
•h 


^Soc^ 


e 

%-4 


00  fc-i 

M  0 

o 

a  C8 


00  CO -^  00"^ 

j3      i*co 


a 
.  a 

•  bo 
o 

a    . 

P    9 


o 
t-l 


o     , 
23   <0 


co 


oi 


o 
t-l 

o 

(h 

a 

aj 

pH 

cc 


COi.OCOoqCiOOt^'^^ 
l>00«OC<105iO'« 

CO  Oi  Oi  Ol  1 


o 


■bo 

©•2  g 

s  S  S 


o 
t-l 

c 

(3 


-3         bo 

o  -o  S 

^T3  ** 


bD 

s 

9 
«« 


5  3 


.s 

'3 

e 


I 


«2 


g<jca« 


c» 


1  s  S 


o 
tM 

O   ^H 

.2S3 

<0 


-^  oa  Ol  "^  Oi 

Ol  O  1— I  T-H  •<* 
«C  xi^  O  Lt  00 

o  oi  ö  oi  t^ 

CO  CO  Oi  Ol 


I  !  I  ll^ 

Ol 


pq 


o  »o 


C  'O 


P      •         'S 
o  »2  P  o 

s«2^  a 
a  s  s  a 

> • 


© 

=3 

10 


IH      P 

22s 


10 
b3 


© 

©  p 
sc» 


Ol 

■©  g, 

a  "c 
©  4» 

.P   es 

«    's 
.  p^  © 

-^     Q     CO 

2  S  S 


e 
p 

Ol 


OlSi-T 


©   ©   © 

g  a  a  E 
«aas 


0*  £  Ö  Jj  =5  o  _ 
p  o      "^cocoa; 

©  "^  ja  o 


Ol      cqC<» 


▲.  Wagner,  Finanziruaensehaft  IV. 


50 


774  6.  B.   Uebersicbten  der  Beetenerunfi:.    Reichsbesteneraog.  §.  212. 

auf  das  275'fache,  des  B rann tw ein stenerertrags  absolut  aaf  das 
4-fache  (wobei  aber  1872  die  süddeutsche  Besteuerung  fehlte,  also 
in  Wirklichkeit  geringer),  relativ  auf  mehr  als  das  Doppelte  ist 
finanziell  und  doch  auch  steuerpolitisch  und  sonst  günstig  zu  be- 
urtheilen,  aber  sie  hätte  bei  richtiger  Gesetzgebung  ohne  Bedenken 
noch  viel  stärker  sein  können  und  die  jetzige  Besteuerung  ist 
namentlich  immer  noch  schwach,  verglichen  mit  der  ausländischen. 
Der  Bier  steuerertrag  hat  sich  bei  stabilem  Steuersatz  in  Folge  der 
grossen  Vermehrung  der  Gonsumtion  immerhin  stark,  absolut  anf 
das  Bfache  und  mehr,  relativ  auf  das  2V2*fftche  gehoben,  ist  in- 
dessen auch  so  immer  noch  sehr  niedrig,  nicht  nur  mit  ausländischen 
Staaten,  wie  Grossbritannien,  sondern  auch  mit  den  süddeutschen 
Staaten  verglichen.  Die  Zuckersteuer  zeigt  neuerdings,  und  seit 
1898/99  noch  weiter,  eine  finanziell  günstige,  je  nach  dem  Stand 
der  Gesetzgebung  früher  aber  sehr  schwankende  Entwicklung  des 
Ertrags.  Wird  der  Zucker  als  Consumobject  betrachtet,  so  wäre 
allerdings  erwünschter  als  die  Ertragssteigerung  der  Zuckerstener 
diejenige  der  Tabak-,  Branntwein-  und  auch  der  Biersteuer. 

In  der  Bewegung  des  Ertrags  der  einzelnen  Stempel- 
abgaben kommt  wieder  der  Einflnss  der  Gesetzgebung  und  za- 
gleich  des  Ganges  und  Standes  desjenigen  Verkehrs,  welcher  von 
diesen  Steuern  vornemlich  betroffen  wird,  zum  Ausdruck.  Trotz 
der  starken  absoluten  und  relativen  Steigerung  des  Ertrags  der 
sogen.  Börsensteuer  ist  diese   Besteuerung   doch   immer   noch  ein 


*)  Bemerkungen  zu  Tab.  100.  Wie  sich  die  Roherträge  der  inoeren  Ver- 
brauchssteuern bei  der  Zucker-  und  Branntweinsteuer  aus  den  verschiedenen  Steucr- 
artcn  dabei  zusammensetzen,  ist  in  der  früheren  Darstellung  dieser  Steaem.  auch  mit 
Angabe  von  Ertragsarten  jeder  Stenerart,  gezeigt  worden.  Die  Uebergangsabgabeo, 
von  Süd-  nach  Norddeutschland,  sind  bei  der  Branntweinsteuer  bis  1885  incl.<,  bei  der 
Biersteuer  bis  1898  incl.  bei  der  inneren  Steuer  im  Rohertrag  eingeschlossen,  ebenso 
die  kleine  Oebergangsabgabe  bei  Branntwein  aus  Luxemburg.  Aach  Über  die  An 
und  Höbe  der  Ausfuhrvergütungen  und  Rückvergütungen  bei  Zocker,  Tabak, 
Branntwein,  Bier  sind  die  erforderlichen  Daten  in  der  früheren  Darstellung  enthalteo. 
In  der  amtlichen  Statistik  werden  diese  Vergütungen  bei  der  Biersteaer  Ton  der 
inneren  Steuer  allein,  bei  der  Branntweinsteuer  von  der  Maischbottich-  und  Material- 
Steuer  abgezogen,  in  der  Tab.  100  ist  der  Abzug  vom  Gesammtertrag  von  Zoll  und 
inneren  Steuern  erfolgt,  der  „Rest''  „netto*'  ist  also  der  Rohertrag  abztkglich  nur 
dieser  Vergütungen.  Da  Betriebs-,  Rechnungs-,  Kalenderjahre  bei  den  Zöllen  und 
inneren  Steuern  nicht  ganz  zusammenfallen,  ergeben  sich  kleine  RechnnDgsdifferenzeo. 
die  aber  für  unsere  Vergleichungszwecke  nicht  in  Betracht  kommen.  —  Die  4  in 
der  Tab.  100  gewühlten  Jahre  aus  Anfang,  Mitte  und  Ende  der  hier  betrachteten 
Periode  enthalten  natürlich,  wie  bei  Heraushebung  einzelner  Jahre  in  solchen  Dingen 
immer,  hie  und  da  zufällige  Zahlenabweichungen  von  Darchschnittsverhältnissen. 
in  den  angegebenen  Jahren  indessen  von  Bedeutung  nur  etwa  beim  Tabakzoll  in  1872. 
der  in  diesem  Jahre  einen  ungewöhnlich  hohen  Ertrag  gab,  1871  (d.  h.  Etatsjahr 
1.  Juli  1871/72)  war  er  nur  12.08,  1878/74  nur  9.47  MiUT  Mark. 
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Object  von  verhältnissmässig  geringfügiger  finanzieller  Bedeutung 
geblieben,  zumal  wenn  man  von  der  nur  formell  zu  dieser  Kate- 
gorie gehörigen  Loosesteuer  absieht 

Der  Rohertrag  der  Zölle  ist  im  Zoll7erein  im  Ganzen  relativ,  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  berechnet,  seit  den ^ISSOer  Jahren  bis  zu  den  1860er  eher  gefallen 
als  gestiegen,  er  war  in  den  ersten  Jahrzehnten  2—2.5  —  Max.  (1845)  2.87  M. 
auf  den  Kopf,  wovon  damals  8 — 4  Vo  ^^^  ^^^  ^^^~  ^^^  DarchfuhrzöUen  herrührten, 
später  ging  er  auf  2  M.  und  darunter  herab  (1865  1.99,  1869  auf  2.06  M.).  Zu  der 
Abnahme  trugen  die  liberalen  Tarifreformen  und  die  Entwicklung  der  heimischen 
Eubenzuckerprodnction  bei,  in  Folge  deren  der  Ertrag  des  Zuckerzolls  immer  gering- 
fügiger wurde.  Der  Aufschwung  des  Wirthschaftslebcns  nach  dem  französischen 
Krie^re.  1871  ff.,  hob  dann  zwar  den  Zollertrag  (Max.  3.20  M.  in  1878),  aber  später, 
Ton  1874,  1875  an,  fiel  er  wieder  (Min.  1877/78  2.66,  1878/79  2.62  M.),  um  erst 
nach  der  Reform  von  1879  und  seitdem  fast  stetig  stark  zu  steigen.  Die  Kopfquoten 
(nach  Finanzjahren)  sind  von   1879  an  bis  1898:   3.21  —  4.08  —  4.88  —  4.62  — 

4.57  —  5.04  —  5.08  —  5.44  —  5.73  —  6.49  —  7.74  —  7.86  8.11  —  7.47  — 

7.13  —  7.49  —  7.94  —  8.75  —  8.75  —  9.24  M. 

Der  Biersteuerertra?  (mit  Zoll)  i&t  mit  88  Pfennig  auf  den  Kopf  (75  Pfennig 
auf  1  hl.  Bier  gegen  83  in  1868  und  84  in  1872)  trotz  des  starken  Wachsthnms  des 
Ertrags  immer  noch  nur  wenig  über  V?  des  bairischen  (1885  550  Pfennig:,  1898 
<>02  Pf.,  auf  1  hl.  bezw.  265  und  247  Pf.),  Vs  des  wüntem bergischen  (1885  352, 
1898  427  Pf.,  auf  1  hl.  243  und  220  Pf.),  V^  auch  des  badischen  (1885  257,  1898 
435  Pf.,  1898  auf  1  hl.  261  Pf.),  weniger  als  Va  des  elsass-lothringischen  (1885  100, 
1898  205  Pf.,  auf  1  hl.  bezw.  222  und  227  Pf.).  Es  ist  dies  ein  Missverhältniss 
zwischen  Nord-  und  Suddeutschland,  welches  deutlich  zeigt,  wohin  der  Weg  der  nord- 
deutschen Biersteuerentwicklung  gehen  sollte  (o.  S.  690  ff). 

§.  213.  Gegenwärtige  Eeichs-  und  Staatsbesteuerung 
(um  1900).  Bei  der  Complication  von  Reichs-  und  Staatsfinanzen, 
Beichs-  und  Staatsbesteuerung,  welche  die  föderative  Verfassung 
des  Deutschen  Reichs  in  deren  Ausgestaltung  einmal  mit  sich 
bringt,  lässt  sich  die  Betrachtung  und  Beurtheilung  der  Reichs- 
und Staatsbesteuerung  auch  vom  finanzwissenschaftlichen  Stand- 
puncte  nicht  wohl  von  einander  trennen.  Lücken  der  einen  werden 
immer  mehr  oder  weniger  in  Bestandtheilen  der  anderen  ihre  Er- 
gänzung, Mängel  und  Vorzüge  der  einen  umgekehrt  in  Vorzügen 
und  Mängeln  der  anderen  ihr  Gegenstück  finden  können,  und  that- 
säehlich  verhält  es  sich  in  der  während  der  Periode  des  neuen 
Reichs  eingetretenen  Entwicklung  auch  so.  Das  ist  in  diesem 
ganzen  Bande  vielfach  nachgewiesen  worden.  Auch  die  Höhe  und 
Art  der  Belastung  der  Reichs-  und  Landesbevölkerung  durch  die 
Gesammtheit  der  Reichs-  und  Staatssteuern  und  durch  deren  ver- 
schiedene Steuergattungen  und  Formen  ist  im  Vorausgehenden 
wiederholt  gezeigt  und  statistisch  verfolgt  worden,  besonders  für 
Preussen  und  Baiern  in  den  diese  Staaten  behandelnden  Abschnitten- 
Wie  sich  gerade  um  den  Schluss  des  19.  Jahrhunderts,  im  Jahre 
1900  (Finanzjahr  1.  April  1900^1901)  die  Verhältnisse  gestaltet 
haben,  mag  an  dem  wichtigsten  Beispiel,  an  Preussen,  hier  noch 
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einmal,  zugleich  zur  Ergänzung  und  Fortführung  der  (oben  S.  49) 
gegebenen  statistischen  Daten,  gezeigt  werden.  Damit  sollen  hier 
(§.  214)  noch  einige  Daten  aus  anderen  europäischen  Grossstaateo 
verbunden  werden,  um  durch  eine  Vergleichung  mit  diesen  das 
Einzelne  und  Cbaracteristische  bei  uns  noch  schärfer  hervortreten 
zu  lassen. 

Ich  benutze  hier  die  Etatsdaten    far  1900,   die,   Darcbschnittsrerhältnissen 
entsprechend,  besser  ak  die  Abrechnung^daten ,  aach  wenn  diese  hinterher  7on  den- 
jenigen der  Voranschläge  immer  etwas  abireichen,  für  solche  Vergleichongen  benetz- 
bar sind.    In  den  Hauptetats  für  1900  kommen  neaere  politische  Ereignisse  (süd- 
afrikanischer Krie«:,   Chinaezpeditionen)  nach  ihren  finanziellen  Wirkongen  auf  Aus- 
gaben  und  Einnahmen   noch   nicht  oder  nicht  so  stark  als  in  Nachtragsetats  and  al> 
mnthmaasslich  in  den  Etats  der  betheiligton  Staaten  im  Jahre  1901  zar  Geltung,  aoch 
die  neuesten  Flottenvermehrungen  nicht  so,  und  das  macht  gerade  die  Etats  für  19(H) 
zu  unseren  Zwecken  brauchbarer.  —  Die  Vertheilung  der  Beichseinnahmen,  bezw. 
Reichssteuerertr&ge  auf  Preussen  wurde  bisher  meistens   so  vorgenommen,  dass  man 
nach  Maassgabe  der  BevOlkerungsquote  rund  60  %  auf  Preussen  rechnete.    Genta 
war  dies  schon  von  Anfang  an  nicht,  da  die  preussische  Bevölkerungsquote  schon  1871 
etwas  höher  war  (601.31  Promille),  indessen  war  die  Abweichung  gering^lgig.    Da 
mittlerweile   aber  die  preussische  Bevölkerung  stärker  als  die  EeichsbevOlkening  und 
namentlich  auch  als  die  der  Mittelstaaten,  mit  Ausnahme  Sachsens,  und  als  die  der 
meisten   Kleinstaaten  —  Ausnahmen  bilden    vomemlich  nur  die  Hansestädte  —  ge- 
wachsen   ist.   kann    das   auch    bei  den  statistischen  Berechnungen  nicht  mehr  ganz 
ignorirt  werden.     Nach  den  Ergebnissen   der  Volkszählung  vom  1.  Dec.  1900  h&x^ 
die  Bevölkerung  Preussens  611.65  Promille  der  BeichsbevOlkerunir  (34.463.877  tod 
56.345.014.   Viertoliahrshefte  der  Beichsstatistik ,  1.   Heft  von   1901,   S.  239,  2411 
Mit  Abrundung  auf  611.7   ist  diese  Quote  den   folgenden  Berechnungen  zu  Grande 
gelegt.     Es  ergeben  sich  dann  jetzt  nach  dem  Hauptetat  von  1900  folgende  Verhält- 
nisse  für  „Preussen   mit  Beichsquote'\   Zahlen,   welche  allein  mit  denen  d^r 
anderen  Grossstaaten  verglichen  werden  können.    S.  Tab.  101  auf  S.  777.    Dass  die 
so  berechneten  Zahlen   nicht  durchaus  die  wirkliche  Belastung  der  {Treussischen  Be- 
völkerung zeigen,   sondern  wahrscheinlich   etwas  zu  klein  dafür  sind,   weil  die  Ccq- 
sumtion   und   die  Geschäfte,  welche  besteuert  werden,  in  Preussen  den  Durchschnitt 
im  Kelche    etwas   übertreffen    möchten,    ist   früher  mehrfach  hervorgehoben  wordei 
{6.  S.  55,  Note  1,  auch  S.  179). 

Der  preussisch  -  deutsche  Staatshaushalt  entnimmt,  wie 
die  Tabelle  zeigt,  seine  Einnahmen  in  der  Gegenwart,  am  Schlosse 
des  19.,  am  Beginn  des  20.  Jahrhunderts  (1900)  zu  fast  der 
Hälfte,  mit  474  Promille,  nicht- steuerrechtlichen  Quellen,  zi 
wenig  über  der  Hälfte  der  Besteuerung,  mit  526  Promille. 
Rechnet  man  selbst  die  ganzen  Verwaltangseinnahmen  (Nr.  HI  der 
Tab.  101)  zu  den  Steuern,  so  bliebe  zwischen  diesen  und  den 
übrigen,  d.  h.  dann  den  wesentlich  privatwirthschaftlichen  Ein- 
nahmen  (und  verwandten,  wie  Post  u.  s.  w.)  noch  ein  Verhältniss  1 
von  ^/^  Steuern  (613  ®/oo)  und  ^^  solchen  anderen  Einnahmen 
(387  ^Jqq)  :  ein  Verhältniss,  wie  es  sich  ausserhalb  Deutschlands  in 
der  Gegenwart  kaum  mehr  findet  (s.  unten  Tab.  102),  dort  ib 
„unmodern^'  erscheint,  bei  uns  allerdings  an  die  älteren  FiDan^  ; 
Verhältnisse  des  Territorialstaats  immer  noch  erinnert  —  aber  gewiss  j 
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Tab.  101.    Preussens  ordentliche  Staatseinnahmen  nach  Etat  von  1900 
zuzüglich   des  prenssischen  Antheils  (61.17  %)   ^^^  Reichseinnahmen 

von  1900»). 

1.  2.  3.        4.       5.      6.        7. 


■Ji  CO 


I.  Directe  Steuern,  roh 

1.  Einkommensteuer —      159.00     159.00  —      —     —      — 

2.  Vermögens- (ErgänzülJ^'^-)steue^      —       33.00      33.00  —      —     —      — 

3.  Gewerbesteuer  (Hausir-^  ...      —         2.98        2.99  —      —     —      — 

4.  Eisenbahn steaer —         0.53        0.53  —      —     —      — 

5.  Erbschaftssteuer —         9.00        9.00  —      —      —      — 

6.  Nebeneinn.   d.   dir.  Steuerverw.       —         2.83        2.83  —      —     — 
Summe  I,  roh —     207.35    207.35  133  162     603    254 

II.  Indirecte  Steuern,  roh 

A.  Verbrauchssteuern 

7.  Zölle 289.47     11.29    300.76  —      —     — 

8.  Tabaksteuer 7.43      0.19        7.62  —     — 

9.  Zückersteuer  .../...     62.40      4.16      66.56  -         -  -      — 

10.  Salzsteoer 29.25      0.29       29.54  —      —     — 

11.  Branntweinsteuer 76.03    20.10      96.13  —      —     — 

12.  Biersteuer 22.62      3.66      26.28  —      —     — 

Summe  A 487.20    39.69    526.89  339  413  1.531     644 

B.  Verkehrssteuern,  roh 

13.  Reichsstempelabgaben      .    .     .    40.67      0.70      41.37  —      ~     — 

14.  Staats         .,        „  ...         -       32.00      32.00  —      —     — 

15.  Lotterie,  rein —         9.77        9.77  —      ~     — 

Summe  B,  roh 40.67    42.47      83.14      53    65     242     102 

C.  Nebeneinnahmen  u.  dgl.  der 

indirecten  Steuerverwaltung  .      —         2.00        2.00        11      — 

Summe  II,  roh 527.87    84.16    611.03  393  479  1.773     746 

Summelu.  II  Steuern,  roh  527.87  291.51     819.38  546  641  2.376  1000 

III.  V er waltungs einnahmen,  roh 

16.  Justizverwaltung 0.37    73.80      74.17      48    —     216 

17.  Alle  anderen  Zweige  ....     11.00    49.98      60.98      39    —      177 

Summe  III,  roh 11.37  123.78     135.15      87    —     393 

IV.  Verkehrswesen 

18.  Post,  Telegraphie,  rein    .     .     .     37.97      —        37.97  —      —      110 

19.  Eisenbahnen,  rein      ....     17.6944893    466.62  -1.354 

Summe  IV,  rein      ....    55.66  448.93    504.59  323    —  1.464 
V.  Privatwirthschaftl.  Zweige 

u.  dgl..  rein 11.01     88.70      99.71      64    —     290 

Summelll—V,  roh  bezw.  rein     78.04  661.14     739.45  474      -2.147 
VI.  Summe  aller  Einnahmen  (I- V)  605.91  952.921.558.83  1000    —  4.533 

VIL  Kosten  der  Staatschuld  .     .    .    48.17  233.20    281.37  —      —     818 
VIII.  Einnahmer  est  von  III — V,   nach 

Abzug  der  Schuldkosten      .     .     .     29.87  428.21     458.08  —     359  1.329 

IX.  SummevonSteuern  U.Rest  iVlU)  557.74  719.721.277.46  —  1000  3.705 

^)  Bemerkungen  zu  Tab.  101.  Die  Tabelle  ist  ganz  ähnlich  entworfen  wie 
die  früheren  über  Preusscn,  so  Tab.  4,  S.  55/56  und  Tab.  6  und  7,  S.  58/59,  Tab.  8, 
S.  61/62.  Die  Abweichungen  ergeben  sich  aus  der  näheren  Verglcichung  dieser  mit 
der  jetzigen  Tab.  101.  Für  letztere  kann  mit  auf  die  Bemerkungen  zu  jenen  frtlheren 
Tabellen  verwiesen  werden.  Die  Zahlen  sind  aus  dem  preussischen  und  dem  Reichs- 
(Haupt-)Etat  für  das  Rechnungsjahr  1900  (1.  April  1900/01)  genommen.  Die  Steuern 
sind    mit  dem   Roherträge   eingesetzt.    Zu  den   im   Reichsetat  erscheinenden  Rein- 
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nicht  zum  Nachtheil  unserer  deutschen  Finanzen,  denn  was  vom 
preussischen   gilt  hier  mehr  oder  weniger  —  allerdings  Dank  den 


ertrügen   der  Keichssteuern  sind   daher  die  im  prenssischen  Etat  eothalteuen  Ver- 
gütungen für  VerwaltQDgs-  und  Erhebuugskosten  der  einzelnen  Reichssteuem  (Col.  2 
unter  Nr.  II,   7 — 13)    hinzuj^eschlagen   worden,   um   für  Preussen    (freilich  nur 
annäherungsweise)  den  Rohertrag  dieser  Steuern  zu  erhalten.    Nor  die  Lotterie 
ist  bloss  mit  dem  Reinerträge  (und  zwar  nicht  völlig  correct,  anter  Abzug  auch  der 
Yerwaltungskosten,  nicht  nur  der  Gewinne)  eingesetzt  worden,  weil  die  Gewinne  keiii<> 
,. Belastung'*    bilden.     Die   Nebeneinnahmen    u.  dgl.    im  Gebiete    der   directeii 
(Nr.  I,  T))  und  der  indirecten   Steuern  (Kr.  II,  C)  enthalten  aas  diesen  beiden  Ve:- 
waltungsgebietcn  Strafgelder,  Gebühren  und  verschiedenes  Sonstige,  nicht  bloss  Steoe:- 
artiges,   dessen  Ausscheidung  hier  aber  nicht  erfolgt  ist  und  bei  der  Kleinheit  der 
Beträge  auch  für  das  Ergebniss  unwichtig  wäre. —  Die  VerwaltangseiDnahmei 
enthalten   bei  der  Justizverwaltung  (Nr.  III,   16)  vomemlich    die   sogen.    Ge rieht. <• 
kosten  (in  Preussen   im  Etat  von   1900  65.93  Mill.  Mark),  gebühren-,  hie  und  dt 
auch   steuerartige  Einnahmen,  besonders  aus  Geschäften  der  sogen,  freiwilligen  oder 
nicht-streitigen  Gerichtsbarkeit,  die  zum  Theil  mit  zu  den  Verkehrsäteaero  (Stempeln 
gerechnet  werden   könnten ,   wie  es  in  den  früheren  Tab.  4  ff.  a.  a.  O.  geschehen  isL 
indessen   ist  diese  Auffassung  nicht  unanfechtbar  und   hier  in  Tab.  101    davon  ab- 
gesehen   worden.     Man    kann  jedoch    diesen    Theil   der   Justizverwaltungseinnahmca 
leicht  mit  zu  den  Stempeln  rechnen,  um  dann  auch  der  erwähnten  Auffassung  gemJSR 
vorzugehen.     Die   anderen   Verwaltungseinnahmen   in  den  Zweigen   der  Keichsv«r- 
waltung  (oben  S.  764)  und   bei  den  einzelnen  preussischen  Ministerien  sind  aas  den 
einzelnen   Etats   unter  Nr.  III,   17   summirt.    Sie  sind  grossentheils   gebohrenartifer 
Natur,  aber  manchfach  mit  privatwirthschaftlichen  verbunden.   Aach  diese  Verwaltoap- 
einnahmen   sind  hier  (Nr.  III)  und   können  überhaupt  finanzstatistisch  nach  Lage  der 
Dinge,   der  Etatsanfstellung,   nur   roh    eingesetzt  werden.    Als    Belastungen  der 
Bevölkerung  erscheinen  sie  zwar  auch,  namentlich  soweit  sie  Steuern  enthalten  ^Jostii 
und  als  Gebühren.     Aber  in  letzterer  Hinsicht  stellen  sie  doch  überwiegend  !»peci<^il^ 
Entgelte  für  specielle  Leistungen  dar  und  gleichen  hierin  den  Verkehrseinnahmen  uod 
den  eigentlich   privatwirthschaftlichen.     Die   in   der  Tab.  101    erfolgte  Summiruiif 
von  ihnen  (Nr.  III)  mit  IV  und  V  und  die  weitere  gleiche  Behandlung  wie  Nr.  IV 
und  V  in    der  Tabelle   (Abzug   der  Schuldkosten  von  der  Summe    von  III — V- :fl 
daher  auch  zulässig.  —  Die  Einnahmen  aus  dem  Verkehrswesen  (Nr.  IV)  und  dif 
privatwirthschaftlichen  (Nr.  V)  werden  nur  wieder,  wie  in  den  fruli<>ren  Tabeü^^i. 
„rein**  eingesetzt,  d.h.  mit  den  Ue  berschüssen.  bei  der  Post  u.  b.  w.  vNr.IV,  b 
nach  Abzug  bloss  der  ordentlichen  Ausgaben  vom  Reinertrag,  ebenso  bei  den  Reiche 
bahnen  (Nr.  IV,  19.  Col.  1),  bei  den  preussischen  Eisenbahnen  sind  aber,  der  gefea- 
wärtigen  Behandlung  der  Dinge  gemäss,  auch  die  einmaligen  und  ausscrordendicbci 
Ausgaben  abgezogen  worden.   Zu  den  privatwirthschaftlichen  Zweigen  gehör^i 
unter  den  Reichseinnahmen  hier  Bankwesen  ^o.  S.  740  ff.),  Reichsdruckcrci.  ZinscF. 
des  Reichsinvalidenfonds,  unter  den  preussischen  die  Ueberschilsse  der  Vcrwaltouf 
der  Domänen  und  Forsten  (incl..  nicht  excl.  Kronrente),  des  Bergwerks-  u.  s.  w.  Weseib. 
der  Seehandiung,  Münze,   des  ehemaligen  Staatsschatzes,  Zinsen  aus  Activkapitaüri. 
Rente  der  Reiohsbank  an  I'reussen  für  eine  preussische  Staatsanleihe  aus  18>>6,  d.  t 
in  Betreu   der    3  letzteren  Posten  Einnahmen,   die  im  preussischen  Etat  unter  deoe£ 
der  allgemeinen  Finanzverwaltung  stehen.  —  Würde  man  noch  weiter  in  Einzelbeitäü 
eingehen,  so  wäre  aus  dem  preussischen  Etat  wohl  noch  diese  oder  jene  weitere  klcii'- 
Eiunahme    einzufügen,    anderseits    vielleicht    diese    oder  jene  aus   dem    Reichs-  nui 
preussischen    Etat    wegzulassen    oder    niedriger   einzusetzen.     Das    Gesammtergel>&i:i^ 
würde  dadurch  aber  nur  ganz  unwesentlich   modificirt    Es  kommt  das   umsowenictr 
in  Betracht,  da  die  Zahlen  sich  ja  doch  jährlich  ändern  und  es  sich  hier  für  qds  &ar 
uni  Vergleiche   von  Haujitmomenten   handelt.     Schon   im  Etat  von  1901  ist  z.  B  Av 
pn-ussischo  Einkommensteuer  um  lö  Mill.  Mark  höher  als  in  dem  von  liKK).  mit  114 
>tatt  mit  159  eingesetzt  (die  soir.  Ist-Einnahme  war  1897,  98.  99:   134.89  —  146.33- 
l.'>1.09  Mill.  Mark\   Die  wirklichen  Einnahmen  der  Reichsbank  waren  19CK)  viel  höher 
als  nach  dem  Etat,  s.  o.  S.  7ö7,  758. 
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prenssischen  Eisenbahnttberschüssen  regelmässig:  weniger  —  von 
den  übrigen  Einzelstaatsfaaushalten.  In  Folge  dieser  Verhältnisse 
brauchen  wir  die  Besteaerung  bei  uns  nicht  so  stark  als  in  den 
fremden  Staaten  anzuspannen,  können  gleichwohl  die  erforderlichen 
steigenden  Staats-  und  Beichsansgaben  verhältnissmässig  leicht  be- 
werkstelligen, weil  wir  eben  in  unseren  privatwirthschaftlichen  und 
verwandten  Einnahmezweigen  in  erheblichem  Maasse  den  Staat 
direct  am  Bezug  der  nationalen  Grund-  und  Kapital- 
rente und  dem  Unternehmergewinn  betheiligt  sehen. 
Eine  Gesammtbelastuug  aus  Staats-  (und  Beichs-)Steuern  mit  noch 
nicht  ganz  24  M.  auf  den  Kopf  der  prenssischen  Bevölkerung  ist, 
verglichen  mit  den  Steuerbelastungen  des  Auslands  (Tab.  102)  und 
gemessen  an  unserem  Wohlstand,  an  sich  und  wieder  im  Vergleich 
mit  dem  Wohlstand  der  fremden  Länder,  keine  hohe.  Wenn  ein- 
zelne andere  deutsche  Staaten  in  dieser  Hinsicht  etwas  weniger 
günstig  als  Preussen  stehen,  wie  namentlich  auch  Baiern  (S.  182), 
so  erklärt  sich  das  vornemlich  aus  der  günstigeren  Finanzlage  des 
prenssischen  Staatsbahnwesens,  übrigens,  besonders  den  kleineren 
Mittelstaaten  und  vollends  den  Kleinstaaten  gegenüber,  auch  etwas 
mit  aus  den  allgemeinen  Vortheilen  des  Grossstaats,  wirthschaftlich 
aufgefasst  nach  Analogie  des  Grossbetriebs. 

Die  günstige  preussisch-deutsche  Finanzlage  —  und  wiederum 
ähnlich,  wenn  auch  nicht  in  ganz  gleichem  Maasse,  die  der  anderen 
deutschen  Staaten  —  ergiebt  sich  noch  schärfer,  wenn  man,  wie 
in  Tab.  101  geschehen,  auch  die  Staatsschulden  mit  berück- 
sichtigt, deren  Kosten,  d.  h.  insbesondere  Verzinsung  und  Ver- 
waltungskosten, wie  es  im  Grunde  ja  der  Fall  ist,  durch  die  privat- 
wirthschaftlichen und  verwandten  Einnahmen  (Nr.  III — Vder  Tabelle) 
gedeckt  annimmt  und  dann  berechnet,  welche  Ueberschüsse  von 
diesen  Einnahmen  selbst  nach  Abzug  der  ganzen  Jahreskosten  der 
Schuld  noch  für  andere  Staatszwecke  übrig  bleiben  und  die  Er- 
gänzung der  Besteuerung  liefern.  Von  der  Schuldentilgung  ist  hier 
im  Allgemeinen  abgesehen,  da  diese  finanzwirthschaftlich  anders 
als  die  übrigen  ordentlichen  Ausgaben  für  die  Schuld  aufzufassen 
ist  Da  in  Deutschland,  zumal  jetzt  in  Preussen,  die  Staatsschuld 
reell  ganz  oder  fast  ganz  aus  Eisenbahnschulden  herrührt,  ist  diese 
Berechnungsweise  auch  der  wirklichen  Sachlage  ganz  entsprechend. 
Und  da  in  Preussen  —  aber  wiederum  auch  in  den  anderen 
deutschen  Staaten  mit  Staatsbahnen  —  die  Schuldkosten  regel- 
mässig erheblich  hinter  den  Reinerträgen  der  Bahnen  allein  (in 
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Preussen),  hinter  diesen  und  den  dazu  gerechneten  Ueberschflgsen 
der  andernn  Betriebsverwaltnngen  (Domänen,  Forsten,  Bergwerke, 
Banken  u.  s.  w.)  und  den  Einnahmen  der  allgemeinen  Staats- 
waltungszweige  stehen  (in  Preussen  vollends,  in  den  anderen 
Staaten  gleichfalls),  so  ergiebt  sich,  dass  bei  uns  gegenwärtig 
—  nebenbei  bemerkt:  trotz  der  hier  eingerechneten, 
grösstentheils  nicht  rentabel  angelegten  Reichsschnld  —  kein 
Pfennig  Steuer  für  die  Reichs-  und  Staatsschuld  ver- 
wendet werden  muss,  wohl  aber,  nach  Bezahlung  der  Schuld- 
kosten aus  diesen  nicht- steuerrechtlichen  Einnahmen,  noch 
grosse  Beträge  der  letzteren  zu  anderen  Staatszwecken  und  zor 
Ergänzung  der  Steuern  thatsächlich  auch  in  Wirklichkeit 
verfügbar  sind:  wie  Tab.  101  zeigt  (Nr.  VIII)  in  Preussen 
458  Millionen  Mark,  über  13  M.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung! 
Oder:  auch  nach  dieser  Berechnung  liefern  die  nicht-stenerrecht- 
liehen  Einnahmen,  den  preussischen  Staatshaushalt  als  schuld- 
lastenfrei  betrachtet,  nach  Deckung  der  Schnldkosten  aas  diesen 
Einnahmen  noch  über  ein  Drittel  (359  Promille)  zur  Staats- 
bedarfsdeckung, die  Steuern  noch  nicht  zwei  Drittel 
(641  Promille),  Quoten,  die  sich  wiederum  nur  wenig  verBchieben, 
d.  h.  etwas  erhöhen  für  die.  Steuerqnote,  etwas  ermässigen  für  die 
Quote  der  anderen  Einnahmen,  wenn  man  die  Staatsverwaltungs- 
einnahmen, statt  zu  diesen  „anderen*',  zu  den  steuern  schlägt. 
Auch  hier  zeigt  sich  die  ungemein  viel  günstigere  Finanzlage  in 
Deutschland  noch  deutlicher,  wenn  man  die  Verhältnisse  mit  den 
ausländischen  vergleicht,  wozu  Tab.  102  unten  die  Daten  giebt. 

Die  Relationen  (Quoten)  der  grossen  Steuergattungen  zq 
einander  sind  nach  Tab.  101  (Col.  7)  gegenwärtig  der  Art,  dass 
rund  ein  Viertel  (254  Promille)  auf  die  directen,  einschliess- 
lich Erbschaftssteuer,  rund  drei  Viertel  (746  Promille)  auf  die 
indirecteu  im  weiteren  Sinne  (Nr.  II),  und  von  diesen  in- 
directen  rund  fast  zwei  Drittel  des  Gesammtsteuerertrags  auf 
die  Verbrauchssteuern  (Zölle  und  innere,  644  Promille),  rund 
ein  Z e h  n t e  1  ( 102  Promille)  auf  die  Verkehrssteuern  (Stempel- 
abgaben nebst  Lotterie)  fallen.  Dies  ist  keine  relativ  geringe  Eüt- 
wieklung  der  directen,  keine  übermässige  der  Verbrauchssteuern  — 
trotz  der  Begründung  der  Reichseinnahmen  grösstentheils  aof 
letztere  — ,  aber  immer  noch  eine  massige  Entwicklung  der  Ver- 
kehrssteuern, die  leidige  Lotterie  selbst  dabei  eingerechnet.  Es  ist 
im  Ganzen,  an  sich  und  wiederum  im  Vergleich  mit  ausländischen 
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Staaten  betrachtet  (Tab.  102),  eine  günstige  Entwicklang,  auch 
hingesehen  auf  die  Beschaffenheit  unserer  directen  und 
Verbrauchs  steuern,  auch  in  socialpolitischer  Hinsicht  trotz 
der  Getreidezölle.  Denn  unsere  deutschen,  zumal  die  preussischen 
directen  Steuern  sind  überwiegend  gut  eingerichtete  Personalsteuern, 
bessere  als  irgendwo  sonst,  auch  massiger  Höhe,  und  unsere  Ver- 
brauchssteuern im  Ganzen  richtig  ausgewählte,  passend  veranlagte, 
wiederum  fast  durchweg  massiger  Höhe,  abermals  günstiger  als 
fast  überall  sonst. 

Auch  die  Belastung  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  mit 
6  M.  directer  (603  Pfennig),  ISV»  indirecter  Verbrauchs-  (1531  Pf.), 
knapp  2Va  M.  Verkebrssteuern  (242  Pf.)  ist  keineswegs  hoch,  — 
trotz  der  starken  Vermehrung  der  Steuern  seit  der  Reichsperiode 
(Tab.  8,  S.  62).  —  Rechnet  man  die  ganzen  Verwaltuugseinnahmen 
oder  von  diesen  diejenigen  der  Justizverwaltung  (Gerichtskosten), 
statt  zu  den  nicht-steuerrechtlichen,  zu  den  steuerrechtlichen  und 
dann  zu  den  Stempelabgaben  oder  Verkehrssteuern,  so  er- 
fahren die  augegebenen  Zahlen  der  Relationen  kleine  Veränderungen, 
aber  das  Gesammtbild  wird  dadurch  wenig  berührt.  Man  kann 
so  in  der  That  die  erreichte  Gestaltung  des  preussisch- 
deutschen  Einnahmewesens  und  speciell  Steuerwesens 
als  eine  im  Wesentlichen  günstige  bezeichnen. 

§.  214.  Vergleichung  mit  dem  Auslande.  So  ist  die 
Lage  schon  an  sich  betrachtet,  vollends  erscheint  sie  so  in  Ver- 
gleichung mit  den  Verhältnissen  des  Auslands.  Der  Mangel  erheb- 
licher privatwirthschaftlicher  Einkünfte  des  Staats,  das  Vorhanden- 
sein grosser  Schuldlasten  aus  Schulden,  die  theils  sogut  wie  aus- 
schliesslich, theils  überwiegend  aus  politischen  Ursachen,  Kriegen 
u.  s.  w.,  chronischen  Deficiten  herrühren  und  denen  nicht,  wie  bei 
uns,  rentable  Activvermögensobjeete  gegenüberstehen  oder  wo  die 
Erträge  der  letzteren  wenigstens  nicht  von  wesentlicher  finanzieller 
Bedeutung  sind,  hat  hier  fast  überall  eine  absolut  und 
relativviel  höhere  Besteuerung  noth>vendig  gemacht. 
Diese  muss  in  den  Staatshaushalten  des  Auslands  eine  viel 
grössere  Quote  der  ordentlichen  Einnahmen  beschaffen  als  bei 
uns,  die  Staatsschuld  liegt  grossentheils  auf  der  Steuer. 
Um  die  jährlichen  Schuldkosten  zu  decken,  auch  bloss  die- 
jenigen der  Verzinsung  und  Verwaltung,  von  denen  der  Tilgung  ganz 
abgesehen,  muss  eine  starke  Quote  der  Steuern  dafür  ver- 
wendet werden.    Erst  der  Rest  dieser  Steuern  ist  verfügbar 
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für  die  anderen  Staatsausgaben,  der  Wehrkraft  and  der  Cifttver- 
waltung,  während  bei  uns  zu  den  Ausgaben  dafür  aach  naeh 
Deckung  aller  Sehuldzinsen  u.  s.  w.  noch  erhebliche  Beiträge  aus 
privatwirthschaftlichen  und  verwandten  Einnahmen  disponibel  sind 
und  die  Besteuerung  so  selbst  für  diese  Ausgaben  nar  die,  wenn 
auch  starke,  Ergänzung  der  übrigen  ordentlichen  Deckangsmittd 
zu  liefern  hat  Die  Höhe  der  Gesamnitbestenerung  mass  aus  diesen 
Gründen  im  Auslande  meist  eine  viel  bedeutendere  als  bei  uns  sein, 
vielfach  nach  ihrem  absoluten  Betrage  und  als  Kopfbelastimg  der 
Bevölkerung  betrachtet,  aber,  auch  wo  sie  einmal  an  diesen 
beiden  Momenten  bemessen  kleiner  ist,  wie  z.  B.  in  Rosslind, 
jedenfalls  nach  Maassgabe  des  durchschnittlichen  Volkswohlstands. 
Diese  hohe  Steuerlast  nöthigt  dann  wieder  im  Auslande  mit  xnr 
Wahl  bedenklicherer  Steuerarten,  zur  Festsetzung  höherer  Steoer- 
sätze  bei  directen  und  den  beiden  Arten  der  indirecten  Steuern, 
den  Zöllen  und  inneren  Verbrauchssteuern,  zum  Theil  zor  grösseren 
Coraplication  des  Steuersystems  (Frankreich!),  erschwert  passende 
Steuerreformen  und  zwingt  zur  Festhaltung  von  bedenklichen  alten 
Steuern  und  Steuerarten  und  -Formen,  nur  weil  diese  den  hohen 
Steuerbedarf  eher  mit  decken,  ungeachtet  aller  Gründe,  welche 
etwa  für  Aenderungen  des  überkommenen  Steuersystems  sprecheD 
(Oesterreich ,  Italien,  Frankreich,  auch  einigermaassen  Russland 
und  selbst  Grossbritannien).  Dies  Alles  erklärt  —  neben  anderen 
mitwirkenden  Umständen ,  stärkeren  Widerständen  als  bei  uns  in 
der  Bevölkerung,  in  der  öffentlichen  Meinung,  in  den  leitenden 
Kreisen,  bei  den  besitzenden  und  höheren  Glassen,  veralteten  Steuer- 
politischen  Anschauungen  in  den  entscheidenden  Instanzen^  Mängeh 
in  der  Steuerverwaltung,  welche  am  Bestehenden  zu  sehr  hängt, 
für  Reformen  weniger  geneigt  und  befähigt  ist,  als  wenigstens 
neuerdings  bei  uns  —  dass  das  Ausland  in  seiner  Steuer- 
gesetzgebung, vollends  in  derjenigen  über  die 
directen  Steuern,  steuerpolitisch  wie  steuertechnisch 
neuerdings  hinter  Deutschland  im  Ganzen  mehr  oder 
weniger  zurückgeblieben  ist,  während  es  uns  früher  riel- 
fach  tiberlegen  war.  Die  einzige  Ausnahme  hiervon  bildet  die 
Erbschaftssteuer,  welche  in  Deutschland  noch  einer  besseren,  sie 
ergiebiger  machenden,  steuerpolitisch  richtigen  Ausbildung  harrt 
Es  ist  in  allem  Uebrigen  sonst  ein  für  uns  Deutsche  ertreulicbes 
Bild,  dass  hier  die  Vergleichung  unserer  mit  der  ausländischen 
Besteuerung  am  Ende  des  19.  Jahrhunderts  zeigt,  ein  ganz  anderes 
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Bild,  als  noch  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  und  etwa 
im  18.  Jahrhundert,  in  der  Periode  des  europäischen  „ancien 
regime". 

Vollständig  würde  erst  durch  das  Mithereinziehen  der  Com- 
munalbesteuerung  die  Vergleichung  werden.  Es  mag  genügen, 
zu  bemerken,  dass  wir  auch  in  dieser  wohl  gegenwärtig  eine  bessere 
Gesetzgebung  als  meistens  im  Auslande  erreicht  haben,  namentlich 
seit  den  jüngsten  Reformen  in  Preussen  und  im  Anschluss  daran 
in  anderen  deutschen  Staaten.  Die  schwere  Belastung  mit  Com- 
munalsteuern  konnte  durch  solche  Reformen  zwar  nur  in  geringem 
Maasse  erleichtert  werden,  aber  sie  ist  besser  vertheilt  worden,  und 
darin  liegt  doch  auch  eine  Erleichterung.  Das  vielleicht  etwas  zu 
starke  Vorwalten  der  directen  Steuern  in  unserer  Communal- 
besteuerung,  wenigstens  in  Preussen,  hat  doch  im  Vergleich  mit 
dem  Ueberwuchern  der  indirecten  Communalsteuern,  wie  in  Frank- 
reich im  Octroi,  sein  Gutes.  Und  zwischen  den  directen  Real-  und 
Personalsteuern  besteht  bei  uns  jetzt  wohl  ein  richtigeres  Verhält- 
niss  in  den  Commnnen  und  Verbänden  als  meist  im  Auslande. 
Dass  auch  dieses  überall  hohe  Communalsteuer- Belastungen  hat, 
meist  wieder  höhere  als  bei  uns  (Grossbritannien,  Frankreich, 
Oesterreich,  Italien),  sei  nur  gegenüber  den  bei  uns  üblichen  Klagen 
hier  noch  besonders  hervorgehoben.  Die  Darlegungen  im  3.  Bande 
der  Finanzwissenschaft  über  Grossbritannien  und  Frankreich  haben 
dafür  zahlreiche  Belege  gegeben. 

Wir  müssen  uns  indessen  hier  auf  die  Vergleichung  der 
Staatsbesteuerung  beschränken.  Das,  was  darüber  vorhin 
bemerkt  wurde,  in  Betreff  des  Verhältnisses  der  Steuern  zu  den 
anderen  ordentlichen  Staatseinnahmen,  der  Schuldbelastungen,  der 
Relationen,  der  Steuergattungen  zu  einander,  der  Kopfbelastungen 
der  Bevölkerung  mit  Steuern  findet  in  folgender  Tab.  102  volle 
Bestätigung. 

Die  Yerhältnisse  der  verschiedenen  Staatshaushalte  bieten  zu  viele  Verschieden- 
heiten, um  in  jeder  Hinsicht  homogene  Daten  gewinnen  zu  lassen.  Namentlich  die 
Yerwaltungs-  und  die  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  werden  in  den  einzelnen 
Etats  nicht  gleichmässig  behandelt.  Besser  vergleichbar  sind  immer  noch  die  Be- 
steuerungsdaten, aber  vollständig  auch  sie  nicht  bei  der  Verschiedenheit  der  Ein- 
richtungen, auch  der  Grundsätze  der  Etatsaufstellung  und  des  Rechnungswesens. 
Daher  stellen  auch  die  Daten  dieser  Tab.  102  doch  nur  Näherungswerthe  dar, 
die  bei  den  Steuern  aber  correcter  als  bei  den  anderen  Einnahmen  sind.  Far  die 
Zwecke,  die  wir  hier  verfolgen,  reicht  die  Coirectheit  der  Daten,  auch  der  nicht- 
steuerrechtlichen  Einnahmen,  indessen  aus,  um  die  Daten  genügend  vergleichbar  er- 
scheinen zu  lassen,  sowohl  unter  sich  als  mit  den  preussisch-deutschen  der  Tab.  101. 
Die  Daten  für  Grossbritannien  und  Frankreich  sind  in  der  Tab.  102  etwas  genauer 
als  für  Italien  und  Oesterreich  festgestellt  worden,  nach  Lage  der  Materialien,  daher 
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Tab.  102.    Ordentliche  Staatseinnahmen  fremder  Staaten 

Grossbritannien  Frankreich 

Summe  Promille    Auf  Somme  Promille    Auf 

absolut  aller  1  Kopf  absolut  aller     1  Kopf 

MiU.M.  Einn.  Pfennig  Mill.M.  Einn.  Pfenni«: 
I.  Directe  Steuern,  roh 

1.  Personalsteuern   .     .     .     384.9  —  —  —  — 

2.  Ertragssteueru     .     .     .      49.7  -  —  476  6  —            — 
S.Erbschaftssteuer.     .     .    283.7  —  —  172.0  — 

Summe  I      .     .    .     .    718.3        327         1770  648.8        256  1(>T'2 

U.  Indirecte  Steuern,  roh 

A.  Verbrauchssteuern 

4.  Zölle 471.8         —  -  360.6         ---  - 

5.  Innere  Steuern     .     .     .    684.9         --  —         !  \aq''o         —  '   i 

6   Monopole —  —  —  286.1  —  - 

Summe  A    .     .     .     .  1156.7        528         2850        1329.3        .V24         tUi»; 

B.  Verkehrssteuerii,  roh 

7.  Kegisterabgabcn  u.  dgl.        —  —  —  259.6  -  -  — 

8.  Stempel 172.0  —  —  153.6         —  - 

0    Lotterie  —'  — ~  ■"—  ■■  ■"■"  '~~ 

Summe  B     .    .    .    .     172.0  78  424  413.2  163  K^}o 

Summe  II    ...     .  1328.7  606  3276  1742.5  687  4491 

Summe  lu.  II  Steuern  2047.0  933  5046  2391.3  943  61»;3 

lII.Vorwaltuugseinn.,roh      46.1  21  131  46.0  1«  lli* 

IV. Verkehrswesen,  rein 

1.  Post,  Telegraphen    .     .      73.6  —  —  53.1  —  — 

2.  Eisenbahnen    ....        —  —  12.1  —  — 

Summe  IV   ...     .      73  6  34  181  65.2  26  V> 

V.  Privatwirthschaft- 

liche  Zweige,  rein      .      26.4  12  65  32.4  13  M 

Summe  III  —  V,  roh 

bozw.  rein     .     .     .     146.1  67  377  143.6  57  :^71 

VI.  Summe  aller  Einn.(I—V)  2198.1       1000         5423        2534.9       lOCK)  «IVU 

VII.  KostenderStaatsbchuld    469.2  -  1156  819.1  —  2111 

VIII.  Einnahmer  est  ?on  III — V 

nach  Abzugd.  Schuldkosten     323.1  -779      —675.5  —        -1740 

IX.  Summe  von  Steuern  und 
Rest  (VIII)  bezw.  nach 
Abzug  von  VIII).     .     .1726.9  —  4267         1715.8  —  442:> 

mit  den  preussisch  -  deutschen  der  Tab.  101  strenger  vergleichbar  als  diejenigen  der 
beiden  anderen  Staaten.  Für  Kussland  habe  ich  mich  mit  einer  Zusammenstellanit: 
einiger  Hanptdaten,  die  noch  mehr  nur  Näherungswerthe  darstellen,  begnügt  £> 
würde  zu  viel  Kaum  beanspruchen,  um  bei  jedem  Staate  genau  anzugeben,  wie  di« 
betreffenden  Daten,  besonders  in  den  Kubriken  III,  IV  und  V  der  Tab.  102  gewonnen 
und  die  einzelnen  Rubriken  gel)ildet  worden  sind.  Das  Wichtigste  darüber  ist  in  dt: 
Note  zu  Tab.  102  angegeben  worden.  Die  Tabelle  beschränkt  sich  auf  die  Haupt- 
gattungen der  Steuern  und  sonstigen  Einnahmen.  Bei  weiteren  SpecialisiruDg'-'ü 
ergeben  sich  für  Vergieichungen  noch  grössere  Schwierigkeiten. 

M  Bemerkungen  zu  Tab.  102.  Die  Tabelle  ist  möglichst  ebenso  wie  die 
Tab.  101  über  Preussen-Deutschland  construirt  worden.  S.  zur  Erg&nzong  über  G^o^5- 
britannicn  und  Frankreich  die  mancherlei  statistischen  Daten  und  Tabellen  in  B.  III 
der  Finanzwibsenschaft  und  dem  Ergänzungsheft  dazu,  ebenso  dort  das  Nähere  uher 
die  in  Tab.  102  angeführten  Steuern  u.  s.  w„  die  dort  alle  genauer  (bis  zum  Stande 
von  1896)  behandelt  worden  sind.  Da  in  den  Staaten  der  Tab.  102,  ganz  abweichend 
von  den  deutschen  Staaten,  bezw.  Preussen,  die  Jahreslast  der  Staatsschuld  hoch  ood 
die  nicht-steuerrechtlichen  Einnahmen  niedrig  sind,  ergiebt  sich  kein  Ueberschuss  der 
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um   1900  (in  Mark,  Millionen)*). 

Italien  Oesterreich  (West) 

Summe    Promille     Anf         Summe     Promille       Auf 
absolut       aller      1  Kopf       absolut        aller        1  Kopf 
Mill.M.     Einn.     Pfennig      MiU.M.       Einn.       Pfennig 


(Russland) 

(Näherun  gswerthe) 

Summe  Auf 

absolut     Promille  1  Kopf 

MillM.  Pfennig 


229.2 

192.0 

29.6 

450.8 

386 

1409 

39.3 
189.8 
c.  21. 
250.1 

253 

'  961 

}  260 
260 

91 

200 

185.6 

__^ 

^^ 

97.4 

— 

471 

— 

— 

89.6 

— 

— 

254.0 

— 

1264  (?) 

179.1 
454.3 

388 

1420 

138.6 
490.0 

497 

1884 

1735  (?) 

604 

1335 

55.2 

54.3 

22.5 

132.0 

586.3 

1037.1 

42.2 

113 
501 

887 
36 

414 
1834 
3243 

132 

59.3 

47.6 

10.2 

117.1 

607.1 

857.1 

37.1 

119 

616 

869 

37 

450 
2334 
3295 

143 

158 

158 
1893  (?) 
2153 
Bei  V 

55 
659 
750 

126 
1461 
1661 

11.1 
69.3 
80.4 

69 

251 

8.1 
79.1 

87.2 

88 

335 

78  (?) 
106  (?) 
184  (?) 

64 

141 

9.8 

8 

31 

5.9 

6 

23 

536  (?) 

180 

412 

132.4 

1169.5 

471.3 

113 
1000 

414 
3657 
1473 

130.2 
987.3 
264.2 

131 
1000 

501 
3796 
1016 

720  (?) 
2873  (?) 
593 

250 
1000 

553 

2214 

456 

338.9       —      —1059      —134.0 


—  515      + 127 


—        +97 


698.2 


2184 


723.0 


—  2780         2280  (?) 


17r>8 


letzteren  über  die  Kosten  der  Schuld,  sondern  umgekehrt  ein  bedeutender  Ueberschuss 
der  Schuldkoston  über  diese  Einnahmen,  der  daher  mit  Steuern  zu  decken  ist.  Dem- 
nach in  Rubrik  VIII  keine  positive,  sondern  eine  negative  Grösse  (mit  dem  Minus- 
zeichen—  angedeutet).  Die  Kosten  der  Staatsschuld  sind  auch  hier  ohne  Tilgung, 
also  nur  für  Verzinsung  und  Verwaltung,  angesetzt,  soweit  es  ging.  Bei  Annuitäten 
(England)  lässt  sich  aber  so  nicht  immer  nach  den  Etatsdaten  trennen.  Die  Ziffer 
enthält  daher  Tilgungsbeträge  dann  mit,  erscheint  insofern  etwas  zu  hoch,  was  beim 
Vergleich  zu  berücksichtigen  ist.  Die  Einnahmen  sind  bei  den  Steuern  und  Ver- 
waltungseinnahmen (hier  soweit  als  möglich)  wieder  roh,  nur  bei  den  Monopolen  aus 
bekannten  GrOnden  möglichst  rein,  ebenso  bei  den  Verkehrs-  und  pri?atwirthschaft- 
lichen  Zweigen  möglic^t  rein  angesetzt. 

Grossbritannien,  incl.  Irland.  S.  über  die  Steueryerfassung  und  die  ein- 
zelnen Steuern  Fin.wiss.  B.  III,  S.  238—845  und  Ergänzungsheft  dazu  S.  8—39.  Die 
Daten  nach  dem  Rechnung;  sabschluss  fUr  1.  April  1899/1900,  entnommen  den 
finance  accounts  (Lond.  1900).  Die  Zahlen  sind  die  auf  das  Jahr  als  Schuldigkeit 
fallenden,  ohne  Einrechnung  der  Reste  von  Voijahreu,  bei  Zöllen,  Accise  (innerer 
Verbrauchssteuer)  und  Erbschaftssteuer,  abztlglich  der  Summen,  welche  daraus  an 


786  6-  ß-   Uebersichten  der  Besteuerung.  Reichsbesteoemog.  §.  214 

Eine  Vergleichung  der  Daten  der  einzelnen  Staatshausbalte  in 
der  Tab.  102  unter  einander  und  mit  denjenigen  der  Tab.  101  ist 

die  LocalFerwaltungen  fallen  (10  Mill.  Pfd.  Sterl.  zasammen,  ein  erheblicher  Betrag 
also,  der  nicht  immer  bei  statistischen  Zusammenstellungen  und  Vergleichen  aus- 
geschieden wird,  wonach  die  betreffenden  Posten  dann  für  die  Staatsfinanzen  zq 
hoch  werden).  Die  Umrechnung  in  deutsches  Geld  nach  der  Norm  rund  20  M.  40  Pf . 
für  1  Pfd.  Sterl.  —  Die  Person  aisteuer  ist  die  Einkommensteuer,  die  ja  freilich 
in  Grossbritannion  nicht  reine  Personalsteuer  ist.  Die  Ertragssteucrn  sind  der 
kleine  Rest  der  alten  Landtaxe  und  der  Haussteuer.  Die  Erbschaftssteuer 
ist  die  gesammte,  von  dem  Stempel  getrennte,  mit  allen  ihren  Theileu.  Die  inneren 
Steuern  sind  die  Accise.  daher  vornemlich  von  Bier  und  Branntwein,  nebst  den 
kleineren  Accisen  und  Licenzen.  die  hier  jetzt  in  dieser  Steuerabtheilung  in  der 
britischen  Verwaltung  eingestellt  werden,  abzüglich  der  an  die  Localverwaltung 
fallenden  Beträge.  Unter  diesen  Accisen  des  Staars  auch  die  Eisenbahnabgabe,  etwa 
6.H  Mill.  M.,  die  allenfalls  auch  als  Seitenstück  der  Staatsbahneinnabmen  anderer 
Staaten  bei  den  Einnahmen  aus  dem  Verkehrswesen  eingestellt  werden  könnte.  Als 
Verwaltuugseinnahmen  wurden  die  sogen,  miscellaneous  genommen,  vielfach 
Gebühren,  aber  auch  Anderes  enthaltend  (s.  gen.  Finanzbericht  für  1900,  S.  27  £^. 
Eine  Ausscheidung  nach  dem  genaueren  finanziellen  Gharacter  lässt  sich  nicht  wohl 
vornehmen.  Bei  der  Kleinlfeit  der  Summe  wäre  das  auch  für  die  Vergleicbang  nem- 
lieh  irrelevant.  -  Post,  Telegraphie,  incl.  Packetdienst,  nach  Abzug  der  Aus- 
gaben. —  Sonstige  privatwirthschaft liehe  Zwecke:  die  Kronländereien  (netto), 
verschiedenerlei  Zinsen  u.  dgl.  aus  Suezcanalactien ,  Darlehen  u.  s.  w.  —  Bei  der 
Staatsschuld  gerade  hier  bedeutende  Annuitätenbeträge,  7.29  Mill.  Pfd.  Sterl. 
welche  Tilgungen  mit  enthalten,  sonst  im  Wesentlichen  nur  Verzinsung  und  Ver- 
waltung. 

Frankreich,  Etat  für  1900  (ohne  Algerien).  S.  auch  hier  über  Steoerver- 
fassung  und  einzelne  Staatssteuem  Finanzwissenschaft  B.  111,  S.  367 — 862  und  Er- 
gänzungsheft dazu  S.  48—141.  Die  Ertragssteuern  sind  die  4  grossen  alten 
directen,  Grundsteuer  vom  sogen,  bebauten  und  nicht  bebauten  Boden,  Personal-  und 
Mobiliar-,  Thür-  und  Fenster-,  Patenisteucr ,  nebst  allen  von  der  Verwaltung  als 
„assimilirle  Taxen''  zu  den  directen  Steuern  gerechneten,  daher  ausser  Berg- 
werks-, todte  Hand-.  Militärsteuern  u.  s.  w.  auch  incl.  der  darunter  befindlichen 
directen  Luxusstcuern  u.dgl.  von  Pferden  und  Wagen,  Velocipeden,  Billards, 
Clubs  u.  s.  w..  auch  verschiedene ,  wie  von  Verification  von  Maassen  und  Gewichten, 
mit  Gebührenelementen  darin.  Im  Ganzen  aber  doch  wirkliche  directe  Steuern^ 
und  zwar  Ertragssteuern,  wenn  auch  verschiedener  Art.  Femer  ist  hierher  die 
wesentlich  als  partielle  Kapitalrentensteucr  fungirende,  im  französischen  Etat  aber 
apart  stehende  „Taxe  vom  Einkommen  aus  beweglichen  Werthen**  gestellt  — - 
Die  Erbschaftssteuer  incl.  Schenkungs Steuer,  im  französischen  Etat  noch  ein 
Glied  des  Enregistrement,  aber  im  Etat  jetzt  darin  besonders  aufgeführt.  —  Die  Zölle 
ohne  die  Zuckerzölle,  welche  im  Etat  in  Einer  Summe  mit  der  inneren  Znckersteuer 
stehen  und  in  der  Tab.  102  bei  den  inneren  Verbrauchssteuern  mit  dieser  Smom« 
in  der  zweiten,  kleineren  Ziffer  angeführt  sind.  Sonst  die  Zölle  incl.  Salzzoll, 
auch  statistische  Abgabe.  Schififahrtsab^abe  und  Nebenabgaben.  Zu  den  inneren 
Verbrauchssteuern  in  der  grösseren  Ziffer  der  Tabelle,  vornemlich  die  Getränke- 
steuern allein  über  453  Mill.  Mark,  die  innere  Salzsteuer,  die  kleineren  inneren 
sonstigen  Steuern,  aber  auch  der  erhebliche  Posten  der  Eisenbahns teuer,  tlber 
52  Mill.  Mark,  der  wiederum  allenfalls  zu  den  Einnahmen  aus  dem  Verkehrswesen. 
als  Analogon  von  Staatsbahneinnahmen,  gestellt  werden  könnte,  und  verschiedene  Ein- 
nahmen, über  44  Mill.  Mark.  —  Bei  den  Monopolen  das  Tabak-  (roh  tiber  330  MilL 
Mark),  Pulver-  und  Zündholzmonopol,  abzüglich  Verwaltungs- und  Productionskosteo, 
alsu  rein.  Denn  diese  Kosten  sind  nicht  Steuer-  oder  Gewerbsgewinn,  sondern 
Ersatz  von  Auslaufen ,  die  der  Consument  auch  bei  der  freien  Privatproduction  zn 
tragen  hätte.  —  Die  Verkehrssteuern:  Enregistrement,  abzüglich  der  bei 
den  directen  Steuern  eingestellten  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer,  dann  die 
Stempel,  ohne  die  kleinen  Stempel  in  der  Verwaltung  der  indirecten  Verbrancba- 
steuern,  die  oben  bei  diesen  inbegriffen  sind.  —  Als  Verwaltungseinnahmen  aud 
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höchst  lehrreich.  Trotz  der  darchans  nicht  völligen  Homogenität 
der  Daten  gestatten  letztere  eine  Vergleichnng  und  Schiassziehungen 

die  Beträge  der  „prodaits  di?ers  du  badgef'  des  französischen  Einnahmebudgets  ein- 
gesetzt worden,  weiche  aas  zahlreichen  sehr  verschiedenen  Posten  manchfachcn  finan- 
ziellen Cbaracters,  in  starkem  Maasse  aas  Gebühren,  aber  aach  aus  Einnahmen  halb 
pri?atwirthschaftlicher  Art  bestehen  [8.  Debersicht  z.  B.  im  Etat  für  1900  im  Bull. 
de  stat,  1900,  I,  p.  362).  In  diesem  wie  in  anderen  Staatshaashalten  ist  zwischen 
dieser  Einnahmerabrik  and  derjenigen  der  privatwirthscbaftlichen  Einnahmen  vollends 
keine  scharfe  Grenze  za  ziehen.  Aach  gehen  Roh-  and  Reinerträge  im  Einzelnen 
darcheinander.  —  Verkehrswesen:  Post  mit  Telegraphie  and  Telephonen, 
abzüglich  Kosten,  also  rein,  dsgl.  Staatsbahnen  (im  Gothaer  Hofkalender  an- 
richtige,  za  niedrige  Angabe).  —  Privatwirthschaftliche  Einnahmen:  ver- 
schiedene Posten  aas  der  Etatsabtheilang  prodaits  de  diverses  exploitations.  a.  A.  Rein- 
ertrag der  Münze,  dann  des  „domaine  de  l'etat'',  woza  im  französischen  Etat  mancher- 
lei Verschiedenes  gehört,  a.  A.  Erlös  für  Verkäufe  von  Mobilien  and  Immobilien  in 
üblicher  jährlicher  Wiederkehr,  aach  theils  roh,  theils  rein  angegeben  (s.  üebersicht 
im  Ball.  a.a.O.  S.  360),  endlich  der  Reinertrag  der  Staatsforsten. 

Italiens  Etat  ist  so  complicirt  aafgostellt,  dass  ich  mich  hier  aaf  Heraashebong 
der  Haapteinnahmen  beschränkt  habe,  ohne  solche  Vollständigkeit  wie  bei  dem 
britischen  and  französischen  Etat  zu  erreichen.  So  gat  als  möglich  habe  ich  die  ein- 
zelnen Posten  ziffermässig  festgestellt  and  rubrikweise  summirt,  ohne  überall  für  ganz 
richtiges  Verfahren  bürgen  za  können.  Für  unsere  Vergleichszwecke  reichen  die  Daten 
gleichwohl  einigermaassen  aus.  Bei  der  Umrechnung  der  Währung  ist  auf  die  neuer- 
lich wieder  entstandene  kleine  Entwcrthung  nicht  weiter  Rücksicht  genommen,  als 
dass  die  Lire  zu  rund  80  statt  zu  81  Pfennig  umgerechnet  wurde.  Zu  den  directen 
Steuern  sind  bei  den  Ertrags  steuern  ausser  den  beiden  grossen  Ertragssteuern .  der 
Grund-  und  der  Gebäudesteuer,  auch  aus  anderen  Etatsrubriken  die  Steuer  vom 
Einkommen  der  todten  Hand,  von  den  Eisenbahnen  und  freilich  nicht  ganz  unzweifel- 
haft richtifT  von  Banken  und  Handelsgesellschaften  (eventuell  zu  den  Verkehrssteuern 
za  rechnen)  und  für  Concessionen ,  als  Personalsteuer  die  wenigstens  überwiegend 
personalsteuerartige  Steuer  von  Mobiliareinkünften  gerechnet,  ferner  auch  hier 
die  Erbschaftssteuer  eingestellt.  Bei  den  inneren  Verbrauchssteuern  die  Con- 
snmtionssteuern,  auch  die  Productionssteuern  auf  Getränke,  Zucker,  Pulver  u.  s.  w.  — 
Die  Monopole  Salz  und  Tabak  rein.  Bei  den  Verkehrssteuern  Hypotheken- 
gebühren bei  Enregistrement  eingerechnet:  Lotterie  rein.  Verwaltungseinnahmen: 
verschiedenerlei  Gebühren  u.  dgl.  in  verschiedenen  Rubriken  des  Etats,  auch  sonstige 
diverse  Einnahmen  (soweit  rubricirhar).  Verkehrswesen:  Reinerträge,  soweit  zu 
ermitteln  (die  Eisenbahnen  des  Staats  sind  quasi  verpachtet  gegen  Rente).  Privat- 
wirthschaftliche:  Renten.  Zinsen,  domaniale  (letztere  soweit  als  möglich  „rein''). 
Die  Kosten  der  Staatsschuld  grösstentheils  nur  Zinsen. 

Oesterreich  (nur  West-,  also  ohne  die  ungarischen  Lande  u.  s.  w.).  Etat 
für  1901  in  Kronen,  hier  zu  85  Pfennig  umgerechnet  Directe  Steuern:  Personal- 
steaer,  die  neue  allgemeine  Personaleinkommensteuer,  Ertragssteuern  die  alten,  jüngst 
zam  Theil  reformirten:  Grund-,  Gebäude-,  Erwerbs-  (d.  i.  Gewerbe-),  Renten-,  Be- 
soldungssteuer, Ezecut.gebühren  u.  dgl.,  ferner  auch  die  Abgaben  vom  Getränkehandel 
hierher  gezogen.  Die  Erbschaftssteuer  schätzungsweise  aus  den  „Gebühren  für 
Rechtsgeschäfte''  hier  eingesetzt.  Indirecte  Steuern:  die  Zölle  nach  dem  Ansatz 
im  west-österreichischen  Etat  (der  Nettobetrag  derselben  dient  mit  dem  ungarischen 
Zollbetrag  zuvörderst  zur  Bestreitung  der  Ausgaben  des  gemeinsamen  Haushalts). 
Die  inneren  Verbrauchssteuern:  die  sogen.  Verzehrungssteuer  (für  die  Getränke, 
aach  Zucker,  Schlachtvieh,  städtische  Verzehrungssteuer.  Nebeneinnahmen).  Diu 
Monopole  Salz  und  Tabak  rein.  Verkehrssteueru:  unter  Registrirung  die 
Gebühren  von  Rechtsgeschäften  ab  Erbschaftssteuer,  Lotto  rein.  Ver- 
waltungseinnahmen:  hierher  mit  Vs  ^^c  verschiedenen  Verwaltungseinnahmen 
des  gemeinsamen  Haushalts,  ferner  die  Mauten  (| Weggelder),  Punzirung,  die  ver- 
schiedenen mancherlei  Verwaltungseiunahmeu  der  Centralverwaltung  und  der  einzelnen 
Ministerien,  Gebühren  und  Anderes  mehr,  auch  manches  von  privalwirthschaftlichem 
Character,  theils  rein,  theils  roh.     Verkehrswesen:  Post  und  Telegraphie  mit 
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ans  einer  solchen.  Die  Zahlen  belegen  die  Richtigkeit  der  oben 
gegebenen  Schilderung  der  Verhältnisse  und  der  ungemein  viel 
günstigeren  Lage  der  Dinge  in  Deutschland. 

Die  Hauptmomente,  um  sie  noch  einmal  zusammenzufassen, 
sind  immer :  wir  haben  keine  unproductiven,  fast  keine  nicht  durch 
rentable  Eigenthumsobjecte  gedeckten  Schulden,  die  angeführten 
fremden  Staaten  grossentheils  nur  unproductiye  Schulden;  wir  haben 
grosse  Einnahmen  aus  der  allgemeinen  Verwaltung,  ans  dem  Ver- 
kehrswesen, aus  den  privatwirthschaftlichen  Zweigen,  also  ans 
nicht-steuerrechtlichen  Einnahmen,  die  ausländischen  nur  kleme; 


deo  Postsparcassen,  zur  Berechnung  des  Reinertrags  nur  die  ordentliclien  Aus- 
gaben abgerechnet.  Bei  den  Eisenbahnen  die  gesammten  Einnahmen  des  betr. 
Ministeriums,  unter  Abzug  des  Ordinariums  der  Aasgaben  der  Staatsbahnen.  Prirat- 
wirthschaftliche  Zweige:  die  Reinertr&ge  unter  Abzng  bloss  des  Ordinaiinms  der 
betreffenden  Ausgaben,  die  Reinerträge  ?on  Domänen,  Forsten,  Bergwerken. 
Forschiedenen  anderen  Ertragsobjecten  des  Staatseigenthums,  auch 
der  Staatsdruckerci,  Münze  und  einiges  Weitere.  Auch  bei  Oesterreich  ist  die  Trennung 
zwischen  den  Rubriken  Yerwaltungseinnahmen  und  pri?atwirth8chaftlichen  nicht  streng 
durchzuführen,  hier  so  gut  als  möglich  gemacht  Bei  den  Kosten  der  Staatsschuld 
möglichst  nur  die  Verzinsung  und  Verwaltungskosten  eingesetzt,  nicht  die  Tilgung, 
unter  Kürzung  um  den  Beitrag  Ungarns  zur  sogen,  „allgemeinen^  Schuld.  Die  Rubriken 
III — V  der  Tabelle  enthalten  hier  noch  mehr  als  bei  Grossbritannien  und  Frankreich 
Zahlen,  welche  wegen  ihrer  Beschaffenheit  als  ungefähre  Näherungswerthe  sich  nur 
für  Pauschalvergleichungen  eignen. 

Russland.  Etat  für  1900.  Rubel  zu  2  M.  16  Pf.  gerechnet.  Das  rassische 
Budget  ist  doch  noch  so  eigenartig,  die  Finanzverhältnisse  vielfach  so  abweichend  von 
westeuropäischen,  die  Etatsaufstellung  auch  nicht  eben  durchsichtig,  so  dass  nur  eine 
sehr  detaillirte  Bearbeitung  des  übrigens  reichhaltig  (in  den  Jahresberichten  des  Finanz- 
ministers  an  den  Kaiser,  im  Bull,  russe  de  stat.  fin.  etc.)  vorliegenden  finanzst&tistischeD 
Materials  zu  genaueren,  mit  den  übrigen  Staatshaushalten  vergleichbaren  Daten  führen 
kann.  Von  einer  solchen  Bearbeitung  des  Materials  musste  ich  hier  absehen.  Nor 
um  einige  Daten  wenigstens  für  rohere  Vergleichungen  in  Pansch  und 
Bogen  zu  geben,  sind  in  der  Tabelle  die  betreffenden  Hauptzahlen  noch  eingefägt 
auf  Grund  des  Etats,  aber  ich  bezeichne  sie  ausdrücklich  hier  vollends  nur  als  ganz 
ungefähre  Näherungswerthe,  besonders  auch  bei  den  indirecten  Verbrauchs- 
steuern, wo  u.  A  die  gegenwärtige  Gestaltung  der  Branntweinsteuer,  das  in  Durch- 
führung begriffene  Branntweinmonopol,  Schwierigkeiten  in  der  Behandlong  macht 
Der  dafür  hier  eingesetzte  Betrag  ist  wohl  etwas  zu  hoch  angenommen.  Hier  wie  in 
anderen  Fällen  (Zucker)  wären  eventuell  gewisse  Abzüge  zu  machen.  Die  Verhältnisse 
der  Staatsgüter,  die  Zahlungen  der  Kronbauem,  die  Loskaufzahlungen  der  Bauern 
sind  so  verwickelt,  dass  hier  eine  Analyse  der  Verhältnisse  sehr  breiten  Raum  bean- 
spruchte. Grund  herrliche  und  steuerrechtliche  Einnahmen  lassen  sich  dabei  nicht 
genau  trennen.  Vergleichbare  Zahlen  für  die  Verwaltungseinnahmen,  die 
privatwirthschaftlichen  sind  kaum  zu  gewinnen  ohne  solche  Analyse.  Daher 
hierfür  in  der  Tabelle  nur  einige  ganz  rohe  Schätzungs zahlen.  So  sind  die 
berechneten  Relativzahlen  auch  nur  von  ganz  approximativem  Gharacter  und 
nur  zu  einer  durchaus  bloss  annähernden  Vergleichung  mit  denen  der  west- 
europäischen  Staaten  zu  brauchen.  Immerhin  gestatten  sie  wohl  einige  Schlüsse, 
besonders  diejenigen  der  Steuern,  mit  dem  genannten  Vorbehalt  in  Betreff  der  indirecten. 
Kopfberechnungen  haben  bei  dem  russischen  Budget,  das  sich  aof  das  ganze 
Kelch ,  excl.  Finnland ,  bezieht,  bei  der  völlig  heterogenen  Beschaffenheit  der  Be- 
völkerung in  den  verschiedenen  Landestheilen  (incl.  asiatisches  Russland!)  natürlich 
als  Durchschnittszahlen  vollends  einen  sehr  begrenzten  Werth  und  geben  höchstens  ein 
paar  Anhaltspuncte  zur  Vergleichung. 
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wir  haben  keine  Schnldkosten  auf  der  Steuer  lastend,  das  Ausland 
niuss  grösstentheils  aus  Steuern  die  Schuldkosten  decken;  wir 
haben  grosse  Ueberschüsse  aus  den  nicht  -  steuerrechtlichen  Ein- 
nahmen, auch  nach  Abzug  der  Schuldkosten  davon,  verfügbar  für 
die  allgemeinen  anderen  Staatsausgaben,  d.  h.  für  die  eigentlichen 
Staatszwecke y  das  Ausland,  vielleicht  mit  Ausnahme  Russlands  in 
geringem  Maasse,  ist  ohne  solche  Ueberschüsse;  wir  haben  unsere 
ganzen  Steaererträge  verfügbar  für  die  allgemeinen  Staatsausgaben 
und  besitzen  dafür  noch  jene  Ueberschüsse  der  nicht-steuerrecht- 
lichen Einnahmen,  das  Ausland  kann  nur  den  Rest  seiner  Steuer- 
erträge so  verwenden,  nachdem  aus  diesen  zuvörderst  die  Schuld- 
kosten bestritten  sind. 

Am  Stärksten  ist  der  Gegensatz  zwischen  Preussen  und  Frank- 
reich :  dort  nach  Bezahlung  der  Schuldkosten  aus  den  nicht-steuer- 
rechtlichen Einnahmen  noch  458  Mill.  Mark  oder  über  13  M.  auf  den 
Kopf  verfügbar  von  diesen  für  die  anderen  Ausgaben,  die  Civil-  und 
Militärverwaltung,  in  Frankreich  noch  675  Mill.  Mark  Steuern 
zur  Schuldkostendeckung  benöthigt,  über  17  M.  auf  den  Kopf! 

Die  Steuerbelastung  auf  den  Kopf  in  Folge  dieser  Ver- 
hältnisse ist  in  Frankreich  über  zweieinhalbmal  (61.6  gegen  23.8  M.), 
in  Grossbritannien  über  zweimal  (50.5  M.)  so  hoch,  in  Italien  um 
ein  Drittel  (32.4  M.),  in  Oesterreich  ebenfalls  um  ein  Drittel  (33  M.) 
höher  als  in  Preussen  incl.  Reichsqaote.  Für  allgemeine  Staats- 
zwecke, nach  Abzug  der  Schuldkosten,  aber  trotz  der  viel  niedrigeren 
Steuerlast  wegen  der  grossen  nicht- steuerrechtlichen  Einnahmen, 
sind  so  absolut  nicht  viel  weniger  Staatseinnahmen  in  Preussen 
verfügbar  als  trotz  ihrer  enormen  Steuerlast  in  Frankreich  und 
Grossbritannien:  37  M.  bei  uns  gegen  44  und  43  M.  in  diesen 
beiden  anderen  Staaten  auf  den  Kopf,  um  zwei  Drittel  mehr  als 
in  Italien  (22  M.),  um  ein  Drittel  mehr  als  in  Oesterreich  (28  M.), 
doppelt  so  viel  als  in  Russland  (17V2  ^-f  soweit  dessen  Zahlen 
hier  vergleichbar  sind).     (S.  Rubrik  IX  der  beiden  Tabellen). 

Aus  dem  Allen  folgt,  dass  wir  in  Deutschland  mit  viel 
geringeren  Lasten  finanziell  ziemlich  so  leistungs- 
fähig als  Frankreich  und  Grossbritannien,  weit  mehr 
als  die  drei  anderen  Staaten  sind.  Mit  geringer  Steigerung 
der  Belastung,  schlimmstenfalls,  da  wir  regelmässig  auf  weitere 
Steigerung  der  nicht-steuerrechtlichen  Einnahmen  rechnen  können, 
vermögen  wir  daher  auch  neue,  selbst  grosse  und  kostspielige  Aus- 
gaben (Flotte,  Verkehrswesen!)  auf  uns  zu  nehmen.    Wir  werden 

A.  Wagner,  FinanzwisBensehaft  IV.  51 
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alsdann  damit  immer  noch  in  viel  günstigerer  Finanzlage  und  mit 
viel  weniger  Steuern  auf  den  Kopf  dastehen  als  das  Ausland. 
Auch  im  Verhältniss  zu  unserem  relativen  Volkswohlstand  und  der 
Grösse  unseres  Volkseinkommens  im  Vergleich  mit  dem  Auslande, 
auch  mit  Frankreich  und  selbst  mit  England,  stehen  wir  jetzt  und 
ständen  wir  bei  einer  Steigerung  unserer  Steuerbelastnng,  wie  der 
angedeuteten,  immer  noch  ausserordentlich  günstig  da, 
besser  als  eines  dieser  anderen  Länder. 

Auch  die  Vergleichung  der  fünf  Staaten  in  Tab.  102  unter- 
einander ist  nicht  minder  lehrreich,  trotz  der  geringeren  statistischen 
Qualität  der  russischen  Daten.  Am  Ungünstigsten,  namentlich  auch 
unter  Mitberücksichtigung  seines  geringeren  Wohlstands  und  Volks- 
einkommens, steht  Italien  da,  wenn  es  auch  eine  etwas  grössere 
Quote  nicht  steuerrechtlicher  Einnahmen  als  Frankreich  und  Gross- 
britannien hat  —  in  Folge  seiner  relativ  sehr  hohen  Steuerlast  und 
seiner  grossen  Staatsschuld.  Doch  müssen  wir  die  weitere  Durch- 
führung der  Vergleichung  hier  unterlassen,  die  Tab.  102  giebt  dem, 
der  sie  sorgfältig  ansieht,  viel  Anhaltspuncte  zu  Schlüssen  aller  Art. 

Zur  bequemeren  Vergleichbarkeit  werden  in  Tab.  103  die  HelatiFzahlen  fär  die 
Hauptpuncte  der  6  hier  behandelten  Staatshaushalte  aus  den  Tab.  101  and  102  noch 
einmal  zusammengestellt  und  eine  Berechnung  der  Quoten  der  Steuerarten  von  der 
Gesammtsteuor  hinzugefügt 

Tab.  103.     Vergleichungszahlen  (relatire) 

1.  a»  O.  1.  ^.  O. 

Preussen  /-.  i.   . 

♦.  o     u      «*         Grossbriianniea 
mit  Kelchsquote 

0'  Of        Muri-     0/  o/        Mark 

/f»o  /oo     J»*»*       /oo  '00     '^*** 

der         der      auf     der  der     auf 

Einn.      Strn.  1  Kopf  Einn.     Strn.  1  Kopf 

I.  Directe  Steuern 133  254  6.0  327  ^51  17.7 

II.  A.  Indirecte  Verbrauchssteuern      ...  340  644  15.3  528  565  28.5 

B.        „         Verkehrssteuern      ....  53  102  2.4  78  84  4.2 

Summe  II 393  746  17.7  606  649  32.8 

Summe  Steuern  I  und  II  .    .     .     .  526  1000  23.8  933  1000  50.5 

III.  Nicht-steuerrochtliche  Einnahmen  ...  474  -f  559  13.3  67  — 156  3.8 

Summe  I -III 1000  1599  37.11000  884  54.2 

Es  ist  immerhin  von  Interesse,  in  dieser  Tab.  103  auch  noch 
zu  übersehen,  wie  sich  in  den  6  verglichenen  Staaten  die  Erträge 
der  Steuern  allein  auf  die  3  grossen  Gruppen  der  Steuern  ver- 
theilen  (Col.  2  bei  jedem  Staat).  Namentlich  wegen  der  niedrigen 
Erbschaftssteuer  ist  in  Preussen  die  Quote  der  directen  Steuern 
verhältnissmässig  niedrig,  in  Grossbritannien  wegen  dieser  Erbschafte- 

^)  Bemerkungen  zu  Tab.  103.  Col.  1  und  3  bei  jedem  der  6  Staaten  aas 
der  Tab.  101   und   102,  Col.  2  aus  Tab.  101  Col.  7  bei  Preussen,  fOr  die  anderen 
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Steuer  so  hoch.  Italien  zeigt  auch  hier  eine  ungemeine  Höhe  der 
Quote  der  directen  Steuern.  Die  russische  Quote  ist  aus  oben  an- 
gedeuteten Gründen  in  der  Tabelle  wohl  fttr  die  directen  Steuern 
zu  niedrig  berechnet. 

Besonders  deutlich  lässt  aber  die  Relativzahl  (in  Promille)  in 
Col.  2  bei  Rubrik  III,  nach  der  in  der  Note  angegebenen  Be- 
rechnungsweise, und  dann  in  der  Sammenrubrik  (I— III)  in  Col.  2 
erkennen,  wie  ausserordentlich  viel  günstiger  die 
Finanzlage  Preussens  (und  Deutschlands)  verglichen 
mit  derjenigen  der  anderen  Staaten  ist:  wir  haben  bei- 
nahe 56  ®/o  (559  ®/oo)  unserer  Steuererträge  noch  zu  diesen 
hinzu  in  Form  nicht-steuerrechtlicher  Einnahmen  für  allgemeine 
Staatszwecke  verfügbar  (daher  156%  ^^^  Steuererträge),  die 
anderen  (ausser  Russland,  wenn  die  Berechnung  richtig  ist)  müssen 
über  15  (Grossbritannien  und  Oesterreich),  über  28  (Frankreich), 
fast  33%  (Italien),  also  rund  bew.  Ve?  V*»  ^Is  ibrer  Steuer- 
erträge —  der  Verwendung  für  allgemeine  Staats- 
zwecke entziehen  und  für  Schuldkosten  zuschiessen! 

Ich  hatte  daran  gedacht,  auch  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika mit  In  diese  Vergleichnngen  hereinzuziehen.  Aber  die  Schwierigkeiten 
sind  hier  noch  grösser  als  bei  Rassland.  Auch  mUssten  dann  eigentlich,  wie  beim 
Deutschen  Beiche,  die  Finanzen  der  Einzelstaaten  mit  berücksichtigt  werden,  was  ich 

der  6   europäischen   Grossstaaten'). 

1.  ^«  O*  1.  Cm  Öm  1.  Cm  »)•  1.  Cm  Öm 


Frankreich 

Italier 

1 

Oesterreich  (West-) 

i 

Lussland 

/oo 

0/ 

/oo 

Mark 

/oo 

loo 

Mark 

0/ 

/oo 

0/ 

^00 

Mark 

700 

°/ 
/oo 

Mark 

der 

der 

auf 

der 

der 

auf 

der 

der 

auf 

der 

der 

auf 

Einn. 

Strn. 

IKopf 

Einn. 

Strn. 

1  Kopf 

Einn. 

Strn. 

IKopf 

Einn. 

Strn. : 

IKopf 

256 

271 

16.7 

386 

435 

14.1 

253 

292 

9.6 

91 

121 

2.0 

524 

556 

34.3 

388 

438 

14.2 

497 

572 

18.8 

604 

806 

13.3 

163 

173 

10.7 

113 

127 

4.1 

119 

136 

4.5 

55 

73 

1.3 

687 

729 

45.0 

501 

565 

18.3 

616 

708 

23.3 

659 

879 

14.6 

d43 

1000 

61.6 

887 

1000 

32.4 

869 

1000 

33.0 

750 

1000 

16.6 

57 

-283 

3.7 

113 

—  327 

4.1 

131 

—  156 

5.0 

250 

+  59 

5.5 

1000 

717 

65.3 

1000 

673 

36.6 

1000 

844 

38.0 

1000 

1059 

22f.l 

5  Staaten  nach  den  Materialien  der  Tab.  102  besonders  berechnet.  Die  Bobrik  III 
Col.  2  bei  jedem  der  6  Staaten  ist  folgendermaassen  zu  verstehen :  sie  giebt  die  Ziffer 
des  Ueberschusses  der  nicht -steuerrechtlichen  Einnahmen  nach  Abzug  der 
Schuldkosten  mit  Plus  {•{-)  an  beiPreussen  und  Bussland,  umgekehrt  die  Ziffer  des 
Deficits,  das  nach  Abzug  der  nicht -steuerrechtlichen  Einnahmen  von  den  Schuld- 
kosten bei  den  4  anderen  Staaten  noch  von  diesen  Kosten  tlbrig  bleibt  und  daher  aus 
Steuern  mitgedeckt  werden  muss,  mit  Minus  ( — ),  beide  Male  in  Promille  der 
Steuererträge  berechnet.  Durch  Zurechnung  dieses  Promillesatzes  zu  den  mit  1000 
angesetzten  Stcuererträgen  bei  Preussen  und  Bussland  und  durch  Abrechnung 
dieses  Satzes  bei  den  anderen  4  Staaten  ergiebt  sich  dann  in  der  letzten  Bubrik 
(Summe  I — III)  die  Belativzahl,  die  jeder  Staat  von  seinen  Steuern  noch  für 
„eigentliche"'  Staatszwecke  verfügbar  hat. 

Kl  ♦ 
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jetzt  nicht  darchflihren  konnte.  Erwähnt  sei  nar  Inirz,  dass  die  Union,  abgesehen  toq 
der  Periode  des  grossen  Bürgerkriegs  (1861 — 64),  regelmässig  nnr  indirecte  Stenem. 
innere,  namentlich  Yerbranchssteuem  und  Einfahrzolle  als  ordentliche  Deckangsmittel 
hat.  Nach  dem  Abschluss  ftlr  das  Jahr  1.  Juli  1898/99  206  Mill.  Dollar  »  c  865 
Mül.  Mark  Zollcrträge,  auf  den  Kopf  11—12  M.,  273  Mill.  DoU.  -»  c.  1147  MilL  Mark 
innere  Steuern.  15 — 16  M.  auf  den  Kopf;  daneben  geringe  sonstige  ordentliche  Ein- 
nahmen, 24—25  Mill.  Doli.  »  c.  105  Mill.  Mark,  zusammen  c.  2117  Hill.  Mark 
oder  c.  28 — 29  M.  auf  den  Kopf.  Die  Post  ist  passiv.  Die  seit  dem  Btirgerkriege 
sehr  Ferringerte  verzinsliche  Schuld,  in  1900  noch  1001  MilL  DolL,  kostet  etwa 
82.5  MiU.  Doli.  »  c.  136.5  Mill.  Mark  Jahreszins. 

§.  215.  Beichsrechtliche  Regelung  der  Landes- 
(Einzel  staat 8-) Besteuerung.  Nach  dem  bestehenden  Rechte, 
wie  es  im  Vorausgehenden  mehrfach  erwähnt  worden  ist,  sind  seit 
dem  Jahre  1866  zuerst  auf  Grund  des  neuen  ZoUvereinsvertrags 
von  1867  gewisse  Beschränkungen  der  Landesbesteuerung 
auf  dem  Gebiete  der  inneren  Verbrauchssteuern  zu  den 
schon  älteren  auf  dem  Gebiete  der  Zölle  getreten.  Die  nord- 
deutsche Bundes-  und  die  deutsche  Reichsverfassung  haben  dem 
Bunde,  bezw.  Reiche  die  Zölle  und  gewisse  innere  Steuern  über- 
tragen und  den  Einzelstaaten  entzogen,  unter  Gewährung  von 
Reservatrechten  für  die  Bier-  und  Branntweinsteuer  an  die  drei 
süddeutschen  Staaten.  In  der  Weiterentwicklung  der  inneren  Ver- 
brauchs- und  der  Verkehrssteuem  (Stempelabgaben)  sind  dann  neue 
Einschränkungen  des  Landessteuerrechts  durch  das  Reichsrecht  in 
den  betreffenden  Steuergesetzen  erfolgt,  was  ebenfalls  an  bezüg- 
licher Stelle  oben  bereits  erwähnt  worden  ist. 

Im  Uebrigen  aber  ist  das  Landessteuerrecht  bisher  nur  in 
einem  Puncte  einer  reichsgesetzlichen  Regelung  mit  unterworfen 
worden,  nemlich  durch  das  norddeutsche  Bundesgesetz  vom  13.  Mai 
1870,  welches  später  zum  Reichsgesetz  in  der  Deutschen  Reichs- 
verfassung erklärt  wurde,  betreffend  die  Beseitigung  der 
Doppelbesteuerung. 

Entsprechend  dem  neuen  staatsrechtlichen  Cbaracter  des  Nord- 
deutschen Bundes  und  des  Deutschen  Reiches  als  wirklichen 
Bundesstaats,  im  Unterschiede  vom  ehemaligen  Deutschen 
Bunde  als  blossen  Staatenbandes,  hat  man  Rechtsnormen  aufstellea 
wollen,  um  die  Belastung  eines  ,,Deu t sehen '^  durch  mehrfache 
Landes-  oder  Einzelstaatssteuern  zu  verhüten.  Diese  Normen  be- 
schränken sich  aber  bisher  auf  die  demgemässe  Regelung  der 
directen  Steuerpflicht  eines  „Deutschen"  —  d.  h.  einer  einzelnen 
physischen  Person,  welche  deutscher  Staatsangehöriger,  daher,  nach 
bestehendem  Rechte,  welche  Angehöriger  eines  deutschen  Einzel- 
staates ist  —  lediglich  gegenüber  den  directen  Staatssteuern. 
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Sie  stelIeD  dafür  in  dem  genannten  Gesetz  folgende  Grund- 
sätze auf:  die  Regel  ist,  dass  ein  Deutscher  zu  den  directen 
Staatsstenern  nur  in  demjenigen  Bundesstaate  (Einzelstaate)  heran- 
gezogen werden  darf,  in  welchem  er  seinen  Wohnsitz  hat;  hat  er  keinen 
solchen,  so  nur  in  dem,  in  welchem  er  sich  aufhält,  mit  weiteren 
Specialbestimmungen  fttr  besondere  Fälle  (s.  u.).  Diese  Regel  er- 
leidet aber  zwei  wichtige  allgemeine  Ausnahmen  (§.  3,  4): 
Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb,  sowie  das  aus  diesen 
Quellen  herrührende  Einkommen,  was  fttr  jlie  Frage  der 
Einkommensteuerpflicht  entscheidend  ist,  dttrfen  nur  von 
demjenigen  Einzelstaate  besteuert  werden,  in  dem  der  Grundbesitz 
liegt  oder  das  Gewerbe  betrieben  wird,  und  Gehalte,  Pensionen, 
Wartegelder  von  Militärpersonen,  Civilbeamten  und  deren  Hinter- 
bliebenen dttrfen  nur  von  dem  Staate  besteuert  werden,  dessen 
Gasse  die  betreffenden  Zahlungen  leistet. 

Diese  wohl  principiell  und  practisch  richtig  getroffenen  und 
jedenfalls  zweckmässigen  Bestimmungen  führen  demnach  zu  folgen- 
den Consequenzen :  nicht  nur  gewisse  Ertrags-,  namentlich  die  Real- 
steuern, Grund-,  Gebäude-  und  auch  Gewerbesteuer,  sondern  auch 
die  personale  Einkommensteuer  (sowie  auch  wohl  die  Ver- 
mögenssteuer) von  dem  „Einkommen*'  aus  den  diesen  Realsteuern 
unterworfenen  Objecten  sind  in  demjenigen  Einzelstaate  zu  zahlen, 
wo  diese  Objecte,  bezw.  Einkommenquellen  sich  befinden.  Dagegen 
ist  der  rein  persönliche  Arbeitsverdienst  (Lohn,  Gehalt  u.  dgl.), 
einschliesslich  dessen  in  Privat-,  Gesellschafts-,  Corporations-,  auch 
Gemeindedienststellungen,  ferner  sind  die  Zinsen  und  Renten  aus 
beweglichem  Vermögen  (Werthpapieren,  Hypotheken,  Darlehen  aller 
Art)  ttlr  die  Landes-Ertragssteuern  (daher  die  Zinsen  u.  s.  w.  even- 
tuell auch  fttr  Eapitalrentensteuern)  und  für  die  Personal-,  speciell 
die  Einkommensteuern  dort  steuerpflichtig,  wo  der  Bezieher  wohnt 
oder  sich  aufhält.  Hiernach  ist  in  Fällen  des  Einkommens 
einer  Person,  welches  aus  verschiedenen  Einzelstaaten  herrührt,  die 
Landessteuerpflicht  bei  Personal-  (Classen-,  Einkommen-,  Vermögens-) 
Steuernnach  den  einzelnen  Theilen  dieses  Einkommens 
eine  verschiedene.  So  können  unter  Umständen  ziemlich  com- 
plicirte  Verhältnisse  dieser  Stenerpflicht  entstehen.  Aber  die  Materie 
ist  doch  wohl  im  Ganzen  zweckmässig,  auch  einfach,  was  ein 
Vorzug  ist,  geregelt,  wenn  auch  in  einzelnen  Fällen  eigenthümliche 
Folgen  eintreten  können.  Manches  hängt  hier  von  dem  Character 
der  Einzelstaatssteuern  ab,  so  ob  nur  Ertrags-  oder  nur  Einkommen- 
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steaern  oder  beide  neben  einander ,  ob  unter  den  Ertragssteuern 
eigene  Kapitalrentensteaern  bestehen  u.  dgl.  m.  Die  Wirkungen 
des  Gesetzes  können  daher  auch  nach  der  Verschiedenheit  dieser 
Verhältnisse  nicht  in  allen  Einzelstaaten  die  ganz  gleichen,  auch 
nicht  immer  durchaus  steuerpolitisch  die  richtigen  sein. 

Ein  Beispiel:  ein  preussischer  Cinlbeamter  wohne  pensionirt  in  Sachsen,  besitze 
ein  verpachtetes  Landgut  in  Weimar,  ein  yermiethetes  Stadthaus  in  Mecklenburg. 
Hypotheken  in  Baden,  ausserdem  Werthpapiere  verschiedener  deutscher  Staaten,  und 
erwerbe  noch  persönlich  durch  litterarische  Beschäftigung  Einkommen  an  seinem 
Wohnsitze  Dann  ist  er  in  Sachsen  staatssteuerpflichtig  und  zwar  einkommenstener- 
pflichtig  für  lets^ereu  Erwerb  und  fUr  seine  Zinsen,  Renten,  Dindcnden  u.  dgL  aus 
seinem  Kapitalbesitz,  in  Preussen  far  seine  Pension,  in  Weimar  grund-  und  einkommeii- 
öteuerpflichtig  fUr  den  Ertrag  seines  Landguts,  in  Mecklenburg  fUr  den  seines  Hauses, 
während  Baden  fUr  die  Hypotheken  und  die  etwaigen  anderen  Staaten,  in  denen  die 
Werthpapiere  domiciliren,  bei  der  directen  Besteuerung  dieses  Mannes  leer  ausgeben.  — 
Aus  dem  Gesetz  sei  noch  erwähnt,  dass  derjenige  Deutsche,  welcher  in  seinem  Ueimath- 
staate  und  ausserdem  in  anderen  Einzelstaatcn  einen  Wohnsitz  hat,  nur  in  ersterem 
zu  directen  Staatssteuern  —  ?on  den  beiden  allgemeinen  Ausnahmen  abgesehen  — 
herangezogen  werden  darf  (§.  2).  In  Bundes-  oder  Staatsdiensten  stehende  Deutsche 
sind  nur  in  demjenigen  Einzelstaat  zu  besteuern,  wo  sie  ihren  dienstlichen  Wohnsitz 
haben  (§.  2)  An  den  Wirkungen,  welche  der  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  ausserhalb 
des  Bundesgebiets  auf  die  (einzelstaatliche)  Steuerpflichtigkeit  eines  Deutschen 
äussert,  wurde  durch  das  gen.  Gesetz  ausdrücklich  nichts  geändert  (§.  5).  Es  ist  seit 
1.  Jan.  1871  in  Geltung.  —  Vorangegangen  war  1869  eine  Uebereinkunft  znr  Begelaog 
des  Gegenstands  zwischen  Preussen  und  Sachsen.  S.  besonders  Glanss  tlber  das 
Gesetz  von  1870  im  Fin.arch.  V,  S.  138  if.,  Art.  Doppelbesteuerung,  Fon  La  band 
im  Wörterb.  d.  Verwalt.,  L  S.  289,  Fon  Eheberg  in  der  2.  Aufl.  des  H.  W.  B.  d.  St 
III,  S.  235.  Die  Frage  spielt  natürlich  in  jedem  Bundesstaate,  so  auch  in  der  Schweiz 
ähnlich.     S.  darüber  die  gen.  Aufsätze,  besonders  Clauss. 

Das  Gesetz  von  1870  ist  wesentlich  dem  Interessengesichts- 
punete  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  entsprangen.  Es 
hat  diese  vor  übermässiger  directer  Besteaerung  schützen  wollen 
und  das  auch  erreicht.  Indessen  liegen  ähnliche  Interessen  auch 
noch  in  anderen  Fällen  vor,  bei  diesen  ist  bisher  aber  eine  reichs- 
gesetzliche Regelung  wohl  von  Interessentenseite  und  auch  mit 
Rücksicht  auf  allgemeinere  volkswirthschaftliche  und  Verkebrs- 
interessen  angeregt  worden,  jedoch  nicht  erfolgt.  So  in  Betreff  der 
Staats-  (und  Communal-)Besteuerung  der  Versichernngsgesell- 
Schäften,  der  Actiengesellschaften  überhaupt,  auch  der 
sonstigen  Erwerbsgesellschaften,  Genossenschaften 
und  schliesslich  aller  nicht  -  physischen  Personen^  zumal 
derer  des  Privatrechts.  In  der  That  führt  hier  die  immernoch 
grosse  Verschiedenheit  des  Einzelstaats-Steuerrechts  öfters  zu  Un- 
billigkeiten und  Härten  in  einzelnen  Fällen,  auch  zn  Verhältnissen, 
welche  mit  der  Einheit  des  Wirthschafts-  und  Verkehrsgebiets,  der 
„Freizügigkeit''  der  Unternehmungen  und  des  Privatkapitals  im 
Reichsgebiete  nicht  recht  im  Einklang  stehen.  Die  neuere  Tendenz, 
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die  subjective  Personal-,  besonders  Einkommensteuerpflicht  der 
nicht-physischen  privatrechtlicben  Personen,  daher  —  der  practisch 
wichtigste  Fall  —  namentlich  der  Actiengesellschaften ,  eintreten 
zu  lassen,  wie  wir  es  in  diesem  Werke  oben  oftmals  hervorzuheben 
hatten,  hat  hier  und  muss  immer  mehr  zu  mancherlei  unbefriedigen- 
den Verhältnissen  bezüglich  der  Steuerpflichten  in  verschiedenen 
Einzelstaaten  führen,  besonders  auch,  wenn  sich  eine  Gesellschaft 
auf  verschiedene  Staatsgebiete  erstreckt,  z.  B.  Domicil  des  Haupt- 
geschäfts und  der  Zweiganstalten  u.  s.  w.  in  verschiedenen  Staaten 
liegen.  Auf  die  Dauer  wird  hier  eine  einheitliche  Regelung  der 
Steuerpflicht  gerade  in  Betreif  der  directen  Staatssteuern, 
besonders  der  Einkommensteuer,  nicht  unterbleiben  können. 
Wichtige  allgemeine  Interessen,  nicht  nur  solche  der  speciellen 
Interessenten,  welche  indessen  vom  Gesichtspuncte  „gerechter'^ 
Steuerpolitik  aus  ebenfalls  auf  Berücksichtigung  Anspruch  haben, 
sind  dafür  geltend  zu  machen.  Es  stemmen  sich  bisher  dagegen 
freilich  die  practischen  Schwierigkeiten  der  legislativen  Regelung 
der  Materie  und  —  wohl  auch  hier  Scheu  vor  Eingriffen  in  die 
Landessteuerrechte  durch  das  Keichsrecht,  eine  Scheu,  bei  welcher 
der  Nebengedanke  des  „qnieta  non  movere^^  und  auch  wohl  ge- 
wisse particularistischen  Velleitäten  mitspielen. 

Auch  für  die  Erbschaftssteuer  wird  ein  Bedürfniss  einer 
gewissen  einheitlichen  Regelung  einiger  Hauptpnncte  des  deutschen 
Landessteuerrechts,  namentlich  der  subjectiven  und  objectiven 
Steuerpflicht  und  auch  wohl  der  allgemeinen  Grundsätze  für  die 
Bildung  des  Steuertarifs,  bei  uns  nicht  zu  verkennen  sein.  Sollte 
sich,  wie  es  zu  wünschen  wäre,  diese  Steuer,  nach  dem  neuerlichen 
Vorgang  Hamburgs  und  Lübecks,  auf  die  directe  Linie,  besonders 
auch  auf  die  Descendenten ,  allmälig  mehr  ausdehnen,  so  würde 
dies  Bedürfniss  vollends  ein  dringendes  werden. 

Es  ist  hier  nicht  die  Aufgabe,  auf  die  Frage  n&her  einzagehen.  S.  u.  A.  die 
Schrift  von  Feitolberg,  Einkommenbesteuerang  nicht-physischer  (juristischer^  Per- 
sonen, 1900,  Schlusswort  S.  190,  wo  die  reichsgesetzliche  Regelung  der  Besteuerung 
dieser  Personen  verlangt  wird.  Mancherlei  zu  der  ganzen  Frage  Gehöriges  in  der 
neueren  Litteratur  über  die  reichsgesetzliche  Uniücation  des  Versicherungsrechts, 
auch  in  derjenigen  über  Actiengesellschaftswosen  und  besonders  über  die 
subjective  Steuerpflicht  der  Actiengescllschaften  und  anderer  Erwerbsgesellschaften. 
S.  u.  A.  Schanz'  Aufsatz  zur  Frage  der  Steuerpflicht,  Fin.arch.  B.  9,  S.  365  fl*., 
auch  Antoni,  Steuersubjecte,  eb.  B.  5,  S.  916  fl*. 

So  haben  wir  denn  im  Ganzen  auch  noch  nach  einer  dreissig- 
jährigen  Periode  im  neuen  Deutschen  Beich  das  Ergebniss:  die 
Landesbesteuerung     ist     noch     allein    maassgebend 
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gebliebeD  auf  den  grossen  Gebieten  der  ganzen  directen  (ab- 
gesehen von  jenen  Bestimmungen  über  Beseitigung  der  Doppel- 
besteuerung), der  ihr  verbliebenen  Verkehrs-  und  Landes- 
stempelsteuern, auch  der  nicht  reichsrechtlich  geregelten 
Gerichtskosten,  daher  namentlich  der  finanziell  wichtigen  ftir 
Geschäfte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  des  Immo- 
biliarbesitzwechsels unter  Lebenden,  ferner  der  Erbschafts- 
steuer; weiter  auch  bei  der  inneren  Biersteuer  der  drei  süd- 
deutschen Staaten  und  factisch,  wenn  auch  nicht  auf  Grand  eines 
ihm  zustehenden  Sonderrechts,  Elsass- Lothringens.  In  Betreff 
sonstiger  innerer  Verbrauchssteuern  sind  nur  die  Be- 
schränkungen der  Gresetze  über  die  Zölle  und  die  inneren  Verbrauchs- 
steuern eingetreten.  Das  hat  nicht  gehindert  die  Beibehaltung  von 
Landes-  oder  Einzelstaats- Wein  steuern  in  Württemberg,  Baden, 
Beichsland,  bis  vor  Kurzem  in  Hessen,  von  Staats-Fleisch  steuern, 
in  Sachsen,  Baden,  Altenburg,  von  Accisen  auf  verschiedene 
Artikel  in  Stadtstaaten,  wie  Bremen,  von  einzelnen  steuerlichen 
Singularitäten  sonst,  bis  zu  eigenen  —  Nachtigallsteuem,  auch  von 
einzelnen  anderen  directen  Luxussteuem.  Auch  Preussen  hat  1873 
seine  Staats-Mahl-  und  Schlachtsteuer  völlig  spontan  und  landes- 
rechtlich,  ohne  Beeinflussung  durch  Reichsrecht,  aufgegeben.  Der 
Wiedereinführung  oder  erstmaligen  Einfflhrnng  von  Steuern  anf 
den  genannten  Gebieten  steht  reichsrechtlich  nichts  im  Wege,  wie 
denn  z.  B.  einzelne  Luxussteuem  noch  jüngst  als  Staatssteuem 
gelegentiich  neu  hinzugekommen  sind  (Hessen). 

So  besteht  denn  auch  immer  noch  eine  grosse  Mannig- 
faltigkeit von  Steuerarten,  Steuerformen,  vollends  von 
steuerpolitischen  und  steuertechnischen  Einzelheiten 
der  Einzelstaatsbesteuerung  im  neuen  Deutschen  Reiche.  Am 
Wichtigsten  und  Folgenreichsten  ist  die  Sonderstellung  der  süd- 
deutschen Biersteuer  und  die  verbliebene  Verschiedenheit  der 
directen  und  der  Erbschaftssteuern.  Auch  diejenige  von 
Verkehrssteuern  fällt  indessen  immerhin  ebenfalls  ins  Gewicht, 
wie  namentlich  die  Verschiedenheit  des  finanziell  und  steuerpolitisch 
wichtigsten  Tbeils  der  den  Einzelstaaten  verbliebenen  Verkehrs- 
steuern,  der  Besitz  wechselabgaben  von  Immobilien  bei 
Rechtsgeschäften  unter  lästigem  Titel  unter  Lebenden,  mit  sehr  ver- 
schiedenen Steuersätzen  in  den  Einzelstaaten. 

„Freiwillig",  d.  h.  unter  dem  blossen  Zwang  der  Um- 
stände und   aus  eigenem  Interesse  des  betreffenden  Staats  hat  ja 
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zwar  erfrenlicfaer  Weise  mehrfach  eine  AnnäheroDg  der  Landes- 
steuerverfassungen ,  besonders  bei  den  directen  Steuern,  auch 
bei  den  Erbschaftssteuern  stattgefunden.  Der  Gedanke  der 
wesentlich  alleinigen  oder  wenigstens  vorwiegenden  staatlichen 
Personalsteuer  y  besonders  der  allgemeinen  Einkommensteuer,  ist 
siegreich  yorgedrungen ,  aber  —  Baiern  und  einstweilen  auch 
Württemberg,  Beichsland,  die  beiden  Mecklenburg  haben  ihn  immer 
noch  nicht  angenommen.  Die  Nachahmung*  der  Neugestaltung 
der  directen  Staatsbesteuerung  nach  prenssischem  Muster,  die  Fest- 
setzung eines  personalsten  erfrei  bleibenden  Minimaleinkommenbetrags 
und  einer  massigen  Progression  (bezw.  Degression)  des  Steuerfusses 
in  der  allgemeinen  Einkommensteuer,  die  fast  allgemeine  Annahme 
des  Declarationszwangs  wenigstens  fbr  etwas  höheres  Einkommen 
bei  der  Einkommensteuer,  die  Durchftlhrung  der  höheren  Besteuerung 
des  fundirten  Einkommens  mittelst  einer  zur  allgemeinen  Einkommen- 
steuer hinzutretenden  personalen,  der  Vermögenssteuer,  auch  an 
Stelle  der  alten  Staats-Ertragssteuem ,  die  Ausdehnung  der  sabjec- 
tiven  Einkommensteuerpflicht  auf  nicht -physische  privatrechtliche 
Personen,  besonders  auf  Actiengesellschaften,  —  dies  Alles  hat  für 
wichtige  Grundlagen  der  directen  Staatssteuem  und  im  Anschluss 
daran  der  Communalsteuem,  eine  gewisse  Gleichmässig- 
keit  des  Landessteuerrechts  im  Deutschen  Reiche  herbeigeführt. 
Die  genauere  Befolgung  des  neuesten  trefiflichen  preussischen 
Musters  der  Miquerschen  Steuerreform  in  Hessen,  Braunschweig, 
einigermaassen  auch  in  Baden,  ist  besonders  erfreulich. 

Aber  —  nicht  nur  haben  die  vorhin  genannten  Staaten  noch 
immer  eine  wesentlich  abweichende  directe  Staatsbesteuerung,  hat 
Baiem  jüngst  (1899)  die  „Reform''  seiner  directen  Steuern  auf 
Flickarbeit,  ohne  die  noth wendige  durchgreifende  Umgestaltung 
seines  veralteten  Ertragssteuersystems  beschränkt,  hat  Württemberg 
schliesslich  an  Kleinigkeiten  seine  geplante  treffliche  Steuerreform 
scheitern  sehen :  auch  in  so  manchen,  doch  nicht  unwichtigen  Einzel- 
heiten bestehen  selbst  unter  neueren  Einzelstaatsgesetzen  über 
directe  Steuern,  auch  bei  der  Einkommensteuer,  noch  mehr  oder 
weniger  erhebliche  Verschiedenheiten  in  Betreff  der  subjectiven  und 
objectiven  Steuerpflicht,  des  Maasses  der  Steuerfreiheit  des  kleinen 
Einkommens  („Existenzminimums''),  des  Steuertarifs  nicht  nur  in 
der  Höhe  der  Sätze,  sondern  auch  im  Gang  der  Progression  bezw. 
Degression,  endlich  auch  hinsichtlich  des  Veranlagungsverfahrens 
u.  dgl.  m.  —  Verschiedenheiten,  welche  durch  die  sonstigen  Ver- 
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schiedenheiten  der  Steaerverfassnug,  dnrch  Besteben  anderer  Steuern 
daneben,  besonders  der  Ertragsstenern,  keineswegs  alle  bedingt  sind, 
sondern,  offen  und  ehrlich  gesprocben,  particularistischen  Neigungen 
der  Regierungen,  der  Verwaltungsbehörden,  nicht  am  Wenigsten  auch 
der  Landtage,  entstammen.  Man  will  es  eben  „etwas  anders  machen^', 
als  der  Nachbar,  als  „Preussen'^,  man  beruft  sich  auf  andere  Ge- 
wohnheiten ,  Anschauungen ,  wirthschaftliche  Verhältnisse ,  Ver- 
waltungseinrichtungen ,  geschichtliche  Entwicklung  der  Landes- 
besteuerung u.  s.  w.  Die  Vermögenssteuer,  „die  für  Preussen  passen 
mag,  passt  für  uns  in  Sachsen  nicht'',  vollends  „fUr  uns  in  Baiem 
nicht'',  ftlr  welches  Land  ja  immer  noch  nicht  einmal  die  allgemeine 
Einkommensteuer  „passen'^  soll,  —  als  ob  diese  Länder  ganz  andere 
Verhältnisse  zeigten  als  Preussen  oder  als  wenigstens  die  eine 
oder  andere  preussische  Provinz,  fllr  die  das  preussiscbe  Steuer- 
system gleichwohl  „passt".  Man  glaubt  sich  mindestens  bei  Be- 
formen der  Landesbesteuerung  nicht  zu  weit  vom  geschichtlich 
überkommenen  Steuerrecbt  entfernen  zu  dürfen  und  nennt  das  wohl 
„richtige  conservative  Politik".  Aber  man  übersieht  dabei,  wie  sehr 
wichtige  Erwägungen  eine  möglichst  gleichmässige 
Gestaltung  desBechts  der  Landessteuern  im  heutigen 
Deutschen  Beiche  erwünscht,  ja  notfawendig  erscheinen 
lassen  und  ebenso,  wie  selbst  scharf  eingreifende,  wirklich 
Bestehendes  umgestaltende  Reformen,  wenn  sie  Verbesser- 
ungen des  Bestehenden  mit  sich  bringen,  leicht  ertragen  werden, 
wie  man  in  Preussen  1891  ff.  es  wahrgenommen  hat.  Auch  selbst 
die  Einführung  des  preussischen  Steuerrechts  in  den  1866  annectirten 
Gebieten  an  Stelle  des  alten,  ebenso  des  neuen  Steuerrechts  in 
selbständig  gebliebenen  Staaten,  wie  Hessen,  Braunschweig,  hat 
sich  ohne  wesentliche  Schwierigkeiten  vollzogen. 

Nein,  auf  dem  Wege  des  Particularrechts  wird  sich  die  noth- 
wendige  Einheitlichkeit  des  Steuerrechts  der  Einzelstaaten,  besonders 
in  der  directen,  der  Erbschafts-,  der  den  Staaten  belassenen  inneren 
Verbrauchs-  und  Verkehrsbesteuerung  nicht  vollziehen ,  mindestens 
nicht  in  absehbarer  Zeit.  Eben  deswegen  kann  doch  wenigstens, 
de  lege  ferenda  gesprochen,  die  Anbahnung  reichsrecht- 
licher Begelung  auch  dieses  Bechtsgebiets ,  namentlich  fttr  die 
Grundnormen,  als  Strebeziel  hingestellt  werden,  —  damit 
nicht  erst  wieder  grössere  politische  Krisen,  wie  im  ersten  Jahr- 
zehent  des  19.  Jahrhunderts  und  wieder  wie  1866  bei  der  erforder- 
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licheD  FortbilduDg  des  Zoll-  und  Verbrauchssteaerrechts,  als  Hilfs- 
kräfte erwartet  werden  müssen. 

Es  dreht  sich  bei  einer  solchen  reichsrechtlichen  Regelang  des 
Landessteuerrechts  auch  nicht  nur,  wie  in  dem  erwähnten  Gesetz 
zur  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  und  in  den  oben  berührten 
sonstigen  Fällen,  um  Berücksichtigung  gefährdeter  Individual- 
interessen, derjenigen  einzelner  Steuerpflichtigen.  Es  handelt 
sich  um  etwas  noch  weit  Wichtigeres:  um  die  Sicherung 
der  nothwendigen  steuerpolitischen  Harmonie  zwischen 
Reichs-  und  Landesbesteuerung,  zwischen  indirecter 
and  directer  Besteuerung  und,  wenn  diese  Sicherung  ge- 
lungen sein  wird,  um  die  Lösung  des  schwierigei  Problems 
einer  wirklich  befriedigenden  Auseinandersetzung 
zwischen  Reichs-  und  Staatsbesteuerung  und  Reichs- 
and Staatsfinanzen  (§.  216). 

Es  ist  auch  steuerpolitisch  auf  die  Dauer  unhaltbar,  dass 
zwar  die  indirecte  Verbrauchs-  und  wenigstens  theilweise 
jetzt  auch  die  Verkehrsbesteuerung  im  Wesentlichen  eine 
einheitliche  im  Reiche  geworden  ist  —  von  den  leidigen  süd- 
deutschen Biersteuerreservatrechten  und  gewissen  Theilen  der  Ver- 
kehrssteuern, namentlich  des  Immobiliarverkehrs ,  auch  den  er- 
wähnten Wein-  und  Fleischsteuern  freilich  abgesehen  — ;  dass 
dagegen  die  directe,  einschliesslich  der  steuerpolitisch  ihr  sehr  nahe- 
stehenden Erbschaftssteuer,  fast  völlig  allein  der  Einzelstaats- 
gesetzgebung unterstellt  und  so  doch  immer  noch  sehr  erheblich  ver- 
schieden geblieben  ist.  Zwischen  den  verschiedenen  Gruppen 
der  Besteuerung,  namentlich  der  directenund  ind^recten, 
muss  aber  in  einem  grossen  politischen  und  wirthschaft- 
lichen  Gemeinwesen,  wie  dem  Deutschen  Reich,  ein 
richtiges  Verhältniss,  eine  „Harmonie'^  bestehen. 
Das  ist  eine  wissenschaftliche  und  practische  steuerpolitsche 
Forderung  ersten  Rangs.  Sie  wird  das  practisch  noch  immer  mehr, 
je  stärker  die  Erträge  einzelner  Steuerkategorieen ,  wie  im  Reiche 
die  Zölle  und  inneren  Steuern,  zunehmen.  Diese  Forderung  ist 
leider  nicht  erfüllt,  und  wird,  wie  gesagt,  schwerlich  rein  freiwillig 
durch  die  Entwicklung  des  Particularrecbts  erfüllt  werden.  Im 
Reiche  kann  keine  Rücksicht  bei  der  Ausgestaltung  des  ZoU- 
und  Verbrauchs-  und  des  Verkehrssteuerrechts  auf  das  Steuerrecht 
der  Einzelstaaten  genommen  werden,  schon  weil  dieses  so  ver- 
schieden ist  (Preussen  —  Baiern  n.  s.  w.!).    In  den  Einzelstaaten 
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wird  nmgekehrt  keine  genttgeDde  Sücksicbt  auf  das  Reichsstener- 
wesen  und  auf  das  Steuerwesen  der  anderen  Gliederstaaten  des 
Reichs  genommen.  Schwierigkeiten  sind  daraus  schon  mehrfach 
in  neuerer  Zeit  für  Reformen  hervorgegangen,  z.  B.  wenn  die, 
vielleicht  sachlich  ganz  gerechtfertigte  höhere  Besteuemng  des 
Grossgewerbes  (Baiern)  durch  die,  nicht  unausftihrbare,  Drohung 
der  Interessenten,  ihren  Betrieb  in  das  nahe  deutsche  Nachbarland 
zu  verlegen,  erschwert,  vielleicht  unmöglich  gemacht  wird.  Es 
kommen  hier  also  doch  wahrlich  auch  wichtige  Interessen  der 
Einzelstaaten  selbst  in  Betracht. 

Aber  wichtiger  bleibt  die  Rücksicht  auf  die  Harmonie  des 
deutschen'  Gesammtsteuersystems  von  Reich  und 
Gliederstaaten  zusammen.  Wenn  das  Reich  eine  Salzstener 
hat  und  glaubt  behalten  zu  müssen,  wenn  es  die  Bier-,  Branntwein-, 
Tabaksteuer  erhöht  hat  und  vielleicht  weiter  erhöhen  moss,  wenn 
es  Zölle  auf  Massen  Verbrauchsartikel  erhebt,  Agrarzölle,  Getreide- 
zölle in  hohem  Satz  aus  agrar-  und  volkswirthschaftspolitischen 
Gründen  nicht  entbehren  kann,  so  muss  das  Reich  auch  die 
Sicherheit  haben,  dass  wenigstens  von  anderen,  von 
directen  Steuern  die  „kleinen  Leute'^  welche  durch 
solche  Reichssteuem  relativ  stärker  getroffen  werden,  befreit  oder 
massiger,  die  wohlhabenderen  Classen  von  directen 
Steuern,  Erbschaftssteuern  allein  oder  stärker  belastet 
werden.  Jetzt  fehlt  noch  jede  genügende  Bürgschaft  dafür,  dass 
das  überhaupt  und  auf  welche  Art,  in  welchem  Maasse  es  geschieht. 
Manche  Schwierigkeiten  in  der  Entwicklung  der  Reichsbesteuerung 
würden  geringer  gewesen  und  würden  in  Zukunft  geringer  sein, 
wenn  in  gleichem  Schritt  mit  dieser  Entwicklung  eine  parallele 
in  der  angedeuteten  Richtung  auf  dem  Gebiete  der  directen  Be- 
steuerung gegangen  wäre  und  fernerhin  gehen  würde.  Namentlich 
solange  keine  directe  Reichsbesteuerung  besteht,  ist  diese  Forderung 
einer  entsprechenden  Entwicklung  der  directen  Landesbesteuemng 
vollends  berechtigt.  Mit  der  Entwicklung  der  Reichsstempelabgaben 
lässt  sich  doch  die  gebotene  Ausgleichung  nicht  allein  erreichen, 
so  richtig*  jene  Entwicklung  neben  derjenigen  der  Zölle  und  inneren 
Verbrauchsbesteuerung  war,  weil  sie  andere  und  leistungsfähigere 
Bevölkerungselemente,  als  die  letzteren  beiden  Steuerarten  es  thun, 
trifft.  Es  ist  daher  mit  der  angedeuteten  Entwicklungsrichtung  der 
directen  Einzelstaatsbestenerung  ein  wichtiges  Reichsinteresse 
verknüpft,  nicht  nur  ein  finanz-  und  steuerpolitisches,  sondern  auch 
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ein  social-  and  allgemein-politisches.  Reichs- u n d  Staats- 
besteneruDg  müssen  in  einem  Bundesstaate,  wie  dem  neuen  Deutschen 
Reiche,  wenigstens  einigermaassen  ein  organisches  Ganzes 
bilden,  wenn  nicht  in  formeller,  so  doch  in  materieller  Hinsicht. 
Daran  fehlt  es  bisher.  Auch  von  Reichswegen  sind  daher  z.  B. 
Reformen  in  der  directen  Besteuerung  in  den  Einzelstaaten  geboten, 
in  der  Richtung  des  neuen  preussischen  und  des  in  den  meisten 
Gliederstaaten  allmälig  ähnlich  gewordenen  Rechts  der  directen 
Besteuerung,  auch  in  Baiern,  Württemberg,  Mecklenburg,  Reichs- 
land und  sonst,  wo  man  sich  noch  in  den  Gleisen  des  alten,  aber 
durchweg  auch  veralteten  Staats  -  Ertragssteuersystems  bewegt. 

Dem  gegenüber  werden  doch  im  Grande  nur  particu- 
laristische  politische  und  staatsrechtliche  Argumente  für  die 
Fernhaltung  des  Reichs  von  der  „Einmischung''  in  dieses,  den 
Einzelstaaten  „vorbehaltene''  Steuergebiet  geltend  gemacht,  Seitens 
der  Regierungen,  der  Landtage,  der  Bevölkerung,  der  Parteien, 
auch  im  Reichstage.  Wenn  auf  dem  Boden  des  geltenden  Reichs- 
rechts eine  solche  „Einmischung"  nicht  zulässig  ist,  —  was  dahin 
gestellt  bleibe,  nebenbei  bemerkt  nicht  ohne  Weiteres  zugegeben 
zu  werden  braucht  — ,  so  wäre  eben,  wie  es  in  anderen  Fällen 
geschehen  ist,  so  auf  dem  Gebiete  des  ganzen  Bürgerlichen 
Rechts,  eine  Erweiterung  der  Reichscompetenz  zu  er- 
streben. Die  hiergegen,  gerade  auf  diesem  Steuergebiete,  be- 
stehenden technischen  und  administrativen  Schwierigkeiten  sind  ja 
bekannt  und  werden  auch  von  mir  nicht  übersehen.  Sie  bilden 
aber  keine  sachliche  Widerlegung  der  hier  aufgestellten 
Forderung.  Letztere  wird  durch  gewichtigste  finanzwissenschaft- 
liche und  finanzpractische,  social-  und  allgemein-politische  Gründe 
unterstützt.  Deswegen  seien  hier  wenigstens  noch  einige  An- 
deutungen über  die  legislative  Lösung  der  Aufgabe  und  über 
die  steuerpolitischen  Grundsätze  dafür  eingeschaltet. 

Es  handelt  sieh  um  ein  ähnliches  Problem  wie  bei  der 
Regelung  des  Communalsteuerrechts  durch  die  Staats- 
gesetzgebung. Auch  hier  werden  allgemeine  grundsätzliche 
Normen  aufgestellt,  um  die  Gommunalbesteuernng  in  die  richtigen 
Wege  zu  leiten  und  die  staatlichen  Gesammtinteressen ,  auch  die 
finanziellen,  mit  den  örtlichen,  communalen  zur  richtigen  Aus- 
gleichung zu  bringen,  so  die  gesammte  Staats-  und  Gommunal- 
besteuernng zu  einem  organischen  System  zumachen.  Inner- 
halb dieser  Normen  wird  dann  immer  noch  genügender  Spielraum 
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für  die  Steneraatonomie  der  Communen  und  für  die  concrete  Ent- 
wicklung der  Communalbesteuerang  nach  den  concreten  Bedürf- 
nissen einer  jeden  Commune  belassen.  Aehnlich  gebt  es  mit  der 
Regelung  der  Verbands(Provinzial-,  Krei8-)Besteuerung. 

Die  Gliederstaaten  eines  Bundesstaats ,  wie  des  Deutschen 
ReichS;  können  in  einer  so  wichtigen  Rechtsmaterie  wie  dem  Steuer- 
recht und  speciell  dem  Rechte  der  directen  Steuern,  Erbschafts- 
steuern, Verkehrssteuern,  auf  die  Dauer  auch  nicht  „toU  soaverän*' 
bleiben,  so  wenig  als  in  manchen  anderen  Rechtsgebieten.  All- 
gemeine grundsätzliche  Normen  des  Gesammtsteuer- 
rechts  im  Deutschen  Reiche,  auch  des  Einzelstaats- 
steuerrechts,  sind  daher  zu  verlangen.  Nurdie  Reichs- 
gesetzgebung kann  sie  geben. 

Das  ist  eins  der  Ergebnisse,  welche  für  die  Fortbildung  unserer 
deutschen  Besteuerung  aus  der  Darstellung  der  „deutschen  Be- 
steuerung im  19.  Jahrhundert'^  meines  Erachtens  mit  Nothwendig- 
keit  folgen.  Es  gilt,  diesen  Gedanken  in  die  öflPentliche  Meinung 
hinein  zu  bringen  und  ihn  hier  allmälig  populär  zu  machen,  — 
wobei  natürlich  unter  deutschen  Verhältnissen  mit  den  üblichen 
unendlichen  Widerständen  zu  rechnen  ist,  welche  noch  jede  be- 
deutende Reform  des  Rechts  in  einheitlicher  Richtung  nach  unserem 
Volksgeist,  unserer  historischen  Entwicklung  gefunden  hat  und  leider 
nach  unseren  Parteiungen  aller  Art  heute  noch  findet.  Das  ist  aber 
auch  das  Recht  der  Wissenschaft,  solche  Bedenken  und 
Forderungen,  welche  sie  aus  dem  eindringenden  Studium  des  G^en- 
stands  gewinnt,  zu  vertreten,  einerlei,  ob  die  sich  so  ergebenden 
Zielpuncte  momentan  auf  Anerkennung  oder  auf  Durchführung 
Aussicht  haben  oder  nicht.  Die  Wissenschaft  arbeitet  so  doch, 
wie  es  ihre  Aufgabe  auf  Gebieten,  wie  dem  uns  hier  beschäftigten 
mit  ist,  der  Praxis,  der  späteren  Gesetzgebung  vor. 

£s  handelt  sich  hier  freilich  um  bekannte  Gontroversen  über  die  Aufgaben  der 
Wissenschaft  überhaupt  und  gewisser  Wissenschaft,  zu  denen  Politische  Oekonomie 
und  Finanzwissenschaft  in  eminentem  Maasse  gehören,  speciell.  Die  obige  Auffassong 
der  Aufgabe  der  Wissenschaft  steht  im  Einklang  mit  meiner  grundsätzlichen  Stelloof 
in  dieser  Controverse.    S.  meine  Grundlegung,  3.  Aufl.,  Th.  1.,  §.  55,  S.  142  ff. 

Was  im  Deutschen  Reiche  danach  zu  erstreben  wäre,  ist  eine 
reichsrechtliche  Regelung  der  leitenden  grundsätz- 
lichen Normen  desEinzelstaats-Steuerrechtsanf  dem 
bisher  diesem  Rechte  im  Wesentlichen  zur  völlig 
autonomen  Regelung  überlassenen  Gebiete,  daher  der 
directen,    der  Erbschafts-,    der  Verkehrssteuern,   ein- 
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schliesslich  derjenigen  für  den  Immobiliarverkehr  in  den 
Abgaben  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit.  Die  sich  hier- 
nach ergebenden  Forderungen  wären  in  knappster  Fassung  die 
folgenden. 

Vorzuschreiben  wäre,  dass  die  hauptsächlichen  directen 
Landessteuern  eine  allgemeine  Einkommen-  und  eine  all- 
gemeine Vermögenssteuer  sein  müssen,  wesentlich  also 
wie  in  Preussen,  Hessen,  Braunschweig,  demnächst  in  Baden.  Auch 
die  wichtigsten  Puncte  d^r  Einrichtung  dieser  Steuern,  des  Veran- 
lagongsverfahrens ,  des  Berufungswesen,  wären  reichsrechtlich  zu 
regeln,  auch,  innerhalb  etwa  eines  gewissen  Rahmens  von  Grenz- 
zifiern,  die  Bestimmung  über  das  steuerfreie  Minimum  bei 
der  Einkommensteuer  —  z.  B.  zwischen  600  —  900  M.  und  der 
Vermögenssteuer  —  z.  B.  zwischen  4000—6000  M.  — ,  um  nach 
den  gegebenen  Wohlstandsverhältnissen  und  Finanzbedürfnissen  den 
einzelnen  Staaten  eine  gewisse  freie  Bewegung  zu  gewähren,  was 
u.  A.  für  Kleinstaaten,  wie  die  thüringischen  und  andere,  ein  Be- 
dürfniss  sein  möchte.  Auch  die  Steuerprogression  bis  zu 
einem  gewissen  Minimalsatz  —  z.  B.  6  %  — ,  der  mindestens 
erreicht  werden  muss  bei  Einkommen  über  einer  gewissen  Höhe 
—  z.  B.  100.000  M.  —  und  ähnlich  bei  der  Vermögenssteuer, 
femer  Maximalsteuersätze  für  die  kleinen  steuerpflichtigen 
Einkommen,  namentlich  für  die  Arbeitseinkommen,  —  z.  B.  V«  % 
bis  1000,  1  %  bis  1500,  IV2  Vo  bis  2000,  2  %  bis  3000  M.  —  und 
für  die  mittleren  Einkommen  —  z.  B.  3  ®/o  bis  10.000  M.  — 
wären  reichsrechtlich  zu  bestimmen.  Das  ist  geboten:  einmal  um 
dem  Progressiyprincip  seine  Function  der  Ausgleichung  der 
umgekehrt  progressiven  Wirkungen  vieler  Zölle  und 
inneren  Verbrauchssteuern  zu  sichern,  dann  auch,  um 
die  kleinen  und  mittleren  Einkommen  vor  Ueberbürdung 
durch  die  Gesammtbesteuerung  des  Reichs  und  der  Einzel- 
staaten zu  schützen.  Innerhalb  des  Rahmens  derartiger  Be- 
stimmungen wäre  dem  Landessteuerrecht  freie  Bewegung  zu  ge- 
währen, ebenso  darüber,  ob  es  das  steuerfreie  Existenzminimum 
höher  ansetzen  und  über  die  Min  im  als  ätze  der  Progression  für 
hohes  Einkommen  hinausgehen  will.  Ueberall  wäre  bei  der  Ver- 
mögenssteuer nach  den  gleichen  Grundsätzen  wie  bei  der 
Einkommensteuer  vorzugehen.  Auch  für  die  Erbschaftssteuer 
wären  die  gleichen  grundsätzlichen  Normen  reichsrechtlich  zu 
treffen,   besonders  über  subjective  und  objective  Steuerpflicht,  ob 
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und  wie  weit  die  directe  Linie,  namentlich  auch  die  Descendenten, 
mit  getroffen  werden  sollen,  welches  die  Grenze  der  Steuerfreiheit 
nach  unten  zu,  nach  Höhe  der  Erbportion,  des  Legats,  etwa  auch 
in  einem  ßahmensatz  mit  Grenzziffern  für  den  Minimalbetrag  des 
steuerfreien  Erbes,  welches  die  Minimalsätze  des  progressiv  zu  gestal- 
tenden Steuertarifs  nach  der  doppelten  Scala,  nach  dem  Verwandt- 
schaftsgrade zwischen  Beerbtem  und  Erben  und  nach  der  Höhe  des 
individuellen  Erbanfalls,  sein  sollen.  Auch  hier  bliebe  dann 
dem  Landessteuerrecht  nach  den  concreten  Verhältnissen,  so  nach 
dem  Finanzbedarf,  ein  gewisser  Spielraum,  z.  B.  die  niedrigere 
wie  die  höhere  Rahmengrenze  der  Steuerfreiheit  zu  wählen,  die 
Minimalsteuersätze  des  Reichsrechts  zu  erhöhen.  Endlich  wäre 
ähnlich  auch  auf  dem  Gebiete  der  Landesverkehrssteuern 
vorzugehen,  namentlich  z.  B.  Minimalsätze  für  den  Immobiliarbesitz. 
Wechsel  unter  Lebenden  zu  lästigem  Titel  zu  bestimmen,  deren 
Ueberschreitung  wiederum  nach  Umständen,  Bedarf  u.  s.  w.  der 
Landesgesetzgebung  zu  gestatten  wäre. 

Nur  soweit  die  Einnahmen  aus  diesen  demgemäss  regulirten 
Landessteuem  zuzüglich  der  sonstigen  Staatseinnahmen  und  etwai- 
ger Zuschüsse  aus  Reichsmitteln  (Ueberweisungen)  nicht  aas- 
reichten, wären  den  Einzelstaaten  noch  andere  Steuerarten  für  ihre 
Landesfinanzen  zu  gestatten,  wie  die  bislierigen  oder  selbst  neue 
Ertragssteueru,  Luxussteuern  u.  dgl. 

Sollte  sich  aber  ergeben,  was  z.  B.  in  einzelnen  Kleinstaaten 
Thüringens,  in  Waldeck  u.  s.  w.  nicht  unmöglich  wäre,  dass  die 
reichsrechtlichen  Beschränkungen,  so  etwa  in  dem  Pancte  der 
Personalsteuerfreiheit  kleinen  Einkommens,  die  Deckung  des  Finanz- 
bedarfs solcher  Staaten  zu  sehr  erschwerten,  weil  die  Progression 
des  Steuerfnsses  für  höhere  Einkommen  und  Vermögen  zu  stark 
werden  müsste,  andere  Steuern  nicht  genügend  ausgebildet  werden 
könnten,  die  sonstigen  Staatseinnahmen,  so  aus  den  Domäneu, 
für  die  Landesfürsten  stark  in  Anspruch  genommen  werden  müssen, 
die  Staatsausgaben  aber  sich  wegen  der  ganzen  Verwaltungs- 
organisation solcher  staatlicher  Mikrokosmen  doch  nicht  vermindern 
Hessen,  —  dann  müsste  von  Reichswegen  solchen  Staaten 
in  ähnlicher  Weise,  wie  es  Preussen  für  Waldeek 
thut  (§.  176),  geholfen  werden  durch  besondere  Dotation: 
das  wäre  die  Consequenz  des  föderativen  Gharacters  des  Reichs 
und  —  der  einmal  angenommenen  Noth wendigkeit  des  Fortbestands 
dieser  Kleinstaaten  als  selbständiger  Gliederstaaten  des  Reichs. 
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Sollten  umgekehrt  die  reichsrechtlich  geregelten  Landessteuern 
naeb  den  reicbsrechtlichen  Minimalsteuersätzen  fttr  höheres  Ein- 
kommen u.  s.  w.  trotz  der  reichsrechtlichen  Minimalgrenze  der 
Steuerfreiheit  fttr  kleines  Einkommen  und  Vermögen  dem  Einzel- 
staate einen  Ertrag  über  dessen  eigenen  Stenerbedarf  hinaus  er- 
geben —  ein  nicht  sehr  wahrscheinlicher  Fall,  wenn  er  auch  in 
einzelnen  Kleinstaaten  mit  grossem  privatwirthaftlichen  Staatsein- 
kommen nicht  unmöglich  wäre  —  so  bliebe  einem  solchen  Staate 
ja,  nach  obigen  Vorschlägen,  von  Keichswegen  gestattet,  die  Grenze 
des  steuerfreien  Existenzminimums  noch  höher,  die  Mazimalsteuer- 
sätze  ftlr  kleines  und  mittleres  Einkommen  und  Vermögen  noch 
niedriger  zu  stellen.  Nur  die  reichsrechtlichen  Minimalsteuersätze 
für  höheres  Einkommen  dürften  nicht  ermässigt  werden,  um  den 
Zuzug  reicherer  Leute  aus  anderen  deutschen  Ländern  nicht  be- 
sonders zu  begünstigen.  Meistens  würde  ein  finanziell  so  günstig 
situirter  Staat  wohl  statt  dessen  aber,  sei  es  für  selten  fehlende 
Staatsaufgaben  mehr  Mittel,  sei  es  seine  Ueberschüsse  für  die 
Dotation  oder  stärkere  Dotation  seiner  höheren  und  niederen 
Selbstverwaltungskörper,  seiner  Gemeinden  u.  s.  w.  verwenden.  In 
einer  dieser  drei  möglichen  Formen  käme  also  nach  wie  vor  der 
Bevölkerung  des  Einzelstaats  die  besonders  günstige  Finanzlage 
des  letzteren  allein  zu  gute  —  und  damit  entfiele  ein  unter 
deutschen  Verhältnissen  nicht  undenkbares  Bedenken  des  „heimi- 
schen Finanzegoismus^'  gegenüber  den  anderen  deutschen  Staaten. 

Dies  ist  natürlich  nnr  ein  ganz  allgemein  gehaltenes,  auf  die  Grondztlgo  sich 
beschränkendes  Programm  fUr  eine  nach  den  angedeuteten  Grtlnden  durchaus  noth- 
wendig  erscheinende  reichsrechtliche  Regelung  der  Einzeldtaatsbesteuorung.  Seine 
Aufstellnng  fällt  etwas  aus  dem  Rahmen  dieses  Werks  heraus,  aber  schien  mir  doch 
als  ein  positives  Ergebniss,  das  ich  fUr  die  Erörterung  von  Reformfragen  aus  der 
Darstellung  der  bestehenden  Besteuerung  und  ihrer  Entwicklung  ftlr  mich  selbst  ge- 
wonnen habe,  hier  am  Platze  zu  sein.  Genauere  Durchführung  und  specielle  Be- 
grtmdnng  dieser  Grundzüge  eines  solchen  Programms  muss  ich  mir  für  eine  andere 
Gelegenheit  vorbehalten.  Der  heftigen  „politischen''  Widersprüche,  die  es  unter  unseren 
Verhältnissen  finden  wird,  bin  ich  mir  natürlich  bewusst,  man  wird  mich  „über- 
triebener unitarischer  Tendenzen''  beschuldigen,  —  möge  man.  Aber  auch  die 
stenerpolitischen  und  steuertechnischen  Bedenken,  die  dagegen  erho1i)en  werden  können, 
sind  mir  nicht  unbekannt  und  von  mir  mit  erwogen  worden.  In  Betreff  derer  möchte 
ich  Kritikern  nur  im  Voraus  bemerken:  die  meisten  Einwände,  die  sie  mir  machen 
werden,  habe  ich  mir  natürlich  ebenso  schon  selbst  gemacht,  aber  —  eben  nicht  für 
ausschlaggebend  befunden  oder  zu  widerlegen  gewusst,  wenigstens  meiner  Ansicht 
und  Ueberzeugung  nach.  Es  sind  neben  politischen  Momenten,  die  ich  nicht  ver- 
läugne, doch  vornemlich  prin  cipiell  steuertheoretische  und  steuerpolitische 
Gründe,  nicht  zum  Wenigsten  auch  socialpolitische,  —  wegen  der  nothwendigen 
Ausgleichung  bedenklicher  Wirkungen  der  iodirecten  Verbrauchssteuern  durch  die 
Wirkungen  directer  Steuern  — ,  welche  mich  zur  Vertretung  einer  solchen  Forderung 
der  reichsrechtlichen  Regelung  der  Landesbesteuerung  und  zur  Aufstellung  eines 
solchen  Programms  zur  Verwirklichung  dieser  Forderung  bestimmen. 

▲.  Wagner,  Finanzwi»eiiaehaft  IV.  52 
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Ausserdem  ist  aber  auch  noch  folgender  practische  Gesicbtspanct  mit  for  mich 
dabei  maassgebend.  Es  wird  dabei  eine  Frage  bertüirt,  die  Regelung  der  finan- 
ziellen Beziehungen  zwischen  dem  Reiche  nnd  den  Einzelstaaten, 
welche  wiederum  ans  dem  Rahmen  dieses  Werks  and  anch  dieses  Bandes  hinaustritt 
Aber  sie  steht  mit  dem  Gegenstande  dieses  §.  215,  mit  der  reichsrechtlichen  Regelang 
der  Landesbesteaerong,  in  nahem  Zusammenhange.  Deshalb  sei  aach  über  diese  Ver- 
hältnisse noch  ein  Wort  beigefügt. 

§.  216.  Die  reichsrechtliche  Regelang  der  Be- 
ziehungen zwischen  Reichs-  und  Landesfinanzen. 
Das  Deutsche  Reich  kann  ja,  streng  staatsrechtlich  die  Frage  auf- 
gefasst,  eigentlich  ,,kein  Deficit  haben'',  weil  nach  Art.  70 
der  ReichsverfassuDg  (o.  S.  651)  die  durch  die  sonstigen  Einnahmen 
nicht  gedeckten  Ausgaben  des  Reichs  durch  die  Matricular- 
beiträge  der  einzelnen  Staaten  nach  Maassgabe  ihrer  Be- 
völkerung aufzubringen  sind.  Aber  thatsächlich  verhält  es  sieb 
eben  doch  bekanntermaassen  nicht  so,  weil  die  Heranziehung  der 
Gliederstaaten  mit  Matricularbeiträgen  Hberhaupt  und  vollends  mit 
solchen  nach  diesem  Maassstabe  in  dem  jeweilig  erforderlichen 
Umfang  practisch  undurchführbar  ist  und  auch  in  der  Form  solcher 
Beiträge  finanzpolitisch  den  grössten  Bedenken  begegnet.  Denn 
diese  Matricularbeiträge  wirken  wie  eine  Art  Kopfsteuer,  weil  sie 
nur  die  Zahl,  nicht  die  wirthschaftliche  Leistungsfähigkeit  nnd 
Steuerfähigkeit  der  Bevölkerung  jedes  Einzelstaats  berttcksichtigen. 
Der  reiche  hanseatische  und  der  arme  thüringer  und  waldecker 
„Kopf"  zählen  dabei  gleich.  Durch  das  System  der  „Ueber- 
weisungen"  (S.  653)  wird  dieser  Fehler  zwar  ausgeglichen,  so- 
weit sich  Matricular-  und  Ueberweisungsbeträge  genau  decken, 
indem  die  letzteren  nach  demselben  Maassstabe  vertheilt  werden, 
der  Kopfzahl  der  Bevölkerung.  Aber  genau  gleichen  sich  beiderlei 
Beträge  eben  nicht  aus.  Sind  die  Matricularbeiträge  höher,  so  ver- 
bleiben wenigstens  für  die  Differenz  die  fehlerhaften  kopfstener- 
artigen  Wirkungen  des  Princips,  sind  die  Ueberweisungen  höher, 
so  werden  anderseits  den  Staaten  mit  ärmerer  Bevölkerung  anf 
Kosten  derjenigen  mit  reicherer  nach  ganz  mechanischem  Maass- 
stabe ebenso  unbillige  Vortheile  gewährt.  Ausserdem  ist  auch  sonst 
das  neuere  Ueberweisungssystem  principiell  falsch  und  wirkt  es 
practisch  störend,  verwirrt  die  Finanzlage  des  Reichs  und  der 
Gliederstaaten  und  widerspricht  dem  Bundesstaatscharacter  des 
Reichs  (§.  201). 

Namentlich  die  beständigen  Schwankungen  in  den 
Ueberweisungsbeträgen  und  in  den  auszuschreibenden  Matricular- 
beiträgen,   die    Rückwirkungen    der  Feststellung  der  Zahlen 
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dafür  im  Reichshaushaltsetat  und  der  später  nach  den  Ergebnissen 
notbwendig  wieder  zu  berichtigenden  Zahlen  auf  die  Einzelstaats- 
finanzen, auf  deren  Budgetanfstellung,  welche  öfters  schon  zu  einer 
Zeit  vorgenommen  werden  muss,  wo  jene  Zahlen  noch  gar  nicht 
einmal  im  Reichshaushaltsetat  feststehen,  —  das  sind  Störnngs- 
elemente,  welche  sich  immer  empfindlicher  gerade  auch  fUr  die 
Landeshaushalte  erwiesen  haben. 

Das  Reich  könnte  sich  ja  nun  nach  dem  Buchstaben  der  Ver- 
fassung und  nach  den  einmal  in  den  neueren  Steuergesetzen  ge- 
troffenen Bestimmungen  über  die  Ueberweisungen  trotzdem  bei  dem 
bestehenden  Rechtszustand  beruhigen,  —  wenn  es  nur  seine  und 
nicht  auch  die  finanziellen  Einzelstaatsinteressen  zu  berücksichtigen 
hätte.  Diese  unvermeidliche  Rücksichtnahme  beengt  das  Reich  aber 
notbwendig  auch  in  seinem  eigenen  Finanzgebahren.  Immer  wird 
es  beachten  müssen,  bei  jeder  Aenderung,  d.  h.  practisch  gesprochen 
meistens  Steigerung  seiner  Ausgaben,  bei  jeder  Schwankung,  d.  h. 
namentlich  Verminderung  seiner  eigenen  Einnahmen,  wie  wirkt  das 
auf  die  Matricularbeiträge ,  diese  wieder  indirect  auf  die  Spanne 
zwischen  diesen  und  den  Ueberweisungssummen,  auf  das  Plus  oder 
Minus  der  einen  oder  der  anderen,  demnach  auch  wieder  auf  die 
Finanzlage  der  Einzelstaaten  ein.  Selbst  der  grösste  davon,  selbst 
Preussen  bleibt  von  diesen  Umständen  nicht  unberührt  und  kann 
von  einer  Erhöhung  der  Matricularbeiträge,  einer  Verminderung  der 
Ueberweisungen  doch  unbequem,  namentlich  zu  ungelegener  Zeit, 
getroffen  werden.  Es  muss  jedenfalls  danach  wieder  seine  eigenen 
Finanzmaassregeln,  in  seinem  Ausgabe-  wie  in  seinem  Einnahme- 
budget oder  in  beiden  zugleich,  treffen.  Von  den  Mittelstaaten, 
schon  weil  sie  in  Hinsicht  der  privatwirthschaftlichen  Landesein- 
nahmen, besonders  aus  den  Staatseisenbahnen,  nicht  so  günstig 
stehen  als  Preussen,  gilt  das  von  Preussen  Gesagte  noch  in 
stärkerem  Maasse.  Ihr  Landessteuerbedarf  wird  von  dem  Ausfall 
an  Ueberweisungen  oder  von  der  Vermehrung  der  Matricularbeiträge 
noch  mehr  und  noch  störender  und  noch  unmittelbarer  berührt 
Die  Kleinstaaten,  zumal  die  monarchischen  und  ärmeren,  mit 
absolut  doch  nur  kleinen  nicht-steuerrechtlichen  Einnahmen,  welche 
ohnehin  bei  ihnen  in  so  starkem  Maasse,  wie  wir  mehrfach  gesehen 
haben,  für  die  Dotationen  der  Landesfürsten  in  Anspruch  genommen 
werden,  diese  Kleinstaaten,  welche  überhaupt  nur  mit  absolut 
kleinen  Geldbeträgen  in  ihren  Haushalten  rechnen,  sie  werden  in 
mitunter  kaum  mehr  erträglicher  Weise  von  jenen  Schwankungen 
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der  Matricnlarbeiträge  und  der  Ueberweisangen  getroffen.  Das  zu 
berücksichtigen  kann  das  Reich  doch  nicht  unterlassen.  Ohne 
Zweifel  sind  diese  Kleinstaaten  in  ihrer  ^^Selbständigkeit^'  aU 
Gliederstaaten  des  Reichs  ja  politische  Anachronismen,  indem  nar 
ein  eigenthümlicbes  Schicksal  sie  vor  der  Mediatisimng  bewahrt 
hat,  d.  h.  vor  der  Behandlung  so  vieler  anderer  Kleinstaaten ,  die 
ihnen  am  Schluss  des  alten  Reichs  rechtlich  und  auch  factisch 
nach  der  politischen  Bedeutung  ebenbürtig  waren.  Aber  auch  sie 
haben  doch  nun  einmal  vom  neuen  Reiche  ihre  weitere  Selbständig- 
keit garantirt  erhalten,  sind  als  dessen  Glieder  mit  aufgenommen, 
daher  haben  sie  mit  Recht  doch  auch  diejenige  Rücksicht  hier  in 
finanzieller  Beziehung  zu  erwarten,  welche  ihnen  die  Erhaltung 
ihrer  politischen  Selbständigkeit,  ihrer  im  Rahmen  der  Reichsver- 
fassung einmal  belassenen,  wenn  auch  beschränkten  „Souveränetät^^ 
möglich  macht. 

Es  ist  daher  ganz  mit  Recht  im  beiderseitigen  Interesse 
eine  befriedigende  Regelang  der  finanziellen  Be- 
ziehungen zwischen  dem  Reiche  und  den  Einzel- 
staaten als  ein  dringendes  Erfordemiss  anzuerkennen.  Dabei 
kann  es  sich  aber  nicht  um  eine  lediglich  mechanische 
Regulirung  handeln,  indem  etwa  aus  dem  Ertri^e  der  Zölle  und 
inneren  Reichssteuern  ein  bestimmter  Betrag  zu  Ueberweisungen 
an  die  Einzelstaaten  festgelegt  wird,  wenigstens  für  eine  gewisse 
Periode,  unter  Vorbehalt  der  Revision  nach  Ergebnissen  und  Be- 
dürfnissen der  Reichs-  und  Landesfinanzgebabrungen ,  z.  B.  wie 
nach  dem  amtlichen  Plane  für  die  Auseinandersetzung  zwischen 
Reich  und  Einzelstaaten  vom  Jahi*e  1893  mit  40  Mill.  Mark,  unter 
Verzicht  auf  einen  weiteren  Rückgriff  des  Reichs  auf  Matricnlar- 
beiträge ;  oder  indem,  wie  nach  einem  veränderten  amtlichen  Plane 
von  1895,  wenigstens  auf  Gleichsetzung  von  Matricularbeiträgen 
und  Ueberweisungen  hingewirkt  wird. 

Auf  das  verfassungsmässige  Recht  zur  Forderung  von  Matri- 
cularbeiträgen sollte  überhaupt  unter  keinen  Umständen  vom  Reich 
verzichtet  werden,  einerlei,  ob  und  wie  weit  man  practisch  zur 
Herstellung  des  Gleichgewichts  zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben 
im  Reichshaushalte  von  diesem  Rechte  jeweilig  Gebrauch  macht 
Denn  in  diesem  Rechte  hat  das  Reich  ein  unter  unseren  politischen 
Verhältnissen  gar  nicht  zu  entbehrendes  Pressionsmittel  auf  den 
Reichstag,  die  Landtage,  die  Regierungen  der  Einzelstaaten. 
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Jede  schwankende  —  wie  bisher  —  oder  feste  Dotation  der 
Einzelstaaten,  wie  nach  dem  Plane  von  1893,  ans  einem  Pins  von 
Ueberweisnngen  über  die  Matricularbeiträge  begegnet  aber  den- 
selben principiellen  und  practischen  Bedenken  wie  das  bisherige 
System  der  Matricularbeiträge,  gewissermaassen  „negativer"  Ueber- 
weisnngen: dem  Bedenken  der  Kepartition  nach  einem 
völlig  unzulänglichen   Maassstabe. 

Hier  hängt  das  Problem  der  Regelung  der  Be- 
ziehungen zwischen  Reichs-  und  Landesfinanzen  mit 
dem  vorhin  behandelten  Problem  der  reichsrecht- 
lichen Regelung  der  Einzelstaatsbesteuerung  meines 
Erachtens  nun  eng  zusammen.  Ich  glaube,  so  eng,  dass 
es  ohne  vorherige  oder  gleichzeitige  Lösung  dieses  zweiten  Problems 
in  der  oben  angedeuteten  oder  einer  ähnlichen  Weise  nicht  be- 
friedigend und  jedenfalls  immer  nur  mechanisch,  nicht  organisch, 
gelöst  werden  kann. 

Will  man  für  Matricularbeiträge  oder  für  üeberweisungen  oder 
ftlr  beide  einen  ordentlichen  Vertheilungsmaassstab  feststellen,  so 
niuss  man  zuvörderst  eine  in  ihren  Grundzügen  gleiche 
Verfassung  der  directen  Steuern,  und  zwar  in  der  Form 
der  allgemeinen  Einkommen-  und  der  allgemeinen  Vermögenssteuer, 
haben.  Auf  Grund  einer  Veranlagung  der  ganzen  Reichsbevölkerung 
danach  kann  man  überhaupt  erst  feststellen,  wie  sich  die  relative 
Leistungsfähigkeit  der  Bevölkerung  der  Einzelstaaten  zu  einander 
verhält.  Wären  die  Einzelstaaten  wirthschaftlich  einigermaassen 
homogene,  auch  einigermaassen  gleich  grosse  Staatsgebilde  —  nach 
Yolkszahl,  Berufsarten,  wirthschaftlicher  Entwicklung  u.  s.  w.  —  so 
wäre  ein  solches  Vorgehen  vielleicht  noch  abkömmlich.  In  der 
jetzigen  Sachlage,  wo  es  sich  um  Staaten  wie  Preussen  und  Baiern 
bis  zu  Reuss  ä.  L.  und  Schaumburg-Lippe,  um  Industriestaaten  wie 
Königreich  Sachsen  und  Agrarstaaten  wie  Mecklenburg,  um  Handels- 
nnd  Stadtstaaten  wie  Hamburg  und  Bremen  und  kleine  Quasi- 
„Waldstaaten"  wie  die  thüringer  handelt,  ist  jenes  Vorgehen  durch- 
aus geboten.  Zu  einer  einigermaassen  gerechten  Regelung  der 
Üeberweisungen  wie  der  Matricularbeiträge  wird  man  auf  andere 
Weise  nicht  kommen. 

Ein  weiteres  Postulat,  das  ich  für  formell  und  materiell  wichtig 
halte,  aber  nicht  einmal  für  so  unbedingt  geboten  wie  das  voraus- 
gehende, wäre,  dass  dem  Geiste  der  Reichsverfassung  entsprechend 
die  bisherigen  eigenen   Einnahmequellen   des   Reichs, 
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die  Zölle  und  inneren  Steuern,  unter  Fortfall  des 
störenden,  rein  mechanischen  Verrechnungswesens 
der  Franckenstein'schen  Clausel  —  denn  etwas  Anderes 
liegt  doch  eigentlich  gar  nicht  vor,  s.  o.  §.  201  —  dem  Reiche 
zunächst  auch  voll  und  ganz  zur  Deckung  seiner  Bedürfnisse 
überwiesen  würden.  Irgend  ernste  Budgetbewilligungsrechte  des 
Reichstags  würden  dadurch  keineswegs  preisgegeben,  wie  der  poli- 
tische Doctrinarismus  und  der  Parteigeist  gewisser  Kreise  wähnt.  Aber 
Klarheit  der  Verhältnisse  würde  erreicht  Soweit  die  Erti%e 
dieser  Quellen  zur  Deckung  der  Ausgaben,  welche  damit  bestritten 
werden  sollen,  reichen,  bedürfte  es  der  Berechnung  und  Erhebung 
von  allgemeinen  Matricularbeiträgen  dann  überhaupt  nicht  mehr,  ohne 
dass  das  Reich  das  verfassungsmässige  Recht  auf  Ausschreibung 
von  solchen  Beiträgen,  wie  gesagt,  aufzugeben  hätte.  Bleiben  auf 
der  Grundlage  der  bestehenden  Gesetze  über  Zölle  und  innere 
Steuern,  daher  namentlich  auch  bei  den  bestehenden  Tarifsätzen, 
Ueberschüsse  im  Reichshaushalte,  die  man  nicht  zur  SchnldcD- 
tilgung  oder  zum  Ersatz  sonst  etwa  neu  aufzunehmender  Schulden 
verwenden  will,  so  wären  diese  an  die  Einzelstaaten  zu  überweisen. 
Aber  sie  wären  nicht  zu  vertheilen  nach  der  Kopfzahl,  sondern 
entweder  wenigstens  mit  nach  anderen  Maassstäben,  wie  einerseits 
nach  der  durch  die  Veranlagung  der  directen  Steuern  constatirten 
relativen  Leistungsfähigkeit  —  welche  auch  mit  auf  die  relative 
Gonsumtionskraft,  daher  auch  auf  die  Beiträge  der  betreffenden 
Einzelstaatsbevölkerung  zu  den  Reichseinnahmen  aus  Zöllen  und 
inneren  Steuern  hinweist  — ,  anderseits  nach  den  Finanzbedürfnissen 
der  Einzelstaaten,  worauf  man  aus  der  Erhöhung  oder  Ermässigung 
der  reichsrechtlich  regulirten  Steuersätze  durch  die  Landesgesetz- 
gebung, auf  den  durch  die  Finanzbedürfnisse  gebotenen  Hinzutritt 
anderer  Landessteuern  mit  schliessen  könnte.  Die  Schwankungen 
der  Ueberweisungssummen ,  welche  immer  störend  für  die  Einzel- 
staatshaushalte wären,  Hessen  sich  durch  die  Einrichtung  eines 
„Ausgleichungsfonds*'  beseitigen,  dem  über  einen  gewissen  festen 
Betrag  gehende  Ueberweisungssummen  eines  Jahres  zuflössen,  um 
daraus  in  anderen  Jahren  Deficite  an  der  für  jenen  festen  Betrag 
fehlenden  Summe  zu  decken,  ähnlich  wie  es  in  einem  amtlichen 
Reformplan  bereits  für  die  Ausgleichung  zwischen  festen  Ueber- 
weisungssummen und  Matricularbeiträgen  projectirt  war. 

Natürlich  setzt  das  Alles  auch  voraus,   dass  im  Allgemeinen 
die  eigenen  Reichseinnahmen  für  diejenigen  Finanz- 
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bedürfnisse,  welche  nicht  durch  Schuldanfnahme  ge- 
deckt werden  sollen  (nnd  richtiger  Weise:  dürfen!),  ausreichen, 
daher  auch  tlir  die  stets  wachsenden.  Eben  deshalb  müsste  auch 
eine  weitere  Entwicklung  dieser  Einnahmen,  nach  der 
Sachlage  daher  der  bisherigen  indirecten  Reichssteuern,  immer  mit 
in  alle  Reformpläne  zur  Auseinandersetzung  zwischen  Reichs-  und 
Landesfinanzen  gezogen  werden.  Um  eine  solche  Entwicklung  durch- 
zusetzen und  in  die  richtigen  Wege  zu  leiten,  wäre  wieder  die  Bei- 
behaltung des  verfassungsmässigen  Rechts  der  Ausschreibung  von 
Matriculardeckungen  geboten,  —  schon  damit  man,  wie  gesagt, 
ein  allseitig  wirkendes  Pressionsmittel  besässe.  Dabei  kann  dann 
sehr  wohl  auch  die  Frage  auftauchen,  ob  man  nicht  zur  Ergänzung 
der  erforderlichen  Reichseinnahmen  neben  den  Zöllen  und  inneren 
Steuern  —  von  denen  die  Bier-  und  Tabaksteuer  gewiss  eine  weitere, 
sie  stärker  ergiebig  machende  Entwicklung  nicht  nur  erlauben, 
sondern  fbrmlich  fordern — ,  auch  andere  Steuerarten,  directe, 
Einkommen-,  Vermögens-,  Erbschaftssteuern,  als 
Reichssteuern  einführen  sollte.  Eine  Frage,  welche  ich  von 
meinem  Standpuncte  aus  bejahen  möchte,  ohne  auf  sie  hier  jetzt 
weiter  einzugehen.  Aber  die  oben  behandelte  reichsrechtliche 
Regelung  der  directen  Landessteuern  böte  auch  noch  einen  be- 
sonderen Vortheil,  welcher  wohl  oder  übel  unter  unseren  politischen 
Verhältnissen  ins  Gewicht  fällt,  namentlich  bei  Politikern  und  Par- 
teien, welche  directen  Reichssteuern  (einschliesslich  Reichserbschafts- 
steuer) ablehnend  gegenüberstehen:  man  könnte  auf  solche  directe 
Reichssteuern  eher  verzichten,  wenn  eine  gleichmässige  directe 
Einzelstaatsbesteuerung  bestände  und  genügend  fungirte,  nament- 
lich in  einer  die  Wirkungen  der  indirecten  Verbrauchssteuern  des 
Reichs  richtig  ausgleichenden  Wirkung  und  auch,  um  in  ausser- 
ordentlichen Fällen  auf  die  Matricularbeiträge  für  Reichsausgaben 
zurückgreifen  und  diese  Beiträge  nach  richtigem  Besteuerungs- 
maassstabe  auf  die  Einzelstaaten  und  in  diesen  auf  die  Censiten 
vertheilen  zu  können.  Denn,  wäre  mit  zu  solchen  Zwecken  etwa 
die  wirkliche  Erhebung  von  Matricularbeiträgen  in 
gewissem  Umfange  ins  Auge  zu  fassen,  so  würde  jene  Regelung 
der  directen  Landessteuern  auch  dafQr  erst  den  richtigen  Repartitions- 
roaassstab  statt  des  rohen  gegenwärtigen  nach  der  Kopfzahl  geben : 
man  würde  nach  der  in  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  sich 
kundgebenden  Leistungsfähigkeit  die  Summen  der  Matricularbeiträge 
jedes  Einzelstaats  bestimmen  und  sie  dann  innerhalb  desselben  nach 
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der  VeraDlagnng    zu  diesen   Steuern   auf   die  einzelnen  Censiten 
umlegen. 

Glaubt  man  umgekehrt  sich  mit  der  Herausstellung  vielleicht 
nur  kleiner  Ueberweisungssummen  auf  Grundlage  der  bisherigen 
Reichszölle  und  inneren  Steuern  nicht  begnügen  zu  können,  wenn 
das  Reich  im  Wesentlichen  auf  die  Erträge  dieser  Steuern  und  die 
weitere  Steigerung  dieser  Erträge  für  seine  eigenen  Bedürfnisse 
Beschlag  legen  muss:  will  man  vielmehr,  dem  Bismarck'schen  Ge- 
danken gemäss,  da  einmal  die  wichtigsten  Quellen  indirecter 
Steuern  den  Einzelstaaten  entzogen  und  dem  Reiche  überwiesen 
sind,  die  Einzelstaaten  in  stärkerem  Maasse  bleibend  zu  „Kost- 
gängern des  Reichs",  zu  Theilnehmem  an  diesen  Reichssteuem 
machen  —  worüber  sich,  vollends  bei  stärkerer  Ausbildung  der 
Bier-  und  Tabaksteuer,  gewiss  reden  lässt  — ,  so  wäre  das  Vor- 
gehen auch  wieder  gegeben :  man  müsste  einen  bestimmten  höheren 
Ueberweisungsbetrag  in  das  Reichsbudget  bei  den  Einnahmen  mit 
einsetzen  und  die  Reichsbesteuerung  so  gestalten,  dass  man  aot 
die  Mitdecknng  dieses  Betrags  aus  den  Zöllen  und  inneren  Steuern 
im  Durchschnitt  rechnen  kann.  Die  Einrichtung  eines  betreffenden 
Ausgleichungsfonds,  um  die  unvermeidlichen  periodiscben  und  jähr- 
lichen Schwankungen  der  Erträge  der  genannten  Steuern  auszu- 
gleichen, wäre  dann  auch  hier  wieder  am  Platze.  Zur  richtigen 
Vertheilung  eines  solchen  bleibenden  grösseren  Ueberweisungs- 
betrags  wäre  aber  wiederum  in  der  Weise  wie  oben  gezeigt  vor- 
zugehen, d.  h.  eine  reichsrechtliche  Regelung  der  Landesbesteueruug 
müsste  auch  deswegen  mit  erfolgen,  um  bessere  Repartitionsmaass- 
stäbe  zu  gewinnen,  um  die  Leistungsfähigkeit  und  die  Bedürfnisse 
der  Einzelstaaten  richtig  feststellen  und  messen  zu  können.  Nach 
dem  plumpen  gegenwärtigen  Maassstabe  der  Kopfzahl  erfolgend 
Hesse  sich  eine  solche  stärkere  Dotation  der  Einzelstaaten  aus 
Reichsmitteln  nicht  wohl  rechtfertigen. 

Auch  hier  muss  es  an  der  Darleguug  ?ou  blossen  Grundzügen  geofigen. 
Letztere  können  nur  an  anderer  Stelle  einmal  näher  entwickelt  und  begründet,  sowie 
im  Anschluss  an  eine  solche  Behandlung  des  Problems  das  Einzelne  genauer  aus- 
geführt werden.  Ich  gebe  hier  nur  das  Kesultat  langer  und  eingehender  Beschäftigung 
mit  der  Frage.  Was  bisher  im  Keichc  von  Seiten  der  verbündeten  Begiemngen,  wie 
in  den  angefahrten  Plänen  von  1893  und  1895  versucht,  aber  ohne  Erfolg  geblieben 
ist,  weil  der  Keichstag  sich  nicht  darauf  einliess,  hätte  wohl  Manches  verbessert,  aber 
gründlich  nicht  den  bestehenden  Uebeln  abgeholfen.  Was  dann  aas  der  Initiative 
des  Reichstags,  bezw.  des  Centrums  seit  1896  hervorgegangen  ist,  läuft,  wie  G.  v.  Mayr 
ganz  richtig  sagt,  auf  „Jahres-Flickarbeif'  mittelst  eines  ganz  mechanischen  Ver- 
fahrens liinaus,  womit  man  seitdem  jährlich  von  Neuem  an  der  Frage  herumhandtierte. 
S.  über  die  erwähnten  Eeformpläne  die  Thronrede  vom  21.  Nov.  1893  und  den  Gesetz- 
entwurf, betr.  die  anderweite  Ordnung  des  Finanzwesens  des  Reichs  (1893/94  Druck- 
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Sache  Nr.  51),  die  Matcrialieu  auch  im  Fin.arch.  B.  11,  S.  267  ff.,  ferner  den  zweiten 
bezüglichen  Gesetzentwurf  vom  25.  Jan.  1895  (Session  1894/95,  Drucksache  Nr.  115). 
Annalen  1894,  1895.  Ueber  die  ganze  Frage  u.  A.  Schanz.  Reichshaushalt  und 
das  Finanzwesen  der  Einzclstaaten ,  ein  Vorschlag  zur  Regelung  ihres  gegensei tifren 
Verhältnisses,  Fin.arch.  B.  18,  S.  88  1!'.  G.  v.  Mayr,  zur  fieichs£nanzrefurm,  1898, 
und  wieder  unter  demselben  Titel  in  der  Franckenstein'schen  Vierteljahrszeitschrift  für 
Staats-  und  Volks wirthschaft  1895,  dann  jüngst  (1901)  in  dem  gut  zusammenfassenden 
Artikel  „Reichslinanzen'*  im  6.  Bande  der  2.  Aufl.  des  H.  W.  B.  d.  St.,  bes.  S.  881  ff. 
(daselbst  S.  888  weitere  Litteratur,  auch  andere  bezügliche  Artikel  von  G.  v.  Mayr). 
Ich  muss  es  mir  an  diesem  Orte  versagen,  auf  diese  Arbeiten  von  Schanz  und  Mayr 
und  sonstige  Erörterungen,  auch  im  Reichstage,  über  die  Frage  noch  näher  einzugehen. 
Ich  will  die  Frage  hier  jetzt  nur  im  Zusammenhang  mit  den  im  Text  berührten 
Puncten  und  namentlich  mit  der  Frage  der  reichsgesetzlichen  Regelung  der  Landes- 
besteuerung (§.  215)  überhaupt  behandeln,  wofür  es  an  den  Ausführungen  oben  ge- 
nügen muss.  Ohne  ein  Eingreifen  des  Reichsrechts  in  die  Landesbesteuerung  ist 
moines  Erachtens  nichts  Befriedigendes  zu  erreichen,  wenn  auch  Einiges,  aber  ledig- 
lich mechanisch,  zu  verbessern.  Die  particularistischen  Widerstände  der  Einzelstaaten 
sind  mir  natürlich  nicht  unbekannt.  Aber  wenn  Preussen  Concessioncn  machte,  könnte 
vielleicht  selbst  Baiern  und  —  sogar  Reuss  ä.  L.  sich  schliesslich  zu  gleichen  be- 
wogen finden.  Hier  handelt  es  sich  für  mich  aber  auch  nicht  um  einen  momentan 
actnellen  Plan,  sondern  um  die  theoretische  Aufdeckung  eines  richtigen 
Weges  und  Verfahrens,  um  zu  dem  allseitig  erwünschten  Ziele  zu  gelangen. 
Welche  politischen  Schwierigkeiten  dio  Befolgung  eines  solchen  Weges  und  Verfahrens 
hat,  weiss  ich  selbstverständlich  ebenfalls.  Es  wird  lange  danern,  bis  man  sie  über- 
windet, selbst  wenn  eine  mächtige  staatsmännische  Kraft  und  finanzielle  Capacität  sich 
der  Sache  bald  annähme.  Immerhin  in  geringerem  Maasse,  indessen  principiell 
ähnliche  Schwierigkeiten  werden  zu  überwinden  sein,  wie  einstens  bei  der  Bildung 
des  Zollvereins  und  der  Ausbildung  eines  gemeinsamen  Zollrechts,  bezw.  in  der  An- 
nahme dos  pireussischen.  Aber  die  Dinge  liegen  doch  glücklicher  Weise  im  Beginn 
des  20.  Jahrhunderts  auch  in  dieser  Beziehung  günstiger.  Dank  der  Existenz  des 
Seichs,  als  im  dritten  und  vierten  Jahrzchent  und  noch  im  ganzen  zweiten  Drittel  des 
19.  Jahrhunderts.    Das  bleibt  ein  Trost  • 

Die  mechanische  Flickarbeit  seit  1896  ist  doch  völlig  unzureichend.  In  gewissen 
seitdem  erlassenen  Reiclisgesetzen  über  die  Verwendung  von  überschüssigen  Reichs- 
einnahmen zur  Schuldentilgung  werden  Beträge  der  Ueberweisungssummen  statt,  wie 
nach  den  bestehenden  Gesetzen,  völlig  zur  Vertheilung  an  die  Einzelstaaten,  nur  theil- 
weise  dazu,  theilweise  zur  Rcichsschuldentilgunjr  bestimmt,  und  die  dem  Reiche  ver- 
bleibenden Reinerträge  der  Zölle  und  der  Tabaksteuer  zeitweise,  in  wechselnden  Summen 
nach  den  einzelnen  Gesetzen,  über  die  Ziffer  von  180  Mill.  Maik  des  Gesetzes  von 
1879  hinaus  erhöht  (o.  S.  658).  ^S.  in  den  Reichsgesetzen  vom  16.  April  1896, 
24.  Mirz  1897,  81.  März  1898,  25.  März  1899,  80.  März  1900  das  Nähere.)  Das 
ist  sachlich  ganz  gut,  aber  doch  sonst  ein  principloses  Verfahren  und  eine  legislative 
Thitigkeit,  der  grössere  leitende  finanzpolitische  Gesichtspuncte  fehlen .  ein  Arbeiten 
vom  Tage  für  den  Tag,  in  der  That  eine  blosse  „Fiickarbeir*. 

§.  217.     Schluss. 

Gerade  die  AusführuDgen  der  letzten  AbscliDitte  (§.  215,  21G) 
haben  uds  gezeigt,  dass  auch  im  heutigen  Deutseben  Reiche  auf 
dem  Gebiete  der  Besteuerung  und  der  Finanzen  noch  viel  zu  thun 
übrig  bleibt,  manche  wesentliche  Mängel  noch  bestehen,  die  Reform- 
arbeit Iceineswegs  abgeschlossen  sein  kann,  sondern  beständig 
weitergehen  muss.  Die  günstigen  Schlüsse  in  Bezug  auf  unsere 
Landes-  wie  Reichsbesteuerung,  besonders  auf  das,  was  darin  im 
letzten  Menschenalter  der  Reichsperiode  erreicht  worden  ist,  und 
in  Hinsicht  der  Vergleichung  mit  dem  Auslande  (§.  212— -214),  er- 
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leiden  aber  dadnrcb  keine  Einschränkung,  geschweige  eine  Wider- 
legung. Wohl  jedoch  werden  die  unmittelbar  vorangehenden  Dar- 
legungen und  Erörterungen  uns  auch  vor  einem  übertriebeneu 
Optimismus,  vollends  vor  hochmüthiger  Ueberschätzung  des  Er- 
reichten und  vor  zu  grosser  Zufriedenheit  mit  diesem  warnen  müssen. 

Damit  wird  aber  wahrlich  nicht  eine  pessimistische  AnfTassuDg 
an  die  Stelle  einer  optimistischen  gesetzt.  Im  Gegentheil:  zn 
einer  optimistischen  Auffassung,  welche  zur  vollen  An- 
erkennung und  Würdigung  des  Erreichten,  nur  nicht  zn  dessen 
Ueberschätzung  führt,  haben  wir  wahrlich  allen  Grund,  — 
an  nnd  für  sich,  „absolut'',  wenn  wir  die  Entwicklung  unserer 
Finanzen  und  Steuern  betrachten,  und  wiederum  namentlich  „relati?'^ 
in  doppelter  Hinsicht,  wenn  wir  das  heutige  Finanz-  und  Steuer- 
wesen  am  Beginn  des  20.  Jahrhunderts  mit  dem  deutschen  vor 
100  Jahren,  dasjenige  im  neuen  Beiche  mit  dem  im  alten,  und  wenn 
wir  das  bei  uns  im  19.  Jahrhundert  auch  auf  diesem  Gebiete  Er- 
reichte mit  dem  in  anderen  Staaten,  darunter  den  ersten  der  Welt, 
in   diesem  Zeitraum  Geschehenen  und  dort  Erreichten  vergleichen. 

Am  Wichtigsten  und  am  Lehrreichsten  ist  diese  Vergleichnng 
mit  den  beiden  grossen  westeuropäischen  Ländern, 
mit  Grossbritannien  und  mit  Frankreich.  Im  Hinblick  auf 
die  in  Band  III  erfolgte  eingehende  Behandlung  der  Besteuerung 
dieser  beiden  Staaten  im  19.  Jahrhundert,  Frankreichs  namentlich 
in  dem  Jahrhundert  seit  1789,  seit  dem  Jahre,  mit  dem  dies  Land 
seine  neuere  Geschichte  beginnt  und  in  der  That  ja  ein  welt- 
historischer Abschnitt  anhebt,  braucht  das  hier  nicht  näher  dar- 
gelegt zu  werden. 

Dem  Chaos  des  Staatsgetrümmers  im  alten  Reiche 
entsprach  das  Chaos  der  Finanzen,  der  Steuerverfassungen, 
so  manches  Tüchtige  einzelne,  besonders  die  grösseren  Territorial- 
staaten, Preussen  voran,  auch  Oesterreich  als  damaliges  Reichs- 
glied, bereits  in  Reformen  seit  dem  17.  Jahrhundert  und  im  18. 
geleistet  hatten.  Aber  die  Einheitlichkeit  der  Steuerverfassung 
auch  nnr  in  einem  dieser  Staaten  war  doch  noch  nirgends  genügend 
erreicht  worden.  Dann  kam  die  gewaltige  französische  Revolutions- 
und Kriegsepoche  auch  über  uns.  Und,  leider  muss  man  es  ja 
sagen,  nicht  der  eigenen  politischen  That  der  deutschen  Staaten, 
Fürsten,  Völker  und  Stämme,  sondern  der  fremden  Gewaltthat 
verdanken  wir  es  erst,  dass  wenigstens  unter  der  Wucht  des 
gallischen   und  corsischen  Kehrbesens  mit  dem  Staatengetrttmmer 
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des  alten  Reichs  einigermaassen  aufgeräumt,  auch  in  den  Rhein- 
bnndstaaten  doch  grössere ,  lebensfähigere  Staatengebilde  her- 
gestellt wurden.  Wenn  dann  auch  nach  der  Vertreibung  der  Fremd- 
herrschaft, der  Wiederemporhebung  Preussens  im  neuen  Deutschen 
Bunde  ein  völlig  ungenügendes  politisches  deutsches  Gemeinwesen 
geschaffen  und  von  der  ehemaligen  Kleinstaaterei  noch  zu  viel 
erhalten  worden  war:  eine  bedeutsame  Verbesserung  der  Territorial- 
staatsverhältnisse gegen  die  Zeiten  des  alten  Reichs  war  doch 
selbst  das  Ergebniss  der  Dinge  von  1814  und  1815.  Diese  bessere 
Territorialgestaltung  war  eine  unbedingte  Voraussetzung 
für  alle  innere  Reformarbeit. 

Ueberall  begann  allmälig  neues  politisches  Leben  zu  pulsiren 
und  auch  die  Finanzen  und  Steuern  wurden  besser,  nament- 
lich einheitlicher  geordnet.  Das  haben  die  Darlegungen  dieses 
Werks,  auch  in  Betreff  der  Mittel-  und  mancher  Kleinstaaten, 
doch  schon  für  die  Periode  von  1815  bis  1848  nachweisen  können. 

Die  wirthschaftliche  Zusammenfassung  eines  grossen 
nnd  immer  grösser  werdenden  Theils  der  Nation  und  ihres  Gebiets 
im  Zollverein,  die  grosse  politische  und  wirthschaftliche  That 
Preussens  in  der  eben  genannten  Periode,  schuf  dann  erst  die  Be- 
dingungen für  eine  wirklich  moderne  Volkswirthschaft,  ermöglichte 
erst  die  Concurrenz  derselben  mit  derjenigen  anderer,  vorgeschritte- 
nerer Länder  und  auf  unserem  Gebiete  für  die  bedeutendere 
Entwicklung  eines  Haupttheils  der  Besteuerung,  der  Zölle  und  der 
inneren  Verbrauchssteuer]),  wenn  von  diesen  auch  zunächst 
nur  die  Rübenzuckersteuer  Vereinssteuer  wurde. 

Den  Bewegungen  von  1848  war  wie  im  politischen  Leben, 
so  auch  auf  finanziellem  Gebiete  eine  weitere  Fortentwick- 
lung unserer  Finanzen  und  Steuern,  besonders  auch  Reformen 
der  directen  Steuern  zu  verdanken. 

Die  sofortige  Annahme  des  Staatsbahnsystems,  des  aus- 
schliesslichen oder  vorwiegenden,  in  den  deutschen  Mittel- 
staaten, leider  nicht  von  vornherein,  aber  doch  seit  dem  LJeber- 
gang  zur  constitutionellen  Staatsform,  wenngleich  zunächst  nur 
ganz  partiell,  auch  in  Preussen,  erwies  sich  im  Laufe  der  Zeit 
kaum  von  geringerer  finanzpolitischer  als  Verkehrs-  und  volks- 
wirthschaftspolitischer  Bedeutung.  Die  weitere  Ausbildung  dieses 
Systems  nunmehr  nach  dem  Anfall  der  Staatsbahnen  der  annectirten 
Länder  im  Jahre  1866  und  wieder  später  nach  der  principiellen 
Annahme    des  Staatsbahngedankens  seit  Ende  der  1870er  Jahre 
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auch  in  Preussen,  eine  der  grossen  Thaten  der  Bismarck'scheo 
Politik,  hat  diese  doppelte  Bedentang  des  Staatsbahnsystems  noch 
immer  mehr  gesteigert.  Finanziell  betrachtet  wnchs  so  den 
deutschen  Staaten,  Prenssen  freilich  bei  Weitem  im  grössten  nnd 
ergiebigsten  Maasse,  eine  Art  „neues  Domanium''  zu  dem 
glücklicher  Weise  so  vielfach  erhaltenen  alten,  der  Domänen, 
Forsten  u.  s.  w.,  hinzu.  Mit  dadurch  wurden  auch  die  Aufgaben 
der  Finanz- und  Steuerpolitik  und  Steuertechnik  leichter  lösbar, 
denn  die  Besteuerung  brauchte  nicht  entfernt  so  grosse  Summen 
wie  im  Auslande  aufzubringen. 

Diese  günstige  Lage  verdanken  wir  freilich  ausserdem  der 
Staatsschuldenpolitik.  .Die  alten  Kriegen  nnd  politischen 
Ursachen  entsprungenen  Schulden  waren  nicht  so  schwer  und 
wurden  durch  Tilgung,  Zinsreduction  und  Conversion  eine  immer 
geringere  Last.  Nene  Schulden  erwuchsen  zwar  gerade  aus 
der  Staatsbahnpolitik,  aber  nicht  nnr  productive,  sondern  aoeh 
meistens  genügend  rentable,  selbst,  wie  wiederum  namentlich 
neuerdings  in  Preussen  solche,  welche  durch  ihre  Veranlagung  in 
den  Staatsbahnen  eine  Rente  weit  über  die  Kosten  der  Zinsen  der 
Bahnschulden  ergaben.  So  wurde  das  „neue  Domanium''  finanziell 
erst  recht  lucrativ  für  den  Staat,  für  den  Fiscus,  d.  h.  für  die 
Gesammtbeit  der  Steuerzahler,  denn  diese  ist  ja  schliess- 
lich, wirthschaftlich  betrachtet,  „der  Fiscus".  Der  wirthschaits- 
politische  Grundsatz  der  „Verstaatlichung"  von  Kapital,  von 
gewissem  Boden,  von  Wirthschaftsbetrieben  —  von  „sachlichen 
Productionsmitteln"  —  bewährte  sich  auch  finanziell. 

Aber  immer  blieb  der  Mangel  der  politischen  Einheit 
der  Nation,  blieb  die  immer  noch  sogut  als  vollständige 
Souveränetät  der  Einzelstaaten  auch  im  Zollverein,  damit 
die  viel  zu  grosse  Autonomie  dieser  Staaten  auch  in  allen  wirth- 
schaftlichen,  wie  vollends  in  finanziellen  Dingen.  Da  kam  die 
grosse  politische  That  des  Jahrhunderts,  die  Herbei- 
führung der  politischen  Einheit  des  Haupttheils  der 
Nation,  wenn  auch  nicht  im  vollen  Einheitsstaate  wie  in  ver- 
wandter politischer  Entwicklung  in  Italien,  sondern  im  föderativen 
Verbände,  doch  im  Wesentlichen  mit  den  nothwendigen  poli- 
tischen und  staatsrechtlichen  Bedingungen  und 
Cautelen  für  einen  wirklichen  Bundesstaat,  für  ein 
wahres  neues  „Reich"  unter  preussischer  Spitze  und  in 
erbmonarchischer   Form:   die  That  der  Wilhelm  I.  und  Bis- 
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marck,  der  Jahre  1864,  1866  und  1870—71,  damit  auch  die  Wieder- 
gewiDDung  geraubter  Lande,  die  Verbesserung  der  Grenzen,  der 
geographischen  Gestaltung  des  Beichsgebiets.  Damit  aber  waren 
auch  erst  wieder  die  Bedingungen  für  eine  erfolgreiche 
und  günstige  Weiterbildung  der  Finanzen  und  Steuern, 
für  eine  einheitlichere  Finanz-  und  Steuerpolitik  wie  Wirth- 
schafts-  und  Socialpolitik  geschaffen,  —  freilich  noch  immer  nicht 
ausreichend,  wie  die  früher  dargelegten  Mängel  der  Finanzen  und 
Steuern  beweisen,  aber  doch  in  unendlich  besserer  Weise  als  früher, 
als  im  alten  Deutschen  Reiche,  als  im  ehemaligen  Deutschen  Bunde. 
Und  zugleich  war  es.  Dank  der  preussischen  und  später  der 
preussisch  -  deutschen  Wehrkraft  gelungen,  deren  oft  beklagte 
hohe  Kosten  sich  wahrlich  so  auch  volkswirthschaftlich 
und  finanziell  ebenso  bezahlt  machten  als  politisch 
und  militärisch,  diesen  günstigen  ungeheuren  Wechsel  im  poli- 
tischen Dasein  der  Nation  ohne  irgend  erhebliche  finan- 
zielle Nöthen,  ohne  wesentliche  neue  Schulden,  ohne 
drückende  Steuern  herbeizuführen.  Ein  einziges  Beispiel 
in  älterer  und  neuerer  Geschichte!  Wie  anders  ging  es  noch  dem 
armen  Italien  bei  der  Durchführung  des  dem  unseren  gleichen 
politischen  Regenerations-  und  Einigungsprocesses! 

Seit  der  Neugründung  oder  sagen  wir  es  doch  lieber,  der 
Wiedererrichtung  des  Deutschen  Reichs,  dann  die  grosse 
erfolgreiche  Reformarbeit,  wie  auf  allen  anderen,  so  auch  auf 
finanziellem  Gebiete.  Das  haben  wir  in  diesem  Werke  genauer 
verfolgt  und  braucht  hier  nicht  recapitulirt  zu  werden.  Freilich 
mussten  wir  jetzt  neue  Steuern  einführen,  alte  erhöhen, 
um  Millionen  und  aber  Millionen  Reichs-  und  Staatseinnahmen 
flüssig  zu  machen,  trotz  der  Ueberschüsse  des  alten  und  neuen 
„Domaniums'S  trotz  der  geringen  alten  und  der  hoch  rentablen 
neuen  Schulden.  Aber  nur  um  nachzuholen,  was  so  lange  ver- 
säumt war,  um  die  Mittel  zu  sichern,  das  zu  erhalten,  was  die  ge- 
segneten Jahre  1864 — 71  der  Nation,  der  anfangs  so  widerspänstigen 
Nation,  gebracht  hatten,  um  das  Reich  und  Einzelstaaten  finanziell 
iUr  alle  politischen,  socialen,  wirthscbaftlichen,  culturellen  Aufgaben 
leistungsfähig  zu  machen  und  zu  erhalten.  Der  finanziell  und 
steuerpolitisch  wie  wirthschaftspolitisch  erfolgreiche  Ausbau  des 
Reichs-  Zoll-,  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuersystems 
ist  im  Grossen  und  Ganzen  wohl  gelungen,  wenngleich  auch 
hier  noch  Manches  zu  ergänzen  und  zu  verbessern  übrig  bleibt. 
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Und  wenn  dann  wohl  anch  gerade  der  leitende  Staat  auf  dem 
Gebiet  der  Reformen  der  directen  Steuern  länger  als  za  wünschen 
gewesen,  zurückgeblieben  war,  der  meines  Erachtens  nicht  zu  be- 
streitende Fehler  der  Bismarck'schen  Aera,  für  den  es  freilich  viele 
Erklärungs-  und  Entschnldigungsgrttnde  giebt  —  nicht  am  Wenig- 
sten den,  dass  zunächst  noch  wichtigere  Aufgaben  zu  erfüllen 
waren  — ,  gerade  einzelne  der  Mittelstaaten  und  der  Klein- 
staaten, Sachsen,  Baden,  Hessen,  Weimar  u.  a.  m.  zeigten  sich  hier 
nun  reformfähig  und  reformgeneigt.  Die  Umbildung  der  deutschen 
directen  Staatsbesteuerung  aus  der  Ertrags  st  euer  form  in  die 
Personalsteuer  form  wurde  angebahnt  und  zunächst  so  in 
kleinerem  Gebiete,  aber  doch  an  nicht  unwichtigen  practischen 
Mustern  gezeigt,  dass  die  von  der  Wissenschaft  und  rationellen 
Praxis  geforderten  Reformen  ausführbar  seien  und  sich  bewährten, 
finanz-  und  steuerpolitisch  und  steuertechnisch. 

Da  war  es  dann  die  Regierung  Wilhelm's  II.,  die  die  eingetretene 
Stagnation  der  preussischen  Steuerpolitik  gut  machte  und  war  es 
ein  wissenschaftlich  gebildeter  Practiker,  wie  Miquel,  welcher  die 
solange  versäumte  und  mit  unzulänglichen  Kräften  und  Mitteln 
vergebens  versuchte  Reform  der  directen  Besteuerung  in  die  rich- 
tigen Wege  leitete,  andere  Steuerreformen  daran  schliessend.  Da- 
durch erst  ist  Prenssen  wieder,  wohin  es  gehört,  an  die  Spitze 
der  Reformarbeit  in  Deutschland  gerückt  und  hat  bald 
die  eifrige  Nachfolge  anderer  deutscher  Staaten  gefunden.  Leider 
noch  nicht  aller.  Aber  auch  dies  wird  kommen,  auf  die  eine  oder 
andere  Weise,  etwas  später  oder  früher.  Selbst  mit  den  ver- 
bliebenen, in  einzelnen  Staaten,  wie  vor  allen  im  zweitgrössten,  in 
Baiern  ja  leider  noch  recht  bedeutenden  Mängeln,  hält  die  deutsche 
Gesammtsteuerverfassung  in  Reich,  Staaten,  Verbänden  und 
Gemeinden  mit  derjenigen  jedes  anderen  Culturstaats  den  Ver- 
gleich aus,  ja  übertrifft  sie  an  steuerpolitischem, 
steuertechnischem,  auch  an  socialpolitishem  Werth, 
—  trotz  der,  durch  Anderes  zwingend  bedingten  „hohen  G^treide- 
zölle'^;  ja,  übertrifft  sie  am  Beginn  des  20.  Jahrhunderts,  trotz 
der  auch  im  Auslande  ziemlich  überall  eingetretenen  Reformen  und 
Verbesserungen  des  Steuersystems,  übertri£N;  sie  wohl  in  demselben 
Grade,  wie  unsere  Steuerverfassungen  am  Beginn  des  19.  Jahr- 
hunderts, in  der  letzten  Zeit  des  alten  Reichs,  hinter  vielen  ans- 
ländiscben,  zamal  damals  auch  hinter  der  in  der  ersten  Revolution 
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und  durch  Napoleon  ausgebildeten  französischen  Steuerver- 
fassung zurückstanden. 

Gerade  Frankreich  liefert  ein  ganz  anderes  Bild  der 
Entwicklung  seiner  Finanzen  und  Steuern  im  Laufe 
des  ,,Jahrhnnderts  seiner  Revolutionen''  seit  1789.  ,,Vielfach  voll- 
endete steuertechnische  Formen,  aber  im  Grunde  keine  so  grosse 
Verschiedenheit  von  den  Verhältnissen  am  Schluss  des  ancien 
regime.  So  nicht  in  der  Vertheilung  der  Steuerarten.  Und  ob  in 
der  Hohe  der  Steuerbelastung,  die  nirgend  in  der  Welt  ihres 
Gleichen  findet?  (S.  784.)  Die  ganze  Entwicklung  und  das  Maass 
der  heutigen  französischen  Besteuerung  eben  das  Product  der  all- 
gemeinen inneren  und  äusseren  Geschichte  Frankreichs  und  diese  — 
das  Product  des  etwas  romanisirten,  ein  wenig  germanisch  ver- 
setzten kelto-gallischen  Grundcharacters  der  Nation:  Rerum  novarum 
semper  studiosi.  —  Und  diese  Verhältnisse  und  Einflüsse  schliess- 
lich das  Richtunggebende,  selbst  das  Entscheidende  für  die  Ent- 
wicklung und  Gestaltung  der  Besteuerung,  deren  technische  Durch- 
führung dann  nur  Gesetzgebung  und  Verwaltung  sich  unablässig 
bemühen,  so  vorzüglich  wie  möglich  zu  gestalten.  Und  darin 
haben  sie  Grosses  geleistet''^). 

Aber  eine  Einkommensteuer  haben  sie  heute  noch  nicht, 
unsere  westlichen  Nachbarn,  eine  Steuerart,  die  ja,  nach  der  Meinung 
ihrer  Staatsmänner,  eine  „Etappe  zur  Commune''  ist.  Das  sagen  sie, 
sonderbar  genug,  damals  Thiers,  in  dem  Augenblick,  wo  sie  eben 
die  Gommuneperiode  hinter  sich  hatten,  in  die  sie  ohne  Einkommen- 
steuer geratben  waren.  Eine  Belastung  der  Volksmassen  durch 
diese  vomemlich  treffende  Verbrauchssteuern  und  zum  Theil  auch 
directe  Ertragssteuern,  Stempel-  und  Registerabgaben,  wovon  man 
anderswo  keine  Ahnung  hat,  am  Wenigsten  bei  uns.  Die  leistungs- 
fähigen, reicheren  Classen,  trotz  der  diese  theilweise  stark  mit 
treffenden  Registerabgaben,  Erbschaftssteuern  u.  a.  m. ,  doch  weniger 
belastet,  als  die  unteren  Classen,  wie  im  ancien  regime,  nur  dass 
die  rechtlichen  und  factischen  Steuerprivilegien  damals  dem  Adel 
and  Klerus,  heute  der  kapitalistischen  Bourgeoisie  zu  Gute  kommen. 
Im  Grossen  aber  im  Frankreich  des  Beginns  des  20.  Jahrhunderts, 
nach  mehr  als  drei  Menschenaltern  politischer  „Rosscuren''  in  den 
Revolutionen  und  im  Zeitalter  der  „dritten  Republik'',  ein  Finanz«- 
und  Steuersystem,  das,  wenn  auch  in  seiner  Art  ein  Wunderwerk 

^)  Ans  dem  Vorwort  des  «{.  Bands  der  Finanzwissenschaft  and  der  Sonderausgabe 
„Die  französische  Besteuerung  ?on  1789—1889*'  daraus,  S.  III,  IV  (1889). 
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der  VerwaltuDgs-  und  FiDanztecbnik,  doch  auch,  wenigstens  in  der 
Gegenwart,  eines  der,  wenn  nicht  das  saper fi scalischste 
Finanz-  und  Steuersystem  in  der  Cnlturwelt  darstellt. 

Da  ist  es  uns  doch  besser  gegangen,  —  Dank  einer  wenigstens 
im  19.  Jahrhundert  güostigeren  politischen  Geschichte,  die  uns 
trotz  unserer  schweren  nationalen  politischen  Fehler  zu  Tbeil  wurde. 
Unser  Finanz-  und  Steuersystem  steht  gerade  ttber  dem  fran- 
zösischen in  der  Gegenwart  weit,  wiederum  steuerpolitisch  und 
steuertechnisch  und  socialpolitisch  beurtheilt. 

Finanzpolitik  ist  immer  auch  „Politik'^  Auch  der  Finanz- 
theoretiker darf  das  niemals  vergessen.  Auch  die  Finanzwissen- 
schaft ist  in  einer  Hinsicht  eine  „politische  Disciplin^ 
Das  habe  ich  niemals  verkannt  und  aus  dieser  Einsicht  habe  ich 
mich  nicht  gescheut,  die  Consequenzen  zu  ziehen,  auch  in  diesem 
Werke. 

„Machet  mir  gute  Politik,  ich  werde  Euch  dann  gute  Finanzen 
machen^',  das  ist  ein  bekanntes  altes  Staats-  und  finanzmännisches 
Wort.  Die  deutsche  Finanz-  und  Steuergeschichte  des  19.  Jahr- 
hunderts, die  preussische  schon  in  den  letzten  Jahrhunderten,  hat 
dies  Wort  wahr  gemacht.  Aber  auch  umgekehrt  ist  es  richtig: 
„Machet  mir  gute  Finanzen,  so  werde  ich  Euch  gute  Politik  machen'^ 
Auch  das  hat  sich  namentlich  in  der  Geschichte  des  HohenzoUem- 
staats  bewahrheitet,  früher  und  jetzt  wieder.  Dem  preussischen 
Staate  doch  in  erster  Linie  verdankt  Deutschland  seine  politische 
Wiedergeburt,  ihm  vorwiegend  auch  allgemein  die  deutschen 
Finanzen  und  Steuern  ihre  gute  Entwicklung  und  Ausgestaltung. 
Möge  es  so  weiter  gehen.  Dann  wird  der  Vorsprung  der  deutschen 
Besteuerung  vor  der  französischen,  der  Vorsprung  der  Besteuerung 
des  föderativen  Deutschen  Reichs  vor  der  des  französischen  Ein- 
heitsstaats —  so  sehr  diese  Staatsform  die  gesetzgeberische  Arbeit 
erleichtert  —  und  des  monarchischen  Deutschlands  vor  dem 
republikanischen  Frankreich  andauern  und  sich  noch  erweitem. 
Auch  was  an  Reformen  bei  uns  noch  aussteht,  wird  dann  nicht 
ausbleiben.  Die  gesammte  Reichs-,  Staats-  und  Communalbesteuerung 
wird  vollends  alsdann  jeder  anderen  in  der  Cnlturwelt  an  jener 
relativen  Vollkommenheit,  welche  in  diesen  Dingen  überhaupt 
immer  nur  zu  erreichen  ist,  voranstehen.  Aber  auch  in  ihrer  gegen- 
wärtigen Gestaltung  verdient  sie  —  wiederum  trotz  der  Getreide- 
zölle —  das  Lob,  dass  sie  auch  socialpolitisch  keinen  Ver- 
gleich mit  irgend  einer  anderen  zu  scheuen  hat  und  vollends  auch 
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darin  die  französische  weit  tibertrifft,  wie  diese  wieder  geworden  ist 
ein  volles  Jahrhundert  nach  dem  Sturze  des  ancien  regime  und 
des  Eönigthums,  den  man  so  oft  mit  als  Folge  des  Finanzdrucks 
angesehen  hat. 

So  dürfen  wir  Deutschen  auch  mit  Befriedigung ,  wie  auf  so 
viele  andere  politische  Fortschritte,  auch  auf  ausserordentliche  in 
unserem  Finanz-  und  Steuerwesen  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts 
erreichte  zurücksehen.  Dafür  liefert  dieser  vierte  Band  meines 
Finanzwerks  wohl  für  Deutschland  wie  hinsichtlich  dessen,  was 
ich  vorhin  über  die  Finanzen  und  Steuern  Frankreichs  sagte,  für 
dieses  Land  der  voraufgehende  dritte  Band  den  vollgiltigen  Beweis. 


A..  Wagner,  Finanswiasenschaft  lY.  53 


Nachträge 

zum    ersten    und   zweiten    Halbbande    des    Theils  IV 

der  Finanzwissenschaft. 


Die  An8arbeitQng  dieses  Bands  lY  hat  sich  über  3  Jahre  hingezogen.  Der  eiste 
Halbband,  der  etwa  von  März  1898 — 99  bearbeitet  wurde,  ist  im  M&rz  1899  ab- 
geschlossen worden.  Der  zweite  ist  jetzt  (April  1901)  fertig  geworden,  hat  eine  roll 
zweijährige  Arbeit  beansprucht.  Die  einzelnen  Abschnitte  des  1.  und  2.  Halbbands 
wurden  nach  einander  zu  verschiedenen  Terminen  innerhalb  dieses  Zeitraums  zum 
Abschluss  gebracht.  Dieser  Umstand  und  der  Gharacter  der  Materie,  der  Steuergesetz- 
gebung, die  selten  ganz  rnht  und  auch  in  den  letzten  Jahren  in  mehr  als  einem  Statte 
sich  weiter  entwickelt  hat,  haben  es  mit  sich  geführt,  dass  hier  jetzt  noch  Nach- 
träge zu  bringen  sind,  wie  im  Vorwort  zum  1.  Halbbande  S.  lY  auch  in  Aussicht 
gestellt  worden  ist. 

Diese  Kachträge  müssen  aber  auf  das  Wichtigste  in  kurzen  Anftlhrungen 
beschränkt  werden,  um  sie  nicht  wieder  zu  ausgedehnt  werden  zu  lassen. 

Es  liegt  zwar  in  diesen  2  —  3  Jahren  mancherlei  vor,  was  beachtenswerth  ist 
und  eine  eingehendere  Darstellung,  wenigstens  nach  dem  Maasse  der  im  Buche 
überhaupt  gegebenen,  wohl  verdienen  und  auch  sachlich  hier  in  diesen  Nachträgen 
rechtfertigen  würde.  Dahin  gehört  der  Abschluss  der  baierischen  «Reform**  der 
directen  Steuern  in  1899,  die  sächsische  Einkommensteuer  1900,  die  Fortführung  der 
badischen  und  der  elsass-lothringischen  Beformvorarbeiten.  Aber  es  würde 
dann  dieser  Band,  welcher  ohnehin  schon  weit  umfangreicher  geworden  ist,  als  ich 
gewünscht  hätte,  noch  um  zu  viel  sich  ausdehnen  müssen.  Das  musste  vermieden 
werden.  Ein  Gegenstand,  wie  der  hier  behandelte,  hat  ja  im  Grunde  überhaupt  nie- 
mals einen  wirklichen  „Abschluss''.  Ich  führe  daher  hanptsächlich  nur  noch  einiges 
Thatsächliche,  vornemlich  nur  aus  der  Gesetzgebung  selbst  und  aus  einigen 
Keform vorarbeiten  an,  ohne  ins  Einzelne  genauer  einzugehen  und  ohne  An- 
knüpfung eingehender  Kritik.  Im  Allgemeinen  so,  dass  mit  dem  Schluss  des  19.  Jahr- 
hunderts abgeschlossen  wird  (also  natürlich  mit  Ende  des  Jahres  1900,  was  man  ja 
seltsamer  Weise  aus  bekannten  Gründen  bei  uns  jetzt  erst  noch  bemerken  muss!) 

Aus  der  Steuergeschichte  der  letzten  2—3  Jahre  sind  die  Yorgänge  in  den  vor- 
genannten vier  Einzelstaaten  das  Wichtigste.  Für  Baden  und  Elsass-Lothringen, 
welche  erst  in  diesem  2.  Halbbande  behandelt  werden,  wo  die  betreffenden  Abschnitte 
aber  auch  schon  im  Sommer  1900  abgeschlossen  worden  sind,  ist  nur  Weniges  hinzu- 
zufügen, ein  Abschluss  der  bezüglichen  Gesetzgebung  ist  auch  gegenwärtig  (März, 
April  1901)  ohnehin  noch  nicht  erfolgt.  Für  die  im  ersten  Halbbande  behandelten 
Staaten  Sachsen  und  Baiern  ist  mehr  nachzutragen.  In  Preussen  sind  keine  so 
erheblichen  neuen  gesetzgeberischen  Maassregeln  erfolgt,  wie  Anfang  der  1890er  Jahre, 
aber  Einzelnes  ist  doch  geschehen,  was  hier  noch  erwähnt  werden  muss.  Anch 
werden  hier  jetzt  noch  einzelne  kleinere  Nachträge  zu  einigen  Puncten  der  früheren 
Darstellung  gemacht,  da  die  Darstellung  der  preussischen  Besteuerung,  wie  zum  Theil 
überhaupt  der  im  ganzen  ersten  Halbbande  behandelten  Staaten,  hie  und  da  etwas 
sehr  knapp  ausgefallen  ist,  allerdings  meinem  Plane  gemäss,  wie  er  sich  indessen  in 
Yerlanf  des  Werks  nicht  völlig  ausführbar  erwies.  Bei  Preussen  ist  damab  Berlin 
zwar  berührt,  aber  doch  besonders  kurz.  Dazu  habe  ich  hier  noch  etwas  mehr  £^ 
gänzungen,  besonders  aus  der  Statistik,  gegeben.    Zu  den  übrigen  Staaten  bringe 
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ich  nur  einzelne  Nachträge,  ohne,  besonders  bei  den  Kleinstaaten,  jede  weitere 
im  letzten  Jahre  erfolgte  nnd  im  Bande  selbst  noch  nicht  erwähnte  gesetzgeberische 
Maassregel  mit  anzufahren.  Auch  beim  Deutschen  Reich  handelt  es  sich  nur  um 
einzelne  kleine  Zusätze  zu  der  erst  in  den  letzten  Monaten  rerfassten  (Januar  bis 
April  1901)  und  die  Dinge  bis  dahin  verfolgenden  Darstellung.  —  Auf  weitere  An- 
gaben statistischer  Daten  aus  den  allerletzten  Jahren  wurde  absichtlich  meistens 
verzichtet.  In  den  §.  212 — 214  sind  ohnehin  einige  neueste  Daten  fUr  den  wichtigsten 
Staat,  Preussen  nebst  Keichssteuerquoten  u.  s.  w.,  enthalten,  wodurch  frühere  Angaben 
fortgeführt  werden.  Auch  von  Litteratur  ist  nur  noch  Einzelnes  nachgetragen 
worden.  Die  Nachträge  zu  den  einschlagenden  Verhältnissen  der  einzelnen  Staaten 
werden  hier  in  der  Reihenfolge,  in  welcher  die  Staaten  in  diesem  ganzen  Bande  be- 
handelt sind,  gegeben. 

• 

Preussen. 
(1.  Halbband,  §.  7—33,  S.  14—97.) 

S.  im  Allgemeinen,  besonders  auch  für  Finanzstatistik,  die,  nicht  im  Buchhandel 
erschienenen  Berichte  des  Finanzministers  von  Miquel  an  den  KOnig  über  die 
preussischen  Finanzen  in  den  letzten  Jahren:  „Finanzverwaltung  Preussens  1890 — 97'' 
(1897)  und  „1897—99"  (1900).  Femer  das  im  Erscheinen  begriffene  Werk  Schwarz 
und  Strutz,  Staatshaushalt  und  Finanzen  Preussens,  Bd.  1  u.  ff.,  1900,  1901. 

Einige  Nachträge  zu  früheren  Puncten. 

Zu  S.  31  über  die  Gebäudesteuer  von  1861  und  S.  42,  82,  über  die  Ueber- 
lassung  dieser  bisherigen  Staatssteuer  an  die  Gemeinden  nach  dem  Gesetz  von 
1893.  Die  Steuer  ist  im  Wesentlichen  eine  zweifache.  Einmal  wird  sie  in  den 
Städten  und  ländlichen  Ortschaften,  wo  eine  überwiegende  Zahl  von  Wohngebäuden 
regelmässig  vermiethet  wird,  nach  dem  sogen.  Nutzungswerth  veranlagt,  d.  h.  nach 
einem  aus  dem  Durchschnitt  der  der  Veranlagung  vorangegangenen  10  Jahre  nach 
dem  Mietherträgniss  u.  s.  w.  ermittelten,  alle  15  Jahre  neu  zu  ermittelnden  Werthe, 
nnd  zwar  mit  4  ^/o  davon  von  Wohngebäuden,  mit  2  Vo  ^^^  frewerblichcn  von  diesem 
„Nutzungswerth"  erhoben.  Man  hat  mit  Recht  neuerdings  darauf  hingewiesen,  dass 
dies  eine  Ueberbürdung  der  Wohnhäuser  mit  kleinen  Wohnungen  und  im  Vergleich 
mit  Häusern  mit  grossen  Wohnungen  nach  dem  Stand  der  Miethpreise  bedingt,  zumal 
jene  ersteren  auch  grössere  Reparaturausgaben  erfordern,  wodurch  dann  wieder  die 
kleinen  Miethen,  soweit  Ueberwälzung  der  Gebäudesteuer  gelingt,  stärker  belastet 
werden.  Theils  wegen  dieses  Umstands,  theils  wegen  sonst  mitspielender  Momente, 
um  die  werthvolleren  Häuser,  welche  die  wohlhabendere  Bevölkerung  bewohnt,  und 
um  auch  Baustellen  besser  besteuern  zu  können,  ist  neuerdings  den  Gemeinden, 
besonders  den  bei  dieser  ersten  Gebäudesteuerform  in  Betracht  kommenden  Städten, 
zumal  den  in  raschem  Aufschwung  begriffenen,  amtlich  von  oben  aus  der  Rath  er- 
theilt  und  von  ihnen  auch  mehrfach  (besonders  von  rheinischen  Städten)  befolgt  worden, 
die  communale  Gebäudestener  nicht  mehr  nach  dem  gesetzlichen  Nutzungswerthe, 
sondern  nach  dem  gemeinen  Werthe  des  Grundstücks,  bezw.  des  Gebäudes  selbst 
zu  veranlagen.  (S.  über  Bremen  S.  620  schon  früher.)  Dabei  lassen  sich  eventuell 
auch  noch  Abstufungen  des  Steuersatzes  nach  Gebäudearten  und  Werthgrössen  vor- 
nehmen. S.  über  diese  ganze  Frage  der  Werthbesteuerung  der  städtischen  Ge- 
bäude vielerlei  Materialien  in  den  Schriften  des  Bundes  der  Bodenreformer,  besonders 
in  der  von  Damaschke  gut  redigirten  Zeitschrift  „Deutsche  Volksstimme".  Auch 
Zur  Nieden  im  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  und  Verwaltung  1900,  B.  24  und  ders. 
„Die  zweckmässigere  Ausgestaltung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  als  Gemeindesteuer 
für  Städte  und  Gemeinden  mit  städtischem  Gharacter"  (1900).  Die  zweite  Form  der 
preussischen  Gebäudesteuer  ist  eine  Art  Glassensteuer  der  ländlichen  Wohn- 
gebäude, nach  Maassgabe  der  Gesammtverhältnisse  der  zu  denselben  gehörigen  länd- 
Üchen  Besitzungen  und  nutzbaren  Grundstücke,  unter  Mitberücksichtigung  der  Grösse, 
Bauart,  Beschaffenheit  der  Gebäude,  auch  der  zugehörigen  Hofräume  und  Hausgärten, 
mit  einem  Tarif  mit  festen  Sätzen  (Gesetz  von  1861,  §.  7).  Sie  erscheint  als  nun- 
mehrige Communalsteuer  auch  einer  Reform  bedürftig  und  dürfte  nur  bei  niedriger 
Höhe  sich  halten  können.  — 

53* 
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In  einzelnen  St&dten  sind  seit  der  Reform  von  1893  besondere  Grundsteuer- 
Ordnungen  für  Gebäude  and  Grandstücke  erlassen,  so  in  Berlin  nach  Fallenlas&en 
der  Miethstener  der  Bewohner  im  Anschluss  an  die  Staatsgeb&adestener,  wo  jetzt  der 
Steuersatz  jährlich  festgestellt  wird,  z.  B.  in  Berlin  mit  5.8  ^/o  vom  ermittelten  Werthe. 
Das  Problem  der  Banst ellensteuer  wird  dabei  noch  nicht  befriedigend  gelöst.  In 
Berlin  hat  man  letztere  Steuer  nach  kurzer  Zeit  wieder  fallen  lassen  und  die  e^ 
hobenen  Beträge  zurückgezahlt  Das  Problem  tritt  aber  immer  mehr  in  den  Vorder- 
grund. S.  auch  dafür  die  Schriften  des  Bundes  der  Bodenreformer.  Auch  das 
Problem  der  Besteuerung  des  bloss  den  Gonjuncturen ,  Yolkszunahme  u.  8.  w.  zu  ver- 
dankenden Wer th Zuwachses  des  städtischen  privaten  Grundeigenthums,  bezw.  der 
wenigstens  theilweisen,  aber  möglichst  weitgehenden  förmlichen  Fort  Steuerung  dieses 
Werths  zu  Gunsten  der  Gemeinden  ist  neuerdings  immer  mehr  behandelt  worden,  ganz 
im  Sinne  meiner  Theorie  der  Besteuerung  der  betreffenden  Conjuncturengewinne 
(Ein.  II,  §.  232  ff*.).  S.  auch  darüber  die  Schriften  des  Bundes  der  Bodenreformer. 
Ueber  einen  interessanten  practischen  Versuch  der  Lösung  dieses  Problems  in  der 
deutschen  Niederlassung  in  Kiautschou  s.  die  amtlichen  Denkschriften  über  die 
Entwicklung  dieses  Gebiets  (1898 — 1900).  Diese  Bestrebungen  laufen  bereits  in  die 
tieferen  zur  Beform  des  Grundeigenthumsrechts,  namentlich  der  Trennung  des 
Rechts  am  Boden  selbst  und  am  Gebäude,  hinaus,  unter  Zuhilfenahme  des 
der  römischen  superficies  entsprechenden  „Erbbau rechts"  des  Deutschen  Barge^ 
liehen  Gesetzbuchs  (§.  1012 — 1017).  S.  darüber  u.  A.  Oertmann,  Sohm,  Escben- 
bach  in  der  Flugschrift  des  Bundes  der  Bodenreformer  „Wohnungsnoth  und  städtische 
Bodenfrage''  (mit  einer  Rede  von  mir  darüber,  1901).  Von  besonderer  Wichtigkeit 
für  alles  Bezügliche  sind  die  Vorgänge  in  Frankfurt  a.  M..  unter  der  Initiative  des 
Oberbürgermeisters  Ad  ick  es  (oben  S.  83).  S.  u.  A.  dessen  Verwaltungsbericbt 
für  1899,  S.  14  ff. 

Auf  dem  Gebiete  der  ihnen  jetzt  auch  überlassenen  Gewerbesteuer  (S.  83!) 
haben  die  preussischeu  Gemeinden  sich  noch  wenig  um  Beformen,  welche  eveotneii 
Abweichungen  von  dem  geltenden  Steuerrecht  (Gesetz  von  1897)  herbeiführen  würden, 
bemüht 

Zu  S.  83  und  112  Erbschaftssteuer  ergänzend:  Allgemein  frei:  Beträge 
bis  150  M.  Werth  und  dirccte  Linie  (Descendenten  aus  giltigen  Ehen  oder  legitimine, 
uneheliche  Kinder  vom  Nachlass  der  Mutter  und  deren  Ascendenten),  femer  Ehe- 
gatten, gewisse  Hausstandspersonen  bis  900  M.,  verschiedene  öffentlich-rechtliche 
juristische  Personen  (s.  TariO-  Steuertarif:  1  %  für  gewisse  Hausstandspeisonen. 
2  Vo  ^^^  ^i^  nächsten  Seitenverwandten  (Geschwister,  voll-  und  halbbürtige  und  deren 
Descendenten),  auch  adoptirte  oder  in  Folge  von  Einkindschaft  berufene  Kinder  oder 
deren  Descendenten ;  4  7o  ^^  weitere  Seitenverwandte  bis  incl.  6.  Grad ,  auch  f^^r 
Stiefkinder  und  deren  Descendenten,  für  Stiefeltern  und  für  einige  andere  Fälle,  auch 
für  natürliche,  vom  Erzeuger  erweislich  anerkannte  Kinder:  8  %  für  alle  anderen 
Fälle.  Schenkungen  unter  Lebenden  sind  steuerpflichtig  gleich  Erbschaften 
u.  s.  w.  und  nach  demselben  Tarif  zu  behandeln,  also  jenachdem  steuerfrei  oder  den 
gen.  Sätzen  unterworfen,  wenn  die  Schenkungen  schriftlich  beurkundet  worden 
(Gesetz  von  1873/91,  §.  1). 

Zu  S.  39,  41  Stempelsteuer  (Gesetz  von  1895)  und  S.  87  communale 
Umsatzsteuern,  sei  noch  beigefügt,  dass  der  practisch  besonders  wichtige  Fall  des 
Immobilienbesitzwecbsel,  durch  Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden  zu  lästig:ein 
Titel,  also  Kauf,  Tausch,  nach  wie  vor  mit  dem  Satze  von  1  Vo  ^^^  ^^^  Staatsca^se 
belastet  ist  (Kauf-  und  Tauschverträge  und  andere  lästige  Veräusserungsverträge.  ein- 
schliesslich der  gerichtlichen  Zwangsversteigerungen,  über  im  Inland  befindliche  un- 
bewegliche Sachen  oder  diesen  gloichgeachtete  Rechte,  Tarif  Nr.  32,  a).  Andere 
Gegenstände  aller  Art  (auch  Lieferungserträge),  wenn  die  Verträge  nicht  nach 
Tarif  Nr.  4  des  Keichsgesetzes  vom  7.  April  1894  (o.  S.  744  ff".)  der  Reichsstempelabgabe 
unterliegen  oder  davon  befreit  sind,  zahlen  Vg  7o  (^^*  ^^,  c),  Fideicommiss- 
stiftungen  zahlen  vom  Gesammtwerth  der  gewidmeten  Gegenstände  ohne  Abzor 
der  Schulden  3  7a*  —  ^1^  ^^^  Gemeinden  jetzt  im  Gommunalsteuergesetz  von  1S93 
gestattete  Umsatzsteuer  von  Veräusserung  und  Erwerb  von  Grundsttlcken  (und  Ge- 
bäuden darauf)  (S.  82)  ist  mehrfach  eingeführt  worden.  Sie  beträgt  in  Berlin  z.B. 
1°/»  ^oü  bebauten  und  seit  1897  ebensoviel,  bis  dahin  V«  %".  von  unbebauten 
Grundstücken,  Ertrag  im  Soll  incl.  Resten  in  1898/99  2.060.000,  im  Ist  1.952.000  M. 
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(Städtisches  sUtistisches  Jahrbuch,  J.g.  25,  1900,  S.  568).  Der  Aufgabe  einer  richtigen 
Fortbildung  solcher  Besitzwechselabgaben,  nemlich  in  der  Richtung,  den 
80  zu  sagen  „durchlaufenden''  gleichbleibenden  Werth  von  dem  aus  Gonjnncturenein- 
flössen  hervorgehenden  Werth,  daher  regelmässig  ron  dem  betreffenden  Werth  zu  wachs 
zu  unterscheiden  und  jenen  ersteren  Werth  massig,  diesen  Conjuncturen-Werthzuwachs 
hoch  zu  belegen,  —  dieser  Aufgabe  ist  man  auch  neuerdings  meines  Wissens  nur 
erst  gelegentlich  in  Erörterungen  de  lege  ferenda  näher  getreten,  noch  nicht  mit 
practischen  Verwirklichungen. 

Auf  S.  92 — 95  sind  tlber  Berlin  nur  einige  wenige  Daten  gegeben  worden, 
während  in  anderen  Theilen  des  Bands  über  einzelne  kleinere  Städte  und  über  die 
hanseatischen  Stadtstaaten  mit  gemischt  staatlich  -  städtischem  Haushalt  mehrfach  ge- 
nauere gebracht  sind.  Zur  Ergänzung  werden  hier  aus  den  umfassenden  Mittheilungen 
im  städtischen  staUstischen  Jahrbuch  R.  BOckh's  (J.g.  25,  1900,  für  1898,  S.  560  bis 
571  und  S.  577 — 600)  noch  einige  weitere  Daten  zusammengestellt,  um  das  Flnanz- 
und  Steuerwesen  dieses  weitaus  grössten  deutschen  städtischen  Gemeinwesens  wenig- 
stens noch  etwas  genauer  statistisch  Torzuführen.  Es  ist  dabei  daran  zu  erinnern, 
dass  die  politische  Stadtgemeinde  Berlin  (qiit  am  1.  Dec.  1895  1.677.000,  am 
1.  Dec.  1900  1.884.000  Bewohnern)  bei  Weitem  nicht  die  ganze  Bevölkerung  des 
wirthschaftlich-socialen  Gemeinwesens  „Berlin''  umfasst.  Dieses  hat,  mit  den 
grossen  Vororten  Charlottenburg,  Schönberg,  Bizdorf  und  zahlreichen  kleineren  zu- 
sammen, je  nachdem  man  hier  die  Grenzen  zieht,  700.000  bis  beinahe  1  Mill.  Ein- 
wohner mehr  als  das  „officielle"  oder  „politische"  Berlin.  Aus  den  nicht  steuerrecht- 
lichen Einnahmen  Berlins  werden  hier  aber  auch  nur  die  Hauptdaten  gegeben,  die 
sonstigen  s.  im  Statistischen  Jahrbuch  a.  a.  0.,  besonders  S.  577  ff. 

Zur  Ergänzung  von  Tab.  18,  S.  95,  nach  Jahrbuch  a.  a.  0.  S.  571. 

Tab.  104.    Berlins  Gesammt-Steuerertrag  (rein)  an  Gemeinde-,  Staats- 
und Reichssteuern  (Finanzjahr  1.  April  bis  31.  März,  in  1000  M.) '). 

1894  1898 

Staat  Gemeinde  Reich  Summe    Staat  Gemeinde  Reich  Summe 


Classensteuer      .    .    . 
Einkommensteuer    . 

J7729/21.346 

42.460  25.440  25.989 

51.429 

Ergänzuogsstener    .     . 



—       3.986 

3.986 

Grundsteuer   .... 
Gebäudesteuer    .     .     . 

8      —         — 
8.951    6.164 

8     -  1 
15.115     —  j 

17.168 

17.168 

Gewerbesteuer    .     .     . 

3.827 

3.827     — 

7.599 

7.599 

Betriebssteuer    .     . 

234 

234 

276 

— 

276 

Wandergewerbesteuer  . 

44 

44         55 

— 

55 

Wanderlagersteuer  .    . 

0.3 

0.3  — 

1.3 

— 

1.3 

Miethsteuer    .... 

—     13.113       — 

13.113 

(0.7) 

(0.7) 

Sublevationsbeiträge 

—             6       — 

6     — 

5 

0 

Canalisationsabgabc 

2.820 

2.820     — 

4.896 

4.896 

Umsatzsteuer       .     .     . 

—          —         — 

1.888 

— 

1.888 

Hundesteuer  .     .     .     . 

—          466       - 

466     — 

510 

510 

Verbrauchsabg.  (Zölle) 

106       —    28.871 

28.977       127 

—    35.576 

35.703 

dsgl.  f.  inländ.  Gegenät. 

7.417       562  29.399 

37.378  10.526 

707  30.218 

41.451 

Summe 

41.703  44.477  58.270  144.450  40.134  59.141  65.794  164.969 

Das  Jahr  1894  ist  das  letzte  vor  der  Durchfährung  der  grossen  Communalsteuer- 
reform.  Die  Berliner  Communalbesteuerung  ist  also  auch  jetzt  noch  fast  ganz 
auf  direcco  Steuern,  auch  wenn  man  die  Umsatzsteuer  und  selbst  die  Hundesteuer 
zu  den  indirecten  rechnet,  mit  94.74  7o  der  Gesammtsteuererträge  auf  directe,  bloss 
mit  5.26  ^/o  auf  indirecte,  auf  eigentliche  Verbrauchssteuern  allein  nur  mit  1.20  ^/q  des 


')  Zölle:  d.i.  im  Jahrbuch  sogen.  Verbrauchsabgaben  fUr  ausländische  Gegen- 
stände. Es  ist  nicht  ersichtlich,  ob  unter  den  „Verbrauchsabgaben  für  inländische 
Gegenstände"  beim  Reich  nur  die  eigentlichen  oder  auch  die  Verkehrssteuern  (Stempel- 
abgaben) mit  enthalten  sind.  Doch  ist  letzteres  anzunehmen.  Bei  den  Gemeinde- 
steuern in  der  Rubrik  „Verbrauchssteuern  fUr  inländische  Gegenstände"  nur  der  kleine 
Communalzuschlag  zur  Reichsbraumalz-  oder  Biersteuer. 
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Ertrags  gegründet.  Die  ungelienre  Bedeutung,  welche  Berlin  auch  fOr  die  Staats-  nod 
Reichsbesteaerung  hat,  ergiebt  sich  ans  den  Zahlen.  Mehr  als  Ve  ^^  Einkommen- 
stenerertrags  des  ganzen  Staats  kam  aus  Berlin  1898,  Vs  ^^  Vermögens-  (Ergänzongs*) 
Stenerertrags  and  fttr  die  Erhebung  der  Zölle  und  inneren  YerbraDchsstenem  ist 
Berlin  ebenfalls  der  wichtigste  Ort  Eopfqnoten  der  Gesammtsteoererträee.  wie  im 
Berliner  Jahrbach  geschieht,  far  Berlin  za  berechnen,  (1894  81.4,  1898  93.0  M.)  ist 
nicht  zulässig,  weil  die  betreffenden  Summen  der  Reichssteuem  und  der  staatlichen  Yer- 
branchsstenem  ja  nicht  ?on  der  Berliner  BerOlkerang  allein  aofgebracht  nnd  getragen 
werden.  Beachtenswerth  ist,  dass  auch  die  Ganalisation sgebühr,  als  eine  Be- 
lastung des  städtischen  Grundbesitzes,  mit  in  Folge  ihrer  neueren  Erhöhoiig 
stark  im  Ertrage  gewachsen  ist,  was  bei  der  Gesammtbelastung  des  Grundbesitzes  mit 
Steuern  und  Abgaben  ins  Gewicht  fällt.  Das  Yerhältniss  des  Ertrags  zwischen 
communaler  Ertrags-  (Real-)  und  Personal-  (Einkommen-)Steuer,  die 
Canalisationsabgabe  und  auch  die  den  Immobilienverkehr  treffende  Umsatzsteuer  zu 
den  Ertragssteuem  gerechnet  (unter  Nicht-Einbeziehung  der  Hunde-  und  der  Brau- 
malzsteuer  in  die  Berechnungen),  war  1898  in  Berlin:  31.838.000  M.  Ertrags-, 
25.989.000  M.  Person alsteuem  oder  55.1  und  44.9  Vo- 

Der  Berliner  Stadthaushalt  ist  tiberwiegend  stenerwirthschaft- 
lieh  fundirt.  Er  verfügt  aber  doch  auch  tlber  bedeutende  Nettoeinnahmen 
nicht -steuerrechtlicher  Art  —  und  könnte  das  in  für  die  Berölkerong  noch  riel 
günstigerem  Maasse,  wenn  man  nicht  in  Berlin  die  Verkehrsanstalten  (Strassenbahnen) 
und  zum  Theil  die  Beleuchtungsanstalten,  Erwerbsgesellschaften  zur  Ausbeutung  (mit 
grossem  Gewinn!)  überlassen  hätte.  Folgende  Tabelle  105  bringt  die  Hauptposten 
noch  zur  Uebcrsicbt  (nach  Jahrbuch  S.  577  ff.),  für  1898,  unter  den  amtlichen 
Rechnungsrubriken,  in  1000  Mark. 

Tab.  105.    Berlins  Gesammteinnahmen^). 

im        aus  einigen  ein- 
Ganzen     zelnen  Zweigen 

I.  Steuerverwaltung 54.144  — 

IL  Andere  Einnahmen 

1.  Kämmereiverwaltung 717  — 

2.  Verwaltung  städtischer  Werke 6.311  — 

darunter 

Gaswerke  (üeberschuss) —  5.045 

Wasserwerke      „            —  1.579 

Viehhof,  Schlachthof,  Fleischschau  (üebersch.)  —                  883 

Dagegen  Zuschuss  bei  den  Canalis. werken  —          — 1.579 

3.  Kapital-  und  Schuldenverwaltung 903  — 

4.  ünterrichtsverwaltung 2.685  — 

5.  Armen wesen -Verwaltung 1.160  — 

6.  Krankenhaus -Verwaltung  u.  s.  w 1.743  — 

7.  Park-  und  Gartenanlagen -Verwaltung     ....  20  — 


^)  Steuorverwaltung:  ohne  Canalisationsgebühren  netto,  nach  Abzug  der 
besonderen  Ausgaben,  Kämmereiverwaltung  netto,  Verwaltung  der  städti- 
schen Werke  netto,  abzüglich  des  Zuschusses  bei  den  Canalisationswerken.  Kapital- 
und  Schuldenverwaltung:  nur  die  Zinsen  von  gewissen  angelegten  Kapitalien. 
Bei  den  folgenden  Rubriken  5 — 9  die  Einnahmen  roh,  ohne  Abzug  der  Ausgaben, 
meist  aus  Gebühren  u.  dgl.,  kleinen  privatwirthschaftlichen,  wie  sie  in  den  betreffenden 
Verwaltungszweigen  vorkommen.  Bei  Unterrichts  Verwaltung  meist  Schulgelder  für 
höhere  und  Specialschalen,  während  die  Volksschulen  für  Berliner  Kinder  frei  sini 
Den  Einnahmen  stehen  hier  19.013.000  M.  Ausgaben  gegenüber.  Bei  Armen- 
wesen 10.864.000  M.  Ausgaben,  bei  Krankenwesen,  Gesundheitspflege  u.s.w. 
C.028.000  M.  Ausgaben,  bei  Park-  und  Gartenanlagen  758.000  M.  Die  Bao- 
verwaltung  operirt  mit  grossen  Beträgen,  Anleihen,  durchlaufenden  Posten,  in  der 
Tabelle  sind  möglichst  nur  die  ordentlichen  Einnahmen  hier  eingesetzt,  ebenso  bei  12, 
„verschiedenen''  Einnahmen. 
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im        ans  einigen  ein- 
Ganzen     zelnen  Zweigen 

8.  BauFerwaltung,  ordentliche  Einnahmen  .    .    .  c.   2.252  — 

darunter  von  Adjacenten    für  Begalirnng  nnd 

Pflastemng —  1.044 

Rente  von  Strassenbahnen —  24 

Bente  vom  Fiscns  fOr  Staatschaasseen      ...  —  235 

9.  Allgemeine  Verwaltnngseinnahmen 644  — 

10.  PolizeiTerwaltung 881  — 

darunter  Beitr&ge  d.  Feuercasse  zum  Löschwcsen      —  822 

11.  Strassen wesen  (nebst  Beinigung,  Beiträge)  219  — 

12.  Aus  verschiedenen  Einnahmen 2.800  — 

darunter  Antheil  aus  Staatödotation     ....      —  289 

Beitrag  des  Staats  zu  Voiksschullasten     ...      —  129 

Bente  ?on  Gasgesellschaft —  450 

„    Electricitätsverken —  943 

Beitr&ge  von  Strassen bahngesellschaften  ...      —  1.560 
Pacht  7om  öffentlichen  Anschlagswesen  ...      —  255 

Summe  der  Bubriken  II  (1—12) 20.335  — 

„       I  und  II 74.479  — 

Es  sind  hier  möglichst  nur  diejenigen  Posten  aus  den  Bechnungen  heraus- 
gezogen und  eingesetzt«  welche  als  ordentliche  Bein  ertrage  bei  den  Steuern, 
Kämmerei-  und  Verwaltung  städtischer  Werke  erscheinen,  und  als  Verwaltungs- 
einnahmen  (brutto)  in  den  anderen  Bubriken.  Aber  völlig  genau  lässt  sich  das 
bei  der  Complicirtheit  der  Bechnungen  nicht  durchfahren. 

Es  würde  sich  hiernach  erge^n,  dass  von  einer  für  die  verschiedenen 
städtischen  Verwaltungszwecke  verfügbaren  Summe  von  74Vs  Mill.  Mark 
über  54  aus  der  Besteuerung,  207«  &üs  den  anderen  Einnahmezweigen  herrühren, 
also  bezw.  72.7  und  27.3  %•  -^^^^  ^^^^  ^^^  Ueberschüssen  der  städtischen  Werke 
(Nr.  II,  2)  befinden  sich  die  bedeutenden  der  Gas-  und  Wasserwerke,  die  man 
als  eine  Art  indirecte  Vorbrauchssteuer  (auf  sehr  wichtige  Objecto!)  ansehen 
könnte.  Damit  würde  sich  das  Verhältniss  der  Steuereinnahmen  zu  den  übrigen  noch 
zu  Gunsten  jener  verschieben  und  ebenso  das  Verhältniss  (oben  S.  826)  zwischen 
directen  und  indirecten  Steuern.  Die  Bechnungen  bei  einzelnen  städtischen 
Werken  s.  ebenfalls  im  statistischen  Jahrbuch  (J.g.  1900),  S.  501.  Die  Bechnung 
der  städtischen  Gasanstalten  schliesst  (nach  dem  complicirten  Bechnungswesen, 
mit  grossen  bei  Einnahme  und  Ausgabe  durchlaufenden  Posten)  1898  mit  39.136.000 
Mark  Einnahme  (darunter  16.249.000  M.  für  Absatz  von  Gas  an  Private,  4.555.000  M. 
für  Absatz  von  Nebenproducten,  Gokes  u.  s.  w.)  und  34.061.000  M.  Ausgaben  ab,  woraus 
sich  der  Ueberschuss  in  der  Tabelle  ergiebt.  Der  bisherige  Gaspreis  für  das  Gas  an 
Private  war  16  Pf.  für  1  Cubikmeter  Leuchtgas,  10  Pf.  für  Heizgas  (Gewerbe,  Küche 
u.'s.  w.),  während  die  Kosten,  mit  Zins  und  Amortisation  des  Kapitals,  auf  10 — 11  Pf. 
berechnet  werden,  wonach  sich  bei  Leuchtgas  ein  bedeutender  Gewinn  als  „indirecte 
Steuer**  ergiebt.  Vom  1.  April  1901  an  ist  der  Preis  einheitlich  an-  und  auf  11.40  Pf. 
(12  Pf.  ab  5  %)  herabgesetzt  worden.  —  Die  Verwaltung  der  städtischen  Wasser- 
werke hatte  1898  (auch  mit  Anleihen  und  durchlaufenden  Posten)  11.645.000  M. 
Einnahmen  (darunter  7.881.000  M.  für  Wasserabsatz),  9.698.000  M.  Ausgaben,  danach 
der  Ueberschuss  der  Tabelle.  Die  Verwaltung  der  städtischen  Canalisations- 
werke  und  Bieselgüter  hatte  1898  im  Ordinarium  9.271.000  M.  Einnahme 
(darunter  von  den  angeschlossenen  Grundstücken  in  und  ausserhalb  Berlin  4.902.000  M., 
Fon  der  Verwaltung  der  Bieselgüter  2.459.000  M.,  welch  letzterem  Betrage  2.304.000 
Mark  Ausgaben  gegenüberstanden),  9.271.000  M.  Ausgaben,  Ueberschuss  1600  M., 
(von  Bieselgütem  allein  155.000  M.),  wobei  aber  unter  den  Einnahmen  ein  Zuschuss 
der  Stadtverwaltung  von  1.445.000  M.  eingesetzt  ist.  ImExtraordinarium  dieser 
Canalisation  Einnahmen  meist  aus  Anleihen,  Ausgaben  meist  zur  Erweiterung  der 
Rieselfelder:  Passivabschluss  in  der  Tabelle. 

Es  ist  ein  ungemein  hohes  Budget,  das  Berliner,  das  der  meisten  Mittel- 
staaten übertreffend.  Bisher  ist  es  aber  der  Stadt  gelungen,  die  Gemeindeeinkommen- 
steaer  auf  100  ®/o  des  Staatssatzes  zu  halten,  was  u.  A.  den  Vortheil  bot,  dass  die 
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Gemeinde  nicht  besondere  Genehmigung  Seitens  der  Ministerien  als  staatlichen  Anf- 
sichtsbehOrde  bedarf,  der  bei  Deberschreitnng  von  100  ^o  erforderlich  würde.  Die 
Kealsteaem  waren  1898  150  7o  ^^^  Staatssteneisätze.  Als  indirecteVerbranchs- 
steuern  w&ren  wohl  namentlich  stärkere  Biersteaerzoschl&ge  nnd  allgemeine  Scbank- 
stenem  zn  erwägen,  dann  kämen  noch  in  Betracht:  eine  weitere  Ausbildung  der  Gewerbe- 
steuer, der  Grund-  und  Gebäudesteuer  in  der  Richtang  der  Werthsteuer,  ein  Zurück- 
greifen auf  die  passend  zu  gestaltende  Bauplatzsteuer  und  eine  Fortbildung  auch  der 
Umsatzsteuer,  besonders  hier  in  Berlin  (und  Vororten!)  in  der  Richtung,  wie  oben 
S.  825  in  diesen  Kachträgen  angedeutet. 

Nachträge   aus   der   preussischen  Steuergesetzgebung  in    1899 — 1900. 

Zu  S.  55  ff.,  Tab.  4.  Eine  Erweiterung  des  Privatbetriebs  hat  dadarch 
stattgefunden,  dass  der  Fiscus  die  Ausübung  des  Bernsteinregals  in  seine  eigenen 
Hände  genommen  und  mit  zu  diesem  Zweck  die  grossen  Bernstein-Productioos- 
und  Handelswerke  der  bisherigen  Pachtfirma  Stantien  und  Becker  in  Königsberg  i.  Pr. 
angekauft  hat,  wofür  der  Regierung  eine  Summe  von  9.75  Mill«  Mark  aus  Anleihen 
zur  Verfügung  gestellt  worden  ist  (Gesetz  ?om  1.  Juni  1899).  Zn  dem  Gesetz  eine 
die  Maassregel  der  eigenen  Regie  begründende  Denkschrift.  Seit  1.  Juli  1899  sind 
die  Werke  jetzt  in  Staatsverwaltung,  und  zwar  im  Ressort  der  Handels-  und  Gewerbe- 
verwaltung, früher  der  Domänenverwaltung.  Etat  für  1900  und  1901  mit  Anschlir 
des  Reinertrafrs  von  1.050.000  und  919.000  M.,  gegen  529.000  M.  aus  dem  Regal 
im  Jahre  1898  bei  der  Verpachtung. 

Zu  S.  39.  In  Verbindung  mit  der  Einfuhrung  des  Deutschen  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs  ist  der  Text  des  preussischen  Gerichtskostengesetzes,  wie  er  ron 
1.  Jan.  1900  an  gilt,  vom  Justizminister  bekannt  gemacht  worden  (Gesetzsammlnnf 
1899»  S.  326).  Ein  preussisches  Gesetz  über  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit 
ist  am  21.  Sept.  1899  erlassen  worden  (Gesetzsammlung  S.  249). 

Zu  S.  49  ff.  und  den  Tabellen  dort.  Ein  Gesetz  vom  2.  Mai  1900  trifft  Be- 
stimmungen über  die  Hinterziehung  und  Ueberhebung  von  Verkehrs- 
abgaben und  ordnet  Strafen  dafür  an. 

Zu  S.  40  ff.,  preussische  directe  Steuern  und  S.  792  ff.,  Beseitigung  von 
Doppelbesteuerung  im  Deutschen  Reiche.  Hier  ist  in  Preussen  eine  wichtige 
neue  Bestimmung  eingetreten.  Durch  einen  ratificirten  Staatsvertrag  zwischen 
Preussen  und  (West-)Oesterreich  vom  21.  Jani  1899  sind  die  Grundsätze  über  Be- 
seitigung der  Doppelbesteuerung  bei  directen  Staats  steuern,  welche  nach  dem 
Reichsgesetz  von  1870  innerhalb  des  Reichs  gelten,  im  Wesentlichen  ebenso  auf 
die  beiderseitigen  Staatsangehörigen  zur  Anwendung  gebracht  worden.  Einzelnes  ist 
dabei,  um  den  Verschiedenheiten  der  Steuergesetzgebung  in  beiden  Staaten  Rechnung 
zu  tragen  und  Zweifel  bei  der  Anwendung  der  Grundsätze  auszuschliessen ,  nur  noch 
etwas  genauer  bestimmt  worden.  Dieser  Staatsvertrag  wurde  durch  das  preussische 
Gesetz  vom  18.  April  1900  genehmigt.  In  diesem  Gesetz  wurde  der  Finanzminister 
zugleich  ermächtigt  (§.  2),  „mit  Bezog  auf  Personen  und  Steuerquellen,  welche  der 
Steuerhoheit  mehrerer  Staaten  unterliegen,  Vereinbarungen  zu  treffen  nnd  Anordnungen 
zu  erlassen,  durch  die  ihre  Heranziehung  zu  den  directen  Staatssteuern  unter 
Wahrung  des  Grundsatzes  der  Gegenseitigkeit  auch  abweichend  von  den  in 
Preussen  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften  geregelt  wird.'*  Jener  Vertrag  mit 
Oesterreich  und  dieses  Gesetz  sind  nicht  nur  von  practischer,  sondern  audi  von 
principieller  Bedeutung,  indem  hier  auch  unter  selbständigen  Staaten  Grundsätze 
wie  innerhalb  eines  Bundesstaats  für  die  directe  Staatsbesteuerung  zur  Geltung  gebracht 
werden.  Ein  Fortschritt  zur  Schonung  der  Individualinteressen  der  Steuer- 
pflichtigen, bei  dem  es  freilich  fraglich  ist,  ob  die  Staatsinteressen  überhaopc 
und  vollends,  ob  sie  fUr  beide  betheiligte  Staaten  gleichmässig  wahrgenommen 
werden.  Die  grosse  Verschiedenheit  des  Steuerrechts,  in  Oesterreich  z.  B.  die  Fora 
der  Erhebung  der  Zinssteucr  im  sogen.  „Abzugsverfahren''  (Couponsteuer),  macht  hier 
Schwierigkeiten  (s.  den  gen.  Staatsvertrag  Art.  3,  wo  Oesterreich  ausdrücklich  dieäe 
Besteucrungsform  sich  vorbehalten  hat).  Es  ist  nur  fraglich,  ob  die  preussischen 
fiscal ischen  Interessen  hier  immer  ebenso  wie  die  des  anderen  Staates  gewabn 
werden  können.  S.  über  die  ganze  Frage  auch  die  theoretisch-principielle  Erörterung 
in  Fin.  II,  §.  168,  169.  —  Zur  Einkommensteuer  neue  Ausf.-V.  vom  6.  Juli  1900. 
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Za  S.  34,  40.  Directe  Staatsstenern  in  Hohenzollern.  Diese  waren 
l)islier  noch  nach  der  älteren  Gesetzgebang  geregelt  nnd  auch  nicht  anter  die  Be- 
formen  7on  1891/93  mit  einbezogen  worden.  Ihr  Ertrag  bildete  einen  besonderen 
£tatstitel  im  Staatshaoshaltsetat  bei  ^  der  Verwaltung  der  directen  Steaem  (ftlr  1900 
821.600  M.).  Durch  das  Gesetz  vom  2.  Juli  1900  ist  nun,  früherem  Vorbehalt  im 
Gesetz  vom  14.  Juli  1893  §.  29  gemäss,  die  neuere  Gesetzgebung  auch  in  Hohen- 
zollern zur  Geltung  gelangt:  Die  bestehenden  directen  Hauptsteuern,  Grund-,  Gefäll-, 
Gebäude-,  Gewerbesteuer,  sind  jetzt  auch  hier  „der  Staatscasse  gegenüber  ausser 
Hebung  gesetzt'',  andere  (Kapitalien-  nnd  Dienstertragssteuer,  Hundesteuer)  aufgehoben 
worden.  Die  ersteren  Steuern  sind  für  die  Zwecke  der  communalen  Yerraltung,  wie 
im  übrigen  Preussen,  zur  Verfügung  gestellt  worden,  mit  einigen  weiteren  Special- 
bestimmungen darüber.  S.  dazu  auch  die  neue  Hohenzollern 'sehe  Gemeindeordnung 
?om  2.  Juli  1900  und  die  Amts-  und  Landesordnung  des  Gesetzes  vom  2.  Juli  1900, 
mit  Bestimmungen  auch  über  Finanzen  und  Steuern  (Hundesteuer  an  Amtsverbände 
gekommen).  Dafür  sind  die  Einkommen-  und  die  Ergänzungssteuer  von  1901  an  in 
Hohenzollern  als  Staatssteuem  eingeführt  worden,  mit  einzelnen  Abweichungen.  Die 
ganze  Maassregel  stellt  einen  Fortschritt  in  der  Dnification  des  directen  Steuer- 
systems dar. 

Zu  S.  37,  41,  Gewerbesteuer  von  1891    und  S.  38,  81,   Ceberlassung 
dieser  Steuer  an  die  Gemeinden.  Auf  dem  Gebiete  des  communalen  Gewerbe- 
steuerrechts  ist  nach   heftigem   Streit  ein   neues   Gesetz   zu   Stande  gekommen, 
welches  mehr  social-  und  wirthschafts-  oder  gewerbepolitische  als  finan- 
zielle Tendenz  und  Bedeutung  hat:  das  Gesetz  vom  18.  Juli  1900,  betr.  die  Waaren- 
haussteuer.  Die  wichtigsten  Grundsätze  dieses  Gesetzes,  die  hier  allein  heraus- 
gehoben werden,  unter  Verweisung  für  Weiteres  auf  das  Gesetz  selbst,  sind  folgende. 
Das  stehende  Gewerbe  des  Klein-  (Detail-)Handels  mit  mehr  als  einer  von  4  grossen, 
im  §.  6  des  Gesetzes  näher  bezeichneten  Waareng^uppen  unterliegt  danach  in  den 
Gemeinden  einer  communalen  Steuer  nach  dem  Jahresumsatz,  sobald  dieser 
in  jenen  Gruppen  400.000  M.  übersteigt,  der  sogen.  „Waarenhaussteuer''  (§.  1).    Der 
Tarif  dafür  (§.  2)  hat  feste  Steuersätze  für  bestimmte  Umsatzbeträfce,  im  Allgemeinen 
steigend  von  1  bis  auf  2  7o  ^^^  Umf>atzes,  also  insoweit  progressiv  (4000  M.  bei  400.000 
bis  450.000  M.  Jahresumsatz,  4500  M.  bei  400.000—500.000  M.  u.s.  w.,  20.000  M. 
bei  1  Mili.  bis  1.1  MiU.,  22.000  M.  bei  1.1—1.2  Mill.  und  weiter  für  je  100.000  M. 
Umsatz  mehr  2000  M.  oder  2  7o  Steuersatz  mehr).   Doch  ist  die  Einschränkung  (§.  5) 
gemacht,  dass  ein  Steuerpflichtiger  verlangen  kann,  wenn  seine  Waarcnhaussteuer  in 
dem  betreffenden  Jahre  20  ^o  ^^^  ^^^^  ^^^  Gewerbesteuergesetz  von  1891  steuer- 
pflichtigen Ertrags  seines  der  Waarcnhaussteuer  unterliegenden  ganzen  Unternehmens 
übersteigt,  auf  diesen  Betrag  von  20  ^/q  in  der  Steuer  herabgesetzt  zu  werden,  doch 
nicht  unter  die  Hälfte  der  gesetzlichen  Waarenhanssteuersätze.    Die  Steuer  wird  zum 
ersten  Male  vom  Finanzjahr  1901   an  (1.  April)  erhoben,  in   diesem  Jahre  für  die 
dann  bestehenden  Waarenhäuser  aber  nur  mit  der  Hälfte.  Die  Veranlagung  der  neuen 
Steuer  erfolgt  im  Anschluss  an  die  der  Gewerbesteuer  für  alle  Gewerbesteuerclasson 
durch  den  Ortlich  zuständigen  Steuerausschuss  der  Classe  I,  und  zwar  auf  Grund  der 
Declarationspflicht  des  Steuerpflichtigen  hinsichtlich  der  Höhe  seines  steuerpflichtigen 
Jahresumsatzes  (§.  8,  9).  Von  der  Angabe  des  Pflichtigen  kann  bei  der  Veranlagung  nur 
abgewichen  werden,  nachdem  ihm  Gelegenheit  zur  Aeusserung  über  Bedenken  gegeben 
worden  ist,  er  ist  aber  genöthigt,  eventuell  seine  Geschäftsbücher  vorzulegen  (§.  10). 
Unterlassung  der  Erklärungen  u.  s.  w.  zieht  den  Verlust  der  Rechtsmittel  nach  sich  (§.  11). 
Die  Veranlagung  zur  allgemeinen  Gewerbesteuer  wird  im  Uebrigen  durch  die  Waarcn- 
haussteuer nicht   berührt  (§.  14  im  1.  Abs.).    Doch  wird  jene  erstore  Steuer  dem 
Waarenhauspflichtigen  insofern  auf  seine  Gesammtsteuer  aus  beiden  Titeln  angerechnet, 
als  die  betreffende  Gemeinde  die  Waarenhaussteuer  nur  soweit  zu  erheben  hat,   als 
sie  die  ihr  nach  dem  Communalsteuergesetz  von  1893  (§.  29,  30)  zustehende  Gewerbe- 
steuer von  dem  ganzen  auch  der  Waarenhaussteuer  mit  unterstehenden  Betrieb  über- 
steigt.   Der  Ertrag  dieser  Waarenhaussteuer  soll  ferner  von  den  Gemeinden  nicht  zur 
Deckung  ihrer  allgemeinen  Ausfcaben,  sondern  zur  Erleichterung  der  gewerbesteuer- 
pflichtigen kleineren  Betriebe  (Classe  III  und  IV   des  Gesetzes  von  1891)  in  dieser 
Steuer,  andernfalls,  wenn  die  Gemeinde  keine  Gewerbesteuer  erhebt,  „zur  Bestreitung 
von  Gemeindebedürfnissen  vorzugsweise  im  Interesse  der  kleineren  Gewerbetreibenden'* 
verwendet  werden.  Gutsbezirke  haben  den  Ertrag  der  Waarenhaussteuer  an  die  Kreis- 
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communalcasse  abzufahren ,  die  Kreise  dann  diese  Beträge  wiederom  Fomemlich  im 
Interesse  der  kleineren  Gewerbetreibenden  zu  verwenden. 

Ob  und  wie  weit  das  Gesetz  von  grösserer  practischer  Bedeatong  wird,  moss 
sich  zeigen.  Ich  habe  meine  Zweifel  dartlber..  Von  wesentlicher  principieller  Be- 
dentang ist  es  aber  jedenfalls.  Es  ist  ein  Versnch,  mittelst  einer  höheren,  ziemUch 
starken  Sondersteuer  die  Entwicklang  der  Waarenhäaser  (Bazars  u.  s.  w.),  welche  alle 
möglichen  Artikel  fuhren,  zu  hemmen,  wenigstens  za  erschweren,  im  Interesse  des 
geschäftlichen  Mittel-,  Klein-  and  des  Specialbetriebs,  —  ohne  mit  dem  Piincip  der 
Gewerbefreiheit  za  brechen  oder  nur  in  Gonflict  za  kommen.  Ob  letzteres  mit  einem 
solchen  Gesetz  vermieden  wird,  steht  meines  Erachtens  dahin.  (S.  a.  S.  837  bei  Baiem). 
Immerhin  lässt  sich  die  Steaer,  wenn  sie  auch  roh  in  der  Form  (nach  dem  Umsätze!)  ist, 
allenfalls  auch  einigermaassen  als  eine  solche  aaffassen,  welche  dem  Grandsatz  der  Be- 
steucrang  nach  der  (grösseren)  Leistangsfähigkeit,  wegen  der  Vortheile  des  Grossbeitrebs 
a.  s.  w.  in  den  modernen  grossen  Waarenhäasern,  entspricht.  Ihr  Ziel  ist  mir  sympathisch, 
ihre  Einriebtang  and  ihre  ganze  Methode  kann  Ich  weniger  anerkennen.  Das  Richtige 
wäre  wohl,  nicht  bloss  den  „Klein-Handels-Grossbetrieb"*  in  diesem  Falle  der  Ver- 
cinigang  sonst  nach  bisherigem  Braach  nicht  in  Einem  Geschäft  gehandelten  Waarea, 
sondern  solchen  Grossbetrieb  überhaupt,  aach  bei  der  Beschränkang  aaf  eine  der  alt- 
üblichen  Waarengattangen  za  treffen.  Specialgeschäfte  letzterer  Art,  vollends  mit 
ihren  Filialen  in  demselben  Orte,  machen  doch  den  Mittel-  and  Kleingeschäften  ähn- 
lich Goncarrenz  and  verdrängen  sie.  Jetzt  bleibt  der  Vorwurf  nicht  nnbegrOnde^ 
dass  hier  Kleinhandels  -  Grossbetriebe  dieser  verschiedenen  Art  nicht  mit  gleichem 
Maasse  gemessen  werden  und  schon  deswegen  der  Zweck  nicht  erreicht  w&d.  Die 
Bildung  von  Waareng^ppen  in  dem  Steuergesetz  leidet  zudem  unvermeidlich  an 
Willkühr.  Hält  man  aber  den  Zweck  des  Gesetzes,  Erleichterung  der  Lage  der  Mittel- 
und  Kleinbetriebe,  für  einmal  gewerbepolitisch  richtig,  dann  wäre  es  doch  auch 
correct,  offen  vorzugeben,  dem  Grossbetrieb  hier  noch  andere  äussere  Schranken  zb 
ziehen,  soweit  er  aber  dabei  bestehen  bliebe,  ihn  offen  stark  progressiv  wegen  seiner 
höheren  Leistungsfähigkeit,  seiner  relativ  geringeren  Geschäftsspesen,  zu  besteuern, 
aber  eben  allgemein  und  nicht  nur  die  „Waarenhäuser"'  mit  vielen  Waarengruppen. 
So  laborirt  das  ganze  Gesetz  an  Halbheit.  Die  höhere  Sonderbesteuerung  aller  Kleio- 
handels-Grossbetriebe  Hesse  sich,  nebenbei  bemerkt,  immerbin  wohl  selbst  dann  recht- 
fertigen, wenn  das  gleiche  Princip  auf  den  Grosshandel  und  die  Grossindostrie  nicht 
analog  ausgedehnt  würde,  was  ja  nahe  läge,  weil  hier,  zumal  bei  der  Grossindnstrie, 
allgemeine,  auch  volkswlrthschaftlich  ins  Gewicht  fallende  ökonomisch- 
technische  Vortheile  des  Grossbetriebs  bestehen,  die  beim  Kleinhandel  im  Wesent- 
lichen fehlen.  — 

Königreich  Sachsen. 

(1.  Halbband,  §.  34-44,  S.  97—137.) 

Nachträge  aus  der  Gesetzgebung  von  1899  und   1900. 

Zu  S.  117.  Urkundenstempel  nach  dem  neuen  Gesetz  vom  10.  Juni  1898, 
dazu  Ausführungsverordnung  vom  12.  Oct.  1899.  —  Verordnung  vom  18.  Dec.  1^ 
über  die  ,,Kosten''  (Gerichtskosten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  u.  a.  m.),  gütig  vom 
I.Jan.  1900  an.  Neues  Gesetz  über  die  Gerichtskosten  dann  vom  21.  Juni  1900. 
ZaS.  106  ff.,  114  ff.,  116,  127.  Sächsische  Staatsbesteuerung  im  Ganzen. 
Nach  dem  Finanzgesetz  vom  12.  Mai  1900  für  die  Jahre  1900  und  1901  sind  zur 
Deckung  des  Aufwands  für  den  ordentlichen  Staatshaushalt  u.  s.w.  insbesondere 
die  Steuern  wie  bisher  zu  erheben:  die  Grundsteuer  nach  4  Pfennigen  von  der 
Steuereinheit,  die  Einkommensteuer,  die  Steuer  vom  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen, 
die  Schlachtsteuer  mit  der  Uebergangsabgabe  von  vereinsländischem  (deutschem)  ond 
der  Verbrauchsabgabe  von  vereinsausländischem  (ausserdeutschem)  Fleischweik,  die 
Erbschaftssteuer,  der  ürkundenstempel  (§.  3).  —  Den  Schulgemeinden  (S.  123  £  o.) 
wird  wieder  für  jedes  der  beiden  Finanzjahre  ein  Theil  der  Einnahmen  an 
Grundsteuer,  die  Hälfte  oder  2  Pfennig  von  der  Steuereinheit,  zur  Abmindernn; 
der  Schullasten  nach  den  näheren  Bestimmungen  des  §.  2  des  Finanzgesetzes 
überlassen.  —  Das  Gesetz  vom  17.  Juni  1898,  betr.  die  Gehalts  Verhältnisse  der  Lehrer 
an  den  Volksschulen  und  die  Gewährung  von  Staatsbeihilfen  zu  den  Alters- 
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Zulagen  derselben  nnd  eine  Bestimmung  des  Gesetzes  vom  26.  April  1873,  hetr.  das 
Yolksschulwesen,  haben  durch  das  Gesetz  7om  26.  Febr.  1900  Abänderungen 
erfahren  (?om  1.  Jan.  1900  an).    Es  werden  die  Staatsbeihilfen  genau  geregelt. 

Zu  S.  123.  Kreishauptmannschaften  (d.  i.  die  staatlichen  Pronnzial- 
abthcilungen).  Zu  den  bisherigen  4,  Dresden ,  Leipzig ,  Zwickau ,  Bautzen ,  ist  durch 
Verordnung  vom  10.  Juli  1900  eine  ftlnfte,  Chemnitz,  gekommen,  durch  Ab- 
zweigungen von  Amtshauptmannschaften  aus  dem  Bezirk  Zwickau  mit  Stadtbezirk 
Chemnitz  gebildet  —  Ueber  die  Verwaltungsrechtspflege  ist  ein  Gesetz  vom 

19.  Juli  1900  erlassen  worden,  giltig  ?om  1.  Jan.  1901  an. 

Zu  S.  109  ff.,  114  ff.  Einkommensteuer.  Eine  Fortbildung  dieser  Steuer 
und  des  Gesetzes  ?om  2.  Juli  1878  / 10.  März  1894  darüber  ist  erfolgt,  aber  nicht  die 
umfassendere  Steuerreform,    welche   1897/98  geplant  war.     Durch  das  Gesetz  7om 

20.  Juli  1900,  einige  weitere  Abänderungen  des  Einkommensteuergesetzes  von  1878 
betr.,  wurden  zunächst  die  §§.  64 — 66  des  bisherigen  Gesetzes  aufgehoben  und  durch 
neue  Bestimmungen  ersetzt.  Dadurch  ist  insbesondere  gegen  die  Entscheidungen  der 
Reclamationscommission  dem  Steuerpflichtigen  wie  dem  Vorsitzenden  dieser  Gommission 
das  Recht  der  Erhebung  der  Anfechtungsanklage  beim  OberTorwaltungs- 
gericht  gewährt  worden,  statt  der  blossen  Beschwerde  an  das  Finanzministerium 
nach  dem  bisherigen  Gesetz.  So  ist  also  auch  hier  wie  in  Preussen  die  Garantie 
einer  letzten  Entscheidung  in  Steuersachen  durch  eine  unabhängige  richterliche  Instanz 
statt  durch  die  oberste  YerwaltungsbehOrde  eingetreten.  Die  Anfechtungsklage  ist  im 
Allgemeinen  nach  den  Vorschriften  des  neuen  Gesetzes  vom  14.  Juli  1900  über  die 
Verwaltungsrechtspflege  zu  behandeln.  —  Auch  in  Streitigkeiten  über  die  Besteuerung 
der  Wanderlager  ist  das  Oberverwaltungsgericht  durch  Gesetz  vom  21.  Juli  1900 
zuständig  geworden.  —  Weitere  Abänderungen  des  bisherigen  Einkommensteuergesetzes 
von  1878/94  sind  durch  die  Novelle  vom  23.  Juli  1900  erfolgt.  In  Verbindung  mit 
dieser  ist  dann  der  Text  des  früheren  Gesetzes,  wie  er  sich  mit  den  neueren  Ab- 
änderungen stellte,  als  Einkommensteuergesetz  vom  24.  Juli  1900  in  neuer  Redaction 
bekannt  gemacht  worden.  Das  Gesetz  gilt  vom  1.  Jan.  1901  an.  Die  Abänderungen 
beziehen  sich  auf  eine  grössere  Anzahl  von  Einzelheiten,  so  in  Betreff  der  subjectiven 
und  objectlven  Steuerpflicht  physischer  Personen,  des  Verfahrens,  wofür  auf  das  Gesetz 
selbst  zu  verweisen  ist  Formell,  nur  theilweise  materiell  neu  geregelt  worden  ist  die 
subjective  Steuerpflicht  nicht- physischer  sogen,  juristischer  Personen.  Die 
geplante  Freistellung  der  bisher  einkommensteuerpflichtigen  Öffentlich-rechtlichen 
nicht-physischen  Personen,  insbesondere  der  Gemeinden  (oben  S.  116)  ist  in  dieser 
Allgemeinheit,  so  für  Gemeinden  nicht  erfolgt,  doch  für  kirchliche,  milde  Stiftungen 
u.  s.  w.  (s.  u.).  Steuerpflichtig  sind  auch  jetzt  noch  allgemein ,  vorbehaltlich  der  Be- 
schränkungen und  Ausnahmen  in  §.  5  und  6  des  Gesetzes  „die  juristischen  Personen 
und  die  mit  dem  Rechte  des  Vermögeuserwerbs  ausgestatteten  Personenvereine  und 
VermOgeusmassen'\  aber  das  wird  dann  genauer  begrenzt,  und  zwar  1)  auf  Personen- 
vereine, welche  Ucberschüsse  als  Actienzinsen  oder  Dividenden,  gleichviel  unter  welcher 
Benennung,  unter  ihre  Mitglieder  vertheilen,  im  Allgemeinen  nach  3-jährigem  Durch- 
schnitt, ausdrücklich  Commanditgesellschaften  auf  Actien  einbegriffen;  2)  auf  „alle 
sonstigen  nicht-physischen  Beitragspflichtigen  der  eingangserwähnten  Art  (also  der 
juristischen  Personen,  Personenvereine,  VermOgensmassen)  hinsichtlich  des  Reinertrags 
ihres  in  Grundbesitz,  in  einem  gewerblichen  Betriebe  oder  sonst  werbend  an- 
gelegten Vermögens,  abzüglich  der  von  ihnen  zu  bezahlenden  Schuldzineen ,  sowie 
bei  den  politischen  Gemeinden  abzüglich  der  Schuldzinsen  für  die  von  den 
Schul-  und  Kirchengemeinden  (s.  oben  S.  127)  aufgenommenen  Anleihen*'. — 
In  §.  5  des  alten  Gesetzes  ist  die  objective  Steuerpflicht  des  Einkommens  aus 
ausländischem  (irundbesitz.  Gewerbebetrieb  und  im  Ausland  betriebener  Erwerbs- 
thätigkeit,  die  sich  bisher  auf  solches  nach  Sachsen  bezogene  Einkommen  mit  aus- 
dehnte, für  dieses  ganze  Einkommen  aufgehoben  worden  (!).  Die  Befreiungen  von 
der  Einkommensteuer  (8  Fälle  in  §.  6)  sind  geblieben,  aber  noch  durch  4  weitere 
Fälle  erweitert  worden,  nemlich  auf  die  reichs-  und  landesgesetzlich  errichteten  Berufs- 
genossenschaften,  Kranken-  und  Pensionscassen  u.  s.  w.  (Nr.  9),  die  „ausschliess- 
lich kirchlichen,  gemeinnützigen,  wohlthätigen,  Besoldungs-  oder  Ponsionszwecken 
dienenden  juristischen  Personen''  (Nr.  10),  Goncursmassen  (Nr.  11),  endlich  unter 
Nr.  12  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  hinsichtlich  eines  Theils  der 
an  die   Mitglieder  vertheilten    Ueberschüsse  (?).     Das    allein    einkommensteuerfreie 
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MiDimaleinkommen   bis  400  M.  (§.  6,  Nr.  8)  ist  dagegen  auf  diesem  niedrigen  Be- 
trage belassen  worden  (!!)    Aach  der  Stenertarif  des  §.  12,   beginnend  mit  1  M. 
im   Jahre   bei   400 — 500  M.   Einkommen   nnd    steigend    bei   Einkommen   Ton  über 
100.000  M.  auf  4  Vo   ^^^  Endziffer  immer  der  voraosgehenden  Stenerclasse  ist  nicht 
verändert,  also  auch  nicht  weder  for  niedriges  Einkommen  ermSssigt,  noch  für  höheres 
erhöht  worden  (s.  o.  S.  111,  112).    Als  Abzngsposten  (§.  15,  Nr.  8),  welche  Tom 
Einkommen,   bezw.   der  Einnahme  zur  Bildung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  ab- 
gehen, sind  jetzt  auch  ausdrücklich  zugelassen:  vom  Pflichtigen  gesetz-  oder  Vertrags- 
massig  zu  leistende  Beiträge  zu  Kranken-,  Unfall-,    Alters-,  Invalidenversichemngs-, 
Wittwen-,  Waisen-,  Pensions-  und  Sterbecassen ,  sonst  Versicherungsprämien  nur  wie 
bisher,  soweit  sie  zu  den  geschäftlichen  Unkosten  zu  rechnen  sind;  also  mit  Becbt 
nicht,    wie  in  Preussen  bis  600  M.,   allgemeine   Lebensversicherungsprämien,  wie 
unter  Nr.  4,  e  des  §.  15  auch  weiter  ausdrücklich  hervorgehoben  wird.  —  Im  neuen 
§.  16,  17,  18  Aenderungen  in  der  Art  der  Einschätzung  des  Einkommens.    Bei  der 
Abtheilung  Einkommen  aus  Kapital ,  Zinsen  u.  s.  w.  sind  auch  Geschäftsantheile  bei 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  beigefügt  worden.    Eine  Aenderung  bei  der 
Einschätzung  des  Einkommens  aus  nicht  verpachteten  landwlrthschaftlich  und  forst- 
wirthschaftlich  benutzten  Besitzungen,  also  bei  Selbst  betrieb,  ist  folgende  (§.  18, 
Nr.  4).    Bisher  wurde  hier  als  Einkommen  der   im   Durchschnitt   der   3   letztes 
Wirthschaftsjahre  durch  eigene  Bewirthschaftung  erzielte  Reingewinn   einschliesslich 
des  persönlichen  Arbeitsverdienstes  des  Besitzers  angenommen;  jetzt  soll  dieser  Rein- 
gewinn einschliesslich  dieses  Verdienstes  für  jedes  dieser  Jahre  gesondert  ermittelt 
und  der  dritte  Theil  davon  als  Einkommen  in  Ansatz  gebracht  werden:  also  ein  ge- 
naueres Verfahren,  aber  nach  demselben  Rechnungsprincip.    In  §.  19  ist  durch  eben 
Zusatz  unter  Nr.  4   bestimmt   worden,   dass   bei   sächsischen  Gesellschaften    mit  be- 
schränkter Haftung,  welche    subjectiv  einkommensteuerpflichtig  sind,   Dividenden  von 
Geschäftsantheilen  bei  den  Antheilseignem  nur  zur  Hälfte  ihres  Betrags  anzusetzen 
sind:  also  hier  eine  Rücksicht  auf  Beschränkung  der  Doppelbesteuerung  der  Geseil- 
schaft und  der  Betheiligten,  wie  sie  aber  bei  den  Actiengesellschaften  u.  s.  w., 
abweichend  von    dem   preussischen    und  mehrfach  sonstigen  deutschen  Einkommen- 
steuerrecht (Abzug  von  SVs  °/o  Zins  vom  Kapital  bei  der  Einkommensteuer  der  Actien- 
gesellschaft  selbst),   auch  jetzt  noch  nicht   gewährt  ist  —  Für  die  Ermittlung  des 
Einkommens  von  Handel,  Gewerbe,  einschliesslich  des  landwirthschaftlichen  Betriebs 
auf  fremden  Grundstücken  und  von  jeder  anderen  Erwerbsthätigkeit  (§.  17,   c)  sind 
die    Grundbätze   in    §.  21    neu   und   genauer  als   bisher  gefasst  worden.     Bei  §.  47 
(Nachschätzungen)  ist  ein  Zusatz  gemacht,  betreffend  grössere  Erhöhungen  des  Ein- 
kommens im  Laufe  des  Steuerjahrs  durch  Erwerbungen  von  Todes  wegen  oder  durch 
Schenkungen   und    betreffend   grössere  Verminderungen    des  Einkommens    in  diesem 
Jahre,    mit    der  Folge    von  Steuererhöhungen  dort  und  Ermässigungen  hier.     Ver- 
schiedene   kleinere    Veränderungen    sind    bei    den   Rechtsmitteln   getroffen,   die 
wichtigste  ist  die   oben  schon   erwähnte  nach  dem  neuen  Gesetz  vom  20.  Juli  1900. 
Oberverwaltungsgericht  als  letzte  Berufungsinstanz,   §.  64  ff.  —  Verstösse  gegen  die 
Geheimhaltungspflicht  (§.  82)   werden  jetzt  nicht  mehr  nur   „auf  Antrag  des 
Verletzten",  sondern  unter  Wegfall  dieser  Worte,  also  von  Amtswegen  verfolgt  und 
mit  Geldstrafe  bis  150,  bisher  bis  100  M.  bedroht  {§.  73).  In  §.  77,  Abs.  3,  genauere 
Regelung  des  Verfahrens  bei  Steuer-Nachzahlungen,  auch  andere  Uegelong  der 
Berufung  in  diesen  Fällen  (§.  77,  Abs.  4  und  5).    Alles  in  Allem,  eine  Veränderunf 
des  geltenden  Rechts  in  Einzelheiten,  auch  wohl  mehrfach  eine  Verbesserung,  aber 
keine  eigentliche  Reform,  was  bedauerlich  ist,  da  eine  Erweiterung  der  Steue^ 
freiheit  kleinen  Einkommens,   eine  Aenderung  des  Steuertarifs  in   mehr  progressiver 
Richtung,  eine  stärkere  Besteuerung  des  fundirten  Einkommens  in  irgend  einer  Form 
geboten  gewesen  wäre  (s.  o.  §.  39).  —  Ausführunjfsverordnung  zu  dem  neuen  Gesetz 
vom   25.  Juli  1900  (im  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Sachsens  J.jr.  1900,  S.  589  ff.) 
und  zur  Ausführung  des   Art  II  des  Gesetzes  vom  23.  Juli   1900  Verordnung  vom 
22.  Sept.  1900  (eb.  S.  915),  dsgl.  weitere  Instruction  (eb.  S.  781  ff.).  —  S.  über  den 
Reformplan  von  1897/98  und  dessen  Schicksal  auch  Fin.arch.  B.  15.  S.  384,  872.  - 
Die  Erhebung  der  Einkommensteuerbeträge  liegt  in  Sachsen  den  Gemeinden  ob, 
welche  dafür  vom  Finanzminister  näher   zu  bestimmende  Gebühren  von  1 — 4  %  der 
Ist-Einnahme  für  die  Erhebung  selbst,   bis  2%  für  die  Besorgung  der  übrigen  den 
Gemeindebehörden   obliegenden  Geschäfte   erhalten.     Für  1900  und  1901  darüber  die 
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Bestimmanfren  de?  specieUen  Sätze  in  Verordnung  Tom  18.  Sept.  1900  (Erhebnngs- 
gebtlhr  1.80  7o)-    Commentar  von  Hasche  (1901). 

Za  S.  117.  Erbschaft sstener.  Die  Fortbildang,  auch  in  dem  kleinen 
Maasse,  wie  sie  in  der  2.  Kammer  (Erhöhung  einiger  Steuersätze)  nur  durchgedrungen 
war,  ist  nicht  zu  Stande  gekommen. 

Baiern. 

(1.  Halbband,  §.  45—60,  S.  138-202.) 

Nachträge  aus  der  Gesetzgebung  yon  1899  und  1900. 

Zu  S.  152  ff.  Directe  Besteuerung,  besonders  Gesetze  von  1881  (S.  155  ff.) 
über  Einkommen-.  Kapitalrenten-  und  Gewerbesteuer  (S.  156 — 158)  und 
Eeformplan  von  1897  ff.  (S.  160  ff.,  besonders  163—164).  Nach  langen  Verhand- 
lungen im  Landtage,  grossem  Streit  der  Parteien  und  in  der  öffentlichen  Meinung, 
der  Presse  ist  die  Reform  der  directen  Staatssteuern  schliesslich  zu  Stande 
gekommen,  im  Wesentlichen  so,  wie  es  S.  163—164  oben  skizzirt  worden  ist:  3  neue 
Gesetze,  alle  vom  9.  Juni  1899  über  die  oben  genannten  3  directen  Steuern ;  dazu  ein 
weiteres  von  gleichem  Datum,  betr.  die  Ablösung  der  Steuer-,  Umlage-  und  Zoll- 
freiheit der  Standesherren.  Zu  jenen  3  Gesetzen  Verordnungen  vom  10.  Aug.  1899 
(über  Einkommen-  und  Kapitalrentensteuer)  und  vom  27.  Aug.  1899  über  Gewerbe- 
steuer (auch  im  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  fUr  Baiern  enthalten).  Unter  Ver- 
weisung auf  den  Text  der  sehr  ausführlichen  Gesetze  selbst,  auf  diese  Verordnungen, 
auf  die  Gemmen tare  (s.  u.)  und  die  Litteratur  (Schanz)  beschränke  ich  mich  hier 
auf  Hervorhebung  der  Hauptpuncte,  namentlich  der  gegen  die  bisherigen  gesetzlichen 
Bestimmungen  eingetretenen  wichtigeren  Aenderungcn.  S.  die  Darstellung  des  bisher 
geltenden  Rechts  (Gesetz  von  1881  oben  S.  156  ff.),  und  des  Reformplans  nach  dem 
Begierungsentwurf  S.  163  ff.  Ein  genaueres  Eingehen  würde  zu  einer  förmlichen  Dar- 
stellung des  baierischen  Ertragssteuersystems  führen,  wie  es  durch  die  Gesetze  von 
1899  geworden  ist.  Davon  muss  ich  hier  in  diesen  Nachträgen  absehen.  Indessen 
sind  die  Mittheilungen  im  Folgenden  so  gehalten ,  dass  sie  wohl  ein  genügendes  Bild 
des  „Systems  der  reinen  Ertragsbesteuerung''  geben,  wie  dieses  durch  die 
,3eform''  von  1899  ausgestaltet  worden  ist  Da  Baiern  das  Hauptbeispiel  dieses 
Systems  in  Deutschland  noch  ist,  neben  Württemberg,  das  indessen  zur  Einkommen- 
steuer bald  gelangen  dürfte,  so  schien  es  passend,  die  Mittheiluugen  nicht  gar  zu 
knapp  zu  halten.  Von  kritischer  Benrtheilung  musste  indessen  grössteutheils  abgesehen 
werden.  Was  S.  163  ff.  gesagt  wurde,  bleibt  wohl  bestehen.  Vgl.  zu  Allem  nament- 
lich den  unten  gen.  Aufsatz  von  Schanz. 

Die  Einkommensteuer.  Diese  sogenannte  „specielle",  im  Unterschied  von 
der  „allgemeinen'',  hat  auch  in  dem  neuen  Gesetz  denselben  Umfang  und  Gharacter 
behalten  wie  bisher:  sie  trifi^  nach  dem  unverändert  gebliebenen  Art.  1  ,,den,  der 
ein  Einkommen  bezieht,  welches  nicht  bereits  mit  Grund-,  Haus-,  Gewerbe-  oder 
Kapitalrentensteuer  (also  mit  keiner  der  anderen  4  baierischen  Ertragssteuern)  angelegt 
ist".  Das  demnach  dieser  Einkommensteuer  unterworfene  Einkommen  ist  nicht  mehr 
wie  bisher  (§.  2)  in  3  „Abtheilungen"  gebracht,  sondern  in  5  sich  gleichstehende 
Kategorieen,  welche  aber  den  bisherigen  Unterabtheilungen  der  Abtheilungen  ent- 
sprechen (Art.  2):  a.  aus  Lohnarbeit  (jetzt  incl.  Schreibern  u.dgl.),  b.  aus  wissen- 
schaftlicher und  künstlerischer  Beschäftigung  (mit  verschiedenen  weiteren  Fällen), 
c.  aus  Pachtbetrieb  von  Oekonomiegütern,  d.  aus  Besoldungen  u.  s.  w.,  Pensionen  von 
öffentlichen  und  Privatbeamten,  e.  aus  Widdumen,  Präbenden,  u.  dgl.,  alles  wie  bisher. 
Der  früher  hier  mit  steuerpflichtige  Bergbaubetrieb  ist  ausgeschieden  und  steht 
unter  der  Gewerbesteuer.  Der  allgemeinen  Einkommensteuer  entspricht  die  Bestimmung 
(Art  3),  dass  das  etwaige  besondere  Einkommen  der  Ehefrau  und  der  unterhaltenen 
Kinder  im  Haushalt  zum  Einkommen  des  Haushaltvorstands  bei  der  Veranlagung  hinzu- 
gerechnet wird.  Die  früheren  verschiedenen  Steuersätze  der  3  Abtheilnngen  (Art  5) 
sind  beseitigt  und  wird,  wie  früher  bei  der  2.  Abtheilung ,  die  Steuer  jetzt  allgemein 
nach  Glassensätzen  angelegt:  bis  500  M.  (also  ohne  allgemeines  steuerfreies 
Minimum,  früher  in  Abth.  2  bis  350  M.)  V«  M.  Jahressteuer,  500—750  1  M.,  750 
bis  900  2  M..  900—1000  8  M.  u.  s.  w.,  2700-3000  M.  22,  4600—5000  M.  45, 
9500-10.000  136,  13.000—14.000  200  M.,  dann  für  je  1000  M.  bei  14.000—22.000  M. 
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20  M.  mehr,  bis  34.000  30  M.  mehr,  bis  41.000  40  M.  mehr,  bis  50.000  50  M.  mehr, 
bei  50.000 — 51.000  im  Ganzen  1500  M.  Steuersatz.  Bei  höherem  Einkommen  werden 
je  1000  M.  mit  3  %  der  Endziffer  der  yoransgehenden  Glasse  belegt.  Diese  Sätze 
sind  hoher  als  die  bisherigen,  welche  auch  bei  grosserem  Einkommen  (Abth.  2  und  3) 
nur  1  %  betrogen.  Die  Einsteneruog  erfolgt  jetzt  allgemein,  frtther  nor  bei  Abth.  1 
und  2,  nach  dem  Jahresbetrage  des  Einkommens.  Bei  der  Einsteaening  wird  Ein- 
kommen ans  Lohnarbeit  (Rubrik  a  in  Art.  2)  noch  von  dem  übrigen  (b — e  in  Art  2) 
unterschieden.  Maassstab  des  ersteren  ist  der  orts-  oder  geschäftsübliche  Arbeits- 
verdienst Eines  Tages  nebst  den  nach  ortsüblichen  Preisen  anzuschlagenden  Katural- 
bezügen, mit  entsprechender  Umrechnung  von  Wochen-,  Monats-,  Accordlöhnen  (Art  7), 
aber  durchschnittlicher  Tagesverdienst  von  mehr  als  2V9  M.  wird  wie  das  andere  Ein- 
kommen veranlagt  Für  dieses  sind  die  Einsteuerungsgrundsätze  dieselben  geblieben 
wie  bisher  bei  dem  Einkommen  der  Abth.  1  und  2  (altes  Gesetz  Art.  7,  8,  10,  neues 
Art  8 — 10).  Die  subjective  Steuerpflicht  ist  nicht  verändert  worden  (Axt  11), 
für  nicht  -  baierische  ReichsangehOrige,  die  wegen  der  Bestimmungen  über  Doppd- 
besteuern ng  von  directen  Staatssteuern  in  Baiem  frei  sind,  ist  die  Veranlagung  dock 
mit  vorzunehmen,  um  Grundlagen  für  die  Belegung  mit  UmJagen  (für  Kreis,  Gemeinde) 
zu  gewinnen  (Art  12).  Die  Befreiungen  haben  einige  Erweiterungen  erfahren 
(§.  12  des  alten,  13  des  neuen  Gesetzes).  Eine  allgemeine  Steuerfreiheit  wegen 
Kleinheit  des  Einkommens  ist  zwar  noch  nicht  gewährt,  aber  sie  tritt  factisch 
vielfach  nach  Specialbestimmungen  ein.  So  sind,  wie  bisher,  Personen  unter  18  Jahrea 
frei,  weibliche  überhaupt  bei  einkommensteuerpflichtigem  Einkommen  bis  500  M., 
wenn  ihr  Gesammteinkommen  mit  aus  anderen  Quellen  700  M.  nicht  Obersteigt,  Pe^ 
sonen  in  Brod  von  Dienstherren  oder  Familienhäuptem  regelmässig  in  den  2  untersten 
Stufen  (bis  750  M.),  Wittwen,  gewisse  Ehefrauen,  vaterlose  Mindeij&hrige  und  ver- 
schiedene andere  Kategorieen  bei  gewissem  Einkommen  bis  750  nnd  Gesammtein- 
kommen von  nicht  über  1200  M.,  weiter  gewisse  Stipendiaten,  wegen  Dürftigkeit 
Unterstützte,  öffentliche  Almosenempfänger  (Art  13);  endlich  einkommenstenerpflichtiffi 
Personen,  welche  nicht  durch  die  Special bestimmungen  schon  befreit  sind,  auf  An- 
trag bei  einkommensteuerpflichtigem  Einkommen  bis  500  nnd  Gesammteinkommen 
bis  700  M.  (Art.  15,  bisher  nach  altem  Art  13  nur  bei  Gesammteinkommen  bis 
400  M.):  alles  sehr  verclausulirte  Vorschriften,  deren  practische  Anwendung  Fiel 
Verwaltungsarbeit  macht,  aber  wodurch  doch  die  wirkliche  Steuerpflicht  bei  kleinem 
Einkommen  bis  500  M.  zur  Ausnahme  wird.  Schon  deswegen  und  aus  allgemeinen 
Gründen  wäre  es  einfacher  gewesen,  Steuerfreiheit  mindestens  bis  zu  500  M.  (niedrig 
genug!)  zu  gewähren.  Immerhin  ist  durch  diese  Bestimmungen  die  baierische  „Ein- 
kommensteuer^' der  neueren  deutschen  allgemeinen  Einkommensteuer  weiter  ge- 
nähert.  Dasselbe  gilt  von  der  Vorschrift  des  Art  14,  wonach  bei  Einkommensteuer- 
Pflichtigen  mit  Gesammteinkommen  bis  5000  M.  Ermässigung  des  Steuersatzes  wegen 
beeinträchtigter  Leistungsfähigkeit  eintreten  kann  (mit  näherer  Angabe  im 
Gesetz,  welche  Fälle  dahin  zählen) :  Herabsetzung  um  höchstens  3  Classen,  Freistellung 
in  den  3  untersten.  Auch  die  Steuerfreiheit  nicht-physischer  Personen 
ist  erweitert  worden  (Art  13,  Nr.  2).  Die  Bestimmungen  über  den  Ort  der  Steuer- 
pflicht sind  zum  Theil  etwas  anders  gefasst  worden  (Art.  17).  Das  Veranlagungs- 
verfahren ist  im  Wesentlichen  wie  bisher  geblieben,  mit  der  schon  bisher  bätehen- 
den  Declarationspf licht  u.  s.  w.,  doch  in  Einzelheiten  verbessert,  die  Cautelen 
(jetzt  Androhung  des  Verlusts  der  Rechtsmittel,  Art  26)  sind  verschärft  worden  (altes 
Gesetz  Art.  IG  ff.«  neues  Art  18  ff.).  Dem  Rentamt  ist  jetzt  die  Einsteuemng  aller 
Personen  mit  Einkommen  bis  3000  M.  übertragen  (Art.  31,  gegen  alten  Art  29). 
Für  die  übrigen  fungirt  der  wie  bisher  gebildete  Steuer ausschuss  (Art  32 £> 
Ueber  die  Prüfung  der  Steuererklärungen  und  das  Vorgehen,  wenn  solche  Erklärungen 
nicht  vorliegen,  s.  neuen  Art.  43,  verglichen  mit  altem  42.  Wie  gegen  die  Beschlfisse 
des  Steuerausschusses  ist  auch  gegen  die  rentamtliche  Einsteuemng  jetzt  Beruf  sag 
zulässig  (neuer  Art.  46 ,  alter  45).  Die  eingelegten  Berufungen  gehen  jetzt  zunäckt 
dem  Steuerausschuss  zur  nochmaligen  Prüfung  zu  (Art.  49  neu);  erst  wenn  sie  hier 
nicht  Erledigung  gefunden,  gehen  sie  durch  die  Finanzkammer  der  Ereisregierong  u 
die  Berufungscommission  des  Kegierungsbezirks  (Art  50);  als  Vorsitzfinder 
fungirt  bei  dieser  nicht  mehr  der  Regierungspräsident,  sondern  eine  vom  Finaax- 
ministerium  ernannte  Person,  bei  sonst  wesentlich  gleicher  Bildung  dieser  Commissioa 
(Art.  51).     Bisher   war   gegen    die  Entscheidungen   dieser  Commission  ein  weitere» 
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Rechtsmittel  nicht  statthaft  (alter  Art.  50).    Jetzt  ist  noch   eine  letzte  Bernfnng 
an  eine  oberste  Instanz  gewährt  worden,  siu  geht  für  den  Pflichtigen  wie  das  Aerar 
(Finanzkammer  der  Regierung)  als  Beschwerde,  wie  bei  neueren  Steuergesetzen  über 
Einkommensteuer  u.  s.  w,  in  anderen  deutschen  Ländern,  ausschliesslich  wegen  Nicht- 
anwendung oder  unrichtiger  Anwendung  des  bestehenden  Rechts  oder  wesentlichen 
Mängeln  des  Verfahrens  an  eine  rom  Finanzministerium  gebildete  „Oberberufungs- 
commission'"  (Art.  55  ff.).    Diese  besteht  aus  einem  vom  Finanzminister  ernannten 
Yorsitzenden ,   4  ständigen   Mitgliedern,    wovon  je  2  vom  Inneren  (darunter  1  Vcr- 
waltungsgerichtsrath)  und   Finanzministerium   ernannt,    2  nichtständigen  Mitgliedern, 
die  auf  4  Jahre,  1  fUr  je  2  Regierungsbezirke  von  deren  Landräthen  aus  den  Kreis- 
einwohnem  gewählt  werden.    Eine  oberste  Gerichtsinstanz  ist  das  also  noch  nicht, 
wie  in  Preussen  und  anderen  Ländern  mehr.    Die  Commission  kann  dann,  wenn  sie 
die  Beschwerde  fUr  begründet  hält,  selbst  die  Einstcuerung  berichtigen  oder  die  Sache 
zur  Entscheidung  an  die  Berufungscommission  zurückleiten  (Art.  58).   Ueber  Bildung, 
Verfahren  und  Geschäftsgang  dieser  Commission  erging  eine  Verordnung  vom  14.  April 
1900.    Nach  wie  vor  (altes  Gesetz  Art.  58,  neues  60)  erfolgt  diei  Einsteuerung  für 
eine  Periode  von  4  Jahren  (1)    Die  Bestimmungen  über  Ab-  und  Zugänge 
wesentlich  wie  bisher  (alte  Art.  59—64,  neue  61 — 67,  Aendernng  u.  A.  in  Art  65). 
In  den  Straf  bestimmungen  (alte  Art.  65  ff.,  neue  68  ff.)  ist  der  Fall  der  Unter- 
lassung  der   Steuererklärung   u.  s.  w.  (Art  68,  a)  jetzt   mit   als   Hinterziehung 
qualificirt  worden,  früher  war  er  nur  mit  Ordnungsstrafe  belegt    Die  Hinterziehnngs- 
strafe,  früher  das  5-  bis  10-fache  der  Jahressteuer,  deren  Hinterziehung  unternommen 
wurde,  ist  jetzt  das  10-fache  der  Verkürzung:  Ordnungsstrafen  früher  bis  50,  jetzt 
von  2---100  M. ;  die  Strafverfolgung  wegen  Verletzung  der  Geheimhaltungspflicht  findet 
wie  bisher  nur  auf  Antrag  statt    Die  verhängten  Geldstrafen  fallen  wie  bisher  zur 
Hälfte  dem  Armenfonds  oder  der  Ortsarmencasse  zu.    Die  Niederschlagung  von 
veranlagten  Beträgen  ist  jetzt  statthaft  (Art.  81),  wenn  die  zwangsweise  Beitreibung 
die  Pflichtigen   in   ihrer  Existenz   gefährden  oder  voraussichtlich  ohne  Erfolg  sein 
würde.    Der  Anspruch  auf  Nachzahlung  bei  Verkürzungen  ist  jetzt  auf  10, 
bisher  nur  auf  5  Jahre  zurück  verfolgbar,   bei  Nachzahlungen   nach  dem  Tode  eines 
Pflichtigen  eventuell  selbst  bis  auf  20  Jahre  (Details  in  Art  82,  vgl.  damit  den  alten 
Art.  79).  —  Es  ist  so  in  diesem  neuen  Gesetze  sicherlich  vielerlei  verbessert    Man 
konnte  das  ganze  Gesetz  leicht  in  den  Rahmen  der  allgemeinen  Einkommensteuer  mit 
einfügen.   Der  Mangel  bleibt  die  fehlende  Homogenität  dieser  baierischen  „Einkommen- 
steuer* mit  den  übrigen  Ertragssteuern,  den  beiden  folgenden,  auch  neu  geregelten 
und  den  unverändert  gebliebenen,  der  Grund-  und  Gebäudesteuer. 

Die  Kapitalrcnteusteuer.  Sie  hat  denselben  Umfang  der  objoctiven 
Steuerpflicht  behalten  wie  früher  (Gesetze  von  1881,  Art.  1.  von  1900,  Art  1). 
Der  Beginn  der  Steuerpflicht  ist  etwas  erhöht  auf  70,  bisher  40  M.  (also  hier 
ein  festes,  freilich  sehr  niedriges  steuerfreies  Minimum),  die  ersten  4  Stufen  und 
Steuersätze  dafür  sind  sonst  dieselben  geblieben  (70 — 100  M.  Jahresrento  1,  bis  400 
2,  bis  700  2V9.  bis  lUOO  M.  8  ^/o).  Während  aber  dann  früher  bei  höherer  Rente 
der  Steuersatz  SV^  ^<^r  und  blieb,  ist  er  jetzt  so  nur  bis  zum  Rentenbetrag  von 
30.000  M.  dieser,  von  da  bis  100.000  M.  erhöht  er  sich  auf  3V4,  bei  über  100.000  M. 
auf  4  %  (^f^-  2)*  ^^  steigt  also  höher  wie  bei  der  Einkommensteuer,  wo  er  bei 
3%  endet,  und  auch  höher  als  bei  der  Gewerbesteuer  (3Va  ®/o»  s.  u.).  Die  sub- 
jective  Steuerpflicht  ist  im  Ganzen  auch  die  frühere,  die  Befreiungen  sind 
etwas  geändert,  meist  erweitert  worden  (Art.  4  beider  Gesetze).  Allgemein  frei- 
gestellt sind  Renten  bis  400  M.  bei  Gesammteinkommen  nicht  unter  700  M.  für 
Wittwen,  gewisse  Ehefrauen,  Minderjährige,  überhaupt  in  Dienst  und  Brot  stehende 
Einkommenstenerpflichtige  aus  Lohnarbeit.  Für  andere  Rentensteuerpflichtige  sind 
Ermässigungen  gewährt  (Art  5),  ähnlich  wie  in  der  Einkommensteuer:  halbe 
Steuer  bis  2000  M.  Rente,  wenn  andere  Erwerbsquellen  fehlen  oder  geringfügig  sind, 
femer  bei  Rente  bis  3000  und  Gesammteinkommen  bis  5000  M.  Ermässigung  auf 
nächst  niedrigen  Steuifrsatz,  eventuell  in  unterster  Stufe  Freistellung,  erfolgt  wegen 
Beeinträchtigung  der  Leistungsfähigkeit  jetzt  auch  hier.  Passivrenten 
bleiben  nach  den  näheren  Vorschriften  des  Art.  6  abziohbar.  Die  frtlhere  Bestimmung 
(altes  Gesetz  Art.  6),  dass  die  vortragsmässige  Uebemahme  der  Steuer  durch  den 
Schuldner  ungiltig  sei,  ist  gefallen  (neues  Gesetz  Art  7).  Einige  andere  Bestimmungen 
über  subjective  Steuerpflicht  sind  ähnlich  oder  gleich  wie  bei  der  Einkommensteuer 
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geregelt  (Art.  10  ff).  YeranlagangSTerfahren,  Declarationspflicht  (nach 
bestem  Wissen  und  Gewissen)  wesentlich  wie  bisher  (altes  Gesetz  Art  11  ff.,  neues 
Art.  13  ff.,  Yersch&rfanfT  der  Befugnisse  des  Rentamts  Art.  19,  Verfahren  wie  bei 
Einkommensteuer,  Art  21).  Rechtsmittel  (Art  22)  auch  jetzt  wie  bei  der  Ein- 
kommensteuer, also  mit  den  dort  eingetretenen  Neuerungen.  Yeranlagungsperiode 
wie  bisher  2  Jahre.  Die  Strafandrohungen  bei  Hinterziehung  sind  gesteigert: 
15-facher  Beträfe  der  Jahressteuer,  deren  Verkürzung  unternommen  wurde  (Art  83), 
bisher  2-  bis  20-faches  (alter  Art.  29).  Alles  Weitere  ist  grossenthcils  geblieben, 
Einzelnes  davon  wie  im  Einkommensteuergesetz  geändert  worden.  (Nachzahlungen 
Art  42  u.  A.  m.). 

Gewerbesteuer.  Der  Hauptpunct  des  Streits  bei  der  ganzen  „Reform'*. 
Der  Umfang  der  Steuerpflicht  ist  gleichgeblieben,  nur  der  Bergbau  und  Ver- 
wandtes aus  der  Einkommensteuer  unter  die  Gewerbesteuer  mit  gesetzt.  Bloss  stehendes 
Gewerbe  wird  belegt,  Hausirgewerbe  besonders  besteuert  Das  strittige  Haupt- 
princip  der  Veranlagung,  die  Unterscheidung  der  „Normalanlage**  und  der 
,,Betriebsanlagc*\  ist  geblieben  (Art.  4).  Für  erstere  ist  wie  bisher  der  dem 
Gesetz  als  Anlage  I  beigefdgte,  erneuerte  Gewerbesteuertarif  maassfcebend,  Tor- 
behaltlich  der  Sonderbestimmungen  fQr  gewisse  Grossgeschäfto  (s.  u.).  Unter  Weg- 
fall des  Ortsbevölkerungsmoments  (Ortsclassensystem :  nach  BerOlkerungs- 
grOsse  abgestufte  Sätze)  bei  der  Normal-  und  Betriebsanlage  sind  die  alten  äusseren 
Merkmale  zur  Bemessung  der  Betriebsanlage  geblieben  (alter  und  neuer  Art  6). 
Früher  trat,  wo  die  äusseren  Merkmale  nicht  yorhanden  sind  oder  nicht  ausreicheii, 
eine  Bemessung  der  Betriebsanlage  nach  einem  jährlichen  Ertragsanschlage  ein, 
nach  näheren  Bestimmungen  im  Art.  7  des  1881er  Gesetzes  (s.  o.  S.  159),  jetzt 
(Art.  7)  werden  nach  dem  Ertrage  veranlagt  die  Gewerbe,  bei  denen  das  im  Tszif 
besonders  bemerkt  oder  wo  die  äusseren  Merkmale  einen  zu  hohen  oder  zu  niedrigen 
Steuersatz  ergeben  würden,  nach  Classeusätzen  in  Anlage  II  des  Gesetzes.  Bei  der 
Veranlagung  des  Haushaltangsvorstands  werden  auch  Gewerbebetriebe  von  Ehefrau 
und  in  Unterhalt  befindlichen  Kindern  hier  eingerechnet  (Art  9).  Für  die  Berech- 
nung des  steuerpflichtigen  Ertrags  eines  Gewerbes  kommen  bei  Gewerbe- 
treibenden mit  Buchführung  nach  dem  Handelsgesetzbuch  die  betreffenden  Gmndsä^ 
bei  anderen  die  jährlichen  Betriebseinnahmen  und  -Ausgaben  in  Betracht,  worüber 
Art.  10,  ähnlich  wie  bei  Einkommensteuern,  das  Einzelne  angiebt  Neueren  Entwick- 
lungen des  Gewerbebetriebs  ins  Grosse  entsprechen  die  Veranlagung  Ter- 
schärfende  Normen  in  Art.  12,  namentlich  über  mehrfachen  Ansatz  der  Normalanlaire. 
Die  Vorschriften  über  die  Arbeiter,  nach  Zahl  und  Art,  als  ,.MerkmaIen'*  der  Betriebs- 
veranlagung, sind  mit  einzelnen  Modificationen  geblieben  (Art  13  ff.).  Befreit  sind, 
wie  bisher,  wechselseitige  Versicherungsgesellschaften  und  gewisse  Erwerbs-  und 
Wirthschaftsgenossenschaften  (alter  Art.  18,  neuer  21),  doch  jetzt  mit  ausdrück- 
licher Ausnahme,  so  dass  sie  also  steuerpflichtig  sind,  die  Gonsumvereine 
{excl.  gewisse  landwirthschaftliche)  und  Vorschuss-  und  Greditvereine  mit 
ausgedehntem  bankähnlicben  Betriebe.  Nach  ähnlichen  Gesichtspnncten 
wie  in  einer  allgemeinen  Einkommensteuer,  auch  wie  bei  anderen  neueren  Gewerbe- 
steuern, so  der  preussischen  von  1891,  und  wie  bei  der  neuen  baierischen  Einkommen- 
steuer und  Eentensteuer,  sind  aber  dann  auch  bei  der  Gewerbesteuer  jetzt  gewisse 
weitcreBefreiungen  gewährt  (Art.  22),  so  bei  Gewerbetreibenden  mit  Gewerben  ohne 
oder  mit  nur  geringfügigem  Betriebskapital,  wenn  auch  hier  das  Jahreserträgniss  unter 
500  M.  und  Gesammteinkommen  nicht  über  700  M.  Ferner  können  in  anderen  Fällen, 
wenn  die  gesetzliche  Veranlagung  zu  hoch  erscheint,  Erleichterungen  eintreten 
(Art.  22  unter  b  und  c);  bei  Steuerpflichtigen  mit  Gewerbeertrag  und  Gesammtein- 
kommen bis  5000  M.  kann  wegen  beeinträchtigter  Leistungsfähigkeit  auch 
hier  die  Betriebsanlage  nach  dem  Ertrag  berechnet  und  bis  um  3  Classensätze  er- 
mässigt,  in  den  3  untersten  Classen  davon  ganz  abgesehen  werden  (Art  22,  d,  weiterer 
Fall  sub  e).  Diese  Erleichterungen  sind  bedeutender  als  die  bisherigen  (altes  Gesetz 
Art  19).  Umgekehrt  sind  die  Fälle  einer  Steigerung  der  Steuer  (im  alten  Gesetz 
Art.  20)  jetzt  noch  besonders  genauer  geregelt  worden:  der  am  Meisten  strittige 
Punct  (sogen.  „Erdrosselungssteuer*',  Art.  23).  Hiemach  sind  „gewerbliche  Unter- 
nehmungen, welche  behufs  der  gewinnbringenden  Verwerthung  grosserer  Betriebsmittel 
ihrem  Geschäftsbetriebe  eine  aussergewöhnliche  Ausdehnung  geben  und  durch 
die  Art  ihres  Geschäftsverfahrens  von  den  Grundsätzen  und  Formen,  unter 
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welchen  die  im  Tarif  enthaltenen  Gewerbe  ausgeübt  zn  werden  pflegen,  wesentlich 
Abweichen,  mit  einer  nach  dem  Gesch&ftsnmfang  steigenden  Normal- 
anlage zu  belegen'',  nemlich  unter  Hinzarechnang  der  Betriebsanlage  nicht  unter  Vi 
und  nicht  über  3  %  des  Geschäftsnmsatzes.  Insbesondere  werden  dahin  im  Gesetz 
gerechnet  Waarenhänser  n.  dgl.  m.  (Artikel  23  snb  a  näher  specificirt),  Gewerbe 
der  Art,  in  denen  der  Betriebsnmfang  dnrch  Mehrzahl  roo  Verkauf sstellen 
Q.  8.  w.  „anssergewOhnlich  erweitert*'  wird.  Als  Geschäftsumsatz  gilt 
die  Gesammtbruttoeinnahme  des  Hauptgeschäfts  und  der  Filialen.  Also  ein  Analogen 
der  späteren  preussischen  Waarenhaussteuer  (o.  S.  829),  noch  schärfer  in  den  Be- 
stimmungen als  diese,  aber  richtiger  und  zweckmässiger  wenigstens  insofern,  als  doch 
hiernach  auch  die  grossen  Specialgeschäfte  getroffen  werden.  Die  Besteuerung 
nach  dem  Umsatz  bleibt  freilich  eine  rohe  Methode.  Aber  die  ganze  Tendenz  der 
Höherbesteuerung  derartiger  Geschäfte  braucht  nicht  unbedingt  abgelehnt  zu  werden, 
zumal  nicht  die  fiscalische,  welche  sich  steuerpolitisch  wohl  rechtfertigen  lässt  Frag- 
licher steht  es  mit  der  gewerbe-  und  socialpolitischen  Tendenz  und  mit  dem  prac- 
tischen  Erfolge  in  diesem  Puncte.  Die  Merkmale  im  baierischen  Gesetz  für  den  Ein- 
tritt der  höheren  Besteuerung  sind  femer  allerdings  recht  ?age,  geben  derWillkühr 
Spielraum,  wenn  nicht  für  genügenden  verwaltungsrechtlichen  Schutz  gesorgt  ist,  was 
freilich  bei  solchen  gesetzlichen  Bestimmungen  wieder  Schwierigkeiten  macht.  Es 
wird  indessen  einzuräumen  sein,  dass  gesetzliche  Zahlenansätze,  wie  im 
preussischen  Waarenhaussteuergesetz,  zwar  in  dieser  Hinsicht  den  baierischen  vagen 
Merkmalen  vorzuziehen,  aber  anderseits  äusserst  willkührlich,  mechanisch 
wirkend  sind  und  die  Umgehung  sehr  erleichtern.  Die  Erfahrungen  bleiben 
auch  hier  abzuwarten,  bevor  ein  abschliessendes  Urtheil  zu  fällen  ist.  Was  oben  über 
die  preussiscbe  Waarenhaussteuer  gesagt  ist,  wäre  hier  zu  wiederholen.  S.  zur  Frage: 
Rehm,  Waarenhausumsatzsteuer  und  Gewerbefreiheit,  Rechtsgutachten  über  das 
baierische  Gewerbesteuergesetz  (1900).  —  Im  Yeranlagungsver fahren  sind  im 
Ganzen  die  alten  Grundsätze,  mit  denjenigen  Aenderungon,  welche  den  sonstigen  er- 
wähnten neueren  Bestimmungen  entsprechen,  geblieben  (Art.  26  ff.),  daher  z.  B.  Ver- 
pflichtung, in  der  Steuererklärung  eventuell  Angaben  über  die  Höhe  des  Umsatzes  zu 
machen.  Aber  allgemeine  Verpflichtung  zur  Angabe  des  gewerblichen  Ertrags  ist 
auch  jetzt  noch  nicht  eingetreten.  Der  Pflichtige  kann  diese  Angabe  in  der  Steuer- 
erkläixing  freiwillig  machen,  auch  kann  er  in  Fällen,  wo  die  Besteuerung  nach  dem 
Ertrage  nicht  schon  gesetzlich  eintritt,  diese  Steuerform  beantragen  und  begründen, 
worauf  indessen  die  Behörde,  unter  Angabe  ihrer  Gründe,  nicht  einzugehen  braucht. 
Anderseits  kann  vom  Rentamt  eine  besondere  Aufforderung  zur  Angabe  des  Ertrags 
unter  Zusendung  eines  Erklärungsformulars  ergehen  (An.  28,  letzter  Absatz).  Die 
Unterlassung  der  vorgeschriebenen  Steuererklärung  wird  jetzt  auch  hier 
mit  Verlust  der  Rechtsmittel  bedroht  (Art.  30).  Die  Befugnisse  des  Rent- 
amts sind  zum  Theil  ausgedehntere  geworden  (Art.  31,  altes  Gesetz  26).  Die  Klein- 
gewerbe, mit  Normal-  und  Betriobsanlago  von  zusammen  nicht  über  15  M.,  werden 
durch  das  Rentamt,  alle  anderen  äurch  die  Steuerausschüsse  veranlagt 
(Art.  32).  Diese  werden  etwas  abweichend  gegen  bisher  und  etwas  weniger  bureau- 
kratisch  gebildet,  grössere  Städte,  über  15.0()0  Einwohner,  werden  darin  besonders 
venreten  (Art.  33  ff.,  altes  Gesetz  28  ff.),  auch  sonst  sind  Einzelheiten  geändert  Auch 
in  den  Rechtsmitteln  (Art.  46  ff.)  sind  Aenderungen  erfolgt  Eingelegte  Berufungen 
gehen  zunächst  auch  hier  zur  erstmaligen  Prüfung  an  den  Stouerausschuss 
(Art.  49),  die  hier  nicht  erledigten  dann  durch  die  Finanzkammor  der  Kreisregierung 
an  die  Berufungscommission  eines  jeden  Regierungsbezirks.  Diese  steht  jetzt 
auch  hier  unter  einem  vom  Finanzministerium  ernannten  Vorsitzenden,  statt  unter  dem 
Regierungspräsidenten  (neuer  Art.  51,  alter  45).  Auch  hier  ist  jetzt  ferner  eine 
letzte  Berufung  an  die  Oberbcrufscommission  (im  neuen  Einkommensteuer- 
gesetz) gewährt  worden  (Art.  55),  während  früher  gegen  die  Entscheidung  der  Bo- 
rufnngscommission  kein  weiteres  Rechtsmittel  stattfand  (alter  Art.  53).  Die  2-jährige 
Veranlagungsperiode  (neuer  Art.  59.  alter  55)  ist  geblieben.  In  den  Straf- 
bestimmungen haben  die  Fälle  der  Hinterziehung  Ausdehnung  und  genauere 
Specialisirung  (neuer  Art.  64,  alter  60),  die  Strafen  dafür  Verschärfung,  vom  bisher 
h — 10-fachen  aof  das  10-fache,  erfahren,  ebenso  gewisse  Ordnungsstrafen,  gleichfalls 
mit  Ausdehnung  der  Fälle.  Verstösse  gegen  die  Geheimhaltungspflicht  werden  wie 
bisher  auch  bei  dieser  Steuer  nur  auf  Antrag  des  Verletzten  verfolgt.  Die  Bestimmungen 
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über  KachzahluDgspflichten,  auch  nach  dem  Tode,  sind  ebenso  wie  bei  den 
anderen  Steuern  verschärft  (Art  78),  Niederschlagung  der  Steuer  aas  denselben 
Gründen  wie  dort  gewährt  worden  (Art.  77). 

An  das  Gesetz  schliesst  sich  wie  bisher  der  umfassende  „ Gewerbesteuer- 
tarif''  (Anlage  I)  an,  mit  jetzt  144,  früher  141  laufenden  Nummern,  d.  h.  Gewerbe- 
gattungen,  mehrfach  mit  Unterabtheilun^en.  An  der  Stelle  der  eventuell  bis 
4  Ortsciassensätze  des  früheren  Tarifs  sind  bis  4  Geldsätze  in  steigenden  Be- 
trägen für  die  Normalanlage  der  Gewerbe  der  einzelnen  Bnbriken  angesetzt, 
yiel&ch  mit  erheblicher  Steigerung  der  Sätze,  wonach  dann  die  Normalanlare  eines 
Gewerbes  „nach  dem  grösseren  oder  geringeren  umfang  des  Geschäfts- 
betriebs und  unter  Berttcksichtigong  der  dem  Tarife  beigefügten  Erläatemneen*'  zu 
bemessen  ist  (Gesetz  Art  5).  Der  Tarif  giebt  zugleich  an,  wie  bei  jeder  Rubrik  die 
Betriebsanlage  zu  bemessen  sei.  Also  immer  noch  ein  ungeheurer  Glassen- 
schematismus.  Für  die  nach  Art.  7  und  8  nach  dem  Ertrage  zu  bemessende 
Betriebsanlage  enthält  Anlage  II  des  Gesetzes  dieClassensätze,  beginnend  mit  */»  M. 
Steuer  bei  Ertrag  bis  500  M.,  1  M.  bei  500—750,  2  bei  750—900.  3  bei  900"  bis 
1050  M.  u.  s.  w.,  25  bei  2800—3000,  210  bei  9500-10.000,  330  bei  12.500—13.000, 
Steigerung  für  je  1000  M.  dann  um  je  30  M.  bis  25.000 ,  um  je  40  M.  bis  42.000, 
bei  42.000—43.000  ist  der  Satz  1470,  bei  höherem  Ertrage  SVg  7o  ^^  Betrags,  mit 
dem  die  vorhergehende  Glasse,  die  immer  um  1000  M.  steigt  endet  Das  Maximum 
also  etwas  früher  eintretend  als  bei  der  Einkommensteuer,  aber  etwas  höher  steigend 
(dort  3  ^Iq  bei  über  51.000  M.),  aber  bei  der  Kapital rentensteuer  tritt  der  Satz  von 
3^2  °/o  schon  bei  1000  M.  ein  und  steigt  er  bis  auf  4  Vo  (»•  o.  S.  835).  Eine  immer- 
hin bemerkenswerth  verschiedene  Behandlung  der  3  Einkommenarten  in  diesen 
3  Ertragssteuem. 

Ich  muss  mir  hier  in  diesen  blossen  Nachträgen  weitere  Kritik  versagen,  halte 
aber  mein  früher  gegebenes  Urtheil  über  das  ganze  System  und'  über  diese  „Reform** 
aufrecht,  ohne  die  mancherlei  Verbesserungen  zu  läugnen.  Die  Gongrnität  der 
Steuern  unter  einander  fehlt  eben  und  lässt  sich  auch  in  solchem  Ertra<rs- 
steuersystem  nicht  erreichen.  Deshalb  muss  es  als  veraltet  gelten  und  alle 
„Reformen'*  daran  als  blosse  Reparaturen  und  Flickwerk.  Das  liesrt  im  System 
und  ist  kein  Vorwurf  gegen  die  Gesetzgeber,  nur  dass  diese  eben  das  endlich  einsehen 
sollten.  S.  über  diese  Gesetzgebung,  in  eingehender  historischer  Darlegung  der  Ent- 
wicklung der  baierischen  directen  Besteuerung,  die  grosse  Abhandlung  von  G.  Schanz, 
im  Fin.-arch.  B.  17,  S.  551—772.  Eb.  S.  773  ff.  auch  die  neuen  Gesetze.  Dam 
vorangehend  der  Aufsatz  „die  Frage  der  baierischen  Steuerreform",  eb.  S.  527—550. 
Ich  kann  hier  dazu  jetzt  nicht  weiter  Stellung  nehmen.  Mehrfache  eingehende  Com- 
mentare  u.  dgl.  zu  den  neuen  Gesetzen,  so  von  Bayerl,  Wolfram  und  Prenner 
u.  A.  m.  S.  auch  E.  Jäger,  die  baierische  Steuerreform  von  1899,  ein  Beitrag  zur 
Mittelstandspolitik  (1900). 

Das  gleichzeitig  erlassene,  am  1.  Jan.  1900  mit  in  Wirksamkeit  für  die  Be- 
steuerung getretene  Gesetz  über  die  Beseitigung  der  standesherrlichen 
Steuerfreiheiten  hat  im  Wege  des  einseitig  gesetzlichen  (nicht  vertrasrsmässigen) 
Verfahrens  einen  Rest  alter  Steuerfreiheiten  beseitigt.  Die  den  Standesherren  anf 
Grund  der  §.  53 ,  55 ,  56  der  IV.  Verfassungsbeilage  für  sich  und  ihre  Familien  zu- 
stehende Freiheit  von  Steuern,  Gemeindeumlagen,  Zoll-  und  Wegegeld  wurde  auf- 
gehoben, aber  den  Standesherren  auf  Anmeldung  eine  Entschädigung  aus 
der  Staatscasse  in  einmaliger  Kapitalabfindung  gewährt,  nach  näheren  Bestimmungen 
des  Art.  3  (18-faches  vom  ermittelten  Jahreswerth  der  aufgehobenen  Steuer-,  Gemeinde- 
umlagen und  der  Zollfreiheit,  mit  Zulassung  verwaltungsrechtlicher  Entscheidung  gegen 
die  Feststellung). 

Der  von  den  neuen  Steuern  zu  erwartende  finanzielle  Effect  tritt  mit 
(nicht  allein)  aus  den  Voranschlägen  im  Finanzgesetz  für  1900  und  1901  hervor.  In 
1000  M.  ist  die  Grundsteuer  für  1  Jahr  hier  mit  11.471,  in  der  vorangehenden  Periode 
1898/99  mit  11.480,  die  Haussteuer  mit  6.818,  vorher  mit  6.334,  die  Gewerbesteuer 
nach  Gesetz  von  1899  mit  9.800,  die  Hausirgewerbesteuer  mit  200,  vorher  beide  zu- 
sammen mit  7.826,  die  Kapitalrentensteuer  mit  5500,  vorher  mit  4900.  die  Einkommen- 
steuer mit  2900.  vorher  mit  2775.  alle  diese  directen  Steuern  mit  36.689,  vorher  mit 
83.815  angesetzt;  Steigerung  also  besonders  bei  der  Gewerbesteuer. 
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Za  S.  169/170.  Gebührenwesen.  Ein  neues  Gesetz  darüber,  d.  h.  über 
die  Recht  sgebtthren  ü.  8.  w.  ist  aus  Anläse  der  Einführung  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs auch  in  Baiem  erlassen  unter  dem  9.  Juni  1899  und  dann  die  geltende  Gesetz- 
gebung über  die  Materie  (Gesetz  vom  18.  Aug.  1879  mit  Novellen,  Fassung  von  1892, 
s.  oben  S.  171)  neu  rcdigirt  worden;  Bekanntmachung  vom  22.  Nov.  1899,  Gommentar 
von  V.  Pf  äff  und  v.  Reisenegge  r.  Ebenso  ist,  nach  Aenderungen  wegen  des 
D.  B.  G.  mit  dem  Erbschaftssteuergesetz  vom  18.  Aug.  1879  in  derselben  Be- 
kanntmachung verfahren.  Auch  andere  Steuergesetze,  so  das  über  die  Grundsteuer 
und  das  über  die  Hauest  euer«  haben  in  Folge  des  D.  B.  G.  kleine  Aenderungen  in 
der  Fassung  einzelner  Bestimmungen  erfahren. 

Württemberg. 

U.  Halbband  §.  61—73,  S.  203—244.) 

Nachträge  aus  der  Gesetzgebung  von  1899 — 1900. 

Zu  S.  21^2  ff.  Die  1898  vorläufig  gescheiterte  Reform  der  directen  Be- 
steuerung ist  zwar  noch  nicht  wieder  aufgenommen,  doch  steht  diese  Maassregel 
in  Aussicht  Im  Einzelnen  sind  aber  in  den  letzten  Jahren  verschiedene  legislative 
Vorgänge  hier  noch  zu  erwähnen. 

Zu  S.  208  li'.,  217  ff.  Far  die  zur  ersten  Gruppe  der  directen  Staatssteuem, 
den  sogen.  Katastersteuern,  gehörende  Grund-  und  Gebäudesteuer  ordnet  ein 
Gesetz  vom  20.  Dec.  1899  die  Anlogung  und  Fortfuhrung  eigener  Steuerbücher 
an.  Diese  sind  fur  jeden  Steuerdistrict  von  der  Gemeinde  unter  Aufsicht  der  Staats- 
behörde anzulegen  und  zu  führen  (Recrierungsblatt  1899.  S.  1219)  Dazu  ministerielle 
Yollzugsverordnung  vom  18.  Jan.  1900  (Regierungsblatt  1900,  S.  65). 

Zu  S.  211.  Zweite  Gruppe  der  directen  Staatssteuern.* Steuer  von  Kapital-, 
Renten-,  Dienst-  und  Berufseinkommen.  Die  Steuer  nach  dem  Gesetz  von 
1882  hat  zuletzt  durch  das  Gesetz  vom  23.  Mai  1890  Abänderungen  erfahren.  Eine 
neue  ministerielle  Vollzugsverordnung  dazu  vom  20.  Oct.  1899  (Reg.bl.  1899,  S.  765). 
Darin  Aufgabe  der  Nachlassgerichte,  die  Erben  auf  die  Bestimmungen  der  Gesetze 
von  1872/1890  hinzuweisen,  vom  Erblasser  nicht  fatirte  Einkommenbezüge,  aus 
denen  die  Steuer  am  Todestage  des  Erblassers  noch  nicht  verjährt  ist,  nachträglich 
anzumelden. 

Zu  S.  219,  auch  241.  Fiir  die  Wandergewerbe  hat  ein  Gesetz  vom  15.  Dec. 
1899  allgemein  eine  aparte  Gewerbesteuer  eingeführt.  Es  trifft  besondere  Be- 
stimmungen über  die  staatliche  und  über  die  communale  Besteuerung  dieser 
Gewerbe.  Erstcre  treten  an  Stelle  der  bisherigen  des  allgemeinen  Gesetzes  vom 
28.  April  1873,  betr.  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer,  letztere  an  Stelle  der 
Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  23.  Juli  1873,  betr.  Besteuerung  der  Amtskörper- 
schaften und  Gemeinden  und  des  Gesetzes  vom  23.  Mai  1890,  betr.  Communal- 
besteucrung  des  Hausirgewerbes.  Es  werden  als  steuerpflichtig  unterschieden  Hausir- 
bewerbe.  Detail  reisende.  Seh  au  Stellungen  und  Lustbarkeiten,  Wander- 
lager, ausserdeutsche  Handelsreisende,  wofur  der  dem  Gesetz  beigefügte 
Tarif  Steaersätzc,  meist  innerhalb  eines  Minimums  und  Maximums,  feststellt.  In  den 
(iemuinden,  in  welchen  eine  Umlage  auf  Grundeigenthum,  Gebäude  und  Gewerbe 
stattfindet,  ist  die  Wandergewerbesteuer  obligatorisch  in  Form  von  Zuschlägen  zu 
den  Staatssteuersätzen,  in  gleichem  Procentverhältniss,  wie  der  Betrag  des  Gemeinde- 
und  Amtsschadens  zur  Staatsgewerbesteoer  auf  das  stehende  Gewerbe,  zu  erheben. 
(S.  Gesetz  im  Reg.bl.  1899.  S.  1163  ff.)  Ministerielle  Vollzugsverordnung  zu  dem 
(iesetz  vom  18.  Dec.  1899  (eb.  S.  1185  ff.),  mit  Zusatz  vom  18.  Dec.  1900  (Reg.bl. 
1900,  S.  989). 

Zu  S.  223,  auch  228.  Steuersätze  der  directen  Staatsstenern.  Nach 
Finanzgesetz  vom  27.  Juli  1899  für  die  Finanzjahre  1899  und  1900  sind  die  3  Kataster- 
Steuern,  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer,  wieder  mit  3.9  °/o  jährlich  vom  Stener- 
anAchlag,  bezw.  steuerbarem  Betrag,  die  anderen,  von  Apanagen  u.  s.  w.,  vom  Ein- 
kommen aus  Kapitalien ,  Renten ,  vom  Dienst-  und  Berufseinkommen  mit  4.8  %  ^^ 
Steuerbaren  Jahresertrags  zu  erheben.  Im  Gesetz  auch  die  Bestimmungen  über  die 
Steuersätze  der  übrigen  Steuern.  —  Im  beigefügten  Etat  stehen  für  1900  die  Kataster- 
bteueru  roh  mit  10.691.500,  rein  mit  10.388.270,  die  anderen  directen,  sogen.  Fassions- 
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steaern  mit  bezw.  7.673.953  und  7.395.000,  zusammen  beide  mit  18.165.453  und 
17.783.270  M.,  als  Summe  der  directen  Steuern.  Die  gesammten  indirecten 
sind  angesetzt:  Accise  (Liegenschaftsaccise  s.  u.)  mit  roh  2.443.000,  rein  2.348.000, 
Abgabe  ?on  Hunden  mit  515.000  und  273.000  (nach  Abzug:  des  Gommunalantheils), 
die  Wirthschaftsabgaben  (s.  u.)  mit  11.400.000  und  10.274.290,  die  Sportein,  Gerichts- 
gebuhren,  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  (s.  u.)  mit  roh  und  rein  3.140.000,  zu- 
sammen indirecte  Steuern  roh  17.498.000,  rein  16.035.290  und  Summe  aller  Steuern 
35.863.453  und  33.818.560  M.,  woneben  der  Ertrag  des  „Kammerguts''  (Dom&nen, 
Yerkehrsanstalten,  incl.  Staatsbahnen,  Mtlnze,  Staatsanzeiger,  ▼erschiedene  unmittelbare 
Einnahmen  der  Staatshauptcasse)  mit  29.424.976  M.  angesetzt  ist. 

Zu  S.  228,  229.  Eisenbahnen.  Der  Reinertrag  derselben  steht  im  Etat  ftlr 
1900  mit  16.3  Mill.  Mark,  die  Gesammtausgabe  für  die  Staatsschuld  mit  20.203.690 
Mark.  Für  die  Staatseisenbahnen  ist  durch  Gesetz  ?om  29.  Juli  1899  ein  eigener 
Reservefonds  gebildet  worden.  Es  soll  danach  der  nach  dem  Voranschlag  des 
Specialetats  der  Staatsbahnen  zu  erwartende  Reinertrag  in  dem  Hauptfinanzetat  nor 
bis  zu  der  Höhe  eingestellt  werden,  welche  in  runder  Summe  dem  Durchschnitt  der 
Ablieferungen  der  Eisenbahncasse  während  der  letzten  10  zur  Zeit  der  Einbringung 
des  Hauptfinanzetats  rechnungsm&ssig  abgeschlossenen  Etatsjahre  entspricht,  mit  der 
Uebergangsbestimmung,  dass,  solange  dieser  Dorchschnitt  16.3  Mill.  Mark  nicht  er- 
reicht, dieser  Betrag  in  den  Hauptfinanzetat  kommt  Der  wirkliche  Mehrertrag  soll 
dagegen  einem  Reservefonds  zufliessen,  aus  dem  dann  eventuell  bei  wirklichem  Minder- 
ertrag der  Bahnen  unter  dem  gen.  Dorchschnitt,  bezw.  unter  16.3  Mill.  Mark  das 
Fehlende  in  einem  Jahre  ergänzt  wird.  Wenn  der  Reservefonds  5  MilL  Mark  über- 
steigt, ist  über  die  Verwendung  des  Ueberschusses  mit  den  Ständen  Vereinbarung  zu 
treffen.  Das  Gesetz  gilt  vom  1.  April  1899  an  bis  31.  März  1909.  Es  ist  von 
principieller  Bedeatuug  für  das  Finanzwesen  des  Staatsbahnsystems  und  indirect 
auch  fax  die  Besteuerung.  S.  das  Gesetz  mit  Begründung  und  Commissionsbericht 
auch  in  Fin.arch.  B.  16,  S.  884  ff. 

Zu  S.  214.  Gerichtsgebühren.  Durch  Gesetz  vom  4.  Juli  1899  ist  die 
Regelung  des  Gerichtskostenwesens  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit«  sowie  im  Zwangsversicherungs-  und  Zwangsverwaltungsverfahren,  soweit 
diese  Regeluno:  überhaupt  der  Landesgesetzgebung  überlassen  ist,  im  Weire  Königlicher 
Verordnung  für  statthaft  erklärt  worden.  Mit  dem  Inkrafttreten  treten  die  landes- 
rechtlicLen  Vorschriften,  auch  das  Gesetz  über  Notariatssporteln  vom  8.  Juni  1883 
ausser  Kraft.  Auf  Grund  dieser  gesetzlichen  Ermässigung  ist  die  Materie  einheitlich 
in  einer  umfassenden  KOniirl.  Verordnung  vom  11.  Nov.  1899  als  ..Gerichtskosten- 
ordnung"  (Resr-bl.  1899,  S.  925—968)  mit  den  Einzelheiten  der  Tarifsätze,  und  durch 
Königl.  Verordnung  vom  14.  Nov.  1899  als  Gebührenordnung  für  Notare  u.  s.  w.  ge- 
regelt worden  (cb.  S.  964—978). 

Zu  S.  214.  Sportein.  Das  geltende  Gesetz  vom  24.  März  1881/14.  Juni  1887 
hat  maiicherlei  Abändern nfren,  auch  in  den  Tarifsätzen,  durch  die  Novelle  vom  28.  Dec 
1809  erfahren  (Reff.bl.  1899,  S.  1271—1283).  Das  ganze  Gesetz  ist  darauf  als  „all- 
gemeines Sporteljresctz"  vom  28.  Dec.  1899  neu  redigirt  worden,  mit  Tarif 
(eb.  1899.  S.  1834—1874).  Dazu  ministerielle  Vollzugsverordnung  vom  2.  Jan.  1900 
(Reg.bl.  1900,  S.  1  ff.)  und  weitere  Verfügung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  24.  Jan. 
1900  (eb.  S.  52  ff). 

Zu  S.  212,  214.  Die  sogen.  Liegenschaftsaccise,  die  bisher  auf  Be- 
stimmungen des  Accisegesetzes  ?om  18.  Juli  1824  und  Zusatzgesetzes  dazu  vom  18.  Sepu 
1852  und  anderen  Gesetzen,  auch  mit  auf  dem  Sportelgosetz  von  1887  beruhte,  ist 
durch  ein  neues  Gesetz  vom  28.  Dec.  1899  unter  dem  passenderen  Namen  Umsatz- 
steuer oder  Besteuerung  des  Umsatzes  von  Grundstücken  neu  geregelt  worden 
(Reg.bl.  1899,  S.  1254—1271).  Die  Steuer  tritfl  Kauf-  und  Tauschverträge  und  andere 
entgeltliche  Rechtsgeschäfte  über  den  Erwerb  des  Eigenthums  an  Grundstücken  und 
solchen  Berechtigungen,  über  welche  die  sich  auf  Grundstücke  beziehenden  Vorschriften 
gelten,  mit  einigen  sachlichen  (so  für  steuerpflictigen  Werth  bis  120  M.)  und  persön- 
lichen Befreiungen  (so  in  gewissen  Fällen  für  Abkömmlinge  bei  steuerpflichtigen 
Rechtsgeschäften  mit  Eltern  und  Voreltern,  für  die  Hälfte  des  Werths,  falls  der 
steuerpflichtige  Werth  20.000  M.  nicht  übersteigt,  Art.  II,  Nr.  5,  ein  anderer  Fall 
Art.  II,  Nr.  6  bei  Auseinandersetzung  über  elterlichen  Nachlass,  mit  ganzer  Befreiung). 
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Der  Normalsatz  der  Umsatzsteuer  ist  IM.  20  Pf.,  also  so  ?iel  %  ^^^  ^^  ^*  steuer- 
pflichtigen Werths.    Das  Gesetz  trat  am  1.  Jan.  1900  in  Kraft 

Zu  S.  215.  Erbschafts-  und  Schenkungssteoer.  Das  Gesetz  ?om  24.  Mär« 
1881  ist  durch  die  Novelle  vom  26.  Dec.  1899  abgeändert  worden,  namentlich  auch 
zur  Herbeiführung  der  Oebereinstimmung  mit  dem  Deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuch 
(Reg.bl.  1899,  S.  1232—1253).  Die  Steuerfreiheit  der  Descendenten  (Jetzt  Ab- 
kömmlinge aus  giltigen  Ehen  oder  als  eheliche  geltende,  legitimirte  Kinder  und  deren 
Abkömmlinge  nach  gewissen  Paragraphen  des  D.  B.  G.,  uneheliche  aus  Nachlass  der 
Mutter  und  der  mütterlichen  Voreltern)  und  der  Ehegatten  ist  geblieben.  Sonst  sind 
frei  Anf&lle  im  Gesammtwerth  für  1  Person  bis  120  M.  (zu  wenig!),  Zuwendungen 
an  Dienstboten  und  gewisse  HausstandsangehOrige  bis  1000  M.  Der  Steuersatz  darf 
sonst  im  niedrigsten  Betrage  2  7o  ^^^  Anfallwerth  nicht  übersteigen,  wird  im  Uebrigen 
für  jede  Etatsperiode  durch  das  Finanzgesetz  nach  Jen  Grundsätzen  des  Art.  6  ^neue 
Kedaction)  festgesetzt.  Das  Minimum  von  2  %  tritit  Eltern  und  Geschwister,  das 
IVs  fB^cbe,  albo  normal  3  Vo*  Gross-  und  andere  Voreltern,  an  Kindosstatt  angenommene 
Kinder  und  deren  Abkömmlinge,  Schwiegerkinder,  Stiefkinder  und  verschiedene  andere 
Kategorieen,  dann  Neffen  und  Nichten,  das  2-fache,  also  normal  4®/o,  Stiefeltern, 
Adoptiveltern,  Schwiegereltern,  Oheime,  Tanten,  Orossneü'en  und  Nichten,  das  3-fache, 
also  6^01  Grossoheime,  -Tanten,  Kinder  von  Oheimen  und  Tanten,  das  4-fache,  also 
8  ^/o,  alle  andereren  Fälle,  mithin  das  heute  mehrfach  in  Deutschland  übliche  (zu 
niedrige)  Maximum.  Das  ganze  Erbschaft-  und  Schenkungssteuergesetz  nach  dem 
Gesetz  von  1881,  der  Novelle  vom  3.  April  1885  und  der  neuen  vom  26.  Dec.  1899 
ist  dann  als  Gesetz  vom  26.  Dec.  1899  neu  redigirt  worden  (Keg.bl.  1899,  S.  1296 
bis  1317).  Es  trat  am  1.  Jan.  1900  in  Kraft.  Ministerielle  Vollzugsverordnung  dazu 
vom  27.  Dec.  1899  (Reg.bl.  1899,  S.  1318  ff.).  Im  Finanzgesetz  für  1899  und  1900 
war  der  Minimalsatz  von  2  Vo  ^^  gewöhnlich  angesetzt  worden. 

Zu  8.212.  Wirthschaftsabgaben.  Das  noch  geltende  Gesetz  vom  9.  Juli 
1827  bat  durch  die  Novelle  vom  4.  Juli  1900  Abänderungen  erfahren  (Reg.bl.  1900, 
S.  503 — 513).  Die  diesen  Abgaben  nach  dem  Gesetz  von  1827  unterliegenden  Ge- 
tränke und  Flüssigkeiton,  Wein,  Obstmost,  Bier,  Branntwein,  Liqueurs,  Essig  sind  in 
dem  neuen  Gesetz  auf  die  Getränke  „Wein  und  Obstmost,  welche  ausgeschenkt 
oder  sonst  in  Mengen  unter  20  1.  gegen  Entgelt  abgegeben  werden",  eingeschränkt 
worden.  Der  neuerliche  Steuersatz  von  11  ^/^  für  Wein  (^früher  15  %)  ist  geblieben, 
für  Obstmost  ist  er  8  ^Iq.  Die  Berechnung  erfolgt  auf  Grund  des  Durchschnittspreises, 
für  dessen  Feststellung  die  Wirthe  auf  Verlangen  der  Steuerbehörde  „wahrheitsgemässe 
Auskunft**  über  ihre  Ausschankpreise  zu  ertheilen  haben.  Abgang,  Schwand,  freier 
Hausbrauch  wird  in  bestimmten  Zahlensätzen  geregelt.  Bei  fehlender  Einigung  des 
Bezirkssteueramts  und  des  unter  Abstichcontrole  stehenden  Wirths  über  Durchschnitts- 
preis und  Hausbrauch  entscheidet  eine  Bezirkscommission  (Novelle  Art.  20,  a  ff., 
neues  redigirtes  Gesetz  Art.  13  ff.).  Die  regelmässige  Erhebungsform  ist  der  Accord 
geblieben,  gewöhnlich  auf  3,  eventuell  auf  2  Jahre.  Die  ganze  geltende  Gesetzgebung 
iat  dann  neu  redigirt  in  dem  „Wirtbschaftsabgabengesetz**  vom  4.  Juli  1900» 
das  also  jetzt  einfach  ein  Landes- Weinsteu er gesetz  darstellt  und  dessen  Be- 
stehen für  Wüntemberg  Grund  der  Opposition  gegen  eine  Beichsweinsteuer  ist 
(0.  S.  722).  (S.  Reg.bl.  1900,  S.  514—525.)  Es  trat  am  1.  Oct.  1900  in  Kraft. 
Ministerielle  Vollzugsverordnung  vom  30.  Au^.  1900  (eb.  S.  674  li.). 

Zu  S.  213.  Bier-(Malz-)steuer.  Die  bisherige  Gesetzgebung  (s.  o.  S.  214) 
ist  durch  ein  einheitliches  neues  Gesetz  vom  4.  Juli  1900  ersetzt  worden,  vom  1.  Oct 
1900  an  (Reg.bl.  1900,  S.  542—565).  Die  Biersteuer  zerfällt  wie  bisher  in  die  Malz- 
steuer und  die  Ueborgangssteuer.  Malz-  und  Hopfensurrogate  sind  nicht  mehr  zu- 
gelassen, für  untergäbriges  Bier  darf  als  Malz  nur  Gerstenmalz  verwendet  werden. 
Die  Veranlagung  der  Malzsteuer  erfolgt  nach  dem  Gewicht.  Selbstthätige  Wäge- 
vorrichtungen werden  neben  anderen  Methoden  zur  Bestimmung  des  Gewichts  mit 
benutzt.  Der  Steuersatz  wird  wie  bisher  im  Finanzgesetz  festgestellt,  in  dem  für  1899 
und  1900  nach  dem  neuerlichen  Satze  von  10  M.  für  100  kg.  ungeschrotenes  Malz 
und  nach  dem  Princip  der  Staffelsätze  nach  der  Grösse  der  in  einem  Rechnungsjahre 
verwendeten  Malzmenge  (bei  Menge  bis  500  Doppelcentner  70%  des  Satzes,  sonst 
für  die  ersten  500  D.-C.  80  7o*  die  folgenden  1500  100,  die  folgenden  2000  110,  die 
folgenden  5000  120,  die  weitere  Menge  125  ^'o^*  Brauerei  nur  zum  Hausbrauch  zahlt 
für  die  ersten  5  D.-C.  25  %  des  Satzes.    Die  Uebergangssteuer  trifit  das  über  die 
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Landesgrenze  eingeführte  Bier,  nach  dem  im  Finanzgesetz  bestimmten  Satze  (ftlr  18d9 
und  1900  3  M.  für  1  hl.  braones,  1  M.  65  Pf.  fUr  weisses  Bier  nach  dem  neuen 
Biersteuergesetz  zunächst  bis  30.  April  1901  2  M.  25  Pf.  für  Bier  Oberhaupt)  und 
das  eingeführte  geschrotene  Malz  mit  dem  gesetzlich  bestimmten  HOchstbetrag  der 
Malzsteaer.  Das  Gesetz  trat  an  Stelle  der  früheren  am  1.  Oct.  1900.  Ministerielle 
YollzQgslrerordnnng  ?om  5.  Jnli  1900  (Beg.bl.  1900,  S.  565  ff.). 

Zn  §.  70,  S.  235  ff.  Gemeindebesteuerang.  Dia  Giltigkeitsdaner  der  Be- 
stimmungen über  die  Bestenemngsrechte  der  Gemeinden,  die  am  31.  März  1899  ablief, 
ist  darch  Gesetz  vom  24.  März  1899  bis  31.  März  1905  verlängert  worden  (oben 
S.  236,  237.  Art.  17  des  Gesetzes  vom  23.  Juli  1877  über  die  Besteuerung  der  Amts- 
kOrperschaften  und  Gemeinden,  in  Fassung  des  Gesetzes  vom  14.  Juni  1887,  Beitrags- 
verhältniss  zur  Umlage  der  AmtskOrperschafts-  und  Gemeindesteuern  auf  Gmndeigen- 
thum,  Gebäude,  Gewerbe,  Erhebung  örtlicher  Verbrauchsabgaben  nach  Gesetz  vom 
23.  Juli  1877,  25.  März  1887.  s.  o.  S.  238,  Zuschlag  zur  Hundesteuer  nach  Gesetz 
vom  2.  Juli  1889,  s.  o.  S.  238,  Zuschlag  zur  Liegenschaftsaccise,  nach  Gesetz  vom 
14.  April  1893,  s.  o.  S.  239).  —  Far  die  communale  Besteuerung  der  Wander- 
gewerbe gilt  jetzt  das  vorhinerwähnte  (S.  839)  neue  Gesetz  vom  15.  Dcc.  1899  mit 
Die  Ermächtigung,  Biersteuern  zu  erheben,  ist  auch  in  den  letzten  Jahren  1899 
und  1900  wieder  einer  weiteren  Anzahl  Gemeinden  ertheilt  worden. 

Zu  S.  237  ff.  244  ff.  Oertliche  Verbrauchsabgaben.  Nach  Kgl.  Verordnung 
vom  26.  März  1899  ward  die  Fortsetzung  der  Erhebung  von  solchen  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  24.  März  1899  ertheilt,  in  mehrfach  verschiedenen  Steuersätzen:  für 
Bier,  Fleisch  und  Gas  an  2  Gemeinden  (Stuttgart  und  Essliniren),  fOr  Bier  und  Fleisch 
an  11,  darunter  Ulm,  für  Bier  und  Gas  an  1,  Heilbronn,  bloss  für  Bier  an  35,  zu- 
sammen also  an  49  Gemeinden.  Dazu  sind  1899  noch  weiter  15  Gemeinden  fttr  Bier. 
1,  Tübingen,  jetzt  auch  für  Fleisch,  1900  ferner  22  für  Bier  und  1  mit  für  Fleisch. 
Heilbronn,  gekommen,  so  dass  nicht  weniger  als  86,  zum  Theil  recht  kleine  Gemeinden, 
solche  Steuern,  allgemein  diese  freilich  nur  Biersteuem,  aber  doch  auch  13  davon  zu- 
gleich Fleischsteuern  erheben. 

Zu  S.  235,  241.  Gemeinden  und  AmtskOrperschaften.  Ihrer  Besteuerung 
ist  durch  Gesetz  vom  22.  Juni  1900  auch  der  Gewerbebetrieb  der  staatlichen 
Salinen  und  Hüttenwerke  unterstellt  worden,  und  zwar  nach  Maassgabe  der 
allgemeinen  über  die  Besteuerung  der  Gewerbebetriebe  geltenden  gesetzUcheo 
Vorschriften. 

Zu  S.  239.  Ablösung  der  Realgemeinderechte  und  ähnlicher  Rechte 
ist  durch  Gesetz  vom  28.  Nov.  1900  geregelt  worden.  Es  unterliegen  danach  die  mit 
Realgemeinde-  oder  ähnlichen  Rechten  als  bleibende  Last  verknüpften  privatrechtlichen 
Verbindlichkeiten  zu  Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  auf  Anrufen  des  berechtigteD 
oder  verpfiichtetcn  Theils  der  Ablösung,  ebenso  die  aus  dem  Realgemeinderechts- 
verhältniss  oder  aus  ähnlichen  Verhältnissen  privatrechtlicher  Natur  herrührenden 
Ansprüche  auf  besondere  oder  erhöhte  Nutzungen  an  dem  Eigenthum  der  bürgerlichen 
Gemeinde  (Reg.bl.  fUr  1900.  8.  869—892). 

«  Baden. 

(2.  Halbband  §.  74—93,  S.  245-312.) 

Nachträge  aus   1899  und   1900. 

Finanzen,  Steuern,  Gebühren  überhaupt.  Gesetz  vom  12.  April  1S9^. 
betr.  Zwangsvollstreckung  wegen  öffentlich-rechtlicher  Geldforder- 
ungen (Gesetz- und  Verordnungsblatt  1899,  S.  111).  Dazu  fioanzministerielle  Vollzugs- 
Verordnung  vom  80.  Oct.  1899  (eb.  S.  140  ff.).  —  Neue  Redaction  des  Textes  des 
Gesetzes  vom  21.  Juli  1839,  betr.  Verjährung  öffentlicher  Abgaben,  vom 
26.  Sept.  1899  in  Gemässheit  der  Einführung  des  Deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 
(bad.  Ausfuhr.ges.  vom  17.  Juni  1899,  Art.  44,  Gesetzblatt  1899,  S.  493).  —  Neue 
„Beitreibungsordnung**  (ministerielle  Verordnung  vom  30.  Nov.  1899),  betr.  die 
Beitreibung  der  auf  dem  öffentlichen  Recht  beruhenden  Geldforderangen  der 
Steuer-  und  ZoUcasscn  (Gesetzblatt  1899,  S.  775  ff.). 

Zu  S.  277.    Wandergewerbesteuer.     Zu  dem  neuen  Gesetz,  vom  8.  Mai  1899 
ministerielle  Vollzugsverordnung  vom   12.  Juni  1899  (Gesetzblatt  1899,  S.  186)  nebst 
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einer  Specialverordnung  von  demselben  Ta^e  (eb.  S.  199)»   ferner  vom  6.  Oct.  1900 
(Gesetzblatt  S.  1028)  und  Fom  24.  Dec.  1900  (eb.  S.  1160). 

Zu  0.264.  Weinsteuer,  üesetz  7om  19.  Nov.  1882.  Aenderungen  in  der 
Vollzug8?erordnuiig  dazu  vom  26.  Oct  1882  durch  Verordnung  vom  30.  Aug.  1899 
(Gesetzblatt  1899,  S.  440)  und  Verordnung  vom  6.  Dec  1899  (ob.  S.  804). 

Zu  S.  271,  287.  üerichtskosten.  Neue  Gerichtskostenordnung  (mini- 
sterielle Verordnung)  vom  10.  Jan.  1900  (Gesetzblatt  1900,  S.  207).  Kostenver- 
orduung  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  bei  Zwangsvoll- 
streckung in  das  unbewegliche  Vermögen  vom  21.  Jan.  1901  (Gesetzblatt  S.  45). 

Zu  S.  287.  Erbschafts-  und  Schenkungsstener.  Zu  dem  neuen  Gesetz 
vom  14.  Juni  1899  ministerielle  Vollzugsverordnung  vom  8.  Dec.  1899  (Gesetzblatt 
1899,  S.  829  ft'.). 

Zu  §.  82,  S.  277—287,  auch  §.  76,  S.  254.  Reform  der  directen  Steuern. 
Diese  ist  im  Jahre  1900  durch  verschiedene  Gesetze  weiter  geführt  worden,  aber  noch 
nicht  zum  Abschluss  gekommen. 

Zu  S.  285.  Verkehrssteuer.  Zu  dem  neuen  Gesetz  vom  6.  Mai  1899  tlber 
die  Besteuerung  des  Grundstück  Verkehrs  ministerielle  Vollzugsverordnung  vom 
19.  Febr.  1900  (Geseteblatt  für  1900,  S.  427). 

Durch  das  sogen.  Veranlagungsgesetz  vom  6.  Aug.  1900,  betr.  das  Ver- 
fahren bei  der  Veranlagung  zu  den  directen  Steuern,  das  am  1.  Jan.  1901 
in  Kraft  getreten  ist,  wurden  die  GeseUo  vom  17.  MÄrz  1854  und  16.  MÄrz  1880 
(oben  S.  254.  255),  betr.  die  Aufstellung  der  Kataster  der  directen  Steuern  und  betr. 
das  Veraulagungsverfahren  des  bisherigen  Gewerbe-,  Kapitalrenten-  und  Einkommen- 
steuergesetzes aufgehoben.  Die  jährliche  Feststellung  der  directen  Steuern  erfolgt, 
soweit  nicht  für  einzelne  Steuern  Anderes  bestimmt  wird,  durch  den  Steuercom- 
miss ar  (oder  Stellvertreter)  und  den  in  jeder  Gemeinde  bestehenden  Schatzungs- 
rath  (§.  1  des  Gesetzes).  Dieser  besteht  aus  dem  Bürgermeister  (oder  Stellvertreter) 
und  einer,  nach  6  Ortsclassen  nach  der  Bevölkerungsgrösse  bestimmten  Anzahl  von 
3—18  Mitgliedern  (§.  2).  Auswahl  und  Ernennung  wesentlich  wie  bisher  (§.  8  tf., 
s.  0.  S.  255).  Der  Schatzungsrath  hat  gemeinsam  mit  dem  Steuercommissar  für  mög- 
lichst vollständige  und  genaue  Aufstellung  der  Kataster  zu  sorgen  (§.  10).  Der  Steuer- 
commissar hat  die  Beschlussfassung  des  Schatzungsraths  vorzubereiten  (§.  11  if.), 
u.  A.  mit  Bestimmungen,  wie  bei  Unterlassung  von  Steuererklärungen  dos  Pflichtigen, 
dann  bei  Abgabe  von  solchen  zu  verfahren  ist.  Wenn  Einsprüche  des  Pflichtigen 
beim  Steuercommissar  nicht  berücksichtigt  werden,  kann  Entscheidung  vom  Schatzungs- 
rath beim  nächsten  Zu-  und  Abschreiben  verlangt  werden  (§.  12,  vorletzter  Absatz). 
Dem  Schatzungsrath  liegt  die  endgiltige  Festsetzung  der  Steueranlagen  ob  (§.  16, 1.  Abs.), 
er  hat  dafür  die  erforderlichen  Rechte  und  Pflichten.  „In  die  Gewerbs-  und  sonstigen 
Verhältnisse  der  Steuerpflichtigen  darf  dabei  aber  nicht  weiter  eingedrungen  werden, 
als  es  der  Zweck  der  Herbeiführung  einer  dem  Gesetze  entsprechenden  Steuerveran- 
lagung erfordert'*  (§.  16,  letzter  Absatz).  Schatzungsrath  und  Steuercommissar  dürfen 
auch  von  den  Verlassenschaftsacten  Einsicht  nehmen  (§.  17).  „Wenn  der  Steuer- 
pflichtige eine  Steuererklärung  eingereicht  hat,  so  ist  diese  der  Veranlagung  zu  Grunde 
zu  legen,  sofern  Bedenken  gegen  deren  Richtigkeit  nicht  bestehen".  Bei  Beanstandung 
der  Erklärung  erfolgen  Mittheilungen  und  Verhandlungen  mit  dem  Pflichtigen.  Werden 
die  Bedenken  dabei  nicht  behoben,  so  ist  der  Schatzungsrath  an  die  Angaben  des 
Pflichtigen  nicht  weiter  gebunden  und  bewirkt  die  Steueranlage  von  Amtswegen  (§.  18). 
Der  Steuercommissar  nimmt  stimmberechtigt  an  den  Abstimmungen  des  Raths  Theil, 
die  nur  bei  seiner  Mitwirkung  giltig  sind  (§.23).  Rechtsmittel  gegen  Beschluss- 
fassungen des  Schatzungsraths  haben  diejenigen  Steuerpflichtigen,  welche  keine  Steuer- 
erklärungen abgegeben,  Vorladungen  aber  nicht  gefolgt  sind  (§.  20),  nicht  (§.  26, 
Abs.  1).  Anderen  Steuerpflichtigen  und  dem  Steuercommissar  steht  dagegen  Be- 
schwerde an  die  Steuerdirection  zu  (§.  26,  Abs.  2).  Gegen  die  Entscheidungen 
der  Steuerdirection  hat  der  Pflichtige  noch  das  Recht  der  Klage  bei  dem  Ver- 
waltungsgerichtshof, aber  wie  in  der  Weise  der  ähnlichen  neueren  deutschen 
Gesetze  nur,  wenn  1)  eine  Schätzung  bei  richtiger  Anwendung  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen überhaupt  nicht  einzutreten  hatte,  femer,  wenn  2)  die  vorgenommene 
Schiitzung  auf  der  Nichtanwendung  oder  der  unrichtigen  Anwendung  eines  Gesetzes 
beruht  oder  das  Schätzungsverfahren  an  einem  wesentlichen  Mangel  leidet  In  diesem 
zweiten  Falle  hat  der  Gerichtshof  eine  anderweite  Schätzung  durch  den  Schatzungsrath 
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anter  Beobachtung  der  Ton  ihm  Hber  die  Auslegung  ond  Anwendung  der  gesetzlichea 
Vorschriften  gegebenen  U'eisnngen  zn  TermnUssen  (§.  28).  Die  Schatzongsräthe  und 
andere  mitwirkende  Personen  haben  die  Pflicht  der  Geheimhaltung  {§.  29).  Die 
Steuerdirection  hat  die  Controle  über  die  Peststellnng  der  directen  Stenem  ond 
demgemäss  bestimmte  Rechte  nnd  Pflichten  (§.  82).  Mit  dem  Inkrafttreten  des  Ge- 
setzes worden  sämmtliche  Schatzangsr&the  aufgeiftst  und  neue  nach  den  Bestimmungen 
des  Gesetzes  ernannt  (§.  38).  Finanzministerielle  Yollzugsferordnung  zu  dem  Gesetze 
?om  8.  Nov.  1900  (Gesetzblatt  1900.  S.  1080). 

Ein  Gesetz  vom  9.  Aug.  1900  traf  dann  Abänderungen  des  bisherigen 
Einkommen-,  Gewerbe-.  Wandergewerbe-  und  Kapitalrentensteuer- 
gesetzes  (oben  S.  271  ff.  und  S.  276  ff.),  und  ein  zweites  Gesetz  vom  9.  Aug.  1900 
traf  Bestimmungen  über  eine  neue  Einschätzung  der  Grundstucke  und  Ge- 
bäude oben  (S.  255  ff.)  (GesetzbUtt  1900,  S.  877  ff.,  887  ff.). 

Das  Einkommensteuergesetz  vom  20.  Juni  1884  ist  in  Gemissheit  der 
neuen  Novelle  von  1900  und  der  früheren  Novellen  neu  redigirt  worden  (finanz- 
ministerielle Bekanntmachung  vom  20.  Sept.  1900,  Gesetzblatt  S.  991  ff.).  Die  Ab- 
änderungen beziehen  sich  auf  mancherlei  Einzelheiten,  zum  Theil  nur  redac- 
tioneller  Art,  zum  Theil,  um  die  Bestimmungen  mit  denen  des  Deutschen  Borger- 
lichcn  Gesetzbuches  in  Einklang  zu  bringen.  Auch  sachlich  etwas  anders  geregelt 
ist  die  subjective  und  objective  Steuerpflicht  einzelner  Arten  physischer 
(jetzt  sogen,  „natürlicher*')  Personen  (Reicbsausländer).  Subjectiv  steuerpflichtig 
sind  von  nicht-physischen  Personen  ausser  wie  bisher  Actien-  und  Commandit- 
actiengesellschafton  auch  Gewerkschaften  und  Gesellschaften  mit  be- 
schränkter Haftung  geworden,  femer  allgemein  Consumvereine,  ausser 
denen,  welche  vorwiegend  den  gemeinschaftlichen  Einkauf  von  Wirthschaftsbedürfnissen 
des  landwirthschaftlichen  Betriebs  für  die  Yereinsmitglieder  bezwecken.  Die  Steuer- 
freiheit von  8  7o  Dividende  des  Actienkapitals  u.  s.  w.  ist  geblieben.  Ausser  der 
Dividende  u.  s.  w.  sind  die  Summen,  welche  zur  Bildung  von  Reserve-  und  Erneuerungs- 
fonds, zur  Amortisation  von  Schulden  und  dos  Grundkapitals,  zur  Verbesserung  ond 
Geschäftsorweiterong  verausgabt  worden,  steuerpflichtig.  Der  Reingewinn  von  offenen 
Handelsgesellschaften,  einfachen  Commanditgesellschaftcn,  Gesellschaften  im  Sinne  der 
§§.  705  ff.  des  D.  B.  6.  und  nicht  rechtsfähiger  Vereine  gilt  als  Einkommen  der  ein- 
zelnen Gesellschafter  (Mitglieder)  nach  Verhältniss  ihrer  Antheile  am  Gewinn,  die 
Erträgnisse  einer  ungetheilten  Erbmasse  gelten  als  Einkommen  der  Erben  nach 
Verhältniss  ihrer  Erbtheilo  (Art.  5).  Bei  den  Befreiungen  ist  die  wichtige  und 
erfreuliche  Grenze  der  Steuerfreiheit  kleinen  Einkommens  von  500  auf  900  M..  also 
wie  in  Preussen,  erfolgt  (Art.  6,  Nr.  7)  doch  tritt  diese  Erhöhung  der  l-Yeigrenze 
erst  mit  den  dadurch  bedingten  Aenderungen  der  Gemeinde-  und  Städteordnung  in 
Kraft  (neu  redig.  Text  Art.  6,  Note).  Allgemein  freigestellt  ist  in  dem  neuen  Art.  7 
das  Einkommen  aus  dem  Wandergewerbebetrieb  von  Personen,  die  nach  §.  1 
und  18,  Abs.  2  des  Gesetzes  vom  8.  Mai  1899  betr.  Besteuerung  dieses  Betriebs 
steuerpflichtig  sind.  Im  Art.  9  Veränderungen  in  der  Erhöhung  und  Verminderunf 
der  Besteuerung  eines  Veranlagten,  weitere  Veränderungen  in  An.  10.  11,  12.  In 
letzterem  tritt  die  Berechnung  wandelbarer  Bezüge  nach  dem  Ergebniss  des 
Kalender-  oder  Geschäftsjahrs  an  Stelle  der  bisherigen  Berechnung  nach  dem  Durch- 
schnittscrgebuiss  der  8  letzten  Geschäftsjahre.  Als  Zinsertrag  von  Lotterieanlehens- 
lüoson  wird  jetzt  allgemein  5  %  des  Ncnnwerths.  bei  anderen  unverzinslichen 
Forderungen  u.  s.  w.  4^0  angenommen.  Als  Einkommen  aus  Waldbesitz  ond 
Forstwirthschaft,  wo  nicht  auf  Grund  eines  Forsteinrichtungswerks  nachhaltiir 
bewirthschaftüt  wird,  gilt  8  °/o  ^^  Steuerkapitals  der  Waldstücke ,  also  Einkommen- 
bchteuerung  nach  Werthkataster  des  Objects.  Einkommen  von  gewerblichen  Unter- 
nehmungen, die  Geschäftsbücher  führen,  ist  jedenfalls  nicht  niedriger  zu  bemessen. 
als  CS  sich  nach  den  für  das  maassgebende  Jahr  aufgestellten  Inventuren  und  Bilanzen 
einschliesslich  Gewinn-  und  Verlustrechnungen  ergiebt  (Art  12).  Die  wenig  über- 
sichtliche Methode,  zur  Anlegung  des  Degressiv-,  bezw.  Progressivsteuerfusses  für  die 
Einkommen  selbst  nach  deren  Höhe  einen  verschiedenen  „Steueranschlag" 
zu  machen,  ist  beibehalten  worden  (Einkommen  von  900  M.  im  Anschlag  von  2(K). 
von  1000  in  solchem  von  250  M.  u.  s.  w.  s.  o.  S.  274).  In  neuen  Artikeln  14 — IS 
ist  die  Verpflichtung  zur  Abgabe  der  Steuererklärung  genauer  und  schärfer  und 
zum  Theil   anders  als  bisher  gefasst  worden,   ebenso  in  §.  19  die  Steuerpflicht  der 
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nach  dem  Tode  eines  Pflichtigen.  Mit  BUcksicht  anf  das  neue  Stener- 
''^gesetz  sind  die  Art.  20 — 23  des  bisherigen  Einkommensteuergesetzes  ge- 
.forden.  In  einem  anderen  Art  24  ist  die  „Meldeangabo"'  der  Arbeit- 
er ihre  Dienstboten,  sowie  für  Landwirthe,  dann  für  gewerbsmässige  Baonnter- 
di  für  ihre  Arbeiter  geregelt  worden.  An  die  Stelle  der  bisherigen  Stenerzahlnng 
Hschstel- Jahresraten  ist  die  in  Qnartalsraten  getreten  (Art.  25V  Dabei  ist  ,,gewerbs- 
«tasigen  Unternehmern  von  Baoausfübrungen'*  die  Verpflichtung  auferlegt,  unter 
>:igener  Haftbarkeit  die  Einkommensteuer  aus  dem  Arbeitsrerhältniss  und 
die  sich  daran  knüpfenden  Gemeindeumlagcu  von  ihren  nicht  in  Baden  dauernd 
ansässigen  rcichsausländischen  Arbeitern  einzuziehen  und  abzuliefern:  eine  weit- 
gehende, für  neuere  Verhältnisse  characteristlsche  Bestimmung  (Art.  25,  Abs.  6).  Die 
Strafbestimmungen  bei  Hinterziehung,  auch  in  Folge  der  Unterlassung  der  Steuer- 
erklärung sind  etwas  verändert,  die  Strafe  vom  8-  auf  das  10-fache  erhöht  worden 
(Art  26).  —  Die  Bestimmungen  der  Novelle  treten  bei  der  Einkommensteuer,  wie 
bei  den  anderen  Steuern,  auf  die  sie  sich  bezieht  ▼on  Anfang  1902  an  in  Kraft,  bei 
der  Veranlagung  für  1902  sind  sie  anzuwenden,  nur  dass  die  Steuerfreiheit  des  Ein- 
kommens unter  900  M.,  wie  schon  bemerkt,  erst  mit  der  Aenderuug  der  Gemeinde- 
und  Städteordnung  eintritt 

Im  Gewerbesteuergesetz  (s.  o.  S.  275)  sind  kleine  Veränderungen  ein- 
getreten, um  Uebereinstimmung  mit  dem  Veranlagung:sgesetz  und  mit  einzelnen  Be- 
stimmungen der  neuesten  Novelle  zum  Einkommensteuergesetz  herbeizuführen  (Gesetz- 
blatt von  1900,  S.  884).  Unter  Anderem  ist  in  einem  neuen  Artikel  9  bestimmt 
worden,  dass  das  steuerbare  Betriebskapital  bei  gewerblichen  Unternehmungen, 
welche  Geschäftsbücher  führen,  nicht  niedriger  zu  bemessen  ist  ftls  es  sich  nach  der 
letzten  Inventur  und  Bilanz  berechnet. 

Auch  in  dem  neuen  Gesetz  über  die  Besteuerung  des  Wandergewerbe- 
betriebs vom  8.  Mai  1899  (oben  S.  277)  sind  einige  Aenderungen  erfolgt  (Gesetz- 
blatt von  1900,  S.  885),  Gesetz  vom  9.  Aug.  1900,  Art  3. 

Im  Art.  9  dieses  letztgeu.  Gesetzes  sind  dann  auch  kleine  Veränderungen  des 
Kapitalrentensteuergesetzes  7om  29.  Juni  1874  verfügt  worden  (Gesetzblatt 
von  1900,  S.  186,  s.  o.  S.  253). 

Im  Gesetz  vom  9.  Aug.  1900  wird  ,ü&um  Zweck  der  Reform  der  directen  Steuern'^ 
eine  Neueinschätzung  der  in  Baden  gelegenen  Grundstücke,  Gebäude  und  des 
Bergwerk eigenthums  verfügt  (GeseUblatt  1900.  S.  887  ff*.,  s.  oben  S.  275).  Das 
Gesetz  bestimmt  die  Grundsätze  dafür ^  so  bei  Wald  25-fache  Kapitalisirung  des  Er- 
trags, Preise  nach  Bezirken,  aus  1895—99,  bei  anderen  (ländlichen  u.  s.  w.) 
Grundstücken  Veranlagung  für  das  Gebäude  jeder  Gemarkung  besonders,  Classen- 
eintheilung  dabei  nach  dem  Gesetz  vom  3.  Aug.  1898  (oben  S.  283),  Schätzung  des 
laufenden  Werths  jeder  Culturart  und  Glasse  durch  Sachverständiffencommissionen 
in  jeder  Gemarkung  unter  Leitung  der  Steuerdirection ,  nach  den  1895 — 99  erzielten 
Kaufpreisen  unter  Mitbenutzung  der  üblichen  Pachtzinse,  Bertlcksichtigung  der  Latre, 
Ertragsfähigkeit  und  anderer  mit  in  Betracht  kommender  Umstände  (§.  15,  oben  S.  283). 
Von  Gebunden  worden  alle  bewohnbaren  mit  Nebengebäuden  und  alle  zur  Land- 
und  Forstwirthschaft  und  zum  Gewerbebetrieb  dienenden,  soweit  nicht  ausdrücklich 
Ausnahmen  statuirt  sind,  neu  eingeschätzt  Die  Veranlagung  erfolgt  zusammen  für 
überbauten  Platz,  Baulicbkeit,  Hofraithe  (Hofraum),  die  sich  als  wesentliche  ZugehOr- 
den  darstellenden  Plätze  und  Gartenanlagen,  in  jeder  Gemarkung  besonders,  ebenfalls 
nach  dem  laufenden  Werth  aus  den  Kaufpreisen  von  1895 — 99  und  mit  Berück- 
sichtigung derselben  Momente  wie  bei  ländlichen  Grundstücken,  auch  der  Feuerver- 
sicherungsanschläge. Das  Gesetz  trat  sofort  in  Kraft,  die  Neu  Veranlagung  begann 
alsbald.    Bestimmungen  darüber  vom  20.  Aug.,  7.  Nov.,   1.  Dec.  1900  (s.  Gesetzblatt). 

Alles  dies  sind  Vorbereitungen  zur  Fortführung  der  Reform  der  directen  Steuern 
in  der  dem  neuen  Plan  entsprechenden  Richtung  (s.  o.  S.  277  ff.).  Ein  noch  weiteres 
Eingehen  darauf  mtlssen  wir  uns  hier  versagen.  Es  steht  zu  erwarten,  dass  das  Er- 
gebniss  eine  weitere  Annäherung  an  das  preussische  directe  Steuersystem  sein  wird, 
wenn  auch  die  Grundsätze  der  Veranlagung  einer  etwaigen  späteren  Vermögenssteuer 
verschieden  sein  werden.  S.  die  Verhandlungen  und  Actenstücke  im  badischen  Land- 
tage aus  1900,  besonders  den  Entwurf  eines  Gesetzes  die  Vermögenssteuer  betreffend, 
vom  5.  Dec.  1899,  dazu  namentlich  den  Aufsatz  vom  Finanzminister  Buchenberg  er 
selbst  im  Fin.arch.  1901,  B.  18,  S.  1—45,  femer  auch  Glässiug  im  Fin.arch.  B.  17, 
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S.  222.  Ich  müss  mich  hier,  am  die  ganze  Frage  nicht  noch  einmal  anfzonehmen, 
was  mir  jetzt  nicht  möglich  ist,  aof  die  kritischen  Bemerkungen  oben  S.  280  im  Buch 
beschränken. 

Hessen  (Darmstadt). 

(2.  Halbband,  §.  94—107,  S.  312—371) 

Die  wichtige  einschneidende  Reform  der  directen  Steuern  und  anderer 
aus  dem  Jahre  1899  ist  im  Buche  selbst  in  §.  98 — 100  oben  in  ihren  Gmndzilgen 
vollständig  zur  Darstellung  gebracht.  S.  dazu  jetzt  die  höchst  eingehende  ?ortrefiliche 
Behandlung  dieser  Reform  in  der  grossen  Abhandlung  Fon  Glässing  im  Fin.arch. 
B.  17,  1900,  S.  178 — 360,  worauf  oben  bereits  hingewiesen  wurde.  Darin  natürlich 
zahlreiche  Ergänzungen  von  Einzelheiten  zu  meiner  Darstellung.  £b.  die  neuen 
hessischen  Gesetze  aus  1899,  S.  361  ff.  Unter  Bezugnahme  auf  diese  Monographie 
glaube  ich  auf  weitere  Ergänzungen  meiner  eigenen  Darstellung  verzichten  zu  können. 
S.  noch  die  Verordnung  vom  4.  Nov.  1899,  betr.  Gewinnung  von  Hilfsmitteln  für  die 
Veranlagung  des  Grundbesitzes  zur  Vermögenssteuer  (Hess.  Reg.bl.  1899.  S.  883), 
Verordnung  über  die  Landcslotteriedirection  vom  29.  Nov.  1899  (eb.  S.  1185),  Ver- 
ordnung vom  19.  Dec  1899,  betr.  Stempelabgaben  von  öffentlichen  DarsteUangeu, 
Belustigungen,  musikalischen  Productionen ,  Tanzbelusti^ungen  (eb.  S.  1385),  Verord- 
nung vom  23.  Dec.  1899,  betr.  Gerichtskosten  (eb.  S.  1323),  Verordnung  vom  8.  Sept 
1900,  betr.  Ansatz.  Erhebung,  Beitreibung  der  Gerichtskosten  (Reg.bl.  S.  812),  Ver- 
ordnung vom  27.  Dec.  1899,  betr.  Ausfahrung  des  Gesetzes  über  den  Urkundenstempcl 
(eb.  S.  1887),  Verordnung,  die  Fahrräder  und  Automobile  betr.,  vom  10.  Oct.  1899 
(eb.  S.  624)  und  23.  Dec.  1899  (eb.  S.  1387).  Vollzugsverordnung  für  Einkommen- 
und  Vermögenssteuer  vom  28.  Aug.  1900  (Reg.bl.  S.  271).  Das  Finanzgesetz  vom 
21.  Mai  1898  wurde  auch  auf  das  Etatsjahr  1900/01  (1.  April),  das  eine  besondere 
Etatsperiode  bildet,  ausgedehnt  (Gesetz  vom  29.  März  1900).  Nach  Bekanntmachung 
vom  30.  März  1900  (Reg.bl.  S.  264)  wurde  auf  die  Mark  Gewerbe-  und  Einkommen- 
steuerkapital 16  Pf.,  Grundsteuerkapital  14,  Kapitalrenteusteuerkapital  17  Pf.  zur  Er- 
hebung ausgeschlagen.  Nach  Bekanntmachung  vom  6.  April  1900  belief  sich  die 
Summe  der  Normalsteuerkapitalien  der  Gewerbesteuer  auf  7.296.120,  der  Grundsteuer 
auf  23.638.872,  der  Kapitalrentensteuer  auf  2.863.682,  der  Einkommensteuer  auf 
40  218.025.  zusammen  auf  74.016.699  M.  mit  Steueransatz  fUr  diese  4  Steuerkapitalien 
von  1.167.379  —  3.309.442  —  486.826  —  6.434.884,  zusammen  11.398.531  M. 
(Reg.bl.  1900,  S.  288).  Durch  Gesetz  vom  27.  Juni  1900  (Reg.bl.  S.  925)  wurde  au 
Stelle  der  Finanzperiode  als  Winhschaftsperiode  im  Staatshaushalt  allgemein  das  Etats- 
jahr (Gesetz  vom  12.  März  1879)  gesetzt.  Die  Erhebung  der  Vermögenssteuer 
wurde  durch  Verordnung  vom  21.  Nov.  1900  vom  1.  April  1901  an  angeordnet. 

Nachträge  zur  Gesetzgebung  aus   1900. 

Zu  S.  343  ff.  Weinsteuer.  Ausdrückliche  Aufhebung  des  Weinsteuer- 
gesetzes vom  9.  Dec.  1876  nunmehr  durch  Gesetz  vom  21.  Juli  1900. 

Zu  S.  327.  Gewerbesteuer.  Der  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  ist 
durch  neues  Gesetz  vom  22.  Dec.  1900  geregelt  worden  (Beg.bl.  S.  1013),  unter  Auf- 
hebung älterer  Bestimmungen  (Art.  29 — 31  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1884).  Dazu 
Tarif  und  Ausfuhrungsverordnung  vom  22.  Dec.  1900.  Das  Gesetz  trat  am  1.  Jan. 
1901  in  Kraft.  Es  werden  unterschieden  Hausirgewerbe  kleinerer  Art  und  alle 
anderen,  jene  mit  Steuersätzen  von  2 — 8,  diese  von  20 — 80  M.  im  Jahre,  Detail- 
reisende mit  15—200  M.  (eventuell  Ermässigungen),  MusikauffUhrungen,  Schaustellungen. 
Theatervorstellungen  und  sonstige  Lustbarkeiten  ohne  höheres  Interesse  der  Kunst  und 
Wissenschaft  mit  Ciassensätzen  von  2 — 30  und  12 — 120  M.  Wanderlager  geringerer 
Art  und  andere. 

Zu  S.  348.  Hundesteuer.  Das  neue  Gesetz  vom  12.  Aug.  1899  hat  durch 
ein  Gesetz  vom  22.  Dec.  1900  eine  Abänderung  dahin  erfahren,  dass  far  je  1  Hund 
befreit  worden  sind:  „alle  diejenigen  Personen,  die  in  Folge  ihres  Beru&  oder  Ge- 
werbes einsam  wohnen  und  ein  Einkommen  von  weniger  als  2600  M.  versteuern'*. 

Zu  S.  351.  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer.  Die  in  Aussicht  ge- 
nommene formelle  Umgestaltung  des  ganzen  Gesetzes  (1884,  1899)  ist  erfolgt,  mit  den 
1899    angenommenen,    damals    zum   Theil    erhöhten   Steuersätzen,   im   Gesetz    vom 
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22.  Dec.  1900,  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  vom  30.  Aug.  1884  über  die  gen. 
Steuer  (Reg.bl.  1800,  S.  1035).  Danach  dann  eine  nene  Redaction  des  ganzen  jetzt 
geltenden  Textes  des  Gesetzes,  unter  Datum  vom  22.  Dec.  1900  (Reg.bl.  S.  1045  ti'.). 

Elsass- Lothringen. 

Zu   S.   420.      Erbschaftssteuer.      Das    Datum    des    neuen    Gesetzes    ist 

23.  Juni  1900. 

Zu  S.  384  ff.  Bereinigung  des  Katasters.  Gesetz  vom  13.  Juni  1900, 
betr.  Abänderung  des  §.  25,  Abs.  2  des  Gesetzes  vom  6.  April  1892  über  verändene 
Fassung  des  Abschnitts  II  des  Gesetzes  tlber  Bereinigung  des  Katasters  vom 
31.  März  1884. 

Zu  S.  399  ff*.,  §.  117.  Fortführung  der  Reform  der  directen  Steuern, 
speciell  Umbildung  der  alten  Personal-  und  Mobiliarsteuer  des  französischen 
Steuerrechts  in  eine  Kapitalrenten-  und  eine  Lohn-  und  Besoldungssteuer. 
Nachdem  auf  Grund  der  oben  im  Buch  dargestellten  neuen  Gesetze  die  geplanten  Er- 
mittlungen der  Erträge  aus  Kapital,  Lohn,  Besoldung  (S.  404)  stattgefunden  hatten, 
ist  durch  3  Gesetzentwürfe  vom  18.  Jan.  1901.  betr.  die  Kapitalsteuer,  die  Lohn-  und 
Besoldungssteuer  und  libcr  die  Verwendung  der  Erträge  dieser  beiden  Steuern,  sowie 
über  die  Erhebung  der  Bezirkszuschläge  die  Reform  in  der  angedeuteten  Richtung 
Seitens  der  Regierung  des  Reicbslands  weiter  in  die  Wege  geleitet  (s.  Papiere  des 
Laiidesausschusses,  XXVIIL  Session  1901,  Nr.  3,  4,  5).  Zur  Zeit  des  Abschlusses 
dieser  Nachträge  (April  1901)  ist  die  Sache  legislativ  noch  nicht  erledigt,  Nachrichten 
zufolge  steht  aber  die  Annahme  der  Entwürfe  in  Aussicht,  mit  einzelnen  Modificationen. 
Dadurch  wird  dann  die  Ersetzung  der  französischen  Personal-  und  Mobiliarsteuer 
durch  die  beiden  neuen  directen  Steuern  herbeigeführt,  was  in  jeder  Hinsicht  er- 
wünscht und  eine  wesentliche  Verbesserung  des  reichsländischen  directen  Steuer- 
systems ist,  wie  oben  a.  a.  0.  bereits  dargelegt  wurde.  Die  Gesetze  über  die  beiden 
Steuern  schliessen  sich  im  Allgemeinen  den  früheren  provisorischen  über  die  Ermitt- 
lung der  Erträge  u.  s.  w.  an,  worüber  oben  S.  405  das  Wichtigste  mitgetheilt  worden 
ist.  mit  einzelnen  Abänderungen  auf  Grund  der  bei  dieser  Ermittlung  gemachten  Er- 
fahrungen, auch  mit  Benutzung  der  verwendbaren  Bestimmungen  des  neuen  Gewerbe- 
steuergesetzes (S.  393  if.).  Ich  kann  die  Einzelheiten,  auch  die  Abweichungen  hier 
nicht  mehr  alle  darlegen  und  würde  dafür  auch  erst  der  formelle  Abschlüss  der  Ge- 
setze abzuwarten  sein.     Daher  sei  nur  Folgendes  noch  bemerkt 

Der  Gesetzentwurf  über  die  Kapitalsteuer  hat  die  Bestimmungen  des  Ermitt- 
lungsgesetzcs  im  Allgemeinen  beibehalten.  Bei  der  Ermittlung  haben  sich  keine  be- 
sonderen Schwierigkeiten,  auch  keine  besondere  Opposition  herausgestellt,  wie  von 
einigen  Seiten  befürchtet  war.  Die  subjective  und  objective  Steuerpflicht  ist  im  Ganzen 
wie  in  dem  gen.  Gesetz  bestimmt  worden,  man  hat  für  Wittwen,  gewisse  andere 
Frauen  und  einige  andere  Personen  facultativ  bei  Einkünften  bis  300  M.  im  Ganzen 
Steuerfreiheit  gewährt,  sonst  allgemein  bis  100  M.  Steuerbarer  Ertrag  ist  der  Jahres- 
ertrag der  Kapitalien  u.  s.  w.,  als  Steuersatz  ist  3  ^o  bestimmt  worden ,  als  Mitte'l- 
satz  zwischen  der  Geworbesteuer  (1.90)  und  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  (reduciner 
Satz  von  4  ^/q  s.  u.),  doch  soll  im  Landesausschuss  dieser  Satz  auf  3Vs  7o  erhöht 
werden.  Der  Steuersatz  kommt  in  Tarifstufen  zur  Anwendung,  wobei  der  volle  Satz 
erst  bei  über  4000  M.  eintritt,  vorher  daran  Nachlässe  stattfinden,  also  Degressivprincip 
(40  ^/o  des  Satzes  vom  Mittelbetrag  bei  100—400 ,  50  bei  400—800,  60  bei  800  bis 
1300,  70  bei  1300—2000,  80  bei  2—3000,  90  7o  bei  3—4000  M.  Rente).  Die 
Steuererklärung  ist  obligatorisch,  bezieht  sich  aber  nur  auf  Angabe  der  Tarifstufe. 
Unterlassung  der  Erklärung  ist  mit  Verlust  der  Rechtsmittel  gegen  die  Veranlagung 
bedroht.  Die  letztere  erfolgt  nach  Haushaltungen  und  für  3-jährige  Steuerperioden, 
durch  Kreiscommissionen  in  jedem  Veranlagungsbezirk  für  die  Gensiten  kleineren  Be- 
trags, bis  4000  M.  Rente,  durch  Bezirkscommissionen  für  jeden  Verwaltungsbezirk  für 
die  Gensiten  mit  höherem  Rentenbezug.  Die  Rechtsmittel  sind  für  den  Gensiten  und 
den  Vorsitzenden  der  Veranlagungscommission  der  Einspruch  bei  letzterer  Gommission, 
gegen  deren  Entscheidung  die  Berufung  an  die  Berufscommission.  Hinterziehongs- 
strafe  ist  das  4-  bis  10 -fache  der  hinterzogenen  Jahressteuer,  mindestens  100  M. 
Untersuchung  und  Entscheidung  bei  Straffällen  durch  das  Gericht,  sofern  der  Be- 
schuldigte Strafe  und  Kosten  nicht  freiwillig  zahlt    Verwandlung  nicht  beitreibbarer 
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Geldstrafen  in  Haftstrafen  nach  den  Bestimmungen  fttr  Uebertretiingen  im  Strafgesetz- 
buch. Geheimhaltungspflicht  der  Beamten  und  GommissionsmitgUeder  unter  Straf- 
androhung. Beibehaltung  der  alten  franzosischen  Einrichtung  des  Ausfallfonds 
^oben  S.  380),  5  ^/o  des  Steueransatzes  zu  Gunsten  der  Landescasse.  Bezirkszuschläge 
nach  der  Vorschrift  des  neuen  Yerwendungsgesetzes,  Gemeindezuschlige  nach  den 
Bestimmungen  für  die  übrigen  directen  Steuern  (oben  S.  434).  Ausdrücklich  wird  in 
der  Begründung  wieder  bemerkt,  dass  mit  der  Einführung  der  Kapitalsteuer  keine 
Vermehrung  der  Landes -(Staats-)einnahme,  sondern  mit  der  Lohn-  und  Besoldungs- 
steuer nur  die  Gewinnung  von  Mitteln  geplant  sei,  um  die  Landwirthschaft  nach 
Maassgabe  des  Verweudungsgesetzes  (s.  u.)  zu  entlasten  und  die  der  gegenwärtigen 
Gesetzgebung  anhaftenden  Härten  und  Dngleichmässigkeiten  nach  Möglichkeit  zu 
beseitigen.  In  Aussicht  genommen  als  Termin  der  Erhebung  der  neuen  Steuer  ist 
der  1.  April  1903.  Als  Ertrag  der  Steuer  auf  Grund  der  Ermittlungen  ist  Lol  1.880 
Mark  bei  58.62  Mill.  Mark  Kapitalertrag  und  35.911  Censiten  geschätzt  (Statistik  in 
den  Anlagen  der  Begründung). 

Der  Gesetzentwurf  für  die  Lohn-  und  Besoldungssteuer  schliesst  sich 
ebenfalls  dem  früheren  Ermittlungsgesetz  und  den  anwendbaren  Bestimmungen  des 
Gewerbesteuer-  und  des  neuen  Kapitalsteuergesetzes  an.  Die  Veranlagung  erfolgt  auch 
hier  nach  Haushaltungen,  aber  nur  für  l-jS^rige  Steuerperioden.  Frei  im  Allgemeinen 
Gesammteinkommen  bis  500  M.,  Zulassung  von  Ermässigungen  bei  verminderter 
Leistungsfähigkeit  bis  3000  M.  Gesammteinkommen.  Steuersatz  1.90  %,  mit  Dcgression 
nach  Tarif,  voller  Satz  erst  bei  über  20.000  M.  Einkommen,  10  7o  ^^  Satzes,  also 
nur  0.19  "/q  des  Einkommens  bei  Mittelbetrag  des  steuerbaren  Arbeitsertrags  von  500 
bis  700  M.,  15%  des  Satzes  bei  700—1000,  20  bei  1—2000,  25  bei  2—3000, 
30  bei  3000—3500,  35  bei  3500—4000,  40  bei  4—5000,  45  bei  5—6000,  50  bei 
6-  7000,  55  bei  7—8000,  60  bei  8—10.000,  70  bei  10—12.000,  80  bei  12—15.000. 
90  ^/o  bei  15 — 20.000  M.  Das  ergiebt  doch  sehr  massige  Steuersätze.  Die  subjectire 
Steuerpflicbt  betrifft'  wesentlich  Beamte,  öffentliche  und  private,  Lohnarbeiter  und 
liberale  BerufsangehOrige  u.  dgl,  letztere  aber  mit  Ausnahme  gewisser  Kategorieeu, 
wie  Aorzte,  Apotheker,  Notare,  Hechtsanwälte  u.  A.  m.  (oben  S.  393),  die  der  fran- 
zösischen Patentsteuer  und  auch  der  reformirten  reichsländischen  Gewerbesteuer  unter- 
lietren.  was  nicht  geändert  ist.  Steuererklärung  ist  obligatorisch  für  Censiten  bis 
2000  M.  Einkommen,  aber  ebenfalls  nur  betreffs  der  Zugehörigkeit  zu  der  und  der 
Tarifstufc,*  wobei  die  für  ein  Steuerjahr  abgegebene  Erklärung  auch  für  die  folgenden 
Steuerjahre  gilt  und  eine  neue  erst  gefordert  wird,  wenn  Aenderungen  im  Einkommen 
auch  eine  Aenderung  der  Tarifstufe  bedingen.  Nichtabgabe  der  Erklärung  bewirkt 
auch  hier  den  Verlust  der  Bechtsmittel.  Für  die  Censiten  bis  2000  M.  Einkommen, 
also  wesentlich  Arbeiter  im  engeren  Sinne,  erfolgt  die  Veranlagung  auf  Grund  von 
der  Gemeindebehörde  aufzustellender  Personallisten  unter  Anwendung  von  tu  er- 
mittelnden Durchschnittssätzen.  Bei  ölfentlichen  Beamten  dienen  statt  der  Steuer- 
erklärung die  behördlichen  Nachweisungen  als  Grundlage,  nur  für  Nebenbezüge  aus 
nicht-öäentlichen  Casscn  besteht  eventuell  auch  hier  die  Pflicht  der  Steuererklärung. 
Verfahren  der  Veranlagung,  Eechtsmittel,  Strafen  ähnlich  wie  im  früheren  Ermittiungs- 
und  im  Kapitalrenten-  und  Gewerbesteuergesetz.  Zuschläge  von  5  Vo  ^^  Steuer- 
ansatzes zum  Ausfallfonds  auch  hier.  Bezirks-  und  Gemeindezuschläge  wie  bei  der 
Kapitalrentcnsteuer.  Gemeinden  mit  Octroi  sind  wie  bisher  (oben  S.  435)  berechtigt, 
die  für  die  Landescasse  und  den  Bezirk  veranlag^ten  Steuerbeträge  der  untersten 
Stufen  auf  das  Octroi  zu  übernehmen.  Ausnahmsweise  soll  aber  in  besonderen  Fällen 
den  Gemeinden  vom  Ministerium  gestattet  werden  können,  an  Stelle  der  Lohn-  und 
Besoldungssteuer  als  Grundlage  für  die  Erhebung  von  Zuschlägen  die  zu  diesem  Zweck 
von  der  Gemeindebehörde  weiter  zu  veranlagende  Mobiliarsteuer  zu  verwenden.  Auch 
dies  Gesetz  soll  zuerst  für  1903,  wie  das  über  Kapitalsteuer,  angewendet  werden,  aber 
beide  nur  gleichzeitig  mit  dem  dritten,  dem  Verwendungsgesetz.  Die  Veranlaguni^ 
nach  dem  Ermittlungsgesctz  hat  164.521  Censiten  (mit  über  500  M.  Einkommen), 
199.33  Mill.  Mark  Einkommen  und  910.093  M.  Steuerertrag  ergeben. 

Nach  dem  Gesetzentwurf  über  die  Verwendung  der  Erträge  der  beiden  vor- 
genannten neuen  directen  Staatssteuem  soll  die  Personal-  und  Mobiliarsteuer 
als  Staatssteuer  aufgehoben  werden.  Der  Steuersatz  der  Grundsteuer,  der  nach 
Gesetz  vom  6.  April  1892  (s.  o.  S.  386)  für  die  neu  festgestellten  Reinerträge  anzu- 
wenden ist,  soll  später  durch  besonderes  Gesetz  bestimmt  werden,  doch  so,  dass  „der 
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Betrag,  um  welchen  bei  Annahme  eines  Satzes  von  4  %  der  Reinerträge  das  bisherif^e 
Principale  der  Grundsteuer  nicht  erreicht  wird,  ausser  Hebung  blcibr':  also  eine  Be- 
grenzung der  neuen  Grundsteuer  auf  4  ^q.  Der  Geb&udesteuersatz  nach  dem  Gesetz 
vom  14.  Juli  1895  ist  von  4Ve  ^/o  ^^^  Notzungsweiths  auf  4  ^/o  zu  ermässigen.  Die 
nach  Gesetz  vom  8.  Juni  1896  (oben  S.  394)  zu  erhebende  Gewerbesteuer  kommt  für 
Betriebe,  deren  Ertragsfähigkeit  mit  Bezügen  aus  anderen  Erwerbsquellen  zusammen 
500  M.  jährlich  nicht  übersteigt,  in  Wegfall:  also  auch  hier  steuerfreies  ««Existenz* 
minimum''  von  500  M.  Die  Bezirks  zuschlage  (oben  S.  438)  sollen  jetzt  zu  einem 
für  alle  directen  Steuern«  einschliesslich  der  Bergwerksabgabe,  gleichen  Satze  er- 
hoben werden.  S.  dazu  die  eingehende  Begründung.  Der  finanzielle  Effect  wird  ver- 
anschlagt für  die  Landescasse:  Ertrag  der  Kapitalsteuer  rund  1.6  Mill.«  der  Lohn-  und 
Besoldungsstener  1  Mill.  Mark,  zusammen  2.6  Mill.  Mark«  Ausfall  an  Personal-  und 
Mobiliarsteuer  2.067.000,  an  Gebäudesteuer  390.0(X)«  muthmaasslich  aus  der  Ermässigung 
der  Grundsteuer  620.000«  zusammen  3.077.000  M..  also  477.000  M.  ungedeckt  bleibend« 
welchen  Betrag  man  aber  durch  die  Entwicklung  der  neuen  Steuern  als  ersetzt 
werdend  ansieht. 

Die  beiden  neuen  Steuern  sind  so  eingerichtet«  dass  von  ihnen  aus  der  Ueber- 
gang  zur  allgemeinen  Einkommensteuer  nicht  so  schwer  sein  möchte.  Das  ganze 
directe  Steuersystem  bleibt  einstweilen  noch  ein  Ertrags  Steuersystem,  aber  mit 
wesentlicher  Verbesserung  gegen  das  alte  französische. 

Mecklenburg. 

(2.  Halbband,  §.  128—144«  S.  419—476.') 

Zu  S.  460.  Schwerin.  Auch  hier  sind  noch  vor  dem  Eintritt  des  D.  B.  G. 
einige  Steuern  neu  geregelt  worden.  Durch  Verordnung  vom  22.  Dec.  1899  ist  an 
Stelle  der  alten  Vorschriften  eine  neue  Stempelsteuerordnung  mit  Tarif  getreten. 
Ebenfalls  durch  Verordnung  vom  22.  Dec.  1899  ist  an  Stelle  der  revidirten  GoUateral- 
erbschaftsordnung  vom  11.  Sept.  1858  eine  neue  Ordnung  der  Erhebung  der  Erb- 
schaftssteuer erfolgt.  Frei  sind  Ehegatten  und  directe  Linie  geblieben,  sonst 
u.  A.  frei  Anfälle  an  Personen  des  Hausstands  bis  1000  M.,  allgemein  bis  zum 
Werth  von  150  M.,  ferner  Nutzungen,  Renten  u.  dgl.  bis  75  M.  jährlich,  Erbschaften« 
deren  Reinbetrag«  nach  Bestand  des  stanzen  Nachlasses,  1000  M.  nicht  tlbersteigt, 
wobei  für  Tagelöhner,  ihnen  gleichstellende  Arbeiter  und  verschiedene  andere  Kate- 
gorieen  zunächst  die  gesetzliche  Vermuthung  eintritt,  dass  der  Nachlass  unter  1000  M. 
werth  sei.  Die  Steuer  ist  Bereicherungsstener.  Tarifstufen  1  7o  ^^^  Geschwister 
des  Erblassers,  auch  für  angenommene  Kinder,  2  ^/^  für  Kinder  von  Geschwistern, 
auch  eigene  Stiefkinder.  3  %  von  Enkeln  von  Geschwistern  und  verschiedene  andere« 
4  "/o  von  Schwieger-,  Stiefeltern,  Stiefenkeln«  6%  von  verschiedenen  anderen  Ver- 
wandten bis  6.  Grad,  8%  fUr  alle  anderen.  —  Neue  Gerichtskostenordnung 
vom  18.  Dec.  1899.    Fideicommisssteuer  nach  Verordaung  vom  22.  Dec.  1899« 

1  ^Iq  vom  Werth   der  Gegenstände ,  ratenweise  jährlich  6  ®/o  davon  zu  zahlen ,  wovon 

2  7o  als  Tilgung. 

Zu  §.  135  ff.,  S.  461  fi.  Die  directen  Steuern  sind  in  Schwerin  durch  das 
Contributionsedict  vom  5.  Jan.  1900  für  Johannis  1900/01  bestimmt:  ordentliche 
Contribution,  ordentliche  Domänenhufenstener  auf  77  M.  von  der  Hufe«  ebenso  Ritter- 
schaftshufensteuer« dazu  9  M.  für  ««Necessarien^'«  zusammen  86  M.  (mit  Ausnahmen); 
ferner  erbvergleichsmässige  landstädtische  Steuer  von  Häusern  und  Ländereien, 
endlich  die  allgemeine  Contribution  nach  Edict  vom  11.  Mai  1897  mit  ^%o«  also  dem 
alten  Satze  des  edictmässigen  Betrags.  — 

In  Strelitz  bestimmt  das  Contributionsedict  vom  19.  Oct.  1900  die  Hufensteuer 
von  den  ritterschaftlichen  und  den  städtischen  Kämmerei-  und  OekonomiejrUtern  und 
Dörfern  für  die  Zeit  Johannis  1901/02  auf  3IV2  M.  (9  Thlr.  N.  «/,)  zum  Landkasten 
nach  Verordnung  über  das  rcctificirte  Hnfenkataster.  gemäss  Vergleich  von  1762,  §.  4 
in  der  hier  bestimmten  und  verglichenen  Hufenzahl.  In  den  ritterschaftlichen  und 
städtischen  Gütern  hat  ein  Baumann  38«  ein  Halbpflüger  19,  ein  Kossat  9Vo  M.  zu 
zahlen.  Dazu  die  erbvergleichsmässige 'Steuer  von  Häusern  und  Ländereien  in  den 
Landstädten  nach  Verordnung  vom  15.  Oct.  1870  und  28.  Jan.  1888,  dann  die  all- 
gemeinen Landessteuern   nach  dem  Modus  des  Contributionsedicts  vom  2.  Juni  1898 


